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Geleitwort 


Auch der letzte deutsche Volksgenosse hat heute erkannt, 
das die Machtübernahme durch den Führer und seine Bewegung kein 
Regierungsweohsel normaler Art war, daß vielmehr mit dem Beginn der 
nationalsozialistischen Machtergreifung eine neue geistige Haltung 
in Deutschland führend wurde, die alsbald Herzen und Willen des 
Volkes, Wesen und Organisationsform des Staates, Sinngebung und 
Arbeit der Wirtsohaft zu bestimmen und umzugestalten begann. Viel 
WLeidt auf diesem Wege noch zu leisten, Entscoheidendes und Rich- 
tungweisendes hat der Führer mit seiner Bewegung sohon geschaffen. 
Eine zusammenfassende Darstellung alles des Neuen in Weltanschau- 
ung, Volk, Staat und Wirtschaft, wie sie das hier vorliegende Werk 
dringt, wird, da sie von Männern geschrieben ist, die mit dem 
Berzen und mit dem Verstand das neue Werden durchdacht und nit ge- 
staltet haben, allen Partei- und Volksgenossen einen genaueren 
Einblick in die Aufbauarbeit des Führers bieten. Darum begrüße 4ch 
dae Erscheinen dee vorliegenden Werks und wünsche ihm vollen 
Erfolg. 
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Geletitn»ort. 


Das von den Herren Staatssekretüären Dr. LANNERS und 


PFUNDTNER in Verlag Spaeth & Linde-Berlin herausgegebene 
Sanrnelverk „Grundlagen, 4ufbau und Nirtschaft des national- 
sosialistischen Staates”ist, »ie. air berichtet wird, dazu 
des t inat, vet testen Kreisen der Yolksgenossen das nat tonal 
got alt et isohe Gedankengut uber die Grundlagen des Dritten 
Reiche zu vernitteln- Joh halte das erk zur Erreichung 
seines Zueckes schon deshalb fur hervorragend geeignet, weil 
es eine große Anzahl führender Männer in Partei und Staat 
zu seinen Mitarbeitern zahlt, und wunsche ihn daher einen 
vollen Erfolg. 

Berlin, den 15 Januar 1936. 

Der Reichs- und Preußische 


Minister des Jnnern. 
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Grundlagen, Aufbau und Wirtfchaftsordönung 
des nationalſozialiſtiſchen Staates 


Studienanweiſung 


Die Aufgabe dieſes Werkes befteht darin, dem Leſer Sinn und Wefen des national 
&zialiftifhen Staates nahezubringen und ihn damit zu befähigen, die national- 
ſozialiſtiſche Aufbauarbeit zu verftehen und an der Stelle, auf die er geftellt iſt, an iht mitzu- 
arbeiten. 

Das Weck will nicht nut 9 eleſen, ſondern Seite für Seite, Rapitel für Aapitel Ducd- 
gearbeitet werden, ſo daß fein Inhalt ganz in den inneren Beſitz deſſen übergeht, der ſich 
dieſem Studium unterzieht. 


Das Weck wird mit Lotbedacht kapitelweiſe geliefert. Die einzelnen Lieferungen find dem 
Inhalt und Umfang nach Jo bemeſſen, daf zwiſchen ihnen immer genügend Zeit zum Duckh- 
acbeiten bleibt. 1 | | 

hierbei wird ſich zwar jeder feine eigene, ihm gemäße Arbeitsmethode ausbilden. Doch 
etſcheint es nützlich, einige geundſätßtliche Ratſchläge zu erteilen. 


Lefen Sie zunächſt jeden einzelnen Beittag aufmerkſam in einem Zuge durch, damit Sie 
einen Geſamtüberblick bekommen. Unterſtreichen Sie ſich dabei die wichtigſten leitenden 
Gefichtspunkte. | | 


Danach beginnen Sie von vorn, nehmen nun Sah für Satz einzeln durch und gehen nicht 
eher weiter, ehe Ihnen nicht jedes Wort, jeder Begriff vollkommen klargeworden iſt. 
Machen Sie ſich dabei einen ſchriftlichen Auszug, indem Sie den aufgenommenen Stoff 
in Fragen faſſen. 

An Aand dieſer Fragen, die Sie ſchriftlich ohne Zuhilfenahme des Textes beantworten 
ſollten, prüfen Sie ſich dann nach einigen Tagen ſelbſt, inwieweit der Inhalt eines jeden 
ßapitels in Ihten geiftigen Beſitz übergegangen iſt. 


Noch fruchtbarer. wird dieſes kleine „Examen“, wenn Sie ſich mit Freunden oder Rame- 
taden zu gemeinfamer Arbeit zuſammenfinden. Derſuchen Sie das Erlernte auf Ihnen 
bekannt gewordene fälle des praktiſchen Lebens anzuwenden, indem Sie die Maß- 
nahme zu finden ſuchen, die wahrſcheinlich von der zuſtändigen Stelle erfolgen wird. 


Dieſe Arbeitsmethode wird Ihnen das Studium des Werkes weit über den fühlbaren 
praktiſchen Nuten hinaus immer mehr zum Genuſt werden laſſen. Und gleichgültig, ob Sie 
ſchon älter oder noch jünger find — gleichgültig, welche Dorbildung Sie genoffen haben: die 
Schwierigkeiten, die Sie anfangs vielleicht empfinden mögen — und die Sie deshalb nicht zu 
ſchtecken brauchen —, werden von Woche zu Woche kleiner werden. 


Auch wenn Sie das Werk „Grundlagen, Aufbau und Wirtſchaftsordnung des nationalſozia- 
liſtiſchen Staates” ſpäter als a ch ſ ch Ua geweck benuben wollen, werden Sie dies nut 
mit vollem Nutzen können, wenn Sie fich auf das genauefte darin auskennen. Denn nur dann 
finden Sie ſofort diejenigen Stellen, die Ihnen die im Augenblick benötigte Auskunft geben. 
Und dieſe Auskunft wieder wird nur dann mehr als Buchſtabe fein, wenn das Nachlefen 
gleichſam nut eine Gedächtnisaufftiſchung darftellt. 


enn Sie mit dieſet letzten Gründlichkeit an das Studium des Werkes herangehen, wird es 
diejenige Bedeutung für Sie gewinnen, von der wir eingangs ſprachen: es wird Ihren Ge- 
ſichtskreis erweitern und Sie fördern in der Erkenntnis der 38. 
ſammenhänge, imptaktiſchen Leben wird es Sie vor Fehlern be- 
wahren, Ihnen die Erfüllung Ihrer Berufspflidhten erleich- 
teen und damit zugleich aber auch Jhrem perſönlichen Dorwärts- 
kommen dienen. | 
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Das Einordnen der Lieferungen 


An jeden Bezieher des Werkes werden mit den erften Lieferungen drei gut ausge- 
ſtattete Sammelordner ohne beſondere Berechnung geliefert. 

Mit einem Griff kann jedes Rapitel in den Ordner eingelegt und zum Gebrauch her- 
ausgenommen werden. 

Der Platz, an den das einzelne fapitel innechalb des Geſamtwerkes gehört, iſt 
mit der durch das ganze erk gehenden fortlaufenden Numeriecung eindeutig ge- 
hennzeichnet. 

Die einzelnen Blätter jedes Beitrages find durch ein neuartiges Alebeverfahren mit- 
einander vereinigt, jo dafl jedes Kapitel eine in ſich geſchloſſene fefte Einheit dacftellt. 


Wenn Sie einem Abjchnitt einzelne oder mehrere Blätter entnehmen wollen, jo 
iſt das ohne weiteres möglich, indem Sie das einzelne Blatt mit einem leichten Ruck 
aus dem Zuſammenhalt löſen. Einmal einzeln entnommene Blätter laſſen fich freilich 
nicht wieder in den ursprünglichen feſten Zufammenhang bringen. Doch iſt dies auch 
nicht nötig, da ſolche einzelnen Blätter oon den Ordnerſtiften der Mappen an ihrem 
zugehörigen Platz feſtgehalten werden. 


Grundlagen, 


Aufbau und Wirtfchaftsorönung 
des nationalſozialiſtiſchen Staates 


Band I, Beitrag! 
Rofenberg, 


Reichs leitet der NSDAP., Berlin: 


Nationaljozialismus, 
Religion und Aultur 


Band I, Beitrag 2 


Dr. Dietrich, 
Reichs pteſſechef det NSDAP., 


Berlin: ; 
Der Nationaljozialismus 


als Weltanfchauung und 


Staatsgedanke 


Band I, Beitrag 3 


Darre, 


Reicdhsleiter der NSDAD., 
Reichsminifter und Reichs- 
bauernführer: 


Blut und Boden 


Lieferung I 


Der für die geſamte weltanfchauliche Schulung der Partei 


verantwortliche Reichsleiter nimmt in feinem Beitrag Stel- 
lung zu dem Derhältnis des Nationalfozialismus zu Religion 


und Rultuc. Ex beftimmt das Derhältnis der Ricche zum la- 


tionalfozialismus: „Die NSDAP. achtet jede religiöſe An- 
Ichauung; fie lehnt es ab, machtpolitiſches Inſttument einer 
einzelnen teligiöſen Gruppe zu fein, und überläft die reli- 
giöje Entſcheidung dem Gewiffen des einzelnen”. Die Not- 
wendigkeit, freie aturforſchung und arteigene Geiftesdar- 
ftellung zum Durchbtuch zu beingen, die Notwendigkeit einer 
neuen Befchichtsbeteachtung und die Willenhaftigkeit ger- 
maniſcher Dynamik werden herausgeftellt. 


Der Reichspreffechef der NSDAP. gibt eine kurze Darftellung 
des Nationalfozialismus als Weltanfchauung und Staats- 
ae Die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung hat ihren 

rſprung nicht im firn, ſondern im fjerzen. Idee und Welt- 
anſchauung bedingen die form des neuen Deutſchland. 
führerpeinzip, Politifiecung des Dolkes, innere Derbindung 


‚von Volk, Staat und Dolksführung find Grundforderungen 


des nationalſozialiſtiſchen Denkens. Die Durchſetzung der 
natiorrolfogialiffiichen een wird von der Partei als dem 
Garanten der Führer-Nieracchie der Zukunft gewährleiftet. 


Der Leiter der deutſchen Erzeugungsfchlacht, der mit der 


Aerausnahme des geſamten landwictfchaftlichen Sektors der 
deulſchen Wirtſchaft aus der Honkurtenzwirtſchaft eine neue 
Ära deutſcher Landwictfchaftsgefchichte eingeleitet hat, ftellt 
die aus nationalſozialiſtiſchem Bechtsdenken erwachjene 
neue Decknüpfung von Blut und Boden in den Zuſammen— 
hang det geſchichtlichen Entwicklung germaniſchen Boden- 
rechts. Et ſtellt das neue Bodenrecht des Nationaljozia- 
lismus in ſeinen Grundzügen dat. 
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Einführung 


Der Nationalſozialis mus nimmt Sinn und Rechtfertigung aus dem 
völkiſchen Bewußtſein der deutſchen Nation. Er iſt die Weltanſchauung 
des deutſchen Volkes ſchlechthin. Der Führer iſt der Voll⸗ 
ſtrecker des Volks willens und vom Vertrauen des Volkes 
getragen. Dieſe Einheit von Volk, Staat und Führung allein 
ermöglicht die Zuſammenfaſſung aller Kräfte zur Sicherung der raffifchen, 
kulturellen, geſundheitlichen und ſeeliſchen Subſtanz des deutſchen Volkes, wie 
ſie der nationalſozialiſtiſche Staat bereits durch eine Reihe wichtiger 
Grundgeſetze praktiſch verwirklicht hat. Sie ſtellt aber auch 
erhöhte Anforderungen an das Volk ſelbſt, an feine Difziplin und Zucht 
innerhalb der weiteren und engeren Gemeinſchaften, durch die der National- 
ſozialismus aus der Maſſe erſt ein Volk geformt hat. Die Entwicklung des 
nationalſozialiſtiſchen Staates aus dem Volksbegriff heraus ſtellt den 
einzelnen vor die Aufgabe, ſich als Teil des Staatsvolkes ſtets für das 
Geſamtgeſchehen der völkiſchen Gemeinſchaft verantwortlich zu fühlen, das 
Schickſal und den Weg des eigenen Volkes geſtaltend mitzuerleben, ſt ä n dig 
aktiver Kämpfer für die Idee des deutſchen Volkes und damit für die 
nationalſozialiſtiſche Volks und Staatsidee zu fein. 


Die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei und 
ihre Organiſationen haben dies klar erkannt und deshalb ihre Arbeit 
darauf eingeſtellt, jedem einzelnen Volksgenoſſen die politiſche Wiſſens⸗ 
grundlage zu verſchaffen. Darüber hinaus haben fie in klarer Erkenntnis 
der biologiſchen Einheit des Volksorganismus beſonderen Wert auf die 
Schulung des Körpers, des Willens und des Charakters 
gelegt. Die Schulung des Körpers und des Willens verwirklicht ſich vorzugs⸗ 
weiſe in der Arbeit der nationalſozialiſtiſchen Organiſationen, in den Reichs ⸗ 
wettkämpfen der SA und SS und nicht zuletzt in der täglichen plan- 
vollen Kleinarbeit, die die ehrenamtliche Mitwirkung am Aufbau des 
neuen Staates in der Partei, ihren Gliederungen und den angeſchloſſenen Ver · 
bänden, insbeſondere z. B. in der Deutſchen Arbeitsfront und der NS- Volks⸗ 
wohlfahrt, mit ſich bringt. 
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8 Einführung 


Neben diefer Schulung durch die NSDAP und ihre Gliederungen ergibt ſich 
aber auch für den einzelnen Volksgenoſſen die Pflicht zur ſtän digen 
Weiterbildung und Arbeit an ſich ſelbſt; denn die 
zweckmäßige und verſtändnisvolle Arbeit in den Gliederungen der Bewegung 
wird heute bei den beteiligten Volksgenoſſen noch manchmal gehemmt durch 
mangelndes Verſtändnis der Zuſammenhänge, die zwiſchen 
dem Nationalſozialismus als dem Gewiſſen und dem Träger der lebendigen 
Kraft des Volkes, dem Staate als ſeiner ſtatiſchen Organiſation und der Wirt⸗ 
ſchaft als dem Inſtrument beſtehen, das dem Staat und damit dem Volk die 
nötigen materiellen Bedürfniſſe zur Verfügung zu ſtellen hat. Der einzelne kennt 
leider oft das Orcheſter und die Rolle nicht ausreichend, in dem und 
in der mitzuſpielen er berufen iſt. Das führt leicht zu Mißverſtändniſſen, die ſich 
zum Nachteil des Ganzen auswirken und den Aufbau des nationalſozialiſtiſchen 
Staates hemmen können. 


Dieſe Erkenntnis hat die Herausgeber dazu geführt, in dem vorliegenden Werk 
den Verſuch zu machen, die Grundlagen, den Aufbau und die 
Wirtſchaftsordnung des nationalſozialiſtiſchen Staates 
in einer für jeden Volksgenoſſen verſtändlichen Weiſe 
durch berufene Sachkenner aus Bewegung, Staat und Wirtſchaſt darſtellen zu 
laſſen. Es ſoll dabei gezeigt werden, wie der nationalſozialiſtiſche Staat heute in 
allen ſeinen Teilen ſein beſtimmendes Geſicht dadurch erhält, daß er nicht mehr 
Vertreter irgendwelcher dynaſtiſcher Intereſſen oder Parteiungen, ſondern die 
Rechtsform des organiſierten Volkes iſt. Es ſoll insbeſondere 
verſucht werden, die weltanſchaulichen Grundlagen des Dritten 
Reichs durch die Männer zur Darſtellung zu bringen, die ſie in den 
Kampfzeiten der Bewegung ſelbſt entwickelt und geformt 
haben. Auf der Darſtellung dieſer Weltanſchauung wird dann die Darſtellung 
der Bewegung und des Staates in ihren verſchiedenen Erſcheinungsformen auf⸗ 
gebaut. Die dynamiſche Schaffenskraft des Deutſchen ſieht nur zu oft in dem 
notwendig Statiſchen des ſtaatlichen Aufbaus ein unerwünſchtes Hemmnis und 
eine Feſſel der inneren Tatkraft und äußeren Bewegtheit des völkiſchen Lebens. 
Nähere Kenntniſſe über die tatſächlichen Formen der Staatsſührung, über die 
Sonderaufgaben, die die Stellen der Partei und des Staates im Volk haben, 
über den Inhalt von Recht und Geſetzgebung des neuen Staates, vermittelt von 
den vom Führer zur verantwortlichen Mitwirkung berufenen Perſönlichkeiten, 
werden dem einzelnen im Berufsleben nützen und die Einheit des Staates und 
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zuholen, was er ſelbſt für feinen Vetrieb im Augenblick an Material 
braucht, um die Vorſchriften gerade ſeiner Induſtriegruppe oder Innung zu 
kennen und zu beachten. Wenn er den Sinn der neuen Wirtſchaftsformen ver- 
ſtehen will, muß er den Geſamtaufbau und die Geſamtfunktion 
der Wirtſchaft im nationalſozialiſtiſchen Staat kennen- 
lernen und wird dann feſtſtellen, daß alle die Vorſchriften, die ihn im Augenblick 
vielleicht zu beengen ſcheinen, letzten Endes nur ſeinem Volk und damit zum 
Schluß wieder ihm ſelbſt dienen. 

And auch der Angeſtellte und Arbeiter, der als Teil der Gefolgſchaft 
eines öffentlichen oder privaten Betriebs am Aufbau des neuen 
Deutſchland mitarbeitet, wird das Bedürfnis nach einer klaren 
Aberſicht über das, was in Deutſchland in den letzten Jahren geſchehen iſt, i n 
ſte igendem Maße empfinden. In der Fülle der Tagesereigniſſe, zwiſchen 
den Veröffentlichungen über Reden führender Perſönlichkeiten, über kommende 
oder erſchienene Geſetze, über Aufbau von neuen Organiſationen verſchwindet 
dem Nur⸗Zeitungsleſer allzu leicht der Überblid über das, was 
inz wiſchen geworden iſt. Die Darſtellung durch berufene Sachkenner 
wird ihm zeigen, daß alles, was in Deutſchland geſchehen iſt, ideen mäßig 
auf beftimmte leitende Grundſätze zurückgeht, die im 
Parteiprogramm ihren klaſſiſchen Ausdruck gefunden 
haben, in den Reden des Führers und feiner engſten Mitarbeiter 
in Staat und Partei immer wieder herausgearbeitet werden und 
infolge dieſer Schulungsarbeit im Volke immer mehr zu bewußter und 
langſam auch ſchon zu un bewußter Anwendung gelangen. Auch 
die Technik dieſer Maßnahmen ſelbſt wird jeder für einen Teilbereich 
Verantwortliche, und das iſt jeder Arbeiter und jeder An⸗ 
geſtellte, gern in ſich aufnehmen. Er wird ſich auch fragen, wieweit ſei n 
eigenes perſönliches Leben von der Geburt bis zum Tode durch 
den Geiſt des neuen Deutſchland beſtimmt wird, wie namentlich die 
Familien-, Raffe- und Blutſchutzgeſetzgebung in fein und feiner Familie perfön- 
liches Leben eingreift, nicht um ihm perſönlich die Freiheit zu beſchränken, ſon⸗ 
dern umihm zu helfen, durch das eigene Leben und das Leben der Familie 
die Volksgemeinſchaft geſtalten zu helfen. | 
Nicht zuletzt hoffen die Herausgeber, daß auch der Berufsfoldat die 
Gelegenheit benutzen wird, durch ihr Werk mehr von dem zu erfahren, was außer⸗ 
halb des Heeres, der Kriegsmarine und der Luftfahrt in den verfloſſenen drei 
Jahren im deutſchen Staats- und Wirtſchaftsleben vor ſich gegangen iſt. Der 
Beruf des Soldaten bedingt den vollen Einſatz der Perſönlich ⸗ 
keit im Heere. Er verbietet ſeiner Natur nach ſogar die eigentliche 
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politiſche Betätigung in der Partei, ihren Gliederungen und an⸗ 
geſchloſſenen Verbänden. Aber die jungen Männer, die auf Grund der allge⸗ 
meinen Wehrpflicht dem Heere zur Erziehung im Wafſfenhandwerk übergeben 
werden, kommen aus der Breite des Volkes und damit aus den 
Organiſationen des Nationalſozialismus. Wer ſie führen 
will, muß nicht nur die heute im Heere ſelbſtverſtändliche 
nationalfozialiſtiſche Grundhaltung mit ihnen teilen, ſondern 
auch in den Einzelheiten der Erziehungsgrundſätze des Nationalfozialis- 
mus beſſer als fie Beſcheid wiſſen, um feiner Verantwortung gerecht werden zu 
können. 

So hoffen die Herausgeber, mit dem vorliegenden Werk eine Aufgabe zu erfüllen, 
die im deutſchen Schrifttum bisher nicht gelöſt war. Die 
beſondere Erſcheinungsform erlaubt es, Aberholtes auszumerzen, Irrtümer 
zu berichtigen und das Werk ſtets auf dem neueſten Stand zu 
halten, ſo daß es nicht veraltet, ſie erlaubt auch eine allmähliche Anſchaffung, 
fo daß eine fühlbare finanzielle Belaſtung nicht ein 
tritt, und, was wichtiger iſt, eine innere Aneignung des behandelten 
Stoffes möglich iſt, wenn das Werk entſprechend feinem Erſcheinen tat ⸗ 
ſächlich durchgearbeitet wird. Denn das mag zum Schluß noch 
beſonders betont ſein: Die Herausgeber wollen kein Bilderbuch des 
Nationalſozialismus ſchaffen, durch das man in einer müßigen Stunde gelegent- 
lich einmal einen Spaziergang machen kann, und das dann als Prachtwerk un⸗ 
geleſen im Bücherſchrank verſtaubt, ſondern ein Handbuch, dem man 
hoffentlich bald überall dort, woes gefunden wird, den 
tatſächlichen Gebrauch anmerkt! Jeder Deutſche, der ſich die Mühe 
einer regelmäßigen kurzen geiſtigen Arbeit nimmt, wird aus dem Werk 
Kenntniſſe und Wiſſen, aber auch Stärkung des Kampf- 
willens und des politiſchen Selbſtbehauptungswillens 
ſchöpfen können. Daß ihr Buch auf dieſe Weiſe der Arbeit des 
Führers am nationalſozialiſtiſchen Dritten Reich dienen 
möge, iſt der Wunſch und die Abſicht der Herausgeber! 


Berlin, im Auguſt 1936 


Dr. fj.-fj. Cammets ij ans Pfundtner 


Staatsſektetät und Chef der Reichskanzlei Staats ſektetät im Reichs- und Preufifchen 
Miniſterium des Innern 
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Bei der Lektüre der einzelnen Beiträge iſt folgendes zu beachten: 

Der Nationalſozialismus iſt heute die ſelbſtverſtändliche Grundlage des völkiſchen 
und ſtaatlichen Lebens und damit die Grundlage des Staates. Wenn im erſten 
Teile dieſes Werkes die wichtigſten dieſer Grundlagen des nationalſozialiſtiſchen 
Staates von berufenen Männern der Bewegung dargeſtellt werden, ſo wird hier 
ein in jedem Teil zutreffendes, wenn auch wegen der alles volkliche Leben um⸗ 
faſſenden Wirkung nationalſozialiſtiſchen Gedankenguts notwendig nicht ganz 
vollſtändiges Bild heutiger Staatsgrundlagen gegeben. Bei den ſonſtigen wirt⸗ 
ſchaftlichen und rechtlichen Beiträgen des Werkes, die den heutigen 3 u ſt and 
ſchildern, muß dagegen berückſichtigt werden, daß der Nationalſozialismus ſeine 
Herkulesarbeit des Neubaus des deutſchen Staates und der deutſchen Wirtſchaft 
erſt ſoeben begonnen hat. Zwar wird alles beſtehende Recht heute nach den 
Grundlinien nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung ausgelegt, zwar wird das 
Handeln der Wirtſchaft unter nationalſozialiſtiſchen Geſichtspunkten vom Staat 
beaufſichtigt und von der Bewegung beeinflußt, aber der rechtliche und der wirtſchaft⸗ 
liche Neubau des Reiches find keineswegs beendet, die Reſte liberaliſtiſchen 
Gedankenguts find noch nicht überall befeitigt, und fo ſchleppt der gegenwärtige 
Staat noch manche Schlacken der vergangenen Zeit mit ſich. Sie müſſen in eine 
Darſtellung deſſen, was iſt, notwendig aufgenommen werden. Sie ſtellen dann 
aber nicht die Darſtellung des künftigen fertigen nationalſozialiſtiſchen Staates 
der Zukunft dar, ſondern ſind zum Teil Gegenwartsſchilderungen eines Zuſtandes, 
der überwunden werden muß. Die Verfaſſer der Beiträge haben ſich an manchen 
Stellen bemüht, aufzuzeigen, in welcher Richtung etwa dieſe zukünftige Ent- 
wicklung gehen wird. In diefer Beziehung liegt aber die letzte Entſcheidung beim 
Führer, und ſolange dieſer nicht geſprochen hat, können ſolche Vorſchläge der 
künftigen Entwicklung ſelbſtverſtändlich nicht als verbindlich für den National- 
ſozialismus ſchlechthin angeſehen werden. Wenn alſo künftig ein Gebiet durch 
den Nationalſozialismus anders geregelt wird, als das einer der Verfaſſer 
dieſes Werkes in feinem Beitrag als in der Richtung der kommenden Ent⸗ 
wicklung liegend dargeſtellt hat, dann hat nicht der Nationalſozialismus ſeine 
Anſchauung hierüber geändert, ſondern der Verfaſſer hat ſich über die wahre 
Stellung des Nationalſozialismus zu dieſem einzelnen Problem geirrt. 

Das muß beim Leſen der einzelnen Beiträge, insbeſondere aber beim Leſen 
derjenigen, die eben wegen der noch nicht abgeſchloſſenen Entwicklung nicht den 
Anbedenklichkeitsvermerk der Parteiamtlichen Prüfungskommiſſion tragen, be⸗ 
achtet werden. 

Trotz dieſer Notwendigkeit gewiſſer Mängel des Werkes mußte feine Heraus- 
gabe als unumgänglich erſcheinen. Wir können mit einer Geſamtüberficht über 
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unſer volkliches, ſtaatliches und wirtſchaftliches Leben nicht warten, bis der Auf- 
bau des neuen Deutſchland beendet ift, zumal angeſichts der dynamiſchen Grund- 
haltung des Nationalfozialismus ein Endzuftand der Entwicklung in naher 
Zukunft jedenfalls nicht erreicht werden kann und ſoll. 


Eine kurze Amſchau im Verantwortungsbereich jedes ein- 
zelnen Volksgenoſſen zeigt, wie notwendig es für alle Berufe iſt, 
ſich dieſe Geſamtüberſicht zu verſchaffen. Wer in Partei, Staat oder Wirtſchaft 
für einen größeren oder kleineren Bereich verantwortlich iſt, wer als Erzieher in 
irgendeiner Form den neuen Volkskörper geſtalten hilft, muß ſel bſt dafür 
ſorgen, ſich eine umfaſſende Kenntnis über die Grundlagen 
für ſeine Arbeit zu verſchaffen. Einige Beiſpiele werden dies 
deutlich machen. 

Der Lehrer aller Schulgattungen ſteht einem neuen Erziehungsziel 
gegenüber, das er ſich ſelbſt zu innerſt zu eigen machen muß, bevor er es mit 
Erfolg weitergeben kann. Es iſt eine alte pädagogiſche Erfahrung, daß niemand 
ſeinen Schülern mit Erfolg ein Wiſſen und eine Willensrichtung vermitteln 
kann, die er nicht beſſer und klarer beherrſcht als dieſe Schüler 
ſelbſt. Mancher ältere Lehrer wird ſchon den Mangel empfunden haben, der 
darin liegt, daß ſeine Schüler durch die tätige Anteilnahme am 
Leben der Bewegung, in der HJ, der SA und der S S gewiſſe 
Grundprobleme und Grundfragen des Nationalſozialismus beſſer beherrſchen als 
er ſelbſt. Die notwendige Aberlegenheit des Führers und 
Lehrers kann nur durch eine Aberlegenheit in der klaren und ſyſtematiſchen 
Aberſicht über nationalſozialiſtiſches Wollen und Wiſſen erlangt werden. 

Nicht anders ergeht es dem Wiſſenſchaftler. Es gibt keinen Bereich 
des Lebens mehr, der um feiner ſelbſt willen beſteht und nicht ein ⸗ 
geſchloſſen wäre in das Leben von Bewegung und Staat. Jede Wiſſenſchaft 
bedarf einer Nachprüfung daraufhin, wie ſie dem nationalſozialiſtiſchen deutſchen 
Volk zu dienen vermag. Jeder Wiſſenſchaftler, der ſein Wiſſen an das Volk 
heranbringen und es dadurch erſt fruchtbar machen will, braucht engſte 
Fühlung mit dem heutigen Staats aufbau und der natio- 
nalſozialiſtiſchen Bewegung. 

Der deutſche Anternehmer wiederum ſieht, wie der Grundſatz der 
ſchrankenloſen Gewerbefreiheit des 19. Jahrhunderts zuſammenbricht, wie 
der Staat, getragen von der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung, von ihm 
verlangt, daß auch er ſich und ſeinen Betrieb in das Geſamtgeſchehen 
eingliedert, ihn dem Geſamtintereſſe unterordnet. Deshalb genügt 
es für den Unternehmer nicht, ſich aus Fachblättern mühſam nur das zuſammen⸗ 
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Nationalfozialismus, Religion und Aultur 


Alfted Rofenberg 
fleichsleiter der NSDAP., Berlin 
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Der Nationalſozialismus ift von Beginn an mit dem Anſpruch ins Leben getreten, 
nicht nur das ſtaatliche Daſein zu verändern, ſondern auch die übrigen Gebiete einer 
revolutionierenden Amformung zu unterziehen. Der Führer ſagte ſich, daß, wenn 
es nur darum gegangen wäre, eine Verlagerung der Macht herbeizuführen und das 
Parteienſyſtem durch eine einzige Partei zu erſetzen, daß das zwar ſchon ein ungeheurer 
Gewinn für Deutſchland ſein müßte, aber doch keine ſichere Garantie für die Zukunft 
darſtellen könnte. Politiſche Gebilde noch fo grandioſer Art können unter beſtimmten 
innen ⸗ und außenpolitiſchen Vorausſetzungen entſtehen, aber mit dem Gründer und 
Führer unter anders gearteten Bedingungen ebenſo ſchnell wieder vom Erdboden 
verſchwinden. Gelingt es dagegen, ganze Völker im Banne einer Weltan- 
ſchauung zu halten und dieſe Nationen zu kämpferiſchen Trägern dieſer Welt⸗ 
anſchauung zu geſtalten, dann erſt iſt eine Sicherung daſür geſchaffen, daß auch der 
neue Staatsgedanke einer Epoche nicht mit dem Gründer ſtirbt, ſondern fortgeſtaltet 
hinübergetragen werden kann in die Zukunſt. 


Der politiſche Machtkampf in der erſten Epoche des Nationalſozialismus, d. h. 
von 1919 bis 1933, ſtand unbedingt im Vordergrund, und die machtpolitiſche Nieder- 
ringung der großen Parteienkomplexe, wie ſie der Marxismus, der Liberalismus, 
das Zentrum und der reaktionäre Konſervatismus vorſtellten, nahm alle Kraft in 
Anſpruch. And doch iſt mitten im erbittertſten politiſchen Ringen niemals vergeſſen 
worden, daß eine geſamte, das ganze Land umfaſſende Betrachtungsweiſe hinter 
all dieſen Kämpfen ſtand und daß dieſer Lebenswille ſchließlich für alle Sehenden 
in dieſem Ringen ſelbſt dargeſtellt und verwirklicht wurde. Der 14jährige Kampf 
der NSDAP. iſt ein einziger ungeheurer Erziehungsakt am ganzen 
Volke geweſen, an einem Volk, das nach 1918 vollkommen am Boden lag, ver: 
zweifelt war, zerriſſen wurde von Dutzenden von politiſchen Parteien und Gruppen 
von großen Wirtſchaftsintereſſenten. Aber all dieſe Leiden hinweg triumphierte 
ſchließlich aber doch der unbändige Glaube des Führers an Deutſchland, weil ſchließ⸗ 
lich dieſes Deutſchland im Führer ſelbſt ſeine ſchönſte Verkörperung gefunden hatte. 
Im fortſchreitenden Kampf mußten bei verſchiedenen Siegen in einzelnen Ländern 
nach und nach Nationalſozialiſten ſtaatliche und kommunale Amter bekleiden, die 
Bewegung mußte zu Fragen der Kirche und der Kunſt Stellung nehmen und aus 
dem innerſten Erlebnis wuchs dann immer mehr die fi) herausgeſtaltende national ⸗ 
ſozialiſtiſche Weltanſchauung heran und ergriff immer feſteren Beſitz von dem 
deutſchen Menſchen, deſſen Leben ſchließlich gerade durch dieſe neue Weltanſchauung 
wieder Sinn und Ziel inmitten der verzweifelten Gegenwart erhielt. Inmitten der 
geiſtigen Kämpfe trat dann das religiöſe Problem beſonders in den 
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Es konnte naturgemäß für die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung — die den fun- 
damentalen Grundſatz ausſprach, daß Blut und Charakter nur zwei verſchiedene 
Worte ſind für das gleiche Weſen — nicht ausbleiben, aus dieſer Behauptung, 
richtiger aus dieſem Erlebnis auch beſtimmte Folgerungen zu ziehen. Die innerlich 
erlebte Grundwahrheit, die angeſichts der jüdiſchen Vorherrſchaft in negativer Weiſe 
ebenſo deutlich vor Augen trat wie ſie in poſitiver Art in der Weltgeſchichte immer 
ihre Beſtätigung fand, rief alle jene auf den Plan, die bisher immer erklärt hatten, 
daß Geiſt und Seele mit Blut nichts zu tun hätten, daß der Geiſt ſich gleichſam 
aus unbekannten Fernen und aus unerklärlichen Gründen auf einzelne Menſchen 
und Völker herabſenkte, um ſie ſchöpferiſch zu erfüllen. Dieſe Gruppen verſchiedenſter 
Art erklärten eigentlich damit allen Naturgeſetzen den Kampf und erblickten in der 
Menſchgeſtaltung nur eine Zufälligkeit, ohne auſ die inneren Geſetzmäßigkeiten des 
Menſchſeins, das ſich nur in verſchiedenen Raffen und Völkern zeigt, eindringen zu 
können. Wenn der Nationalſozialismus dann aus ſeiner Erkenntnis die Folgerung 
zog, daß das geſunde Blut geſchützt und wieder eine natürliche Ausleſe an Stelle 
der widernatürlichen der Weltſtädte und der abſtrakten Syſteme treten müßte, ſo 
wurde er als materialiſtiſch verſchrieen und als atheiſtiſch vor aller Welt ange⸗ 
prangert. 

Am dieſen Vorwurf richtigzuſtellen, iſt zunächſt notwendig, daß jeder ſich die 
hiſtoriſche, politiſche und geiſtige Situation von 1919 bis 1933 erneut plaſtiſch vor 
das Gemüt führt. Die Tat des 9. November 1918 war in erſter Linie die Folge 
des Zuſammenwirkens zweier Kräfte, die ſich, weltanſchaulich ſcheinbar ferne, ſtaats⸗ 
politiſch in den kommenden Jahren aufs engſte zuſammenfanden: des Marxismus 
und des Zentrums. Aus dem Geſamtgeſchehen dieſer düſteren Tage des Jahres 1918 
können die Figuren der Marxiſtenführer ebenſowenig ausgeſchaltet werden wie die 
Geſtalt des Zentrumführers Matthias Erzberger. Preußen, das größte Land des 
Reiches, wurde faſt ausſchließlich durch die Verbrüderung zwiſchen Sozialdemokratie 
und Zentrum regiert, und dieſes Zentrum, welches Sittlichkeit, Familienſchutz und 
andere wertvolle Dinge auf ſeine Fahne geſchrieben hatte, hat in dieſen 14 Jahren 
alle dieſe angeblich unabänderlichen Grundſätze für die Machtbeteiligung an der 
Herrſchaft der Sozialdemokratie preisgegeben. Nie iſt in Deutſchland das Chriften- 
tum ſchlimmer verhöhnt worden als durch beſtimmte Zeichner und Journaliſten 
unter der Herrſchaft auch des Zentrums. Nie iſt der Familienſinn ſo verächtlich 
gemacht worden wie in der großen Preſſe, in der Zentrums⸗Reichskanzler ihre 
Weihnachts. und Neujahrsaufſätze ſchrieben. Nirgends iſt ein derart nerven- 
erregender Niedergang des kulturellen Lebens ſo augenſcheinlich geworden wie in 
den Theatern der Weltſtädte, die unter der Herrſchaft des Zentrums wucherten, in 
Preußen wie im ganzen Reich. Wenn im Volk im Laufe dieſer Jahre eine ſpürbare 
Abneigung gegen das Zentrum immer größer wurde und ſchließlich ſich auch auf die 
Kirche erſtreckte, ſo war es die Schuld dieſer Kirche, welche ſich als ſolche ſchirmend 
vor die Politik des Zentrums ſtellte und ihre Prälaten in die politiſche Führung 
dieſer Partei entſandte. Damit aber war ſie auch mit verantwortlich vom Zentrum 
ſelbſt gemacht worden für alle die zum Himmel ſchreienden antireligiöſen Skandale 
der November-⸗ Republik. Gegen dieſe ganze Charakterloſigkeit hat der National: 
ſozialismus 14 Jahre lang gekämpft und mußte es erleben, daß ausgerechnet dieſes 
alles chriſtliche Weſen preisgebende Zentrum ihm Atheismus, Materialismus und 
Religionsſeindlichkeit zuſchrieb, weil er angeblich Lehren verkündete, die dem 
Chriſtentum bzw. der katholiſchen, auch der proteſtantiſchen Kirche zuwiderliefen. 
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Im Zentrum aller dieſer Angriffe ſtand zunächſt die Behauptung, der National- 
ſozialismus betriebe Raſſenvergötzung, ſei materialiſtiſch, er treibe Volksvergottung, 
ſei antichriſtlich und predige Zuchtformen, die allen ſittlichen Grundſätzen wider. 


— Suneı [Bas 
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ſprächen. Hier hat nun der Nationalſozialismus eine beſtimmte Haltung gezeigt 
vom erſten Tage ſeiner Tätigkeit an bis auf heute in der Stunde ſeines Sieges. Der 
Nationalſozialismus erklärt, daß nicht unſere Zeit daran ſchuld iſt, wenn in Deutſch⸗ 
land zwei oder mehrere religiöſe Bekenntniſſe beſtehen. Die Vielzahl der Kon- 
feſſionen iſt ein Erbteil aus 1000 Jahren deutſcher Geſchichte, an denen wir keine 
Schuld tragen. Deshalb muß er, wenn er das Volk ganz umfaſſen möchte, Abſtand 
davon nehmen, ſich als Kampfträger irgendeiner dieſer Konfeſſionen zu bekennen. 
Er erblickt große Werte im Chriſtentum durch das deutſche Volk geformt, er wendet 
ſich aber im § 24 ſeines Programms ausdrücklich gegen jede Sittenlehre (womit vor 
allem der Talmud gemeint iſt), die ſich gegen das germaniſche Empfinden richtet. 
Dieſe grundſätzliche Stellungnahme hat dann ſpäter zu weiteren Feſtſtellungen geführt, 
wonach die NSDAP. das Prinzip religiöſer Duldſamkeit verkündet und ſich nicht 
in der Lage ſieht, den weltlichen Arm irgendeiner Konfeſſion abzugeben. Das letztere 
war um ſo notwendiger, als bald von der einen, dann von der anderen Seite der 
Verſuch gemacht wurde, die NSDAP. zum Schutz verſchiedener religtöſer Verſamm⸗ 
lungen einzuſetzen und etwa vor der geſamten SA. eines Orts, die verſchieden kon⸗ 
feſſionell zuſammengeſetzt war, den Pfarrer der einen Konfeſſion predigen zu laſſen. 
Hinzu kommt, daß angeſichts eines geſamten ſeeliſchen Ambruchs in Deutſchland auch 
eine Anzahl nicht zu überſehender religiöſer Gruppierungen entſtanden, welche die 
alten Kirchenformen als überlebt betrachteten und des feſten Glaubens waren und 
ſind, daß Luthers Reformation auf halbem Wege ſtehengeblieben ſei und nun durch 
eine weitere Germanifierung des Glaubens vollendet werden müßte. Andere 
Gruppen wieder bekannten ihre Anſchauung, daß beſtimmte Prinzipien des Chriſten⸗ 
tums an ſich dem germaniſchen Charakter nicht entſprechen und daß deshalb eine 
Aberwindung der alten mehr pauliniſchen als chriſtlichen Kirchen notwendig ſei. 


Es beſtehen keine Zweifel darüber, daß dieſe gärenden Gedanken innerhalb des 
Nationalſozialismus Fuß gefaßt hatten, war doch das völkiſche Prinzip grundlegend 
für alle Betrachtungen des deutſchen Lebens. Hier hat der Nationalſozialismus 
jedoch abſoluteſte Duldſamkeit und Loyalität geübt. Wenn im Kampf ſeitens der 
beiden großen Konfeſſionen gegen die neuen Anſchauungen das Wort des Führers 
gebraucht wurde, der erklärt hatte: den politiſchen Führern müßten die religiöſen 
Anſchauungen ihres Volkes immer heilig fein, fo iſt hierzu, die Aus wertung 
der richtunggebenden Führerworte ergänzend, feſtzuſtellen, daß dieſe Achtung vor 
religiöſem Empfinden nicht nur der einen, ſondern auch der anderen Seite gilt und 
von keiner geſondert für ſich im Kampf gegen eine andere Konfeſſion in Anſpruch 
genommen werden kann. 
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Im übrigen iſt aber allerdings feſtzuſtellen, daß die Raſſenkunde und das mit ihr 
zuſammenhängende Bekenntnis zum deutſchen Charakter und deutſchen Seelentum 
durchaus einen revolutionären Akt der Weltgeſchichte darſtellt und ſicher Kon⸗ 
ſequenzen mit ſich führen wird, die unſer Weltbild und unſere Geſchichts⸗ 
betrachtung grundlegend wenden werden. Wenn ſeitens der 
alten Mächte gegen die Raſſenkunde Sturm gelaufen wird, fo müſſen wir auf die 
heroiſchen Kämpfe der Vergangenheit verweiſen, die Ahnliches zu Überftehen gehabt 
hatte. Als Kopernikus ſeine Lehre veröffentlichte, daß nicht mehr die Erde im Zentrum 
der Welt ſtehe als Scheibe, über ihr der Himmel und unter ihr die weite Hölle für alle 
Verdammten, fo drohte mit der neuen Lehre tatſächlich ein 1000 jähriges geiſtiges Ge- 
füge zuſammenzuſtürzen. Die alten Geiſtesmächte dieſer Zeit hatten ſich dann auch in er- 
bittertſter Feindſchaft gegen die neue Lehre gewendet, die alles umwertete, was vorher 
behauptet wurde. Luther bezeichnete Kopernikus als einen Schwindler und Be⸗ 
trüger und erklärte, wenn es wirklich Antipoden gäbe, ſo hätte die Heilige Schrift 
gelogen. Das Papſttum ſetzte die Bücher, welche das heliozentriſche Weltenſyſtem 
lehrten, auf den Index und erſt im Jahre 1827 hatte man ſich der neuen Lehre ſo weit 
angeglichen, daß dieſer Indexvermerk geſtrichen werden konnte. Die ganze europäiſche 
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Naturerforſchung ſtand inmitten der Bannflüche der alten Welt, trotzdem gingen die 
Entdeckungen des Blutkreislaufs, die Enthüllungen über die Geheimniſſe des menſch⸗ 
lichen Körperbaus ihren Gang, und ein einziger großer Triumphzug weltfreudiger 
Entdecker zieht ſich durch die ſpäteren Jahrhunderte bis in unſere Zeit hinein. 
Ebenſo wie die Entdeckungen eines Kopernikus nicht unterdrückt werden konnten, 
genau ſowenig kann eine Bekämpfung der vom Nationalſozialismus geſtützten 
und verwirklichten Raſſenkunde die neue Entdeckung des Zuſammenhangs zwiſchen 
Blut und Charakter ungeſchehen machen. Dieſe Raſſenkunde iſt kein Materia- 
lismus, ſie iſt auch kein Spiritualismus, ſondern nur das ehrliche Einge⸗ 
ſtändnis vom Wirken tiefſter Naturgeſetze und eine lebendige und freudige Bejahung 
dieſes Willens in der Natur. Erſt durch die Naſſenkunde iſt dem deutſchen Volk ein 
neues Sehen und folglich auch ein neues lebendiges Denken geſchenkt worden. 
Fruchtbar wie noch nie ergreift nun der Nationalſozialismus alle Funktionen des 
volklichen und ſtaatlichen Lebens und geſtaltet von dem einen Erlebnis, von der 
einen Erkenntnis aus fein geſamtes Daſein. Die verſchiedenen Konfeſſionen 
müſſen und werden ſich mit dieſem zentralen Erlebnis abfinden. Die Zeit der Be⸗ 
kämpfung in dem Sinne, daß die Kirche Nationalſozialiſten ein chriſtliches Begräbnis 
verweigert, iſt vorbei. Die Kirchen haben äußerlich den politiſchen Nationalſozialis⸗ 
mus anerkannt und fie werden auch den weltanſchaulichen Nationalſozialismus aner- 
kennen müſſen, wie ſie die Entdeckungen vor 400 Jahren nachträglich bejahen mußten. 
Der Nationalſozialismus iſt nicht antireligiös, vielmehr iſt fein 
Kampf und ſein Opfern nur aus einem ſtarken religiöſen Impuls möglich geweſen. 
Mag dieſer Antrieb auch ſcheinbar undogmatiſch geweſen ſein, mag er in manchen 
Außerungen nicht mit den Buchſtaben alter Bekenntniſſe übereingeftimmt haben, fo 
iſt doch die ganze große Bewegung gar nicht erklärlich ohne einen großen ſeeliſchen 
Auftrieb, den man nur als eine religiöſe Erhebung des Menſchen bezeichnen kann. 
Man hätte meinen ſollen, die Kirchen hätten dieſen Blutſtrom der Seele empfunden 
und ſich ſeiner angenommen, aber ſie taten oft das Gegenteil und nur einzelne fanden 
den Mut, ſich zu dieſer neuen Zeit und zu dem Recht dieſer neu heraufſteigenden 
Epoche zu bekennen. 


Es iſt nicht die Schuld des Nationalſozialismus, wenn jetzt die Anerkennung nach- 
träglich erfolgen muß und, da dieſes nachträglich geſchieht, naturgemäß mit manchen 
Widerſtänden, mit manchen Reibereien und ſchließlich auch mit manchen Zänkereien 
verbunden erſcheint. Nichtsdeſtoweniger hat der Führer nie die Türen zugeſchlagen, 
ſondern ſie immer ofſen gehalten für jeden, der guten Willens iſt, in dieſem neuen 
Staat zu arbeiten und dieſer neuen Weltanſchauung in jenen Formen zu dienen, die 
ſeinem Weſen gemäß ſcheinen. Der Führer hat den Schutz für die Kirchen proklamiert 
und diefen Schutz durchgeführt, er hat aber ebenſo unzweideutig die Pflichten der 
Kirche dem Nationalſozialismus gegenüber betont, und von dieſer Pflichterfüllung 
ſeitens der Kirche wird auch das Verhältnis der deutſchen Nation den Kirchen gegen- 
über abhängig ſein. 
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Es beſteht kein Zweifel darüber, daß außerhalb dieſer ſtreng einzuhaltenden amtlichen 
Stellungnahme ſich einzelne Temperamente in verſchiedenſter Art äußern. Dieſe 
geiſtigen Auseinanderſetzungen kann der Nationalfozialis. 
mus nicht verhindern, ebenſo wie er dem Blut nicht verbieten kann, im 
Körper zu zirkulieren. Er hat nur darauf zu achten, daß dieſe geiſtigen Auseinander- 
ſetzungen mit Würde und Achtung der echten Aberzeugung verlaufen und daß ſomit 
dafür Sorge getragen wird, daß Deutſchland nicht wieder als Schauplatz macht 
politiſcher Religionskämpfe erſcheint. And dies iſt bei der Betrachtung des ganzen 
Problems mit entſcheidend. 


Philoſophiſch⸗kirchlich⸗weltanſchauliche Kämpfe wird es immer geben, und es iſt der 
Tag auch gar nicht herbeizuſehen, wo die Spannungen des Lebens einmal aufhören 
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könnten. Der Kampf iſt auch auf dieſem Gebiet der Vater aller Dinge und ein 
„Volk von Brüdern“ im Sinne eines tatenloſen Allesgeltenlaſſen iſt kein erſtrebens⸗ 
werter Zuſtand für die deutſche Nation. Aber dieſer geiſtige Kampf darf nicht in ein 
politiſches oder gar militäriſches Gegeneinander ausarten, niemals darf eine religiöſe 
Gruppe die machtpolitiſchen Werkzeuge der Partei oder des Staates für ſich in An⸗ 
ſpruch nehmen, um ſie gegen eine andere Richtung zu wenden. In dem Augenblick, wo 
von Deutſchland geſprochen wird und für die geſamte Nation eingetreten 
wird, haben Konfeſſionen, kirchlich weltanſchauliche Gegenſätze zu verſchwinden. 
Wenn ein SA.⸗Mann fein Braunhemd anzieht, iſt er nicht 
mehr Katholik, Proteſtant oder Deutſchgläubiger, ſondern 
nur ein ſür die geſamte Nation ftreitender Deutſcher. 


Der Streit der Konfeſſionen iſt für den Nationalſozialismus beendet, das 
Ringen der Werte aber hat ſeinen Fortgang genommen. In 
dieſem Ringen der Werte ſtehen wir augenblicklich mitten drin, an der Spitze aller 
Werte aber ſteht für den Nationalſozialismus die Behauptung und Durchſetzung der 
nationalen Ehre. Von dieſem Höchſtwert aus gliedern ſich dann die anderen Werte 
entſprechend ein, und der Anruf dieſes Wertes wird immer entſcheidend fein für 
die Haltung des einzelnen und der geſamten Nation. Dieſer Wert iſt es auch, dem 
fi) Katholiken, Proteſtanten und Deutſchgläubige gleichmäßig beugen können. Unter 
ſeiner Herrſchaft iſt der ſoziale Klaſſenkampf beendet und durch ihn wird auch der 
religiöſe Klaſſenkampf einſt überwunden werden können. 
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Das Verhältnis der nationalſozialiſtiſchen Bewegung zur Religionsfrage ergibt ſich 
nach dieſer Betrachtung kurz zuſammengefaßt wie folgt: 

Die NSDAP. achtet jede echte religiöſe Aberzeugung, fie ſchirmt die Kirche vor jeder 
Verunglimpſung. Sie lehnt es ab, machtpolitiſches Inſtrument einer einzelnen 
religiöfen Gruppe zu fein und überläßt angeſichts der nicht durch fie beſtehenden 
Tatſache, daß es viele Bekenntniſſe in Deutſchland gibt, die religiöfe Entſcheidung 
dem Gewiſſen des einzelnen. Sie tft der Aberzeugung, daß dieſe Haltung grundſätz⸗ 
licher Duldſamkeit einmal unter der Herrſchaſt des nationalen Ehrgefühls jene 
Lebensform herbeiführen wird, die notwendig erſcheint, um auf dem Grundſatz 
religiöſer Achtung doch den ganzen Menſchen für die nationalſozialiſtiſche Welt⸗ 
anſchauung im Kampfe für die Einheit Deutſchlands zu erfaſſen. 


7. 
Die Haltung, welche der Nationalſozialismus auf dem Gebiete des Religiöſen ein ⸗ 
nimmt, hat er auch die Jahre über in konfeſſionellen, wiſſenſchaftlichen und künſt ⸗ 
leriſchen Dingen vertreten, nur mit dem einen Anterſchied, daß hier das unbedingte 
Betonen germaniſcher Werte viel klarer in Erſcheinung getreten iſt. Die Ver⸗ 
bindung von Blut und Charakter iſt das Elementare des Daſeins, und erſt in der 
Behauptung und Ausgeſtaltung dieſer natürlichen Vorausetzungen ſcheint dem 
Nationalſozialismus die Möglichkeit gegeben, wirklich organiſch und ſchöpferiſch tätig 
zu ſein, wie das inſtinktmäßig bei allen wirklich Großen der Fall geweſen iſt. Die 
Möglichkeit aber, dieſe Auffaſſung ernſt zu vertreten, gibt vor allen Dingen der 
Stolz, daß dieſes Da⸗Sein in ſich hohe Werte birgt, denn nur, was man für wert- 
roll hält, ift man bereit, zu verteidigen und zu verklären. Das erfordert als erſte 
Bedingung auch jeder kulturellen Betätigung eine Wahrhaftigkeit vor ſich 
ſelbſt, den Mut, der Welt und dem Schickſal ins Auge zu ſchauen und das für 
wahr Gehaltene auch zu vertreten. Dieſe innere Wahrhaſtigkeit war der ent- 
ſcheidende Charakterzug der ganzen germaniſch⸗europäiſch⸗wiſſenſchaftlichen Natur- 
erforſchung ſeit 400 Jahren, und die eroberte Freiheit der Forſchung 
gilt erſt recht auch im heutigen Reich als eine nie mehr 
auszutilgende Errungenſchaft. Die Kulturtat des Nationalſozialismus 
auf dem Gebiete der Wiſſenſchaft iſt alfo nicht etwa ihre Anterdrück eng geweſen, wie 
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es verſchiedene Gegner behaupten, fondern, ganz im Gegenteil, endlich iſt auf den 
deutſchen Hochſchulen die Notwendigkeit erkannt worden, die freie Naturforſchung 
und arteigene Geiſtesdarſtellung zum Durchbruch zu bringen. 

Die angeblich tolerante Zeit des politiſchen Individualismus hatte die frühere 
Staatsmacht dazu gebraucht, nur Anhänger der liberaliſtiſchen oder marxiſtiſchen 
Wirtſchaftsidee auf den deutſchen Hochſchulen lehren zu laſſen und Geſchichtsauf⸗ 
faſſungen zu predigen, die allen elementaren Notwendigkeiten der deutſchen Lebens- 
verteidigung widerſprachen. Zugleich war es möglich, daß auf dieſen Hochſchulen aus; 
gerechnet die Kunſt, das Zarteſte und Nationalſte eines Volkes, ebenſo für inter- 
national erklärt wurde wie die ſogenannten „Wirtſchaftsgeſetze“. Der National- 
ſozialismus hat nicht die Freiheit der Wiſſenſchaft unterjocht, ſondern nur eine An⸗ 
zahl von Hochſchullehrern entſernt, die die Freiheit der Forſchung mit der Freiheit 
der Beſchimpfung deutſcher Werte verwechſelt hatten. 

Die Raſſenkunde, das ganze große Gebiet der Biologie und Charakterologie 
knüpfen alſo heute unmittelbar an an jene heroiſchen wiſſenſchaftlichen Kämpfe vor 
400 Jahren, die ſich gegen das Mittelalter durchgeſetzt hatten. In der Aberwindung 
einer ſchemenhaften Pſeudowiſſenſchaft des letzten Jahrhunderts geht der National- 
ſozialismus hier alſo bahnbrechend für alle Völker voraus; denn keine Nation wird 
ſich den neuen Entdeckungen zu entziehen vermögen, weil nämlich dieſe Entdeckungen 
den Lebensnerv aller berühren. 

Hand in Hand mit dieſer allgemeinen Erforſchung der Naturgeſetze geht eine Am⸗ 
wertung in der Betrachtung der europäiſchen, beſonders der germaniſchen 
Vergangenheit vor ſich. Das alte Märchen von der Einwanderung der 
Germanen aus Aſien iſt im Lichte dieſer Geſchichtsſorſchung endgültig überwunden, 
und die Wiſſenſchaft des Spatens weiſt an der Hand kultiſcher und Gebrauchs- 
gegenftände und der Form ihres Schmucks genau den Weg der verſchiedenen Völker- 
ſchaften und Stämme nach. Aus einer Annahme iſt auch auf dieſem Gebiete eine 
ſtrenge Wiſſenſchaft geworden, die zugleich unmittelbar an die bereits früher fiher- 
geſtellte geſchichtliche Erſcheinung des Germanentums anknüpft. Eine große Anzahl 
von Werken des neueren Schrifttums befaßt ſich endlich nicht nur mit Babylonien, 
Agypten und Paläftina, ſondern auch mit Europa und feinem Schickſal. Der Aus- 
bildung diefer neuen Wiſſenſchaft dienen bereits vorzügliche Kräfte; ſchon nach 
wenigen Jahrzehnten werden die deutſchen Hochſchulen von einem bewußt europäiſch 
getragenen und germaniſch beſtimmten Geſchlecht bevölkert ſein. 

Aus dieſem betonten und freudigen Bejahen einer beſtimmten Eigenart ergibt ſich 
dann notwendig auch eine andersartige Bewertung geſchichtlicher 
Geſtalten. Männer und Mächte, die ſrüher im Vordergrund der Bewertung 
ſtanden, rücken zurück, und jene Perſönlichkeiten, die vergeſſen erſchienen, ſind zu neuem 
Leben erwacht. So ſteht das heutige Deutſchland bei den ſchickſalsſchweren Kämpfen 
am Ende des 8. Jahrhunderts innerlich nicht mehr auf ſeiten der Franken, ſondern 
bejaht den verzweifelten Kampf der Niederſachſen. Das neue Deutſchland bewundert 
nach wie vor die großen geſchichtlichen Geſtalten des kaiſerlichen Mittelalters; nichts 
deſtoweniger gilt feine Lie be nicht ihnen, fonderr jenen Kräften, die Blut und 
Boden der Heimat verteidigten und die Vorausſetzungen dafür ſchufen, daß die 
Kräfte Deutſchlands nicht mehr nach Italien und Paläſtina abfloſſen, ſondern im 
Zentrum Europas für kommende Bauerngeſchlechter Städte und Siedlungen ſchufen. 
Die zünftige Geſchichtsbetrachtung wendet dagegen ein, daß dieſe Abkehr nicht im 
bewußten Willen etwa Heinrichs des Löwen gelegen hätte, begreift aber dabei nicht, 
daß es bei großen Geſchichtserſcheinungen nicht immer auf die Bewußtheit des 
einzelnen Menſchen ankommt, ſondern auf die entſcheidende Tat an ſich und die 
Folgen, die ſich aus ihr für die Nation ergeben. Der Große Kurfürſt iſt ſich vielleicht 
der ganzen Tragweite der Schlacht bei Fehrbellin auch nicht bewußt geweſen, trotz 
dem dieſe die Grundlage für Preußens Aufſtieg war. Friedrich der Große hat 
auch nicht überblicken können, was er im einzelnen für die Zukunft ſchuf. Trotzdem 
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ftehen dieſe beiden Männer in einer einzigartigen Wertung in unferer Geſchichts⸗ 
auffaſſung. 

Dieſes und vieles andere bedeutet nichts mehr und nichts weniger, als daß die 
Weltgeſchichte neu geſchrieben werden muß und heute ja auch ſchon neu 
geſchrieben wird! And nicht nur die politiſche Geſchichte, ſondern auch die Ge⸗ 
ſchichte der ſozialen Bewegungen erhält eine bedeutend andere Färbung 
als früher; der Kampf zwiſchen Bauern und kirchlichen und weltlichen Fürſten fieht 
heute durch ein neu erwachtes Ehrgefühl des Bauern weſentlich anders aus als 
früher. Auch hier hat die nationalſozialiſtiſche Bewegung ſchon die Vorausſetzungen 
geſchaffen, die Tradition der Freiheit und Ehre des deutſchen Bauern richtig zu 
werten und hat in Erkenntnis, daß ohne den Bauer ein Volk nie beſtehen kann, 
gerade die Ehre des deutſchen Bauern inmitten der Induſtrie⸗ 
kultur unſerer Zeit wiederhergeſtellt. 


8. 

Dieſe Anknüpfung an Blut und Voden und an den Bauern als das Gleichnis dieſer 
Vereinigung bringt auch eine Neubewertung des künſtleriſchen 
Schaffens mit ih. Darüber hinaus verknüpft die Raſſenkunde vergangene Völker 
mit dem heutigen Europa, und wir ſtehen mitten drin in einer antiken RNenaiſſance, 
nicht in dem Sinn einer lebenfremden Stubengelehrtheit, nicht in der Weiſe, wie 
inſtinktloſe Archäologen jede kleinſte Kleinigkeit Griechenlands anbeteten, ſondern 
im Bewußtſein, daß die Dorer einen ſchickſalsſchweren Kampf gegen Vorderaſien 
geführt hatten und daß ſie in dieſem Kampf ein Schönheitsbild geſtalteten, wie es 
bezeichnender und freier für die nordiſche Naſſe nicht hervorgebracht worden iſt. Die 
in ewigen Marmor gebannten Figuren find in unſeren Augen heute nicht Angehörige 
eines fremden Volkes, ſondern ſind Arbilder, die in ähnlicher Weiſe von manchen 
Großen der Renaiffance und Germaniens geſchildert wurden. Die Pallas Athene 
erſcheint uns als eine Schweſter der Gudrun, ebenſo wie der Kopf des Perikles eine 
klare Raſſenverwandtſchaft mit den großen Heerführern des deutſchen Volkes 
aufweift. 

Auf Grund dieſer allgemeinen Naſſenverwandtſchaft aber entſtehen allerdings ver- 
ſchiedene künſtleriſche Temperamente, anders geartete Volksperſönlichkeiten; ſo ſchält 
ſich auch germaniſches Weſen und germaniſche Kunſt immer klarer heraus und gibt in 
immer bewußterer Willenhaftigkeit eine andere Dynamik wieder als das 
ſtatiſche, in vielem ſo verwandte Griechenland. Dieſer unbedingte Lebensrhythmus 
des germaniſchen Weſens durchbricht deshalb formale Kompofitionen und iſt innerſte 
Willensgeſtaltung. Das äußere Schöne wird immer mit dem inneren Antrieb ver- 
knüpft, ohne dieſen Antrieb erſcheint ein Geſchehen in einem Kunſtwerk nicht genügend 
bedingt und begründet. Das unterſcheidet die Ilias von dem Nibelungenlied, das 
unterſcheidet wohl auch eine griechiſche Plaſtik von der Bewegtheit des germaniſchen 
Weſens. 

Dieſe tiefe Anerkennung der großen Einheit aber gibt uns auch heute die innere 
Kraft, nicht alles das, was in der Vergangenheit einmal geſchaſfen wurde, als unbe⸗ 
dingt deutſch und germaniſch zu bezeichnen. Wir fühlen heute inmitten des großen 
Erwachens genügend Sicherheit, um ſowohl den nationalen Kitſch, der ſich auf 
künſtleriſchem Gebiet bei uns herauswagt, genau ſo abzulehnen und als fremd zu 
empfinden, wie den andern Kitſch, der ſich in vielen Kirchen und Nathäuſern des 
Mittelalters oder des Barock breitmacht. Nicht alles, was damals geſchnitzt und 
gehauen wurde, entſprach einer deutſchen Geſtaltung und ihrem künſtleriſchen Willen; 
auch damals gab es Künſtler und Schnitzer, die aus Konjunkturgründen Kirchen, 
Rathäuſer und Städte mit ihren Erzeugniſſen verforgten, und wir wehren uns 
dagegen, wenn eine volkfremd ekſtatiſche Aſthetik uns ausgerechnet dieſe Ver ⸗ 
zerrungen aus frühere Zeit als Vorbilder aufreden möchte, ſind ſie doch ſelbſt 
nichts anderes als Krankheitsäußerungen, wie wir ſie auch im Leben unſerer Tage 
ſo oft beobachten können. 
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9. 
Das Erleben unſerer Zeit auf allen Gebieten iſt einfach und monumental. Infolge ⸗ 
deſſen muß und wird auch das deutſche geſellſchaftliche Leben, die deutſche Kunſt⸗ 
geſtaltung ſchlicht und grandios ſein und verzichten können auf alle falſche Pracht, 
genau fo wie fie ſich anderſeits dagegen wehrt, Urmlichkeit und künſtleriſches Unver- 
mögen mit dieſer Schlichtheit und Monumentalität zu verwechſeln. Das politiſche 
Leben iſt jahrzehntelang vergiftet geweſen, jedoch hat ein vierzehnjähriger Kampf um 
dieſes politiſche Schickſal Deutſchlands doch eine Ausleſe von Menſchen geſchaffen, 
die nunmehr vorbereitet und imſtande find, das ſtaatliche Schickſal zu leiten. Auf 
künſtleriſchem und kulturellem Gebiete jedoch iſt in dieſen 14 Jahren nicht in ähnlicher 
Weiſe gekämpft worden und konnte angeſichts der allgemeinen Kraftanſpannungen 
nicht gekämpft werden. Deshalb fällt in der künſtleriſchen und kulturellen Entwicklung 
Deutſchlands mehr als eine Generation aus, und es wird noch viele Jahre dauern, 
ehe nach und nach ein heranwachſendes Geſchlecht imſtande ſein wird, auch dieſe Seite 
des nationalſozialiſtiſch geeinten Volkes zu geſtalten. Das iſt nicht ein Vorwurf, 
ſondern bedeutet die große Aufgabe für unſere Zeit. Im übrigen kann eine derartige 
ſeeliſche Entwicklung aber nicht gewaltſam vorwärts getrieben werden, ſondern 
braucht Zeit und abermals Zeit. Ehe ein großer religiöſer Gedanke Wirklichkeit 
wird, müſſen viele, viele Jahrzehnte, ja Jahrhunderte vergehen, ehe die Geiſtes⸗ 
ſpannung vorhanden iſt, da der Funke zündet. Ehe ein künſtleriſch einheitlicher Stil 
entſtehen kann, müſſen ebenfalls ganze Geſchlechter ein beſtimmt gerichtetes Kunſt⸗ 
empfinden befitzen, aus deſſen allgemeinem Bewußtſein ſich ſchließlich die große Per⸗ 
ſönlichkeit herausſchält, um nun von dieſer Richtung Gebrauch zu machen, Das 
ſchöpferiſch zu geſtalten, was Millionen nur gefühlt und geſtammelt haben. Die Auf- 
gabe unſerer Zeit iſt es deshalb, aus einem einzigen Erlebniszentrum heraus den 
Menſchen zu ſehen, zu magnetiſieren und nach einer Zielrichtung einzuſtellen. Dann 
iſt die Hoffnung berechtigt, daß einmal auch der Geſtalter des Weltkrieges, der 
Sänger des fünfzehnjährigen großen Kampfes des Nationalſozialismus erſtehen 
wird, daß eine große Monumentalkunſt, wie fie der Führer durch feine Riefenauf- 
träge einleitete, innerſtes Gemeingut des ganzen Volkes wird und daß von dieſer 
großen Baukunſt ſchöpferiſche Ströme ausſtrahlen auf Bildner und Maler. Mit 
bildender Kunſt und den Liedern wird dann auch eine nordiſche heroiſche Muſik 
geboren werden, ſchlicht und groß wie einſt das Volkslied entſtand, deſſen Neugeburt 
wir heute in der Bewegung und in der Hitlerjugend immer wieder erleben können. 
Dieſe Jugend, fie hat ſchon viele Problematik. mit der das reife Geſchlecht noch zu 
ringen hat, von ſich abgeſtreift und ſchaut unbefangener als die politiſchen Kämpfer 
von 1919 auf das Daſein, wächſt in eine ſchon gefeſtigte Weltanſchauung hinein und 
wird mit ihrem Kern die Spannung verſtärken, um eine kulturelle Neuſchöpfung zu 
fördern. 
10. 


So umfaßt der Nationalſozialismus den ganzen deutſchen Menſchen in ſeiner 
künſtleriſchen und wiſſenſchaftlichen Wahrhaftigkeit, in feinem Ringen um religiöſe 
Duldſamkeit, in ſeiner Behauptung arteigener Schönheitsideale, und iſt der feſten 
Aberzeugung, daß dieſer große Kampf unſerer Bewegung nicht eine politiſche Neu⸗ 
geſtaltung allein bedeutet, ſondern gleichzeitig den Beginn einer neuen Epoche der 
deutſchen Geiſtes⸗ und Kulturgeſchichte. Wir find uns mit Stolz dieſer Aufgabe 
bewußt, und jeder Deutſche muß im Erkennen dieſer Pflicht das Seine dazu bei- 
tragen, den deutſchen Menſchen in ſeinen Werten immer inſtinktklarer zu erfaſſen, zu 
verklären und zu verteidigen. Jede Weltanſchauung und jede Kultur 
find nur fo ſtark wie der Wille ihrer Träger, fie zu ver- 
teidigen; dieſes eherne Geſetz gilt auch für unſere Zeit. Wenn wir den Willen 
zur vollkommenen Bejahung unſeres Lebens beſitzen, dann wird auch die deutſche 
Kultur einmal unter dem ſtarken Schutz und Schirm des deutſchen Staates einer 
großen Wiedergeburt entgegengehen. 
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Dr. Otto Dietrich 
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Der Nationalſozialismus hat den deutſchen Staat erobert und ihn mit feinem Geiſte 
erfüllt. Das Dritte Reich iſt Wirklichkeit geworden — geboren aus der national 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung und geſtaltet durch den nationalſozialiſtiſchen Staats · 
gedanken. Alles Gewordene aber wird nur durch die gleiche Kraft erhalten, die es 
ſchuf, und darum müſſen alle Lebensäußerungen diefes Staates in der national 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung wurzeln, ebenſo wie ſein Wirken nur 
durch den nationalſozialiſtiſchen Staatsgedanken erfaßt und ſein 
Handeln nur durch ihn begriffen werden kann. Nach den weltanſchaulichen Grund- 
ſätzen des Nationalſozialismus zu leben und nach ſeinem inneren Lebensgeſetz zu 
handeln, wird die ſchönſte Tugend, wird der kategoriſche Imperativ im national - 
ſozialiſtiſchen Staat ſein. 

Mit Recht hat man geſagt, daß die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung ihren 
Arſprung nicht im Hirn, ſondern im Herzen hat. Wie der Nationalſozialismus eine 
Bewegung iſt, die nicht intellektuell projektiert und nicht auf ſtarren Konſtruktionen 
aufgebaut wurde, ſondern aus dem deutſchen Volke ſelbſt herausgewachſen und von 
ſeinen gefühlsmäßigen Werten getragen iſt, ſo kann man den Nationalſozialismus 
in feinem tiefſten Weſen auch nicht allein verſtandesmäßig begreifen, ſondern muß 
ihn auch gefühlsmäßig erfaſſen, um ihn zu verſtehen. And wenn die moderne 
Philoſophie zu der Erkenntnis vorgedrungen iſt, daß das Leben nur durch das Leben 
ſelbſt verftanden werden kann, dann tft der Nationalſozialismus vielleicht der beſte 
und lebendigſte Beweis für dieſe Auffaſſung. Je mehr es Philoſophen und 
Hiſtorikern Schwierigkeiten bereitet, die nationalſozialiſtiſche Bewegung geiftes- 
geſchichtlich in ihre bisherigen Syſteme einzuordnen, um ſo ſicherer erſcheint es mir, 
daß die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung der Beginn eines geiſtigen Ge⸗ 
ſundungsprozeſſes überhaupt iſt, einer Kriſe, die das bisherige abſtrakte welt- 
anſchauliche und philoſophiſche Denken von Grund auf erfchüttert und den lebendigen 
Kräften des Geiſtes und der Seele die Herrſchaft im Reihe der Wahrheit und des 
Wiſſens wiedererobert. 

Liberaliſtiſches Denken liegt in einer anderen weltanſchaulichen Ebene als 
nationalſozialiſtiſches Fühlen und Empfinden. Es mag deshalb nicht immer leicht 
fein, aus einer noch liberaliſtiſch gedanklichen Auffaſſung und Perfpektive das 
neue Deutſchland, das den Liberalismus überwunden und durch eine neue Auf ⸗ 
faſſung des menſchlichen Gemeinſchaftslebens abgelöſt hat, zu verſtehen. Wenn ich 
im folgenden einige Grundgedanken und Leitſätze der nationalſozialiſtiſchen Welt- 
anſchauung und ihrer Staatsauffaſſung herausſtelle, ſo geſchieht es in dem Wunſche, 
in einer kurzen Zuſammenfaſſung ein greifbares Bild vom Weſen des National- 
ſozialismus zu geben, von jenen Kräften, die ſein Werden und Wirken bisher be⸗ 
ſtimmten und mit denen allein auch ſeine Zukunft geſtaltet werden kann. 
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Idee und Perſönlichkeit, dieſe zwei Grundlinien find es, die die Schöpfung 
des neuen Deutſchland beſtimmt und bei ihr zuſammengewirkt haben. Kaum jemals 
zuvor find fie als geſtaltende Elemente eines Volkes in dieſer Klarheit und Reinheit 
in die Erſcheinung getreten wie in der nationalſozialiſtiſchen Bewegung und in ihrem 
gewaltigen Ringen. 


Die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung iſt die her oiſche Welt. 
anſchauung, die den wahrhaften Sozialismus mit dem tiefſten Nationalismus 
zu einer unlöslichen Einheit verbindet und aus ihr die denkbar ſtärkſten Kräfte zur 
heroiſchen Lebensbehauptung der Nation entwickelt. Die Geſchichte der national ⸗ 
ſozialiſtiſchen Bewegung iſt die Geſchichte des neuen Deutſchland. Sie wird einmal 
der Nachwelt überliefert werden als das Heldenepos der wiedererſtandenen deutſchen 
Nation. Denn die heroiſche Weltanſchauung des deutſchen Volkes hat durch den 
Heldenkampf der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiter⸗Partei eine Auferſtehung 
erlebt, wie ſie ſchneller und kühner, erlebnisreicher und phantaſtiſcher wohl keine Sage 
widerzuſpiegeln vermöchte. Am dieſe Weltanſchauung zu verſtehen, muß man von 
dem Kampf dieſer Weltanſchauung wiſſen, von dem ich mit wenigen Strichen ein 
Bild zeichnen möchte. 


* 


Am 9. November 1918 war das alte Reich zuſammengebrochen. Mitten im ſchwerſten 
Lebenskampf der Nation nach vier Jahren unerhörten Heldentums und gigantiſcher 
Leiſtung fielen ihm eigene Volksgenoſſen, verführt durch marxiſtiſches Gefindel, in 
den Rücken. Dieſer Tag der Schande, der für immer mit dem Brandmal des Verrats 
an der Nation behaftet iſt, hat durch die Widernatürlichkeit ſeines Geſchehens zugleich 
aber auch die Gegenkräfte hervorgerufen, die ein neues deutſches Geſchlecht als 
Rächer und Geſtalter eines neuen Reiches erſtehen ließen. In dieſer Stunde tiefſter 
Schmach, in der wohl Tauſende und aber Tauſende wie Adolf Hitler den ſtillen 
Schwur ablegten, die nationale Schande dereinſt auszutilgen, wurde auch zugleich 
die deutſche Revolution geboren und die geiſtige Saat geſät, aus der das Dritte 
Reich erſtanden iſt. 


Viele ſchworen es. Aber einer handelte. In Adolf Hitler war das unzerſtörbare 
Heldentum der Nibelungen⸗Nation lebendig, lohte das Feuer heroiſcher Tat zu 
neuer Geſtaltung. Mitten im Chaos des Zuſammenbruchs begann er den Kampf um 
die Seele des deutſchen Volkes. Ein Jahr Kampf, jeder an ſeiner Stelle und auf 
ſich ſelbſt angewieſen. Ein Jahr des Suchens und Sichfindens. Sieben Männer 
zogen Ende 1919 unter der Führung Adolf Hitlers aus, um das deutſche Volk zu 
erobern. Welch vermeſſener Gedanke! — ſpottete man damals. Welch ein Wunder, 
wie war eine ſolche Leiſtung möglich? — So fragt man heute. Mit unbeugſamem 
Willen und unerhörter Ausdauer, die kein Rückſchlag entmutigen konnte, gelang es 
ihm, das ſoziale Vertrauen der Maſſen zu gewinnen und ihrer nationalen Sehnſucht 
wieder ein Ziel zu geben. 


1923 wurde ein Jahr der Entſcheidung. Im kühnen Abſprung hofft Hitler, das 
Bayern Kahrs mitreißen zu können zur deutſchen Revolution. Aber wieder iſt es 
Verrat, der dieſen Heldenkampſ erdoldt. Am 9. November 1923 beſiegelte ein 
junges deutſches Heldengeſchlecht den Schwur des 9. November 1918 zum erſten 
Male mit feinem Blute. Die NSDAP war vernichtet. Alles ſchien verloren. 
Aber es ſchien nur ſo. Das Schickſal hatte dieſen Weg beſtimmt. Adolf Hitler lebte 
und mit ihm die Bewegung. Die Schüſſe an der Feldherrnhalle zu München aber 
wurden zum Weckruf für Millionen im Reich. Die Toten am Odeonsplatz aber waren 
die erſten Märtyrer der deutſchen Revolution. Zum erſten Male nach fünfjähriger 
Erftarrung in Hoffnungsloſigkeit und Verzweiflung horchte die Nation auf, ſpürte 
fie den Pulsſchlag eines neuen, werdenden Menſchen, das Wachſen eines neuen 
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nationalen Willens, den begonnenen inneren Aufbruch der Nation. Der heldiſche 
Geiſt des deutſchen Volkes, tiefverſchüttet unter den Trümmern des Zuſammenbruchs, 
war zu neuem Leben erweckt und begann ſich mächtig zu regen. 


Kaum hatten ſich kurz vor Weihnachten 1924 hinter Adolf Hitler die Gefängnistore 
geſchloſſen, da gründete er — aus dem Nichts heraus — die Partei aufs neue. An 
feinem unbeugſamen Kampfeswillen ſtählt ſich aufs neue die Zuverficht feiner alten 
Kameraden. Heroiſcher Trotz, eiſenharter Wille und blinde Gefolgſchaftstreue 
waren die ſeeliſchen Kraftquellen, aus denen die neuerſtandene Bewegung ſchöpfte 
und von denen der nunmehr beginnende neue Abſchnitt des Kampfes getragen wird. 
Hitler zeigt ſich als weitſchauender Taktiker. Aus dem Schickſal und den Erfahrungen 
der Erhebung von 1923 zog er die Konſequenzen. Die politiſche Situation war eine 
grundlegend andere geworden. Die wenn auch nur vorübergehende Konſolidierung 
der innerpolitiſchen Verhältniſſe ließ jeden illegalen Handſtreich als ausſichtslos und 
den legalen Weg als den allein Erfolg verſprechenden erſcheinen. Die Grundſätze, die 
vielfach verkannt, fpäter den Sieg der Bewegung fo folgerichtig und vollſtändig 
verbürgt haben, ſtanden ſchon damals bei ihm feſt. Es galt, die November- 
Demokratie auf ihrem eigenen Boden mit ihren eigenen Waffen zu ſchlagen. Siel- 
bewußt ging er in den neuen unendlich ſchweren Kampf, in einen Kampf, der zwar 
auf einer anderen Ebene lag, aber nicht minder heroiſch war als der bisherige. Es 
begann der Heldenkampf der Charaktere und Bekenner. 


Dem Führer wurde das Reden verboten. Der Partei fehlten die allernotwendigſten 
Mittel. Ihr Daſein in den nun folgenden Jahren wurde zu einer Kette von Ver- 
folgungen, Knebelungen und Schikanen. Wer ſich als Nationalſozialiſt bekannte, 
wurde verfemt und ausgeſtoßen aus dem Gemeinſchaftsleben des Staates, aus der 
bürgerlichen Geſellſchaft, aus dem Leben der klaſſenbewußten Arbeiterſchaft. Schon 
wer des Nationalſozialismus verdächtig war, wurde aus Amt und Brot gejagt, ge- 
ſchäftlich vernichtet, von der Arbeitsſtätte vertrieben und dem Elend preisgegeben. 


Hunderte, Tauſende wurden in die Gefängniſſe des Novemberſtaates geworfen. 
Durch die Straßen raſte der marxiſtiſche Blutterror. Alle Mächte der Hölle wurden 
gegen die vorwärtsſtürmende junge Bewegung entfeſſelt. Immer härter und 
ſchonungsloſer wurde das Ringen. Hunderte der beſten Kämpfer traf der marxiſtiſche 
Mordſtahl, aber Tauſende von neuen Freiheitskämpfern ergriffen das Banner und 
trugen es weiter bis in die letzten Winkel des deutſchen Landes. Die Heldentafel 
ihrer Toten iſt das Größte an der nationalſozialiſtiſchen Bewegung. Sie war das, 
was die deutſche Jugend, was Millionen Volksgenoſſen mit magnetiſcher Kraft in 
ihre Reihen zog. Sie alle fühlten es; eine Bewegung, ſür deren Idee man ſo ſterben 
kann, wie ihre Helden ſtarben und in der alle bereit find, es ihnen gleichzutun, trägt 
in ſich das Recht, Deutſchland zu ſein. 


Blut und Tränen, aber auch freudiger Kampfesſtolz, unbändiger Heldenmut und 
herrlicher Gemeinſchaftsgeiſt zeichnen den Weg, den die Bewegung in dieſen Jahren 
ihres Aufſtieges ging. In Stadt und Dorf, in den Mietskaſernen der Großſtädte, in 
Häuſern und Höfen, in Verſammlungen und auf der Straße, in den Familien 
zwiſchen Mann und Frau, zwiſchen Eltern und Kind, wurde gekämpft um die neue 
Weltanſchauung, wurde ſeeliſch gerungen um die Idee des Nationalſozialismus. Die 
Kirchen wurden gegen ihn mobiliſiert und die Kämpfer des neuen Deutſchland ſelbſt 
bis ins Grab verfolgt, um ihnen auch noch den Frieden der Seele zu nehmen. Aber 
nichts vermochte die Kämpſer zu erſchüttern, den Vormarſch der Bewegung zu 
hemmen. 

Was ſich in dieſen Jahren an ſeeliſchen Kämpfen innerhalb des Volkes — dem 
Außenſtehenden unfihtbar — in Wirklichkeit ereignet hat, von dem weiß die Welt 
heute noch nichts. Man muß dieſes heldenhafte Ringen, dieſes unaufhörlich ſchickſal⸗ 
hafte Wechſelſpiel von äußerer Not und höchſtem inneren Kraftgefühl ſelbſt miterlebt 
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und mitempfunden haben, um es in ſeiner ganzen Tiefe zu begreifen. Es wird für 
immer das Geheimnis und beglückende Wiſſen derer ſein, die ſich durch dieſe Hölle 
durchgekämpft haben. 


Am 14. September 1930 hatte das Schickſal zum erſtenmal der NSDAP in ihrem 
unendlich mühſamen Ningen mit einem äußeren großen Erfolg gewinkt. Als Lohn 
und Anſporn zugleich. Denn erſt das Jahr 1932 ſollte das Schickſalsjahr der Be⸗ 
wegung werden. Mit dem Jahr 1932 war für Adolf Hitler die Zeit gekommen, dem 
Gegner das Geſetz des Handelns vorzuſchreiben. In zwölf Wahlkämpfen des Jahres 
1932 forderte Adolf Hitler ſeine Gegner in die Schranken, ſuchte er die Entſcheidung, 
zerrieb er die gegneriſche Front durch feinen ſtahlharten, zähen Willen, bis fie am 
30. Januar 1933 endlich reif war zur Kapitulation. Nur wer den Sieg von heute an 
dem Maßſtab der übermenſchlichen Belaſtungen der Bewegung im Feldzug dieſes 
Jahres 1932 zu meſſen vermag, weiß die Größe des heute Errungenen auch richtig 
einzuſchätzen. Wenn es Wunder gäbe im Leben der Völker, dann könnte das deutſche 
Volk mit Recht dieſe glückhafte Wende ſeines Schickſals als übernatürliche Fügung 
für ſich in Anſpruch nehmen. Der tiefe fundamentale Wandel ſowohl der inneren 
ſeeliſchen wie der äußeren Haltung unſeres Volkes, den die nationalſozialiſtiſche 
Revolution zum Durchbruch gebracht hat, iſt ſelbſt für diejenigen, die mit in vorderſter 
Front diefes gigantiſchen Kampfes geſtanden haben, von unerhörter, kaum faßbarer 
Eindringlichkeit. Ein ſo erſtaunlicher und eindrucksvoller Wandel ſeines inneren und 
äußeren Antlitzes hat ſich vollzogen, daß der ausländiſche Beobachter ihn als natür- 
liche Gegebenheit auch heute noch nicht begreiſen kann. 


Wenn jemals das Wort, daß der Charakter die Tatſachen formt, ſich als richtig 
erwieſen hat, dann iſt es in dieſem Heldenkampfe der nationalſozialiſtiſchen Be⸗ 
wegung der Fall geweſen. 


Die weltanſchauliche Kraft, der dynamiſche Wille und die 
unerhörte Treue der nationalſozialiſtiſchen Bewegung haben 
in dieſem Titanenkampf den Sieg davongetragen; in ihm hat das deutſche Volk 
charakterlich ſeine Wiedergeburt erlebt. Der Idealismus ihres Wollens und der 
Gleichklang der Herzen ſchweißte die Bewegung zuſammen zu einer einzigen großen 
Familie, zu einer Schickſalsgemeinſchaft; einer für alle und alle für einen. 


Das hohe Lied der Treue und Opferbereitſchaft, die heroiſche 
Weltanſchauung erlebte mitten aus dem Volke heraus ſeine 
Auferſtehung. 

Ein gewaltiges Stück Weges iſt bereits zurückgelegt. Das Dritte Reich ſteht in 
feinen Fundamenten. Ruhend auf den unvergänglichen Werten des nordiſchen 
Menſchen und in der Tiefe der deutſchen Seele. Gefügt in die naturgewachſenen 
Wurzeln deutſcher Art und deutſchen Weſens. Gemqauert und geſtaltet von den 
lebendigen Kräften der Perſönlichkeit, die unſer Volk als Inkarnation ſeines eigenen 
Willens und Geiſtes geboren und hervorgebracht hat. Aufbau und Vollendung iſt 
die Zukunftsaufgabe, die hingebungsvolle Mitarbeit und nationalſozialiſtiſche 
Pflichterfüllung verlangt. 


An der Wiege des Dritten Reiches ſtand die Macht der Perſönlichkeit, die 
ſich in Adolf Hitler verkörpert. Ihre Bedeutung für das Werk und das Gelingen iſt 
überragend. Sicherlich hat die heutige Zeit noch zu wenig Diſtanz von dem Ge— 
ſchehen ihrer Tage, um es in welthiſtoriſcher Perſpektive zu ſehen. Für die Wieder- 
geburt der deutſchen Nation aber — das wiſſen wir heute bereits — bedeutet Adolf 
Hitler alles. Sein Wille war das Geſetz, nach dem die Bewegung nach 13 Jahren 
angetreten iſt. Sein Geiſt hat dieſes Ringen alleinbeſtimmend und verantwortlich 
geleitet in jeder Phaſe des Kampfes bis zum endgültigen Sieg. 


Das letzte an der Perſönlichkeit Adolf Hitlers wird uns wohl immer ein Myſterium 
bleiben. Der gottbegnadete Menſch geht ſeinen Weg, weil er ihn gehen muß. Hier 
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gilt das Wort, daß der Glaube Berge verfetzt. Der Glaube in Adolf Hitler und der 
Glaube an Adolf Hitler. Wie auch immer man das Geheimnis der Perſönlichkeit 
Adolf Hitlers erklären will, der Glaube an ihn, ſeine unerhörte Popularität, iſt heute 
in Deutſchland eine Macht von ungeheurer Stärke. Eine Macht, die neuartig und 
beiſpiellos iſt in der nationalen Beherrſchung der Völker. Aber dieſes neue Deutſch⸗ 
land der Disziplin und Autorität herrſcht kein Kaiſer oder König, kein Deſpot oder 
Tyrann: Das Dritte Reich wird beherrſcht von der Macht der Perſönlichkeit. 


Der Nationalſozialismus hat aus der Tiefe ſeiner Weltanſchauung heraus einen 
neuen Begriff des Politiſchen hervortreten laſſen, der ſein innerſtes Weſen erfaßt 
und in ſeiner ganzen Auffaſſung allein deutſcher Art entſpricht. So iſt das Geſetz 
des Willens eines der fundamentalſten Erkenntniſſe, welche die nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Weltanſchauung dem deutſchen Volke gegeben hat. Die Geſchichte der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Bewegung ſelbſt ift dafür ein eminent praktiſches Beiſpiel. Mit Recht 
hat man fie als organifierten Willen, als die Inkarnation des politiſchen Willens 
ſchlechthin bezeichnet. Weſſen der Wille fähig iſt, was der Wille als die alles be- 
wegende und alles überſchüttende Kraft für die nationalſozialiſtiſche Bewegung 
bedeutet hat, wiſſen wir heute. Aus dem Willen des einzelnen, der dem unbewußten 
Wollen des heimkehrenden Frontgeſchlechtes Ausdruck und Zielſetzung gab, iſt fie 
geboren worden. An ihrer Wiege ſtand kein Geld, kein Name. Ein Wille ſchuf die 
Bewegung aus dem Nichts. Was uns heute in der Arbeit des Tages noch kaum zum 
Bewußtſein kommt, wird dereinſt in der Geſchichte als ein Myſterium der Leiſtung 
verzeichnet ſein: Der Willenskraft eines einzelnen, der es verſtand, die gleiche Kraft 
des Willens in Millionen Herzen zu wecken, iſt es in einem Jahrzehnt unerhört harter 
Arbeit gelungen, unſer Volk aus feiner Zerſplitterung zu befreien und es zur ge⸗ 
ſchloſſenen Volksgemeinſchaft zu verſchmelzen. Eiſerner Wille gab den Führern — 
oft auf verlorenem Poſten — die Kraft auszuhalten. And dieſer unbeugſame Wille 
iſt die unerſchöpfliche Energiequelle, aus der die Bewegung zu ihrer heutigen Größe 
und Bedeutung für die Regeneration unſeres Volkes emporwuchs. 


So tft die Macht des Willens vielleicht das letzte Geheimnis der nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Bewegung. Wir Nationalſozialiſten wiſſen, daß ohne Können, ohne Fleiß 
und Ausdauer kein wirklich großer Erfolg in der Politik erzielt werden kann. Aber 
der Wille iſt das lodernde Fanal, das elementare, heroiſche und ſchlechthin unbedingte 
Element, das alle Lebensenergien erſt emporreißt und fie trägt. Wo dieſer Wille iſt, 
da iſt der Erfolg, wo er nicht iſt, da iſt der Kampf verloren, ehe wir angetreten find. 
Dieſen Willen als unerſchöpfliches und fluktuierendes Kraftreſervoir haben wir in 
der nationalſozialiſtiſchen Bewegung ſyſtematiſch in Form gebracht. Der Wille, der 
die nationalſozialiſtiſche Bewegung wie ein Strom durchglüht, formt ſich in der Per- 
ſönlichkeit. Auf ihr, auf dem Führerprinzip, iſt unſere Organiſation auf- 
gebaut. Wir haben dieſes Führerprinzip ganz planmäßig in unſerer Propaganda 
gepflegt und gefördert und dadurch die Kraft des Willens ſtets mit größtmöglichem 
Wirkungsgrad zum Einſatz gebracht. In dem Maße, in dem es uns gelang, alle ver ⸗ 
fügbaren Kräfte willensmäßig zu organiſieren und in die Entſcheidung einzuſetzen, 
haben wir unſere Ziele erreicht. Anſer politiſcher Propagandakampf um die Macht 
im Staate war ein Krieg, in dem nicht Soldaten aufmarſchierten, fondern ſeeliſche 
Energien. 


Nach ihren Geſetzen war eigentlich der Sieg mit mathematiſcher Sicherheit voraus- 
zuberechnen. Anſere Zuverfiht und unſer Selbſtbewußtſein während des Kampfes, 
die von fo unſchätzbarem Wert geweſen find, waren auch tatſächlich auf dieſer 
politiſchen Logik, die uns der Führer lehrte, gegründet. Zwei einfache Aberlegungen 
waren maßgebend. Die Wahrheit der nationalſozialiſtiſchen Idee erkannten wir in 
dem gefühlsmäßigen Empfinden, daß ſie dem innerſten Weſen unſeres Volkes 
entſpricht. Wer dazu die Macht des Willens fügte, für den war der Erſolg nur noch 
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eine Komponente dieſer Macht, die einzig und allein von der Organiſation und In⸗ 
tenſität unſeres eigenen Willenseinſatzes abhing. 


Für die nationalfozialiſtiſche Bewegung als Ganzes gibt es deshalb keine Grenzen 
ihrer Willenskraft, weil ſie ihre Impulſe ja unmittelbar aus dem unverſiegbaren 
Quell des volklichen Daſeins der Nation zieht. Nachdem der Nationalſozialismus 
entſprechend dem Vorbild des Aufbaues der Partei zur politiſchen Lebensform der 
ganzen Nation geworden iſt, verlieren die politiſchen Grundgeſetze, die in ihm 
lebendig find, keineswegs an Wirkſamkeit. Im Gegenteil, fie kommen nun auf einer 
höheren Ebene in der nationalſozialiſtiſchen Einheit der Nation zur ſtärkſten Ent⸗ 
faltung und politiſchen Auswirkung. Der Nationalſozialismus hat das Führer⸗ 
prinzip bis zu ſeiner letzten Konſequenz verwirklicht. 


Dieſes Führerprinzip ſteht in Wechſelwirkung mit einem anderen fundamentalen 
Grundſatz des Nationalſozialismus. Dem Führerprinzip auf der einen Seite ent- 
ſpricht auf der anderen die Politifierung der Geführten, die Politiſierung 
des Volkes, die der Nationalſozialismus zielbewußt verfolgt. Politik, das war 
vor dem Kriege in Deutſchland die Sache der Beamten und Diplomaten. Das Volk 
nahm innerlich keinen Anteil an ihr, ſtand ihr intereſſelos und feindſelig gegenüber. 
Adolf Hitler aber hat das Volk wieder unmittelbar an die Politik herangebracht, hat 
dem Volke die Welt der Politik erſchloſſen. 


Er verlangt nicht vom einzelnen, daß er Politik treibt. Dieſe Kunſt bleibt wenigen 
dazu Berufenen und Auserwählten vorbehalten. Aber er verlangt von jedem ein- 
zelnen im deutſchen Volke, daß er politiſch denkt und fühlt. Denkt über den bisherigen 
kleinen Horizont hinaus, und damit die Bedeutung der Volksgemeinſchaft gerade 
auch für feine eigenen Intereſſen, für fein eigenes Leben erkennt. Denn der National- 
ſozialismus ſetzt als höchſten Wertmaßſtab nicht das „Individuum“ oder die 
„Menſchheit“, ſondern das Volk als einzige reale und organiſch gewachſene Ganzheit 
ein, die das Leben kennt. „Einer für alle und alle für einen“, lautet daher fein volks⸗ 
politiſches Prinzip, aus dem ſich unerhört kraftſpendende Wirkungen für das Leben 
der Geſamtheit wie des einzelnen ergeben. 


„Politik verdirbt den Charakter“, ſo ſagte man vordem. Man kennzeichnete damit 
allerdings treffend die Charakterſchwäche derjenigen, die ſich zwar als Politiker be- 
zeichneten, aber unter dieſer Firma etwas anderes betrieben als Politik. „Politik 
iſt das Schickſal“, ſagt demgegenüber der Nationalſozialismus. And er verlangt 
damit von jedem einzelnen nichts anderes, als daß er ſich mit ſeinem eigenen und 
ſeiner Volksgenoſſen Schickſal beſchäftigt. Das politiſche Denken allerdings, zu dem 
der Nationalſozialismus das Volk erzieht, iſt nicht kompliziert, nicht verwirrend und 
wiſſenſchaftlich problematiſch. Es iſt einfach, klar und einheitlich. Denn der National- 
ſozialismus iſt nicht eine politiſche Herrſchaftsform, über die man in der Schule 
abſtrakt lehren kann wie über irgendeine andere, wie beiſpielsweiſe über Demokratie, 
Monarchie, Oligarchie oder Deſpotismus. Der Nationalſozialismus iſt die Welt⸗ 
anſchauung des deutſchen Volkes ſchlechthin. Iſt die Weltanſchauung, die ſeinem 
eigenen innerſten Weſen entſpricht. Iſt das politiſche Grundgeſetz des deutſchen 
Volkes. Die elementare Grundſorm ſeines politiſchen Lebens überhaupt, ohne die 
wirkliche Politik für das Volk zu treiben gar nicht möglich iſt. 


Als Staatsform aber iſt der Nationalſozialismus keine Diktatur im Sinne eines 
dem Volke aufgezwungenen Deſpotismus, ſondern eine ganz neue Form nationaler 
Demokratie. Eine Staatsſorm, die von innen aus einem neugeborenen nationalen 
Willen organiſch herausgewachſen iſt und in ihm ſelbſt wurzelt. Der oberſte Führer 
der Nation iſt hier nur der Vollſtrecker des Volkswillens. Aber nicht eines ſtändig 
wechſelnden parlamentariſchen Zahlenwillens, fondern jenes immanenten Willens zur 
Selbſtbehauptung, der jedem Volke blutsmäßig innewohnt. 
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So iſt die weltanſchauliche Bafis, auf der die NSA fteht, aus einem Guß, 
innerlich feſt und unangreifbar. Wenn jeder einzelne Volksgenoſſe dieſe politiſche 
Wiſſensgrundlage beſitzt, ſie gleichſam mit der Muttermilch bekommt, dann ordnet ſich 
ihm das politiſche Leben finnvoll und klar, dann tft für jeden einzelnen wie für alle 
das Falſche finnlos und unmöglich, das Rechte begreiflich und verpflichtend. 


Aus dieſer Grundlage nationalſozialiſtiſcher Erziehung zum politiſchen Denken, die 
von entſcheidender Bedeutung iſt, wird der Führungsanſpruch des National- 
ſozialismus nicht nur verſtändlich, ſondern er ergibt ſich daraus als logiſche Folge⸗ 
rung, als zwingendes Poſtulat. Wer dieſe elementare nationalſozialiſtiſche Grund- 
lage des Denkens beſitzt, wird in einer beſtimmten Situation mit faſt ſchlaſwandle⸗ 
riſcher Sicherheit den jeweils richtigen Entſchluß treffen und fo handeln, wie es das 
Intereſſe der Nation erfordert. Er kann dabei im einzelnen irren, im Prinzip und 
auf die Dauer nicht. „Beſſer mit zehn Entſchlüſſen einen falſchen treffen, als von 
zehn notwendigen Entſchlüſſen überhaupt nur einen faſſen, und von dieſem einen noch 
neun Zehntel falſch“, ſagte einmal der Führer. Dieſen Gleichklang der Herzen und 
des Denkens haben wir in der nationalſozialiſtiſchen Bewegung tauſendmal praktiſch 
erlebt. Dieſes politiſche Rezept iſt erprobt! Und aus dieſer, nur aus dieſer Sphäre 
der politiſchen Zweckmäßigkeit für unſer Volk leitet der Nationalfozialismus ſeinen 
Führungsanſpruch ab. Wenn die Nation nationalſozialiſtiſch iſt und ſein muß, dann 
können auch ihre Führer nur national ſozialiſtiſch fein. Dieſes Recht zur Führung iſt 
nicht nur im Intereſſe des Volkes vernünftig, ſondern auch logiſch zwingend und 
naturnotwendig bedingt. 

Das Geſetz der Homogenität von Volk, Staat und Führung iſt eines 
der weſentlichſten Prinzipien, die der Nationalſozialismus verwirklicht hat, um die 
Nation politiſch in Form bringen zu können. Der Begriff der Nation nur als ftaat3- 
politiſch abſtrakte Einheit iſt durch ihn überwunden worden. Das lebendige Binde⸗ 
glied, das ſich in Volk, Staat und Führung erfaßt, iſt die Partei. Die Partei, deren 
Wurzeln im Volke liegen, iſt ein geſchloſſener Organismus, der bereits alle Lebens- 
funktionen des ſtaatlichen Gemeinſchaftslebens von Grund auf in ſich ſelbſt entwickelt 
hat. Nur ſo konnte die Partei Volk und Staat wieder zuſammenführen. Nur ſo 
konnte ſie dem Staate wieder das Volk und dem Volk wieder den Staat bringen. 
And deshalb iſt die nationalſozialiſtiſche Partei die politiſche Lebensform und Kraft- 
quelle der Nation zugleich, die die Einheit von Volk und Staat verbürgt. Nicht nur 
für die Gegenwart, ſondern auch für die Zukunft. 


Der Totalitätsanſpruch der nationalſozialiſtiſchen Partei iſt in dieſem Gedanken 
urſächlich begründet. 

Die Homogenität von Volk und Staat, die Volkwerdung der Nation, die ſie dem 
Nationalſozialismus verdankt, bringt nun außerordentliche Kräfte hervor. Kräfte, 
die politiſch nach innen und außen wirkſam gemacht werden können. Beſeitigung aller 
Kraftvergeudung im Innern, um alle Energien der Nation zum Einſatz nach außen 
freizumachen, dieſes Prinzip, das alle anderen vorher behandelten einſchließt und um- 
faßt, möchte ich als das politiſche Geſetz der Kraftgewinnung durch Konzentration 
bezeichnen. Der Nationalſozialismus hat es in der Politik zur Geltung gebracht. 
Alles Große tft einfach. Auch der nationalſozialiſtiſche Staats 
gedanke iſt eine jener großen wirklichkeitsnahen und monumental einfachen Ideen, 
die Geſchichte machen, weil fie die Geſetze des Lebens ſelbſt wieder in das Bewußtſein 
des Volkes zurückführen und damit feine Kräfte auf natürlichem Wege zur Ent⸗ 
faltung bringen. Dieſe Geſetze beherrſchen und ſie ſo anwenden, daß die elementaren 
Kräfte eines Volkskörpers zu ſinnvollſter Entwicklung im Innern und zum erfolg⸗ 
reichſten Einſatz nach außen im internationalen Kraftfeld kommen — darin beſteht die 
wahre Kunſt der Politik. 

Was einer Politik ohne Volk zu erreichen unmöglich iſt, wird einer Politik unſchwer 
gelingen, an der das geſamte Volk lebendigſten Anteil nimmt. Anteil nimmt in dem 


— 1 — | Beittag2 


6 Dietrich 


eine Komponente dieſer Macht, die einzig und allein von der Organiſation und In⸗ 
tenfität unſeres eigenen Willenseinſatzes abhing. 


Für die nationalſozialiſtiſche Bewegung als Ganzes gibt es deshalb keine Grenzen 
ihrer Willenskraft, weil fie ihre Impulſe ja unmittelbar aus dem unverficgbaren 
Quell des volklichen Daſeins der Nation zieht. Nachdem der Nationalſozialismus 
entſprechend dem Vorbild des Aufbaues der Partei zur politiſchen Lebensform der 
ganzen Nation geworden iſt, verlieren die politiſchen Grundgeſetze, die in ihm 
lebendig find, keineswegs an Wirkſamkeit. Im Gegenteil, ſie kommen nun auf einer 
höheren Ebene in der nationalſozialiſtiſchen Einheit der Nation zur ſtärkſten Ent⸗ 
faltung und politiſchen Auswirkung. Der Nationalſozialismus hat das Führer⸗ 
prinzip bis zu ſeiner letzten Konſequenz verwirklicht. 


Dieſes Führerprinzip ſteht in Wechſelwirkung mit einem anderen fundamentalen 
Grundſatz des Nationalſozialismus. Dem Führerprinzip auf der einen Seite ent- 
ſpricht auf der anderen die Politiſierung der Geführten, die Politiſierung 
des Volkes, die der Nationalſozialismus zielbewußt verfolgt. Politik, das war 
vor dem Kriege in Deutſchland die Sache der Beamten und Diplomaten. Das Volk 
nahm innerlich keinen Anteil an ihr, ſtand ihr intereſſelos und feindſelig gegenüber. 
Adolf Hitler aber hat das Volk wieder unmittelbar an die Politik herangebracht, hat 
dem Volke die Welt der Politik erſchloſſen. 


Er verlangt nicht vom einzelnen, daß er Politik treibt. Dieſe Kunſt bleibt wenigen 
dazu Beruſenen und Auserwählten vorbehalten. Aber er verlangt von jedem ein- 
zelnen im deutſchen Volke, daß er politiſch denkt und fühlt. Denkt über den bisherigen 
kleinen Horizont hinaus, und damit die Bedeutung der Volksgemeinſchaft gerade 
auch für feine eigenen Intereſſen, für fein eigenes Leben erkennt. Denn der National- 
ſozialismus ſetzt als höchſten Wertmaßſtab nicht das „Individuum“ oder die 
„Menſchheit“, ſondern das Volk als einzige reale und organiſch gewachſene Ganzheit 
ein, die das Leben kennt. „Einer für alle und alle für einen“, lautet daher fein volks- 
politiſches Prinzip, aus dem ſich unerhört kraftſpendende Wirkungen für das Leben 
der Geſamtheit wie des einzelnen ergeben. 


„Politik verdirbt den Charakter“, ſo ſagte man vordem. Man kennzeichnete damit 
allerdings treffend die Charakterſchwäche derjenigen, die ſich zwar als Politiker be- 
zeichneten, aber unter dieſer Firma etwas anderes betrieben als Politik. „Politik 
iſt das Schickſal“, ſagt demgegenüber der Nationalſozialismus. And er verlangt 
damit von jedem einzelnen nichts anderes, als daß er ſich mit ſeinem eigenen und 
ſeiner Volksgenoſſen Schickſal beſchäftigt. Das politiſche Denken allerdings, zu dem 
der Nationalſozialismus das Volk erzieht, iſt nicht kompliziert, nicht verwirrend und 
wiſſenſchaftlich problematiſch. Es iſt einfach, klar und einheitlich. Denn der National- 
ſozialismus iſt nicht eine politiſche Herrſchaftsform, über die man in der Schule 
abſtrakt lehren kann wie über irgendeine andere, wie beiſpielsweiſe über Demokratie, 
Monarchie, Oligarchie oder Deſpotismus. Der Nationalſozialismus iſt die Welt- 
anſchauung des deutſchen Volkes ſchlechthin. Iſt die Weltanſchauung, die ſeinem 
eigenen innerſten Weſen entſpricht. Iſt das politiſche Grundgeſetz des deutſchen 
Volkes. Die elementare Grundform ſeines politiſchen Lebens überhaupt, ohne die 
wirkliche Politik für das Volk zu treiben gar nicht möglich iſt. 


Als Staatsform aber iſt der Nationalſozialismus keine Diktatur im Sinne eines 
dem Volke aufgezwungenen Deſpotismus, ſondern eine ganz neue Form nationaler 
Demokratie. Eine Staatsſorm, die von innen aus einem neugeborenen nationalen 
Willen organiſch herausgewachſen iſt und in ihm ſelbſt wurzelt. Der oberſte Führer 
der Nation iſt hier nur der Vollſtrecker des Volkswillens. Aber nicht eines ſtändig 
wechſelnden parlamentariſchen Zahlenwillens, ſondern jenes immanenten Willens zur 
Selbſtbehauptung, der jedem Volke blutsmäßig innewohnt. 
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So tft die weltanſchauliche Bafis, auf der die NSDAP fteht, aus einem Guß, 
innerlich feſt und unangreifbar. Wenn jeder einzelne Volksgenoſſe dieſe politiſche 
Wiſſensgrundlage befigt, fie gleichſam mit der Muttermilch bekommt, dann ordnet fi 
ihm das politiſche Leben finnvoll und klar, dann iſt für jeden einzelnen wie für alle 
das Falſche ſinnlos und unmöglich, das Rechte begreiflich und verpflichtend. 


Aus dieſer Grundlage nationalſozialiſtiſcher Erziehung zum politiſchen Denken, die 
von entſcheidender Bedeutung iſt, wird der Führungsanſpruch des National- 
ſozialismus nicht nur verſtändlich, ſondern er ergibt ſich daraus als logiſche Folge⸗ 
rung, als zwingendes Poſtulat. Wer dieſe elementare nationalſozialiſtiſche Grund- 
lage des Denkens beſitzt, wird in einer beſtimmten Situation mit faſt ſchlafwandle⸗ 
riſcher Sicherheit den jeweils richtigen Entſchluß treffen und ſo handeln, wie es das 
Intereſſe der Nation erſordert. Er kann dabei im einzelnen irren, im Prinzip und 
auf die Dauer nicht. „Beſſer mit zehn Entſchlüſſen einen falſchen treffen, als von 
zehn notwendigen Entſchlüſſen überhaupt nur einen faſſen, und von dieſem einen noch 
neun Zehntel ſalſch“, ſagte einmal der Führer. Dieſen Gleichklang der Herzen und 
des Denkens haben wir in der nationalſozialiſtiſchen Bewegung tauſendmal praktiſch 
erlebt. Dieſes politiſche Rezept iſt erprobt! And aus dieſer, nur aus dieſer Sphäre 
der politiſchen Zweckmäßigkeit ſür unſer Volk leitet der Nationalſozialismus ſeinen 
Führungsanſpruch ab. Wenn die Nation nationalſozialiſtiſch iſt und ſein muß, dann 
können auch ihre Führer nur nationalſozialiſtiſch ſein. Dieſes Recht zur Führung iſt 
nicht nur im Intereſſe des Volkes vernünftig, ſondern auch logiſch zwingend und 
naturnotwendig bedingt. 

Das Geſetz der Homogenität von Volk, Staat und Führung iſt eines 
der weſentlichſten Prinzipien, die der Nationalſozialismus verwirklicht hat, um die 
Nation politiſch in Form bringen zu können. Der Begriff der Nation nur als ſtaats⸗ 
politiſch abſtrakte Einheit iſt durch ihn überwunden worden. Das lebendige Binde⸗ 
glied, das ſich in Volk, Staat und Führung erfaßt, iſt die Partei. Die Partei, deren 
Wurzeln im Volke liegen, tft ein geſchloſſener Organismus, der bereits alle Lebens- 
funktionen des ſtaatlichen Gemeinſchaftslebens von Grund auf in ſich ſelbſt entwickelt 
hat. Nur ſo konnte die Partei Volk und Staat wieder zuſammenführen. Nur ſo 
konnte ſie dem Staate wieder das Volk und dem Volk wieder den Staat bringen. 
And deshalb iſt die nationalſozialiſtiſche Partei die politiſche Lebensform und Kraft- 
quelle der Nation zugleich, die die Einheit von Volk und Staat verbürgt. Nicht nur 
für die Gegenwart, ſondern auch für die Zukunft. 


Der Totalitätsanſpruch der nationalſozialiſtiſchen Partei iſt in dieſem Gedanken 
urſächlich begründet. 

Die Homogenität von Volk und Staat, die Volkwerdung der Nation, die ſie dem 
Nationalſozialismus verdankt, bringt nun außerordentliche Kräfte hervor. Kräfte, 
die politiſch nach innen und außen wirkſam gemacht werden können. Beſeitigung aller 
Kraftvergeudung im Innern, um alle Energien der Nation zum Einſatz nach außen 
freizumachen, dieſes Prinzip, das alle anderen vorher behandelten einſchließt und um⸗ 
faßt, möchte ich als das politifhe Geſetz der Kraftgewinnung durch Konzentration 
bezeichnen. Der Nationalſozialismus hat es in der Politik zur Geltung gebracht. 
Alles Große iſt einfach. Auch der nationalſozialiſtiſche Staats 
gedanke iſt eine jener großen wirklichkeitsnahen und monumental einfachen Ideen, 
die Geſchichte machen, weil ſie die Geſetze des Lebens ſelbſt wieder in das Bewußtſein 
des Volkes zurückführen und damit ſeine Kräfte auf natürlichem Wege zur Ent⸗ 
faltung bringen. Dieſe Geſetze beherrſchen und ſie ſo anwenden, daß die elementaren 
Kräfte eines Volkskörpers zu finnvollſter Entwicklung im Innern und zum erfolg- 
reichſten Einſatz nach außen im internationalen Kraftfeld kommen — darin beſteht die 
wahre Kunſt der Politik. 


Was einer Politik ohne Volk zu erreichen unmöglich iſt, wird einer Politik unſchwer 
gelingen, an der das geſamte Volk lebendigſten Anteil nimmt. Anteil nimmt in dem 
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Bewußtſein, daß die Entſchlüſſe der Führung ſeine eigenen Entſchlüſſe find, für die 
es mit aller Leidenſchaſt einzutreten bereit iſt. And darum iſt für uns National- 
ſozialiſten die Politik nicht die Kunſt des Möglichen und die Politik des Möglichen 
keine Kunſt. Das Volk dem Staat als Kraftquelle erſchließen und aus ihm Kräfte 
entwickeln, mit denen das unmöglich Erſcheinende möglich zu machen iſt, darin 
beſteht die Kunſt! 


In der nationalſozialiſtiſchen Partei aber hat die ganze Nation von 
dieſer Perſönlichkeit ihres Schöpfers Beſitz ergriffen. Die Partei wird als eine 
unverſiegbare Quelle neuer Perſönlichkeitswerte der Garant für eine geſicherte Ent ; 
wicklung auch der Zukunft ſein. Die nationalſozialiſtiſche Partei iſt der Sauerteig 
der weltanſchaulichen Durchdringung und Durchknetung unſeres Volkes, iſt zugleich 
aber auch die Inſtitution, die als neue feſtgegründete Führungs⸗Hierarchie den 
nationalſozialiſtiſchen Staat für fernſte Zukunft zu gewährleiſten in der Lage iſt. 

Es iſt ein abſolut klarer und überzeugender Gedanke, daß zwar die Schöpfung einer 
ſolchen Bewegung nur von einem Führer vollzogen werden konnte, der dazu vom 
Schickſal beſtimmt war, daß ſie aber — einmal errichtet — die Kräfte zu ihrer Weiter⸗ 
führung in ſich ſelbſt trägt. And zwar dann, wenn fie auf unerſchütterlichen Grund- 
fätzen aufgebaut iſt und ein Führertum aus ſich heraus entwickelt, das die ganze 
Partei wie einen Orden und eine verſchworene Gemeinſchaft in blindem Gehorſam 
hinter ſich hat. Durch den Ruf „Der König iſt tot, es lebe der König“, wurde das 
Aberperſönliche der monarchiſchen Inſtitution gekennzeichnet. Die national- 
ſozialiſtiſche Führerfolge wird für alle Zukunft aus der nicht weniger zeitloſen 
Hierarchie der Partei erwachſen. Am eine Krone zu erben, fast Adolf Hitler, muß 
man Erſtgeborener ſein, um eine Krone du erwerben, iſt es notwendig, Aus 
erwählter zu fein. 


In der nationalſozialiſtiſchen Partei, aus der das Dritte Reich erſtanden iſt, ſoll für 
alle Zukunft der Geiſt des Führers niedergelegt und lebendig ſein. Aus ihr ſoll nach 
ihren geheiligten Grundſätzen die Ausleſe der Führergemeinſchaft organiſch heraus- 
wachſen, die wie eine unerſchütterliche Garde zuſammenſteht, um die Einheit von 
Partei und Staat für alle Zeiten zu verbürgen. Wenn Stillſtand Rückſchritt und Ver. 
greifung Tod bedeutet, dann wird ſich die nationalſozialiſtiſche Führerausleſe nach 
Grundſätzen vollziehen, die die nachfolgenden Geſchlechter unaufhörlich zu lebendigem 
Einſatz zwingt. Der ewige Strom der Jugend, der unſere Bewegung emporgetragen 
hat und immer aufs neue in ihr den Willen ſich geſtalten und erneuern läßt, darf und 
wird in ihren Reihen niemals auch nur ſtocken. Die jungen, willensſtarken Kräfte 
werden im nationalſozialiſtiſchen Staate immer und zu allen Zeiten das Tor zur 
Führung offen finden, über dem geſchrieben ſteht das Wort „Leiſtung“. 


Revolutionen find immer berechtigt und notwendig, wenn Regierungsſyſteme erſtarren 
und dem flutenden Leben der Nation keine Entwicklungsmöglichkeiten mehr geben. 
Der Nationalſozialismus, der ſelbſt eine Revolution vollzog, wird aus dieſer Er⸗ 
kenntnis für ſein eigenes Schickſal die Lehre ziehen. Er wird als Staat die Revolution 
von innen heraus überwinden, indem er ihre Arſachen beſeitigt und ſeine Führung für 
alle Zeit organiſch und unlösbar mit dem Leben der Nation verbindet. Wer aus der 
nationalſozialiſtiſchen Führergemeinſchaft als Führer erwählt hervorgeht, hinter den 
wird die Partei treten wie ein Mann, um das zeitloſe Vermächtnis ihres Schöpfers 
zu erfüllen. In ihm liegt die Anſterblichkeit der Bewegung beſchloſſen und damit 
die Zukunft des deutſchen Volkes. 
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I. Die Grundlagen des Bodenrechts 


1. Die Einheit von Blut und Boden 


In einer Zeit, in der es der Wiſſenſchaft darauf ankam, bei allen Gebilden des 
natürlichen und geſchichtlichen Lebens abſtrakt das Allgemeine und Gleichförmige zu 
erfaſſen, definierte man den Staat als die Einheit von Staatsgewalt, Staatsvolk und 
Staatsgebiet. Heute gilt es, die Erkenntnis zu vertiefen, welche inneren Zuſammen⸗ 
hänge zwiſchen Staatsgewalt, Staatsvolk und Staatsgebiet — bei jedem Staat in 
verſchiedener Weiſe — beſtehen. Wenn ſchon damit die Frage geſtellt wird nach der 
Beziehung des Volkes zu ſeinem Boden, ſo ſind wir damit doch noch weit entfernt 
von dem Sinn der Einheit von „Blut und Boden“, die den Kraftquell der national- 
ſozialiſtiſchen Bewegung und die Grundlage unſeres Staates bildet. Denn Blut 
und Boden ſtehen nicht nur beide als Vorausſetzungen unſeres Staates in einem 
äußeren Zuſammenhang, ſondern bilden nach der germaniſchen Weltanſchauung als 
Sippe und Hof ſich gegenſeitig erhaltende Glieder einer zeitlos dauernden rechtlichen 
Einheit. Was dieſe rechtliche Einheit von Blut und Boden für unſer Volk bedeutet 
hat und in Zukunft bedeuten wird, kann zunächſt durch den Gegenſatz klargemacht 
werden, in dem das Recht von Blut und Boden zu dem Recht der Nomaden ſteht. 


2. Der Gegenſatz: Die Nomaden 


Es gibt Völker, die den Boden nicht anders einſchätzen als nach dem Nutzen, den 
er ohne einen dauernden Arbeitsaufwand ihnen, ſei es auch nur vorübergehend, 
gewähren kann. Dieſe Völker gedeihen auf jedem Voden, wenn er nur — gleichviel 
in welcher Form — ſich gewinnbringend ausbeuten läßt. Sie können daher nach dem 
Leitſatz: „Wo es Dir wohlgeht, da iſt Dein Vaterland“ ihren jeweiligen Standort 
wechſeln. Andere Völker ſind ſo an einen beſtimmten Boden gebunden, daß ſie wie 
Bäume tief darin wurzeln und nur mit Gefahr auf andersartigen Boden verpflanzt 
werden können. 


Die Landſchaft, die die Ausbildung jenes leicht wechſelnden Typs begünftigt, iſt die 
Steppe und die Wüſte. Sie ernährt den Menſchen durch die Weide, die ſie ſeinen 
Herden und dem jagdbaren Wild bietet. Die Weidefläche verändert ſich nach Klima 
und Jahreszeit und zwingt die Herden, ihre Weideplätze zu wechſeln. Die Menſchen 
folgen ihnen. Sie ſind Nomaden, d. h. Wanderhirten, und durch die Steppe oder 
Wüſte gezwungen, die ihnen ohne Saat zuwachſende Weide zu nutzen, wo ſie ſich 
immer bieten mag. Auf der Grundlage dieſes Wanderlebens entwickelt ſich eine 
beſondere Verſaſſung der wandernden Stämme, ein beſonderes Recht. 


Die Tatſache, daß der einzelne in Wüſten, Steppen und Tundren ſich nicht vom 
Stamm und dem Zuge der Herden von Weideplatz zu Weideplatz entfernen kann, 
kettet ihn unlöslich an den Stamm und macht ihn als einzelnen hilflos. Sie hindert 
ihn, mit eigener Sippe ein perſönliches, eigenes Daſein zu begründen, da er 
nicht ſich an Grund und Boden zu halten und nicht den Grund zu eigenem Haufe 
zu legen vermag. Das unſtete Amherziehen diktiert das Geſetz, nach dem der Stamm 
zu leben hat, und erlegt dem einzelnen die Befolgung des Geſetzes als eine für ihn 
und den Stamm gegebene äußere Notwendigkeit auf. 


Da der einzelne keinen eigenen Grund und Boden hat, fehlt ihm die Stätte für eine 
beſondere Auſzucht ſeiner Kinder und für die erbmäßige Tradition der Sippe. 
Damit fehlt aber auch die Grundlage für eine Ehe. Die Sorge für das Leben der 
Kinder trägt der ganze Stamm, die Geſamtheit der Männer. Darum hat der Vater 
mit dem geborenen Kinde und deſſen Mutter keine beſondere rechtliche Verbindung, 
und die Frauen haben nur geringen Rang. Das geſamte Eherecht, das auf dem 
Zuſammenhang der Familie, der Stellung des Hausherrn und der Hausherrin auf- 
baut, iſt für das Nomadentum undenkbar. Ebenſowenig kennt der Nomade eine 
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Verantwortung für feinen Beſitz. Das Vieh zieht kraft feines Inſtinkts ſelber und 
mit größerer Sicherheit, als der Menſch es könnte, nach den jeweiligen grünen 
Weideflächen, und der Nomade folgt ihm. 


3. Bauer und Boden, das Grund verhältnis des Eigentums rechts 

Ganz anders das Recht der Völker, die als Bauern feft auf ihrem Boden anſäſſig 
waren. Der Bauer empfängt die Früchte feines Ackers und die Erträge feines Vieh⸗ 
beſtandes nicht als bloße Ausbeute einer ſchenkenden Natur, ſondern als Ernte ſeiner 
Arbeit, nicht nur als unverdiente Gnade, ſondern als Frucht ſeines verantwortlichen 
Schaffens zuſammen mit den von ihm angeregten und gepflegten natürlichen Kräften. 
Er fühlt ſich nicht auf den Stamm, die Geſamtheit der Männer, angewieſen, die bei 
den Nomaden durch ihren Raubzug oder ihre gemeinſamen Jagden einem jeden die 
Beute vermitteln müſſen; ſondern der Bauer ſteht in einem perſönlichen Ver. 
hältnis zu ſeinem Boden und ſeinem Vieh, dem er mit ſeiner Arbeit und durch ſeine 
Pflege dient. Es leuchtet ein, daß das Eigentum für dieſen Bauern einen ganz 
anderen Sinn haben muß, als ihn der Beſitz der Beute für den Nomaden hat, dem 
die Beute vom Stamm zugeteilt wird wie die Dividende dem Aktionär. Wir ſehen, 
daß das bäuerliche Eigentum ſowohl Pflicht wie Recht, Dienſt wie eigene und freie 
Verantwortung in ſich ſchließt. 


Die Beute, die dem Beſitzer keine Pflicht auferlegt, weil fie nicht für die dauernde 
Erhaltung, ſondern nur zum Genuß beſtimmt iſt, weiſt auch dem Recht keine Richtung, 
wie fie zu behandeln iſt. So erſcheint das Recht an der Beute nur in der unent- 
wickelten Form als die Befugnis, beliebig mit ihr zu verfahren, ein Nechtsbegriff, 
der mit dem Bürgerlichen Geſetzbuch zum Eigentumsbegriff des bürgerlichen Rechts 
überhaupt geworden iſt. Aber nicht das Recht des Nomaden an der ihm zugeteilten 
Beute, ſondern die Stellung des Bauern zu feinem Hof und Acker erſcheint uns als 
das Vorbild und die Grundvorſtellung für das Verhältnis aller ſchaffenden Arbeit 
zu ihrem Werke und darum als der Ausgangspunkt für die Auffaſſung und 
Geſtaltung des Eigentumsrechts. 


Nicht der Genuß und Verbrauch allein kann den Inhalt eines Rechtes ausſchöpfen, 
fondern Necht kann nur ſein, was der Erhaltung der lebenſchafſenden Kräfte dient: 
die Verantwortung des Eigentümers für die ihm zu Gebote ſtehenden Mittel, ſei es 
Acker und Vieh, ein Betrieb oder ein anderes Werk, der Dienſt zu ihrer Erhaltung 
und die Erhaltung des Eigentümers durch fie. Für dieſen Begriff eines verantwort- 
lichen Eigentums iſt das Bauernrecht durch das Reichserbhofgeſetz wieder weg⸗ 
weiſend geworden. 


4. Bauer und Dererbung 

Die Stellung des Bauern zum Boden und Hof bewahrt immer vor allen anderen 
Formen des Eigentums eine Beſonderheit. Sie wird uns voll bewußt, wenn wir 
uns die germaniſche Odalsverfaſſung vergegenwärtigen. Erſt dann erſchließt ſich uns 
der Sinn der Einheit von Blut und Boden. 


Der Boden iſt nicht ein Werk, das vom Menſchen für ſeine Zeit geſchaffen iſt wie 
eine Werkſtätte oder ein Induſtriebetrieb. Der Boden überdauert nicht nur den 
einzelnen Menſchen, ſondern auch das Leben feiner Enkel und Arenkel. Kraft der 
Wirkung der Sonne kann der Acker Früchte tragen, ſolange er beſtellt wird. Darum 
erſchien der Acker den Germanen unſerer Frühzeit nicht als eine Sache wie andere 
Sachen, ſondern als ein von der Gottheit, vom All, verliehenes Gut, als Sonnen- 
lehen. Da das Gut germaniſch „od“ heißt, eine Silbe, die noch in unſerem „Klein ⸗ od“ 
wiederkehrt, galt ihm das vom „All“ verliehene Gut als „All. od“ oder — in um- 
gekehrter Stellung der beiden Silben — als „Odal“ (der Ton ruht auf der 
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Wie kann der Menſch, der felber kurzlebig ift, zum Träger und Eigentümer eines 
Odals werden und zu dem ewigen Acker in eine rechtliche, alſo richtige und beſtändige 
Beziehung treten? Dieſe Grundfrage beantwortet das germaniſche Recht dadurch, 
daß der einzelne zum Träger einer bleibenden, durch die reine Vererbung des 
Geblüts ſich erhaltenden Art und Geſchlechterfolge wird. Durch die Vererbung des 
Geblüts ift der einzelne ein Glied der Kette, die vom Arahn zum Arenkel reicht. Die 
Erhaltung dieſer Kette ſetzt die reine Vererbung des Geblüts voraus, die allein die 
Gleichheit der Art in Ahnen und Nachfahren verbürgt. Dieſe reine Vererbung 
ſicherte das Recht durch die Ehegeſetze. 


5. Zucht und Ehe 


Nach germaniſcher Auffaſſung ift die Erbmaſſe göttlichen Arſprungs. Sie kann nur 
von einem aus gleichem Geblüt geborenen Weibe empfangen, getragen und geboren 
werden, wenn fie in gleicher Reinheit der Nachkommenſchaft übermittelt werden ſoll. 
Vermiſchung mit fremdem oder minderem Blut bewirkt nach germaniſcher Auf ⸗ 
faſſung Erſchlaffung und Entartung der Nachkommenſchaft. Amgekehrt erweiſt ſich 
in vollwertigen Nachkommen die reine Erhaltung des Geblüts. Während die Ehre 
des Mannes ſich auf feine Vorfahren und feine Taten gründet, iſt die Tüchtigkeit 
der Nachkommenſchaft die beſondere Ehre der Frau als Mutter. Der Mann, der 
nach germaniſcher Anſchauung vollwertig iſt, zeichnet dadurch feine Mutter als rein- 
blütige Frau aus. Er ſelber kehrt in der Ehe wieder zu einem reinblütigen Weibe 
zurück, um durch ſie ſeine Art weiterzureichen, Kinder zu zeugen, die feine Erbmaſſe 
tragen und fein Leben fortführen können. So kreuzt ſich der Kreislauf der männ- 
lichen Erbmaſſe innerhalb des weiten, aber in ſich geſchloſſenen Kreiſes des Geblüts 
mit dem der weiblichen Erbmaſſe und beide verbinden ſich zu einem ewigen Kreis- 
lauf. Der geſchloſſene Ring des in Zucht und Ehe erhaltenen Geblüts wird als 
Ehering wie in der Brautkrone und den Grabkränzen zum Sinnbild. Dieſer Kreis- 
lauf iſt keine bloße Naturgegebenheit, die der Menſch nur hinnehmen könnte, ſondern 
ſetzt eine Ordnung, d. h. Zucht und Recht voraus, die das natürlich übermittelte 
Geblüt hegen und erhalten. 

Die Germanen trugen durch eine geſunde Aufzucht des Nachwuchſes, durch gute Aus- 
leſe bei der Gattenwahl und durch Ausmerzen der Entarteten Sorge, jenen Kreislauf 
ihres unvermiſchten Blutes zu ſichern. So berichtet Adam von Bremen (16) über 
die Sachſen: „Für ihre Abkunft und ihren Geburtsadel trugen fie auf das um- 
ſichtigſte Sorge. Sie ließen ſich nicht leicht durch die Eheverbindung mit anderen 
oder geringeren Völkern die Reinheit ihres Geblüts verderben und ſtrebten danach, 
ein eigentümliches, unvermiſchtes, nur ſich ſelbſt ähnliches Volk zu bilden.“ Noch im 
mittelalterlichen deutſchen Recht ſtand auf die Eingehung einer Ehe mit einem 
Juden die Todesſtrafe. Ebenſo wurde Geſchlechtsverkehr zwiſchen Juden und 
Deutſchen nach dem Schwabenſpiegel mit dem Feuertode beſtraft. Aber auch inner⸗ 
halb des eigenen Stammes prüften die Germanen, welchen Wert ein Geſchlecht nach 
ſeinem Geblüt hatte und legten ihr Arteil darüber bei der Gattenwahl wie bei der 
Berechnung der Bußbeträge zugrunde. 

Bei einer Heirat zwiſchen Anebenbürtigen folgte das Kind „der ärgeren Hand“, d. h. 
es erlangte nur dieſelbe Rechtsſtellung wie der minderberechtigte Elternteil. So 
war es dem Manne rechtlich unmöglich gemacht, ein aus der Vermiſchung mit 
minderem Blute ſtammendes Kind zum vollberechtigten Erben zu erheben. Nur die 
Kinder, die aus der Ehe mit ſeiner gleichwertigen Frau ſtammten, erlangten die 
gleichen Rechte wie er. Daß die in der Ehe geborenen Kinder aus der Verbindung 
der Frau mit dem vollwertigen Mann ſtammten, dafür trug die Frau die Verant⸗ 
wortung. Deshalb war die Frau die Hüterin der Blutsreinheit in der Ehe. Die 
Ehebrecherin traf harte Strafe; denn ſie drohte, unter die in der Ehe geborenen und 
dadurch als reinblütig erwieſenen Kinder ein Kind, das ſie aus Verbindung mit 


— ere 


Blut und Yoden 5 


fremdem Blut empfangen hatte, einzuſchmuggeln, und verletzte damit die reine Ver 
erbung des Geblüts. Der Mann konnte keinem Kinde aus fremdem Blut die 
Stellung eines ehelichen Kindes verſchaffen, weil die mit einer anderen Frau 
gezeugten Kinder durch die Geburt von dieſer in ihrer Abſtammung gekennzeichnet 
wurden. Nur die Ehefrau, die aus der Verbindung mit einem Fremden ein Kind 
empfangen hatte, konnte dies durch die eheliche Geburt als reines Blut ausweiſen 
und damit die Echtheit der Nachkommenſchaft gefährden. Deshalb trug die Ehefrau 
eine hohe Verantwortung als reine Hüterin der Erbmaſſe. Das hohe Anſehen der 
germaniſchen Frau ſtand mit dieſer Stellung im Einklang. 


Die Hege der Erbmaſſe in der Ehe war gebunden an das Haus, in deſſen Innerem 
das Herdfeuer als gebändigte und erhaltende Naturkraft Sinnbild der natürlichen 
Ordnung der Ehe war. So war der Hof als der Sn auf den die Ehe aufbaute, 
die Stätte der Vererbung des Blutes. 


Da ſich der Boden auf den Bluts erben vererbte, blieb die Art ſtets auf dem ⸗ 
ſelben Boden erhalten. Jedes neue Geſchlecht von Kindern wuchs in derſelben Um- 
welt auf und in denſelben Lebensraum hinein und konnte von demſelben Boden aus 
fih entfalten. So blieb die Art durch die Reinhaltung des Geblüts und die Ver ⸗ 
erbung des Bodens in der Folge der Geſchlechter ſich ſelbſt gleich. Auf dieſe Weiſe 
verwurzelte die germaniſche Sippe ihre Glieder im Boden und verlieh ihnen zugleich 
eine Stätte und eine beſtändige Art. Als Träger des vererbten Geblüts und der 
vererbten Art war der einzelne befähigt, rechtlich mit dem Bleibenden, dem Acker 
und Hof, verbunden zu fein. So war der jeweilige Träger der Sippe mit Rechten 
und Pflichten Eigentümer auf dem Odal. 


6. Das Odalsrecht, das germaniſche Bodenrecht 


Dadurch, daß der Beſitz des Bodens mit der Vererbung des Blutes verbunden 
wurde, wurde der Beſitz des Bodens ſelber dem Zufall entrückt und über die kurze 
Lebensfriſt eines einzelnen Beſitzers hinaus zu einem dauerhaften Bodenrecht erhoben. 
Das Odal, der Erbhof, iſt die einzige Rechtsform, die dem beſtändigen, dauernde 
Pflege erheiſchenden und dauernde Frucht tragenden Weſen des Ackers angepaßt iſi 
und andererſeits auf dem Boden die Erhaltung raſſiſch⸗ wertvoller Art ermöglicht. 
Hier iſt eine natürliche Lebenserkenntnis wirkſam geweſen und hat das den natür- 
lichen Erforderniſſen des Ackers angemeſſene Necht geſchaffen: Das Odalsrecht iſt 
das Bodenrecht ſchlechthin, und der Stand der landwirtſchaftlichen Kultur in den 
Gebieten, in denen die geſchloſſene Vererbung der Höfe gilt, verglichen mit anderen 
Gebieten, in denen Beſitzwechſel und Teilung häufig find, beftätigt eindeutig, daß 
dieſes Bodenrecht, ſo alt es iſt, nicht übertroffen werden kann. Zum andern beweiſt 
die Erhaltung und die Geſchichte der germaniſchen Bauerngeſchlechter, daß in ihnen 
wie nirgends ſonſt eine hohe und edle Art ſich Dauer zu geben gewußt hat. Die 
Isländer ⸗Sagas berichten davon. 


7. Das Bodenrecht als Beiſpiel germaniſchen Rechtsdenkens 


Der Acker und der Hof weiſen dem jeweiligen Eigentümer ſeine Pflichten und geben 
dem Eigentum ein Maß von Necht und Verantwortung zum Inhalt. Der Acker und 
der Hof fordern und formen auch das Recht der Vererbung, das wiederum zugleich 
der Erhaltung des Geblüts dient. Diefe fachlich e Geſtaltung des Rechts, die nicht 
von willkürlichen Bedürfniſſen entwurzelter Individuen, ſondern von den natürlichen 
Kräften her ausgeht, und, um ſie und dadurch ſich zu erhalten, die ihnen angemeſſene 
Rechtsform findet, iſt germaniſche Art. Die germaniſchen Bauern dienten inſtinktiv 
der Erhaltung ihrer natürlichen Welt, des Ackers wie des Viehs und dies alles um 
der Erhaltung ihres eigenen und edlen Geblüts willen. Darum war ihr Recht keine 
Angelegenheit einer einmaligen menſchlichen Geſetzgebung, ſondern die heil⸗ 
bringende Ordnung, die das menſchliche Tun der natürlichen Welt ſo ver⸗ 
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band, wie es der Erhaltung der Urt angemeſſen war. Ein Necht, das ſtatt deſſen von 
den vermeintlichen Anſprüchen einzelner Individuen ſeinen Ausgang nimmt, wirkt 
zerſtörend, gleichviel, ob es ſich um die Zerſchlagung eines Hofes und Gutes, um die 
rückſichtsloſe Zerſtörung der Landſchaft und ihrer Kräfte oder um die Vernichtung 
wirtſchaftlicher Werte handelt: Auf ein von einzelnen ausgehendes vermeintliches 
Recht ſtützte ſich die Erbteilung, die die Höfe zerſchlug; das mißbrauchte Eigentums- 
recht einzelner ermöglichte die planloſe, von der Bodenſpekulation einzelner getriebene 
Ausdehnung der Großſtädte und die gleichfalls von der Spekulation wegen des 
Nutzens einzelner geförderte Anlage induſtrieller Werke, die von vornherein als 
„Außenſeiterwerke“ zum Verkauf und zur Stillegung beſtimmt waren. So bieten ſich 
Beiſpiele genug, wie ein vom einzelnen „Subjekt“ ausgehendes vermeintliches Recht 
zu wirken vermag. 


8. Das Bodenrecht als Beiſpiei für die Derwurzelung des Rechts im Geblüt 

Das Eigentums- und Erbrecht des Bodens, das im germaniſchen Odalsrecht ausge- 
bildet iſt, ſicherte dem Germanen die unverfälſchte Erhaltung ſeiner Art und feines 
Blutes in der Folge der Geſchlechter und verband ihn dadurch mit den dauernden 
Kräften des Bodens und des Alls. Die Reinerhaltung der Art erſchien dem 
Germanen als Gebot der Götter ſeines Volkes, deren Vorbild ihn in der Zucht der 
Art und bei der Beurteilung der menſchlichen Taten leitete. Darum galt ihm das 
Recht, das die Art ſicherte, als eine heilbringende Ordnung, die er um ſeines 
Geblüts willen ehrte und achtete. Dieſe Ordnung trug ihren Wert in ſich ſelbſt und 
war darum für jeden, der auf ſich ſelbſt, d. h. auf feine Art hielt, ohne weiteres ver- 
bindl ich. 

Ein ſolches Recht wurzelte im Geblüte eines jeden und leitete ſeine Geltung nicht erſt 
aus einem geſchriebenen Geſetz her. Dieſer Anterſchied iſt grundlegend. Nur ein 
Recht, das als natürliche Ordnung die artgemäße Entwicklung und die reine Erhal⸗ 
tung der Kräfte eines Volkes ſichert, kann von allen Volksgenoſſen als Stimme ihres 
eigenen Blutes, ihres beſten Wollens gefühlt und geachtet werden und bietet einen 
unerſchütterlichen Grund für den Aufbau eines Staates. Dieſe Vorausſetzungen 
trafen für das germaniſche Bauernrecht, für die rechtliche Bindung im Eigentum und 
Erbrecht des Bodens zu. Das germaniſche Bauernrecht iſt darum für die Auffaſſung 
und Geſtaltung des Rechts in unſerem Staate beiſpielgebend. Der Weg zu einer 
natürlichen Ordnung, die die Erhaltung des Geblütes ſichert und deren Verbindlich- 
keit im Geblüt begründet iſt, geht von der Rechtsanſchauung jener Bauern aus. 


9. Der Erbhof als Urſprungsſtätte des germaniſchen Rechts 

Das Odal war die Stätte, auf die ſich die Erhaltung des Geblüts begründete. Hier 
ruhten die Ahnen begraben, denen der Bauer ſein Blut und ſeine Art verdankte. Auf 
dem Erbhof wurde die Ehe geſchloſſen, in der der Germane der reinen Fortzeugung des 
Geblüts und der Aufzucht der Kinder diente. So war die Bindung des Geblüts an 
den Boden für alle Geſchlechter ſinnfällig. Wie ſehr in dieſer Bindung das Recht 
verwurzelt war, geht daraus hervor, daß der Erbhof und insbeſondere das Ahnengrab 
ſelber die Gerichtsſtätte war. „Handgemal“, ſo hieß ſowohl der Erbhof wie — als 
weſentlicher Teil desſelben — die Stätte, wo die Ahnen begraben lagen und wo 
Gericht gehalten wurde. Hier wurden die Verträge durch Eid befeſtigt. Noch in der 
Fremde wurde auf ein Abbild dieſes Gerichtswahrzeichens, des Handgemals, der Eid 
geleiftet, der die Feſtigung einer Urkunde als „Handfeſte“ bewirkte. So war der Erb- 
hof der Mittelpunkt einer natürlichen und rechtlichen Ordnung und zugleich Arſprungs -; 
ſtätte des germaniſchen Rechtsdenkens, wie Gerichtsſtätte zur Wahrung jenes Rechts. 


10. Erbhof und germanijcher Bauernadel 


Eine Frage, die ſich jedem aufdrängt, iſt bisher unbeantwortet geblieben. Wohin 
zogen die übrigen Söhne, wenn ein Sohn als Erbe den Hof übernahm? Blieben fie 
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rechtlich mit dem Stammhof verbunden? Die Erhaltung des Geſchlechts auf dem 
gleichen Lebensraum verhinderte die Verkleinerung der Hofſtelle. Waren nicht 
mehrere Höfe und ausreichendes Siedlungsland im Beſitz des Geſchlechts vorhanden, 
um für die verſchiedenen Söhne felbſtändige Hofftellen zu bilden, fo zogen die Bauern- 
ſöhne in anliegendes Odland und ſiedelten. Der geſunde Aberſchuß bäuerlicher Kraft 
trieb ſchließlich die germaniſchen Stämme über ihre Grenzen hinaus. Sie ſuchten 
Land und trugen in ihren Zügen ihr Blut, ihre Geſittung und ihr Recht über ganz 
Europa. Die Geſchichte aller europäiſchen Staaten ſeit dem Mittelalter baut darauf 
auf. Wo aber neben dem Stammhof neue Höfe auf neuem Land aufgebaut waren, da 
bildete der Stammhof unter ihnen den Edelhof, und der Beſitz des Stammhofes ver- 
erbte ſich jeweils dem edelſten der Söhne. So verbürgte die Vererbung des Stamm⸗ 
hofes eine einzigartige Ausleſe und das Alter des Stammhoſes bot einen ſicheren 
Maßſtab für den Adel des darauf anſäſfigen Geſchlechts. Der germaniſche 
Adel war alfo kein vom Bauerntum abgeſchloſſener Stand, 
ſondern kennzeichnete lediglich die Bauern, die auf Odals- 
böfen, auf den alten Höfen ihres Geſchlechts, ſaßen. Sie hatten 
die Grabſtätte der Ahnen und den Thingplatz auf ihren Höfen und leiteten das 
Gericht. Sie waren das Haupt des ganzen Geſchlechts, der Sippe. 


11. Bauerntum und germanijche Aultur 


Das Leben der germaniſchen Bauern vollzog ſich in der überlieferten Ordnung, die 
auf der Verbindung von Blut und Boden aufbaute und der Erhaltung von Blut und 
Boden diente. Aus dieſem Bauerntum ſind die härteſten Krieger und die weiſeſten 
Richter hervorgegangen. Beiſpiele für die kriegeriſche Mannhaftigkeit jener Bauern 
bieten uns heute noch die Isländer⸗Sagas, nachdem das Sagengut unſerer eigenen 
auf deutſchem Boden anſäſſigen Vorfahren uns durch verderbte Nachkommen unter 
fremdem Einfluß vernichtet worden iſt. Die Weisheit germaniſchen Rechts denkens 
läßt ſich nachahnen, hören wir die knappen und treffſicheren Nechtsſprichworte, die ſich 
erhalten haben, oder die überlieferten germaniſchen Landesrechte, die, zunächſt unge 
ſchrieben, ſich nur durch den regelmäßigen Vortrag des Geſetzesſprechers auf dem 
Thing erhielten und erſt im Mittelalter niedergeſchrieben wurden. 


Aus diefer Aberlieferung blickt uns die eigene Art an und zeigt uns eine hohe land ⸗ 
wirtſchaftliche und handwerkliche Kultur. Darüber mag ſich jeder heute eingehend 
unterrichten, der etwa noch in dem Wahn verfangen iſt, daß die Germanen Nomaden, 
Wanderhirten oder halbwilde Waldbewohner geweſen ſeien. Dieſe naive und ſachlich 
durch nichts begründete Vorſtellung rührt nur von einer planmäßigen, als Geſchichts⸗ 
fälſchung zu bezeichnenden Nichtachtung der wirklichen Aberlieferung her. Da die 
ſchriftliche Aberlieferung in den über tauſend Jahren des Mittelalters faſt ausſchließ - 
lich in den Händen lateiniſch ſprechender und in ihrem Denken römiſch gebildeter 
Mönche und Gelehrten lag, ſprechen nur wenige ſchriftliche Arkunden, um ſo deutlicher 
aber die von der Erde bewahrten heute wieder ausgegrabenen Fundſtücke und die noch 
aus älteſter Zeit ſtammenden Steindenkmäler von dem Hochſtand der bäuerlichen 
Kultur der Germanen. Als Beiſpiele ſeien nur das Felſenbild von Bohuslän in 
Schweden aus der Bronzezeit angeführt, das einen vollſtändigen Hakenpflug mit zwei 
Rindern darſtellt, ſowie die vorgeſchichtlichen Pflüge von Doſtrup in Jütland und 
von Thorn. Dieſe Funde beſtätigen, was die oben näher angeführten Forſchungen 
der Rechtsgeſchichte ergeben haben: Die Germanen waren ſeßhafte 
Bauern. Die Kunde unſerer Dorfnamen iſt dafür ein weiterer Beleg. Schließlich 
ſpricht die Geſchichte der Haustierraſſen eindeutig für das Bauerntum der Germanen, 
wie überhaupt der im nördlichen Mitteleuropa beheimateten indogermaniſchen 
Stämme, die durch Landmangel und Raumnot gezwungen in verſchiedenen Zügen nach 
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Il. Derfall und Selbfibehauptung im germanifchen Bodenrecht 


12. Die Vernichtung der Grundlagen des germanischen Bodenreckts 


Die Gewißheit, daß die Germanen als Bauern auf eigenen Boden angewieſen waren, 
wird endlich beſtätigt durch die Erfahrung, daß mit dem Verfall des Bauerntums der 
Antergang oder die Entartung der germaniſchen Stämme jeweils Hand in Hand ging. 
Die germaniſchen Stämme, die in der frühmittelalterlichen Völkerwanderung 
wiederum wie ſchon früher die germaniſchen Bauerntrecks auf Landſuche auszogen, 
konnten in den Mittelmeerländern neben einer fremden Bevölkerung nicht in derſelben 
Weiſe wie in der nördlicheren Heimat eine feſte Verbindung mit dem Boden ein- 
gehen. Sie gerieten, wenn auch zum Teil erſt im Laufe mehrerer Jahrhunderte, unter 
den beherrſchenden Einfluß der Ziviliſation des Mittelmeergebiets, die ſeit dem 
Untergang des Griechentums und der Entnordung der Römer weſentlich von 
Orientalen beſtimmt wurde. Nur RNeſte der germaniſchen eigenen bäuerlichen Rechts · 
ordnung haben den Antergang des nordiſchen Geblüts in der Völkervermiſchung und 
das Erlöſchen der germaniſchen Eigenart hier überdauert. 


Die Stämme, die auf dem alten Boden blieben, voran die Sachſen, wurden durch das 
auf fremdem Boden und fremdem Recht aufbauende Frankenreich unterworſen und 
ihre beſten Erbſtämme vernichtet. Die Hinrichtung von 4500 ſächſiſchen Edelingen 
bei Verden an der Aller durch Karl den Weſtfranken raubte dem ſächſiſchen Stamme 
feine geſamte Führerſchaft. Was Karl damals tat, wäre heute etwa die Einladung der 
4500 höchſten Beamten, Wirtſchafts⸗ und Armeeführer Frankreichs nach Deutſchland 
zum Zwecke einer friedlichen Ausſprache, um dieſe dann gegen die Verabredung kurzer. 
hand zu enthaupten und Frankreich ſo mit einem Schlage führerlos zu machen. 


Die fränkiſche Grafſchaftsverfaſſung mit beamteten, vom Frankenkönig eingeſetzten 
Grafen als Gerichtsherren legte die Axt an die Wurzel des germaniſchen boden ⸗ und 
ſippegebundenen Rechts. Die Einziehung des Allmende⸗ und Odlandes für den 
Frankenherrſcher und die Ausgabe dieſes Landes als Lehen an Kirchen und Klöſter 
und an die Dienſtleute des Frankenherrſchers und der Kirche zerſtörte die Grundlage 
der germaniſchen Verfaſſung. Nicht das Odal, auf dem der Bauer in verantwortlicher 
Freiheit dem eigenen Geſchlecht diente, ſondern ein abhängiger Beſitz, der zu Abgaben 
an den grundherrlichen Fronhof zwang, wurde jetzt zum Grundbegriff der bäuerlichen 
Bodenverfaſſung. 


In wie engem Zuſammenhang Bodenrecht, Ehe und Erbgang ſtehen, zeigt ſich darin, 
daß unter dem veränderten Bodenrecht auch die bäuerliche Heirat jetzt einer grund- 
herrlichen Genehmigung bedurfte und dieſe durch eine Abgabe — „den Bedemund“ — 
erbeten werden mußte, und daß der Erbe Abgaben dafür entrichten mußte, daß ihm 
der Grundherr die Hoſſtelle beließ, wobei obendrein von allem Viehbeſtand noch 
jeweils das befte oder bei milder Regelung das nächſtbeſte Stück dem Grundherrn 
anheimfiel. Die Form der Abhängigkeit des Bauern und des Bodens ſtufte ſich ab: 
während mancherorts die Hörigkeit nicht viel anders ausſah, wie ſie heute bei einem 
Pächter auch noch ausſieht, konnte ſie an anderen Stellen faſt der Leibeigenſchaft 
gleichen. Es iſt aber zu betonen, daß Hörigkeit und Leibeigenſchaft zwei grundſätzlich 
verſchiedene Dinge find, die rechtlich ſo ſcharf getrennt wurden, daß z. B. die Ehefrau 
eines ſich freiwillig in die Leibeigenſchaft begebenden Hörigen durch einfache Erklä⸗ 
rung an zuſtändiger Stelle ihre Ehe als geſchieden erklären konnte und die Ehe damit 
auch als geſchieden galt. Eine Merkwürdigkeit unſerer deutſchen Bauerngeſchichte iſt 
die von unſerer Rechtsgeſchichte leider noch gar nicht näher bearbeitete Tatſache, daß 
wir über Deutſchland verſtreut eine Anzahl reichs unmittelbarer Freibauernhöfe 
beſaßen, welche nie Abgaben zahlten, auch nicht der Kirche. 


Je nach dem Maße der Abhängigkeit war der Bauer zu perſönlichen Handdienſten 
und Spanndienſten für die Wirtſchaft des Grundherrn oder Gutsherrn verpflichtet 
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und deſſen Gerichtsbarkeit und Herrſchaft auch perſönlich unterworfen. Das römiſch⸗ 
rechtliche Denken der Juriſten ſeit dem Ausgang des Mittelalters entfremdete ſie den 
deutſchen Rechtsvorſtellungen und Rechtsgebräuchen und führte dazu, daß fie den 
Befitz des Bauern an feinem Boden, der ihm noch als Reft feines ſippengebundenen 
Eigentums geblieben war, nicht mehr als Recht am Boden erkannten, ſondern den 
Grundherrn als Eigentümer mit abſoluter Verfügungsgewalt betrachteten. Denn 
das römiſche Recht kannte nicht die mannigfaltigen Rechtsverhältniſſe am Boden, die 
das deutſche Recht entwickelt hatte, und ſprach dem Eigentümer ein in feiner Richtung 
nicht gebundenes unbeſchränktes Recht zur Verwendung des Eigentums zu. Auch der 
Boden wurde in dieſem Sinne wie eine andere Sache Objekt dieſes römiſch⸗ rechtlichen 
Eigentums. Danach ftand es im Belieben des Grundherrn, ob er dem Blutserben des 
Bauern den Hof durch Vertrag weiterbeleihen wollte oder nicht. So war bäuerliches 
Blut und bäuerlicher Boden nicht mehr verbunden. Zwiſchen ihnen ſtand der nur 
durch ſeinen Nutzen geleitete Wille oder die Willkür des Grundherrn. Damit war 
dem germaniſchen Begriff des Erbganges in der Sippe und des verantwortungs⸗ 
gebundenen Eigentums der Boden entzogen. 


13. Die Erhaltung der Anerbenfitte 


Trotzdem haben ſich Refte freien Bauerntums auf deutſchem Boden durch das ganze 
Mittelalter hindurch in einigen Gebieten erhalten, vor allem in Friesland, Nieder- 
ſachſen und Tirol. Auch da, wo das Bauerntum in Abhängigkeit geriet und die 
Grundherren aus ihm im Ausgang des Mittelalters immer mehr an Abgaben und 
Dienſten herauspreßten, hielten ſich noch Reſte von Vorſtellungen aus der Welt des 
germaniſchen Bauernrechts. Vor allem galt in dem weitaus größten Teil des heutigen 
Reichsgebiets weiterhin die Anteilbarkeit des Hofes. Sie diente freilich in vielen 
Fällen zugleich den Intereſſen des Grund⸗ oder Gutsherrn, der ſich einen leiſtungs⸗ 
fähigen Hof für die beanſpruchten Dienſte und Abgaben erhielt. Da dieſer Reft des 
germaniſchen Erbrechts das bäuerliche Geſchlecht wenigſtens vor einer fortlaufenden 
Schmälerung feines Bodens im Erbgang ſicherte, ſuchte der Strom der Bauernſöhne, 
die auf dem heimiſchen Boden kein Land mehr zur Begründung einer neuen Hofitelle 
fanden, neues Land im deutſchen Oſten. Die Wiederbeſiedlung des während der 
Völkerwanderung entleerten und inzwiſchen nur dünn befiedelten deutſchen Oſtens 
durch Bauernſöhne aus Nordweſt⸗, Weſt⸗ und Süddeutſchland iſt eine natürliche 
Folge des germaniſchen Rechts der ungeteilten Erhaltung der Hofftelle. 


Wo deutſche Bauern im Südoſten neue Siedlungen gründeten, wie im Banat 
und in Siebenbürgen, vererbte ſich auch der neue Hof ungeteilt auf einen 
Sohn. Die anderen Söhne gründeten in der Nachbarſchaft eigene Hofſtellen und ver- 
mehrten ſo den deutſchen Volksboden. Die Banater Schwaben, die Maria Thereſia 
ins Land rief, haben auf dieſe Weiſe ihren Siedlungsraum in wenigen Generationen 
nahezu verfünffacht. Dadurch, daß die Höfe in der Größe erhalten blieben, daß ſie 
eine Bauernfamilie felbſtändig und unabhängig vom Markt ernähren konnten, ſicherten 
fie auch in der Nachbarſchaft und Umgebung flawiſcher und romaniſcher Völker, bei 
denen die Erbteilung ein Zwergbauerntum begründete oder der Großgrundbeſitz nur 
Pächter leben ließ, den deut ſchen Bauern eine wirtſchaftlich ſelbſtändige Stellung 
und ſoziale Aberlegenheit. Darum konnte ſich das deutſche Bauerntum und die deutſche 
Erbfitte im Grenz- und Auslandsdeutſchtum jahrhundertelang auch im fremden 
Staatsverband behaupten. 


14. Die Aushöhlung der Anerbenfitte durch das indioiduallſtiſche Rechtsdenken 

Die Grundlage der Unerbenfitte war die Verbindung des Geſchlechts mit dem Boden 
und die Vererbung des Bodens in ungeſchmälerter Größe auf einen Blutserben. Er 
war als Treuhänder der Sippe das Oberhaupt der lebenden Generation. Dieſe 
Grundlage war überall dort verſchwunden, wo der Hof nicht mehr in Verantwortung 
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vor der eigenen Sippe, ſondern in drückender Abhängigkeit zum Nutzen einer Grund- 
oder Gutsherrſchaft verwaltet wurde und die Beſtimmung des Erben in der Hand 
des Grund oder Gutsherrn lag. Aber auch da, wo der Bauer feinen Hof nach feſter 
Erbſitte vererbte, jo daß er ihm vom Grundherrn nur bei ſchlechter Wirtſchaft ent- 
zogen werden konnte, und wo er nur einen mäßigen Zins an den Obereigentümer zu 
zahlen brauchte, war doch die rechtliche Bedeutung der Sippe geſchwunden. Die Sippe 
trat nicht mehr als Gerichtsgemeinde und als der wergeldberechtigte und für das 
Wergeld haftende Kreis der durch Mannesſtamm Verwandten hervor. Damit erloſch 
aber die beſondere Auffaſſung von den Rechten und Pflichten, die ſich an den Stamm- 
hof knüpften, und von der beſonderen Weiſe der Vererbung im Mannesſtamm. 
Vollends kam mit der Rezeption des römiſchen Rechts eine ganz andere Auffaſſung 
von der Vererbung nach Deutſchland. Das römiſche Erbrecht in der byzantiniſchen 
Aberlieferung des corpus juris Juſtinians kannte nicht die Verbindung von 
Blut und Boden, kannte nicht den dadurch gebundenen Erbgang des Bodens auf 
den Blutserben, ſondern kannte nur den Begriff des Vermögens, das eine Perſon 
mit ihrem Willen beherrſchte und das nach ihrem Tode ein anderer Wille be- 
herrſchen mußte. Nach dieſer Auffaſſung ſetzte der Erbe die Perſon des Erb- 
laſſers in vermögensrechtlicher Hinſicht fort. Daß Erblaſſer und Erbe durch den Zu⸗ 
ſammenhang des Bluts verbunden und gleicher Art ſein müſſen, wurde nicht aner⸗ 
kannt. Die Auffaſſung, daß Erblaſſer und Erbe Vertreter der mit dem vererbten 
Boden verbundenen Sippe waren, war den römiſch rechtlichen gebildeten Juriſten 
fremd. Darum galt der Bauernhof, ſoweit es die Abhängigkeit vom Grund oder 
Gutsherrn zuließ, ebenſo als ein Vermögensſtück wie etwa das Haus in der Stadt 
oder zum Tauſch oder Verkauf beſtimmte Waren oder Geld. Hinſichtlich dieſes Ver- 
mögens beſtanden für den Erben — wiederum abgeſehen von den grundrechtlichen 
Rechten und der Gutsuntertänigkeit — keine Sonderpflichten. Darum war der Erbe, 
der den Hof übernehmen ſollte, nicht mehr durch eine Sonderrechtsſtellung ausge⸗ 
zeichnet, fondern ſtand, individualiſtiſch betrachtet, als einzelne Perſon neben den 
anderen Blutsverwandten gleicher Gradesnähe und mußte ſich die Abernahme des 
Hofes von ihnen im Wege einer vertragsmäßigen Erbauseinanderſetzung, alſo Erb- 
teilung, erkaufen. 

Das Recht des Hofübernehmers in der Odalsverfaſſung beruhte auf ſeiner 
Stellung in der Sippe. Auf dieſer Stellung in der Sippe beruhten auch ſeine 
Pflichten gegenüber Brüdern und Geſchwiſtern, ihnen zum Erwerb von Land für 
einen eigenen Hof oder durch eine dem Anſehen des Geſchlechts angemeſſene Aus. 
ſtattung zu helfen. Nach Auflöſung der Sippenverfaſſung konnte durch das Ein. 
dringen eines individualiſtiſchen Denkens das einheitliche Band der ganzen Erb- 
regelung überſehen und konnten die einzelnen Erben iſoliert für ſich betrachtet 
werden. So wurden der Abergang des Hofes und die Ausſtattung der übrigen 
Erben als materielle Vorteile gegeneinander abgewogen und in das Verhältnis von 
Leiſtung und Gegenleiſtung gebracht. 

Dieſer Wandel der Anſchauung vollzog ſich nicht von heute auf morgen und zeigte 
rechtlich verſchiedene Formen. Während in früherer Zeit die weichenden Erben aus 
dem vorhandenen Viehbeſtand, den Vorräten oder anderer wertvoller Fahrhabe eine 
Ausſtattung mitbekamen und bis zu ihrer Ausſtattung auf dem Stammhof Anterhalt 
und Arbeit fanden, werden ſie jetzt als grundſätzlich gleichberechtigte Miteigentümer 
des Stammhofes betrachtet und behalten dieſes Miteigentum ſo lange, bis ihnen aus 
den Erträgen des Hofes eine Abfindung zugekommen iſt. Später gewann die in den 
Städten ausgebildete Form des Rentenkaufes für die Abfindung eine Bedeutung. 
Man konnte durch Hingabe von Geld an einen Grundeigentümer von dieſem das 
Recht auf eine ſtändige Rente kaufen, ohne daß dieſem Rentenkauf etwa das Verbot 
des kirchlich⸗kanoniſchen Rechts, Zinſen zu nehmen, entgegenſtand. Jetzt konnte der 
Gutsübernehmer zur Abfindung der „Miterben“ das Gut entweder mit Renten für 
die Miterben belaſten oder aus dem für die Begründung von Renten erhaltenen 
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Kaufpreiſe den Miterben eine Abfindung auszahlen. Waren vorher die „Miteigen- 
tümer“ noch auf die Erträge des Hofes angewieſen, fo hatte ſich jetzt ihr Anſpruch 
in eine feſte Rente umgewandelt, oder wenn ſie ſelber abgefunden waren, laſteten 
jetzt ſtatt ihrer Rechte Renten für die kapitaliſtiſchen Geldgeber auf dem Hof. Von 
hier führt nur ein Schritt zur Hypothek des modernen Rechts, die den Grundeigen- 
tümer zu beſtimmten abſtrakt feſtgeſetzten Geldleiſtungen zwingt, will er ſeinen Beſitz 
vor der Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung bewahren. Damit begann die 
Abhängigkeit des bäuerlichen Bodens vom ſtädtiſchen Leihkapital. Bevor dieſe Ub- 
hängigkeit ſich zu der kraſſen Form der allgemeinen Zinsknechtſchaft entwickeln 
konnte, mußten die Schranken fallen, die der Teilung der Höfe, der Veräußerung und 
der Belaſtung des bäuerlichen Bodens noch durch die Grundherrſchaft oder Guts. 
untertänigkeit geſetzt waren. 


15. Das Ende der Grund- und Gulshertſchaft 


Die Grund- und Gutsherrſchaft war — wenngleich in verſchiedenen Formen — in 
der mittelalterlichen öffentlichen Verfaſſung, insbeſondere der Heeres und Gerichts- 
verfaſſung begründet. Je mehr die Aufgaben der großen und kleinen Grundherren 
und der Gutsherrſchaft von der einheitlichen Staatsgewalt der Territorialfürſten, 
ihrem Beamtenkörper und ihrem beſoldeten oder ſtehenden Heer übernommen wurden, 
um ſo mehr verlor die Grundherrſchaft und Gutsherrſchaft ihre öffentlichen Pflichten. 
Dieſe hatten ihre Stellung über dem abhängigen Bauerntum geſichert. Das Ver⸗ 
hältnis der Gutsherrſchaft zum Bauern wurde unter dem Einfluß des römiſch⸗ 
rechtlichen Denkens, das ſcharf zwiſchen dem öffentlichen Recht des Staates und dem 
privaten Recht der einzelnen Untertanen unterſchied, ein rein privatrechtliches Ver 
hältnis. Schon ſeit dem 16. Jahrhundert hatten die Gutsherren vielfach nur ihren 
wirtſchaftlichen Nutzen wahrgenommen und die an Bauern ausgegebenen Grundſtücke 
wieder eingezogen, weil jetzt leicht Arbeitskräfte zu erhalten waren und die eigene 
Bewirtſchaftung einen größeren Gewinn verſprach als die Abgaben der bäuerlichen 
Wirtſchaften. Selbſt bäuerliche Geſchlechter, die über hundert Jahre auf ihren 
Höfen ſaßen, hatten an den fogenannten Laßgütern nach der damaligen Rechts- 
auffaſſung kein eigenes Recht erworben und konnten deshalb durch den Widerruf der 
Beleihung von Grund und Boden vertrieben werden. Während in der Mark 
Brandenburg ſchon 1540 das „Bauernlegen“ beſchränkt wurde, und Friedrich der 
Große das Einziehen der Bauernhöfe durch das Edikt vom 12. 8. 1749 verbot, 
gingen in den Jahrhunderten feit Ausgang des Mittel 
alters in anderen deutſchen Gebieten, z. B. in Mecklenburg, 
Hunderte von Höfen dem deutſchen Bauerntum verloren 
und wurden zum Großgrundbeſitz geſchlagen. 


Die Grund- und Gutsherrſchaft verlor ihre öffentlichen Aufgaben in der Verfaſſung 
des Staates vollends durch den Wandel der Staatsverfaſſung im 19. Jahrhundert. 
Im Zuſammenhang damit ſteht der Verſuch des Freiherrn vom Stein, das Bauern- 
tum aus feiner Abhängigkeit von Grund- und Gutsherrſchaft im Gebiet des preu- 
ßiſchen Staates zu einem ſelbſt verantwortlichen, freien Stande zu erheben. 


16. Der Derfuch der Bauernbefreiung von 1807 bis 1816 


Das Edikt vom 9. Oktober 1807 hob in Preußen die perſönliche Gutsuntertänigkeit 
auf, geſtattete aber gleichzeitig jedem Einwohner des Staates den freien Erwerb von 
Grundeigentum, jedem Bürger den Abertritt in den Bauernſtand fowie jedem 
Bauern, ein Gewerbe zu betreiben, und beſeitigte das Verbot der Teilung der 
Grundſtücke. Zwei weitere Edikte von 1811 übertrugen denjenigen Bauern, auf 
deren Höfen ſich ſchon bisher ein gewiſſes Erbrecht ausgebildet hatte, gegen Ab⸗ 
tretung eines Drittels ihres Landes das Eigentum am Reſtbeſitz; die übrigen Bauern 
erhielten das Eigentum nur gegen Abtretung der Hälfte ihres Bodens. Zugleich 
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wurden die bisherigen Verfügungsbeſchränkungen aufgehoben. Die Deklaration von 
1816 beſchränkte dieſe Regelung auf diejenigen bäuerlichen Stellen, die ihren Inhaber 
als ſelbſtändigen Ackerwirt ernährten und ihm die Haltung eines Geſpannes ermög- 
lichten. Die nicht ſpannfähigen Bauern wurden von der Regelung ausgeſchloſſen, 
ſo daß deren Land jetzt vollends Gutsland wurde. 


Zu dieſer Reform konnten die weitgeſpannten Gedanken des Freiherrn vom Stein 
nur den Anlaß geben. Die Regelung, daß die Bauern die Befreiung von den Guts⸗ 
laſten durch Landabgabe erkaufen mußten, und die Durchführung der geſamten Rege- 
lung beſtimmte die Regierung des bauernfremden, liberalen Staatsmannes Harden- 
berg. Hardenberg dachte liberal, d. h. kapitaliſtiſch. Demgemäß ging er nicht nur 
gegen die Bauern, ſondern auch gegen den grundbeſitzenden Adel ganz brutal vor; in 
Schleſien vertrieb er z. B. um 1825 gerade diejenigen Geſchlechter von ihrer Scholle, 
die 1813 am meiſten geopfert hatten und dadurch wirtſchaftlich ſchlecht ſtanden. Wenn 
Treitſchke dieſes brutale Vorgehen Hardenbergs mit ſtaatsmänniſchen Rückſichten zu 
bemänteln verſucht, fo überſieht er, daß er ſich mit feiner Begründung in eine Anlogik 
verſtrickt: Denn vom ſtaatsmänniſchen Geſichtspunkt entſteht die Frage, welche Ge- 
ſchlechter eigentlich auf die Dauer geſehen für einen Staat die wichtigeren find: die 
jenigen, welche in wirklichen Notzeiten ihres Volkes zu opfern verſtehen oder die 
jenigen, deren wirtſchaftliche Klugheit in ſolchen Notzeiten es verſteht, ſich für die 
darauffolgenden Zeiten wirtſchaftlich fo zu ſchonen, daß ſie den Finanzſorgen eines 
Reſſortminiſters keine Kopfſchmerzen bereiten. 


Die Befreiung von der Gutsuntertänigkeit entledigte den Bauern der ihm jahr- 
hundertelang auferlegten fremden Bindungen, um ihn nach der urſprünglichen Abſicht 
des Freiherrn vom Stein zu eigener Verantwortung für ſein Geſchlecht und für den 
Staat frei zu machen. Sie gab ihm aber für dieſe Freiheit keine Richtung. Die 
Kräfte des Bauerntums wurden damals weder an das Dorf noch an die Sippe ge⸗ 
bunden und weder für eine Selbſtverwaltung noch für den Staat fruchtbar gemacht. 
Die auf eine Verfaſſung zielende politiſche Bewegung hatte nur die liberale Freiheit, 
nicht den Aufbau des Staates und feiner Verbände vor Augen. 


Die vorgeſchriebene Landabgabe an den bisherigen Gutsherrn ſchmälerte die Acker⸗ 
nahrung der Bauern und führte dem zu bloßem Privateigentum gewordenen Groß - 
grundbeſitz unerhört große Flächen bäuerlichen Bodens zu: in den öſtlichen Pro- 
vingen des alten Preußens und der Provinz Sachſen allein 1 700 000 Morgen. 
Hinzu kam, daß infolge jener Bauerngeſetzgebung zahlloſe Bauern nicht auf ihrem 
verkleinerten Beſitz aushielten und von der ihnen verantwortungslos gegebenen 
Verſügungs freiheit über ihren Boden ebenſo verantwortungslos Gebrauch machten. 
um ihr Bauerntum aufzugeben und in den wachſenden Städten dem Gewerbe und der 
zunehmenden Induſtriearbeiterſchaft zuzuſtrönen. Die Verbindung von Blut und 
Boden, die ihren umfaſſenden völkiſchen Sinn durch die Preisgabe der Odals⸗ 
verfaſſung verloren hatte, verlor durch die Aufhebung der Gutsherrſchaft noch ihren 
äußeren Halt. Der Boden war frei veräußerlich wie eine Ware. In der Zeit von 
1816 bis 1859 ſind in den öſtlichen Provinzen Preußens — nach den Angaben im 
Kommentar von Ponfik / Wenzel zum Reichsſiedlungsgeſetz — 620 000 Morgen 
Bauernland im freien Verkehr an die Nittergüter übergegangen. 


17. Die Landflucht 

Das Recht des 19. Jahrhunderts geſtattete im liberalen Geiſte jedem volle Frei- 
zügigkeit und jedes Gewerbe, als ob ein jeder zu allem gleich begabt wäre und an 
jedem Ort gleich gedeihen und ſchaffen könnte. Dieſes Recht lockte nicht nur den 
überſchüſfigen Nachwuchs der bäuerlichen Bevölkerung vom Land fort, ſondern trieb 
gerade die tatkräftigſten und unternehmendſten Bauernſöhne, alſo vielfach die beſten 
vom heimiſchen Boden in die ſtädtiſchen Betriebe oder ins Ausland, um dort auf 
neuem Boden einen beſſeren Schaffensraum zu finden. Seitdem nicht mehr durch ein 
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weiſes Recht das beſte Blut an den Boden gebunden war, ging es in Zehntaufen- 
den deutſcher Auswanderer als Kulturdünger fremder Staaten verloren. 


Jetzt machte ſich die Aushöhlung der Anerbenſitte beſonders bemerkbar. Der Ge- 
danke, daß jedem Kind der gleiche Anteil an dem elterlichen Vermögen zukäme, 
bedrohte bei jedem Erbfall die Subſtanz des bäuerlichen Hofes. Der Bauer, der 
mehrere Kinder hatte, mußte teilen, fei es, daß er den Hof teilte, ſei es, daß der 
Hofeserbe die übrigen Kinder auszahlte. Der immer mehr verkleinerte oder immer 
ſtärker belaſtete bäuerliche Beſitz drohte das nordiſche Blut in unſerem Bauerntum 
geradezu zu vernichten; denn die gedrückte Lage des auf dem Hof zurückbleibenden 
Erben führte bei der Freizügigkeit dazu, daß immer wieder die begabteren Söhne 
vom Lande in die Stadt ſtrebten. Im ganzen geſehen zog die Stadt die beſten Be⸗ 
gabungen, damit aber auch die beſten Erbanlagen dauernd aus dem Lande heraus 
und verpflanzte fie in die gerade dieſen Erbanlagen ungünſtige Umwelt der 
unorganiſch zunehmenden Großjtädte. 

Das nordiſche Blutserbe, das unferem Volke ſeine beſten Erbanlagen ſichert, kann 
ſich nur dort auf die Dauer erhalten, wo es nach den natürlichen Bedingungen feiner 
Art leben kann. Nach der Geſchichte der nordiſchen Raffe find ihre natürlichen 
Lebensbedingungen das bäuerliche Leben auf eigenem Boden. Die Forſchungen der 
Menſchenkunde und der Sozialwiſſenſchaft bieten Belege genug aus der Geſchichte 
bedeutender Familien und aus der Geſchichte unſerer Städte, daß die vom Land 
hereingewanderten Geſchlechter mit guten Erbanlagen in wenigen Generationen aus- 
ſtarben. — Die Verſtädterung drückt ſich in den Zahlen der Berufsſtatiſtik aus: 
Während noch 1882 der Anteil der hauptberuflich in der Land und Forſtwirtſchaft 
tätigen Menſchen einſchließlich ihrer nicht hauptberuflich erwerbstätigen Angehörigen 
40 vom Hundert der Gefamtbevölkerung des Deutſchen Reichs ausmachte, ſank er 
ſeitdem auf 23 vom Hundert im Jahre 1925. Die Landbevölkerung, die in Ge⸗ 
meinden mit weniger als 2000 Einwohnern lebte, machte 1871 63,9 vom Hundert 
der Geſamtbevölkerung des Neiches aus, 1925 nur noch 35,6 vom Hundert; um 
nahezu ein Drittel der Geſamtbevölkerung hat ſich das Abergewicht zuungunſten der 
Landbevölkerung auf die ſtädtiſche Bevölkerung verlegt. Der Anteil der Großſtadt⸗ 
bevölkerung an der Geſamtbevölkerung hat ſich in der gleichen Zeit mehr als ver- 
fünffacht. Vergleichen wir ſchließlich noch die Zahl der im Hauptberuf im Handel 
oder Verkehr Erwerbstätigen von 1882: 1 570 318 und 1925: 10 561 941, mit der 
Zunahme der landwirtſchaftlich tätigen Bevölkerung in der gleichen Zeit — 1882: 
8 236 496, 1925: 14 373 256, — ſo wird uns auch in dieſen Zahlen die Anderung im 
Aufbau der Wirtſchaft und der Bevölkerung deutlich. 


18. Das Bauerntum unter der „freien Wirtjchaft” 

Das Abergewicht der Städte über das Land wirkte auf das bäuerliche Leben ſelbſt 
zurück. Hier kann nicht ausgeführt werden, wie die Angleichung an das ſtädtiſche 
Leben die bäuerlichen Lebensformen auflöſte und die Reſte bäuerlichen Brauchtums 
und bäuerlicher Sitte nahezu auslöſchte. Damit gingen nicht nur Gefühlswerte 
unſeres Volkes verloren, an deren Stelle ein oberflächlicher, teils ſentimentaler, 
teils verrohender Erfah trat, ſondern der Schwund bäuerlicher Geſittung und Art 
machte einer Gefinnung Platz, die von der Entfaltung der induſtriellen Wirtſchaft 
und der Ausdehnung des Handels im 19. Jahrhundert ausging und ſich in rein wirt- 
ſchaftlichem Denken erſchöpfte. 

Der Einfluß fremder Wirtſchaftskreiſe auf das Bauerntum wurde äußerlich fühlbar 
vor allem als Einfluß des beweglichen Finanzkapitals. Seine Stützen waren die 
liberale kapitaliſtiſche Wirtſchaft und insbeſondere der ſogenannte Realkredit. 
Die liberale kapitaliſtiſche Wirtſchaft beruhte bekanntlich auf der Vorſtellung, daß 
ſich aus dem jeweiligen Angebot und der jeweiligen Nachfrage für jede Ware und 
jede Arbeitsleiſtung ein natürlicher Preis ergebe. Sie ſetzte voraus, daß jeder 
vollkommene Freiheit habe, ſein Gewerbe zu wechſeln, ſeinen Beſitz zu wechſeln, 
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zu arbeiten und zu kaufen, wo und was er wolle, und daß jeder fo billig wie mög ⸗ 
lich einkaufe und ſo teuer wie möglich verkaufe. Wenn auf der ganzen Welt alles 
nach dieſem Geſetz des Preiſes leben und wirtſchaften würde, ſo mußte nach 
dieſer Vorſtellung der Ablauf des Ganzen ohne Eingriff des Staates, ohne Lenkung 
und Planung ſich von ſelbſt regeln. Heute weiß jeder aus dem Zuſammenbruch der 
Weltwirtſchaft, daß dieſe Vorſtellung, ſo ſehr ſie ein ganzes Jahrhundert beherrſchen 
konnte, auf irrigen Vorausſetzungen aufbaute. Sie ſetzte den Menſchen voraus, der 
nur als Einzelweſen auf ſeinen eigenen Nutzen gerichtet war, und der durch nichts 
anderes als dieſes wirtſchaftliche Streben gelenkt wurde. Sie ging daher vorbei an 
der elementaren Tatſache, daß der Menſch in Gliederungen und Verbänden lebt, 
und daß er durch ſeinen politiſchen Willen auf ſich und andere und auf das ganze 
wirtſchaftliche Streben einwirken kann. Sie verkannte, daß der Menſch an Boden 
und Raſſe gebunden iſt und gebunden bleiben muß, wenn er nicht verkommen will, 
und daß ſchließlich dieſer nicht nur wirtſchaftende, ſondern politiſch handelnde, bluts⸗ 
und bodengebundene Menſch wiederum auch die Vorausſetzung alles wirtſchaftenden 
Handelns ſelber iſt. Die liberale Wirtſchaftsauffaſſung mußte danach entweder 
ihre eigene Vorausſetzung, den Menſchen oder beſſer geſagt die Völker, vernichten 
oder am Widerſtand der Völker ſcheitern. 


Immerhin vermochte die liberale Wirtſchaftsauffaſſung die überkommene geſellſchaft⸗ 
liche Ordnung weithin aufzulöſen und jenen Typ von Menſchen zu entwickeln, der 
ſich nach feinem wirtſchaftlichen Nutzen von Ort zu Ort, von Markt zu Markt be- 
wegt, ſei es, daß er als Händler möglichſt hohe Gewinne zu erzielen verſteht, fei es, 
daß er ſeine Arbeitskraft möglichſt teuer zu verkaufen ſucht oder ſein Kapital zu 
möglichſt hohem Gewinn anlegen will. Der Wechſel der Arbeitsſtätte, der Ver. 
mögensanlage, des Bodens, der Staatsangehörigkeit und des Glaubens trieb die 
einzelnen bunt durcheinander und machte die ſtändige Bewegung des Menſchen nach 
dem größtmöglichen Verdienſt ebenſo wie die Bewegung der Sachwerte nach dem 
entfernteſten Markt, wenn er nur im Augenblick eine günſtige Konjunktur aufwies, 
zu einer ſcheinbaren Regel. 


In den ſchärfſten Gegenſatz trat die liberal⸗kapitaliſtiſche Wirtſchaft zum Bauern- 
tum. Der Bauer war an einen Standort gebunden, ſeinen Boden, der nach altem 
Recht vererbt und nicht veräußert werden ſollte. Das Geſetz der liberalen Wirt- 
ſchaft forderte Veräußerung des Bodens, ſobald ein günſtiger Preis die Möglich- 
keit eröffnete, auf anderem Boden oder in einem anderen Berufe mehr zu verdienen. 
— Der Bauer war daran gebunden, zu ernten, je nachdem, wie er den Acker beſtellt 
hatte. Das erſchwerte ihm die Anpaſſung an den jeweils höchſten Preis und die je- 
weils günſtigſte Konjunktur. Er konnte ſich nicht ſo leicht wie andere Betriebe auf 
eine andere Produktion umſtellen. Er war zudem an eine beſtimmte Fruchtfolge ge- 
bunden. So war der Bauer nicht in der Lage, in dem Spiel der Märkte und dem 
Wechſel der Preiſe als gleich ſchneller Partner mitzuſpielen. Deshalb mußten die 
Bauernſöhne, die von dem liberalen Wirtſchaftsdenken erfaßt wurden, ihren Boden 
aufgeben, wenn ſie wie geſchickte Händler dem Zug der Preiſe folgen wollten; das 
Wandern nach dem jeweils höchſten Verdienſt bildete eine Art moderner Nomaden 
heraus, und es iſt logiſch, daß unter dieſen Menſchen dann gerade diejenigen die 
Führung bekommen mußten, in denen nomadiſche Faktoren am zahlreichſten und 
elementarſten zur Auswirkung drängten. 

Die liberale Wirtſchaft wirkte in zunehmendem Maße auch auf die Bauern ein, die 
auf ihrem Boden blieben. Die Getreidepreiſe in Deutſchland ſanken. Mit dem 
Schein einer günſtigen Kapitalsanlage und hoher Dividende lockte die damalige 
internationale Hochfinanz europäiſches Kapital in außereuropäiſche Länder. Sie be— 
günſtigte den Ausbau der Verkehrslinien in bisher der landwirtſchaftlichen Kultur 
unerſchloſſenen Gebieten und dort den Aufbau der Landwirtſchaft. Der Zug der 
Auswanderer folgte. In Zuſammenbrüchen und Kriſen ging das geliehene Kapital, 
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nachdem die Hochfinanz hohe Gewinne gemacht hatte, dem europäiſchen Sparer und 
Aktionär verloren. Die neu aufgebaute Landwirtſchaft in Nord- und Südamerika 
gewann infolge der Kriſe noch neue Arbeitskräfte durch den Zuzug aus den ameri- 
kaniſchen Städten. Ende der 70er Jahre begann die nordamerikaniſche Getreide 
konkurrenz zum Schrecken der deutſchen Landwirtſchaft zu werden. Seit 1893/94 
trat zu dem ruſſiſchen, indiſchen und nordamerikaniſchen Weizen auf unſeren Märkten 
der argentiniſche Weizen hinzu. Zudem wurde durch die nichtrealiſierten Börfen- 
termingeſchäfte in Getreide eine Aberproduktion vor get äuſcht. So ſanken die 
Getreidepreiſe unaufhaltſam. 


Die Getreidezölle vermochten dem Bauern nur einen vorübergehenden Schutz zu ge · 
währen. Das Zollſyſtem wies immer Lücken auf und brachte die einheimiſche Er. 
zeugung niemals in eine unmittelbare Beziehung zum einheimiſchen Verbrauch. Auch 
unter dem Schutz von Getreidezöllen galt innerhalb des geſchützten Marktes die Be⸗ 
wegung nach dem höͤchſtmöglichen Verdienſt als Geſetz der Wirtſchaft. Der Preis 
der landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe blieb ſchwankend. Je mehr aber der Bauer von 
der eigenen Verſorgung mit allen möglichen Gebrauchsgütern abging und z. B. ſtatt 
des früher ſelbſt gefertigten Leinens ſeinen Bedarf durch Einkauf in den Städten 
deckte, um ſo mehr war er auf einen feſten Erlös aus dem Verkauf ſeiner Ernte 
angewieſen. Vor allem erforderte die intenſive Landwirtſchaft in zunehmendem 
Maße Betriebsmittel, z. B. für den Kauf landwirtſchaftlicher Maſchinen und künſt - 
lichen Düngers. Die liberale Wirtſchaft gewährte dem Bauern einerſeits keine 
feften Preiſe für feine Erzeugniſſe, trieb ihn andererfeits zu intenfiver Bewirtſchaf ⸗ 
tung an, damit er möͤglichſt hohe Erträge ernte. So wurde der Bauer in der Spanne 
zwiſchen feſten Schuldbeträgen einerſeits und ſchwankenden, geringer werdenden Ein- 
künften andererſeits feſtgehalten. 


19. Die Mobllifierung des Badens durch den Realkredit 


Die liberale Wirtſchaft konnte nur dadurch das Yauerntum bis in feine Wurzeln 
treffen, daß das bewegliche Kapital auch rechtlich die Herr ⸗ 
ſchaft über Blut und Boden erhielt. Solange der Boden an den 
Erbgang der Sippe gebunden war, unterlag jede Belaſtung des Bodens mit einem 
Pfandrecht für einen Fremden dem Einſpruch des nächſten Erben. Ausnahmen 
galten nur im Falle echter Not. Nachdem der Zuſammenhang der Sippe und die 
gebundene Erbfolge aufgelöft war und das ſpaͤtrömiſche Recht den Grund und Boden 
grundſätzlich der beweglichen Habe gleichgeſtellt hatte, konnte der Grund und Boden 
ebenſo verpfändet werden wie andere Gegenſtände. Das deutſche Recht wahrte bei 
der Verpfändung des Bodens nur beſondere Formen. Gerade dieſe Formen trugen 
aber entgegen ihrem Arſprung zu einer Mobiliſierung des Bodens bei. 


Die Verpfändung des Bodens für eine Schuld vollzog ſich nach dem modernen Recht 
in der Form der Hypothek oder der Grundſchuld. Hypothek und Grundſchuld konnten 
in einem Hypothekenbrief oder Grundſchuldbrief verbrieft und mittels des Briefes 
als feſte Werte übertragen und ausgetauſcht werden. So konnten dieſe Rechte an 
Boden im Handel von Hand zu Hand gehen. Das Entſcheidende war aber die Voll ⸗ 
ſtreckung des Hypotheken ⸗ oder Grundſchuldgläubigers in den Grund und Boden. 
Der Hypothekengläͤubiger des Bauern war nicht durch perſönliches Vertrauen auf 
den Bauern geſichert. Wenn er die Hypothek von einem anderen erworben hatte, 
kannte er kaum den Bauern und beſtenfalls nur die Größe des belaſteten Grund- 
beſitzes und die Nangſtelle feiner Hypothek. Die eigentliche Sicherung des Hypo- 
thekars beruhte vielmehr auf dem Gütermarkt. Die Nachfrage nach dem Boden 
würde — das war die unausgeſprochene, zum Teil auch unbewußte Hoffnung, auf 
die der Hypothekar tatſächlich baute — einen unbekannten Käufer in den Verſteige⸗ 
rungstermin führen, weil er hier billiger kaufen konnte als im freien Markt und insbe 
ſondere etwa als Güterhändler mit hoher Gewinnſpanne wiederverkaufen konnte; 
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diefer Käufer würde den Betrag der Hypothek als Erlös des verfteigerten Grund- 
beſitzes an den Verſteigerungsrichter zahlen, und ſo würde der Gläubiger ſein Geld 
ſamt Zinſen und Koſten ſicher erhalten. Wenn aber keine Nachfrage nach Land der 
Verſteigerung Bieter zuführte, dann konnte der Hypothekar felber bieten und wo⸗ 
möglich den Grundbeſitz lediglich für die Hypothek erwerben, ohne daß der von Haus 
und Hof vertriebene Bauer einen Vermögensreſt aus ſeinem Beſitz und ſeiner Habe 
retten konnte. 

Die Tatſache der Verſteigerung rückt den Kern des Grundpfandrechts ins volle Licht. 
Die Belaſtung ergreift den Boden nicht als Ernährungsgrundlage, ſondern als Ge⸗ 
genſtand des Gütermarktes und bewertet ihn je nach dem zu erwartenden Angebot 
bei Verkauf oder Verſteigerung. Das Steigen oder Sinken der Bodenpreiſe be⸗ 
ſtimmt, ob die Hypothek den geſamten Verkaufswert des Bodens erfaßt oder ſich 
auf einen Teil beſchränkt. Sinken die Bodenpreiſe etwa als Folge ſinkender Ge⸗ 
treidepreiſe oder zunehmender Abſatzſchwierigkeiten, ſo ergreift die Hypothekenlaſt 
ohne Zutun des Gläubigers oder des Bauern mehr und mehr den geſamten Ver. 
kaufswert des Bodens und entzieht dem Bauern den Boden unter den Füßen. Der 
Verluſt des Eigentums durch die Zwangsverſteigerung iſt dann lediglich der Aus- 
druck einer bereits vollendeten Tatſache. 


Den Gefahren eines derartigen Realkredits beugte das Bauerntum zum Teil da⸗ 
durch vor, daß es ſich eigene Kreditorganiſationen ſchuf in Geſtalt der ländlichen 
Darlehnsgenoſſenſchaften. Die genoſſenſchaftliche Haftung baut auf dem perſönlichen 
Einſtehen eines jeden und dem perfönlichen Vertrauen ſowohl zu dem Genoſſen, der 
mithaftet, wie zu dem Genoſſen, der ein Darlehn erhält, auf. Hier erhielt ſich noch 
das Anſehen der Perſönlichkeit des Bauern und des einzelnen Hoſes als Grund⸗ 
lage für den Kredit. Da die Darlehnsgenoſſenſchaften aber ihrerſeits in den ge⸗ 
ſamten Umlauf des Kapitals verflochten waren, konnten fie die Herrſchaft des beweg ; 
lichen Kapitals über Grund und Boden zwar in ihrer Wirkung mildern, aber nicht 
im Grunde beſeitigen. 


In den Jahren 1929 bis 1932 konnten 60% des bäuerlichen Kleinbeſitzes, 70% des 
Mittelbefitzes und 80% des Großbeſitzes die Zinſen nicht mehr aus dem Betriebs. 
überſchuß aufbringen. Die Folgen der landwirtſchaftlichen Verſchuldung drücken 
ſich nur zum Teil in der Ziffer der Verſteigerungen aus: In den Jahren 1926 bis 
1931 find insgeſamt nicht weniger als 16 500 bäuerliche Anweſen zwangsverſteigert 
worden. Zahlenmäßig nicht erfaßt werden können die Betriebe, die infolge der Ver⸗ 
ſchuldung keine Erträge abwarfen zur Beſchaffung der notwendigen Betriebsmittel, 
zu Erſatzbeſchaffungen und Reparaturen, geſchweige denn für die Ausbildung und 
Ausſtattung der Kinder des Bauern. Das macht es begreiflich, daß die erwachſenen 
Kinder, die auf dem Hofe arbeiteten, ohne ſich je ſelbſtändig machen zu können, in 
dem Verlangen nach einer eigenen Lebensgrundlage vielfach die Subſtanz des Hofes 
ſelber in Anſpruch nahmen und mehr denn je zur Teilung oder weiteren Verſchul⸗ 
dung zu Abfindungszwecklen trieben. Etwa ein Drittel der geſamten landwirtſchaft⸗ 
lichen Verſchuldung geht auf Erbteilungen zurück. 


In. Das national ſozialiſtiſche Bauernrecht 


20. Der Angriff des Bauerntums auf die überlebende Vorſtellungswelt des zujam- 
mengebrochenen liberalen Aapitalismus 
Die Verſuche, den Bauern innerhalb der grundſätzlich liberal⸗kapitaliſtiſchen Wirt- 
ſchaft durch Staatsmittel zu helfen, konnten zu keinem durchſchlagenden Erfolge führen. 
Sie gewährten dem Bauern, insbeſondere dem verſchuldeten Beſitzer eine Hilfe, die 
ihn vor der unmittelbar drohenden Zwangsverſteigerung ſeines Bodens bewahrte. 
Aber fie ließen jeweils einer neuen Verſchuldung Tor und Tür offen. Das Bauern- 
tum lebte unter der liberal⸗kapitaliſtiſchen Wirtſchaft als einem fremden Lebensgeſetz. 
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Wo der Börſenpreis entſchied, was der einzelne Erzeuger 
verdienen konnte, konnte nur der bewegliche Händler ge- 
deihen, aber der an feſte, natürliche Bedingungen gebundene 
Bauer nicht beſtehen. Der Beſtand des deutſchen Bauerntums hing jetzt 
davon ab, ob es gelang, die geſamte Wirtſchaft, ſoweit ſie für den Abſatz der deutſchen 
Landwirtſchaft in Betracht kam, nach den Geſetzen der bäuerlichen Wirtſchaft zu 
regeln, oder ob die Bauern als Farmer oder Pächter reſtlos zur gewerbsmäßigen 
Erzeugung beſonders marktgängiger Waren übergehen und dabei weite Strecken Land 
brachliegen laſſen mußten; eine Landflucht von unbekanntem Ausmaße wäre die 
Folge geweſen. 

Es ging nicht nur darum, das Vauerntum aus der kapitaliftiſchen Wirtſchaft heraus · 
zulöſen. Die Erhaltung des Bauerntums war nur dadurch möglich, daß ſich jetzt 
die übrige Wirtſchaft den Erforderniſſen der bäuerlichen Wirtſchaft ebenſo anpaßte, 
wie früher die bäuerliche Wirtſchaft durch die Struktur der liberal ⸗kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaft beſtimmt worden war. Die Landwirtſchaft iſt eng in die Gefamtwirtſchaft 
verflochten. Das Bauerntum konnte nur dadurch erhalten werden, daß die Geſamt⸗ 
wirtſchaft als Abnehmerin landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe und Kreditgeberin die 
Lebensnotwendigkeiten des Bauerntums beachtete. Das ſetzte eine Regelung des 
geſamten Abſatzes landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe und des land wirtſchaftlichen 
Kredits voraus. Die Lebensgeſetze des Bauerntums zwangen deshalb zu einer 
Anderung der geſamten Wirtſchaftsſtruktur. Das Bauerntum wurde zur 
Ausgangsſtellung für den Angriff gegen die Vorftellungs- 
welt des liberalen Kapitalismus. 


Allerdings war für die Anderung der Wirtſchaftsſtruktur nicht allein die Erhaltung 
des Bauerntums maßgebend, ſondern der Zuſammenbruch der geſamten liberal ; 
kapitaliſtiſchen Wirtſchaft, der in der Arbeitsloſigkeit der über 6 Millionen in 
Deutſchland und dem Darniederliegen der weitaus größten Zahl aller vorhandenen 
Betriebe jedermann ſichtbar wurde. Die ganze Sinnloſigkeit des liberalen „laissez 
aller“, des untätigen Zuſehens beim Ablauf der Wirtſchaft wurde offenbar und rief 
nach ſtaatlicher Hilfe für die einem verantwortungsloſen Wirtſchaſtsſyſtem ge- 
opferten Volksgenoſſen und nach vorausſchauender ſtaatlicher Lenkung der Wirtſchaft 
für die Zukunft. Der Nationalſozialismus richtete wieder das Primat des Staates 
über die Wirtſchaft auf und erkannte, daß die Wirtſchaft Menſchenwerk iſt, beſtimmt, 
dem Volke zu dienen und deshalb ſtaatliche Lenkung verlangt, wenn ſie ihre Aufgaben 
erfüllen will. Auf Grund dieſer Erkenntnis des Führers konnte der National- 
ſozialismus die Wirtſchaft wieder aufbauen und die ſchöpferiſchen Kräfte in ihr an- 
regen, die durch die finnlofe Selbſtzerſtörung im Kampfe aller gegen alle lahmgelegt 
worden waren. 

In dieſen Aufbau fügt ſich als notwendiges Glied die Sicherung der Volksernährung 
ein. Die Volksernährung konnte nur jo geſichert werden, daß die Landwirtſchaft zu 
dem Verbrauch landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe in eine planvolle Beziehung geſetzt 
wurde. Das ſetzte voraus, daß der Weg vom Bauern bis zum Verbraucher vor dem 
Einfluß un verantwortlicher Börſenjobber bewahrt wurde und die Preiſe ſtatt durch 
das unüberfehbare Spiel der Spekulation durch die feſten Bedürfniſſe des Bauern 
und das feſtbegrenzte Zahlungsvermögen des Verbrauchers beſtimmt wurden. Die 
nationalſozialiſtiſche Agrarpolitik hat ſeither bewieſen, daß der Staat hier keineswegs 
in ein wirkliches Geſetz wirtſchaftlichen Geſchehens eingegriffen hat, ſondern daß er 
einer Lähmung der geſamten Wirtſchaft abgeholfen hat, woran das liberale Wirt - 
ſchaftsdenken nur durch ſeine eigenen Wahnvorſtellungen gehindert war. 


21. Die Grundlagen der nationalfozialiftiichen Agrarpolitik 


Die nationalſozialiſtiſche Agrarpolitik will nicht möglichft hohe Preiſe für die Land- 
wirtſchaſt erzielen und die jeweilige Konjunktur zu Preisſteigerungen ausnutzen, 
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fondern fie will den Bedarf des deutſchen Volkes decken und dem Bauern einen an- 
gemeſſenen Erlös zur Erhaltung ſeiner Wirtſchaft und zum Aufbau ſeines Geſchlechts 
zuführen. Dieſes Ziel machte es notwendig, dem Handel mit 
landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen die beſtimmende Rolle 
in der Preisbildung zu nehmen; denn ſolange die Preis- 
bildung dem Handel überlaſſen war, diente ſie nicht den 
Zwecken der Erzeuger und der Verbraucher, ſondern wurde 
von dem freien Spiel der Händler getrieben, von denen jeder 
einzelne als Mitſpieler auf die Spielregeln angewieſen 
war und nicht verantwortlich gemacht werden konnte. Am den 
Handel mit landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen zuſammenzufaſſen und ihn für die ihm 
zukommende Aufgabe der Verteilung verantwortlich zu machen, mußte verhindert 
werden, daß durch das Spiel der Börſe und die liberaliſtiſche Marktwirtſchaft jeder 
einzelne Händler gegen jeden anderen und gegen Erzeuger und Verbraucher aus- 
geſpielt wurde. Denn dadurch war bisher der Handel mehr oder weniger in lauter 
einzelne Händler aufgelöſt worden, die ſchließlich in blinder Verwirrung zufälligen 
Gewinnen nachſtrebten. 

Die nationalſozialiſtiſche Agrarpolitik ſetzte an die Stelle 
dieſer Verwirrung eine Ordnung, die den geſamten Weg der 
land wirtſchaftlichen Erzeugniſſe vom Bauern bis zum Ver- 
braucher umfaßt. Dieſe Ordnung läßt der Tätigkeit des einzelnen in ſeinem 
Aufgabenbereiche jede Freiheit, verhindert aber, daß ſich das Tun des einzelnen über 
ſeinen Bereich hinaus für die ganze Volkswirtſchaft ſchädlich auswirkt. Dieſe 
nationalſozialiſtiſche Ordnung bedingt erſtens die Zuſammenfaſſung aller in 
der landwirtſchaftlichen Produktion und dem Abſatz landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe 
tätigen Perſonen, Vereinigungen und Betriebe, und zweitens einen fe ſten Rah ⸗ 
men für ihre freien, marktmäßigen Beziehungen zueinander. 
Die Menſchen, Vereinigungen und Betriebe, die in der Landwirtſchaft oder im Ab⸗ 
ſatz ihrer Erzeugniſſe tätig find, find erfaßt im Reichs nährſtan d. Den Rahmen 
für ihre marktmäßigen Beziehungen zueinander bietet die Marktregelung. 


22. Marktregelung und Aufbau des Reichs nährſtandes 


Die Marktregelung verfolgt das Ziel, eine ſtetige Verſorgung der Märkte und da⸗ 
durch des Verbrauchers und zugleich einen feſten Erlös für die Landwirtſchaft zu 
ſichern. Mittel dazu iſt die Beſtimmung von Feſtpreiſen für die landwirtſchaftlichen 
Erzeugniſſe, wobei die Preiſe ſich je nach örtlichen Verhältniſſen und nach der Art 
der marktmäßigen Erfaſſung (3. B. Einkauf der Mühlen beim Landhandel) unter. 
ſcheiden und ſtufen. Als weitere Maßnahme dient der Zufammenſchluß der Betriebe 
des Landhandels und des landwirtſchaftliche Erzeugniſſe bearbeitenden und ver- 
arbeitenden Gewerbes zu Verbänden und wirtſchaftlichen Vereinigungen. Dadurch, 
daß der Reichsernährungsminiſter entweder ſelbſt den Zuſammenſchluß verfügt oder 
die Angehörigen der in Betracht kommenden Gruppe ermächtigt, in Selbſtverwaltung 
und Selbſtverantwortung ſich zuſammenzuſchließen, können innerhalb der gebildeten 
Vereinigungen Abſatz, Preiſe und Preisſpannen geregelt werden. Das Ziel iſt, 
auf der Grundlage eines gerechten Preiſes für die landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe 
die einzelnen Verarbeitungs- und Handelsſtufen aufzubauen. Wegen der Einzel- 
heiten dieſer Regelung iſt auf den dritten Band dieſes Werkes über „Die Wirt— 
ſchaftsordnung des nationalſozialiſtiſchen Staates“ zu verweiſen. 


Die Grundlage für die geſamte Marktregelung bildet der Aufbau des Reichgnähr- 
ſtandes ſelber. Er hat nicht nur die Landwirtſchaft ſelbſt und ihre bisherigen wirt— 
ſchaftspolitiſchen Organiſationen und öffentlich- rechtlichen Berufs vertretungen ſowie 
die landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften in ſich aufgenommen, ſondern auch den Land. 
handel (Groß- und Kleinhandel) und die mit der Be. und Verarbeitung landwirt- 
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ſchaftlicher Erzeugniſſe befaßten Betriebe. Der Reichsnährſtand iſt danach die große 
Selbſtverwaltungsorganiſation, die den Zweig unſerer Wirtſchaft erfaßt, der der 
Ernährung des Volkes dient. 


An der Spitze des Reichsnährſtandes ſteht der Reichsbauernführer, der gegenwärtig 
zugleich Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft iſt. Ihm fteht zur Be⸗ 
arbeitung der grundſätzlichen Fragen und zur Vorbereitung geſetzlicher Regelung ein 
Stabsamt zur Seite. Ständiger Vertreter des Reichsbauernführers iſt der Reichs⸗ 
obmann. Die zentrale Stelle der geſamten Selbſtverwaltung des Reichsnährſtandes 
iſt das Verwaltungsamt. Im übrigen baut ſich der Reichsnährſtand landſchaftlich 
auf. Die kleinſte Einheit iſt die Ortsbauernſchaft, die nächſte die Kreisbauernſchaft. 
Eine Anzahl Kreisbauernſchaften, in der Regel die Kreisbauernſchaften einer 
Provinz oder eines Landes, faßt die Landesbauernſchaft zuſammen. 


Die Leitung dieſer Selbſtverwaltungsorganiſation beruht auf dem Führerprinzip. 
Die Führer im Reichsnährſtand vom Ortsbauernführer, Kreisbauernführer über den 
Landesbauernführer bis zum Reichsbauernführer find in der Regel felber Bauern 
oder Landwirte und in ihrem Amt als Führer ehrenamtlich tätig. Anter ihnen 
arbeiten im Hauptberuf tätige Beamte und Angeſtellte des Reichsnährſtandes. 


Die Selbſtverwaltung des Reichsnährſtandes gliedert ſich ſowohl in dem zentralen 
Verwaltungsamt wie in jeder Landesbauernſchaft in vier Hauptabteilungen. Die 
Hauptabteilung I betreut die Angehörigen des Reichsnährſtandes und ihre Be⸗ 
ziehungen untereinander. In dieſem Zuſammenhang iſt hervorzuheben, daß zum 
Reichsnährſtand felbſtverſtändlich nicht nur die ſelbſtändigen Landwirte und Bauern, 
ſondern alle in der Landwirtſchaft tätigen Menſchen, insbeſondere die Landarbeiter 
und landwirtſchaftlichen Angeſtellten gehören. Die Hauptabteilung II dient der 
Förderung der Landwirtſchaft in fachlicher Hinſicht. Ihr Arbeitsgebiet umfaßt die 
Aufgaben der früheren Landwirtſchaftskammern. Die landwirtſchaftlichen Genoſſen⸗ 
ſchaften werden zuſammengefaßt in der Hauptabteilung III. Die Hauptabteilung IV 
ſchließt den Landhandel und die Be- und Verarbeitung landwirtſchaftlicher Er⸗ 
zeugniſſe zufammen. 


23. Die Begründung des Bauerntums im Reichserbhofgeſetz 


Die nationalſozialiſtiſche Agrarpolitik löſte den Bauern aus den Reſten der liberal- 
kapitaliſtiſchen Wirtſchaft heraus und legte vom Bauerntum her die Grundlage für 
eine der Bedarfsdeckung dienende Wirtſchaft mit ſtetiger Erzeugung, ſtetigem Abſatz 
und feſten Preiſen. Die Maßnahmen dieſer Wirtſchaftspolitik konnten aber auf die 
Dauer nur durchgeführt werden, wenn der Bauer ſelbſt fich von dem liberal⸗ 
kapitaliſtiſchen Denken löſte. Wie ſollte die ſtetige, nicht auf Gewinn, ſondern auf 
Erhaltung des Ganzen gerichtete bäuerliche Wirtſchaftsgeſinnung den Grundſtein für 
den Neubau unſerer Wirtſchaft bilden können, wenn nicht der Bauer im Bereich 
ſeines eigenen Hofes ſich wieder auf die bäuerliche an Boden und Blut gebundene 
Art beſann! Vielfach hatte ſich noch bäuerliche Sitte z. B. als Erbſitte erhalten. Die 
Geſchwiſter des Hofeserben verlangten danach keinen Bruchteil vom Werte des 
Hofes, berechneten den Hof alſo nicht als teilbares Kapital, ſondern ſchätzten ſeinen 
Ertragswert und berechneten nach der ſogenannten Brüder und Schweſterntaxe den 
Betrag, den der Hofeserbe ihnen zahlen ſollte. Aber auch hier ſetzte das Recht 
den Anſprüchen der einzelnen keine Grenzen. Denn für den Bauern galt das auf 
den ſtädtiſchen Verkehr zugeſchnittene Bürgerliche Geſetzbuch, welches nicht einmal 
mehr den Begriff „Bauer“ kannte. Wurde dieſes Geſetzbuch auf den Bauernhof an- 
gewandt, jo war es „Recht“, daß die Kinder des Bauern den Hof zur Verſteigerung 
brachten, um als Erben den Erlös unter ſich zu teilen, und ebenſo „Recht“, daß der 
Gläubiger durch die Zwangsverſteigerung zu jeder Jahreszeit und ohne Rückſicht 
auf die Leiſtungsfähigkeit und Tüchtigkeit des Bauern den Bauern von Grund und 
Boden vertreiben konnte, und das für einen Preis, der mit dem Wert des Bodens 
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für den Bauern niemals vergleichbar iſt. Jeder Jude konnte einen Bauernhof er- 
werben, und jeder Bauer konnte ſeinen Hof, ohne ſeine Erben zu fragen, an jeden 
Beliebigen veräußern. 

Sollten wieder bäuerliches Denken und bäuerliche Art gelten, ſo mußte der Bauer 
zu allererſt fein eigenes bäuerliches Recht wieder in Geltung fetzen und ſich Gerichte 
ſchaffen, in denen Bauern bäuerliches Recht ſuchten und ausſprachen. So wurde die 
Schaffung eines eigenen VBauernrechts und eigener bäuerlicher Gerichte die Grund- 
lage für die geſamte Agrarpolitik. Dabei ging es nicht darum, aus irgendwelchen 
Vorſtellungen oder Wunſchbildern einzelner ein neues Recht zu konſtruieren, ſondern 
das Recht wieder zur Geltung zu bringen, das in tauſend Jahren deutſcher Geſchichte 
dem Bauerntum die Richtung gewieſen hatte und nur durch fremdes Recht und 
individualiſtiſches Denken überdeckt worden war. Das Reichserbhofgeſetz erneuerte 
das germaniſche Bauernrecht. Dieſes Recht dient der Erhaltung des bäuerlichen 
Geſchlechts und ſichert ſeine Verantwortung vor dem ganzen Volk. Darum kann 
dieſes Recht auch unmittelbar als verpflichtend gefühlt und anerkannt werden. 


Das Reichserbhofgeſetz ſetzt das bäuerliche Geſchlecht und den bäuerlichen Boden 
wieder in ihr altes Recht ein. Das bäuerliche Geſchlecht kann, ſolange es bauern- 
fähige Erben aus fi erzeugt, nicht vom Hofe getrennt werden. Der bäuerliche 
Boden kann grundſätzlich nicht in Geld umgefetzt werden. Er iſt grundſätzlich unver⸗ 
äußerlich und unterliegt nicht der Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen. Blut 
und Boden find wieder durch das Bodenrecht für die Dauer verbunden. 


24. Bauernehre | 

Die Ehre des Bauern iſt nicht nur Berufs- oder Standesehre; denn Bauer fein 
heißt nicht nur, eine beſtimmte berufliche Arbeit leiſten und durch eine beſtimmte 
Arbeit für das Volksganze mit anderen zuſammen einen Berufsſtand bilden. Bauer 
fein umfaßt mehr als das Arbeitsleben des einzelnen. Als Bauer wird einer ge- 
boren, und als Bauer zieht er auf ſeinem Hofe ſeine Erben heran, und rüſtet die 
Kinder, die den Hof nicht erben, für's Leben aus. Auch die Bauernſöhne, die in 
andere Berufe übergehen, empfangen vom Bauern her ihre Art. Bauer fein umfaßt 
das ganze, erbmäßige, wirtſchaftliche und kulturelle Leben der Menſchen, die dem 
Boden verbunden ſind. In der vergangenen Zeit war dieſe Ganzheit aufgelöſt. Der 
Bauer verlor im Laufe ſeiner Geſchichte alle Verantwortung und alle Fertigkeiten 
mit Ausnahme der Beſtellung ſeines Ackers, durch die er nur Landwirt blieb. Die 
politiſche Führung ging vom Bauern ſchon im frühen Mittelalter auf andere Stände 
über. Die Kenntnis der Geſchichte wurde zur Angelegenheit lateiniſch ſchreibender 
Mönche, die Rechtſprechung zum Geheimwiſſen römiſch gebildeter Juriſten. Die 
Leitung der Wirtſchaft und der Märkte lag ausſchließlich in den Händen der Städte 
und des Handels. Die Beſtimmung des Erben wurde Sache des Gutsherrn. Der 
Bauer gewinnt im nationalſozialiſtiſchen Staat wieder zurück, was zur Ganzheit des 
bäuerlichen Lebens gehört. 

Durch das Reichserbhofgeſetz iſt auch die Rechtſprechung in den lebenswichtigen 
Fragen des Bauerntums wieder Bauern übertragen: Die Anerbenbehörden, das 
Anerbengericht, das im zweiten Rechtszuge entſcheidende Erbhofgericht und das 
Reichserbhofgericht ſetzen ſich aus Bauern und Juriſten zuſammen, wobei im An⸗ 
erbengericht zwei Bauern neben einem Juriſten ſitzen. Für die Richtung der Recht. 
ſprechung iſt die bäuerliche Geſinnung maßgebend, die ſich in den Eingangsworten 
des Reichserbhofgeſetzes ausprägt. 

Die bäuerliche Ehre umfaßt danach wieder das geſamte Handeln und Denken des 
Bauern. Sie beſtimmt auch ſein Verhältnis zum Volksganzen. 

Der Bauer hat die Aufgabe, die Ernährung des Volkes zu ſichern. Für die Löſung 
diefer Aufgabe it der Reichsnährſtand dem Führer verantwortlich. Die bäuerliche 
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Wirtſchaftspolitik erhält von da aus erſt ihre volle Bedeutung. Sie hat für die 
Nahrungsfreiheit des deutſchen Volkes und damit zu einem weſentlichen Teile für 
die Anabhängigkeit vom Auslande die Gewähr zu leiſten. Die Lenkung der land- 
wirtſchaftlichen Erzeugung und der Verteilung landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe, alſo 
die Marktregelung, rechtfertigen ſich aus der übernommenen Verantwortung. Dieſe 
begrenzt auch die Preiſe, die dem Bauern für feine Erzeugniſſe zufließen können. 
Der Ernteertrag des Jahres 1934, der im Verhältnis zu den RNekordernten der 
vorhergehenden Jahre geringer iſt, hätte nach liberal⸗kapitaliſtiſchem Denken die Ge⸗ 
treidepreiſe an den Börſen jenes Syſtems heraufſchnellen laſſen. Die bäuerliche Ver⸗ 
antwortung forderte, daß die Getreidepreiſe nicht höher feſtgeſetzt wurden, als der 
Brotpreis es geſtattete, den der deutſche Arbeiter zahlen konnte. Vom liberal - 
kapitaliſtiſchen Denken aus geſehen brachte das Bauerntum damit ein unverſtändliches 
Opfer. Für das Bauerntum bedeutete dies die Einordnung in die Geſamtheit des 
Volkes und in den Dienſt am Staate. Damit iſt das Bauerntum zum Träger des 
deutſchen Sozialismus geworden. Da dieſe Haltung folgerichtig aus der bäuerlichen 
Gefinnung entſpringt, der es um die Erhaltung des Ganzen geht, können wir heute 
ſagen: Die Ehre des deutſchen Bauern iſt ſein Sozialismus. 


Durch die ſozialiſtiſche Verantwortung und die Ehre des Bauern erhält das Eigen- 
tum am Hofe einen eigenen Sinn: Der Bauer kann nicht beliebig damit verfahren, 
wie es das Bürgerliche Geſetzbuch ihm geſtattete. Er hat den Hof ordnungsmäßig 
zu bewirtſchaften und er hat ihn ſeinem Geſchlecht und ſein Geſchlecht auf dieſem 
Hofe zu erhalten. Das ſchließt eine Veräußerung des Hofes aus. Nur wichtige 
Gründe können in Ausnahmeſällen eine Veräußerung bäuerlichen Bodens als unum⸗ 
gänglich erſcheinen laſſen. Ob ein ſolcher Fall gegeben iſt, darüber entſcheidet das 
bäuerliche Gericht, das Anerbengericht. Darum bedarf jede Veräußerung bäuer- 
lichen Bodens der Zuſtimmung des Anerbengerichts. 


Der Bauer, der nicht ordnungsmäßig wirtſchaftet, verliert dadurch feine Bauern⸗ 
fähigkeit. Gegen dieſen Bauern kann der Landesbauernführer beim bäuerlichen Un- 
erbengericht die „Abmeierung“ beantragen. Wird der ſchlechte Bauer „abgemeiert“, 
ſo verliert er die Verwaltung und Nutznießung ſeines Hofes und darf ſich nicht mehr 
Bauer nennen. Die Bewirtſchaftung wird dann dem Ehegatten des bisherigen 
Bauern oder dem nächſten Anerben übertragen. Iſt kein bauernfähiger Anerbe da, ſo 
kann dem Bauern das Eigentum am Erbhof auf Antrag des Reichsbauernführers 
entzogen und auf eine von dieſem vorzuſchlagende bauernfähige Perſon übertragen 
werden. Dieſe harte Beſtimmung dient der Zucht innerhalb des Bauerntums, damit 
die bäuerliche Ehre gewahrt bleibt. 


25. Bäuerlicher redit und bäuerliche Schuld verpflichtungen 


Die bäuerliche Ehre beſtimmt auch das Verhältnis des einzelnen Bauern zu ſeinem 
Partner im wirtſchaftlichen Verkehr. Unter dem zuſammengebrochenen Wirtſchafts⸗ 
foftem gab es für den landwirtſchaftlich genutzten Boden im weſentlichen nur den 
ſogenannten Realkredit. Dieſer Kredit erfaßte als Hypothek oder Grundſchuld den 
Kapitalwert des Bodens, der im Falle einer Verſteigerung als Erlös zu erzielen war. 
Die liberale kapitaliſtiſche Wirtſchaft brachte ein Schwanken der Bodenpreiſe mit 
ſich und machte ſchließlich, als auf dem Boden nichts mehr zu verdienen war, und 
nur noch Schulden und Steuern auf ihm laſteten, den Boden nahezu unverkäuflich. 
Damit entpuppte ſich die „Sicherheit“ des Realkredits als ein trügeriſcher Schein. 
Der kapitaliſtiſche Verkaufswert des Bodens, den die Hypothek erfaßt hatte, war 
nahezu in nichts zerfloſſen, die Verſchuldung überſtieg bei weitem den durch eine 
Verſteigerung erreichbaren Erlös. Da das Leihkapital angeſichts dieſer Tatſache 
verloren war und die Liquidation der geſamten landwirtſchaftlichen Schulden im 
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Wege von Zwangsverfteigerungen auch innerhalb der Liberal-kapitalijtifchen Wirt- 
ſchaft nicht durchgeführt werden konnte, war der Staat gezwungen, einzugreifen. 
Die Maßnahmen der Oſthilfe, des Vollftreckungsſchutzes und ſchließlich die Ent- 
ſchuldung nach dem landwirtſchaftlichen Schuldenregelungsgeſetz dienen der Ablöſung 
der durch das frühere Syſtem der Landwirtſchaft aufgebürdeten Schulden. 


Es wäre nun echt liberal gedacht, nationalſozialiſtiſch betrachtet aber nicht zu ver. 
antworten geweſen, hätten wir jetzt die Verſchuldung in alter Weiſe wieder von 
neuem beginnen laſſen und den neuen Kredit wieder auf dem zuſammengebrochenen 
Syſtem der „realen Sicherheit“ aufbauen laſſen! Führte der bisher begangene Weg 
des Realkredits nicht mehr weiter, fo zeigte das im Reichserbhofgeſetz verankerte 
bäuerliche Recht einen anderen Weg. 


Der Kredit des Bauern beruht jetzt auf der dauernden Ertragsfähigkeit ſeines 
Hofes, dem ſicheren Beſtande der bäuerlichen Wirtſchaft und der Ehre des Bauern. 
Die Ehre des Bauern bürgt dafür, daß er den Hof ordnungsmäßig bewirtſchaftet. 
Sonſt droht ihm die „Abmeierung“, und ein anderer, der bauernfähig ſein muß und 
ordnungsmäßig wirtſchaften muß, tritt an ſeine Stelle. Danach beſteht eine Gewähr, 
daß der Hof dauernd Erträge bringt. Die Marktregelung ſichert ihnen Abſatz und 
einen feſten Preis. Eine Verkleinerung des Hofes im Erbgang findet nicht mehr 
ſtatt; denn der Hof geht ungeteilt auf einen Erben über. Die Verforgungsrechte der 
übrigen Erben richten ſich nach der Ertragsfähigkeit des Hofes. Danach kann kein 
anderer Betrieb ſo ſicher für die Rückzahlung einer Schuld einſtehen wie der Erbhof. 
Früher mußte jeder Gläubiger damit rechnen, daß der Hof in andere Hände über⸗ 
gehen, zwangsverfteigert oder zerſchlagen würde. Darum ſuchte er durch die Ein- 
tragung einer Hypothek ſelber ein Recht am Kapitalswert des Bodens zu gewinnen. 
Dieſer Wert war aber abſtrakt berechnet und erwies ſich als trügeriſch. Jetzt bleibt 
der Hof als dauernde Grundlage von Erträgen erhalten und ſichert dem Bauern den 
Kredit und den Gläubigern die Zahlung der Schuld. 


Freilich wird der Gläubiger nicht ungemeſſen Kredit geben dürfen. „Gläubiger“ 
und „Kredit“ kommt ſprachlich von glauben und vertrauen her und weiſt auf die 
eigene Verantwortung deſſen hin, der Glauben gewährt. Kommt aber ein Bauer 
feinen Schuldverpflichtungen nicht nach, obwohl ihm dies bei ordnungs⸗ 
mäßiger Wirtſchaftsführung möglich wäre, fo kann das Anerben⸗ 
gericht auf Antrag des Landesbauernführers dem Bauern die Verwaltung und 
Nutznießung des Erbhofes dauernd oder auf Zeit entziehen, d. h. den Bauern 
„abmeiern“. 


Auf die gleiche Weiſe ſichern die Ehre des Bauern und die in die Hände des 
Landesbauernführers und des bäuerlichen Gerichts gelegte Gewalt über die ſchlechten 
Eigentümer auch die Erfüllung der Pflichten, die dem Bauern nach dem Reichserb- 
hofgeſetz gegenüber den weichenden Erben obliegen: Er hat ihnen bis zur Voll: 
jährigkeit Unterhalt, daneben eine Ausbildung und zur Begründung einer felb- 
ſtändigen Exiſtenz eine Ausſtattung zu gewähren, wobei die Erträge des Hofes 
Maß und Grenze beſtimmen. 


26. Die neubildung deutſchen Bauerntums 

Das RNeichserbhofgeſetz erfaßt alle landwirtſchaftlichen Betriebe, die eine Acker⸗ 
nahrung darſtellen und einem bauernfähigen Alleineigentümer gehören. Die Bauern- 
fähigkeit ſetzt voraus: deutſches oder ſtammesgleiches Blut, deutſche Staatsangehörig— 
keit, bäuerliche Ehre und die Fähigkeit, den Hof ordnungsmäßig zu bewirtſchaften. 
Wo eine dieſer Vorausſetzungen fehlt, beſteht bisher noch kein Erbhof. Die Zahl 
der Erbhöfe kann ſich dadurch vermehren, daß auch ſolche Beſitzungen, deren Eigen— 
tümer nicht zu ordnungsmäßiger Bewirtſchaftung fähig, nicht deutſcher Staats- 
bürger oder etwa jüdiſchen Blutes iſt, oder Beſitzungen, die mehreren Eigentümern 
gehören, in das Alleineigentum einer bauernfähigen Perſon übergehen. Auch durch 
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Teilung ſolchen Großgrundbeſitzes, der über 125 ha umfaßt und daher nicht Erbhof 
iſt, können Erbhöfe gebildet werden. 


Eine größere Bedeutung als die Bildung neuer Erbhöfe im Wege der freien Ver⸗ 
fügung der jeweiligen Eigentümer hat die Neubildung deutſchen Bauerntums durch 
die Siedlung. Hier weiſt das Erbhofrecht unmittelbar in die Zukunft. Die ge⸗ 
ſchloſſene Vererbung der Höfe ftellt in jedem Jahrgang Bauernföhne, die ihren 
Stammhof nicht erben und nach neuem Boden verlangen. Dieſen Bauernſöhnen 
Land zu ſchaffen, iſt die Aufgabe der Siedlung. Daneben kommen alle die als 
Siedler in Betracht, die urfprünglich bäuerlicher Herkunft find, in der Vergangen ; 
heit als Landarbeiter oder in anderen Berufen gearbeitet haben und ſich noch die 
Fähigkeit zu bäuerlichem Leben bewahrt haben. 


Das Bauerntum iſt nach dem Reichserbhofgeſetz beſtimmt, Blutsquelle des deutſchen 
Volkes zu ſein. Das ſchließt eine dreifache Aufgabe in ſich: In erſter Linie gilt es, 
die bäuerliche Art und dadurch das nordiſche Geblüt in unferem Bauerntum rein 
auf den Höfen zu erhalten; denn die Vererbung von Blut und Boden als Einheit 
ift die dauernde Grundlage für den Beſtand des Volkes. Als zweites gilt es, den 
Anteil des nordiſch beſtimmten Geblüts im Volke dadurch zu ftärken, daß durch Ver⸗ 
mehrung der bäuerlichen Stellen weiteren nordiſch beſtimmten Familien das der 
nordiſchen Art entſprechende bäuerliche Leben ermöglicht wird. Schließlich ſtellt das 
Bauerntum die geſunden Kräfte, die das Leben der Städte und der anderen Berufe 
durchbluten. Innerhalb dieſer dreifachen Aufgabe ſteht die Neubildung deutſchen 
Bauerntums im Mittelpunkt. Sie iſt für den Siedler der Anfang eines Geſchlechts, 
das wiederum die geſamte Aufgabe des deutſchen Bauerntums mit zu übernehmen 
hat. Der Siedlung gilt deshalb die befondere Aufmerkſamkeit der national- 
ſozialiſtiſchen Agrarpolitik. Sie ſchließt den Kreis, der von der Einheit in Blut 
und Boden ausgeht und wieder zu dieſer Einheit zurückkehrt. 
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band! Gruppe Beittag4 Der Derfaffer gibt eine knappe, aber erſchöpfende Darftel- 
Dr. Johann von Leers lung der Gefchichte unſeres Dolkes vom Gefichtspunkt der 


Univerfitätsprofeffor, Jena Raffe, der Siedlungsgeſchichte und der biologiſchen Ent- 
Raffengefchichte wicklung; einſetzend in der frühgeſchichtlichen Periode, ftellt 
des deulſchen Volkes er die caſſiſche zuſammenſetzung des Bermanentums, den 


Umbtuch in der harolingiſchen Zeit, die Bevölkerungs- und 
Siedlungsgeſchichte des Mittelalters dat, unterſucht die 
Wickungen der fataſtrophe des Dreiſtigjährigen Arieges 
auf unſer Dolk, zeigt feinen biologiſchen Aufftieg in meh- 
reren Etappen und Wellen der Bevölkerungszunahme, 
ſchildert eingehend die Gründe für die mit dem Ausgang 
des 19. Jahrhunderts einſetzende Geburtenarmut und läft 
jo die Maßnahmen des nationalſozialiſtiſchen Staates als 
den erſten geoflen Derjuc, bewuflt das biologiſche Gefüge 
unſeres Oolkes zu ſichern und zu beſſern, erſcheinen. Ein 
beſonderes, ſehr eingehendes Rapitel iſt der Darſtellung der 
Nuseinanderſetzung unſeres Oolkes mit dem ſudentum ge- 
widmet. 
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1. Wie weit reicht unfere Ahnenreihe zurüch? 


a) Die älteften Raſſen unſeres Lebensraumes 


Die Ausgrabungswiſſenſchaften und die Menſchenkunde (Anthropologie) ermöglichen 
es uns, die Wurzeln unſeres Volkes bis in eine ſehr tiefe Vergangenheit zurück 
zuverfolgen. 


Lange litt jede Anterſuchung der Herkunft unſerer Art daran, daß man „zeitliche 
Aufeinanderfolge“ und „Abſtammung“ verwechſelte, alſo etwa glaubte, daß die 
heutigen Raſſen ſich geradewegs aus den ganz urtümlichen Menſchen der Altſteinzeit, 
deren Reſte wir im „Kiefer von Mauer“, in den Skelettreſten des „Neandertal- 
menſchen“ (bezeichnet nach ſeinem erſten Fundort in dem nach dem Theologen Neander 
benannten kleinen Teil bei Düſſeldorf) beſitzen, entwickelt hätten. Weil jene ganz 
urtümlichen Menſchenformen ſich in ſehr alten Erdſchichten ſanden, ſo nahm man an, 
daß fie die echten Ahnen und Vorfahren der ſpäteren höheren Raſſen ſeien. Dieſe 
Auffaſſung wurde unterſtrichen durch die bis dahin geltende Lehre von der umwan⸗ 
delnden Kraft der Amwelt auf den Raffebeftand. Man nahm alſo etwa an, daß dieſe 
Menſchen durch Klima und Boden unſerer Landſchaft immer höher entwickelt ſeien, 
fo daß ſich ſchließlich der moderne „europäiſche“ Menſch aus ihnen ergeben habe. 
Man verlängerte auch ohne Bedenken die Linie nach rückwärts und nahm an, daß 
jene älteſten, halb tierhaften Menſchengruppen wiederum in gerader Linie von 
Menſchenaffen abſtammten, ſuchte deswegen mit Eifer das „fehlende Glied“, das 
Menſch und Menſchenaffe verbinden ſollte. 


So einfach ſehen wir dies heute nicht mehr. 


b) Der Begriff der Raſſe 


Zuerſt einmal haben wir erkannt, daß es eine Veränderung des Raſſeerbgutes durch 
die Amwelt nicht gibt. Erworbene Eigenſchaften werden nicht vererbt, weder das 
Klima noch der Boden, noch die Nahrung ändern das Erbbild. Es iſt möglich und 
kommt vor, daß Menſchengruppen in einem Klima zugrunde gehen, dem ſie nicht 
angepaßt find, daß nur diejenigen ſich erhalten und fortpflanzen, die aus irgend- 
einem Grunde mit der Amwelt „fertig“ werden, daß auf dieſe Weiſe eine Ausleſe 
beſonders einer Amwelt gewachſener Menſchen entſteht. Die Ausleſe begünſtigt alſo 
einen beſtimmten Teil der Menſchengruppen, die Ausmerze vernichtet einen anderen 
Teil — die Raſſe aber als ſolche ändert ſich nicht. Raſſe ſtellt ſich dar „in einer 
Menſchengruppe, die ſich durch die ihr eignende Vereinigung körperlicher Merkmale 
und ſeeliſcher Eigenſchaften von jeder anderen Menſchengruppe unterſcheidet und 
immer wieder nur ihresgleichen zeugt.“ (Günther: „Raſſenkunde des deutſchen 
Volkes“, S. 40). Es gibt Fälle, wo innerhalb einer Raſſe überraſchend und auf 
einmal eine neue erbliche Veranlagung auftritt, die bis dahin nicht ſichtbar war. 
„Eine Veränderung nun, die das Erbgut beeinflußt und daher auf die folgenden 
Generationen übergeht, bezeichnet die Vererbungslehre als Mutation. Das Wort 
ſelber bedeutet ſprachlich nichts anderes als „Abänderung“, was ja „Modifikation“ 
ſchließlich auch bedeutet; es iſt aber ausſchließlich im Gebrauch für Veränderungen im 
Erbgut (Dr. Guſtav Franke, „Vererbung und Raſſe“, Deutſcher Volksverlag, 
München). Auf dem Wege der Mutation iſt es denkbar, daß neue Raſſen entſtehen.“ 


Man muß den Begriff Naſſe deutlich trennen von: 

a) Sprachengruppe. Es gibt alſo keine germaniſche, romaniſche, flawiſche 
Raſſe, ſondern nur eine germaniſche, romaniſche, ſlawiſche Sprachengruppe, die von 
Menſchen ſehr verſchiedener Raffe geſprochene Sprachen umfaſſen. 
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B) Volk. Es gibt keine deutſche, italieniſche, polniſche Raſſe, ſondern nur ein 
deutſches, italieniſches, polniſches Volk, deſſen Angehörige ſehr verſchiedene Raſſen⸗ 
zuſammenſetzung haben können. 


y) Erdteil. Es gibt keine europäiſche Raſſe, ſondern in Europa fitzen Angehörige 
mehrerer Naſſen und find in verſchiedener Miſchung in den europäiſchen Völkern 
enthalten. 

In der älteſten Menſchheitsgeſchichte dagegen vermögen wir keine Sprachgruppen und 
Völker feſtzuſtellen. Wohl aber vermögen wir Raſſen zu erkennen. 


c) Neandertaler 

Etwa um das Jahrhunderttauſend vor Chriſti taucht auf unſerm Boden ein ganz 
primitiver Armenſch, der Neandertaler, auf. Er iſt kein direkter Vorfahre von 
uns und ſcheint bei einer dann einſetzenden Vereiſung verſchwunden zu ſein. Er ſteht 
im Körperbau den heutigen Auſtralnegern nahe und geht wohl auf noch ältere 
Menſchengruppen zurück. Wir dürfen annehmen, daß er verſchwand, ohne in unſerem 
Volk Nachkommen hinterlaſſen zu haben. Einzelne Naſſeforſcher halten ihn für einen 
Seitenzweig auf niedriger Stufe, der ſich aus dem früheſten Menſchen entwickelt habe 
und ausgeſtorben ſei. 


d) Der älteſte Ahn 

Die Raſſe von Aurignacd taucht gleich nach dem Neandertaler auf. Sie heißt auch 
Lößraſſe, weil ſie auf Lößboden beſonders häufig vorkam. Dieſe Menſchen ſind nicht 
urtümlich, fondern gehören zur Art des heute lebenden Menſchen. Von mittlerem 
Wuchs, ſchlank, feingliedrig, ſehr langſchädlig, ſtellen die Aurignac⸗Menſchen (etwa 
ſeit 80 000 v. Chr.) eine Bevölkerung dar, die durch ihre ſchönen Höhlenmalereien 
(befonders in Frankreich) ſchon weſentliche Spuren der Kultur zeigt. 

Daneben tauchen zwei Kurzkopfraſſen in Europa auf (Furfooz⸗Raſſe und Grenelle- 
RNaſſe — beide in Frankreich gefunden), in denen man vielleicht Vorläufer der 
heutigen oſtiſchen Naſſe ſehen kann. 


e) Noch ein Ahn 

Mit ihnen zugleich tritt eine langköpfige, aber breitgefihtige Raſſe auf, die zugleich 
mit einer Welle kälteliebender Tiere (Mammut, Auerochſe, Renntier) erſcheint und 
darum auch die Raſſe der Renntierjäger genannt wird. Sie heißt Ero-Magnon- 
Raſſe (nach einem Fundort in Frankreich). 

Es find Menſchen, deren Körperhöhe beim Mann bis zu 1,80 Meter beträgt und die 
durchaus der heutigen „fäliſchen“ oder „daliſchen“ Raſſe entſprechen. 

Es iſt eine ſehr begabte Raſſe, die gegen Ende der letzten Eiszeit ſich in Mittel- 
europa überall durchſetzt, in geſchickten Knochenwerkzeugen und Fiſchereigeräten, in 
ſchönen Höhlenmalereien Spuren ihrer hohen Begabung hinterlaſſen hat. 
Eigenartig iſt nun, daß mit einer eintretenden Erwärmung offenbar dieſe Menſchen 
der Kälte nachgezogen find, fo daß dieſe Funde vielfach auf Jahrtauſende abbrechen. 
„Die Renntierjäger müſſen abgewandert fein. In welcher Richtung aber? — Das 
deuten die Funde an, die um ſo jünger find, je mehr man nach Norden kommt. Dar- 
aus ergibt ſich der Schluß, die Renntierjäger ſeien, mit den Renntieren ſelbſt ... einer 
einſetzenden Erwärmung unſeres Erdteils ausgewichen und nach Norden aus⸗ 
gewandert.“ (Günther.) 


f) Die Wurzel unſerer Art 

Eines ſcheint jedenfalls ſicher, wie es auch Neche („Raſſe und Heimat der Indo- 
germanen“ und „Entſtehung der nordiſchen Naſſe“ in der Feſtſchrift für Hermann 
Hirt „Germanen und Indogermanen“) ausſpricht, daß die Wurzeln der nordiſchen 
Raſſe Europas ſchon in der Altſteinzeit, im Menſchen der Aurignac-Raffe und der 
Cro-Magnon - Naſſe, anzunehmen find. Wie dies im einzelnen zu erklären iſt, mag 
offen bleiben und enthält eine ganze Anzahl Streitfragen. 
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Daraus ergibt ſich, daß die für unſer Volk wie für die europäiſchen Kulturvölker 
beſtimmende nordiſche RNaſſe offenbar nicht eingewandert iſt, ſondern mit großer 
Sicherheit als einheimiſch zu bezeichnen iſt. 


Wir werden damit rechnen dürfen, daß das nördliche Klima und die Jahrtauſende an- 
dauernde Lebensweiſe nördlicher Jäger eine ſtarke Ausleſe dieſer Naſſe hervorrief: 


g) Ergebnis einer Ausleſe 


a) Einmal in körperlicher Hinſicht: Der ſtark nordiſche Europäer verträgt 
feuchtheißes Tropenklima nicht. Er iſt ihm nicht angepaßt, auch die wärmere ge- 
mäßigte Zone (Mittelmeergebiet) entſpricht offenbar ſeinen Anlagen nicht — daher 
ſind immer wieder in dieſe Gebiete eingewanderte nordiſche Völker, zuletzt noch die 
Germanen der Völkerwanderungszeit, in dieſem Klima zugrunde gegangen. Weder 
ein tropiſches Klima, noch ein Steppenklima, noch das Klima des Mittelmeergebietes 
kann alſo urſprüngliche Heimat der nordiſchen Raſſe geweſen fein. 


Das kühle, gemäßigte Klima der nördlichen Zone iſt vielmehr feine Arheimat. 
Das beweiſt 


aa) die Haut der nordiſchen Raffe. Sie iſt erheblich dünner als bei anderen Raffen 
und beſonders reich an fein veräſtelten Blutgefäßen und Nerven, ſo daß ſie raſch mit 
Blut zu füllen oder vom Blut zu entleeren iſt. Sie dient alſo beſonders der Wärme 
regelung, wie es nur nötig in einem Klima iſt, in dem recht erhebliche Temperatur- 
unterſchiede in ſchnellem Wechſel auf die Haut wirken. Ein ſolches abwechſlungs⸗ 
reiches, kühles Klima iſt auch dasjenige, bei dem der nordiſche Menſch ſeine größte 
Leiſtungsfähigkeit entfaltet, das ſeiner Vitalität am günſtigſten iſt, während warmes 
und gar Tropenklima ihn erſchlafft. Größerer Nervenreichtum der Haut (auch zur 
Regulierung der Wärme), im Verhältnis zu anderen Naſſen, frühes Eintreten des 
„Schwitzens“ auch bei an ſich nicht hohen Wärmegraden, helle Farben der Haut 
(dunkle Haut iſt ein Nachteil in einem ſonnenarmen Klima, weil ſie durch Farbſtoff 
gegen das ultraviolette Licht ſchützt, ſo daß dieſes in den Körper allzuwenig ein- 
dringt, während die helle Haut auch die kleinen Mengen von Altraviolettſtrahlen, die 
ein nebliges nordiſches Klima zuläßt, noch einfängt) (vgl. Reche, „Raſſe und Heimat 
der Indogermanen“ S. 155), helle Augen, günſtig ebenfalls dort, wo nicht allzu grelles 
Sonnenlicht herrſcht, ſprechen ebenfalls dafür, daß dieſe Raffe einem feuchten, kühlen, 
ſeenahen Klima angepaßt iſt. Nicht aber das Klima hat den Menſchen hervor- 
gebracht, ſondern Menſchen mit allzudunkler Haut find (am Mangel an Altra⸗ 
violettlicht), mit zu wenig durchbluteter Haut (an Erkältungskrankheiten) in dieſem 
nordiſchen Klima früher zugrunde gegangen, während die Menſchen, die körperlich 
dem Klima angepaßt waren, ſich vermehrten. Noch heute ſterben afrikaniſche Ein- 
geborene am Schnupfen der Europäer, während für dieſe ſelbſt der Schnupfen völlig 
harmlos iſt. 


68) In gleicher Weiſe find die geiſtigen Eigenſchaften der nordiſchen Raſſe 
ein Ausleſeergebnis ihrer Heimat. Nichtvordenkliche, nur in den Tag hineinlebende 
Familien vermochten ſich bei den harten Anforderungen eines arktiſchen und halb⸗ 
arktiſchen Jägerlebens nicht zu halten, ſondern verhungerten. Die Armut der Natur 
zwang, jede Nutzung der Amwelt ſorgfältig zu überlegen. Wer das nicht konnte, 
ging zugrunde. | 

So entſtand eine Menſchengruppe, in der früh ein hohes Maß von Erfindungsgabe, 
Verſtand, techniſcher Fähigkeit und Aberlegſamkeit vorhanden war, weil alle die. 
jenigen, denen dieſe Eigenſchaften fehlten, in dieſem Klima zugrunde gingen. 


h) Dauer der Ausleſe 


Es muß eine außerordentlich lange Zeit geweſen ſein, in der dieſe Ausleſevorgänge 
ſtattfanden, denn ſchon „die älteſten, viele Jahrtauſende zurückliegenden Berichte über 
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fie zeigen uns die nordiſche Raſſe bereits im vollen Befitz aller dieſer Eigenſchaften, 
zeigen ſie uns nicht als ein erſt Werdendes, ſondern als ein ſeit langem Gewordenes, 
deſſen Eigenſchaften bereits fo erbfeſt find, daß fie ſich nicht mehr weſentlich ändern 
können ... „Ebenſo werden die kennzeichnend ſeeliſchen Eigenſchaften der nordiſchen 
Raſſe durch die aufeinanderfolgenden Vereiſungen .. immer ſtärker heraus ⸗ 
gezüchtet worden fein. Zu ihrer Züchtung find ohne Zweifel ebenfalls längere Zeit⸗ 
räume notwendig geweſen, haben nicht wenige tauſend Jahre genügt.“ (Reche, 
„Rafle und Heimat der Indogermanen“.) 


2. Lorindogermanen und Indogermanen 


a) Vorindogermanen 

Un den verſchiedenſten Stellen der Erde vermögen wir einen erheblichen Einſchlag 
langköpfiger, hellhäutiger, blonder Bevölkerung, alſo der nordiſchen und der ihr 
nahe verwandten fäliſchen Raſſe, feſtzuſtellen. Das ift etwa der Fall im nördlichen 
Afrika (wo die häufige Blondheit der Kabylen nicht etwa von der Einwanderung 
der germaniſchen Wandalen ſtammt, ſondern viel älter iſt), auf den Kanariſchen Inſeln, 
wo die Spanier eine blonde Bevölkerung im 16. Jahrhundert vorſanden, wahrſchein 
lich nach den Ausgrabungen bis tief nach Aſien hinein. Wir finden aber auffälliger 
weiſe ſprachlich hier keine oder nur ferne Verwandtſchaft zu den Sprachen, die wir 
heute als „indogermaniſch“ bezeichnen. 


1. Es muß ſich hier vielmehr um Vorindogermanen nordiſcher und fäliſcher 
Raffe gehandelt haben. 


Wie hängt das zuſammen? 


Mit dem Ende der letzten Eiszeit haben die Menſchen nordiſcher Raſſe in Nord- 
und Mitteleuropa in den Küſtengebieten der Nordſee und weſtlichen Oſtſee als ſeß⸗ 
hafte Fiſcher gelebt, die Anfänge der Töpferei erfunden; zu Beginn der jüngeren 
Steinzeit finden wie ſie bereits als ſeßhafte Bauern. Sie haben alſo den Schritt 
von dem Sammeln von Früchten und Gräfern zu ihrem Anbau gemacht. Dieſe Be. 
völkerung nahm infolge der beſſeren Ernährungsmöglichkeit durch den Ackerbau raſch 
zu; Gruppen von ihr ſetzten ſich bereits in Bewegung, um über Europa hinaus vor- 
zudringen (Vorindogermanen). 
Es entſteht dann in Nord- und Mitteleuropa mit dem Beginn der jüngeren Stein⸗ 
zeit eine Reihe von Kulturgebieten, die wir nach ihren hauptſächlichen Erzeugniſſen 
unterſcheiden: 

1. Das Gebiet der Hünengräber (Großſteingrab⸗Leute) in Nordweſteuropa, einer 

ſeemänniſchen Bevölkerung, die von der weſtlichen Oſtſee bis nach Nordſpanien ſich 

ausdehnte und in der neben nordiſchen Menſchen auch fäliſche häufig waren. 

2. Das Gebiet der Schnurkeramiker (ſogenannt nach ihren Töpfen, die Schnur⸗ 

muſter zeigen), in Thüringen. 

3. Das Gebiet der Bandkeramiker (nach den Bandmuſtern auf ihren Töpfen) in 

Süddeutihland und im Donaugebiet. 


Ein Vorſtoß der Schnurkeramiker aus Thüringen, der ſich wellenförmig nach allen 
Seiten ausdehnt, legte nun die Grundlage zu den verſchiedenen indogermaniſchen 
Völkern. 


b) Indogermanen 


Alle jene drei Kulturkreiſe waren ſchon vorher ganz oder teilweiſe von der nordiſchen 
Rafie beſtimmt. Der Vorſtoß der Schnurkeramiker aber ließ die uns heute noch be⸗ 
kannten Völkergruppen der indogermaniſchen Sprachfamilie entſtehen. 
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Ein Zug der Schnurkeramiker nach Oſten ließ durch Vermiſchung mit den dortigen 
Gruppen die baltiſch⸗ſlawiſche Gruppe, ein Vorſtoß nach Südoſten in das Gebiet der 
Bandkeramik die frühen Italiker und Kelten entſtehen. 


Ein Vorſtoß der Schnurkeramiker nach Nordweſten und ihre Verbindung mit den 
Hünengräberleuten Nordweſtdeutſchlands ſowie der gleichfalls nordiſchen Gruppe der 
ſogenannten Einzelgrableute in Jütland ließ die Germanen entſtehen. 


Das Germanent um ſtammt alſo aus der Verbindung von drei größeren nordiſch 
beſtimmten Kulturkreiſen der Jungſteinzeit, unter denen einer, der Kulturkreis der 
Hünengräberleute, einen ſtark fäliſchen Einſchlag hatte. 


So entſtand die indogermaniſche Völkergruppe. Man teilt ſie in Kentum und Satem⸗ 
indogermanen, nach dem Wort für „Hundert“, das bei der einen Gruppe mit „K“ 
(lat. centum) bzw. deutſch hundert, griechiſch hekaton anfängt, bei den anderen mit 
„8“ (ruſſiſch „sto“, altiraniſch „satem“). Es iſt alſo eine Familie, die ſprachlich 
in zwei, wenn auch recht verwandte, Gruppen, zerfällt. 

Zu den Kentumindogermanen gehören die Staliker (Römer, und damit ſprachlich die 
romaniſchen Völker: Italiener, Franzoſen, Spanier, Portugieſen, Rumänen, Rhäto- 
romanen), die Kelten (heute noch Iren, Bretonen, ſchottiſche Gälen und Walliſer), 
die Hellenen (die alten Griechen und die heutigen Neugriechen), die Germanen 
(Deutſche, Engländer, Schweden, Norweger, Dänen, Isländer, Färinger auf den 
Färbern), ferner eine Anzahl untergegangener Völker. Zur Satemgruppe gehören 
die Sanskritinder (von denen heute noch lebende indiſche Sprachen abſtammen, 
wenn auch ihr Blut faſt erloſchen iſt), die Meder und Perſer, die in den heutigen 
Sraniern und Kurden weiterleben, die Kafiren (im öſtlichen Afghaniſtan), die baltiſche 
Gruppe (Litauer und Letten), die ſlawiſche Gruppe (Serben, Kroaten, Slowenen, 
Bulgaren, Wenden, Polen, Akrainer, Tſchechen, Slowaken, Weißruſſen, Groß- 
ruſſen). 

Alle indogermaniſchen Völker haben urſprünglich aus Sippen beſtanden, die ſchlank 
und hochwüchſig, blond, helläugig, langköpfig, hochgeſichtig und ſchmalnaſig waren, 
d. h. die Arindogermanen waren wohl faſt rein nordiſcher Raſſe. 

Wir finden bei ihnen allen, daß nur dieſe Sippen vollgültige Ehen ſchloſſen und 
ſich durch Heiratsverbote und durch die Vorſchrift, daß die Kinder der „ärgeren 
Hand“ folgten, gegen die Miſchung mit Fremdraſſigen ſchützten. Da ſie zugleich die 
Träger der bäuerlichen Kultur waren, ſo führte dies zu einer Häufung beſonders 
ſtarker Erbanlagen kulturſchöpferiſcher Art. 

Alle indogermaniſchen Völker enthalten ſo bis heute hin als einziges ihnen allen 
gemeinſames Raſſeelement das Erbgut der nordiſchen Raſſe, das ſich in den einzelnen 
Völkern verſchieden ſtark erhalten hat. Alle Wanderungen dieſer Völker ſind durch 
Landarmut hervorgerufen, find nicht Züge von Wanderhirten, ſondern Bauern— 
wanderungen zur Landſuche. 


3. Die Germanen 

Das deutſche Volk geht ſo mit dem größten Teil ſeines Blutsbeſtandes, ſeiner 
Sprache und ſeiner Kultur auf jene Gruppe der Kentumindogermanen zurück, die 
wir als ein Ergebnis der Verbindung von Schnurkeramikern, Hünengräberleuten 
und den „Einzelgrableuten“ Jütlands feſtgeſtellt haben. Allen dieſen drei Kultur- 
kreiſen war die nordiſche Raſſe als überwiegender Beſtandteil gemeinſam. 

Die Germanen find alſo nicht das Ergebnis einer „Raſſenmiſchung“, ſondern der 
Verbindung dreier zur gleichen Raſſe gehöriger jungſteinzeitlicher Kulturkreiſe. 


a) Körperform 
Weil hier Menſchen faſt gleicher Raſſe zuſammenkamen, unterſchied das körperliche 
Bild der einzelnen Stämme ſich nicht voneinander, ſo daß der Römer Tacitus ſagen 
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konnte: „Dagegen trete ich der Anſicht derjenigen bei, die Germaniens durch keiner. 
lei Blutmiſchung mit Fremden entſtellte Bevölkerung für einen eigenartigen, reinen 
und nur ſich ſelbſt gleichen Menſchenſchlag halten. Daher iſt auch die Leibesbefchaffen- 
heit trotz der großen Volksmenge bei allen dieſelbe; trotzige blaue Augen, rötliche 
Haare, mächtige, doch nur zum Anſturm geeignete Leiber.“ 


Germanengräber weiſen, ſoweit wir fie zurückverfolgen können, rein nordiſche neben 
fäliſchen Schädeln und Skelettformen auf. 


b) Früheſte Entwicklung 


Etwa ſeit 2000 v. Chr. kann man davon ſprechen, daß das Germanentum ſich von 
den anderen indogermaniſchen Gruppen ſchon einigermaßen deutlich abzuheben be- 
gonnen hat. Am 1800 v. Chr. ſitzen die Germanen im mittleren und ſüdlichen 
Schweden und Norwegen, in Jütland, auf den däniſchen Inſeln und in Norddeutich- 
land etwa von der Zuiderſee bis zur Odermündung; um 800 v. Chr. haben ſie ſich 
auch ſprachlich deutlich von den anderen Indogermanen getrennt und begonnen, die 
Kelten aus Mitteldeutſchland zu verdrängen, wo dieſe von einer Höhenburg nach 
der anderen zurückgeworfen wurden. 


Dieſe keltiſch⸗germaniſchen Kämpfe, die uns in ihrem großen Teil nicht ſchriftlich 
hinterlaſſen find, aber die wir an den Vodenfunden wohl erkennen können, waren 
nicht ohne Einfluß auf die Naſſengeſchichte unſeres Volkes. 


c) Der keltiſch⸗germaniſche Kampf 


Am 800 v. Chr. begann man neben dem Kupfer und der Bronze auch das Eiſen zu 
bearbeiten. Die Ausgrabungen zeigen uns, daß es eine Zeit ſchwerer Kriege war. 
Zwiſchen 750 und 120 v. Chr. ſtoßen oſtgermaniſche Völker weichſelabwärts bis an 
das Schwarze Meer vor, in Weſtdeutſchland wird den Kelten der niederrheiniſche 
Raum abgenommen, und germaniſche Völker dringen bis in das heutige Belgien 
vor. Vis gegen 100 v. Chr. werden Weſterwald, Lahntal und Mainfranken den 
Kelten entriſſen. Beſonders ſchwer ſcheint damals um Thüringen gekämpft worden 
zu ſein. 

Für die Griechen und Römer wirkten ſich dieſe Kämpfe im Norden nur als Ein- 
brüche keltiſcher Wanderſcharen in das Gebiet des Mittelmeeres aus, wobei ihnen 
ſelten klar wurde, daß dieſe ſo kriegeriſch auftretenden Kelten (Sieg der Gallier über 
die Römer an der Mlia 388, Ruf des galliſchen Heerkönigs Brennus: „Wehe den 
Beſiegten!“ in Wirklichkeit Verdrängte waren. 


d) Keltiſche Reſte im germaniſchen Raum 


Die Römer haben noch lange Kelten und Germanen verwechſelt, weil der gleiche 
nordiſche Raffebeftand fie ihnen als dasſelbe Volk erſcheinen ließ; erſt ſpäter ſtellten 
ſie feſt, daß die Kelten erheblich gemiſchter feien. In der Tat ſaßen bei den Kelten 
ziemlich reinraſſig nordiſche kriegeriſche Adelsſippen über einer raſſiſch ſchon recht 
gemiſchten Anterſchicht rundköpfiger kleinwüchſiger Leute „oſtiſcher“ und „weſtiſcher“ 
Naſſe. Während die keltiſche Herrenſchicht entweder gegen die vordrängenden Ger- 
manen fiel oder lieber auswanderte als ſich unterwarf, blieb die Knechtsſchicht im 
Lande. Ein Teil wurde von den Germanen als Anfreie übernommen. Ein ſehr 
weſentlicher Teil flüchtete in die damals wenig zugänglichen deutſchen Mittelgebirge, 
wo ſich gelegentlich ihr Blut erhielt. Etwa in der Rhön, deren armer Boden die 
Germanen nicht reizte, mag „aus dieſem Tatbeſtand ſich wohl der ſtärkere Dunkel. 
heitsinder der Bewohner gegenüber dem Heſſiſchen Hinterland erklären“ (Dr. Guſtav 
Paul, „Raſſen⸗ und Raumgeſchichte des deutſchen Volkes“). Auch die ſtärkere 
raſſiſche Durchmiſchung mancher Teile Thüringens erklärt ſich hieraus. Sehr ſtark 
kann dieſer nichtnordiſche Anteil der frühen Bevölkerung Germaniens nicht geweſen 
ſein, ſonſt wäre er den Römern ſtärker aufgefallen. Die Germanen ſelber hatten ein 
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lebhaftes Empfinden dafür, daß die Schicht ihrer Anfreien anders zuſammengeſetzt 
war als fie ſelbſt. In der Edda wird der Anfreie als dunkel und kurzwüchſig ge- 
ſchildert. Man wird alſo annehmen dürfen, daß in jener Zeit in den Grundbeſtand 
des germaniſchen Volkes, in die freien Bauernſchaften, andersraſſiges Blut noch 
nicht eindrang. 


4. Germaniſche Erbpflege 

a) Körperliches Zuchtziel 

Wie die anderen Indogermanen, fo kannten auch die Germanen eine bewußte Erb. 
pflege. Sie fühlten ſich als Herrenraſſe und hatten eine bewußte und betonte Freude 
an der Hochzucht des Geſchlechtes. „Großen Mannes Art“ erſchien ihnen als er- 
ſtrebenswert, ſie ſahen auf die erblich dürftigen, leiblich und ſeeliſch ſchmächtigeren 
„kleinen Leute“ (das germaniſche Wort dafür, isländiſch „litilmen“, iſt ganz offen 
verächtlich) herab. Sie hatten eine Freude an Leibesſchönheit und Tüchtigkeit, 
leiteten gern gutes und ſchlechtes Verhalten von der erblichen Anlage der Menſchen 
her, wie es unſere Sprache bis heute tut, wenn ſie übles Benehmen als „bösartig“ 
oder als „niederträchtig“ bezeichnet. „Trachten“ bedeutete „erblich angelegt ſein“ zu 
etwas. Der däniſche frühmittelalterliche Chroniſt Saxo Grammaticus ſagt noch 
ſehr deutlich: „Die Geſtalt zeigt die Abkunft, und in dem Blitzen der Augen leuchtet 
die edle Natur auf. Die Schärfe des Geſichts läßt die hohe Geburt ſchauen, und der 
iſt nicht niederen Standes, den die Schönheit, das ſicherſte Kennzeichen der Vor⸗ 
nehmheit, empfiehlt. Die Geſtalt läßt ſicher auf die Abkunft ſchließen.“ 


Mißgeſtaltete, krüppelhafte und ſchwächliche Kinder zog man gar nicht erſt auf. Auf 
dieſe Weiſe wurden im Laufe der Jahrhunderte eine Menge minderwertiger Erb- 
anlagen ausgetilgt. Die Rechtſprechung war ebenfalls von dem Gedanken getragen, 
ausleſend zu wirken. Auch die ſchwerſte Gewalttat, auch die Tötung eines Menſchen, 
konnte an ſich durch Bußzahlungen gebüßt werden — ſobald ſich aber aus der Tat 
Niedrigkeit und Niedertracht der Geſinnung ergab, wurde der Täter friedlos gelegt 
und als „Neiding“ getötet. Man wollte damit weder vergelten, noch abſchrecken, 
ſondern, wie der Bauer ein Ankraut vernichtet, austilgen, was man als „aus der 
Art geſchlagen“, als „entartet“ empfand. Minderwertige und abartig veranlagte 
Menſchen, Verräter, Aberläufer, Feiglinge und Anzüchtige tötete man in jedem 
Falle, wie Tacitus berichtet. „Durch dieſe Maßnahmen vollzog ſich eine dauernde 
Reinigung des Volkes, da die Anlagen ſolcher Menſchen aus dem Erbgange des 
Volkes ausſchieden“ (Günther). 


b) Ehe und Raſſe 

Zweck der Ehe war die Erzeugung eines echten Erben — daraus ergab ſich auch das 
Recht der Anehelichen. Das uneheliche Kind eines ſreien Mannes und einer freien 
Frau, bei dem alſo keine raſſiſchen Bedenken vorlagen, ſtand im Volke an Recht den 
Freien völlig gleich; es erbte lediglich nicht den Hof, der dem ehelichen Kind vor- 
behalten war. 

Das uneheliche Kind eines freien Mannes mit einem unfreien Mädchen oder gar 
eines unfreien Mannes mit einem freien Mädchen — in beiden Fällen war eine Ehe 
ausgeſchloſſen — folgte der „ärgeren Hand“ und blieb unfrei. 


c) Landrecht und Raffe 

Das germaniſche Landrecht unterſtützte dieſe erbausleſenden Funktionen des Ehe⸗ 
rechtes. Der Hof war unteilbar, unverkäuflich und vererbte ſich nur auf einen Sohn. 
Er hieß „Odal“. Wo ſich ſolche Höfe bis ins Mittelalter retteten, hießen ſie auch 
„Sonnenlehen“ oder „Gotteslehen“. Da dieſe Höfe nur an freie Erben aus recht— 
mäßiger Ehe kamen, ſo ergab ſich daraus, daß für dieſe Familien eine dauernde 
wirtſchaftliche Grundlage vorhanden war, die ſie hielt und ſicherte. 
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d) Das gute Ergebnis 


Das Ergebnis dieſer bewußten Ausleſe und Pflege der guten Art war ein auch 
körperlich ſchöner Menſchentyp; der Schriftſteller Prokopios bezeichnet die Ger- 
manen als „ſchön von Geſtalt“, nennt die gotiſchen und wandaliſchen Frauen 
„ſehr ſchön“, Tacitus lobt die gewandten und edlen Geſtalten, die Abbildungen ger ⸗ 
maniſcher Menſchen durch römiſche Bildhauer zeigen auffällig viel ſchöne Geſichter 
und harmoniſche Körper. 


e) Frömmigkeit und Raffe 


Die Erbpflege der Germanen hängt aufs engſte zuſammen mit ihrer Frömmigkeit. 
Nicht anders als die übrigen Indogermanen ſahen ſie in der Welt eine göttliche 
Ordnung wirken. In dieſe fühlten ſie ſich hineingeſtellt, von den Göttern berufen zu 
einer Aufgabe, wie der Bauer das Inland zu Ackerland macht und aus wilden Ge⸗ 
wählen Kulturgewächſe züchtet, dieſes gegenwärtige Leben tüchtiger, geordneter und 
beſſer zu machen. „Die Erde erkennt der Indogermane als das Feld ſeiner hegenden 
Tätigkeit bäuerlicher Art, und Pflanze, Tier und Menſchen ſieht er zur Reifung 
und Selbſtbehauptung berufen in der Ordnung einer Heimatflur ... indogermaniſche 
und ſomit germaniſche Frömmigkeit hat ſich in kennzeichnend adelsbäuerlicher Weiſe 
auf alle Wachstumswerte dieſer Erde gerichtet und ſie alle mit Verehrung umfaßt. 
So wurde ſie zu einer Frömmigkeit der Steigerung des Lebens, und zwar des Lebens 
als einer Leib-Seele⸗ Einheit. Damit mußte fie unmittelbar zu einer Frömmigkeit 
der Erhaltung und ausleſenden Steigerung tüchtiger Geſchlechter werden.“ (Günther: 
„Herkunft und Naſſegeſchichte der Germanen “.) 


Anfromm und widergöttlich erſchien es darum den Germanen, unverheiratet zu ſein, 
fh mit einem Menſchen ſchlechterer Art zu verbinden, gar den Kinderſegen zu ver- 
hüten oder Eheloſigkeit als einen Dienſt gegenüber dem Göttlichen anzuſehen. Fromm 
erſchien es ihm, durch Krieg und Arbeit reiche Höfe anzulegen, von einer Frau beſter 
Art viele ſchöne Kinder zu gewinnen, Ackerbau, Recht und Ordnung über dieſe Erde 
auszubreiten. Wenn heute noch unſer Volk ſagt, „daß Arbeit Gottesdienſt“ iſt, daß 
„Kinderſegen ein Segen von Gott“ iſt, daß „man Gott auch auf dem Acker und im 
Walde verehren könne“, ſo find das Nachklänge der weltinnigen Frömmigkeit der 
Germanen. 


Für die Naſſengeſchichte unſeres Volkes war dieſe Art Frömmigkeit von großem 
Vorteil — fie ſorgte dafür, daß durch Jahrtauſende bewußt gute Art vermehrt, un- 
tüchtige und minderwertige Art ferngehalten wurde. Ihr verdanken wir trotz aller 
ſpäteren Fehler und Irrtümer die hohe Menge von Begabungen in unſerem Volk. 


5. Germanijche Ausdehnung 


Am das Jahr 50 v. Chr. ſaß die Geſamtheit der germanischen Stämme in Skandinavien 
und auf dem Feſtland im Raum zwiſchen der Maas, der Moſel, dem oberen Rhein, 
in den Gebieten am unteren Main und Neckar, hatte Nordoſt⸗Böhmen, das Oder⸗ 
land und das Weichſelland bis zu den Karpathen beſetzt. 


a) Die Nordgermanen 


Die nordgermaniſchen Stämme, die Vorfahren der heutigen Schweden, Dänen und 
Norweger (ſowie der durch ſpätere Beſiedlung gebildeten Isländer und Färinger) 
find in jener Zeit ſprachlich von den übrigen Germanen noch kaum geſchieden. Von 
Oſten her finden wir bei ihnen ein leichtes Eindringen finniſcher, nur zum Teil nor- 
diſcher, zum größeren Teil oſtbaltiſcher Menſchen. Die Nordgermanen haben aber 
im allgemeinen den nordiſchen Naſſebeſtand recht gut erhalten. Sie find nicht unſere 
Vorſahren, ſondern ſtammen nur mit uns von den gleichen Vorfahren ab. 
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b) Die Oſtgermanen 

Aus Skandinavien find nacheinander einige der bedeutendſten germaniſchen Völker 
abgeſtrömt. Die Rugier (aus dem norwegiſchen Rogaland), die Goten (aus Hfter- 
und Väſtergötland), die Burgunder (von Bornholm — Burgundarholm), die Wan- 
dalen (von Vendſyſſel an der Nordſpitze Jütlands) haben ſich über die See in die 
Mündungsgebiete von Weichſel und Oder einfallend von dort aus ausgedehnt. Wahr⸗ 
ſcheinlich Klimaverſchlechterung hat ſie zur Abwanderung aus Skandinavien getrieben. 


Etwa die Rega war in Pommern die Kulturſcheide zwiſchen Oſtgermanen und Weſt⸗ 
germanen. Weiter ſüdlich ſiedelten die Oſtgermanen über das Wartheland bis zu den 
Karpathen herab, die Burgunder ſaßen zuerſt zwiſchen Oder und Perſante, dehnten 
ſich dann bis zur Netzeniederung, dem Culmerland und bis in die Gegend von 
Warſchau aus, auch Teile Schleſiens (Kreiſe Sagan, Grünberg, Bunzlau und Gold- 
berg) waren lange Zeit burgundiſch. Die Rugier ſaßen viele Jahrhunderte in der 
Weichſelmündung, hatten ſpäter auch Rügen inne. 


Die Goten zogen auf der uralten Handelsſtraße an der Oder und Weichſel weiter 
nach Süden und erſchienen früh (214 n. Chr.) am Schwarzen Meer. 


Alle dieſe oſtgermaniſchen Völker find abgewandert und während der Völkerwande⸗ 
rung aus ihrem Raum verſchwunden. 


Dennoch iſt ihr Blut nicht gänzlich verloren gegangen. In Oſtpreußen und im 
Weichſelland bezeugt uns Jordanes noch im 6. Jahrhundert ein Miſchvolk der Widi⸗ 
warer aus Pruſſen und Reiten der gotiſchen Gepiden; noch als der Deutſche Orden im 
13. Jahrhundert Preußen eroberte, traf er dort gotiſche Reſte auf dem Samland an; 
die Burgunder, die von der Oder aus bis zum Rhein und von dort bis in die Weſt⸗ 
alpen zogen, haben zahlreich ihr Blut hinterlaſſen; wendiſche und polniſche Namen 
burgundiſcher Wurzel bezeugen uns, daß ihre Reſte zum Teil im Slawentum (eben- 
fo wie nicht unerhebliche Reſte der Goten im Polentum und in den Kroaten, wo fi 
vor allem viele Adelsgeſchlechter gotiſcher Abkunft rühmen) aufgingen; fo mag bur- 
gundiſches Blut auch am Rhein um Worms, wo ein kurzlebiges Burgunderreich 
beſtanden, fih gehalten haben; blonde, ganz ſkandinaviſch anmutende Menſchen in 
der Weſtſchweiz werden heute allgemein auf Burgunder zurückgeführt. In Schleſien 
wurde der Name der wandaliſchen Silinger von den ſlawiſchen Nachwanderern ebenſo 
übernommen wie das alte Heiligtum aus dem Zobten, und wie in Böhmen auf der 
Stelle des heutigen Prag „auf dem Hügel Zizi“ ein altes Heiligtum des germaniſchen 
Kriegsgottes Ziu von den nachwandernden Slawen ebenfalls übernommen wurde. 
In Kärnten und in Teilen von Tirol deutet enge Verbindung mit ſkandinaviſchen 
Bauformen in einigen Tälern, im bayeriſchen Dialekt eine Anzahl ſonſt nicht in den 
deutſchen Dialekten vorkommender gotiſcher Wörter auf oſtgermaniſche Reſte, die 
hier übernommen wurden. Von den Rugiern iſt ein Teil nach mannigfaltigen 
Kämpfen mit den Goten und Hunnen vernichtet, ein Teil in Thrakien angeſiedelt 
und dort in den Balkanvölkern verſchwunden, ein großer Teil des Stammes aber ſaß 
in der zweiten Hälfte des fünften Jahrhunderts in Niederöſterreich, wurde 487 nach 
Italien geführt und ging dort in den Oſtgoten, ſpäter den Langobarden auf. 


So ſind es nur Einſchläge des Oſtgermanentums, die ſich im deutſchen Volke befinden; 
allerdings werden wir ſie uns nicht als ganz gering vorzuſtellen haben. Noch im 
Mittelalter finden wir eine lebendige Volksüberlieferung beſtimmter Schweizer 
Täler, daß ihre Vorfahren einſt aus Schweden gekommen ſeien. 


c) Die Südgermanen 

Die Süd oder Weſtgermanen find die direkten Ahnen des deutſchen Volkes. Etwa 
um 70 v. Chr. ſitzen fie von der Nordſee und Oſtſee bis zur Maas, Moſel und Ober- 
rhein und bis zu den Mittelgebirgen, nach Tacitus zerfallend in die drei großen 
Gruppen der Ingwäonen an den Nordſeeküſten, der Iſtwäonen im Weſten und der 
Herminonen in Mitteldeutſchland. 


— eee 


Raſſengeſchichte des deutſchen Volkes 11 


Anter den Herminonen ragten hervor die Sweben, die, urſprünglich an der Oſtſee 
und in der Mark figend, ſich nach Südweſten ausdehnten, wo ihr Name im heutigen 
Schwaben fortlebt. Die Langobarden ſaßen an der Anterelbe, an der äußerſten 
Weſtgrenze haben wir offenbar den Fall, daß vielfach keltiſche Stämme germaniſiert 
(durch germaniſche Eroberer), germaniſche Stämme keltiſiert (durch maſſenhaft unter- 
worſene Kelten) waren. Im einzelnen iſt die Verteilung der germaniſchen Stämme 
viel umſtritten; Namen und Wohnfitze wechſeln, unter dem Druck der Auseinander- 
ſetzung mit dem Römiſchen Reich vermögen wir eine immer ſtärkere Zuſammenfaſſung 
der germaniſchen Stämme feſtzuſtellen. 


d) Die Berührung mit den Römern 


aa) Die Entſtehung der Berührungszone. Cäſar ſchob von 58 bis 51 v. Chr. die 
römiſche Grenze bis an den Rhein vor, bis 10 v. Chr. waren die keltiſchen und rhäti- 
ſchen Alpengebiete in römiſcher Hand, lag die Römergrenze an der Donau, z. T. 
nördlich der Donau. Römiſche Heere drangen bis zur Saale, ja bis zur Elbe vor. 
Erſt die ſchwere Niederlage des Quinctilius Varus 9 n. Chr. ſicherte die germaniſchen 
Lande vor der Römerherrſchaft. 


BB) Die Grenze zwiſchen den freien Germanen und Römern verlief dann lange 
von der Zuiderſee bis zum Niederrhein, ließ den Taunus auf römiſcher Seite, 
ebenfalls das untere Maingebiet und ſtieß durch das Neckargebiet dem Lauf der Alt · 
mühl folgend bis zur Donau vor, folgte dann der Donau. 


yy) PRaflezufammenfegung des Römertums. Die Römerherrſchaft bedeutete 
das Einſtrömen auch raſſiſch fremder Gruppen. Die Zahl der eigentlichen Römer, 
auch der Italiker in den römiſchen Heeren nahm früh durch Kindermangel 
ſtark ab. Wiederum ſcheinen hier früh die weſtiſchen Typen den nordiſchen gegenüber 
zahlreicher geweſen zu fein. Abbildungen von Römern aus den Rhein- und Donau- 
gebieten zeigen viel weſtiſche Raſſentypen. Noch einmal kam ein ſtärkeres raſſiſch 
weſtiſches Element durch die Anſiedlung von Kelten in dieſem Gebiete; die Römer- 
herrſchaft war vielfach Nekeltiſierung; Keltenſtämme, die bereits vor den Germanen 
abgewandert waren, wurden von der römiſchen Verwaltung wieder angeſiedelt, fo 
Helvetier und Arverner am Schwarzwald und an der Donau, Bojer, die von 
Böhmen ſchon bis nach Südfrankreich vor den Germanen ausgewichen waren, wurden 
nach Württemberg geholt, ja keltiſche Britonen aus England in den Odenwald über- 
ſiedelt. Die kernigen Alpenvölker wohl weſentlich dinariſcher Raſſe wurden von den 
Römern bevorzugt als Grenztruppen verwandt; Rhäter treffen wir immer wieder 
als „kaiſerliche Feldjäger“ (equites singulares Augusti); daneben aber brachten die 
Römer auch gänzlich fremde Truppen ins Land. Syriſche Bogenſchützen lagen z. B. 
zeitweilig in Bingen, armeniſche Panzerreiter in Kannſtadt, baleariſche Schleuderer, 
nordafrikaniſche Reiterei werden uns mehrfach in den Kämpfen gegen die Germanen 
bezeugt. Menſchen orientaliſcher und vorderaſiatiſcher Raſſe kamen ſo in das Land; 
das römiſche Heer des 3. und 4. Jahrhunderts n. Chr. war raſſiſch kaum weniger 
bunt als die franzöſiſche Beſatzungsarmee nach dem Weltkrieg. Da der römiſche 
Soldat unverheiratet ſein mußte, aber nicht in einer Kaſerne, ſondern in Baracken 
um das Lager mit einer Frau zuſammenlebte, die er nach vollendeter Dienſtzeit, aus⸗ 
gerüſtet mit jenen metallenen Ausweismarken, die ihn zur Anſiedlung berechtigten, 
den „Zivilverſorgungsſcheinen“ des römiſchen Heeres, zu heiraten pflegte, fo iſt ſicher 
ſehr viel Blut dieſer bunten römiſchen Armee in die Bevölkerung eingeſtrömt. 

65) Der Geburtenſieg des Germanentums. Die Stärke der Geburtlichkeit der Ger- 
manen aber hat ſich durchgeſetzt. Wir hören früh, daß germaniſche Stämme von den 
Römern in Dienſt genommen und als Grenzwachen angeſiedelt wurden. So zog der 
Feldherr Agrippa die Abier nach Köln, die Sugambrer, ein Stamm der Iſtwäonen, 
wurden an der Maas und Waal angefiedelt. In Mengen finden wir vor allem ger- 
maniſche Kriegsleute im römiſchen Dienſt. Die Aberlegenheit der Germanen als 
Reiter gegenüber den Südländern (noch heute find Völker nordiſchen Naſſeeinſchlages 
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beſſere Pferdepfleger und Kavalleriſten als überwiegend weſtiſche Völker) führte 
dazu, daß zuerſt die „alae auxiliares“, die Hilfsſchwadronen der Legionen, ger- 
maniſch wurden. Seit dem 4. Jahrhundert iſt ein deutliches Aberwiegen der germa⸗ 
niſchen Elemente in den römiſchen Rhein- und Donaulanden zu ſpüren, bis etwa im 
ſüdlichen Bayern bereits große germaniſche Siedlungen hinter dem Limes lagen und 
die römiſchen Legionäre ſich beklagten, daß der Limes „mitten durch feindliches 
Volk“ ginge. 

ee) Seine Gründe. Wo immer die Germanen ſich anſiedelten, trugen fie gegenüber 
der verſtädterten römiſchen Bevölkerung ihre geſunde bäuerliche Siedlungsform, ihr 
Odalsrecht, das ſtets der Familie die Heimat erhielt, und ihre Auffaſſung von der 
Verwerflichkeit jeder Kinderbeſchränkung mit ſich. Das war auch der Grund, warum 
ſelbſt kleine germaniſche Stämme ſchwere Niederlagen gegen das finanziell, verwal⸗ 
tungsmäßig und militäriſch noch lange überlegene römiſche Reich bald überwanden, 
während ſchon Auguſtus Mühe hatte, die im Teutoburger Wald verlorenen drei 
Legionen aus dem Menſchenbeſtand feines Reiches zu erſetzen. Das bäuerliche, kinder⸗ 
frohe, den eigenen Hof als Grundlage der Familie feſthaltende Germanentum war 
gegenüber dem verſtädterten, am Sklavenkapitalismus der Arbeit des freien Mannes 
entwöhnten, in Geld denkenden Römertum biologiſch geſünder aufgebaut. Die 
Römergrenze war biologiſch bereits gefallen, auch ehe der letzte grauköpfige Zenturio 
den letzten Palliſadenabſchnitt den Germanen preisgeben mußte. Anerſchöpflich, wie 
die Eichen um ihre Höfe waren die Germanen an Zahl dem Römertum „über den 
Kopf gewachſen“. Alle zähe Behauptung der Heere des ſterbenden römiſchen Reiches 
konnte die Niederlage nicht aufhalten. 


Die Einklammerung des weſtgermaniſchen Raumes durch die römiſche Rhein und 
Donaugrenze wirkte ſich als Bevölkerungsſtauung aus. Das zwang einmal die 
Germanen, ihren Ackerbau zu intenſivieren, und dies wiederum ermöglichte die Auf. 
zucht einer größeren Kinderzahl. Es führte auch zu größeren Zuſammenſchlüſſen der 
bis dahin kleinen Stammeseinheiten. 


e) Bevölkerungszahl Germaniens 


Die Bevölkerungsdichte Germaniens zur Zeit der Schlacht im Teutoburger Walde 
iſt wahrſcheinlich bisher immer zu niedrig angenommen worden, da man die Höhe 
der germaniſchen Landwirtſchaft allgemein unterſchätzte. So kam etwa Schmoller zur 
Schätzung einer Dichtigkeit von 4 bis 6 Perfonen auf den Quadratkilometer; Guſtaſ 
Koſſinna, der Altmeiſter der Vorgeſchichtsforſchung, nahm für das heutige Deutſch. 
land damals eine Zahl von 2 Millionen Menſchen an, würde aber heute wahrſchein⸗ 
lich auch eine höhere Zahl annehmen, denn auch unter Berückſichtigung großer Wald. 
und Sumpfſtrecken ſetzen Heere, wie ſie etwa Marbod den Römern in Stärke von 
74 000 Mann entgegenſtellte, obwohl er nur über das heutige Böhmen, Mähren, 
Schleſien und Brandenburg verfügte, eine ſtärkere Bevölkerungszahl voraus. Viel 
leicht wird man heute die Schätzung des Altmeiſters der Vorgeſchichtswiſſenſchaft 
beinahe verdoppeln können und käme dann auf eine — für unſere heutige Betrachtung 
immer noch außerordentlich dünne Geſamtbevölkerung von 3,5 bis 4 Millionen des 
geſamten heutigen deutſchen Volksraumes, foweit er damals in der Hand der weſt⸗ 
germaniſchen Stämme war. 


6. Germanentum und römiſche Reſtbe völkerung 


In immer neuen Stößen hatten die Germanen den Limes angegriffen, im dritten 
Jahrhundert begann dieſer zu wanken, 350 ſetzten ſich die Schwaben (das Wort 
„Alamannen“ iſt lediglich eine andere Bezeichnung für denſelben Stamm) im Elſaß 
feſt, kurz darauf fielen die Niederlande und Belgien in die Hände der Franken, etwa 
ſpäteſtens bis 460 find die letzten Römerſtellungen am Rhein geräumt worden. 

Es ſind drei germaniſche Stämme, die dieſen Vormarſch getragen haben: Franken, 
Schwaben und Bayern. 
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a) Die Franken 


Die Franken beſetzten vom Niederrhein aus die Niederlande und das nördliche 
Belgien, drangen von dort in Gallien ein und ſchoben ſich bis an die Loire vor; auf 
der Höhe ihrer Ausdehnung waren fränkiſch befiedelt ſaſt die ganzen heutigen Nieder- 
lande, das flämiſche Volkstumsgebiet, der Niederrhein, das Rheiniſche Schiefer⸗ 
gebirge, Rheingau, Wetterau, Rheinheſſen, von der Pfalz der Weſtrich und die 
Gegend um Worms, Starkenburg, das deutſche Lothringen, Luxemburg, mainauf- 
wärts das Maintal bis zum Fichtelgebirge. Nach Weſten ſaßen die Franken in 
einem breiten Siedlungsgürtel nur zum Teil als Bauernſchaft, zum größeren Teil 
als Herrenſchicht über Provinzrömern im geſamten Mittelfrankreich. 


Die Franken überſchichteten einmal germaniſche Teile (ſchwäbiſche Gruppen in Teilen 
von Rheinheſſen, der Pfalz und des Elſaß, Nachfahren der Hermunduren in „Ober- 
franken“). Die außerordentliche Verſchiedenheit der fränkiſchen Dialekte (vom 
Niederländiſchen bis zum Mainfränkiſchen) iſt durch dieſe Aberſchichtung anderer 
germaniſcher Stämme ſchon bei der vorchriſtlichen Ausdehnung des Frankenſtammes 
zu erklären. Am unvermiſchteſten blieben die Niederfranken am Niederrhein. 


Ihr weiter politiſcher Ausgriff bei vergleichsweiſe geringer Volkszahl hatte zur 
Folge, daß von der römiſchen Bevölkerung auch unter fränkiſcher Herrſchaft auf- 
fällig große Reftbeftände erhalten blieben. Die zahlreichen romaniſchen Ortsnamen 
allerdings bedeuten nicht, daß dort noch lange römiſche Bevölkerung leben blieb, ſo 
wenig wie die zahlreichen ſlawiſchen Ortsnamen in Oſtdeutſchland auf ein langes 
Weiterbeſtehen ſlawiſcher Bevölkerung überall ſchließen laſſen. Die Franken haben 
vielfach die fremden Ortsnamen einfach beibehalten. Sie ließen aber auch die römiſche 
Bevölkerung in weitem Amfang im Land fitzen. Im Moſelland zeigt der Raffebefund 
ſtarken weſtiſchen Einſchlag, ebenſo wie die Gräber einer waffenloſen Handwerker- 
und Bauernbevölkerung jener Zeit mit provinzial-römifhem Kulturgut auf das 
Fortleben der Römerbevölkerung deuten. Im Kohlenwald und den Ardennen erhielt 
ſich ſogar die lateiniſche Sprache als Grundlage des heutigen Walloniſchen; je weiter 
nach Weſten, um ſo mehr überwog die römiſche Bevölkerung, und die Franken 
bildeten nur noch Oberſchicht. 


b) Die Schwaben (Alamannen) 


Die Schwaben durchſtießen den oberrheiniſchen Limes, beſetzten das Elſaß, die ſüd⸗ 
liche Pfalz, Teile von Nheinheſſen (wo fie dann ſpäter durch die Franken überlagert 
wurden). Im Elſaß fand ihre Ausdehnung die natürliche Grenze am Wasgenwald, 
in deſſen Hochtäler ſich die römiſche Bevölkerung flüchtete. Hier lebten lange roma⸗ 
niſche Dialekte fort, die erſt im 18. Jahrhundert der franzöſiſchen Schriftſprache 
eingefügt wurden. Die elſäſſiſche Ebene aber wurde rein ſchwäbiſch beſiedelt. Auf 
der lothringiſchen Hochebene hat die alte Römerfeftung Mediomatricum (Metz) 
ſehr heftigen und langen Widerſtand geleiſtet, fo daß ſchließlich die ſchwäbiſche Sied ⸗ 
lung nördlich um ſie herumſchwenkte. Dieſe Kämpfe zeigen ſich noch heute in der 
Volkstumsgrenze — im Schutz und Schatten von Metz hielt fi die heute franzöſiſch 
ſprechende romaniſche Bevölkerung, während das Übrige Lothringen in die Hände 
der Schwaben fiel und dann wiederum von Franken überlagert wurde. 


Nach Oſten gaben die Schwaben Land auf, jo daß der Lech ſchließlich ihre Stammes 
grenze gegen die Bayern wurde. Ihre ſtärkſte Eroberung liegt nach Südweſten im 
Gebiet der heutigen Schweiz. 455 zertrümmerten ſie die römiſche Kaſtellkette von 
Baſel bis zum Bodenſee und warfen die Römer auf deren Militärgrenze, die an 
der Aare entlang über Solothurn, Aventicum (heute Avenches) nach Lauſanne und 
Genf führte. Sowohl ſprachlich wie raſſiſch iſt dieſe Grenze noch heute erkennbar. 
Erſt die mittelalterliche Koloniſation der deutſchen Bauernſchaften hat durch Er- 
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ſchließung bis dahin verſumpfter Talſohlen und unzugänglicher Hochtäler das deutich- 
ſprachige Gebiet der Schweiz ausgedehnt; im weſentlichen aber läuft die Grenze 
zwiſchen der deutſchen und der franzöſiſchen Schweiz noch heute ungefähr dort, wo 
der Einbruch der Schwaben in der Völkerwanderung zum Stillſtand kam. In un- 
zugänglichen Gebirgsgegenden hielt ſich die romanifierte Bevölkerung, jo im Baſeler 
Jura, der heute wie eine Naſe des franzöſiſchen Volkstumsgebietes in das deutſche 
Volkstum hineinſchaut, und in den unzugänglichen Tälern Graubündens. Im 
Vorarlberg, das gleichfalls von den Schwaben erobert wurde, erinnert der Walen⸗ 
gau, im ebenfalls ſchwäbiſchen Liechtenſtein und im deutſchſprachigen Gebiet des alten 
Bistums Chur erinnern noch die romaniſchen Ortsnamen an die Römerbevölkerung. 
Die Kämpfe find hier heftiger geweſen als an der Frankengrenze, der Landgewinn 
war geringer, aber gründlicher; es ſcheint, als ob die Schwaben in ganzen Land- 
ſchaften die römiſche Bevölkerung erſchlagen oder vertrieben haben. 


c) Die bayeriſche Landnahme 


Zwiſchen 510 und 530 find zum erſtenmal die Bajowarer genannt; ihr Name be⸗ 
deutet: Leute aus Bojoheim (Böhmen). 565 ift zum erſtenmal der Lech als Grenze 
zwiſchen ihnen und den Schwaben bezeugt; die Oſtalpenlande ſind im ſpäten 6. und 
7. Jahrhundert von ihnen gewonnen. Nomaniſche Refte blieben in Hochtälern und 
Geitentälern ſitzen, wo fie als „Ladiner“ in Tirol bis heute hin fortleben; der 
Walchengau, der Walchenſee erinnern ebenſo an ſolche Reſte, bei Admont ging erſt 
im Mittelalter eine romaniſche Sprachinſel im Deutſchtum auf, nur flüchtig romani- 
ſierte Keltenreſte wurden in Kärnten und Teilen der Steiermark angetroffen. Der 
Einſchlag dieſer, raſſiſch wohl überwiegend dinariſchen, in der Grundlage rhätiſchen 
und illyriſch⸗keltiſchen Bevölkerung mit provinzlateiniſcher Sprache war raſſiſch auf 
den bayriſchen Stamm nicht gering. „Im Gebirge erhielt ſich das romaniſch⸗ 
dinariſche Element und nahm auf die Geſtaltung des oberbayriſchen Typus und Volks- 
charakters in der Folge merklichen Einfluß.“ 


Aber auch hier blieb der nordiſche Grundbeſtand des bajuwariſchen Stammes ent- 
ſcheidend. „Die ſchöpferiſche Oberſchicht iſt vorwiegend nordiſch, wie ja auch der 
ſchöpferiſch führende Raum, das Donautal und merkwürdigerweiſe Wien nordiſch 
erheblich reiner iſt als die Alpenländer. Dieſe nordiſche Oberſchicht hat dem dinari 
ſchen Volke geiſtig das Geſicht geprägt.“ (Nadler: „Die deutſchen Stämme“) 


d) Der Kampf mit den Oſtgermanen 


In breitem Bogen von Flandern bis zur Steiermark haben fo die weſtgermaniſchen 
Stämme in der Völkerwanderung ſich Raum geſchaffen. Daß ſie nicht mehr Raum 
errangen, liegt daran, daß im Dienſt der Römer ſtehende oſtgermaniſche Völker ihnen 
den Weg ſperrten, nämlich die lange Zeit mit dem Römerreich gegen die Franken 
verbündeten Weſtgoten in Südfrankreich, dann die Burgunder in der Weſtſchweiz, 
die in den Zweifrontenkämpfen gegen Schwaben und Franken faſt ausbluteten. 
Das bayriſche Vordringen durch die Oſtalpen auf Oberitalien wurde durch die Lango- 
barden gehemmt, die, wenn auch im Gegenſatz zum römiſchen Reich, die Lombardei 
beſetzt hatten und ihre Grenzen etwa ſoweit vorgetrieben hatten, wie heute das 
italieniſche Volkstumsgebiet reicht, zum Teil aber bis nach Kärnten ihre Macht 
erſtreckten. 


Alle drei, Weſtgoten, Burgunder und Langobarden (auch die bis etwa 1000 n. Chr. 
nachweisbaren oſtgotiſchen Reſte im oberitaliſchen Seengebiet) ſind der ſprachlichen 
Romanifierung verfallen. Ihre kurzlebigen Staaten hinderten aber, daß der Raum- 
gewinn der Völkerwanderungszeit für die weſtgermaniſchen, ſpäter deutſchen 
Stämme größer wurde. 
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e) Die Bekehrung zum Chriſtentum und ihre Bedeutung für 
die Raſſengeſchichte 


Die weſtgermaniſchen, ſpäter deutſchen Stämme (das Rafjen- und Glaubensſchickſal 
der in das römiſche Reich eingezogenen Oſtgermanen, Weſtgoten, Oſtgoten, Yurgun- 
der ſowie der nicht oſtgermaniſchen Langobarden iſt hier nicht dazuſtellen) waren 
zum Teil, wie Thüringer, Sachſen und Frieſen während der Völkerwanderung von 
der chriſtlichen Lehre faſt ganz unberührt, teils lernten ſie dieſe als den Glauben 
ihrer römiſchen Gegner und ſpäteren Antertanen kennen, wie die Franken, Schwaben 
und Bayern. Früh waren iro⸗ſchottiſche Miſſionare unter den germaniſchen Stäm⸗ 
men tätig, die verſuchten, den chriſtlichen Glauben in ſtarker Annäherung an Vor⸗ 
ſtellungen des altariſchen Lichtglaubens zu verbreiten. Ihre Wirkung war gering, 
ihre ſtillen Gemeinden, die ſie gründeten, ohne Bedeutung und auch wohl ohne 
Schaden für die Naſſe, aber immerhin Einbruchsſtellen. 


a) König Chlodwigs Bekehrung. Entſcheidend wird, daß der fränkiſche 
König Chlodwig als Volkskönig des ſaliſchen Teilſtammes der Franken 486 die reiche 
Statthalterei des römiſchen Feldherrn Syagrius, den fruchtbarſten Teil Mittel- 
frankreichs, eroberte und ſeinem Reich einfügte, 496 zum katholiſchen Glauben ſeiner 
zahlreichen romaniſchen Antertanen übertrat. Er gewann damit die Anterſtützung 
der Kirche und der katholiſchen römiſchen Bevölkerung ſowohl gegen die arianiſchen, 
„ketzeriſchen“ Weſtgoten und Burgunder, wie gegen das Freibauerntum ſeiner 
eigenen Franken. 


6) Der Antergang des Freibauerntums. Im fränkiſchen Reich vollzog 
ſich ein ſozialer Ambruch. Die großen ſteuerfreien Kaiſerdomänen vergaben Chlod- 
wig und feine Nachfolger an perſönliche Gefolgsleute, Franken und Römer. Dieſe 
ſo entſtandenen großen Vaſallen auf rieſigen, aber jederzeit vom König entziehbaren 
Beſitzungen gewannen ein wirtſchaftliches und politiſches Abergewicht über die alte 
Freibauernſchaft. Als christlicher König wurde der Frankenkönig nun „von Gott 
eingeſetzter“ Herrſcher eines Volkes, in dem der Anterſchied des Blutes und der 
Volkszugehörigkeit zwiſchen Franken und Römern ſich immer mehr verwiſchte, der 
Anterſchied des Glaubens (Chriſt oder Heide) entſcheidend wurde. Der fränkiſche 
Bauer, der zum Chriſtentum Übertritt, aber wird verpflichtet, der Kirche den Zehnten 
von ſeinem landwirtſchaftlichen Ertrag zu geben. Kann er dieſe bei der noch üblichen 
ertenfiven Wirtſchaft vergleichsweiſe hohe Steuer nicht bezahlen, jo beſchlagnahmt 
die Kirche unbedenklich einen Teil ſeines Hofes. Vor allem aber erzwang ſie die 
Teilbarkeit der Bauernhöfe. Starb der Bauer, ſo mußte er zum „Heil ſeiner Seele“ 
einen Teil des Hofes (meiſt einen Sohnesanteil) an die Kirche abtreten. Das 
Kirchenland wird immer größer, das Bauernland immer kleiner. Das Freibauern⸗ 
tum verlor buchſtäblich „den Boden unter den Füßen“, und ſeine Söhne mußten, um 
exiſtieren zu können, gegen Fronlaſten, Scharwerke und Abgaben als hörige Leute 
Land vom König, von den Vaſallen des Königs oder von der Kirche zu Landleihe 
nehmen. Wer ſich beharrlich dieſer Entwicklung entgegenſtemmte, wurde ſolange zum 
Kriegsdienſt aufgeboten, bis er ſeinen altfreien Hof einem Großen oder der Kirche 
auftrug und von ihr als Leihgut zurücknahm. Das iſt die Wurzel aller ſpäteren 
bäuerlichen Abhängigkeit, Hörigkeit und Leibeigenſchaft. Der alte Kirchenbeſitz in 
Frankreich und in Weſtdeutſchland ſteht ſo nicht auf Rodungsland, ſondern auf Land, 
das der Bauer damals gezwungen wurde, abzugeben. 


y) Der Ambruchbei Schwaben, Bayern und Sachſen. Dieſe Entwick⸗ 
lung, die aufkommende Hörigkeit der früheren Freibauern, das Aufſteigen einer 
Vaſallengefolgſchaft des Königs zum Teil freier, zum Teil unfreier Herkunft, bedeu- 
tet die ſtärkſte ſoziale Amwälzung, die unfer Volk überhaupt je erlitten hat. Karl 
Martell zwang die Schwaben in fein Reich und legte ihnen in der Lex Alamanorum 
(etwa 719) die Zwangsſchenkung an die Kirche auf dem Totenbett auf; 10 Jahre 
ſpäter wird das bayriſche Herzogtum unter das fränkiſche Reich geſtellt und in der 
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Lex Bajuvarorum gleichfalls die Zwangsſchenkung dort eingeführt. Der Kampf der 
Sachſen gegen Kaiſer Karl in immer neuen Erhebungen (von 772 bis 806) war nicht 
nur Widerſtand eines Stammes, der ſich nicht in ein einheitliches Reich eingliedern 
laſſen wollte, auch nicht nur Religionskampf, ſondern vor allem Abwehr gegen 
Zwangsſchenkung und Hörigkeit. Auch bei den Thüringern erfolgte der gleiche ſoziale 
Ambruch. 


6) Naſſiſche Bedeutung des Ambruchs. Raſſiſch bedeutete dies, daß 
die Mehrzahl der germaniſchen Freibauernfamilien in eine Stellung herabſank, die 
bis dahin ihre eigenen Anfreien gehabt hatten, daß die ſoziale Kluft, die den alt- 
germaniſchen Odalsbauern von feinen Anfreien und von der Römerbevölferung ge- 
trennt hatte, nach unten nivelliert wurde. Am Sinken des Wergeldes für die „Bar 
ſchalke“ in Bayern, Leuten, die noch zum Teil für ein Stück ihres väterlichen Beſitzes 
frei waren, für den größeren Teil aber bereits fron- und ſcharwerkspflichtiges Herren 
oder Kirchenland genommen hatten, läßt ſich dieſes Abſinken deutlich erkennen. Die 
Grabfunde zeigen das gleiche; an der Menge von Kurzſchädeln und Miſchtypen der 
chriſtlichen Gräber im Anterſchied zu den faſt rein nordiſchen Typen der vorchriſtlichen 
Grabanlagen iſt die eingetretene Raſſemiſchung zu erkennen. 


e) Wandel der Anſchauungen in raſſiſchen Dingen. Auch geiſtig 
wurde dieſe Entwicklung von der Kirche gefördert. Das Germanentum hatte ſtets 
den Wert guter Blutsausleſe betont. Die Angleichheit der Menſchen ihrer Art nach 
war ihm ſelbſtverſtändlich. Paulus aber lehrte (Apoſtelgeſchichte 17, 26), „die Men- 
ſchen ſeien alle aus einem Blute geſchaffen“, eine Lehre, die dem wüſten Raſſemiſch⸗ 
maſch des ſpäteren Römerreihes zuſagen mochte. Die Kirche machte Anfreie zu 
Geiſtlichen, wodurch dieſe in den Stand der Freien aufſtiegen. Ganz allgemein aber 
wurden die Grundwerte des germaniſchen Denkens, Selbſtbewußtſein und Stolz auf 
gute Abſtammung, abgelehnt. Der bekannte nationalſozialiſtiſche Raſſeforſcher Hans 
F. K. Günther ſagt: „Die von der Kirche gelehrte Erlöſung ſollte aber — und das 
iſt das weſentliche — gegenüber der überlieferten Raſſepflege des Germanentums zu- 
gleich eine Befreiung und Reinigung von Artung, Stamm, Sprache und Volk be- 
wirken ... Die Offenbarung Johannis (5,9) lehrte, daß Gott die Menſchen heraus 
erlöſt habe durch ſein Blut aus jedem Stamm, jeder Sprache und jedem Volkstum.“ 
Günther ſtellt das Empfinden des Germanen gegenüber dieſer Lehre und die Aus- 
wirkungen dieſer Lehre ſehr klar dar: „Midgard, die Welt der finnvollen Ordnung, 
die bebaute Heimaterde, war kein Abel, war vielmehr gerade etwas Göttliches, und 
Atgard, die Mächte alles Widergöttlichen, galt es auf ſeiten des Gottes zu be- 
kämpfen. Ein beſſeres Leben als das ſtreitbare Leben auf dieſer Erde und in Gottes. 
freundſchaft konnte es gar nicht geben. Eben als Frommer beſaß der Germane die 
oben geſchilderte Weltgeborgenheit und als Edeling und Nachkomme ausgeleſener 
adelsbäuerlicher Geſchlechter die Gewißheit guter Artung. Nun ſollte ihm Midgard 
ein Schauplatz der Erbſünde und der erlöſungsbedürftigen Gebrechlichkeit werden, 
feine Artung felbſt, dem widerwärtigen, zur Sünde hinabziehenden „Fleiſche“ ver- 
haftet, etwas Befleckendes, aus dem eine vom Leibe getrennte Seele einem Jenſeits 
zuſtreben müſſe. Alle menſchliche Artung ſei ſchon im Keime verdorben, „böſe von 
Jugend auf“ (1. Moſe 8, 2) und erzeugt aus „ſündigem Samen“ (Pſalm 51, 7). Nach 
dieſer Lehre war es gar nicht mehr möglich, daß, wie es dem Indogermanen erſchien, 
ſich in Menſchengeſchlechtern etwas Göttliches darſtellen könne; vielmehr war alles 
Menſchliche in Erbſünde empfangen, vor Gott unwürdig und darum auf eine Er. 
löſung, die Erlöſung durch ein Blutopfer, angewieſen.“ 


) Ehetauglichkeitsauswahl im Volksbrauch 


Auf dieſe Weiſe wurde die bewußte Hochzüchtung, wie ſie in der germaniſchen Zeit 
Grundſatz und im religiöſen und geiſtigen Leben des Volkes verankert war, geradezu 
verworfen. Im Bauerntum jedoch hielt ſich noch lange der Grundſatz der Zuchtwahl 
bei der Ehe. Zahlreiche noch heute lebendige Bräuche, die im Mittelalter in voller 
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Blüte ftanden, haben den Sinn einer ſolchen Ausleſe. Körperliche Kraft und Tühtig-- 
keit etwa ſollten durch das Tragen der gewaltigen Metallfiguren („Würdiger“) an 
zahlreichen, auf alten Heiligtümern errichteten Leonhardskirchen in Bayern und 
Oſterreich, durch den Brautlauf, durch Kraftproben der Jungmännerverbände, auch 
durch den Brauch des „Mailehnes“, bei dem durch Rätſel die geiftigen Fähigkeiten 
auf die Probe geſtellt werden ſollten, geprüft werden, um die Ehetauglichkeit feſt 
zuſtellen. Noch ſehr lange erhielt ſich, zum Teil bis in unſere Zeit, der Brauch, daß 
jede Schicht im Dorfe möglichſt unter ſich heiratete. Das bedeutete in jenen vor- 
kapitaliſtiſchen Zeiten, als Wohlhabenheit nicht anders als durch Tüchtigkeit in der 
Arbeit oder im Kriege normalerweife zu erringen war, eine gewiſſe Ausleſe. 


Nicht ſo ſehr alſo das Aufſteigen der Anfreien in die Freienſchicht war der Schaden 
der Chriſtianiſierungsperiode, als umgekehrt das Abſinken der großen, durch Ver · 
luſt ihres Hofes an die Kirche hörig gewordenen Maſſen der Freien in eine ganze 
oder halbe Anfreiheit, die dann ſchließlich auch zur Vermiſchung mit der alten An⸗ 
freienſchicht führte. 


g) Die fränkiſche Durchmiſchung 


Die fränkiſche Zeit, vor allen die karolingiſche Periode, brachte ferner eine ſtarke 
Durchmiſchung des geſamten feſtlandgermaniſchen Raumes durch den herrſchenden 
Stamm der Franken. Man kann geradezu von einer „Verfrankung“ Deutſchlands 
ſprechen, zumal die Franken eine zielbewußte militärpolitiſche Siedlungspolitik 
durch die Anlage ihrer Königshöfe, Pfalzen und Heerlager trieben. Es iſt kein Zu⸗ 
fall, daß ſich in nichtfränkiſchen Gegenden noch im Mittelalter Teile der Ritterſchaft 
auf fränkiſche Abkunft beriefen, nach fränkiſchem Recht zu leben angaben, ſich ſchließ⸗ 
lich von Kaifer Karl ſelber herleiteten. Bei dieſer dünnen Aberſchichtung zahlreicher 
Landſchaften anderer deutſcher Stämme durch Franken hat es ſich wohl durchgehend 
um Angehörige der germaniſchen Kriegerſchicht, in geringerem Maße um die viel 
weniger nordraſſiſche romaniſche Anterſchicht gehandelt. 

Die Franken haben ferner die anderen Stämme gründlich durcheinandergeſchüttelt. 
Kaiſer Karl J. ſoll nach den Angaben von Einhard bis zu einem Drittel des ſächſiſchen 
Stammes zwangsweiſe ausgeſiedelt haben. Zahlreiche Sachſennamen von Orten, oft, 
offenbar zur beſſeren Aufſicht, neben fränkiſchen Anſiedlungen, wie Sachſenhauſen bei 
Frankfurt a. M., oder in der Nähe von Klöſtern, weiſen, verſtreut bis nach Kärnten, 
auf dieſe Sachfenumſiedlungen hin. Unter Kaiſer Karl I. wurde an der Südoſtgrenze 
das türkiſche Reitervolk der Awaren vernichtet; es mag ſein, daß kleine Gruppen 
von ihnen vom Deutſchtum aufgeſogen wurden. Eine viel größere Bedeutung hatte 
die Berührung mit den Slawen. 


7. Die Berührung mit den Slawen 
a) Die ſlawiſche Weſtwanderung 


Der Raum, den die oſtgermaniſchen Völker zwiſchen Elbe und Weichſel geräumt 
hatten, iſt ſchrittweiſe von ſlawiſchen Völkern beſetzt worden. Auf die germaniſche 
Völkerwanderung folgte die flawiſche. Auch dieſe ging mit ihrer größten Kraft 
nach Süden und führte zur Slawiſierung der VBalkanhalbinfel und weſentlicher Zeile 
des Oſtalpengebietes. Böhmen und Mähren wurden von politiſch noch nicht ge- 
einten Slawenſtämmen beſetzt; andere Gruppen, offenbar den Serben und Kroaten 
naheſtehend (noch heute bezeichnen ſich die Laufitzer Wenden als „srpski narod“ 
S ſorbiſches Voll), zogen dem Lauf der Oder und der Elbe folgend, nach Nordweſten 
und erfüllten in recht dünner Siedlung die Lande öſtlich der Elbe. 


b) Vorſlawiſche germaniſche Refte im Oſtland 


Sie haben hier überall noch germaniſche Reſte vorgefunden; in Schleſien haben fie 
germaniſche Namen der Ortſchaften und Flüſſe, ja den Landesnamen (polniſch 
„Slask“, vom wandaliſchen Stamm der Silinger) ſich mundgerecht gemacht, im Warthe⸗ 
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gebiet burgundiſche Reſte übernommen; für Mecklenburg hat der große Sagenforſcher 
Prof. Woſſidlo nachgewieſen, daß eine ganze Anzahl religiöſer Vorſtellungen und 
Sagenſtoffe der vorſlawiſchen, germaniſchen Zeit von den einrückenden Slawen über · 
nommen wurde; noch im 11. Jahrhundert ſpricht in der Altmark der Chroniſt Orderi⸗ 
cus Vitalis von „ſächſiſchen Liutizen“ als von einem Slawenſtamm, der „Oden 
und Frea“, alſo germaniſche Götter, verehrte. Sprachlich aber find dieſe germani- 
ſchen Reſte im Slawentum aufgegangen. 


c) Slawen im Südoſtraum 


Die Slawenvölker kamen im Oſtalpengebiet und in Böhmen gedrängt und ge- 
ſchoben von den türkiſchen Awaren, von denen ſie abhängig und unterdrückt waren. 
So lehnten ſich ihre Stämme in Kärnten, Krain und Steiermark früh an das vor⸗ 
dringende Bayerntum an: es entſtand die alte bayriſch⸗ſloweniſche Miſch⸗ und Be⸗ 
rührungszone und eintauſendjährige Zugehörigkeit der Slowenen zum alten Deut- 
ſchen Reich. Raſſiſch waren und find die Deutſchen und Slawen faſt gleich in dieſem 
Südoſtraum; lediglich findet ſich bei der ſloweniſchen Bevölkerung ein gewiſſer oſt - 
baltiſcher Einſchlag. Sonſt find beide nordiſch⸗dinariſch. 


d) Slawen am Main, in Thüringen und Sachſen 


Saft ſpurlos gingen im Deutſchtum die ſehr kleinen ſlawiſchen Gruppen der Ober— 
pfalz um Bamberg auf. Anders war es in Thüringen und Sachſen. Dieſe Gebiete 
wurden früh dem Deutſchen Reiche angeſchloſſen, machten ſchon den großen Wenden. 
aufſtand 983 beim Tode Ottos II. nicht mehr mit, die Eindeutſchung erfolgte hier 
durch Waldrodung und Stadtgründung, durch Übergang der alten ſlawiſchen Führer⸗ 
geſchlechter, Staroſten und Zupanen, in die deutſche Ritterſchaft. Offenbar hat ein 
Teil dieſer ſlawiſchen Stämme einen erheblich ſtärkeren Einſchlag an oſtiſchen und 
oſtbaltiſchen Beſtandteilen gehabt als die benachbarten deutſchen Stämme, jo daß 
heute noch die Langköpfigkeit in dieſen Gebieten dort zahlreicher iſt, wo altdeutſcher 
Boden oder geſchloſſen deutſche Rodungsinſeln beſtanden, während die früheren 
im offenen Walde oder in waſſerreichen Gegenden gelegenen geſchloſſeneren flawi- 
ſchen Siedlungen durch einen ſtärkeren Anteil Kurzköpfiger und Dunkler auffallen. 
Das darf aber nicht dazu verführen, dieſe Slawen für weſentlich oſtbaltiſch oſtiſch zu 
halten; ihre Kriegergräber zeigen eine ſehr nordiſche Schicht, die doch nur zum Teil 
gefallen iſt, zum größeren Teil im Deutſchtum aufging. 


e) Slawen in Brandenburg, Mecklenburg, Bremen, Schleſien 


Nördlich Berlin, in der Mittelmark, Priegnitz, in den Oderlandſchaften und der 
Ackermark hat das Wendentum ſich ziemlich lange gewehrt, mag auch ſtärkere Ver⸗ 
luſte erlitten haben, beſtand immerhin ſprachlich auf recht weiten Strecken noch bis in 
das 18. Jahrhundert und beſteht in der Lauſitz und im Spreewald noch heute. Auch 
hier wird man von einer nordiſch⸗oſtbaltiſch⸗oſtiſchen Miſchung, im Spreewald wohl 
mit dinariſchen Einſchlägen, ſprechen dürfen. Da den mittelalterlichen Deutſchen der 
oſtbaltiſche Einſchlag faſt fehlte, fo hielten fie ihn für beſonders kennzeichnend flawiſch, 
ſo daß noch heute vielfach Geſichter mit breiten Backenknochen und tiefliegenden 
grauen Augen im Volk gern als „ſlawiſche Geſichter“ bezeichnet werden. Dieſe weı- 
den aber nicht einmal im mittelalterlichen Wendentum überwogen haben und tun es 
auch im heutigen nicht. 


f) Slawen an der Oſtſeeküſte 


In ſchweren und blutigen Kämpfen wurde den Wenden lediglich Oſtholſtein und 
Mecklenburg abgenommen; aus Oſtholſtein verſchwanden ſie ganz, in Mecklenburg 
ging ihre Oberſchicht wohl ziemlich zugrunde, während ſich das Volkstum und die 
Sprache in abgelegenen Gegenden (Jabeler Heide) wohl noch über den Dreißig 
ſährigen Krieg rettete, das „Wendland“ in der Provinz Hannover um Lüchow und 
Dannenberg, ein vorgeſchobener Zipfel weſtlich der Elbe, die wendiſche Sprache 
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noch bis in das 18. Jahrhundert erhielt und erſt ganz langſam gegen die plattdeutſche 
Sprache eintauſchte. Faſt ohne Kampf wurde — während Rügen von Dänen und 
Niederſachſen erobert wurde — Pommern dem Deutſchen Reiche eingefügt. Die 
pommerſchen Herzöge traten ohne Widerwillen in das Deutſche Reich ein, um ſich 
Rückendeckung gegen Dänemark und Polen zu verſchaffen. Auch hier kam die deutſche 
Sprache durch Waldrodung und Städtegründung, wurde die wendiſche Bevölkerung 
nicht verdrängt, ſondern ging im Deutſchtum auf. Der ganze alte kriegeriſche Wenden⸗ 
adel wohl ziemlich rein nordiſcher Abkunft trat in die deutſche Ritterfchaft über; die 
wendiſche Sprache in Pommern, das „Slowinziſche“, hielt ſich noch bis in das 
20. Jahrhundert in einer Rückzugsecke am Lebaſee. 


g) Slawiſche Kriegsgefangenenſiedlung 


Seit der karolingiſchen Zeit finden wir, daß flawiſche 8 und weg⸗ 
geführte Bevölkerungsteile über altdeutſche Lande in kleinen Siedlungen zerſtreut 
angeſetzt wurden. Daher erklären ſich ſlawiſche Ortsnamen in Gebieten, wohin ſonſt 
die Slawen nicht drangen. 


h) Charakter und Raffe der flawifhen Siedlung 


Zahlreich waren alle dieſe ſlawiſchen Völker nicht; neben kleinen Landſchaften, die 
ihnen zuſagten und wo fie dichter ſaßen, ſtanden große Wald. und Sumpfgebiete, 
die fie mieden. Der Einſchlag dieſes Menſchentums im deutſchen Volke, der im 
vorigen Jahrhundert gelegentlich überſchätzt wurde, aber auch ſich gar nicht beſtreiten 
läßt, brachte im weſentlichen nicht viel neue Raffebeftandteile. Nordiſche, oſtiſche und 
etwas dinariſche Art, die die Slawen mitbrachten, kam zu nordiſchen, oſtiſchen und 
dinariſchen Beſtandteilen der deutſchen Stämme, lediglich der oſtbaltiſche Einſchlag 
ſtellte einen gewiſſen Anterſchied dar. Im allgemeinen war und iſt die Verwandt⸗ 
ſchaft von Deutſchen und Slawen raſſiſch aus der gemeinſamen indogermaniſchen 
Vergangenheit viel größer als die Verſchiedenheiten, und die Artähnlichkeit ſtärker, 
als der Eifer der mönchiſchen Chroniſten, die in den Wenden erſt einmal die Heiden 
ſahen, damals zugab. 


8. Der Zuſammenbruch des harolingijchen Reiches und feine raſſiſchen Folgen 


a) Raſſiſche Verluſte durch Wikinger und Normannen 

Der Niedergang des karolingiſchen Reiches, fein raſcher Verfall infolge der Herab- 
drückung der altfreien Schicht in Hörigkeit und der ungeſunden Ausdehnung des 
Kloſterbeſitzes auf Koſten des wehrhaften Bauerntums brachte zwei ſchwere Verluſte. 
Die heftigen Einfälle der Normannen, der nordgermaniſchen Wikinger, mit furcht⸗ 
baren Verwüſtungen am Niederrhein und im Nordſeegebiet haben unzweifelhaft 
ſtarke Verluſte der deutſchen Bevölkerung zur Folge gehabt, ohne daß dafür etwa in 
erheblichem Amfang Nordgermanentum in das deutſche Volk eingetreten wäre. Köln 
lag jahrelang in Trümmern, ſelbſt bis nach der Eifel erſtreckten ſich die grauſamen 
Heerzüge der Wikinger, die erſt um 900 n. Chr. langſam abbrachen. 


b) Raſſebild der Magyaren 


Viel vernichtender waren die Angarneinfälle. Die Magyaren kamen aus dem Gebiet 
zwiſchen Wolga und Kama, waren ein ſüdfinniſcher Stamm, der ſich reichlich mit 
Türkenſtämmen verband und ſo aus einem ſeßhaften Waldbauernvolk immer mehr 
zu einem kriegeriſchen Reitervolk wurde, ſprachlich zwiſchen Türken und Finnen 
ſtehend und mit hoher Herrſchbegabung. Als die Magyaren in der zweiten Hälfte 
des 9. Jahrhunderts aus dem Gebiet der Donaumündung über die Karpathen in die 
Tiefebene von Donau und Theiß einrüdten, zeigen ihre Grabſkelette, daß etwa 
40 v. H. dieſes Volkes zur inneraſiatiſchen Raffe, 40 v. H. zur oſtbaltiſchen Raſſe, 
20 v. H. zur weſtiſchen, oſtiſchen und nordiſchen Raſſe gehören. Dieſe letzteren 20 v. H. 
waren offenbar bereits Gefangene. Unter den Frauenſchädeln war der Anteil weſti⸗ 
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ſcher und nordiſcher Typen, jedenfalls nicht oſtbaltiſcher oder inneraſiatiſcher Schädel, 
größer; die alten Magyaren haben alſo offenbar eine Menge Frauen fremder 
Völker geraubt. Wie ein Anwetter kamen fie über die dünne ſlawiſche Anſiedlung in 
der Ebene der Donau, Theiß und Körös, die zum Teil in die Berge floh (die ſpäteren 
Slowaken), zum größeren Teil leibeigen wurde. 


c) Verwüſtungen durch die Magyaren 


907 ſchlugen die Magyaren den bayriſchen Heerbann in der Vernichtungsſchlacht von 
Preßburg. Die Wehrverfaſſung des karolingiſchen Reiches mit ſeiner Verkloſterung 
und feiner Zurückdrängung des altfreien, waſfenfähigen Mannes brach völlig zu- 
fammen. Die Magyaren durchzogen in immer neuen Raubzügen Süddeutſchland, 
drangen bis Lothringen, ja bis Köln vor. Ihr Einbruch hat den deutſchen Beſtand 
unzweifelhaft ſehr geſchädigt, denn ſie erſchlugen nicht nur die Kriegsleute, ſondern 
hatten die ſpäter auch von Mongolen und Tataren befolgte Methode, ein Land „aus- 
zufiſchen“, d. h. mit ihren leichten Reiterhaufen eine ganze Gegend einzuſchließen 
und die Bevölkerung als Sklaven davonzutreiben. Wollte der Normanne Raub, der 
Wende Fiſchgründe und Land, ſo wollte der Magyar Sklaven haben, die für ihn den 
Acker bebauten und arbeiteten, während er das Glück ſeines ungebundenen freien 
Reiterlebens genoß. Er griff an die Lebensgrundlage des damaligen Deutſchtums 
überhaupt. Mehr als einmal beſtand die Gefahr, daß die Magyaren auch die ober- 
bayriſche Hochebene beſetzen würden. 


9. Der Reichsneubau durch fjeinrich I. 
a) Wiederherſtellung des Freibauerntums. 


Die Verluſte des deutſchen Volkes in jener Zeit ſind ſchwer abzuſchätzen, müſſen aber 
außerordentlich hoch geweſen ſein. Amgekehrt brachten die Magyarenſtürme ungewollt 
einen Segen: die Maſſe der Klöſter der karolingiſchen Zeit, die dem altfreien Bauern 
den Lebensatem nahmen, wurde von den Magyaren vernichtet. Am feinen Stamm 
überhaupt zu erhalten, griff Herzog Arnulf von Bayern (den ſeitdem die kirchliche 
Geſchichtsſchreibung als den „Böſen“ bezeichnet) in den großen Kloſterbeſitz ein und 
gab das Land ohne Bedenken als waffenpflichtige Freihöſfe an Bauern aus. Mit 
Heinrich I. (919 bis 936) kommt ein deutſches Volkskönigstum hoch, das durchaus 
nicht ſo ſtark kirchlich gebunden ift, wie die Karolinger. Heinrich I. legte an den 
wichtigen Straßen feines Landes ſteinerne Burgen, für die Magyaren uneinnehm- 
bar, an und erſetzte die bisherigen, großenteils aus abhängigen Berufskriegern be⸗ 
ſtehenden Heere durch Wiederherſtellung des altfreien, wehrhaften Bauerntums. 
Die Einrichtung der „Sattelhöfe“ Weſtfalens und Hannovers, die einen freien be- 
rittenen Kriegsmann ins Feld ſtellten, wird mit Recht von der Volksüberlieferung 
auf ihn zurückgeführt. Er ſchaffte 928 durch Eroberung der Stadt Brandenburg (da- 
mals eine Waſſerburg) und durch Eingliederung der Sorben in der Mark Meißen 
Ruhe an der Oſtſeite feines Herrſchaftsgebietes und ſchlug 933 die Magyaren zum 
erſtenmal vernichtend nahe der Anſtrut bei dem nicht mehr feſtzuſtellenden Ort Riade 
(vielleicht Rietheburg ?). 


Otto I. (936 bis 973), fein Nachfolger, machte den Angarneinfällen durch die Schlacht 
bei Kühlenthal auf dem Lechfeld ein Ende. 


b) Aufſtieg der deutſchen Macht 


Mit den Kaiſern aus dem ſächſiſchen Hauſe hebt ſich die Stellung des deutſchen 
Volkes; bisher war es angegriffen, ja in der Exiſtenz bedroht, nun greift es fiegreich 
um ſich, drängt die däniſche Macht im Norden, die Wendenſtämme im Oſten, die 
Ungarn im Süden zurück. Otto I. ſetzt ſich die römiſche Kaiſerkrone auf, Heinrich II. 
(1002-1024) behauptet in ſchweren Kämpfen gegen Polen die Lauſitz und Böhmen, 
das Deutſche Reich wird zum Mittelpunkt der europäiſchen Politik. 


——— 
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e) Bevölkerungszahl unter den Sachſenkaiſern 

Die Zahl der Bevölkerung gegen Ausgang der ſächſiſchen Kaiſerzeit (Tod Hein- 
richs II. 1024) läßt ſich nicht genau ſchätzen; die Quellen ſcheinen zu beweiſen, daß die 
Fruchtbarkeit nicht übermäßig hoch war, die Zahl der Männer die Frauen ſtark über. 
wog, zumal offenbar ſehr viel Frauen im Kindbett ſtarben, viele Männer, von denen 
wir hören, deshalb mehrfach verheiratet find. Die zahlreichen kriegeriſchen Anter⸗ 
nehmungen jener Zeit mit relativ kleinen Heeren haben den deutſchen Raffebeitand 
kaum gefährdet; wir können feſtſtellen, daß offenbar zahlreiche zweite und dritte 
Söhne altfreier Bauernſchaft, gelegentlich auch einmal Anfreie, in die ſich bildende, 
mit Lehnsland ausgerüſtete Berufskriegerſchicht des Rittertums aufſtieg. War die 
karolingiſche Zeit in jeder Hinſicht eine Periode ſchwerer Gefährdung des Raſſe⸗ 
beſtandes, jo war die Zeit der ſächſiſchen Kaiſer durch Stärkung des deutſchen 
Volkes, innere Geſundung und äußere Machtausdehnung gekennzeichnet. 


10. Die Kämpfe zwischen Aaifer und Papft und ihre Wirkungen auf den raſſiſchen 
Beftand des deutſchen Volkes 


a) Die ottoniſche Reichskirchenverfaſſung 


Otto I. (936 bis 973) hatte bereits, enttäuſcht durch feine endende die Reichs. 
verwaltung weſentlich auf den deutſchen Biſchöfen aufgebaut, dieſen und den Reichs. 
äbten große Ländereien aus Reichsgut zur Erfüllung ihrer Aufgaben übertragen. 
Otto II. (973 bis 983) und Otto III. (983 bis 1002) hatten dies fortgeſetzt, vor allem 
Heinrich II. (1002 bis 1024) die geiſtlichen Fürſten mit Landſchenkungen und Be⸗ 
lehnungen geradezu überſchüttet. Für einen auswärtigen Betrachter mochte unter 
ihm es erſcheinen, als ſei das Deutſche Reich von der Kirche verwaltet, ein Kirchen- 
ftaat, deſſen Oberhaupt, der König und römiſche Kaiſer ſelber, lediglich ein Welt- 
licher ſei. 

Eine raſſiſche Gefahr lag anfänglich hierin nicht. Otto I. hatte vielfach Männer aus 
den erſten ſächſiſchen Familien an die Spitze ſeiner Bistümer geſtellt; es war üblich 
geworden, daß der Kriegsadel mit ſeinen jüngeren Söhnen die leitenden Stellen der 
kirchlichen Verwaltung Deutſchlands befetzte; mit Ausnahme der Reichsäbte, die als 
Mönche nicht heiraten durften, war die ganze deutſche Geiſtlichkeit verheiratet und 
vielfach ſehr kinderreich. Es ging hier alſo wertvolles Blut nicht verloren. Lediglich 
die Klöſter wirkten als eine dauernde Entziehung von Erbgut, das unfruchtbar blieb, 
wenn auch die Männer vielfach erſt dann ins Kloſter eintraten, nachdem ſie der 
Welt Kinder erzeugt hatten. 


b) Durchſetzen der Erblichkeit 

Anter Konrad II. (1024 bis 1039) ſteht das Reich auf der Höhe feiner Macht, der 
Kaiſer iſt beinahe Schiedsrichter Europas. Aberall ſetzt ſich arteigenes Rechtsdenken 
wieder durch. Wie einſt der germaniſche Bauer ſeinen unverkäuflichen, unteilbaren, 
auf einen Sohn vererbenden Hof beſeſſen hatte, fo erſtrebte der Lehnsritter gleich. 
falls die Vererblichkeit ſeines Lehens. Dies berührte ſich mit dem Intereſſe des 
Kaiſers. Solange ein rebelliſcher Herzog (wie etwa der von der Volksſage zu Anrecht 
geprieſene Herzog Ernſt von Schwaben) in der Lage war, ſeine Lehnsritter gegen 
den Kaiſer aufzubieten und ihnen im Weigerungsfalle mit der Entziehung des Lehens 
zu drohen, war die kaiſerliche Macht gefährdet. So gewährte Konrad II. in der 
„constitutio de feudis“ (1032) den Lehnsrittern die Erblichkeit ihrer Lehen; nur 
durch Spruch eines Lehnsgerichtes, in dem nicht der Lehnsherr, fondern andere 
Lehnsritter ſaßen, und gegen das die Berufung an den Kaiſer offenſtand, ſollte Lehn 
entzogen werden können. Das bedeutete eine ungeheure Sicherheit für den Ritter. 


c) Wiederverſelbſtändigung der Bauern 


Der alte karolingiſche Fronhof hatte ſich ſchon unter den Kaiſern aus dem ſächſiſchen 
Hauſe in weiten Gegenden aufgelöſt und verſchwand immer mehr. Statt das Land 
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des Fronhofes von der abhängigen Bauernſchaft beſtellen zu laſſen, hatte man ſich 
daran gewöhnt, das Fronhofsland in größeren und kleineren Stücken zu verpachten, 
die bisherigen Arbeitsleiſtungen der abhängigen Bauern aber in feſte Abgaben um- 
zuwandeln. Dieſe Abgaben hatte man dann vielfach einem Ritter als Ausſtattung 
zur Erfüllung feiner Lehnspflicht überſchrieben. Solange der Ritter ſelber jederzeit 
von ſeinem Lehnsherrn willkürlich des Lehns entſetzt werden konnte, galten auch dieſe 
abhängigen Bauern, die ja einſt ihren Hof einem Kloſter oder großen Herrn „auf- 
getragen“ und als Bittbeſitz wieder empfangen hatten, ebenfalls als nicht erbliche 
Beſitzer ihrer Bauernhöfe, die ihnen jederzeit entzogen werden konnten. Als nun der 
Ritter überall für fein Lehn die Erblichkeit durchſetzte, erreichte fie auch der Bauer. 
Die Chroniken der Klöſter ſind voll von Klagen darüber, daß die königlichen Vögte 
beim Tode eines Bauern das Kloſter hinderten, den Hof zurückzunehmen (und etwa 
zu höheren Abgaben auszugeben), ſondern die Kinder im Beſitz des Hofes hielten. 
Konrad II, der „guote künic Kuonrat“, wie ihn das Volk nannte, verdiente mit 
Recht den Beinamen „Odalskönig“ — überall wo die Bande zwiſchen Familie und 
Grund und Boden gelöſt waren, ſchuf er ſie wieder. Eine Welle der Vererblichkeit 
ging über das Land — der Lehnsritter konnte ſein feſtes Haus, der Bauer ſeinen 
Hof, der ſtädtiſche Lehnsträger fein Amt, der vielfach noch hörige Handwerker (der 
noch lange Zeit als Zeichen der Hörigkeit den „Bu⸗Teil“ aus feinem Nachlaß an den 
Herrn des bisherigen Fronhofes zu leiſten hatte) feine Werkſtatt den Kindern hinter 
laſſen. Das deutſche Volk fand zu einer ihm gemäßen Lebensordnung zurück, bei der 
Eigentum und Familie wieder eng verbunden waren. 


d) Bevölkerungszunahme 


Das ſcheint ſich auch ſchon in der nächſten Generation in einem verſtärkten Kinder- 
reichtum ausgewirkt zu haben. Es iſt kein Zufall, daß Rodungen und Trocken- 
legungen im Rhein- und Donaugebiet (da wir faſt nur klöſterliche Arkunden haben, fo 
erſcheinen dieſe allzu leicht lediglich als Werk der Klöſter — die in der Tat vielfach 
auf dieſem Gebiet ſehr tätig waren —, während der freibäuerliche Anteil zu wenig 
aufgezeichnet wurde) zunahmen; ſtatt 250 Ortſchaften um 900 finden wir 1050 nach 
der Berechnung von Lamprecht 470 Ortſchaften im Moſelland, alſo beinahe eine 
Verdoppelung. Das deutſche Volk begann zu wachſen und zuzunehmen. In den 
Alpentälern hören wir von Trockenlegungen der Talſohlen und von Rodungen. 


e) Der Prieſter und die Erblichkeit 


Jedermann, Ritter, Bauer, Handwerker, erreichte die Erblichkeit, nur einer nicht — 
der verheiratete Prieſter. So nimmt es nicht wunder, daß die Geiſtlichkeit überall 
auch auf Erblichkeit ihrer Stellen drang. Der Dorfprieſter, nicht übermäßig lateiniſch 
gebildet, im Lebenszuſchnitt von einem größeren Bauern nicht unterſchieden, wollte, 
menſchlich nur zu verſtändlich, auch ſeinem Knaben den Pfarrhof als Erbe ſichern. 
Kinderhände griffen von allen Seiten nach dem durch Königsſchenkung, durch Schen- 
kungen „zum Heil der Seele“ und vielfach durch harte Bedrückung des Bauerntums, 
durch Zwangsabgaben an die Kirche, wie fie Kaiſer Karl vorgeſchrieben hatte, an- 
gewachſenen kirchlichen Landbeſitz. Das Geſetz des germaniſchen Weſens, eines ur- 
alten Bauernvolkes, in dem Hof, Ehe und Kindſchaft immer Mittelpunkt des Da— 
ſeins waren, drohte, über den Begriff der Kirche als eines überperſönlichen Heils- 
apparates zu ſiegen. 


f) Die Bewegung von Cluny 

Ausgehend von dem Kloſter Cluny in Burgund erhob ſich dagegen eine Mönchs— 
bewegung, die ſich innerhalb der Kirche raſch durchſetzte. Sie verlangte die Ab— 
ſchaffung der Laien-Inveſtitur — kein König ſollte mehr einen geiſtlichen Würden⸗- 
träger in ſein Amt einſetzen dürfen. Damit hätte der Deutſche Kaiſer das Recht, 
die höchſten Beamten feines Reiches, die ſeit Otto I. überall mit Reichsauf— 
gaben betrauten Kirchenfürſten einzuſetzen, verlieren müſſen. Die Mönchsbewegung 
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von Cluny forderte ferner das Verbot der „Simonie“: kein Geiſtlicher ſollte für ſein 
Amt Zahlungen an einen weltlichen Herrſcher leiſten. Damit wären alle Lehnsaner- 
kennungsgebühren weggefallen, die für den rieſigen, an kirchliche Würdenträger zu 
Lehn gegebenen Reichsbeſitz genau wie bei jedem anderen Lehen an die Krone ge- 
zahlt wurden. Beide Forderungen hätten, voll verwirklicht, das Reich geſprengt. 


g) Das Zölibat 


Die Forderung nach dem Zölibat, der Eheloſigkeit der Prieſter, wurde von Cluny 
mit beſonderer Energie auſgeſtellt. Der Prieſter ſollte unverheiratet ſein. Dieſe 
Forderung hatte einmal den Zweck, ihn von Familienbanden freizuſtellen und dafür 
ſtraffer in den Dienſt der Kirche einzuordnen. Sie richtete ſich aber vor allem gegen 
das Streben der Prieſter nach Erblichkeit ihrer Pfarrſtellen. Nur indem man den 
Prieſtern die Ehe verbot, war es damals möglich, jede Vererblichkeit des mit den 
kirchlichen Stellen verbundenen Landbeſitzes zu verhindern. Millionen Kinder ſind 
deshalb nicht geboren worden, weil dieſes kirchliche Recht ſich durchſetzte. 


Das Zölibat hat ſich als ein unbeſtreitbar ſchwerer Volksſchaden ausgewirkt. Gerade 
beſonders begabte Knaben wurden im Mittelalter (wie noch heute in ſtreng kirch⸗ 
lichen Gegenden) für den geiſtlichen Beruf beſtimmt. Indem man ihnen die eheliche 
Fortpflanzung verſagte (wofür die uneheliche Vermehrung nicht den genügenden Er⸗ 
ſatz bot und bieten kann), wurden die bei ihnen vorhandenen Erbanlagen an Be⸗ 
gabung unwiderruflich zum Erlöſchen gebracht. Das Zölibat merzte aus dem ge⸗ 
ſamten Volke in unvorſtellbar hohem Maße gerade die Begabungen aus. Beſonders 
betroffen war die Ritterſchaft. Ablicherweiſe ſtellten ihre jüngeren Söhne den größten 
Teil der höheren Geiſtlichkeit; im altdeutſchen Raum war es jahrhundertelang 
Brauch, daß mindeſtens ein Mitglied einer größeren Nitterfamilie in ein Domherrn⸗ 
ſtift eintrat, Kanonikus wurde, ein höheres geiſtliches Amt bekleidete. Während der 
älteſte Sohn Burg- und Landbeſitz erbte, der körperlich Derbere für den Kriegsdienſt 
beſtimmt war, wurde der gerade geiſtig Begabtere Kleriker — und blieb damit kinder⸗ 
los. Das Zölibat war eine ſtändig blutende Wunde am Körper des deutſchen Volkes 
und iſt es bis heute geblieben. 


h) Kämpfe zwiſchen Kaiſer und Papfſt 


Anter Heinrich IV. (1056 bis 1106) kam es über die Herrſchaftsanſprüche der 
cluniacenſiſch geführten Kirche (Papſt Gregor VII.) nicht nur zum Streit zwiſchen 
Kaiſer und Papſt, ſondern auch zu langjährigen Bürgerkriegen (1077 bis 1080; dann 
1081 bis 1097; dann 1104 bis 1106). Eine päpſtlich geführte Partei ſtellte dem Kaiſer 
päpſtliche Gegenkönige entgegen; der Bürgerkrieg erforderte ſehr viel Opfer und 
wurde ſeitens der päpſtlichen Partei mit erſchreckender Grauſamkeit geführt; ein 
ganzes gefangenes ſchwäbiſches Bauernheer etwa wurde entmannt. Ganze Land- 
ſchaften verödeten. Es iſt die Zeit, in der wir überall finden, daß zur größeren Sicher- 
heit kleinere Dörfer zuſammengelegt werden, wüſte Feldmarken entſtehen. Anter 
Heinrich V. (1106 bis 1125) flackerte der Bürgerkrieg wieder auf. 


i) Die Kreuzzüge 

Die Kreuzzüge wurden von der päpſtlichen Politik ins Werk geſetzt, um Jeruſalem 
und Paläſtina den Mohammedanern zu entreißen, zugleich, um den Einfluß der 
Kirche zu verſtärken, Heere zu ſchaffen, die auf Befehl des Papſtes ins Feld zogen 
und um jo die Ritterſchaft mit kirchlichem Sendungsbewußtſein an Stelle des werden. 
den Nationalbewußtſeins zu durchtränken. 


Die Deutſchen waren nicht eigentlich die Hauptträger des Kreuzzuggedankens. Am 
erſten Kreuzzug (1096 bis 1099) waren ſie nur ſchwach beteiligt; leider dafür unter 
dem wenig fähigen Konrad III. (1138 bis 1152) am zweiten Kreuzzug (1147 bis 1148) 
um fo zahlreicher. Ein großes deutſches Reichsheer ging dabei faſt völlig gegen die 
Türken zugrunde. Der dritte Kreuzzug (1189 bis 1192) ſtand unter Führung von 
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Kaiſer Friedrich Barbaroſſa (1152 bis 1190), der ſehr gegen ſeinen Willen in dieſen 
Kreuzzug hineingetrieben wurde. Auch hier ging faſt das ganze deutſche Heer unter. 
Bei den ſpäteren Kreuzzügen waren die Deutſchen nur noch an dem fünften (1228 bis 
1229) beteiligt, auf dem wenig Blut floß und Kaiſer Friedrich II. (1215 bis 1250) 
zum friedlichen Ausgleich mit dem Sultan von Agypten kam. 

Neben dieſen großen Kreuzzügen aber erfolgte dauernd ein Abſtrömen von Kriegs- 
leuten nach Paläſtina; es galt beinahe als moraliſche Pflicht jedes deutſchen Fürſten, 
einen Kreuzzug mitgemacht zu haben. 

Im Ergebnis waren die Kreuzzüge für den Raſſebeſtand des deutſchen Volkes reiner 
Verluſt. Die ſehr hohen Opfer an Kriegsleuten, vielfach der beſten Ritterſchaft, 
brachten dem deutſchen Volk keinen direkten Vorteil. Erfreulich war nur, daß auf 
Grund der damaligen Bußpraxis, die ſchweren Verbrechern als Sühne eine Wall. 
fahrt zum Heiligen Grabe oder die Teilnahme an einem Kreuzzug auferlegte, Deutich- 
land eine Menge Geſindels los wurde, das nicht wiederkehrte. Eine Naſſevermiſchung 
mit der orientaliſchen Bevölkerung trat, wenige bis in die Sage als auffällige Merk. 
würdigkeiten weitergegebene Fälle (die zwei Frauen des Grafen von Gleichen) aus- 
genommen, nicht ein. Eher ſchon traten in Paläftina Europäer zum Silam über. 
Geiſtig bedeuteten die Kreuzzüge eine Ausweitung des Geſichtskreiſes, zugleich den 
erſten Zweifel an der alleinigen Gültigkeit der kirchlichen Lehre, die im Vergleich 
mit dem Sflam und feinen einleuchtenden und ſtark rationalen Denkformen, auch im 
Vergleich mit der byzantiniſchen Kirche ſich nicht mehr als unbezweifelte Wahrheit 
aufrechterhalten ließ. 


11. Die Oftkolonifation des Deutſchen Ordens 


Die geiſtlichen Ritterorden waren ein Ergebnis der Kreuzzüge. Sie ſollten das 
Ideal des Ritters und des Mönches vereinigen. Auf deutſchem Boden erſchien 
neben kleineren Orden, die bald vergingen, 1190 der Deutſche Orden, ſiedelte 1226 
in das Preußenland über und eroberte Oſtpreußen, wie der ſpäter in ihm auf- 
gegangene Orden der Schwertbrüder die baltiſchen Lande. 


Der Orden der Brüder vom Deutſchen Haufe hat fo dem deutſchen Volk einen be- 
deutenden Lebensraum erſchloſſen. 


a) Die Gewinnung Preußens. In Weſtpreußen fand er eine dünne Be- 
völkerung flawifhen, vom Polentum deutlich geſchiedenen, den oſtpommerſchen 
Wenden naheſtehenden Volkstums vor. In Oſtpreußen ſaßen die Preußen, ein indo- 
germaniſches Volk, den Letten und Litauern naheſtehend, dazu mit einzelnen oſt⸗ 
germaniſchen Reſten. Dieſe Bevölkerung hat ſich ſehr lange und ſehr zäh gegen die 
Annahme des chriſtlichen Glaubens und gegen die Herrſchaft des Ordens gewehrt; 
als ſie nach zwanzigjährigem ſchwerem Aufſtand 1283 erlag, waren ganze Gegenden 
menſchenleer. Die Aberbleibſel der Preußen ſind dann ſprachlich eingedeutſcht, die 
letzten Reſte erſt nach der Reformation. Der Orden holte, um das ſchon vor der 
Beſitzergreifung menſchenarme Land aufzuſiedeln, neue Siedler herein. Die Städte 
wurden überall von Deutſchen gegründet. Auf dem Lande war der größte Teil der 
Bauern ebenfalls deutſch, daneben wurden Kaſchuben tiefer nach Weſtpreußen, nord- 
ſlawiſche Maſowier (ihre Verwandten in der alten Heimat gingen ſpäter im Polen- 
tum auf) nach Maſuren geholt. Teilweiſe läßt ſich die Herkunft der verſchiedenen 
Siedler in Oſtpreußen noch feſtſtellen; ſo wurde die oſtpreußiſche Küſte weſentlich 
von Niederſachſen, das Ermland von Schleſiern beſetzt. Bürgerliche Städtegründung 
und Lehnsmannentum jüngerer Ritterſöhne gaben auch Kurland, Livland und Eſt- 
land ein deutſches Geſicht; der Bauer aber blieb dort lettiſch bzw. eſtniſch, deutſche 
Bauern erreichten das baltiſche Land nicht mehr, da ein ſchmaler Streifen Litauens 
und ein dichter Grenzwald Oſtpreußen und die baltiſchen Lande trennten. 

Der Deutſche Ritterorden hat ſo dem deutſchen Volk weiten Lebensraum eröffnet. 
Das glich den Schaden aus, daß der Ritter ſelbſt ehelos war, der Orden, der ſich 
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faſt nur aus Franken, Schwaben und Bayern ergänzte, noch einmal eine ſtarke Blut- 
entziehung für die Ritterſchaft gerade der das alte Reich hauptſächlich tragenden 
Landſchaften darſtellte. Auf dieſem harten Kolonialboden Preußens, der nur 
willenskräftige und zähe Menſchen anzog, entwickelte ſich ein beſonders tüchtiger 
Menſchenſchlag. Es iſt kennzeichnend, daß der Oſtpreuße ſowohl deutſcher wie maſu⸗ 
riſcher und ſpäter litauiſcher Abſtammung durchſchnittlich etwas nordiſcher zu ſein 
ſcheint als der Deutſche des altdeutſchen Volksbodens, der heutige Maſowier oder 
der Litauer Altlitauens. Das Geſetz der kolonialen Ausleſe bewährte ſich auch an 
dieſem Ordensland. N 


12. Die Jtalienzüge 
a) Amfang der Italienzüge 


Die unter Heinrich IV. begonnene Auseinanderſetzung zwiſchen Kaiſertum und 
Papſttum füllt in immer neuen Zuſammenſtößen die Periode bis zum Ende des 
Hohenſtaufenſchen Hauſes (Hinrichtung des letzten Hohenſtaufen Konradin 1267 in 
Neapel) aus. Die päpſtliche Politik bediente ſich in dieſem Kampfe der italieniſchen 
Volksmaſſen, der deutſchen Eiferſucht untereinander, der Anbotmäßigkeit der deut⸗ 
ſchen Fürſten, ſchließlich der Könige Frankreichs, um die Macht des Deutſchen 
Reiches zu zerſtören. Das gelang. Mit dem Ende des Staufenſchen Hauſes trat im 
Deutſchen Reich die kaiſerloſe Zeit völliger Wirren ein. 


Der Volksbeſtand wurde aufs ſchwerſte geſchädigt. Jene ſtrahlende Ritterſchaft, die 
von den Kaiſern aus dem ſaliſchen Hauſe geſchaffen war, blutete in immer neuen, auf 
die Dauer doch erfolgloſen Zügen nach Italien aus. Auf den italieniſchen Schlacht⸗ 
feldern und in der Kinderloſigkeit des geiſtlichen Standes erloſchen jene Familien, 
die von Konrad II. bis Friedrich Barbaroſſa Glanz, Macht und Größe des Reiches 
getragen hatten. Der Aderlaß an ſtaatspolitiſch Begabten war fo groß, daß mit dem 
Ende der Hohenſtaufen, Schwaben und Franken, die bisherigen Kronlandſchaften 
des Reiches, an Bedeutung zurückgingen. 


b) Bevölkerungsverluſte f 

Zölibat, Kreuzzüge und der Kampf gegen die päpſtlichen Herrſchaftsanſprüche in 
Italien — dieſe drei ſtändig ſtrömenden Wunden ließen das alte Deutſche Reich 
von Kräften kommen. 


13. Aufftieg des deutfchen Oſtraumes 


a) Bevölkerungszunahme und Gewinn an Lebensraum 


Dennoch haben wir damals eine ſtarke Bevölkerungszunahme. Schon zu Beginn des 
11. Jahrhunderts empfahl der kluge Biſchof Otto von Bamberg das Kloſterleben, 
„weil ſich die Menſchen ſo unzählig vermehrt hätten“, die Pachtpreiſe ſtiegen, der 
Bauer begann neue Rodungen vorzunehmen, das Land wurde ihm zu eng. 

Die Oftlandfledlung der Deutſchen, die zur Eindeutſchung der Wendengebiete führte, 
war einmal eine bäuerliche Bewegung, unterſtützt von Kaufleuten und Klöſtern des 
ſiedlungstüchtigen Ziſterzienſerordens. Sie war außerdem Ritterſiedlung — und 
dieſe ging noch weiter als der Bauer; deutſche Ritter ſaßen in den baltiſchen Landen, 
waren zahlreich in Polen und Angarn, bis ſie dort ſprachlich im polniſchen bzw. 
magyariſchen Adel aufgingen. Von höchſter Bedeutung aber war die deutſche Städte⸗ 
gründung. Die Deutſchen brachten die fteinerne Stadt in die oſtdeutſchen Land- 
ſchaften, nach Skandinavien, Polen und Ungarn. Soweit im Norden, Oſten und Süd⸗ 
oſten die römiſche Kirche reichte, ſoweit ging auch die deutſche Städtegründung. Durch 
die Zünfte, die überall ſatzungsgemäß rein deutſch gehalten wurden, ſtanden infolge 
des Wanderzwanges der Geſellen auch die entfernteſten, am weiteſten vorgeſchobenen 
Handwerkerſtädte im magyariſchen, ukrainiſchen (Lemberg), polniſchen, baltiſchen und 
ſtandinaviſchen Lebensraum miteinander und mit der Geſamtheit des Reiches in 
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Verbindung. Während im Süden und Weſten das Reich verfiel, entſtand ſo in 
dieſem großen Lebensraum öſtlich der Elbe, in Polen, Böhmen, Mähren, Angarn 
und in den Oſtalpen dem Deutſchtum ein Betätigungsfeld, wo rein deutſche Gebiete, 
deutſche Städte mit und ohne bäuerliche Amgegend und inmitten fremdvölkiſchen 
Bauerntums, deutſche Sprachinſeln, deutſche Ritterfige ein bald engeres, bald wei- 
teres Netz über die Lande ſpannten. 


Wandernde Geſellen, wehrhafte Frachtſahrerbrüderſchaften, die deutſche Sprache in 
ihrer oberdeutſchen Form als Verkehrsſprache des Handels und des Handwerks in 
Angarn, Polen, Schleſien, Böhmen und Mähren, in ihrer niederdeutſchen Form im 
ganzen Oſtſeebecken, deutſche Formen des Städtebaues, des Handwerks, der ſtädti⸗ 
ſchen Selbſtverwaltung gaben dieſem Lebensraum das Geſicht. Hierhin konnte aus⸗ 
weichen, wem immer die Verhältniſſe in Altdeutſchland zu eng wurden. Hier erwuchs 
ein neues, geſundes Deutſchtum, vermehrte ſich und zog immer mehr auch die politiſche 
Entſcheidung an ſich. 


b) Verlagerung des politiſchen Schwergewichts 


Schon der böhmiſche König Ottokar II. verſuchte den deutſch⸗ſlawiſchen Raum von 
Böhmen und Mähren, Schleſien, Oſterreich und den Oſtalpenländern ausſchlaggebend 
im Reich zu machen. Als er 1238 gegen Rudolf von Habsburg auf dem Marchfelde 
fiel, übernahm fein Gegner weitgehend ſeine Staatsidee. Das Haus Habsburg ſetzte 
fih in den Befitz Oſterreichs. Mit Ausnahme Ludwigs des Bayern (1314 bis 1347) 
hat es ſeitdem keine weſtdeutſche Dynaſtie im deutſchen Mittelalter gegeben, jeden- 
falls hielt ſich keine auf längere Zeit. Die Kaiſer aus dem luxemburgiſchen Hauſe 
(Karl IV. 1347 bis 1378, Wenzel I. 1378 bis 1400, Sigismund 1410 bis 1437) 
regierten von Prag aus, die Habsburger von Wien, mit der Belehnung des Burg⸗ 
grafen Friedrich I. von Hohenzollern (1415) mit der Mark Brandenburg ſtieg auch 
dieſe Landſchaft politiſch auf. 


14. Wachſen und Abnehmen des Volkes 
a) Die deutſche Bevölkerungszahl im Hochmittelalter 


Die Bevölkerungszahl des Deutſchen Reiches im 13. und 14. Jahrhundert läßt ſich 
nur zum Teil ſchätzen. Für die Städte liegen ſolche Schätzungen vor. Danach zählten 
Köln, Frankfurt a. M., Nürnberg, Alm, Straßburg, Braunſchweig, Lübeck, Hamburg 
wohl ſchon um 1400 zu den Städten über 20 000 Einwohner, waren alſo Großſtädte 
im mittelalterlichen Sinne. Die Geſamtbevölkerung der zum Deutſchen Reich ge- 
hörenden Gebiete wird um 1400 mit 15 Millionen Einwohnern anzunehmen ſein. 


b) Rückſchläge durch Seuchen 

Volksſeuchen haben gelegentlich ſtarke Rückſchläge gebracht. Das Mittelalter war 
ihnen gegenüber infolge des Darniederliegens der ärztlichen Kunſt faſt hilflos. Die 
Lepra, der „Ausſatz“, war weit verbreitet, jo daß es faſt in jeder Stadt ein Leprojen- 
haus („Miſerkrug“) gab. Der Mutterkornbrand, das „Heilige Feuer“ forderte in- 
folge der Ankenntnis ſeiner Arſachen bei der Verwendung von Getreide ſtarke Opfer. 
Die Peſt kam immer wieder, wütete beſonders 1006 bis 1009 in der Steiermark, 
1236 bis 1237 in Süddeutſchland, am ſchlimmſten 1348 als der „Schwarze Tod“ auf- 
tretend von Kärnten aus über Steiermark, Oſterreich, Bayern bis nach den Rhein- 
landen und Norddeutſchland. Etwa ein Drittel der Bevölkerung der vom „Schwarzen 
Tod“ heimgeſuchten Gebiete ging völlig zugrunde, in Pommern und Holſtein ſogar 
etwa zwei Drittel, in Schleswig vier Fünftel der Bevölkerung. Die ungeheuren 
Verwüſtungen durch die Krankheit ſcheinen ſogar volkspolitiſch das Geſicht der Land— 
ſchafſt verändert zu haben. In Pommern find damals ganze Wendengegenden aus— 
geſtorben, das Land iſt dann mit Deutſchen beſiedelt; ebenſo fanden dadurch in 
Schleswig Verſchiebungen der Siedlungsgebiete zwiſchen Niederdeutſchen, Nord- 
frieſen und Jüten ſtatt. Grippeartige Erkrankungen, der „Engliſche Schweiß“, ver. 


— — 


Naſſengeſchichte des deutſchen Volkes 27 


heerend infolge der engen Siedlungsweiſe in den Städten, forderten ſtarke Opfer. 
Die Syphilis, nicht erſt nach der Entdeckung Amerikas eingeſchleppt, ſondern wohl 
ſchon im Altertum bekannt, verbreitete ſich in bedenklicher Weiſe. Wahrſcheinlich 
hat dabei eine Rolle geſpielt, daß mit der Zunahme der Bevölkerung durch Städte 
gründung und Oſtlandfiedlung die Zahl der Frauen die der Männer ſehr übertraſ. 
Während die Männer durch die Anſicherheit des Lebens auf Reiſen, die hohen 
Kriegsverluſte — im Verhältnis zur Zahl der Kämpfer war ein mittelalterlicher 
Krieg viel verluſtreicher als ein moderner Krieg infolge des reinen Nahkampfes —, 
die Anmäßigkeit des Lebens und manche anderen Gründe ſtärker aufgerieben wurden, 
außerdem zahlreiche Männer als Geiſtliche ehelos blieben, beſtand ein ſtarker Frauen; 
überſchuß. Auf 1000 Männer kamen 1449 in Nürnberg 1207 Frauen. Dieſer ſtarke 
Frauenüberſchuß hatte in nicht geringem Maße Anſittlichkeit zur Folge, zumal das 
Mittelalter auf dieſem Gebiet in bedenklichem Maße weitherzig war. Die Folge 
davon waren jene Heimſuchungen durch die gefürchtete Seuche, der man doch nicht 
entgegenzuwirken vermochte. 


c) Hungersnöte 

Neben den Seuchen haben auch die Hungersnöte im Mittelalter, vor allem im 
12. Jahrhundert, zu ſtarken Verluſten des Volkstums geführt, hatten allerdings auch 
eine gewiſſe biologiſche Ausleſewirkung, denn die wirtſchaftlich tüchtigeren Gruppen 
waren von ihnen offenbar weniger betroffen als diejenigen mit geringerer Wirt - 
ſchaftsleiſtung. 


15. Der Dreißigjährige firieg 
a) Amfang der Volksverluſte 


Während zeitweilig die Wirkungen des Dreißigjährigen Krieges (1618 bis 1648) au 
die deutſche Bevölkerungszahl fo ſtark übertrieben wurden, daß man von der Ver- 
nichtung von zwei Dritteln der Bevölkerung ſprach, neigt das neuere Schrifttum 
vielfach dazu, die Wirkungen zu unterſchätzen. Sicher find vor allem bei Darlegungen 
der Steuerſchwäche einzelner Landſchaften, bei moralifierenden Bußpredigten und 
dergleichen die Kriegszerſtörungen übertrieben worden — dennoch waren fie ſchwer 
genug. Am meiſten heimgeſucht war die „Große Brandſtraße“ von der Oſtſee über 
Mitteldeutſchland in das Maintal und Niederbayern. Die Bevölkerung von Berlin 
etwa ging von 12 000 im Jahre 1618 auf 6 000 im Jahre 1654 zurück, Frankfurt a. O., 
Neubrandenburg, die meiſten mecklenburgiſchen Städte konnten als mehr oder minder 
ausgebrannt gelten. In der Priegnitz waren die kleinen Städtchen faſt alle verlaſſen. 
In Mecklenburg konnte nur noch ein Viertel der Bauernſtellen nach dem Krieg 
wieder von Bauern betrieben werden — die anderen wurden von einem nach dem 
Kriege raſch hochkommenden großen Grundbeſitz zuſammengekauft, der den Wieder⸗ 
aufbau in die Hand nahm. In Thüringen iſt etwa die Hälfte der Bevölkerung er- 
ſchlagen worden, in Württemberg hatte die Bevölkerung 1622 444 852 Menſchen 
betragen — ſchon 1639 war ſie auf 97 258 geſunken. In Franken erlaubte 1650 der 
Landtag, daß jeder Mann zwei Frauen heiraten ſollte, um die ungeheuren Männer- 
verluſte auszugleichen. 


b) Verſchonte Gegenden 


Neben dieſen wohl am meiſten betroffenen Gegenden — auch Böhmen, Schleſien, 
Teile von Sachſen hatten viel Schaden genommen — ſtanden aber andere, die ver- 
ſchont geblieben waren. Holſtein hatte nur einen kurzen Durchmarſch Wallenſteiniſcher 
Truppen erlitten, in Weſtfalen waren große Landſchaften ziemlich verſchont, am 
Niederrhein war kaum gekämpft worden, wenn auch ſpaniſche und kaiſerliche Kriegs. 
völker dort herumzogen. Die öſterreichiſchen Erblande hatten durch den Krieg ſelber 
nicht viel gelitten, doch war in Oberöſterreich durch den verzweifelten Aufſtand von 
1625/26 gegen die Gegenreformation viel Blut gefloſſen. Ganz arme Gegenden waren 
überhaupt weitgehend verſchont geblieben. 
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c) Wiederbeſiedlung 


Nach dem Dreißigjährigen Kriege ſetzte eine ſtarke Wiederbeſiedlung ein. Es kamen 
Schweizer, die ganze Teile Süddeutſchlands wieder auffüllten, in Brandenburg 
wurden Schweizer durch den großen Kurfürſten im Havelbruch und im Ruppiner 
Land angeſetzt; eine Pfälzer Einwanderung, verſcheucht durch die franzöſiſche Be. 
drohung der Pfalz, ging nach Brandenburg, ja, noch in der Mitte des 18. Jahr- 
hunderts gingen Pfälzer Bauern bis nach Jütland, wo auf der Alheide ihre Nach- 
ſahren erſt im vorigen Jahrhundert zur däniſchen Sprache übergingen. In ganz 
Nord- und Oſtdeutſchland ſetzte eine ſtarke Verholländerung ein. Waren ſchon vor 
dem Dreißigjährigen Kriege weſtfrieſiſche „Mennoniten“ („Taufgeſinnte“) nach 
Holſtein, Hamburg, Danzig (wo ſie den Danziger Werder beſiedelten), nach Elbing 
und in das Ermland gekommen, ſo nahmen ſie vor allem im 18. Jahrhundert auch in 
Oſtpreußen zu. Unabhängig von ihnen aber kam aus dem gewerbfleißigen, fortſchritt⸗ 
lichen Holland eine breite Einwanderung von Kaufleuten, Seeleuten, Deichbauern 
und Handwerkern — faſt jede alte Müllerfamilie in Brandenburg und Pommern 
iſt holländiſcher Abkunft. In Nordfriesland, etwa auf Eiderſtedt, verdrängten nach 
Sturmfluten die geldkräftigeren Holländer nordfrieſiſche Gruppen. Als Pachtſchäfer, 
als fortſchrittliche Landwirte jener Zeit gingen fie bis nach Polen, wo die jogenann- 
ten „Hauländer“-Dörfer um die Stadt Poſen holländiſche Gründungen find. Als 
Reite der großen Schwedenheere blieben auch einzelne Schweden im deutſchen Volks- 
körper; in der Pfalz iſt in manchen Dörfern ein ſpaniſcher Einſchlag durch Einheirat 
ſpaniſcher Soldaten jener Zeit feſtſtellbar. Als Kaufleute und Kunſthandwerker 
kamen in der Periode des Barock zahlreiche Italiener. Als die Gegenreformation in 
Polen kam, wurden nicht nur Proteſtanten deutſcher, ſondern auch polniſcher Herkunſt 
verdrängt, und dieſe letztere, ſogenannte „Sozinianer“, wandten ſich zum Teil nach 
Deutſchland. Ihre Zahl war nicht groß. 


d) Hugenottenein wanderung 


Aus Frankreich waren ſchon in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts ſeit dem 
Einſetzen der blutigen Religionskämpfe innerhalb Frankreichs (1559) einzelne Gruppen 
verdrängter franzöſiſcher Proteſtanten und Reformierter nach Deutſchland gekommen, 
hatten ih im Elſaß, in der Pfalz, im nördlichen Baden, in der Landgrafſchaft Hom- 
burg und um Erlangen angeſiedelt. Als König Ludwig XIV. 1685 das Edikt von 
Nantes, das bis dahin den Reformierten eine gewiſſe Rechtsſicherheit gegeben hatte, 
aufhob, ergoß ſich ein Strom von Flüchtlingen aus Frankreich nach der Schweiz, 
England, den Niederlanden, Dänemark, Schweden, vor allem aber nach Deutſchland. 
Insgeſamt find etwa eine halbe Million Franzoſen damals ausgewandert. 


Der Große Kurfürſt lud durch das Edikt von Potsdam 1685 dieſe franzöſiſchen 
Hugenotten in ſeine Staaten ein. Es entſtanden ſo Hugenottengemeinden in Berlin, 
wo faſt ein Drittel der Bevölkerung damals Franzoſen waren, und in zahlreichen 
Ortſchaften der Mark Brandenburg, vor allem in der Ackermark, in Pommern und 
in Cleve, aber auch Mecklenburg, Hannover und zahlreiche deutſche Mittelſtaaten 
nahmen damals Franzoſen auf. Die Maſſe dieſer Hugenotten ſtammte aus Zran- 
zöſiſch⸗Flandern, Artois und der Pikardie, ferner von der normanniſchen Küſte — 
alſo aus Landſchaften, die im frühen Mittelalter noch fränkiſch geſprochen hatten und 
noch heute beſondere Gebiete heller Haarfärbung und heller Augen, alſo nordiſcher 
Raſſe ſind; ferner kamen Hugenotten aus dem Kampfgebiet der unteren und mittleren 
Garonne, altem Weſtgotenland, das ebenfalls auf den franzöſiſchen Raſſekarten noch 
heute heller iſt als das übrige Frankreich; einzelne Gruppen kamen auch aus dem 
Rhonetal. Dieſe franzöſiſchen Hugenotten waren eine Ausleſe guten nordiſchen 
Blutes Frankreichs mit gewiſſen weſtiſchen Einſchlägen. Es waren die Standhafteſten, 
Ernſteſten und Aberzeugungstreueſten der franzöſiſchen Reformierten, ſie brachten 
eine geſchloſſene Weltanſchauung und eine ſtoiſche Lebenshaltung mit; zu ſehr großem 
Teil waren ſie hochbegabte Menſchen, Handwerker, Anternehmer, Gewerbetreibende, 
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Arzte, die Elite des franzöſiſchen Bürgertums ganzer Landſchaften, dazu zahlreich 
die beſten Adelsfamilien Frankreichs. Sie ſtellten fo eine doppelte Ausleſe dar — 
einmal eine Ausleſe auf Charakter und Aberzeugungstreue, zum andern auf perjön- 
liche Leiſtung, denn ſie mußten ihr ganzes Vermögen in Frankreich zurücklaſſen, und 
nur diejenigen trauten ſich die Auswanderung zu, die überzeugt ſein konnten, durch 
ihre eigenen hohen Fähigkeiten im fremden Lande ſich neues Vermögen erwerben und 
den alten ſozialen Stand wieder erringen zu können. Das Handwerk Oſtdeutſchlands, 
vor allem Berlins, dankt dieſen Hugenotten außerordentlich viel, in der Ackermark 
um Schwedt haben fie den Tabakbau eingeführt, die Namen dieſer franzöſiſchen Adels⸗ 
familien ſind zahlreich in der deutſchen Heeresgeſchichte. Dieſe Einwanderung iſt 
die wertvollſte geweſen, die wir in unſerer ganzen Geſchichte gehabt haben. 


Etwa parallel mit dieſer Einwanderung von Hugenotten aus Frankreich kam eine 
zahlenmäßig geringere Einwanderung von Wallonen reformierten Bekenntniſſes, die 
ſich vor allem nach Mitteldeutſchland, beſonders nach Frankfurt a. M., wandte. 
Schließlich, gleichfalls von der Gegenreformation verdrängt, erſchienen in Württem- 
berg Waldenſer, die 1698 im Amt Maulbronn in geſchloſſenen Gemeinden angefiedelt 
wurden und ziemlich lange ihren ſüdfranzöſiſchen Dialekt bewahrten. Kleine 
Waldenſer⸗Gruppen wurden bis Norddeutſchland zerſtreut. Sie ſtellten wohl eine 
überwiegend weſtiſche NRaſſengruppe dar, wie jedenfalls Anterſuchungen der alten 
Waldenfer⸗Dörfer in Württemberg zeigten. 


e) Amſchichtungen durch konfeſſionelle Verdrängung 

Die konfeſſionellen Bedrängniſſe haben ganz allgemein zu einem ſtarken Bevölke⸗ 
rungswechſel der einzelnen Landſchaften geführt. Aus den öſterreichiſchen Erblanden 
und Böhmen wurden die Proteſtanten, Reformierten und „böhmiſchen Brüder“ 
durch die Gegenreformation verdrängt. Anter den Proteſtanten überwog das deutſche 
Element, unter den „böhmiſchen Brüdern“ das Tſchechentum, aber auch große Teile 
des böhmiſchen Adels, 185 Geſchlechter, mehr deutſchen als tſchechiſchen Arſprungs, 
wurden verdrängt. Deutſche Proteſtanten aus Oſterreich überſiedelten ſtark nach 
Nürnberg, Ansbach, Preußen, vor allem auch nach Sachſen. Die vom Proteftan- 
tismus am ſtärkſten ergriffenen öſterreichiſchen Gebiete Oberöſterreichs und Kärntens 
ſtellten den größten Teil dieſer „Exulanten“. Eine große Menge ſolcher wegen ihres 
Glaubens vertriebener Deutſcher aus den Alpenlanden kam noch einmal, als der Erz⸗ 
biſchof von Salzburg Firmian die Proteſtanten ſeines Landes in brutalſter Weiſe 
austrieb, in Bewegung. 1732 erklärte König Friedrich Wilhelm I. ſich bereit, Salz⸗ 
burger Proteſtanten in ſeinem Staat aufzunehmen, vor allem ſie in dem 1709 bis 
1711 durch die Peſt und eine darauf folgende Hungersnot entvölkerten Oſtpreußen, 
wo 10 834 Bauernſtellen wüſt geworden waren, und wo man ſchon Schweizer, Pfälzer 
und einzelne Waldenſer angeſetzt hatte, aufzunehmen. So wurden in Oſtpreußen nach 
Zählung von 1734 11 889 Salzburger angeſiedelt, die ſich nach anfänglich ſchweren 
Jahren hier wirtſchaftlich hocharbeiteten. Eine kleinere Gruppe der Salzburger und 
die vom Fürſtabt von Berchtesgaden vertriebenen Berchtesgadener Proteſtanten, 
überwiegend Handwerker, wurden in Berlin angeſiedelt. 


Die Einwanderung dieſer alpenländiſchen Proteſtanten überwiegend dinariſch⸗ 
nordiſcher Raſſezuſammenſetzung bedeutete, da es ſich auch hier um eine Ausleſe von 
Aberzeugungstreue und Leiſtungsfähigkeit handelte, wenn auch der Bildungsſtand 
geringer als bei den Hugenotten war, eine Verſtärkung der kulturellen Kraft des 

deutſchen Nordens und Oſtens. Die Maſſe der geflüchteten und von der Gegen⸗ 
reformation vertriebenen „Böhmiſchen Brüder“ ging nach Schleſien, Sachſen, der 
Lauſitz, zum Teil auch nach Berlin, in deſſen Amgegend böhmiſche Brüdergemeinden, 
zum Teil mit tſchechiſcher Kirchenſprache (Nowawes = „Neues Dorf“ bei Potsdam) 
entſtanden. Auch fie ſtellten in vieler Hinſicht eine Auslefe dar, und man wird fie als 
wohl überwiegend nordiſch⸗oſtiſch zu bezeichnen haben. Daneben kamen fehr viele 
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Sudetendeutſche aus Böhmen nach Kurſachſen, ſiedelten ſich im Erzgebirge, in der 
Oberlauſitz und in den ſächſiſchen Städten an. 


In Schleſien ſetzte ähnlich wie in Oſterreich und Böhmen eine ſcharfe Verfolgung 
der Proteſtanten ein. Weil dort, vor allem in Oberſchleſien, das Städtebürgertum 
deutſch, die Maſſe der Landbevölkerung aber ſlawiſch war, die Deutſchen den Pro- 
teſtantismus angenommen hatten, während dieſer die flawiſche Landarbeiter ⸗ und 
Bauernbevölkerung aus ſprachlichen Gründen nicht hatte erfaſſen können, ſo führte 
die Gegenreformation vor allem in Oberſchleſien, wo durch Abwanderung der 
deutſchen Bergknappen der Bergbau vielfach zum Erliegen kam, zu einer ausge ; 
ſprochenen Schwächung des Deutſchtums. Erſt im 18. Jahrhundert drang ſo infolge 
dieſer Maſſenabwanderung der Deutſchen aus Oberſchleſien das dortige „waſſer⸗ 
polniſche“ Idiom wieder vor. Im kleinen Amfang kam im 17. und 18. Jahrhundert 
auch eine magyarifhe Einwanderung nach Deutſchland. In Ungarn rangen Katholi- 
zismus und Calvinismus miteinander — die ungariſchen Lutheraner, zum größten 
Teil deutſche Städtebürger, aber auch einzelne Magyaren wurden von beiden Seiten 
bedrängt und ihre Bildungsſchicht, Geiſtliche und Lehrer, wanderte zum Teil in die 
proteſtantiſchen Gebiete Deutſchlands aus. Schotten, die ſchon im Mittelalter als 
Händler an der Oſtſeeküſte erſchienen waren, kamen zum Teil als Religionsſlüchtlinge, 
ebenſo gelegentlich proteſtantiſche Slowenen. Der Kampf mit den Türken, bei dem 
das kroatiſche Volk die Vorhut Europas und der deutſchen Lande darſtellte und die 
ſchwerſten Stöße auszuhalten hatte, veranlaßte die Anſiedlung geflüchteter Eroa- 
tiſcher Bauern ſchon ſeit 1524 im Burgenland, dann aber auch in Niederöſterreich und 
Mähren; bis nach Bayern hinein entſtanden kleinere und größere Siedlungen 
kroatiſcher Bauern. Die meiſten von ihnen gingen friedlich im Deutſchtum auf. 
Naſſiſch brachten auch fie dinariſch-nordiſches Menſchentum mit ſich. 


Im geringeren Amfang als die Verdrängung proteſtantiſcher Bevölkerung durch 
katholiſche Obrigkeit fand aber auch eine Verdrängung von Katholiken durch pro- 
teſtantiſche Fürſten ſtatt; erheblich waren die dadurch hervorgerufenen Amvolkungen 
nicht, da die proteſtantiſchen Staatsweſen frühzeitiger von der Aufklärung ergriffen 
wurden und den finſteren Geiſt der Glaubensverfolgung ſo raſcher überwanden. 


Im allgemeinen haben die zahlreichen Amvolkungen aus konfeſſionellen Gründen nach 
dem Dreißigjährigen Kriege zu einer ſtärkeren Durchmiſchung des deutſchen Volkes 
geführt; haben fie auch hier die Bevölkerungsvermehrung verlangſamt und unver- 
hältnismäßig hohe Verluſte an Menſchen gebracht, die bei einer ſolchen Wanderung 
zugrunde gingen oder ſich unter den neuen Lebensumſtänden nicht zu halten ver- 
mochten, jo führten fie doch zu einem Aberleben der Willensſtärkeren und Leiftungs- 
fähigeren unter dieſen Binnenwanderern. 


16. Die Neubildung aus den Trümmern 


a) „Ahnenver luſt“ 


Dieſe zwei Momente, einmal die ſtarke Verminderung unſeres Volksbeſtandes durch 
den Dreißigjährigen Krieg, dann die ſtarke Amvolkung durch konfeſſionelle Verdrän⸗ 
gung, aber auch durch zielbewußte Siedlungspolitik der Regierungen, die aus noch 
ſtark beſiedelten Gebieten Koloniſten in menſchenleere Gebiete riefen, hat weſentlich zu 
einem im Vergleich zu anderen Völkern auffällig ſtarken „Ahnenverluſt“ des deutſchen 
Volkes geführt. Während die heutigen 43 Millionen Franzoſen von den etwa 
18 bis 20 Millionen Franzoſen um 1700 abſtammen, ſtammen die etwa 75 Millionen 
Deutſchen von den allerhöchſtens 10 Millionen Deutſchen um 1650 — ungerechnet die 
erwähnten zahlenmäßig nicht ſtarken Zuwanderungen von Niederländern, Hugenotten, 
anderen Franzoſen und ſonſtigen kleinen Gruppen fremder Einwanderer — ab. 
Die Deutſchen haben alſo viel mehr Ahnen miteinander gemeinſam, als etwa die 
Franzoſen. Viel mehr deutſche Familien müſſen bei ihrer Ahnenforſchung im 
17. Jahrhundert auf den gleichen Arahn ſtoßen, als etwa franzöſiſche oder engliſche 
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Familien. Man ſollte dieſe Tatſache nicht unterſchätzen. Obwohl ſtaatlich das deutſche 
Volk im 17., 18. und 19. Jahrhundert ſtark zerklüftet war, iſt es blutsmäßig viel 
einheitlicher als manche anderen Völker. Die ſo viel betonte Verſchiedenheit der 
Stämme und der Ausprägungen des deutſchen Menſchen durch die einzelnen Staaten 
C,„Preußiſcher Stil“, gar der „öſterreichiſche Menſch“) waren viel mehr Oberflächen- 
erſcheinung — darunter beſtand eine viel ſtärkere Weſens⸗ und Blutsgleichheit. 


b) Neues Wachſen 

Das 17. und 18. Jahrhundert find dann Zeiten raſcher Bevölkerungszunahme ge- 
weſen. Das weſentliche Verdienſt daran hat die zu Anrecht oft verketzerte Auf- 
klärung. Mit der Beendigung der konfeſſionellen Verfolgungen, endlich auch in 
Oſterreich durch Joſeph II., ſchuſ fie eine größere Sicherheit des Erwerbes, mit der 
aus Gründen der Vernunft und Menſchenliebe, aber auch aus praktiſchen Erwägungen 
von den Regierungen geſchaffenen Erleichterungen der bäuerlichen Laſten (Fixierung 
der Robotlajten in Oſterreich ſchon unter Maria Iherefia, Beſeitigung der Leibeigen- 
ſchaft durch Joſeph II., auf den preußiſchen Domänen Beſeitigung der Zwangsgefinde⸗ 
dienſte und der Leibeigenſchaft durch Friedrich den Großen) durch Förderung von 
Arbeit und Gewerbe, Abſchaffung von Mißbräuchen, Beendigung der ſchrecklichen 
Hexenprozeſſe, die im 16. und 17. Jahrhundert in ganzen Ortſchaften (Bistum Würz⸗ 
burg, Erzbistum Trier, proteſtantiſche Stadt Lemgo) von beiden Kirchen mit dem 
gleichen „Feuereifer“ betrieben und zu einer furchtbaren Blutſteuer der weiblichen 
Bevölkerung geworden war, mit der Verbeſſerung des Ackerbaues, der Erſchließung 
von Odlanden (Oderbruch, Netze. und Warthebruch, Koloniſation in Preußen) hob 
ſich Lebensfreude, Zuvertrauen und Kinderfreudigkeit der Bevölkerung. Die Schäden 
der Aufklärungszeit, ein auch nur zum Teil übertriebener Individualismus, vielfach 
ein Rückſchlag gegenüber der unerträglichen geiſtigen Bevormundung durch die 
Kirchen, vermochten ſich anfänglich kaum ſchädigend auszuwirken, da ſie die breiten 
Schichten der Bevölkerung nicht erreichten. 


c) Der Segen der Aufklärungszeit für den Raſſebeſtand 
Menſchen glücklich zu machen, neue Heimſtätten zu ſchaffen, im Menſchen den größten 
Reichtum ſeines Staates zu ſehen, war nicht nur bei den preußiſchen Königen, 
ſondern auch bei zahlreichen anderen Landesfürſten Regierungsprinzip. Schon das 
18. Jahrhundert kannte Prämien auf Kinderreichtum, verſuchte die Frühehe zu 
fördern und die Laſten der Mutterſchaft zu erleichtern. Der Raſſegedanke als ſolcher 
lag ihm noch fern, aber in der bewußten Auswahl tüchtiger Siedler, in ſeiner ein 
wenig altväterlich bevormundenden, gegenüber Faulheit und Liederlichkeit aber herz ⸗ 
haft zugreifenden Verwaltungspraxis lag doch eine gewiſſe Bekämpfung durchaus 
unſozialen Erbgutes. Die ſtarke ſtaatliche Zerſplitterung allerdings verhinderte, daß 
ſegensreiche Maßnahmen der Volkserziehung gleichmäßig durchgeführt wurden — 
während etwa in Preußens rheiniſchem Beſitz Cleve jeder Landſtreicher und Nichts- 
tuer von Amts wegen ins Arbeits- und Spinnhaus abgeholt und — falls er ſich 
dazu eignete — unter ſtraffer Aufſicht angeſiedelt wurde, berichtet Perthes im aus · 
gehenden 18. Jahrhundert, daß im benachbarten Köln von 70 000 Einwohnern 30 000 
Bettler und Bettlerinnen waren, die ſich nichtstuend von den Kloſterſuppen nährten, 
war auch in den kleineren, langſam völlig erſtarrten Neichsſtädten eine Stagnation 
der Bevölkerung und in manchen kleinen, lebensunfähigen Territorien Süddeutſch⸗ 
lands hilfloſe Armut und Elend daheim. 


d) Kriſen und Spannungen 

Das ausgehende 18. Jahrhundert aber war, zumal auf die Epoche der großen Koloni⸗ 
ſatoren und Volkserzieher (Friedrich der Große und Joſeph II.) ein Rückſchlag auf 
geiſtigem Gebiet in klerikale Verfinſterung (Friedrich Wilhelm II. von Preußen, 
Auslieferung des Schulunterrichtes an die Kirche) folgte, zugleich eine Zeit gärender 
Spannungen („Sturm und Drangperiode“) wirtſchaftlich ſchwerer Nöte, da die 
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Maſchinenkraft die Handarbeit zu verdrängen begann (blutige ſchleſiſche Weber ⸗ 
unruhen von 1795, Anruhen in den Reichsſtädten, vor allem Trier ſchon ſeit 1770), 
Auswanderungsfieber, vorrevolutionärer Spannungen. 


17. Die große Franzöſiſche Revolution und die Mapoleonifchen firiege 
a) Neue Franzoſenein wanderung und innerdeutſche Am 


ſchichtung 

Die große Franzöſiſche Revolution brachte einmal eine neue Franzofeneinwanderung; 
die ſogenannten „Réfugiés“, jene franzöſiſchen Adelsfamilien und ihr Anhang, die 
noch rechtzeitig ſich vor der Guillotine retten konnten, flüchteten nach Deutſchland. 
Von ihnen ſtammt die Mehrzahl der katholiſchen Adelsfamilien mit franzöſiſchem 
Namen in Ofterreih und Bayern ab, kleinere Gruppen gingen auch nach Thüringen 
und Holſtein. Da die große Revolution geradezu das Schlagwort „Jagt die 
Blonden!“ aufgebracht hatte, ſo mag ſich in dieſen Familien ein ziemlich ſtark nordiſcher 
Beſtand befunden haben. Waren ſchon, als im polniſchen Erbfolgekrieg 1735 der 
Reit des alten Reichserzherzogtums Lothringen in franzöſiſche Hände fiel, deutſch⸗ 
ſprechende, aber auch reichstreu geſinnte franzöſiſch ſprechende Lothringer nach 
Deutſchland abgeſtrömt (überwiegend nach Oſterreich und in das Banat), ſo hatte 
die Franzöſiſche Revolution, die ſogleich auch die letzten Reichsbeſitzungen in 
Lothringen und im Elſaß wegnahm, eine Flucht des deutſchen Adels von Lothringen 
und Elſaß, aber auch zahlreicher Patrizierfamilien etwa aus Straßburg zur Folge. 
Als die Revolutionsarmeen das linke Rheinufer eroberten, wich auch dort vor allem 
der alte reichsritterſchaftliche Adel, der bis zum bitteren Ende das alte Reich ver- 
teidigt hatte und die grimmigſten Franzoſenhaſſer ſtellte (auch Freiherr vom Stein 
in Preußen, Graf Stadion in Sſterreich) in das Innere Deutſchlands aus. Mit jeder 
dieſer Familien ging eine mehr oder minder große Gruppe an Dienerſchaft und per⸗ 
ſönlichem Anhang mit. 


b) Blutverluſte 


Die von Kaiſer Napoleon als „Drittes Deutſchland“ organiſierte Zuſammenfaſſung 
der ſüdweſtdeutſchen Staaten im „Rheinbund“ mußte ſehr erhebliche Truppenmaſſen 
aufbringen. In den ſpaniſchen Kämpfen, dann vor allem in der Großen Armee 
Napoleons in Rußland gingen ganze Jahrgänge der männlichen Jugend Süddeutſch⸗ 
lands zugrunde. Amgekehrt brachte die franzöſiſche Armee einen gewiſſen weſtiſchen 
Blutseinſchlag in größere Teile des deutſchen Landes. Die ſchweren Niederlagen, 
vor allem die Verluſte der öſterreichiſchen Lande in dem unter Aufgebot der ganzen 
Volkskraft geführten unglücklichen Kriege von 1809, die Einbuße Preußens 
1806/07 ſtellten noch einmal einen ſchweren raſſiſchen Verluſt dar. Der Be⸗ 
freiungskrieg war wiederum in ſeiner erſten Hälfte ganz weſentlich, und zwar auf 
beiden Seiten, denn auch Napoleons Heere beſtanden zum großen Teil aus deutſchen 
Rheinbundtruppen, für die Deutſchen verluſtreicher als für alle anderen daran be- 
teiligten Völker. Der zweite Teil des Krieges allerdings, bei dem während des 
Einmarſches in Frankreich 1814 die ruſſiſchen, im öſterreichiſchen Heere die ungari- 
ſchen und die kroatiſchen Kontingente auch eine ſchwere Laſt trugen, war mindeſtens 
nicht mehr überwiegend nur von Deutſchen durchgefochten. 


18. Die Zeit nach den Befreiungskriegen bis zum Weltkrieg 

a) Die große Bevölkerungsvermehrung 

In ganz Europa ſetzte nach den Befreiungskriegen, mit Ausnahme Frankreichs, eine 
ſehr ſtarke Bevölkerungsvermehrung ein. Die alten fittlihen Auffaſſungen, daß 
Kinderſegen ein Segen Gottes ſei, waren noch in der Bevölkerung unerſchüttert, noch 
immer galten in großen Teilen der europäiſchen Völker die eigenen Kinder als die 
beſten und billigſten Arbeitskräfte, als die natürliche Altersverſorgung. Dazu aber 
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hatten ſich die Erwerbsmöglichkeiten erweitert. Der Anbau der Kartoffel hatte über- 
all das Geſpenſt der Hungersnot gebannt, entſtehende Induſtrien waren in der Lage, 
wenn auch unter heute oft unvorſtellbar ſchweren Lebensbedingungen, langer Arbeits. 
zeit, kläglichen Wohnungsverhältniſſen den Menſchen Verdienſt zu geben. Verbeſſe⸗ 
rungen des Ackerbaues, Belebung des Verkehrs, ſchließlich die jederzeit beſtehende 
Möglichkeit der Auswanderung nach Amerika zerſtörten alle Bedenken gegen die 
Fortpflanzung in weiteſt möglichem Amfang. Verbeſſerung der ärztlichen Fürſorge, 
aber auch abhängige Fabrikarbeit, zu der auf ſelbſtändige geiſtige Dispoſition nicht 
mehr geſehen zu werden brauchte, ließen auch diejenigen ſich vermehren, die ſonſt in ⸗ 
folge körperlicher Schäden oder unzureichender geiſtiger Ausſtattung gar nicht oder 
kaum zur Fortpflanzung gekommen wären. 


b) Die große ſoziale Amſchichtung und ihre Folgen 


Die Aufhebung des Zunftweſens in den Städten, die bis zur Mitte des vorigen 
Jahrhunderts faſt in allen deutſchen Landen durchgeführte Gewerbefreiheit, hatte 
ficher den biologiſchen Vorteil, daß manch tüchtiger Geſelle, der ſonſt allzuſpät 
zur Meiſterſchaft und Familiengründung kam, ſich früher ſelbſtändig machen konnte; 
ſchwerer aber wog der Nachteil, daß die gute biologiſche Ausleſe, die die alte Zunft 
einſt trotz mancher Verknöcherungen dargeſtellt hatte, nicht mehr ſtattfand, dagegen 
Leute ſich niederlaſſen, ſich als Meiſter bezeichnen und Kinder in die Welt ſetzen 
konnten, die von der alten Zunft wegen ihrer unterwertigen Leiſtung nie die Er. 
laubnis dazu bekommen hätten. Die Handwerkerzunft des Mittelalters, bei der 
möglichſt Meiſtertochter und Meiſterſohn ſich heirateten, ausgeleſene techniſche Be⸗ 
gabungen zueinander kamen, konnte ihre biologiſch nützliche Tätigkeit nicht fortſetzen. 
Mit der Aufhebung der Leibeigenſchaft auf dem Lande wurden eine große Anzahl 
lebendiger Volkskräfte frei, es entſiel damit aber auch der Heiratskonſens, der ſonſt 
für Leibeigene, die ſich heiraten wollten, beim Gutsherrn eingeholt werden mußte — 
und manches Pärchen, dem kein verſtändiger Gutsherr die Heirat geſtattet hätte, weil 
er ſich der üblen Nachzucht wohl bewußt war, ehelichte ſich jetzt und verſtärkte die 
Zahl der „konſtitutionell Dorfarmen”, Anterbegabten und „Dorfdeppen“. Da in 
Preußen nur ein kleiner Teil der Bauernſchaft bei der Aufhebung der Leibeigenſchaft 
ſeine Höfe vom großen Beſitz frei bekam, die Maſſe der kleinen, nicht ſpannfähigen 
Bauern aber überhaupt die bisher bewirtſchafteten Grundſtücke nicht erhielt, ſondern 
dieſes Land dem großen Grundbeſitz einverleibt wurde, die bisher darauf anſäſſigen 
Bauern in das Tagelöhnertum herabſanken, auch durch die unſelige, vom Staats- 
kanzler Fürſt Hardenberg geſchaffene Beſtimmung, daß zur Ablöſung der bisherigen 
bäuerlichen Laſten der bisherige Fronbauer Land an den Gutsherrn abzutreten hatte, 
entſtand eine allgemeine Lockerung der Beſitzverhältniſſe auf dem Land. Mit der faſt 
in allen Teilen Deutſchlands im 19. Jahrhundert bis auf geringe Refte durchgeführten 
Teilung der alten Allmenden verloren zugleich die wirtſchaftlich ſchwächeren Elemente 
im Dorf für ſie außerordentlich wertvolle Nutzungsrechte. Wo die freie Verſchuldung 
und Erbteilung ſich durchſetzte, entſtand raſch ein oft hochverſchuldetes Zwergbauern⸗ 
tum, das ebenfalls die Bindung an die Scholle verlor. Seit der Mitte des vorigen 
Jahrhunderts wurde dazu die Landarbeit immer mehr Saiſonarbeit; die Dreſcher, 
die bis dahin den ganzen Winter hindurch das Korn ausgedroſchen hatten, wurden 
überflüſſig, weil die Dreſchmaſchine ihre Arbeit in wenigen Wochen ſchaffte. Der An- 
bau der Zuckerrübe führte zu einem ftarfen Arbeiterbedarf im Frühjahr, zur Zeit 
des Pflanzens und Verziehens der Rübe, dann wieder im Herbſt zur Rübenernte — 
dazwiſchen waren dieſe Arbeiter überflüſſig auf dem Lande. So mußte es der Land- 
wirtſchaft praktiſch erſcheinen, den feſtanfäſſigen Arbeiter weitgehend durch Arbeiter- 
kolonnen, die zur Beſtellzeit und Ernte kamen, den Winter aber nicht durchgehalten 
zu werden brauchten, zu erſetzen. 


Alle dieſe Gründe zuſammen: Die Entſtehung eines landloſen Tagelöhnertums im 
Oſten, eines Zwergbauerntums im Weſten, der Verdrängung der kleinen Allmende⸗ 
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nutzberechtigten in Mittel- und Weſtdeutſchland, die Erſetzung der Handarbeit durch 
Maſchinenarbeit in der Landwirtſchaft führten zu einer Auflockerung der Schollen 
bindung. In der gleichen Richtung wirkte die geiſtige Grundhaltung des liberalen 
Zeitalters. 


c) Die wirtſchaftlichen Struktur veränderungen und ihre 
raſſiſchen Folgen 

Solange die Lebensverhältniſſe in der Induſtrie ärmlich, ungeſund und in vieler Hin⸗ 
ficht geradezu grauenvoll waren, wie zwiſchen 1820 und 1850, als die werdende 
deutſche Induſtrie mit der ungeheuren Abermacht des höher entwickelten britiſchen 
Induſtrieapparates, ſelber gehemmt durch die deutſche Kleinſtaaterei, kämpfte, 
während die deutſche Landwirtſchaft hohen Abſatz ihrer Produkte in das gleiche 
England genoß, zwiſchen 1830 und 1860 in Oſtdeutſchland die Blütezeit der Ritter · 
gutswirtſchaft erlebte, von der mindeſtens für den Landarbeiter ein für damalige 
Zeiten gegenüber dem kläglichen Leben des Induſtriearbeiters beſcheidene, aber ge⸗ 
ſicherte Lebensgrundlage abfiel, blieb der Zug zur Stadt noch in mäßigen Grenzen. 
Seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts aber begann ſich dies zu ändern. Der 
Preußiſche Zollverein, die Zuſammenfaſſung des kleindeutſchen Raumes durch 
Bismarck, der machtpolitiſche Aufſtieg, eine Reihe von eigenen Erfindungen und die 
Herausbildung eines wenn auch kleinen, ſo doch tüchtigen Stammes induſtrieller 
Arbeiter gaben der deutſchen Induſtrie einen ſtarken Aufſtieg. 


d) Agrarkriſe und Entwurzelung 

Amgekehrt ſtellte ſich etwa zur gleichen Zeit England vom Bezug deutſchen Korns 
auf ruſſiſches, ſpäter auf nordamerikaniſches, kanadiſches und argentiniſches Getreide 
um. Obwohl die deutſche Landwirtſchaft einen immer aufnahmefähigeren Binnen- 
markt fand, wurde ihr dieſer bald gleichfalls durch ruſſiſches, dann auch durch ameri- 
kaniſches Getreide ſtrittig gemacht. War ſie zur Zeit ihrer Maſſenausfuhr nach 
England durchaus freihändleriſch eingeſtellt, jo verlangte fie jetzt Schutzzoll, ohne ihn 
doch raſch genug zu bekommen. Zur Zeit ihrer hohen Ausfuhr hatte fie ſich vergleichs⸗ 
weiſe, auch durch Aufnahme fremden Kapitals, ſtark intenſiviert. Mit dem Rückſchlag 
begannen dieſe Schulden drückend zu werden, ohne daß es einen ausreichenden Schutz 
vor dem fremden Getreide oder eine Börſengeſetzgebung, die in der Lage war, die 
wildeſte Spekulation zu verhindern, gab. Bei einem Recht, das den Grund und 
Boden von jeder Bindung an die Familie losgelöſt hatte und es dem Gläubiger 
erlaubte, ſich bei jeder Fälligkeit durch Verſteigerung des Hofes und Vertreibung 
des bisherigen Beſitzers und ſeiner Familie von der Stätte oft jahrhundertlanger 
Arbeit zu befriedigen, geriet die Landwirtſchaft gegenüber der Induſtrie ins Hinter- 
treffen. Ihre Löhne, die Lebensmöglichkeiten, die ſie dem Landarbeiter, aber auch 
allen anderen, die in ihr beſchäftigt waren, zu bieten vermochte, blieben hilflos hinter 
den Lebensmöglichkeiten der aufſteigenden Induſtrie zurück. Als gar die oſtdeutſche 
Landwirtſchaft, teils aus praktiſchen Erforderniſſen der Rübenwirtſchaft, teils zur 
Verbilligung ihrer Betriebe, teils zum Erſatz bereits fehlender eigener deutſcher 
Landarbeiter fremde Landarbeiter, Polen, Akrainer, Rumänen, ins Land zog, begann 
der deutſche Landarbeiter, der die Konkurrenz mit dieſen bedürfnisloſen kulturell 
rückſtändigen Fremden ablehnte, erſt recht in die Städte auszuweichen. Das deutſche 
Volk machte ſeine ſtärkſte Binnenwanderung durch. 


e) Landflucht aus Oſtdeutſchland 

Die Landflucht, die Aberſiedlung vom Lande und von der Kleinſtadt in die Großſtadt, 
führte dazu, daß, während 1817 noch gut zwei Drittel unſeres Volkes auf dem Lande 
und in der Kleinſtadt anſäſſig waren, zu Beginn des Weltkrieges bereits zwei Drittel 
der deutſchen Bevölkerung in der Großſtadt ſeinen Wohnſitz hatte. 

Da die Induſtrie durch ihre Rohſtoffe weſentlich ſtandortbedingt iſt, ſo ballten fi 
die Großſtädte in den Gebieten des Kohle- und Erzvorkommens zuſammen. Im Tal 
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der Nuhr entſtand ſo eine Induſtrielandſchaft ganz neuer Prägung, ähnlich entſtanden 
große Induſtriezuſammenballungen in Mitteldeutſchland, um Mannheim, im Gebiet 
der Saarkohle. Oſtdeutſchland dagegen iſt an den von jener Zeit geſuchten in⸗ 
duſtriellen Rohſtoffen arm. So flutete die Maſſe der vom Lande in die Städte auf 
der Suche nach Induſtriearbeit abſtrömenden Menſchen von Oſt nach Weſt. Waren 
im 12. und 13. Jahrhundert die Deutſchen nach Oſten über die Elbe gegangen, um 
„eine beſſere Stätte“ zu ſuchen, ſo erfolgte nun beinahe das Gegenteil: gerade die 
beſonders Tüchtigen, Strebſamen, Aufſtiegswilligen gingen aus Oſtdeutſchland in die 
weſtdeutſchen Induſtriegebiete, beſtenfalls nach Berlin, das vor allem aus Schlefſlen 
ſtarken Zuzug bekam. 


f) Wirkung der Poloniſierung Oberſchleſiens 


Dort aber, wo allein im Deutſchen Reich Bismarcks große Erdſchätze in Oſtdeutſch⸗ 
land lagen, in Oberſchleſien, wo treibhausartig und mit oft wenig glücklichen ſozialen 
Verhältniſſen auf der Grundlage des ſchon von Friedrich dem Großen wieder belebten 
Erz. und Kohlenbergbaus nach 1870 eine Induſtrie hochſchoß, hielt dieſe gerade die 
zahlreiche Nachkommenſchaft der einen (ſtark mit deutſchen Ausdrücken durchſetzten) 
polniſchen Dialekt ſprechenden Bevölkerung feſt. Gerade von dort ſtrömte die nicht ⸗ 
deutſche Bevölkerung nicht etwa nach dem Weſten ab, wo ſie wahrſcheinlich zum 
großen Teil eingedeutſcht oder zu ungefährlichen, inſelartig verſtreuten polniſchen 
Volkstumsenklaven geworden wäre, ſondern ſtellte die Maſſe der oberſchleſiſchen 
Induſtriearbeiterſchaft, unter der es der höchſt geſchickten, im Volkstumskampf er⸗ 
folgreich arbeitenden polniſchen Propaganda gelang, zum Teil ein polniſches 
Nationalbewußtſein verbunden mit ſozialer Anzufriedenheit und konfeſſioneller 
Gegenſätzlichkeit zu erwecken. Das Abſtrömen des größten Teiles des deutſchen 
Nachwuchſes in die Induſtrie des Weſtens, die „Polonifierung von unten“ in Ober. 
ſchleſien, die immer größere Verbreitung der fremden Wanderarbeiter, das Auſ⸗ 
tauchen tſchechiſcher Arbeiter und Anternehmer im teilweiſe gemiſcht deutſch⸗wendiſchen 
Sprachgebiet der Braunkohlenlager der Lauſitz vor dem Kriege — das alles ließ vom 
Geſichtspunkt der Biologen das Deutſchtum öſtlich der Elbe vor dem Weltkrieg als 
in raſchem Rückzug befindlich erſcheinen. 


g) Das Problem der polniſchen Gruppe im Reich 


Erſchwert wurde die Lage dadurch, daß neben gemiſchten Gebieten auch rein polniſche 
Gebiete zum Reiche gehörten. Hatten 1772 Preußen, Rußland und Hfterreih Polen 
im weſentlichen nur die Gebiete abgenommen, die es einſt ſelber auf der Höhe feiner 
Macht erobert hatte, jo hatte man in der zweiten Teilung von 1793 ganz über- 
wiegend, in der dritten Teilung von 1795 nur noch rein polniſche Volkstumsgebiete 
genommen. Aus ſtrategiſchen Gründen hatte Preußen 1815 auf dem Wiener Kongreß 
nicht nur deutſche und überwiegend deutſche Randgebiete, ſondern in der Mitte und 
im Süden der Provinz Poſen unſtreitig altpolniſches Land mit nur ſehr geringen 
deutſchen Gruppen genommen. Verſuche, auch in dieſen Gebieten das Deutſchtum 
zu verſtärken, blieben faſt ergebnislos; durch die Gewährung von „Oſtmarkenzulagen“ 
an Beamte und ſtaatliche Anterſtützung der deutſchen Siedlung erweckte man erſt recht 
den Eindruck, daß der Aufenthalt im Oſten eine Art Abel ſei, das man nur dann auf 
ſich nehmen könne, wenn der Staat beſondere Erleichterungen und Vergünſtigungen 
für dieſes ſchwere Opfer gewähre. War die Oſtſiedlung des deutſchen Mittelalters 
impulfiv und auf Grund eines echten VBevölkerungsdruckes erfolgt, jo erinnerten die 
Siedlungsexperimente der Zeit vor dem Weltkriege ſtark an den Verſuch, Waſſer 
den Berg hinaufleiten zu wollen. Selbſtverſtändlich hatten fie gegenüber dem ent- 
ſchloſſen den Volkstumskampf führenden Polentum keine Durchſchlagskraft, ja, ftill- 
ſchweigend gelang es der polniſchen Politik und Propaganda nicht nur große Teile 
der Bevölkerung in Oberſchleſien, ſondern auch die oſtwendiſchen Kaſchuben, ſelbſt 
kleinere und größere geſchloſſene deutſche Bauernſiedlungen katholiſcher Konfeſſion 
(Bamberka⸗Dörfer in der Provinz Poſen) für das polniſche Volkstum zu gewinnen. 
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h) Amerikaniſierung und Bildung fremder Volkstumsinſeln 


Der Sog der deutſchen Induſtrielandſchaften wurde aber bereits um die Jahrhundert⸗ 
wende fo ſtark, daß er nicht nur deutſches Landvolk, ſondern bereits Arbeitſuchende 
der benachbarten Fremdvölker an ſich zog. Bereits begannen die Deutſchen, ſich von 
ganz primitiven Arbeiten zurückzuziehen; wie ein Teil der Landarbeit in Oſtdeutſchland 
in polniſche Hände überging, fo tauchten Italiener in großen Gruppen als Erd- 
arbeiter in Süd: und Weſtdeutſchland auf, bildeten ſich floweniſche, kroatiſche, 
polniſche Arbeiterſiedlungen im Ruhrgebiet. Beſonders ſtark verfiel Wien als ſüdöſt⸗ 
liche Großſtadt des deutſchen Volksraumes der Anterwanderung; um 1910 zählte 
Wien allein 120 000 Tſchechen, große Gruppen von Slowaken, Magyaren und 
Italienern. 


19. Derftädterung und Geburtenrückgang 
a) Entwicklung der Geburtlichkeit 


Die Geſamtbevölkerung des Deutſchen Reiches in feinem Amfang bis 1938 (ohne 
Elſaß⸗Lothringen) wurde 1815 mit etwa 22,7 Millionen geſchätzt, 1870 betrug ſie 
39,5 Millionen. Im Jahre 1900 war ſie auf 56 Millionen, im Jahre 1910 auf 
65 Millionen angewachſen. Zwiſchen 1840 und 1890 kamen ſo ungefähr jährlich auf 
tauſend Einwohner 38 bis 40 Geburten. Der Geburtenüberſchuß war am höchſten 
bis 1870, begann dann ganz langſam zu ſinken und betrug 1911 12,2 auf Tauſend. 
Der Geburtenüberſchuß zeigte aber das wahre biologiſche Verhältnis ſchon nicht 
mehr — er ſchien deshalb größer, weil die Zahl der Todesfälle infolge der ver- 
beſſerten mediziniſchen Maßnahmen, vor allem infolge der Fortſchritte in der 
Säuglingspflege, abnahm. Die allgemeine Lebensdauer wurde ſo heraufgeſetzt; hatte 
die allgemeine Lebensdauer nach der Sterbetafel der Reichsſtatiſtik im Jahrzehnt 
von 1871 bis 1880 bei Männern 35,6, bei Frauen 38,5 Jahre betragen, ſo lag ſie im 
letzten Jahrzehnt vor dem Kriege bei Männern auf etwa 50 und bei Frauen auf 
etwa 54 Jahre. Das fortſchreitende Wachstum der Bevölkerung des Deutſchen Reiches 
beruhte alſo nicht ſo ſehr auf einer Vermehrung der Bevölkerung, ſondern auf einer 
Verlängerung ihrer Lebensdauer. 


b) Rückgang des Kinderreichtums 


Dagegen ging der Kinderreichtum zurück. Es kamen an ehelich geborenen Kindern 
auf jede Ehe im Jahr: 


187c(kᷣ ñqꝑ— . . . 5,3 Kinder 
188 4.ũ 8 4,33 „ 
1894 o 223 4,1 „ 
// et 3,ä 9 „ 
1918 es 30. 


Die eheliche Fruchtbarkeit ſank. 


Das hing einmal zuſammen mit der Verſtädterung des deutſchen Volkes, die engere 
Wohnräume, geringere Bewegungsfreiheit für die Kinder, aber auch weniger Mög- 
lichkeiten zur Kinderernährung mit ſich brachte. Der Tagelöhner brauchte ſich um die 
Ernährung ſeiner Kinder aus ſeinem Deputatkorn, ſeiner Schweinehaltung und 
ſeinem Garten keine allzu großen Sorgen zu machen; die Kinder „lebten ſo dabei 
mit“ und konnten früh ein wenig mitverdienen. Für den ſtädtiſchen Arbeiter aber 
koſtete jeder Topf Milch, jedes Stück Brot der Kinder bares Geld, das erſt verdient 
werden mußte. Der Wille zum ſozialen Aufſtieg ließ es vielen geraten erſcheinen, 
die Zahl der Kinder einzuſchränken, um auf dieſe Weiſe die wenigen Kinder beſſer 
aufzuziehen. Wie das Zeitalter des Liberalismus den einzelnen Menſchen ſtark von 
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bisherigen Bindungen loslöſte, jo verblaßte auch das Gefühl dafür, daß Ehe, Vater- 
ſchaft und Mutterſchaft eine Grundordnung des Lebens ſind. Immer mehr wurde 
die Frage, ob man überhaupt eine Ehe gründen und ob man Kinderſegen haben ſolle, 
als ein Rechenexempel aufgefaßt. Beſonders bedenklich war es, daß geſteigerte An⸗ 
forderungen vielfach zu einer ungeſunden Hinausſchiebung der Ebeſchließung führten. 
1910 waren zwiſchen 30 und 40 Jahren noch ledig 


von Offizieren 49,3 v. H. 
„ höheren Beamten 454 „ 
„ Hochſchullehreen 41,4 „ 
i ee 35,7 „ 


„ Durchſchnitt des Volkes . . . 17,9 „ 


c) Begabtenausmerze 

Dieſe Hinausſchiebung der Cheſchließung hatte aber bei den am meiſten davon be- 
troffenen Schichten einen Überdurchſchnittlichen Kindermangel zur Folge. 

Es kamen ſchon 1912 auf die Familie: 


bei Offizieren, höheren Beamten und freien Berufen 2 Kinder 


„ Angeſtellten FFF 25: „ 
„ Geſellen und Gehilfen. 29: „u, 
„ Fabrikarbeiteernn. Era u 
„ Zagelöhnern und Landarbeiteern 5,2 „ - 


Das aber bedeutete, daß gerade die Erbanlagen der beſonders begabten Familien, 
die durch Leiſtung und Tüchtigkeit aufgeſtiegen waren, nur völlig unzureichend weiter. 
gegeben wurden. Während dort, wo offenbar die Leiſtungsbegabungen geringer 
waren, noch eine verhältnismäßig ſtarke Reproduktion erfolgte, gingen wertvollſte 
Erbanlagen durch das auch bereits nach unten ſich ſenkende Zweikinderſyſtem der 
führenden Schichten verloren. Schon vor dem Weltkrieg ſetzte in den Schulen die 
Klage über die ſogenannte „Aberbürdung“ der Schüler ein, in Wirklichkeit lagen 
die auftretenden Schwierigkeiten aber mehr daran, daß ſchon damals in den Klaſſen 
die Kinder mit beſonders hohen Begabungen abnahmen, während die durch eine 
Maſſenverſchulung, durch die in weiten Kreiſen eingeriſſene Flucht vor der körper. 
lichen Arbeit in die „Stehkragenberufe“, in die höheren Schulen geſchwemmten durch⸗ 
ſchnittlich und knapp durchſchnittlich Begabten an dem Wiſſensſtoff erlahmten. Je 
raſcher die Verſtädterung vor ſich ging, je ſchneller Generation auf Generation faſt 
alle ihre Begabungen in großſtädtiſche, führende Berufe abgab, um ſo mehr mußte 
das „Ausbrennen der Begabungen“ ſich verſtärken. 


d) Der Weg der Verſtädterung 


Die Großſtadt wurde das Grab gerade der begabteren Erbſtämme — und ſie begann 
im Deutſchen Reich ſich immer weiter auszudehnen. Es gab im Deutſchen Reiche 


im Jahre 5 Millionen Einwohner v. H. der ä 


1871 1,96 4,8 
1880 * 3,77 7,2 
18990 24 5,99 12,1 
1900 .....35 9,12 16,2 
110 .....48 13,82 21,3 
1925. 45 16,43 26,3 
19333. 2 19,66 30,1 


e) 8gunahme der Anterwertigkeit 


Während aber die beſonders wertvollen Begabungen ſich nicht mehr Send ge fort. 
pflanzten, nahm die Anterwertigkeit zu. Neben den geiſtig Beweglichen, Anterneh⸗ 


— . . eee 


38 Leers 


mungsluſtigen und Tüchtigen waren zum großen Teil auch die „anlagemäßigen Dorf- 
armen“, die Antüchtigen, ja, die verbrecheriſchen Elemente vom Land und den kleinen 
Städten in die Großſtädte gezogen. Dr. med. Karl Ritter („Ein Menſchenſchlag“, 
Georg Thieme Verlag, Leipzig) hat überzeugend nachgewieſen, daß Gauner und 
Landſtreicherfamilien, die noch um 1850 in kleinen Städten und Ortſchaften hauſten, 
ſchon in der darauf folgenden Generation und ſpäteſtens um die Jahrhundertwende 
in die Großſtädte übergeſiedelt waren. Waren einſt ſolche „Anehrlichen“ und die 
ihnen naheſtanden kaum zur Eheſchließung, ſicher nicht zum Bürgerrecht zugelaſſen, 
fo wurde jetzt durch eine weitgetriebene Wohlfahrtspflege dieſes unterſchichtliche 
Menſchentum geradezu hochgepäppelt. Hatte die Rechtspflege des Mittelalters 
eine, wenn auch noch grauſame Ausmerze gegen das Verbrechertum dargeſtellt, ſo 
wurde das Strafrecht jetzt immer mehr humaniſiert — nicht auch zuletzt auf das Be⸗ 
treiben jüdiſcher Strafrechtler — und das Verbrechertum vermochte ſich fortzupflanzen 
und ſeine böſen Anlagen in dem gleichen Maße weiterzugeben, wie leider die guten 
und begabten Anlagen zu wenig weitergegeben wurden. Bald lernte es den Aufent- 
halt in den Straſanſtalten nicht mehr übermäßig fürchten, und benutzte die Lücken 
der allzuſehr auf den Schutz des einzelnen berechneten Geſetzgebung, um, „am Geſetz 
vorbei“ handelnd, ſich dennoch auf Koſten der ehrlichen Arbeit eine Lebensgrundlage 
zu ſchaffen. 


f) Zunahme der erblich Belaſteten 


Infolge der verbeſſerten Fürſorge und Pflegemaßnahmen vermehrten ſich aber 
auch diejenigen, die ſonſt entweder gar keine oder nur ſehr wenige Nachkommen ge. 
habt hätten, alle jene Menſchen, die in Wirklichkeit nicht in der Lage waren, aus 
eigener Arbeit ſich ſelbſt und die Ihren zu erhalten, ſondern die noch einen Zuſchuß 
aus dem Arbeitsertrage des geſamten Volkes brauchten, deren ſoziales Produkt 
unter dem erforderlichen Mindeſtbeſtand liegt, alſo körperlich oder vor allem geiſtig 
Belaſtete, Schwachſinnige, Krüppel von Geburt, Imbezille, Geiſtesgeſtörte, die nicht 
gerade gefährlich waren, darum durch Anterbringung in eine Anſtalt nicht etwa an 
der Fortpflanzung gehindert werden konnten. Sie taten ſich zuſammen und ver- 
mehrten ſich. 


g) Zunahme raſſeſchädigender Süchte 


Hatte ſchon in früheren Jahrhunderten die Trunkſucht im deutſchen Volke ſchwere 
Raſſeſchäden angerichtet — beſonders im ausgehenden 15. Jahrhundert und gegen 
Ende des 17. Jahrhunderts hatte fie in Deutſchland als eines der ſchwerſten Volks. 
laſter großen Schaden angerichtet —, ſo nahm ſie mit ſteigender Wohlhabenheit in 
manchen Schichten wieder bedenklich zu. Im Studententum der Vorkriegszeit hat der 
Alkohol unzweifelhaft zahlreiche begabte Erbträger vernichtet, mindeſtens geſchädigt; 
da er außerdem als einer der gefährlichſten „Kuppler zur Anzucht“ wirkt, hat gerade 
der Alkohol der Verbreitung der raſſezerſtörenden Geſchlechtskrankheiten in großen 
Schichten Vorſchub geleiſtet. Das ſeit dem 16. Jahrhundert in Deutſchland auf- 
tauchende, urſprünglich nur auf ziemlich kleine Schichten beſchränkte Tabakrauchen 
ift bis etwa zur Mitte des vorigen Jahrhunderts kaum von großer Bedeutung ge- 
weſen, dann aber trat neben die Pfeife erſt die Zigarre und dann die Zigarette; 
beide eroberten ſich immer größere Volksſchichten, und ſchon vor dem Weltkrieg begann 
das Tabakrauchen der Frauen ſich ſtärker zu verbreiten. Nun iſt das Nikotin des 
Tabaks ein außerordentlich wirkſames Keimgift, das vor allem die Fortpflanzungs- 
fähigkeit der Frau in ſchwerſter Weiſe ſchädigt. Nicht zufällig waren ſchon vor dem 
Weltkrieg ſtark rauchende Völker, das türkiſche wie das magyariſche Volk, auffällig 
kinderarm. Nach neueren Anterſuchungen (Dr. med. Lidint) befördert das Tabak- 
rauchen auch die Anlage zum Krebs; in der Tat nahmen die Krebserkrankungen 
innerhalb des deutſchen Volkes ziemlich im gleichen Tempo wie die Ausbreitung der 
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So waren ſchon vor dem Weltkrieg eine ganze Anzahl bedenklicher Naſſegefährdungen 
in unſerem Volke aufgetreten, Rückgang der Hochwertigkeit, Zunahme der Krimi- 
nellen und geiſtig oder körperlich Anterwertigen, bewußte Geburteneinſchränkung in 
breiten Volksſchichten, raſſeſchädliche Laſter wie Alkoholismus und Nikotinismus — 
die ſchwerſte Gefährdung aber war das blutsmäßige Eindringen des Judentums. 


20. Der Einbruch des Judentums in das deutſche Bolk 
A. Die Raffengrundlagen des jüdiſchen Volkes 


a) Vorgeſchichte 

Während etwa das deutſche Volk in ununterbrochener Linie als ſeßhaftes Bauern- 
volk auf die Menſchen nordiſcher Raffe der mittleren Steinzeit zurückgeht, iſt das 
jüdiſche Volk als Volkstum viel jünger. Paläſtina tritt ziemlich ſpät in das Licht 
der Geſchichte. Bis etwa 2500 v. Chr. ſcheint das wenig bevölkerte Land zum 
weſtiſch⸗mittelmeeriſchen Kulturkreis zu gehören. Am 2500 v. Chr. vermögen wir 
auch die erſte Einwanderung von Stämmen wüſtenländiſcher Herkunft feſtzuſtellen. 
Zu jener Zeit beſtand wohl der größte Teil der Bevölkerung Paläſtinas bereits aus 
Menſchen vorderaſiatiſcher Raſſe. Damit find jene beiden RNaſſen gegeben, die im 
ganzen alten Vorderen Orient die Grundlage der Bevölkerung gebildet haben und 
zum Teil noch bilden: 


1. Die vorderaſiatiſche Raſſe (jo nach Günther, auch als armenoide Raſſe bezeichnet) 
iſt mittelgroß, unterſetzt, kurzköpfig mit ſehr ſteilem Hinterhaupt und gewaltiger, 
ſtark herausſpringender Krummnaſe, fleiſchigen Lippen, hervorſtehenden Anter⸗ 
lippen, ſtarker dunkler Behaarung. Seeliſch find die Menſchen diefer RNaſſe händle- 
riſch ſehr begabt, beſitzen einen geſchmeidigen Verſtand, ſtarkes Einfühlungsvermögen, 
Lift, Verſchlagenheit, eine nicht geringe Begabung für Schauſpielkunſt. Religiös iſt 
kennzeichnend für Menſchen dieſer Raffe, daß ihnen Körper und Körperlichkeit als 
„Fleiſch“ in beſonders ſtarkem Gegenſatz zur Seele ſteht, dieſer Zwieſpalt ihnen 
immer wieder die „Erlöſung“ von dem „fündigen Fleiſch“ als eigentliches Ziel der 
Religion erſcheinen läßt. Es iſt die Raffe, deren Angehörige ebenſo die Tempel⸗ 
proſtitution des alten Babylon wie die mönchiſche Askeſe aus dem gleichen religiöſen 
Grundmotiv geſchaffen haben. Für ſie ſteht „Welt“ und „Geiſt“ in ganz beſonders 
hartem Gegenſatz. 

Die Arheimat dieſer Raſſe wird man im Kaukaſus anzunehmen haben. Am 3500 
v. Chr. ſcheinen Menſchen dieſer Raffe ſchon in Syrien und Paläſtina geſiedelt zu 
haben; in Paläftina gefundene Kurzköpfe dieſer früheſten Zeit find vorderaſiatiſche 
Kurzköpfe. 

2. Die „wüſtenländiſche“ (auch orientaliſche) Raſſe, heute am beſten durch den rein- 
blütigen Araber der Wüſte vertreten, iſt mittelgroß, ausgeſprochen langköpfig, 
ſchmalgeſichtig, mit feiner, gelegentlich winklig gebogener Naſe, leicht geſchwungenen 
Lippen, kurzem Mund, betonter Kinnunterlippenfurche, mandelförmigen Augen, 
heller, an den unbekleideten Stellen wie zarteſtes Elfenbein wirkender Haut; die 
Augen find dunkel bis haſelnußbraun, mit einem warmen famtenen Ausdruck, das 
Haar iſt dunkelbraun bis ſchwarz, dünn und weich. 


Seeliſch iſt dieſe Raffe von der vorderaſiatiſchen gründlich geſchieden. Der wüſten⸗ 
ländiſche Menſch hat einen ſtarken Sinn für Würde, ein Gefühlsleben, das, an- 
dauernder ſchwerer Arbeit unfähig, aus langer Träumerei zu ſtoßweiſer Aktivität 
durchbrechen kann, eine lebhafte Einbildungskraft verbunden mit merkwürdiger 
Nüchternheit, er iſt ſchlechter Soldat und guter Krieger. Das religiöſe Leben iſt 
geprägt durch das Leben in der Wüſte, die weder ein geordnetes Jahr noch den 
gleichmäßigen Rhythmus bäuerlicher Arbeit kennt, wie er bei den Bauernvölkern 
faſt überall zur Erkenntnis eines Gottes der Ordnung, der ſich im rechten Gang der 
Welt den Menſchen fromm, hilfreich erweiſt, geführt hat; in der Lebloſigkeit der 
Wüſte, jederzeit den Gefahren preisgegeben, als Wanderhirt ſtark vereinzelt, emp⸗ 


40 Leers 


findet ſich der wüſtenländiſche Menſch als ein „Staubkorn in der Hand des Ewigen“ 
(Koran), der nicht mit dem oder den göttlichen Weſen in gleicher Lebensordnung 
ſteht, fondern als ein „Knecht Gottes“ („Abd allah“) deſſen, des „ganz Anderen“ 
Barmherzigkeit erfleht. Gott ſpricht zu ihm nicht aus der Ordnung der Natur, ſon⸗ 
dern aus „Geſichten“, aus Stimmen in der Wüſte — „ſiehe, es geſchah die Stimme 
des Herrn zu feinem Knecht...“ 


Alles Gotterleben dieſer Raffe iſt „Offenbarung“, bei der der Reichtum oft jahre- 
langer religiöſer Grübelei — alle Propheten in dieſem Menſchtum gehen darum 
einige Jahre in die Wüſte — nach außen projiziert und als göttliche Offenbarung 
aufgenommen wird. In der Art dieſer Offenbarung ſpiegelt ſich darum auch das 
Raſſebild beſonders deutlich; handelt es ſich bei dem Propheten um eine ſittlich hoch⸗ 
ſtehende Perſönlichkeit guter Art, etwa Mohammed, ſo wird die ihm zuteil werdende 
Offenbarung fittliche Höhenlagen beſitzen; iſt es dagegen eine moraliſch tieferſtehende 
Perſönlichkeit aus einem Volkstum mit bedenklichen Anlagen, fo wird die Offen⸗ 
barung und das Gottesbild, das ſich ihm offenbart, dieſe Züge tragen. 


Am 2500 v. Chr. find in Paläſtina alfo weſentlich Gruppen vorderaſiatiſcher Raffe 
mit einigen weſtiſchen Einſchlägen durch Menſchen wüſtenländiſcher Raſſe überlagert 
worden. 


Steingräber und Steinſetzungen, die ſich auf einzelnen Stellen Paläſtinas gefunden 
haben, laſſen annehmen, daß Menſchen nordiſcher und vor allem fäliſcher Naſſe, des 
fogenannten Cro-Magnon⸗Typs, die in ganz Weſteuropa und Nordafrika die Hünen- 
gräber verbreiteten, auch in Paläſtina eindrangen. 


Seit 2500 v. Chr. macht ſich einmal in Paläſtina ein ſtarker politiſcher Einfluß der 
Agypter bemerkbar. Das altägyptiſche Volk war raſſiſch keine Einheit. Neben 
Menſchen der wüſtenländiſchen „orientaliſchen“ Raffe ſtanden Menſchen der hami⸗ 
tiſchen Raſſe. Die hamitiſche Raffe iſt ſehr hoch gewachſen (bei Männern 1,90 bis 
2 Meter), ſchlank, hochbeinig, geſchmeidig, ausgeſprochen langköpfig und ſchmal⸗ 
geſichtig mit weitausladendem Hinterkopf, großen, vorquellenden, oft ſehr ausdrucks⸗ 
vollen Augen; die Hautfarbe liegt zwiſchen einem rötlichen Hellbraun und rötlichem 
Dunkelbraun. Das Haar iſt dunkelbraun bis ſchwarz, lockig, aber nicht gekräuſelt. 
Seeliſch handelt es ſich um eine kriegeriſche, kluge, für Herrſchaft und Organiſation 
begabte Raſſe, die eigentliche Herren und Adelsraſſe Afrikas. Innerhalb des alt- 
ägyptiſchen Volkes war dieſer Menſchentyp ſehr zahlreich vertreten. In der 
ägyptiſchen Anterſchicht kamen Neger als Sklaven, ſpäter auch als Kriegsleute vor. 
So mag die Berührung mit Ugypten nach Paläſtina im ganzen Altertum neben 
wüſtenländiſchem auch etwas hamitiſches und negeriſches Blut getragen haben. 


Zwiſchen 2000 und 1300 v. Chr. entftand in Kleinaſien das Reich der Hettiter. Die 
hettitiſche Sprache iſt indogermaniſch, die Herrenſchicht dieſes Volkes war nordiſch, 
aber im Wortſchatz wie in der Maſſe der Bevölkerung zeigt ſich, daß vorderaſiatiſcher 
Raſſetyp überwog. Gehörte die führende Schicht der Hettiter auffälligerweiſe der 
weſtindogermaniſchen Völkergruppe (Kentumvölker) an, ſo war Staat und Volk der 
Hettiter doch überwiegend vorderaſiatiſchen Raſſegepräges. 


Am 1600 v. Chr. erſchien in den Mitanni eine zweite Gruppe von Stämmen indo- 
germaniſcher Sprache und ſogar ſehr ſtark nordiſcher Raſſegrundlage. Es handelt 
ſich hier um eine zur oſtindogermaniſchen Gruppe (Satemgruppe) gehörige Bevölke⸗ 
rung, eine Abſplitterung der Sanskritinder, die den Zug nach Indien nicht mit- 
machten, ſondern ſich als Roſſe liebendes Kriegervolk am oberen Euphrat nieder- 
ließen, und als Soldkrieger, Raubritter und kleine Stadtkönige zeitweilig bis nach 
Paläſtina ſich ausbreiteten (vgl. Schnökel, „Die erſten Arier im alten Orient“), die 
uns erhaltene ägyptiſche Korreſpondenz der ſogenannten Amarnabriefe hat uns 
ſogar die Namen ſolcher ariſchen Stadtkönige, Kriegsbandenführer und Feldobriſten 


erhalten. 
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Zwiſchen 1700 und 1580 brachen wandernde Völker von Norden und aus der Wüſte, 
die ſogenannten Hykſos, über Syrien und Paläftina bis nach Agypten vor. Inter 
ihnen überwogen wohl Stämme wüſtenländiſcher Raſſe, aber auch einzelne ſtärker 
nordiſche Gruppen, vorderafiatiſche Menſchen, ſicher auch manch Stamm raſſiſch 
ungeklärter Herkunft iſt in dieſem Strudel mitgezogen. 


In Paläſtina finden wir, daß die Amoriter, ein Volk, das unzweifelhaft eine „ſemi⸗ 
tiſche“, d. h. dem heutigen Arabiſch naheſtehende Sprache redete, zugleich aber von 
den Agyptern als blond und helläugig abgebildet wurde, ſo daß Günther (Raſſen⸗ 
kunde des jüdiſchen Volkes) einen nordraſſiſchen Einſchlag bei ihnen als gewiß an⸗ 
nimmt, ſich niedergelaſſen hatten. 


Schließlich kamen von der See aus Kreta kriegeriſche Seevölker nordiſch-weſtiſcher 
Miſchung, die „Peliſchtim“ (Philiſter) der Bibel und ließen ſich an der Küſte 
Paläſtinas nieder. 

Wir können alſo als Raſſengeſchichte Paläſtinas die folgende Miſchung feſtſtellen: 
vorderaſiatiſche Grundlage mit ſehr frühen Einſchlägen von Cro⸗Magnon und 
weſtiſchen Menſchen, überlagert durch die erſte Einwanderung wüſtenländiſcher 
Menſchen; darauf ſtarke ägyptiſche Einflußnahme, die auch etwas hamitiſches und 
negeriſches Blut in das Land bringt, zugleich Auftauchen ſtarker neuer vorder⸗ 
aſiatiſcher Gruppen mit nordiſchen (und anderen? türko⸗mongoliſchen?) Einſchlägen. 
Neue Aberlagerung durch Menſchen wüſtenländiſcher Raſſe und neues Auftauchen 
weſtiſcher und nordiſcher Gruppen durch die Philiſter. Zwiſchen 1580 und 1200 ſteht 
Daläftina wieder unter der Herrſchaft der ägyptiſchen Pharaonen, womit ſich noch 
einmal ein gewiſſer hamitiſcher Einſchlag verbunden haben mag. 

Sprachlich ſetzte ſich die ſemitiſche Sprachgruppe völlig durch; auch diejenigen Völker, 
die raſſiſch einen anderen Einſchlag hatten, etwa die Philiſter, ſprachen eine ſemitiſche 
Sprache. 


b) Das Auftauchen der Juden 


In dieſem ausgeſprochenen Durchgangsland der Völker mit feiner ſtarken Raffe- 
miſchung tauchten die Juden ſpät (zwiſchen 1400 und 1200) auf. Sie erſcheinen gleich- 
falls mit einer ſemitiſchen Sprache. Sie berufen ſich auch auf Wurzelverwandtſchaft 
mit der großen wüſtenländiſchen Stammesgruppe der Aramäer. „Ein nomadifierender 
Uramäer war mein Ahn“, ſoll der Iſraelit (2. Moſes 26, 5) ſprechen, wenn er feinem 
Gott die Erſtlinge des Landesertrages opfert. Dennoch erſcheinen in den Zügen des 
Judentums früh eigenartige Anterſchiede, die es von den anderen wüſtenländiſchen 
Völkern wie von der Bevölkerung Kanagans unterſchieden. 


Die Bevölkerung Kanaans war größer und höher gewachſen als die einwandernden 
„Iſraeliten“. Den hebräiſchen Spähern erſchienen manche Kanaaniter als Rieſen, 
die „Enakskinder“ um Hebron wurden geradezu zur Bezeichnung von Rieſen, ebenſo 
die „Rephaim“, fo daß der engliſche Raſſenforſcher Sayce („The Races of the Old 
Testament“ 1925) dieſe geradezu als Zweige der „blonden Raffe” bezeichnet. Die 
Kanaaniter waren ein Bauernvolk mit einem recht hoch entwickelten Städteweſen; 
die einrückenden „iſraelitiſchen“ Stämme waren jedenfalls keine Bauern. 


c) Die eigentümliche jüdiſche Aberlieferung 


Von den übrigen Stämmen wüſtenländiſcher Raffe, etwa von den Arabern, trennt 
die Stämme Iſraels früh ihre durchaus andere Moral. Auch nicht der verworfenſte, 
heruntergekommenſte arabiſche Stamm würde von ſeinen Stammvätern, noch dazu 
mit Billigung und Zuſtimmung, berichten, was von Abraham überliefert wird, daß 
er zweimal ſeine Frau gewinnſüchtig verkuppelt, Iſaak das gleiche Stück ebenfalls 
verſucht habe. Jakobs Lebensgeſchichte beſteht vom Sachwucher an ſeinem Bruder 
Eſau angefangen über die Antreue und den Betrug an Laban, über den neuen Be— 
trug am alten Iſaak nur aus Gaunerſtücken. In der Geſtalt des Joſeph, mag er nun 
ein vermenſchlichter Stammesgott oder ein Wunſchbild oder eine echte Perſönlichkeit 
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geweſen fein, iſt der Typ des Hofjuden vorausgenommen. In dieſen Geſtalten iſt 
wenig von dem würdevollen Weſen reinblütig wüſtenländiſcher Menſchen. Derartige 
Sagen gibt es auch bei keinem anderen Volk des Altertums. 


Den anderen Völkern muß das Judentum früh als eine eigenartige und von jedem 
anderen Volk verſchiedene Erſcheinung vorgekommen ſein. 


d) Die älteſten Berichte über den Arſprung des Judentums 


Der uns in einem langen Zitat durch den jüdiſchen Schriftſteller Flavius Joſephus 
(der leidenſchaftlich gegen ihn polemifiert) erhaltene ägyptiſche Schriftſteller Manetho 
berichtet, daß einſt ein König von Agypten von einem Gottesorakel angewieſen ſei, 
„das ganze Land von den Ausſätzigen und den anderen bemakelten Menſchen frei 
zu machen“. Er habe ſie zuſammentreiben und in den Steinbrüchen arbeiten laſſen, 
ihnen aber ſchließlich eine Stadt angewieſen. „Wie ſie in die Stadt gekommen waren 
und fo einen geeigneten Ort zum Abfallen innehatten, wählten fie ſich zum Anführer 
einen Prieſter von Heliopolis, der Oſarſiphus hieß, und dieſem ſchwuren ſie, in 
allem gehorchen zu wollen. Er gab ihnen als erſtes Geſetz, weder Götter zu verehren 
noch ſich der in Agypten vorzüglich als heilig verehrten Tiere zu enthalten, ſondern 
ſie alle zu töten und zu verzehren, ferner mit niemandem als mit Mitgliedern der 
Verſchwörung in Verbindung zu treten. Nachdem er ſolche und viele andere Geſetze, 
die den ägyptiſchen Sitten am meiſten entgegengeſetzt waren, gegeben hatte, rief er 
einſt aus Agypten vertriebene räuberiſche Hirtenſtämme ins Land. Dieſe aber zu- 
ſammen mit „den befledten Agyptern behandelten die Menſchen jo frevelhaft, daß 
ihre Herrſchaft allen, die damals die Schändlichkeiten mit anſahen, ſehr übel erſchien. 
Denn ſie zündeten nicht allein Städte und Dörfer an und begnügten ſich nicht mit der 
Ausplünderung der Tempel ... Der Prieſter, der ihnen die Verfaſſung und Ge; 
ſetze feſtgeſtellt hat, ſoll aus Heliopolis geweſen und Oſarſiph nach dem dort verehrten 
Gott Oſiris gehießen, dann aber, als er zu jenem Volke überging, ſeinen Namen 
geändert und ſich Moſes genannt haben“. 


Der griechiſch ſchreibende Alexandriner Lyſimachus (um 100 n. Chr.) ſagt das gleiche: 
„Anter dem Ugypterkönige Bocchoris floh das Volk der Juden, das mit Ausſatz, 
Krätze und anderen Krankheiten behaftet war, in die Tempel und flehte um Lebens. 
unterhalt. Da aber ſehr viele Menſchen von der Krankheit ergriffen wurden, entſtand 
eine Anfruchtbarkeit in Agypten. Bocchoris, der Agypterkönig, ſandte Leute an den 
Ammon, um ihn ein Orakel wegen der Anfruchtbarkeit zu fragen. Der Gott aber 
ſchrieb vor, die Tempel von unheiligen und gottloſen Menſchen zu reinigen.“ 


Beſonders bedeutſam erſcheint, was in dieſem Zuſammenhang P. Cornelius Tacitus 
(im fünften Buch der Hiſtorien) offenbar auf Grund des Studiums alter, uns ver- 
lorengegangener Schriftſteller berichtet: „Die meiſten Geſchichtsſchreiber kommen 
darin überein, daß bei einer entſtandenen Seuche in Agypten, von welcher die Leiber 
ausſchlugen, König Bochoris das Orakel des Ammon beſchickt habe und auf feine 
Bitte um ein Heilmittel angewieſen worden ſei, das Reich zu reinigen, und dieſe Art 
Menſchen als den Göttern verhaßt in andere Länder zu ſchaffen. Man habe alſo 
das Geſindel zuſammengeſucht, fortgebracht und in einer Wüſte liegen laſſen. Dem 
hilflos weinenden Haufen habe Mofes, einer der Vertriebenen, angedeutet, ſie 
möchten weder auf Menſchen⸗ noch Götterhilfe warten, da fie von beiden verlaſſen 
ſeien, ſondern ſich ihm als einem himmliſchen Leiter anvertrauen. Moſes führte, 
um ſich des Volkes für die Zukunft zu verſichern, neue Gebräuche unter ihnen ein, 
wie ſie bei keinem anderen Volk üblich ſind. Bei ihnen iſt alles unheilig, was uns 
heilig ift, alles erlaubt, was wir verabſcheuen ...“ Es ließe ſich die Zahl dieſer 
Stimmen aus dem klaſſiſchen Altertum noch vermehren, die darauf hinauskommen, 
daß es ſich bei dem „Volk Iſrael“ um das aus Agypten ausgetriebene dortige Ver. 
brechertum gehandelt habe. Auffällig iſt, daß auch die Bibel ſolche Züge überliefert. 
„Auch viel zugelaufenes Volk zog mit ihnen“, heißt es beim Auszug aus Agypten 
(2. Moſes 12, 38), ausdrücklich vom „Pöbelvolk“ in der Begleitung der abiwandern- 
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den Stämme wird 4. Moſes 11, 4 geſprochen, der Negereinſchlag, der noch heute im 
jüdiſchen Volk gelegentlich feſtzuſtellen iſt und ſich im negeriſchen Kraushaar und 
wulftigen Lippen äußert, kann auch aus der Anterſchicht der alten Agypter ſtammen. 
Kuſchi, der Kuſchite, der Argroßvater Jehudis, des Juden, wird ausdrücklich bei 
Jeremia (36, 14) erwähnt — unter den Kuſchiten aber verſtand man immer Neger; 
von Kindern hebräiſcher Väter und ägyptiſcher Sklavinnen wird vielfach geſprochen — 
dieſe Mütter aber haben wohl vielfach negeriſchen Einſchlag gehabt. 


e) Raſſiſche Zuſammenſetzung der „Stämme Iſraels“ 


Die Zuſammenſetzung des hebräiſchen Volkes, wie es ſo bei ſeiner Einwanderung in 
Paläſtina vor uns auftaucht, ſpricht auch raſſiſch nicht dagegen, daß es ſich weſentlich 
um die Anterſchicht Agyptens, darunter die dortige Diebeskaſte, gehandelt habe: Die 
Stämme Ifraels ſtellten eine vorderaſiatiſch⸗wüſtenländiſch⸗hamitiſch⸗negeriſche 
Miſchung dar, zu denen der eine oder andere in die ägyptiſche Anterſchicht abgeſunkene 
bzw. in Paläftina in dieſe Stämme hineingeratene Menſch ſtärker nordiſchen Bluts. 
einſchlages hinzugetreten ſein mag. 


) Nordiſcher Einſchlag 


Ein Beſtand an Blonden innerhalb des Judentums in Paläſtina iſt unbeſtreitbar. 
Günther veranſchlagt ihn auf etwa 15 v. H. des Geſamtvolkes. Hierbei wird es ſich 
weſentlich um mehr oder minder nordiſche Menſchen aus der Bevölkerung Kanaans 
wie um Kriegsleute gehandelt haben, die, wie die Leibwachen der Könige David und 
Salomon, „Krethi und Plethi“, d. h. Kreter und Philiſter waren. Jedenfalls waren 
die Philiſter erheblich nordiſcher als die Stämme Iſraels. Wo alſo immer heute 
noch unter den Juden nordiſcher Bluteinſchlag vorkommt, wird er aber zum über- 
wiegenden Teil auf ſolche Beimiſchungen aus Paläſtina zurückgehen. Die heutigen 
Samaritaner, die ſich ſelbſt als die einzig reinen Nachkommen der alten Hebräer be- 
zeichnen, ſtellten ein vorderaſiatiſch⸗wüſtenländiſch⸗hamitiſch⸗nordiſches Gemiſch dar; 
da ſie aber gerade durch Eſra vom übrigen Judentum ausgeſtoßen wurden, weil ſie 
ſich mit fremden Frauen verbunden hätten, jo kann man ihren Raffebeftand als nicht 
ganz kennzeichnend für den Beſtand des alten Volkes Iſrael annehmen. 


g Die übereinſtimmende Meinung des klaſſiſchen Altertums 


Entſcheidend jedenfalls iſt für uns, daß die Aberlieferung des klaſſiſchen Altertums 
das Judentum nicht als Volk unter Völkern, ſondern als ein aus der Anterſchicht 
Agyptens zuzüglich einiger Räuberſtämme gebildetes Spätvolk angeſehen hat, daß 
die Stammesſage vollkommen gauneriſche Züge trägt und daß die Einſtellung gegen. 
über anderen Völkern darauf deutet, daß gauneriſche Züge ſtets im Volke Iſrael an : 
gelegt waren und es weſentlich beſtimmten. Auch die Gottesvorſtellung iſt von ihnen 
getränkt. Im Anterſchied zum „fas“, dem frommen Recht indogermaniſcher Völker 
oder der Gaſtfreiheit reinblütig wüſtenländiſcher Araber, befiehlt Jehova: „Ihr dürft 
keinerlei Aas eſſen. Dem Fremden, der ſich an deinem Wohnort aufhält, magſt du 
es geben, daß er es eſſe, oder du magſt es einem Ausländer verkaufen; denn du biſt 
ein Jahwe, deinem Gott, geheiligtes Volk.“ Jehova iſt wohl der einzige Gott, den 
die vergleichende Religionsgeſchichte kennt, der durch den Handel feiner Anhänger mit 
verdorbener Fleiſchware geheiligt wird! 


Der gleiche Gott verheißt (2. Moſes 3, 21, 22): „Auch werde ich (Jahwe) dieſem 
Volk bei den Agyptern Anſehen verſchaffen, damit wenn ihr wegzieht, ihr nicht mit 
leeren Händen wegzieht. Sondern jedes Weib ſoll von ihrer Nachbarin und Haus- 
genoſſin verlangen, daß fie ihr filberne und goldene Geräte und Kleider leihe (I); die 
ſollt ihr euren Söhnen und Töchtern anlegen und follt ſo die Agypter um ihr Eigen⸗ 
tum bringen.“ Das iſt eine Verheißung, wie ſie ſonſt auch kein Gott der Welt⸗ 
geſchichte gegeben hat und wie fie nur im Munde des Schutzgottes einer Diebes⸗ 
kaſte finnvoll wäre. 
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Kriminelle Erbſtämme ſind es ſo, die dieſes Volk oder mindeſtens einen weſentlichen 
Teil dieſes Volkes gebildet haben. 


B. Die Juden als Staatsvolk 

a) Feſtſetzung in Paläſtina 

Die Feſtſetzung der Stämme in Paläſtina iſt offenbar nicht auf einmal, ſondern in 
ziemlich langſamem Vordringen erfolgt. In größeren und kleineren Horden ſchoben 
ſich die „iſraelitiſchen Stämme“ zwiſchen die Kulturgebiete der einheimiſchen Bevölke⸗ 
rung, ſetzten ſich im damals noch waldreichen Gebirgslande feſt. Kulturell bedeutet ihre 
Einwanderung in Kanaan „zweifellos für die Kanaanäer und von der kanaanäiſchen 
Perſpektive geſehen einen außerordentlichen Rückgang der Lebensforderungen und 
der Lebenshaltung. Man kann jedem Laien das ſehr einfach und ſehr eindrücklich 
klarmachen, wenn man ihm etwa Scherben keramiſcher Geräte der vorifraelitifchen 
Seit Paläſtinas vorführt: da ſieht man, wie in iſraelitiſcher Zeit das Material 
gröber und plumper iſt; es dauert überaus lange, bis die alte Höhe wieder erreicht 
wird. Eigene Kunſt, d. h. bildende Kunſt hat Iſrael nie erzeugt.“ (Kurt Möhlenbrink: 
Die Entſtehung des Judentums.) 


b) Kurzlebige Eigenſtaatlichkeit 


Vorübergehend gelang es ihnen unter David und Salomo die Vorherrſchaft des 
Landes zu erringen, nur ein kleiner Teil wandte ſich bäuerlicher Arbeit zu oder blieb 
Hirte, die meiſten ſetzten ſich als zinsausbeutende Oberſchicht über der bedrückten 
kanganitiſchen Bevölkerung feſt; der Kulturzuſtand blieb denkbar niedrig, ſelbſt zum 
Bau des beſcheidenen ſalomoniſchen Tempels fanden ſich unter ihnen nicht genug 
Handwerker, immer aufs neue eiferten die Propheten gegen die Abernahme der 
Kulturgüter der höherſtehenden Nachbarn und der Kanaaniter. Mit dem Tode 
Salomos 933 zerfiel das Reich in zwei Teile. Das Südreich Juda muß den ſtärkeren 
Beſtandteil der kriminellen Elemente umfaßt haben, denn gerade ſeine Geſchichte iſt 
ein wahres Wirrſal von Königsmord und Amſturz. Das Nordreich Sfrael wurde 
722 durch die Aſſyrer unterworfen, die Wohlhabenderen der Bevölkerung deportiert. 
Das Süldreich Juda erlag den Babyloniern, 587 wurde der letzte König Zedekia 
(Zidkijahu) mit der Oberſchicht nach Babylon deportiert. Die Ackerbauer und Wein- 
gärtner ließ man, als überwiegend den iſraelitiſchen Stämmen nicht angehörend, im 
Lande. 


c) Die Entſtehung des modernen Judentums aus dem 
Zionismus Eſras 


Die nach Babylon deportierte Gruppe wurde die Wurzel des ſpäteren Judentums, 
wenn auch andere nahe verwandte Teile ſich an dieſe wieder ankriſtalliſiert haben 
mögen. 539 eroberten die Sranier (Perſer) Babylon und erlaubten den weggeführten 
Judäern die Heimkehr nach Paläſtina. Der „erſte Zionismus“ brachte eine Rück⸗ 
wanderung der Überzeugteſten und „jüdiſchſten“ Judäer nach Paläſtina. Auch damals 
ſpielte ſich das gleiche Bild wie heute ab. Die einheimiſche Bevölkerung in Paläſtina 
verſuchte verzweifelt, dieſe Rückwanderung zu verhindern. Nehemia (ſeit 445 Gtatt- 
halter von Jeruſalem), nach ihm der Prieſter Eſra, der 433 eine weitere Schar Rück⸗ 
wanderer nach Jeruſalem führte, haben die früheren Geſetze als „Thora Moſis“ 
zuſammengeſtellt, vor allem aber die Juden gezwungen, alle fremdſtämmigen Frauen 
zu verſtoßen. „Eſras Wirken hat die raſſenkundlich bedeutſame Folge gehabt, dem 
Hebräertum die Richtung zum blutsmäßigen Abſchluß von anderen Völkern zu 
geben. .. So wurde aus der Vollstums- und Glaubensabſchließung jo etwas wie 
die blutsmäßige Abſchließung eines beſtimmten Raſſengemiſches ... Die Geſetz⸗ 
gebung Nehemias und Eſras bewirkte den Zuſammenſchluß derjenigen Nachkommen, 
des alten Hebräertums, von denen das heute über die Welt zerſtreute Judentum aus— 
gegangen iſt .. (Günther.) 
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d) Die jüdiſchen Raſſegeſetze 

Es entſtand auf dieſe Weiſe nicht eine neue Raffe, wohl aber eine „Zucht“ ganz 
beſtimmter Menſchentypen. Dem Juden iſt es ſeit Eſra und Nehemia verboten, eine 
Frau nichtjüdiſchen Blutes zu heiraten, wohl aber darf er, ja ſoll er unehelich ſeine 
Art ſoweit wie möglich verbreiten und kann auch, wenn dies im Intereſſe des Juden⸗ 
tums liegt, ſeine Tochter Fremden zur Frau geben. Während ſo die fremden Völker 
mit jüdiſchem Blut durchtränkt wurden, kam im männlichen Stamme des Judentums 
immer wieder „reines“ Judentum zu „reinem“ Judentum. Auf dieſe Weiſe trat eine 
Häufung ſpezifiſch jüdiſcher Eigenſchaften in körperlicher und geiſtiger Hinſicht ein. 
Daß das wirre RNaſſegemiſch der Juden heute einander jo ähnlich ift, daß man bei 
ganz blonden wie bei ganz dunklen Juden kennzeichnend jüdiſche Züge findet, liegt an 
dieſer engen, bewußt gezüchteten Blutsgemeinſchaft. Die Juden find untereinander 
verwandter als andere Völker. Das jüdiſche Gefetz hat zugleich innerhalb des Juden ⸗ 
tums eine biologiſche Ausleſe der gauneriſchſten Elemente begünſtigt. 


e) Ausleſe gauneriſcher Anlagen durch das „Geſetz“ 


Aus der Auslegung der Thora Moſis ergab ſich (um 500 n. Chr.) der Talmud (von 
Babylon); eine große Sammlung von Nabbinerausſprüchen, Streitgeſprächen und 
Auslegungen; er erwies ſich dann im Mittelalter als für das Judentum bereits 
weitgehend unhandlich geworden, ſo daß im „Gedeckten Tiſch“ (Schulchan aruch) 
die Rabbiner Joſeph Karo (geſtorben 1575) und Mauſche Iſſerles (geſtorben 1572) 
eine Zuſammenfaſſung des jüdiſchen Nechtes ſchufen. 


Hierbei wird rechtlich der Anterſchied ganz ſcharf betont: Es gibt zwei Weſen auf 
dieſer Welt, Juden und alle anderen Weſen. Von den Juden ſagt Jahwe: „Ihr 
werdet adam (d. h. Menſchen) genannt, die Völker der Welt aber werden nicht 
Menſchen genannt.“ Ausdrücklich wird ein Nichtjude dem Tier gleichgeſetzt. Als 
ſolcher hat er weder Eigentum noch rechte Ehe, ſowenig wie der Fuchs an ſeiner 
Höhle ein Eigentum beſitzt oder der Storch mit feiner Störchin eine Ehe im Rechts- 
ſinne führt. Infolgedeſſen iſt das Eigentum des Nichtjuden jedem Juden preis. 
gegeben, ein Ehebruch mit einer Nichtjüdin iſt im jüdiſchen Recht kein Ehebruch. Ein 
Nichtjude kann darum auch im Rechtsſinne von einem Juden nicht betrogen werden, 
ſowenig wie man ein Tier „betrügen“ kann. Hieraus ergibt ſich, daß nach jüdiſchem 
Recht es ſtraflos iſt, wenn ein Jude einen Nichtjuden betrügt; betrügt aber ein Jude 
einen anderen Juden, ſo wird er deswegen zwar nicht beſtraft, muß aber dem anderen 
Juden den erlangten Gewinn herausgeben. Hat er ihn aber nur bis zur Höhe des 
Sechſtels der Geſamtſumme betrogen (alſo bei 300 M bis zur Höhe von 49,99 M), 
ſo braucht er ihm nichts herauszugeben. Bis zu einem Sechſtel der Geſamtſumme darf 
auch ein Jude den anderen nach dem Schulchan aruch betrügen. Ganz offenbar wird 
hier von Rechts wegen dem Geriſſeneren, Gauneriſcheren die größere Lebenschance 
gegeben; entſprechend iſt nach dem Schulchan aruch eine Sache, die der Beſtohlene nicht 
ſofort verfolgt, als von ihm durch freiwillige Aufgabe („jiuſch“) preisgegeben anzu⸗ 
ſehen. Im jüdiſchen Strafrecht wird derjenige beſtraft, der der direkte Täter iſt 
— Anſtifter, Beihelfer, Hehler find nach jüdiſchem Strafrecht ſtraflos; gründen zwei 
Juden eine Handelsgeſellſchaft, etwa Schmul (Samuel) und Mauſche (Moſes), und 
der Schmul ſtiehlt dem Nichtjuden A feine Geldbörſe, jo muß er dem Mauſche die 
erlangte Summe zur Hälfte abgeben — denn derartiges gehört zum normalen Be⸗ 
trieb einer jüdiſchen Handelsgeſellſchaft. Gelingt es aber dem A, den Dieb zur Heraus- 
gabe des erlangten Gutes zu zwingen, ſo braucht Mauſche ſeinen Teil nicht wieder 
einzuſchießen — denn warum hat Schmul fi faſſen laſſen? IJ. Das jüdiſche Recht 
bevorzugt biologiſch den Anehrlichen. Das talmudiſche Denken ſchulte dazu früh 
auf die Eigenſchaften der geriſſenen Rechtsumgehung. (Vgl. H. Schroer: „Blut und 
Geld im Judentum“; München, Hoheneichen⸗Verlag, 2. Bd.) 
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C. Die Geſchichte der Juden bis zur Zerſtörung Jeruſalems 


a) Das Judentum unter Perſern und Griechen 

Das Judentum dankte den Sraniern (Perſern) die hochherzige und ahnungsloſe 
Zurückführung nach Paläſtina ſchlecht. Im Buch Eſther ſpricht ſich — mag dieſes nun 
ein Roman ſein oder auf ein wirkliches Ereignis zurückgehen — der abgründige 
Haß der Juden gegen dieſes vornehme nordiſche Volk aus. Die Juden Überdauerten 
das Perſerreich, ſie gerieten nach dem Tode Alexanders des Großen (323 v. Chr.) 
unter die Herrſchaft der Diadochen von Syrien, griechiſcher Generäle als Nachfolger 
Alexanders des Großen. Dem Verſuch, die hohe helleniſche Kultur auch dem Juden⸗ 
tum zugänglich zu machen, widerſetzten ſie ſich in den Kämpfen der Makkabäer (167 
bis 130 v. Chr.). Zu Anrecht werden dieſe Kämpfe als „nationale Befreiungs⸗ 
kämpfe“ bezeichnet. Jene Horden, die außer Jahwe und Moſis Geſetz nichts in der 
Welt anerkannten, hatten keine wirklichen nationalen Werte zu verteidigen. Ihr 
beſchränkter und roher Fanatismus wandte ſich mit abgründigem Haß gegen die 
leuchtende griechiſche Kultur; vergleichbar den mahdiſtiſchen Derwiſchhorden des 
vorigen Jahrhunderts im Sudan, gelang es ihnen im Anprall ihrer rafenden Scharen 
die Heere des König Antiochus aus Paläſtina zu verdrängen. Alle Juden, die ſich der 
helleniſchen Kultur öffneten, wurden dabei vernichtet. 


b) Aus merze der weniger „jüdiſchen“ Elemente. 

„Es kam damals zuerſt zu einer Ausmerze der weniger „jüdiſchen“ Elemente, 
aller Juden, die ſich nicht fo gehäſſig von der helleniſtiſchen Gedankenwelt ab- 
ſchloſſen, wie die Strenggläubigen das voll Eiferwut forderten“ (Günther). 
So bildete ſich ein jüdiſcher Priefterftaat (130 bis 63 v. Chr.), in dem aufs 
neue ſich die Wahrheit des Satzes erwies, daß die Juden, unter ſich gelaſſen, ſich im 
furchtbaren gegenſeitigen Haß aufzehren und vernichten. So entſtand noch einmal 
eine „Ausleſe“ von Menſchen, die zu zäheſtem Glaubenseifer und ſchrankenloſer Un- 
duldſamkeit neigen. 


c) Die Juden und das römiſche Reich 

Als Paläſtina unter römiſche Herrſchaft kam, öffneten ſich damit für die Juden die 
Möglichkeiten, ſich als Sklavenhändler und Gelddarleiher im ganzen Römiſchen Reich 
zu betätigen. Schon früh konnte der jüdiſche Philoſoph Philo aus Alexandria 
ſich rühmen, daß alle Länder des Römiſchen Reiches mit Judenſiedlungen überzogen 
ſeien, und der Geograph Strabo (Zeitgenoſſe Chriſti) ſagt gleichfalls, daß die Juden 
überall hingekommen ſeien und es ſo leicht keinen Ort der Welt gäbe, wo man ſie 
nicht fände. 

Die Verbindung mit dem Verbrechertum der verſchiedenen Völker nahmen die Juden 
raſch auf; Tacitus berichtet: „Verworfene, die vom Glauben ihrer Völker abge- 
fallen ſind, tragen Tribut dorthin, wo die Juden mächtig geworden ſind. Feſt 
zuſammenhaltend, „mit feindſeligem Haß gegen alle Nichtjuden“ (Tacitus), über- 
zeugt davon, daß Jehovah ihnen alle anderen Völker preisgegeben habe, in der 
Wurzel gauneriſch, bildete das Judentum einen zerſetzenden Fremdkörper im 
Römiſchen Reich. 

Im Jahre 66 bis 70 verſuchten die Juden mit Gewalt die römiſche Herrſchaſt in Palä⸗ 
ſtina zu ſtürzen. Nach furchtbaren Greueltaten, die ſie begingen, erlagen ſie dem Kaiſer, 
Titus, der Jeruſalem zerſtörte und ſich mit Recht ſchon durch dieſe Tat feinen Bei⸗ 
namen „Freude und Wonne des Menſchengeſchlechtes“ erwarb. Weitere Erhebungen 
der Juden unter Mobiliſierung der Sklavenmaſſen in Kypern und im nord- 
afrikaniſchen Kyrene, endlich eine Erhebung 135 n. Chr. unter Bar Kochba („Sternen- 
ſohn“), bei der das Landvolk von Paläftina mitgeriſſen wurde, und die den Römern 
ſehr zu ſchaffen machte, blieben erfolglos für die Juden. Es fiel hierbei offenbar der 
mehr zur Gewalttätigkeit neigende Typ. Die ſchweren Kämpfe bedeuteten eine Aus- 
leſe wieder in Richtung auf den handels. und geſchäftsmäßig beſonders geriſſenen 
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Typ, ohne daß doch die Neigung zu rechtloſer Gewalttätigkeit im Judentum ganz 
ausgemerzt wurde. 


d) Bedeutung der Chriſtianiſierung der Antike für das 
Raſſenſchickſal des Judentums 


Die Übernahme der Lehre des Chriſtentums bedeutete einmal, daß die jüdiſche 
Tradition des alten Teſtamentes auch Völkern, die bis dahin nichts von ihr gewußt 
hatten, gebracht wurde. Jüdiſche Denk und Erlebnisformen zogen fo in das Seelen. 
leben von Völkern ein, die bis dahin nichts damit zu tun hatten. Durch die Gleich- 
ſetzung des Weltgottes mit dem jüdiſchen Jahwe wurde dieſer Stammesgott der 
Juden überall dort auf den Thron gehoben, wo Jupiter Optimus Maximus, wo 
Zeus, Wodan, Swantewit oder wie immer die verſchiedenen nationalen Ausprägun⸗ 
gen des altariſchen Himmels und Rechtsgottes hießen, geſtanden hatten. 


Raſſiſch bedeutete die Annahme des chriſtlichen Glaubens einmal eine gewiſſe Raffen- 
ſchranke gegenüber dem ungetauften Juden; früh hat die chriſtliche Kirche die Ehe mit 
Glaubensjuden verboten, früh es bekämpft, daß Chriſten im Hauſe eines Juden 
Dienſte taten. Amgekehrt bedeutete die Annahme des chriſtlichen Glaubens eine 
Offnung der RNaſſenſchranke. Nicht im Nömiſchen Reich mit feiner ſtarken Raffen- 
vermiſchung, wohl aber bei den germaniſchen Völkern hatte bis dahin der Grund- 
ſatz gegolten, daß fremdes Blut nicht geheiratet wurde, Freie nur mit Freien 
ſich vermählten. Dieſe Blutſchranke wurde nun niedergeriſſen. Das frühe 
Chriſtentum hat zunächſt die Völker. und Raſſenſchranke als gottwidrig bekämpft: 
„Hier iſt kein Jude noch Grieche, hier iſt kein Knecht noch Freier“ — ſo Paulus im 
Galaterbriefe 2, 28... Ferner konnten die Sklavenfrage und Ständefrage keine 
Bedeutung erlangen in einem eschatologiſchen Jenſeitsglauben, d. h. einem Glauben 
an ein baldiges Weltende und Hereinbrechen des Reiches Gottes. Als aber dieſes 
Weltende ſich nicht ereignete, wurde aus ſolchen Sätzen, wie Paulus fie ausgeſprochen 
hatte, eine diesſeitige Folgerung gezogen; die Aufhebung der Völker und Raffen- 
ſchranken, der Schranken zwiſchen Frei und Anfrei“ (Günther). 


D. Juden in Deutſchland 


a) Früheſtes Erſcheinen 

Auf deutſchem Boden find die jüdiſchen Kolonien der Römerzeit offenbar in 
der Völkerwanderung vernichtet worden. Wir ſehen Juden vielmehr erſt ab 
500 n. Chr. im Frankenreich eine größere Rolle ſpielen, als ſich dort der große Am⸗ 
ſturz der bisherigen Sozialordnung vollzog. Der altfreie Bauer wurde gezwungen, 
ſeinen bisher unteilbaren Hof auf dem Totenbette zu teilen und der Kirche einen 
Sohnesanteil zu überlaſſen. An die Stelle lebensfähiger altfreier Höfe trat ſo 
unwirtſchaftlicher Parzellenbeſitz, der bald gegen Leiſtung von Frondienſten und 
Scharwerken Land von weltlichen und geiſtlichen Großen zu Leihe nehmen mußte. 
Allzu halsſtarrige Bauernſchaften wurden ſolange zum Kriegsdienſt an fernen 
Grenzen aufgeboten, bis fie ſich in Abhängigkeit ergaben. Vom Frankenreich ver- 
breitete ſich die Anfreiheit der Bauernſchaften auf die anderen feſtlandgermaniſchen 
Stämme; 718 wurde den Alemannen⸗Schwaben die Zwangsſchenkung an die Kirche 
auf dem Totenbett aufgezwungen, 729 den Bayern, das Ergebnis der Kämpfe Kaiſer 
Karls gegen die Sachſen war gleichfalls, daß große Teile der ſächſiſchen Bauernſchaft 
unfrei wurden (vgl. v. Leers „Odal“ Das Lebensgeſetz eines ewigen Deutſchland). 
Hörig gewordene Freibauernſöhne wurden an den Fronhöfen jener Zeit . 
gezogen. Es entwickelte ſich ein blühender Sklavenhandel. 


b) Juden als Sklavenhändler 


Die Juden waren Träger dieſes Sklavenhandels, wie ihn uns Biſchof Agobard von 
Lyon eingehend geſchildert hat. Der arabiſche Schriftſteller Ibn Khordadbeh, ein 
Zeitgenoſſe der karolingiſchen Periode, beſchreibt uns eingehend die Methoden und 
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Verkehrswege jenes jüdiſchen Sklavenhandels. Anter Kaiſer Karls Sohn Ludwig 
dem Frommen war der Einfluß der Juden ſo ſtark, daß der Kaiſer und ſein Hof als 
von den jüdiſchen Sklavenhändlern beſtochen galten, einzelne einflußreiche Große des 
fränkiſchen Hofes zum jüdiſchen Glauben übertraten. 


c) Juden als Gelddarleiher und Hehler 


Der jüdiſche Sklavenhandel kam auf deutſchem Boden mit dem Niedergang der 
Karolinger zum Erliegen, und endete etwa um das Jahr 1000 völlig, während er in 
Oſteuropa noch längere Zeit beſtand. Eine Beſchränkung der wirtſchaftlichen Tätig ⸗ 
keit des Judentums gab es nicht, Juden konnten Grundbeſitz erwerben, waren in 
größeren und kleineren Städten feſt anfällig. Sie ſtellten ſich zuerſt auf den Groß⸗ 
handel um. Je mehr nun aber die Geldwirtſchaft ſich ausbreitete, und das Sittlich⸗ 
keitsempfinden der europäiſchen Völker ſich gegen den Zins wandte, um ſo günſtiger 
wurde die Lage der Juden. Das europäiſche Mittelalter verwarf den Zins, einmal, 
weil er dem Gläubiger auf Koſten des Schuldners ein müheloſes Einkommen ſicherte, 
dann aber auch, weil im Rahmen der bedarfswirtſchaftlich aufgebauten mittelalter- 
lichen Stadt, in der die Handwerkerzünfte jeden gelernten Meiſter bei feiner ehr- 
lichen Nahrung erhalten wollten, der verſchuldete Handwerker nicht nur für ſich und 
die Seinen, ſondern auch für den Gläubiger arbeiten, damit aber notwendigerweiſe 
den anderen Meiſtern „nach ihrem Brot ſtehen“ mußte. Die Kirche folgte dieſer 
Volksabſtimmung und verbot das Zinsnehmen aus ſeelſorgeriſchen Gründen. Die 
Juden waren aber als Träger der Heilsverheißung, der Aberlieferung des Alten 
Teſtamentes und als Beiſpiel der von ihnen verübten Kreuzigung Chriſti die ein- 
zigen in den chriſtlichen Staaten des Mittelalters geduldeten Nichtchriſten. Da 
nun die Kirche jedem Chriſten verbot, Geld auf ZSinſen auszuleihen, bekamen die 
Juden ſo als einzige von dieſem Verbot nicht erfaßte Schicht ein Vorrecht auf das 
Zinsgeſchäft. Fürſten und Obrigkeiten erleichterten ihnen gegen oft hohe Abgaben 
die Ausübung ihres Darlehnsgewerbes. Im Jahre 1090 verſchaffte gar der Biſchof 
Rüdiger Huozman von Speyer den Juden feiner Gemeinde — und faſt alle Obrig- 
keiten ahmten dies Beiſpiel nach — das Recht, wenn eine geſtohlene Ware im Laden 
eines Juden gefunden war, zu beſchwören, daß der Jude dieſe Ware als Pfand be- 
kommen habe. Er war nicht verpflichtet zu ſagen, wer ſie ihm verpfändet hatte. Der 
rechtmäßige Eigentümer konnte ſo die Ware nicht wiederbekommen, fofern er nicht 
die von dem Juden angegebene Pfand ſumme erlegte. Dieſes Hehlereiprivileg führte 
dazu, daß im Mittelalter alle Diebe und Räuber die geſtohlenen Waren zu den 
Juden brachten. Da es ſich über ganz Europa verbreitete, ſo ſtammen noch heute die 
Fachausdrücke der Gaunerſprache in faſt allen europäiſchen Sprachen aus dem 
Hebräiſchen. 


Zinsprivileg und Hehlereiprivileg machten die Juden reich. In Judenaustreibungen 
wehrten ſich die Handwerker (die von den Juden ja mit verfallener Pfandware und 
Diebesware unterboten und geſchädigt wurden), aber auch Bauern und kleine Ritter- 
ſchaft gegen die Juden. Die größten Judenaustreibungen liegen im Jahre 1096, dann 
1146, beſonders ſtark 1336 bis 1338 und 1348 bis 1349. Zahlreiche Juden aus 
Deutſchland wanderten nach Polen aus. Sie verbanden ſich dort mit den Reſten des 
im 8. Jahrhundert zum jüdiſchen Glauben übergetretenen finniſch⸗türkiſchen Volkes 
der Chaſaren und mit aus den Gegenden des Schwarzen Meeres heraufgezogenen 
Juden aus Kleinaſien. 


Hieraus entſtand das ſehr zahlreiche Oſtjudentum, das in feiner „jiddiſchen“ Sprache 
noch mittelalterliches Deutſch mitſchleppt. 
d) Eindringen von Judenblut im Mittelalter 


Die Zahl der Judentaufen im Mittelalter iſt nicht ſehr groß geweſen; ſoweit Juden 
mit Gewalt gezwungen waren, ſich taufen zu laſſen, traten fie faſt ſtets zum Juden⸗ 
tum zurück. In der ganzen Mark Brandenburg ſind im 15. und 16. Jahrhundert 
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gerade acht Judentaufen vorgekommen. Anehelicher Verkehr zwiſchen Juden und 
Chriſten war verboten und wurde hart beſtraft. Das Einſickern jüdiſchen Blutes in 
unſer Volk kann alſo nicht erheblich geweſen ſein, zumal die Handwerkerzünfte von 
ihren Lehrlingen den Nachweis ehelicher und deutſcher Geburt, die Ritterſchaft von 
ihren Angehörigen gleichfalls den Nachweis der „Geburt zu Helm und Schild“ 
forderten, die Ehefitten der Bauernſchaften ſehr ſtreng waren. Wo Judenblut ein- 
ſickerte, konnte es wohl nur unehelich und im allgemeinen in den niedrigſten Schichten 
geſchehen. Selbſt das Betreten der Häufer der „ſchönen wilden Fräulein“ war etwa 
im alten Frankfurt a. M. Juden verboten. 


e) Hofjuden und erfte Oſtjudenein wanderung 


Durch Zins- und Hehlereigeſchäft ſtiegen die Juden auf und wurden im 15. Jahr- 
hundert, als die bisherigen Lehnsheere durch die viel koſtſpieligeren Landsknechts⸗ 
heere erſetzt wurden, zuerſt Hofjuden einzelner Fürſten. Als 1648 auf deutſchem 
Boden der Dreißigjährige Krieg zu Ende ging, brach in der benachbarten Republik 
Polen ein furchtbarer Koſakenaufſtand aus, der ſich unter dem großen Hetman 
Bogdan Chmielnizkij beſonders gegen die Juden richtete. Auf ihn folgten gleichfalls 
judenfeindliche Erhebungen der polniſchen Bauernſchaften. Etwa eine Viertelmillion 
Juden in Polen wurde erſchlagen. Mindeſtens ebenſoviel ergoſſen ſich über die 
deutſchen Lande. Seit dem ausgehenden 17. Jahrhundert finden wir, daß ſich die 
Zahl der Juden in Deutſchland faft überall verdoppelt, ja verdreifacht hatte, vom 
Aufkauf der Hehlerware gingen die Juden zur Organiſation der Diebſtähle, ſchließ⸗ 
lich zur Bildung großer bewaffneter jüdiſcher Räuberbanden über, die ihren Höbe- 
punkt zwiſchen 1790 und 1810 im Rheinland erreichten. 


f) Der Fehler der „Emanzipation“ 


Die Aufklärungszeit beging in der Judenfrage einen folgen deren Irrtum. Inner- 
lich frei von dem giftigen Streit der Konfeſſionen, eine natürliche Religioſität ſuchend 
und voll Vertrauen in die guten Eigenſchaften des Menſchengeſchlechtes glaubten die 
führenden Geiſter der deutſchen Aufklärung, unbekannt mit den Geſetzen der 
Raſſe und Erblichkeit, es ſei möglich, die Juden aus ihrer verachteten Stellung 
und ihrer ſozialſchädlichen Atmoſphäre von Wucher, Schacher und Diebſtahl durch 
Gleichſtellung mit den übrigen Staatsbürgern und beſſere Erziehung heraus- 
zuheben. Am das Ende des 18. Jahrhunderts fallen häufigere Cheſchließungen mit 
getauften Juden. Die große Franzöſiſche Revolution gewährte dann 1791 den Juden 
die volle ſtaatsbürgerliche Gleichberechtigung, dieſe wurde auf die unter direkter 
franzöſiſcher Herrſchaft ſtehenden Gebiete Deutſchlands durch Napoleon J. und auf die 
Nheinbundſtaaten durch die mit Napoleon verbündeten Fürſten übertragen. In 
Preußen gewährte 1812 Hardenberg den Juden die ſtaatspolitiſche Gleichberechtigung, 
nachdem die wohlhabenden Juden ſchon vorher ſich weitgehende geſellſchaftliche Gleich 
berechtigung errungen hatten. 

Nur vorübergehend erfolgte in dieſer Bewegung zur völligen rechtlichen Gleich- 
ſtellung der Juden ein Rüdichlag auf den Wiener Kongreß, bis ſchließlich im Zweiten 
Reihe alle bisher noch vorhandenen „Staatsbürgerlichen Beſchränkungen“ gegen ; 
über dem Judentum als „Konfeſſion“ wegfielen. Die Naſſenfrage ſah jene Zeit 
überhaupt nicht. 


E. Das Judentum auf deutſchem Boden im 19. und 
20. Jahrhundert 
a) Die Zunahme 
Das Judentum auf deutſchem Boden nahm durch Zuwanderung aus dem Oſten zu, 
wobei eine ungeſchickte Schulpolitik, die den Juden geradezu die deutſche Bildung 
aufdrängte, in den Provinzen Poſen und Weſtpreußen dieſe Bewegung noch unter- 
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ſtützte, endlich auch aus den öſterreichiſchen und ruſſiſchen Teilen Polens immer 
größere Mengen von Juden einſtrömten. In Berlin ſtieg die Zahl der Juden von 


18168. 3373 
1880 416689 
1850... 10037 
1880... 83 916 
1910 . 92013 


Groß ⸗Berlin zählte 1913 bereits 150 000 Glaubensjuden. 


Die Juden gaben ihren jiddiſchen Dialekt auf, verließen die jüdiſche Tracht und die 
jüdiſchen Sitten, glichen ſich äußerlich der einheimiſchen Bevölkerung an. Die Ver⸗ 
miſchung nahm zu. Von hundert Judenehen wurden mit Deutſchblütigen geſchloſſen: 


1901. 35,4 v. H. 
1905. . 44,4 v. H. 


Das Judentum wurde reich, es eroberte ſich das Bildungsweſen, ſchon 1904 beſuchten 
in Berlin 80 v. H. der jüdiſchen Kinder (gegen nur 25 v. H. der nichtjüdiſchen Kinder) 
höhere Lehranſtalten. 


b) Die Judentaufen 


Eine verantwortungsloſe Judenmiſſion erleichterte den Juden den Erwerb des Tau 
ſcheins als eines Tarnungsmittels zum Eindringen in unſer Volk. Es iſt bemerkens⸗ 
wert, daß die Judentaufen immer dann zunahmen, wenn judengegneriſche Bewegungen 
im Volke ſpürbar waren, „wie in der Zeit des Stöckerſchen und fpäter des national- 
ſozialiſtiſchen Kampfes die Welle der Judentaufen anſchwoll, während ſie anderſeits 
fiel in den Jahren 1848 bis 1889, in denen ſie ſich im Schutz eines ihnen gewogenen 
Regierungsſyſtems geborgen fühlten“ (Kern „Die Judentaufe“, Stuttgart 1937). 
Insgeſamt haben wir in Deutſchland mit etwa 45 000 ſtatiſtiſch erfaßbaren Juden⸗ 
taufen zu rechnen, die zwiſchen 1800 und 1933 vorkamen und faſt ſtets mit Raſſe⸗ 
miſchung verbunden war. 


c) Die uneheliche Durchſetzung 


Noch bedenklicher als dieſer breite Einbruch jüdiſchen Blutſtroms auf ehelichem Wege 
in unſer Volk war die ftarke uneheliche Durchſetzung mit jüdiſchem Blut. Die letzten 
Polizeiverbote gegen den unehelichen Verkehr mit Juden waren am Ausgang des 
18. Jahrhunderts gefallen, und das Judentum vermochte nun, unter Benutzung ſeines 
größeren Reichtums, die außereheliche Durchſetzung des deutſchen Volkes mit 
jüdiſchem Blute in großem Maßſtab zu betreiben. 


d) Die Geiſtesverjudung 


Am allerunheimlichſten aber war der Einbruch des jüdiſchen Geiſtes in das Denken 
unſeres Volkes. Der getaufte Jude Friedrich Julius Stahl (eigentlich Jolſon), der 
Nachfahr übler Hehler aus der alten Judengemeinde Heidingsfeld bei Würzburg, 
wurde der anerkannte Staats. und Kirchenrechtslehrer Preußens und der geiſtige 
Schöpfer der Konfervativen Partei Preußens, er ſchuf eine widervölkiſche Staats. 
lehre, die den Staat nicht vom Volk, ſondern von der von Jahwe eingeſetzten Obrig- 
keit herleitete, den Gedanken der nationalen Einheit leugnete, und nicht die Erhaltung 
der lebendigen Volks und Raſſenwerte, ſondern den Schutz von „Thron und Altar“ 
predigte. Die Freihandelslehre des Engländers Adams Smith, die in großen Teilen 
des unternehmenden deutſchen Bürgertums im 19. Jahrhundert anerkannt war, wurde 
von dem Juden Ricardo (eigentlich Levy) dahin abgewandelt, daß die rückſichtsloſe 
Durchſetzung des ſpekulativen Eigenintereſſes jedes einzelnen die wahre Harmonie 
der Wirtſchaft zur Folge haben werde; alle völkiſchen und genoſſenſchaftlichen 
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Bindungen wurden von dieſer Lehre beſtritten. Der Sohn des getauften Juden 
Juſtizrat Marx (eigentlich Mordechai) in Trier, der Literat Karl Marx bemächtigte 
ſich der geiſtigen Führung der Arbeiterſchaft, der er die Zerſtörung aller beſtehenden 
Staaten und die Abernahme aller Macht durch das (von Juden geführte) Proletariat, 
die Auflöſung der ariſchen Grundwerte des Eigentums und der Volksverbundenheit 
als Ziel darbot. Meir Anſchel Rothſchild und feine fünf Söhne, ihnen folgend eine 
ganze Reihe jüdifcher Geldmänner aber erſetzten die bisherige Stellung des Hof - 
juden durch die Machtſtellung des die Staatsanleihen begebenden jüdiſchen Bank. 
baufes. Der Hofjude konnte noch in Angnade fallen und ihm feine Forderungen 
herabgeſtrichen werden — das Bankhaus hatte nicht mit einem einzelnen Fürſten, 
ſondern mit dem anonymen Staat zu tun, und wenn der Staat die hohen Laſten 
herabſetzen wollte, veranlaßte ihr Eigenintereſſe die zahlreichen kleinen Sparer, die 
auch Stücke der Staatsanleihe gekauft hatten, das Bankhaus gegen ſolche Verſuche 
der Staaten zu unterſtützen. Auf dem Gebiet der Kunſt, des Theaters, der Muſik, 
der Medizin und beſonders gefährlich in der Rechtspflege bemächtigte ſich das Juden ⸗ 
tum entſcheidender Stellungen. Im Strafrecht kämpfte es unter dem Schlagwort der 
„Humanifierung” dafür, im Verbrecher nur den „geborenen“ Verbrecher (Jude 
Lombroſo) zu ſehen, der deshalb für ſeine Tat nicht haftbar gemacht werden könne, 
dann den Verbrecher als Opfer der Amwelt darzuſtellen, um ihn zugleich zu ent- 
ſchuldigen und den ſozialen Amſturz zu fördern, endlich ſeine Tat als Wirkung in 
das Unterbewußtfein verdrängter Komplexe (Jude Freud) darzuſtellen — alles mit 
dem Ziel, die Strafe herabzuſetzen, die Vermehrung des Berufsverbrechertums als 
der Kerntruppe des geplanten jüdiſchen Amſturzes, wie einſt im Römerreich, zu 
fördern. Aus dem gleichen Grunde wurden alle Erkenntniſſe über Raffe und Ver 
erblichkeit von der jüdiſchen Preſſe, Offentlichkeit und Wiſſenſchaft zielbewußt 
bekämpft. 

Das 19. und beginnende 20. Jahrhundert war in Europa und auch im deutſchen 
Volk eine Zeit weitgehender Geiſtes⸗ und Seelenverjudung, beginnend mit den in der 
Schule verherrlichten Taten der Erzväter im Alten Teſtament und endend mit den 
Lehren von Marx, Ricardo und Stahl, verbunden zugleich mit einem Einſtrömen 
jüdiſchen Blutes in bisher unbekanntem Ausmaß in den Volkskörper. 


21. Arlje des deutſchen Dolkskörpers 

Der Einbruch des Judentums in den deutſchen Volkskörper war gerade dadurch fo 
gefährlich, daß er zeitlich mit einer Entwicklungkriſe des deutſchen Volkes ſelber 
zuſammenfiel. Der außerordentlich raſche Geburtenanſtieg der erſten Hälfte des 
19. Jahrhunderts, der unbekümmert um eine gleichzeitig relativ ſtarke Auswanderung, 
die nach 1848 vielfach politiſchen Charakter angenommen hatte, und ohne Rückſicht auf 
die nicht ſehr erheblichen Verluſte der Kriege von 1864, 1866 und 1870 angehalten 
hatte, brach Ende des 19. Jahrhunderts jäh ab. 


a) Raſcher Geburtenniedergang 


1911. 27,7 Geburten auf Tauſend 
19111 28,6 5 „ „ 
1921 0 0 0 0 ® 0 0 25,3 I E 4. 
19111 *„Q3jj6,0 0 5 8 


Von den verheirateten Frauen im Alter von 15 bis 45 Jahren hatte: 
1890 jede 3. Frau . I lebendes Kind 
1910 7) 4. [7 . 0 0 0 . 0 1 „ 24 
1925 „ 7. „ 333 17 7 
1930 „ 8. „ „ 
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Auf 100 verheiratete Frauen zwiſchen 15 und 45 Jahren kamen im Jahre 


18b9o 0 noch 307 Kinder 
hh „„ 
19 „ 1 
rr ⁰ d ˙ . , 1 


Die Kinderarmut erſchien ſchneller in der Großſtadt als auf dem Lande. Wir ſtellen 
auf Grund der Volkszählung vom 16. Juni 1933 die Ehen aus Orten unter 2000 Ein- 
wohnern den Ehen aus Städten von 100 000 und mehr Einwohnern gegenüber: 


Von je 100 Ehefrauen hatten in der OHundertſatz der Kinder ⸗ 


jetzigen Ehe an Kindern geboren: loſen und Kinderarmen 
Orte unter 0 1 2 3 4 5 u. m. 
2000 Einwohnern 134 19,3 195 14,2 9,9 23, 7 52,2 
Großſtädte 275 264 194 106 59 10,2 73,3 


Die Zahl der kinderloſen Ehen war alſo in der Großſtadt doppelt fo groß wie auf 
dem Lande, die Zahl der kinderreichen Ehen auf dem Lande doppelt ſo groß wie in der 
Großſtadt; aber auch auf dem Lande erreichten die kinderloſen und kinderarmen 
Ehen bereits 52,2 v. H. 


Raſſiſch bedeutete die ſtarke Zunahme der Geburtlichkeit im vorigen Jahrhundert und 
ihr ſeit der Jahrhundertwende einſetzender Abfall eine ſtarke Neuformung des Volks. 
körpers in vielfacher Hinſicht. 


b) Wertigkeitskriſe 


Die zunehmende Geburtlichkeit der Deutſchen ſeit 1815 ließ das Geſetz wirkſam 
werden, daß bei größerer Kinderzahl auch die Wahrſcheinlichkeit beſonderer Be⸗ 
gabungshäufung zunimmt. Der auffällig geiſtige Aufſchwung, beſonders in der 
Technik und Wiſſenſchaft, aber auch auf allen Gebieten des täglichen Lebens, den das 
19. Jahrhundert brachte, iſt nur dadurch zu erklären, daß unter den viel mehr 
geborenen Kindern auch viel mehr Begabungen ſteckten. Dieſe Begabungen aber 
wiederum ermöglichten es, den Lebensraum auszuweiten, zwar nicht auf dem natür- 
lichen Wege der Gewinnung neuen Landes, wie es wünſchenswert geweſen wäre, 
aber doch durch den Aufbau einer großen Induſtrie. Dieſe wiederum war ſo ſtark, daß 
fie beſonders tüchtige und unternehmungsluſtige Menſchen auch anderen Volkstums 
anzuſaugen vermochte. Nicht nur als primitive Arbeiter, ſondern hingeriſſen in den 
Strudel des Aufſtiegs, den das Deutſchland des 19. Jahrhunderts darſtellte, ſind 
Tauſende von Familien verwandter, aber andersvölkiſcher Herkunft (Polen, 
Slowenen, etwa im Ruhrgebiet, aber auch in anderen Induſtriezentren) im Deutſch⸗ 
tum aufgegangen. Aberwiegend wird es ſich hierbei um beſonders tüchtige und aktive 
Menſchen gehandelt haben. 


Der Schaden war gräßer. Da die Ausweitung des Lebensraums unſeres Volkes 
nicht durch Landgewinnung, ſondern durch Aufbau eines komplizierten Induftrie- 
apparates mit hochentwickelter Verwaltung erfolgte, jo entſtanden nicht ſoviel felb- 
ſtändige als feſtbezahlte abhängige Exiſtenzen. Anter dieſen nahm die Neigung früh 
zu, die Zahl der Kinder nach dem kaum veränderlichen Einkommen zu bemeſſen. Ver. 
längerte Ausbildungszeit und erhöhte Koſten der Berufsvorbereitung belaſteten 
ſolche Eltern mit feſtem Einkommen verhältnismäßig ſchwer. — So beſchränkten ſie 
die Zahl der Kinder. Gerade Berufe mit beſonders hoher ſozialer Leiſtung heirateten 
zu ſpät und waren kinderarm. Immer wieder ſtiegen ſo beſonders tüchtige, begabte 
Menſchen überwiegend nordiſcher Raffe ſozial auf — und immer wieder verfielen 
ihre Begabungen durch Kinderarmut und Kindermangel der Auslöſchung ohne jede 
Hoffnung auf Wiederkehr. 


— — 
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c) Verſtädterung 
Das deutſche Volk verftädterte. 


Die raſche Zunahme der Großſtädte war aus dem natürlichen Geburtenüberſchuß 
des Landes nicht zu bewerkſtelligen. Aus großen Teilen zogen die Großſtädte viel- 
mehr nicht nur den Aberſchuß, ſondern den echten Grundbeſtand der Bevölkerung an 
fich. Zwiſchen 1895 und 1900 verloren allein die Provinzen Pommern, Poſen, 
Schleſien, Weſtpreußen und Oſtpreußen über 1¼ Millionen Menſchen. Im wefent- 
lichen aber bedeutete dieſe Landflucht doch einen Verluſt der beſonders begabten 
deutſchen Menſchen nordiſch⸗fäliſcher Raſſezuſammenſetzung in den landwirtſchaſt⸗ 
lichen Gebieten, wobei dieſe Menſchen in der Großſtadt raſch der Kinderlofigteit 
anheimfielen. Selbſtverſtändlich blieben einzelne „ſtille Ecken“ von der großen Am. 
ſchichtung durch die Induſtrialiſierung verſchont, fo das Münſterland, Teile Oftfries- 
lands, Niederſachſens, die Schwalm und manche Teile Rheinheſſens, Württembergs, 
Frankens und Altbayerns, des Waldviertels von Niederöſterreich und der öſter⸗ 
reichiſchen Alpenlande. Aber die Hälfte des deutſchen Volkes aber hat im Zeitalter 
der Induſtrialiſierung ſeinen Wohnfitz aus der Landwirtſchaft in die Großſtadt oder 
in induftrialifierte Gebiete verlegt. 


Wie ſich der ſoziale Aufſtieg als Kinderarmut der beſonders Begabten auswirkte, ſo 
ergriff dieſe Kinderarmut auch andere, bis dahin kinderreiche und biologiſch ſtabile 
Schichten. In Handwerksmeiſterfamilien Thüringens ſtellte Prof. Dr. Karl Aſtel 
feſt, daß die Zahl der lebendgeborenen Kinder auf die fruchtbare Ehe betrug 

1890. 43,97 

1977. 3514 

192i r 118 

1933 0,80 


Wie ſehr die Kinderarmut gerade die beſonders aufgeſtiegenen Schichten ergriffen 
hatte und zum Teil heute noch ergriffen hält, zeigt die folgende Aberſicht, aus der 
zugleich hervorgeht, daß der Bodenbefitz faſt ſtets mit einer Zunahme der Kinder ⸗ 
zahl verbunden iſt, während Familien ohne Land in ſonſt gleicher ſozialer Stellung 
durchgehend kinderärmer ſind: 

Soz. Stellung des Von je 100 zuſammenlebenden Ehe⸗ Hundertſatz an Kinder⸗ 
Familienhauptes paaren hatten an Kindern bekommen: loſen und Kinderarmen 
Induſtriearbeiter 0 1 2 3 4 5 u. m. 3 


ohne Land 259 30,0 19,6 10,2 5,6 87 75,5 
mit Land 13,0 22,8 21,9 14,8 9,5 18,3 57,4 
Landarbeiter 
ohne Land 19,2 24,6 19,0 12,1 7,9 17,2 62,8 
mit Land 109 178 184 14,2 10,5 28,2 47,1 
Gelbftändige in 
Landwirtſchaft, 
Induſtrie und 
Handwerk 
ohne Land 26,0 26,1 215 118 61 85 73,6 
mit Land 145 19,2 21,8 155 10,0 19,0 55,5 
Beamter 
ohne Land 25,8 30,0 22,8 11,1 5,1 5,2 78,6 
mit Land 13,4 22,4 25,8 16,3 9,2 12,9 61,6 
Ang. in Ind., | 
Handw. u. öff. 
Dienft 
ohne Land 33,4 31,7 19,4 8,2 3,6 3,7 84,5 
mit Land 18,0 26,6 24,0 13,5 73 10,6 68,6 


(nach Franke a. a. O.) 
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d) Zunahme der Unterwertigen 

Amgekehrt brachte die Induſtrialiſierung gerade denjenigen, die ſonſt vielleicht durch 
eigene Anwirtſchaftlichkeit, mangelnde Vordenklichkeit und Antüchtigkeit ſpät oder 
gar nicht zur Eheſchließung gekommen wären, durch die ſtärkere Mechaniſierung der 
Arbeit, die auch bei geringerer geiſtiger Anſtrengung noch die Möglichkeit, ſich zu 
ernähren, gab, und durch die verbeſſerte Säuglingspflege und ärztliche Fürſorge eine 
verſtärkte Vermehrung. Menſchen, die infolge ihrer körperlichen oder geiſtigen 
Mangelhaftigkeit in der Landarbeit kaum eine Familie hätten gründen können, ver- 
mehrten ſich nun. Die Zahl der Anterwertigen nahm zu und wurde geradezu durch 
eine Wohlfahrtspflege, die ganz unbiologiſch dachte, gefördert. Das geſunde Ver⸗ 
hältnis der Natur kehrte ſich um — „die Minderwertigen vermehrten ſich doppelt ſo 
ſchnell wie die Hochwertigen“. 


e) Geiſtige Vermaſſung 

In jedem Volk gibt es einen ziemlich kleinen Prozentſatz Höchſtbegabter, die durch 
große Leiſtungen die Entwicklung vorantreiben, eine große Anzahl Gutbegabter, die 
die vorhandene Kultur beherrſchen und wirklich ausbauen, eine breite Schicht guten 
Durchſchnitts, der in der Lage iſt, die vorhandene Kultur weiterzutragen und ſie 
mindeſtens noch zu überſehen vermag, dann bereits die breite Schicht derer, für die 
nur noch ein ziemlich ſchmaler Ausſchnitt des Kulturlebens ihrer Art nach überfeh- 
bar iſt, endlich die Schicht derer, denen die Kulturgüter bereits „zu ſchwer“ ſind, für 
die die kulturelle Geſamtleiſtung eine Laſt iſt, die ſie abwerfen möchten, „weil ſie ihr 
nicht mehr gewachſen ſind“. Von dieſen letzten Menſchen wird die Verpöbelung als 
Erleichterung empfunden. Mit dem Neidinſtinkt gegen die Höherwertigen verbindet 
ſich bei ihnen der Abwehrkampf gegen alles, was ihnen als geiſtige Aberlegenheit 
Schrecken einflößt. „Von den zahlreichen Menſchen aus, die in den abendländiſchen 
Völkern ihren Erbanlagen nach vor der angehäuften Menge von Geſittungsgütern 
erſchrecken und ſich davon beeinträchtigt fühlen, erhebt ſich Welle auf Welle eines 
Haſſes gegen jegliche Bildung, der ſich als Haß gegen alle Gebildeten und alle, die 
gebildet ſcheinen, auswirkt“ (Hans F. K. Günther „Die Verſtädterung“). 


Die Zahl ſolcher Anterwertigen nahm zu, und an ihre Neidinſtinkte konnte der Jude 
mit feiner marxiſtiſchen Lehre appellieren. Während auf dem Lande aber neid- 
erfüllter Maſſengeiſt, die Verhetzung durch wurzelloſe Intellektuelle ſich kaum in 
gleichem Maße entwickeln konnten, fanden dieſe in den Großſtädten mit ihren urteils⸗ 
los gewordenen, durch die Flut der Eindrücke ſtärker abgeſtumpften Maſſen viel eher 
Anhaltspunkte; das Wachſen des Marxismus fiel zuſammen mit der Zunahme der⸗ 
jenigen Menſchen, die raſſiſch und weſensmäßig unter der Kulturgrenze blieben oder 
nur mit Mühe mit ihr Schritt hielten, der nicht ſo ſehr wirtſchaftlich wie raſſiſch 
„Schlechtweggekommenen“. 


f) Der Amfang der Anterwertigkeit 
Prof. Scheumann („Bekämpfung der Anterwertigkeit“, Berlin 1935) ſtellte feſt: 
„Als Nachkommen ungeeigneter Eltern fallen der öffentlichen Fürſorge mehr oder 
weniger zur Laſt: 
mindeſtens 100 000 erblich ſchwer Geiſteskranke, 
60 000 Epileptiker, 
200 000 Trinker, 
52 000 Geburtsfrüppel, 
15 000 Taubſtumme, 
13 000 Blinde, 
1200 000 kliniſch Tuberkuloſe (Ende 1930 ſtanden in Betreuung der 
Tuberluloſefürſorgeſtellen etwa 1 000 000 Lungenkranke), 
400 000 Pſychopathen und Fürſorgezöglinge, 
60 000 erblich Schwachſinnige. 
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Das find 8 bis 10 v. H. aller Deutſchen zwiſchen 16 und 45 Jahren.“ 


Das waren aber immer nur die ganz groben Fälle. Die zahlreichen Abergangsfälle, 
die ſich in Imbezillität, geringer Lebensleiſtung, angeborener Dummheit und Be. 
griffsſtutzigkeit äußerten, fanden mindeſtens einen Ausdruck in der unheimlich zu- 
nehmenden Zahl der Hilfsſchüler auf den deutſchen Schulen. Ohne eine ſolche bedenf- 
lich ſteigende raſſiſche Anterwertigkeit im Volke wäre es ja auch gar nicht zu 
erklären geweſen, daß demokratiſche Neidinſtinkte, verpöbelte Maſſenparteien, wie die 
marxiſtiſchen Parteien oder eine Partei, die, wie das Zentrum, auf der Ausnutzung 
des kindlichſten konfeſſionellen Aberglaubens beruhte, im Volk einen Anhang ge- 
winnen und ſchließlich zur Macht kommen konnten, während die Weltgebäude, auf 
dem dieſe politiſchen Gruppierungen beruhten, in Wirklichkeit durch die Forſchungs⸗ 
arbeit der Hochwertigen ſeit langem in Trümmern gelegt waren. 


Daß aber immer noch genug geſunde, raſſiſch hochwertige Kräfte vorhanden waren, 
um ſchließlich den Zuſammenbruch der Lebensordnung zu verhindern, zeigt die Tat- 
ſache, daß die deutſche Nation trotz dieſen hochbedenklichen Auflöſungserſcheinungen 
immerhin vier Jahre lang den Weltkrieg gegen erdrückende Abermacht durchſtand, und 
erſt dann am Aufſtand der von den Juden gegängelten Anterwertigkeit niederbrach. 


22. Der Weltkrieg 
a) Amfang der Verluſte 


Der Weltkrieg führte im deutſchen Volk zu einem ſehr ſtarken Verluſt an Menſchen 
und an Wertigkeit. Das deutſche Volk im Reich verlor im Kampf 1,82 Millionen 
Tote und 2 Millionen Verhungerter während der Blockade. Durch die Abwoſenheit 
der Männer trat zwiſchen 1914 bis 1918 ein Geburtenverluſt von mindeſtens 
3,6 Millionen Kindern ein. Dieſe nicht zur Welt gekommenen Kriegskinder fehlen 
heute im Altersaufbau unſeres Volkes. Durch den ſtarken Verluſt an Männern 
und durch die nach dem Zuſammenbruch einſetzende Sittenloſigkeit und Auf⸗ 
löſung ſanken die Eheſchließungen ab. 1919 kamen aber auch in der Tat auf 1000 
heiratsfähige Mädchen und Frauen nur noch 770 heiratsfähige Männer. Beſonders 
hart war wieder der Verluſt an Hochwertigen. Das deutſche Volk im Reich verlor 
19,3 v. H. aller, die vor dem Feinde ſtanden, das deutſche Volk in Oſterreich ſogar 
noch etwas mehr. Von den aktiven Offizieren aber fielen 24,8 v. H., von den 
Studenten allein 16 000, „aus allen Ständen und Berufen find gerade die kräftigſten, 
geſundeſten, ſeeliſch wertvollſten Männer in den Tod gegangen“ (Dr. G. Paul, 
„Raffen- und Naumgeſchichte des deutſchen Volkes“). Während in früheren Kriegen 
die ſtärkſten Verluſte durch Krankheiten eintraten, von denen vielfach doch die 
Schwächeren ergriffen wurden, ſtarben im Weltkrieg nur ein Zehntel der im Felde 
Gebliebenen an Krankheiten, neun Zehntel durch feindliche Waffen. In den Sturm- 
trupps, bei den Fliegern, bei den „Korſett. Stangen⸗Diviſionen“, die immer wieder 
an den ſchwachen Stellen der Front eingeſetzt wurden, ſtand der beſte Teil des 
deutſchen Heeres und wurde beſonders ſtark zuſammengeſchoſſen — und mit ihm 
fielen die geeignetſten Väter der nächſten Generation. 


b) Biologiſche Kriegsfolgen 


Als Folge zeigte ſich eine Beſchleunigung des bereits vor dem Kriege ſpürbaren 
Geburtenrückganges, das Geſetz der raſchen Geburtenzunahme nach einem ſchweren 
Krieg erfüllte ſich nicht, der Verluſt großen deutſchen Volksbodens, die Belaſtung mit 
Reparationen, die Verſtärkung der Induſtrialiſierung, die nun noch außerdem mit 
fremdem Kapital betrieben wurde, die Zunahme der Landflucht, die Notwendigkeit, 
ſeit 1928 eine ſteigende Anzahl Arbeitsloſer aus den Arbeitserträgen der noch 
beſchäftigten Bevölkerung zu ernähren, hatten weitere raſſiſche Schäden zur Folge. 
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e) Steigende Verjudung 

Die Verjudung nahm zu. Hatten zwiſchen 1901 und 1910 8 225 Ehen zwiſchen 
Glaubensjuden und Chriſten (davon ſicher die meiſten nichtjüdiſchen Volkstums) 
ſtattgefunden, ſo waren es zwiſchen 1911 und 1924 ſchon 20 266 ſolcher Ehen; die 
wirtſchaftliche Aberlegenheit der Juden führte auch zu einer Verſtärkung des unehe- 
lichen Miſchlingstums 


d) Erwachen raſſiſcher Erkenntniſſe 


Die naturwiſſenſchaftlichen Geſetze der Vererbung waren ſchon von einzelnen Denkern 
im 19. Jahrhundert auf die Menſchen und auf die Völkergeſchichte angewandt worden, 
fo durch den genialen Franzoſen Gobineau, durch den Deutſch-Engländer Houfton 
Stewart Chamberlain, durch Otto Ammon, Woltmann, Ludwig Schemann u. a. 
Bahnbrechend wurden für die wiſſenſchaftliche Erkenntnis der Raſſe und der Vererb— 
lichkeit im Völkerleben die Anterſuchungen der Menſchenraſſen durch die Anthro— 
pologen Bauer, Fiſcher, Lenz, dann vor allem durch Hans F. K. Günther. Die 
Bedeutung des Bauerntums für die nordiſche Raſſe ſtellte überzeugend Walther 
Darré dar. Der Führer Adolf Hitler war der erſte, der die hohe Bedeutung der 
Raſſe als des entſcheidenden Faktors für Werden und Vergehen der Völker erkannte 
und die Erhaltung der Raffe unſeres Volkes, den Raſſenkampf gegen das Juden— 
tum zur Grundlage der von ihm geſchaffenen Bewegung machte 


23. Der nationalſozialiſtiſche Aufbau auf taſſiſchem Gebici 
a) Formen und Wege nationalſozialiſtiſcher Raſſepolitik 
Nationalſozialismus iſt nach dem Wort von Reichsminiſter Dr. Frick „angewandte 


Raſſenkunde“. In dreifacher Hinſicht hat der nationalſozialiſtiſche Staat den Raffe- 
gedanken in ſeine Geſetzgebung eingebaut: abwehrend, pflegend, fördernd. 


Der Abwehr gegen das Judentum dienen das Verbot der körperlichen Vermiſchung 
mit Juden auf ehelichem und unehelichem Wege, die Ausgliederung des Judentums 
aus dem deutſchen Volkskörper durch Aufhebung der unſeligen „Gleichberechtigung“ 
der Juden. Der Reinigung des Volkskörpers dient das Geſetz zur Verhütung erb- 
kranken Nachwuchſes vom 14. Juni 1933 (RGBl. I S. 529), das dem Staat die Mög⸗— 
lichkeit gibt, durch chirurgiſchen Eingriff Erbkranke im Sinne dieſes Geſetzes unfrucht— 
bar zu machen, ferner das Geſetz „gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über 
Maßregeln der Sicherung und Beſſerung“ (vom 24. November 1933, RGBl. I 
S. 995), ergänzt durch eine ganze Anzahl Einzelbeſtimmungen, deren gemeinſamer 
Sinn es iſt, das Verbrechertum und die verbrecheriſchen Anlagen zurückzudrängen, 
endlich ſolche Menſchen, die mit ſchwerer erblicher Krankheit geſchlagen ſind, ohne 
ihnen deshalb etwa in ihrem menſchlichen Wert nahezutreten, daran zu hindern, ihr 
Leid in gleich unglücklichen Kindern weiter fortzupflanzen. Dieſe Abwehr gegen 
unerwünſchte raſſiſche Veränderung oder Entwicklung ſtellt eine Einheit dar. Ihr 
Ergebnis wird notwendigerweiſe ſein, daß das deutſche Volk im Reich im Vergleich 
zu anderen Völkern, bei denen ſolche Maßnahmen zur Verhütung erbkranken Nach- 
wuchſes und zur Verhinderung der Miſchung mit jüdiſchem Blute ſowie zur Fern- 
haltung erblich ſchwer verbrecheriſcher Nachkommenſchaft nicht getrofſen werden, 
immer mehr einem Garten, der ſorgfältig von Ankraut gereinigt iſt, verglichen mit 
verunkrauteten Gärten, gleichen wird. 


Pflegend für den gefunden Raſſebeſtand find Maßnahmen wie die Sicherung des 
Bauerntums durch die Schaffung der Marktordnung und die Stellung der Höfe 
unter das Reichserbhoſrecht, find aber auch alle Maßnahmen zur Sicherung von 
Arbeitsplatz und Verdienſt, um den deutſchen Menſchen die wirtſchaftliche Grund— 
lage zu geben, ein geſundes und raſſiſch fruchtbares Familienleben zu führen. 
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Tördernd im raſſiſchen Sinne find alle Maßnahmen, bei denen die Volksgemein⸗ 
ſchaft den Eltern raſſiſch erwünſchter Kinder Zuſchüſſe, ſei es in der Geſtalt von Ehe⸗ 
ſtandsdarlehen, Kinderzulagen, Kinderreichen⸗Beihilfen u. a. Vorteile leiſtet, find 
aber auch alle Maßnahmen auf dem Gebiet der Erziehung, deren Ziel die Aufzucht 
eines ſeeliſch und geiſtig den beſlen Werten unſerer Art nachlebenden, körperlich 
gefunden Nachwuchſes unſeres Volkes iſt. 


Kinder ſind nach dem Wort des Führers der größte Reichtum des Volkes. 


b) Das bisherige Ergebnis 

Es iſt gelungen, im alten Beſtande des Reiches den Geburtenüberſchuß von 4,3 im 
Jahre 1932 auf 7,8 auf Tauſend zu ſteigern; mit Erfolg ſind mindeſtens die 
größten Gruppen der erkennbar Erbkranken unfruchtbar gemacht worden, dem 
Judentum iſt die Möglichkeit, ſeine böſe Art unſerem Volke beizumengen, weit- 
gehend genommen, das Berufsverbrechertum iſt niedergekämpft, ſeine ſchlimmſten 
Exemplare find durch die Sicherungsverwahrung gehindert, ihre Anlagen fortzu- 
pflanzen. 

Ein ſtarker Aufſtieg auch in raſſiſcher Hinſicht hat eingeſetzt. Sport, körper liche 
Kräftigung, zahlreiche Maßnahmen zum Schutz und Erhaltung von Mutter und 
Kind, Förderung der kinderreichen Ehe haben eingeſetzt; die auflöſende, jede ſittliche 
Ordnung verneinende Richtung in der Kunſt und der öffentlichen Meinung iſt aus⸗ 
geſchaltet, raſſiſche Zuchtwahlgeſetze haben ſich auch im Volke durchgeſetzt. 


c) Der jetzige Raſſebeſtand des deutſchen Volkes 

Hans F. K. Günther (Raſſenkunde des deutſchen Volkes) veranſchlagt die Zu- 

ſammenſetzung unſeres Volkes, wie fie gegenwärtig erſcheint, folgendermaßen: 
Die nordiſche und fäliſche Raſſe mag etwa 55 bis 60 v. H. des deutſchen Blutes 
ausmachen; in der nördlichen Hälfte des deutſchen Sprachgebiets etwa 65 bis 
70 v. H., in der ſüdlichen wohl eher 20 v. H. Die oſtiſche Raſſe mag etwa 15 v. H. 
des deutſchen Blutes ausmachen. 
Die dinariſche Raſſe mag etwa 15 v. H. des deutſchen Blutes ausmachen; in der 
nördlichen Hälfte des deutſchen Sprachgebietes höchſtens 5 v. H., in der ſüdlichen 
etwa 20 v. H. 
Die oſtbaltiſche Raſſe mag etwa 8 v. H. ausmachen; in der weſtlichen Hälfte des 
deutſchen Sprachgebietes etwa 3 bis 4 v. H., in der öſtlichen 15 v. H. 
Die weſtiſche Naſſe mag höchſtens 2 v. H. des deutſchen Blutes ausmachen. Auf 
einen eigentlich innerafiatifden Einſchlag mögen etwa 2 v. H. kommen, in der öft- 
lichen Hälfte des deutſchen Sprachgebietes vielleicht 4 v. H. 


Die Heimholung Deutſcher ins Reich durch den Führer 
Wie nie ein Herrſcher der deutſchen Vergangenheit hat der Führer Adolf Hitler eine 
deutſche Landſchaft nach der anderen wieder in das Deutſche Reich hineingeholt, 
und zwar: 
Im März 1935 
das Saarland mit 1900 qkm und 841 000 Einwohnern. 
Im März 1938 
die O ſt mark mit 83 800 qkm und 6,76 Millionen Einwohnern. 
Im Oktober 1938 
das Sudetenland mit 29 000 qkm und 3,7 Millionen Einwohnern. 
Im März 1939 
Böhmen mit 32 167 qkm und 4 473 000 Einwohnern. 
Mähren mit 16 780 qkm und 2 321 000 Einwohnern. 
Das Memelland mit 2 848 qkm und 141 000 Einwohnern. 
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Insgeſamt hat der Führer 163 600 qkm mit 18,2 Millionen Einwohnern dem Reiche 
wiedergewonnen; es handelt ſich mit Ausnahme der Tſchechen in Böhmen und 
Mähren, der kleinen Gruppen von Slowenen in Kärnten, von Kroaten und einigen 
Magyaren an der Südgrenze der Oſtmark gegen Ungarn, einiger Slowaken und 
weniger Litauer um deutſches Volk, das ſo zum Reich wieder heimgekehrt iſt. 
Dennoch decken ſich Reichsgrenze und Volkstumsgrenze noch nicht völlig. 


Anhang 
Das Deutſchtum außerhalb der Reichsgrenzen 


Außerhalb der Grenzen des Deutſchen Reiches ſteht (abgeſehen von Reichsdeutſchen, 
die im Auslande tätig ſind): 


1. das Deutſchtum des geſchloſſenen Volksbodens in Europa, 


2. das Deutſchtum, das getrennt vom geſchloſſenen Volksboden in Europa oder 
Aberſee ſiedelt. 


a) In raſſiſcher Hinſicht unterſcheidet ſich das Deutſchtum des geſchloſſenen Volks- 
bodens, und zwar der verſelbſtändigten Staaten Luxemburg und Liechtenſtein (bis 
zum Jahre 1866 Mitglieder des Deutſchen Bundes), Danzig (bis 1918 Teil des Deut- 
ſchen Reiches), ferner das Deutſchtum der Schweiz, Elſaß⸗Lothringens, das Belgien⸗ 
Deutſchtum, das Deutſchtum Nordſchleswigs und der weſtlichen Gebiete Polens vom 
Deutſchtum des Reiches in keiner Weiſe. Hier handelt es ſich um alte deutſche Sied. 
lungsräume, die erſt ſehr ſpät ſtaatlich vom Deutſchen Reich getrennt find, und auch 
dort, wo eine Vermiſchung mit dem nichtdeutſchen Nachbarvolk ſtattfand, hat durch 
dieſes das Deutſchtum dieſer Gebiete kaum andere RNaſſebeſtandteile aufgenommen, 
als das deutſche Volk des Reiches ſelbſt beſitzt. 


Zahlenmäßig handelt es ſich um folgende Gruppen: 
Deutſche in Belgien etwa 140 000 


Deutſchſchwei zern „% ¶„a 6 2924 000 
Deutſche in Liechtenſtee nns „, 10 000 
5 „ Polen (Weſtgebiet ) „ 300 006 
> nn, ee 350 000 
5 „ Luxemburg „% 300 000 
5 „ Nordſchl ewig „, 43 000 
5 „ Elſaß Lothringen „ 1580 000 


b) Außerhalb dieſes geſchloſſenen Volksbodens ſitzen in Europa deutſche Volks. 
gruppen, die das Ergebnis früherer Auswanderungen ſind. Dieſe tragen darum in 
ihrem raſſiſchen Beſtande vielfach nicht das Geſicht des reichsdeutſchen Volkes von 
heute, ſondern ſeiner raſſiſchen Zuſammenſetzung zu der Zeit, als ihre Vorfahren 
auswanderten. 


a) Von der mittelalterlichen deutſchen Oſt wanderung ſind die 
deutſchen Bürgerſchaften in Skandinavien und das zahlreiche Deutſchtum der Städte 
Polens und Angarns faſt ganz verſunken. Erhalten haben ſich die Baltikum⸗Deutſchen 
(in Eſtland etwa 16 000, in Lettland etwa 63 000). Sie ſtammen aus Weſtfalen und 
Niederſachſen, waren fchon bei ihrer Auswanderung überwiegend Oberſchicht und 
ſind heute wohl nordiſcher und fäliſcher als die Bewohner dieſer Landſchaften des 
Reiches. Von der großen Angarnwanderung haben ſich die Siebenbürger-Sachſen 
(etwa 240 000) gehalten; ſie ſtammen aus den Moſellanden, aus Luxemburg, der 
Eifel und aus zum Teil ſchon romaniſierten, im Mittelalter deutſchen Gebieten 
Belgiens. Sie ſind heute nordiſcher und fäliſcher als die Einwohner dieſer 


Landſchaften. 
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B) Aus der großen Wanderung des 17. und 18. Jahrhunderts 
ſtammten das Deutſchtum im heutigen Angarn (etwa 500 000), das Schwabentum des 
unter Rumänien (etwa 320 000 Schwaben) und Südſlawien (etwa 600 000 Schwaben) 
geteilten Banats, des Szathmarer Landes (zu Rumänien: etwa 40 000 Deutſche), 
einige deutſche Gruppen in Kroatien, Slawonien, ferner die Galizien⸗Deutſchen, die 
Joſeph II. dort anſiedelte (etwa 90 000). 


Alle dieſe Gruppen ſtammen aus dem Bauerntum des Schwarzwaldes, der Pfalz, 
Lothringens und der fränkiſchen Gebiete Süddeutſchlands, ſoweit dieſe im 18. Jahr- 
hundert katholiſch waren. Sie tragen darum auch raſſiſch das ähnliche Geſicht dieſer 
Landſchaften, werden wahrſcheinlich — genaue Anterſuchungen fehlen — heute ein 
wenig nordiſcher ſein, da jede Auswanderung ſtets die aktiveren, unternehmungs⸗ 
luſtigeren Elemente an ſich gezogen hat. Einzelne dieſer Volksgruppen, ſo die 
Banater Schwaben, befinden ſich durch Kinderarmut in ſtarker biologiſcher Kriſe. 


Das Rußland ⸗Deutſchtum dürfte zum großen Teil vernichtet fein. 


Kinder- und zukunftsreich dagegen find die Gruppen des Deutſchtums in Wolhynien 
(überwiegend Niederdeutſche) unter polniſcher Herrſchaſt (etwa 200 000 Menſchen mit 
größerem durchſchnittlichen Kinderreichtum als Ruſſen und Polen), und das Deutſch⸗ 
tum in der rumäniſchen Dobrudſcha. 


y) Die Maſſe der Auswanderer aus dem Reichsgebiet (unter ihnen wieder 
überwiegend Pfälzer, Rheinländer, Mitteldeutſche, Mecklenburger, Pommern, 
Nord- und Oſtfrieſen) hat ſich im vorigen Jahrhundert erſt nach AS, 
dann nach Kanada, endlich nach Südamerika gewandt. Faſt ſtets ſtellten dieſe 
deutſchen Gruppen eine gewiſſe Ausleſe nordiſcher Elemente dar. Die Zahl dieſes 
Amerika Deutſchtums wird veranſchlagt auf 


Nord. und Südamerika 92700 000 
Anglo⸗Ameriköa . 8500 000 
Vereinigte Staaten: Deutſcſammge 1. und 2. Grades 8 000 000 
. 8 8 .. 3000 000 
Kanada „ Tr. :: 9900 
Ibero ⸗Ame rid — 11200 000 
Mexiko „ „ e he 13 000 
Abrige mittelameritanijde Staaten. E 8 000 
Braſilien 5 >22 2 2 2°... 900000 
Rio Grande do Sul ne... 48500 000 
Santa Catharina - » ©: 2 2 2 2 2 2850 000 
Darandı. ı 0 20 0 a a ee 60 000 
Sado Pauln e m ee ie 60 000 
Efpirittu Santo 25 000 
Argentinien . > 2 0 2 ee ee 3230 000 


Chile. Yu. oa... ⁵ĩ⅛ ⁵ ⅛ 900 
Paragungſngagnss 3 15 000 


Riel hſre,h . ar dar er at. Zu. 8 000 
Beresudla 2: 2 en 3 000 
Rolumbien: =.-3 = - & & u E 2 2a ee 2 000 
Bolivien 8 1000 


Dazu kommt das e wie es als 3 ſich in einer Anzahl 
europäiſcher Staaten findet, ferner etwa 16 000 Deutſche in unſeren ehemaligen 
Kolonien, 35 000 Deutſche in der Südafrikaniſchen Anion, etwa 21 000 Deutſche 
(überwiegend Reichsdeutſche) in den Staaten Aſiens, 75 000 Deutſche in Auſtralien. 
Die Geſamtzahl des Deutſchtums in der Welt wird mit 95 bis 96 Millionen 
Menſchen nicht zu hoch veranſchlagt. 
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Die Einzelheiten der Gejcichte der Bewegung find nicht 
jo bekannt, wie es zum Derftändnis ihres gegenwärtigen 
fjandelns wünfchenswert iſt. Die Tatfachen dieſer Ent- 
wicklung ſprechen eine eindeutige Sprache. Der Der- 
faſſer, der ſeit langem in der Gefolgſchaft des Führers 
ſteht, gibt eine ins einzelne gehende Darftellung des tat- 
ſächlichen Ablaufs der Bewegung vom Eintritt Adolf Hitlers 
in die damalige „Deutſche Acbeitecpactei” über die Mün- 
chener November-Ereigniffe zur Neuschaffung der Partei 
und von da durch kampferfüllte Jahre zu ihtem Endſieg. 
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Die einzelnen Blätter eines jeden Beitrags ſind nach einem 

neuartigen Alebeverfahren miteinander vereinigt, Jo dafl 
jedes Rapitel eine in ſich geſchloſſene feſte Einheit darftellt. 
Wenn Sie jedoch einem Abſchnitt nur einzelne Blätter. ent- 
nehmen wollen, iſt auch dies ohne weiteres möglich, indem 
Sie das einzelne Blatt mit einem leichten Ruck aus dem Zu- 
ſammenhalt löſen. Freilich laſſen ſich die einmal einzeln 
entnommenen Blätter nicht wieder in den urjprünglichen 
feſten zuſammenhang bringen. Doch ift dies auch nicht 
nötig, da ſolche einzelnen Blätter ja von den Ordnerſtiften 
der Mlappe an ihrem zugehörigen Platz feftgehalten werden. 
Der Platz, an den das einzelne Aapitel innerhalb des Ge- 
ſamtwerkes gehört, iſt durch die durch das ganze Werk 
gehende fortlaufende Numerierung eindeutig gekennzeichnet. 
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I. Entftehungsurfachen der Bewegung 


1. Die geſchichtlichen Grundbedingungen 

Oberflächliche und böswillige Beurteiler der Zeitgeſchichte haben oft behauptet, daß 
die nationalſozialiſtiſche Bewegung ihre Entſtehung, ihren Aufſtieg und ihren Sieg 
lediglich der allgemeinen Not und ihrer Ausnutzung durch eine geriſſene und dem- 
agogiſche Propaganda verdanke. Wer ſich mit dieſem ſeichten Erklärungsverſuch 
begnügt, wird das Geſchehen unſerer Tage niemals begreifen. 

Die Not des Volkes — aber keineswegs nur die leibliche — gehörte gewiß zu den 
Vorbedingungen der Bewegung. Aber niemals wäre ein Weg aus dieſer Not 
gefunden worden, wenn nicht das Bild einer beſſeren Staatsordnung, der Keim einer 
heilkräftigen Weltanſchauung, eine ideale Sehnſucht und die Kräfte zu ihrer Ver. 
wirklichung in unſerem Volke geſchlummert hätten. Auch dieſe Sehnſucht und dieſe 
Kräfte wären jedoch unwirkſam geblieben, wenn fie nicht aus dem Schlummer erweckt 
worden wären. Ihre Erweckung und Fruchtbarmachung endlich war nur möglich 
durch eine geniale Perſönlichkeit, in der dieſe Sehnſucht und dieſe Kräfte 
ſtärkſtes Leben gewonnen hatten, und die nunmehr mit allen Mitteln der Lebens⸗ 
klugheit — darunter auch mit dem Mittel einer pſychologiſch durchdachten Pro- 
paganda — an die Verwirklichung ihres gewaltigen Zieles heranging. 


Ob dem deutſchen Volke eine ſolche Perſönlichkeit geſchenkt wurde, hing von dem 
unerforſchlichen Walten der Vorſehung ab. 


2. Die not des Volkes 

Das deutſche Volk hatte den Weltkrieg verloren. Während die beſten Volkskräfte 
an der Front kämpften, hatten Drückeberger und Deſerteure, gewiſſenloſe Politiker 
und Juden den Amſturz vorbereitet. Kaiſer und Fürſten, denen das Wohl des Volkes 
bis dahin anvertraut war, überließen den Meuterern kampflos das Feld. 
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In einem ſchmachvollen Waffenſtillſtand lieferten die neuen Machthaber dem Feinde 
die Waffen des deutſchen Volkes aus. Die Folge war das furchtbare Diktat von 
Verſailles, das unſer Volk einer ewigen Verſklavung, Verelendung und Tributpflicht 
zu überantworten ſchien. Sittliche Verlumpung und leiblicher Verfall ſchienen das 
unausweichliche Los des deutſchen Heldenvolkes geworden zu fein; am Ende mußte 
der völlige Antergang ſtehen. 

Der tonangebend gewordene Marxismus hetzte die handarbeitende Bevölkerung 
immer tiefer in den Wahn des Klaſſenkampfes und der proletariſchen Internationale 
hinein. In allen Lagern und auf allen Lebensgebieten wirkte der Jude und unter- 
grub die letzten deutſchen Ideale, ſuchte alle Kräfte der inneren Wiedererhebung zu 
ertöten. 

Keine der Mächte, die in der Vorkriegszeit beſtimmend geweſen waren, bot Ausſicht 
auf Rettung. Der monarchiſche Gedanke hatte durch die Selbſtpreisgabe der Fürſten 
ſelbſt bei den eigenen Anhängern jede Aberzeugungskraft verloren. Das Bürgertum, 
das einſt für ſtaatserhaltend gegolten hatte, verkroch ſich vor den neuen Machthabern 
oder ſtützte fie ſogar in der unfinnigen Hoffnung, mit ihrer Hilfe eine wirtſchaftliche 
Beſſerung ſeiner Lage zu erreichen. 

Die mächtige Zentrumspartei, die das Intereſſe der deutſchen Katholiken wahr⸗ 
zunehmen vorgab, verbündete ſich mit dem gottesleugneriſchen Marxismus. Dieſer 
wiederum, der den Sozialismus, das Intereſſe der Handarbeiterſchaft zu vertreten 
behauptete, ſchloß engſte Brüderſchaft mit dem jüdiſchen Finanzkapitalismus. 


Außenpolitiſch erblickte die ſogenannte Republik, von ſolchen Mächten beherrſcht, das 
einzige Heil in bedingungsloſer Anterwerfung unter den Willen Frankreichs und der 
übrigen Feindmächte und ermutigte dieſe dadurch zu immer neuen Erpreſſungen und 
Vergewaltigungen. 


3. Die Aräfte der Geſundung 


Angeſichts diefer Troſtloſigkeit lag die einzige Hoffnung in den gefunden Grund- 
kräften des deutſchen Volkes, die einſt im Laufe der Geſchichte die deutſche Kultur, 
die deutſchen Staaten, die deutſche Arbeit, die deutſche Wirtſchaft trotz furchtbarer 
Leidenszeiten immer wieder zu neuer Blüte gebracht und ſich im großen Kriege von 
neuem fo unvergleichlich bewährt hatten. Aber die Träger dieſer geſunden Grund- 
kräfte waren teils an den Fronten verblutet, teils im Banne falſcher Vorſtellungen, 
des Ergebniſſes einer falſchen Erziehung, zur Anwirkſamkeit verdammt und 
lahmgelegt. | | 

Es rächte ſich nun, daß ſchon Tanga vor dem Kriege unfer Volk von den ewigen 
Grundgeſetzen wahrhafter Lebensgeftaltung abgeirrt war. Das ganze 19. Jahr- 
hundert hatte in immer ſteigendem Maße dem Liberalismus gehuldigt, einer 
Weltanſchauung, die im Einzelmenſchen den letzten Wert erblickte. Darüber war 
jedes tiefere Gefühl für Volkstum, Volksgemeinſchaft und vor allem für Raſſe ver- 
lorengegangen. Auch im Juden ſah man nur noch den Einzelmenſchen und erkannte 
ihn in jeder Hinfiht als gleichberechtigt an. Vor keiner Blutsvermiſchung ſcheute 
man mehr zurück, zumal eine ſolche zwar innerlich zerriſſene, aber gerade durch ihre 
Zerriſſenheit beſonders „intereſſante“ Einzelmenſchen erzeugte. 


Anter dieſer vom Judentum geförderten verderblichen Weltanſchauung war ſchon vor 
dem Kriege das deutſche Volk innerlich auseinandergefallen. Der Jude Marx hatte 
folgerichtig den Liberalismus weiterentwickelt und dem Privategoismus des Bürgers 
den Klaſſenegoismus des von den Segnungen der Kultur und der Wirtfchaftsblüte 
ausgeſchloſſenen, von feinen bürgerlichen Volksgenoſſen verlaſſenen Proletariats ent- 
gegengeſetzt. Nun ſtanden ſich Bürgertum und Proletariat innerhalb des gleichen 
Volkes als Todfeinde gegenüber. 


Der liberaliſtiſche und marxiſtiſche Irrwahn, durch das Kriegserlebnis vorüber⸗ 
gehend erſchüttert, ſchoß nach dem Amſturz üppiger als je ins Kraut und ſchien jede 
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Wiedererhebung unmöglich zu machen, da er auch die gefunden Kräfte in der Arbeiter- 
ſchaft wie im Bürgertum umnebelte und außer Gefecht ſetzte. Selbſt ſolche, die im 
ſtillen über das Treiben der neuen Machthaber die Fäuſte ballten, Tauſende alter 
Soldaten, Offiziere, Beamten, Landwirte wußten unter dem Einfluß der ihnen an- 
erzogenen falſchen Vorſtellungen kein beſſeres Ideal aufzuſtellen als die geſchichtlich 
finnlofe und der breiten Maſſe mit Recht verhaßte Rückkehr zur Vorkriegszeit, die 
„Reaktion“. 


4. Die völhijchen Beſtrebungen 

Nur hier und da dämmerten beſſere Erkenntniſſe. Auch in der Vorkriegszeit hatte es 
ſolche in manchen Kreiſen gegeben. So hatte damals der Hofprediger Stöcker 
verſucht, in Maſſenverſammlungen die Arbeiterſchaft für die Nation zurückzugewinnen. 
Theodor Fritſch hatte in ſeiner Zeitſchrift „Der Hammer“ den Kampf gegen das 
Judentum aufgenommen. Houſton Stewart Chamberlain hatte in dem weit⸗ 
verbreiteten Werke „Die Grundlagen des XIX. Jahrhunderts“ ein gewaltiges Ge⸗ 
mälde völkiſcher Geſchichtsbetrachtung und Weltauffaſſung niedergelegt. Aber alle 
dieſe Verſuche waren damals in dem Brei der herrſchenden liberaliſtiſch⸗marxiſtiſchen 
Denkweiſe zunächſt verſackt. 

Jetzt nach dem Kriege flackerte als natürliche Folge des Fronterlebniſſes der völkiſche 
Gedanke an verſchiedenen Stellen des Reiches erneut auf. Das Judentum, deſſen 
Wirken nunmehr allenthalben mit ſchamloſer Offenheit hervortrat, forderte geradezu 
zu antiſemitiſchen Abwehrgeſühlen heraus. Man begann ſich wieder der alten, lange 
verſchütteten Grundwahrheit zu erinnern, daß wir Deutſchen, ohne Anterſchied 
der Klaſſe, eine natürliche Gemeinſchaft bilden, die ſich innerhalb der übrigen Welt 
durchzuſetzen hat, und daß dieſe Gemeinſchaſt letzten Endes auf der Gemeinſamkeit 
des Blutes und der Raſſe beruht. 

Aber dieſe völkiſchen Beſtrebungen blieben vereinzelt und zerſplittert. Sie be⸗ 
kämpften ſich gegenſeitig. Ihre Träger wirkten als Träumer und Phantaſten. Sie 
zeigten wohl ein großes und gutes Ziel, aber niemand ſchien den praktiſchen Weg zur 
Verwirklichung dieſes Zieles zu wiſſen. Mit Lachen ging man über dieſe welt- 
fremden Ideologen zur Tagesordnung über. Die große Maſſe der Bürger und 
Arbeiter blieb hoffnungslos in Liberalismus und Marxismus befangen. 


5. Der Führer 

Aber die Vorſehung wollte nicht, daß das deutſche Volk verdarb. 

Es lebte in Deutſchland ein einfacher, unbekannter Mann, der als Gefreiter aus dem 
Kriege zurückgekehrt war. Er war gänzlich mittellos. Er beſaß weder Geld noch 
eine einflußreiche Stellung, hatte weder Bewaffnete hinter ſich noch Freunde oder 
Gönner, die ihm durch ihren Einfluß hätten emporhelfen können. Er war ganz auf 
ſich allein geſtellt. 

Dieſem einen Manne gelang es, ſcheinbar aus dem Nichts eine Bewegung zu er- 
zeugen, die unter ſeiner Führung ſchließlich das ganze Volk erfaßte und umſchmolz, 
eine Welt irriger und verderblicher Vorſtellungen in Scherben ſchlug und auf den 
Trümmern der ſchwarzrotgoldenen Republik einen neuen, wahrhaften Volksſtaat 
errichtete, das Reich der Deutſchen. 

Dieſe Tat, die zu den wunderbarſten Geſchehniſſen der Weltgeſchichte zählt, konnte 
nur einem Menſchen gelingen, dem die Natur die ſeltenſten Gaben des Geiſtes und 
des Charakters verliehen und dem ſein bisheriges Leben ganz beſondere Erkenntniſſe 
vermittelt und außergewöhnliche Prüfungen auferlegt hatte. Wer ganz aus eigener 
Kraft eine Macht wie die nationalſozialiſtiſche Bewegung ins Leben zu rufen ver— 
mochte, der mußte dieſe Bewegung zuvor in ſich ſelbſt erlebt, ſich innerlich erarbeitet 
und erkämpft haben. 

Darum beginnt die Geſchichte der nationalſozialiſtiſchen Bewegung mit der Geburt 
Adolf Hitlers. 
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II. ſitlers Entwicklung zum Nationalfozialismus (1889 bis 1918) 


1. Der Nationalismus des Knaben 


Als Sohn eines öſterreichiſchen Zollbeamten wurde Adolf Hitler am 20. April 1889 
in Braunau am Inn, einem Städtchen nahe der bayriſchen Grenze, geboren. Schon 
früh erwachte in dem Knaben die Liebe zum Soldatentum und zum Bismarck⸗Reich; 
eine illuſtrierte Geſchichte des deutſchen Einigungskrieges 1870/71, die er unter den 
Blüchern des Vaters fand, gab den Anlaß. Auf der Realſchule in Linz feſſelte ihn 
vor allem das Fach der Geſchichte, daneben beſonders Geographie. Sein Geſchichts⸗ 
lehrer war Profeſſor Ludwig Poetſch, der die Jugend für die deutſche Ver- 
gangenheit zu begeiſtern und ihr zugleich das weſentliche aller Geſchichtsbetrachtung, 
die Nutzanwendung auf die Gegenwart, beizubringen verſtand. 

Schon damals lernte Hitler ſein deutſches Volkstum aus ganzer Seele lieben, zugleich 
aber feinen Staat, das Habsburger ⸗Reich, haſſen, weil es das Deutſchtum planmäßig 
zugunſten des Slawentums unterdrückte. Es wuchs in ihm die Sehnſucht nach dem 
benachbarten Deutſchen Reich der Kraft und der Ehre, das ihm als wahre Pflege- 
ſtätte des Deutſchtums erſchien, und bitter empfand er es, als Oſterreicher von der 
durch das Reich verkörperten Gemeinſchaft der Deutſchen ausgeſchloſſen zu ſein. So 
wurde ſchon der Knabe zum Nationaliſten und zugleich geſinnungsmäßig zum 
Revolutionär gegen eine Monarchie, die das Wohl der deutſchen Nation 
mißachtete. 

Der Vater hatte ihn für den Beamtenberuf beſtimmt. Hitler aber wollte Künſtler 
werden. Er glaubte ſich zum Maler berufen, bis er ſpäter erkannte, daß feine Haupt. 
begabung auf dem Gebiete der Architektur lag. Er war feſt entſchloſſen, ſeinen Willen 
gegenüber dem des Vaters durchzuſetzen und auf eigenen Wegen ſein Glück zu ſuchen. 
Des Vaters eigenes Vorbild war ihm dabei ſchärfſter Anſporn. Der Vater hatte 
ſich durch zähe Willenskraft vom armen Häuslersſohn zum Staatsbeamten empor- 
gearbeitet, und der Sohn wollte ihm an Willen und Zähigkeit dereinſt beſtimmt nicht 
nachſtehen. 


2. Die Schule des Leidens 


Mit 13 Jahren verlor Hitler den Vater, mit 16 Jahren die geliebte Mutter. Trotzig 
nahm er den Kampf ums Daſein auf. 

Er ging nach Wien, um — koſte es, was es wolle — ſein Berufsideal zu verwirklichen 
und ſich die Architektenlaufbahn, für die ihm die vorgeſchriebene Vorbildung bisher 
fehlte, durch zähen Fleiß zu erſchließen. 

Es begann mit fünf Jahren bitteren Elends. Am ſein Leben zu friſten, arbeitete 
Hitler als Hilſs⸗ oder Gelegenheitsarbeiter auf Bauſtellen. Gleichwohl war der 
Hunger ſein täglicher Begleiter. Bücher und gelegentliche Beſuche der Oper darbte 
ſich der junge Hitler buchſtäblich vom Munde ab. 


Die Beſchäftigung mit Politik, mit den Lebensfragen ſeines Volkes, neben der 
Berufsarbeit erſcheint ihm als ſelbſtverſtändliche Pflicht. Tagsüber gibt ihm das 
Leben den ernſteſten Anſchauungsunterricht. Nach Feierabend aber vertieft er ſich 
mit leidenſchaftlicher Ausdauer in die Bücher und ſtudiert neben ſeiner künſtleriſchen 
Fortbildung die Grundgeſetze der Politik und der Geſchichte. 


In dieſen ſchweren Jahren formt und feſtigt ſich in ihm die Weltanſchauung, die 
einſt zur Grundlage der nationalſozialiſtiſchen Bewegung werden ſollte. Zugleich 
ſtählt die Not feinen Willen, lehrt ihn Härte gegen ſich ſelbſt und läßt ihn die uner- 
bittlich harten Naturgeſetze erkennen, denen das Leben des einzelnen wie das Leben 
der Völker unterworfen iſt: die Geſetze der Ausleſe und des ewigen Sieges der 
Kraft über die Schwäche. 
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3. fjitler erlebt die ſoziale Frage 

Als Arbeiter unter Arbeitern gewinnt Hitler tiefſte Einblicke in das Seelenleben des 
„Proletariers“. Mit Grauen wendet er ſich zunächſt ab von der Noheit, ja Ver⸗ 
kommenheit mancher ſeiner Arbeitskollegen. Mit der Zeit aber lernt er verſtehen, 
daß nicht dieſe Verwahrloſten felbſt in erſter Linie die Schuld trifft, ſondern daß ſie 
Opfer der ungeſunden und ſchmachvollen ſozialen Verhältniſſe find. 

Nüchtern, ohne Rührſeligkeit, geht er den Arſachen der Verblendung feiner Arbeits 
kameraden nach. Er ſieht ein, daß ſchon die übliche Volksſchulerziehung wenig oder 
nichts dafür tut, um in dem Arbeiterkinde ein lebendiges Gefühl für die Größe der 
Nation zu erwecken, und daß das Wenige, was die Schule etwa an Anſätzen zum 
Nationalſtolz hervorzurufen vermag, den Kindern im proletariſchen Elternhauſe meiſt 
wieder ausgeredet und lächerlich gemacht wird. Er wird ſich ſchaudernd darüber klar, 
daß unerträgliche Verhältniſſe daheim, die Enge des Wohnraumes, die Schmalheit 
des Verdienſtes oft zwangsläufig zur Zerrüttung des Familienlebens und zur fitt- 
lichen Vergiftung des Nachwuchſes führen. Als ſchlimmſte Bedrohung des Arbeiters 
erkennt er die dauernde Anſicherheit des Verdienſtes, das ſtets lauernde Geſpenſt der 
Arbeitsloſigkeit, das nur zu leicht jeden Sinn für Wirtſchaftlichkeit ertötet und dem 
Leichtfinn und der Verwahrloſung den Boden bereitet. 

Zugleich jedoch wird ihm die tröſtliche Gewißheit, daß ein bisher unzerſtörter ge⸗ 
ſunder Kern auch in der Arbeiterſchaft ſich erhalten hat, daß fo manche Arbeiter 
familie allem Elend und allen Verſuchungen innerlich Trotz geboten hat und ein 
leuchtendes Beiſpiel des Fleißes, der Anſpruchsloſigkeit und der Kameradſchaft gibt. 
Aber Hitler weiß von nun an, daßſoziale Gerechtigkeit und nationale 
Erziehung unerläßliche Vorbedingungen ſind, damit die Arbeiterſchaft ihre 
Nation wieder lieben lernen kann. 


4. Hitler wird Antimarzift 


Im Erleben der ſozialen Not ſtößt Hitler naturgemäß auf den Marxismus. 
Anter ſeinen Arbeitskollegen am Bau lernt er die erſten Sozialdemokraten kennen. Er 
hört mit ſteigendem Entſetzen, wie ſie in ihren täglichen Geſprächen alle hohen Werte, 
durch die der Beſtand des Menſchengeſchlechts gewährleiſtet wird, Nation, Vater⸗ 
land, Autorität, Schule, Moral und Religion verhöhnen und in den. Schmutz ziehen. 
Nach anfänglicher Zurückhaltung beginnt er, den Läſterern geſprächsweiſe ſeine 
eigenen beſſeren Erkenntniſſe entgegenzuhalten. Dabei muß er bei den anderen eine 
anſcheinend hoffnungsloſe Anbelehrbarkeit feſtſtellen. 

Das qualvolle vergebliche Ringen um die Seelen ſeiner Arbeitsbrüder führt Hitler 
zu einem gründlichen Studium des ſozialdemokratiſchen Schrifttums und der ſozial⸗ 
demokratiſchen Preſſe. Nun enthüllt ſich ihm die marxiſtiſche Lehre und Taktik in 
ihrer ganzen teufliſchen Zweckmäßigkeit, und in ſeinem deutſchen Herzen flammt ein 
glühender Haß gegen dieſe Volkspeſt und ihre Arheber auf. 

Peinlich gewiſſenhaft ſpürt er den Erfolgsurſachen der marxiſtiſchen Maſſenvergiftung 
nach und findet ſie in der planmäßigen, bewußt einſeitigen, ununterbrochenen Bearbei⸗ 
tung der Maſſe durch die Propagandamittel Preſſe und Volksrede, in der Erweckung 
eines Machtbewußtſeins der Maſſe durch Aufzüge und Rieſenverſammlungen, in 
ſtrengſter Parteidiſziplin und in der brutalen Terroriſierung Andersdenkender. Zu⸗ 
gleich wird ſich Hitler der ſchweren Mitſchuld des Bürgertums bewußt, das der 
ſozialen Not der Arbeiterſchaft kaum Beachtung ſchenkt und deſſen politiſche Vertreter 
ſich oft den dringendſten ſozialen Beſſerungsverſuchen entgegenſtemmen. 

So kommt Hitler zu der Auffaſſung, daß die Gewerkſchafts bewegung als 
Notwehr der Arbeiter gegen das privatkapitaliſtiſche Denken und Handeln der Anter⸗ 
nehmerſchaft und des ganzen Bürgertums völlig berechtigt und ſogar notwendig iſt; 
aber er muß feſtſtellen, daß auch die Gewerkſchaften bereits zu willenloſen Werkzeugen 
der marxiſtiſchen Politik herabgeſunken ſind, deren Ziel keineswegs eine Hebung der 
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ſozialen Lage des Arbeiters, ſondern die Zertrümmerung der nationalen Wirtſchaft iſt. 
»Da ſich Hitler fortgeſetzt weigert, ſich organiſieren zu laſſen und dadurch mittelbar 
dem Marxismus Tribut zu zollen, wendet ſich der marxiſtiſche Terror bald gegen ihn 
ſelbſt. Wiederholt droht ihm die Gefahr, von fanatiſchen Sozialdemokraten vom 
Baugerüſt geſtoßen zu werden. 


5. fjitler erkennt das Judentum 

In der Heimat und in Linz hatte Hitler Juden kaum kennengelernt. Als er nach Wien 
geht, iſt er der Aberzeugung, daß Antiſemitismus ein religiöſes Vorurteil und unſerer 
aufgeklärten Zeit unwürdig iſt. Der ſcheinbar unſachliche Ton, den die antiſemitiſchen 
Zeitungen in Wien anſchlagen, ſtößt ihn vollends ab. Wien ſelbſt aber, in dem damals 
ſchon etwa jeder zehnte Bürger Jude iſt, lehrt ihn ganz allmählich das wahre Geſicht 
des Judentums erkennen. 

Lange ſträubt er ſich gegen dieſe Erkenntnis. Sie koſtet ihn die ſchwerſten ſeeliſchen 
Kämpfe. Auf die Dauer aber kann er ſich als denkender und ſehender Menſch nicht 
der Tatſache verſchließen, daß faſt an allen deutſchfeindlichen und volksſchädlichen 
Erſcheinungen Juden maßgebend beteiligt find. Mit der Zeit wird ihm volle Klarheit. 
Er entdeckt den Juden hinter der ſcheinheiligen Sachlichkeit der „großen Preſſe“, 
hinter den zerſetzenden Darbietungen der Kunſt, der Literatur und des Theaters, 
hinter Proſtitution und Mädchenhandel und ſchließlich auch hinter dem Truggebäude 
der marxiſtiſchen Weltanſchauung. 


Am feine Erkenntniſſe nachzuprüfen, ſtudiert er gründlichſt die Werke der jüdiſchen 
Väter des Marxiſtentums. Er unterhält ſich auch mit einzelnen Juden und kreuzt mit 
ihnen geiſtig die Klinge. Dabei lernt er die Eigenart der jüdiſchen Dialektik und der 
jüdiſchen Lügenkunſt kennen und ſtellt immer wieder feſt, daß die jüdiſchen Bekannten, 
wenn ſie ſich in ihrer Scheinbeweisführung widerlegt ſehen, ſtets ausweichen, weil ſie 
nicht belehrt ſein wollen. So gewinnt Hitler die Aberzeugung von der Nutzloſigkeit 
jedes Verſuches einer weltanſchaulichen Judenbekehrung. Es wird ihm klar, daß der 
Trieb zur Zerſetzung fremden Volkstums dem Juden von Natur angeboren und 
darum unausrottbar iſt. 


Durch dieſe Erkenntniſſe erlangt Hitler aber auch die erlöſende Gewißheit, daß der 
finnlofe Haß der verführten deutſchen Arbeiter gegen das eigene Volkstum und 
Vaterland nicht deutſchem Denken entſprungen iſt, ſondern aus jüdiſchen Hirnen 
ſtammt. Sein Mitgefühl für den vom Juden verhetzten deutſchen Arbeiter ſteigt. 


Vor allem aber lehrt ihn die Erkenntnis des jüdiſchen Weſens die entſcheidende, welt- 
und geſchichtsgeſtaltende Bedeutung der Raſſe überhaupt. 


6. Aitler wird Antiparlamentarier 

Zwei Jahre lang war Hitler häufiger Gaſt auf der Zuhörertribüne des öſterreichiſchen 
Abgeordnetenhauſes. Dann wußte er genug von Parlament und Parlamentarismus. 
Die unwürdigen und lächerlichen Szenen, deren Zeuge er dort war, prägten ſich ihm 
tief in die Seele. Er gewann den lebendigſten Begriff vom Typ des Parlamentariers, 
der, ohne perſönliche Verantwortung, ohne Sachkenntnis in den meiſten ihm vorge- 
legten Fragen, dazu geiſtig meiſt keineswegs eine beſondere Leuchte, notwendig zum 
Schwätzer wird und ſchließlich ſeine höchſte Aufgabe darin erblickt, ſich ſein Mandat 
als Futterkrippe ſolange wie möglich zu erhalten. 

In dieſer Zeit erkannte Hitler in dem auf Mehrheitsentſcheidungen abzielenden 
Parlamentsbetrieb den Gipfel politiſchen Unfinns, das Staats⸗ und Volksſchickſal an 
die Mehrheit der Dummen und Feigen zu überantworten. Er durchſchaute auch 
den Sinn dieſer Einrichtung: die Auslieferung der Nation an das Judentum. Denn 
die jüdiſche Preſſe macht die öffentliche Meinung, die öffentliche Meinung beſtimmt 
das Wahlergebnis und auf dem Wahlergebnis beruht die Zuſammenſetzung der 
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7. Studium politiſcher Erneuerungsbewegungen 


Der Aufenthalt in Wien brachte Hitler in Berührung mit zwei großen politiſchen 
Erneuerungsbewegungen, die ihn beide auf ihre Art anzogen, ja begeiſterten und ihm 
gleichwohl durch die Fehler, die ſie begingen, Lehren von ungeheuerem Zukunftswert 
gaben. Es waren die Alldeutſche Bewegung des Freiherrn v. Schoenerer und 
die Chriſtlich⸗ſoziale Partei des großen Wiener Oberbürgermeiſters Lueger. 
Beide Bewegungen hatten große und gute Ziele, bekämpften verderbliche Abelſtände, 
aber beide ſcheiterten wegen taktiſcher und weltanſchaulicher Mängel. 


Die Alldeutſchen wandten ſich ſcharf gegen die Anterdrückung des Deutſchtums durch 
die Habsburgiſche Monarchie, empfanden die Pflicht, gegen eine Staatsautorität zu 
rebellieren, die ſich an der Nation verſündigte, erſtrebten ein großdeutſches Reich und 
bekämpften das Judentum als Raffe. Hitler wandte ihnen bald feine volle Sympathie 
zu, mußte aber erleben, daß dieſe Bewegung nach anfangs gewaltigem Aufſchwung 
elend zuſammenbrach. 


Mit ſcharfer Aberlegung forſchte Hitler nach den Gründen dieſes Zuſammenbruchs 
und fand ſie in folgendem: Die Bewegung war ohne jedes Verſtändnis für die 
Pſychologie der Maſſe. Sie behandelte infolgedeſſen die ſoziale Frage nur oberfläch⸗ 
lich. Ihre alleinige Stütze war das obere Bürgertum. Dieſes aber hielt den Kampf 
nicht durch, weil es an ſeinem Beſitz hängt, ihn nicht aufs Spiel ſetzen möchte und 
dadurch nur einen begrenzten Kampfwillen hat. Der Antergang der Bewegung wurde 
beſiegelt, als fie Abgeordnete ins Parlament ſandte und dieſe ſich dem Parlamen- 
tarismus verſchrieben. Nun wurden aus Kämpfern Parlamentarier, die bisherigen 
Maſſenverſammlungen wurden vernachläſſigt, die Bewegung verlor jede Fühlung 
mit dem Volk. 


Noch eine weitere wichtige Erkenntnis ſchöpfte Hitler aus dem Schickſal der All. 
deutſchen. Die Bewegung hatte ihre Kraft zerſplittert. Statt den Willen und die 
Aufmerkſamkeit ihrer Anhänger auf ein einziges großes Ziel zu ſammeln, zeigte ſie 
dem Volke die verſchiedenſten Feinde, darunter verhängnisvollerweiſe auch die 
katholiſche Kirche. Damit mengte fie religidje Fragen in den politiſchen Kampf, ver- 
letzte weite Volkskreiſe in ihren heiligſten Empfindungen und ſchürte den konfeſſio⸗ 
nellen Haß, ſtatt auf die politiſche Einheit hinzuarbeiten. Hitler lernte hieran ſür alle 
Zukunft, daß Kampf gegen eine Kirche, eine Religion, eine Dogmatik wohl die Auf- 
gabe eines religiöſen Reformators, niemals aber die Aufgabe eines völkiſchen 
Politikers ſein kann. 


Genau die umgekehrten Fehler beobachtete Hitler bei den Chriſtlich⸗ſozialen, deren 
Führer Lueger Wien zu einem Kraſtmittelpunkt machen und von hier aus den ganzen 
Staat erneuern wollte. Dieſe Bewegung ſicherte fi eine geſunde, kampfkräftige Grund. 
lage in der breiten Maſſe des opferbereiten, vom Antergang bedrohten Mittelſtandes. 
Sie ſtellte den ſozialen Gedanken in den Vordergrund, unterhielt ein gutes Ver⸗ 
hältnis zur Kirche, verſtand ſich vorzüglich auf das Seelenleben des Volkes und fand 
daher den der Maſſe angemeſſenen Ton. Uber da fie all die verſchiedenen Nationali- 
täten des Habsburger ⸗Reiches zugleich zu erfaſſen ſtrebte, verſtand fie nichts vom 
Nationalismus und wollte auch nichts davon verſtehen; der von ihr gepredigte Anti⸗ 
ſemitismus aber beſchränkte ſich auf die Konfeſſionsjuden und verlor durch Verleug⸗ 
nung des Raſſegedankens jeden tieferen Sinn und jede Wirkſamkeit. Hitler erkannte, 
daß damit ihre Berufung zu einer deutſchen Erneuerung verloren war. 


Das Studium dieſen beiden Bewegungen begründete in Hitler die Grundüberzeugung, 
daß nur eine ſolche Bewegung dem deutſchen Volke zum Segen werden konnte, die 
Nationalismus und Sozialismus miteinander verſchmolz und ihre Aberzeugung zum 
Gemeingut breiteſter Maſſen zu machen verſtand. 
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8. Hitler lernt das Reich kennen 


Als Hitler im Frühjahr 1912 Wien und damit Osterreich den Rüden kehrte, war er 
ein gereifter Mann mit bereits abgeſchloſſener Weltanſchauung geworden. Die 
Weltanſchauung, die er in ſich trug, war erlebt, erarbeitet und erkämpft und in der 
Verbindung ihrer einzelnen Beſtandteile durchaus einzigartig. Hitler verließ Wien 
als der erſte und vorläufig einzige Nationalſozialiſt. 


Hinfort war für ihn nicht mehr eine Anderung, ſondern nur noch ein Ausbau und eine 
Vertiefung ſeiner Weltanſchauung möglich. 


Seine alte, nunmehr unwiderſtehlich gewordene Sehnfucht trieb ihn ins Reich. Er 
nahm feinen Wohnſitz in der Kunſtſtadt München. 


Schon ſeit den Jahren 1909/1910 hatte er es durch Fleiß und Ausdauer fo weit 
gebracht, daß er nicht mehr als Hilfsarbeiter ſein Leben zu friſten brauchte, ſondern 
als kleiner Zeichner und Aquarelliſt ſein allerdings kärgliches Brot verdiente. Nun 
durfte er in München, bei aller Einſchränkung, die glücklichſten und zuſriedenſten Jahre 
feines Lebens verbringen. Er arbeitete als Kunſtmaler für feinen Unterhalt, um in- 
zwiſchen ſeine Ausbildung zum Architekten vollenden zu können, und hatte nunmehr, 
befreit von körperlicher Aberanſtrengung, doppelte Friſche zur Fortſetzung und Ab⸗ 
rundung auch ſeiner politiſchen Studien. 


Solange er in Oſterreich lebte, war ihm das Deutſche Reich als Arbild der Vollkom⸗ 
menheit erſchienen. Jetzt in Deutſchland ſelbſt erkannte er die Schwächen und Fehler, 
an denen das Reich krankte. Mit Schrecken bemerkte er die gänzlich falſche Meinung, 
die hier über das Habsburger ⸗Reich verbreitet war, dieſen durchaus flawiſch ge⸗ 
richteten Staat, in dem die Reichsdeutſchen einen „deutſchen Bruderſtaat“ erblicken 
zu dürfen glaubten. Das Bündnis des Reichs mit diefem zum Zerfall beſtimmten 
Staatsgebilde erſchien Hitler als furchtbare Geſahr. 


Auch in anderer Hinſicht erregte die Prüfung der Reichspolitik in Hitler ſchwere 
Befürchtungen. Er erkannte mit ſcharfem Blick, daß ſchon der Grundgedanke dieſer 
Politik, die Sicherung der deutſchen Volksernährung im Wege der Wirtſchafts und 
Kolonialpolitik, der Gedanke einer „wirtſchaftsfriedlichen“ Eroberung des Welt⸗ 
marktes von völliger Verblendung zeugte und unweigerlich eines Tages zum Kriege 
mit England führen mußte. Die Ablehnung der von Ludendorff geforderten Heeres- 
verſtärkung durch den Deutſchen Reichstag empfand Hitler angeſichts der völligen 
Einkreiſung Deutſchlands als unverzeihliches Verbrechen. 


Als Arſache für die Lähmung des geſunden politiſchen Inſtinktes in der reichsdeutſchen 
Politik erkannte er das Wirken der gleichen Mächte, deren Verderblichkeit ihm ſchon 
in Wien klargeworden war: ſie hießen Liberalismus und vor allem Marxismus. Von 
neuem vertieft er ſich in das Studium der marxiſtiſchen Lehre und erforſcht zugleich 
die bisher zu ihrer Bekämpfung angewandten Mittel und die Gründe ihres Ver- 
ſagens. Er lernt verſtehen, daß die Bismarckſche Sozialiſten⸗Geſetzgebung ſcheitern 
mußte, weil es unmöglich iſt, eine Idee, auch wenn ſie noch ſo falſch iſt, lediglich mit 
Mitteln der Gewalt zu unterdrücken. 

Im Bekanntenkreiſe ſpricht Hitler ſich die ſchweren Sorgen vom Herzen, die ihm die 
Leichtfertigkeit bereitet, mit der die reichsdeutſche Regierung der marxiſtiſchen Volks- 
vergiftung freien Lauf läßt, ohne die Furchtbarkeit der hieraus erwachſenden Gefahr 
zu begreifen. Er prägt den Satz, daß der Marxismus ſterben muß, wenn Deutſchland 
in Zukunft leben ſoll. Bald ſollte ſich die prophetiſche Natur dieſes Satzes bewahrheiten. 


9. Fitler im Ariege 


Den Ausbruch des großen Krieges begrüßt Hitler mit heller Begeiſterung. Er dankt 
ſeinem Schöpfer, daß er ihm Gelegenheit gibt, ſich nicht nur mit dem Munde, fondern 
mit der Tat und ſeinem ganzen Sein für die Nation einzuſetzen. 


e 
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Er weiß, daß dieſer Krieg ein, Freiheitskampf der Deutſchen um Sein oder Nichtſein 
iſt, und daß es in dieſem Kriege nicht um Öfterreich geht, woher der Anlaß kam, ſondern 
um das Reich der Deutſchen. Im deutſchen Heere will er darum kämpfen. 

Am 3. Auguſt 1914 reicht er dem König von Bayern ein Geſuch ein, in ein bayriſches 
Regiment eintreten zu dürfen. Schon tags darauf erhält er zu ff einer unbeſchreiblichen 
Freude die Bewilligung. 


Das Regiment Lift nimmt ihn auf, man bildet ihn aus. Er tft von Sorge erfüllt, viel · 
leicht zu ſpät an die Front zu kommen. In Flandern erhält er die Feuertaufe. Er iſt 
unter den Freiwilligen, die mit dem Geſang des Deutſchlandliedes dem drohenden 
Tode entgegenſtürmen. 


Den ganzen Krieg hindurch iſt er an der Weſtfront, lange Zeit in der beſonders 
gefährdeten Stellung eines Meldegängers. Er erlebt alle Schrecken der Material- 
ſchlacht, alle ſeeliſchen Erſchütterungen des Frontſoldaten. An drei großen Offenſiven 
nimmt er teil. Er wird mit dem Eiſernen Kreuz II. und I. Klaſſe und dem Militär- 
Verdienſtkreuz ausgezeichnet und erhält eine e für hervorragende 
Tapferkeit vor dem Feinde. 


Obwohl er völlig im Soldatentum aufgeht, kann er nicht umhin, die politiſche Ent⸗ 
wicklung in der Heimat mit ernſter Beſorgnis zu beachten. Er muß feſtſtellen, daß. 
die zunehmende Flaumacherei der jüdiſchen Preſſe von Regierungsſeite geduldet wird, 
daß die amtliche Kriegspropaganda, deren Aufgabe es geweſen wäre, die Flamme der 
Begeiſterung lebendig zu halten und immer ſtärker zu ſchüren, in Deutſchland völlig 
verfagt, während die Kriegspropaganda der Feinde mit höchſter Vollendung gehand⸗ 
habt wird und ſich als furchtbare Waffe — ſchließlich in Deutſchland ſelbſt — 
auswirkt. 

Bei der Betrachtung der feindlichen Kriegspropaganda und ihrer Erfolge drängt ſich 
ihm die Erkenntnis auf, daß eine Propaganda, wenn ſie wirkſam ſein ſoll, ſich nicht 
an die Intelligenz, ſondern an die breite Maſſe zu wenden hat, daß ſie weniger auf 
den Verſtand als auf das Gefühl abgeſtellt ſein und einige wenige, gemeinverſtändliche 
Geſichtspunkte in gleichmäßiger, einheitlicher ewiger Wiederholung der breiten Maſſe 
immer von neuem einhämmern muß. An der deutſchen Kriegspropaganda aber ſtellt 
Hitler feſt, daß ſie nicht einmal ein klares Kriegsziel aufzuſtellen und den Sinn des 
Ningens einleuchtend zu machen verſteht, daß fie unter der Leitung weltfremder Büro⸗ 
traten jedes Verſtändnis für die Volksſeele vermiſſen läßt und in Halbheit, Aſtheten⸗ 
tum, Humanität und Objektivität erſtickt. 

Vergebens wartet Hitler darauf, daß die Regierung ſich aufrafft, bei gegebener Ge⸗ 
legenheit der marxiſtiſchen Giftſchlange, die ſich zu Kriegsbeginn totgeſtellt hat, 
allmählich aber immer dreiſter ſich wieder zu rühren beginnt, den Kopf zu zertreten. 
Freilich ſagt er ſich auch, daß es daheim leider an einer großen Idee fehlt, die dem 
Marxismus entgegengeſetzt werden könnte, und er äußert zu Kameraden, daß allein 
auf die bürgerlichen Parteien geſtützt die Regierung allerdings dem Marxismus 
gegenüber machtlos ſei, daß vielmehr eine Bewegung ins Leben gerufen werden 
müſſe, die mehr ſei als eine bloße Partei. Damals erwacht in Hitler zuerſt der 
Gedanke, ſich nach dem Kriege nebenberuflich als politiſcher Redner zu betätigen. 


10. Der Zuſammenbruch des Reiches 

Am 7. Oktober 1916, in der Somme-Schladt, wird Hitler verwundet. Im Lazarett 
Beelitz und dann beim Erſatz⸗ Bataillon in München erlebt er mit Entſetzen, wie weit 
die Entſittlichung und die Verkehrung der geſunden Begriffe bereits fortgeſchritten 
iſt. Er ſieht Juden als Vorbilder der Drückebergerei in allen möglichen Schreib⸗ 
ſtuben wirken. Zum erſten Male hört er aber auch deutſchblütige ſogenannte 
Soldaten ſich der eigenen Feigheit rühmen und Drückebergerei als Heldentugend aus⸗ 
geben. Angewidert meldet er ſich ſofort zur Front zurück. Von März 1917 ab tut er 
wieder im Weſten ſeine ſchwere Soldatenpflicht. 
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Als Rußland niedergerungen iſt, das deutſche Heer von neuer Kraft und Sieges⸗ 
zuverſicht erfüllt iſt, in den feindlichen Lagern dagegen Zweifel und Mutloſigkeit um 
ſich zu greifen beginnen, proklamiert der Marxismus in Deutſchland den Muni⸗ 
tionsarbeiterſtreik. Den Frontſoldaten Adolf Hitler packt namenloſe Wut 
über dieſes ſchandbare Verbrechen marxiſtiſcher Landes verräter. 


Im Herbſt 1918 verteidigt fein Regiment in zähem Ringen denſelben flandriſchen 
Boden, den Hitler als Kriegsfreiwilliger einſt mit erobern half. Am Abend des 
13. Oktober beginnt der Engländer die deutſchen Truppen mit einem Trommelfeuer 
von Gelbgasgranaten zu überſchütten, das die ganze Nacht über fortdauert. Morgens 
am 14. Oktober fühlt Hitler einen wachſenden Schmerz in den Augen. Es iſt, als wenn 
fie ſich in glühende Kohlen verwandelten. In dieſem Zuſtande bringt er ſeine letzte 
Meldung nach rückwärts. 

Als Blinder wird er in das Lazarett in Paſewalk eingeliefert. 


Nur langſam, als ſchwacher Schimmer zunächſt, kehrt ihm das Augenlicht zurück. In⸗ 
zwiſchen nimmt draußen in der Welt das Verhängnis ſeinen Lauf. 


Am 10. November erfährt Hitler aus dem Munde des Lazarettpfarrers den Eintritt 
der Kataſtrophe, den billigen Sieg der roten Rebellen, die Abdankung des Kaiſers, 
die Bereitſchaft Deutſchlands zur Anterwerfung unter die Gnade der Feinde. Der 
halbblinde Soldat weiß ſofort, was dies bedeutet. In verzweifelten Weinkrämpfen 
wirft er ſich auf fein Lager, und nun beginnt für ihn eine Reihe furchtbarer Tage und 
Nächte, in denen er ſich qualvoll und vergeblich abmüht, das Anfaßbare zu begreifen. 
Alles ſollte vergebens geweſen ſein, alle Kämpfe und Entbehrungen für nichts, alles 
Blut umſonſt gefloſſen, das Leben von Millionen edelſter Deutſcher nur deshalb ge- 
opfert, damit Verbrecher und Juden in Deutſchland die Macht an ſich reißen konnten? 
Mit zuſammengebiſſenen Zähnen ſchwört Hitler es ſich zu, daß er die Front an ihren 
Verrätern rächen wird, daß er das Seinige tun wird, um dem Opfertod der Kameraden 
den Sinn zurückzugeben und das Schickſal der deutſchen Nation zu wenden. Sein 
Entſchluß ſteht nun feſt: Hinein in die Politik! 


So wird in den gleichen Novembertagen, die Deutſchlands tiefſte Schmach und Er⸗ 
niedrigung bringen, im dem Entſchluß Adolf Hitlers bereits der Keim der nationalen 
Wiedergeburt lebendig. Was in Hitlers Seele in den langen Jahren der Entwicklung 
Geſtalt gewonnen hat, wird nun ſeinen Ausgang nehmen ins Volk. Bisher war er 
der einzige Träger ſeiner Weltanſchauung. Nun wird er, der einzelne Anbekannte, 
ſich vervielfältigen, ſein Wille und ſeine Kraft werden Geſtalt gewinnen in Hunderten, 
Tauſenden, Millionen. 


III. Der erſte Aufftieg der Bewegung (1919 bis 1923) 


1. fjitler findet zur Deutſchen Arbeiterpartei 


Die Vorſehung hat Hitler das Augenlicht wiedergeſchenkt. Nach München zurück⸗ 
gekehrt, bleibt er zunächſt Soldat. Vergebens grübelt er über einen Weg, wie er, der 
Anbekannte, das furchtbare Schickſal ſeines Volkes wenden kann. 


Zunächſt ſcheint ſein eigenes Daſein in Frage geſtellt. Es gelingt den Kommuniſten, 
in München vorübergehend eine blutige „Räterepublik“ zu errichten. Hitler fällt 
unliebſam auf. Der Zentralrat beſchließt, ihn unſchädlich zu machen. Am frühen 
Morgen des 27. April 1919 dringen drei Rotgardiften in Hitlers Wohnung, um ihn 
zu verhaften. Kaltblütig tritt ihnen Hitler entgegen, droht mit dem Karabiner — 
und die Kerle verduften. Wieder einmal erfährt er die Wahrheit des Satzes: „Hilf 
dir felbft, dann hilft dir Gott.“ Er hat den Marxiſten den Meiſter gezeigt. 


Nach der Befreiung Münchens wird Hitler in eine militäriſche Kommiſſion zur 
Anterſuchung der Nevolutionsvorgänge berufen und dort zum erſten Male politiſch 
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tätig. Bei einem ſtaatsbürgerlichen Ausbildungskurſus für Wehrmachtangehörige 
lernt Hitler geſinnungsverwandte Kameraden kennen, mit denen er den Gedanken 
erörtert, eine „Sozialrevolutionäre Partei“ zu gründen. Bedeutende Anregungen für 
die wirtſchaftliche Zielſetzung einer ſolchen Partei gibt ihm ein Vortrag, den Gottfried 
Feder im Kurſus über „Brechung der Zinsknechtſchaft“ hält. In der ſcharfen 
Anterſcheidung Feders zwiſchen raffendem und ſchaffendem Kapital, zwiſchen dem 
internationalen Börſen⸗ und Leihkapital, das von Zins und Spekulation lebt und die 
Wirtſchaft beherrſchen will, und dem nationalen Kapital, das — ſelbſt ein Ergebnis 
nationaler Arbeit — ſich in den Dienſt der nationalen Wirtſchaſt ſtellt, erkennt Hitler 
den Kernpunkt eines dem Marxismus entgegenzufetzenden wirtſchaftlichen Er⸗ 
neuerungsprogramms. 

Bei einer Ausſprache im Kurſus widerlegt er einen Redner, der für die Juden eine 
Lanze bricht, ſo ſchlagend und gründlich, daß er bald darauf zum „Bildungsoffizier“ 
bei einem Münchner Regiment ernannt wird. Nun hat Hitler zum erſten Male 
Gelegenheit, regelmäßig vor einem größeren Kreis zu ſprechen, entwickelt ſeine Stimme 
und wird ſich mit Freude der Kraft bewußt, die ſeiner Rede innewohnt. Tauſende 
von Kameraden begeiſtert er wieder für Volk und Vaterland. So gewinnt er unter 
Soldaten ſeine erſten Anhänger. 

Eines Tages erhält er den dienſtlichen Auftrag, einen Abend der am 5. Januar 1919 
gegründeten „Deutſchen Arbeiterpartei“ im Sternecker⸗Bräu zu beſuchen. Er findet 
kaum 25 Menſchen verſammelt, die Veranſtaltung kommt ihm höchft langweilig vor, 
bis ſich in der Ausſprache ein Profeſſor erhebt und ſich für eine Loslöſung Bayerns 
von Preußen einſetzt. Das iſt zuviel für Hitler. In flammender Zornrede wäſcht 
er dem Separatiſten den Kopf und verläßt das Lokal. Wenige Tage ſpäter erhält er 
eine Einladung zu einer Ausſchußſitzung und zugleich die befremdende Mitteilung, 
daß er „in die Deutſche Arbeiterpartei aufgenommen ſei“. 

Widerſtrebend folgt er der Einladung. Der „Ausſchuß“ macht einen jammervollen 
Eindruck. Die ganze Partei zählt 6 Mitglieder. Sie beſitzt weder Stempel noch 
Mitgliedskarten, kein Programm und vor allem keinerlei Geld. Die Verhandlungs- 
weiſe im „Ausſchuß“ iſt von einer kaum zu überbietenden Spießerhaftigkeit. Aber 
Hitler empfindet, daß das dunkle Wollen dieſer wenigen einfachen Menſchen ſich mit 
dem ſeinen berührt; ſie möchten etwas ſchaffen, was mehr iſt als eine gewöhnliche 
„Partei“. 

Hitler weiß, daß es für ihn, wenn er einmal beigetreten iſt, kein Zurück mehr geben 
wird. Zwei Tage ringt er ſchwer mit ſich ſelbſt. Dann iſt er entſchloſſen. Als 
7. Mitglied tritt er dem Verein bei. Er hat den Wink der Vorſehung verſtanden. 


2. Die gewaltige Zielſetzung 

Vom erſten Tage ſeiner Mitgliedſchaft an war Hitler von dem unerſchütterlichen 
Willen erfüllt, der Partei, in die er eingetreten war, das höchſte politiſche Ziel zu 
ſetzen, das überhaupt denkbar iſt: dieſe Zwergpartei von 7 Mann ſollte einſt der 
Staat werden. 

Das — völlig ausſichtsloſe — Ziel, das den bürgerlich nationalen Parteien vor- 
ſchwebte, durch Wiederherſtellung des Vorkriegszuſtandes die Folgen des Kriegs- 
verluſtes und des Zuſammenbruchs zu beſeitigen, konnte einem Hitler unmöglich 
genügen. Er wußte, daß es vielmehr galt, die Arſachen des Zuſammenbruchs an 
der Wurzel zu packen und auszurotten und ſo dem deutſchen Volke eine geſunde 
Lebensgrundlage zu ſchafſen, die auch in der Vorkriegszeit gefehlt hatte. 

Das Brundübel der Vorkriegszeit hatte in dem Mangel einer allgemein anerkannten 
und innerlich wahrhaftigen Weltanſchauung beſtanden. Infolge dieſes 
Mangels hatte man die grundſätzliche, allein entſcheidende Lebensbedingung jedes 
Volkstums vernachläſſigt, ja vergeſſen: den Wert des Blutes und der Raſſe. 
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Aus Mangel an Weltanſchauung war man der Anſicherheit und Halbheit auf allen 
Lebensgebieten verſallen. 

Man hatte das Judentum groß werden laſſen, der Naſſenvermiſchung Vorſchub ge⸗ 
leiſtet, mit der Erbgeſundheit des Volkes Schindluder getrieben, hatte der ſittlichen 
Vergiftung des Volkes und der Jugend durch Preſſe, Schrifttum, Theater und Kino 
freie Bahn gegeben, hatte eine ſtets ſchwankende Außen⸗ und Innenpolitik betrieben 
und es ſchließlich dahin kommen laſſen, daß der Jude den tatbereiteſten und opfer- 
willigſten Teil der Bevölkerung, das Millionenheer der Handarbeiter, in feine Ge⸗ 
folgſchaft brachte und zum Feinde des Staates und der Nation ausbildete. Man war 
verantwortungsſcheu geworden, hatte der Mehrheit und der Maſſe immer ftärferen 
Einfluß auf die Führung eingeräumt, hatte vergeſſen, daß Werte ewig nur von 
Einzelperſönlichkeiten durch Leiſtung, nicht durch Abſtimmung geſchaffen werden. 
Man war der Wirtſchafts⸗ und Mammonsanbetung verfallen, das Finanzkapital hatte 
die Herrſchaft über die Arbeit angetreten, die Selbſtſucht des einzelnen triumphierte, 
und der Selbſterhaltungswille der Nation ſchwand. 

An dieſen Krebsſchäden war das Bismarckreich zugrunde gegangen trotz der ſtarken 
Grundmauern, auf denen ſein Gründer es errichtet hatte, trotz der im Kern national 
gebliebenen Wirtſchaft, trotz der auf Autorität, Stetigkeit und Aberparteilichkeit ange ⸗ 
legten Staatsform, trotz eines untadeligen Berufsbeamtenkörpers, trotz des beſten und 
tapferſten Heeres der Welt. 

Die Aufgabe war: alles, was aus älterer oder neuerer Zeit faul, morſch oder brüchig 
war, mitleidlos zu vernichten, bis man auf die geſunden Grundmauern ſtieß, dann 
aber auf dieſen geſunden Grundmauern von neuem aufzubauen und einen wirklichen 
deutſchen Volksſtaat, einen „germaniſchen Staat deutſcher Nation“ zu errichten, einen 
Staat, der nunmehr allen wertvollen Kräften der Nation die freie Entfaltung ermög⸗ 
lichen, den Beſtand der Nation nach außen und innen ſichern und als feine höͤchſte 
Pflicht die Erhaltung und Förderung der raſſiſchen Werte betrachten ſoll. 

Ein Staat, der ſolchen Aufgaben genügen will, braucht Macht. Die deutſche Ohn⸗ 
macht nach dem Kriege aber beruhte nicht etwa, wie die meiſten glaubten, auf dem 
Mangel an Waffen, ſondern auf dem Mangel an nationalem Selbſterhaltungswillen, 
auf der Verneinung der Nation durch die Millionen vom Marxismus verführter 
Volksgenoſſen. Die erſte, unumgängliche Vorausſetzung für die Schaffung eines 
ſtarken Volksſtaates war mithin die „Nationaliſierung der Maſſen“. 
Nur aus der breiten Maſſe des Volkes, nicht aus den verbildeten, zur Halbheit und 
Bedenklichkeit erzogenen bürgerlichen Intelligenzſchichten konnten auch in aller Regel 
die Kräfte der Tatbereitſchaft und des Opferwillens gewonnen werden, ohne die das 
Anternehmen der nationalen Erneuerung von vornherein ausſichtslos war. 

Den Maſſen galt es mithin eine neue, einheitliche Weltanſchauung von höchſter Wahr- 
haftigkeit einzuimpfen, eine antimarxiſtiſche, antifemitiſche und antiparlamentariſche 
Weltanſchauung, die ſich zu den Grundſätzen des Führertums, der Manneszucht, der 
perſönlichen Leiſtung und der natürlichen Ausleſe bekannte und in Volk und Raffe 
die höchſten Werte verehrte. 

Gelang es, die breite Maſſe für dieſe Weltanſchauung zu gewinnen, dann würde die 
bürgerliche Intelligenz ſchon von ſelbſt nachfolgen; ernſtlicher Widerſtand war von 
dieſer Seite jedenfalls nicht zu fürchten. And dann würde es einer entſchloſſenen 
Kämpfergruppe, auch wenn ſie an Zahl verhältnismäßig klein war, ein leichtes ſein, 
auf dem Boden der neuen Weltanſchauung den neuen Staat der Deutſchen zu errichten. 


3. Die Mittel zur Derwirhlichung 


Aus den Erfahrungen und den genialen Denkergebniſſen feines ganzen Lebens und 
einer unbeirrbaren Gefühlsſicherheit ſchöpfte Hitler die ehernen Grundfäße, 
nach denen er ſein gewaltiges Ziel zu verfolgen beſchloß. 


— Sromer ] Bass 
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Zur Nationaliſierung der Maſſen konnte keinesfalls ein ſchaler Patriotismus bürger ⸗ 
licher Prägung genügen, und auch die von bürgerlichen Politikern beliebte Taktik, 
Zuſammenſtößen mit Gegnern möglichſt auszuweichen, war in ihrer Schwache und 
Halbheit unbrauchbar. 

Die Partei, die das Volk erobern ſollte, mußte einen Nationalismus predigen, der 
mit Fanatismus geladen war, und zugleich an die beſitzenden Schichten die 
Forderung ſtellen, durch ſoziale Opfer den Nachweis ihrer angeblich nationalen 
Einſtellung zu erbringen. 

Die Partei mußte von vornherein die Erringung der ganzen Macht als ihr Ziel 
aufſtellen. Denn nur die alleinige Macht würde ihr einſt die Möglichkeit geben, den 
Staat einheitlich nach ihrer Weltanſchauung zu geſtalten. 

Die Partei mußte an die Ausſchließlichkeit ihrer Sendung glauben lernen. 
Arbeitsgemeinſchaften mit Verbänden ſcheinbar ähnlicher Zielrichtung durfte ſie nur 
vorübergehend zur Erreichung taktiſcher Teilziele eingehen, jede Dauerverbindung 
dagegen mußte ſie ablehnen, da eine ſolche ſie in ihrer Weſensentfaltung nur lähmen 
und ſchwächen konnte. 

Am die Macht erringen zu können, mußte die Partei den gegenwärtigen Inhabern 
der Macht und allen ſonſt ihr im Wege befindlichen Gebilden den Vernichtungs 
krieg anſagen. Nicht zuletzt waren ſolche Gebilde zu vernichten, die das gleiche oder 
ein ähnliches Ziel anzuſtreben vorgaben; denn das Ziel war fo hoch geſteckt, daß es 
nur von einer völlig einheitlichen, geſchloſſenen und einheitlich geſührten Bewegung 
erkämpft werden konnte. 

Die Vernichtung der feindlichen wie der im Wettbewerb ſtehenden Gebilde hatte in 
der Weiſe zu erfolgen, daß die Partei allmählich alle wertvollen Kräfte aus dieſen 
herauszog und ſich ſelbſt einverleibte. Dies mußte auf die Dauer dahin führen, daß 
die Partei zum Sammelpunkt aller Kraft wurde, während die anderen zufammen- 
brachen. 

Am einen ſolchen Vernichtungskampf beſtehen zu können, mußte die Partei in ihren 
Reihen höchſtes Selbſtvertrauen züchten und ſich mit Anduldſamkeit 
gegen alles waffnen, was nicht auf ihrem Boden gewachſen war. 

Sie mußte ſich mit unerhörtem Angriffs und Opfergeiſt erfüllen. Von den 
Gegnern gehaßt, verfolgt und verleumdet zu werden, mußte bei den Parteigenoſſen 
nicht als Anglück, ſondern als höchſte Ehre und Genugtuung gelten. 

Zugleich mußte die Partei, um den unausbleiblichen Rückſchlägen gewachſen zu fein, 
zu eiſerner Beharrlichkeit erzogen werden. Nückſchläge durften nicht ent- 
mutigen, ſondern mußten ſich als Anſporn zu größter Leiſtungsſteigerung 
auswirken. 

Die Partei mußte ſich die Aufgabe ſetzen, aufzuklären und zu überzeugen, 
aber ſie mußte bereit ſein, jeden Verſuch, dieſen geiſtigen Kampf mit roher Gewalt zu 
ſtören, mit ebenſo roher Gewalt zu Boden zu ſchlagen. Nur ſolche Haltung konnte 
ihr bei der breiten Maſſe Achtung verſchaffen. Der Marxismus vor allem war über⸗ 
haupt nur zu beſiegen, wenn man ihn mit den eigenen Waffen ſchlug und feinem 
Terror den gleichen Terror entgegenſetzte. 

Jeder Parteigenoſſe mußte endlich von der Aberzeugung durchdrungen ſein, daß 
Echtheit der Geſinnung ſich nicht mit Worten, ſondern allein durch Taten und 
Opfer kundtut, und daß das Ziel der Partei nur durch den täglichen Einſatz 
der letzten Kraft jedes einzelnen erreicht werden konnte. 


4. Propaganda und Organijation 


Propaganda! Aufpeitſchende Propaganda! Das war die Vorbedingung für alles 
Weitere. Die Partei mußte bekannt werden; nur dann konnte eine Volksbewegung 
aus ihr entſtehen. Wie aber eine Propaganda gemacht werden muß, wenn ſie wirkſam 
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ſein ſoll, darüber hatte Hitler bei ſeinem Eintritt in die Partei längſt die feſteſten 
und klarſten Begriffe. 

Hauptträger der Propaganda hatte nicht das geſchriebene, ſondern das ge ⸗ 
ſprochene Wort zu fein. Nur der Redner, nicht der Schriftſteller vermag 
Maſſen in feinen Bann zu ſchlagen. Nur der Redner kann die ganze, unmittel- 
bare Macht ſeiner Perſönlichkeit wirkſam werden laſſen, nur er kann fortgeſetzt den 
Eindruck feiner Worte auf die Hörer nachprüfen. Nur er kann feſtſtellen, ob er über⸗ 
haupt verſtanden worden iſt, oder ob ſein Gedankengang noch klarerer Darſtellung 
bedarf, nur er, nicht der Schreiber empfängt dauernd aus dem Publikum ſelbſt An ⸗ 
regung, Antrieb und Kraft zu höchſter Ausdrucksſteigerung, nur er vermag Maffen- 
begeiſterung zu wecken, weil eine folche vorausſetzt, daß eine Maſſe ver ⸗ 
ſammelt iſt und ſich als eine machtvolle Gemeinſchaft empfindet. 


Das entſcheidende Mittel für die Schaffung einer Bewegung konnte daher nur die 
Maſſenverſammlung fein, bei der in freier Rede die neue Welt ⸗ 
anſchauung und ihre Ziele zu verkünden und den Zuhörern in die Herzen zu 
brennen waren. 


Das geſchriebene Wort hatte für die Propaganda nur eine Bedeutung zweiten 
Grades, es hatte vorbereitend, unterſtützend und vertiefend zu wirken. 


Die Form der Rede durfte nicht den Geſichtspunkten der Aſthetik und der Hu⸗ 
manität, ſondern ausſchließlich dem Geſichtspunkt der Wirkſamkeit Rechnung tragen. 
Man mußte volkstümlich, derb, mit ſchonungsloſer Offenheit reden, und eine un⸗ 
bändige Kraft des Wollens, ein rückſichtsloſer Angriffsgeiſt mußte ſchon durch die 
Ausdrucksweiſe den Zuhörern erkennbar gemacht werden. 

So populär die Ausdrucksweiſe fein mußte, ſo unpopulär durfte, ja mußte der 
Inhalt der Rede ſein. Denn es galt ja nicht, der Maſſe nach dem Munde zu 
reden, ſondern umgekehrt eingefleiſchte Vorurteile und Wahnideen aus den Herzen 
und Hirnen herauszureißen und dem Volke ganz neue Aberzeugungen beizubringen. 
Den Gegner hatte die Propaganda nicht zu ſchonen, ſondern bewußt heraus 
zufordern. Nur ſo konnte man die Aufmerkſamkeit der Anhänger feindlicher 
Parteien erzwingen, und nur wenn ſie aufmerkſam geworden waren, konnte man ſie 
mit der Zeit überzeugen und gewinnen. Außerdem würde der Gegner, wenn man ihn 
bis aufs Blut reizte, ſchließlich fein wahres Weſen fo unverhüllt offenbaren, daß er 
es mit den eigenen Anhängern verdarb. 

Aufgabe der Propaganda war es ferner, zu verhüten, daß die Maſſe durch die Größe 
des Endzieles und die Vielheit der Gegner verwirrt würde. Es galt, die Aufmerk- 
ſamkeit immer nur auf wenige große, leicht faßliche Geſichtspunkte zu ſammeln und 
je nach der tagespolitiſchen Lage zunächſt ein verhältnismäßig nahes Teil ziel 
aufzuſtellen, auf das die ganze Kampfkraft der Partei ſich zu ſtürzen hatte. Nur 
ſo würde es möglich ſein, von Abſchnitt zu Abſchnitt ſchreitend ſchließlich das 
Endziel zu erreichen. 

In fittlicher Hinſicht hatte die Propaganda im Gegenſatz zu der Gepflogenheit der 
Gegner, die den Neid, die Feigheit, die Gewinnſucht und andere materialiſtiſche 
Triebe des Menſchen aufzupeitſchen ſuchten, umgekehrt in der Maſſe die großen 
idealiſtiſchen Tugenden, Ehrgefühl, Tapferkeit, Opferfinn lebendig zu machen. Denn 
nur der Idealismus hat von jeher den menſchlichen Gemeinſchaften den reellen Beſtand 
auf die Dauer gewährleiſtet. 

Erſt wenn die Propaganda ſchon beträchtliche Erfolge gezeitigt hatte, würde die 
Organiſation einzuſetzen haben. Wenn die Propaganda darauf ausgehen 
muß, möglichſt zahlreiche Anhänger zu werben, mußte es Aufgabe der Organi- 
ſation fein, aus der Menge der Anhänger die Aktiviſten, die Tat. und Willens⸗ 
menſchen als Mitglieder der Partei auszuleſen und ihren Fähigkeiten ent- 
ſprechend anzuſetzen. Für die rechte Ausleſe ſorgte bereits die ſchroffe und drauf⸗ 
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gängeriſche Form der Propaganda. Sie ließ die Mitgliedſchaft als ſo gefahrvoll 
und unbequem erſcheinen, daß die große Menge der Lauen und Vorſichtigen ſich 
beſtimmt nicht zur Mitgliedſchaft drängen würde. Nur die kühnen, kräftigen und 
opferbereiten Naturen würden das Wagnis des Eintritts auf ſich nehmen. Dieſe 
Abſchreckung der großen Menge mochte ſpießbürgerlichen Kritikern als Fehler und als 
Parteiſchädigung erſcheinen, enthielt aber in Wahrheit die Gewähr des End ⸗ 
fiege s. Denn auf dieſe Weiſe mußte ſich in der Partei ſchließlich die „Majorität 
der Kraft“ ſammeln, und dieſe mußte in der Entſcheidungsſtunde mit Natur- 
notwendigkeit über die bloße „Majorität der Zahl“ den Sieg davontragen. 

Beim Aufbau der Organiſation galt es, zunächſt die Zentrale — München — zu 
einem Bollwerk unanfechtbarer Autorität zu geſtalten. Erſt wenn in der Zentrale 
ein weithin anerkanntes und angeſehenes Vorbild in weltanſchaulicher und taktiſcher 
Hinſicht geſchaffen war, durfte zur Errichtung von Antergliederungen im Lande 
(Ortsgruppen, Bezirken, Gauen) übergegangen werden, die ſich dann ſtreng nach 
dem Münchner Vorbilde entwickeln mußten. 

Dabei durfte keinesfalls die Organiſation von oben künſtlich erzwungen und übereilt 
werden. Sie mußte vielmehr in jedem Ort und jeder Gegend organiſch heranreifen. 
Aberall war abzuwarten, ob ſich ein führender Kopf zeigte, der entſchloſſen 
war, die örtliche Vertretung der Idee und der Partei zu übernehmen. Erſt dann 
war die organiſatoriſche Eingliederung zu verantworten. Denn nur ſo war die 
Gewähr gegeben, daß ſich allenthalben das Naturgeſetz der Ausleſe des Geeignetſten 
ungeſtört auswirken konnte. 

Die geſamte Partei mußte von Anbeginn nach den Grundſätzen aufgebaut werden, die 
einſt Grundſätze des kommenden Staates ſein follten: Führertum, Verantwortung 
nach oben, unbedingte Autorität nach unten, Ausleſe und Verwendung aller Mit- 
arbeiter ausſchließlich nach ihrer beſonderen Fähigkeit und Leiſtung. f 

Es galt, eine Parteiorganiſation zu ſchaffen, die in ſich ſelbſt bereits den künftigen 
Staat geſtaltete und heranreifen ließ, um am Tage des Sieges als fertiges Gerüft 
des neuen Staates dazuſtehen und nunmehr die Kräfte der geſamten Nation in ſich 
aufzunehmen. 


5. Die hümmerlichen Anfänge 

So himmelhoch das Ziel geſteckt und ſo genial die Mittel zur Erreichung des Zieles 
erkannt waren, fo kümmerlich waren die erſten Schritte auf dem Wege der Ver⸗ 
wirklichung. 

Gleich nach Eintritt in die Partei hatte Hitler die Leitung der Propaganda 
übernommen. Aber es koſtete bereits ſchwere Mühe, bei den eigenen Parteigenoſſen 
die Neigung zur Halbheit zu überwinden und für die gewählten Propagandamethoden 
Verſtändnis zu erwecken. 

Die völlige Mittelloſigkeit der Partei zwingt die 7 Mitglieder, im Anfang die Ein- 
ladungszettel für die Sprechabende mit der Hand zu ſchreiben und höchſtperſönlich 
im näheren und weiteren Bekanntenkreiſe jedes einzelnen zu verteilen. Dann geht 
man dazu über, die Zettel in Ermangelung einer eigenen Schreibmaſchine in einem 
Geſchäft maſchinenſchriftlich herſtellen zu laſſen. 

Hitler ſelbſt trägt eines Tages allein 80 ſolcher Zettel aus. Erfolg: am Sprechabend 
finden ſich die 7 Mitglieder wieder allein, keiner der Eingeladenen iſt erſchienen. 
Tut nichts. Allmählich hebt ſich die Teilnehmerzahl doch. Bei den nächſten Sprech- 
abenden erſcheinen 11, dann 13, dann 17, dann 23, dann 34 Zuhörer. 

Schließlich ſetzt Hitler durch, daß Geld zuſammengekratzt wird, um zum erſtenmal 
einen Sprechabend in einer Zeitung anzukündigen. Siehe da! 111 Perſonen 
erſcheinen! Hitler ſpricht als zweiter Redner ſo begeiſternd, daß bei der Sammlung 
am Schluß eine Geſamtſpende von 300 Mark aufkommt. Mit einem Schlage be⸗ 
findet ſich die Partei im Beſitz eines nie erträumten „Vermögens“. 
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Aber einzelnen Parteigenoſſen iſt gar nicht wohl dabei zumute, daß die Partei ſo raſch 
„bekannt“ wird; man fürchtet, daß die Marxiſten auſmerkſam werden und eines Tages 
den Zirkel auseinanderſchlagen könnten. Hitler trifft rechtzeitig Vorſorge. Er bringt 
friſches Blut in den Verein, Kameraden, Feldſoldaten, denen nichts unmöglich 
8785 zu gefährlich erſcheint. Nun verflüchtigen ſich die aufgekeimten Angſtgefühle 
ehr raſch. 

Bei einem Sprechabend im Oktober, der die Nekordzahl von 130 Beſuchern erreicht, 
kommt es tatſächlich zum erſten marxiſtiſchen Störungsverfuch. Die Störenfriede 
werden kurzerhand hinausgeworfen. 


Als die Beſucherzahl weiter auf 170 geſtiegen iſt, dringt Hitler auf Miete eines 
größeren Verſammlungsraumes. Er dringt durch, aber ach! — im neuen Lokal er - 
ſcheinen beim nächſten Abend nur 140. Der erſte Rüdihlagl And ſchon „meckert“ es 
unter den Parteigenoſſen, daß vielzuviel Verſammlungen gemacht würden. Heftig 
begehrt man gegen den kühnen Propagandaleiter auf. Der aber läßt ſich nicht irre 
machen, und der Erfolg gibt ihm recht. 


Die nähfte Verſammlung hat bereits über 200 Beſucher, nach zwei Wochen find 
es 270, nach weiteren zwei Wochen 400, der Saal bereits überfüllt. 


In jener Zeit gibt ſich die Partei auf Hitlers Betreiben ihren vollen Namen: 
„Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei.“ Mit vollem Bedacht wählt er das 
Fremdwort „nationalſozialiſtiſch“ und vermeidet das Wort „völkiſch“, um von vorn- 
herein wirklichkeitsfremde volkstümelnde Schwarmgeiſter abzuſchrecken und die Ver⸗ 
bundenheit der Partei mit der Realität des Lebens, mit der breiten Maſſe und ihrer 
ſozialen Not zu verdeutlichen. Er behält auch abfihtli den Ausdruck „Partei“ bei, 
um das Bewußtſein lebendig zu halten, daß die Bewegung zunächſt nur einen winzigen 
Bruchteil des Volkes verkörpert, der ſich gegen andere Parteien erſt durchzukämpfen 
hat. Am Jahresſchluß 1919 hat die Partei 64 eingeſchriebene Mitglieder. 


6. Der Durchbruch 


Schon Anfang 1920 drängt Hitler auf Abhaltung der erſten Maffenver- 
ſammlung. 


Da die rote Preſſe inzwiſchen auf die Partei aufmerkſam geworden iſt, wird die Sorge 
vor marxiſtiſchen Terrorakten erneut lebendig und ſtellt ſich der Abſicht Hitlers in den 
Weg. Es kommt zu ſchweren Auseinanderſetzungen, die zum Rücktritt des Partei- 
vorfitzenden Harrer führen. An feine Stelle tritt Anton Drexler, einer der 
Gründer der Partei. Nun dringt Hitler durch. Die Verſammlung wird auf den 
24. Februar 1920 im Feſtſaal des Münchner Hofbräuhauſes feſtgeſetzt. 


In großem Stil trifft Hitler die werbenden Vorbereitungen. Die Plakate und Flug⸗ 
blätter tragen die aufpeitſchende rote Farbe, damit die Marxiſten gereizt und ſo in die 
Verſammlung gelockt werden. 


Anterſtützt von Feder und Drexler verfaßt Hitler das Parteiprogramm. Es 
wird ſo formuliert, daß die Feigen und Halben abgeſchreckt werden müſſen, die breite 
Maſſe aber ſogleich eine lebendige Vorſtellung von den Zielen und dem Weſen der 
Partei erhält. 


Im Hofbräuhausfeſtſaal drängen ſich 2000 Menſchen. Die Stimmung bei Beginn 
der Verſammlung zeigt, daß über die Hälfte von ihnen radikale Marxiſten ſind. 
Geheul und Gebrüll übertönen den Anfang der Rede Hitlers. Aber bald find die 
Hauptſchreier durch die Fäuſte ſeiner Anhänger zum Schweigen gebracht. Hitler 
beginnt das Programm zu erläutern. Allmählich übertönt der Beifall die Zwiſchen⸗ 
rufe, wird zum Sturm, verſtärkt ſich zum Orkan. Als ſchließlich Hitler die 25 Theſen 
Punkt für Punkt der Verſammlung zur Annahme oder Ablehnung vorlieſt, wird eine 
nach der anderen unter immer maßloſer ſich ſteigendem Jubel einſtimmig angenommen. 
Hitler hat die Maſſe reſtlos in den Bann ſeines Willens und Glaubens gezwungen. 


— 1. — 


18 Fabricius 


Vor ihm ſteht, fanatiſch in einer Idee geeinigt, der Kern der neuen Bewegung, die 
ſein Ziel iſt. Durch einen erſten Volksentſcheid hat das Programm der Partei die 
Weihe erhalten. 

Der Bann iſt gebrochen. Der ſtürmiſche Aufſtieg beginnt. 


Von nun an ſieht der Hofbräuhausfeſtſaal Woche für Woche mindeſtens einmal eine 
Maſſenverſammlung der NSDAP. Da der Saal die Maſſe der Andrängenden bald 
nicht mehr faßt, werden zwiſchendurch immer häufiger Verſammlungen im Bürger 
bräufeſtſaal und im Münchner ⸗Kindl⸗Keller, der 5000 Perſonen aufnimmt, abge- 
halten. Vor den roten, in herausforderndem Tone gehaltenen Ankündigungsplakaten 
ſtauen ſich immer größere Menſchenmengen. Es wird zur Tradition, daß Verſamm⸗ 
lungen der NSDAP lange vor Beginn wegen Aberfüllung polizeilich geſperrt 
werden müſſen. Jede Verſammlung ſchweißt neue Maſſen von Anhängern und 
Gegnern zu fanatiſcher Kampfgemeinſchaft zuſammen und endet mit begeifterten Aus- 
brüchen der wiedererweckten nationalen Leidenſchaft. 

Am 21. April 1920 kann Hitler in Roſenheim die erſte Ortsgruppe der NSDAP 
außerhalb Münchens gründen. | 

Im Hochſommer 1920 fteigt über der Bewegung das von Hitler geſchaffene Haken 
kreuzbanner empor. In den Farben des Bismarck⸗ Reiches, auf deſſen gefunden 
Grundmauern auch das neue Reich der Zukunft erſtehen ſoll, iſt die Fahne gehalten. 
Das leuchtende Rot der Grundfarbe ſymboliſiert den ſozialen Gedanken, das Weiß 
des runden Mittelfeldes den Nationalismus, das ſchwarze Hakenkreuz 
den Kampf um den Sieg der ariſchen Raſſe und der ſchaffenden Arbeit. 

Nach dem Muſter der Fahne wird das Partei abzeichen geſchaffen. Die Ordner 
bei den Verſammlungen erhalten Armbinden mit dem gleichen Symbol. 

Am 17. Dezember 1920 erwirbt Hitler für die Partei mit Hilfe ſeines Freundes und 
Parteigenoſſen, des Dichters Dietrich Eckart, den Völkiſchen Beob- 
achter, deſſen Hauptſchriftleitung Hermann Eſſer, ſpäter Dietrich Eckart und 
ſchließlich Alfred Roſenberg (März 1923) übernimmt. 

Am Jahresende 1920 hat die Partei bereits 3000 eingeſchriebene Mitglieder und 
ungezählte Tauſende von Anhängern, darunter Zehntauſende bekehrter Marxiſten. 
Der Kampfruf der Partei iſt unüberhörbar geworden. „Deutſchland“ — 
gellt eine Stimme, „er wache!“ dröhnt es im Sprechchor zurück. Die Bewegung 
marſchiert, und ihren Marſchtritt beflügelt das KRampflied Dietrich Eckarts: 


„Sturm! Sturm! Sturm! 

Sturm! Sturm! Sturm! 

Läutet die Glocken von Turm zu Turm! 
Läutet die Männer, die Greiſe, die Buben, 
Läutet die Schläfer aus ihren Stuben, 
Läutet die Mädchen herunter die Stiegen, 
Läutet die Mütter hinweg von den Wiegen! 
Dröhnen ſoll ſie und gellen, die Luft, 
Raſen, raſen im Donner der Rachel 
Läutet die Toten aus ihrer Gruft! 
Deutſchland — erwache!“ 


7. Der Dormarjch 

Als Ende Januar 1921 die Reparationskonferenz in Paris eine völlig wahnwitzige 
Tributſumme für Deutſchland feſtſetzt, als die Gefahr droht, daß die November 
Demokratie ſich dieſer Forderung unterwirft, tritt eine in München beſtehende 
„Arbeitsgemeinſchaft völkiſcher Verbände“, die den gewaltigen Aufſchwung der 
NSDAP für ſich auszunutzen hofft, an Hitler mit der Einladung heran, ſich an einer 
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gemeinſamen Proteſtkundgebung zu beteiligen. Hitler ſagt zu. Als aber die völkiſchen 
Veranſtalter aus Furcht vor marxiſtiſchen Störungen tagelang zu keinem Entſchluß 
über Verſammlungsort und tag kommen können, reißt Hitler die Geduld. Er 
beſchließt, die Kundgebung allein mit der NSDAP durchzuführen, und mietet am 
2. Februar bereits für den nächſten Abend den größten, von der Partei bisher 
noch nicht in Anſpruch genommenen Münchner Verſammlungsraum, den Zirkus 
Krone. 


Innerhalb zehn Minuten diktiert er das Ankündigungsplakat. Am Verſammlungs⸗ 
tage ſelbſt fahren durch die Straßen Münchens zwei rotverkleidete Laſtkraft⸗ 
wagen mit ſtolz flatternden Hakenkreuzbannern, beſetzt mit je 15 bis 20 Partei- 
genoſſen, die Flugblätter unter die Menge werfen; eine bisher noch nie geſehene 
Erſcheinung. 

Die Verſammlung wird zu einem ungeheuren Erfolge. Nach Dietrich Eckart ſpricht 
2½ Stunden lang Hitler. 6500 Zuhörer folgen feinen Worten in atemloſer Span- 
nung, bis ſich am Schluß die verhaltene Begeiſterung in Beifallsſtürmen und im 
Geſang des Deutſchlandliedes entlädt. 


Der Erfolg iſt ſo gewaltig, daß Hitler die Zirkusverfammlung in den nächſten zwei 
Wochen noch zweimal wiederholen kann. Von neuem ſteigert er das Tempo der 
Propaganda. Von nun an veranftaltet die NSDAP wöchentlich zwei bis drei 
Maſſenverſammlungen in München. 


Von allen Seiten beleuchtet Hitler in feiner Verſammlungstätigkeit die November⸗ 
Verbrecher und ihre volksverderbliche Politik auf der einen, die nationalſozialiſtiſche 
Idee und die Ziele der Bewegung auf der anderen Seite. Ausgangspunkt ſeiner 
Propaganda iſt die nur zu nötige Aufklärung des Volkes über das Diktat von 
Verſailles. Haben doch die Marxiſten den Wahn zu verbreiten verſtanden, als 
ſei dieſer „Frieden“ die Grundlage für einen Wiederaufſtieg namentlich der Arbeiter- 
klaſſe, und als ſeien die Deutſchland auferlegten Bedingungen harmlos im Vergleich 
zu dem, was Deutſchland im Frieden von Breſt⸗Litowſk den Ruſſen aufzuerlegen 
verſucht habe. Hitler zerreißt das marxiftiſche Lügennetz. Hunderttauſende klärt er 
darüber auf, daß Deutſchland in Breſt⸗Litowſk die größte Mäßigung geübt hat, 
Verſailles dagegen ein wohldurchdachtes Syſtem zur völligen Vernichtung des 
deutſchen Volkes bedeutet. Er überzeugt die Maſſen davon, daß, wer Verſailles 
preiſt, damit jeden Gedanken an „Sozialismus“ aufgeben muß, da dieſer Vertrag die 
ganze Nation dem Elend preisgibt und darum auch die ſoziale Hebung einer einzelnen 
Klaſſe von vornherein ausſchließt. 


So erweckt Hitler das Bewußtſein, daß es heute um das nackte Daſein des deutſchen 
Volkes und damit jedes einzelnen Deutſchen zu kämpfen gilt. Er entlarvt die 
Marxiſten als heimliche Bundesgenoſſen des Landesfeindes. Er zeigt dem Volke die 
großen Männer der deutſchen Geſchichte als leuchtende Vorbilder und enthüllt das 
erhabene Ziel, das der Nationalſozialismus ſich geſteckt hat. 


„Der Arbeiter im Deutſchland der Zukunft“ — „Verſailles Deutſchlands Ver⸗ 
nihtung” — „Zukunft oder Untergang?” — „Staatsmänner oder National- 
verbrecher?“ — „Der deutſche Arbeiter und die Friedensverträge“ — „Internationale 
Solidarität ein jüdiſcher Weltbetrug“ — fo und ähnlich lauten die Themen, die 
Hitler in feinen Maſſenkundgebungen behandelt und ſchon auf den Ankündigungs⸗ 
plakaten in kräftigen, aufrüttelnden Sätzen erläutert. 


Er lehrt das Volk, alle für den Daſeinskampf belangloſen Gegenſätze zu vergeſſen, 
und fordert, daß Katholiken und Proteſtanten, Monarchiſten und Republikaner, 
Bayern und Preußen zuſammenſtehen müſſen in dem einen Gedanken: Deutſchland. 


Dabei wird Hitlers Verfammlungstechnik immer vollkommener. Die zu erwartenden 
Einwände der Gegner kennt oder errät er im voraus, und der Zuhörer, dem bei 
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Hitlers Worten ſoeben innerlich ein Bedenken aufgeſtiegen iſt, hört zu ſeinem Er⸗ 
ſtaunen im nächſten Augenblick ſchon aus dem Munde des Redners die ſchlagende 
Widerlegung. Mit prophetiſchem Scharfblick verkündet Hitler die unausbleiblichen 
Folgen einer ehrloſen Politik. Bis in Einzelheiten flieht er die kommenden Ereigniſſe 
voraus und hat ſo die Gewißheit, daß ſelbſt der, den er heute noch nicht überzeugt, 
über kurz oder lang, durch die Ereigniſſe belehrt, den Wahrheitskünder in ihm 
erkennen wird. 

Die Erfolge ſind ſo gewaltig und wachſen in ſolchem Tempo, daß die Gegner zunächſt 
kaum zur Befinnung kommen, dann aber mit allen Mitteln verſuchen, dieſem gefähr- 
lichen Manne das Handwerk zu legen. Die Vorſehung jedoch hält ſichtbar die Hand 
über die junge Bewegung. 


8. Pöhner und Frick 


Nicht zu unterſchätzen iſt die Gefahr, die der jungen Partei von der „Staatsgewalt“ 
und der „Bürokratie“ droht. Die bürgerlich⸗ nationale Regierung des bayriſchen 
Monarchiſten v. Kahr betrachtete den Aufſtieg Hitlers mit ſehr gemiſchten Gefühlen. 
Dem echten Bürokraten aber muß eine Propaganda von der Heftigkeit und Anbedingt⸗ 
heit der nationalſozialiſtiſchen ohne weiteres auf die Nerven fallen, weil ſie „Ruhe 
und Ordnung“ ſtört. Hitler lernt ſehr bald jene beſondere Sorte von Minifterial- 
und Polizeibeamten kennen, die wirklichkeitsfremd, herzenskalt, verbildet und ſeeliſch 
erſtarrt der jeweiligen Regierung bedingungslos hörig, für die Grundnotwendigkeiten 
des Volkslebens aber blind find. Für Bürokraten dieſes Schlages konnte es nur 
einen Herzenswunſch geben: dieſe läſtige Partei möglichſt im Keime zu erſticken. 

Die Möglichkeit völliger Anterdrückung war in der erſten Zeit für die amtlichen Ge⸗ 
walthaber zweifellos gegeben. Die Vorſehung aber wollte, daß gerade in den 
Anfangsjahren der Bewegung an den maßgebenden Münchner Amtsſtellen zwei 
Männer kerndeutſchen Herzens ſaßen, die das Gegenteil jenes Bürokratentyps waren, 
ſich vor allem als Deutſche, dann erft als Beamte fühlten und mit einem faſt hell 
ſeheriſchen Blick für Weſenhaſtes und Wertvolles begabt waren. Dieſe Männer 
waren der Münchner Polizeipräſident Ernſt Pöhner (geſt. 11. April 1925) 
und fein Chef der politiſchen Polizei, Oberamtmann Dr. Wilhelm Grid. 


Beide Männer erkennen ſchon damals in der Bewegung den Kern einer deutſchen 
Erneuerung, die einzige Möglichkeit, die entfremdete Arbeiterſchaft der Nation 
zurückzuerobern. Beide erfaſſen es als ihre Berufung, dieſer Bewegung die Bahn 
zu ebnen, ihr die freie Entfaltung zu ſichern und ihre Propaganda ſo ungehindert 
wie möglich ſich auswirken zu laſſen. Wo ſich Auswüchſe zeigen, die polizeilich nicht 
tragbar find, treten die beiden Beamten mit Hitler ſelbſt in Verbindung, und in ge- 
meinſamer Ausſprache findet ſich dann immer der Weg, den erſtrebten Erfolg auf 
anderem, polizeilich unbedenklichen Wege zu erreichen. Nach „oben“ aber halten 
dieſe beiden Beamten den Nacken ſteif. Im Landtag und bei der Regierung erregt 
ihre entgegenkommende Handhabung der Plakatzenſur oft ſchärfſtes Mißfallen. Aber 
mutig kämpfen die beiden Beamten alle Widerſtände nieder. 

Als im Herbſt 1921 in Bayern eine neue Regierung ans Ruder kommt, die allen 
völkiſchen und antiſemitiſchen Strömungen entſchiedene Gegnerſchaft anſagt, laſſen 
Pöhner und Frick ſich in andere Umter verſetzen, da es ihnen unmöglich iſt, zu Werk⸗ 
zeugen der Anterdrückung gegenüber einer Bewegung zu werden, in der Deutſchlands 
Zukunft beſchloſſen liegt. Mit gutem Gewiſſen können ſie ihren bisherigen Poſten 
verlaſſen. Denn inzwiſchen iſt unter ihrer Obhut die Bewegung fo erſtarkt, daß amt. 
liche Anterdrückungsverſuche ſie nicht mehr gefährden können. Die bürokratiſchen 
Schikanen werden zwar von nun an nicht mehr abreißen. Aber ihr einziger Erfolg 
wird ſein, daß die Kampfkraft der Bewegung nur zu immer wilderem Fanatismus 


geſteigert wird. 
Bag 


Geſchichte der nationalſozialiſtiſchen Bewegung 21 


9. fjitier übernimmt die Führung 

Die unerhörten Leiſtungen des Propagandaleiters Hitler laſſen die Neider in der 
eigenen Partei nicht ſchlafen. Man ſpinnt gegen Hitler gefährliche Ränke. Im Hoch; 
ſommer 1921 kommt es zum offenen Krach. Aber die ſchlechte Abſicht wendet ſich zum 
Segen. Hitlers fieghafte Perſönlichkeit triumphiert. Am 29. Juli 1921 wählt ihn die 
Generalmitgliederverſammlung zum erſten Parteivorſitzenden. 


Dieſes Ereignis kommt gerade zur rechten Zeit; denn nun, nachdem die Propaganda 
ihre entſcheidende erſte Aufgabe gelöſt, die Partei bekannt gemacht und einen mächtigen 
Kreis von Mitgliedern und Anhängern geworben hat, iſt es höchſte Zeit, im Wege 
der Or ganiſation die Ergebniſſe der Propaganda für die Dauer zu ſichern und 
fruchtbar zu machen. 

Zunächſt ſchafft Hitler den „Parlamentarismus“ in der eigenen Partei ab. Seltfamer- 
weiſe ließ ſich dieſe antiparlamentariſche Partei bisher von einem „Ausſchuß“ führen, 
der im Abſtimmungswege Mehrheitsbeſchlüſſe faßte. Das hört nun auf. Der Partei- 
vorfigende erhält volle Befehlsgewalt, volle Führerautorität und Führerverant⸗ 
wortung. Er beſetzt ſeinerſeits die andern Parteiämter nach eigener Auswahl mit 
geeigneten Perſönlichkeiten, deren jede in ihrem Bereich wieder volle Autorität und 
Selbſtändigkeit erhält und dem Führer für den Erfolg auf ihrem Arbeitsgebiet ver- 
antwortlich iſt. So wird in München das Muſter geſchaffen für die Organiſation der 
Geſamtpartei bis zu den unterſten Gliederungen nach dem Führergrundſatz. 
Zum Geſchäftsführer der Partei beruft Hitler feinen einſtigen Regiments⸗Feldwebel 
Max Amann, deſſen Tüchtigkeit er im Felde kennen und ſchätzen gelernt hat. Mit 
feiner Hilfe bringt Hitler Ordnung in den Geſchäftsbetrieb der Partei. wie der 
Parteipreſſe. Die bezahlten Angeſtellten werden nicht nach der Parteizugehörigkeit, 
ſondern nach Fähigkeit ausgewählt. Nur bei gleicher Eignung der Bewerber erhält 
der Parteigenoſſe den Vorzug. Dieſes Syſtem bewährt ſich. Die Nichtparteigenoſſen, 
die ihre Arbeitsleiſtung anerkannt ſehen, werden bald treueſte Nationalſozialiſten. 
Dabei hütet ſich Hitler vor dem Verſuch unfruchtbarer Organiſationskunſtſtücke. Bei 
einer Arbeiterpartei lag der Gedanke nahe, daß man den roten Gewerkſchaften 
eigene Gewerkſchaften entgegenſetzen müſſe. Hitler, obwohl er die Geſundheit des 
Gewerkſchaftsgedankens an ſich bejaht, erkennt ſogleich die Ausſichtsloſigkeit einer 
Gegengründung. Im Kampfe um die Macht hätten nationalſozialiſtiſche Gewerk. 
ſchaften nur den idealen Kampfgeiſt der Bewegung geſchwächt und die Aufmerkſamkeit 
auf wirtſchaftliche Fragen abgelenkt. Hitler will, daß ſeine Anhänger, ſoweit ſie 
Gewerkſchaftsmitglieder ſind, ihre Stellung dort halten und nach beſten Kräften die 
marxiſtiſche Machtſtellung von innen heraus auszuhöhlen ſuchen. 

Am 1. November 1921 bezieht die Partei eine neue, würdigere Geſchäftsſtelle. Eine 
zentrale Mitgliederkartei wird eingerichtet. Anter Amanns Fürforge entſteht eine 
Finanzverwaltung von muſtergültiger Ordnung und Sparfamkeit. So wird der ſolide 
Grund gelegt, der den Beſtand der Partei und ihre Arbeit in den kommenden Jahren 
überhaupt erſt ermöglicht. 

Am 11. Oktober 1921 wird in Zwickau die erſte nationalſozialiſtiſche Ortsgruppe 
außerhalb Bayerns gegründet. 

Die Zahl der eingeſchriebenen Parteimitglieder ſteigt bis Ende 1921 auf 6000. 


10. Der Marzismus bäumt ſich auf 

Der Totfeind der Nation, der jüdiſch geführte Marxismus, iſt durch den beifpiel- 
loſen Aufſchwung der NSDA in größte Beſtürzung geraten. 

Anfangs hat die rote Preſſe die Parole ausgegeben, daß man die Nationalſozialiſten 
unter ſich laſſen ſolle. Aber die Parole hat nur zum Teil Erfolg. Die roten Plakate 
locken trotz des marxiſtiſchen Verbots ſo manchen Neugierigen in die Verſammlungen. 
Die Bewegung wächſt. Nun verſucht es die Marxiſtenpreſſe mit der umgekehrten 
Taktik. Sie fordert ihre Anhänger auf, in Maſſen zu erſcheinen und den Hitlerleuten 


22 Fabricius 


zu zeigen, was Proletarierfäuſte ſind. Die Parole wird im erſten Teile befolgt, in 
Maſſen ſtrömen die Marxiſten hinein — aber als bekehrte Nationalſozialiſten kommen 
ſie aus den Verſammlungen wieder heraus. Dies Ergebnis iſt freilich noch fataler. 
Man kehrt zu der alten Parole zurück: Meidet die Hitler⸗Verſammlungen. Die 
Bewegung aber wächſt trotzdem. Es hätte noch einen dritten Weg gegeben: daß die 
„prominenten“ Marxiſten in die Verſammlungen gingen und vor ihren Anhängern in 
der Diskuſſion mit Hitler geiſtig die Klingen kreuzten. Aber dazu waren dieſe 
„Führer“ zu feige; ſie ſchickten als Diskuſſionsredner arme Teufel vor, die kläglich 
verfagten. 

Hitler verſteht es, der Maſſe Achtung abzuzwingen. Er kennt im Gegenſatz zu den 
bürgerlichen Politikern bei ſeinen Veranſtaltungen keine „Damen und Herren“, 
ſondern nur „Volksgenoſſen und Volksgenoſſinnen“. Die Verſammlungsleitung 
kennzeichnet ſich durch ſoldatiſche Entſchiedenheit und Strenge. Gleich bei Eröffnung 
der Verſammlung wird bekanntgegeben, daß man von ſeinem Hausrecht im 
Notfall rückſichtslos Gebrauch machen und jeden Störenfried an die Luft ſetzen wird. 
Es ſtehen auch die Fäuſte bereit, die dem Hausrecht Geltung zu verſchaffen wiſſen. 


Hitler geht von der einfachen Tatſache aus, daß auch die beſte Weisheit ſich auf 
dieſer Welt nicht durchſetzen kann, wenn ſie nicht durch die Kraft beſchützt wird. Er 
weiß, daß der Nationalſozialismus dem Marxismus nur dann gewachſen ſein wird, 
wenn er ihm Kampfmethoden von mindeſtens gleicher Wirkſamkeit entgegenſetzt. 
Wenn beide Weltanſchauungen mit gleich ſtarken Kampfmitteln miteinander ringen, 
dann — aber nur dann — muß am Ende die Idee der Wahrheit den Sieg 
erringen. 

In dieſer Erkenntnis hat Hitler ſchon Anfang 1920 als Saalſchutz eine Ordner 
truppe gebildet, um deren Gründung ih Emil Maurice bejonders verdient 
macht. Es find lauter junge handfeſte Burſchen, Studenten, Jungarbeiter, Front. 
ſoldaten, alle durchdrungen von der Heiligkeit der nationalſozialiſtiſchen Idee und von 
der Aberzeugung, daß es ſich lohnt, für dieſe Idee ſein Leben einzuſetzen. Dieſe 
Truppe, die ſich allmählich in Hundertſchaften und Gruppen zu gliedern beginnt, 
erhält im Auguſt den Namen „Turn- und Sportabteilung“. Bald ſoll fie ihre 
Feuertaufe beſtehen. 

Im Laufe des Jahres 1921 wird den Marxiſten in München klar, daß mit Tot⸗ 
ſchweigen und Verbot des Verſammlungsbeſuches der Aufſtieg der Hitler-⸗Bewegung 
nicht aufzuhalten iſt. Die große Kraftpro be iſt auf die Dauer nicht zu umgehen. 
Hitler erſehnt ſie heiß, und im Herbſt erfüllt ſich ſein Wunſch. 

Aus Anlaß eines angeblichen Attentats auf einen roten Abgeordneten, das man der 
NSA in die Schuhe ſchiebt, eröffnet die Marxiſtenpreſſe ein wüſtes Trommel- 
feuer gegen die Bewegung. Auf den 4. November 1921 hat Hitler eine Verſammlung 
im Hofbräuhausfeſtſaal angeſetzt. Knapp zwei Stunden vor Beginn erhält er die 
ſichere Nachricht, daß die Marxiſten zur Sprengung der Verſammlung entſchloſſen 
ſind. In der kurzen Zeit vermag er nur 46 Mann der Ordnungstruppe zur Stelle zu 
ſchaffen. Vor ihnen hält er eine bitterernſte Anſprache. Es geht diesmal ums Ganze. 
Glückt es den Marxiſten, die Verſammlung zu ſprengen, ſo iſt die Partei auf Jahre 
zurückgeworfen, vielleicht für immer erledigt. Wer ſich von den Ordnern feige zeigen 
ſollte, dem wird Hitler perſönlich die Hakenkreuzbinde vom Arme reißen. 

Im Saale herrſcht Gewitterſchwüle. Gegen 800 Marriften ſitzen in drohender 
Haltung unter den Zuhörern, beſonders dicht geballt um den Biertiſch, von dem aus 
Hitler reden ſoll. Anderthalb Stunden gelingt es ihm gleichwohl ohne weſentliche 
Störung zu ſprechen. Inzwiſchen ſammeln die Gegner Maßkrüge an. Auf ein 
Signal bricht plötzlich der Tumult los. Im Nu verwandelt ſich der Saal in ein ein- 
ziges Gewimmel ſchreiender und grölender Menſchen. Bierkrüge fliegen durch den 
Saal, Stuhlbeine werden geſchwungen. Aber ſchon find die Ordner zur Stelle. Wie 
die Löwen ſtürzen ſie ſich in die Haufen der Gegner, an der Spitze Emil Maurice 
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und Rudolf Heß. Bald iſt jeder von ihnen blutüberſtrömt. Binnen 20 Minuten 
find ſämtliche Gegner in eine Saalecke gedrängt. Jetzt fallen von dort Schüſſe in 
Richtung nach dem Tiſch, auf dem Hitler ſteht. Es erhebt ſich eine wilde Knallerei, 
während der die letzten Störenfriede hinausgehauen werden. 

Dann fährt Hitler, als ſei nichts geſchehen, in feiner Rede fort. Als die Kund⸗ 
gebung geſchloſſen iſt, erſcheint ein aufgeregter Polizeileutnant und erklärt die Ver · 
ſammlung für „aufgelöſt“. 

Seit dieſem Tage trägt die Ordnertruppe den Ehrennamen Sturmabteilung 
(SA). Die Marxiſten wagen in München von Stund an keine Verſammlungs⸗ 
ſtörung mehr. Die Sturmabteilung aber kämpft weiter. 


11. Die Sturmabteilung 


Hitler geſtaltet feine SU im bewußten Gegenſatz zu all den Wehrverbänden, Ein- 
wohnerwehren und Freikorps, die ſich nach dem Kriege aus den Reften der alten 
Armee gebildet haben. All dieſen Verbänden ehrlicher alter Soldaten fehlt die 
große politiſche Idee. In beſtem Glauben haben ſie ihre Kampfkraft und ihre 
Manneszucht in den Dienſt unwürdiger, ja volks verderblicher politiſcher Kräfte 
geſtellt. Sie haben den Spartakismus zu Boden gerungen — zum Wohle und zur 
höheren Ehre der Sozialdemokratie. 

Der SA - Mann fol kein ideenloſer Landsknecht fein. Er fol auch kein Halbſoldat 
ſein. Hitler, der Feind aller Halbheit, will keine Truppe ſchaffen, die militäriſchen 
Ehrgeiz notgedrungen mit militäriſcher Minderwertigkeit verbindet. Was ihm vor- 
ſchwebt, iſt eine ganz neue Schöpfung, iſt der politiſche Soldat, der, ohne ſich 
einen nicht vorhandenen militäriſchen Wert anzumaßen, ſeine volle Manneskraft 
einer politiſchen Idee zur Verfügung ſtellt. 

Durchglüht und begeiſtert von der nationalſozialiſtiſchen Idee ſoll der SA⸗Mann 
ſein. Seine Aufgabe iſt es, mit ſeiner ganzen Perſönlichkeit für dieſe Idee einzu⸗ 
treten und zu werben und, wo nötig, mit ſeiner Körperkraft unter Einſatz von Leib 
und Leben die Verkündung, den Durchbruch und die Fortentwicklung der Idee 
zu ſichern. 

Die SA foll das Gegenteil eines Geheimbundes fein. Stolz und offen ſoll fie ſich 
zur Idee bekennen, durch ihr Auftreten in voller Offentlichkeit die Aufmerkſamkeit 
erregen und ſo für die Idee werben. Dieſe Aufgabe iſt ſpäter durch das leuchtende 
Braun der Uniform beſonders finnfällig geworden. Sehr bald wurden die Ko⸗ 
lonnen der SU, wenn fie fingend in freier, unbekümmerter Haltung, mit leuchtenden 
Augen durch die Straßen zogen, zum herrlichſten und lebendigſten „Propaganda⸗ 
mittel“ der Bewegung. 

Die Sturmabteilung ſorgt dafür, daß der Nationalſozialismus allen bürgerlich⸗ 
nationalen Leiſetretern immer mehr zum Urgernis und zum Greuel wird. Im Mai 
1922 trägt ſich die „nationale“ Bayernregierung allen Ernſtes mit dem Gedanken, 
den Schöpfer der SA, den Frontſoldaten Hitler, aus zuweiſen. Aber fie wagt 
es nicht mehr. Die Macht dieſes Mannes iſt bereits zu groß. 


Dafür läßt man Hitler im Juni / Juli 1922 für einen Monat im Gefängnis ver- 
ſchwinden, weil es ihm gelungen iſt, eine gegneriſche Verſammlung zu ſprengen. 


Am 16. Auguſt 1922 aber ſteht Hitler, der Freiheit wiedergegeben, in München auf 
dem Königsplatz und ſpricht auf einer Kundgebung der vaterländiſchen Verbände 
gegen das Republik Schutzgeſez vor über 60 000 Volksgenoſſen. Geſchloſſen 
marſchiert die Partei zu dieſer Kundgebung auf, an der Spitze ſechs Hundertſchaften 
SA mit zwei Mufikkapellen und 15 Hakenkreuzfahnen, von den Volksmaſſen mit 
ungeheurer Begeiſterung begrüßt. Als republikaniſche Schutzbündler den Aufmarſch 
zu ſtören verſuchen, werden fie von der SA mit blutigen Köpfen in die Flucht ge⸗ 
ſchlagen. An dieſem Tage erkämpft ſich die SA das Recht auf die Straße. 
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Am 14. Oktober 1922 trifft Hitler mit 800 Mann EA in Coburg ein, wohin ihn 
völkiſche Verbände zur Teilnahme an einem „Deutſchen Tag“ eingeladen haben. 
Am Bahnhof erfährt er, daß die völkiſchen Veranſtalter mit den Marxiſten ein Ab- 
kommen getroffen haben, wonach nicht in geſchloſſenem Zuge in die Stadt marſchiert 
werden darf. 

Hitler iſt empört. Mit klingendem Spiel und wehenden Fahnen zieht er an der 
Spitze der SA in Coburg ein. Die Marxiſten eröffnen ein Steinbombardement. 
In zehn Minuten find fie von der SA auseinandergejagt. 

In der Nacht kommt es zu weiteren erbitterten Kämpfen. Am Tage darauf 
marſchiert Hitler mittags mit feiner SA, die durch freiwilligen Zuzug inzwiſchen 
auf 1500 Mann angeſchwollen iſt, über den großen Platz, den die Marriften zu einer 
Gegendemonſtration auserſehen haben. Aber die Roten find bereits kleingeworden. 
Nur vereinzelt verſuchen fie noch die SA anzurempeln, werden aber raſch zurück⸗ 
gewieſen. Schon wagt es die Bevölkerung an vielen Stellen der Stadt, der fleg- 
reichen SA zuzujubeln. f 

Am Bahnhof verweigert das Zugperſonal zunächſt den Abtransport der SU. Aber 
die Drohung Hitlers, er werde dann die Lokomotive ſelbſt bedienen und die roten 
Saboteure als Geiſeln mitnehmen, wirkt Wunder. Pünktlich fährt der Zug ab. 

Die bürgerliche Preſſe entrüſtet ſich nicht wenig über die „Roheit“ all dieſer Vor 
gänge. Der rote Terror aber iſt in Coburg für immer gebrochen. 

Von nun an wird das gleiche Verfahren auch in anderen Orten Bayerns angewandt. 
Eine rote Hochburg nach der anderen muß vor der SA kapitulieren. 

Führer der gefamten SU wird — im März 1923 — Hermann Göring. 

Am die gleiche Zeit wird aus der SA eine beſondere „Stabswache“ des Führers 
ausgeleſen, die bald danach den Namen „Stoßtrupp Hitler“ erhält. Sie 
bekommt ſchwarze Mützen mit einem Totenkopf und wird zum Vorläufer der 
ſpäteren Schutzſtaſfeln (SS). 


12. Das fataſtrophenjahr 1923 

Inzwiſchen iſt die Bewegung zur ausſchlaggebenden politiſchen Macht in Bayern 
geworden. Ende 1922 führt der Frankenführer Julius Streicher in Nürnberg 
ſeine Anhänger, die bisher in der Deutſchſozialiſtiſchen Partei zuſammengefaßt 
waren, der nationalſozialiſtiſchen Bewegung zu. Die Propaganda nimmt gigantiſche 
Formen an. Am 30. November 1922 finden in München gleichzeitig fünf, am 
13. Dezember ſogar zehn überfüllte Maſſenverſammlungen der NSDA ſtatt. 

Der Ruf der Bewegung iſt bereits weit über Bayern hinausgedrungen. Im ganzen 
Reiche beginnen die Flammen der nationalſozialiſtiſchen Idee emporzuflackern. 
Auch in Berlin bildet ſich die erſte Hitler Gruppe. Aber die Widerſacher find 
wachſam. Das vom Hitlergeiſt entflammte Bayern iſt ihnen eine furchtbare 
Warnung. Sie wollen anderwärts rechtzeitig vorbeugen. So wird am 18. No- 
vember 1922 die NSDAP in Preußen verboten. Gleiche Verbote ergehen 1922 
und 1923 in Sachſen, Thüringen, Hamburg, Baden, Heſſen und Braunſchweig. 
1923 bricht als Folge einer vierjährigen Politik der Ehrloſigkeit das Verhängnis 
mit voller Wucht über Deutſchland herein. Am 11. Januar marſchieren die Fran⸗ 
zoſen ins Ruhrgebiet. 

Die bürgerlich nationale Reichsregierung Cuno greift zu dem ſchwächlichen Mittel 
eines „paſſiven Widerſtandes“ und unterläßt jeden Verſuch, als Rückendeckung dieſes 
Anternehmens den aktiven Widerſtand zu organiſieren. Sie proklamieren im 
Ruhrgebiet den „Generalſtreik“ gegen Frankreich, — als wenn — wie Hitler ſpottet 
— jemals in der Geſchichte eine Nation ſich „freigefaulenzt“ hätte. Sie erblickt alles 
Heil in einer „Einheitsfront“ der bürgerlichen Parteien mit der von Landes- 
verrätern geführten Sozialdemokratie. 
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Hitler ſchließt ſich und die NSDAP fofort von dieſer wurmſtichigen und wider · 
natürlichen Einheitsfront aus und ruft dadurch bei den weltfremden „Bürgerlichen“ 
größte Aufregung und Entrüftung hervor. Die bayeriſche Regierung befürchtet von 
ſeiner Seite einen Putſch und verhängt den Ausnahmezuſtand. 


Hitler iſt gerade im Begriff, in München den erſten Reichs parteitag der Be⸗ 
wegung abzuhalten. Die Regierung verbietet die geplanten Veranſtaltungen. Erft 
auf Fürſprache des Neichswehrgenerals Franz Ritter v. Epp, der einſt (1919) 
München von der Rätediktatur befreite, lenkt die Regierung ein. So kann Hitler 
am 27. Januar zwölſ Verſammlungen abhalten und tags darauf auf dem Marsfeld 
als Feldzeichen der SA die erſten vier Standarten weihen. Zum erſtenmal 
erſcheint ein Teil der SA in einheitlicher Uniform, grauer Windjacke mit grauer 
Sfimüße. 

Am 8 Februar 1923 wird der Völkiſche Beobachter Tageszeitung. 

Die Franzoſen an der Ruhr! Der Feind im Lande! Dieſe furchtbare Tatſache 
zwingt Hitler im Jahre 1923 zu grundſätzlicher Abweichung von feinem bisherigen 
politiſchen Vorgehen. Bislang hatte er klar und folgerichtig nur das eine Ziel 
verfolgt, ausgehend von einer kleinen Gruppe entſchloſſener Volksgenoſſen allmählich 
von innen heraus das ganze Volk in einer einzigen Idee unter einheitlicher Führung 
zu einigen. Aber dieſes Ziel konnte nur in jahrelanger mühevoller Arbeit erreicht 
werden. Jetzt aber war der Feind rechtswidrig in deutſches Land eingebrochen. 
Jeder Tag konnte die Stunde bringen, in der der paſſive Widerſtand in einen aktiven 
verwandelt werden und die ganze Nation, ſoweit ſie zur Abwehr überhaupt willens 
war, geſchloſſen zuſammenſtehen mußte. In ſolcher Zeit war auch die — für Hitlers 
eigentliches Ziel unumgängliche — Bekämpfung verwandter nationaliſtiſcher Gruppen 
eine Anmöglichkeit. Gegen den äußeren Feind mußte ſich alles zuſammenſchließen, 
was Wehrwillen, ſoldatiſchen Geift und Tatbereitſchaft in ſich trug. Zu bekämpfen 
waren lediglich jene fälſchlich „national“ genannten Kreiſe, bei denen Feigheit, Halb. 
heit und Entſchlußlofigkeit zu Haufe war, und vor allem der Totengräber jedes 
Wehrwillens, der Marxismus. 


So ſchließt Hitler mit Albrecht v. Graefe, dem Führer der Deutſch⸗ 


völkiſchen Freiheitspartei, die unabhängig von der NSDAP in 


Norddeutſchland Boden gewonnen hat und dem Nationalſozialismus verwandte 
Ideen verficht, ein Abkommen, wonach Graefe mit ſeiner Partei Norddeutſchland 
bearbeiten ſoll und Hitler ſich auf Süddeutſchland beſchränkt. Hitler kann dies um 
fo eher zugeſtehen, als die NSDAP im Norden noch in den erſten Anfängen ſteht 
und zudem amtlich verboten iſt. 

Die Sturmabteilung wird von Hitler — in bewußter, zeitbedingter Abkehr von ihrer 
eigentlichen Zweckbeſtimmung — zu einem Wehrverband umgebildet. Sie 
ſchließt ſich Anfang Februar mit anderen Wehrverbänden, darunter dem „Bund 
Oberland“ des Dr. Weber, zu einer „Arbeitsgemeinſchaft der Vaterländiſchen 
Kampfverbände“ zuſammen, deren militäriſche Führung Oberſtleutnant a. D. 
Hermann Kriebel übernimmt. Im März und April veranſtalten die Kampf⸗ 
verbände in der Amgebung Münchens große militäriſche Abungen. 

Am 1. Mai 1923, als die marxiſtiſch verhetzten Maſſen demonſtrieren und der 
Kommunismus die Not des Vaterlandes für ſeine Zwecke auszubeuten hofft, 
marſchieren die Kampfverbände bewaffnet auf dem Oberwieſenfeld bei München 
auf und halten ſo die Marxiſten in Schach. Hitler wünſcht an dieſem Tage die end⸗ 
gültige Abrechnung mit den Volksbetrügern. Die „nationale“ Bayernregierung 
aber weiß ſein Vorhaben durch Einſatz von Polizei und Reichswehr zu verhindern. 
Inzwiſchen organifieren todesmutige nationale Aktiviſten im Ruhrgebiet auf eigene 
Fauſt einen aktiven Widerſtand gegen die franzöſiſchen Anterdrücker. Am 26. Mai 
192 wird einer dieſer Helden, der durch Verrat dem Feinde ausgelieferte National ⸗ 
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ſozialiſt Albert Leo Schlageter, von den Franzoſen bei Düſſeldorf ftand- 
rechtlich erſchoſſen. In einer gewaltigen Trauerfeier auf dem Königsplatz in 
München am 10. Juni huldigen die Kampfverbände dem toten Kameraden. 

Die reaktionäre Bayernregierung beobachtet mit wachſendem Argwohn, wie Hitlers 
Macht und Anſehen von Tag zu Tag ſtärker wird. Am 15. Juli, beim Deutſchen 
Turnfeſt, läßt ſie ihrem aus Angſt geborenen Haß die Zügel ſchießen. Hitler hat im 
Zirkus Krone geſprochen. Als der Feſtzug der Turner und der SA zurückmarſchiert, 
ſtürzt ſich die Polizei auf die Kolonne, ſprengt ſie auseinander und raubt der SA 
eine Standarte Aber die Empörung, die dieſes Ereignis auslöſt, führt Hitler nur 
neue Anhänger zu. 

Immer gefahrdrohender wird die politiſche Lage im Reich. Reichskanzler Cuno 
tritt am 13. Auguſt zurück, Streſemann übernimmt die Kanzlerſchaft. Wochenlang 
wird nun über die Regierungsbildung verhandelt. 

Die Kampfverbände aber find auf der Wacht. Auf dem „Deutſchen Tag“ in 
Nürnberg am 1. und 2. September marſchieren rund 70 000 Mann auf. Die 
Arbeitsgemeinſchaft verdichtet ſich zum „Deutſchen Kampfbund“. Er 
beſteht aus NSDAP, SA, dem „Bund Oberland“ und der „Reichsflagge“. Als 
die „Reichsflagge“ ſich einen Monat ſpäter durch das Verſagen ihres Führers vom 
Kampfbund loslöſt, tritt an ihre Stelle die aus hitlertreuen Mitgliedern der „Reichs. 
flagge“ gebildete „Reichskriegsflagge“. Das größte Aufſehen erregt, daß in 
Nürnberg der Generalquartiermeiſter des Weltkrieges Ludendorff ſich durch 
ſeine Anweſenheit offen zum Kampfbunde bekennt. 

Die Nachrichten aus Berlin werden immer alarmierender. Die Kampfverbände er- 
kennen, daß in folder Zeit dem ſtärkſten politiſchen Kopf die Führung gebührt und 
unterſtellen den Kampfbund Hitler als politiſchem Führer. Man ſchreibt 
den 25. September 1923. Tags darauf wird Streſemann den Ruhrwiderſtand 
abbrechen. 

Im Reiche herrſcht das Chaos. Der Kommunismus wütet in Sachſen und 
Thüringen. Die Rheinpfalz windet ſich unter dem Schreckensregiment des fran- 
zöſiſchen Generals de Metz und der Separatiſten. Die deutſche Währung ſtürzt in 
den Abgrund. In der Raferei der Hochinflation droht das ganze Volk in Ver. 
zweiflung zu verſinken. 

Als am 26. September der Widerſtand an der Ruhr eingeftellt wird, geht ein einziger 
Schrei der Empörung durch die Reihen aller deutſchen Nationaliſten. Abermals 
ſollen ſchwerſte Opfer an Gut und Blut umſonſt gebracht ſein? Iſt Schlageter 
für ein Nichts geſtorben? Soll das deutſche Volk erneut ſeinen Henkern über⸗ 
antwortet werden? — Es ſcheint nur eine Antwort zu geben: „Nieder mit den 
Ruhrverrätern! — Marſch auf Berlin!“ 


13. Die Erhebung vom 8. November 1923 

Die bayriide Reaktion glaubt ihre Stunde gekommen. Am Tage des 
Abbruchs der Ruhraktion ernennt die Münchener Regierung Dr. v. Kahr zum 
Generalſtaatskommiſſar und überträgt ihm die vollziehende Gewalt. Kahr ordnet 
den Ausnahmezuſtand für ganz Bayern an und beginnt ſeine Tätigkeit damit, daß er 
14 Maſſenverſammlungen, die Hitler mit dem Thema „Nieder mit den Ruhr- 
verrätern!“ angeſetzt hat, verbietet. 


Tags darauf verhängt Ebert von Berlin aus den Ausnahmezuſtand über das ganze 
Reich und überträgt die vollziehende Gewalt an den Reichswehrminiſter Geßler, 
der die Ausübung den verſchiedenen Wehrkreisbefehlshabern anvertraut. 

Der bayriſche Wehrkreisbefehlshaber General v. Loſſow verweigert den Gehorſam 
und unterſtellt ſich Kahr. Er wird von Geßler abgeſetzt, von den bayeriſchen Macht - 
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habern aber dafür zum Landeskommandanten ernannt. Am 22. Oktober wird die 
bayriſche Reichswehrdiviſion von der Münchener Regierung feierlich in Pflicht 
genommen. Das bedeutet unverhüllte Kriegserklärung Münchens an Berlin. 


Hitler erkennt die ungeheure Gefahr der hiermit geſchaffenen Lage. Wohl muß er 
den Gedanken eines vernichtenden Schlages gegen Berlin, die Hochburg der 
November Demokratie, mit Freude begrüßen. Aber er weiß, daß es den Kreiſen 
um Dr. v. Kahr leider nur um Bayern geht, nicht um Deutſchland. Wieder ; 
herſtellung der bayriſchen Monarchie, Rettung der „bayriſchen Belange“, Be⸗ 
freiung Bayerns von „preußiſchem“ Einfluß, daß ſind die kläglichen Ziele, die dieſen 
Reaktionären vorſchweben. Wie leicht kann am Ende ſolcher Beſtrebungen der 
Separatismus, die Zerſchlagung der Reichseinheit ſtehen. 


Trotz aller zur Schau getragenen Entſchloſſenheit fühlt ſich die Reaktion innerlich 
unſicher. Sie fühlt, daß ſie einen Erfolg gegen Berlin nicht ohne die Hilfe der 
mächtigen Volksbewegung Hitlers erhoffen kann. So unterhandelt man mit ihm 
und ſeinen Beauftragten, ſtellt den Marſch auf Berlin als beſchloſſene Sache hin, 
behält ſich aber den Zeitpunkt zunächſt vor. Keinesfalls nämlich darf Hitler bei dem 
Anternehmen die Führung oder auch nur das Abergewicht erhalten. Im gleichen 
Augenblick wäre es vorbei mit den von der Reaktion erträumten Zielen. Denn 
Hitler geht es um Deutſchland, nicht um Bayern. Darum fucht man zunächſt nach 
Verbindungen in Norddeutſchland, um nicht auf den gefährlichen Bundesgenoſſen 
Hitler allein angewieſen zu ſein. 

Hitler merkt, daß die Reaktion ihn als Werkzeug mißbrauchen möchte. Er ſieht 
zugleich, daß die Lage für eine gewaltſame Zertrümmerung des November⸗Syftems 
die beiten Ausſichten bietet, wenn Kampfverbände, bayriſche Reichswehr und 
Landespolizei zuſammengehen. Dann aber muß ſofort gehandelt werden, ehe die 
günſtige Stunde verpaßt iſt. Das Ziel jedoch darf kein anderes als die Erneuerung 
des Reiches im nationalſozialiſtiſchen Gedanken fein. Er hat nicht das 
Volk wachgetrommelt und mit einem neuen heiligen Glauben erfüllt, um es am Ende 
an die Reaktion zu verraten. Den Verſuchen Kahrs, der Reaktion die Führung zu 
ſichern und die Bewegung in eine Nebenrolle zu drücken, muß alſo zuvorgekommen 
werden, und zwar ſofort. Schlägt die Reaktion auf eigene Fauſt los, dann wird 
es zu ſpät und eine nationalſozialiſtiſche Erneuerung Deutſchlands vielleicht für 
immer unterbunden ſein. 

Die Lage fordert gebieteriſch einen raſchen und kühnen Entſchluß. 


Am Abend des 8. November 1923 ſpricht Dr. v. Kahr im Yürgerbräufeller zu einer 
Verſammlung. Am Vorſtandstiſch fitzen auch General v. Loſſow und der Chef der 
bapyriſchen Landespolizei Oberſt Seißer. An der Spitze eines Stoßtrupps be- 
waffneter SA ſtürmt Hitler in den Verſammlungsraum, verſchafft ſich durch einen 
Piſtolenſchuß an die Decke Gehör und ruft die nationale Revolution aus. 
Während darauf Göring zur Menge ſpricht, klärt Hitler in einem Nebenzimmer 
Kahr, Loſſow und Seißer über den Zweck ſeines Anternehmens auf und erlangt 
ſchließlich ihre Zuſtimmung. Der herbeigerufene Ludendorff trifſt ein und 
ſtellt ſich dem Anternehmen zur Verfügung. 

Hitler kehrt nun in den Saal zurück und verkündet unter brauſendem Beifall das 
Ergebnis: Abſetzung Eberts und der Reichsregierung, Bildung einer vorläufigen 
Nationalregierung: er ſelbſt Regierungschef, Ludendorff Führer der National⸗ 
armee, Kahr Landesverweſer von Bayern, Pöhner bayriſcher Miniſterpräfident, 
Loſſow Reichswehrminiſter, Seißer Reichspolizeiminiſter. 

Nun ſprechen Ludendorff und Pöhner, dann Kahr, Loſſow und Seißer zur Ver⸗ 
ſammlung, bekennen ſich zu der nationalen Revolution und beſtätigen die Abernahme 
ihrer Amter. Anendlicher Jubel der Maſſen dankt ihnen. 
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In der Nacht aber vollziehen Kahr, Loſſow und Seißer den Verrat. Sie treffen 
die Vorbereitungen zur Niederwerfung der nationalen Erhebung. Frick, der am 
Abend als Leiter der Münchner Kriminalpolizei durch dienſtliche Anordnungen 
Blutvergießen verhütet, dann im Auftrage der neuen Regierung die Geſchäfte des 
Münchner Polizeipräſidenten übernommen und um Mitternacht zuſammen mit 
Pöhner die Preſſe über die Ereigniſſe unterrichtet hat, wird beim Morgengrauen 
verhaftet, bald danach auch Pöhner. 

Während am Morgen des 9. November ganz München auf Grund der Berichte der 
Morgenpreſſe in einen Taumel der Begeiſterung gerät, erhält Hitler bereits Kunde 
von dem vollzogenen Verrat. Er iſt tief erſchüttert, erkennt und ergreift aber 
ſogleich die einzige noch vorhandene ſchwache Möglichkeit, die Lage zu retten. Er 
wird den Abtrünnigen beweiſen, daß die breiten Maſſen ihm gehören und der 
nationalen Revolution mit Begeiſterung zuſtimmen. Vielleicht bringt dies die 
Verräter noch zur Beſinnung. 

Ein gewaltiger Zug bewegt ſich nun durch die Straßen Münchens. An der Spitze 
hinter den Fahnen Hitler und Ludendorff mit den anderen Führern, darunter Göring 
und v. Graefe, dann die Kolonnen der SA und der Kampfverbände. Sodann die 
Parteigenoſſen und Anhänger. Die Straßen find reich geflaggt, vom Rathaus 
wehen die ſchwarzweißrote und die Hakenkreuzflagge. Das Deutſchlandlied erſchallt. 
Aberall wird der Zug begeiſtert von der e begrüßt, immer größere Maſſen 
reihen ſich ihm ein. 

Auf dem Odeonplatz an der Fewwherrnhalle ereignet ſich dann das Entſetzliche. Die 
Polizei eröffnet plötzlich von verſchiedenen Seiten aus Gewehren und Maſchinen⸗ 
piſtolen ein Schnellfeuer auf den friedlich marſchierenden Zug. Ein Aufſchrei des 
Entſetzens gellt durch die Volksmenge. Deutſche Männer wälzen ſich in ihrem Blute. 
Vierzehn Nationalſozialiſten und Oberländer find zu Tode getroffen. Zwei Ange⸗ 
hörige der „Reichskriegsflagge“ erleiden zur ſelben Zeit am ie das 
gleiche Schickſal. 

Hitler iſt von ſeinem ſterbenden Nebenmann zu Boden geriſſen 8 erleidet eine 
ſchwere Schultergelenkverletzung und wird von Freunden in Sicherheit gebracht. 
Göring iſt ſchwer verwundet. Ludendorff iſt wie durch ein Wunder unverſehrt durch 
die Geſchoßgarben geſchritten und dann verhaftet worden. 


Die nationale Revolution iſt durch reaktionären Verrat im Blute erſtickt. 


Es opferten ihr Leben: Felix Allfarth, Andreas Bauriedl, 
Theodor Caſella, Wilhelm Ehrlich, Martin Fauſt, Anton 
Hechenberger, Oskar Körner, Karl Kuhn, Karl Laforce, 
Kurt Neubauer, Klaus v. Pape, Theodor von der Pfordten, 
Johann Rickmers, Max Erwin v. Scheubner Richter, 
Lorenz Ritter v. Stranſky, Wilhelm Wolf. 

Am 11. November 1923 wird Hitler in Affing am Staffelſee verhaftet und in die 
Feſtung Landsberg am Lech überführt. 

Am 23. November 1923 löſt General v. Seeckt, nunmehr Inhaber der vollziehenden 
Gewalt im Reiche, die NSDAP, die zuletzt 55 787 eingeſchriebene Mitglieder zählt, 
für das ganze Reichsgebiet auf. 

Am 30. Dezember 1923 ſtirbt nach ſechswöchiger Haft einer der Beſten der Be⸗ 
wegung, Dietrich Eckart. 


14. Der fjitler- Prozeß 

Alles ſcheint verloren, Hitler durchlebt furchtbare Stunden ſeeliſcher Qual. Jeder 
andere wäre wohl völlig verzweifelt. Er aber weiß, daß ſeine Sendung nicht beendet 
iſt. Mit ungebrochener Kraft flammen Trotz, Wille und Glaube in ihm empor. 
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Als er am 26. Februar 1924 mit ſeinen Getreuen, des Hochverrats angeklagt, vor 
das Münchner Volksgericht tritt, gelingt ihm das Anerhörte: im Verlauf 
der wochenlangen Verhandlung wandelt er die Niederlage zum bisher ge- 
waltigſten Siege der Bewegung. 


Er weiß, daß dieſer Prozeß eine Senſation für die Weltpreſſe darſtellt. In groß ⸗ 
angelegter Rede entwickelt er ſeinen Werdegang, die nationalſozialiſtiſche Idee und 
die Ziele der Bewegung. Aus dem Angeklagten wird der furchtbare öffentliche An⸗ 
kläger gegen Marxismus und ee Jetzt hört ihn ganz Deutſchland, 
hört ihn die Welt. 

Dieſer Prozeß und das Blut der Märtyrer von der Feldherrnhalle ſchaffen die 
Grundlage für die große Zukunft, die der Bewegung beſchieden iſt. 


In ſeinem Schlußwort ſpricht Hitler die prophetiſchen Worte: 

„Das iſt das ſichtbare Zeichen des Gelingens des 8. November, daß in ſeiner 
Folge die Jugend ſich wie eine Sturmflut erhebt ... Das iſt der größte Gewinn 
des 8. November, daß er nicht zur Depreſſion geführt hat, ſondern dazu beitrug, das 
Volk aufs höchſte zu begeiſtern. Ich glaube, daß die Stunde kommen wird, da die 
Maſſen, die heute mit unſerer Kreuzfahne auf der Straße ſtehen, ſich vereinen werden 
mit denen, die am 9. November auf uns geſchoſſen haben. Ich glaube daran, daß 
das Blut nicht ewig uns trennen wird . .. Einmal wird die Stunde kommen, daß 
die Reichswehr an unſerer Seite ſtehen wird, Offiziere und Mannſchaften .. Die 
Armee, die wir herangebildet haben, die wächſt von Tag zu Tag, von Stunde zu 
Stunde ſchneller. Gerade in dieſen Tagen habe ich die ſtolze Hoffnung, daß einmal 
die Stunde kommt, daß dieſe wilden Scharen zu Bataillonen, die Bataillone zu 
Regimentern, die Regimenter zu Diviſionen werden, daß die alte Kokarde aus dem 
Schmutz herausgeholt wird, daß die alten Fahnen wieder voranflattern, daß dann 
die Verſöhnung kommt beim ewigen letzten Gottesgericht, zu dem anzutreten wir 
willens find.“ 

Das Volksgericht verurteilt Hitler am 1. April 1924 wegen Hochverrats zu fünf 
Jahren Feſtung, jedoch mit der Ausſicht, bei „guter Führung“ nach ſechs Monaten 
mit Bewährungsfriſt in Freiheit geſetzt zu werden. 


IV. Der Aampf der Bewegung um das Reich (1924 bis 1933) 


1. Der neue Weg 

Die Parteiorganiſation iſt aufgelöft, der Führer in Haft. Aber die Bewegung lebt 
und drängt nach Betätigung. 

Noch vor Beginn des Prozeſſes, in der Anterſuchungshaft, faßt Hitler den entſchei⸗ 
denden Entſchluß, der ihm nach weiteren ſchweren Kampfjahren den Sieg ſichern 
wird: er erteilt feine Zuſtimmung, daß die Nationalſozialiſten in die Parla- 
mente gehen. 

Damit iſt ein neuer Weg beſchritten: der Weg planmäßiger Legalität. 


Bisher hatte die Partei keine Abgeordneten zu Parlamentswahlen aufgeſtellt, 
ſondern ihre einzige Aufgabe darin erblickt, die breiten Maſſen aufzuwühlen und 
mit einer neuen Überzeugung zu erfüllen und die Kampfkräftigſten aus der Maſſe 
in einer organifierten Gemeinſchaft unter einheitlicher Führung zuſammenzuſchließen. 
Die Eroberung der Staatsgewalt war bei dieſem Verfahren praktiſch nur in der 
Form denkbar, daß eines Tages durch einen großen, von der NSDAP geführten 
Volksaufſtand die bisherigen Machthaber gewaltſam davongejagt wurden. 

Daß dieſer Weg nur wenig Erfolgsausſichten hatte, war durch den 9. November 
1923 offenbar geworden. Gegen waffengeübte, diſziplinierte, blindgehorſame 
Polizeitruppen, wie fie die November ⸗ Demokratie nun einmal aus der Tradition 
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des alten Reiches geerbt hatte, war eine Volksbewegung ſo gut wie machtlos, und 
ſelbſt eine weitere Aufklärung und Erweckung der Maſſen konnte der Staat, wenn 
er ernſtlich wollte, mit Polizeimitteln verhindern. 


In Erkenntnis dieſer Lage faßte Hitler einen Entſchluß von unerhörter Kühnheit, 
deſſen Ausführbarkeit allgemein ſür unmöglich gehalten wurde: die parlamentariſche 
Demokratie mit ihren eigenen Mitteln zu ſtürzen. Schon 1925 ſagte er 
voraus, daß dies in etwa ſieben Jahren gelungen fein werde. 


Es galt mithin, innerhalb der Demokratie Machtpoſitionen zu eroberen, und dazu 
gehörte zunächſt die Eroberung von Parlamentsfitzen, vor allem im Reichstag. 
Hitler erinnerte ſich aber recht wohl des Verhängniſſes, das der Eintritt ins Par- 
lament einft für die Alldeutſche Bewegung in Oſterreich bedeutet hatte. Er traf daher 
von vornherein ſtrengſte Vorſorge, daß feine Bewegung nicht, wie damals die All- 
deutſchen, ſelber vom Gift des parlamentariſchen Syſtems angefreſſen werden konnte. 


2. Die Taktik in den Parlamenten 

Wer als Nationalſozialiſt in ein Parlament gewählt wurde, mußte ſich darüber klar 
ſein, daß er niemals „Parlamentarier“ werden durfte. Er hatte Kämpfer zu bleiben 
und ſeine Hauptaufgabe nach wie vor in der Erweckung des Volkes zu erblicken. 


Es kam darauf an, mit eiskalter Berechnung alle Vorteile, die der Parlamentaris- 
mus bot, für die Bewegung auszunutzen, den Gefahren des parlamentariſchen 
Syſtems aber planmäßig auszuweichen oder charakterfeſt die Spitze zu bieten. 

Die Vorteile hießen: Diäten, F eifahrſchein, Immunität. 

Die Diäten bedeuteten eine ſichere, ſtaatlich gewährleiſtete Geldquelle, die die Bewe⸗ 
gung ſehr gut gebrauchen konnte. Der einzelne Abgeordnete durfte ſich beim Empfang 
der Diäten grundſätzlich nur als Treuhänder der Bewegung fühlen. 


Der Freifahrſchein gewährte dem nationalſozialiſtiſchen Abgeordneten auf Koſten 
der Republik die größtmögliche Bewegungsfreiheit und erleichterte ihm die Volks. 
aufklärung in allen Teilen des Reiches. 


Die Immunität endlich gab die größte denkbare Sicherheit dafür, daß die Aufklärung 
des Volkes niemals völlig unterbunden werden konnte. Selbſt wenn man die Partei- 
organiſation verbot, konnte man nach den Grundſätzen der Demokratie den einzelnen 
Abgeordneten das Reden und damit die Volksaufklärung nicht verwehren. 


Verſuchte aber die Demokratie, den nationalſozialiſtiſchen Abgeordneten die par. 
lamentariſchen Rechte zu ſchmälern, ſo verleugnete ſie damit ihr eigenes Weſen und 
erledigte ſich in den Augen der eigenen Anhänger. Es galt dann, mit lautem Geſchrei 
ſo lange auf die Verleugnung der demokratiſchen Grundſätze hinzuweiſen, bis die 
Demokratie wieder einlenkte und die Behinderung der legalen nationalſozialiſtiſchen 
Betätigung aufgab. 

So wurden in der Folgezeit die Nationalſozialiſten, obwohl ſie in aller Offenheit 
dem parlamentariſchen Syſtem den legalen Vernichtungskrieg anſagten, zu den 
lauteſten und unerbittlichſten Verfechtern der demokratiſchen Freiheiten und Grund. 
rechte, fobald man ſie ihnen ſelbſt vorenthalten oder ſchmälern wollte. Denn jeder 
Nationalſozialiſt wußte, daß von der Ausnutzung dieſer Rechte und Freiheiten der 
Endſieg der Bewegung abhing. 

Den Gefahren des parlamentariſchen Syſtems aber wirkten folgende Grundſätze 
entgegen: 

Jeder nationalſozialiſtiſche Abgeordnete hat die Pflicht, feine ganze Kraft der Volks. 
aufklärung zu widmen und ſich im Parlamentsgebäude überhaupt nur aufzuhalten, 
ſoweit dies im gegebenen Falle unbedingt als geboten erſcheint. 


Koalitionen mit anderen Parteien dürfen — jedenfalls für die Dauer oder unter 
Preisgabe von Grundſätzen — nicht eingegangen werden. 
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Es iſt nicht die Aufgabe der Nationalſozialiſten, im Parlament „pofitive Mitarbeit“ 
zu leiften. Sie haben ſich als Hechte im Karpſenteich zu fühlen, ſich von den Abge⸗ 
ordneten anderer Parteien auch im Privatumgang ſtrengſtens abzuſondern, die Par- 
lamentstribüne lediglich als Propagandamittel anzuſehen und allen übrigen Parteien 
Schwierigkeiten zu machen, wo immer ſich die Möglichkeit bietet. 


Vor allem hat der Nationalſozialiſt als Abgeordneter nicht am Mandat zu kleben 
und keinesfalls Neuwahlen zu ſcheuen. Die NSDAP muß im Gegenteil ſtets mit 
allen Mitteln auf Auflöſung des Parlaments und Neuwahlen hinarbeiten, vor allem 
im Reichstag. 

Denn da inzwiſchen die Volksaufklärung immer weiter fortſchreitet, wird ſich von 
Wahl zu Wahl die Zahl der nationalſozialiſtiſchen Sitze ſteigern, jeder Wahlſieg 
wird ſeinerſeits, indem er das Anwachſen der Bewegung vor aller Welt offenkundig 
macht, die Zahl der Anhänger und Wähler erneut erhöhen, und dieſe Wechſelwirkung 
wird ſich von Wahl zu Wahl fortſetzen, bis eines Tages überhaupt nur National- 
ſozialiſten im Reichstag ſitzen. 


So wird ſich die Bewegung über kurz oder lang durch Befolgung der eigenen Geſetze 
der Demokratie legal und gewaltlos im Beſitze der ganzen Macht ſehen. 


Der Mann, der im Reichstag dieſe Grundſätze Jahre hindurch mit zäher Energie 
und Folgerichtigkeit bis zum Endſiege durchgeführt hat, war der Führer der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Reichstags fraktion, der bisherige Münchner Oberamtmann Dr. Frick. 


3. Aufichwung und Rückſchlag 


Schon wenige Tage nach dem VBoltsgerichtsurteil, c am 1 6. April 1924, wurden bei den 
bayriſchen Landtagswahlen die erſten nationalſozialiſtiſchen Abgeordneten gewählt. 
Der „Völkiſche Block“, der freilich nicht nur Nationalſozialiſten umfaßte, erhielt 
unter dem Eindruck des Hitler⸗Prozeſſes 23 von 129 Mandaten. 


Am 4. Mai 1924 folgten Reichstagswahlen. Die Einheitsliſte der „Nationalfoziali- 
ſtiſchen Freiheitsbewegung“, in der ſich Nationalſozialiſten und Deutſchvölkiſche zu- 
ſammengeſchloſſen hatten, erhielt die für damalige Begriffe gewaltige Zahl von 
32 Mandaten, unter denen allerdings nur wenige den Nationalſozialiſten zufielen. 
Anter den Gewählten waren Dr. Frick und Feder, die ſeither ununterbrochen 
dem Reichstag angehört haben. 


Die Vereinigung der Nationalſozialiſten mit „richtungsverwandten“ Völkiſchen war 
nur ein Notbehelf, der fi) aus der Tatſache ergab, daß die Partei aufgelöſt und ihr 
Führer in Haft war. 

Niemand beſaß das Anſehen, um an Hitlers Stelle eine einheitliche Führung der 
völkiſchen Sache durchſetzen zu können. Selbſt unter Hitlers Anhängern war Zwie⸗ 
ſpalt entſtanden. Es gab eine „Großdeutſche Volksgemeinſchaſt“, dann den „Groß⸗ 
deutſchen Block“ in Bayern, endlich die „Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung“ 
im Reich. In dieſen Organiſationen waren die Nationalſozialiſten zerſtreut. 


Die Mitglieder der aufgelöſten SU ſammelten ſich zum großen Teil im „Front- 
bann“, aber dieſe Vereinigung nahm auch frühere Angehörige aller möglichen Wehr⸗ 
verbände auf, ſo daß auch hier von einem einheitlichen politiſchen Willen nicht die 
Rede fein konnte. 


Die Aneinigkeit und Führerloſigkeit der Hitler⸗Anhänger wie der Völkiſchen über- 
haupt legte jede wirkſame Propaganda lahm und ſchädigte das Anſehen der 
völkiſchen Sache. | 


Dazu kam, daß nach Beendigung der Inflation ſich in weiten Volkskreiſen die Hoff- 
nung feſtzuſetzen begann, es werde nun allmählich aufwärts gehen. Außerliche 
Ruhe und Ordnung wurden überall im Reiche wieder hergeſtellt. Als am 29. Auguſt 
1924 gegen die Stimmen der Nationalſozialiſten und Deutſchvölkiſchen die Dawes⸗ 
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Geſetze angenommen wurden, begann unter der Einwirkung der Dawes⸗Anleihe 
jene wirtſchaftliche Scheinblüte, durch die ſich unzählige Deutſche jahrelang über den 
Ernſt der Zeit hinwegtäuſchen ließen. Nun, da Deutſchland den Hals in die Dawes⸗ 
Schlinge geſteckt hatte, fanden ſich die Franzoſen ſchließlich auch zur Räumung des 
Ruhrgebietes bereit. 

Damit waren viele befonders fühlbare Mißſtände, die der nationalſozialiſtiſchen 
Propaganda das Ohr der Maſſen geöffnet hatten, fürs erſte behoben, und die Kern⸗ 
faulheit des Syſtems lag nicht mehr ſo offen vor aller Augen wie bisher. 


Der 1. Oktober 1924, an dem Hitler nach der Abſicht des Volksgerichts in Freiheit 
geſetzt werden ſollte, verſtrich. Die Staatsanwaltſchaft verſtand es, die Freilaſſung 
von einem Monat zum andern zu verzögern. 


Am 20. Oktober wurde der Reichstag aufgelöſt. Die Neuwahl vom 7. Dezember 1924 
brachte den nach den Amſtänden unvermeidlichen Sieg der bürgerlichen Mitte. Die 
32 Sitze der „Nationalſozialiſtiſchen Freiheitsbewegung“ ſchmolzen auf 14 zu · 
ſammen, von denen nur 4 auf Nationalſozialiſten entfielen. 

Es ſchien trübe um die völkiſche Sache zu ſtehen. 


Da wurde am 20. Dezember 1924 Hitler endlich aus der Haft entlaſſen — zu 
rechter Zeit. Pe 


4. Neugründung der Partei 

Aus der Feſtungshaft brachte Hitler feiner Bewegung und feinem Volke ein Geſchenk 
von unſchätzbarem Werte mit: den erſten Band feines Werkes „Mein Kampf“, 
den er in den Monaten der Haft ſeinem Privatſekretär Rudolf Heß diktiert hatte. 
Das Werk wurde zur Bibel der Bewegung. Aus ihm konnte hinfort jeder National- 
ſozialiſt klarſte und erſchöpfende Einſicht in die Idee und Taktik Hitlers gewinnen 
und den Grundſätzen des Führers nachzueifern verſuchen. Dadurch wurde das Werk 
zu einer der wichtigſten Grundlagen ſür die einheitliche Entwicklung der 
Bewegung im ganzen Reiche. Selbſt die Feſtungshaft Hitlers wurde ſo der Bewe⸗ 
gung zur Quelle des Segens. 


Am 27. Februar 1925 gründete Hitler im Münchener Bürgerbräukeller die National - 
ſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei von neuem. Damit iſt zugleich die notwendige 
Trennung von den Deutſchvölkiſchen vollzogen, die in den folgenden Jahren zu 
völliger Bedeutungsloſigkeit herabſinken. 


Am gleichen Tage gibt Hitler den Befehl zur Neugründung der Sturmabtei- 
lung. Sie ſoll gemäß ihrem urſprünglichen Grundgedanken wiedererſtehen, nicht 
als Wehrverband, ſondern als politiſche Schutz. und Kampftruppe. Sie erhält nun⸗ 
mehr das Braun hemd mit der braunen Mütze. 


Am Tage nach der Neugründung der NSDAP ftirbt der Sozialdemokrat Friedrich 
Ebert. Das deutſche Volk darf ſich nun zum erſten Male das Staatsoberhaupt 
wählen. 

Die NSDATD Stellt für den erſten Wahlgang als eigenen Präſidentſchaftskandidaten 
Ludendorff auf, der 200 000 Stimmen erhält. Im zweiten Wahlgang fetzt ſie 
ſich für den Generalfeldmarſchall v. Hindenburg ein, der ſich als 78 jähriger 
ſeinem Volke noch einmal zur Verfügung geſtellt hat. 

Am 26. April 1925 wird Hindenburg in hartem Kampf gegen den Zentrumskandi - 
daten Marx zum Reichspräſidenten gewählt. 

Es iſt, als ob ſich aus dem Sumpfe der Republik plötzlich ein granitener Block erhöbe. 
Noch weiß niemand die ganze Bedeutung des Ereigniſſes zu würdigen, die ſich erſt 
viele Jahre ſpäter erweiſen ſoll. Vorerſt dient die Wahl Hindenburgs dazu, den 
deutſchen Spießbürger nur noch tiefer einzuſchläfern, und die Machthaber der 
November Demokratie verſuchen, hinter der Koloſſalgeſtalt des Feldmarſchalls ihre 
eigene Erbärmlichkeit den Blicken und der Aufmerkſamkeit der Mitwelt zu entziehen. 
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5. Organiſches Wachstum 


Kaum hat Hitler die Partei neu gegründet, ſo wird auch ſchon der erſte, als tödlich 
gedachte Schlag gegen ſie geführt. Am 9. März 1925 wird Hitler in Bayern das 
Reden verboten. Preußen, Sachſen, Baden und andere Länder ſchließen ſich 
an. Redefreiheit hat er ſchließlich nur noch in Württemberg, Thüringen, Braun⸗ 
ſchweig und Mecklenburg ⸗Schwerin. 

Schon jetzt zeigt ſich, wie wertvoll es iſt, daß die Partei Abgeordnete in den Par- 
lamenten hat. Von der Parlamentstribüne kann man vor der Welt Lärm ſchlagen 
über das Redeverbot, verhängt gegen einen deutſchen Frontſoldaten; Frick beſorgt 
es im Reichstag, Dr. Buttmann im bayriſchen Landtag. Aber erſt am 5. März 
1927 wird das Verbot in Bayern, am 28. September 1928 in Preußen aufgehoben. 
Durch das Redeverbot hoffte man, die neu gegründete Partei im Keime zu erſticken. 
Die Partei ſelbſt hält man noch für ungefährlich, darum unterläßt man ein Verbot. 
Man glaubt, es genüge, den Führer, deſſen überragende Bedeutung man erkannt hat, 
mundtot gemacht zu haben. Aber man irrt. Denn jetzt geht die Saat vom 
November 1923 auf. 

Zwar iſt die erſte Auſwallung der Maſſen, die nach dem Hitler⸗Prozeß zu den Wahl⸗ 
fiegen des Frühjahrs 1924 geführt hatte, zunächſt verebbt. Aber es gibt eine Anzahl 
ſtarker Herzen, denen ſich der 9. November 1923 und das offenbar gewordene Führer. 
tum Hitlers unauslöſchlich eingeprägt haben. Es find die aktivſten, verbiſſenſten, 
tatkräftigſten Kampfnaturen, die nunmehr von einem unwiderſtehlichen inneren 
Drang getrieben werden, von Hitler zu zeugen und für ſeine Sache einzutreten. Sie 
find über ganz Deutſchland verſtreut, kennen einander meiſt überhaupt noch nicht und 
werden doch bereits zuſammengehalten durch ein gemeinſames tiefes Seelenerlebnis, 
das ſie zwingt, alle in der gleichen Richtung im Geiſte Hitlers tätig zu werden. 

So geſchieht es, daß um die gleiche Zeit, in der die Staatsgewalt Hitler den Mund 
verſchließt, an allen Ecken und Enden des Reiches feurige Verkünder ſeiner Idee 
erſtehen. Anermüdlich reiſen ſie von Ort zu Ort, verſuchen nach Hitlers Vorbild die 
Maſſen aufzurütteln und ſammeln die Gleichgeſinnten und Erweckten in feſten 
Organiſationsformen. Ortsgruppen über Ortsgruppen entſtehen ſo, und es bilden 
ſich die erſten Gaue. 

Es find nicht Männer einer beſtimmten Berufs- oder Geſellſchaftsſchicht, ſondern 
aus allen Ständen und Kreiſen des deutſchen Volkes erheben ſich Führernaturen, 
berührt vom Hauch einer ſchickſalhaften Berufung, und fühlen Kräfte in ſich lebendig 
werden, von denen ſie bisher ſelbſt kaum etwas geahnt haben. Männer, die ſchweig⸗ 
ſam, in ſich gekehrt, aller Redekunſt bar waren, entwickeln ſich zu hinreißenden Volks⸗ 
rednern. Beſcheidene, zurückhaltende, beſonnene Charaktere, weiche, freundliche Ge⸗ 
müter werden zu erbarmungsloſen, fanatiſchen Kämpfern für die Sache. Menſchen, 
die bisher ganz von ihrem kleinen bürgerlichen Beruf ausgefüllt ſchienen, enthüllen 
ſich als begnadete Propagandiſten und Organiſatoren. 

In allen deutſchen Gauen, in jeder Stadt, jedem Flecken und jedem Dorf beginnt ſich 
nun zu wiederholen, was Hitler 1919 in München begann. Allenthalben hebt in 
kleinerem oder größerem Maßſtabe, aber überall in den gleichen Grundformen, der- 
ſelbe Kampf um den Durchbruch der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung an. 


Aus kleinſten Anfängen bilden ſich unter Führung entſchloſſener Tatmenſchen die 
nationalſozialiſtiſchen Keimzellen, wachſen allmählich, erkämpfen ſich Geltung nach 
außen, überwinden Kriſen im Innern, der Tüchtigſte und Geeignetſte ſetzt ſich als 
örtlicher Führer durch, Führer und Gefolgſchaften ſchmelzen zu unlöslich ver- 
ſchworenen Gemeinſchaften zuſammen. 

Hart und ſchwer iſt überall der Beginn des Kampfes, die Häuflein der Getreuen find 
zunächſt verſchwind ind gering an Zahl, der Kampf muß jedem, der nicht von der Idee 
begeiſtert iſt, als völlig ausſichtslos erſcheinen, überall hört man Gelächter und Spott 
über dieſe Narren, die anſcheinend aus Sturheit die erſichtliche Beſſerung der 
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deutſchen Verhältniſſe nicht ſehen oder wahrhaben wollen. Aber gerade durch die 
Schwere und Ausſichtsloſigkeit des Kampfes, durch den Spott und die Verſtändnis⸗ 
loſigkeit faſt der ganzen Amwelt geſchieht es, daß nur die wirklich begeiſterten, ſelbſt⸗ 
loſen, unentwegten, verbiſſenen Kämpfer ſich zuſammenfinden und aus ſich den unzer⸗ 
brechlichen Kern der Bewegung formen, die einſt Deutſchland tragen ſoll. So formiert 
ſich die „Alte Garde“. 


6. Nusleſe der Kämpfer 


In ganz Deutſchland kämpfen ſich Anterführer der Bewegung hervor, die dann meiſt 
als Gauführer in den Kreis der unmittelbarſten Gefolgſchaft Hitlers eintreten. 


In Sachſen wirkt der Fabrikant Martin Mutſchmann, in Baden der Leutnant 
a. D. Robert Wagner, in Mecklenburg der Landarbeiter Friedrich Hilde ⸗ 
brandt, im Rheinland der Chemiker Dr. Robert Ley, Erich Koch, Joſef 
Wagner und Karl Kaufmann, in Anhalt der Hauptmann a. D. Loeper, in 
Holſtein der Kaufmann Hinrich Lohſe, in Weſtfalen Hauptmann a. D. 
v. Pfeffer, in Berlin Regierungsrat Dr. Schlange, in der Pfalz der Lehrer 
Joſef Bürckel, und noch mancher Name gleich guten Klanges könnte hinzugefügt 
werden. | 

In Pommern hat der Aniverſitätsprofeſſor Dr. Theodor Vahlen bereits 1924 
den nationalſozialiſtiſchen Gau und zugleich die erſte nationalſozialiſtiſche Zeitung in 
Norddeutſchland, den „Norddeutſchen Beobachter“, gegründet, aus dem ſich dann 
eine ganze Reihe von Kampfblättern entwickeln. Vahlen muß feine nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Betätigung, die den Zorn Severings erregt, mit Dienſtentlaſſung büßen und 
iſt lange Jahre ohne Amt und Einkommen. 


In Heſſen iſt Peter Gemeinder tätig, ein Kämpfer, der ohne Rückſicht auf ein 
ſchweres Herzleiden ſeinen Kampf fanatiſch fortſetzt, bis er nach einer Rede in einer 
Riefenverfammlung in Mainz am 29. September 1931 einem Herzſchlag erliegt. 


In Elberfeld tritt 1924 Dr. Joſeph Goebbels als Schriftleiter der 
„Völkiſchen Freiheit“, 1925 als Gründer der „Nationalſozialiſtiſchen Briefe“ hervor. 
Mit feſter Hand leitet Hitler von München aus die Geſamtbewegung, ſteckt die 
Kampfziele ab, gibt die Richtlinien der Propaganda, gliedert die im Reiche empor 
wachſenden Gemeinſchaften zu gegebener Zeit in die Organiſation ein, hütet und 
pflegt die keimende und ſproſſende Bewegung wie ein weiſer Gärtner. 


Am 1. November 1926 tritt Dr. Goebbels ſein Amt als Berliner Gauleiter an 
und beginnt ſeinen triumphalen Rampf um Berlin. Er ſchafft Ordnung in der 
zerrütteten Berliner Bewegung, bricht am 11. Februar 1927 in der Saalſchlacht in 
den Pharusſälen — unter ganz ähnlichen Amſtänden wie Hitler 1921 im 
Münchener Hoſbräuhaus — mit Hilfe der Berliner SA den kommuniſtiſchen Terror. 
Am 6. Mai 1927 wird die Partei in Berlin verboten, und während der Verbotszeit, 
die bis 31. März 1928 währt, gründet Dr. Goebbels den „Angriff“, der zu einer der 
ſchärfſten Waffen im Kampfe um Verlin wird. Durch eine unvergleichliche Kunſt 
und Kraft der Rede und durch rückſichtsloſen Einſatz ſeiner Perſon erobert ſich 
Goebbels die Herzen Tauſender und aber Tauſender und ſchweißt die nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Gemeinde in Berlin zu einer ihm blind ergebenen, fanatiſchen Kampfgemein⸗ 
ſchaft zuſammen. 

Am 16. November 1928 ſpricht Hitler zum erſten Male im Berliner Sportpalaft. 
Im ganzen Reiche, zunächſt in den einzelnen Ortsgruppen und Gauen, wächſt die 
SA organiſch zu neuer Blüte heran. Am 1. November 1926 wird fie unter dem 
Oberſten SA-⸗-Führer v. Pfeffer unter einheitlicher Befehlsgewalt zuſammen⸗ 
gefaßt, bis am 2. September 1930 Hitler ſelbſt ihre oberſte Führung übernimmt. 


Anermüdlich reifen die Redner der Bewegung von Ort zu Ort und predigen 
Hitlers Idee. Einer von ihnen, Ludwig Münchmeyer, der als Pfarrer auf 
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der Nordſeeinſel Borkum einen auſopfernden Kampf um die überlieferte Freiheit 
der Inſel von jüdiſchen Kurgäſten ſiegreich durchgeführt hat, ſpricht von 1926 bis 
zur Machtübernahme in über 1200 Verſammlungen in allen Teilen Deutſchlands. 
Aber 100 politiſche Prozeſſe werden gegen ihn anhängig gemacht, grundlos, denn faſt 
ſämtlich enden fie mit Freiſprechung. 

Der Erfolg der unzähligen Einzelkämpfe, die fo im ganzen Reiche in Richtung auf 
das eine große Ziel geführt werden, bleibt nicht aus. Trotz der ſcheinbaren Wirt- 
ſchaftsblüte, trotz der im Reiche eingekehrten Scheinruhe und Scheinordnung und der 
damit verbundenen Erſchwerung der Propaganda wächſt die Bewegung langſam, aber 
ſtetig von Jahr zu Jahr. Ende 1925 zählt die Partei 27 000 Mitglieder, Ende 1926 
ſind es 50 000 geworden, im Jahre 1927 werden es 72 000 und Ende 1928 iſt die 
Mitgliederzahl auf 108 000 geſtiegen. 


Auf den Reichsparteitagen, die Hitler von Zeit zu Zeit zufammenberuft, 
wird ſich die Geſamtbewegung ihrer Einheitlichkeit und ihrer zunehmenden Bedeu- 
tung und Kraft bewußt, hier treffen ſich die Parteigenoſſen aus den entlegenſten 
Teilen Deutſchlands und lernen ſich als Glieder einer einzigen großen Familie 
fühlen. Jeder Reichsparteitag bringt der Partei eine ungeheure Steigerung des 
Glaubens und der inneren Kraft. 


In Weimar, Anfang Juli 1926, beim 2. Reichsparteitag (dem erſten nach der Neu⸗ 
gründung) marſchieren 6000 Mann SA an Hitler vorüber; er weiht 8 Standarten. 
Der 3. Reichsparteitag, der im Auguſt 1927 in Nürnberg ſtattfindet, bringt bereits 
einen Aufmarſch von 30 000 Mann SA; 12 Standarten werden geweiht. 

Als am 20. Mai 1928 der Reichstag neugewählt wird, erhält die NSDAP 
12 Sitze, gewiß eine noch verſchwindend geringe Zahl unter 491 Abgeordneten. Aber 
dieſe kleine Gruppe wird dadurch ſtark, daß ſie nur aus Nationalſozialiſten beſteht 
und ein völlig zuverläſſiges Werkzeug in der Hand Hitlers iſt. Die Deutſchvölkiſchen 
haben kein Mandat erhalten. Drei ihrer beſten Köpfe, Graf Reventlow, 
Stöhr und Ku be haben ſich ſchon ein Jahr zuvor Adolf Hitler unterſtellt. Nun 
hat die Deutſchvölkiſche Freiheitspartei endgültig ausgeſpielt. Der völkiſche Gedanke 
kennt nur noch eine einzige, durch einheitliche Führung unbedingt ſchlagkräftige 
politiſche Vertretung: die NSDAP. Ein erſtes Teilziel iſt erreicht. 

Das langfame Emporwachſen der NSDAP in den Jahren 1925 bis 1928 gleicht 
einem zähen, mühſeligen Stellungskrieg. Noch iſt kein Schimmer von der Möglichkeit 
eines Endſieges erkennbar. Vorausgeſetzt, daß die Bewegung auch weiterhin im 
gleichen Maße wie in dieſen erſten Jahren zunimmt — um etwa 25 000 Mitglieder 
jährlich —, ſcheint ein Kampf von mehreren Jahrzehnten zur Erreichung des End⸗ 
zieles notwendig zu ſein. 

Aber inzwiſchen bereitet ſich unſichtbar in der November ⸗Demokratie der Zuſammen⸗ 
bruch vor. Der künſtliche Schein einer Blüte läßt ſich auf die Dauer nicht vortäuſchen. 
Anfang 1929 wird offenkundig, daß der vielgeprieſene Da wens Plan nicht 
durchführbar iſt. An feine Stelle ſoll ein auf die Dauer ebenſo unerfüllbarer neuer 
Verſklavungspakt, der D oung⸗ Plan, geſetzt werden. Auſs neue hofft man, dem 
deutſchen Volk damit für weitere Jahre Sand in die Augen zu ſtreuen. 

Hitler erkennt und ergreift den Augenblick. Mit flammender Leidenſchaft führt er 
feine Bewegung in den Kampf gegen den Young-Plan. Der Stellungskrieg ver- 
wandelt ſich in eine ſtürmiſche Offenſive. Sie wird zum Anfang eines unaufhaltſam 
ſich fteigernden Aufſchwunges der Bewegung. 


7. Die unbekannten Parteigenoſſen 

In den Menſchen, die zu Adolf Hitler finden, vollzieht ſich eine innere Wand- 
lung. Nicht durch Zwang oder Aberredung werden fie gewonnen, fondern eine 
neue Aberzeugung ringt ſich in ihnen durch, bis eines Tages jäh ein Funke aufſpringt 
und der Entſchluß feſtſteht: nicht zu ruhen und zu raſten, bis der Sieg der Bewegung 
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erkämpft iſt, und bis dahin alles hinter ſich zu werfen, was anderen das Leben 
lebenswert macht, Beruf, Anſehen, Familie, Einkommen, Vermögen, Behaglichkeit, 
wenn es ſein muß, Geſundheit, Blut und Leben. Ein einziger Gedanke beherrſcht 
fortan ihr ganzes Sein und Tun: Hitler und ſeine Idee. Es vollziehen ſich ſeeliſche 
55 die wohl nur mit dem inneren Erlebnis der erſten Chriſten verglichen 
werden können. 


Anzählige beſiegeln ihren Entſchluß durch bitteres Leiden. Geſchäftsleute werden 
boykottiert, Arbeiter und Angeſtellte aus ihren Stellungen entlaſſen, Beamte gemaß⸗ 
regelt und aus dem Dienſte gejagt. Alles wird gern, ja mit freudigem Stolze 
geduldet, weil es Opfer find, die Adolf Hitler gebracht werden. Der National- 
ſozialiſt wird geſellſchaftlich geächtet, mancher von ſeinen Eltern und Angehörigen 
verſtoßen. Ständig droht der Polizeiknüppel dem, der ſich zu Hitler bekennt, und in 
den dunkeln Gaſſen und Winkeln lauert der Kommunismus, um mit Dolch und 
Piſtole über den Nationalſozialiſten herzufallen. Seit 1928, je ſieghafter die Bewe⸗ 
gung emporwächſt, ſteigert ſich mehr und mehr der Blutterror. Im Laufe der Jahre 
vergießen Tauſende ihr Blut, ſo mancher wird zum Krüppel geſchlagen und Hunderte 
erleiden den Tod, ein Heil für Adolf Hitler auf den Lippen. 

Aber jede Verfolgung, Mißhandlung und Anbill ſteigert nur den Kampfeswillen zu 
immer tieferer Glut. Für jeden Toten ſpringen zehn neue Kämpfer in die Breſche. 
All dieſe Anbekannten, jeder an feinem Platze, fechten den gleichen Kampf durch, den 
Hitler ſeit 1919 kämpft, in ſeinem Geiſte, nach ſeiner Taktik, für ſeine Idee, nach 
ſeinen Befehlen: den Kampf gegen Lüge, Dummheit und Feigheit, den Kampf um 
Erneuerung des deutſchen Volkes, um Freiheit und Brot, um den deutſchen Volks. 
ſtaat der Zukunft. | 

Niemals hätte die Bewegung ohne die Arbeit dieſer Tauſende — dann Millionen — 
von Anbekannten den Sieg errungen. Jeder einzelne glaubt und fühlt, daß es am 
gegebenen Orte, bei der gegebenen Gelegenheit gerade auf ihn, auf fein Verhalten, 
auf ſeinen Einſatz ankommt, und handelt ſo, als hinge von ihm allein Deutſchlands 
Zukunft ab. 

Dieſe unzähligen von der Idee Begeiſterten betätigen ſich in unermüdlicher Klein⸗ 
propaganda, vor allem in der Propaganda von Mund zu Mund. 


Bald gibt es kaum noch einen Stammtiſch, eine private Geſellſchaft, ein Kaffee⸗ 
kränzchen, bei dem nicht plötzlich eine Zunge ſich löſt und zum Entſetzen der anderen 
in das ſeichte Tagesgeplauder und das Zwielicht überlebter Vorſtellungen den Blitz 
der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung hineinſendet. 


Dieſe unbekannten Parteigenoſſen und Anhänger verpaſſen keine Gelegenheit, andere 
auf die Idee und Bewegung aufmerkſam zu machen. In aller Offentlichkeit, fo auf- 
fällig wie möglich, leſen ſie den VB, den Angriff oder andere Parteiblätter. In 
öffentlichen Verkehrsmitteln, Omnibus, Eiſenbahn, Straßenbahn, in den Gaſtwirt⸗ 
ſchaften und Hotels hinterlaſſen fie ihr Zeitungsmaterial, damit andere es finden 
und vielleicht erweckt werden. Hören ſie auf der Straße oder in Lokalen, wie Fremde 
ſich politiſch unterhalten, fo fchalten fie ſich in das Geſpräch ein und enden mit einem 
begeiſterten Bekenntnis zu Hitler. Sie begleiten die SA auf ihren Propaganda- 
märſchen und verteilen im Gehen rechts und links Flugblätter und Zeitungen unter 
der ſtumpfen oder grollenden Zuſchauerſchaft, die die Straße umſäumt. 

Jeder wirkt in feinem Bekannten und Verwandtenkreiſe, einer zieht den anderen 
nach ſich, die Verſammlungen füllen ſich, immer mehr Volksgenoſſen werden in den 
- Bann der Bewegung gezogen. Ein überſchwellendes Glücksgefühl der Verbundenheit, 
der Brüderlichkeit, der Kameradſchaft durchſtrömt all dieſe einfachen Menſchen, und 
wenn fie auf der Straße einem Volksgenoſſen begegnen, der furchtlos das Partei« 
abzeichen an der Bruſt trägt, dann leuchten die Augen, der Arm fliegt zum Heilgruße 
hoch. Es gibt keine größere Freude, als wenn einander unbekannte Männer oder 
Frauen ſich plötzlich als Nationalſozialiſten erkennen. Im gleichen Augenblick gibt 
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es keine Fremdheit mehr, in jedem Landesteil Deutſchlands bleibt es ſich gleich, ob 
der Preuße nach Bayern oder der Sachſe nach Baden verſchlagen wird: als National- 
ſozialiſt fühlt er ſich mit den Parteigenoſſen ſofort aufs engſte vertraut, ſie alle 
wiſſen ſich als Glieder einer einzigen großen deutſchen Familie. 


Dem Heer der unbekannten Parteigenoſſen und Anhänger ſchreitet als ein leuchten ⸗ 
des Vorbild der Treue, Hingabe und Todesverachtung der unbekannte SU- 
Mann voran. Auch er klärt auf, treibt Mundpropaganda, ſucht zu überzeugen, 
gebraucht geiſtige Waffen, genau wie die andern. Darüber hinaus aber iſt er jeden 
Augenblick bereit, auch mit der Fauſt die Freiheit der Lehre zu verteidigen. Tag für 
Tag und Nacht für Nacht ſetzt er ſein Leben ein. In der Dunkelheit bewegen ſich die 
Klebekolonnen der SA durch die Straßen, um durch Maueranſchläge auch in den 
finſterſten Orten und Stadtteilen das Licht der neuen Erkenntnis zu verkünden. In 
geſchloſſenen, wuchtigen, diſziplinierten Aufmärſchen, trotzige Kampflieder auf den 
Lippen, trägt die SA das Hakenkreuzbanner auch in die roteſten Viertel, trotzt der 
ſchäumenden Wut, die ihr entgegenbrandet, erzwingt ſich Achtung und pflanzt ſchließ⸗ 
lich in Millionen die Keime der Wiedergeburt. Die Sturmlokale der SA werden 
zu Trutzburgen der Idee und zu Mittelpunkten eines dauernden, todesmutigen Klein- 
krieges gegen Marxismus und Antermenſchentum. 


Jungarbeiter, Studenten, Bauernjungen und mehr und mehr Arbeitsloſe, vor allem 
ſolche, die ihre Arbeitsſtelle der Idee geopfert haben, ſtehen hier zuſammen in einer 
Kameradſchaft auf Leben und Tod und kämpfen gegen die Todfeinde der Nation. 
Aus rauhen Kehlen tönt ihr Kampfgeſang weit hinaus ins Volk: 


„Brüder in Zechen und Gruben, Brüder ihr hinter dem Pflug, 
Aus den Fabriken und Stuben, folgt unſres Banners Sun 
Börſengauner und Schieber knechten das Vaterland. 

Wir wollen ehrlich verdienen, fleißig mit ſchaffender Hand. 
Einſt kommt der Tag der Rache, einmal da werden wir frei! 
Schaffendes Deutſchland erwache! Brich deine Ketten entzwei! 
Drum laßt das Banner fliegen, daß unſere Feinde es ſeh'n. 
Immer werden wir fiegen, wenn wir zuſammenſteh'n. 

Hitler treu ergeben, treu bis in den Tod. 

Hitler wird uns führen einſt aus dieſer Not.“ 


8. Das Aampfjahr 1929 

Am den großen Kampf gegen den HYoung-Plan ſo erfolgreich wie möglich zu geſtalten, 
geht Hitler bis zur Erreichung des geſteckten Teilzieles ein Zweckbündnis ein. 

Am 9. Juli 1929 bildet ſich der „Reichsausſchuß für das Deutſche Volksbegehren“ 
unter Hitler, Hugenberg, Seldte und Claß. Mit dem Volksbegehren will man ein 
„Freiheitsgeſetz“ einbringen, das die Annahme des Young Planes unmöglich 
machen fol. Das Bündnis der bekannten bürgerlich nationalen Politiker mit Hitler 
erregt das gewaltigſte Aufſehen; viele, die bisher abſeits ſtanden, billigen nun der 
Sache Hitlers zum erſten Male Erfolgsausſichten zu. 

Mit ungeheurer Wucht ſtürzt ſich die nationalſozialiſtiſche Bewegung in den e 
Fieberhaft beginnen alle Propagandamittel zu arbeiten. 

Auf Hitlers Veranlaſſung erhält der Entwurf des Freiheitsgeſetzes einen § 4, der 
beſagt, daß in Zukunft jeder Miniſter, der neue Tributverpflichtungen eingehen 
ſollte, gleich einem Landes verräter beſtraft werden ſoll. 

Der nationale Spießbürger ſchüttelt den Kopf ob folder „Aberſpitzung“ des Kampfes, 
die den Erfolg, wie er ihn vecrſteht, gefährden und zahlreiche „maßvoll“ denkende 
Menſchen von der Beteiligung am Volksbegehren abſchrecken könnte. Hitler aber 
arbeitet auf weite Sicht. Er weiß, daß gerade die rohe, rückſichtsloſe Brandmarkung 
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der Erfüllungspolitit mit dem Namen „Landesverrat“ die Leidenſchaften auf beiden 
1 5 5 zur Weißglut entfachen und fo in ungeahntem Maße aufrüttelnd 
rken wird. 


Das ſchlechte Gewiſſen treibt die dDemofratifhen Machthaber mehr und mehr zur 
Verleugnung ihrer eigenen Grundſätze. 


Im Juni 1929 erlebt Berlin bei der 10. Wiederkehr des Tages von Verſailles das 
unerhörte Schauſpiel, daß die jüdiſch⸗marxiſtiſche Berliner Polizeigewalt national- 
ſozialiſtiſche Studenten und Arbeiter, die Anter den Linden mit dem Geſange des 
Deutſchlandliedes demonſtrieren, in roheſter Weiſe niederfnüppeln läßt. 


Mitten im Kampf um den Young-Plan ruft Hitler feine Bewegung in den erſten 
Auguſttagen zum 4. Reichsparteitag nach Nürnberg. Auch hier wüten Polizeiterror 
und Rotmord. Aber die Begeiſterung der in Nürnberg aus allen deutſchen Gauen 
zuſammengeſtrömten Parteigenoſſen und Anhänger iſt unbeſchreiblich. 60 000 Köpfe 
ſtark ſteht die braune Armee im Luitpoldhain vor dem Führer aufmarſchiert. Er 
weiht 24 Standarten der SA, dazu 10 Sturmfahnen für die SS, die Schugftaffel, 
die 1925 als Elitetruppe des Führers gebildet worden iſt. 


Demgegenüber verläuft am 11. Auguſt die Verfaſſungsfeier in Berlin und der Auf- 
marſch des „Reichsbanners Schwarzrotgold“ und anderer republikaniſcher Verbände 
als zwar maſſenhaftes, aber innerlich hohles und ſchwungloſes Schaugepränge. 


Als die Liften zum Volksbegehren ausliegen, ſetzt der ſtaatliche Terror gegendie 
Beamten ein. Man hängt Plakate mit Beſchimpfungen gegen die Arheber des 
Volksbegehrens in die Dienſtgebäude. Man verbietet in manchen Verwaltungen 
den Beamten überhaupt, ſich am Volksbegehren zu beteiligen. Man erläßt für das 
ganze Reich die Weiſung, jeden Beamten, der für das Volksbegehren eintritt, dienſtlich 
zu melden, damit über ſeine diſziplinare Verſolgung entſchieden werden kann. 
Aber nicht jeder Beamte ließ ſich durch dieſen Terror ſchrecken; ſoweit es damals 
ſchon Nationalſozialiſten in der Beamtenſchaft gab, hat beſtimmt keiner aus Furcht 
vor dieſen Drohungen die Einzeichnung in die Volksbegehrensliſte unterlaſſen. 


Dieſe Kette von Verfaſſungsbrüchen, die dann nachträglich, als es zu ſpät war, vom 
Staatsgerichtshof mißbilligt wurde, verfehlte völlig ihren Zweck. Sie trug dazu bei, 
das öffentliche Intereſſe nun erſt recht auf das Volksbegehren zu lenken. 


Der politiſche Traumzuſtand iſt auf einmal gebrochen. An jeder Straßenecke, an 
jedem Biertifh, in jedem Straßenbahnwagen ſpricht man von Politik und nichts 

anderem. Zahlloſe Volksgenoſſen werden zur Einkehr, zur Beſinnung und ſchließlich 
zur Erkenntnis der rettenden Kräfte gebracht. In weiteſten Kreiſen entſtehen 
mindeſtens Zweifel an der Richtigkeit des Regierungskurſes. Dieſe noch Schwan- 
kenden werden ſpäter, wenn erſt die Folgen des Voung⸗Planes hervortreten, fi 
dieſer Kampfzeit erinnern und dann gewonnen werden. 


Trotz allen Terrors erreicht das Volksbegehren, wenn auch ſehr knapp, die ver- 
faſſungsmäßig erforderliche Stimmenzahl. Am 29. Oktober werden über 4 Millionen 
Ja-Stimmen gezählt. Nun muß es zum Volksentſcheid kommen. Er wird von 
dem roten Reichsinnenminiſter Severing ausgerechnet auf den Goldenen Sonntag 
vor Weihnachten gelegt. Gleichwohl ſteigt beim Volksentſcheid die Zahl der Ja— 
Stimmen noch auf 5,8 Millionen. Aber die Zahl genügt nicht; das Freiheitsgeſetz 
gilt als abgelehnt. 


Außerlich iſt mithin der Erfolg ausgeblieben. Innerlich aber hat die national- 
ſozialiſtiſche Bewegung einen gewaltigen Auftrieb erhalten, und die breite Maſſe 
des Volkes iſt weithin im Erwachen. Der bedingungsloſe Einſatz der National- 
ſozialiſten in dieſem Kampf hat überdies ihre kämpferiſche Aberlegenheit über all ihre 
Bundesgenoſſen, von den Gegnern ganz zu ſchweigen, ins hellſte Licht gerückt und das 
Anſehen der Bewegung mächtig gehoben. 
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Das Jahr hat in Sachſen, Mecklenburg, Baden, Lübeck und zuletzt am 8. Dezember 
in Thüringen der Bewegung immer größere Wahlerfolge gebracht. In Coburg 
iſt bei den Stadtratswahlen im Juni unter Führung des erprobten Vorkämpfers 
Franz Schwede zum erſten Male in einer deutſchen Stadt eine abſolute national- 
ſozialiſtiſche Mehrheit erzielt worden. 
Ende 1929 zählt die Partei 176 000 eingeſchriebene Mitglieder. 
Selbſtgefühl und Siegeszuverſicht der Bewegung ſind unermeßlich geſteigert und 
finden ihren Ausdruck in dem hinreißenden Kampflied, das der Student und Sturm- 
führer Hor ſt Weſſel der Bewegung ſchenkt: | 

„Die Straße frei den braunen Bataillonen! 

Die Straße frei dem Sturmabteilungsmann! 

Es ſchau'n aufs Hakenkreuz voll Hoffnung ſchon Millionen. 

Der Tag für Freiheit und für Brot bricht an. 

Zum letztenmal wird nun Appell geblaſen. 

Zum Kampf ſteh'n wir alle ſchon bereit. 

Bald flattern Hitler⸗Fahnen über allen Straßen! 

Die Knechtſchaft dauert nur noch kurze Zeit! 

Die Fahne hoch! Die Reihen dicht geſchloſſen! 

SA marſchiert mit ruhig feſtem Schritt. 

Kam' raden, die Rotfront und Reaktion erſchoſſen, 

Marſchiern im Geiſt in unſern Reihen mit.“ 


9. Das Durchbruchsjahr 1930 
Ein furchtbares Ereignis leitet das Jahr 1930 ein. 


Horſt Weſſel, der an der Spitze des Sturmes 5 der Berliner SA dem Not⸗ 
frontbunde die wertvollſten Kämpfer entzogen und dem Banner Adolf Hitlers zu⸗ 
geführt hat, wird am 14. Januar von Kommuniſten in feiner Wohnung überfallen und 
niedergeſchoſſen. Nach wochenlangem qualvollen Leiden ſtirbt er am 23. Februar. 
Mit widerlichen Polizeiſchikanen ſucht man ſein Leichenbegängnis zu beeinträchtigen. 
Als ihn am 1. März die Berliner Bevölkerung zu Grabe trägt, wütet der Gummi- 
knüppel unter den Leidtragenden, wüſtes Geheul, Schmähungen und Steinwürfe des 
Antermenſchentums umbranden den Leichenzug und die Trauerfeier. 

Aber Weſſels Blut und die grauenvollen Begleitumſtände ſeines Endes bringen 
millionenfache Saat der Erweckung. Sein Lied verbreitet ſich durch alle deutſchen 
Gaue und wird zur heiligen Kampfhymne der Bewegung. 


Inzwiſchen hat ſich in Thüringen nach den Wahlen vom 8. Dezember 1929, die 
der NSDAD ſechs Landtagsfige eingebracht haben, die Möglichkeit ergeben, durch 
Beteiligung der Nationalſozialiſten eine „nationale Regierung“ zu bilden. Hitler 
ergreift ſofort die Gelegenheit, um dem Syſtem eine neue Machtpoſition abzuringen. 
Zwar herrſcht in weiten Kreiſen der Partei die Anſicht, daß die Einnahme von 
„Miniſterpoſten“ mit der revolutionären Zielrichtung der Partei unvereinbar ſei. 
Hitler jedoch erkennt, daß ein echter Nationalſozialiſt als Miniſter eines deutſchen 
Landes ſo gewaltige Wirkungsmöglichkeiten haben wird, daß alle Bedenken und 
Nachteile dagegen verblaſſen. 

Natürlich muß von vornherein durch Propaganda klargeſtellt werden, daß ein ſolcher 
Miniſter keinerlei Möglichkeit hat, das Schickſal der Nation im Großen zum Beſſeren 
zu wenden, ſolange die Reichsgewalt ſich in den Händen der alten Machthaber be- 
findet. Die Aufgabe eines ſolchen Miniſters kann nur darin beſtehen, innerhalb 
ſeines beſchränkten Machtbereichs eine Verwirklichung nationalſozialiſtiſcher Grund- 
ſätze zu verſuchen, ſich volksfeindlichen Maßnahmen nach Möglichkeit entgegen- 
zuſtemmen und mit allen Mitteln einerſeits die nationalſozialiſtiſchen Ziele zu ver⸗ 
deutlichen, anderſeits die Halbheit, Schwäche und Böswilligkeit der übrigen 


— Lee 


40 Fabricius 


politiſchen Kräfte zu entlarven. Selbſtverſtändlich iſt, daß der nationalſozialiſtiſche 
Miniſter ebenſowenig an ſeinem Seſſel kleben darf wie der nationalſozialiſtiſche 
Abgeordnete an ſeinem Mandat. Alles kommt mithin darauf an, den rechten 
Mann zu finden. 

Hitler findet ihn in dem Führer der Reichstagsfraktion Dr. Frick. 

Am 23. Februar 1930 übernimmt Frick im Auftrage Hitlers das thüringiſche Innen⸗ 
und Volksbildungsminiſterium. Er iſt der erſte nationalſozialiſtiſche Miniſter, den 
die Welt erlebt. Er erweiſt ſich als Meiſter der Tat propaganda. 


In der Reichstagsſitzung am 12. März, in der der Youngplan angenommen wird, 
erhebt Frick im Namen Thüringens als einziger Ländervertreter feine Stimme gegen 
den Verſklavungspakt. Seine bürgerlichen Miniſterkollegen, die ihm wenige Tage 
danach die Ermächtigung zu dieſem Schritt abſprechen, blamieren ſich tödlich vor der 
Geſchichte und vor dem erwachten Volk. 

Als Frick die Thüringer Polizei zu einem national zuverläſſigen Werkzeug umbildet, 
ſperrt ihm der Reichsinnenminiſter Severing, dann deſſen Nachfolger Wirth die 
Polizeikoſtenzuſchüſſe. Frick hält durch, und zum Schluß muß das Reich in einem 
Vergleiche klein beigeben. 

Frick errichtet in Jena den erften deutſchen Lehrſtuhl für Naſſenkunde und beruft 
dafür den Profeſſor Günther. Die liberaliſtiſche „Intelligenz“ heult auf, ebenfo 
als Frick dem alten Vorkämpfer für deutſche Kunſt, Profeſſor Dr. Schulge-Naum- 
burg, wieder ein Wirkungsfeld eröffnet. 

Frick führt deutſche Schulgebete ein, Freiheitsgebete, in denen der Herrgott um Be⸗ 
freiung des deutſchen Volkes „von Betrug und Verrat“ angefleht wird. Eine 
wurzelloſe, volksfremde Geiſtlichkeit entrüſtet ſich über ſolche „Haßgebete“, und der 
Staatsgerichtshof erklärt die Gebete für verfaſſungswidrig, weil ſie „die Geſühle 
Andersdenkender verletzen“. 

Frick kämpft gegen die oſtjüdiſche Einwanderung, gegen den Unfug der Negermuſik 
und gegen die Volkspeſt der Abtreibungspropaganda und erläßt zu dieſem Zweck eine 
Reihe von Theater- und Filmverboten. Verblendete Gerichte heben dieſe Verbote 
wieder auf. 

So führt Frick 13 Monate lang, zum Entſetzen ſeiner Miniſterkollegen und aller 
bürgerlichen Leiſetreter, einen heroiſchen Kampf gegen alles Andeutſche, erweckt in 
Anzähligen das nationale Gewiſſen und zwingt die Widerſacher, in einer für ſie be⸗ 
ſchämenden Deutlichkeit Farbe zu bekennen und ſich ſelbſt zu entlarven. 

Im Reich hat inzwiſchen die ſozialdemokratiſche Regierung Müller die Segel ge- 
ſtrichen. Die Sozialdemokratie weiß, daß nach Annahme des Youngplanes nunmehr 
die Folgen dieſes Verſklavungspaktes auszubaden ſein werden. Gern überläßt ſie 
dieſe undankbare Aufgabe dem Zentrumskanzler Dr. Brüning, der am 30. März 
fein Amt antritt. Er wird von der SPD einige Monate bekämpft, dann faſt zwei 
Jahre lang „toleriert“. 

Schon im Juli 1930 ſieht ſich Brüning genötigt, zur Sicherſtellung der Zribut- 
leiſtungen zwei Steuer⸗Notverordnungen mit ſchweren Belaſtungen der Wirtſchaft 
und des ſchaffenden Volkes zu erlaſſen. 

Als der Reichstag die Aufhebung dieſer Verordnungen beſchließt, erfolgt am 16. Juli 
die von den Nationalſozialiſten heiß erſehnte Auflöſung. 

Endlich Neuwahlen! Die Bewegung atmet auf. Eine gewaltige Welle der Pro- 
paganda rollt nun über ganz Deutſchland. 


Es zeigt ſich, daß die Ernte über Erwarten ſchnell gereift iſt. 


Als am 14. September abends die Wahlergebniſſe verkündet werden, trauen die 
Parteigenoſſen und Anhänger kaum ihren Ohren, und ein Todesfröſteln durchſchauert 
die Gebeine aller Gegner. Statt der bisherigen 12 hat die NSDAP mit einem 
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Schlage 107 Neichstagsſitze erobert. Faſt 6¼ Millionen Deutſche haben national ⸗ 
ſozialiſtiſch gewählt. Die NSDAP iſt zur zweitſtärkſten Fraktion im Reichstag 
geworden. 

Ein einziger Jubelſchrei geht durch die ganze Bewegung, durch jede Ortsgruppe. 
durch alle Gaue. Der Durchbruch iſt erkämpft! Die NSDAP iſt zu einer ge⸗ 
waltigen politiſchen Macht herangewachſen. 

Die gleichzeitig abgehaltenen Braunſchweigiſchen Landtagswahlen ſetzen die 
NSDAP in den Beſitz eines neuen ſtaatlichen VBollwerks: der Nationalſozialiſt 
Dr. Franzen wird Braunſchweigiſcher Innenminiſter. 


Am 13. Oktober ziehen die 107 gewählten Nationalſozialiſten in leuchtendem Braun⸗ 
hemd — ein nie geſehener Anblick, grauenerregend für die Syſtemparteien — in den 
Reichstag ein. Sie beginnen ihre Tätigkeit mit ſchärfſter Kampfanſage gegen 
Brüning. Der gegen den Kanzler ſogleich eingebrachte Mißtrauensantrag wird 
1 abgelehnt, da die SPD aus Angſt vor Hitler ſich entſchloſſen hat, Brüning 
zu ſtützen. 

Der Dezember 1930 beweiſt den ſtaunenden Berlinern augenfällig, zu welcher ge⸗ 
waltigen ſieghaften Macht der Nationalſozialismus geworden iſt. Dr. Goebbels, 
der eine Anzahl entſchloſſener und unternehmungsfroher Abgeordneter und 
SA-Männer um ſich geſammelt hat, ſprengt am Nollendorfplatz unter mächtigem 
Krawall und dem Platzen von Stinkbomben die Araufführung des Pazifiſtenfilms 
„Im Weſten nichts Neues“. Tagelang führt er dann in immer ſtärker anſchwellen⸗ 
den, dabei muſtergültig diſziplinierten Demonſtrationszügen die erwachende Bevölke⸗ 
rung durch die Straßen um den Kurfürſtendamm. Alles was nur einen Funken von 
Nationalgefühl in ſich ſpürt, wird auſgerüttelt und reiht ſich ein. Die übernervöſe 
Polizeigewalt läßt ſich zu finnloſen Gummiknüppelorgien und Schießereien hin⸗ 
reißen. Die Empörung derer, die Zeuge werden, erweckt der Bewegung neue 
Kämpfer. 


Der Erfolg dieſer Kundgebungen iſt durchſchlagend. In wenigen Tagen iſt das 
Verbot des Filmes erzwungen. Der nationalſozialiſtiſche Sieg findet in ganz 
Deutſchland mächtigen Widerhall. — 


Ende 1930 beträgt die Zahl der Parteimitglieder 389 000. 


Das Brüning ⸗Syſtem aber hat die Zahl der Arbeitsloſen auf 4,3 Millionen zu 
ſteigern verſtanden. 


10. Das Arijenjahr 1931 

Je bitterer die Not wird, die ſich über Deutſchland breitet, deſto mehr erkennt man 
nunmehr in den Nationalſozialiſten, die dieſe Not als Folge der Tributpolitik ſeit 
Jahren prophezeit haben, die Wahrheitskünder. Aber auch der Kommunismus 
gewinnt unheimlich an Boden. 


Der Notverordnungs⸗Kanzler Dr. Brüning weicht und wankt nicht. Er ſcheint ewig 
regieren zu wollen. Mit parlamentariſchen Kniffen, unter geſchickter Ausnutzung der 
Eigenſucht der bürgerlichen Mittelparteien gelingt es ihm, ein Mißtrauensvotum nach 
dem anderen abzubiegen. 


Die nationale Oppoſition, weit an der Spitze die NSDAP, führt gegen ihn, im 
Reichstag und draußen im Lande, einen zähen Kampf, der dem Kanzler und ſeinen 
bürgerlich ⸗marxiſtiſchen Bundesgenoſſen mehr und mehr auf die Nerven fällt. 


Als im Februar die Brüning gefügige Reichstagsmehrheit eine verfaſſungswidrige 
Anderung der Geſchäftsordnung beſchließt, um die nationale Oppofition im Reichstag 
mundtot zu machen, erkennen die Nationalſozialiſten hierin die längſt erwünſchte Ge⸗ 
legenheit, der parlamentariſchen Klopffechterei endgültig Lebewohl zu ſagen. 
Während Brüning erbleicht, verlaſſen ſie, begleitet von Deutſchnationalen und 
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Landvolk, in geſchloſſenem Zuge den Reichstag mit der Erklärung, ohne zwingenden 
Anlaß nicht wieder in das Parlament zurückzukehren. Fortan können die 107 ihre 
ganze Kraft uneingeſchränkt der weiteren Aufrüttelung der Maſſen widmen. 


Am dieſe Abſicht tunlichſt zu durchkreuzen, erläßt Brüning am 28. März die Not- 
verordnung „zur Bekämpfung politiſcher Ausſchreitungen“. Sie gibt die Grundlage 
für zahlreiche Verſammlungs⸗ und Aniformverbote. 


In der Volksmeinung aber fällt jeder Schlag, den Brüning führt, auf ihn ſelbſt 
zurück. Die Jagd nach verbotenen Aniformſtücken, die Auflöſung von Verſamm⸗ 
lungen aus nichtigem Anlaß erregen im Volke teils Gelächter, teils Empörung und 
führen der Bewegung nur neue Anhänger zu. 


Harte Prüfungen hat das Schickſal in dieſem Jahre für die Bewegung vorbereitet. 
Aber alle werden ſieghaft überſtanden. 


Am 1. April wird Miniſter Frick durch die Vereinigung bürgerlicher und marxi⸗ 
ſtiſcher Stimmen im thüringiſchen Landtag zum Rücktritt gezwungen. Die vor einem 
Jahr hier errungene Machtſtellung iſt mithin verloren. Aber ſie iſt gut genutzt 
worden. Das hat zur Folge, daß Fricks Sturz und die törichten Maßnahmen der 
verbliebenen bürgerlichen Miniſter ſich bald als gewaltige nationalſozialiſtiſche 
Propagandaerfolge auswirken. Ein Jahr noch, und Thüringen wird unter ſeinem 
Gauleiter Fritz Sauckel eine rein nationalſozialiſtiſche Regierung erhalten. 

Am gleichen Tage, an dem Frick zurücktritt, verſucht der SA-⸗Führer im Oſten, 
Hauptmann Stennes, in Berlin eine Rebellion der SA zu entfeſſeln. Hitler 
eilt ſofort herbei, fährt perſönlich von Sturmlokal zu Sturmlokal, mit wenigen, 
leidenſchaftlich hingeſchleuderten Sätzen erobert er ſich die Herzen der SA Männer, 
ſoweit ſie irregeführt waren, zurück, und ſo manchen dieſer rauhen Kämpfer ſieht 
man in bittere Tränen ausbrechen. Die Berliner SS unter Kurt Daluege 
erwirbt ſich um die Wiederherſtellung der Ordnung große Verdienſte. 


Es war nicht die erſte Kriſe, die die Bewegung durchzumachen hatte. Vor Jahren 
ſchon hatte Ludendorff ſich abgewandt. Die Bewegung hatte es mühelos über- 
wunden. Im Sommer 1930 hatte Otto Straßer, der Bruder des Reichs- 
organiſationsleiters Gregor Straßer, Schriftleiter einer Reihe national⸗ 
ſozialiſtiſcher Kampfblätter, den Verſuch gemacht, eine „revolutionäre“ Sonder⸗ 
partei zu gründen. Er ſank ſofort nach feinem Abfall zur völligen Bedeutungs⸗ 
loſigkeit herab. Genau ſo ergeht es jetzt Stennes. 

Außenſtehende haben dieſe Kriſen der Bewegung immer mißverſtanden. Für die 
einen, die Wohlmeinenden, hatten ſie etwas Erſchreckendes, die anderen, die Gegner, 
pflegten bei jeder ſolchen Erſcheinung ein Triumphgeſchrei über beginnende Zer⸗ 
ſetzung anzuſtimmen. Sie alle verkannten das Weſen ſolcher Kriſen völlig. 


Kriſen ſind notwendige Begleiterſcheinungen eines kraftvollen organiſchen Lebens. 
Wie ſich in der Bewegung fortgeſetzt eine Ausleſe der Tüchtigen vollzieht, ſo auch 
eine Ausmerze alles deſſen, was ſich als unzulänglich erweiſt. Der national ⸗ 
ſozialiſtiſche Kampf ſtellt ungeheure, vom Spießbürger nicht geahnte Anforderungen 
an den Charakter, an die Treue, Tapferkeit und Ausdauer jedes einzelnen. So iſt 
es unausbleiblich, daß dieſer oder jener, der ſogar Hervorragendes geleiſtet haben 
mag, bei einer für ihn beſonders gefährlichen Prüfung eines Tages verſagt, weil 
ſein Charakter eine ſchwache Stelle aufweiſt. Die Folge iſt aber immer nur, daß 
dann dieſe einzelnen ausgeſchieden werden und von der Bewegung gelöſt politiſch 
verkümmern, während der breite Strom der Bewegung ſelbſt klarer und ungetrübter 
denn je weiterrauſcht. 

Noch einen weiteren Fall dieſer Art ſollte Hitler im gleichen Jahre erleben, als im 
Juli 1931 der Braunſchweigiſche Miniſter Dr. Franzen ſich der Bürde ſeines 
Amtes nicht mehr gewachſen zeigt, auf eigene Fauſt ſein Miniſteramt niederlegt und 
aus der Partei ausſcheidet. Faſt wäre hierdurch nach dem thüringiſchen nun auch 
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Das braunſchweigiſche Bollwerk verlorengegangen. Es gelingt aber ſchließlich doch 
noch, den Nationalſozialiſten Dietrich Klagges auf den von Franzen preis- 
gegebenen Poſten zu ſtellen. 


Im Sommer 1931 offenbart ſich die ſteigende Zerrüttung der deutſchen Verhältniſſe 
und die Kernfaulheit des Brüning⸗Syſtems in einem kataſtrophalen Banken 
krach. Nur durch das Eingreifen des amerikaniſchen Präſidenten Hoover wird 
der Zuſammenbruch des Syſtems noch einmal verhütet. 


Immer von neuem rennt die nationale Oppoſition gegen die anſcheinend unein⸗ 
nehmbare Feſtung Brüning an; der Erfolg bleibt verſagt. 


Ein vom „Stahlhelm“ gegen Hitlers Wunſch eingebrachtes, dann aber naturgemäß 
von der NSDAP unterſtütztes Volksbegehren auf Auflöſung des preußiſchen 
Landtags erzielt (im April) ſechs Millionen Jaſtimmen; der Volksentſcheid aber 
ſcheitert (im Auguſt), wenn es auch gelingt, die Zahl der Jaſtimmen auf 9,8 Mil- 
lionen zu ſteigern. 


Als die nationale Oppoſition zum nächſten Schlage ausholt, bildet Brüning in aller 
Eile ſein Kabinett zu einem ſogenannten „Kabinett der Frontſoldaten“ um, in der 
Hoffnung, den nationalen Gegnern hiermit das Waſſer abzugraben. 


Am 10. Oktober wird Hitler zum erſtenmal von Hindenburg empfangen. Eine 
große Hoffnung leuchtet auf. Auch Göring nimmt an der Anterredung teil. Aber 
ſie verläuft ergebnislos. 


Der folgende Tag bringt die geplante große Aktion. In Bad Harzburg ver- 
einigt ſich die geſamte nationale Oppoſition zu einer machtvollen Tagung. SA und 
Stahlhelm marſchieren gemeinſam auf. Hitler, Hugenberg, Seldte, der einſtige 
Reichsbankpräſident Dr. Schacht, General Graf von der Goltz und andere nationale 
Politiker ſchließen ſich, unbeſchadet aller weltanſchaulichen Anterſchiede, zur „Harz⸗ 
burger Front“ zuſammen, um mit vereinten Kräften den Sturz Brünings durch⸗ 
zuſetzen. Gemeinſam erheben fie die Forderung nach Aufhebung der Notverord- 
nungen und Auflöſung des Reichstags. 


Aber der am 16. Oktober im Reichstage gegen Brüning eingebrachte Mißtrauens⸗ 
antrag wird wiederum abgelehnt, wenn auch nur noch mit einer knappen Mehrheit 
von 295 gegen 270 Stimmen. Von neuem kehrt nun die nationale Oppoſition dem 
Parlament den Rücken. Von neuem wenden ſich die nationalſozialiſtiſchen Abge⸗ 
ordneten mit ihrer ganzen Kraft der Aufklärung der Volksmaſſen zu. 


Hitlers Vernichtungswille dem Syſtem gegenüber iſt ungebrochen. Anmittelbar 
nach dem Mißerfolg im Reichstage nimmt er in Braunſchweig am 17. und 
18. Oktober den Vorbeimarſch von 104 000 SA- und SS. Männern ab. Er weiht 
24 Standarten. 


Das Syſtem erſchaudert. Er will nichts mehr ſehen von dieſen endloſen braunen 
Kolonnen, die täglich zu größerer Stärke anſchwellen. Man muß dieſer unheim⸗ 
lichen Drohung ein Ende machen. So erläßt Brüning am 8. November 1931 ein 
allgemeines Verbot politiſcher Uniformen für das ganze Reich. In ganz Deutſch⸗ 
land iſt nun kein Braunhemd mehr zu ſehen. 


Zum Schutze des Syſtems und zur aktiven Bekämpfung der NSDAP ſchließen ſich 
am 23. Dezember die „republikaniſchen“ Verbände, an der Spitze das „Reichs- 
banner“, zur „Eiſernen Front“ zuſammen. Die Eiſenfrontler, die als Abzeichen 
drei nach unten zeigende Pfeile tragen, werden bald zum Geſpött ganz Deutſchlands. 
Zum Jahresſchluß verordnet Brüning zur Lahmlegung der nationalſozialiſtiſchen 
Propaganda einen „Weihnachtsfrieden“. 


Es war, ſo ſcheint es, ein Jahr der Mißerſolge für die Bewegung. And doch iſt 
am Schluß dieſes Jahres das Syſtem ſchwer erſchüttert, die Bewegung aber gewaltig 
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Die Zahl der Arbeitsloſen überſteigt nun bereits 5% Millionen. Immer drohender 
reckt ſich der Kommunismus. 

Die NSDAD aber iſt im Verlauf dieſes Jahres bei den Parlamentswahlen in 
Oldenburg (Mai) und Heſſen (November) zur ſtärkſten, in Hamburg (September) 
zur zweitſtärkſten Partei geworden. Ihre Mitgliederzahl beträgt Ende des Jabres 
806 000. Im April 1932 iſt die Million vollzählig. 


11. Der Titanenkampf 

Im April 1932 läuft die Amtszeit des Reichspräſidenten von Hindenburg ab. 
Brüning ſieht ſeinen Thron wanken. Nur durch das Vertrauen Hindenburgs hofft 
er ſich noch weiterhin halten und eine Auflöſung des Reichstags vermeiden zu können. 
So läßt ſich der Zentrumskanzler im Januar 1932 herbei, mit Hitler zu verhandeln. 
Er ſchlägt vor, zur Vermeidung einer Neuwahl des Reichspräſidenten die Amtszeit 
Hindenburgs durch Geſetz zu verlängern. Das iſt ohne die parlamentariſche Hilfe 
der NSDAP nicht möglich. Hitler, der Brünings Abſichten durchſchaut, lehnt ab. 
Er will den Kampf, mag er noch ſo ſchwer ſein. 

So kommt es zur Volkswahl. 

Noch einmal ſtellt Hindenburg ſich feinem Volk zur Verfügung, ein 85jähriger. 
Aber ſeltſam find nunmehr die Fronten vertauſcht. Für die Wahl des General- 
feldmarſchalls ſetzen ſich gerade die politiſchen Kräfte ein, die ihn 1925 wütend be- 
kämpften, Sozialdemokratie und Zentrum, dazu alles, was an der Erhaltung des 
Brüning ⸗Syſtems ein Intereſſe hat. 

Hitler hingegen, der 1925 den Sieg Hindenburgs erkämpfen half, iſt nun gezwungen, 
den Kampf gegen Hindenburg aufzunehmen. 

Allenthalben zerbricht man ſich die Köpfe, wen Hitler dieſem Titanen der deutſchen 
Geſchichte als Gegenbewerber entgegenzuſetzen gedenkt. Für unmöglich hält man es, 
daß Hitler perſönlich ſich ſtellen und die Ausſicht einer ſicheren Niederlage in Kauf 
nehmen wird. Daß der NSDAP noch jede „Niederlage“ zum Siege ausgeſchlagen 
iſt, macht man fi nicht klar. 

Am 22. Februar 1932 verkündet Dr. Goebbels als Reichspropagandaleiter der 
Partei im Berliner Sportpalaſt, daß Hitler ſelbſt als Gegenbewerber Hindenburgs in 
die Schranken treten wird. Mit toſendem Jubel, der ſich in der Bewegung über das 
ganze Reich fortpflanzt, wird die Nachricht aufgenommen. 

Deutſchnationale und Stahlhelm aber ſträuben ſich, in Hitler den kommenden Führer 
der Nation anzuerkennen. Sie bilden einen „Schwarzweißroten Block“ und ftellen 
den Stahlhelmer Düſterberg als Sonderkandidaten auf. Zu dieſem tritt als vierter 
Bewerber der Kommuniſt Thälmann. 

Der Wahlkampf, der nun beginnt, wird von Brüning zugunſten Hindenburgs unter 
Ausnutzung aller ſtaatlichen Hilfsmittel geführt, unter Einſatz auch des Rundfunks, 
deſſen Benutzung Hitler dagegen verſagt wird. 

Die nationalſozialiſtiſche Bewegung führt dieſen Wahlkampf in einem alles bis⸗ 
herige übertreffenden Rauſch der Begeiſterung und Siegeszuverſicht. Die Pro- 
paganda erhebt ſich zu hinreißendem Schwunge, Hunderttauſende, vielleicht Mil- 
lionen ſteigern ſich in den feſten Glauben hinein, daß Hitler — ſchon in dieſem erſten 
Wahlgang — Sieger werden wird. 

Als am Abend des 10. März die Ergebniſſe verkündet werden — Hindenburg 18,65, 
Hitler „nur“ 11,33 Millionen Stimmen —, gibt es in der Partei lange Geſichter. 
Die Gefahr droht, daß auf den Aberſchwang der Zuverſicht eine allgemeine furdt- 
bare Ernüchterung und Entmutigung folgen wird. 

Hitler aber faßt noch in der Nacht nach der Wahl den erlöfenden Entſchluß, der die 
Enttäuſchung der Partei im Keime erſtickt. Er beſchließt, auch den zweiten Wahlgang 
zu wagen. Auch eine zweite Niederlage, die ja einem Hindenburg gegenüber nur 
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ehrenvoll ſein kann, wird er in Kauf nehmen, denn er weiß: die Tatſache allein, daß 
er mit Hindenburg ſich gemeſſen und den kühnen Griff nach der höchſten Würde des 
Reiches gewagt hat, wird auch im Falle des Anterliegens den Glanz und das An⸗ 
ſehen der Bewegung auf höchſte ſteigern. 

Düfterberg, der 2,55 Millionen Stimmen erhalten hat, ſcheidet im zweiten Wahl⸗ 
gange aus. 

Brüning, in der verſehlten Hoffnung, die Enttäuſchung der Partei fo zu voller Aus ⸗ 
wirkung zu bringen, verfügt einen „Oſterfrieden“, während deſſen politiſche Ver. 
ſammlungen verboten find. Dann entbrennt der Wahlkampf mit neuer Wut. 


Am die verweigerte Rundfunkpropaganda auszugleichen, bedient ſich Hitler zum 
erſten Male in einem Wahlgange in großem Maßſtabe des Flugzeuges. Der 
Deutſchlandflug, den er unternimmt, fombolifiert eindringlich den Adlerflug der Be⸗ 
wegung. In allen Teilen des Reiches erwartet das Volk in e 
den Führer. In fieben Tagen ſpricht Hitler in 21 deutſchen Städten. 


Am 10. April erhält Hindenburg 19,35 Millionen, Hitler 13,41 Millionen Stimmen. 
Thälmann, der im erſten Wahlgang die erſchreckende Zahl von beinah 5 Millionen 
Stimmen auf ſich vereinigt hat, finkt auf 3,7 Millionen ab. 


Die „Niederlage“ Hitlers im Präſidentſchaftskampf iſt nun endgültig, der Mut der 
Bewegung aber ungebrochen, die Leidenſchaft aufs höchſte aufgepeitſcht. Schon 
rüftet man zu einem neuen Wahlgang, der die Macht der Marxiſten in Preußen 
brechen ſoll. 


Brüning aber glaubt, gegen die „beſiegte“ Bewegung nun den Vernichtungsſchlag 
führen zu können. Sein Reichswehrminiſter General Gröner, der zugleich das 
Reichs innenminiſterium verwaltet, verbietet am 13. April die SA. 


Die Bewegung beachtet es kaum, ſie lacht höchſtens über den törichten Verſuch, 
lebendige Menſchen durch Paragraphen wegleugnen zu wollen, ſie lebt und webt 
bereits mit voller Hingabe in den Auſgaben des neuen Wahlganges: am 24. April 
ſoll in Preußen der Landtag neu gewählt werden, ebenſo in Bayern, Württemberg, 
Anhalt und Hamburg. 


Hitler ſtartet zum zweiten Deutſchlandflug, ſpricht innerhalb einer Woche in 
25 Rieſenverſammlungen. 


Der Erfolg iſt diesmal überwältigend. Außer in Bayern wird die NSDAP 
überall zur ſtärkſten Partei, in Preußen fteigt fie von 6 auf 162 Mandate (38, 30 / 
der Geſamtzahl). 


Aberall jedoch, auch in Preußen, bleiben die alten Regierungen, obwohl ihnen die 
Parlamentsmehrheit fehlt, vorerſt als „geſchäftsſührend“ im Sattel. Das parla- 
mentariſche Syſtem hat ſich ſelbſt erledigt. Die ſcheinheiligen Verehrer des Mehr- 
heitswillens und der Volksſouveränität mißachten leichten Herzens den Volkswillen, 
nachdem er ſich gegen ſie ſelbſt gewandt hat. 


Vom 9. bis 12. Mai tagt der Reichstag. Die Nationalſozialiſten ſind zur Stelle, 
denn wiederum ſteht der Sturz Brünings auf der Tagesordnung. Gröner, der das 
SA - Verbot redneriſch rechtfertigen ſoll, verfagt dabei aufs peinlichſte. Die Folge 
iſt ſein Rücktritt als Wehrminiſter. Das Mißtrauensvotum gegen Brüning jedoch 
wird abermals abgelehnt. 


Während im Reichstag eine Schlägerei im Gange iſt, erſcheint der jüdiſche Polizei⸗ 
vizepräſident von Berlin, Dr. Bernhard Weiß, im Volksmunde „Iſidor“ genannt, 
mit einer Gruppe Schutzpoliziſten im Plenarſaal und läßt feine Beamten über die 
Regierungsbänke hinweg gegen die nationalſozialiſtiſche Fraktion eine Art Sturm⸗ 
angriff vollführen, der allerdings in den Anfängen ſteckenbleibt. Es iſt eine ſym⸗ 
boliſche Szene, in der das Syſtem ſein jüdiſches Geſicht noch einmal in ſchamloſer 
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Brüning glaubt ſich hundert Meter vor dem Ziel. Er iſt's, aber anders als er denkt. 
Am 29. Mai 1932 erhält die NSDAP bei den Wahlen in Oldenburg zum eriten- 
mal in einem Landesparlament die abſolute Mehrheit. Am gleichen Tage legt 
Brüning dem Reichspräſidenten eine Notverordnung mit neuen Droſſelungen der 
Wirtſchaft vor. Aber Hindenburgs Geduld iſt am Ende. Er lehnt die Anterſchrift 
ab. Tags darauf reicht Brüning ſeine Entlaſſung ein. »inbenDurg gewährt fie 
und empfängt Hitler zu einer Anterredung. 


12. Der Sieg 

Kanzler wird Herr v. Papen. Er hat dem rechten Flügel des Zentrums angehört 
und dieſer Partei wegen ihrer marxiſtenfreundlichen Politik ſchließlich den Rücken 
gekehrt. Hinter ſein Kabinett ſtellen ſich Deutſchnationale und Stahlhelm. 


Hitler iſt bereit, das Kabinett zunächſt gewähren zu laſſen und ſeine Taten abzu⸗ 
warten. Aber er hat Bedingungen geſtellt. 


Zur Erfüllung dieſer Abmachung hebt Papen das Verbot der SA auf und er- 
öffnet der NSDAp den Rundfunk. Am 4. Juni 1932 wird — was Hitler vor 
allem gefordert hatte — der Reichstag aufgelöſt. 


Im Juni erobert die NSDAP im Landtag von Mecklenburg⸗Schwerin die abſolute 
Mehrheit, in Heſſen 32 von 70 Landtagsſitzen. Dann beginnt der Reichstags⸗- 
wahlkampf. 

Furchtbar wütet der kommuniſtiſche Blutterror, dem die ſozialdemokratiſche 
Preußenregierung Vorſchub leiſtet. Dieſer eine Wahlgang koſtet der NSDAP 
32 Tote und das Blut tauſender Verletzter. 

Am 20. Juli 1932 ſetzt Papen, von Hindenburg zum Reichskommiſſar für Preußen 
ernannt, die Marxiſtenregierung in Preußen unter Einſatz von Polizeigewalt ab. 
Da die nationalſozialiſtiſche Bewegung dieſes Vorgehen billigt, vollzieht es ſich 
reibungslos, ohne daß die republikaniſche „Eiſerne Front“ den geringſten Wider- 
ſtand wagt. Selbſt Severing „weicht der Gewalt“ und begnügt ſich mit leerem 
Proteſt. 

Hitler begibt ſich auf ſeinen Deutſchlandflug. Er ſpricht innerhalb von zwei Wochen 
in 50 Rieſenverſammlungen. 


Am 31. Juli erhält die NSDAP ſtatt der bisherigen 107 nunmehr 230 Reichs. 
tagsſitze. Am 13. Auguſt wird Hitler zu Hindenburg gerufen. Die Partei erwartet 
mit Beſtimmtheit, daß er als Kanzler von der Anterredung zurückkehren wird. Aber 
noch immer iſt die Zeit nicht reif. Die Partei fol noch weitere Prüfungen be- 
ſtehen, ehe das Schickſal ſie für würdig befindet, die Macht zu übernehmen. 

Hitler wird nur der Poſten eines Vizekanzlers angeboten. Er ſchlägt ihn 
aus. In Landesregierungen war eine bloße Regierungsbeteiligung der NSDAP 
möglich und von propagandiſtiſchem Wert geweſen. In die Reichsregierung aber, 
die die volle Verantwortung für das Schickſal der Nation zu tragen hat, kann die 
NSDAD nur eintreten, wenn fie die Führung erhält. Sonſt würde fie die Mit- 
verantwortung für eine weltanſchaulich nicht zu verantwortende Politik übernehmen, 
ſich ſelbſt untreu werden und ſich ihr eigenes Grab graben. 


Mit ſtolzer Genugtuung begrüßt die Partei die Abſage des Führers. Aber der 
Kampf gegen Papen und ſein Kabinett iſt nun unvermeidlich geworden. 


Dieſes Kabinett iſt von keiner zukunftsgeſtaltenden Idee getragen. In wirtſchafts. 
und ſozialpolitiſcher Hinſicht hat es bereits durch eine Notverordnung den Weg 
Brünings fortzuſetzen begonnen. Niemals wird dieſes Kabinett die Kraft haben, 
der Arbeitsloſigkeit zu ſteuern. Hinter ihm ſtehen lediglich die Kreiſe der Reaktion, 
die darauf ausgehen, den Nationalſozialismus um die Frucht eines 14jährigen 
Kampfes zu bringen und die Nation in einen längſt überlebten Zuſtand zurüd- 
zuwerfen. Dieſes Kabinett gießt durch ſeine Politik fortgeſetzt Ol in das Feuer 
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der Kommuniſten, deren Macht immer bedrohlicher anſchwillt. Es hat keine Wurzeln 
im Volke. Es kann Deutſchlands Schickſal nicht wenden. 

Auf Grund einer Notverordnung gegen den Terror, in der Nationalſozialiſten und 
Kommuniſten politiſch gleichgewertet werden, fällt am 22. Auguſt ein Sondergericht 
in Beuthen ein Todesurteil gegen fünf SA⸗ Männer, die einen Volksſchädling be- 
ſeitigt haben. Wenn man auch nicht wagt, das Arteil zu vollſtrecken, ſo bringt dieſes 
u. =. die Erbitterung der Nationalſozialiſten gegen das Kabinett auf den 

edepunkt. 


Am 30. Auguſt, als der Reichstag zuſammentritt, wird Hermann Göring, der 
ſich in den letzten Jahren als politiſcher Beauftragter des Führers in Berlin größte 
Verdienſte erworben hat, zum Reichstagspräſidenten gewählt. Am 12. September 
tagt der Reichstag von neuem. Papen, der weiß, daß er auf nationalſozialiſtiſche 
Anterſtützung nicht mehr rechnen kann, fo daß ihm ein vernichtendes Mißtrauens⸗ 
votum ſicher iſt, hat ſich die Ermächtigung zur Auflöſung des Reichstags erwirkt. 
Aber noch ehe er die Auflöſungsorder verlefen kann, bringt Göring das Mißtrauens⸗ 
votum zur Abſtimmung. Die Regierung erhält 42 Vertrauensſtimmen, 512 Abge⸗ 
ordnete ſtimmen gegen fie. Trotzdem — der Reichstag iſt aufgelöft. 

Der neue Reichstagswahlkampf ſetzt ein. „Gegen Marxismus und Reaktion!” heißt 
die nationalſozialiſtiſche Wahlparole. Die Reaktion arbeitet fieberhaft unter Auf- 
gebot aller verfügbaren Mittel. Sie behauptet, Papen ſei es, der die Ziele Hitlers 
in Wahrheit verfechte, Hitler ſelbſt habe ſich dem Parlamentarismus verſchrieben, 
ſich mit dem Zentrum verbrüdert und vertrete einen verkappten Marxismus. Zwei 
Millionen Wähler laſſen ſich durch ſolche Irreführungen fangen. 

Abermals ſpricht Hitler in dieſem Wahlgang bei feinem vierten Deutſchlandflug in 
50 Kundgebungen. Tauſende von nationalſozialiſtiſchen Propagandarednern ſind 
unterwegs und reißen der Reaktion ſchonungslos die Maske vom Geſicht. In Berlin 
beteiligt ſich die Partei zum Proteſt gegen Lohndruck führend an einem großen Ver- 
kehrsſtreik; dabei erleidet der Zollbeamte Reppich im SA⸗Dienſt durch die Kugel 
eines Polizeibeamten den Tod für das kommende Reich der ſozialen Gerechtigkeit. 
Alle Opfer und Anſtrengungen aber können nicht verhindern, daß die Partei am 
6. November nur noch 196 Reichstagsmandate erhält, mithin 34 Sitze verloren hat. 
Die Reaktion triumphiert: „Hitler hat ſeine Stunde verpaßt! Sein Stern 
erbleicht!“ Lähmender Schrecken will ſich der Bewegung bemächtigen. Konjunktur- 
ritter, die ſich in die Partei eingeſchlichen haben, kehren nun reumütig ins Lager 
der Reaktion zurück. Eine heilſame Reinigung vollzieht ſich. Der Kern der De- 
wegung aber hat den erſten Schrecken raſch überwunden und hält eiſern Stand. Das 
Vorbild des Führers, deſſen Glaubenskraft ungebrochen iſt, reißt alle Herzen 
wieder empor. | | 
Der Triumph der Reaktion war gegenſtandslos. Das Reichskabinett ſteht am Ende 
ſeiner Kunſt. Denn auch der neue Reichstag bietet ihm keine Mehrheit. Erreicht 
iſt nur, daß die NSDAP geſchwächt, der Kommunismus dafür aber von 89 auf 
100 Sitze geſtiegen iſt. Nicht weniger als 6 Millionen Wähler haben kommuniſtiſch 
geſtimmt. 

Am 17. November tritt der Reichskanzler v. Papen zurück. Abermals — am 19. und 
21. November — wird Hitler zu Hindenburg gerufen. Man ſchlägt ihm vor, er 
ſolle verſuchen, eine Reichstagsmehrheit hinter ſich zu bringen, dann könne er auf 
die Kanzlerſchaft rechnen. 

Hitler lehnt abermals ab. Nicht aus der Hand einer innerlich brüchigen Partei- 
koalition, ſondern allein aus der Hand Hindenburgs will und darf er das Kanzleramt 
entgegennehmen. Noch beſitzt er das Vertrauen des Generalfeldmarſchalls nicht. 
Alſo gilt es, weiterhin um das Vertrauen des großen Mannes zu ringen, der die 
beſte Tradition des alten Reiches und den Wafſenruhm der Nation verkörpert. „Ich 
laſſe Dich nicht, Du ſegneſt mich denn.“ | 


48 Fabricius 


Noch einmal wird eine Zwiſchenlöſung verſucht. 


General v. Schleicher, der bisher hinter den Kuliſſen eine ſehr einflußreiche 
politiſche Rolle geſpielt hat, tritt nun als Kanzler in das Licht der Offentlichkeit. 
Seine Regierungserflärung zeigt, daß ihm jede politiſche Idee fehlt, daß er es mit 
all und jedem zu halten verſucht. Aber der Zukunft liegt undurchdringlicher Nebel. 
Wird abermals der Reichstag auffliegen? Wird es zu Neuwahlen kommen? Wird 
die NSDAP weitere Sitze verlieren? Was dann? Soll der Kommunismus der 
Erbe werden? Will man verſuchen, durch eine ideenloſe Militärdiktatur das deutſche 
Erwachen zu erſticken? 

Am 6. Dezember tritt der Reichstag zuſammen. General Litzmann, der nun 
82jährige Sieger von Brzeziny, der, ein Jüngling im Herzen, ſeit Jahren in der 
Gefolgſchaft Adolf Hitlers kämpft, eröffnet als Alterspräſident die Sitzung. Göring 
wird erneut zum Präſidenten gewählt. 


Eine Reichstagsauflöſung unterbleibt, aber am 8. Dezember trifft die NSDAP 
ein neuer, heimtückiſcher Stoß: der Reichsorganiſationsleiter Gregor Straßer, 
einer der angeſehenſten Männer der Partei, legt feine Amter nieder. Schleicher hat 
ihn in ſeine Netze gezogen, durch lockende Verſprechungen ſeinem Ehrgeiz ge⸗ 
ſchmeichelt. Ein Charakter, der weithin in der Bewegung Vertrauen genoß, hat im 
Feuer der Prüfung verſagt, iſt treulos geworden. 


Verwirrung ergreift die Partei, ſelbſt Führerkreiſe. Aber ſie dauert nur Stunden. 
Als Hitler vor der Reichstagsfraktion in einer ergreifenden Rede die Zuſammen⸗ 
hänge klarlegt, vereinigt ſich die geſamte Führerſchaft in einem überwältigenden 
Treuebekenntnis. Spurlos geht die Straßer ⸗Kriſe, die als tödlicher Dolchſtoß gedacht 
war, an der Geſamtbewegung vorüber. In trotziger Verbiſſenheit ſchreitet die 
Partei, bedingungsloſer denn je auf Hitler eingeſchworen, in das neue Jahr. 
Drohend und doch verheißungsvoll ertönt in den Verſammlungen der Geſang der 
Parteigenoſſen: 

„Siehſt Du im Oſten das Morgenrot? 

Ein Zeichen zur Freiheit, zur Sonne! 

Wir halten zuſammen, ob lebend ob tot, 

Mag kommen was immer da wolle 

Wir ballen die Fäuſte und werden es wagen! 

Es gibt kein Zurück mehr, und keiner darf zagen. 

Volk ans Gewehr! Volk ans Gewehr!“ 


Aber der Bewegung liegt nun die Weihe der letzten Bewährung. Die Welt weiß 
es: Dieſe Trutzburg iſt unerſchütterlich. 

Am 15. Januar 1933 wetterleuchtet der Lippeſche Wahlſieg. Er zeigt die Bewegung 
in neuem Aufſtieg; 5 v. H. Zuwachs ſeit dem 6. November. 

In den folgenden zwei Wochen verhandelt Hitler, von Göring treu unterſtützt, mit 
Papen und Hugenberg. Ein Weg der Verſtändigung wird gefunden. 

Als Schleicher am 28. Januar von Hindenburg die Ermächtigung zu erneuter Reichs⸗ 
tagsauflöſung fordert, wird er zurückgewieſen. Nun bleibt ihm nur der Rücktritt. 

Am 30. Januar 1933 iſt der Sieg errungen. Paul v. Hindenburg ernennt Adolf 
Hitler zum Reichskanzler. 

Franz v. Papen begnügt ſich mit der Vizekanzlerſchaft. 

Ein Jubelſturm raſt durch ganz Deutſchland. In jedem Dorfe und jeder Stadt 
formieren ſich die Fackelzüge. In Berlin aber zieht unter den brauſenden Begeiſte 
rungsrufen der Maſſen SA, SS und Stahlhelm, endloſe Kolonnen, im Fackelſcheine 
durch das Brandenburger Tor, um in der Wilhelmſtraße dem Generalfeldmarſchall 
und dem Führer zu huldigen. 
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V. Die Bewegung baut das Neue Reich 


1. Die nationalſozialiſtiſche Revolution 

Als Hitler die Kanzlerſchaft übernimmt, iſt das deutſche Volk noch in zahlreiche 
Parteien zerſplittert. Sie haben in verſchiedenen Ländorn noch mächtige Stützpunkte. 
In der Reichsregierung ſelbſt ſitzen die Führer der Deutſchnationalen Volkspartei 
und des „Stahlhelms“, Dr. Hugenberg und Franz Seldte. Nur zwei Nationaljozia- 
liſten hat Hitler zunächſt in feinem Kabinett: Dr. Frick, den neuen Reichsinnen⸗ 
miniſter, und Göring, der das Innenminiſterium in Preußen übernimmt. 


Aber innerhalb weniger Monate wird der Sturmwind der nationalſozialiſtiſchen 
Bewegung nun ſämtliche Parteien und politiſchen Machtgruppen hinwegfegen und 
zur alleinigen politiſchen Macht in Deutſchland werden. 


Bereits am 1. Februar beginnt dieſe Entwicklung. Hindenburg löſt nach dem 
Wunſche Hitlers den Reichstag auf. 


Während der Wahlkampf in vollem Gange iſt, ſetzen die Kommuniſten den Reichstag 
in Brand. Göring packt zu und führt gegen den Kommunismus den Vernichtungs⸗ 


ſchlag. 

Die Wahl am 5. März 1933 bringt der Bewegung den entſcheidenden Sieg. Die 
NSA erhält 288 von 647 Sitzen und hat nach Ausſchluß der 81 gewählten Kom- 
muniſten nunmehr die abſolute Mehrheit im Reichstag. 


Das Wahlergebnis gibt das Signal zur nationalſozialiſtiſchen Revo 
lution. Die Bewegung ſetzt ſich kurzerhand in den Beſitz zahlreicher wichtiger 
Machtplätze des öffentlichen Lebens. Frick übernimmt innerhalb weniger Tage durch 
Kommiſſare die Polizeigewalt in ſämtlichen Ländern, die noch nicht national⸗ 
ſozialiſtiſch regiert ſind. Die Parteigewaltigen des bisherigen Syſtems werden 
entthront. Auf den öffentlichen Gebäuden im ganzen Reiche hiſſen National. 
ſozialiſten das Hakenkreuzbanner. 


Am 12. März erklärt Hindenburg die Hakenkreuzfahne und die ſchwarzweißrote 
Fahne zu Reichsſahnen. Tags darauf wird Dr. Goebbels Reichsminiſter für 
Volksaufklärung und Propaganda; das erſte nationalſozialiſtiſche Miniſterium 
entſteht. ö 

In der gewaltigen Symbolik des Staatsaktes von Potsdam am 21. März führen 
Hindenburg und Hitler der ganzen Nation ſinnfällig vor Augen, daß eine völlig neue 
Zeit angebrochen iſt, die jedoch ihre Wurzeln im Geiſte Friedrichs des Großen hat. 
Im neugewählten Reichstag erteilt Hitler dem Sozialdemokraten Wels, der zum 
letztenmal dem Maxismus im Deutſchen Reichstag feine Stimme leiht, eine ver- 
nichtende Abfuhr. Sie gibt der Sozialdemokratie in der Meinung der breiteſten 
Volkskreiſe den Reft. Dann erteilt der Reichstag mit der verfaſſungsmäßigen Zwei⸗ 
drittelmehrheit der Regierung Hitler für zunächſt vier Jahre die Vollmacht, an Stelle 
des Parlamentes Geſetze zu erlaſſen und ſogar die Verfaſſung zu ändern. 


Eines der erſten und wichtigſten Geſetze, die auf Grund dieſer Ermächtigung ergehen, 
iſt das Reichsſtatthaltergeſez vom 7. April 1933. Es verankert die Macht der 
NSDAP in allen deutſchen Ländern. Zu Reichsſtatthaltern ernennt Hindenburg 
ausſchließlich alte nationalſozialiſtiſche Kämpfer: den General v. Epp (Bayern) und 
die Gauleiter Martin Mutſchmann (Sachſen), Wilhelm Murr (Württemberg), 
Robert Wagner (Baden), Fritz Sauckel (Thüringen), Jakob Sprenger (Heſſen), 
Wilhelm Friedrich Loeper (Braunſchweig⸗Anhalt), Carl Röver (Bremen-Olden- 
burg), Karl Kaufmann (Hamburg), Dr. Alfred Meyer (Lippe) und Friedrich Hilde⸗ 
brandt (Mecklenburg ⸗Lübeck). g 


In Preußen erhält die Ausübung der RNeichsſtatthalterſchaft Hermann Göring, der 
am 11. April zum preußiſchen Minifterpräfidenten ernannt wird. Er überträgt die 
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Oberpräfidien zum größten Teil nationalſozialiſtiſchen Gauleitern, die Polizei- 
präfidien hohen SA Führern. 

Auf Grund eines weiteren Geſetzes vom 7. April vollzieht ſich nunmehr im Reich und 
in den Ländern eine weitgehende und doch mit Beſonnenheit durchgeführte Säube⸗ 
rung des Berufsbeamtentums von fremdraſſigen, politiſch unzuverläſſigen und fach- 
lich unfähigen Beſtandteilen. Zum erſtenmal führt dieſes Beamtengeſetz den 
RNaſſegedanken in die deutſche Geſetzgebung ein. 


Am 1. Mai 1933 verſammelt ſich in allen deutſchen Gauen das ſchaffende Volk aller 
Stände und vernimmt die große wirtſchafts. und ſozialpolitiſche Rede, die Hitler 
auf dem Tempelhofer Felde vor den Arbeitern, Angeſtellten und Beamten der Reichs- 
hauptſtadt hält. Hinfort wird zur Ehre der Arbeit Jahr für Jahr der einſt von 
Marxiſten zur Schürung des Klaſſenkampſes mißbrauchte 1. Mai als „Tag der 
nationalen Arbeit“ von der Volksgemeinſchaft gefeiert werden. 


Am folgenden Tage beſetzen die Nationalſozialiſten die Gewerkſchaftshäuſer und 
beginnen, die einſt zu politiſchen Zwecken ſchändlich mißbrauchten Gewerkſchaften zu 
Einrichtungen umzugeſtalten, die dem Wohle des ſchaſfenden Volkes wahrhaft 
dienen ſollen. . 
Mehr und mehr wenden ſich die Herzen der verführten und verhetzten Arbeiter Adolf 
Hitler, feiner Bewegung und feiner Idee zu und erkennen die Irrtümer der Ver⸗ 
gangenheit. 

Weiter feſtigt ſich die nationalſozialiſtiſche Macht im Staate. Am 5. Mai wird 
Göring als Reichsluftfahrtminiſter zum Begründer des zweiten nationalfozialifti- 
ſchen Miniſteriums. Der deutſchnationale Parteiführer Dr. Hugenberg tritt am 
27. Juni als Reichsminiſter zurück. Das Reichsminiſterium für Ernährung und 
Landwirtſchaft übernimmt nun der Nationalſozialiſt R. Walther Darré, das Reichs. 
wirtſchaftsminiſterium — in das ſpäter Gottfried Feder als Staatsſekretär berufen 
wird — der Nationalſozialiſt Kurt Schmitt. Der Reichsarbeitsminiſter Seldte iſt 
am 27. April der NSDAP beigetreten. 

Dem Parteiweſen iſt jeder Nährboden entzogen. Ganz von ſelbſt ſchwinden die 
Parteien dahin, ſtellen ihre Tätigkeit ein, löſen ſich auf. Bereits am 6. Juli kann 
Hitler die Revolution für beendet erklären, und am 14. Juli wird durch Reichsgeſetz 
feſtgeſtellt, daß in Deutſchland als einzige politiſche Partei die Nationalſozialiſtiſche 
Deutſche Arbeiterpartei beſteht. Der Verſuch einer Neubildung von Parteien ſoll in 
Zukunft mit ſchweren Freiheitsſtrafen geahndet werden. 

Als bei der Neuwahl des Reichstags am 12. November 1933 ſich faſt 40 Millionen 
Deutſche zur Bewegung bekennen und 661 Abgeordnete der nationalſozialiſtiſchen 
Liſte gewählt werden, gibt es auch im Reichstag nur noch eine einzige „Fraktion“, 
die nationalſozialiſtiſche, unter Führung des Nationalſozialiſten Dr. Frick. 
Nunmehr proklamiert das Reichsgeſetz vom 1. Dezember 1933 die unlösliche Ver. 
bundenheit von Staat und Partei und damit den nationalſozialiſtiſchen 
Staat. Die Partei wird zu einer Körperſchaft des öffentlichen Rechts. 


2. Der nationalſozialiſtiſche Aufbau 

Auf dem 5. Reichsparteitag in Nürnberg vom 31. Auguſt bis 3. September 1933, dem 
Parteitag des Sieges, verkündet Hitler den Entſchluß zum Neuaufbau des 
Reichs. Alle deutſchen Stämme ſind im nationalſozialiſtiſchen Gedanken geeinigt. 
Die Einzelſtaaten, aus dynaſtiſcher Willkür entſtanden, haben ihren Sinn verloren. 
Das Gebot der Stunde iſt die Schaffung des nationalſozialiſtiſchen Einheits 
ſta ate s. Die Grundlage hierfür wird am 30. Januar 1934 durch das „Geſetz über 
den Neuaufbau des Reiches“ geſchaffen. Den Ländern wird die eigene Staatshoheit 
entzogen. Das einheitliche Reich der Deutſchen iſt da. Es beginnt nun die mühſame 
und beſonnene Arbeit der inneren Ausgeſtaltung, geleitet von Dr. Frick. 
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Wie auf ſtaatsrechtlichem fo vollzieht ſich auch auf allen anderen Gebieten des öffent- 
lichen Lebens durch die vorwärtstreibende Kraft der Bewegung und ihre völlige 
Hingabe an das große Ziel, aber unter Heranziehung auch aller übrigen zur Mit- 
arbeit willigen Volkskräfte ein einzigartiger Aufbau. 

Das Erbe, das das Syſtem vor allem auf ſozialem und wirtſchaftlichem Gebiet 
hinterlaſſen hat, iſt entſetzlich. Der Tag der nationalen Erhebung hat 6 Millionen 
Arbeitsloſe vorgefunden. Durch gewaltige, vom Führer ſelbſt erſchaute Arbeits- 
beſchaffungsmaßnahmen, durch die zähe und rückſichtsloſe Energie unzähliger 
Nationalſozialiſten, die als Gauleiter, Kreisleiter, Ortsgruppenleiter, Miniſter, 
Bürgermeiſter, Landräte uſw. das eine Ziel der Arbeitsbeſchaffung allem anderen 
voranſtellen, gelingt es, die. Zahl der Arbeitsloſen bis Ende November 1933 bereits 
auf 3,7 Millionen herabzudrücken, und in der Folgezeit ſinkt die Arbeitsloſenzahl 
weiter. Nach den Richtlinien des Führers baut der Nationalſozialiſt Todt als 
Generalinſpektor das gewaltige Netz der deutſchen Reichsautobahnen. An führender 
Stelle fördert die große Arbeitsſchlacht der Nationalſozialiſt Fritz Reinhardt, 
Staatsſekretär im Reichsfinanzminiſterium. 

Das „Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit“ ſchafft die Grundlage für eine 
Neugeſtaltung des Verhältniſſes von Arbeitgeber und Arbeitnehmer in national- 
ſozialiſtiſchem Geiſte. Der Gedanke der Arbeitsgemeinſchaft, die ſich in Führer und 
Gefolgſchaft gliedert, und der ſozialen Verantwortung des Anternehmers ſoll in 
Zukunft die Betriebe beherrſchen. 

Als Landwirtſchaftsminiſter reißt der Nationalſozialiſt Darré das verſinkende 
Bauerntum durch das Reichserbhofgeſetz und andere einſchneidende Maßnahmen 
vom Abgrunde zurück und ſichert die Zukunft dieſer Kraft⸗ und Ernährungsquelle 
der Nation. 

Im Reichsinnenminiſterium beginnt Dr. Frick bahnbrechende Reformen des 
Geſundheitsweſens und der Naſſenpflege. In Preußen geftaltet Hanns Kerrl als 
Juſtizminiſter das Rechtsweſen, Bernhard Ruſt, der ſpäter das Reichserziehungs⸗ 
miniſterium erhält, als Kultusminiſter das Erziehungsweſen im nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Sinne neu. In allen Ländern und Gauen wirken nationalſozialiſtiſche Miniſter, 
Gauleiter, Beamte und politiſche Leiter zu dem einen großen Ziele zuſammen: Er⸗ 
neuerung des geſamten deutſchen Lebens im Geiſte Adolf Hitlers. 

Draußen im Auslande jedoch niſten ſich die jüdiſchen und nichtjüdiſchen Emigranten 
ein, die aus dem erwachenden Deutſchland geflüchteten Volksverbrecher. Voll Neid 
und Wut beobachten ſie den unaufhaltſamen Auſſtieg der von Hitler geführten 
deutſchen Nation, verſuchen mit Kübeln von Anrat die ſtrahlende Erſcheinung dieſes 
neugeborenen Staates zu beſchmutzen, hetzen die Weltmeinung auf, treiben zum 
Boykott deutſcher Waren, ſchüren Kriegsgelüſte und verdächtigen Deutſchland als 
Friedensſtörer. 
Aber mit feſter Hand lenkt Hitler das Steuer der deutſchen Außenpolitik. 
Schon am 17. Mai 1933 verkündet er im Deutſchen Reichstag mit höchſter Aber⸗ 
zeugungskraft den ſelbſtverſtändlichen und unerſchütterlichen deutſchen Friedens- 
willen. Zugleich aber ſtellt er auch außenpolitiſch die Ehre der Nation wieder 
her. Als bei den Verhandlungen in Genf offenbar wird, daß Deutſchland auch 
weiterhin die Gleichberechtigung in der Abrüſtungsfrage vorenthalten werden ſoll, 
beſchließt das Hitler⸗Kabinett den Austritt Deutſchlands aus dem Völkerbund. Bei 
der Volksabſtimmung am 12. November 1933 bekennen ſich 40,6 Millionen Deutſche 
zu dieſer Politik der Ehre und des Friedens. 

Den erſten, erſtaunlichen Erfolg erzielt die nationalſozialiſtiſche Friedenspolitik am 
26. Januar 1934 durch die Verſtändigung mit Polen. 
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3. Die nationalſozialiſtiſche Dolhs erziehung 

Mit beiſpielloſer Milde iſt die nationalſozialiſtiſche Bewegung nach der Machtüber⸗ 
nahme, nachdem ſie 14 Jahre lang der Gegenſtand ſchlimmſter Verfolgungen geweſen 
war, mit ihren bisherigen Gegnern verfahren. Deutſchland verdankt dieſe Tatſache 
dem Edelmut und Weitblick des Führers, dem nichts an Race, alles aber an der 
Verſöhnung des Volkes gelegen war. So ſtellte er ſeiner Bewegung nach Abernahme 
der Macht die große Aufgabe, das ganze Volk zum Nationalſozialismus zu erziehen. 
Seither iſt die Bewegung unermüdlich am Werke, das Volk zu ordnen, zu formen, 
zu diſziplinieren. Wie ſie die Parteienzerſplitterung beſeitigt hat, ſo erwirkt ſie eine 
Vereinheitlichung der Organiſationen auf allen möglichen Gebieten. Die national⸗ 
ſozialiſtiſchen Parteigliederungen, in der Kampfzeit entſtanden, werden nun zu 
Trägern der Volksorganiſation, Volkserziehung und Volksverſöhnung. 

Einſt um die Wende 192711928 find in Berlin durch Johannes Engel und Rein- 
hold Much ow die erſten nationalſozialiſtiſchen Betriebszellen im ſchweren 
Kampf gegen marxiſtiſchen Terror entſtanden. Anter Walter Schuhmann iſt im 
Januar 1931 die Reichszentrale der Nationalſozialiſtiſchen Betriebszellen⸗Organi⸗ 
ſation (NSBO) geſchaffen worden. Auf dieſer Grundlage errichtet nunmehr nach 
der Abernahme der Gewerkſchaſten Dr. Robert Ley den mächtigen Bau der Deutſchen 
Arbeitsfront, die für die Gewinnung des deutſchen Arbeitertums von größter Bedeu⸗ 
tung wird. In der NS. Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“ erſchließt fie den deutſchen 
Arbeitsmenſchen die Kulturgüter und die Schönheiten der Heimat. 

Auch der von dem nationalſozialiſtiſchen Studenten- und Jugendführer v. Rentel n 
Anfang Dezember 1932 gegründete „Kampfbund des gewerblichen Mittelſtandes“, 
der zur „Nationalſozialiſtiſchen Handwerks-, Handels- und Gewerbeorganiſation“ 
(NS. Hago) ausgebaut wird, mündet in die Arbeitsfront ein. 


Aus der nationalſozialiſtiſchen Beamtenabteilung, zu der Ende 1931 Jakob 
Sprenger die in ganz Deutſchland organiſch entſtandenen nationalſozialiſtiſchen 
Beamtenarbeitsgemeinſchaften zuſammengefaßt hat, erwächſt unter Hermann Neef 
der Reichsbund der Deutſchen Beamten, der die bisherigen etwa 900 intereſſenmäßig 
geſchiedenen Beamtenverbände in nationalſozialiſtiſchem Geiſte zuſammenſchmilzt. 
Hans Frank, Reichsjuſtizkommiſſar und bayriſcher Juſtizminiſter, errichtet auf der 
Grundlage ſeines „Bundes nationalſozialiſtiſcher deutſcher Juriſten“ die deutſche 
Rechtsfront. Der bayriſche Kultusminiſter Hans Schemm bildet feinen „National- 
ſozialiſtiſchen Lehrerbund“ zu einer umfaſſenden Organiſation der deutſchen Erzieher. 
ſchaft um. Die Urzte formieren ſich unter Dr. Gerhard Wagner, die Techniker 
unter Gottfried Feder. 

Unter Leitung von Dr. Goebbels organiſiert zuerſt im Winter 1933/34 zum Kampf 
gegen Hunger und Kälte Erich Hilgenfeldt das gewaltige „Winterhilfswerk“, 
das er dann zu der Dauereinrichtung der „Nationalſozialiſtiſchen Volkswohlfahrt“ 
(NSD) ausbaut. 

Hanns Oberlindober einigt die bisher zerſplitterten Kriegsopferverbände in 
der „Nationalſozialiſtiſchen Kriegsopferverſorgung“ (NSK O). 

Das geſamte deutſche Sportweſen faßt Hans v. Tſchammer⸗Oſten als Reichs- 
ſportſührer unter ſeiner einheitlichen Leitung zuſammen. 

Oberſt Konſtantin Hierl ſormiert die Kolonnen des zu immer größerer Bedeutung 
heranwachſenden „Freiwilligen Arbeitsdienſtes“. 

Im „Kampfbund für Deutſche Kultur“, den Alfred Roſenberg im Auguſt 1927 
gegründet hat, finden ſich die Künſtler und Kunſtfreunde, die zur Erneuerung der 
deutſchen Kultur aus nationalſozialiſtiſchem Geiſte entſchloſſen ſind; 1934 formt ſich 
der Kampfbund um zur „Nationalſozialiſtiſchen Kulturgemeinde“. 

Als ſtändiſche Pflichtorganiſationen gründet der Reichsbauernführer Darre — 
auf der Grundlage ſeines im Juni 1930 entſtandenen „Agrarpolitiſchen Apparates“ — 
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den Reichsnährſtand, Dr. Goebbels die Reichskulturkammer, die ihrerſeits 
Kammern für Muſik, bildende Künſte, Theater, Schriſttum, Preſſe, Rundfunk und 
Film in ſich vereinigt. 

Auf der Grundlage des „Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Studentenbundes“, der 
auf eine lange Tradition ſchwerer Kampfjahre zurückblickt, entſteht ein neues 
deutſches Studententum. Die deutſchen Jungen und Mädels aber ſtrömen in be⸗ 
geiſterten Scharen in die „Hitler-Jugend“, der unter ihrem Führer Baldur 
v. Schirach die verantwortungsſchwerſte aller Aufgaben geſtellt iſt: die Heran- 
bildung eines neuen, von allen liberaliſtiſchen und marxiſtiſchen Schlacken gereinigten, 
von der Wurzel aus nationalſozialiſtiſchen jungen Geſchlechtes, des Trägers der 
deutſchen Zukunft. 

Dieſe ganze Entwicklung, die Zufammenfaſſung, Ordnung und Einigung des Volkes 
vollzieht ſich — von dem Sonderfall der ſtändiſchen Pflichtorganiſation abgeſehen 
— nach dem Willen des Führers ohne Zwang, auf dem Boden der Freiwilligkeit, 
lediglich getragen von dem hinreißenden Schwung der nationalſozialiſtiſchen Bewe⸗ 
gung. So wie in den Jahren des innerpolitiſchen Kampſes die Partei marſchierte, 
in muſtergültiger Manneszucht, einmütig, entſchloſſen, mit legalen Mitteln ſich 
durchzukämpfen gegen die ganze Amwelt der innerpolitiſchen Feinde, ſo marſchiert 
nunmehr unter nationalſozialiſtiſcher Führung das ganze deutſche Voll, geordnet, 
einig, unbekümmert um die Anfeindungen einer noch wahnbefangenen Welt, in der 
eiſernen Entſchloſſenheit, allen Widerſtänden zum Trotz die großen friedlichen Ziele 
zu verwirklichen, denen Adolf Hitler die Nation nach dem Willen der Vorſehung 
entgegenführt. 


4. Die Entwicklung der Partel 

Für die Bewegung ſelbſt bedeutete die Machtübernahme eine neue ſchickſalhafte 
Prüfung, bei der bittere Begleiterſcheinungen nicht ausbleiben konnten. 

Die Eroberung der Macht bringt zunächſt einen ungeheuren, faſt beängſtigenden Zu- 
ſtrom bisher gleichgültiger oder gegneriſcher Volksgenoſſen, die ſich nunmehr der Partei 
eingliedern wollen, aber das Erlebnis des nationalſozialiſtiſchen Kampfes nicht in 
ſich tragen. Den Eintritt in die Partei zu ſperren, iſt in den erſten Monaten nicht 
möglich; denn noch teilt der Nationalſozialismus vorerſt die Macht mit anderen 
politiſchen Gruppen, und die Kreiſe der Reaktion machen verzweifelte Anſtrengungen, 
die innerlich aufgewühlten Volksmaſſen in ihr Lager zu locken, um ſie dann als 
Machtfaktor gegen den Nationalſozialismus ausſpielen zu können. So kann erſt im 
Mai 1933, als der Sieg der Bewegung über die Kräfte der Reaktion nicht mehr in 
Frage geſtellt iſt, die Partei für weiteren Zuſtrom geſperrt werden. 

Die Aberſchwemmung der Partei mit Millionen ihrem inneren Weſen zunächſt 
fremden Volksgenoſſen bringt die ſchwere Gefahr einer Verfälſchung und Verwäſſe⸗ 
rung der nationalſozialiſtiſchen Ideale mit ſich. Die Gefahr wird dadurch gebannt, 
daß grundſätzlich alle Führerſtellen in der Partei alten Parteigenoſſen und Kämpfern 
vorbehalten bleiben, denen nun die ſchwere Aufgabe der Erziehung und Einordnung 
der übrigen obliegt. Hitler legt die Obhut für die Partei in die Hände eines ſeiner 
älteften, treueften und erprobteſten Mitkämpfer: Rudolf Heß wird „Stellver- 
treter des Führers”. Alfred Roſenberg erhält den beſonderen Auftrag, die 
einheitliche und unverfälſchte Erhaltung des nationalſozialiſtiſchen Gedankengutes 
ſicherzuſtellen und zu überwachen. 

Aber für die alten Parteigenoſſen und Kämpfer ſelbſt in ihrer Geſamtheit beginnt 
eine Zeit neuer Charakter. und Leiſtungsproben. Ihre Aufgaben und Verantwort- 
lichkeiten ſind plötzlich ins Gigantiſche geſtiegen. Sie ſehen ſich teilweiſe vor ganz 
neuen Aufgaben, bei denen andersgeartete Fähigkeiten und Eigenſchaften zu be⸗ 
währen find als bisher. Standen bisher Kampf und Maſſenaufklärung im Vorder⸗ 
grunde ihrer Tätigkeit, ſo treten jetzt Aufbau und planmäßige Volkserziehung an 
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Das unerbittliche Geſetz der Ausleſe und Ausmerze ſtreicht von neuem über die 
Bewegung hin. Es iſt unmöglich, daß jeder einzelne der alten Parteigenoſſen ſich 
auch den neuen Anforderungen voll gewachſen zeigt. Andere wieder, bisher mehr im 
Hintergrunde, werden ungeahnte Leiſtungskraft offenbaren. 


Der jähe Wechſel aus dem Zuſtande dauernden Verfolgtſeins zu reichſter Machtfülle 
bringt ſchwere Prüfungen charakterlicher Art mit ſich. Angeheuer ſtark muß die Ver⸗ 
ſuchung ſein, nach der jahrelangen ununterbrochenen Anſpannung der Kampfzeit 
nun, da der Sieg erfochten iſt, den ſolange unterdrückten Neigungen des Allzumenſch⸗ 
lichen die Zügel ſchießen zu laſſen, den ſtrengen Anforderungen der Idee mehr oder 
weniger untreu zu werden und die Macht, die ſo ſchwer erkämpft wurde, zu miß⸗ 
brauchen. Nicht jeder Charakter wird dieſen Verſuchungen widerſtehen. So wird 
ſich eine neue, naturgeſetzliche Reinigung vollziehen und die mitleidlos ausſcheiden, 
die ſich in der neuen Lage als unzulänglich erweiſen. Zu beſonders hoher Bedeutung 
wachſen unter ſolchen Amſtänden die ſeit Jahren unter Leitung des alten National- 
ſozialiſten Walter Buch arbeitenden „Anterſuchungs⸗ und Schlichtungsaus⸗ 
ſchüſſe“ (Aſchlal) heran, die nunmehr zu Parteigerichten, gipfelnd in dem Oberſten 
Parteigericht in München, ausgebaut werden. 


Die Spannungen, die unter dieſen Verhältniſſen in einzelnen Führerkreiſen ent- 
ſtanden find, kommen am 30. Juni 1934 zu fürchterlicher Entladung. Ein alter Mit- 
kämpfer des Führers, der Stabschef der SU, Röhm, der fi beſonders 1931/1932 
um den Aufbau der SU unbeſtreitbare Verdienſte erworben hat, iſt mit einer 
Anzahl ihm naheſtehender Anterführer der SA den Verlockungen der Macht charakter. 
lich erlegen. Nachdem dieſer Kreis im täglichen Leben die nationalſozialiſtiſche Idee 
immer hemmungsloſer verraten hat, ſchreckt er ſchließlich auch vor dem Verrat am 
Führer nicht mehr zurück. Man ſchmiedet einen gräßlichen Anſchlag und iſt ent⸗ 
ſchloſſen, die ahnungsloſe SA zu einer Meintat gegen den Führer zu mißbrauchen. 
Hitler hat vergeblich gewarnt, hat die Entwicklung dann im ſtillen beobachtet. Im 
rechten Augenblick greift er zu, verhaftet perſönlich den Verräter und läßt ihn und 
die Mitverſchworenen erſchießen. Bei der Auslöſchung auch der letzten Anruheherde 
erwerben ſich Göring, der Neuſchöpfer der preußiſchen Polizei, Heinrich 
Himmler, der Reichsführer der SS und Leiter der Politiſchen Polizei, und 
Adolf Wagner der bayriſche Innenminiſter, beſondere Verdienſte. 


Wieder ſind alle die bitter enttäuſcht, die bei dieſen Ereigniſſen den Zerfall der SA 
oder gar der Partei witterten und erhofften. Wieder ſind lediglich nach dem Geſetz 
der Ausmerze Schädlinge ausgeſchieden worden, die Bewegung aber hat von neuem 
ihre unerſchütterliche Geſundheit bewieſen. Nur noch enger hat ſich das Band der 
Treue, des Vertrauens und der menſchlichen Teilnahme um Führer, Bewegung und 
Volk geſchlungen, die Partei iſt geſchloſſener und zuverſichtlicher denn je und die SA 
„marſchiert in ruhig feſtem Schritt“ unter ihrem neuen Stabschef Viktor Lutze in 
treueſter Gefolgſchaft des Führers. 


5. fjindenburgs Bermächtnis 


Kaum iſt die Röhm-Revolte erftidt, fo kommt eine neue Prüfung über Führer, 
Bewegung und Volk. ; 


Reichspräſident v. Hindenburg erkrankt und ſchließt am 2. Auguſt 1934 
die Augen für immer. Die mißgünſtige Welt hofft, daß nunmehr Verwirrung und 
Chaos über das junge Deutſchland hereinbrechen werden. Aber ſie iſt ſchlecht unter ⸗ 
richtet. 

In Deutſchland iſt kein Einſichtiger im Zweifel darüber, daß nur ein einziger Mann 
berufen iſt, Hindenburgs Platz einzunehmen: Adolf Hitler. Der Generalfeld- 
marſchall ſelbſt hat in feinem politiſchen Teſtament ergreifende Worte des Ver- 
trauens für den Volkskanzler und ſeine Bewegung gefunden. 
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Als Hindenburg in die Ewigkeit eingeht, hat das Reichskabinett bereits den ent ⸗ 
ſcheidenden Beſchluß gefaßt: die Amter des Reihspräfidenten und des Reichskanzlers 
werden hinfort vereinigt in der Perſon des Führers. Hitler aber will nur dem 
Volke die Erhebung zum Staatsoberhaupt verdanken, nur auf das Vertrauen des 
Volkes ſeine Macht gründen. So ruft er das Volk zur Abſtimmung über den 
Kabinettsbeſchluß auf. 


Nachdem der Volkskanzler in feierlicher Weiheſtunde den toten Feldherrn auf dem 
Schlachtfelde von Tannenberg zu Grabe geleitet hat, fällt am 19. Auguſt 1934 die 
Entſcheidung des deutſchen Volkes. Mit 38 Millionen (90 v. H. der abgegebenen) 
Stimmen kürt das Volk den Führer der Bewegung zum Oberhaupt des Reiches. 


Die Bewegung hat nun die ganze Macht und die alleinige Verantwortung für das 
deutſche Schickſal übernommen. Ihre Geſchichte, ihre in tauſend Prüfungen bewährte 
Echtheit und Kernhaftigkeit gibt die Gewähr dafür, daß Macht und Verantwortung 
in ihren Händen auch weiterhin der Nation zum Segen werden wird. Mit letzter 
Hingabe wird ſich die Bewegung der erhabenen Aufgabe widmen, die der Führer ihr 
vorzeichnete, als er nach ſeiner Wahl zum Staatsoberhaupt die Worte ſprach: 


„Der Kampf um die Staatsgewalt iſt mit dem heutigen Tage beendet. Der Kampf 
aber um unſer teures Volk nimmt ſeinen Fortgang. Das Ziel ſteht unverrückbar feſt: 
es muß und es wird der Tag kommen, an dem auch der letzte Deutſche das Symbol 
des Reiches als Bekenntnis in ſeinem Herzen trägt.“ 


Der 6. Reichsparteitag, der vom 4. bis 10. September 1934 in Nürnberg ſtattfindet, 
zeigt, daß für den Kampf um die Seele unſeres Volkes inzwiſchen in aller Stille, 
kaum bemerkt von der Welt, eine der wichtigſten Waffen zu erſtaunlicher Voll⸗ 
kommenheit ausgeſtaltet worden iſt. Oberft Hierl führt in Nürnberg erſtmalig ein 
Heer von 52 000 Männern des Freiwilligen Arbeitsdienſtes, wahren Ar- 
bildern von Jugendkraft und Manneszucht, vor. 


Dieſer Parteitag, der außerdem 200 000 Politiſche Leiter, 97 000 SA⸗ Männer unter 
Lutze, 11000 SS. Männer und 6000 Hitlerjungen aufmarſchiert ſieht, liefert nun⸗ 
mehr vor aller Welt den unanfechtbaren Beweis, daß die Partei alle Kriſen dieſes 
ſchweren Jahres ſieghaft überwunden Hat und in ſtolzer Geſchloſſenheit der Zukunft 
entgegenſchreitet. 

Eine ſchwere Enttäuſchung bereitet der Parteitag allen denen, die als Auswirkung 
der Ereigniſſe des Sommers 1934 gehofft hatten, daß die Vormachtſtellung der 
Partei im neuen Deutſchland nunmehr gegenüber reaktionären und bürokratiſchen 
Kräften eine Minderung erfahren würde. Der Führer ſelbſt vernichtet alle derartigen 
Hoffnungen mit der ſchneidend ſcharfen Feſtſtellung: „Nicht der Staat befiehlt uns, 
ſondern wir befehlen dem Staat! Nicht der Staat hat uns geſchaffen, ſondern wir 
ſchufen uns unſern Staat!“ 


Wie das Morgenrot der Freiheit wirkt es, daß an dieſem Reichsparteitag zum erſten 
Male Formationen der Wehrmacht in Erſcheinung treten. 


6. fjeimhehr des Saarlandes 


Das Jahr 1935 bringt der Bewegung und mit ihr der Nation Erfüllungen, wie fie in 
dieſem Ausmaße niemand im In- und Auslande ahnen konnte. 


Die im ſogenannten Friedensvertrag vorgeſehene Abſtimmung über die Rüdgliede- 
rung des Saargebietes ſteht gleich im erſten Monat des Jahres bevor. AUngſtliche 
Gemüter und Agenten des Auslandes erheben wieder einmal das bekannte Gemunkel 
über die kataſtrophale Niederlage, die ſich das nationalſozialiſtiſche Deutſchland dem- 
nächſt bei dieſer Gelegenheit holen wird. Denn im Saargebiet kann ja ein „Wahl⸗ 
terror“, wie ihn die Greuelpropaganda als Erklärungsgrund für die unerhörten big- 
herigen Wahlfiege Hitler⸗Deutſchlands der Welt vorlügt, deutſcherſeits nicht in 
Frage kommen. Alſo ſteht die deutſche Sache diesmal faul, meint man. 
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Doch abermals kommt es anders. Statt der Niederlage bringt der 13. Januar 1935 
einen gewaltigen Sieg. Nicht weniger als 90,76 v. H. der abgegebenen Saarſtimmen 
erhält das nationalſozialiſtiſche Deutſchland; auf Frankreich entfallen ganze 0,40 v. H. 
Am 1. März wird die Rüdgliederung des Saargebietes von Reichsinnenminiſter 
Dr. Frick feierlich vollzogen. Anter ungeheurem Jubel ſtattet Adolf Hitler 
dem befreiten deutſchen Lande ſeinen erſten Beſuch ab. Mit dem Gau Rheinpfalz 
der NSDAP, deſſen Gauleiter Bürckel ſich um die Vorbereitung des Abſtim⸗ 
mungsſieges hervorragend verdient gemacht hat, wird das Saarland nunmehr zu der 
naturgegebenen wirtſchaftlichen und politiſchen Einheit des Gaues „Rheinpfalz⸗ 
Saar“ verbunden. 


Zähneknirſchend müſſen die Gegner der nationalſozialiſtiſchen Idee ſich eingeſtehen, 
daß ohne den begeiſterten Schwung und die Tatfreudigkeit der nationalſozialiſtiſchen 
Bewegung ein derartiger deutſcher Sieg niemals erzielt worden wäre. 


J. Die Wehrfeeihelt 

Acht Tage nach der Rüdgliederung des Saarlandes, am 9. März, gibt Göring 
die Wiedererrichtung einer deutſchen Militärluftfahrt bekannt, und nach 
abermals einer Woche, am 16. März 1935 vollzieht ſich das größte Ereignis der 
neueren deutſchen Geſchichte: durch die Tat des Führers nimmt ſich die deutſche 
Nation die Wehrfreiheit zurück, die Reichsregierung beſchließt die Wieder- 
einführung der allgemeinen Wehrpflicht. 


Mit tiefinnerem Jubel wird das deutſche Volk ſich bewußt, daß die Armee, die uns 
Frieden und Ehre gewährleiſten ſoll, bereits vorhanden iſt. Seither weiß die Nation, 
wenn fie ihre Soldaten marſchieren ſieht, daß fie dieſe Soldaten der Bewegung ver- 
dankt, den politiſchen Kämpfern, in erſter Linie dem Manne, der nunmehr als Staats- 
oberhaupt zugleich Oberſter Befehlshaber dieſer ſtolzen Wehrmacht iſt. So mancher 
Volksgenoſſe, dem der Nationalſozialismus noch nicht in ſeiner ganzen Bedeutung 
klar geworden war, und der vielleicht der neuen Zeit noch kühl oder gar ablehnend 
gegenübergeſtanden hatte, wird an dem Tage, als die Wehrfreiheit Wirklichkeit 
wurde, dem Führer und der Partei im ſtillen Abbitte geleiſtet haben. 


Nachdem die Nation ſich ſo, aus der allein dem Nationalſozialismus zu verdankenden 
wiedererrungenen Kraft und Selbſtgewißheit heraus, ihre Ehre vor aller Welt 
zurückgeholt hatte, entwickelte der Führer am 21. Mai 1935 vor dem Deutſchen 
Reichstag ſeine Grundſätze und Gedanken über die Sicherung und Erhaltung des 
Weltfriedens und gab damit zugleich ſeinem Friedenswillen einen Ausdruck, der im 
Auslande eine viel tiefere Wirkung hinterließ, als mancher Zweifler dies für möglich 
gehalten hätte. Bereits am 18. Juni 1935 konnte das Flottenabkommenmit 
England geſchloſſen werden, durch das die bisher Deutſchland zugeſtandene 
Geſamttonnage von 108 000 auf 420 000 Tonnen erhöht wurde. 

Durch dieſes Abkommen war offenkundig geworden, daß das wieder wehrkräftige 
Deutſche Reich nunmehr von den anderen Staaten als gleichberechtigter Partner an- 
geſehen wird und wieder zu einem Faktor der Weltpolitik geworden iſt. 

Als Gegenſtück und Ergänzung der Wehrpflicht ſchuf das Geſetz vom 26. Juni 1935 
die allgemeine Arbeitsdienſtpflicht. Jeder Deutſche ſoll hinfort eine 
gewiſſe Zeit in kameradſchaftlichem Zuſammenwirken mit Volksgenoſſen aller 
Schichten Arbeit am deutſchen Boden leiſten und die Ehre der Handarbeit ſelbſt 
erleben und bewähren. Leiter dieſes „Reichsarbeitsdienſtes“ wurde fein Schöpfer 
und Organiſator, der nunmehrige Reichs arbeitsführer Hierl. 


8. Parteiprogramm wird Wirklichkeit 

Auf den verſchiedenſten Gebieten des Lebens bringt das Jahr 1935 geradezu ſtürmiſche 
Fortſchritte in der Verwirklichung des nationalſozialiſtiſchen Parteiprogramms und 
zur Feſtigung der Machtſtellung der NSDAP. 


— — 
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Am 30. Januar, dem Jahrestag der Machtergreifung, wird in der Deutſchen 
Gemeindeordnung ein einheitliches Kommunalrecht für ganz Deutſchland 
geſchaffen und zugleich die Mitwirkung der Partei in Gemeindedingen geſetzlich ver. 
ankert und feſtgelegt. 


Dem Stellvertreter des Führers werden im Laufe des Jahres wichtige Befugniſſe auf 
dem Gebiete der Beamtenperſonalpolitik erteilt. Kein höherer Beamter 
wird hinfort befördert oder einberufen, wenn der Stellvertreter des Führers nicht 
zuſtimmt. 

Im Sommer 1935 gelingt es zum erſten Male, die Arbeitsloſenziffer unter 
2 Millionen herabzudrücken. 


Vom 10. bis 17. September 1935 begeht die Bewegung in Nürnberg den grandioſen 
Reichsparteitag der Freiheit. Im Rahmen des Parteitages löſen die 
Abungen der wiedererſtandenen Wehrmacht, vor allem der motorifierten Truppen⸗ 
teile, der Panzergeſchwader und Kampfflugzeuge ungeheure Begeiſterung aus. In 
feiner großen Schlußrede vor dem Kongreß entwickelt der Führer die Verfaſſungs⸗ 
grundſätze des nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Reiches und bezeichnet Partei und 
Wehrmacht als die beiden großen Säulen dieſes Reiches, in dem die Partei inner- 
politiſch, die Wehrmacht außenpolitiſch den Bürgen für Frieden und Sicherheit 
darſtellt. 


Erſtmalig in der deutſchen Geſchichte wird zu dieſem Reichsparteitag überraſchend auch 
der Deutſche Reichstag nach Nürnberg einberufen, ein grundſätzlich und 
ſymboliſch hochbedeutſamer Akt, durch den die überragende Bedeutung der Partei und 
der Parteitage beſonders eindringlich in Erſcheinung getreten iſt. 


In Amerika hatten Juden und Kommuniſten ſich erdreiſtet, auf einem deutſchen Schiff 
die Hakenkreuzfahne zu beleidigen. In Deutſchland ſelbſt hatte gerade der Sommer 
1935 gezeigt, daß das Judentum zum großen Teil die ſeit der Machtergreifung ihm 
gegenüber geübte Langmut mißverſtand und zu mißbrauchen verſuchte. Aufdring⸗ 
liches Benehmen von Juden in Badeorten und Badeanſtalten, Beläſtigungen 
deutſcher Mädchen durch Juden, ſchließlich in Berlin bei einer Filmvorſtellung 
offenes Aufbegehren des Judentums gegen einen ſchwediſchen Film, der jüdiſche 
Weſensart wahrheitsgemäß und leidenſchaftslos darſtellte — das waren Erſcheinun. 
gen, die den Geſetzgeber auf den Plan rufen mußten und zu einer ſchleunigen Regelung 
des Judenproblems drängten. 

So beſchließt der Reichstag am 15. September 1935 die berühmten drei Nürn- 
berger Geſetze: 

1. Das Reichsflaggengeſetz, das die Hakenkreuzfahne, die ja ohnehin die 
alten Farben Schwarz ⸗Weiß⸗Rot in ſich enthält, nunmehr zur alleinigen 
Reichs ⸗ und Nationalflagge ſowie zur Handelsflagge erklärt, 

II. das Reichsbürgergeſetz, das die Anterſcheidung zwiſchen Staatsange⸗ 
hörigkeit und Reichsbürgerrecht einführt und Juden vom Reichsbürgerrecht aus- 
ſchließt, und 

III. das Geſetz zum Schutze des deutſchen Blutes und der deut 
ſchen Ehre, das Eheſchließungen und überhaupt Vermiſchungen zwiſchen 
Juden und Deutſchen bei ſchwerer Strafe verbietet. 

Schließlich bringt das Jahr 1935 noch auf dem Gebiete des Volksgeſund⸗ 
heitsweſens, deſſen Neugeſtaltung am 14. Juli 1933 mit dem Geſetz zur Ver⸗ 
hütung erbkranken Nachwuchſes begann, eine entſcheidende Fortentwicklung durch das 
Geſetz vom 18. Oktober 1935 zum Schutze der Erbgeſundheit des Deut 
ſchen Volkes (Ehegeſundheitsgeſetz), das Eheſchließungen zwiſchen erbgeſunden 
und erbkranken Volksgenoſſen verbietet und als Vorausſetzung für jede Eheſchließung 
die Beibringung eines vom Geſundheitsamt auszuſtellenden Ehetauglichkeits⸗ 
zeugniſſes aufſtellt. 
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Niemand kann beſtreiten, daß dies alles Maßnahmen find, die ganz gewaltige Fort⸗ 
ſchritte auf dem Wege zur Verwirklichung der nationalſozialiſtiſchen Idee bedeuten. 


9. Über Gräber vorwärts! 

Mit der Machtergreifung am 30. Januar 1933 iſt der Opfergang der Bewegung nicht 
beendet geweſen. Im Jahre des Sieges 1933 hat nach den parteiamtlichen Angaben 
des Nationalſozialiſtiſchen Jahrbuches 1936 der Mordterror der Gegner noch 
ne gefordert, im Jahre 1934 weitere 4, im Jahre 1935 weitere 2 Todes- 
opfer. 

Wenn nunmehr im Reiche dank der Feſtigung der nationalſozialiſtiſchen Macht erſicht⸗ 
lich der marxiſtiſchen Mordpeſt Einhalt geboten worden iſt, ſo iſt der Bewegung doch 
auch auf andere Weiſe ſo mancher alte Kämpfer durch den Tod entriſſen worden, und 
unter ihnen ſind beſtimmt nicht wenige, die ſich in Kampf und Arbeit für die Bewegung 
geſundheitlich aufgerieben haben oder durch Anglücksfälle im Dienſte der Bewegung 
ihr Leben laſſen mußten. 

Zwei beſonders ſchwere Verluſte hat das Jahr 1935 der Bewegung gebracht. Am 
5. März 1935 wurde der Gauleiter der Bayriſchen Oſtmark und Gründer des 
Nationalſozialiſtiſchen Lehrerbundes Hans Schemm, Ende 1935 der Gauleiter 
von Magdeburg⸗Anhalt Wilhelm Friedrich Loeper, zwei der älteſten und 
beſten Vorkämpfer der Bewegung, vorzeitig durch den Tod dahingerafft. 

Aber nationalſozialiſtiſche Kämpfer leben auch nach ihrem leiblichen Tode fort durch 
ihre Taten und Werke und durch den Geiſt derer, die ihrem Vorbild ſolgen und ihr 
Werk ſortführen. Dieſem Gedanken hat der Führer am 9. November 1935 erhabenen 
Ausdruck gegeben, als er die 16 Gefallenen vom 9. November 1923 von der Feldherrn ⸗ 
halle zum Königsplatz in München überführte und ſie dort in den beiden für ſie 
errichteten offenen Tempeln unter freiem Himmel ewige Wache beziehen ließ. 

Unter den Parteigenoſſen, die an dieſer wundervollen Feier, der ſymboliſchen 
Auferſtehung unſerer gefallenen Kämpfer, mitwirken durften, 
befand ſich auch der Landesleiter der Partei für die in der Schweiz lebenden Partei- 
genoſſen Wilhelm Guſtloff. Er ahnte wohl nicht, wie bald er den Helden von 
der Feldherrnhalle nachfolgen ſollte. Am 4. Februar 1936 traf ihn in Davos die 
meuchelmörderiſche Kugel des Juden Frankfurter. Dort, außerhalb der Grenzen des 
ſtarken Deutſchen Reiches, glaubte jüdiſcher Haß und Blutdurſt es wagen zu dürfen, 
gegen den Nationalſozialismus die Mörderhand zu erheben. 

Als Wilhelm Guſtloff am 12. Februar in Schwerin, ſeiner mecklenburgiſchen Heimat, 
beigeſetzt wurde, erinnerte der Führer in ſeiner Gedenkrede an die zahllofen Opfer, 
die den Siegesweg der Bewegung ſäumen, und kennzeichnete die Urheber all dieſer 
Opfer mit folgenden Worten: 

„Hinter jedem Mord ſtand dieſelbe Macht, die verantwortlich iſt ſür dieſen Mord: 
hinter den harmloſen kleinen verhetzten Volksgenoſſen, die aufgewiegelt waren, ſteht 
die haßerfüllte Macht unſeres jüdiſchen Feindes, eines Feindes, dem wir nichts zu 
Leide getan hatten, der aber verſuchte, unſer deutſches Volk zu unterjochen und zu 
ſeinem Sklaven zu machen, der verantwortlich iſt für all das Anglück, das uns im 
November 1918 getroffen hat, und verantwortlich iſt für das Anglück, das in den 
Jahren darauf Deutſchland heimſuchte. ... Diefes Mal iſt nun der Träger dieſer 
Taten zum erſten Mal ſelbſt in Erſcheinung getreten.... Es iſt ein Ruhmesblatt für 
die Schweiz ſowohl als auch für unſere eigenen Deutſchen in der Schweiz, daß ſich 
keiner dingen ließ zu dieſer Tat, ſo daß zum erſten Mal der geiſtige Arheber ſelbſt 
zum Täter werden mußte. So iſt unſer Parteigenoſſe denn von der Macht gefällt 
worden, die einen ſanatiſchen Kampf nicht nur gegen unſer deutſches Volk, ſondern 
gegen jedes freie, ſelbſtändige und unabhängige Volk führt. Wir begreifen die 
Kampfanſage, und wir nehmen fie auf! Mein lieber Parteigenoſſe, Du biſt nicht 
umſonſt gefallen! ... Das deutſche Volk hat einen Lebenden im Jahre 1936 verloren, 
allein einen Anſterblichen für die Zukunft gewonnen!“ 
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Faſt um dieſelbe Zeit, als der Nationalſozialismus im Ausland in Wilhelm Guſtloff, 
wie der Führer ſagte, „ſeinen erſten bewußten Blutzeugen“ bekam, verſammelten ſich 
in Garmiſch⸗ Partenkirchen zahlreiche ausländiſche Gäſte aus allen Ländern der Welt 
zum Beginn der Olympiſchen Winterſpiele. 


Mit dem Jahre 1936 hat das Jahr der Olympiſchen Spiele begonnen, und eine gütige 
Vorfehung hat es gefügt, daß gerade diesmal dieſe Spiele im nationalſozialiſtiſchen 
Deutſchland ſtattfinden. Dieſes große internationale Ereignis wird unendlich viel 
dazu beitragen, daß auch das Ausland allmählich die national ſozialiſtiſche Bewegung 
ſo ſehen lernt, wie ſie wirklich iſt. 


10. Der 7. und der 29. März 1936 

Weder vor noch nach der Machtergreifung hat die nationalſozialiſtiſche Bewegung 
ſich jemals an Kriegsgedanken berauſcht. Da ihr alleiniger Zweck die Erhaltung und 
Sicherung des deutſchen Volkes und ſeiner raſſiſchen Werte iſt, hat ſie im Gegenteil 
es von jeher als höchſte völkiſche Pflicht erkannt, Völkerfrieden und 
Völkerverſtändigung mit äußerſter Kraft zu fördern, damit nicht durch 
kriegeriſche Verwicklungen von neuem edelſte raſſiſche Werte vernichtet und die 
Völker in ihrem Beſtand gefährdet werden. Was aber die nationalfozialiſtiſche 
Auffaſſung grundſätzlich vom ſogenannten „Paziſismus“ unterſcheidet, iſt die Er. 
kenntnis, daß in den Genuß wahren Friedens ein Volk nur dann kommen kann, 
wenn es im Vollbefitz ſeiner Ehre iſt und die Macht und den Willen hat, fein 
Lebensrecht, wenn es not tut, auch mit Waſſengewalt zu verteidigen. 

Im Sinne dieſer nationalſozialiſtiſchen Grundhaltung, die Friedens und Ehrliebe 
miteinander vereinigt, hat ſich am 16. März 1935 die Wiederherſtellung der deutſchen 
Wehrhoheit vollzogen, und im gleichen Sinne vollzog ſich ein Jahr danach, am 
7. März 1936 dank dieſer wiedererrungenen Wehrhoheit am Rhein die völlige 
Wiederherſtellung der bis dahin im Weſten noch auf das eee beſchränkten 
deutſchen Gebiets hoheit. 

Als am 6. März die Abgeordneten des Deutſchen Reichstags bei ihrem Reichstags⸗ 
präfidenten Hermann Göring ſich zu einem Kameradſchaftsabend verſammelt haben, 
erfahren ſie — und zugleich durch den Rundfunk das Volk und die Welt —, daß 
tags darauf der Reichstag zuſammentreten ſoll, um eine Erklärung der Reichsregie⸗ 
rung entgegenzunehmen. 

Schlag 12 Ahr mittags tritt am 7. März 1936 Adolf Hitler vor den verfam- 
melten Reichstag. In einer ſeiner gewaltigften Reden verkündet er, daß ſoeben 
deutſche Truppen in den weſtlichen Provinzen des Reiches ihre neuen Friedens- 
garnifonen beziehen. Nachdem Frankreich durch ſeinen Pakt mit Sowjetrußland ſelbſt 
den Locarnovertrag zerriſſen hat, iſt auch die in dieſem Vertrag Deutſchland auf- 
erlegte einſeitige Pflicht, eine breite Zone ſeines weſtlichen Grenzgebietes „ent⸗ 
militariſiert“, d. h. waſfenlos zu halten, rechtsungültig und zugleich mit Ehre und 
Sicherheit nicht länger vereinbar geworden. 

Durch den Einmarſch der deutſchen Truppen in dieſe bisher entwaffnete Zone iſt nun- 
mehr die volle Souveränität, das volle Hoheitsrecht über das geſamte Reichsgebiet 
wiedergewonnen. In der gleichen Rede aber, in der der Führer dieſe kühne und 
herrliche Tat den gewählten Vertretern ſeines Volkes verkünden kann, entwickelt er 
die genialen Vorſchläge, die er in feinem Memorandum an Frankreich zur Wieder 
herſtellung des europäiſchen Gleichgewichts und damit zu einer dauerhaften Sicherung 
des Weltfriedens niedergelegt hat. Nachdem Deutſchland ſich Freiheit und 
Gleichberechtigung aus eigener Kraft zurückgewonnen hat, kann nunmehr ſogar die 
Wiederaufnahme einer deutſchen Mitarbeit im Völkerbunde ins Auge ge⸗ 
faßt werden. 

In dieſem weltgeſchichtlichen Augenblick vereinigt ſich der Führer mit den Männern 
des Deutſchen Reichstags und durch ſie mit der geſamten nationalſozialiſtiſchen Be ; 
wegung „zu zwei heiligen inneren Bekenntniſſen“: 
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„Erſtens zu dem Schwur, vor keiner Macht und vor keiner Gewalt in der Wieder 
herſtellung der Ehre unſeres Volkes zurückzuweichen und lieber der ſchwerſten Not 
ehrenvoll zu erliegen, als jemals vor ihr zu kapitulieren, und 

zweitens zu dem Bekenntnis, nun erſt recht für eine Verſtändigung der Völker 
Europas und insbeſondere für eine Verſtändigung mit unſeren weſtlichen Völkern 
und Nachbarn einzutreten.“ 


Aber im nationalſozialiſtiſchen Volksſtaat muß zu ſolchen ſchickſalhaften Entſchlüſſen 
nach dem Willen Adolf Hitlers das Volk ſelbſt Stellung nehmen. Darum gibt 
der Führer zugleich durch Reichstagsauflöſung dem deutſchen Volke 
Gelegenheit, ihm ſelbſt und feinen Mitkämpfern und Mitarbeitern erneut das Ver⸗ 
trauen zu beſtätigen und dadurch vor aller Welt ein Bekenntnis zu der nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Politik der Ehre und des Friedens abzulegen. | 

Nach einem dreiwöchigen, von hinreißendem Schwung getragenen Erwedungs- und 
Aufklärungsfeldzug der geſamten Bewegung, in deſſen Verlauf der Führer felbft von 
Verſammlung zu Verſammlung eilt und ſchließlich von Eſſen und von Köln aus zum 
ganzen deutſchen Volk ſpricht, finden am 29. März 1936 die Neuwahlen des 
Reichstages ſtatt. 44,5 Millionen Deutſche, 99 vom Hundert aller Wähler, ver⸗ 
einigen ſich zu einem einzigartigen Treue⸗ und Gefolgſchaftsbekenntnis für den 
Führer und ſeine Bewegung. Vor aller Welt wird ofſenbar, daß Adolf Hitler 
Deutſchland iſt und daß die deutſche Nation, deren Zerriſſenheit und Aneinigkeit 
einſt ſprichwörtlich war und für hoffnungslos galt, durch die nationalſozialiſtiſche 
Bewegung zu einer in der Geſchichte aller Zeiten und Völker beiſpielloſen Einheit 
und Geſchloſſenheit gelangt iſt. 

An der Spitze dieſer im Nationalſozialismus geeinten Nation iſt Adolf Hitler ent⸗ 
ſchloſſen, nach der deutſchen Schickſalswende nunmehr im Zeichen der 
Ehre, der Gleichberechtigung und des Friedens die große europäiſche Schick ⸗ 
ſalswende herbeizuführen. 
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A. Wefen und Zweck des Programms 


Einleitung: „Das Programm der NSDAP. iſt ein Zeitprogramm. Die Führer 
lehnen es ab, nach Erreichung der im Programm aufgeftellten Ziele neue aufzuſtellen 
nur zu dem Zweck, um durch künſtlich geſteigerte Anzufriedenheit der Maſſen das 
Fortbeſtehen der Partei zu ermöglichen.“ 


I. Zeitprogramm von Ewighkeitsgehait 


Das nationalſozialiſtiſche Programm bezeichnet ſich beſcheiden als „Zeitprogramm“. 
Das bedeutet, daß das Programm nicht etwa unerreichbare Ideale oder theoretiſche 
Lehrſätze aufftellen will, ſondern praktiſche Forderungen, deren Verwirklichung inner⸗ 
halb angemeſſener Zeit durchaus möglich und nur eine Frage des Willens und der 
Kraft iſt. Dieſes auf Amgeſtaltung der Wirklichkeit abzielende Zeitprogramm iſt 
aber ſeinerſeits der Ausdruck einer Weltanſchauung von Ewigkeitswert. Es iſt 
geboren aus Erkenntniſſen und Tugenden, die für alle Zeit die Vorausſetzung für den 
Beſtand und das Gedeihen des deutſchen Volkes bilden werden. 


So enthält das Programm ein zeitlich bedingtes Willensbekenntnis und 
zugleich ein für immer gültiges Glaubens bekenntnis. 


2. Revolutionäres Willensbekenntnis 


Das Programm entſtand (Februar 1920) in der Zeit der tiefſten äußeren und inneren 
Erniedrigung des deutſchen Volkes und ſetzte ſich als Ziel die Errettung dieſes 
Volkes. Deutſchland war von den Siegerſtaaten des Weltkrieges geknechtet und ent- 
rechtet. Im Innern hatten die Minderwertigen und die Fremdraſſigen die Oberhand 
gewonnen. Sie predigten und betätigten Grundſätze, die zum rettungsloſen Verfall 
des deutſchen Volkes, letzten Endes zum Volkstod ſühren mußten, wenn nicht Einhalt 
geſchah. Daß dieſe kataſtrophale Lage aber überhaupt hatte entſtehen und das Anter⸗ 
menſchentum die Macht hatte erringen können, war die Folge fehlerhafter Zuſtände, 
Einrichtungen und Anſchauungen, die ſchon ſeit vielen Jahrzehnten, teilweiſe ſeit 
Jahrhunderten beſtanden und auf Abirrungen oder Verfälſchungen des deutſchen 
Weſens beruhten. 


Anter dieſen Amſtänden konnte ein Programm, das ſich die Rettung des deutſchen 
Volkes zum Ziele ſetzte, nur einen von Grund aus revolutionären Inhalt 
haben. Seine Forderungen mußten mit den verderblichen Anſchauungen und Zu— 
ſtänden der jüngſten wie der älteren Vergangenheit erbarmungslos ins Gericht gehen 
und darauf abzielen, ſie „radikal“, d. h. mit der Wurzel ausrotten. 


So fordert das nationalſozialiſtiſche Programm eine Revolution, die zerſtören ſoll, 
zerſtören und beſeitigen, was faul und verderblich iſt, um die Bahn frei zu machen 
für das Geſunde, für die Entfaltung der lange unterdrückten deutſchen Art und der 
deutſchen Volkskräfte. Nicht die Zerſtörung mithin iſt der Endzweck der vom Pro- 
gramm geforderten Revolution, ſondern der Aufbau, die Erneuerung, die Rüdbelin- 
nung auf blutsmäßig angeſtammte Art, die Wiedergeburt deutſchen Weſens und die 
Neugeſtaltung des geſamten deutſchen Lebens. 


3. Unabänderliches Glaubensbekenntnis 


Adolf Hitler hat das Parteiprogramm für unabänderlic erklärt und damit 
den fchärfſten Trennungsſtrich gezogen zwiſchen der NSDAP. und den alten parla- 
mentariſchen Parteien. Für die alten Parteien war ihr Programm ein Mittel des 
Stimmenfangs und der eigenſüchtigen Selbſterhaltung. Für fie war es daher felbit- 
verſtändlich, daß fie ihre Programme zu ergänzen, zu verſchönern, ja fogar im Grund- 
ſätzlichen zu ändern ſuchten, wenn die taktiſche Lage dies als zweckmäßig erſcheinen 
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ließ. Für die NSDAP. dagegen ſollte und ſoll das Programm nach dem Willen 
Adolf Hitlers der Ausdruck des gemeinſamen Glaubens ſein, eines Glaubens, der 
ftark und feſt genug fein muß, um feine Bekenner zur äußerſten Willensentfaltung 
und zur entſchloſſenſten Niederkämpfung aller äußeren und inneren Widerſtände zu 
befähigen. Ein ſolcher Glaube bedarf einer dogmatiſchen Grundlage, die unanfechtbar 
und unerſchütterlich iſt. 


Hätte Adolf Hitler das Programm für Erörterungen über Auslegungs-, Abände⸗ 
rungs- und Verbeſſerungsmöglichkeiten freigegeben, fo hätten Begriffsſpalter und 
Beſſerwiſſer ſich darüber geſtürzt und — „in beſter Abſicht“ natürlich — die Glaubens. 
grundlage der Bewegung binnen kurzem bis zur Ankenntlichkeit zerfreſſen. Den 
tückiſchen Feinden des erwachenden Deutſchlands wäre es dann leicht gefallen, 
theoretiſche Streitfragen als Zankäpfel in die Bewegung hineinzuwerfen und dadurch, 
von der Zerſetzung des Glaubens abgeſehen, auch die Tatkraft der Parteigenoffen- 
ſchaft lahmzulegen. 

Die Verkündung dieſes unabänderlichen Programms, die am 24. Februar 1920 im 
Hofbräuhausfeſtſaal in München erfolgte, war eine geſchichtliche Tat erſten Ranges. 
Durch ſie wurde die ſogenannte „völkiſche Weltanſchauung“ aus dem Zuſtande der 
Verſchwommenheit und Träumerei erlöſt. Das Programm gab dieſer Weltanſchau⸗ 
ung die feſtumriſſene nationalſozialiſtiſche Geſtalt und die beſtimmte, auf Am⸗ 
geſtaltung der Wirklichkeit gerichtete praktiſche Zielſetzung. Es war hinfort im 
Rahmen der Bewegung nicht mehr möglich, unter Berufung auf einen allgemeinen und 
unklaren „völkiſchen Gedanken“ verſchiedenartige Anſichten und Abſichten zu ver- 
fechten, ſondern das Programm zwang jeden, der ſich der Partei eingliederte, in die 
feſtbeſtimmte gemeinſame Haltung und Marſchrichtung hinein, von der abzuweichen 
nicht geſtattet war. 


4. Totalität des Programms 

Wenn das Programm in feiner Einleitung es ablehnt, nach Erreichung der auf- 
geſtellten Ziele neue aufzuſtellen, etwa um neue Unzufriedenheit im Volk zu erregen 
und dadurch einen Vorwand zum Fortbeſtehen der Partei zu erhalten, ſo liegt 
hierin wiederum eine ſchroffe Abſage an den Angeiſt, der die alte Parteienwelt 
beherrſchte. Während die ſonſtigen Parteien als Trägerinnen aller möglichen Sonder 
intereſſen buchſtäblich von der Anzufriedenheit und der Zwietracht der verſchiedenen 
Volksteile lebten und zum Zweck ihrer Selbſterhaltung geradezu auf die Verewigung 
dieſer Zwietracht und Anzufriedenheit angewieſen waren, iſt das Ziel der NSDAP. 
von Anbeginn die Schaffung der Volksgemeinſchaft. Es kann ihr daher niemals 
einfallen, auf Mittel zu finnen, um Zwietracht und Anzufriedenheit künſtlich zu 
ſteigern. Sie fühlt ſich nicht wie die Intereſſenparteien als Selbſtzweck, ſondern als 
Dienerin des Geſamtvolkes in allen ſeinen Teilen. 


In der Ablehnung der ſpäteren Aufſtellung neuer Forderungen ſpricht ſich aber vor 
allem die Aberzeugung der Partei aus, daß ihr Programm alles in ſich ſchließt, was 
in der gegenwärtigen geſchichtlichen Lage zur Errettung des deutſchen Volkes erfor- 
derlich iſt. Sind die Programmforderungen ſämtlich verwirklicht, ſo wird das deutſche 
Volk gerettet ſein. Es bedarf dann keiner neuen Forderungen, ſondern lediglich der 
Erhaltung, Pflege und Verteidigung des Errungenen. Es gilt dann, die Welt- 
anſchauung und kämpferiſche Lebenshaltung, die Erkenntniſſe und Tugenden, aus 
denen das Programm geboren und verwirklicht wurde, für immer lebendig und wirk⸗ 
ſam zu erhalten. Die Gewähr hierfür bietet für alle Zeit die Partei, die als politiſche 
Ausleſe, als Orden, den Staat trägt und das Volk führt. 


5. Derftändnis des Programms 

In ſeiner Formulierung iſt das Programm nicht auf Stubengelehrte zugeſchnitten, 
fondern auf Kämpfer. Für Spießbürger, Intellektualiſten, verbildete oder gefühls⸗ 
arme Verſtandesmenſchen war daher das Programm von jeher ein ſchweres Ürgernis. 
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Gerade dies war aber auch beabſichtigt. Menſchen der genannten Art, mögen fie 
in ihren Berufen noch ſo tüchtig und wertvoll ſein, kann eine kämpferiſche Bewegung 
in ihren Reihen nicht gebrauchen. 

Man konnte, vor allem in der Kampfzeit, immer wieder beobachten, wie der „Verſtand 
der Verſtändigen“ an dem nationalſozialiſtiſchen Parteiprogramm zuſchanden wurde, 
während ſchlichte, unverbildete Männer und Frauen aus dem Volke den Sinn des 
Programms und ſeiner einzelnen Forderungen mühelos erfaßten. Es war geradezu 
tragikomiſch zu beobachten, wie die Bildungsphiliſter, ſelbſt wenn ſie den ehrlichen 
Willen haben mochten, mit Hilfe des Programms in den Nationalſozialismus ein- 
zudringen, bei dieſem Vorhaben immer wieder ſcheiterten. Sie ſtolperten über Aus⸗ 
drücke, witterten hinter den einfachſten und klarſten Sätzen einen verborgenen 
geheimen Sinn, entdeckten mit Entfetzen Auslegungsmöglichkeiten, auf die kein 
geſundes Hirn je verſallen konnte, verfingen ſich von Punkt zu Punkt immer un- 
rettbarer in einem Netz ſchwerwiegendſter Zweiſel und Bedenken und gerieten am 
Ende in ein fortgeſetztes Achſelzucken und Kopfſchütteln. 

Dieſe Menſchen unterlagen dem Irrtum, daß man durch Bücherwälzen zu einem 
Glauben gelangen könne. Man wird nicht Nationalſozialiſt durch das bloße trockene 
Studium des Programms oder anderer Druckſchriften. Es nützt nichts, wenn man 
die 25 Programmpunkte ſogar auswendig lernt. Denn den Nationalſozialismus 
muß man inwendig haben. 

Es gibt Tauſende von wirklich echten Nationalſozialiſten, die ſich über die Programm- 
punkte noch niemals den Kopf zerbrochen, das Programm vielleicht überhaupt noch 
nicht im Wortlaut geleſen haben und trotzdem Sinn und Weſen des Programms 
ganz unverfälſcht inwendig im Herzen tragen und danach leben und handeln. 


Bedrucktes Papier, tote Buchſtaben können für ſich allein niemals einen Glauben 
entzünden. Auch das ſchönſte Parteiprogramm wird erſt dann überzeugen, wenn man 
ſieht, daß Menſchen vorhanden ſind, die es ehrlich vertreten. Als Adolf Hitler am 
24. Februar 1920 das Programm zur Glaubens und Willensgrundlage der Bewegung 
erhob, gelang ihm dies nicht durch die einfache Verteilung einer Druckſchrift, ſondern 
dadurch, daß er ſeine ganze geniale Perſönlichkeit in die Waagſchale warf, furchtlos 
vor die überwiegend feindlich geſonnene Volksmenge hintrat und in gewaltiger 
Rede, in die er feine ganze perſönliche Glaubens- und Willenskraft hineinlegte, 
die Verſammlung ſchließlich zu einmütiger begeiſterter Anerkennung des Programms 
zwang. Durch ein tiefes Seelenerlebnis wurde damals den Hörern das Verſtändnis 
des Programms erſchloſſen. Wer dieſes Erlebnis erfahren hatte und bewahrte, 
konnte das Programm hinfort nicht mehr weſentlich mißverſtehen. 

So iſt es geblieben. In allen Gauen Deutſchlands gewann das Parteiprogramm 
Leben in der SA. und SS., in Organiſation und Propaganda, in unzähligen Aus- 
märſchen, Sprechabenden und Maſſenverſammlungen, in der Begeiſterung und Opfer- 
freudigkeit der Mitglieder und Anhänger, in der Kameradſchaft und Todesbereitſchaft 
der nationalſozialiſtiſchen Kämpfer, in dem geſamten Leben und Wirken der 
Bewegung. Wer von dem Schwung und dem Glauben dieſer Bewegung innerlich 
gepackt wurde, der verſtand im ſelben Augenblick auch das Programm, mochte es 
ihm vorher auch als Buch mit ſieben Siegeln erſchienen ſein. Wer von der Flamme 
der nationalſozialiſtiſchen Erweckung ergriffen war, dem war damit auch das Pro- 
gramm in Fleiſch und Blut übergegangen, ſelbſt wenn er es nie geleſen hatte. Las 
er es dann aber, dann erkannte er ohne weiteres in ihm den ſelbſtverſtändlichen 
Ausdruck des eigenen Wollens und Glaubens. 

Auch heute iſt der ſicherſte Weg zum Verſtändnis des Programms die Teilnahme am 
Leben der Bewegung. Der beſte und untrüglichſte „Kommentar“ des Programms 
aber find die Reden des Führers und fein Buch „Mein Kampf“. 


Vgl. Beitrag 2 „Der Nationalſozialismus als Weltanſchauung und Staatsgedanke“ und 
Beitrag 5 „Geſchichte der nationalſozialiſtiſchen Bewegung“. 


— — 
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B. Die 25 Forderungen des Programms 


I. Bölkijche Selbftbefinnung 


Punkt 1: „Wir fordern den Zuſammenſchluß aller Deutſchen auf Grund des Selbſt⸗ 
beſtimmungsrechts der Völker zu einem Groß⸗Deutſchland.“ 


1. Recht der Selbſtbeſtimmung 


Durch die Verheißungen des amerikaniſchen Präfidenten Wilſon hatte ſich Deutſch⸗ 
land unter dem Einfluß einer unheilvollen politiſchen Führung nach vierjährigem 
heldenhaftem Widerſtand gegen die Heere faſt der ganzen Welt dazu verleiten 
laſſen, die Waffen wegzuwerfen und ſich wehrlos in Friedensverhandlungen zu 
begeben. Dieſe konnten unter ſolchen Amſtänden nur in dem Diktat der anderen 
und der bedingungsloſen Anterwerfung der waffenloſen Deutſchen beſtehen. Juden 
und andere Volksverführer hatten jedoch dem erſchöpften deutſchen Volke vor⸗ 
gegaukelt — und viele Deutſche hatten es geglaubt —, daß die Sieger ſich an die 
Leitſätze Wilſons (genannt „die 14 Punkte“) in edler Großmut freiwillig halten 
würden. 


Einer der ſchönſten und einleuchtendſten Grundſätze, die Wilſon verkündet hatte, 
nannte ſich Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker. Jedes Volk, fo ſchien 
dieſer Grundſatz zu beſagen, mag es ſich um Italiener, Franzoſen, Polen uſw. 
oder auch um Deutſche handeln, ſoll berechtigt ſein, in einem eigenen Staatsweſen 
ſeine Angelegenheiten ſelbſt zu regeln und ſein Volkstum zu pflegen; alle von ihren 
Mutterländern bisher politiſch getrennten Volksteile aber ſollen das Recht erhalten, 
ſich dem Staatsweſen anzuſchließen, zu dem ſie nach Abſtammung und Kultur gehören. 
Auf dieſe Weiſe wird das fürchterliche vierjährige Blutbad am Ende doch noch 
einen Sinn erhalten und allen Völkern zum Heile werden. 


Als die Friedensdiktate von Verſailles und St. Germain Wirklichkeit geworden 
waren, mußte der deutſche Michel im Reich und in Oſterreich freilich erkennen, daß 
man ihn ſchändlich betrogen hatte. Der Gedanke des Selbſtbeſtimmungsrechts der 
Völker war in den Friedensdiktaten zwar benutzt und zum Vorwand genommen 
worden, um auf Koſten Deutſchlands und der deutſchen Macht anderen Völkern die 
Selbſtbeſtimmung zu geben. Dagegen war es den Siegerſtaaten gar nicht eingefallen, 
das völkiſche Selbſtbeſtimmungsrecht auch zugunſten des Deutſchtums ſich auswirken 
zu laſſen. Dem deutſchblütigen Oſterreich wurde im Verſailler Diktat der Anſchluß 
an das Deutſche Reich ſogar ausdrücklich verboten, und alle öſterreichiſchen Anſchluß⸗ 
beſtrebungen, mochten ſie ſelbſt in den überwältigendſten Volksabſtimmungen wie in 
Tirol und Salzburg ihren Ausdruck finden, wurden auch in der Folgezeit von den 
Siegermächten kalt zurückgewieſen und unwirkſam gemacht. Vollends mit Füßen 
getreten wurde das Selbſtbeſtimmungsrecht des deutſchen Volkes durch die gewalt ⸗ 
ſame Abtrennung kerndeutſcher Gebiete und Bevölkerungsteile vom Mutterlande. 
Man ſcheute ſich nicht einmal, das urdeutſche Saarland, an deſſen Willen, dem Reich 
auch weiterhin und für alle Zeit anzugehören, kein unterrichteter Menſch jemals 
zweifeln konnte, über anderthalb Jahrzehnte vom Reich abzuſchnüren, in der un- 
finnigen Hoffnung, es ſo dem Mutterland entfremden und ſchließlich gar mit Hilfe 
einer Abſtimmung vom Reich losreißen zu können. 


Gegen dieſes ſchreiende Anrecht, das dem gutgläubigen deutſchen Volk angetan wurde, 
wendet ſich die NSDAP. im erſten Punkt ihres Programms mit der Forderung: 
Wir wollen völkiſches Selbſtbeſtimmungsrecht nicht nur für die anderen, fondern 
auch für uns Deutſche! 


— . 
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2. Groß -Deutſchland 


Mit dem Proteſtſchrei an die Welt gegen die Verweigerung des deutſchen Gelbit- 
beſtimmungsrechts verbindet ſich ein Weckruf an alle Deutſchen im Reich und außer⸗ 
halb des Reiches. Es iſt die Aufforderung an alle Deutſchen, ſich ihres Deutſchtums, 
ihrer deutfſchen Eigenart und ihrer blutsmäßigen und kulturellen Zufammengehörigkeit 
bewußt zu bleiben oder wieder bewußt zu werden. Die praktiſche Zielſetzung dieſes 
Aufrufs iſt der Zuſammenſchluß aller Deutſchen zu einem Groß⸗Deutſchland. 


Menſchen deutſchen Blutes leben in allen Erdteilen. Viele von ihnen haben die 
deutſche Staatsangehörigkeit, viele leben aber auch als Bürger anderer Staaten. Die 
Deutſchen in der Fremde leben teilweiſe verſtreut als einzelne Pioniere, teils auch 
in geſchloſſenen Volksgruppen, ſei es umgeben von fremdem Volkstum oder auch 
in unmittelbarer Nachbarſchaft des Mutterlandes. Alle dieſe Deutſchen bilden 
zuſammen mit den Reichsdeutſchen blutsmäßig und kulturell ein Groß⸗Deutſchland, 
folange ſie ſich als Deutſche fühlen, ihre deutſche Art bewahren und den ſeeliſchen 
Zuſammenhang mit dem Mutterland nicht verlieren. Dieſe Zugehörigkeit zum bluts⸗ 
mäßig⸗ kulturellen Groß ⸗Deutſchland hindert ſolche Deutſchen, die einem nichtdeutſchen 
Staat angehören, keineswegs, ihre Pflichten als Bürger ihres Staates mit voller 
Treue zu erfüllen. Die Bewahrung ihrer deutſchen Eigenart wird fie unter Am- 
ſtänden ſogar zu beſonders wertvollen Bürgern ihres Staates machen. Auf der 
andern Seite wird es aber auch dem Mutterland und dem Geſamtdeutſchtum zum 
Vorteil fein, wenn deutſchblütige Bürger nichtdeutſcher Staaten ihrem Gemein- 
wefen zum Segen gereichen und ſo inmitten fremden Volkstums dem Deutſchtum 
Achtung und Verſtändnis erwerben. 


Bei alledem iſt jedoch Groß⸗Deutſchland nicht nur ein blutsmäßig⸗kultureller, ſondern 
auch ein ſtaatlich-politiſcher Begriff und als ſolcher gleichbedeutend mit dem Gedanken 
des deutſchen Nationalſtaates. 


3. Der deutjche Nationalftaat 


Wer zu der Erkenntnis gelangt ift, daß auf dieſer Erde die Völker die natürlichen, 
aus Raſſe und Geſchichte erwachſenen menſchlichen Gemeinfchaften find, muß es als 
den beſten und natürlichſten Zuſtand anſehen, wenn jedes dieſer Völker möglichſt 
auch ſeinen eigenen Staat hat und jeder Angehörige eines Volkes Bürger des 
Staates iſt, den ſich ſein Volk geſchaffen hat. Dieſer Gedanke liegt ja auch dem von 
Wilſon verkündeten Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker zugrunde. Der National- 
ſozialismus als Träger der völkiſchen Weltanfhauung hat den gleichen Gedanken 
auf ſeine Fahne geſchrieben. So wie er allen Völkern der Erde das Recht zur 
Bildung von Nationalſtaaten zuerkennt, fordert er auch für das eigene Volk einen 
Staat, der grundſätzlich alle Volksangehörigen umfaſſen und zuſammenſchließen und 
jo auch in politiſchem Sinne ein Groß⸗Deutſchland darſtellen ſoll. 


Soweit aber geographifche oder weltpolitiſche Hinderniſſe dieſer ſtaatlichen Zu— 
ſammenfaſſung aller Deutſchen entgegenſtehen, bedarf es auf jeden Fall eines 
Kernſtaates, der genügend Anſehen und Macht beſitzt, um das blutsmäßig⸗ 
kulturelle Groß⸗Deutſchland in feinem Beſtand zu ſichern und dem Deutſchtum der 
ganzen Welt notfalls Schutz und Schirm zu bieten. 


Als das nationalſozialiſtiſche Programm entſtand, regierte in Deutſchland die 
judenhörige, waffen⸗ und würdeloſe November⸗Demokratie. Sie konnte dem Deutſch⸗ 
tum in der Welt keinerlei Halt bieten, ſondern tat alles, um das Deutſchtum bei 
andern Völkern in Verruf zu bringen und mit Schimpf und Schande zu bedecken. Dem 
Auslandsdeutſchen aber, der ſich feines Mutterlandes ſchämen mußte, hätte es — falls 
er keine Ausſicht auf Beſſerung mehr ſah — eigentlich niemand verdenken können, 
wenn er ſchließlich ſeine Heimat verleugnete, im fremden Volkstum untertauchte und 
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ſo Kulturdünger für die anderen wurde. In demſelben Maße, wie das Mutterland 
unter ſeinen „republikaniſchen“ Machthabern deutſche Art verriet und verkommen 
ließ, mußte auch im Ausland der Wille, deutſche Art zu erhalten, geſchwächt und 
gefährdet werden. Hätte das jüdiſch⸗marxiſtiſche Regiment im Reich zum endgültigen 
Zuſammenbruch des Deutſchtums geführt, ſo hätte ſich naturgemäß auch in der 
übrigen Welt deutſche Art nicht auf die Dauer behaupten können, ſie wäre ſchließlich 
vom Erdboden verfhmwunden. 


Die Zukunft des Deutſchtums hängt demnach ab von dem Beſtehen eines deutſchen 
Nationalſtaates, der, vom groß⸗deutſchen Gedanken getragen, eine echte Pflegſtätte des 
Deutſchtums iſt, eines Staates, der ſchon durch fein Anſehen und feine Kraft Anter⸗ 
drückungen des Deutſchtums in andern Ländern verhindert, den Gegnern deutſchen 
Weſens achtungsvolle Scheu einflößt, die deutſchen Stammesbrüder in aller Welt 
aber mit Mut und ftolzer Zuverſicht erfüllt. 


Vgl. Beitrag 22 „Das Auslandsdeutſchtum“. 


II. Befreiung vom Feindesjoch 


Punkt 2: „Wir ſordern die Gleichberechtigung des deutſchen Volkes gegenüber den 
anderen Nationen, Aufhebung der Friedensverträge von Verſailles und St. Germain.“ 


1. Deutfchlands finebelung 


Die Partei, die ſich die Errettung des deutſchen Volkes und die Errichtung eines 
wahrhaften Reiches der Deutſchen als Aufgabe geſtellt hatte, mußte von vornherein 
mit größter Offenheit die Aufmerkſamkeit darauf lenken, daß bei Fortdauer der 
außenpolitiſchen Knechtung unſeres Volkes deſſen Schickſal befiegelt, der Volkstod 
unausbleiblich ſein würde. 


Die Friedensdiktate machten das deutſche Volk wehrlos, ehrlos und brotlos. Sie 
enthielten ſomit das Todesurteil ſür unſer Volk. Auf Menſchenalter hinaus ſollten 
Tribute von unerſchwinglicher Höhe aus dieſem Volk herausgepreßt werden. Turm⸗ 
hohe Verſchuldung, Bankrott der Wirtſchaft, Arbeitslofigkeit der Maſſen und ſomit 
ſeeliſche und leibliche Verelendung des ganzen Volkes mußten die Folgen ſein. 
Während es nach den Friedensdiktaten den Feindmächten und ihren Freunden 
geſtattet blieb, ſich zu Waſſer, Erde und Luft Streitkräfte von beliebiger Stärke 
zu halten und fie mit den modernſten Kampfmitteln zu bewaffnen, blieb dem 66-Mil- 
lionen⸗Volk der Deutſchen nur ein Heer von hunderttauſend Mann erlaubt, und die 
Ausrüſtung dieſes Heeres mit modernen Waffen wie Tanks, Flugzeugen uſw. wurde 
überhaupt verboten. Während Frankreich ſeine Grenze gegen Deutſchland in ihrer 
ganzen Länge zu einem einzigen, uneinnehmbaren Feſtungswerk ausbauen durfte, 
mußten wir unſere Feſtungen ſchleiſen, mußten im weſtlichen Grenzgebiet lange Jahre 
hindurch fremde Beſatzungstruppen (darunter an Rhein und Saar über 30 000 „fran- 
zöfiſche“ Neger!) erdulden, und nach deren endlichem Abzug blieb es uns verboten, 
eigene Truppen in dieſes breite Grenzland zu legen, verboten auch, in dieſer „ent- 
militariſierten Zone“ den geſchützſtarrenden franzöſiſchen Feſtungswerken auch nur 
die beſcheidenſten eigenen Befeſtigungen entgegenzuſetzen. 

So war Deutſchland der Möglichkeit von Einfällen ſchwerbewafſneter Nachbarn hilf- 
los ausgeſetzt, und daß dieſe Möglichkeit zu verheerender Wirklichkeit werden 
konnte, bewies 1923 der franzöſiſche Einbruch ins Ruhrgebiet. 


So teuflich und grauenvoll war die Knechtung, Entrechtung und Entehrung, die unſerm 
Volke in Verſailles auferlegt war, daß die Gegner ſelbſt dies alles nur mit einer Lüge 
zu rechtfertigen vermochten, mit der erpreſſeriſch in den „Friedensvertrag“ eingefügten 
Lüge, daß Deutſchland, und zwar ganz allein, die Schuld am Weltkrieg trage. 
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Z. Schmach der Erfüllungspolitik 


Die regierenden Syſtemparteien, die bürgerlichen wie die marxiſtiſchen und das 
Zentrum, wußten dieſer außenpolitiſchen Vergewaltigung nichts anderes entgegenzu⸗ 
ſetzen als leere Wortproteſte. Selbſt der Einbruch ins Ruhrgebiet hatte nur für kurze 
Zeit einen lahmen „paſſiven Widerſtand“ auf deutſcher Seite zur Folge. Dann ergab 
man ſich von neuem einer unentwegten Erfüllungs- und Anterwerfungspolitik, die im 
Ergebnis darauf hinauslief, daß Deutſchland ſich den Vernichtungswillen der Feinde 
ſelbſt zu eigen machte und gleich einem Irrſinnigen gegen ſich ſelbſt wütete. 


Wirtſchaftskataſtrophen und ein wachſendes Millionenheer von Arbeitsloſen waren das 
Ergebnis. Das ſchlimmſte aber war, daß dieſe Erfüllungspſychoſe, wenn ihr niemand 
entgegentrat, ſchließlich jeden Wehr. und Widerſtandswillen und jedes Gefühl für 
nationale Ehre und Würde im Volke ertöten mußte. 


Der wirtſchaſtliche Bankrott aber und die Arbeitsloſigkeit nährten zwangsläufig eine 
Verzweiflungsſtimmung, die das deutſche Volk, wenn kein Retter erſtand, mit unaus- 
weichbarer Gewißheit dem Kommunismus in die Arme trieb. 


3. Der Weg zur Freiheit 


Der Anfang der Befreiung konnte nur darin liegen, daß im deutſchen Volk eine Macht 
entſtand, die fanatiſch das eingeſchläferte nationale Ehrgefühl aufrüttelte und den 
völkiſchen Wehr und Widerſtandswillen zu heller Flamme entſachte. In dieſer Abſicht 
ruft das nationalſozialiſtiſche Parteiprogramm mit kühner Zielſetzung das deutſche 
Volk auf zur Erringung der deutſchen Gleichberechtigung und zu der Forderung auf 
Beſeitigung der Friedensdiktate. 


Wir wollen keine Vorrechte vor anderen Völkern, aber wir verlangen als ehrlieben⸗ 
des und am Kriege ſchuldloſes Volk das gleiche Recht wie die anderen Völker. 
Wir wollen kein Volk zweiter Klaſſe, kein Helotenvolk bleiben. Wir wollen frei ſein. 
Wir wollen, daß unſer Volk lebt und ihm ſein Leben auf Jahrtauſende hinaus 
geſichert bleibt. Wir gönnen ja auch den anderen Völkern ihre Freiheit und ihr Leben. 
Darum fordert das Programm nicht, wie es bei den Syſtemparteien üblich war, nur 
die Revifion dieſer oder jener Beſtimmungen der Friedensdiktate, ſondern die Beſeiti⸗ 
gung dieſer Diktate überhaupt, den Generalangriff auf den verderblichen Geiſt dieſer 
Diktate, der darauf ausgeht, die Völker der Erde für ewig in Sieger und Beſiegte, in 
Sklavenvölker und Herrenvölker aufzuteilen. Nur wenn mit dieſem Wahnwitz, der 
Sieger und Beſiegte gleichermaßen gefährdet, endgültig gebrochen und endlich allen 
Völkern, auch dem deutſchen, die gleiche Berechtigung zuerkannt wird, kann es zu einer 
wahren Befriedung Europas und der Welt kommen. 
Vgl. Beitrag 23 „Grundzüge des Völkerrechts“. 


III. Sicherung des Lebensraumes 


Punkt 3: „Wir fordern Land und Boden (Kolonien) zur Ernährung unſeres Volkes 
und Anſiedlung unſeres Bevölkerungsüberſchuſſes.“ 


1. fjungerblochade und Bodenraub 


Auch die Forderung nach Land und Boden ift unmittelbar verurſacht durch die bitteren 
Erfahrungen des Krieges und die Anvernunft des Verſailler Diktatfriedens. 

Mit der Blockade hatten die Feindmächte das ganze deutſche Volk, Männer, Frauen 
und Kinder, auszuhungern verſucht. Hunger und Entbehrungen hatten zahlreiche 
Opfer geſordert. Der deutſche Nachwuchs vor allem war ſchwer geſchädigt worden. 
Dies alles aber, mußte ſich der Deutſche ſagen, wäre zu vermeiden geweſen, wenn 
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unſer Volk eine für Krieg und Frieden ausreichende Ernährungs grundlage 
gehabt hätte. Die Feindmächte ſelbſt wurden fo durch ihre Blockadepolitik zu Lehr⸗ 
meiſtern, die das deutſche Volk auf eine bittere, aber unvergeßliche Art über den 
unſchätzbaren Wert des Bodens als völkiſcher Ernährungsgrundlage aufklärten. 


Das Verſailler Diktat jedoch beſchränkte dieſe Ernährungsgrundlage und mit ihr den 
deutſchen Lebensraum in brutalem Aberwitz noch weiter. Es riß nicht nur große 
Gebietsteile mit wertvollen Bodenſchätzen vom Mutterland los, ſondern raubte auch 
mit einem Federſtrich die geſamten deutſchen Kolonien, die für die Verſorgung des 
Mutterlandes wertvollſte Beiträge und für den deutſchen Bevölkerungsüberſchuß 
Siedlungsmöglichkeiten unter deutſcher Reichshoheit gewährt hatten. 


2. Liberaliftiich-marziftiiche Gleichgültigkeit 


Die Syſtemparteien konnten fih mit dieſen Gewaltakten und der geſamten deutſchen 
Raumnot leichten Herzens abfinden. Ihnen war ja der blutsbedingte Begriff des 
Volkes fremd, fie brauchten ſich alſo um die Erhaltung des deutſchen Blutes und die 
Lebensbedingungen des deutſchen Volkes keine Gedanken zu machen. 


„Alles iſt gleich, was Menſchenantlitz trägt“, lautete einer der Leitſätze dieſer Partei- 
gebilde. Mochten alſo die deutſchen Menſchen, die im Inland kein Brot mehr fanden, 
getroft auswandern und zum Beſtandteil anderer Völker werden, nach dem Wahl- 
ſpruch: „Wo es mir gut geht, iſt mein Vaterland“. 


Auch die Ernährungsfrage machte den liberaliſtiſch⸗marxiſtiſchen Parteien wenig 
Kummer. Mochte der Bauernſtand verkommen, mochten die deutſchen Menſchen ſich 
immer dichter in den Großſtädten zuſammenballen — zum Ausgleich dafür erzeugten 
ja andere Länder das nötige Brotgetreide, und die „Weltwirtſchaft“ würde ſchon den 
erforderlichen Austauſch regeln. 


Am allerwenigſten brauchten ſich die Syſtemparteien um die Unterbringung und Er⸗ 
nährung des Bevölkerungsüberſchuſſes zu ſorgen. Einerſeits wünſchten 
ſie einen ſolchen nicht, anderſeits hatten ſie ihn, wenn ſie am Ruder blieben, für die 
Dauer auch nicht zu befürchten. Sie konnten ſich ſagen, daß unter ihrer Herrſchaft 
infolge ihrer volksmordenden Regierungsgrundſätze von einem Bevölkerungsüberfchuß 
bald dicht mehr die Rede ſein, der Geburtenrückgang immer reißender ſortſchreiten 
und das deutſche Volk ſchließlich vom Erdboden verſchwinden würde. 


3. Blut und Boden 


Wer wie der Nationalſozialismus die Bedeutung des Blutes erkannt hat, wird mit 
unausweichbarer Logik zum Verſtändnis auch der Bedeutung des Bodens geführt. 
Wer ſein Volk und das in dieſem Volk verkörperte Blut liebt und ſein Volkstum als 
höchſten irdiſchen Wert ſeeliſch erfaßt hat, der muß auch für dieſes Volk den Lebens- 
raum fordern, den es als Daſeinsgrundlage für Gegenwart und Zukunft braucht. 


Es iſt daher heilige Pflicht einer völkiſchen Politik, die Ernährungsgrundlage des 
Volkes — auch für den unerwünſchten Fall eines Krieges und einer erneuten Blockade 
— unbedingt ſicherzuſtellen. 


Die naturverbundene nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung erkennt im Bauern ⸗ 
tum, dem mit dem Boden am engſten verbundenen Menſchentum, die unentbehrliche 
Grundlage für die Erhaltung des deutſchen Blutes und das Gedeihen des deutſchen 
Volkes. „Wir erkennen nicht nur die überragende Bedeutung des Nährſtandes 
für unſer Volk, ſondern ſehen im Landvolk auch den Hauptträger volk ⸗ 
licher Erbgeſundheit, den Jungbrunnen des Volkes und das 
Rückgrat der Wehrkraft.“ So heißt es in der „Parteiamtlichen Kund⸗ 
gebung“ vom März 1930, in der Adolf Hitler die Grundlinien der kommenden 
nationalſozialiſtiſchen Bauernpolitik verkündete. 


— —— 
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Eine völkiſche Staatsführung muß demnach beſtrebt ſein, möglichſt vielen wertvollen 
deutſchen Familien durch eine planvolle Siedlungspolitik ein Leben auf 
eigener Scholle zu ermöglichen. 


Künſtliche Geburtenbeſchränkung, wie fie das verantwortungsloſe November ⸗Syſtem 
als Allheilmittel empfahl, bedeutet fortgeſetzte Selbſtverſtümmelung eines Volkes und 
iſt einer freien Nation unwürdig. Anhaltender Geburtenrückgang muß zur Vergreiſung 
und ſchließlich zum Erlöſchen des Volkes führen. Darum will der Nationalfozialis- 
mus ein geſundes, kräftiges, lebensbejahendes Volk, das im Bewußtſein ſeines 
Wertes das Naturrecht aller Lebeweſen, ſich zu entwickeln, auszubreiten und zu ver⸗ 
mehren, als ſelbſtverſtändlich für ſich in Anſpruch nimmt. 

Das programmatifche Verlangen nach Lebensraum für das lebende und das kommende 
Volk iſt ein Mahnruf an die Welt, von dem Verſuch abzuſtehen, dem deutſchen Volk 
eine ſeiner erſten Lebensnotwendigkeiten vorenthalten zu wollen. Es ſchließt aber 
zugleich den Aufruf an das eigene Volk in ſich, den vorhandenen Lebensraum — durch 
Arbarmachung von Odland, Bodenverbeſſerung und Steigerung der Erzeugung — 
bis zur letzten Möglichkeit für die Zwecke der Ernährung und Siedlung nutzbar zu 
machen. So leitet der Programmpunkt 3 hinüber zum Programmpunkt 17 mit ſeiner 
Forderung einer den nationalen Bedürfniſſen angepaßten Bodenreform. 


Vgl. Beitrag 3 „Blut und Boden“, Beitrag 12 „Bevölkerungs- und Raſſenpolitik“ und 
Beitrag 48 „Agrar- und Siedlungspolitik“. 


IV. Blutbedingtes Dolksgenoſſentum 


Punkt 4: „Staatsbürger kann nur ſein, wer Volksgenoſſe iſt. Volksgenoſſe kann nur 
fein, wer deutfhen Blutes iſt, ohne Rückſichtnahme auf Konfeſſion. Kein Jude kann 
daher Volksgenoſſe ſein.“ 


1. Blutmäßige Uberfremdung 


Seit der Freimaurer-Revolution von 1789 — bekannt unter dem Namen der „Großen 
Franzöſiſchen Revolution“ — und der unter ihrem Einfluß in allen europäiſchen 
Staaten durchgeführten „Befreiung“, in Wahrheit Entfeſſelung des Judentums, 
waren auch in Deutſchland die Juden zu voller ſtaatsbürgerlicher Gleichberechtigung 
gelangt. Als Folge fette der grauenhafte Vorgang einer allmählichen raſſiſchen Ver— 
giftung und Zerſetzung des deutſchen Blutes ein. Raſſeſtolz und ſogar Raſſebewußt⸗ 
ſein ſchwanden dahin. Wohlhabende und vornehme deutſche Familien erniedrigten ſich 
um ſchnöden Geldes willen zu blutmäßiger Vermiſchung mit Juden und gaben ſo dem 
übrigen Volk das übelſte Beiſpiel. Vielfach gebrauchte das Judentum die chriſtliche 
Taufe als Kriegsliſt, um ſich völlig „geſellfchaſtsfähig“ zu machen und auch in ſolche 
Kreiſe und Stellungen einzudringen, für die wenigſtens das moſaiſche Religions- 
bekenntnis noch als Hinderungsgrund galt. 

Als im November 1918 das Bismarck⸗Reich zerbrach und von der mit gutem Grund 
fo genannten „Judenrepublik“ beerbt wurde, ſchien es für die geſchilderte Ent- 
wicklung kein Halten mehr zu geben. Man konnte von Deutſchen aus „beſſeren 
Kreiſen“ nunmehr fogar gelegentlich Außerungen des Bedauerns hören, daß man kein 
Jude war, weil man als Jude jetzt beſſere Verdienſtmöglichkeiten haben würde. Kein 
Wunder, wenn ſich anderſeits in den einfachen Volkskreiſen vielfach die Meinung 
bildete, der Deutſche habe dem Juden dankbar zu ſein, weil dieſer ihm Arbeit gebe, 
was auf die Aberzeugung hinauslief, daß der Jude der geborene Herr, der Deutſche 
dagegen nur berufen ſei, im Dienſte des Juden zu ſchuften. 

Wenn dieſe würdeloſe Verleugnung der eigenen ſtolzen Raffe Gemeingut der 
deutſchen Bevölkerung wurde, dann konnte die völlige Baſtardierung und Verjudung 
des deutſchen Volkstums nur noch eine Frage der Zeit, und zwar ganz kurzer 


Zeit ſein. 
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2. Bolksgenofjentum 


In dieſer jammervollen Lage pflanzte der Nationalſozialismus das Banner des 
Raſſeſtolzes auf und ſetzte der jüdiſch⸗freimaureriſchen Irrlehre und Ver⸗ 
nebelungstaktik den leuchtenden Gedanken des deutſchen Volksgenoſſen⸗ 
tums entgegen. 

Der Liberalismus hatte gelehrt, das Volk ſei nichts als die Summe der Menſchen, 
die in den Grenzen eines Staates lebten, die gleiche Sprache und Kultur ihr eigen 
nennten und auf eine gemeinſame geſchichtliche Vergangenheit zurückblickten. Dem⸗ 
gegenüber erkannte der Nationalſozialismus als das erſte und entſcheidende Merkmal 
für den Volksbegriff die Raſſe, das gemeinſame Blut. 

Aus dieſer nationalſozialiſtiſchen Erkenntnis folgt, daß der Jude als Träger art- 
fremden Blutes niemals zum deutſchen Volk gehören kann und die Bezeichnung 
„Volksgenoſſe“ auf ihn von deutſcher Seite nicht anwendbar iſt. An dieſer natur- 
gegebenen Tatſache kann auch die chriſtliche Taufe oder ein ſonſtiger Religionswechſel 
nichts ändern. 


3. $taatsbürgertum 
Da der Staat nur des Volkes und der Volksgemeinſchaft wegen da iſt, kann auch 
niemand, der nicht zum Volk gehört, die ſtaatsbürgerlichen Rechte beanſpruchen. Dies 
ſolgt aus dem Weſen des Nationalſtaates. 
Dieſe ſchlichte nationalſozialiſtiſche Logik zerſtört mit einem Schlage das ganze ver⸗ 
logene Humanitätsgerede, mit dem der Jude die deutſchen Hirne über ein Jahrhundert 
lang betört und ſich ſelbſt die Gleichberechtigung erſchlichen hatte. 

Vgl. Beitrag 8 „Vom Weſen der Volksgemeinſchaft“. 


V. Ausjonderung der Fremdblütigen 


Punkt 5: „Wer nicht Staatsbürger iſt, ſoll nur als Gaſt in Deutſchland leben können 
und muß unter Fremden ⸗Geſetzgebung ſtehen.“ 


1. angemaßtes Staatsbürgerrecht 


Als das Programm entſtand, fpielte der „deutſche Staatsbürger jüdiſchen Glaubens“ 
und jüdiſcher Naſſe im deutſchen Vaterland die Hauptrolle. Es gab kein Gebiet des 
deutſchen Lebens, in das der Artfremde nicht hineinredete und in dem er nicht den 
Ton anzugeben verſuchte. Wollte ihn wirklich jemand einmal zurechtweiſen, ſo berief 
er ſich auf fein „deutſches Staatsbürgerrecht“ und gab zu verſtehen, daß feine raffifche 
Herkunft niemanden etwas angehe. 


2. Gaftrecht 

Das Parteiprogramm erhob die Forderung, daß dieſer jüdiſche Spuk verſchwinden 

müfle und es raſſefremde Staatsbürger nicht mehr geben dürfe. 

Aber nicht rechtlos ſollen die Fremdblütigen werden. Als raſſiſche Fremdlinge ſollen 

ſie immerhin Gaſtrecht genießen. Dieſes Gaſtrecht freilich legt die Verpflichtung auf, 

ſich mit der einem Gaſte und Fremdling geziemenden Beſcheidenheit zu benehmen. 
Vgl. Beitrag 13 „Staatsangehörigkeit und Reichsbürgerrecht“. 


VI. Führerausleſe nach Blut und Ceiſtung 


Punkt 6: „Das Recht, über Führung und Geſetze des Staates zu beſtimmen, darf nur 
dem Staatsbürger zuftehen. Daher fordern wir, daß jedes öffentliche Amt, gleich- 
gültig welcher Art, gleich ob im Reich, Land oder Gemeinde, nur durch Staatsbürger 
bekleidet werden darf. 


— . | Beitog6 
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Wir bekämpfen die korrumpierende Parlamentswirtſchaft einer Stellenbeſetzung nur 
nach Parteigeſichtspunkten ohne Rüdfiht auf Charakter und Fähigkeiten.“ 


1. judenherrſckaft 

In der November ⸗ Demokratie war der Jude nicht nur als Staatsbürger, ſondern 
praktiſch ſogar als bevorzugter Staatsbürger anerkannt. Vom Standpunkt der damals 
herrſchenden Parteien war es ſelbſtverſtändlich, daß er Beamter und ſogar Miniſter 
werden konnte, ja für die Führung des deutſchen Staatsweſens von Natur als 
beſonders begnadet anzuſehen war. In Wirklichkeit beherrſchte der Jude den 
damaligen Anſtaat ohnehin durch ſeine Preſſe, ſein Geld und die judenhörigen 
Parteien. Außer der NSDAP. und einigen kleineren völkiſchen Gruppen waren 
ſämtliche Parteien von links bis rechts mehr oder weniger jüdiſch durchſetzt. 

Im Rat der Volksbeauftragten, der 1918 die kaiſerliche Regierung ablöſte, ſpielte der 
Jude Landsberg die führende Nolle. In den Reichstag und andere Parlamente 
drängten die Juden hinein und nannten ſich Abgeordnete des deutſchen Volkes. Man 
ſah Juden an wichtigen ſtaatlichen Schlüſſelſtellungen. So konnte z. B. der Jude 
Hilferding, Mediziner von Beruf, mehrmals Reichsfinanzminiſter, der Jude Rathenau 
Reichsminiſter des Außern, der Jude Freund Staatsſekretär im Reichsminiſterium 
des Innern, der Jude Hirſch Preußiſcher Miniſterpräſident, der Jude Weismann 
Staatsſekretär im Preußiſchen Staatsminiſterium und der Jude Bernhard Weiß (im 
Volksmunde Iſidor genannt) Polizeivizepräſident von Berlin werden. Die neue 
ſogenannte deutſche Reichsverfaſſung ſtammte von einem Juden namens Preuß. 
Wenn Juden nicht in noch weit ausgedehnterem Maße, als es tatſächlich der Fall war, 
in hohen Staatsämtern hervortraten, fo nur deshalb, weil es jüdiſcher Vorſicht und 
Feigheit — zumal nach dem blutigen Ende Rathenaus — ratſamer zu ſein ſchien, die 
Macht durch deutſchblütige Strohmänner und anonyme Kräfte auszuüben und ſelbſt 
im Hintergrund zu bleiben. Die furchtbare Tatſache blieb beſtehen, daß das deutſche 
Volk von Juden regiert wurde, wenn nicht von jüdiſchen Miniſtern und Beamten, 
dann von jüdiſchen Parteipolitikern, jüdiſchen Hetzapoſteln, jüdiſchen Preſſebeſtien, 
jüdiſchen Finanzgewaltigen. Mit Hilfe gefälliger Deutſcher, die ſich zu Judengenoſſen 
erniedrigten, konnte das Judentum Regierung und Geſetzgebung, Rechtſprechung und 
Verwaltung ſeinen Zwecken entſprechend beeinfluſſen. 


2. Parlamentarismus 

Das ſtaatliche Kernſtück des Syſtems der Judenherrſchaft war der in der Reichsver⸗ 
faſſung des Juden Preuß und den Verfaſſungen der Einzelſtaaten verankerte Parla- 
mentarismus, eine Einrichtung, die den inneren Hader, den ſtändigen Kampf Deutſcher 
gegen Deutſche, den Wettlauf der verſchiedenen Berufsſchichten um materielle Vor 
teile zur Grundlage des ſtaatlichen Lebens zu machen ſuchte. Der Parlamentarismus 
erſchöpfte ſich keineswegs in dem nutzloſen Strohdreſchen und den würdeloſen Standal- 
ſzenen, mit denen das tägliche parlamentariſche Leben erfüllt war, und in der fort⸗ 
geſetzten Aufhetzung der verſchiedenen Volksteile zum Klaſſenkampf; er übte vielmehr 
auch auf den Staats- und Beamtenapparat eine dauernde zerſetzende Wirkung aus. 
Nach parlamentariſchem Brauch wurden die höchſten öffentlichen Amtsträger, die 
Miniſter, nicht nach Befähigung und Charakter, ſondern in erſter Linie nach der 
Parteizugehörigkeit ausgewählt. Die jeweils regierende Parteienmehrheit hatte die 
Miniſter zu ſtellen. Ob in dieſen zufällig regierenden Parteien überhaupt Männer 
vorhanden waren, die geiſtig und charakterlich das Zeug zum Miniſter hatten, danach 
fragte man nicht. Die erlauchten Parlamentarier der Syſtem⸗Parteien glaubten 
offenbar, durch Aufgeblaſenheit und Wichtigtun wirkliches Können und Fachwiſſen 
erſetzen zu dürfen. 

Wie aber für die Miniſterpoſten das Parteibuch entſcheidend war, ſo ſuchte man unter 
den gleichen Geſichtspunkten auch die geſamte Staatsverwaltung parteipolitiſch zu 
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durchſetzen. Das alte, aus der Vorkriegszeit überkommene untadelige Berufsbeamten⸗ 
tum wurde entwürdigt und bloßgeftellt, indem man künſtlich judenhörige, den Parteien 
gefällige Perſonen in den Beamtenkörper hineinpflanzte, die vielſach auch nicht die 
geringſte Vorbildung oder Eignung ſür den Beamtenberuf mitbrachten, durch ihre 
Anfähigkeit und Charakterlofigkeit den überlieferten hervorragenden Ruf des deutſchen 
Beamtentums aufs ſchwerſte gefährdeten und den für das Volkswohl unerläßlichen 
Geiſt eines verantwortungsbewußten Staatsdienertums in fein Gegenteil zu ver- 
wandeln begannen. 


3. Deulſche Staatsführung 


Angeſichts dieſer zunehmenden Verkommenheit und der ſchamloſen Verjudung des 
öffentlichen Lebens erhob das nationalſozialiſtiſche Parteiprogramm die gebieteriſche 
Forderung, daß alle Amter, die mit der politiſchen und ſtaatlichen Führung des 
deutſchen Volkes zuſammenhängen, und zwar die höchſten wie die geringſten Amter, 
nur von deutſchblütigen Menſchen verwaltet werden dürfen und nur von ſolchen, die 
nach Charakter und Befähigung in ihrem Amte auch das zu leiſten vermögen, was 
das deutſche Volk von dem Träger gerade dieſes Amtes zu beanſpruchen hat. 
Nur Deutſche dürfen über Deutſche regieren. Darum hinaus mit den Juden und 
allem jüdiſchen Einfluß aus Staatsführung, Geſetzgebung, Verwaltung und Juſtiz, 
aus dem Beamtentum und überhaupt allen öffentlichen Stellungen in Reich, Ländern 
und Gemeinden! Hinaus aber auch mit ſolchen Amtsträgern, die zwar deutſchblütig, 
aber nach Charakter und Befähigung ungeeignet ſind, ein öffentliches Amt zu führen 
und anderen Vorbild zu ſein. 
Die Beſten eines Volkes find zur Volks. und Staatsführung die allein Berufenen. 
Menſchen, die bewieſen haben, daß ihnen das Volkswohl über ihr eigenes geht, daß 
fie Gut und Blut und ihr ganzes Sein ihrem Volk und Vaterland zu opfern fähig 
ſind — Menſchen, die Mut, Entſchloſſenheit, Verantwortungsfreudigkeit, Fleiß und 
Aneigennützigkeit miteinander vereinen — Menſchen, die nach Kenntniſſen und Fähig⸗ 
keiten auf ihrem Arbeitsfeld Höchſtleiſtungen erwarten laſſen —, das find die Per⸗ 
ſönlichkeiten, denen der Nationalſozialismus die politiſche und ſtaatliche Führung des 
Volkes im Großen wie im Kleinen anvertraut wiſſen will. 

Vgl. Beitrag 28 „Deutſches Beamtenrecht“. 


VII. Vorrecht des deuticheu Blutes 


Punkt 7: „Wir fordern, daß ſich der Staat verpflichtet, in erſter Linie für die Er⸗ 
werbs- und Lebensmöglichkeit der Staatsbürger zu ſorgen. Wenn es nicht möglich iſt, 
die Geſamtbevölkerung des Staates zu ernähren, ſo ſind die Angehörigen fremder 
Nationen (Nicht ⸗Staatsbürger) aus dem Reich auszuweiſen.“ 


1. judiſches Schmarogertum 


Die in der November Demokratie bevorrechtigten „deutſchen Staatsbürger“ jüdiſcher 
Raſſe führten ſeit 1918 in immer dreiſterer Weiſe ein Parafitenleben auf Koſten des 
deutſchen Wirtsvolkes. Als der Deutſche im Kriege blutete, ſtrich der Jude Kriegs- 
gewinne ein. Als die Inflation dem deutſchen Volk Erſparniſſe und Familienbeſitz 
raubte, bereicherte ſich der Jude durch das Hamſtern der verſchiedenſten „Sachwerte“. 
In den Zeiten, in denen die Lebensmittel rationiert waren und die deutſchen Haus- 
frauen mit verhärmten Geſichtern Tag für Tag „Schlange ſtanden“, ſchwamm der 
Jude im Fett, beſorgte ſich „hintenherum“ weit mehr, als er bedurfte, und verdiente 
Anſummen am Schleichhandel. Während nach dem Kriege unzählige deutſche Familien 
jahraus jahrein als hoſfnungsloſe Wohnungsſuchende von einer Liſte der Wohnungs- 
ämter in die andere überſchrieben wurden und viele, viele Tauſende von deutſchen 
Brautpaaren in Ermangelung einer Wohnung nicht heiraten konnten, gab es für 
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Wir bekämpfen die korrumpierende Parlamentswirtſchaft einer Stellenbeſetzung nur 
nach Parteigeſichtspunkten ohne Nückſicht auf Charakter und Fähigkeiten.“ 


1. judenhertſchaft 

In der November Demokratie war der Jude nicht nur als Staatsbürger, ſondern 
praktiſch ſogar als bevorzugter Staatsbürger anerkannt. Vom Standpunkt der damals 
herrſchenden Parteien war es ſelbſtverſtändlich, daß er Beamter und ſogar Miniſter 
werden konnte, ja für die Führung des deutſchen Staatsweſens von Natur als 
beſonders begnadet anzuſehen war. In Wirklichkeit beherrſchte der Jude den 
damaligen Anſtaat ohnehin durch ſeine Preſſe, ſein Geld und die judenhörigen 
Parteien. Außer der NSDAP. und einigen kleineren völkiſchen Gruppen waren 
ſämtliche Parteien von links bis rechts mehr oder weniger jüdiſch durchſetzt. 

Im Rat der Volksbeauftragten, der 1918 die kaiſerliche Regierung ablöſte, ſpielte der 
Jude Landsberg die führende Nolle. In den Reichstag und andere Parlamente 
drängten die Juden hinein und nannten ſich Abgeordnete des deutſchen Volkes. Man 
ſah Juden an wichtigen ſtaatlichen Schlüſſelſtellungen. So konnte z. B. der Jude 
Hilferding, Mediziner von Beruf, mehrmals Reichsfinanzminiſter, der Jude Rathenau 
Reichsminiſter des Außern, der Jude Freund Staatsſekretär im Reichsminiſterium 
des Innern, der Jude Hirſch Preußiſcher Miniſterpräſident, der Jude Weismann 
Staatsſekretär im Preußiſchen Staatsminiſterium und der Jude Bernhard Weiß (im 
Volksmunde Iſidor genannt) Polizeivizepräſident von Berlin werden. Die neue 
ſogenannte deutſche Reichsverfaſſung ſtammte von einem Juden namens Preuß. 
Wenn Juden nicht in noch weit ausgedehnterem Maße, als es tatſächlich der Fall war, 
in hohen Staatsämtern hervortraten, fo nur deshalb, weil es jüdiſcher Vorſicht und 
Feigheit — zumal nach dem blutigen Ende Rathenaus — ratſamer zu fein ſchien, die 
Macht durch deutſchblütige Strohmänner und anonyme Kräfte auszuüben und ſelbſt 
im Hintergrund zu bleiben. Die furchtbare Tatſache blieb beſtehen, daß das deutſche 
Volk von Juden regiert wurde, wenn nicht von jüdiſchen Miniſtern und Beamten, 
dann von jüdiſchen Parteipolitikern, jüdiſchen Hetzapoſteln, jüdiſchen Preſſebeſtien, 
jüdiſchen Finanzgewaltigen. Mit Hilfe gefälliger Deutſcher, die ſich zu Judengenoſſen 
erniedrigten, konnte das Judentum Regierung und Geſetzgebung, Rechtſprechung und 
Verwaltung ſeinen Zwecken entſprechend beeinfluſſen. 


2. Parlamentarismus 


Das ſtaatliche Kernſtück des Syſtems der Judenherrſchaft war der in der Reichsver⸗ 
faſſung des Juden Preuß und den Verfaſſungen der Einzelſtaaten verankerte Parla- 
mentarismus, eine Einrichtung, die den inneren Hader, den ſtändigen Kampf Deutſcher 
gegen Deutſche, den Wettlauf der verſchiedenen Berufsſchichten um materielle Vor- 
teile zur Grundlage des ſtaatlichen Lebens zu machen ſuchte. Der Parlamentarismus 
erſchöpfte ſich keineswegs in dem nutzloſen Strohdreſchen und den würdeloſen Skandal⸗ 
ſzenen, mit denen das tägliche parlamentariſche Leben erfüllt war, und in der fort- 
geſetzten Aufhetzung der verſchiedenen Volksteile zum Klaſſenkampf; er übte vielmehr 
auch auf den Staats- und Beamtenapparat eine dauernde zerſetzende Wirkung aus. 
Nach parlamentariſchem Brauch wurden die höchſten öffentlichen Amtsträger, die 
Miniſter, nicht nach Befähigung und Charakter, ſondern in erſter Linie nach der 
Parteizugehörigkeit ausgewählt. Die jeweils regierende Parteienmehrheit hatte die 
Miniſter zu ſtellen. Ob in dieſen zufällig regierenden Parteien überhaupt Männer 
vorhanden waren, die geiſtig und charakterlich das Zeug zum Miniſter hatten, danach 
fragte man nicht. Die erlauchten Parlamentarier der Syſtem⸗Parteien glaubten 
offenbar, durch Aufgeblaſenheit und Wichtigtun wirkliches Können und Fachwiſſen 
erſetzen zu dürfen. 

Wie aber für die Miniſterpoſten das Parteibuch entſcheidend war, ſo ſuchte man unter 
den gleichen Geſichtspunkten auch die geſamte Staatsverwaltung parteipolitiſch zu 


Das Programm der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei 15 


durchſetzen. Das alte, aus der Vorkriegszeit überkommene untadelige Berufsbeamten - 
tum wurde entwürdigt und bloßgeſtellt, indem man künſtlich judenhörige, den Parteien 
gefällige Perſonen in den Beamtenkörper hineinpflanzte, die vielfach auch nicht die 
geringſte Vorbildung oder Eignung für den Beamtenberuf mitbrachten, durch ihre 
Unfähigkeit und Charakterloſigkeit den überlieferten hervorragenden Ruf des deutſchen 
Beamtentums aufs ſchwerſte gefährdeten und den für das Volkswohl unerläßlichen 
Geiſt eines verantwortungsbewußten Staatsdienertums in ſein Gegenteil zu ver⸗ 
wandeln begannen. 


3. Deutſche Staatsführung 


Angeſichts dieſer zunehmenden Verkommenheit und der ſchamloſen Verjudung des 
öffentlichen Lebens erhob das nationalſozialiſtiſche Parteiprogramm die gebieteriſche 
Forderung, daß alle Amter, die mit der politiſchen und ſtaatlichen Führung des 
deutſchen Volkes zuſammenhängen, und zwar die höchſten wie die geringſten Amter, 
nur von deutſchblütigen Menſchen verwaltet werden dürfen und nur von ſolchen, die 
nach Charakter und Befähigung in ihrem Amte auch das zu leiſten vermögen, was 
das deutſche Volk von dem Träger gerade dieſes Amtes zu beanſpruchen hat. 
Nur Deutſche dürfen über Deutſche regieren. Darum hinaus mit den Juden und 
allem jüdifhen Einfluß aus Staatsführung, Geſetzgebung, Verwaltung und Juſtiz, 
aus dem Beamtentum und überhaupt allen öffentlichen Stellungen in Reich, Ländern 
und Gemeinden! Hinaus aber auch mit ſolchen Amtsträgern, die zwar deutſchblütig, 
aber nach Charakter und Befähigung ungeeignet find, ein öffentliches Amt zu führen 
und anderen Vorbild zu ſein. 
Die Beſten eines Volkes find zur Volks. und Staatsführung die allein Berufenen. 
Menſchen, die bewieſen haben, daß ihnen das Volkswohl über ihr eigenes geht, daß 
ſie Gut und Blut und ihr ganzes Sein ihrem Volk und Vaterland zu opfern fähig 
ſind — Menſchen, die Mut, Entſchloſſenheit, Verantwortungsfreudigkeit, Fleiß und 
Aneigennützigkeit miteinander vereinen — Menſchen, die nach Kenntniſſen und Fähig⸗ 
keiten auf ihrem Arbeitsfeld Höchſtleiſtungen erwarten laſſen —, das find die Per- 
ſönlichkeiten, denen der Nationalſozialismus die politiſche und ſtaatliche Führung des 
Volkes im Großen wie im Kleinen anvertraut wiſſen will. 

Vgl. Beitrag 28 „Deutſches Beamtenrecht“. 


VII. Vorrecht des deutichen Blutes 


Punkt 7: „Wir fordern, daß ſich der Staat verpflichtet, in erſter Linie für die Er⸗ 
werbs- und Lebensmöglichkeit der Staatsbürger zu ſorgen. Wenn es nicht möglich iſt, 
die Geſamtbevölkerung des Staates zu ernähren, fo find die Angehörigen fremder 
Nationen (Nicht⸗Staatsbürger) aus dem Reich auszuweifen.“ 


1. Jüdifches Schmarotzertum 


Die in der November-Demofratie bevorrechtigten „deutſchen Staatsbürger“ jüdiſcher 
Raſſe führten feit 1918 in immer dreiſterer Weiſe ein Parafitenleben auf Koſten des 
deutſchen Wirtsvolkes. Als der Deutſche im Kriege blutete, ſtrich der Jude Kriegs- 
gewinne ein. Als die Inflation dem deutſchen Volk Erſparniſſe und Familienbefitz 
raubte, bereicherte ſich der Jude durch das Hamſtern der verſchiedenſten „Sachwerte“. 
In den Zeiten, in denen die Lebensmittel rationiert waren und die deutſchen Haus- 
frauen mit verhärmten Geſichtern Tag für Tag „Schlange ſtanden“, ſchwamm der 
Jude im Fett, beſorgte ſich „hintenherum“ weit mehr, als er bedurfte, und verdiente 
Anſummen am Schleichhandel. Während nach dem Kriege unzählige deutſche Familien 
jahraus jahrein als hoffnungsloſe Wohnungsſuchende von einer Lifte der Wohnungs- 
ämter in die andere überſchrieben wurden und viele, viele Tauſende von deutſchen 
Brautpaaren in Ermangelung einer Wohnung nicht heiraten konnten, gab es für 
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jüdiſche Schieber Wohnraum jeglicher Größen und Preislagen in Hülle und 
Fülle, und die Wohnungsſchieberei wurde zugleich zu einer weiteren ſchmutzigen, aber 
ergiebigen Erwerbsquelle für das Judentum. 


Das deutſche Volk ſank immer tiefer ins Elend. Dem Juden aber ging es von Tag 
zu Tag beſſer. 


2. Deutſche Lebensficherung als Staatsaufgabe 


Den ſchamloſen raſſefremden Blutſaugern — nicht etwa dem anftändigen Ausländer, 
der ſeinen Lebensbedarf ehrlich bezahlt oder erarbeitet — gilt die Mahnung des 
Parteiprogramms, daß man einen Gaſt nur dann durchfüttern kann und darf, wenn 
man ſelbſt zu eſſen hat, und daß ſchmarotzende Gäſte, die einem das Brot wegeſſen 
wollen, vor die Tür geſetzt gehören. 

Eine kraſſe Entartungserſcheinung der Syſtemzeit führte ſo zur Formulierung der 
völkiſchen Erkenntnis, daß der Staat zunächſt einmal für die Lebensmöglichkeiten 
feiner blutsmäßig ihm zugehörigen Bürger zu ſorgen und ihnen die Arbeits. und 
Erwerbsgrundlage zu ſichern hat und nur, ſofern er dieſer Pflicht genügt hat, berechtigt 
iſt, Menſchen fremden Stammes in ähnlicher Weiſe zu fördern. Dieſer Grundſatz iſt 
allgemein gültig und unabhängig von der Juden und Raſſenfrage; er gilt auch ſolchen 
Ausländern gegenüber, die raſſiſch durchaus artverwandt ſind. So war es z. B. vom 
völkiſchen Standpunkt unverantwortlich, wenn früher die Großgrundbeſitzer zu jeder 
Ernte Maſſen von polniſchen Landarbeitern hereinholten, während deutſche Arbeiter 
erwerbslos auf der Straße lagen. 

Vgl. Beitrag 13 „Staatsangehörigkeit und Reichsbürgerrecht“. 


VIII. Abwehr fremden Blutes 


Punkt 8: „Jede weitere Einwanderung Nicht⸗Deutſcher iſt zu verhindern. Wir 
fordern, daß alle Nicht⸗Deutſchen, die ſeit 2. Auguſt 1914 in Deutſchland eingewandert 
ſind, ſofort zum Verlaſſen des Reichs gezwungen werden.“ 


1. Unerwünjchte Einwanderung 


Es iſt deutſche, vor allem brandenburgiſch⸗preußiſche Aberlieferung (man denke an den 
Großen Kurſürſten und Friedrich den Großen!), dem Einſtrömen wertvollen ver- 
wandten Blutes aus dem Ausland eher fördernd als ablehnend gegenüberzuſtehen. 
Wenn das nationalſozialiſtiſche Programm ſich gegen jede weitere Einwanderung 
Nicht⸗Deutſcher wendet, fo bedeutet dies nicht eine grundſätzliche, ſondern eine zꝛit⸗ 
bedingte Abkehr von dieſer Aberlieferung. Als z. B. den Salzburgern und den franzd- 
ſiſchen Hugenotten in Preußen eine neue Heimat geboten wurde, beſtand dort noch 
nicht das Mißverhältnis zwiſchen Lebensraum und Bevölkerungsdichte, wie es heute 
für ganz Deutſchland kennzeichnend iſt. Es gab damals auch noch keine ins Gewicht 
fallende Arbeitsloſigkeit. Nach dem Weltkrieg aber griffen alle Staaten, die von der 
Arbeitsloſigkeit betroffen wurden, zwangsläufig zu der Notwehrmaßnahme einer Ein- 
wanderungsſperre. Deutſchland aber war von der Geißel der Arbeitsloſigkeit am 
allerſchwerſten betrofſen. Die Zahl ſeiner Arbeitsloſen wuchs, bis Adolf Hitler zur 
Macht kam, auf rund 7 Millionen. 


Die November⸗Demokratie ſchämte ſich trotz dieſer Notlage des deutſchen Volkes 
nicht, eine Einwanderung zu dulden, nein, planmäßig zu fördern, die weder wertvoll 
noch artverwandt war, ſondern im Gegenteil verderbenbringend und im höchſten Grade 
raſſegefährdend: die Einwanderung der Oſtjuden. 

Schon während des Krieges hatte dieſer ſchmutzige Zuſtrom eingeſetzt, um dann nach 
dem Amſturz von 1918 jedes erträgliche Maß zu überſchreiten. Aus Polen und 
Galizien, teilweiſe auch aus Holland und anderen Ländern ſtrömte das Judentum 
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über die deutſchen Grenzen, geleitet von der Witterung, daß Deutſchland damals 
einem Aas glich, das es zu zerfleddern galt. Es kamen die Sklarz und Kutisker und 
Barmat und Sklarek, es kamen Tauſende von jüdiſchen Trödlern, Schiebern und 
Gaunern, um ſich an dem (wie ſie meinten) ſterbenden Deutſchland geſundzumachen. 
Sie trugen den Peſthauch fauler Geſchäftsmoral und ſchnöder Talmudereien in 
deutſche Amtsſtuben und Familien und erfüllten allmählich ganz Deutſchland mit dem 
Geſtank einer noch nie dageweſenen Korruption. 


2. Mittel der Abwehr 


Der Schande dieſer hemmungsloſen oſtjüdiſchen Einwanderung fette das Partei- 
programm die Forderung entgegen: Die Grenzen zu! Niemand von dieſem Gauner- 
gefindel iſt mehr hereinzulaſſen! Zugleich aber hinaus mit all dem fremdraſſigen 
Schieberpack, das feit 1914 eingedrungen iſt, nur um uns zu begaunern und auszu- 
plündern! Denn dieſes Gefindel hat das grundſätzlich auch dem Judentum zugebilligte 
Gaſtrecht verwirkt. 


So war es wiederum eine Verantwortungsloſigkeit des November ⸗Syſtems, die den 
Anlaß gab, einer allgemeingültigen völkiſchen Grund forderung Ausdruck zu geben, 
dem Satze nämlich, daß Deutſchland die Heimat der Deutſchen ſein ſoll und 
bei aller gern geübten Gaſtfreundſchaft nicht dazu da iſt, Nicht⸗Deutſchen Erwerbs- 
und Anſiedlungsmöglichkeiten zu ſchaffen. Solange noch deutſchblütige Menſchen im 
Ausland leben, die infolge des Mangels an deutſchem Lebensraum wider Willen vom 
Mutterland getrennt bleiben müſſen, hat ein deutſcher Staat grundſätzlich nicht das 
Recht, Ausländern, die nicht deutſchblütig find, für die Dauer Zuflucht zu gewähren. 
Vgl. Beitrag 13 „Staatsangehörigkeit und RNeichsbürgerrecht“. 


IX. Staatsbürgerliche Gleichheit der Deutſchen 
Punkt 9: „Alle Staatsbürger müſſen gleiche Rechte und Pflichten befigen.“ 


1. Natürliche Ungleichheit der Menjcheu 


Die Aberzeugung von der Ungleichheit der Menſchen gehört zu den nationalfozialiſti⸗ 
ſchen Grunderkenntniſſen. Der Nationalſozialismus ſtellt nicht nur die auf Erbanlage 
beruhende Verſchiedenheit der Raſſen und die raſſenmäßige Verſchiedenheit der Völker 
feft — auch innerhalb der Raffen und Völker erkennt er die unendliche Mannigfaltig - 
keit der einzelnen Menſchen und die Vielfältigkeit ihrer Fähigkeiten nach Art und 
Grad. Auf Grund feiner beſonderen Anlagen hat jeder Menſch im Leben feines 
Volkes eine beſondere Berufung; es kommt nur darauf an, dieſe Berufung zu erkennen 
und ſich auswirken zu laſſen. Einen der grundlegendſten Vorgänge des vöͤlkiſchen 
Lebens erblickt der Nationalſozialismus daher in der unaufhörlichen, unverfälſchten, 
naturgemäßen Ausleſe und Ausmerze der für die verſchiedenen Aufgaben des Volks- 
lebens Tauglichen und Antauglichen und in der Auffindung der auf den verſchiedenen 
Gebieten Tüchtigſten und darum zur Führung Berufenen. 


2. Rechtliche Gleichheit der Staatsbürger 


Dieſer für das Gedeihen des Volksganzen lebensnotwendige Vorgang der Ausleſe, 
Ausſonderung und Verteilung der einzelnen Volksgenoſſen auf die verſchiedenen 
Berufe und Aufgaben vollzieht ſich nur dann unverfälſcht und mit dem erſtrebten 
Erfolge, wenn die Vorausſetzungen, unter denen der Wettbewerb angetreten 
wird, für alle die gleichen find. So führt gerade die Erkenntnis von der Un- 
gleichheit der Anlagen und Aufgaben zur Forderung der Gleichheit der allgemeinen 
ftaatsbürgerlichen Rechte und Pflichten. 
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Vorrechte der Geburt — des Standes oder des elterlichen Geldbeutels — kann und 
darf der Nationalſozialismus demnach nicht anerkennen. Er kann auch nicht dulden, 
daß Volksgenoſſen nach Art von Leibeigenen bereits mit beſonderen Pflichten belaſtet 
zur Welt kommen. 


Wenn auch das liberaliſtiſche Zeitalter die Vorrechte des Adels, die Leibeigenſchaft 
und andere rechtliche Angleichheiten der Stände grundſätzlich abgeſchafft hatte, ſo doch 
nur, um ſtatt deſſen eine weit ſchlimmere Angleichheit ins Volk zu tragen. An die 
Stelle des Vorrechtes einzelner Stände war das weit unheilvollere Vorrecht des 
Geldes getreten. Es wurde zwar nirgends paragraphenmäßig feſtgelegt, beſtand 
aber und beherrſchte mehr und mehr das ganze Volksleben, um ſchließlich zum wildeſten 
Klaſſenkampf und Klaſſenhaß zwiſchen „Beſitzenden“ und „Enterbten“ zu führen. 


Beſonders gefährlich mußte das Vorrecht des Geldes für die Begabtenausleſe und 
die zweckmäßige Ausbildung des Nachwuchſes werden; denn es führte zwangsläufig 
dahin, daß die Güte der Ausbildung weniger von der Begabung des Kindes als von 
der Wohlhabenheit der Eltern abhing. Mit dieſer Frage befaßt ſich Punkt 20 des 
Parteiprogramms noch beſonders. 


Das Vorrecht des Geldes zu brechen, erkannte der Nationalſozialismus von Anfang 
an als eine ſeiner wichtigſten Aufgaben. 


3. Rechte und Pflichten der Staatsbürger 


Staatsbürgerliche Rechte find nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung undenkbar ohne 
entſprechende ſtaatsbürgerliche Pflichten. Während die Freimaurer Revolution von 
1789 ihre ſogenannten „Menſchenrechte“ um des einzelnen willen verkündete und mit 
ihnen die allmähliche Loslöſung des Einzelmenſchen von allen Gemeinſchaftsbindungen 
vorbereitete, erkennt der Nationalſozialismus dem Staatsbürger nur ſolche Rechte zu, 
die gleichzeitig der Volksgeſamtheit zugute kommen; er verleiht dieſe Rechte dem 
einzelnen in erſter Linie nicht um ſeinetwillen, ſondern um des Volkes willen. 


Rechte, die der Nationalſozialismus dem deutſchen Staatsbürger zuerkennt, find z. B. 
das Recht auf Ausbildung der angeborenen Fähigkeiten (vgl. Punkt 20 des Pro- 
gramms), das Recht auf Anerkennung der Leiſtung, das Recht auf Achtung als Volks- 
genoſſe, das Recht auf Arbeit und das Recht, bei vorhandener Tauglichkeit zum Ehren- 
dienſt am deutſchen Volk mit dem Spaten und mit der Waffe zugelaſſen zu werden. 
Staatsbürgerliche Pflichten, die dieſen Rechten entſprechen, ſind z. B. die Pflicht zur 
Achtung anderer Volksgenoſſen, die Pflicht, feine Fähigkeiten zum Wohle des Volks- 
ganzen zu gebrauchen (vgl. Punkt 10 des Programms), die Arbeitsdienſtpflicht und 
die Wehrpflicht. 


Auf dem Boden einer ſo verſtandenen ſtaatsbürgerlichen Gleichheit vollzieht ſich 
ſodann der Vorgang der Ausleſe, Ausſonderung und Aufgabenverteilung. Dieſer 
Vorgang führt naturgemäß zur größten Vielfältigkeit und Verſchiedenartigkeit der 
beſonderen, den einzelnen Volksgenoſſen im Volksleben zufallenden Rechte und 
Pflichten. Der Fähige und Begabte wird auſ Grund der ihm übertragenen Aufgaben 
beſonders ſchwere Pflichten aufgebürdet erhalten. Wer ſich durch Eintritt in die 
Partei in beſonders umfaſſendem Maße dem Dienſt am Volke weiht, übernimmt damit 
eine unbegrenzte Fülle erhöhter Pflichten. Ahnliches gilt von dem, der ſich als 
Beamter dem uneigennützigen Dienſt am Staate verſchreibt. In allen derartigen 
Fällen muß die Abertragung beſonderer Pflichten anderſeits zur Verleihung befon- 
derer Befugniſſe führen, die aber nicht als perſönliche Vorrechte des mit ihnen aus- 
geſtatteten Volksgenoſſen anzuſehen find, ſondern lediglich als Mittel der Amtsaus- 
übung und Pflichterfüllung zum Wohle des Volksganzen. 


Vgl. Beitrag 13 „Staatsangehörigkeit und Reichsbürgerrecht“. 


— — 
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X. Pflicht des Staatsbürgers zur Arbeit 


Punkt 10: „Erfte Pflicht jedes Staatsbürgers muß fein, geiſtig oder körperlich zu 
ſchaffen. Die Tätigkeit des einzelnen darf nicht gegen die Intereſſen der Allgemein- 
heit verſtoßen, ſondern muß im Rahmen des Geſamten und zum Nutzen aller erfolgen.“ 


1. Weſen der Arbeit 


Statt des Geldes ſtellt der Nationalſozialismus die Arbeit in den Mittelpunkt des 
Denkens und Fühlens. Er erfüllt zugleich den Begriff der Arbeit mit neuem Leben, 
indem er ihr den alten, deutſchen Sinn zurückgibt. 


Das liberaliſtiſche Zeitalter, in feinen Anſchauungen weitgehend jüdiſch beſtimmt, ver- 
ſtand unter Arbeit jedes beliebige Tätigwerden und erblickte den Hauptzweck der 
Arbeit in der Selbſterhaltung des arbeitenden Menſchen und in dem Lohn, dem Vor⸗ 
teil, der für dieſen Einzelmenſchen aus ſeiner Arbeit herausſprang. Ob die Tätigkeit 
anderen Menſchen, ob ſie dem Volke nützte oder ſchadete, war für den liberaliſtiſchen 
Arbeitsbegriff gleichgültig. Als Arbeit galt das eine wie das andere. Der jüdiſche 
Großſchieber wurde von einfältigen Leuten bewundert wegen der bei ſeinen 
Betrügereien aufgewandten „Gehirnarbeit“. Demnach durfte auch der Geldſchrank⸗ 
knacker mit Fug und Recht ſein Treiben als „Arbeit“ bezeichnen. 


Der Liberalismus ſprach den Eigennutz heilig. So manche Tätigkeit, die ihm aus 
dieſem Grunde als rechtmäßig und im bürgerlichen Sinne durchaus wohlanſtändig 
erſchien, kann von einem nationalſozialiſtiſch geläuterten Denken nicht mehr als Arbeit 
anerkannt werden. 


Jede Tätigkeit, die gegen das Wohl der Geſamtheit verſtößt, iſt nicht Arbeit, ſondern 
Abeltat, Verbrechen. Ein Tun, das dem Volke nicht gerade ſchädlich, aber auch nicht 
nützlich iſt, kann ebenfalls nicht als Arbeit bezeichnet werden, ſondern iſt leere Spielerei. 
Arbeit iſt nur ſolche Tätigkeit, die — abgeſehen von dem Nutzen, den fie dem Arbeiten 
den ſelbſt bringt und bringen ſoll — gleichzeitig zum Wohl des Volkes beiträgt und 
ſo „zum Nutzen aller“ erfolgt. 


Aus dieſer Arbeitsauffafiung folgt, daß körperliche und geiſtige Arbeit, da fie beide 
für das Wohl des Ganzen notwendig find, gleichermaßen Achtung verdienen, und daß 
es weniger darauf ankommt, welche Art Arbeit einer leiſtet, als darauf, daß er ſeine 
Arbeit gut, d. h. in einer die Allgemeinheit zufriedenſtellenden Weiſe leiſtet. 


2. Arbeitspflicht 


Arbeit zu leiſten, gehört zu den allgemeinen ſtaatsbürgerlichen Pflichten, von denen es 
keine Befreiung gibt. Auch wer wirtſchaftlich ſo geſtellt iſt, daß er Arbeitsverdienſt 
zum Leben nicht braucht, hat die Pflicht und Schuldigkeit, die Gaben, die ihm Mutter 
Natur verliehen hat, nicht verkümmern zu laſſen, ſondern ſie durch Arbeit zum Wohle 
der Allgemeinheit einzuſetzen. 


Eine Anwendungsform der allgemeinen Arbeitspflicht iſt die Arbeitsdienſtpflicht, die 
alle jungen Deutſchen, ohne Anterſchied der Herkunft und des ſpäteren Berufs, in der 
Arbeit am deutſchen Boden zuſammenführt und ſie zur Arbeitskameradſchaft und zur 
Achtung der vom Liberalismus ſo ſchnöde mißachteten Handarbeit erziehen ſoll. 


Der Pflicht zur Arbeit entſpricht das Recht auf Arbeit, d. h. die Pflicht der Allgemein- 
heit, den einzelnen entſprechend feinen Fähigkeiten anzuſetzen und ihm fo die Mög- 
lichkeit zu ſchafſen, ſeine Kräfte dem Volkswohl zugute kommen zu laſſen. 


Der Gedanke, daß es Pflicht und Recht des Volksgenoſſen iſt, durch Arbeit ſeinem 
Volke zu dienen, iſt urdeutſch und das Gegenſtück zu dem jüdiſchen Ideal, möglichſt 
als Schmarotzer von der Arbeit anderer leben zu dürfen. 


— Smoset ] Beims6 


20 Fabricius 


3. Regelung der Arbeit 


So ſehr es im Intereſſe des Ganzen zu wünſchen iſt, daß möglichſt jeder Volksgenoſſe 
ſeiner Neigung und Fähigkeit, mithin ſeinem inneren Beruf entſprechend beſchäftigt 
wird, ſo kann es doch nicht wie im liberaliſtiſchen Zeitalter ſchlechthin dem Belieben 
des einzelnen überlaſſen bleiben, was er arbeiten will. Der einzelne iſt vielmehr auch 
in dieſer Hinfiht an die Bedürfniſſe der Gemeinſchaft gebunden. Ob eine Arbeit, 
z. B. die Herſtellung einer Ware in beſtimmten Mengen, der Geſamtheit zuträglich 
iſt oder nicht, kann manchmal vom einzelnen gar nicht beurteilt werden, ſondern bedarf 
einer Prüfung von hoher Warte. 

Der einzelne Volksgenoſſe muß ſich daher im völkifchen Staat mit feiner Arbeit und 
Berufsausübung zuchtvoll einordnen in die Organiſationsformen, denen es obliegt, 
dafür zu ſorgen, daß die Leiſtung des einzelnen dem Ganzen nicht verlorengeht, 
ſondern ihm nutzbar wird. In dieſem Sinne fordert das Programm, daß die Arbeit 
der Volksgenoſſen „im Rahmen des Geſamten“ zu erfolgen hat. 


dien Beitrag 39 „Arbeitsrecht“, Beitrag 58 „Sozialpolitik“ und Beitrag 59 „Arbeits- 
enſt“. 


XI. Brechung der Jinsknecktſckhaft 


Punkt 11: „Daher fordern wir: Abſchaffung des arbeits- und müheloſen Einkommens. 
Brechung der Zinsknechtſchaft.“ 


1. Arbeits- und müheloſes Einkommen 


Wer nicht arbeitet, fol auch nicht eſſen. Jedes Einkommen muß gerechtfertigt fein als 
Folge einer Leiſtung, die der Allgemeinheit zugute kommt. 


Es widerſpricht daher nicht etwa nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung, wenn der Volks- 
genoſſe von dem Ertrag ſeiner Arbeit Erſparniſſe macht, deren Ertrag in der Folge⸗ 
zeit dem Sparer oder ſeinen Kindern laufend zugute kommt und ihnen eine verbeſſerte 
Lebenshaltung ermöglicht. Kinder, die ein ehrlich erarbeitetes Vermögen erben, 
brauchen ſich dieſer Erbſchaft nicht zu ſchämen. Gerade der Nationalfozialismus 
betrachtet die Geſchlechterfolge in den Familien als eine Einheit, die im Zufammen- 
hang zu betrachten iſt. Es iſt daher durchaus in der Ordnung, wenn beſondere 
Leiſtungen oder Arbeitserſparniſſe in einer Familie ſich auch noch auf Kinder und 
Enkel wohltätig auswirken; nur müſſen dieſe ſich des Erbes würdig erweiſen und von 
ihm einen auch der Allgemeinheit gerecht werdenden Gebrauch machen. 


Wer aber die Arbeitskraft von ihm abhängiger Volksgenoſſen ausbeutet, indem er 
ihnen den gerechten Lohn vorenthält, der eignet ſich damit den Ertrag der Arbeit 
anderer an und verſchafft ſich ein Einkommen, das er nicht erarbeitet hat. Solches 
müheloſes Einkommen auf Koſten anderer erklärt der Nationalſozialismus für ebenſo 
unzuläfſig wie z. B. Einkünfte aus einem Vermögen, das durch Wucher, Preistreiberei 
oder Schiebungen zuſammengetragen worden iſt. 


2. Zinshnechtſchaft 


Ausbeutung jeglicher ſchaffenden Arbeit, der geiſtigen wie der körperlichen, Aus- 
beutung der Anternehmer wie der Lohnarbeiter, der Erzeuger wie der Verbraucher, 
Ausbeutung der Arbeitskraft ganzer Völker — das war das Ziel, dem das inter⸗ 
nationale, zum großen Teil jüdiſche Finanzkapital im liberaliſtiſchen Zeitalter mit 
beſtem Erfolg zuſtrebte. Das Ergebnis war die unſittliche Herrſchaft des Geldes 
über die Arbeit. 


Der Jude Walter Rathenau ſprach das berüchtigte, aber wahre Wort von den „300, 
die die Welt regieren“, den 300 Finanzmagnaten, „von denen jeder jeden kennt“ 
und die Nathenau deshalb fo gut kannte, weil er ſelbſt zu ihnen gehörte. 
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Das internationale Finanzkapital macht ſeine Geſchäfte mit Hungersnot, Inflation 
und Deflation. Es hat ſeine Hand im Spiel, wenn blutige Kriege ausbrechen. Es 
macht ihm nichts aus, in Zeiten, wo Millionen Menſchen darben, ganze Ernten zu 
verbrennen oder ins Meer zu ſchütten, bloß um die Preiſe in der gewünſchten Höhe 
zu halten. Seine Abfiht iſt nicht, Werte zu ſchaffen, ſondern Gewinne zu erraffen. 
Es dient keiner Gemeinſchaft, ſondern nur ſich ſelbſt. Es ſtrebt nach Gewinn um 
jeden Preis, ſei es auch um den Preis der Vernichtung von Werten und des Elends 
der Völker. 


Vor der übermächtigen Gefahr, die dieſer Finanzvampir bedeutet, müſſen alle 
Streitigkeiten, wie fie zwiſchen Unternehmern und Lohnarbeitern oder zwiſchen Er- 
zeugern und Verbrauchern um den Volkswirtſchaſtsertrag geführt werden, faſt als 
weſenlos erſcheinen; denn dieſes internationale Angeheuer würgt ſie alle miteinander 
und raubt dem Geſamtvolk die Früchte ſeines Fleißes. 


Hatte ſchon vor dem Kriege die Verſklavung der Arbeit unter das Geld bedenkliche 
Fortſchritte gemacht, fo reifte im Deutſchland der Nachkriegszeit die Zinsknechtſchaft 
zu furchtbarſter Wirklichkeit heran. Die Milliardentribute, die das deutſche Volk im 
Wahn einer irrfinnigen Erfüllungspolitik nach dem Dawesplan, dem Voungplan 
und anderen Finanzdiktaten an die Feindmächte abführte, konnten auch beim beſten 
Willen nicht aus eigener Wirtſchaftskraft erarbeitet werden, führten daher zu einer 
immer hemmungsloſeren Pumpwirtſchaft und verſtrickten ſo das deutſche Volk in 
eine von Jahr zu Jahr ſteigende Verfchuldung bei der internationalen Bank- und 
Börſenwelt. Selbſt die deutſche Reichsbahn, einſt von Bismarck geſchafſen, damit ſie 
dem deutſchen Volk und der deutſchen Wirtſchaft diene, wurde zu einem Ausbeutungs⸗ 
gegenſtand für internationale Profitgier herabgewürdigt. 


3. Nationalfozialiftiiches Wirtfchaftsdenken 


Die Herrſchaft dieſes raffenden Kapitals zu brechen und das deutſche Volk aus der 
Gewalt internationaler Vampire zu befreien, hat der Nationalſozialismus von An- 
beginn als eine ſeiner größten geſchichtlichen Aufgaben erkannt. Dem eigennützigen 
Profitſtreben der liberaliſtiſch⸗finanzkapitaliſtiſchen Wirtſchaftsauffaſſung ſtellt er den 
Grundſatz entgegen, daß die Wirtſchaft dem Volk für ihr Verhalten verantwortlich iſt. 
Das Geld hat nicht die Völker zu beherrſchen, ſondern ihnen zu dienen. Die Wirt- 
ſchaft iſt nicht Selbſtzweck, ſondern dazu beſtimmt, das Leben des Volkes zu ſichern 
und ſein Wohl zu fördern. Dieſer Aufgabe entſprechend das Wirtſchaftsleben um⸗ 
zugeſtalten, iſt das Ziel, das ſich das nationalſozialiſtiſche Parteiprogramm mit der 
Forderung einer „Brechung der Zinsknechtſchaft“ geſteckt hat. 


Es ift demnach nicht etwa der Sinn des Programms, den Nationalſozialismus auf 
irgendwelche Wirtſchaftstheorien, etwa auf den Gedanken einer völlig „zinsloſen“ 
Wirtſchaft feſtzulegen. Nicht die Theorie, ſondern der praktiſche Erfolg iſt ent⸗ 
ſcheidend. Die richtige Wirtſchaftsweiſe iſt daher nach nationalſozialiſtiſcher Auf. 
faſſung jeweils die, die am beſten und vollkommenſten und mit der ſozial gerechteſten 
Verteilung die wirtſchaftlichen Bedürfniſſe des Geſamtvolkes deckt. 


Vgl. den 3. Band „Die Wirtſchaftsordnung des nationalſozialiſtiſchen Staates“ (Bei⸗ 
trag 44 und folgende). 


XII. Einziehung der fitiegs gewinne 


Punkt 12: „Im Hinblick auf die ungeheuren Opfer an Gut und Blut, die jeder 
Krieg vom Volk fordert, muß die perſönliche Bereicherung durch den Krieg als 
Verbrechen am Volk bezeichnet werden. Wir fordern daher reſtloſe Einziehung aller 


Kriegsgewinne.“ 
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1. Rrieg 


Der Nationalſozialismus iſt aus dem Erleben des großen Krieges geboren. Zu den 
Erkenntniſſen, die er aus dieſem Krieg heimgebracht hat, gehört auch das Wiſſen 
um die Furchtbarkeit des Krieges. 


Krieg bedeutet, auch wenn er fiegreich iſt, für ein Volk ſtets den Verluſt edelſten 
Blutes. Der Krieg fordert ſeine Opfer vorwiegend gerade unter den Beſten, 
Tüchtigſten und Tapferſten des Volkes. Vom Standpunkt völkiſcher Erkenntnis iſt 
ein Krieg daher nur zu verantworten, wenn Lebensrechte des Geſamtvolkes auf dem 
Spiel ſtehen, die auf keine andere Weiſe gewahrt werden können. 


Steht aber ein Volk eines Tages vor der Wahl, einen Krieg zu führen oder — 
auf langſame oder ſchnelle Art — zugrunde zu gehen, dann iſt der Krieg nicht nur 
ein Gebot der Selbſterhaltung, ſondern auch der Ehre. Die Zeit eines ſolchen 
völkiſch unvermeidbaren Krieges iſt für das Volk, das ihn führt, eine heilige Zeit, 
eine Zeit, in der die Selbſtſucht vor der Größe des Augenblicks verſtummt, in der jeder 
anſtändige Volksgenoſſe ſich innerlich ſeinem Volk als Opfer weiht und durch die 
Tat ſich bereit zeigt, für das Volksganze, wenn nötig, ſelbſt fein Leben hinzugeben. 


2. firlegsgewinnlertum 


Liberaliſtiſch⸗kapitaliſtiſcher Händlergeiſt aber bringt es fertig, ſelbſt angeſichts des 
Opferganges einer ganzen Nation den Profit über alles andere zu ſetzen. 


Von allen Erſcheinungsformen mammoniſtiſcher Geſinnung iſt der Typ des Kriegs- 
gewinnlers ohne Frage die widerlichſte. Er verſucht, das Blut der Helden, das Blut 
ehrlicher Soldaten, das Blut der eigenen Volksgenoſſen in Geld umzumünzen. Er 
beutet die Not der Völker, ſelbſt des eigenen Volkes, zu ſchnöden Wuchergewinnen 
aus. Die heilige Zeit, in der andere für ihr Volk ſterben, iſt für ihn nur eine günſtige 
Gelegenheit, auf leichte Art Geld zu machen. 

Im Weltkrieg gab es wie in allen anderen beteiligten Ländern ſo auch in Deutſchland 
die Schande ſolchen Kriegsgewinnlertums. Zum großen Teil waren die Hyänen in 
Menſchengeſtalt, die dieſer Tätigkeit nachgingen, freilich nicht Volksgenoſſen, ſondern 
jüdiſchen Geblütes. Was ſie durch Ausnutzung der Not des Landes ergaunerten, 
kann nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung nimmermehr als rechtmäßig erworbenes 
Eigentum gelten, ſondern es iſt dem Staat, der Allgemeinheit verfallen. 


Vgl. Beitrag 8 „Vom Weſen der Volksgemeinſchaft“. 


XIII. Derftaatlichung der Truftbildungen 


Punkt 13: „Wir fordern die Verſtaatlichung aller (bisher) bereits vergeſellſchafteten 
(Truſts) Betriebe.“ 


1. Sozialiſierung als Schlagwort 


Der Ruf nach „Sozialiſierung der Produktionsmittel“ gehörte zu den Hauptſchlag - 
worten der marxiſtiſchen Irrlehre und der Judenrevolte von 1918. Man ſpiegelte 
der deutſchen Arbeiterſchaft vor, dieſe Sozialiſierung werde ſich ſo vollziehen, daß die 
Arbeiterſchaft, das „Proletariat“, die Fabriken und ſonſtigen Betriebe in eigene 
Verwaltung nehmen und zum Nutzen der Arbeiterklaſſe fortführen werde. 

In den 14 Jahren der Judenrepublik iſt dann allerdings von einer ſolchen Soziali⸗ 
ſierung zugunſten der Arbeiter nichts zu merken geweſen. Wohl aber vollzog ſich eine 
„Sozialiſierung“ anderer Art. In den furchtbaren, durch die Mißwirtſchaft des 
Syſtems verſchuldeten Notjahren nach dem Krieg gingen die kleinen und mittleren 
Betriebe maſſenweiſe zu Bruch, und die Produktionsmittel, die in ihrer Hand 
geweſen waren, ſammelten ſich mehr und mehr bei wenigen Großkapitaliſten oder 
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Kapitalgeſellſchaften. In der Tat: dieſe „Sozialiſierung“ marſchierte! Aber nicht das 
deutſche Arbeitertum, ſondern der Kapitalismus war der Gewinner. 


Bekanntlich hielt der Marxismus für den deutſchen Arbeiter einen wundervollen 
Troſt bereit. Es iſt ganz in der Ordnung, fo hieß es, daß zunächſt einmal die Pro⸗ 
duktionsmittel ſich im Beſitz einiger weniger Kapitaliſten ſammeln, denn um ſo 
leichter wird es dann ſein, dieſe wenigen eines Tages zu enteignen und die ganze 
Beute auf das „Proletariat“ zu überführen. 


Aber das war Zukunftsmuſik. Die Wirklichkeit ſah anders aus. Der Finanz⸗ 
kapitalismus triumphierte. Die Zinsknechtſchaft nahm immer unerträglichere 
Formen an. 


2. fHapitaliſtiſche Dertruſtung 

Der kapitaliſtiſche Jude und der marxiſtiſche Jude haben ſich — bei aller mit Geſchrei 
zur Schau getragenen ſcheinbaren Feindſchaft — von jeher planmäßig gegenſeitig in 
die Hände gearbeitet. Wenn der Marxiſt ſeine Freude daran hatte, daß die bis⸗ 
herigen Inhaber kleiner und mittlerer Betriebe beſitzlos und als nunmehrige 
„Proletarier“ für die marxiſtiſchen Sirenengeſänge empfänglicher wurden, ſo empfand 
anderſeits der Kapitaliſt mindeſtens die gleiche Befriedigung darüber, daß dieſe 
Betriebe ſich nunmehr in ſeiner Hand ſammelten und ſeine Macht mehr und mehr 
vergrößerten. 


Eines der gefährlichſten Mittel des raffenden Kapitals zur Durchführung der Zins⸗ 
knechtſchaft heißt: Vertruſtung. 

Gelingt es den verantwortungsloſen Finanzmächten, ganze Wirtſchaftszweige, die 
lebenswichtig find, in ihrem Beſitz oder unter ihrer Kontrolle zu vereinigen und fo 
jeden Wettbewerb auszuſchalten, ſo erhalten ſie damit die Macht zu ſchrankenloſer 
erpreſſeriſcher Ausbeutung der ſchaffenden Arbeit. Sie können dann nach Belieben 
die Erzeugung erhöhen oder einſchränken, die Löhne drücken, Arbeiter auf die Straße 
ſetzen und die Preiſe der Erzeugniſſe erhöhen. Sie bilden als Träger folder 
Monopole zum mindeſten eine dauernde Bedrohung der ihren Preisdiktaten auf 
Gnade und Angnade ausgelieferten Verbraucherſchaft. 


Die größte Steigerung der Gefahr für die ſchaffende Arbeit entſteht aber dann, wenn 
es dem Finanzkapital glückt, derartige Monopole und Truſts über die Grenzen eines 
Landes hinauszuſpinnen und ſie zu einem überſtaatlichen, internationalen Netz aus⸗ 
zugeſtalten. Dann iſt der Zuſtand erreicht, daß ganze Staaten und Völker der 
Willkür einiger Finanzmagnaten preisgegeben find und daß Staatsmänner und 
Politiker gezwungen find, fich den Wünſchen und Weiſungen wurzelloſer Bank ⸗ und 
Börſenfürſten in Demut zu unterwerfen. 


Die internationale Vertruſtung der Wirtſchaft bildet demgemäß zweifellos einen der 
wichtigſten und wirkſamſten Punkte im Plan des Weltjudentums zur Verwirklichung 
ſeiner Weltherrſchaft. 


3. Eigenbetrieb und Derftaatlichung 


Dem marxiſtiſch⸗kapitaliſtiſchen Spukgebilde einer allgemeinen Weltvertruſtung fest 
das nationalſozialiſtiſche Programm die Forderung nach Verſtaatlichung aller bereits 
vertruſteten Betriebe entgegen. 


Der Nationalſozialismus hat ſich das marxiſtiſche Schlagwort von der Sozialiſierung 
der Produktionsmittel niemals zu eigen gemacht. Ihm liegt auch nichts ferner als 
der Gedanke einer allgemeinen Verſtaatlichung der Produktionsmittel. Nach national. 
ſozialiſtiſcher Auffaſſung iſt die Ausübung wirtſchaftlicher Tätigkeit grundſätzlich nicht 
Sache des Staates, ſondern des Volkes und der in ihm lebenden Einzelperfönlich⸗ 
keiten. Eine Verſtaatlichung der Wirtſchaft und der Erzeugung von Wirtſchafts⸗ 
gütern würde den Erfindungs⸗ und Anternehmungsgeiſt, der im Volke lebendig iſt, 
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auf wirtſchaſtlichem Gebiet weitgehend ausſchalten. Die Wirtſchaft wird aber nur 

dann die für das Volkswohl erforderlichen Höchſtleiſtungen hervorbringen, wenn die 

im Volk vorhandenen Kräfte reſtlos hierfür eingeſetzt werden und die wirtſchaftlich 

begabten Perſönlichkeiten vollen Spielraum erhalten, ihre Fähigkeiten — ſelbſt⸗ 

verſtändlich unter Bindung an die Rüdfihtnahme auf die Geſamtheit — zu betätigen 
und zu entwickeln. 


Nur auf dieſem Wege iſt es auch erreichbar, möglichſt vielen Volksgenoſſen das 
Glück der beruflichen Selbſtändigkeit, des eigenen Betriebes, der eigenen Werkſtatt 
zuteil werden zu laſſen. 


Andenkbar aber iſt, daß ein Staat, der ſich ſeiner völkiſchen Pflicht bewußt iſt, ſich 
damit abfindet, wenn lebenswichtige Wirtſchaftszweige von Truſts, womöglich inter- 
nationaler Art, mit Beſchlag belegt und damit der Willkür finanzkapitaliſtiſchen 
Profitſtrebens ausgelieſert ſind. Hier hat der Staat die Pflicht, zum Wohl des ihm 
anvertrauten Volkes zuzugreifen und die vertruſteten Wirtſchaftszweige aus der Hand 
privater Geſellſchaften zunächſt einmal in die eigene Staatshand zu überführen oder ſie 
mindeſtens in fo ſtarke Abhängigkeit von der Staatsgewalt zu bringen, daß ein Miß⸗ 
brauch der privaten Wirtſchaftsmacht hinfort ausgeſchloſſen und ihre Anwendung 
zum Beſten des Volkes voll gewährleiſtet iſt. 


Vgl. Beitrag 46 „Deutſche Wirtſchaftsgeſchichte“. 


XIV. Soziale Gerechtigkeit 
Punkt 14: „Wir fordern Gewinnbeteiligung an Großbetrieben.“ 


1. Ciberaliſtiſches Ausbeutertum 


Der liberaliſtiſch denkende Unternehmer ſah als feine einzige Aufgabe an: bei der 
Erzeugung, Verarbeitung oder dem Vertrieb von Gütern möglichft geringe Betriebs- 
koſten, vor allem alſo möglichſt niedrige Arbeitslöhne aufzuwenden und dabei einen 
möglichſt großen Warenabſatz zu möglichſt hohen Preiſen zu erzielen. Auf dieſe 
Weiſe mußte der größte überhaupt mögliche Gewinn zu erlangen ſein, und darauf 
kam es ja nach liberaliſtiſcher Auffaſſung allein an. 


Die Maſſe der Verbraucher war für dieſe Denkweiſe nichts anderes als ein Perfonen- 
kreis, deſſen Geldbeutel es zu erleichtern galt. Die Lohnarbeiter aber, deren ſich ein 
ſolcher Anternehmer bediente, waren für ihn nur lebende Werkzeuge, die man nun 
einmal zum Geldverdienen nötig hatte, die man aber nach Belieben in Gebrauch 
nehmen und wieder in die Ecke werfen durfte und für die man vernünftigerweiſe fo- 
wenig Geld aufwendete wie nur irgend möglich. 


Dieſe Haltung des liberaliſtiſchen Anternehmers (die natürlich nicht jedem einzelnen 
Anternehmer jener Zeit zu eigen, aber für den Zeitgeiſt überhaupt typiſch war) 
bedeutete eine völlige innere Loslöſung aus der Arbeitsgemeinſchaft, ja aus der 
Volksgemeinſchaft, eine Vereinſamung des Anternehmers auf dem Goldhaufen ſeiner 
Gewinne. Dieſe Haltung war überhaupt nur möglich in einer Zeit, die das Gefühl 
für Blut, Raſſe, Volkstum unter dem Hauch giftiger mammoniſtiſcher Irrlehren 
größtenteils verloren hatte. 


Z. Marxiſtiſche Derführung 

Am verheerendſten mußte ſich die Haltung eines ſolchen Anternehmers bei den Lohn 
arbeitern auswirken, die er an ſeinem Werk mitarbeiten ließ. In dieſen Menſchen 
mußten Gefühle der Verlaſſenheit und der Minderwertigkeit, der Verbitterung, des 
Neides und ſchließlich des Haſſes durch ſolches Verhalten geradezu gezüchtet werden. 
Der Arbeiter ſah, wie der Anternehmer ſich in einer prächtigen, mauerumgürteten 
Villa abſchloß und verſchanzte, er ſah, wie das Anternehmen blühte und wuchs und 
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die Lebenshaltung des Anternehmers demgemäß immer großartiger und üppiger 
wurde, während er ſelbſt, der Lohnarbeiter, der doch auch zum Aufblühen des Werkes 
beitrug, mit Weib und Kindern immer in den gleichen Amſtänden drückendſter Armut 
verblieb, ohne Hoffnung auf Beſſerung, aber ſtets belaſtet mit der Furcht, eines 
Tages womöglich auch noch auf die Straße geſetzt zu werden. Das Verletzendſte aber 
war, wenn der Anternehmer dieſes Elend überhaupt nicht zu bemerken ſchien oder es 
als das natürliche Los der „niederen Klaſſen“ gleichgültig zur Kenntnis nahm. 

Für das Bürgertum des 19. Jahrhunderts ſtellte der Typ des erfolgreichen, wohl⸗ 
habenden Anternehmers ein Ideal dar. So kam es, daß die in Anternehmerkreiſen 
entſtandene Geringſchätzung der Lohnarbeiter mehr oder weniger das geſamte 
befigende Bürgertum ergriff und durchdrang. 

Dieſe aus der Geldanbetung geborene antiſoziale und antivölkiſche Herzenskälte des 
Bürgertums ſollte ſich bitter rächen. Am den gerechten Lohn betrogen, als Menſchen 
verachtet, von den eigenen beſitzenden Volksgenoſſen verlaſſen, wurden die deutſchen 
Arbeiter in ihrer leiblichen und ſeeliſchen Not zwangsläufig das Opfer der Ver⸗ 
führungskünſte des Judentums, das mit teufliſcher Freude die Gelegenheit, unter 
den Deutſchen den Klaſſenkampf zu ſchüren, wahrnahm. So wurde der Jude Marx 
(Mardochai) mit feiner Wahnſinnslehre zum „Apoſtel“ der deutſchen Arbeiter. 


Am 9. November 1918 ging die Saat ſozialer Verſtändnisloſigkeit fürchterlich auf 
und brachte Jammer und Schmach über die ganze Nation. 


3. Deuticher Sozialismus 


Der Nationalſozialismus war die einzige politiſche Bewegung, die dieſe Zufammen- 
hänge klar und ſcharf erkannte und rückſichtslos die Folgerungen daraus zog. 
Fanatiſch erhob er die Forderung nach ſozialer Gerechtigkeit und Wiederherſtellung 
der Ehre des Handarbeitertums. In dieſem Sinne iſt auch der Programmpunkt zu 
verſtehen, der die „Gewinnbeteiligung an Großbetrieben“ verlangt. 


Das Programm will ſich mit der Forderung der Gewinnbeteiligung nicht etwa auf 
eine Lohntheorie feſtlegen, die es vielleicht für richtig hält, den Lohn jeweils nach 
einer Quote vom Gewinn des Geſamtunternehmens zu errechnen oder dem feſten 
Lohn eine gewiſſe Gewinnquote zuzuſchlagen. In welcher Form die Gewinn- 
beteiligung durchzuführen iſt, überläßt das Programm vielmehr vernünftigerweiſe 
den Erfahrungen der künftigen Praxis. 

Das Programm will auch nicht etwa beſagen, daß die Gewinnbeteiligung ſich auf 
„Großbetriebe“ zu beſchränken habe. Auf das Beiſpiel des Großbetriebs iſt die 
Programmſorderung nur deshalb zugeſchnitten, weil bei Großbetrieben von jeher 
Mißverhältniſſe zwiſchen Geſamtgewinn und Löhnen am ſinnfälligſten in Erſcheinung 
getreten waren. 

Endlich will das Programm die Gewinnbeteiligung auch nicht etwa auf die Arbeiter- 
ſchaft als Klaſſe oder gar auf die Belegſchaft des fraglichen Betriebes beſchränkt 
wiſſen. Das Gedeihen eines Betriebes iſt wohl niemals nur das Werk eines tüchtigen 
Anternehmers und ſeiner fleißigen Arbeiter, es wird vielmehr immer zugleich bedingt 
fein durch die Geſamtverhältniſſe des Landes und das Zuſammenwirken, die Gefamt- 
leiſtung und den gemeinſamen Aufſchwung der ganzen Nation. Darum fordert die 
ſoziale Gerechtigkeit, daß bei einem blühenden Anternehmen nicht nur Anternehmer 
und Arbeiter am Gewinn beteiligt find, ſondern das ganze Volk. Die Gewinn⸗ 
beteiligung des Geſamtvolkes am Aufſchwung eines Betriebes vollzieht ſich durch 
Preisverbilligung für die in dem Betrieb hergeſtellten Güter. 

Die Programmforderung nach Gewinnbeteiligung führt ſomit zu dem allgemein ⸗ 
gültigen nationalſozialiſtiſchen Grundſatz, daß an den Erträgniſſen und dem Auf ⸗ 
ſchwung der Geſamtwirtſchaft eines Volkes jeder ſchaffende Volks- 
genoſſe entſprechend ſeiner Leiſtung beteiligt werden ſoll, und daß vor allem den 
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früher unterdrückten Handarbeitern ihr vollgemeſſener Anteil am Volkswirtſchafts⸗ 
ertrag zuteil werden muß. 
Daß den Unternehmern für ihre Tatkraft, ihren Wagemut, ihr Riſiko, ihre ſchöpfe⸗ 
riſchen Ideen und ihre Organiſationsleiſtungen volkswirtſchaftlich ein Gewinnanteil 
zuſteht, der all dieſen Leiſtungen gerecht wird, hat der Nationalſozialismus immer 
anerkannt. Es geht aber nicht an, daß an einem allgemeinen nationalen Wirtſchafts⸗ 
aufſchwung, wie es im liberaliſtiſchen Zeitalter ſaſt als ſelbſtverſtändlich galt, nur 
eine dünne Schicht von Geld und Erfolgsmenſchen, Anternehmern und hinter ihnen 
ſtehenden Leihkapitaliſten teilnimmt, während die breiten Maſſen des Volkes im 
Elend bleiben oder gar noch tiefer verelenden. Es ift vielmehr dafür zu ſorgen, daß 
die Lebenshaltung aller Schichten des Volkes, ſoweit menſchen⸗ 
möglich, jeweils mit der Wirtſchaftslage des Geſamtvolkes in Einklang ſteht und daß 
bei ſteigendem Wohlſtand der Nation vor allem auch die Handarbeiterſchaft ihre 
Lebenshaltung entſprechend verbeſſern kann. 
Selbſtverſtändlich iſt es bei alledem für den Nationalſozialiſten, daß es nicht allein 
darauf ankommt, den Arbeitern und ihren Familien die notwendigen ſtofflichen Güter 
zu ſichern, ſondern daß die Handarbeiterſchaft Anſpruch darauf hat, auch an den 
ideellen Gütern der Nation, den Schöpfungen der Kunſt und Kultur und dem Genuß 
der Naturſchätze des Vaterlandes teilzunehmen. Die Teilnahme an dieſen höchſten 
nationalen Gütern muß jedem anſtändigen und fleißigen Volksgenoſſen ermöglicht 
werden, ſchon weil jeder Volksgenoſſe eines Tages in die Lage kommen kann, für die 
Nation und ihre höchſten Güter mit ſeinem Leben eintreten zu müſſen. 
Der Unternehmer oder Betriebsführer aber hat nach nationalſozialiſtiſcher Auf- 
faſſung ſeinen Betrieb nicht in erſter Linie anzuſehen als eine Quelle des Gewinnes, 
fondern als eine Arbeitsgemeinſchaft deutſcher Menſchen, für deren Wohl er mit- 
verantwortlich iſt. Der Anternehmer, der Nationalſozialiſt iſt, weiß, daß ſein Betrieb 
eine der vielen Zellen der großen Arbeitsgemeinſchaft des deutſchen Volkes darſtellt. 
Er weiß auch, daß es nicht allein darauf ankommt, den Betrieb — zum Wohl des 
Volksganzen — zu Höchſtleiſtungen zu ſteigern, ſondern daß ihm gleichzeitig die 
ſchöne Pflicht auferlegt iſt, die ihm anvertrauten deutſchen Menſchen, dieſe Träger 
wertvollen Blutes, als Volksgenoſſen und Mitarbeiter zu achten und zu betreuen 
und mit ihnen eine tief innerliche, auf dem Bewußtſein des Volksgenoſſentums 
beruhende Gemeinſchaft zu pflegen. 

Vgl. Beitrag 58 „Sozialpolitik“. 


XV. Ausbau der Altersuerforgung 
Punkt 15: „Wir fordern einen großzügigen Ausbau der Altersverforgung.” 


1. Derjorgung der Staatsdiener 


Seit langer Zeit ſchon zahlt der Staat an ſeine Beamten, d. h. die Volksgenoſſen, die 
ſich lebenslänglich dem Staatsdienſt, dem Dienſt an der Allgemeinheit, widmen, 
Alterspenſionen. Wie der Staat für die alten Berufsbeamten ſorgt, fo hat er auch 
für die ausgedienten Berufsſoldaten ein beſonderes Verſorgungsſyſtem entwickelt. 
Dieſe Regelung, die zugunſten von Beamten und Soldaten getroffen iſt, kann man 
auf zwei Grundgedanken zurückführen. 

Der eine Grundgedanke iſt, daß ein Volksgenoſſe, der fein ganzes Leben der Gefamt- 
heit weiht, auch ein Anrecht darauf hat, im Alter durch die Geſamtheit vor Not 
geſchützt zu werden. 

Der weitere Grundgedanke beſteht darin, daß Veamte und Berufsſoldaten, da ſie 
ihre ganze Kraft dem Staate ſchulden, während ihrer ganzen Dienſtzeit von Berufs 
wegen gehindert find, ſich durch wirtſchaftende Tätigkeit eine Lebensgrundlage zu 
ſchaffen, die ihnen auch im Alter eine Verſorgung gewähren würde. 
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Indem das nationalſozialiſtiſche Programm den Gedanken der Altersverſorgung 
auf ſeine Fahne ſchreibt, erkennt es die für Beamte und Soldaten getroffene 
Regelung grundſätzlich als geſund und berechtigt an. 

Die Altersverſorgung dieſer Perfonenkreiſe liegt in der Tat ſchon deshalb im 
Intereſſe der Geſamtheit, weil Staatsdiener, die die Ausſicht hätten, im Alter am 
Hungertuch zu nagen, eine Dienſtfreudigkeit ſchwerlich würden aufbringen können. 
Vor allem aber iſt es völkiſche Ehrenpflicht, Volksgenoſſen, die ihr Leben lang 
ehrlich gearbeitet haben, im Alter nicht verkommen zu laſſen. 


2. Derjorgung der Arbeiter und Angeftellten 


Der Nationalſozialismus erkennt jedoch, daß dieſe Ehrenpflicht keineswegs nur 
gegenüber Berufsbeamten und Berufsſoldaten beſteht, ſondern daß breiteſte 
Schichten des Volkes in ähnlichem Sinne einer Altersverſorgung bedürftig und 
würdig ſind. 

Im liberaliſtiſchen Zeitalter gehörte der Gedanke an das Alter und die damit ein- 
tretende Arbeitsunfähigkeit zu den unheimlichſten Geſpenſtern, die in den deutſchen 
Arbeiterfamilien geiſterten und ihnen das Leben verbitterten. Solange feine Arbeits- 
kraft noch ungebrochen war, konnte der deutſche Arbeiter noch halbwegs damit rechnen, 
ſich und die Familie notdürftig durchs Leben zu bringen. Aber mit Grauen mußte 
er an den Tag denken, an dem das Alter ihm das Arbeitswerkzeug aus der Hand 
winden würde. Selbſt wenn er erwachſene Kinder hatte, war es für ihn ein qual- 
voller Gedanke, dieſen zur Laſt zu fallen, die doch ſelbſt nur das Notdürftigſte für ſich 
und ihre Familie erarbeiteten. 


Der Nationalſozialismus iſt entſchloſſen, den deutſchen Arbeitsmenſchen von dieſer 
quälenden Sorge um ſein Schickſal im Alter ein für allemal zu entlaſten. 


Wie der Beamte und Berufsſoldat gehört auch der Arbeiter und Angeſtellte zu 
den Volksgenoſſen, die in abhängiger Stellung gegen feſte Bezüge tätig und in aller 
Regel nicht in der Lage find, ſich eine ſelbſtändige, auch das Alter ſicherſtellende 
Lebensgrundlage zu ſchaffen. Wenn auch Arbeiter und Angeſtellte nicht wie die 
Beamten Organe des Staates find und im allgemeinen nicht wie dieſe unmittelbar 
dem Staat und der Allgemeinheit dienen, ſo hat doch gerade der Nationalſozialismus 
die Wahrheit neu entdeckt, daß nicht nur die Beamtenarbeit, ſondern jede wirkliche 
„Arbeit“ Dienſt an der Allgemeinheit iſt. Nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung iſt 
wirkliche Arbeit niemals eine reine Privatangelegenheit des einzelnen, ſondern 
immer zugleich Volksſache. 
Aus dieſer Wertung der Arbeit folgt ohne weiteres, daß jeder, der ehrlich gearbeitet 
hat, ohne fein Alter ſicherſtellen zu können, von der Allgemeinheit eine Altersverfor- 
gung beanſpruchen kann. 
Die Würde der Arbeit, die ſoziale Gerechtigkeit, der Gedanke der Volksgemeinſchaft 
und die Verpflichtung vor Naſſe und Volkstum erfordern zwingend den Ausbau der 
Altersverforgung. 

Vgl. Beitrag 28 „Deutſches Beamtenrecht“ und Beitrag 40 „Sozialverſicherung“. 


XVI. Erneuerung des Mittelftandes 


Punkt 16: „Wir fordern die Schaffung eines gefunden Mittelftandes und feine 
Erhaltung, fofortige Kommunaliſierung der Großwarenhäuſer und ihre Vermietung 
zu billigen Preifen an kleine Gewerbetreibende, ſchärfſte Berückſichtigung aller 
kleinen Gewerbetreibenden bei Lieferung an den Staat, die Länder oder Gemeinden.“ 


1. Der Mittelftand im alten Reich 


Das alte Reich verdankte ſeine bei aller inneren Zerriſſenheit bewundernswerte 
Feſtigkeit und Kraft nicht zuletzt ſeinem blühenden Mittelſtand, jener breiten Schicht 
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leidlich wohlhabender, wirtſchaſtlich geſicherter Bürger, die eigene kaufmänniſche, 
handwerkliche oder gewerbliche Betriebe ihr eigen nannten und beſtrebt waren, dieſen 
ehrlich erworbenen Beſitz durch ehrliche Arbeit für ſich, ihre Familien und ihre 
Nachkommen zu erhalten und zu mehren. Dieſer bürgerliche Mittelſtand galt mit 
Recht als ein „ſtaatserhaltendes Element“ erſten Ranges. Er war nächſt dem Bauern- 
ſtand zweifellos auch biologiſch die beſte Gewähr für den Fortbeſtand des Volkes, 
denn er bot einem großen Teil des Volkes die geordnete und ausreichende Grundlage 
zur Familiengründung. 


Z. Die Proletarifierung 


Nach dem Weltkrieg trat als Folge des Kriegsverluſtes, der Inflation, der Tribut- 
ſteuern, der Arbeitsloſigkeit und der Mißregierung die beängſtigende Erſcheinung ein, 
daß der Mittelſtand mehr und mehr dahinſchmolz. Zahlloſe Geſchäſte gingen in 
Konkurs, ein Betrieb nach dem andern mußte die Tore ſchließen, der Beſitz des 
Bürgers in der Stadt geriet unter den Hammer ebenſo wie auf dem Lande der Hof 
des Bauern. Ein Mittelſtändler nach dem andern verlor ſeine „Exiſtenz“, ſeine 
Selbſtändigkeit, und mußte, ſofern er nicht überhaupt der Wohlfahrtspflege zur Laſt 
fiel, hinfort fein Brot in einem unſelbſtändigen Arbeits- oder Angeſtelltenverhältnis 
ſuchen. Mancher ſtädtiſche Hausbeſitzer z. B., der fein Grundſtück in der Inflations- 
zeit verkauft hatte, mußte bekanntlich froh fein, in feinem früheren Haufe die Portier 
ſtelle zu erhalten. | 


Empörend wirkte es, daß das jüdiſch⸗liberaliſtiſch⸗marxiſtiſche Syſtem das Sterben 
des Mittelſtandes nicht etwa aufzuhalten ſuchte, ſondern dieſe Verfallserſcheinung im 
Gegenteil ſreudig begrüßte und offenſichtlich förderte. 


Wie bereits bei Erörterung des Programmpunktes 13 angedeutet wurde, mußte der 
kapitaliſtiſche Geiſt an dem Antergang des Mittelſtandes ſeine helle Freude haben. 
Die großen Geldleute, die Konzerne und Mammutgeſellſchaften fchluckten einen nach 
dem andern von den kleinen Gewerbetreibenden und Kaufleuten. Aus den Konkurs- 
maſſen des Mittelſtandes füllten Warenhäuſer und Einheitspreisläden billig ihre 
Beſtände auf, um dann durch Anterbietung der noch verbliebenen Mittelſtandskauf⸗ 
leute auch dieſe zu Fall zu bringen und zu beerben. 


Dem Marxismus anderſeits, der als Sozialdemokratie in der Regierung ſaß, war der 
ſelbſtändige Beſitzer, gleichviel ob Bürger oder Bauer, ſtets ein Dorn im Auge 
geweſen. Die Proletariſierung des Mittelſtandes hatte von jeher zu den weſentlichſten 
marxiſtiſchen Zielen gehört. Die Rechnung — die lediglich durch das Eingreifen 
Adolf Hitlers zu einer Fehlrechnung wurde — ging dahin, daß der entwurzelte 
Bürger und Bauer, der als ſelbſtändiger und freier Mann vom Marxismus nichts 
hatte wiſſen wollen, nunmehr, nach Verluſt von Beſitz und Selbſtändigkeit ins Pro- 
letariat herabgeſunken, eine leichte Beute des marxiſtiſchen Maſſenbetrugs werden 
würde. 


So ſtrebte die deutſche Wirtſchaftsentwicklung dem naturwidrigen, mindeſtens dem 
deutſchen Geiſte weſensfremden Zuſtande zu, daß es demnächſt nur noch aberwitzige 
Reichtumsanhäufung auf der einen, bitterſte Armut und Not auf der andern Seite 
unvermittelt nebeneinander geben würde. Eine der Zahl nach kleine Schicht von Groß⸗ 
unternehmern, Kapitalgeſellſchaſten und meiſt jüdiſchen Geldleuten ſammelte mehr und 
mehr die geſamte Wirtſchaftsmacht in ihrer Hand, während die breite Maſſe der 
deutſchblütigen Bevölkerung der Proletariſierung und ſchließlich zu vielen Millionen 
der Arbeitslofigkeit verfiel. 


3. Wiedergeburt 


In ſchroffem Gegenſatz zu Marxismus und Liberalismus fordert das nationalfoziali- 
ſtiſche Programm aus Ehrfurcht vor dem deutſchen Blute und im Gefühl volks- 
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genöſſiſcher Verpflichtung die Wiedererweckung des Mittelſtandes auf breitefter 
Grundlage. 


Dabei iſt für den Nationalſozialismus nicht ſo ſehr der im alten Reich beliebte 
Gedanke maßgebend, daß durch Verſchaffung von Beſitz möglichſt viele Staatsbürger 
mit ihren Intereſſen an den Staat gebunden und dadurch zu „Patrioten“ gemacht 
werden. Von dieſem materialiſtiſch verankerten „Patriotismus“, der in den Ent⸗ 
ſcheidungstagen des November 1918 feine Wertloſigkeit erwies, hält der National - 
ſozialismus herzlich wenig. Ihm kommt es vielmehr bei der Neuſchaffung des Mittel- 
ſtandes vor allem darauf an, für möglichſt viele deutſche Familien eine dauerhafte 
Lebensgrundlage zu ſchaffen. 


So ſehr der Nationalſozialismus, wie bei Erörterung der Programmpunkte 14 und 15 
dargelegt wurde, bemüht iſt, durch Erfüllung der Forderungen ſozialer Gerechtigkeit 
den deutſchen Arbeitern und Angeſtellten auch in ihrer beruflichen Anſelbſtändigkeit 
das Leben lebenswert zu machen, ſo will er darüber hinaus möglichſt vielen Arbeitern 
und Angeſtellten auf Grund ihres Fleißes und ihrer Fähigkeiten die Möglichkeit 
eröffnen, auf bäuerlicher oder bürgerlicher Grundlage zu dem Glück der beruflichen 
Selbſtändigkeit zu gelangen. 


Für die Schaffung und Erhaltung dieſes neuen deutſchen Mittelſtandes will der 
Nationalſozialismus mit allen erdenkbaren tauglichen Mitteln ſorgen, wofür das 
Programm als Beiſpiele die Kommunaliſierung der Großwarenhäuſer, ihre billige 
Vermietung an Kleingewerbetreibende und weitgehende Berückſichtigung des Klein- 
gewerbes bei der Vergebung öffentlicher Aufträge anführt. 


e „Die deutſche Wirtſchaft“ und Beitrag 52 „Gewerbe und Gewerbe ; 
politik“. 


XVII. Bodenreform 


Punkt 17: „Wir fordern eine unſeren nationalen Bedürfniſſen angepaßte Boden- 
reform, Schaffung eines Geſetzes zur unentgeltlichen Enteignung von Boden für 
gemeinnützige Zwecke, Abſchaffung des Bodenzinſes und Verhinderung jeder Boden- 
ſpekulation.“ | 


1. Der liberaliftiiche Eigentumsbegeiff 


Es genügt nicht, daß ein Volk, wie es der Programmpunkt 3 fordert, in feiner Gefamt- 
heit die für ſein Leben notwendige Landfläche erhält. Vielmehr iſt für das Gedeihen 
des Volkes außerdem erforderlich, daß der ihm zur Verfügung ſtehende Boden auch 
richtig verteilt und richtig genutzt wird. 


Dieſe völkiſch ſelbſtverſtändliche Forderung war unter der Herrſchaft des liberaliſti⸗ 
ſchen Eigentumsbegriffs ſchlechthin unerfüllbar. 


Nach liberaliſtiſcher Auffaſſung konnte jeder Eigentümer mit ſeinem Eigentum „nach 
Belieben verfahren“. Er konnte alſo ſeinen Boden bebauen oder auch brachliegen 
laſſen. Er konnte nach ſeinem Belieben Wälder oder Wieſen oder Acker oder Gärten 
oder Bauwerke auf ſeinem Boden erſtehen laſſen, ohne im geringſten danach fragen 
zu müſſen, welche Bebauungsart wohl dem Bedürfnis der Gemeinſchaft ent- 
ſprach. Er konnte Menſchen — und zwar Volksgenoſſen oder auch Fremdlinge — als 
Gäſte oder Mieter oder Pächter oder Geſinde auf feinem Boden verkehren laſſen, es 
ſtand aber ebenſo auch in feiner Macht, fein ganzes Beſitztum mit einem Zaun zu um- 
frieden und unter der Warnung „Vorſicht, biſſige Hunde!“ jedem Menſchen den Zu- 
tritt zu verwehren. 


Hätte mithin in der Zeit liberaliſtiſcher Eigentumsauffaſſung irgendeine Kapitalgeſell - 
ſchaft ganz Deutſchland aufgekauft, fo wäre fie nach dieſer ſeltſamen Rechtstheorie 
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befugt geweſen, durch Brachliegenlaſſen des geſamten Bodens das deutſche Volk zum 
Verhungern zu bringen oder auch mittels des „Hausrechts“ allen Deutſchen das 
Betreten ihres Vaterlandes zu verbieten. 


An dem Widerſinn dieſer letzten theoretiſchen Folgerung aus dem liberaliſtiſchen 
Eigentumsbegriff wird die ganze Annatur und Verwerflichkeit dieſer Rechtsauffaſſung 
erkennbar. Die liberaliſtiſche Praxis war denn auch dementſprechend. Der Boden 
wurde ohne alle Ehrfurcht zu einer Handelsware, einem Spielball des Schachers hab- 
gieriger Spekulanten und verantwortungsloſer Grundſtücksſchieber herabgewürdigt. 
Scharenweiſe fielen die großen und kleinen Bodenbeſitzer in Stadt und Land in die 
Schlingen und Netze des Leihkapitals. Mit der Gier lüſterner Raubtiere ſtürzte ſich 
das auch hier wieder vorwiegend jüdiſche Schiebertum auf die koſtbare Beute, um den 
deutſchen Boden nach allen Regeln feiner ſchäbigen Kunſt zu zerſtückeln und auszu- 
ſchlachten und durch Verhandeln der Bodenſtücke, ohne auch nur einen Finger zu ehr- 
licher Arbeit zu rühren, phantaſtiſche Schiebergewinne einzuheimſen. 


Dieſes Treiben, das ſchon lange Jahrzehnte vor dem Krieg eingeſetzt hatte, nahm 
unter dem Novemberſyſtem die aberwitzigſten Formen an. Ganze Wohnviertel der 
Großſtädte gingen jetzt in den Beſitz von Ausländern oder jüdiſchen Kapitalgeſell⸗ 
ſchaften über. Die deutſche Landwirtſchaft aber, das deutſche Bauerntum näherte ſich 
unaufhaltſam dem, wie es ſchien, unvermeidbaren endgültigen Zuſammenbruch. Als 
dann der Nationalſozialismus kam und einem Eigentumsbegriff, der dieſe haar⸗ 
ſträubenden Zuſtände zuließ und ſogar als „rechtmäßig“ anſah, Kampf bis aufs 
Meſſer anſagte, erhob ſich von allen Seiten ein gewaltiges Geſchrei. Es hieß: jetzt 
vergreifen die Nationalſozialiſten ſich ſogar an der „Heiligkeit des Eigen 
tums“. 


Z. fjeiligkeit des Bodens 


Nicht das Privateigentum als ſolches iſt heilig, ſondern heilig iſt der Boden als 
Lebensgrundlage eines Volkes. 


Der Boden iſt heilig, weil er dem Volke Brot gibt. Er iſt heilig, weil ohne ihn das 
deutſche Blut verrinnen und verderben würde. Er iſt heilig, weil unſere Väter ihn 
erkämpft, urbar gemacht, bearbeitet, bebaut und immer wieder unter Einſatz des 
Lebens verteidigt haben. 


Weil der Boden heilig iſt, muß allerdings auch das Eigentum, das eine deutſche 
Familie als Lebensgrundlage an einem Stück dieſes Bodens hat, heilig und unantaft- 
bar ſein, ſofern dieſes Stück Boden ehrlich erworben iſt und im Einklang mit den 
Bedürfniſſen der Geſamtheit bewirtſchaftet wird. 


Dieſes heilige Eigentum am Boden, das der Liberalismus entheiligt und entwürdigt 
hat, will der Nationalſozialismus mit den ſchärſſten Mitteln gewahrt und geſchützt 
wiſſen vor allen Bedrohungen von außen und von innen, ſogar vor dem Leichtfinn 
einzelner Beſitzer, zum Beſten der Familie als der Zelle des Volkstums. 


3. Enteignung 


Der Boden, der einem Volk zur Verfügung ſteht, hat eine ganz beſtimmte, nicht ohne 
weiteres ausdehnbare Größe. Die Gegenſtände, die zur beweglichen Habe gehören, 
laſſen ſich im Gegenſatz hierzu meiſt in beliebiger Menge herſtellen, ſie ſind erſetzbar, 
wenn ſie verderben oder verlorengehen, und ſind vermehrbar, wenn die vorhandene 
Menge nicht ausreicht. Der Boden dagegen iſt einmalig und unerſetzlich, und mit dem 
vorhandenen Beſtand muß aufs peinlichſte hausgehalten werden Die Verantwortung, 
die dem Bodeneigentümer dem Volk gegenüber auferlegt iſt, iſt daher unvergleichlich 
viel größer als die Verantwortung eines Eigentümers, der nur bewegliche Habe ſein 
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Die Heiligkeit des in ſeinem Amfang beſchränkten und darum ſo koſtbaren Bodens 
fordert gebieteriſch, daß gegen jeden Mißbrauch und jede Entweihung des Bodens 
unerbittlich eingeſchritten wird. 


Wer auf unehrliche Weiſe Boden erwirbt, wer feinen Bodenbeſitz zu volksſchädlichen 
Zwecken mißbraucht oder wer ihn zum Schaden des Volksganzen vernachläſſigt oder 
der volkswirtſchaftlich notwendigen Nutzung entzieht, kann nicht erwarten, auf die 
Dauer als rechtmäßiger Beſitzer anerkannt zu werden. Er muß der Enteignung ver- 
fallen und hat keinen Anſpruch, entſchädigt zu werden. 


Denn in höherem Sinne gehört aller Boden dem Volk, und der prirate Boden- 
eigentümer iſt dem Weſen der Sache nach nur Lehnsträger von Volkes Gnaden. 
Erweiſt er ſich des Lehens unwürdig, ſo tritt das Volk wieder in ſeine Rechte und 
kann über das heimgeſallene Lehen zugunſten eines Würdigeren verfügen. 


Die Syſtemparteien haben nichts unverſucht gelaſſen, um dieſe eindeutig ⸗gerade 
nationalſozialiſtiſche Stellungnahme zum Eigentumsbegriff zu verdrehen, den 
Nationalſozialismus als eigentumsfeindlich zu verketzern und die beſitzenden Schichten 
durch Entfeſſelung niederer Inſtinkte der Eigenſucht gegen ihn aufzuhetzen. Adolf 
Hitler brach dieſen Beſtrebungen die Spitze ab, indem er am 13. April 1928 folgende 
parteiamtliche Erklärung abgab: 


„Gegenüber den verlogenen Auslegungen des Punktes 17 des Programms der 
NSDAP. von ſeiten unferer Gegner iſt folgende Feſtſtellung notwendig: Da die 
NSDAP. auf dem Boden des Privateigentums ſteht, ergibt ſich von ſelbſt, daß 
der Paſſus ‚Unentgeltlihe Enteignung’ nur auf die Schaffung geſetzlicher Möglich⸗ 
keiten Bezug hat, Boden, der auf unrechtmäßige Weiſe erworben wurde oder nicht 
nach den Geſichtspunkten des Volkswohls verwaltet wird, wenn nötig, zu enteignen. 
Dies richtet ſich demgemäß in erſter Linie gegen die jüdiſchen Grundftücksſpekula⸗ 
tions⸗Geſellſchaften.“ 


4. neues Bodenrecht 


Die Bodenreform, die das Parteiprogramm fordert, ſoll das Bodenrecht mit dem 
nationalen Bedürfnis in Einklang bringen. 


Da der Nationalſozialismus das Eigentum bejaht und ſogar möglichſt vielen Volks⸗ 
genoſſen das Glück eigenen Bodenbeſitzes zuteil werden laſſen will, verſteht es ſich von 
ſelbſt, daß es nicht dem nationalen Bedürfnis entſprechen würde, wenn dem Eigen- 
tümer die Freude an ſeinem Beſitz verkümmert werden ſollte. Der Eigentümer muß 
daher grundſätzlich auch in Zukunft die Freiheit haben, nach eigenen Gedanken und 
Antrieben und unter eigener Verantwortung in feinem Befitztum zu ſchalten und zu 
walten, nur hinfort immer mit der Einſchränkung, daß das Bedürfnis des Volks- 
ganzen entgegenſtehenden Privatwünſchen unter allen Amſtänden vorgehen muß. 


Das nationale Bedürfnis erheiſcht, daß das Bauerntum als Blutquelle des 
deutſchen Volkes erhalten und geſichert und das Bodenrecht entſprechend geſtaltet 
wird. Darüber hinaus erfordert das nationale Bedürfnis, daß möglichſt vielen zur 
Zeit wurzelloſen Volksgenoſſen die Möglichkeit eröffnet wird, durch Siedlung 
wieder im Mutterboden Wurzel zu faſſen und ihren Familien ein Leben auf eigener 
Scholle zu erarbeiten. 

Nicht zuletzt iſt es unabweisbares Bedürfnis der Nation, daß der Boden durch eine 
geſunde Miſchung von kleineren und größeren Beſitztümern und durch die Art feiner 
Bearbeitung die Ernährung des Volkes für alle etwa eintretenden Fälle gewährleiſtet 
und ſo die Nährfreiheit ſicherſtellt. 

Auf der andern Seite verbietet das nationale Bedürfnis jeden Mißbrauch des Bodens 
zu eigenſüchtigen Zwecken, es verbietet, ſei es in Form von Spekulationsgewinnen 
oder eines laufenden Zinſes, aus dem Boden Gewinne zu ziehen, die nicht durch 
Arbeit und Leiſtung innerlich gerechtfertigt ſind. 
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Allen dieſen Geſichtspunkten fol ein nationalſozialiftiſches Bodenrecht Rechnung 
tragen. 


Vgl. Beitrag 3 „Blut und Boden“ und Beitrag 48 „Agrar- und Siedlungspolitik“. 


XVIII. fampf dem Derbrechertum 


Punkt 18: „Wir fordern den rückſichtsloſen Kampf gegen diejenigen, die durch ihre 
Tätigkeit das Gemeinintereſſe ſchädigen. Gemeine Volksverbrecher, Wucherer, 
Schieber uſw. find mit dem Tode zu beſtrafen, ohne Rückſichtnahme auf Konfeſſion 
und Raſſe.“ 


1. Die verbrecherfreundliche Syftemzeit 


„Nicht der Mörder, ſondern der Ermordete tft ſchuldig“, fo lautete der paradoxe Satz, 
den ſich die liberaliſtiſch⸗marxiſtiſchen Verderber Deutſchlands anſcheinend zur NRicht- 
ſchnur erkoren hatten. Stand ein Verbrechen zur Aburteilung, ſo war von dem Opfer 
des Verbrechens kaum noch die Rede. Der Verbrecher aber wurde, je ſcheußlicher und 
viehiſcher ſeine Tat war, zu einem um ſo intereſſanteren Gegenſtand der pſychologi⸗ 
ſchen Durchleuchtung, Betrachtung und Erſorſchung — oder gar der ſtillen Be⸗ 
wunderung. 

War gar ein Jude der Täter, ſo ſorgte die Judenpreſſe ſchon dafür, daß dieſer Ver⸗ 
brecher förmlich zum Helden oder Märtyrer geſtempelt wurde. Schieber und Wucherer 
vom Schlage der Barmat und Kutisker wuchſen in dem Gemqauſchel jüdiſcher Zeitungen 
und Zeitſchriften zum Range wahrer „Genies“ empor. Ein Scheufal wie der Juden⸗ 
junge Schleſinger, der in räuberiſcher Abſicht einen Eiſenbahnzug zum Entgleiſen 
gebracht und dadurch den Tod zahlreicher deutſcher Menſchen verſchuldet hatte, wurde 
von dieſer Preſſe als zarte Künſtlernatur und beklagenswertes Opfer unglücklicher 
Amſtände geradezu in den Himmel gehoben. 

Im Grunde iſt es ja auch nur zu natürlich, daß eine Naſſe, die wie die jüdiſche 
inſtinktmäßig auf die Zerſetzung ihres Wirtsvolkes ausgeht, ſich mit dem Verbrecher⸗ 
tum innerhalb dieſes Volkes eines Sinnes fühlt. Die Geſchichte lehrt, daß ſchon von 
jeher das Judentum in Deutſchland bald in ofſener, bald in verſteckter Form mit der 
Verbrecherwelt weitgehend gemeinſame Sache gemacht hat. 

So verſteht es ſich eigentlich von ſelbſt, daß in den Jahren der Judenherrſchaft das 
Beſtreben unverkennbar war, den Verbrecher auf alle nur erdenkliche Weiſe zu ent⸗ 
ſchuldigen und womöglich der Straſe zu entziehen und ihm, wenn ſich die Beſtrafung 
ſchließlich doch nicht hatte umgehen laſſen, dann wenigſtens das Leben in der Straf- 
anſtalt ſo angenehm wie möglich zu machen. Etwas ganz Anmenſchliches, aller 
Humanität ins Geſicht Schlagendes war in den Augen des Judentums — die Todes- 
ſtrafe. Sie abzuſchaffen war dem Judengerede zufolge eigentlich ein ſelbſtverſtänd⸗ 
liches Gebot unſerer fortgeſchrittenen Zeit. Mindeſtens durften Todesurteile, ſolange 
ſie rechtlich leider noch möglich waren, doch keinesfalls mehr vollſtreckt werden. 

Bei ſolchen Anſchauungen der damals herrſchenden Schicht mußten Polizei und Straf⸗ 
juſtiz mehr und mehr zu lächerlichen Vogelſcheuchen werden, die kein Verbrecher mehr 
ernſt nahm. Appig durfte das Verbrechertum ins Kraut ſchießen. Der anſtändige 
Volksgenoſſe aber wurde mit der Zeit vogelfrei. 


2. Wirkjame Derbrecherbekämpfung 


Der vom Judentum gewünſchten, von törichten oder verblendeten Deutſchen unter- 
ſtützten Verhätſchelung des Verbrechertums, dieſer Verwirrung und Entartung des 
Rechtsgefühls tritt das nationalſozialiſtiſche Programm mit ſchroffen, ſchneidenden 
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Für den Nationalſozialismus, der den Schutz des Volkes und der Naſſe auf fein 
Banner geſchrieben hat, kann es in dieſer Frage nur eine einzige Parole geben: 
Kampf dem Verbrechertum bis zum äußerſten, bis zur Vernichtung. 

Wie der Staat nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung die Pflicht hat, den anſtändigen, 
fleißigen, wertvollen Volksgenoſſen zu ſtützen, ihm in der Not zu helfen, ihm das 
Leben zu erleichtern und zu verſchönen, ſo kann dem volksſchädlichen Verbrechertum 
gegenüber anderſeits nur die unerbittlichſte Härte am Platze ſein. 

Harte Strafe als Vergeltung und Sühne des Verbrechens fordert das geſunde 
Gerechtigkeitsgefühl des Volkes. Nur durch Härte kann man unverbeſſerliche Ver⸗ 
brecher von weiteren Abeltaten abſchrecken und fie, wenn nötig, unſchädlich machen. 
Mitleid mit dem Verbrecher iſt gleichbedeutend mit Erbarmungsloſigkeit gegen die 
anftändige Bevölkerung. Denn jede Milde gegen das Verbrechertum bedeutet für 
dieſes eine Ermunterung, ſeine verbrecheriſche Tätigkeit auf Koſten der ehrlichen Leute 
fortzuſetzen und noch zu ſteigern. 

Eine Sonderbehandlung kann nur für ſolche Miſſetäter in Frage kommen, die nach 
Alter, Veranlagung und Tatbeweggründen als beſſerungsfähig anzuſehen, ſomit nicht 
dem eigentlichen Verbrechertum zuzurechnen ſind. 


3. Strafrechtsreform 
In der Kampfanſage des Programms an das Verbrechertum liegt zugleich die 
Forderung einer durchgreifenden Strafrechtsreform. 
Das bisher geltende deutſche Strafrecht war ein ausgeſprochen liberaliſtiſches 
Gewächs. Es ging von der Einzelperſon und ihren Menſchenrechten aus. Der Schutz, 
den es gewähren wollte, galt daher dem einzelnen und jenem formalen, blutleeren 
Staatsbegriff, den ſich der Liberalismus zurechtgeklügelt hatte. 
Vom Volke wußte dieſes Strafrecht ſo gut wie überhaupt nichts. Eines der ſchwerſten 
Verbrechen am Volke, die Vergiftung der Blutsreinheit, die Raſſenſchande, war dem 
alten Rechte völlig unbekannt. Es kannte überhaupt keine „Verbrechen am Volke“, 
ſondern höchſtens Verbrechen am Staate und „gemeingefährliche“ Verbrechen. 
So war ſchon der im Parteiprogramm gebrauchte Ausdruck vom „gemeinen Volks 
verbrecher“ eine revolutionäre Herausforderung an die liberaliſtiſche Straſrechts⸗ 
lehre. Völlig neu war die aus dem Programm ablesbare nationalſozialiſtiſche 
Begriffsbeſtimmung: „Verbrecher iſt, wer durch ſeine Tätigkeit das Gemeinintereſſe 
ſchädigt“. 
Das Programm bringt ſomit zum Ausdruck, daß der Nationalſozialismus, indem er 
alle Dinge dieſer Erde vom Volke aus betrachtet, zu einer grundſätzlichen Neubewer⸗ 
tung alles menſchlichen Verhaltens und damit auch zu einer neuen Auffaſſung vom 
Weſen des Verbrechens und den einzelnen Verbrechenstatbeſtänden gelangen muß. 
Es ergibt ſich damit die Notwendigkeit eines neuen, nationalſozialiſtiſchen Straſ⸗ 
rechts, das die Werte Volk, Raffe, Gemeinſchaftsleben in den Mittel- 
punkt ſeiner Betrachtungen rückt und ihren Schutz gewährleiſtet. 

Vgl. Beitrag 41 „Strafrecht und Strafverfahren“ und Beitrag 29 „Die Polizei“. 


XIX. Revolution des Rechts 


Punkt 19: „Wir fordern Erſatz für das der materialiſtiſchen Weltordnung dienende 
römiſche Recht durch ein deutſches Gemeinrecht“. 


1. Recht 

Recht ift die Lebensordnung, die einem Volke geſetzt iſt. Das Recht regelt die Be⸗ 
ziehungen von Gemeinſchaft und einzelnen ſowie der einzelnen untereinander. Nur 
unter einer Rechtsordnung, die ſeiner Eigenart entſpricht und aus ſeiner Eigenart 
geboren iſt, wird ein Volk glücklich leben und ſeine Kräfte völlig frei entfalten können. 
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Wir ſahen bereits, wie ſich das nationalſozialiſtiſche Programm (im Punkt 17) 
gegen ein volksverderbliches Bodenrecht und (im Punkt 18) gegen ein volksfremdes 
Strafrecht wenden mußte. Aber über dieſe Sondergebiete hinaus fordert das Pro- 
gramm ganz allgemein eine Revolution des Rechtslebens Überhaupt. 


2. Die Rezeption des römijchen Rechts 


Dem deutſchen Volke ift feit Jahrhunderten der Segen eines artgemäßen, boden- 
ſtändigen Rechts verſagt geweſen. 


An Stelle der alten deutſchen Rechtsſatzungen war im humaniſtiſchen Zeitalter ein 
fremdes Recht eingeführt worden, das ſogenannte römiſche Recht, wie es im Corpus 
juris des ſpätrömiſchen Kaiſers Juſtinian zuſammengefaßt war. Es war dies nicht 
etwa das Recht, unter dem das alte Rom einſt mächtig und ſtark geworden war, nicht 
das Recht, das den römiſchen Staat zu einem Arbild des Staatsbegriffs überhaupt 
gemacht hatte, ſondern das Recht einer ſpäten Verfallszeit, die den Keim der Auf- 
löſung in ſich trug. 


Es war ein Recht, das durchaus auf den Individualismus des Einzelmenſchen zuge- 
ſchnitten war, der Selbſtſucht des Beſitzenden ſchmeichelte und die Achtung und Rück. 
ſichtnahme auf eine Gemeinſchaft, auf das Wohl des Volkes kaum kannte: Ein Recht, 
dem die Weisheit, daß der Einzelmenſch nur als Teil ſeines Volkes etwas wert iſt 
und Wertvolles leiſten kann, abhanden gekommen war. 


Dieſes Recht war dem deutſchen Volke einſt aufgezwungen worden. Das Volk hatte 
dieſes Recht niemals geliebt, ja nicht einmal verſtanden. Zur Auslegung und Anwen- 
dung dieſes fremden Rechtes war ein Stand gelehrter Juriſten nötig geworden, der 
es als eine Geheimwiſſenſchaft hütete und handhabte. 


3. Spätere Rechtsentwicklung 


Noch in den Zeiten des Bismarck⸗Reiches bildete dieſes römiſche Recht die Haupt- 
grundlage des Rechtslebens in Deutſchland. Wenn auch das Bürgerliche Geſetzbuch 
von 1900 hier und da auf alte deutſche Rechtsgedanken zurückgriff, ſo blieb doch 
das Hauptgefüge römiſch-rechtlich. Der materialiſtiſche Grundzug des juſtinianiſchen 
Rechts paßte ja auch trefflich zu der mammoniſtiſch-eigenſüchtigen Lebensauffaſſung, 
wie ſie unter dem zunehmenden Wohlſtand des kaiſerlichen Deutſchlands und dem 
wachſenden Einfluß des Judentums gerade die beſſer geſtellten Schichten unſeres 
Volkes mehr und mehr ergriff und durchſeuchte. 


Die Nachkriegszeit mit ihrer ausgeſprochenen Judenherrſchaft brachte dann den 
völligen Zuſammenbruch aller Rechtsbegriffe. Höchſte deutſche Richter erklärten, daß 
ſie gezwungen ſeien, Anrecht ſtatt Recht zu ſprechen. Andere ſtellten feſt, daß das Recht 
in Deutſchland völlig zur „Dirne der Politik“, zum Spielball der verantwortungs- 
loſen Parteienwirtſchaft herabgeſunken war. Der ſchamloſe Raubzug der Inflation 
und ſeine rechtliche Anerkennung vernichteten das letzte Vertrauen zum Recht und zur 
Juſtiz. Die zur Täuſchung der Maſſe geſchaffenen ſozialrechtlichen Einrichtungen 
wirkten angeſichts der zunehmenden Verelendung des ganzen Volkes und der furchtbar 
anſteigenden Arbeitsloſigkeit nur noch als ſchneidender Hohn. Schieber und Wucherer 
ſchlüpften hurtig durch die Maſchen der Geſetze und erwarben Reichtum und Macht. 
Wer ſich dagegen für die Zukunft ſeines Volkes einſetzte, geriet zwangsläufig in die 
Fußangeln der Paragraphen. Denn allmählich war es in der Judenrepublik dahin 
gekommen, daß eigentlich nur noch zwei „Grundpfeiler des Rechts“ unerſchüttert 
blieben: das Diktat von Verſailles, das den Feindmächten die Sklaven- 
dienſte des deutſchen Volkes gewährleiſtete, und das Geſetz zum Schutze der 
Republik, das die Verewigung der Judenherrſchaft im Innern zum eigentlichen 


Ziele hatte. 
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4. Rechts erneuerung 


Der Nationalſozialismus erkannte, daß eine Geneſung des deutſchen Volkes nicht 
denkbar iſt ohne Erneuerung des Rechts von Grund aus. 


Wie in allen Dingen, ſo muß auch hier auf die eingeborene, im Erbe der Väter 
begründete deutſche Art zurückgegangen werden. Aus der Tiefe des Volkstums iſt das 
neue deutſche Recht zu ſchöpfen; nur dann kann es dem Volke wieder zum Segen 
gereichen und den völkiſchen Bedürfniſſen gerecht werden. Nur dann wird auch das 
Volk ſeine Rechtsordnung verſtehen, lieben und achten — und beachten. Nur dann 
kann der „Juriſt“, ſtatt volksfremd und vereinſamt im Hexenkeſſel einer Geheim⸗ 
wiſſenſchaft umherzugeiſtern, ein lebendiges Glied der Gemeinſchaft, ein wirklicher 
Diener am Recht und damit Diener des Volkes werden. 


Aus dieſen Erkenntniſſen heraus wünſcht das Parteiprogramm das materialiſtiſche 
After⸗Necht des verfallenden Roms zum Teufel und ruft nach einem von Grund aus 
deutſchen Recht, das den Gemeinſchaftsgedanken, das Volkswohl, Blut und Boden, 
nationale Ehre und ſoziale Gerechtigkeit zu Angelpunkten ſeiner Lehre und ſeiner 
Wirkſamkeit machen wird. 


2 . 2 des zweiten Bandes „Die einzelnen Rechtsgebiete“ (Beitrag 32 und 
o e). 


XX. Revolution des Bildungswesens 


Punkt 20: „Am jedem fähigen und fleißigen Deutſchen das Erreichen höherer Bildung 
und damit das Einrücken in führende Stellungen zu ermöglichen, hat der Staat für 
einen gründlichen Ausbau unſeres geſamten Volksbildungsweſens Sorge zu tragen. 
Die Lehrpläne aller Bildungsanſtalten ſind den Erforderniſſen des praktiſchen Lebens 
anzupaſſen. Das Erfaſſen des Staatsgedankens muß bereits mit dem Beginn des 
Verſtändniſſes durch die Schule (Staatsbürgerkunde) erzielt werden. Wir fordern 
die Ausbildung geiftig beſonders veranlagter Kinder armer Eltern ohne Rückſicht auf 
deren Stand oder Beruf auf Staatskoſten.“ 


1. Syfteme der Bolksverdummung 


Es hat Zeiten gegeben, in denen es für Staatsweisheit galt, das Volk in einem Zu⸗ 
ſtand möglichſter Bildungsloſigkeit zu erhalten. Es waren die Zeiten, in denen 
mancher den Staat dazu beſtimmt glaubte, für gewiſſe Dynaſtien oder herrſchende 
Schichten als Pfründe zu dienen. Je ungebildeter das Volk blieb, deſto leichter und 
williger, ſo folgerte man, würde es ſich regieren und — ausbeuten laſſen. Brachte 
man dagegen dem Volk Bildung bei, ſo war zu befürchten, daß Throne und Altäre 
und alle Vorrechte der herrſchenden Stände ins Wanken gerieten. Das „Geſchenk“ 
einer beſſeren Bildung an „das Volk“ mußte nach der Meinung einer gewiſſen Ober- 
ſchicht die Gefahr heraufbeſchwören, daß die „Begehrlichkeit der Maſſen“ zu immer 
höheren Anſpruchen gereizt wurde (von der eigenen Begehrlichkeit ſprach man nicht 
gern). 

Es ſoll nicht verſchwiegen werden, daß es immerhin auch in jenen Zeiten einſichtige 
Menſchen und wahrhaft große Fürſten gegeben hat, denen ſolche reaktionäre Eng⸗ 
herzigkeit fremd und die Sorge um Hebung der Volksbildung Herzensſache war. 

Die berechtigte Forderung einer Beſſerung der Volksbildungsverhältniſſe hatte ſelbſt⸗ 
verſtändlich auch der Marxismus in ſein Feldgeſchrei aufgenommen. Aber nur ganz 
harmloſe Gemüter konnten erwarten, daß nach dem Sturz der deutſchen Throne im 
November 1918 und dem angeblichen Siege des „Proletariats“ nunmehr eine Epoche 
großzügiger und gründlicher Volksbildung anbrechen würde. 


Der Marxismus mit ſeiner naturwidrigen Irrlehre war völlig außerſtande, dem Volk 
eine wahrhafte und tiefe Bildung zu vermitteln. Was er als Bildung verabreichte, 
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war in Wirklichkeit die gefährlichſte Scheinbildung, war konzentriertes geiſtiges Gift, 
aus dem ſich das deutſche Volk, wenn ihm niemand rechtzeitig zu Hilfe kam, den Tod 
trinken mußte. Die großen politiſchen und völkiſchen Grundwahrheiten, die den 
Beſtand eines Volkes verbürgen und darum die Vorausſetzung jeder echten Volks. 
bildung find, wurden vom Marxismus dem Volk teils vorenthalten, teils in zyniſcher 
Weiſe verächtlich gemacht und in den Schmutz gezogen. 


Dazu kam im November Deutſchland das Durcheinander der Parteienwirtſchaft mit 
ihrem Geſchwirr von Schlagworten, Aufrufen und Programmen. Sämtliche Partei- 
gebilde verſuchten in ihrem Sinne „erzieheriſch“ und „bildend“ auf die ihnen zugäng⸗ 
lichen Volksteile einzuwirken. Der Erfolg war, daß ein geiſtig⸗weltanſchauliches 
Chaos ohnegleichen im deutſchen Volk Platz griff. Aber dieſer babyloniſchen Ver⸗ 
wirrung aber erhob ſich die grinſende Fratze des Judentums. Denn das ganze 
Parteienſyftem der November ⸗Demokratie war im Grunde nichts anderes als eine 
vom Judentum erfundene und in Gang gehaltene Maſchinerie zur weltanſchaulich ⸗ 
politiſchen Verblödung und Verblendung des deutſchen Volkes. 


2. Volhsbildung als völkifche Pflicht 


Den inneren Beruf zur Volksbildung kann nur haben, wer bewußt oder mindeſtens 
inſtinktmäßig auf dem Boden der völkiſchen Weltanſchauung ſteht. Wer aber ſein 
Volk liebt und in ihm den höchſten irdiſchen Wert erblickt, wer es als heiligſte 
Aufgabe empfindet, dieſem Volk auf unabſehbare Zeiten hinaus die volle Lebens- 
entfaltung zu ermöglichen und zu ſichern, muß notwendigerweiſe zu einem Fana⸗ 
tiker des Volksbildungsgedankens werden. 


Der Nationalſozialismus will das deutſche Volk zu Höchſtleiftungen führen, zu 
Höchſtleiſtungen auf allen Lebensgebieten, ſei es auf politiſchem, wirtſchaftlichem, 
wiſſenſchaſtlichem, ſportlichem oder künſtleriſchem Gebiet. Höchſtleiſtungen eines 
Volkes find aber nur zu erreichen, wenn die im Volk, vor allem im Nachwuchs vor- 
handenen Fähigkeiten in ihrer unendlichen Mannigfaltigkeit erforſcht, erkannt und 
bei jedem einzelnen Volksgenoſſen zur denkbar beſten Ausbildung gebracht werden. 


Vorausſetzung hierfür iſt, wie bereits bei der Beſprechung des Programmpunktes 9 
erwähnt wurde, daß die Bedingungen, um zu einer der Beſähigung entſprechenden 
Ausbildung zu gelangen, für alle Deutſchen gleichmäßig geſtaltet werden. Jeder 
junge Deutſche muß in gleicher Weiſe Gelegenheit erhalten, zu zeigen, was an ihm 
iſt, und auf Grund dieſer Erprobung muß ihm dann auch die entſprechende Ausbildung 
geſichert ſein. 

Niemand wird behaupten, daß dies im bisherigen Deutſchland, ſei es vor oder nach 
dem Krieg, der Fall war und daß etwa der Sohn des Fabrikarbeiters und der Sohn 
reicher Eltern gleichberechtigt mit den gleichen Bildungsausſichten ins Leben getreten 
wären. Beim Arbeiterjungen mußte eine hohe Begabung unter Amſtänden unaus- 
gebildet verkümmern, weil den Eltern die Mittel zur Ausbildung fehlten. Amgekehrt 
wurde fo manches Bürgerſöhnchen trotz mangelhafter Begabung mit Hilfe von Haus- 
lehrern, Preſſen, Repetitorien und anderen koſtſpieligen geiſtigen Treibhausmitteln 
künſtlich und gegen die Natur durch alle Examina geſchleuſt und geradezu gewaltſam 
auf verantwortungsvolle, gutbezahlte Poſten geſchleift. Den Schaden trugen nicht 
nur die Beteiligten, die wohl beide in den für ſie nicht paſſenden Tätigkeiten keine 
innere Befriedigung finden konnten, ſondern vor allem das deutſche Volk, dem in 
dem einen Fall eine zu führender Tätigkeit berufene Kraft mangels Ausbildung 
verlorenging, im andern Fall eine unfähige Null durch die Macht des Geldes in 
einer für das Ganze wichtigen Stellung aufgedrängt wurde. 

Das nationalſozialiſtiſche Programm verlangt daher, daß dort, wo die Geldmittel der 
Eltern nicht ausreichen, um einem Kind die nach feiner Begabung angebrachte Aus- 
bildung zuteil werden zu laſſen, der Staat im Intereſſe des Volksganzen einzu- 
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greifen und dem Kind die Ausbildung durch Aufwendung öffentlicher Mittel zu 
ermöglichen hat. 

Dieſer Grundſatz iſt von größter Wichtigkeit vor allem auch für eine geſunde 
Führer⸗Ausleſe auf allen Lebensgebieten. 


3. 3iel und Wege der Volksbildung 


Ziel der Volksbildung iſt demnach, jeden Volksgenoſſen und jede Volksgenoſſin in- 
ſtand zu ſetzen, an geeigneter Stelle der angeborenen Befähigung entſprechend das 
Beſte für das Volksganze zu leiften. Der deutſche Nachwuchs ſoll mithin nicht mit 
totem Wiſſen vollgepfropft, ſondern für das praktiſche Leben tüchtig und ſtark 
gemacht werden. f 

Die liberaliſtiſche Weltbetrachtung hatte zu einer ſehr einſeitigen Aberſchätzung des 
Wiſſens und der rein verſtandesmäßigen Bildung geführt. Dies hing unmittelbar 
mit der dem Liberalismus eigentümlichen Geldanbetung zuſammen. 

Man war ſich bewußt, daß „Wiſſen eine Macht“ bedeutet, daß die verſtandesmäßige 
„Bildung“ ein wirkſames Mittel fein kann, Mitmenſchen zu überflügeln, vielleicht 
auch zu übervorteilen, und zu Reichtümern zu gelangen. Dies war der eine Grund, 
warum man Wiſſen und Bildung beſonders ſchätzte. 

Der andere Grund war, daß man auch die Bildung als eine Ware anſah, und zwar 
als eine beſonders teure. Bildung koſtete Geld, viel Geld. Man konnte ſie alſo 
kaufen, aber nur der vermochte es, der über erhebliche Geldmittel verfügte. So war 
die Achtung, die der Liberalismus dem „gebildeten“ Menfſchen entgegenbrachte, 
hauptſächlich in der Achtung vor dem Geld begründet, das dieſe Bildung gekoſtet 
haben mußte. 

Der Charakter genoß beim Liberalismus nicht im entfernteſten die Achtung und 
Beachtung wie das Wiſſen. Denn Charakter ließ, ſich nicht wie Wiſſen durch Geld 
erwerben — er mußte angeboren ſein. 


Im Gegenſatz zu dieſer liberaliſtiſchen Bevorzugung einſeitiger Verſtandesausbildung 
und Wiſſensanhäufung verlangt der Nationalſozialismus als unerläßlich für das 
praktiſche Leben die gleichmäßige Ausbildung des ganzen Menſchen. 
Er geht dabei von der naturgegebenen Zuſammengehörigkeit von Körper, Seele und 
Geiſt aus. Neben der Ausbildung des Verſtandes und der Vermittlung des praktiſch 
notwendigen Wiſſens muß daher nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung die Aus - 
bildung des Körpers und die Entwicklung der wertvollen Charakter ⸗ 
anlagen ſtehen. 


Ausgangspunkt und Grundlage der geſamten Volksbildung muß die einheitliche 
politiſche Erziehung ſein. 

Im alten Reich war ſie völlig vernachläſſigt worden. Damals mußte der junge 
Deutſche auf der Schule zu der Anſicht kommen, daß das Wiſſen, das man ihm dort 
verabfolgte, Selbſtzweck ſei oder allenfalls ihm, dem Schüler, einmal dazu verhelfen 
ſollte, „daß er es zu etwas brächte“. Daß Bildung und Wiſſen noch einen höheren 
Sinn haben als die Erleichterung des eigenen Fortkommens, konnte dem Schüler 
nicht einfallen. Denn in weltanſchaulich-politiſcher Hinſicht entließ ihn die Schule 
völlig richtungslos. Daß es ein Volk und eine Volksgemeinſchaft gibt, die aller 
Bildung und aller ſpäteren Tätigkeit erſt den tieferen Sinn verleiht, davon hörte und 
lernte die deutſche Jugend nichts. 

So kam es, daß die Arbeiterjugend, wenn ſie die Schule verließ, ohne jeden welt⸗ 
anſchaulichen Schutz wehrlos der jüdiſch⸗marxiſtiſchen Propaganda überantwortet 
war, die bürgerliche Jugend aber Überhaupt ohne jede politiſche Richtlinie blieb, 
kein Intereſſe für Politik und überhaupt keine Vorſtellung von ihr gewann und 
allen etwa eintretenden politiſchen Ereigniſſen völlig ahnungs⸗ und verſtändnislos 
gegenüberſtehen mußte. Nur aus dieſem Mangel jeglicher politiſcher Erziehung iſt 
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es zu erklären, daß unſer anſtändiges deutſches Volk von den November ⸗Ereigniſſen 
1918 in ſo beſchämender Weiſe überrumpelt werden konnte. 


Der Nationalſozialismus will, daß jeder deutſche Junge und jedes deutſche Mädel 
ſchon im zarten Alter an die großen weltanſchaulichen Grundgedanken herangeführt 
wird, die Gemeingut des ganzen Volkes fein müſſen, weil ihre Beachtung die Voraus- 
ſetzung für das Leben und den Beſtand des Volkes bildet. Die nationalſozialiſtiſche 
Weltanſchauung muß der deutſchen Jugend aber nicht nur gelehrt, ſondern auch vor- 
gelebt werden. Es muß dafür geſorgt werden, daß ſie den Kindern ſchon in Fleiſch 
und Blut übergeht und ihre Haltung beſtimmt, damit ſie als erwachſene Männer 
und Frauen ihr ganzes Sein, Körper, Seele und Geiſt mit Begeiſterung und Hingabe 
zweckvoll einſetzen für das Wohl ihres Volkes. 


Vgl. Beitrag 8 „Nationalſozialiſtiſche Erziehung“ und Beitrag 9 a „Sport und Leibes. 
übungen im nationalſozialiſtiſchen Staate“. 


XXI. Pflege der Volksgeſundheit 


Punkt 21: „Der Staat hat für die Hebung der Volksgeſundheit zu ſorgen durch den 
Schutz der Mutter und des Kindes, durch Verbot der Jugendarbeit, durch Herbei⸗ 
führung der körperlichen Ertüchtigung mittels geſetzlicher Feſtlegung einer Turn- 
und Sportpflicht, durch größte Anterſtützung aller fi mit körperlicher Jugend- 
ausbildung beſchäftigenden Vereine.“ 


1. Die foige der Gejchlechter 


Volk iſt nach nationalſozialiſtiſcher Erkenntnis nicht, wie der Liberalismus es ſich 
vorſtellte, nur die Summe der zu einer beſtimmten Zeit in einem beſtimmten Staat 
lebenden Menſchen, ſondern Volk iſt die ewige Geſchlechterfolge innerhalb einer aus 
gemeinſamer Raſſe entſtandenen, durch Blutsverwandtſchaft verbundenen Kultur- 
gemeinſchaft. Darum hat das heute lebende Geſchlecht, weil es ſelbſt ſein Daſein 
den vorangegangenen Geſchlechtern verdankt, die völkiſche Pflicht, ſein Blutserbe 
weiterzugeben an kommende Geſchlechter. 


Volksgeſundheitspflege in nationalſozialſtiſchem Sinne kann ſich daher nicht mit der 
Fürſorge für die Geſundheit der Einzelmenſchen begnügen, aus denen ſich unſer 
Volk gegenwärtig zuſammenſetzt. Ihr Ziel muß vielmehr ſein, die Bedingungen 
dafür zu ſchaffen, daß unſer Volk in alle Zukunft, in allen kommenden Geſchlechtern 
nicht nur ſo geſund bleibt wie heute, ſondern immer geſünder wird. 


2. Mutter und find 


Dieſer Erkenntnis entſpricht es, wenn das Parteiprogramm bei der Forderung des 
Ausbaues der Volksgeſundheitspflege an die Spitze ſtellt: den Schutz von Mutter 
und Kind. 

Angeſichts der bislang herrſchenden Zuſtände und Auffaſſungen lag hierin eine 
revolutionäre Tat. 

Soviel im liberaliſtiſchen Zeitalter auch vom „Jahrhundert des Kindes“ geſchwatzt 
wurde, ſo ſtand dieſem anmaßenden Gerede leider die betrübliche Tatſache gegenüber, 
daß in Deutſchland immer weniger Kinder geboren wurden. 

Der Wille zum Kind wurde immer ſchwächer. Schuld daran war die vom Judentum 
geförderte materialiſtiſche Lebensauſfaſſung, die nur an den Einzelmenſchen und fein 
Wohlergehen dachte und in der Jagd nach Geldbeſitz, Wohlſtand und Wohlleben den 
eigentlichen Lebenszweck erblickte. Auch hier wieder ging leider das beſitzende und 
gebildete Bürgertum mit dem ſchlechten Beiſpiel voran. 

Der Gedanke, bei einem größeren Kinderſegen den eigenen Lebensſtil und Lebens- 
genuß herabmindern zu müſſen, veranlaßte viele Eltern zu künſtlicher Geburten— 
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beſchränkung. Hinzu kam die von Affenliebe diktierte Erwägung, daß wenige Kinder 
es im Leben beſſer haben würden als viele, weil man ihnen eine beſſere Bildung zuteil 
werden laſſen könnte und auch die Erbſchaft ſich dann weniger zerſplitterte. Dieſe 
weichliche Auffaſſung verkannte, daß kein Menſch Anſpruch darauf hat, ausgeſtattet 
mit einem elterlichen Vorſchuß ins Leben zu treten, ſondern grundſätzlich jeder 
Menſch durch eigene Arbeit und Leiſtung ſeine Daſeinsberechtigung zu erweiſen und 
ſeinen Platz im Leben zu erkämpfen hat. 

Es kam ſchließlich dahin, daß Geburtenbeſchränkung als Zeichen einer beſonders 
„verſtändigen“ und „gewiſſenhaften“ Lebensauffaſſung galt und kinderreiche Familien 
ſich oft genug geradezu dem Spott und der Mißachtung ausgeſetzt ſahen. 

Wie „verſtändig“ und „gewiſſenhaft“ die Eltern handelten, die die Kinderzahl ab- 
ſichtlich beſchränkten, ergibt ſich aus der (an jeder beliebigen Familiengeſchichte nach- 
prüfbaren) Aberlegung, daß von den heute in unſerm Volk lebenden Menſchen Über- 
haupt niemand zur Welt gekommen wäre, wenn bereits unſere Ahnen und Vor⸗ 
ahnen durchweg das Zwei- oder Dreikinderſyſtem befolgt hätten. Feſtſteht, daß die 
meiſten unſerer Genies und großen Männer nicht geboren worden wären, wenn ihre 
Eltern die Familie auf zwei oder drei Kinder beſchränkt hätten. 


Bei dem traurigen Beiſpiel, das die beſitzenden Kreiſe gaben, war es nicht ver⸗ 
wunderlich, wenn die beſitzloͤſe Arbeiterſchaft, für die die Aufzucht vieler Kinder doch 
ohnehin eine weit ſchwerere Aufgabe bedeutet, mehr und mehr den jüdiſch⸗marxiſtiſchen 
Einflüſterungen ihr Ohr lieh, wonach es ihr gutes Recht fei, auch ihrerſeits die 
Geburtenzahl zu beſchränken, notfalls durch Tötung des keimenden Lebens. 

Dieſer fürchterlichen, den Beſtand der Nation in ihren urfprünglichſten natürlichen 
Vorausſetzungen bedrohenden Sinnesverwirrung will ſich das Parteiprogramm mit 
der Forderung des Schutzes von Mutter und Kind entgegenwerfen. 

Der Nationalſozialismus weiß, daß es den Volkstod bedeutet, wenn der Wille zum 
Kind nicht wieder geweckt wird und es nicht gelingt, die Geburtenzahl wieder zum 
Anſtieg zu bringen. Die kinderreiche Familie muß daher wieder zu einem Ideal jeder 
deutſchen Frau und jedes deutſchen Mannes werden. Der Staat aber hat der kinder- 
reichen deutſchen Familie planmäßige Förderung und unbed ingten Schutz angedeihen 
zu laſſen. 

In dieſem Zuſammenhang erwächſt der Volksgeſundheitspflege ihre höchſte und 
heiligſte Aufgabe: Vorſorge zu treffen, daß der aus deutſchen Familien hervor- 
gehende Nachwuchs an Leib und Seele geſund, vor allem auch erbgeſund und ſomit 
geeignet iſt, das deutſche Blut ſeinerſeits an kommende Geſchlechter weiterzugeben. 
Es gilt, ſoweit irgend möglich, zu verhüten, daß unglückliche, die Gemeinſchaft nur 
belaſtende erbkranke Kinder überhaupt erzeugt werden. Es gilt vor allem auch dafür zu 
ſorgen, daß eheliche Verbindungen grundſätzlich nur geſchloſſen werden, wenn ſie auch 
unter den Geſichtspunkten der Volksgeſundheit unbedenklich ſind und ein erbgeſunder 
Nachwuchs nach menſchlichem Ermeſſen geſichert erfcheint. 

Die Eheſchließung iſt nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung keine Privatangelegenheit 
zweier Menſchen oder zweier Familien, ſondern eine Angelegenheit des Volkes und 
birgt daher höchſte Verantwortung in ſich. Wenn einſt, in den Zeiten der libera⸗ 
liſtiſchen Geiſtestrübung, bei bürgerlichen Cheſchließungen oft in erſter Linie das 
Bankkonto und der Wertpapierbeſitz des Schwiegervaters maßgebend war und 
Geſundheitsfragen (und ſogar Raffenfragen!) vielfach überhaupt nicht erörtert 
wurden, ſollen in Zukunft bei der Gattenwahl aller verantwortungsbewußten 
Deutfhen entſcheidende Bedeutung gewinnen: das Geſundheits zeugnis 
und die Ahnentafel. 


3. Stählung der förper 
Neben der Sicherung einer geſunden Fortpflanzung des Volkes liegt der Volks. 
geſundheitspflege die Sorge um die Geſunderhaltung aller gegenwärtig lebenden 
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Deutſchen ob. Nur der Menſch, der auch körperlich geſund iſt, iſt voll leiſtungsfähig 
und ein vollwertiges Glied des Volksganzen. Darum iſt es völkiſche Pflicht jedes 
einzelnen, ſich geſund zu erhalten, Krankheiten möglichſt vorzubeugen, und wenn ſie 
dennoch eingetreten find, die Geſundung anzuſtreben. 

Die Geſundheitspflege beſteht auf der einen Seite in der möglichſten Verhütung 
geſundheitsſchädigender Einwirkungen, auf der andern Seite in der Ausbildung, 
Abhärtung und Stählung des Körpers. 

Unter den Abwehrmaßnahmen gegen fhädigende Einwirkungen nennt das Programm 
als wichtigſtes Beiſpiel das Verbot der (von gewinnſüchtigen Anternehmern einſt 
zu Ausbeutungszwecken eingeführten) Jugendarbeit, d. h. einer Arbeit, die ihrer Art 
nach über die Kräfte der Jugend hinausgeht, an dieſer Kraft Raubbau treibt und 
die werdende Volkskraſt bereits im Keim ſchädigt. 


Zur eigentlichen Entwicklung und Steigerung der Volkskraft aber muß die Nation, 
vor allem die Jugend der Nation Leibesübungen treiben. 


Der Gedanke der Leibesübungen war in dem „Volk der Dichter und Denker“ Jahr- 
hunderte lang vernachläſſigt worden. Es iſt kein Zufall, daß der große Deutſche 
Friedrich Ludwig Jahn, der das Wort und den Begriff „Volkstum“ geprägt hat, 
auch zum Wiedererwecker der Leibesübungen in Deutſchland wurde und unter dem 
Namen des „Turnvaters“ fortlebt. Der kapitaliſtiſch⸗materialiſtiſche Geiſt freilich, 
der nach den Befreiungskriegen ſich auszubreiten begann, wußte mit dem aus der 
napoleoniſchen Fremdherrſchaft geborenen Gedankengut Jahns nichts anzufangen, 
da es für das Idol des Geldverdienens nicht als verwendbar erſchien. 


Der Nationalſozialismus erblickt im Turnen und im Sport die großen Mittel 
nationaler Körperſchulung. Darum verlangt das Parteiprogramm großzügigſte 
Förderung der Leibesübungen durch den Staat und Einführung der Turn. und 
Sportpflicht für alle Deutſchen. 
Vgl. Beitrag 12 „Bevölkerungs⸗ und Raſſenpolitik“, Beitrag 9 „Nationalſozialiſtiſche 
Erziehung“, Beitrag ga „Sport und Leibesübungen im nationalſozialiſtiſchen Staate“ 
und Beitrag 31 „Das Wohlfahrtsweſen im nationalſozialiſtiſchen Staate“. 


XXII. Schaffung eines Volhsheeres 


Punkt 22: „Wir fordern die Abſchaffung der Söldnertruppe und die Bildung eines 
Volksheeres.“ 


1. Die alte Armee 


Das wertvollſte und zugleich umſaſſendſte Volkserziehungsmittel und die beite 
Körper und Charakterſchule waren im alten Deutſchland zweifellos Heer 
und Marine. 

Die alte Armee, aufgebaut auf der allgemeinen Wehrpflicht, bildete einen mächtigen 
Damm gegen die zerſetzenden Einflüſſe der liberaliſtiſchen wie der marxiſtiſchen Welt⸗ 
anſchauung und gegen den jüdiſch⸗materialiſtiſchen Geiſt. Wer als Soldat in dieſer 
Armee gedient hatte, war damit in den Beſitz eines lebenslänglich unverlierbaren 
ideellen Gewinnes gelangt. Mochte der gediente Soldat ſich ſpäterhin noch ſo ſehr 
in marxiſtiſche oder auch kapitaliſtiſche Vorſtellungen verlieren, dies alles war doch 
nur oberflächlicher Firnis im Vergleich zu dem tiefen ſeeliſchen Erinnerungsgut, 
das die Soldatenzeit ihm hinterlaſſen hatte. Nur ſo war es erklärlich, daß im 
Auguſt 1914 bei Kriegsausbruch mit einem Schlag Eigennutz und Klaſſenhaß aus 
den Seelen weggewiſcht waren und Millionen vermeintlicher Marxiſten begeiſtert zu 
den Fahnen ſtrömten. 


So war die alte Armee mitten in dem Strudel verderblichſter weltanſchaulicher 
Strömungen ein feſter Halt für die Volksſeele geblieben. In der Zeit bereits be- 
ginnender höhniſcher Zerſetzung und Verunglimpfung aller hohen Werte und Ideale 


— — e 


Das Programm der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei 4 


durch das Judentum erhielt fih die Armee als eine Pflegſtätte ſtrenger Pflicht- 
erfüllung und heroiſcher Lebensauffaſſung. 

Dieſe Armee ſicherte uns die Achtung der Welt und war die Vorausſetzung für das 
Aufblühen der Wirtſchaft und die Pflege der deutſchen Kultur. Der Zuſammenbruch 
von 1918 war nur möglich, weil dieſe Armee, in vierjährigem Heldenkampf auf 
einen Bruchteil ihres Beſtandes zuſammengeſchmolzen, mit letzter Kraft ſich dem 
übermächtigen feindlichen Druck an den Grenzen entgegenſtemmte und dadurch 
gezwungen war, ihr Augenmerk von der Heimat wegzuwenden. So fanden Verräter 
und Deſerteure dort freies Feld, um die politiſche Macht hinterrücks an ſich zu reißen. 


Z. Die Reichswehr 


Das Verſailler Diktat beraubte uns zur ſtillen Freude der Juden und marxiſtiſchen 
Hetzer dieſer einzigartigen Schule der Volkserziehung, die zugleich eine Schule 
echten Kameradſchaftsgeiſtes geweſen war. Es unterfagte uns die allgemeine Wehr⸗ 
pflicht und beließ uns lediglich eine „Söldnertruppe“ von 100 000 Mann. 


Aber die Abſicht der Feinde, den Geiſt der alten Armee auszutilgen, mißlang. Die 
Reichswehr, dieſes „Söldnerheer“ der 100 000, hütete dieſen Geiſt in aller Stille 
mit Ingrimm und Zähigkeit und hielt ſich bereit für den Tag der Freiheit, der doch 
vielleicht einmal eine Wiedergeburt des einſtigen Volkes in Waffen bringen würde. 
Das deutſche Volk aber hatte die furchtbaren Folgen abzubüßen, die das Ver⸗ 
ſchwinden der alten Armee nach ſich zog. Denn wenn auch der Geiſt diefer Armee 
fortlebte in der Reichswehr und dieſe nichts unterließ, um ſich zu einer Muſtertruppe 
auszugeſtalten — das eine hatten die Feinde doch erreicht, daß Deutſchland 
praktiſch wehrlos geworden war und mit 100 000 Soldaten, denen alle modernen 
Kampfmittel entzogen waren, an eine ernſthafte Verteidigung ſeiner Grenzen nicht 
mehr denken konnte. Wehrloſigkeit aber bedeutet politiſche Machtloſigkeit, und dieſe 
wieder war für das vereinſamte Deutſchland gleichbedeutend mit Verelendung. 


Ferner hatte der Feind mit der Beſeitigung der alten Armee erreicht, daß die große 
Maſſe des deutſchen Volkes hinfort von dem Segen ſoldatiſcher Zucht und Schulung 
ausgeſchloſſen war. Die deutſche Jugend war jetzt den jüdifch-marriftifhen Mächten, 
die auf Verlumpung und Verlotterung der jungen Deutſchen, auf pazifiſtiſche Ver⸗ 
ſeuchung und Abtötung des Wehrwillens und Ehrgefühls ausgingen, ſcheinbar Hilf- 
los preisgegeben. 

Die Lage Deutſchlands wäre — trotz Reichswehr — hoffnungslos geweſen, wenn nicht 
der Geiſt der alten Armee, wie er in den Schützengräben und bei den Sturmangriffen 
des Weltkrieges ſich geformt und geläutert hatte, auch politiſch wiedererſtanden 
wäre in der Bewegung Adolf Hitlers. 


3. Das deutiche Dolksheer 


Angeſichts der furchtbaren Not, in die das deutfhe Volk durch den Verluſt feiner 
Waffen geraten war, erhob das nationalſozialiſtiſche Programm die unter den 1920 
gegebenen Amſtänden faſt aberwitzig anmutende und bis Frühjahr 1935 faſt all- 
gemein für ausſichtslos gehaltene Forderung nach Bildung eines Volks- 
heeres. 


In dieſer Forderung drückte ſich die Erkenntnis aus, daß eine Wiederherſtellung der 
Lebensrechte unſeres Volkes und eine kraftvolle deutſche Politik nach außen nie 
wieder möglich ſein würde, wenn Deutſchland nicht entſchloſſen war, ſich wieder ein 
Heer zu ſchaffen, das die Gewähr für einen wirkſamen Schutz ſeiner Grenzen bieten 
würde. Daß nur ein Volksheer zur Löſung dieſer Aufgabe fähig ſein würde, 
war ſicher. So lag in der Forderung, ein Volksheer zu ſchaffen, zugleich das Ver ⸗ 
langen nach Wiederherſtellung der allgemeinen Wehrpflicht. Durch ſie ſollte das 
Soldatentum zugleich auch ideenmäßig emporgehoben werden von der Stufe einer 
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bezahlten „Söldnertätigkeit“ zum Ehrendienſt am deutſchen Volk. 
Anter Volksheer verſteht der Nationalſozialiſt eine Armee, die wieder wie einſt eine 
Schule der Volkserziehung, eine Pflanzſtätte wehrhaſten, männlichen Geiſtes und 
eine Stätte körperlicher Stählung und Durchbildung und charakterlicher Feſtigung 
darſtellen foll. Aber auch in dem Sinne ſoll die Armee ein Volksheer ſein, daß in ihr 
kein Vorrecht des Standes oder der Bildung, ſondern nur die Leiſtung etwas gilt, 
und echter nationalſozialiſtiſcher Geiſt gleichermaßen Offiziere, Anteroſſiziere und 
Mannſchaften erfüllt. 
Vgl. Beitrag 30 „Die Wehrmacht“. 


XXIII. Wiedergeburt einer deutſchen Aultur 


Punkt 23: „Wir fordern den geſetzlichen Kampf gegen die bewußte politiſche Lüge 
und ihre Verbreitung durch die Preſſe. Am die Schaffung einer deutſchen Preſſe 
zu ermöglichen, fordern wir, daß 

a) ſämtliche Schriftleiter und Mitarbeiter von Zeitungen, die in deutſcher Sprache 
erſcheinen, Volksgenoſſen fein müſſen. 

b) nichtdeutſche Zeitungen zu ihrem Erſcheinen der ausdrücklichen Genehmigung des 
Staates bedürfen. Sie dürfen nicht in deutſcher Sprache gedruckt werden. 

c) jede finanzielle Beteiligung an deutſchen Zeitungen oder deren Beeinfluſſung 
durch Nicht⸗Deutſche geſetzlich verboten wird und fordern als Strafe für Aber⸗ 
tretungen die Schließung einer ſolchen Zeitung, ſowie die ſofortige Ausweiſung 
der daran beteiligten Niht-Deutfchen aus dem Reich. 

Zeitungen, die gegen das Gemeinwohl verſtoßen, ſind zu verbieten. 

Wir fordern den geſetzlichen Kampf gegen eine Kunft- und Literaturrichtung, die 

einen zerſetzenden Einfluß auf unſer Volksleben ausübt, und die Schließung von 

Veranſtaltungen, die gegen vorſtehende Forderungen verſtoßen.“ 


1. Lügenverbreitung durch die Syſtempreſſe 

Eines der bedeutendſten und wirkſamſten Mittel politiſch⸗weltanſchaulicher und 
kultureller Volkserziehung iſt die Prefſe. Die täglich geleſene Zeitung iſt für den 
modernen Menſchen neben Rundfunk und Film die Hauptquelle, aus der er ſeine 
Kenntnis und ſein Arteil ſchöpft über alles, was abſeits ſeines Berufes und ſeiner 
unmittelbaren Wahrnehmung liegt. Es iſt daher von höchſter, meiſt entſcheidender 
Bedeutung für die politiſch⸗weltanſchauliche wie auch für die kulturelle Meinungs- 
bildung eines Volkes, ob die Preſſe, die von dieſem Volk geleſen wird, im Dienft 
der Wahrheit oder der Lüge ſteht. 

Anter dem Novemberſyſtem wurde die Preſſe faſt aller Parteien zu einem geradezu 
grauenhaften Werkzeug aller erdenklichen politiſchen und weltanſchaulichen Lügen. 
Die Aufgabe dieſer Preſſeerzeugniſſe war ja meiſt nicht die ſachliche Vermittlung 
von Nachrichten, ſondern der Stimmenfang für die verſchiedenen Parteien. Schon 
darin aber, daß dieſe Zeitungen von links und rechts und vom Zentrum dem Volk 
Heil oder Rettung durch dieſe oder jene Syſtempartei verhießen, lag eine Anwahr⸗ 
haftigkeit und Irreführung ſchädlichſter Art. 

Das ſchlimmſte aber war der Kampf, den dieſe Preſſe der verſchiedenſten Parteilager 
gegen alle grundlegenden politiſchen Wahrheiten ſührte. Je nach Bedarf wirkte ſie 
einlullend oder aufpeitſchend, hetzeriſch oder beſchwichtigend, aber faſt immer ſo, daß 
der Erfolg zum Schaden des Geſamtvolkes ausfiel. Sie predigte den deutſchen 
Leſern knechtſelige Erfüllungsbereitſchaft, pazifiſtiſche Verleugnung des Wehrwillens, 
Mißtrauen gegen die Kraft des eigenen Volkes, trügeriſche Hoffnungen auf fremde 
Hilfe, Klaſſenkampf, Anbetung des Stoffes und des Mammons, Ablehnung alles 
Heldiſchen, Verleugnung aller idealen und doch fo realen Werte wie der nationalen 
Ehre und Freiheit, der Familie, des Volkstums, des Glaubens an ein göttliches 
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Wenn auch die Lügen und Irrlehren, die die Zeitungen der verſchiedenen Partei- 
richtungen verbreiteten, ſich untereinander oft widerſprachen, ſo ſchienen ſie doch alle 
einem gemeinſamen Ziel zuzuſtreben: der politiſch⸗weltanſchaulichen und kulturellen 
Vergiſtung und Zerſetzung des deutſchen Volkes. 


Es war nur ſelbſtverſtändlich, daß die Künder der politiſchen Heilswahrheit, 
Adolf Hitler und feine Getreuen, von vornherein, fobald fie nur einiges Aufmerken 
in der Offentlichkeit erregt hatten, von dieſer Preſſe geächtet wurden und daß man 
einen Verleumdungs- und Lügenfeldzug ohnegleichen gegen fie eröffnete, bloß um 
ſie in den Augen des Volkes unmöglich zu machen und die Botſchaft der Wahrheit 
durch Verleumdung ihrer Verkünder als unglaubhaft erſcheinen zu laſſen. 

In dieſem Kampf gegen den Nationalſozialismus vereinigte ſich mit ſeltenen Aus- 
nahmen die Preſſe aller Parteirichtungen, der marxiſtiſchen wie der bürgerlichen und 
des Zentrums. Nur in den Methoden des Kampfes, in der Grobheit oder der 
Feinheit des Tones, in der Plumpheit oder Geſchicklichkeit des Lügens fanden ſich 
Anterſchiede je nach der Art des Leſerkreiſes, der für die verſchiedenen Zeitungen in 
Betracht kam. 

Das deutſche Volk konnte aus diefer unheimlichen Lügenverſtrickung nur errettet 
werden, wenn der Preſſe die Maske rückſichtslos vom Geſicht geriſſen und jedes 
erdenkbare Mittel der Gegenwirkung gegen ſie angeſetzt wurde. Dies geſchah durch 
die allmähliche, jedoch ſehr ſchwierige Bildung einer nationalſozialiſtiſchen Preſſe, 
vor allem aber durch die unaufhörlichen, von begeiſterten Nationalſozialiſten durch 
Städte und Dörfer getragenen Verſammlungswellen und die unermüdliche tägliche 
Kleinarbeit, die alle Parteimitglieder und Anhänger der Bewegung entfalteten, 
indem fie die Propaganda für den Nationalſozialismus und die Widerlegung der 
Preſſelügen von Mund zu Mund trugen. 


2. Das Judentum als Beherrſcher der Preſſe 


Wie verlogen dieſe Preſſe war, ermißt man am beiten daraus, daß der eigentliche 
Beherrſcher Deutſchlands, das Judentum, in ihr niemals erwähnt wurde. Das Wort 
„Jude“ überhaupt zu gebrauchen, galt als Zeichen von Rückſtändigkeit und Anſach⸗ 
lichkeit, außerdem als taktlos. In Blättern, die als „ernſthaft“ angeſehen werden 
wollten, durfte eine ſolche Entgleiſung nicht vorkommen. 

Das Geheimnis dieſer auffallenden Rüdfihtnahme und Schamhaftigkeit dem Juden⸗ 
tum gegenüber lag darin, daß die geſamte „große Preſſe“ von Juden ausgehalten und 
zum größten Teil auch von Juden geſchrieben oder geleitet und inhaltlich beſtimmt 
wurde. Wenn die Zeitung nicht unmittelbar von Juden betrieben wurde, war ſie 
mindeſtens wirtſchaftlich von den Inſeraten jüdiſcher Geſchäftsleute abhängig und 
dadurch dem Judentum hörig. 

Wer dies wußte, brauchte ſich nicht mehr darüber zu wundern, daß dieſe Preſſe von 
Lügenhaftigkeit ſtrotzte, alles förderte, was dem deutſchen Volk ſchädlich war, und 
alles in den Schmutz zog, was ihm Rettung bringen konnte. 


3. Schaffung einer deutichen Preſſe 


Als Grundvorausſetzung für eine anftändige und wirklich deutſche Preſſe fordert das 
Parteiprogramm die reſtloſe Ausmerzung des Judentums aus dem Preſſeweſen und 
die Beſeitigung jeder jüdiſchen Einflußnahme geiſtiger wie geldlicher Art auf 
die Preſſe. 

Soweit aber jüdifhe Zeitungen als Leſeſtoff für die in Deutſchland lebende Judenheit 
ſtaatlich zugelaſſen bleiben, ſoll jede Möglichkeit ausgeſchaltet werden, daß dieſe 
Blätter für deutſche Zeitungen gehalten werden können. Für Juden, die den Vor⸗ 
ſchriſten zur Erneuerung der Preſſe zuwiderhandeln, fordert das Programm die 
Ausweiſung. 
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Grundſätzlich gilt es ſodann aufzuräumen mit der volksverderblichen und unfinnigen 
Preſſefreiheit liberaliſtiſcher Prägung. 

In dem Wahn, daß die freie Meinungsäußerung ein „Menſchenrecht“ fei, das 
niemandem verkürzt werden dürfe, hatte der deutſche Liberalismus jedem verant- 
wortungsloſen Schreibling und jedem Juden die Macht in die Hand gegeben, mit 
Hilfe der Preſſe planmäßige Seelenvergiftung zu treiben. Mit dieſem Anfug eines 
falſchen Freiheitsbegriſfs will der Nationalſozialismus Schluß machen. Wohl bejaht 
auch er die Freiheit der Meinungsäußerung und der Preſſe. Aber dieſe Freiheit 
findet ihre unerbittliche Grenze an der Rückſichtnahme auf das Volkswohl. Denn 
ſchutzwürdig iſt nur die Freiheit zum Guten, nicht auch die Freiheit zum Böſen. 


Darum fordert das Programm das Verbot ſolcher Zeitungen, die gegen das Gemein- 
wohl verſtoßen. 


4. Aiulturelle Erneuerung 


Durch die im Programm geforderte Reinigung und Erneuerung des Preſſeweſens 
ſoll die Bahn gebrochen werden für eine Wiedergeburt der deutſchen Kultur 
überhaupt. 

Wenn die in Deutſchland erſcheinende Preſſe unter dem Einfluß des Judentums zu 
einem einzigen gigantiſchen Werkzeug der Lüge geworden war, ſo waren die anderen 
Zweige des deutſchen Kulturlebens einer ähnlichen Entartung verſallen oder 
mindeſtens auf dem beſten Wege dazu. Das Judentum hatte ſich — teilweiſe ſchon 
vor dem Krieg, mit größter Dreiſtigkeit aber in der Nachkriegszeit — geradezu die 
Vormundſchaft über das ganze deutſche Kulturleben angemaßt. Die jüdiſche Preſſe⸗ 
macht ſorgte dafür, daß deutſche Kulturträger und Kulturwerte, die dem Judentum 
nicht genehm waren, gar nicht erſt aufkommen konnten. Sie wurden in Grund und 
Boden kritiſiert oder beſſer noch totgeſchwiegen. 


Wie die Preſſe, fo wurden auch Rundfunk, Film, Theater, Dichtkunſt, Literatur, 
überhaupt alle kulturellen Einrichtungen mehr und mehr vom Judentum dazu miß⸗ 
braucht, das deutſche Volksleben zu zerſetzen und die deutſche Seele ihrer ange- 
ſtammten Art zu entfremden. 


Auf offener Bühne wagte das Judentum, die toten deutſchen Soldaten des Welt- 
krieges zu verhöhnen oder auch ſitten verderbliche Theaterſtücke jüdiſcher Verfaſſer 
mit Polizeigewalt gegen den Proteſt entrüſteter deutſcher Theaterbeſucher zur Auf. 
führung zu bringen. Auf muſikaliſchem Gebiet triumphierten blöde Nigger. und 
Jazzklänge über die volkstümlich heiteren Lieder und Tanzweiſen früherer Tage. 
Chaotiſche Anhäufungen von Mißklängen wurden als „ernſte Muſik“ angeprieſen und 
auf den Markt gebracht. Tolle Ausgeburten offenbar kranker Hirne mußte das 
verblüffte deutſche Publikum unter den Bezeichnungen „Futurismus“, „Kubismus“ 
und dergleichen als „moderne Malerei“ und „neuzeitliche Bildkunſt“ oder auch als 
„neue Sachlichkeit“ über ſich ergehen laſſen. In der Architektur aber beleidigte man 
das deutſche Empfinden durch artfremde Schachtelbauten im ſogenannten Deſſauer 
Bauhausſtil, die man frech und roh mitten in die deutſche Landſchaft hineinpflanzte. 
Gegen dieſe Verhöhnungen des deutſchen Kulturwillens fordert das Programm 
geſetzlichen Schutz und ſtaatliches Eingreifen. Denn die Ausrottung des kulturellen 
Ankrauts iſt die Vorbedingung dafür, daß geſunde deutſche Eigenart auf kulturellem 
Boden ſich wieder frei und ungeſtört entwickeln kann. Das Ziel iſt eine von fremd. 
raſſigem Einfluß gereinigte, aus der Väterart wiedergeborene und von national- 
ſozialiſtiſcher Haltung getragene deutſche Kultur und eine Kunſt, die für den deutſchen 
Menſchen wieder ein wirklicher Quell der Kraft, der Freude, der Seelenſtärkung, der 
Erhebung und Begeiſterung iſt. 

Vgl. Beitrag 1 „Nationalſozialismus, Religion und Kultur“ und Beitrag 2 „Der 

Nationalſozialismus als Weltanſchauung und Staatsgedanke“. 
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XXIV. Revolution der Geſinnung 


Punkt 24: „Wir fordern die Freiheit aller religiböſen Bekenntniſſe im Staat, ſoweit 
fie nicht deſſen Beſtand gefährden oder gegen das Sittlichkeits⸗ und Moralgefühl der 
germaniſchen Naſſe verſtoßen. 


Die Partei als ſolche vertritt den Standpunkt eines poſitiven Chriſtentums, ohne 

ſich konfeſſionell an ein beſtimmtes Bekenntnis zu binden. Sie bekämpft den jüdiſch⸗ 

materialiſtiſchen Geiſt in und außer uns und iſt überzeugt, daß eine dauernde 

Geneſung unſeres Volkes nur erſolgen kann von innen heraus auf der Grundlage: 
Gemeinnutz vor Eigennutz.“ 


1. Der judiſch· matetialiſtiſche Geiſt 

Der Nationalſozialismus hat erkannt, daß das ganze Anglück unſeres Volkes, der 
Verluſt des Krieges und der innere Zuſammenbruch von 1918 letzten Endes auf einer 
Verderbnis und Entartung der Gefinnung beruhte, einer Verderbnis, die ſchon lange 
Jahrzehnte vor dem Krieg eingeſetzt hatte. 


Im deutſchen Volk war ein Geiſt herrſchend geworden, der Äußerlichkeiten und an- 
erzogene Eigenſchaften wie Bildung und Beſfitz höher ſtellte als angeborenen 
inneren Wert, ein Geiſt, der den Zuſammenhang mit den ewigen Grundlagen und 
Arquellen menſchlicher Kraft und menſchlichen Wertes verloren hatte, ein Geiſt, 
dem Blut und Boden, Volk und Vaterland, Ehre und Heldentum leere Begriffe 
und tönende Worte geworden waren. Es war ein Geiſt der Selbſtſucht, der nach 
Beſitz und Genuß gierte und Aufopferung für andere als Narrheit verlachte, ein 
Geiſt, der jeden Glauben an Ideale verloren hatte, weil ihm die geheimnisvolle 
ſeeliſche Fühlung mit dem Ewigen, Anergründlichen, Göttlichen abhanden gekommen 
war. Dieſer Geiſt beachtete wohl noch aus Aberlieferung gewiſſe religiöſe Formen, 
fühlte ſich aber innerlich über jede Art von Religion erhaben, ſei es nun, daß er 
als bürgerliches Freidenkertum die Religion als Ammenmärchen belächelte oder als 
gottesleugneriſcher Marxismus in der Religion nur ein ſchlau erfundenes Trug - 
mittel zur Verdummung und leichteren Ausbeutung der Maſſen erblickte. 


Auf jeden Fall handelte es ſich hier um einen undeutſchen, von jüdiſcher Seite ein- 
geflößten und gepflegten Angeiſt, der das deutſche Volk, wenn er herrſchend blieb, 
einem unrettbaren inneren und äußeren Verfall entgegenführen mußte. 


Dem Nationalſozialismus war von Anbeginn klar, daß es niemals genügen würde, 
nur die jüdiſchen Verführer und Träger des materialiſtiſchen Angeiſtes auszuſchalten, 
ſondern daß das geſamte Programm der nationalen Ehre und Freiheit und der 
ſozialen Gerechtigkeit nur durchführbar ſein würde, wenn es gelang, in uns ſelbſt, im 
ars Volk den jüdiſch⸗materialiſtiſchen Geiſt zum Schweigen zu bringen und zu 
erſticken. 


Z. Religiöfe Glaubensfreiheit 


Der jüdiſch⸗materialiſtiſche Geiſt kann nur überwunden werden durch Kräfte, die dem 
einzelnen aus den geheimnisvollen Tiefen der Seele und des Gewiſſens zuſtrömen. 
Dieſe Kräfte können von außen wohl angeregt und geweckt werden, aber hervorbrechen 
können ſie nur aus dem Innerſten des Menſchenherzens. Es ſind die Kräfte, durch die 
der Menſch ſich verbunden fühlt mit dem Ewigen und Göttlichen: die Kräfte der 
Religion, des Gott⸗ Erlebens. 


Niemals hätte der Nationalſozialismus den ſchweren Weg des Glaubens trotz ſchein⸗ 
bar völliger Ausſichtsloſigkeit des Erfolgs Überhaupt beſchritten, niemals hätte er die 
unzähligen Prüfungen und Hinderniſſe, die ihn auf feinem Weg erwarteten, ſiegreich 
überwinden können, wenn nicht ſeinen Bekennern und Anhängern religiöſe Kräfte 
zugeſtrömt wären. Die Bewegung hätte oft genug Anlaß gehabt, am Endſiege zu 
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verzweifeln und von weiterem Kampfe abzuſtehen, wenn ihre Träger ſich bei dieſem 
Kampf nicht im Einklang gefühlt hätten mit dem Göttlichen, wenn ſie ihren Kampf 
für Volk, Raffe, Ehre, Freiheit, Gerechtigkeit nicht im tiefſten Herzen als einen 
heiligen, gottgewollten empfunden hätten. 


Auf welche Art der einzelne Menſch Gott erlebt, ob in überlieferten kirchlichen 
Formen oder vielleicht auf anderen Wegen, iſt eine ſo tiefe, perſönliche, mit ewigen 
Geheimniſſen verknüpfte Frage, daß es dem nordiſch⸗deutſchen Empfinden von jeher 
widerſtrebt hat, ſich bei anderen in dieſes Seelen⸗Myſterium einzumiſchen. So hat 
auch der Nationalſozialismus den Kämpfer, der zu ihm ſtieß, niemals gefragt: Wie 
erlebſt Du Gott? Zu welcher Kirche, welcher Religion, welcher Konfeſſion bekennſt 
Du Dich? Sondern der Nationalſozialismus ſagte zu ihm: „Du biſt deutſchen 
Blutes, das genügt mir. Daß Du mit Gott nicht ſchlecht ſtehſt, erkenne ich daraus, 
daß Du in unſeren Reihen mitkämpfen willſt.“ 


So geſchah es, daß ſich unter dem Hakenkreuzbanner Männer und Frauen ver- 
ſchiedenſter religiöfer Bekenntniſſe, Katholiken, Proteſtanten, „Deutſchgläubige“, auch 
Menſchen, die aus der Kirche ausgetreten (aber deshalb noch längſt keine Gottes- 
leugner) waren, zuſammenfanden, geeint durch ihr Deutſchtum, geeint durch das 
gemeinſame politiſche Bekenntnis und Kampfziel, geeint durch die Begeiſterung für 
den Führer, geeint aber auch durch das mehr oder weniger bewußte Erlebnis, daß 
gerade der nationalſozialiſtiſche Kampf und der wunderbare Aufſtieg der Bewegung 
ſichtbar von einer Vorſehung, einem göttlichen Walten geheiligt und geſegnet war. 


Nur eine ſolche Front überkonfeſſioneller gefühlsmäßiger Gottesſtreiter war und iſt 
befähigt, gegen den jüdiſch⸗marxiſtiſchen Geiſt mit Erfolg anzutreten. Eine Front, die 
ihre Streiter nach religiöſen Dogmen befragt und Nichtbekenner irgendwelcher 
Dogmen aus ihren Reihen ausgeſchloſſen hätte, wäre dieſer Aufgabe nach Lage der 
Dinge niemals gewachſen geweſen. 


Wenn demgemäß das Parteiprogramm die religiöſe Glaubensfreiheit verkündet, ſo 
deshalb, weil der Nationalſozialismus keinem Deutfchen die Religion, aus der er 
Kraft ſchöpft, verkümmern oder bekritteln oder verdächtig machen will. Der National- 
ſozialismus als politiſche Bewegung hat zudem nicht nötig, ſich in religiöſe Glaubens- 
fragen zu miſchen. Denn wenn ihm auch die Kraft letzten Endes aus dem Ewigen zu- 
ftrömt, fo liegen feine Ziele doch völlig im Diesſeits und find von religiöſen Glaubens- 
ſätzen ganz unabhängig. 

Indem der Nationalſozialismus für alle Religionen, die nicht den Staat gefährden 
oder nordiſch⸗deutſchem Sittlichkeitsgefühl widerſprechen, Freiheit fordert, ſichert er 
dieſen Religionen ſeinen Schutz zu. Denn er will, daß das deutſche Volk wieder zu 
einem Volk wird, das an Gott glaubt. Die ebenſo einfältige wie überhebliche Lehre, 
daß die Welt ein ſeelenlos arbeitender Mechanismus ſei, daß nur „der Stoff“ Wirk. 
lichkeit habe, Geiſt und Seele dagegen nur Folgeerſcheinungen des Stoffes ſeien und 
es infolgedeſſen auch keinen Gott gebe, dieſe jüdiſch⸗materialiſtiſche Verunglimpfung 
der Gotteswelt überläßt der Nationalſozialismus neidlos den Bolſchewiſten. 


3. Pofitioes Chriftentum 


Wenn der Nationalſozialismus erklärt, den Standpunkt eines „poſitiven“ Chriſten⸗ 
tums vertreten zu wollen, fo zieht er damit einen Trennungsſtrich zwiſchen ſich und 
den Parteien, die nach Art des katholiſchen Zentrums, der katholiſchen Bayriſchen 
Volkspartei und des evangeliſchen Chriſtlich Sozialen Volksdienſtes ſich zwar chriſtlich 
nannten, aber alles andere als eine poſitive chriſtliche Politik trieben. Wenn jene 
Parteien das volksverderbliche November ⸗Syſtem und damit den gottesleugneriſchen 
und klaſſenkämpferiſchen Marxismus mehr oder weniger bewußt ſtützten, ja ſogar teil- 
weiſe mit ihm jahrelang bewußt gemeinſame Sache machten und ſo das Chriſtentum 
zu deſſen ſchwerem Schaden als Deckmantel einer verderblichen Politik mißbrauchten, 
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fo tft umgekehrt der Nationalſozialismus entſchloſſen, ſich zwar jeder äußeren Fröm⸗ 
melei zu enthalten, dafür aber durch die Tat zu zeigen, wie man — zunächſt einmal 
am eigenen Volke — als Chriſt zu handeln hat. 


Die NSDAP. hat vom Beginn ihres Beſtehens an im Gegenſatz vor allem zum 
„chriſtlichen“ Zentrum jede auch nur loſeſte Zuſammenarbeit mit den marxiſtiſchen 
Gottesleugnern ſtets kompromißlos und mit Abſcheu abgelehnt und alle Kräfte zu⸗ 
ſammengefaßt, um ſie letzten Endes ausſchließlich gegen die Zentralleitung des 
Gottesleugnertums, die bolſchewiſtiſche Weltpeſt, einzuſetzen. 


Der Nationalſozialismus will ferner zeigen, daß man chriſtliche Nächſtenliebe nicht 
betätigt, indem man durch Anterſtützung klaſſenkämpferiſcher Parteien die Zwietracht 
der Volksgenoſſen untereinander ſchürt oder dem Schauſpiel des Klaſſenkampfes mit 
gekreuzten Armen zuſieht, ſondern indem man das ſoziale Gewiſſen weckt, den Klaſſen⸗ 
kampf beſeitigt und das Volk zur Anerkennung ewiger göttlicher Wahrheiten und 
Weltgeſetze und damit zu einer Volksgemeinſchaft auf einheitlicher weltanſchaulicher 
Grundlage führt. 


Eine pofitive chriſtliche Haltung kann der Nationalſozialismus darin nicht erblicken, 
wenn ſich jemand um Auseinanderſetzungen mit dem Antermenſchentum, die gefährlich 
werden könnten, vorfihtig herumzudrücken verſucht; dagegen entſpricht es beſtimmt 
den Forderungen eines pofitiven Chriſtentums, wenn man im Kampf um die Seele 
ſeines Volkes durch perſönlichen Einſatz beweiſt, daß man bereit iſt, ſein Leben zu 
laſſen für ſeine Brüder. Tauſende von Nationalſozialiſten haben bekanntlich dieſe 
Bereitſchaft durch Hingabe ihres Blutes, Hunderte durch das Opfer ihres Lebens 
beſiegelt. 


Den Standpunkt eines poſitiven Chriſtentums vertritt alles in allem nicht der, der 
chriſtliche Worte auf den Lippen führt, aber in dem großen Weltanſchauungskampf 
unſerer Zeit, in der gigantiſchen Auseinanderſetzung zwiſchen Licht und Finſternis, 
zwiſchen den Vorkämpfern einer finnvollen göttlichen Ordnung und dem völkermorden⸗ 
den Gottesleugnertum, entweder ziellos hin und her ſchwankt oder gar ſich auf die 
Seite der Satanspartei ſchlägt, ſondern allein der, der ſich klar und entſchloſſen und 
todesmutig auf die Seite des Lichts, des Lebens und der göttlichen Weltordnung ſtellt. 


Dies iſt der Sinn des Wortes vom „poſitiven Chriſtentum“. Dagegen liegt es dem 
Programm fern, etwa ein religiöſes „Bekenntnis“ zu chriſtlichen Glaubensſätzen ab⸗ 
legen zu wollen. Denn „Bekenntniſſe“ können immer nur Menſchen ablegen, niemals 
„eine Partei als folche“. Eine Partei könnte höchſtens für die in ihr zuſammen⸗ 
geſchloſſenen Menſchen ein Bekenntnis ablegen. Dies in religiöſer Hinſicht zu tun, iſt 
aber gerade nicht die Abſicht des Programms; denn den Parteimitgliedern ſoll ja wie 
allen Deutſchen ihr religiöſes Bekenntnis freigeſtellt ſein. 


4. Gemeinnutz vor kigennutz 


Worauf es politiſch ankommt, iſt, daß ſich im deutſchen Volk der notwendige Geſin⸗ 
nungswandel vollzieht, jene innere ſeeliſche Revolution, die ſich vom jüdiſch⸗materiali⸗ 
ſtiſchen Geiſt der Geldanbetung, des Klaſſenkampfes, der Genußſucht, des Neides, der 
nationalen Ehrloſigkeit bewußt und für immer abkehrt und die Wandlung vollzieht zu 
nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung und Lebenshaltung, zu der Bereitſchaft, in 
jeder Lebenslage das Volkswohl über das eigene Wohl zu ſetzen und, wenn es not 
tut, ſich ſelbſt und alle Lebensgüter dem Volk zu opfern. 


Dieſen Geiſt bedingungsloſer Opferbereitſchaft hat die NSDAP. in den Jahren des 
Kampfes um die Macht in ſich ausgebildet und dem deutſchen Volk vorgelebt. So wie 
die NSDAP. ohne dieſen Geiſt niemals die Staatsgewalt erobert Yätte, fo wird das 
geſamte deutſche Volk die ihm von der Vorſehung geſtellten Aufgaben nur dann 


Beat | Gruppet | Beitrags 


48 Fabricius 


meiſtern, wenn es dieſen Geiſt der Aneigennützigkeit und Opferfreudigkeit immer 
tiefer in ſich aufnimmt und ihn niemals wieder aufgibt. 


Vgl. Beitrag 1 „Nationalſozialismus, Religion und Kultur“. 


XXV. Errichtung eines neuen Reiches 


Punkt 25: „Zur Durchführung alles deſſen fordern wir: Die Schaffung einer ſtarken 
Zentralgewalt des Reiches. Anbedingte Autorität des politiſchen Zentralparlaments 
über das geſamte Reich und feine Organiſationen im allgemeinen. 


Die Bildung von Stände und Berufskammern zur Durchführung der vom Reich 
erlaſſenen Rahmengeſetze in den einzelnen Bundesſtaaten.“ 


1. Der Staat als Mittel 


Die beſten Grundſätze und das herrlichſte und vernünftigſte Programm bleiben Wort- 
geklingel, wenn nicht in der harten Welt der Tatſachen die Mittel zur Verwirklichung 
der Idee geſchaffen werden. 


Auch das nationalſozialiſtiſche Programm wäre Schall und Rauch geblieben, wenn 
der Nationalſozialismus nicht den eiſernen Willen gehabt und betätigt hätte, ſich die 
uneingeſchränkte Macht zur Verwirklichung des Programms zu verſchaffen. 
Dieſem Ziel galt der faſt 14 Jahre lang mit beiſpielloſer Zähigkeit geführte national ⸗ 
ſozialiſtiſche Kampf um die Staatsgewalt. 


Es ging bei dieſem Kampf gleichzeitig um die Gewinnung der Seele des 
deutſchen Volkes. Aber niemals hätte es genügen können, dem Volk eine neue 
Überzeugung beizubringen, wenn es nicht auch gelang, für die Bewahrung und Betäti. 
gung dieſer Aberzeugung die feſte ſtaatliche Form zu ſchaffen und zu ihrer Sicherung 
eine ſtarke ſtaatliche Macht aufzurichten. 


Der Staat, dem der Nationalſozialismus von jeher zugeſtrebt hat, iſt demnach nicht 
etwa Selbſtzweck. Die in reaktionären und bürokratiſchen Kreiſen einſt beliebte Ver⸗ 
gottung des Staates, ſeine Erhebung zu einem geheimnisvollen, ſich ſelbſt genügenden 
Idol lehnt der Nationalſozialismus ab. Der Staat iſt nicht um ſeiner ſelbſt willen, 
ſondern des Volkes wegen da. Er iſt ein Mittel, um den Beſtand des Volkes für 
Gegenwart und Zukunft zu ſichern. 


2. Starke Relchsgewalt 


Als das Parteiprogramm entſtand, war ein Zerfall des ein halbes Jahrhundert zuvor 
durch Bismarck geeinigten Reichs eine politiſche Möglichkeit, mit der angeſichts der 
verſchiedenen, von den Feindmächten begünſtigten ſeparatiſtiſchen Beſtrebungen ernft- 
lich gerechnet werden mußte. 


Nach der Abdankung der Fürſten waren die deutſchen Einzelſtaaten im kleinen zu 
kläglichen Abbildern deſſen geworden, was die November Republik, die ſich den 
Namen des Deutſchen Reichs anmaßte, im großen darſtellte. Wie dieſe hatte 
jeder Einzelftaat feinen Parlamentarismus, und je nach der jeweils im Lande herr⸗ 
ſchenden Parteienmehrheit machte jeder dieſer Staaten ſeine eigene Politik, bald im 
Einklang, bald im Gegenſatz zur Politik des Reichs, bald für, bald gegen die Politik 
anderer Einzelſtaaten. Dieſer aus der Bundesſtaatsnatur des Reichs entſtandene 
Zuſtand bildete ſozuſagen die Krönung des über Deutſchland hereingebrochenen 
politiſchen Chaos. Die von Bismarck gebannte Kleinſtaaterei, dieſes Jahrhunderte 
alte deutſche Erbübel ſchien in häßlicheren Formen als je erneut aufzuleben und 
gefährdete aufs ſchwerſte die kaum geſchafſene deutſche Einheit. 


— — | Beige 


Das Programm der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei 49 


Aus dem Anblick dieſes jammervollen Zuſtandes ſchöpft das Programm die Aber. 
zeugung, daß für das erſtrebte Deutſche Reich der Zukunft die erſte und dringlichſte 
Aufgabe darin beſtehen würde, die unbedingte Autorität der Neichsgewalt über das 
gefamte Reichsgebiet herzuſtellen und ein für allemal unerſchütterlich feſt zu gründen. 


Wenn das neue Reich, wie Punkt 1 des Programms zeigt, berufen ſein ſoll, den Kern 
und Halt und feſten Hort für das Deutſchtum der ganzen Welt zu bilden, dann war 
die Herſtellung der politiſchen Einheit in den eigenen Reichsgrenzen und die Aus- 
merzung der kleinſtaatlichen Eigenbrötelei eine zwingende Notwendigkeit. 


Die für das Volkswohl erforderliche vollkommenſte und kraftvollſte Zuſammenfaſſung 
der Reichsgewalt war aber praktiſch nur zu erreichen, wenn ſie an der Spitze in die 
Hand eines einzigen Mannes gelegt wurde: des Führers. 


3. Der Dolksftaat 


Dieſer ſtarke Staat, deſſen Amriſſe das Programm entwirft, darf aber keineswegs 
bloßer Autoritätsträger fein; ſonſt wäre feine baldige Erſtarrung unausbleiblich. Er 
muß vielmehr in dauernder lebendiger Verbindung mit dem Volk ſtehen und aus ihm 
immer neue Kraft ſchöpfen, wie er umgekehrt ſeinerſeits dem Volk Kraft vermittelt. 


Darum ſpricht das Programm von einem „politiſchen Zentralparlament“, in dem ſich 
die Staatsführung verkörpern und deſſen Haupt ſelbſtverſtändlich der Führer fein fol. 
Es iſt klar, daß hier nicht an ein Parlament in dem alten Sinne einer „Abſtimmungs⸗ 
maſchine“ gedacht iſt, ſondern an eine Volksvertretung im beften und eigent- 
lichſten Sinne des Wortes, einen Rat von Männern, die dem Führer zur Seite ſtehen, 
fein Vertrauen wie das des Volkes beſitzen und beſtimmt find, die Sorgen und Nöte 
des Volkes aus den verſchiedenen deutſchen Gauen und Lebensbereichen an den Führer 
heranzutragen, anderſeits aber auch den Willen und die Entſcheidungen des Führers 
in das Volk, in die örtlichen und ſachlichen Gebiete hinüberzuleiten, das Verſtändnis 
für dieſe Entſcheidungen zu vermitteln und ihre unverfälſchte Verwirklichung zu 
gewährleiſten. 

Man begreift, daß dieſes „Zentralparlament“ im weſentlichen gleichbedeutend fein 
muß mit den politiſchen Vertrauensmännern des Führers, mit der auf den Führer 
eingeſchworenen und zugleich im Volk verwurzelten Führerſchaft der Partei und ihrer 
Gliederungen. 


Mit Hilfe dieſes Führerkreiſes, der ihm zur Verfügung ſtehenden weitverzweigten 
Parteiorganiſation und den in dieſer lebenden Kräften muß es gelingen, die unauf- 
hörliche lebendige Verbindung von Führung, Staat und Volk und einen das Ganze 
ſtändig durchpulſenden Blutkreislauf herzuſtellen, die Verwirklichung des Führer ⸗ 
willens bis in die letzten Zellen des Volkes hinein zu gewährleiſten und das deutſche 
Volk in allen Gauen und Lebensbezirken zu einer zuchtvoll geordneten und zweckmäßig 
gegliederten Arbeits- und Lebensgemeinſchaft von bisher ungeahnter Stärke und 
Leiſtungskraft zuſammenzufaſſen. 

Eine zweckvolle Durchbildung aller örtlichen Verwaltungs⸗ und Selbſtverwaltungs⸗ 
organe wird endlich dafür ſorgen, daß die vom Reich ausgehenden großen einheitlichen 
Richtlinien entſprechend den beſonderen örtlichen Bedürfniſſen in den verſchiedenen 
Teilen des Reichs finngemäß durchgeführt, ausgeſtaltet und ergänzt werden. 


So formt ſich im Zuſammenklang von Führer, Staat, Partei und Volk das Bild eines 
neuen, lebendigen, mächtigen Reichs der Deutſchen. 
Vgl. Beitrag 15 „Nationalſozialismus und Staatsrecht“, Beitrag 16 „Der national- 


ſozialiſtiſche Nechtsſtaat“, Beitrag 18 „Der Aufbau des deutſchen Führerſtaates“ und 
Gruppe 1 des 2. Bandes „Der verwaltungsrechtliche Aufbau“ (Beitrag 24 und folgende). 
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C. Verwirklichung des Programms 


Schluß: „Die Führer der Partei verſprechen, wenn nötig unter Einſatz des eigenen 
Lebens, für die Durchführung der vorſtehenden Punkte rückſichtslos einzutreten.“ 


1. Die Leiftung 


Das revolutionäre Wollen, das im nationalſozialiſtiſchen Parteiprogramm Ausdruck 
gefunden hat, zielt auf eine Amwälzung ſo allgemeiner und grundſätzlicher Art, daß 
die klügſten Köpfe bis zum Jahre 1933 eine auch nur annähernde Verwirklichung der 
25 Forderungen für ausgeſchloſſen hielten und das Programm als eine — allenfalls 
zum Stimmenfang geeignete — Atopie belächelten. 


Heute, im vierten Jahr des nationalſozialiſtiſchen Staates, dürften dieſe „Klugen“ 
wohl eines anderen belehrt worden ſein. Selbſt der gläubigſte und zuverſichtlichſte 
Nationalſozialiſt hätte wohl niemals für möglich gehalten, daß nach ſo wenigen 
Jahren ſchon das Programm in ſo gewaltigem Ausmaß verwirklicht ſein könnte, wie 
es tatſächlich gelungen iſt. 


Das Judentum iſt aus allen Gebieten des ſtaatlichen und kulturellen Lebens reſtlos 
ausgeſchaltet. Die Syſtemparteien find vernichtet. Die innere Zwietracht iſt ver- 
ſchwunden. Kleinſtaaterei und Eigenbrötelei gehören der Vergangenheit an. Es iſt 
der Grund gelegt für ein neues, einheitliches, feſtgefügtes Deutſches Neid. Viele 
Millionen Deutſche, die zur Zeit der Machtergreifung Adolf Hitlers ohne Arbeit 
waren, find in Lohn und Brot gebracht. Das deutſche Bauerntum iſt durch die Erb- 
hofgeſetzgebung vom Untergang gerettet und geſichert. Die im Reichsnährſtand 
organiſierte Landwirtſchaft hat in ihren Erzeugungsſchlachten unſer Volk dem Ziel 
der Nährfreiheit ein gutes Stück näher gebracht. Dem deutſchen Arbeiter und An- 
geſtellten find in der NS.⸗Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“ die Tore geöffnet 
worden zum Erleben der deutſchen Kultur und der deutſchen Heimat, ja ſelbſt fremder 
Länder und Meere. Durch die Nürnberger Geſetzgebung iſt der Naſſenſchande ein 
Ende gemacht und die Blutsreinheit des Volkes für alle Zukunft geſichert worden. 
Dem Tortwuchern von Erbkrankheiten in die kommenden Geſchlechter hinein iſt vor- 
gebeugt worden. Bei jeder Familiengründung wird die Geſundheit der Eheſchließen⸗ 
den geprüft und ſo die Gewähr für geſunden Nachwuchs geſchaffen. Bei den Olympi⸗ 
ſchen Spielen in Berlin hat ſich gezeigt, daß die körperliche Ertüchtigung unſeres 
Volkes beifpiellofe Fortſchritte gemacht hat. Eine allgemeine Arbeitsdienſtpflicht lehrt 
jeden jungen Deutſchen Achtung vor der Arbeit und Ehrfurcht vor dem Heimatboden. 
Die Ketten von Verſailles find geſprengt, ohne daß neues Blut gefloffen wäre. Ein 
ſtarkes, wohlgerüſtetes Volksheer ſchützt unſere Grenzen und warnt die Welt, unſere 
Ehre und unfere Lebensrechte anzutaſten. Dabei iſt Deutſchland unter Adolf Hitlers 
Führung zum Herold und Vorkämpfer des Friedensgedankens geworden. Die 
allgemeine Wehrpflicht vermittelt wieder dem ganzen deutſchen Volk den Segen 
ſoldatiſcher Erziehung. 

Dies alles klingt deutſchen Ohren noch faſt wie ein Märchen und iſt doch Wahrheit 
geworden. 

Gleichwohl wiſſen wir, daß die Fülle der Aufgaben, die das Parteiprogramm der 
NSDAP. in ſich birgt, noch längſt nicht ausgeſchöpft iſt, daß wir auf vielen Gebieten 
noch am Anfang ſtehen, daß Arbeit und Kampf fortgeſetzt werden müſſen. 


2. Urfachen der Leiftung 


Auf die Frage nach der Arſache ſo märchenhafter Leiſtung gibt die Antwort der 
Schlußſatz des Parteiprogramms. Nur dem rückſichtsloſen zähen Kampfgeiſt, der 
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Adolf Hitler und ſeine Bewegung heute wie am erſten Tag beſeelt, ſind alle dieſe 
Erfolge zu verdanken. 

Dieſer Kampfgeiſt aber beruht auf einem unerſchütterlichen Glauben, auf der felſen⸗ 
feſten Aberzeugung von der Richtigkeit des geſteckten Zieles wie des eingeſchlagenen 
Weges. So tief und rein iſt der Glaube an die Größe und Heiligkeit der dem 
Nationalſozialismus von der Vorſehung geſtellten Aufgabe, daß eine gewaltige Zahl 
begeiſterter Männer und Frauen bereit war und immer bereit ſein wird, für die 
nationalſozialiſtiſche Sache, wenn es not tut, ihr Leben hinzugeben. 

Das ſtolze Beiſpiel dieſer Haltung hat jederzeit der Führer ſelbſt gegeben, indem er 
in unzähligen Lebenslagen bewies, daß das im Programm gegebene Verſprechen des 
perſönlichen Lebenseinſatzes heiligſter Ernſt war. Dieſes Schlußwort des Programms 
war keine tönende Phraſe, wie Zweifler zunächſt annehmen mochten, ſondern der Aus- 
druck eines verbiſſenen, fanatiſchen Wollens und einer als heilig empſundenen inneren 
Verpflichtung. Das wurde aller Welt offenbar, als Adolf Hitler und die erſten 
Anterführer der Bewegung am 9. November 1923 an der Spitze des Zuges ihrer An- 
hänger dem Tode Trotz boten. 

In dieſer Haltung liegt auch die Gewähr für die Zukunft. Der Nationalſozialismus 
wird von Sieg zu Sieg ſchreiten, ſolange die Nationalſozialiſten für ihn zu fterben 
bereit find. 
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I. Allgemeines über Organiſation und Partei 


1. Zweck des Organifierens 


Organifieren kann niemals Selbſtzweck fein. Organiſation iſt Form. Eine Form 
aber wäre finnlos ohne Inhalt. Formen find nur ihres Inhalts wegen da. 


Als Torm freilich iſt Organiſation eine Notwendigkeit, die nicht vernachläſſigt werden 
darf, wenn nicht unter Amſtänden koſtbares, mühſam geſammeltes Gut nutzlos wieder 
zerſließen und zerflattern ſoll. 


Auch die Organiſation der NS DA iſt kein Wert an ſich, ſondern nur wertvoll als 
Form für einen Inhalt, als ſolche aber notwendig. 


Adolſ Hitler iſt ſich über den Sinn und Zweck des Organifierens von Anbeginn 
ſeiner politiſchen Tätigkeit völlig klar geweſen. Es konnte ihm daher nicht einfallen, 
etwa damit zu beginnen, daß er auf dem Papier eine „Organiſation“ entwarf, um 
dann zu verſuchen, einer ſolchen toten Form Leben einzublaſen. Adolf Hitler begann 
vielmehr damit daß er Menſchen eroberte, daß er die nationalſozialiſtiſche 
Idee predigte, vorlebte und vorkämpfte und in den Herzen und Hirnen deutſcher 
Männer und Frauen Erkenntniſſe, Willensentſchlüſſe und Kräfte wachrief, die den 
ſeinigen entſprachen. 

Wer aber glaubte, daß Adolf Hitler ſich mit dieſer aufklärenden und aufrüttelnden 
Tätigkeit begnügen würde, war im Irrtum. Adolf Hitler war nicht nur, wie viele 
meinten, der große „Trommler“, ſondern in ihm lebte zugleich die Kraft und der 
Wille, all dieſe Menſchen, die ſeine Trommel erweckte und aufrief, nun aber auch auf 
die Dauer zuſammenzufaſſen zu einem Werkzeug der Tat. 

So mancher Prediger völkiſcher Wahrheiten vor und neben Adolf Hitler war daran 
geſcheitert, daß er zwar verſtand, Begeiſterung aufflammen zu laſſen, dann aber nicht 
zu verhindern wußte, daß die Wirkung ſeiner Worte wie ein Strohfeuer wieder in 
ſich zuſammenſank oder höchſtens örtliche, perſönliche, für das große Ganze völlig 
unzulängliche Früchte tragen konnte. Adolf Hitler dagegen ließ einer ziel⸗ 
bewußten Propaganda ſchrittweiſe die zielbewußte Or ganiſation folgen 
und verwirklichte damit eine unumgängliche Vorbedingung des Sieges. 


2. Organiſationsgrundſätze 

Der Grundgedanke der Organiſation beſtand darin, daß aus der Maſſe der durch 
Propaganda geworbenen Anhänger die „Aktiviſten“, d. h. alle, die bereit und im- 
ſtande waren, aktiv mitzukämpfen und mitzuarbeiten, herausgeholt, zuſammengefaßt 
und je nach ihrer Eignung planmäßig für die große Aufgabe angeſetzt werden mußten. 
Die gemeinſame Arbeit und der gemeinſame Kampf mußten dann das Gemein 
ſchaftsgefühl, das ſich in Verſammlungen unter dem Eindruck gemeinſamen 
Erlebens zwar leicht bildet, aber nach dem Auseinandergehen ebenſo leicht wieder 
verflüchtigt, mehr und mehr zu einem unverlierbaren ſeeliſchen Gut werden laſſen. 
Am jedoch die Organiſation wirklich dauerhaft und unbedingt ſchlagkräftig zu machen, 
mußte zu dem Gemeinſchaftsgefühl die lückenloſe Durchführung des Führer ⸗ 
gedankens hinzukommen. 

Führertum iſt Autorität, die ſich auf Vertrauen gründet und ſich auswirkt in der 
Treue und Diſziplin der Gefolgſchaft. Daß der Führergedanke als Weſensmerkmal 
der nationalſozialiſtiſchen Parteiorganiſation lebendige Geſtalt gewinnen konnte, ver⸗ 
danken wir der einmaligen geſchichtlichen Perſönlichkeit des Führers. Dadurch, daß 
Adolf Hitler vermöge der Kraft ſeiner Perſönlichkeit das Vertrauen der Millionen 
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für ſich und ſeine Ziele eroberte, wurde die gewaltige Vertrauensgrundlage geſchaffen, 
aus der bis in die fernſten Zeiten alle, die an verantwortlicher Stelle für die national- 
ſozialiſtiſchen Ziele wirken, ihre Führungsautorität letzten Endes herleiten werden. 


3. Entwichlung der Organijation 

Schritt für Schritt, den Erfolgen der Propaganda ſich anpaſſend, hat die Organiſation 
der Partei ſich entwickelt, wobei die fortſchreitende Durchbildung der Organiſation 
dann umgekehrt wieder der Propaganda zugute kam. 


Adolf Hitler erkannte als notwendig, daß zunächſt in München, wo die Bewegung 
entſtanden war, eine Ur- und Muſterzelle der Organiſation geſchaffen wurde. 
Dieſe Arzelle war dazu beſtimmt, der Organiſation der Partei im ganzen Reich als 
Vorbild zu dienen. Vorausſetzung war dann, daß ſich in den verſchiedenen Teilen des 
Reichs Kräfte fanden, die entſchloſſen und befähigt waren, dem Münchener Vorbild 
nachzueifern. 

So hat ſich der Aufbau der Partei, der nach der Neugründung 1925 als Frucht des 
Märtyrerblutes von der Feldherrnhalle in allen Teilen Deutſchlands begann, nicht 
durch papierene Erlaſſe und ausgeklügelte Organiſationspläne vollzogen, ſondern 
durch lebendige Perſönlichkeiten, die ihrerſeits dem lebendigen Beiſpiel ſolgten, das 
der Führer ſelbſt in München gab. 


Allenthalben vollzog ſich die Organiſation nach Maßgabe der örtlich vorhandenen 
Möglichkeiten und Notwendigkeiten. Auf den praktiſchen politiſchen Zweck kam es an. 
Nur ſolche Organiſationsformen, die dieſem Zweck dienten, waren zu ſchaffen. Alles, 
war darüber hinausging, war als ſchädliche Aberorganiſation zu vermeiden. Auch an 
ſich wünſchenswerte Organifationsformen waren wertlos, wenn geeignete Perjön- 
lichkeiten fehlten, um ihnen Inhalt zu verleihen. Es war daher Grundſatz, daß eine 
Einrichtung immer erft dann in die Organiſation eingebaut werden durfte, wenn eine 
geeignete Perſönlichkeit auftrat, um die damit verbundene Aufgabe zu meiſtern. Es 
hatte z. B. keinen Zweck, in einer Ortſchaft eine Ortsgruppe der Partei zu gründen, 
ſolange dort noch kein Mann vorhanden war, der die nationalſozialiſtiſche Idee er- 
faßt hatte und zur örtlichen Führung geeignet war. 


4. Vollendung der Organiſation 

Der organiſatoriſche Aufbau der Partei hat ſich vollzogen in zähem Ringen mit den 
Widerſtänden der alten Parteienwelt und den Gewaltmitteln der November- 
Republik. Gerade dadurch wurden die Grundmauern der Organiſation hart und 
dauerhaft. 

Je ſtärker die Partei zahlenmäßig wurde und je näher ſie der Machtergreifung kam, 
deſto umfangreicher und vielfältiger wurden naturgemäß ihre Aufgaben, und je 
ſtürmiſcher die politiſche Entwicklung, vor allem in den letzten Jahren vor dem Siege 
der Partei zur Entſcheidung drängte, deſto ſchwieriger wurde es, dieſem Tempo auch 
organiſatoriſch gerecht zu werden. Mit der Machtergreifung ſelbſt wuchſen die Auf- 
gaben der Partei vollends ins Anermeßliche, und die plötzlich gewandelte politiſche 
Lage ſtellte an die Organiſation bisher kaum geahnte Anforderungen gewaltigen 
Ausmaßes. 

Anter dieſen Amſtänden verſteht es ſich von ſelbſt, daß der organiſatoriſche Aufbau 
der Partei im Augenblick der Machtergreifung keineswegs etwas Vollendetes oder 
Abgeſchloſſenes darſtellte. Auch heute, im vierten Jahre des nationalſozialiſtiſchen 
Staates, wird kein Einſichtiger erwarten, daß die Organiſation der Partei ein in 
jeder Beziehung abgerundetes, nicht mehr verbeſſerungsbedürftiges und hinfort un- 
veränderliches Werk darſtellen müßte. 
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Die organiſatoriſche Entwicklung der Partei befindet ſich vielmehr dauernd in Fluß 
und wird zu einem Abſchluß, einer „Vollendung“, überhaupt niemals gelangen 
können. Vollendung würde vielmehr in dieſem Falle Erſtarrung und Tod bedeuten. 


Die Organiſationsformen nämlich find notwendigerweiſe abhängig von den praktiſchen 
Aufgaben, die die Partei zu erfüllen hat, und da dieſe Aufgaben im Wandel der 
Zeiten wechſeln werden und im einzelnen nicht vorausſehbar find, kann auch die 
Organiſationsform der Partei niemals als endgültig abgeſchloſſen gelten. 


Die Organiſationsgrundſätze freilich und gewiſſe Grundformen der Parteiorgani- 
ſation werden für immer unantaſtbar und unabänderlich ſein. Denn ſo mannigfaltig 
die Tagesaufgaben ſein können, vor die ſich die Partei im Laufe der Jahrhunderte 
geſtellt ſehen wird, ſo unwandelbar iſt die Grundaufgabe, die die Partei am deutſchen 
Volk zu erfüllen hat und immer zu erfüllen haben wird: politiſcher Willensträger der 
Nation zu ſein. 

Wer mithin den organiſatoriſchen Aufbau der NSDAP von innen heraus, in feinem 
Weſen, in ſeinen ewigen und ſeinen wandelbaren Teilen verſtehen will, muß zuvor 
verſuchen, ſich über den Aufgabenkreis der Partei in Vergangenheit, Gegenwart und 
Zukunft klar zu werden. 


Il. Die Aufgaben der Partei 


1. Parteiaufgaben vor der Machtergreifung 


Die Vorſehung felbit iſt es, von der Adolf Hitler und feine Partei die Aufgabe 
geſtellt erhalten haben. Dieſe Aufgabe heißt: Errettung des deutſchen Volkes. 

Ein fo gewaltiger geſchichtlicher Auftrag birgt naturgemäß eine unerſchöpfliche Fülle 
von Einzelaufgaben in ſich, und es wäre ein ebenſo törichtes wie vergebliches Anter⸗ 
fangen, den großen Geſamtauftrag in alle ſeine Einzelteile zerlegen zu wollen und 
dann zu behaupten, man habe die Aufgaben der geſchichtlichen Wirklichkeit, die ſich 
nationalſozialiſtiſche Bewegung nennt, erſchöpfend aufgezählt. Nur in großen Am- 
riſſen kann man verſuchen, eine Vorſtellung davon zu erwecken, welcher Aufgabenkreis 
der Partei Adolf Hitlers geſtellt war und iſt. 

Als dringlichſte, wenn auch in ſcheinbar unerreichbarer Ferne liegende Aufgabe der 
Partei erſchien zunächſt die Erringung der ſtaatlichen Macht, da keine 
der ſonſt im Volke wirkenden oder gar der an der ſtaatlichen Macht beteiligten 
Parteien und Strömungen die Einſicht, die Kraft und den Willen beſaß, deren es zur 
Errettung des deutſchen Volkes bedurfte. 

Die Erringung der Macht aber war undenkbar, wenn ſich nicht politiſche Kämpfer 
fanden, die mit äußerſter Hingabe, unbeugſamer Entſchloſſenheit und der fanatiſchen 
Bereitſchaft, wenn nötig alles, ſelbſt das Leben zu opfern, gemeinſam ihr politiſches 
Ziel verfolgten. Daraus ergab ſich ſür die Partei von ſelbſt die weitere Aufgabe, ſich 
ſelbſt als eine Ausleſe politiſcher Soldaten zu geſtalten, d. h. aus der 
Geſamtheit des Volkes die mutigſten, opferfreudigſten und politiſch einſichtigſten 
Männer und Frauen herauszuziehen und in der Partei zu vereinigen. 

Aber auch die Zuſammenfaſſung einer ſolchen, zur Erringung der Macht entſchloſſenen, 
todesmutigen Gemeinſchaft politiſcher Kämpfer genügte für ſich allein nicht, um dem 
Auftrage, den die Vorſehung der Partei gegeben hatte, gerecht zu werden. Das 
erwies ſich durch das Scheitern der Erhebung vom 8./ 9. November 1923. Sie mußte, 
geſchichtlich betrachtet, ſcheitern, weil das deutſche Volk damals für die Aufnahme und 
Verwirklichung der nationalſozialiſtiſchen Idee noch nicht reif gemacht war. So ergab 
ſich für die in der Partei vereinigte und ſich fortgeſetzt ergänzende und verſtärkende 
kämpferiſche Ausleſe die Aufgabe, durch unermündliche Werbung in Wort und Schrift 
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und durch die erzieheriſche Kraft des eigenen Beiſpiels immer mehr Volksgenoſſen zu 
Bekennern oder wenigſtens Anhängern der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung zu 
machen und fo mit der Zeit möglichſt das ganze deutſche Volk für dieſe Weltanfchau- 
ung zu gewinnen. Es ergab ſich für die Partei ſomit die Aufgabe, zum Kerneines 
ſich erneuernden Volkes zu werden. 


Als die Partei auch machtpolitiſch Erfolge zu erringen begann, erwuchs naturgemäß, 
z. B. in Parlamenten und Länderregierungen, die neue Aufgabe, nach Möglichkeit. 
wenn auch vorerſt nur in beſcheidenem Amfange, praktiſch zu beweiſen, daß die 
nationalſozialiſtiſche Idee imſtande war, die Wirklichkeit des ſtaatlichen und 
ſozialen Lebens durch Taten umzugeſtalten. Das erſte, wie ein Fanal wirkende 
fieghafte Beiſpiel dieſer Art lieferte Dr. Frick im Auftrage des Führers 1930 als 
thüringiſcher Innen und Volksbildungsminiſter. So näherte ſich die Partei ſchritt⸗ 
weiſe ihrer Ewigkeitsaufgabe, die nur in der ununterbrochenen Verwirklichung 
der nationalſozialiſtiſchen Idee auf allen Lebensgebieten beſtehen kann. 


2. Parteiaufgaben ſeit der Machtergreifung 


In ihrem Kern find die Aufgaben der Partei durch die Machtergreifung nicht ver- 
ändert worden; nur im einzelnen haben fie ſich naturgemäß in unerhörtem Maße ver- 
vielfältigt und erweitert. 


Es wäre ein Irrtum, zu glauben, daß mit der „Eroberung der Macht“ am 30. Januar 
1933 der Kampf um die Macht ſein Ende gefunden hätte. Denn zunächſt war nur die 
politiſche Spitzenſtellung beſetzt; es blieb Aufgabe der Partei, nunmehr Staat und 
Volk allmählich auch bis in die letzten organiſatoriſchen Verzweigungen hinein madt- 
politiſch zu durchdringen und die erkämpften Machtſtellungen für alle Zukunft zu 
ſichern. Der Vorgang der machtpolitiſchen Durchdringung iſt bei allen gewaltigen 
Fortſchritten, die ſeit 1933 gemacht worden ſind, dennoch auch heute noch nicht völlig 
abgeſchloſſen. Aber auch dann, wenn die machtpolitiſche Durchdringung der Nation 
eines Tages vollendet ſein wird, d. h. wenn es nirgends mehr eine Machtbefugnis 
geben wird, die nicht von einem Nationalſozialiſten ausgeübt würde, auch dann wird 
die machtpolitiſche Aufgabe der Partei keineswegs wegfallen. Es wird vielmehr 
immer die Aufgabe der Partei bleiben, dafür zu ſorgen, daß ihr als der Hüterin der 
nationalſozialiſtiſchen Idee auch allezeit die Macht erhalten bleibt. Dieſe dauernde 
Sicherung der Macht kann nicht etwa durch Waffen oder Polizeigewalt, 
ſondern allein durch die in der Partei verkörperte politiſche Willensmacht gewähr- 
leiſtet werden. Denn auch die Eroberung der Macht iſt ja nicht Waffen oder Polizei- 
mitteln, ſondern ausſchließlich der geballten, unbeugſamen Willenskraft der Partei zu 
verdanken geweſen. 


Die Aufgabe der Partei, eine Ausleſe politiſchen Führer- und Kämpfertums 
bereitzuſtellen, iſt durch die Machtergreifung ebenfalls nicht verändert worden, ſondern 
hat in ihrem Ernſt womöglich noch eine Steigerung erfahren. Denn dieſe Ausleſe ſoll 
heute Menſchen liefern, die nicht nur der Partei dienen, ſondern auch das Staats- 
ſchiff zu lenken und zu bedienen und das Volk in feinen mannigfachen Lebengäußerun- 
gen zu betreuen geeignet find. Anderſeits find die harten Bedingungen, die Ge— 
fahren, Verfolgungen, materiellen Nachteile, die vor der Machtergreifung von ſelbſt 
für die rechte Ausleſe ſorgten, weggefallen, ja zunächſt anſcheinend ſo in ihr Gegenteil 
verkehrt worden, daß nach der Machtergreifung bekanntlich ein geradezu hemmungs- 
loſer Zuſtrom zur Partei einzuſetzen begann, der dann mit Ablauf des April 1933 
gewaltſam abgeſtoppt werden mußte. Die Partei hat alſo jetzt die Aufgabe, dafür 
zu ſorgen, daß die harten natürlichen Ausleſebedingungen der Kampfzeit planmäßig 
durch gleichwertige Ausleſebedingungen erſetzt werden. 

Die Aufgabe, die der Partei als Kern des ſich erneuernden Volkes ſchon vor der 
Machtergreifung geſetzt war, iſt vollends ins Gigantiſche gewachſen. Neben die Pro— 
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paganda iſt die planmäßige Erziehung und Schulung aller Schichten des 
Volkes zum nationalſozialiſtiſchen Gedanken und zu nationalſozialiſtiſcher Lebens ⸗ 
haltung getreten. 


Für die Aufgabe der Partei, die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung auf 
allen Lebensgebieten praktiſch zu verwirklichen, haben ſich infolge der Macht; 
ergreifung alle Tore weit geöffnet. Die Partei widmet ſich dieſer Aufgabe teils 
unmittelbar mit ihrer Organiſation, teils bedient fie ſich dazu des ihr nunmehr über- 
all zur Verfügung ſtehenden Staats apparates. 


3. Der Führer über die Parteiaufgaben 


Auf dem Parteitag der Freiheit im September 1935 in Nürnberg hat Adolf Hitler 
in ſeiner Schlußrede vor dem Kongreß erklärt: 


„Die Nationalſozialiſtiſche Partei hat Angeheures geſchaffen. Nicht unſere Wirt- 
ſchaftsführer, nicht unſere Profeſſoren und Gelehrten, nicht Soldaten und nicht 
Künſtler, nicht Philoſophen, Denker und Dichter haben unſer Volk vom Ab- 
grund zurückgeriſſen, ſondern ausſchließlich das politiſche Soldatentum 
unſerer Partei. Ihre Wirkung ſpüren wir erſt in den Anfängen, ihre fort⸗ 
laufende Bedeutung aber wird einmal die Nachwelt ermeſſen. Alles könnte eher zu⸗ 
grunde gehen, nur ſie nicht. Denn es iſt etwas Wunderbares, daß es dem deutſchen 
Volk gelang, die ungeheure Kraft der Autorität zu gewinnen, die in dem Beſtehen 
und in der Feſtigkeit einer ſolchen Bewegung ruht.“ 

In der gleichen Rede, in der er Partei und Wehrmacht als Stützen des neuen Reichs 
miteinander vergleicht, äußert der Führer über die Zukunftsaufgaben der Partei u. a. 
folgendes: 

„Die nationalſozialiſtiſche Idee hat ihren organiſatoriſchen Sitz in der Partei. 
Die Partei repräfentiert die politiſche Auffaſſung, das politiſche Ge ⸗ 
wiſſen und den politiſchen Willen. Ihre Aufgabe iſt es, erſtens für die 
ihrer Weltanſchauung entſprechende Führung des Volkes auf allen Gebieten des 
Lebens zu ſorgen, und zweitens dieſe politiſche Auffaſſung in die dauernde Ordnung 
eines feſten Syſtems zu bringen und damit für alle Zukunft ſicherzuſtellen und zu 
ſtabiliſieren. Sie hat daher den geſchichtlichen Auftrag zu erſüllen, die innere volkliche 
Subſtanz unſeres Volkes zu unterſuchen, kennenzulernen mit allen ihren Werten und 
Schwächen, und ſie hat aus ihrer gewonnenen Einſicht die praktiſchen Folgerungen 
zu ziehen. Sie hat im geſamten nationalen Wirken auf allen Gebieten des Lebens 
aus dieſen Erkenntniſſen heraus die großen Ziele zu ſetzen und zu be- 
ftimmen. Sie muß das tatſächliche öffentliche Leben in Abereinſtimmung bringen 
mit den Pflichten, die ſich aus dieſen Bedingungen des inneren Weſens unſeres 
Volkes ergeben. Sie hat dieſe Aufgabe dabei zuverſichtlich und ſelbſtficher zu erfüllen, 
ohne ſich im geringſten beirren zu laſſen durch den ihr zugetragenen Zweifel an der 
Berechtigung eines ſolchen Anterfangens.“ 


„Wenn die Nationalſozialiſtiſche Partei ihrem Zweck als Mittel dienen will, dann 
muß fie zunächſt der politiſchen Führung der Nation jene Ausleſe ſichern, die auf 
faft allen Lebensgebieten ſtattfindet und ſomit dort tatſächlich als Führung vor- 
handen iſt.“ 

„So wie die Armee ſich bewußt auf feiner Ausleſe der ſich zum Waffenhandwerk hin- 
gezogen fühlenden Menſchen aufbaut, fo muß es umgekehrt die Aufgabe der Partei 
ſein, in ihrer Organiſation die zur politiſchen Führung fähigen Elemente der Nation 
zu ſammeln und zu fördern. Dieſe Befähigung hat aber mit Kapital, Bildung, 
Geburt ufw. genau jo wenig zu tun, wie auch die Fähigkeit zum Soldaten nicht ab- 
hängig iſt von ſonſtigen bürgerlichen Eignungen. Ausſchlaggebend iſt ausſchließlich 
die innere Veranlagung und damit Eignung. Sie iſt zugleich die Berufung. So wie 
die Armee dieſer bewußten Berufung die dauernde Heimſtatt und damit wieder die 
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Vorausſetzung für die innere Forterhaltung und die äußere Auswirkung dieſer 
Fähigkeit gibt, ſo muß die Partei in ihrer Organiſation der politiſchen Berufung die 
Form der äußerlich ſichtbaren Erſcheinung und damit die Grundlage und Möglichkeit 
des Aus- und Weiterbildens geben.“ 


„Wenn es nun die Aufgabe der Partei iſt, eine Sröankiätien zu bilden, in der die 
politiſche Ausleſe der Nation ihre fortdauernde ewige Ergänzung findet, dann iſt es 
ihre Pflicht, dafür zu ſorgen, daß der Staatsführung ein weltanſchaulich 
ſtabiler Charakter verliehen wird. Sie hat daher den geſchichtlichen Befehl zu 
erfüllen, in ihrer Organiſation die Vorausſetzung zu ſchaffen für die Stabiliſierung 
der Führung im Staat durch die Ausleſe, Ausbildung und Abſtellung dieſer Führung. 
Sie muß dabei den Grundſatz vertreten, daß alle Deutſchen weltanſchaulich zu 
Nationalſozialiſten zu erziehen find, daß weiter die be ſten National 
ſozialiſten Parteigenoſfen werden, und daß endlich die beſten Par 
teigenoſſen die Führung des Staates übernehmen! Die Partei hat 
mithin aus ihrer Organiſation für die Zukunft dem deutſchen Staat die oberſte und 
allgemeine Führung zu geben, und zweitens durch ihre Lehrtätigkeit dem national- 
ſozialiſtiſchen Staat das ihn tragende nationalſozialiſtiſche Volk zu erziehen.“ 


„Parteiaufgabe iſt: 

1. Aufbau ihrer inneren Organiſation zur Herſtellung einer ſtabilen, ſich ſelbſt fort- 
erhaltenden ewigen Zelle der nationalſozialiſtiſchen Lehre. 

2. Die Erziehung des geſamten Volkes im Sinne der Gedanken dieſer 
Idee. 


3. Die Abſtellung der Erzogenen an den Staat zu feiner Führung 
und als ſeine Gefolgſchaft.“ 


Seinen politiſchen Leitern rief Adolf Hitler auf dem gleichen Parteitag zu: 


„Wir werden weiterarbeiten und weiterbilden und uns immer mehr würdig machen, 
die ausſchließlichen Machtträger des deutſchen Volkes zu ſein. So geht der Kampf 
weiter, und wir kommen in die Periode der zweiten großen Aufgabe, der fortgeſetzten 
Erziehung unſeres Volkes und der Aberwachung unſeres Volkes. Der 
Erziehung mit dem Zweck, uns alle und unſer deutſches Volk immer mehr in die Welt 
der nationalſozialiſtiſchen Idee heineinzuführen, und der Aberwachung, um fortgefegt 
wachſam zu prüfen, daß nirgendwo ein Rückſchritt oder gar ein Zerfall ſtattfindet.“ 
„Zieht das Banner auf des Mutes, der Opferwilligkeit, der Hingabe und paßt auf, 
wer ſich um dieſes Banner ſchart. And die, die von dem Banner angezogen werden, 
die find berufen, ein Volk zu führen, und ſonſt niemand.“ 


4. Der Führer über Partei- und Staatsaufgaben 


Partei und Staat, Parteiorganiſation und ſtaatliche Behördenorganifation dienen 
gemeinſam dem Volke und ergänzen einander. Aber der „Primat“ (Vorrang) 
gebührt der Parte i. Darum hat bereits das Geſetz zur Sicherung der Einheit von 
Partei und Staat vom 1. Dezember 1933 die Partei als die „führende und bewegende 
Kraft des Staates“ bezeichnet. Der Staat iſt nach einem Worte Hermann 
Görings „der Staat der Partei“. Adolf Hitler hat dieſe Tatſache ſchon auf 
dem Reichsparteitag von 1934 mit größter Schärfe herausgeſtellt, indem er erklärte: 
„Nicht der Staat befiehlt uns, ſondern wir befehlen dem 
Staat! Nicht der Staat hat uns geſchaffen, ſondern wir ſchufen uns unſern 
Staat!“ 

Wie dies zu verſtehen iſt, hat der Führer auf dem Reichsparteitag von 1935 in ſeiner 
Schlußrede eingehend erläutert. Als Staatsaufga be bezeichnet Adolf Hitler in 
dieſer Rede „die Fortführung der hiſtoriſch gewordenen und entwickelten Verwaltung 
der ftaatliben Organiſationen im Rahmen und mittels der Geſetze“, während er der 
Partei, wie bereits erwähnt, die dreifache Aufgabe zuweiſt, eine „ſich ſelbſt fort- 
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erhaltende ewige Zelle der nationalſozialiſtiſchen Lehre“ zu ſein, das geſamte Volk 
nationalſozialiſtiſch zu erziehen und die Erzogenen „an den Staat zu ſeiner Führung 
und als feine Gefolgſchaſt“ abzuſtellen. Dieſer Abgrenzung der Aufgabengebiete von 
Partei und Staat läßt der Führer das bedeutungsſchwere Wort folgen: 


„Im übrigen gilt das Prinzip der Reſpektierung und Ein- 
haltung der beiderſeitigen Kompetenzen.“ 


Der Führer betont jedoch gleich danach, daß dieſe reinliche Scheidung und Abgrenzung 
der Zuſtändigkeiten von Partei und Staat in der gegenwärtigen Aber gangs 
zeit noch nicht reſtlos durchführbar ſei, vielmehr das Ziel darſtelle, dem wir zuzu⸗ 
ſtreben hätten. Er bemerkt hierzu: 


„Allerdings befinden wir uns auch heute noch inmitten der Liquidierung 
einer Revolution, das heißt der nationalſozialiſtiſchen Revolution, das heißt 
die Machtübernahme muß allmählich ihre Vollendung finden in der Abernahme der 
Führung. Dies erfordert ein langes Abergangsſtadium. Da die Fermente des alten 
Staates, das heißt alſo der alten Parteiwelt nicht ſofort reſtlos überwunden und 
beſeitigt werden konnten, ergibt ſich an vielen Stellen die Notwendigkeit einer forg- 
fältigen Aber wachung der noch nicht reſtlos nationalſozialiſtiſch ſichergeſtellten 
Entwicklung. Es kann daher vorkommen, daß die Partei gezwungen iſt, dort, wo der 
Lauf der Staatsführung erſichtlich den nationalſozialiſtiſchen Prinzipien zuwider 
läuft, ermahnend und wenn notwendig korrigierend einzugreifen. Allein auch dieſe 
Korrektur kann heute nur mehr erfolgen über die von der Partei bereits 
beſetzten und hierfür zuſtändigen nationalſozialiſtiſchen 
Staatsein richtungen und nationalſozialiſtiſchen Staats 
ſtellen. 


Das letzte Ziel aber muß ſein, durch die reſtloſe Erfaſſung aller Deutſchen mittels 
der nationalſozialiſtiſchen Aufklärung und Lehre in der Partei und im Anhängerkreis 
dem geſamten Volks. und Staatsaufbau in der Zukunft überhaupt nur noch 
Nationalſozialifſten zur Verfügung zu ſtellen. 


Dieſer Nationalſozialismus aber iſt dann die weltanſchauliche Grundlage der Exiſtenz 
und damit der Organiſation des Deutſchen Reiches als nationalfoziali- 
ſtiſcher Staat.“ 


Die Verteilung der Einzelaufgaben zwiſchen Partei- und Staatsapparat iſt eine 
Zweckmäßigkeitsfrage, für die es keine endgültige und abſchließende Löſung gibt. So 
haben wir es nach der Machtergreifung mehrfach erlebt, daß Einrichtungen, die aus 
der Partei heraus entſtanden waren, zu Staatseinrichtungen wurden. Aber auch der 
umgekehrte Vorgang kann ſich unter Amſtänden vollziehen. Dieſes hat Adolf Hitler in 
ſeiner Proklamation bei der Eröffnung des Parteikongreſſes von 1935 mit folgenden 
Worten beſonders hervorgehoben: 


„Dort, wo ſich die formale Bürokratie des Staates als ungeeignet erweiſen ſollte, ein 
Problem zu löfen, wird die deutſche Nation ihre lebendigere Organiſation anſetzen, 
um ihren Lebensnotwendigkeiten zum Durchbruch zu verhelfen.“ 


„Was ſtaatlich gelöſt werden kann, wird ſtaatlich gelöſt, was der Staat ſeinem ganzen 
Weſen nach eben nicht zu löſen in der Lage iſt, wird durch die Bewegung gelöſt. 
Denn auch der Staat iſt nur eine der Organiſationsformen des völkiſchen Lebens, 
angetrieben und beherrſcht aber von dem unmittelbaren Ausdruck des volkllichen 
Lebenswillens, der Partei, der nationalſozialiſtiſchen Bewegung.“ 


In ſeiner Schlußanſprache an dieſen Parteikongreß hat der Führer dann nochmals 
auf die Notwendigkeit hingewieſen, „die Autorität der Partei als letzte 
überwachende und entſcheidende Inſtanz und als letzte 


— — 


10 Fabricius 


Richterin anzuerkennen. Wer dies nicht verſteht, ift unfähig, geſchichtlich, 
ſchöpferiſch und konſtruktiv zu denken“. 

Aus der fo verſtandenen inneren Einheit von Partei, Staat und Volk formt ſich nach 
dem Willen des Führers das Deut ſche Reich, die deutſche Nation. 


III. Die Reichsleitung der Partei 


1. Entftehung und Weſen 


Die Reichsleitung der Partei mit dem Sitz in München iſt entſtanden aus jener von 
Adolf Hitler geſchaffenen Arzelle, die zum Vorbild der Parteiorganiſation in ganz 
Deutſchland werden ſollte. 

Die Reichsleitung verkörpert die höchſte Autorität der Partei. 

In ihrem Aufbau fpiegelt ſich der Totalitätsanſpruch der Bewegung, der 
Anſpruch, ausnahmslos alle Gebiete des Volks und Staatslebens zu erfaſſen, mit 
dem Geiſte nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung zu durchdringen und führend zu 
beherrſchen. | 

Der Aufbau der Reichsleitung läßt zugleich erkennen, daß er organiſch und lebendig 
aus den praktiſch⸗politiſchen Bedürfniſſen und den perſonellen Gegebenheiten 
erwachſen iſt; frei von ſchulmeiſterlicher Pedanterie iſt er ausſchließlich darauf zu- 
geſchnitten, den zur Führung berufenen Perſönlichkeiten der Partei ein geordnetes, 
gemeinſames Wirken für die nationalſozialiſtiſchen Ziele zu ermöglichen. 


2. Der führer 

Die Spitze der geſamten Partei iſt der Führer Adolf Hitler. 

Er iſt zugleich ihr Arſprung. Adolf Hitlers Wille hat der geſamten Parteiorgani- 
ſation in allen ihren Teilen und Gliederungen das Leben gegeben. 

Der Führer iſt die Quelle der Kraft, die täglich und ſtündlich in den geſamten Partei— 
körper hineinſtrömt. Er iſt zugleich der Kraftſpeicher, dem täglich und ſtündlich Kräfte 
aus dem geſamten Parteikörper zuſtrömen. 

Der Führer iſt Träger der höchſten und letzten Befehlsgewalt in der Partei. Jeder 
ſeiner Befehle kann mit Hilfe der Parteiorganiſation bis in das kleinſte Dorf und 
die geringſte Hütte Deutſchlands getragen werden. Ein Wink des Führers vermag, 
wenn nötig, mit einem Schlage ganz Deutſchland in Bewegung zu ſetzen. 

Die dem Führer zur Weiterleitung ſeines Willens unmittelbar zur Verſügung 
ſtehenden organiſatoriſchen Werkzeuge heißen: Kanzlei des Führers der NSDAP, 
Parteiadjutantur des Führers und Privatkanzlei Adolf Hitler. 

Der Führer der Partei iſt zugleich Ober ſter SA-Führer (Führer der Sturm. 
Abteilung der Partei). 


3. Der Stellvertreter des Führers 

Als Adolf Hitler mit der Kanzlerſchaft die Führung des Deutſchen Reichs über- 
nommen hatte, ergab ſich bald die Notwendigkeit, die ununterbrochene Fürſorge für 
die Partei einem Vertrauensmann zu übertragen, der die vollkommenſte Gewähr 
dafür bot, dieſe Fürſorge in jeder Hinſicht getreu dem Geiſte des Führers auszuüben. 
So wurde Rudolf Heß am 27. April 1933 Stellvertreter des Führers. 
Sein nächſter Mitarbeiter ift ſein Stabsleiter. 

Sein Stab beſteht aus dem Geſchäftsführer, dem Leiter des Perſonalamts, den 
Bearbeitern der Buchhaltung und der Preſſeangelegenheiten, endlich aus der Fülle 


— oe [or 


Organiſatoriſcher Aufbau der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei 11 


der Sachbearbeiter, Beauftragten und PVertrauensmänner für die verſchiedenen 
Lebens- und Sachgebiete, fo 


für den Neubau des Reichs, 

für Fragen der Arbeitsbeſchaffung, für Finanz- und Steuerpolitik, 

für innere Parteiangelegenheiten, 

für ſtaatsrechtliche Fragen, 

für außenpolitiſche Fragen, 

für Siedlungs⸗ und Planungsweſen, 

für alle Fragen der Technik und ihrer Organiſationen, 

für alle Fragen der Volksgeſundheit, 

für Hochſchulangelegenheiten, 

für alle Schulfragen, 

für Kunſt⸗ und Kulturfragen, 

für Muſikfragen, 

für praktiſch⸗techniſche Fragen. 
Zum unmittelbaren Dienſtbereich des Stellvertreters des Führers gehören ferner: 

der Leiter der Auslandsorganiſation der NSDAP, 

die Kommiſſion für Wirtſchaftspolitik, 

das Raſſenpolitiſche Amt, 

das Amt für Sippenforſchung, 

das Hauptarchiv, 

die Parteiamtliche Prüfungskommiſſion zum Schutze des NS. Schrifttums. 
Der Verbindungsſtab des Stellvertreters des Führers hat ſeinen Sitz in 
Berlin, unterſteht einem beſonderen Stabsleiter und iſt vor allem dazu beſtimmt, den 
Verkehr der Partei mit den in Berlin amtierenden Miniſterien zu vermitteln. 
Als Organ der Parteiaufſicht ſteht dem Stellvertreter des Führers ein 
Sonderbeauftragter zur Verfügung. 
Insgeſamt iſt die Organiſation der Dienftſtelle des Stellvertreters des Führers er- 
ſichtlich dazu beſtimmt, zwei Grundaufgaben zu dienen, nämlich den Aufgaben der 
Oberſten Parteileitung und der zentralen Einflußnahme der Partei auf das Staats- 
leben, vor allem auf Perſonalpolitik und Geſetzgebung. 


4. Die Reichsleiter 


Die Reichsleiter find eine in der Kampfzeit entſtandene Ausleſe zur Führung be- 

rufener Männer, denen der Führer die Reichsleitung der großen Teilgebiete des 

Parteilebens übertragen bat, deren Bedeutung als Vertrauensmänner und Berater 

des Führers und ſeines Stellvertreters ſich aber keineswegs in der Betreuung des 

jedem von ihnen zugewieſenen beſonderen Arbeitsgebietes erſchöpft. 

Die gegenwärtigen Reichsleiter der NSDAP find: 

Franz Xaver Schwarz, RNeichsſchatzmeiſter der Partei und GBeneral-Bevoll- 
mächtigter des Führers in allen vermögensrechtlichen Angelegenheiten der 
NSDAP. 

Philipp Bouhler, der Chef der Kanzlei des Führers der NSDAP, dem außer 
der Kanzlei des Führers auch die Parteiadjutantur des Führers und die Privat- 
kanzlei Adolf Hitler unterſtehen; er iſt zugleich Vorſitzender der „Parteiamt- 
lichen Prüfungskommiſſion zum Schutze des NS. Schrifttums“. 

Martin Bormann, der Stabsleiter des Stellvertreters des Führers. 

Dr. Robert Ley, RNeichsorganiſationsleiter der Partei, zugleich Reichsleiter der 
Deutſchen Arbeitsfront. 

Walter Buch, Oberſter Richter der Partei. 

Wilhelm Grimm, Vorfitzender der II. Kammer des Oberſten Parteigerichts. 

Dr. Joſeph Goebbels, Reihspropagandaleiter der NSDAP. 
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Max Amann, Reichsleiter für die Preſſe und als folder Präſident der Reichs. 
preſſekammer. Seiner Aufſicht unterliegt das geſamte Preffe- und Verlagsweſen 
der Partei. 

Dr. Otto Dietrich, Reichspreſſechef der NSDAP; er leitet die Reichspreſſeſtelle 
der NSDAP, die ihr Hauptbüro in München, ihr „Preſſepolitiſches Amt“ in 
Berlin hat. Das Hauptbüro in München hat die Schriſtleitung des Verord. 
nungsblattes der Reichsleitung der NSDAP und führt die Sentral-Rartei der 
NS. Journaliſten; ihm unterſteht die Auslandspreſſeſtelle. Im Preſſepolitiſchen 
Amt wird die Hauptſchriftleitung der Nationalſozialiſtiſchen Parteikorreſpondenz 
geführt, die Verbindung zu den Gaupreſſeämtern unterhalten und die Infor- 
mation der Parteipreſſe beſorgt. 

Dr. Hans Frank, Leiter des Reichsrechtsamts der NSDAP und als folder 
Reichsrechtsführer. 

Alfred RNoſenberg, Leiter des Außenpolitiſchen Amtes der NSDAP, Beauf⸗ 
tragter des Führers für die Aberwachung der geſamten geiſtigen und weltanfchau- 
lichen Erziehung der NSDAP. 


Franz Ritter von Epp, Leiter des Kolonialpolitiſchen Amtes der NSDAP. 
R. Walther Dar r é, Leiter des Reichsamtes für Agrarpolitik, Reichbauernführer. 
Dr. Wilhelm Frick, Führer der Reichstagsfraktion der NSDAP. 

Karl Fiehler, Leiter des Hauptamtes für Kommunalpolitik. 

Viktor Lutze, Chef des Stabes der SA. 

Heinrich Himmler, Reichsführer SS. 

Baldur v. Schirach, Reichsjugendführer. 

Konſtantin Hierl, Reichsarbeitsführer. 


5. Das Oberſte Parteigericht 


Der Oberſte Parteirichter, Reichsleiter Walter Buch, bildet die Spitze der 
Parteigerichtsbarkeit, indem er der höchſten parteigerichtlichen Inſtanz, dem Oberften 
Parteigericht, vorſteht. 

Nach den Richtlinien, die der Stellvertreter des Führers am 17. Februar 1934 für die 
Parteigerichte genehmigt hat, haben dieſe „den Zweck, die gemeinſame Ehre der 
Partei und die des einzelnen Parteigenoſſen zu wahren, ſowie nötigenfalls Meinungs- 
verſchiedenheiten einzelner Mitglieder auf gütlichem Wege auszugleichen“. Zu ihren 
Aufgaben gehört insbeſondere, „gegen diejenigen Parteigenoſſen, deren Benehmen 
dem Ehrgefühl und den Anſchauungen der NEDAP nicht entſpricht, ... einzu- 
ſchreiten und, wo es zur Wahrung der Ehre und des Anſehens der Partei nötig 
erſcheint, auf die Entfernung unwürdiger Mitglieder aus der Partei anzutragen“ 
(8 1 der Richtlinien). 

„Die Parteigerichte haben ſich ſtets als die eiſernen Klammern der Bewegung zu 
betrachten, die den ſtolzen Bau der NSDAP, den politiſche Leiter und SA-Führer 
in mühevoller Arbeit aufgeführt haben, zuſammenhalten. Ihn vor Riſſen und Er- 
ſchütterungen zu bewahren, iſt die vornehmſte Aufgabe der Parteigerichte“ (Walter 
Buch). 

Das Oberſte Parteigericht hat die Aufgabe, durch feine höchſtrichterliche Recht- 
ſprechung die Grundſätze herauszuarbeiten, die für das Verhalten der Parteimit— 
glieder gelten müſſen, damit Ehre, Reinheit und Feſtigkeit der Bewegung gewahrt 
bleiben. Dadurch gewinnt das Oberſte Parteigericht die Bedeutung des höchſten 
Ehrengerichtsbofes innerhalb der Nation. 

Das Oberſte Parteigericht gliedert ſich in mehrere Kammern. Jede von ihnen beftebt 
aus einem Vorſitzenden und vier Beiſitzern. 

Die Parteirichter ſind „nur ihrem nationalſozialiſtiſchen Gewiſſen verhaftet und 
keines politiſchen Leiters Antergebene, und untertan find fie nur dem Führer“ 
(Walter Buch). 
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6. Der Beauftragte des Führers für die Überwachung der geſamten geiſtigen und 
weltanjchaulichen Erziehung der NSDAP 


Eine ähnlich hohe Stellung wie der Oberſte Parteirichter hat Reichsleiter Alfred 
Roſenberg durch den Auſtrag erhalten, den ihm der Führer am 24. Januar 1934 
erteilt hat. Wenn das Oberſte Parteigericht den Ehrbegriff der Bewegung zu hüten 
und dafür zu ſorgen hat, daß er in der praktiſchen Lebenshaltung der Parteimitglieder 
gewahrt bleibt, ſo hat der Beauftragte für die Aberwachung der geſamten geiſtigen und 
weltanſchaulichen Erziehung über die Reinheit der Idee zu wachen und zu 
verhüten, daß der Nationalſozialismus in den geiſtigen Lebensäußerungen der 
Partei irgendwelche Verfälſchungen oder Abirrungen erleidet. 


Der Amtsſfitz des Beauftragten befindet ſich zur Seit in Berlin. Sein Geſchäfts⸗ 
bereich umfaßt Dienſtſtellen für Kunſtpflege, für Philoſophie und Pädagogik, für 
Volks. und Frühgeſchichte, für Geſchichte, für ariſche Weltanſchauung, für nordiſche 
Fragen, für Schulungsfragen, für Stoffſammlung und Lehrpläne (Aberwachung), für 
Verbände, für Schrifttumspflege, für weltanſchauliche Information und eine Arbeits- 
gemeinſchaft für die Schulung der geſamten Bewegung. 


Anter der Leitung des Beauftragten Reichsleiters Roſenberg ſteht die von ihm 
im Januar 1937 gemeinſam mit dem Reichsbauernführer, dem Reichsarbeitsführer, 
dem Reichsführer SS und dem Reichsjugendführer gegründete Arbeitsgemein- 
ſchaft für deutſche Volkskunde. Ihr Zweck iſt die „Abwehr der welt 
anſchaulichen Gegner des Nationalſozialismus auf dem Gebiete der volkskundlichen 
Forſchung und der praktiſchen Volkskundearbeit“ ſowie die „Beratung aller an volks⸗ 
kundlichen Fragen intereſſierten Parteidienſtſtellen“. 


Der Beauftragte Reichsleiter Roſenberg betreut durch feine Dienſtſtelle: 


die NS- Kulturgemeinde, geführt von dem Leiter des Amtes für Kunſt⸗ 
pflege, | 

die Reichsſtelle für Förderung des deutſchen Schrifttums, 
unterſtellt dem Leiter der Abteilung Schrifttumspflege, 

den Reichs bund für deutſche Vorgeſchichte, geführt von dem Leiter 
der Abteilung Vorgeſchichte. | 


7. Der Reichspropagandaleiter 


Aufgabe der Reichspropagandaleitung iſt es, den nationalſozialiſtiſchen Gedanken mit 
Hilfe aller techniſchen Errungenſchaften und kulturellen Einrichtungen ins Volk zu 
tragen, ihn dauernd in Partei und Volk lebendig zu erhalten und die Maßnahmen 
der Partei und auch des nationalſozialiſtiſchen Staates durch Vorbereitung und Auf⸗ 
klärung zu unterſtützen. 


Aus dieſer Aufgabe ergibt ſich von ſelbſt die Notwendigkeit engſter Zuſammenarbeit 
des Reichspropagandaleiters mit Staat und Volk. Darum iſt der Reichspropaganda⸗ 
leiter der NSDAP, Reichsleiter Dr. Goebbels, ſeit dem 13. März 1933 zugleich 
Reichsminiſter für Volksaufklärung und Propaganda. Seit Herbſt 1933 iſt er zugleich 
Dräfident der Reichskulturkammer, der ſtändiſchen Organiſation aller auf den Ge- 
bieten des Kulturlebens tätigen Volksgenoſſen. Die Reichskulturkammer beſteht 
aus der Reichsfilmkammer, der Reichsmuſikkammer, der Reichskammer für bildende 
Künſte, der Reichstheaterkammer, der Reichsſchrifttumskammer, der Reichspreſſe⸗ 
kammer (Präfident: Reichsleiter Amann) und der Reichsrundfunkkammer. 


Die Reichspropagandaleitung hat ihren Sitz in München. Der Reihspropaganda- 
leiter hat dort einen ſtändigen Vertreter und Stabsleiter. Sein Geſchäftsbereich 
gliedert ſich in die Amter: Aktive Propaganda, Rundfunk, Film, Verbindungsſtelle, 
Kultur, Preſſe⸗Propaganda, Reichsring für nationalſozialiſtiſche Propaganda und 
Volksaufklärung, Ausſtellungs⸗ und Meſſeweſen, Reichsautozug Deutſchland. 
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8. Der Reichsſchatzmeiſter 
Der Geſchäftsbereich des Reichsſchatzmeiſters umfaßt nicht nur die Fin anzver⸗ 
waltung, ſondern die geſamte innere Verwaltung der Partei. Der 
Reichsſchatzmeiſter, Reichsleiter Schwarz, iſt ſomit Oberſter Leiter der Ver- 
waltung der Bewegung. Er hat das geſchichtliche Verdienſt, ſeit der Neugründung 
der Partei im Februar 1925 die verwaltungsmäßigen Vorausſetzungen für Leben, 
Kampf und Sieg der Partei geſchaffen zu haben. Seine Arbeit liefert auch heute die 
unentbehrliche materielle Grundlage für die geſamte Wirkſamkeit der Partei. Sie 
ſchafft gleichzeitig, indem ſie durch Genauigkeit und Strenge die Sauberkeit des 
Finanzgebarens im geſamten Bereiche der Parteiwirkſamkeit gewährleiſtet, die unum- 
gängliche Vorausſetzung für die idealiſtiſche Hingabe der Geſamtparteigenoſſenſchaft 
an die Parteiaufgaben. 
Dem Reichsſchatzmeiſter unterſtehen folgende Hauptämter: 
Hauptamt |, Stabsamt, mit den Amtern: 
Hauptkaſſe, Hauptbuchhaltung, Lohnbuchhaltung, Lotterieabteilung, Reichs- 
zeugmeiſterei, Hilfskaſſe; 
Hauptamt II, Reichshaushaltsamt; 
Hauptamt III, Reichsrechnungsamt, mit dem Reichs reviſionsamt; 
Hauptamt IV, Verwaltungsamt, mit den Amtern: 
Perſonalabteilung, Hausinſpektion, Prüſungsſtelle zum Schutze der nationalen 
Symbole, Zentralregiſtratur, Sentralein- und -auslaufamt ſowie Material- 
verwaltung, Druckerei und Buchbinderei, Archiv für Geſchichte und Publiziſtik. 
Sammlung J. F. M. Rehſe, Reichsleitungs-Garage; 
Hauptamt V, 
Rechtsamt des Reichsſchatzmeiſters mit dem Amt für Verſicherungsweſen, Amt 
für Fernmeldeweſen, Amt für Mitgliederweſen, Aufnahme, Kartei. 
Ferner hat der Reichsſchatzmeiſter Son der beauftragte für die Bauleitung 
und die Grundſtücksverwaltung der Reichsleitung. 


9. Der Reichsorganiſationsleiter 


Als vornehmſte Aufgabe der Reichsorganiſationsleitung kann man es bezeichnen, die 
Formen zu ſchaffen und zu unterhalten, durch die von der Partei aus das deutſche 
Volk in allen ſeinen Teilen zur praltiſchen Verwirklichung der nationalſozialiſtiſchen 
Erziehung erfaßt werden fol. Es iſt daher kein Zufall, daß der Reichsorganiſations- 
leiter der NSDAP, Reichsleiter Dr. Ley, zugleich der Leiter der Deutſchen 
Arbeitsfront iſt. Ihm unterſtehen auch die drei Ordens burgen der 
NSDAP (Cröſſinſee, Vogelſang, Sonthofen), die vor allem der Ausbildung und 
Ausleſe des Führernachwuchſes der Partei dienen ſollen. 


Zum Geſchäftsbereich des Reichsorganiſationsleiters, dem fein Stabsleiter zur Seite 
ſteht, gehören: 
das Haupt-Organiſationsamt, das den Ausbildungsleiter, das Reichsamt für 
Statiſtik, das Prüfungs- und Beſchaffungsamt und die Amter für gebietliche 
und für vertikale Organiſation in ſich ſchließt, 
die Organiſationsleitung der Reichsparteitage, 
das Haupt- Perſonalamt, 
das Haupt ⸗Schulungsamt. 
Hierzu treten die Hauptämter, Amter und Gliederungen, die man als unmittelbar 
„volkbetreuend“ bezeichnen kann, nämlich: 
die Nationalſozialiſtiſche Betriebszellenorganiſation (NSBO), 
das Hauptamt für Handwerk und Handel, 
das Hauptamt für Kommunalpolitik, 
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das Hauptamt für Beamte, 

das Hauptamt für Erzieher, 

das Hauptamt für Kriegsopfer, 
das Hauptamt für Volksgeſundheit, 
das Amt für Technik, 

die NS. Frauenſchaft, 

das Hauptamt für Volkswohlfahrt, 
der NS Deutſche Studentenbund, 
der NS Deutſche Dozentenbund. 


Sämtliche Hauptämter und Umter unterſtehen verwaltungsmäßig, perſonaltechniſch, 
organiſatoriſch und diſziplinär dem RNeichsorganiſationsleiter. Politiſch jedoch unter- 
ſtehen die Hauptämter für Kommunalpolitik, Beamte, Erzieher, Kriegsopfer, Volks. 
geſundheit, das Amt für Technik, die NS- Frauenſchaft und das Hauptamt für Volks- 
wohlfahrt, der NS Deutſche Studenten- und der NS Deutſche Dozentenbund un- 
mittelbar dem Stellvertreter des Führers. Die übrigen Hauptämter und Amter unter- 
ſtehen dem Reichsorganiſationsleiter auch politiſch. 


10. Die volkbetreuenden Hmter und Gliederungen der Reichsorganijationsleitung 


a) Das Hauptamt NSBO (Nationalſozialiſtiſche Betriebszellen⸗Organiſation) 
hat vom Führer die Sonderaufgabe erhalten, die Betriebe für die nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Weltanſchauung zu gewinnen und über die Wahrung nationalſozialiſtiſchen 
Gedankengutes in den Betrieben zu wachen. Sie iſt der Organiſationsträger der 
Deutſchen Arbeitsfront (DAc). 

Das Hauptamt NSBO unterſteht dem Reichsobmann der NSBO. 

Die Deutſche Arbeitsfront iſt nach der Verordnung des Führers vom 
24. Oktober 1934 die „Organiſation der ſchaffenden Deutſchen der Stirn und der 
Fauſt“. Sie umfaßt insbeſondere „die Angehörigen der ehemaligen Gewerkſchaften, 
der ehemaligen Angeſtelltenverbände und der ehemaligen Anternehmervereinigungen 
als gleichberechtigte Mitglieder“. Ihr Ziel iſt „die Bildung einer wirklichen Volks. 
und Leiſtungsgemeinſchaft aller Deutſchen“. Weitere Aufgaben find: Geſtaltung des 
ſozialen Ausgleichs, Entwicklung der Berufsertüchtigung, Errichtung von Selbſthilfe⸗ 
einrichtungen, Aufbau einer organiſchen Ordnung, umfaſſende Freizeitgeſtaltung. 
Die Deutſche Arbeitsfront mit der NS- Gemeinſchaft „Kraft durch 
Freude“ wird vom Reichsorganiſationsleiter der Partei geführt. 


Die Reichswaltung der Deutſchen Arbeitsfront hat ihren Sitz im Zentralbüro. 
Dieſes iſt in folgende 6 Hauptarbeitsgebiete gegliedert: 


Hauptarbeitsgebiet I: Stabsamt mit Rechtsamt, 
Hauptarbeitsgebiet II: Perſonalamt, 
Hauptarbeitsgebiet III: 


1. Organiſationsamt der DAF leinſchließend das Organiſationsamt der 
NS. Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“), 

Preſſeamt der DA leinſchließend das Preſſeamt der NS. Gemeinſchaft 
„Kraft durch Freude“), 

Schulungsamt, 

Sozialamt, 

Propagandaamt der DA (einſchließend das e der NS. 

Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“), 

Amt für Volksgeſundheit, 

. Amt für Berufserziehung und Betriebsführung, 

Amt für Nechtsberatungsſtellen, 

Jugendamt, 

Frauenamt, 
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11. Heimſtättenamt, 

12. Wirtſchaftsamt, 

13. Arbeitswiſſenſchaftliches Inſtitut, 

14. Amt für Information, 

15. Amt Arbeitsdank, 

16. Amt Soziale Selbſtverantwortung, 

17. Amt für techniſche Wiſſenſchaft, 

18. Amt Wehrmachtsheime in der NS. Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“. 


Zum Hauptarbeitsgebiet III gehören ferner die Reichs betriebs gemein 
ſchaften: 
1. Nahrung und Genuß, 
2. Textil, 
3. Bekleidung, 
4. Bau, 
5. Holz, 
6. Eiſen und Metall, 
7. Chemie, 
8. Druck, 
9. Papier, 
10. Verkehr und öffentliche Betriebe, 
11. Bergbau, 
12. Banken und Verſicherungen, 
13. Freie Berufe, 
14. Landwirtſchaft (Reichsnährſtand), 
15. Leder, 
16. Stein und Erde, 
17. Handel, 
18. Das deutſche Handwerk; 
Hauptarbeitsgebiet IV: 
Schatzamt der DA l(einſchließend Schatzamt der R „Kraft 
durch Freude“); 
Hauptarbeitsgebiet V: 
NS.-Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“ mit Amt für Reifen, Wandern und 
Arlaub, Amt Feierabend, Sportamt, Amt für Schönheit der Arbeit, Amt 
Deutſches Volksbildungswerk, Amt Werkſcharen, Amt Wehrmachtsheime; 


Hauptarbeitsgebiet VI: 
der Oberſte Ehren- und Diſziplinarhof. 


b) Das Hauptamt für Handwerk und Handel iſt für die politiſche 
Schulung der in den Reichsbetriebsgemeinſchaften 17 und 18 der Deutſchen Arbeits- 
front zuſammengeſchloſſenen Volksgenoſſen zuſtändig, ohne dabei unmittelbar in den 
Dienſtbereich der Deutſchen Arbeitsfront einzugreifen. 

Das Hauptamt für Handwerk und Handel gliedert ſich in die Arbeitsgebiete: Organi- 
ſation — Geſchäftsführung — Preſſe und Propaganda — Schulung — Markt- 
politiſche Fragen. 

c) Das Hauptamt für Kommunalpolitik unterſteht dem Reichsleiter 
Fiehler, der gleichzeitig Vorſitzender des Deut ſchen Gemeindetages iſt. 
Der Deutſche Gemeindetag wird mithin durch den Leiter des Hauptamtes für Kom- 
munalpolitik parteimäßig betreut. Er iſt im übrigen eine durch Geſetz vom 15. De- 
zember 1933 geſchaffene Körperſchaft des öffentlichen Rechts, der ſämtliche deutſchen 
Gemeinden und Gemeindeverbände angehören, um ſich durch Beratung und durch 
Vermittlung des Erfahrungsaustauſches in ihrer Arbeit unterſtützen zu laſſen. 
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Das Hauptamt für Kommunalpolitik hat Referenten für Schulungs⸗, Kommunal- 
rechts⸗ und Kulturfragen, für Siedlung und Arbeitsbeſchaffung, für Beamten, 
Angeſtellten⸗ und Arbeiterfragen, für Fürſorge⸗ und Wohlfahrtsfragen, für Finanz⸗ 
und Steuerweſen, für Sparlaffen und Kreditfragen, Wirtſchaft und Energiever- 
ſorgung, für die kommunale Preſſe und die Schriftleitung der Zeitſchriſt „Die 
NS. Gemeinde“. 
d) Das Hauptamt für Beamte hat die Aufgabe, mit dem Berufsbeamten⸗ 
tum zuſammenhängende Fragen zu bearbeiten, vor allem aber das deutſche Berufs- 
beamtentum politiſch zu erfaſſen und nationalſozialiſtiſch auszurichten. Seine 
organiſatoriſchen Anfänge liegen im Jahre 1931, ſeine ideenmäßige und kämpferiſche 
Vorbereitung geht bis in die erſten Zeiten der Bewegung (v. d. Pfordten, Frick, 
Poehner) zurück. Gründer der nationalſozialiſtiſchen Beamtenorganiſation iſt J ak o b 
Sprenger, jetzt Gauleiter von Heſſen⸗Naſſau. 
Zur Erfaſſung der deutſchen Geſamtbeamtenſchaft und Einſchmelzung der unzähligen 
alten Beamtenverbände rief Ende 1933 Hermann Neef auf der Grundlage der 
nationalfozialiſtiſchen Beamtenorganiſation mit Anterſtützung des Reichsminiſters des 
Innern Dr. Frick den RNeichsbund der Deutſchen Beamten ins Leben, 
der vom Hauptamt für Beamte ſeither betreut wird. 
Aufgabe des Reichsbundes iſt nach der Satzung in erſter Linie die Erziehung ſeiner 
Mitglieder zu vorbildlichen Nationalſozialiſten und verantwortungsbewußten 
Dienern des nationalſozialiſtiſchen Staates, ferner die Anterſtützung der Regierung 
in ihren beamtenpolitiſchen Maßnahmen, Anterhaltung, Ausbau und Ambau geſunder 
Selbſthilfeeinrichtungen der Beamtenſchaft und Unterhaltung von Einrichtungen, die 
der Berufsausbildung der Beamten dienen. 
Der Hauptamtsleiter, der zugleich Reichswalter des Reichsbundes iſt, wird durch 
einen Reichsgeſchäftsführer und eine Anzahl Referenten unterſtützt. Das Hauptamt 
enthält unter anderem folgende Hauptſtellen: 
Organiſation und Propaganda 
mit der Organiſationsabteilung, der Propagandaabteilung und der Abteilung 
für weibliche Beamte, 
Geld- und Vermögens verwaltung 
mit den Abteilungen: Haushalt der Gliederungen, Rechnungsprüfung, Grund- 
beſitzverwaltung — Buchhaltung und Kaffe — Reviſionsabteilung, Statiſtik 
— Erholungsheime — Entſchuldung, 
Beamtenpolitik und Beamtenrecht 
mit den Abteilungen: Beamtenpolitik — Beamtenrecht — Beſoldung — Er⸗ 
ziehung und Anterricht — Techniſcher Ausſchuß, 
Wirtſchafts⸗ und Sozialpolitik 
mit der Wirtſchaftsabteilung, der Sozialabteilung und dem Tuberkuloſe⸗ 
Hilfswerk. 
Das Hauptamt ſür Beamte hat ferner in Anlehnung an die verſchiedenen Zweige der 
Staatsverwaltung 14 Sachbearbeiter eingeſetzt, denen die Betreuung der 
folgenden 14 Fachſchaften des Reichsbundes obliegt: | 
1. Reichsbahnverwaltung, 2. Reichspoſtverwaltung, 3. Reichsſteuerverwaltung, 
4. Reichszollverwaltung, 5. Reichsheeres⸗ und -marineverwaltung, 6. Öffentliche 
Banken (Reichs-, Staats- und Landesbanken), 7. Sonſtige Reichsverwaltungen, 
8. Körperſchaften des öffentlichen Rechts des Reichs, 9. Kameradſchaftsbund Deutſcher 
Polizeibeamten, 10. Reichsjuſtizverwaltung, 11. Forſtverwaltungen, 12. Allgemeine 
Länderverwaltungen, 13. Gemeindeverwaltungen und 14. Sonſtige Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts. 


e) Das Hauptamt für Erzieher betreut den 1927 von Hans Sche m n 
gegründeten und bis zu feinem Tode 1935 von ihm geleiteten National- 
ſozialiſtiſchen Lehrerbund, der die geſamte deutſche Erzieherſchaft mit 


— Gruppe e 


18 | | . Fabricius 


nationalſozialiſtiſchem Geiſte durchdringen will. Zum Leiter des Hauptamtes für 
Erzieher und des Lehrerbundes hat der Führer nach dem Tode Schemms den thürin- 
giſchen Volksbildungsminiſter Fritz Wächtler ernannt. 
Der Nationalſozialiſtiſche Lehrerbund gliedert ſich in die Abteilungen Geſchäſts⸗ 
führung, Organiſation, Schulung, Schrifttum, Preſſe, Wirtſchaft und Recht, Er- 
ziehung und Unterricht, Reichskaſſenführung. Er hat folgende Fachſchaften ge- 
bildet: 1. Hochſchulen, 2. Höhere Schulen, 3. Mittelſchulen, 4. Volksſchulen, 5. Sonder- 
ſchulen, 6. Berufsſchulen, 7. Privatſchulen. 


f) Das Hauptamt für Kriegsopfer ſteht unter Leitung des Reichskriegs⸗ 
opferführers Hanns Oberlindober und betreut die Nationalſozia⸗ 
liſtiſche Kriegsopferverſorgung (NSKOD), die Einheitsorganiſation, 
in der die früheren Vereinigungen der Kriegsverletzten aufgegangen ſind. In ihr 
beſtehen Referate für Perfonalien, Preſſe, Rechtsweſen, Siedlung, Organiſation, 
Kaſſenverwaltung, Arbeitsbeſchafſung, Schulung, Propaganda ſowie die Betreuungs- 
Abteilung. 


g) Das Hauptamt für Volksgeſundheit betreut unter Leitung des 
Reichsärzteſührers Dr. Gerhard Wagner den im Auguſt 1929 gegründeten 
Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arztebund und bearbeitet alle 
Fragen der Volksgeſundheit. 


h) Das Amt für Technik ſteht unter der Leitung des als Erbauer der Reichs 
autobahnen bekannten Generalinſpektors für das Deutſche Straßenweſen Dr.-Ing. 
Fritz Todt und betreut den von dieſem gleichfalls geleiteten National- 
ſozialiſtiſchen Bund Deutſcher Technik (NS BDT). 


i) Die NS-Frauenſchaft iſt eine Gliederung der Partei und betreut das 
Deutſche Frauenwerk. In dieſem iſt die geſamte deutſche Frauenarbeit zu- 
ſammengefaßt, die von der NS. Frauenſchaft unter Leitung der Reichsfrauenführerin 
Gertrud Scholtz Klink die weltanſchaulich-politiſch⸗kulturelle Ausrichtung 
erfährt. Zur Vereinheitlichung der geſamten Frauenarbeit führt die Reichsfrauen- 
führerin zugleich das Frauenamt der Deutſchen Arbeitsfront, den Deutſchen Frauen⸗ 
arbeitsdienſt und den Reichsfrauenbund des Deutſchen Roten Kreuzes. 
k) Das Hauptamt für Volkswohlfahrt wird von Erich Hilgen- 
feldt geleitet und betreut die „Nationalſozialiſtiſche Volkswohl⸗ 
fahrt“ (NS), die vom Führer am 3. Mai 1933 zur einzigen parteiamtlichen 
Organiſation für das geſamte Gebiet der Wohlfahrtspflege und »fürſorge erklärt 
worden iſt. 
Zweck der NSW ift, den Opferwillen der Nation in Wirkſamkeit zu ſetzen, um der 
ſozialiſtiſchen Verpflichtung zu genügen, die die Gemeinſchaft — in ihrem eigenen 
Intereſſe — gegenüber den in Not befindlichen Volksgenoſſen und Volksſchichten zu 
erfüllen hat. Die gewaltigen Aufgabengebiete, in denen ſich die NSW e bereits be- 
währen konnte, ſind insbeſondere: | 

das Hilfswerk Mutter und Kind, 

das Winterhilfswerk. 
Die Nationalſozialiſtiſche Volkswohlfahrt gliedert ſich in die Amter Organiſation, 
Finanzverwaltung, Wohlfahrtspflege und Jugendhilfe, Volksgeſundheit, Werbung 
und Schulung. 
) Der Nationalſozialiſtiſche Deutſche Studentenbund, der 
im Februar 1926 auf Anordnung des Führers von Wilhelm Tempel gegründet 
wurde und von der Kampfzeit her eine glorreiche Tradition beſitzt, hat für die 
politiſche Schulung und Erziehung des geſamten ſtudentiſchen Nachwuchſes zu ſorgen. 
Er ift die politiſche Organiſation der deutſchen Studierenden an den Hoch und Fach— 
ſchulen. Außer der politiſchen Erziehung gehört auch die körperliche Ertüchtigung 
der Studenten zu ſeinen Aufgaben. 
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Die Reichsdienſtſtelle des Studentenbundes hat folgende Hauptſtellen: Kaffe und 
Verwaltung, Organiſation, Perſonal, Preſſe und Propaganda, Politiſche Schulung, 
Kameradſchaftserziehung, Sozialſtudentiſche Arbeit, Studentiſcher Einſatz, Fach⸗ 
erziehung, Kultur, Grenz- und Auslandsamt, Studentinnen und Verbindungsſtelle. 


m) Der Nationalſozialiſtiſche Deutſche Dozentenbund umſaßt 
(ohne deren Zugehörigkeit zum NS. Lehrerbund aufzuheben) alle Hochſchullehrer, die 
Parteimitglieder find. Er bildet gemeinſam mit dem NS. Studentenbund die für die 
Hochſchulen zuſtändige Parteigliederung und hat die Führung bei ſolchen ee 
politiſchen Fragen, die über rein ſtudentiſche Belange hinausgehen. 


11. Beſondere, von Reichsleitern geführte Hmter 


a) Das RNeichrechtsamt ſteht unter der Leitung des Reichsleiters Dr. Hans 
Frank. Es gliedert ſich folgendermaßen: 


Amt für Rechtsverwaltung, 

Amt für Rechtspolitik, 

Amt für Nechtsbetreuung des Deutſchen Volkes, 

Amt für NS. Rechtswahrer, 

Amt für Rechtsſchrifttum, 

Amt für Schulung. 
Aufgabe des Amtes für NS. Rechtswahrer iſt die Betreuung des im Oktober 1928 
von Dr. Hans Frank gegründeten Nationalſozialiſtiſchen Rechts 
wahrerbundes (bis 1936 Bund Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten 
genannt). 
Dieſer Bund iſt der Träger der Deutſchen Rechtsfront. Seine wichtigſte Aufgabe 
beſteht in der Mitarbeit an der Neugeſtaltung des Deutſchen Rechtes im Geiſte der 
nationalſozialiſtiſchen Ideenwelt und der Zuſammenfaſſung aller Diener am Rechte 
für dieſen Zweck. | 
Die Neichsgeſchäftsſtelle des Bundes beſteht aus dem Preſſeamt, dem Vermögens- 
amt, dem Verwaltungsamt, dem Sozialamt und dem Organiſationsamt. 
Reichsleiter Dr. Frank hat ſich ferner einen Führerrat beigeordnet, dem u. a. der 
Leiter des Reichs ⸗Ehrengerichts, die beiden Reichsgeneralinſpekteure des Bundes 
und der Direktor der Akademie für Deutſches Recht angehören. 


Zum Führerrat des Bundes gehören außerdem die Reichsfachgruppenleiter, von 
denen folgende Fachgruppen betreut werden: 

1. Richter und Staatsanwälte, 2. Rechtsanwälte, 3. Notare, 4. Hochſchullehrer, 
5. Verwaltungsrechtswahrer, 6. Wirtſchaftsrechtler, 7. Rechtspfleger, 8. Referendare. 
In enger Verbindung mit dem Rechtswahrerbund ſteht die vom RNeichsrechtsführer 
gegründete und geleitete Akademie für Deutſches Recht, die aus etwa 
140 ordentlichen Mitgliedern aus Wiſſenſchaft, Politik und Wirtſchaft und 30 kor- 
porativen Mitgliedern, den Juriſtiſchen Hochſchulfakultäten, beſteht. 

In den zahlreichen Ausſchüſſen der Akademie werden Geſetzesentwürfe zur Erneue⸗ 
rung des Deutſchen Rechts auf den verſchiedenen Rechtsgebieten beraten. 

b) Das Reichs amt für Agrarpolitik wird von dem Reichsbauernführer 
Reichs leiter R. Walther Dar r geleitet, der zugleich Reichsminiſter für Ernährung 
und Landwirtſchaft iſt. Die geſchichtliche Grundlage dieſes Amtes bildet der „Agrar⸗ 
politiſche Apparat“, deſſen Aufbau begann, als Darré am 1. Juni 1930 in die Reichs- 
leitung der NSDAP berufen worden war. | 


Das Reichsamt für Agrarpolitik gliedert ſich in folgende Ämter: 
Perſonal und Organiſation (Agrarpolitiſcher Apparat), 


Agrarwirtſchaft, 
Preſſe und Werbung, 
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Bauernkultur, 
Forſtwirtſchaft, 
Bauernſchulung 
Bauernrecht, 
Landarbeiterfragen, 
Blutsfragen des deutſchen Bauerntums, 
Bäuerliche Siedlung. 


Vom Leiter des Agrarpolitiſchen Amtes als dem Reichsbauernführer wird der 
Reichs nährſtand betreut, die ſtändiſche Organiſation aller auf dem Gebiet der 
Volksernährung tätigen Deutſchen. Unter dem Reichsbauernführer ſteht der Reichs 
obmann des Reichsnährſtandes und das Stabsamt des Reichsbauernführers, das 
unter Leitung des Stabsamtsführers die Stabshauptabteilungen in ſich ſchließt. 
Weiterhin gehören zu den Mitarbeitern des Reichsbauernführers: der Siegel- 
bewahrer des Deutſchen Reichsbauernrates, der Generalinſpekteur des Reichsnähr⸗ 
ſtandes und der Leiter des Verwaltungsamtes. 

Das Verwaltungsamt des Reichsnährſtandes gliedert ſich in folgende Haupt- 
abteilungen: 

Reichsverwaltungshauptabteilung; fie umfaßt die geſamte Kanzlei, Finanz und 
Perſonalverwaltung des Reichsnährſtandes. 

Reichshauptabteilung I (Der Menſch); fie betreut den bäuerlichen Menſchen und hat 
die Pflege der bäuerlichen Kultur, Hütung des Arbeits- und Rechtsſriedens, die 
bäuerliche Schulungsarbeit und die Siedlerberatung als Aufgabe. 
Reichshauptabteilung II (Der Hof); fie betreut den bäuerlichen Betrieb und hat die 
Beratung und Förderung der bäuerlichen Betriebsſührung und Hauswirtſchaft und 
der landwirtſchaftlichen Werkausbildung zur Aufgabe. 

Reichshauptabteilung III (Marktordnung und Förderung); fie umfaßt den Land⸗ 
handel und die Gewerbe, von denen landwirtſchaftliche Erzeugniſſe be. und ver- 
arbeitet werden. 


c) Das Außenpolitiſche Amt unterſteht dem Reichsleiter Alfred 
Roſenberg. 


Es gliedert ſich u. a. in das Verwaltungsamt, das Amt für Länderreferate, das Amt 
für Außenhandel, das Preſſeamt und das Amt für kulturelle Zuſammenarbeit. 

Das Amt für Länderreferate umfaßt die Hauptſtellen Britiſches Imperium — Ferner 
Oſten — Naher Oſten — Süd⸗Oſten und Alter Orient — Norden — Weſten und 
Aberſee — Schulungshaus. 

d) Das Kolonialpolitiſche Amt wird von dem Reichsleiter General 
Franz Ritter v. Epp geleitet, der ſich in den Jahren 1900/01 bei der China⸗ 
Expedition und 1904/06 als Kompaniechef in der Kaiſerlichen Schutztruppe in Süd— 
weſtafrika beim Herero und Hottentottenaufſtand ſoldatiſche und koloniale Lorbeeren 
erworben hat. 


Das Amt hat ſeinen Hauptſitz in München und eine Verbindungsſtelle in Berlin. 


12. Die Oberſte SA-Führung 


Den Ehrennamen Sturmabteilung verlieh der Führer nach der geſchichtlichen 
Saalſchlacht vom 4. November 1921 der kleinen Schar todesmutiger Männer, die an 
jenem Abend die nationalſozialiſtiſche Maſſenverſammlung im Münchener Hofbräu- 
haus mit Leib und Leben gegen den marxiſtiſchen Terror gedeckt hatten. Inzwiſchen 
haben faſt 400 Tote und gegen 40 000 Verletzte aus unzähligen Saal- und Straßen- 
ſchlachten dem Namen SA eine Weihe und einen Glanz verliehen, der niemals ver- 
blaſſen kann. Die ſtete Bereitſchaft, mit Hingabe des eigenen Blutes für die Idee 
einzutreten und den Nationalſozialismus, wo nötig, mit der Fauſt zu verteidigen, 
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hat die SA zugleich zum ethiſchen Kernftüd der Bewegung und zum handfeſten 
Garanten des neuen Reiches werden laſſen. Die meiſten in der Kampfzeit erwachſenen 
Anterführer und politiſchen Leiter der Partei find durch die Schule der SA gegangen. 
Nach dem Willen des Führers fol die SA für alle Zukunft die große Schule des 
politiſchen Soldatentums, der kämpferiſchen Einfatzbereitſchaft, der Kameradſchaft 
und des Gemeinſchaftsgeiſtes ſein. 


Als Oberſter SA Führer hat Adolf Hit ler die Sorge für dieſe politiſche 
Kern- und Kampftruppe dem Reichsleiter Viktor Lutze anvertraut, indem er ihn 
am 30. Juni 1934 zum Chef des Stabes der SA ernannte. 


Der Chef des Stabes wird unterſtützt von feiner Adjutantur und dem Stabsſührer 
der Oberſten SA-Führung, die ſich in folgende Amter und Abteilungen gliedert: 

Führungsamt, 

Perſonalamt, 

Gerichts und Rechtsamt, 

Sanitätsamt, 

Verwaltungsamt, 

Ausbildungsabteilung 

Reichsführerſchule, 

Zeitung „Der SA Mann“. 


13. Der Reichsführer 55 


Die Schutzſtafſeln (SS) der NSDAP find am 9. November 1925 als eine Aus- 
leſe beſonders treuer und zuverläffiger Parteigenoſſen zum perſönlichen Schutze des 
Führers und ſeiner Anterführer und zum Verſammlungsſchutz geſchaffen worden; 
Vorläufer der SS war im Jahre 1923 der von Julius Schreck gegründete „Stoß. 
trupp Adolf Hitler“, der auch bereits den Totenkopf an der Mütze trug. Der Zahl 
nach iſt die SS abſichtlich immer verhältnismäßig klein gehalten worden; fie zählt 
gegenwärtig etwa 200 000 Mann. 


Die SS ift im Rahmen der Geſamtbewegung in erſter Linie dazu berufen, die 
Sicherung Deutſchlands im Innern zu gewährleiſten. Darum iſt ihr 
Reichsführer gleichzeitig Chef der deutſchen Polizei im Reichs. und Preußiſchen 
Miniſterium des Innern. 

Die SS will zugleich dem Gedanken von Blut und Boden Geſtalt geben, indem ſie 
beſonders ſtrenge Anforderungen für die Eheſchließungen ihrer Mitglieder aufſtellt 
und ſich zu einem Sippenverband auszugeſtalten ſucht, der durch Seßhaftmachung 
raſſiſch wertvoller Familien unſerem Volke das beſte Bluterbe erhalten und ver- 
mehren fol. An der Spitze der SS ſteht als Reichsführer SS der Reichs 
leiter Heinrich Himmler. Er unterſteht, ſeit am 20. Juli 1934 die SS zu 
einer felbftändigen Gliederung neben der SA erhoben worden iſt, unmittelbar dem 
Oberſten SA.- Führer Adolf Hitler. 


Anter dem Reichsführer bearbeiten die verſchiedenen Aufgabengebiete der SS: 


der Chef des SS. Hauptamtes, 

der Chef des Raffe- und Siedelungshauptamtes (Reichsleiter Darre) und 

der Chef des Sicherheitshauptamtes. 
Das SS. Hauptamt bildet die organiſatoriſche Zuſammenfaſſung und Oberſte Be⸗ 
fehlsſtelle der 3 Teilformationen der SS: 


Allgemeine SS, 
SS. Verſügungstruppe und 
SS. Wachverbände. 
Die SS gibt die Zeitung „Das Schwarze Korps“ heraus. 
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14. Die Führung der Nationaljozialiftiichen Kraftfahrkorps (NSAR) 


Das Nationalſozialiſtiſche Kraftfahrkorps ift entſtanden aus der Verſchmelzung der 
Motor-⸗SA und des alten NS. Automobilkorps, die vor der Machtergreifung ge- 
meinſam die Mittel der Motoriſierung für den politiſchen Kampf der NSDAD ein- 
ſetzten. Heute umfaßt das NSKK als Rieſenorganiſation annähernd 500 000 
Deutſche Kraftfahrer in freiwilliger Dienſtleiſtung. Es iſt zum Träger des Motori- 
ſierungsgedankens in Deutſchland geworden und iſt heute ein Werkzeug von kaum 
abſchätzbarem Wert für die deutſche Wirtſchaft ſowohl wie für die deutſche Wehr⸗ 
haftmachung. Es iſt auch mit der Verkehrserziehung betraut worden. 
Korpsſführer iſt Adolf Hühnlein. Ihn unterſtützen der Chef⸗Stabsführer, 
der Chef-Adjutant und der Inſpekteur für techniſche Ausbildung und Geräte. 

Die Korpsführung hat je eine Dienſtſtelle in München und in Berlin. 

Die Münchener Dienſtſtelle gliedert ſich in das Organiſationsamt, das Perſonalamt, 
die Reichskaſſenverwaltung, das Sanitätsamt, das Rechtsamt und die Stabs- 
abteilung. 

Die Berliner Dienſtſtelle beſteht aus der Inſpektion der Motorſportſchulen, dem Amt 
Sport, dem Amt Preſſe, dem Amt Verkehr, der Stabsabteilung. 


An Reichsſchulen betreut die Korpsführung: 

die Reichsführerſchule des NSKK in Zeeſen bei Königswuſterhauſen, 

die Reichsmotorſportſchule des NSKK in Döberitz / Elsgrund, 

die Techniſche Führerſchule in München. 
In einer Abteilung der Korpsführung befindet ſich der Verlag „Deutſche Kraft- 
Fahrt“. 


15. Die Reichsjugendführung der NSDAP 


Die Sorge für die nationalſozialiſtiſche Jugend und für die deutſche Jugend über- 
haupt iſt dem Reichsleiter Baldur v. Schirach als dem Reichsjugendführer der 
Partei und zugleich Jugendführer des Deutſchen Reiches anvertraut. Ihm unter- 
ſteht die Geſamtheit der 1926 gegründeten, während der Kampfzeit in Not und Tod 
bewährten Hitlerjugend. Sie umfaßt nach dem Geſetz vom 1. Dezember 1936 
heute die ganze deutſche Jugend und gliedert ſich wie ſolgt: 

Hitlerjugend (Jungen von 14 bis 18 Jahren), 

Deutſches Jungvolk in der HJ (Jungen von 10 bis 14 Jahren), 

Bund deutſcher Mädel in der HJ (Mädel von 14 bis 21 Jahren), 

Jungmädel in der HI (Mädel von 10 bis 14 Jahren). 
Dem Reichsjugendführer unmittelbar unterſtellt iſt die Reichsreferentin des Bundes 
Deutſcher Mädel. 
Dem Stabsführer des Reichsjugendführers unterſtehen unmittelbar: 

die Inſpektion, 

die vier Reichsführerſchulen der HJ und des BDM, 

das Referat Langemarck, 

das Referat Wirtſchaftspolitiſche Schulung. 
Zur Reichsjugendführung gehören folgende Amter: 
Das Organiſationsamt (O). Arbeitsgebiet: Organiſation, Dienſtvorſchrift, 
Statiſtik, Einſatz, Ausrüſtung, Bekleidung. 
Das Perſonalamt (P). Arbeitsgebiet: Perſonalfragen, Diſziplinarfragen, Führer⸗ 
auswahl, Schulfragen, Verbindungsſtelle zur Polizei. 
Das Soziale Amt (S). Arbeitsgebiet: Jugendpflege, Jugendrecht, Agrarpolitiſche 
Fragen, Arbeitseinſatz, Berufsweſen. 
Das Geſundheitsamt (G). Arbeitsgebiet: Geſundheitsdienſt, Truppenärztlicher Dienſt, 
Rettungsdienſt, Jungarzt- und Feldſcherausbildung, R zum Amt für 


Volksgeſundheit. 
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Das Amt für körperliche Schulung (KS). Arbeitsgebiet: Körperliche Schulung für 
HJ, DI, BD und IM, Leiſtungsabzeichen für HI und BD, Sonderausbildung. 
Das Amt für weltanſchauliche Schulung (WS). Arbeitsgebiet: Weltanſchauliche 
Schulung, Schrifttum, Führerſchulen. 

Das Kulturamt (K). Arbeitsgebiet: Kulturarbeit, Feſt- und Feiergeſtaltung. 

Das Preffe- und Propagandaamt (Pr). Arbeitsgebiet: Propaganda, Film, Preſſe, 
Bildſtelle. 

Das Rundfunfamt (R). Arbeitsgebiet: HJ3-Funk, Schulfunk, Kinderfunk, Funk- 
technik. 

Das Amt für Jugendwandern (W). Arbeitsgebiet: Wanderungen, Fahrten. 
Das Grenz- und Auslandsamt (GA). Arbeitsgebiet: Jugendauslandsarbeit, Volks- 
deutſche Jugendarbeit, Ausländerdienſt, Grenz und Auslandsfahrtenſtelle. 

Das Verwaltungsamt (V), das dem Reichsſchatzmeiſter unterſtellt iſt. Arbeitsgebiet: 
Verwaltung, Kaſſe, Etatsweſen, Revifion, Mitgliederkartei, Materialſtelle. 

Das Rechtsamt. 

Das Amt für Jugendverbände. 


16. Die Nationalfozialiftifche Reichstagsfrahtion 


Die Führung der Reichstagsfraktion liegt in der Hand des Reichsleiters Dr. 
Wilhelm Frick, der zugleich Reichs- und Preußiſcher Miniſter des Innern iſt. 
Ende 1924 beſtand die Gruppe der nationalſozialiſtiſchen Reichstagsabgeordneten ein- 
ſchließlich Dr. Frick aus 4 Mann. Heute umſchließt die Nationalſozialiſtiſche Reichs- 
tagsfraktion ſämtliche 741 Abgeordneten des Reichstags (die eigentlichen Fraktions⸗ 
mitglieder und etwa 20 Gäſte der Fraktion). Ihr den Jahren nach älteſtes Mitglied 
war der 1936 vorſtorbene Kriegsheld und nationalſozialiſtiſche Vorkämpfer General 
Litzmann. 

Da der Reichstag die gewählte Volksvertretung darſtellt und dazu berufen iſt, Gefetze 
von beſonderer Tragweite (wie das Geſetz über den Neuaufbau des Reichs, die 
Nürnberger Geſetze über den Schutz des deutſchen Blutes, das Reichsbürgerrecht und 
die Reichsflagge) zu beſchließen, trifft ih in der Nationalſozialiſtiſchen Reichstags⸗ 
fraktion die Partei mit dem Volke und dem Staate. 

Die Abgeordneten ſind die politiſchen Vertrauensmänner gleichzeitig des Führers und 
des deutſchen Volkes. Vorkämpfer der nationalfozialiſtiſchen Bewegung und des 
nationalen Gedankens überhaupt, führende Männer der SA, SS, NSX, Hitler- 
jugend, Redner, Propagandiften, Erzieher des Volkes, Männer des Staates ſind in 
der Reichstagsfraktion vereinigt. Wie die Partei als ſolche den politiſchen Willen 
des deutſchen Volkes verkörpert und geſtaltet, fo verkörpert und geſtaltet die National- 
ſozialiſtiſche Reichstagsfraktion den politiſchen Willen der Volksvertretung. Sie gibt 
die Gewähr dafür, daß der Deutſche Reichstag ſich niemals wieder wie einſt Sonder. 
intereſſen dienſtbar macht, ſondern ſich ſtets und ausſchließlich von dem Geſamt⸗ 
intereſſe der Nation leiten läßt und der nationalſozialiſtiſchen Staatsführung ver · 
antwortungsbewußte und diſziplinierte Gefolgſchaſt leiſtet. 

Der Fraktionsführer wird in feiner Arbeit unterſtützt durch den Fraktionsgeſchäfts⸗ 
führer. Die Fraktion hat ein Fraktionsbüro und ein Fraktionsarchiv. Als Referenten 
find tätig der Fraktionsſekretär und fein Vertreter, der Preſſereferent der Fraktion 
und der Verbindungsreferent der Fraktion zum Reichsinnenminiſterium. 


IV. Die fjoheitsgebiete der Partei 


1. Die organiſatoriſche Grundeinteilung 

Am den politiſchen Willen des Führers durch das ganze Reich bis zum letzten Partei- 
und Volksgenoſſen zu tragen und die vielgeſtaltige Arbeit der Reichsleitung für die 
Geſamtpartei und das ganze deutſche Volk in allen Teilen des Reichs fruchtbar 
werden zu laſſen, hat ſich die Partei einen Verwaltungsaufbau geſchaffen, der über 
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eine Folge ſich ſtufenweiſe verkleinernder Gebietseinheiten das Hirn der Partei mit 
dem Herzen des Volkes verbindet. 
Vorbild dieſes heute im ganzen Reich durchgeführten organiſatoriſchen Aufbaus der 
Partei war der Organifationsplan, den im Jahre 1928 der — 1933 verſtorbene — 
junge Berliner Gauorganifationsleiter Reinhold Muchow für Groß-Berlin 
einführte. Muchow ſchuf eine Anterteilung des Gaues in Bezirke, Sektionen, Straßen- 
zellen, Anterſtraßenzellen und Zellen. Nur die Bezeichnungen haben ſich ſeither zum 
Teil gewandelt. Sie lauten heute für das ganze Reichsgebiet: Gau — Kreis — 
Ortsgruppe (Stützpunkt) — Zelle — Block. 
Die Parteigenoſſen, die im Rahmen dieſes Verwaltungsaufbaues und in den ent⸗ 
ſprechenden Organen der Reichsleitung Parteiämter bekleiden, heißen Politiſche 
Leiter (früher Amtswalter). Sie werden auf den Führer nach folgender Eides⸗ 
formel vereidigt: 
„Ich ſchwöre Adolf Hitler unerſchütterliche Treue. Ich ſchwöre ihm und den 
Führern, die er mir beſtimmt, unbedingten Gehorſam.“ 


Die Politiſchen Leiter, die an der Spitze der verſchiedenen Gebietseinheiten ſtehen 
und ſomit die — an höchſter Stelle durch den Führer und feinen Stellvertreter ver. 
körperte — Parteihoheit jeweils für ihr Gebiet vertreten, heißen Hoheits⸗ 
träger der Partei. 

Der Hoheitsträger iſt für das ihm anvertraute Gebiet und die darin lebenden 
Menſchen in politiſch⸗weltanſchaulicher Hinſicht verantwortlich. Dieſe Verantwortung 
gilt im Rahmen der örtlichen Gebietsgrenzen für alle Sach- und Lebensgebiete. Alle 
übrigen Politiſchen Leiter des örtlichen Gebiets ſind lediglich zur Anterſtützung des 
Hoheitsträgers dar. Sie unterſtehen dabei der Befehls. und Diſziplinargewalt des 
Hoheitsträgers. Der Hoheitsträger bedient ſich ihrer vor allem zu dem Zweck, um 
auf den verſchiedenen Sach- und Lebensgebieten die von den zuſtändigen Organen der 
Reichsleitung ausgegebenen Weiſungen und Richtlinien zur Durchführung zu bringen. 


Den Hoheitsträgern und ihren Mitarbeiterſtäben ſtehen die Glie derungen der 
Partei zur Seite. Die gebietsmäßige Einteilung der Gliederungen deckt ſich nicht 
überall mit den Hoheitsgebieten der Partei. Gleichwohl unterſtehen in politifch- 
weltanſchaulicher Hinſicht auch die Gliederungen den Richtlinien und der Aufſicht des 
örtlichen Hoheitsträgers und find dieſem für das politiſch⸗weltanſchauliche Verhalten 
der Gliederung innerhalb ſeines Gebiets verantwortlich. 


Der Führer hat in ſeiner Verordnung vom 29. März 1935 (zur Durchſührung des 
Geſetzes vom 1. Dezember 1933 zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat) zu 
Gliederungen der Partei erklärt: 
die Sturmabteilung (SA), 
die Schutzſtaffel (SS), 
das Nationalſozialiſtiſche Kraftfahrkorps (NS K&K), 
die Hitlerjugend (HI), 
den Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Studentenbund, zu dem auf Anordnung des 
Stellvertreters des Führers vom 24. Juli 1935 der Nationalſozialiſtiſche 
Deutſche Dozentbund getreten iſt, 
die Nationalſozialiſtiſche Frauenſchaft. 
Die Gliederungen find organiſatoriſch und rechtlich Teile der NSDAP, die 
ihrerſeits durch das Geſetz vom 1. Dezember 1933 die Rechtsnatur einer „Körperſchaft 
des öffentlichen Rechts“, freilich einer einzigartigen, völlig autonomen, der Staats. 
aufſicht entzogenen Körperſchaft des öffentlichen Rechts, beigelegt erhalten hat. 
In der gleichen Durchführungsverordnung vom 29. März 1935 hat der Führer als 
nicht unmittelbar zur Partei gehörige, aber der Partei angeſchloſſene Ver- 
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den Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Urztebund, 

den Nationalſozialiſtiſchen Rechtswahrerbund (NS RBB), 

den Nationalſozialiſtiſchen Lehrerbund (NS B), 

die Nationalſozialiſtiſche Volkswohlfahrt (NSW), 

die Nationalſozialiſtiſche Kriegsopferverſorgung (NS OY), 

den Reichsbund der Deutſchen Beamten (RD), 

den Nationalſozialiſtiſchen Bund Deutſcher Techniker (NSBOD T), 

die Deutſche Arbeitsfront (DA). 
Dieſe der Partei angeſchloſſenen Verbände find rechtlich und organiſatoriſch felb- 
ſtändig. Rechtlich haben fie — abgeſehen von der Deutſchen Arbeitsfornt — ſämtlich 
die Form eines „Eingetragenen Vereins“. Sie werden jedoch im Wege der Perſonal⸗ 
union von Politiſchen Leitern der Partei geführt und unterſtehen in politiſch⸗welt⸗ 
anſchaulicher Hinſicht der Aufſicht und den Richtlinien des Hoheitsträgers der Partei. 
In finanzieller Hinſicht unterliegen fie ebenſo wie die Partei und die Parteigliede- 
rungen der Auffiht des Reichsſchatzmeiſters der Partei. 


2. Die ſjoheitsträger 


Das Reichsgebiet iſt eingeteilt in Gaue. 

Einſchließlich der Auslandsorganiſation, die organiſatoriſch einem Gau gleichgeſtellt 
iſt, hat die NSDAP 33 Gaue, die hier mit den Namen und Amtsſitzen der Gauleiter 
als der unmittelbarſten örtlichen Vertrauensmänner des Führers und feines Stell. 
vertreters aufgeführt werden ſollen: 


Gau Baden unter Robert Wagner, Karlsruhe, 

Gau Bayriſche Oſtmark unter Fritz Wächtler als Nachfolger des 1935 

| verſtorbenen Bauleiter? Hans Schemm, Bayreuth, 

Gau Berlin unter Dr. Joſeph Goebbels, Berlin, 

Gau Danzig unter Albert Forſter, Danzig, 

Gau Düſſeldorf unter Friedrich Karl Florian, Düſſeldorf, 

Gau Eſſen unter Joſef Terboven, Eſſen, 

Gau Franken unter Julius Streicher, Nürnberg, 

Gau Halle Merſeburg unter Rudolf Jordan, d Halle, 

Gau Hamburg unter Karl Kaufmann, Hamburg, 

Gau Heffen-Naffau unter Jakob Sprenger, Frankfurt a. M., 

Gau Koblenz⸗Trier unter Guſtav Simon, Koblenz, 

Gau Köln- Aachen unter Joſef Grohe, Köln, 

Gau Kurheſfen unter Karl Weinrich, Kaſſel, 

Gau Kurmark unter Emil Stürß, Berlin, 

Gau Magdeburg Anhalt unter Eggeling, dem Stellvertreter des 1935 
verſtorbenen Gauleiters Wilhelm Friedrich Loeper, Deſſau, 

Gau Mainfranken unter Dr. Otto Hellmuth, Würzburg, 

Gau Mecklenburg ⸗Lübeck unter Friedrich Hildebrandt, Schwerin, 

Gau München⸗ Oberbayern unter Adolf Wagner, Münden, 

Gau Oſt⸗ Hannover unter Otto Telſchow, Harburg ⸗ Wilhelmsburg, 

Gau Oſtpreußen unter Erich Koch, Königsberg, 

Gau Pommern unter Franz Schwede⸗Coburg, Stettin, 

Gau Saar-Pfalz unter Joſef Bürckel, Neuſtadt a. d. Hdt., 

Gau Sachſen unter Martin Mutſchmann, Dresden, 

Gau Schleſien unter Joſef Wagner, Breslau, 

Gau Schleswig ⸗Holſtein unter Hinrich Lohfe, Kiel, 

Gau Schwaben unter Karl Wahl, Augsburg, 

Gau Süd. Hannover Braunſchweig unter Bernhard Ruft, 
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Gau Thüringen unter Fritz Sauckel, Weimar, 

Gau Weſer⸗Ems unter Karl Röver, Oldenburg, 

Gau Weſtfalen⸗ Nord unter Dr. Alfred Meyer, Münſter, 

Gau Weftfalen-Süd unter Joſef Wagner, Bochum (jetzt Breslau), 

Gau Württemberg Hohenzollern unter Wilhelm Murr, 
Stuttgart, 

Auslandsorganiſation (Gau Ausland) unter Ernſt Wilhelm 
Bohle, Berlin. 


Die Auslandsorganiſation der NSDAP umfaßt alle im Auslande lebenden Partei- 
mitglieder. Gegenſtand ihrer Propaganda, Organiſation und ſonſtigen Tätigkeit find 
lediglich die außerhalb der Reichsgrenzen lebenden Volksgenoſſen deutſcher Staats- 
angehörigkeit. Jede Einmiſchung in Angelegenheiten des Gaſtſtaates und Gaſtvolkes 
iſt der Auslandsorganiſation unterſagt. In ihrem Schweizeriſchen Landesleiter 
Wilhelm Guſtloff, der in der Nacht des 4. Februar 1936 zu Davos von 
jüdiſcher Mörderhand getötet wurde, hat die Auslandsorganiſation ihren großen 
Blutzeugen erhalten. 


Die inländiſchen Gaue find ihrerſeits eingeteilt in Kreiſe, die Kreiſe wiederum in 
Ortsgruppen und (bei geringerem Amfang) Stützpunkte, die Ortsgruppen 
in Zellen, die Zellen in Blocks. Demgemäß gibt es folgende Arten von Ört- 
lichen Hoheitsträgern: 

Gauleiter, 

Kreisleiter, 

Ortsgruppenleiter (und Stützpunktleiter), 

Zellenleiter, 

Blockleiter. 


Die Ortsgruppe mit ihren Zellen und Blocks iſt die Einheit, in der die 
Partei ihre eigentliche Wurzel hat, hier vollzieht ſich in der gemeinſamen Arbeit und 
Kameradſchaftspflege der Parteigenoſſen aller Berufe und Schichten und Konfeſſionen, 
auch der verſchiedenſten Parteigliederungen und betreuten Verbände immer von 
neuem die Bildung parteigenöſſiſchen Gemeinſchaftsgeiſtes und nationalſozialiſtiſchen 
Lebensgefühls; hier wird die Volksgemeinſchaft immer wieder neu geboren. 


3. Der Mitarbeiterftab der fjoheitsträger 


Für die Politiſchen Leiter, die zur Anterſtützung der Parteiführung und der öͤrt⸗ 
lichen Hoheitsträger beſtellt find, gelten folgende Dien ſtbe zeichnungen: 

Reichsleiter, 

Hauptdienſtleiter (nur bei der Reichsleitung), 

Hauptamtsleiter (bei Reichsleitung, Gau, Kreis), 

Stellvertretende Gauleiter, 

Amtsleiter (bei Reichsleitung, Gau, Kreis, Ortsgruppe), 
Hauptſtellenleiter (bei Reichsleitung, Gau, Kreis, Ortsgruppe), 

Stellenleiter (bei Reichsleitung, Gau, Kreis, Ortsgruppe), 

Hilfsſtellenleiter (nur bei der Reichsleitung), 

Mitarbeiter (bei Reichsleitung, Gau, Kreis, Ortsgruppe). 
Die Träger dieſer Dienſtbezeichnungen können jedoch einen verſchiedenen Rang haben, 
je nachdem, ob ſie bei der Reichsleitung, dem Gau, dem Kreis oder der Ortsgruppe 
tätig ſind. 
Wie ſich bereits aus den Dienſtbezeichnungen der Politiſchen Leiter ergibt, unter- 
teilen fi die Gau -, Kreis und Ortsgruppenleitungen in Amter, Hauptſtellen 
und Stellen. Welche Bezeichnung zu wählen und welcher Dienſtgrad dement- 
ſprechend dem Leiter zu verleihen iſt, wird jeweils von Bedeutung und Amfang des 
betreffenden Teilarbeitsgebietes abhängen. 
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Entſprechend der Aufgabe der Hoheitsträger, den Willen des Führers und die 
mannigfaltigen Arbeitsergebniſſe der Reichsleitung ins Volk zu leiten und der praf- 
tiſchen Verwirklichung zuzuführen, müſſen ſich die bei der Reichsleitung beſtehenden 
Arbeitsgebiete, Hauptämter, Amter, Hauptſtellen und Stellen mehr oder weniger 
vollſtändig in der Organiſation der Gaue, Kreiſe und Ortsgruppen wiederholen. 
Aus dem Zweck der Geſamtorganiſation ergibt ſich ferner, daß die Amtsleiter, Haupt- 
ſtellenleiter und Stellenleiter der Hoheitsträger zwar der Befehls und Diſziplinar⸗ 
gewalt des Hoheitsträgers, insbeſondere in politiſch⸗weltanſchaulicher Hinſicht, unter⸗ 
ſtehen, zugleich aber auf dem von ihnen bearbeiteten Fachgebiet an die Weiſungen 
und Richtlinien der entſprechenden fachlichen Organe des nächſthöheren Hoheitg- 
trägers, letzten Endes der Reichsleitung gebunden ſind. 
Bei einer Gauleitung z. B. werden ſich, um ein ungefähres Schema zu ſkizzieren, 
regelmäßig in Wiederholung der Organiſation der Reichsleitung folgende Umter 
(die bei geringem Amfang teilweiſe auch als Hauptſtellen oder Stellen ausgeſtaltet 
ſein können) mit nachfolgender oder finngemäß ähnlicher Bezeichnung vorfinden: 
Gauſchatzmeiſter, 
Gauperſonalamt, 
Gauorganiſationsamt, 
Gaupropagandaleiter, 
Gaupreſſeamt, 
Gauſchulungsamt, 
Raſſenpolitiſches Gauamt, 
Gauamt für Agrarpolitik, 
Gauamt für Volksgeſundheit, 
Gaurechtsamt, 
Gauamt für Erzieher, 
Gauamt für Volkswohlſahrt, 
Gauamt für Kriegsopfer, 
Gauamt für Beamte, 
Gauamt für Technik, 
Bauamt NSBO, 
Hauptſtelle für Handwerk und Handel (früher NS. Hago), 
Gauamt für Kommunalpolitik. 
Die Leiter all dieſer Amter unterſtehen, insbeſondere in politiſch⸗weltanſchaulicher 
Hinſicht, der Befehls und Diſziplinargewalt des Gauleiters. In allgemein⸗ 
fachlicher Hinſicht dagegen unterſtehen ſie dem fachlich zuſtändigen Organ der 
Reichsleitung. Es erteilt mithin die ſachlichen Weiſungen und Richtlinien 
für den Gauſchatzmeiſter der Reichsſchatzmeiſter, 
für das Gauperſonalamt das Hauptperſonalamt des Reichsorganiſationsleiters, 
für das Gauorganiſationsamt des Hauptorganiſationsamt des Reichsorgani⸗ 
ſationsleiters, 
für den Gaupropagandaleiter der Reichspropagandaleiter, 
für das Gaupreſſeamt der Reichspreſſechef der NSDAP und der Reichsleiter für 
die Preſſe, 
für das Gauſchulungsamt der Beauftragte für die geſamte geiſtige und welt⸗ 
anſchauliche Erziehung der NSDAP und das Hauptſchulungsamt des 
Neichsorganiſationsleiters, 
für das Raflenpolitiide Gauamt das Raffenpolitifhe Amt beim Stellvertreter 
des Führers, = 
für das Bauamt für Agrarpolitik das Reichsamt für Agrarpolitik des Reichs⸗ 
leiters Darré, 
für das Gauamt für Volksgeſundheit das Hauptamt für Volksgeſundheit, 
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für das Gaurechtsamt das Reichsrechtsamt des Reichsleiters Dr. Frank, 

für das Gauamt für Erzieher das Hauptamt für Erzieher, 

für die Gauämter für Volkswohlfahrt, für Kriegsopfer, für Beamte, für Technik, 
für NS BO, für Handwerk und Handel und für Kommunalpolitik die ent. 
ſprechenden Hauptämter bei der Reichsorganiſationsleitung. 


Für die Organiſation der Gaue wie für die der Kreiſe, Ortsgruppen uſw. gilt im 
übrigen der allgemeine Organiſationsgrundſatz, daß Amter und überhaupt Organe 
nur geſchaffen werden dürfen, ſoweit ein Bedürfnis vorhanden iſt und ein geeigneter 
Amtsträger zur Verfügung ſteht. 

Demgemäß werden ſich bei den Kreiſen die beim Gau eingerichteten Amter nur 
noch zum Teil wiederholen (Beiſpiel: Kreispropagandaleiter, Kreisorganiſations. 
amt, Kreisamt für Beamte); für andere, beim Gau noch notwendige Umter wird beim 
Kreis kein Bedürfnis mehr vorhanden fein oder es wird mit Rüdfiht auf die ge- 
ringere Größe des örtlichen Gebietes die Vereinigung mehrerer Sachgebiete in 
einem gemeinſamen Kreisamt (z. B. Kreisamt für Propaganda und Preſſe) fich 
ermöglichen laſſen. 

Dasſelbe gilt in verſtärktem Maße von den Ortsgruppen, die mit noch erbeb- 
lich weniger Amtern und ſonſtigen Organen auskommen werden als die Kreiſe. 

Bei Zelle und Block endlich iſt das Gebiet fo klein, daß die Zellen⸗ und Block. 
leiter ihre (übrigens ſehr verantwortungsſchweren) Aufgaben allein mit einigen 
Hilfsperſonen erledigen können. 


4. Die volkbetreuenden Organe der fjoheitsträger 


Von beſonderer Bedeutung ſind die bei den Gauen, Kreiſen und Ortsgruppen (nach 
Bedarf) eingerichteten Amter, deren Politiſche Leiter im Wege der Perſonalunion 
zugleich die der Partei angeſchloſſenen Verbände oder ſonſtige von der 
Partei betreute Organiſationen zu führen oder zu betreuen haben. 

Die Inhaber von Amtern bei betreuten Organiſationen führen in dieſer Eigenſchaft 
— zum Anterſchied von den „Politiſchen Leitern“ der Partei — die Bezeichnung 
„Walter“ des betreuten Verbandes. Soweit in Amtern der Partei und des Ver— 
bandes Perſonalunion beſteht, iſt der Amtsträger Politiſcher Leiter der Partei und 
Walter des betreuten Verbandes in einer Perſon. Beiſpiel: der Leiter des Gauamts 
für Beamte iſt gleichzeitig Gauwalter des Reichsbundes der Deutſchen Beamten e. V. 
a) Die Amter für Volksgeſundheit betreuen den Nationalfozia- 
liſtiſchen Deutſchen Arztebund e. V. Dieſer Bund hat für jedes Gau- 
gebiet der Partei einen Gauobmann beſtellt, der in der Regel mit dem Gau— 
amtsleiter für Volksgeſundheit perſonengleich ſein wird. 

b) Die Amter für Erzieher betreuen den Nationalſozialiſtiſchen 
Lehrerbund e. V. Auch dieſer Bund hat Gauobmänner beſtellt, die wiederum 
mit den Gauamtsleitern für Erzieher regelmäßig perſonengleich ſein werden. Im 
Rahmen des Lehrerbundes ſind, ſoweit erforderlich, Anterteilungen zur Betreuung 
der verſchiedenen Fachſchaften des Lehrerbundes vorgeſehen. 

c) Die Amter für Volkswohlfahrt betreuen die Nationalſozia⸗ 
liſtiſche Volkswohlfahrt e. V. Der Anſchluß an die Partei iſt, da ſich die 
Vereinsorganiſation eng an die Parteiorganiſation anlehnt, in ähnlicher Form 
geſichert wie bei Arztebund und Lehrerbund. 

d) Die Amter für Kriegsopfer betreuen die Nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Kriegsopferverſorgung e. V. Für den Anſchluß dieſes Vereins 
an die Partei gilt entſprechendes wie für die NSW. 

e) Die Amter für Beamte betreuen den Reichs bund der Deutſchen 
Beamten e. V. Im Rahmen des Reichsbundes ſind, ſoweit erforderlich, Unter- 
teilungen zur Betreuung der 14 Fachſchaften des Reichsbundes vorgeſehen. Die 
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Politiſchen Leiter der Partei bei den Amtern für Beamte find ſämtlich zugleich 
Walter des Reichsbundes. 


f) Die Amter für Technik betreuen nach ähnlichen Grundſätzen den Natio- 
nalſozialiſtiſchen Bund Deutſcher Technik e. V. 


g) Die Amter NS BO betreuen gemeinſam mit den Amtern für Hand ⸗ 
werk und Handel im Auftrage des Reichsorganiſationsleiters weltanſchaulich 
die Deutſche Arbeitsfront und deren Einrichtung, die National 
ſozialiſtiſche Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“. Die gebietliche 
Gliederung der Deutſchen Arbeitsfront entſpricht nach § 5 der Verordnung des 
Führers vom 24. Oktober 1934 der gebietlichen Gliederung der Partei. In der 
gleichen Verordnung hat der Führer beſtimmt, daß der Reichsorganiſationsleiter zu 
Anterführern der Deutſchen Arbeitsfront „in erſter Linie Mitglieder der in der 
NSDAP vorhandenen Gliederungen der NSBBO und des Amtes für Handwerk und 
Handel, des weiteren Angehörige der SA und der SS“ ernennen ſoll. 


Die Inhaber von Amtern der Deutſchen Arbeitsfront führen die Bezeichnung 
Walter, Amtsträger der NS- Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“ dagegen werden 
Warte genannt. 


Die bei dem Zentralbüro der Deutſchen Arbeitsfront beſtehenden 18 Reichsbetriebs. 
gemeinſchaften find örtlich untergeteilt in Gaubetriebsgemeinſchaften, Kreisbetriebs⸗ 
gemeinſchaften, Ortsbetriebsgemeinſchaften und einzelne Betriebsgemeinſchaften. 


h) Die NS- Frauenſchaft betreut das Deutſche Frauenwerk. Die 
NS. Frauenſchaft ift nach der Verordnung vom 29. März 1935 eine Gliederung 
der NSDAP. Sie hat für die Baugebiete der Partei Gaufrauenſchafts⸗ 
leiterinnen eingeſetzt. Die Gaufrauenſchaftsleiterinnen find gleichzeitig die 
Beauftragten des Deutſchen Frauenwerks, das die frühere „Frauenfront“ und die 
Reichsarbeitsgemeinſchaft Deutſcher Frauenverbände umfaßt. Zu den „der Partei 
angeſchloſſenen Verbänden“ im Sinne der Verordnung vom 29. März 1935 gehört 
das Deutſche Frauenwerk nicht. 


i) Der Nationalſozialiſtiſche Rechts wahrerbund e. V. wird in 
feiner Geſamtheit von dem Amtfür Rechtswahrerim Reichsrechtsamt 
betreut. Die Gauwalter des Rechtswahrerbundes find den Gaurechtsamtsleitern 
Anterſtellt, ſofern ſie nicht mit dieſen perſonengleich ſind. 


Der Rechtswahrerbund hat Gauwalter für die Oberlandesgerichtsbezirke Bam⸗ 
berg, Berlin (Kammergericht), Breslau, Celle⸗Braunſchweig, Dresden, Düſſeldorf, 
Frankfurt (Main) ⸗Darmſtadt, für den Hanſeatiſchen Gaubezirk (Sitz Hamburg), für 
die Bezirke Hamm (Weſtf.), Jena, Karlsruhe, Kaſſel, Kiel, Köln, Rönigsberg-Marien- 
werder, München, Naumburg, Nürnberg, Oldenburg, Roftod, Stettin, Stuttgart, 
Zweibrücken, für Danzig, für das Ausland (Sitz Berlin) und für die Saar (Sitz 
Saarbrücken). 

Die weitere Unterteilung des Bundes paßt ſich den Landgerichts ⸗ und Amtsgerichts. 
bezirken an und wird von Bezirkswaltern getragen. 

k) Die zu den Amternfür Agrarpolitik gehörenden Landwirtſchaft 
lichen Gaufachberater ſorgen für die Verbindung der Partei mit der großen 
ſtändiſchen Organifation des Reichs nährſtandes. Die Gaufachberater bei den 
Gauleitungen der Partei find meiſt perſonengleich mit den Landes bauern ⸗ 
führern, die an der Spitze der Landesbauernſchaften des Reichsnährſtandes ſtehen. 
Reftlos läßt ſich der Grundfatz der Perſonengleichheit deshalb nicht durchführen, weil 
die Gebiete der Landesbauernſchaften nicht völlig mit den Gaugebieten der Partei 
tibereinftimmen. 

Der Reihsnähritand umfaßt folgende 20 Landesbauernſchaften: Baden — Bayern 
— Braunſchweig — Hannover — Heflen-Naffau — Kur⸗Heſſen — Kurmark — 
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Mecklenburg — Oldenburg — Oſtpreußen — Saar- Pfalz — Pommern — Rhein⸗ 
land — Sachſen — Sachſen⸗Anhalt — Schleſien — Schleswig⸗Holſtein — Thüringen 
— Weſtfalen — Württemberg. 

Die Landesbauernſchaften find untergeteilt in (insgeſamt etwa 500) Kreisbauern⸗ 
ſchaften unter Kreisbauernführern, und die Kreisbauernſchaften wiederum ſind in 
(insgeſamt etwa 50 000) Ortsbauernſchaften unter Ortsbauernführern gegliedert. 
I) Die Raſſenpolitiſchen Amter betreuen den (nicht zu den angeſchloſſenen 
Verbänden zählenden) Reichs bund der Kinderreichen. 


5. Die Parteigerichte 


Die parteirechtliche Grundlage für die Parteigerichts barkeit bilden gegen- 
wärtig die vom Stellvertreter des Führers am 17. Februar 1934 genehmigten „Richt⸗ 
linien für die Parteigerichte der NSDAP“. 
Unter dem Oberſten Parteigericht bei der Reichsleitung beſtehen Gau gerichte 
bei ſämtlichen Gauen der Partei, unter dieſen Kreis gerichte und Orts. 
gerichte. Das Kreisgericht iſt dem Ortsgericht nicht übergeordnet, ſondern es iſt 
das gemeinſame Gericht für alle im Kreiſe befindlichen Ortsgruppen unter 500 Par- 
teimitgliedern. Ortsgruppen von 500 und mehr Parteimitgliedern erhalten beſondere, 
dem etwa vorhandenen Kreisgericht nebengeordnete Ortsgerichte. 

Die Mitglieder des Oberſten Parteigerichts find vom Führer ernannt. Der Vor⸗ 

ſitzende des Oberſten Parteigerichts ernennt auf Vorſchlag der zuſtändigen Gauleiter 

die Vorſitzenden der Gaugerichte. Auf Vorſchlag des Vorſitzenden des Gaugerichts 
ernennt das Oberſte Parteigericht die Vorſitzenden der Kreis- und Ortsgerichte. 

Die Gau-⸗, Kreis- und Ortsrichter berufen ihre Beiſitzer und deren Erſatzmänner im 

Einvernehmen mit dem zuſtändigen Hoheitsträger. 

Zu Amtsenthebungen von Parteirichtern und Beiſitzern iſt nur der Vorfitzende des 

Oberſten Parteigerichts befugt. 

Die Strafen, auf die ein Parteigericht antragen kann, ſind: Verweis, Verwarnung 

(unter Amſtänden verbunden mit der zeitlichen Aberkennung der Fähigkeit zur Be⸗ 

kleidung eines Parteiamtes oder des Rechtes zum Tragen der Waffe oder der Fähig⸗ 

keit zum öffentlichen Auftreten als Redner) und Ausſchluß aus der Partei. 

Die Vollziehung der im Parteigerichtsbeſchluß beantragten Strafe liegt dem zu- 

ſtändigen Politiſchen Leiter ob. Für die Vollziehung eines Ausſchluſſes aus der 

Partei ſind nur die Hoheitsträger zuſtändig. 

Vorausſetzung für die Vollziehung der vom Parteigericht beantragten Strafe iſt, daß 

der Parteigerichtsbeſchluß rechtskräftig, d. h. im Beſchwerdewege nicht mehr 

anfechtbar iſt. 

Die Beſchwerde iſt zuläſſig 

a) gegen Beſchlüſſe der Kreis- und Ortsgerichte, wenn im Beſchluß Ausſchluß aus 
der Partei oder Verwarnung beantragt wird; Beſchwerdeinſtanz iſt das Gau- 
gericht. Beſchlüſſe der Kreis- und Ortsgerichte, worin lediglich auf Verweis an- 
getragen wird, ſind hiernach ohne weiteres rechtskräftig; 

b) gegen erſtinſtanzliche Beſchlüſſe der Gaugerichte, wenn im Beſchluß Ausſchluß aus 
der Partei oder Verwarnung beantragt wird; Beſchwerdeinſtanz iſt das Oberſte 
Parteigericht. Erſtinſtanzliche Beſchlüſſe des Gaugerichts, die lediglich auf Ver— 
weis erkennen, find ohne weiteres rechtskräftig; 

c) gegen Beſchlüſſe, die das Gaugericht in der Beſchwerdeinſtanz trifft, wenn der 
Beſchluß den Antrag auf Ausſchluß ſtellt (oder die dahin gehende Entſcheidung der 
Vorinſtanz beſtätigt); die weitere Beſchwerdeinſtanz iſt das Oberſte Parteigericht. 
Beſchlüſſe des Gaugerichts in der Beſchwerdeinſtanz, die auf Verweis oder Ver— 
warnung antragen, ſind hiernach ohne weiteres rechtskräftig. 
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Die Beſchwerdefriſt beträgt acht Tage vom Tage der Zuſtellung an; innerhalb dieſer 
acht Tage iſt die Beſchwerde auch zu begründen. Die Einreichung der Beſchwerde 
hat bei dem Parteigericht zu erfolgen, deſſen Beſchluß angefochten wird. 

Die Parteigerichte ſind unabhängig und verpflichtet, gemäß Satzung und Richtlinien 
nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen zu verfahren; gebunden find fie lediglich an An- 
weiſungen allgemeiner Natur, die das übergeordnete Parteigericht gibt, und an Be⸗ 
ſchlüſſe des übergeordneten Parteigerichts (8 12 der Richtlinien). 


6. Die Sturmabteilung (SA) 
Die SA der NSDAP, eine Gliederung der Partei im Sinne der Verordnung 
vom 29. März 1935, iſt gebietlich eingeteilt in ſolgende 22 Gruppen: 

SA -Gruppe Bayeriſche Oſtmark (Sitz: Bayreuth), 

SA -Gruppe Berlin⸗Brandenburg (Sitz: Berlin), 

SA -Gruppe Franken (Sitz: Nürnberg), 

SA -Gruppe Hanſa (Sitz: Hamburg), 

SA- Gruppe Heſſen (Sitz: Frankfurt a. M.), 

SA. Gruppe Hochland (Sitz: München), 

SA -Gruppe Kurpfalz (Sitz: Mannheim), 

SA -Gruppe Mitte (Sitz: Magdeburg), 

SA -Gruppe Niederrhein (Sitz: Duisburg), 

SA -Gruppe Niederſachſen (Sitz: Hannover), 

SA. Gruppe Nordmark (Sitz: Kiel), 

SA -Gruppe Nordſee (Sitz: Bremen), 

SA -Gruppe Nordweſt (Sitz: Bad Godesberg), 

SA -Gruppe Oſtland (Sitz: Königsberg), 

SA -Gruppe Oſt mark (Sitz: Frankſurt a. d. O.), 

SA -Gruppe Pommern (Sitz: Stettin), 

SA. Gruppe Sachſen (Sitz: Dresden), 

SA -Gruppe Schleſien (Sitz: Breslau), 

SA -Gruppe Süd weſt (Sitz: Stuttgart), 

SA -Gruppe Thüringen (Sitz: Weimar), 

SA -Gruppe Weſtfalen (Sitz: Dortmund), 

SA -Gruppe Weſtmark (Sitz: Koblenz). 
Die Gruppen find eingeteilt in Brigaden, die Brigaden in Standarten, 
die Standarten in Sturmbanne, dieſe wieder in Stürme. Alle dieſe Unter- 
gliederungen werden Einheiten genannt. Die niedrigſte Einheit iſt der Sturm. 
Er iſt aber zugleich die wichtigſte Einheit, die — zugleich traditionsgeheiligte — 
unmittelbarſte Pflanz: und Pflegeſtätte des SA⸗Geiſtes; er hat für die SA die 
gleiche Bedeutung wie für die Geſamtpartei die Ortsgruppe. Der Sturm gliedert 
ſich in die Antereinheiten Trupp und Schar. 
Die SU hat folgende Dienſtgrade: 

SA - Mann — Sturmmann — Rottenführer — Scharführer — Oberſcharführer — 

Truppführer — Obertruppführer — Sturmführer — Oberſturmführer — Sturm- 

hauptſührer — Sturmbannführer — Oberſturmbannführer — Standartenführer — 

Oberführer — Brigadeführer — Gruppenführer — Obergruppenführer — Chef 

des Stabes. 


7. Die Schußftaffeln (55) 
Die SS der NSDAP, ebenfalls eine Gliederung und damit Beſtandteil der 
Partei, iſt in folgende Oberabſchnitte und Abſchnit te eingeteilt: 


SS. Oberabſchnitt Süd (München) 
mit den Abſchnitten I M ün chen, XXXII Augsburg und SS— Reiter · 


abſchnitt V, 
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SS. Oberabſchnitt Süd weſt (Stuttgart) 
mit den Abſchnitten X Malſen⸗ Ponikau, XIX Karlsruhe, 
XXIX Konſtanz und SS. Reiter⸗Abſchnitt VI, 
SS. Oberabſchnitt Rhein (Arolſen) 
mit den Abſchnitten XI Wiesbaden, XXVII Gotha und XXX 
Kaſſel, 
SS. Oberabſchnitt Weſt (Düſſeldorf) 
mit den Abſchnitten V Ejfen, XVII Münſter, XXV Bochum und 
SS. Reiter ⸗Abſchnitt VII, 
SS. Oberabſchnitt Nor dweſt (Hamburg) 
mit den Abſchnitten XIV Bremen, XV Hamburg, M Kiel und 
SS. Reiter ⸗Abſchnitt J, 
SS. Oberabſchnitt Nord (Stettin) 
mit den Abſchnitten XIII Stettin und XXXIII Schwerin 
SS. Oberabſchnitt Nordoſt (Königsberg) 
mit den Abſchnitten VII Königsberg, XXII Allenſtein, XXVI 
Danzig⸗Oliva und SS. Reiter⸗Abſchnitt II, 
SS. Oberabſchnitt O ft (Berlin) 
mit den Abſchnitten III Berlin, XII Frankfurt a. d. O., XXIII 
Berlin und SS. Reiter⸗Abſchnitt IV, 
SS. Oberabſchnitt Süd o ft (Breslau) 
mit den Abſchnitten VI Breslau, XXI Görlitz, XXIV Oppeln und 
SS. Reiter ⸗Abſchnitt III, 
SS. Oberabſchnitt Elbe (Dresden) 
mit den Abſchnitten II Dresden, XVIII Weimar und SS.ů ⸗Reiter⸗ 
Abſchnitt VIII, 
SS. Oberabſchnitt Main (Nürnberg) 
mit den Abſchnitten IX Nürnberg und XXXVIII Bayreuth, 
SS. Oberabſchnitt Mitte (Braunſchweig) 
mit den Abſchnitten IV Hannover und XVI Magdeburg. 
Die Abſchnitte der SS find eingeteilt in Standarten, die Standarten in 
Sturmbanne, dieſe in Stürme. 
Die SS hat folgende von den Dienſtgraden der SA nur wenig abweichende 
Dienſtgrade: 
SS-Mann — Sturmmann — Rottenführer — Anterſcharführer — Scharführer — 
Oberſcharführer — Hauptſcharführer — Anterſturmführer — Oberſturmführer — 
Hauptſturmführer — Sturmbannführer — Oberſturmbannſührer — Standarten⸗ 
führer — Oberführer — Brigadeführer — Gruppenführer — Obergruppenführer 
— Reichsführer SS. 


8. Das Rationalſozialiſtiſche Araftfahrkorps (NSER) 
Das NSͤKK, gleich SA und SS eine Gliederung der Partei, iſt gebietsmäßig 
eingeteilt in 

die ſelbſtändigen Motorgruppen Oſtland und Schleſien, 

die Motor-Obergruppen Süd, Dit, Weſt und Nord. 
Zur Obergruppe Süd gehören die Motorbrigaden Vayriſche Oſtmark, Franken, 
Hochland, Kurpfalz und Südweſt, zur Obergruppe O ft die Motorbrigaden Berlin, 
Leipzig, Mitte, Oſtmark, Sachſen und Thüringen, zur Obergruppe We ft die Motor- 
gruppe Heſſen und die Motorbrigaden Niederrhein, Niederſachſen, Weſtfalen und 
Weſtmark und zur Obergruppe Nord die Motorbrigaden Hanſa, Nordmark, Nord- 
ſee und Pommern. 
Die Dienſtgrade der NSK entſprechen denen der SA. 


— 1 ] Bas? ] 


Organiſatoriſcher Aufbau der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei 3 


9. Die Hitlerjugend (AT) | 

Die Organiſation der geſamten Hitlerjugend verläuft entſprechend ihrer vierfachen 

Einteilung — Hitlerjugend im engeren Sinne (Jungen von 14 bis 18 Jahren), 

Deutſches Jungvolk in der HJ (Jungen von 10 bis 14 Jahren), Bund Deutſcher 

Mädel in der HI (Mädel von 14 bis 21 Jahren) und Jungmädel in der HI (Mädel 

von 10 bis 14 Jahren) — zunächſt in vier großen Säulen. 

Die Grundzelle der Hitlerjugend im engeren Sinne bildet die Ka meradf haft, 

die etwa 15 Jungen umfaßt. Mehrere Kameradſchaften (2 bis 4) find zu einer 

Schar zuſammengeſchloſſen (etwa 50 Jungen). Durch Zuſammenfaſſung von 2 bis 

4 Scharen entſteht die Gefolgſchaft (etwa 150 Jungen). 3 bis 5 Gefolgſchaften 

bilden den Anter bann (etwa 600 Jungen), 4 bis 6 Unterbanne den B ann 

(etwa 3000 Jungen). 

Insgeſamt beſtehen 341 Banne. 

Die gleiche Folge von Einheiten wiederholt ſich beim Deutſchen Jungvolk, beim Bund 

Deutſcher Mädel und bei den Jungmädeln, nur führen die Einheiten dort andere 

Bezeichnungen. Sie heißen: 

a) beim Deutſchen Jungvolk: Jungenſchaft — Jungzug — Fähnlein — 
Stamm und Jungbann; insgeſamt gibt es 569 Jungbanne, 

b) beim Bund Deutſcher Mädel: Mädelſchaft — Mädelſchar — Madel. 
gruppe — Mädelring — Antergau; insgeſamt gibt es 341 Untergaue, 

c) bei den Jungmädeln: Jungmädelſchaft — Jungmädelſchar — Jungmaädel⸗ 
gruppe — Jungmädelring — Jungmädeluntergau; insgeſamt beſtehen 341 Jung- 
mädeluntergaue. 

Bis hierher ſtehen die vier organiſatoriſchen Säulen der Geſamtheit der HJ felb- 

ſtändig nebeneinander. Die nächſthöheren Einheiten, Gebiet und Obergebiet 

für die männliche Jugend, Obergau und Gauverband für die weib ⸗ 
liche Jugend, faſſen organiſatoriſch die geſamte männliche Jugend auf der einen, die 
geſamte weibliche auf der anderen Seite zuſammen. Im Gebiet nämlich vereinigen 
ſich etwa 15 Banne der Hitlerjugend mit 20 vom Gebietsjungvolkführer geleiteten 

Jungbannen unter der gemeinſamen Oberleitung des Gebietsführers der Hitler- 

jugend. Entſprechend vereinen ſich im Ober gau etwa 15 Untergaue des Bundes 

Deutſcher Mädel mit 15 Jungmädeluntergauen, die der Obergaujungmädelſührerin 

unterſtehen, unter der gemeinſamen Oberleitung der Obergauführerin des Bundes 

Deutſcher Mädel. 

Die Gebiete (für die männliche Jugend) und die ihnen entſprechenden Ober 

gaue (für die weibliche Jugend) find folgende: 

Gebiet und Obergau 1 (Oſtlan d), Königsberg i. Pr., 
Gebiet und Obergau 2 (Rurmard), Frankfurt a. d. O., 
Gebiet und Obergau 3 (Berlin), Berlin, 

Gebiet und Obergau 4 (Schleſie n), Breslau, 

Gebiet und Obergau 5 (Pommern), Stettin, 

Gebiet und Obergau 6 (Nordmar), Altona und Hamburg, 
Gebiet und Obergau 7 (Nordſee), Oldenburg, 

Gebiet und Obergau 8 (Niederſachſen), Hannover, 
Gebiet und Obergau 9 (Weſtfalen), Münſter, 

Gebiet und Obergau 10 (Ruhr⸗ Niederrhein), Düſſeldorf, 
Gebiet und Obergau 11 (Mittelrhein), Köln, 

Gebiet und Obergau 12 (Weſtmark), Koblenz, 

Gebiet und Obergau 13 (Heſſen⸗Naſſau), Wiesbaden, 
Gebiet und Obergau 14 (Rurbeffen), Kaſſel, 

Gebiet und Obergau 15 (Mittelland), Halle (Saale), 
Gebiet und Obergau 16 (Sachſen), Dresden, 

Gebiet und Obergau 17 (Thüringen), Weimar, 
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Gebiet und Obergau 18 (Franken), Nürnberg, 

Gebiet 19 (Hochland), München, Obergau VII ⸗—München⸗ Oberbayern) 
und 11/19 (Schwaben), 

Gebiet und Obergau 20 (Württemberg), Stuttgart, 

Gebiet und Obergau 21 (Baden), Karlsruhe, 

Gebiet und Obergau 22 (Bayriſche Oſt mark), Bayreuth, 

Gebiet und Obergau 23 (Mittelelbe), Magdeburg, 

Gebiet und Obergau 24 (Mecklenburg), Bad Kleinen und Schwerin, 

Gebiet und Obergau 25 (Saar- Pfalz), Neuſtadt a. d. Hdt. 


Die Gebiete 1 bis 5 bilden das Obergebiet ! Oſt, die Gebiete 6 bis 8 und 24 
das Obergebiet II Nord, die Gebiete 9 bis 14 und 25 das Obergebiet III 
Weſt, die Gebiete 15 bis 17 und 23 das Ober gebiet IV Mitte und die Ge⸗ 
biete 18 bis 22 das Ober gebiet V Süd. 

Dieſer Zuſammenfaſſung entſpricht bei der weiblichen Jugend die Zuſammenfaſſung 
der Obergaue zu den Gauverbänden Oft, Nord, Weſt, Mitte 
und Süd. N 

Die Geſamtheit der männlichen und der weiblichen Jugend erhält ſchließlich die 
gemeinſame Oberleitung in der Reichs jugendführung. 

Auch die Hitlerjugend in ihrer Geſamtheit hat die Rechtsnatur einer Gliederung 
der NSDAP im Sinne der Verordnung vom 29. März 1935. 


10. Studentenbund und Dozentenbund 


Der Nationalſozialiſtiſche Deutſche Studentenbund und der zur 
Zuſammenarbeit mit dieſem berufene Nationalſozialiſtiſche Deutſche 
Dozentenbund, die organiſatoriſch dem Reichsorganiſationsleiter der Partei, 
politiſch unmittelbar dem Stellvertreter des Führers unterſtehen, gehören ebenfalls 
zu den Gliederungen der NSDAP. Ihre gebietsmäßige Unterteilung iſt der 
Einteilung der NSDAP in Gaue angepaßt. Die Vertreter und Leiter der beiden 
Bünde im Gaugebiet find der Gauſtudentenbundsführer und der Gau 
dozentenbundsführer. 


V. formen der Dolks- und Stantsbetreuung 


1. Der einzelne als Parteiorgan 


Der Führung und Betreuung von Volk und Staat dient, wie bei der Erörterung der 
Parteiaufgaben dargelegt worden iſt, letzten Endes der geſamte organiſatoriſche Auf— 
bau der Partei. Man darf aber nicht glauben, daß ſich die Einwirkung der Partei auf 
Volk und Staat etwa in der Tätigkeit der im Organiſationsplan aufgeführten, fürm- 
lich und ausdrücklich anerkannten Amter, Hauptämter, Kreisleitungen, Gauleitungen 
und ſonſtigen Parteidienſtſtellen erſchöpft. Die NSDaA iſt ja nicht bloß „Organi- 
ſation“, ſie iſt kein etwa bloß mechaniſch arbeitender „Apparat“, ſondern als Kern der 
Volksgemeinſchaft ein Organismus, deſſen Lebenszellen die von der national— 
ſozialiſtiſchen Idee erfüllten und begeiſterten Menſchen ſind. 

Beiſpiel: die Reichspropagandaleitung und die Gau- und Kreispropagandaleitungen 
der Partei find beſtimmt überaus bedeutende und unentbehrliche Organifations- 
formen. And doch wäre das Wirken dieſer Parteidienſtſtellen vergebens, wenn ſich 
nicht zugleich in Geſtalt all der einzelnen, von der Idee durchdrungenen Partei- 
genoſſen, SA Männer und überhaupt Nationalſozialiſten Pro pagandiſten des 
täglichen Lebens fänden, die ſtändig darauf bedacht ſind, bei den unzähligen 
und mannigfaltigen Anläſſen des Alltags die Arbeit der parteiamtlichen Progaganda— 
ſtellen und der Geſamtpartei praktiſch auszumünzen und von Menſch zu Menſch über— 
zuleiten in das Bewußtſein des ganzen Volkes. 
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Jeder Parteigenoſſe, jeder SA. Mann, jedes Mitglied irgendeiner Parteigliederung 
ift mithin, unabhängig von beſonderen ihm übertragenen Umtern, und auch dann, 
wenn ihm Umter innerhalb des Organiſationsapparates überhaupt nicht zugewieſen 
find, berufen und verpflichtet, als Or gan der Partei fi zu verhalten und tätig 
zu werden, ſooft und ſobald die Lage es erfordert. An welchen Platz im Staats und 
Volksleben auch immer der Nationalſozialiſt geſtellt ſein mag, immer und überall, 
beruflich und außerhalb des Berufs iſt es ſeine Aufgabe, das nationalſozialiſtiſche 
Wollen des Führers und der Partei in ſeinem Bereich verwirklichen zu helfen. Zu 
dieſem pflichtmäßigen nationalſozialiſtiſchen Verhalten gehört vor allem auch die 
diſziplinierte Einordnung in die von Partei und Staat geſchaffenen Ordnungen und 
Formen der Volksgemeinſchaft. 

Mitglieder, die nicht in dieſer Weiſe bemüht find, auch als Einzelmenſchen ſtändig als 
Organe der Partei zu wirken, werden zwangsläufig über kurz oder lang von der 
Partei ausgeſchieden; auf bloße Parteibuchbeſitzer hat die NSDAP ſeit ihren 
Uranfängen noch niemals Wert gelegt. 

Es liegt zugleich auf der Hand, daß die Möglichkeit, im Beruf und im täglichen 
Leben als Organe der Partei zu wirken, ſich keineswegs auf eingeſchriebene Partei- 
mitglieder oder Mitglieder von Parteigliederungen beſchränkt. Lebendiges Organ 
der Partei iſt vielmehr jeder von der nationalſozialiſtiſchen Idee wirklich innerlich 
ergriffene und erfüllte deutſche Menſch, jeder Deutſche, der Adolf Hitler nicht nur 
Gefolgſchaft leiſtet, weil er in ihm das Staatsoberhaupt erblickt oder den überragen 
den Genius, die große geſchichtliche Erſcheinung anerkennt, ſondern der dem Führer 
folgt, weil die nationalſozialiſtiſche Idee, das nationalſozialiſtiſche Wollen des 
Führers ihn in tiefſter Seele gepackt hat und ihn unwiderſtehlich zur Nachfolge in 
Wort und Tat zwingt. 

Was aber für den Volksgenoſſen, der nicht in der Partei organiſiert iſt, lediglich als 
Ausdruck freudiger und freiwilliger Hingabe in Erſcheinung tritt, iſt für den, der ſich 
durch Eintritt in die Partei oder eine ihrer Gliederungen einmal mit Leib und Seele 
dem Nationalſozialismus verſchrieben hat, zugleich die Erfüllung einer unerbittlichen 
Pflicht. Der Parteigenoſſe iſt dem Führer der Partei, unter Amſtänden auch den 
Parteigerichten dafür verantwortlich, daß er dort, wo ihn das Leben hinſtellt, 
nationalſozialiſtiſch handelt. 

Aus dieſer Gebundenheit jedes einzelnen Parteigenoſſen und jedes Nationalſozialiſten 
an den Führer und die Partei erklärt es ſich, daß die parteimäßige Betreuung von 
Volk und Staat ſich keineswegs nur durch die Wirkſamkeit des organiſatoriſchen 
Parteiapparates vollzieht und ſich auch nicht darin erſchöpft, daß eine Reihe von 
Verbänden an dieſe Parteiorganiſation zwecks Betreuung „angeſchloſſen“ ift, viel- 
mehr in weiteſtem Amfang einfach darin ihren Ausdruck findet, daß die Partei große 
Lebensgebiete einzelnen beſonders bewährten und befähigten Parteigenoſſen (oder 
ſonſt in nationalſozialiſtiſcher Haltung erprobten Männern) anvertraut und dieſe nun 
ihrerſeits für die weitere Durchdringung dieſes Lebensgebietes mit nationalſoziali. 
ſtiſchem Geiſte und nationalſozialiſtiſchen Willensträgern ſorgen. 

Einige der wichtigften Fälle dieſer Art bedürfen der Darſtellung, um das Bild des 
organiſatoriſchen Aufbaus der NSDAP abzurunden. 


2. Partei und ID irtſchaft 

Das RNeichsgeſetz vom 27. Februar 1934 hat die Rechtsgrundlage für eine ſtändiſche 
Organiſation der Gewerblichen Wirtſchaft geſchaffen. Auf Grund und in 
Ausführung dieſes Geſetzes iſt die gewerbliche Wirtſchaft fachlich in die ſechs 
Reichsgruppen Imduftrie, Handwerk, Handel, Banken, Verſicherungen und 
Energiewirtſchaft, örtlich in 18 — den Bezirken der von Staats wegen amtierenden 
Treuhänder der Arbeit entſprechende — Wirtſchaftsbezirke eingeteilt 
worden. Jeder Wirtſchaftsbezirk hat als gemeinſame Vertretung der bezirklichen 
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Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft, der Induſtrie⸗ und Handelskammern und 
der Handwerkskammern des Bezirks eine Wirtſchaftskammer. 

Es beſtehen demgemäß die 18 Bezirkswirtſchaftskammern: Königsberg, Breslau, 
Berlin, Stettin, Hamburg, Bremen, Hannover, Düſſeldorf, Dortmund, Köln, Frank ⸗ 
furt a. M., Magdeburg, Weimar, Dresden, München, Karlsruhe, Stuttgart und 
Saarbrücken. | 

Als oberſte Zuſammenfaſſung der fachlichen und bezirklichen Organiſation der gewerd- 
lichen Wirtſchaſt, der Induſtrie⸗ und Handelskammern und der Handwerkskammern 
iſt die Reichs wirtſchaftskammer in Berlin errichtet worden. 
„Wirtſchaft und Sozialpolitik gehören zuſammen!“ Nach dieſem von Reichs- 
leiter Dr. Ley in ſeinem Aufruf vom 21. März 1935 herausgeſtellten Grundſatz 
iſt durch Vereinbarung zwiſchen Deutſcher Arbeitsfront und Reichswirtſchafts⸗ 
miniſterium die Eingliederung der Gewerblichen Wirtſchaft in 
die Deutſche Arbeitsfront beſchloſſen worden. Der Führer hat dieſe 
„Vereinbarung über eine einheitliche Zuſammenarbeit auf wirtſchafts⸗ und ſozial⸗ 
politiſchem Gebiet“ durch Verordnung vom 21. März 1935 beſtätigt. 

Nach dieſer Vereinbarung iſt aus dem Beirat der Reichswirtſchaftskammer und dem 
Reichsarbeitsrat, der ſich aus den Leitern der Reichsbetriebsgemeinſchaften und der 
Gauwaltungen der Deutſchen Arbeitsfront zuſammenſetzt, der Reichs arbeits- 
und ⸗wirtſchaftsrat gebildet worden, an deſſen Spitze Reichs leiter Dr. 
Ley Steht. Hauptaufgabe dieſes Rates iſt nach der Vereinbarung „vor allem die Aus⸗ 
ſprache über gemeinſame wirtſchaftliche und ſozialpolitiſche Fragen, die Herſtellung 
einer vertrauensvollen Zuſammenarbeit aller Gliederungen der Deutſchen Arbeits- 
front und die Entgegennahme von Kundgebungen der Regierung wie auch der Leitung 
der Deutſchen Arbeitsfront“. 

Dem Reichsarbeits⸗ und wirtſchaftsrat entſprechen in den Bezirken die Bezirks- 
arbeits⸗ und ⸗wirtſchaftsräte. 

In Verfolg der Neuregelung vom 21. März 1935 hat Reichsleiter Dr. Ley dem 
wirtſchaſtlichen Zwecken dienenden Aufbau des Wirtſchaftskammerſyſtems einen für 
Zwecke der Sozialpolitik beſtimmten Aufbau eines Syſtems von Arbeits- 
kammern an die Seite geſetzt. Am 31. Auguſt 1935 errichtete er in Berlin die ſeiner 
Leitung unterſtehende Reichs arbeitskammer. Für die Wirtſchaftsbezirke 
wurden entſprechend den Bezirkswirtſchaftskammern folgende 18 Arbeits 
kammern errichtet: Oſtpreußen, Schleſien, Brandenburg, Pommern, Nordmark, 
Bremen, Niederſachſen, Düſſeldorf, Weitfalen-Lippe, Rheinland, Heſſen, Mittel- 
deutſchland⸗ Magdeburg, Mitteldeutſchland.- Weimar, Sachſen, Bayern, Karlsruhe, 
Württemberg und Saar⸗Pfalz. 

Die Arbeitskammern ſetzen ſich aus Arbeitern, Angeſtellten, Anternehmern und Ver⸗ 
tretern der Partei und ihrer Gliederungen zuſammen; die Mitglieder der Arbeits- 
kammern werden vereidigt. 

Anabhängig von der Gewerblichen Wirtſchaft, deren Eingliederung in die Deutſche 
Arbeitsfront ſich auf Grund der Vereinbarung vom 21. März 1935 vollzieht, iſt die 
deutſche Landwirtſchaft von Reichsleiter Darre bereits ſeit 1933 im 
Reichsnährſtand zuſammengeſchloſſen worden, deſſen Aufbau bereits im Zu⸗ 
ſammenhang mit den Amtern für Agrarpolitik und dem Agrarpolitiſchen Apparat der 
Partei geſchildert worden iſt. Am Erntedanktag 1935 hat ſich auch der Reichsnähr⸗ 
ſtand in die Deutſche Arbeitsfront eingegliedert. 

Auf dem Parteitag der Ehre im September 1936 hat der Führer dem deutſchen Volke 
mit dem neuen Vierjahresplan ein gewaltiges wirtſchaftspolitiſches Ziel 
geſteckt: die Erringung der Nähr- und Rohſtoff⸗Freiheit. Die Durchführung des Vier⸗ 
jahresplans übertrug er dem alten nationalſozialiſtiſchen Vorkämpfer Her mann 
Göring, der durch den Erlaß vom 18. Oktober 1936 zwecks einheitlicher Lenkung 
und Zuſammenfaſſung aller Kräfte die Berechtigung erhielt, bei der Durchführung 
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des Planes „alle Behörden, einſchließlich der oberſten Reichsbehörden, und alle 
Dienftftelen der Partei, ihrer Gliederungen und der ihr angeſchloſſenen Verbände 
anzuhören und mit Weiſungen zu verſehen“. 


3. Partei und Aultur 


Zur parteimäßigen Betreuung der Kulturangelegenheiten wirken verſchiedene Perfön⸗ 
lichkeiten und Einrichtungen neben- und miteinander, um eine allſeitige Erfaſſung und 
Durchdringung der Kulturgebiete in nationalſozialiſtiſchem Sinne zu gewährleiſten. 
Reichsleiter Dr. Goebbels hat die kulturell ſchaffenden deutſchen Menſchen 
in der ſtaatlichen Reichskulturkammer ſtändiſch zuſammengefaßt. Die Zu · 
ſammenſetzung dieſer Kammer iſt bei der Darſtellung der Reichspropagandaleitung 
der Partei ſkizziert worden. 

Von einer anderen Richtung her, nämlich von der Seite des zum Erleben und zur 
Aufnahme der Kulturgüter beſtimmten Volkes ſucht Reichs leiter Rofen- 
berg mit Hilfe der von ihm betreuten NS-Rulturgemeinde die kulturellen 
Gebiete nationalſozialiſtiſch zu durchdringen. Die NS. Kulturgemeinde ift durch Ver. 
ſchmelzung des in den Kampfjahren von Roſenberg gegründeten „Kampfbundes für 
Deutſche Kultur“ und des „Reichsverbandes Deutſche Bühne“ entſtanden und ver⸗ 
körpert eine gewaltige Beſucherorganiſation insbeſondere für die Theater, erſtreckt 
ihre Wirkfamkeit aber zugleich, z. B. durch Veranſtaltung von Konzerten und Kunſt⸗ 
ausſtellungen, auf alle anderen Kulturgebiete. Ziel der NS. Kulturgemeinde iſt es, 
das in der liberaliſtiſchen Epoche verbildete, halt⸗ und richtungslos gewordene 
kulturelle „Publikum“ umzuformen zu einer von einheitlichem nationalſozialiſtiſchen 
Kulturwillen erfüllten „Gemeinde“. 

Reichsleiter Dr. Ley hat mit Hilfe der Deutſchen Arbeitsfront in der NS- 
Gemeinſchaft Kraft durch Freude das großartige Werkzeug geſchaffen, 
um den Genuß der deutſchen Kulturgüter in bisher niemals für möglich gehaltenem 
Ausmaße ſolchen Volksgenoſſen und Volksgenoſfinnen zu verſchaffen, die bisher nach 
Lage ihres Einkommens vom Erleben der Kultur ihres Volkes ſo gut wie aus⸗ 
geſchloſſen waren. 

Von der ſtaatlichen Seite her iſt Hermann Göring, der als Preußiſcher 
Minifterpräfident die preußiſchen Staatstheater betreut, zur Erfüllung wichtiger Auf. 
gaben nationalſozialiſtiſcher Kulturpolitik berufen. 


4. Partei und Sport 


„Die körperliche Ertüchtigung auf möglichſt weite Kreiſe des Volkes zu Übertragen, 
iſt eine befondere Aufgabe des SA Führerkorps.“ Mit dieſer Begründung hat 
der Führer in einem Befehl, den er als Oberſter SA-⸗Führer am 1. März 1936 
bekanntgemacht hat, eine Leiſtungsprüfung aller SA-Führer mit dem Ziele ange ; 
ordnet, die Lehr und Prüfungsberechtigung für das SA⸗ Sportabzeichen unter ver- 
ſchärften Bedingungen zu erringen. In dieſem Satz des Führers iſt zugleich die Be ⸗ 
treuung des deutſchen Sportes als eine beſonders bedeutſame Aufgabe 
der SU feſtgelegt. Am 30. November 1936 hat der Führer die SA demgemäß mit 
der Vorbereitung und Durchführung der Nationalfozialiſtiſchen Kampſ⸗ 
ſpiele betraut, die fortan auf den Reichsparteitagen vor ſich gehen ſollen. 
SA⸗ Gruppenführer v. Tſchammer⸗Oſten hat feit 1933 als Reichsſportführer 
im Auftrage des Reichsminiſters des Innern Dr. Frick die bisher in unzählige Ver⸗ 
eine zerſplitterte deutſche Turn⸗ und Sportbewegung in der Einheitsorganiſation des 
Deutſchen Reichsbundes für Leibesübungen zuſammengeſaßt. 
Das Reich iſt für die Zwecke der Sportorganiſation in folgende 16 Gaue eingeteilt: 

Gau! Oſtpreußen (Königsberg), 

Gau II Pommern (Stettin), 

Gau III Brandenburg (Zerlin-Charlottenburg), 
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Gau IV Schleſien (Breslau), 

Gau V Sachſen (Chemnitz), 

Gau VI Mitte (Magdeburg), 

Gau VII Nordmark (Hamburg), 

Gau VIII Niederſachſen (Hannover), 

Gau IX Weſtfalen (Dortmund), 

Gau Xx Niederrhein (Düffeldorf), 

Gau XI Mittelrhein (Köln), 

Gau XII Heſſen (Kaſſel), 

Gau XIII Südweſt (Frankfurt a. M.), 

Gau XIV Baden (Karlsruhe), 

Gau KV Württemberg (Stuttgart), 

Gau XVI Bayern (München). 
Die Gaue gliedern ſich in je 2 bis 4 Bezirke. Für jeden Gau hat der Reichgiport- 
führer einen S A- Führer als „Politiſchen Beauftragten“ eingeſetzt. Entſprechend 
gibt es weitere Politiſche Beauftragte in den Bezirken. Für die nationalſozialiſtiſche 
Schulung der Turn- und Sportgemeinden forgen die „Dietwarte“. 
Fachlich gliedert ſich der Deutſche Reichsbund für Leibesübungen in folgende 
23 Fachämter. 
1. Geräteturnen, Gymnaſtik, Sommerſpiele; 2. Fußball, Rugby, Kricket; 3. Leicht- 
athletik; 4. Handball; 5. Schwimmen; 6. Schwerathletik (Ringen, Gewichtheben, Jiu⸗ 
Jitſu); 7. Boxen; 8. Fechten; 9. Schießen; 10. Hockey; 11. Tennis, Tiſchtennis; 
12. Golf; 13. Radſport; 14. Rudern; 15. Kanuſport; 16. Segeln; 17. Motorjacht⸗ 
ſport; 18. Eisſport, Rollſchuhſport; 19. Vob. und Schlittenſport; 20. Skilauf; 
21. Bergſteigen; 22 Kegeln und 23. Billard. 
Führer des Deutſchen Kraftfahrſports iſt Korpsführer Hühn⸗ 
lein. Er präſidiert der „Oberſten Nationalen Sportbehörde für die Deutſche 
Kraftfahrt“ in Berlin und führt das als Gliederung der NSDAT bereits in feiner 
Organiſation dargeſtellte Nationalſozialiſtiſche Kraftfahrkorps. Außerdem gehört 
zum Deutſchen Kraftfahrſport der Deutſche Automobilklub (München⸗Berlin). 
Der deutſche Luftfport iſt feit dem 25. März 1933 im Deutſchen Luft 
ſportverband zuſammengefaßt, der alle Zweige des Luftſportes, insbeſondere 
Modellbau und Modellflug, Segelflug, Motorflugſport, Fliegen mit Menſchenkraft 
und Ballonſport, einheitlich betreut. Der Reichsluftſportführer iſt gleich. 
zeitig Inſpekteur der Fliegerreſerve, denn dem Luftſportverband liegt auch 
die vor⸗ und nachmilitäriſche Ausbildung und Betreuung der für die Luſtwafſe 
beſtimmten Kräfte ob. 
Der Verband gliedert ſich in 16 Luftſportlandesgruppen, die gleichzeitig die Flieger- 
gaureſerven darſtellen. Ihnen unterſtehen die Ortsgruppen, Stützpunkte, Schulen 
und Abungsſtellen. 
Soweit die Verbandsmitglieder ſich ſelbſt im Luftſport betätigen und nicht lediglich 
zur Förderung des Luftſportgedankens dem Verbande beigetreten ſind, werden ſie zu 
Reſervefliegerſtürmen, Segelfliegerſtürmen und Jungfliegerſcharen zuſammengefaßt. 
Körperſchaftliches Mitglied des Deutſchen Luftſportverbandes iſt der Aeroklub 
von Deutſchland. Er iſt zugleich Mitglied der „Federation a&ronautique 
internationale“ und als ſolches zur Vertretung der luftſportlichen Belange Deutſch— 
lands dem Ausland gegenüber berufen. 


5. Partei und Arbeitsdienft 


Der Reichsparteitag der NSEDAD von 1934 brachte die Aberraſchung des erſtmaligen 
Aufmarſches von 52 000 ftrammen und wohldiſziplinierten Männern des Frei 
willigen Arbeitsdienſtes. Organiſator und Führer dieſer wie aus dem 
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Boden geſtampft wirkenden Organiſation war der feit 1929 in der Reichsleitung der 
NSDAP tätige Oberſt a. D. Konſtantin Hierl. Durch Reichsgeſetz vom 
26. Juni 1935 iſt inzwiſchen auf der Grundlage der von Hierl geſchaffenen Frei- 
willigen-Organifation die Allgemeine Arbeitsdienſtpflicht als Vor⸗ 
bereitung des Wehrdienftes eingeführt worden: „Der Reichsarbeitsdienſt ift Ehren⸗ 
dienſt am deutſchen Volke — alle jungen Deutſchen beiderlei Geſchlechts ſind ver⸗ 
pflichtet, ihrem Volk im Reichsarbeitsdienſt zu dienen. — Der RNeichsarbeitsdienſt 
ſoll die deutſche Jugend im Beifte des Nationalſozialismus zur Volksgemeinſchaft und 
zur wahren Arbeitsauffaſſung, vor allem zur gebührenden Achtung der Handarbeit 
erziehen. — Der Reichsarbeitsdienſt iſt zur Durchführung gemeinnütziger Arbeiten 
beſtimmt“. So umreißt § 1 des Geſetzes knapp und klar den Zweck und das Weſen 
dieſer aus der Tiefe nationalſozialiſtiſchen Fühlens und Wollens geborenen Ein- 
richtung. 

Als Reichsarbeitsſührer übt nunmehr Hierl die Befehlsgewalt über den 
Reichsarbeitsdienſt aus, der dem Reichsleiter Dr. Frick in feiner Eigen⸗ 
ſchaft als Reichsinnenminifter unterſtellt iſt. Er iſt ſeit 1936 zugleich Reichsleiter der 
NSDAP. 

Die wichtigſten Amter der Reichsleitung des Arbeitsdienſtes ſind das Dienſtamt, das 
Verwaltungs- und Wirtſchaftsamt, das Planungsamt, das Perſonalamt, das Heil⸗ 
dienſtamt, das Aufklärungs⸗ und Außenamt, das Preſſeamt und das Erziehungs⸗ und 
Ausbildungsamt. 


Der Reichsarbeitsdienſt teilt ſich ein in folgende 30 Arbeitsgaue: 

Oſtpreußen (Königsberg) — Pommern Oſt (Stolp) — Pommern Weſt (Stettin) — 
Mecklenburg (Schwerin) — Schleswig⸗Holſtein (Kiel) — Oſtmark (Frankfurt a. d. O.) 
— Brandenburg (Berlin⸗Friedenau) — Niederſchleſien (Görlitz) — Mittelfchlefien 
(Breslau) — Oberſchleſien (Oppeln) — Magdeburg⸗Anhalt (Deſſau⸗Ziebigk) — 
Merſeburg (Merſeburg) — Sachſen⸗Oſt (Dresden) — Sachſen⸗Weſt (Leipzig) — 
Niederſachſen⸗Mitte (Bremen) — Niederſachſen⸗Oſt (Hannover) — Niederſachſen⸗ 
Weſt (Oldenburg i. O.) — Weſtfalen⸗Nord (Münſter) — Weſtfalen⸗Süd (Dortmund. 
Lücklemberg) — Niederrhein (Düſſeldorf) — Heſſen⸗Nord (Kaffe) — Thüringen 
(Weimar) — Mittelrhein (Koblenz) — Heffen-Süd (Wiesbaden) — Württemberg 
(Stuttgart) — Baden (Karlsruhe) — Saar- Pfalz (Kaiſerslautern) — Franken 
(Würzburg) — Bayern⸗Oſtmark (Regensburg) — Bayern⸗ Hochland (München). 

Die Gaue find eingeteilt in Gruppen, dieſe wieder in Abteilungen, die meift gleich- 
zeitig ein Lager bilden und regelmäßig aus 3 Zügen (zu je 3 Trupps zu 15 Mann) 
beſtehen. 

Der Reichsarbeitsdienſt kennt folgende Dienſtgrade: 

Arbeitsmann — Vormann — Obervormann — Truppführer — Obertruppführer — 
Anterfeldmeiſter — Feldmeiſter — Oberfeldmeifter — Oberſtfeldmeiſter — Arbeits- 
führer — Oberarbeitsführer — Gauarbeitsführer — Oberſtarbeitsführer — General- 
arbeitsführer — Generaloberarbeitsführer — Reichsarbeitsführer. 

Die Betreuung (z. B. Arbeitsvermittlung, Amſchulung, Anſiedlung) der ausſcheiden⸗ 
den Arbeitsmänner liegt der ſelbſtändigen Organiſation „Arbeits dank“ ob, die 
von RNeichsarbeitsführer Hierl im Dezember 1935 auf der Leipziger Tagung in die 
Deutſche Arbeitsfront eingegliedert worden iſt. 


6. Partei und Staatsverwaltung 
Nach der Machtergreifung am 30. Januar 1933 waren zunächſt lediglich folgende 
Organe der Partei zur unmittelbaren Staatsbetreuung vorhanden: 

der Führer der Partei Adolf Hitler als Reichskanzler, 

Reichsleiter Dr. Wilhelm Frick, an der nationalen Erhebung von 1923 be- 
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teiligt und gemeinſam mit Adolf Hitler angeklagt und verurteilt, nunmehr Reichs⸗ 
miniſter des Innern, 

Hermann Göring, der SA-⸗ Kommandeur von 1923, einſt beim Blutbad an 
der Feldherrnhalle ſchwer verwundet, jetzt als Reichsminiſter mit der Leitung des 
Preußiſchen Innenminiſteriums beauftragt, 

das Heer der in den nationalſozialiſtiſchen „Beamtenarbeitsgemeinſchaften“ oder 
„Beamtenabteilungen“ (den „Stammfachſchaften“ der ſpäteren Amter für Beamte) 
während der Kampfzeit zuſammengeſchloſſenen nationalſozialiſtiſchen Beamten, die 
trotz bereits ſtattlicher Anzahl doch nur einen Bruchteil der Geſamtbeamtenſchaft 
ausmachten. 


Seither hat die Durchdringung der Staatsverwaltung mit Perſönlichkeiten der Partei 
und die Belebung des Staatsapparates durch Zuſammenwirken mit Parteiorganen 
gewaltige Fortſchritte gemacht und iſt in ſtändiger Vorwärtsentwicklung begriffen. 
Infolge der März⸗Wahl 1933 gelangten zunächſt zahlreiche führende Parteimitglieder 
als Miniſter in die Regierungen der Länder. 

Das Reichskabinett wurde um folgende Parteimitglieder als Reichsminiſter verſtärkt: 
Dr. Joſeph Goebbels als Reichsminiſter für Volksaufklärung und Pro- 
paganda, 

Hermann Göring als Reichsminiſter der Luftfahrt (zugleich Reichsforit- 
meifter und Preußiſcher Landesforſtmeiſter), 

R. Walther Dar ré als Reichs und Preußiſcher Minifter für Ernährung und 
Landwirtſchaſt, 

Bernhard Nuſt als Reichs- und Preußiſcher Miniſter für Wiſſenſchaft, Er. 
ziehung und Volksbildung, 

Hanns Kerrl als Reichsminiſter für die kirchlichen Angelegenheiten (zugleich 
Leiter der Reichsſtelle für Raumordnung), 

Hans Frank, Reichsminiſter, als Reichsrechtsführer zuſtändig für das Gebiet 
der nationalſozialiſtiſchen Nechtserneuerung. 


Der Reichs- und Preußiſche Arbeitsminiſter Franz Seldte trat 1933 der 
NSDAP als Mitglied bei. 

Von entſcheidender Bedeutung für die parteimäßige Durchdringung der Staatsver⸗ 
waltung war die Berufung des Stellvertreters des Führers Rudolf Heß als 
Reichsminiſter zur Vertretung der Partei als folder in das Reichskabinett. Sein 
Einfluß in geſetzespolitiſcher und perſonalpolitiſcher Beziehung hat ſich fortgeſetzt 
verſtärkt. 

Durch die Berufung erprobter Nationalſozialiſten als Staats ſekretäre in ver- 
ſchiedene Miniſterien iſt der Einfluß der Partei in der Zentralinſtanz des Reiches 
weiterhin geſtärkt und gefeſtigt worden. 


In den Teilgebieten des Reiches iſt die Macht der Partei über den Staatsapparat 
dadurch verankert worden, daß als Reichs ſtatthalter und als Oberpräji- 
denten für die preußiſchen Provinzen meiſt die örtlich zuſtändigen Gauleiter 
der NSDAP ernannt worden find. Zahlreiche Landrats- und Bürgermeiſterſtellen 
find alten Parteigenoſſen übertragen worden. Die Stellen der Polizeipräſidenten 
find zum großen Teil mit verdienten SA- oder SS. Führern beſetzt worden. All- 
mählich beginnt auch der vom Reichsinnenminiſter Dr. Frick aufgeſtellte Grundſatz, 
daß die Perſonalreferate bei den Behörden bewährten alten Parteigenoſſen 
übertragen werden ſollen, ſich mehr und mehr durchzuſetzen. 

An der Spitze Preußens ſteht als Miniſterpräſident Hermann Göring. 
Chef der Deutſchen Polizei im Reichs und Preußiſchen Miniſterium des 
Innern iſt ſür das ganze Reichsgebiet der Reichsführer SS Heinrich Himmler. 
Unter ihm wirken als Chef der Sicherheitspolizei der SS-Gruppenführer 
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Heydrich, als Chef der Ordnungspolizei der bereits in der Saalſchlacht 
in den Pharus ⸗Sälen . alte Berliner S A-, ſpäter SS. Führer Kurt 
Daluege. 


Jeder Beamte, der Parteimitglied iſt, iſt für die nationalſozialiſtiſche Führung ſeines 
Amtes nicht nur dem Führer als dem Staatsoberhaupt, ſondern auch dem Partei- 
führer verantwortlich. Er hat zwar von keiner Parteiſtelle Befehle entgegenzunehmen 
und unterliegt lediglich der Befehlsgewalt feiner dienſtlichen Vorgeſetzten. Verſtößt 
er jedoch dabei ſchuldhaft gegen ſeine parteigenöſſiſchen Pflichten, jo unterliegt er — 
unabhängig von etwaiger diſziplinariſcher Ahndung — auch der Parteiſtraſe, die der 
Führer der Partei oder die von dieſem beſtellten Parteigerichte über ihn verhängen. 
Zu den beſonderen Pflichten jedes Beamten — mithin erſt recht jedes Beamten, der 
Parteimitglied iſt — gehört die verſtändnisvolle Zuſammenarbeit mit den für die 
verſchiedenen Lebensgebiete zuſtändigen Parteidienſtſtellen. Dieſer Grundſatz gilt 
naturgemäß mit in erſter Linie für das Verhalten der Beamten gegenüber den von 
der Partei gerade für Fragen des Beamtentums eingerichteten „Amtern für Beamte“ 
und dem von dieſen Amtern betreuten Reichsbund der Deutſchen Beamten. | 


7. Partei und Wehrmacht 


Zwiſchen Partei und Wehrmacht, den beiden Säulen, die nach dem Wort des 
Führers das nationalſozialiſtiſche Deutſchland tragen, beſteht ein Anterſchied nur 
den Aufgaben, aber nicht dem Geiſte nach. Die Aufgaben ergänzen einander. Wenn 
die Wehrmacht den Frieden und die Sicherheit des Reiches nach außen zu gewähr⸗ 
leiſten hat, ſo iſt die Partei der Bürge für den Frieden und die Sicherheit im Innern 
des Reiches. Der Geiſt aber iſt in beiden Organiſationen der gleiche, nämlich der 
ſoldatiſche. Denn die Partei iſt nichts anderes als die Organiſation des politiſchen 
Soldatentums. 


In den Feldſchlachten und Schützengräben des Weltkrieges iſt der „Frontſozialismus“ 
und in ihm der Keim der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung entſtanden. Es 
war der Geiſt der Beſten des alten deutſchen Heeres, der ſchließlich in der NSDAP 
politiſche Geſtalt gewann. So erklärt es ſich, daß ſogar in den Jahren der November- 
demokratie die Reichswehr, obwohl fie formell einen Teil des damaligen Un- 
ſtaates bildete, dennoch von der Partei geachtet, ja im ſtillen geliebt wurde; denn 
jeder Nationalſozialiſt empfand inſtinktiv, daß die Reichswehr dem Geiſte nach 
mit jenem Anſtaate nichts zu tun hatte, ſondern zur NSDAP gehörte. Das Wort, 
daß die Reichswehr nach der Machtergreifung „keiner geiftigen und politiſchen Gleich. 
ſchaltung bedurfte“ (Major Joſt), hat mithin ſeine volle Berechtigung. Heute aber 
iſt es der größte Stolz und die tiefſte Freude jedes nationalſozialiſtiſchen Kämpfers, 
ſich beim Anblick der wiedererſtandenen Wehrmacht ſagen zu dürfen, daß die Partei 
es war, die die politiſchen Vorausſetzungen erkämpfte, ohne die die Wiederherſtel⸗ 
lung der Wehrfreiheit und die Wiedergeburt des deutſchen Volksheeres niemals 
möglich geweſen wäre. 


Wer um dieſe Dinge weiß, kann die Vorſchrift des Wehrgeſetzes, die dem Soldaten 
„politiſche Betätigung“ unterſagt, unmöglich mißverſtehen. Er wird vor allem dar- 
über ſich ohne weiteres klar ſein, daß die Beſtimmung, wonach bei Parteimitgliedern 
während der Zugehörigkeit zur Wehrmacht die Parteimitgliedſchaft „ruht“, nichts 
weiter als eine Selbſtverſtändlichkeit iſt; denn es iſt eine ſeit Arzeiten anerkannte 
militäriſche Notwendigkeit, daß der Soldat, ſolange er Soldat iſt, ſeinen militäriſchen 
Vorgeſetzten blinden Gehorſam ſchuldet und daher von jeder diſziplinären Bindung 
gegenüber anderen Stellen während dieſer Zeit frei fein muß. In einer von General- 
feldmarſchall v. Blomberg als Reichskriegsminiſter und Oberbefehlshaber der 
Wehrmacht eingeleiteten Schrift (Major Walter Joſt: Die wehrpolitiſche Revolution 
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des Nationalſozialismus) hat die Wehrmacht ſelbſt ſich mit Entſchiedenheit gegen 
Mißdeutungen der erwähnten Vorſchriften des Wehrgeſetzes verwahrt und ihre 
Stellung zu Politik und Partei mit folgenden Sätzen gekennzeichnet: 


„Ein politiſierendes Heer iſt ein Widerſpruch in ſich ſelbſt und ein Krebsübel für 
jeden Staat. Erſte Pflicht des Soldaten iſt bedingungsloſer, blinder Gehorſam. 
Mit ſoldatiſcher Manneszucht verträgt ſich nicht das aktive Eingreifen in Fragen der 
Tagespolitik. Das Verbot der politiſchen Betätigung ſoll aber keineswegs heißen, 
daß der Soldat ſich überhaupt nicht um Politik kümmern ſoll. Selbſtverſtänd lich 
muß er das tun. Er muß politiſch denken lernen, er muß wiſſen, wo die Kraftquellen 
der Nation fließen, er muß kennen, was das Volk bewegt und wohin das Staats- 
ſchiff ſteuert“. 

„Heute gäbe es nichts Armfeligeres als einen Soldaten, der unberührt vom politiſchen 
Geſchehen der Zeit nur dem Gamaſchendienſt frönt. Wie ſollte der Offizier Führer, 
Erzieher und Kamerad ſeiner Mannſchaft ſein, die aus der Hitlerjugend, der SA, 
SS und dem Arbeitsdienſt kommt, ohne Kenntnis und freudige Bejahung des 
Geiſtes des neuen Deutſchlands? Es ift ein großer Anterſchied zwiſchen einem poli⸗ 
tiſchen Heer und einer politiſierenden Armee. Eine unpolitiſche Armee hat es nie 
gegeben. So monarchiſch und konſervativ die alte Armee war, ſo nationalſozialiſtiſch 
muß die neue ſein. Zu allem politiſchen Geſchehen, das die Einheit und die Kraft 
der Nation fördert, kann und muß ſich der Soldat bekennen; von allem, was ſpaltet 
und ſchwächt, hat er ſich fernzuhalten. Der Waffenträger iſt nicht ein ſtumpffinniger 
Träger des Torniſters und des Gewehrs, ſondern ein Mann, der mit dem Volks 
körper unzertrennlich verwachſen iſt.“ 


„Der Soldat iſt alfo ſelbſtverſtändlich Nationalſozialiſt, auch 
wenn er das Parteibuch nicht beſitzt .. Die neue Wehrmacht, die ihr Daſein und 
ihre Freiheit dem Nationalſozialismus verdankt, iſt auf Gedeih und Verderb mit 
ihm verbunden.“ 


„Die Wehrmacht ſoll nach dem Willen ihres Schöpfers zuſammen mit den anderen 
Organiſationen der Partei und des Staates ein politifher und geſellſchaftlicher 
Schmelztiegel für die Erziehung des neuen deutſchen Menſchen ſein. So klar die 
Aufgabenbereiche von Partei und Wehrmacht getrennt find, fo innig treffen fie ſich 
in der gemeinſamen Erziehungsarbeit. Die Klüfte, die einſt zwiſchen den Ständen 
und Klaſſen, zwiſchen Staat und Parteien, zwiſchen Ländern und Konfeſſionen be⸗ 
ſtanden, ſind geſchloſſen. Die weltanſchaulichen und politiſchen Gegenſätze, die früher 
den Erziehungsweg des jungen Deutſchen zerſpalteten, find beſeitigt. Einheitlich 
ausgerichtet an Leib und Seele vom Elternhaus über die Schule, die Hitlerjugend 
und die Staatsjugend, den Arbeitsdienſt und die politiſchen Gliederungen in der 
Partei, über die Wehrmacht in den Lebensberuf ſoll der künftige Deutſche ſeinen 
Weg im Dienſte des Volkes gehen ... Denn der deutſche Mann der Zukunft ſoll 
nicht nur Soldat ſein während der aktiven Dienſtzeit und im Ernſtfalle, ſondern auch 
hinter dem Pflug und dem Schraubſtock, auf dem Kontor und dem Katheder, in der 
Jugend und im Alter.“ 

Angeſichts dieſer gewaltigen nationalſozialiſtiſchen Erziehungsaufgabe, die ihr ge- 
ſtellt iſt, konnte auch die Wehrmacht im Zuſammenhang mit der Darſtellung des 
organiſatoriſchen Aufbaues der Partei nicht übergangen werden, ſo völlig getrennt 
die beiden Organiſationen auch äußerlich erſcheinen. 

In die drei mächtigen Gruppen Heer, Kriegsmarine und Luftwaffe 
gliedert ſich die Organiſation der deutſchen Wehrmacht, und es iſt der beſondere Stolz 
der Partei, daß einer ihrer älteſten Vorkämpfer, Generaloberſt Hermann 
Göring, berufen war, die jüngſte dieſer Gruppen, die Luftwaffe (erſter General- 
ſtabschef der 1936 den Fliegertod geſtorbene Generalleutnant Wever), als Reichs- 
luftfahrtminiſter wie aus dem Nichts heraus ins Leben zu rufen und in zäher Arbeit 
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aufzubauen. Durch die im April 1933 gegründete Millionenorganiſation des 
Reichsluftſchutzbundes hat ſich das Reichsluftfahrtminiſterium eine breite 
Grundlage im Volk geſchaffen. 
An der Spitze der geſamten Wehrmacht ſteht als ihr Oberſter Befehlshaber 
Adolf Hitler. Auf ihn leiſtet der Soldat folgenden Eid: 
„Ich ſchwöre bei Gott dieſen heiligen Eid, daß ich dem Führer des Deutſchen 
Reiches und Volkes, Adolf Hitler, dem Oberſten Befehlshaber der Wehrmacht, 
unbedingten Gehorſam leiſten und als tapferer Soldat bereit ſein will, jederzeit 
für dieſen Eid mein Leben einzuſetzen.“ 


8. Der Schlußftein 


Die Stellung des Führers bildet den Schlußſtein des gewaltigen Bauwerkes, das, 
von der Partei und ihrer Organiſation getragen, die ganze deutſche Nation bis in 
die fernſte Zukunft in ſeine ſchirmende Obhut nehmen ſoll. 

In feiner großen Rede auf dem Reichsparteitag 1935 am Schluß des Kongreſſes 
hat Adolf Hitler die Verfaſſung des nationalſozialiftiſchen Deutſchen Reiches 
in folgenden Sätzen feſtgeſtellt: 

„Der Führer iſt die Partei und die Partei iſt der Führer. So 
wie ich mich nur als Teil dieſer Partei ſühle, fühlt ſich die Partei nur als ein Teil 
von mir ... Sie garantiert die Stabilität der Führung des Volkes und des 
Reiches, und in ihrer eigenen Stabilität garantiert ſie dieſer Führung die nötige 
Autorität. Aus dieſem feſten Boden heraus wird die Verfaſſung des 
neuen Deutſchen Reiches wachſen. Dieſe Partei als weltanſchauliche Ge⸗ 
ſtalterin und politiſche Lenkerin des deutſchen Schickſals hat der Nation und damit 
dem Reich den Führer zu geben... Die Armee als die Repräjentantin und 
Organiſatorin der Wehrkraft unſeres Volkes aber muß dem von der Bewegung der 
Nation gegebenen Führer in Treue und Gehorſam die organiſierte, ihr anvertraute 
militäriſche Kraft des Reiches ſtets bewahren und zur Verfügung ſtellen. Denn 
nach der Proklamation des jeweiligen neuen Führers iſt 
dieſer der Herr der Partei, das Oberhaupt des Reiches und 
der Oberſte Befehlshaber der Wehrmacht.“ 


VI. Schlußbemerkung 


Ich habe verſucht, den organiſatoriſchen Aufbau der NSDAP zugleich in ſeinen 
äußeren und inneren Zuſammenhängen mit Volk, Staat und Wehrmacht ſo zu 
zeichnen, wie er ſich heute — im Januar 1937 — in großen Zügen darſtellt. 

Dieſe Arbeit erhebt nicht den Anſpruch, eine für alle Zukunft geltende abſchließende 
Darſtellung des organiſatoriſchen Aufbaues der NSDAP zu geben. Auch für die 
Gegenwart erhebt ſie nicht den Anſpruch, die parteiamtlichen Darſtellungen 
der Parteiorganiſation erſetzen zu wollen. 

Zweck dieſer Darſtellung iſt, das Verſtändnis für die organiſatoriſchen Fragen der 
NSDAD zu fördern und dadurch zum laufenden Studium gerade der parteiamtlichen 
Quellen anzuregen. 

Ich verweiſe daher zum Schluß vor allem auf das alljährlich erſcheinende partei- 
amtliche „Nationalſozialiſtiſche Jahrbuch“, deſſen Jahresfolgen neben 
anderen Beiträgen auch den jeweiligen Stand der Parteiorganiſation enthalten und 
dadurch eine zuverläſſige und dauernde Anterrichtung über die organiſatoriſche 
Fortentwicklung der Partei ermöglichen. 


— 
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Viktor Lutze 


Stabschef der SA. 


Berlin, ben 12. 10. 1937. 


Der Vorſitzende der Parteiamtlichen Prüfungskommiſſion zum Schutze 
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Der gejchichtliche Rang der SA. 


Niemals iſt der Kampf der nationalſozialiſtiſchen Idee um Deutſchland von dem 
Marſch und Kampf der SA. zu trennen! Ohne die nationalſozialiſtiſche Idee hätte 
es keine SA. gegeben, aber ohne die SA. hätte es nie zu einem Siege der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Idee kommen können! Längſt hat die SA. ihren Platz in der Geſchichte 
als fiegreiher Stoßtrupp der nationalſozialiſtiſchen Idee und des neuen Reiches ein- 
genommen! Darüber iſt nicht mehr zu rechten. Dieſer Tatbeſtand ſei lediglich an den 
Anfang dieſer Abhandlung geſetzt, um das Entſcheidende über den geſchicht lichen 
Rang der SA. zu ſagen. 


Im folgenden will ich noch einmal eine kurze Rüdihau halten auf die Amſtände und 
Zeitbedingungen bei der Entſtehung der SA.: Nach einem beiſpiellos heldenhaften 
Kampfe und nach einer ſoldatiſchen und militäriſchen Leiſtung, die wir voll Stolz als 
einzig daſtehend in der Geſchichte erachten, wurde mit dem Verrat in der Heimat, 
die vielleicht zu gut vor den wahren Schrecken des Krieges, deren Kenntnis wohl 
eine beſſere nationale Diſziplin veranlaßt hätte, bewahrt worden war, en der 
innere Widerſtand der unbefiegten Front zerbrochen. 


Alles hätte ſich ja ertragen laſſen — ſo war damals das Gefühl des Frontſoldaten —, 
wenn es ſchließlich Erfolg gehabt und ſinnvoll geweſen wäre, aber fo... Viele 
„Männer waren bei dieſem bitteren Ende müde geworden und ließen ſich ohne Ver⸗ 
ſtändnis, aber auch ohne Widerſtand im Strome der „neuen Zeit“ treiben, die mit 
viel erlogenen Verſprechungen begonnen hatte. Ein Teil aber auch, geführt und auf- 
gehetzt von verbrecheriſchen Juden und Hetzern, folgte der roten Fahne, teils weil 
unter dieſer Fahne allen niedrigen Inſtinkten des Haſſes, des Zerſtörens und Nieder- 
reißens freier Lauf gewährt ſchien, teils auch aus echter Leidenſchaft und verblendeter 
Hoffnung auf eine beſſere Zukunft unter dem Zeichen der Verbrüderung aller 
„Proletarier“ der Welt. 
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Nur eine Minderzahl von Soldaten des großen Krieges verharrte in entſchloſſenem 
Widerſtand gegen den neuen, undeutſchen Staat, der für immer mit dem Fluche der 
verratenen Front verbunden iſt. Da aber eine einheitliche große politiſche Idee noch 
fehlte und auch der Vorkriegsſtaat endgültig liquidiert war, vermochte dieſer Wider- 
ſtand ohne einheitlichen Willen und einheitliche Führung dem neuen Staatsweſen, 
das ſeinen ſchmählichen Arſprung in dem Diktat von Verſailles hatte, nicht gefährlich 
zu werden. 

Ich brauche in dieſem Zuſammenhange nicht die Geſchichte der Entſtehung der 
nationalſozialiſtiſchen Bewegung zu wiederholen. Ich will nur kurz darauf bin- 
weiſen, wie bereits in den erſten Anfängen der Bewegung der Führer ganz klar die 
Notwendigkeit erkannte, eine eigene Schutzformation auſzuſtellen, um den Terror 
der Roten mit Gewalt — mit der „Gewalt der Vernunft“ — zu brechen und ſich 
erſt einmal das Recht auf die Straße zu erobern! Der Führer wußte genau, daß 
eine politiſche Bewegung, die nicht kämpfen wollte und deren Anhänger nicht bereit 
waren, ihre Fäuſte zu gebrauchen und auch ihren Kopf hinzuhalten, ſehr bald ver- 
ſpielt haben würde! Der Terror der Straße und rohe brutale Gewalt ſind nicht allein 
mit ſchönen Ideen hinter dem ſicheren Ofen hervor zu bekämpfen .. Es gab wohl 
auch damals genug Menſchen, die „im Herzen national“ waren, aber ſie machten auf 
der Straße aus ihrem Herzen eine Mördergrube! Außerdem genügte es nicht, 
„national“ zu denken. Eine Bewegung, die in jener Zeit, als das ſozialiſtiſche Ge- 
rechtigkeitsgefühl des deutſchen Arbeiters von Juden zu einem volksfeindlichen 
Marxismus umgefälſcht war, der eine Zeit der „Schönheit und Würde“ heraufführen 
wollte, es wagte, den Nationalismus mit einem wahren Sozialismus zu verbinden, 
und ſich überdies eine „Arbeiterpartei“ nannte, benötigte Kämpfer, die nicht nur im 
verborgenen Kämmerlein, ſondern auf der Straße ſich unerſchüttert zu ihrem Glauben 
an Deutſchland bekannten! Wie hätte die neue Idee ſich ſonſt verbreiten ſollen, wie 
hätte man trommeln und werben, wie hätte man Verſammlungen durchführen können, 
nachdem der rote Terror eingeſetzt hatte? 

So gab der Führer am 3. Auguſt 1921 den Befehl zur Aufſtellung der national 
ſozialiſtiſchen Sturmabteilung, der S A., die in einem unaufhörlichen 
Siegeszuge, der für den einzelnen oft genug ein Opferweg war, Deutſchland erobert 
hat, für den Führer! Die SA. hat die neue Fahne, die der Führer ihr als ſeiner 
Sturmabteilung übergeben hat, getragen bis ſchließlich zum Siegesmarſche durch 
das Brandenburger Tor am 30. Januar 19331 

In der SA. ſammelten ſich nach ihrer Gründung allmählich die aktivſten Kräfte aus 
der Frontſoldatengeneration und aus der Nachkriegsgeneration, die inzwiſchen heran⸗ 
wuchs, verbunden in dem fanatiſchen Willen nach einem neuen, ehrenvollen und 
beſſeren Deutſchland der nationalen Freiheit und der ſozialiſtiſchen Gerechtigkeit, — 
nach einem Deutſchland, das nicht mehr ein Phantom war, ſondern das als das hohe 
Ziel eines nationalſozialiſtiſchen Reiches in der Verheißung des 
Führers, die nichts verſprach, ſondern nur alles vom einzelnen forderte, 
klare Geſtalt angenommen hatte. 

Vielleicht vermag es der eine oder andere heute noch nicht zu verſtehen, wenn ich 
behaupte, daß es einen kämpferiſchen Einſatz ſür ein neues, ein wirklicher 
neuertes Deutſchland nur in der S A. gab! Das zukünftige Schickſal 
Deutſchlands war beſchloſſen im Marſchtritt der SU.-Rolonnen; denn was wäre 
geworden, wenn dieſe SA.⸗Männer, dieſe namenloſen Soldaten des Führers, ſchwach 
geworden wären, wenn ſie nicht durchgehalten, ſondern verſagt hätten.. 

Inter dieſem Geſichtswinkel erhält der Kampf der SA., wie er nun einmal ausge— 
kämpft werden mußte, mit den nackten Fäuſten auf der Straße und in den Verſamm— 
lungsſälen und im täglichen Einſatz und Dienſt, ſeinen beſonderen Rang, den ich um 
der Ehre und des Anſehens des Braunhemdes willen ausdrücklich betone: dieſer 
Kampf war ein Kampf um Deutfhland, und in dieſem Kampfe 
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hat ſich das Schickſal Deutſchlands entſchieden! Das iſt ein hiſto⸗ 
riſcher Tatbeſtand, den man niemals vergeſſen darf und den man vielleicht 
ſpäter, in der Rückſchau, noch klarer erkennen wird als heute. Jeder Deutſche ſteht 
heute und zukünftig in der Schuld der SA., und jeder muß ſich bemühen, zu ſeinem 
Teile die Schuld abzutragen, indem er aus freudigem Herzen ſich tätig zum Werke 
des Führers bekennt! Die „kleinen Marſchierer“, über die mancher die Naſe ge⸗ 
rümpft hat und von deren fogenannten „Radau- Methoden“ er weit abgerückt iſt, 
haben überhaupt erſt die Vorausſetzungen zur deutſchen Wieder ⸗ 
geburt unſerer Tage geſchaffen! Dank will gewiß keiner von den alten 
Marſchierern, denn ſie ſind ja nicht für irgendwelchen Dank noch für irgendein per⸗ 
ſönliches Ziel marſchiert, ſondern ſie ſind im freiwilligen Gehorſam nach dem Befehl 
des Führers für Deutſchland marſchiert, — der Dank, der ihnen gebührt, kommt 
am beſten in der Achtung der ganzen Nation vor dem Braunhemd der politiſchen 
Soldaten des Führers zum Ausdruck. 


Damit komme ich auf die heutige Stellung der SA. zu ſprechen, die von manchem 
nicht mehr ihrem eigentlichen Sinne nach verſtanden wird, weil doch der „Kampf 
um die Macht“ beendet ſei. Dazu iſt zu ſagen: das Ziel des Kampfes der national - 
ſozialiſtiſchen Bewegung iſt niemals nur die Eroberung der „Macht“ geweſen, 
ſondern das neue, nationalſozialiſtiſche Deutſchland, das der 
Führer jetzt mit ſeinen Mitarbeitern und mit dem ganzen deutſchen Volke aufzu⸗ 
bauen, in allen Einzelzügen zu erfüllen und zeitenüberdauernd zu ſichern am Werke 
iſt. Dieſer Kampf iſt noch nicht beendet, denn das neue Reich ſoll als das endliche 
und wahre Reich aller Deutſchen für die künftigen Jahrhunderte gebaut ſein, und 
alle find wir dieſem Beginnen für unſer ganzes Leben verſchworen! Jedem einzelnen, 
jeder Gliederung und jeder Organiſation weiſt der Führer hier die Aufgaben zu, die 
zu erfüllen find, wie er auch der SA. heute ihre Arbeit zugewieſen hat und in Zu⸗ 
kunft ihre Arbeit zuweiſen wird. Der Geiſt der SA. aber wird immer derſelbe 
fein, denn die SA. kann ihre Tradition, die verpflichtet, ja 
gar nicht verleugnen, ſonſt würde ſie ſelber die Grundlagen 
ihrer Exiſtenz verleugnen! 


SA. als Stoßtrupp der Bolksgemeinfchaft 

Es fei vorausgeſchickt, daß ich niemals in erfter Linie als SA.⸗Mann, fondern als 
Nationalſozialiſt ſpreche, denn die SA. kann nicht ſelbſtändig neben der 
nationalſozialiſtiſchen Bewegung, ſondern nur in ihr ſtehen, und ihre einmal mehr 
nach dieſer und einmal mehr nach jener Seite hin ausgeweiteten Aufgaben werden 
vom Führer nach den zeitlichen Erforderniſſen und Notwendigkeiten der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Bewegung beſtimmt. 


Als Nationalſozialiſt — und gerade als alter Nationalſozialiſt — verſtand ich ſehr 
früh, daß das neue Deutſchland, deſſen Bild wir in der Zeit des Kampfes im Herzen 
trugen, niemals in die Luft hinein aus der bloßen Vorſtellung aufgerichtet werden 
könnte, ſondern daß das neue Deutſchland ſeine ſtarken Wurzeln in einer neuen, in 
der nationalſozialiſtiſchen Volksgemeinſchaft haben müſſe. Darum 
wurde ich SA.⸗Mann, weil die SA. damals wie heute die hohe Schule der national- 
ſozialiſtiſchen Volksgemeinſchaft iſt! 

Es war, wenn man heute zurückdenkt, eine ungeheuerliche Kühnheit, daß der Führer 
in einer Zeit, in der das deutſche Volk in einem ſolchen Maße in ſich bis aufs Meſſer 
bekämpfende Klaſſen und Parteien aufgeſpalten war, daß man gar nicht mehr von 
einem deutſchen Volke ſprechen konnte, die Idee einer Volksgemeinſchaft proklamierte, 
die ohne Anterſchied jeden Deutſchen erfaſſen und an der unterſchiedslos jeder 
Deutſche den gleichen unmittelbaren Anteil haben ſollte! Während in der politiſchen 
Vorſtellungswelt jener Zeit in jedem politiſchen Lager überhaupt nur die Vor⸗ 
ſtellung lebendig war, durch Anterdrückung und Niederknüppelung des politiſchen 
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Gegners ſich ſelber durchzuſetzen, glaubte der Führer an das deutſche Volk, das 
in einer übergeordneten Gemeinſchaft ſich wiederfinden werde! Das iſt auch der 
lange und oft verkannte grund ſätzliche Anterſchied zwiſchen der SA. und fämt- 
lichen übrigen uniformierten Organiſationen der damaligen Parteien und politiſchen 
Richtungen: die SA. ging auch auf die Straße und fie ſcheute niemals eine gewalt⸗ 
mäßige Auseinanderſetzung, aber nicht, um den einzelnen politiſchen Gegner nieder- 
zuknüppeln, ſondern ſie kämpfte — notgedrungen auch auf dieſe Weiſe — unter 
der Idee der künftigen Volksgemeinſchaßft, die einmal alle Deutſchen, auch 
die gegenwärtigen Gegner, umfaſſen würde! 


Den Mut zur Anpopularität hat der Führer wahrhaftig ſtets beſeſſen, denn indem 
er damals im Anfang in den Namen feiner Bewegung das Wort „national“ ein- 
fügte, ſtieß er die geſamte Linke vor den Kopf und durch das Wort „ſozialiſtiſch“ die 
geſamte Rechte! Aber er glaubte ja an das deutſche Volk, und die angeblichen Sozia⸗ 
liſten, die Marriften, müßten ſchließlich doch wieder die nationale Schickſals⸗ 
gemeinſchaft des ganzen Volkes erkennen und die ſogenannten Nationalen den 
ſozialiſtiſchen Gerechtigkeitsanſpruch des deutſchen Arbeiters. Aber 
Stände, Stämme, Klaſſen und Parteien mußte die deutſche Volks gemein 
ſchaft geboren werden. 


Stoßtrupp dieſer Volksgemeinſchaft war von Anfang an die SA., in deren Reiben 
ja zum erſten Male die volksſpaltenden Irrlehren überwunden wurden kraft der 
nationalſozialiſtiſchen Idee, wo der ungelernte Arbeiter neben dem Studenten, der 
Maurerpolier neben dem ehemaligen Ofſizier und der Lehrling neben dem Lehrer 
marſchierte, — alle glücklicherweiſe als Kameraden für Deutſchland! Es galt hier 
in der SA. niemand nach Herkunft und Vildungsgang, ſondern nur nach feinem 
perſönlichen Einſatzals S A.⸗Mann! Die SA. mit ihrer ſozialiſtiſchen 
Kameradſchaft war die Geburtsſtätte der neuen Volksgemeinſchaft. 


Die SA. fühlte und fühlt ſich im beſonderen als ſozialiſtiſcher Stoßtrupp, weil es 
zu den entſcheidenden Aufgaben unſerer Zeit gehört, dem deutſchen Arbeiter endlich 
zu dem ihm gebührenden Platz in der Nation zu verhelfen, von dem er durch die 
Auswüchſe einer kapitaliſtiſchen Zeit und eines phariſäiſchen bürgerlichen Patrio⸗ 
tismus ausgeſchloſſen worden und ſo den marxiſtiſchen Verführern ins Garn ge⸗ 
gangen war. Die SA. wird es ſich immer zur beſonderen Ehre anrechnen, daß der 
Hundertſatz der Handarbeiter in ihr, früher wie heute, immer ein beſonders hoher 
geweſen iſt. 


Die SA. ift hier Stoßtrupp eines wirklichen deutſchen Sozialismus, der kein Vor⸗ 
recht mehr kennt als das der Leiſtung, die nicht an Beſitz und Herkunft ge⸗ 
bunden ift. And die SA. wird immer ſozialiſtiſcher Stoßtrupp der neuen Volks- 
gemeinſchaft bleiben, denn in ihren Reihen wird niemand danach gefragt: wer biſt 
du?, ſondern nur: wie biſt du? And immer wird die SA. alle etwaigen Verſuche 
eines Widerſtandes gegen das ſozialiſtiſche Prinzip der Volksgemeinſchaft nieder. 
ſchlagen! 


Die neue deutſche Geſellſchaftsordnung, in der kein Platz mehr für die Vorrechte 
der Geburt, des Geldes und des Namens fein wird, findet ihren ſichtbarſten Aus- 
druck in der SA. Indem der SA. ⸗Mann von heute ſich in freiwilliger Pflicht der 
Disziplin der SA. unterſtellt, bekennt er damit feinen Verzicht auf perſönliche Vor⸗ 
rechte im alten Sinn, denn im braunen Hemd find alle gleich im Dienſte an 
Deutſchland! 


Die Aniformierung der Menſchen in der SU. und in den übrigen nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Gliederungen bedeutet jedoch niemals eine Gleichmacherei um jeden Preis, 
wie es nach der Betrachtungsweiſe einer überwundenen liberaliſtiſchen Anſchauung 
vielleicht ſcheinen könnte, ſondern dieſe Aniformierung iſt die erſte Vorausſetzung 
einer nationalſozialiſtiſchen Leiſtungsausleſe, der fozia- 
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liſtiſchen Ariſtokratie der größeren Leiſtung, der Pflicht 
und der Arbeit. 
Dieſe Ariſtokratie wird in der SU. vorgelebt, denn es kommt ja nicht nur dar⸗ 
auf an, neue Erkenntniſſe in der Theorie durchzuſetzen, ſondern entſcheidend iſt erſt 
ihre Amſetzung in die Tat, in die Wirklichkeit unſeres völ⸗ 
kiſchen Lebens! 


Ich faſſe noch einmal zuſammen: der die Zeiten überdauernde Beſtand des neuen 
Reiches iſt in weitem Maße begründet auf die wirkliche und reſtloſe Erfüllung einer 
ehrlichen deutſchen Volks. und Schickſalsgemeinſchaft. Das ſozialiſtiſche Erlebnis 
der Kameradſchaft in der SA. und des Dienſtes in der SA. bedeutet die praktiſche 
Erfüllung dieſer Volksgemeinſchaft. Darum iſt und bleibt die SA. als die hohe 
Schule der Kameradſchaft auch Stoßtrupp der neuen Volksgemeinſchaft und damit 
der neuen Melſegsstsser weng, der neuen Leiſtungsariſtokratie! 


Der politiiche Soldat 


Die Anforderungen, die in der Kampfzeit an den SA.⸗Mann geftellt wurden, waren 
ſehr hoch: er mußte fi) freiwillig der Diſziplin einer ſtraff ſoldatiſch ausgerichteten 
Organiſation ein- und unterordnen; er mußte marſchieren, er mußte Dienſt tun, er 
mußte bereit ſein zum Einſatz, er mußte Propaganda treiben, immer gewärtig, ſich 
gegen Aberfälle und Angriffe ſeiner Haut wehren zu müſſen. Aber er mußte ſich 
nicht nur auf Befehl einſetzen, ſondern er mußte immer und ſtets bereit ſein, ſich mit 
allen ſeinen Kräften und ſeiner ganzen Perſönlichkeit für die nationalſozialiſtiſche 
Idee einzuſetzen. Er mußte dieſe Idee, deren Soldat er war, zu jeder Stunde be⸗ 
kennen und leben! Er mußte ſich für ſie einſetzen nicht nur mit den Fäuſten, 
denn ſonſt hätte er gar nicht auftreten können, ſondern ebenſoſehr mit der Aber. 
zeugungskraft der beſſeren politiſchen und weltanſchaulichen Gründe und Beweiſe. 
Er fühlte ſich als Soldat ſeiner Idee nicht nur, wenn er zum Dienſt ſein Braun⸗ 
hemd angezogen hatte, ſondern dieſe Idee hatte ihn reſtlos in Beſitz genommen. Er 
war immer und überall SA.⸗ Mann, ſozuſagen als „totaler Nationalſozialiſt“! 


So bildete ſich allmählich in der Kampfzeit jener beſondere Erſcheinungstyp des 
neuen deutſchen Menſchen heraus, der Vorbedingung für den flegreichen Kampf der 
nationalſozialiſtiſchen Bewegung war und der Vorbedingung für die reſtloſe Er⸗ 
füllung und zeitenüberdauernde Sicherung dieſer Bewegung und ihres Reiches iſt: 
der politiſche Soldat! 


Dieſe politiſchen Soldaten find es geweſen, deren unermeßliche Treue, Mut, 
Diſziplin und Opferbereitſchaft dem Führer die Macht erobert haben, und zwar, 
was beſonders aufſchlußreich für dieſen neuen Typus des Soldaten iſt, ohne Waffen 
und in unblutiger Revolution! Kurzſichtige wollten darin zwar den Mangel an 
revolutionärer Wucht und Entſchloſſenheit ſehen. In Wirklichkeit jedoch iſt gerade 
dieſer Amſtand der überzeugende und wahrhaft große Beweis, daß die national⸗ 
ſozialiſtiſche Revolution eine echte und wahre Revolution war, getragen 
von einer überwältigenden neuen politiſchen Idee! Auch die nationalſozialiſtiſche 
Bewegung hatte ſchon einmal in einer entſcheidenden Stunde verſucht, unter Mit⸗ 
hilfe der Waffen die Wende zu erzwingen. Aber die Zeit war noch nicht reif 
geweſen. 

Ein bloßer Putſch jedoch mit keiner anderen Aberzeugungskraft als der der Waffen 
und der Gewalt iſt niemals eine echte Revolution und trägt den Keim des Anter⸗ 
gangs bereits in ſich. 


Wir müſſen uns alſo immer daran erinnern, daß die politiſchen Soldaten der SA., 
die allerdings, dazu gezwungen, ſich jederzeit als echte Soldaten und Kämpfer auch 
der Waffen bedient hätten, dem Führer nur durch ihren unaufhaltbar gewordenen 
Marſch, getragen von der gewaltigen Kraft der nationalſozialiſtiſchen Idee, die 
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Revolution gewinnen halfen und ihr ſo ihre überragende geſchichtliche Größe 
ſicherten! Der politiſche Soldat, ſpäter dann von gewiſſenloſen Männern für kurze 
Zeit einen ſehr bald und gründlich korrigierten Irrweg geführt, hat hier am ſicht⸗ 
barſten den geſchichtlichen Beweis für die Richtigkeit ſeiner Prinzipien geliefert. 


Der politiſche Soldat, die markanteſte innenpolitiſche Erſcheinung, iſt einer der 
tragenden Grundpfeiler des neuen Reiches. Sein Fortbeſtand nach der vollzogenen 
Machtübernahme iſt eine entſcheidende politiſche und völkiſche Notwendigkeit! Denn 
in demſelben Maße, in dem der Kampf um die Weltanſchauung und damit der 
Kampf um die nationalſozialiſtiſche Volkwerdung und damit ſchließlich um die tiefere 
Begründung und Sicherung des neuen Reiches weitergeht, be ſteht auch die 
Aufgabe des politiſchen Soldaten weiter! 


Neben den politiſchen Soldaten als Ideenträger iſt im neuen Reiche 
im Vollzuge der ſtaatlichen Sicherung nach außen der Soldat als Waffen 
träger getreten. Jeder deutſche Mann, der fähig und würdig iſt, die Waffen zu 
führen, unterliegt der allgemeinen Wehrpflicht. Der Waffendienſt iſt als elementare 
ſtaatliche Notwendigkeit ein Pflicht dien ſt — der ein Ehrendienft iſt! — jedes 
wehrfähigen Mannes. Der politiſche Soldat dagegen ſtellt ſich auch heute noch, neben 
dem ſelbſtverſtändlichen Wehrdienſt, ſreiwillig in den Dienſt der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung! 


Damit glaube ich den grundſätzlichen Anterſchied zwiſchen dem Soldaten als Ideen- 
träger und dem Soldaten als Waffenträger klargelegt zu haben. Es iſt einleuchtend, 
daß es eine irgendwie geartete grundſätzliche Rivalität zwiſchen beiden, die gewiſſe 
Auslandskreiſe bisweilen neben übrigen Lügen über den militäriſchen Charakter der 
SA. aufzutiſchen pflegen, gar nicht geben kann, weil beider Aufgaben zunächſt auf 
ganz verſchiedenen Ebenen liegen! Sie rivaliſieren nicht miteinander, 
ſondern ſie ergänzen ſich miteinander auf eine für den natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Staat notwendige Weiſe! Beider Ziel heißt 
Deutſchland, aber ſie dienen Deutſchland auf verſchiedene Weiſe. 


In der Politik ſchlechthin ift nur militäriſche Macht und foldatiſche Tüchtigkeit, fo 
unerläßlich fie für einen freien Staat find, ohne eine tragende politiſche 
Jdee nur bedingt in der Lage, einen Staat zu tragen. Es gibt auch in unferer 
Geſchichte manchen Beweis dafür. Ich denke da zunächſt an das Preußen Friedrichs 
des Großen und an das Bismarckſche Reich. Beide find groß und ſtark geworden 
vornehmlich durch ſoldatiſch⸗militäriſche Kraft. Aber auch nur, weil an ihrer Spitze 
überragende Perſönlichkeiten ſtanden, die ideenmäßig die ſoldatiſchen Elementar- 
begriffe — Ehrenhaftigkeit, Treue, Einſatzbereitſchaft, Opfermut und Kamerad⸗ 
ſchaft — richtig erfaßten und für ein großes politiſches Ziel einſetzten. In dem 
Augenblick aber, wo jene Männer ihr Ziel erreicht hatten oder, anders, aus dem 
politiſchen Leben ausſchieden, begann — mit wechſelndem Tempo — eine Periode des 
Verfalls. Ihre Idee, nicht mehr verſtanden, ging unter. Dieſe ideen mäßige 
Verfallsperiode war auch immer der Beginn des Verfalles 
ihres politiſchen Werkes. 


Auch 1918 war ja die Schwerkraft der Waffen nicht auf Seiten derer, die die 
Meutererrevolte anzettelten und mitmachten. Die politiſche Widerſtandskraft, die 
Idee war erſchöpft ... Auch in dieſem Zuſammenhange ſei noch einmal daran 
erinnert, daß ja die nationalſozialiſtiſche Revolution ohne Waffen — und gerade 
darum ſo entſcheidend — ſiegreich war! 


Als ein weiteres Beiſpiel ſeien hier noch die Krieger- und Wehrverbände erwähnt. 
Obgleich fie vor dem Kriege wie auch nach 1918 beſtanden, außerdem ſich in formal 
militäriſcher wie auch waffentechniſcher Ausbildung und Abung weit mehr betätigten 
als die damals viel kleinere SA., konnten ſie weder den Zuſammenbruch von 1918 
verhindern noch dann die Weimarer Republik beſeitigen. 
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Gerade bei den Wehrverbänden und Kriegervereinen in Deutſchland zeigte es ſich, 
daß nicht alles damit getan iſt, ſoldatiſchen Geiſt und ſoldatiſche Praxis zu üben und 
zu pflegen. Dieſe Verbände haben, ohne daß damit ihr guter Wille in Abrede geſtellt 
werden ſoll, politiſch verſagt und damit einen weiteren Beweis erbracht dafür, 
daß allein ſoldatiſche Haltung und Praxis ohne ideen mäßige, welt ⸗ 
anſchauliche Grundlage nicht politiſch entſcheidend wirkſam zu werden ver- 
mag! Ich erwähne in dieſem Zuſammenhange auch kurz die nach dem Kriege auf- 
geſtellten Freikorps, denen Mangel an ſoldatiſcher Tüchtigkeit gewiß nicht nachgeſagt 
werden kann! 


Das beſte ſoldatiſche Wollen bleibt jedoch ohne ideenmäßige Grundlage ſchließlich 
eine Technik ohne Geiſt. 


Aus dieſer Tatſache, die bei der heutigen außenpolitiſchen Situation Deutſchlands 
mehr denn je ins Gewicht fällt und entſprechende Berückſichtigung notwendigerweiſe 
verlangt, erwächſt die Erkenntnis, daß in der Vergangenheit Staaten urſächlich 
weniger an dem Mangel ihres machtpolitiſchen Ausmaßes als vielmehr am Fehlen 
einer ideenmäßigen und weltanſchaulichen Grundlage und eines weltanſchaulichen 
Inſtrumentes ſchwach geworden find — eines weltanſchaulichen Inſtrumentes, das auf 
ſoldatiſch⸗kämpferiſcher Grundlage die Idee, die den Staat geformt und geprägt hat, 
im Volke vertritt und damit dieſe Idee ſtets lebendig und wirkfam erhält. 


Die nationalſozialiſtiſche Wehrmacht verbürgt die Sicherheit und Anantaſtbarkeit 
des Reiches nach außen; innenpolitiſche Aufgaben hat — im Gegenſatz zu anderen 
Ländern! — unſere Wehrmacht nicht. Die nationalſozialiſtiſche Regierung iſt eine 
Regierung des Volkes und iſt ſomit jeder Sorge vor innenpolitiſchen Gefahren ent- 
hoben. Eine niemals aufhörende Aufgabe jedoch iſt die weltanſchauliche Durch- 
dringung des ganzen Volkes bis in die letzten Zellen, die tiefe Verankerung der 
nationalſozialiſtiſchen Idee in allen Einzelzügen und die Mobiliſierung aller poli- 
tiſchen und ſeeliſchen, überhaupt aller Lebenskräfte des Volkes, damit die Nation 
— unter dem Geſichtspunkt außenpolitiſcher Gefahren betrachtet — jede Gefahr, 
die fie bedrohen könnte, in der tiefen Zuverſicht und unerſchütterlichen Feſtigkeit, 
welche die politiſche und ideenmäßige Geſchloſſenheit verleiht, notfalls mit den Waffen 
in der Hand ihrer Soldaten abwehren kann! 

Wir dürfen gerade das Nebeneinanderbeſtehen der zwei Soldatentypen, des Ideen- 
trägers und des Waffenträgers, als einen überragenden Beweis für die Genialität 
des Führers dankbar erkennen, denn damit iſt ſowohl die politiſche, macht ⸗ 
mäßige, wie auch die ideen mäßige, weltanſchauliche Sicherung des neuen 
Reiches gewährleiſtet und für alle Zukunft verbürgt! 


Die Erziehungsaufgabe der SA. 

In den Entbehrungen und Verfolgungen der Kampfzeit, aber auch in ihrer ſeeliſchen 
Größe, in die jeder ehrliche Kämpfer in der einzigartigen Kameradſchaft, in der 
Opferbereitſchaft und in der ſelbſtloſen Hingabe an die Idee hineinwuchs, iſt jener 
Typ des kämpferiſchen deutſchen Menſchen geſchaffen worden, den wir als politiſchen 
Soldaten kennengelernt haben. 

Der Kampf, wie ihn die SA. tagtäglich kämpfen mußte, war gewiß nicht leicht. Er 
war nichts für Halbe und Laue, ſondern er forderte den ganzen Einſatz ganzer Kerle, 
die ſich in der freiwillig übernommenen Pflicht bewähren mußten. So wurde in der 
SA. der Menſchentyp vorbereitet — körperlich tüchtig, mutig und tapfer, kämpferiſch 
im Einſatz der ganzen Perſönlichkeit, weltanſchaulich klar ausgerichtet —, den wir als 
den nationalſozialiſtiſchen Deutſchen anſprechen können, als den Deutſchen der Gegen- 
wart und Zukunft. 


Die SA. war auch hier die harte Schule, in der ſich die Spreu vom Weizen ſonderte. 
Die meiſten führenden Parteigenoſſen, die heute in den Amtern und Dienſtſtellen der 
Partei und des Staates ihren Dienſt verrichten, find einmal durch dieſe Schule ge- 
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gangen und haben ſich im SA.⸗mäßigen Einſatz alle noch ſtörenden Ecken und Kanten 
abgeſchliffen. 

Der geiſtig⸗ſeeliſche Ambruch iſt ja auch gewiß nicht leicht: geſtern noch gab es An⸗ 
gehörige von Parteien, Stämmen und Ständen, die ſich in erſter Linie dieſer engeren 
Gemeinſchaft verbunden fühlten und nicht der größeren Gemeinſchaft des ganzen 
Volkes, falls ſie dieſe nicht ſogar gänzlich leugneten; geſtern noch gab es Menſchen, 
die, weitgehend durch ihre Zeit geprägt, in allerlei zerſetzenden, gefährlichen und 
volksfremden Gedankengängen dachten —, und heute fol es plötzlich nur noch 
Deutſche, nationalſozialiſtiſche Deutſche geben? Es liegt auf der Hand, 
daß noch viele alte Denkformen innerlich überwunden werden müſſen, ehe es ein 
allgemeines und zur Selbſtverſtändlichkeit gewordenes nationalfoziali- 
ſtiſches Denken gibt! And es müſſen noch manche parteipolitiſch, ſtammes⸗ 
und ſtandesmäßig geprägte Vorbehalte wirklich innerlich überwunden werden, ehe 
es eine allgemeine und zur Selbſtverſtändlichkeit gewordene nationalſoziali 
ſtiſche Haltung gibt! N 

Anders ausgedrückt und von einer höheren Warte aus betrachtet, heißt das: das 
neue nationalſozialiſtiſche Deutſchland erſordert den neuen deutſchen Menſchen, der 
nationalſozialiſtiſch denkt, fühlt und — jederzeit handelt! 

Der geiſtig⸗ſeeliſche Ambruch eines Volkes kann ja nicht von heute auf morgen 
erfolgen, ſelbſt wenn alle guten Willens ſind. Alle müſſen ſie lernen, alle müſſen ſie 
zum neuen Denken erzogen werden und ſich ſelber erziehen. 


Einen weſentlichen Anteil an dieſer großen Erziehungsaufgabe hat die SA. In ihr 
ſind ja alle Prinzipien zur Schafſung des neuen deutſchen Menſchen von Anfang an 
gegeben: durch die freiwillige Anterwerfung unter die Diſziplin der SA. lernt der 
SA.⸗Mann — nicht als „Drill“, ſondern als höchſte fittlich⸗völkiſche Notwendigkeit — 
die freiwillige Abernahme von Pflichten um der Nation willen. Im braunen Hemd 
verſchwinden alle die äußerlichen Anterſchiede, welche die Menſchen von geſtern in 
Stände und Klaſſen ſchieden. Dem Fabrikarbeiter ſteht das Braunhemd genau ſo zu 
Geſichte wie feinem Betriebsführer! Beide begegnen ſich als Kameraden für Deutſch⸗ 
land im freiwillig erwählten Dienſt der SA. In der Kameradſchaft der SA. lernt 
der SA.⸗Mann die Volksgemeinſchaft in ihrem tieferen, verpflichtenden Sinne 
erkennen und leben. Im Kampfſport lernt er die körperliche Tüchtigkeit und 
Leiſtungsfähigkeit als eine völkiſche und politiſche Pflicht begreifen. Jeder einzelne 
erkennt, daß er nicht ein willkürliches Leben für ſich allein leben kann, ſondern daß er 
unabdingbar in die größeren Pflichten und in die umfaſſende Verantwortung ſeines 
Volkes hineingeboren iſt und fie als Freiwilliger immer und ſtets zu be- 
währen hat! Er begreift auch, daß feine wehrmäßige Pflicht nicht mit dem ein- 
maligen Waffendienſt beendet iſt, ſondern daß ſie, ideenmäßig und weltanſchaulich 
unterbaut, für den wehrfähigen Mann niemals aufhört! And er begreift ſchließlich, 
daß Nationalſozialismus nicht nur ein unverbindliches Lippenbekenntnis iſt, 
ſondern ſchickſalhaftes Lebensgeſetz der Deutſchen von heute 
und morgen! 

So werden hier in der SA. auf mancherlei Weiſe die Prinzipien zur Prägung und 
Erziehung des neuen deutſchen Menſchen in die Tat umgeſetzt. Die SA. hat wefent- 
lichen Anteil an der Schaffung des nationalſozialiſtiſchen Menſchen als des Trägers 
und Erfüllers des nationalſozialiſtiſchen Reiches. Die SA. wahrt auch heute ihren 
alten Rang als Schule des praktiſchen Nationalſozialismus! 


SA. als Trägerin des Wehrwillens 

Wehrwille wird oft gleichgeſetzt mit der militäriſchen Ausbildung und Rüftung eines 
Volkes. Dieſe Gleichſetzung iſt nicht zutreffend. In der Entſcheidungsſtunde 
eines Volkes find nicht die Wafſen und die techniſche Ausbildung an dieſen 
Waffen, ſo ſelbſtverſtändlich beides in ſeiner Notwendigkeit iſt, ausſchlaggebend, 
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ſondern ausſchlaggebend iſt letzten Endes die ſeeliſche Bereitſchaft des 
ganzen Volkes, ſich dieſer Waffen auch im Bewußßtſein, daß 
hier der höchſte Dienſt an der Nation gefordert und als eine 
Selbſtverſtändlichkeit gewährt wird, mit unerſchütterlicher 
Entſchloſſenheit zu bedienen! Für den Fall, daß die letzte Entſcheidung 
an ein Volk herangetragen wird, iſt alſo nicht allein entſcheidend die techniſche 
Mobiliſierung, ſondern die Mobiliſierung der ſeeliſchen Wider ⸗ 
ſtandskräfte des ganzen Volkes! N 


Ein Volk, das unbefiegt das Feld behauptet hat, kann trotzdem ſchließlich doch die 
Waffen ſtrecken. .. Wir haben das allzu bitter erlebt in unſerer jüngſten Geſchichte. 
Ein Volk, das ſich geographiſch und politiſch in der Lage des deutſchen Volkes be⸗ 
findet, bedarf nicht nur der techniſch ausgebildeten Soldaten, ſondern es bedarf der 
Männer, die körperlich und ideenmäßig jederzeit alle Vorbedingungen höchſter 
Wehrhaftigkeit erfüllen! 

Dieſer Gedankengang, der zugleich eine abermalige Darlegung der Notwendigkeit des 
politiſchen Soldaten unſerer Zeit bedeutet, begründet den Anſpruch und die Aufgabe 
der SA., Trägerin des Wehrwillens und der Wehrkraft des 
deutſchen Volkes zu ſein! 


Es wäre jedoch unfinnig, der SA. deswegen, wie es mitunter geſchieht, militariſtiſche 
Abſichten zu unterſtellen. Es iſt nämlich eine alte Erſahrungsſache, daß nur ein 
ſtarkes Volk, das für alle Möglichkeiten gerüſtet iſt, auch in der Lage iſt, den Frieden 
wirklich zu ſichern und zu bewahren. Ein ſtarkes Deutſchland iſt gewiß ein beſſerer 
Friedensgarant in Europa als ein ſchwaches Deutſchland! Der Friede braucht 
nun einmal die ſchützende Hand des Starken. And es iſt weiterhin eine unleugbure 
Tatſache, daß dort, wo Soldaten die Politik und überhaupt die öffentliche Meinung 
eines Landes beſtimmen, eine wirkliche ehrliche Friedensbereitſchaft die Folge iſt. 
Den Krieg wollen immer nur die verantwortungsloſen Nur⸗Politiker, die Hetzer 
aus Böswilligkeit und Verſtändnisloſigkeit und die Geſchäftemacher, die wiſſen, daß 
ſie doch nicht mitkämpfen werden! 


Auf der anderen Seite hatten wir geſehen, daß Soldatentum ohne politiſche 
Idee eine gewiſſe Kriſenanfälligkeit beſitzt. Indem nun in Deutſchland neben dem 
Soldaten als Waffenträger der politiſche Soldat als Träger der nationalſozialiſtiſchen 
Idee ſteht, iſt zugleich die höchſtmögliche Sicherung des Friedens und die höchſte 
techniſche, körperliche und geiſtige Bereitſchaft zum bedingungsloſen Einſatz für das 
Volk gewährleiſtet! 


Darüber hinaus glauben wir Nationalſozialiſten, daß die entſcheidenden Tugenden 
des Menſchen überhaupt in feinem Kämpfertum, in feinem 
Soldatentum beſchloſſen ſind, denn das Grundprinzip des Lebens auf dieſer 
Erde und allen menſchlichen Fortſchritts und aller Leiſtung iſt der Kampf! Der 
Menſch, der zu Höchſtleiſtungen auf jedem Gebiet fähig ſein will, muß 
Kämpfer ſein. Er muß ebenſoſehr bereit ſein zum Kampfe mit den Waffen wie 
zum Kampfe mit der Materie in der Arbeit, die uns in ihrer durch den National- 
ſozialismus geadelten Form auch nur ein Ausdruck des Kampfprinzips iſt. 


Indem wir die kämpferiſchen und ſoldatiſchen Kräfte des 
deutſchen Volkes pflegen, üben und kräftigen, ſteigern wir 
damit die allgemeine arbeits- und ſchaffens mäßige Tüchtig⸗ 
keit des deutſchen Volkes zu jener Höhe, die Glück und Wohl 
ſt and für das ganze Volk verheißt! 

Durch ihre allgemeine praktiſche und weltanſchauliche Begründung des deutſchen 
Wehrwillens ſchließt die SA. durch ihre Exiſtenz und ihr Wirken zugleich jene 
gefährlichen Entartungserſcheinungen eines Volkes aus, die wir unter dem Namen 
Pazifismus kennen. Es leuchtet ein, daß der Pazifismus als konſequente Ver⸗ 
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neinung des Kampfprinzips über die Verweigerung des Waffendienſtes hinaus den 
Ausdruck einer allgemeinen Schwächung der Lebenskräfte überhaupt bedeutet, denn 
Leben ſchlechthin iſt ja doch Kampf. Ein Volk, das mit pazifiſtiſchen Gedankengängen 
durchſetzt wird, wird im weiteſten Maße lebens untüchtig und beſiegelt damit 
ſeinen politiſchen und völkiſchen Verfall! 


In bezug auf die Anfälligkeit eines Volkes für den Pazifismus iſt der Stand der 
techniſchen Rüftung und die Zahl der Soldaten von untergeordneter Bedeutung. Der 
Pazifismus kann ſich ebenſowohl in einem Staate ausbreiten, der über die beſte 
techniſche Rüſtung aller Zeiten verfügt wie in einem vollkommen abgerüſteten Staate, 
wie es das Deutichlund der Nachkriegszeit war. Die primäre Wirkung des Pazifis- 
mus beſteht ja nicht darin, daß er ein Volk techniſch entwaffnet, ſon dern daß er 
es ſeiner kämpferiſchen Anlagen und ſeiner ſeeliſchen Kräfte 
beraubt! 


Das politiſche Soldatentum, das ja unmittelbar in das ganze Volk hinein- 
wirkt, wird verhindern, daß in dem Fall, daß Deutſchland ſich noch einmal ſeiner 
Lebensrechte wehren müßte, die Heimat ein anfälliger Körper iſt, ſondern ſie wird 
das ſtarke Rückgrat der kämpfenden Front ſein! Der Ausgang des Weltkrieges, der 
in der deutſchen Heimat und nicht an der Front entſchieden worden iſt, iſt 
hier eine furchtbare Warnung! 


Daß der S A.⸗Mann ſelbft — ſollte es noch einmal dazu kommen — feiner Anlage, 
feiner Ausleſe und feiner praktiſchen, charakteriſtiſchen und weltanſchaulichen Aus- 
bildung entſprechend an der Front im vorderſten Gliede als echter Soldat mit höchſter 
Hingabe ſeine Pflicht tun wird, iſt ſelbſtverſtändlich und ſei nur nebenher bemerkt. 


In bezug auf die unmittelbaren Berührungspunkte der Aufgabengebiete von SA. 
und Wehrmacht fällt — unter dem Geſichtspunkt der Wehrmacht — vornehmlich die 
vormilitäriſche Ausbildung ins Auge — welche die SA. ihren Männern 
vermittelt und ſie damit in weſentlicher Weiſe für den praktiſchen Wehrdienſt mit 
der Waffe von ſich aus vorbereitet. 


Die Ausbildungs methoden der SA. find ja hinreichend bekannt und ſollen 
hier nur kurz geſtreift werden. Die charakterliche, ideenmäßige und weltanſchauliche 
Ausrichtung als geiſtige Grundlage der SA. ergibt ſich als eine Selbſtverſtändlichkeit 
aus dem ganzen bisher Geſagten. Gründliche wehrſportliche Ausbildung in Theorie 
und Praxis iſt eine weitere Vorausſetzung für den SA.⸗Mann. Körperliche Er. 
tüchtigung und Sport werden in der neuen Form des Kampfſportes als eine 
politiſche Notwendigkeit begriffen und betrieben. Das SA. Sport- 
abzeichen, die Reichswettkämpfe der S A. und die NS.⸗Kampf⸗ 
ſpiele in Nürnberg ſind Ausdruck diefer neuen Kampfſportidee. 

Es gibt eine große Anzahl von techniſchen Einheiten in der SA., Reiter., Marine, 
Pionier- und Nachrichten⸗Einheiten, die notwendig find, um die vielfache Einfuß- 
bereitſchaft und fähigkeit der SA. zu gewährleiſten. Auf Grund dieſer techniſchen 
Einheiten iſt es der SA. möglich, jederzeit etwa bei Naturkataſtrophen und anderen 
Anglücken tatkräftig einzugreiſen, wie bereits des öfteren mit großem Erfolg 
geſchehen. F 
Der ſtraffe ſoldatiſche Drill der SA. iſt begründet in der Notwendigkeit einer ſcharfen 
inneren Diſziplin und guter körperlicher Haltung des SA.⸗Mannes. Eine politiſche 
Kampftruppe wie die SA., die nicht als lockere Bewegung, ſondern als feſtgefügte 
ſoldatiſche Organiſation jederzeit einſatzbereit ſein muß und ſchon rein äußerlich die 
nationalſozialiſtiſche Idee zu repräſentieren hat, kann nicht auf ſtraffſte Diſziplin 
und vorbildliche Haltung jedes einzelnen Mannes verzichten! Gerade die ſtraffe 
freiwillige Diſziplin — die ja die höchſte Form der Diſziplin iſt — iſt es ja 
auch geweſen, die in der Kampfzeit der SA. ihre revolutionäre Stoßkraft verliehen 
hat und ſie in allen Auseinanderſetzungen ihren zahlenmäßig immer weit ſtärkeren 
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Gegnern überlegen fein ließ! Dieſe Prinzipien find alſo bereits traditionell 
in der SA. 


Ich hoffe, hiermit auch die Ausbildungsmethoden und Prinzipien der SA. als 
Trägerin des Wehrwillens verſtändlich gemacht zu haben. 


SA. marjchiert für Deutſchland! 

Die SA. hat deutſche Geſchichte gemacht. Sie hat als kämpferiſcher Stoßtrupp der 
Nationalſozialiſtiſchen Partei und Bewegung unter dem oberſten Befehl des Führers 
entſcheidenden Anteil an der Eroberung des Staates. 


Nicht nur macht mäßig in der geballten Kraft ihrer Marſchkolonnen hat die SA. 
den Staat erobert, ſondern vor allem ideen mäßig und weltanſchaulich 
das deutſche Volk! And die nationalſozialiſtiſche Revolution, 
in deren Vollzug dieſe Eroberung vor ſich gegangen iſt, iſt ja nicht in dem Vorgang 
der Machtübernahme erſchöpft, ſondern fie geht weiter und wirkt fort als ideen- 
mäßige und weltanſchauliche und nun auch praktiſche Durchdringung und Erfüllung 
des geſamten deutſchen Volkes! Die nationalſozialiſtiſche Revolution iſt ja nicht ein 
einmaliger Vorgang, nach welchem man ſich nun wieder in die verpflichtungsloſe 
Anonymität des „Bürgers“ zurückziehen kann, ſondern die nationalſozialiſtiſche 
Revolution iſt zum Geſetz unſeres ganzen zukünftigen Lebens 
geworden! 


So iſt auch heute noch die SA. revolutionärer Stoßtrupp der neuen Weltanſchauung 
im Geiſte der Kampfjahre! 


Dieſer SA.-Geift iſt der Geiſt der überperſönlichen reſtloſen Hingabe an die ver- 
pflichtende Idee: Deutſchland. Dieſer Geiſt war es, der die SA.⸗Männer ſtark 
machte, trotz Opfer und Not und Verfolgung, trotz Einſatz und Kampf ohne Ende, 
der manchem die Exiſtenz vernichtete und ihn ins Gefängnis brachte, immer weiter zu 
marſchieren — für Deutſchland! Hunderte von Blutzeugen hat dieſer SA. ⸗Geiſt! 
And in einer ſolchen tieferen Deutung darf ich ſagen, daß das neue Deutſchland im 
weiteſten Maße ein Deutſchland des S A.⸗Geiſtes iſt und auch, da es 
unverrückbar unter dem Geſetz der nationalſozialiſtiſchen Revolution ſteht, 
bleiben wird! 


Staat und Partei haben in ſtarkem Maße die alten Kameraden der SA. für ihre 
Aufgaben benötigt — eine ſtolze Anerkennung für die SA.! Die neuen Kameraden 
aber reihen ſich, von derſelben Pflicht zum freiwilligen Einſatz für Deutſchland 
getrieben, ein. Sie füllen die Kolonnen auf und ſetzen den Marſch im alten 
Geiſt fort! 

Die alleinige Aufgabe in der langen Kampfzeit der SA. hieß: Deutſchland 
und ihr Befehl: Adolf Hitler! Dieſe eine Aufgabe ift die Summe aller Auf- 
gaben, die das Schickſal den Deutſchen heute geſtellt hat. So wird, wenn die Er- 
forderniſſe des Tages dieſe Aufgabe auch in immer neuer und veränderter Geſtalt 
werden erſcheinen laſſen, die Aufgabe der SA. doch unverrückbar: Deutſchland 
und ihr Befehl unverrückbar: Adolf Hitler lauten! 

Niemals wird die SA. ihre Fahnen, unter denen ſie das neue Deutſchland erſtürmt 
hat, wieder einrollen! Weil die SA. um Deutſchlands willen und 
für Deutſchland marſchiert, kann und darfihr Marſch niemals 
aufhören! 
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Lieferung 43 


Band I Gruppe | Beitrag 7b Der Reichsführer 45 und Chef der Deutſchen Polizei, ſjeintich 


Reintih immlet, 


Reichsführer ) 


und Chef der Deutfchen Polizei 


Die Schutzſtaffel 


Band III Beitrag 47 


Dr. Frauendorfer 
hauptamtsleiter der NSDAP. 


Ständiſcher Aufbau 


Lieferung»43 63816° (1) 


himmler, zeigt in feinem Beitrag über die Schuhſtaffel an 
einigen eindtinglichen Beiſpielen aus der 2000jährigen Ge- 
ſchichte unſeres Volkes die Urſachen des Derfalls. In klarer 
Erkenntnis dieſer Urſachen ergeben ſich hieraus die Auf- 
gaben für die Schutzſtaffel, an deren Spitze die vier Haupt- 
tugenden ftehen: Reinheit des Blutes, Wille zur Freiheit, 
Ehre und Treue, Gehotſam. 


Um dieſe Tugenden verwirklichen zu können, mufte def 
Orden der $% geſchaffen werden, dem eine begrenzte An- 
zahl nordiſch beſtimmter Männer angehört, die ſich bewuft 
ſind, daft von der Durchführung ihrer ebe die . 
des ewigen ann? e 


Der Nationalfozi lei brachte füc alle Gebiete unferes 
Lebens neue 0 Staat, Kultur und Mirtſchaft 
ſtehen im neuen Reich unter großen, allgemein verbindlichen 
Leitjägen. | 
Der neuen Sinngebung entſpticht für zahlreiche Etſcheinun— 
gen unjeres ſozialen Lebens auch eine neue Form. Für das 
Dechältnis von Staat, Wictjchaft und einzelnem DBolks- 
genoſſen enthält ſchon das Progtamm der NSDAP. eine 
otganijatocifche Richtlinie. Wenn hier im Punkt 25 die 
Bildung von Stände- und Berufskammern gefordert wird. 
lo iſt es notwendig, dafi jeder einzelne. der von dieſer 


gewaltigen Neuordnung erfaßt wird, ſich Rechenſchaft geben 


kann über die Grundgedanken und die organſſatotiſchen 
Auswickungen dieſer organiſchen Neugeftaltung. 


In dem Auflat „Ständiſcher Aufbau” ſtellt deshalb der Der- 
faſſer die weltanfchaulichen Grundlagen der neuen Urdnung 
eingehend dar. Anjchliefend werden die ſtändiſchen Orga- 
niſationen in ihtem Aufbau, Weſen und Wicken erläutert. 
Zahlreiche finweiſe auf nationalſozialiſtiſche Grundſätze in 
der ſozial- und wittſchaftspolitiſchen Neuordnung vermit- 
teln ein anfchauliches Bild von der Entwicklung und Ziel— 
ſetzung der neuen Sozialordnung. 


InduſtrieverlagſSpaeths Linde. Berlin-Wien 
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Die Schutzſtaffel 


Don 


fleintich himmler 
Reichsfühcer der 44 und Chef der Deutfchen Polizei 


Die Gejchichte unferes Volkes 


Wenn wir uns die Geſchichte unſeres Volkes anſehen, fo ift fie in den letzten 
2 000 Jahren die leidvollſte Geſchichte, die je ein Volk, geſegnet mit allen Gaben des 
Geiſtes und des Leibes, haben konnte und hatte. 


Wir ſtellen die große Frage des Warum? 


Ich möchte mich darauf beſchränken, ein paar Beiſpiele anzuführen, die nur ganz 
wenige aus der großen Reihe ſein können, und will verſuchen dann eine Antwort 
zu geben. 


Der Befreier Germaniens von der Herrſchaft des römiſchen Reiches war, wie be⸗ 
kannt, Hermann der Cherusker. Er fiel, getötet von Menſchen ſeiner eigenen Sippe, 
ſeines Blutes, nachdem fein Schwiegervater die eigene Tochter, die Frau des DBe- 
freiers, den Römern in die Hände geſpielt hatte. 


Ich erinnere an die ganzen letzten Jahrhunderte des römiſchen Reiches, deſſen Herr⸗ 
ſchaft und Größe untermauert wurde, weil, angefangen von Cäſar, deſſen engſter 
Mitarbeiter und Sekretär, ein Germane, Gallien für Rom organiſierte, bis in die 
Zeiten der Völkerwanderung immer wieder germaniſche Schöpferkraft, germaniſches 
Führergenie, germaniſches Führerkönnen und germaniſches Soldatentum dem ver- 
derbten und raſſiſch ſchon zum Tode verurteilten römiſchen Staat gegen das eigene 
Blut dienten. 


Ich erinnere an den Verzweiflungskampf eines Widukind, der verlorengehen mußte, 
weil die Edelinge des eigenen Stammes und eigenen Volkes, Menſchen des gleichen 
Blutes, die vorher ſchon ſich nicht fügen konnten, dem eigenen Herzog in den 
Rücken fielen. 


Ich erinnere an die oft erwähnte Alemannenſchlacht, die verloren ging, weil die 
eigenen ſo freien Germanen es nicht duldeten, daß ihre Herzöge, gleichen Blutes 
wie ſie, um die Schlacht zu überſehen als Reiter auf den Pferden ſaßen, da ſie ſonſt 
eine halbe Menſchenlänge größer geweſen wären als ſie ſelbſt. 


Ich erinnere zuletzt an die Bauernkriege, in denen einem todesmutigen Kampf eine 
ebenfo große Anordnung, Zerſplitterung und Difziplinlofigfeit gegenüberſtand, in 
denen ein lauteres Wollen und das weiſe ausgedachte Wunſchbild der beſten Köpfe 
des Bauerntums für einen deutſchen Staat nach verlorener Schlacht zuſammen mit 
den blutigen Leichnamen unverbeſſerlich törichter Germanen in die Grube ſanken, 
und an deſſen Ende als letztes nur der tragiſche und erkennende Wunſch geſetzt 
werden konnte, daß die Enkel es beſſer ausfechten mögen. 


Sicherlich iſt eine unſerer beſten Tugenden unſer unbändiger Freiheitswille. Sicher- 
lich iſt das beſte Erbgut, das bis in unſere heutige Zeit erhalten blieb, die Ausleſe 
unſeres Blutes, die Güte unferer Raſſe. Beide jedoch allein, jo wie fie in unſerem 
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freiheitsliebenden Volk entwickelt waren, waren nicht nur Anſporn und Antrieb zu 
kultureller Größe und heroiſchem Kampf, ſondern ebenſoſehr die Hinderniſſe zur 
Bildung eines großen Staates aller Deutſchen und ebenſo die Arſache zu allen 
Niederlagen, die wir in unſerer ganzen Geſchichte Jahrhundert für Jahrhundert ent- 
gegennehmen mußten. 


Es war ja durch die überſpitzte Einſchätzung vom Wert des durch gleich gutes Blut 
ſtolzen Ichs nicht möglich, daß ein Edeling dem anderen gehorchte, daß ein Herzog 
dem anderen Treue hielt, daß einer ſich dem anderen unterordnete. Eigenen Führern 
und eigenen Staatsſchöpfern, die ohne Zweifel oft vorhanden waren — an- 
gefangen von einem Widukind bis zu einem Florian Geyer — wurde niemals von 
den Germanen gleichen Blutes die Möglichkeit gegeben, den deutſchen Staat zu 
ſchaffen. And es ging letzten Endes an dieſen Fehlern Reich um Reich in Trümmer, 
ſeien es die Reiche der Goten, die der Vandalen, die der Burgunden, die der Alc- 
mannen und mancher anderen geweſen. 


Nachdem nun im deutſchen Raum eine von Deutſchen geſchaffene, mit deutſchem Geiſt 
erfüllte Staatsbildung nicht ins Leben trat, mußte die von anderen Deutſchen, 
aber mit fremdem Geiſt in Blut und Tränen und Elend diktierte Herrſchaft und Zu- 
ſammenfaſſung in ein Reich unter härteſter Fauſt entgegengenommen werden. 


Jedesmal ſehen wir dasſelbe Bild: Der Angehorfam, die Nichtunterordnung, die 
Anterſchätzung des Gegners und ein wirklichkeitsſfremdes Wünſchen von Zuſtänden, 
von politiſchen Lagen und von Gegebenheiten, die eben nicht da waren. And immer 
wieder trat uns ein Gegner in irgendeiner Form gegenüber, der nüchtern, rechnend 
mit den realen Wirklichkeiten des politiſchen Kampfes dieſer Erde Schritt für Schritt 
ſich voranwälzte und trotz der ſchlechteren Qualität und trotz des minderen Blutes 
und trotz der geringeren Kultur immer wieder über uns ſiegte. 


So iſt unſer Volk — wir wollen es für uns als Deutſche feſtſtellen — aus eigener 
Schuld den ſchweren Weg der letzten 2 000 Jahre gegangen. Werfe niemand irgend. 
einem Gegner vor, daß er geſiegt hat und unſer Blut verlangte; denn das Geſetz 
der weiten Gotteswelt, das Geſetz dieſer Erde und das Geſetz der Völker rechnet 
nicht den, der es in ſeinem übervollen Herzen beſſer meint, ſondern zählt den, 
der ſiegt. 

Mancher wird nun ſtill, vorwurfsvoll die Frage auſwerfen: wozu die furchtbaren 
Feſtſtellungen von Schuld und Fehlern trotz aller Tugenden? Können wir denn einen 
Glauben für die Zukunft haben? 


Wir wollen frei und offen ſagen, daß uns nichts in dem Glauben an die Zukunft 
unſeres Volkes und unſeres Blutes ſo beſtärkt wie die Tatſache, daß unſer Volk 
und unſere Raſſe trotz aller Fehler und trotz allen Leides heute noch lebt und heute 
ſich wieder zur Größe erhoben hat. Wir glauben an die VBeſtimmung und an die 
Aufgabe unſeres Blutes und ſehen in der Geſchichte der letzten zwei Jahrtauſende 
nicht nur Niederlage und Anglück, ſondern einen zu unſerer eigenen Erhaltung not- 
wendigen Weg des Lernens. 


Der Weg zum Gehorſam 


Am Anfang unſeres Jahrtauſends traten gemäß dem Gebot der Kirche faſt alle nach- 
geborenen Söhne der beſten deutſchen Geſchlechter in den Dienſt der Kirche als ihre 
Prieſter und Kirchenfürſten. Eine Anzahl nahm das Kreuz auf ſich und ging den 
Kreuzweg deutſchen Blutes in den fernen Oſten, in Wüſte und Sand. Ein Teil 
dieſer kreuzfahrenden Ritter ordnete ſich als ritterliche Prieſter ein in die verſchie⸗ 
denen Ritterorden, brachte mit ſich deutſche Tapferkeit, deutſches Führertum, deutſche 
Anbeſtechlichkeit und ging im Orden der römiſchen Kirche in die Schule des Gehor— 
ſams, der Anterordnung und der ſtaatlichen Autorität, in die Schule, die ſchon wieder 
älter war als die Kirche ſelbſt. 
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And ſo war dieſer Ritterorden beteiligt an der Schaffung des erſten modernen, nach 
den Prinzipien ſtaatlicher Verwaltung und autoritären Gehorſams aufgebauten 
Staates Friedrichs II. in Sizilien. Erfüllt von dieſen Kenntniſſen wurde der Orden 
durch ſtaatsmänniſche Klugheit des prieſterlichen Edelings Hermann von Salza in 
der erſten Hälfte des 13. Jahrhunderts nach dem deutſchen Oſten verpflanzt und 
richtete hier den wohl bekannten deutſchen Staat des Ordens im Oſtraum auf. 


Leicht war zum erſtenmal im deutſchen Naum Gehorſam einzuführen; denn neben 
der abſoluten Herrſchaft der chriſtlichen Religion wirkte hier der Amſtand mit, daß 
eine raſſiſch aus dem beſten deutſchen Blut durch Kampf ausgeleſene Ritterſchaft der 
edelſten Geſchlechter ſich als Führerſchicht über Völker und Blutsmiſchungen ſchob, 
die raſſiſch unſerem Volk nicht an Wert gleichkamen, ſo daß neben dem kirchlichen 
Gehorſam das Wertgefälle von Leiſtung und Perſönlichkeit entſtand. 


Aus dieſem Oſtpreußen, das die Kurfürſten von Brandenburg als Könige in Preußen 
übernahmen, wurden die Prinzipien der Organiſation der Verwaltung, der Sauber- 
keit und vor allem des bedingungsloſen Gehorſams auf Preußen übernommen. Die 
preußiſche Armee mit ihren Söldnern wurde im inneren Deutſchland die erſte große 
Schule abſoluter Diſziplin. Dieſe Diſziplin war damals nicht nur auf den edelſten 
Motiven der menſchlichen Seele aufgebaut, ſondern wahrhaft in vielen Fällen auf 
der Kraft des Stärkeren, des Staates, auf dem Sold und Lebensunterhalt und auf 
der Angſt vor der Fuchtel des Anteroffiziers. 


Das dauerte eine Zeit, bis ein heroiſcher Geiſt, der größte preußiſche König, der 
Alte Fritz, dieſes diſziplinierte Heer in drei großen Kriegen ſelbſt anführte. Es iſt 
wohl richtig, auch in den letzten Schlachten des dritten ſchleſiſchen Krieges ſtand 
hinter dem. Musketier der im Kadettenkorps ebenſo ſchonungslos zum Gehorſam 
erzogene preußiſche Offizier mit feinem Eſponton. And trotzdem war dieſer Ge- 
horſam bereits veredelt durch die Liebe zu dieſem Führer, durch die Liebe zu dem 
werdenden Vaterland Preußen, durch die Ehre, nicht nur Söldner, ſondern Held 
dieſer heroiſchen preußiſchen Armee fein zu können. And zum erſtenmal klingt in 
dieſem unbedingten Gehorſam die Melodie auf: laßt uns brave Landeskinder ſein. 


Der nächſte Schritt leitet über eine furchtbare Niederlage zum Volksheer der Be— 
freiungskriege 1812 bis 1815 über, in denen der Bürgersſohn und Student es ſchon 
als Ehre empfinden, in freiwilligem Gehorſam Landwehrmänner und Soldaten des 
preußiſchen Volkheeres ſein zu können. And weiter geht die Geſchichte in ſchnelleren 
Schritten. Mehr und mehr haben ſich dem Volk die Begriffe von Freiheit und Ehre 
ſowie von Gehorfam zu nähern begonnen. 


Mit der Armee eines ſolchen Geiſtes kann Preußen in den Jahren 1864 und 1866 
die freiheitliebenden, in ihren Stammſitzen ſeit früheſter Zeit wohnenden Schleswig⸗ 
Holſteiner, Bayern, Württemberger und die fonftigen Süddeutſchen, die in manchen 
Punkten verwandte, doch nicht ſo gerade Pfade gegangen waren, nicht nur erobern 
und beſiegen, ſondern auch innerlich gewinnen und fie in die Ordnung und den Ge⸗ 
horſam eines Deutſchen Reiches aus innerer Aberzeugung eingliedern. 


And noch einmal geht die Geſchichte ein halbes Jahrhundert voran in unſere Zeit, in 
den Weltkrieg. Ehre, Freiheit und Gehorſam ſind einander noch näher gerückt. 
And zwei Millionen der beſten Deutſchen melden ſich nicht nur zum Kampf für die 
Freiheit, ſondern ebenſo willig zur Einſtellung in die Ordnung der beſten Organi- 
ſation, der deutſchen Armee. 

4½ Jahre werden wir durchglüht, und noch einmal zeigt uns das Schickſal, daß 
wir noch nicht ausgelernt hatten. Das Schickſal zeigte es denen, die befehlen müſſen 
und die an manchen Stellen vergaßen, daß der letzte Gehorſam in der Zeit der 
letzten, ſchwerſten Prüfung, wenn alles an Kronen, Symbolen und äußeren Abzeichen 
ſtaatlicher Autorität in Not, Schlamm und Elend verwiſcht wird, vom Volk gleichen 
Blutes nur Führern geleiſtet wird und nur dann, wenn Ehre, Freiheit und Gehor⸗ 
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freiheitsliebenden Volk entwickelt waren, waren nicht nur Anſporn und Antrieb zu 
kultureller Größe und heroiſchem Kampf, ſondern ebenſoſehr die Hinderniſſe zur 
Bildung eines großen Staates aller Deutſchen und ebenſo die Arſache zu allen 
Niederlagen, die wir in unſerer ganzen Geſchichte Jahrhundert für Jahrhundert ent⸗ 
gegennehmen mußten. 


Es war ja durch die überſpitzte Einſchätzung vom Wert des durch gleich gutes Blut 
ſtolzen Ichs nicht möglich, daß ein Edeling dem anderen gehorchte, daß ein Herzog 
dem anderen Treue hielt, daß einer ſich dem anderen unterordnete. Eigenen Führern 
und eigenen Staatsſchöpfern, die ohne Zweifel oft vorhanden waren — an- 
gefangen von einem Widukind bis zu einem Florian Geyer — wurde niemals von 
den Germanen gleichen Blutes die Möglichkeit gegeben, den deutſchen Staat zu 
ſchaffen. And es ging letzten Endes an dieſen Fehlern Reich um Reich in Trümmer, 
feien es die Reiche der Goten, die der Vandalen, die der Burgunden, die der Alc- 
mannen und mancher anderen geweſen. 


Nachdem nun im deutſchen Raum eine von Deutſchen geſchaffene, mit deutſchem Geiſt 
erfüllte Staatsbildung nicht ins Leben trat, mußte die von anderen Deutſchen, 
aber mit fremdem Geiſt in Blut und Tränen und Elend diktierte Herrſchaft und Zu- 
ſammenfaſſung in ein Reich unter härtefter Fauſt entgegengenommen werden. 


Jedesmal ſehen wir dasſelbe Bild: Der Angehorſam, die Nichtunterordnung, die 
Anterſchätzung des Gegners und ein wirklichkeitsſremdes Wünſchen von Zuſtänden, 
von politiſchen Lagen und von Gegebenheiten, die eben nicht da waren. And immer 
wieder trat uns ein Gegner in irgendeiner Form gegenüber, der nüchtern, rechnend 
mit den realen Wirklichkeiten des politiſchen Kampfes dieſer Erde Schritt für Schritt 
ſich voranwälzte und trotz der ſchlechteren Qualität und trotz des minderen Blutes 
und trotz der geringeren Kultur immer wieder über uns ſiegte. 


So iſt unſer Volk — wir wollen es für uns als Deutſche feſtſtellen — aus eigener 
Schuld den ſchweren Weg der letzten 2 000 Jahre gegangen. Werfe niemand irgend- 
einem Gegner vor, daß er geſiegt hat und unſer Blut verlangte; denn das Geſetz 
der weiten Gotteswelt, das Geſetz dieſer Erde und das Geſetz der Völker rechnet 
nicht den, der es in ſeinem übervollen Herzen beſſer meint, ſondern zählt den, 
der ſiegt. 

Mancher wird nun ſtill, vorwurfsvoll die Frage aufwerfen: wozu die furchtbaren 
Feſtſtellungen von Schuld und Fehlern trotz aller Tugenden? Können wir denn einen 
Glauben für die Zukunft haben? 


Wir wollen frei und offen ſagen, daß uns nichts in dem Glauben an die Zukunft 
unſeres Volkes und unſeres Blutes ſo beſtärkt wie die Tatſache, daß unſer Volk 
und unſere Raſſe trotz aller Fehler und trotz allen Leides heute noch lebt und heute 
ſich wieder zur Größe erhoben hat. Wir glauben an die Beſtimmung und an die 
Aufgabe unſeres Blutes und ſehen in der Geſchichte der letzten zwei Jahrtauſende 
nicht nur Niederlage und Anglück, ſondern einen zu unſerer eigenen Erhaltung not- 
wendigen Weg des Lernens. 


Der Weg zum Gehorjam 


Am Anfang unferes Jahrtauſends traten gemäß dem Gebot der Kirche faſt alle nach— 
geborenen Söhne der beſten deutſchen Geſchlechter in den Dienft der Kirche als ihre 
Prieſter und Kirchenfürſten. Eine Anzahl nahm das Kreuz auf ſich und ging den 
Kreuzweg deutſchen Blutes in den fernen Oſten, in Wüſte und Sand. Ein Teil 
dieſer kreuzfahrenden Ritter ordnete ſich als ritterliche Prieſter ein in die verſchie⸗ 
denen Ritterorden, brachte mit ſich deutſche Tapferkeit, deutſches Führertum, deutſche 
Anbeſtechlichkeit und ging im Orden der römiſchen Kirche in die Schule des Gehor— 
ſams, der Anterordnung und der ſtaatlichen Autorität, in die Schule, die ſchon wieder 
älter war als die Kirche ſelbſt. 


— ——. 


Die Shusftaffel . 


And fo war dieſer Ritterorden beteiligt an der Schaffung des erſten modernen, nach 
den Prinzipien ſtaatlicher Verwaltung und autoritären Gehorſams aufgebauten 
Staates Friedrichs II. in Sizilien. Erfüllt von dieſen Kenntniſſen wurde der Orden 
durch ſtaatsmänniſche Klugheit des prieſterlichen Edelings Hermann von Salza in 
der erſten Hälfte des 13. Jahrhunderts nach dem deutſchen Oſten verpflanzt und 
richtete hier den wohl bekannten deutſchen Staat des Ordens im Oſtraum auf. 


Leicht war zum erſtenmal im deutſchen Raum Gehorſam einzuführen; denn neben 
der abſoluten Herrſchaft der chriſtlichen Religion wirkte hier der Amſtand mit, daß 
eine raſſiſch aus dem beiten deutſchen Blut durch Kampf ausgeleſene Ritterſchaft der 
edelſten Geſchlechter ſich als Führerſchicht über Völker und Blutsmiſchungen ſchob, 
die raſſiſch unferem Volk nicht an Wert gleichkamen, fo daß neben dem kirchlichen 
Gehorſam das Wertgefälle von Leiſtung und Perſönlichkeit entſtand. 


Aus dieſem Oſtpreußen, das die Kurfürſten von Brandenburg als Könige in Preußen 
übernahmen, wurden die Prinzipien der Organiſation der Verwaltung, der Sauber⸗ 
keit und vor allem des bedingungsloſen Gehorſams auf Preußen übernommen. Die 
preußiſche Armee mit ihren Söldnern wurde im inneren Deutſchland die erſte große 
Schule abſoluter Diſziplin. Dieſe Diſziplin war damals nicht nur auf den edelſten 
Motiven der menſchlichen Seele aufgebaut, ſondern wahrhaft in vielen Fällen auf 
der Kraft des Stärkeren, des Staates, auf dem Sold und Lebensunterhalt und auf 
der Angſt vor der Fuchtel des Anteroffiziers. 


Das dauerte eine Zeit, bis ein heroiſcher Geiſt, der größte preußiſche König, der 
Alte Fritz, dieſes difziplinierte Heer in drei großen Kriegen ſelbſt anführte. Es iſt 
wohl richtig, auch in den letzten Schlachten des dritten ſchleſiſchen Krieges ſtand 
hinter dem. Musketier der im Kadettenkorps ebenſo ſchonungslos zum Gehorſam 
erzogene preußiſche Offizier mit feinem Eſponton. And trotzdem war diefer Ge- 
horſam bereits veredelt durch die Liebe zu dieſem Führer, durch die Liebe zu dem 
werdenden Vaterland Preußen, durch die Ehre, nicht nur Söldner, ſondern Held 
„dieſer heroiſchen preußiſchen Armee fein zu können. And zum erſtenmal klingt in 
dieſem unbedingten Gehorſam die Melodie auf: laßt uns brave Landeskinder ſein. 


Der nächſte Schritt leitet über eine furchtbare Niederlage zum Volksheer der Be— 
freiungskriege 1812 bis 1815 über, in denen der Bürgersſohn und Student es ſchon 
als Ehre empfinden, in freiwilligem Gehorſam Landwehrmänner und Soldaten des 
preußiſchen Volkheeres ſein zu können. And weiter geht die Geſchichte in ſchnelleren 
Schritten. Mehr und mehr haben ſich dem Volk die Begriffe von Freiheit und Ehre 
ſowie von Gehorſam zu nähern begonnen. 


Mit der Armee eines ſolchen Geiſtes kann Preußen in den Jahren 1864 und 1866 
die freiheitliebenden, in ihren Stammſitzen ſeit früheſter Zeit wohnenden Schleswig. 
Holſteiner, Bayern, Württemberger und die ſonſtigen Süddeutſchen, die in manchen 
Punkten verwandte, doch nicht ſo gerade Pfade gegangen waren, nicht nur erobern 
und befiegen, ſondern auch innerlich gewinnen und fie in die Ordnung und den Ge- 
horſam eines Deutſchen Reiches aus innerer Aberzeugung eingliedern. 


And noch einmal geht die Geſchichte ein halbes Jahrhundert voran in unſere Zeit, in 
den Weltkrieg. Ehre, Freiheit und Gehorſam ſind einander noch näher gerückt. 
And zwei Millionen der beſten Deutſchen melden ſich nicht nur zum Kampf für die 
Freiheit, ſondern ebenſo willig zur Einſtellung in die Ordnung der beſten Organi- 
ſation, der deutſchen Armee. 

4½ Jahre werden wir durchglüht, und noch einmal zeigt uns das Schickſal, daß 
wir noch nicht ausgelernt hatten. Das Schickſal zeigte es denen, die befehlen müſſen 
und die an manchen Stellen vergaßen, daß der letzte Gehorſam in der Zeit der 
letzten, ſchwerſten Prüfung, wenn alles an Kronen, Symbolen und äußeren Abzeichen 
ſtaatlicher Autorität in Not, Schlamm und Elend verwiſcht wird, vom Volk gleichen 
Blutes nur Führern geleiſtet wird und nur dann, wenn Ehre, Freiheit und Gehor⸗ 
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ſam als ein einziger ungetrübter Gleichklang ſchwingen; es zeigte denen, die ge⸗ 
horchen müſſen, daß jeder Angehorſam, wenn er einmal auch aus vermeintlicher ver- 
letzter Ehre und vermeintlicher gekränkter Freiheit heraus berechtigt zu ſein ſchiene, 
immer wieder den eigenen Herrn ſchlägt und als Verletzung der Treue, als Erb- 
ſünde der Väter das eigene Volk und damit jeden Angehorſamen felbſt in die 
Tiefe ſtürzt. 


And nun begann für das aus allen Fugen geratene deutſche Volk, ſo wie wir hoffen, 
die letzte Schule unſeres Weges zum Gehorſam. Das Schickſal ſandte uns den 
Führer. Selbſt ein gehorſamer Soldat der großen deutſchen Armee, trug er das 
ganze Wiſſen um Freiheit, Ehre und Blutswert unſeres Volkes in ſich und nahm 
uns in ſeine Schule. In nunmehr 15 Jahren Kampf und Sieg erzog er zuerſt wenige, 
dann mehr und mehr der am meiſten die Freiheit liebenden Köpfe, die Ausleſe des 
kämpferiſchſten deutſchen Blutes zu Nationalſozialiſten, zu Menſchen, die bewußte 
Träger des Wertes unſerer Raſſe und unſeres Blutes ſind, wiſſend, daß Blut die 
notwendigſte Vorausſetzung zu Kultur und Größe iſt. Er ſtachelte zugleich den 
Willen zu Freiheit und Ehre ſelbſt der Fanatiſchſten zu noch ſtärkerer Energie, zu 
noch unbeugſamerem Wollen an und bändigte als drittes dieſe Kräfte gleichen Bluts. 
wertes, unbändigſten Freiheitswillens und des ſchärfſt empfundenen Ehrbegriffes 
in einem aus Blut, Ehre und Freiheitswollen entſpringenden freiwilligen und deſto 
mehr verpflichtenden Gehorfam. 


Ich glaube, daß man die deutſche Geſchichte und den ſelbſtverſchuldeten Leidensweg 
unſeres Volkes auch einmal mit dieſen Augen anſehen kann und glaube, daß er da- 
mit nach dem ewigen, gütigen Geſetz dieſer Welt einen Sinn offenbart und damit 
zugleich Hinweis und Verpflichtung wird, daß unſer Volk nicht am Ende ſteht, fon- 
dern am Anfang feiner ihm im Rahmen der Völker dieſer Erde gegebenen Miſſion 
und Aufgabe. 


Damit komme ich zur Schutzſtaffel ſelbſt, die ein Teil dieſer von Adolf Hitler ge- 
ſchaffenen und erzogenen Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei iſt und 
die im Rahmen der Bewegung vom Führer ihre beſondere Aufgabe der Sicherung 
des Reiches nach innen erhalten hat. 


Aufftellung der Schußftaffel 


Als vom Führer vor Jahren, im Jahre 1925, der Befehl zur Aufſtellung der Schutz. 
ſtaffel erfolgte und dann im Januar 1929 der Befehl zur größeren Organiſation 
dieſes Verbandes gegeben wurde, war es uns im Jahre 1929 klar, daß dieſe Schutz- 
ſtaffel nur dann ihre Aufgabe erfüllen konnte, wenn ſie im höchſten Maße nach den 
Erkenntniſſen und den vom Führer der Bewegung gegebenen Richtlinien und den 
ihr anerzogenen Tugenden aufgeſtellt wurde. 


erkenntnis vom Wert des Blutes und der Nusleſe 


Als erſte Richtlinie galt und gilt für uns die Erkenntnis vom Wert des Blutes und 
der Ausleſe. Dieſe Vorausſetzung galt im Jahre 1929 und wird gelten, ſolange es 
eine Schutzſtaffel geben wird. 


Wir gingen jo wie der Saatzüchter, der eine alte, gute Sorte, die vermiſcht und ab- 
gebaut iſt, wieder rein züchten ſoll, zuerſt über das Feld zur ſogenannten Stauden- 
ausleſe geht, zunächſt daran, rein äußerlich die Menſchen zu entfernen, die wir glaubten 
für den Aufbau der Schutzſtaffel nicht brauchen zu können. 


Die Art der Ausleſe konzentrierte ſich auf die Auswahl derjenigen, die körperlich 
dem Wunſchbild, dem nordifch-beitimmten Menſchen, am meiſten nahekommen. 
Außere Merkmale wie Größe und raſſiſch entſprechendes Ausſehen ſpielten und 
ſpielen dabei eine Rolle. 
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Daß dieſes Prinzip im Laufe der Jahre, je mehr wir Erfahrungen ſammelten, beſſer 
und ſchärſer ausgebaut wurde, brauche ich nicht zu verſichern. Es beſteht bei uns 
die vollſte Klarheit darüber, daß es bei dieſer Ausleſe niemals einen Stillſtand 
geben kann. Jahr um Jahr werden unſere Forderungen in demſelben Maße ſchärfer, 
als durch die Auswirkung der deutſchen Raſſegeſetze und das immer mehr erwachende 
Verſtändnis für Blut und Zucht der Auſſtieg der deutſchen Menſchheit anhebt. 


Es muß ſo ſein, daß die Bedingungen, die in hundert oder mehr Jahren von unſeren 
Nachfolgern geſtellt werden, um ein mn mehr vom einzelnen verlangen, als 
es heute der Fall fein kann. 


Ebenſo wiſſen wir, daß die erſte nach äußeren Geſichtspunkten — heute nach Ahnen⸗ 
tafeln und vielfachen Anterſuchungen — ergänzte Auswahl nur das erſte, aber auch 
nur das allererſte Ausleſeprinzip ſein kann, daß ein durch alle Jahre des Lebens 
in der Schutzſtaffel gehender Ausleſeprozeß die Fortſetzung ſein muß und daß die 
Ausſiebung der charakterlich, willensmäßig, herzensmäßig und damit blutsmäßig 
für uns nicht Tauglichen folgen muß. 

Durch Geſetze, die wir uns ſelbſt geben, wollen wir für alle Zukunft dafür ſorgen, 
daß nicht etwa jeder Sohn einer im Sippenbuch der 44 eingetragenen -Familie die 
Anwartſchaft oder gar das Recht hat, wieder K-Mann zu werden, ſondern wir 
wollen dafür ſorgen, daß immer nur ein Teil der Söhne dieſer Familien von uns 
als 33⸗Männer aufgenommen und anerkannt wird und wir werden weiter darauf be- 
dacht fein, daß ſtändig die Ausleſe und der Blutſtrom beſten deutſchen Blutes des 
geſamten Volkes in die Schutzſtaffel Eingang nehmen möge. — Dies zunächſt zum 
Prinzip der Ausleſe. 


Ceiſtungs prüfungen 

Die zweite Richtlinie und Tugend, die wir uns bemühen der Schutzſtaffel anzu- 
erziehen und ihr als in ihr wohnende, unauslöſchbare Eigenſchaft für alle Zukunft 
mitzugeben, iſt der Freiheitswille und Kampfgeiſt. 

Wir haben von jeher den Ehrgeiz gehabt in jedem Kampf und an jeder Stelle die 
beſten ſein zu wollen. And wir freuen uns hierbei über jeden Menſchen und jeden 
Verband, der mit ſeinen Leiſtungen und ſeinem Kampfgeiſt dem unſeren gleichkommt 
oder uns überflügelt, denn jeder, der uns gleichkommt, iſt ein Gewinn für Deutſch⸗ 
land und wäre für uns der Beweis, daß wir ſelbſt zu wenig Kraft in uns hatten 
und daß wir unſere Anſtrengungen zu verdoppeln, unſeren Willen zum Kampf noch 
zu läutern und unſere Härte gegen uns ſelbſt noch zu ſtählen hätten. 

Durch härteſte Schule, durch die zeitlebens jeder von uns zu gehen hat, durch Jahr 
für Jahr abzulegende Leiſtungsprüfungen ſorgen wir dafür, daß der Mut und 
Kampfgeiſt jedes einzelnen, vor allem aber des Führerkorps immer wieder auf die 
Probe geſtellt wird. Wir werden gleichzeitig durch dieſe jährlich von uns gefor- 
derten Leiſtungen einen Riegel davorſchieben, daß je in unſeren Reihen die dem 
deutſchen Volk ſchon ſo oft zur tödlichen Geſahr gewordene Gemütlichkeit einziehen 
kann. Weiterhin wird eine Gemeinſchaſt, von der in gleichen Abſtänden bis ins 
Alter hinein körperliche und willensmäßige Leiſtungen gefordert werden, einfach 
bleiben und auf die Dauer Dinge von ſich weiſen, die für ein behäbiges Leben zwar 
ſchön fein mögen, die aber unſere Kraft für Deutſchland ſchwächen und den Kampf⸗— 
geiſt zum Erlahmen bringen könnten. 


Treue und Ehre 

Als dritte Richtlinie und Tugend, die zum Aufbau und Weſen dieſer Schutzſtaffel 
notwendig iſt, ſind die Begriffe Treue und Ehre zu nennen. Beide ſind unlösbar 
voneinander. Sie ſind niedergelegt in zwei Sätzen; in dem Satz, den der Führer 
uns geſchenkt hat: „Meine Ehre heißt Treue“ und in dem Satz des alten deutſchen 
Rechts: „Alle Ehre von Treue kommt.“ 
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Viele Dinge, jo lehren wir den H-Mann, können auf dieſer Erde verziehen werden, 
eines aber niemals: die Antreue. Wer die Treue verletzt, ſchließt ſich aus aus 
unſerer Geſellſchaft. Denn Treue iſt eine Angelegenheit des Herzens, niemals des 
Verſtandes. Der Verſtand mag ſtraucheln. Das ift manchmal ſchädlich, jedoch nie- 
mals unverbeſſerlich. Das Herz aber hat immer denſelben Pulsſchlag zu ſchlagen, 
und wenn es aufhört, ſtirbt der Menſch genau ſo wie ein Volk, wenn es die Treue 
bricht. Wir meinen hiermit Treue jeder Art, Treue zum Führer und damit zum 
deutſchen germaniſchen Volk, ſeinem Wiſſen und ſeiner Art, Treue zum Blut, zu 
unſeren Ahnen und Enkeln, Treue zu unſerer Sippe, Treue zum Kameraden und 
Treue zu den unverrüdbaren Geſetzen des Anſtandes, der Sauberkeit und der Ritter- 
lichkeit. Es ſündigt einer gegen Treue und Ehre nicht nur dann, wenn er untätig 
ſeine oder der Schutzſtaffel Ehre verletzen läßt, ſondern vor allem auch dann, wenn 
er die Ehre anderer nicht achtet, Dinge verſpottet, die anderen heilig ſind oder wenn 
er für Abweſende, Schwache und Schutzloſe nicht männlich und anſtändig eintritt. 


Gehorjam 

Die vierte Richtlinie und Tugend, die für uns gilt, ift die des Gehorſams; des Ge- 
horſams, der bedingungslos aus höchſter Freiwilligkeit kommt, aus dem Dienſt an 
unſerer Weltanſchauung, der bereit iſt, jedes, aber auch jedes Opfer an Stolz, an 
äußeren Ehren und all dem, was uns perſönlich lieb und wert iſt, zu bringen; des 
Gehorſams, der nicht ein einziges Mal zaudert, ſondern bedingungslos jeden Befehl 
befolgt, der vom Führer kommt oder rechtmäßig von den Vorgeſetzten gegeben wird; 
des Gehorſams, der ebenſo in der Zeit des politiſchen Kampfes, wenn der Freiheits. 
wille glaubt, fi empören zu müſſen, ſtilleſchweigt, der, bei wacheſten Sinnen und ge- 
ſpannteſter Aufmerkſamkeit gegen den Gegner, wenn es verboten iſt, nicht den Finger 
rührt, der ebenſo bedingungslos gehorcht und zum Angriff geht, auch wenn er ein⸗ 
mal glauben ſollte, es in ſeinem Herzen nicht überwinden zu können. 


Wir ſind ſo ehrlich, nicht von uns zu behaupten, daß alle dieſe Geſetze bis zum letzten 
Mann und bis zum letzten, tiefſten Verſtändnis ſchon erfaßt ſind. Wir glauben aber 
behaupten zu können, daß in nunmehr 9 Jahren die Schutzſtaffel im großen nach 
dieſen Richtlinien angetreten iſt, aufgebaut wurde und nach ihnen lebt. Wir wiſſen, 
daß wir Jahr für Jahr mehr von dieſen Tugenden in uns aufnehmen und ſie mehr 
und mehr zum ſelbſtverſtändlichen Gut jedes 33-Mannes werden. Wir find der 
Aberzeugung, daß, wenn wir einſt nach Jahren, früher oder ſpäter, dann, wenn es das 
Schickſal beſtimmt, als erſte Generation dieſer Schutzſtaſfel nicht mehr find, wir dieſe 
Tugenden als volles Erbe, als beſte Tradition denen, die nach uns K-Männer find, 
überlieſern können. 


fjeiratsgeſetz 

Entſprechend dieſen Richtlinien und Tugenden haben wir uns ſelbſt Geſetze gegeben 
und das Leben unſerer Gemeinſchaft eingerichtet und den Weg feſtgelegt für eine 
ferne Zukunft. — Als erſtes Geſetz wurde im Jahre 1931 der 3 Befehl erlaſſen, 
der die Heirats- und Verlobungsgenehmigung für jeden Jy-Mann vorſchrieb. Wir 
haben die Folgerung gezogen aus der Erkenntnis vom Wert des Blutes. Wir ſind 
uns darüber klargeworden, daß es unſinnig wäre den Verſuch zu unternehmen, 
Männer raſſiſcher Ausleſe zu ſammeln und nicht an die Sippe zu denken. Wir 
wollten und wollen nicht den Fehler der Soldaten⸗ und Männerbünde der Ver— 
gangenheit machen, die Jahrhunderte wohl beſtehen mögen und dann, weil der Blut— 
ſtrom der Zucht und die Tradition der Sippe fehlt, ins Nichts verſinken, wir wiſſen 
ja aus tiefſter, innerſter Aberzeugung, daß eine Gemeinſchaft nur dann, wenn fie in 
Ehrfurcht vor den Ahnen der fernſten und graueſten Vorzeit, überzeugt von der 
ewigen Herkunft ihres Volkes lebt, imſtande ſein wird, den Weg in die Zukunft zu 
gehen. Wir wiſſen, daß nur dann, wenn die Erkenntnis ganzen Blutes als Ver— 
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pflichtung aufgefaßt wird, als heiliges Vermächtnis, das in artreiner Sippe weiter 
zu vererben ift, eine Naſſe und ein Volk das ewige Leben haben. Wir find durch⸗ 
drungen von der Aberzeugung, daß nur die Generation, die eingebettet iſt zwiſchen 
Ahnen und Enkeln, den richtigen Maßſtab für die Größe ihrer Aufgabe und Ver⸗ 
pflichtung und für die Winzigkeit ihrer eigenen und vergänglichen Bedeutung in ſich 
aufnimmt. 


Der Sieg des findes 


Wir haben erfahren, daß nur der Menſch dieſer Aberzeugung auch in den Zeiten des 
Erfolges ſich beſcheiden lernt und den Fehler des Abermutes, der Aberheblichkeit ver- 
meiden lernt, daß ebenfalls nur ſolche Menſchen die Zeiten in ſchwerſter Belaſtung 
mit derſelben eiſernen Ruhe ertragen, wie ſie die Zeiten des Glückes beſcheiden und 
ſpartaniſch einfach überleben. Wir lehren deswegen über das Geſetz des Heirats⸗ 
befehls hinaus unſere Männer, über die Erziehung zur Wahl der artgemäß 
richtigen Frau hinaus, daß all unſer Kampf, der Tod der zwei Millionen des Welt- 
krieges, der politiſche Kampf unſerer letzten 15 Jahre, der Aufbau unſerer Wehrmacht 
zum Schutze unſerer Grenzen vergeblich und zwecklos wäre, wenn nicht dem Sieg 
des deutſchen Geiſtes der Sieg des deutſchen Kindes folgen würde. 


Wir haben es uns als eine unſerer Aufgaben geſetzt, auch hier nicht mit Rede und 
Wort, ſondern durch Tat und Beiſpiel in unſeren eigenen Reihen voranzugehen. 
Wir werden es heute und in aller Zukunft unſeren Männern wieder einprägen, daß 
der heiligſte und wertvollſte Menſch unſeres Volkes jede der Heiligkeit ihrer Pflicht 
bewußte Mutter unſeres Blutes und das koſtbarſte Gut das deutſche Kind iſt. 


Ehrengeje des y- Mannes 


Als weiteres Geſetz wurde am 9. November 1935 durch Befehl feſtgelegt, daß 
jeder 5 Mann feine Ehre mit der Waffe zu verteidigen das Recht und die Pflicht 
habe. Es wurde zugleich in dem Beſehl ſeſtgelegt, daß 3 Mann im Sinne des 
Ordens der j jeder Angehörige der h iſt, der nach Ableiſtung einer Zeit von 
1½ Jahren als Anwärter, nach Ableiſtung feines yEides auf den Führer, nach 
ehrenvoller Ableiſtung feiner Arbeitsdienft- und Wehrpflicht mit 21 Jahren den 
Dolch, die Waffe, verliehen bekommt und damit als vollgültiger j⸗Mann in 
den Orden der 44 aufgenommen wird. -Mann iſt jeder von uns, ob Mann dem 
Dienſtgrade nach oder der Reichsführer. Wir haben uns dieſes Ehrengeſetz ge⸗ 
geben, weil wir der Aberzeugung ſind, daß nur der Mann, der weiß, daß er für 
jede ſeiner Taten und ſeiner Worte an irgendeiner Stelle einmal zur Verantwortung 
gezogen wird, den letzten Sinn unſerer Gemeinſchaft erfaſſen wird und wieder lernt, 
als untadelig ſauberer Soldat des Lebens ſeinem Volke zu dienen. Denn diefes 
Ehrengeſetz verpflichtet ihn ebenſo zur Wahrung der eigenen Ehre, wie es die 
Achtung der anderen von ihm verlangt und wie es bei aller Grundſatzſtrenge, Güte 
und Großherzigkeit gegenüber ſeinen Kameraden, ſeinen Volksgenoſſen und feinen 
Mitmenſchen uns als Pflicht auferlegt. 


Zu ein paar Problemen darf ich nunmehr Stellung nehmen. Zum erſten. In einem 
Büchlein, das „50 Fragen und Antworten für den y-»Mann“ überſchrieben iſt, ſteht 
als erſte Frage: „Wie lautet dein Eid?“ 


Die Antwort iſt: „Wir ſchwören dir, Adolf Hitler, als Führer und Kanzler des 
Deutſchen Reiches Treue und Tapſerkeit. Wir geloben dir und den von dir be- 
ſtimmten Vorgeſetzten Gehorſam bis in den Tod. So wahr uns Gott helfe!“ 


Die zweite Frage lautet: „Alſo glaubſt du an einen Gott?“ 
Die Antwortet lautet: „Ja, ich glaube an einen Herrgott.“ 
Die dritte Frage lautet: „Was hältſt du von einem Menſchen, der an keinen Gott 


glaubt?“ 
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Die Antwortet lautet: „Ich halte ihn für überheblich, größenwahnſinnig und dumm; 
er iſt nicht für uns geeignet.“ 

Ich habe dieſe drei Fragen und Antworten mitgeteilt, um damit eindeutig unſere 
Stellung zur Religion darzutun. Wir wären nicht fähig dieſes zuſammengeſchworene 
Korps zu fein, wenn wir nicht die Aberzeugung und den Glauben an einen Herr. 
gott hätten, der über uns ſteht, der uns und unſer Vaterland, unſer Volk und dieſe 
Erde geſchaffen und uns unſeren Führer geſchickt hat. 

Wird ſind heilig davon überzeugt, daß wir nach den ewigen Geſetzen dieſer Welt für 
jede Tat, für jedes Wort und für jeden Gedanken einzuſtehen haben, daß alles, was 
unſer Geiſt erſinnt, was unſere Zunge ſpricht, und was unfere Hand vollführt, mit 
dem Geſchehen nicht abgetan iſt, ſondern Arſache iſt, die ihre Wirkung haben wird, 
die im unentwegten, unentrinnbaren Kreislauf zum Segen oder Anſegen auf uns 
ſelbſt und auf unſer Volk zurückſällt. Menſchen mit dieſer Aberzeugung ſind alles 
andere als Atheiſten. Wir verbitten uns aber, deswegen, weil wir uns als Gemein- 
ſchaft nicht für dieſe oder jene Konfeſſion, nicht für irgendein Dogma feſtlegen, oder 
auch nur von irgendeinem unſerer Männer dies verlangen, unter Mißbrauch des 
Wortes Heide als Atheiſten verſchrieen zu werden. Wir nehmen uns allerdings das 
Recht und die Freiheit, einen ſcharfen und ſauberen Strich zwiſchen kirchlicher, Eon- 
feſſioneller Betätigung und politiſchem, weltanſchaulichem Soldatentum zu ziehen 
und werden jeden Abergriff auf das ſchärſſte abwehren, ebenſoſehr wie wir unſere 
Männer trotz vielen berechtigten Ingrimms und ſchlechteſter Erfahrungen, die unſer 
Volk auf dieſem Gebiete in der Vergangenheit machte, dazu erziehen, daß all das, 
was irgendeinem Volksgenoſſen heilig ift — aus ſeiner Erziehung und Überzeugung 
heraus — von uns ohne jede Kränkung durch Wort oder Tat geachtet wird. 


Blut und Boden . 

Der in der Schutzſtaffel von Anbeginn vertretene Gedanke des Blutes wäre zum 
Tode verurteilt, wenn er nicht unlösbar mit der Aberzeugung vom Wert und von 
der Heiligkeit des Bodens verbunden wäre. Von Anfang an hat das Raffe- und 
Siedlungs-Hauptamt in feinem Namen den Begriff „Blut und Boden“ in anderen 
Worten, aber im ſelben Sinn niedergelegt. Ich darf verſichern, daß es kein Zufall 
iſt, daß der Reichsbauernführer des Deutſchen Reiches ſeit Jahren als Führer der 
angehört, ſowie es kein Zufall iſt, daß ich nach Abſtammung, Blut und Weſen, 
Bauer bin und dem Reichsbauernrat angehöre. Bauern und 1-Männer ge— 
hören beide nicht zu den Arten von Menſchen, die überflüſſig viele liebenswürdige 
und freundliche Worte ſagen. Es ſei aber hier klar und deutlich vernehmbar 
ausgeſprochen: ſo wie es bisher war, ſoll es nach unſerem Willen auch für die 
Zukunft fein. Da, wo die Bauern Adolf Hitlers ſtehen, werden fie die Schutz 
ſtaffel immer als treueſten Freund an ihrer Seite haben, genau ſo wie wir wiſſen, 
daß da, wo die Schutzſtaffel Adolf Hitlers ſteht, der deutſche Bauer als beſter 
Kamerad und Freund ihr zur Seite ſteht. So iſt es heute und fo ſei es für alle 
Zukunft. 


Sicherheitsdienſt und Polizei 

Ich weiß, daß es manche Leute in Deutſchland gibt, denen ſchlecht wird, wenn ſie 
unſeren ſchwarzen Rock ſehen; wir haben Verſtändnis dafür und erwarten nicht, daß 
wir von allzu vielen geliebt werden. Achten werden und ſollen uns alle, denen 
Deutſchland am Herzen liegt, fürchten ſollen uns die, die irgendwie und irgendwann 
dem Führer und der Nation gegenüber ein ſchlechtes Gewiſſen haben müſſen. Für 
dieſe Menſchen haben wir eine Organiſation ausgebaut, die Sicherheitsdienſt heißt, 
und ebenſo ſtellen wir als z die Führer und Männer für den Dienſt in der Deut- 
ſchen Polizei. Wir werden unabläſſig unſere Aufgabe, die Garanten der Sicherheit 
Deutſchlands im Innern zu ſein, erfüllen, ebenſo wie die deulſche Wehrmacht die 
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Sicherung der Ehre und Größe und des Friedens des Reiches nach außen garantiert. 
Wir werden dafür ſorgen, daß niemals mehr in Deutſchland, dem Herzen Europas, 
von innen oder durch Emiſſäre von außen her die jüdiſch⸗bolſchewiſtiſche Revolution 
des Antermenſchen entfacht werden kann. Anbarmherzig werden wir für alle dieſe 
Kräfte, deren Exiſtenz und Treiben wir kennen, am Tage auch nur des geringſten 
Verſuches, ſei er heute, ſei er in Jahrzehnten oder in Jahrhunderten, ein gnadeloſes 
Richtſchwert ſein. | 


Bolſchewismus keine Tageserſcheinung 


Ich möchte betonen, wir ſehen im Bolſchewismus keine Tageserſcheinung, die leicht. 
hin aus der Welt herausdebattiert oder unſeren Wünſchen gemäß weggedacht 
werden könnte. Wir kennen die Juden, dies Volk, das aus den Abfallprodukten 
ſämtlicher Völker und Nationen dieſes Erdballes zuſammengeſetzt und allen den 
Stempel ſeiner jüdiſchen Blutsart aufgedrückt hat, deſſen Wunſch die Weltherrſchaft, 
deſſen Luft die Zerſtörung, deſſen Wille die Ausrottung, deſſen Religion die Gott- 
lofigkeit, deſſen Idee der Bolſchewismus iſt. Wir unterſchätzen den Juden nicht, weil 
wir ihn ſeit Jahrtauſenden kennen, wir überſchätzen ihn nicht, weil wir an die göttliche 
Sendung unſeres Volkes und unſere durch Adolf Hitlers Führung und Werk wieder 
auferſtandene Kraft glauben. 


Das ſchwarze fiorps 


In dieſem neuerſtandenen Volk ſind nun wir, die Schutzſtaffel, nach des Führers 
Befehl gegründet worden und gewachſen. Wenn ich verſuchte zu beſchreiben, was 
Organiſation, Aufbau und Aufgabe der 45 ſei, jo wird trotzdem niemand uns be⸗ 
greifen können, der nicht innerlich mit feinem Blut und feinem Herzen uns zu er- 
faſſen verſucht. Es läßt ſich nicht erklären, warum wir, an Zahl ſo wenig, im 
Rahmen des deutſchen Volkes rund zweihunderttauſend Mann, dieſe Kraft in uns 
haben. Es läßt ſich nicht logiſch erläutern, warum heute jeder von uns, der den 
ſchwarzen Rock trägt, ganz gleich, wo er ſei, von der Kraft diefer unſerer Gemeinſchaft 
getragen wird; fei es, daß er im Sattel des Renngaules ſitzt, auf dem Sportplatz 
ficht, ſei es, daß er als Beamter dient, ſei es, daß er als Arbeiter am Bau Steine 
trägt, oder ſei es, daß er an höchſter Staatsſtelle regiert, daß er als Soldat Dienſt 
tut, ſei es, daß er an Werken deutſchen Geiſtes unſerer Art ſchaſft, ſei es, daß er 
menſchlich irgendwo — vielleicht ungeſehen — ſeinen Mann zu ſtellen hat. Jeder 
von uns weiß, daß er nicht allein ſteht, ſondern daß dieſe unerhörte Kraft von zwei⸗ 
hunderttauſend Menſchen, die zuſammengeſchworen find, ihm unermeßliche Kraft ver- 
leiht, ebenſo wie er weiß, daß er als Repräſentant dieſes ſchwarzen Korps dieſer 
ſeiner Gemeinſchaft durch beſte Leiſtung an ſeinem Platz Ehre zu machen hat. So 
find wir angetreten und marſchieren nach unabänderlichen Gefetzen als ein nationale 
ſozialiſtiſcher, ſoldatiſcher Orden nordiſch beſtimmter Männer und als eine ge- 
ſchworene Gemeinſchaft ihrer Sippen, den Weg in eine ferne Zukunft und wünſchen 
und glauben, wir möchten nicht nur ſein die Enkel, die es beſſer ausfochten, ſondern 
darüber hinaus die Ahnen ſpäteſter, für das ewige Leben des deutſchen germaniſchen 
Volkes notwendiger Geſchlechter. 
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Grundlagen, 
Aufvau und Wirtfchaftsorönung 
des nationalſozialiſtiſchen Staates 


Band I Gruppe ] Beitrag 7 
Adolf Hühnlein, 
Aorpsführer des NSAR. 
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Lieferung 47 


Der Derfaffer zeigt in großen Zügen, wie der Führer bereits 
in den erften Anfängen der Bewegung den Mator als poli- 
tiſches Rampfinfteument einſetzte, wie dann nach und nach 
die Partei mototiſiert wurde und das NSAR. heute in um- 
faſſender Weife die Motocifiecung der Nation in die fjände 
genommen hat. 

Er ſchildert die Maßnahmen, die getroffen wurden, um den 
Motor an immer breitete Maſſen heranzuführen und geht 
dann eingehend auf die Erfaffung der jugend ein, die in den 
Motorſportſcharen der AT. und in den Motorſportſchulen des 
NSAR. jportlich, techniſch und weltanſchaulich herangebildet 


- Wird. 


Band II Gruppe I Beitrag 24a 


Reichsminiftee Nanns ßRerrel 


Leiter der Reichsſtelle 
für Raumordnung 


Reichsplanung 
und Raumordnung 
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Mit ſeiner umfaſſenden Organiſation bildet heute das 
NSAR. den fraftſpeicher und ſungbrunnen der motorifierten 
Nation. 


Über Aufgaben und Probleme der Reichs- und Landes- 
planung iſt im einzelnen ſchon ſeht viel geſchtieben worden, 
es fehlte bisher aber an einer überſichtlichen Gejamtdar- 
ſtellung. 

Reichsminifter ert, der als Leiter der Reichsftelle für 
Raumordnung vom Führer mit der zuſammenfaſſenden, 
übergeordneten Planung und Ordnung des deutſchen 
Raumes für das geſamte Reichsgebiet betraut worden iſt, 
gibt nunmehr in dieſem Beitcag eine erfte kurze Gejamt- 
überficht über die Entſtehung, die Organiſation, die Rechts- 
grundlagen und die Aufgaben und Arbeitsgebiete der 
Reichsplanung und Raumordnung. 

Im ecften Teil wird die Entwicklung der "Derhältniffe im 
deutſchen Baum bis 1933 gefchildert, insbeſondere die 
Wandlung Deutſchlands vom Agrarland zum Induſtrieſtaat 
mit ihren Auswirkungen, die Einengung der deutlichen 
Tebensgrundlagen und die erſten Anſätze zu einer Planung. 
Nach eingehender Darſtellung der Rechtsgrundlagen und des 
Ocganiſalionsaufbaues der nationalſozialiſtiſchen Baumord— 
nung als übergeordneter Totalplanung folgt eine Geſamt— 
ſchau der vielfältigen Aufgaben und Arbeitsgebiete jowie 
der Sonderaufgaben: Mitarbeit am Dierjahtesplan und 
Emslandplanung. n N 

Eine Reihe praktiſcher Planungsbeiſpiele mit garten und 
Plänen trägt weſentlich zur Dertiefung des Derftändniffes 
für dieſe fchwierige, aber fo überaus wichtige Aufgabe beim 
Auf- und Ausbau des Dritten Reiches bei. 


Induſtrieberlagspaeths Linde. Berlin-Wien 
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Zwiſchen geftern und heute 

Hunderttauſende von Händen rühren fih wieder in Deutſchlands Kraftfehrgen⸗ 
fabriken. Der Fahrzeugabſatz vervielfacht ſich, ſteigt weiter und weiter, ohne daß in 
unſerer kraftvoll aufblühenden Wirtſchaft bisher ein Ende abzuſehen iſt. 
Das erſte Autobahnnetz der Welt durchzieht mit ſeinen weiten weißen Betonſtreifen 
das Land, dehnt ſich immer mehr aus, greift immer weiter um ſich, Städte, Gaue, 
Länder verbindend. 
Neues deutſches Leben brauſt darüber hinweg. Millionen Deutſche werden ihrer 
Enge entriſſen, ſehen zum erſtenmal ihr Land in ſeiner ganzen Schönheit. 

Eine gewaltige Befruchtung aller Werte geht von der Motoriſierung aus. Die 
Lebensfreude erhöht ſich, vielfältig ſtrömt vom Kraftfahrzeug her neuer Auftrieb in 
die Wirtſchaft. 
Im Kampf der Nationen Übernehmen deutſche Rennwagen die Führung. Deutſche 
Motoren reißen die Rekorde der Welt an ſich, auf dem Boden und in der Luft. Eine 
eherne Zeit räumt ſieghaft mit den Holztanks auf und ſichert in der Wehrfreiheit 
dem Volk ſeine Arbeit. 
Der Kraftfahrſport wird zum Volksſport. 
Millionen deutſcher Menſchen erleben die Siege deutſcher Männer und Motoren an 
den Rennftreden. Zu Tauſenden ſtählen fie ſich ſelber hinter Lenker und Steuerrad 
in Geländefahrten und unerbittlichen Zerreißproben. 
Sehnſucht eines jeden Jungen iſt heute der Motor, Ziel eines jeden Schaffenden der 
Befitz eines Kraftwagens oder eines Kraftrades. Mit gewaltigen Schritten geht's 
dem Ziele zu, der motoriſierten Nation. 
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Dieſe immer ſtärkere Motoriſierung iſt in ihren gewaltigen Ausmaßen nicht eine 
ſelbſtverſtändliche Folgerung des allgemeinen Wirtſchaftsaufſtiegs, ſie iſt noch weniger 
ein Zufall. 

Nein, dieſe Motoriſierung iſt gewollt, iſt bewußt geſchaſſen und nach ganz beſtimmten 
Plänen in ganz beſtimmte Bahnen gelenkt und mit ganz beſtimmtem Ziel gefördert 
worden. And der ihre umwälzende Bedeutung zuerſt erkannte und fie in geradezu 
genialer Weiſe ſeinen Zielen dienſtbar zu machen wußte, iſt der Führer. 

Wie war es denn damals? — Die deutſche Preſſe ſchwieg ihn tot oder verunglimpfte 
und verfpottete ihn, der Rundfunk verſchloß ſich feinen Zielen, alle Parteien be- 
kämpften ihn. And überall trat ihm der Staat mit ſeiner Geſetzgebung und der 
Brachialgewalt ſeiner Polizei entgegen und riegelte immer wieder rückſichtslos und 
brutal jeden Verſuch der Neuwerdung des deutſchen Volkes ab. 


Wie konnte da der Führer ſeinem Wort, ſeiner Sprache über weite Gebiete, ja über 
das ganze Reich Gehör verſchaffen, wäre nicht der Motor geweſen. Ihn ſtellte der 
Führer als erſter Staatsmann mit ſeiner die Leiſtung vervielfachenden Eigenart zur 
Erreichung ſeiner politiſchen Ziele in weiteſtem Maße in Rechnung. Kraftwagen 
und Flugzeug trugen ihn hinaus über deutſches Land, zu den deutſchen Menſchen, 
die oft bis in die ſpäte Nacht zu Hunderttauſenden gläubig auf ſeine Ankunft 
warteten, wenn widrige Amſtände eine Verzögerung ſeiner Fahrten brachten. 


Der Erfolg gab dem Führer wie immer recht. And es iſt nur die logiſche Folgerung 
aus dieſer Erfahrung, die er machte, daß er mit ſteigender Kraft der Bewegung, aber 
auch mit der ſteigenden Schärfe des Endkampfes nun auch 

die Motoriſierung der Partei 
befahl und immer weiter vorwärts trieb. 
Wir wiſſen, daß aus Mangel an Mitteln erſt im Frühjahr 1930 — kleinere, mehr 
lokale Anſätze will ich hier übergehen — die Aufſtellung einer vollkommen motori- 
ſierten Formation gelang. Das „Nationalſozialiſtiſche Automobil⸗Korps“ wurde 
geſchaffen. Für Zwecke der Partei und der SA. ſtanden erſtmals in kaum nennens- 
wertem Amfang Kraftfahrzeuge zur Verfügung. 
Ein kleiner Anfang war gemacht — ein ſehr kleiner, wenn man bedenkt, daß das 
Korps damals knappe 300 Mitglieder zählte, als ich im Dezember 1930 die Führung 
des geſamten Nationalſozialiſtiſchen Kraftfahr-Weſens übernahm. 
Anfang April 1931 wird das „Nationalſozialiſtiſche Automobil⸗Korps“ in „National- 
ſozialiſtiſches Kraftfahr⸗Korps“ (NSKK.) umbenannt. Sechs Wochen ſpäter wird 
mit der Aufſtellung von Motorſtürmen und Staffeln die Gründung der Motor-SU. 
vollzogen. SA.⸗Geiſt zieht nun ein in das geſamte Nationalſozialiſtiſche Kraftfahr⸗ 
Weſen. 
5 000 Fahrzeuge aus allen Teilen des Reiches find beim Braunſchweiger SA. ⸗Treffen 
im Oktober 1931 aufgefahren. Eine erſtmalige gewaltige Demonſtration für den 
Willen zur Motoriſierung, eine erſte große Heerſchau der motoriſierten Partei, die 
den Führer aufs tiefſte beeindruckt. 
Es kommt nach Jahren unendlichen Kampſes im großen wie im kleinen, an dem auch 
das NSKK. in vorderſter Linie beteiligt war, der große Tag des Aufbruchs. Das 
Ziel, das noch wenige Monate zuvor ſo weit entfernt ſchien, iſt endlich erreicht — 
ein Ziel und doch nur eine Etappe. Denn aus der Motoriſierung der Partei heraus 
entſtand nun die viel gewaltigere, alles umfaſſende Aufgabe, die Nation zu moto— 
riſieren. 


* 


Die weitere Entwicklung des deutſchen Kraftfahr⸗Weſens im allgemeinen und des 
NERR. im beſonderen iſt zu bekannt, als daß ich fie noch näher zu ſchildern brauchte 


Ein gewaltiger Zuſtrom zum NSKK. ſetzt nach der Machtergreifung ein. Die ver— 
ſchiedenen Automobil-Clubs mit ihren Sonderintereſſen und ihren vielfach volks- 
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fremden Gewohnheiten und Einrichtungen verſchwinden, die deutſchen Kraftfahrer 
werden geeint. Die Oberſte Nationale Sportkommiſſion und die Oberſte Motor- 
rad⸗Sportbehörde werden zur „Oberſten Nationalen Sportbehörde für die deutſche 
Kraftfahrt“ (OS.), als der Dienſtſtelle des Führers des Deutſchen Kraftfahrſports, 
zuſammengefaßt. Motor-SU. und NSͤKK. werden vereint und zur ſelbſtändigen 
Gliederung der Partei erhoben. 


Die Motorifierung der Nation 


Nun iſt der Weg frei zum Ziel, nun kann nach einheitlichen Richtlinien die Moto- 
riſierung der Nation begonnen werden. 

Wie ſoll ſie erfolgen und was bezweckt ſie? 

Es iſt nicht Aufgabe des Korps, vielleicht aus einer ſpieleriſchen Freude am Organi- 
ſieren heraus die deutſchen Kraftfahrer und Kraftfahrzeugbeſitzer zuſammenzufaſſen. 
Es iſt auch nicht feine Abſicht, in die Initiative der Kraftfahrzeug⸗Wirtſchaft einzu⸗ 
greifen, ihr beſtimmte Feſſeln anzulegen und ihre reiche techniſche und kaufmänniſche 
Entfaltung zu hemmen. — Aufgabe und letztes Ziel iſt, dem Volk den Motor und 
den Motor dem Volk zu erſchließen. Dieſem großen nationalen Ziel aber hat ſich 
alles unterzuordnen. 


Der Kraftfahrſport als Mittel zur „Populariſierung“ des 
Motors 

Wichtiges Mittel, den Motor an das Volk in weiteſtem Ausmaß heranzubringen, 
iſt der Kraftfahrſport. 

Sportlicher Endzweck iſt und bleibt für uns die Volksertüchtigung. Volksertüchti⸗ 
gung wird aber nicht nur durch ſportliche Gewandtheit, durch ſportliche Spiele und 
Wettkämpfe, die nach Spitzenleiſtungen einzelner ſtreben, erreicht, ſondern — zumal 
in einer Zeit höchſter politiſcher Spannungen — am gründlichſten durch den Wehr- 
ſport. Wer Wehrſport betreibt, hat den Wehrwillen und macht ſich — weit ab von 
aller Soldatenſpielerei und allem falſch verſtandenen Militarismus — ſtark für die 
höchſte Aufgabe, die einmal ein Land ſeinen Menſchen ſtellen kann. 

Kraftfahrſport aber iſt in dieſem Sinne Wehrſport. Er iſt eine Sportart, die Härte 
und ganze Männlichkeit, Geiſtesgegenwart und Gewandtheit, handwerkliches Können 
und eine volle Beherrſchung des Fahrzeuges verlangt. 

Zum erſtenmal nach der Machtergreifung wurde der Kraftfahrſport auf der „2000. kKm- 
Fahrt durch Deutſchland“ wirklich in die breiteſten Maſſen getragen. Es ſtarteten 
nicht mehr die Größen der alten Sportwelt allein, es ſtartete der unbekannte Motor- 
fahrer. 2585 Fahrer nahmen an der Fahrt teil, 100 000 NSKK.⸗Männer ſicherten 
die Strecke und Millionen von deutſchen Männern und Frauen wurden Augenzeugen 
der gewaltigen Leiſtungen der Männer an Lenker und Steuerrad und der Güte 
deutſcher Werkmannsarbeit. 

In ſolch gewaltigen Leiſtungsproben, die ſich immer wieder folgen und in den zahl- 
loſen Einzelveranſtaltungen der Staffeln und Stürme wird in denkbar ſtärkſtem 
Maße das Volk mit der Kraftfahrt vertraut gemacht. Denn hier gehen nicht 
„Kanonen“ an den Start, hier werden keine „Stare“ gezüchtet, hier iſt das Volk 
ſelber Fahrer und intereſſierter Zuſchauer. 

Die ungeheueren Erfahrungen, die hierbei ſowohl über die Materialbeſchaffenheit, 
wie über die Konſtruktion der Fahrzeuge und Maſchinen als ganzes und aller Einzel- 
teile für die Kraftfahrzeug-Induftrie geſammelt werden, ſeien nur am Rand erwähnt. 
Sie find jedoch gleichfalls von eminenter Wichtigkeit für die Entwicklung der Moto- 
riſierung, weil ſie faſt ausſchließlich an Fahrzeugen gemacht werden, die aus der 
Serienfabrikation kommen und keinesfalls für ſolche Zerreißproben ſpeziell gebaut 
find. Dieſe Veranſtaltungen ſtellen daher das ſcharfe Gewiſſen der Induſtrie im 
wahrſten Sinne des Wortes dar. 


Stuppe! Beitrag 7e 


4 Hühnlein 


Die vor- und nachmilitäriſche motoriſche Wehrerziehung 


Wer die Jugend hat, hat das Volk, hat die Zukunft. Dieſes Wort gilt wie für alle 
Einzelgebiete deutſchen Lebens, ſo im beſonderen Maße für das der Motoriſierung. 
So iſt es klar, daß die Heranführung der Kräfte an die großen Aufgaben der deut— 
ſchen Motoriſierung ſchon bei der Jugend ihren Anſang nehmen muß. Hier gilt es, 
die Motorbegeiſterten ſchon frühzeitig auszuleſen. Auf Grund einer Vereinbarung 
mit dem Jugendführer des Deutſchen Reiches werden die in den Motorſportſcharen 
der HJ. zuſammengefaßten Jungmannen in den Altersklaſſen vom 14. bis 
18. Lebensjahre von erfahrenen Führern und Männern des Nationalſozialiſtiſchen 
Kraftfahr⸗Korps betreut und an Hand von Schnittmodellen und vorbildlichem tech— 
niſchen Anſchauungsmaterial allmählich in alle techniſchen Geheimniſſe des Motors 
eingeführt. Auch durch die Zurverfügungſtellung von Kleinſtkrafträdern, die das 
Korps aus eigenen Mitteln beſchafft, wird dieſer Anterricht wirkſam unterſtützt. 


Der weiteren Ausbildung nach vollendetem 18. Lebensjahre dienen die über das 
ganze Reich verteilten insgeſamt 27 Motorſportſchulen des NSKK. — die in ihrer 
Geſamtheit zugleich die größte Fahrſchule der Welt verkörpern —, auf denen jeder 
zu einem motoriſierten Truppenteil der Wehrmacht gemuſterte junge deutſche Mann 
vor Ableiſtung ſeiner Wehrpflicht ſeine vormilitäriſche, motoriſche Wehrertüchtigung 
erfährt. Denn ſo überragend wichtig die Leiſtungsfähigkeit der Maſchine, die Güte 
des Materials, die Vollkommenheit der Konſtruktion auch iſt, entſcheidend iſt und 
bleibt doch immer der Menſch, der dieſe Maſchine meiſtert. So fließt alljährlich ein 
Strom von Zehntauſenden junger deutſcher Männer aus allen Berufsſchichten durch 
dieſe große Erziehungsſchule der Nation hindurch. In mehrwöchigen, vom national- 
ſozialiſtiſchen Gemeinſchafts⸗ und Kameradſchaftsgeiſte getragenen Lehrgängen ver- 
mitteln ihnen die Motorſportſchulen des Korps jene vormotoriſche Ertüchtigung, die 
ſie zu lebendigen Trägern des Motoriſierungsgedankens des Führers macht und an 
den motoriſchen Dienſt des Heeres heranführt. 


Ein beſonders breiter Raum dient neben der Anterweiſung in allen Fragen der 
Verkehrsdiſziplin, dem techniſchen Anterricht. Das praktiſch Handwerkliche iſt und 
bleibt das Herzſtück der Ausbildung. 


Daneben werden Leibesübungen und Sport betrieben, um den Sinn der Jungmannen 
zu ſchärfen, ſie zu lehren, das Gelände zu beurteilen, ſich bei Tag und Nacht nach 
den Sternen und dem Kompaß zu orientieren. Ordnungsübungen werden abgehalten, 
die nicht um des Exerzierens willen geſchehen, ſondern dem Jungmann aufrechte 
Haltung, ein klares, ruhiges Auge und eine feſte und beſtimmte Sprache geben. 


Daß darüber hinaus der weltanſchauliche Anterricht nicht vergeſſen wird, iſt im 
nationalſozialiſtiſchen Reich eine Selbſtverſtänd lichkeit, die nicht näher ausgeführt 
zu werden braucht. Im übrigen: Der ganze Tag im Leben der Motorſportſchüler iſt 
Weltanſchauung. In und außer Dienſt, beim Eſſen, beim Spielen, beim Anterricht, 
beim Fahren, in den Werkſtätten, in der Freizeit wird nationalſozialiſtiſcher Geiſt 
und nationalſozialiſtiſche Kameradſchaft in die Tat umgeſetzt. 


Wenn dann die Zeit ihrer Wehrpflicht gekommen iſt, werden die jungen deutſchen 
Männer, die durch die Erziehungsſchule der deutſchen Motoriſierung hindurch— 
gegangen find, wohlvorbereitet an Körper und Geiſt, mit Stolz das Kleid des 
Waffenträgers der Nation, der Wehrmacht tragen, um nach Ableiſtung ihrer Wehr— 
pflicht in der großen Kameradſchaft der Motorſtürme des Korps Aufnahme zu finden 
und hier ihre Wehrkraft zu erhalten und die erworbenen Kenntniſſe und Fähigkeiten 
immer weiter zu vertiefen. Somit vereint das NSKK. die geſamte vor- und nach— 
militäriſche motoriſche Wehrerziehung des deutſchen Mannes in ſeiner Hand. 
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Das NSAA. im Dienſte der Derkehrserziehung und der Derkehrshilfe 


In einem modernen Verkehrsland muß der moderne Verkehrsmenſch wohnen. Mit 
dem Tempo der fortſchreitenden Motoriſierung hat der Menſch mit ſeiner inneren 
Einſtellung nicht Schritt halten können. Den modernen Verkehrsmenſchen gilt es erſt 
noch zu ſchaffen. Den Verkehrsſinn im Volke wachzurufen iſt eine Aufgabe, der ſich 
das Korps mit beſonderem Eifer annimmt. Es nützt nichts, wenn allein das Korps 
und darüber hinaus die anderen Gliederungen der Partei ſich einer beſonders 
muſtergültigen Verkehrsdiſziplin befleißigen. Dem ganzen Volke muß der Begriff 
„Verkehrsdiſziplin“ in Fleiſch und Blut übergehen. 


Rund 16000 Führer und Männer des Korps haben ſich daher völlig ehrenamtlich 
in den Dienſt dieſer bedeutungsvollen Aufgabe geſtellt. Nach getaner Berufsarbeit 
ſieht man ſie in allen großen Verkehrszentren des Deutſchen Reiches — überall im 
Brennpunkt des Straßenverkehrs — ſtehen. Jeder Verkehrsteilnehmer, der ſich falſch 
verhält, wird von ihnen in verſtändnisvoller Weiſe auf ſeine Fehler aufmerkſam 
gemacht und durch dieſe ſyſtematiſche Schulung allmählich zur Verkehrsdiſziplin er- 
zogen. Der NSKK.⸗Verkehrserziehungsdienſt befigt keine polizeilichen Befugniſſe 
und ſoll es auch nicht. So wie die Partei auf allen Gebieten der große Lehrmeiſter 
der deutſchen Nation ift, ſteht auch hier der Mann des NSKK.⸗Verkehrserziehungs. 
dienſtes im Brennpunkt der Offentlichkeit als Mahner und Helfer. 


Eine weitere einzigartige Zeitragsleiftung der Partei auf der Grundlage der Zrei- 
willigkeit ſtellt der vom NSKK. in enger kameradſchaftlicher Zuſammenarbeit mit 
dem Kraftfahrzeug- Handwerk, dem Deutſchen Roten Kreuz und der Polizei ge- 
ſchaffene Verkehrshilfsdienſt dar, der mit feinem dichten Zonennetz bis zum Jahre 
1940 rund 40 000 km des deutſchen Reichsſtraßennetzes erfaßt und jedem Verkehrs. 
teilnehmer bei Tag und Nacht Freund und Helfer in der Not iſt. 


NSAR. als Träger des Motorifierungsgedankens 


Ich komme zurück zum Beginn meiner Ausführungen. In nun mehr als ſechs Jahren 
nationalſozialiſtiſcher Staatsführung iſt die Motoriſierung der Nation um ein 
gewaltiges Stück vorwärtsgetrieben worden. Träger des Ideengutes der Motori- 
ſierung iſt und bleibt das Nationalſozialiſtiſche Kraftfahr-⸗Korps. 

Es ſteht feſtgefügt da, ſtets einſatzbereit, eine umfaſſende Organiſation, wie ſie dem 
Führer ſchon im Jahre 1922 vorſchwebte. 

Kein Automobil- und Motorrad Rennen findet ſtatt, keine Gelände,, keine Zielfahrt, 
kein irgendwie geartetes motorſportliches Ereignis im weiten Deutſchen Reich, für 
das nicht das NSKK. verantwortlich zeichnet. Ja, man kann wohl fagen, es rollt 
heute kein Motor mehr über deutſche Autobahnen und Landſtraßen, deſſen Lauf nicht 
in irgendeiner Weiſe, ſei es techniſch, ſei es konſtruktionsmäßig, ſei es in der 
Materialbeſchaffenheit, vom NSKK. beeinflußt wäre. Geiſt und Wille des Natio- 
nalſozialiſtiſchen Kraftfahr⸗Korps ſtehen hinter jedem Motor. 

Mit 500 000 Führern und Männern, die techniſch und handwerklich geſchult, ſport⸗ 
lich geſtählt und ganz im Sinne des Führers geiſtig ausgerichtet ſind, die wie ein 
engmaſchiges Netz über das ganze Reich verteilt, nach einheitlichen großen Richt⸗ 
linien in unendlicher Kleinarbeit immer und immer wieder die Motorfreudigkeit 
des Volkes anregen, fördern und erhalten, bildet das NS KK. den Kraftſpeicher und 
mit ſeinem ſtändig fließenden Nachwuchs aus der Jugend den unerſchöpflichen Jung- 
brunnen der motoriſierten Nation. 


— Gran) [Brno re” 


h 


e 


. 


en 1 und Wirtichafisachnung | 
des nationalſozialiſtiſchen Staates 


herausgegeben een 
Dr. fi-. Lammors N hans Pfundtner 
Reichsminifter und Chef der Reihshanzlel Staatsfehretär Im Relhsminifterlum des Innern 


Erfter Band: 


Die weltanſchaulichen, politiſchen und ftaatstecht- 
lichen Grundlagen des nationalfozialiftifchen Staates 


Gruppe |: 
Die weltanſchaulichen Grundlagen 


70 


Das Nationalſozialiſtiſche 
Deutſche Studententum 


Don 


Dr. Martin Sandberger 


Amtsleiter der Reichsftudentenführung 


Induftrieverlag Spaeth 4 Linde / Berlin-Wien 


Digitized by G 0 N 


1 


pri 
* 
* 
Au 
2 
* 
1 F 


indberger 

t der 

udentenführung 

0 ationaljozialiftijche 
Studententum 


953 63940 (1) 


Grundlagen, 
bau und Wirtfchaftsorönung 
nationalſozialiſtiſchen Staates 


Lieferung 53 


Gruppe | Beittag 7d Der Derfaſſungsbeauftragte des Reichsftudentenführers gibt 


in dem vorliegenden Beitrag zunächſt eine geſchichtliche 
Darlegung der ſchickſalhaften Tragik des deutſchen Studen- 
tentums, die darin beſtand, der Nation vom Beginn des 
19. Jahrhunderts an zwar immer wieder das Jdeal der 
völkiſchen Erneuerung gewieſen zu haben, ohne jedoch zu 
einer ftcaffen, ſämtliche Fräfte ſammelnden und austichten- 
den Einigung durchgedrungen zu fein. Es wird dann gezeigt, 
wie dieſe Einigung durch den Nationaljozialiftischen Deut— 
ſchen Studentenbund vollzogen werden konnte, der, nach 
einem Worte des Führers aus der Rampfzeit, in erfolg— 
reichem Wirken für den Sieg der nationalſozialiſtiſchen Idee 
auf der fjochſchule „zum deutſchen Dolk marſchierte“. In 
knapper und doch erſchöpfender Fafjung gelangt das Orga— 
niſationsgefüge des heutigen nationalſozialiſtiſchen Studen— 
tentums zur Darſtellung, deſſen vier tragende Säulen der 
Nationalfozialiftiiche Deutſche Studentenbund, die Deutſche 
Studentenſchaft, das Reichsftudentenwerk und der N9.- 
Altherrenbund find. Anjchaulich wird dem Lejer vor Augen 
geführt, wie alle dieſe in der Hand des Reichsftudenten- 
führers nunmeht einheitlich zuſammengefaßten Organiſatio— 
nen ihre Jnitiativen für die entſprechenden Wirkungs- 
bereiche von den einzelnen Hmtern der Reichsftudenten- 
führung erhalten. 
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I. Die Gefchichte des deulſchen Studententums 


I. Wartburg und fiyffhäujer 


Lange Jahrhunderte in der Geſchichte der deutſchen Hochſchulen gab es, in denen das 
Studententum zu einer umfaſſenden gemeinſamen Organiſation nicht zu kommen ver- 
mochte. Erſt ſeit Beginn des neunzehnten Jahrhunderts wurde immer wieder ver- 
ſucht, die Studenten des geſamten deutſchen Sprachgebietes zu einheitlichem natio- 
nalem Wollen zuſammenzufaſſen. Dieſe Verſuche gingen von vereinzelten Gruppen 
und Verbänden aus, die zwar zahlenmäßig weit in der Minderheit waren, aber kraft 
der Wucht und Stärke ihrer Forderungen nicht nur mit Recht innerhalb der Stu— 
dentenſchaft den Totalitätsanſpruch erhoben, ſondern darüber hinaus weite Kreiſe 
des deutſchen Volkes für ihre Ideen begeiſterten. 


Die urburſchenſchaftliche Bewegung, die 1815 von Jena ausging und mit elemen— 
tarem Schwung die akademiſche Jugend faſt aller Aniverſitäten erſaßte, fand ihren 
Höhepunkt 1817 im Wartburgfeſt, das für die geſamte Nation geſchichtliche Bedeutung 
gewann. Im Verfolg der Karlsbader Beſchlüſſe des Jahres 1819 aber wurde dieſe 
Bewegung mit den polizeilichen Mitteln der Reaktion im Keime erſtickt; ſo ſehr, 
daß die Burſchenſchaften, als ſie dann in den fünfziger und ſechziger Jahren wieder- 
erſtanden, im Bismarckſchen Reich die aktive nationale Führung nicht mehr zu über— 
nehmen vermochten. Es war in dieſer Zeit das Verdienſt der im Kyffhäuſer— 
Verband zufammengefaßten Vereine Deutſcher Studenten, dem nationalen Gedanken 
in der Studentenſchaft zum Durchbruch verholfen und ihn zur ſelbſtverſtändlichen 
Grundlage jeder Korporation gemacht zu haben. Als Träger des völkiſchen Anti- 
ſemitismus war der Kyffhäuſer Verband zweifellos der ſtärkſte Vorläufer des 
Nationalſozialismus im ſtudentiſchen Bereich. Es gelang hier, aus faſt allen Kor. 
porationen die Juden, wenn auch zeitlich bedingt meiſt nur die Konfeſſionsjuden, aus- 
zuſcheiden und zur Gründung eigener Zuſammenſchlüſſe zu zwingen, wobei übrigens 
die Aſſimilanten bald von den Zioniſten überflügelt waren. In Oſterreich wurde eine 
ähnliche Bewegung vor allem von den Burſchenſchaften getragen; ihr gelang es auch, 
durch noch konſequentere Betonung des Raſſeprinzips und noch leidenſchaftlichere 
Vertretung ihrer politiſchen Forderungen ſchon damals eine reinliche Scheidung 
zwiſchen deutſchſtämmigen und fremdſtämmigen, vor allem jüdiſchen Studenten ber- 
beizuführen. 


2. Der Wilhelminismus 

In Deutſchland brachte die Epoche zwiſchen 1870 und 1918 mit der Glanzzeit des 
Bürgertums auch eine äußere Blüte des Studententums, das dem Bürgertum die 
Führer und Beamten ſtellte. Aber unter dieſem äußeren Glanz verbarg ſich nur 
mühſam eine gewiſſe innere Hohlheit und Blaſiertheit, die die wilhelminiſche Epoche 
im allgemeinen kennzeichnet. Aber Gegenſätzlichkeiten und Streitigkeiten kam man 
nie hinaus: zwiſchen Verbindungsſtudenten und Freiſtudenten und innerhalb der 
ſtudentiſchen Verbände wieder zwiſchen den ſchlagenden und nichtſchlagenden, den 
farbentragenden und ſchwarzen, zwiſchen konfeſſionellen und neutralen; und innerhalb 
der ſchlagenden hatten ſich mitunter Dutzende von Korporationen gegenſeitig in den 
Verruf geſteckt, ſo daß es damals manchen Waffenſtudenten gab, der nur ſehr wenige 
ſatisfaktionsfähige Kommilitonen kannte, mit denen zu verkehren hinreichend couleur. 
fähig war. 

Die Studentenſchaft dieſer Zeit war in ihrer Zerſplitterung ein getreues Spiegel- 
bild des geſamten Volkes. Wo die Nation ſich in politiſchen Leidenſchaften befehdet, 
in Klaſſen und Stände zerſpalten, durch Parteifunktionäre auſgehetzt, und in ihren 
führenden Schichten in ſatte Selbſtzufriedenheit verſinkt, da kann auch die Studenten— 
ſchaft kein Bild der Einigkeit und Einheit geben. Wir können dieſe Periode in der Ge— 
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ſchichte des deutſchen Studententums nicht beſſer charakteriſieren als mit den Worten 
des Reichsminiſters und Reichsleiters Dr. Frick vom 29. Januar 1934 im Berliner 
Sportpalaſt: „Die damalige Zeit war nicht reif für die Schafſung der ſtudentiſchen 
Einheit. Die Vorausſetzungen fehlten überall. Sie fehlten beim Staat. Die Staats- 
auffaſſung eines Metternich und der Karlsbader Beſchlüſſe ſind kein Boden für 
ſtudentiſche Einheit. — Sie fehlten bei den Hochſchulen. Die Stellungnahme der 
Rektoren und Senate zu den ſtudentiſchen Einheitsbemühungen iſt kein Ruhmesblatt 
in der Geſchichte der deutſchen Hochſchulen und des deutſchen Profeſſorentums. Aber 
auch den Studenten ſelber fehlte die Haltung, von der allein aus — wie wir heute 
wiſſen — der allen Zwieſpalt überbrückende Wille zur Einheit durchdringen kann.“ 


3. Der flampf der NSDAP. um die ſjochſchule 
Die Geſchichte des nationalſozialiſtiſchen Kampfes in der Hochſchule geht bis in die 
Anfänge der NSDAP. zurück. Bereits im Frühjahr 1923 riefen die damaligen 
Führer der nationalſozialiſtiſchen Studentengruppen der Münchener Hochſchulen, 
Rudolf Heß und Hermann Göring, die deutſchen Studenten Münchens zu einer 
Hitlerkundgebung auf, der das Thema: „Deutſcher Student und deutſcher Arbeiter — 
die Träger der deutſchen Zukunft“ zugrunde lag. 
Nach dem Wiedererſtehen der NSDAP. in den Jahren 1924 und 1925 bildeten ſich 
an den deutſchen Hochſchulen erneut nationalſozialiſtiſche Studentengruppen in Form 
von Hochſchulfektionen der Parteiortsgruppen. Im Januar 1926 gab der Führer den 
Befehl zur Gründung des Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Studentenbundes. Die 
Hochſchulſektionen unterſtellten ſich ſofort als Hochſchulgruppen dem von Adolf Hitler 
eingeſetzten Führer des Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Studentenbunds. 
Die Schwierigkeiten, die ſich dem Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Studentenbund 
entgegenſtellten, ſchienen anfänglich unüberwindlich zu ſein. Alle die antivölkiſchen 
Kräfte, mit denen ſich die NSDAP. auseinanderzuſetzen hatte, Judentum, Frei- 
maurerei, politiſcher Konſeſſionalismus, betrachteten gerade die Hochſchule als ihre 
Domäne. Trotzdem gelang es in einem unerhörten Siegeszug, in kurzer Zeit an allen 
Hoch- und Fachſchulen Großdeutſchlands Gruppen ins Leben zu rufen. Am 20. Fe- 
bruar 1926 erfolgte im „Völkiſchen Beobachter“ der erſte öffentliche Aufruf des 
NSd.⸗Studentenbunds, der „von allen Geſinnungsfreunden der Hochſchulen des 
deutſchen Sprachgebiets, die bereits der NSDAP. angehören, unverzüglich fordert, 
Sektionen des NSDD.⸗Studentenbunds zu gründen“. Bereits im folgenden Jahr 
konnte in Leipzig, wohin die Bundesführung übergeſiedelt war, die erſte Reichs- 
tagung abgehalten werden. Auf ihr waren ſchon faſt alle reichsdeutſchen Aniverſi⸗ 
täten und Techniſchen Hochſchulen vertreten. Wenn die einzelnen Gruppen auch noch 
klein waren, ſo vereinigten ſie in ihren Reihen die revolutionärſten Kräfte des 
Studententums, deren Aktivität durch die zahlenmäßige Schwäche eher geſteigert als 
geſchmälert wurde. Auf der zweiten Reichstagung im Februar 1928 waren außer 
allen damaligen reichsdeutſchen Hochſchulen auch bereits Wien, Graz und andere 
öſterreichiſche Hochſchulſtädte vertreten. Der Nationalſozialiſtiſche Deutſche Studen- 
tenbund bekundete damit, daß er, wie die Geſamtbewegung, ſein Gefüge ſich im groß⸗ 
deutſchen Raum ſchaffen wollte. 

Die Aufgaben und das Ziel des NSD.⸗Studentenbunds gehen eindeutig aus der 

Satzung hervor, die damals geſchaffen wurde und als Rahmenjagung für alle Hoch. 

ſchulgruppen galt. Sie heißen: 

„Aufgaben: Der Nationalſozialiſtiſche Deutſche Studentenbund ift eine Zereini- 
gung von Studenten nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung. Seine Auſgaben ſind: 
a) wiſſenſchaftliche (Bearbeitung von Spezialfragen des Nationalſozialismus), 

b) propagandiſtiſche (Verbreitung nationalſozialiſtiſcher Gedankengänge auf der 
Hochſchule), 
c) erzieheriſche (Heranbildung des Führernachwuchſes für die NSDAP.). 
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Ziel: Der NSDStBB. kämpft für das Dritte Reich ſozialer Gerechtigkeit und 
nationaler Freiheit. Seine Ziele find identiſch mit denen der NSDAP.“ 


Der Studentenbund ſah ſich ſo vor zwei Aufgaben geſtellt: erſtens auf der Hochſchule 
innerhalb der Studentenſchaft für die Ideen der Bewegung Adolf Hitlers zu werben 
und in der Hochſchule deren völkiſche und ſoziale Forderungen aufzurichten, zweitens 
den für den Nationalſozialismus gewonnenen Studenten der Bewegung zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen. 


Von allem Anfang an ſtand feſt, daß der Studentenbund nicht neben der Geſamt⸗ 
bewegung, ſondern mitten in ihr arbeiten und wirken mußte. Faſt ausſchließlich 
ſtanden die alten Studentenbundsmänner neben ihrer Tätigkeit im Studentenbund 
oder in der Deutſchen Studentenſchaft in der Partei oder deren Gliederung. 


Neben dieſer Mitarbeit der Studenten in der Partei vollzog ſich naturgemäß ihre 
Arbeit in der Hochſchule. Durch die bewährten Propagandaformen der Gejamtpartei, 
nicht etwa durch beſondere akademiſche Methoden, mußte um jeden einzelnen Stu⸗ 
denten, wie um jeden anderen Volksgenoſſen, gerungen werden. So wurde in un- 
aufhaltſamem Schwung ein Geſinnungswandel im Bereich des deutſchen Studenten- 
tums herbeigeführt, für den die Ergebniſſe der Wahlen zu den Allgemeinen Stu— 
dentenausſchüſſen äußerer Ausdruck waren. Hier konnte der Studentenbund in 
immer ſteigendem Maße Erfolge verzeichnen. In Heidelberg, Erlangen und an 
vielen anderen Orten gelang es frühzeitig, zu abſoluten Stimmenmehrheiten zu 
kommen, die zwangsläufig dann dazu führten, daß gegen alle ſonſtigen Widerſtände 
auf dem Grazer Studententag des Jahres 1931 die Führung der „Deutſchen Stu- 
dentenſchaft“ von Nationalſozialiſten auf legalem, parlamentariſchem Weg über⸗ 
nommen wurde. 


Zu einer Zeit, da in Deutſchland noch ſchwarz-rote Koalitionen regierten, wurden 
an den deutſchen Hoch- und Fachſchulen abſolute Mehrheiten durch den N Sd. 
Studentenbund für die NSDAP. erfochten. 


Die Erfolge des NSdDD.⸗Studentenbunds bedeuteten für die NSDAP. und ihre 
Propaganda immer wieder einen gewaltigen Auftrieb. Der Führer gab dem im 
Jahre 1930 mit den Worten Ausdruck: „Nichts gibt mir mehr Glauben an den Sieg 
der Idee als die Erfolge des Nationalſozialismus auf der Hochſchule!“ Im März 
1931, in feinem Aufruf zur Gründung ſeiner NS.⸗Studenten⸗Kampfhilfe, ſagte der 
Führer: „In unerhörtem Siegeszug pflanzt der Nationalſozialismus an einer Uni- 
verſität nach der andern, an einer Techniſchen Hochſchule nach der andern, die Fahne 
des Freiheitskampfes unferes Volkes auf. So, wie in den größten Zeiten deutſcher 
Geſchichte iſt nun wieder der deutſche Student zum Bannerträger der Zukunft unſeres 
Volkes geworden. Was Generationen deutſcher Bürgerlichkeit an unſerem Volk 
verſchuldet haben, macht die deutſche Jugend unter dem Zwang ihres Herzens in 
reißendem Sturm wieder gut. Der Nationalſozialiſtiſche Deutſche Studentenbund 
marſchiert zum deutſchen Volk. Er wird das vollziehen, was unſeren Feinden als 
das Gefährlichſte erſcheint: Deutſche Kraft und deutſcher Geiſt werden wieder zu 
einer Einheit verſchmelzen und dem deutſchen Lebenswillen damit die Möglichkeit 
ſeiner Verwirklichung bieten.“ 


4. Die geiſtige Situation der fjochſchule 

Der Kampf des NSd.⸗Studentenbundes an der Hochſchule war vor allem deshalb 
beſonders ſchwierig, weil ihr nach ihrer ganzen Entwicklung die unmittelbare völkiſche 
Sinngebung fremd geblieben war. Ein Blick in die Entwicklungsgeſchichte der Hoch- 
ſchule läßt dies deutlich werden. 

Die Aniverſität, das Arbild der deutſchen Hochſchule, iſt eine Schöpfung des germa— 
nifch-hriftlihen Mittelalters, die ſich ihrer Struktur nach außerhalb Deutſchlands 
entwickelt hat und die aus dem Aniverſalismus der römiſch⸗-katholiſchen Kirche er- 
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wachſen iſt. Die Theologie galt als der Vorhof aller anderen Fachgebiete, ſie war 
das weltanſchauliche Bindeglied, Anfang und Ende des Erkenntnisſtrebens. Die Zeit 
des Humanismus wandelte dieſe kirchliche Betonung ab, ohne fie ganz zu erſchüttern. 
Was etwa zur Zeit eines Erasmus von Rotterdam in äußerer Scheinblüte als 
„deutſche Bildung“ bezeichnet wurde, war in Wahrheit eine Fülle von Fremdgut, 
ein Vielwiſſen von formaler Höhe. Auch der völkiſche Revolutionierungsverſuch 
Luthers änderte daran wenig: die neue Hochſchule als Mittelpunkt deutſchen Geiſtes⸗ 
lebens kam nicht. Das Bildungsſyſtem, das entſtanden war, war ein Gemiſch von 
Konfeſſionalismus, Scholaſtik und Humanismus. 


Die Aufklärung hat die ſcholaſtiſch⸗humaniſtiſche Hochſchule nicht reſtlos zu erneuern 
vermocht. Die Schleiermacher⸗Humboldtſche Aniverſität bedeutet vor allem in ihrer 
Geſchichte und in der Gründung der Aniverſität Berlin zum Ausdruck gekommenen 
Hinwendung zur Nationalidee eine Neugeſtaltung, ſcheute aber doch im Entſcheiden⸗ 
den vor einem Bruch mit der Tradition zurück. Sie war getragen von der großen 
Humanitätsidee des 18. Jahrhunderts, und in ihrem Namen beſaß die deutſche Ani⸗ 
verſität die geiſtige Führung in der Nation, was vorher nicht der Fall geweſen iſt. 


In der Entwicklung eines weiteren Jahrhunderts hat ſich das Bild der deutſchen 
Aniverſität wiederum vollkommen gewandelt. Sie beſaß nicht mehr die Führung in 
der Nation und ſie ſtellte auch nicht mehr eine geiſtige Einheit und eine gemeinſame 
Sinnrichtung dar. Die Einzelwiſſenſchaften hatten ſich aus dem gemeinſamen Boden 
gelöſt, verſelbſtändigt, immer weiter verzweigt und immer mehr zerſplittert. Das 
Ganze der Wiſſenſchaft und die Aniverſität war erſichtlich im Niedergang und ihre 
bildende Wirkkraft erlahmte. Sie lebte aus verbrauchten Traditionen, ſchuf aus 
Literatur wiederum Literatur und ſtand mit ihrem ganzen Betrieb abſeits von den 
Lebenswirklichkeiten, ohne näheres Verhältnis zur Lage, Not und Aufgabe der 
Nation. Die Wiſſenſchaft wurde zum Selbſtzweck, man meinte, die Wiſſenſchaft ſei 
vorausſetzungslos. In Wirklichkeit wurde mit dieſer Vorausſetzungslofſigkeit einer 
objektiven Wiſſenſchaft nur die politiſch liberale Tendenz bewußt oder unbewußt 
verſchleiert. 

Das Ergebnis dieſer Wertfreiheit der Wiſſenſchaft war Aberfremdung auf der einen 
und Spezialiſierung auf der andern Seite. Da der völkiſche Sinnmittelpunkt fehlte 
und mit ihm der geſunde Maßſtab aller Wiſſenſchaft, ſormten vorwiegend Mächte 
überſtaatlicher Ausrichtung das geiftige Geſicht des 19. Jahrhunderts: Kirche, Juden⸗ 
tum, Freimaurertum und Marxismus. Sie beherrſchten ſachlich wie perſonell die 
ſogenannte Bildung; auf der andern Seite machte ſich der Spezialismus breit, kamen 
tauſenderlei Maßſtäbe auf, die miteinander im Widerſtreit lagen oder ſich in ſich 
ſelbſt abkapſelten. Statt großer ſchöpferiſcher Geſtaltung triumphierte das 
Epigonentum. 

In Wirklichkeit hat alſo die Hochſchule bei ihrer Entwicklung viele Erſchütterungen 
und Kriſen erlebt, ohne aber dadurch ihre urſprüngliche Grundlage weſentlich zu 
ändern. Es war ſtets nur ein Ambauen und ein Weiterbauen auf den beſtehenden 
Fundamenten, vielſach beſtimmt durch fremde Einflüſſe und durch geiſtige Strö— 
mungen, die von außerhalb des Reiches kamen. Die Aniverſität wurde groß und alt 
in einem Zeitraum, den der Nationalſozialismus als die Zeit der geiſtigen Völker. 
wanderung und der Aberfremdung des deutſchen Volkes empfunden und erkannt hat. 
Dieſe Zeit aber hat heute ihr eindeutiges Ende gefunden. Damit aber hat zugleich 
die bisherige Entwicklung der deutſchen Aniverſität ihren unerbittlichen Abſchluß 
erhalten. 

Immer und immer wieder waren in der Vergangenheit die Aniverſitäten der Gefahr 
erlegen, Anſtalten des reinen Intellekts zu werden. Der Intellekt als ſolcher war 
allein entſcheidend, während die Werte des Charakters, der Seele und des Gemütg 
oft überhaupt nicht gebildet wurden. So entſtand jener Typ des intellektuellen 
Geiſtesmenſchen, der weithin jeden wahren Schöpfertums verluſtig gegangen war 
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und der erfahrungsgemäß, eben weil Charakter und Haltung in ſeiner Erziehung 
völlig vernachläſſigt wurden, auch politiſche und völkiſche Belaſtungsproben ungleich 
ſchwerer zu ertragen vermag als der unverbildete Volksgenoſſe, der mit der Kraft 
eines heißen Herzens und eines ſtarken Glaubens dem Willen ſeines Führers folgt. 


„Wahrhaft geiſtig ſchöpferiſche Geſtaltungskraft entſpringt nicht dem Verſtand allein, 
ſondern iſt eng verbunden dem Gemüt, dem Herzen und dem Charakter. Sie gilt es 
zu bilden, wenn es um die Schaffung neuer Werte geht, wie es Aufgabe und Ziel 
der deutſchen Hochſchule ſein muß. Sie müſſen zugleich geweckt und geſtählt werden 
in allen den jungen Menſchen, die auf Deutſchlands hohen Schulen Studenten ſind. 
Denn die Studenten von heute werden die Erzieher, Arzte, Rechtswahrer, Wirt. 
ſchaftler und Techniker von morgen. Sie alle ſtehen dann an verantwortungsvollen 
Stellen unſeres völkiſchen Lebens. Ihr Tun erſchöpft ſich nicht im Kommando über 
Maſchinen und im Gebrauch der Feder; ihr Handeln erfüllt ſich in der Führung von 
Menſchen. And weil zur Menſchenführung nur die beſten Kräfte geeignet ſind, die 
durch eigenes Vorbild wirken, deshalb muß der Student nicht nur zu einem höchſten 
Maß von Wiſſen und Können erzogen werden, ſondern auch vor allem zu Charakter 
und Perſönlichkeit“ (Dr. Scheel beim Deutſchen Studententag 1938). 


5. Die Derfaſſung des deutichen Studententums 

Vor der Machtübernahme durch die NSDAP war die tatſächliche Verfaſſung des 
deutſchen Studententums ebenſo verwirrt und zerſplittert wie alle Gemeinſchaften 
und Einrichtungen des deutſchen Volkes überhaupt. Drei Organiſationsgruppen 
ſtanden einander gegenüber: 


1. die Deutſche Studentenſchaft, 1919 von der Kriegsgeneration als Selbſtverwal— 
tungs. und Selbſthilfe⸗Organiſation gegründet, in den Nachkriegsjahren mehr 
Gewerkſchaft, Zweckverband, Intereſſenvertretung als wirklich politiſcher Träger 
völkiſcher und weltanſchaulicher Ideale, zugleich — vor allem in den örtlichen 
Studentenausſchüſſen — entſprechend dem parlamentarijch-demofratiichen Prinzip, 
Tummelplatz ſtudentiſcher Filialen der Syſtemparteien und Diskuſſions⸗Gremium 
des Korporations⸗Preſtiges; 

2. eine Vielzahl von großen und kleinen Korporations-Verbänden, ſchlagenden und 
nichtſchlagenden, nationalbewußten und internationalen, viele davon in ſich un- 
einig, in Kreiſe und Gruppen aufgeſpalteten, jedenfalls unfähig zu einer entſchei— 
denden politiſchen Tat; 


3. ſeit 1926 der Nationalſozialiſtiſche Deutſche Studentenbund, der in den Jahren 
1930 bis 1932 in faſt allen örtlichen Studentenſchaften, auf dem Grazer Studenten- 
tag 1931 auch in der Deutſchen Studentenſchaft ſelbſt nach parlamentariſchen Grund 
ſätzen die Macht eroberte, nach und nach einen Teil der waffenſtudentiſchen Kor— 
porationen mit nationalſozialiſtiſchen Ideen durchſetzte und ſchließlich 1933 bei 
der Machtübernahme den einzigen geſchloſſenen Machtfaktor des Nationalſozia⸗ 
lismus auf den deutſchen Hochſchulen darſtellte. 


Dieſes Bild der Zerſplitterung hat ſich auch in den Jahren unmittelbar nach der 
Machtergreifung bis zum Amtsantritt des Reichsſtudentenführers Dr. Scheel im 
November 1936 nur unweſentlich geändert. Die Führung von Studentenſchaft und 
Studentenbund war getrennt geblieben. Ihre aktiven Kräfte hatten ſich zerſplittert; 
ſie hatten häufig genug nebeneinander und gegeneinander gearbeitet. Das Reichs— 
ſtudentenwerk, als ſoziales Selbſthilfewerk zweifellos die größte und bleibendſte Tat 
der Studentengeneration von 1919, war der Studentenſchaft in ihrem Konflikt mit 
dem preußiſchen Kultusminiſter Becker 1926 verlorengegangen; es ſtand 1936 noch 
immer außerhalb der ſtudentiſchen Organiſation. Neben Studentenbund, Studenten— 
ſchaft und Studentenwerk ſtanden die großen Korporationsverbände. Zwar hatten ſich 
im Jahre 1936 die aktiven Korporationen in Auswirkung des Erlaſſes des Stellver- 
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treters des Führers vom 14. Mai 1936 aufgelöſt. Ihre Altherrenverbände und deren 
Reichszuſammenſchlüſſe beſtanden aber neben dem Studentenbund und weithin in 
Oppofition zu ihm weiter. Sie vereinigten in ſich neben gewiſſen konfeſſionellen oder 
reaktionären Tendenzen zweifellos wertvollen Gemeinſchaftsgeiſt und völkiſche Tra- 
dition, und es war eine faſt tragiſche Entwicklung, daß dieſe ſtarken Gemeinſchaften 
io lange außerhalb der NSDAP., zum Teil neben ihr, zum Teil aber auch in verftimm- 
ter Ablehnung ihr gegenüber verharrt waren, obwohl mancher ihrer Führer für ſeine 
Perſon längſt aktiver Nationalſozialiſt war, viele ihrer Mitglieder der Partei und 
ihren Gliederungen angehörten und es zudem längſt jedem Einſichtigen klar war, 
daß der Führer für die Partei den unabdingbaren Anſpruch auf die Erziehung des 
deutſchen Menſchen geſtellt hatte und daß daher Gemeinſchaften, die ſich fo ausſchließ⸗ 
lich um die Idee der charakterlichen und nationalen Erziehung junger Volksgenoſſen 
gebildet hatten, wie es bei den meiſten Altherrenverbänden der Fall war, unmöglich 
außerhalb der NSDAP. beſtehen und gedeihen konnten. Viele, die ſich für ihre 
Perſon längſt freudig unter die Geſetze der nationalſozialiſtiſchen Bewegung geſtellt 
hatten, verkannten noch immer jenen vom Führer immer wieder aufgeſtellten Grund- 
ſatz von der Totalität der Partei auf dem Gebiete der Erziehung. Sie glaubten, 
gerade die ſtudentiſche Erziehungsgemeinſchaft und die ihr entſprechende Traditions 
gemeinſchaft der Alten Herren könne außerhalb der Partei, gewiſſermaßen auf 
„privatem“, „politiſch neutralem“ Boden beſtehen, während ſie aber zugleich wohl 
wußten, daß der heutige Student ſpäter als Führer ſeiner Volksgenoſſen auf dem 
Gebiete der Wirtſchaft, des Rechtslebens, der Geſundheitsführung, der Erziehung 
uſw. eine beſonders wichtige Funktion beſitzt, und obwohl ſie alſo notwendigerweiſe 
zu dem Schluß hätten kommen müſſen, daß die Partei auf die Erziehung dieſer jungen 
Volksgenoſſen, der Studenten, ein beſonderes Maß von Sorgfalt und Mühe ver- 
wenden müſſe. | 


l. Die Reichsftudentenführung 


I. Die Stellung des Reichsftudentenführers 

Die Auffaſſungen und Meinungen waren alſo unklar und verwirrt, die Organi- 
ſationsformen waren zerſplittert und widerſpruchsvoll, als Dr. Scheel ſein Amt als 
Reichsſtudentenführer antrat. Schon wenige Wochen ſpäter war es durch organi- 
ſatoriſche Zuſammenlegung und durch Herſtellung der Perſonalunion in allen Amtern 
der Studentenſchaft und des Studentenbundes gelungen, die ſchlimmſten Mißſtände 
zu beſeitigen. Der raſche und planvolle Aufbau der ſtudentiſchen Kameradſchaften 
(heute nahezu 1000 im ganzen Reich) und die Erfaſſung der beſten Kräfte aus den 
älteren Semeſtern im Reichsberufswettkampf der deutſchen Studenten (Teilnehmer- 
zahl 1937/38: 14 593) hat aus der vorher ungegliederten und geſtaltloſen Maſſe der 
Studenten eine gemeinſchaftsmäßig geordnete und für wertvollſte Aufgaben aktw ein- 
geſetzte Mannſchaft geformt. 

Auch die Ziele, die Dr. Scheel bei ſeiner Amtsübernahme auf dem Gebiet des Alt- 
berrenbunds und des Reichsſtudentenwerks als beſonders vordringlich bezeichnet 
bat — Ausbau der „YNS.⸗Studentenkampfhilfe“ durch Aufklärung und Werbung, 
Herſtellung organiſatoriſcher und rechtlicher Beziehungen zwiſchen der Reichs- 
ſtudentenführung, dem NS.⸗Altherrenbund und dem Reichsſtudentenwerk —, find im 
Sommer 1938 erreicht worden. 


Die Führung des geſamten deutſchen Studententums an allen deutſchen Hoch- und 
Fachſchulen, die Führung der nationalſozialiſtiſchen Alt⸗Akademiker, die ſoziale Be⸗ 
treuung des ſtudentiſchen Nachwuchſes und die Sorge für Ausleſe, Berufslenkung 
und Berufserziehung in den akademiſchen Berufen liegt heute einheitlich und ſtraff 
zuſammengefaßt beim Reichsſtudentenführer. 
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Zur Löſung aller Aufgaben von Führung und Verwaltung auf den von ihm zu 
betreuenden Gebieten ſteht ihm ein Stab von Mitarbeitern zur Verfügung, die in 
der Reichsſtudentenführung zuſammengefaßt find. Die Reichsſtudentenführung iſt 
ein Teil der Reichsleitung der NSDAP. 

Dem Reichsſtudentenführer unterſtehen: 

1. der Nationalſozialiſtiſche Deutſche Studentenbund als Gliederung der NSDAP., 


2. die Deutſche Studentenſchaft als ſtaatlich anerkannte Selbſtverwaltungsgemein . 
ſchaft aller deutſchen Studenten, 


3. der NS. ⸗Altherrenbund der Deutſchen Studenten (früher: „NS.⸗Studenten⸗ 
kampfbilfe“), 
4. das Reichsſtudentenwerk als Anſtalt des öffentlichen Rechts. 


Die dem Reichsſtudentenführer unterſtehenden vier Säulen ſind organiſatoriſch und 
perſonell wechſelſeitig auf das engſte verbunden. In nahezu ſämtlichen Amtern des 
NSd.⸗Studentenbundes und der Deutſchen Studentenſchaft iſt von der Reichsinſtanz 
bis in die örtliche Gliederung Perſonalunion hergeſtellt. Der Hauptgeſchäftsführer 
des Reichsſtudentenwerks gehört als Amtsleiter der Reichsſtudentenführung an, 
der Wirtſchafts⸗ und Sozialamtsleiter der Reichsſtudentenführung iſt zugleich im 
Auftrag des Reichsſtudentenführers Inſpekteur des Reichsſtudentenwerks. Der 
„Amtschef“ des NS.⸗Altherrenbunds iſt zugleich Amtsleiter der Reichsſtudenten⸗ 
führung, die Gauſtudentenführungen führen zugleich die Geſchäſte der Gau- 
verbandsleiter des NS.⸗Altherrenbunds, die örtlichen Studentenführer die Geſchäfte 
der Hoch- und Fachſchulringführer. 

Der Deutſche Studententag, der jährlich im Sommerſemeſter als machtvolle politiſche 
Kundgebung des nationalſozialiſtiſchen Studenten⸗ und Altherrentums ſtattfindet, 
vereinigt alle Kräfte, die am Neuaufbau tätig ſind, um gemeinfam Rechenſchaft über 
das bisher Geleiſtete abzulegen, Ausſchau zu halten auf die Zukunſt und ſich erneut 
zum Führer und zu den ewigen Grundſätzen der nationalſozialiſtiſchen Bewegung zu 
bekennen. 


2. Die Aufgaben der Hmter 


Der Aberblick über die Amter der Reichsſtudentenführung vermittelt einen Eindruck 
von dem Amfang der in der Reichsſtudentenführung und den ihr nachgeordneten 
Stellen zu leiſtenden Arbeit. 


a) Amt Politiſche Erziehung, — Landdienſt, Fabrikdienſt 
Das Amt Politiſche Erziehung iſt für die geſamte weltanſchauliche und politiſche 
Erziehung aller deutſchen Studenten an den Hoch. und Fachſchulen verantwortlich. 
Seine Aufgabe iſt es, die deutſchen Studenten zu charakterlich ſtarken und weltanſchau⸗ 
lich geſeſtigten Nationalſozialiſten zu formen, die an den Hochſchulen und im Berufs. 
leben die vom Führer geſteckten Ziele durchſetzen. Zur Durchführung dieſer Aufgaben 
wurden an allen Hoch⸗ und Fachſchulen ſtudentiſche Kameradſchaſten als unterſte 
Einheiten des NSD.⸗Studentenbundes gebildet. 

Ihre Haltung und Einſatzbereitſchaft beweiſen die Kameradſchaften durch Einſatz im 
Landdienſt, im Fabrikdienſt, in der NSWV.⸗Arbeit und in der Erntehilfe. 

Zu den Obliegenheiten dieſes Amtes gehört es, den Studenteneinſatz vorzubereiten, 
durchzuführen und zu überwachen, ſowie allgemein den politiſchen Blick des Studenten 
nach dem Oſten zu lenken und ihn ſo zum aktiven Träger einer nationalſozialiſtiſchen 
Oſtpolitik zu machen. Das Amt zieht ferner die Kameradſchaftsführer laufend zu 
Lagern zuſammen, um ſie für ihre Arbeit auszurichten. 

„Wie der Arbeitsdienſt einſt, bevor er zur großen Erziehungsſchule der deutſchen 
Jugend wurde, jo ift heute der Land- und Fabrikdienſt Ehrendienſt und Bewährunas- 
probe der deutſchen Studenten. Zwei ſchwere Mängel in der Ausbildung des geiſtig 
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ſchaffenden Menſchen, die fein Verſagen in der Vergangenheit verurſacht haben, find 
in Zukunft ganz beſonders zu bekämpfen: 


1. Die für die Ausbildung des Studenten an ſich verantwortliche Inſtitution be- 
gnügt ſich damit, daß der Student hört und mit dem Federhalter oder beſtenfalls 
mit dem Ohr aufnimmt und im Gedächtnis behält. Sein Wert aber wird allein 
danach bemeſſen, ob er das auswendig Gelernte im Examen wieder von ſich geben 
kann. Wird der Student durch dieſe ſchülerhaften Methoden einmal zum unjelb- 
ſtändigen Denken erzogen, jo wirkt ſich die un verantwortliche Vernachläſſigung 
der gerade für einen Mann in unſeren Berufen ſo weſentlichen Kräfte des 
Herzens, der Arteilsfähigkeit, des Mutes, des Willens und der Entſchloſſenheit 
beſonders verheerend aus, denn die Neunmalweiſen find bekanntlich Feinde jeder 

Tat. Im Land und Fabritkdienſt lernt der Student hart zu werden 
gegen ſich ſelbſt, mit Schwierigkeiten fertig zu werden, ſich durchzuſetzen, ſich Ver. 
trauen und Anerkennung zu ſchaffen, mit einem Wort, was er auf der Aniverſität 
nicht lernt: Handeln! 


Der zweite Mangel iſt: die einſeitige verſtandesmäßige und theoretiſche Aus- 
bildung riegelte den Studenten von der Wirklichkeit und damit von dem politiſchen 
Leben des Volkes ab und machte ihn weltfremd. Nun iſt aber die Erfahrung, 
d. h. das Wiſſen aus eigener Anſchauung und aus eigenem Erleben die wichtigſte 
Lehrmeiſterin für einen jungen Menſchen. Nicht Kenntniſſe find im Leben ent- 
ſcheidend, ſondern Erkenntniſſe. Der Land- und Fabrikdienſt ermöglicht dem 
Studenten, ſein Wiſſen und Denken an der harten Wirklichkeit zu überprüfen, 
und vermittelt ihm anderſeits durch die Erfahrung des praktiſchen Lebens eine 
Fülle von Anregungen für ſein Studium. Dieſe Aberlegungen haben den Reichs. 
ftudentenführer veranlaßt, die Bewährung des Studenten in dieſer politiſchen 
Schule des Land- und Fabrikdienſtes zur Vorausſetzung für die Aufnahme in 
den NSD.-Studentenbund zu machen“ (Stellv. Reichsſtudentenführer Horn, 
Deutſcher Studententag 1938). 


Allein in den Sommerferien 1937 und in den Frühjahrsferien 1938 haben im acht 
Wochen dauernden Landdienſteinſatz und in ſechswöchiger Erntehilfe 9843 Studenten 
und Studentinnen gearbeitet, die den deutſchen Bauern an der Oſtgrenze in 
882 Dörfern, auf 7053 Höfen die Ernte einbringen halfen. In durchſchnittlich ſechs. 
wöchiger Arbeit haben dieſe Studenten und Studentinnen im Landdienſt und in der 
Erntehilfe 2 834 784 Arbeitsſtunden geleiſtet. Im Fabrikdienſt haben in den letzten 
zwei Jahren 1117 Studenten und Studentinnen in 172 665 Arbeitsſtunden gearbeitet 
und damit deutſchen Arbeitern und Arbeiterinnen 21 583 Tage zuſätzliche Erholung 
ermöglicht. Bei den Studentinnen erfolgte darüber hinaus ein beſonderer Einſatz 
in der NSWV., in den drei Fachgebieten des Frauendienſtes, im deutſchen Frauen- 
werk, im Jugend: und Frauenamt der DAF. und im Reichsmütterdienſt. 


1 


b) Wirtſchafts- und Sozialarbeit, — Langemarckſtudium 


Aufgabe des Wirtſchafts⸗ und Sozialamts ift die wirtſchaftliche und ſoziale Betreu ⸗ 
ung aller Studenten auf nationalſozialiſtiſcher Grundlage. Die Forderung, daß jeder 
deutſche Volksgenoſſe unabhängig von ſeiner wirtſchaftlichen Lage, einzig und allein 
nach ſeinen Fähigkeiten, auf den Platz in der Volksgemeinſchaft geſtellt werden muß, 
der ihm nach ſeiner Leiſtung zukommt, iſt die Grundlage der ſtudentiſchen Sozial- 
arbeit überhaupt. An keiner Stelle iſt die Frage der Ausleſe und Förderung von 
ſolch ausſchlaggebender Bedeutung wie gerade bei den deutſchen Hoch und Fach- 
ſchulen. Maßgebend im Mittelpunkt ſteht der Punkt 20 des Programms der 
NSDAP., der fordert, daß jedem jungen Deutſchen ohne Rückſicht auf Stand und 
Vermögen der Eltern der Weg zu den höchſten Bildungsſtätten der Nation frei- 
gemacht wird. Die ſtudentiſche Sozialarbeit gründet ſich auf die alleinige Zerpflich- 
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tung der Bewegung, das Recht der Menſchenführung auszuüben, ſowie auf den 
Willen zur Leiſtung und zur Leiſtungsſteigerung der deutſchen ſtudentiſchen Jugend. 
Die weſentlichſten Punkte der ſtudentiſchen Sozialarbeit ſind: 


Ausleſe und Förderung des Nachwuchſes des deutſchen Studententums, 
Sorge für die wirtſchaftliche und ſoziale Betreuung aller volksdeutſchen 
Studenten, 


Ermöglichung des Hochſchulſtudiums für körperlich behinderte Abiturienten und 
Abiturientinnen durch Dienſtleiſtung im ſtudentiſchen Ausgleichsdienſt, 


Heranführung beſonders begabter Arbeiter- und Bauernſöhne, die ſich im Dienſt 
der H., SA., 35, des NS, des Reichsarbeitsdienſtes uſw. bewährt haben, 
an die Hochſchule. 


Durch eine erhöhte Arbeitsleiſtung und durch eine Anderung des Studienſyſtems 
muß eine Konzentrierung und damit eine Verkürzung des heutigen Studienganges 
ermöglicht werden. Das deutſche Volk kämpft mit den letzten Reſerven um feine 
Anabhängigkeit. Dabei wird der letzte Mann gebraucht und eine Fehlleitung von 
geiſtig dringend notwendigen Kräften iſt daher mit allen Mitteln zu vermeiden. So 
wird die Berufslenkung und Berufsberatung zu einer ausſchlaggebenden Hauptauf: 
gabe der ſozialen ſtudentiſchen Arbeit. 


Nicht eine charitativ betreuende Förderung, die dem Studenten alle Sorge abnimmt, 
iſt das Ziel, ſondern eine Förderung, der eine beſtimmte Aufgabenſtellung zugrunde 
liegt, an der ſich der Geförderte zum Wohle der Nation während der Geſamtdauer 
ſeiner Studienzeit und noch darüber hinaus zu bewähren hat. 


Neben der Förderung der im Reichsberufswettkampf ausgezeichneten Studenten 
führt der Reichsſtudentenführer die Vorſtudienausbildung, das Langemard- 
ſtu drum durch, in dem befähigte, charakterlich und weltanſchaulich hochwertige junge 
Volksgenoſſen, in erſter Linie Bauern- und Arbeiterſöhne, erfaßt und zum Beſuch 
der Hochſchule vorbereitet werden. Durch die Ausleſebeſtrebungen des Studenten⸗ 
tums ſollen dem deutſchen Arbeiter. und VBauerntum nicht feine fähigſten Kräfte ent. 
zogen werden. Wer aber die geiſtigen Fähigkeiten beſitzt, ſoll und muß die Möglich⸗ 
keit haben, unabhängig von den Koſten der Vorbildung einen Beruf zu wählen, der 
es ihm ermöglicht, feine geiſtigen Fähigkeiten zum Wohle der geſamten Nation aus- 
zubilden und zu verwerten. 


„Es muß erreicht werden, daß in jedem Jahr aus jedem Gau nur die fachlich und 
politiſch wirklich geeigneten Männer auf die Hochſchule einziehen. Denn ent- 
ſcheidend iſt nicht, wieviel Prozent Söhne von Beamten, Handwerkern oder Arbeitern 
auf einer Hochſchule ſtudieren, ſondern entſcheidend iſt allein, daß jede Hochſchule 
hundert Prozent Studenten hat, die für ihr gewähltes Fachgebiet hundertprozentig 
geeignet ſind. Es iſt ja nicht einzuſehen, warum die großartige Berufsplanung und 
Berufslenkung, die heute überall durchgeführt wird, für die Hochſchule nicht gültig 
ſein ſoll. Die Wahl des Studiums darf nicht dem Zufall überlaſſen bleiben oder, 
wenn das Studium beſonders teuer iſt, nur den Söhnen wohlhabender Eltern offen— 
ſtehen. Ich habe deshalb dafür geſorgt, daß durch eine großzügige Berufsberatung 
auf den höheren Schulen eine entſprechende Berufscrziehung während des Studiums 
und eine anſchließende Berufslenkung jeder zu einem Studium geeignete junge 
Mann auch tatſächlich an den richtigen Arbeitsplatz gebracht wird, und zwar ſo gut 
und ſo ſchnell wie möglich. Dazu iſt eine Studienverkürzung nötig, vor allem die 
Streichung der unbezahlten Ausbildungszeit nach dem Studium. Man kann einen 
Jungakademiker unmöglich bis zum 32. Lebensjahr als Lehrling behandeln und ihn 
jo bezahlen, daß er nicht einmal heiraten kann. An die Stelle einer planloſen Förde— 
rung von Kirchen, Gemeinden, privaten oder öffentlichen Perſonen muß dann eine 
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Zuſammenfaſſung aller Förderungsmittel treten, die künftig nur nach den Grund— 
ſätzen einer nationalſozialiſtiſchen Ausleſe an wirklich geeignete Männer auszugeben 
find, und zwar nicht als Almoſen, ſondern als Ausbildungsverſicherung, die der 
Staat und die Bewegung auf Grund einer Leiſtungsſörderung gewähren. Der 
Studentenbund wird dabei in erſter Linie das Erziehungsproblem vom Standpunkt 
der Partei aus betrachten und dafür Sorge tragen, daß vorbildliche Kämpfer und ver- 
antwortungsvolle Glieder der Volksgemeinſchaſt ausgeleſen und erzogen werden. 
Wir werden darüber wachen, daß die Hochſchule zum Spiegelbild der Volksgemein— 
ſchaft wird und zur Erziehungsſtätte für alle tüchtigen Söhne des Volkes. Dann 
wird auch niemand mehr der Hochſchule den Vorwurf machen können, ſie ſtehe abſeits 
vom lebendigen Strom des völkiſchen Lebens. Gerade im Langemarckſtudium iſt eine 
beſonders fruchtbare Möglichkeit eines ſozialiſtiſchen Gemeinſchaftswerkes aller für 
Hochſchule und Beruf verantwortlichen Stellen gegeben. Wir Studenten ſehen in 
unſerem Langemarckſtudium die Verwirklichung eines alten Kampfzieles. Wir ſind 
einſt ausgezogen, um als SA.⸗Männer und Studenten die Hochſchule für den Führer 
zu erobern. Wir find Sturm gelauſen gegen den verlogenen VBildungswahn und die 
bohle Exkluſivität der damaligen Akademiker und haben in der deutſchen Revolution 
des Jahres 1933 einer neuen Jugend die Tore einer neuen Hochſchule geöffnet. Als 
Kampftruppe der Bewegung ſind wir, Söhne aller Stände, im Studentenbund der 
Kampfzeit angetreten. Auch heute und in Zukunſt marſchiert in unſeren Reihen das 
ganze Volk. Nicht weſſen Sohn er iſt, wird gefragt, ſondern was er leiſtet und wie 
er ſich bewährt als Kämpfer und Kamerad. And alle erleben ſie als Studenten immer 
aufs neue die eine große Gemeinſchaft ihres Volkes: in Land und Fabrikdienſt, im 
Reichsberufswettkampf und der Fachgruppenarbeit ſtehen fie in der Front aller 
Schaffenden und alle treten ſie nach den drei Semeſtern der Kameradſchaftserziehung 
zu den Kampfformationen der Bewegung, um dort ihre Pflicht in reſtloſem Einſatz 
unter Beweis zu ſtellen“ (Dr. Scheel bei der Eröffnung des 4. Langemarck. Lehrgangs 
in Hannover, Dezember 1938). 


„Es iſt eine nüchterne Tatſache, daß der akademiſche Nachwuchs faſt aller Berufs- 
richtungen aus dem normalen Zugang über die Hochſchule nicht gedeckt werden kann. 
Deshalb iſt es wichtig, daß heute die Möglichkeit beſteht, etwas wieder gutzumachen, 
was einſt zum Schaden Deutſchlands verhindert bzw. von einer unfähigen Führung 
nicht als notwendig erkannt wurde. Ich glaube, kein Volk hat je ein Zuviel an 
Könnern gehabt auf keinem Gebiete, vor allem aber nicht auf dem der Wirtſchaft, der 
Forſchung, der Technik uſw. Ich glaube weiter, daß wir es uns gar nicht leiſten 
können, einen Teil von jungen deutſchen Menſchen, die ſich aus dem größten Teil des 
deutſchen Volkes, aus der Arbeiter- und Bauernſchaft rekrutieren, deshalb zur Aus- 
leſe nicht heranzuziehen, weil fie ſelbſt nicht in der Lage find, die wirtſchaftlichen Vor. 
ausſetzungen zur Ergreiſung eines wiſſenſchaftlichen Berufs zu erfüllen. Selbſt wenn 
man dieſe Angelegenheit nicht vom Standpunkt der ſozialen Gerechtigkeit, vielmehr 
rein rechneriſch überdenkt, wird man logiſcherweiſe zu dem Ergebnis kommen müſſen, 
daß ein für die Ausbildung begabter Volkskräfte auſgewendeter Betrag im Befamt- 
reſultat hundert. und tauſendfach aufgewogen wird durch die Leiſtung, die jene 
Kräfte nach erfolgter Ausbildung für die Geſamtheit des Volkes, das heißt für den 
Staat vollbringen können. Der nationalſozialiſtiſche Staat kann es ſich nicht geſtatten, 
die zur Führung auf irgendeinem Gebiet des völkiſchen Lebens befähigten Kräfte 
einfach deshalb brachliegen zu laſſen oder falſch einzuſetzen, weil ſie nicht einer von 
vornherein beſtimmten Schicht unſeres Volkes angehören. Die Erfahrungen der 
nationalſozialiſtiſchen Volksführung, die dem Langemarckſtudium zugrunde gelegt 
ſind, ſtellen einen Erfolg von vornherein ſicher, und ich bin überzeugt, daß dieſer 
zahlenmäßig beſcheidene Anfang der Arbeit des Langemarckſtudiums in feiner Fort- 
ſetzung die notwendige Vergrößerung und Vervollkommnung erfahren wird“ (Stabs- 
chef Lutze bei der Eröffnung des 4. Langemarckſtudiums, Hannover). 
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c) Kulturpolitik, — Studententage 


Dem Kulturamt obliegt die Aufgabe, richtungweiſend für alles kulturelle Leben inner- 
halb des deutſchen Studententums zu ſein, insbeſondere Richtlinien zu geben für die 
ſtudentiſche Feſt⸗ und Feiergeſtaltung, für die Durchführung der Reichsveranſtal⸗ 
tungen, z. B. der Langemarckfeier, des Deutſchen Studententags uſw., die eigen- 
ſchöpferiſchen Kräfte des Studententums zu wahren und zu pflegen, neues ftuden- 
tiſches Brauchtum zu entwickeln und mit allen für die Kulturarbeit zuſtändigen 
Organiſationen, vor allem der Reichskulturkammer, der NS.⸗Gemeinſchaft „Kraft 
durch Freude“ uſw. zuſammenzuarbeiten. 


Seit dem Jahre 1938 führt die Reichsſtudentenführung jährlich den Deutſchen 
Studententag durch, der eine machtvolle politiſche Willenskundgebung des deutſchen 
Studententums darſtellt. Zugleich füyren alle örtlichen Studentenbundsgruppen im 
Reiche am Ende des Sommerſemeſters örtliche Studententage durch, die aus einem 
„Tag der Wiſſenſchaft“, einem „Tag des Sports“ und einem „Tag der Kamerad— 
ſchaft“ beſtehen und die dazu beſtimmt find, eine Leiſtungsſchau, eine Willenskund⸗ 
gebung und ein Bekenntnis des Studententums darzuſtellen. Zu gemeinſamer 
Arbeit, zu ernſten Feiern und zu fröhlicher Geſelligkeit ſollen ſich die Studenten und 
Dozenten zuſammenfinden; die Alten Herren der Kameradſchaften aus dem ganzen 
Reiche ſollen bei dieſem Anlaß den Weg zu ihrer Kameradſchaft und zu ihrer Hoch- 
ſchule finden. 


Die beſonderen Aufgaben der ſtudentiſchen Kulturarbeit bezeichnen die Worte des 
Stellvertretenden Reichsſtudentenführers Horn auf dem Deutſchen Studenten- 
tag 1938: 


„Es kommt uns darauf an, die verſchüttete innere Aufnahmebereitſchaft und Er⸗ 
lebnisfähigkeit des Studenten für die Kulturgüter ſeines Volkes zunächſt auf dem 
Wege zu wecken, der der ſicherſte und der beſte iſt: durch die Freude am eigenen 
Schaffen und Mitwirken. Die muſiſche Erziehung durch das einfache Lied und durch 
die Gemeinſchaftsſtunden mit den Kameradſchaſten, die Bildung von Studenten- 
Chören bei der Mehrzahl der Studentenbundsgruppen, die Einrichtung eines 
Studenten- Orcheſters in jedem Gau, an den meiſten Aniverſitäten und an allen 
Hochſchulen für Lehrerbildung, die Schaffung des Reichsſtudenten⸗Orcheſters und 
die Bildung von Laienfpiel- und Theatergruppen find lebendiger Ausdruck dafür, 
wie ſehr bisher brachliegende Kräſte im Studenten beſonders angeſprochen und in 
großer Fülle und Mannigfaltigkeit entwickelt werden könnten. Die Sonderkund— 
gebung des NSD.⸗Studentenbunds auf dem Reichsparteitag 1937 wurde durch 
ihre feierliche Ausgeſtaltung allen Teilnehmern trotz der gewaltigen Wirkung aller 
großen Parteiveranſtaltungen zu einem Erlebnis. 


Es gibt keine beſondere ſtudentiſche Kultur, ſondern nur eine deutſche Kultur. Wie 
ſehr aber der Student nicht nur aufnehmend, ſondern ſelbſt ſchöpferiſch an der 
Vermehrung der Kulturgüter unſeres Volkes mitzuwirken, berufen und auch tat⸗ 
ſächlich in der Lage iſt, zeigt der hervorragende Erfolg der Sonderveranſtaltung 
des NSD.-Studentenbunde bei den Düſſeldorfer Reichsmuſiktagen 1938, die fünf 
Werke junger Muſikſtudenten zur Araufführung brachten. So ſind die bisher 
abſeits ſtehenden Kunſt. und Muſikhochſchulen wieder in das geſamte ſtudentiſche 
Leben einbezogen und zum kulturellen Mittelpunkt unſerer Arbeit geworden. Da- 
mit ſind alſo von dem Leben und der Arbeit der Studenten aus zum erſten Male 
wieder Anſätze geſchaffen, Wiſſenſchaft, Kunſt und Technik über die redneriſche 
Forderung hinaus praktiſch zu einer Einheit zuſammenzuführen. Hier werden auch 
Entwicklungslinien für eine Hochſchule der Zukunft ſichtbar. Auf den Gebieten der 
kulturellen Arbeit fällt den Studentinnen eine beſondere Aufgabe zu. Ihre Arbeit 
hat zum Ziel, in der zukünftigen Frau und Mutter die eigenſchöpferiſchen Kräfte 
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in den Formen des alltäglichen und geſelligen Lebens durch Lied, Wort, Bewegung, 
Spiel und Werkarbeit wieder zu wecken und damit durch ihre natürliche Befähi⸗ 
gung neue Grundlagen für eine echte Haus- und Familienkultur zu ſchaffen.“ 


d) Außenarbeit 


Im Mittelpunkt der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung ſteht das Volk. Aus der 
Erkenntnis, daß der Nationalſozialismus den geſamtdeutſchen Gedanken zwingend 
fordert, leiſtet der NSD.⸗Studentenbund in beſonderer Weiſe volksdeutſche Arbeit 
und pflegt damit zugleich eine hohe Tradition des deutſchen Studententums. Seit 
dem Zerfall des Erſten Reiches der Deutſchen iſt in der Studentenſchaft die Sehnſucht 
nach ſtaatlicher Einheit und einem größeren Deutſchland, mochte fie auch im übrigen 
Volk zu erlöſchen drohen, nie zur Ruhe gekommen. Mit der nationalſozialiſtiſchen 
Revolution iſt die Sehnſucht nach der großdeutſchen Einheit zum Durchbruch ge⸗ 
kommen. Die Kräfte, die bisher durch den Kampf gegen den Staat gebunden waren, 
wurden nun frei, um die Feſtigung der Einheit des geſamten deutſchen Studenten- 
tums in aller Welt durch Förderung, Schulung und Einſatz zu aktivieren. 


Im einzelnen iſt das Außenamt zuſtändig für 
die volksdeutſche Arbeit, 
die Auslandsarbeit und 
die kolonialpolitiſche Arbeit. 


Das Außenamt arbeitet am Ausbau der Förderung des Studiums Auslands- 
deutſcher im Reich durch Stipendien und finanzielle Beihilfen. Es unterſtützt die 
volksdeutſche Arbeit der Kameradſchaften, die mit der Schulung beginnen, um dann 
zu einer lebendigen gemeinſamen Arbeit mit auslandsdeutſchen Kameraden aus— 
gebaut zu werden. Denjenigen, die ſich am ſtärkſten in der volksdeutſchen Arbeit ein- 
geſetzt und bewährt haben, werden vom Außenamt Reiſen und Fahrten in volks⸗ 
deutſche Siedlungsgebiete ermöglicht. | 


In engſtem Zuſammenhang damit ſteht die Auslandskunde und Auslandsarbeit. 
Ihre Aufgabe iſt es, der zwiſchenvölkiſchen Verſtändigung und der Förderung der 
Achtung der Völker voreinander zu dienen. Die Beziehungen zu fremdvölkiſchen 
Studentenſchaften hängen notwendigerweiſe davon ab, wie ſich dieſe zum deutſchen 
Volkstum ſtellen. Die Achtung vor dem andern Volkstum kommt jedoch nur aus der 
Erkenntnis ſeines Weſens. Dieſe Kenntnis zu vermitteln dient die Auslandskunde 
und die außenpolitiſche Schulung. Sie wird ergänzt durch die Auslandsarbeit oder 
zwiſchenvölkiſche Arbeit. Sie geſtaltet praktiſch die politiſche, kulturelle und wiflen- 
ſchaftliche Zuſammenarbeit zwiſchen der Deutſchen Studentenſchaft und fremdvölki. 
ſchen Studentenſchaften. Sie betreut fremdſprachige Studierende im Reich und 
fördert die Aberwachung des Studiums deutſcher Studenten im Ausland. Ein 
weſentliches Mittel hierbei iſt der gegenſeitige Austauſch. Die zahlreichen freund. 
ſchaftlichen Beziehungen der Deutſchen Studentenſchaft zu der ſtudentiſchen Jugend 
anderer Völker bilden einerſeits die wichtigſte Vorausſetzung für einen würdigen 
Abſchluß der geſamten ſtudentiſchen Erziehungsarbeit durch Auslandsſtudium und 
Auslandsreiſen. Sie beweiſen anderſeits, wie ſehr gerade die ſtudentiſche Jugend 
berufen iſt, für die Verſtändigung der Völker untereinander zu wirken. Denn aus 
ihren Reihen gehen zum großen Teil die Männer hervor, die auf die Beziehungen 
der Völker untereinander maßgeblichen Einfluß haben. 

Auf Grund des ſyſtematiſch aufgebauten Erziehungsſyſtems war es der Reichs- 
ſtudentenführung bereits im Jahre 1937 möglich, den beſten und würdigſten 
Studenten aus Kameradſchaften und Fachgruppen ein Studium im Ausland über die 
Gefallenen⸗Gedenkſtiftung oder den Akademiſchen Austauſchdienſt zu ermöglichen. Die 
wechſelſeitigen Beſuche zwiſchen der Reichsſtudentenführung und den Studenten- 
ſchaften Italiens, Finnlands, Bulgariens und Griechenlands, vor allem aber die Teil⸗ 
nahme einer ſtarken Abordnung der Reichsſtudentenführung bei den Italieniſchen 
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Leiſtungswettkämpſen haben dazu beigetragen, die gegenſeitige Achtung zu fördern 
und die Erkenntnis bei der Jugend der völkiſch bewußten Nationen zu vertiefen, daß 
ſie eine breite Abwehrphalanx bilden muß. 

Mit dieſer Arbeit erfüllt die Reichsſtudentenſührung zugleich die Aufgabe, dem 
Staat und der Partei den Nachwuchs zur Verfügung ſtellen, der befähigt iſt, auch 
auf außenpolitiſchem Gebiet den Forderungen zu entſprechen, die die nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Idee ſtellt. 

Der Raub der deutſchen Kolonien darf nicht vergeſſen werden. Den kolonialen 
Gedanken wachzuhalten durch Schulung und Heranbildung des geſamten kolonial- 
politiſchen, wirtſchaftlichen und wiſſenſchaftlichen einſatzfähigen Nachwuchſes iſt Ehren- 
pflicht der Kolonialarbeit des NSD.⸗Studentenbundes. 


e) Amt Wiſſenſchaft und Facherziehung, — der Reichs berufs- 
wettkampf der deutſchen Studenten 


Das Amt Wiſſenſchaft und Facherziehung hat die Aufgabe, das deutſche Studenten- 
tum und damit den Nachwuchs aller geiſtig ſchaffenden Beruſe zu einer klaren 
nationalſozialiſtiſchen Haltung in allen Fragen der Wiſſenſchaft und Technik und zu 
einer nationalſozialiſtiſchen Berufsauffaſſung hinzuführen. Durch die Stellung und 
Bearbeitung völkiſch vordringlicher Probleme der Wiſſenſchaſt und Technik wird eine 
Leiſtungsſteigerung auf allen entſcheidenden Gebieten des völkiſchen Lebens erſtrebt. 


Das Amt Wiſſenſchaft und Facherziehung erfaßt alle Studenten der deutſchen Hoch— 
und Fachſchulen ihren Fachrichtungen entſprechend in Fachgruppen. Die geſamte 
fachlich⸗politiſche Selbſterziehungsarbeit erfolgt über die Reichsfachgruppen und, von 
dieſen gelenkt, in den Fachgruppen der Studentenführungen. 

Dem Ziel der Leiſtungsſteigerung dient insbeſondere die Durchführung des Reiche: 
berufswettkampfs der deutſchen Studenten. 

Das Amt Wiſſenſchaft und Facherziehung erſtrebt ferner eine rege Zuſammenarbeit 
mit den Studentenſchaften befreundeter ausländiſcher Nationen in allen Fragen der 
Wiſſenſchaft und Technik. Es beteiligt ſich an gemeinſamen Konferenzen deutſcher 
und ausländiſcher Studenten über Fragen der einzelnen Fachgebiete. Ihm obliegt 
die Durchführung des zwiſchen der Deutſchen und Italieniſchen Studentenſchaft jtatt- 
findenden „Deutſch⸗Italieniſchen ſtudentiſchen Leiſtungskampfes“. 


Die Aufgabe des Amtes Wiſſenſchaft und Facherziehung und ſeiner Fachgruppen 
iſt es nicht, Erſatz für die Wiſſenſchaft zu bieten, ſondern ihr aus den unmittelbaren 
Fragen der Nation neuen Impuls zu geben und ſie damit wieder an das Leben des 
Volkes zu binden. Der Student ſoll wieder ſpüren, daß alles Wiſſen und alle Kennt. 
niſſe einen großen Sinn haben und es ſoll in ihm wieder erweckt werden eine tiefe 
Ehrfurcht und Achtung vor jeder echten, d. h. lebendigen Wiſſenſchaft, die die brennen. 
den Fragen unſerer Zeit nicht totſchweigt, ſondern anpackt und löſt. 


Wie ſehr die Wiſſenſchaftsarbeit in den Fachgruppen zu den Lebensfragen des 
Volkes zurückgefunden hat, zeigt die Auswahl der Gebiete, die eine weltanſchauliche 
Entſcheidung verlangen oder beſonders vordringliche Fragen ſozialer, wirtſchaftlicher, 
geſundheitlicher, rechtlicher und kultureller Natur enthalten. Mit dem Ziel, Schäden 
und Gefahren der völkiſchen Lebensordnung aufzudecken, die Grundlagen zu ihrer 
Beſeitigung zu erarbeiten und damit die Wiſſenſchaft in den Dienſt des Volkes zu 
ſtellen, wurden in den Arbeitsgemeinſchaften der Fachgruppen Betriebs. und Dorf- 
unterſuchungen durchgeführt, die Lage der Landarbeiter und die Ernährungslage des 
deutſchen Volkes geprüft, das Volksgruppenrecht und die weltanſchaulichen Gegner 
wie Judentum, Freimaurerei und politiſcher Katholizismus behandelt. Am die durch 
Nachwuchsmangel, Dienſtpflicht und bevölkerungspolitiſche Rückſichten gerechtfertigte 
Forderung nach Verkürzung der Ausbildungszeit, insbeſondere des Vorbereitungs— 
dienſtes in die Tat umzuſetzen, treten die Reichsfachgruppen in Verhandlungen mit 
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den Berufsverbänden und den zuſtändigen Partei- und Staatsſtellen. In einzelnen 
Fällen ergriffen die Fachgruppen Selbſtſchutzmaßnahmen. So wurden von der Reichs- 
fachgruppe Lehrerbildung Lehrdienſt⸗Arbeitsgemeinſchaften und von der N 
gruppe Rechtswiſſenſchaft Repetitorenkurſe eingerichtet. 


Der Reichsberufswettkampf iſt der geſtaltgewordene Ausdruck für den gewaltigen 
Leiſtungswillen der ſtudentiſchen Jugend geworden. Aber alle beſtehenden fach— 
gemäßen Schranken hinweg muß der deutſche Student lernen, die Dinge in ihrem 
Zuſammenhang zu ſehen. Er muß lernen, alle Wechſelwirkungen und Beziehungen 
zwiſchen den verſchiedenen Lebensgebieten zu erkennen, und er muß aus der gewon⸗ 
nenen Schau heraus den Weg zur ſchöpferiſchen Geſtaltung finden. 


f) Sonftige Ämter 


Das Organifations- und Perſonalamt der RNeichsſtudentenführung 
iſt zuſtändig für alle organiſatoriſchen und perſonellen Fragen des NSD.-Studenten- 
bundes und der Deutſchen Studentenſchaft. 


Das Verbindungsamt Berlin hält die dauernde Verbindung mit den in 
Berlin anſäſſigen Partei- und Staatsſtellen aufrecht. 


Das Amt Preſſe und Propaganda hat für die Verbreitung des Wiſſens 
um Sinn und Inhalt der geſamten ſtudentiſchen Arbeit durch Preſſe und Propaganda 
Sorge zu tragen. Es leitet und beaufſichtigt die geſamte Preſſe. und Propaganda- 
arbeit des NSD.⸗Studentenbunds. Es gibt eine Schriftenreihe und die Broſchüren 
der Reichsſtudentenführung heraus. 


Das offizielle Zentralorgan des NS. ⸗Studentenbunds iſt die „Bewegung“, eine 
Wochenzeitſchrift, die mit geringen Anterbrechungen ſeit dem Jahre 1931 im Sena 
verlag der NSDAD. (Eher Nachf., München) erſcheint. 


Das Amt Körperliche Ertüchtigung iſt verantwortlich ſür die national⸗ 
ſozialiſtiſche Ausrichtung der geſamten körperlichen Ertüchtigung der deutſchen 
Studenten als Beſtandteil ihrer politiſchen Erziehung, ſowie für die Pflege freund. 
ſchaftlicher Beziehungen zu ausländiſchen Studentenſchaften auf dem Gebiete des 
internationalen Wettkampfverkehrs. Die Durchſührung des Sports in den Kamerad 
ſchaften, die freiwilligen Sportnachmittage, der Tag des Sports bei den Studenten- 
tagen, die Reichsſportwettkämpfe, die von der Reichsſtudentenführung alljährlich 
zum Deutſchen Studententag ausgeſchrieben werden, ſind die erſten Anſätze, um die 
Leibeserziehung nicht nur zu einem freiwillig geleiſteten, ſondern zu einem als jelb- 
ſtändig empfundenen Beſtandteil jedes Studiums zu machen. Als äußeres Zeichen 
eines geſunden Körpers verlangt der Reichsſtudentenführer bei Aufnahme in den 
NSdDD.⸗Studentenbund, alſo nach zweiſemeſtiger Dienſtzeit in der Kameradſchaft, den 
Beſitz des SA.⸗ Sportabzeichens, des Reichsſportabzeichens und des Grundſcheins der 
Deutſchen Lebensrettungsgeſellſchaft. 


Das Rechts- und Gerichtsamt übt im Namen und Auftrag des Reichs⸗ 
ſtudentenführers die oberſte Diſziplinargewalt im Rahmen der Dienſtſtrafordnung 
des NSD.-Studentenbundgs und der Dienſtſtrafordnung der Deutſchen Studenten- 
ſchaft aus. Es iſt ferner verantwortlich für die ordnungsgemäße Durchführung der 
Ehrenangelegenheiten auf Grund der Ehrenordnung des deutſchen Studententums. 
Es führt die Geſchäfte für den Ehrenrat der Reichsſtudentenführung. Ferner be- 
arbeitet das Rechts- und Gerichtsamt alle verfafjungs- und verwaltungsrechtlichen 
Fragen, die ſich aus der Rechtsordnung des deutſchen Studententums ergeben, fowie 
die zivilrechtlichen und arbeitsrechtlichen Angelegenheiten, die aus dem laufenden 
Geſchäftsbetrieb der übrigen Amter erwachſen. | 
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Der Reichsreferent für Fachſchulen iſt der Beauftragte des Reihsitudenten- 
führers für ſämtliche Fachſchulangelegenheiten. 

Die Reichsreferentin für Studentinnen iſt zuſtändig für ſämtliche Aufgaben, 
die die Studentinnen an den deutſchen Hoch- und Fachſchulen betreffen. Sie hat be ⸗ 
ſondere Hauptſtellen für Frauendienſt, für Frauenberufsarbeit, für die Schulung der 
Studentinnen und ähnliche Fragen. 


Il. Der Hationalſozialiſtiſche Deutſche Studentenbund 


I. Die Aufgaben 


Der NSD.-Studentenbund iſt eine ſelbſtändige Gliederung der NSDAP. Er hat 
vom Führer und von der Partei den Auftrag erhalten, die deutſchen Studenten an 
den Hoch- und Fachſchulen zu körperlich und geiſtig leiſtungsfähigen einwandfreien 
und weltanſchaulich zuverläſſigen Nationalſozialiſten zu erziehen. 


Der NSD.-Studentenbund iſt keine Standes- oder Berufsorganiſation. Denn 
Student ſein iſt weder ein Stand noch ein Beruf. Student ſein iſt Ausbildungsſtufe 
eines Menſchen, an den höchſte charakterliche Forderungen geſtellt werden und der 
dieſen Forderungen gerecht werden muß. 


Er iſt mit allen ſeinen Einrichtungen eine einzige große Führerſchule für den geiſtigen 
Nachwuchs von Partei und Staat. Denn die Studenten von heute find die Erzieher, 
Arzte, Ingenieure, Rechtswahrer, Künſtler, die forſchenden und lehrenden Wilfen- 
ſchaftler unſeres Volkes von morgen. Sie rekrutieren ſich nach den Grundſätzen der 
Partei aus allen Schichten und Ständen des Volkes. Soweit die Hochſchule ſelbſt 
dieſen Forderungen noch nicht entſpricht, wird die Reichsſtudentenführung fie mit 
dem Langemarckſtudium mehr und mehr durchſetzen. 


Die Studenten von heute haben morgen in ihrem Beruf wie wenig andere Menſchen 
die Möglichkeit, auf die Erziehung der Jugend, auf die Geſtaltung der Wirtſchaft, 
auf die Geſundung ſozialer Verhältniſſe, auf Weiterentwicklung von Forſchung und 
Erkenntnis, auf die Geſundheitsführung, kurz auf alle Gebiete des deutſchen Lebens 
maßgeblichen, wenn nicht entſcheidenden Einfluß auszuüben. 


Was den ſpäteren Beruf des Studenten von dem des Arbeiters, Bauern oder Hand- 
werkers unterſcheidet, iſt nicht die ſoziale oder moraliſche Wertung, ſondern im wefent- 
lichen das Maß der Verantwortung für Menſchen. Gleichgültig welchen akademiſchen 
Beruf der Student künftig ausübt, ob als Arzt, als Erzieher, als Betriebsſührer, 
Rechtswahrer oder Techniker, in erſter Linie hat er deutſche Vollsgenoſſen zu be⸗ 
treuen und zu führen. Mehr als die Träger anderer Berufe gewinnt er Einblick in 
die wirtſchaftlichen und ſozialen Verhältniſſe, in die innerſten und perſönlichſten 
Bezirke des menſchlichen Lebens. Er wird Helfer und Führer ſein müſſen auf dem 
Weg zu einer geſunden Lebensordnung aller Schichten unſeres Volkes. 


Zudem kommt der Student zur Hoch und Fachſchule in einem Lebensalter, in dem 
er beſonders aufgeſchloſſen iſt, in dem er ſtolz darauf iſt, daß viel von ihm verlangt 
wird, in dem er bereit iſt, ſich großen Idealen hinzugeben und großen Führern 
bedingungslos zu folgen. Es iſt aber auch die Zeit, in der ſich fein innerer Wert und 
ſein Charakter formt. 


Am den deutſchen Studenten hinzuführen und reif zu machen für die hohen Auf- 
gaben, die an ihn ſpäter geſtellt werden, iſt eine den ganzen Menſchen erfaſſende. 
totale Erziehung notwendig. 

Dieſe Erziehungsaufgabe erfüllt der NSD.-Studentenbund mit den ſtudentiſchen 
Kameradſchaften, die an allen Hoch- und Fachſchulen im Reich, nahezu tauſend an der 


Zahl, beſtehen. 
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„Es handelt ſich darum, einen neuen Typ des geiſtig fchaffenden Menſchen zu er- 
ziehen. Er wird kein Verſtandesakrobat, kein allein dem dumpfen Inſtinkt gehorchen⸗ 
des Weſen, kein „Nur⸗Gemütsmenſch“ und auch kein bloßer Kraftmenſch ſein, ſondern 
alle ihm von Natur innewohnenden Kräfte werden gleichermaßen ihre höchſtmögliche 
Entwicklung in einer Einheit erfahren. Allein dieſe Ganzheit macht das Weſen der 
für unſere Berufe zu fordernden reifen und freien Perſönlichkeit aus. Ein ſolcher 
Typus wächſt nicht allein in der ſtillen Studierſtube und am allerwenigſten im Zuſtand 
der akademiſchen Freiheit, ſondern iſt — wie es eindringlich das geſchichtliche Bei⸗ 
ſpiel des deutſchen Offiziers und die verehrungswürdige Geſtalt eines Moltke 
lehrt — das Ergebnis eines feſten Erziehungsſyſtems, d. h. einer ſtrafſen Zucht, 
einer Anterwerfung unter höchſte und härteſte Anforderungen. Dieſe Erziehung 
kommt der natürlichen Verfaſſung des Studenten in dieſen für feine Entwicklung 
vom Jüngling zum Manne ſo entſcheidenden Jahren entgegen. Es iſt die Zeit, in 
der es ſtolz macht, viel von ſich verlangt zu ſehen, da der junge Menſch nicht nach 
Originalität und Selbſtändigkeit ſtrebt, ſondern es ſein nächſtes und natürlichſtes 
Bedürfnis iſt, ſich großen Führern hinzugeben, auf der Bahn des Meiſters begeiſtert 
nachzuwandeln, ſich für große Ideale einzuſetzen, wenn er nur von einer zielbewußten 
Führung dazu aufgerufen wird. Dieſes Ziel zum erſtenmal in der Geſchichte unſeres 
Volkes auch für die Träger der geiſtig ſchaffenden Berufe zu entwickeln, iſt die Auf- 
gabe des NS”. ⸗Studentenbundes“ (Stellv. Reichsſtudentenführer Horn, Deutſcher 
Studententag 1938). 


2. Die fiameradjchaften 


Die Kameradſchaftserziehung ift heute der einzige Weg der Aufnahme in den NSD.- 
Studentenbund. Die Zugehörigkeit zum NSD.-Studentenbund wiederum iſt die 
Vorausſetzung für die Aberweiſung in die der NSDAP. angeſchloſſenen Verbände. 
Die normale Dauer der Kameradſchaftserziehung beträgt drei Semeſter. Im 
Sommerſemeſter 1938 gehörten 70 v. H. aller erſten bis dritten Semeſter den Kame⸗ 
radſchaften des NSDD.⸗Studentenbunds an (18 356 Männer in 875 Kameradſchaften, 
ohne die Oſtmark). In kleinen und mittleren Hochſchulen mit ſtarker ſtudentiſcher 
Führung waren bereits 80 v. H., an den Hochſchulen für Lehrerbildung ſogar 90 v. H. 
aller erſten bis dritten Semeſter erfaßt. Dieſe Tatſache beweiſt, daß es in naher 
Zukunft gelingen wird, alle Studenten in den Kameradſchaften zu ſammeln, die über- 
haupt geeignet und gewillt ſind, in einer nationalſozialiſtiſchen Gemeinſchaſt zu leben. 
Im Mittelpunkt der Arbeit der Kameradſchaft ſteht die politiſche Erziehung in 
Schulungsabenden, Gemeinſchaftsſtunden und Feiern während des Semeſters, der 
Land und Fabrikdienſt während der Ferien. 


Nach dem dritten Semeſter ſteht der Student, der mit Erſolg die Kameradſchafts. 
erziehung durchlaufen hat, einerſeits der Fachgruppenarbeit des NESD.-Studenten- 
bunds und dem Reichsberufswettkampf der deutſchen Studenten zur Verſügung. Er 
iſt zugleich verpflichtet, in eine Kampfgliederung der NSDAP. (SA., 5), NS Ke, 
NSF K.) einzutreten. Mit feiner Kameradſchaft bleibt der Student auch in den 
höheren Semeſtern, wenn auch in lockerer Form, ſowie ſpäterhin als Alter Herr in 
ſtändiger Verbindung. 

Richtunggebend für alle Kameradſchaften im geſamten Reiche find die vom Reichs. 
ſtudentenführer feſtgeſetzten „Richtlinien für die Kameradſchaftserziehung des NSD.- 
Studentenbunds“, denen die „Zehn Geſetze des Deutſchen Studenten“ vorangeſchickt 
ſind, Lebensgeſetze, nach denen zu allen Zeiten die beſten Männer unferes Volkes in 
freier Verantwortung gelebt haben. 

Die Aufgabe der Kameradſchaft iſt verkörpert in ihrem Namen. Er ſoll für ſie Ziel 
und Verpflichtung bedeuten. Der Name wird durch den Reichsſtudentenführer nach 
Bewährung verliehen, ebenſo wie auch die Fahne, die zugleich die vom Führer ver- 
liehene Fahne des NSD.-Studentenbunds iſt. 
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Drei Hauptaufgaben im Lebenskampf unſeres Volkes find den Kameradſchaften 
beſonders aufgegeben: 


1. der Kampf gegen die weltanſchaulichen Gegner des Nationalſozialismus, 


2. der Kampf des deutſchen Volkstums um ſeine Exiſtenz an den deutſchen Grenzen, 
insbeſondere im Oſten, und im Ausland, 


3. die Verwirklichung des Sozialismus in der Volksgemeinſchaft, d. h. Gerechtigkeit 
gegenüber dem Arbeiter, Achtung vor ſeiner Würde als deutſcher Menſch durch 
die Tat und nicht allein durch das Wort. 

Mitglied einer Kameradſchaft kann jeder Student werden, der den Aufnahme 

bedingungen der NSDAP. genügt und willens iſt, ſich einer Gemeinſchaft deutſcher 

Studenten einzuordnen. Früheſtens im Laufe des zweiten Semeſters kann der 

Student in den NSD.-Studentenbund berufen werden. Die Berufung iſt eine 

ehrende Auszeichnung. Er hat ſich ihr ſtets durch rorbildliche Leiſtung und Einſatz⸗ 

bereitſchaft würdig zu erweiſen. 

Für die Führung der Kameradſchaft iſt ausſchließlich der Kameradſchaſtsführer ver- 

antwortlich. Er wird vom Gauſtudentenführer auf Vorſchlag des Studentenführers 

berufen und abberufen. Er iſt insbeſondere dafür verantwortlich, daß die Kamerad- 
ſchaft ſich nicht zu einem Bund oder zu einem Verein beſonderer Art entwickelt, 
ſondern daß ſie ſich ſtändig bewußt iſt, Zelle einer einheitlichen nationalſozialiſtiſchen 

Gliederung zu ſein. 


3. Aufbau und Organiſation 


Oberſter Führer der Kameradſchaften einer Studentenbundsgruppe iſt der örtliche 


Studentenführer. Studentenbundsgruppen beſtehen an allen deutſchen Hoch und 
Fachſchulen. Der Studentenführer wird auf Vorſchlag des Gauſtudentenführers vom 
Reichsſtudentenführer berufen und abberufen. Er iſt verantwortlich für die geſamte 
Arbeit des NSD.⸗Studentenbundes an einer Hoch. bzw. Fachſchule. 


Die Gauſtudentenführer werden vom Reichsſtudentenführer im Einvernehmen mit 
dem zuſtändigen Gauleiter berufen und abberuſen. Sie gehören zugleich dem Gau— 
ſtab im Range eines Gauamtsleiters an. Sie find dem Reichsſtudentenführer für die 
geſamte Arbeit des NSD.⸗Studentenbunds innerhalb ihres Dienſtbereichs, d. h in 
allen Studentenbundsgruppen ihres Gaugebiets verantwortlich. Sie ſind ferner 
verantwortlich für gute Zuſammenarbeit mit den Hoheitsträgern in ihrem GBau- 
gebiet, fie garantieren dafür, daß ihre Arbeit mit den allgemeinen politiſchen Richt⸗ 
linien des Gauleiters übereinſtimmt. 


Dem Gauſtudentenführer und Studentenführer ſteht für jedes Arbeitsgebiet, das in 
der Reichsſtudentenführung in einem Amt zuſammengefaßt iſt, ein Amtsleiter zur 
Verfügung. Der Amtsleiter für Politiſche Erziehung unterſtützt ihn beſonders in 
der Führung der Kameradſchaften. Der Amtsleiter für Wiſſenſchaft und Fach- 
erziehung der örtlichen Studentenführung faßt alle örtlichen Fachgruppen zu enger 
Gemeinſchaftsarbeit zuſammen. Die Amter NS.⸗Altherrenbund der Gauftudenten- 
führungen führen zugleich die Geſchäfte der Gauverbandsleitungen des NS.⸗Alt⸗ 
herrenbunds, die Amter NS.⸗Altherrenbund der örtlichen Studentenführungen führen 
die Geſchäfte der Hoch⸗ und Fachſchulringführer des NS.⸗Altherrenbunds. 


IV. Die Deutfche Studentenfchaft 


Die zur Zeit noch formell geltende Verfaſſung der Deutſchen Studentenſchaft wurde 
vom Reichsminiſter des Innern am 7. Febraur 1934 erlaſſen. Sie iſt in zahlreichen 
Punkten durch die politiſche Entwicklung der Zwiſchenzeit überholt. Eine Neurege- 
lung durch Geſetz oder Führererlaß wird vorausſichtlich im Laufe des Jahres 1939 


erfolgen. 
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Zur Zeit gelten etwa folgende Grundſätze: 


Die Deutſche Studentenſchaft iſt die Gemeinſchaft der deutſchen Studenten an den 
deutſchen Hoch⸗ und Fachſchulen. Sie hat die Aufgabe, alle deutſchen Studenten im 
Namen des nationalſozialiſtiſchen Staates zu erfaſſen und zu ſühren, ſowie befähigte 
und würdige Volksgenoſſen aus allen Schichten zur Hoch- und Fachſchule heranzu⸗ 
führen und ſie bis zur Erreichung ihres Berufsziels zu fördern und zu betreuen. 
Sie hat ferner die Aufgabe, zu den Studentenſchaften des Auslands würdige Be⸗ 
ziehungen zu pflegen und die deutſchen Studenten im Ausland zu betreuen. 


Die volksdeutſchen Studenten an den deutſchen Hoch: und Fachſchulen, die nicht 
Reichsangehörige find, übernehmen durch ihre Zugehörigkeit zur Deutſchen 
Studentenſchaft keine Pflichten, die den Gefetzen ihres Staates widerſprechen. 

Die Mitglieder der Deutſchen Studentenſchaſt unterſtehen dem Reichsſtudentenführer 
auf Grund einer von ihm erlaſſenen Diſziplinarordnung. 

Führer der Deutſchen Studentenſchaft iſt der Führer des Nationalſozialiſtiſchen 
Deutſchen Studentenbundes. Er führt die Dienſtbezeichnung „Reichsſtudenten⸗ 
führer“. Er unterſteht dem Reichsminifter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volks. 
bildung perſönlich und unmittelbar. 5 


Die Deutſche Studentenſchaft iſt auf dem Grundſatz der Selbſtführung, Gelbft- 
erziehung und Selbſtverwaltung des deutſchen Studententums aufgebaut. Sie 
gliedert ſich in Bereiche und in örtliche Studentenſchaften. Die Bereichsführer und 
Studentenführer werden vom Reichsſtudentenführer ernannt und abberufen. Die 
Gauſtudentenführer üben für die Studentenſchaften in ihrem Gaugebiet im Auftrag 
des Bereichsführers die Dienſtaufſicht aus. Studentenſchaften beſtehen an ſämtlichen 
wiſſenſchaftlichen Hochſchulen ſowie an denjenigen Fachſchulen, die nach ihrer Struktur 
die Durchführung einer ſtudentiſchen Selbſterziehungsarbeit ermöglichen. 

Wie bereits erwähnt, hat Reichsſtudentenführer Dr. Scheel unmittelbar nach ſeiner 
Amtsübernahme im November 1936 ſämtliche Dienſtſtellen der Deutſchen Studenten- 
ſchaft mit denen des NSD.⸗Studentenbunds in Perſonalunion vereinigt. Alle örtlichen 
Studentenſchaftsführer find zugleich Studentenbundsgruppenführer. In der Mittel. 
inſtanz find die Bereichsführungen Dienſtſtellen der Deutſchen Studentenſchaft, die 
Gauſtudentenführungen Dienſtſtellen des NSD.-Studentenbundg, entſprechend der 
verſchiedenartigen gebietlichen und organiſatoriſchen Struktur von Partei und Staat. 


Die Deutſche Studentenſchaft hat ihre Aufgaben in erſter Linie auf dem Gebiete der 
Auslandsarbeit, des Sports und des Wettkampfweſens, der Wiſſenſchaft und Fach- 
erziehung. Die Bereichsführungen der Deutſchen Studentenſchaft haben ferner die 
Aufgabe, in der Mittelinſtanz die Zuſammenarbeit zwiſchen der Unterrichtsver- 
waltung und der Studentenſchaft herzuſtellen. 


V. Das Reichsftudentenwerk 


Durch Reichsgeſetz vom 6. Juli 1938 (RGBl. I S. 802) wurde das Reichsſtudenten⸗ 
werk, das zuvor als eingetragener Verein beſtanden hatte, zur öffentlich rechtlichen 
Anſtalt erhoben. Die örtlichen Einrichtungen des ſtudentiſchen Hilfswerks wurden 
ihm angegliedert. Als Aufgabe wurde ihm die wirtſchaftliche und geſundheitliche 
Betreuung des deutſchen Nachwuchſes an den deutſchen Hoch- und Fachſchulen geſtellt. 


Vorſitzender des Reichsſtudentenwerks iſt der Reichsſtudentenführer. Er vertritt das 
Reichsſtudentenwerk gerichtlich und außergerichtlich. Die laufenden Geſchäfte führt 
der Hauptgeſchäftsſührer des Reichsſtudentenwerks. Dem Vorſitzenden ſtehen ferner 
ſechs Beiräte zur Seite, die auf Vorſchlag des Vorſitzenden vom Reichsminiſter für 
Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung im Einvernehmen mit dem Stellvertreter 
des Führers berufen und entlaſſen werden. Die Aufſicht über das Reichsſtudenten. 
werk führt der Reichsminiſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
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Die zur Erledigung feiner Aufgaben erforderlichen Mittel erhält das Reichs. 
ſtudentenwerk 

1. durch Zuſchüſſe des Reiches und der Länder, 

2. durch ſonſtige freiwillige Zuwendungen, 

3. durch Pflichtbeiträge der Studenten. 


An den Hoch- und Fachſchulen beſtehen örtliche Werke des Reichsſtudentenwerks. Sie 
find Glieder der öffentlich rechtlichen Anſtalt Reichsſtudentenwerk. 


Die örtlichen Geſchäftsführer der Studentenwerke find zugleich Wirtſchafts⸗ und 
Sozialamtsleiter der örtlichen Studentenführungen. Sie ſind dadurch mit der 
politiſchen Sozialarbeit des Studententums unmittelbar verbunden. 


Die beſondere Aufgabe des Reichsſtudentenwerks iſt es, in ſtaatlichem Auftrag die 
vom Reichsſtudentenführer und vom Wirtſchafts. und Sozialamt der Reichs- 
ſtudentenführung feſtgeſetzten ſozialpolitiſchen Aufgaben zu löſen. Hierunter fallen 
alle diejenigen Fragen, die mit der finanziellen Förderung ſähiger Studenten, mit 
der Berufsberatung und VBerufslenkung, mit der Ausleſe von Studenten uſw. 
zuſammenhängen. Eine beſonders weitgehende Förderung erhalten diejenigen 
Studenten, die ſich im Reichsberufswettkampf hervorragend ausgezeichnet haben. 
Eine weitere Aufgabe iſt die Durchführung und Aberwachung der Pflichtenunter- 
ſuchungen ſämtlicher Studenten, die Jahr für Jahr auf das genaueſte vorgenommen 
werden und deren Zweck es iſt, zu erreichen, daß nur geiſtig und körperlich voll 
geeignete und geſunde Menſchen zum Studium zugelaſſen werden und daß zugleich 
kranke Volksgenoſſen einer ordnungsgemäßen Geſundheitsbehandlung zugeführt 
werden. Das Reichsſtudentenwerk verwaltet ferner die örtlichen Studentenhäuſer, 
die Studentenſpeiſungen und ähnliche ſchon bisher beſtehende Einrichtungen. 


Eine beſonders verantwortliche Aufgabe des Reichsſtudentenwerks iſt die Verwal- 
tung und Betreuung des geſamten Langemarckſtudiums der Reichsſtudentenführung 
(vgl. oben II 2 b). 


VI. Der NS.-Altherrenbund der Deutfchen Studenten 


I. Die Grundlagen des N5.-Altherrenbundes 


In feinem Aufruf zur Gründung der NS.⸗Studentenkampfhilfe im März 1931 ſagt 
der Führer u. a.: 
„Was der nationalſozialiſtiſche Student nun an perſönlichen Opfern bringt, erfordert 
zwingend die Ergänzung durch die Opfer derer, die nicht das Glück beſitzen, heute am 
Kampf um die deutſche Jugend aktiv teilnehmen zu können. Die deutſche Jugend 
beendigt den Klaſſenkampf, den unſeligerweiſe ihre Väter bewußt oder unbewußt 
mit einleiten halfen. Die Väter aber haben die Pflicht, auch zu ihrem Teil mit gut- 
zumachen, was ihre Generation verbrochen hat. Der nationalſozialiſtiſche Student, 
der ſeinen Kampf in einer Zeit ficht, die der ſtudierenden Jugend ein härteres Leben 
gibt, als es einſt den Vätern beſchieden war, fordert und verlangt, daß die bereits 
im Lebenskampf ſtehenden Generationen auch ihrerſeits ihre Pflicht der Nation 
gegenüber erfüllen. Er hat das Recht, zu ſordern, daß der Freiheitskampf der jungen 
Generation nicht mit platoniſchem Intereſſe verfolgt wird, ſondern daß die Alten 
Herren auch ſelbſt noch einmal jung werden mögen und den jungen Kämpfern als 
treue Kameraden zur Seite ſtehen.“ 
Im Frühjahr 1937 wurde die NS. ⸗Studentenkampfhilfe als Altherrenbund der 
Deutſchen Studenten auf eine neue Baſis geſtellt. Anter zwei Geſichtspunkten begann 
eine erfolgreiche Werbung und ein raſcher und großzügiger Aufbau: 
1. Reichsſtudentenführer Dr. Scheel anerkannte im Namen von Partei und Staat 
die vaterländiſchen und erzieheriſchen Werte der waffenſtudentiſchen Korpora— 
tionen. „Es muß feſtgeſtellt werden, daß die Korporationen zu ihrem Teil an der 
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Erhaltung des deutſchen Volkes wertvollſte Mitarbeit geleiſtet haben. Mannes⸗ 
tum, Ehre, Freiheitsliebe, völkiſches Wollen, Sinn für die Gemeinſchaft waren 
nicht nur Begriffe, ſondern Grundlage einer guten Korvorationserziehung“, fo 
betonte Dr. Scheel bei der erſten Kundgebung des NS.⸗Altherrenbundes am 
15. Mai 1937 in München. 

2. Zugleich aber wurde mit aller Wucht und Entſchiedenheit auf die Größe der 
neuen nationalſozialiſtiſchen Aufgaben des Studententums und damit auch des 
Altakademikers hingewieſen: „Die alten Formen mußten neuen weichen. Aber 
die alten Ideale, die über ein Jahrhundert lang als feierliches Bekenntnis im 
deutſchen Studententum lebten, die Ideale Ehre, Freiheit, Vaterland, Einigkeit, 
Recht und Freiheit, fie find heute nicht mehr Ideale einzelner kleiner Gemein- 
ſchaften, ſondern durch die Kraft und Erziehungsarbeit des Nationalſozialismus 
Bekenntnis des ganzen deutſchen Volkes geworden. Im Zeichen des National- 
ſozialismus gibt es für die einzelnen Kameradſchaften keine Sondertümelei auf 
Spezialgebieten mehr. Jede Kameradſchaft muß gleichmäßig ausgerichtet ſein auf 
die ſpäteren Aufgaben, die den deutſchen Mann erwarten, auf den Dienſt am Volk 
und Reich“ (Dr. Scheel am 15. Mai 1937 in München). 


Durch Erlaß vom 14. Mai 1937 bezeichnet der Stellvertreter des Führers als 
künftige Aufgaben der NS.⸗Studentenkampfhilfe: 


1. die Herſtellung der lebendigen Verbindung zwiſchen den jungen Studenten und 
den Alten Herren der Hoch- und Fachſchulen, 

2. die Teilnahme an den großen Aufgaben des deutſchen Studententums, 

3. die Übernahme der ausdrücklich anerkannten erzieheriſchen und nationalen Tradi⸗ 
tionen der bisherigen Alt⸗Herren⸗JZufammenſchlüſſe. 


2. Die Entwicklung des N$.-Altherrenbundes 


Anmittelbar nach der Volksabſtimmung vom 10. April 1938 erließen unter dem 
Eindruck der hiſtoriſchen Stunde der Schaffung des großdeutſchen Reiches die waffen 
ſtudentiſchen Verbandsführer einen gemeinſamen Aufruf, in dem ſie im Intereſſe der 
Einigung des geſamten Altakademikertums ihren Willen zum Ausdruck brachten, 
„die Selbſtändigkeit ihrer Verbände aufzugeben, um ſie und ihre Kräfte in der 
großen Gemeinſchaft des NS.⸗Altherrenbunds der deutſchen Studenten für die Auf⸗ 
gaben des Studententums einfetzen zu können“. 


Schon vorher hatten die waffenſtudentiſchen Korporationen und Altherrenverbände 
in Öfterreih, die ſich ſchon im illegalen Kampfe größte Verdienſte erworben hatten, 
ihre Auflöſung und Eingliederung in den NSD.⸗ Studentenbund und NS.⸗Altherren⸗ 
bund beſchloſſen. Der Beſchluß der Verbandsführer wurde vom Stellvertreter des 
Führers durch Erlaß vom 30. April 1938 ausdrücklich beſtätigt. Zugleich wurde die 
Führung des NS.⸗Altherrenbunds, die zuvor in der Hand des Gauleiters und 
Staatsminiſters Adolf Wagner ⸗München gelegen hatte, mit der des NS.⸗Studenten⸗ 
bunds vereinigt und in die Hand Dr. Scheels gelegt. 


Die Eingliederung des alten Waffenſtudententums erfolgte in der Form, daß ge- 
ſchloſſene Gruppen aus ehemaligen Altherrenverbänden ſich im Wege des Einzelbei- 
tritts dem NS.⸗Altherrenbund anſchloſſen und ſodann auf Grund von Einzelver- 
handlungen mit den Führern des NSDD.⸗Studentenbunds gemeinſam mit andern der- 
artigen Gruppen oder für ſich allein — je nach Maßgabe der örtlichen Verhältniſſe und 
der Finanzlage — die neue Altherrenſchaft einer ſtudentiſchen Kameradſchaft bildeten. 
Durch einen Erlaß des Reichsſtudentenführers vom 28. Februar 1938 wurde an- 
geordnet, daß nach dem 15. Mai 1938 Verhandlungen über die Neubildung von 
Altherrenſchaften nicht mehr ſtattfinden. Bis zu dieſem Termin erklärten rund 
95 v. H. aller ehemaligen waffenſtudentiſchen Altherrenverbände und darüber hin⸗ 
aus eine erhebliche Zahl ehemaliger proteſtantiſcher Altherrenverbände ihre Abſicht 
zur Mitarbeit im Nahmen einer neuen Altherrenſchaft. 
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Die katholiſchen Korporationsverbände, die fih weder um Eingliederung in den 
NS.⸗Altherrenbund bemüht noch ſich aufgelöſt hatten, wurden vom Reichsführer 4 
und Chef der deutſchen Polizei im Reichsminiſterium des Innern durch Erlaß vom 
21. Juni 1938 einſchließlich aller Antergliederungen, angeſchloſſenen Vereinigungen 
und Altherrenverbände aufgelöſt. Der offiziellen Begründung des Verbots iſt zu 
entnehmen: 


„Die katholiſchen Studenten. und Altherrenverbände waren vor der Machtüber. 
nahme im alten Reichsgebiet die Träger der Zentrumspolitik und im Lande Hiter- 
reich bis zum 13. März 1938 im Rahmen der Vaterländiſchen Front die ſtärkſten 
Stützen des Regimes Dollfuß und Schuſchnigg. Trotz äußerer Gleichſchaltung haben 
in den Jahren 1933 bis 1938 Angehörige dieſer Verbände im alten Reichsgebiet 
ſtaatsfeindliche Beziehungen mit öſterreichiſchen Verbandsbrüdern gepflegt. 


Nachdem ſich im April 1938 alle waffenſtudentiſchen Altherrenverbände unter dem 
hiſtoriſchen Eindruck der Schöpfung des Großdeutſchen Reiches aufgelöſt haben, um 
ihre Mitglieder in den offiziellen, unter Führung des Reichsſtudentenführers fteben- 
den NS.⸗Altherrenbund der Deutſchen Studenten zu überführen und damit die 
Einigung des geſamten nationalſozialiſtiſchen Altherrentums herzuſtellen, iſt das 
Weiterbeſtehen von Studenten- und Altherrenverbänden außerhalb des N Sd.“ 
Studentenbunds und des YS.⸗Altherrenbunds als den hierfür zuſtändigen Partei- 
gliederungen politiſch nicht tragbar.“ 

Da der Stellvertreter des Führers und der Reichsführer z wiederholt ihren ein- 
deutigen Willen ausgedrückt haben, daß das geſamte Altakademikertum ausſchließlich 
im NS.⸗Altherrenbund zuſammengeſchloſſen fein fol, und da die Reichsſtudenten— 
führung unter Einſatz der Autorität der Partei und des Staates ſeit dem Frühjahr 
1937 das geſamte nationalſozialiſtiſche Altherrentum nachdrücklichſt zur Eingliederung 
geworben hat, iſt davon auszugehen, daß in Zukunft irgendwelche Altherrenvereini— 
gungen, gleich welcher Herkunft, die ſich dem NS.⸗Altherrenbund nicht mit dem 
größten Teil des Beſtands ihrer Mitglieder einordnen, nicht weiterbeſtehen, ſondern 
im Zuge der Vereinheitlichung des Vereinsweſens aufgelöſt werden, falls ſie nicht 
ihre Selbſtauflöſung beſchließen. Der Totalitätsanſpruch des Nationalſozialismus 
auf dem Gebiete der Menſchenführung und Menſchenerziehung erſtreckt fi natur. 
gemäß nicht nur auf die ſtudentiſchen Erziehungsgemeinſchaften ſelbſt, ſondern ebenſo 
auch auf diejenigen Traditionsvereinigungen, die ſich ſeinerzeit ausſchließlich um die 
Ideale der Erziehung junger Studenten gebildet haben. 


3. Rechtsform und Organiſation 


Parteiorganiſatoriſch iſt der NS.⸗Altherrenbund zur Zeit als Teilgemeinſchaft des 
NED.-Studentenbundgs gemeinſam mit dieſem eine Gliederung der NSDAP. ($ 2 
der Durchführungsverordnung zum Geſetz zur Sicherung der Einheit von Partei und 
Staat vom 19. März 1935, RGBl. I S. 502). Er hat alſo wie alle Gliederungen der 
NSDAP. keine eigene Rechtsfähigkeit. Rechtsfähig iſt vielmehr allein die NSDAP., 
in Vermögensangelegenheiten ſind für ſie und ihre Gliederungen ausſchließlich der 
Reichsſchatzmeiſter der NSDAP. und die von ihm eingeſetzten Reichskaſſenverwalter 
der Gliederungen und ihre nachgeordneten Verwaltungsleiter zuſtändig. 

Der YS.⸗Altherrenbund gliedert ſich 


a) nach dem Wohnſitz der Mitglieder in Gauverbände und Ortsverbände, ent. 
ſprechend der Gau- und Kreiseinteilung der NSDAP., 

b) nach der früheren Zugehörigkeit der Mitglieder zu einer Hoch- oder Fachſchule 
in Hoch- und Fachſchulringe. 

Die Hoch- und Fachſchulringe gliedern ſich in Altherrenſchaften. Jeder Kameradſchaft 

des NSDD.⸗Studentenbunds entſpricht eine Altherrenſchaft des NS.-Altherrenbunds. 

Die Männer des NSdD.⸗Studentenbunds find bei Studienabſchluß verpflichtet, von 
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ihrer Kameradſchaft in die zugehörige Altherrenſchaft des NS.⸗Altherrenbunds über⸗ 
zutreten. 


Die Hochſchulringführer haben die Altherrenſchaftsführer ihres Hochſchulringes zu 
gemeinſamen Aufgaben zuſammenzufaſſen, insbeſondere dafür zu ſorgen, daß der 
Aufbau des Hochſchulringes nach gleichmäßigen und einheitlichen Geſichtspunkten 
durchgeführt wird. Sie find ferner gemeinſam mit den örtlichen Studentenführern 
verantwortlich für die Durchführung der Studententage, die im Sommer jeden 
Jahres an allen deutſchen Hoch- und Fachſchulen als gemeinſame Veranſtaltungen 
des NSD.-Studentenbunds und YS. ⸗Altherrenbunds abgehalten werden. 


Die Altherrenſchaftsführer haben die Hauptaufgabe, ihre Mitglieder zu einer ge- 
ſchloſſenen Gemeinſchaft zum Einſatz im Sinne der Aufgaben des Altherrenbunds, 
insbeſondere zur Betreuung einer Kameradſchaft des NSD.-Studentenbunds zu- 
ſammenzufaſſen. Die Altherrenſchaftsſührer find als Führer in einer Gliederung 
der NSDAP. dem Reichsſtudentenführer für die politiſche Haltung ihrer Alt. 
herrenſchaft verantwortlich. Sie find während der Dauer des organiſatoriſchen Auf. 
baues insbeſondere dafür verantwortlich, daß die Eingliederung der Altherren- 
vereinigungen ehemaliger Korporationen, die zu ihrer Altherrenſchaft gehören, raſch 
und reibungslos erfolgt, und daß die Veranſtaltungen und Veröffentlichungen der 
Altherrenſchaft in jeder Hinſicht den politiſchen Forderungen der NSDAP. ent- 
ſprechen. 


Die Häuſer der ehemaligen Korporationen werden an Kameradſchaften des NSD.- 
Studentenbunds durch ſormularmäßige Aberlaſſungsverträge zwiſchen dem Haus. 
eigentümer (dem ſogenannten „Hausverein“) und dem Reichsſchatzmeiſter der 
NSDAP. zur Verfügung geſtellt. Die Verträge werden unterſchriftlich beftätigt 
vom Führer der neuen Altherrenſchaft (die naturgemäß mit dem Hausverein per- 
ſonell eng verbunden iſt) und im Namen des Reichsſtudentenführers von dem zu— 
ſtändigen Bereichsführer. 


Die Ortsverbandsleiter des NS.⸗Altherrenbunds haben die Aufgabe, ſämtliche Mit- 
glieder des NS.⸗Altherrenbunds, die im Bezirke ihres Ortsverbands wohnen, zur 
aktiven Mitarbeit an den Aufgaben des Altherrenbunds heranzuziehen und ſie zu 
einer politiſchen Gemeinſchaft im Sinne der Aufgaben des NS.⸗Altherrenbunds zu- 
ſammenzufaſſen. Sie ſollen ferner mit den politiſchen Hoheitsträgern und mit den 
örtlichen Führern der angeſchloſſenen Verbände der NSDAP. dauernd Fühlung 
halten und gegebenenfalls an gemeinſamen Aufgaben mitwirken. Die Ortsverbands- 
leiter find in dieſem Sinn gemeinſam mit den Altherrenſchaftsführern dafür verant- 
wortlich, daß der Altakademiker als ſolcher in die NSDAP. eingebaut wird. 


4. Die zwei Aufgaben des N5.-Altherrenbundes 

Der NS.⸗Altherrenbund hat ſonach eine doppelte Aufgabe: 

1. Er iſt berufen, die politiſche Erziehung des jungen Studenten zum überzeugten 
Nationalſozialiſten mit allen Mitteln zu unterſtützen. Dies geſchieht durch Aber⸗ 
laſſung von Häuſern und Heimen an die Kameradſchaften, durch Beſchaffung der 
erforderlichen Literatur für die politiſche Erziehungsarbeit, durch Gewährung 
finanzieller Mittel für die Ausgeſtaltung von Gemeinſchaftsſtunden und Feiern, 
für Grenz- und Auslandsfahrten, für die Löſung beſonders ſchwieriger Reichs- 
berufswettkampfsarbeiten durch einzelne Kameradſchaftsmitglieder uſw. 


2. Er hat ferner den Auftrag, als Glied der NSDAP. und im engſten und un⸗ 
mittelbarſten Zuſammenwirken mit dem zuſtändigen Hoheitsträger der NSDAP. 
den Altakademiker mehr und mehr in die NSDAP. einzubauen, d. h. ihn durch 
planmäßige und geſchickte Erziehungsarbeit immer mehr zum überzeugten Ge- 
folgsmann des Führers und der nationalſozialiſtiſchen Bewegung zu machen. Er 
ſoll daran mitwirken, daß auch in Kriſenzeiten des völkiſchen und ſtaatlichen Lebens 
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der Akademiker unter allen Amſtänden treu zum Führer und zu feinem Volke 
ſteht, nicht mit zahlloſen Bedenken nach rechts und nach links ſieht, ſondern ohne 
Zögern dem Führer folgt. 
Die bisher auf dieſem Gebiete in aller Nüchternheit feſtzuſtellende Lage hat der 
Führer am 8. November 1938 in feiner Rede vor den Alten Kämpfern im Bürger- 
bräukeller in München gekennzeichnet: 


„Wenn einer der entſcheidendſten Gründe des Zuſammenbruchs das ſoziale und 
geſellſchaftliche Verſagen unſeres von Hochmut und Standesdünkel erfüllten Bürger- 
tums war, fo war die zweite große Arſache das Verſagen der führenden politiſchen 
und militäriſchen Schichten unſeres Volkes gegenüber den Elementen der Deſtruktion, 
der Anordnung und des Aufruhrs. Es zeigte ſich damals Feigheit, Haltloſigkeit und 
Halbveit in allen Entſchlüſſen. Dieſes Verſagen der geſamten politiſchen Führung 
war in ihrer ſalſchen Ausleſe begründet. Man hat im Laufe von Jahrzehnten in 
unſerem ſogenannten Bürgertum wohl eine Art wirtſchaftlicher Führung aufgebaut, 
aber dabei ganz vergeſſen, daß die Fähigkeit zur wirtſchaftlichen Führung nicht im 
geringſten identiſch zu ſein braucht mit politiſchem Führertum, ja daß ſie zunächſt ihm 
geradezu entgegenſtand. Es iſt damals jene Anſicht großgezüchtet worden, daß unter 
Außerachtlaſſung der charakterlichen und männlichen Haltung nur das ſogenannte 
vermeintliche Wiſſen entſcheidend ſein ſollte. Dieſe „Führerausleſe“ von damals 
hat, das kann wohl nicht beſtritten werden, in der kritiſchen Stunde reſtlos 
verſagt! 


Was ſich damals in der Nationalſozialiſtiſchen Partei ſammelte in dieſem Land, 
war ohne Zweifel Deutſchland. Denn es find Werte und nicht wirtſchaftliche Vor⸗ 
gänge, welche die Träger der neuen deutſchen Volksgemeinſchaft ſind. Es war damals 
verſtändlich, daß die Partei in erſter Linie bei den nicht fo ſehr vom Glück Ge- 
ſegneten, in den breiten Maſſen des Volkes ihren Anhang fand. Dort herrſchte noch 
mehr Inſtinkt, und aus dem Inſtinkt kommt der Glaube! Anſere wenigen ewigen 
Kritiker urteilen nur aus ihrem Intellektualismus heraus. Sie find daher als Bau⸗ 
fteine in der Volksgemeinſchaft nicht zu gebrauchen, auch heute nicht! 


Sie ſind keine Glaubensträger, ſie ſind nicht unerſchütterlich und vor allem, ſie halten 
in Augenblicken der Not und der Gefahr nicht durch. Denn während das breite, 
geſunde Volk ſich inſtinktmäßig ſofort zuſammenſchließt zu einer Volksgemeinſchaft, 
laufen dieſe auseinander wie die Hühner in einem Hühnerhof. Man kann mit ihnen 
daher auch nicht Geſchichte machen, ſie ſind unbrauchbar als tragende Elemente einer 
Volksgemeinſchaft.“ 


Nicht den Geiſt an ſich, nicht ſchöpferiſche Kräfte in Wiſſenſchaft, Kunſt und Technik 
lehnt die nationalſozialiſtiſche Bewegung ab, ſondern — aus einer tiefen Erfahrung 
in guten und ſchlechten Zeiten — jene Schichten von nur intellektuellen Kritikern, 
die ſich nur an ihren aus blaſſem Wiſſen zuſammengeſetzten, mitunter aber doch recht 
dürftigen Verſtand halten und denen Inſtinkt und Gefühl, Glaube und Seele un- 
bekannte Vorſtellungen ſind. f 


In dieſem Sinne ſagte auch Reichsſtudentenführer Dr. Scheel auf dem Deutſchen 
Studententag 1938: 


„Die Wiſſenſchaft iſt für uns Ausdruck jener Sehnſucht und jenes Dranges nach 
letzten Erkenntniſſen, wie er vor allem dem germaniſchen Menſchen innewohnt. In 
ſeiner Wiſſenſchaft ſpiegelt ſich die Schöpferkraft jedes Volkes. Sie iſt eines ſeiner 
höchſten Kulturgüter, um die es lohnt, ſich bis zum letzten einzuſetzen. Freilich meinen 
wir mit dieſer Wiſſenſchaft nicht jene auch Wiſſenſchaft genannte Erſcheinungsform 
völkiſchen Intellekts, die in der Zeit des deutſchen Niedergangs an den Hochſchulen 
großgeworden war. Denn dieſe war von allem Leben losgelöſt, zur Anfruchtbarkeit 
verdammt. Sie erſchöpfte ſich in bruchſtückhhaftem Fachwiſſen, das um feiner ſelbſt 
willen vermehrt und regiſtriert wurde, dem aber jedes große Ideal fehlte. Dieſe 
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Art der Spezialifierung wurde nicht als ein verhängnisvoller Wahn, jondern als 
die letzte Entfaltung geſehen. Die Triebfeder dieſer Entwicklung war vielfach 
Eigendünkel und Egoismus. Triebfeder unſerer Wiſſenſchaft aber iſt der 
Exiſtenzkampf und das Leben unſeres Volkes. Von ihm erhält ſie ihre Beſtimmung 
und ihren Wert. Aus dem Leben der deutſchen Volksgemeinſchaft und der Raflen- 
lehre der nationalſozialiſtiſchen Bewegung erwächſt der deutſchen Wiſſenſchaft ihre 
neue Idee und ihre neue Aufgabe. Sie kommt aus der Gemeinſchaft ihres Volkes 
und geht wieder in dieſelbe ein. Von kundiger Hand geführt, wird ſie eine ebenſo 
iharfe Klinge ſein im Kampf für unſer ache, Volk, wie die blanke Waffe 
aus Stahl.“ 


So fieht das nationalſozialiſtiſche Studententum u politiſche und hiſtoriſche Auf- 
gabe heute darin, — und dafür ſetzt es feine geſamten politifchen und wirtſchaftlichen 
Kräfte ein, dafür ſich einzuſetzen iſt auch die Hauptaufgabe des nationalſozialiſtiſchen 
Altherrentums —, daß ein neuer Typ des geiſtig ſchaffenden Menſchen entſteht, in 
dem Verſtand und Geiſt, Seele, Herz und Gemüt in gleichem Maße geformt, geweckt 
und gebildet ſind. 


„Ein neuer Typ muß entſtehen“, ſo ſagte der Führer 1927 zum Studententum, „der 
nicht mehr in ſeinem Werte gewertet wird nach dem Ertragen von Vier, ſondern 
nach dem Grade ſeiner Widerſtandsfähigkeit in den Anbilden des Lebens und dem 
Angriffsfanatismus gegen die Feinde dieſes Lebens, wer immer ſie ſein mögen. 
Nicht bierehrliche Stichfeſtigkeit, ſondern politiſche Schlagkraft iſt jetzt nötig, und die 
Vorſtellung der heutigen Zeit wird nicht mehr befriedigt durch den Studioſus 
von einſt, das mehr oder weniger bemoofte Haupt, als vielmehr durch den Mann, 
deſſen Beſchreibung heißt: ſchlank wie ein Windhund, zäh wie Leder und hart 
wie Stahl.“ | 

Der deutſche Student jol willen, daß es nicht nötig iſt zu leben, wohl aber ſeine 
Pflicht gegenüber ſeinem Volke zu erfüllen. Er ſoll wiſſen, daß im Dienen mehr 
Freiheit liegt als im eigenen Befehl, daß von feinem Glauben, ſeiner Begeiſterung 
und ſeinem kämpferiſchen Willen die Zukunft Deutſchlands mitabhängt. Er muß 
ritterlich und beſcheiden, ſtolz und treu zugleich ſein. Er ſoll leben nach den Worten, 
die in den „Zehn Geſetzen des Deutſchen Studenten“ niedergelegt ſind: 

„Du kannſt nicht anzünden, wenn es in dir nicht brennt. Habe den Mut zu be- 
wundern und ehrfüchtig zu ſein! Was dich nicht umbringt, macht dich nur ſtärker. 
Gelobt ſei, was hart macht! Sei eins im Denken und Handeln! Lebe dem 
Führer nach!“ 


Siuppe! Beitrag 7d 


Grundlagen, Aufbau und Wirtſchaftsordnung 
des nationalſozialiſtiſchen Staates 


Erfter Band: 
Die weltanſchaulichen, politiſchen und ſtaatsrecht- 
lichen Grundlagen des nationalſozialiſtiſchen Staates 


Gruppe |: 
Die weltanfchaulichen Grundlagen 
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Vom Weſen 
der Volksgemeinſchaft 


Don 


Fritz Reinhardt 


Staatsſekretär im Reichsfinanzminifterium, Berlin 
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Dom Weſen der UDolksgemeinſchaſt 


Don 


Ferit Reinhardt 
hauptdienftleiter im Stab des Stelloertreters des Führers 
und Staatsfehretär im Reichsfinanzminifterium 


Wir leben in den Jahren der Neugeitaltung der Dinge unferes Volkes durch den 
Nationalſozialismus. Auf allen Gebieten des öffentlichen und auch des privaten 
Lebens formen ſich die Dinge nach neuen Gedanken und Grundſätzen — nach 
Gedanken und Grundſätzen, die ih nach nationalſozialiſtiſcher Welt ⸗ 
anſchauung ergeben. 


Die Leiſtungen und Neugeſtaltungen bereits in den erſten drei Jahren des Adolf 
Hitler ⸗Staates find rieſengroß. Sie find ſo groß, daß wahrſcheinlich erſt kom⸗ 
mende Geſchlechter fie in ihrer ganzen Wucht zu ermeſſen vermögen werden. Volks 
gemeinſchaft, Ausſchaltung der Juden aus dem Leben des 
Deutſchen Volkes, Verminderung der Arbeitsloſigkeit, Ehe ⸗ 
ſtands darlehen, Kinderbeihilfen, Geſundung des Deutſchen 
Arbeitertums und des Deutſchen Bauerntums, Arbeits- 
dienſt, allgemeine Wehrpflicht, Aufbau der Deutſchen Wehr ⸗ 
macht, Wiederherſtellung der Deutſchen Ehre und der Deut ⸗ 
ſchen Freiheit, Wiedererlangung von Achtung und Geltung 
der Deutſchen in der Welt, das ſind nur einige der Worte, die von der 
Größe des bisher Erreichten zeugen. 


Alle dieſe Tatſachen ſtellen erſt den Anfang der Entwicklung dar, in der ſich die 
Neugeſtaltung der Dinge des Deutſchen Volkes vollziehen wird. 


Niemand von uns kann leben und gedeihen ohne die Anderen. Wohl ohne den 
einzelnen Anderen, nicht aber, ohne Glied einer organiſierten Vielheit von 
Perſonen zu ſein, in der ſich die Lebensnotwendigkeiten der Einzelnen ergänzen und 
treffen. Die natürliche Grundlage für eine ſolche Vielheit iſt gegeben, wenn die An⸗ 
gehörigen der Vielheit gleicher Ab ſtammung, gleicher Sprache und gleicher 
Kultur ſind. Eine ſolche aus der Natur heraus li Vielheit iſt das, 
was wir Volk nennen. 


Adolf Hitler hat das Wort Volksgemeinſchaft geprägt. Durch dieſes 
Wort ſoll den Angehörigen unſeres Volkes in aller Eindeutigkeit zum Bewußtſein 
gebracht werden, daß der Einzelne nichts iſt, ohne Glied einer Gemeinſchaft 
zu ſein, und daß die natürliche Gemeinſchaft nur die Gemeinſchaft von Menſchen 
gleicher A b ſt am mung, gleicher Sprache und gleicher Kultur — die Volks 
gemeinſchaft — iſt. 
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Der Begriff Volksgemeinſchaſt beſagt, daß die Angehörigen eines Volkes von 
Natur aus in Gemeinſchaft verbunden ſind und ſich in allen Dingen ihres 
Lebens als in Gemeinſchaſt verbunden — als Glieder einer Volks- 
gemeinſchaft — zu fühlen haben. 


Anter Volksgemeinſchaft iſt die Zuſammenfaſſung aller Volksgenoſſen zu einheitlichem 
Denken, Fühlen und Handeln in allen Dingen, die grundlegend find für die Geſtaltung 
der Dinge der Nation, zu verſtehen. 
Die Volksgemeinſchaft iſt die natürliche Vorausſetzung für das 
Sein der Volks ganz heit und mittelbar ſchließlich jedes Einzelnen. Wer auf 
dieſer Welt leben und gedeihen will, iſt von Natur aus verpflichtet, ſeinen 
Daſeins kampf in der Hauptſache auf Kampf um das Lebensrecht der 
Volksgemeinſchaft und damit der Nation abzuſtellen. Die Volks 
gemeinſchaft birgt die Kraft und die ſonſtigen Vorausſetzungen in 
ſich, deren der einzelne Volksgenoſſe bedarf, um den Daſeinskampf auch ſeines 
Berufs, ſeiner Familie und ſchließlich ſeines Ich mit Erſolg beſtehen 
zu können. 
Die Volksgemeinſchaft iſt nicht räumlich begrenzt; fie umfaßt alle Volks⸗ 
genoſſen, ohne Rüdfiht auf Wohnſitz und Aufenthaltsort, alfo auch diejenigen, die 
jenſeits der deutſchen Landesgrenzpfähle leben. 
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Das Schickſal eines Volkes beſtimmt ſich nach ſeinen ideellen und nach 

ſeinen materiellen Grundlagen. Die ideellen Grundlagen beruhen: 

1. in dem gefühlsmäßigen Verbundenſein der einzelnen Volks. 
genoſſen gegenüber der Volks ganzheit; 

2. in dem Willen der Einzelnen, Glieder eines ſelbſtändigen, unab- 
hängigen, freien Volkes zu fein, und in der Entſchloſſenheit, dieſen 
Willen immer und überall, wann und wo es gilt, für die Belange der Deutſchen 
einzutreten, einzuſetzen, koſte es was es wolle; 

3. in der Erkenntnis, daß ſolches gefühlsmäßiges Ver bundenſein, 
ſolcher Wille und ſolche Entſchloſſenheit Macht urſprünglicher 
Art — eigentliche Macht — wahre Volksmacht — darſtellen, und 
daß ſolche wahre Volksmacht nur erwachſen und von Dauer ſein kann in 
einer Volksgemeinſchaft, in der 
a) die Beziehungen der Volksgenoſſen zueinander und zum Staat nach dem 

Grundſatz unbedingter ſozialer Gerechtigkeit geregelt find, 

b) jeder Volksgenoſſe im Volksgenoſſen zuerſt einen Volksgenoſſen, nicht 
aber den Angehörigen eines anderen Standes erblickt, 

c) jeder Volksgenoſſe dem Grundſatz „Gemeinnutz vor Eigennutz“ 
huldigt und demgemäß bereit und entſchloſſen iſt, in allen Dingen 
feines Lebens fein eigenes Ich den allgemeinen Inter ; 
eſſen des Volksganzen unterzuordnen. 

Dieſe ideellen Güter eines Volkes ſtellen, wenn ſie das Denken, Fühlen und 

Handeln aller Volksgenoſſen erfüllen, den Inbegriff deſſen dar, was wir Volks 

gemeinſchaft nennen. | | 

Volksgemeinſchaft iſt wahre Volksmacht, nach deren Stärke fih das 

Schickſal der Nation und damit des Volkes in allen ſeinen Stän- 

den grundlegend beſtimmt. % 


Nach der Stärke der Volksmacht beſtimmt ſich ſchließlich auch der Wert der 
Machtinſtrumente Armee, Flotte und Luftwehr. Armee, Flotte und 
Luftwehr ſtellen den Inbegriff deſſen dar, was wir Wehrmacht nennen. Die 
Wehrmacht iſt nicht tatſächliche Macht, ſondern nur die Außerung tut- 
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ſächlicher Macht, nur ein Machtinſtrument. Der Wert dieſes Macht- 
inſtruments beſtimmt ſich grundlegend nach der tatſächlichen Macht, in der es 
beruht, das heißt alſo, nach dem Grad des gefühlsmäßigen Verbundenſeins der 
Volksgenoſſen gegenüber der Volksgemeinſchaft, nach dem Grad des Willens der 
Einzelnen, als ſelbſtändiges, unabhängiges, freies Volk zu ſein, nach dem Grad der 
Entſchloſſenheit, dieſen Willen immer und überall, wann und wo es gilt, für die 
Belange der Deutſchen einzutreten, einzuſetzen, und nach der Erkenntnis, daß 
ſolches gefühlsmäßiges Verbundenſein und ſolcher Wille und ſolche Ent⸗ 
ſchloſſenheit nur erwachſen und von Dauer ſein können in einer Gemeinſchaſt, 
in der die Beziehungen der Volksgenoſſen zueinander und zum Staat nach dem 
Grundſatz unbedingter ſozialer Gerechtigkeit geregelt ſind und in 
den Volksgenoſſen aller Stände das Gefühl, Angehörige einer wahren 
Volksgemeinſchaft zu ſein, lebendig erhalten wird. 


* 


Soll ein Volk nicht nur von Natur aus, ſondern auch rechtlich als ſolches 
gelten, und ſollen die Beziehungen der Volksgenoſſen zueinander geregelt ſein, 
ſo muß das Volk in eine beſtimmte Rechtsform gekleidet werden, es muß zu einer 
ſelbſtändigen Recht sperſon geſtaltet werden. Eine ſolche Rechtsperſon, in die 
das Volk als Ganzes gekleidet wird, iſt das, was wir Staat nennen. Der Staat 
iſt die Geſamtheit aller Volksgenoſſen und Volksgenoſſin⸗ 
nen, gekleidet in eine einzige, auf ganz beſtimmten Geſetzen 
beruhende Perſon. Er iſt das Volk in einer Perſon. 


Das Volk iſt das Natürliche, das aus der Natur heraus Erwachſene. Der 

Staat iſt die Nechtsform, in die das Volk als Ganzes gekleidet wird, um 

rechtlich als Volk zu fein, er iſt die Nechtsſorm, innerhalb deren ſich das Leben 

der Volksgemeinſchaſt und aller ihrer Glieder vollzieht, 
und in der die Geſamtheit aller Volksgenoſſen den Kampf um das 

Lebensrecht der Nation und damit um die Dafeind- und Entwicklungsmöglichkeit 

eines jeden Einzelnen führt. 

Die wichtigſten Aufgaben des Staates find: 

1. das Volk als ſolches geſetzlich zu vertreten und zu ſchützen; 

2. darauf bedacht zu ſein, daß das Volk in ſeinem Blut rein und in ſeiner 
Art erhalten bleibt; N 

3. die Beziehungen der Volksgenoſſen zueinander und zum 
Staat zu regeln. Dieſe Regelung muß nach dem Grundſatz un 
bedingter ſozialer Gerechtigkeit im Rahmen der all- 
gemeinen Intereſſen des Volksganzen geſchehen; 

4. die Vorausſetzungen zu ſchaffen, zu erhalten und zu ſtärken, deren es bedarf, 
wenn das Volk in ſeiner Ganzheit ſoll leben und gedeihen können, 
und wenn alle Volksgenoſſen und alle Volksgenoſſinnen 
im Bereich des Staates genügend Arbeit und dafür 
genügend Brot ſollen finden und ſich ein menſchen⸗ 
würdiges Daſein ſollen geſtalten können. 


* 


Der Staat beruht nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung auf dem 
Willen des Volkes undſeines Führers. Der Staat iſt nach national: 
ſozialiſtiſcher Auſfaſſung nicht um feiner ſel bſt willen oder um beſtimmter Per ⸗ 
ſonen oder Intereſſentengruppen willen, ſondern einzig und allein um 
des ſeiner Führung anvertrauten Bolkes willen da. Führung, Form und 
Geſetze des Staates müſſen unter allen Amſtänden den Belangen der 
Volksgemeinſchaft entſprechen. 
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Der Begriff Volksgemeinſchaft beſagt, daß die Angehörigen eines Volkes von 
Natur aus in Gemeinſchaft verbunden ſind und ſich in allen Dingen ihres 
Lebens als in Gemeinſchaſt verbunden — als Glieder einer Volks 
gemeinſchaft — zu fühlen haben. 


Anter Volksgemeinſchaft ift die Zuſammenfaſſung aller Volksgenoſſen zu einheitlichem 
Denken, Fühlen und Handeln in allen Dingen, die grundlegend find für die Geſtaltung 
der Dinge der Nation, zu verſtehen. 
Die Volksgemeinſchaft iſt die natürliche Vorausſetzung für das 
Sein der Volks ganzheit und mittelbar ſchließlich jedes Einzelnen. Wer auf 
dieſer Welt leben und gedeihen will, iſt von Natur aus verpflichtet, ſeinen 
Daſeinskampf in der Hauptſache auf Kampf um das Lebensrecht der 
Volksgemeinſchaft und damit der Nation abzuſtellen. Die Volks 
gemeinſchaft birgt die Kraft und die ſonſtigen Vorausſetzungen in 
ſich, deren der einzelne Volksgenoſſe bedarf, um den Daſeinskampf auch ſeines 
Berufs, ſeiner Familie und ſchließlich ſeines Ich mit Erfolg beſtehen 
zu können. 
Die Volksgemeinſchaft iſt nicht räumlich begrenzt; fie umfaßt alle Volks⸗ 
genoſſen, ohne Rückſicht auf Wohnſitz und Aufenthaltsort, alſo auch diejenigen, die 
jenſeits der deutſchen Landesgrenzpfähle leben. 

3 


Das Schickſal eines Volkes beſtimmt ſich nach ſeinen ideellen und nach 

ſeinen materiellen Grundlagen. Die ideellen Grundlagen beruhen: 

1. in dem gefühlsmäßigen Verbundenſein der einzelnen Volks. 
genoſſen gegenüber der Volks ganzheit; 

2. in dem Willen der Einzelnen, Glieder eines ſelbſtändigen, unab- 
hängigen, freien Volkes zu ſein, und in der Entſchloſſenheit, dieſen 
Willen immer und überall, wann und wo es gilt, für die Belange der Deutſchen 
einzutreten, einzuſetzen, koſte es was es wolle; 

3. in der Erkenntnis, daß ſolches gefühlsmäßiges Verbundenjein, 
ſolcher Wille und ſolche Entſchloſſenheit Macht urſprünglicher 
Art — eigentliche Macht — wahre Volksmacht — darſtellen, und 
daß ſolche wahre Volksmacht nur erwachſen und von Dauer ſein kann in 
einer Volksgemeinſchaft, in der 
a) die Beziehungen der Volksgenoſſen zueinander und zum Staat nach dem 

Grundſatz unbedingter ſozialer Gerechtigkeit geregelt find, 

b) jeder Volksgenoſſe im Volksgenoſſen zuerſt einen Volksgenoſſen, nicht 
aber den Angehörigen eines anderen Standes erblickt, 

c) jeder Volksgenoſſe dem Grundſatz „Gemeinnutz vor Eigennutz“ 
huldigt und demgemäß bereit und entſchloſſen iſt, in allen Dingen 
feines Lebens ſein eigenes Ich den allgemeinen Inter 
eſſen des Volksganzen unterzuordnen. 

Dieſe ideellen Güter eines Volkes ſtellen, wenn ſie das Denken, Fühlen und 

Handeln aller Volksgenoſſen erfüllen, den Inbegriff deſſen dar, was wir Volks 

gemeinſchaft nennen. | 

Volksgemeinſchaft iſt wahre Volksmacht, nach deren Stärke fih das 

Schickſal der Nation und damit des Volkes in allen feinen Stän⸗ 

den grundlegend beſtimmt. % 


Nach der Stärke der Volksmacht beſtimmt ſich ſchließlich auch der Wert der 
Machtinſtrumente Armee, Flotte und Luftwehr. Armee, Flotte und 
Luftwehr ſtellen den Inbegriff deſſen dar, was wir Wehrmacht nennen. Die 
Wehrmacht iſt nicht tatſächliche Macht, ſondern nur die Außerung tat- 
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ſächlicher Macht, nur ein Macht inſtrument. Der Wert dieſes Macht. 
inſtruments beſtimmt fi grundlegend nach der tatſächlichen Macht, in der es 
beruht, das heißt alſo, nach dem Grad des gefühlsmäßigen Verbundenſeins der 
Volksgenoſſen gegenüber der Volksgemeinſchaft, nach dem Grad des Willens der 
Einzelnen, als ſelbſtändiges, unabhängiges, freies Volk zu ſein, nach dem Grad der 
Entſchloſſenheit, dieſen Willen immer und überall, wann und wo es gilt, ſür die 
Belange der Deutſchen einzutreten, einzuſetzen, und nach der Erkenntnis, daß 
ſolches gefühlsmäßiges Verbundenſein und ſolcher Wille und ſolche Ent- 
ſchloſſenheit nur erwachſen und von Dauer fein können in einer Gemeinſchaft, 
in der die Beziehungen der Volksgenoſſen zueinander und zum Staat nach dem 
Grundſatz unbedingter ſozialer Gerechtigkeit geregelt find und in 
den Volksgenoſſen aller Stände das Gefühl, Angehörige einer wahren 
Volksgemeinſchaft zu ſein, lebendig erhalten wird. 


* 


Soll ein Volk nicht nur von Natur aus, ſondern auch rechtlich als ſolches 
gelten, und ſollen die Beziehungen der Volksgenoſſen zueinander geregelt ſein, 
ſo muß das Volk in eine beſtimmte Rechtsform gekleidet werden, es muß zu einer 
ſelbſtändigen Rechtsperſon geftaltet werden. Eine ſolche Nechtsperſon, in die 
das Volk als Ganzes gekleidet wird, iſt das, was wir Staat nennen. Der Staat 
iſt die Geſamtheit aller Volksgenoſſen und Volksgenoſſin⸗ 
nen, gekleidet in eine einzige, auf ganz beſtimmten Gefetzen 
beruhende Perſon. Er iſt das Volk in einer Perſon. 


Das Volk iſt das Natürliche, das aus der Natur heraus Erwachſene. Der 

Staat iſt die Rechtsform, in die das Volk als Ganzes gekleidet wird, um 

rechtlich als Volk zu fein, er iſt die Rechtsform, innerhalb deren ſich das Leben 

der Volksgemeinſchaſt und aller ihrer Glieder vollzieht, 
und in der die Geſamtheit aller Volksgenoſſen den Kampf um das 

Lebensrecht der Nation und damit um die Daſeins- und Entwicklungsmöglichkeit 

eines jeden Einzelnen führt. 

Die wichtigſten Aufgaben des Staates find: 

1. das Volk als ſolches geſetzlich zu vertreten und zu ſchützen; 

2. darauf bedacht zu ſein, daß das Volk in ſeinem Blut rein und in ſeiner 
Art erhalten bleibt; N 

3. die Beziehungen der Volksgenoſſen zueinander und zum 
Staat zu regeln. Dieſe Regelung muß nach dem Grundſatz un- 
bedingter ſozialer Gerechtigkeit im Rahmen der all 
gemeinen Intereſfen des Volksganzen geſchehen; 

4. die Vorausſetzungen zu ſchaffen, zu erhalten und zu ſtärken, deren es bedarf, 
wenn das Volk in ſeiner Ganzheit ſoll leben und gedeihen können, 
und wenn alle Volksgenoſſen und alle Volksgenoſſinnen 
im Bereich des Staates genügend Arbeit und dafür 
genügend Brot ſollen finden und ſich ein menſchen⸗ 
würdiges Daſein ſollen geſtalten können. 


* 


Der Staat beruht nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung auf dem 
Willen des Volkes undſeines Führers. Der Staat iſt nach nationale 
ſozialiſtiſcher Auffaſſung nicht um feiner ſelbſt willen oder um beſtimmter Per ⸗ 
ſonen oder Intereſſentengruppen willen, ſondern einzig und allein um 
des ſeiner Führung anvertrauten Bolkes willen da. Führung, Form und 
Geſetze des Staates müſſen unter allen Amſtänden den Belangen der 
Volksgemeinſchaft entſprechen. 
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Nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung darf die Führung des Staates nichts 
billigen, und ſie muß alles unterlaſſen und unterbinden, was 
geeignet ſein könnte, den allgemeinen Intereſſen des Volks ganzen, den Belangen 
der Volks gemeinſchaft, zuwider zulaufen. Geſetze und ſonſtige Maß- 
nahmen, die den Lebensnotwendigkeiten der Volksgemeinſchaft zuwider lauſen, 
müſſen beſeitigt oder den Lebensnotwendigkeiten der Volksgemeinſchaft an- 
gepaßt werden, und Geſetze und Maßnahmen, die durch die allgemeinen Intereſſen 
des Volksganzen bedingt find, müſſen geſchaffen und ausgebaut 
werden. Stehen verſchie dene Maßnahmen zur Wahl, und zwar mit der Maß 
gabe, daß nur eine der Maßnahmen durchgeführt werden kann, fo darf felbit- 
verſtändlich nur diejenige Maßnahme durchgeführt werden, die den Belangen 
der Volksgemeinſchaft ammeiſten entſpricht. 


Den Begriff Volksgemeinſchaft hat es im alten Deutſchland nicht 
gegeben. In den Wörterbüchern des alten Deutſchland iſt der Begriff Volksgemein⸗ 
ſchaft nicht zu finden. Das Wort Volksgemeinſchaft iſt geprägt worden und der 
Geiſt, den dieſes Wort in ſich ſchließt, iſt in die Hirne und Herzen der Deutſchen 
geträufelt worden durch den Mann, der unſer aller Führer iſt: durch Adolf 
Hitler. 


Das Deutſche Volk beſtand zwar auch im alten Deutſchland auf Grund feiner 
Abſtammung und ſeiner Sprache, nicht aber auch im Denken, Fühlen 
und Handeln in dem, was wir Volks gemeinſchaft nennen. Das Deutſche 
Volk beſtand damals aus 60 Millionen Deutſchen, die zwar ſtaatlich zuſammen⸗ 
gefaßt waren, aber auf dem Boden dieſes Staates nicht eine Volksgemein⸗ 
ſchaft darſtellten, ſondern eine Vielheit von Klaſſen und Kaſten, die ſich 
mehr oder weniger ablehnend gegenüberſtanden und ſich mehr oder weniger 
bekämpften. Auf der einen Seite ſtanden die „Beſitzenden“, denen der 
Arbeiterſtand, geſellſchaftlich geſehen, das fünfte Rad am Wagen war, und 
auf der anderen Seite ſtanden die „Arbeiter“, die in den Beſitzenden ihre ge⸗ 
ſellſchaftlichen Feinde erblickten. Das Deutſche Volk war innerlich zerriſſen 
und zerklüftet. Woran lag das? | 


Als Deutſchland um die Mitte des vorigen Jahrhunderts dazu überging, die Men- 
ſchenausfuhr durch Warenausfuhr abzulöſen und Deutſchland zu in- 
duſtrialiſieren, da wurde in Deutſchland ein neuer Stand geboren: der 
Induſtriearbeiterſtand. Es hätte damals in Deutſchland die Frage be- 
ſtimmend werden müſſen: Wie ſtehen die Angehörigen dieſes neuen 
Standes zum Staat und vor allem zum Volksganzen und zum 
Begriff Nation? Fühlen fie ſich als Beſtandteile eines Volkes, als Ange- 
börige einer Volks gemeinſchaft der Nation —, oder fühlen fie ſich als An- 
gehörige einer Klaſſe für ſich? Im erſteren Fall, nämlich, wenn ſie ſich als 
Angehörige eines Volkes — einer Volks gemeinſchaft — der Nation — 
fühlten, war die Vorausſetzung für den einheitlichen Willen der Deutſchen in allen 
ihren Berufsſtänden — den Willen, der wahre Volks macht darſtellt — ge— 
geben und ruhte die Nation auf felſigem Grund. Zühlten fie ſich aber als 
eine Klaſſe für ſich, ſo beſtand die Gefahr, daß die Angehörigen dieſer Klaſſe 
eines Tages ihren eigenen Weg gingen, einen Weg, der vielleicht nicht mehr im 
Rahmen der allgemeinen Intereſſen des Volks ganzen verlief. Dann 
war der einheitliche Wille, der Macht urſprünglicher Art — wahre Volksmacht — 
darſtellt, nicht gegeben. Dann ruhte die Nation nicht auf felſigem Grund 
und war der Beſtand der Nation in Gefahr! 

Aber dieſe Frage gingen die damaligen bürgerlichen Parteien achſelzuckend 
hinweg. Sie hatten keinerlei Verſtändnis für die Belange des Induſtrie ; 
arbeiterſtandes und dachten nicht daran, was werden mußte, wenn die 
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Angehörigen dieſes Standes einmal zu einer Armee von vielen Millionen 
und ſchließlich zu einem beftimmenden Faktor im Staat geworden fein 
würden. Die Angehörigen des neuen Standes blieben ſich ſelbſt überlaſſen und 
wurden zu einer Klaſſe für ſich. Sie empfanden innerhalb der Volksgemein⸗ 
ſchaft keinerlei Wärme, ſie begannen zu frieren, ſie fühlten ſich als 
außerhalb der Nation ſtehend, ſie wurden unzufrieden und erbittert, 
das Wort „national“ wurde ihnen zum Inbegriff von „Verſtändnis⸗ 
loſigkeit gegenüber den Belangen des Induftriearbeiter- 
ſt andes “. 


Da kam ein anderer, der ſich ihrer annahm, der internationale Jude. 
Dieſer wußte, welch brutale Kraft in dieſen Maſſen ſchlummerte und wie er 
dieſe Maſſen einſtmals zu einem wertvollen Inſtrument in feiner Hand, allerdings 
nur für ſeine Zwecke, würde machen können. Niemals würde die inter- 
national eingeſtellte und jüdiſch geleitete Sozialdemokratie ſo bedeutenden 
Nährboden für ihr Wachstum in Deutſchland gefunden haben, wenn nicht die da⸗ 
maligen bürgerlichen Parteien fo unklug mit der ſozialen Frage umgegan- 
gen wären. 


Nicht nur die Verſtändnisloſigkeit der damaligen bürgerlichen Parteien gegenüber 
den Belangen des Induſtriearbeiterſtandes, auch die Art der Induftriali- 
ſierungspolitik überhaupt, iſt ein Fehler geweſen, der Nährboden für 
das Wachstum der Sozialdemokratie abgab. Die Induſtrialiſierung war 
eine ſolche um jeden Preis. Vor lauter Induſtrialiſierungs wahn 
wurde zweierlei überſehen: 


1. daß die Neigung zur Abwanderung vom Land in die Stadt und da⸗ 
mit die Zahl der Entwurzelten und ſchließlich der An zufriedenen 
und Erbitterten immer größer wurde, 


2. daß das Intereſſe an der Ertragſteigerung volkseigenen 
Bodens ein ſolches zweiter Ordnung in Deutſchland wurde und der Ge; 
danke der größtmöglichen volkswirtſchaftlichen Unab- 
hängigkeit und Freiheit dem weltwirtſchaftlichen Gedanken er- 
lag. Es wurde nicht volk s wirtſchaflich und demnach nicht national, ſon⸗ 
dern in der Hauptſache weltwirtſchaftlich und damit internatio 
nal gedacht und gehandelt. 


Die Politik der Induſtrialiſierungum jeden Preis mußte bei der Ver 
ſtändnisloſigkeit der bürgerlichen Parteien gegenüber den Belangen des Induſtrie⸗ 
arbeiterſtandes nicht nur innenpolitiſch und volkswirtſchaftlich zu ſehr 
bedenklichen Entwicklungen führen, fie war auch von ungünſtiger Wirkung auf Deutſch⸗ 
lands außenpolitiſche Lage; denn fie brachte den bisherigen Weltmarkt⸗ 
beherrſcher England immer ſtärker in Stimmung gegen Deutſchland. Die Politik 
der Induſtrialiſierung um jeden Preis war keine Politikauf weite Sicht, 
ſondern eine Kurzſichtigkeit, von der vorauszuſehen war, daß ſie ſich 
früher oder ſpäter irgendwie rächen würde. 


So wurde das Deutſche Volk allmählich zerriſſen. Auf der einen Seite 
erſtand eine in ſich abgeſchloſſene Parteiengruppe, die von vornherein erklärte, 
national zu ſein, ohne damit einen Gedanken zu verbinden, deſſen Fehlen dem 
Begriff des Nationalen zuwiderläuft. Man glaubte, es genüge, um 
national zu ſein, allein ſchon die Betonung des nationalen Gedankens, 
eine äußerlich zur Schau getragene ſogenannte patriotiſche Geſinnung, das 
Abſingen des Kaiſerliedes und ſonſtiger vaterländiſcher Lieder, die Bereit⸗ 
willigkeit, dem Soldatenſtand zu dienen und dem Staat zu geben, was dieſer 
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an Schutzmitteln bedurfte. Man erkannte aber nicht und hatte nicht erkennen 
wollen, daß zum nationalen Gedanken und zur Betätigung in ſeiner Richtung 
auch die Sorge um den Nachwuchs unſeres Volkes gehört. Am den Nach- 
wuchs nicht nur der ſogenannten bürgerlichen Stände, ſondern aller Stände. 
Die Sorge um die Geſundheit der Angehörigen dieſer Stände nicht nur am 
Körper, ſondern auch an der Seele. Dieſes Verfäumnis hat ſich bitter ge⸗ 
rächt. Die Bürger waren gute Patrioten, aber keine Nationaliſten. 


Wahrer Nationalismus ift nur gegeben in dem gefühlsmäßigen 
Verbundenſein aller Volksgenoſſen gegenüber der Volksganzheit, 
in dem einheitlichen Willen der Volksgenoſſen aller Stände, als ſel b ⸗ 
ſtändiges, unabhängiges, freies Volk zu fein, und in der Ent ⸗ 
ſchloſſenheit, dieſen Willen immer und überall, wann und wo das Wohl des 
Volkes es bedingt, einzuſetzen, und in der Erkenntnis, daß ſolches ge⸗ 
fühlsmäßiges Verbundenſein, ſolcher einheitlicher Wille und ſolche Entſchloſſenheit 
nur erwachſen und von Dauer fein können in einer Volksgemein⸗ 
ſchaft, in der die Beziehungen der Volksgenoſſen zueinander und zum Staat nach 
dem Grundſatz unbedingter ſozialer Gerechtigkeit geregelt find 
und der Volksgenoſſe im Volksgenoſſen zuerſt einen Volksgenoſfen, nicht aber 
den Angehörigen eines anderen Standes erblickt und ſo in den Volksgenoſſen 
aller Stände das Gefühl, Angehörige einer wahren Volksgemeinſchaft 
zu ſein, gepflegt und lebendig erhalten wird. 


An dieſer Erkenntnis, daß wahrer Nationalismus nur erwachſen und von 
Dauer ſein kann in einer wahren Volksgemeinſchaft, hatte es den 
bürgerlichen Parteien gefehlt. Der Begriff Volksgemeinſchaft war ihnen fremd, 
er war im Wörterbuch ihrer Zeit nicht enthalten. 


Der Nationalismus der Herren Patrioten war ein ſolcher, der nicht auf eherner 
Grundlage beruhte, ſondern auf Sand gebaut war. Es war das eben in Wirk. 
lichkeit nicht Nationalismus, ſondern nur Patriotismus. 


Die Begriffe „Nationalismus“ und „Patriotismus“ find nicht ein und das 
ſelbe. Zu wahrem Nationalismus gehört tauſendmal mehr als 
zu einem bißchen Patriotismus. 


Nationalismus iſt nur Schein nationalismus, folange er ſich nicht in Ein⸗ 
klang mit dem Begriff „unbedingter ſozialer Gerechtigkeit in der Regelung der Be- 
ziehungen der Volksgenoſſen zueinander und zum Staat“ befindet, und ſolange nicht 
derjenige, der Nationaliſt fein will, im Volksgenoſſen zuerſt einen Volks 
genoſfen, nicht aber einen Angehörigen anderen Standes erblickt und 
bereit iſt, in allen Dingen feines Lebens fein eigenes Ich den allgemeinen Inter 
eſſen des Volksganzen unterzuordnen. 


Wahrer Nationalismus iſt nur gegeben, wenn er in dem Begriff 
Volksgemeinſchaft beruht. 


0 


Auf der anderen Seite erwuchſen die ſogenannten ſozialen und joziali- 
ſtiſchen Parteien, wie ſie ſich tauften. Auch dieſe hatten einen Bruch. Die ſich 
Sozialiſten nannten, erkannten nicht und hatten nicht erkennen wollen, 
daß zum ſozialen und ſozialiſtiſchen Gedanken auch die Sorge um die Zukunft 
der Nation gehört. Sie hatten nicht erkannt und nicht erkennen wollen, daß alles 
Gerede von fozialem Fortſchritt, von fozialer Hebung der werktätigen Maſſen nur 
Geflunker ſein mußte, ſolange nicht dem berechtigten Streben nach Beſſerſtellung 
des einzelnen Standes der Begriff Volksgemeinſchaft übergeordnet war. 
Sie hatten nicht erkannt und nicht erkennen wollen, daß Wohl und Wehe des ein- 
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zelnen Berufsſtandes, des einzelnen Volksgenoſſen und der einzelnen Volksgenoſſin 
ſich in der Hauptſache nach dem Schickſal des Volks ganzen beſtimmen, und 
daß die Volksgemeinſchaft der einzige Quell iſt, aus dem heraus auf die 
Dauer auf natürliche Weiſe ein Wohlſein an den einzelnen Berufsſtand, an die ein⸗ 
zelne Familie, an den einzelnen Volksgenoſſen und an die einzelne Volksgenoſſin 
kommen kann. 


Wahrer Sozialismus iſt nur gegeben in der Entſchloſſenheit der Volks. 
genoſſen aller Stände, in ihren Beziehungen zueinander unbedingte ſoziale 
Gerechtigkeit zu üben und im Verkehr untereinander ſich nicht als Angehörige 
von Klaſſen, ſondern als Volksgenoſſen zu fühlen, und in der Erkennt ⸗ 
nis, daß die Volksgemeinſchaft — die Nation — der einzige Quell iſt, 
aus dem heraus auf die Dauer auf natürliche Weiſe ein Wohlſein an den einzelnen 
Berufsſtand, an die einzelne Familie, an den einzelnen Volksgenoſſen und an die 
einzelne Volksgenoſſin kommen kann, und daß eine ſoziale Hebung der 
werktätigen Maſſen unſeres Volkes eine unbedingt natio- 
nale Grundlage bedingt. 


An dieſer Erkenntnis, daß wahrer Sozialismus nur erwachſen und von Dauer ſein 
kann in einer auf felſigem Grund beruhenden Nation, und daß das Schickſal des 
einzelnen Berufsſtandes und des einzelnen Volksgenoſſen natur gemäß ge ⸗ 
bunden iſt an das Schickſal der Nation, hatte es den Herren Sozialdemokraten 
gefehlt. Der Begriff „Nation“ war denjenigen, die ſich Sozialiſten nannten, 
etwas Verhaßtes. Der Sozialismus der Herren Sozialdemokraten war ein 
folder, der nicht auf eherner Grundlage beruhte, ſondern auf Sand ge- 
baut war. Ihr Sozialismus war in Wirklichkeit nicht Sozialismus, ſondern 
nur Träumerei in ſozialen Phraſen, deren Verwirklichung undenk ⸗ 
bar war, ſolange von den Träumern die Vorausſetzungen der Verwirk⸗ 
lichung verneint wurden. 


Sozialismus iſt nur Schein ſozialismus, ſolange er ſich nicht in Einklang mit 
dem Begriff „national“ befindet, und ſolange nicht demjenigen, der Sozialiſt 
ſein will, die Nation über alles geht. 


Wie Nationalismus auf Sand gebaut iſt, ſolange er nicht auf unbeding ⸗ 
ter ſozialer Gerechtigkeit beruht, fo iſt Sozialismus auf Sand ge ⸗ 
baut, ſolange er nicht auf nationalem Denken beruht. Es gibt keinen 
wahren Nationalismus ohne ſoziale Grundlage, und es gibt 
keinen wahren Sozialismus ohne nationale Grundlage. 

Nationalismus und Sozialismus ſind in Wirklichkeit nicht Gegenſätze, ſie 
ſchließen ſich nicht aus, ſondern fie bedingen einander, fie find e in und das ⸗ 
ſelbe, ſie beruhen auf einem gemeinſamen Nenner. Dieſer gemeinſame 
Nenner heißt Volksgenoſſenſchaftsgeiſt oder Volksgemein⸗ 
ſchaſtsgeiſt. And Volksgemeinſchaftsgeiſt iſt das, was wir 
Nationalſozialis mus nennen. 

Nationalſozialismus iſt Bolksgenoſſenſchaftsgeiſt. „Natio ⸗ 
nalfozialiſt fein” heißt „wahrer Bolksgenoſſe ſein“. And 
wahrer Volksgenoſſe iſt, wer Volksgenoſſenſchaftsgeiſt und fo- 
mit ſozialen Gerechtigkeitswillen und heiße Liebe zur Nation 
in ſich trägt. 

Es gibt in Wirklichkeit nicht Nationalismus und Sozialismus, ſondern 
nur Nationalſozialismus. Alles andere iſt entweder nur Patrio- 
tis mus oder nur Träumerei in ſozialen Phraſen. 
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Nationalfozialismus iſt der einheitliche Nenner, auf dem wahrer 
Nationalismus und wahrer Sozialismus ſich finden und der den 
Begriff Volksgemeinſchaft in ſich ſchließt. 


Die Sorge um das Wohl der Nation haite der internationale 
Jude der Gedankenwelt der ſozialdemokratiſch organiſierten Maſſen zu entreißen 
vermocht. Bei der ſehr ſorgfältigen Durchführung dieſes jahrzehntelangen Vorkriegs⸗ 
planes hatten ſich die bürgerlichen Parteien in Deutſchland durch ihre Ver⸗ 
ſchloſſenheit gegenüber den Lebensnotwendigkeiten der Angehörigen des neuen 
Standes — des Induſtriearbeiterſtandes — unbewußt als Bundes genoſſen 
des internationalen Juden erwieſen. Die Verſchloſſenheit der bürgerlichen Parteien 
gegenüber den Lebensnotwendigkeiten der Angehörigen des neuen Standes kam teil- 
weife daher, daß es dem internationalen Juden gelungen war, ſich auch im bürger ⸗ 
lichen Lager zum maßgebenden Wortführer aufzuſchwingen. 


Der gleiche Jude, der auf der einen Seite dem Bürgertum die übelſten An- 
gewohnheiten als Morgengabe mitgebracht hatte, war es, der unter Verbergung 
ſeines wahren Geſichts auf der anderen Seite die Maſſen aufwiegelte 
und aufpeitſchte und die Fehler der einen den anderen in taufend- 
ſältig verzerrter Form aufzeichnete. Das war ihm insbeſondere da⸗ 
durch möglich, daß ihm in Deutſchland nichts im Weg geſtanden hatte, das Macht⸗ 
mittel Preſſe — das Mittel zur Erzeugung öffentlicher Meinung 
— in ſeine Führung zu bringen. 

Auf der einen Seite waren die Geldjuden tonangebend für die Betriebs. und 
Sozialpolitik in der Induſtrie, und zwar in einer Weiſe, in der fie die 
Deutſchen Induſtrieunternehmer in Front gegen die Schaffenden in den 
Anternehmungen zwangen. Auf der anderen Seite waren ſie die Gönner der 
Sozialdemokratiſchen Partei und dadurch die Verſtärker der gegen das 
Deutſche Anternehmertum gerichteten Front. 


Es waren im Laufe der Jahre und Jahrzehnte auch ſogenannte weiße Juden ent- 
ſtanden. Das waren ſolche Chriſten, die ſich ſo gern als Liberaliſten zu bezeichnen 
pflegten und die einem Grundſatz huldigten, nach dem die wirtſchaftliche Freiheit des 
Einzelnen höher ſtand als die Volksgemeinſchaft und das Schickſal 
der Nation. 


Hüben wie drüben als Geldgeber, Berater und Führer ein und der 
ſelbe, nicht aber etwa zu der Beratenen und Geführten Wohl, ſondern zu 
feinem Wohl. Weder hüben noch drüben hat dan Streben der Beratenen und 
Geführten zu Erfolg geführt, weder hüben noch drüben konnte es zu Erſolg 
führen, ſolange Führer der internationale Jude war. Dieſer war 
Gegner einer Deutſchen Nation, weil eine ſolche ſeinen Zwecken 
zuwider war. Er ſetzte alles daran, die Intereſſen desjenigen Standes, der für 
das Schickſal unſeres Volkes entſcheidend war, des Induſtrie arbeiter 
ſt andes, außerhalb der allgemeinen Intereſſen des Volksganzen — der 
Nation — verlaufen zu laſſen. 


Die CV- Zeitung, das Organ des Zentralverbandes daitſcher Staatsbürger 
jiddiſchen Glaubens hatte in Nr. 7 vom 14. Februar 1930 unter dem Titel „Juden in 
der deutſchen Politik“ u. a. wörtlich geſchrieben: 


„Wir ſehen Juden als Führer in allen Parteilagern, auf der Rechten wie auf 
der Linken. Rechts den Begründer der Konſervativen Partei Preußens: 
Stahl, links bei den Bürgerlichen wie bei den Sozialiſten .. Sie alle 
haben nach beſten Kräften, jeder in der Art ſeiner Anlage und Fähigkeiten, an der 
Entwicklung Deutſchlands in den letzten hundert Jahren mitgearbeitet. Ohne die 
meiſten von ihnen iſt dieſe Entwicklung nicht zu denken.“ 
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Das iſt ganz unſere Meinung: „ohne die meiſten von ihnen war dieſe Ent- 
wicklung nicht zu denken“. Die Entwicklung, die das Deutſche Volk dahin geführt 
hatte, wo es ſich noch vor wenigen Jahren befand: in Not und Elend, in 
Knechtſchaft und Sklaverei, aus denen der Jude für ſein Volk den 
Nutzen zog. 


Die Maſſen links und die Maſſen rechts, fie mögen je nach ihrer Meinung 
das Beſte gewollt und in dem ehrlichen Glauben gelebt haben, das ihrem 
Wollen Entſprechende zu tun, fie find aber je für ſich in einen 3 u g.eingeftiegen, den 
ſie Führern anvertraut haben, die den Zug: den Zug der Linken auf der einen 
Seite ſowohl als auch den Zug der Rechten auf der andern Seite, ganz anderswohin 
geführt haben als dahin, wohin die Inſaſſen in Wirklichkeit wollten. 

Oder — — war es anders? Was hatten die ſogenannten Nationalen hinter 
laſſen? Hatten fie ein Deutſchland hinterlaſſen, groß und mächtig, unab- 
hängig und ſtark? Hatten ſie den Begriff „national“ ſo zu heben verſtanden, 
daß jeder Deutſche ſtolz darauf war, „national“ zu fein? Hatten fie den 
Begriff „Vaterland“ zu einer Höhe geführt, daß jeder Volksgenoſſe ſich demütig vor 
ibm beugte? Nein, das Ergebnis ihres jahrzehntelangen Verhaltens war, daß 
Millionen von Volksgenoſſen ſtolz darauf waren, das Gegenteil von dem zu ſein, 
was „national“ iſt. Was fie als Ergebnis ihres jahrzehntelangen Wirkens hinter- 
laſſen hatten, das war ein Deutſchland der Ohnmacht, ein Deutſchland der 
Schmach und der Schande. Ihr Staat brach 1918 jäh zuſammen, er brach 
zuſammen aus eigener Schuld, weil fie es nicht verſtanden hatten, das Deut ſche 
Volk der Deutſchen Nation zu erhalten. 


Ihr Staat brach zuſammen, weil er nicht auf felfigem Grund, fondern nur auf 
Machtinſtrumenten ohne den einheitlichen Willen, der Macht urſprüng⸗ 
licher Art — eigentliche Macht — darſtellt, beruhte. Er brach im tiefſlen Grund zu⸗ 
ſammen, weil es für ſie keine Judenfrage gegeben hatte. 


And was hatten die Anderen erreicht? Die ſogenannten „Sozialiſten“? 
Hatten fie Deutſchland zu einer ſozialen Höhe geführt, daß jeder Einzelne glück 
lich ſein konnte, Angehöriger gerade ihrer Lehre zu ſein? Wir brauchen hier nur 
auf die Millionenarmee der Vollarbeitsloſen und der Kurz 
arbeiter, auf das Maſſenelend in den Städten und auf dem Land 
hinzuweiſen, das ſie dem Deutſchen Volk beſchert hatten, um darzutun, wie es um den 
Inhalt des Ergebniſſes des fiebzigjährigen marxiſtiſchen Strebens in Deutſchland 
beſtellt war. Die Not ſchrie gen Himmel. And keiner der marxiſtiſchen Führer ſprang 
hervor, um die Beſeitigung der Arſachen dieſer Not zu verlangen. Im Gegenteil, 
die ſozialdemokratiſchen Führer ſetzten ſich mit aller Kraft für die Erhaltung der 
Arſachen unſerer Not ein, weil ſie wußten, daß nur in ſolcher Not ihr Weizen am 


beſten gedeihen konnte. 
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Nach marxiſtiſcher Theorie gibt es nicht Volks gemeinſchaften, ſondern nur 
Klaſſen und infolgedeſſen nicht Volks genoſſen, ſondern nur Klaſſen genoſſen. 
Dem waſchechten Marxiſten in Deutſchland war jeder Standesgenoſſe jenſeits 
der Deutſchen Grenzpfähle tauſendmal lieber als jeder Blutsgenoſſe anderen 
Standes dies ſeits der Deutſchen Grenzpfähle, mit dem er von Natur aus auf 
Gedeih und Verderben verbunden war. Criſpien, der damalige Vorſitzende der 
Sozialdemokratiſchen Partei, erklärte am 11. Juni 1922 im Reichstag: 
„Wir kennen kein Vaterland, das Deutſchland heißt.“ 


And der ſozialdemokratiſche Reichstagsabgeordnete Seydewitz ſchrieb in feiner 
Broſchüre „Sozialdemokratie und Wehrproblem“, die er Anfang 1929 im Reichstag 
hatte erſcheinen laſſen: 
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„Der Vorwurf des Landesverrats iſt nichts gegenüber einer Partei, die 
keine Pflichten gegenüber Land und Nation, die Pflichten lediglich gegen- 
über der Klaſſe des Proletariats hat.“ 


Das ſchrieb ein führendes Mitglied einer Partei, die in dem damaligen Staat die 
maßgebenden Miniſterpoſten und ſonſtigen höchſten Beamtenpoſten innehatte. 
„Keinerlei Pflichten gegenüber Land und Nation“, das war nicht Volks und Lebens ⸗ 
bejahung, das war Volks und Lebens verneinung. Wir haben die Folgen 
folder Volks und Lebensverneinung zur Genüge verſpürt, als Volk ſowohl als auch 
als Einzelner. Solche Volks und Lebensverneinung durch die Marxiſten konnte 
nur gedeihen, weil ihnen die ſogenannten Bürgerlichen Vorſchub 
leiſteten. 

Wohl und Wehe des einzelnen Berufsſtandes und Wohl und Wehe der einzelnen 
Familie und des einzelnen Volksgenoſſen beſtimmen ſich niemals nach der Liebe zu 
den Standesgenoſſen jenſeits der Deutſchen Grenzpfähle, ſondern grundſätzlich 
nur nach der Liebe zur Volksgemeinſchaft, innerhalb deren der einzelne 
Beruſsſtand vorkommt, oder der die einzelne Familie, der einzelne Volksgenoſſe oder 
die einzelne Volksgenoſſin angehört. 


Die Volksgemeinſchaft iſt die einzige Grundlage, auf der allein nur das 
Streben nach Beſſerſtellung des einzelnen Verufsſtandes, der einzelnen Familie und 
der einzelnen Perſon ſich in geſunder Weiſe verwirklichen kann. 


Die Volksgemeinſchaft — die Nation — das bin ja ich. Ich bin ein ganz kleines 
Gliedchen des Volks ganzen — der Volks gemeinſchaft — der Nation 
D, und niemals kann es mir als dieſem ganz kleinen Gliedchen auf die Dauer auf 
natürliche Weiſe gut gehen, wenn ich Gliedchen einer ſchlecht beſtellten und 
ſchließlich im Verſiegen begriffenen Nation bin. Wer das erkennt und danach 
handelt, wer erkennt, daß die Nation der einzige Quell iſt, aus dem heraus auf 
natürliche Weiſe auf die Dauer ein Wohlſein an den einzelnen Berufsſtand, an die 
einzelne Familie, an den einzelnen Volksgenoſſen und an die einzelne Volksgenoſſin 
kommen kann und infolgedeſſen all ſein Tun und Laſſen zuerſt abgeſtellt ſein läßt auf 
das Wohl der Volksgemeinſchaft — der Nation —, der hat den Begriff 
wahrer Volksgemeinſchaft und fomit den elementarſten Wefens- 
zug des Nationalſozialismus erfaßt. 
Wenn jeder einzelne Volksgenoſſe den Begriff wahrer Volksgemeinſchaft erfaßt und 
ſein Denken, Fühlen und Handeln darauf einſtellt, ſo wird daraus ein großes 
Ganzes, das in eine engverbundene Kraft zuſammenfließt, in eine Kraft, die 
Macht urfprünglicher Art — eigentliche Macht — wahre Volks- 
macht — darſtellt, Macht, deren wir bedürfen, wenn unſer Volk auf die Dauer 
fol leben und gedeihen können und wenn auf die Dauer die Daſeinsgrundlage 
für jeden Einzelnen von uns gegeben ſein ſoll. 
Solche Macht urſprünglicher Art, die ſich aus glühender Hingabe an die Bolts . 
gemeinſchaft ergibt, gepaart mit der Erkenntnis, daß ſolche Hingabe nur er⸗ 
wachſen und von Dauer ſein kann in einer Volksgemeinſchaft, in der die Beziehungen 
der Volksgenoſſen zueinander nach dem Grundſatz unbedingter ſozialer Gerechtigkeit 
geregelt ſind und in den Volksgenoſſen aller Stände das Gefühl, Glieder einer 
wahren Volksgemeinſchaft zu ſein, lebendig erhalten wird, iſt das, was wir 
Nationalſozialismus nennen. 


Das iſt es, was Adolf Hitler vom Jahr 1919 ab unentwegt in die Hirne 
und Herzen der Deutſchen geträufelt hat. Das iſt es, was ihn zum Schmied 
wahrer Deutſcher Volksgemeinſchaft, zum Aberwinder von Klaſſen 
und Kaſten und zum Befreier der Deutſchen aus Not und Elend und aus Schande 
und Schmach werden ließ. 
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Der Staat der Klaſſen und Kaſten brach im Jahr 1918 in ſich zuſammen. Die 
damaligen Machthaber trugen nicht die Kraft in ſich, deren es bedurft hätte, an die 
Stelle des zuſammengebrochenen Staates einen neuen zu ſetzen und aus der Ver 
gangenheit die entſprechenden Lehren zu ziehen, ſondern ſie überließen das Feld 
denjenigen, die ſich als Führer derer aufſpielten, die ſich als die geſellſchaft ⸗ 
lich Anterdrückten fühlten. Die neuen Machthaber waren keinem Gedanken 
ſo abhold, wie gerade demjenigen der Deutſchen Volksgemeinſchaft. 
Ihnen kam es darauf an, die Nation zu entdeutſchen und Deutſchland zum Tummel⸗ 
platz internationaler Phraſen und internationaler Geſchäfte und zum Staat 
nichtsnutziger und volksſchädlicher Parteien zu machen. Das 
Deutſche Volk wurde einen Kurs geſteuert, der im Intereſſe aller Feinde Deutſch⸗ 
lands gelegen war und den Belangen des Deutſchen Volkes aufs ſchärfſte 
zuwiderlief. 


Schon im Jahr 1919 ſtand Adolf Hitler auf, der ſich in hellſter Empörung 
gegen diejenigen wandte, die zu feige waren, ſich den Verderbern des Deutſchen 
Volkes entgegenzuſtellen, und der predigte, daß eine Rettung des Deut- 
ſchen Volkes nur möglich ſein werde dadurch, daß die Geſamtheit der Deutſchen zu 
einer Volksgemeinſchaft geſtaltet werde. Es entſtand die National- 
ſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei. Es bildete ſich eine kleine Ge- 
meinſchaft von Deutſchen, die eiſern entſchloſſen waren, ihre zunächſt ganz kleine 
Gemeinſchaft zur großen Deutſchen Volksgemeinſchaft fortzuent- 
wickeln. 


Die Gemeinſchaft wuchs. Im November 1923 wurde durch ein Verbrechen von Ver ⸗ 
rätern am Deutſchen Volk die Bewegung, die dem Gedanken der Volksgemein⸗ 
ſchaft diente, unter Maſchinengewehrfeuer niederkartätſcht. Adolf Hitler und ſeine 
Getreuen wurden zu Feſtungshaft verurteilt, weil fie es gewagt hatten, im Deut ; 
ſchen Volk für den Gedanken der Volks gemeinſchaft zu werben. 


Am 25. Februar 1925 rief Adolf Hitler zur Neugründung der National- 
ſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei auf. Der Kampf war ſchwer; es ſtemmte ſich 
die überwiegende Mehrheit der Deutſchen uns entgegen, und der ganze Macht- 
apparat des Staates wurde gegen uns eingeſetzt. Erſt hatten fie verſucht, uns tot ⸗ 
zuſchweigen, dann verſuchten ſie, uns mit Schmutz zu bewerfen, dann 
wurde der Gummiknüppel gegen uns geſchwungen. Es half alles nichts; 
alles Gute und Geſunde ſetzt ſich durch gegen alles Schwache 
und Angeſunde. Der erſte große Sieg wurde uns am 14. September 1930. 
6 / Millionen Volksgenoſſen und Volksgenoſſinnen hatten ihre Stimme für die 
Liſte der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei abgegeben und damit ſich 
zur Deutſchen Volksgemeinſchaft bekannt. Dann kamen die Riejen- 
erfolge im Jahr 1932, und ſeit dem 30. Januar 1933 iſt Deutſchland unſer. 


Parteien und Klaſſen, Zwietracht und Haß find überwunden! Die Parteien 
der Marxiſten und die Parteien der Bürgerlichen, fie alle find in der Verſen ; 
kung verſchwunden und mit ihnen ihre Führer. Die in den Parteien organiſiert 
geweſenen Arbeiter, Bürger und Bauern haben den Weg in die 
Deutſche Volksgemeinſchaft gefunden. An die Stelle von Parteien und 
Klaſſen iſt die Deutſche Volksgemeinſchaft getreten, der Parteien ⸗ 
ftaat der Verantwortungsloſigkeit und der Verneinung völkiſchen 
Lebens der Deutſchen iſt abgelöſt worden durch den Adolf Hitler⸗ Staat 
der Verantwortung und der Volks und Lebensbejahung. Adolf 
Hitler hat Deutſchland von nichtsnutzigen und volksverderberiſchen Parteien befreit, 
er hat Deutſchland vor dem Bolſchewismus und vor dem völligen wirtſchaftlichen 
und ſozialen Zerfall bewahrt, und er hat allen Deutſchen den Glauben an 
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Deutſchland und an ein Deutſches Volk wiedergegeben und die Bor- 
ausſetzungen zur Sicherung der Zukunft aller Deutſchen ge- 
ſchaffen. 


Es war eine falſche Rechnung, die in den letzten drei Jahren in der Welt da 
und dort aufgemacht wurde, nämlich, daß das neue Deutſche Reich nicht gefeſtigt 
ſei. Das nationalſozialiſtiſche Deutſche Reich wird ſich als unerſchütterlich 
erweiſen. Es wird nicht nur heute und morgen, ſondern es wird nach hundert und 
nach tauſend Jahren noch ſein und niemals wiederkehren ein Deutſchland, wie 
es vor Adolf Hitler war. Der Friede im Innern iſt geſichert. Das Deutſche 
Volk iſt einiger als je. Die Deutſche Volksgemeinſchaft ſteht. 
Sie beruht auf felſigem Grund. Wenn es noch eines Beweiſes dafür be- 
durfte, ſo hat ihn das Deutſche Volk am 29. März 1936 erbracht. Das ge ⸗ 
ſamte Deutſche Volk, alle Volksgenoſſen und Volksgenoſſinnen, ſtehen zur 
Deutſchen Volksgemeinſchaft und deren Führer Adolf Hitler! Das 
iſt fo und bleibt fo und wird niemals anders fein können. 


Die Deutſche Volksgemeinſchaft ſchließt nicht nur alle diejenigen ein, die Mitglieder 
der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei ſind, ſie 
umſchließt alle, die nach Ab ſt amm ung, Sprache und Kultur zur Deutſchen 
Volksgemeinſchaft gehören und ſich dem ehernen Geſetz der Natur gemäß zur 
Deutſchen Volksgemeinſchaft bekennen. Die Deutſche Volksgemeinſchaft um- 
ſchließt demgemäß auch nicht nur die Volksgenoſſen innerhalb der Deutſchen 
Grenzpfähle, ſondern die Volksgenoſſen überall in der Welt, ohne Rückſicht auf Wohn⸗ 
ſitz und Aufenthaltsort, ohne Rückſicht auf Stand und Beruf und auch ohne Rückſicht 
darauf, zu welcher der früheren politiſchen Richtungen oder Parteien ſich der Ein- 
zelne früher bekannt haben mag, und ohne Rückſicht darauf, wie der Einzelne 
ſrüher zum Nationalſozialismus und zu Adolf Hitler geſtanden 
haben mag, früher, in einer Zeit, da er über das Weſen des Nationalſozialismus 
und der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei, über Adolf Hitler und ſein 
Wollen noch nicht aufgeklärt war. Vorausſetzung iſt einzig und allein, daß 
ſich der Volksgenoſſe heute zur Deutſchen Volksgemeinſchaft be ⸗ 
kennt und all ſein Denken, Fühlen und Handeln auf das abgeſtellt ſein läßt, was die 
Fahne der Deutſchen Volksgemeinſchaft, die Fahne des 
Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Reiches, die Adolf Hitler 
Fahne ihm gebietet. 


Das leuchtende Rot unferer Fahne iſt das Zeichen wahren Volks 
gemeinſchaftsgeiſtes. Solchen wahren Volksgemeinſchaſtsgeiſt trägt der⸗ 
jenige in ſich, der im Volksgenoſſen ſtets zuerſt einen Volksgenoſſen, nicht 
aber den Angehörigen eines anderen Standes erblickt, und der bereit und ent- 
ſchloſſen iſt, in allen Dingen feines Lebens fein eigenes Ich den allgemeinen Inter 
eſſen des Volks ganzen unterzuordnen. 


Ein Nationalſozialiſt kennt nicht Klaſſen und nicht Kaſten, ſondern nur 
eine einzige große Volksgemeinſchaſt, innerhalb deren jeder Volksgenoſſe, 
welchen Berufes und Standes er auch ſei, nichts zu tun hat als ſeine Pflicht, ſeine 
Pflicht und immer nur feine Pflicht nach Maßgabe der ihm von Gott ge- 
gebenen Geſundheit und der ihm von Gott gegebenen Kenntniſſe und Fähigkeiten. 


Das Weiß zeugt von der Reinheit unſeres Wollens und unſerer Treue 
zu Führer und zu Volk. 
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Das Hakenkreuz iſt das Zeichen der völkiſchen Wiedergeburt der Deut ; 
ſchen; es zeugt von dem Anſpruch unſeres Volkes auf die Achtung und die 
Geltung und den Platz in der Welt, die ihm auf Grund ſeines Fleißes, 
ſeiner Ehrlichkeit und ſeiner Tüchtigkeit und ſeiner Leiſtungen für 
die Ziviliſation und die Wohlfahrt der Welt gebühren. 


Dieſer harmoniſche Dreiklang: das leuchtende Rot als das 
Zeichen wahren Volksgemeinſchaftsgeiſtes, das Weiß als das Zeichen unſerer 
Treue zu Führer und zu Volk, und das Hakenkreuz als das Zeichen des völ⸗ 
kiſchen Wiederaufſtiegs der Deutſchen, dieſer harmoniſche Dreiklang ſtellt den In⸗ 
begriff deſſen dar, was wir Nationalſozialis mus nennen und was all 
unſer Tun und Laſſen, all unſer Denken, Fühlen und Handeln erfüllen ſoll und muß 
innerhalb und außerhalb unſeres Berufs. 


Das Volk iſt das Natürliche, das aus der Natur heraus Erwachſene. Der 
Staat beruht nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung auf dem Willen des 
Volkes und feines Führers. Der Begriff Volk ſetzt voraus, daß die An- 
gehörigen der Vielheit, unter der ein Volk verſtanden wird, gleicher Abftam- 
mung, gleicher Sprache und gleicher Kultur find. Aus dieſem grund- 
legenden Naturgeſetz heraus ergibt ſich, daß ein Jude nicht Angehöriger des 
Deutſchen Volkes ſein kann. 


Es gibt ein Deutſches Volk und gibt ein jüdiſches Volk. Wie es unmöglich 
iſt, aus einem deut ſch geborenen Menſchen einen Juden zu machen, fo unmöglich 
iſt es, aus einem Juden einen Deutſchen zu machen. Daraus ergibt ſich zwangs- 
läufig, daß ein Jude nicht Angehöriger des Deutſchen Volkes ſein kann. 
Wie ein Deutſcher dem ehernen Naturgeſetz gemäß nicht Angehöriger des 
füdiſchen Volkes fein kann, fo kann ein Jude von Natur aus nicht Angehöriger 
des Deutſchen Volkes ſein. 


Der nationalſozialiſtiſche Deutſche Staat iſt ein Staat des Deutſchen Volkes; 
der nationalſozialiſtiſche Staat beruht auf dem Willen des Deutſchen Volkes und 
feines Führers. Es können demgemäß auch nur Deutſche als Vollſtrecker 
dieſes Willens in Betracht kommen, und es können nur Deutſche als alleinige 
Träger der vollen politiſchen Rechte des Staates der Deutſchen in Betracht 
kommen. Dieſem ehernen Naturgeſetz hat der Deutſche Reichstag am 15. September 1935 
durch das RNeichsbürgergeſetz entſprochen. Dieſem Reichsbürgergeſetz gemäß 
wird unterſchieden zwiſchen Staats angehörigen und Reichs bürgern. 
Alleiniger Träger der vollen politiſchen Rechte iſt nur der Reichs bürger. And 
Reichs bürger kann nur fein, wer Deutſchen oder artverwandten Blutes ift. 
Ein Jude kann demgemäß nicht Reichsbürger fein. Ein Jude kann nur Staats- 
angehöriger ſein. Der Anterſchied zwiſchen einem Staats angehörigen 
und einem Reichs bürger beſteht begrifflich in folgendem: der Staats- 
angehörige gehört lediglich zum Schutzverband des Deutſchen 
Reiches, das heißt insbeſondere, daß er hier ſeinen Wohnſitz haben und leben und 
einem Erwerb nachgehen darf. Der Reichs bürger dagegen iſt Träger der 
vollen politiſchen Rechte, das heißt insbeſondere: er iſt wahlberech 
tigt, er kann Beamter werden, er kann Ehrenämter im Rahmen der 
Deutſchen Volksgemeinſchaft übertragen erhalten uſw. 


So iſt auch die Judenfrage im neuen Deutſchland gelöſt worden, gelöft in der 
Weiſe, daß der Jude aus der Geſtaltung der Deutſchen Dinge ausge; 
ſchaltet iſt. Es wird niemals mehr möglich fein, daß der Jude ſich zum Führer 
von Berufsſtänden in Deutſchland aufſchwingen und die einen gegen die anderen um 
des internationalen Juden willen ausſpielen kann. Das öffentliche Leben im 
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nationalſozialiſtiſchen Deutſchland ift frei von Juden und damit frei von der 
Gefahr innerer Zerriſſenheit und Zerklüftung. Es wird mancher 
Volksgenoſſe ſich heute innerlich ſchämen, ſich einſt von Juden haben führen zu 
laſſen, mancher Arbeiter ſowohl als auch mancher Unternehmer Wir 
tragen dieſem Arbeiter oder Anternehmer ſein Verhalten aus vergangener Zeit nicht 
nach, wenn ſein heutiges Verhalten erkennen läßt, daß er ein Irregeleiteter war, 
und daß er heute rückhaltlos zum nationalſozialiſtiſchen Staat 
und zur Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei 
ſteht und all ſein Denken, Fühlen und Handeln auf die Dinge abgeſtellt ſein läßt. 
die der Begriff Volksgemeinſchaft in ſich ſchließt. 


Der Jude iſt aus der Geſtaltung aller Deutſchen Dinge, ſelbſtverſtändlich auch 
aus der Deutſchen Kunſt jeder Art, ausgeſchaltet. Es beſteht nicht mehr die 
Gefahr der Verzerrung Deutſchen Weſens durch die Kunſt, und es iſt wahrhaft 
Deutſchen Kunſtſchaffenden der Weg geebnet, aus Deutſcher Seele zu ſchöpfen 
und Deutſches Sehnen zu geſtalten. 


And nun zu einem weiteren Merkmal, das der Begriff Volksgemeinſchaft in ſich 
ſchließt. 


Der Staat bedarf zur Erfüllung ſeiner Aufgaben beſtimmter Mittel. Zu dieſen 
Mitteln gehören beſtimmte Einrichtungen — Staatseinrichtungen — und be- 
ſtimmte Summen Geldes. Die Summen Geldes ſind erforderlich zur Beſtreitung 
der Ausgaben, die ſich in Wahrnehmung der Lebensnotwendigkeiten der Volks- 
gemeinſchaft durch den Staat ergeben. Die Ausgaben des Staates erfolgen einzig 
und allein um des ſeiner Führung anvertrauten Volkes willen. Das gilt auch 
von den Ausgaben zur Förderung der Deutſchen Kunſt. 


Die zur Beſtreitung der Ausgaben erforderlichen Mittel müſſen, ſoweit nicht dem 
Staat Einnahmen aus eigenem Vermögen zufließen, in Form von Steuern und 
ſonſtigen Abgaben auf die Glieder der Volksgemeinſchaft umgelegt 
werden. 


Ohne Steuern kein Staat und ohne Staat keine Dafeins- 
und Entwicklungs möglichkeit des Volkes, des Berufs- 
ſt andes, der Familie und der Einzelperſon. 


Der Staat, an den die Volksgenoſſen Steuern zahlen, iſt ihr Staat. Der Staat 
ſtellt, wie ich bereits ausgeführt habe, die Rechtsform dar, in der ſich das Leben der 
Volksgemeinſchaft und aller ihrer Glieder vollzieht. Jede Steuerzahlung geſchieht 
durch den einzelnen Volksgenoſſen nicht fremder Intereſſen wegen, ſondern mittel. 
bar in jedem Fall um feiner ſelbſt willen. Jeder Steuerpflichtige iſt ein Glied der 
Volksgemeinſchaft, die die Vorausſetzung für fein perſönliches Sein iſt. Nur der⸗ 
jenige iſt wahrer Volksgenoſſe, deſſen Denken und Handeln dieſer Erkenntnis ent- 
ſpricht und der es demgemäß als ſelbſtverſtändlich empfindet, dem Staat zu 
geben, was dieſem im Rahmen der Geſetze zukommt, und was dieſer braucht, um 
ſeine Aufgaben zum Wohl der Volksganzheit und damit ſchließlich jedes Einzelnen 
erfüllen zu können. 

Steuernzahlen heißt nicht „Opfer bringen“, ſondern einzig und allein ſeine 
Pflicht tun, die die Natur dem Einzelnen um feiner ſel b ft willen auferlegt, und 
deren Merkmale geregelt find durch die Geſetze des Staates. Es ſteht nicht das 
Volk auf der einen und der Staat auf der anderen n ſondern es ſteht 
und lebt das Volk in ſeinem Staat. 


Die Finanzbehörde iſt eine Einrichtung dieſes Staates, die niemand 
anderem dient als der Volks ganzheit und mittelbar jedem Einzelnen. 


— —— 
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Das Finanzamt ſteht dem Steuerpflichtigen nicht gegenüber, ſondern es iſt das 
Amt des Steuerpflichtigen, das in letzter Schlußfolgerung um des 
Steuerpflichtigen ſelbſt willen die Aufgaben erfüllt, die ihm das Geſetz 
vorſchreibt. Der Finanzbeamte tut bei der Erfüllung ſeiner beruflichen Aufgaben 
ebenſo wie der Steuerpflichtige bei der Erfüllung ſeiner ſteuerlichen Aufgaben nichts 
anderes als ſeine Pflicht gegenüber der Volksgemeinſchaft und damit gegenüber 
ſich ſelbſt. 

Das Wohl der Volksgemeinſchaft, die ſoziale und wirtſchaft ⸗ 
liche Gerechtigkeit und der Begriff der Gleichmäßigkeit der Be⸗ 
ſteuerung bedingen, daß die Gegenſtände, die einem Geſetz gemäß der Beſteuerung 
unterliegen, im Rahmen der Vorſchriften dieſes Geſetzes reſtlos erfaßt werden. 
Jeder Betrag, der dem Staat und damit der Volksgemeinſchaft vorenthalten 
wird, fehlt dem Staat zu reſtloſer Erfüllung feiner Aufgaben und muß unter Am⸗ 
ſtänden auf andere Volksgenoſſen mehr umgelegt werden. 


Vergehen gegen die Steuerpflicht ſind Vergehen gegen die 
Volksgemeinſchaft und gegen die Nation, fie ſtellen die 
ſchlimmſte Art des Eigennutzes und der ungerechtfertigten 
Bereicherung des Einzelnen zum Schaden des Staates und 
damit aller ehrlichen Angehörigen der Volksgemein⸗ 
ſchaſt dar. 


Wir leben in den Jahren der Neugeſtaltung der Dinge unferes 
Volkes. Die Neugeſtaltung vieler Dinge iſt nicht möglich ohne viel Geld. 


Wenn im Volksgenoſſen das Gefühl, Angehöriger einer Volks gemeinſchaft 
zu ſein, lebendig ſein ſoll, muß er überzeugt ſein, daß durch die Führung der 
Volksgemeinſchaft und innerhalb der Volksgemeinſchaft alles geſchieht, um ihm 
die Vorausſetzungen für die Geſtaltung eines menſchen würdigen Daſeins 
zu ſichern. Die elementarſte Vorausſetzung für die Geſtaltung eines 
menſchenwürdigen Daſeins iſt die Möglichkeit, im Bereich der Volksgemeinſchaft 
Arbeit und dafür genügend Brot zu finden. Deshalb der grundlegende 
nationalſozialiſtiſche Kampfſatz „Für Arbeit und Brot!“ Die Führung des 
nationalſozialiſtiſchen Staates erblickt ihre Hauptaufgabe darin, die Vorausſetzungen 
zu ſchaffen und zu ſtärken, deren es bedarf, wenn alle Volksgenoſſen und Volks. 
genoſſinnen im Bereich des Deutſchen Staates auf natürliche Weiſe (das heißt 
durch eigene Arbeit oder durch Arbeit des Familienoberhauptes) ihr Brot ſollen 
finden und ſich als Glied einer wahren Volksgemeinſchaft ſollen fühlen 
können. 


Soziale Zufriedenheit der Arbeiterſchaft iſt dieelementarſte 
Vorausſetzung für den VBeſtand der Volksgemeinſchaft und 
damit des Staates. Sie iſt der fſelſige Grund, auf dem die Nation 
blühen und gedeihen kann. 


Dieſer Erkenntnis folgend, iſt, ſolange es in Deutſchland noch Arbeitsloſe gibt, 
einer der Grundzüge des Adolf Hitler⸗Staates: Kampf um die Verminde 
rung der Arbeitsloſigkeit. 


Die Verminderung der Arbeitsloſigkeit iſt erforderlich zur Siche⸗ 
rung des Rechtes des Einzelnen auf Arbeit und zur Geſundung der ſozialen, 
wirtſchaftlichen und finanziellen Dinge unſeres Volkes. 

Die Durchführung der Maßnahmen zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit 
koſtet Geld. Dieſes fließt zwar auf dem Weg über erhöhte Amſätze, erhöhte Ein- 
kommen und erhöhten Verbrauch in Form von Steuern an den Staat zurück, es 
muß jedoch vorher zur Durchführung der Maßnahmen durch den Staat 
unmittelbar oder mittelbar zur Verfügung geſtellt werden. 


—. 
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Die Durchführung des Arbeitsdienſtes, der Bau der Reihgauto- 
bahnen und der Aufbau der Deutſchen Wehrmacht koſten ebenfalls 
Geld. 


And es gibt noch viele andere Dinge, deren Geſtaltung nicht möglich iſt ohne ent- 
ſprechende Summen Geldes. 

Der Finanzbedarf iſt um ſo größer, je durchgreifender die Neugeſtaltung 
der Dinge geſchieht und je wuchtiger der felſige Grund ſein ſoll, auf dem 
ſich das Leben des Deutſchen Volkes zum Nutzen und zum Segen aller Volks 
genoſſen in Zukunft vollziehen ſoll. 


Die Tatſache, daß viele der erforderlichen Maßnahmen und Neugeſtaltungen nicht 
möglich find ohne große Summen Geldes, wirkt um fo ſchwerer, wenn wir be- 
denken, daß Deutſchland im Zeitpunkt der ſtaatlichen Machtübernahme durch den 
Führer am Vorabend einer Finanzkataſtrophe und damit des völligen 
finanziellen, wirtſchaftlichen und ſozialen Zuſammenbruchs ſtand. In den letzten 
Jahren des Parteienſtaates waren fortgeſetzt neue Steuern eingeſührt und die 
Sätze beſtehender Steuern erhöht worden. Das Aufkommen an Steuern ging 
jedoch kat aſtrophal zurück. Es waren auch fortgeſetzt die Löhne und Gehälter 
gekürzt worden. Die Kaufkraft der meiſten Volksgenoſſen war geſunken. Die Nach⸗ 
frage nach Gütern und Leiſtungen war immer kleiner geworden. Die Zahl der 
Betriebseinſchränkungen, Betriebsſtillegungen und Betriebszuſammenbrüche war fort⸗ 
geſetzt größer geworden. Die Arbeitsloſigkeit hatte ſich zur ſozialen 
Kataſtrophe ausgewachſen. Der öffentliche Haushalt ftand im 
Zeichen der herannahenden Finanzkataſtrophe: auf der Aus 
gaben ſeite bewegte fi) der Finanzbedarf der Arbeitsloſenhilfe kataſtrophal nach 
oben, auf der Einnahmenſeite das Aufkommen an Steuern kataſtrophal 
nach unten. Der Fehlbetrag im öffentlichen Haushalt wurde 
unentwegt größer. 


Die Arſachen dieſer kataſtrophalen Entwicklung waren: die Tribut wahn⸗ 
ſinnspolitik und ſonſtige Irrſinns politik der in der Nachkriegszeit 
regierenden Parteien und deren Drahtzieher und die durchaus verfehlten finanz- 
politiſchen und wirtſchaftspolitiſchen Maßnahmen insbeſondere der Jahre 1930 
und 1931. 


Statt in der Zeit, als die Arbeitsloſenziffer unentwegt ſtieg und die 
Arbeitsloſigkeit ſich zur ſozialen, wirtſchaftlichen und finanziellen Kat aſtrophe 
zu entwickeln drohte, Maßnahmen zur Verminderung der Arbeitslofigkeit zu 
verordnen und durchzuführen, wurden unentwegt Maßnahmen verordnet und durch- 
geſührt, die neue Keimzellen zur Vergrößerung der Arbeitsloſigkeit in ſich 
bargen. Die verfehlten Maßnahmen waren Waſſer auf die Mühlen der in Deutſch⸗ 
land wühlenden Bolſchewiſten, die nichts ſehnlicher herbeiſehnten als den 
ſozialen, wirtſchaftlichen und finanziellen Zuſammenbruch und damit die Vorausſetzung 
für die Amwandlung Deutſchlands in eine Zweigſtelle des jüdiſchen Sowjetſtaates. 


Es war in der Stunde höchſter Gefahr, als es dem Führer ſchließlich gelang, 
die ſtaatliche Führung der Deutſchen zu übernehmen und damit das Deutſche Volk 
vor dem Blutrauſch des Bolſchewismus und dem Verſinken in ein Nichts zu bewahren. 
Die Hilfloſigkeit der regierenden Parteien wurde abgelöſt durch den unbändigen 
Willen des Führers, das Schickſal des Deutſchen Volkes grundlegend 
zu wenden. Dieſes politiſche Geſchehen, die Ablöſung des Parteien- 
ſtaates durch den Adolf Hitler Staat, iſt die elementarſte Voraus- 
ſetzung für die Bewahrung unſeres Volkes vor dem Blutrauſch des Bolſchewismus 
und für die grundlegende Wendung der Dinge unſeres Volkes auf allen entſcheiden⸗ 
den Gebieten des öffentlichen Lebens in Deutſchland geweſen. 


— — 
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Die erſte große innenpolitiſche Aufgabe beſtand nunmehr darin, den Gedanken 
der wahren Deutſchen Volksgemeinſchaft bis in die letzte Schluß; 
folgerung zu verwirklichen. Die erſte große ſozialpolitiſche, wirtſchafts⸗ 
politiſche und finanzpolitiſche Aufgabe beſtand darin, alle nur denkbare 
Kraft auf Verminderung der Arbeitsloſigkeit abzuſtellen. | 


Die Verwirklichung dieſer beiden grundlegenden Aufgaben: Volks 
gemeinſchaft und Verminderung der Arbeitsloſigkeit, war die 
Vorausſetzung für die Wiedereinführung der allgemeinen Wehr⸗ 
pflicht und für den Aufbau der Deutſchen Wehrmacht, die Ver- 
wirklichung der Volksgemeinſchaft in ideeller und die Verminde⸗ 
rung der Arbeitsloſigkeit in materieller Hinſicht. Die Verminderung 
der Arbeitsloſigkeit war eine Vorausſetzung in ideeller Hinſicht inſofern, als ſie 

zur Verminderung der Zahl der ſozial kranken Volksgenoſſen 
und zur Sicherung der Feſtigkeit im Beſtand der Volksgemeinſchaft 
führt, und fie iſt die Vorausſetzung in materieller Hinſicht inſofern, als fie 
die elementarſte Vorausſetzung zur Geſundung der ſozialen, wirtſchaft⸗ 
lichen und finanziellen Dinge unferes Volkes iſt und ohne dieſe Gefun- 
dung eine Sicherung der materiellen Vorausſetzungen zum Aufbau der Deut ⸗ 
ſchen Wehrmacht undenkbar ſein würde. 


And der Aufbau der Deutſchen Wehrmacht iſt die unerläßliche Voraus. 
ſetzung zur Sicherung des Lebensrechtes des Deutſchen Volkes 
und zur Geſtaltung der Deutſchen Dinge zum Nutzen und zum Segen des 
Deutſchen Volkes und damit ſchließlich jedes einzelnen Deutſchen. 


Die drei wichtigſten der grundlegenden Neugeſtaltungen find: Volks 
gemeinſchaft, Verminderung der Arbeitsloſigkeit und Auf 
bau der Deutſchen Wehrmacht. 

Ohne Volksgemeinſchaft keine ideelle Vorausſetzung zum Auf⸗ 
bau der Deutſchen Wehrmacht, ohne Verminderung der 
Arbeitsloſigkeit keine materielle Vorausſetzung zum Aufbau der Deut ⸗ 
ſchen Wehrmacht, und ohne Aufbau der Deutſchen Wehrmacht keine 
Sicherung des Lebensrechtes der Deutſchen Nation und keine 
Möglichkeit zur Geſtaltung der Deutſchen Dinge zum Nutzen und zum Segen des 
Deutſchen Volkes und damit ſchließlich jedes einzelnen Deutſchen! 
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lede Staatsgründung muf durch erzieherifhe Eincich- 
tungen und Einwirkungen im Wechfel der Heſchlechter ſich 
ſelbſt erhalten. Das Erziehungswerk der groſten Preuſten- 
könige und des Freiherrn vom Stein ſetzt Hitler auf der 
Ebene des Dritten Reichs in neuer geſchichtlicher Lage fort. 
Dieſe Erziehung iſt als die Gefamtheit der von der Gemein- 
ſchaft auf den Nachwuchs ausftrahlenden Einwirkungen zu 
begreifen. Der Staat als Wirkform des Dolksganzen be— 
herrfcht fie. Sie wirkt auf die Raffe im unüberſchreitbaren 
Rahmen der raſſiſchen Dariationsbreite. Der Anteil der 
Dolksordnungen an der Erziehung, der Anteil von Kirchen 
und Aultur, Schulen, fach- und Aocjfchulen an der Er- 
ziehung wird gezeigt. Kulturpolitik und Aulturverwaltung 
ftehen im Dienſt des groſten Erziehungswerks zur Einheit 
der 0 alund) der fjaltung und der Weltanſchauung 
des Volkes. 


Ausgehend von dem in auch ſchwerſten Schickſalsprüfungen 
jahchundertelang ungebrochenen Lebenswillen des deutſchen 
Dolkes zeigt der Derfaffer den Derfall unſeres Dolkskörpers 
in den letzten Jahrzehnten. Er belegt an fand anſchaulicher 
Darſtellungen, daß das deutſche Dolk, wenn ſich feine Ein- 
ſtellung zum Rind nicht ändert, in kurzer Zeit durch Ge- 
burtenrückgang vergreift ſein wird und durch den Geburten- 
ſchwund namentlich in den Schichten mit beſonderen Erb- 
werten feinem inneren Zerfall entgegengeht. Der Derfafler 
unterſucht die Urſachen dieſes erſchrechenden Abftiegs. Er 
umreifit die Hauptaufgaben einer Bevölkerungspolitik, die 
ſich noch zur cechten Zeit der Dolksentartung und dem 
Dolkstod entgegenſtemmt, indem fie dem erbgeſunden Blut 
die heimatliche Scholle ſichert und das Dolk mittels be- 
wufter Nusleſe durch viele Geſchlechter hindurch zu neuer 
Blüte führt. 
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I. Staat. Politik und Erziehung 


Urſprung der politiſchen Erzlehungslehre 

Die Philoſophie der Griechen war ihrem Sinne nach ein Mühen um Lebensdeutung 
und Lebensgeſtaltung. Das Leben des einzelnen Menſchen wurde von ihnen not- 
wendigerweiſe im Zuſammenhang der Polis, der übergeordneten Lebensganzheit 
geſehen. Die Polis fordert und formt den ganzen Menſchen. Daher iſt bei Platon 
die Lehre vom Staat unabtrennbar von der Erziehungslehre. Beide find miteinander 
entſtanden als zwei Hälften eines Ganzen und laſſen ſich ſeitdem nicht mehr vonein⸗ 
ander trennen, ſobald man nach der Verfeſtigung des Staates in Volk und Menſchen⸗ 
tum wie nach ſeiner Selbſterhaltung im Wechſel der Generationen fragt. 


Der Staat im Geſchlechterwechſel 


Der natürliche Grundvorgang in der geſchichtlichen Bewegung iſt der Wechſel aufein- 
anderfolgender Geſchlechter. Jedes nachfolgende Geſchlecht wird notwendig in ſolche 
Richtung hineinerzogen und auf Form gebracht, daß es Lebensart und Lebenslinie des 
vorhergehenden Geſchlechts fortſetzt. Wenn ein Staat ſamt ſeinen Ordnungen und 
Werten ſich im Geſchlechterwechſel ſelbſt erhalten und fortpflanzen ſoll, jo muß er not ; 
wendigerweiſe die nachfolgenden Geſchlechter in ſeine Art und Richtung eingliedern. 
Durch Erziehung erhält der Staat ſich ſelbft und erneuert ſich im Wechſel der Ge⸗ 
ſchlechter. Wo immer die Staatslehren den Staat in der geſchichtlichen Bewegung 
erfaßt haben, da iſt ſeit den Tagen Platons ſtets das Erziehungsproblem zugleich in 
Sicht getreten. 


Staatsgründung and Staatserneuerung 


Alle Gründungen und Amgeſtaltungen von Staaten bleiben unſicher und problematiſch, 
wenn es den Staatsgründern und Reformern nicht gelingt, die Staatsidee in Willen, 
Haltung und Weltanſchauung des Staatsvolkes oder doch einer breiten ftaatstragen- 
den Schicht zu verwurzeln. Der Staat vollendet ſich im Innern ſeines Volkes. Darum 
iſt jede Staatsgründung und jede Staatsreform darauf verwieſen, durch erzieheriſche 
Einrichtungen und Einwirkungen ſich zu feſtigen, die Staatsidee zu verwirklichen und 
im Wechſel der Geſchlechter ſich ſelbſt zu erhalten. Die Wertordnung, auf die der 
Staat gegründet iſt, muß in Willensrichtung, in Haltung und Weltanſchauung des 
Staatsvolkes durch Erziehung lebendig und wirkſam gemacht werden. Die Macht 
eines Staates beruht auf ſeiner Fähigkeit, aus dem Staatsvolk einen geſchloſſenen 
und handlungsfähigen politiſchen Willen aufzuzüchten. 


Der pteußiſche Staat als Erzieher 

Das größte Beiſpiel aus der Vergangenheit gibt der preußiſche Staat. Sein Aufſtieg 
und ſeine Macht unter Friedrich Wilhelm J. und Friedrich dem Großen beruht ganz 
vorwiegend auf der durch den Staat an Volk, an Beamtentum, an Heer und Offizier⸗ 
ſtand geleiſteten Erziehungsarbeit. Bei der Wiederaufrichtung des preußiſchen 
Staates nach dem Zuſammenbruch von 1806 ift der Gedanke einer Volkserziehung 
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durch den neuen Staat beim Freiherrn vom Stein wie bei allen Reformern des 
Staates, des Heeres und der Schule — von der Volksſchule bis zur reformierten 
Univerfität — in klaſſiſcher Weiſe aufgetreten. Die große geiſtige Bewegung jener 
Zeit (Klaſſik, deutſcher Idealismus, Neuhumanismus, Peſtalozzi, Romantik), die den 
Erziehungsgedanken in ſich trug, trat in der Reform Preußens mit dem Staatswerk 
zum engen Bunde zuſammen. Die Erziehungswirkung des Staates erfolgte keines- 
wegs nur durch das von Grund auf reformierte Schulweſen von der Volksſchule bis 
zur Gründung der Aniverſität Berlin (1810), ſondern durch ſämtliche Staatsord⸗ 
nungen, z. B. durch die Städteordnung nach dem Grundſatz germaniſcher Selbſtver⸗ 
waltung, nicht zuletzt aber durch das auf dem Grundſatz der allgemeinen Wehrpflicht 
aufgebaute Heer. Allerdings klafft hier ein bemerkenswerter Zwieſpalt: die Bildung 
auf der Aniverſität, die auf die Humanitätsidee und ihre nationale Abwandlung 
gegründet war, verlief in ganz anderer Richtung als die Volkserziehung gemäß der 
allgemeinen Wehrpflicht. Es iſt ein Grundſatz des Nationalſozialismus, daß im 
künftigen deutſchen Staat ſämtliche Erziehungswirkungen auf dasſelbe einheitliche, 
für Staat und Volk maßgebliche Ziel, das durch die nationalſozialiſtiſche Idee gegeben 
iſt, ausgerichtet werden. 


Adolf fitler als fiünder der nationalſozialiſtiſchen Erziehung 

Soweit man in Geſchichte und Leben der Völker Amſchau halten mag, iſt noch niemals 
zuvor eine Staatsidee und ein Staatswerk in fo enger, monumentaler und weit aus⸗ 
greifender Weiſe mit dem Erziehungsgedanken verbunden geweſen wie bei Adolf 
Hitler, dem Führer der nationalſozialiſtiſchen Bewegung und Gründer des Dritten 
Reiches. Hier unterſcheidet ſich Hitler weſentlich von Bismarck, dem das politiſche 
Erziehungsproblem eines Volkes nicht nahegetreten iſt. Dagegen ſetzt Hitler auf der 
Ebene des Dritten Reiches, in neuer geſchichtlicher Lage und vor viel gewaltigeren 
Aufgaben das Werk der großen Preußenkönige und des Freihern vom Stein fort. 
Es iſt das Ziel der nationalſozialiſtiſchen Bewegung, das deutſche Volk aus ſeinen 
Naturgrundlagen, aus Raffe, Blut und Boden her zu erneuern und in neuen Volks. 
und Staatsordnungen, in einer dem deutſchen Grundcharakter entſprechenden Kultur 
und Wertordnung feiner Vollendung und ſeiner geſchichtlichen Miſſion in der Menſch⸗ 
heit entgegenzuführen. Darum iſt mit der nationalſozialiſtiſchen Revolution eine 
Schwelle in der Geſchichte des Abendlandes und der ganzen Menſchheit überſchritten. 
Das Werk der Erneuerung des deutſchen Volkes aus Blut und Boden, feine Empor- 
führung in neuen Staats- und Volksordnungen iſt durch den Führer der Bewegung 
von der politiſchen Seite her in Angriff genommen dergeſtalt, daß der politiſche 
Gedanke dabei unlöslich verflochten iſt mit dem Erziehungsgedanken: das Dritte 
Reich vollendet ſich im Innern des deutſchen Menſchen mit einer neuen Haltung und 
Weltanſchauung, die das Volkstum zur wirklichen Gemeinſchaft, zur Einheit und 
lebendigen Ganzheit bindet und damit den Weg bereitet zum Tag des Deutſchen in 
der Geſchichte. 


Die politiſche Erziehungslehre Adolf Hitlers 


In feinem Buch „Mein Kampf“ hat Hitler der Darlegung feiner Grundſätze über 
Erziehung, Bildung und Schule breiten Raum gegeben. Gerade über die Zeit des 
Sieges der Bewegung hinweg ſchlägt dann weiterhin eine Reihe monumentaler 
Reden einen gewaltigen Brückenbogen. Sie haben alleſamt den politiſchen und 
völkiſchen Erziehungsgedanken zu einer zuvor nie dageweſenen Höhenlage empor— 
getragen, und von ihm wird das geſamte Problem des nationalſozialiſtiſchen Staates 
einer Wirtſchafts⸗ und Volksordnung auf der Grundlage der ſozialen Gerechtigkeit 
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und einer völkiſch⸗raſſiſchen Kultur erſchloſſen. Hierher gehören z. B. die Reden vor 
den Induſtriellen in Düſſeldorf, von Königsberg, vor den Märzwahlen 1933, von 
Potsdam, von Reichenhall und vom Nürnberger Parteitag 1933. 


Das erziekungspraktijche Werk Adolf Hitlers 

Entſprechend der Lage im Weimarer Zwiſchenreich mußte die nationalſozialiſtiſche 
Bewegung, wenn fie politiſch wirkſam werden wollte, die Form einer Partei an- 
nehmen. Im Anterſchied von den anderen Parteien trug der Nationalſozialismus 
aber von allem Anfang als aufbrechende Volksbewegung den Anſpruch und Willen 
zur totalen Ergreifung und Erneuerung des Volksganzen in ſich. In der Form unter⸗ 
ſchied ſich der Nationalſozialismus von den Parteien darin, daß in ihm nicht das 
liberaldemofratifde Prinzip der Zahlen und Wahlen galt. Dieſe Partei trat viel ; 
mehr auf als Gefolgſchaft unter der autoritären Führung Hitlers, wobei die Autorität 
und Macht des Führers nichts anderes war als der verkörperte und vom Führer 
geformte Wille der Gefolgſchaft ſelbſt. Schon in der Gefolgſchaftsordnung von Partei 
und Bewegung kam ein altgermaniſches, raſſiſch⸗völkiſches Lebensprinzip zur Wieder 
geburt, das darum mit der Stunde des Sieges ſamt der zugehörigen Wertordnung 
und Weltanſchauung auf Staat und Volksganzes ausgeweitet wurde. In Wahrheit 
iſt das Dritte Reich nicht ſowohl „autoritärer“ Staat — ein Staat ohne Autorität 
wäre ja Anſtaat, wie es der „Staat“ von Weimar geweſen iſt —, auch nicht „totaler“ 
Staat, worin meiſt der Gedanke kollektiven Aufgehens des Volkes im Staat enthalten 
iſt, ſondern der germaniſche Führer⸗ und Gefolgſchaftsſtaat eines freien Volkes, in 
dem ein demokratiſches und ein ariſtokratiſches Element eine neue Einheit einge⸗ 
gangen find und in deſſen völkiſch⸗politiſchem Gemeinweſen der Lebensſtrom im 
Kreislauf von unten nach oben wie von oben nach unten verläuft. Der Führer iſt nicht 
ohne die Gefolgſchaft, die Gefolgſchaft nicht ohne den Führer. Alles aus dem Volk 
aufwachſende Leben aber findet ſeine Sinneinheit und Erfüllung in der Geſtalt und 
ſchöpferiſchen Leiſtung des Führers. Darin iſt mit der politiſchen Leiſtung die er⸗ 
zieheriſche notwendig und unabtrennbar verbunden, weil die politiſche Lebensform 
für ſich nichts iſt, wenn ſie nicht erfüllt iſt von einer entſprechenden Willensrichtung, 
Haltung und Weltanſchauung der Gemeinſchaft, die ſie zur Einheit zuſammenfaßt. 
Gründung und Führung der Gefolgſchaftspartei ſamt allen ihren Organen durch 
Adolf Hitler iſt von allem Anfang an ein Werk der Erziehung, der Formung deutſchen 
Menſchentums geweſen. Eine neue Lebensgrundlage mit entſprechender Zuchtordnung 
allein konnten dieſer „Partei“ den Anſpruch auf die Totalität, auf den Sieg, auf die 
Ergreifung der Herrſchaft im Staat, auf die Durchwirkung des Volksganzen und Neu- 
ordnung des völkiſch⸗politiſchen Gemeinweſens geben. Bis 1933 iſt noch keine deutſche 
Revolution von unten her gelungen. Die nationalſozialiſtiſche Erneuerungsbewegung 
kam zum Sieg, weil ihr Menſchentum von Anfang an in Form, in Zucht und Gleich 
richtung gebracht war. Allein die „Revolution in Form und Zucht“ ermöglichte der 
Bewegung den legalen und unblutigen Sieg. Weil die Partei die Keimzelle der Er⸗ 
neuerung für Staat, Volk, Raffe und Kultur war, fo ruht auf ihr die Verheißung der 
deutſchen Zukunft. Auf dem Wege der Zucht durch die neuen Ordnungen aber wird 
eine raſſiſch⸗völkiſche, den nationalſozialiſtiſchen Staat tragende Auslefeſchicht aus 
dem Volk heraufgeführt. Das iſt der Sinn der nationalſozialiſtiſchen Partei und ihrer 
völkiſch⸗politiſchen Erziehungsorgane (Parteiſchulung, SA. und SS., Arbeitsdienſt. 
Hitlerjugend, Jungvolk, Bund Deutſcher Mädel, Arbeitsfront uſw.). Hitlers Werk 
einheitlicher Charakterzucht in Volksgemeinſchaft und Volksgenoſſen wird dereinſt 
vollendet in der raſſiſch⸗völkiſch⸗politiſchen Weltanſchauung der Deutſchen. Das iſt 
das Ziel nationalſozialiſtiſcher Erziehung. 


Weltanfchauung und Wertordnung des Natlonalfozialismus 


Das Grundgeſetz nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung, gewaltig heraufbrechend aus 
der Not der Kriegszeit und notvollem Erleben der Nachkriegszeit, lautet: Das Ganze 
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vor dem Teil, Gemeinnutz vor Eigennutz; entſprechend dem Geſetz organiſchen Lebens 
aber auch: Jedem das Seine gemäß ſeinen Leiſtungen für das Ganze. Lebensgeſetz, 
Weltanſchauung, Wertordnung und entſprechende Erziehung gründen in Blut und 
Boden und ſtehen im Zuſammenhang der uns von Not und Schickſal auferlegten 
völkiſch⸗politiſchen Geſamtaufgabe. Bahnt der Führer mit dem Gefolgſchaftsſtaat den 
Weg zu dieſem Ziel, ſo iſt mit dieſen Vorausſetzungen die bindende Wertordnung 
und verpflichtende Weltanſchauung zugleich gegeben. Dem nordiſchen Raffetum und 
Gefolgſchaftsſtaat entſprechen die Werte der Wehrhaftigkeit an Arm und Geiſt, der 
Wahrhaftigkeit, der Ehre, der Treubindung, der Kameradſchaft, der Helden und 
Totenehre, der völkiſchen Gemeinſamkeit, der Blut- und Schickſalsverbundenheit, der 
ſozialen Gerechtigkeit und eines ihr entſprechenden Ausgleichs zwiſchen allen Volks. 
genoſſen, Ständen und Berufen auf der Grundlage gleicher Arbeit, gleichen Dienſtes 
und des Leiſtungsmaßſtabes in der Volksgemeinſchaft, der Hingebung an das Volks- 
ganze, der Ausrichtung, Haltung und Weltanſchauung gemäß unſerem raſſiſchen 
Grundgeſetz, das in jedem Volksgenoſſen Leib, Seele und Geiſt in gleicher Weiſe um- 
greift, das die Raſſe⸗ und Volksgenoſſen zur Willens⸗ und Weltanſchauungseinheit 
bindet, das uns in den großen, von Vätern und Ahnen herkommenden, auf Kinder und 
Enkel hinſtrebenden, völkiſche Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft zur Lebens⸗ 
einheit verbindenden Blutſtrom einreiht. 


Der Gang unjerer Gejchichte 

In einem verfallenen Staat, aus einem mit Untergang bedrohten Volk erhebt ſich aus 
den Antergründen eine Erneuerungsbewegung, geſormt, gelenkt und zum Siege 
geführt durch Adolf Hitler. Der Sieg bedeutet Ergreifung und Neuformung der 
politiſchen Macht. Die politiſche Macht ſtößt mit ihrem letzten Ziel bis hinab in die 
blut- und raſſemäßigen Naturgrundlagen des Volkes. In dieſer Spannung zwiſchen 
politiſcher Macht und Raſſeerneuerung beginnt und vollzieht ſich die Amwandlung 
von Reich und Staat, von Volk, von Volks und Wirtſchaftsordnungen, von Recht, 
von Kultur, Wiſſenſchaft und Schule. Das iſt der Weg des Dritten Reiches. Dabei 
iſt politiſche Schöpfung unlöslich verbunden mit Zucht und völkiſcher Erziehung, mit 
Erneuerung der Raſſe und Kampf um die raſſiſch⸗politiſche Weltanſchauung. 


Il. Erziehungswiffenfchaftliche Doraus ſetzungen 


Definifion der Erziehung 


Der Menſch iſt Gemeinſchaftsweſen: einzelnes Leben und Werden hat nur Exiſtenz⸗ 
möglichkeit, Sinn und Erfüllung im Zuſammenhang übergeordneter Lebensgemein⸗ 
ſchaft, in Gliedſchaft am Volksganzen. Jeder einzelne Menſch bringt ins Leben mit 
ſeine perſönliche und raſſiſche Anlage. Natürliche Veranlagung kommt indeſſen nicht 
ſpontan und wachstumsmäßig zur Selbſtentfaltung, ſondern ſtellt zunächſt nur eine 
Reihe innerhalb unüberſchreitbarer Grenzen (einer Variationsbreite) enthaltener 
Entfaltungsmöglichkeiten dar. Ausleſe, Ausrichtung und Entfaltung der mitgebrachten 
raſſiſchen und perſönlichen Anlagen erfolgt allein unter den Einwirkungen der Lebens. 
gemeinſchaft, der beſtändig von ihr auf Glieder und Nachwuchs ausgehenden Anreize, 
Anforderungen, Richtungsſtöße, Förderniſſe und Hemmniſſe, Zielſetzungen und Weg⸗ 
weifungen. Die Geſamtheit der von der Gemeinſchaft auf den Nachwuchs ausitrahlen- 
den Einwirkungen, ſoweit dadurch im Nachwuchs Wachstum gefördert und geformt, 
Anlagen zur perſönlichen und gliedſchaftlichen Reife gebracht werden, heißt Erziehung. 
An ihr haben Anteil alle Lebensordnungen, Lebenswerte und Lebensaufgaben, die 
dem wachſenden Menſchen in der Lebensgemeinſchaft entgegentreten. Erziehung voll- 
zieht ſich teils funktional, d. h. unbewußt und unabſichtlich, teils nach bewußter Ord- 
nung und planmäßiger Methode, wobei das Ganze der Erziehung niemals der Will. 
kür, ſondern dem Lebensgeſetz der Gemeinſchaft mit ihren Ordnungen und Inhalten, 
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ihren Wegen und Zielen unterſteht. Die Vielheit der Erziehungswirkungen empfängt 
aus dem Lebensgeſetz der Gemeinfchaft gemeinſamen Sinn und gleiche Richtung. Das 
heißt: jede Gemeinfchaft kann ihren Nachwuchs nur gemäß ihrer eigenen Art, ihrem 
Charakter, ihrem Geſetz und Lebensziel erziehen. Vorhandene raſſiſche Anlagen im 
Nachwuchs werden dann zu höchſter Reife und Leiſtungsfähigkeit geſteigert, wenn die 
Ordnungen, Werte, Gehalte und Ziele der erziehenden Lebensgemeinſchaft ſelbſt dieſen 
raſſiſchen Anlagen entſprechen und durch ſchöpferiſche Menſchen der Raſſe aus der 
Anlage in die geſtaltete und geſtaltende Wirklichkeit erhoben worden find. „Geſchichte“ 
geht hervor aus ſolchen immer wiederkehrenden Schöpfungsakten auf allen Gebieten 
des völkiſchen Gemeinſchaftslebens. Erziehung reiht den Menſchen in die völkiſche 
Gemeinſchaft als reifes und leiſtungsfähiges Glied ein und damit zugleich in den 
geſchichtlichen Werdegang der Gemeinſchaft. 


Die Dielgeftaltigkeit in der Erziehung 


Das mit der Geburt in die völkiſche Lebensgemeinſchaft an einem beſtimmten Ort ein- 
tretende Kind findet eine Vielheit von Aufgaben vor, für die es bereitet und reif 
gemacht werden muß durch die entſprechenden Lebensordnungen (Familie, Staat, 
Schule, Berufs- und Wirtſchaftsordnung, Religionsgemeinſchaft, politiſche Ord- 
nungen uſw.). Jede dieſer Ordnungen zieht den heranwachſenden Menſchen in ſich 
hinein und macht ihn reif für ihre beſonderen Ziele, indem ſie gemäß ihren beſonderen 
Geſetzen und Werten in feinem Wachstum eine beſondere Seite und Funktion aus- 
formt. So wird an jedem Menſchen die religiöſe, politiſche, techniſche, wirtſchaftliche 
Seite und Veranlagung entfaltet und zu ihrer Reife emporgeführt. 


Die Sinneinheit in der Erziehung 

Jeder einzelne Menſch verarbeitet alle die vielen auf ihn eindringenden Erziehungs. 
wirkungen nach feinem perſönlichen und raſſiſchen Eigengeſetz, wodurch er zu perſön⸗ 
lichem Wachstum, zu vielſeitiger Entfaltung, zu perſönlicher Reife kommt. Das ift 
indeſſen nur die eine, die perſönliche Seite des Erziehungsprozeſſes. Durch die er⸗ 
zieheriſche Einwirkung aus den vielen Lebensordnungen wird er dieſen zugleich als 
Glied eingefügt. Wir ſtehen nicht vor Wahl und Entſcheidung, ob das Ziel der Er⸗ 
ziehung die Perſönlichkeit oder die Gliedſchaft in einem höheren Ganzen iſt, viel ⸗ 
mehr iſt die Eingliederung in die Lebensgemeinſchaft das Medium, die Vorbedingung 
und Vorausſetzung, daß ein Menſch überhaupt erſt zu ſeiner perſönlichen Reife und 
Erfüllung kommt. Von der anderen Seite her iſt die Einheit in der vielteiligen Er- 
ziehung damit gewährleiſtet, daß alle jene erziehenden Lebensordnungen und Zeil- 
gemeinſchaften ſelbſt wieder als Glieder dem einheitlichen Volksganzen eingefügt ſind 
und feinem Lebensgeſetz unterſtehen. Das Ganze iſt vor und über dem Teil — auch 
in der Erziehung. Völkiſches Geſetz und Ziel find maßgebend für die Teilerziehung in 
Familie, Schule, Beruf, Wirtſchaft, Kirche, Verbänden und Ordnungen aller Art, 
weil ſie alle als ausgeſonderte Glieder der Volksgemeinſchaft deren Sonderaufgaben 
unter dem Geſetz der völkiſchen Ganzheit zu erfüllen haben. Die Sinneinheit des über- 
geordneten Volksganzen wird auf der Daſeinsebene des Dritten Reiches hergeſtellt 
durch die nationalſozialiſtiſche Richtungs⸗ und Erneuerungsbewegung, die, indem ſie 
alle Teilgemeinſchaften und Volksordnungen durchwirkt und auf ihre Idee ausrichtet, 
auch ihren erzieheriſchen Teilwirkungen und Sonderaufgaben alleſamt die gleiche 
Sinnrichtung auf die große, vom Schickſal auferlegte Geſamtaufgabe und die ihr an⸗ 
gemeſſene Weltanſchauung gibt. Darum wird auch der deutſche Menſch in ſeiner 
Totalität durch die nationalſozialiſtiſche Bewegung geformt. 


Die dreifeitige Leiftung der Erziehung 


Die Erziehung erfüllt am heranwachſenden Menſchen drei Reifungsfunktionen: fie 
verhilft ihm 1. zum nötigen techniſchen Können und Sachwiſſen, fle formt 2. Haltung, 
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Charakter und Willensrichtung, fie bildet ihn endlich 3. gemäß einer Weltanſchauung. 
indem ſie in ihm ſelbſt das entſprechende Weltbild ausformt oder vielmehr ihm das 
in der Gemeinfchaft vorhandene Weltbild einbildet. Die erzieheriſche Einwirkung 
von jeder einzelnen dieſer drei Seiten her geht jeweils auf Formung und Ausrichtung 
des ganzen Menſchen, ſtellt aber jeweils einen einſeitigen Weg zu dieſem Ziel dar. 
Die Erziehung vollbringt ihre Leiſtung am beſten, wenn alle drei Arten und Wege 
gleichzeitig und gleichmäßig zum felben Ziel hinführen. Im Zeitalter des Rationa- 
lismus iſt der zweite Weg fait völlig ausgeſchieden. Der nationalſozialiſtiſchen Idee 
gemäß fällt aber der Schwerpunkt gerade in die Charaktererziehung als den Mittel - 
punkt, das Fundament aller übrigen Erziehung. Dafür hat ſie mit den Organiſationen, 
die unmittelbar aus der Bewegung hervorgewachſen ſind und ihren Willen am 
ſtärkſten zum Ausdruck bringen, die geeigneten Organe ausgebildet. In SA. und SS., 
in den nationalſozialiftiſchen Jugend und Studentenorganifationen, in Arbeitsfront 
und Arbeitsdienſt wird der Grund zur Charaktererziehung gelegt. Durchgeführt wird 
die Erziehung des Charakters in einem wehrhaft⸗politiſch⸗muſiſchen Zuchtſyſtem 
gemäß der raſſiſch⸗völkiſch⸗politiſchen Weltanſchauung und Wertordnung. In Berufs- 
erziehung und Berufsſchulung kommt der Hauptteil der erforderlichen Ausbildung 
techniſchen Könnens ſamt dem nötigen Sach und Fachwiſſen hinzu, in Schule und 
Schulung jeder Art das im eigentlichen Sinne weltanſchauliche, das welt⸗ und leben 
deutende Wiſſen. Eine völlige und reinliche Aufteilung der drei Erziehungsfunktionen 
auf dieſe Erziehungsorgane iſt übrigens nicht möglich. Die unmittelbare Charakter- 
erziehung iſt notwendig tragend und grundlegend für beide anderen Arten der Er⸗ 
ziehung. Aufgegeben iſt ſie zuletzt aber von allen drei Seiten her. 


Der Anteil von Schule und Bildung an der Geſamterziehung 

Es gehört zur Würde des Menſchen, daß er fih von Sinn und Zuſammenhängen 
feines Lebens, von feiner Stellung zu Welt und Mitmenſchen Rechenſchaft ablegen 
kann. Das geſchieht aus dem heraus, was man die Weltanſchauung oder das Weltbild 
nennt. Auf der Grundlage perſönlichen Erſahrens und Erlebens wird das Weltbild 
ausgebaut, ſtufenmäßig ausgeweitet und vertieft durch Einfügen und Einbilden des 
in der Gemeinſchaft vorhandenen, ihrer Art und ihrem Sinn Ausdruck gebenden 
geiſtigen Gutes. Durch dieſes Einbilden geiſtigen Gutes erlangt der heranwachſende 
Menſch fein Weltbild. Der Gang der Darbietung und Aneignung ſelbſt heißt „Bil⸗ 
dung“ und wird zum größten Teil, wenigſtens ſoweit Darbietung und Aneignung nach 
Methode und in planmäßig organiſierter Form erfolgen, durch die Schule geleiſtet. 
Die Schule nimmt weſensmäßig Anteil an der Geſamterziehung durch eine planmäßig⸗ 
methodiſche Bildung, durch die mit Aneignung des vorhandenen Bildungs- oder 
Kulturgutes das Weltbild des heranwachſenden Menſchen ausgebaut wird. Welt ⸗ 
bild, Charakter und Können aber ſtehen in nächſtem Sinn⸗ und Wirkungszuſammen⸗ 
hang, womit die Möglichkeit gegeben iſt, von jeder Seite her ins Ganze zu wirken. 
Die Schule geleitet den jungen Menſchen auf einem kleineren oder größeren Stück 
feines Lebensweges, indem fie das mitgebrachte Heimatbild des Kindes zum raffiid- 
völkiſch⸗politiſchen Weltbild des reifen Volksgenoſſen ausweitet und vertieft. Alle 
Arten und Stufen unſeres reichverzweigten Schulweſens haben an dieſer Leiſtung 
Anteil: Sinn und Ziel ift überall gleich von der Volksſchule bis hinauf zur Aniver⸗ 
fität, Art der Anwendung und Grenze des Erreichbaren iſt jedoch auf den verſchiedenen 
Stufen und in den unterſchiedlichen Arten des Schulweſens verſchieden. Daraus 
kommt die Einheit, das geiſtige Band eines völkiſch⸗raſſiſch⸗politiſchen Weltbildes im 
ganzen Volkstum, daraus kommt aber auch die vielfache Stufung und Gliederung 
innerhalb des Ganzen der völkiſchen Weltanſchauung und Bildung. 


Das Recht auf Erziehung, Bildung und Schule 
Volksgemeinſchaft iſt Träger und Grundlage aller Erziehung und Bildung. Jedes 
körperſchaftliche Glied (jede Volksordnung) beſitzt aus Eigenrecht einen ihr notwen- 


— . eee 


Nationalſozialiſtiſche Erziehung 9 


digen Anteil am Geſamt der Erziehung und Bildung, weil jedes ſoziale Glied ſich 
felbſt im Geſchlechterwechſel nur erhalten und ſeine Aufgabe erfüllen kannn, wenn es 
den ihm zukommenden Teil des Nachwuchſes ergreifen und ſeinen Sonderaufgaben 
gemäß erziehen und bilden kann. Was ein ſolches Glied der erzieheriſchen und 
bildenden Ordnungen aus ſich herausſtellt, iſt ſein Eigentum und Eigenrecht. Damit 
erlangt es ſeinen Anteil am Geſamt der öffentlichen Erziehung des Nachwuchfes, 
nachdem die Familie, die als Keimzelle des Volkes die völkiſche Fortpflanzung und 
die Grundlagen der Aufzucht des Nachwuchfes auf Form und Ordnung gebracht hat, 
die heranwachſenden Menſchen den anderen Volksordnungen zuleitet. Aber allen 
Gliedern und ihren Anteilen an der Geſamterziehung aber ſteht das Geſetz der 
völkiſchen Lebensganzheit. (Dazu ſiehe mein Buch: „Das Naturrecht der Körper⸗ 
ſchaften auf Erziehung und Bildung“, Berlin 1930.) 


Der Staat als Oberherr über Erziehung, Bildung und Schule 

Im völkiſchen Geſamtſtaat kommt der Wille des zum Ganzen geeinten Volkes zur 
Exiſtenz, zur Macht, zur Handlungsfähigkeit. Darum iſt der Staat als Willens ⸗ und 
Wirkform des Volksganzen notwendig der Oberherr über das ganze Leben der Volks. 
genoſſen, auch über die verſchiedenen Lebensgebiete: Wirtſchaft, Eigentum, Recht, 
Kultur, Erziehung, Bildung, Schule. Der Staat wirkt im Namen der völkiſch⸗ 
raſſiſchen Weltanſchauung, worin Art und Glaube, Haltung und Wille des Volkes 
zum geiſtigen Ausdruck kommt. Im Staat erfüllt ſich Geſchichte und Schickſal des 
Volkes. Darum hat er die oberſte Pflicht und oberſte Herrſchaft auch über Erziehung, 
Bildung und Schule. Er ordnet und überwacht die geſamte Erziehung des Nach⸗ 
wuchſes fo, daß alle Volksgenoſſen und Volksordnungen dabei zu ihrem eigentüm- 
lichen Anteil und Recht, zur Erfüllung ihrer Teilaufgabe am Ganzen kommen. Damit 
wird auch der Perſönlichkeit ihr Recht und ihre Reifung. 


Bedeutung der Erzlehungswiſſenſchaft für die Erziehung 

Die „Pädagogik“ des 19. Jahrhunderts hat den Erziehungsvorgang künſtlich kon⸗ 
ftruiert als ein von vornherein zweckbewußtes, verftandes⸗ und planmäßiges Handeln 
eines als „Erzieher“ charakteriſierten Einzelmenſchen am einzelnen „Zögling“. Nach 
ihren Grundzügen war dieſe Theorie durchaus individualiſtiſch und intellektualiſtiſch 
(Erziehung — erziehender Anterricht bei Herbart) eingeſtellt, von den Lebenswirklich⸗ 
keiten in Staat und Volksordnung gänzlich abgelöſt. Dieſe Theorie lebte im leeren 
Naum und ſah an der allgemeinen Lebenswirklichkeit vorbei, während die Wirklichkeit 
in Erziehung, Bildung und Schule ihre eigenen Wege ging. Zur felben Zeit, als 
Adolf Hitler fein großes Erziehungswerk im Dienſte der raſſiſch⸗völkiſch⸗politiſchen 
Idee begann, wurde auch der Bann der überlieferten „Pädagogik“ gebrochen und — 
von mir vorwiegend — eine völkiſch⸗politiſche Erziehungswiſſenſchaft geſchaffen, die 
von derſelben, für die ganze völkiſche Aufbruchsbewegung beſtimmenden Idee ge⸗ 
tragen und ausgerichtet war. Erziehungswirklichkeit und Erziehungswiſſenſchaft 
ſtanden von da an im inneren Einklang. Darum kam mit dem Durchbruch der national ⸗ 
ſozialiſtiſchen Bewegung auch die neue, Wirklichkeit und geſchichtliche Bewegung in 
die Theorie auffangende Erziehungswiſſenſchaft, als ein Anlauf zu einem völkiſch⸗ 
politiſchen Wiſſenſchaftstyp überhaupt, zum Sieg. Ihr — von Rofenberg aufge- 
nommenes — Kennzeichen iſt vorwiegend die Lehre von der Typenzucht auf raſſiſch⸗ 
völkiſcher Grundlage und im Zuſammenhang des geſchichtlichen Werdens. Die neue, 
der Wirklichkeit und der völkiſchen Geſamtaufgabe gemäße wiſſenſchaftliche Sicht auf 
die Erziehungsprobleme des Nationalſozialismus hat ſowohl für deren praktiſche 
Geſtaltung wie für das neuwerdende völkiſch⸗politiſche Weltbild, wie endlich für die 
Neugeſtaltung aller Wiſſenſchaften entſcheidende Bedeutung erlangt. 
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III. Die gefchichtlichen Doraus ſetzungen 


volk im Werden. 

Der Sinn einer tauſendjährigen deutſchen Geſchichte iſt Volkwerdung. Die im Oſt⸗ 
raum des verfallenden Frankenreiches ſiedelnden Stämme Germaniens werden durch 
eine Reihe geſchichtsbildender Mächte, u. a. durch die Reichsgründung Ottos des 
Großen, in die Bahn der Verſchmelzung zu einem einheitlichen Volk geleitet. Am die 
Volkwerdung nebeneinandergelagerter, aber nicht wie anderwärts ſich überſchichtender 
und überſchneidender Stämme geht von da an die ganze deutſche Geſchichte mit ihren 
inneren Kämpfen zwiſchen den Kräften der Zuſammenfaſſung und der partikularifti- 
ſchen Aufſplitterung, mit den Störungs- und Vernichtungsbeſtrebungen von außen ber, 
mit den gewaltigen Aufſtiegen und Aufbrüchen (3. B. im 16. Jahrhundert) und den 
ſchickſalhaften Einſtürzen (im 13., im 17. Jahrhundert, in der napoleoniſchen Zeit und 
am Ende des Weltkrieges). Am Werden des deutſchen Volkes, das zuletzt ſtets wieder 
durch fittliche Anſtrengungen und Leiſtungen emporgeführt wurde, hatte die Erziehung, 
beſonders die Erziehung vom Staate her, ſtets einen entſcheidenden Anteil. Wir find 
nicht nur das dynamiſche, ſondern auch das pädagogiſche Volk in der neueren Ge⸗ 
6 So haben unſere großen Denker, ſo hat z. B. Friedrich Liſt erkannt und 
gelehrt. 


Deutſche Selbfterkenntnis 

Aus ſeiner Art und ſeinen Schickfalen heraus iſt der Deutſche von altersher mehr als 
die anderen genötigt geweſen, die Frage nach ſeiner Eigenart, nach ſeiner Beſtimmung 
und Weſenheit immer neu auſzuwerſen. Kein anderes Volk hatte ſo ſchwer und nach⸗ 
haltig um ſeine Selbſterkenntnis und ſein Selbſtbewußtſein zu ringen. Seit den Tagen 
Wolframs von Eſchenbach, ſeit Luther insbeſondere bis herab auf Nietzſche lauten die 
Antworten auf dieſe Fragen, in der Weiſe hundertfach verſchieden, im Sinne aber 
einmütig: Wir find die ewig Werdenden, die ſtets um eine ferne Vollendung Ringen- 
den, die Ruheloſen, die in keinem Zuſtand Beruhigung und Befriedigung ſinden 
können. So haben wir uns denn unter Hitlers Führung abermals auf den Weg 
gemacht, eine neue völkiſche Vollendung zu ſuchen — im Dritten Reich. In dieſer 
Charakteranlage iſt der pädagogiſche Sinn der deutſchen Geſchichte und der national · 
ſozialiſtiſchen Bewegung enthalten. In keinem anderen Volk der neueren Geſchichte 
iſt die Erziehungsidee ſo ſehr im Mittelpunkt geſtanden wie im deutſchen Geiſtesleben 
unſerer Klaſſik: der ganze deutſche Idealismus iſt nach feiner praktiſchen Seite hin 
darauf begründet. 


Deutſche lot und Notwende 

Schickſalsſchläge haben das deutſche Volk auf ſeinem geſchichtlichen Weg immer wieder 
an den Rand des Abgrundes geführt. Darauf folgten dann jeweils die Zeiten neuer 
Erhebung, der Bewährung ſeiner unerſchöpflichen Jugendkräfte aus den raſſiſchen 
Antergründen. Wir find das Volk der Wiedergeburten. Der Zuſammenbruch von 
1918 war verſchuldet nicht nur durch politiſche Anfähigkeit, ſondern durch Schwächung 
und Zerſetzung der völkiſchen Lebensgrundlage, was dann im Zwiſchenreich zu lebens- 
gefährlicher innerer Auflöſung führte. Auf dieſer Grundlage konnte keine Haltung, 
kein feſter und zukunftbeſtimmender Wille, kein Charakter mehr hochgezüchtet werden. 
Die nationalſozialiſtiſche Erneuerungsbewegung nahm den Kampf auf der geſund 
gebliebenen raſſiſchen Lebensgrundlage nicht nur gegen die Kräfte der Zerſetzung und 
Auflöſung auf, ſondern trat in den Weltanſchauungskampf gegen das ablaufende Zeit- 
alter überhaupt ein. Das Ziel iſt völkiſche Wiedergeburt auf der Ebene des Dritten 
Reiches, womit nicht nur für das „Volk im Werden“, ſondern für die geſamte Ge⸗ 
ſchichte und Kultur des Abendlandes eine Epoche geſetzt, eine Schwelle überſchritten. 
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iſt. Der Not tritt entgegen die Notwende aus der Aufbruchsbewegung. Daher ſtammt 
das gewaltige fittliche Pathos, die erzieheriſche und weltanſchauliche Wirkkraft des 
politiſchen Führers und Staatsmannes an der Schwelle des Dritten Reiches. Hier 
beginnt das gewaltigſte Werk einer totalen Volkserziehung, das jemals von der 
Geſchichte geſehen und in der Geſchichte in Angriff genommen worden iſt. 


Schöpfung 

Revolutionen, Staatsgründungen, Volkserhebungen, Schöpfungen jeder Art haben 
ihre ſchickſalsmäßig beſtimmte Stunde, in denen fie allein möglich find: fie find mit der 
für ſie nötigen Begnadung an einen geſchichtlichen Ort und Zeitpunkt gebunden. 
Ihnen voraus geht eine Bewegung, eine Kräfteverlagerung und Schwerpunktverſchie⸗ 
bung in den ſeeliſchen Antergründen eines Volkes, woraus Aufbruch, Wachstum, 
Bedürfnis, Ergriffenheit und Bereitſchaft erfolgen. Die Aufbruchsbewegung kommt 
aber nicht von ſelbſt zum Ziel. Wenn ſie vor dem Durchbruch ſteht, wenn ihre Stunde 
reif wird, bedarf ſie des Geburtshelfers, des Führers, der ihr erlöſendes Wort ſpricht, 
ihren Sinn durch ſchöpferiſches Handeln in neuer Geſtalt offenbart und vollendet. 
Wer aus einer von der Bewegung ergriffenen Gemeinſchaft und gebundenen Gefolg⸗ 
ſchaft einen neuen Staat und ein artgemäßes neues Menſchentum ſchafft, iſt zugleich 
ſchöpferiſcher Staatsmann und Volkserzieher. In Hitler iſt der Grundgedanke 
Platons vom ſtaatsgründenden Erzieher Fleiſch und Wirklichkeit geworden. Mit 
dieſer ſchöpferiſchen Bahnbereitung iſt erſtmals Volkserziehung in der ganzen Breite 
der züchtenden Inſtitutionen, der Erziehungs einrichtungen aller Art und der welt ⸗ 
anſchaulichen Schulung wieder wirkſam geworden: fie bringt auf Form und Bewußt ⸗ 
fein, was die aufbrechenden Kräfte des völkiſchen Antergrundes triebhaft vorbereitet 
und möglich gemacht haben. 


IV. Raſſe und Erziehung 


Raffe iſt ein Geſetz, das Leib, Seele und Geiſt in gleicher Weiſe umgreift und einen 
feften Typus ſchafft, der ſich zuletzt nach einer beſtimmenden Wertordnung vollendet. 
Raſſe ordnet die Gleichartigen in engerer Lebensverbundenheit zuſammen und reiht 
fie als Glieder in die Kette wechſelnder Geſchlechter feſt ein. Raſſe tft das Stetige im 
Wandel der Geſchichte und ſchafft den Grundcharakter und die blutmäßige Bindung in 
Gemeinſchaft und Geſchlechterkette. 


naſſiſche Aniagen 

Raſſemäßige Anlage kommt nicht von allein durch ſpontane Wachstums und Entfal- 
tungskraft zur Erfüllung. Naſſe ift vielmehr ein unüberſchreitbarer Rahmen poſitiver 
Möglichkeiten in einer beſtimmten Variationsbreite. Zwar kann nichts Naſſefremdes 
in den Menſchen durch Erziehung hereingebracht werden. Aber Erziehung ſchafft 
unter den vorhandenen Anlagen eine Ausleſe und bringt das poſitiv Ausgeleſene erſt 
zur Entfaltung, während andere Möglichkeiten unterdrückt werden. Zur höchſtmöͤg⸗ 
lichen Entfaltung kommen raſſiſche Anlagen nur, wenn fie von artgemäßen Lebens- 
ordnungen, Lebensgehalten und Wertordnungen in der erziehenden Gemeinſchaft 
beeinflußt und gelenkt werden. 


Raffe und Dolk 


Niemals deckt ſich ein Volkstum mit einer Naſſe. Das beſagt nicht, daß nun jeder 
Raſſe im deutſchen Volk ein eigenes Erziehungsſyſtem zugeordnet werden müßte. Es 
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ſoll vielmehr die herrſchende und maßgebende „nordiſche“ Naſſe fo ausgeleſen und 
hochgezüchtet werden, daß ſie zum feſten Rückhalt, zum tragenden Rückgrat der ganzen 
Volksgemeinſchaft wird. Indem die herrſchende Raſſe ihr Geſetz und Ziel über Staat, 
Recht, Wirtſchaft und Kultur des Volksganzen errichtet, ſetzt ſie auch das Ziel für 
Zucht, Erziehung und Bildung aller Volksgenoſſen. Diejenigen, die in Haltung. 
Lebensart und Leiſtung das Geſetz der Raſſe voll erfüllen, gelten als vollraſſiſch und 
werden einer politiſch führenden, den Staat tragenden Ausleſeſchicht zugerechnet. 
Raſſe wird gemeſſen an Art und Grad der Leiſtungsfähigkeit für das raſſiſch⸗völkifche 
Lebensganze. (Hitlers Kulturrede auf dem Nürnberger Parteitag 1933.) Mit der 
Raſſezucht kommt das ariſtokratiſche Element in Volk und Staat hoch. Das Vorrecht 
der rafſiſch⸗völkiſchen Ausleſeſchicht beruht einzig allein auf ihrer erhöhten Leiſtung, 
Pflichterfüllung und Verantwortung gegenüber dem Staat und dem Volksganzen. 


Roffetheorie 

Die raſſiſche Zucht und Charaktererziehung beruht nicht auf einer Raffetheorie, ſondern 
auf der aus unſerem Rafjetum neu heraufgebrochenen Willenshaltung und Willens⸗ 
richtung: auf einem elementaren Glauben, der zur raſſezüchteriſchen Kraft wird. Die 
begleitende Raſſetheorie wird in den Beſtand der Bildung aufgenommen zum Ausbau 
des raſſiſch⸗völkiſchen Weltbildes. Die der Raſſe gemäße Wertordnung und Weltan- 
ſchauung iſt ziel- und maßgebend in der geſamten völkiſchen Erziehung und Bildung. 


Raſſiſch bedingte Volksordnungen 

Alle Völker haben ihre eigentümliche Form der Familie, der Geſolgſchaft, der Berufs- 
ordnungen uſw. Die Eigenart der germaniſchen Familie und der bei den Germanen 
beſonders entwickelten Gefolgſchaft ſamt ihrem Wertſyſtem und Lebensgehalt bringt 
den raſſiſchen Antergrund und Grundcharakter zur Darſtellung. In ſolchen raſſe⸗ 
gemäßen Lebensordnungen und ihrem Wertſyſtem kann die raſſiſche Veranlagung des 
Nachwuchſes darum auch zum höchſten Grad der Entfaltung geſteigert werden. Die 
germaniſche Gefolgſchaft war Zuchtſtätte germaniſchen Heldentums. Die Wieder- 
geburt der geſolgſchaftlichen Lebensform mit ihrer heldiſchen Wertordnung aus der 
nationalſozialiſtiſchen Aufbruchsbewegung zeigt eine neue Entfaltung der raſſiſchen 
Lebensuntergründe an. Wenn alle Volksordnungen (Familie, Beruf, Staat uſw.) 
dem raſſiſchen Wertſyſtem gemäß wieder geformt und ausgerichtet find, ſo wirken ſie 
erzieheriſch zuſammen auf den Nachwuchs im Sinn der raſſegemäßen Haltung, 
Charaktererziehung und Weltanſchauung. (Dazu mein Buch: „Menſchenformung“, 
Leipzig 1933, Kap. „Germaniſche Gefolgſchaft“ und „Mittelalterliche Zunft“ .) 


Raſſiſch bedingte Aultur 

Jeder Lebensordnung iſt ein Teil des geſamten geiſtigen Beſitzes, des Kulturgutes, 
zugeordnet und eingebaut, wenigſtens in urſprünglichen Lebensverhältniſſen. Dabei 
kommt der Kulturbeſitz einer Lebensordnung (z. B. an ihren Feiern) zu regelmäßiger 
Auswirkung auf die Genoſſen. Das muß in Zukunft unter Ambildung einer Kultur, 
die ſich aus der feſten Lebensbildung gelöſt, autonom erklärt und in geſonderten 
Räumen für ſich angeſiedelt hat, wieder angeſtrebt werden. SA., Hitlerjugend, 
Arbeitsdienſt, Arbeitsfront, Studentenſchaften gewinnen wieder ein ihrer Art und 
ihrem Ziel entſprechendes Kulturgut, woraus fie z. B. ihr „muſiſches“ Erziehungs- 
ſyſtem aufbauen. Wenn ein ſolcher geiſtiger Beſitz, der den Lebensordnungen feſt ein- 
gebaut iſt und zu gegebenen Zeitpunkten (Feiern, Fahrten uſw.) zu regelmäßiger er- 
zieheriſcher Auswirkung auf die Genoſſenſchaft kommt, zugleich mit Ziel und Welt- 
anſchauung der Gemeinſchaft in Abereinſtimmung ſteht, ſo gibt er auch dem raſſiſchen 
Charakter und Wertſyſtem Ausdruck und iſt berufen und befähigt, im Sinn des 
raſſiſchen Richtungs⸗ und Lebenswillens entfaltend und feſtigend auf den Nachwuchs 
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einzuwirken. Zu ſoldatiſch⸗heldiſcher Zuchtordnung und Lebensform gehört foldatiſch⸗ 
heldiſche Dichtung, Muſik und Kunſt jeder Art als notwendiges Erziehungsmittel. 


Rajfiich bedingte Wiffenfchaft 

Alle Erkenntnis iſt, wenn fie fruchtbar fein ſoll, in die Lebenszuſammenhänge des Er- 
kennenden und derjenigen, für welche die Erkenntnis als Lehre beſtimmt iſt, ver- 
flochten. Fruchtbare Erkenntnis ſteht notwendig mit dem Charakter in Verbindung, 
entſpringt einer beſtimmten Lebensrichtung, die ſich in Frage und Antwortfindung des 
Erkennenden kundgibt, und weiſt darum den Empfangenden auch wieder in ſolche 
Lebensrichtung hinein. Fruchtbare und in den Arſprüngen raſſiſch beſtimmte Wiſſen⸗ 
ſchaft dient zum Aufbau des Weltbildes und damit zur Menſchenformung in dem 
zugeordneten Lebenskreis. Echte Wiſſenſchaſt iſt ein Erziehungsmittel im Zuſammen⸗ 
hang einer Weltanſchauung. (Siehe dazu mein Buch: „Wiſſenſchaft, Weltanſchauung, 
Hochſchulreform“, Leipzig 1934). 


V. Der Anteil der Dolks ordnungen 


Die neuen politiſchen Dolksordnungen 


Die nationalſozialiſtiſche Bewegung hat beſtimmte neue Lebensformen aus ſich erzeugt 
und mit ihrem Sieg dieſe Anſätze auf Staat und Volk im ganzen ausgeweitet. Da 
dieſe Formen der eigentliche und unmittelbare Ausdruck des Willens und der Wert⸗ 
ordnung in der Bewegung find, gemäß ihrer Weltanſchauung und ihrem Glauben aus⸗ 
gerichtet, tragen fie auch den Schwerpunkt nationalſozialiſtiſcher Erziehung in ſich, wie 
fie auch dem neuen Staat als feine Hauptſtützen eingebaut find. 


Die natlonalſozlaliſtiſche Partel 


Mit Beſeitigung aller anderen Parteien iſt der Staat zum „Einparteiſtaat“, d. h. zum 
Gefolgſchafts⸗ und Führerſtaat, geworden. Die Partei ſtellt eine politiſch⸗welt⸗ 
anſchauliche Ausleſeſchicht dar. Sie iſt das vornehmlichſte Erziehungsorgan des 
Staates im Sinne der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung und Wertordnung. In 
der Parteiorganiſation ſelbſt wird, beſonders infolge der Maſſeneintritte von 1933, 
eine durch alle Ortsgruppen pflichtmäßig von älteren und gefeſtigten Parteigenoſſen 
getragene weltanſchaulich⸗politiſche Schulung durchgeführt. Ein tiefer Wandel in 
Weltanfchauung und Haltung wird ſich in einem unter anderen Lebens. und Welt⸗ 
anſchauungsbedingungen aufgewachſenen Geſchlecht allerdings nicht mehr erzielen 
laſſen. Erſt die Jugend, die unter dem Lebensgeſetz des Nationalſozialismus heran- 
wächſt, wird das nationalſozialiſtiſche Volk endgültig mit ſich heraufführen. 


SA. und 88. 


Erſt Hilfs- und Schutzorganiſationen der Partei, find dieſe Formationen früh ſchon 
zu eigentlichen Erziehungsſtätten der Mannſchaſt und des Nachwuchſes geworden. 
Sie ſtehen nicht in Konkurrenz mit der Reichswehr, ſondern haben ganz weſentlich die 
Aufgabe einer wehrhaft⸗politiſch⸗weltanſchaulichen Ausformung des Charakters und 
der Haltung. In ihrer ganzen Art entſprechen fie durchaus dem völkiſch⸗raſſiſchen 
Charakter der Deutſchen, verkörpern ſie deſſen Lebensrichtung und Wertordnung und 
find darum in hohem Grade zu einer entſprechenden Charaktererziehung befähigt. Die 
SA. bringt Angehörige aller Volksſchichten in Kameradſchaft zuſammen und entwickelt 
aus der Kameradſchaftlichkeit den Geiſt des echten Sozialismus. 


hitleriugend, Jungvolk. Bund Deutſcher Mädel 


Die nationalſozialiſtiſchen Erben der einſtigen bündiſchen Jugendbewegung find zu 
einem allgemeinen Erziehungsinſtitut der völkiſchen Jugend geworden. Sie befinden 
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fih auf dem Wege zur Staatsjugend als einer ſtaatlichen Inſtitution. Die bündiſche 
Selbſterziehung, wie ſie einſt überall in germaniſchen Ländern in Dorf und Stadt in 
Geſtalt der „Burſchenſchaften“, „Bubenbruderſchaften“ uſw. vorhanden war — die 
Studentenbünde find ein Ableger davon —, iſt die allgemeine Vorſtufe zur völkiſch⸗ 
politiſchen Reife, eine Aufſtiegslaufbahn und wehrhaft⸗politiſche Erziehungsform, wie 
die SA. im Geiſt eines politiſchen Soldatentums, eines wehrhaften Charakters, eines 
Kameradſchaftsſozialismus, erziehend. An ihrer oberen Grenze wird nach Bewährung 
und Leiſtung der Abergang in die politiſche Führungsſchicht, in die ſtaatstragende 
Ausleſeſchicht erfolgen. Die Zucht geſchieht hier durch eine wehrhafte und muſiſche, 
zugleich leibliche und ſeeliſche Formung. Die nationalſozialiſtiſche Bewegung hat ſich 
ſelbſt in der Hauptſache als eine völkiſch⸗politiſche Jugendbewegung erwieſen, wes⸗ 
halb ihre Jugendorganiſationen zu einem Kernſtück des geſamten Aufbaues geworden 
find. Die Jugendbewegung von einſt fand ihren Boden und ihr Ziel, als ſie ſich in 
das große Geſchehen der Zeit, zwiſchen die völkiſche Not und die Notwendigkeit der 
Revolution hineingeſtellt fand. An der Jugend hat ſich die völkiſche Aufbruchsbewe⸗ 
gung in Geſtalt der Ergriffenheit und des Mitgeriſſenwerdens am ſtärkſten kundgetan. 


Arbeltsdienft 

Eine Erziehungsſtätte zum praktiſchen Sozialismus im Sinne der nationalfozialifti- 
Then Weltanſchauung und auf der Grundlage der Werkarbeit des öffentlichen Werk 
dienſtes. Erſt mit dem Nationalſozialismus hat die Werkarbeit die volle Ehre im 
höchſten und letzten Sinn erlangt: Arbeit gibt die praktiſche Baſis für die Eignung der 
Volksgemeinſchaft. In der Arbeit ſelbſt ſind und werden alle Volksgenoſſen gleich von 
Rang und Wert, und auf dieſer Grundlage erhebt ſich jeder zu ſeinem perſönlichen 
Rang und Wert bis hinauf zur Führerſchaft im Maße, als er erhöhte Leiſtung und 
Pflichterfüllung im gemeinſamen Dienſt am Ganzen zu vollbringen vermag. Durch 
den Arbeitsdienſt wird die Jungmannſchaft aller Stände, Klaſſen und Volksſchichten 
nicht nur untereinander in Kameradſchaft vor dem Werk in die Gemeinſchaft gleicher 
Arbeit und Bewährung geſtellt, ſondern auch praktiſch mit den Aufgaben der Nation 
in Verbindung gebracht. Der Kameradſchaftsſozialismus der SA. und Hitlerjugend 
wird im Arbeitsdienſt zum Werkſozialismus, zur Volksgemeinſchaft aus Arbeit und 
Werkleiſtung. Vor allen Dingen aber hat der Arbeitsdienſt einen Teil der Arbeits- 
loſen vor dem Verkommen im Müßiggang bewahrt und ihnen die Würde dadurch 
wiedergegeben, daß ſich Jugend aus allen Schichten und Klaſſen mit ihnen in Reih 
und Glied ſtellt. Hier bekundet fi die erzieheriſche Kraft und der Segen gemeinſamer 
Werkarbeit an allen Klaſſen und Schichten des deutſchen Volkes. 


Die älteren Lebensformen 


Bei ihnen, die in Richtung, Haltung und Form erftarrt waren, kann die Amſtellung 
nur durch lange und eindringliche erzieheriſche Arbeit an ihnen ſelbſt und ihren 
Gliedern vollbracht werden, eingeleitet und gelenkt zum Teil von ſolchen Gliedern, die 
von der Bewegung früh ſchon elementar und unmittelbar ergriffen wurden, teils durch 
die Einwirkung von außen her über die voll nationalſozialiſtiſchen Organiſationen. 
Da oftmals in ſolchen Lebensformen (Familie, Schule, Univerfität) die Jungen als 
die zuerſt Ergriffenen den Nationalſozialismus erſtmals hereintrugen, hat ſich viel. 
fach das erzieheriſche Verhältnis zwiſchen Jung und Alt geradezu verkehrt. Die 
„Gleichſchaltung“ dagegen hat oft nur einen falſchen Schein bewirkt und der Reak— 
tion zur willkommenen Tarnung gedient. 


Die familie 

Kaum an einer anderen Stelle hat ſich die Auflöſung des deutſchen Volkes fo geführ- 
lich ausgewirkt wie in der weitgehenden Zerſtörung der Familie. Wie in Rußland 
erſichtlich, hat der Marxismus die ſyſtematiſche Zerſtörung der Familie denkbar weit 
getrieben, um damit das Privateigentum zugleich in den Wurzeln zu treffen. Im 
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Bereich der Familie wird ſich die nationalſozialiſtiſche Revolution mächtig auswirken. 
Denn die Familie wird als Regenerationgzelle eines organiſchen Volkes und Staates 
deren Grundlage abgeben, nicht mehr der einzelne Menſch und die Zahl ſolcher in der 
aufgelöſten Maſſe. Die Wiedergeſundung und Wiederherſtellung der zerſtörten 
Familie wird zum Kreuzungspunkt einer ganzen Reihe von Maßnahmen zur Wieder- 
herſtellung organiſchen Volkstums: Soziale Regelung der Rechts. und Eigentums- 
ordnung, foziale Gliederung des Lebensraums, Ambildung des Wirtſchaftsſyſtems im 
Sinne eines organiſchen Sozialismus werden ſich in der Geſtaltung der Familie aus⸗ 
wirken. Da die Familie die Fortpflanzung und den grundlegenden Teil der Aufzucht 
des Nachwuchſes in geregelter Sozialform zu leiſten hat, iſt ſie diejenige unter den 
Sozialordnungen, die dem natürlichen, blutmäßigen, raſſiſchen Lebensuntergrund am 
nächſten ſteht. Daher haben an der Familie die Maßnahmen der Bevölkerungspolitlik 
und der Naſſehygiene ihre wichtigſten Anſatzpunkte. Gefundung der Familie als Zelle 
organiſchen Volkstums ſetzt ihre Eingliederung und Verwurzelung im Lebensraum 
des Volkes und feiner Eigentumsordnung ebenſo voraus wie die unter raffepflege- 
riſchen Geſichtspunkten ſich vollziehende Gattenwahl, die Gleiches mit Gleichem zu- 
ſammenſchließt. 


Erziehung in der famille 

In der Regel iſt die bewußte, planmäßige Erziehungstätigkeit in der Familie nur ein 
Einſchlag in der funktionalen, d. h. aus Art und Lebensrichtung der Familie unmittel- 
bar ſich vollziehenden Erziehung. Die Familie legt im Nachwuchs den Grundſtein für 
alle fpätere und weiterführende Erziehung durch Schule und die andern Volksord⸗ 
nungen. Indeſſen befitzt die Familie keineswegs etwa ein Monopol an Erziehung und 
Erziehungsrecht: fie iſt ja ſelbſt nur ein kleines und unſelbſtändiges Glied am Volks. 
ganzen, und die andern Volksordnungen haben an der Erziehung gemäß dem von 
ihnen zu leiſtenden Anteil ein ebenſo urſprüngliches Eigenrecht, nicht aber ein aus 
dem Recht der Familie delegiertes und abgeleitetes Recht auf Erziehung. Da die 
Familie ihren grundlegenden Anteil an der Erziehung funktional leiſtet, ſo kommt die 
erzieheriſche Funktion der Familie von ſelbſt in Ordnung und zur Wirkungsfähigkeit, 
ſobald ſie als geſunde, geſchloſſene, ihren Sinn erfüllende Lebensform im ſozialen 
Lebensraum des Volkes wieder feſt verwurzelt iſt. Wenn der Strom der Aufbruchs⸗ 
bewegung durch das ganze Volk hindurchgeht, ergreift er auch die Regenerations⸗ 
zellen, richtet ſie aus auf ſeine Ziele und ſeine Weltanſchauung, verſchafft ihnen den 
nötigen Geiſtesbeſitz, der feiner Art gemäß tft, und bringt mit alledem die erzieheriſche 
Funktion und Leiſtung der Familie mit dem Ganzen in Gleichrichtung. | 


Berufs- und Wirtjchaftsordnungen 


Das liberaliſtiſch⸗kapitaliſtiſche Zeitalter hat die gewachſenen Volksordnungen aufge- 
löſt und zerſtört, damit auch ihr Ethos und ihre erzieheriſche Fähigkeit, ſoweit ſich die 
Berufserziehung auf Charakter und Haltung erſtreckt hatte. Der Nationalfozialig- 
mus erſtrebt eine neue Wirtſchafts⸗ und Sozialordnung in geſchloſſenen Verbänden, 
die als Glieder und Körperſchaſten des öffentlichen Rechtes dem völkiſch⸗politiſchen 
Gemeinweſen eingegliedert find, unter Oberaufficht des Staates ihre Pflichten und 
Leiſtungen erfüllen unter einem neuen Berufs und Wirtſchaftsethos nach dem Grund. 
ſatz: Gemeinnutz vor Eigennutz. Sie ſind zufammengefaßt in der Arbeitsfront. 


Erziehung in den Berufs- und Wirtſchaftsordnungen 


Mit dem Erſtehen in ſich geſchloſſener Berufs- und Wirtſchaftsverbände als Gliedern 
des Gemeinweſens wird auch die Erziehung für Beruf und Wirtſchaft auf eine neue 
Stufe gehoben. Es wird dann eine geſchloſſene und wirkſame Erziehung nicht nur im 
berufstechniſchen Wiſſen und Können, ſondern auch gemäß dem neuen Berufs und 
Wirtſchaftsethos eine Erziehung zur Berufsehre, zur Tüchtigkeit und Zuverläſſigkeit 
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des Charakters. Das Wirtſchafts⸗ und Berufsleben des ablaufenden Zeitabſchnittes 
iſt gerade durch die Schwäche feiner ſittlichen Grundlagen gekennzeichnet geweſen. Mit 
einem neuen Berufsethos und entſprechender Charakterzucht durch geſchloſſene Berufs- 
ordnungen wird die Wirtſchaft auf die Grundlage ſozialiſtiſcher Geſinnung und Ver⸗ 
pflichtung geſtellt. Dafür ſorgt die Zuſammenfaſſung aller Verbände in der Arbeits- 
front, die für gemeinſame weltanſchauliche Grundlage und Ausrichtung zu ſorgen hat. 
Aber dem Erziehungsganzen in Wirtſchaft und Beruf, den dienenden Gliedern des 
Volksganzen, wölbt ſich die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung, die für jegliche 
Haltung in Beruf und Wirtſchaft zuletzt maßgebend und zielweiſend iſt. Von hier 
aus erfolgt die Regelung des Lehrlings-, des Geſellen⸗ und Gehilfenweſens wie auch 
des Berufsſchulweſens im Zuge des geſamten öffentlichen Schulweſens. 


Erziehung in den Beamtenorganijationen 

Die im Verlauf des 19. Jahrhunderts entſtandenen Beamtenorganifationen waren 
„Intereſſenvertretungen“ der Beamtenſchaft auf der Grundlage liberaliſtiſcher (ver- 
tragsartiger) Beruſs- und Lebensauffaſſung. Bewegung und Staat des National- 
ſozialismus haben für derartige Intereſſenpolitik keinen Sinn und keinen Raum mehr. 
Die Verbände find indeſſen nicht beſeitigt, ſondern in nationalſozialiſtiſche Erziehungs. 
organiſationen für das Beamtentum umgewandelt. Weltanſchauung, Dienſtethos und 
Staatsidee des Nationalſozialismus ſollen den Beamten auch außerhalb des Dienſtes 
als beſtimmende und erziehende Lebensmächte umgeben. Der Beamte hat mit dem 
Staat nicht einen Arbeitsvertrag auf Gegenſeitigkeit geſchloſſen, ſondern er iſt 
dienendes Glied am Staat wie der Führer der erſte Diener des Volksganzen iſt. Es 
gibt künftig keine geſonderte Privatexiſtenz mit privater Haltung, Weltanſchauung 
und Politik mehr: wie jeder Volksgenoſſe iſt der Beamte in erſter Linie dem Staat 
und dem Volksganzen mit ſeiner ganzen Exiſtenz zum Dienſt verpflichtet. 


Erziehung in den Lehrerorganijationen 

Die Organiſationen der Lehrerſchaften haben denſelben Arſprung und denſelben Sinn 
wie die Beamtenorganiſationen überhaupt, unterſcheiden ſich doch aber in einem 
weſentlichen Punkt von Anfang an. Die Lehrerſchaften ſind Träger pädagogiſcher 
Ideen, nicht bloß ausführende Organe in der Schule geweſen. Schulreformen find in 
aller Regel durch Wachstum von unten her, durch eigene Initiative in der Lehrerſchaft 
verbreitet worden. Dieſe Aufgabe wird den Verbänden auch im nationalſozialiſtiſchen 
Staat verbleiben: die Lehrerſchaft hat auf ihrer Ebene und unter ihren Möglichkeiten 
die nationalſozialiſtiſche Schulreform vorzubereiten. Infolgedeſſen iſt die „Er⸗ 
ziehung der Erzieher“ im Sinn des Nationalſozialismus eine beſonders wichtige 
Aufgabe, und zwar ſowohl in den Verbänden wie in den Hochſchulen für Lehrer⸗ 
bildung. Die früh ſchon von der Bewegung Ergriſfenen und Geformten haben in der 
Schulung der Lehrerſchaften die Führung. Analog der NSBO. waren fie im NSL. 
zuſammengeſchloſſen. Der NS B. iſt als Träger der Weltanſchauung und national 
ſozialiſtiſchen Erziehungsidee führende Organiſation für die zur Einheit zuſammen⸗ 
geſchloſſenen Lehrerorganiſationen Deutſchlands: Der alte Traum von der „Einheit 
des Lehrerſtandes“ iſt damit auf dem Boden des Nationalſozialismus verwirklicht. 


VI. Der Anteil von flonfeſſionen und Rirchen 


Konfeffion und Weltanſchauung 

Die dogmatiſchen Lehren der Konfeſſionen find nicht mit Weltanſchauung gleichzu⸗ 
ſetzen, wie zumal in den kulturpolitiſchen Kämpfen der letzten Jahrzehnte meiſt 
geſchehen iſt. Weltanſchauung iſt, wie der Name beſagt, eine ſinnhafte Anſchauung 
vom Zuſammenhang der Welt, von Sinn und Stellung unſeres Lebens in der Welt. 
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Dogmen bringen das religiöſe Verhältnis des Menſchen zu Gott auf Formel, und 
dieſes Verhältnis iſt weſentlich mitbeſtimmt durch Art und Charakter des religiöſen 
Menſchen, auch durch ſeine raſſiſche und völkiſche Bindung. In der Weltanſchauung 
wird das Verhältnis des Menſchen zu Gott beſtimmende Achſe ſein, aber nicht mehr. 
Der deutſche Proteſtant und der deutſche Katholik haben des weltanſchaulich Gemein- 
ſamen weit mehr als etwa der deutſche und der ſüdamerikaniſche Katholik, auch wenn 
dieſe den Katechismus und die Kirche gemeinſam haben. Am alle Deutſchen ſchließt ſich 
das Band ihres Volkstums, rafſiſcher Verwandtſchaft und Blutgemeinſchaft; gemein ⸗ 
ſam iſt ihnen Geſchichte, Schickſal, Lebensraum, Heimat, Sprache, Recht, Staat, 
Wirtſchaft, Kultur, und alles das ſchlägt ſich in der völkiſchen Weltanſchauung nieder. 
Dieſe völkiſche Weltanſchauung, die das völkiſch Gemeinſame über die trennenden 
Gegenſätze der Konfeſſionen, Stämme, Klaſſen, Bildungsſchichten erhebt, Toll das 
deutſche Volt zu feiner letzten Einheit und Sinnerfüllung führen. Sie iſt indeſſen nicht 
eine ſchematiſche, ſondern eine organiſche Einheit, die der Eigenart aller, auch der 
Konfeſſionen, Raum gewährt. Jeder kann ſchließlich das Volks und Weltganze nur 
anſchauen, im Weltbild ergreifen unter den Bedingungen ſeines Ortes und ſeiner 
Eigenart, wozu die konfeſſionellen, ſtammlichen und anderweitigen Abwandlungen 
gemeinſamer deutſcher Art gehören. Religion iſt inſofern völkiſch bedingt, als jeder 
Menſch ſich Gott im Glauben nur nähern, Offenbarung aufnehmen, Schöpfung er ⸗ 
kennen, Gnade empfangen kann gemäß ſeiner raſſiſchen Art und ſeiner Bindung im 
völkiſchen Lebensganzen. Darum ſtehen deutſche Katholiken und Proteſtanten not ; 
wendig in der Gemeinſamkeit völkiſcher Weltanſchauung, ihrer dogmatiſchen Anter⸗ 
ſcheidungslehren unbeſchadet. 


Religion und Erziehung 


Religion, wenn ſie rechter Art iſt, durchwirkt das ganze Leben wie ein Sauerteig. 
Aber ſie ſtellt weder das ganze Leben in ſich dar, noch ſind die Verwalter des religiöſen 
Gutes berufen, das ganze Leben eines Volkes zu beherrſchen. Das Volk beherrſcht 
ſich ſelbſt mit feinen Organen, obenan dem Staat als der Verkörperung des Volks- 
willens. Religion, das Tor des Menſchen zu Gott und Gottes zum Menſchen, muß 
ſtets den vom Apoſtel geſorderten „Erweis des Geiſtes und der Kraft“ erbringen 
können in der inneren Geſtaltung des Lebens. Darum iſt die Religion richtung. 
gebende Achſe der Weltanſchauung von innen her. Darum gebührt der Religion 
weſentlicher Anteil an der Erziehung. Religion iſt Quelle der Kraft zur Erneuerung, 
zur Erhebung aus Not und Niederung, letzte Sinngebung und Sinnrichtung des 
Lebens. Die religiöſe Erziehung wird geleiſtet mit den Einrichtungen und Abungen 
der Kirchen und andern Glaubensgemeinſchaften, mit dem Religionsunterricht in den 
öffentlichen Schulen, mit der religiöſen Beeinfluſſung der Kultur und der religiöſen 
Bindung der Volksordnungen von der Familie bis zum Staat. Wenn aber Kirchen 
die Oberherrſchaft im öffentlichen Leben überhaupt anſtreben, wenn ſie Familie und 
Volksordnungen in ihren Herrſchaftsbereich einzuziehen ſuchen, wenn ſie (z. B. mit 
Jugendbünden) eigene Einrichtungen totaler, vor allem völkiſch⸗politiſcher Erziehung 
anſtreben, fo überſchreiten fie ihre Grenzen, werden zu politiſchen Syſtemen und miß⸗ 
brauchen die Religion zu Zwecken politiſcher Macht und prieſterlichen Herrſchafts⸗ 
willens. Glaubensgemeinſchaften aller Art ſind Glieder am Volksganzen, dem Geſetz 
des Ganzen, ſeinen Bindungen und Aufgaben, darum auch ſeiner Weltanſchauung 
unterſtellt. In dieſem Sinn haben die Glaubensgemeinſchaften ihre religiös er- 
zieheriſche Miſſion zu erfüllen. 


VII. Der Anteil der Aultur 


Wefen und Aritik der Kultur 

Das 19. Jahrhundert hat vor der „Kultur“ einen Götzendienſt errichtet, als ſei darin 
überhaupt das Höchſte und Wertvollſte im Leben erreicht. Der Nationalſozialismus 
legt demgegenüber den Schwerpunkt vom Werk, vom Geſtalteten jeder Art zurück in 
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das Leben ſelbſt, in die geſtaltenden, zeugenden Lebenskräfte des Volkstums, und wie 
auf allen anderen Gebieten wird auch hier die völkiſche Lebensganzheit zum Ziel und 
zum Maß aller Dinge. Der Begriff der Kultur iſt einft durch den deutſchen Idealis⸗ 
mus zu einer übertriebenen und übertreibenden Höhenlage hinaufgeſchraubt worden: 
er gehört eng zuſammen mit den Begriffen der Bildung, der Humanität und der 
harmoniſchen Perſönlichkeit unter den Ideen des Wahren, Guten und Schönen. 
Dafür hat der deutſche Idealismus ein oberes, von der Wirklichkeit des Lebens 
gelöſtes Reich des „reinen Geiſtes“ konſtituiert. Der Menſch erlange danach ſeine 
Vollkommenheit, wenn er in dieſes Reich hinauſſteige und ſich hier zu Humanität und 
zur harmoniſchen Perſönlichkeit vollende nach dem Geſetz der Ideendreiheit des 
Wahren, Guten, Schönen. Kultur war demnach der Inbegriff von Philoſophie, 
Wiſſenſchaft und Kunſt. Der Weg zur Höhenlage des reinen Geiſtes wurde praktiſch 
eröffnet mit dem neuhumaniſtiſchen Gymnaſium und der neuen Aniverſität (vorbildlich 
gegründet in Berlin 1810). Das Ergebnis war die „Bildungselite“ des 19. Jahr- 
hunderts, eine Zerreißung des Volkskörpers in eine „gebildete“ und eine „unge- 
bildete“ Schicht, in der dann vor allem die Arbeiterſchaft, ohne Führung von oben her, 
dem Marxismus und der jüdiſchen Führung verfiel, eine Zerreißung der Lebensein- 
heit in eine höhere Welt (Geiſt) und eine niedere Welt (Alltag, Wirklichkeit, Wirt⸗ 
ſchaft, Materie), eine Herauslöſung alles „Geiſtigen“ und „Kulturellen“ aus den 
natürlichen Lebenszuſammenhängen, aus den Sozialordnungen und ihre Anſiedlung 
in geſonderten künſtlichen Räumen (Muſeen, Konzertſälen, Theatern, lebensfremden 
Schulen), von wo aus fie nicht mehr zur fördernden Rückwirkung auf das Leben des 
1 0 kamen und darum nach einer Blütezeit zum Epigonentum und Verfall ver- 
urteilt waren. 


Der Wandel in der Aultur 

Vor hundert Jahren verkündete Friedrich Lift eine deutſche Volkswirtſchaft, in der 
der Schwerpunkt vom Güterbeſtand, vom Reichtum an Güterbeſitz hinwegverlegt iſt 
in die lebendigen Produktivkräfte des Volkes, womit das Erziehungsproblem in der 
Volkswirtſchaft mächtig herausgeſtellt wurde. Dieſer Grundſatz gilt heute für die 
geſamte Kultur: geiſtiger Beſitz, der Beſtand an Kulturgut hat nur Sinn, ſoweit auf 
dem Weg über das Werk die lebendigen Kräfte des Volkstums gefördert und geformt, 
geſtärkt und ausgerichtet werden, und das Werk kommt nur zur fördernden Rück. 
wirkung auſ das lebendige Werden, wenn es einer Gemeinde angehört und ihrer Art 
entſpricht. Im echten Kulturwerk (Kunſt, Dichtung, Wiſſenſchaft) wird ein Menſchen⸗ 
kreis ſeiner ſelbſt bewußt, kommt ein Volk zu ſeiner Selbſtanſchauung nach Art und 
Charakter, nach Not und Aufgabe. Blut- und volksmäßig gebundene und beſtimmte 
Kultur iſt auch befähigt, erzieheriſch auf ein werdendes Volk zurückzuwirken, weil ſie 
notwendigerweiſe ſeine Weltanſchauung zur Darſtellung bringt, ſeinem Wollen und 
ſeiner Wertordnung gemäß iſt. Zu einem heldiſchen Menſchentum gehört notwendig 
die heldiſche Kunſt, die militante Philoſophie und Wiſſenſchaft. Weltanſchauung iſt 
das Band zwiſchen „Geiſt“ und geſamter Lebenswirklichkeit. In einem tiefgehenden 
geſchichtlichen Wandel, wie wir ihn erleben, empfangen Kunſt und Wiſſenſchaft nicht 
nur neuen Inhalt, wenden fie ſich nicht nur anderen Gegenſtänden zu, ſondern fie er 
leiden dann notwendig einen Sinn⸗ und Artwandel auch nach Ethos und Form. Vor 
allem iſt nötig, daß eine Kultur, wenn ſie Wurzel ſchlagen und erzieheriſche Früchte 
tragen ſoll, aus ihrer Höhenlage oberhalb der Lebenswirklichkeiten herabgeholt und 
in die Lebensordnungen feſt eingegliedert wird. Die neuen Wehr⸗ und Jugend- 
verbände ringen um einen eigenen und eigentümlichen Geiſtesbeſitz, aus dem ſie ihre 
muſiſche Erziehung aufbauen, ihre Feſte und Feiern beſtreiten, ihr Leben umrahmen 
und ihre Haltung formen können. Die neu erſtehenden Thingplätze ſollen Stätten 
werden, auf denen Volksgemeinſchaft und Kunſt (in neuen Formen) miteinander 
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erwachſen, wo eine Gemeinſchaft in der ihr gemäßen Kunſt ſich ſelbſt darſtellt, ſich 
ſelbſt anſchaut und formt. Damit gewinnt Kultur neue Wurzeln und einen 
neuen Sinn. 


Aultur und Erziehung 

Bringt das Kulturgut die Weltanſchauung zur Darftellung, ſo dient es, wenn es im 
Bildungsgang dem Nachwuchs eingebildet, eingegliedert wird, auch ihm zum Ausbau 
feiner Weltanſchauung und bindet mit dieſem Band der Gemeinſamkeit die Gemein- 
ſchaft. Auf dem Wege über die gemeinſame Weltanſchauung gliedert ſich Volk die 
Volksgenoſſen und den Nachwuchs, bildet zugleich aber in Volksgenoſſen und Nach- 
wuchs die bewußte Volkheit aus, d. h. auf dieſem Weg wird völkiſche Art in Bewußt - 
fein und Weltbild ausgeformt. Damit wird Haltung geformt und Charakter ausge ; 
richtet. Der junge Menſch nimmt den geiſtigen Beſitz ſeiner Gemeinſchaft funktional 
in ſich auf, wo und wann er ihm wirkſam entgegentritt. Mit Hilfe des Kulturgutes 
baut die Schule das Weltbild planmäßig und methodiſch aus, führt damit den ein ⸗ 
zelnen Volksgenoſſen zu feiner geiſtigen Reife und zur Bindung in der Volksgemein⸗ 
ſchaft. Entſteht aus neuer Lage, aus Not, Aufbruch und ſchickfalhaft auferlegter 
Geſamtaufgabe in einem Volk eine entſprechend neue Weltanſchauung, ſo äußert ſie 
ſich zunächſt elementar in Ergriffenheit, in Glauben und Symbol, wie wir an uns 
allen, beſonders aber an der Jugend, erlebt haben. Daraus wird dann das Weltbild 
ausgeformt durch Muſik, Kunſt aller Art, Dichtung, Philoſophie und Wiſſenſchaft. 
Dazu iſt aber ein langer Prozeß neuer Schöpfung auf allen dieſen Gebieten not ⸗ 
wendig. And ein zweiter Schöpfungsprozeß wird nötig in Bildungsgang und Schule 
ſelbſt, wo in neuen Weiſen und Formen das geiſtige Gut in lebendigen Geiſtesbeſitz 
und Geiſteskraft, in wirkſame Weltanſchauung wieder umgeſetzt werden ſoll. Damit 
iſt das Kernproblem einer nationalſozialiſtiſchen Schulreform in allen Arten und auf 
allen Stufen unſeres Schulweſens aufgeworfen. 


Das Gejchichtsbild 

Sind wir als Volk in eine neue geſchichtliche Lage und vor eine neue geſchichts⸗ 
bildende Geſamtaufgabe geſtellt, ſo ändert ſich damit entſprechend unſere Sicht auf 
Vergangenheit und Zukunft. Aus Gegebenheit und Aufgabe treten wir mit neuen 
Fragen an Welt und Menſchheit, an Natur und Geſchichte hin, und gemäß dieſen 
Fragen fallen die Antworten aus: es ergibt ſich eine neue Sinnlinie der auf uns 
zuführenden und über uns hinweg in die Zukunft weiſenden Geſchichte. Das unter 
uns entſtehende raſſiſch⸗völkiſch⸗politiſche Geſchichtsbild iſt weſentlicher Teil des aus 
der nationalſozialiſtiſchen Revolution erſtehenden neuen Weltbildes. Damit iſt für 
die nationalſozialiſtiſchen Schulen ein entſcheidendes Bildungsmittel und Medium 
gegeben. (Siehe dazu mein Buch: „Wiſſenſchaft, Weltanſchauung, Hochſchulreform“, 
Leipzig 1934.) 


Nationaljozlaliftiiche Schulreform 

Wie die Mehrheit der Gebildeten iſt die Schule jeder Art von der Revolution 
wenigſtens inſofern überraſcht worden, als ſie zum wenigſten nicht ſehen konnte, 
daß damit eine grundlegende neue Forderung auch an ihr inneres Leben geſtellt ſei. 
Die nationalſozialiſtiſchen Lehrer hatten ſich zunächſt von der durch ein Menſchen⸗ 
alter hinziehenden Reformerei in Permanenz, die oft Auflöſung des Guten gebracht, 
aber nicht allzu viele poſitive Früchte getragen hatte, abgewendet in der Meinung, 
zwiſchen einer guten weltanſchaulichen Haltung des Lehrers und einer ſoliden Arbeit 
in der Schule ſei das ganze Problem erledigt. Form, Inhalt, Leben und Weiſe der 
Schule iſt aber noch etwas für ſich ſelbſt, und es kann auch in dieſer Richtung nach 
einer Revolution, die den Totalitätsanſpruch erhebt, nicht dem Dritten Reich die 
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Schulform etwa von 1890 zugeordnet bleiben. Es genügt auch nicht, wenn neue 
Fächer und Gegenſtände (z. B. Vorgeſchichte und Raſſebiologie) hinzugefügt oder 
gegen andere Lehrſtoffe ausgetauſcht werden. Es geht vielmehr mit Richtung auf ein 
neues Weltbild um die Aberwindung des zu Ende gehenden Zeitalters auch in der 
Schule. Grundſätze einer allgemeinen nationalſozialiſtiſchen Schulreform ſind: 1. die 
Einheit des Sinnes und Zieles aller Bildung gemäß der nationalſozialiſtiſchen Welt 
anſchauung: 2. die Geſtaltung der Organiſation, des Lehrgutes (Bildungsplan) und 
der Lehrweiſe gemäß dieſem Ziel, 3. die Aberwindung der „Lebensfremdheit“ der 
Schule dadurch, daß ihr Eigenleben mit den Lebenswirklichkeiten und Lebensaufgaben 
der Volksgemeinſchaſt in enge Verbindung gebracht wird, 4. die Aberwindung der 
verſelbſtändigten „Fächer“ in einer ganzheitlichen, der Wirklichkeit und Welt- 
anſchauung entſprechenden Lehrform. Dieſe Grundfätze gelten gleichmäßig für 
ſämtliche Stufen und Arten der Schule, erleiden aber nach Art und Stufe verſchiedene 
Anwendung. Vor allem aber muß die Schule mit den neuerſtandenen Organen der 
Volks- und Jugenderziehung (Hitlerjugend, SA., ſtudentiſchen Erziehungsorgani⸗ 
ſationen, Arbeitsdienſt) in Einklang und inneren Sinnzuſammenhang gebracht 
werden. 


Die Volkschule 

Ein einziger, ſchon in die Zeit vor dem Durchbruch zurückreichender Anlauf zur Reform 
der Schule im völkiſchen Sinne iſt gemacht mit der Landſchulbewegung, die an den 
verſchiedenſten Punkten Deutſchlands verheißungsvolle Anſätze beſitzt. Die vorher ⸗ 
gehende Schulreform bezog ſich vornehmlich auf die ſtädtiſchen Schulen und war 
beſtimmt durch liberaliſtiſch⸗pazifiſtiſch⸗marxiſtiſche Grundanſchauungen. Es iſt die 
Aufgabe der Landſchulen geworden, das vorgefundene Heimatbild des Schülers im 
Zuſammenhang der Landſchaft, der völkiſchen und raſſiſchen Lebens bedingungen, der 
geſchichtlichen und ſozialen Gegebenheiten und den Aufgaben des Dorfes durch einen 
ganzheitlichen Anterricht organiſch zum raſſiſch⸗völkiſch⸗politiſchen Weltbild auszu- 
weiten und zu vertiefen. Die „Lebens fremdheit“ der Landſchule iſt weſentlich dadurch 
bedingt, daß ſich in das Dorf von außen und „oben“ ein ihm nicht gemäßes Kulturgut 
in ſtarker und abgeſchloſſener Form hereingeſenkt hat und da als Fremdkörper ein 
Eigenleben führte. Das „Kulturgut“ wird nun beim Aufbau neuer Bildung dem 
Heimat- und Weltbild organiſch einzugliedern fein. Die Landſchulbewegung bat 
grundlegend zu zeigen, was Erziehung und Bildung „aus Blut und Boden“ ſei. Die 
ſtädtiſchen Schulen werden in eine entſprechende Reformbewegung eintreten, nachdem 
die Landfchulbewegung die Bahn gebrochen hat. 


Die höheren Schulen 

Hier ift Fächerung und Fachſpezialiſtentum, von der Hochſchule hereingetragen, unter 
dem Vorwand der „Wiſſenſchaftlichkeit“ am ſchwerſten eingefilzt. Es iſt bisher dem 
Schüler überlaſſen, aus den unzuſammenhängenden Fächerbrocken, die täglich im 
„Stundenplan“ und jahraus jahrein im „Lehrplan“ an ihn hingebracht werden, ein 
finnhaft einheitliches Weltbild zu formen, das feiner Art gemäß iſt, was er meiſt nicht 
fertig bringt, weshalb dieſe „Bildung“ nach den Prüfungen meiſt wieder abfällt wie 
dürrer Zunder. Im „Kampf der Fächer“, der das Leben und Vorwärtsſchreiten der 
höheren Schulen beſtimmt hat, feierte der überlieferte Intellektualismus der Bildung 
Orgien. Was aber nicht aus dem Blut ſtammt, das geht auch nicht wieder in blut- 
mäßigen, dauernden Eigenbeſitz über. Aberwindung des Bildungs- und Fächer 
enzyklopädismus durch einen geſtuften ganzeinheitlichen Anterricht, der nach Idee und 
Weltanſchauung des Nationalſozialismus ausgerichtet iſt, ſtellt das Kernſtück einer 
Reform der höheren Schule dar. 
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Die fach- und Berufsſchulen 

Ihr Zentralproblem iſt, das nötige Berufs- und Sachwiſſen mit der berufspraktiſchen 
Abung fo in Verbindung zu bringen, daß Beruf, Fach und Sache fi dem national - 
ſozialiſtiſchen Weltbild organiſch einfügen: Beruf und Fach werden damit dem Geſetz 
der völkiſchen Lebensganzheit eingegliedert, ihrem Ethos und ihrer Wertordnung 
unterſtellt, womit Haltung und Bewußtſein des Schülers ſo geformt und ausgerichtet 
werden, daß er ſich ſamt feinem Beruf als dienendes Glied am völkiſch⸗politiſchen 
Gemeinwefen fühlt, den Lebenszuſammenhang und Sinn ſeines Tuns, ſeine Stellung 
im ganzen erfaßt und das ſo Gewonnene in ſeinem Leben zur Darſtellung bringt. Er 
lernt, das Ganze von Fach und Beruf her ſehen. Das Ganze wird in ſeiner Haltung 
und Willensrichtung Wirklichkeit, geformtes Menſchentum. 


Die fjochſchulen 


Seit Gründung der Aniverſität Berlin (1810) beſaß die deutſche Aniverſität ihre 
tragende Idee, ihren Mittelpunkt und zielweiſenden Sinn für ſämtliche Fächer und 
Fakultäten in der Humanitätsidee und ihrer Abwandlung in der Nationalidee. Im 
Laufe des 19. Jahrhunderts haben ſich die einzelnen Fächer aus dieſem Sinnzuſammen⸗ 
hang gelöft, verſelbſtändigt, weiter verzweigt, fo daß ſchließlich die Hochſchule nur 
noch ein Rahmen für eine unorganiſche und ungefüge Maſſe von Einzeldingen, Einzel- 
wiſſen, Einzelmethoden war. Der Durchbruch von 1933 hat den Hochſchulen zunächſt 
einen erzieheriſchen Anterbau, wie er zuvor nicht vorhanden war, im national 
ſozialiſtiſchen Sinn geſchaffen durch Einreihung der Studentenſchaft und der 
Dozentenſchaft in die neuen, volksgemeinſchaftlichen, nach der nationalſozialiſtiſchen 
Idee ausgerichteten Erziehungsordnungen. Damit iſt die Hochſchule aus ihrer 
Iſolierung ins lebendige Volkstum hereingeholt. Der wiſſenſchaftlich lehrhafte Ober. 
bau wird mit dieſem Anterbau in organiſche Sinngleichheit gebracht, wenn alles 
Wiſſen und Erkennen, alles Forſchen und Lehren nach der raſſiſch⸗völkiſch⸗politiſchen 
Idee und Weltanſchauung ausgerichtet iſt, womit die ſinnloſe Vielheit des Einzel- 
wiſſens wieder einen lebendigen Bezugspunkt, eine finnhafte Mitte erhält. Aus 
dieſer tragenden Idee wird die Hochſchule mit der Sinneinheit in der Vielheit auch 
wieder eine plaſtiſche Geſtalt gewinnen. 


Die Volhsſchullehrerbildung 


Seit alters eines der ſchwierigſten und umſtrittenſten Probleme der Kulturpolitik. 
Das Ziel aller Hochbildung iſt die (beruflich und fachlich abgewandelte) Sicht auf 
die Lebensganzheit, die „Universitas“ — diesmal nicht „litterarum“, da die Literatur 
nur Mittel zur Wirklichkeitsgeſtaltung in Menſchentum und Lebensordnung iſt, 
ſondern die Ganzheit und „Universitas“ gemäß der völkiſch⸗politiſchen Idee. Es 
bleibt das Fernziel, in einer neuen Geſtalt der Aniverſität dieſe „Universitas“ in 
einer Einheitsgeſtalt wiederherzuſtellen, ohne das Eigengeſetz des Beruflichen und 
Fachlichen zu vergewaltigen. Inzwiſchen weiſt der Weg über die fachliche „Hochſchule 
für Lehrerbildung“ zum neuen Ziel: den nationalſozialiſtiſch erzogenen und ge⸗ 
bildeten Lehrer ſo auszuſtatten, daß er dereinſt die nationalſozialiſtiſche Schule aus 
der Idee in die Wirklichkeit umſetzen kann. Es iſt alſo eine Hochſchulform zu finden, 
die Charaktererziehung, wehrhaft⸗muſiſche Erziehung mit wiſſenſchaftlicher und berufs- 
praktiſcher Ausbildung zu einer Sinneinheit vereinigt in Ausrichtung auf die national. 
ſozialiſtiſche Weltanſchauung. Es kann hier Weg und Weiſe gefunden werden, die für 
die geſamte Reform der Hochſchulen, zumal für die Ausbildung aller Gattungen 
deutſcher Lehrer vorbildlich wirkt. Zugleich iſt damit der Weg zur national⸗ 
ſozialiſtiſchen Schulreform gebahnt und die Einheit des völkiſchen Lehrſtandes 
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Tradition und Revolution in der Bildung 


Nie zerbricht echte Revolution den tieferen Lebenszuſammenhang im Volk, ſtellt 
ſolchen vielmehr erſt wieder her unter Beſeitigung verbrauchter Formen und Orde 
nungen an der Oberfläche, lebenshemmender Werte und zur Führung unfähig ge- 
wordener Volksſchichten. Das gilt auch im Bereich der Kultur und Bildung. In 
der „Pädagogik“ des rationaliſtiſchen Zeitalters iſt der Gehalt, das die Welt⸗ 
anſchauung tragende geiſtige Gut in den Hintergrund getreten zugunſten eines 
Methodenformalismus. Im ſchulpraktiſchen Leben tobte der Kampf der Fächer um 
Geltung und Vorrang. Die nationalſozialiſtiſche Reform fest die ganzeinheitliche 
Weltanſchauung in den Mittelpunkt und wählt aus dem überlieferten Bildungsgut 
aus, was ihrer Art und ihren Werten gemäß iſt. Neben einer Neuſchöpfung der 
Kultur wird alſo eine Revifion der Kulturüberlieſerung für die Zwecke der Schule 
nach den Werten und Zielen nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung einſetzen. Auch 
in Kultur und Kulturgut wird die nationalſozialiſtiſche Idee eine neue, von ferner 
Vergangenheit über die Gegenwart in die Zukunft führende Sinnlinie herausſtellen. 


VIII. Kulturpolitik 


Das Problem der Politih überhaupt 


Politik ift eine Art des öffentlichen Handelns, die aus dem normierten und geregelten 
Handeln (Wirtſchaften, Verwaltung, Gericht, Anterricht uſw.) herausfällt und jeweils 
dort nötig iſt, wo die Dinge im Fließen und Werden ſind, wo geſchichtliches Wer⸗ 
den geſteuert, wo das öffentliche Leben geformt und umgeformt werden muß. 
Politiſches Handeln iſt dabei notwendig bezogen auf die öffentliche Macht. In 
Zeiten der Revolution erhält naturgemäß die politiſche Steuerung und Geſtaltung 
des Laufes der öffentlichen Dinge erhöhte Bedeutung. Politik ift notwendig aus⸗ 
gerichtet nach letzten Zielen und Ideen, geht alſo nicht nur im Einzelfall und im 
Zweck⸗Mittel⸗ Verhältnis auf. Nationalſozialiſtiſche Politik ift in Art und Richtung 
beſtimmt durch die nationalfozialiſtiſche Weltanſchauung und Wertordnung, ſteuert 
darum mit Kultur und Erziehung zum ſelben Ziel. Da die Politik die Führung auf 
dem Weg zu dieſem Ziel hat, ſo ſührt ſie naturgemäß auch in Kultur und Erziehung. 


Die Sinneinheit aller Politik 

Im Zeitalter des Liberalismus beanſpruchten die einzelnen, auseinandergelöſten 
Lebensgebiete (Wirtſchaft, Kultur, Kirche uſw.) untereinander und gegenüber dem 
Staat die Anabhängigkeit, Eigengeſetzlichkeit und Selbſtbeſtimmung, alſo die „Auto- 
nomie“. Es gab im Zuſtand des „Pluralismus“ darum ebenſo viele Arten ſelb⸗ 
ſtändiger, auf eigene Ziele ausgerichteter „Politik“, als es Lebensgebiete mit 
dem Anſpruch der „Autonomie“ gab. Die nationalſozialiſtiſche Bewegung hat 
demgegenüber die Einheit und Ganzheit des völkiſch⸗politiſchen Lebens hergeſtellt. 
Mit der einheitlichen Sinnrichtung und ganzheitlichen Lebensform im völkiſch⸗ 
politiſchen Gemeinweſen, das nicht nur alle Volksgenoſſen erfaßt, ſondern auch alle 
geſonderten Lebensgebiete eingliedert, iſt die einheitliche Sinnlinie des Werdens 
gewonnen und damit die Richtungseinheit in der Politik hergeſtellt. Auch jetzt find 
innere Spannungen notwendig vorhanden und müſſen zum Austrag gebracht werden. 
In letzter Inſtanz entſcheidet aber der Führer des Führerſtaates über die Richtung 
der Politik jeder Art. Im politiſch geſchloſſenen Gemeinweſen gibt es nur eine 
Politik und nur eine Führung in der Politik. Politik wird Schöpfung. 
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Das Problem der Aulturpolitik 


Inter dieſen Amſtänden kann unter „Kulturpolitik“ nur verftanden werden eine Art 
des politiſchen Geſtaltens und Führens im Kulturbereich, wodurch dieſer Bereich mit 
der geſamten politiſchen Führung in Gleichrichtung gebracht und auf dasſelbe völkiſch 
politiſche Geſamtziel hingelenkt wird. „Eigengeſetzlichkeit“ der Kultur beſagt hier 
nicht mehr, daß ſie einen autonomen Lebensbereich darſtellt, ſondern daß Methoden 
und Mittel der Kulturpolitik entſprechend der Sonderart der Kultur hergeſtellt und 
in Anwendung gebracht werden müſſen. Kulturpolitik dieſer Art umſchließt die Ge⸗ 
ſtaltung und Reform von Bildung und Schule. 


Schulreform als Jentralproblem der Aulturpolitik 

Wie oben ausgeführt, muß Schulreform notwendig in den beſtehenden Schulen von 
unten her zum ſchöpferiſchen Anſatz gebracht werden. Von der Staatsführung her 
muß dann dieſes von unten aufſtrebende Werden geſtaltet, gelenkt, geordnet werden. 
Auch hier iſt darum in Zeiten der Amformung ſchöpferiſches Handeln gefordert. Dazu 
kommen die entſtehenden Neuformen, die von der kulturpolitiſchen Führung als 
Ausdruck der Bewegung geſchaffen werden, nebſt der entſprechenden Perſonalausleſe 
auf der ganzen Linie. Darum wird in Zeiten des Ambruches in erhöhtem Maße not- 
wendig, daß ſchöpferiſche Geſtalter und nicht bloß Verwalter in der Führung der 
Kulturpolitik ſtehen. 


Die Kulturpolitik im Gebiet der Aunft 

Wie die bisherige Darſtellung gezeigt hat, läßt ſich vom Erziehungsproblem her 
unſere ganze völkiſch⸗politiſche Daſeinsfrage aufrollen. Im beſonderen hängt das 
Problem von Schule und Bildung unlöslich mit dem ganzen Kulturproblem 
zuſammen, weil die Kulturgüter den notwendigen Inhalt eines Bildungsganges aus- 
machen. Das Ziel iſt die Neugeſtaltung des deutſchen Menſchentums gemäß der 
nationalſozialiſtiſchen Idee. Dazu gehören notwendig die Künſte, weil ſie berufen 
ſind, dem werdenden deutſchen Menſchen ſich ſelbſt, feine Art, feinen Lebens ⸗ und 
Schickſalsweg ins Bild zu erheben, worin er ſich ſelbſt anſchaut und vollendet, im 
ganzen alſo auf das Menſchentum führend, belebend, vertiefend, ausweitend einzu- 
wirken und ihm fein Ideal vor Augen zu ſtellen. Politik und Staat können natur ⸗ 
gemäß in Kunſt und Wiſſenſchaft nicht ſelbſt ſchöpferiſch fein, aber fie können einer 
ſolchen Schöpfung die Bahn und den Boden bereiten. Ferner können und müſſen ſie, 
um der Sinn- und Gleichrichtung des ganzen völkiſchen Lebens willen, worüber fie 
verantwortlich zu wachen haben, über Kunſt und Wiſſenſchaft ein Richteramt üben: 
das Hemmende und Zerſtörende iſt zu unterdrücken, das dem Ziel Törderliche mit 
Nachdruck zu pflegen und zu unterſtützen. In der Kulturpolitik des nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Staates kommt damit ein Grundſatz der Staats- und Erziehungsphiloſophie 
Platons zur Anwendung und zur Verwirklichung, wie denn überhaupt mit der 
nationalſozialiſtiſchen Revolution die Staatsphiloſophie Platons nahe an unſere 
Gegenwart hingerückt iſt. 


Erziehung der Preſſe und durch die Preſſe 

Das Zeitalter des Liberalismus ſetzte voraus, daß eine politiſche Willensbildung in 
der Nation zuſtande komme durch Diskuſſion der vorhandenen Gegenſätze, durch 
Willensdelegation nach Wahlen und Zahlen der Einzelmenſchen. Die Preſſe als 
Wortführerin der öffentlichen Meinung war ſchließlich aus einer willenbildenden 
Macht zu einer Störerin aller Ordnung, aller Macht- und Willensbildung, alles Han- 
delns geworden, weil ihr Kritik und Oppofition auf jeden Fall und zu jedem Preis 
zur Aufgabe geworden war. Der nationalſozialiſtiſche Staat bildet die Preſſe um 
zu einem öffentlichen Erziehungsmittel am ganzen Volk, hat dazu aber allererſt die 
Preſſe in feine Zucht nehmen müſſen. Die Freiheit der Kritik, ſoweit fie dem Aus- 
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leben aller zerſtörenden Kräfte am Auſbau diente, iſt unterbunden; öffentliche Kritik 
kann nur dem Austrag der berechtigten Gegenſätze innerhalb der nationalſozialiſtiſchen 
Bewegung dienen, fetzt alſo die ehrliche Bindung an Geſamtziel und Weltanſchauung 
voraus. Vor allem aber dient die Preſſe ſamt allen anderen Organen der Publizität, 
vor allem dem Rundfunk, der Formung und Ausrichtung der Volksgemeinſchaft, der 
weltanſchaulichen Einung und einer politiſchen Willensbildung durch den Führer. 


Nationaljozialiftiiche Erziehung in der Wehrmacht 

Die Reichswehr ift ihrer Natur nach ſtets in innerem Gegenſatz zum Weimarer 
Zwiſchenreich geſtanden, bedeutete aber in dieſem Bereich die einzige wirklich ſtaats⸗ 
aufbauende Leiſtung. Im nationalſozialiſtiſchen Staat erfolgt der innere Ambau 
der Wehrmacht durch einen Erziehungsprozeß, geleitet durch den Reichskriegsminiſter 
von Blomberg. Die „Neutralität“ iſt gefallen: der Soldat wird durch eine Er⸗ 
ziehung gemäß der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung an den nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Staat und ſeine Ziele gebunden, wogegen ſich die Wehrmacht nicht an die 
liberal⸗demokratiſche, pazifiſtiſch⸗marxiſtiſche Staatsidee von Weimar gebunden fühlte. 
Damit iſt zwar auch das Heer politiſch⸗weltanſchaulich ausgerichtet und gebunden. 
Aber der Begriff des „politiſchen Soldatentums“, der für die SA. feine volle Berech- 
tigung behält, bleibt gegenüber der Wehrmacht inſofern problematiſch, als das Heer 
notwendig dem Staatsganzen zugeordnet und dienſtbar iſt, nicht aber einen eigenen 
politiſchen Willen in ſich tragen darf. Das heißt: das Heer darf nicht der Raum 
einer politiſchen Herrſchaft und einer ſtaatstragenden Ausleſeſchicht ſein. Mit den 
Parteien iſt im übrigen die Gefahr eines Mißbrauchs der Wehrmacht zu partei- 
politiſchen Zwecken beſeitigt. Die einzige vorhandene Partei iſt ja dem Staat als 
Grundpfeiler eingebaut und ihm ſchon auf weite Strecken gleichgeſetzt. Die Aber⸗ 
windung der „Neutralität“ aber macht den politiſchen und nationalerzieheriſchen 
Sinn der Wehrmacht frei und zur wirkenden Kraft. 


IX. fiulturuerwaltung 


Das Reich als Form des einig gewordenen Volkes 

Das Deutſche Reich wird als Drittes Reich einzig und allein getragen vom einheit⸗ 
lichen Volk und der nationalſozialiſtiſchen Partei, nicht mehr von Stämmen, Einzel- 
ſtaaten oder politiſchen Parteien. Im Reich wird alfo der einheitliche Führerſtaat 
verwirklicht. Darum iſt in diefem „totalen“ Staat auch die Kultur und Kultur- 
verwaltung auf das Reich übergegangen. Die Verwaltungen der „Länder“ oder 
der künftigen Gaue ſind, wie das Reichsſtatthaltergeſetz lehrt, nur dezentraliſierte 
Zweigſtellen der einheitlichen Reichsverwaltung. Sie haben nicht mehr wie die 
Bundesſtaaten im Bismarckſchen Reich oder die „Länder“ in der Weimarer Reichs- 
verfaſſung Eigenrecht. Darum hat ſich das Reich gerade auf dem Gebiet der Kultur 
und der Erziehung eine Reihe von vorher nicht beſtehenden Reichsorganen zugebildet. 


Der innere Gegenſatz zum zweiten Reich 

Das VBismarckſche Reich war die Erfüllung deſſen, was deutſche Geſchlechter in der 
Zerriſſenheit des Volkes zuvor erſehnt und vorbereitet hatten. Das war aber viel— 
leicht der größte Fehler in ſeiner Anlage: es war nichts als Erfüllung. Der 
Deutſche war nach 1871 „ſaturiert“ und ging ans Geſchäft, ans Geldverdienen: es 
kam mit den Gründerjahren die Zeit für „big business“. Weil das zweite Reich 
keine Aufgabe hatte, dem Volk keine weit über ſich ſelbſt hinaufweiſende Aufgabe 
ſetzte, darum gingen beſte Deutſche — wie Lagarde — in die Oppoſition. Das 
Bismarckſche Reich war Rahmen für Kleindeutſchland — und nichts ſonſt. „Setzen 
wir das Reich in den Sattel, reiten wird es ſchon können.“ Es iſt 1918 in den Tod 
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geritten. Ganz anders das Dritte Reid. Es hat gar nichts von Saturiertheit und 
von bürgerlicher Sekurität an ſich. Es iſt geboren aus deutſcher Not; es iſt nicht 
Erfüllung, ſondern unendliche Aufgabe am Volk im Werden. Es wendet ſich nicht 
an den Bürger, ſondern an alle arbeitenden Volksgenoſſen, zumal an Arbeiter, 
Bauern und Mittelſtand, um ſie in die einige Volksgemeinſchaft zu führen. Das 
Dritte Reich iſt nicht ein Ende, ſondern ein Anfang, nicht ein Rahmen, fondern 
Schwelle eines Zeitalters, und feine Aufgabe heißt: Volkserziehung, Umwandlung 
und Einung der deutſchen Menſchen in der lebendigen Ganzheit deutſcher Volks. 
gemeinſchaft mit dem inneren und äußeren Aufbau des völkiſch⸗politiſchen Gemein- 
weſens der Deutſchen. Erziehung iſt der große Ruf, der über dem Dritten Reich 
ſteht, und Adolf Hitler iſt darum der große Rufer in der Volkserziehung, weil er 
der Führer zur Volksgemeinſchaft, der Vorkämpfer des Dritten Reiches iſt. 

Darum iſt die Errichtung des Reichsminiſteriums für Wiſſenſchaft, Erziehung und 
Volksbildung unter Bernhard Ruft aber auch weit mehr als eine Verwaltungsmaß⸗ 
nahme zur Vereinheitlichung des Reiches: es iſt ein Fanal für den großen Er⸗ 
ziehungsgedanken, der im Mittelpunkt des großen Geſamtwerkes ſteht. Mit dieſem 
Reichsminiſterium iſt der Erziehungsgedanke an die Spitze geſetzt. 


Die Gründung des Reichsminifteriums für Erziehung 


Im Weſen Bismarcks und im Sinne feiner Reichsgründung hätte ein Gedanke an 
ein Reichsminiſterium für Erziehung ſchon gar nicht liegen können. Einmal war der 
Erziehungsgedanke damals im Erlahmen und Erliegen. Dann aber ſetzte hier der 
föderaliſtiſche Gedanke des Rahmenreihes ein: man überließ die öffentliche 
Erziehung den partikularen Mächten der Einzelſtaaten, weil man nicht ſah, nicht 
ſehen konnte, daß erſt durch Erziehung Staat und Reich in Herz und Willen des 
Volkes verwurzelt, daß erſt durch Erziehung Macht und Autorität, Einheit und 
Gemeinſchaft der Deutſchen verfeſtigt, daß erſt durch Erziehung in weite Zukunft 
weiſende Geſamtaufgabe erfüllt werden könne. Man ſah den weſenhaften Zufammen- 
hang von Politik und Erziehung ſo wenig, wie den innerſten Zuſammenhang von 
Wiſſenſchaft und Erziehung, von Kunſt und Erziehung und von allen wiederum mit 
Politik und Weltanſchauung. Das Zeitalter des liberalen Bürgertums überließ 
alle dieſe Dinge dem Wachſenlaſſen, der Freiheit, dem guten Willen und der Ver⸗ 
nunft der einzelnen. Damit find wir ſchließlich, als das Weimarer Zwiſchenreich 
die Grundſätze des Liberalismus bis zur Verblödung verzerrt in Anwendung brachte, 
in Not und Verfall und Auflöſung ausweglos verſunken. Mit Adolf Hitler kam 
die Notwende und mit ihr Licht und neue Erkenntnis von Lebenszuſammenhang, 
von politiſcher Geſtaltung, völkiſcher Erziehung, nationalſozialiſtiſcher Kultur in der 
werdenden Volksgemeinſchaft. Das neue Reichsminiſterium legt davon Zeugnis ab. 
Es iſt ein Ehrentitel der deutſchen Volksſchullehrerſchaft, daß ſie ſchon ſeit Gene⸗ 
rationen nicht nur nach dem Reichsunterrichtsminiſterium, ſondern im Zuſammen⸗ 
hang damit auch nach der Einheit der Volksbildung und des Lehrſtandes gerufen 
hat. Es war gemeint als ein Weg zur inneren deutſchen Einheit. Allerdings — 
von ihrer liberalen Ebene war das Verlangen nicht nur nicht erfüllbar: es hätte in 
einem gefährlichen Schematismus und Mechanismus geendet. Jetzt iſt die dritte 
Ebene gewonnen, auf der die Einheit ſinnhaft⸗organiſch erfüllbar geworden iſt. Das 
neue Reichsminiſterium ſoll Bürge dafür fein. Es iſt ein mächtiger Schritt weiter 
auf der Bahn, die mit der Gründung des Nationalſozialiſtiſchen Lehrerbundes 
beſchritten worden iſt. Was jetzt deutſche Einheit und Gemeinſchaft auch von der 
erzieheriſchen Seite her ermöglicht, das iſt die gewaltige Aufbruchsbewegung, die 
alles durchwirkt und ausrichtet und deren Gehalt in eine neue Form deutſchen 
Menſchentums umgeſetzt werden muß. 
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Die Aufgaben des Reichsminifteriums für Erziehung 

Gewaltig ſind die ſchöpferiſchen Aufgaben, die dem neuen Reichsminiſterium zu 
fallen. Es iſt nichts weniger als die Geſamtreform des deutſchen Anterrichtsweſens 
in allen feinen vielen Zweigen und auf allen feinen Stufen — von der Landſchul⸗- 
reform angefangen bis hinauf zur Aniverſitätsreſorm und der Erneuerung der 
Lehrerbildung, die nach Lage der Dinge ganz beſonders dringlich geworden iſt. Es 
iſt eine Aufgabe auf lange Sicht, auf Generationen. Man wird Geduld haben 
müſſen. Denn die Reform von oben kann eigentlich nur zur Geſtalt bringen und 
erfüllen, was von unten her aus Bewegung und Wachstum ſchon angeſetzt hat. An 
einzelnen Stellen, wie den höheren Schulen, hat aber noch ſehr wenig angeſetzt. Es 
wird da nicht nur um Vereinfachung der Typen gehen, ſondern um radikale Am- 
geſtaltung der Lehrpläne, Lehrweiſen und Bildungsgüter, vor allem um Durch- 
brechung des Fächerenzyklopädismus und Fächerabſolutismus. Das für alle Schüler 
gemeinſame und verbindliche Ziel aber iſt gegeben durch die nationalſozialiſtiſche 
Idee, ebenſo die Ebene, auf der die Reform ſich vollziehen muß: die völkiſch⸗politiſche, 
die ganzheitlich⸗organiſche Ebene, auf der das völkiſch⸗politiſche Gemeinweſen der 
Deutſchen und ihre Weltanſchauung überhaupt erbaut werden wird. 


Die Aufgaben des Reichsminiſteriums für Propaganda 

Bald nach der Machtübernahme iſt das Reichsminiſterium für Propaganda und 
Volksaufklärung mit Zweigſtellen über das ganze Reich unter Goebbels gegründet 
worden. Die nationalſozialiſtiſche Bewegung hatte einen großen Teil ihrer Stoß- 
kraft der Kraft meiſterlicher Propaganda verdankt, und es liegt ein Geſetz vor, daß 
Staaten nur erhalten werden nach dem Prinzip, unter dem fie angetreten find. Dar- 
aus folgte, daß das Reich dieſe Propaganda übernahm und ſie für neue, z. B. die 
außenpolitiſchen Aufgaben in Anwendung brachte. Die Propaganda der Partei war 
von Anbeginn an nicht nur Methode der Werbung, ſondern auch der erzieherifchen 
Ausbildung und weltanſchaulichen Feſtigung der Parteigenoſſen geweſen. Mit der 
Abertragung dieſer Aufgaben auf das Reich iſt ein neuer Weg der Erziehung vom 
Staate her erſchloſſen worden. Dabei wurden weite Kulturgebiete (Kunſt, Preſſe, 
Rundfunk) organiſatoriſch miteinbezogen, und um der erzieheriſchen und ſtaats⸗ 
bildenden Auswirkung willen find aus dieſen Kulturgebieten Körperſchaſten des 
offentlichen Rechts mit körperſchaftlicher Zuſammenſaſſung der Berufsgleichen 
gegründet worden. Es iſt damit die Kultur in die von der Weltanſchauung gewieſene 
Bahn gelenkt. 


Die erzieheriſche Aufgabe der übrigen Reichsminifterien 

Die volkserzieheriſche Aufgabe des Dritten Reiches iſt mit dieſen beiden neuen 
Reichsminiſterien nicht erſchöpſt. Vielmehr iſt der ganze Staat gedacht als eine 
gewaltige Erziehungsanſtalt des deutſchen Volkes, darum haben auch alle Reichs- 
zehörden an der geſamterzieheriſchen Aufgabe ihren eigentümlichen Anteil. Gefetz 
und Geſetzgebung, Heeresleitung, Kulturverwaltung, Arbeitsdienſt, Wirtſchafts⸗ 
verwaltung und Wirtſchaftsorganiſation, dazu alle Organe der ſtaatstragenden 
Partei ſind bewußt vor die große Erziehungsaufgabe geſtellt und nehmen ſie von 
verſchiedenen Anſatzpunkten her und auf verſchiedenen Wegen in Angriff. 


X. Der kampf um die Weltanfchauung 


Sinn der Weltanjchauung 

Politik, Staat, Volksordnungen, Kultur, Erziehung und Bildung ſtehen vor der⸗ 
ſelben Geſamtaufgabe, und der Weg zur Erfüllung dieſer Aufgabe iſt gewieſen durch 
die gemeinſame völkiſche Weltanſchauung. Weltanſchauung geht nicht hervor aus 
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Willkür und Wahl, nicht aus Aberlegung und freiem Willensentſchluß, ſondern ſie 
tft uns beſtimmt mitſamt unſerer Lebensrichtung durch Raſſe und Charakter, durch 
Lage und Schickſal. Wir haben unſere Weltanſchauung nicht „gemacht“, ſondern wir 
find beſtimmt durch unſere Art, ergriffen von der Bewegung in unſerer Auseinander- 
ſetzung mit Welt und Menſchheit, woraus unſere Anſchauung und Erkenntnis von 
Welt und Menſch, von Sinn und Aufgabe unſeres Lebens hervorgeht. Darum iſt 
es ein Mißbrauch, Weltanſchauung mit dem Katechismus einer Konfeſſion den 
Intereſſen einer Partei oder Klaſſe gleichzuſetzen. 


Weltanjchauung und VDolhstum 


Anſere Weltanſchauung iſt zuletzt beſtimmt durch unſer völkiſches Lebensganzes, 
gemäß ſeiner raſſiſchen Art, ſeinem Charakter und Lebenswillen, ſeiner Not und 
Aufgabe. Die völkiſche Weltanſchauung iſt aber nicht eine ſchematiſch gleichförmige, 
ſondern eine ſinnhaft organiſche Einheit. Das bedeutet: jeder Volksgenoſſe kommt 
zu ſeiner weltanſchaulichen Sicht gemäß ſeiner beſonderen Art, Lage und Aufgabe. 
Er hat innerhalb des Ganzen das Recht auf feine Eigenart, auf feinen beſonderen 
Ort und ſeine eigentümlichen Lebensbedingungen. Organiſche Weltanſchauung ſtellt 
die völkiſche Einheit in Vielheit und Gliedſchaft her, ohne die Eigengeſetzlichkeit der 
Glieder durch ein Schema oder ein Kollektiv zu vergewaltigen. Darum iſt Eigenart 
und engerer Lebenskreis aller Volksgenoſſen mitbeſtimmend für ihre völkiſche Welt. 
anſchauung. Das gilt für perſönliche Eigenart, für Beruf, ſtändiſche und Klaſſen⸗ 
lage, Stammesart, Heimat und Landſchaft, auch ſür die Konfeſſion. 


Weltanschauung und onfeſſion 


Die konſeſſionelle Spaltung im deutſchen Volk iſt eine vorgefundene, geſchichtlich 
bedingte Wirklichkeit, die ſich auf politiſchem Wege nicht beſeitigen läßt. Der 
konfeſſionelle Gegenſatz ſchließt aber die finnhaft organiſche Einheit völkiſcher Welt⸗ 
anſchauung nicht aus, wofern dieſe Einheit nicht durch politiſche Herrſchaftsanſprüche 
einer Hierarchie hintertrieben wird. Deutſche Katholiken und Proteſtanten leben 
im ſelben Raum und ſtehen unter demſelben Schickſal, ſprechen dieſelbe Sprache, 
kommen her aus derſelben Art und Geſchichte, haben dieſelben Sitten und Lebens. 
geſetze, find verbunden in derſelben Volkswirtſchaft, unterſtehen demſelben Staat 
und Recht. Wird alles Gemeinſame gegenüber dem Trennenden herausgearbeitet 
und in feine Mächtigkeit erhoben, fo gehen fie beide ein in die organiſche Volks. 
gemeinſchaft, um die ſich das Band der gemeinſamen Weltanſchauung ſchlingt. Jeder 
mag Gott in ſeiner Weiſe verehren: ſie ſtehen beide vor Gott in der Verwandtſchaft 
des raſſiſch⸗völkiſchen Charakters, in der Verbundenheit der Geſchichte und des 
Schickſals, in der vöͤlkiſchen Lebensgemeinſchaft. Die Religion iſt die Achſe der 
Weltanſchauung, die ſich aber fugt und formt nach raſſiſcher Art und völkiſchen 
Lebensbedingungen. Darum ſind deutſche Proteſtanten und Katholiken auf ihrem 
Weg zu Gott allemal und in erſter Linie Deutſche. Denn ſie haben unter ſich viel mehr 
des Gemeinſamen, Verpflichtenden und Bindenden als mit den Glaubensgenoſſen 
in anderen Völkern, mit denen ſie eben nur Dogma und Kult gemeinſam haben. 
Erhebt ſich das Gemeinſame und Bindende Über das Trennende, fo iſt auch in 
dieſer Richtung die Volksgemeinſchaft gefeſtigt, die völkiſche Weltanſchauung 
geſichert. Nicht Konfeſſion und Kirche, ſondern Volk iſt das Lebensgange. Darum 
iſt zuletzt auch Weltanſchauung und Religion völkiſch bedingt. Konfeſſionen find 
Abwandlungen, Glieder völkiſcher Lebens⸗ und Weltanſchauungseinheit. 
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Das Jiel 

Nach dem großen epochemachenden Gedanken Adolf Hitlers erfüllt ſich Politik und 
Staat, Volksordnung, Wirtſchaft und Recht, Kultur, Erziehung und Bildung in der 
Erneuerung des deutſchen Volkes und des deutſchen Menſchentums aus feinen 
Lebensgrundlagen heraus und gemäß ſeinem raſſiſch⸗völkiſchen Lebensgeſetz. Der 
Zielpunkt alles politiſchen Handelns liegt in der Geſtaltung des Menſchentums 
ſelbſt, wo es mit Sinn und Aufgabe der Erziehung zuſammentrifft. Die raſſiſch⸗ 
völkiſch⸗politiſche Weltanſchauung, die das völkiſche Lebensganze zum beſtimmenden 
Mittelpunkt hat, weiſt den Weg zu diefem Ziel für Politik und Erziehung, für 
Kultur und Bildung, für die ſchöpferiſche Neugeſtaltung der Lebensordnungen, der 
Wirtſchaft, des Rechts. Vollendet wird das große Werk ſein, wenn im deutſchen 
Volk in all ſeiner Vielgeſtaltigkeit und Gliederung die Einheit der Willensrichtung, 
der Haltung und der Weltanſchauung hergeſtellt iſt. Das iſt das größte ae 
werk, das je in der Menſchheit unternommen worden iſt. 
Schrifttum * 8 8 
Adolf Hitler: „Mein Kampf; ferner die großen Reden zu Safer, Rönigedn 
Potsdam, Reichenhall, Nürnberg. 5 5 
Frick: „Kampfziel der deutſchen Schule“. 

2 Hördt: „Der Durchbruch der Volkheit am bie Schule“; : eee vo. be 

ildung“. 

Krieck: „Die deutſche Staatsidee“; s e gehende e 0 „Menſchenſormung⸗; 8 
„Nationalpolitiſche Erziehung“; 3 „Mufiide Erziehung“; „Völkiſcher Geſamtſtaat und 
nationale Erziehung“; „Der Staat des deutſchen Menſchen“; „Naturrecht der Körper- 


ſchaften auf Erziehung und Bildung”; „Nationalſozialiſtiſche Erziehung begründet aus der 
Philoſophie der Erziehung“. ſtiſche Erziehung beg 
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Gand Gruppe! Beitrag ID In dem Beitrag „Reichsjugendführung” zeigt der Lerfaſſer, 
pe ju, ee der ſeit 1929 in der nationalſozialiſtiſchen Bewegung arbei- 

t. jur. Gottfried ſleeſſe tet, die Grundlinien der deulſchen Tugendordnung auf, be- 
Obecbannführer det fil, München handelt die geſchichtliche Entwicklung der Jugendarbeit im 
Reichsjugendführung Zweiten Reich und 0! Aufbau und Tätigkeit der Reichs- 
| jugendführung der NSDAP. dar. 


„Die Jugend ift das Dolk von morgen.” Die Tugendführung, 
die fich der Bedeutung dieſes Satzes und der Größe ihrer 
Aufgabe bewußt ift, muß ihre Arbeit als einen Teil der all- 
gemeinen völkifchen Arbeit von Partei und Staat auffaffen 
und über den Rahmen der eigentlichen Tugendorganijationen 
hinaus geftalten. 


In irgendeiner Hinſicht hat jede Staclts bebe und jede 
Dartteidienſtſtelle mit Tugendfragen zu tun. Zur rechten Be- 
antwortung dieſer Fragen iſt die Kenntnis der Jugendarbeit, 
die heute für die geſamte deutſche Jugend von dem Tugend- 
führer des Deutſchen Reiches geleitet wird, unbedingt er- 

forderlich. Das Heſetz über die hitlerjugend, das Ende 1936 
dem Reichsjugendführer der NSDAP. die Aufgabe übertrug, 
die geſamte deutſche Tugend in der Hitlerjugend zu erziehen, 
iſt der Beweis dafür, daß der Führer ſelbſt allen Jugend- 
fragen die höchſte Bedeutung beimift. Daher ift die national- 
ſazialiſtiſche Jugendarbeit eine Angelegenheit, die alle an 
verantwortlicher Stelle ftehenden Dolksgenoffen bejchäf- 
tigen muß — eine Angelegenheit, die nicht nur Wohlwollen, 
ſondern wahrhaftes Derftändnis erfordert. Dieſes Derftänd- 
nis ſoll der Beitcag „‚Reichsjugendführung” vermitteln. 


Band I Gruppe 2 Beitrag 22 Der Leiter der Auslandsorganijation der NSDPA. ſchreibt 
Sülleiter 8 90 kf hier über [ein eigenſtes Arbeitsgebiet. 

a nee Der Auffa enthält eine in der Literatur wohl erſtmalige 
Leiter der Auslands-Organifation Darſtellung der Auslandsarbeit der NSDAP. unter den Aus- 
der NSDAP. landsdeutſchen, d. h. im organiſatoriſchen Sinne der Aus- 
f Se En landsorganijation der deutſchblütigen Reichsangehörigen 

A Sen im Ausland. An eine Darſtellung der Geschichte der Be— 
Das Auslandsdeutfchtum wegungsgruppen im Ausland ſchließt ſich eine Schilderung 
der Acbeit der Huslandsorganilation der NSDAD. an, die 
überfichtlich nach den Ämtern innerhalb dieſer Organijation 
gegliedert ift. Wichtig iſt die ausdrückliche Feftftellung, dafı 
jeder organiſatoriſche zuſammenhang der Partei mit den 
fremdftaatlichen deutſchen Dolksgeuppen imHusland grund— 
ſätzlich abgelehnt wird und daß als oberſter Grundſatz der 
Nuslandsorganiſation die Hichteinmiſchung in die Politik 
der Gaſtländer gilt. 


Induſtrieverlag Spaeth & Linde, Berlin ID 35 
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I. Abjchnitt: 
jugend als Ordnung des Volkes 


1. Die nalionalſozialiſtiſche Weltanfchauung gibt die Richtung 


Den Ausgangspunkt für Schau und Tat der Gegenwart finden wir in einer einzigen 
Tatſache: Es iſt die Tatſache der nationalſozialiſtiſchen Revolution des Jahres 1933. 
In dieſem Jahre wurde die Zeitenwende offenbar, in der ſich Europa ſeit dem Aus⸗ 
bruch des großen Krieges befindet. Es iſt gleichgültig, mit welcher Einzelfrage wir 
uns befaſſen, ob wir die größte Aufgabe der Gemeinſchaft oder den kleinſten Zweifel 
unſeres perſönlichen Bereiches bewältigen wollen — immer wieder haben wir uns 
klarzuwerden über die Wandlung der Zeit. Man hat zahlreiche und viel- 
fältige Verſuche angeſtellt, den Sinn der nationalſozialiſtiſchen Gegenwart zu er- 
faſſen — gerade in ihrer grundlegenden Anterſchiedlichkeit und grundſätzlichen Feind⸗ 
ſchaft gegen die vergangene Geſchichtsepoche des Liberalismus. Die beiden 
Worte ,ich“ und „wir“ bringen den entſcheidenden Gegenſatz zum Ausdruck. Der 
Liberalismus kannte nur den Einzelmenſchen, das von allen tiefen Bindungen an 
Volk, Raum und Schickſal gelöſte ſelbſtherrliche' Individuum; er entfernte ſich mit 
dieſer Lehre, der eine gleiche Zielſetzung in der Politik und im Recht, in Wiſſenſchaft, 
Kunſt und Wirtſchaft entſprach, immer weiter von der Wirklichkeit des Lebens. Wir 
leben heute nicht mehr in jener wirklichkeitsfernen und Fremden Welt, die den Ein- 
zelmenſchen an den Anfang und an das Ende des Weltgeſchehens ſetzte und aus ihm 
allein Maß und Ziel jeglicher Art nahm. Wir haben heute erkannt, daß der einzelne 
Menſch — ſo wie er nicht aus ſich ſelbſt heraus entſtehen kann — nicht aus eigener 
Vollkommenheit und Gnade zu beſtehen und zu ſchaffen vermag. 


Wenn wir in der Gemeinſchaft Beginn, Ziel und Sinn des Ern 
zeldaſeins begreifen, ſind wir nicht nur wahrhaftiger gegen uns ſelbſt, ſondern 
kommen auch der Wahrheit ſelbſt näher — ſoweit dies eben Menſchen vermögen — 
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als die Menſchen der vergangenen Zeit. Die Gemeinſchaft aber, die wir meinen und 
der wir uns verpflichtet wiſſen, iſt keine beliebige Menſchenanſammlung und kein 
Begriff abſtraͤkter Theorie, ſondern iſt die lebendige Gemeinſchaft 
unſeres deutſchen Volkes. 


2. Der Sinngehalt der Gemeinſchaft 


Jedem revolutionären Anſchauungswandel droht nicht nur Gefahr von den bewußten, 
kämpferiſchen, ehrlichen Feinden, ſondern auch von neuen, allzu neuen unzulänglichen 
Freunden, und die Gefahr der Verwäſſerung und Verfälſchung kann oft ebenſo groß 
fein wie die andere der Zerſtörung und Vernichtung. Wer nicht tief genug im 
Nationalſozialismus verwurzelt iſt, um die Andersartigkeit der nationalſozialiſtiſchen 
Idee recht zu begreifen, die niemals mit einer bloßen Amkehr des vorhandenen Ge. 
dankengutes ausgedrückt werden kann, wird immer wieder nur zu Verwirrung ſtatt 
zu Klärung und Geſtaltung beitragen. Es mag einfach ſein, der ſchroffen Ablehnung 
der liberaliſtiſchen Anſchauung, die der Nationalſozialismus heute kundtut, dadurch 
gerecht zu werden, daß man den Wert des einzelnen Menſchen überhaupt leugnet. 
Es mag einfach ſein, aber es widerſpricht der Wirklichkeit. 


Die Gemeinſchaft ſteht im Mittelpunkt nationalſozialiſtiſchen Denkens und national. 
ſozialiſtiſchen Handelns, aber der einzelne verſchwindet nicht in ihr. 
Ein Volk lebt in feinen Menſchen. „Der einzelne an ſich bedeutet für den National. 
ſozialismus nichts“, ſagt der Führer. Daraus ergibt ſich, daß der einzelne Menſch 
in der Gemeinſchaft wohl etwas bedeutet. 


Die Achtung vor der Wirkſamkeit, vor der ſchöpferiſchen Kraft und Größe eines 
Menſchen iſt in der nationalſozialiſtiſchen Bewegung von jeher ſtark geweſen, ſie iſt 
es noch heute im nationalſozialiſtiſchen Reich und wird es ſein, ſolange es überhaupt 
Nationalſozialiſten gibt. Wir müſſen in der deutſchen Geſchichte weit zurückgehen, 
ehe wir wieder eine derart beträchtliche Anzahl ausgeprägter Perſönlichkeiten in einer 
einzigen Generation finden, wie wir ſie im Deutſchland der Gegenwart vor uns ſehen, 
in der Generation der Männer, die den Kampf gegen das alte Zeitalter zum fieg- 
reichen Ende gebracht haben. 


So iſt für uns „Gemeinſchaft“ kein Brei, in dem die Einzelmenſchen zu unter- 
ſchiedsloſer Gleichheit zuſammenſtrömen, ſon dern ein Bauwerk, in dem ſich 
ein Volksgenoſſe zum anderen fügt. Gerade in ihrer Formung und Gliederung wird 
eine Gemeinſchaft mächtig und groß in der Geſchichte. 


a 


3. Der Begriff der „Ordnung“ 


Daß Gemeinſchaft mehr iſt als eine bloße Summe von Individuen, iſt eindeutig 
klar. Eine Ehe iſt mehr als das Zuſammenleben von Mann und Frau, und eine 
„Nation iſt mehr, als eine Volkszählung zum Ausdruck bringen kann“. Sie reiht die 
einzelnen Menſchen nicht geſetzlos und willkürlich nebeneinander, ſondern ſchafft eine 
ſinnvolle Folge, ſie faßt nicht die einzelnen Menſchen ſogleich in größter 
Menge zuſammen, ſondern ſtellt ſie in beſtimmte umgrenzte Lebensbereiche, in 
„Ordnungen“. ö 


Der Begriff der Ordnung iſt kein Rechtsbegriff alter Art, keine bloße gedankliche 
Vorſtellung, ſondern Bezeichnung einer faßlichen, ſichtbaren Wirklichkeit. Deswegen 
gebraucht die Wiſſenſchaft der letzten Jahre oft den Ausdruck „konkrete Ordnung“. 
„Organiſation“ allein trifft den wahren Gehalt des Wortes nicht, denn es gibt 
Organiſationen, die nicht Ordnungen ſind, wie das Beiſpiel der Aktiengeſellſchaft im 
Handelsrecht beweiſt. In der Ordnung vereint ſich das wirkende und das geprägte 
Element zu einer Einheit, während die Organiſation nur die Prägung, die Form, 
ſozuſagen das tragende Gerüſt einer Gemeinſchaft darſtellt. Noch eindeutiger mag das 
Wort „Korps“ verdeutlichen, was unter „Ordnung“ zu verſtehen iſt. 
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Der Liberalismus löſte eine Ordnung nach der anderen auf, wie er alles über das 
Individuum Hinausreichende planmäßig zerſetzte. In der Politik ging der Kampf der 
intereſſierten Gruppen gegeneinander, jener Zuſammenballungen einzelner Menſchen, 
die meiſt keine andere Gemeinſamkeit hatten als den Wunſch, perſönlich den Platz an 
der Scheinſonne des materiellen Glücks und Wohlbehagens zu erhaſchen. Die Partei 
alter Art, die im Parlament die Stätte ihres Wirkens fand, war keine „Ordnung“ im 
heutigen Sinne. Im Gegenteil: das Geſetz, das ſie in ſich trug, zwang ſie dazu, noch 
gegen die echten Ordnungen anzurennen, die aus früheren Jahrzehnten der Nepublik 
von Weimar überkommen waren und eben deshalb als politiſche Faktoren erſchienen, 
weil fie — vom Parlament und der Parteien ⸗Herrſchaft her geſehen — unpolitiſch 
waren: gegen die Verwaltung, die Reichswehr und die Juſtiz des Staates. 


Neben dieſen Mächten bildete ih in der NS DAP. eine neue Ordnung, 
die nicht nur bewußt politiſch ſein wollte und war, ſondern auch eine eindeutige 
Feindesſtellung gegenüber dem Syſtem einnahm. Daß die Bewegung ſich zum Aufbau 
ihrer nationalſozialiſtiſchen Ordnung, der „Zelle des kommenden Reiches“, im Rahmen 
der Geſetze des Liberalismus halten mußte, erſchwerte ihre Aufgabe und wies fie 
dabei doch zugleich immer wieder auf das Weſentliche, auf die innerſte Bedeutung 
ihres Kampfes hin, der von einer formellen Einfügung in beſtehende Formen — wie 
die der Parlamentspartei in der Politik oder die des bürgerlich rechtlichen Vereins 
im Recht — nicht beeinträchtigt werden konnte. Die Satzung der NSDAP. vom 
Jahre 1926, die ſich formell an die Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs hielt 
und trotzdem in Wirklichkeit etwas völlig Neuartiges, dem bisherigen Vereinsrecht 
Fremdes geſtaltete, iſt noch heute dafür ein lebendiger Beweis. 


4. Die konkrete Ordnung in Vergangenheit und Gegenwart 


Schon einmal gab es in unſerer Geſchichte eine ſtrenge Gliederung in beſtimmte feſt⸗ 
gefügte Ordnungen: Im Ständeſtaat des Mittelalters. In den Gilden 
der Kaufleute und den Zünften der Handwerker find Beiſpiele gegeben. Die Geſamt⸗ 
heit der mittelalterlichen Lebensordnungen war noch von einer Überſtaatlichen Ord⸗ 
nung, der Katholiſchen Kirche, in beſtimmter Weiſe durchwirkt und beeinflußt. Da⸗ 
mals gehörte ein Mann außerhalb feiner Sippe meiſt nur noch einer konkreten Ord- 
nung an: der feines Berufes. Mit der ſortſchreitenden Entwicklung, Ausbreitung 
und Vervielfältigung unſeres Gemeinſchaftslebens hat ſich das verändert. Heute 
gehört beiſpielsweiſe ein Mann außerhalb ſeiner Sippe als Parteigenoſſe der Ord⸗ 
nung der NSDAP., als 3j Führer der Ordnung der Schutzſtaffel der NSDAP., als 
Erbhofbauer der Ordnung des Reichsnährſtandes, als Angehöriger des Veurlaubten- 
ſtandes der Ordnung der Wehrmacht an. Die Zahl der Ordnungen iſt — gemeſſen an 
der Zahl der früher vorhandenen — weitaus größer geworden. Außer den oberſten 
hoheitlichen Lebensordnungen des Volkes, Partei und Staat, die ihrerſeits wieder 
verſchiedene Teilordnungen in ſich faſſen, wie Deutſche Arbeitsfront oder Wehr⸗ 
macht, finden ſich noch andere, deren bedeutſamſte die Familie iſt. Eine ſolche 
konkrete Ordnung, eine vor allem, die ſich in der Gegenwart immer ſtärker 
ausprägt, ift die Ju gend des deutſchen Volkes. 


5. Nationalfozialismus und Jugend 


Ein Volk iſt nichts Seiendes, fondern ein Werdendes. Im ewigen Wechſel der Ge- 
ſchlechter iſt die Anvergänglichkeit des Volkes begründet. Wenn es ſich nicht immer 
wieder erneuert, wenn es nicht immer wieder Jugend hat, ſtirbt es ab und iſt dem 
Antergang verfallen — mag es noch fo ſtark, mächtig und reich ſein. Der National- 
ſozialismus, der nicht von heute und für morgen in die deutſche Geſchichte eingerückt 
iſt, ſondern für die fernſte Zukunft des deutſchen Volkes ſorgt, muß ſich notwendiger⸗ 
weiſe mit einem ganz anderen Willen zur Jugend bekennen, als dies bei früheren 
politiſchen Organiſationen der Fall war. Aus dem tiefen Bewußtſein künftiger 
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Kämpfe und Proben erwächſt ihm nicht nur immer neu fein Wille und feine Leiden- 
ſchaft, ſeine Kraft zur Aberwindung aller gegenwärtigen Schwierigkeiten, ſondern auch 
ſeine beſondere Stellung zur Jugend. Die Parteien des Syſtems, die 
innerlich meiſt vollſtändig vergreiſt waren, ſuchten die „Jugend“ für ſich zu gewinnen, 
um ihre Pfründen zu erhalten und ſich auch für kommende Jahre den zuverläſſigen 
Stamm einer Wäghlerſchaft zu ſichern. Das Schlagwort: „Wer die Jugend hat, der 
hat die Zukunft“, ſpielte gerade in den mittleren Jahren der Weimarer Republik bei 
den Parteien der bürgerlichen Mitte eine beſondere Rolle. Wenn demgegenüber 
die NSDAP. in einer ſtolzen Gewißheit ſagte: „Wer die Zukunft hat, der hat die 
Jugend“, jo lag darin mehr als eine propagandiſtiſch wirkſame Gegenparole. Es lag 
darin die Weisheit, daß die nationalſozialiſtiſche Bewegung deshalb die Jugend zu 
ihren Fahnen zog, weil ſie ſelbſt nicht nur ihren Jahren, ſondern auch ihrem innerſten 
Weſen nach eine junge Bewegung war. 

Eine alte Organiſation konnte nicht ſo kämpferiſch und fanatiſch ſein, ſo rein im 
Glauben, ſo hoch im Planen, ſo begeiſtert und begeiſternd, ſo unbedingt in Opfer und 
in Einſatz. Weil die deutſche Jugend ſpürte, daß es hier nicht um die Sicherung eines 
Parteibeſtandes, ſondern um das Geſchick der Nation ging, kam ſie zu Adolf Hitler. 


6. Was ift Jugend? . 

Der Führer hat ſchon früh — in feinem Werk „Mein Kampf“ — feine Ein- 

ſtellung zur Jugend zum Ausdruck gebracht: 
„Ich glaube heute feſt daran, daß im allgemeinen ſämtliche ſchöpferiſchen Gedanken 
ſchon in der Jugend grundſätzlich erſcheinen, ſofern ſolche überhaupt vorhanden ſind. 
Ich unterſcheide zwiſchen der Weisheit des Alters, die nur in einer größeren 
Gründlichkeit und Vorſicht als Ergebnis der Erfahrungen eines langen Lebens 
gelten kann, und der Genialität der Jugend, die in unerſchöpflicher Fruchtbarkeit 
Gedanken und Ideen ausſchüttet, ohne ſie zunächſt auch nur verarbeiten zu können, 
infolge der Fülle ihrer Zahl. Sie liefert die Bauſtoffe und Zukunftspläne, aus 
denen das weiſere Alter die Steine nimmt, behaut und den Bau aufführt, ſoweit 
nicht die ſogenannte Weisheit des Alters die Genialität der Jugend erſtickt hat.“ 


Das Wort Jugend iſt doppeldeutig. Es bezeichnet einmal das Lebens⸗ 
alter des Menſchen, das nur eine geringe Anzahl von Jahren aufweiſt, zum anderen 
die konkrete Ordnung der jungen Mannſchaft eines Volkes. Noch eine dritte 
Bedeutung des Wortes gibt es, die hier außer Betracht bleiben muß: „Jugend“ im 
tiefſten weltanſchaulichen Sinne iſt gewiß nicht allein oder überhaupt nicht eine Frage 
des Lebensalters oder der Lebensordnung, ſondern eine der Lebenshaltung. 
Ein Menſch, der großen Dingen dient, der kein Wenn und Aber kennt, der ſich ent- 
flammen kann für überperſönliche Aufgaben, der ſich zu opfern vermag ohne Rückſicht 
auf ſich und andere, der dem Leben und all ſeinen Wundern offenſteht — ein ſolcher 
Menſch iſt jung. In dieſem Sinne ſind die „innerlich alten Menſchen die Peſt für ein 
geſundes Volk. Sie ſind der zähe und erbitterte Widerſtand gegen jede neue Idee“. 
In dieſem Sinne gibt es junge Menſchen von 70 Jahren und alte abgebrauchte 
Menſchen von 20 Jahren. Aber es wäre ein nicht zu verwirklichendes Beginnen, die 
Ordnung der Jugend eines Volkes auf die in dieſem Sinne wahrhaft jungen 
Menſchen eines Volkes zu ſtützen. Eine junge Lebenshaltung entſpringt dem inner- 
ſten Weſen eines Menſchen, ſie iſt nicht zu erlernen und nicht zu erzwingen, ſie iſt nicht 
einmal mit Gewißheit zu erkennen. Es gibt zuviel Maske und Schein in der Welt. 
Der Menſch ſucht das Anbedingte, weil er zu genau Beſcheid weiß um die tieſe 
Bedingtheit, Vergänglichkeit und Begrenztheit alles Lebendigen. Er findet es im 
Einſatz für eine Idee, im Glauben an ein Schickſal, aber nie und nimmer in der Er: 
kenntnis. Hier iſt der Weg der größten Wahrſcheinlichkeit, der Weg des geringſten 
Irrtums, zugleich der Weg, den die Wirklichkeit weiſt. Wer das weiß, wird keine 
Bedenken haben, zur Jugend eines Volkes die Volksgenoſſen zu 
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rechnen, die an Jahren jung find, und die anderen, die — obwohl 
ſie der Jugend ihrem Lebensalter nach entwachſen find — in der Jugendarbeit 
fteben. 


Wenn auch mit einer ſolchen Regelung nicht nur und nicht alle wahrhaft jungen 
Menſchen eines Volkes erfaßt werden, fo iſt doch eine an Gewißheit grenzende Wahr- 
ſcheinlichkeit vorhanden, daß die an Jahren jungen und die ſich in der Jugendarbeit 
einſetzenden Volksgenoſſen zum großen Teil auch ihrem Weſen nach jung ſind. Eine 
Frage zweiten Ranges iſt nach dieſer grundſätzlichen Klärung, welche Altersgrenzen 
für die Jugendordnung zu beſtimmen ſind. 


7. Das „Generationenproblem“ 


Die Jugend eines Volkes ſtellt „eine Gruppe von Rechtsgenoſſen 
eigener Art“ dar (Webler). Der Führer hat ſie ſelbſt einmal als einen „Staat 
für ſich“ bezeichnet, der dem Erwachſenen „in einer gewiſſen geſchloſſenen Solidarität“ 
gegenübertritt. Das ſogenannte „Generationenproblem“ hat es früher von jeher 
gegeben. Es beſtand in der uralten Auseinanderſetzung von Vater und Sohn. Es 
war ein Problem des Individuums, nicht eines der Geſamtheit. Die Verſuche, eine 
„junge Generation“ jeweils auszuſpielen gegen „die Alten“, die glücklich Beſitzenden, 
die Inhaber der begehrenswerten Poſten des öffentlichen Lebens, blieben eine An⸗ 
gelegenheit politiſierender und e Literaten. Die Jugend ſelbſt hatte nichts 
damit zu tun. 


Heute gibt es kein e mehr, weil es — vielleicht 
zum erſten Male in der deutſchen Geſchichte — einen einheitlichen Dienſt, eine einheit⸗ 
liche Aufgabe für das ganze Volk gibt — ohne Rückſicht auf Alter, Stand, Beſitz. Weil 
die Jugend derſelben Aufgabe dient wie alle anderen einſatzbereiten Volksgenoſſen, 
nimmt ſie keine Sonderſtellung im alten Sinne mehr ein. Der Junge, der in einer 
Jungenſchaft des DJ. ſeinen Dienſt tut, iſt nicht mehr nur der „Trabant feiner 
Eltern“, wie er es zu Beginn des Jahrhunderts war, er ift an feiner Stelle und in 
ſeinem Bereich ein Kämpfer der Idee. Deshalb hat die Jugend es nicht mehr nötig, 
aufzubegehren und Forderungen zu ſtellen, anmaßend und herausfordernd zu ſein, 
ſondern kann ſich ihrer Arbeit widmen. And je mehr ſie in ihrer Arbeit an eigener 
Leiſtung vorzuweiſen vermag, um jo ſicherer, ruhiger und beſtändiger wird ihre Mit- 
arbeit am geſamten Aufbauwerk des Führers. Einem Hitlerjungen des Jahres 1936 
erſcheint es nicht nur lächerlich, ſondern auch vollſtändig ſinnlos, Jugend an ſich als 
beſonderen Wert zu preiſen. Sechzehnjährigkeit iſt kein perſönliches 
Verdienſt. Wenn Jugend heute von der Mehrzahl der jungen Volksgenoſſen 
nicht mehr als Vorrecht, ſondern als beſondere Verpflichtung aufgefaßt wird, ſo iſt 
auch das ein Erfolg nationalſozialiſtiſcher Politik. 


8. Die Eigenftändigkeit der Jugend 


Es gibt keine Selbſtherrlichkeit mehr innerhalb der Nation — weder für den ein- 
zelnen Volksgenoſſen, noch für die einzelne Volksordnung. Früher lebten Wirtſchaft, 
Parlament, Kirche, lebten die Gewerkſchaften, Parteien, Gemeinden, lebten die ein- 
zelnen Menſchen für ſich und ihre eigenen Zwecke. Heute iſt alles nach der höheren 
Einheit, der größeren Ordnung hin ausgerichtet. Die weltanſchauliche und 
politiſche Einheit des Volkes iſt das höchſte Gut, das die national⸗ 
ſozialiſtiſche Bewegung bei ihrem Kampf um die Macht errungen hat. Die Führung 
der Jugend iſt ſich heute vollkommen darüber klar, daß dieſe Einheit von falſcher 
Weltanſchauung und feindlicher Politik her gefährdet wird. Aus dieſem Grunde iſt 
ſie nicht nur auf der Hut, um in ihren eigenen Reihen die Einheit in beiderlei Hinſicht 
zu erhalten, ſondern auch darüber hinaus alle offenen, geheimen und ſogar unbe⸗ 
wußten Trennungsbeſtrebungen zu vernichten, wo ſie ſich auch zeigen mögen. Sie fügt 
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ſich deshalb bewußt in den Rahmen der beiden hoheitlichen Organiſationen Partei 
und Staat, ohne daß ihr dadurch etwas von ihrer eigenen Bedeutung genommen 
würde. 


Die Hitler-Jugend mit Deutſchem Jungvolk, Bund Deutſcher Mädel und 
Jungmädelbund, die den Kern der Jugendordnung bildet, iſt eine Gliederung 
der öffentlich⸗ rechtlichen Körperſchaft NSDAP. nach der Durch⸗ 
führungsverordnung zum Geſetz zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat 
vom 29. März 1935 (RGBl. I S. 502). Die HZ. iſt mit dieſer Kennzeichnung als 
Gliederung der NSDAP. in ihrer eigentlichen Bedeutung ebenſowenig erfaßt wie 
die NSDAP. mit der Kennzeichnung als öffentlich rechtliche Körperſchaft. Die 
Hitler-Jugend erhält eine beſondere Stellung durch die Tatſache, daß ihre Auf- 
gaben allumfaſſend find — im Bereich der Jugend —, während die anderen 
Gliederungen und Verbände der NSDAP. große Teilaufgaben zu erfüllen haben. 
Die Aufgabe ſozialer Hilfe, körperlicher und charakterlicher Ertüchtigung, welt. 
anſchaulicher Schulung, rechtspolitiſcher Geſtaltung, kultureller Förderung, geſund⸗ 
heitlicher Betreuung, propagandiſtiſchen Einſatzes, volks. und auslandsdeutſcher 
Arbeit wird von ihr für ihre Organiſationen und zum Teil darüber hinaus wahr⸗ 
genommen, während auf dieſen Gebieten — außerhalb der Jugendarbeit — eine 
Mehrzahl großer nationalſozialiſtiſcher Gliederungen und Verbände tätig iſt. Die 
Jugend hat alle dieſe Aufgaben einheitlich in ihrem eigenen Rahmen zu bewältigen. 


9. Größe und Gefahr der Jugendarbeit 


In dieſer Totalität liegt Größe und Gefahr der Jugendarbeit beſchloſſen. Hier liegt 
auch ihre Bedeutung für die anderen Ordnungen des Volkes über⸗ 
haupt. Die Jugend kommt in ihrer Tätigkeit mit allen Behörden des Staates und 
allen Dienſtſtellen der Partei in Verbindung. Sie hat ſich überall zu bewähren an 
ſachlichen Aufgaben. And wenn die Arbeit der Bewegung nicht ſchon ſelbſt Lebendigkeit 
und Anbedingtheit in ſich trüge, ſo böte ſchon dieſe dauernde Verbindung mit der 
Jugendarbeit genügend Möglichkeiten der ſteten Aberprüfung und neuen Ausrichtung 
der eigenen Tätigkeit. Die Freiheit von allen fachlichen Schranken, die der Arbeit 
einen Amfang verleiht, der von Außenſtehenden nicht geahnt wird, birgt die Gefahr 
der Zerſplitterung. Aber die Gefahren erkennen, heißt ſie ſchon halb überwunden 
haben. 

Entſcheidend und alle anderen Aufgaben weit überragend iſt der Auftrag, den der 
Führer der Hitler-Jugend erteilt hat: In Zukunft ausſchließlich den 
Nachwuchs der Bewegung aus ihren Reihen zu ſtellen. Es iſt 
der Auftrag, in ſich das „Volk von morgen“ auszuprägen. And ſelbſt wenn der eine 
oder andere Volksgenoſſe mit der Jugendarbeit in keiner Weiſe beruflich in Ver- 
bindung käme — dieſe eine Tatſache iſt fo bedeutſam, daß die Arbeit der Hitler- 
Jugend des Intereſſe der ganzen Nation erwarten kann. 

Von der Erfüllung dieſer Grundaufgabe der Hitler-Jugend 
hängt auf weite Sicht geſehen das Ergebnis aller anderen 
heute in Deutſchland begonnenen Arbeiten ab. Es hängt davon 
auch ab die endgültige Formung und Geſtaltung einer Jugendordnung. 


10. Die ſugendordnung 


Heute iſt das Wort von der konkreten Ordnung „Deutſche Jugend“ noch nicht voll- 
kommen Wirklichkeit geworden, aber es iſt auch bereits weitaus mehr als ein 
Programm, ein Plan, ein Ziel. Die Jugend iſt heute wirklich zum Träger der Ent. 
wicklung geworden. Sie ſteht in der Zeit, ſie kämpft gemeinſam mit dem Führer des 
Reiches und ſeinen Mitarbeitern für die Zukunft. Es gibt heute kein politiſches 
Leben mehr in der Jugend außerhalb der Rieſenorganiſation 
der Hitler-Jugend; daß heißt aber: es gibt heute keine wichtige überperſön⸗ 
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liche Meinung, Regung oder Geſtaltung in der deutſchen Jugend, die nicht national ⸗ 
ſozialiſtiſch oder zum mindeſten maßgebend im nationalſozialiſtiſchen Sinne beein- 
flußt wäre. a 


Die Hitler-Jugend, der Kern der deutſchen Jugendordnung, iſt heute bereits durch 
ihren Einſatz und durch das Vertrauen des Volkes in verſchiedenen Altersklaſſen (vor 
allem denen des Deutſchen Jungvolkes: 10 bis 14 Jahre) faſt ſchon zur Sugend- 
ordnung ſelbſt geworden, da ſie hier faſt alle erbgeſunden deutſchen Jungen in ſich ver⸗ 
eint. Es wäre eine vergebliche Mühe, eine Trennung von deutſcher Jugend und 
Hitler-Jugend auch nur theoretiſch vorzunehmen, wie es eine vergebliche Mühe wäre, 
eine Trennung von deutſchem Volke und nationalſozialiſtiſcher Bewegung betrach- 
tungsweiſe zu verſuchen. 


11. Die Reichsjugendführung der NSDAP. 

Die oberfte Befehlsſtelle der Hitler-Jugend iſt durch das Geſetz über die Hitler- 
jugend vom 1. Dezember 1936 die oberſte Befehlsſtelle der deutſchen Jugend ge⸗ 
worden. Die Reichsjugendführung der NSDAP. erfaßt in ihrer Dienſtſtelle zentral 
die geſamte Organiſation, Tätigkeit, Propaganda der nationalſozialiſtiſchen — und 
das iſt heute gleichbedeutend mit der aktiven und allein wichtigen — Jugend und 
beſtimmt die geſamte Jugendarbeit im Reiche. 


Die Reichsjugendführung iſt kein bürokratiſcher Apparat, der ſich damit 
zufrieden gibt, „die anfallenden Arbeiten zu erledigen“. Sie muß wie jede Dienft- 
ſtelle der nationalſozialiſtiſchen Bewegung aus innerſter Verpflichtung darum bemüht 
ſein, immer tiefer der Idee zu dienen, immer von neuem zu fragen, wo noch mehr 
Einſatz zu leiſten iſt für den Führer und ſein Aufbauwerk. 


In dreierlei Hinſicht bildet fie eine Einheit: fie iſt eins mit der 
nationalſozialiſtiſchen Bewegung, d deren Teil fie iſt. Sie hat kein 
Leben außerhalb der Bewegung. — Sie iſt eins mit dem Reichs jugend 
führer. Wie überall in der nationalſozialiſtiſchen Bewegung und dem großen 
nationalſozialiſtiſchen verfaſſungsrechtlichen Führergrundſatz entſprechend find der 
Leiter und die Mitarbeiter einer Dienſtſtelle, iſt Mann und Amt nicht zu trennen 
oder auch nur zu unterſcheiden. — Sie iſt eins mit der deutſchen Jugend, 
insbeſondere mit der Hitler-Jugend ſelbſt, nicht nur der Organiſation, der Anſchauung 
und Zielſetzung, fondern auch dem Weſen nach. 


So iſt eine Darſtellung der Reichsjugendführung der NSDAP. zugleich eine Dar⸗ 
ſtellung der Jugendordnung des Deutſchen Reiches und muß es auch fein. 


II. Abjchnitt: 


Die Jugend im Zweiten Reiche 
Einleitung 


Die Juͤgend hat in der Geſchichte nicht immer dieſelbe Stellung innerhalb der Ge- 
meinſchaft eingenommen. Wir haben Zeiten, in denen die Verneinung des jugendlichen 
Elements bis zur Verleugnung des Daſeins der Jugend geht. Die Zeit des Barocks, 
die ihr Ideal nur im reifen lebenbeherrſchenden Menſchen ſah, mußte ſchon im 
Außeren alles Junge verbannen. Die Kinder, die ſich mit der Würde erwachſener 
Hofleute in Allongeperücken und Reifröden bewegten, waren Abbilder von Er- 
wachſenen, ohne je jung geweſen zu ſein. 

Andere Zeiten der Geſchichte wiederum hatten in jungen Menſchen ihre Träger und 
Kämpfer: Die Zeit des „Sturm und Drang“, an der noch der junge Goethe Anteil 
hatte, der Streit der Burſchenſchaften gegen die Reaktion im Anfang des 19. Jahr- 
hunderts und ſchließlich die deutſche Jugendbewegung zu Anfang unferes Jahr- 
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hunderts find Beiſpiele dafür. Die meiſten dieſer Fragen find aber noch zu wenig 
unterſucht, als daß man verwertbare Ergebniſſe daraus herzuleiten vermöchte. Die 
Lage und Entwicklung der Jugend im Zweiten Deutſchen Reiche iſt jedoch zum 
Gegenſtande einer geſchichtlichen Darſtellung zu nehmen. 


-A. Die Jugendarbeit des Staates 


1. Die Einftellung des jungen Menfchen zur „Jugend 


Die Mehrzahl der jungen Menſchen der wilhelminiſchen Zeit erfüllte das Beſtreben, 
möglichſt bald in die „Welt der Erwachſenen“ einzurücken. Die Schule und die Lehre: 
das waren Lebenszeiten, die vor dem „Leben“ lagen und der Vorbereitung auf dieſes 
ſagenhafte Leben dienten. Die jungen „Proletarier“ wollten in Lohn und Brot, die 
jungen „Bürger“ wollten in die Karriere. Allen dieſen Wünſchen aber war die 
Jugend hinderlich, ein Lebensalter, das man möglichſt zu überſpringen oder doch zu 
verbergen trachtete. Das kam ſchon in Außerlichkeiten zum Ausdrucke. Die Zigarette 
und die lange Hofe ſpielten hierbei eine nicht zu unterſchätzende Rolle. Es lag im 
Geiſte der Zeit, daß die Jugend in ihrer überwiegenden Mehrzahl gar nicht jung 
ſein wollte, denn die Zeit ſelbſt war alt und ging ihrem Ende zu — mochte ſie ſich 
auch auf der Höhe ihrer Kraft und ihres Glückes fühlen. 


2. Der Staat des Zweiten faiſerreiches kennt keine jugend, ſondern nur den 
einzelnen Jugendlichen 


Der Staat diente unbewußt der Förderung ſolcher Vorſtellungen. Für ihn gab es 
eine Jugend als Ordnung des Volkes gar nicht, wenn er auch manches ſchöne offi⸗ 
zielle Wort für die Jugend als Lebensalter fand. Die Jugend als Symbol wurde 
gefeiert, die Jugend als Tatſache wurde überſehen. Nur durch die Schule nahm die 
Offentlichkeit davon Kenntnis, daß in dem Volke junge Menſchen lebten. Außer- 
halb der Schule gab es nur das private Daſein des einzelnen. Es gab keine gemein⸗ 
ſame Aufgabe der Jugend, weil es überhaupt keine Gemeinſamkeit der Jugend gab; 
aber es beſtand auch keine Möglichkeit für den einzelnen jungen Menſchen, eine per- 
ſönliche Aufgabe unter eigener Verantwortung zu geſtalten: Die Jugend war allein 
eine Zeit der Vorbereitung, nicht eine Zeit des Einſatzes. Der junge Menſch war 
noch nichts, ſondern er ſollte erſt etwas werden; ein Faktor in der ſogenannten Geſell⸗ 
ſchaft wurde er erſt, wenn er als Mann im Berufe finanziell ſelbſtändig geworden 
oder als Mädchen in das heiratsfähige Alter eingerückt war. 

Für den Staat ergab ſich als ſelbſtverſtändliche Folge ſeiner Einſtellung zum jungen 
Menſchen die Tatſache, daß er nicht in der Verwaltung zu Jugendfragen Stellung zu 
nehmen brauchte, ſondern ſich damit begnügen konnte, in ſeinen großen Geſetzen 
Sonderbeſtimmungen für „das Kind“ oder „den Minderjährigen“ zu geben. 


3. Die Geſetzgebung von 1871 bis 1918 


Im Strafgeſetzbuche für das Deutſche Reich vom Jahre 1871 ſchufen die §§ 55 
bis 57 für den Täter unter 18 Jahren gewiſſe Strafausſchließungs. und Gtraf- 
milderungsgründe. Die Einführung des Bürgerlichen Geſetzbuches brachte unweſent⸗ 
liche Anderungen (Einführungsgeſetz zum BGB Art. 34 Abſ. 2). Erſt in der 
Weimarer Republik wurde im Jugendgerichtsgeſetze grundlegender Wandel ge- 
ſchaffen. Im übrigen tritt der junge Menſch nur als Objekt ſtrafbarer Handlungen 
im Geſetze in Erſcheinung: Kindesunterſchiebung, Anzucht mit Kindern, Verführung, 
Kindestötung, Ausſetzung, Kindesmißhandlung ſind dafür Beiſpiele. 

Noch deutlicher kam die Einſtellung des Staates im Bürgerlichen Geſetzbuche ſelbſt 
zum Ausdrucke. Aber den weltanſchaulichen Gehalt dieſes kennzeichnendſten und 
beachtlichſten Geſetzes der liberaliſtiſchen Zeit iſt kein Wort zu verlieren. Es war 
tatſächlich ein „bürgerliches“ Geſetz. Die Auffaſſung vom Rechte als einem Syſteme 


— Super [eimonn 


Reichsjugendführung b 9 


individueller Beziehungen fand in ihm ſeine Verkörperung. Der junge Menſch iſt 
hier nur als einzelnes Glied der Geſellſchaft von Bedeutung — und das nicht in 
ſeiner Jugendlichkeit, ſondern in ſeiner „Minderjährigkeit“, ſeiner „beſchränkten 
Geſchäftsfähigkeit“, ſeiner rechtlichen Abhängigkeit und Anſelbſtändigkeit. Es iſt 
geſagt worden, der junge Menſch im Alter von 7 bis 21 Jahren habe ſeine rechtliche 
Stellung mit einem wegen Geiſtesſchwäche entmündigten Erwachſenen („Voll 
jährigen“) geteilt. In dieſer Abertreibung iſt ein Korn Wahrheit zu finden. Der 
junge Menſch erhielt im Syſteme des privaten Rechtes nichts aus ſich ſelbſt heraus: 
er iſt ein „Erwachſener minderen Rechtes“. 

Die perſönliche Stellung des jungen Menſchen iſt im BGB in mancherlei Hinſicht 
geklärt. Er ſteht — vor allem hinſichtlich ſeiner Staatsangehörigkeit, ſeines Namens 
und ſeines Wohnſitzes — in beſonderen Beziehungen zu ſeinem Vater (im Falle der 
unehelichen Geburt: zu ſeiner Mutter), er unterſteht der elterlichen Vollgewalt des 
Vaters, der für Perſon und Vermögen und die geſetzliche Vertretung des „Kindes“ 
in allen weiteren Angelegenheiten zu ſorgen hat. Eine wirkliche Familieneinheit iſt 
im Geſetz nicht begründet, ſo daß der junge Menſch auch hier nicht eine ihm ent⸗ 
ſprechende organiſche Stellung erhält, ſondern nur in eine einzelne Beziehung zu 
einem anderen Einzelmenſchen eingefügt wird. Weitere Beſtimmungen über die 
Wahlkindſchaft (Kindesannahme), das Recht des außer der Ehe geborenen Kindes 
und die Rechtsſtellung des Vormundes vervollſtändigen die perſönliche Stellung des 
Jugendlichen im Bürgerlichen Rechte. Die rechtliche Sicherung des jungen Menſchen 
iſt — abgeſehen von den Beſtimmungen des Strafrechtes — zum Teile im Bürger. 
lichen Geſetzbuche, zum anderen Teile im Handelsgeſetzbuche und kleineren Geſetzen 
und Verordnungen zu finden. Schon vor der Geburt kann „zur Wahrung künftiger 
Rechte“ ein Pfleger des erwarteten Kindes beſtellt werden ($ 1912 BGB); das 
Anterhaltsrecht iſt für eheliche und uneheliche Kinder ausführlich geregelt. Neben 
die materielle Sicherung tritt die geſundheitliche und ſittliche Sicherung der kauf- 
männiſchen Lehrlinge (SS 62, 77 HGB) und der Kinder in gewerblichen Betrieben 
(Geſetz betreffend die Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben vom 30. März 1903). 


In ſeinem organiſchen Aufbau ſchuf der Staat keine beſonderen Behörden, um 
Jugendangelegenheiten zu bearbeiten. Das Vormundſchaftsgericht hatte im wil- 
helminiſchen Reiche keinesſalls eine auf die Jugend, ihre Betreuung und Anter- 
ſtützung ausgerichtete Tätigkeit. 


4. Die Weimarer Verfaſſung 


Die Weimarer Republik ſchien in der Stellung des Staates zum jungen Menſchen 
eine Anderung zu ſchaffen. Die Weimarer Verfaſſung vom 11. Auguſt 1919 ſtellt in 
den Artikeln 120 bis 122 programmatiſche Forderungen auf, in denen die Pflicht der 
Eltern, den „Nachwuchs zur leiblichen, ſeeliſchen und geſellſchaftlichen Tüchtigkeit“ zu 
erziehen, nochmals ausdrücklich hervorgehoben und die Forderung aufgeſtellt wird, 
den unehelichen Kindern durch die Geſetzgebung „die gleichen Bedingungen für ihre 
Entwicklung“ zu ſchaffen wie den ehelichen Kindern und die „Jugend gegen Aus- 
beutung ſowie gegen ſittliche, geiſtige und körperliche Verwahrloſung“ zu ſchützen. 
Im Artikel 145 wird das Beſtehen der allgemeinen Schulpflicht feſtgeſtellt. Die Ver. 
faſſung ſchuf mit dieſen Darlegungen nichts Neues, ſondern gab nur dem guten 
Willen der Volksvertreter Ausdruck, die mehr als ſchöne Worte nicht zu geben ver- 
mochten. Es waren Wünſche, aber keine Tatſachen. 


5. Die Bedeutung von jugendgerichtsgeſetz und Reichsjugendwohlfahrtsgejet 


Trotzdem gelang der Weimarer Republik ſpäter der Vorſtoß über das Bürgerliche 
Geſetzbuch und das Strafgeſetzbuch der wilhelminiſchen Zeit hinaus in den beiden 
neuartigen und umfangreichen Geſetzeswerken des Reichsgeſetzes ſür Jugendwohl: 
fahrt vom 9. Juli 1922 und des Jugendgerichtsgeſetzes vom 16. Februar 1923. 
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Beide Geſetze hatten noch keine Vorſtellung davon, daß Jugend eine Lebensordnung 
im Rahmen der Volksgemeinſchaft iſt, ſondern ſahen allein in dem einzelnen jungen 
Menſchen den Gegenſtand ihrer Regelungen. Trotz aller Anzulänglichkeit find dieſe 
beiden Geſetze deshalb der Beachtung wert, weil ſie zum erſten Male — wenn auch 
noch ſehr verſteckt, von falſchen Erwägungen ausgehend und nur dem kundigen Be⸗ 
trachter erkennbar — eine Ahnung von der Andersartigkeit der Jugend ſpüren ließen. 
Das iſt kein Verdienſt der Republik; — vor allem ift zu ſagen, daß die Andersartig⸗ 
keit der Jugend im Anterſchiede zum erwachſenen Menſchen nicht in der Verſchieden⸗ 
heit der Lebenshaltung, ſondern der Lebenskraft geſehen wurde. Dieſe 
unrichtige Einſtellung des Staates zur Jugend wirkte ſich dahin aus, daß der geſunde, 
ehrliebende, ſtolze Jungen ⸗Typ nicht beachtet, ſondern der gefährdete, verwahrloſte, 
geſtrauchelte Jugendliche betreut wurde — auch hier wieder kam das geheime Geſetz 
des Liberalismus zur Geltung, der ſich ſtets dem Kleineren, Minderwertigeren, 
Lebensuntüchtigeren zugewendet hat. Kennzeichnend — nicht nur für die beiden 
großen Jugendgeſetze, ſondern überhaupt für die ganze Anſchauung der Republik — 
iſt der §S 1 des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt, deſſen erſte beiden Sätze lauten: 
„Jedes deutſche Kind hat ein Recht auf Erziehung zur leiblichen, ſeeliſchen und geiell- 
ſchaftlichen Tüchtigkeit. Das Recht und die Pflicht der Eltern zur Erziehung werden 
durch dieſes Geſetz nicht berührt.“ Das fogenannte Familienrecht war — nicht für 
die Geſamtheit der Sippe, ſondern für das einzelne Familienmitglied — in ein klares 
und berechenbares Syſtem pofitiver Regeln gebracht worden. Es war ein aus⸗ 
geſprochen individualiſtiſches Recht, von dem jeder Einfluß der größeren Gemein- 
ſchaft engſtens ferngehalten wurde. Das „Recht der Eltern zur Erziehung“ war 
ebenſo auf die ſelbſtherrliche Perſon des Einzelmenſchen geſtellt, wie das „Recht des 
Kindes auf Erziehung“. Das „Eindringen vormundſchaftlicher Organe in das 
Familienleben“ wurde ſorgſam verhütet, die im Staate organiſierte Volksgemeinſchaft 
trat nur dort als „Obervormund“ auf, wo ein Eingriff in die individuellen Rechte 
nicht mehr zu vermeiden war: Beiſpielsweiſe dann, wenn die elterliche Gewalt wegen 
eines an dem Kinde verübten Verbrechens oder eines vorſätzlichen mit einer höheren 
Freiheitsſtrafe bedrohten Vergehens verwirkt war. Nur dort kam der Staat aus 
ſeiner überparteilichen neutralen Wächterſtellung heraus, wo die Ausbeutung oder 
Verwahrloſung des Kindes drohte. 


6. Andere Geſetze der Republik 

Auch in den ſonſtigen Geſetzen der Weimarer Republik war eine andere Einſtellung 
nicht zu erkennen. Das Geſetz betreffend die Grundſchulen vom 28. April 1920, das 
Geſetz über die religiöfe Kindererziehung vom 15. Juli 1921, die Arbeitszeitordnung 
vom 21. Dezember 1923 (neu gefaßt am 26. Juli 1934), die Verordnung über die 
Fürſorgepflicht vom 13. Februar 1924, die Verordnung gegen Mißſtände im Aus- 
wanderungswefen vom 14. Februar 1924, das Geſetz zur Bekämpfung der Geſchlechts⸗ 
krankheiten vom 18. Februar 1927, das Geſetz über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
loſenverſicherung vom 16. Juni 1927 in der Faſſung vom 12. Oktober 1929 und das 
Gaſtſtättengeſetz vom 28. April 1930 brachten unter anderem Beſtimmungen, die ſich 
mit Jugendlichen befaſſen. In allen dieſen Werken der Geſetzgebung fand nur der 
einzelne junge Menſch Berückſichtigung, nicht der „Lebensſtand der Jugend“. 


7. „Jugendbehörden” des Staates von Weimar 

Der Staat ſchuf ſich in ſeiner Behördenorganiſation — vor allem auf Grund der 
beiden großen Jugendgeſetze — beſondere Stellen im Jugendamte und im Jugend» 
gerichte. Das Jugendamt, deſſen räumlicher Wirkungskreis nach landesrechtlichen . 
Beſtimmungen umgrenzt wurde, war ein Organ der „Jugendhilfe“, der Wohlfahrt 
und Fürſorge. Aber Fürſorge und Förderung ſind verſchiedene Dinge. Jede geſunde 
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Jugend, die weiß, daß ſie Förderung braucht, lehnt die Fürſorge ab. So haben wohl 
die Jugendämter eine ſegensreiche und nicht zu unterſchätzende oder zu ver- 
unglimpfende Tätigkeit geleiſtet, indem ſie ſich dem Schutze der Pflegekinder, der 
Mitwirkung im Vormundſchaftsweſen, der Betreuung der gefährdeten Jugendlichen 
in Schutzaufſicht und Fürſorgeerziehung, der Jugendgerichtshilfe, der Beaufſichtigung 
der Kinderarbeit und anderen weniger wichtigen Aufgaben widmeten — die Ver⸗ 
bindung zur ſelbſtändigen, geſunden, wollenden und ſchaffenden Jugend des Volkes 
fanden fie nicht. Dazu kam, daß fie in ihrer Arbeit durch ihren organiſatoriſchen Auf- 
bau ſelbſt behindert waren. Jugendämter wurden bei den Gemeindeverbänden bzw. 
den größeren („bezirksfreien“) Gemeinden gebildet, fie waren belaftet mit Arbeits. 
methoden parlamentariſcher Art und vermißten eine einheitliche Leitung und Aus- 
richtung. Die Landes jugendämter ſchuſen je nach der Tatkraft und Einſicht der in 
ihnen maßgebenden Männer eine einheitliche und ſtraffe Jugendarbeit wenigſtens 
für das eine Land; ein Reichsjugendamt, das in den 88 15 bis 17 des Reichsgeſetzes 
für Jugendwohlfahrt vorgeſehen war, iſt nie entſtanden. Ein weiterer einheitſtören⸗ 
der und einheitvernichtender Amſtand lag darin, daß die Jugendämter ſich der Mit- 
arbeit der Verbände der ſogenannten freien Wohlfahrtspflege bedienen mußten, um 
ihre Aufgaben zu erfüllen. Dieſe Verbände waren weltanſchaulich, religiös und 
politiſch derart verſchieden, daß eine „Jugendarbeit“ im heutigen Sinne des Wortes 
auch nicht zu einem kleinen Teile durchzuführen war. Die Jugendgerichte gelangten 
nur in den Großſtädten als beſondere organiſatoriſche Formen zu Bedeutung, 
wo eine eigene auch perſonell und nicht nur büromäßig von dem übrigen „Amts⸗ 
gerichte“ unterſchiedene Behörde entſtehen konnte. So verſtändnisvoll und auf⸗ 
opferungsvoll auch der einzelne Jugendrichter ſein mochte — der ganze Apparat, der 
ihm zur Verfügung ſtand, war nicht geeignet, über die Sorge für den einzelnen ftraf- 
fälligen Jugendlichen hinaus zu größeren Aufgaben der geſamten und geſunden 
Jugend vorzuſtoßen. Die Jugend war an dieſer Arbeit nur als Objekt in einzelnen 
ihrer Jugendgenoſſen duldend beteiligt. Sie hatte nichts zu ſchaffen mit der „Jugend- 
pflege“ des Staates, ja lehnte ſie ſogar ab. 


B. Die Jugendarbeit außerhalb des Staates 
I. Die Jugendbewegung 


1. Die Jugend im wilhelminiſchen Reiche 


Der Wandervogel iſt nicht der Vorgänger und Vorkämpfer des Hitlerjungen von 
heute. Beide trennt eine Welt, ein Weltgeſchehen: der große Krieg der Jahre 1914 
bis 1918. Aber um in aller Klarheit die Jugendarbeit der Gegenwart zu erkennen, 
ihre Beſonderheit und ihre Neuartigkeit, muß man unterrichtet fein über die Jugend- 
arbeit des Zweiten Reiches, die nicht allein vom Staate, ſondern auch von den 
„Bünden“ der Jugend her Richtung und Antrieb erhielt. 


Das wilhelminiſche Reich war ein ſattes Reich, es war „ſaturiert“, wie fein 
Gründer ſelbſt geſagt hat. Die urſprünglichen Werte des Lebens waren ihm ver⸗ 
lorengegangen, es war hochmütig ohne wahrhaften Stolz und ohne Haltung, 
patriotiſch ohne echten Nationalismus, ſozial ohne ehrlichen Sozialismus, und ſuchte 
den Beſitz ſtatt des Einſatzes und die Bildung ſtatt der Zucht; es war ein ſpätes und 
altes Reich — mochte es ſich auch noch ſo jugendlich ſtark und ungebärdig nach außen 
hin zeigen; es war ein Klaſſenſtaat — fern von Volkstum und Volksgemeinſchaft. 
And es war eine Zeit, die den urſprünglichen, den Werten der Welt noch nahen 
Menſchen zum Proteſte herausfordern mußte, eine Zeit gegen die Jugend. So ent. 
ftand die Jugendbewegung gegen den Geiſt dieſer Zeit. 
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2. Die inneren Grundlagen der Jugendbewegung 

Den jungen Menſchen, die fih um die Jahrhundertwende zu gemeinſamer Fahrt, zu 
Lager und Spiel zuſammenfanden, war es anfangs gewiß nicht um Rebellion zu tun. 
Dafür erkannten ſie zu wenig vom Weſen der Zeit. Der einzige, der ihnen das 
Innerſte der europäiſchen Kultur hätte bloßlegen können, Friedrich Nietzſche, war zu 
jener Zeit im deutſchen Volke — wenn man überhaupt etwas von ihm wußte — als 
„Dichter des Zarathuſtra“ und „Antichriſt“ bekannt, nicht aber als unbarmherziger 
Kritiker einer unechten und dem Antergange verfallenen Zeit. Den Jungen genügte 
es in den erſten Jahren ihrer Bewegung, ſich aus der Konvention der Erwachſenen 
und aus dem Bereiche der Städte zu löſen und in eigener und ſelbſtgewählter Gemein- 
ſchaft zu leben. Die Jugend kam hier vor allem zu dem Bewußtſein ihrer Eigenart, 
ihrer Fremdheit gegenüber allen erſtarrten und gekünſtelten Anſchauungen der Zeit, 
deren bewußte und kritikloſe Träger die Alteren waren. Die Jugend begann ſich als 
einen beſonderen „Lebensſtand“ zu begreifen. In der Entwicklung lagen bereits 
die Anſätze zu künftiger Gegnerſchaft verborgen. Da das Leben in der Gemeinſchaft, 
im Bunde zum eigentlichen Leben des Jungen wurde, neben dem Elternhaus und 
Schule läſtige Nebendinge waren, begann bald die Auseinanderſetzung mit dieſen 
ſtörenden Mächten, deren Berechtigung nicht mehr erkannt und anerkannt wurde. 


3. Geiſtige Derführer der Jugend 


Es mußte Männern von überlegenem Geiſte und zerſtöreriſcher Geſinnung ein 
leichtes ſein, dieſe zum größten Teile noch ungeklärten, ja unbewußten Stimmungen 
und Strömungen in der Jugend weiter zu ſteigern. Mancher Junge, der mit den 
Kameraden ins Land hinaus wandern wollte, mochte das Zuſammenſein in der 
Familie als hemmende Zeitvergeudung empfinden und ſich infolge der neuen Ein- 
drücke und Erlebniſſe in der Gemeinſchaft, die er zu Hauſe weder teilen noch über. 
haupt recht mitteilen konnte, ſeinen Angehörigen entfremden. In den Anfängen der 
Jugendbewegung war aber von Familienfeindſchaft ebenſowenig zu ſpüren wie von 
einer beſonders ſtarken Gegnerſchaft gegen die Schule, ihre Menſchen und Einrichtun- 
gen. Erſt als Männer bewußt der Jugend Haß und Abſcheu gegen die Mächte der 
Tradition predigten, entſtand eine wirkliche Scheidung von junger und „erwachſener“ 
Welt. Zwei Namen ſind hier zu nennen als Namen von Männern, die eine an ſich 
gute und geſunde Bewegung, „eine der wenigen erfreulichen Erſcheinungen der 
wilhelminiſchen Zeit“, verdarben: Hans Blüher und Guſtav Wyneken. Wie weit ihr 
tatſächlicher Einfluß reichte, iſt in dem unbeſchreiblichen Gewimmel der Jugendbünde, 
ihrer Trennungen, Auflöſungen, Abſplitterungen, Neugründungen, Zuſammenſchlüſſe 
und Vereinigungen für den Rückſchauenden nicht feſtzuſtellen; ihr geiſtiger Einfluß 
war beſtimmt ſehr groß und ging über den Rahmen eines Bundes oder Verbandes 
weit hinaus. Das geſamte Schrifttum der Jugendbewegung iſt von ihnen maß 
gebend beeinflußt worden. Die Lehre dieſer Männer war nicht nur gegen die finn- 
und wertloſen Verſteinerungen falſcher Tradition gerichtet, ſondern gegen jegliche 
Tradition überhaupt. Es war eine Zerſetzungsarbeit, die die Ehrfurcht vor den 
Eltern, die Achtung vor den Werten der Familie, Dankbarkeit und Liebe planmäßig 
vernichten ſollte. In ähnlicher Weiſe wurde die Schule als finſtere jugendfeindliche 
Einrichtung hingeſtellt und gehäſſig im Anſehen der Jugend entwertet. Es iſt inter- 
eſſant, daß manche Männer, die urſprünglich in der Jugendbewegung „unpolitiſch“ 
ihren Kampf gegen die Tradition begonnen hatten, nach dem Kriege bei den Parteien 
der äußerſten Linken, zum Teile ſogar bei dem Roten Frontkämpferbunde zu finden 
waren. In ihnen ofſenbarte ſich das zerſtöreriſche, zucht⸗ und ehr 
furchtloſe Element der Jugendbewegung, jene maßloſe Selbſtüberſchätzung 
der „Jugend an ſich“, die ſchon immer mit Recht als untrüglicher Beweis der Anreife 
gegolten hat. Beachtlich ift, daß ſich bei dieſen Fanatikern gegen Ordnung und Aber⸗ 
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lieferung mit feiner Witterung für alle Fäulnis Juden einfanden, um ſich am Kampfe 
der Meinungen, an der Auflöſung der überkommenen Werte nach Kräften zu 
beteiligen. 


4. Die beiden „Richtungen in der Jugend 

Es wäre falſch, die ganze Jugendbewegung der Vergangenheit mit dieſen Lehren in 
Verbindung zu bringen. Es gab viele andere Kräfte, die etwas vom inneren Aber. 
fluſſe und der Lebendigkeit wußten, von der Anerſchöpflichkeit, der Kraft und der Be⸗ 
geiſterung, die der Jugend innewohnt, die nach Wahrheit und Reinheit ſtrebten und 
ſich eine ideale Welt zu verwirklichen ſuchten. Wo auf der einen Seite Dünkel und 
Haß gegen „die Alten“ entſtand, war auf der anderen Seite das Gefühl der Verant 
wortung groß geworden. Aber zur Auswirkung in die Breite und in die Tiefe ge- 
langte weder die eine noch die andere Anſchauung, weil es im Grunde genommen nur 
Gruppen von Individuen waren, die ſich zuſammenfanden, um ihre eigene Perſon an- 
regen und ſteigern zu laſſen, nicht aber um gemeinſam für eine größere Aufgabe 
Dienſt zu tun. Sie empfanden — und darin gleichen ſich die anarchiſtiſchen und die 
konſervativen Menſchen der Jugendbewegung — vor allem die Verpflichtung, aus 
dem eigenen Leben „etwas“ zu geſtalten und ſich ſelbſt zur größten Entfaltung ihrer 
eigenen Perſönlichkeit zu bringen. Das Feſt auf dem Hohen Meißner am 11. bis 
12. Oktober 1913 iſt das Symbol der Jugendbewegung geworden. Die verpflichtende 
Parole, die auf dieſem Feſte geſchaffen wurde, lautete: „Die Freideutſche 
Jugend will aus eigener Beſtimmung, vor eigener Verant- 
wortung, mit innerer Wahrhaftigkeit ihr Leben geſtalten.“ 
Aber es gibt etwas Höheres als die Geſtaltung des eigenen Lebens. Dieſe Gewiß— 
heit ſchafft eine Kluft zwiſchen der Jugendbewegung und der Jugend des Führers, 
die nie zu überbrücken iſt. 


5. Der Weltkrieg 


Vor dem Weltkriege mochte eine ſolche Einſtellung den Schein einer Berechtigung 
für ſich haben: „Die Jugend hatte noch nicht die größere Gemeinſchaft des Volkes 
erfahren und fand keinen genialen Führer, der ſie in dieſe Gemeinſchaft hätte führen 
können.“ Aber der Krieg machte die Gemeinſamkeit des deutſchen Schickſals offenbar: 
Er gab damit eine Lehre, die nur noch von denen überſehen werden konnte, die kein 
inneres Recht mehr auf die Geſtaltung der deutſchen Zukunft hatten. Daß ſich mit 
der geſamten deutſchen Jugend auch die Menſchen der Jugendbewegung an der Front 
einſetzten, iſt eine Selbſtverſtändlichkeit, die der Hervorhebung nicht bedarf. Es war 
das Opfer des deutſchen Soldaten, nicht des Wandervogels. 


6. Die Lage der Jugendbewegung nach dem Weltkriege 


Als der Krieg beendet war, begann die Jugendbewegung ihr Daſein von neuem — 
als ob ein 1. Auguſt 1914 und ein 9. November 1918 nie geweſen wäre. Was in 
den Kriegsjahren nur mühſam an Organiſation und Eigenleben aufrechterhalten 
worden war, wuchs nunmehr wieder in die Breite und nahm an Gewicht und Einfluß 
zu. Die Jugendbewegung, die früher als Jugend — frei von überperſönlicher Ver⸗ 
antwortung — neben der Zeit gelebt hatte, fand ſich — abgeſehen von den 
Jugendgruppen der Parteien — auch jetzt noch nicht zur Wirklichkeit des Alltags, zur 
Politik. Verſenkung in die Natur vermag den einzelnen wohl glücklich, aber die Ge⸗ 
ſamtheit niemals frei und ſtark zu machen. Lebensreform iſt keine Staatsgeſtaltung, 
und darauf allein kam es an. Eine Jugend, die ſich in eine Neutralität rettet, ſchalte: 
ſich ſelbſt aus dem Geſchehen der Zeit aus. Die Wandervogel-Hundertihaft in den 
Oberſchleſienkämpfen war nicht der Anfang einer neuen Jugendbewegung, ſondern 
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das letzte Aufgebot der Kriegsfreiwilligen. Wieder ging es um die „Perſönlichkeits⸗ 
bildung“ des einzelnen jungen Menſchen, wieder wurde jede Feſtlegung für die Ge⸗ 
ſamtheit vermieden, um die individuelle Entwicklung nicht zu ſtören. Die Jugend- 
bewegung der Nachkriegszeit hat ſich mit dem Gefühle begnügt, ſtatt ſich zur Tat zu 
entſchließen. Die Programmloſigkeit war ihr einziges Programm. Mit Verachtung 
ſah ſie auf die „parteipolitiſche Maſſejugend“, die eine Ausleſe nur im Kampfe und 
nicht in der vornehmen Abgeſchloſſenheit eines gewählten Kreiſes herausbilden wollte, 
und war im Inſtinkte ſchon jo ſchwach, fo unjung geworden, daß fie nicht zu unter. 
ſcheiden wußte zwiſchen den Parteien alter Art und der Bewegung Adolf Hitlers. 
Der Kampf um eine beſondere „Jugendkultur“ war ſinnlos, wo die geſamte deutſche 
Kultur an der Wurzel getroffen war und mit ihr auch alle Anſätze einer kulturellen 
Sendung der Jugend vor der Vernichtung ſtanden. 


7. Die organiſatoriſche Entwicklung der deutſchen Jugendbewegung 

Wie es keine einheitliche geiſtige Ausrichtung der Jugendbewegung gab, fo beſtand 
auch keine einheitliche organiſatoriſche Entwicklung. Die ſtärkſte Quelle der Jugend- 
bewegung iſt der „Wandervogel“ geweſen. Der Student Karl Fiſcher geſtaltete im 
Jahre 1896 einen Stenographenverein am Steglitzer Gymnaſium zu einem Wander⸗ 
bunde um, ohne damit eine große Bewegung in Gang ſetzen zu wollen. Der Gedanke 
des Jugendwanderns fand überall im Reiche Verwirklichung — zum Teil auch unab- 
hängig von jener erſten bedeutſamen Gründung. Ein „Ausſchuß für Schülerfahrten“, 
der 1901 entſtand und bereits 1906 etwa 78 Ortsgruppen mit 1500 Jungen hatte, 
ſpielte eine Zeitlang eine Rolle. Noch vor dem Kriege — 1909 — faßte eine andere 
große Organiſation Boden in Deutſchland: Die Pfadfinder bewegung, die 
in ihrer Gedankenwelt klarer, knapper und ſoldatiſcher war als die allermeiſten 
anderen Bünde der Jugendbewegung. Eine große Rolle hat ſeit 1913 bis in die 
Nachkriegszeit hinein die „Freideutſche Jugend“ geſpielt, die aber wegen ihrer voll. 
ſtändigen Richtungsloſigkeit in allen überperſönlichen Angelegenheiten den anderen 
entſchiedeneren Organiſationen ihre Anhänger und Gruppen nach und nach abgab. 
In den letzten Jahren vor der Machtübernahme hat vor allem ſeit 1927 die „Deutſche 
Freiſchar“ — oft in außerordentlich geſchickter und der nationalſozialiſtiſchen Jugend 
gefährlicher Weiſe — Jugendarbeit geleiſtet. Viel klarer find die organiſatoriſchen 
Verhältniſſe bei den Bünden, die ſich in einer größeren Aufgabe oder einer über die 
jugendliche Ideologie hinausreichenden Gedankenwelt gebunden hatten. Beiſpiele 
dafür find die katholiſche „Quickbornbewegung“, die 1909 aus einem Kreiſe ſchleſiſcher 
Schüler entſtanden iſt und nichts Neues geſtalten, ſondern nur die alten katholiſchen 
Weisheiten zu neuer Lebendigkeit und Fruchtbarkeit bringen wollte, und die Sozia⸗ 
liſtiſche Arbeiterjugend, die auch bereits Jahre vor dem Beginn des Weltkrieges 
innerhalb der Sozialdemokratie die vom „Wandervogel“ entwickelten Formen der 
Jugendbewegung mit dem Inhalte der marxiſtiſchen Politik erfüllte. Es war ſchon 
1906 eine „Vereinigung der Freien Jugend⸗Organiſationen Deutſchlands“ entſtanden. 
Es iſt verſtändlich, daß in den Jahren der Weimarer Republik die kommuniſtiſche 
Partei viele Anhänger der ſozialdemokratiſchen Jugend ſchon durch die ſchärfere Art 
ihres Kampfes und ihrer Werbung zu ſich hinüberzog. 


Intereſſant iſt es, wie die Gedankenwelt der Jugendbewegung politiſchen Zielen 
zunutze gemacht wurde. So gab es einen „Zentraljugendrat“, der im Auguſt 1919 
zum Kampfe gegen das wilhelminiſche Syſtem aufrief, mit der Begründung, „die 
Erwachſenen“ hätten die verhaßten Einrichtungen der Gegenwart auf dem Gewiſſen. 
Der „Klaſſenkampf der Jugend“ war ſchon früher proklamiert worden, wobei ſich der 
marxiſtiſche Charakter derartiger Kundgebungen deutlich offenbarte: „Mögen die 
herrſchenden Klaſſen vor einer Jugendrevolution zittern. Jugend aller Stände ver- 
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8. Die Leiftungen der Jugendbewegung 

Die Jugendbewegung hat unbeſtreitbare ſachliche Verdienſte, die ihr niemand nehmen 
kann. Vor dem Kriege hat ſie zur kulturellen Erneuerung einen weſentlichen Beitrag 
geleiſtet. Die Erziehung zur Vereinfachung des Lebens, die Abkehr von Luxus und 
Schein, ſelbſt die oft übertriebene und überſchätzte Gegnerſchaft gegen Alkohol und 
Nikotin, die Erweckung des Volksliedes und des Volkstanzes, die Neugeſtaltung von 
Sprache, Kleidung und Feier find zu erwähnen. Das Wandervogel⸗ Lieder 
buch „Der Zupfgeigenhanſel“ war eine Schöpfung von großer Bedeutung. 
Auch nach dem Kriege ſchien einmal eine Zeitlang eine Verbindung des Jugend⸗ 
mit dem Wehrgedanken Wirklichkeit zu werden, ohne daß in dieſer Hinſicht weſent. 
liche Ergebniſſe zu verzeichnen waren. Einzelne Bünde führten Grenz- und Aus 
landsfahrten durch, die zum guten Teile für die volksdeutſche Arbeit einen 
nicht zu unterſchätzenden Wert beſaßen. Arbeitsdienſtlager wurden — allerdings 
meiſt auf überbündiſcher und überparteilicher Grundlage — ins Werk geſetzt. Stark 
wirkte ſich der Einfluß einzelner Bünde der Jugendbewegung vor allem in der Arbeit 
der Deutſchen Studentenſchaft aus. 


Viele Pläne und Anternehmungen waren von gutem Willen und ehrlicher Begeiſte⸗ 
rung getragen. Wir haben es nicht nötig, Leiſtung und Zielſetzung der Jugend⸗ 
bewegung zu verkleinern. Vor allem hat der „Bund der Artamanen“, die 
der Reichsjugendführer „die einzige reale bündiſche Organiſation“ genannt hat, 
mit feiner bäuerlichen Aufbauarbeit der nationalſozialiſtiſchen Bewegung Pionier- 
dienſte geleiſtet. Im ganzen geſehen aber blieb alles Beginnen der Bünde Stück- 
werk, ſo wie ſie ſelbſt nichts Ganzes waren. Es fehlte ihnen das Weſentliche: die 
Idee und der Führer. Baldur von Schirach beginnt fein Werk über die Hitler 
Jugend mit dem Satze: „Das, was man früher als deutſche Jugendbewegung be- 
zeichnete, iſt tot.“ 


9. Organisationen zwiſchen Jugendbewegung und Staat 


Verſchiedene große überbündiſche oder außerbündiſche Organiſationen nahmen eine 
Stellung zwiſchen Jugendbewegung und Staat ein. 


Der Reichsausſchuß der deutſchen Jugendverbände war bald 
nach dem Krieges entſtanden, um überhaupt eine gemeinſame Verhandlung der 
„Jugend“ mit den Staatsbehörden und eine gemeinſame Bearbeitung aller gemein. 
ſamen Angelegenheiten der Jugendbewegung zu ermöglichen. Dieſer Reichsausſchuß 
war ein Gebilde ohne Kraft und Farbe. Die Zugehörigkeit zum Reichsausſchuſſe 
beſchränkte in keiner Weiſe die innere Selbſtändigkeit und äußere Bewegungsfreiheit 
der angeſchloſſenen Verbände. Kein Verband wurde im Reichsausſchuß zu einer 
Sache gedrängt, der er nicht ſelbſt feine Zuſtimmung erteilt hatte. Es galten im 
Reichsausſchuß nur Einheitsbeſchlüſſe; bei der Zerriſſenheit der Jugendbewegung 
waren aber einheitliche Beſchlüſſe nur in nebenſächlichen Dingen zu faſſen, ſo daß 
die Wirkſamkeit des Reichsausſchuſſes mehr auf dem Papiere als in der Wirklich- 
keit zu finden war. Er hatte ſich zur Aufgabe gemacht, das allen Jugendverbänden 
Gemeinſame und als gemeinſames Gut Anerkannte zu vertreten. 


In den meiſten wichtigen Dingen gab es keine Gemeinſamkeit. And wenn wirklich 
einmal ein einheitlicher Plan in die Tat umgeſetzt werden ſollte, ſo kam er über 
das Vorſtadium der Beratungen, der Programme und Planungen nicht hinaus. 


Dem RNeichsausſchuſſe der deutſchen Jugendverbände gehörten nahezu ausſchließlich 
alle Bünde und Verbände der deutſchen Jugend an. Im Jahre 1927 gehörten ihm 
74 Jugendverbände an mit einer Geſamtzahl von etwas über 5 000 000 Jugendlicher. 
Etwa 41 v. H. aller Jugendlichen im Deutſchen Reiche waren damit dem Reichs⸗ 
ausſchuſſe angegliedert. Anteilsmäßig ſtellten die evangeliſche Jugend 11,58 v. H., 
die katholiſchen Jugendbünde 21,76 v. H., die ſozialiſtiſchen Jugendbünde 1,05 v. H., 
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die jüdiſchen Jugendbünde 0,09 v. H., die ſogenannten parteipolitiſchen Jugendbünde 
0,92 v. H., die Bünde der freien Jugendbewegung 0,69 v. H., die berufsſtändiſchen 
Jugendbünde 15,41 v. H., die Jugendbünde für Leibesübungen 38,40 v. H., und die 
ſonſtigen Jugendbünde 10,10 v. H. der Geſamtzahl aller im Reichsausſchuſſe 
zuſammengeſchloſſenen Jugendlichen. Jede dieſer großen Verbandgruppen war in 
verſchiedene Verbände und jeder Verband wiederum in viele einzelne Bünde auf⸗ 
geteilt, die zu einem großen Teile völlige Selbſtändigkeit für ſich beanſpruchten. 
Von einer gemeinſamen deutſchen Jugendarbeit konnte daher bis zur Machtüber⸗ 
nahme Adolf Hitlers keine Rede fein. 

Der Reichsverband für deutſche Jugendherbergen war nach 
dem Kriege gegründet worden und hatte einen ſchnellen Aufſchwung genommen. 
Auch vor dem Kriege hatte es „Schüler, und Studentenherbergen“ und „Volks- 
ſchülerherbergen“ gegeben, die aber wgen ihrer geringen Zahl keine Bedeutung für 
die geſamte Jugend erlangten. Vor dem Kriege war in ganz Deutſchland noch nicht 
einmal ein halbes Hundert Jugendherbergen vorhanden, während in dem Jahrzehnte 
von 1919 bis 1929 ihre Zahl von 300 auf 2319 anſtieg. Dieſer ſegensreiche große 
Verband, der hervorragende Werte für die Jugend ſchuf, mußte feine Aberparteilich⸗ 
keit betonen, um ſeine Arbeit unbehindert durchführen zu können. Nur wenige der 
etwa 30 Gaue des Verbandes unterlagen marxiſtiſchem Einfluſſe. 


Das Reichskuratorium für Jugendertüchtigung trat ebenfalls 
als überparteiliche Einrichtung im Jahre 1932 an die Offentlichkeit. Sein Beſtreben 
war, die deutſche Jugend ohne Rückſicht auf ihre bündiſche oder politiſche Zugehörig⸗ 
keit in den Fragen des Geländeſports zu ſchulen. Auf die Dauer war nicht zu ver- 
kennen, daß die Reaktion — vor allem Schleicher — mit Hilfe dieſes Reichs- 
kuratoriums eine Entpolitiſierung der immer bedrohlicher anwachſenden national 
ſozialiſtiſchen Jugendbewegung in die Wege leiten wollte. Die „Jugend“ ſollte vom 
„Staat“ geführt werden. Ehe überhaupt die Hitler-Jugend die Auseinanderſetzung 
mit diefen Beſtrebungen ernſthaft beginnen konnte, machte die nationalſozialiſtiſche 
Revolution die Pläne der Reaktion zunichte. 


II. Die fjitler- Jugend 


1. Die Anfänge der hitler jugend 

Fern von der Jugendarbeit des Staates und fern vom Daſein der Jugendbünde 
war die Hitler-Jugend innerhalb der nationalſozialiſtiſchen Bewegung groß ge- 
worden. Im März 1922 hatte Adolf Hitler den „Nationalſozialiſtiſchen Jugend- 
bund“ gegründet, der, ohne größere Bedeutung erlangt zu haben, gemeinſam mit 
der Partei in der Nacht vom 8. zum 9. November 1923 in Bayern und am 
23. November im ganzen Reiche verboten wurde. Nach der Neugründung der 
Partei entſtanden — zuerſt ohne Verbindung mit der Parteileitung — im Jahre 
1925 die erſten Gruppen nationalſozialiſtiſcher Jugend im fähfiihen Vogtlande, bald 
darauf auch in Franken. Auf dem 2. Reichsparteitage der NSDAP. am 3. und 
4. Juli 1926 in Weimar erfolgte offiziell die Gründung einer nationalſozialiſtiſchen 
Jugendorganiſation, die nach einem Gedanken Streichers den Namen „Hitler- 
Jugend“ erhielt. Der erſte Reichsführer der Hitler-Jugend war Kurt Gruber, 
der in einer unerhört mühſeligen und aufreibenden Arbeit von Plauen i. V. aus 
die Grundlagen der Organiſation ſchuf. Aus vereinzelten Gruppen, die ſich aus 
verſchiedenen Orten zuſammenfanden, wurden nach und nach „Gaue“ gebildet, die 
faft durchweg in ihrer räumlichen Ausdehnung den Gauen der NSDAP. entſprachen. 
Die Verbindung der einzelnen Gruppen zur Reichsführung der Hitler-Jugend 
konnte bei der Begrenztheit der Geldmittel nicht ſehr weit ausgebaut werden. 
Neben der Geſtaltung der Organiſation wurde alle Kraft an eine erfolgreiche 
und eindringliche Propaganda geſetzt — eine Aufgabe, die gemeinſam mit der 


— Suooeı [cms 1” 


Reihsjugendführung 17 


Parteigenoſſenſchaft, beſonders mit der SA., durchgeführt wurde. Die Hitler-Zugend, 
die ſich als „Bund deutſcher Arbeiterjugend“ bezeichnete, wandte ſich mit ihren 
Parolen vor allem an den Jungarbeiter. Da die Schüler von der Werbung der 
Hitler-Jugend nur ungenügend erfaßt wurden, entſtanden — dem Gebote der Lage 
folgend — vom Jahre 1928 ab nationalſozialiſtiſche Schülerbünde, 
die trotz enger Anlehnung an die Hitler-Jugend ſchon ſehr bald als ſelbſtändige 
Organiſation — NSS. — in Erſcheinung traten. Die Befürchtung, die ſchon bei dem 
1926 gegründeten Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Studentenbund ohne Grund 
geäußert worden war, durch Schaffung einer ſolchen Organiſation könnte Kaſten⸗ 
und Klaſſengeiſt in die Jugend der Bewegung getragen werden, erwies ſich als un- 
berechtigt. Die Idee iſt ſtark genug, um über die äußere Verſchiedenheit aller 
einzelnen Organiſationen hinweg die Einheit der Haltung und Ausrichtung zu 
gewährleiſten. 


2. Die fjitler- Jugend in der Reichsleitung der Partei 


Die Stellung der HJ.⸗Reichsführung — die im Jahre 1931 nach München verlegt 
worden war — innerhalb der Parteileitung war lange Zeit hindurch nicht eindeutig 
geregelt. Die Anterſtellung unter die SA. wirkte ſich mit der Zeit immer weniger auf 
die Jugendarbeit aus — vor allem, ſeitdem ſich eine eigene Jugendführerſchaft der 
nationalſozialiſtiſchen Bewegung herausgebildet hatte. Die Hitler-Jugend war ſchon 
in den Anfangszeiten etwas vollkommen anderes als eine „kleine SA.“. 


Eine Zeitlang war auch der Vorſitzende des damaligen Anterſuchungs⸗ und Schlich⸗ 
tungsausſchuſſes der Reichsleitung, Pg. Buch, mit der „Leitung des Jugendaus⸗ 
ſchuſſes der NSDAP.“ betraut. Die damaligen Reichsführer der Hitler-Jugend, des 
Nationalſozialiſtiſchen Schülerbundes und des Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen 
Studentenbundes, die Pgg. Gruber, v. Renteln und v. Schirach fanden ſich ſchon 
damals zu gemeinſamer Arbeit zuſammen und gaben auch als einheitliches „Organ 
der nationalſozialiftiſchen Jugend“ die Zeitſchrift „Die deutfhe Zukunft“ heraus. 
Die Frage der Jugendbewegung wurde nicht nur von der Hitler⸗Jugend, ſondern 
auch vom Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Studentenbunde in Angriff genommen. 
Verhandlungen mit der „Freiſchar Schill“, den „Geuſen“ und dem Bunde der „Adler 
und Falken“ wurden unter Vermittlung Alfred Rofenbergs aufgenommen, ohne ein 
beſonderes Ergebnis zu zeitigen. Trotz aller Widerwärtigkeiten und Hinderniſſe 
marſchierte auf dem 4. Reichsparteitage 1929 die Hitler-Jugend in Nürnberg vor 
dem Führer mit 2000 Mann vorbei: ein Erfolg, der vor allem dem Einſatze Grubers 
zu danken war. 


3. Der Reichsjugendführer der NSDAP. 


Am 30. Oktober 1931 wurde der damalige Reichsführer des Nationalſozialiſtiſchen 
Deutſchen Studentenbundes, Baldur v. Schirach, zum Reichsjugendführer der NS- 
DAP. ernannt. Der Reichsjugendführer unterſtand damals noch dem Chef des 
Stabes der SA. unmittelbar und ſtand im Dienſtrang eines SA.⸗Gruppenführers. 
Anter ihm erhielt Pg. v. Renteln außer der Leitung des Nationalſozialiſtiſchen 
Schülerbundes noch die Reichsführung der Hitler-Jugend, nachdem der bisherige 
HJ. ⸗Reichsführer aus geſundheitlichen Gründen von feinem Amte zurückgetreten war. 
Die Hitler-Jugend erhielt unter der rückſichtsloſen und zielbewußten Führung 
v. Rentelns eine neue ſtraffe und klare Gliederung, die in den Grundzügen noch heute 
vorhanden iſt. Anmittelbar unter dem neuen Reichsführer wurde ein Parteigenoſſe 
als Reichsorganiſationsleiter und ein zweiter als Reichsbildungsleiter eingeſetzt. 
Ihnen war eine Reihe einzelner Sachbearbeiter unterſtellt. Die „Neben- Organi- 
ſationen“ — fpäter als „Deutſches Jungvolk“ und „Bund deutſcher Mädel“ noch be- 
ſonders ausgebaut — wurden mit der „Kern⸗Hitler⸗Jugend“ einheitlich zuſammen⸗ 
gefaßt. Die Mitgliederzahl der Hitler⸗Jugend wuchs gerade in den Monaten, nach; 
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dem v. Renteln die Führung der Hitler-Jugend übernommen hatte, ſtändig und 
ſchnell an. In den vier Monaten von Dezember 1931 bis März 1932 verdoppelte ſich 
die Hitler-Jugend. Am 26. und 27. März 1932 fand die große Reihsführertagung 
der Hitler-Jugend in Braunſchweig ſtatt, die für die weitere nationalſozialiſtiſche 
Jugendarbeit richtunggebend war. Die Hitler-Jugend konnte damals bereits vor der 
Offentlichkeit das Ziel verkünden, noch im ſelben Jahre die Hunderttauſend⸗ Zahl zu 
erreichen und damit die „Organiſation der Volksjugend“ zu fein. Als v. Renteln 
durch feine umfangreichen wirtſchaftspolitiſchen Aufgaben in der Reichsleitung der 
NSDAP. immer ſtärker in Anſpruch genommen wurde, gab er 1932 die Führung der 
Hitler-Jugend und des Nationalſozialiſtiſchen Schülerbundes an den Reichsjugend⸗ 
führer ab. 

Der Kampf der Jahre 1931 und 1932 war auch für die Hitler-Jugend beſonders 
ſchwer. Haß und Terror traf fie ebenſo hart wie die geſamte Bewegung. Die Mehr- 
zahl ihrer 23 toten Kameraden iſt in jenen Jahren gefallen. Zugleich mit dem Ver⸗ 
bote der SA. durch Groener im Sommer 1932 erfolgte das Verbot der Hitler-Jugend, 
deren organiſatoriſcher Zuſammenhalt in der „Nationalſozialiſtiſchen Jugend- 
bewegung“ bis zur einige Monate ſpäter erfolgten Aufhebung des Verbots mühſam 
aufrechterhalten wurde. 


4. Der erfte Reichsjugendtag 

Am 1. und 2. Oktober desſelben Jahres fand in Potsdam der erſte Neichsjugendtag 
der NSDAP. ſtatt, die größte Jugendkundgebung, die die Geſchichte kennt, eine 
großartige Demonſtration der jungen Bewegung gegen das alte Syſtem. Aber 
100 000 Angehörige der nationalſozialiſtiſchen Jugendorganiſation marſchierten 
vor dem Führer 7½ Stunden vorbei. Gerade in der taktiſch ſchweren Lage, in der 
ſich die NSDAP. zu jener Zeit befand, war dieſer Tag eine Anterſtützung des 
nationalſozialiſtiſchen Kampfes um die Macht, wie ſie wirkſamer nicht gedacht werden 
konnte. 

Der Erfolg der Kundgebung war allein dadurch ermöglicht worden, daß die Baldur 
v. Schirach unmittelbar untergebene Dienſtſtelle der Bewegung, die „Reichsjugend⸗ 
führung der NSDAP.“, ſich immer ſtärker durchgeformt und zu immer größerer 
Macht und Geſchloſſenheit entwickelt hatte. „Nicht die pünktliche Beantwortung von 
Briefen allein iſt für eine gute Führung kennzeichnend, ſondern ihr Kontakt mit der 
kämpfenden Gemeinſchaft“, ſagt der Reichsjugendführer. 


5. Die fjitler- Jugend von 1936 


Im Jahre 1936 umfaßte die Geſamt- Hitler-Jugend, die noch im Jahre 1933 nur 
150 000 Mitglieder hatte, in ihren Gliederungen — (Kern-) Hitler-Jugend, Deutſches 
Jungvolk, Bund Deutſcher Mädel und Jungmädel in der Hitler-Jugend — wohl 
weit über 6 000 000 junger deutſcher Menſchen. Der Nationalſozialiſtiſche Schüler- 
bund und die 1932 gegründeten Nationalſozialiſtiſchen Jugendbetriebszellen find 
wieder in die geſamte Hitler-Jugend eingefügt worden. Die Jahrgänge find von 
10 bis 14 Jahren dem Deutſchen Jungvolk, von 14 bis 18 Jahren der (Kern-) Hitler- 
Jugend zugeteilt. Die Mädels gehören dem Bund Deutſcher Mädel bis zum Alter 
von 21 Jahren an. Der Einteilung nach Altersſtufen und der anderen nach Geſchlech⸗ 
tern ſteht eine dritte Einteilung nach Landſchaften zur Seite. Die Hitler-Jugend 
gliedert ſich im Reich in 26 Gebiete, die ſelbſt wieder in Banne, Anterbanne, Gefolg- 
ſchaften, Scharen und Kameradſchaften untergeteilt find. Obergebiete und Ober- 
banne, die eine Zeitlang nach der Machtübernahme als ſelbſtändige Dienſtſtellen 
zwiſchen Reichsjugendführung und Gebiet einerſeits und Gebiet und Bann anderſeits 
beſtanden, ſind aufgelöſt worden, um eine Aberzahl von Stäben und damit zugleich 
ein Abermaß von Papierarbeit zu vermeiden. Die Ränge des Obergebietsführers 
und des Oberbannführers find beſtehen geblieben. Die Leitung der geſamten Hitler- 
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Jugend und die Vertretung nach außen hat der Führer der Einheit — alſo beiſpiels⸗ 
weiſe der zuſtändige HJ.⸗Gebietsführer. Er hat auch die Entſcheidung in allen die 
Gefamt-Hitler-Zugend betreffenden Angelegenheiten. Die organiſatoriſche Selb⸗ 
ſtändigkeit der Hitler-Jugend Gliederungen wird davon im Weſen nicht berührt. Die 
Gebietsführungen und die Bannführungen find entſprechend dem Aufbau der Neichs⸗ 
jugendführung ausgebaut. Den „Amtern“ der Reichsjugendführung entſprechen die 
„Abteilungen“ der Gebiete und die „Stellen“ der Banne. Die frühere organiſatoriſche 
Anterſtellung der Jugendarbeit unter die SA.⸗Führung war ſchon im Jahr 1932 
durch die Ernennung des Reichsjugendführers zum Amtsleiter in der Reichsleitung 
der NSDAP. beſeitigt worden. Seit dem 2. Juni 1933 iſt Baldur v. Schirach Reichs. 
leiter der NSDAP. Im Jahre 1934 iſt der Nationalſozialiſtiſche Deutſche Studenten- 
bund aus der einheitlichen Jugendarbeit herausgelöſt und als ſelbſtändige Organi- 
ſation dem Stellvertreter des Führers unterſtellt worden. 


Die Hitler-Jugend iſt nicht nur rechtlich, ſondern auch politiſch ein Teil der großen 
Nationalſozialiſtiſchen Partei. Der Dienſt für den Führer und die Idee eint alle 
Gliederungen und Verbände der NSDAP. Die Hitler-Jugend hat wohl ein Eigen- 
leben. In ihrer roten Fahne, die den weißen Balken und das ſchwarze Hakenkreuz 
in der Mitte trägt, und in ihrem Fahnenliede kommt es zum Ausdruck. Aber dieſes 
Eigenleben, planvoll gefördert und unterſtützt von allen maßgebenden Männern der 
Parteileitung, fügt ſich jederzeit in das größere Leben der nationalſozialiſtiſchen 
Bewegung ein. 


III. Abjchnitt: 


Aufbau und Arbeit der Reichs jugend führung 


1. Der Reichsjugendführer der NSDAP. 


Die Reichsjugendführung der NSDAP. iſt ein Teil der a 
liſtiſchen Bewegung. Ihr Aufbau und ihre Arbeit liegen noch nicht unver⸗ 
rückbar für alle Zeiten feſt. Die Behörden des Staates haben Jahrhunderte ge⸗ 
braucht, ehe ſie die angemeſſene Form und die brauchbarſte Arbeitsweiſe geſunden 
hatten. Eine Darſtellung der oberſten Befehlsſtelle der Jugend innerhalb der Be⸗ 
wegung ſoll daher weniger den techniſch⸗bürokratiſchen Apparat als die Lebendigkeit 
und die Geſtaltungskraft der deutſchen Jugendarbeit aufzeigen; ſie ſoll nicht ein 
allumfaſſendes Bild der Tätigkeit, ſondern einen beiſpielhaften Eindruck des jungen 
Willens der Nation vermitteln. Ihr iſt der organiſatoriſche Stand der Reichs- 
jugend führung von Anfang 1938 zugrunde gelegt. 

An der Spitze der Reichsjugendführung ſteht der Neichsjugendführer Baldur 
v. Schirach, der als Reichsleiter der NSDAP. die Jugend unlöslich mit der 
Führung der Partei verbindet und zugleich als Jugendführer des Deutſchen Reiches 
eine — keinem Miniſterium untergebene — Reichszentralbehörde iſt. Er gibt in ftän- 
diger perſönlicher Fühlungnahme mit dem Führer ſelbſt die Richtung der Jugend- 
arbeit an, er ſormt die Jugend der Nation und beſtimmt ihr Verhältnis zu den 
anderen großen Faktoren des Gemeinſchaftslebens, mit denen ſie in Berührung 
kommt: zu den Mächten der Erziehung, die im Volke ſchaffen. 


Die Hitler-Jugend wird zur Einſatzbereitſchaft für alle echte Aberlieferung von 
ihren Führern erzogen. Sie wird zur Hochachtung aller wertvollen und wichtigen 
Mächte des Volkes hingeführt. Die unreife Ablehnung der Autorität von Eltern 
und Lehrern kennt fie nicht mehr. Die Familie iſt der Argrund aller Erziehungs- 
arbeit, weil ſie die Anlage des Jungen unbewußt beſtimmt. Die bewußte Formung 
außerhalb der Familie wird in der Hitler-Jugend auf der einen Seite und in 
Schule und Lehrftelle auf der anderen Seite durchgeführt. Die Schule und 
die Lehrſtelle vermitteln das Wiſſen und das Können, deren der junge Menſch zu 
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feiner ſpäteren Berufsarbeit benötigt. Die Hitler-Jugend ſtellt den jungen Menſchen 
in die Kampf- und Erlebnisgemeinſchaft der Bewegung und ſtählt den Charakter. 
Eine vollkommene und eindeutige Aufteilung der Aufgaben iſt nur in der Theorie 
möglich. Die Schule und die Lehrſtelle vermitteln auch charakterliche Werte, die 
Hitler. Jugend vermittelt auch Kenntniſſe. Die Grundauſgabe der einzelnen „Er⸗ 
ziehungsfaktoren“ bleibt trotzdem beſtehen und wird ſich auch a Zukunft immer ſtärker 
ausprägen. 


Nach der nationalſozialiſtiſchen Machtergreifung nahm der Amfang des Hitler⸗ 
Augend-Dienftes immer mehr zu, fo daß die faſt tägliche Beanſpruchung der Jugend 
zu einer Störung des Familienlebens und einer Minderung der beruflichen Leiftung 
führen mußte. Das Abkommen zwiſchen Reichserziehungsminifter und Jugendführer 
des Deutſchen Reiches vom 7. Juni 1934 war ein erſter großzügiger Verſuch, dieſer 
Schwierigkeiten Herr zu werden. Der Jugendarbeit wurde damit ein ſchulfreier 
Tag in der Woche als „Staatsjugendtag“ eingeräumt. Daß dieſes Ab- 
kommen eine vollſtändige Klärung nicht bringen konnte, ergibt ſich allein aus der Tat⸗ 
ſache, daß die Mehrzahl der in der Hitler-Jugend organiſterten Jungen und Mädel 
berufstätig iſt und ſomit von dieſer Regelung nicht erfaßt wird. 


Auch in allen grundſätzlichen weltanſchaulichen Fragen entſcheidet der Reichsjugend⸗ 
führer ſelbſt. So iſt die Stellung der Hitler-Jugend zur Reli- 
gion von ihm feſtgelegt worden. Er ſorgt dafür, daß die nationalſozialiſtiſche 
Jugend in diefen tiefſten Dingen des Menſchenlebens die rechten Maßſtäbe behält 
und niemals die Ehrfurcht verliert vor Gott und ſeiner Offenbarung. Aber er 
ſchärft zugleich dieſer Jugend den Blick für die Feinde der Idee, die ſich nur zu oft 
mit der Religion zu tarnen verſuchen. Die Hitler-Jugend iſt eine politiſche Jugend. 
Sie muß das Weſen des Gegners durch alle ſeine Masken hindurch erkennen, um 
ihn wirkſam zu bekämpfen und ſchließlich ganz zu vernichten. Sie hat eine Aufgabe 
für das deutſche Volk zu er füllen: Eine Gemeinſchaft über Kaſte und Konfeſſion 
hinweg in ſich herauszubilden — eine Gemeinſchaft, die deutſch ſein will und nichts 
als dies — frei und fern von allen Sonderwünſchen und Sonderzielen dee 
Gruppen. 

Die großen Pläne für die Zukunft werden unter der perſönlichen Leitung des Reichs- 
jugendführers bearbeitet, bis fie einem beſtimmten Amt zugeteilt werden. Beſonders 
zu erwähnen iſt der Plan der Errichtung einer Akademie für Jugendfüh ⸗ 
rung, in der alle Jugendführer im Rahmen der ergangenen Ausbildungsordnung 
für das Führerkorps der Hitler-Jugend eine forgfältige und einheitliche Ausbildung 
erhalten werden. Der Bau iſt bereits begonnen und wird 1939 beendet ſein. 


Der Reichsjugendführer gibt der deutſchen Jugend die großen Jahres 
parolen. So war das Jahr 1934 das „Jahr der Schulung“, 1935 das „Jahr 


der Ertüchtigung“, 1936 das „Jahr des Deutſchen Jungvolks“, 1937 das „Jahr der 
Heimbeſchaffung“, 1938 iſt als das „Jahr der Verſtändigung“ proklamiert worden 


2. Die dem Reichsjugendführer untergebenen Dienſtſtellen außerhalb der Hmter 
Der Reihsjugendführer hat als feinen ſtändigen Stellvertreter den Gtabsführer 
der Reichsjugend führung beſtellt. Ihm perſönlich unterſtehen zugleich der Chef- 
adjutant ſowie der Perſönliche Preſſereferent. 

Der Beauftragte für die Leibeserziehung der Deutſchen Jugend iſt dem Reichs 
jugendführer für alle Aufgaben der Leibesübungen und der körperlichen Ertüchtigung 
verantwortlich. 


Die Reichsreferentin des Bundes Deutſcher Mädel iſt für alle BDM. ⸗Angelegen⸗ 
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Die HZ. . arbeitet im unmittelbaren Auftrage des RNeichsjugend⸗ 
führers. 


Dem i e e unterſteht ferner der Reichsverband für Deutſche Jugend⸗ 
herbergen, die Akademie für Deutſche Jugendführung in Braunſchweig als Bildungs- 
ſtätte des HJ.⸗Führerkorps, die Reichsſportſchule⸗ BDM. in Berchtesgaden, der 
Arbeitsausſchuß Langemarck, das Hauptreferat Gefallenenehrung und die RNeichs⸗ 
jugend bücherei. 


An Inſpekteuren find noch zu nennen: der Inſpekteur der Adolf Hitler⸗Schulen, 
— der gleichzeitig Beauftragter für Schul⸗ und Hochſchulfragen iſt — und der 
Reichsinſpekteur für Geſundheitsweſen der Hitler-Jugend. 


Dem Stabsführer unterſtehen unmittelbar: der Arbeitsausſchuß für HJ.⸗Heim⸗ 
beſchaffung, die „Inſpektion“, die aus bewährten Einheitsführern der Hitler Jugend 
beſteht und für die rechte Zuſammenarbeit der einzelnen Hitler⸗Jugend⸗Gebiete im 
Reiche ſorgt, ſowie das Hauptreferat Führerſchulen, das die verſchiedenen Führer⸗ 
ſchulen neben der Akademie für Deutſche Jugendführung betreut. 


Neu iſt das Inſtitut für nationalſozialiſtiſche Jugendarbeit, das als Bildungsſtätte 
für die Hitler⸗Jugend⸗Führerſchaft eingerichtet wird. 

Dem Stabsführer unterſtehen weiterhin unmittelbar die Wachgefolgſchaft „Baldur 
von Schirach“ und die Verbindungsſtelle der Reichsjugendführung in München. 


Eine beſondere Erwähnung verdient die Arbeit des Arbeitsausſchuſſes für HJ.⸗Heim⸗ 
beſchaffung. Der Reichsjugendführer gründete ihn im Herbſte 1936, um das von der 
Hitler⸗Jugend aufgeſtellte Programm des Baues eigener Erziehungsſtätten zu ver- 
wirklichen. Alle an dieſer nationalſozialiſtiſchen Erziehungsarbeit intereſſierten 
Stellen der Partei und des Staates wurden in dieſem Ausſchuß zuſammengefaßt, 
und zwar wurden Vertreter und Beauftragte hierfür beſtimmt von dem Reichsſchatz⸗ 
meiſter der NSDAP., dem Reichs und Preußiſchen Miniſter des Innern, dem 
Reichs und Preußiſchen Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung, 
dem Reichsminiſter für Volksaufklärung und Propaganda und dem Deutſchen 
Gemeindetag. 


Außerdem hat der Reichsjugendführer einen Ehrenausſchuß für die H3..Heim- 
beſchaffung beſtellt. 


Im Einvernehmen mit den im Arbeitsausſchuß für HJ.⸗Heimbeſchaffung beteiligten 
Dienſtſtellen wurde bei jeder Gebietsführung der Hitler⸗Jugend ein Beauftragter des 
Gebietsführers für die HJ.⸗Heimbeſchaffung beſtimmt. Dieſer Beauftragte unter 
ſteht dem Gebietsführer unmittelbar und erhält die Richtlinien für feine Arbeit 
vom Arbeitsausſchuß für HJ.⸗Heimbeſchaffung. 


Der Beauftragte des Gebietsführers ruft einen Arbeitskreis für HJ.-Heimbeſchaf.⸗ 
fung innerhalb feines Gebietsbereiches ein, in dem alle an der HJ.⸗Heimbeſchaffung 
intereſſierten Dienſtſtellen und Behörden vertreten find. 


Der Arbeitsausſchuß für HJ.⸗Heimbeſchaffung hat ſämtliche Bauvorhaben für die 
Zwecke der Jugendarbeit mit Ausnahme der Jugendherbergen zu genehmigen. In 
feinen Arbeitsbereich gehört die Errichtung von HJ.⸗Heimen, Führerſchulen, HZ. 
Kameradſchaftshäuſern, Lehrlingsheimen, Landdienſtheimen uſw. 


Aufgabe des Ausſchuſſes iſt die Bearbeitung der architektoniſchen Geſtaltung und der 
Zweckmäßigkeitserforderniſſe ſowie der finanziellen Aberprüfung der Bauvorhaben 
und der Anterhaltungsfragen für die fertiggeſtellten Bauten. Meldepflichtig ſind auch 
Ambauvorhaben bereits beſtehender Gebäude. In Zuſammenarbeit mit der DAF. 
wird ferner die Errichtung von Adolf- Hitler ⸗Schulen vorbereitet. 


Die Errichtung der Bauten wird den beſten Architekten jeder Landſchaft verantwort⸗ 
lich übertragen. Der Arbeitsausſchuß für HJ.⸗Heimbeſchaffung macht es ſich zur 


Sant] Gruppe 1 | Beiteng 102 


22 Neeße 


Aufgabe, befähigte Architekten zu ſchulen und fie mit den Erforderniſſen der Jugend- 
bauten vertraut zu machen. Außerdem veröffentlicht der Ausſchuß Muſterbeiſpiele 
für Löſungen tatſächlich geſtellter Aufgaben. 


3. Die Reichsjugendführung als Einheit 


Anmittelbar unter dem Stabsführer arbeiten 14 Simter. Die Simter ſelbſt find wieder 
in Hauptreferate und Referate eingeteilt, jedoch tritt nach außen hin allein der Amts- 
chef in Erſcheinung. Außer dieſer ſachlichen beſteht noch eine perſönliche Gliederung: 
Die Amtschefs find „Mitglieder der RIZ.”, die Stellvertreter der Amtschefs, die 
Hauptreferenten und Referenten find „Mitglieder des Stabes der RITF.”, während 
die übrigen Mitarbeiter die „RIZF.-Gefolgihaft” und die „RIF.-Mädelgruppe” 
bilden. Wöchentlich einmal machen die einzelnen Amter geſchloſſen Sportdienſt 
außerhalb ihrer fachlichen Arbeit in der Reichs jugend führung. 


Ein kleines Bild von der ungeheuren Arbeitsleiſtung der Dienſtſtelle vermitteln 
folgende Zahlen und Tatfachen: Die geſamte Hitler-Jugend iſt ihrer Zahl nach 
mindeſtens doppelt fo groß wie die NSDAP. Die Reichsjugendführung hat etwa 
750 hauptamtlich Angeſtellte — allein für ihre zentrale Arbeit. Zu dieſer Zahl kommen 
noch die zahlreichen ehrenamtlichen Mitarbeiter der einzelnen Amter. Etwa 40 000 
Sendungen liefen 1936 im Durchſchnitt monatlich durch die Poft ein, während etwa 
70 000 Sendungen hinausgingen. Für ihre Arbeit braucht die NReichsjugendführung 
allein etwa 600 Räume, die in verſchiedenen Häuſern untergebracht find. 


Der Sitz der Reihsjugendführung iſt heute noch in Berlin, während ſich in München 
nur die große Kartei der geſamten Hitler-Jugend und die Verbindungsſtelle der 
IF. befindet. 


4. Zentralamt 


Das Zentralamt iſt für den 1 Schriftverkehr der Reichsjugendführung ver- 
antwortlich, ſoweit er nicht die ſtaatlichen Aufgaben betrifft und von der „Behörden⸗ 
abteilung“ wahrgenommen wird, einer beſonderen Dienſtſtelle in der R IF., die für 
die Erfüllung der neuen ſtaatlichen Aufgaben der deutſchen Jugendführung zu ſorgen 
hat. Es hat inſoweit die Aufgabe, den Poſteingang zu überprüfen, zu regiſtrieren, 
an die einzelnen Amter weiterzuleiten, Angelegenheiten, die über den Rahmen des 
Amtes hinausgehen, den in Frage kommenden Amtern bekanntzugeben und den Poft- 
ausgang zu überwachen. Weiter iſt es für die Aberwachung des inneren Dienit- 
betriebes und den geordneten Geſchäftsgang innerhalb der Reichsjugend führung ver- 
antwortlich. Dabei wird es von „Geſchäftsführern“ unterſtützt, die in jedem Amt ein- 
geſetzt ſind. Weiter werden im Zentralamt alle Angelegenheiten bearbeitet, die die 
Reichsjugendführung als ſolche betreffen, z. B. Einladungen, Teilnahme des H. 
Führerkorps an Veranſtaltungen u. a. m. 


5. Organijationsamt 


Das Organiſationsamt iſt eine der älteſten Dienſtſtellen innerhalb der 
Jugendführung. Es bearbeitet alle organiſatoriſchen Fragen der Hitler-Jugend. 
Es gliedert ſich in vier Hauptreferate. 


Das Hauptreferat Organiſation hat die Feſtlegung der Grenzen für die 
einzelnen größeren Einheiten der Hitler-Jugend — vom Anterbann aufwärts — 
vorzunehmen und hat in Auswertung der ſtatiſtiſchen Ergebniſſe Anderungen, 
Teilungen und Zuſammenlegungen von Einheiten vorzunehmen. Es beſtimmt die 
Dienſtſitze der Einheitsführer. In einer Kartei ſammelt es die Anſchriften der Ein- 
heiten und vermerkt Begrenzung und Befſtand. Die Gliederungspläne der einzelnen 
Arbeitsgebiete werden hier mit ausgearbeitet und begutachtet. Von den Vorſchriften 
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über geringfügig erſcheinende Einzelheiten angefangen bis zu den wichtigſten grund- 
ſätzlichen Dingen der organiſatoriſchen Formung der Jugend wird hier alles Material 
einheitlich geprüft und der geſamten Arbeit zunutze gemacht. Der monatliche Arbeits- 
bericht der Gebiete der Hitler-Zugend und der — den Gebieten an Amfang ent- 
ſprechenden — Obergaue des Bundes Deutſcher Mädel wird in dieſem Hauptreferat 
zentral bearbeitet, ehe er den einzelnen zuſtändigen Amtern zur Kenntnisnahme und 
Verwertung zugeht. Die Stärkemeldung, die regelmäßig als Anlage des Arbeits- 
berichtes eingeht, gibt einen Aberblick über die zahlenmäßige Entwicklung der Hitler- 
Jugend in den einzelnen Einheiten. Eine Chronik der Hitler-Zugend wird planvoll 
aufgebaut. In einem großen Band wird die geſchichtliche Entwicklung jedes einzelnen 
Bannes eingehend und unter Verwertung aller Anterlagen geſchildert. Aus der 
Geſamtheit aller dieſer einzelnen Darſtellungen wächſt eine Geſchichte der Hitler 
Jugend — ein Teil der Geſchichte der NSDAP. 


Das Hauptreferat Statiſtik ſtellt die für die Organiſation, die Gliederung 
und Zuſammenſetzung der nationalſozialiſtiſchen Jugend bedeutſamen Anterlagen zu⸗ 
ſammen. Es hat die „Mitgliederbewegung“ der Hitler-Jugend zu erfaſſen, die Neu- 
aufnahmen, Aberweiſungen, Austritte und Ausſchlüſſe zu einem Geſamtbilde auszu⸗ 
arbeiten. Eine beſondere Aufgabe iſt es, das Verhältnis der Hitler-Jugend zur ge- 
ſamten deutſchen Jugend darzulegen. Als eines der — auch propagandiſtiſch — 
bedeutſamſten Ergebniſſe der letzten Zeit iſt die Feſtſtellung anzuſehen, daß infolge 
der letzten großen Jungvolkwerbung etwa 95 v. H. aller 10- bis 14jährigen deutſchen 
Jungen im Deutſchen Jungvolk zuſammengeſchloſſen ſind. Die Angaben über die 
Führerſchaft der Hitler-Jugend werden ausgewertet nach Dienſtrang und -ftellung, 
Beruf, Alter, Zugehörigkeit zu NSDAP. und HJ. und anderen wichtigen Geſichts⸗ 
punkten und dem Perſonalamt übergeben, das zu einem Teil feine Maßnahmen auf 
dieſen Feſtſtellungen des Organiſationsamtes aufbauen kann. Auch die Leiſtungen 
der Jugend werden ſtatiſtiſch in verſchiedener Hinſicht bearbeitet. So wird feſtgeſtellt, 
wieviel Zeltlager und Fahrten in einem Jahre veranſtaltet worden ſind, wie viele 
Hitlerjungen das vom Reichsjugendführer geſtiftete HJ.⸗Leiſtungsabzeichen erworben 
haben und wieviel Angehörige der Hitler-Jugend und ihrer Gliederungen auf den 
Führerſchulen geſchult worden find. Die berufsſtändiſche Zuſammenſetzung der Hitler- 
Jugend wird unterſucht. Als Ergebnis der Jahre 1934 und 1935 iſt ermittelt worden, 
daß 21 v. H. Schüler, 5 v. H. kaufmänniſch Tätige, 23 v. H. in Land- und Forſtwirt⸗ 
ſchaft Beſchäftigte, 42 v. H. Jungarbeiter und 9 v. H. ſonſtige Berufstätige in der 
Hitler⸗Jugend ſtehen. 


Das Hauptreferat Bekleidung und Ausrüſtung hat alle Ungelegen- 
heiten, die Art, Form, Farbe und Verarbeitung einzelner Bekleidungs⸗ und Aus- 
rüſtungsgegenſtände betreffen, in Zuſammenarbeit mit der Reichszeugmeiſterei der 
NSDAP. zu klären, die die Herſtellungsvorſchriften für die Induſtrie im Einver- 
nehmen mit der Reichsjugendführung erläßt. Das Hauptreſerat legt den Dienit- 
anzug in allen Einzelheiten für Sommer und Winter feſt und 3 die Einheit ⸗ 
lichkeit der Bekleidung und Ausrüſtung. 


Das Hauptreferat Aufmarſchſtab beſteht aus Kameraden, die beſondere 
Erfahrung in Transport, Anterbringung und Verpflegung von Menſchenmaſſen 
haben. Es hat alle großen Kundgebungen der Jugend, die üher den Bereich eines 
Gebietes hinausgehen, bis ins Letzte vorzubereiten. Die Verhandlungen mit den Be⸗ 
hörden, die Wahl des Lagerplatzes, die Aberprüfung des Zeltbaues: das ſind Fragen, 
die von hier aus zu beantworten find. Als Beiſpiele für die Arbeit dieſes Haupt 
referats können die große Sonnenwendfeier der deutſchen Jugend am 21. Juni 1936 
und der Adolf⸗Hitler⸗Marſch zum Reichsparteitag in Nürnberg genannt werden, auf 
dem die Bannfahnen der Hitler-Jugend aus all ihren Standorten im Reiche zu der 
großen Jahresfeier der NSDAP. gebracht werden. 
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6. Perſonalamt 


Das Perſonalamt hat — wenn auch unter anderer Benennung und in anderer 
Form — von Anfang an in der Jugendführung der nationalſozialiſtiſchen Bewegung 
beſtanden. 


Dem Hauptreferat Führung obliegt die Beſetzung der einzelnen Dienft- 
ſtellen. Es nimmt alle Beauftragungen, Beſtätigungen und Entlaſtungen vom Iinter- 
bannführer an aufwärts vor. Vom Oberbannführer an werden die Ernennungen 
vom Stellvertreter des Führers vorbereitet und vom Führer ſelbſt gezeichnet. 


Alle drei Monate kommt der ſogenannte „Führerbefehl“ heraus. In dieſem find 
alle Ernennungen und Beförderungen vom Anterbannführer an aufwärts, Ausſchlüſſe 
und Warnungen, ſowie die Verluſtmeldung von Mitgliedsbüchern und Ehrenzeichen 
enthalten. Jeder Hitler⸗-Jugend⸗Führer, zunächſt vom Anterbannführer an aufwärts, 
ſpäter auch die unteren Dienſtgrade, hat den Nachweis feiner ariſchen Abſtammung, 
zurückreichend bis zum 1. 1. 1800, zu erbringen. Ebenfalls haben HZ.⸗Führer um 
Qerlobungs- und Heiratsgenehmigung hier nachzukommen. Dem Antrag find die 
Ahnennachweiſe und ärztliche R des Antragſtellers und ſeiner 
Braut beizufügen. 


Im Hauptreferat Führer- und Erzieher nachwuchs wird eine der 
wichtigſten Fragen, die Führerausleſe, behandelt. Beſonders nach der Verordnung 
des Reichsjugendführers vom 18. 2. 1938 über die Ausbildungsordnung für das 
Führerkorps der Hitler-Jugend hat dieſes Hauptreferat eine große Aufgabe erhalten. 
Es iſt für den Führernachwuchs verantwortlich und hat die geeigneten Anwärter 
für das HJ.⸗Führerkorps auszuſuchen. Zur Heranbildung des HZ.⸗Führerkorps 
dient die Akademie für Jugendführung in Braunſchweig. Jeder Hitlerjunge kann 
dahin berufen werden. Er muß den Nachweis der deutſchblütigen Abſtammung er- 
bringen, muß vollkommen geſund ſein und eine einwandfreie nationalſozialiſtiſche 
Haltung ſowie körperliche und geiſtige Leiſtungsfähigkeit beſitzen. Abgeſchloſſene 
Berufsausbildung oder Abitur iſt Vorausſetzung für die Aufnahme in die Akademie. 
Folgender Ausbildungsgang iſt für den Führeranwärter nach erfolgter Ableiſtung 
der Arbeitsdienſt⸗ und Wehrdienſtpflicht vorgeſchrieben: 


1. Viermonatige Tätigkeit als Mitarbeiter in einer Gebietsführung; 

2. Achtwöchiger Lehrgang in der Reichsjugendführerſchule in Potsdam; 

3. Einjährige Ausbildung auf der Akademie für Jugendführung; 

4. Dreiwöchige Ausbildung in der Induſtrie des Inlandes und ſechsmonatige Aus- 
bildung im Auslande; 

5. Abſchlußprüfung. 


Vor Beginn der Ausbildung auf der Akademie erfolgt die Verpflichtung für eine 
Mindeſtdienſtzeit von 12 Jahren in der HI. Beſteht der Führeranwärter die 
Abſchlußprüfung erfolgreich, erhält er das Jugendführerpatent des Jugendführers 
des Deutſchen Reichs. Nach ſeiner Dienſtzeit in der HJ. kann er in Partei oder 
Staat weiterarbeiten. 


Alle Diſziplinarangelegenheiten finden im Hauptreferat Difziplinar- 
und Mitgliedſchaftsweſen ihre Bearbeitung, ſoweit ſie nicht in die Zu— 
ſtändigkeit der HJ.- Gerichtsbarkeit gehören. Sehr weſentlich dabei iſt die Behand— 
lung von Beſchwerden, die aus Elternkreiſen und von Partei- und Staatsdienſtſtellen 
kommen. Das Hauptrefereat hat dafür Sorge zu tragen, daß noch beſtehende Mängel 
in den Antergliederungen behoben werden. Weiterhin werden in dem Hauptreferat 
Beſcheinigungen über frühere Mitgliedſchaften in der Hitler-Jugend ausgeſtellt und 
ſonſtige Fragen über Zugehörigkeit zur Hitler-Jugend geregelt. Auch iſt hier darüber 
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zu entſcheiden, ob Jungen und Mädel in der Hitler-Jugend aufgenommen werden 
können, von denen der Nachweis der Abſtammung nicht vollſtändig erbracht werden 
kann. Zu dem Hauptreferat gehört außerdem noch das Referat Gnadenweſen. Hier 
werden in engſter Zuſammenarbeit mit der Kanzlei des Führers alle Gnadengeſuche 
von HZ.⸗Angehörigen oder ſolchen, die früher einmal der Hitler-Jugend angehört 
haben, bearbeitet. Im weſentlichen handelt es ſich hier um Geſuche ſolcher Jugend. 
licher, die in irgendeiner Weiſe mit den Strafgeſetzen in Konflikt gekommen ſind und 
auf dem Gnadenwege um Strafausſetzung, Bewährungsfriſt, Straftilgung uſw. 
bitten. 

Desgleichen erfolgt hier die Bearbeitung der Anträge auf Verleihung des Ehren⸗ 
zeichens der Hitler-Iugend für alle diejenigen, die vor dem 1. 10. 1932 der Hitler- 
Jugend angehört haben und bis heute ununterbrochen der NSDAP. bzw. der Hitler- 
Jugend angehören. 


Die BDM. Sachbearbeiterin im Perſonalamt geſtaltet die ſachlichen 
Aufgaben aller anderen Hauptreferate für den Bund Deutſcher Mädel aus. Gerade 
in Perfonalangelegenheiten iſt eine ſolche Sonderbearbeitung der Mädelfragen 
notwendig. 


Mit der Abergabe ihrer Kinder an die Organiſationen der Hitler-Jugend bringt die 
deutſche Elternſchaft der Führung der deutſchen Jugend ein großes Vertrauen ent. 
gegen. Dieſes Vertrauen verpflichtet wiederum die Führung, peinlichſt darauf zu 
achten, daß jeder ſchlechte Einfluß von den Jungen ferngehalten wird. Da es aber 
anderſeits in einer Millionenorganiſation unvermeidlich iſt, daß ſich ſchlechte Ele⸗ 
mente einſchleichen, muß dafür Sorge getragen werden, daß jeder ſchlechte Einfluß 
in den erſten Anfängen erkannt und in Zuſammenarbeit mit den zuſtändigen Staats- 
behörden ausgerottet wird. Vorausſetzung für eine erfolgreiche Durchführung dieſer 
Aufgabe iſt, daß von dieſer Dienſtſtelle eine enge Zuſammenarbeit mit den Vollzugs. 
und Sicherheitsbehörden des Staates und der Partei hergeſtellt wird. Die Einrich- 
tung des Streifendienſtes in der Hitler-Jugend ſorgt dafür, daß Angehörige der 
Hitler-Jugend ſich auch dann diſzipliniert und ordentlich benehmen, wenn fie der 
Befehlsgewalt ihrer Führer entzogen find. Aufmerkſame Beachtung aller Erſchei⸗ 
nungen in den Formationen und in den notwendigen Fällen ein unerbittlich ſcharfes 
Durchgreifen gemeinſam mit den Staatsbehörden ſchützt den geſunden Teil unſerer 
Jugend und gewährleiſtet einen ſtörungsfreien Ablauf der großen Erziehungsarbeit. 
Das „Perſonalamt“ hat darüber hinaus noch die Aufgabe, alle Erſcheinungen auf 
dieſem Gebiete planmäßig auszuwerten. Den aktiven Führern der Formationen 
wird hierdurch neues Wiſſen für ihre Erziehungsarbeit vermittelt. 


Organiſatoriſch iſt die Dienſtſtelle eingeteilt in ein Hauptreferat für kriminelle Aber. 
wachung, ein zweites Hauptreferat für politiſche Aberwachung und ein ſelbſtändiges 
Referat zur Organiſation des Streifendienſtes und für die techniſche Durchführung 
der Auswertung. . 


Die HI3.-Berihtsbarkfeit unterſteht dem Reichsjugendführer unmittelbar. 
HJ.⸗Oberrichter iſt der Chef des Perſonalamtes. Die HI.-Gerihtsbarkeit im 
weiteren Sinne beruht auf der Diſziplinarordnung der Hitler-Jugend und der 
Dienſtvorſchrift zur HJ.⸗Diſziplinarordnung vom 8. 10. 1936 (Reichsbefehl vom 
14. 12. 1936, Sonderdruck). Hierdurch iſt den Einheitsführern und den HZ.⸗Gerichten 
die Diſziplinargewalt in beſtimmtem Amfange verliehen worden. 


Die HJ.⸗Gerichtsbarkeit im engeren Sinne entſcheidet über ſchwerere Verfehlungen, 
für die ein den Einheitsführern zur Verfügung ſtehendes Diſziplinarmittel nicht aus⸗ 
reichen würde, über Verfahren zum Schutze der eigenen Ehre und als Schlihtung3- 
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ſtelle in perſönlichen Streitfällen. Das HI.-Obergeriht iſt die Einſpruchsinſtanz für 
die Entſcheidungen der HJ.⸗Gerichte. Als einzige Inſtanz erkennt es für Recht gegen 
Hitlerjungen vom Führer eines Bannes an aufwärts, ferner gegen Mitarbeiter der 
Reichsjugendführung. Die H9I.-Gerichte find mit einem HI.-Rihter und zwei be- 
ratenden Beiſitzern beſetzt. Sie beſtehen für alle Gebiete. Das HI.-Obergeriht hat 
ſeinen Dienſtſitz in Berlin. 


Die Entſcheidung erfolgt in mündlichem oder ſchriftlichem Verfahren. Die mündliche 
Verhandlung erfolgt in Gerichtstagen, die nach Bedarf an den einzelnen Orten 
anberaumt werden. Es wird darauf hingearbeitet, in ſämtlichen Fällen mündliche 
Verhandlungen durchzuführen und in engſter Zuſammenarbeit mit den Jugend- 
gerichten zu entſcheiden. Die HJ.⸗Gerichtsbarkeit wird weiter ausgebaut. 


Der ſtellvertretende Chef des Perſonalamtes iſt Inſpekteur der Adolf 
Hitler⸗Schulen und gleichzeitig Beauftragter für Schul 
und Hochſchulfragen. In feiner Eigenſchaft als Inſpekteur der Adolf⸗Hitler⸗ 
Schulen gibt er die Richtlinien für die geſamte Arbeit der Adolf⸗ Hitler ⸗Schulen. Er 
arbeitet hier mit den zuſtändigen Dienſtſtellen der Partei zuſammen. Als Schul- 
und Hochſchulbeauftragter erledigt er alle Schul⸗ und Hochſchulfragen, die die HJ. 
betreffen. Die Zuſammenarbeit der Reichsjugendführung mit der Reichsſtudenten⸗ 
führung liegt vor allem in ſeiner Hand. 


7. Geſundheitsamt 


Ein ausgebautes Geſundheitsweſen gab es vor der Sec h ud hee Adolf Hitlers 
in der nationalſozialiſtiſchen Jugend nicht. In der Kampfzeit hatte die Hitler- 
Jugend wie die anderen Gliederungen der Bewegung ihren Dienft ohne Rüdficht- 
nahme auf ihre Geſundheit zu verſehen. Auch noch nach dem Revolutionsjahr war 
das Geſundheitsweſen nicht einheitlich zuſammengefaßt, ſondern in verſchiedenen 
Amtern und Referaten der Reichsjugendführung verſtreut. Als das geſamte Geſund⸗ 
heitsweſen der Partei neu geordnet wurde, faßte man auch die Bearbeitung des 
Jugendgeſundheitsweſens in dem Geſundheitsamt der Reichsjugendführung 
zuſammen. Der Reichsjugendführer hat bei einer Tagung der HJ.⸗Gebietsärzte in 
Weimar 1935 geſagt: „Ich weiß keine Dienſtſtelle der Bewegung, die ſoviel Ver. 
antwortung trägt, wie Ihr Jugendärzte.“ Durch den Ausbau des Geſundheitsweſens, 
der immer weiter vervollkommnet wird, ſorgt die nationalſozialiſtiſche Jugend- 
führung dafür, daß nicht nur in Zukunft jede übermäßige Beanſpruchung ver ⸗ 
mieden, ſondern daß darüber hinaus noch der Dienſt dem Geſundheitszuſtand 
des einzelnen Jungen entſprechend geſtaltet wird. 


Grundſätzlich iſt zwiſchen der Geſundheitsſicherung und der Geſund 
heitsführung der Jugend zu unterſcheiden. Die Geſundheitsſicherung, der 
ſogenannte „truppenärztliche Dienſt“ der Hitler-Jugend umfaßt die Sorge für den 
Kranken bei allen Veranſtaltungen der Hitler-Jugend, wie vor allem Lagern, Auf- 
märſchen und Tagungen. Schon vorher wird der Arzt zum Plan der Veranſtaltung 
gehört. Durch ein ausgebautes Nachrichtenweſen iſt er in der Lage, alle Veranftal- 
tungen in Gegenden zu unterbinden, wo beiſpielsweiſe Fälle von anſteckenden und 
die Jugend gefährdenden Krankheiten (Diphtherie, ſpinale Kinderlähmung uſw.) 
aufgetreten find. Von beſonderer Bedeutung war die Mitwirkung der Urzte bei 
den großen Sommerlagern des Jahres 1935, wo alle Einzelheiten — die Lage, die 
Trinkwaſſerverſorgung, der Latrinenbau und anderes mehr — auf ihre gejundheit- 
liche Anbedenklichkeit überprüft wurden. Die Geſundheitsführung umfaßt hingegen 
die Sorge für den geſunden Jungen. Der Wille, vorbeugend und ſchützend die 
Geſundheit zu überwachen, ſtatt immer nur bereits eingetretene Schäden zu befeiti- 
gen, ift nationalſozialiſtiſchem Denken entſprungen. Jeder Junge, der einer national- 
ſozialiſtiſchen Jugendorganiſation angehört, erhält ein Geſundheitsſtammbuch, das 
ihn in jedem Abſchnitt feines Lebens begleiten und jederzeit ein erſchöpfendes Bild 


— — [Being 1 


Reichsjugendführung 27 


ſeiner körperlichen Leiſtungsfähigkeit geben wird. Die Aufgabe, die hier geſtellt 
iſt, iſt ebenſo ſchwer wie ſegensreich. Die altersmäßige Verſchiedenheit und der 
Wechſel der körperlichen Eigenſchaften im Entwicklungsalter kann auch einen er⸗ 
ſahrenen Arzt, der nicht beſonders für Jugendſragen geſchult iſt, zu Fehlſchlüſſen 
bringen. Anderſeits beſteht bei frühzeitigem Eingreifen die Möglichkeit, durch ord⸗ 
nungsmäßige Behandlung Schäden auszugleichen, die in ſpäteren Jahren kaum oder 
überhaupt nicht mehr zu beſeitigen find. Die „Reihenunterſuchungen“ — wo die 
Jungen nicht „der Reihe nach“ behandelt werden, ſondern eine Reihe von Anter⸗ 
ſuchungen in beſtimmten Zeitabſtänden am ſelben Jungen vorgenommen werden, 
ſtellten den erſten Verſuch dar, eine Geſundheitsbetreuung der Jugend auf weite 
Sicht durchzuführen. 

Dieſe grundlegende Arbeit leiſtet vor allem das Hauptreferat ärztliche 
Betreuung der HZ. im Geſundheitsamt der Reichsjugendführung, in dem 
außerdem noch die beſonders wichtige und notwendige Sonderſchulung der Urzte, 
der umfangreiche und ſtändig wachſende Aufbau der Feldſcherorganiſation und die 
raſſenpolitiſchen Fragen der Hitler-Jugend bearbeitet werden. Die Feldſcheraus⸗ 
bildung beſonders geeigneter Kameraden der Hitler-Jugend und ihrer Gliederungen 
ſchafft in der Jugend einen neuen Typ des Arzthelfers, der nicht mehr abſeits vom 
Dienſt ſteht und daher von den Kameraden für voll genommen wird. Der Wechſel 
der Benennung kennzeichnet den Wechſel der Sache: Der Feldſcher der Hitler- 
Jugend unterſcheidet ſich vom „Sanitäter“ alter Schule wie der Poliziſt vom 
„Schutzmann“. In das Hauptreferat iſt auch die Verbindungsſtelle zum Deutſchen 
Roten Kreuz, zu SA., y und NS KK. eingebaut. 


Außerdem find Verbindungsführer zum Reichsminiſterium des Innern, zu der 
Nationalſozialiſtiſchen Volkswohlſahrt und der Deutſchen Arbeitsfront, zu den 
wiſſenſchaftlichen Inſtituten und der Kaſſenärztlichen Vereinigung Deutſchlands 
eingeſetzt. Dieſelben Aufgaben führen in entſprechender Abänderung das Haupt 
referat ärztliche Betreuung von BDM. und IM. und das 
Hauptreferat ärztliche Betreuung des DI. aus. 


Das Hauptreferat Sonderausrüſtung forgt für die rechte Geſtaltung, 
Beſchaffung und Erhaltung des Materials, das für die Arbeit des Geſundheits- 
amtes notwendig iſt. Viele deutſche Reichspatente ſind aus der praktiſchen Arbeit 
heraus entſtanden, beſondere Erfindungen find gemacht worden, um die oft fo 
gefährliche Verwechſelung von inneren und äußeren Mitteln bei der von den Feld- 
ſcheren oft ſelbſtändig zu leiſtenden Erſten Hilfe unmöglich zu machen. Da einheit- 
lich alle Beſtellungen von Verband und Arzneimitteln aus den Reihen der Hitler- 
Jugend über das Geſundheitsamt gehen, wird ein monatlicher Amſatz von rund 
30 000 RM erzielt. Die Höhe des Amfatzes ermöglicht eine Einflußnahme auf die 
Herſtellungsinduſtrie, die wiederum der Jugend zugute kommt. Der Einſatz von 
Hitler⸗ZJugend⸗Apothekern bis zu den Bannen hinab gibt die Gewähr dafür, daß die 
einzelnen Mittel immer in Ordnung find. 


Das Hauptreferat Zahnärztliche Betreuung trifft Vorſorge da- 
für, daß akut auftretende Verletzungen oder Erkrankungen der Zähne, die ſofortiger 
Erledigung bedürfen, ohne Verzögerung behandelt werden und daß der Geſund⸗ 
heitszuſtand der Zähne bei den einzelnen Hitler⸗Jugend⸗ Angehörigen ſtändig über- 
wacht wird. In dem Amt beſtehen noch zwei ſelbſtändige Referate, das Referat 
Geſundheitsinſpektion, das für die einheitliche Geſtaltung der Gelund- 
heitsarbeit in den Gebieten zu ſorgen hat, und das Referat Fachpreſſe, 
das die ärztlichen Zeitſchriften im Hinblick auf Jugendfragen zu prüfen und auch 
Beiträge für fie zu beſchaffen oder zu vermitteln hat. 

Eine feſte organiſatoriſche Verbindung zu der zuſtändigen Dienſtſtelle der national- 
ſozialiſtiſchen Bewegung iſt bereits ſeit längerer Zeit vorhanden. Der Leiter des 
Geſundheitsamtes der Reichsjugendführung iſt zugleich Leiter der Jugenddienſt⸗ 
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ſtelle im Hauptamt für Volksgeſundheit der NSDAP. In entſprechender Weiſe 
find die Gebiets⸗ und Bannärzte der Hitler-Jugend bei den Gauleitungen und 
Kreisleitungen der Partei eingebaut. 


Die Tätigkeit des Arztes in der Hitler-Jugend gewinnt immer größere Bedeutung. 


Jedes Jahr findet ein allgemeiner Geſundheitsappell und Zahngeſundheitsappell der 
deutſchen Jugend ſtatt. Alle Jugendlichen, die krank oder ſchwächlich find, werden 
auf Grund dieſer Anterſuchung für Heilbehandlung, Erholungsaufenthalt, Zahn- 
behandlung oder Landverſchickung beſtimmt. 

Die geſamte Führerſchaft wird über Geſundheitsführung belehrt. Sie wird ver⸗ 
traut gemacht mit den Grundkenntniſſen der Medizin der Leibesübungen und mit 
den hygieniſchen Maßnahmen, die für Lager und Fahrt zu beachten ſind. 

Die Arbeit, die für die Geſundheitsführung der deutſchen Jugend zu leiſten iſt, wird 
in einem Handbuche der Jugendgeſundheitsführung behandelt. Die Ausbildung der 
Feldſchere und Geſundheitsdienſtmädel erfolgt nach einem beſonderen Ausbildungs- 
buche. Der Aufbau und die Aufgaben des Geſundheitsdienſtes find in der Geſund⸗ 
heitsdienſtordnung niedergelegt. 

Alle Dienſte hat der Einheitsführer vorher mit dem Arzte zu beſprechen; feine An- 
ordnung hat bindende Kraft. Eine Aberanſtrengung des einzelnen Jungen wird 
immer mehr zu den Ausnahmefällen gehören. Damit iſt ein Ziel erreicht, das der 
Reichsjugendführer ſchon im Auguſt 1933 angeſtrebt hat, als er in ſeiner Eigenſchaft 
als Jugendführer des Deutſchen Reiches für die geſamte Jugend eine Anordnung 
herausgab, in der er beſondere Vorſchriften zur Verhütung von Aberanſtrengung 
einzelner Jungen und Mädel erteilte. 


8. Amt für Leibesübungen 


Im November 1933 wurde in der Reichsjugendführung „die Abteilung Ertüchtigung 
(E)“ geſchaffen. Sie wurde ſpäter in „Amt für körperliche Schulung“ umbenannt. — 
Nach Verkündung des Geſetzes über die Hitler-Jugend vom 1. 12. 1936 ernannte der 
Reichsjugendführer den Reichsſportſührer zum Beauftragten für die Leibeserziehung 
der deutſchen Jugend. Die bisherige Jugendarbeit des Deutſchen Reichsbundes für 
Leibesübungen wurde von der Hitler-Jugend übernommen. Dieſe bedeutende Er⸗ 
weiterung der Aufgaben war der Anlaß dafür, das bisherige einheitliche Amt für 
körperliche Schulung 1937 in das Amt für Leibesübungen und das Amt für körper- 
liche Ertüchtigung zu teilen. 

Das Amt für Leibesübungen leitet die geſamten pflichtmäßigen und freiwilligen 
Leibesübungen der Jugend außerhalb des ſtaatlichen Schulbetriebes. 


Im Hauptreferat Grundſchule werden die Richtlinien, Dienſtpläne und 
Ausbildungsvorſchriften für die Turn- und Sportpflicht aller Jungen und Mädel 
ausgearbeitet. Von beſonderer Bedeutung iſt der alljährlich ſtattfindende Reichs- 
ſportwettkampf (früher Deutſches Jugendfeſt) der Hitler-Jugend, deſſen Durch- 
führung in einem Erlaſſe des Führers und Reichskanzlers dem Jugendführer des 
Deutſchen Reichs übertragen wurde. An dieſem Reichsſportwettkampfe haben im 
Jahre 1937 6,1 Millionen Jungen und Mädel teilgenommen. 

Zu Beginn des Jahres 1937 verfügte der Reichsjugendführer die pflichtmäßige Durch- 
führung des Führerzehnkampfes für alle HI.-Führer vom Gefolgſchaftsführer an auf- 
wärts. Damit wurde zum Ausdruck gebracht, daß der HZ.-Führer alle Leiſtungen, 
die er von ſeinen Kameraden verlangt, in erhöhtem Maße ſelbſt erfüllen muß. Auch 
dieſer Führerzehnkampf wird hier bearbeitet, ebenſo wie der ſportliche Teil des 
Reichsberufswettkampfes und der Reichsſeeſportwettkampf der Hitler-Jugend. 
Schulungsmaterial wird laufend zur Ergänzung der Anweiſungen herausgegeben. 
Die „Grundſchule“ in den Leibesübungen bildet die Grundlage für die Wehr- 
erziehung der deutſchen Jugend. 
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Das Hauptreferat Leiſtungsfport bearbeitet die geſamten Aufgaben des 
ehemaligen Jugendreferats des Deutſchen Reichsbundes für Leibesübungen. Mit der 
Ernennung des Reichsfportführers zum Beauftragten für die Leibeserziehung der 
deutſchen Jugend wurde eine weitgehende Perſonalunion der bisherigen Jugend- 
dienſtſtellen des Deutſchen Reichsbundes für Leibesübungen mit den für die Leibes⸗ 
erziehung verantwortlichen Dienſtſtellen der Hitler-Jugend in die Wege geleitet. 
Die weſentliche Aufgabe dieſes Referats iſt die Durchführung der deutſchen Jugend- 
meiſterſchaften mit ihren geſamten Ausſcheidungswettkämpfen vom Bann über das 
Gebiet bis zu den Reichsendwettkämpfen. 


Das Hauptreferat Schulung leitet die geſamte Ausbildung von Kampf⸗ 
richtern, Abungsleitern, Sportwarten und den Einſatz der hauptamtlichen Stellen- 
leiter für Leibeserziehung in den Bannen und Jungbannen. Zu dieſem Zwecke ſtehen 
die Reichsakademie für Leibesübungen ſowie zwei Reichsſportſchulen (Braunau / Schl. 
und Freiburg / Br.) zur Verfügung. 

Im Hauptreferat Sportaufſicht, das zu Beginn des Jahres 1938 ge- 
ſchaffen wurde, werden insbeſondere die ſportlichen Beziehungen zu der Jugend des 
Auslandes gepflegt und ſportliche Auslandsreiſen bearbeitet. Weiterhin werden hier 
die wichtigen Arbeiten der Auswertung und ſtatiſtiſchen Aberprüfung des Sportes 
durchgeführt. Ein beſonderes Referat Sportwiſſenſchaft unterſucht laufend die Zu⸗ 
ſammenhänge zwiſchen körperlicher Beanſpruchung und Geſundheitszuſtand, um alle 
Vorſichtsmaßnahmen gegen eine körperliche Aberanſtrengung der Jugend zu treffen. 
Im Hauptreferat Sportſchrifttum, das gleichzeitig dem Preffe- und 
Propagandaamt der Reichsjugendführung angeſchloſſen iſt, ift die Schriftleitung der 
Zeitſchrift „Sport und Jugend“ verankert. — 

Sm Hauptreferat Leibesübungen an den Adolf-Hitler- 
Schulen werden in Verbindung mit dem Inſpekteur für die Adolf Hitler Schulen 
die geſamten Fragen der Leibeserziehung an den Adolf⸗Hitler⸗Schulen bearbeitet. 


Das Hauptreferat Wettkampfſtab bereitet die geſamten Reichswett⸗ 
kämpfe der HJ. vor: die Reichswinterſportwettkämpfe in Garmiſch⸗Partenkirchen, 
die Kampfſpiele der Hitler-Jugend in Nürnberg und die Reichsendwettkämpfe im 
Geräteturnen, Boxen, Fechten, Ringen, Kanuſport, Segeln und Rudern. 

Dem Chef des Amtes für Leibesübungen iſt für die geſamte Leibeserziehung der 
Mädel die Hauptreferentin des BDM. beigegeben, die die geſamte Leibeserziehung 
der Mädel bearbeitet. 


9. Amt für körperliche Ertüchtigung 


Auch dieſes Amt ſteht gleich dem Amt für Leibesübungen unter dem Beauftragten 
für die Leibeserziehung der deutſchen Jugend. 


Das Ziel der körperlichen Ertüchtigung iſt nicht eine militäriſche Ausbildung der 
Jugend mit der Waffe oder eine Soldatenſpielerei, ſondern eine körperliche, geiſtige 
und charakterliche Vorbereitung für den ſpäteren Dienſt in der Wehrmacht. 

Die Arbeit des Amtes dient insbeſondere der Grundausbildung und Sonderaus⸗ 
bildung der Jugend. Die Grundausbildung umfaßt Kleinkaliberſchießen und Gelände- 
ſport. Sie wird bei den Einheiten der HJ. von Schießwarten und Geländeſport⸗ 
warten durchgeführt. Die Ausbildung der Schießwarte erfolgt auf der Reichsſchieß⸗ 
ſchule in Obermaaßfeld. Die Errichtung einer weiteren Schießſchule und zweier 
Geländeſportſchulen iſt geplant. Die Schießausbildung in der Hitler-Jugend will 
den Jungen mit der Handhabung des Kleinkalibergewehrs voll vertraut machen. 
Für beſtimmte Leiſtungen wird die Schießauszeichnung der HJ. und eine Schieß⸗ 
auszeichnung für Scharfſchützen verliehen. 

Der Geländeſport iſt der Abſchluß der körperlichen Ertüchtigung. Die Fähigkeiten, 
die ſich der einzelne Junge auf dem Sportplatz und in der Turnhalle angeeignet hat, 
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fol er nunmehr im Gelände praktiſch anwenden. Er hat ſich anzuſchleichen, zu beob- 
achten, ſich im Gelände zurechtzufinden, Spuren zu leſen, ſich zu tarnen und noch 
in vielfach anderer Weiſe Gewandtheit, Mut und Sicherheit zu beweiſen. 

Das vielſeitige Programm der körperlichen Ertüchtigung verlangt eine einheitliche 
Ausrichtung auf ein Ziel. Dieſes Ziel hat der Reichsjugendführer in den Be⸗ 
dingungen des von ihm geſtifteten HZJ.⸗Leiſtungsabzeichens aufgezeigt, das dem 
Alter des Jungen entſprechend in Eiſen, Bronze und Silber verliehen wird. Außer⸗ 
dem gibt es ein Leiſtungsabzeichen ſür das Deutſche Jungvolk. Die Leibeserziehung 
in der Hitler-Jugend beginnt mit den Vorbereitungen zur „Pimpfenprobe“, die im 
erſten Jahre des Jungvolkdienſtes abgelegt wird; ſie wird mit Abungen für das 
Leiſtungsabzeichen des Deutſchen Jungvolks fortgeſetzt und findet ihren Abſchluß in 
der Erringung des Silbernen Leiſtungsabzeichens der HI. 


Die Sonderausbildung in der Hitler-Jugend erfolgt auf den Gebieten des Motor- 
ſportes, des Marineweſens, des Flugweſens, des Reitweſens, des Nachrichtenweſens 
und des Luftſchutzes. Am dieſe Sonderausbildung erfolgreich durchführen zu können, 
werden die intereſſierten Hitler-ISungen in den ſogenannten Sondereinheiten der 
Flieger-⸗HJ., der Marine-⸗H J., der Motor-HI. und der Nachrichten- HJ. erfaßt. 
Luftſchutzausbildung erhalten alle Angehörigen der HZ. 

Die Ausbildung der Flieger H. und der Motor-HJ. wird in engſter Zuſammen⸗ 
arbeit mit dem Nationalſozialiſtiſchen Fliegerkorps und dem Nationalſozialiſtiſchen 
Kraftfahrkorps durchgeführt, mit denen der Reichsjugendführer einzelne Verein⸗ 
barungen getroffen hat. Die Ausbildung der Sondereinheiten findet teils in den 
Einheiten ſelbſt ſtatt, teils auf beſonderen Schulen (zwei Reichsſeeſportſchulen der 
H., Schulen des NS.⸗Fliegerkorps und des NSKK.). 


10. Amt für weltanſchauliche Schulung 

Das Amt für weltanſchauliche Schulung ſteht in feiner Arbeit unmittel- 
bar neben den der Leibeserziehung dienenden Amtern. Eines iſt ohne das andere nicht 
denkbar. Die Schulungsarbeit der Hitler-Jugend iſt ein Teil des geſamten national- 
ſozialiſtiſchen Erziehungswerkes. Es geht nicht darum, Wiſſen auf irgendeinem 
Gebiete zu vermitteln, ſondern den als Nationalſozialiſten handelnden Menſchen zu 
erziehen, in Gefühl und Verſtand die Vorausſetzungen für nationali- 
ſtiſchee Taten zu ſchaffen. Eine ſogenannte allgemeine Bildung, die immer nur 
eine halbe Bildung, ein Salonwiſſen geweſen iſt, kann niemals das Ziel der 
Schulungsarbeit in der Hitler-Jugend fein. Auch in der weltanſchaulichen Schulung 
geht es um die Charakterwerte des einzelnen jungen Menſchen. Außerdem ſoll neben 
dem unbedingt notwendigen nationalſozialiſtiſchen Grundwiſſen die Erkenntnis der 
wichtigſten politiſchen Zuſammenhänge vermittelt werden. Der Stoff der Schulungs- 
arbeit iſt heute in der Hitler-Jugend und dem Deutſchen Jungvolk verſchieden aus⸗ 
geſucht und geſtaltet. Die Stätten der weltanſchaulichen Schulung find an erſter 
Stelle die Heimabende, die in der kleinſten Einheit der großen Jugendgemein⸗ 
ſchaft die Zuſammenarbeit und das Zuſammenleben von Führer und Gefolgſchaft und 
damit eine beſonders ausführliche und eindringliche Beeinfluſſung auf weltanſchau⸗ 
lichem Gebiete ermöglichen. Auch auf der Fahrt und im Lager hat die welt- 
anſchauliche Schulung ihren Platz: andere Auswahl und andere Formung des Stoffes 
laſſen die Schwierigkeiten überwinden, die ſich aus der außerordentlich großen Ab- 
lenkung der Jungen durch die hunderterlei neuen und beſonderen Erſcheinungen einer 
Fahrt oder eines Lagers ergeben. 

Der jahrgangsweiſe Aufbau der Hitler-Jugend ermöglicht es, dieſe Beeinfluſſung auf 
das Auffaſſungsvermögen des Jungen abzuſtellen. So kann dieſes Erziehungswerk 
beim Zehnjährigen beginnen und den Achtzehnjährigen oder das einundzwanzig— 
jährige Mädel als gefeſtigte Nationalſozialiſten aus den Reihen der Hitler-Jugend 
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Die Reichsjugendführung gibt für die Schulungsarbeit in den Heimabenden vierzehn- 
tägig ſchriftliches Schulungsmaterial heraus, das in Inhalt und Form auf die ver⸗ 
ſchiedenen Jahrgänge zugeſchnitten iſt. 

Die ſogenannten Heimabend mappen der Hitler-Jugend find heute ſchon ein 
Beweis der Geſtaltungskraft, die in dieſer neuen Jugend lebt. Alle 14 Tage erſcheint 
eine Mappe „Die Kameradſchaft“ für die Hitler-Jugend und eine andere „Die Jungen⸗ 
ſchaft“ für das Deutſche Jungvolk. Für jedes Vierteljahr wird ein Thema auf⸗ 
geſtellt, das in dieſer Zeit von verſchiedenen Richtungen her unterſucht und dar- 
geſtellt wird. Die Vierteljahres⸗Themen werden den großen politiſchen Geſchehniſſen 
der Gegenwart entnommen. So find beiſpielsweiſe im Anſchluß an den Erlaß der 
Nürnberger Judengeſetze Raſſenfragen und im Anſchluß an die Wiederbeſetzung der 
Rheinlande wehrpolitiſche Fragen behandelt worden. In gleicher Ausſtattung und 
mit ähnlichem Inhalt werden für die Mädelorganiſationen monatlich als Heimabend- 
mappen „Die Mädelſchaft“ und „Die Jungmädelſchaft“ herausgegeben. 


Eine beſondere Stellung nimmt die Führerſchulung ein. Sie erfolgt in den Wochen- 
endſchulungen — in Bann-, Gebiets- und Reichsführerſchulen, ab 1939 auf der 
Akademie für Jugendführung in Braunſchweig. Der Schulungsplan der Jugendführer 
baut auf dem Schulungsplan der Einheiten auf. — Eine wiſſensmäßige Grundlage 
für die politiſche Schulungsarbeit gibt den fähigen und intereſſierten Jungen und 
Führern das heute in über 150 Städten Deutſchlands beſtehende „Führerſchulungs⸗ 
werk“ der Hitler⸗Jugend. Dieſe Einrichtung faßt fähige und intereſſierte Führer der 
Hitler⸗Jugend in Arbeitsgemeinſchaften zuſammen und leitet ſie zu rechter eigener 
Weiterarbeit an. 

Die geſamte Schulungsarbeit wird außerdem gefördert durch den Buchverſand des 
Amtes, der den Dienſtſtellen den Bezug wichtiger und guter Bücher ermöglicht. Es 
beſtanden Thon 1936 etwa 30 Gebietsführerſchulen der Hitler-Zugend und etwa 
40 Obergauführerinnenſchulen des Bundes Deutſcher Mädel — alle ſtändig mit Lehr⸗ 
gängen belegt. Die Schulungsleiter der Hitler-Jugend unterſtützen die Einheits⸗ 
führer, die für die Schulungsarbeit ſtets in erſter Linie verantwortlich find. Sie 
werden in einer eigenen Schule des Amtes für weltanſchauliche Schulung für ihre 
Arbeit ausgebildet und erhalten hier die rechte Aberſicht über Stoff und Methode der 
Schulungsarbeit in der Hitler-Jugend und können ſich praktiſch hier die Fähigkeit zu 
wirkſamer Geſtaltung und Wiedergabe des Stoffes erarbeiten. 


Die Arbeit des Amtes wird in den ſieben Hauptreferaten Führerſchulung, 
Führerſchulen, Schulung der HJ.⸗Einheiten, Deutſches Jungvolk, Bund Deutſcher 
Mädel, Weltanſchauliche Prüfungsſtelle des Jugendſchrifttums und Weltanſchauliche 
Aberwachung geleiſtet. Die Sonderſchulungen verſchiedenſter Art, die die anderen 
Amter der Reihsjugendführung auf ihren Sachgebieten vornehmen, haben ſich an der 
weltanſchaulichen Schulung immer wieder auszurichten, weil auch die beſte fachliche 
Anterrichtung nichts wert iſt, wenn nicht eine geſchloſſene, ftarke und kämpferiſche 
Weltanſchauung als Grundlage vorhanden iſt. 


11. Aulturamt 


Das Kulturamt iſt vom Reichsjugendführer im Jahre 1935 neu geſchaffen 
worden, um auch im kulturellen Leben des Reiches einen einheitlichen Einſatz der 
Jugend zu gewährleiſten. Schon ſeit Dezember 1934 beſtand die Arbeitsgemeinſchaft 
junger Künſtler in der Hitler⸗Jugend, die alle ſchöpferiſchen Kräfte der jungen 
Generation zuſammenfaſſen ſollte. Das Ziel iſt nicht eine „Jugendkultur“ im Sinne 
der früheren Jugendbewegung, nicht das „Jugendliche“ oder das „Neue“ ſoll im 
kulturellen Schaffen geſtaltet werden, ſondern das Lebendige, das Echte, das Zu- 
kunftweiſende, das Deutſche. Die Arbeit hat folgende Grundgedanken: Kultur und 
Politik ſind im Innerſten eine Einheit im Nationalſozialismus. Paſſen beide Mächte 
nicht mehr zuſammen, ſo iſt dies ein Zeichen dafür, daß Mängel und Fehler im einen 
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oder im anderen Gebiet vorhanden ſind. Die Kultur iſt keine Inſel der Seligen, die 
fern vom täglichen Leben, ſeinen Nöten und Forderungen ſteht, ſondern Ausdruck 
der Wirklichkeit, ihre Ordnung und Veredelung, ihre Ballung und Steigerung; die 
Kultur iſt nicht das Objekt einer Organiſationsgabe, die jede Erſcheinung ſofort in 
feſte und ſtarre Form bringen will, — ſie wird nur von ehrfürchtigen, innerlich dafür 
bereiteten Menſchen in ihrem Wachstum gefördert oder gehemmt werden können. 


Die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung iſt die Grundlage 
für das Kulturſchaffen. Sie iſt groß und weit genug, um die einzelne künſtleriſch 
ſchaffende Perſönlichkeit nicht zu beengen. Auch die höchſte formale Meiſterſchaft iſt 
wertlos, wenn ſie nicht im Volke ihren Arſprung hat und der Gemeinſchaft dienen 
und Werte bringen will. So iſt auch hier nicht die Form der Kunſt, ſondern die 
Formung des nationalſozialiſtiſchen Menſchen der Anſatzpunkt. Eine völkiſche Kultur 
kann nur von volkverbundenen Menſchen geſchaffen werden. Auf dieſen Voraus- 
ſetzungen baut ſich die außerordentlich vielgeſtaltige und reiche Kulturarbeit der 
nationalſozialiſtiſchen Jugend auf, die in ihrer eigentlichen Bedeutung nicht ge⸗ 
ſchildert, ſondern nur erlebt werden kann 

Das Kulturamt betreut die Arbeitsgemeinſchaft „Junges Schaffen“, die zu ihren 
Mitarbeitern alle künſtleriſch und wiſſenſchaftlich Tätigen der jungen Generation 
zählt, ſoweit ſie gewillt und geeignet ſind, in Kunſt und Wiſſenſchaft das Erlebnis der 
Hitler-Jugend und damit der nationalſozialiſtiſchen Bewegung zu geſtalten. Sie iſt 
keine fachliche oder ſtändiſche Organiſation, ſondern ſucht eine beſonders ausgewählte 
Kameradſchaft auf Grund von Leiſtung und Charakterwert zu ſormen. 


Das Hauptreferat Muſik betreut die Muſikarbeit der Hitler-Jugend. Im 
Vordergrund ſteht eine planvolle Liedarbeit, die zunächſt in den Formationen und in 
offenen Singſtunden mit der Bevölkerung geleiſtet wird. Die zahlreichen „Lieder- 
blätter der Hitler-Jugend“ und die Liederbücher für Jungen und Mädel können 
Zeugnis geben von dem Bemühen um Form und Inhalt des neuen Liedes. Wert- 
volles altes und neues Liedgut wird auf dieſe Weiſe dem Volke zugänglich gemacht; 
hinzu tritt die Inſtrumentalarbeit in Orcheſtern, Spielſcharen und Muſikzügen. Inner- 
halb unſeres deutſchen Muſiklebens haben die alljährlich ſtattfindenden Muſiktage der 
Hitler-Jugend hohe Bedeutung gewonnen. Die beiten Werke der jungen Generation 
erleben neben denen unſerer großen Meiſter an dieſen Tagen ihre Aufführung und 
zeigen, daß die Jugend wieder dem großen ſchöpſeriſchen Kulturſchaffen dienen will. — 
Für alle Fragen der Muſikerziehung gibt die Reichsjugendführung die Zeitſchrift 
„Muſik in Jugend und Volk“ heraus. 


Das Hauptreferat Bildende Kunſt umfaßt neben der allgemeinen künſt⸗ 
leriſchen Erziehung der Hitler-Jugend beſonders die Schulung der jungen Architekten, 
Maler, Plaſtiker und Graphiker in hierfür eingerichteten Lehrgängen und Lagern. 


Im Vordergrund der Arbeit des Hauptreferates Schrifttum ſteht die 
Sorge um das neue Jugendbuch. Der Anfang 1938 gegründete Jugendbuchring iſt ein 
Verſuch, möglichſt allen Jugendlichen eine Gelegenheit zum Erwerb eines guten und 
billigen Jugendbuches zu geben. Eine vielſeitige Beratung beſeitigt alle Anklar. 
heiten in Fragen des Jugendſchrifttums. Junge, begabte Schriftſteller erhalten 
verdiente Förderung. Alljährlich erſcheint eine Liſte des geſamten neuen Jugend 
ſchrifttums. 1 


Lied, Muſik, Wort und Spiel werden zuſammenfaſſend bearbeitet im Haupt 
teferat Feier und Freizeit. Schon heute bildet ſich nach den erſten noch 
taſtenden Verſuchen im Feierweſen der Jugend eine Ordnung im Jahres. und Lebens- 
laufe aus. Die Arbeit dieſes Hauptreferats geht vor allem dahin, bewährte Geſtal⸗ 
tungen (Programme) allen Einheiten zugänglich zu machen und fie bei der Durch- 
führung zu unterſtützen. Die Zeitſchrift „Die Spielſchar“ teilt Erfahrungen mit und 
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gibt den Einheitsführern in vielen Beiſpielen das nötige Rüſtzeug mit für die Feſt⸗ 
und Feiergeſtaltung auf dem Lande und in der Stadt. Beſondere Pflege erfährt in 
letztern Zeit das Puppenſpiel, das gerade in den Grenzgebieten wichtige volkstums⸗ 
politiſche Arbeit leiſten kann. 

Die Theaterfragen bearbeitet das Hauptreferat für Theaterfragen 
und Dramaturgie. Die Reichstheatertage der Hitler-Jugend, die Woche der 
jungen Dramatiker in der Hitler. Jugend und andere Veranſtaltungen ähnlicher Art 
mögen Wollen und Können bezeugen. In einigen Gebieten wurden mit Erfolg Lager 
für junge Bühnenkünſtler von der Hitler-Jugend durchgeführt. Die Stoßtrupps der 
HJ. ⸗Kulturarbeit find nach einem Worte des Reichsjugendführers die Spielſcharen, 
die in der kurzen Zeit ihres Beſtehens ſchon Hervorragendes geleiſtet haben. 


In großen jährlichen Lagern aller jungen kulturſchaffenden Menſchen des National- 
ſozialismus, an denen die hervorragendſten Männer von Politik, Kunſt und Wiſſen⸗ 
ſchaft teilnehmen, findet die Kulturarbeit der Hitler-Jugend ihren repräfentativen 
Ausdruck. Landeck 1934, Warniden 1935, Heidelberg 1936: damit find nicht nur ſchöne 
Erinnerungen benannt, ſondern Sinnbilder einer Entwicklung, die die deutſche Kunſt 
zurück in die Gemeinſchaft und den deutſchen Künſtler zurück in die Mitte des Volkes 
führt, aus dem er Kraft und Schöpfergabe empfängt. Kultur iſt keine Darbietung 
mehr, keine Selbſtbeſpiegelung, kein Geſchäft, ſie iſt wieder ein Bekenntnis geworden. 


12. Rundfunkamt 

Das Rundfuntamt iſt älter als das Kulturamt der Reihsjugendführung, für 
das es in vieler Hinſicht Vorarbeit geleiſtet hat. Auch jetzt noch ſteht es mit ihm in 
engſter Verbindung. Bald nach der Machtübernahme ſtellte die Hitler-Jugend aus 
ihren Reihen den Jugendfunkleiter beim Deutſchlandſender. Als bei einzelnen 
Reichsſendern — vor allem in Stuttgart und in München — andere Kameraden die 
Betreuung des Jugendfunks übernommen hatten, wurde eine gemeinſame Linie der 
Arbeit feſtgelegt. Der Reichsjugendführer entſandte einen Beauftragten in die 
Reichsſendeleitung. Von dieſem Tage an ſetzte eine einheitliche Jugendarbeit im 
Rundfunkweſen ein. Im Januar 1934 war die Vertretung der Hitler-Jugend beim 
deutſchen Rundfunk zum größten Teil organiſatoriſch aufgebaut. Am aber ſtändig 
wirkſam nicht nur von der Sendeſeite aus auf die Jugend, ſondern auch von der 
Jugend — und zwar von den Einheiten der Hitler-Jugend aus — auf die Sender 
Einfluß nehmen zu können, wurde in der Reichsjugendführung das jetzige Rund- 
funkamt und in den Gebieten und Bannen der Hitler-Jugend Dienſtſtellen eingerichtet; 
zur Ausbildung des funktechniſchen Nachwuchſes entſtand außerdem eine Funkwart⸗ 
organifation, die FT. ⸗Kameradſchaften der Gebiete. Das Hauptreferat 
Funktechnik behandelt alle wirtſchaftlichen und techniſchen Fragen der Rund- 
funkarbeit, das Fernſeh⸗ und Kurzwellenweſen und alle Ausbildungsfragen. Die 
Reichsjugendführung unterhält in Göttingen die „Reichsfunkſchule der Hitler⸗ 
Jugend“, in der ſtändig eine theoretiſche und praktiſche Ausbildung beſonders 
geeigneter Kameraden erfolgt. Die Schule iſt von der Reichsmarine als funktechniſche 
Schule anerkannt. Das Hauptreferat Werbung führt die große Rundfunk. 
gerätebeſchaffungsaktion durch, die für die Heime der Hitler-Jugend bereits etwa 
35 000 Rundfunkgeräte herangeholt hat. Die Nundfunkausſtellungen, an denen die 
Hitler-Jugend ſtets ſtark beteiligt iſt, werden mit allen nötigen Unterlagen verſehen. 
Das Rundfunkprogramm wird weiter ausgeſtaltet, vertieft und erweitert. Ein eigener 
Abhördienſt überprüft und beurteilt die Jugendſendungen. In enger Anlehnung an 
den weltanſchaulichen Schulungsplan der Reichsjugendführung wird das Programm 
aufgeſtellt. Die ſonntäglichen Morgenfeiern der Hitler-Jugend haben in der Offent⸗ 
lichkeit einen beſonders ſtarken Widerhall gefunden. Ein weiteres Hauptreferat 
Schulfunk bearbeitet gemeinſam mit dem Nationalſozialiſtiſchen Lehrerbund alle 
Fragen, die innerhalb des Jugend funks Belange der Schule berühren, insbeſondere 
den Ausbau des ſogenannten Schulfunks ſelbſt. Alle zwei Wochen wird ein Gefamt- 
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plan aller H9.- und Schulfunkſendungen herausgegeben, der in allen Schulen des 
Reiches ausgehängt wird. An allen deutſchen Sendern beſtehen beſondere Rundfunk- 
ſpielſcharen der Hitler-Jugend, die Sendungen des Jugendfunks geſtalten. 


Ein Werk von internationaler Bedeutung hat das Rundfunkamt der Reichsjugend⸗ 
führung in der Weltringſendung „Jugend ſingt über die Grenzen“ im Oktober 1935 
verwirklicht. Die Jugend einer großen Anzahl von Völkern fang beſonders kenn⸗ 
zeichnende Volkslieder und zeigte damit die Eigenart ihrer Länder. 32 fremde 
Staaten mit insgeſamt 1200 Sendern waren an dieſer Sendung beteiligt. Die Ver. 
bindung mit dem Ausland wird ſtark gefördert. Spielſcharen der Hitler-Jugend 
fahren in die fremden Länder, um dort im Rundfunk zu fingen. Für die auslands⸗ 
deutſche Jugend wird eine große Menge von Einzelſendungen veranſtaltet, für die 
beim Kurzwellenſender ein beſonderer Jugendfunkleiter eingeſetzt iſt. 


13. Prefje- und Propagandaamt 

Das Prefie- und Propagandaamt hat die deutſche Offentlichkeit über 
Aufgaben und Ziele der Hitler-Jugend aufzuklären, hat an den großen Aktionen 
der anderen Amter maßgebend mitzuarbeiten und die Werbung für die Hitler- 
Jugend auf allen Gebieten durchzuführen. Als wichtigſtes Mittel der Aufklärung 
und der Werbung hat es die nationalſozialiſtiſche Jugendpreſſe zu betreuen. Es 
gliedert ſich in neun Hauptreferate und mehrere ſelbſtändige Einzelreferate. 


Das Hauptreferat Organiſation und Preſſeſchulung hat die 
Aufgabe, alle in der Preſſearbeit der Hitler-Jugend ſtehenden ſchöpferiſchen Kräfte 
der Jugend auf dem Gebiet der Preſſe zu erfaſſen und einheitlich auszurichten. In 
planmäßiger Ausleſe werden aus den Reihen der Hitler-Jugend alle die Kameraden 
ausgeſucht, die die Fähigkeit haben, das Wollen und Sein der nationalſozialiſtiſchen 
Jugend der Offentlichkeit zu übermitteln. Das Hauptreferat arbeitet hierbei aufs 
engſte mit dem Reichsverband der deutſchen Preſſe und dem Preſſepolitiſchen Amt 
des Reichspreſſechefs der NSDAP. zuſammen. Der Chef des Amtes iſt zugleich 
Leiter der Fachſchaft Jugendpreſſe im Reichsverband der deutſchen Preſſe. 

Das Hauptreferat Auswertung und Preſſeſtelle vermittelt den 
Schriftleitungen der Tagespreſſe Stoff an Nachrichten, Aufſätzen und Berichten aus 
allen Arbeitsgebieten der Hitler-Jugend und betreut die Vertreter der Zeitungen 
und Zeitſchriften bei allen Veranſtaltungen der Hitler-Jugend. 

Das Hauptreferat Propaganda iſt verantwortlich für alle Werbeaktionen, 
die zu dem Grundthema Jugend in mittelbarer oder unmittelbarer Beziehung ſtehen. 
Es arbeitet mit Lautſprecher und Filmwagen und ſetzt Plakate, Flugblätter, Werbe ; 
hefte, Schallplatten, Filme, Schaukaſtendienſte und Wandzeitungen für die Pro- 
paganda ein. Außerdem iſt hierbei der Straßeneinſatz der HZ.⸗Einheiten und die 
Rednertätigkeit der HJ.⸗Fachredner auf Kundgebungen aller Art zu erwähnen. Das 
Rednerweſen der Hitler-Jugend iſt bis in Einzelheiten hinein durchorganiſiert; die 
Redner find karteimäßig erfaßt. — Auf dem Gebiet des Ausſtellungs⸗ und Meſſe⸗ 
weſens hat ſich die Hitler-Jugend über die ſtehende Ausſtellung hinaus mit dem 
Problem der Wanderausſtellung erfolgreich befaßt. 

Aufgabe des Hauptreferats Film iſt die Organiſation der deutſchen „Jugend- 
filmſtunden“, in denen die beſten Filmſchöpfungen im Rahmen beſonderer Feier . 
ſtunden gezeigt werden. Eine weitere Aufgabe beſteht darin, eigene Filme der Hitler- 
Jugend herzuſtellen, in denen deren Arbeit und Aufgabe zum Ausdruck kommen. 


Das Hauptreferat Auslandspreſſe hat die preſſemäßige Auswertung 
der Arbeit des Grenz- und Auslandsamtes der Reichsjugendführung. 

Die Reichsbildſtelle verſorgt die Tagespreſſe mit Bildmaterial über alle Ver⸗ 
anſtaltungen und Arbeitsgebiete der Hitler-Jugend und ſorgt für eine bildmäßige Er- 
faſſung der nationalſozialiſtiſchen Jugendarbeit. Sie verfügt über ein großes Bild- 
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archiv, das ein Spiegelbild der Entwicklung und des gegenwärtigen Schaffens der 
Hitler Jugend darſtellt. 


Die Arbeit des Hauptreferats BD M. faßt alle einzelnen Aufgabengebiete 

des Amtes in ſich zuſammen für die preſſe⸗ und propagandamäßige Bearbeitung der 

BDM. -Fragen. In ihm wird die Zeitſchrift des BDM. „Das deutſche Mädel“ 

. ir e_ Auflagenziffer nach die größte Zeitſchrift der weiblichen Jugend in 
er lt 


Das Hauptreferat Schriften⸗ und Verlagsweſen überprüft das 
geſamte Schriftenweſen der Hitler-Jugend und betreut die einzelnen Zeitſchriften und 
Zeitungen der Hitler-Jugend. Von der Reichsjugendführung werden zur Zeit zehn 
eigene periodiſche Druckſchriften veröffentlicht, darunter neben dem vom Reichs jugend⸗ 
führer perſönlich herausgegebenen Führerorgan der nationalſozialiſtiſchen Jugend 
„Wille und Macht“ die ſozialpolitiſche Monatsſchrift „Das junge Deutſchland“, die 
Reichszeitung „Die HJ.“, die oben erwähnte Zeitſchrift des BDM., die Zeitſchrift 
des Deutſchen Jungvolkes „Der Pimpf“, weiterhin „Muſik in Jugend und Volk“, 
„Die Spielſchar“, „Sport der Jugend“, „Luftſport und Jugend“ und die Zeitſchrift 
der Gehörloſen in der HJ. „Die Quelle“. — Außerdem erſcheinen noch vier Gebiets⸗ 
zeitſchriften der Hitler⸗Jugend. 

Die Reichsjugendführung verfügt über einen eigenen täglich erſcheinenden Preſſe⸗ 
dienſt, den „Reichsjugendpreſſedienſt“, der auch in einer wöchentlichen und einer 
Maternausgabe herausgebracht wird. 


Das ſelbſtändige Referat Jungvolk wertet alle Ergebniſſe der Arbeit 
des Amtes für das Deutſche Jungvolk aus; mit ihm verbunden iſt die Schriftleitung 
der Jungvolk-⸗Zeitſchrift. 


Das Preſſe⸗ und Propagandaamt arbeitet in ſtändiger Verbindung mit dem Reichs- 

miniſterium für Volksaufklärung und Propaganda, der Reichspropagandaleitung der 

NSDAP., dem Reichspropagandaring für nationalſozialiſtiſche Volksaufklärung und 

Propaganda und den andern für Preſſe. und Propagandaarbeit verantwortlichen 

5 in Partei und Staat und fügt fo feine Arbeit finnvoll in die Arbeit des 
ches ein. 


14. Amt für Fahrten und Wandern und der Reichsverband für deulſche Jugend- 
herbergen 


Das Amt für Fahrten und Wandern wurde in der Reichsjugendführung 
im Mai 1933 kurz nach der Abernahme des Deutſchen Jugendherbergswerks durch die 
Hitler-Jugend errichtet. Es bearbeitet das geſamte Fahrtenweſen der Hitler-Jugend, 
das vor allem im nationalſozialiſtiſchen Reiche als eines der wichtigſten Erziehungs⸗ 
mittel hervorragende Bedeutung hat. Die Fahrt weitet den Blick des einzelnen 
jungen Menſchen über die engere Heimat hinaus, fie ſchafft eine ſtärkere Verbunden 
heit mit Land und Volk, ſie erzieht zum Nationalſozialismus im Schauen der großen 
Werke des nationalſozialiſtiſchen Aufbaues. Sie erzieht zur Kameradſchaft und Ein- 
ordnung, ſie dient der Erholung und zugleich der Charakterformung und zeigt jedem 
Teilnehmer Wert und Kraft der Gemeinſchaft. Die Einzelbearbeitung der Fahrten 
wird von den Gebietsführungen aus vorgenommen, während die Reihsjugendführung 
nur für die Einheitlichkeit der Fahrtentätigkeit in der nationalſozialiſtiſchen Jugend 
ſorgt. In Zuſammenarbeit mit dem Grenz- und Auslandsamt werden Richtlinien für 
Fahrten aller HJ.⸗Gliederungen herausgegeben. Für Großfahrten find jedem Gebiet 
beſtimmte andere Gebiete innerhalb des Reichs zugewieſen, damit eine planvolle Ver⸗ 
teilung des Fahrtenbetriebs gewährleiſtet iſt. Ein beſonderes Gewicht erhält das 
Amt dadurch, daß ſein Chef zugleich der Leiter des Deutſchen Jugendherbergswerks 
iſt, eines der größten Werke, für die die Hitler-Jugend Verantwortung trägt. 
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Der Reichsverband für deutſche Jugendherbergen unterſteht dem Jugendführer des 
Deutſchen Reichs. Der Jugendführer des Deutſchen Reichs ernennt den Leiter des 
Reichsverbandes, der wiederum von ſich aus die Leiter der Landesverbände ernennt. 
Die nationalſozialiſtiſche Erneuerung hat auch hier viele Ausſchüſſe und Anteraus⸗ 
ſchüſſe beſeitigt, den Führergrundſatz durchgeführt und damit die Verwaltung be⸗ 
deutend vereinfacht und verbilligt. Bei dem Reichsverband und den Landesverbänden 
iſt jeweils ein Beirat gebildet, der ſich im weſentlichen aus den Vertretern der Be⸗ 
hörden und anderen Fachleuten zuſammenſetzt. Der Reichsverband klärt alle organi- 
ſatoriſchen Fragen, regelt den Verkehr mit dem Auslande, prüft die Ausgaben der 
Landesverbände, bearbeitet alle Steuerfragen, leitet die Propaganda und alle anderen 
geſamt⸗ wichtigen Angelegenheiten. Bei den Landesverbänden laufen alle Fäden der 
Arbeit erſtmalig zuſammen. Heute beſtehen in Deutſchland zweiundzwanzig ſolcher 
Landesverbände, die alle als bürgerlich rechtliche Vereine eingetragen find. Der 
Regelung in der Reichsjugendführung entſprechend find die Leiter der Landesver- 
bände für deutſche Jugendherbergen zugleich die Leiter der Abteilungen für Fahrten 
und Wandern in den Gebietsführungen. Vom Landesverband aus wird jeweils die 
Betreuung der einzelnen Jugendherbergen und der Ortsverbände des Jugend- 
herbergswerkes vorgenommen. Der Amfang dieſer Arbeit iſt allein an der Tatſache 
zu erkennen, daß bei Großjugendherbergen Tagesumſätze von 1000 RM vorkommen. 
Die Ortsverbände unterhalten die Kartenausgabeſtellen für die Jugendherbergs- 
ausweiſe, fie haben „Patenſchaften“ über einzelne Jugendherbergen, find verant- 
wortlich für die Durchführung der großen Sammlung, die jährlich im Reich durch- 
geführt wird. Ihnen ſind die Vertrauenslehrer beigeordnet, die an jeder deutſchen 
Schule für das Deutſche Jugendherbergswerk eingeſetzt ſind; außerdem werden alle 
Beſchwerden zuerſt von ihnen bearbeitet. Sie haben die wichtige Aufgabe der Mit- 
gliederwerbung. 


Deutſchland hat heute etwa 2000 Jugendherbergen. Die Zahl iſt gegenüber den 
letzten Jahren des Syſtems etwas geringer geworden, weil rückſichtslos alle die 
Herbergen — insgeſamt über 500 — geſchloſſen worden find, die nicht den höchſten 
Anforderungen der Leitung des Reichsverbandes an Wohnlichkeit und Hygiene 
entſprachen. Die Zahl der Neubauten und Hauskäufe iſt demgegenüber bedeutend 
geſtiegen; fie hat ſich gegenüber 1933 mehr als verdoppelt. Etwa 1400 Jugend- 
herbergen ſtehen in eigener Verwaltung des Jugendherbergswerkes, während die 
übrigen von Gemeinden oder auch Privatperſonen verwaltet werden. Am die Arbei: 
noch mehr zu vereinheitlichen und zu verbilligen, ſollen mit der Zeit alle Jugend- 
herbergen in die eigene Verwaltung übernommen werden. Von den etwa 50 000 Mit- 
arbeitern des Jugendherbergswerks find etwa 6000 hauptamtlich — im Reichsver⸗ 
band, den Landesverbänden und den einzelnen Jugendherbergen — angeſtellt. Im 
Jahre 1937 hatte das Deutſche Jugendherbergswerk rund 175 000 Mitglieder, die ſich 
aus Förderern und korporativen Mitgliedern zuſammenſetzen. Außerdem wurden 
250 000 jugendliche Einzelmitglieder gezählt. Am die Bedeutung dieſer Zahlen 
würdigen zu können, iſt zu überlegen, daß ſich bei einer großen Anzahl der forpora- 
tiven Mitglieder wieder Hunderte von Jugendlichen befinden, die auf Grund dieſer 
Mitgliedſchaft die Jugendherbergen benutzen können. Die Monatszeitſchrift „Jugend 
und Heimat“, die eine Auflagenziffer von über 189 000 Stück hat, erhält die Ver⸗ 
bindung zwiſchen der Leitung des Verbandes und ſeinen Mitgliedern. Das Deutſche 
Jugendherbergswerk iſt eine Angelegenheit des ganzen deutſchen Volkes geworden. 
Die Zahl der jährlichen Abernachtungen iſt ſtändig im Steigen begriffen. Seit 1933 
hat dieſe Zahl um 2 000 000 zugenommen und überſtieg im Jahre 1935 bereits 
6 500 000: „eine moderne Völkerwanderung größten Ausmaßes“. Im Jahre 1937 
waren 8 000 000 Abernachtungen zu verzeichnen. Die Geſamtzahl der Abernach. 
tungen ſämtlicher ausländiſcher Jugendherbergsverbände betrug zuſammengerechnet 
etwa 1 000 000 im gleichen Jahre. 
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Die jährlichen Sammlungen des Deutſchen Jugendherbergsverbandes dienen zu 
einem großen Teil dazu, unbemittelten Jugendlichen durch Abergabe ſogenannter 
Wandergutſcheine, die in allen deutſchen Jugendherbergen in Zahlung gegeben 
werden können, billige Wanderungen zu ermöglichen. Zum anderen dienten fie dazu, 
die ungeheure Schuldenlaſt von 5 ½ Millionen RM abzudecken, die die Hitler Jugend 
bei Abernahme des deutſchen Jugendherbergsverbandes im April 1933 vorfand, und 
die Bautätigkeit zu fördern. Die Zahl der neuerbauten Jugendherbergen betrug 
1933: 12; 1935: 25; 1936: 51; 1937: 62. Für 1938 ſind 147 Neubauten geplant. 
Die große Einrichtung des „Schulpfennig“, der von den Vertrauenslehrern ein- 
gezogen und vierteljährlich überwieſen wird, ſchafft eine weitere geldliche Sicherung 
des großen Werkes. 

Die internationale Zuſammenarbeit im Jugendherbergsweſen iſt auf die Anregung 
Deutſchlands aufgenommen worden. Anter dem Vorſitz eines Deutſchen beſteht eine 
Internationale Arbeitsgemeinſchaft der Jugendherbergsverbände. Auf Grund gegen- 
ſeitiger Abkommen, die die Verbände dieſer Arbeitsgemeinſchaft abſchloſſen, erhält 
jeder Jugendliche, der die Mitgliedskarte eines dieſer Verbände beſitzt, die Berechti⸗ 
gung, die Jugendherbergen ſämtlicher anderer vertragſchließender Verbände zu be⸗ 
nutzen. Im Jahre 1935 wies die Statiſtik des Deutſchen Jugendherbergswerkes über 
108 000 Ausländer⸗Abernachtungen auf. Dieſe Zahl erhöhte ſich 1937 auf 200 000. 


Das Deutſche Jugendherbergswerk iſt dank der Arbeit der Neichsjugendführung und 
des Einſatzes der Hitler-Jugend vorbildlich für die ganze Welt geworden. Die 
deutſchen Jugendherbergen find nicht bloße Abernachtungsräume und Anterkunfts⸗ 
gelegenheiten mehr, ſondern Stätten nationalſozialiſtiſcher Erziehung. Sie find 
— wie der Reichsjugendführer geſagt hat — „ein einzigartiges Symbol für den 
Gemeinſchaftsgeiſt unſerer Zeit“. 


15. Grenz- und Auslandsamt 

Das Grenz und Auslandsamt ſtellt ſeine Arbeit unter zwei große Grund⸗ 
gedanken: 

1. Das deutſche Volk ſteht im Mittelpunkte aller Auslands 

arbeit 

Daraus ergeben ſich keinerlei imperialiſtiſche oder irredentiſtiſche Beſtrebungen, 
ſondern allein der Wille, das eigene Volkstum wie auch jedes fremde Volkstum als 
die eigentlichen Mächte der Geſchichte zu erkennen und ſo in einer Anerkennung der 
Eigenart aller Völker zu einer neuen Form der zwiſchenſtaatlichen Beziehungen zu 
gelangen. 


2. Die Hitler-Jugend treibt keine Außenpolitik 

Aber die Beſchäftigung mit Grenz- und Auslandsfragen ift fo notwendig zur rechten 
Erfaſſung und Geſtaltung der inneren Aufgaben, daß auf die Außenarbeit nicht ver- 
zichtet werden kann. Das Hauptreferat Deutſchtumsarbeit hat vor 
allem die Pflege der kulturellen Beziehungen zu der — nicht dem Deutſchen Reich 
angehörenden — auslandsdeutſchen Jugend. Planmäßig werden die Grenzlande 
aufgeſucht, die in der Syſtemzeit auf das ſchwerſte vernachläſſigt worden waren. Da 
die Landſtriche an der Reichsgrenze vielfach Notſtandsgebiete find, ergibt ſich hier 
die Notwendigkeit beſonderer Förderung der Jugendarbeit — vor allem in Zu- 
ſammenarbeit mit dem Sozialen Amt der Reichsjugendführung. Das Haupt 
referat Auslands verbindungen ſoll die zwiſchenvölkiſchen Beziehungen 
der Jugend aller Länder fördern. Gerade in diefer Aufgabe ſind wichtige Möglichkeiten 
für die Hitler-Jugend gegeben, die Außenpolitik des Reichs wirkſam zu unterſtützen. 
Hier arbeitet eine Reihe älterer HJ.⸗Führer, die ſelbſt lange Jahre im Ausland 
gelebt und die Verhältniſſe der fremden Länder kennengelernt haben. Ein eigener 
Führungsdienſt ſorgt dafür, daß nicht nur die ausländiſchen Jugendlichen bei ihrer 
Anweſenheit in Deutſchland betreut, ſondern daß auch ausländiſche Erwachſene, die 
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Intereſſe für die Arbeit der HJ. haben, mit den Leiſtungen der nationalſozialiſtiſchen 
Jugendführung vertraut gemacht werden. Aus allen Kreiſen des Auslandes werden 
Menſchen erfaßt und gehen als Freunde der deutſchen Jugend in ihre Heimat zurück. 
Jährlich werden insgeſamt etwa 50 000 folder ausländiſcher Erwachſener in die 
Heimabende und Lager der HZ. geführt. 

Jährlich werden eine Reihe von Gruppenfahrten in das Ausland durchgeführt. 1938 
werden in ungefähr 400 Gruppen etwa 14 000 Führer der HJ. und des DS. ſowie 
Führerinnen des Bd M. einen vier ⸗ und mehrwöchigen Aufenthalt im Auslande erleben. 


Jährlich ladet die HI. offizielle ausländiſche Jugendabordnungen nach Deutſchland 
ein, die Deutſchlandfahrten unternehmen und gemeinſam mit den deutſchen Kame⸗ 
raden Wochen an der See oder in den Bergen verbringen. Das vom Reichsjugend⸗ 
führer errichtete Auslandshaus der HJ. in Berlin wird der Mittelpunkt dieſer 
Arbeit werden. In ihm werden laufend Vortragsreihen über die Welterziehungs⸗ 
arbeit und die außenpolitiſche Arbeit ſtattfinden. Die Arbeiten für das vom Reichs- 
jugendführer proklamierte „Jahr der Verſtändigung“ erfahren hier ihre Verwirk⸗ 
lichung. So arbeitet die HI. aus eigener Kraft an dem großen Gedanken der Zu- 
ſammenarbeit und der zwiſchenſtaatlichen Verſtändigung an vorderſter Stelle mit. 


Die Kleinarbeit an der Völkerverſtändigung iſt unentbehrlich. Die Jugend findet 
ſich leichter und williger zuſammen als ältere Menſchen, die durch Gleichgültigkeit 
vielfach gehemmt oder durch Vorurteil oftmals gebunden find. 


Die Führung der reichsdeutſchen Jugend im Auslande iſt in dem Hauptreferat 
Reichsdeutſche Jugend im Auslande verankert. Auch die Führung der 
reichsdeutſchen Jugend im Ausland befaßt ſich mit allen Gebieten des jugendlichen 
Lebens. 3. B. ſchafft fie Lehrſtellen im Reich, Berufsausbildungsmöglichkeiten, 
Freiplätze an Schulen, unterſtützt Hilfsbedürftige im Rahmen der Arbeit der NS V. 
uſw. Darüber hinaus iſt es notwendig, daß viele Jungen und Mädel die großen 
Veranſtaltungen der HZ. im Auslande beſuchen, daß fie die Führerſchulen kennen ⸗ 
lernen und daß die Neichsjugendführung von ſich aus geeignete Arbeitskräfte in das 
Ausland fendet. Alljährlich werden etwa 100 000 Druckſchriften an die Führung der 
HJ. im Auslande gegeben. In dieſe Arbeit gehört auch die Erfaſſung der fee- 
fahrenden Jugend, die in einem Reichsbann Seefahrt zufammengefaßt iſt. 


Der Aufgabenbereich des Hauptreferates Grenzlandarbeit ergibt ſich aus der Er⸗ 
kenntnis, daß gerade unſer Grenzgürtel volks-, ſozial⸗ und kulturpolitiſch feſtgeſügt 
ſein muß, wenn er den Aufgaben eines völkiſchen Schutzwalles um Deutſchland 
gewachſen ſein will. 

Aus dieſer Betreuung ergibt ſich eine Dreiteilung der Geſamtarbeit im Grenzlande: 
Grenzarbeit, Grenzgürtelarbeit und Kameradſchaftsarbeit. 


Den Grenzlandkameraden der HJ. und damit auch der geſamten Bevölkerung wird 
die Hilfe der Kameraden aus dem Innern des Reiches vermittelt. Dieſe Hilfe beſteht 
aber nicht in einer nur materiellen Anterſtützung, ſondern in der inneren Anteilnahme 
der geſamten Jugend, der die deutſche Grenze nahegerückt und zum Erlebnis werden 
ſoll. Dies wird dadurch erreicht, daß die Arbeit beſtimmter Binnenbanne auf ihnen 
zugeteilte Banne des Grenzgürtels ausgerichtet wird, um jo zu innigen Wechſel⸗ 
beziehungen zwiſchen Grenze und Binnenland zu kommen und den Grenzgürtel in 
das Leben des geſamten deutſchen Volkskörpers möglichſt ſtark eingliedern. Die 
praktiſche Arbeit umfaßt dementſprechend Fahrten an die Grenze und von hier ins 
Reich, Lager an landſchaftlich ſchönen oder politiſch bedrohten Punkten des Grenz- 
landes, grenzpolitiſche Schulung der an die Grenze fahrenden Jungen und Mädel 
wie auch insbeſondere der Einheitsführer und ⸗Führerinnen und eine gut organiſierte 
materielle Anterſtützung des Grenzlandes durch Buchſammlungen, Verteilung von 
Sportgeräten, Uniformen uſw. und Abnahme beſonderer Erzeugniſſe des Grenz- 
gebietes ſelbſt. Aber allem aber ſteht die ſeeliſche Kameradſchaft zwiſchen den deutſchen 
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Jungen und Mädeln und die Schaffung eines nationalſozialiſtiſchen Kampfblockes an 
unſeren Grenzen durch eine bewußte Führerausleſe. Dieſe ſtellt außerdem die Verbin⸗ 
dung zu allen anderen zuftändigen Stellen dar, deren Aufgaben unſere Arbeit berührt. 
Eine weſentliche Erweiterung hat die geſamte Grenzlandarbeit durch die am 13. 3. 
1938 erfolgte Eingliederung Deutſch⸗Oſterreichs in das Deutſche Reich erfahren. 


Auf Anordnung des Jugendführers des Deutſchen Reichs find alle Einzel oder 
Gruppen- Auslandsfahrten Jugendlicher beim Grenz- und Auslandsamt der Reichs- 
jugendführung anmelde ⸗ und genehmigungspflichtig. Während die Auslandsreiſen 
einzelner Jugendlicher in den nachgeordneten Dienſtſtellen, den Gebietsführungen 
bearbeitet werden, liegt die Hauptaufgabe des Hauptreferates Auslands- 
fahrtenſtelle darin, die Gruppenfahrten vorzubereiten und ihre Durchführung 
mit Rat und Tat zu unterſtützen. Sie iſt weiterhin zuſtändig für die Beſchaffung 
eventuell notwendiger Fahrtzuſchüſſe, für die Organifation der Fahrt im Ausland 
(Unterbringung, Verpflegung, Fahrtweg ufw.), für die Beſchaffung der Deviſen und 
ſorgt für die Genehmigung der Fahrt durch den Jugendführer des Deutſchen Reichs. 


Die Hauptaufgabe des Hauptreferates Aufklärung, Kolonialarbeit, 
Antikominternarbeit iſt es, der Hitler-Jugend ausreichende Kenntniſſe des 
Volks und Auslandsdeutſchtums und der auswärtigen Politik zu übermitteln. 


Durch die enge Verbindung des Schulungs- und RNednerweſens ſowie der Kultur- 
arbeit im VDA. mit der Reichsjugendführung, iſt die Möglichkeit gegeben, eine um⸗ 
faſſende Aufklärungsarbeit durchzuführen. Parallel zu dieſer Aufklärungsarbeit ſteht 
die Antikomintern⸗ und Kolonialarbeit. 


Die Ausbildung der Träger dieſer Arbeit in den H9.- und BDM. Einheiten wird 

einheitlich für das ganze Reich durchgeführt. Den Abteilungsleitern in den Gebieten 

und Obergauen ſteht der vertrauliche Informationsdienſt des Amtes zur Verfügung, 

durch den ſie mit den politiſchen Ereigniſſen und politiſchen Strömungen vertraut 
gemacht werden. 


Am eine einheitliche, nach gebietlichen Geſichtspunkten EN Arbeit durchzu · 
führen, find die fogenannten Länderhauptreferate errichtet worden. Sie dienen einer 
Vertiefung der zwiſchenſtaatlichen Beziehungen, einer direkten ans Perſönliche 
grenzenden Zuſammenarbeit mit den Stellen des Auslandes und einer vorzüglichen, 
engen Zuſammenarbeit mit den einzelnen reichsdeutſchen Amtern und Stellen der 
außenpolitiſchen Dienſtſtellen, wie Auswärtiges Amt, Auslandsorganiſation der 
NSDAP. uſw. 

Die Länderhauptreferate erfaſſen geſondert Nordweſt⸗ Europa, Weſteuropa, Mittel- 
meerraum, Oſteuropa, Aflen und Amerika. 


16. Derwaltungsamt 


Auf Grund des Geſetzes zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat vom 1. 12. 
1933 bildet die Hitler-Jugend als Gliederung der Partei mit dieſer vermöͤgensrecht⸗ 
lich eine Einheit. Mit der oberſten Verwaltungsführung in der Hitler-Jugend iſt 
vom Reichsſchatzmeiſter der NSDAP. als Generalbevollmächtigtem des Führers in 
allen vermögensrechtlichen Angelegenheiten der Partei der Reichskaſſenverwalter der 
Hitler-Jugend beauftragt. Durch diefe Regelung iſt, einem erprobten ſtaatsrecht⸗ 
lichen Grundſatz gemäß, die Trennung der Wirtſchaftsverwaltung der Hitler-Jugend 
von ihrer politiſchen Führung angeordnet. Die dem Reichskaſſenverwalter der Hitler 
Jugend vom Reichsſchatzmeiſter der NSDAP. erteilte Vollmacht ſchließt das Recht 
ein, Antervollmachten zu erteilen. Zur Heranbildung für den Verwaltungsdienſt der 
Hitler-Jugend beſtehen derzeit zwei Neichsverwaltungsführerſchulen, die dem Reichs- 
kaſſenverwalter der Hitler-Jugend unmittelbar unterſtellt find. Derzeit find für die 
Verwaltung der Hitler-Jugend ungefähr 42 000 Verwaltungsdienſtſtellen ein- 
gerichtet, von welchen etwa 41 000 Stellen ehrenamtlich, die reſtlichen 1000 Stellen 
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hauptamtlich beſetzt find (bei 26 Gebieten, 909 Bannen und Antergauen und 111 HZ. 
und BDM. -Führerſchulen). 


In den organiſatoriſchen Aufbau der Reichsjugendführung iſt die Kaſſenverwaltung 
der Hitler-Jugend unter der Bezeichnung „Verwaltungsamt“ eingegliedert. Den wich 
tigſten Sachgebieten entſprechend, iſt die Kaſſenverwaltung der Hitler-Jugend in 
folgende Abteilungen (Hauptreferate) eingeteilt: ö 


Revifion (Reviſionen, Reviſionsauswertung, Neviſionskartei); Buchhaltung mit 
der Hauptkaſſe der RI F.; Vertragsprüfung (Grundftüds-, Telefonverträge, Ein- 
richtung von Bank- und Poſtſcheckkonten); Verſicherung (Anfall. und Haftpflicht 
verſicherung, Krankenverſicherung, Krankenhilfe, Kraftfahrzeugverſicherung, Feuer⸗ 
und Sonderverſicherung); Kraftfahrweſen (reichseinheitlicher Einkauf von Fahr⸗ 
zeugen und Reifen); Einkauf (gleichzeitig Material- und Verſandſtelle, Verviel⸗ 
fältigung, Haus- und Kantinenverwaltung); Beſoldung (Beſoldung der HZ. 
Führer des Reiches, perjonal- und arbeitsrechtliche Angelegenheiten); Kartei 
(Reichskartei der Hitler-Jugend, Ausweiserſtellung); Haushalt und Gtatiftif 
(Etatweſen, Finanzausgleich, Vermögensgebarung der Einheiten, Beitragsabrech⸗ 
nungen, Kaſſenberichte, Verwaltungsdienſtvorſchriften, Verwaltungs ⸗Neurege⸗ 
lungen, Statiſtik); Rechtsverwaltung (Vertragsprüfungen, Steuerfragen, Prozeß⸗ 
führung, Rechtsgutachten); Behördenverwaltung (Krankenhilfe. und Anter⸗ 
ſtützungsfonds, Förderung des Offiziersnachwuchſes aus der HJ., Verwaltung der 
Langemarck⸗Spende). 


Heute iſt durch die Reichskaſſenverwaltung der Hitler-Jugend die Möglichkeit 
geſchaffen worden, die finanzielle Entwicklung und laufende Vermögensgebarung der 
Hitler-Iugend im ganzen Reich bis ins einzelne hinein zu beobachten und nach einem 
genau durchgeführten Syſtem laufend zu überprüfen. Verſchuldungen der Einheiten 
der Hitler-Jugend find hierdurch praktiſch ausgeſchloſſen. Seit der am 8. 4. 1935 
begonnenen Neuorganiſation der Finanzverwaltung der Hitler-Jugend find die Ver. 
mögensverhältniſſe geordnet und gefeſtigt. Die früher nur ſummenmäßige Beitrags- 
abrechnung wurde durch die Neuregelung auf namentliche Beitragsabrechnung um- 
geſtellt, nach welcher grundſätzlich jedes Mitglied der Hitler-Jugend in jeder Beitrags- 
abrechnung mit dem geſchuldeten und dem gezahlten Beitrag namentlich erfaßt wird. 


17. Soziales Amt 

Der Reichsjugendführer ſchreibt in feinem Werk über die Hitler-Jugend: „Es ift 
vielleicht gerade die ſozialiſtiſche Arbeit der Hitler-Jugend, die fie fo ganz abhebt 
von dem, was wir vor ihrem Entſtehen Jugendbewegung nannten.“ Der ſoziali⸗ 
ſtiſche Einſatz erfährt hier ſeine letzte Steigerung, die ſozialiſtiſche Aufbauarbeit der 
Hitler-Jugend erhält hier ihre Krönung. Nach dem Leitſatz „Geſunderhaltung der 
Geſunden und Leiſtungsſteigerung der Leiſtungsfähigen“ entſtand die „Soziale 
Arbeit der Hitler-Jugend“, die heute im Deutſchen Reich ein Begriff geworden iſt. 
In ihr ſind viele große Aufgaben, wie beiſpielsweiſe die Geſundheitsführung der 
nationalſozialiſtiſchen Jugend, zum erſten Male begonnen und durchgeſetzt worden, 
die heute in anderen Amtern bearbeitet werden. Aber den Rieſenbereich der ſozialen 
Jugendarbeit iſt nur ein flüchtiger Überblick möglich. Das Hauptreferat 
Jugendſchutz und Jugendpflege führt im Einvernehmen und zum Teile 
über die Organiſation der NS.⸗Volkswohlfahrt alle betreuenden Maßnahmen auf 
dem Gebiete der Jugenderholungspflege (u. a. die Kinderlandverſchickung) und 
Jugendhilfe durch. Die Kommunaldienſtſtelle ſorgt im Rahmen des 
Arbeitsgebietes für Gemeindeangelegenheiten für die kommunalpolitiſche Schulung 
geeigneter HJ.⸗Führer. Von dieſer Stelle erfolgt gleichzeitig die Beratung der 
Gemeinden in allen Jugendfragen. Der Bearbeiter iſt als Verbindungsführer zum 
Deutſchen Gemeindetag eingeſetzt. Fahrpreisermäßigungen und Gteuererleichte- 
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rungen bei Jugendpflegeveranſtaltungen werden von der Hitler-Jugend felbft in Zu⸗ 
ſammenarbeit mit den zuſtändigen Behörden geregelt. 


Der Chef des Sozialen Amtes der Reihsjugendführung iſt zugleich der Vorſitzende 
des Jugendrechtsausſchuſſes in der Akademie für Deutſches Recht, in dem wichtige 
Gefetzentwürfe durchberaten werden. So hat die nationalſozialiſtiſche Jugend großen 
Anteil an der amtlichen Vorbereitung des Geſetzes über Kinderarbeit und die 
Arbeitszeit der Jugendlichen ſowie des Berufserziehungsgeſetzes, die im Laufe der 
kommenden Monate verkündet werden ſollen. 


Der Rechtsdienſtſtelle iſt die Erledigung aller für die nationalſozialiſtiſche 
Jugend beſtehenden jugendrechtlichen Fragen vom Neichsjugendführer Mitte Oktober 
1935 übertragen worden. Sie gliedert ſich in die Hauptreferate Ver- 
faſſungsrecht, Strafrecht, Arbeitsrecht und Pflegerecht. Die 
Dienſtſtellen der HJ.⸗Nechtsarbeit ſchaffen für die Gegenwart und die Zukunft in der 
Rechtspflege, die der Klärung aller ſchwebenden Jugendrechtsangelegenheiten dient, 
und in der Rechtspolitik, die die Mitarbeit an allen die Jugend betreffenden recht⸗ 
lichen Maßnahmen verwirklicht. Eine Allgemeine Verfügung des Neichsminiſters 
der Juſtiz vom 16. 5. 1935 regelt in großzügiger Weiſe die Zuſammenarbeit zwiſchen 
Juſtizbehörden und Hitler-Jugend. In Straf- und Familienſachen, die Angehörige 
der nationalſozialiſtiſchen Jugendorganiſationen betreffen, arbeitet die Hitler-Jugend 
an einer richtigen Entſcheidung mit und erfüllt ſo ihre erzieheriſchen Aufgaben auch 
in allen denjenigen Fällen, die der Entſcheidung der Gerichte unterliegen. Da die 
Rechtsarbeit in ſehr viele andere Arbeitsgebiete der Jugend übergreift, iſt gerade 
für die Rechtsdienſtſtelle eine beſonders enge Verbindung mit den anderen Umtern 
der Reihsjugendführung erforderlich. Wenn hier in der Hauptſache — ebenſo wie 
in der Geſundheitsarbeit — ältere Kameraden eingeſetzt ſind, die fachliche Vorbildung 
befitzen, fo iſt dies kein Hinderungsgrund dafür, daß der Grundgedanke alles 
Schaffens der Hitler-Jugend auch in der Rechtsarbeit lebendig iſt: nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Jugendarbeit ſteht im politiſchen Kampf der nationalſozialiſtiſchen Bewegung. 
Auch das Recht dient ſomit dem Kampf der Politik. Aus dieſem Geiſt, dem auf der 
erſten großen Rechtstagung der Hitler-Jugend in Oldenburg im November 1935 
überzeugend Ausdruck verliehen wurde, wird die Aberwindung und Beſeitigung der 
liberaliſtiſchen Jugendgeſetze (Reichsgeſetz für Jugendwohlfahrt und Jugendgerichts⸗ 
geſetz) erfolgen und der Neubau eines einheitlichen engste Jugend» 
rechts vollendet werden. 


Das Hauptreferat Landdienſt regelt den Einſatz der Jugend auf dem 
Lande. Der große Mangel an Arbeitskräften auf dem Lande und das Aberangebot 
von Arbeitskräften in der Stadt ließ den Gedanken erſtehen, aus der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Erziehung heraus freiwillig Jungen zum Einſatz im Landdienſt zu ge⸗ 
winnen. Die Landdienſtgruppen werden auf privaten bäuerlichen Betrieben 
und Großbetrieben eingeſetzt, wo ein zuſätzlicher Bedarf an Arbeitskräften beſteht. 
Die Mitglieder der Gruppen werden nach ortsüblichem Tarif bezahlt. Der Gemein- 
ſchaftseinſatz ermöglicht die nationalſozialiſtiſche Erziehung. Es erhalten die einzelnen 
Betriebe, die Landdienſtgrupepn aufnehmen, einen Zuſchuß von der Reichsanſtalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung. Die Landdienſigruppen bilden 
eine Kameradſchaft oder ein Schar der örtlichen HJ.⸗Einheit. Da die Gruppen vor 
allem im Oſten arbeiten, erfüllen ſie über den wirtſchaftlichen Zweck hinaus noch eine 
politiſche Aufgabe. Der Landdienſt ſoll zugleich die einzelnen Jugengenoſſen auf 
den landwirtſchaftlichen Beruf vorbereiten und fie dafür „umſchulen“. Die Land- 
dienſtzeit des einzelnen wird als Lehrzeit bei Ablegung der Landarbeitslehre an- 
gerechnet. Vier Landdienſtgruppen⸗Führerſchulen, die alle mit einem bäuerlichen 
Betrieb verbunden find, dienen der vollkommenen Verwirklichung des Landdienft- 
gedankens. Im gleichen Sinne wurde im Jahre 1936 der Mädel ⸗Landdienſt ein- 
gerichtet. Er bedeutet einen weiteren Schritt auf dem Wege zum verſtärkten Einſatz 
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junger weiblicher Arbeitskräfte auf dem Lande, wie er durch die Amſchulungslager 
bereits mit großem Erfolg begonnen wurde. Dieſe Amſchulungslager find in Zu ⸗ 
ſammenarbeit zwiſchen Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslofenver- 
ſicherung und der Reichsjugendführung eingerichtet worden, wobei von der Reichs⸗ 
anftalt die finanziellen Mittel zur Verfügung geſtellt werden, während die Verant⸗ 
wortung für die Durchführung der Lager und die Bereitſtellung der Führerinnen der 
Bund Deutſcher Mädel übernahm. 


Einen anderen Mangel ſoll das von der Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitsloſenverſicherung, dem Frauenwerk und der Reichsjugendführung gemeinſam 
durchgeführte Haus wirtſchaftliche Jahr abhelfen: Es beſtand beſonders 
in den Städten die große Nachfrage nach hauswirtſchaftlichen Arbeitskräften, ander : 
ſeits konnten Jahr für Jahr noch viele Mädel, die aus der Schule entlaſſen wurden, 
nicht in die Lehr- und Arbeitsſtellen einrücken, weil dieſe überfüllt waren. Hier ſetzte 
die Werbung für das Hauswirtſchaftliche Jahr ein, um die jungen Menſchen wieder 
allmählich zu dem Jahre hindurch ſo verpönt geweſenen hauswirtſchaftlichen Beruf 
zurückzuführen. So nehmen ſie zunächſt im Rahmen dieſes Hauswirtſchaftlichen 
Jahres eine Haushaltſtelle an, wo ſie ſchlicht um ſchlicht in einem gegenſeitigen 
Treueverhältnis von der Hausfrau in deren Pflichten⸗ und Wirkungskreis ein- 
geführt werden. Die Betreuung der Mädel erfolgt durch den Bund Deutſcher 
Mädel. In 27 Haushaltungsſchulen des Bundes Deutſcher Mädel laufen Jahres- 
und Halbjahreskurſe, die teilweiſe bereits ſtaatlich anerkannt ſind. 


Zu Oſtern 1934 hat das Erziehungsminiſterium in Preußen den Verſuch unter- 
nommen, 22 000 Jungen und Mädel, die nach der Schulentlaſſung in der Wirtſchaft 
kein berufliches Anterkommen fanden, in Landjahrlagern für ein halbes Jahr zu⸗ 
ſammenzufaſſen. Seitdem hat dieſer Gedanke unter der tatkräftigen Förderung der 
Reichsjugendführung immer weiteren Ausbau erfahren. Die Landjahrangehörigen 
tragen HJ.⸗Aniform. Die Landjahrführer der einzelnen Regierungsbezirke find 
Mitglieder der Stäbe in den einzelnen Gebietsführungen. Der geſamte Schulungs- 
plan wird von der Hitler-Jugend aus aufgeſtellt. Ein Sachbearbeiter der Reichs 
jugendführung hat die zuſätzliche bäuerliche Berufsſchulung, den zwiſchengebietlichen 
Landjugendaustauſch (der etwa ein Gegenſtück zu den wandernden Handwerksgeſellen 
darſtellt), die dörfliche Jugendkulturarbeit und noch eine Reihe anderer wichtiger 
Aufgaben gemeinſam mit den in der Hitler-Jugend eingeſetzten „Bauerntums⸗ 
referenten“ durchzuführen. 


Das Hauptreferat Berufsweſen hat in Verbindung mit der Reichs- 
anſtalt die Berufsberatung in nationalſozialiſtiſchem Sinne ausgebaut, in der die 
HJ.⸗Führer jetzt über jeden Kameraden, der ſich beraten läßt, eine charakterliche 
Beurteilung abzugeben haben. Der Leiter dieſes Hauptreferats iſt zugleich Leiter 
des Jugendamtes der Deutſchen Arbeitsfront und führt von dort aus und mit Hilfe 
der dort vorhandenen größeren Mittel die beruflichen Vorſchulungskurſe, die zuſätz. 
liche Berufsſchulung und die ſoziale Betriebsarbeit durch — Aufgaben, von denen 
jede einzelne für das Leben ungezählter tauſender junger deutſcher Menſchen von 
unabſehbarer Bedeutung if. Der Reichsberufs wettkampf der 
deutſchen Jugend, den der Reichsjugendführer als Symbol der Hitler-Jugend 
bezeichnet hat, überragt aber noch weit alle jene — von der Deutſchen Arbeitsfront 
aus verwirklichten — Aufgaben der Hitler-Jugend. Mit Recht iſt dieſes großartige 
ſchöpferiſche und zukunftsreiche Werk der Olympia der Arbeit bezeichnet und im 
Jahre 1938 auf alle ſchaffenden Deutſchen erweitert worden. Die wirt- 
ſchaftliche Notwendigkeit eines ſolchen Wettkampfes iſt nicht zu verkennen. Deutſch⸗ 
land leidet noch heute unter einem Mangel an Facharbeitern. Die zuſätzliche Berufs. 
ſchulung konnte zur Behebung dieſes Mangels nicht ausreichen, obwohl ſchon im 
Jahre 1934 allein 25 000 Lehrgänge mit etwa 400 000 männlichen und weiblichen 
Teilnehmern durchgeführt worden find. Im Jahre 1935 hat der zweite Reichsberufs- 
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wettkampf, der etwa 250 verſchiedene Berufe erfaßt, in ungefähr 2000 Ort ftatt- 
gefunden. In den Ausſchüſſen und Wettkampfleitungen waren annähernd 100 000 
ehrenamtliche Mitarbeiter tätig. Etwa 1 450 000 männliche und weibliche Jung⸗ 
arbeiter nahmen an dem Reichsberufswettkampf teil. Außer der wirtſchaftlichen 
Bedeutung und der überragenden organiſatoriſchen Leiſtung iſt der erzieheriſche Wert 
beſonders zu betonen. Das Wort vom Adel der Leiſtung iſt Wirklichkeit geworden: 
Die Reichsſieger der einzelnen Berufsgruppen werden am 1. Mai jedes Jahres per- 
ſönlich durch den Handſchlag des Führers über die Menge der anderen Volks- 
genoſſen erhoben und ausgezeichnet. 


Eine Verbindungsſtelle zum Reichsſtudentenwerk forgt für die Förderung der be⸗ 
gabten Kameraden durch Anterſtützungen aller Art; ein ſelbſtändiges Referat fozial- 
politiſche Schulung ſorgt für die Verbreitung und Vertiefung der für die Sozial⸗ 
arbeit unentbehrlichen Fachkenntniſſe. Alle Gebiete ſozialer Jugendarbeit finden 
ihren Niederſchlag und kommen zum Ausdruck in der ſozialpolitiſchen Zeitſchrift und 
Amtlichen Organ des Jugendführers des Deutſchen Reiches. „Das junge 
Deutſchland“. In jedem Jahre wird in großem Maßſtabe im Anſchluß an den 
Reichsberufswettkampf und im Hinblick auf die in jedem Sommer veranſtalteten 
Fahrten und Lager der Hitler-Jugend die Freizeitaktion durchgeführt, die die 
Arlaubsverhältniſſe der Jugendlichen in der Wirtſchaft erträglich geſtalten ſoll. Die 
Freizeit der Jugend von heute iſt nach dem Wort des Reichsjugendführers die 
Geſundheit des Volkes von morgen. 


Die ſoziale Arbeit iſt fern von allen ſentimentalen Fürſorgegedanken. Die Hitler- 
Jugend will die Leiſtungsſteigerung der Leiſtungsfähigen und damit die foziale Er- 
tüchtigung der deutſchen Jugend. So wird gerade in der ſozialen Arbeit der Wille 
beſonders ſtark und überzeugend, jener politiſche Wille der nationalſozialiſtiſchen 
Jugend, den der Reichsjugendführer in einer großen Parole aufzeigt: „Durch 
Sozialismus zur Nation!“ 


18. Das Geſetz über die fjitler- Jugend vom 1. Dezember 1936 

Lange Jahre vor der Machtübernahme hatte der Führer den Satz geprägt: 
„Jugend ſoll von Jugend geführt werden“. Dieſer Satz iſt viel 
erörtert werden. Mancher heimliche Feind des neuen Deutſchland hat ihn zum 
Gegenſtand einer heuchleriſch beſorgten Betrachtung gemacht. Gewiß darf er nicht 
als ein Freibrief für grüne Aberheblichkeit verſtanden werden. Wer aber auch nur 
einmal Einblick gewonnen hat in die raſtloſe Arbeit der nationalſozialiſtiſchen 
Jugendführung, der weiß auch, daß die Führerſchaft der Hitler-Jugend in dem 
Worte ihres oberſten Führers nur eine große und täglich neue Verpflichtung fieht. 
Alles Verſtändnis des deutſchen Jugendverfaſſungsrechtes hat in dieſem Satz Adolf 
Hitlers ſeine einzige Quelle. „Selbſtführung der Jugend“ bedeutet nicht nur die 
Leitung von Fahrten, Geländeſpielen, Heimabenden, Sportwettkämpfen, Lagern, 
Ausmärſchen und Werbeveranſtaltungen innerhalb der Organiſation der Hitler- 
Jugend ſelbſt. Sie umfaßt dies alles, aber ſie erſchöpft ſich darin nicht. Eine Jugend 
führt ſich nur dann ſelbſt, wenn ſie ihren Bereich in eigener Verantwortung und in 
vollem Amfange geſtaltet. Die Meinung, dieſe Selbſtführung würde gegenftänd- 
lich begrenzt durch Elternhaus und Schule, bleibt ebenſo an der Oberfläche wie die 
andere Meinung, die Führung der Bewegung würde gegenſtändlich begrenzt durch 
Volk und Staat. 


Der Reichsjugendführer hat am 1. Mai 1936 zuerſt in der Öffentlichkeit die Errich- 
tung einer „Reichsjugend“ angekündigt. Die Grundgedanken des deutſchen Jugend- 
verfaſſungsrechtes find kurz darauf auf dem großen etwa alle drei Jahre ftatt- 
findenden Treffen der deutſchen Rechtswahrer, dem Deutſchen Juriſtentage 1936, in 
Leipzig ausgeſprochen worden. 
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Die Führerſchaft der Hitler-Jugend hat in unermüdlicher Kleinarbeit die organi- 
ſatoriſche Erfaſſung und Formung der Jugend und die Bewältigung der großen 
ſachlichen Aufgaben verbeſſert und vertieft. Der Führer hat ſchließlich den Grundſatz 
der Selbſtführung der deutſchen Jugend in dem Geſetz über die Hitler-Iugend vom 
1. Dezember 1936 ausdrücklich beſtätigt. Er hat damit die Aufbauarbeit, die der 
Reichsjugendführer der NSDAP. ſeit der Machtübernahme geleiſtet hatte, in feier- 
licher Form anerkannt. Das Gefetz (RGBl. I S. 993), das von entſcheidender Be⸗ 
deutung für die geſamte zukünftige Entwicklung der deutſchen Jugend iſt, hat 
folgenden Wortlaut: 

Von der Jugend hängt die Zukunft des deutſchen Volkes ab. Die geſamte deutſche 

Jugend muß deshalb auf ihre künftigen Pflichten vorbereitet werden. 


Die Reichsregierung hat daher das folgende Geſetz beſchloſſen, das . ver. 
fündet wird: 


§ 1 „ — . „ 2 


Die geſamte deutſche Jugend innerhalb des Reichägebiets wi in der Den 
zuſammengefaßt. 

82 
Die geſamte deutſche Jugend iſt außer in Elternhaus und Schule in der. Hütte. 
Jugend köperlich, geiſtig und ſittlich im Geiſte des Nationalſozialismus zum N 
am Volk und zur Volksgemeinſchaft zu erziehen. 
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Die Aufgabe der Erziehung der geſamten deutſchen 809 0 in ber Hitler⸗Zugend 
wird dem Reichsjugendführer der NSDAP. übertragen. Er iſt damit „Jugend- 
führer des Deutſchen Reiches“. Er hat die Stellung einer oberſten Reichsbehörde 
mit dem Sitz in Berlin und iſt dem Führer und Reichskanzler unmittelbar unterſtellt. 


84 
Die zur Durchführung und Ergänzung dieſes Geſetzes erforderlichen Rechtsver⸗ 
ordnungen und allgemeinen Verwaltungsvorſchriften erläßt der Führer und 
Reichskanzler. 


Das Geſetz vom 1. Dezember 1936 iſt mehr als eine Beſtätigung. Es weiſt neue und 
ſchwere Aufgaben, die die ganze Kraft aller in der Jugendarbeit tätigen Volks- 
genoſſen fordern werden. 


Die Jugendordnung hat heute bereits vom Führer ihren reichsgeſetzlich beſtimmten 
Platz in der Geſamtordnung des Volkes erhalten. Sie iſt damit ein Teil unſerer 
werdenden nationalſozialiſtiſchen Reichsverfaſſung geworden. 
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5 Tfchammer 158 Often Aufbau und Gliederung der deutſchen Leibesübungen in 
Reichs[portführer knapper, überfichtlichee Form dargeſtellt. Ihre Wirkung auf 
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| I. Grundlagen 
Anordnungen der Staatsführung. Standpunkt der Partei 


Ernennung des Reichsiportführers 
Am 19.6.1933 erließ der Reichsminiſter des Innern eine Verfügung an den SA.. 
Gruppenführer von Tſchammer und Oſten, in der es heißt: 


„Ich ernenne Sie mit dem heutigen Tage zum Reichsſportführer. In dieſer Eigen- 
ſchaft unterſteht Ihnen das geſamte deutſche Turn⸗ und Sportweſen. Ich vertraue 
darauf, daß Sie die deutſche Turn und Sportorganiſation zu einem wichtigen 
Mittel der Erziehung des deutſchen Menſchen zu Volk und Staat ausbauen und 
führen, und ſichere Ihnen bei dieſem Werk meine rückhaltloſe Anterſtützung zu.“ 


Erlof des Führers vom 14. 12. 1933 


Dieſe Beauftragung fand ihre Beſtätigung in einem Erlaß des Führers vom 14. 12. 
1933, der mit den Worten ſchließt: 


„Eine wichtige Aufgabe iſt die dauernde und nachhaltige Pflege der Leibesübungen 
im ganzen Volke als eines der wichtigſten Kulturgüter im nationalſozialiſtiſchen 
Staat. Wir werden dadurch dem Geiſt des neuen Deutſchland in der Kraft ſeines 
Volkes eine dauernde Grundlage ſchaffen. 

Für die erfolgreiche Durchführung dieſer beiden Auſgaben iſt der Reichsſport⸗ 
führer mir und dem zuſtändigen Reichsminiſter des Innern allein verantwortlich. 
Ich erſuche alle Organiſationen, Behörden uſw., ihm jede mögliche Anterſtützung 


und Förderung zuteil werden zu laſſen.“ 


Verordnung des Führers vom 27. 6. 1934 

Am 27. 6. 1934 unterzeichnete der Führer nachſtehende Verordnung, in der er aus⸗ 
drücklich auf die lückenloſe Einheitsfront der Leibesübungen und die alleinige Ver 
antwortlichkeit des Reichsſportführers für dieſes Gebiet hinweiſt: 


„Gewiſſe Entwicklungsgänge bezüglich der Leibesübungen in verſchiedenen Organi⸗ 
ſationen des Staates und der Bewegung, insbeſondere aber in der H. zeigen mir, 
daß die von mir geforderte durch den Reichsiportführer eingeleitete Einheitlichkeit 
in den Leibesübungen in Deutſchland nicht in der Form gewährleiſtet ift, wie ich 
es im Intereſſe der Geſamtentwicklung gewünſcht und in meiner Verfügung vom 
14. 12. 1933 zum Ausdruck gebracht habe. In dieſer Verfügung übertrug ich dem 
Reichsſportführer die Pflege und alleinige Verantwortung über das geſamte Ge⸗ 
biet der Leibesübungen. 

Am nunmehr allen dieſer meiner Willensmeinung widerſtrebenden Auffaſſungen 
und Richtungen zu begegnen, ordne ich an, daß der Reichsiportführer nicht nur im 
Intereſſe der oben geſchilderten Einheitlichkeit der Leibesübungen, ſondern auch 
wegen einer planmäßigen ſportlichen Ausbildung der Jugend im Hinblick auf die 
innen und außenpolitiſchen Aufgaben des Sports und mit beſonderer Rückſicht 
auf die Vorbereitungen zur Olympiade, von allen Organiſationen des Staates 
und der Partei maßgeblich zu hören und zu beteiligen iſt. Eigenmächtige Ent⸗ 
ſcheidungen, die der Grundtendenz der bisher von mir anerkannten Arbeit des 
Reichsſportführers zuwiderlaufen und die ohne ſeine Mitarbeit zuſtande kommen, 
haben zu unterbleiben. 


Berlin, den 27. Juni 1934. a 
gez. Adolf Hitler.“ 
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Leibeserziehung im Programm der NSDAP. 
Damit war die Arbeitsgrundlage für die praktiſche Auswirkung des Programm- 
punktes Nr. 21 der NSDAP. gelegt, in dem die Forderungen der Leibeserziehung 
kurz und klar umriſſen werden: 
„Der Staat hat für die Hebung der Volksgeſundheit zu ſorgen durch den Schutz 
der Mutter und des Kindes, durch Verbot der Jugendarbeit, durch Herbei- 
führung der körperlichen Ertüchtigung mittels geſetzlicher Feſt⸗ 
legung einer Zurn- und Sportpflicht, durch größte Anterſtützung aller ſich mit 
körperlicher Jugendausbildung beſchäftigenden Vereine.“ 


Der Führer legt die Richtlinien der deutichen Leibeserziehung feſt 
Der Führer hat dieſen Punkt des nationalſozialiſtiſchen Staatsprogramms in ſeinem 
Werk „Mein Kampf“ mit folgenden Sätzen eingehend erläutert: 


„Vor allem muß in der bisherigen Erziehung ein Ausgleich zwiſchen geiſtigem 
Anterricht und körperlicher Ertüchtigung eintreten.“ „Man hat bei unſerer Er- 
ziehung vollkommen vergeſſen, daß auf die Dauer ein geſunder Geiſt auch nur in 
einem geſunden Körper zu wohnen vermag.“ 


„Man fündigte einſach auf den Körper los und vermeinte, in der einſeitigen Aus- 
bildung des ‚Beiftes‘ eine ſichere Gewähr für die Größe der Nation zu befiten. 
Ein Irrtum, der ſich ſchneller zu rächen begann, als man dachte.“ 

„In körperlichen Gebrechen liegt nicht ſelten der erſte Grund zur perſönlichen 
Feigheit.“ 

„Der vöͤlkiſche Staat hat in dieſer Erkenntnis feine geſamte Erziehungsarbeit in 
erſter Linie nicht auf das Einpumpen bloßen Wiſſens einzuſtellen, ſondern auf das 
Heranzüchten kerngeſunder Körper.“ „Der völkiſche Staat muß dabei von der 
Vorausſetzung ausgehen, daß ein zwar wiſſenſchaftlich weniger gebildeter, aber 
körperlich geſunder Menſch mit gutem, feſtem Charakter, erfüllt von Entihluß- 
freudigkeit und Willenskraft, für die Volksgemeinſchaft wertvoller iſt als ein 
geiſtreicher Schwächling.“ „Er muß vor allem dafür ſorgen, daß nicht eine Gene⸗ 
ration von Stubenhockern herangebildet wird.“ 

„Die körperliche Ertüchtigung iſt daher im völkiſchen Staat nicht eine Sache des 
einzelnen, auch nicht eine Angelegenheit, die in erſter Linie die Eltern angeht und 
die erſt in zweiter oder dritter die Allgemeinheit intereſſiert, ſondern eine For⸗ 
derung der Selbſterhaltung des durch den Staat vertretenen und geſchützten 
Volkstums.“ 

„So iſt überhaupt der Sport nicht nur dazu da, den einzelnen ſtark, gewandt und 
kühn zu machen, ſondern er ſoll auch abhärten und lehren, Anbilden zu ertragen.“ 
Der junge Volksgenoſſe „muß in ſeiner körperlichen Kraſt und Gewandtheit den 
Glauben an die Anbeſiegbarkeit feines ganzen Volkstums wiedergewinnen.“ 


Deutlicher und in ſeiner ganzen Tiefe erſchöpfender läßt ſich das Ziel der körperlichen 
Ertüchtigung in fo wenigen Sätzen kaum aufſtellen und verſtändlich machen. 


II. Gefchichte der Leibesübungen 
Deutiches Altertum | 


Die Leibeserziehung hat von jeher ſchon diejenigen Führer des deutſchen Volkes 
bewegt, die die wirkliche Volksgemeinſchaft über den Kampf zur Erreichung politiſcher 
Einzelziele ſtellten. 

Die Wurzel der deutſchen Leibesübungen ſteckt tief im Germanentum. 

Ganz am Anfang unſerer Geſchichte ſehen wir in den Germanen ein „Volk in Leibes 
übungen“. Reckenhaft erkämpften fie ſich ihren Lebensraum von den militäriſch⸗ 
techniſch um mehrere Klaſſen höher ſtehenden Völkern. Sie hielten den überlegenen 
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Mitteln des römiſchen Weltreiches ſtand und bewahrten die N Kernlande vor 
romaniſcher Aberſchwemmung. 


mittelalter 


Der ſtreitbare Ritter des Mittelalters pflegte die Leibesübungen und die Charakter- 
bildung durch Leibeserziehung als tägliche berufliche Schulung. „Ritterlicher“ Kampf 
iſt uns heute noch das Vorbild ſportlichen Wettſtreits. 

Auch die Bürger der emporblühenden Städte und die Bauern des flachen Landes 
maßen ihre Kräfte in körperlichen Abungen und Waffengewandtheit. 


Größtes und ſchönſtes Feſt der Gemeinſchaft war das „Freiſchießen“ mit Bogen und 


Armbruſt, ſpäter mit der Feuerwaffe, das ſich in den Schützenfeſten bis auf unſere 
Tage erhalten hat. 


1618 bis 1648 


Der Dreißigjährige Krieg mit ſeinem Rauben und Morden verödete die deutſchen 
Lande. Den Ritter warf er aus dem Sattel, dem Bürger zerſtörte er Heim, Hand- 
werk und Handel und dem Bauern Flur und Haus. Er traf die Lebenskraft des 
deutſchen Volkes ſo tief, daß es ſich erſt in Jahrhunderten wieder erholen konnte, 
während die Nachbarreiche kräftig emporblühten. 


In dieſer Notzeit deutſcher Geſchichte ſtand kein Mann auf, um den Bürger zu 


lehren, durch des eigenen Körpers Ertüchtigung „den Glauben an die Anbeſiegbar⸗ 
keit des Volkstums wiederzugewinnen“. 


Jahn 


Nahezu zwei Jahrhunderte verfloſſen, ehe die vergeſſenen Leibesübungen wieder 
einen Verkünder fanden. Das war Friedrich Ludwig Jahn. Er faßte die Frage 
gleich in ihrer vollen Tiefe an. 


Deutlich erkannte er, daß das deutſche Leben immer mehr in einzelne Teilgebiete 
auseinanderzufallen drohte, die für ſich allein keinen Halt fanden. Aus dieſer 
Schwäche rührte die politiſche Ohnmacht Deutſchlands. Nur der kraftvoll erzogene 
Staatsbürger und eine entſchloſſene Gemeinſchaft aller Deutſchſtämmigen konnte dem 
Reich die unzerſtörbare Grundlage ſchaffen. 

Der Anfang war ſchwer. 

Vom Rhein bis zur Elbe ſtarrten franzöſiſche Bajonette und unterdrückten jeden 
Befreiungsverſuch mit Gewalt. 


1809 


Jahn erweckte deshalb zuerſt den deutſchen Freiheitsgeiſt zu neuem Leben. Gleich 
zeitig erzog er die deutſche Jugend zu kraftvollem Mannestum. Auf feinen Turn⸗ 
plätzen verſammelten ſich die Jünglinge zu Leibesübung und Spiel. Hier wurden 
Manneszucht und Kameradſchaft gepflegt. Der deutſchen Heimat und unſerem Volle 
galt die Arbeit. 

Wie eine Feuersbrunſt fegte die glühende Lohe ſeiner Ideen Kleinmut und Schwäche 
aus den Herzen der Anterdrückten. 


1813 
Vier kurze Jahre gab ihm das Schickſal Zeit, ehe es ſein Werk auf die entſcheidende 
Probe ſtellte. 


Napoleon war geſchlagen aus Rußland zurückgekehrt. York hatte den erſten kühnen 
Schritt getan und ſein Korps mit den Feinden des Korſen vereint. Sturmglocken 
heulten durch das Land. Nur der preußiſche König zögerre. Ihm ſtanden noch die 
fliehenden Trümmer des Heeres von Jena vor Augen. Erſt als in langen Reihen 
Jahns Turner in Breslau einzogen, glaubte er an den Sieg. 
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Leipzig und Waterloo zerſchlugen die franzöſiſchen Weltherrſchaftsträume. Das 
Volksheer aller deutſchen Stämme hatte Anerwartetes vollbracht. Stolz reckten die 
Deutſchen ſich auf im Bewußtſein ihrer Kraft. 


Der Staat jedoch zeigte wenig Neigung, die körperliche Ertüchtigung feiner Bürger 
zu fördern. Er fürchtete, die geſchloſſene Front der deutſchen Männer, wie Jahn ſie 
auf feinen Turnplätzen ſchaffen wollte, könne feiner Gängelung nur allzu leicht ent ⸗ 
wachſen. Die Ereigniſſe der franzöfiſchen Revolution lagen immer noch wie ein Alb⸗ 
druck auf den beſorgten Gemütern der Regierenden. Sie ſahen ein Chaos herein- 
brechen, wenn die Antertanen ſich durch „die gefährliche Lehre von der Deutſchen 
Einheit“ ihrer Macht bewußt würden. Dabei überſahen ſie den Anterſchied zwiſchen 
der Entfeſſelung blutiger Rachegelüſte aus jahrhundertelanger Knechtſchaft und dem 
freiwilligen Entfalten der Volkskraft einer nicht nur ſtaatlich, ſondern auch geiſtig 
geeinten, raſſiſchen Gemeinſchaft. 


„Ruhe iſt die erſte Bürgerpflicht“ — dieſer Maueranſchlag des Stadtkommandanten 
von Berlin nach der Anglücksſchlacht bei Jena kennzeichnet am beſten den Geiſt, der 
auch nach den Befreiungskriegen in den Kabinetten herrſchte. 


Ein großer Gedanke wurde damit eingeſargt. 


1819 bis 1918 


Aber ſo einfach ließ der deutſche Bürger, Bauer und Arbeiter ſich nicht in die Ecke 
verweilen. Die Liebe zu einem großen, mächtigen Reich brannte in vielen tauſend 
Herzen —, und da der Weg zur deutſchen Gemeinſchaft über die Leibeserziehung ver⸗ 
ſperrt war, ſcharten ſie ſich um die Banner politiſcher Führer, die alle, jeder auf 
ſeine Art, das „Reich“ errichten wollten. Stammesbrüder zerſpalteten ſich in 
Parteien. 


November 1918 


Damit verfinten die Leibesübungen als politiſches Erziehungsmittel, bis die ſchmach⸗ 
volle Meuterei im November 1918 die Ohnmacht des Volkes im Augenblick höchſter 
Not offenbarte. 


„Würde unſere geſamte geiſtige Oberſchicht einſt nicht jo ausſchließlich in vor- 
nehmen Anſtandslehren erzogen worden ſein, hätte ſie an Stelle deſſen durch⸗ 
gehends Boxen gelernt, ſo wäre eine deutſche Revolution von Zuhältern, 
Deſerteuren und ähnlichem Geſindel niemals möglich geweſen; denn was dieſer 
den Erfolg ſchenkte, war nicht die kühne, mutige Tatkraft der Revolutionsmacher, 


ſondern die feige, jämmerliche Entſchlußloſigkeit derjenigen, die den Staat leiteten 
und für ihn verantwortlich waren.“ 


So kennzeichnet Adolf Hitler das Anverſtändnis für die ä in der Vor⸗ 
kriegszeit. 


achhriegszeit bis zum Umbruch 


Aber kaum war die erſte Betäubung nach dem beſchämenden Sturz gewichen, da er- 
wachte in unzähligen deutſchen Jünglingen und Männern die Stimme des Blutes. 
Sie erhob lauten Widerſpruch gegen knechtiſche Unterwerfung Mehr inſtinktiv als 
verſtandesmäßig forderte ſie Erſtarkung des eigenen Körpers als Grundlage für die 
Wiedererſtarkung des Volkes. 

Hunderttauſende ſtrömten auf die Sportplätze und Abungsſtätten, um ihre Leiber zu 
ſtählen und bereit zu ſein, wenn das Vaterland riefe. Das war aber durchaus nicht 
im Sinne der Machthaber des Parteienſtaates. Klüglich und bewußt lenkten ſie 
einen Teil dieſes Stromes in alle erdenkbaren gegenſätzlichen Verbände, die die 
widerſtrebendſten politiſchen und konfeſſionellen Ziele auf ihre Paniere geſchrieben 
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Dieſen Mißbrauch der rein menſchlichen Freude an den Leibesübungen finden wir 
heute noch in zahlreichen Staaten des Auslands. Er bildet für das brennende Pro⸗ 
blem der Verſtändigung von Volk zu Volk eine Gefahr. 


1933 

Nach der Machtübernahme ſtand die neue Staatsführung vor der Aufgabe, den ge- 
ſunden, aber falſch geleiteten Willen des deutſchen Volkes zu den Leibesübungen zu 
einigen und einzuſetzen für das große Werk des Wiederaufbaus. 

Die erſte Aufgabe hieß Reinigung und Ordnung. 

Beauftragung des RNeichsſportführers 

Ein Nationalſozialiſt, der SA.⸗ Gruppenführer von Tſchammer und Oſten, wurde mit 
der Leitung des geſamten deutſchen Turn und Sportweſens beauftragt. 

Sportführer mit volksfeindlichen Beſtrebungen wurden entfernt. 

Für die zahlreichen Vereinigungen verſchiedenſter Art mußte ein umfaſſender Bund 
mit einem Ziel und einem Führer geſchaffen werden. 

So ſtark waren der Wille zur Leibesertüchtigung und die Kraft der Bewegung, daß 
nicht ein einziges Geſetz erforderlich war, dieſen Bund ins Leben zu rufen, an deſſen 
Spitze ſich der Reichsſportführer ſtellte. 


Der Deutiche Reichsbund für Leibesübungen (DRL) 

Im Deutſchen Reichsbund für Leibesübungen find ſämtliche Verbände und Vereine 
des deutſchen Sports zuſammengeſchloſſen. 

Für die Verwaltung und Leitung eines ſo mannigfach verzweigten Gebietes, wie es 
die Leibesübungen find, mußten neue Wege gefunden werden: 


Die Gliederung des DREL. 


Die einzelnen Sportarten unterſtehen der Pflege ihres Fachamtes oder Verbandes, 
dem die fachliche Leitung obliegt. 

An der Spitze ſämtlicher Fachämter und Verbände ſteht in den rund 200 Kreiſen der 
Kreisführer, den 16 Gauen der Gauführer und im Reich der Reichsſportführer. 
Damit ſind die Leibesübungen landſchaftlich gegliedert und die Regelung aller 
Fragen überfachlich jeweils in eine Hand gelegt. 

Der Reichsbund umfaßte bei ſeiner Gründung zunächſt nur diejenigen, die bereits 
Leibesübungen trieben. Seine Aufgabe, die insbeſondere der Reichsſportführer ver- 
tritt, heißt jedoch, das ganze deutſche Volk zu den Leibesübungen zu führen. 


Sport des ſchaffenden Menjchen und der Jugend | 

Dieſes Ziel wurde von zwei Seiten angepackt: einmal, indem man dem ſchaffenden 
Menſchen den Sport in die Betriebe brachte (Sportamt Kd. — Amtsleiter: der 
Reichsſportführer) — und zum anderen, indem man die geſamte deutſche Jugend 
zum regelmäßigen Sportbetrieb verpflichtete (Beauftragter für die körperliche Er- 
ziehung der geſamten deutſchen Jugend im Rahmen der Oberſten Reichsbehörde für 
die Erziehung der deutſchen Jugend: der Reichsſportführer). Beide Beſtrebungen 
ſollen darin gipfeln, die Freude an körperlicher Ertüchtigung wachzurufen und zu 
ſtärken und die Leibesfreudigen dann als tatkräftige Sportkameraden in den Reichs- 
bund zu leiten. 


Die erſten vier Jahre | 


Der Entwicklungsgang der Jahre 1933 bis 1936 gibt ein anſchauliches Bild von dem 
Werden und dem heutigen Stand unſerer Leibeserziehung. 
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1933 

Die politiſch und konfeſſionell eingeftellten Sportverbände werden aufgelöſt. Den 
a Kameraden wird der Gedanke der Deutſchen Leibesübungen nahege⸗ 
racht. 

Der neutrale Sport erhält nationalſozialiſtiſche Führung. 

Als praktiſche Tat neuer Volksführung wird die „Deutſche Sporthilfe“ für verletzte 
und bedürftige Kameraden geſchaffen. 

Das 5 Turnfeſt in Stuttgart iſt die erſte gewaltige Kundgebung für das 
neue Zie 


1934 

Die Pläne für die Leibeserziehung des geſamten Volkes werden feſtgelegt. 

Das Sportamt „Kraft durch Freude“ wird geſchaffen und bringt die Leibesübungen 
in die Betriebe. 

Die Deutſchen Kampfſpiele in Nürnberg zeigen die Leiſtungshöhe des deutſchen 
Sports und find Schauplatz der feierlichen Verkündung nationalſozialiſtiſcher Grund ⸗ 
ſätze der Sportführung und der Gründung des DR. 

Die Vorarbeiten zu den Olympiſchen Spielen ſetzen ein. Die „Suche nach dem 
unbekannten Sportsmann“ zeigt der Offentlichkeit, daß jeder „Mögliche“ berufen 
und verantwortlich iſt. 

Alle Verbände und Formationen des Staates und der Bewegung nehmen die Leibes. 
übungen in ihr Programm auf. 

Deutſchland ſchafft ſich die Vorbedingungen, das erſte „Volk in Leibesübungen“ in 
der Welt zu werden. 


1935 

Die deutſchen Sportzweige werden fachlich gegliedert. Gau und Kreisführer über ⸗ 
nehmen die Leitung der Leibesübungen ihres Bereichs. In Koburg erklärt die 
Deutſche Turnerſchaft — die größte ſporttreibende Vereinigung der Welt — ihre 
Einſatzbereitſchaft für den Deutſchen Reichsbund für Leibesübungen. 

Die Olympiaanwärter ſchulen ihre Kräfte in zahlreichen Lehrgängen. Eine in der 
deutſchen Sportgeſchichte noch nicht dageweſene Anzahl internationaler Kämpfe er- 
probt bewährte und neue Kräfte. Leiſtung und Haltung unſerer Wettkämpfer find 
beſte Werbung für das Neue Reich auch im Ausland. 


1936 5 

Die Vorarbeiten zu einem großen Werk find beendet. Der Deutſche Reichsbund für 
Leibesübungen tritt ins praktiſche Leben. Der Staat verleiht ihm Fahne und Ab- 
zeichen mit dem Hakenkreuz. Der deutſche Sport erfährt ſeine Belaſtungsprobe im 
Wettſtreit mit den VBeſten der ganzen Welt. Die Olympiſchen Kämpfe enden mit 
einem Siege, der der größte Welterfolg aller bisherigen Spiele iſt. Nach ihrem Ab⸗ 
ſchluß werden alle Kräfte frei zur Weiterarbeit. 

Eine der gewaltigſten Kulturaufgaben, die der Staat zu vergeben hat, wird in An⸗ 
griff genommen: die Leibeserziehung der geſamten deutſchen Jugend vom 10. Lebens- 
jahre an. 


Zuſammenfaſſung 

Die Geſchichte der Menſchheit und das Leben jedes einzelnen iſt Kampf. Ihn be⸗ 
ſtehen nur ſtarke Männer und Frauen. Im Ringen um den Lebensraum unſerer 
Erde haben ſich nur ſtarke Völker behaupten können. 

Anſere Altvorderen waren ein ſtarkes, leibestüchtiges Volk. Bruderkampf (Dreißig - 
jähriger Krieg) und Bruderzwiſt (Parteien) hatten die deutſche Leibestüchtigkeit 
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zerbrochen. Jahn, ihren großen Neuerwecker und Verkünder des Gedankens der 
politiſchen Leibeserziehung, warf eine kurzſichtige Regierung ins Gefängnis. 
Geiſtige Bildung, das Anreichern von meiſt totem Wiſſen, wurde für wertvoller er- 
achtet als die Ertüchtigung des Körpers. 

Das Dritte Reich ſchuf mit ſeiner totalen Erziehung den natürlichen Ausgleich. 
Dieſe Erziehungsaufgabe iſt ſo groß und umfaſſend, daß es noch jahrzehntelanger 
Arbeit und der unentwegten Mithilfe aller Hände des Staates und der Gemeinden 
bedarf, um ſie zu löſen. Das Ziel heißt: Deutſchland, das „Volk in Leibesübungen“. 


In. Was erwartet die Staats führung von einer folgerichtigen 
Durchfuhrung der Leibeserziehung für die Dolksgemeinfchaft 


Totale Erziehung 

Die höchſte aller Staatsaufgaben iſt die Erziehung der Volksgenoſſen. Jedes Staat3- 
gebilde iſt ſo ſtark und lebenskräftig wie ſeine Erziehungsform. 

Der Novemberſtaat war ebenſo reich an Erziehungsformen wie an Parteien. Jede 
weltanſchauliche Gruppe verfocht ihr eigenes Erziehungsziel. Das Ergebnis war ein 
formloſes Durcheinander, eine Mißachtung des Staates durch alle Erzogenen und 
dadurch ſeine Ohnmacht. 

Der Nationalſozialismus ſtellte ein einheitliches Erziehungsideal und eine ein ⸗ 
heitliche Eerziehungsform auf: 

Der Staatsbürger iſt in erſter Linie Diener der Volksgemeinſchaft. Seine Erziehung 
muß eine umfaſſende (totale) ſein: Nicht nur der Geiſt, aber auch nicht nur der 
Leib müſſen erzogen werden, ſondern der ganze Menſch, in dem die Natur beides 
untrennbar vereint hat. Leibeserziehung iſt alſo kein Ding an ſich, denn der Leib 
iſt nicht das Ziel, ſondern Anſatzpunkt und wichtigſtes Hilfsmittel der Erziehung. 
Leibesertüchtigung ſteht daher in der vorderſten Linie der Staatsaufgaben. 

Schon der Weg zu dem Ziel unſerer Erziehung zeitigt die erſten Ergebniſſe: In dem 
jungen Menſchen entfalten ſich die ſchlummernden körperlichen Anlagen ſeiner Ahnen. 
Die Muskeln kräftigen ſich, der Leib wird geſchmeidig und widerſtandsfähig, die 
Lungen weit und das Herz ſtark. Geſunde, lebenskräftige Geſtalten tummeln ſich auf 
den Sportplätzen. 


Charakterbildung 

Leibesertüchtigung erfordert täglich den raſchen, vollen Einſatz des Körpers bei 
vielen Übungen. Ungſtliches Zögern beim Sprung vom Brett, beim Kampf Mann 
gegen Mann, wird vom feſten Willen überwunden. Der Wille wächſt mit der 
ſteigenden Kraft und Leiſtung des Körpers. 

Starkes Wollen und das Vertrauen zum eigenen Können find feſte Stützen und 
Grundlagen jeder Charakterbildung. 


förderung der Wehrkraft 

Der Dienft mit der Waffe ſtellt hohe Anſprüche an den Körper. Nur ein geſunder, 
kräſtiger Mann kann der großen Aufgabe des Staatsbürgers gerecht werden, den 
Heimatboden zu verteidigen. 

Die heutigen Anforderungen an den Soldaten find weit höher als früher. Die Aus- 
bildung des Rekruten verliert koſtbare Zeit, wenn er erſt nach Wochen oder Monaten 
imſtande iſt, die körperlichen Anſtrengungen mühelos zu bewältigen. 

Nur wer ſeinen Körper beherrſcht, lernt die Waffe beherrſchen und meiſtern. 


Spe! 
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Ceiſtungsſteigerung im Beruf 

Kraft und hohes Können verlangt auch jeder Lebensberuf. Er iſt ein in aller 
um Behauptung und Auffſtieg. 

Nachhaltige, ſteigende Leiſtungen vollbringt nur der gefunde Leib. Leichter als der 
Schwächling bewältigt er auch geiſtige Aufgaben. Wiſſen und Kraft vereint, find 
Anterpfande des Erfolgs im Leben und Beruf. 


Dolhsgemeinſchaft 

Der geſunde, ſtarke, fleißige Menſch ſchafft und ſtrebt für ſich, ſeine Familie, ſein 
Werk und für die große Volksgemeinſchaft. Er iſt der hilfsbereite Kamerad ſeiner 
Gefährten und verſteht Waffen und Wehr zu handhaben, wenn das Vaterland ruft. 
Die Geſetze ſeiner Gemeinſchaft befolgt er ebenſo willig wie die des Wettkampfs. 
Er hat Achtung vor dem Können und Verſtändnis für das Wollen feiner Volks- 
geſchwiſter. 

Selbſtſichere Kraft verleiht ihm die wahre Würde des Staatsbürgers. 


Schönheit und Anmut 

Nur der kraftgeſtählte, geſunde Körper ift ſchön. In ihm lebt das natürliche, unver- 
bildete Verſtändnis für Schönheit und ein ſicheres Kunſtempfinden. Leibesübungen, 
die immer wiederholten Abungen des Leibes, entwickeln Gewandtheit und mit 
zunehmender Beherrſchung männlich⸗ kraftvolle und weiblich⸗gelöſte Anmut. 

Der leibesfrohe Menſch und feine Gemeinſchaft find die Pflanzſtätte kultureller 
Werte. 


gußenpolitiſche Werte 

Der Starke fürchtet ſich nicht. Im Vertrauen auf ſeine Kraft reicht er dem Gegner 
die Hand vor dem Wettſtreit. 

Starke Völker achten einander. 

In ſportlichen Kämpfen erproben ſie ihre Kraft. Ihre Leiſtung verſchafft ihnen 
Achtung und Verſtändnis bei den anderen. 

Ritterlicher Sport verbindet die Völker. 


ZJuſammenfaſſung 

Eine totale Erziehung muß alle Kräfte des menſchlichen Körpers und Geiſtes er ⸗ 
wecken und zu hoher Leiſtung führen. 

Sie ſchafft durch Erhaltung der Geſundheit, Förderung der Lebenskraft, Stählung 
des Willens und Charakters und Stärkung der Wehrkraft politiſche Werte. 
Sie ſteigert die Leiſtungen im Beruf und entfaltet die in jedem geſunden Menſchen 
ſchlummernden Kräfte. Damit erwachſen dem Volk koſtbare ſoziale Werte. 

Sie iſt, alles in allem, die Vorausſetzung und die dauerhafte Grundlage jeder Volks- 
gemeinſchaft. 

Ohne dieſe Erkenntniſſe und die Durchſetzung der Folgerungen aus ihnen kann 
Volksgemeinſchaft nicht werden. 


IV. Die Aufgaben der Gemeinden bei der Verwirklichung 
des Plans, das „Bolk in Leibesübungen“ zu ſchaffen 


Das hlaſſiſche Vorbild der Leibeserziehung 

Die vorangegangenen Darlegungen haben einen Aberblick über die Werte gegeben, 
die fowohl dem Volk als Ganzem wie auch den Gemeinden und ſchließlich jedem 
einzelnen Glied der Volksgemeinſchaft durch die Leibesübungen erwachſen. 
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Geſchichte, ſorgfältige Forſchungen und Beobachtungen find Beweiſe ihres Vor⸗ 
handenſeins. 
Seit Jahrhunderten ſtreben die Völker des Abendlands und der Neuen Welt ein 
Ideal ihrer Erziehung an, deſſen klaſſiſches Vorbild fie der Blütezeit des alten 
Griechenlands verdanken. Die Zeitgenoſſen Homers, Platos und Alexanders find 
die Lehrmeiſter für unſer Ziel der Harmonie von Körper, Seele und Geiſt durch 
politiſche Leibeserziehung. Sie waren der erſte Stoßtrupp auf dem Wege zu einem 
erhabenen Menſchheitsideal: 

„Ewig mahnt vom Anbeginn des Werdens 

Das heil'ge Wort Vollkommenheit.“ (Jahn) 


Der Staat erwartet Mitarbeit aller 

In weitausſchauender Weiſe und mit dem ganzen Gewicht ihres Einfluffes auf den 
deutſchen Menſchen hat die nationalſozialiſtiſche Staatsführung die Vorbedingungen 
zur Erreichung dieſes Zieles geſchaffen. 

Sie erwartet die freudige Mitarbeit aller, denen fie die 
Verwaltung eines Amts in der Volksgemeinſchaft über ⸗ 
tragen hat. 

Erſte Vorausſetzung für eine fruchtbringende Mithilfe find Wiſſen um die Leibes⸗ 
übungen und eigene Betätigung in der Gemeinſchaft der Leibesübungen Treibenden. 
Wiſſen und eigenes Tun, alſo Theorie und Praxis vereint, öffnen erſt die Tore 
wahren Verſtehens. 

Weite Kreiſe unſerer Volksgenoſſen, viel größere, als wir allgemein glauben, ſtehen 
den Leibesübungen noch fremd und untätig gegenüber. 

Wohl bejahen ſie ihre Wichtigkeit und erkennen auch manchen ihrer Werte, aber 
der Grundforderung eigener Mitarbeit bleiben ſie fern. 

Sie find die „Stammtiſchhelden“ der großen Schlacht, die um Glück, 
Geſundheit und Aufftieg unſeres Volkes auf den Sport 
ſtätten geſchlagen wird. 

Tagespreſſe und Fachzeitungen berichten von dieſem Ringen und von den geplanten 
und durchgeführten Maßnahmen auf dem weitverzweigten Gebiet der Leibesübungen. 
Ihre genaue Kenntnis iſt für den verantwortungsbewußten Mitarbeiter an der 
Volksgemeinſchaft unerläßlich. Dabei handelt es ſich ſtets nicht allein um die Be⸗ 
ſtrebungen des DR, ſondern aller Organiſationen, die Leibesübungen betreiben, 
wie Sportamt „Kraft durch Freude“, Schulen, Jugendſport, Formationen der Be⸗ 
wegung, Heer, Arbeitsdienſt uſw. 

Sie alle ſetzen ihre Kräfte ein, aus dem Gedanken der totalen Leibeserziehung 
lebendige Wirklichkeit zu ſchaffen. Wie die Eiche im deutſchen Boden, ſo wurzelt 
dieſe Idee in den ſportfreudigen Organiſationen des deutſchen Lebens. 

Die Kraft jeder Organiſation entſteht und wächſt jedoch in dem Leben ihrer kleinſten 
Glieder. Ein Staat iſt nur fo leiſtungsfähig wie der Durchſchnitt feiner Gemein- 
weſen. 


Aufgaben der Gemeinden | 
Die Leibesübungen dem deutſchen Volk als felbjtverftändlihe, naturbedingte und 
politiſch unerläßliche Lebensbetätigung nahezubringen, iſt deshalb ein ebenſo 
wichtiges wie dankbares Aufgabengebiet jeder Gemeinde und Verwaltungsbehörde, 
und keine Gemeinde darf ſich dieſer Aufgabe entziehen. 
Dieſe Mitarbeit gliedert ſich um drei Punkte: 

1. Abungsſtätten und Geräte, 

2. Sportlehrer, 

3. moraliſche Anterſtützung. 


— | Gruppe e 
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Vom 10. Lebensjahr an wird künftig durch die HJ. jeder deutſche Junge und jedes 
deutſche Mädel planmäßig in die Leibeserziehung hineingeführt. So umfangreich 
auch die bisher angelegten Plätze und Hallen fein mögen, fo eifrig inzwiſchen auch 
die Heranbildung geeigneter Sportlehrer gefördert worden iſt, an der Größe dieſes 
neuen Zuſtroms zu den Leibesübungen gemeſſen, find fie nur gering und kaum 
ausreichend. 

Es handelt ſich ja bei weitem nicht nur darum, den jungen Nachwuchs abteilungs⸗ 
weiſe zu gemeinſamen Abungen zu führen, wie etwa beim Turnunterricht in den 
Schulen. Unter einer planmäßig durchgeführten Leibes 
erziehung iſt vielmehr neben der gewiſſenhaften Grund 
ſchulung die Ausbildung in einer ganzen Reihe von Sport ⸗ 
arten zu verſtehen, deren Auswahl dem Zögling freigeſtellt 
wird. Durch Hinzunahme von Ergänzungsübungen führen 
ſie ſchließlich zu einer ſinnvollen Durchbildung des Körpers. 
Eine ſolche Leibeserziehung erfordert nicht nur einen Abungsleiter für jede Abtei⸗ 
lung, wie bei der Grundſchulung, ſondern darüber hinaus eine ganz erhebliche Anzahl 
von Fachlehrern für die einzelnen Sportarten. 

Es genügt auch nicht der Bau eines Tummel- und Spielplatzes für jede Gemeinde, 
ſondern es bedarf fachgerechter Abungsſtätten nebſt ausreichendem, einwandfreiem 
Gerät. 


1. Schaffung von Ubungsſtätten 
Der Stand von Abungsſtätten, den es zunächſt a zu erreichen gilt, ift in nach⸗ 
ſtehenden Forderungen ausgedrückt: 

5 qm Abungsfläche auf den Kopf der Bevölkerung, 

0,2 qm Halle auf den Kopf der Bevölkerung, 

1 Hallenbad von 300 cbm je 10 000 Seelen. 
An Hand dieſer Richtzahlen läßt ſich für jede Gemeinde ſeſtſtellen, wie groß der 
zuſätzliche Bedarf an Sportplätzen, Turnhallen und Schwimmbädern iſt. 
Der ideale Sportplatz ſoll vier Forderungen entſprechen: 

ausreichend, | 

nabe, 

zweckmäßig, 

ſchön. 
„Spielplatzbau iſt Pflicht, Spielplatzkultur der Stolz der 
Gemeinde.“ 
Große Flächen zerlege man durch ſchmückendes Grün in ſelbſtändige Einheiten und 
ſchaffe ohne Reklame und Bretterzaun einen Sport park. 


Schafft Schwimmbäder! 

Beſondere Aufmerkſamkeit verdient der Bau von Schwimmbädern. 

Im ganzen Deutſchen Reich find lediglich 5371 Schwimmſtätten (240 Schwimmhallen 
und 5131 Sommerbadeanſtalten) vorhanden. 

44 000 Gemeinden beſitzen keine Schwimmgelegenheit. 

Dieſer Mangel hat bereits am 5.6. 1936 den Reichs und Preußiſchen Miniſter des 
Innern zu einer Verfügung veranlaßt, in der er die Bedeutung des Schwimmſports 
für die Geſundheit und körperliche Ertüchtigung der Jugend hervorhebt und die 
Blüirgermeiſter der Gemeinden erſucht, „zu prüfen, ob in ihrer Gemeinde auf dieſem 
Gebiet ſchon das geleiſtet worden iſt, was nach der finanziellen Lage der Gemeinde 


geſchehen kann“. 
[_ Gruppe 1_| Beitrag 100 
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Der „Propagandaausſchuß zur Förderung des Schwimmſports“ (Berlin IX 35, 
Viktoriaſtraße 6), unter dem Protektorat des Reichsminiſters Dr. Goebbels, des 
Reichsbauernführers Darré und des Reichsjugendführers v. Schirach, ſtellt den 
Gemeinden Werbematerial, Baupläne und Baukoſtenzuſchüſſe zur Ver⸗ 
fügung. 


2. Sportlehrer und Ubungsleiter 


Iſt die Abungsſtätte vorhanden, jo muß fie auch einen Übungsleiter erhalten, denn 
„Ein Spielplatz ohne Sportlehrer iſt ein Mann ohne Kopf.“ 


Die hauptamtliche Beſtellung von Sportlehrern je nach Größe der Gemeinde iſt 
anzuſtreben, weil fie Zeit und Vorbildung haben, einen Stamm brauchbarer Abungs- 
warte heranzubilden. Für kleinere Gemeinden find die Leibesübungen treibenden Ge- 
meinſchaften (Vereine des DR) in erſter Linie in der Lage, geeignete Kräfte für 
die Ausbildung zu ſtellen. 


Wo ein ſolcher Verein noch nicht beſteht, darf die Gemeindeverwaltung kein Mittel 
der Anregung und Anterſtützung zur Gründung unverſucht laſſen. Sie erfüllt 
damit gleichzeitig die Forderung des Punktes 21 des Par- 
teiprogramms. Wie ausſchlaggebend eine ſolche Förderung für die Leibes⸗ 
erziehung iſt, geht daraus hervor, daß von den 50 347 Gemeinden Deutſchlands nur 
18 642 Vereine der Leibesübungen beſitzen. Die reſtlichen 31000 find wohl die 
kleinſten im Lande; für fie erſcheint es ratſam, Sportgemeinſchaften in Zuſammen⸗ 
arbeit mit den Nachbargemeinden und den Kreis- und Gauführern des DR 
(Deutſchen Reihsbundes für Leibesübungen) ins Leben zu rufen. 


3. Moraliſche Unterftügung der Leibesübungen 


Neben der finanziellen Hilfe beim Bau, der Inſtandhaltung und Verbeſſerung der 
Sportſtätten, der Beſchaffung von Geräten, der Anſtellung und Heranbildung von 
Abungsleitern haben die Gemeindeverwaltungen noch die ehrenvolle Pflicht, die 
deutſchen Leibesübungen zur Erfaſſung der Geſamtbevölkerung mit dem Gewicht 
ihres Einfluſſes und Anſehens zu unterſtützen. 

Ein ſportfremder oder gar ſportfeindlicher Beamter ift im 
heutigen Staat fehl an feinem Platz. 


In vorbildlicher Sportbetätigung und unterſtützung muß er auch hier Diener der 
Volksgemeinſchaft ſein. 


Den Bürgermeiſtern obliegt es, die „Feſte der Leibesübungen“ in jeder Hinſicht 
zu unterſtützen und durch eigene Anweſenheit den Gemeindemitgliedern die Bedeu⸗ 
tung der Leibesübungen zu zeigen, wie es der Führer bei Regen und Sonnenſchein 
während der Olympiſchen Spiele unermüdlich und vorbildlich tat. 


Geld, Mühen und Zeit kommen dem Gemeinweſen nicht nur ideell, ſondern auch 
finanziell zugute. Die mit der Steigerung des Verkehrs von nah und fern ſich 
ſteigernden Vorteile machen die Aufwendungen bald bezahlt. 


Zufammenfaſſung 


Ein Gemeinweſen geſunder, ſchaffensfroher Menſchen wird blühen und gedeihen 
wie ſeine Glieder. 


Die Laſten für Kranke und Arbeitsunfähige vermindern ſich — das Steueraufkommen 
ſteigt. Lebensluſt und Schaffenskraft durchpulſen die Gemeinſchaft der Geſunden. 
Blühende Gemeinden ſind der Stolz und die Kraft des Staates. 

Arbeit für die Leibesübung iſt weſentlichſte Arbeit für die Zukunft unſeres Volkes. 
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Sportftätten ein Ausdruck unſerer Zeit 


Die deutſche Preſſe hat den Bau von Abungsſtätten nach neuzeitlichen Geſichtspunkten 
als ein wichtiges Gebiet der Leibesübungen erkannt. 


Sie lenkt die Offentlichkeit auf die Beachtung dieſer Fragen hin, deren Verwirk⸗ 
lichung als ein Ausdruck deutſchen Kulturlebens und ſchaffens das ganze Volk angeht 
und die Baumeiſter beim Bau von Abungsſtätten vor große Aufgaben ſtellt. Die 
„Saarbrücker Zeitung“ erhebt „Drei Forderungen“, um die Sportſtätten zu einem 
Ausdruck unſerer Zeit zu geſtalten: 


„Die geregelte Erziehung eines Volkes durch Leibesübungen hat zweierlei zur 
Vorausſetzung: ausgebildete Fachkräfte und geeignete Abungsſtätten. Abungs⸗ 
ſtätten find eine notwendige und wichtige Vorausſetzung für eine planmäßige 
Pflege der Leibesübungen. Ohne ſie iſt eine dauernde und geregelte Volks⸗ 
erziehung unmöglich, und ohne ausgebildete Fachkräfte iſt jede Abungsanlage, auch 
die beſte, eine unzulängliche Einrichtung. 


Wir haben heute nicht mehr das unbenutzte Land, auf dem die gugend noch wie 
zu Jahns Zeiten tummeln kann, und die Inanſpruchnahme von Wald und Feld 
iſt ſo viel polizeilichen Beſtimmungen unterworfen, daß ein Tummeln im Gelände 
nur noch in begrenztem Maße möglich iſt. 


Die heutige Stellung der Leibesübungen im Volksganzen 
muß ganz notwendig dazu führen, daß man auch den Stätten ihrer 
Pflege eine ganz andere Bedeutung beimißt als früher. Die Technik wird einen 
Stil entwickeln müſſen, der der völkiſchen Eigenart der 
Leibesübungen in unſerer Zeit entſpricht. Sie wird das 
kulturelle Antlitz der deutſchen Abungsſtätten formen in 
Bau, Plaſtik, Malerei, Kunſthandwerk und Handwerk. 


Die erſte Forderung an alle Verantwortlichen if: Im Stadtplan 
muß für alle Gebäude und Gelände der Leibesübungen 
mehr Platz eingeräumt werden. Die zweite Forderung iſt: 
Der Städtebauer muß dieſe weſentlichen Beſtandteile in den Stadt ⸗ 
plan hin einarbeiten, im harmoniſchen Zuſammenhang mit 
all den anderen Beſtandteilen des Gemeinſchaftslebens, 
und muß den Abungsſtätten die Lage, die Geſtalt und den Ausdruck geben, 
der ihrer Bedeutung in unſerer Zeit entſpricht. Die dritte Forderung iſt: 
Bei allem Entwerfen und Geftalten, bei Planen und Formen für alle Abungs⸗ 
ſtätten muß der Techniker mit dem Fachmann, der Baumeiſter 
mit dem Turn- und Sportlehrer zuſammenarbeiten. 


Die Zuſammenarbeit aller Kräfte wird auch die Wirkung haben, daß die 
Abenden ſich an dem Bauwerk freuen, daß es auf die Volksgenoſſen 
anziehend wirkt, daß es, weil es ein Kunſtwerk iſt, Schönheit, Freude und 
Kraft ausſtrahlt. Es wird in ſich ſelbſt zu einem ewigen Künder der Idee, der 
neuen Wertung der Leibeserziehung, für ein Volk in unſerer Zeit zu einem 
unvergängliden Werk, wie der heilige Hain von Olympia. 


Die Technik hat auf dem Gebiet des Abungsſtättenbaues die hohe Kulturaufgabe, 
dieſe Stätten zum Ausdruck unſerer Zeit zu machen, ihnen die Symbolik des 
Kampfes, der Ritterlichkeit, der Kraft, der gläubigen und ſtarken Herzen, der 
Treue und des Idealismus zu verleihen, die unſerer Zeit eigen find.” 


r 
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Bilder-Anhang 


Wanderſportlehrer 
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Der Beichsfportführer ſteigert den Einſalz der DH. L= 
Wanderſportlehrer 


Auf dem flachen Lande, wo kein Verein für Leibesübungen beſteht, führen die 
Wanderſportlehrer und »lehrerinnen Sportlehrgänge durch. 
Der Erfolg ihrer Arbeit hängt weſentlich davon ab. daß Behörden und parteiamt- 
liche Stellen ſie in jeder Richtung unterſtützen, insbeſondere 

durch Anweiſungen an die nachgeordneten Dienſtſtellen, 

durch Veröffentlichungen über Zeit und Ort der Lehrgänge, 

durch Bereitſtellen von Mitteln für Geräte und Abungsſtätten und 

durch perſönliche Teilnahme an den Veranſtaltungen der Wanderſportlehrer. 


— 2 
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REICHSSPORTABZEICHEN krzrungen ! 
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Erfolg nationalsozialistischer Erziehungsarbeitze 


Der Neichsſportführer verleiht als öffentliche Anerkennung für vielſeitige Leiſtungen 
auf dem Gebiet der Leibesübungen das Deutſche Reichsſportabzeichen. 


Das Reichsſportabzeichen erfordert eine fünffache Leiſtung in Körperfertigkeit, 
Schnelligkeit und Ausdauer. 


Es wird in drei Klaſſen: Bronze, Silber und Gold, verliehen. 


Das Abzeichen in Bronze erwirbt, wer zwiſchen dem 18. und 32. Lebensjahr die 
fünf geforderten Leiſtungen innerhalb von 12 Monaten erfüllt. 


Das Abzeichen in Silber erwirbt, wer zwiſchen dem 32. und 40. Lebensjahr die 
geforderten Leiſtungen erfüllt, oder wer 8 Jahre lang hintereinander jedesmal die 
geforderten Leiſtungen innerhalb von 12 Monaten erfüllt. 


Das Abzeichen in Gold erwirbt, wer das 40. Lebensjahr überſchritten hat oder 
als Beſitzer des ſilbernen Abzeichens in den weiteren folgenden 7 Jahren jedesmal 
die geforderten Leiſtungen innerhalb von 12 Monaten erfüllt. 


Die geforderten fünf Leiſtungen können auf verſchiedenen Gebieten der 
Leibesübungen erfüllt werden. 


Gruppe 1: Schwimmen 


300 m in 9 Minuten Ä oder 
Grundſchein der Deutſchen Lebensrettungsgeſellſchaft 


Gruppe 2: Springen 


Hochſprung 1,35 m oder 
Weitſprung 4,75 m oder 
Riefenfprung (Grätſche) über das langgeſtellte Pferd 


— 1 
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Reichsjportabzeichen (Fortſetzung) 
Gruppe 3: Laufen 


100 m in 13% Sek. 
400 m in 68 Sek. 
1500 m in 5 Min. 20 Sek. 


Gruppe 4: Werfen und beſondere Leiſtungen 


Diskuswerfen 25 m 
Speerwerfen 30 m 
Kugelſtoßen 8 m 


Steinſtoßen 9 m, rechts und links zuſammen, 
Schwimmen 100 m in 1 Min. 40 Sek. 
Kleinkaliberſchießen 
Großkaliberſchießen 
Piſtolenſchießen 

Gruppe 5: Dauerleiſtung 
Laufen 10 000 m in 50 Min. 
Gepäckmarſch 25 000 m in 4 Std. 10 Min. 
Schwimmen 1000 m in 24 Min. 
Radfahren 20 000 m in 45 Min. 
Kraftradgeländefahren 50 000 m in 85 Min. 


Der Deutjche Reichsbund für Leibesübungen (DR) 


4489000 mitglieder des Dt £, 
bilden den UDortrupp 


Teibesübungen 
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Die lebendigen Aräfte im deutfchen Sport 
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Volksvermöqen 
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Der Sport als Wirtjchaftsfaktor 
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Band I 


Grundlagen, Aufbau und Wictfchaftsordnung 
des nationalſozialiſtiſchen Staates 
| Erfter Band: 
Die weltanfchaulichen, politifchen und ſtaatstecht— 


lichen Grundlagen des nationalſozialiſtiſchen Staates 


Gruppe 2: 
Die politiſchen und ſtaatsrechtlichen Grundlagen — 
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Das Weſen des Volkes 


Don 


Univerfitätsprofejlor Dr. Eugen Fehrle 


heidelberg 
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Gegen die Herausgabe diefer Schrift werden feitens der NSDAP. keine 
Bedenken erhoben. > 
Der Borfigende der Partelamtlichen Prüfungskommiſſion zum Schuze 


des NS. Schrifttums. Berlin, den 24. 4. 1999. 
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Grundlagen, 
Aufbau und Wirtfchaftsordönung 
des nationalſozialiſtiſchen Staates 


Lieferung 25 


Band I Gruppe 2 Beitrag!! In einer geſchichtlich aufgebauten Darſtellung zeigt der 

Unioerſitätsprof. De. Fehrle Derfaffer die Überfremdung des deutſchen Dolkes durch die 

fjeidelberg Mittelmeertzultur, ſpäter durch weſtliche Einflüffe und die 

Das Wefen des Volkes Zerſetzungsarbeit fremdraſſiſcher Menjchen. Er weift auf die 
inneren Schwächen des Raiferreichs und ſeine uns fremde 
Doſe hin und ſtellt dagegen die Erhebungen aus dem deut— 
ſchen Dolkstum heraus, wie fie ſich zuerſt im 19. Jahr- 
hundert in der von Nerder ausgehenden Gegenbewegung 
der deutſchen Romantik äußerten, in den Freiheitskriegen 
einen politiſchen Ausdruck fanden und im Reiche Adolf 
Hitlers, ſeiner Hebeit, ſeiner Art und Geftaltung von Volks- 
feiern und feiner Wertung des volksnahen deutſchen 
Menſchen Husdcuck finden. 


Induſtriederlag Spaeth & Linde, Berlin [W35 
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Das Deſen des Volkes 


Don 


Univecfitätspeofefjor Dt. Eugen Fehrle 
heidelberg 


Das Volk als solches, das ist die ewige Quelle und der 
> Brunnen, der immer wieder neues Leben gibt, 
und diese Quelle muß gesund erhalten werden. 

Adolf Hitler 


Der Staat Adolf Hitlers ift auf dem deutſchen Volkstum aufgebaut, d. h. auf der 
Geſamtheit der Kräfte und Triebe, der Empfindungen und Gedanken, die unſer 
ureigenes Weſen ausmachen, die das Naſſenhafte unſeres Volkes offenbaren, die 
unſer Arteigenes find, das was uns im Blute liegt, unſere Er bmafſe. Sie war in 
vergangenen Jahrhunderten für das Schickſal unſeres Volkes be ſtimmend, 
und durch ſie iſt auch in alle Zukunft unſere Geſchichte und unſere Bildung bedingt. 


Uberfremdungen und ihre Überwindung 


Vom Volkstum geht alle Kultur aus. Was an Bildung außerhalb des Volkstums 
ſteht, ihm fremd iſt, kann nicht Kultur genannt werden, höchſtens Ziviliſation. Kul 
tur iſt immer blut und bodengebunden, Ziviliſation braucht das nicht 
zu fein. Städtiſche Bildung erzeugte mehrfach Ziviliſationszuſtände, die unſerem 
Volkstum fremd waren. Solche Modeerſcheinungen gehen von Menſchen aus, die 
ihrem Blut nach uns artfremd ſind und nie Verbindung mit der deutſchen Scholle 
gehabt oder ſie in einem ſtädtiſchen Allerweltsbürgertum verloren haben. Jedes Volk 
iſt Aberfremdungen der Art ausgeſetzt. Denken wir, um nur ein harmloſes, von uns 
ſelbſt erlebtes Beiſpiel zu erwähnen, an die wiederholt gemachten Verſuche, bei uns 
chineſiſche Kunſtgegenſtände einzuführen. Solche Sonderbarkeiten bleiben bei ent⸗ 
wurzelten Städtern einige Zeit Mode oder werden bald als eine Merkwürdigkeit 
fremder Art im Glasſchrank aufgeſtellt und als fremd empfunden. 


Deutſchland war durch ſeine Lage in Europa Aberfremdungen immer mehr ausgeſetzt 
als die anderen Länder unſeres Erdteils. Anſer Land iſt nicht durch hohe Gebirgs- 
kämme, breite ſumpfige Niederungen oder weite Meere abgegrenzt gegen andere 
Raſſen und Völker. So haben durch alle Jahrhunderte vom Süden, Weſten und 
Oſten her fremde Heere verſucht, bei uns einzudringen und ſich deutſches Land zu 
erobern, und auch im Frieden überſtrömte fremde Kultur unſer Volk. Dieſe kultu- 
rellen Einwirkungen aus der Fremde waren manchmal nur das Vorſpiel zur An⸗ 
eignung deutſchen Landes. Der gemütliche deutſche Michel hat ſolche Aberfremdungen 
oft erſt reichlich fpät gemerkt. Aber jo geſund war unſer Volkstum durch alle Zeiten, 
daß es immer in Tagen der Gefahr und Not ſich aufbäumte gegen die Kräfte, die 
deutſches Weſen umwandeln und ſo mit der Zeit zerſetzen und vernichten wollten. 
Ein Aberblick über die deutſche Geſchichte zeigt uns Bedrohung, Niedergang und 
Wiedererhebung unſeres Volkstums dreimal in großem Ausmaß: 
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Verdrängung deutſcher Sprache und Art in der Kirche 


Die chriſtliche Kirche hat fh Latein als Amtsſprache gewählt. Dieſe Amts- 
ſprache wurde ſpäter in Deutſchland nicht nur in der Kirche üblich, ſondern auch in der 
ſtaatlichen Verwaltung, in der Wiſſenſchaft und im Verkehr der ſogenannten Gebil- 
deten. Anſere Mutterſprache war von vielen der im Staatsleben und in der Kultur 
führenden Männer als barbariſch und gewöhnlich verachtet. Wenn man von Heiligem 
und Erhabenem fang oder ſagte, fo geſchah das in lateiniſcher Sprache. Kaiſer 
Karl IV. hatte auf Veranlaſſung der Kirche im Jahre 1369 verboten, in deutſcher 
Sprache über die heiligen Schriften zu ſchreiben. Solche Verbote kirchlicher und 
weltlicher Herren dauerten an bis ins 16. Jahrhundert. Mit ihnen war eine ſtarke 
Verachtung deutſcher Art überhaupt verbunden. Das lag zunächſt nicht im Sinne 
großer Vertreter der Kirche. Der Kirchenvater Auguſtin ſchrieb in ſeinem Werk „Der 
Staat Gottes“ 19, 17: „Der himmliſche Staat beruft aus allen Völkern ſeine Bürger, 
ſammelt aus allen Zungen ſeine Pilgergemeinde. Ihn kümmert es nicht, was ſich in 
den Sitten, Geſetzen und Einrichtungen Verſchiedenes findet; ihm iſt es eigen, nichts 
daran aufzulöſen oder zu zerſtören, ſondern im Gegenteil es zu bewahren und zu 
befolgen. Dieſes Verſchiedene in verſchiedenen Nationen bleibt ja hingeordnet auf 
den einen und gemeinſamen Zweck des irdiſchen Friedens, wenn es nur die Religion 
des einen, höchſten und wahren Gottes nicht hindert.“ Dieſe Worte hören ſich ſo an, 
als ob die „Aniverſalkirche“ die Eigenart der Völker in Sitte und Brauch achten wolle. 
Aber die chriſtlichen Bekehrer in Deutſchland haben meiſt anders gehandelt. Sie 
waren germaniſch⸗deutſchem Brauch ſeindlich, während fie ſich dem griechiſch⸗römiſchen 
Heidentum gegenüber viel duldſamer verhielten. 


Wir fragen uns, warum die Vertreter der chriſtlichen Religion dem germaniſchen 
Heidentum gegenüber ſich anders verhielten als dem griechiſchen und römiſchen gegen- 
über. Mit der heidniſchen Mittelmeerkultur hatte das Chriſtentum ſich bald an- 
gefreundet. Heidniſche Schriftſteller der Griechen und Römer wurden in chriſtlichen 
Schulen geleſen. Die heidniſchen Götter der Mittelmeervölker wurden als Sinnbilder 
für Gutes und Böſes genannt und lebten als ſolche auch in der Kunſt der chriſtlichen 
Zeit weiter. So war das Chriſtentum, als es zu uns kam, ſtark mit der 
Vorſtellungswelt der Mittelmeerkultur durchſetzt. Die feind⸗ 
liche Einſtellung, die ſeine Vertreter öſters deutſchem Brauch und deutſcher Art 
gegenüber zeigten, beruht teilweiſe auf den raſſiſchen Gegenſätzen zwiſchen der Mittel- 
meerkultur und dem germaniſchen Weſen. Dieſe Mittelmeerkultur war allerdings da- 
mals weit entfernt von ariſchem Weſen, wie es ſich offenbarte in den herrlichen 
Schöpfungen griechiſcher Kunſt früherer Jahrhunderte und in der bäuerlichen Feſtig⸗ 
keit der Römer, die zur Zeit der Scipionen gegen die orientaliſche Aberflutung durch 
die Punier unter Hannibal kämpften. Orientaliſche Sitte und Haltung hatte längſt 
in Griechenland und Rom ariſche Art zurückgedrängt. 


So war die ſeeliſche Haltung vieler Vertreter der chriſtlichen Kirche uns in zweifacher 
Hinſicht fremd: einmal beftanden große Spannungen zwiſchen der Lehre des Chriften- 
tums an ſich und dem Germanentum; dazu kam die durch orientaliſche Einflüſſe und 
raſſiſche Verſchiedenheit andersartige Haltung der Mittelmeervölker. Man wollte 
das Germaniſch⸗Deutſche in uns möglichſt zurückdrängen. Aber Heiliges ſollte das 
deutſche Volk nicht in feiner Mutterſprache reden. Man hielt fie für zu plump, 
ſolche hohen Begriffe auszudrücken. Erſt Meiſter Eckehart erkannte, daß gerade in 
der Arwüchſigkeit der deutſchen Sprache ihr hoher Wert liege. Er drückte Aberſinn⸗ 
liches durch Sinnliches und ſomit Sinnvolles aus und erſchloß ſo erſt dem Deutſchen 
die eigentlichen Gehalte der Religion. Aber weil er damit den von der Kirche ängſt— 
lich gehüteten Schatz dem Volke preisgab und ihn „profanierte“, ſo kam er in den Ruf 
der Ketzerei. Im Jahre 1329, zwei Jahre nach ſeinem Tode, traf ihn endgültig die 
Verurteilung durch Papſt Johannes XXII. So ſcheiterte der erſte Verſuch, mit den 
Mitteln der deutſchen Sprache den chriſtlichen Glauben wahrhaft volkstümlich zu 
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machen. Die wertvollen Sprachſchöpfungen Eckeharts aber vermochte erſt eine ſpätere 
Zeit zu würdigen. 

Doch auf den Gebieten, die ſich durch Bann und Erlaſſe nicht beengen ließen, in 
Kunſt und Mufik, kam deutſches Weſen immer zum Ausdruck: die gotiſchen Dome 
ſind ſchließlich die herrlichſten Zeugen des Durchbruchs deutſcher Eigenart. 


Weſtiſche Einflüſſe 
Später bevorzugte man an Fürſtenhöfen, beim Adel und im Bürgerhaus der Stadt 
franzöſiſche Sprache und welſche Sitte und ſchämte ſich deutſcher Art. Gegen 
dieſe Aberfremdung wehrte ſich deutſches Volkstum um 1800 in der Bewegung, die 
man als Romantik und „Sturm und Drang“ bezeichnet. Geſundes deutſches 
Empfinden räumte auf mit dem welſchen Plunder und fegte die fremde Tünche weg. 


Zerſtörungsarbeit fremder Raſſen 


Den dritten großen Zerſetzungsverſuch deutſchen Weſens haben wir alle 
miterlebt: raſſefremde Menſchen drangen in führende Stellungen des Staates und 
der Geſellſchaft ein und verſuchten, die deutſche Kultur nach ihrer Art zu geſtalten. 
Zeitung, Theater, Kunſt hatten ſie ſchon an ſich geriſſen, hatten folgerichtig und ſchlau 
mit Spott und Hohn, mit ausgeklügelter Verſtandesſchärfe, was uns heilig und 
erhaben war, als minderwertig hinzuſtellen verſucht. Denken wir zurück an einige 
unſerer Witzblätter zur Weihnachtszeit. Wie niederträchtig haben ſie alles, was uns 
im Herzen bewegte, mit kalter Verſtandesklugheit zerſetzt und in den Dreck gezogen! 
Gegen dieſe Entartung des deutſchen Weſens erhob ſich der Nationalſozialismus 
und betonte als Grundlage aller Geſundung der Volksgeſamtheit das Reinhalten 
deutſcher Art, das Sich⸗Beſinnen auf deutſches Volkstum. 


Innere Schwächen des Zweiten Reiches 
Patriotismus als artfremder Begriff 


Anter Volkstum werden ſich die meiſten Beamten des früheren Staates kaum 
eine beſtimmte Vorſtellung machen können. Am ſolche Begriffe hat ſich der Beamte 
im Zweiten Reich nicht zu kümmern brauchen, während das Dritte Reich fordert, daß 
er damit vertraut ſei. 

Woher kommt der Anterſchied zwiſchen damals und heute? 

Der Staat Bismarcks war ganz anderer Art als das Reich Adolf Hitlers. Bismarck 
hat nach den Verhältniſſen, wie ſie damals vorlagen, ein Gebilde organiſiert, das zu 
einem mächtigen und prächtigen Staat führte. Wir alle, die wir Bismarcks Reich 
noch erlebt haben, ſind ſtolz darauf. Doch es hatte, abgeſehen von der immer wieder 
ſchmerzlich empfundenen Notwendigkeit, daß viele Deutſche außerhalb des Reiches 
bleiben mußten, auch eine innere Schwäche: es war ein organiſiertes Gebilde, das 
nicht aus dem Volkstum heraus gewachſen, ſondern vielmehr aus den geſchichtlichen 
Machtverhältniſſen innerhalb und außerhalb Deutſchlands geſtaltet worden iſt. Dieſe 
Geſtaltung war die große ſtaatsmänniſche Tat Bismarcks, und doch kann dieſes Reich, 
wenn wir geſchichtlich große Aberſchau halten, nur als eine Zwiſchenlöſung betrachtet 
werden. Heimat und Vaterland waren darin nicht ſo innig verbunden, wie die 
Sehnſucht des deutſchen Volkes es verlangte Der Patriotismus des Bismarckſchen 
Reiches war zu wenig blut- und bodengebunden. 

Wir, die wir Deutſchland liebten. waren damals erfaßt vom Patriotismus des 
Zweiten Reiches. And doch kommt uns heute, wo wir ihn von der Vaterlandsliebe aus 
betrachten, die das Dritte Reich zur Grundlage hat, zum Bewußtſein, warum uns 
ſeine Begeiſterung nicht immer ganz erfüllen konnte. 

Schon das Wort Patriotismus weiſt uns nach den Gründen. Es iſt aus der 
Mittelmeerkultur übernommen. Hans Günther hat in feiner Raſſenkunde den Mittel- 
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meermenſchen als den Darſtellungstypus bezeichnet. Die Richtigkeit dieſer Kenn- 
zeichnung kann jedermann leicht beſtätigt finden, der durch Italien wandert: Das 
Mädchen, das in den Apenninen einen Waſſereimer auf dem Kopfe trägt, ja der 
Poſtkartenverkäufer auf der Straße, ſie ſtellen ſich ſo dar, als ob ſie eben abgebildet 
werden ſollten; in den Kunſtſammlungen Italiens drängt ſich uns Deutſchen oft das 
Empfinden auf, die Geſtalten ſeien hingeſtellt, um gemalt zu werden, jede Gewand⸗ 
falte ſei ſorgfältig gelegt, um ſich gut zu „präſentieren“. Stellen wir dagegen den 
Bamberger Reiter: nichts ſieht aus, als ob es zurechtgemacht ſei; alles Geſtalten iſt 
von innen her gegeben und iſt ungewollt Ausdruck der ſeeliſchen Haltung. Hier ſollen 
keine Werte ausgeſprochen werden. Ich will nur das Andersartige der Mittelmeer- 
kultur betonen. Etwas Poſe gehört zum Südländer. Ohne ſie wäre er unecht. 


Für den Begriff, der jedem Volke zum Heiligſten gehören ſoll, für die Vaterlands⸗ 
liebe, hatte man damals ein Wort aus einem anderen Kulturkreis entlehnt und von 
Patriotismus geſprochen. Wenn ein Volk derartige Empfindungen in einem Wort 
ausſpricht, das andersraſſiſchem Fühlen entſtammt, ſo iſt etwas nicht ganz in Ordnung. 
And tatſächlich hafteten dem Begriff Patriotismus manche Merkmale von dem 
Sih-Darftellen der Mittelmeerkultur an, und das führte zu einem Schaugepränge, 
dem bisweilen die deutſche Innerlichkeit fehlte. Viele von uns haben dieſe Fehler 
bei patriotiſchen Feſten früherer Jahre ſchmerzlich empfunden. ö 


Machen wir an einem kleinen ſprachlichen Beiſpiel die Probe auf die Wandlung 
unſeres Empfindens in dieſer Hinſicht: Das Gepränge der früheren patriotiſchen 
Feſte hat vielen Leuten „imponiert“. Wir müſſen hier das Fremdwort brauchen, 
das der Mittelmeerkultur angehört. Aber wir können dieſes Wort nicht anwenden. 
wenn wir an den Weihefrühling des Dritten Reiches denken, wie er am 1. Mai 1933 
vom deutſchen Volke gefeiert worden iſt. Dies Feſt ging uns zu Herzen, es hat uns 
gefallen, es hat uns mit Bewunderung erfüllt, Menſchen, die bis dort dem National- 
ſozialismus fernſtanden, waren ergriffen und wurden zum Neuen Reich bekehrt; aber 
es müßte als ſprachwidrig empfunden werden, wenn wir jagen wollten: das Felt hat 
uns imponiert. Ausländern, die es in Berlin erlebt haben, mag es „imponiert“ 
haben; uns Deutſchen ging es tiefer. 


Volk und Führer 


Genau ſo geht es, wenn wir das Verhältnis zwiſchen Volk und Führern einſt und 
jetzt betrachten. Kaiſer Wilhelm 11. hat vielen Leuten, auch in Deutſchland, durch 
ſein Auftreten imponiert; auch der große Bismarck in ſeinen Stiefeln und im 
Küraſſierhelm. In Tauſenden von Bildern, die in Dorfwirtshäuſern hingen und 
heute noch vereinzelt zu ſehen ſind, iſt er in ſeiner „imponierenden“ Geſtalt bei den 
Friedensverhandlungen mit den Franzoſen und bei ſeiner Begegnung mit 
Napoleon III. dargeſtellt. Wir alle aber würden es als finn- und ſprachwidrig 
empfinden, wenn jemand ſagen wollte, Adolf Hitler imponiere dem deutſchen Volke. 
Anſer aller Verhältnis zu ihm iſt viel zu herzlich, als daß wir einen ſolchen Ausdruck 
gebrauchen könnten. Das hat uns kein Schulmeiſter gelehrt, das ſagt uns das Herz, 
das iſt Empfinden der deutſchen Volksſeele. Begründet iſt dieſes Empfinden in der 
Tatſache, daß wir früher regiert wurden, heute aber geführt werden. Die Regie- 
renden von früher ſtanden nicht auf einer Ebene mit dem Volke wie die Führenden 
heute. Es kam auch gar nicht darauf an, daß das Volk die Regierungsmaßnahmen 
begriff. Bismarck konnte vielleicht auf die Zuſtimmung einer Mehrheit rechnen, 
beſtenfalls auf das Verſtändnis einiger Weniger. Hitler braucht die tätige Mit- 
arbeit aller Volksgenoſſen, ja er hat ſich in den Gliederungen der NSDAP. Gefolg- 
ſchaften geſchaffen, die ſelbſt Träger und Verkörperer des Staats. 
gedankens ſind. Daneben ſoll eine beruflich gegliederte und doch über alle Stände 
hinweg einheitliche Schulung jeden Deutſchen zur Anteilnahme am Schickſal des 
Volkes erziehen. Dieſem Zweck dienen auch die Verwaltungs⸗Akademien. Der 
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Beamte darf nicht nur der Ausführende fein, dem feine Arbeit lediglich Brotverdienſt 
iſt, ſondern ſelbſt Mitſchaffender am großen Volkskörper. Er muß wieder in ſeinem 
Wirkungskreiſe werben und Verſtändnis wecken. Denn man kann nicht von jedem 
Volksgenoſſen verlangen, daß er volle Einſicht hat in alles Wollen und Handeln der 
Führenden, aber eine wahre Volksgemeinſchaft kann nur entſtehen, wenn im ganzen 
das Volk ſeine Führer verſteht. And die Führer können nur ſchaffen, wenn ſie im 
Bewußtſein handeln, vom Volke verſtanden zu ſein. Es ſtehen ja nicht hier oben 
Regierende, dort unten das Volk: die Geſamtheit aller bildet das Volk. Der 
ſchöpferiſche Einzelwille der Führenden iſt ſchließlich nur Außerung der Volksſeele 
im ganzen. Die Führenden ſetzen die Sehnſucht des Volkes in die Tat um. Soll 
ein ſolches Zuſammengehen aller Volksgenoſſen fruchtbar werden, ſo muß das Volk 
im ganzen allerdings ſo weit ſein, daß ſeine Sehnſucht eine beſtimmte Richtung hat, 
wenn ſich die Volksmenge auch deſſen nicht bewußt iſt. Sie handelt aus einem ihr 
angeborenen Trieb heraus, aus einem ihr im Blut liegenden Gefühl und, ſolange 
das Volk eine geſunde Erbmaſſe in ſich hat, iſt dieſe triebhaft geleitete Sehnſucht gut 
und kann unbewußt für lange Zeitläufe die Geſchichte beſtimmen, wenn aus dem 
Volk heraus Führer wachſen, die blutsmäßig mit ihm verbunden ſind. 


Die Stellung des Beamten 


Für manche Beamten des Kaiſerreichs war das Volk das Publikum, das ſie zu 
regieren oder zu betreuen hatten. Bisweilen hatte man das Empfinden: hier ſteht 
der Beamte, dort das Volk oder Publikum. Das Wort Volk hatte oft den Bei⸗ 
geſchmack der Maſſe, d. h. der Vielen, oft Allzuvielen, der Anterſchiedsloſen, die keine 
Perſönlichkeiten find und ſich dadurch vom „Gebildeten“ unterſchieden. Selbſtver⸗ 
ſtändlich wird es in jedem Volke Anterſchiede der Stände nach Beruf und Bildung 
geben und Verſchiedenheiten der ſeeliſchen Haltung der einzelnen Stände und Berufs. 
gruppen. Aber in den europäiſchen Kulturen haben die allmählich herbeigeführten 
Anterſchiede zu einer heilloſen Zerklüftung der Volksgeſamtheiten bei allen Nationen 
geführt. 
Falſche Erziehung als Arſache der Zerklüftung 

Bei uns Deutſchen beruht die Zerklüftung in erſter Reihe auf der volks fremden 
Bildung, die ſeit Jahrhunderten jeder Deutſche, der eine hohe Schule beſuchte, 
durchmachen mußte. Schon in früher Kindheit, wo der Menſch am empfänglichſten iſt 
für alle Eindrücke, wurde der Deutſche in vielen Anterrichtsſtunden jahrelang in 
die Kultur der Mittelmeervölker eingeführt und ſo unterrichtet, als ob dort auch für 
uns der Mittelpunkt und Maßſtab für alle Kultur liege. Die Grundſätze und Vor: 
ſtellungen dieſer Kultur wurden den deutſchen Kindern als fertige Erſcheinungen 
hingeſtellt, denen man zuzuſtreben habe, wenn man gebildet ſein wolle. Anſere eigene 
Vorſtellungswelt wurde in vieler Hinſicht gar nicht berührt oder nach den Maßſtäben 
der Mittelmeerkultur „verbeſſert“. Greifen wir ein Gebiet der Kunſt als Beiſpiel 
heraus. Geſchmeidige Rundung und gefällige Linien aus der ſüdländiſchen Kunſt 
galten allein als ſchön, die herrliche Holzſchnitzerei Deutſchlands wurde als eckig und 
holzig beiſeitegeſchoben. And dieſe beiden Worte, die einſt der ſtolzen Arbeit unſerer 
Meiſter galten, bekamen einen üblen Beigeſchmack, ja wurden mit der Zeit zum 
Schimpfwort. So war es möglich, daß die Kunſt eines unſerer größten Meiſter, 
Grünewalds, lange Zeit verachtet und vergeſſen war. In dieſer Art wurde der 
Deutſche, der ſich eine höhere Bildung aneignen wollte, auf faſt allen Gebieten an 
fremden Idealen und nach fremden Werten geformt. And der ſo Geformte hieß der 
Gebildete und unterſchied ſich mit Stolz vom Volk. So ſtanden auf der einen 
Seite die Gewachſenen, die noch Bodengebundenen, das Volk und dort die Geformten, 
Entwurzelten, Verſtädterten, die ſogenannten Gebildeten. Ziel des Beamten war es, 
zu dieſen zu gehören. And mancher hat dies dadurch gezeigt, daß er ſeine Heimat 
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verleugnete, daß er fo tat, als ob die Scholle feiner Eltern ihm fern liege, und mit det 
Zeit fand er ſich wirklich nicht mehr heim. 


Das deutſche Volk 
ein Organismus, kein organiſiertes Gebilde 


Bei Betrachtung der Volksgeſamtheit ſtellte man dann feſt, daß das deutſche Volk 
in eine Oberſchicht und eine Anterſchicht zerfalle. Außerdem zerfiel es nach 
unſeren Lehrbüchern in Königreiche, Großherzogtümer, Herzogtümer uſw. und dann 
in einige Konfeſſionen und einige Dutzend Parteien. Die Geſchichte zerfiel in Epochen, 
die man voneinander trennte, ſtatt das Gemeinſame, Durchgehende zu betonen. Der 
Deutſche lernte und lehrte arglos von dieſem Zerfallen in Gruppen und Grüppchen. 
Statt den Blick zu ſchulen für das zuſammengehörige Ganze, ſah er nur viele trennende 
Teile. Im Staate Addlf Hitlers zerfällt das Volk nicht mehr, ſondern baut 
ſich auf auf verſchiedene Stände und Berufsgruppen. Denn das deutſche Volk iſt 
jetzt kein organiſiertes Gebilde mehr, ſondern ein Organismus, d. h mehr als nur eine 
Summe von Einzelperſönlichkeiten, mehr als eine „Intereſſengemeinſchaft“). Im 
Organismus iſt ein Glied mit dem anderen verwachſen wie im menſchlichen Körper, 
wo kein Teil geſund ſein kann, wenn es die andern nicht auch ſind. Das führt zu 
ſozialen Verpflichtungen den Volksgenoſſen gegenüber, das führt zu 
innigſter Verbundenheit des Volksganzen. ö 


Ein Kennzeichen des Zerfalls im alten Reich war auch die ſtets zunehmende Ab. 
ſonderung des Arbeiterſtandes. Eine anfängliche „Emanzipation“ war hier 
nur die Vorſtufe einer endgültigen Entwurzelung des Arbeitertums und feiner Los- 
löſung von der Volksgemeinſchaft, die in dem Wahnbilde eines internationalen 
Proletariertums ihre erſchreckenden Früchte zeitigte. Hier ſetzte der Führer ein: nicht 
durch ſoziale Geſetze im Sinne früherer Wohltätigkeit und durch Almoſen ſuchte er 
die Anzufriedenheit zu beſeitigen, nein: er ſetzte vom erſten Augenblick an den Arbeiter 
beim Aufbau der Bewegung und des Staates in vorderſter Front ein und machte 
damit den bislang als Feind aller Staatsordnung Verrufenen zum treuen und be— 
wußten Kämpfer und Schützer des Staates. So hat Adolf Hitler mit der Gründung 
des Dritten Reiches eine längſt gehegte Sehnſucht des deutſchen Volkes erfüllt und 
große, ſeit über hundert Jahren erörterte geſchichtliche Fragen entſchieden. 


Das Betonen deulſcher Eigenart um 1800 
Herder gegen verfehlte Bildungsideale 


Im Jahre 1769 gebrauchte Johann Gottfried Herder zum erſtenmal den Aus 
druck Volksſeele. Er faßt alſo das Volk auf als Organismus und kämpft damit 
gegen den Individualismus, der ſchon lange vor Herder verkündigt worden war und 
der, altgriechiſchem Beiſpiel folgend, den Einzelmenſchen zum Ausgangspunkt aller 
kulturellen Betrachtung und zum Maßſtab nahm, nicht eine Gemeinſchaft der 
Menſchen, das Volk. Mit leidenſchaftlicher Liebe für ſein Volk kämpft Herder gegen 
dieſe klaſſiſche Literatur, aus der die Aberfremdung kam. Er bezeichnet ſie als 
„Paradiesvogel, ſo bunt, ſo artig, ganz Flug, ganz Höhe und — ohne Fuß auf die 
deutſche Erde“. Dagegen fordert er Pflege unſerer eigenen Volkslieder, unſeres 
Mythos, unſerer Sage, kurz unſeres Volksgutes und weiſt hin auf die Engländer, die 
damals ihre alten Volksgeſänge längſt hervorgeholt und aus ihnen nationale Be. 
geiſterung erweckt und große Dichter angeregt hatten. Herder wendet ſich an das 
deutſche Volk: „Großes Reich, Reich von zehn Völkern, Deutſchland! Du haſt keinen 
Shakeſpeare, haſt du auch keine Geſänge deiner Vorfahren, deren du dich rühmen 
könnteſt? Schweizer, Schwaben, Franken, Bayern, Weſtfſalen, Sachſen, Wenden, 
Preußen, ihr habt alleſamt nichts? Die Stimme eurer Väter iſt verklungen und 
ſchweigt im Staube? Volk von tapferer Sitte, von edler Tugend und Sprache, du 
haſt keine Abdrücke deiner Seele die Zeiten hinunter? Kein Zweifel! Sie ſind 
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geweſen, ſie ſind vielleicht noch da; nur ſie liegen unter Schlamm, ſind verkannt und 
verachtet... Wir müſſen Hand anlegen, aufnehmen, ſuchen, ehe wir alle klaſſiſch 
gebildet daſtehen, ſranzöſiſche Lieder ſingen, wie franzöſiſche Menuetts tanzen, oder 
gar alleſamt Hexameter und horaziſche Oden ſchreiben. ... Legt alſo Hand an, meine 
Brüder und zeigt unſerer Nation, was ſie iſt und nicht iſt, wie ſie dachte und fühlte, 
oder wie ſie denkt und fühlt.“ 


Mit ſolchen Aufrufen ſuchte Herder den Nationalgeiſt zu wecken, der in Sprache und 
Dichtung in uns leben und wirken ſoll. 


Herder iſt der Führer der Bewegung, die man als „Sturm und Drang“ bezeichnet. 
Dieſe weiſt mit ihm im Kampfe gegen den lateiniſchen Geiſt in unſerer Bildung auf 
die eigenſtändigen Seelenkräfte des deutſchen Menſchen hin als Ausgangspunkt für 
alle Kultur und zugleich auf die Zuſammengehörigkeit aller Volksgenoſſen, die nicht 
zerſtört werden dürfe durch engen Kaſtengeiſt, wie ihn die Kultur des Rokokozeit⸗ 
alters befonders gepflegt hatte. 


Am Mißverſtändniſſe zu vermeiden, betone ich: Herder war ſich des hohen Wertes 
der griehifh-römifchen Kultur wohl bewußt, aber er lehnte es ab, daß fie Ausgangs- 
punkt und Ziel unferer deutſchen Bildung im Sinne „klaſſiſcher“ Ideale ſei. So iſt 
auch unſere Stellung heute: wir ehren dieſe Kultur, ſuchen uns ihr ariſches Erbe 
verſtändlich zu machen, lehnen es aber ab, ſie im Sinne des ſrüheren Humanismus 
zum Maßſtab für unſere Kultur zu machen. 


Neue Begriffe 


In dem Kampf jener Jahre waren Begriffe wie Volk, Volkstum, Volksgeiſt, Volk. 
heit viel gebraucht als Rufe im Ringen um eine blut und bodengebundene Bildung. 
Manche dieſer Begriffe waren erſt damals entſtanden, andere, die ſchon lange ge⸗ 
bräuchlich waren, kamen jetzt zu Ehren. Anter Volk verſtand man bisher meiſt die 
Maſſe, die ungebildete Maſſe, den Pöbel. Herder wehrt ſich mit ſcharfen Worten 
gegen dieſe Auffaſſung. Anter Volk verſteht er die Menſchen, die aus angeborenem 
Trieb, aus geſundem Empfinden handeln, die „mehr durch Tätigkeit als durch Speku— 
lation gebildet find”. Damit deckt ſich etwa, was Ernſt Moritz Arndt in feiner Hoff- 
nungsrede vom Jahre 1810 ſagt, wenn er zwiſchen der Lebenseinſtellung der be- 
trachtenden und der handelnden Menſchen unterſcheidet: der Handelnde wird geleitet 
„durch eine dunkle Macht, die auch in dem Zeitalter iſt, und durch eine dunklere 
Liebe, die er ſich nicht erklären mag, auch wenn er es könnte, durch jene tiefe Liebe, 
die in ſeinem Volke, ſeiner Sitte, ſeiner Sprache von Kindheit auf mit dem innerſten 
Kern ſeines Daſeins unauflöslich verwachſen iſt“. 


Volksſeele und Volkstum 


Ein Volk iſt alſo Träger einer unbeſtimmbaren, verſtandesgemäß nicht faßbaren, 
irrationalen Macht, die ſein Schickſal beſtimmt. Dieſe treibende und haltende Macht 
nennt man Volksſeele, Volksgeiſt, ſeine Erſcheinungsform iſt das Volkstum. Der 
Turnvater Friedrich Ludwig Jahn ſchreibt im Jahre 1810 in ſeiner „Einleitung 
in die allgemeine Volkskunde“: „Was Einzelheiten ſammelt, ſie zu Mengen häuſt, 
dieſe zu Ganzen verknüpft, ſolche ſteigernd zu immer größern verbindet, zu Sonnen- 
reichen und Welten eint, bis alle ſämtlich das große All bilden — dieſe Einungs- 
kraft kann in der höchſten und größeſten und umfaſſendſten Menſchengeſellſchaft, 
im Volke, nicht anders genannt werden als — Volkstum. Es iſt das Gemein- 
fame des Volkes, fein innewohnendes Weſen, fein Regen und Leben, ſeine Wieder⸗ 
erzeugungskraft, ſeine Fortpflanzungsfähigkeit. Dadurch waltet in allen Volksgliedern 
ein volkstümliches Denken und Fühlen, Lieben und Haſſen, Frohſein und 
Trauern, Leiden und Handeln, Entbehren und Genießen, Hoffen und Sehnen, Ahnen 
und Glauben. Das bringt alle die einzelnen Menſchen des Volkes, ohne daß ihre 
Freiheit und Selbſtändigkeit untergeht, ſondern gerade noch mehr geſtärkt wird, in 
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der Viel- und Allverbindung mit den übrigen zu einer ſchönverbundenen Gemeinde.“ 
Das find Worte von Männern, die damals, in Deutſchlands größter Not, zum Auf 
ſtieg führten. 5 


Dolitiſche Leiftungen in ihrer Gebundenheit an geſundes Dolkstum 


Die politiſche und die geiſtige Lage um die Zeit 
der franzöſiſchen Revolution 


1806 war das alte Kaiſertum zu Ende. Es hatte ſich ſelbſt aufgegeben. In Deutſch⸗ 
land herrſchten großenteils die Franzoſen. Napoleon J. ſetzte nach Belieben Fürſten 
ein und ab, deutſche und fremde. Deutſche Sitte und Sprache war von der Mehrzahl 
derer, die hätten führen ſollen, mißachtet. Aber das deutſche Volkstum war noch ſo 
geſund, daß ſchon gegen Ende des 18. Jahrhunderts die Hoffnung beſtand, das deutſche 
Volk werde ſich gegen Aberfremdung und Zerſpaltung zur Einheit ſammeln. Arndt 
ſchreibt darüber: 


„Es war ein junges, ſchöneres Leben, was ſeine beſſeren Schriftſteller angezündet 
hatten, ein allgemeinwerdendes Gefühl von dem, was in dem Volke liege, und was 
es wert ſei; und daher eine gewiſſe Annäherung und Hinneigung aller zu allen, 
wenigſtens durch den Sinn; mehr vielleicht, als es je vorher geweſen war. Man fing 
an, auf den Namen Deutſcher, auf deutſche Kunſt und Sitte ſtolz zu werden, und 
dieſer Stolz hätte gewiß ein heiliges, unſichtbares Band um das ganze Volk ge⸗ 
ſchlungen und es endlich zur Einheit der Geſinnung zuſammengezogen, wäre nicht die 
franzöſiſche Revolution dazwiſchengekommen.“ 


Die Freiheitskriege 
Die unmittelbaren Erſchütterungen der ſranzöſiſchen Revolution und ihrer Folgen 
dauerten verhältnismäßig kurz. Das deutſche Volk war zu geſund, als daß es fremde 
Knechtſchaft lange ertragen hätte, und die Aufrufe zielbewußter Führer hatten 
längſt die Volksgenoſſen wach gemacht: in den Freiheitskriegen verjagte 
das deutſche Volk die fremden Herren und gab vor aller Welt ſeinen feſten Willen 
kund, daß es wieder ein eigenſtändiges Volk ſein wolle. 


Die politiſchen Erfolge verdankte Deutſchland ſeinem geſunden Volkstum. Denn 
dies war „kein Krieg, von dem die Kronen wiſſen, es war ein Kreuzzug, war ein 
heiliger Krieg“, der im Namen des Volkes geführt worden war. Deutſchland war 
wohl nicht durch militäriſche Rüſtungen, aber durch ſeine ſeeliſche Haltung vorbereitet. 
Politiſche Leiſtungen, die in dieſem Sinne zu werten ſind, die alſo in der Artung 
des Volkes ihren letzten Arſprung haben, werden demnach ſtets ihre Vorgänger in 
den Außerungen des Volkes auf dem Gebiete der Kultur haben. Es iſt kein Zufall, 
daß ein Jahr vor der Schlacht bei Leipzig der erſte Band der deutſchen Märchen der 
Brüder Grimm herausgekommen iſt, und im ſelben Jahre 1812 wurde zum 
erſtenmal das Wort Volkskunde genannt als Bezeichnung der Wiſſenſchaft, die 
ſich bewußt und folgerichtig der Pflege des Volkstums annimmt. 


Das Dritte Reich als Erfüllung deutſcher Sehnſucht 
Doch die letzte Sehnſucht des deutſchen Volkes wurde nicht erfüllt: die Erhebung 
führte zu keinem einheitlichen deutſchen Reich. Aber der Wille dazu war im deutſchen 
Volke nicht mehr auszutilgen. Die Verſuche des Jahres 1848 in der Paulskirche in 
Frankfurt ſcheiterten an dem Mangel eines Führers und an den falſchen Grund- 
lagen der Bewegung. Bismarcks Schöpfung 1871 war eine Einigung, die zu 
wenig von den Kräften des Volkstums unterbaut war. Sonſt hätten volksſremde 
Menſchen dieſes mächtige Reich nicht ſo unterwühlen können, wie wir es erleben 
mußten. Erſt Adolf Hitler hat die lange gehegte Sehnſucht des deutſchen Volkes 
erfüllt im Dritten Reich, das auf dem bodenſtändigen Volkstum aufgebaut iſt. Das 
iſt Hitlers große weltgeſchichtliche und einzigartige Tat. 
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Jetzt gehören Heimat und Vaterland zum ſelben Vorſtellungskreis, das 
Vaterland iſt uns wieder zugleich Mutterland, und das ganze deutſche Volk iſt in dem 
beglückenden Gefühl verbunden, daß wir wieder unſerer deutſchen Eigenart leben 
dürfen und jeden Volksgenoſſen als Mitſchaffer an der Ausgeſtaltung deutſcher Art 
betrachten können. 


„Wir find fo ſehr Gemeinſchaft geworden, daß uns nur ein Wunſch erfüllt: es 
möchten alle Beſtandteile unſeres Volkes ihr beſtes Teil beiſteuern zum Reichtum 
unſeres gemeinſamen, nationalen Lebens“ (Hitler). 


Bäuerliches Soldatentum als Erbe germanischer Lebenshaltung 
Die Stellung des Bauern im Wandel der Zeiten 


Im früheren Reich war eine Volksſchicht faſt nur als „Lieferant“ beteiligt am 
Geſamtleben: die Bauern. Wie Adolf Hitler ſich zum Bauerntum ſtellt, hat er 
am 1. Mai 1933 klar ausgeſprochen: „Es gibt keinen Aufſtieg, der nicht beginnt bei 
der Wurzel des nationalen, völkiſchen und wirtſchaftlichen Lebens, beim Bauern.“ 
Das iſt eine neue Lehre, die ſeit Jahrhunderten in Deutſchland nicht mehr befolgt 
worden iſt. Wohl ſind immer wieder einzelne Männer für die Hervorhebung des 
Bauerntums eingetreten (Juſtus Möſer, Herder), aber der Bauer behielt feine 
untergeordnete Stellung. Kultur ſchrieb man ihm kaum zu, er galt als „primitiv“, 
darin etwa Naturvölkern gleichſtehend, oder wo man ſeine Sitten und Bräuche 
kannte und ſogar gerne ſah, erachtete man ſeine Kultur doch für ſo geringwertig, daß 
ſie für Erziehung und Bildung des deutſchen Volkes nicht in Frage kam. Bäueriſch 
war ein Begriff, mit dem man etwas verächtlich machte, und Bauer war bis zum 
Jahre 1933 als Schimpfwort gebraucht. Erſt Adolf Hitler hat dem Bauern ſeine 
Ehre wiedergegeben. 


Der Bauer als Wahrer deutſcher Art 


Die Hochſchätzung des Bauern durch den Nationalſozialismus beruht nicht etwa nur 
darauf, daß man ſeine körperliche Geſundheit für die Wehrhaftigkeit und den Beſtand 
des Volkes hochſchätzt — was gelegentlich auch im zweiten Reich betont worden iſt —, 
ſondern ſie beruht auf dem Bewußtſein, daß etwas in der Volksgemeinſchaft fehlt, 
wenn der Bauer nicht ganz, körperlich und ſeeliſch, in ſie eingeſtellt iſt. Der Bauer 
iſt dem Städter in einer Hinſicht weit voraus: er war durch alle Jahrhunderte viel 
weniger Aberfremdungen zugänglich wie der Städter. Nehmen wir ein Beiſpiel: 
manche unſerer Städte wurden beträchtlich umgeändert durch die aus dem Süden 
kommende Renaiſſance. And heute noch zeigt man in der Stadt mit Stolz dieſe 
Zeugen fremden Geiſtes. Auf das Bauernhaus haben ſie nicht eingewirkt. Es hat 
nach der Renaiſſance dieſelbe Geſtalt wie vorher. So hatte der Bauer am meiſten 
von allen Ständen deutſche Art bewahrt. In ſeinem Brauch, ſeiner Sitte, ſeiner 
Lebensführung ſpiegelt ſich am beſten das Weſen des deutſchen Volkes. Seine 
ſeeliſche Haltung kommt am eheſten altgermaniſcher Art nahe, wie wir ſie aus dem 
Mythos, aus alten Liedern und aus den nordiſchen Sagas kennen. 


Aufbaubereitſchaft des Bauern 


Der Behauptungswille unſeres Volkes, der bei aller Not und in den größten 
Bedrängniſſen durch einige Jahrtauſende ſich immer wieder gezeigt und zu neuem 
Aufbau geführt hat, iſt hauptſächlich eine bäuerliche Eigenſchaft. Der 
Bauer verliert heute den Ertrag ſeiner Ernte durch Hagel und Blitz, im nächſten 
Jahr muß er wegen allzu großer Hitze darben, dann vernichtet ihm der Krieg, was er 
eingebracht hat: er ſteht allezeit mit beiden Füßen feſt auf ſeiner Erde und iſt bereit, 
aufzubauen und vom Heute aus das Morgen zu geſtalten und zu kämpfen gegen alle 
Feinde, die ſein Daſein bedrohen. Solche Bereitſchaft ſührt zu heldiſcher 
Haltung auch im Ringen um Beſtand und Glück des Volkes, zu einem heldiſchen 
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Leben einzelner, die dann wieder die ſeeliſche Haltung des Geſamtvolkes beſtimmen. 
Tauſende leiſten ihnen gerne Gefolgſchaft; denn dieſe Haltung gehört zum Weſen 
des deutſchen Volkes. Solche Aufbaubereitſchaft, ſolch bäuerliches Soldatentum 
(das mit Militarismus nichts zu tun hat) verlangt der Nationalſozialismus von 
allen Volksgenoſſen, vom Arbeiter der Hand wie der Stirn. Sie alle ſollen, jeder an 
‚feiner Stelle und auf feine Art, bei ihrer Arbeit von dem Bewußtſein geleitet fein, 
daß ſie mithelfen am Aufbau des Geſamtvolkes, an feinem Beſtand und ſeinem Glück. 
Damit gehen wir in unſerer Lebensauffaſſung über alle Wandlungen, Hemmungen 
und Spaltungen, die aus der Fremde in unſer Volk hineingetragen worden find und 
ihm Jahrhunderte lang Not und Gefahr gebracht . zurück auf eine ger ma 
niſche Lebenshaltung. 


Nationale Feiern einft und ſetzt 
Vertiefung ſtatt Gemütsleere 


Es iſt bewundernswert zu beobachten, wie unſer Führer die Vorſtellung des völkiſchen 
Staates folgerichtig durchgedacht und durchgeführt hat bis zu den Einzelheiten, die 
manchem Beobachter, der in feinem Empfinden vom alten Staat herkommt, neben- 
ſächlich erſcheinen mochten. Denken wir zurück an den Weihefrühling des 
Neuen Reiches, an den 1. Mai 1933. Unter freiem Himmel kam das ganze deutſche 
Volk, Arbeiter der Hand und der Stirn zuſammen, zog durch die Stadt und das 
Dorf. Ringsum ſtanden friſche Mailen auf Plätzen, in Straßen und an Häuſern. 
Früher fanden ſich wohl zu einer ſolchen Feier die „Prominenten der Geſellſchaft“ 
in einem feſtlich geſchmückten Saal zuſammen. Dann hätte ein Staatsrechtslehrer 
über die Vorteile der neuen Staatslehre gegenüber der alten geſprochen und die 
„Spitzen der Behörden“ wären zu einem feſtlichen Mahl zuſammengekommen. Das 
Volk hätte man währenddeſſen im Saale einer Wirtſchaft mit Bier „regaliert“. Man 
ſprach zum Hirn und zum Magen, das Gemüt war kaum beteiligt. Der 1. Mai des 
Jahres 1933 aber ergriff das deutſche Volk in der Tiefe ſeines Herzens. Die Maien 
mit ihrem jungen Grün erweckten überall die Zuverſicht, daß einem Reich, das mit 
ſolcher Hoffnungsfreudigkeit, mit ſolchem guten Glauben an Einheit und Dauer, mit 
einer ſolchen heiligen Haltung beginnt, eine gedeihliche Entwicklung und ein ſicherer 
Beſtand für alle Zukunft gewährleiſtet ſei. 


Maien und Hakenkreuz als Sinnbilder 
deutſchen Lebenswillens 


Wichtig iſt, daß dieſe Maien kein dem deutſchen Volke neues Zeichen waren, 
ſondern ein ſeit Jahrtauſenden übliches Sinnbild find. Schon vor viertauſend Jahren 
ſprach beim erſten Pflügen im Frühling mit einem Maien in der Hand der germa- 
niſche Bauer die Zuverſicht aus, daß die Arbeit im Acker Segen bringe; noch heute 
ſteckt mancher Bauer als Sinnbild ſolcher Zuverſicht beim Beginn der Feldarbeit 
immergrüne Zweige in die vier Ecken des Ackers; der Burſche bringt als Zeichen 
feiner Treue und feiner Hoffnungen am 1. Mai einen Maien am Fenſter feiner 
Geliebten an. Zur Zeit der Winterſonnenwende ſtellen wir alle ſolche Maien als 
Weihnachtsbäume in der Stube auf, aus unſeren und unſerer Kinder Augen leuchten 
beim Lichterglanz des Weihnachtsbaumes tauſend Hoffnungen auf, und wir ungen im 
Kreiſe der Familie: 

O Tannenbaum, o Tannenbaum, 

Wie treu find deine Blätter .. 
Hoffnung, Beſtändigkeit und Treue ſind Vorſtellungen, die für das deutſche Volk 
zuſammengehören. So erneuern wir alljährlich am 1. Mai, umgeben von hoffnung⸗ 
verheißenden Sinnbildern, unſerem Volke und ſeinem beſten Vertreter, unſerem 
Führer, die Treue nach Väterart. 
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Aber all die Maien weg leuchtet uns dabei ein anderes Sinnbild entgegen: das 
Hakenkreuz. Auch es führt uns zurück, mehr als viertauſend Jahre, in die Vor⸗ 
ſtellungswelt unſerer Ahnen und weiſt nach derſelben Richtung wie die Maien: das 
Hakenkreuz iſt ein Sinnbild der ſich drehenden Sonne, des durch die Sonnenwärme 
alljährlich wiederkehrenden Lebens und ſchließlich der ewigen Dauer des Lebens 
für unſer Volk. 


Andere Völker haben andere Sinnbilder, jedes nach ſeiner Art. Hakenkreuz und 
Maien zeigen ſehr ſinnvoll das Weſen des deutſchen Volkes, das auf bäuerlicher 
Zuverſicht und Treue aufgebaut iſt. 


Dolk und Staat 

Eine Sufammenfaffung 
Wenn wir ſo das Volk im Längsſchnitt feiner Entwicklung und in den Außerungen 
ſeiner Eigenart betrachtet haben, ſo hat uns dabei ein Gedanke geleitet: Aber das 
Weſen eines Volkes iſt zu verſchiedenen Zeiten viel geredet und geſchrieben 
worden. Oft war es nur eine unfruchtbare Begriffsſpielerei. Wir hielten es für 
beſſer, dieſes ſo ſchwer beſtimmbare „Volk“ in der Geſchichte zu verfolgen, zu ſehen, 
wie es, hier bedroht durch fremde Mächte, hier Geſtalt geworden in Männern und 
Werken der Kultur, als das einzig Ruhende und doch ewig Geſtaltende unſere Ge⸗ 
ſchichte unterbaut hat. 
Volk kennzeichnet in der Geſchichte den ſicheren Gang des 
Geſchehens, richtungweiſend iſt das Blut. 
Staatsformen mögen für Zeitläufe von dieſer Linie abweichen: eine geſunde Ge⸗ 
ſchichtsentwicklung aber wird ſtets das Beſtreben zeigen, Volk und Staat möͤglichſt 
zur Deckung zu bringen. Gewiß: die Staatsform kann auch vorübergehend beſtimmt 
werden von Menſchen, die außerhalb des Volkes ſtehen, die von einer fremden Erb- 
maſſe geleitet werden; doch nur ſolange, bis ſich das Volk der Andersartigkeit dieſer 
Elemente bewußt wird. 
Der Staat folgt alſo den Geſetzen des Volkes. Wo er gegen fie 
fündigt, kann ſich Volk auch gegen den Staat richten. Dann erſtehen aus feinen Reihen 
die Führer; denn es ſühlt, daß die derzeitigen Inhaber der Macht, einſt Kinder des 
Volkes, mit ihm nicht mehr verwachſen ſind. 
So ſehen wir ein zweites. Volkſtrebt zum Staat. Denn erſt im Staat weiß 
das Volk, was es will (Hegel). 
Volk ſteht alſo am Anfang. 
Es gab ein germaniſches Volk, ehe es einen germaniſchen Staat gab. Das Gemein- 
ſame, das in Naſſe, Glaube, Brauch, Sprache und Lebenshaltung zum Ausdruck kam, 
ſehen wir heute klar, damals war es nur wenigen bewußt. Zu dieſen Männern, die 
darin ihrer Zeit voraus waren, gehört Arminius. Sein Ziel war es, das Volk zum 
Staat zu führen. Ä 
Wie bei ihm, war fpäter bei Hunderten und Tauſenden dieſe Kraft des Volkes wirk. 
ſam. So find große Einzelperſönlichkeiten immer Verkörperer der Volksperſön⸗ 
lichkeit. Nicht Stand und Geld aber erhebt ſie über die andern, ſondern die hohe 
Aufgabe, Künder diefes Volkes zu ſein. 
So iſt Volk das ſelbſt Angeſtaltete, das dennoch die einzige Grundlage iſt für alle 
Geſtaltung. Volk iſt das Anbewußte, das zum Bewußtſein drängt. 
Volk ſpricht aus den Formen der Kunſt, den Weiſen der Mufik, aus den Worten und 
Taten ſeiner großen Söhne. Volk lebt in der Prägung ſeiner Sitten und Bräuche, 
Volk feiert in der Eigenart ſeiner Feſte. And nur, wer ſelbſt im Volk wurzelt, verſteht 
dieſe Sprache, denn ſie iſt die Sprache des Blutes. 
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Deutſchland gelebt haben. Der Anfangsteil des Beitrags 
ſchildert die älteſten Stufen menſchlichen Lebens in Deutſch— 


land und beſonders die Entſtehung und allmähliche Aus- 


breitung der Germanen und der in Süddeutſchland fiedeln- 
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teil behandelt die Dölkerwanderungszeit und die Mero— 
wingerzeit. Beſonders eingehend find, zum Teil auf Grund 
zerſtreuter und ſelten geleſener Schriftquellen, die Dorgänge 
geſchildert, die im 6. und 7. Jahrhundert große Teile des 
öſtlichen Mitteleuropa in die Hand der waren und ihrer 
damaligen Untertanen, der Slawen, gebracht haben; dieſe 
Vorgänge find die Urſachen für viele noch heute beſtehende 
wichtige völziſche Fragen. 


Der Derfaffer, bekannt als Bearbeiter des Berufsbeamten— 
geſetes und als Leiter der Unterabteilung Beamtentum im 
Reichsminifterium des Innern an der Um- und Neugeftal- 
tung des deutſchen Beamtentechts mafigebend beteiligt, 
geht in feiner Abhandlung vom Derhältnis von Partei, 
Staat und Beamten im Dritten Reich aus. Er zeigt die 
hiſtoriſchen und ethiſchen Grundlagen des Berufsbeamten- 
tums, ſein Werden und Wachſen in preußiſch-deutſcher 
Tradition, feinen ſtolzen Aufftieg im Bismard-Reich, feinen 
Niedergang im Zwiſchenreich und die große Wende, die der 
30. Januar 1933 auch für das deutſche Beamtentum brachte. 
Die Beamtengeſetzgebung des Jahres 1933, die Einwirkun— 
gen des ſtaatstechtlichen Neubaus des Reichs auf das 
Beamtentum und [chliefilich die neuen Beamtengeſetze vom 
26. Januar 1937 werden, ohne ſich in Einzelheiten zu ver— 
lieren, eingehend dargeſtellt. Alle grundlegenden Fragen, 
wie die Bedeutung des Raffeproblems für das Beamtenrecht 
oder das Dienſtſtrafrecht, werden ebenſo erörtert wie die 
Aufgaben beamtenrechtlicher Natur, die ſich aus der Wieder— 
vereinigung Üfterreichs mit dem Deutſchen Reich ergeben. 
Der nationalſozialiſtiſchen Beamtenpolitik und ihren Pro— 
blemen iſt ein beſonderer Abjchnitt gewidmet, in dem auch 
die Beamtenorganijation des Dritten Reichs behandelt wird. 
Überall find die tragenden Gedanken nationalſozialiſtiſcher 
Weltanſchauung und Staatsauffaſſung beſonders heraus- 
gearbeitet. | 


InduftrieverlagSpaethslinde, Berlin-Wien 


Er * zu Rp * 
nt, * Br 


Digitizediby Google 


Ber 


Deutfche Bor- und Frühgefchichte 


Don Dr. phil. habil. Theodor Steche, Berlin 


Inhaltsüberficht 

I Deutſchland während der vorgeſchichtlichen Zeit 8 2 
1. Warum iſt die deutſche Vor⸗ und Frühgeſchichte wichtig? 2 
2. Deutſchland während der Altſteinzeit und Mitteljteinzeit . 8 2 
3. Der Beginn des Ackerbaus und der Völkergruppen in ne 2. 4 
4. Völkerbewegungen in der Jungſteinzeit 5 5 5 
5. Die Entſtehung des Germanenvolkes. 7 
6. Mittel. und Süddeutſchland während der Aigen Zeit . 8 
7. Die große Ausbreitung der Germanen und der Kelten 9 
Deutſchland während der älteren frühgefhihtlihen Zeit. . . .... 1 
1. Was iſt Srübaefhihte? . . . . W 11 
2. Schriftliche Hindeutungen auf Vorgänge in boote Zeit . 12 
3. Der Kimbernzug und ſeine Wirkungen . . 13 
4. Ariowiſt und CäſaT . . ar e e e e 
5. Die anderen Germanen während Cäsars Zeit. . . . 77 
6. Das weſtliche Germanien kommt unter die Herrſchaft der Römer .. 18 
7. Germaniens Befreiung durch den Cherusker Arminius 20 
8. Julius Civilis und der Freiheitskampf der Batawer . . 22 
9. Faſt hundert Jahre ruhiger Zeit N 
10. Der Markomannenkrieg und die erſten Alamannenkämpfe „„ DD 
11. Die erſten Landverluſte des Römerreichs an die Germanen. . 27 
12. Weitere Landgewinne der Weſtgermanen 28 
III. Deutſchland während der Völkerwanderungszeit und Merowingerzeit . . 30 
1. Der Hunneneinfall und ſeine Wirkungen 30 
2. Völkerbewegungen in Mitteleuropa während des funften Jahrhunderts 32 
3. Das Ende des weſtrömiſchen Reichs 32333033 
4. Chlodowech, der Begründer des Merowingerreiches . 35 
5. Theuderich und Theudebert J., die Schöpfer des Großreichs Aura 37 
6. Die Germanen verlieren den Güdojtraum . . . . . . 38 
7. Die Bayern werden den Merowingern unterta g . 40 
8. Innere Vorgänge im Reich Auſtraſiie ns 442 
9. König Dagoberts unglücklicher Slawentrieg . . . 44 

10. Das Ende des merowingiſchen Reichs e und det bar 
geſchichtlichen Zeit Deutſch land g 0 45 


2 | Steche 


I. Deutſchland während der vorgefchichtlichen Zeit 


1. Warum iſt die deutſche Vor- und Frühgeſchichte wichtig? 


Jedes Volk, das ein ausgebildetes Volksbewußtſein hat, beſchäftigt ſich mit ſeiner 
Vergangenheit. In Blütezeiten will es am Beiſpiel der Vorfahren feine Macht- 
ſtellung begründen; in Zeiten des Anglücks oder des Niedergangs ſucht es in der 
Vergangenheit Troſt und Hoffnung auf die Wiederkehr beſſerer Zeiten. Stets kann 
man beobachten, daß gerade die älteſten, unſicher bekannten Zeiten am meiſten Anteil 
finden und zu Verſuchen reizen, Genaueres zu erforſchen oder durch Schau zu 
erſchließen; an den früheſten Ereigniſſen erhebt ſich der Stolz auf die Vorfahren 
am meiſten. 

Demgegenüber haben geiſtige Richtungen, die das Volkstum nicht in den Mittel- 
punkt ihrer Weltanſchauung ſtellen, ſtets die Neigung gehabt, die alten Zeiten als 
ſchlecht und unvollkommen hinzuſtellen. In das deutſche Volk haben chriſtliche Kirchen 
jahrhundertelang die Vorſtellung eingepflanzt, ſeinen Vorfahren habe erſt das 
Chriſtentum den Ackerbau und die Geſittung gebracht; die humaniſtiſche Gelehrſam⸗ 
keit meinte, alle wichtigen Kulturgüter hätten die Deutſchen von den Griechen und 
Römern erhalten. Im Ausland wurde während des Weltkriegs und wird teilweiſe 
noch ſetzt behauptet, die Vorfahren der Deutſchen ſeien „Barbaren“ geweſen; eine 
große Hetze iſt darauf aufgebaut worden. 

So kommt es, daß ſowohl das gute wie auch das ſchlechte Bild von den Vorfahren 
eines Volkes ein wichtiger Teil ſeiner Weltanſchauung iſt. Die nationalſozialiſtiſche 
Bewegung hat dies früh erkannt. Schon 1931 iſt in den von Reichsleiter Alfred 
Rofenberg herausgegebenen „Nationalſozialiſtiſchen Monatsheften“ aus der Feder 
von Hans Reinerth ein grundlegender Aufſatz über die weltanſchauliche Bedeutung 
der Vorgeſchichte erſchienen. Nach der Machtübernahme wurden unter Reinerth die 
vorhandenen Vorgeſchichtsvereine im „Reichsbund für Deutſche Vorgeſchichte“ 
zuſammengefaßt und in dem von Alfred Rofenberg geleiteten Amt für die Aber. 
wachung der geſamten geiſtigen und weltanſchaulichen Erziehung der NSDAP. eine 
„Hauptſtelle für Vorgeſchichte“ eingerichtet. Am 9. November 1937 wurde dieſe vom 
Führer zu einem Reichsamt erhoben und Profeſſor Reinerth zum Reichsamts⸗ 
leiter ernannt. 

Die deutſche Vorgeſchichte iſt alſo kein Wiſſensgebiet von nur fachlicher Bedeutung, 
ſondern aus weltanſchaulichen Gründen ſoll jeder Deutſche, gleichgültig wo ſeine 
Arbeitskraft eingeſetzt iſt, in großen Linien das Grundlegende davon kennen. 


2. Deutjchland während der Altfteinzeit und Mittelſteinzeit 

Die Zeitſpanne, welche die Vorgeſchichte behandelt, beginnt mit dem früheſten 
Bodenfund, der das Daſein von Menſchen bezeugt, und endet mit der früheſten 
heute erhaltenen ſchriftlichen Nachricht. Was vor der vorgeſchichtlichen Zeit liegt, 
wird von der Geologie und Paläontologie, den Lehren von den Erdſchichten und den 
ausgeſtorbenen Tieren und Pflanzen, bearbeitet; hinter der Vorgeſchichtszeit liegen 
die frühgeſchichtlichen und geſchichtlichen Zeiten. 

In Deutſchland ſtammt das älteſte Zeugnis vom Menſchen aus der Zeitſpanne der 
Eiszeiten. Sicherlich dreimal, wahrſcheinlich ſogar viermal rückten infolge von 
Klimaverſchlechterungen aus Skandinavien rieſige Gletſcher bis nach Mitteldeutſch⸗ 
land, aus den Alpen bis ins heutige Südbayern herein; dazwiſchen lagen Zeiten, 
in denen es ebenſo warm oder ſogar noch wärmer war als heute. Aus einer der— 
artigen „Zwiſcheneiszeit“, die vor oder innerhalb der drittletzten Vereiſung lag, 
ſtammt der menſchliche Anterkiefer von Mauer bei Heidelberg. Er iſt außerordentlich 
plump und maſſig und hat keinen Kinnvorſprung. Da bei dem Anterkiefer nichts 
anderes, das von Menſchen herrührt, gefunden worden iſt, kann man Näheres über 
die Menſchen, die vor etwa 500 000 Jahren in Deutſchland lebten, noch nicht ſagen. 
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Nach einem Beſchluß, den im Juli 1938 führende Fachmänner im Haus der Deutſchen 
Erziehung in Bayreuth gefaßt haben, ſoll die Menſchenform, welcher der Anterkieſer 
von Mauer angehört, „Vormenſch“ genannt werden. 


Während der vorletzten Zwiſcheneiszeit und der vorletzten Eiszeit, deren 
Gletſcher am weiteſten vordrangen, lebten in Europa Menſchen, die ſich von den 
heutigen, aber auch von denen, die den Anterkiefer von Mauer hinterlaſſen haben, 
erheblich unterſchieden. Im Neandertal bei Düſſeldorf wurden 1856 die erſten 
wiſſenſchaftlich bearbeiteten Knochenreſte von ihnen gefunden; daher nennt man dieſe 
Menſchenart die „Neandertaler“. Nach dem Bayreuther Beſchluß ſoll auf ſie der Name 
„Armenſch“ angewendet werden. Ihre Schädel waren viel niedriger als heutige 
Menſchenſchädel; die Knochenbögen über den Augen traten gewaltig hervor und 
bildeten „Aberaugenwülſte“; der Anterkiefer war zwar kleiner als der von Mauer, 
hatte aber ebenfalls keinen Kinnvorſprung; die Beine waren kurz und die Körper 
nur etwa 160 bis 165 em lang. Das Fehlen des Kinnvorſprungs beweiſt, daß die 
Sprache der Neandertaler noch unvollkommen war; die niedrige Schädelkapſel deutet 
auf geringe geiſtige Fähigkeiten. Ein Knochengerüſt, das in Le Mouſtier in Suͤd⸗ 
frankreich gefunden wurde, iſt aber richtig beſtattet; die Neandertaler „Armenſchen“ 
übten alſo ſchon Fürſorge für ihre Toten. Sie wohnten meiſt in Höhlen oder Halb- 
höhlen und lebten hauptſächlich von der Jagd; ihre wichtigſten Geräte waren grobe 
„Fauſtkeile“ aus Feuerſtein. Die vorgeſchichtlichen Zeitſpannen, in denen die Men- 
ſchen noch keine Geräte aus Metallen hinterlaſſen haben, faßt man unter dem Namen 
„Steinzeit“ zuſammen; ihr erſter Teil war die „Altſteinzeit“. Das Zeitalter der 
Neandertaler Armenſchen fällt in die Jahre von rund 300 000 bis 100 000 vor 
unſerer Zeitrechnung. 


Von den Neandertalern ſtammen wir Deutſche nicht ab. Dieſe aa ift gegen 
Ende der vorletzten Eiszeit aus Deutſchland verſchwunden und jetzt völlig aus⸗ 
geſtorben. Späteſtens aus dem Anfang der letzten Zwiſcheneiszeit ſtammt ein 
Menſchenſchädel, der 1933 in Steinheim an der Murr in Württemberg gefunden 
worden iſt. Er hat zwar noch Aberaugenwülſte und niedrigen Schädel, gehörte aber 
keinem Neandertaler, ſondern ſteht in der Mitte zwiſchen den älteſten, in China und 
Java gefundenen „Vormenſchen“ und den heutigen Menſchenformen. Vermutlich 
bildet der Steinheimer Schädel ein Glied in der Vorfahrenreihe der heutigen Menſch⸗ 
heit, wogegen die Neandertaler ein abgeſtorbener Seitenzweig waren. 


Während der letzten Zwiſcheneiszeit traten in Europa Menſchen auf, die zur 
heutigen Form gehören. Man unterſcheidet zwei Raſſen, die nach franzöſiſchen 
Fundorten benannt ſind; die Leute von Aurignac hatten ſchmale Schädel und 
ſchlanke Körper, die Menſchen von Ero-Magnon breite Schädel und ſehr große 
Körper. Die groben Fauſtkeile der Neandertaler verwendeten ſie nicht; ihre Feuer⸗ 
ſteingeräte waren feine Klingen, daneben gebrauchten ſie viele Geräte aus Knochen 
und Geweihen. Allmählich verſchlechterte ſich das Klima wieder, und die letzte Eis- 
zeit begann; aus Skandinavien rückten die Gletſcher bis faſt an die Elbmündung, 
in die Gegend ſüdlich von Berlin und beinah bis Warſchau vor. In dem kalten 
Streifen zwiſchen dem Eisrand in Norddeutſchland und den völlig vereiſten Alpen 
lebte eine kälteangepaßte Tierwelt, die von den Menſchen gejagt wurde; dort 
züchtete das harte Klima durch ſtrenge Ausleſe Menſchen von hoher Geijtes- und 
Willenskraft heran. Außerdem ſchufen reichliche Wolken oder Nebel einen Mangel 
an Sonnenſtrahlen und dadurch Ausleſebedingungen, unter denen die Menſchen mit 
den dunklen Augen und Haaren und der bräunlichen Haut der übrigen Menfchen- 
raſſen verſchwanden und nur Menſchen mit blauen Augen, blonden Haaren und 
weißer Haut übrigblieben. So entſtand, hauptſächlich aus Nachkommen von CEro- 
Magnon-Leuten, die „fäliſche“ Raſſe; ein Teil der Abkömmlinge von Aurignac- 
Menſchen bildete ſich zur „nordiſchen“ Raſſe um, während ihre dunkler gefärbten füd- 
europäiſchen Blutsverwandten wahrſcheinlich zur „weſtiſchen“ oder „mittelmeeriſchen“ 
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Raſſe wurden. Auch am Oſtrand des Eiſes, im heutigen Polen und Rußland, 
ſpaltete ſich aus den Vorfahren der dunklen „oſtiſchen“ Raſſe die helle „oſtbaltiſche“ 
Raſſe ab; deren körperliche und ſeeliſche Eigenſchaften find infolge des andern Aus- 
gangsſtoffes von denen der nordiſchen und der fäliſchen merklich verſchieden. Da ein 
Teil der oſtbaltiſchen Menſchen während des Mittelalters ins deutſche Volk ein- 
gegangen iſt, muß Deutſchlands Vorgeſchichte auch dieſe Raſſe beachten. 

Seit etwa 20 000 beſſerte ſich das Klima, und die Gletſcher wichen zurück; um rund 
10 000 war der letzte Reit Norddeutſchlands eisfrei. Bäume, zuerſt die Birke, dann 
Kiefer, Haſelnuß und Eiche, wanderten wieder ein; das Mammut und das Ren, die 
Hauptjagdtiere der damaligen in Deutſchland lebenden „Rentierjäger“, zogen ſich 
mit dem Eisrand nach Norden und Nordoſten zurück. Gegen Ende dieſer „Nach⸗ 
eiszeit“ wanderten aus dem Oſten die Vorfahren der rundköpfigen oſtiſchen Naſſe 
ein. Aus Mecklenburg und Holſtein, wo fie an den Gewäſſern als Fiſcher und Jäger 
lebten, wurden fie von Menſchen nordiſcher Naſſe wieder verdrängt, die an den 
Küſten große Muſchelhaufen als Abfälle ihrer Nahrung hinterlaſſen haben. Da⸗ 
gegen blieb in Süddeutſchland die oſtiſche Raffe erhalten. 


Gleichzeitig mit der letzten Eiszeit, durchſchnittlich mit dem Jahre 12 000, läßt die 
Vorgeſchichtsforſchung die Altſteinzeit enden und die „Mittelſteinzeit“ beginnen. 
Aus ihr ſtammen in Deutſchland die älteſten Beile und die erſten Ruder; damals 
wurden Gefäße aus gebranntem Ton erfunden und als erſtes Haustier der Hund 
gezähmt. Es begannen die planmäßige Ausſaat und Ernte nahrungliefernder 
Pflanzen und der Bau von vertieften Wohnhütten, deren Dach bis zum Erdboden 
reichte; damit wurden die Menſchengruppen, obwohl ſie noch weiterhin vom Jagen, 
Fiſchen und Sammeln lebten, ſeßhaft. | 


Die geſchichtliche Bedeutung der Altfteinzeit, die fo weit vor der Gegenwart zurüd- 
liegt, beruht darauf, daß ſich in ihr die Menſchenraſſen bildeten, die noch heute dem 
größten Teil des deutſchen Volkes zugrunde liegen. Während der Mittelſteinzeit 
entſtand die Seßhaftigkeit und damit die entſcheidende Vorbedingung für die ſpätere 
europäiſche und deutſche Kultur. 


3. Der Beginn des Ackerbaus und der Dölkergruppen in Deutſchland 


Am Ende der Mittelſteinzeit, gegen 4000, wurde das Verſahren erfunden, Steine zu 
ſchleifen und daraus Werkzeuge herzuſtellen. In der Frühzeit der Vorgeſchichts⸗ 
forſchung, als man zunächſt einen Aberblick über die Arten der Bodenfunde ge⸗ 
winnen mußte, waren die Werkzeuge aus geſchliffenen Steinen das Unterfheidungs- 
merkmal zwiſchen der Altſteinzeit und der „Jungſteinzeit“. Später hat man erkannt, 
daß für die damaligen Bewohner Deutſchlands nicht das Steinſchleifen, ſondern 
etwas anderes eine wahrhaft neue Zeit herbeiführte: der Ackerbau mit dem Pflug. 
Seit etwa 3500 iſt der vollſtändige Ackerbau in Deutſchland durch Funde belegt: 
mehrere Sorten von Gerſte, Hirſe und Weizen, ferner Erbſe, Linſe, Mohn und 
Flachs, mehrere Gemüſepflanzen und der Apfelbaum wurden angebaut; Acdkergeräte, 
Reib- und Mahlſteine ſowie Refte mehrerer Brotarten hat man gefunden. Außer 
dem Hund waren nun auch Rinder, Schafe, Ziegen und Schweine gezähmt. Jagd, 
Fiſcherei und Nutzung wildwachſender Pflanzen beſtanden zwar weiter, bildeten aber 
nicht mehr die Hauptgrundlage des Lebens. Der Pflug und die Haustiere haben die 
Grundlage der höheren Kulturen in Europa, das gleichzeitig Ackerbau und Viehzucht 
treibende ſeßhafte Bauerntum, geſchaffen. 

Ackerbau und Viehzucht vergrößerten die Bevölkerungsdichte und den Wohlſtand der 
Menſchen. Die immer zahlreicher werdenden Bodenfunde wachſen über das rein 
Zweckmäßige hinaus; verſchiedene Arten der Totenbeſtattung, verſchiedene Formen 
und Verzierungen der Tongefäße, Waffen, Geräte und anderer Dinge entwickeln 
ſich. In langer Arbeit hat die Vorgeſchichtsforſchung feſtgeſtellt, daß die Grenzlinien 
zwiſchen den verſchiedenen Geſtaltungsarten all dieſer Dinge meiſt beiſammenliegen; 
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als erſter hat 1895 Guſtaf Koſſinna ausgeſprochen, daß die Menſchengruppen mit 
gleichen Kulturgütern den Gemeinſchaften entſprechen, die wir heute Völker oder 
Völkergruppen nennen. Die Grenzlinien verſchieden geſtalteter Bodenfunde ſind 
alſo ehemalige Völkergrenzen. Man muß nur beachten, daß die Mehrzahl aller 
Funde gleich oder verſchieden fein muß, wenn man ein oder mehrere Völker an- 
nehmen will; ein vereinzelter Fund in einem Gebiet, das im allgemeinen anders⸗ 
artig iſt, kann durch Handel oder Erbeutung dorthin gelangt ſein. Wenn man bei 
Einzelheiten vorſichtig iſt, dann bildet Koſſinnas „ſiedlungsarchäologiſche Methode“ 
eine einwandfreie wiſſenſchaftliche Grundlage; ſie wird jetzt allgemein von den 
Torſchern angewendet. 


Während der Jungſteinzeit lebten im Raum des heutigen Deutſchlands vier 
„Völker“ mit eigenen Kulturgütern. Von der Zuiderſee über Norddeutſchland bis 
nach Südſchweden wohnten Leute, die ihre Toten in Sippengräbern beſtatteten, die 
aus gewaltigen Steinblöcken errichtet waren; dieſe Menſchengruppe nennt man die 
„Großſteingräberleute“. In Mitteldeutſchland, hauptſächlich in Thüringen, lebten 
Menſchen, die ihre Tongefäße mit ſchnurartigen Muſtern verzierten; dieſen gibt 
man den Namen „Schnurkeramiker“. Von Süddeutſchland bis nach Südrußland ver- 
ſahen die Einwohner ihre Tongefäße mit Muſtern aus breiten Bändern; daher 
werden ſie „Bandkeramiker“ genannt. Von Oſtpommern und Oſtpreußen bis nach 
Sibirien erſtreckte ſich der Brauch, in die Töpfe Verzierungen mit einem kamm— 
förmigen Werkzeug einzudrücken; die Bewohner dieſes weiten Raumes nennt man 
„Kammkeramiker“. Aber nicht nur in der Ausſchmückung der Tongefäße, ſondern auch 
in den Formen anderer Dinge und in den Beſtattungsſitten unterſchieden ſich die 
Schnurkeramiker, Bandkeramiker und Kammkeramiker voneinander und von den Groß⸗ 
fteingräberleuten; die Namen find nur als bequeme und einprägſame Bezeichnungen 
nach dem auffallendſten Anterſcheidungsmerkmal gewählt. 

In den Einwohnerſchaften dieſer vier Gebiete haben während der Jungſteinzeit 
allmählich beſtimmte Raſſen das Abergewicht bekommen. Die Großſteingräberleute 
und die Schnurkeramiker gehörten faſt durchweg der nordiſchen oder der fäliſchen 
Raſſe an, wobei im Großſteingräbergebiet die fäliſche, im Schnurkeramikerland die 
nordiſche überwog; da die Kulturgüter dieſer beiden Gebiete mit Ausnahme der 
Beſtattungsart ziemlich ähnlich ſind, faßt man ſie zum „nordiſchen Kreis“ zuſammen. 
Die Bandkeramiker waren zwar zum Teil nordiſcher oder weſtiſcher, hauptſächlich 
jedoch oſtiſcher Raſſe; ihr Gebiet nennt man auch den „oſtiſchen Kreis“. Der in 
Europa liegende Teil des Kammkeramikerlandes deckt ſich faſt genau mit dem Ver— 
breitungsgebiet der oſtbaltiſchen Raſſe. Das heutige Großbritannien, Weſtholland, 
Belgien, Frankreich, die Schweiz, Italien und die Pyrenäenhalbinſel gehörten zum 
„weſtiſchen Kreis“; deſſen Einwohner waren überwiegend weſtiſcher Raffe. 
Während der Jungſteinzeit entſtand aus der in den Boden eingetieften Wohnhütte, 
deren Dach die Erde berührte, das oberirdiſche, mit Wänden verſehene Haus. Im 
oſtiſchen und weſtiſchen Kreis, anfangs auch bei den Großſteingräberleuten, war es 
rund; die Schnurkeramiker dagegen entwickelten die viereckige Form. Ihr Haus 
hatte zuerſt nur einen Raum, ſpäter zwei Räume, in deren vorderem der Herd und 
der Backofen ſlanden; manchmal war vor dem Haus noch eine offene Vorhalle. Zu- 
nächſt beftanden die Wände aus Flechtwerk, das zwiſchen die das Dach tragenden 
Pfoften eingefügt war; ſpäter kam der „Blockhausbau“ aus waagerecht gelegten 
Balken auf. 


4. Dölkerbewegungen in der Jungfteinzeit 

Die Grenzen der Gebiete gleicher Kulturgüter blieben nicht unverändert. In der 
erften Hälfte des 3. Jahrtauſends dehnten ſich die Bandkeramiker bis in die 
Gegend von Köln aus; etwas ſpäter verdrängten Großſteingräberleute die Kamm⸗ 
keramiker aus Oſtpommern und gelangten bis an die untere Weichſel. Am folgen- 
reichſten war jedoch die Ausbreitung der Schnurkeramiker. Bei ihnen kam eine ſehr 
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wirkungsvolle ſteinerne Streitaxt auf; ferner gelangten fie als erſtes Volk Mittel- 
europas in den Beſitz des gezähmten Pferdes und des zweirädrigen, ſpäter auch 
des vierrädrigen Wagens. Streitaxt, Pferd und Streitwagen erzeugten eine be- 
deutende kriegeriſche Aberlegenheit; nach allen Richtungen drangen die Schnur- 
keramiker, die von da ab auch „Streitaxtleute“ genannt werden, in die Länder der 
Nachbarn ein und zwangen fie, ihre Anſiedlung dort zu dulden. In Südweſtdeutſch⸗ 
land hat das Moor, das den Federſee in Württemberg allmählich bis auf einen 
kleinen Reſt eingeengt hat, bei Aichbühl eine jungſteinzeitliche Siedlung überwachſen 
und, weil Holz im Moor oder unter Waſſer die Jahrtauſende überdauert, ſchöne 
Zeugniſſe für das nordiſche Viereckhaus bewahrt. Die mit den Ureinwohnern ver- 
miſchten Nachkommen der Streitaxtleute in Südweſtdeutſchland und der Schweiz 
errichteten häufig ihre Häuſer auf Pfählen; dort entſtand die „Pfahlbautenkultur“. 
Teile der Menſchen, denen die Aichbühler Kulturſtufe zuzuſchreiben iſt, zogen über die 
Alpen nach Süden und wurden zu den Vorfahren der Altitaliker nordiſcher Herkunft. 


In Südoſteuropa überſchichteten Streitaxtleute die dortigen Bandkeramiker urd 
dehnten ſich bis nach Nordgriechenland, Kleinaſien und an den Kaukaſus aus; ſpäter 
wanderten Nachkommen ihrer öſtlichſten Gruppen nach Perſien, Indien und Mittel- 
aſien ein. In Nordoſtdeutſchland entſtand an der Oder durch Miſchung mit Groß 
ſteingräberleuten die „Oderſchnurkeramik“; dann drangen Siedler nordiſcher und 
fäliſcher Raſſe an der Oſtſee bis nach Südfinnland vor. Ein anderer Teil der 
Streitaxtleute ſiedelte ſich auf dem Geeſtrücken von Schleswig⸗Holſtein und Jütland 
ſowie in den däniſchen Inſeln an; an den Marſchen und an den Küſten blieben die 
Großſteingräberleute wohnen. 


Seit der Mitte des dritten Jahrtauſends treten in Mitteldeutſchland, zuerſt ſehr 
ſelten, Bodenfunde aus Kupfer auf. Vom Südharz bis zum Frankenwald und 
Vogtland erftredten ſich, wie Wilhelm Witter feſtgeſtellt hat, alte, heute faſt er- 
ſchöpfte Kupfererzgänge; das zuweilen vorkommende metalliſche Naturkupfer und 
die buntfarbigen Kupfererze mußten den Menſchen einmal auffallen. Die älteſten 
Gegenſtände ſind aus natürlichem Rohkupfer gehämmert; von etwa 2200 an lernte 
man, aus Erzen Kupfer zu erſchmelzen und warm zu verarbeiten. Die mittel- 
deutſchen Kupfererze waren mit Erzen von Zinn oder anderen Metallen vermengt; 
allmählich erkannte man, daß ein zinnhaltiges Kupfer härter und für Werkzeuge 
und Waffen geeigneter iſt als reines Kupfer. Im Laufe der Jahrhunderte wurde, 
wie genaue Anterſuchungen gezeigt haben, der Zinngehalt immer größer; um 1800 
war die günſtigſte Miſchung von einem Teil Zinn und neun Teilen Kupfer erreicht, 
die dann dauernd beibehalten wurde. Dieſe Miſchung nennt man heute Bronze. 
Weil Bodenfunde aus Bronze unter den übrigen ſehr auffallen, läßt die Vor. 
geſchichtsforſchung mit der Zeit um 1800, in der ſich die Bronze ziemlich ſchnell in 
ganz Europa durchſetzte, die Jungſteinzeit enden und die „Bronzezeit“ beginnen. 


In allen Ländern, in denen ſich Schnurkeramiker oder Streitaxtleute angeſiedelt 
haben, finden ſich das Viereckhaus, oft mit Vorhalle verſehen, das gezähmte Pferd, 
der Wagen und die Bronze. Viereckhaus, Pferd und Wagen ſind auch Kennzeichen 
der Völker, deren Sprachen zu der von Indien bis Island reichenden „indogerma- 
niſchen“ Sprachgruppe gehören; dieſe Sprachen haben ferner eine alte gemeinſame 
Bezeichnung für die Bronze, die in dem deutſchen Wort Erz nachlebt, während die 
übrigen Metallnamen in den Einzelſprachen verſchieden ſind. Seit langem weiß 
man, daß die Völker mit indogermaniſchen Sprachen von einem Arvolk abſtammen, 
das einſt die indogermaniſche Arſprache geredet hat; jedes Einzelvolk hat ſich ſpäter 
mit den Areinwohnern ſeiner neuen Heimat vermiſcht und ſeine Sprache ſelbſtändig 
weiterentwickelt. Wo das Arvolk gelebt hat, wußte man zunächſt nicht. Allmählich 
zeigten die Bodenfunde, daß das Viereckhaus in Mitteleuropa am früheſten auf— 
getreten iſt und daß die Streitaxtleute faſt ſämtlich der nordiſchen oder der fäliſchen 
Raſſe angehört haben; Hanns K. F. Günther hat feſtgeſtellt, daß die ältejten 
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Schriftzeugniſſe aller indogermaniſchen Völker, ſogar der in Aſien wohnenden, die 
Menſchen ihrer Oberſchichten als blondhaarig, blauäugig und hellhäutig bezeichnet 
haben. Die hellfarbigen Raffen find aber an ein Tropen- oder ein Steppenklima 
nicht angepaßt und können nur in Europa nördlich der Alpen entſtanden ſein. 
Frühere Meinungen, welche die Arheimat der Indogermanen in Aſien oder Süd- 
rußland ſuchten, find unhaltbar; die Schnurkeramiker nordiſcher und fäliſcher Rafle, 
die erſten Bewohner des Viereckhauſes, waren das indogermaniſche Arvolk. 

Die Jungſteinzeit liegt ſechs⸗ bis viertauſend Jahre hinter unſerer heutigen Zeit 
zurück. Trotzdem iſt ſie geſchichtlich wichtig. Als wichtigſte Neuerrungenſchaften hat 
fie unſerem Land gebracht das Bauerntum mit Ackerbau und Viehzucht, die Ein- 
teilung der Einwohner in mehrere, durch ihre Kulturgüter unterſcheidbare Völker. 
gruppen, das Viereckhaus, die älteſte Metallbearbeitung und den früheſten erkenn ⸗ 
baren Vorläufer unſerer deutſchen Sprache. 


5. Die Entſtehung des Germanenvolkes 


Nachdem die Völkerausdehnungen der Jungſteinzeit ihr Ende erreicht hatten, 
ſchmolzen die Neueinwanderer mit den alten Einwohnern zu neuen Völkern und 
Kulturkreiſen zuſammen. In Oſtpreußen und nördlich davon entſtand aus den ein- 
heimiſchen Kammkeramikern und den eingewanderten Streitaxtleuten ein Kulturkreis, 
der ſich ununterbrochen bis ins Mittelalter fortgeſetzt hat; das neue Volk bildete 
die Vorfahren der Altpreußen, Litauer und Letten, deren Sprachen der „baltiſchen“ 
Gruppe der indogermaniſchen Sprachen angehören. Deshalb nennt man die bronze⸗ 
zeitlichen Bewohner Oſtpreußens und ſeiner Amgebung die „Arbolten“. 


In Shleswig-Holftein, Jütland und auf den däniſchen Inſeln wuchſen die Groß⸗ 
ſteingräberleute und Streitaxtleute zwiſchen 2000 und 1800 ebenfalls zu einem 
neuen einheitlichen Volk zuſammen. Langſam dehnte es ſich aus: um 1500 waren 
Skandinavien und Norddeutſchland zwiſchen der Weſermündung, der Aller, der 
Gegend von Brandenburg und der Peenemündung zum Volksgebiet hinzugekommen; 
dreihundert Jahre ſpäter waren der Harz, die Saalemündung und die Gegend von 
Kolberg in Oſtpommern erreicht; um 800 gehörten auch der Nordoſten der heutigen 
Niederlande, Weſtfalen, Nordthüringen, ganz Oſtpommern und das Land an der 
unteren Weichſel zum Land dieſes Volkes. Die aus den Bodenfunden erſchloſſene 
bronzezeitliche Kultur Norddeutſchlands und Skandinaviens geht ohne Bruch und 
ohne Neueinwanderung anderer Menſchen in die Kultur der Volksſtämme über, die 
ſeit Beginn unſerer Zeitrechnung „Germanen“ genannt wurden. Zwar iſt dieſer 
Volksname nachweislich erſt damals zur Geſamtbezeichnung geworden; da aber die 
Germanen jener Zeit unzweifelhaft von den im ſelben Land lebenden Einwohnern 
der Bronzezeit abſtammen, gebraucht man heute, weil es bequem und zweckmäßig iſt, 
den Namen Germanen bis zum Beginn der Bronzezeit rückwirkend. Oft ſagt man 
auch „Argermanen“ und ſetzt an Stelle des Wortes „Bronzezeit“, welches ſich auf 
den äußerlichen Werkſtoff mancher Geräte bezieht, die Bezeichnung „urgermaniſche 
Zeit“, welche auf die für die damaligen Menſchen viel wichtigere Entſtehung des 
neuen Germanenvolkes hindeutet. Auf Zeiten, die älter ſind als das Jahr 1800 vor 
unſerer Zeitrechnung, möge man dagegen die Volksnamen Germanen oder Ar⸗— 
germanen niemals anwenden, ſondern nur die Namen Großſteingräberleute und 
Streitaxtleute oder Schnurkeramiker gebrauchen. Denn ſowohl die Großfteingräber- 
leute als auch ein Teil der indogermaniſchen Schnurkeramiker waren die Vorfahren 
der Germanen; würde man ihren Namen auf eines der beiden Völker anwenden und 
auf das andere nicht, wäre es in beiden Fällen falſch. 

Im Bronzeguß, den die Streitaxtleute aus Mitteldeutſchland mitgebracht hatten, 
erreichten die Argermanen techniſch und künſtleriſch die höchſten Leiſtungen unter 
allen damaligen Völkern Europas. Vorzügliche Beile, Axte, Dolche, Stoßſchwerter 
und Speerſpitzen wurden geſchaffen; den Tongefäßen wurden Bronzegefäße nad. 
gebildet, aus einer Knochennadel mit Faden entſtand die Sicherheitsnadel der 
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Bronzezeit, die Fibel. Bald entwickelten ſich Formen, die dem neuen Werkſtoff am 
gemäßeſten waren; die Verzierungen der Schwertgriffe, Gefäße, Raſiermeſſer, 
Fibeln und Schmuckſtücke erreichten eine künſtleriſche Höhe, die auch den heutigen 
Betrachtern der Gegenſtände oder ihrer Abbildungen große Achtung abzwingt. Aus 
dem RNinderhorn entwickelte ſich ein gewundenes Blashorn, die „Lure“; aus äußerſt 
dünnwandiger Bronze gegoſſen unter kunſtvoller Zuſammenſchweißung der Zeil- 
ſtücke, ergaben die Luren einen warmen, dem des heutigen Waldhorns ähnlichen 
Ton. Etwas ſpäter als die Bronze verwendeten die Argermanen das Gold; Ringe, 
kleine Schalen und Schmuckſtücke von ſchönen Formen wurden daraus verfertigt. 
Mehrere in Jütland gefundene gut erhaltene Särge aus ausgehöhlten Eichen- 
ſtämmen überliefern die Tracht der Argermanen; wollene Röcke, Mäntel und 
Miltzen von Männern, Haarnetze, Hauben, Jacken und Röcke von Frauen, Gürtel 
mit Quaſten und Lederſchuhe find in deutlichen Reiten erhalten. Beigaben in den 
Baumſärgen ſind Zeugniſſe für Eimer aus Birkenrinde, hübſch verzierte Holztaſſen, 
Faltſtühle mit Lederfitz und andere Holzgegenſtände. Felszeichnungen aus Skan⸗ 
dinavien ſtellen Pflüge, Wagen und Schiffe, Jagden und Kämpfe, Menſchen und 
Götter dar; einige Zeichen find keine getreuen Bilder, ſondern vereinfachte „Sinn- 
bilder“ (Symbole), welche vielleicht Wörter bezeichneten und die Vorſtufe einer 
Schrift waren. Die Bodenfunde und Felszeichnungen find Zeugen einer urgermuni- 
ſchen Kultur, welche die frühere Meinung, unſere Vorfahren ſeien ſellbekleidete 
„Barbaren“ geweſen und hätten alle Kulturgüter erſt von den öſtlichen oder füd- 
lichen Völkern erhalten, Lügen ſtraft. 


6. Mittel- und Süddeutichland während der urgermanifchen Jeit 


Nach Mittel- und Süddeutſchland wanderte in der letzten Jungſteinzeit aus Süd. 
europa ein Volk ein, das man nach einem eigenartigen Tongefäß die „Glockenbecher⸗ 
leute“ nennt. Vom Rhein bis nach Sachſen und Böhmen find ihre Siedlungs- 
ſpuren nachgewieſen. Im Anfang der Zeit, als ſich im Norden die Argermanen 
bildeten, verſchmolzen die Glockenbecherleute mit den Nachkommen der mittel und 
ſüddeutſchen Schnurkeramiker und Bandkeramiker zu neuen Völkern, die man an den 
hinterlaſſenen Bodenfunden erkennt. 


Aber das ſüdliche Brandenburg, Oſtthüringen, Nordböhmen, Niederöſterreich, 
Ungarn, Weſtpolen und alles Dazwiſchenliegende erſtreckte ſich ein großer einheit 
licher Kulturkreis. Während der frühen Bronzezeit wurden dort die Toten als auf 
der Seite liegende „Hocker“ mit angezogenen Beinen begraben; die Fürſten ſetzte 
man in großen Hügeln bei, von denen eins, deſſen Totenkammer die Form des 
Viereckhauſes hatte, bei Leubingen in Oſtthüringen war. Dieſe von rund 1800 bis 
1500 dauernde Kultur nennt man nach dem zuerſt wiſſenſchaftlich unterſuchten, in 
Böhmen liegenden Fundplatz die „Aunjetitzer Kultur“, ſeit neuerer Zeit auch die 
„Leubinger Kultur“. 


Seit rund 1500 wurden in dieſem Kulturkreis die Toten verbrannt und ihre Alchen- 
reſte in Arnen beigeſetzt; in der Geſtaltung und Verzierung der ſchönen, oft mit 
eigenartigen Buckeln verſehenen Tongefäße erzielte dieſer Kulturkreis ſeine künſt⸗ 
leriſchen Höchſtleiſtungen. Weil die zuerſt wiſſenſchaftlich unterſuchten Urnenfelder 
dieſes Kreiſes in der Lauſitz gefunden worden ſind, ſpricht man von der „Lauſitzer 
Kultur“. Dieſer Name ift ebenſo wie der Name „Aunjetitzer Kultur“ nicht gut, 
denn Aunjetitz und die Lauſitz waren nur kleine Teile des großen einheitlichen 
Kulturkreiſes, und mit den ſpäteren ſlawiſchen Bewohnern dieſer Gegenden haben 
die beiden bronzezeitlichen Kulturen gar nichts zu tun. Von der urgermaniſchen 
Kultur in Norddeutſchland und Skandinavien, deren künſtleriſche Höchſtleiſtungen 
das Bronzehandwerk hervorgebracht hat, waren die Aunjetitzer und die Lauſitzer 
Kultur deutlich verſchieden. Da beim Beginn der ſchriftlichen Aberlieferung alle in 
Mittel-, Oft- und Südoſteuropa wohnenden Völker indogermaniſche Sprachen hatten, 
muß auch die Sprache der Leubinger, Aunjetitzer und Lauſitzer Leute von dem ſchnur⸗ 
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keramiſchen Teil ihrer Vorfahren her indogermaniſch gew. Aber infolge 
ſpäterer Völkerverſchiebungen führt keine gerade Fortſetzung z. m ſpäteren dort 
lebenden Volk, deſſen Name geſchichtlich bezeugt iſt. Es fin Zeſtrebungen im 
Gange, für die Aunjetitzer und die Laufitzer Kultur und ihre Träger neue, befrie- 
digende Namen zu fuchen und einzuführen. 


Am Rhein, in Südweſtdeutſchland ſowie in Weſt. und Südböhmen entſtanden durch 
Miſchung von Bandkeramikern, Schnurkeramikern und Glockenbecherleuten mehrere 
kleine Kulturkreiſe; allmählich beeinflußten ſie ſich gegenſeitig und wuchſen ſeit etwa 
1800 zu der „ſüddeutſchen Hügelgräberkultur“ zuſammen. Etwa 600 Jahre ſpäter 
taucht zwiſchen den Hügelgräberleuten ein neues Volk auf, das ſeine Leichen ver. 
brannte; man nennt es die „Arnenfelderleute“. Das Federſeemoor hat in der 
bronzezeitlichen Waſſerburg bei Buchau übereinander zwei Dörfer von ihnen, eins 
aus der Zeit zwiſchen 1200 und 900, das andere aus der Zeit um 800, bewahrt. 


Am das Jahr 1000 kam aus den Mittelmeerländern das neue Metall Eiſen nach 
Süddeutſchland. Bei Hallſtatt, einem ſchon ſeit der Jungſteinzeit beſtehenden Salz⸗ 
bergwerksort in Oberöſterreich, befand ſich ein großes Gräberfeld aus der frühen 
Eiſenzeit; nach ihm werden die Jahrhunderte von 1000 bis 500 oft die „Hallitatt- 
zeit“ genannt. Das Eiſen war zuerſt ein ſeltenes Schmuckmetall; bald aber erkannte 
man, daß es für Waffen viel geeigneter iſt als Bronze. Die Kultur der Hallftatt- 
leute geht ohne Bruch in die der Völker über, die ſpäter in den älteſten Schrift; 
zeugniſſen von den Innsbrucker Alpen über Venetien und Güdflawien bis nach 
Albanien hin den Namen „Illyrer“ trugen; der formenſreudige Stil der aus den 
Oſtalpen ſtammenden Funde der Hallſtattzeit paßt zu dem ſpäter bezeugten Formen⸗ 
gefühl der „dinariſchen“ Raſſe, die noch heute in den ehemals von Illyrern be⸗ 
wohnten Ländern vorherrſcht. Die Bodenfunde, die örtliche Abereinſtimmung und 
raſſiſche Geſichtspunkte haben dazu geführt, daß man den Volksnamen Illyrer auch 
auf die Hallſtattleute rückwirkend anwendet. 


Zwiſchen 1000 und 800 wanderte ein Teil der Hallſtattleute nach Südweſtdeutſchland; 
noch heute läßt ſich dort, allerdings meiſt in Miſchung, das Blut der dinariſchen 
Raſſe nachweiſen. Seit etwa 800 find die ſüdweſtdeutſchen Hügelgräberleute und 
Arnenfelderleute mit dem eingewanderten Teil der Hallſtattleute zu einem einheit ; 
lichen neuen Kulturkreis zuſammengewachſen; auch dieſer hat reiche Bodenfunde 
hinterlaſſen, die im Stil von den Hallſtattfunden aus den Oſtalpen abweichen. Dieſer 
neue Kulturkreis, der ſich von Südweſtdeutſchland auf die Nordſchweiz und Ofi- 
frankreich ausgebreitet hat, geht ohne Bruch in die Kultur der Menſchen über, die 
beim Beginn der ſchriftlichen Nachrichten in demſelben Raum mit dem Sammel. 
namen „Kelten“ belegt find. Es iſt einwandfrei und auch zweddmäßig, die Ein- 
wohner Südweſtdeutſchlands, der Nordſchweiz und Oſtfrankreichs von rund 800 ab 
„Arkelten“ zu nennen. Weiter zurück möge man aber dieſen Namen, weil damals 
das Volk noch nicht einheitlich war, nicht ausdehnen. 

In der Zeit um 800 lebten im Raume des heutigen Deutſchlands fünf Völker, welche 
ſämtlich indogermaniſche Sprachen redeten: im Norden die Urgermanen, in Oſt⸗ 
preußen die Arbalten, im Oſten die „Lauſitzer Leute“, im Südoſten die Arillyrer 
und im Weſten und Südweſten die Arkelten. g 


7. Die große Ausbreitung der Germanen und der fielten 


Bei den Germanen in Norddeutſchland und Skandinavien kam das Eiſen erſt um 
800 in Gebrauch. Während der Anfang der Bronzezeit für ganz Mitteleuropa ein- 
heitlich um rund 1800 angeſetzt werden kann, muß man beachten, daß ihr Ende in 
Süddeutſchland ungefähr 200 Jahre früher liegt als im Norden. 


Angefähr gleichzeitig mit der Abernahme des Eiſens durch die Germanen wurden 
Nord. und Mitteleuropa von einem Naturereignis betroffen, das die Geſchichte des 
geſamten Europas in neue Bahnen lenkte: das Klima verſchlechterte ſich. Die 
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Anterſuchung, von welchen Pflanzen die in Moore gewehten Blütenftaubpollen 
ſtammten, die ſogenannte Pollenanalyſe, hat ergeben, daß ſeit etwa 800 die Sommer 
kühler und feuchter wurden. Der Bodenſee und andere Binnenſeen ſtiegen um rund 
vier Meter, weite bisher fruchtbare Niederungen wurden zu Sümpfen und Mooren; 
in Skandinavien wichen die Baumgrenze und die Getreidegrenze um mehrere 
Breitengrade nach Süden zurück. Was ſollte aus den Menſchen werden, welche die 
bisherige Heimat nicht mehr ernähren konnte? 


Sie mußten auswandern. Infolge des Klimaſturzes breiteten ſich die Gebiete der 
Germanen und der Kelten in einem Maße und einer Schnelligkeit aus, welche die 
Vergrößerung des Germanenlandes während der tauſend Jahre der Bronzezeit 
weit in den Schatten ſtellt. Abwanderer aus Skandinavien fuhren über die Oſtſee 
und nahmen bis etwa 500 den Arbalten das weſtliche Oſtpreußen, den „Laufitzer“ 
Leuten Weſtpolen bis etwa zur Mitte zwiſchen Thorn und Warſchau ſowie das 
Land rechts der Oder bis ins nördliche Schleſien weg. Die Lauſitzer Leute waren 
kurz vorher durch Einfälle nomadiſcher Skythenvölker aus Südrußland geſchwächt 
worden; in Vettersfelde bei Guben wurde als nordweſtlichſter Skythenfund ein 
Häuptlingsgrab mit reichen Goldgegenſtänden aufgedeckt. Ein anderer Skythenein⸗ 
fall richtete ſich nach Böhmen; mehrere der Fluchtburgen, welche die Lauſitzer Leute 
aus Erd- und Holzwällen errichtet hatten, enthalten Brandſpuren und ſkythiſche 
Pfeilſpitzen. | 

Refte der nördlichen Lauſitzer Leute blieben als Untertanen der einwandernden 
Germanen im Lande wohnen und verſchmolzen allmählich mit ihnen. Schon während 
der ſpäten Bronzezeit hatten ſich im germaniſchen Neuland Oſtpommern einige Ab- 
weichungen von der übrigen urgermaniſchen Kultur gezeigt; während der älteſten 
Eiſenzeit wurden die Anterſchiede bedeutend größer. Es entwickelte ſich der bei den 
übrigen Germanen unbekannte Brauch, auf dem Oberteil der Arnen, welche die Aſche 
der Toten enthielten, Mund, Naſe, Augen und Ohren eines Menſchen anzudeuten; 
ſo entſtand die von Oſtpommern bis nach Südpolen reichende „Geſichtsurnenkultur“. 
Während der geſamten Eiſenzeit muß man zwiſchen „Weſtgermanen“ und „Oſt⸗ 
germanen“ unterſcheiden; ihre Grenze verlief, im Laufe der Jahrhunderte langſam 
nach Weſten rückend, in der Nähe der unteren Oder und dann zum Weſtende des 
Rieſengebirges. 

Auch in Weſteuropa geſchahen große Völkerverſchiebungen. Die Weſtgermanen, in 
deren Heimat die Sümpfe und Moore wuchſen, überſchritten den Rhein und nahmen 
bis 500 das heutige Holland und Oſtbelgien in Beſitz. Noch mehr griffen die Kelten 
aus. Von ihren Sitzen in Südweſtdeutſchland, der Nordſchweiz und Oſtfrankreich 
aus überſchichteten fie als nordraſſiſche Herren die weſtiſchen Bewohner des mitt- 
leren Weſtfrankreichs, Britanniens und Spaniens. Die in Mitteldeutſchland ver- 
laufende Grenze zwiſchen den Germanen und Kelten verſchob ſich nur wenig nad 
Süden; durch große Ringburgen auf geeigneten Kuppen des Thüringerwaldes, der 
Rhön, des Sauerlands, Weſterwalds und der Eifel ſicherten die Kelten ihre Volks- 
grenze gegen etwaige Angriffe der Germanen. 

Während der nächſten Jahrhunderte lief die Ausbreitung der Germanen und der 
Kelten weiter. Bis zum Jahre 300 nahmen die oſtgermaniſchen Geſichtsurnenleute 
das ſüdöſtliche Polen bis zum Fluſſe Bug und zum Rande der Karpathen ein; in 
die Landſtriche an der Oſtſee, Warthe und unterer Weichſel zogen an ihre Stelle 
neue, aus Schweden und Bornholm kommende Germanenſtämme. Mittelſchleſien 
und die Länder nördlich vom Rieſengebirge und Erzgebirge wurden germaniſch. 

In Süddeutſchland kamen die Kelten immer mehr in den Vordergrund. Ungefähr 
um 500 endete der von den Arillyrern geſchaffene Hallſtattſtil der Eiſengegenſtände; 
ein neuer, von Kelten entwickelter ſchlichterer Stil entſtand. Nach dem am früheſten 
unterſuchten, ſehr reichen Fundplatz auf der Antiefe La Tène im weſtſchweizeriſchen 
Neuenburger See nennt man die ſüd- und mitteldeutſche Eiſenzeit von 500 bis zum 
Beginn unſerer Zeitrechnung die „Latènezeit“. Die noch überwiegend nordiſche 
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Raſſe der Kelten und ihre vorzüglichen Eiſenwaffen ſetzten fie in den Stand, die 
ſtark oſtiſch durchſetzten „Laufitzer“ Leute, ſoweit fie nicht ſchon den Germanen er- 
legen waren, zu unterwerfen. Böhmen, Mähren, Südſchleſien und Niederöſterreich 
bis zum Wiener Wald wurden nach Ausweis der Bodenfunde keltiſche Gebiete. 
Auch die bisher von den Illyrern vorwiegend dinariſcher Raſſe bewohnten Fluß⸗ 
gebiete der Mur und der Drau kamen in den Beſitz keltiſcher Völkerſchaften. 


Allmählich gewannen die Germanen über die Kelten das Abergewicht. In Weſt⸗ 
deutſchland fiedelten ſich, wie die Bodenfunde zeigen, in den bisher keltiſchen Landen 
an der Lahn und der unteren Moſel zwiſchen 500 und 300 Germanen an; öſtlich vom 
Rhein ſiegte das germaniſche Volkstum, im Moſelland wurde es dagegen von dem 
zahlreicheren Keltentum wieder aufgeſogen. Während des zweiten Jahrhunderts? 
wurden auch die Landſchaften an der Werra, Fulda, Kinzig und fränkiſchen Saale 
fowie die Ebene zwiſchen dem Rhein und dem Speſſart bis ungefähr zur Neckar. 
mündung germaniſches Land; am Ende des 2. Jahrhunderts beſetzte ein Germanen⸗ 
ſtamm Nordoſtböhmen. Offenbar hatten die Germanen den keltiſchen Vorſprung in 
der Herſtellung eiſerner Waffen eingeholt, und nun wurden ſie, weil die nordiſche 
und fäliſche Raffe bei ihnen rein erhalten war, den raſſiſch immer mehr vermiſchten 
Kelten kriegeriſch überlegen. Im heutigen Nordbayern hielten ſich dagegen Kelten; 
die „Steinsburg“ auf dem Gleichberg bei Römhild in Südthüringen iſt bis ins letzte 
Jahrhundert vor unſerer Zeitrechnung eine keltiſche Grenzburg geweſen. 


Die Jahrhunderte von 800 bis 100 find alſo gekennzeichnet durch eine vom Klima⸗ 
ſturz erzwungene und durch die neuen Eiſenwaffen ermöglichte gewaltige Aus- 
dehnung der nordiſch⸗fäliſchen Germanen und der zunächſt noch überwiegend 
nordiſchen Kelten; die Leidtragenden waren die weniger kriegstüchtigen An⸗ 
gehörigen der weſtiſchen Raſſe und die ſchon vorwiegend oſtiſch gewordenen 
„Laufitzer“ Leute ſowie die Arillyrer der Oſtalpen. Infolge der wachſenden Entfer- 
nungen fielen das urgermaniſche und das urkeltiſche Volk in Stammesgruppen und 
Einzelvölker auseinander; die für die Germanen der Bronzezeit angewendete 
Bezeichnung „Argermanen“ und das für die Hallſtattzeit paſſende Wort „Arkelten“ 
kann man nun nicht mehr gebrauchen. Deshalb läßt die Vorgeſchichtswiſſenſchaſt 
heute die „urgermaniſche Zeit“ gleichzeitig mit der nordeuropäiſchen Bronzezeit um 
800 enden und nennt die darauf folgende Zeitſpanne die „großgermaniſche Zeit“. 


Während derſelben Zeit entwickelten ſich in Griechenland und in Italien Städte; 
die Stadtkultur führte zum Gebrauch der Schrift und ließ eine Geſchichtſchreibung 
entſtehen. Aus den letzten Jahrhunderten vor dem Beginn unſerer Zeitrechnung find 
einige Ereigniſſe, die ſich auf Mitteleuropa nördlich der Alpen beziehen, von den 
ſüdeuropäiſchen Völkern aufgezeichnet worden; die vorgeſchichtliche Zeit, aus der 
Bodenfunde die einzigen Aberlieferungszeugniſſe ſind, endet und die frühgeſchicht⸗ 
liche Zeit des Raums, der heute Deutſchland heißt, beginnt. 


II. Deutfchland während der älteren frühgefchichtlichen Zeit 


1. Was iſt Frühgeſchichte? 


Die Frühgeſchichtsforſchung behandelt die Zeitſpannen in der Vergangenheit jedes 
Volkes, für die zwar ſchon ſchriftliche Nachrichten vorhanden ſind, jedoch in ſo 
geringer Zahl, daß nur durch Hinzuziehen der Bodenfunde ein befriedigend inhalts. 
reiches Bild entſteht. Die frühgeſchichtliche Zeit beginnt mit der älteſten erhaltenen 
ſchriftlichen Nachricht und endet mit dem Anfang der eigentlichen geſchichtlichen Zeit, 
aus der ſo viele Schriſtzeugniſſe bekannt ſind, daß Bodenfunde das Geſchichtsbild 
nur in Einzelheiten, aber nicht in entſcheidenden Dingen bereichern. In der Früb- 
geſchichtsforſchung müſſen die Deutung der Schriftquellen wie in der Geſchichts⸗ 
wiſſenſchaft und die Deutung der Bodenfunde wie in der Vorgeſchichtswiſſenſchaft 
miteinander gehen. 
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In Deutſchlands Frühgeſchichte reichen Schriftzeugniſſe und VBodenſunde ſogar zu- 
ſammen nicht aus; als dritte Quelle muß die Aberlieferung benutzt werden, die 
zunächſt mündlich in germaniſchen Heldenliedern oder Merkliedern lebte und erſt 
ſpäter niedergeſchrieben worden iſt. Wie dieſe Liedüberlieferung bei den Germanen 
war und welche Fehlermöglichkeiten ſie barg, iſt erſt vor wenigen Jahrzehnten an 
den isländiſchen Dichtungen und Sagas aufgehellt und dann, namentlich durch 
Andreas Heusler, auf die deutſche Heldenſage angewendet worden; erſt ſeit kurzem 
kann man die liedhafte Aberlieferung der Germanen durch Ausſcheiden ihrer Fehler 
als Geſchichtszeugniſſe verwerten. 


Nicht nur die Spärlichkeit der Schriftzeugniſſe, ſondern noch etwas anderes fordert 
gebieteriſch, daß bei Deutſchlands Frühgeſchichte die Bodenfunde und die Liedüber- 
lieferung hinzugezogen werden: die Geſchichtsnachrichten find ſämtlich im Ausland 
verfaßt und geſchrieben worden; einheimiſche deutſche Geſchichtsquellen gibt es erſt 
aus der geſchichtlichen Zeit. Die ausländiſchen Schriftzeugniſſe ſind teils, weil 
mit unſeren Vorfahren Krieg beſtand, bewußt feindſelig verzerrt, teils unbewußt 
infolge des Volks oder Raſſenunterſchieds der Verfaſſer fehlerhaltig. Der kritik. 
loſe Glaube an die ausländiſchen Schriftquellen hat früher zu ſchweren Fehlanſchau⸗ 
ungen geführt; bei der Beurteilung ſachlicher Zuſtände kann nur gute Kenntnis der 
Bodenfunde, beim Einfühlen in geiſtige Dinge nur genaue Kenntnis altnordiſcher 
Schriftwerke die Forſcher vor Irrtümern bewahren. 


Wegen der geringen Zahl der Schriftzeugniſſe muß die Frühgeſchichte alle erreich- 
baren heranziehen, auch ſolche in Werken, deren Hauptinhalt ein anderer iſt. Oft 
ſtehen gerade die wichtigſten Angaben in Texten, die in Deutſchland ſelten geleſen 
werden und ſogar mit Namen kaum bekannt find. Viel mehr frühgeſchichtliche Tat⸗ 
ſachen, als man gemeinhin glaubt, find nicht nur von der heutigen Forſchung ver. 
mutet, ſondern durch eine alte Quelle bezeugt. Damit die Leſer dies erfahren und 
durch ältere Meinungen, die ihnen etwa entgegentreten, nicht verwirrt werden, iſt 
im folgenden öfter der Name einer ſolchen ſelteneren Schriftquelle angeführt. Aber 
man möge das Gedächtnis mit dieſen Namen nicht belaſten; nur wenn Zweifel oder 
Einwände auftauchen, möge man nachſehen und entgegnen, daß eine bezeugte Zut- 
ſache vorliegt. Wann und wo die Schriftquelle verfaßt iſt, warum ſie glaubwürdig 
erſcheint, wo man heute den Text in der Arſprache gedruckt findet und auf welcher 
Seite die Nachricht ſteht, das möge man nötigenfalls bei einem Sachkenner erfragen. 


Für manche wichtigen Geſchichtszuſammenhänge müſſen als Belege Einzeltatſachen 
angegeben werden. Dieſe nehme man nur ſoweit wie nötig im Gedächtnis auf. 
Dann aber präge man ſich die Worte ein, die unfer Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler im Anfang des Buches „Mein Kampf“ niedergeſchrieben hat: „Ge⸗ 
ſchichte ‚lernen‘ heißt die Kräfte ſuchen und finden, die als Arſachen zu jenen Wir- 
kungen führen, die wir dann als geſchichtliche Ereigniſſe vor unſeren Augen ſehen. 
Die Kunſt des Leſens wie des Lernens iſt auch hier: Weſentliches be- 
halten, Aaweſentliches vergeſſen.“ 


2. Schriftliche Aindeutungen auf Vorgänge in vorgefchichtlicher Zeit 

Einige ſchriftliche Nachrichten werfen Licht auf Vorgänge, die noch in die vor- 
geſchichtliche Zeit fallen. Am weiteſten zurück reicht die Amwandlung der indo- 
germaniſchen, von den ſchnurkeramiſchen Streitaxtleuten nach Norden mitgebrachten 
Sprache zur urgermaniſchen Sprache. Etwa ein Viertel der germaniſchen Wörter, 
darunter viele für die Seeſchiffahrt, haben in anderen indogermaniſchen Sprachen 
keine Gegenſtücke; vermutlich ſtammen fie aus der alten Sprache der küſtenbewohnen— 
den Großſteingräberleute. Von dieſer iſt nichts erhalten; ſelbſt wenn ſie den gleichen 
Arſprung wie die indogermaniſche Sprache gehabt haben ſollte, mußte fie, weil die 
Großſteingräberleute und die Schnurkeramiker mindeſtens tauſend Jahre lang ge— 
trennte Völker waren, von der indogermaniſchen abweichen. Die „erſte oder ger- 
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maniſche Lautverſchiebung“ wandelte einen Teil der indogermaniſchen Mitlaute um; 
der Wortton, der bislang keine feſte Stelle hatte, wurde auf die Anfangsfilbe der 
Wortſtämme verlegt. Alle altgermaniſchen Namen von Menſchen, Völkern und 
Orten müſſen auf der erſten Silbe betont werden. 


Die in Liedern fortlebende „Sage“ der Germanen hat ebenfalls einige alte Vor⸗ 
gänge feſtgehalten. Nach der Stammſage der Goten, welche Jordanes niederge⸗ 
ſchrieben hat, find dieſe aus Skandinavien zu Schiff nach der Inſel Gotland und von 
dort in die Wohnſitze der am Meere wohnenden Almerugier gefahren; fie vertrieben 
dieſe und beſiegten dann auch deren Nachbarn, die Wandalen. Bodenfunde haben 
beſtätigt, daß die Goten aus Südſchweden und Gotland gekommen find und beider⸗ 
ſeits der unteren Weichſel einen Teil der Rugier, die in Pommern weiterlebten, 
vertrieben haben. Die Stammſage der Langobarden ſchildert, wie aus Skadinawja, 
dem heutigen Schonen an Schwedens Südſpitze, das kleine Volk der Winniler auf 
die Südſeite der Oſtſee auswanderte, dort ein Teilvolk der Wandalen beſiegte und 
wegen feiner langen Bärte den Namen Langobarden erhielt. Noch der Römer 
Plinius hat etwa im Jahre 72 unſerer Zeitrechnung die ältere Form des Namens 
Wandalen, Wandilen, als Geſamtbezeichnung aller zwiſchen Karpathen und Oſtſee 
wohnenden Oſtgermanenſtämme gebraucht. 


Seit dem Anfang des 2. Jahrhunderts vor unſerer Zeitrechnung iſt durch mehrere 
Schriftwerke die Germanengruppe der Baſtarnen, Peukiner und Skiren als Ve⸗ 
wohner des heutigen Rumäniens öſtlich der Karpathen bezeugt. Höchſtwahrſchein⸗ 
lich waren ſie Nachkommen der Geſichtsurnenleute, denn dieſe haben das heutige 
Mittel. und Südpolen während des 3. Jahrhunderts verlaſſen. Die Baſtarnen und 
Peukiner haben bis zum Ende des 3., die Skiren ſogar bis Ende des 5. Jahrhunderts 
unſerer Zeitrechnung beſtanden. | 
Dieſe Schriftzeugniſſe beziehen fih auf Vorgänge, die zeitlich nicht genau bekannt 
oder außerhalb von Deutſchland geſchehen find. Deutſchlands frühgeſchichtliche Zeit, 
in der die Schriftquellen laufend fließen, beginnt mit den erſten Zuſammenſtößen, 
die ein Germanenvolk mit dem Großreich der Römer gehabt hat. 


3. Der fimbernzug und ſeine Wirkungen 


Etwa im Jahre 120 vor unſerer Zeitrechnung wurden weite Landſtriche Schleswig ⸗ 
Holſteins und Jütlands durch eine außergewöhnliche Sturmflut für dauernd unter 
Waſſer geſetzt; große Teile des dort lebenden Volkes der Kimbern mußten aus⸗ 
wandern. Das keltiſche Volk der Bojer, die im Bojoheim, dem heutigen Böhmen, 
und in Südſchleſien ſiedelten, verteidigte ſich mit Erfolg; danach hielten ſich die 
Kimbern im Lande der ebenfalls keltiſchen Skordisker an der unteren Drau auf. 
Von dort zogen ſie nach Weſten ins Land der keltiſchen Taurisker. Bei Noreja, das 
bei Neumarkt an der Grenze von Kärnten und Steiermark lag, wurde 113 der 
römiſche Konſul Papirius Carbo beſiegt; das war der erſte Kampf zwiſchen Ger- 
manen und Römern. 

Danach weilten die Kimbern im Lande der ebenfalls keltiſchen Helvetier, das ſich 
damals vom Neuenburger See bis an den unteren Main erſtreckte, und dann im 
Sequanerland zwiſchen Saone und Rhone. 109 ſchickten ſie Geſandte nach Rom mit 
der Bitte um Land; als dies verweigert wurde, beſiegten ſie den Konſul Junius 
Silanus. Während der nächſten Jahre hielten ſie ſich im Lande der Arverner, der 
heutigen Auvergne, auf; die Einwohner ſchloſſen ſich in ihren ummauerten feſten 
Orten ein. 

Am 6. Oktober 105 vernichteten die Kimbern am Oſtufer der unteren Rhone bei 
Arauſio, heute Orange, in unwiderſtehlichem Anſturm zwei römiſche Heere; der 
Konſul Mallius Maximus fiel, der andere Feldherr, Servilius Cäpio, entkam 
mit wenigen Leuten, nach ſpäterer übertreibender Meinung nur zehn Mann. 
60 000 Mann nach der beſſeren, bei Diodor erhaltenen Aberlieferung, das Doppelte 
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nach der ſchlechteren, fanden den Tod. Die Kimbern weihten die geſamte Beute 
den Göttern. 

Im nächſten Jahre durchzogen fie Nordſpanien; 103 wanderten fie durch Weſtfrank⸗ 
reich an die untere Seine. Die Belgier, die zum größtenteil germaniſches Blut 
hatten, wieſen ihre Angriffe erfolgreich ab; daher entſchloſſen ſich die Kimbern im 
Frühjahr 102, nach Italien zu ziehen. Daß ſie das von Anfang an beabſichtigt 
hätten, ift ein jpäter entſtandener Irrtum. 6000 Mann ließen fie zur Bewachung des 
Gepäcks zurück; deren Nachkommen ſiedelten ſich jpäter in der Umgebung der heutigen 
Stadt Tongern an und wurden zum Volksſtamm der Aduatuker. 

An der Etſch im Gebiet von Trient ſchlugen die Kimbern die wartenden Römer- 
truppen des Konſuls Lutatius Catulus in die Flucht. Während des Winters von 
102 auf 101 war ganz Italien nördlich des Po in ihrer Macht; das ſanfte Klima, 
die üppige Lebensweiſe und der ungewohnte Weingenuß verweichlichten ſie aber. 
Wenige Tage nach dem 30. Juli 101 wurden ſie von den vereinigten Heeren des 
Marius und des Catulus auf den Raudiſchen Feldern bei Vercellä in Nordweft- 
italien vernichtend geſchlagen; die Römer ſelbſt haben den Sieg hauptſächlich der 
Hitze, der Sonnenblendung und dem Staub, die den Nordleuten ungewohnt waren, 
zugeſchrieben. 60 000 Gefangene wurden Sklaven der Römer; noch mehr fanden 
den Tod. 

Den Kimbern hatte ſich der helvetiſche Gau der Tiguriner angeſchloſſen, aber bald 
von ihnen getrennt, Südweſtfrankreich durchwandert und ſie erſt Ende 103 wieder 
an der Seine getroffen. Gemeinſam mit den Kimbern zogen fie 102 in die Oſt⸗ 
alpen, verließen dieſe nach der Schlacht von Vercellä fluchtartig und nahmen den 
Sequanern das Land zwiſchen dem Genfer und dem Neuenburger See weg. 


Gleichzeitig mit den Kimbern und Tigurinern zogen 102 die Ambronen und die 
Teutonen an der Rhone entlang nach Süden. Aber der römiſche Konſul Marius 
beſiegte bei Aquä Sextia nördlich von Marſeille im Herbſt 102 die Ambronen und 
vernichtete einige Tage ſpäter am ſelben Ort ihren Reft und die Teutonen gänzlich. 
Auch die Ambronen hatten, wie Pompejus Feſtus überliefert, durch eine Aber. 
ſchwemmung des Meeres ihre Wohnfitze verloren; Plutarch hat ſie den ſtreitbarſten 
Teil der Feinde genannt, die früher den Mallius und Cäpio überwunden hatten. 
Sie waren alſo ein Gau der Kimbern, die Inſel Amrum bewahrt ihren Namen 
noch heute. 

Der älteſte Bericht über den Kimbernzug ſagt, daß ſich außer den Tigurinern noch 
ein zweiter Gau der Helvetier den Kimbern anſchloß und bei Aquä Gertia von 
Marius vernichtet wurde. Die einzige erhaltene Abſchrift davon enthält die ent- 
ſtellte Namensform Tougenen ſtatt Teutonen. Ein ſüdlich von Miltenberg am Main 
gefundener Grenzſtein bezeugt, daß im zweiten Jahre unſerer Zeitrechnung dort 
ein Volk namens Toutonen wohnte; in derſelben Zeit hat fie der Erdkundler 
Claudius Ptolemäus mit leichtem Schreibfehler Touronen genannt. Die Form 
Toutonen iſt die ſpätkeltiſche Form des Namens Teutonen; ſüdlich von Miltenberg 
lebte der daheimgebliebene Reſt des Helvetiergaus, der größtenteils bei Aquä 
Sextiä zugrunde gegangen war. Auch die Tiguriner müſſen vor der Ankunft der 
Kimbern rechts vom Rhein gelebt haben. 

Im Jahre 58 hat Julius Cäſar als erſter die Teutonen Germanen genannt; dieſen 
Namen gab er damals allen rechtsrheiniſchen Völkern, unbekümmert um ihr Volks- 
tum. Die ſpäteren Schriftſteller haben daraufhin die Teutonen auch volksmäßig 
für Germanen gehalten und ihre Heimat in die Nähe des Kimbernlandes verlegt, 
aber jeder an eine andere Stelle: an den Meerbuſen, an dem Skandinavien liegt, 
nach Holſtein, in die äußerſten Teile Galliens oder nach Brandenburg. Zwei ſpäte 
Quellen haben die Teutonen irrig als Mitkämpfer bei Noreja angegeben. Die Ver— 
ſchiedenheit zeigt, daß all dies erdacht iſt und nicht auf Tatſachen beruht. Die 
Teutonen wohnten zwar im heutigen Südweſtdeutſchland, waren aber volksmäßig 
keine Germanen, ſondern der nördlichſte Gau der Helvetier. 
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Der Kimbernzug, der fo viel germaniſches Blut gekoſtet hat, blieb nicht wirkungs⸗ 
los. Bei Negau in der Nähe von Radkersburg in der Steiermark wurden zwanzig 
Bronzehelme gefunden, die aus dem 2. Jahrhundert vor unſerer Zeitrechnung 
ſtammen. Einer von ihnen enthält die Inſchriſt: Harigaſti teiwa; dieſe Worte find 
unzweifelhaft germaniſch und bedeuten entweder „Harigaſt einem Gott“ oder „Dem 
Gott Harigaſt“. Die Schriftzeichen dieſes älteſten germaniſchen Sprachzeugniſſes 
find die „norditaliſchen“, die aus derſelben Wurzel ſtammen wie die griechiſchen und 
lateiniſchen und durch manche Inſchriften aus den Oſtalpenländern bezeugt find. 
Andere Germanen als die Kimbern find im 2. Jahrhundert vor unſerer Zeitrechnung 
dort nicht geweſen; nur ein Kimber, der die norditaliſchen Buchſtaben während des 
Aufenthalts feines Volks im Skordiskerland kennengelernt hat, kann die Weih- 
inſchrift in den Negauer Helm eingeritzt haben. 

Im Stil gleichen die norditaliſchen Buchſtaben diefer Inſchrift der germaniſchen 
Schrift, die ſpäter unter dem Namen „Runen“ beſtanden hat. Jahrzehntelang hat 
Streit getobt, ob die Runen unabhängig von den Mittelmeerſchriften erfunden 
worden ſeien oder nicht. Von den 24 Zeichen der älteren, „gemeingermaniſchen“ 
Runenreihe ſtimmen etwa drei Viertel in Form und Lautwert mit gewiſſen Mittel- 
meerbuchſtaben ſo weitgehend überein, daß eine zufällige Gleichheit außerhalb der 
Wahrſcheinlichkeit liegt. Andrerſeits enthält die Runenreihe Zeichen für zwei e⸗Laute 
ſowie für j und ng, was keine Mittelmeerſchrift kennt; zweitens iſt die Reihenfolge 
der Runen ganz anders; drittens wurden fie in drei Gruppen eingeteilt, deren alt- 
nordiſche Bezeichnung ſowohl „Achtergruppe“ wie „Geſchlecht“ bedeutete; viertens 
hatten die Runen aus der germaniſchen Sprache entnommene Namen, die von den 
griechiſchen und lateiniſchen Buchſtabennamen ganz verſchieden find; fünftens wurden 
ſie nicht nur als Lautzeichen, ſondern manchmal auch als Wortzeichen verwendet und 
dabei oft zu Zauberzweden, was von Mittelmeerbuchſtaben nie bezeugt ift. 


1928 hat der norwegiſche Forſcher Marſtrander erkannt, daß von allen Mittelmeer- 
ſchriften nur die norditaliſchen das Vorbild des größeren Teils der Runen geweſen 
fein können. Sieben Jahre ſpäter hat Wolfgang Krauſe als erſter ausgeſprochen, daß 
die Runen nicht, wie man früher meinte, nur ein Vorbild gehabt haben, ſondern 
zwei, und zwar einerſeits die norditaliſchen Buchſtaben, anderfeits Wortzeichen, die 
bei den Germanen ſchon als einheimiſch vorhanden geweſen ſein müſſen. Das iſt die 
einleuchtendſte Anſicht. Die Negauer Inſchrift mit ihrer germaniſchen Sprache, aber 
zwei, und zwar einerſeits die norditaliſchen Buchſtaben, andrerſeits Wortzeichen, die 
vielleicht ein Kimber oder Aduatuker, muß aus den neuen Lautzeichen und aus alt- 
einheimiſchen Wortzeichen die neue Schriſt erdacht haben. So kann man mit hoher 
Wahrſcheinlichkeit die Runenſchrift als eine mittelbare Folge des Kimbernzugs 
anſehen. 

Die weltgeſchichtliche Wirkung des Kimbernzugs traf nicht die Römer, denn dieſe 
waren damals noch kräftig genug, den Schlag von Arauſio zu überſtehen. Ver⸗ 
hängnisvoll war er für die Kelten. Erſtens wurde deren rechtsrheiniſcher Teil durch 
den Abzug der Tiguriner und der meiften Teutonen⸗Toutonen geſchwächt; zweitens 
mußten alle Keltenvölker von der Drau bis nach Weſtfrankreich die Kimbern eine 
Zeitlang in ihren Ländern unterhalten. Sie ſahen, daß ſie den Stämmen der 
Völkergruppe, der die Kimbern angehörten, nicht widerſtehen konnten; die Römer, 
die ſchließlich die gefürchteten Krieger überwanden, erwieſen ſich dadurch auch den 
Kelten als kampfüberlegen. Der Kimbernzug hat das Selbſtvertrauen der Kelten 
gegenüber den Germanen und den Römern vernichtet. 


4. Ariowift und Cüſar 

Die Wirkungen traten wenige Jahrzehnte ſpäter ein. Die Sequaner, deren Land 
von der Saone, der Rhone und dem Jura bis in die heutige Pfalz reichte, waren 
ſeit langem mit ihren Weſtnachbarn, den Häduern, verfeindet. Im Jahre 71 vor 
unſerer Zeitrechnung nahmen ſie den kriegeriſch überlegenen Germanenfürſten 
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Ariowiſt in Sold (ſein Name muß auf der erſten Silbe betont werden); dieſer zog 
mit ſeinen Kriegern ins Häduerland und ſchlug 61 zahlreiche Kelten entſcheidend. 
Die Häduer baten die ihnen ſeit langem befreundeten Römer um Anterſtützung; 
durch Verhandlungen erreichte Rom, daß Ariowiſt das Häduerland räumte. Als 
Gegenleiſtung trug 59 der Konſul Julius Cäſar den Ariowiſt mit dem Titel „König 
der Germanen“ in das Verzeichnis der mit Rom befreundeten Fürſten ein; die 
Sequaner mußten ihm das nördliche Drittel ihres Landes zur Anſiedlung der bis⸗ 
her im Häduerland beſchäftigten Germanenkrieger abtreten. Im Jahre 59 vor unſerer 
Zeitrechnung ſind die Oſtpfalz und das Anterelſaß germaniſcher Volksboden ge⸗ 
worden. 

Sämtliche Schriftzeugniſſe nennen den Ariowiſt einen König oder Führer der 
„Germanen“. Im Widerſpruch dazu wird er in manchen neuzeitlichen Werken als 
König der Sweben bezeichnet; dies beruht auf der von Plinius rund 130 Jahre 
ſpäter niedergeſchriebenen Angabe, ein König der Sweben habe im Jahre 62 einem 
römiſchen Statthalter ein Geſchenk überſandt. Aber 30 Jahre vorher hat Pomponius 
Mela dabei einen anderen Volksnamen, Boter, gebraucht, und weder er noch 
Plinius ſagen, wie der König hieß; Ariowiſt lag 62 noch im Kampf mit den römer- 
freundlichen Häduern, war mit den römerfeindlichen Sequanern verbündet und hat 
ſicherlich keinen römiſchen Statthalter beſchenkt. Seine erſte Frau war zwar eine 
Swebin, die zweite aber eine Tochter des keltiſchen Königs der Noriker, des ſelb. 
ſtändig gewordenen Teils der früheren Taurisker um Noreja; der Germanenkönig 
hat alſo feine Stellung durch Verſchwägerungen mit Fürſten der Nachbarvölker ge- 
ſtärkt. Es iſt ſicher falſch, wenn man den Ariowiſt einen Swebenkönig nennt und 
meint, er ſei aus dem inneren Deutſchland an den Rhein gezogen; er herrſchte über 
die Germanenſtämme, die nach dem Ausweis der Bodenfunde ſchon über hundert 
Jahre lang öſtlich vom Rhein zwiſchen dem unteren Main und Neckar wohnten. 


Angefähr in denſelben Jahren wurden die keltiſchen Bojer von ihren Oſtnachbarn, 
den Dakern, beſiegt und faſt vernichtet. Der Reſt verließ feine Heimat, verſuchte 
vergeblich, die Stadt Noreja zu erſtürmen und ſchloß ſich dann den Helvetiern an. 
Das Bojoheim, Südböhmen, blieb jahrzehntelang eine menſchenleere Grenzmack 
zwiſchen den Dakern im Südoſten und den germaniſchen Sweben im Norden. 

58 wanderten die Helvetier und einige ihrer Nachbarn, durch dauernde Grenzkämpfe 
mit den Germanen beunruhigt, aus. Ihr Land erſtreckte ſich damals vom Genfer 
See 240 römiſche Meilen (355 km) in die Länge und 180 Meilen (267 km) in die 
Breite, alſo bis in die Gegenden von Karlsruhe und Stuttgart; auf die Wichtigkeit 
dieſer Entfernungsangabe hat namentlich Eduard Norden hingewieſen. Der „ſehr 
breite und ſehr tiefe Rhein“, der das Helvetierland von den Germanen trennte, 
war nicht das Stück zwiſchen dem Bodenſee und der Aaremündung, wo der Rhein 
ziemlich ſchmal und bedeutend waſſerärmer iſt als die Aare, fondern ein Teil des 
Rheinlaufs unterhalb von Baſel, der an das von Ariowiſts Germanen beſetzte 
Sequanerland angrenzte. Der römiſche Feldherr Julius Cäſar beſiegte die aus⸗ 
gewanderten Helvetier, Latoviker, Tulinger, Rauraker und von Noreja gekommenen 
Vojer und zwang die drei erſtgenannten, in ihre Heimatländer zurückzukehren. 
Die Helvetier machte Cäſar in Form eines „Bündniſſes“ von Rom abhängig; die 
Bojer wurden von den Häduern in ihr Volk aufgenommen; die Rauraker, deren 
frühere Wohnſitze unbekannt ſind, erhielten den bisher helvetiſchen Breisgau. 
44 oder 43 wurde ihnen auf dem linken, bisher ſequaniſchen Rheinufer die römiſche 
Kolonieſtadt Auguſta Rauricorum, Augſt bei Baſel, als Hauptſtadt gegeben. 

Während des Helvetierkriegs verlangte Ariowiſt, die Sequaner ſollten ihm ein 
zweites Drittel ihres Landes abtreten, damit 24000 neu angekommene Haruden 
angeſiedelt werden könnten. Dieſes Volk wohnte in der heutigen Landſchaft Hörda— 
land in Jütland. Die keltiſchen Stämme baten den Cäſar gegen Ariowiſt um Hilſe; 
er ging darauf ein. Seine Soldaten, die durch Schauermärchen in große Furcht vor 
Ariowiſts Kriegern verſetzt waren, ermutigte er durch eine geſchickte Rede; in dieſer 
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erklärte er als erſter die vor Jahrzehnten beſiegten Kimbern und Teutonen für das⸗ 
ſelbe Volk wie Ariowiſts Germanen. Seitdem bezeichneten die Römer mit dieſem 
Namen, den bisher nur die am Rhein wohnenden Stämme trugen, ſämtliche gleich- 
ſprachige Völkerſchaften; allmählich nannten ſich, wie Tacitus in ſeiner Germania 
berichtet, dieſe ſelbſt ſo. 

In einer perſönlichen Anterredung forderte Cäſar von Ariowiſt, keine weiteren 
Germanen links vom Rhein anzuſiedeln; die dort ſchon wohnenden ſollten bleiben. 
Der Germanenkönig lehnte die römiſche Einmiſchung als unberechtigt ab. Mitte 
September 58 kam es im Oberelſaß an einem unbekannten Orte zum Kampfe 
zwiſchen Cäſars Heer und den von Ariowiſt geführten Tribokern, Nemetern, 
Wangiern (Wangionen), Seduſern, Markomannen, Haruden und einer Gruppe 
von Sweben. Dieſe wurden völlig befiegt; Ariowiſt entkam mit wenigen Leuten 
über den Rhein. Zahlreiche Gaue der Sweben, die zur Anterſtützung an den Rhein 
gekommen waren, zogen wieder in ihre Heimat, von den Nheinanwohnern bekämpft. 


Später hat Cäſar die Helvetier, Sequaner, Mediomatriker, Triboker und Treverer 
als Rheinanwohner aufgezählt; die Mediomatriker und Treverer waren Selten- 
ſtämme mit den Hauptorten Metz und Trier. An anderer Stelle ſagt er, der 
Herkyniſche Wald, die keltiſche Sammelbezeichnung aller Gebirge vom Schwarzwald 
bis zu den Karpathen, beginne in den Gebieten der Helvetier, Raurafer und 
Nemeter; die beiden letzten, vorher nicht genannten, Völker wohnten alſo damals 
rechts vom Rhein. Der griechiſche Erdkundler Strabo hat im Jahre 18 unferer 
Zeitrechnung die Triboker als das einzige weſtlich vom Oberrhein wohnende Ger⸗ 
manenvolk bezeichnet; ſie waren ſtaatsrechtlich der Volksgemeinde der Mediomatriker 
eingegliedert. Die Haruden find in Süddeutſchland nie wieder erwähnt und offen- 
bar auf Ariowiſts übrige Germanen aufgeteilt worden; auch der Stamm der 
Seduſer verſchwand. 

Ariowiſt ſtarb im Herbſt 54. Er wurde zwar von Cäſar beſiegt; ein N Er- 
folg war aber ſein Gewinn der Oſtpfalz und des Anterelſaſſes für die Triboker. 
Ariowiſt iſt der erſte mit Namen bekannte Mehrer germaniſchen Volksbodens. 


5. Die anderen Germanen während Cäſars Zeit 


Seine Berichte vom Galliſchen Krieg beginnt Cäſar mit den Worten: „Gallien ins- 
geſamt wird in drei Teile zerlegt: den einen bewohnen die Belgier, den andern 
die Aquitanier, den dritten die, welche in ihrer eigenen Sprache Kelten, in unſerer 
Gallier genannt werden. Dieſe alle unterſcheiden ſich nach Sprache, Einrichtungen 
und Geſetzen voneinander.“ Als er im Jahre 57 daran ging, die Belgier zu unter- 
werfen, wurde ihm berichtet, „die meiſten Belgier ſtammten von den Germanen ab 
und ſeien vor alters über den Rhein geführt worden“. Die Nervier im heutigen 
Hennegau und ihre Oſtnachbarn, die von den Kimbern und Teutonen abſtammenden 
Aduatuker, verteidigten tapſer, aber erfolglos ihre Freiheit; Strabo hat die Nervier 
ausdrücklich ein germaniſches Volk genannt, und noch Tacitus erwähnt, daß fie auf 
ihre germaniſche Abſtammung ſtolz waren. Die Eburer (Eburonen) beiderſeits der 
unteren Maas, die Kondruſer und Paimaner in den heutigen Landſchaften Condroz 
und Famenne ſüdlich von Lüktich ſowie die Kairoſer und Segnen in der Eifel unter- 
warfen ſich ohne Kampf; Cäſar ſagt, daß dieſe Volksſtämme den gemeinſamen 
Namen „Germanen“ führten, und hat ſie mehrmals „linksrheiniſche Germanen“ 
genannt. Noch Tacitus erfuhr, daß zunächſt ſie allein Germanen hießen und daß 
dieſer Name erſt nachher zur Geſamtbezeichnung der zahlreichen ſpäter ſo genannten 
Völkerſchaften geworden iſt. 

Gallien war, wie Cäſar ausdrücklich geſagt hat, kein Gebiet eines einzigen Volkes, 
ſondern wie die heutige Schweiz ein dreiſprachiges Land. Strabo überliefert, daß die 
Sprache der Belgier der keltiſchen ähnlicher war als die der Aquitanier; das iſt 
völlig richtig, denn die beiden erſten waren indogermaniſch, die aquitaniſche dagegen 
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der Vorfahr der nichtindogermaniſchen heutigen baskiſchen Sprache. Vald nach 
Cäſars Zeit find allerdings die weſtlichſten belgiſchen Volksſtämme Kelten geworden, 
ſpäter auch die Nervier. Für das richtige Verſtändnis der Frühgeſchichte aller links. 
rheiniſchen Länder iſt es entſcheidend, zu wiſſen: der Name Gallier ſagt ebenſowenig 
wie der heutige Name Schweizer etwas darüber aus, welcher Sprach und Volks. 
gemeinſchaft ein Menſch angehört hat. Die alten Belgier waren örtlich Gallier, 
ſprachlich aber Germanen, keine Kelten. 


Rechts vom Rhein erweiterten Sweben, vermutlich die nach Ariowiſts Niederlage 
zurückkehrenden Gaue, ihr Gebiet. Im Winter von 58 auf 57 vertrieben fie die 
Aſipeter und Tenkterer, deren damalige Wohnſitze unbekannt ſind; die ungefähr von 
Wiesbaden bis gegenüber von Köln ſiedelnden Abier bedrängten ſie ſo, daß dieſe 55 
mit dem römiſchen Reich einen Freundſchaftsvertrag ſchloſſen. Die Aſipeter und 
Tenkterer überſchritten nach dreijährigem Amherirren den Rhein dicht bei ſeiner 
Mündung; Cäſar trat ihnen 54 entgegen, benutzte ein Mißverſtändnis während der 
Verhandlungen als Vorwand und überfiel das Lager der Nichtsahnenden. Ihre 
Neſte nahmen die Sugambern auf, die rechts vom Rhein vom Abierland bis dicht 
ans Meer wohnten. 


Am die Feinde der Abier einzuſchüchtern, überſchritt Cäſar 55 und 53 den Rhein, 
kam aber nicht zum Kampf, da ſich die Sugambern und Sweben in ihre Wälder 
zurückzogen. Dabei ſammelte der römiſche Feldherr Nachrichten über den Ackerbau 
und die Sitten der Sweben und der andern rechtsrheiniſchen Germanen; tretz 
mancher Fehler find fie als älteftes Schriftzeugnis darüber wertvoll. Die Sweben 
wurden von den Cheruskern durch den Bakenis⸗Wald getrennt; vom 6. bis 8. Jahr- 
hundert lautete dieſer Name Bokonia oder Buchonia, in dieſem Arwald wurde das 
Kloſter Fulda gegründet. Zu Cäſars Zeit waren alſo die Wälder auf dem Vogels. 
berg, an der oberſten Fulda und auf der Rhön die Suͤdgrenze der Cherusker. 
Oſtlich von Ariowiſts Germanen und den Sweben lebten am Herkyniſchen Walde 
die keltiſchen Volken⸗Tektoſagen; die germaniſche Form dieſes Namens, Walchen, 
wandten die Germanen auf alle Kelten und ſpäter in den Formen Walachen, 
Wallonen oder Welſche auf die Romanen an. Cäſars Bericht paßt zu den Boden⸗ 
funden, welche zeigen, daß auf dem Gleichberg bei Römhild bis ins letzte Jahrhundert 
vor unſerer Zeitrechnung eine keltiſche Grenzburg ſtand. 


Im Winter 54 zu 53 erhoben ſich die Eburer gegen die Fremdherrſchaft und ver. 
nichteten einen römiſchen Truppenteil. Cäſar beſiegte ſie mit Abermacht und gab ihr 
Land allen Amwohnern zur Plünderung preis; das Eburervolk verſchwand als 
erſter Märtyrer germaniſcher Freiheit ſür immer. 


5. Das weſtliche Germanien kommt unter die fjerrſchaft der Römer 


Die Abier wurden vom römiſchen Feldherrn Agrippa, entweder 38 oder 19 vor 
unſerer Zeitrechnung, mit ihrer Zuſtimmung auf die linke Rheinfeite in den Südteil 
des ehemaligen Eburerlandes umgeſiedelt; ihr rechtsrheiniſches Land übergaben die 
Römer den Chatten. Im Jahre 29 überſchritt eine Gruppe von Sweben den Rhein, 
wurde aber zurückgetrieben; ſeitdem gehörte das rechtsrheiniſche Land zwiſchen der 
Mainmündung und der Neckarmündung den Sweben. Die Germanen, die vor 29 
dort lebten, möge man aber niemals Sweben nennen! 


Dreizehn Jahre ſpäter drangen Sugambern ins linksrheiniſche Land ein, beſiegten 
einen römiſchen Truppenteil unter Lollius und erbeuteten dabei einen Legionsadler. 
Weil dieſes Symbol verlorenging, empfanden die Römer die an ſich nicht ſchwere 
„Niederlage des Lollius“ als eine Schmach. Die Wirkung war groß: Kaiſer 
Auguſtus beſchloß, das rechtsrheiniſche Land dem Römerreich einzuverleiben. 


Von 15 bis 13 unterwarfen feine Stiefſöhne Tiberius und Druſus die nichtindo⸗ 
germaniſchen Räter im heutigen Graubünden und Vorarlberg, die illyriſchen Volks- 
ſtämme in der Brennergegend und die im heutigen Bayern fißenden keltiſchen 


* 
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Vindeliker; dieſes hier zuerſt genannte Volk kann nur durch Zuſammenſchluß der 
nach Cäſar nie wieder erwähnten Latoviker, Tulinger und Volken ⸗Tektoſagen ent- 
ſtanden ſein. Die Gebiete all dieſer Völker vereinigten die Nömer zur Provinz 
Rätien, die ebenſo wie das Land Gallien dreiſprachig war. Gleichzeitig ging das 
keltiſche Köngreich Norikum, das vom unteren Inn bis an den Wiener Wald reichte, 
auf friedlichem Wege an den Kaiſer Auguſtus über. So find die heutige Südoſt⸗ 
ſchweiz, Südbayern und Oſterreich Teile des Römerreichs geworden. 


Während der nächſten vier Sommer 12 bis 9 durchzog Druſus in großen Feldzügen 
das rechtsrheiniſche Land. Mit den Frieſen ſchloß er einen Freundſchaftsvertrag; 
dann beſiegte er die Aſipeter, Sugambern, Cherusker, Sweben, Chatten und 
Markomannen. Die Chatten hatten noch im Jahre 11 auf römiſcher Seite geſtanden, 
dann aber, als Druſus „in ihrem Land unmittelbar am Rhein“ ein Kaſtell errichtete, 
dieſes verlaſſen und ſich in das bis dahin zum Cheruskerland gehörende Kurheſſen 
begeben; die Markomannen hatten ihren König verjagt, ſo daß dieſer nach Rom 
floh. Auf dem letzten Feldzug überſchritt Druſus die Weſer oder Werra, die damals 
den gemeinſamen Namen Wiſurgis trugen, erlitt aber zwiſchen der Saale und dein 
Rhein einen Schenkelbruch und ſtarb nach dreißig Tagen. 

Im nächſten Jahre 8 überſchritt Tiberius den Rhein; die von ſeinem Bruder Druſus 
bekämpften Germanenſtämme unterwarfen ſich mit Ausnahme der Sugambern und 
der Markomannen. Die erſtgenannten ſiedelte Tiberius zwangsweiſe auf die weſt⸗ 
liche Rheinſeite in den Nordteil des früheren Eburerlandes um; ihr Volksverband 
wurde aufgelöſt. Die neuen Einwohner öſtlich der Maas erhielten den Namen 
Kugerner und wurden der Volksgemeinde der Abier eingegliedert; die Leute weſtlich 
der Maas wurden mit den Aduatukern, Kondruſern und Paimanern zur neuen 
Volksgemeinde der Tungern vereinigt. Die Aſipeter, die bisher am Rhein oberhalb 
der Jjſſel gelebt hatten, erhielten das von den Chatten verlaſſene Land an der Lahn, 
die Tenkterer das Land öſtlich von Köln. Ein Teil der Sugamberngaue entzog ſich, 
wie Strabo überliefert, durch Abwanderung nach Oſten der Römerherrſchaft; die 
Marſen zogen ins ſüdliche Weſtfalen, die urſprünglich öſtlich der Jjſſel wohnenden 
Chamawer und Tubanten ſaßen um 150 an der Werra. 

Ebenſo handelten die Markomannen. Ihr neuer König Marobod führte ſie in das 
ſeit rund 50 Jahren menſchenleere Bojoheim (Südböhmen) und wurde dadurch der 
zweite mit Namen bekannte Mehrer germaniſchen Volksbodens. Er hatte ſeine 
Jugend in Rom verlebt; dies beweiſt, daß das von Ariowiſt abgeſchloſſene Freund- 
ſchaftsabkommen nach deſſen Niederlage wieder beſtanden hat. Die Nemeter und 
Wangier ſind bei all dieſen Kämpfen nie erwähnt worden; ſie müſſen ſeit 58 
„Freunde“ der Römer geblieben ſein. Einige Jahre nach dem Markomannenzug 
ſiedelte Domitius Ahenobarbus, der römiſche Statthalter an der Donau, in einem 
Teil des bisherigen Markomannenlandes, der Gegend von Ansbach und Würzburg, 
eine Gruppe von Hermunduren an, die ihre Heimat verlaſſen hatten. Dann zog er, 
ohne daß ſich jemand widerſetzte, von der Donau an die Elbe und ſchloß mit den 
Anwohnern Freundſchaftsverträge. 


Im Jahre 4 unſerer Zeitrechnung unterwarf Tiberius die Kanninefaten im heutigen 
holländiſchen Kennemerland, die Chattwaren in Südweſtfalen und die Brukterer an 
der Ems und oberen Lippe. Im folgenden Jahre nahm er die kampfloſe Unter- 
werfung der Chauchen entgegen, die an der Nordſee zwiſchen Ems und Elbe wohnten 
und meiſt irrig Chauken genannt werden; dann „brach er die Kraft“ der Lango- 


barden, die ihre linkselbiſchen Wohnſitze verließen und ſich im rechtselbiſchen Teil, 


dem heutigen Oſtholſtein und Mecklenburg, zuſammenzogen, und gelangte mit dem 


Römerheer bis an die Elbe, die an den Gebieten der Semnen (Semnonen) und 
Hermunduren vorbeifloß. Damals erfuhren die Römer, daß ſich auch die Lango- 
barden, Semnen und Hermunduren Sweben nannten; ſeitdem verwendeten ſie dieſen 
Namen als Sammelbezeichnung mehrerer Volksſtämme, und er verſchwand als Be⸗ 
nennung des ſwebiſchen Einzelvolkes, das Cäſar und Druſus bekämpft hatten. 
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Gleichzeitig durchſegelte eine römiſche Flotte die Nordſee und das Kattegat; die in 
der Heimat gebliebenen Kimbern und Haruden ſowie die Semnen baten durch Ge⸗ 
fandte um die Freundſchaft des Kaiſers Auguſtus. Am Ende des Jahres 5 ſtanden 
alle Germanen weſtlich der Elbe, des Erzgebirges und des Böhmerwaldes unter 
römiſcher Hoheit. | 

Warum find dieſe Kämpfe mit ihrer verwirrenden Fülle von Stammesnamen 
geſchichtlich bedeutungsvoll? In der Zeit von 38 vor bis 5 nach dem Beginn unſerer 
Zeitrechnung ſind von den zwanzig zwiſchen Rhein und Elbe wohnenden Germanen⸗ 
ſtämmen neun, nämlich die Abier, Chatten, Markomannen, Sugambern, Aſipeter, 
Tenkterer, Marſen, Chamawer und Tubanten, vollſtändig in neue Länder gezogen; 
von den Sweben und den Hermunduren wechſelten infolge von Vergrößerung, von 
den Cheruskern und Langobarden infolge von Verkleinerung der Stammesgebiete 
Volksteile ihre Wohnſitze; nur fieben Stämme, die Nemeter, Wangier, Kannine⸗ 
faten, Frieſen, Brukterer, Chattwaren und Chauchen, blieben unverändert in ihren 
Heimatländern. Durch dieſe Wanderungen, die jo tiefgreifend nie wieder im weſt⸗ 
elbiſchen Deutſchland geſchehen ſind, wird die Zuteilung der Bodenfunde an die mit 
Namen belegten Volksſtämme ſehr erſchwert; jeder Forſcher muß dieſe ſchwierigen 
Dinge genau kennen. Die große Zahl der Wohnſitzänderungen hat den ſonſt jorg- 
fältigen Erdkundler Strabo zu dem Irrtum geführt, die Germanen wechſelten gern 
ihre Heimat; ſo befangen, hat er Cäſars zutreffende Angabe, daß die Germanen 
jedes Jahr die Ackerfelder neu verteilten, auch auf die Häuſer bezogen, von den 
Cäſar dies nicht geſagt hat; dadurch kam er zu der Meinung, die Germanen ſeien 
wie die öſtlichen Steppenvölker Nomaden, die keinen Ackerbau trieben und mit 
Herden und Wagen dauernd umherzögen. Strabos „Nomadentheorie“ hat bis ins 
19. Jahrhundert die Betrachtung der Germanengeſchichte irregeführt und iſt erſt mit 
vieler Mühe widerlegt worden. In Wahrheit haben damals die germaniſchen 
Bauernvölker nur unter Zwang der Römer oder, um deren Herrſchaft zu entgehen, 
ihre Heimat verlaſſen und ſind in den neuen Ländern ſofort wieder ſeßhaft geworden. 


7. Germaniens Befreiung durch den Cherusker Arminlus 


König Marobod unterftellte fih, wie Strabo berichtet, außer den Markomannen 
einige andere in Böhmen wohnende Germanenſtämme, fünf oſtgermaniſche Völker 
im heutigen Schleſien und Weſtpolen und die ſwebiſchen Semnen. Die Furcht vor 
Rom trieb dieſe Völker unter Marobods Führung. Sein gutausgebildetes Heer 
umfaßte nach römiſcher Schätzung 70 000 Krieger zu Fuß und 4000 Reiter. Im 
Jahre 6 zog Tiberius mit ſechs Legionen von der Donau bei Wien gegen den Marko⸗ 
mannenkönig, ſechs andere ließ er vom Rhein aus nach Böhmen rücken; aber fünf 
Tage vor der vorausſichtlichen Vereinigung des Römerheere erhielt Tiberius die 
Nachricht, daß ſüdlich der Donau ein großer Aufſtand gegen die Römer ausge- 
brochen war. Sogleich kehrte er um und ſchloß mit Marobod Frieden; drei Jahre 
mußte er gegen die Aufſtändiſchen kämpfen. 


Währenddeſſen verſuchte in Germanien der Statthalter Quinctilius Varus, römiſche 
Rechtſprechung und Steuern einzuführen; das erbitterte fehr. Ein vornehmer 
Cherusker hatte im römiſchen Heer als Offizier gedient, die Würde eines römiſchen 
Ritters und damit den Namen Arminius erhalten. Alle Quellen verwenden dieſen 
Namen, ſeinen germaniſchen kennen wir nicht; die Aberſetzung Hermann iſt irrig, 
und auch mit der Sagengeſtalt Siegfrieds hat Arminius nichts zu tun. Mit außer- 
gewöhnlicher Gewandtheit bereitete er einen Freiheitskampf vor und umgarnte den 
trotz volksverräteriſcher Warnungen ſorgloſen Varus; er verlockte ihn mit ſeinen 
drei Legionen zu einem Marſch durch unwegſames Waldgelände und vernichtete im 
Herbſt des Jahres 9 am Teutoburger Wald nicht weit von den Quellen der Ems 
und Lippe mit ſeinen Germanen in mehrtägigem Kampf das Römerheer. Varus 
gab ſich ſelbſt den Tod; nur ganz geringe Refte entkamen. Der genaue Kampfort ift, 
weil die Berichte unklar ſind und ſich teilweiſe widerſprechen, nicht bekannt. 
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Die Frieſen und Chauchen an der Nordſee ſowie die Hermunduren, Nemeter und 
Wangier in Süddeutſchland, die mit den Römern vertragsmäßig „befreundet“, aber 
nicht durch Gewalt unterworfen waren, änderten ihr Verhältnis zu den Römern 
nicht; dagegen brach in der Mitte die Römerherrſchaft bis zum Rhein hin ſofort 
zuſammen. Rom war entſetzt; während der nächſten fünf Jahre wagten die Römer ⸗ 
heere kaum, den Rhein zu überſchreiten. Als jedoch Kaiſer Auguftus am 19. Auguſt 
14 geſtorben war, nahm der neue Feldherr Germanicus, ein Sohn des Druſus, den 
Krieg wieder auf. Noch im Herbſt 14 zog er vom Niederrhein nach Oſten, fiber- 
raſchte die nichtsahnenden, gerade ein Feſt feiernden Marſen und verwüſtete ihr 
Gebiet. Im nächſten Frühjahr drang er ebenſo überraſchend von Mainz aus ins 
Land der Chatten bis an die Eder und verbrannte ihren Stammeshauptort 
Mattium, das heutige Dorf Metze. Ein zweiter Zug brachte die Gattin des 
Arminius, Thusnelda, in feine Gewalt; ihr eigener römerfreundlicher und volfs- 
verräterifher Vater Segeſtes hatte den Germanicus herbeigerufen. 


Daraufhin rief Arminius alle freien Germanen zu neuem Kampf auf. Germanicus 
führte ſeine Truppen teils zu Schiff, teils im Marſch durch das Frieſenland zur 
Ems, verwüſtete das Bruktererland, beſtattete am Teutoburger Wald die ſechs 
Jahre vorher Gefallenen und ſchlug ſich mit Arminius in einem unentſchiedenen 
Kampf. Auf dem Rückweg wurde das Landheer an den ehemals von Domitius 
Ahenobarbus angelegten „langen Knüppeldämmen“ im Moor von Arminius 
erbittert angegriffen, behauptete ſich jedoch; zwei mit der Flotte zurückbeförderte 
Legionen wären bei einem Marſch durchs Wattenmeer in einer Sturmflut beinah 
ertrunken. Im nächſten Jahr führte Germanicus die Römer zu Schiff in die Ems⸗ 
mündung und dann im Marſch an die Weſer; die hierbei zuerſt genannten Angri⸗ 
waren, offenbar der ſüdlichſte Gau der Chauchen, gingen zu Arminius über, wurden 
aber von den Römern wieder unterworfen. Auf der Ebene Idiſtaviſo an den Abhängen 
der Bückeburger Berge ſtellte ſich Arminius zur Schlacht, wurde aber befiegt. Bei 
dem Grenzwall, den die Angriwaren zwiſchen der Weſer und dem Steinhuder Meer 
gegen die Cherusker errichtet hatten, griff Arminius die Römer anz die Schlacht 
endete unentſchieden. Im Spätſommer 16 verlud Germanicus den größten Teil der 
Truppen auf die Schiffe; ein Südſturm überraſchte ſie im Wattenmeer und trieb ſie 
teils gegen die Inſelkette, teils in die offene Nordſee, teils wie den Germanicus 
ſelbſt ins Land der Chauchen. Mühſam wurden die meiſten Römer gerettet. Kaiſer 
Tiberius erkannte, daß trotz der Siege der Krieg gegen Arminius ausſichtslos und 
die Nordſee für die römiſchen Seeleute unberechenbar war; er rief den 
Germanicus ab. 


Sowie der Druck Roms gewichen war, entbrannte zwiſchen Arminius und Marobod 
der Kampf um den Vorrang. Die ſwebiſchen Semnen und Langobarden traten von 
Marobods Seite auf die des Arminius; die Schlacht endete unentſchieden, ober 
Marobod gab den Kampf auf. Im Jahre 18 gewann Druſus, der Sohn des Kaiſers 
Tiberius, den Katwald, der von Marobod vertrieben bei den hier zuerſt genannten 
Goten lebte, zum Aufruhr; die Königsburg wurde genommen, Marobod begab ſich 
ins Römerreich. Tiberius gewährte ihm Schutz und wies ihm Ravenna als Wohn- 
ſitz an; noch 18 Jahre lebte der alternde König dort. Bald darauf wurde auch Rat- 
wald mit Hilfe des Hermundurenfürſten Wibil vertrieben und im Römerreich uuf- 
genommen; Marobods und Katwalds Gefolgsleute ſiedelten die Römer am Nord- 
ufer der Donau zwiſchen der March und dem Fluſſe Cuſus an und gaben ihnen den 
Wanni aus dem Geſchlechte der Quaden zum König. Allmählich wurde deſſen 
Sippenname zum Namen des neuen Volksſtamms. Da Claudius Ptolemäus um 
150 den Lunawald öſtlich der Marchmündung, die Kleinen Karpathen, als Oſtgrenze 
der Quaden bezeichnet hat, lag der Cuſus weſtlich der March; welcher Fluß es war, 
iſt unbekannt. Durch die Anſiedlung von Marobods und Katwalds Gefolgsleuten 
wurde der germaniſche Volksboden wiederum, und zwar durch das heutige Mähren 
und nördliche Niederöſterreich, erweitert. 
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Nach dem Sieg über Marobod erſtrebte Arminius die Königswürde. Das entſprach 
nicht dem damaligen Empfinden der Cherusker; im Jahre 21 verlor er, erſt 37 Jahre 
alt, durch Hinterliſt ſeiner Verwandten das Leben. Sieben Jahre ſpäter empörten 
ſich die Frieſen gegen ihren ungerechten römiſchen Befehlshaber und vernichteten 
einen Truppenteil; Kaiſer Tiberius verzichtete auf Wiederherſtellung des früheren 
Zuſtands. 47 entſtand bei den Chauchen Unruhe; Kaiſer Claudius befahl, alle rechts. 
rheiniſchen Truppen zurückzuziehen und den Rhein und die Donau als Reichsgrenzen 
zu betrachten. Nach dem Erfolg des Arminius konnten die Römer die weit vor- 
ſpringenden Länder der Chauchen und Frieſen gegen ernſthafte Angriffe nicht halten; 
auch dieſes Zurückweichen war eine nachträgliche Wirkung ſeiner Taten. 


Arminius hat verhindert, daß das Germanenland weſtlich der Elbe ebenſo wie die 
keltiſchen Gebiete in Sprache und Kultur romaniſch wurde; dadurch hat er Europas 
Geſchichte entſcheidend beeinflußt. Seine Größe liegt nicht nur auf kriegeriſchem Ge⸗ 
biet, ſondern ebenſoſehr in der überragenden Willens und Aberzeugungskraft, mit 
der er die Germanenſtämme zu gemeinſamem Handeln aufrief und mitriß. Die 
Abwehr gegen Germanicus in den Jahren 15 und 16, die den endgültigen Verzicht 
der Römer bewirkte, war eine mindeſtens ebenſo große Leiſtung wie die Varus⸗ 
ſchlacht. Mit Recht hat der Römer Tacitus von Arminius geſagt: „Anzweifelbaft 
war er der Befreier Germaniens und hat nicht wie andere Könige oder Heerführer 
die Anfänge des römiſchen Volkes, ſondern das Reich in ſeiner größten Blüte zum 
Kampf herausgefordert; bei den Schlachten war er im Erfolg ſchwankend, im Kriege 
unbeſiegt.“ 


8. Julius Civllis und der Freiheitskampf der Batawer 


Auf die mit dem Jahre 18 endenden von Kämpfen und Wanderungen erfüllten 
dreißig Jahre folgten fünf Jahrzehnte Ruhe, die nur durch kleine örtliche, für die 
allgemeine Frühgeſchichte Deutſchlands unweſentliche Kämpfe und Gebietsver- 
änderungen unterbrochen wurden. Es iſt völlig falſch, zu glauben, die Germanen 
hätten dauernd untereinander oder mit den Römern in Kriegszuſtand gelegen; ſie 
waren keine von Krieg oder Raub lebenden Nomadenvölker, ſondern ſeßhafte 
Bauern, die nur kämpften, wenn Arſache dazu war, dann allerdings freudig und 


tapfer. 


Eine neue Zeit der Anruhe brach herein, und zwar über die Rheinlande, als der 
römiſche Kaiſer Nero im Juli 68 abgeſetzt und getötet worden war. Der neue Kaiſer 
Galba beſtrafte, wie Tacitus berichtet, die Treverer und einige andere oſtgalliſche 
Keltenſtämme, die ſich ihm erſt ſpät angeſchloſſen hatten, durch Verkleinerung ihrer 
Gebiete. Januar 69 wurde er ermordet; bis zum Dezember kämpſten drei Kaiſer 
und ihre Anhänger im Römerreich gegeneinander. 


Dieſe Wirren benutzte Julius Civilis, ein Offizier der von den Batawern geſtellten 
Hilfstruppen, auch den linksrheiniſchen Germanen die Freiheit zu erkämpfen. Er 
war durch ungerechte Behandlung erbittert; ſeinen germaniſchen Namen kennen wir 
ebenſowenig wie den des Arminius. Die von Cäſar zuerſt erwähnten Batawer 
bewohnten die „Batawerinſel“ zwiſchen der Waal und dem Rheinarm, der heute 
Niederrhein, Krummer Rhein und Alter Rhein heißt. Die im Kanninefatenland 
nördlich davon ſtehenden römiſchen Truppen wurden vernichtet, die Tungern und 
Kugerner ſchloſſen ſich an, die Frieſen, Chauchen, Brukterer und Tenkterer unter. 
ſtützten den Freiheitskampf ihrer Stammesbrüder. Nach mehreren Gefechten mußten 
ſich die römiſchen Soldaten in die Lager von Xanten und Neuß zurückziehen; die 
Chatten, Aſipeter und Mattiaker belagerten, allerdings erfolglos, Mainz. Die letzt. 
genannten ſind hier zuerſt erwähnt; ſie bewohnten den „mattiakiſchen Acker“ an der 
unteren Lahn und die Amgebung des Badeortes Aquae Mattiacae, des heutigen 
Wiesbadens, und waren nach römiſchem Brauch zu einer Volksgemeinde gleichen 
Namens zuſammengefaßt worden. 
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Anfang 70 lehnten auch die Treverer die römiſche Herrſchaft ab; die nun abge- 
ſchnittenen römiſchen Soldaten am Rhein und die Abier mußten ſich ergeben. Als 
„Befehlshaber des Rheinufers“ hob der Treverer Julius Tutor Truppen bei den 
Kärakaten, Wangiern und Tribokern aus; hier find zum erſtenmal das neue Kära⸗ 
katenvolk, die Wangier als linksrheiniſche Einwohner und die Triboker als ſelb⸗ 
ſtändige, von den Mediomatrikern unabhängige Volksgemeinde genannt. Nur auf 
Kaiſer Galba, der die Volksgebiete der Treverer und anderer Oſtgallier verkleinert 
hat, können dieſe Neuerungen zurückgehen. 


Unter dem Feldherrn Petilius Cerialis kam im Frühjahr 70 ein neues Römerheer 
an den Rhein. Sogleich gingen die Mainzer Legionen ſowie die Triboker, Wangier 
und Kärakaten zu ihm über. Die germaniſchen Krieger des Civilis wurden vor 
Trier nach beinah errungenem Siege geſchlagen; daraufhin fielen die Abier von ihm 
ab. Nicht weit von Tanten ſtellte ſich Civilis dem Cerialis zur Entſcheidungsſchlacht; 
am erſten Tag hatte er Erfolg, am zweiten wurde er befiegt. Daraufhin zog er ſich 
auf die Batawerinſel zurück, ſchlug alle Angriffe der Römer ab und erbeutete ſogar 
durch Aberfall die römiſche Rheinflotte. Der Herbſt kam mit großen Regengüſſen 
und Aberſchwemmungen; Cerialis erkannte, daß ein Winterkrieg in dem feuchten 
Lande den klimaungewohnten Römern ſchwere Verluſte bringen würde, und ſchloß 
nach einer Anterredung mit Civilis Frieden. 


Deſſen Bedingungen erkennt man aus dem, was Tacitus 28 Jahre fpäter in feiner 
Germania geſchrieben hat. Die Batawer waren wie zuvor den Römern untertan, 
aber ſteuerfrei und nur zum Heeresdienſt verpflichtet. In dem Land zwiſchen der 
Siffel und der unteren Lippe, das vorher den Legionen als menſchenleeres Weidc- 
land vorbehalten war, fiedelte 98 wieder ein Germanenſtamm und hatte den alten 
am Lande hängenden Namen Chamawer angenommen; auch das Land der an der 
Lippe wohnenden Brukterer erſtreckte ſich nun bis zum Rhein. Die Kanninefaten 
hat Tacitus unter den von Rom abhängigen Stämmen nicht genannt; zwar gab es 
noch im 2. und 3. Jahrhundert einen nach ihnen benannten Truppenteil, der ſich ver⸗ 
mutlich aus freiwilligen Söldnern ergänzte, aber die Reihe der fpäteren Grenz⸗ 
feſtungen verlief am Niederrhein, Krummen und Alten Rhein entlang. 


Julius Civilis hat alſo einen Stamm, die Kanninefaten, von der Römerherrſchaft 
befreit und durch Gewinnung des Legionsweidelands einem zweiten Stamm, den 
neuen Chamawern, Raum geſchaffen. Zwar hat er nicht fo große Erfolge errungen 
wie Arminius; aber auch er verdient unſere Beachtung als ein fähiger, den Römern 
gewachſener Feldherr und ein Mehrer des freien Germaniens. 


9. Faft hundert Jahre ruhiger Zeit 

Vermutlich auf Grund der Kämpfe von 69 und 70 hat Kaiſer Veſpaſian eine wichtige 
Anderung in der Verwaltung des linksrheiniſchen Landes durchgeführt. Am 72 hat 
Plinius im 4. Buch ſeiner Naturgeſchichte die Volksſtämme der Provinz Belgien 
aufgezählt; zum Schluß ſagt er: „Am Rhein aber wohnen von den Völkern 
Germaniens in derſelben Provinz die Nemeter, Triboker, Wangier — im Abier⸗ 
land iſt die agrippiniſche Kolonie (Köln) — die Kugerner und die Batawer.“ Im 
34. Buch der Naturgeſchichte, das etwa 76 verfaßt worden iſt, ſagt dagegen Plinius 
von dem Zinkerz Galmei: „Man berichtet, daß es vor kurzem auch in der Provinz 
Germanien gefunden worden ſei.“ Zwiſchen 72 und 76 hat alſo Veſpafian das von 
Germanen bewohnte linksrheiniſche Land verwaltungsmäßig von der Provinz Belgien 
abgetrennt und zur ſelbſtändigen Provinz Germanien erhoben; auch die Volks. 
gemeinde der Tungern gehörte dazu. Sein Sohn Kaiſer Domitian hat zwiſchen 
82 und 90 das lange und ſchmale Land in die Provinzen Obergermanien und Nieder⸗ 
germanien geteilt. Nun war auch verwaltungsrechtlich klar, daß das linksrheiniſche 
Land germaniſcher, kein keltiſcher Volksboden war. Von da ab wurden die Wörter 
„Gallier“ und „galliſch“ auch auf Sprache und Volkstum bezogen und bekamen die 
Bedeutungen „Kelte“ und „keltiſch“. 
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Die Nemeter hatten im Jahre 70 nicht unter Tutor geſtanden und find von Plinius 
als ſüdlichſtes germaniſches Rheinufervolk vor den Tribokern und Wangiern ge- 
nannt worden. Tacitus hat in der Germania als erſter auch die Nemeter unter den 
linksrheiniſchen Völkern aufgezählt; ſpätere Zeugniſſe nennen die Stadt Noviomagus, 
heute Speier, ihre Hauptſtadt und Borbetomagus, heute Worms, die Hauptſtadt der 
Wangier. Ebenſo wie rund 110 Jahre früher die Rauraker im Breisgau die links- 
rheiniſche Römerſtadt Auguſta Raurisorum zur Hauptſtadt bekammen, geſchah es 
nun mit den bisher nur rechtsrheiniſchen Wangiern und Nemetern. Die Haupt - 
ſtadt der Triboker war Brumat im Elſaß; jetzt wohnten alſo die Nemeter zwiſchen 
den Tribokern und den Wangiern. Das Wangiergebiet reichte in ſchmalem Streifen 
bis an den Vinxtbach bei Andernach, die Grenze Obergermaniens und Nieder 
germaniens; dieſer Streifen war vorher Trevererland und vielleicht das Gebiet der 
wieder aufgelöſten Volksgemeinde der Kärakaten. Oft lieſt man, die Wangier und 
Nemeter hätten ſchon ſeit Ariowiſts Zeit auf dem linken Rheinufer gewohnt. Das 
iſt falſch: erſt im Jahre 68 haben die Wangier, erſt nach 72 die Nemeter links- 
rheiniſches Land bekommen. 


83 und 89 war Krieg zwiſchen den Römern und den Chatten. Kaiſer Domitian ließ 
daraufhin das Land der Mattiaker, die ebenſo wie die Batawer den Römern zum 
Heeresdienſt verpflichtet, aber ſteuerfrei waren, und das ehemals helvetiſche und ſeit 
kurzem von Einwanderern aus Gallien neubeſiedelte Land am oberen und mittleren 
Neckar durch eine Reihe von Kaſtellen ſchützen. Die ſüdweſtdeutſchen Hermunduren 
waren zwar noch 98, wie Tacitus überliefert hat, den Römern vertraglich verbunden 
und hatten als einzige Germanen das Recht, überall und ohne Geleit über die 
Grenze und bis in Rätiens Hauptſtadt, das heutige Augsburg, zu kommen; troß- 
dem errichteten auch die Statthalter von Rätien vom Neckarknie bei Plochingen über 
die Alb bis an die Donau bei Kelheim eine Kaſtellreihe. Später wurden die Kaſtelle 
durch Warttürme und einen Graben mit Wall oder einer Mauer verbunden; um 155 
wurde öſtlich des Neckars eine neue derartige Grenzbefeſtigung gezogen. Das Ganze 
war der römiſche „Grenzwall“ oder „Limes“. Das Land zwiſchen ihm und dem 
Rhein und der Donau teilten die Römer in Volksgemeinden ein; Kaiſer Trajan 
errichtete zwiſchen 98 und 117 die der Neckarſweben mit der Hauptſtadt Ladenburg 
bei Heidelberg, deren Volksname hier zuerſt erſcheint und auf frühere Zeiten nicht 
angewendet werden möge. Die übrigen Bezirke wurden nach den Gebirgen Taunus 
und Odenwald, dem Flüßchen Elſenz und den heutigen Orten Baden und Rotten- 
burg benannt. 

In Norddeutſchland ſchlugen kurz vor 98 die Angriwaren und die Chamawer die 
Brukterer ſchwer und nahmen den Nordteil ihres Landes in Beſitz; ſeitdem lebten 
Brukterer nur noch an der unteren Lippe und Ruhr. Ein römiſcher Feldherr führte 
einen Bruktererkönig in das Land zurück. Trajan, der von 96 bis 98 am Rhein 
Statthalter war, ſchloß mit allen an den Rhein grenzenden Germanenvölkern Ver⸗ 
träge; noch 300 Jahre ſpäter galten fie, wie Claudius Claudianus und Oroſius 
bezeugen, als ſtaatsmänniſches Meiſterwerk. Nach dem Brauch, der ſeit 18 bei den 
Markomannen und Quaden an der Donau beſtand, gebot über jeden Stamm ein 
König, deſſen Wahl vom römiſchen Kaiſer beſtätigt werden mußte; der Stamm ver- 
pflichtete ſich, Frieden zu halten, und erhielt dafür jährlich von den Römern „Ge- 
ſchenke“. Dieſe Regelung wurde auch von den Germanen als gut und gerecht emp— 
funden; mit Ausnahmen eines Einfalls der Chatten um 162 nach Obergermanien 
und Rätien und eines Raubzugs, den die entfernteren und in das Vertragswerk 
nicht einbezogenen Chauchen um 170 über See ins heutige Flandern machten, 
herrſchte am Rhein 130 Jahre lang Frieden. 

In dieſer Friedensſtimmung ſchrieb Tacitus 98 ſein Buch „Germania“ und ſpäter 
ſeine Geſchichtswerke, die Hauptquellen für die Taten des Arminius und Julius 
Civilis. Wir Deutſche dürfen anerkennen, daß Taeitus ehrlich beſtrebt war, unſere 
Vorfahren wahrheitsgetreu zu ſchildern und gerecht zu beurteilen; trotzdem ſind ihm 
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infolge des Volksunterſchieds mehrere Irrtümer unterlaufen, fo daß man feine 
Werke ohne Vergleich mit den Bodenfunden und den altisländiſchen Zeugniſſen nicht 
zur Grundlage der Auffaſſungen machen darf. 


Die Angaben, die Tacitus in der „Germania“ und rund 50 Jahre ſpäter Claudius 
Ptolemäus in ſeinem Erdkundebuch über die Wohnſitze der Germanenſtämme gemacht 
haben, geben Kunde von einer Entwicklung, die ſich zwiſchen 18 und 150 im nicht- 
römiſchen Germanien vollzogen hat: die Großvölker ſpalteten ſich in kleinere auf. 
Die Kimbern und die Cherusker waren ſchon zur Zeit des Tacitus nur noch kleine 
Neſtvölker; als Claudius Ptolemäus ſchrieb, waren die nördlichſten und die ſüd⸗ 
lichſten Gaue der Semnen und die weſtlichſten der Chatten ſelbſtändige Stämme 
geworden, die Reſte der Cherusker und Chatten ſaßen im Südoſten ihrer ehe⸗ 
maligen Gebiete, nördlich und ſüdlich vom Thüringer Wald. Das Großvolk der 
Hermunduren iſt in der erſten Hälfte des 2. Jahrhunderts ſogar vollſtändig ver⸗ 
ſchwunden und in mehrere Einzelvölker in Südweſtdeutſchland und Nordoſtböhmen 
aufgeſpalten. Nur die oſtgermaniſchen Lugier in Schleſien und Südweſtpolen waren 
von dem Zerfall noch nicht ergriffen; ſowohl Tacitus wie auch Claudius Ptolemäus 
haben ſie als großes, aus mehreren Einzelſtämmen beſtehendes Volk aufgeführt. 
Im äußerſten Norden hatte als Gegenſtück eine Neuentwicklung begonnen: aus 
mehreren, von Tacitus genannten Kleinſtämmen war zwiſchen Elbe, Schlei und 
Warnow das von Claudius Ptolemäus als erſtem genannte neue Volk der Sachſen 
entſtanden. 


10. Der Markomannenkrieg und die erſten Alamannenkämpfe 


Faſt hundert Jahre lang war ſeit dem Batawerkrieg Frieden geweſen, nur durch die 
Chattenkriege und einen kurzen Markomannenkrieg des Kaiſers Domitian unter - 
brochen. Da überſchritt im Sommer 167 eine Schar von 6000 Langobarden und 
Obiern, einem ſonſt nie genannten Volksſtamm unbekannten Sitzes, die Donau. 
Von zwei römiſchen Truppenteilen eingekreiſt, ſchickten ſie den Markomannenkönig 
Ballomar und andere Männer aus zehn Volksſtämmen als Vermittler zum Statt⸗ 
halter der Provinz Pannonien, des Landes öſtlich vom Wiener Wald; ein Vertrag 
wurde beſchworen und die Langobarden und Obier kehrten in ihre Heimat zurück. 


Ob ein Zwiſt mit den Vermittlern entſtand, iſt nicht überliefert. Aber im Spät 
ſommer 167 drangen die Markomannen und Quaden ſowie mehrere nichtgermaniſche 
Völkerſchaften plötzlich ins Nömerreich ein, beſetzten Pannonien, belagerten Aquileja 
und zerſtörten ſogar die Stadt Oderzo in Nordoſtitalien. Erſt im nächſten Frühjahr 
konnte Kaiſer Marcus Aurelius ins Feld ziehen; die eingedrungenen Könige und 
Völker zogen ſich zurück, mit den Quaden wurde Friede geſchloſſen. Der Kaiſer kaufte 
„die Hilfe von Germanen gegen Germanen“; das waren die hier zuerſt genannten 
Asdinger und Lakringer. Die Asdinger beſiegten die in der heutigen Oſtſlowakei 
wohnenden nichtgermaniſchen Koiſtoboker; bald darauf wurden die keltiſchen Kotiner 
am Gran von den Römern vernichtet. 172 verjagten die Quaden ihren vor drei 
Jahren mit Zuſtimmung des Kaiſers eingeſetzten König und wählten einen neuen; 
nun überſchritten die Römer die Donau, beſiegten die Quaden und Markomannen 
fowie ihre Verbündeten und errichteten Kaſtelle in Südmähren. Infolge des Auf- 
ſtands eines Provinzſtatthalters ſchloß der Kaiſer im Sommer 175 Frieden. Aber 
die 20 000 römiſchen Soldaten in den neuen Kaſtellen verleideten den Quaden die 
Heimat ſo, daß ſie ſämtlich zu den Semnen nach Norden auswandern wollten; der 
Kaiſer ließ die Bergpäſſe ſperren und verhinderte dies. Seit 177 weilte er, weil 
neue Kämpfe entbrannt waren, wieder ſelbſt in den Donauländern; die Buren, 
welche Claudius Ptolemäus als ſüdlichſtes, an der oberſten Oder wohnendes Teil⸗ 
volk der Lugier bezeichnet hat, erlitten ſchwere Verluſte. 


Am 17. März 180 ſtarb Kaiſer Marcus Aurelius an der Donau; fein Sohn 
Commodus ſchloß mit den Markomannen und Quaden Frieden. Er gab die neuen 
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Kaſtelle nördlich der Donau auf; dafür verpflichteten ſich die beiden Völker, weder 
mit den Buren noch mit den Wandalen Krieg zu führen. Bald danach kam auch der 
Friede mit den Buren zuſtande. 


Hier iſt zum erſtenmal ein Einzelvolk namens Wandalen genannt. Die Stammſagen 
der Goten und der Langobarden haben mit dieſem Namen Stämme an der Oſtſee 
belegt; Plinius hat die ältere Namensform Wandilen als Sammelnamen der Oſt⸗ 
germanen, Tacitus als eine ehemalige Sammelbezeichnung angeführt; Claudius 
Ptolemäus hat zwiſchen Oder und Weichſel viele Germanenſtämme aufgezählt, aber 
Wandalen nie genannt. Das neue Wandalenvolk lebte ſüdlich der Karpaten, wo 
bisher nie Germanen gewohnt hatten; ſpätere Quellen bezeugen, daß die wandaliſche 
Königsſippe Asdinger oder Hasdinger hieß. Offenbar waren die Asdinger, die um 
171 dem Kaiſer Marcus Aurelius zu Hilfe kamen, Kriegerſcharen aus mehreren 
nördlich der Karpaten wohnenden Oſtergermanenſtämmen, die unter Führern aus 
der Sippe der Asdinger ſtanden; 180 waren ſie mit den ſpäter nie wieder genannten 
Lakringern zu einem neuen Volke vereinigt, das die alte Sammelbezeichnung Wan⸗ 
dilen in der abgeänderten Form Wandalen als Volksnamen führte. 


Als Oſtgrenze der Quaden hatte Claudius Ptolemäus den Lunawald, die Kleinen 
und Weißen Karpaten, bezeichnet; Marcus Aurelius ließ aber Päſſe ſperren, die 
nur dort gelegen haben können, und ſchrieb einmal „bei den Quaden am Gran“, an 
dem bisher die Kotiner gelebt hatten. Zwiſchen 172 und 177 haben alſo die Quaden 
das Land öſtlich der Kleinen Karpaten gewonnen. Das römiſche Reich hatte da⸗ 
mals noch die Kraft, dem Angriff der vereinigten Donauvölker zu widerſtehen; die 
Leidtragenden waren die nichtgermaniſchen Völker in der heutigen Slowakei, deren 
Land an die Quaden und das neue Wandalenvolk überging. Auch der Markomannen⸗ 
krieg hat den germaniſchen Volksboden vermehrt. 


Bald danach iſt in das neue Wandalenvolk auch das Volk der Lugier, die in Schlefien 
und Südweſtpolen lebten, eingegangen. Denn der Name Lugier iſt nach 180 nie mehr 
genannt worden; andrerſeits hat Dio Caſſius in feinem zwiſchen 205 und 229 ge- 
ſchriebenen Werk als erſter und einziger die Berge, aus denen die Elbe entſpringt, 
„wandaliſche Berge“ genannt. Nach den Lugiern haben ſich auch ihre nordweſtlichen 
Nachbarn, die Silinger, der Volksgemeinſchaft der Wandalen angeſchloſſen, aber 
ihren eigenen Namen beibehalten. Den Vewohnern Schleſiens und Südweſtpolens 
möge man alſo für die Zeit vor 200 nur den von Strabo, Tacitus und Claudius 
Ptolemäus übereinſtimmend bezeugten Namen Lugier geben und den Namen 
Wandalen erſt vom 3. Jahrhundert ab in dieſem Raum verwenden. 


Nach dem Markomannenkrieg beſtand rund drei Jahrzehnte lang zwiſchen Germanen 
und Römern Friede. 213 kämpfte Kaiſer Caracalla in der Nähe des Mains im 
Lande der Alamannen und danach mit den Chatten. Aſinius Quadratus hat 
überliefert, der neue Volksſtamm heiße ſo, weil feine Angehörigen aus mehreren 
Stämmen zuſammengekommen oder »gemiſcht ſeien; die Silben Ala entſprechen 
dem heutigen Wort „alle“. Die von Claudius Ptolemäus in Südweſtdeutſch⸗ 
land genannten Kleinſtämme, in die das ſwebiſche Hermundurenvolk zerfallen 
war, müſſen in der Hauptſache die Vorfahren der Alamannen geweſen ſein. Im 
19. Jahrhundert entſtand die Meinung, die Semnen ſeien nach Süddeutſchland aus: 
gewandert und hätten dort den Namen Alamannen angenommen; in den Schrift, 
quellen deutet gar nichts darauf hin. Slawiſche Politiker ſind durch dieſe Anſicht zu 
der den Bodenfunden völlig widerſprechenden Behauptung geführt worden, 
Brandenburg ſei infolge der Auswanderung der Semnen ſchon um 200 flawiſches 
Land geworden; wir Deutſche müſſen uns von dem Irrtum, die Alamannen ſtammten 
von den Semnen ab, unbedingt fernhalten. 

Seit 193 durchtobten innere Kämpfe und wirtſchaftliche Schwierigkeiten das Römer. 
reich; das Geld wurde dauernd verſchlechtert. An Kaiſer Caracalla ſchickten die an 
der Nordſee bis zur Elbmündung wohnenden Germanenſtämme Geſandte mit der 
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Bitte um Freundſchaftsverträge; ſie wollten Geld erhalten und drohten, ſonſt Krieg 
anzufangen. Caracalla ging darauf ein und gab ihnen echte Goldmünzen, während 
im RNömerreich minderwertiges Geld umlief. Die von Kaiſer Trajan abgeſchloſſenen 
Freundſchaftsverträge wurden alſo infolge der inneren Schwächung des Römerreichs 
jetzt anders aufgefaßt! 


Die immer fortſchreitende Entwertung des römiſchen Geldes ſcheint verurſacht zu 
haben, daß 233 alle Germanen an Rhein und Donau die Verträge als nicht erfüllt 
betrachteten und als Feinde die Grenzſtröme überſchritten. Kaiſer Alexander Severus 
zog an den Rhein, wurde aber 235 in der Nähe von Mainz ermordet; ſein Nach- 
folger Maximinus der Thraker durchzog mit einem gewaltigen Heere von Mainz 
bis nach Pannonien unter Gefechten und Verwüſtungen die Germancnländer. Das 
war der letzte Krieg, in dem das Römerreich ſeinen Beſitz wahrte; die Zeit, in der 
es den Germanen überlegen war, endete. 


11. Die erſten Candverluſte des Römerteichs an die Germanen 


Das Volk der Goten ſaß, als Claudius Ptolemäus ſchrieb, rechts der Weichſel nord- 
weſtlich der heutigen Stadt Warſchau. Dann wanderte es, wie ſeine Stammſage 
ſchildert, nach Südoſten; ſeit 214 iſt es am Schwarzen Meer bezeugt. 238 fand an 
der unteren Donau der erſte Kampf mit den Römern ſtatt, elf Jahre ſpäter in 
großem Maßſtab der zweite. Die Goten beſetzten faſt das ganze heutige Bulgarien; 
251 umzingelten ſie in einer Schlacht den Kaiſer Decius und nahmen ihm das 
Leben. Noch nie zuvor war ein römiſcher Kaiſer durch Feindeshand gefallen. 


Dieſer Anſehensverluſt des Kaiſertums gab allen angrenzenden Germanen vom 
Schwarzen Meer bis zur Nordſee, die ſchon lange unzufrieden waren, den Mut zu 
Angriffen. Die Goten durchzogen, mit Nachbarvölkern verbündet, in mehreren 
großen Kriegszügen Kleinaſien und die Balkanhalbinſel bis nach Griechenland; erſt 
achtzehn Jahre ſpäter wurden ſie 269 entſcheidend beſiegt und zum Frieden ge⸗ 
zwungen. Aber der von 270 bis 275 herrſchende Kaiſer Aurelian erkannte, daß die 
von Trajan nördlich der unteren Donau errichtete Provinz Dakien, das heutige 
Südrumänien einſchließlich Siebenbürgens, nicht mehr zu halten war; er überließ es 
den Oſtgermanen. 


Seit 253 grifſen die Markomannen und die rechtsrheiniſchen Germanenſtämme das 
Römerreih an; jedoch hatten fünf Jahre lang Kaiſer Gallienus, der den Weſtteil 
des Reichs beherrſchte, am Rhein und feine Feldherren in Pannonien mit der Ab⸗ 
wehr Erfolg. Aber 258 wurde der Kaiſer des Oſtteils, Valerianus, vom Perſerkönig 
hinterliſtig gefangen; dieſer zweite Anſehensverluſt des Kaiſertums bewirkte, daß 
ſich gegen Gallienus viele Gegenkaiſer erhoben und die Germanen verſtärkt angriffen. 
Die Markomannen zogen bis vor Rom und Ravenna; ſchließlich überließ ihnen 
Gallienus Nordpannonien und nahm ſie als „Verbündete“ in den Reichsverband 
auf. Noch gegen Ende des 4. Jahrhunderts unterſtand dem Statthalter von Pan- 
nonien ein „Tribun des Markomannenvolkes“. Nördlich der Donau wohnte nun 
zwiſchen den Quaden im Often und den Alamannen im Weſten des 272 zuerſt genannte 
neue Volk der Juthungen; dieſe waren, wie mehrere Schriftwerke bezeugen, ein 
Teil der Sweben. 

Die Alamannen überſchritten 259 den römiſchen Grenzwall und beſetzten das Neckar · 
land ſowie das Vindelikerland im heutigen Südbayern. Mehrere Scharen durch- 
zogen während der nächſten zwölf Jahre kämpfend die Schweiz, Oſtfrankreich und 
Norditalien. 274 nahm ihnen Kaiſer Aurelian das Vindelikerland wieder ab. 
Nördlich vom Main mußte Gallienus die ſeit Trajan mit den Römern „befreundeten“ 
Aſipeter und vier andere Kleinſtämme von der rechten Rheinſeite in die Provinz 
Belgien umſiedeln; das Afipeterland an der Lahn kam in den Beſitz der Brukterer, 
in denen ſchon früher die Tenkterer aufgegangen waren. So wurde das kurz vor 98 
ſaſt vernichtete Brukterervolk wieder groß, aber in einem ſüdlicheren Land als früher. 


28 Steche 


Die öſtlich vom Niederrhein wohnenden Germanen überſchritten 259 ebenfalls den 
Strom; eine Schar von ihnen kam bis nach Spanien, blieb zwölf Jahre dort, zer- 
ſtörte Tarragona und ſetzte zum Teil ſogar auf erbeuteten Schiffen nach Nordafrita 
über. Bei dieſen Kämpfen taucht zuerſt der neue Name Franken auf. Aber er 
bezeichnete nicht wie die Namen Sachſen, Alamannen und Juthungen ein neues 
Einzelvolk, wobei ältere Stammesnamen verſchwanden, ſondern die Namen Bruk⸗ 
terer, Chattwaren und Chamawer erhielten ſich bis ins 5. Jahrhundert. Der Name 
Franken war alſo eine Sammelbezeichnung und trat an die Stelle des Sammel- 
namens Germanen. Denn die Einwohner der Provinzen Ober und Nieder- 
germanien hießen nach römiſchem Brauch Germanen; es mußte Mißverſtändniſſe 
erzeugen, die freien rechtsrheiniſchen Germanen ebenſo zu nennen. 


In Gallien erhob ſich 259 der Feldherr Poſtumus zum Gegenkaiſer, warf alle Ein- 
gedrungenen hinaus und ſtellte die Grenzfeſtungen wieder her. Als er 267 ermordet 
war, plünderten und verbrannten die Germanen einige Kaſtelle und Städte; der 
Nachfolger Lälianus ließ fie wieder aufbauen. Nach der Ermordung Kaiſer 
Aurelians durchbrachen im Sommer 275, wie Flavius Vopiscus berichtet, die 
Germanen den Grenzwall rechts vom Rhein und erſtürmten viele Städte; aber drei 
Jahre ſpäter beſiegte Kaiſer Probus „in unwegſamen Sümpfen“ die Franken und 
drängte die Alamannen über den Neckar und an die Alb zurück. Im Land zwiſchen 
dem ehemaligen Grenzwall und dem Rhein ließ er die alamanniſchen Neuſiedler 
wohnen; neun Gaukönige ergaben ſich ihm und verpflichteten ihre Antergebenen zum 
Dienſt im römiſchen Heer. 282 wurde Probus ermordet; der neue Kaiſer Cacus 
ſandte, wie Aurelius Victor ſagt, „weil nach dem Bekanntwerden vom Tode des 
Probus manche der Fremdlinge erfolgreich eingefallen waren, zum Schutze Galliens 
feineg älteren Sohn“. Aber 284 fanden Carus, im Jahre darauf feine zwei Söhne 
den Tod; die neuen Kaiſer Diokletian und Maximian verzichteten endgültig darauf, 
das Land wiederzuerobern, und machten den Rhein und die Donau zur neuen 
Reichsgrenze. | 

Die Alamannen fiedelten ſich, wie die Ortsnamen zeigen, ſippenweiſe in neuen 
Bauerndörfern an und erhielten, wie ihre älteſten „Reihengräber“ zeigen, ihre 
nordiſch⸗fäliſche Raſſe lange unvermiſcht. Aber Teile der Vorbevölkerung blieben, 
nun als Antertanen der Alamannen, im Lande wohnen; daher fließt heute in Baden 
und Württemberg, namentlich am Schwarzwald, auch Blut der oſtiſchen und etwas 
weniger der dinariſchen Raſſe. 

In vier Kriegszügen, 259, 267, 275 und 282, haben alſo die Alamannen und füd- 
lichſten Franken den rechtsrheiniſchen Teil des Römerreichs erobert und zu ihren 
Volksgebieten hinzugewonnen. Auch die Markomannen erwarben neuen Boden, 
begaben ſich allerdings dabei unter römiſche Oberhoheit; die Oſtgermanen breiteten 
ſich bis an die untere Donau aus. Das Jahr 251, in dem die Goten als erſte Feinde 
einem römiſchen Kaiſer den Tod brachten, führte den Amſchwung herbei: von nun ab 
erlitt das gealterte Kaiſerreich Landverluſte an die raſſegeſunden Germanen. 


12. Weitere Candgewinne der Weftgermanen 


Im inneren Deutſchland änderten fih während des 3. Jahrhunderts ebenfalls einige 
Stammesgrenzen. Das neue Volk der Sachſen kam, wie ſeine Stammſage ſchildert, 
im Lande Hadeln über die Elbe; ein Wechſel der Bodenfunde zeigt, daß die dfi- 
lichſten Chauchen vertrieben wurden. Allmählich gingen die übrigen Chauchen teils 
in den Sachſen, teils in den Frieſen auf; die untere Weſer wurde die Grenze, der 
Name Chauchen verſchwand. Später bildeten die Angriwaren und der im VBarden— 
gau um Lüneburg ſitzengebliebene Teil der Langobarden Teile des Sachſenvolles, 
behielten aber ihre alten Namen. 


Als die Goten nach Südoſten wanderten, wurden die Anwohner der Weichſel— 
mündung unter dem Volksnamen Gepiden ſelbſtändig. Im 3. Jahrhundert beſiegten 
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ſie die Burgunder ſchwer; dieſe wichen nach Südweſten aus, was die Bodenfunde 
deutlich zeigen, und kamen 278 zum erſtennal am Main mit den Römern in Kampf. 
Den Alamannen, die im ehemals römiſchen Gebiet neuen Boden fanden, nahmen die 
Burgunder das Mainland weg; noch kurz vor 297 kämpften beide Völker darum. 
Seit ſpäteſtens 278 ſaßen die oſtgermaniſchen Burgunder, mitten unter den Weſt⸗ 
germanen, am oberen und mittleren Main. 


Vor 297 rückte der Anterkaiſer Conſtantius Chlorus „die Grenzen Germaniens und 
Nätiens bis an die Donauquelle vor“. 296 eroberte er die Batawerinſel nördlich 
der Waal, die ſeit der Zeit des Gallienus den Römern verloren war, zurück; die 
Befiegten werden in den meiſten Quellen Franken, in einer jedoch Chamawer und 
Frieſen genannt. Dies zeigt, daß im 3. Jahrhundert auch die Frieſen in den 
Sammelbegriff Franken einbezogen wurden; ferner können die ſeefahrenden 
„Franken“, die zwiſchen 270 und 370 mehrmals erwähnt find, nur Frieſen geweſen 
ſein, denn die andern Frankenſtämme grenzten nicht ans Meer. 


In der erſten Hälfte des 4. Jahrhunderts fanden zwar zuweilen örtliche Kämpfe 
ſtatt; die Grenzen änderten ſich aber nicht. Eine Kriegszeit begann erſt wieder 350. 
Im Januar dieſes Jahres hatte im Weſtteil des Römerreichs Magnentius den 
Kaiſer Conſtans geſtürzt und ſich ſelbſt zum Kaiſer erhoben; der Kaiſer des Oſtens 
Conſtantius, ein Bruder des Conſtans, rüſtete zum Krieg. Durch ſchriftlichen Erlaß 
erklärte er, wie Libanios bezeugt, alle Friedensverträge zwiſchen dem Weſtteil des 
Reichs und den Alamannen und Franken für aufgehoben und erlaubte dieſen, ſo 
viel wie möglich von Gallien und Rätien zu beſetzen. Der Einmarſch der Alamannen 
und Franken war alſo rechtmäßig. 


353 verlor Magnentius durch Conſtantius Reich und Leben. Im nächſten Jahre zog 
dieſer an den Rhein bei Augſt; die Alamannen hinderten mit Erfolg das Römer- 
heer am Abergang und baten dann um Frieden, Conſtantius ſtimmte nach Be⸗ 
fragung feines Heeres zu. 355 wurde nördlich vom VBodenſee der Alamannenſtamm 
der Lentier, deren Name in dem des heutigen Linzgaus weiterlebt, bekriegt; nach 
einer Niederlage und einem Sieg der Römer wurde auch hier Friede. Während der 
nächſten Jahrzehnte errichteten die Römer an der Iller bis Kempten, von dort über 
Isny nach Bregenz und am Rhein entlang Kaſtelle; hier verlief die neue Reichs- 


grenze. Seit 350 iſt das Dreieck zwiſchen Iller, Rhein und Donau alamanniſches 
Land. 


Weſtlich des Rheins hatten Alamannen und Franken weite Teile Oſtgalliens in 
Beſitz genommen. Aber im Sommer 357 beſiegte der zum Anterkaiſer des Weſtens 
ernannte Neffe des Conſtantius, Julian, die vereinigten Krieger der Alamannengaue 
bei Straßburg völlig; die Landſchaften links vom Oberrhein kamen wieder unter die 
Herrſchaft der Römer. 


Im nächſten Jahre wandte ſich Julian gegen die Franken. Der Stamm der Salier 
hatte, von Sachſen vertrieben, die heutige Provinz Overijſſel, die noch im Mittel. 
alter Salland hieß, verlaſſen und ſich vollzählig in der Landſchaft Toxandrien ange- 
fiedelt; dieſe war, wie Plinius überliefert hat, der öſtlichſte Teil des Küſtenlands 
zwiſchen Schelde und Seine, alſo das heutige Flandern. Nach einem kurzen Feld. 
zug nahm Julian die Salier in ihren neuen Wohnſitzen als „Verbündete“ in den 
Staatsverband des Römerreichs auf. Kurz darauf griff er die chamawiſchen 
Franken an und gewährte ihnen unter der Bedingung, daß fie wieder in ihre rechts. 
rheiniſche Heimat, das Hamaland zwiſchen Jjſſel und Lippe, zurückkehrten, Frieden. 


Während des Spätſommers 358 und des folgenden Jahres brachte Julian, wobei er 
das Alamannenland bis zum ehemaligen römiſchen Grenzwall durchzog, ſämtliche 
Gaukönige der Alamannen zum Friedensſchluß. Dann überſchritt er ſüdlich von 
Kanten den Niederrhein, griff die chattwariſchen Franken in ihrem Lande an und 
zwang auch fie zur Einſtellung des Krieges. Aber von 365 bis 369 waren die Ala⸗ 
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mannen wieder im Kampf mit den Römern, weil zu Jahresbeginn ſtatt der vertrag⸗ 
lich feſtgeſetzten „Geſchenke“ den Geſandten wertloſe Dinge angeboten wurden. 


Einen Sieg der Römer im Jahre 368 hat der Dichter Auſonius verherrlicht und 
dabei als erſter, deſſen Worte erhalten ſind, die Alamannen Sweben genannt. Zwar 
gehörten die Stämme, die ſich um 200 zum Alamannenvolk zuſammengeſchloſſen 
hatten, zur Gruppe der Sweben, heißen aber von 213 bis 368 in keiner Quelle ſo. 
Im rechtsrheiniſchen Land ſüdlich des Mains lebten ſeit 29 vor unſerer Zeit. 
rechnung Sweben, und dort hatte Kaiſer Trajan die Volksgemeinde der Neckar- 
ſweben eingerichtet; offenbar haben die linksrheiniſchen Anwohner den gewohnten 
Namen Sweben für ihre Oſtnachbarn beibehalten, auch als das Land alamanniſch 
geworden war. Auſonius, der aus Bordeaux ſtammte und in Trier lebte, iſt dieſem 
Sprachgebrauch gefolgt. Seitdem haben jahrhundertelang die Namen Alamannen 
und Sweben, ſpäter Schwaben, dasſelbe bedeutet. 

Die Kämpfe der Alamannen gegen die Römer in der Zeit nach 350, die von Ammianus 
Marcellinus ausführlich und glaubwürdig geſchildert find, bilden neben den Kriegs- 
zügen von 259 bis 282 die Heldenzeit des Alamannenſtammes und verdienen in 
Südweſtdeutſchland eingehende Aufmerkſamkeit. Für Deutſchland insgeſamt iſt die 
Zeit von 350 bis 370 dadurch bedeutend, daß im Südweſten das Land zwiſchen der 
oberen Donau und dem Bodenſee, im Nordweſten das heutige Flandern germaniſcher 
Volksboden geworden ſind. 


I. Deutfchland während der 
Dölkerwanderungszeit und Merowingerzeit 


1. Der Hunneneinfall und feine Wirkungen 


Vom Beginn der urgermanifhen Zeit um 1800 vor unſerer Zeitrechnung bis zum 
Jahre 375 hat ſich der germaniſche Volksboden immer mehr vergrößert; mit Aus- 
nahme des Abergangs der weſtlichſten Belgier zum Keltentum iſt kein germaniſch 
gewordener Boden, auch wenn er ſtaatlich unter die Herrſchaft der Römer kam, dem 
Volkstum verlorengegangen. Das Jahr 375 war ein Wendepunkt; mit ihm be⸗ 
gannen rund vierhundert Jahre, in denen ſich der germaniſche Volksboden zwar an 
manchen Stellen noch vergrößert, an andern aber in viel ſtärkerem Maße ver- 
kleinert hat. 

Den Anlaß zu dieſem Amſchwung brachte das aſiatiſche Steppenreitervolk der 
Hunnen. Am 370 überſchritten ſie, zuſammen mit dem von ihnen mitgeriſſenen 
Kaukaſusvolk der Alanen, in Südrußland den Donz den ſchnellbeweglichen Reitern 
konnten die langſameren germaniſchen Bauern nicht widerſtehen. Nach mehrjährigen 
Kämpfen kam der größte Teil der Oſtgoten unter die Oberhoheit der Hunnen- 
herrſcher; die Weſtgoten und ein kleiner Teil der Oſtgoten überſchritten 375 die 
untere Donau und wurden nach ſiebenjährigen Kämpfen als „Verbündete“ des 
Römerreichs im heutigen Bulgarien angeſiedelt. 383 erſchien zuerſt eine Schar von 
Hunnen und Alanen in Mitteleuropa, vom weſtrömiſchen Kaiſer gegen die nach 
Rätien eingefallenen Juthungen gerufen; ſie verwüſteten auch alamanniſche 
Landſtriche. 


Die Hunnen haben alle oſtgermaniſchen und mehrere nichtgermaniſche Völker in Be⸗ 
wegung gebracht und die zahlreichſten und tiefgreifendſten Völkerwanderungen ver- 
urſacht, die Europa in der durch ſchriftliche Nachrichten bekannten Zeit erlebt hat. 
Obwohl heute die Bodenfunde ebenſo große oder noch größere Völkerwanderungen 
in vorgeſchichtlichen Zeiten erwieſen haben, ſo daß die Zeit nach 375 nicht allein auf 
den Namen „Völkerwanderungszeit“ Anſpruch machen kann, ſei dieſer eingebürgerte 
Ausdruck hier doch beibehalten. Man denke aber daran, daß er ſich nur auf die 
frühgeſchichtlichen Zeiten bezieht. 
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Am Rhein merkte man von der Hunnengefahr noch nichts. Etwa 385 wurde König 
Makrian, der die nördlichſten Alamannengaue am unteren Main beherrſchte, vom 
Frankenkönig Mallobaud befiegt und getötet; ſeitdem gehörten Makrians Ala⸗ 
mannen zu Mallobauds Reich und wurden allmählich Franken genannt. Im Winter 
von 391 auf 392 überſchritt zum letzten Male ein Römerheer den Niederrhein und 
verwüſtete die Wohnſitze der brukteriſchen und chamawiſchen Franken, während die 
vom Strom entfernteren Chattwaren und die mit ihnen unter demſelben König 
ſtehenden Ampfiwaren die Feinde nur von fern beobachteten. 


Dann kam der Amſchwung: Im Februar 395 reiſte, wie Claudius Claudianus 
ſchildert, der Wandale Stilicho, der Vormund und Reichsverweſer des unmündigen 
weſtrömiſchen Kaiſers Honorius, an den Rhein und ſchloß mit den Alamannen und 
Franken Bündniſſe. Nur der Zwang, alle Kräfte der Verteidigung gegen die 
nomadiſchen Hunnen und Alanen bereit zu halten, kann die Alamannen und Franken 
dazu bewogen haben; denn das ſelbſt ſchwer bedrohte Römerreich war für ſie jetzt 
viel weniger gefährlich als die räuberiſchen ſchnellen Reitervölker. 


Nach Italien drangen im Herbſt 401 die Weſtgoten unter dem König Alarich, 
Ende 405 eine ſehr große Menge von Oſtgermanen verſchiedener Stämme, die ver- 
mutlich den Hunnen auswichen, unter dem Oſtgoten Radagais ein; mit großer Mühe 
befiegte Stilicho beide Feinde. Aber gegen Radagais mußte er die am Rhein 
ſtehenden römiſchen Truppen nach Italien ziehen; er tat es, weil die Alamannen 
und Franken durch Verträge verbunden waren. Den Abzug der Truppen benutzten 
die Alanen und begannen am 31. Dezember 406, bei Mainz über den Rhein nach 
Gallien einzudringen. Ihnen folgten, wahrſcheinlich ebenfalls den Hunnen ent- 
fliehend, 407 die asdingiſchen Wandalen aus dem heutigen Angarn. Die Franken 
bekämpften ſie, dem mit Stilicho geſchloſſenen Vertrage treu, und vernichteten viele, 
darunter den König Godegiſel; aber der Alanenkönig Reſpendial kehrte vom Rhein 
her zurück und half den Wandalen, jo daß auch fie nach Gallien einwandern 
konnten. Anter hunniſcher Oberhoheit beſiegte, wie Jordanes ſchreibt, der Oftgoten- 
könig Hunimund die Sweben, offenbar die an der Donau lebenden; Teile von ihnen, 
ferner ein Teil der ſilingiſchen Wandalen aus Schleſien und die am oberen Main 
lebenden Burgunder zogen ebenfalls nach Gallien. Mainz wurde eingenommen, 
Worms durch lange Belagerung vernichtet; viele Orte Nordfrankreichs wurden von 
Feinden beſetzt. | 


Dem Stilicho warf man vor, die Stämme zur Einwanderung nach Gallien aufge- 
fordert zu haben; im Auguſt 408 wurde er ermordet. Dadurch erloſchen die Bündnis- 
verträge der Alamannen und Franken; nun beſetzten auch ſie linksrheiniſche Land⸗ 
ſtriche. 409 waren, wie Hieronymus geſchrieben hat, Speier und Straßburg in ger- 
maniſchem Beſitz; vor 413 beſetzten Franken die Stadt Trier. Mit den Alamannen 
und den Burgundern ſchloß der Gallien beherrſchende Gegenkaiſer Conſtantin Ver 
träge; dieſe beiden Völker blieben im Beſitz ihrer linksrheiniſchen Eroberungen. 


409 wanderten die Sweben, Wandalen und ein Teil der Alanen nach Spanien 
weiter; 410 eroberte der Weſtgotenkönig Alarich die ſeit 800 Jahren von keinem 
Feinde betretene Stadt Rom. Zwei Jahre ſpäter ſiedelten die Weſtgoten in Süd⸗ 
frankreich; 413 ſchloß der römiſche Feldherr Conſtantius mit den Burgundern, drei 
Jahre ſpäter mit den Weſtgoten Bündnisverträge. Von 418 ab war das weſt⸗ 
römiſche Reich der Form nach wiederhergeſtellt. 


Aber in Wahrheit war der Einbruch der Alanen und der ihnen folgenden Germanen 
völker nach Gallien ſein Todesſtoß. Die Eingedrungenen, zu denen dann noch die 
Weſtgoten kamen, blieben als eigene, ſich nicht als Römer fühlende Volkskörper im 
Reich; aus dem bisher feſtgefügten Einheitsſtaat war ein zerbrechliches Gebilde ge⸗ 
worden. Den Oſtgermanen hat der Hunneneinfall die Heimat geraubt und ſie in 
Länder getrieben, in denen ſie innerhalb von zahlenmäßig überlegenen Bevölkerungen 
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früher oder ſpäter ihr Volkstum verlieren mußten; die Weſtgermanen, die Vor⸗ 
fahren der Deutſchen, hat er von dem ſeit 460 Jahren benachbarten übermächtigen 
Großſtaat befreit. 


2. Bölkerbewegungen in Mitteleuropa während des fünften Jahrhunderts 


Am 400 hat Vegetius Renatus zuerft das neue Volk der Thüringer erwähnt; ihre 
Keimzelle war vielleicht die von Claudius Ptolemäus genannte Landſchaft Teu⸗ 
riochaim im heutigen Vogtland. Im 18. Jahrhundert, als die Lautverſchiebungs⸗ 
geſetze noch nicht bekannt waren, entſtand die Meinung, die Thüringer ſeien die 
Nachkommen der Hermunduren. Das iſt unmöglich. Niemals konnte ein d des 1. 
und 2. Jahrhunderts zu einem th des 5. bis 10. Jahrhunderts werden; die Hermun⸗ 
duren ſind von ſämtlichen alten Schriftzeugniſſen nur einesteils an der oberen Elbe 
in der Nachbarſchaft der Quaden und andernteils in Südweſtdeutſchland nördlich 
von Augsburg erwähnt, aber nie in Thüringen. 


Der römiſche Feldherr Aetius nahm 428 den Franken das beſetzte linksrheiniſche 
Land wieder ab; zwei Jahre ſpäter befiegte er die Juthungen, die hierbei zum letzten 
mal genannt find. 437 überfiel im Auftrag des Aetius eine Hunnenſchar die Bur⸗ 
gunder und tötete viele von ihnen, darunter den König Gundihar; ſechs Jahre 
ſpäter ſiedelte Aetius die übriggebliebenen Burgunder in Savoyen und der heutigen 
Weſtſchweiz an. 


In Britannien, das ſeit 407 von den Römern verlaſſen war, rief ein keltiſcher Gau- 
könig entweder 428, 446 oder 449 eine Schar von Jüten zu Hilfe und überließ ihnen 
die Landſchaft Kent. Während der nächſten hundert Jahre beſiedelten Sachſen die 
ſüdlichen Teile, Angeln die nördlichen Landſchaften Englands. Ihre Heimat Angeln 
in Holſtein war noch im 8. Jahrhundert faſt menſchenleer. Aus dieſen Einwanderern 
iſt das ſpätere angelſächſiſche und heutige engliſche Volk zuſammengewachſen. 


Im rechtsrheiniſchen Frankenland ſtritten ſich, wie Priscus überliefert, 450 zwei 
Brüder um die Königswürde; der eine rief den Aetius zu Hilfe, der andere den 
Hunnenkönig Attila, der eine gewaltige Herrſchaft mit dem Mittelpunkt an der 
Theiß aufgerichtet hatte. Dieſer Ruf und einige andere Gründe veranlaßten Attila, 
im nächſten Jahre mit einem gewaltigen Heer nach Gallien zu ziehen. In dieſem 
waren, wie Sidonius Apollinaris ſchreibt, außer mehreren nichtgermaniſchen 
Völkern die oſtgermaniſchen Gepiden, Skiren, Rugier und zum Teil die Burgunder, 
die weſtgermaniſchen Thüringer und endlich die „brukteriſchen Franken, die auch der 
Neckar mit ſchilfreicher Welle beſpült“. Dieſe Worte und der Kampf der Franken 
407 gegen die Wandalen am Main zeigen, daß, wahrſcheinlich ſeit Mallobauds Sieg 
über Makrian, der untere Neckar die Südgrenze der brukteriſchen Franken bildete. 


Dem Heere Attilas trat Aetius mit römiſchen Truppen und den verbündeten Weſt. 
goten, Alanen und ſaliſchen Franken entgegen. Bei Catalaunum, Chalons an der 
Marne, tobte 451 eine gewaltige Schlacht. Attila zog ſich in feine Länder zurück; 
Aetius folgte bis in die Gegend von Tongern, konnte aber Galliens Nordoſtecke 
nicht wiedergewinnen. Das Land zwiſchen Schelde, Maas und dem „Kohlenwald“ 
ſüdlich von Brüſſel hieß bis ins 7. Jahrhundert hinein Thuringia; das Land 
zwiſchen der unteren Maas und dem Rhein bildete den Gau Hattuarias. Teile der 
Thüringer und der chattwariſchen Franken, in denen die chamawiſchen aufgegangen 
waren, haben alſo weſtlich vom Niederrhein neues Siedelland gewonnen. 


453 ſtarb Attila. Seine Söhne verſtanden es nicht, die Anhänglichkeit der unter⸗ 
tänigen Germanenſtämme zu erhalten; ſchon im nächſten Jahre rief der Gepiden⸗ 
könig Ardarich zum Freiheitskampf auf, die Hunnen wurden beſiegt, Attilas älteſter 
Sohn fiel. Die Germanenkönige und ihre Kriegerſcharen hatte Attila in der Nähe 
ſeines Königsſitzes an der Theiß gehalten; nun teilten ſie das Land ſüdlich der 
Karpathen und Sudeten unter ſich auf. Die Gepiden nahmen Siebenbürgen und 
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Oſtungarn, die Oſtgoten Pannonien; die in der Slowakei lebenden weſtgermaniſchen 
Nachkommen der Quaden wurden unter dem Namen Schwaben ſelbſtändig; Mähren 
und das nördliche Niederöſterreich beſetzte der Oſtteil der Rugier, in Südböhmen 
und dem nördlichen Oberöſterreich errichteten über weſtgermaniſchen Einwohnern 
die oſtgermaniſchen Heruler ein Königreich. Die alten Volksnamen Quaden, Mar⸗ 
komannen und Juthungen verſchwanden. 


Vor dem Hunneneinbruch hatten die Heruler am Schwarzen Meer, die Oſtgoten 
zwiſchen Don und Weichſel, die Gepiden im heutigen Polen, die öſtlichen Rugier in 
Oſtpommern gewohnt. Jetzt aber richteten ſie ihre Reiche auf der Südſeite der 
Karpaten und Sudeten ein und zogen ihre Volksgenoſſen, ſoweit ſie nicht ſchon 
unter der Hunnenherrſchaft dorthin gekommen waren, nach. Nur zwei germaniſche 
Reſtvölkchen blieben. Auf der Halbinſel Krim erhielten ſich die „Krimgoten“ bis 
1475, ihre Sprache ſogar bis nach 1550. An der Weichſelmündung wohnten, wie 
Jordanes 551 ſchrieb, die aus mehreren Völkern zuſammengeſchmolzenen Widi⸗ 
waren; noch im 9. Jahrhundert hieß, wie der Angelſachſe Wulfſtan berichtet hat, 
das Land dort Witland. Die Flußnamen Weichſel und Elbing ſind germaniſch und 
nie durch fremdſprachlichen Mund gegangen; germaniſche Bodenfunde reichen an 
der Weichſelmündung von der Gotenzeit bis in die Wikingerzeit. Aber ſonſt er⸗ 
loſch in dem weiten Raum zwiſchen dem Don, den Karpathen und der Oder das 
Germanentum. Zwar betraf dies nicht die weſtgermaniſchen Vorfahren der 
Deutſchen, ſondern die Oſtgermanen; dennoch war dieſer große Raumverluſt eine 
ſehr unheilvolle Wirkung der Hunnenherrſchaft. 


Eine andere hat dieſe in der deutſchen Geiſtesgeſchichte hinterlaſſen. König Attila 
ſtarb in der Brautnacht mit einer Burgunderin Hildiko an einem Blutſturz. Dieſer 
ſchnelle Tod des gefürchteten Herrſchers erſchien ſo ſeltſam, daß ſich die Meinung 
bildete, Hildifo ſei eine Schweſter des vor ſechzehn Jahren erſchlagenen Burgunder⸗ 
königs Gundihar geweſen und habe aus Blutrachepflicht den Attila ermordet. Jahr- 
hundertelang wurden Lieder davon geſungen; auch der bald erfolgte Tod von 
Attilas Söhnen wurde in die Sage einbezogen. So iſt der Hunnenkönig Attila eine 
Hauptgeſtalt der altnordiſchen und, mit der ſpäteren Namensform Etzel, der deut⸗ 
ſchen Nibelungenſage geworden. 


3. Das Ende des weſtrömiſchen Reichs 


Am 21. September 454 wurde der Römerfeldherr Aetius, am 16. März 455 Kaiſer 
Valentinian III., am 31. Mai desſelben Jahres Kaiſer Petronius Maximus 'er- 
mordet. Während der nur zweieinhalb Monate dauernden Zeit dieſes Kaiſers be⸗ 
ſetzten, wie Sidonius Apollinaris am 1. Januar 456 in einem Gedicht geſagt hat, 
Sachſen die Nordküſte Galliens, Franken das obere Germanien ſowie das weſtliche 
Belgien und Alamannen linksrheiniſche Landſtriche. 457 wurden neunhundert Ala- 
mannen bei Bellinzona am Teſſin beſiegt; das Flußgebiet der Reuß, das damals 
verwaltungsmäßig zu Gallien gehörte, iſt alſo zwiſchen 455 und 457 alamanniſchor 
Boden geworden. 


Von den folgenden, raſch wechſelnden weſtrömiſchen Kaiſern fand keiner allgemeine 
Anerkennung; das Reich löſte ſich allmählich auf. Zwiſchen 457 und 459 eroberten 
Franken Köln; der Statthalter Agidius mußte fliehen. Die Stadt wurde nicht zer. 
ſtört, ſondern ihre Bewohner kamen, wie Salvianus ſchildert, unter die Herrſchaft 
der Franken; ſpäter war Köln ein Königsſitz. Als Agidius 464 ſtarb und die Statt- 
halterwürde ſeinem Sohne Syagrius vererbte, erkannten die ſaliſchen Franken dieſen 
nicht als Oberherrn an, ſondern Chlojo, der König des Oſtteils, beſetzte Cambrai, 
und die weſtlichen Salier wählten den von Agidius früher vertriebenen Childerich, 
Merowehs Sohn, zum unabhängigen König. Dieſer brachte Paris und um 469 
Orleans in ſeinen Befitz. Die nordgalliſchen Sachſen breiteten ſich bis an die Loire 
aus; das Land ſüdlich davon beſetzten die Weſtgoten, Südoſtgallien die Burgunder. 
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In Italien, zu dem damals verwaltungsmäßig auch Rätien und Norikum gehörten, 
errichtete 457 der Feldherr Rikimer, ein Germane, eine kraftvolle Herrſchaft. Aber 
nach ſeinem Tod im Auguſt 472 hatte das Land in jedem Jahr einen anderen Kaiſer 
und war ſtaatlich ganz zerrüttet; nun wurde auch, wie Eugippius anſchaulich ge⸗ 
ſchildert hat, die Ebene öſtlich der Iller alamanniſcher Boden. Der König Gibuld 
beherrſchte das heutige Niederbayern; Paſſau wurde von Thüringern eingenommen, 
die Römerftadt Joviacum ſtromabwärts davon plötzlich von Herulern überfallen und 
ſogar Tiburnia beim heutigen Spittal an der Drau von Alamannen bedroht. Am 
476 nahm der in Niederöſterreich herrſchende Rugierkönig Feletheu die Römer auf, 
damit ſie nicht unter die Herrſchaft der Alamannen und Thüringer kämen; die Enns 
wurde Oſtgrenze des Alamannenlandes. Im Weſten drangen Alamannen zwiſchen 
dem Wasgenwald und dem Schweizer Jura bis in die Gegend von Troyes vor. 


Am 23. Auguſt 476 ſetzte der Oſtgermane Odowakar den letzten weſtrömiſchen Kaiſer 
ab und machte ſich, indem er der Form nach den oſtrömiſchen Kaiſer als Reichsober⸗ 
haupt anerkannte, zum Herrſcher Italiens. Zuſammen mit dem Burgunderkönig be— 
ſiegte er die Alamannen; zwiſchen ihnen und den Romanen bildete ſich eine neue 
Volksgrenze, die man an der Häufigkeit der noch beſtehenden Ortsnamen romaniſchen 
Arſprungs erkennt. Graubünden, die Südoſtecke von St. Gallen, das ſüdliche Vorarl⸗ 
berg, das Inntal oberhalb der Zillermündung, die Gegend von Partenkirchen und 
alles Land ſüdlich der Tauern blieben römiſch; alles nördlichere Land wurde von den 
Romanen geräumt und von alamanniſchen Bauernſippen beſiedelt. 


481 ſtarb Childerich, der König der weſtlichen Salier; ſein erſt fünfzehnjähriger Sohn 
Chlodowech (Chlodwig) wurde Nachfolger. Fünf Jahre ſpäter beſiegte er zuſammen 
mit ſeinem Vetter Ragnachar von Cambrai den römiſchen Statthalter Syagrius, 
nahm ihm das Leben und verleibte den letzten Teil des weſtrömiſchen Reichs ſeinem 
Königreich ein. 487 zog Odowakar ins Land der Rugier, beſiegte ſie und führte die 
meiſten gefangen nach Italien; der Reſt floh zum Oſtgotenkönig Theoderich. Dieſen 
bewog der oſtrömiſche Kaiſer Zeno, mit ſeinem Volk nach Italien zu ziehen, dem 
Odowakar die Herrſchaft zu entreißen, ſein Volk dort anzuſiedeln und über die 
Römer als Statthalter des Kaiſers zu herrſchen. Theoderich überſchritt Auguſt 489 
den Iſonzo, ſiegte in mehreren Schlachten und tötete im Frühjahr 493 in Ravenna 
den Odowakar mit eigener Hand. 


In früheren Geſchichtswerken und im Ausland noch heute kann man leſen, die Ger— 
manen hätten das römiſche Reich zerſtört und dadurch große Kulturwerte vernichtet. 
Das iſt ein Irrtum. Raſſiſch erſchlaffte das Römertum ſchon um Beginn unſerer 
Zeitrechnung, ſoziale Schäden wurden ſeit 193 immer ſtärker, die Schöpferkraft der 
Kultur erloſch lange vor dem Ende des Staates. Die durch die Hunnen und Alanen 
veranlaßten Züge der Oſtgermanen gaben nur einem innerlich längſt morſchen Ge- 
bilde den äußeren Stoß zum Zuſammenſturz; die weſtgermaniſchen Vorfahren der 
Deutſchen waren daran nicht beteiligt, ſondern haben nur in den letzten zwanzig 
Jahren der Auflöſung einige Landſtücke in Beſitz genommen. 


Was hat die über fünfhundertjährige Herrſchaft der Römer am Rhein unferen Vor- 
fahren gegeben? Das läßt ſich aus manchen Schriftzeugniſſen und aus den Lehn— 
wörtern lateiniſchen Arſprungs, die in die deutſche Sprache eingegangen find, feſt⸗ 
ſtellen. Fünf Gebiete find es in der Hauptſache: der Steinhausbau mit der Innen- 
ausſtattung des ſteinernen, heute ſtädtiſchen Hauſes, der Weinbau, die Glasmacherei, 
die Namen der ſieben Wochentage und größtenteils der Gartenbau mit den meiſten 
Obſtarten, Gemüfe- und Heilpflanzen. Die Form der Lehnwörter zeigt, daß ſaſt alles 
links vom Niederrhein und nur ganz wenig in Süddeutſchland übernommen wurde; 
Bodenfunde beweiſen, daß die den Römern untertänigen linksrheiniſchen Germanen 
jahrhundertelang vor dem Ende des Reichs dieſe Tätigkeiten betrieben haben. In 
dieſen fünf Sachgebieten ſoll auch die deutſchbewußte Auffaſſung die Entlehnung aus 
dem Süden zugeben. Dagegen iſt ſcharf zu betonen, daß der ſeit der Jungſteinzeit in 
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Deutſchland betriebene Ackerbau, das Bauerntum, der Holzhausbau, Religion, Recht, 
Sitte, Dichtung, Himmelskunde und Zeitrechnung der Germanen keine oder nur ſehr 
wenige Entlehnungen römiſcher Herkunft aus der Zeit vor 500 aufweiſen und als 
Geſamterſcheinungen einheimiſche ſelbſtgewachſene Kulturgüter find. Das iſt die ſach⸗ 
lich richtige und mit der Ehre unſerer Vorfahren verträgliche Auffaſſung. 


4. Chlodowech, der Begründer des Merowingerreiches 


Nachdem Chlodowech, der König der weſtlichen ſaliſchen Franken, den Reſt des 
Römerreihg in Nordgallien in feinen Beſitz gebracht hatte, baute er zielbewußt 
einen großen Staat auf. 491 unterwarf er ſich den weſtlich der Maas wohnenden 
Teil der Thüringer, wenige Jahre ſpäter die in Nordgallien angeſiedelten Sachſen. 
Am 493 verheiratete er ſeine Schweſter Audefled dem Oſtgotenkönig Theoderich in 
Italien; er ſelbſt vermählte ſich mit der burgundiſchen Königstochter Chrodechild. 
Dieſe Heirat wurde von weltgeſchichtlicher Bedeutung, denn Chrodechild war eine 
eifrige Katholikin und erreichte nach mehrjährigen Mühen im Jahre 496, daß ihr 
Gatte mit zwei Schweſtern und rund 3000 Gefolgsleuten zum katholiſchen Chriſten⸗ 
tum übertrat. Seine Lebensweiſe und Sittenanſchauungen änderte Clodowech dabei 
nicht; aber nun galt er bei allen Romanen in Gallien als ein rechtmäßiger Herrſcher 
im Gegenſatz zu den Königen der Burgunder und der Weſtgoten, die einer andern 
Form des Chriſtentums, der arianiſchen, anhingen. 


Im Jahre 500 kämpfte Chlodowech mit den Burgundern; damals war er, wie Nicetius 
von Trier überliefert, ſchon Chriſt. In einer großen Schlacht, die nach der Schilde— 
rung des Jonas von Bobbio am linken Afer des Oberrheins ſtattfand, beſiegte er die 
Alamannen; deren König fiel. Der Oſtgotenkönig ſchrieb durch ſeinen Staatskanzler 
Caſſiodor dem Schwager, er möge gegen die Alamannen milde ſein und die in 
Theoderichs Schutz flüchtenden Teile unbehelligt laſſen; Chlodowech gab nach, die 
weſtlichen Alamannen wurden ihm, die öſtlichen dem Theoderich untertan. Caffiodors 
Brief iſt nach 501 geſchrieben; Ennodius erwähnt das Ende des alamanniſchen 
Königtums unmittelbar nach einem Ereignis aus dem Jahre 505. In der fränkiſchen 
Geſchichte des Biſchofs Gregor von Tours, die um 575 begonnen wurde, findet ſich 
zuerſt die Sage, Chlodowech habe während der Alamannenſchlacht gelobt, Chriſt zu 
werden, wenn ſein Heer ſiege. Aber das iſt, wie die Forſchung während der letzten 
Jahrzehnte erkannt hat, ein Irrtum; der Alamannenſieg geſchah 505 oder 506 und 
hat mit der 496 geſchehenen Taufe Chlodowechs in Wahrheit nichts zu tun. 


Der Oſtgotenkönig Theoderich knüpfte nicht nur Beziehungen zu Chlodowech, ſondern 
auch zu andern Germanenkönigen. Hermenfrid, dem Sohne des Thüringerkönigs 
Biſin, vermählte er feine Nichte Amalaberga; den Herulerkönig Rodulf machte er zu 
ſeinem „Waffenſohn“; der König der Warnen ſandte ihm außergewöhnlich gute 
Schwerter, für welche Caſſiodor im Namen des Königs dankte. Sogar die nicht. 
germaniſchen Aiſten im heutigen Oſtpreußen ſchickten an Theoderich eine 
Geſandtſchaft. 

Anter der Oberhoheit der Heruler ſtanden die Langobarden, die ſeit der zweiten 
Hälfte des 5. Jahrhunderts in Nordböhmen lebten und, nachdem Odowaker 487 das 
Rugierreich vernichtet hatte, auch das verlaſſene „Rugiland“, Mähren und Nord- 
Niederöſterreich, beſiedelt hatten. Am 505 beſiegten ſie die, Heruler völlig; König 
Rodulf fiel. Die bald darauf verfaßte „Fränkiſche Völkertafel“ nennt die Heruler 
nicht mehr, dagegen als erſtes Schriftzeugnis das neue Volk der Bajowaren; dieſer 
Name war bisher ein Gauname und bedeutete „Bewohner des Bojoheims“, Süd. 
böhmens. Die Schreibweiſe Bajuwaren taucht erſt ſpät auf und iſt ſprachlich unmög⸗ 
lich. Durch die Vernichtung der Herulerherrſchaft wurden auch die Bajowaren frei 
und ein ſelbſtändiges Volk. 

Ein Teil der übriggebliebenen Heruler wurde 512 vom oſtrömiſchen Kaiſer auf 
genommen und bildete ſeitdem eine Kriegerſchar in ſeinem Dienſt; der andere Teil 
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wanderte in die alte Herulerheimat in Südſchweden zurück. Sie zogen, wie Prokopios 
ſchreibt, „durch zahlreiche Volksgebiete der Slawen, durchwanderten danach viel 
menſchenleeres Land und gelangten zu den Warnen; dann durchzogen fie die 
Stammesgebiete der Dänen“. 


Hier find zum erſtenmal die Slawen als, allerdings noch nicht unmittelbar an- 
grenzende, Oſtnachbarn der Germanen genannt. Für die Zeit zwiſchen 530 und 540 
hat Prokopios mehrmals ſie und die Warnen als Nordnachbarn der Langobarden 
erwähnt. Jordanes ſchrieb 551, daß nördlich der Karpaten „von der Weichſelquelle 
ab durch unermeßliche Räume der volkreiche Stamm der Weneden ſiedelte“; ſie 
waren damals ein Teil der Slawen. Claudius Ptolemäus hat um 150 die Wohn⸗ 
fie der Weneden zwiſchen das Friſche Haff, den „Wenediſchen Meerbuſen“, und die 
maſuriſchen Höhen, die „Wenediſchen Berge“, gelegt; nach den Bodenfunden haben 
damals ſicher dort keine Slawen gelebt, ſondern deren Arheimat lag an den großen 
Sümpfen des Pripjetfluſſes. Während der Hunnenherrſchaft find zwiſchen Don und 
Oder die Völker durcheinander gewirbelt worden; ſchließlich ſetzte ſich in dieſem 
Raum die altſlawiſche Sprache durch, auch bei den früher andersſprechenden 
Weneden. Die Germanen behielten, ebenſo wie fie einſt den Namen Volken⸗Walchen 
auf alle Kelten und ſpäter alle Romanen ausgedehnt hatten, den Volksnamen 
Weneden trotz deren Sprachwechſel bei und machten ihn in den Formen Wenden oder 
Winden zur Geſamtbezeichnung aller Slawen. 


507 befiegte Chlodowech die Weſtgoten und nahm ihnen große Teile Südweſtfrank. 
reichs ab; dabei half ihm Chloderich, der Sohn des in Köln herrſchenden Königs 
Sigebert, der früher einmal gegen die Alamannen bei Zülpich gekämpft hatte. Kurz 
nach dem Weſtgotenſieg ſtiftete Chlodowech den Chloderich an, ſeinen Vater ermorden 
zu laſſen; nachdem dies im Bokonia Wald geſchehen war, ließ er den untreuen Sohn 
durch Abgeſandte töten, eilte in ſein Land und wurde auch dort zum König gewählt. 
Dann nahm er mit Liſt den Frankenkönig Chararich und deſſen Sohn geſangen, ließ 
fie töten und ſetzte ſich an Chararichs Stelle; hierbei kann es ſich nur um die chatt⸗ 
wariſchen Franken gehandelt haben. Schließlich beſeitigte Chlodowech durch Verrat 
ſeinen Vetter Ragnachar von Cambrai ſowie deſſen Brüder und gewann den Oſtteil 
der ſaliſchen Franken als Antertanen. Nach 507 erließ er das in lateiniſcher Sprache 
verfaßte Geſetzbuch der Salier, die Lex Salica. Im Jahre 511 ſtarb er. 


Den Römer Syagrius, die Thüringer an der Maas, die nordgalliſchen Sachſen, die 
Alamannen und die Weſtgoten hat Chlodowech beſiegt, als er von den Franken nur 
über den Weſtteil der Salier gebot; die übrigen Franken wurden erſt ganz zuletzt 
ſeine Antertanen. Heute bezeichnet der Name Franken nur noch einen einzigen der 
deutſchen Stämme; deshalb erzeugt die Benennung „Frankenreich“ jetzt das falſche 
Bild, das „fränkiſche Volk“ habe ſein Siedelland erweitert und die andern Stämme 
unterworfen. Das war nicht der Fall, ſondern der eine Mann Chlodowech hat ſich 
an die Stelle anderer Herrſcher geſetzt und ein neues Großreich begründet. Fremde 
Sippen, die den Titel König führten, rotteten er und ſpäter feine Nachkommen reft- 
los aus; über 250 Jahre lang ſtand im Bewußtſein der im heutigen Deutſchland und 
Frankreich lebenden Menſchen ganz feſt, niemand außer einem Merowinger, wie 
Chlodowechs Sippe nach ſeinem Ahnen Merowech hieß, dürfe den Titel König 
führen. Der heute richtigſte Name für den von Chlodowech geſchaffenen Staat iſt 
„Merowingerreich“. 


Seit langem nennt man den Zeitabſchnitt, in dem die Merowinger herrſchten, die 
„Merowingerzeit“. Der Name iſt gut, denn die Merowingerſippe beſtimmte damals 
tatſächlich die Geſchicke Deutſchlands und Frankreichs. Zum Teil überſchneidet ſich die 
Merowingerzeit mit der Völkerwanderungszeit, die man herkömmlich mit dem 
Jahre 568 enden läßt. Aber zwiſchen 500 und 568 ſind nur zwei Germanenvölker, 
die Heruler und die Langobarden, als Ganze gewandert, und die Arſachen dazu 
waren andere als in der Hunnenzeit. Am beſten läßt man mit der Einwanderung 
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der Oſtgoten nach Italien im Jahre 489 die Völkerwanderungszeit enden und, weil 
kurz vorher durch den Tod des Syagrius das letzte Stück des weſtrömiſchen Reichs 
verſchwand, die Merowingerzeit beginnen. 


5. Theuderich und Theudebert I., die Schöpfer des Grofreichs Auftrafien 


Chlodowechs Reich wurde 511 nach merowingiſchem Sippenrecht unter feine vier 
Söhne geteilt; Theuderich, der älteſte, erhielt die Landſchaften am Rhein und einen 
Teil Oſtfrankreichs. Als Königsfitz erwählte er ſich die Stadt Metz. In dem 
Namensteil Theude- iſt eu nicht wie oi, ſondern etwa wie in dem Worte 
„beurteilen“ auszuſprechen. Die alten Stammesnamen Salier, Chattwaren und 
Brukterer blieben nur noch als Bezeichnungen der kleinen Arſprungsgaue erhalten; 
Theuderichs Teilreich hieß Auſtrafien (Oftland), das übrige Merowingerreich 
Neuſtrien (Weſtland). 


Auch das Thüringerreich wurde nach König Bifins Tod unter feine drei Söhne 
geteilt; einer davon, Bertachar, ſtarb früh. Herminfrid befiegte, von feiner Gattin 
Amalaberga angeſtiftet, mit Hilfe Theuderichs von Auſtraſien ſeinen Bruder 
Baderich und ließ ihn töten, verweigerte aber dem Theuderich den verſprochenen 
Anteil von Baderichs Land. 531 fiel dieſer zuſammen mit feinem Bruder 
Chlothachar I. von Neuftrien ins Thüringerland ein; nach zwei Niederlagen wich 
Herminfrid nach Burgſcheidungen an der Anſtrut zurück, Chlothachars Heer zog mit 
vieler Beute heim. Im nächſten Frühjahr rief Theuderich die Sachſen zu Hilfe; dieſe 
erſtürmten im Herbſt 532 Burgſcheidungen und erhielten als Lohn das Land nördlich 
der Anſtrut und weſtlich der unteren Saale zum Siedeln. 


Mit ſeinem neuen Oſtnachbar, dem Langobardenkönig Wako, verband ſich Theuderich 
fofort, indem er ſeinen Sohn Theudebert mit deſſen Tochter Wiſigard verlobte. 
Wako hatte ſeinen Königsſitz in Nordböhmen errichtet und die Donauſchwaben in 
der heutigen Slowakei unterworfen; fie verſchmolzen allmählich mit den Lango- 
barden. Herminfrid war aus Burgſcheidungen entkommen; Theuderich lud ihn zu 
Verhandlungen nach Zülpich ein, ließ ihn aber hinterliſtig von der Stadtmauer 
herabſtürzen. Kurz danach ſtarb er 533 ſelbſt an einer Krankheit. 


532 bis 534 vernichteten die in Neuſtrien herrſchenden Merowinger das Königshaus 
der Burgunder und unterwarfen ſich deren Reich in Südoſtfrankreich. 535 griff der 
byzantiniſche Kaiſer Juſtinian die Oſtgoten in Italien an. Am ſich den Rücken zu 
decken, traten dieſe im Januar 537 den Merowingern alle Landſchaften jenſeits der 
Alpen ab; den vor rund 30 Jahren unter oſtgotiſchen Schutz gekommenen Teil der 
Alamannen erhielt Theudebert I. von Auſtraſien. Als die Byzantiner die Goten 
faſt vernichteten, zog er 539 mit einem großen Heer nach Norditalien; obwohl er es 
bald wieder verließ, blieben die nördlich vom Po wohnenden Goten unter ſeinem 
Schutz. Vom Oſtgotenkönig Totila, der ſeit 541 beinah ganz Italien zurückgewann, 
ließ ſich Theudebert in einem Vertrag faſt alles Land nördlich des Po abtreten; nur 
Pavia, Brescia und Verona blieben in der Hand der Goten, die Byzantiner beſaßen 
nur den ſchmalen, durch Sümpfe vom Binnenland getrennten EN Venetiens 
bis nach Ravenna. 


In einem ſtolzen Brief an Kaiſer Juſtinian hat Theudebert die ihm untertänigen 
Völker aufgezählt und den Amfang ſeines Reichs beſchrieben: „Von der Donau und 
der Grenze Pannoniens bis zu den Geſtaden des Meeres erſtreckt ſich unſere Herr- 
ſchaft“. Pannoniens Grenze verlief auf dem Wiener Wald; das Meer erreichte 
Theudeberts Reich ſüdlich von der Rheinmündung. In dem Brief hat der König 
auch erwähnt, das Volk der Nordſchwaben ſei ſeiner Hoheit unterworfen; dieſe 
wohnten im heutigen Brandenburg und waren Nachkommen der alten Semnen. Die 
Warnen, die im Brief nach ihrer alten Heimat Jüten genannt ſind, und Teile der 
Sachſen hatten ſich dem Theudebert freiwillig unterſtellt. 
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Kaiſer Juſtinian führte nach ſpätrömiſchem Brauch die Titel Francicus, Alaman- 
nicus, Langobardicus und Gepidicus, weil frühere Römerkaiſer einſt dieſe Völker 
beſiegt hatten. Theudeberts Stolz wurde dadurch gekränkt; er forderte die Lango- 
barden und die Gepiden zu einem gemeinſamen Krieg gegen Juſtinian auf. Darauf⸗ 
hin trat dieſer 546 Pannonien und den Bezirk der Stadt Noreja, alfo die Länder 
zwiſchen Donau, Save und Alpen, an die Langobarden ab, deren 539 geſtorbener König 
Wako mit ihm einen Freundſchaftsvertrag abgeſchloſſen hatte; gegen einen Angriff 
Theudeberts hätte er dieſe Länder nie halten können. Der Langobardenkönig Audwin 
und viele ſeiner Leute verlegten ihre Wohnſitze auf die Südſeite der Donau. Noch 
ehe Theudebert ſeine Kriegsrüſtungen beendet hatte, ſtarb er 548 plötzlich auf der 
Auerochſenjagd; ein Ar, deſſen Anſturm der König mutig erwartete, rannte einen 
jungen Baum um, und dieſer traf den Herrſcher zu Tode. 


Theuderich und ſein Sohn Theudebert haben das anfangs kleine Reich Auſtraſien bis 
an den Po, den Wiener Wald und über die mittlere Elbe hinaus zu einem Groß 
reich ausgeweitet; die Franken mit Ausnahme der weſtlichen Salier, alle Alamannen, 
Thüringer, Warnen und Nordſchwaben ſtanden unter demſelben König und wuchſen 
allmählich zu einem überſtammlichen Großvolk zuſammen. Die vertragliche Ab. 
tretung der Alpenländer durch die Oſtgoten hat bewirkt, daß deren bisherige Ein⸗ 
wohner dort blieben; während der nächſten Jahrhunderte gingen ſie von der 
romaniſchen Sprache bis auf wenige Reſte zur deutſchen über. Nur wenn man 
Theudeberts Geſchichte kennt, verſteht man, warum in den heutigen Deutſchen der 
Oſtalpen zum Teil das Blut der dinariſchen Raſſe, das von den alten Illyrervölkern 
ſtammt, weiterfließt. Nach einer kurzen Zeit des Schwankens begriff Theudebert, 
daß die Germanen gegen Byzanz zuſammenſtehen müßten; ohne ſeine Rückendeckung 
wären die Erfolge des Oſtgotenkönigs Totila undenkbar geweſen, und nur ſeine 
Angriffsdrohung hat den Langobarden das große Land zwiſchen Donau und Save 
verſchafft. Theudebert J. von Auſtraſien verdient, als einer der beſten Herrſcher 
Deutſchlands rege beachtet zu werden. 


6. Die Germanen verlieren den Südoftraum 


Die Langobarden gerieten bald nach Pannoniens Beſetzung in Streit mit ihren 
neuen Oſtnachbarn, den Gepiden. Nach mehreren Kämpfen wurde ein zweijähriger 
Waffenſtillſtand geſchloſſen; währenddeſſen machten 550 die Gepiden den furchtbaren 
Fehler, das nomadiſche Reitervolk der Awaren, das bis dahin am Don in Süd⸗ 
rußland lebte, um Hilfe zu bitten und dadurch auf Südoſt⸗ und Mitteleuropa auf⸗ 
merkſam zu machen. 551 beſiegte Albwin, der Sohn des Langobardenkönigs Audwin, 
die Gepiden und tötete mit eigener Hand deren Königsſohn Thurismod; ein mutiger, 
im Heldenlied lange gefeierter Beſuch Albwins beim Gepidenkönig Thuriſind ſtiftete 
zwiſchen beiden Völkern Frieden. 


Auſtraſien kam 548 an Theudeberts jungen Sohn Theudebald. 552 zog der byzan— 
tiniſche Feldherr Narſes mit einem gewaltigen Heer, in dem auch 5500 Langobarden 
waren, gegen die Oſtgoten nach Italien; am Iſonzo verweigerten die Franken den 
Durchmarſch. Aber Narſes brachte ſein Heer über Venetiens ſchmalen Küſtenſtreifen 
nach Ravenna; Totila wurde beſiegt und verlor in der Schlacht ſein Leben. Im 
nächſten Jahr fiel der letzte Oſtgotenkönig Teja in heldenhaftem Kampf am Zefur. 
Daraufhin überſchritten auf Bitten der nördlich vom Po lebenden Goten die 
Alamannenherzöge Butilin und Leuthari, zwei Brüder, mit vielen Kriegern den Po 
und durchzogen 554 Italien bis zu den Südſpitzen. Leutharis Heer kehrte, nur ein- 
mal angegriffen, mit reicher Beute zurück; aber teils in einem Lager bei Keneta, 
heute Vittorio, in Nordoſtitalien, teils im Etſchtal ſtarben manche, darunter Herzog 
Leuthari, an einer Seuche. Butilins Alamannen wurden von Narſes in der Nähe von 
Capua völlig geſchlagen und vernichtet. 
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555 ſtarb König Theudebald, noch jung, an einer Krankheit. Auſtraſien kam an ſeinen 
Großonkel Chlothachar I. von Neuſtrien; dieſer heiratete Theudebalds junge Witwe 
Walderada, die zweite Tochter des verſtorbenen Langobardenkönigs Wako. Aber 
nach katholiſchem Kirchenrecht durſte man nicht die Witwe eines Verwandten 
heiraten; die Biſchöfe erhoben Einſpruch, und Chlothachar gab nach. Garibald, der 
erſte mit Namen bekannte Herrſcher der Bajowaren, nahm die Walderada zur Frau. 
Als Chlothachar J., der zuletzt das ganze Merowingerreich allein beherrſchte, 561 
ſtarb, erbte von ſeinen vier Söhnen Sigebert J. Auſtraſien. Im nächſten Sommer 
eroberte Narſes die letzten von Goten gehaltenen Städte Verona und Brescia; bald 
darauf befiegte er den jenſeits der Etſch gebietenden fränkiſchen Herzog Amming und 
brachte alles Land bis zum Brenner und zu den Tauern in byzantiniſchen Beſitz. Die 
23 Jahre, in denen merowingiſche Krieger in Norditalien weilten, waren zu Ende. 
Aber eine Wirkung blieb: damals hatten die Angehörigen des Reiches Auſtraſien die 
oſtgotiſchen Heldenlieder vom König Theoderich kennengelernt und Verona für die 
Hauptſtadt des Gotenreiches gehalten; aus dieſen Liedern entwickelten ſich im Lauf 
der Jahrhunderte die deutſchen Sagen vom König Dietrich von Bern. 


Sigebert I. konnte den Verluſt Norditaliens nicht hindern. Denn ſogleich nach 
Chlothachars Tod fielen awariſche Reiter nach Auſtraſien ein; Sigebert trat ihnen, 
wie Paulus Diaconus ſchreibt, „in Thüringen entgegen und überwand fie an der 
Elbe“. Wenige Jahre ſpäter zog der Awarenherrſcher Bajan ſelbſt heran; Sige 
berts Mannen flohen, der König wurde umzingelt und gefangen. Zwar machte er 
durch ſeine Gewandtheit dem Bajan Eindruck und erlangte Frieden; aber er mußte, 
wie Menander Protektor und Gregor von Tours überliefern, fich verpflichten, nie 
wieder gegen die Awaren zu kämpfen, und ihren Abzug durch viele „Geſchenke“ 
erkaufen. 

Inzwiſchen waren der Langobardenkönig Audwin und der Gepidenkönig Thuriſind 
geſtorben. Deſſen Sohn Kunimund wollte den Tod ſeines Bruders Thurismod 
rächen; 566 beſiegte er die Langobarden unter ihrem König Albwin. Nun wieder⸗ 
holten dieſe den früheren Fehler der Gepiden und baten die nomadiſchen Awaren 
um Hilfe. Ihre Geſandten hielt Bajan, wie Menander Protektor ausführlich 
ſchildert, fo lange nervenaufreibend hin, bis fie ein Zehntel alles Viehs der Lango- 
barden und nach dem Siege das geſamte Gepidenland ſowie die Hälfte aller Gepiden 
den Awaren verfſprachen! 567 fielen beide Völker ins Gepidenland ein; Kunimund 
trat in ſeinem Haß zuerſt den Langobarden entgegen, wurde aber in blutiger Schlacht 
befiegt und getötet. Die Awaren gerieten gar nicht in Kampf; da fie aber rechtzeitig 
eingerückt waren, konnten ihnen die Langobarden den Siegespreis nicht weigern. 
Mehrmals, zuletzt im Anfang des 9. Jahrhunderts, ſind Gepiden als Antertanen der 
Awaren im heutigen Angarn erwähnt. 

Nun waren ſtatt des ſtammverwandten Bauernvolks der Gepiden die nur von Raub 
oder Abgaben fremder Völker lebenden Awaren die Oſtnachbarn der Langobarden. 
Jetzt ſahen dieſe, was ſür Fehler ſie gemacht hatten! Ihre weiten Wohnſitze waren 
äußerjt gefährdet; die Schilderungen, welche die 552 mit Narſes in Italien geweſenen 
Langobarden gaben, bewogen ſie, insgeſamt dorthin auszuwandern. Im Winter 567 
auf 568 ſchloſſen ſie mit dem Awarenherrſcher Bajan einen Vertrag, daß ſie ihm ihr 
geſamtes Land ſchenkten; daſür hinderte Bajan dann durch dauernde Angriffe die 
Byzantiner, nach Italien Truppen gegen die Langobarden zu entſenden. Am 1. April 
568 überſchritt König Albwin mit den erſten Langobarden den Iſonzo; während der 
nächſten Jahre fiedelten fie ſich, wie Paulus Diaconus jagt, mit allen ihnen unter- 
tänigen Donauſchwaben, Gepiden, Pannoniern und Norikern in Teilen Italiens an. 
Der Wortlaut der Schriftquellen deutet klar darauf hin, daß niemand im bisherigen 
Langobardenland zurückgeblieben iſt; wer hätte auch Luſt gehabt, ſtatt in Italien 
Angehöriger der Herrenſchicht zu werden, ſich in die Knechtſchaft der Awaren zu 
begeben? Wohl kaum ein zweites Mal iſt ein derart vollſtändiger Bevölkerungs. 
wechſel eines großen Raums ſo eindeutig bezeugt. 
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Zur Verſtärkung nahm Albwin eine Anzahl von Sachſen nach Italien mit. In deren 
Land weſtlich der unteren Saale ſiedelte Sigebert von Auſtraſien die bisher öſtlich 
der Elbe wohnenden Nordſchwaben um; denn falls etwa Awaren ſie bedrängten, 
durfte er dieſe vertragsmäßig nicht bekämpfen. Als die Sachſen 574 enttäuſcht 
zurückkehrten, behaupteten die Nordſchwaben in fiegreihem Kampf ihre neue Heimat; 
bis ins 13. Jahrhundert erhielt ſich ihr Name. 


Die Awaren beſiedelten, da fie ſelbſt keine Landwirtſchaft trieben, die Gebiete der 
Gepiden, Langobarden und Nordſchwaben mit den Slawen, die ſie zwiſchen 550 und 
568 nördlich der Karpaten unterworfen hatten. Weil ſich der Volksraum der Slawen 
plötzlich ungeheuer ausweitete, war die Siedlung im Neuland zunächſt ſehr dünn; 
ſlawiſche Bodenfunde kommen dort in nennenswerten Mengen erſt vom 8. Jahr- 
hundert ab vor. ü 


Zwei Germanenſtämme blieben in ihrer Heimat, wurden aber durch den Abzug der 
Langobarden und Nordſchwaben von ihren Stammesverwandten getrennt und über- 
nahmen allmählich die ſlawiſche Sprache. Von der Stadt Nimptſch am Zobtenberg 
in Schleſien hat im 10. Jahrhundert Thietmar von Merſeburg geſchrieben, ſie heiße 
Nemzi, weil ſie „einſt von unſeren Leuten gegründet worden ſei“; Nemzi iſt der 
ſlawiſche Name der Deutſchen. Mehrere Schriftquellen enthalten den Gaunamen 
Silenſi; aus dieſem iſt der Name Schleſien entſtanden. Die Form Silenſi iſt durch 
altſlawiſchen Lautwandel aus dem germaniſchen Namen der Silinger umgebildet 
worden; dieſe wohnten zur Zeit des Claudius Ptolemäus an der mittleren Oder, ein 
Teil wanderte 407 als Gruppe der Wandalen nach Gallien und Spanien aus. Der 
Angelſachſe Beda hat 727 geſchrieben, daß es um 680 in „Germanien“ einige Völker 
gab, die das Chriſtentum nicht hatten, nämlich die Frieſen, „Rugini“, Dänen, 
„Hunnen“, Altſachſen und VBorachtwaren. Die Namensform Rugini gehört zum 
alten Volksnamen Rugier und dem Namen der Inſel Rügen; deren Einwohner 
hießen ſpäter Rujani und ſprachen ſlawiſch. Beda hat die Rugini unter den heid⸗ 
niſchen Völkern Germaniens aufgezählt, und in den flawiſchen Sprachen kam der 
Laut eg vor i nicht vor, ſondern wurde zu einem Ziſchlaut; die Bewohner Rügens 
waren alſo um 680 noch Germanen und haben erſt nachher die ſlawiſche Sprache über⸗ 
nommen und ſich Rujani genannt. 


Bei der Wiedereindeutſchung des Oſtens wurde das Blut der flawiſch gewordenen 
Rügener und Silinger, das ehemalige Nordſchwabenland und das früher den Lango- 
barden gehörende Sudetenland, Niederöſterreich, die Steiermark und Oſtkärnten dem 
Deutſchtum zurückgewonnen. Aber das Blut der Langobarden, die in Italien ihr 
germaniſches Volkstum verloren, und der Boden des heutigen Siebenbürgens, 
Angarns, der Slowakei und des größten Teils des Tſchechenlandes gingen durch den 
verblendeten Haß der Gepiden und der Langobarden gegeneinander und durch die 
Staatskunſt des Awarenherrſchers Bajan dem Germanentum für immer verloren. 
Die zwei Jahre vom Sommer 566 bis zum Sommer 568 gehören zu den unheil— 
vollſten der geſamten Germanengeſchichte. 


7. Die Bayern werden den Merowingern untertan 


Am 476 haben Alamannen das Land ſüdlich von Paſſau beſetzt, ſich bis zur Enns 
ausgebreitet und ſogar Kärnten durchzogen. Jordanes ſchrieb um 550, die Alamannen 
beherrſchten das Land bis zu den Alpen, von wo fich mehrere Flüſſe in die Donau 
ergießen; 554 zogen Leutharis Alamannen teils durch Venetien, teils durch das 
Etſchtal in ihre Heimat zurück. Dagegen betrat Venantius Fortunatus, als er um 
565 von Venetien über Norikum an der Drau und das Breonenland am Brenner 
nach Frankreich reiſte, in den Nordtiroler Alpen das Land der Bajowaren und erſt 
bei Augsburg am Lech das Alamannenland. Zwiſchen 554 und 565 iſt alfo die Ebene 
öſtlich vom Lech aus alamanniſchem Volksgebiet zu bayriſchem geworden. 
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Daß das damals kleine Bajowarenvolk dem mächtigen Merowingerkönig Chlo⸗ 
thachar I. dieſes Land mit Gewalt abgenommen habe, iſt unmöglich. Aber der Bayern; 
herrſcher Garibald hatte durch die Heirat mit Walderada dem Chlothachar aus einer 
großen Verlegenheit geholfen, denn deren Verſtoßung aus der Ehe war an ſich eine 
ſchwere Beleidigung des kraftvollen Langobardenvolkes. Wahrſcheinlich hat Chlo- 
thachar, der von ſeinem Rieſenreich einiges entbehren konnte, das Gebiet öſtlich vom 
Lech dem Garibald aus Dank und als Mitgift für Walderada geſchenkt; die ala⸗ 
manniſchen Einwohner hießen nach damaligem Sprachgebrauch nun VBajowaren. 


575 kämpfte im Etſchtal der fränkiſche Herzog Chramnichis mit den Langobarden, 
wurde aber vom Herzog Ewin von Trient bei Salurn befiegt und getötet. Kurz 
darauf heiratete dieſer eine Tochter Garibalds. Ebenfalls 575 wurde König Sigebert 
in Neuſtrien ermordet; die auſtrafiſchen Großen erzwangen, daß ſein fünfjähriger 
Sohn Childebert II. ihnen ausgeliefert und König von Auſtraſien wurde. Nach ſeiner 
Volljährigkeit führte dieſer mit dem Langobardenkönig Authari 585 und 588 Kriege; 
im nächſten Jahre ritt dieſer, wie ein langobardiſches, von Paulus Diaconus nach⸗ 
erzähltes Lied ſchilderte, ins Bajowarenland und warb um Garibalds zweite Tochter 
Theudelinde. Der Bayernherrſcher hat eine Tochter dem Langobardenherzog Ewin 
von Trient unmittelbar nach deſſen Sieg über einen fränkiſchen Herzog, eine zweite 
dem ſeit Jahren mit dem Auſtraſierkönig verſeindeten Langobardenkönig gegeben; 
unzweifelhaft waren Garibald und ſeine Bayern den Merowingern nicht untertan. 


Childebert II. war äußerſt tatkräftig und ließ ſich Autharis Verſchwägerung mit 
Garibald nicht gefallen. Die Franken rückten ins Bajowarenland ein; Theudelinde 
floh mit ihrem Bruder Gundwald zu den Langobarden und heiratete am 15. Mai 
590 den König Authari. Childebert ſetzte den Thaſſilo als Bayernherzog ein; im 
Sommer 590 ließ er, mit den Byzantinern verbündet, zwanzig Herzöge nach Nord. 
italien einrücken. Aber nachdem Authari am 5. September plötzlich geſtorben war, 
ſchloß Childebert mit den Langobarden Frieden. 


Am 1120 hat ein bayriſcher Geiſtlicher verſucht zu berechnen, wann der in Wahrheit 
kurz nach 716 geſtorbene Bayernherzog Theodo gelebt habe. Dabei verwechſelte er 
den von 695 bis 711 in Neuſtrien lebenden König Childebert III. mit dem viel 
bekannteren Childebert II. und ſetzte dieſen, den durchſchnittlich um 65 Jahre zu 
niedrigen Jahreszahlen in der Chronik des Abtes Regino von Prüm folgend, 
fälſchlich in den Anfang des 6. Jahrhunderts. Wenig ſpäter ſchrieb auf Grund dieſer 
Berechnung ein anderer, die Bayern ſeien unter Theodo 508 in ihr heutiges Land 
eingewandert. Dieſe Irrtümer wurden jahrhundertelang geglaubt, ſind erſt im 
19. Jahrhundert durch mühſame Forſchung widerlegt worden und ſpuken in manchen 
Büchern noch heute; in Wahrheit haben die Bayern ihr Land ſüdlich der Donau erſt 
zwiſchen 554 und 565 bekommen und ſind erſt im Frühjahr 590 Antertanen der 
Merowinger geworden. 


Der Bayernherzog Thaſſilo fiel bald nach ſeiner Einſetzung ſiegreich ins Slawenland 
ein; aber bei einem zweiten Kriegszug um 594 wurden zweitauſend Bayern vom 
Awarenherrſcher ſelbſt überraſcht und getötet. Childebert II. erbte 592 das mero: 
wingiſche Teilreich Burgund, warf zwei Jahre ſpäter die Warnen nieder, die ſich 
empört hatten, ſtarb aber 595, erſt 25 Jahre alt, plötzlich durch Krankheit. Sein 
neun Jahre alter Sohn Theudebert II. erbte Auſtraſien, der ein Jahr jüngere Bruder 
Theuderich II. Burgund. 596 mußte ſich Auſtraſien von einem Einfall der Awaren 
durch große „Geſchenke“ loskaufen. 


In demſelben Jahre kamen, wie Theophylaktos Simokatta berichtet, zum byzan⸗ 
tiniſchen Kaiſer drei ſlawiſche Männer; fie waren „am nordweſtlichen Meere“ be- 
heimatet, als Geſandte beim Awarenherrſcher geweſen und, weil er ihnen die Rück⸗ 
kehr verweigerte, geflohen. Dieſe Nachricht iſt das früheſte Zeugnis dafür, daß in 
einem Land an der Oſtſee, offenbar dem heutigen Oſtpommern, Slawen, und zwar 
hier unabhängig vom Awarenherrſcher, lebten. 
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Zwiſchen 610 und 612 wurde Garibald, der Sohn des Bayernherzogs Thaſſilo, von 
den Slawen in der Nähe der heutigen Stadt Lienz im Puſtertal beſiegt; die Bayern 
ermannten ſich zwar und ſchlugen die Feinde hinaus, das weſtliche Kärnten war aber 
damals ſchon flawiſches Land. Bald nach 615 reiſte Euſtaſius von Luxeuil, wie 
Jonas von Bobbio ſchreibt, um das Chriſtentum zu verkünden, „zu den Bojern, die 
jetzt Bajowaren heißen“. Den längſt verklungenen Namen Boßjer kann der ſehr be- 
leſene Jonas nur in alten Schriften gefunden haben; alle dieſe nannten das kreis⸗ 
förmig vom Herkyniſchen Wald umſchloſſene Bojoheim, Böhmen, aber niemals Land. 
ſchaften weſtlich oder ſüdlich vom Böhmerwald ihre Heimat. Die Bajowaren konnte 
Jonas nur den ehemaligen Bojern gleichſetzen, wenn ihm Böhmen als deren Heimat 
angegeben wurde; ſeine Worte und auch germaniſche Bodenfunde aus dem Anfang 
des 7. Jahrhunderts zeigen, daß Südböhmen noch nach 615 zum Gebiet der Bajo⸗ 
waren gehört hat. 


8. Innere Dorgänge im Reich Auftrafien 


In die Merowingerzeit fällt ein wichtiges Ereignis der deutſchen Sprachgeſchichte: 
die hochdeutſche Lautverſchiebung. Sie hat die im Niederdeutſchen und in den übrigen 
germaniſchen Sprachen bewahrten Laute p, t und k zu Reibelauten umgewandelt. 
Dies begann bei den Langobarden und den ſüdlichen Alamannen. Der Langobarden- 
könig Wako iſt 548 von Prokopios Wakis, in allen ſpäteren Schriftwerken dagegen 
Waccho oder Wacho genannt worden, und 573 enthielt der Name des Langobarden- 
herzogs Zaban ſchon den neuen Laut z; der Name des 554 gefallenen Alamannen⸗ 
herzogs Butilin lautet feit 580 in den Quellen Buccelenus oder Buccilinus. Nörd- 
lich der Alpen hat Venantius Fortunatus um 565 den Lech noch Licca genannt; 
Biſchof Answald von Straßburg ſchrieb 614 noch Stratoburg. Dagegen hießen die 
Elſäſſer 610 und 614 ſchon nach der neuen Lautform Aleſaciones; der Wald Bokonia 
wurde 641 Buchonia genannt. 


Die „fränkiſchen“ Mundarten am mittleren Rhein haben die Lautverſchiebung nur 
teilweiſe durchgeführt; auf ihrem Lautſtand beruhen die ſpätere mittelhochdeutſche 
und neuhochdeutſche Schriſtſprache. Vermittelnde Lautformen entſtehen nur, wenn 
viele Menſchen einer alten und einer neuen Sprachform dauernd zuſammenkommen; 
nur ihre Zuſammenfaſſung in einem einzigen Staat mit einem feſten Verwaltungs- 
mittelpunkt ſchafft die Bedingungen dazu. Ein gütiges Geſchick hat dem deutſchen 
Volke geſchenkt, daß die hochdeutſche Lautverſchiebung erſt eintrat, als das über- 
ſtammliche Großreich Auſtraſien mit dem feſten Königsſitz Metz beſtand; daß die 
Sprachſpaltung zwiſchen Hochdeutſch und Niederdeutſch keine Volksſpaltung ge- 
worden iſt, ſondern daß die für Nord und Süd noch annehmbare „fränkiſche“ Stufe 
der Verſchiebung entſtand, verdanken wir dem von den Merowingern geſchaffenen 
Reich Auſtraſien. 

König Chlodewech war aus politiſchen Gründen 496 zum katholiſchen Chriſtentum 
übergetreten. Die Viſchofsſitze von Köln, Trier, Mainz, Worms, Speier und Straß- 
burg entſprechen den Hauptſtädten der ſpätrömiſchen Volksgemeinden, die um 300 
Kaiſer Diokletian feſtgeſetzt hatte; das Bistum Lüttich war bis zum Ende des 
6. Jahrhunderts in Tongern, der Hauptſtadt der Volksgemeinde der Tungern. Die 
Franken haben alſo im linksrheiniſchen Land die Kircheneinteilung nicht geändert. 


Die Alamannen, die 553 und 554 mit den Herzögen Butilin und Leuthari Italien 
durchzogen, waren, wie Agathias ausdrücklich ſagt, im Gegenſatz zu den Franken 
Heiden. Am 610 wollten der iriſche Mönch Columban und ſein Schüler Gallus, wie 
Wettin in deſſen Lebensbeſchreibung erzählt, in Tuggen am oberen Ende des Züricher 
Sees das Chriſtentum einführen, wurden aber von den heidniſchen Einwohnern ver— 
trieben. Darauf ließ ſich Columban, wie Jonas von Bobbio berichtet, in der Nähe 
der zerſtörten Römerſtadt Bregenz nieder; einmal griff er ſtörend in ein Wodans- 
opſer der Alamannen ein. Sie beklagten ſich beim Herzog Kunzo; dieſer ſandte dem 
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Columban einen Boten mit der Aufforderung, das Land zu verlaſſen. Er ging nach 
Italien; fein erkrankter Schüler Gallus errichtete ſüdlich vom Bodenſee eine Ein- 
ſiedelei, aus der im 8. Jahrhundert das Kloſter St.⸗Gallen erwuchs. 


549 iſt zum letzten Mal ein Biſchof von Windiſch an der Aare bezeugt; feit etwa 
580 war dieſes Bistum geteilt in eins von Avenches, das zum Teilreich Burgund 
gehörte und ſpäter nach Lauſanne verlegt wurde, und eins in Konſtanz. Kurz nach 
614 leitete der Alamannenherzog Kunzo, wie Wettin ſchildert, nach dem Tode eines 
Konſtanzer Biſchofs die Wahl des Nachfolgers; dabei zog er die Biſchöfe von Augs- 
burg und Speier hinzu. Das in der erſten Hälfte des 7. Jahrhunderts erlaſſene 
älteſte Geſetzbuch der Alamannen erwähnt zwar oft die chriſtliche Kirche, gibt ihr 
aber viel weniger Vorrechte als das ſpätere Alamannengeſetz aus dem Anfang des 
8. Jahrhunderts. Aus einem Brief des Papſtes Gregor III. vom Jahre 737 an die 
Biſchöfe, „die im Gebiet der Bayern und in Alamannien eingeſetzt find“, geht her⸗ 
vor, daß damals im alamanniſchen Volksgebiet vier Bistümer beſtanden; ihre Sitze 
waren Augsburg, Konſtanz, Straßburg und Speier. Die letztgenannte Stadt iſt erſt 
im 9. Jahrhundert zum fränkiſchen Stammesgebiet gekommen. 


In den Oſtalpen beſtanden 590, wie aus einem Brief mehrerer Biſchöfe an den 
byzantiniſchen Kaifer hervorgeht, Bistümer von Breonien, „des zweiten Rätiens“ 
und von Tiburnia an der Drau. Alle dieſe ſind um 600 erloſchen; daß das kurz vor 
737 gegründete Bistum Paſſau auf ein ſpätrömiſches Bistum von Lorch an der 
Ennsmündung und das um 765 errichtete Bistum von Säben, ſpäter Brixen, auf 
das des zweiten Rätiens zurückgehe, find Erfindungen. Der Antergang der Dis. 
tümer in den Oſtalpen hat weſentlich dazu beigetragen, daß dort die romaniſche 
Sprache erloſch und die deutſche fiegte. 


Theudelinde, die Tochter des erſten Bayernherrſchers Garibald, war katholiſch wie 
ihre Mutter Walderada; welchen Glauben ihr Vater und die beiden erſten mero- 
wingiſchen Bayernherzoge hatten, iſt nicht überliefert. In Thüringen ließ ſich erſt 
kurz nach 687 Herzog Gozbert in ſeiner Hauptſtadt Würzburg von dem Iren Kilian, 
in Bayern erſt Herzog Theodo von dem bald nach 696 ins Land gekommenen Rup- 
precht taufen. Kein Merowinger hat in Auſtraſien ein neues Bistum gegründet; 
die Lebensweiſe der Könige war von den Sittenlehren Jeſu Chriſti nicht merkbar 
berührt. Kennzeichnend iſt der Alamannenherzog Kunzo, der zuerſt dem Columban 
die Anfrieden erzeugende Tätigkeit unterband, wenige Jahre ſpäter aber ſelbſt eine 
Biſchofswahl leitete. Das merowingiſche Auſtraſien war ein zweikonfeſſioneller 
Staat mit Glaubensduldung, der den Beſitzſtand der Glaubensarten nicht ändern 
wollte; in dieſer Hinſicht war es altgermaniſch und grundſätzlich vom Denken des 
Mittelalters verſchieden. 


Als König Childebert II. 595 ftarb, teilte er das zu Auftrafien gehörende Elſaß dem 
Theuderich II. von Burgund zu, weil dieſer dort erzogen war. In dieſem Jahre 
wurde das Elſaß vom Herzogtum Alamannien gelöſt und ein eigenes Herzogtum. 
Die weſtgotiſche Königstochter Brunichild, Sigeberts I. Witwe, deren Rückkehr die 
Auſtraſier ſchon 575 nicht gefordert hatten, wurde 598 von dort verjagt und von 
Theuderich ehrenvoll in Burgund aufgenommen. Von Haß erfüllt, brachte ſie dieſen 
dazu, ſeinen Bruder zu bekriegen; 612 wurde Theudebert bei Zülpich beſiegt, auf 
der Flucht gefangen und bald darauf getötet. Theuderich wurde auch in Auſtraſien 
König, ſtarb aber ſchon ein Jahr ſpäter durch Krankheit. 


Brunichild wollte für ihren elfjährigen Arenkel Sigebert II. die Herrſchaft führen; 
aber die Auſtraſier beſchloſſen, den König Chlothachar II. von Neuſtrien, Sige⸗ 
berts J. Neffen, zum König zu erheben, und gewannen auch die Burgunder dafür. 
Brunichild, von allen verlaſſen, wurde gefangen und in grauſamſter Weiſe hin- 
gerichtet; der kleine Sigebert und ſeine Brüder verloren das Leben, und Chlothachar 
wurde einziger König des geſamten Merowingerreichs. 
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Aber er herrſchte nicht wie die bisherigen Könige aus eigener Macht, ſondern als 
Erwählter der Großen mehr dem Namen nach. Auſtraſien und Burgund erhielten 
eigene, von den Vornehmen zu wählende Reichsverwalter; dieſe führten den Titel 
„Hausmeier“, der urſprünglich nur den Vorſteher des Königshaushalts bezeichnet 
hatte. In Auſtraſien erhielt Rado dieſe Würde. Auf einer Reichsverſammlung in 
Paris wurde 614 die neue Verfaſſung feſtgelegt; ſeit dieſem Jahr war das Mero- 
wingerreich ſtaatsrechtlich etwas weſentlich anderes als vorher. 


9. Aönig Dagoberts unglücklicker Slawenhrieg 


Chlothachar II., der Neuſtrier, wurde in Auftrafien nicht beliebt; März 623 trat er 
die Herrſchaft darüber an feinen Sohn Dagobert I. ab. Deſſen Hausmeier wurde 
Pippin, den man ſpäter den Alteren nannte. Zwei Jahre ſpäter ließ Dagobert, von 
Pippin veranlaßt, den reichen Agilolfinger Chrodwald hinterliſtig ermorden. Mitte 
629 ſtarb in Neuſtrien Chlothachar II.; Ende des nächſten Jahres verlegte Dagobert 
endgültig ſeinen Wohnſitz dorthin, weil er das Weſtreich mehr liebte als das Oſt⸗ 
reich. Kurz darauf folgte ihm der Hausmeier Pippin, weil die Auſtraſier ihn haßten. 


624 reiſte der Kaufmann Samo, ein Weſtfranke, um Handel zu treiben, zu den 
ſlawiſchen Wenden, die den Awaren untertan waren. „Die Awaren kamen“, ſo heißt 
es wörtlich in der Fredegarchronik, „jedes Jahr zum Aberwintern zu den Slawen 
und zogen deren Frauen und Töchter auf ihr Lager; außer andern Bedrückungen 
entrichteten die Slawen den Awaren Abgaben. Die Söhne der Awaren, welche dieſe 
mit den Frauen und Töchtern der Wenden erzeugt hatten, ertrugen endlich die Bos 
heit und Bedrückung nicht länger, lehnten die Herrſchaft der Awaren ab und be- 
gannen, ſich zu empören.“ Dabei half ihnen der Franke Samo; unter ſeiner Führung 
beſiegten ſie mehrmals die Awaren und wählten ihn wegen ſeiner Verdienſte 
zum König. 

Sieben Jahre ſpäter erſchlugen in Samos Reich Wenden mehrere fränkiſche Kauf. 
leute. Dagoberts Bote, der Entſchädigung forderte, beleidigte befehlswidrig den 
Samo ſchwer und wurde hinausgeworfen. Daraufhin ließ Dagobert drei Heere in 
Samos Reich einrücken. Die verbündeten Langobarden und der Alamannenherzog 
Chrodobert ſiegten; dagegen wurden die Auſtraſier in dreitägigem Kampf vor dem 
Lager Wogaſtisburg von der Hauptmacht der Wenden geſchlagen. Den Sieg errang, 
wie die Fredegarchronik ſchreibt, „nicht ſo ſehr die Tapferkeit der Slawen wie die 
Anverſtändigkeit der Auſtraſier, weil ſie ſahen, daß ſie bei Dagobert unbeliebt waren 
und von ihm dauernd ausgebeutet wurden.“ Die Wogaſtisburg lag auf dem Burg⸗ 
berg bei Kaaden; dort tritt die Eger in einem Engtal aus dem ehemals urwald- 
bedeckten Bergland in die Ebene ein, und an dieſer Stelle verlief bis 631 die Volks- 
grenze zwiſchen den Thüringern und den Slawen. 


Die Niederlage der Auſtraſier hatte ſchwere Folgen. Derwan, der Herzog der 
Sorben, die bisher den Merowingern untertan waren und hier zuerſt genannt ſind, 
ſchloß ſich ſofort dem Samo an. Sommer 632 fiel ein großes Wendenheer nach 
Thüringen ein; Dagobert kam nach Mainz, dort boten Geſandte der Sachſen an, ſie 
wollten die Wenden abwehren, wenn der König die bisherigen Abgaben aufhöbe. 
Dagobert willigte ein; die Sachſen erreichten nur wenig, aber die Abgaben und da- 
mit die Oberhoheit der Merowinger über fie hörten trotzdem auf. 633 verwüſteten 
die Slawen wiederum Thüringen und außerdem „andere Gaue des Frankenreichs“; 
das waren Teile des Bajowarenlandes, denn andere Volksſtämme als dieſe und die 
Thüringer grenzten damals nicht an flawiſches Land. 


Auf Wunſch der weltlichen und geiſtlichen Großen übertrug Dagobert im Frühjahr 
634 das Reich Auſtraſien feinem Sohne Sigebert III., gab ihm einen Königsſchatz, 
die Stadt Metz als Wohnſitz und den Herzog Adalgiſel als Vormund und Reichs. 
verwalter; der Hausmeier Pippin blieb bei Dagobert. Da Sigebert erſt drei Jahre 
alt war, bedeutete der Thronwechſel in Wahrheit Dagoberts und Pippins Abſetzung. 
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Von da ab verteidigten die Auſtraſier die Neichsgrenzen mit Erfolg; der noch von 
Dagobert eingeſetzte Thüringerherzog Radulf ſchlug fie in demſelben Jahre 634 
mehrmals in die Flucht. Samo ſtarb 659 und hatte, wie die Fredegarchronik 
ſchreibt, von zwölf wendiſchen Frauen 22 Söhne und 15 Töchter; nach damaligem 
Recht wurden die Reiche ſelbſtändiger Fürſten unter die Söhne geteilt, ſo daß 
Samos Slawenreich in viele Teilſtücke zerfiel, die für Auſtraſien nicht mehr gefähr⸗ 
lich waren. Das Land an der Donqau unterwarfen ſpäter die Awaren wieder, Böhmen 
und Kärnten dagegen nicht. 


Bajowaren hatte Euſtaſius von Luxeuil noch in Südböhmen angetroffen; 631 war 
der Engpaß von Wogaſtisburg bei Kaaden an der Eger die Weſtgrenze des Slawen 
landes. Später aber verlief, wie die Weſtgrenze des geſchloſſenen Gebiets von Orts- 
namen flawiſchen Arſprungs, die Linie der altſlawiſchen Burgwälle im Saalegebiet 
und eine Verfügung Kaiſer Karls über die Grenzſtellen für den Slawen und 
Awarenhandel zeigen, die Volksgrenze zwiſchen Deutſchen und Slawen bedeutend 
weiter im Weſten: dicht weſtlich der Saale, an der Itz und der Regnitz entlang bis 
nördlich von Forchheim, dann quer über die untere Nab und nördlich des Regens 
über den Böhmerwald zur Ennsmündung. Die Grenzverſchiebung kann nur in den 
Jahren 632 bis 634 geſchehen fein, als nach dem klaren Zeugnis der Fredegar- 
chronik die Abwehr völlig verſagte. 


Einige Germanen haben ſich öſtlich der Saale gehalten. Kaiſer Karl bekriegte 808 
und 809 die Böhmen; dabei führte er, wie die Chronik von Moiſſac berichtet, in 
beiden Jahren ein Heer „jenſeits der Saale über das Werenofeld“. Das 802 oder 
803 erlaſſene Geſetzbuch der Thüringer hat den Antertitel „der Angeln und der 
Werinen“; das iſt die Spätform des alten Volksnamens Warnen. Der Name des 
Fluſſes Flöha, älter Fleha, im Erzgebirge iſt germaniſch und, weil die altſlawiſchen 
Sprachen kein f hatten, dauernd in germaniſchem Munde geblieben; die Linie der 
ſlawiſchen Burgwälle knickt am Gebirgsrand nach Oſten um, und ſüdlich einer Lime 
von etwa Greiz nach Chemnitz fehlen Ortsnamen flawiſchen Arſprungs. In den 
Tälern des weſtlichen Erzgebirges hat ſich alſo ein Reſt der Warnen gehalten und 
wurde durch Rückgewinnung des flawiſch gewordenen Lands zwiſchen der oberen 
Elſter und Saale noch vor 800 wieder mit dem Thüringerland verbunden. 


König Dagobert war kein Schwächling; nach 634 hat er in Neuſtrien große Kriegs- 
erfolge gehabt und iſt von der franzöſiſchen Heldendichtung jahrhundertelang ge- 
feiert worden. Aber ebenſo wie die aus Spanien gekommene Weſtgotin Brunichild 
und der Neuſtrier Chlothachar II. verſtand Dagobert nicht, die Herzen der Auſtraſier 
zu gewinnen; offenbar waren die Weſtgoten und die Weſtfranken damals ſchon ſtark 
verwelſcht und von den Auſtrafiern volksverſchieden. Dagoberts Verſagen in der 
Menſchenführung hat dem deutſchen Volksboden einen erheblichen Verluſt zugefügt, 
der in Böhmens Mittelteil bis heute geblieben iſt. 


10. Das Ende des merowingifchen Reichs Auftrafien und der frühgefchichtlichen Jeit 
Deutſchlands 


Januar 639 ſtarb in Neuſtrien König Dagobert; der Hausmeier Pippin unterſtellte 
ſich nun dem kleinen König Sigebert III. von Auſtraſien, ſtarb aber ſchon ein Jahr 
ſpäter. Neuer Hausmeier wurde Otto; Herzog Adalgiſel blieb jedoch Sigeberts 
Vormund und Reichsverwalter. Gegen ihn ſtellte ſich der Thüringerherzog Radulf, 
der Held des Slawenkampfes, immer feindlicher; 641 zogen Sigebert und Adalgiſel 
mit Heeresmacht gegen ihn. Der Agilolfinger Fara, der ſich, um feinen Vater Chrod- 
wald zu rächen, mit Radulf verbündet hatte, wurde beſiegt und getötet; dann durchzog 
das königliche Heer den Wald Buchonia, Thüringens damalige Weſtgrenze, wurde 
aber vor einer Fluchtburg Radulf3 an der Anſtrut durch die Aneinigkeit der Herzöge 
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und einen plötzlichen Ausfall der Thüringer ſchwer geſchlagen. Es war froh, am 
nächſten Tage durch Vertrag freien Abzug zum Rhein zu erreichen. Radulf benahm 
ſich, wie die Fredegarchronik ſagt, „als ob er ein König in Thüringen ſei; mit den 
Wenden und den übrigen Nachbarvölkern ſchloß er ſelbſtändig Freundſchaftsverträgce. 
In Worten leugnete er jedoch Sigeberts Oberherrſchaft nicht; tatſächlich leiſtete er 
ſeiner Herrſchaft nach Kräften Widerſtand.“ 


Zwei Jahre ſpäter wurde der Hausmeier Otto ermordet. Pippins Sohn Grim- 
wald wurde ſein Nachfolger und ſpäter auch der des Reichsverwalters Adalgiſel. 
Anfang 656 ſtarb Sigebert III. kinderlos; nach ihm war ſieben Jahre lang, wie ein 
Königsverzeichnis ſchreibt, „Childebert der Adoptierte, Grimwalds Sohn“, dem 
Namen nach König. Nach deſſen Tod Mitte 662 verſuchte Grimwald, ohne König 
weiter zu herrſchen; das ließen ſich die anderen auſtraſiſchen Großen nicht gefallen, 
überwältigten ihn und lieferten ihn dem König von Neuſtrien aus; in Paris fand 
der Hausmeier feinen Tod. Die Königin Balthild, die in Neuſtrien für den älteſton 
ihrer drei unmündigen Söhne regierte, ſandte ihren zweiten Sohn Childerich II. 
mit dem neuen Hausmeier Wulfwald nach Auſtraſien; Königin Emnechild, die 
Witwe Sigeberts III., wurde ſeine Vormünderin. Nach dem frühen Tode ſeines 
Bruders wurde Childerich 673 auch in Neuſtrien König und begab ſich dorthin; 
infolge erbitternder Gewalttaten wurde er Ende 675 ermordet. Hausmeier Wulf- 
wald entkam mit knapper Not nach Auſtraſien. 


Am 680 kämpfte, wie Paulus Diaconus überliefert, der langobardiſche Herzog von 
Trient mit einem bayriſchen Grafen von Bozen; im 7. Jahrhundert iſt alſo das 
Breonenland am Brenner ein Teil des Herzogtums Bayern geworden. Dadurch 
fiegte im Paſſeier Tal, im Etſchtal von Meran bis Salurn und faſt im ganzen Fluß- 
gebiet der Eiſack die deutſche Sprache über die romaniſche; nur im Enneberger Tal 
ſüdlich von Bruneck und im Grödner Tal hielt ſich eine romaniſche Mundart dauernd. 
Das Etſchtal oberhalb von Meran, der Vintſchgau, gehörte während des frühen 
Mittelalters zur Grafſchaft Rätien, hat faſt nur Ortsnamen romaniſchen Arſprungs 
und wurde erſt im 16. Jahrhundert zur deutſchen Sprache übergeführt. 


Nach der Ermordung Childerichs II. erhoben die Neuſtrier den dritten Bruder 
Theuderich III. zum König. Er war ein Schwächling und ganz in der Hand der um 
das Hausmeieramt von Neuſtrien ſtreitenden Großen, aber der einzige Merowinger. 
Wulfwalds auſtraſiſches Hausmeieramt hing ſtaatsrechtlich in der Luft; um nicht 
das Schickſal ſeines Vorgängers Grimwald zu erleiden, erfand er im Verein mit 
dem angelſächſiſchen Biſchof Wilfrid von Vork das Märchen, Grimwald habe nach 
Sigeberts Tod deſſen Sohn gewaltſam nach Irland geſchickt und ſeinen eigenen Sohn 
widerrechtlich zum Könige gemacht. Den angeblichen Merowinger ließ Wulfwald 
aus Irland kommen und ſetzte ihn Mitte 676 zum König Dagobert II. von Auſtraſien 
ein. Sommer 679 reiſte Wilfrid von York, wie Eddi, der ſich lateiniſch Stephanus 
nannte, in deſſen Lebensbeſchreibung ſchildert, durch Auſtraſien nach Rom und wurde 
von Dagobert ehrenvoll empſangen; als er 680 zurückkehrte, war dieſer „durch die 
Nachſtellung der Herzöge mit Zuſtimmung der Biſchöfe hinterliſtig ermordet“. Im 
Kloſter Stenay an der Maas, wo die Leiche beigeſetzt wurde, fanden am 23. De: 
zember die Totenſeiern ſtatt. Wulfwald muß kurz zuvor eines natürlichen Todes 
geſtorben ſein. 


Nun gab es außer dem Neuſtrier Theuderich III. wirklich keinen Merowinger mehr. 
In Auſtraſien herrſchten nach Wulfwalds Tod, „weil die Könige ausgeſtorben 
waren“, Martin und Pippin der Mittlere. Dieſer war ein Sohn von Grimwalds 
Schweſter, alſo ein Enkel Pippins des Alteren. 680 zogen beide nach Neuſtrien, 
wurden aber vom dortigen Hausmeier beſiegt; Martin wurde gefangen und eı- 
mordet. Seitdem war Pippin, der Ahnherr der Karolinger, alleiniger Herzog von 
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Das 827 abgefaßte Breviarium des Erchanbert enthält die ſtaatsrechtlich wichtigen 
Worte: „Seit jenen Zeiten wollte der Alamannenherzog Gotafrid und die übrigen 
Herzöge ringsumher nicht den Herzögen der Franken gehorchen, weil ſie nicht den 
Merowingerkönigen dienen konnten, wie ſie es vorher gewohnt waren. Daher hielt 
ſich jeder einzelne für ſich, bis allmählich nach dem Tode des Herzogs Gotafrid 
Karl und die übrigen Fürſten der Franken ſich bemühten, ſie allmählich, ſo wie ſie 
konnten, zu ſich zurückzubringen.“ Pippin der Mittlere hat zwar 687 die Macht 
erworben, in Neuſtrien die Hausmeier zu ernennen, und daraufhin den Titel „Fürſt 
der Franken“ angenommen, iſt aber ſelbſt niemals Hausmeier geweſen und erſt von 
ſpäteren Schriftwerken irrig ſo genannt worden. Mit den Herzögen von Thüringen, 
Bayern, Elſaß und dem 708 verſtorbenen Alamannenherzog Gotafrid hat er nie 


gekämpft. 


Im 8. Jahrhundert war in den Herzogtümern Auſtraſien, Thüringen, Elſaß, Ala- 
mannien und Bayern ſowie in der ſelbſtändigen Grafſchaft Rätien das Herrſcheramt 
erblich und wurde, wenn mehrere Söhne vorhanden waren, geteilt; das waren da- 
mals die Kennzeichen ſelbſtändiger Reiche. In Bayern beſaßen die Agilolfinger die 
Herzogswürde; das zwiſchen 730 und 744 verſaßte älteſte Geſetzbuch der Bayern 
ſagt, dies ſei „immer“ ſo geweſen. Früher glaubte man, das Geſetzbuch ſtamme aus 
dem 7. Jahrhundert und ſchon der erſte Bayernherrſcher Garibald ſei ein Agilol. 
finger geweſen; aber er und die beiden erſten merowingiſchen Bayernherzöge 
Thaſſilo und Garibald find nie Agilolfinger, die beiden erſten Agilolſinger Chrod— 
wald und Zara nie Bayernherzöge genannt worden. Der im Geſetzbuch nieder- 
gelegte Rechtszuſtand galt erſt ſeit 680; nach damaligem Sprachgebrauch konnte das 
50 Jahre ſpäter ſchon „immer“ heißen. 


Keiner der Herzöge hat 680 gewagt, den Königstitel anzunehmen; alle erkannten den 
Merowingerkönig von Neuſtrien als Oberherrn an. Da dieſer und feine Nach. 
kommen ſogar dort völlig machtlos waren, bedeutete dies nur eine Formſache. Die 
vom Thüringerherzog Radulf 641 geſchaffene Rechtsform haben 680 die übrigen 
Herzöge und der Graf von Rätien übernommen; nach dem Tode des Hausmeiers 
Wulfwald und der Ermordung Dagoberts II. am 23. Dezember 679 fiel das ſeit 511 
beſtehende Einheitsreich Auſtraſien in einen lockeren Staatenbund auseinander. 


Aber in den 168 Jahren von 511 bis 679 iſt den Bewohnern Süd, und Mittel- 
deutſchlands unverrückbar ins Bewußtſein und Gefühl eingeprägt worden, daß an 
der Spitze ihres Stammes nur ein Herzog und über allen zuſammen ein gemein- 
ſamer König ſtehen müſſe. Wenige Jahrzehnte ſpäter haben der Sohn und die Enkel 
Pippins des Mittleren die Reichseinheit wiederhergeſtellt; die ſeit der Mitte des 
6. Jahrhunderts als ſelbſtändiges Volk wieder bezeugten Frieſen und ſpäter durch 
Kaiſer Karl die Sachſen wurden eingefügt. Der Gedanke der Reichseinheit hat, 
ſogar wenn die Spitze tatſächlich fehlte, in Deutſchland ununterbrochen bis heute ge- 
lebt. Nicht erſt die Karolinger oder der chriſtliche Staatsgedanke des Mittelalters, 
ſondern der in Auſtraſien herrſchende Teil der Merowinger hat das überſtammliche 
Königtum in Deutſchland und das Zuſammengehörigkeitsgefühl der Einzelſtämme zu 
einem Reich und Volk, das allerdings damals noch nicht das deutſche hieß, geſchaffen. 


Mit dem Jahre 709 beginnen die lückenloſen einheimiſchen Schriftzeugniſſe und da- 
mit für die heutige Forſchung die deutſche Geſchichte in engerem Sinn. Pippin der 
Mittlere und ſeine Nachkommen ſowie die in Bayern herrſchenden Agilolfinger 
waren als Chriſten unduldſam und rotteten das Heidentum aus; von 723 ab ſchuf 
der Angelſachſe Bonifatius die mit Rom verbundene chriſtliche Kirche Deutſchlands. 
Damit fing geiſtig das Mittelalter an. Das Jahr 680, mit dem die Karolingerzeit 
beginnt, iſt für Deutſchland das Ende des Altgermanentums und die richtigſte 
Grenze zwiſchen Frühgeſchichte und Geſchichte. 
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immer haben müffen, ſucht der Derfaffer bei feiner Zeich— 
nung der deutſchen Geſchichte im Mittelalter dem aufer- 
ordentlichen Wechſel des geſchichtlichen Lebens jener Epoche 
gerecht zu werden. kr ſchildert die Dorgänge der politiſchen 
Reicksgefchichte, die ſogenannte Raiferpolitik des Mittel- 
alters, aber er vergifit darüber nicht die völkiſchen Wand- 
lungen und Beeinfluffungen. Er deutet die Hauptzüge der 
einzelnen fjerrſcherperſönlichkeiten an, aber er ſucht auch 
Werden und Wirken der einzelnen Schichten, die deutſche 
Gejchichte prägen, verſtändlich zu machen: der Fürſten, des 
adligen Rittertums, der Bürger und Bauern. Die Folgen des 
römiſch-kirchlichen Einfluffes auf Deutſchlands politiſche und 
kulturelle Entwicklung werden ſtack herausgehoben. Immer 
wieder werden die Ereigniffe in ihrer Wirkung auf den Ge- 
ſamtverlauf unſerer Geſchichte gewertet und werden die 
Anfatpunkte einzelner bedeutender geſchichtlicher Entwick- 
lungslinien aufgezeigt. Den verhängnisvollen Sonder— 
beſtrebungen, die ſchon früh Deutſchlands Geſchichte aufzu— 
löſen beginnen, hat der Derfaffer beſondere Aufmerkfamkeit 
geſchenkt, weil nur Jo ein Teil der Schwere unferes mittel- 
alterlichen Schickſals verſtändlich wird. 5 
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Grundzüge der deutſchen Geſchichte im Mittelalter 3 


Einleitung 

In der deutſchen Geſchichte pilegen wir einen Abſchnitt als das ſogenannte „Mittel- 
alter“ herauszuheben. Dieſe verhältnismäßig junge Einteilung und Bezeichnung 
birgt ungeachtet der Anfechtbarkeit aller Periodiſierung der Geſchichte die richtige 
Erkenntnis in ſich, daß mit dem Eintritt der Germanen in die römiſche Kulturwelt 
für unſer Volk ſich Neues anbahne. Der Germane hat ſich — durch die Völker. 
wanderung in das politiſche und kulturelle Getriebe Roms hineingeriſſen — mit dem 
Fremden, das ihm begegnete, auseinanderſetzen müſſen. Wandalen, Goten und wie 
die Stämme heißen mögen, find aufgegangen in fremdem Volkstum. Mit voller 
Abſicht werden dieſe Geſchehniſſe im folgenden nicht behandelt. Sie find trotz des 
eben Geſagten Ende, nicht Anfang. Wir ſetzen vielmehr mit dem Zeitpunkt ein, in 
dem ſich ein germaniſches Staatsgebilde unter Führung eines bedeutenden Geſchlechtes 
unſern Blicken zeigt, das in der Geſamtheit zwar zerfiel, aber in einem ſeiner Stücke 
doch die Grundlage bildete ſür den Bau Deutſchlands: wir meinen das Frankenreich 
und ſeine eigentlichen Geſtalter, die Karolinger. Von hier führen wir die Darſtellung 
bis zur Zeit um 1500. Der tiefſte Inhalt dieſer Zeitſpanne iſt Aufbau und beginnende 
Auflöſung eines deutſchen Reiches, iſt des deutſchen Menſchen Suchen und Ab. 
kehr von Italien, Kirche, Rom und ihren Mächten. Es kennzeichnet eine neue Zeit, 
daß dieſe Auseinanderſetzung in der ſogenannten Reformation mit ganz neuen 
Mitteln erſtrebt wird. Deutſches Glück und deutſche Not, Aufſtieg und Fall, Freiheit 
und Knechtung, die in buntem Wechſel durch die Jahrhunderte des Mittelalters gehen, 
wollen wir im folgenden erleben. Die ſtärkſte Lehre unſerer Geſchichte wird die der 
unzerſtörbaren Kraft deutſchen Weſens fein, wie fie ſich nicht zuletzt in der Oft- 
bewegung der mittelalterlichen Jahrhunderte offenbart. 


Die Anfänge der flarolinger 

Die weſentlichſte Leiſtung der Karolinger, einer aus dem öſtlichen deutſchen Teile des 
fränkiſchen Reiches ſtammenden, unzweifelhaft germaniſchen Familie, ſür die deutſche 
Geſchichte beruht auf der vorübergehenden Zuſammenfaſſung faſt aller germaniſchen 
Stämme in einem Reiche, freilich in Verbindung mit römiſch⸗galliſchen Bevölkerungs- 
teilen. Ein Grundſtein zu dieſer Entwicklung iſt bereits mitten in den Wirren des 
zerfallenden merowingiſchen Reiches gelegt worden durch den Argroßvater Karl des 
Großen, Pippin den Mittleren. Er hebt ſich bei dem unheimlichen blutigen Kampfe 
des Adels um den Einfluß auf die Staatsgeſchäfte — das merowingiſche Königtum iſt 
längſt viel zu ſchwach dazu, wirklich zu regieren — heraus. Im Jahre 678 erringt er 
durch den Sieg von Teſtri (bei St. Quentin) die Stellung eines Hausmeiers im 
fränkiſchen Geſamtreich, d. h. des Beamten, in deſſen Händen alle Fäden der ſtaatlichen 
Gewalt zuſammenlaufen. Damit ſetzen wieder ruhige Zuſtände ein. 


Nach außen wird die Ruhe geſtört durch die drohende Wirkung des Iſlam. In einem 
Vorrücken ohnegleichen waren die in dem Religionsbekenntnis Mohammeds national 
geeinigten Araber an der Nordküſte Afrikas vorwärts gedrungen, hatten, abgeſehen 
von weiten Zeilen Agyptens, die Nordküſte Afrikas beſetzt, die Meerenge von 
Gibraltar überſchritten, Spanien eingenommen. Sie klopften nun an die Tore der 
fränkiſchen Gebiete und bedrohten damit zugleich die Kultur der germaniſchen 
Stämme. Ihr Sieg hätte Mord und Brand weitergetragen. Mit dem Schwerte 
wäre die Anterdrückung weiterer abendländiſcher Gebiete erfolgt, die chriſtliche Welt, 
der eine ſtützende ſtaatliche, politiſche Macht fehlte, verdrängt worden. 


fiarl Martell, der VDorbereiter der karolingiſchen Dynaſtie 


Der Sohn und Nachfolger Pippins in dem erblich gewordenen Amte des Haus- 
meiers, Karl, hat nicht nur trotz erheblicher Schwierigkeiten nach dem Tode des 
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Einleitung 


In der deutſchen Geſchichte pflegen wir einen Abſchnitt als das ſogenannte „Mittel- 
alter“ herauszuheben. Dieſe verhältnismäßig junge Einteilung und Bezeichnung 
birgt ungeachtet der Anfechtbarkeit aller Periodifierung der Geſchichte die richtige 
Erkenntnis in ſich, daß mit dem Eintritt der Germanen in die römiſche Kulturwelt 
für unſer Volk ſich Neues anbahne. Der Germane hat ſich — durch die Völker- 
wanderung in das politiſche und kulturelle Getriebe Roms hineingeriſſen — mit dem 
Fremden, das ihm begegnete, auseinanderſetzen müſſen. Wandalen, Goten und wie 
die Stämme heißen mögen, ſind aufgegangen in fremdem Volkstum. Mit voller 
Abſicht werden dieſe Geſchehniſſe im folgenden nicht behandelt. Sie find trotz des 
eben Geſagten Ende, nicht Anſang. Wir ſetzen vielmehr mit dem Zeitpunkt ein, in 
dem ſich ein germaniſches Staatsgebilde unter Führung eines bedeutenden Geſchlechtes 
unſern Blicken zeigt, das in der Geſamtheit zwar zerfiel, aber in einem ſeiner Stücke 
doch die Grundlage bildete ſür den Bau Deutſchlands: wir meinen das Frankenreich 
und ſeine eigentlichen Geſtalter, die Karolinger. Von hier führen wir die Darſtellung 
bis zur Zeit um 1500. Der tiefſte Inhalt dieſer Zeitipanne iſt Aufbau und beginnende 
Auflöſung eines deutſchen Reiches, iſt des deutſchen Menſchen Suchen und Ab. 
kehr von Italien, Kirche, Rom und ihren Mächten. Es kennzeichnet eine neue Zeit, 
daß dieſe Auseinanderſetzung in der ſogenannten Reformation mit ganz neuen 
Mitteln erſtrebt wird. Deutſches Glück und deutſche Not, Aufſtieg und Fall, Freiheit 
und Knechtung, die in buntem Wechſel durch die Jahrhunderte des Mittelalters gehen, 
wollen wir im folgenden erleben. Die ſtärkſte Lehre unſerer Geſchichte wird die der 
unzerſtörbaren Kraft deutſchen Weſens fein, wie fie ſich nicht zuletzt in der Oft. 
bewegung der mittelalterlichen Jahrhunderte offenbart. 


Die Anfänge der flarolinger 

Die weſentlichſte Leiſtung der Karolinger, einer aus dem öſtlichen deutſchen Teile des 
fränkiſchen Reiches ſtammenden, unzweifelhaft germaniſchen Familie, ſür die deutſche 
Geſchichte beruht auf der vorübergehenden Zuſammenfaſſung faſt aller germaniſchen 
Stämme in einem Reiche, freilich in Verbindung mit römiſch⸗galliſchen Bevölkerungs. 
teilen. Ein Grundſtein zu dieſer Entwicklung iſt bereits mitten in den Wirren des 
zerfallenden merowingiſchen Reiches gelegt worden durch den Argroßvater Karl des 
Großen, Pippin den Mittleren. Er hebt ſich bei dem unheimlichen blutigen Kampfe 
des Adels um den Einfluß auf die Staatsgeſchäfte — das merowingiſche Königtum iſt 
längſt viel zu ſchwach dazu, wirklich zu regieren — heraus. Im Jahre 678 erringt er 
durch den Sieg von Teſtri (bei St. Quentin) die Stellung eines Hausmeiers im 
fränkiſchen Geſamtreich, d. h. des Beamten, in deſſen Händen alle Fäden der ſtaatlichen 
Gewalt zuſammenlaufen. Damit ſetzen wieder ruhige Zuſtände ein. 


Nach außen wird die Ruhe geſtört durch die drohende Wirkung des Iſlam. In einem 
Vorrücken ohnegleichen waren die in dem Religionsbekenntnis Mohammeds national 
geeinigten Araber an der Nordküſte Afrikas vorwärts gedrungen, hatten, abgeſehen 
von weiten Teilen Agyptens, die Nordküſte Afrilas beſetzt, die Meerenge von 
Gibraltar überſchritten, Spanien eingenommen. Sie klopften nun an die Tore der 
fränkiſchen Gebiete und bedrohten damit zugleich die Kultur der germaniſchen 
Stämme. Ihr Sieg hätte Mord und Brand weitergetragen. Mit dem Schwerte 
wäre die Anterdrückung weiterer abendländiſcher Gebiete erfolgt, die chriſtliche Welt, 
der eine ſtützende ſtaatliche, politiſche Macht fehlte, verdrängt worden. 


fiarl Martell, der Dorbereiter der karolingiſchen Dynaſtie 


Der Sohn und Nachfolger Pippins in dem erblich gewordenen Amte des Haus. 
meiers, Karl, hat nicht nur trotz erheblicher Schwierigkeiten nach dem Tode des 
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Vaters (714) die Ruhe im Innern wiederhergeſtellt, er hat auch in welthiſtoriſcher 
Tat den Anſturm der Araber bei Poitiers 732 gebrochen. Der fanatiſche, bisher 
bewährte Glaube des Iſlam an feine unbezwingliche Macht war damit gebrochen. 
Weitere Eroberungen find ihm nicht beſchieden geweſen. Aus dem geſamten Franken⸗ 
reich wurden die Araber allmählich verdrängt. Als Karl Martell, „der Hammer“, iſt 
ihr Befieger in die Geſchichte eingegangen. Durch ihn iſt der öſtliche Teil des Franken. 
reiches, aus dem ſpäter Deutſchland werden ſollte, vor der weiteren Auseinander- 
ſetzung mit dem Iſlam bewahrt geblieben. Seitdem iſt das Frankenreich unbeſtritten 
die Macht Europas geweſen. 


Aber auch innerpolitiſch bricht mit der Perſon Karl Martells eine neue Entwicklung der 
deutſchen Geſchichte an, der Aufbau einer fränkiſchen Kirche. Dadurch iſt die Geſchichte 
des Mittelalters in ganz beſtimmte Bahnen gelenkt worden. Miſſion, Chriſtianifie⸗ 
rung waren im Merowingerreich ſeit langem getrieben worden, namentlich von angel- 
ſächſiſchen Mönchen. Eine Fülle von Klöſtern war entftanden, mancher Biſchof geweiht 
worden. Aber ein gemeinſchaftliches Band, abgeſehen von der chriſtlichen Idee, das 
Organiſatoriſche fehlte. Hier griff Karl Martell ein, indem er den Angelſachſen 
Winfried⸗Bonifatius gewann, den hervorragendſten Vertreter einer angelſächſiſchen 
Sonderkirche auf den britiſchen Inſeln. 716 traf Winfried⸗ Bonifatius auf dem Feſt⸗ 
lande ein. Bis zu ſeinem Tode (754) hat er gewirkt, nicht als „Apoſtel“ Deutſchlands, 
wohl aber als Organiſator der fränkiſchen Kirche. Dieſe neue Geſchloſſenheit der 
Kirche hat ſpäter ihren nationalen Wert wohl erweiſen können, aber daß dieſe Kirche 
durch Winfried. Bonifatius dem römiſchen Papſt untergeordnet wurde, hat für das 
deutſche Volk ſchweres Verhängnis gebracht. Noch blieben die fränkiſchen Herrſcher 
die Herren der Kirche. Sie bewirkten auch wichtige Reformen in ihrem Innern. 
Aber moraliſch wuchs durch die Unterordnung unter Rom der Anſpruch des Papit- 
tums auf den ſogenannten Primat, die Erſtheriſchaft, ungemein. Das war von den 
fränkiſchen Herrſchern zwar nicht gewollt und doch unterſtützt. So blieb die Förderung 
Winfrieds durch das fränkiſche Herrſchertum ein verhängnisvoller Schritt. Auch ohne 
Rom hätte ſich kirchliche Organiſation gewinnen laſſen. | 


Begründung der karolingiſcken Dynaſtie 


Das Schattenkönigtum der Merowinger iſt durch den Sohn Karl Martells, Pippin 
den Jüngeren, vollſtändig beſeitigt worden. 751 hat er ſich durch Bonifatius ſalben 
und damit auf den Thron fetzen laſſen. Der Entihluß zur Annahme der königlichen 
Würde iſt aber auf das unſeligſte mit dem Papſttum verknüpft worden, deſſen geift- 
liches Anſehen Pippin anrief, als er den letzten Sproſſen der Merowingerdynaſtie 
abzuſetzen gedachte. Damit wird das Jahr 751 zu einem Schickſalsjahr der deutſchen 
Geſchichte. Es verſtärkt die durch Bonifatius eingeleitete Bindung an Rom. Noch 
war das Papſttum feine allgemein anerkannte, noch war es keine politiſche Macht. 
Es kämpfte, von dem byzantiniſchen Reich bedrängt, jetzt um ſeine Stellung mit den 
in Oberitalien in der Völkerwanderung ſeßhaft gewordenen Langobarden. Gegen ſie 
rief der Papſt Pippin zu Hilfe. Karl Martell hatte ſolchem Anſinnen nicht ſtatt⸗ 
gegeben. Die Kirche, die ihm gewiß viel zu danken hatte, machte aus ihm in der 
Legende einen Sünder, der zur Hölle fuhr. Pippin hat im Gegenſatz zum Vater dem 
Papſte, der die fränkiſchen Machtbeſtrebungen unterſtützt hatte, Schutz gewährt, ja 
er iſt in offenen Kampf mit den Langobarden getreten und hat das Papfttum von 
ſchwerem Druck befreit. Aber ſchon wird aus dem, der Schutz gegen den Bedränger 
gefordert hatte, einer, der Anſpruch auf Beherrſchung des Königstums, ja auf 
Königſetzung erhebt. Die ſogenannte Pippinſche Schenkung, die Beſtätigung einer 
dem Frankenkönig vorgelegten Fälſchung, der ſogenannten Konſtantinſchen Schenkung 
(754), hat die ftaatspolitifhe Stellung der Päpſte beſtätigt, alle verlorenen Befitz. 
titel in Italien, vor allem gegenüber Byzanz, wiedergegeben, ja ſie erweitert. Der 
päpſtliche Kirchenſtaat war geſchaffen. Es mag fein, daß Pippin geglaubt hat, als 
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Chriſt der Kirche und dem heiligen Petrus durch feine Hilfeleiſtung gegen die Lango- 
barden dienen, der „Schutzherr“ der Kirche werden zu müſſen. Für den Geſamtverlauf 
unſerer deutſchen Geſchichte ergeben ſich gleichwohl aus dieſen Ereigniſſen die 
ſchwerſten Folgen und Verwicklungen. Sie beruhen, kurz geſagt, auf der päpſtlichen 
Forderung der unumſchränkten kirchlichen, ſpäter auch weltlichen Vorherrſchaft. 


fiarl der Große | 

Der Sohn Pippins, Karl, führte die fränkiſche Herrſchaſt auf vorher ungeahnte 
Bahnen. Er ſchuf ein fränkiſches Weltimperium, aber das germaniſche Element 
wurde in ihm überwuchert durch eine fremde Kirchengewalt, eine fremde Kultur, eine 
fremde Regierungsform. Solange eine kraftvolle Perſönlichkeit die Zügel führte, 
blieben die Dinge bis zu einem gewiſſen Grade in der Schwebe. Bei ihrem Fehlen 
mußte unweigerlich der Zerfall die Folge fein Als den „Großen“ haben die Zeit- 
genoſſen bereits Karl bezeichnet, und zu den großen Perſönlichkeiten der Geſchichte 
gehört er auch. Aber wir werden uns doch heute wieder bewußt, daß dieſem glänzen⸗ 
den Bilde in Richtung auf die Entwicklung unſeres Volkes jehr dunkle Seiten 
nicht fehlen. 


Erweiterungspolitik nach Süden. fjinübergreifen nach Italien 

Der Germane Karl (zu Anrecht nehmen ihn die Franzoſen als Charlemagne in An- 
ſpruch) hat die Herrſchaft, die er zunächſt mit einem Bruder teilte, an ſich geriſſen 
und dann bald begonnen, Gebiete dem fränkiſchen Reich anzugliedern. Sofort zeigte 
ſich die ungewöhnliche Energie dieſes Mannes. In einem durch neue Verwicklungen 
zwiſchen dem Papſttum und den Langobarden herbeigeführten Kampſe, in den er 
eingriff, beendete er kurzerhand die langobardiſche Herrſchaft in Italien, entfernte 
den König und machte ſich ſelbſt zum Langobardenkönig, d. h. zum italieniſchen König 
(774). Dadurch wurden weite oberitalieniſche Gebiete gewonnen und nach der 
Sicherung Bayerns durch die von keinem Skrupel gehemmte Entfernung des wider- 
ſtrebenden einheimiſchen Herzogs die territoriale Verbindung mit Rom gewonnen. 
Die ſeitdem erneuerte Verbindung mit dem Papſttum iſt eine der Folgen dieſes 
langobardiſchen Krieges geweſen. Seine Wirkungen werden wir noch kennenlernen. 


Eingliederung des ſächſiſchen Stammes 

Mit der gleichen Tatkraft wie im Süden vollzog fih die Erweiterungspolitik Karls 
im Nordoſten gegen die Sachſen. Ihr keineswegs geeinter germaniſcher Stamm hatte 
ſich in einzelnen kleineren Verbänden ohne eine Geſamtverfaſſung im Kampfe gegen 
alle Anterdrücker gehalten: Weſtſalen weſtlich der Weſer, Oſtfalen öſtlich des Fluſſes, 
an ihm ſelbſt die Engern. Dazu kamen die Nordalbingier zwiſchen Elbe und Eider. 
Es hatte ſeit langem zur fränkiſchen Politik gehört, die kriegeriſchen Stämme, die in 
ihrem Freiheitsgefühl eine ſtändige Beunruhigung für die fränkiſche Macht bildeten, 
zur Ruhe zu zwingen. Karl dachte an mehr, an Anterwerfung und Eingliederung. 
Von 772 an hat er ſie durch 30 Jahre hin in dauernden Kriegen auf das blutigſte, 
graufamſte und erbarmungsloſeſte durchgeführt, zum Teil gegen den weſtfäliſchen 
Heerführer, den tapferen, in Geſchichte und Sage verherrlichten Herzog Widukind. 
Wie weit ſich Karl in ſeiner Erbitterung hinreißen ließ, zeigt die nicht abzuleugnende, 
durch ſchriftliche Zeugniſſe gut beglaubigte Maſſenſchlächterei bei Verden an der 
Aller (782). Mit ſolcher Hinrichtung verknüpft iſt die Verwüſtung weiter Landftriche, 
die Verſchickung der Bewohner in andere Gebiete (Sachfenhauſen bei Frankfurt 
a M.). Ob ſich Karl bei ſeiner Politik auſ einen Teil des ſächſiſchen Adels ſtützen 
konnte, der ſeine eigene Stellung gegenüber niedrigeren Bevölkerungsklaſſen retten 
wollte, iſt für die Geſamtbeurteilung unwichtig. Eroberung des Landes, Anter. 
werfung der immer wieder abfallenden Bevölkerung war für Karl nicht denkbar ohne 
gleichzeitige Bekehrung, die die Sachſen übrigens erſt ablehnten, als ſie im Gefolge 
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fränkiſcher Politik kam. Damit ift geſagt, daß auch die Bekehrung durch das Schwert 
erfolgte. Es iſt eine der bitterſten Tatſachen unſerer Geſchichte, daß hier der Germane 
gegen den Germanen im Kampfe ſtand, daß einer der beſten germaniſchen Stämme 
nur ſo eingegliedert wurde. Dieſe Eingliederung hat den ſächſiſchen Stamm vor einer 
eigenen Entwicklung, vielleicht im Zuſammenhang mit dem flandinavifhen Norden, 
bewahrt. Sie hat die ſpätere gewaltige Aufbauarbeit der Sachſen im Reich und am 
Reich möglich gemacht. Es darf auch nicht vergeſſen werden, daß gegenüber der 
drohenden Aberfremdung des Weſtens und Südens durch römiſchen Kultureinfluß 
das Gegengewicht des germaniſchen Elementes durch die Eingliederung der Sachſen 
verſtärkt wurde. Mit vollem Recht iſt einmal geſagt worden, daß „ohne die volle Ein⸗ 
fügung der Bayern und Sachſen ins fränkiſche Reich das Entſtehen eines deutſchen 
Volkes und Staates nicht denkbar“ wäre. 


Ausweitung des fränkischen Reiches 


Ein „Erobererreich“ iſt dieſes fränkiſche Staatsgebilde genannt worden, zu dem Karl 
auch fügte, was nicht ſo ſehr innerer Beſtandteil als vielmehr Grenzdeckung werden 
ſollte: gegen die Araber, die ſogenannte ſpaniſche Mark (zwiſchen Ebro und 
Pyrenäen), gegen den nördlichen Feind die däniſche Mark, und nicht zuletzt die be- 
deutſame Sicherung des Oſtens, gegen die Slaven die ſorbiſche Mark, gegen die 
Angarn die Oſtmark. In der letzten nahm Karl die Tätigkeit der bayeriſchen Herzöge 
wieder auf, die Ausbreitung deutſchen Volkstums, die er gegenüber den Slaven 
durchaus vermieden hat. So baute ſich durch Karl das fränkiſche Reich von dem 
Rheintal als dem Kern nach allen Himmelsrichtungen, von dem Ebro bis zur Elbe, 
von Mittelitalien bis zur Eider, eine Verbindung germaniſchen und römiſchen Volks. 
tums in einem Staat. Fränkiſches, d. h. germaniſches Volkstum beharrte dabei nach 
Weſten zu in den alten Grenzen. An eine germaniſche Aberflutung Nordfrankreichs 
iſt nicht zu denken. Nach Oſten zu deckten Bayern und Sachſen die germaniſche 
Flanke. Hierauf beruht die Bedeutung ihrer Eingliederung. Damit war die Vor- 
bedingung für den Wiedergewinn der alten germaniſchen Oſtgebiete und der Alpen- 
länder gegeben, ein Ziel, das ſpätere Jahrhunderte angeſtrebt und auch erreicht haben. 


Ordnung des fränkiſchen Staatswejens durch die flarolinget 


Dieſes gewaltige Reich mit den Gegenſätzen ſeines Volkstums konnte nur durch eine 
ungewöhnlich ſtraffe zentrale Gewalt geleitet werden. Karl hat in Anknüpfung an 
Maßnahmen ſeiner Vorgänger die Formen dieſer Regierungsgewalt geſchaffen. Er 
hat alle Gebiete ſeiner Staatsverwaltung mit neuem Leben durchdrungen, aber mit 
einem Leben, das germaniſcher Auffaſſung nicht durchweg ſtandhielt, ſondern fremde 
Anſchauungen Boden gewinnen ließ. Man kann feine Regierungsform durchaus 
abſolutiſtiſch nennen. Die Mannigfaltigkeit des alten germaniſchen Lebens wurde 
durch eine Vereinheitlichung großen Stils aufgehoben. Die alten landſchaftlich be- 
dingten Herzogtümer fielen; ſie wurden erſetzt durch die in dichtem Netz über das 
ganze Reich gelegten Verwaltungbezirke der Graſſchaften. Ihre Leiter, die Graten, 
waren königliche Beamte, Vertreter des Königs mit allen Rechten und Pflichten des 
Herrſchers. Die perſönliche Berührung des Herzogs mit den freien Volksgenoſſen 
war dahin. Mit Beamten hatte es der einzelne überall zu tun, die obendrein 
in den Gebieten häufig völlig fremd waren. An Widerſtand der Einheimiſchen gegen 
dieſes Beamtenelement konnte es naturgemäß nicht fehlen, nun gar, wenn die Fremden 
plötzlich an die Spitze des bisher ſelbſtändigen Gerichtes aller Freien traten. Das 
Beamtenheer mit einem Spitzenbeamtentum am königlichen Hofe erforderte dauernde 
Beaufſichtigung. Der König konnte ſie nicht üben, er bediente ſich dazu der ſogenannten 
Königsboten, die auf ſtändigen Reiſen die Verbindung zwiſchen dem König und dem 
Grafen, aber nicht dem Volke herſtellten. Der bisherige Freie wurde aber auch ſonſt. 
ſeiner alten ſtolzen Stellung entkleidet. Daß er Heeresdienſt leiſtete, war ſeit uralter 
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Zeit für ihn etwas Selbſtverſtändliches geweſen. Ebenſo ſelbſtverſtändlich wurde es 
aber für ihn, daß er ſich dem mehr oder weniger zu entziehen ſuchte, als bei der Aus- 
weitung des Frankenreiches, bei feiner Außenpolitik ſtärkere militäriſche Verpflich- 
tungen ihm oblagen. Es gelang ihm, indem er ſich unter den Schutz eines Höheren 
ſtellte, ihm ſein Land übertrug, es dann aber als ſein Lehnsmann in Form der Leihe 
zurückempfing. Damit opferte er zwar einen Teil feiner Freiheit, aber die Heeres⸗ 
laſten wurden für ihn zugleich mildere, und auch manche andere Erleichterung wurde 
ihm zuteil. Ein ſolches Verfahren, in Hunterttauſenden von Fällen angewandt, ſchuf 
ein Syſtem von Abhängigkeit, das der früheren Zeit fremd war. And dieſes für die 
mittelalterliche Zeit charakteriſtiſche, eben durch Karl bewußt geförderte Lehnsſyſtem 
gewann neben der privatrechtlichen auch eine öffentlich rechtliche Seite. Auch die 
Amter, vor allem die Grafſchaften, wurden als Lehen vergeben. So iſt ein ſehr feſtes 
Abhängigkeitsgefüge entſtanden, aber es bedingte auch, daß der innere Zuſammen⸗ 
hang aller Volksgenoſſen mit dem Staat verlorenging. Ä 


Die flalſerhrönung des Jahres 800 und ihre Folgen 


Karl und fein Geſchlecht find germaniſchen Blutes geweſen, wie wir bereits fagten. 
And zweifellos hat Karl auch germaniſche Kultur und Sitte geſchätzt und ſie mannig⸗ 
faltig gepflegt und gefördert. Aber ebenſo gewiß iſt auch, daß er in unheilvollem 
Zwieſpalt eine kulturelle Renaiſſance heraufzuführen ſuchte, die deutlich die Züge 
römiſch⸗lateiniſcher Bildung trägt. Wie ſeinem Staat völkiſch die Einheit fehlte, ſo 
iſt auch deſſen Träger keine einheitliche Perſönlichkeit geweſen. Es wird uns be- 
ſonders klar, wenn wir ihn, den Germanen, den Lockungen römiſchen Herrſcher⸗ 
traumes erliegen ſehen: Karl hat am Weihnachtstage 800 durch den Papſt die 
römiſche Kaiſerkrone erhalten. Damit wurde der Gedanke eines Aniverſalreiches, das 
ſeit dem Antergang Roms nicht mehr beſtanden hatte, verwirklicht. Wir wiſſen nicht, 
ob der Gedanke der Kaiſerkrönung beim Papſt oder bei Karl aufgetaucht iſt. Wenn 
hei Karl, ſo mochten die rieſigen Erfolge ſeines Wirkens den Gedanken nahelegen, 
ſein Werk durch die äußere Form, die einſt in einem Weltreich Geltung gehabt hatte, 
zu krönen. Freilich dieſes fränkiſche Imperium mußte neben den antik⸗römiſchen auch 
andere Züge tragen, die chriſtlichen. Tatſache iſt aber, daß Karl über den Vorgang 
bei der Krönung (der Papſt hat ihm, während er betete, die Krone heimlich auf- 
geſetzt) unwillig war. Nicht vom Papſt wollte er offenbar die Krone empfangen, 
ſondern ſie ſich ſelbſt aufſetzen, ſo wie er ſpäter ohne Zutun des Papſtes ſeinen Sohn 
in eigener Perſon zum Kaiſer gekrönt hat. Denn unzweifelhaft fühlte er ſich als den 
Herrn des Papſtes. Freilich hat die Kirche bald in der Krönung ein Geſchenk des 
Papſtes geſehen; fie hat noch zu Lebzeiten Karls Anſprüche politiſcher Art erhoben, 
die Karl zurückwies. 


Die Tat von 800 iſt entſcheidend für die weiteren Geſchicke unſeres Volkes. Durch die 
Verbindung des deutſchen Königtums mit dem Papſt, wie ſie gut 150 Jahre nach 
Karl erneut aufgenommen und dann beibehalten wurde, iſt die chriſtliche Kultur des 
Abendlandes geſichert worden. Aber neben die weltliche Macht des Königtums trat 
als die zweite Stütze des chriſtlichen „Gottesſtaates“ die römiſch⸗päpſtliche, und dieſes 
Papſttum ſah ſeine Aufgabe nicht im Kirchlichen erſchöpft. Wenn nach den Anſchau⸗ 
ungen des Kirchenvaters Auguſtin in ſeinem „Gottesſtaat“, Anſchauungen, die Karl 
kannte und ſchätzte, die Welt von einer weltlichen und geiſtlichen Gewalt regiert 
werden follte, über denen Gott alle Zügel in feiner Hand hielt, fo fühlte ſich die kirch⸗ 
liche Gewalt dieſem oberſten Lenker aller Dinge zweifellos näher. Sie mußte, wenn 
auch vielleicht nicht ſofort, letzten Endes auch nach der Lenkung der weltlichen 
Dinge ſtreben und ſich über die königliche Macht erheben. Daß dieſer weltlichen 
Macht durch den Kaiſertitel eine neue ſtärkere Machtfülle zukam, iſt nicht zu leugnen. 
Aber wir werden noch ſehen, wie dieſe neue Funktion, die nun auch neue Aufgaben 
brachte, den deutſchen Herrſcher ſpäter von ſeinem eigentlichen Aufgabenkreis abzog. 
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Indem Karl die Krönung in der geſchilderten Form als vollzogen anſah, ſchuf er 
unbewußt Bedingungen, die dem deutſchen Volk ſchweres Leid gebracht haben. Die 
Not, die die völkiſche Aneinheitlichkeit des Karolingerreiches brachte, iſt ſchon unter 
ſeinen Nachfolgern behoben worden, die Not der Verbindung des Jahres 800 auf 
Jahrhunderte nicht. Sie iſt bis in unſere Tage ſpürbar geweſen. 


Der Zerfall des Reiches beginnt 

Karls Reich iſt ſchon unter ſeinen Nachſolgern zerfallen. Es war eben ein Bau, 
deſſen Gefüge nicht durch das warme Blut des Volkes feſt gekittet wurde. Die 
kühne, aber auch kühle Konſtruktion des „Staates“ erſtickte in dieſem Aniverſalreich 
völkiſches Leben. Wieder einmal zeigte ſich die Anmöglichkeit der Verbindung 
römiſchen und germaniſchen Weſens in einem Staat. Eine wirkliche Staatsgeſinnung 
war trotz der ſtraffen Staatsform nicht entſtanden. Die oben berührte Verminderung 
der Freien, eben des erhaltenden Elementes, übte ihre Wirkung; die Intereſſen⸗ 
ſucht der auſſteigenden Großen, deren Grundherrſchaften den kleinbäuerlichen Beſitz 
immer mehr verdrängten, ſprengte und zerſetzte das Reich, deſſen Zuſammenhalt zu 
Karls Zeiten eben auf ſeiner Perſon beruhte. Es iſt um ſo ſchneller zerfallen, als 
dem perſönlich bedeutenden Karl ein unfähiger ſchwacher Nachfolger beſchieden war, 
Ludwig der Fromme, wie ſein Zuname beſagt, ein Verehrer der Kirche, von ihr 
beherrſcht und gezügelt. Wenn dieſe bei der durch Familienſtreitigkeiten und Erb- 
teilung beſchleunigten Auſlöſung die Reichseinheit zu wahren und zu erhalten ſchien, 
ſo tat ſie es um ihrer ſelbſt willen. Sie wollte den Schutz, die Stütze der weltlichen 
Macht nicht entbehren; ſie ſteigerte aber zugleich die eigenen Anſprüche, wie es etwa 
in den berüchtigten Arkundenfälſchungen der ſogenannten pſeudoiſidoriſchen Defre- 
talien, die die univerſelle Stellung des Papſttums betonen, und beſonders in dem ſie 
anwendenden, die Machtſtellung des Papſttums auch in weltlichen Dingen fordernden 
Papſte Nikolaus I. zutage trat. Zu gleicher Zeit machten ſich auswärtige Feinde die 
ſich meldende Schwäche des Frankenreiches zunutze: Dänen, Slaven, Magyaren und 
am nachdrücklichſten Normannen. 


Das oftfränkijche Reich 


Aus den Erbteilungen heben ſich zwei heraus, die von Verdun (843) und von 
Merſen (870). Sie ſchaffen die Vorbedingung für das Entſtehen dreier Reiche, 
Deutſchland, Frankreich und Italien, ſür die Bildung der drei Nationalitäten, für 
die Formung ihrer Sprachen. Von Deutſchland iſt freilich zunächſt noch nicht die 
Rede, vielmehr von Oſtfranken; denn der öſtliche Teil des Frankenreiches gibt den 
Raum her für ein geſondertes Herrſchaftsgebiet. Im weſentlichen eint es die ger- 
maniſchen Elemente des Frankenreiches, Bayern und Sachſen faßt es zuſammen, 
Alamannen und den größten Teil der Franken. Aber die Sprachgrenze hat keinen 
Einfluß auf die äußere Geſtaltung dieſes neuen Reiches gehabt; denn in ſeinem weft- 
lichen Teile ſaßen zahlreiche franzöſiſch Sprechende, während in dem ſich nun bilden- 
den Frankreich unter anderen die deutſch ſprechenden Flandrer blieben. 


Das Oſtreich der Franken iſt im Laufe der folgenden Jahrzehnte (wie das Weſtreich) 
auseinandergefallen, ſo feſt auch zeitweilig eine Perſönlichkeit wie Ludwig der Deutſche 
(843 bis 876) es zuſammenband. Parteien zerreißen die Einheit, erſchweren den meiſt 
kränklichen letzten Karolingern ihre Aufgabe; die Grafen und Großen machen bei der 
ſchwachen Obergewalt aus ihren Lehen und Amtern Erbe und dauernden Beſitz. 
Lokale ſelbſtändige Gewalten richten ſich allerorten auf. Die Stammherzogtümer, 
namentlich Bayern und Sachſen, die Karl der Große beſeitigt hatte, entfalten ihre 
einigende Kraft und verſuchen, an ihrem Teile eine begrenzte Ordnung zuͤ ſchaffen. 
Mit einem Kinde, Ludwig, endet 911 der oſtfränkiſche Zweig der Karolinger. Die 
ernſthaften Bemühungen eines rheinfränkiſchen Grafen Konrad, den neben ſeiner 
Stammeszugehörigkeit auch die Verwandtſchaft mit dem Karolingerhauſe als Nach⸗ 
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ſolger im Königtum empfahl, haben doch nur in einigen Teilgebieten vorübergehen⸗ 
den Erfolg gehabt. Der Gedanke des karolingiſchen Aniverſalreiches, längſt aufge- 
geben, hatte ſeine Ankraft erwieſen. Aber immerhin, mit Konrads Wahl deutet ſich 
doch ſchon Neues an; denn nicht der weſtfränkiſche Karolinger als der Vertreter des 
Geſamtlandes trat an die Spitze auch des Oſtreiches, vielmehr wählten die deutſchen 
Stämme einen der Herzöge, eben Konrad. Aus dem Stammelement erwuchs dann 
zunächſt der Aufſtieg. Konrad beſtimmte, ein Zeichen für die Größe ſeines Charakters, 
feinen Gegner, den ſächſiſchen Herzog, zu ſeinem Nachfolger. Mit einem Heinrich 1. 
hebt ſich die neue Schickſalslinie deutlicher heraus. Mochte das Reich von den da- 
mals Lebenden auch als ein fränkiſches angeſehen werden; es war doch, da es die 
deutſchen Stämme vereinigte und von Frankreich endgültig loslöſte, ein deutſches. 
Erſt jetzt kann man daher von einer deutſchen Geſchichte reden. 


Dielheit der Stämme, kein Dolk 

Mit Heinrich I. hebt die fogenannte deutſche Kaiſerzeit an. Sie wird durch zwei 
Züge gekennzeichnet, die Auseinanderſetzung mit der päpſtlichen Gewalt und durch 
das mächtige Ausgreifen deutſchen Volkstums in Oft und Südoſt. Seltſamer Weg, 
den unſer Volk geht! Es muß im internationalen Reich der Karolinger aufgehen, um 
in und nach deſſen Zerfall noch die Stämme vereinigt zu laſſen, von deren Geſamt— 
heit man im 9. Jahrhundert hier und da als „regnum thiutiscum“ ſpricht, als dem 
deutſchen Reich. In dieſem Lande ſprach man nicht lateiniſch oder irgendeine römiſche 
Mundart, ſondern „thiutiſk“, die Sprache des Volkes. Eine allgemeine offizielle 
Benennung hat es noch lange nicht gegeben. Erſt gegen Ende des ſogenannten 
Mittelalters wurde die Bezeichnung „Heiliges römiſches Reich deutſcher Nation“ 
gebraucht. Wenn aber ſchon im 9. Jahrhundert ein gemeinſamer Name benutzt 
wurde, fo zeigt es, daß das Bewußtſein einer gemeinſamen Nation zu wachſen be- 
ginnt, trotzdem ein deutſches Volk noch nicht vorhanden war, ſondern nur die auch 
durch ihre Mundart und ihr Recht ſtark geſchiedenen Stämme. 


Drei große Stammesgruppen laſſen ſich erkennen: eine nördliche (Sachſen und 
Frieſen), eine mittlere (Franken und Thüringer), eine ſüdliche (Bayern und Ala⸗ 
mannen). Sie ſind erſt in langer Geſchichte durch gemeinſames Leben zu einem Volk 
zuſammengeſchweißt worden. 

In dieſen Stämmen iſt beim Niedergang der karolingiſchen Zeit, wie ſchon ange- 
deutet wurde, eine eigentümliche Kraft lebendig geblieben, die im einzelnen zu— 
ſammengefaßt wurde durch Männer an der Spitze. In Anknüpfung an die alte ger- 
maniſche Würde des Heerführers, des Herzogs, hatten ſie die Geſamtleitung des 
Stammes, die Regierung, an ſich gebracht. So treten vor allem zwei Herzogfamilien 
hervor: in Bayern die Arnulfinger, benannt nach dem Schöpfer des Herzogtums; 
in Sachſen, zu dem auch Thüringen geſchlagen iſt, die Ludolfinger, die ihren Namen 
von dem Alteſten der Familie herleiten. Auch in Schwaben und Franken regen ſich 
Sondergewalten. And ſchließlich iſt auch in dem ſtammesmäßig fränkiſchen, doch mit 
zahlreicher franzöſiſcher Bevölkerung durchſetzten Lothringen ein Stammherzogtum 
entſtanden. Die Schickſalsfrage iſt, ob dieſe Herzogtümer als Sonderſtaaten eigene 
Wege gehen oder durch die königliche Gewalt zuſammengehalten werden können. 


fjeinrich I., der Sachſe 

Hier eben liegt das Verdienſt Heinrichs J. und damit des ſächſiſchen Stammes, der 
einſt mit Gewalt in die fränkiſche Einheit eingeſügt war. Jetzt wurden er und ſein 
Herzog die Wegbereiter in das neue Land. Man hat ganz richtig darauf aufmerf- 
ſam gemacht, daß die Sachſen wie die Franken die ſeßhafteſten der deutſchen Stämme 
ſeit der Völkerwanderung geweſen ſeien und daß es „darum kein Zufall, daß beide 
entſcheidenden Anteil am Entſtehen des erſten Deutſchen Reiches beſitzen.“ 
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Daß eine eigenwillige, klare und feſte Perſönlichkeit an die Spitze des Reiches trat, 
hat Heinrich ſofort bewieſen, als er nicht etwa aus Demut, wie die kirchlichen Ge⸗ 
währsmänner wiſſen wollten, Salbung und Krönung durch geiſtliche Hand ablehnte. 
Klugheit und die dem ſächſiſchen Stamm eigene kühle Aberlegung zeigte ſich auch, 
wie er die Herzöge beim Reich hielt, nicht durch Gewalt, die ihm die noch geringen 
königlichen Machtmittel nicht geſtatteten, ſondern durch Verhandlungen. Auch in der 
Selbſtbeſchränkung kann politiſche Größe liegen. Auf ſolche Weiſe hat er ſogar das 
entfremdete Lothringen wieder zum Reich bringen können. Seine eigentliche Farbe 
erhält Heinrichs Vild aber durch feine militär iſchen Leiſtungen. Er war durch fein 
Herzogtum und die in ihm liegenden großen Beſitzungen ſeiner Familie (am Harz) 
naturgemäß auf die Beobachtung der von Oſten her drohenden Feinde gewieſen, der 
Slaven und der Angarn. Dieſe hat er nach einer hervorragenden organiſatoriſchen 
Vorbereitung (ohne Städtegründungen, die Heinrich nie vorgenommen hat) abge- 
wehrt, jene zum Teil unterworfen (Eroberung der ſlaviſchen Feſte Brandenburg im 
Winter 928/29 und Sieg von Lenzen an der Elbe 929). Damit war dem Reich nahe- 
gebracht, daß ſeiner Aufgaben im Nordoſten harrten. Noch hat Heinrich nicht, wie 
ſchon früher die bayeriſchen Herzöge in dem öſtlich ihrem Lande vorgelagerten Ge- 
biet, in den unterworfenen flaviſchen Bezirken zwiſchen Elbe und Oder geſiedelt. 
Dazu war die Zeit noch nicht reif. Aber er hat doch (auch durch die Anterwerfung 
des böhmiſchen Herrſchers unter das Reich) in wahrhaft großartiger Weiſe erkannt, 
wo die Zukunftsaufgaben des Reiches lagen. Er war eben ein klarblickender, ſeinen 
Aufgabenkreis überſchauender, ſein Ziel unbeirrt verſolgender Politiker. Daß ſeine 
Nachfolger dieſe Politik nicht fortſetzten, iſt zum Anheil des Reiches und des Deut- 
ſchen Volkes ausgeſchlagen. 


Otto der Große und ſeine Oftpolitik 


Wie ſehr ſich Heinrich durchgeſetzt hatte, zeigt die unbeſtrittene Nachfolge ſeines 
Sohnes Otto. An der deutſch⸗ſlaviſchen Grenze, in Magdeburg, war er aufgewachſen 
und erzogen; hier hatte er ſeine erſten ſchönen Ehejahre verlebt. Mit dem Oſten 
ſchien der junge Sachſe verwachſen, und ihm galt in den erſten beiden Jahrzehnten 
ſeiner Regierung feine beſondere Aufmerkſamleit. Das von Heinrich I. doch nur 
locker gewonnene flaviſche Land wurde jetzt bis zur Oder in jahrelangen, zum Teil 
blutigſten Kämpfen dem Reiche eingefügt. Aber das neue Land zog ſich bald die 
ſtaatliche Organiſation, von Ottos treueſten Helfern, dem Markgrafen Gero und 
Hermann Billung geleitet. Aberall wurden, meiſt in Anlehnung an ſlaviſche Befeſti⸗ 
gungsplätze, Militärſtationen errichtet. Bauernſiedlung in dem Oſtland kannte die 
Zeit noch nicht oder doch nur in dem ſehr begrenzten Raum von der Saale bis zur 
Mulde. Sie konnte ſie auch noch nicht kennen, da das alte Reich noch Raum genug 
gewährte und nicht den Menſchenüberfluß beſaß, der zur Oſtſiedlung notwendig ge⸗ 
weſen wäre. Aber Hand in Hand mit der politiſchen Organiſation ging die lirchliche. 
Was in der karolingiſchen Zeit an der Oſtgrenze des damaligen Reiches begonnen 
war (Gründung der Bistümer Hildesheim, Halberſtadt uſw.), wurde fortgeſetzt. 
Eine dichte Kette von Bistümern zog ſich nun vom hohen Norden bis zu den Fluß— 
gebieten der Mulde und Elſter. Sie alle wurden in die deutſche Kirche eingeordnet, 
die ihren weſentlichſten Führer im Oſtlande in dem 968 gegründeten Erzbistum 
Magdeburg erhielt. Es iſt dem chriſtlich gewordenen Polen, das ſeit 963 den deut⸗ 
ſchen König als ſeinen Herrn anerkennen mußte, zwar gelungen, das polniſche 
Bistum Poſen von der Anterſtellung unter Magdeburg zu befreien, aber doch nicht, 
in die Welt der deutſchen Bistümer einzudringen. And wie der zum Teil außer- 
deutſche Norden durch einzelne dortige Bistümer an das Reich gekettet wurde, ſo 
auch Böhmen in ſtärkerem Maße als bisher durch das neu gegründete, dem Erz— 
bistum Mainz unterſtellte Bistum Prag. 
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Die Verſuche, dem deutſchen Blute Geltung zu verſchaffen, hat Otto in noch höherem 
Maße im Südoſten angeſtellt. Vorbedingung war die endgültige Beſeitigung der 
Angarnangriffe. Hier liegt die nicht zu unterſchätzende Bedeutung des Sieges über 
die Angarn in der Nähe von Augsburg (955). Damit war nicht nur Deutſchland, das 
jahrzehntelang auf das fürchterlichſte heimgeſucht war, frei, ſondern Siedlung und 
Miſſion konnten im Südoſten (Salzburger und Paſſauer Gebiet) in weitem Am⸗ 
fange erneut und erfolgreich aufgenommen werden, geſchützt durch die gegen Angarn 
geſchaffene Oſtmark, die Grundlage Oſterreichs. Ja, ſchon nach knapp 20 Jahren 
wurde Ungarn in den deutſchen Kultur- und Machtkreis einbezogen. 

So griff dieſer tüchtige begabte ſächſiſche Königsſproß durch die Förderung deutſcher 
Geltung weit in die öſtliche, ſüdöſtliche, ja auch nördliche Welt hinein. Daß er dieſe 
Politik einſchlagen konnte, dankte er der trotz mancher Rückſchläge ſeſt in ſeiner Hand 
befindlichen Königsgewalt, von deren Grundlagen wir ſogleich hören werden. Daß 
er dieſe Politik nicht fortſetzte, ſondern die alten unheilvollen Bahnen Karls des 
Großen aufnahm, hat Deutſchland in ſchweren Schaden geſtürzt. 


Otto und ſein Regierungsiyftem 


Otto hat anders als fein Vater, der einen loſen Staatenbund leitete, von vorn- 
herein an ein zentral gelenktes Einheitsreich gedacht. Solche Politik mußte den 
Widerſtand der herzoglichen Gewalten zur Folge haben. Er ſetzte auch ein. Otto 
hat ihn niedergezwungen. Er hat feine Verwandten an die Stelle der Herzöge ge- 
ſetzt. Aber auch dieſes Mittel verſagte. Veiſchwörungen einiger neuer Herzöge 
drohten Otto zu ſtürzen. Es iſt eine Tatſache unſerer Geſchichte geworden, daß Otto 
der herzoglichen Gewalten zwar ſchließlich Herr wurde, daß er ſie aber nicht beſei⸗ 
tigte, ſondern beſtehen ließ. Stamm und Herzog ſtanden deutlich dem Staat und 
dem König gegenüber und haben ihnen noch lange gegenübergeſtanden. Eines der 
Ergebniſſe der ottoniſchen Regierung iſt, daß das partikulariſtiſche Element kräftig 
bleibt und daß es fortan unſere deutſche Geſchichte weiter durchzieht. Ein zweites 
Entwicklungsmoment unſerer Geſchichte iſt gegeben durch die Art, wie Otto ſich der 
herzoglichen Gewalt gegenüber eine Stütze ſeiner königlichen Macht ſuchte: in der 
Kirche. Er hat Erzbiſchöfe, Biſchöfe und Abte durch reiche Begabung mit Königs- 
gütern, durch nahezu unumſchränkte Verleihung der weltlichen Hoheitsrechte in ihren 
Beſitzungen zu Reichsfürſten emporgehoben. Gewiß, er konnte ſich nun auf dieſe 
„Reichskirche“ verlaſſen, die feſt in feiner Hand war, da die ihm erwünſchten und 
genehmen Männer die kirchlichen Würden erhielten. Er gewann durch fie in Kriegs- 
zeiten ein mächtiges, die Leiſtung der weltlichen Großen weit überragendes mili- 
täriſches Auſgebot. Er gewann eine zunächſt treue, ergebene, keineswegs immer 
romfreundliche Geſolgſchaft von ihres deutſchen Volkstums bewußten, oft geiſtig 
hochſtehenden Männern, die von dem „Glauben an die Idee des Reiches“ erfüllt 
waren. Aber wie mußte ſich dieſe Macht einmal gegen das Königstum auswirken, 
wenn ſie nicht von ihr beherrſcht wurde, wenn ſie ihre eigenen Wege ging, wenn ſie 
in fremde Abhängigkeit gezogen wurde? All das iſt eingetreten und hat mit zur 
Schwächung der königlichen Macht, zur Knebelung des deutſchen Volkes beigetragen. 
Einzelne Kirchen als weltliche Fürſtentümer haben bis zum Anfang des 19. Jahr- 
bunderts — wenn auch oft kümmerlichen — Beſtand in der deutſchen Reichs- 
verfaſſung gehabt. 


Die flalſerkrönung 


Noch Otto ſelbſt hat aus dieſer ſeiner Politik verhängnisvolle Folgerungen ziehen 
müſſen. Wollte er ſeiner deutſchen Kirchenfürſten wirklich Herr ſein, ſo mußte er 
ſich des Einfluſſes auf ihren oberſten Gebieter verſichern. Das war und blieb der 
Papſt. Eingreifen in Italien, wo um die päpſtliche Gewalt dauernd heftige 
Kämpfe tobten, war die Loſung. Dieſes Eingreifen hat Otto zunächſt die 
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italieniſche Königskrone verſchafft, bald danach, im Jahre 962 auch die kaiſerliche 
Krone auf ſein Haupt gebracht, übrigens mit ſeinem vollen Willen. Sie iſt ſeitdem 
bis 1806 das Ziel aller deutſchen Könige geweſen. Kein anderer außerhalb der 
deutſchen Königsreihe ift je in ihren Beſitz gelangt. Einzig die ſogenannten Nach⸗ 
folger Petri haben die Kaiſerkrone verliehen, bis ſich der Habsburger Maximilian 
als erſter ohne päpſtliche Krönung zum Kaiſer machte (1508). 


Seit 962 iſt nun das deutſche Schickſal mit dem italieniſchen immer wieder aufs neue 
verquickt worden. Hie Kaiſertum, hie Papſttum! Anter dieſem Rufe haben ſich die 
politiſchen Mächte des Reiches, ja Europas geſchieden. Nicht der Friede iſt über 
Deutſchland gekommen, ſondern das Schwert. Wert und Anwert haben die 962 ge- 
knüpfte Verbindung erhöht und belaſtet. Die Frage, was überwog, hat jahrzehnte- 
lang die Geſchichtsforſchung beſchäftigt. Es kann im Grunde doch nur eine Ant- 
wort geben. 


Wert und Unwert der mittelalterlichen Aaijerpolitik 


Otto war ein nüchtern urteilender, von keiner romantiſchen Idee geblendeter Nieder- 
ſachſe, und er hat als ſolcher den Weg zum Kaiſertum nicht ohne Aberlegung be— 
ſchritten. Wir deuteten es ſchon an: er mußte Italien und Rom zu beherrſchen 
ſuchen, weil er jo auch die Zügel der deutſchen Kirche feſt in der Hand behielt. Ein 
Mann wie Otto mochte die ſo geſchaffenen Verhältniſſe meiſtern können. Wie aber 
ſpäter? Kein Zweifel, daß allzu oft fortan der deutſche König im Reich fehlte, fern- 
ab in Italien war, wenn aufbegehrende partikulariſtiſche Gewalten ſeine Anweſenheit 
und ſeine kräftige Hand nötig machten. Kein Zweifel, daß der Kaiſer oft genug nur 
durch weitgehende Vergünſtigungen die Fürſten und Herren des Reiches ſeiner 
Italienpolitik geneigt machte, daß er Beſitz dahingab, der beſſer in Händen des 
Reiches geblieben wäre. Es war unmöglich, die Rechte in Italien zu wahren, in 
Deutſchland der Herr zu bleiben und etwa noch, woran Otto jedenfalls dachte, die 
ungeſchützte Oſtgrenze feſt und kräftig zu machen und geſichert zu erweitern. Die 
Vielheit und Schwere der Aufgaben hat die deutſchen Herrſchergeſchlechter der 
nächſten drei Jahrhunderte frühzeitig dahinſterben laſſen. Anter den einzelnen 
Königen iſt die Hälfte vor dem 40. Lebensjahr geſtorben, ganz anders als in Frank⸗ 
reich. Auch die italieniſche Sonne mag das ihrige getan haben. 


Gewiß, es war eine Zeit des Glanzes. Von mittelalterlicher Kaiſerherrlichkeit pflegt 
man nicht zu Anrecht zu ſprechen. Das Bewußtſein, ein Volk zu ſein, iſt durch die 
zunächſt ſteigende kaiſerlich⸗königliche Macht gehegt und gepflegt worden. Als 
„homines imperatoris“, als Leute des Kaiſers ſchlechthin wurden die deutſchen 
Kaufleute in ſächſiſcher Zeit in London bezeichnet. Auf Jahrhunderte hin hat nach 
Ottos des Großen Angarnſieg kein äußerer Feind das deutſche Land betreten, ab— 
geſehen von geringen ſlaviſchen Einfällen. Das in einem Staat geeinte Volk wurde 
genau damals, als Otto die Kaiſerkrone ſein eigen nannte, mit dem einheitlichen 
Namen der Deutſchen bezeichnet. Die kriegeriſche Kraft der Deutſchen hat ſie immer 
wieder in die angrenzenden Länder wie Polen, Böhmen, Angarn ziehen laſſen, nicht 
um zu erobern, ſondern um helfend und vermittelnd in dortige Thronſtreitigkeiten 
einzugreifen. Daß die polniſchen, böhmiſchen und ungariſchen Herren ihr Land dann 
vom deutſchen König zu Lehen nahmen, war etwas Selbſtverſtändliches. Alſo ge⸗ 
wiß: es war eine Zeit des Glanzes. Sie oſſenbart ſich auch in dem reichen wirt— 
ſchaftlichen Strom, der auf der vom Orient nach Venedig und Genua ziehenden 
Welthandelsſtraße nun weiter gelenkt wurde über die Alpen und Deutſchland 
zweifellos befruchtet hat. 

And trotzdem! Man mag mit noch ſo vielen Gründen die Notwendigkeiten einer 
Italienpolitik zu belegen verſuchen. Man mag ſelbſt jagen, daß ohne deutſche Kaiſer⸗ 
politik „ein geeintes Italien“ auf Deutſchland hätte „drücken“ müſſen. Entſcheidend 
bleiben nicht Gründe, ſondern das Ergebnis, und das war: Auflöſung in Deutſch— 
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land etwa ein Jahrhundert nach Ottos Tode. Das war Vergeudung der beſten Kraft 
deutſchen Blutes auf italieniſchem Boden im 12. und 13. Jahrhundert. Schon bei 
dem Sohne Ottos zeigt ſich überdies, wohin die Italienpolitik weiter locken mußte. 


Ausgang der Ottonen 


Mit der Gewinnung des langobardiſch-italieniſchen Königreiches, mit dem Einfluß 
auf den Papſt und ſein Gebiet rückte man an die ſüditalieniſche Intereſſenſphäre des 
byzantiniſchen Kaiſertums in Konſtantinopel, des letzten Reſtes des alten römiſchen 
Reiches. Zwangsläufig wurde man gedrängt, auch nach Süditalien zu greiſen. Die 
Hand der griechiſchen Kaiſertochter fiel Ottos Sohn, Otto II. zu. Fremdes, orienta- 
liſches Blut fließt damit in das raſſereine ſächſiſche Herrſcherhaus, und Otto II. und 
ſein Sohn Otto III verfangen ſich immer mehr in den Schlingen einer Politik, die 
nun ſchon an die Mittelmeerſtellung, ja ſchließlich an Weltherrſchaft zu denken wagt. 
Während Otto II. ſich mit den Arabern in Süditalien herumſchlug, brach im Oſten 
zuſammen, was der Vater jenſeits der früheren deutſch⸗ſlaviſchen Grenzen erreicht 
hatte. Otto III., ehe- und erbenlos, ſchweifte frühzeitig in die Ferne. Pilgerfahrt 
und Karlverehrung nahmen ihn gefangen, verſtiegene Anſchauungen von feiner 
laiſerlichen Würde und ihren Aufgaben, düſtere, ins Aſketiſche überſteigerte An- 
ſchauungen. Polniſche, ungariſche Belange gingen verloren. And währenddeſſen 
kniſterte es im innerdeutſchen Gebälk. Lokale Gewalten erkannten die königliche Ge- 
walt nicht mehr an; unter den Biſchöfen beobachtete man ſchon Tendenzen, die die 
feſtgefügte Reichskirche zu ſpalten drohten und päpſtlichem Einfluß die Türen öffneten. 


Der Tatkraft eines Verwandten Ottos III., ſeines Vetters Heinrich aus der baye⸗ 
riſchen Herzogfamilie, war es zu danken, daß das Schlimmſte vermieden wurde. 
Heinrich hat redlich nach allen Seiten hin, auch gegen die Kirche, wenn auch hier durch 
ſeine perſönliche Einſtellung gehemmt, königliche Macht und deutſche Anſprüche ge- 
wahrt; aber die Schickſalsfrage an Deutſchland war doch bereits geſtellt. 


Slanzzeit mittelalterlicher Aönigsherrjchaft 


Die Antwort iſt durch die kraftvollſte Perſönlichkeit unter den deutſchen Herrſchern 
des Mittelalters noch einmal kurz aufgeſchoben worden, durch den mit den Ottonen 
entfernt verwandten Konrad II. (1024 bis 1039), der die Reihe der ſogenannten 
fränkiſch⸗ſaliſchen Herrſcher eröffnete. Man ſpricht von ſeiner Zeit als dem Höhepunkt 
mittelalterlicher deutſcher Herrſchaft. Mit Recht! Kirche und Papſttum gehorchten 
ſeinem Wink. Die im Innern durch einen aufſäſſigen Fürſten, Ernſt von Schwaben, und 
einen abtrünnigen lothringiſchen Herzog geſtörte Ruhe wurde bald wiederhergeſtellt. 
Nach außen hin (man mag blicken, wohin man will) übte der deutſche König unbe- 
ſtritten ſeine Geltung, ja er vermehrte ſie durch die Erwerbung des Königreiches von 
Burgund. In langen Streiſen erſtreckte ſich dieſes Reich vom Oberrhein der heutigen 
Schweiz bis an das Mittelländiſche Meer. Es brachte Deutſchland den Beſitz der 
wichtigen Weſtalpenpäſſe; mit ihnen vermochte der deutſche Herrſcher die ſüdfranzö⸗ 
ſiſchen Machthaber von Italien abzuriegeln. Wie das italieniſche Königtum iſt das 
burgundiſche nun an das Reich gekettet, freilich kein dauernder Beſitz, aber doch ſtets 
aufs neue von der deutſchen Krone erſtrebt und damit deutſchem Einfluß zeitweilig 
geöffnet. 


Wir rühren bei dieſer Heraushebung Konrads an das Geheimnis der bedeutenden 
Perſönlichkeit. Energie, Großzügigkeit, klare Zielerkenntnis ſind weſentliche Züge 
dieſes Heinrich I. verwandten Mannes. Wenn von feinem Ableben ein kirchlicher 
Chroniſt ſchreibt: „Bei ſeinem Tode hat gewiß niemand geſeufzt“, ſo erkennen wir 
nur zu gut, wie ſehr Konrad in deutſchem Sinne handelte. Schon aber wuchs in der 
Kirche eine Gedankenwelt, die der weltlichen Macht überaus gefährlich wurde. In 
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ihr wurde die Lunte geſchaffen, mit der bedeutende kirchliche Führer dann Entzün- 
dung und Brand brachten. Aus der Kirche als der Dienerin und Helferin des deut⸗ 
ſchen Königs wurde eine gegneriſche, bekämpfende Macht, und bitter rächte ſich nun 
die Verknüpfung deutſcher Intereſſen mit dem Papſttum und Nom. 


Erfte Zeichen kirchlicher Gegnerjchaft gegenüber dem Reich 


Fernab von Deutſchland, auf burgundiſchem Boden, erwuchs in dem Venediktiner- 
kloſter Cluny eine Bewegung von ſtarkem geiſtigen Ausmaß. Sie ſorderte zunächſt 
in den Klöſtern die Rückkehr zu. der urſprünglichen Zucht. Dann aber ſtellte ſie als 
ihr Programm die allgemeine Reform der verweltlichten Kirche auſ. Sollte die 
Kirche rein fein, ſo mußte ſie, war die Anſchauung, auch frei werden, frei von welt- 
lichen Mächten. Eine ſolche Lehre, zumal wenn fie in Deutſchland, in dem Kloſter 
Hirſau in Schwaben, eine ſtarke Stütze fand, mußte in erſter Linie das deutſche 
Königtum treffen, das ſeit der ottoniſchen Zeit die deutſche und ſeit Konrads II. 
Zeit auch die italieniſche Kirche an ſich gebunden hatte. Die Lehre traf nicht nur den 
König, ſondern auch jeden, der nach altem germaniſchen Recht Kirchen und Klöſter 
im Reich gebaut und aus eigenem Gut bewidmet hatte (Eigenkirchen), nach dem 
gleichen Recht die Geiſtlichen beſtellte und auch an den Einnahmen aus der Kirche 
teilhatte. Daß namentlich bei den Bistümern der König die ihm genehmen Kandi⸗ 
daten einführte, nicht immer nach einer Wahl durch die verordneten Inſtanzen, 
daß er die „Inveſtitur“ vollzog, galt in Deutſchland als ſelbſtverſtändlich. Gerade 
hier aber bekämpfte die cluniazenſiſche Reformbewegung jeden weltlichen Einfluß, 
wie fie auch den vorkommenden mißbräuchlichen Kirchenämterkauf auf das ſchärfſte 
ablehnte und als dritte Forderung die bisher keineswegs durchweg geübte Eheloſig⸗ 
keit der Geiſtlichen verlangte. Die letzte Forderung iſt, als ſie auf einer Synode 
verkündet wurde, von den deutſchen Geiſtlichen ſtürmiſch als unſittlich abgelehnt 
worden. Germaniſches Empfinden zeigte ſich auch hier. 


heinrich III. 


Konrad hatte nicht etwa abwartend, ſondern ablehnend, Wachſen und Wirken jener 
Ideen, von denen die erſte die folgenreichſte war, beobachtet. An ſeinem Sohn 
Heinrich III. iſt merkwürdigerweiſe die Erkenntnis von der dem König drohenden 
Gefahr vorübergegangen. Es mag ſein, daß auch ſeine Gattin Agnes von Poitiers, 
eine franzöſiſche Prinzeſſin, maßgeblich auf ihn einwirkte, der Bewegung ſeinen 
Schutz zu geben. Er hat die Bewegung gefördert, nicht etwa, um für ſich ſelbſt die 
praktiſchen Folgerungen zu ziehen und die Rechte des deutſchen Königtums zu 
ſchmälern oder gar aufzugeben. Aber der im Sinne ſeiner Zeit ſehr fromme Herrſcher 
erblickte in der Reinigung der Kirche eine Aufgabe, der ſich der deutſche König eben 
als der Schützer dieſer Kirche nicht entziehen durfte. Solche Anſchauung hat ihn und 
fein Reich aufs neue in die italieniſch-römiſchen Dinge verſtrickt. Denn ſollte refor- 
miert werden, jo mußte begonnen werden beim Papſttum, deſſen moraliſche Ver. 
wüſtung damals einen Höhepunkt erreicht hatte. 


Dieſe Aberlegung hat den deutſchen König nach Italien und nach Rom geführt. Sie 
hat ihn redend und handelnd auf Synoden und Beſprechungen eingreifen, Päpſte ad. 
ſetzen, deutſche Päpſte einſetzen laſſen. And während durch Heinrichs Tätigkeit aus 
der Verkommenheit der bisherigen römiſchen Zuſtände ein an innerer Macht immer 
wieder wachſendes Papſttum entſteht, überſieht der von feiner Aufgabe ganz ge— 
fangene Mann, daß in Deutſchland feiner die eigentlichen Aufgaben harren, 
daß hier die partifularen Gewalten, Fürſten und Kirche, unruhig werden. Jene 
wurden nicht immer geſchickt behandelt, dieſe durch die Reform in Anhänger und 
Gegner des Neuen geſpalten. Beide aber fanden ſich im Mißtrauen gegen den 
König. Auch der äußere Feind begann zu drohen: Normannen und Slaven. 
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Noch war der König der Mächtigſte; die Vorgänge bei den Papſtſetzungen hatten es 
gezeigt. Außerlich war die Höhe der konradiniſchen Zeit eingehalten. Wer tiefer 
geſehen hätte, der wußte, als Heinrich 1056 39jährig ſtarb, daß über kurz oder lang 
der deutſche Schickſalskampf einſetzen mußte. 20 Jahre ſpäter ſtand der deutſche König 
vor dem Papſte als feinem Richter. 


fjeintrich IV. und Gregor VII. 


Ein unmündiger Herrſcher, der ſechsjährige Heinrich IV., die Gewalten des Reiches 
gegeneinander und zum Teil gegen die Krone. das Verſagen eines zentralen deut- 
ſchen Königtums, zudem der Tod des letzten deutſchen Papſtes, den die Geſchichte 
kennt, das Emporkommen einer päpſtlichen Neformpartei, die den deutſchen Einfluß 
mit Erfolg auszuſchalten ſich bemühte: mit dieſen wenigen Worten iſt die Geſchichte 
der nächſten Jahre umſchrieben. 


Entſcheidend bleibt, daß gerade in der Zeit, wo alles auf eine deutſche Führer. 
perfönlichkeit von Fähigkeit und Ausmaß ankam, ein von den Vormündern und 
ſonſtigen Einflüſſen hin⸗ und hergezerrter Knabe an der Spitze des Reiches ſtand, 
aus dem ein keineswegs reifer Jüngling und erſt allmählich ein durch tragiſche Schuld 
geläuterter, kluger, ſelbſtändiger, zäher Mann wurde, Heinrich IV. And ihm gegen- 
über ein Papſt, Gregor VII., deſſen geſchichtliche Bedeutung in ihrer unſeligen Wir. 
kung auf Deutſchland nicht überſchätzt werden kann, ein leidenſchaftlicher Kämpfer, 
ein ungewöhnlich geſchickter Staatsmann, perſönlich unantaſtbar. In einem maß⸗ 
loſen Machtſtreben erweiterte er die päpſtliche Beherrſchung der Kirche zu dem Ver⸗ 
ſuch, durch die Kirche die geſamte Welt zu beherrſchen. Daß er Weltherrichafts- 
anſprüche geltend machte, war ihm eine ſelbſtverſtändliche von Gott geſetzte Pflicht. 


Der Nampf der beiden Gewalten 


In mächtigem Auf und Ab wogte der Kampf dahin. And mehr als einmal ſcheint ſo 
oder ſo der Ausgang einzutreten, als der Geſchlagene ſich zu neuem Kampſ aufrafft. 
Geſchickt und mit diplomatiſcher Gewandtheit haben beide Gegner Hilfe zu gewinnen 
verſucht: beim deutſchen Fürſtentum und beim deutſchen Klerus. In dieſen iſt durch 
die kirchliche Reformbewegung, wie ſchon geſagt, die Spaltung hineingetragen. Die 
deutſche Kirche war nicht mehr feſt in der Hand des Königs. In jenem wurde der 
unſelige deutſche Sondergeiſt aufs neue lebendig, nicht zuletzt in dem faſt ſchärfſten 
Gegner des Franken Heinrich, in dem ſächſiſchen Herzogtum. Der Partikularismus, 
der am Anfang der deutſchen Geſchichte ſteht, entfaltet eine unheimliche Wirkſamkeit, 
ja er wird durch den päpſtlichen Antrieb gegen die zermürbte zentrale Gewalt ge- 
radezu beſtärkt. Zum erſten Male in der deutſchen Geſchichte werden dem redt- 
mäßigen Herrn Gegenkönige entgegengeſtellt. An dem, was damals von der päpft- 
lichen Diplomatie, am ſtärkſten von Gregor ſelbſt, vorbereitet wurde, was das 
deutſche Volk mehr denn je auseinanderriß, haben wir noch jahrhundertelang leiden 
müſſen. Die ſtaatliche Auflöſung der kommenden Zeit hat in jenen fiebziger und 
achtziger Jahren des 11. Jahrhunderts eine ihrer Wurzeln. 


Ebenſo wie in Deutſchland die einheitliche Grundlage zerſtört wurde, ſo brach die 
deutſche Stellung auch in Italien zuſammen. In den unteritalieniſchen Normannen, 
die dort als Söldner am Anfang des 11. Jahrhunderts eingedrungen waren und 
raſch weitere Gebiete erobert hatten, gewann der Papſt kriegeriſche und zunächſt zu- 
verläſſige Vaſallen: die Normannen haben ihre Gebiete von dem Papſte zu Lehen 
genommen. Zugleich machten ſie das Papſttum unabhängig vom deutſchen Schutz. 
Der ſchon 1059 zwiſchen dem Papſt und den Normannen geſchloſſene Bund hat die 
Stellung des deutſchen Königs in Italien ungemein erſchwert. Aber auch andere 
partikulare Mächte in Italien griffen das Königtum an: der Markgraf von 
Toscana und ſein Geſchlecht, wichtig, weil er durch den Beſitz weiter oberitalieniſcher 
Gebiete den Weg von Deutſchland nach Italien zu ſperren vermochte. And ſchließ. 
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lich iſt eine von der päpſtlichen Partei entfeſſelte Volksbewegung in den lombardi- 
ſchen Städten gefährlich geworden. Sie war zunächſt religiöſer Art, wandte ſich 
dann aber immer mehr demokratiſch⸗politiſchen Gedanken zu, durch die in eigentüm- 
licher Weiſe die Idee der Volksſouveränität und das Recht zur Abſetzung des Königs 
verkündet wurde. Dem Papſttum iſt auch dieſes Mittel, die Revolutionierung der 
unteren ſtädtiſchen Schicht, recht geweſen. 

In dem Kampfe, der in den Jahren 1076 und 1077 eine geradezu dramatiſche Steige 
rung erfuhr, hat das Königtum neben einzelnen Fürſten und einem doch nicht un- 
erheblichen Teil der deutſchen Biſchöfe und Abte ſich zweier Helfer bedienen dürfen, 
die, beide jung, hier zum erſten Male in der deutſchen Geſchichte als politiſche Mächte 
auftreten, um erſt ſpäter ihre volle Wirkſamkeit zu entſalten: einmal die zuerſt von 
Konrad II herausgehobenen kleineren Vaſallen. Wie der Großvater benutzte auch 
Heinrich IV. dieſen niederen Adel erfolgreich gegen die großen Herren. Der zweite 
Helfer war das jugendfriſche Bürgertum. In den rheiniſchen Gebieten hat das 
Städtetum damals die erſten Sproſſen entfaltei. Sie waren bereits jo kräftig, daß 
Heinrich hier militäriſche und finanzielle Hilfe erhielt. 

Zum Schwert, zum Wort, zum Geld geſellte ſich als Kampfmittel auch die Schrift, 
zum erſtenmal in unſerer Geſchichte in ſolcher Weite. Die propagandiſtiſche Streit- 
ſchrift wurde von beiden Gegnern benutzt, fie zog alle Regiſter, ſie warf ihre Mei- 
nung ſachlich und unſachlich in den Tageskampf, ſchuf Schlagworte und diente an 
ihrem Teil dazu, die einzelnen Momente grell zu beleuchten. 


Neue fürſtliche Gewalten 


Gregor VII. iſt in den jahrzehntelangen Kämpfen ſchließlich in der Verbannung ſern 
von Rom geſtorben (1085), mit dem Bewußtſein, daß er unterlegen ſei. Heinrich hat 
unter Verzicht auf Italien ſchließlich gegen den eigenen Sohn Heinrich V., gegen 
aufſäſſige Fürſten und päpſtliche Diplomaten um ſeine Krone ringen müſſen. Auch 
er iſt in den Kämpfen unterlegen. Sein Sohn, der letzte männliche Sproß des 
ſaliſchen Hauſes, hat als König keine andere Politik treiben können als der eben noch 
ſo hart von ihm angegriffene Vater. Auch er mußte fühlen, daß die Stellung der 
Fürſten in Deutſchland infolge der unruhigen zerriſſenen letzten Jahrzehnte eine un- 
gewöhnlich ſtarke geworden war. Neben den geſchloſſenen Herzogtümern entſtanden 
mehr denn je kleinere politiſche Gebilde. In Heſſen und Thüringen erhob eine neue 
landgräfliche Familie ihr Haupt, die Wettiner errangen die markgräſliche Würde in 
Meißen, die Askanier bereiteten ſich vor, ihre territoriale Stellung an der Elbe aus. 
zubauen, und vor allem rückten die Welfen in das Erbe des ſächſiſchen Herzoghauſes 
ein. Immer ſtärker kündeten ſich die Zeichen eines neuen Landesfürſtentums an, das 
für den weiteren Verlauf unſerer Geſchichte ſo charakteriſtiſch werden ſollte. And 
ebenſo mußte Heinrich V. auch fühlen, daß trotz aller Verſuche, die königlichen Rechte 
zu halten, in Sachen der Inveſtitur die alten Grundlagen nicht mehr gewahrt 
werden konnten. 


Der Gang nach fianoſſa und das Wormjer flonhordat 


Wir können die Einzelheiten der aufregenden Jahrzehnte, die Deutſchland unter den 
beiden letzten Saliern erlebte, nicht verfolgen. Zwei Ereigniſſe heben ſich vor allem 
heraus und werden mit Recht als entſcheidend angeſehen: Heinrichs IV. Gang nach 
Kanoſſa (1077) und das von Heinrich V. 1122 mit der Kurie abgeſchloſſene ſogenannte 
Wormſer Konkordat. 


Heinrich IV. hat durch die Buße vor dem geiſtlichen Herrn der Kirche an ſich nichts 
getan, was nach Anſchauung der Zeit als Demütigung angeſehen werden konnte. Er 
hat als Chriſt gehandelt und damit die Loslöſung vom Bann, der auf ihm lag, er- 
reicht, vom Bann, den ſeine politiſchen Gegner allzu gern auf ihm ſahen. Damit 
hatte er zugleich die Hände wieder freibekommen. Der vom Bann Gelöfte konnte 
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wieder handeln. And doch zeigt der Vorgang die Wandlung der Dinge. Kann man 
ſich Otto den Großen, Konrad II., ja ſelbſt Heinrich III. als Büßer vor dem Papſt 
denken? Man darf in dem Gang Heinrichs nach Kanoſſa einen Akt politiſcher Klug— 
heit ſehen, aber muß doch zugleich erkennen, wohin die Dinge gelauſen waren, daß 
der König dadurch feine Macht wiederzugewinnen verſuchte. „Daß jo große Auto- 
rität (vom Papſte) geübt werden konnte, ohne unmittelbur von Waffen geſtützt zu 
werden, bedeutete einen gewaltigen Wandel der Anſchauungen.“ „In dieſem Sinn 
eröffnet Kanoſſa einen neuen Abſchnitt der Weltgeſchichte.“ 


Der als Wormſer Konkordat bezeichnete Vertrag zwiſchen Kaiſer und Papſt hat die 
Inveſtitur zu regeln unternommen. Er ſicherte dem König in Deutſchland weit 
gehenden Einfluß. Ohne den König war keine Wahl zum Bilchof oder Abt möglich. 
Erſt wenn die Erkorenen nach der Wahl vom König mit dem weltlichen Beſitz ihrer 
Kirchen belehnt waren, konnte die Weihe und damit die endgültige Einführung in das 
Amt geſchehen. In Italien und Burgund wurde dem König jeder Einfluß aus der 
Hand gewunden; hier wurde ſeine Teilnahme bei der Beſetzung nahezu bloße 
Formalität. 


£othar von Sachſen 


Wie ſehr ſich die deutſche Entwicklungslinie umgebogen hatte, erweiſt neben dem 
bisher Geſagten die Beſtellung des Nachfolgers Heinrichs V. Papft und deutſches 
Fürſtentum haben den ihnen genehmen Kandidaten auf den Thron gehoben, den Herzog 
von Sachſen, Lothar, einen durch Heirat reich gewordenen niederſächſiſchen Adeligen 
(1125 bis 1137). Wir würden ihn kaum nennen, denn ſein Handeln in Richtung auf 
die für das Reich ſchlechthin entſcheidenden päpſtlichen Beziehungen iſt erfolglos ge- 
blieben. Aber wir heben Lothar heute mehr heraus, als es, von wenigen Ausnahmen 
abgeſehen, früher geſchehen iſt, weil er der deutſche König geweſen iſt, der Deutſchland 
zum erſtenmal ſeit der ottoniſchen Zeit wieder in den Oſten und Norden wies. Wer in 
Niederdeutſchland (nicht allzu weit von der Elbe) feinen Familienbeſitz hatte, der 
bewertete richtiger, was ſich an der Oſtgrenze vollzog. In ihrer Nähe wuchſen jene 
Fürſtengewalten immer ſtärker empor, von denen wir vorhin ſprachen. Sie fanden 
in dem König Lothar einen Förderer, als die Oſtbewegung ſtärker wurde, jetzt unter 
ganz anderen Vorausſetzungen als in der ottoniſchen Zeit. Was ſie in ihrer Form 
für das deutſche Volk bedeutet, werden wir noch erfahren. Für jetzt ſei es genug, 
darauf hinzuweiſen, daß eine große, für unſere völkiſche Zukunſt entſcheidende Idee 
unfere Geſchichte zu befruchten beginnt und daß ein deutſcher Herrſcher an ihrer För— 
derung Anteil hat. 


Erweiterung des politiſchen Schauplatzes 


Der politiſche Schauplatz beginnt ſich aber nicht nur nach dem Oſten, ſondern auch 
nach dem Norden hin zu erweitern. Die Zeiten waren freilich vorbei, in denen Erz⸗ 
bifhof Adalbert von Hamburg und Bremen, der Erzieher Heinrichs IV., den Ge— 
danken eines nordiſchen Patriarchats hegen konnte und die nordiſchen Bistümer und 
Kirchen deutſchem Einfluß unterwerfen wollte. Lothar hat des Reiches Anſehen im 
Norden aufrechterhalten. Doch ſchon ſeit dem beginnenden 11. Jahrhundert hatte 
die däniſche Macht ein Großreich errichtet, das zu Beginn des 13. Jahrhunderts die 
Oſtſee als fein Binnenmeer einzubeziehen verſuchte. Hier mußten zwangsläufig 
demnächſt deutſche politiſche Kräſte angeſpannt werden, die der Oſtſee den deutſchen 
Charakter gaben, der ihr dann jahrhundertelang blieb. Schon kündigte ſich in ihren 
erſten Zügen die Zeit der Hanſe an. 


Schon früher wurde deutſches Schickſal mit der morgenländiſchen Welt verflochten. 
Aus religiöſen Gründen war man aus aller Welt ununterbrochen an die chriſtlichen 
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Stätten Paläſtinas gepilgert; größere und kleinere Wallfahrten waren unter- 
nommen worden. Wirtſchaftliche Bedürfniſſe hatten die franzöſiſchen und vor allem 
die italieniſchen Städte wie Venedig und Genua in Verbindung mit dem Morgen- 
lande gebracht. Aus beiden Antrieben iſt das Verlangen entſtanden, die Chriften- 
heit in den Beſitz Jeruſalems und weiterer Gebiete zu bringen. Noch ſtärker aber 
wirkte der politiſche Gedanke, und hier ſpannte das Papſttum bald die großen euro- 
päiſchen Staaten ein, um ſeinen Weltherrſchaftsplänen ein neues großes Ziel zu 
ſetzen. Von päpſtlicher Seite iſt der erſte Kreuzzug (1096 bis 1099) ins Werk ge⸗ 
ſetzt. Alle übrigen, bis gegen Ende des 13. Jahrhunderts, find ohne das Papittum 
nicht denkbar. Das Blut tauſender deutſcher Männer iſt in ſolchen Anternehmungen 
geopfert worden; denn wer die römiſche Kaiſerkrone trug, der konnte ſich ſolcher 
Bewegung auf die Dauer nicht entziehen, einer Bewegung, die aus der mittelalter. 
lichen Auffaſſung heraus durchaus verſtändlich iſt. Für die Fortentwicklung unſeres 
Volkes iſt ſie trotz aller wirtſchaftlichen und geiſtigen Anregung hemmend geweſen, 
ja fie hat in mehr als einer Richtung geradezu ſchädlich gewirkt. 


Wir halten in unſerer Betrachtung inne. Wir ſind bei einer Zeit angelangt, in der 
das Mittelalter auf der Höhe ſeiner Kultur angeblich angelangt iſt. Wie ſteht es 
damit? 


Welſche Uberfremdung des Mittelalters 


In der Ordnung der karolingiſchen Zeit hatte Fremdes bereits die urſprüngliche 
germaniſche Art zum Teil überdeckt, wie wir feſtſtellen konnten. Die mittelalterliche 
Epoche iſt trotz des Aufſchwunges, der auf allen Gebieten durch die beiden erſten 
Sachſenkönige wirkſam zu werden begann, diefer fremden Aberlagerung und Durch⸗ 
dringung nicht ledig geworden. Die durch das römiſche Papſttum verfärbten und 
auch verfälſchten chriſtlichen Gedanken haben an der inneren und äußeren deutſchen 
Welt geformt. Eine Fremdherrſchaft hat — freilich nicht mit vollem Erfolg — deut- 
ſches Denken und Fühlen in ihren Bann geſchlagen. 


Zwei Gebiete heben wir hervor, weil fie für das Mittelalter charakteriſtiſch ge- 
worden ſind, Mönchsweſen und Rittertum. Aus den geiſtlichen Reihen, die durch 
die Verbindung mit dem Königstum in der ottoniſchen und ſaliſchen Zeit an Anſehen 
gewonnen hatten, wuchs eine Schicht heraus, die in ihren Vertretern zunächſt kräftige 
deutſche Züge zeigte. Was hat dann aber die Kirchenreform der Cluniazenſer und die 
ſich anſchließende Bewegung daraus gemacht? Fremdorientierte Kirchenfürſten und 
ein weltabgewandtes und auf die Dauer geſehen unproduktives Mönchstum, das in 
den typiſch welſchen, ſogenannten Bettelorden eine gewiſſe Krönung erhielt, undeutſch 
in Auffaſſung und Arbeitsleiſtung. Auch den Ritterſtand hat dieſe Aberfremdung 
verändert. Ihn ſchmückte einſt die Zier der alten freien germaniſchen Genoſſenſchaſt, 
einer kriegeriſchen Gemeinſchaft ohnegleichen. Noch die glanzvolle Zeit der Staufer iſt 
in ihren ungewöhnlichen ritterlichen Leiſtungen nicht anders denkbar und weite Kreiſe 
des ſchwerterprobten Standes haben an alten Anſchauungen und Gewohnheiten feit- 
gehalten. Aber andere Schichten werden im ſpäten Mittelalter in ſteigendem Maße 
in ſeſte Regeln, konventionelle Formen eingeſpannt, die aus franzöſiſchem Land ein- 
geführt find und eine Abſchließung von dem Argrund des deutſchen Rittertum 
bedeuten. 


Deutſche Baukunft und Dichtung 


Welſche Aberfremdung, die ſich z. B. auch durch die lateiniſche Sprache als die 
offizielle Arkundenſprache breitmachte, hat die bürgerlichen und bäuerlichen Schichten 
nicht ergriffen, und fie hat unſere völkiſchen Grundlagen auch ſonſt nicht in allem zer- 
ſetzen können. Wann hätte je ein Welſcher die Stifterfiguren des Naumburger Domes 
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oder den Bamberger Reiter ſchaffen können? And deutſch find unzählige Bauten des 
hohen Mittelalters, die vielen kirchlichen und die wenigen profanen. Wir erkennen 
mit geſchärftem Auge, daß die Gotik Geiſt von unſerem Geiſt iſt. Herrlich offenbart 
fich deutſche Art auch in der Dichtkunſt. Nie hat man aufgehört, mündlich von dem 
zu berichten, was Arväterweisheit und Arväterdichtung an kulturellen Schätzen einſt 
den Germanen geſchenkt hatten. Durch das ganze Mittelalter und weiterhin iſt ein 
Teil dieſes koſtbaren Gutes mündlich bewahrt und, wenn auch unter ſtarker Einbuße 
und Abwandlung, weitergetragen worden. And gut deutſch bleibt auch die ſchriftliche 
Pflege der Dichtung. Freilich bedient man ſich jetzt der lateiniſchen Sprache, 
und Dichter iſt zunächſt der Mönch, aber er beſingt mit deutſchem Empfinden 
deutſche Helden, wie etwa Ekkehard in ſeinem Waltharilied etwas von der 
Heldenkraft erkennen läßt, die die Angarn aus Deutſchland trieb. Sächſiſches, deut⸗ 
ſches Weſen atmen auch die lateiniſchen Verſe, die die Nonne Roswith von Ganders⸗ 
heim auf Otto den Großen anſtimmte. Die deutſche Dichtung hat unter der dann 
einſetzenden, in ihrer Wirkung fo weitreichenden Cluniazenſer und Hirſauer Reform 
wohl gelitten. Wie hätte dieſe robuſte Weltfeindlichkeit nicht auch die feinen und 
zarten Blüten der Poeſie in ihrem Wachstum hemmen ſollen! Aber auch hier 
kämpfte der deutſche Menſch mannhaft um ſeine geiſtige Selbſtbehauptung, und er 
ſtieg ſchließlich zu einer Höhe auf, wie fie das um 1200 in Oſterreich aufgezeichnete 
Nibelungenlied oder das Gudrunlied zeigen. Ja, den Mönch als Dichter löſte der 
Ritter ab, nicht der in welſche Reden und Gedanken eingeſpannte, ſondern der 
deutſche, volkhafte, auch innerlich wahrhaft adelige Schwertmann. Da erhebt Walther 
von der Vogelweide feine Laute und fingt in deutſchen Verſen von Liebe und Lenz, 
von der deutſchen Heimat und von päpſtlich⸗welſcher Tücke, der erſte unſerer Lyriker 
und der erſte politiſche Dichter. Neben ihm leuchtet die warme Menſchlichkeit 
Wolfram von Eſchenbachs auf. Wer die wahrhafte Frömmigkeit des Mittelalters 
kennenlernen will, die rein und unverfälſcht aus deutſchem Weſen quillt, der ſehe, 
wie er in ſeinem Parzival den Helden aus Schuld und Verſtrickung zur reinen Höhe 
führt. Es konnte gar nicht anders ſein, als daß ſolche Wortſührer weiter Schichten 
die politiſchen Anſprüche der Päpſte bekämpften. 


Deutſche Geiſtlichkeit 

Auch die deutſche Kirche weiſt in ihren Vertretern manchen Mann auf, der Zeuge 
dafür iſt, wie Heimiſches und Fremdes in der Kultur jener Zeiten ſich machtvoll aus. 
einanderſetzten. Immer hat es unter den deutſchen Biſchöfen und Übten wehrhafte 
Männer gegeben, die allem abhold waren, was Rom beanſpruchte, mochte es ſich um 
die Herrſchaft in weltlichen Dingen, um das Zölibat oder was ſonſt handeln. Welch 
eine wundervolle Geſtalt iſt z. B. der Kanzler Friedrich Barbaroſſas, der Kölner 
Erzbiſchof Rainald von Daſſel. Niederſächſiſchem Blut entſproſſen hat er, ein treuer 
Diener ſeines königlichen Herrn, ſeine Kirche zu leiten, deutſche Kultur zu pflegen 
und auch das Schwert recht zu führen gewußt. Das 11. und 12. Jahrhundert haben 
eine große Zahl ſolcher deutſchen Kirchenfürſten wirken ſehen (etwa Adalbert 
von Bremen, Wichmann von Magdeburg), Zoll für Zoll Männer deutſchen Gepräges, 
wackere Kämpfer gegen alles, was Deutſchland fremd und ſchädlich war. 


Deutfches Recht 

Vielleicht den feinſten Ausdruck völkiſchen Weſens gibt das Recht. Hier blieb lange 
unverändert, was als Gewohnheitsrecht ungeſchrieben ſich von Geſchlecht zu Geſchlecht 
aus germaniſcher Zeit fortgepflanzt hatte. Es war treues Abbild einer Gemein. 
ſchaft, die bäuerlichen Arſprungs war und vor allem den Boden als die Grundlage 
ihres Seins erachtete. Hier ſprach kein Berufsrichter Recht. Aus klarem geſundem 
Empfinden heraus wies Laienmund immer wieder den rechten Weg. Wie ſich der 
Germane in Genoſſenſchaften zuſammengeſchloſſen hatte, ſo zeigt auch das deutſche 
Mittelalter ungemein ſtarke genoſſenſchaftliche Züge, es mochte ſich um das Dorf und 
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feine ländliche Wirtſchaft, es mochte fih um die Stadt, ihre Verwaltung, ihren 
Handels- und Handwerksbetrieb handeln. Jeder ſtand innerhalb der Genoſſenſchaften 
an ſeinem Platz. Jede Genoſſenſchaft hatte den anderen gegenüber ihre beſtimmten 
Aufgaben. Es war ſelbſtverſtändliche Pflicht, daß der einzelne nicht über ſeinen ihm 
zugewieſenen Kreis hinausbegehrte, daß er ſich willig eingliederte in das größere 
Ganze und zu ſeinem Nutzen ſchuf. So zeigte das Recht beſte deutſche Züge. Aber 
auch hier drohte Aberfremdung. Auch hier mußte der Deutſche um feine GSelbit- 
behauptung ringen. Damals hatte Eike von Repgow in ſeinem „Sachſenſpiegel“ (um 
1220) in mutigen niederdeutſchen Sätzen niedergelegt, was Rechtens ſei, auch zwiſchen 
Kaiſer und Papſt, und hat gelehrt, daß der Menſch mit ſeiner Geburt hineingeſtellt 
werde in eine beſtimmte Rechtsſphäre Es iſt das hohe Lied von der Geltung 
deutſchen Rechtes für den deutſchen Menſchen. Als Eike von Repgow lebte, war das 
deutſche Königtum mehr denn je hineingeriſſen in den politiſchen Kampf um ſeine 
Exiſtenz. Ihn wollen wir nun weiter verfolgen. 


Staufer und elfen 

Das deutſche Volk hatte bisher Thronſtreitigkeiten kennengelernt durch die gelegent- 
liche Aufſtellung von Gegenkönigen oder durch die Widerſetzlichkeit königlicher Ver- 
wandter. Seit dem Ausſterben der Salier wurde es in neue Wirren hineingeriſſen 
durch den Streit zweier Geſchlechter um die Krone, der Staufer und der Welfen. 
Unter den Dynaſten der Zeit Heinrich J“). war Friedrich von Büren aus einem an 
den Abhängen der Schwäbiſchen Alb ſitzenden Geſchlecht, das ſich hernach nach dem 
Berg Staufen nannte, durch treue Hilfe für den Kaiſer emporgeſtiegen. Friedrichs 
Sohn hatte das Herzogtum Schwaben erhalten. Er und ſein Geſchlecht hatten öſtlich 
und weſtlich des Oberrheins eine ſtarke Machtſtellung bezogen. Der von Heinrich V. 
als Nachfolger beſtimmte Mann war einer dieſer Staufer, Heinrichs Neffe. Er hat 
Lothar weichen müſſen, und mit dieſem iſt jene Familie emporgeſtiegen, die, aus dem 
Gebiet nördlich des Bodenſees ſtammend, Anfang des 12. Jahrhunderts auch in 
Sachſen Fuß gefaßt hatte, die Welfen. Zu Bayern hatte Lothar ſeinem welfiſchen 
Schwiegerſohn Heinrich dem Stolzen auch das Herzogtum Sachſen gegeben; er ſollte 
ſein Nachfolger werden. Wiederum hat geiſtliche, vom Papſt geleitete Machenſchaft 
widerrechtlich den auf den Thron erhoben, der ihr am ungefährlichſten erſchien, einen 
Staufer Konrad (1138). Der Welfe hat ſich nie gefügt. Zum erſtenmal trat der 
ſtaufiſch⸗welfiſche Gegenſatz, der einen gewiſſen Vorläufer in der eee der 
Welfen gegen die Salier gehabt hatte, hervor. 

Er hat lange unſere Geſchichte beherrſcht Keiner ahnte damals, wie verhängnisvoll 
es wurde, daß nicht der Welfe nach Lothars Tode auf den Thron kam. Das Jahr 
1138 iſt eines der Schickſalsjahre unſerer Geſchichte. Päpſtliche Mitwirkung hat es 
dazu gemacht. Daß die Kurie den für ſie rechten, d. h. ſchwächeren Kandidaten erhoden 
hatte, erweiſt der geradezu troſtloſe Zuſtand, in dem das Reich bei Konrads Tode 
war. Ein geiſtlicher Geſchichtsſchreiber der Zeit, gewiß geneigt, Konrad in allem zu 
entſchuldigen, ſpricht davon, daß das Reich „faſt zur Auflöfung gekommen ſei“. Das 
deutſche Königtum ſchien dahin zu ſein. And doch ſind die 14 Jahre Konrads nach dem 
Erſtarken unter Lothar nur ein Zwiſchenſpiel geweſen. Noch einmal hat die Gnade 
des Schickſals Aufſtieg gewährt, indem ſie dem deutſchen Volk eine ſo ungewöhnliche 
Perſönlichkeit wie den Staufer Friedrich (von den Italienern als Barbaroſſa = Rot- 
bart bezeichnet) gab, freilich einen Aufſtieg vor dem endgültigen Niedergang. 


Friedrich Barbarofja. Die neue Richtung 

Ohne jede päpſtliche Beteiligung iſt Friedrich gewählt worden. Keine Anzeige ſeiner 
Wahl iſt nach Rom gegangen. Wie der neue Herrſcher dachte, wird dadurch deutlich 
genug gekennzeichnet. Seine kraftvolle Perſönlichkeit nimmt auch ſofort wieder alle 
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Rechte über die deutſche Kirche in Anſpruch Er beherrſcht ſie wieder, und aus ihr 
nimmt er ſich einen Teil feiner beſten und zuverläſſigſten Helfer, vor allen anderen 
Männer von geiſtigem Rang wie den Kölner Erzbiſchof Rainald von Daſſel, den 
gewandten und tatkräftigen Reichskanzler, den Verfechter antipäpſtlicher Be⸗ 
ſtrebungen, und den Kirchenfürſten und weltmänniſchen Diplomaten Erzbiſchof Wich⸗ 
mann von Magdeburg, den weitausſchauenden Förderer der deutſchen Koloniſation. 
Beſte Politik Ottos des Großen hatte einſt ſolche zuverläſſigen geiſtlichen Herten 
um den Herrſcher geſchart. 

Die erſten Regierungsjahre Friedrichs zeigten ihn als einen klugen, das Notwendige 
erkennenden Mann. Alles wurde mit Beſtimmtheit und Entſchloſſenheit in Ordnung 
gebracht. Man ſpürte eine Hand, wie ſie Deutſchland ſeit langem nicht hatte. Die 
königliche Macht war nicht mehr inhaltslos, ſie gewann kräftigen Gehalt, nicht zuletzt 
durch die über zwei Jahrzehnte fortgeſetzte Bemühung, mit den Welfen ein gutes 
Verhältnis zu ſchaffen. Es ſchien um ſo leichter, als das damalige Haupt des Ge— 
ſchlechtes, Heinrich der Löwe, ein Verwandter, Friedrichs Vetter war. In Friedrich 
floß von mütterlicher Seite Welfenblut. Das wichtigſte Mittel, dem Löwen über 
den Schmerz ob der 1138 entgangenen Königskrone hinwegzuhelfen, war Steigerung 
ſeiner Macht. Zum Herzogtum Sachſen fügte Friedrich Bayern und half Heinrich, 
der mit Angeſtüm in das oſtelbiſche Slawenland hinübergriff und auch nach Norden 
feine Blicke richtete, zu einer Stellung, die an Macht der königlichen kaum nachgab. 
Es mag ſein, daß der nicht ungefährliche Dualismus dadurch verſchärft wurde, aber 
zunächſt ſah Friedrich den gewünſchten Erfolg: die welfiſche Macht wurde eine der 
ſeſten Stützen des Reiches. 


Brandenburg, fjolſtein, Iſterreich 


Damals haben ſich aus dem ſächſiſchen Einflußgebiet zwei Bezirke endgültig gelöſt, 
die der Entwicklung des Nordoſtlandes neue feſte Züge geben ſollten: die junge 
Markgrafſchaft Brandenburg unter den Askaniern und die Graſſchaft Holſtein unter 
den Schauenburgern, beide keineswegs zur Freude des Welfen, der auch die wachſende 
wettiniſche Stellung an der Mittelelbe, in Meißen und Lauſitz, mißtrauiſch 
beobachtete. Mit der Rückgabe Bayerns an die Welfen war eine folgenreiche Ein- 
wirkung im Südoſten verbunden. Seit Karls des Großen Tagen hatte hier, von dem 
Angarneinfall unterbrochen, die von Bayern vorgeſchobene Oſtmark beſtanden, die 
ſchon Ende des 10. Jahrhunderts „Oſtarrichi“ genannt wird. Die oſtfränkiſchen 
Babenberger (Bamberg) hatten als Markgrafen dort überaus verdienſtlich gewirkt. 
Sie löſten ſich zum Teil ungewöhnlich ſelbſtändig von Bayern und hatten die Grenzen 
der Mark und mit ihnen den Reichsboden und deutſchen Volksboden nach dem Oſten 
ausgeweitet. Nun trennte ſich das Gebiet endgültig von Bayern ab. Aus dem Mark— 
grafen wurde 1156 ein Herzog mit weitreichenden Vorrechten. Die ſchon in der faro- 
lingiſchen Zeit geſtellte Aufgabe, „Schirm zu ſein für das Geſamtdeutſchtum gegen 
feindliche Volksgewalt, den Boden, den es zum deutſchen Kulturboden gemacht hat, 
deutſch zu erhalten“, dieſe Aufgabe iſt nun erneut und zur ſelbſtändigeren Ausführung 
Oſterreich und ſeinem babenbergiſchen Herrſchergeſchlecht gegeben worden. Es hat ſie 
im 12. und 13. Jahrhundert glänzend gelöſt. Wenn irgendwo, ſo iſt damals im 
Lande Oſterreich eine reiche deutſche Kultur erblüht. 


Einfügung von Burgund 


Dieſe Heraushebung Gſterreichs durch Friedrich kam, abgeſehen von dem eigenen 
öſterreichiſchen Nutzen, vor allem dem Reich zugute; denn fie band, indem fie Öfter- 
reich von Bayern löſte, es mit ſeinen eigenen Aufgaben um ſo ſtärker an das Reich. 
Eben damals (1156) hat Friedrich das von Konrad II. gewonnene und dann verloren- 
gegangene Burgund erneut in den Reichsverband eingefügt und damit von ſeinem 
ſchwäbiſchen Hausgut aus über die nun in ſeinen Beſitz gelangten Alpenpäſſe eine 
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wichtige Brücke nach Süden und Weſten geſchlagen. Eine Heirat mit Burgunds 
Erbin half ihm dazu. Welche Ausſichten eröffneten ſich unter dieſem jungen König, 
der nach allen Richtungen kräftig ausgriff und des Deutſchen Reiches Anſehen mehrte. 


Die Aufnahme der Italienpolitih 


Eine Perſönlichkeit wie Friedrich geht an ihre Aufgabe mit ganz beſtimmter Siel- 
ſetzung. Das Ziel war nach Friedrichs eigenen Worten, „daß das alte römiſche Reich 
in alter Kraft und Würde wiederhergeſtellt werde“. Darin war auch beſchloſſen die 
Gewinnung der Kaiſerkrone. Friedrich folgte alſo den Bahnen Karls des Großen, 
den er hat heiligſprechen laſſen, und er folgte Otto dem Großen. Es war der „letzte 
große Verſuch, das Anmögliche möglich zu machen und deutſches Königtum mit der 
Herrſchaft über Italien zu verbinden“. Ihm hat Friedrich faſt ſeine ganze Tätigkeit 
gewidmet. Am ſeinetwillen hat er die deutſchen Fürſten in Deutſchland mehr ge⸗ 
währen laſſen als gut war, übrigens ohne ſich ſelbſt etwas zu vergeben, wenn ſich die 
ſchwerwiegenden Folgen auch erſt unter ſeinem Enkel zeigen ſollten. Wir bewundern 
gewiß die Anermüdlichkeit, ja zuweilen die Genialität, mit der der Staufer an ſein 
Werk ging. Erfolge hat er aufzuweiſen, wie ſie die deutſche Geſchichte lange nicht 
mehr geſehen hatte, und er iſt nicht ohne Grund in das Gedächtnis unſeres Volkes 
als eine der glänzendſten Geſtalten des deutſchen Mittelalters eingegangen. Aber 
gleichwohl bleibt die Aufnahme der Kaifer- und Italienpolitik für uns verhängnisvoll. 


1154/55, alfo ſehr bald nach dem Regierungsantritt, zog König Friedrich über die 
Alpen, um ſich zum Kaiſer krönen zu laſſen. Der erſten Italienfahrt ſind noch mehrere 
gefolgt. Er kam 1154 als Freund des Papſtes, von ihm erwartet, da ſich der Herr 
der Kirche von den verſchiedenſten Gegnern bedroht ſah, von den Römern, die auf- 
ſäſſig geworden waren, von den Normannen, die in Süditalien ihre ihnen inne⸗ 
wohnende ſtaatenbildende Kraft betätigt hatten. Ein großes Königreich Sizilien unter 
einheitlicher Führung war dort aus vielen einzelnen Herrſchaſten eniſtanden. Nicht 
ſo unmittelbar, aber in dem Beiſpiel von Auflehnung gegen herrſchende Gewalt 
gefährlich wurden die oberitalieniſchen lombardiſchen Städte, an der Spitze Mailand. 
Sie lebten unter ſich meiſt in Anfrieden und Fehde, aber ſie waren eins in dem Be⸗ 
fireben, ihrem wirtſchaftlichen Aufſtieg den politiſchen in Form der ſelbſtändigen 
Republiken folgen zu laſſen. 


Das Auf und Ab von Friedrichs jahrzehntelanger Tätigkeit in Italien zu verfolgen, 
kann nicht Zweck unſerer Darſtellung ſein. Wir heben die entſcheidenden Punkte 
heraus. Der Bruch mit dem Papſttum iſt ſchon nach kurzer Zeit erſolgt, als die 
deutſche Hilfe gegenüber Lombarden und Sizilien verſagte. Aus den bisherigen 
Feinden wurden Bundesgenoſſen des Papſtes. Nichts kann greller die natürliche 
Gegenſätzlichkeit von Kaiſer und Papſt beleuchten als das auf einem Reichstage zu 
Beſançon 1157 verleſene päpſtliche Schreiben, in dem das Kaiſertum als „Lehen“ des 
Papſtes bezeichnet wurde, und eine ſpätere Erklärung Friedrichs: „Dem Heiligen 
Vater erweiſen wir gern die ſchuldige Ehrerbietung, ſür die Kaiſerkrone aber fühlen 
wir uns allein göttlicher Verleihung verpflichtet.“ In dem Kampf wurde die reine 
Machtfrage ausgeſpielt, und zwar die Frage nach der königlichen Macht in Italien. 
Kirchliche Dinge, wie ſie im Inveſtiturſtreit vorlagen, ſind diesmal überhaupt nicht 
berührt worden. Mit Recht wird darauf hingewieſen, daß deshalb, abgeſehen von 
den völlig verſchiedenen Geſtalten Heinrichs IV. und Friedrichs, auch keine wirklich 
päpſtliche Partei in Deutſchland entſtand. 

Friedrich hatte ſich zunächſt vor allem den lombardiſchen Städten zugewandt, die er 
deutſcher Verwaltung zu unterſtellen willens war. Geſetzgeberiſch, vor allem durch die 
Verkündung der kaiſerlichen Rechte in den ſogenannten Ronkaliſchen Beſchlüſſen 
(1158), und militäriſch ſuchte er ſein Ziel zu erreichen, die politiſche Stellung der 
oberitalieniſchen Gemeinden zu brechen. Mit der Zerſtörung des wieder abtrünnig 
gewordenen Mailand (1162) richtete er einen ſchweren Schlag gegen die Führerin 
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des Widerſtandes. Der Kampf wuchs durch Alexander III., einen ungewöhnlich tat- 
kräftigen Papſt, der der antikaiſerlichen Koalition durch feine Beziehungen zu Frank⸗ 
reich und zur byzantiniſchen Macht Schwung gab. Die deutſchen Kräfte begannen 
ſchwächer zu werden, als die deutſchen Fürſten nicht mehr völlig der Italienpolitik 
folgten. Auch Friedrichs Verwandter, Heinrich der Löwe, verſagte trotz ernſter Bitte 
des Kaiſers die Hilfe. Noch einmal raffte ſich Friedrich dennoch auf. Eine Schlacht, 
widerwillig aufgenommen, brachte ihm die Niederlage (bei Legnano 1176). 


Es entſpricht der ungewöhnlichen Perſönlichkeit Friedrichs, daß er dieſe Niederlage 
in einen Teilerfolg umzuwandeln verſtand, durch feine ausgezeichnete Diplomatie 
Der Friede von Venedig (1177) hat ihn mit ſeinen Gegnern verſöhnt, vor allem mit 
Alexander III. Die volle Herrſchaft über die lombardiſchen Städte wurde aufgegeben. 
Am ſo feſter ſetzte ih Friedrich in Mittelitalien feſt. Von einer Unterwerfung unter 
das Papſttum konnte keine Rede fein. Allzufehr bedurfte es der ſtaufiſchen Hilfe, ja 
faſt erſcheint Friedrich in feinen letzten Jahren als der Schutzherr des Papſtes. Vor 
allem aber: der Venediger Friede gab ihm die Hände für Deutſchland frei; nicht zu 
ſpät, aber ſpät genug hat der Kaiſer hier eingegriffen. 


Abrechnung mit heinrich dem Löwen 


Es galt vor allem abzurechnen mit dem Welfen. Nicht, daß er die Heeresfolge ver- 
weigerte und dadurch half, den Kaiſer bei Legnano in Mißgeſchick zu bringen, veran- 
laßte Friedrich, gegen ibn vorzugehen. Es war mit Händen zu greifen, daß Heinrich 
ſeine Macht nicht genügte, daß er ſie in Bayern und Sachſen zielbewußt zu ſtärken 
und auszudehnen bemüht war. Der Klagen gegen ihn war kein Ende. Wer über das 
Herzogtum in Bayern und Sachſen hinausitrebte, der bedrohte letzten Endes die 
kaiſerliche Macht, und ſo brach der ſtaufiſch⸗welfiſche Gegenſatz erneut auf. Jetzt mußte 
der Verſuch gemacht werden, ihn endgültig zu beſeitigen. Daher iſt es gleichgültig, ob 
die Anklage gegen Heinrich auf Hochverrat, auf Verbindung mit äußeren Feinden des 
Reiches berechtigt iſt oder nicht. Der Grund lag viel tiefer. 


Heinrich iſt ſchneller als man wohl dachte, unterworfen worden (1180/81), um ſo mehr 
als ſeine Gegner (und es waren nicht wenige) gegen ihn zuſammenſtanden. Mit ihm, 
der außer Landes zu ſeinem Schwiegervater. nach England ging, fiel das Herzogtum 
Sachſen in alter Größe. Der Kölner Erzbiſchof und ein Askanier haben ſich im weſent⸗ 
lichen darin geteilt, Bayern wurde damals — wichtig genug für den weiteren Ver⸗ 
lauf ſeiner Geſchichte — an die Wittelsbacher gegeben. 


Was bedeutet dieſer Sturz Heinrichts des Löwen für unſer Volk? Zunächſt einmal 
nicht das Ende, ſondern den Fortgang des ſtaufiſch⸗welfiſchen Gegenſatzes — bis zum 
Antergang der Staufer. Er bedeutet weiter den ungeſunden Fortgang der Ztalien⸗ 
politik, bald unter Aufgabe nahezu aller königlichen Tätigkeit in Deutſchland. Wäre 
der Welfe 1138 auf den Königsthron erhoben worden, er hätte eine andere, deutſchere 
Politik getrieben. Der Staufer mußte von feiner ſüddeutſchen machtpolitiſchen Grund. 
lage in Schwaben und auch Franken feine Kraft nach Süden lenken. Das hätte wahr- 
ſcheinlich auch Heinrich der Löwe von ſeinem Bayern aus getan. Wenigſtens hat 
bayeriſche Politik im Mittelalter ſtets dieſe Tendenz gehabt. Aber Gegengewicht 
hätte ihm immer Sachſen gegeben. Er hätte dem Reich, nicht einzelnen Landesfürſten, 
die Vorteile der oſtelbiſchen Ausbreitung verſchafft. Nie wäre der Welfe ganz in der 
Italienpolitik aufgegangen. So wenig wir die ritterliche liebenswürdige Geſtalt 
Friedrichs in unſerer Geſchichte miſſen mögen, ſo unerfreuliche perſönliche Züge 
Heinrich auch trägt, ſelbſt nach 1180 hätte ein König Heinrich dem Reich wahrſcheinlich 
große Zeiten gebracht. Es bezeichnet die Sachlage doch ſehr, daß ſich der Däne ſofort 
den Fall Heinrichs zunutze machen konnte. Er wurde Lehnsherr über Mecklenburg 
und Pommern. Der däniſchen Invaſion in die ſüdlichen Oſtſeegebiete waren Tor 
und Tür offen. Mit dem Jahre 1138 beginnt ſich ein Schickſalsknoten unſeres Volkes 
zu knüpfen, mit dem Jahre 1180 wird er feſt zugezogen. 
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Die Politik fjeinrichs VI. 

Folgerichtig vollzog ſich das ſtaufiſche Geſchick. In immer höheren äußeren Glanz 
tauchten Friedrich und ſein Sohn. Aber ſie verloren ſich immer ſtärker in die ſüdliche 
Intereſſenſphäre. Von der Kreuzzugsidee begeiſtert, der nachzugehen Friedrich als 
dem Kaiſer ſelbſtverſtändlich höchſte chriſtliche Pflicht war, iſt er hinausgezogen und 
ehe er noch Paläſtina erreichte, in Kleinaſien ertrunken (1190). Der Thronfolger 
Heinrich VI. hatte auf Betreiben feines Vaters die Hand der Erbin des Normannen⸗ 
reiches, des Königreichs Sizilien, gewonnen. Anter Vernachläſſigung der deutſchen 
Aufgabe iſt er der tatſächlichen Erwerbung der ſizilianiſchen Herrſchaft nachgegangen. 
Er hat, eine brutale Herrſchernatur, von ſeiner ſizilianiſchen Stellung aus eine Macht 
begründet, wie fie keiner der deutſchen Herrſcher bisher innegehabt hatte. Ob Welt- 
machtpolitik oder nicht; tatſächlich hat er nicht aus deulſcher, ſondern aus normanniſcher 
Auffaſſung heraus zu erobern verſucht, in reinem Machtdrang, bis ihn, den 32jährigen, 
der Tod hinwegraffte (1197). 


nochmalige Auseinanderjegung zwifchen Staufern und Welfen 


Die Lage des Jahres 1197 iſt vielfach mit der des Jahres 1056 verglichen worden. 
Aus anſcheinend ſicheren Verhältniſſen wurde Deutſchland durch den plötzlichen Tod 
eines tatkräftigen Herrſchers herausgeriſſen. Kein handlungsfähiger Nachfolger war 
vorhanden. Wie Heinrich IV., ſo war jetzt Friedrich II. ein unmündiges Kind. Jetzt 
wie damals waren die deutſchen Fürſten uneins, nicht bereit, einheitlich die bisherige 
Politik fortzuſetzen und zu ſtützen. Vor allem aber regte ſich auch diesmal wieder das 
Papſttum, das kurz nach Heinrichs VI. Tode durch Innozenz III. vertreten wurde. 
Ihm war es beſchieden, die Träume Gregors VII. nahezu zu verwirklichen. Das 
Papſttum ſühlte ſich durch die ſiziliſche Heirat Heinrich VI. aufs äußerſte getroffen 
und vergab es dem ſtaufiſchen Geſchlecht nie, daß es damit in die päpſtlichen Lehens- 
rechte über Süditalien eingegrifſen hatte. Dem Papſt konnte nichts gelegener 
kommen, als daß Friedrichs II. Mutter für ihn auf das deutſche Königtum verzichtete 
und daß in Deutſchland, von Frankreich und England unterſtützt, eine Doppelwahl 
zuſtande kam (1198): Heinrichs VI. Bruder Philipp und Heinrichs des Löwen Sohn 
Otto (IV.) beanſpruchten den Thron. Deutſchland zerfiel in zwei Parteien. Der 
innere Kampf tobte und zerfleiſchte das Land. Der Papſt ſpielte den Welfen gegen 
den Staufer aus, er erweiterte feine Machtſtellung Schritt für Schritt durch Ver— 
größerung des Kirchenſtaates. And er wurde jetzt in der Tat die große politiſche 
Macht Italiens: in ſeiner Hand liefen alle Fäden zuſammen. Er ließ die Welſen 
wieder fallen, er ließ Friedrich II. zum König wählen. Was nützte Otto, dem Sohn 
einer engliſchen Mutter, dem in England Erzogenen, die engliſche Hilfe?! Dem 
Staufer ſtand Englands Gegner, Frankreich, zur Seite, und deſſen Sieg über Otto 
(bei Bouvines, 1214) hat die Stellung Friedrichs geſichert, zumal der Welfe nach 
wenigen Jahren ſtarb. Geſichert! Doch auf wie kurze Zeit und um welchen Preis! 
In Feſſeln geſchlagen war das Staufergeſchlecht, in Feſſeln geſchlagen war Deutſch— 
land. Sein Schickſal war beſiegelt: es zerfiel. Friedrich mochte ſich zu einem helden— 
haften Kampf um die Freiheit aufraffen. Ihn lockte das Kaiſertum, ihn ſeſſelte 
Sizilien. Von hier aus ſah er alles, von hier handelte er. Nicht, daß er ſich um 
Deutichland nicht bekümmert hätte, aber nur ganz nebenher und ſofern ihn nicht 
anderes beanſpruchte. 


Friedrich II. und Deutjchland 

In die Reihe der deutſchen Herrſcher gehört Friedrich II. Name kaum hinein. Wir 
mögen den aus mittelalterlichen Bindungen ſich löſenden, modern anmutenden Mann, 
der abendländiſche, byzantiniſche und arabiſche Bildung ſeltſam vereinte, ſtaats— 
männiſch bedeutend, verſtandesreich, aber ſeelenarm war, eine Herrſchergeſtalt wie 
wenige, wir mögen ihn in ſeinem Wirken mit Anteilnahme verfolgen. Als deutſcher 


Grundzüge der deutſchen Geſchichte im Mittelalter 25 


Herrſcher wird er zu leicht befunden, trotz feines heroiſchen Kampfes gegen eine alle 
Machtmittel, nicht zuletzt das Geld anwendende, ſittlich belaſtete geiſtig⸗geiſtliche 
Macht, die weltliche Ziele in unnatürlicher Steigerung zu den ihrigen gemacht hatte. 
So großartig, eine wahrhaft poſitive Leiſtung, wie der Mainzer Landfrieden von 1235 
erſcheint, von Friedrich erwirkt, als er einmal — ſelten genug — in Deutſchland 
weilt, ihm ſteht doch gegenüber der unheilvolle Verzicht auf königliche Rechte gegen- 
über den Fürſten. Die entſcheidenden Akte, in denen er den welfiſchen und geiſtlichen 
Fürſten 1231 dieſe Rechte preisgab, haben zum Werden des Landesfürſtentums bei- 
getragen. Dieſes Landesfürſtentum iſt dann in der Folgezeit der eigentliche Träger 
der deutſchen Geſchichte geworden, und dieſe Geſchichte, die ſich ſeit dem Inveſtiturſtreit 
bereits aufſpaltet, mußte ſo partikulariſtiſch werden. Als es galt, das Dänentum von 
Deutſchland zurückzudrängen (Schlacht bei Bornhöved in Holſtein 1227), die Mon- 
golen abzuwehren (Schlacht bei Liegnitz 1241), dem deutſchen Volk Raum im Oſten 
zu ſchafſen, damals fehlte das Königtum. Alles lag in den Händen der Landesfürſten. 
Hier wirkten ſie verdienſtlich. Auf das Ganze geſehen blieb dieſe Entwicklung, nament⸗ 
lich, wenn man das geſchloſſene Werden in England und Frankreich damit vergleicht, 
ein Verhängnis. 


Ausgang der Staufer 


Die Wolken wurden noch dichter nach Friedrichs plötzlichem Tode (1250). Gegen den 
Nachfolger, ſeinen Sohn Konrad IV., wurden ſeitens der Fürſten, geiſtlicher und 
weltlicher, nacheinander zwei Gegenkönige aufgeſtellt: ein thüringiſcher Landgraf und 
ein Graf von Holland. Der Zerfall war da. In Anteritalien rangen die Staufer um 
Krone und Geltung. Konrads Halbbruder Manfred erlag dort dem franzöſiſchen 
Gegner. Immer deutlicher zeichnete ſich die auſſteigende franzöſiſche Macht am poli- 
tiſchen Himmel ab, deren Einmiſchung in die deutſchen Verhältniſſe der ſtaufiſch. 
welfiſche Gegenſatz herbeigeführt hatte. Nicht zum erſten und letzten Male hat Frank. 
reich hier deutſches Schickſal mitbeſtimmt. Franzöſiſche Politik hat ſchließlich auch die 
Staufer mit ausrotten helfen. Ein franzöſiſcher Bewerber um Süditalien nahm den 
Sohn Konrads IV., den Enkel Friedrichs II., den 16jährigen Konrad, als er im 
Kampf um ſein Erbe unterlag, gefangen. Er hat ihn dann — ein Schimpf auf Recht 
und Ritterlichkeit — in Neapel hinrichten laſſen (1268). Der Wunſch der Päpſte, daß 
das ſtaufiſche „Otterngezücht“ vernichtet würde, war erfüllt. 


Ein kurzes Nachſpiel folgte. Wer mochte ſetzt noch in Deutſchland König heißen? 
Ausländiſches Geld begann zu rollen. England und Frankreich kauften deutſche 
Fürſten. Sie hatten ſchon 1256 in einer Doppelwahl zwei Ausländern, Richard von 
Cornwallis als welfiſch-engliſchem, Alfons von Caſtilien als ſtaufiſch⸗franzöſiſchem 
Prätendenten, zum Thron verhelfen wollen. Wirklich regiert hat keiner von beiden. 
Alfons iſt überhaupt nicht in Deutſchland geweſen. Jede zentrale Macht fehlte. 
Kampf, Fauſtrecht iſt die Loſung. Aber triumphierend hebt in dieſer „kaiſerloſen, 
ſchrecklichen Zeit“ das Landesfürſtentum ſein Haupt hoch und höher. 


loch einmal: Unwert der Italienpolitik 


„Die Weltgeſchichte iſt das Weltgericht.“ Dieſes Gericht hatte das Arteil über den 
Wert der Italienpolitik unſerer deutſchen Herrſcher klar und deutlich geſprochen. Auf 
italieniſchem Boden war das Kaiſertum dem römiſchen Papſttum und dem fran- 
zöſiſchen Imperialismus erlegen. Deutſchland in feiner Einheit war darüber zer. 
brochen. Daß Karl und Otto einſt dem Hilferuf des Papſttums folgten, um durch 
Steigerung dieſer Macht dann den Gegner zu ſtärken, der vereint mit dem deutſchen 
Fürſtentum die zentrale Gewalt des Reiches beſeitigen half, bitter genug hat ſich 
ſolche „univerſale“ Politik gerächt. Nicht an der Aneinigkeit der deutſchen Fürſten, 
die ſich um die Krone ſtritten, anftatt fie in der Gefahr zu verteidigen, iſt „das 
Kaiſertum zugrunde gegangen“, d. h. die Italienpolitik unheilvoll geendet, nicht daran, 
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daß die „innere Auflöſung des Reiches“ durch Wachſen der fürſtlichen Gewalt „längſt 
im Gange“ war. Nein! Es war etwas Annatürliches und mußte — wie alles An⸗ 
natürliche — zum Tode verdammt ſein, wenn das deutſche Königtum feinen Schwer⸗ 
punkt außerhalb Deutſchlands ſuchte. 


Das ſogenannte ſpäte Mittelalter 


Die Jahrhunderte nach dem Fall der Staufer bis zur Reformation pflegt man als 
Spätmittelalter zu bezeichnen. Die Einteilung iſt, wie alle ſolche Einteilungen, an- 
fechtbar, denn das große Geſchehen der deutſchen Reformation läßt ſich in feinen 
feinſten Wurzeln bis in die ſtaufiſchen Jahrhunderte zurückverfolgen und man könnte 
auch aus anderen Gründen ſagen, ein tiefer Einſchnitt ſei nicht ſo ſehr um 1500 als 
ſchon um 1250 zu machen. And doch: die Zeitwende von 1500 bringt den, wenn auch 
nur zum Teil geglückten Aufbau im großen, während die Jahrhunderte vorher — und 
nach dem Fall der Staufer — unter dem einen Wort der Auflöſung begriffen werden 
können, der fortſchreitenden Auflöſung des deutſchen Reiches. Es fehlt gewiß nicht an 
Verſuchen, der Auflöſung Einhalt zu gebieten, Bollwerke der Einigung hier und da zu 
errichten. Aber wie kläglich ſteht im allgemeinen die zentrale Gewalt des deutſchen 
Kaiſertums da und wie üppig ſchießt das Territorialfürſtentum mit anderen parti- 
kularen Mächten empor. Wir werden weder das Wuchern dieſer noch die Entwicklung 
des Fürſtentums im einzelnen darſtellen. Wir heben nur die landesfürſtlichen 
Dynaſtien heraus, die berufen waren, den Faden deutſcher Geſchichte entſcheidend 
weiterzuſpinnen (vor allem die Habsburger) und wir gedenken einiger weniger Kaiſer, 
die noch einmal deutſches Geſchehen auf eine gewiſſe Höhe hinaufführten. Zwiſchen 
beiden Gewalten ſteht in mannigfaltiger Schichtung das deutſche Volk. Gerade am 
Anfang unſerer Epoche führt es, von einzelnen Fürſten geleitet, den Gedanken der Oſt⸗ 
koloniſation verſtärkt fort. And ebenſo hat Volkskraft den großartigen Bund der 
Hanſe befruchtet, der zeitweilig berufen war, deutſche Macht würdig und nachdrücklich 
dem Ausland gegenüber zu vertreten. Deutſche Volkskraft in ſtraffſter Form hat den 
deutſchen Orden ſeine Aufgaben in Sorgfalt erfüllen laſſen, wie die Hanſe ungeſtützt 
von der kaiſerlichen Zentralgewalt. Deutſches Volk regt ſich in Stadt und Land. Es 
ſchafft feine aus tiefſtem Erleben geborenen Bauten, es ſingt und ſorgt in der 
Myſtik um die tiefſten Fragen unſeres Seins und hebt durch Meiſter Edebart den 
Wert der freien Perſönlichkeit heraus. Es formt in den Städten Züge einer neu- 
artigen Gemeinſchaft. Es beginnt ſich der jüdiſchen Gefahr bewußt zu werden, es 
ringt in der Adelsſchicht mit dem Landesfürſtentum um ſeine wirtſchaftliche Exiſtenz. 
Es ſchafft ſich, von den Großen befehdet, in dem Teilgebiet der Schweiz ein eigenes, 
zunächſt deutſches Sonderreich. Es ringt in vielen Herzen und Hirnen um neue 
Formen von Verſaſſung und Verwaltung des Reichs, es baut ſich in der Feme 
Rechtshöfe eigenen Gepräges, weil ein einheitliches und nun gar deutſches Recht zu 
ſehlen beginnt. Es wälzt Probleme einer kirchlichen Reform. Wohin man ſieht, 
Stürmen und Stoßen, aus dem Leiſtungen geboren werden. Aber — und damit 
kehren wir zum Ausgangspunkt zurück — es fehlt die ſtarke Hand, die alle Kräfte 
zuſammenſaßt zu einem einheitlichen Willen. Auf dieſes Defizit des ſpätmittelalter- 
lichen Abſchnitts haben wir hinzuweiſen, wenn wir uns auch wohl bewußt bleiben, 
daß wir verſuchen follen, „die Vergangenheit in ihrer zeitlichen Bindung zu 
verſtehen“. 


häufiger Wechſel der fiönigsgeſchlechter 

Nichts beleuchtet vielleicht ſtärker die Zerteiltheit des ſpäten Mittelalters, als daß 
die königliche Gewalt von einem Geſchlecht an das andere übergeht. Jeder Inhaber 
der höchſten Würde handelt vor allem im Intereſſe ſeines Hauſes. Das wird nun 
Inhalt der ſpätmittelalterlichen Königspolitik ſchlechthin und muß es nach Sachlage 
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der Dinge auch ſein. Der reiche Schatz des Reichsguts war ſeit der ſaliſchen Zeit 
immer mehr aufgezehrt worden. Friedrich II. hatte unter dem Anreiz feiner Italien⸗ 
politik und der dortigen Machtbeſtrebungen dem deutſchen Königsbeſitz kein weſent⸗ 
liches Intereſſe entgegengebracht. Ohne die wirtſchaftliche Grundlage der frühmittel⸗ 
alterlichen Könige, ging alſo jetzt der Herrſcher des Reiches an ſein Amt. Wie ſollte 
aber der König herrſchen können, wenn er nicht Macht ſein eigen nannte? Woher ſollte 
er ſie anders gewinnen, als, indem er ſich durch weiteren Erwerb territorialen 
Beſitzes zu dem bisher ſeinem Hauſe gehörigen die Stärke verſchaffte, ſoweit nur 
immer möglich. Das wurde Wunſch und Wille aller, die das Schickſal auf den Thron 
führte. In faſt wirrer Reihe löſten ſich die einzelnen Familien ab, die nach dem 
Throne drängten, und machten durch dieſen ſtändigen Wechſel den Anſtieg einer 
Familie zu einer einzigen führenden und überragenden Macht unmöglich. 


Dem erſten König, einem Habsburger, folgte ein kleiner Naſſauer Graf, ihn löſte 
wieder ein Habsburger ab. Ein Luxemburger, ein Bayer, mit einem Habsburger im 
Kampf liegend, folgten. Wiederum traten dann zwei Luxemburger nacheinander auf 
den Plan, deren erſter für ganz kurze Zeit in einem Thüringer Grafen einen Gegen⸗ 
könig erhielt. Für wenige Jahre hielt ſich dann ein Pfälzer an der Spitze des 
Reiches Nach einem nochmaligen Luxemburger ſetzte dann 1438 endgültig die Reihe 
der Habsburger ein, bei denen die höchſte Würde bis zum Ende des erſten Deutſchen 
Reiches 1806 geblieben iſt. So haben im Spätmittelalter nicht weniger als 13 bis 
14 Herrſcher aus ſechs verſchiedenen Familien in faſt 2 Jahrhunderten regiert oder 
es verſucht. Nur wenige waren Träger günſtiger Entwicklung von Volk und Reick, 
und doch alle, fo ſonderbar es erſcheinen mag, eine Gewähr für das Reich: indem fie 
nämlich einfach durch ihre Exiſtenz „verhinderten, daß die franzöſiſchen Könige ſich 
der Oberherrſchaft über das deutſche Reich bemächtigten“. Dieſe Gefahr lag nahe 
genug. 

Die einzelnen Perſönlichkeiten zu ſchildern, iſt hier nicht der Platz. Wir löſen zunächſt 
drei aus den vielen heraus, einen Habsburger, einen Wittelsbacher, einen Luxem- 
burger. Von dieſen Dreien hat jeder eine beſondere Aufgabe erfüllt, deutſches Schick. 
ſal in eigener Note erklingen laſſen. Keiner von ihnen ſo tatgewaltig, wie der oder 
jener der hochmittelalterlichen Herrſcher und doch hat der Erſte von ihnen ein Werk 
geſchaffen, das in unſeren Tagen erneut und in anderer Form wieder aufgenommen 
iſt: Rudolf von Habsburg. 


Rudolf von fjabsburg 


Der im Südoſten des Reiches, im Elſaß und in der Schweiz reich begüterte Graf 
Rudolf von Habsburg war von den des Thronſtreits müden Fürſten faſt einſtimmig 
zum König gewählt worden (1273). Er gehört nicht zu den Großen der Geſchichte. 
Nahezu bürgerliche Züge haften ihm an. Aber er hat das Gſterreich, den nach dem 
Ausſterben der dortigen Babenberger (1246) verlorengegangenen Südoſtraum des 
Reiches, dem aufſtrebenden fſlaviſchen Großſtaat Ottokars von Böhmen entriſſen, 
der damals weit auf deutſche oder deutſch gewordene Gebiete übergriff. Wir kennen 
Ottokar als den Förderer deutſcher Koloniſation und Städtegründung im böhmifch- 
mähriſchen Bezirk. Man hat daher beſtritten, daß Rudolfs Sieg über ihn (endgültig 
auf dem Marchfeld bei Wien, 1278) im deutſchen Intereſſe gelegen habe. Aber es iſt 
doch mehr als zweifelhaft, ob bei einem Siege Ottokars und einem deshalb unge- 
ſtörten weiteren Germaniſierungsprozeß allmählich etwa das tſchechiſche Volkstum 
ganz aufgegangen wäre in deutſcher Art. Es liegt mindeſtens ſehr nahe, daß das 
Südoſtdeutſchtum „der dynaſtiſch zwingenden Gewalt des großböhmiſchen Staats- 
gedankens erlegen“ wäre und ſich vom Geſamtdeutſchtum getrennt hätte. Sicher iſt 
durch die enge Verbindung ſüdweſtdeutſchen und ſüddeutſchen Reichsgebiets mit dem 
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Oſten mittels der habsburgiſchen Hausmacht Bjterreih erneut feſt in die Schickſals⸗ 
gemeinſchaft eingefügt worden, ja es wurde zur Führerſtellung berufen. Nicht zuletzt 
durch dieſen Schritt in den Oſten hat Rudolf ſein Habsburger Geſchlecht in die große 
deutſche Politik eingeführt. Eine der entſcheidenden Linien deutſcher Geſchichte geht 
daher von dieſem deutſchen König aus. 


Erneute Aufnahme der Jtalienpolitik 

Italien hat Rudolf nie betreten, die Kaiſerkrone nie erlangt. Auch feine beiden Nach- 
folger blieben Italien fern und faft ſcheint Deutſchland nunmehr den italieniſchen 
Einwirkungen entronnen zu ſein. Italieniſche Gegenverſuche fanden in dem im 
Gegenſatz zu dem Habsburger gewählten Heinrich VII., der als erſter Luxemburger 
den Thron beſtieg (1308), einen durchaus willfährigen Partner. So beachtlich ſein 
energiſches Auftreten in Italien auch war, fo ſehr es durch die literarifch-propagan- 
diſtiſche Mitwirkung eines Dante auch geadelt worden iſt, der päpſtlich⸗franzöſiſchen 
Front gegenüber wären Erfolge auch bei einem längeren Leben des Kaiſers verſagt 
geblieben (T 1313). Heinrichs Zug nach Italien war wenige Jahre nach der Bulle 
Papſt Bonifaz VIII. erfolgt, die erneut — und zwar unerhört geſteigert — die päpſt⸗ 
liche Obergewalt über den Staat verkündete. Es war derſelbe Papſt, der der als 
Mütze geſtalteten päpſtlichen Tiara zum erſtenmal die Form einer Krone gab. 

Noch einmal iſt hernach ein deutſcher König gegen ein Papſttum, das ſolchen An⸗ 
ſprüchen Ausdruck gab, in die Schranken getreten. So wenig dieſer letzte Kampf 
zwiſchen Kaiſertum und Papſttum ſich an Großartigkeit meſſen läßt mit dem ſaliſchen 
oder ſtaufiſchen Waffengang, er iſt trotz aller Anzulänglichkeit des deutſchen Kämpfers 
doch Ausdruck deutſcher Kraft, deutſchen Willens, deutſcher Not. 


£udwig des Bayern Anfänge 

Der vornehmſte Träger des Kampfes auf deutſcher Seite war der 1314 an die Spitze 
des Reiches getretene Herzog Ludwig von Bayern. Mit Mühe hatte er ſich zunächſt 
auf ſeinem Platze behauptet; denn gegen ihn ſtand ein Glied der Habsburger Familie, 
Friedrich der Schöne von Sſterreich, von einer Gegengruppe zum König ernannt. 
Als Friedrich nach einem achtjährigen Bürgerkrieg, der Deutſchland ſchwer ſchädigte, 
erlag (Schlacht bei Mühldorf, 1322), war nicht nur der Gegenſatz des bayeriſchen 
Stammlandes zu dem daraus hervorgegangenen Bſterreich unheilvoll betont, ſondern 
es ſchien auch eine folgenreiche Politik abgebrochen, die Rudolf von Habsburgs Sohn, 
Albrecht I., zehn Jahre lang Träger der deutſchen Krone (1298 bis 1308), zielbewußt 
gefördert hatte: die Vereinigung eines die königliche Gewalt betätigenden Oſter- 
reich mit Böhmen und Ungarn und damit die Schaffung einer deutſchen Bollwerk— 
ſtellung im Oſten. Dieſe Politik ſchien fortan unmöglich, um ſo mehr, als bereits 
1310, bald nach Albrechts Tode, dem Luxemburger Hauſe der Erwerb Böhmens ge— 
glückt war. Während nun das Habsburger Haus in ſeinen einzelnen Linien um ſo 
nachdrücklicher ſeinen landesherrlichen Beſitz auszubauen und zu ſichern begann, (im 
Südweſten des Reiches nicht ohne die heraufziehende ſchweizeriſche eidgenöſſiſche 
Oppoſition), während der Vertreter der luxemburgiſchen Territorialmacht, König 
Johann von Böhmen, ein Sohn Kaiſer Heinrich VII., des böhmiſchen Beſitzes nicht 
durchaus ſicher, ſeinen Intereſſen in Deutſchland nachging, unterzog ſich die dritte 
der bedeutenden deutſchen Mächte, der Wittelsbacher König Ludwig, dem Kampf mit 
der Kurie. 


kampf mit der Aurie 

Was Ludwig eingreifen ließ, war die Abwehr päpſtlicher Eingriffe in Reichsrechte 
auf italieniſchem Boden. Aber damit verknüpfte ſich bald der Kampf gegen das hinter 
dem Papſttum ſtehende franzöſiſche Königtum, das ſeit 1309 die Kurie nach Avignon 
(Südfrankreich) in die „babyloniſche Gefangenſchaft“ gezwungen hatte und immer 
wieder beeinflußte, dem Bayern auch in Deutſchland Schwierigkeiten zu bereiten. Es 
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find alſo nicht ſo ſehr die uns aus dem Inveſtiturſtreit bekannten Fragen. Der Kampf 
bewegte ſich doch in weſentlich anderen Ideen. Er wurde beeinflußt durch eine 
Reformbewegung, deren Gedanken Ludwig, übrigens keineswegs uneingeſchränkt, 
übernahm. Ebenſo wie den Saliern und Staufern ſtellten ſich auch ihm Juriſten und 
Theologen zur Verfügung, wie Marſilius von Padua und Wilhelm von Occam. Die 
Kampfſchrift des erſten, der „Defensor pacis“, ſprach Papſt und Kirche jedes Recht 
zur Einmiſchung in die weltlichen Dinge ab. Völlig eigengeſetzlich, lehrte die Schrift, 
verliefe das Leben des Staates. Eine geiſtliche Einrichtung ſei die Kirche, geiſtliche 
Befugniſſe allein kämen ihr zu. Aber nicht der Papſt, ſondern die allgemeine Kirchen⸗ 
Verſammlung — übrigens unter Teilnahme der Laien, alſo die Gemeinſchaft aller 
Gläubigen — habe die letzte Entſcheidung in kirchlichen Dingen zu treſſen. Das waren 
neue und in dieſer Schärfe bisher nicht gehörte Töne, und neu war es auch, daß ein 
kirchlicher Orden, der bisher als der treueſte des Papſttums angeſehen war, auf die 
Seite Ludwigs trat: die Franziskaner. Sie vollzogen den Schritt aus einem Gegen- 
ſatz zur Kurie heraus, die die franziskaniſche Lehre von der unbedingten Armut Chriſti 
und der Apoſtel (alſo auch ihrer Nachfolger, der Päpſte) verwarf. Der Kampf zog 
die weiteſten Kreiſe. Er ſah die Kurfürſten an der Seite des Herrſchers, aber er 
führte auch die durch die Franziskaner aufgerufenen Volksmaſſen der Städte als 
treue Anhänger Ludwig zu. In einer ſelten geſchloſſenen Abwehrfront ſtand Deutſch— 
land dem Papſttum gegenüber, ja dieſe Front fand eine außenpolitiſche Verſtärkung 
durch ein Bündnis mit dem engliſchen Königshaus. Sein Anſpruch auf die franzd- 
ſiſche Krone näherte es Ludwig. 

Alſo ein Ringen von weitem Ausmaße, ein Kampf, der auf beiden Seiten zeitweilig 
mit äußerſter Erbitterung geführt wurde. Es war ſelbſtverſtändlich, daß das Papft- 
tum die Rechtmäßigkeit des Wittelsbacher Königstums beſtritt, daß der Bannſtrahl 
gegen Ludwig geſchleudert wurde. Aber ebenſo auch, daß Ludwig, als er nach Italien 
zog, die Unzufriedenheit der über den Fortgang der Päpſte erbitterten Römer aus- 
nutzte, daß er aus Volkshand die Kaiſerkrone übernahm und daß er einen franzisfa- 
niſchen Gegenpapſt aufſtellte. Anhaltende Erfolge blieben Ludwig verſagt. Er war 
zwar der Mann, einen ſolchen Kampf heraufzubeſchwören, aber nicht, ihn durchzu— 
fechten. Er iſt, wenn er ſich auch auf dem Thron hielt, ſeines Königstums nicht froh 
geworden Während der franzöſiſche König unverhohlen fein Auge auf den Rhein 
als Frankreichs Grenze heftete, ging Ludwig der Freundſchaft Englands verluſtig. 
Der Gegenſatz griff auf das Reich über. Aus dem notwendigen Drange nach Macht 
griff Ludwig nach einem Territorium nach dem andern, nach Brandenburg, Tirol, 
Holland. Aber er mußte ſich damit zugleich Gegner über Gegner wecken Längſt hatte 
ſich der Luxemburger, der ſeine Thronbeſteigung unterſtützt hatte, gelöſt und auf 
Frankreichs Seite geſchlagen. Die eigenen Reihen begannen ſich zu verwirren und 
dann zu lichten. So ſchleppt ſich der Deutſchland dem Zerfall preisgebende Kampf 
dahin. Der letzte große Waffengang, der im Mittelalter Kaiſertum und Papſttum 
beſchieden war, findet auf beiden Seiten keine Kämpfer, die ihn emporheben auf 
die Höhe wahrhaft heroiſchen Geſchehens. And doch iſt das Ergebnis des Kampfes 
nicht minder groß. Die politiſche Weltherrſchaft blieb dem Papſttum verſagt, end. 
gültig verfagt. Der Perſönlichkeit Ludwigs haftet dieſer Erfolg gewiß nicht an. Die 
trotz aller Schickſalsſchläge unverwüſtliche Kraft des Reiches, das Recht feiner Kur- 
fürſten, der geſchloſſene nationale Wille hatten, ungeachtet aller Spaltungen, aller 
ſchließlich Ludwig begegnenden Abneigung, ja Feindſchaft, das Bollwerk gebildet, das 
die päpſtliche Hierarchie nicht einnehmen konnte. Hier liegt die große Bedeutung da— 
maligen deutſchen Geſchehens. 


fiarl IV. und feine Oſtbeſtrebungen 

Der Gegenkönig, der dem gebannten Wittelsbacher ein Jahr vor feinem Tode (1 1347) 
gegenübertrat, war ein Luxemburger, der Enlel jenes Heinrich VII. und Sohn 
Johanns von Böhmen, Karl IV. 
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Er brachte nach den habsburgiſchen Anfängen eine weitere Verlagerung des deutſchen 
Schwerpunktes in den Oſten. Eines Gegenkönigs, des thüringiſchen Grafen Günther 
von Schwarzburg, iſt er durch deſſen frühen Tod bald ledig geworden. Dann hat er 
ſich, während Deutſchland und Europa von dem Schrecken der Peſt, des „ſchwarzen 
Todes“ erfaßt, mächtige Bevölkerungseinbuße erlitten und weite Kreiſe nach anfäng- 
licher Erſchütterung um ſo ſtärker der Verwilderung anheimfielen, ganz der Fürſorge 
ſür Böhmen hingegeben, das an ihn durch ſeine tſchechiſche Mutter, eine Enkelin 
Oltokars, des Gegners Rudolf von Habsburgs, überkommen war. „Böhmens Vater“ 
iſt er in Wahrheit geworden, aber das bedeutete durchaus eine Stärkung des Deutſch⸗ 
tums. Das „goldene“ Prag wurde durch ihn in ſeinem deutſchen Weſen gefördert. 
Deutſch find die Bauten, die er in der Moldauſtadt entſtehen ließ, deutſch die Aniver⸗ 
fität, die er dort als erſte in Deutſchland errichtete (1348). Von feinem Wollen künden 
die zahlloſen deutſchen Neugründungen im Lande, darunter Karlsbad, kündet die 
Sorge um das wirtſchaftliche Gedeihen. Der deutſchen Dichtung wird eine Stätte im 
Lande bereitet, der böhmiſchen Kanzlei Karls iſt ganz weſentlich die Ausbildung 
einer deutſchen Schriftſprache zu verdanken. 


Von Böhmen aus griff er nun mächtig in die Weite, ſicher aus dynaſtiſchem Intereſſe 
heraus, aber er arbeitete damit doch auch dem Anſehen des Reiches vor. Angarn, 
ſehnlichſt gewünſcht, iſt ihm ſelbſt nicht zugefallen. Aber mit einer wahrhaft raffi- 
nierten Diplomatie, die ihm Erbanlage und am franzöſiſchen Hofe, wo er erzogen, 
erlernte Kenntnis war, hat er die Gebiete der Lauſitz, Schlefiens, Mährens, 
der Oberpfalz, ja ſchließlich Brandenburgs, gewonnen. Das Flußſyſtem der 
Elbe wie der Oder, oder doch Teile davon, hat er ſo einbezogen in ſein ſtark von 
wirtſchaftlichen Abſichten beeinflußtes politiſches Wirken, das bis an die See ſtrebte: 
mit einer pommerſchen Prinzeſſin iſt er eine Zweckehe eingegangen. Ein Beſuch 
Lübecks — ſeit Friedrich Barbaroſſas Tagen hatte die hanſiſche Oſtſeeherrſcherin 
keinen deutſchen König mehr in ihren Mauern geſehen — hat ebenfalls ſolchen Plänen 
gedient. 


Goldene Bulle und Reichsgedanke 


Was Karl, der Luxemburger und der böhmiſche König, tat, iſt dem Reiche nicht ab- 
träglich geweſen. Das Wort Kaiſer Maximilians von Karl als dem „Erzitiefvater 
des Reiches“ iſt grundfalſch. Nicht daß der kühle, ſeelenloſe Rechner in feiner un- 
bezweiſelbaren Abernationalität mit feinen ſtaatlich⸗dynaſtiſchen Rückſichten dem 
Reich um ſeiner Deutſchheit willen, aus einem inneren Gefühl, aus der bangen Sorge 
um deutſche Zukunft, ſeine Kraft lieh. Es war ihm Objekt. And doch hat er den 
Reichsgedanken und die Reichseinheit herausgeſtellt. Es kam feinem Haufe zugute. 
Anter ſolchen Geſichtspunkten iſt die nach der Siegelkapſel als „Goldene Bulle“ be- 
zeichnete Arkunde von 1356 zu werten. Es iſt eine Häufung der verſchiedenartigſten 
Beſtimmungen. Aus ihnen hebt ſich heraus die Ordnung der deutſchen Königswahl, 
zu vollziehen durch ſieben nach den Territorien endgültig feſt beſtimmte Fürſten des 
Reiches, die Kurfürſten. Bis zum Ende des alten Reiches hat dieſes Staatsarund- 
geſetz Geltung gehabt. Die Stellung der Kurfürſten iſt durch weitgehende Rechte, 
die ihnen die Bulle zuſprach, betont worden. Kein Zweifel, daß durch die Feſtſetzung 
des Wahlreiches der Anruhe Tür und Tor geöffnet blieb, daß durch die „Verewi⸗— 
gung des Reichsterritorialismus“ der Kurfürſten Möglichkeiten außer acht gelaſſen 
wurden, die gerade damals in den nationalen Staaten des Abendlandes kraftvolle 
Wirklichkeit wurden. Es war trotzdem eine — wenn auch konſervative — reichs. 
betonte Zuſammenfaſſung großen Stils, die den Zwieſpalt der Kurfürſten auszu- 
ſchließen verſuchte. Daß man den päpſtlichen Einfluß beſeitigte, zeigt, wohin Karls 
Wille ging; mit keinem Worte wurde der päpſtlichen NRechtsanſprüche auf Mitwir- 
kung bei der Königsſetzung gedacht. 
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Zurückdrängung Frankreichs. Italieniſch-burgundiſche Erfolge 

Dieſe Zurückdrängung der Kurie bedeutete zugleich Zurückdrängung Frankreichs. Es 
war gerade damals in den Kampf mit England verſtrickt, der es ein Jahrhundert lang 
beſchäftigt hat und der zeitweiſe an die Wurzeln ſeiner Exiſtenz rührte. Als Karl 
zweimal Italien aufſuchte, fand er das Papſttum ſchwächer als ſein Vorgänger. 
Rechtstitel des Kaiſertums und des Reichs in Italien zu erneuern, iſt ihm ſo leichter 
geworden, freilich auch dank der unehrlichen Geſchicklichkeit, die ihm eigen war. Wenn 
es Karl gelang, an der Rückkehr der Kurie von Avignon nach Rom vorbereitend 
mitzuarbeiten, fo lag darin ein weiterer Erfolg gegen Frankreich. Unter ſolchen Am- 
ſtänden iſt es Karl nicht allzu ſchwer geſallen, die Weſtgrenze des Reiches wieder 
herzuſtellen, Verdun und Cambrai wieder zu gewinnen, ja die ſeit Friedrich Bar⸗ 
baroſſas Zeit nicht mehr geübten kaiſerlichen Rechte in Burgund durch die Königs- 
krönung in Arles wieder in Anſpruch zu nehmen Gewiß waren für Karl das Kaiſer⸗ 
tum und alle italieniſch⸗burgundiſchen Rechte „nichts als Dekoration“. Dennoch war 
ſo die europäiſche Geltung des Reiches ſeit langem wieder einmal mit Nachdruck ber- 
ausgehoben. 


Wachſen der habsburgiſchen Macht 

Alle dieſe Erfolge können nicht darüber hinwegtäuſchen, daß das Schwergewicht der 
Politik Karls ganz der luxemburgiſchen Hausmacht galt, um jo mehr galt, als nach 
dem Zurücktreten der Wittelsbacher ſich die habsburgiſche Macht beſitzmäßig immer 
ſtärker in den Vordergrund ſchob. In den weſtlichen Stammlanden mußte ſie der 
werdenden Schweiz manches Opfer bringen; vom Oſten aus hat gerade zu Karls 
Zeiten der ungewöhnlich tätige und umſichtige Rudolf IV. (1358 bis 1365) durch den 
Erwerb Tirols (1363) eine Brücke nach dem Altbeſitz geſchlagen. Den Herren ſo 
manchen bequemen Alpenpaſſes konnte ſo, wie einſt den bayeriſchen Herzögen, der 
Blick auf Oberitalien nicht ſchwer fallen. Zielbewußt iſt damals die landesherrliche 
Stellung der Habsburger ausgebaut worden. Nach allen Richtungen hin iſt der Beſitz 
feſt in der Hand des Landesherrn geſichert, zugleich der Zuſammenhang mit dem Reich 
ſonderſtaatlich gelockert worden. Auch eine Arkundenfälſchung großen Stils hat mit- 
helfen müſſen. Deutlich zeichnet ſich Habsburgs werdende, für Deutſchland ſchickſal⸗ 
weiſende Macht gegenüber den Luxemburgern ab. Sie iſt vorübergehend durch Tei- 
lung und Spaltung geſchwächt worden, aber ein run blieb und wuchs: er hieß 
Oſtmitteleuropa. 


Die weitere fuflöſung des Reichs 


Nicht fo ſehr die weitgehende Erbteilung, die Karl vornahm, als die ungewöhnlich 
traurige Geſtalt ſeines ihm auf den Thron folgenden Sohnes Wenzel (1378 bis 1400) 
haben die Auflöſung befördert. Wider Erwarten des Vaters lebte er nach dem 
Antritt der Herrſchaft ganz dem Genuß und dem Augenblick. Die Kurfürſten haben 
ihn ſchließlich für abgeſetzt erklärt. Er hat — von Böhmen aus — die Verwirrung des 
Reiches nur noch vermehrt. Sein Nachfolger in der Königswürde, Rupprecht von 
der Pfalz (1400 bis 1410), wußte ihr erſt recht nicht zu ſteuern. So trieb das Reich 
nach den Anſätzen einer Konſolidierung immer weiter in den von vielfachen Wirbeln 
aufgewühlten Strom hinein. Die feſte Hand fehlte. Längſt hatte man ſich daran 
gewöhnt, ſelbſt nach Abhilfe zu ſuchen, ſich in Stadt und Land durch Sonderbünde zu 
ſchützen. Der bedeutendſte dieſer Bünde iſt die Hanſe. Sie kann nicht verſtanden 
werden, ohne einen Blick auf die Wiedergewinnung des Oſtens für unſer Volkstum. 


Oſtbewegung 
Die Oſtbewegung, eine von einzelnen fürſtlichen und grundherrlichen Perſönlichkeiten 
geförderte Volksbewegung, griff in zwei Richtungen weit aus: nach Nordoſten und 
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Südoſten. Aber während Sädoſteuropa feit der karolingiſchen Zeit von dem bane- 
riſchen Herzogtum aus, dann — durch den Donaulauf gewieſen — von ganz Süd. 
weſtdeutſchland, alſo von Gebieten, die ſchon früh eine nicht unbedeutende Kraft auf- 
ſpeicherten, in bis zur Neuzeit faſt ununterbrochenen Zügen dem Deutſchtum er- 
ſchloſſen wird, hat die Landnahme des Nordoſtens erſt ſpäter eingeſetzt. Denn was 
die ottoniſche Zeit dort brachte, waren allenfalls Anfänge, die bald verſchütteten, 
nicht mehr, wenn es auch freilich verdienſtvoll genug bleibt, daß überhaupt der Nord- 
oſten in den Geſichtskreis des deutſchen Volkes gerückt wurde. Ihn volksmäßig zu 
gewinnen, mußten nach dem Ausſterben der Ottonen an der deutſchſlaviſchen 
Grenze erſt allmählich politiſche Mächte entſtehen, die ihre militäriſche Kraft und 
Hilfe der Oſtbewegung zur Verfügung zu ſtellen in der Lage waren. Es mußte 
weiter die Abervölkerung des Altreichs ſoweit vorgeſchritten ſein, daß überſchüſſiges 
Menſchenmaterial reichlich abgegeben werden konnte. And es war weiter von 
höchſter Wichtigkeit, daß wirtſchaftsgewerbliche Zentren im Altreich herangewachſen 
waren, die Ableger in die Oſtwelt herüberſenden konnten, die Städte. So iſt die 
Nordoſtbewegung ſpäter, aber kürzer und nachdrücklicher erfolgt. 


Neben Heinrich dem Löwen haben vornehmlich die Schauenburger, die Askanier, die 
Wettiner den Weg gewieſen und die kriegeriſche Sicherung gegeben. Das Königtum 
ſtand, wie wir ſchon ſahen, bis auf Lothar abſeits. So ſind Holſtein, Brandenburg, 
die Gebiete um die Mittelelbe und öſtlich davon deutſchem Einfluß gewonnen 
worden: durch bäuerliche und bürgerliche Siedlung. Aber auch Gebiete, die in den 
Händen flaviſcher Fürſten blieben, wie Mecklenburg, Pommern, Schleſien, Polen, 
haben die gern geſehenen und geradezu in das Land gerufenen deutſchen Siedler auf. 
genommen, nicht zuletzt Böhmen, auf deſſen deutſcher Siedlung überaus geneigtes, 
einheimiſches Herrſchergeſchlecht der Przemysliden ſchon früher hingewieſen wurde. 
Der deutſche Adel hat dem Wirken der deutſchen Fürften ſelbſtverſtändlich fein 
Schwert kämpfend und ſchirmend geliehen, vor allem dem großen Bau, den der 
Deutſche Ritterorden, ein Hauptträger des Oſtgedankens, ſeit 1226 im Preußenlande 
und darüber hinaus errichtete. Der deutſche Adel iſt aber auch in reicher Zahl in den 
Gebieten flaviſcher Fürſten ſeßhaft geworden. Neben ihm hat die deutſche Kirche 
ihre Organiſation über die Länder gebreitet, um freilich an den Gebieten der Natio— 
nalkirchen Polens, Böhmens und Angarns ihre Grenze zu finden. Aber die Klöſter 
deutſcher Ziſterzienſer, des koloniſationsfreudigen Ordens, ſind tief in den Oſten 
eingedrungen. 


Man hat berechnet, daß das feine Wirtſchaft planvoll in das Neuland verpflanzende 
deutſche Volkstum vom 12. bis zum ausgehenden 14. Jahrhundert ſeinen Raum um 
die Hälfte des vorher verfügbaren Siedlungsgebietes ausgedehnt habe. Doch die 
neu geſchaffenen Volkstumsgrenzen verliefen nicht in gerader Fluchtlinie. Drei 
Zungen ſtrecken ſich weit in den Oſten hinein. Die eine bis in die äußerſte 
Ecke Preußens, die zweite wird durch Schleſien, über die Sudeten nach Süden 
binübergreifend gebildet, die dritte iſt das geſegnete Gebiet von Pſterreich, 
Steiermark und Kärnten. Zwiſchen dieſen Zungen und weit über ſie hinaus iſt das 
Deutſchtum auf kleineren oder größeren Inſeln heimiſch geworden. Der Siedler— 
ſtrom begann nicht nur zu verſiegen, er entbehrte von Anfang an einer einheit— 
lichen Leitung, wie ſie eine zentrale Gewalt im Reiche hätte geben können. Wieviel 
deutſche Volkskraft iſt, außerhalb der geſchloſſen deutſch gewordenen Gebiete, all— 
mählich im Dienſt fremder Fürſten und Völker aufgezehrt worden. Dabei bleibt 
freilich zu berichten, daß trotzdem deren Gebiete in dauernder deulſcher Beeinfluſſung 
geblieben ſind. Aberall diesſeits und jenſeits der neuen Grenzen iſt das deutſche 
Volkstum der Träger einer in dem Maße nie wieder erreichten Kulturausbreitung 
geworden. Es ſormte die Wirtſchaft der Länder ganz um oder gab ihr entſcheidende 
Züge. Es formte in Kirchen und Rathäuſern eine neue, namentlich dem Nordoſten 
eigene Kunſt, es brachte neue Lebensformen und Siedlungen und Rechtsſatzungen. 
Es iſt durch mancherlei Verhältniſſe, auch durch landſchaftliche und wirtſchaftliche 
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Momente, bedingt, daß der Menſch des nördlichen Siedlungslandes im allgemeinen 
herber, härter und auch politiſcher gebildet wurde. Doch ob Nord oder Süd: es er - 
wuchſen dem Reich, das mit feiner weſtlichen Gebundenheit noch lange nicht die Wich⸗ 
tigkeit der Oſtentwicklung einſah, gerade im Oſten die beiden deutſchen Großmächte 
der Neuzeit, Oſterreich und Preußen. 


Die fjanſe | | 

In der neu geprägten Welt des Oſtens war der Oſtſee eine vornehmliche Rolle 
beſchieden. Nördlich und ſüdlich ihrer Gewäſſer hatten einſt in weitem weſtlichen 
Bogen Germanen geſeſſen, ja ihr großes Becken hatte die ſeefahrtgewohnten Stämme 
geradezu miteinander verbunden. Dabei war der Inſel Gotland ſeit uralter Zeit 
eine Schlüſſelſtellung zugekommen. Aber weite Küſtengebiete der Oſtſee waren ja den 
Germanen ſeit der Zeit der Völkerwanderung verlorengegangen. Slaven hatten die 
ſüdlichen Küſten in Beſitz genommen, und da die im Norden und zum Teil auch Weſten 
der See ſitzenden Nordgermanen an der Entwicklung des mittelalterlichen deutſchen 
Reiches keinen Anteil gehabt hatten, war die Oſtſee mehr oder weniger außerhalb des 
deutſchen Bereiches gerückt. Was an deutſchen Kaufleuten die Oſtſee befuhr und Ver⸗ 
bindung mit den auf Gotland ſitzenden Skandinaviern ſuchte, war zahlenmäßig ſicher 
gering und hätte ſelbſt im andern Fall dem Weſtoſtverkehr keine ſtärkere deutſche 
Note geben können. Denn als ein ſehr feſter Riegel hatte ſich inzwiſchen Dänemark 
zwiſchen Oſtſee und Nordſee geſchoben. Es iſt die geſchichtliche Aufgabe der Hanſe 
geweſen, dieſen Riegel zu löſen und die Oſtſee politiſch und wirtſchaftlich zu einem 
deutſchen Bereich zu machen. 

Von dem reich entwickelten Städteweſen der flandriſcheniederrheiniſchen und nieder- 
ſächſiſchen Lande iſt die Entwicklung ausgegangen im Zuſammenhang mit der ge— 
ſchilderten Oſtbewegung der 12. und 13. Jahrhunderte. Von dem um 1158 
gegründeten deutſchen Lübeck, deſſen unvergleichliche Lage zwiſchen Nord- und Oſt⸗ 
ſee ſchickſalsweiſend der däniſchen Macht ausbog, find planvolle andere Städtegrün⸗ 
dungen ausgegangen: Wisby auf Gotland, Riga, das durch die Düna aus den 
baltiſchen Landen den Weg ins Innere eröffnete. Nowgorod wurde „der eine End- 
pfeiler einer Brücke vom Weſten nach dem Oſten; die deutſche Kolonie in Brügge 
der andere. Die Zwiſchenpfeiler von Weiten bis nach Hamburg bildeten nieder- 
rheiniſche, weſtfäliſche und niederſächſiſche Städte. Mit Lübeck begann dann der 
kunſtvolle Neubau nach dem Oſten, der über Wisby, Riga, Reval und Dorpat das 
Endziel erreichte“. Mit Recht ift auf den großen Wandel hingewieſen, der darin 
liegt, daß vor etwa 1150 weder dieſe noch alle anderen ungenannten Städte vorhanden 
waren. Ein rieſiges Abſatzgebiet war damit für den deutſchen Kaufmann gewonnen. 
Es umfaßte auch das Hinterland am ſüdlichen Oſtſeeufer und vor allem ſtrahlte 
deutſche Wirtſchaftstätigkeit nun auch kräftig in das Ausland aus: nach dem ruſſiſchen 
Nowgorod, dem ſchwediſchen Stockholm, dem norwegiſchen Bergen, dem flandriſchen 
Brügge, dem engliſchen London. Genoſſenſchaftlich als „Hanfen“ fanden ſich hier die 
deutſchen Kaufleute zuſammen. „Hanſe“ bedeutet nichts anderes als Genoſſenſchaft, 
Schar. Es hat viele ſolcher Hanſen gegeben, nach ausländiſchen Wirkungsorten und 
ihrer Heimatſtadt getrennt, wohl aber eins in dem klaren Bekenntnis zum deutſchen 
Volkstum. Kein Ausländer konnte ihr Mitglied ſein. 

Wirtſchaftliche Intereſſen, Erwerb ausländiſcher Privilegien: hier liegt das Ziel 
dieſer Hanſen. Die große „dudeſche hanſe“, die der einzelnen Stadt und ihrer Kauf- 
mannſchaft Anteil an der Geſamtheit der hanſiſchen Auslandsprivilegien gab, konnte 
erſt werden, als neben dem Zuſammenſchluß einzelner Kaufmannsgruppen Städte. 
bündniſſe traten, wie etwa das zwiſchen Lübeck und Hamburg 1241 oder das zwiſchen 
Lübeck, Wisby und Riga von 1282. Das auch bei jenen ſicher nicht fehlende politiſche 
Wollen mußte hier viel ſtärkeren Ausdruck finden. Aus beiden Wurzeln iſt alſo 
die deutſche Hanſe entſtanden. Anter der Führung Lübecks hat der an ſich lockere, nie 
durch eine Geſamtſatzung feſtgelegte und geordnete Bund Höchſtleiſtungen vollbracht. 
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„Man löfte die Wirtſchaft nicht vom Volkstum, man löſte fie aber erſt recht nicht 
von der Politik.“ Wirtſchaftlich iſt der hanſiſche Kauſmann der Händler großen 
Stils geweſen, deſſen Blick weite Gebiete zu überſchauen gewohnt war. Auch den 
Waren Oberdeutſchlands, Italiens und des Orients galt feine Aufmerkſamkeit. Mit 
dem Händleriſchen verknüpfte ſich bei ihm die Anregung und Organiſation der hand- 
werklichen Produktion. Das gilt für das Binnenland wie auch ſür das Ausland. 
Politiſch⸗völkiſch liegt die Leiſtung der Hanſe darin, daß fie in weitem Bogen, der 
ſich von Weſt nach Oſt durch das nördliche Europa ſpannte, dem Deutſchtum Geltung 
verſchaſfte in einer Zeit, in der von einer Zentralſtelle des Reiches keine Hilſe zu 
erwarten war. Der Norden war der kaiſerlichen Macht ganz aus dem Blickfeld ver- 
ſchwunden. Man ſollte auch nicht vergeſſen, daß der Hanſe ein gut Teil der Oſt⸗ 
bewegung zu verdanken iſt, indem ſie deren linke Flanke ſicher deckte. 


Wenn die Hanſe das Antlitz des Nordens politiſch und wirtſchaftlich zu beſtimmen 
unternahm, fo konnten Spannungen und Reibungen nicht ausbleiben. Sie hat ſie 
überwunden dank einer zumeiſt glänzenden Führung durch Männer, die aus der 
Ratsherrenſchicht ihrer Städte kamen und in ihren hervorragenden Vertretern kauf- 
männiſche Tatkraft mit diplomatiſchem Geſchick und militäriſchem Können vereinten. 
Sie haben zeitweilig dem Norden ihr Geſetz diktiert, am ſtärkſten in dem Frieden 
von Stralſund von 1370. Er zwang nach heftigem Kampf die alte Rivalin Dänemark, 
die ſchon 1227 durch die nicht ohne Zutun Lübecks erfolgte Niederlage von Born⸗ 
höved einen entſcheidenden Schlag erhalten hatte, auf die Knie. Es war der Höhe- 
punkt hanſiſcher Geſchichte. Die aufkommenden Nationalſtaaten, wie England unter 
den Tudors, Schweden unter den Waſas, haben ſpäter hanfiſcher Wirtſchaſtspolitik 
feinen Spielraum gelaſſen und ebenſo hat das kraftvoll ſich regende deutſche Fürften- 
tum ſeine Städte aus jeder Sonderverbindung außerhalb des Territoriums energiſch 
gelöſt. Sehr langſam iſt dieſer Todesprozeß erfolgt, aber das Siechtum hatte ſchon 
Ende des 16. Jahrhunderts die Hanſe aus der Reihe der politiſchen Mächte aus 


gelöſcht. 


Die ſchweizeriſche Eidgenofjenfchaft 

Auch ein anderer großer Bund des deutſchen Spätmittelalters iſt im Gegenſatz zu 
der fürſtlichen Gewalt emporgekommen. Auch er ſpiegelt die Zerriſſenheit des 
Reichs, ja, er hat, da er ſich der Schwächung und Vernichtung entzog, ſogar ſchließ⸗ 
lich den Gang aus dem Reich angetreten: die ſchweizeriſche Eidgenoſſenſchaft. In 
drei zum Vierwaldſtädter See ſührenden Haupttälern, dem von Ari, Schwyz und 
Anterwalden, ſetzte die Bewegung ein. Hier hatte ein von Viehzucht und Ackerbau 
lebender, durch die Natur von der Amwelt ziemlich abgeſchloſſener, aber durch den 
See miteinander verbundener alemanniſcher Bauernſchlag eigener harter Prägung 
ſich ſchon früh gegen Anſprüche der Landesherren, der Habsburger, gewehrt König- 
liche Freibriefe hatten die entſprechende Freiheit nicht zu wahren vermocht. Der 
Gedanke eines eigenen Zuſammenſchluſſes und der Befreiung vom habsburgiſchen 
Drucke lag nicht fern. Der ewige Bund der drei Arkantone von 1291, der auf ein 
älteres Bündnis zurückgriff, iſt dann der Ausgangspunkt einer Entwicklung ge— 
worden, die langſam, aber ſtetig ein großes Gebiet Oberdeutſchlands in der joge- 
nannten Eidgenoſſenſchaft zuſammenfaßte und über die zunächſt ländlichen Bezirke 
hinaus auch auf Städte, wie z. B. Luzern, Zürich uſw. übergriff. Dabei haben die 
deutſchen Thronkämpfe die Beſtrebungen der Schweizer gefördert. Die Eidgenoſſen 
haben aber auch durch eigenen militäriſchen Einſatz ihrer bäuerlich-bürgerlichen Fuß— 
truppen gegen die Ritterkontingente Habsburgs (Schlacht bei Morgarten 1315, 
Sempach 1386) und gegen ausländiſche Mächte, wie Karl den Kühnen von Burgund 
(Schlachten bei Granſon und Murten 1476) ihre Erfolge errungen. Im ausgeben- 
den 15. Jahrhundert bot ſich in dem ſogenannten „Schwabenkrieg“ Gelegenheit, über 
ihr urſprünglich erſtrebtes Ziel, die unmittelbare Anterſtellung unter das Reich, 
hinauszugehen. Die Beziehungen zum Reich waren damit in der Tat gelöſt, wenn 
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auch erſt 1648 die ſtaatsrechtliche Sanktion erfolgte. Ein bedeutendes Stück wurde 
ſo dem Reiche entfremdet durch den eigenen Willen deutſcher Volksgenoſſen. Denn 
deutſch iſt der Bund geweſen und deutſch iſt er noch lange geblieben. Als Orte „des 
großen alten pundts obertütſcher landen“ haben fi die Kantone ſelbſt 1516 be- 
zeichnet. Erſt die Schaffung der Helvetiſchen Republik in der napoleoniſchen Zeit 
(1797) hat den deutſchen Charakter verändert und den Kreis der Kantone erweitert. 


Sonderbeftrebungen an der Nordjeeküfte 

Das Bild von der Auflockerung des Reichsverbandes wird bereichert durch die viel. 
fachen anderen Bünde, die jeder ſtaatlichen Einheit Hohn ſprechen. Die Eidgenoſſen⸗ 
ſchaft hat ein ſreilich nicht vollendetes Gegenſtück in den zahlreichen Bünden der 
Nordſeeküſte im frieſiſchen Stammesgebiet. Der Volksſtamm hatte früh begonnen, 
abfeits zu ſtehen vom Reich. Wohl kamen deutſche Könige urſprünglich oft in jene 
Lande, etwa nach dem Biſchofsſitz Atrecht, aber es iſt doch kennzeichnend, daß ſeit 
Karls IV. Tagen bis zum Antergang des erſten Deutſchen Reiches kein deutſcher 
Herrſcher mehr den Boden Norddeutſchlands betreten hat. Die Rechte der deutſchen 
Könige in jenen Gegenden waren früh in Verfall gekommen. Es war den Frieſen, 
nicht zuletzt dank der geographiſch geſicherten Lage, leicht geworden, eigene Wege zu 
gehen. Die Weſtfrieſen löſten ſich gegen Ende des Mittelalters gleich den Eid- 
genoſſen ganz aus dem Reich und wurden den habsburgiſchen Niederlanden einver- 
leibt. Die Oſtfrieſen, unter einzelnen Häuptlingsgewalten ſtark zerſplittert, fanden 
ſich vorübergehend in einem großen Bunde, dem „Upftalsbom-Bund“ zuſammen. 
Am Reiche nahmen ſie kaum teil. Auch die öſtlich der Weſer ſitzenden frieſiſchen 
Wurtſaten (Land Wurſten) haben ſich bis ins 16. Jahrhundert völlig unabhängig 
gehalten, bis fie der aufſtrebenden Fürſtenmacht der Bremer Erzbiſchöfe zum Opfer 
fielen. Die Dinge liegen hier ähnlich, wie bei den zum ſächſiſchen Stammestum ge⸗ 
hörigen, wenn auch mit Frieſen durchſetzten Dithmarſchern zwiſchen Eider und Elbe. 
Fern von Reich und Fürſtenmacht hat ſich hier eine Bauernrepublik ohne Adel und 
Stände, eine großartig geſchloſſene ſtolze, waffenfreudige Bauernſchaft bis ins 
15. Jahrhundert erhalten. Der ſchwerſte Kampf ſetzte für ſie ein, als die unſelige 
Derfonalunion des Königreichs Dänemark mit dem Herzogtum Schleswig und der 
Grafſchaft Holſtein unter dem Grafengeſchlecht von Oldenburg (1460) um ſie herum 
einen Machtbereich häufte. In der gewaltigen Schlacht bei Hemmingſtedt (1500) ſind 
die Dithmarſcher dem Verhängnis noch einmal entgangen. Faſt 60 Jahre ſpäter 
mußten fie ſich beugen, nicht dem Reich, ſondern eben fremder däniſcher Macht. Ver⸗ 
luſt und Bedrohung des deutſchen Volksbodens iſt das unheilvolle Kennzeichen der 
ſpätmittelalterlichen Zeit. Weder Nord neh Süd, Oſt noch Weſt find dabei 
ausgenommen. 


Bildung des Fürftentums 

Die Gegenſätzlichkeit der mittelalterlichen Zeit wird aber erſt völlig klar, wenn man 
ſich vergegenwärtigt, wie — ungehemmt durch eine königliche ſtarke Hand — fürſt⸗ 
liche und ſtädtiſche Mächte miteinander rangen und wie in dieſem Kampf das ritter- 
liche Element hineinſpielte. Die Anfänge der fürſtlichen Gewalt, ihr weiteres 
Wachſen, hatten wir hier und da ſchon berührt. Kleine adlige Amtsträger des 
Königs, mit einem Lehen bedacht und ſachlich mit dem König verbunden, darüber 
hinaus mit ihm durch perſönliche Treue verknüpft, hatten ſich immer mehr von der 
königlichen Gewalt gelöſt. In ſteigendem Maße war ihr zunächſt belehnter, geliehener 
Befitz erblich geworden. Ein königliches Recht nach dem andern, wie das des Ge 
richts, Zolls, des Marktes, der Münze, der Befeſtigungen uſw., war an die auf- 
ſtrebenden Gewalten übergegangen, die oft genug, z B. in der Zeit des Inveftitur- 
ſtreits, von außen her gegen den König ſtark gefördert waren. Von Jahrzehnt zu 
Jahrzehnt löſten ſich die einzelnen Gebiete mehr aus dem übrigen Gefüge heraus. 
Ihre Herren, 1232 zum erſtenmal als „Landesherren“ bezeichnet, nahmen jede Ge. 
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legenheit wahr, ihr Land zu erweitern: Eheverbindungen, Erbſchaften und Kriege 
halfen dazu, die Grenzen zu erweitern, aber zugleich auch alles in dauernder Anruhe 
zu laſſen. Eine gewiſſe Feſtigung trat zwar ein durch die Machtſtellung, die den 
Kurfürſten zu eigen war, und weiter durch die Bildung großer Landesfürſtentümer, 
wie wir ſie etwa ſchon bei den Luxemburgern und Habsburgern kennenlernten, und 
wie ſie gerade im ausgehenden Mittelalter im Nordoſten durch die Zollern in 
Brandenburg und durch die Wettiner in Meißen errichtet wurden. Aber was hieß 
Feſtigung bei der Anzahl kleiner und kleinſter weltlicher und kirchlicher Territorial- 
herren, deren bunter Reigen ſich namentlich im Süden und Weſten des Reiches 
tummelte? And wie konnte Feſtigung eintreten, wenn ſich den Territorialgewalten 
innerhalb ihrer Grenzen Gewalten anderer Art entgegenſtellten, darunter das 
Rittertum. 


Das Rittertum 

Die große Zeit des Rittertums war vorbei. Das Fürftentum war nicht mehr in 
gleichem Maße wie früher auf die ehemaligen Standesgenoſſen angewieſen. Der Hot- 
dienſt bot nicht genug Raum. Militäriſch war der Ritter bei dem Fehlen der 
großen Kriege — Italien und Kreuzzüge waren vorbei — ohne Arbeit Das Auf- 
kommen der Fußtruppen (Söldner), die Anderung der Taktik ſchränkten die ritterliche 
Verwendbarkeit weiter ein. Der Abergang in die ſtädtiſche Bevölkerung war immer 
nur einzelnen möglich. Die große Menge des Adels fuß draußen auf den keines 
wegs bequemen Burgen oder auf dem Adelshof innerhalb der Dörfer und ernährte 
ſich ſchlecht und recht vom Ertrag des Gutes. Man war oft genug in wirtſchaftlicher 
Not. Die meiſten Adligen waren verärgert durch die Wendung der Dinge und be— 
trachteten mißgünſtig den „reichen“ Städter. Oft genug bot fi Gelegenheit zu 
offener rechtlicher Fehde; der oder jener mochte aber auch zu heimlichem Auflauern 
und Aberfall ſtädtiſcher Kauſmannswagen, zur Gefangennahme und Erpreſſung von 
Löſegeld bereit ſein, wenn man auch keineswegs das ſpätmittelalterliche Rittertum 
als „Raubrittertum” brandmarken darf. Immerhin, der Ritter fühlte ſich berab- 
geſetzt und bedrängt. Er ſuchte ſich einem Aufgehen im Territorium und der fremden 
Rechtsgewalt zu entziehen. Er ſuchte ſeine ſoziale und wirtſchaftliche Stellung gegen— 
über den Städten zu wahren. Vom Kaiſer war keine Hilfe zu erwarten. Eigene 
Kraft mußte helfen. In zahlreichen Bünden fanden die gleichſtredenden Adligen 
ſeit der Mitte des 14. Jahrhunderts zuſammen, vor allem im Südweſten, wo die 
Reichsritterſchaft beſonders zahlreich vertreten war: in Heſſen zählte der Bund der 
Hörner über 2000 Mitglieder, in Franken wirkten die Ritter von St. Georg, in 
Schwaben die Schlegler. Am ſtärkſten aber war ein Bund auf dem Boden der mit 
Reichsrittern geradezu überfüllten Wetterau. Hier war die Geſellſchaft vom 
Löwen tätig. Das Rittertum hat den ihm vom Schickſal auferlegten Kampf mit 
Fürſten und Städten mannhaft gekämpft. Franz v. Sickingen iſt der letzte große 
Vertreter dieſer Kampfrichtung geweſen. 


Städtebünde 

In noch ſtärkerem Maße als das Rittertum ſuchten fih die Städte der fürftlichen 
Bindung zu entziehen. Nicht allen iſt es gelungen. Auch die ſogenannten Reichs. 
ſtädte, d. h. zunächſt die auf Königsboden gebauten, ſchließlich alle unmittelbar dem 
König unterſtehenden, hatten Mühe, ſich dem Zugriff der Landesherren zu entziehen. 
Der Südweſten, altes königliches Beſitzgebiet aus der ſaliſchen und ſtaufiſchen Zeit 
her, war voll von ihnen. Zwei Drittel aller Reichsſtädte war in Schwaben gelegen. 
Jede dieſer Reichsſtätte, von fremden Territorien umlagert, hatte das lebhafte poli— 
tiſche Verlangen, ihren Machtbereich auszudehnen. Solche eigene Politik war 
möglich nur auf Koſten fremder, fürſtlicher Gewalt. Vielfältig griffen jo die Reichs 
ſtädte hinaus in das Territorium, ſo daß z. B. Nürnberg ſchließlich ein Gebiet von 
1300 qkm fein eigen nennen konnte. Die Freiheit der Reichsſtädte mußte not— 
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wendig die auf landesfürſtlichem Boden erbauten oder in landesfürſtliche Abhängig- 
keit geratenen Städte locken, jenen gleich zu werden. Hundertfacher Zündſtoff häufte 
ſich ſo mit dem Aufblühen des ſpätmittelalterlichen deutſchen Städteweſens auf, dem 
auch eine weitreichende Wirtſchafts- und Geldmacht zur Verfügung ſtand. Eine 
ſtarke zentrale Gewalt hätte das Gegeneinander von Städten, Adel und Fürſten 
verringern können, und ein Mann wie Karl IV. hat ſich zeitlebens auch entſprechend 
betätigt. Die Geſahr, die in einer um 1400 in Oberdeutſchland laut werdenden 
Forderung lag: „Zwiſchen den vier Wäldern eine große Schweiz“ (Wasgen-, 
Thüringer, Böhmerwald, Alpenvorland), iſt gebannt worden, aber verhindern ließ 
ſich nicht, daß auch die Städte trotz aller Gegenarbeit in Sonderbünden ſich zu- 
ſammenſchloſſen. Der Hanſe gedachten wir bereits. Am Rhein war ſchon 1254 ein 
Bund entſtanden, der einige dortige Städte fo kräftig verband, daß fie in die all- 
gemeine Reichspolitik eingreifen konnten. Hatte dieſer Bund ſich noch in Verbindung 
mit landesherrlichen Gewalten durchzuſetzen verſucht, ſo haben im Spätmittelalter 
ſich die Städte vornehmlich mit ihresgleichen zuſammengetan. Zahllos find dieſe 
Städtebünde: wir heben aus ihnen den Schwäbiſchen Bund von 1376 und den 1381 
neu erſtandenen Rheiniſchen Bund hervor. In blutigen Kriegen haben ſich die 
Bünde des Landesfürſtentums zu erwehren verſucht. Aus mancherlei Gründen war 
die militäriſche Macht der Städte, ſoviel ſtärker dort auch der einzelne an die Ge- 
ſamtheit geknüpft war als in den Territorien, den landesfürſtlichen Waffen auf die 
Dauer nicht gewachſen. Die Anterwerfung unter den fürſtlichen Willen iſt damals 
noch nicht vollendet worden Im Grunde iſt der Kampf erſt nach dem Dreißig⸗ 
jährigen Kriege entſchieden. Auf jeden Fall hätte der Sieg der Städte um 1400 
und ihre damit verbundene Stärkung Gewalten hochgeſührt, die im Grunde noch 
partikulariſtiſcher waren als das Fürſtentum. Ihr Sieg hätte weitere Auflöſung 
des Reiches bedeutet. 


Die Einheit der mittelalterlichen Stadt 


Indem ſich die Stadt nach außen hin viel ſtärker als das Dorf vom umliegenden 
Lande abſchloß, äußerlich durch die Befeſtigung, innerlich durch das in ihr geltende 
Recht, ſchweißte ſie durch Verwaltung und Organiſation ihre auf Reinheit des Blutes 
bedachte Bevölkerung trotz der verſchiedenen Schichtung zu einem Gemeinweſen zu— 
ſammen, wie es das damalige Deutſchland ſonſt nicht kannte. Hier war der einzelne 
wirklich nur um des Ganzen willen da. Ihm galt feine Aufgabe. Sich mit den Waffen 
für das Ganze einzuſetzen, war ſelbſtverſtändliche Pflicht aller Männer. An inneren 
Kämpfen hat es auch hier nicht gefehlt. Die Zünfte, zunächſt wirtſchaftliche Zweck. 
verbände, gliederten den einzelnen bis zum Tode in eine unter ſtrengen wirtſchaftlichen 
und fittlichen Geboten ſtehende Gemeinſchaſt. Die trotz aller Enge wahrhaſt große 
Kraft, die in ihnen wuchs, mußte nach politiſcher Wirkung drängen. Da die Ge- 
ſchlechter im Rat Teilnahme am Regiment verſagten, ſuchte man mit Gewalt dazu 
zu gelangen. Die Geſchichte faſt aller größeren deutſchen Städte kennt dieſe Zunft- 
kämpfe. Das innere Geſüge der Stadt wurde dadurch aber niemals auf die Dauer 
erſchüttert. Es blieb doch die große Gemeinſchaft, deren Verwaltung (namentlich 
die finanzielle) oft genug Vorbild für das fürſtliche Territorium wurde. Daß man 
wirklich Gemeinſchaft blieb, beruhte auch auf der Ausſchließung fremder Elemente, 
d. h. aller, die des Bürgerrechts bar waren. Fremd, geduldet blieb vor allem immer 
der Jude, trotzdem er die Geldnöte der Könige und Landesherren weidlich ausnutzte 
durch Rieſenzahlungen, die ihm fein Reichtum geſtattete. Der Wucher war für ihn 
nicht wie für die deutſchen Volksſchichten durch kirchliches Zinsverbot unmöglich. 
Schon früh verſuchte er auch aus der räumlichen Abgeſchloſſenheit innerhalb der 
Judengaſſen und Judenhöfe auszubrechen. Mit Recht ſah die ſtädtiſche Bevölkerung, 
vor allem die mittleren und unteren Schichten, in den Juden die wirtſchaftlichen Nutz⸗ 
nießer, die den Deutſchen ausbeuteten und in unlauterer Weiſe das ſaubere Hand— 
werk und den ehrlichen Handel ſchädigten. Aber die Bevölkerung wehrte ſich gegen 
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die Fremden auch aus religöſen und nicht zuletzt, wenn auch damals unbewußt, 
raſſiſchen Beweggründen. So iſt eine Judenfrage den meiſten Städten wohl be⸗ 
kannt, bis auf die Hanſeſtädte, die ſich dieſen Fremden verſchloſſen. Es war bei der 
ſtarken Kriſenſtimmung der Zeit kein Wunder, daß ſich der Anwille der deutſchen 
Bevölkerung oft in gewaltſamer Verfolgung und Vertreibung der deutſchen Juden 
entlud. Aber bei der Vielheit der deutſchen Territorien und Gewalten war eine 
durchgreifende Löſung nicht möglich. 


Die ſpdt mittelalterliche fiultur eine bürgerliche 

Man hat mit Recht von der Enge des ſtädtiſchen Lebenskreiſes geſprochen, der nur 
wenige Städte, wie etwa Lübeck und Nürnberg, entgingen. Gleichwohl iſt die Kultur 
des Spätmittelalters im weſentlichen eine ſtädtiſche. Gleichwohl find in dieſen rein- 
raſſigen Gemeinſchaften höchſte künſtleriſche Werte geſchaffen worden, die für das 
Spätmittelalter geradezu charakteriſtiſch geworden ſind. Bürgerlich wurde jetzt die 
Geſchichtsſchreibung. In den ſtädtiſchen Klöſtern begannen Franziskaner und Bomini- 
kaner den Weltenlauf aufzuzeichnen. Die Stadtſchreiber berichteten in deutſcher 
Sprache von den Geſchehniſſen der Stadt. Bürgerlich wurde auch die Dichtung. Die 
Epoche der großen Heldenlieder der Kaiſerzeit war vorbei. An Till Eulenſpiegel 
erfreute man ſich. Der Minneſang endete, mochte er auch in Ausläufern noch ge- 
pflegt werden. Das Volkslied erklang, deſſen Dichter niemand kennt. Der Meiſter. 
geſang war der Pflege ſtädtiſcher Handwerker anheimgegeben, oft hölzern und 
formal, aber doch ein Zeugnis für die geiſtige Regſamkeit des Bürgertums. Die- 
ſelben Männer ſchuſen durch ihrer Hände Arbeit Erzeugniſſe, die bis zum heutigen 
Tage künden von dem innerlichen Verhältnis des Meiſters zu feinem Werk, Gegen- 
ſtände von höchſter Zweckmäßigkeit und größter Schönheit, wirkliche „Schöpfungen“ 
deutſcher Menſchen der ſtädtiſchen Lebenskreiſe. Dieſe Bürger, Kaufleute und Hand- 
werker, traten neben die Kirche und das Fürſtentum als Förderer der großen Bauten, 
ja die bürgerliche Baukunſt wurde die des Spätmittelalters ſchlechthin. Im 14. Jahr- 
hundert ſind keine neuen Domkirchen mehr geſchaffen worden, abgeſehen von 
den Ländern der Oſtſiedlung. Auch die Zeit der großen Kloſterbauten war 
vorüber, bis auf die bedeutſamen Kirchen der ſtädtiſchen Dominikaner und Fran- 
ziskaner. Aber in reicher Fülle wurden — durch bürgerliche Handwerker — Stadt— 
kirchen neu errichtet oder umgebaut. Die wirtſchaftlichen Erfolge der Städte gaben 
die Mittel zu ſolchen koſtſpieligen Gebäuden her, wenn die Bauzeit auch oft Ge— 
ſchlechter überdauerte. Rathäuſer und Tore, Bürgerhäuſer und Türme formten das 
äußere Bild der Stadt, das bis weit in die Neuzeit hinein beſtehen blieb. Solche 
Bauten waren Gemeinſchaftsarbeit, Ausdruck der Gemeinſchaft. And doch deutete 
ſich der Partikularismus des Spätmittelalters auch im Baulichen an. Viel mehr 
als früher iſt der einzelne Förderer der Kunſt. Nicht ſo ſehr das Königtum oder 
die Kirche bauen, ſondern der oder jener, vornehmlich der einzelne Bürger. Zeugnis 
iſt dafür auch die Anmenge der kleinen Kapellen an und neben den Kirchen. „Die 
Kunſt geht in die Maſſe, wie nie zuvor. And zugleich iſt ſie voll von Beziehungen 
zum Individuum.“ 


Sinken des Bauerntums 

Stieg ſo das Bürgertum, ſo ſank das Bauerntum um ſo mehr. Die geſunde bäuerliche 
Kultur Germaniens war ſeit der karolingiſchen Zeit ins Wanken geraten. Wir 
haben gehört, daß der bäuerliche Freie, der Träger des Volkslebens, damals in 
ſeiner Wertung zu ſinken begann. Je mehr zugleich den Adel des Bluts der Be— 
amten- und Schwertadel und die geiſtliche Herrſchaft verdrängten, um fo ſtärker 
banden den Bauern Abhängigkeit und Fron. Noch einmal gewährte die oſtdeutſche 
Wiederbeſiedlung einem Teil des Bauerntums ungewöhnlichen Aufſtieg. Als freien 
Mann ſah er ſich zunächſt auf freiem Erbe in den weiten Ebenen des Oſtens. Aber 
auch hier iſt bald von Jahrhundert zu Jahrhundert der Abſtieg deutlich und das auf— 
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kommende Landesfürſtentum hat die bäuerliche Stellung keineswegs gebeſſert, viel- 
mehr durch Vergebung von Rechten an den Adel und die Kirche den Bauern weiter 
niedergedrückt. Die beginnende Gutsherrſchaft des Adels war ohne zahlreiche 
willige und gefügige Arbeiter nicht zu denken. Sie mußte, wenn auch ihre volle Aus- 
wirkung erſt ſpäter einſetzte, dem Bauern weitere Einbuße ſeiner Freiheit bringen. 
Das römiſche Recht ſtand in keinem Punkte ſo im Widerſpruch zum deutſchen wie 
beim Bauernrecht. Hier hat es auch auf feinem Vordringen in Deutſchland beſon⸗ 
ders verhängnisvoll gewirkt. Seit dem 14. Jahrhundert hören denn auch Aufſtände 
und Empörungen der Bauernſchaft im Süden des Reiches nicht auf. Alle verliefen 
erfolglos. Sie ſchwellen ſchließlich zu der großen Bauernbewegung der Reformation 
an, deren tragiſcher Ausgang den Bauern das „Arbeitstier der Nation“ bleiben 
läßt. Trotz der paar Gebiete im Norden des Reiches, in denen die Entwicklung 
anders verlief, bleibt dieſe Kennzeichnung beſtehen. 


Die Abkehr von der hirchlichen Lehre 


Das ungewöhnliche Neue dieſer Jahrhunderte offenbart ſich auch in der Wandlung 
der kirchlichen Geltung. Anzeichen find ſchon früh vorhanden, daß einzelne der 
offiziellen Auffaſſung nicht mehr beipflichten. Im Kampf Ludwigs des Bayern war 
dergleichen deutlich geworden. Jetzt trat zur Kritik an dem politiſchen Gebaren der 
Kirche auch ſtärker die an ihrer Lehre. Man begann in das Zentrum vorzuſtoßen. 
Während des ganzen Mittelalters hatten ſogenannte „Ketzer“ Aufſehen erregt. Seit⸗ 
dem der Sachſenedeling Gottſchalk in der ſpätkarolingiſchen Zeit als einer der erſten 
den Kampf zwiſchen germaniſchem Freiheitsſtreben und römiſch⸗katholiſchem Gewiſſens⸗ 
zwang geführt hatte, ohne in langjähriger Kloſterhaft je zu widerrufen, hatten die Reihe 
aufrechter deutſcher Menſchen nicht aufgehört, die im Bewußtſein ihrer völkiſchen Eigen⸗ 
kraft Selbſtbehauptung deutſchen Geiſtes gegenüber römiſcher Vergewaltigung ver- 
fochten. Ja, man hat mit Recht einmal geſagt: die mittelalterliche deutſche Geſchichte 
ſei zu einem guten Teil von eben dieſer Auseinanderſetzung erfüllt. Jetzt, im Spät. 
mittelalter, aber rückten ſolche „Ketzer“ immer häufiger gegen die kirchliche Lehre vor, 
vor allem die Waldenſer, eine von einem reichen ſüdfranzöſiſchen Kaufmann geſtiftete 
Bewegung, die gerade in Deutſchland allenthalben Anklang fand und hier um 1350 in 
voller Blüte ſtand. Sie lehnte zunächſt noch nicht das Dogma der Kirche ab, aber alle 
ihre Einrichtungen, ſoweit ſie nicht bibliſch zu belegen waren. Stets aufs neue, zum 
Teil grauſam, verfolgt, iſt die Lehre niemals ganz unterdrückt worden. Ihre Gedanken 
find hier und da aufgenommen von ungeſunden Elementen, die fie radikal aus⸗ 
beuteten, wie z. B. von den Geißlern. Wahrhaft deutſch, Ausdruck tiefſter Sehnſucht 
nach dem Ewigen, haben dann die Myſtiker gedacht, voran Meiſter Eckhart (F 1327). 
Aber die größtenteils im Ausland erwachſene rationaliſtiſche Scholaſtik erhob ſich 
dieſe wunderbare — und vergeſſen wir nicht — mündlich und ſchriftlich deutſch ver- 
kündete Lehre, der Eckhart, „ein großer Zauberer des Wortes“ ſprachlich meifter- 
haft und durch wundervolle Gleichniſſe Ausdruck gab: nicht der Kirche und ihrer Ein. 
richtungen bedarf der einzeine, um ſelbſt bis zum Argrund aller Welt, dem Göttlichen, 
vorzudringen. Es iſt jedem ehrlich Strebenden vergönnt. Man mag getroſt die 
Außerlichkeiten der Kirche erfüllen. Aber das letzte Stück Weg zu Gott muß der 
Menſch ſelbſt finden. Es waren bisher ungehörte Worte innerlichſten Lebens. Sie 
wieſen den Menſchen auch darauf hin, gut zu handeln, nicht um irgendwelcher künf⸗ 
tiger Seligkeit willen. Die Kirche hat die deutſche Lehre Eckharts, in der dem Prieſter 
der altverbriefte Platz im Grunde genommen war, verbannt, obwohl dieſer Domini- 
kaner ſich keiner Kirchenfeindlichkeit bewußt war. Die Lehre mochte verbannt werden, 
die Männer, die ſie predigten, mochten ſeltener werden. Die Gedanken, niemals 
weichlich, ſondern kraftvoll deutſch, eigenwillig, in die Tiefe des Gemüts führend, 
find in deutſchen Landen nicht verlorengegangen. Der kleinen Gruppen und Gemein- 
ſchaften, die ſie pflegten, iſt die Kirche nie Herr geworden. Der Laie war ſich ſeiner 
eigenen Verantwortung bewußt geworden, und auch kirchliche Kreiſe begannen er- 
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ſchüttert aufzuhorchen. In Luther iſt dann ein gut Teil der Myſtik lebendig geworden 
und inſofern bedeutet die Myſtik einen ſtarken Schritt hin zu der großen geiſtigen 
Auseinanderſetzung, an deren Pforte das deutſche Volk von Jahrzehnt zu Jahrzehnt 
mehr herantrat. . 


Gefahren im Oſten: Polen, Ungarn und Türken 

Vielfältigkeit und Gegenſätzlichkeit des Spätmittelalters, Auflöſung und Neubeginn 
haben wir kennenzulernen verſucht. Wenn wir uns nun wieder dem Träger der 
Krone als dem Vertreter des Reiches zuwenden, ſo erhebt ſich die Frage, ob das 
15. Jahrhundert überhaupt noch eine Reichspolitik kennt. Innenpolitiſch ſchon, injo- 
fern man ſich ehrlich um die innere Feſtigung des Reiches bemüht. In „Kurvereinen“ 
fanden ſich die Kurfürſten, das beherrſchende Element, zuſammen, aber auch die 
Stände nahmen an den für den Beſtand des Reiches wichtigen Fragen emſig teil. 
Reichsreformpläne wurden aufgeſtellt, verworfen, erneuert. Sie verſchwanden im 
15. Jahrhundert nicht mehr. Außenpolitiſch ſind zwar auch Verſuche einheitlicher 
Aktion gemacht worden; hier blieben Erfolge nahezu ganz verſagt. Wurde ein Reiche: 
heer z. B. überhaupt aufgeſtellt, ſo hat es den entſcheidenden Sieg nie an ſeine 
Fahnen heften können. Außenpolitik wurde Tun nicht ſo ſehr des Reiches, als des 
einzelnen Herrſchers. Das will ſagen: ſie war Politik der einzelnen Dynaſtien um 
der Hausmacht willen. Das treffendſte Beiſpiel bietet der Bruder Wenzels, der als 
Nachfolger Rupprechts die deutſche Regierung antrat, der luxemburgiſche Sigismund 
(1410 bis 1437). An die vier Jahre war er König, ehe er nach Deutſchland kam. 
And doch war, was er inzwiſchen trieb, Politik, die auf das Reich ſtark zurückwirkte. 
Es war die Fortſetzung der alten luxemburgiſchen Politik in Oſteuropa. Sie be- 
zweckte, Ungarn und Polen an Böhmen anzugliedern. Mit Ungarn war es Sigis— 
mund gelungen, indem er die Hand einer Tochter des 1382 verſtorbenen Königs 
Ludwigs des Großen erhielt. Erbteil der anderen Tochter war Polen, deſſen Krone 
Ludwig ebenfalls getragen hatte. Indem nun dieſe Tochter ſich mit dem Großfürſten 
Jagiello von Litauen (1386) vermählte, entſtand im Oſten des Reiches ein nicht un- 
gefährliches Kraftzentrum, deſſen Druck bald feine Wirkung ausübte: auf den 
deutſchen Orden. Er iſt ihr gewiß nicht allein erlegen (Schlacht bei Tannen- 
berg, 1410). Innerer Verfall und äußere Amſtände anderer Art haben erheblich mit. 
gewirkt. Indeſſen hätte ſich der Sturz des ſtolzen Gebildes ohne den geeinten 
polniſch⸗litauiſchen Staat unſchwer aufhalten laſſen. Von dieſem Zuſammenbruch des 
Ordens führt eine, wenn auch oft unterbrochene, Linie bis zu den Forderungen 
Polens, die nach dem Weltkrieg verwirklicht ſind. 


Zur gleichen Zeit rückte die jugendfriſche türkiſche Macht von Oſten immer näher an 
das Reich heran. Ihr Nachbarland, Angarn, kam in unmittelbare Gefahr. Es wurde 
das Bollwerk des Reiches gegen den neuen Feind. Da ſein König zugleich Herrſcher 
des Reiches war, mußte die Türkenabwehr eine Sache des Reiches werden. Hier 
hat Sigismund unzweifelhaft Verdienſte errungen. 


fiaifer Sigismund. Die böhmifche Frage 

Noch eine Wetterwolke zog im Oſten herauf, von Böhmen her. Ein tihechilcher 
Bauernſohn, Geiſtlicher, zum Lehrer an der Prager Aniverſität aufgeſtiegen, hatte 
die von den Franziskanern verkündete und von vielen anderen aufgegriffene Lehre 
von der Armut Chriſti ausgeprägt. Forderungen der Kirchenreform hatte er damit 
eng verknüpft. Entſcheidend aber war, daß er damit leidenſchaftlich eine ſoziale und 
nationalpolitiſche Propaganda verband: es iſt der ſpäter zum tſchechiſchen National- 
heros gewordene Johann Huß. Anter ſeiner Führung ſetzte die Oppoſition gegen 
das Deutſchtum in Böhmen ein. Da Wenzel nach ſeiner Abſetzung als deutſcher 
König Böhmens König geblieben war, tat ſein Gegenſatz zum Reich das übrige. Er 
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dachte nicht daran, die Bewegung zu bekämpfen, und fo wuchs fie ins Angeheure. 
Sie hätte auf Böhmen beſchränkt bleiben können, doch als Huß, der ſelbſt an ein 
Konzil appelliert hatte, auf der erſten großen Kirchenverſammlung, in der man im 
15. Jahrhundert die Kirchenfrage zu löſen verſuchte, in Konſtanz, zum Tode ver— 
urteilt und verbrannt wurde (1415), da nahm die huſſitiſche Bewegung jene Form an, 
die fie zur Gefahr Deutſchlands, ja Oſteuropas machte. Das Reich mit feinem von 
den Huſſiten bitter gehaßten König Sigismund, den ſie des Todes ihres Propheten 
ſchuldig ziehen, hat ſich der verwüſtenden Einfälle huſſitiſcher Heere nicht erwehren 
können. In immer revolutionärere Bahnen, die ſich ſchließlich kommuniſtiſchen For- 
derungen mindeſtens näherten, lenkte das Huſſitentum ein. Wenn es nicht bis zum 
letzten wirkſam wurde, ſo beruhte dies gewiß nicht auf der militäriſchen Tüchtigkeit 
des Reiches oder auf dem politiſchen Verdienſt Sigismunds, ſondern auf inner- 
tſchechiſchen Gegenſätzen. Die Gefahr ſchwand, aber es blieb ein Böhmen, in dem 
ſich das Tfchechentum als Herr fühlte. Hier liegt die große geſchichtliche Bedeutung 
des Huſſitismus: in der (vorher durchaus gefährdeten) Erhaltung und Stärkung 
der tſchechiſchen Nationalität. Das Deutſchtum war empſindlich zurückgedrängt, zum 
Teil ausgelöſcht. 


Wenige Jahrzehnte ſpäter iſt auch ein Tſcheche Böhmens König geworden. Es iſt 
die gleiche Entwicklung zum Nationalen, wie ſie auch in Angarn ſich auswirkte. Auch 
hier iſt ein eigenes Königtum bald entſtanden Alles Streben Sigismunds ſchien 
vergeblich geweſen zu fein, ganz zu ſchweigen von der Kirchenreform. Soviel Inter- 
eſſe der König auch einer Neuordnung der unleidlichen Kirchenverhältniſſe, einer 
Reform des Papſttums entgegenbrachte, ſoviel er auch für die Reform des Reiches 
zu wirken ſuchte, die damals in Schrift und Wort eifrig verſochten wurde — das 
Ergebnis war hier wie dort trübſelig genug. 


habsburgs Machtſtellung 


Von Jahrzehnt zu Jahrzehnt zeichnete ſich der Auſſtieg der Familie ſtärker ab, die 
dann auf Jahrhunderte zur Führung des Reiches berufen wurde: der Habsburger 
Die Heirat Albrechts II. von Oſterreich mit einer Tochter Sigismunds hatte bei dem 
Fehlen eines männlichen Erben Sigismunds das luxemburgiſche Erbe Habsburg 
zugeführt. Der frühe Tod Albrechts, der auch im Reiche Sigismund folgte (1438 
bis 1439), hat erfolgreiche Arbeit des tüchtigen Fürſten im Reiche unmöglich ge⸗ 
macht. Sein Vetter, Friedrich III. (1440 bis 1493) „der traurigſte aller deutſchen 
Könige und Kaiſer“, „aber auch der langlebigſte“, erhielt den Thron. Mit ſchamloſer 
Zähigkeit hat er im Reiche nur die Subſtanz auszunutzen unternommen, die ſeiner 
Dynaſtie Machtzuwachs brachte. Er hat die Beſtrebungen der Kirchenreform ver. 
raten um des dynaſtiſchen Vorteils willen, wie übrigens auch manche der damaligen 
Fürften. Er hat franzöſiſche Söldner wegen feiner Fehde mit den Schweizern ins 
Elſaß einrücken laſſen. Seine Läſſigkeit hat mitgeholfen, in Ungarn wie Böhmen 
nationale Thronbewerber aufſtehen zu laſſen. In Nord und Süd, Oſt und Weſt 
brödelte deutſcher Boden ab, deſſen wir im einzelnen ſchon gedachten: in der Nord. 
mark, in der Schweiz, in Preußen und in Lothringen. Faſt alle Territorien wurden 
von innerer Fehde zerriſſen. Nur eins wurde trotz aller Erſchütterungen feſter und 
feſter: Habsburg. Der in den Zeichen AEO, d. h. „alles Erdreich iſt Oſterreich 
untertan“ ausgedrückte Gedanke beherrſchte Friedrichs Streben. Ihm wurde die 
Reichsidee dienſtbar gemacht. So ſchlug Friedrich die Brücke von den öſterreichiſchen 
Stamm- und Nebenlanden, die er wieder in eine Hand zuſammenbrachte, über den 
Pfeiler der alten ſüdweſtdeutſchen Beſitzungen Habsburgs zu dem machtvollen Ge— 
bilde, das ſich, wenn auch nicht geſchloſſen, von der Saone bis hinab zur Nordſee 
erſtreckte, dem Herzogtum Burgund. Daß dieſes im 14. Jahrhundert entſtandene 
franzöſiſchdeutſche Zwiſchenland, auf Koſten beider Staaten gebildet, nach dem Tode 
ſeines letzten Herzogs, Karls des Kühnen, durch deſſen Tochter Maria an Friedrichs 
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Sohn und Nachfolger Maximilian kam (1479), hatte die weitreichendſten Folgen. 
Böhmen, Angarn, Polen waren der Habsburger Politik damit nicht entrückt. Aber 
das Intereſſe an ihnen trat doch zunächſt etwas zurück gegenüber den Beſtrebungen, 
das neue wertvolle Beſitztum dem eigenen Hauſe zu erhalten. 

Deutſche Geſchichte zerſplitterte ſich immer mehr in Territorialgeſchichte. Zugleich 
wurde fie überragt eben von dieſem werdenden dynaſtiſchen Großſtaat, deſſen euro- 
päiſche Weltſtellung der geiſtig ſchwer bewegliche und doch weitwirkende Friedrich 
vorbereitet hat. Damit war dem Streben Frankreichs über ſeine Oſtgrenze hinaus 
zunächſt Einhalt geboten. Hier trat Habsburg an Stelle des ohnmächtigen Reiches 
als Wächter auf, ebenſo wie ihm im Oſten die Führerſtellung im Abwehrkampf 
gegen den Türken immer mehr zufiel. Das kam gewiß auch dem Reich zugute, aber 
Reichspolitik trieb Habsburg doch nicht. So vollendet ſich die große Tragik, die in 
den Jahren des Hochmittelalters bereits anhebt. Aber es beginnt in jenem Jahr- 
zehnt auch der neue Staat zu werden, dem — ſehr viel ſpäter — im Gegenſatz zu 
Habsburg und Oſterreich die Führung zu neuer Einigung des Reiches zufallen ſollte: 
das zollernſche Fürſtenhaus hat damals die ihm 1415 von Sigismund verliehene 
Mark Brandenburg zu einem kraftvollen Territorium auszubauen begonnen. Es 
iſt die Grundlage Preußens geworden. 


Ausklang unter Maximilian 

Von der durch den Vater vorbereiteten Grundlage aus unternahm Maximilian 
(1493 bis 1519) den weiteren Ausbau der habsburgiſchen Stellung. Soweit die 
Mitarbeit der Reichsſtände dabei in Frage kam, mußte er nach den Erfahrungen, 
die das Reich mit feinem Vater gemacht hatte, auf entſchloſſenen Widerſtand ftoßen. 
Die Stände gegen die kaiſerliche Gewalt feſter zuſammenzuſchließen, iſt das Werk 
des Mainzer Kurfürſten Berthold von Henneberg geweſen. Zeitweilig ſchien es 
faſt, als ſollten die Befugniſſe des Kaiſers überlagert werden von einer neuen un- 
abhängigen zentralen Inſtanz. Bertholds Tod (1504) hat Maximilian wieder freier 
geſtellt. Was vorher an Reichsreformen geſchaffen wurde (Ewiger Landfriede, 
Reichskammergericht, Reichsſteuer des ſogenannten gemeinen Pfennigs, Reichs- 
regiment), was ſpäter folgte (Einteilung des Reiches in zehn Landfriedens⸗ 
kreiſe), hatte nur zum Teil Beſtand, vor allem fiel die ſtändiſche Reichsregierung 
gegenüber der monarchiſchen. Es wurde ſchließlich doch auch für Max Notwendigkeit, 
über der großen Politik, in die das Haus Habsburg verſtrickt war, die Sorge um 
das Reich hinantzuſetzen. 

Aber die weitgedehnten Bahnen ſeines Vaters ging Maximilian hinaus, als er 
ſeinem Sohn die Hand der ſpaniſchen Erbin verſchaffte. Damit winkte Habsburg 
nicht nur Spanien mit ſeinen Nebenländern; ſchon begann jenſeits des Meeres der 
werdende rieſige Kolonialbeſitz zu locken. In Maximilians Enkel, Karl V., wurde 
dann der Habsburger geboren, in deſſen Neich die Sonne nicht unterging. Wie im 
Südoſten Europas gegen den Türken, ſo bezog Habsburg nun im Weſten verant— 
wortungsreich noch mehr die Wacht. Es wurde ſeine große geſchichtliche Aufgabe, hier 
Frankreich, das von ihm mächtig umklammerte Land, in Schach zu halten. So ſicher. 
Habsburg hier dynaſtiſch, nicht deutſch dachte, ſeine Leiſtung kam doch Deutſch. 
land zugute. 

Es war ein Deutſchland, dem auch zu Maximilians Zeit keine innere Ruhe, kein 
Aufbau beſchieden war. Der Reformen war man nicht froh geworden. Fehden der 
Fürſten, des Adels, der Städte tobten nahezu überall, Außerungen ſchlimmſter Zer— 
riſſenheit. Was hatte ſich gegenüber der Zeit Friedrichs III. verbeſſert? Der 
deutſche König, der feine Neichsohnmacht jetzt hinter dem prunkenden Titel eines 
„römiſchen Königs“ barg, ſetzte ſich gegenüber den Territorien und Ständen eben— 
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ſowenig durch, wie er den Einmiſchungen von päpſtlicher Seite Schach bot. Hier 
rührte ein Fremder, nicht ohne die geiſtlichen Kurfürſten, ſelbſt an die innerſten 
Angelegenheiten des Reiches. Gegen ſolche Anmaßungen konnte Hilfe nur aus dem 
ureigenſten, dem geſundeſten Teile des Volkes kommen. Das deutſche Königtum 
hatte in der Auseinanderſetzung mit Rom — auf das Ganze geſehen — verſagt. 
Nun kam ein Geringerer und nahm von anderer Grundlage den Kampf auf. Noch 
zu Maximilians Lebzeiten, am 31. Oktober 1517, heftete der Aniverſitätsprofeſſor 
Martin Luther feine Kampfanſage an die Pforte der Wittenberger Schloßkirche. 
Er mochte ſich der vollen Bedeutung ſeines Schrittes nicht bewußt ſein, und doch 
wies ſeine Tat in ein neues Jahrhundert deutſcher Geſchichte hinein. 


Schrifttum 


Abgeſehen von den fachwiſſenſchaftlichen Werken gibt es kein reiches Schrifttum zur mittel- 
alterlichen deutſchen Geſchichte, namentlich kaum etwas, das vom heutigen Standpunkt aus 
das Geſchehen jener Jahrhunderte in ihrer Wirkung auf die Gegenwart betrachtet, vor allem 
die Italienpolitik der deutſchen Herrſcher. Von allgemeinen Darſtellungen nennen wir 

Dietrich Schäfer, Deutſche Geſchichte, 10. Aufl., Bd. 1. Jena 1932. 

Heinrich Wolf, Deutſche Geſchichte, 3. Aufl. Hannover (1936). 

Einhart (d. i. Heinrich Claß), Deutſche Geſchichte, 16. Aufl. Leipzig 1936. 

Johs. Haller, Die Epochen der deutſchen Geſchichte. Neue erw. Bearbeitg. Stuttgart 1931. 

Rich. Suchenwirth, Deutſche Geſchichte. Neue Aufl. Leipzig 1936. 


Von Einzeldarſtellungen: 


Dietr. Schäfer, Mittelalter. Ein geſchichtlicher Aberblick. München und Berlin 1923. 
Karl Hampe, Das Hochmittelalter. Berlin (1932) 


Schilderungen einzelner Abſchnitte des Mittelalters neben Karl Hampe, Deutſche Kaiſer⸗ 
Sade in der Zeit der Salier und Staufer, 7. Aufl., herausgegeben von Friedr. Baethgen, 
eipzig 1937, durch Franz Steinbach, Erich Maſchke, Hermann Heimpel im Handbuch der 
Deutſchen Geſchichte, e von Otto Brandt, Arnold Oskar Meyer, Hermann 
Allmann, Bd. 1. Potsdam 1936 ff. 
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I. Deutfchland im Zeitalter Luthers und Rarls V. 
Der deutfche Proteft gegen Rom 


Zeitwende 

Drei Namen ſtehen über der Schwelle, über welche der Weg der abendländiſchen 
Völker, der Weg des deutſchen Volkes vom Mittelalter zur Neuzeit führt: Roper- 
nikus, Columbus, Luther. 

An der Wende der Zeiten, als das Mittelalter langſam hinabſank und eine neue 
Epoche herauſſtieg, haben ſie vor allen anderen und gleichſam ſtellvertretend die große 
Wandlung in ſich vollzogen, die das neue Zeitalter von dem ſinkenden trennen ſollte, ſie 
haben ſich damit an die Spitze der Scharen geſetzt, die dann auf ihren Spuren wan- 
delnd den Auftrag der Weltgeſchichte weiter vollſtreckten. 

Nicht als ob ſie damit in ſich ſelbſt und für alle anderen einen radikalen Bruch 
zwiſchen dem verſinkenden und dem neu heraufſteigenden Zeitalter vollzogen hätten. 
Sie blieben in vielem noch dem Mittelalter verhaftet, und das Mittelalter reicht weit 
über ſie hinaus noch in die neuere Zeit hinein. Trotzdem, ſie haben die Wege gebahnt 
und abgeſteckt, auf denen die Entwicklung nun weiterhin vorwärtsſchritt, und des- 
wegen iſt man bei aller Erkenntnis von den Schwierigkeiten einer klaren Grenz 
ziehung doch berechtigt, die Wende vom 15. zum 16. Jahrhundert als einen der ganz 
großen Zeitabſchnitte unſerer Geſchichte zu betrachten. Das gilt für die Geſchichte 
unſeres ganzen Erdteils, das gilt insbeſondere für die Geſchichte unſeres Volkes. 
Beides verflicht ſich hier fo eng wie nur je, weil bier einmal wieder die deutſche Ent. 
ſcheidung zu einer abendländiſchen Entſcheidung wurde. 


Der deutfche Proteſt gegen Rom — Die Tat Martin Luthers 

Während durch die Taten des Genueſen und der großen Seefahrer die Horizonte der 
Erde ſich weiteten und neue, erahnte und unerahnte Kontinente den Ozeanen ent— 
ſtiegen, während der Frauenburger Domherr dem Weltſyſtem einen neuen Schwer- 
punkt und Mittelpunkt gab, trat der Wittenberger Auguftiner-Mönd zur größten 
aller dieſer geiſtigen Entſcheidungsſchlachten an, zum Kampf um die Freiheit des 
deutſchen Menſchen, des deutſchen Volkes, der ganzen nordiſchen Welt von der uni. 
verſalen Herrſchaft des römiſchen Prieſtertums. 

Faſt ein Jahrtauſend lang hatte das Chriſtentum in der Form der römiſchen Papft- 
kirche alle Lebensordnungen des deutſchen Volkes ſeinem Machtanſpruch unterworfen. 
Seit Gregor VII. und Innozenz III. erhob die römiſche Kirche den Anſpruch auf 
Aberordnung in allen Fragen nicht nur des religiöſen, ſondern auch des ſtaatlichen 
und politiſchen Lebens. Jeder Verſuch eines Widerſtandes war erdrückt, die Einheit 
des Reiches im Kampf um die politiſche Durchſetzung des kirchlichen Herrichaftsan- 
ſpruchs ſchonungslos und für immer zerſtört worden, die Bewegung der Waldenſer 
und Albigenſer, des Wiclif waren am „Felſen Petri“ zerſchellt. 
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Aber auch die anderen großen Bewegungen des ausgehenden Mittelalters, die 
deutſche Myſtik und der Humanismus, haben die Macht der Kirche nicht erſchüttert. 
Der ganz nach innen gewandten Myſtik fehlt von Anfang an jeder kämpferiſche Wille, 
die neuheidniſchen und kritiſchen Strömungen im Humanismus bleiben eine An⸗ 
gelegenheit einiger Literaten, die größten Vertreter ſeines Geiſtes haben ſich trotz 
allem, was fie über Kirche und Religion geſpottet haben, nicht von ihr gelöſt und 
deswegen in der großen Entſcheidung, die heraufzog, ſchließlich doch zu ihr gehalten. 
das Beiſpiel des Erasmus ſpricht hier für viele andere. 

Alle Bereicherung der Wiſſenſchaften und der Künſte, aller Spott über die „Dunkel. 
männer“, alle „gravamina“ über den Verfall der Kirche und die Ausſaugung deut⸗ 
ſcher Nation, fie haben die Macht Roms nicht erſchüttert. Dieſe Bewegungen gingen 
immer noch aus von dem Glauben an die Möglichkeit einer Reformation an Haupt 
und Gliedern und legten deshalb nicht die Axt an die Wurzel des Baumes. Sie 
taſteten den Kernpunkt der Macht der Kirche nicht an: ihre Mittlerſtelle zwiſchen 
Gott und allen menſchlichen Dingen. Noch ſteht der Prieſter zwiſchen Gott und dem 
Menſchen, die Schlüſſel des Himmelreichs in ſeinen Händen, ausgeſtattet mit der 
Macht, zu binden und zu löſen. 

Nur wenn man ſich von hier aus die geiſtige und politiſche Macht der Kirche klar. 
macht, kann man begreifen, daß der deutſche Aufſtand gegen Rom, den Luther ein- 
leitet, tatſächlich den Beginn eines neuen Zeitalters darſtellt, daß durch die Hammer. 
ſchläge, mit denen er ſeine Theſen in Wittenberg anſchlug, wirklich der Stundenſchlag 
der Weltgeſchichte klingt, der den Beginn eines neuen Tages ankündigt. 

Denn Luther traf mit der Sicherheit des großen weltgeſchichtlich Handelnden ge- 
nau auf die entſcheidende Stelle. Aber den Mißbrauch des Ablaßweſens, der auch 
Luthers Vorgehen veranlaßt hatte, wurde allgemein geklagt, aber erſt Luther, und 
nur er, ſtieß zum Kern der Dinge durch, indem er überhaupt die Frage nach dem 
Weſen von Buße, Gnade und Vergebung ſtellte. And von hier aus, von den innerſten 
und tiefſten Fragen des Menſchendaſeins her, vollzog ſich nun die große Gelbit- 
befreiung des germaniſchen Menſchen aus den Feſſeln Roms. Eine um die andere 
wurden fie nun geſprengt, die geiſtliche Binde- und Löſegewalt des Prieſtertums 
beſeitigt und damit die Schlüſſelſtellung ſeiner geiſtigen und politiſchen Macht. Der 
Prieſter rückt aus ſeiner entſcheidenden Stellung zwiſchen Gott und den Menſchen, 
unmittelbar ſieht ſich nun der deutſche und germaniſche Menſch in Freiheit und Ge⸗ 
bundenheit ſeinem Gott und Chriſtus gegenüber, deren er ſich nur durch den Glauben, 
nicht mehr durch kirchlich⸗magiſche Sicherheitsmittel gewiß werden kann. 


Dolitiſche Folgen des Angriffs gegen Rom — Neue Stellung von Staat und Obrigkeit 
Die Folgen dieſer in ſchwerſten Kämpfen errungenen und verfochtenen Erkenntniſſe 
find auf dem politiſchen Gebiet nicht minder tiefgreifend geweſen wie auf dem reli- 
giöſen. Nicht nur das theologiſche, das ganze Fundament der mittelalterlichen 
Ordnung geriet ins Wanken, als Luther ihr Grundgeſetz umſtieß, „daß alles, was 
die römiſche Kirche erklärt, befiehlt und verdammt, ſofort von allen nachgeſprochen, 
befolgt und verdammt werden muß“. Mit dem geiſtigen fiel auch der politiſche 
Superioritätsanſpruch der Kirche. Auf den Theſenanſchlag mußte deshalb mit welt, 
geſchichtlicher Folgerichtigkeit die Verbrennung der Bannbulle und des kanoniſchen 
Rechts folgen, wie Luther ſie vorgenommen hat (1520). Hier ging eine Welt in 
Flammen auf, die ganze Welt der von kirchlicher Norm geſetzten Ordnung des 
Abendlandes. Luther ſelbſt hat es ſo empfunden. „Der Papſt iſt ein Gott auf Erden, 
über alle himmliſchen und irdiſchen geiſtlichen und weltlichen Gewalten“, hat er ein⸗ 
mal geſagt, und aus dieſer Stellung hat er ihn geworfen. And wie der Einzelmenſch 
durch die Tat Luthers einen neuen Nang und eine neue Aufgabe erhält, ſo treten 
nunmehr auch die irdiſchen Ordnungen und Satzungen wieder aus ihrer Anterordnung 
unter das Prieſtertum, ſie treten unmittelbar zu Gott und empfangen unmittelbar 
ihre Sanktion und ihr Recht. Obrigkeit, Amt und Stand erhalten damit ein neues 
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Ethos, eine neue Stellung in der Welt, auch das Prieſtertum wird ein Amt wie jedes 
andere, ein hohes und wichtiges, aber nicht das Amt der Amter. „Ein Schuſter, ein 
Schmied, ein Bauer“, heißt es in der Schriſt an den chriſtlichen Adel, „ein jeglicher 
ſeines Handwerks Amt und Werk hat, und doch ſind alle gleich geweihte Prieſter und 
Biſchöfe, und ein jeglicher ſoll mit ſeinem Amt oder Werk dem anderen nützlich und 
dienſtlich ſein, daß alfo vielerlei Werke alle auf eine Gemeine gerichtet find, Leib und 
Seele zu fördern, gleich wie die Gliedmaßen des Körpers alle eins dem anderen dienen.“ 
Das iſt Luthers Lehre vom allgemeinen Prieſtertum. Prieſtertum als Gottesdienſt 
ſind alle Beruſe, die der Gemeinſchaft dienen. Damit iſt auch die Grenze zwiſchen 
Prieſter und Laien aufgehoben. Alle ſind gleichermaßen Diener am Werke Gottes, 
wo es nun auch verrichtet wird. 


chriſtentum und Staat bei Martin Luther 

Trotz dieſer Aufhebung der Schranken zwiſchen Laienwelt und Prieſtertum lebt 
Luther noch in der chriſtlichen Vorſtellung von der Trennung der profanen und der 
göttlichen Welt. Der Chriſt lebt in „dieſer Welt“. Sie iſt die Welt der Sünde, 
bleibt es und ſoll es bleiben, weil der Chriſt ihrer zu ſeiner Bewährung bedarf, er ſei 
nun, in welchem Amt und Stand er auch ſei. Deshalb hat er auch nicht die Aufgabe, 
die irdiſche Welt zu verbeſſern und den gewalthabenden Amtern ihre Norm vorzu- 
ſchreiben, ſondern er iſt untertan der Obrigkeit. Wenn dieſe Obrigkeit ihr Amt als 
chriſtliche Obrigkeit verſieht, um ſo beſſer für ſie und alle. Wo nicht, ſo bleibt nur 
für den Fall der äußerſten Bedrängnis in Glaubensſachen ein Widerſtandsrecht mög⸗ 
lich, in der Regel aber nur der Gehorſam. Das Ideal Luthers aber iſt die Zu⸗ 
ſammenarbeit von chriſtlicher Gemeinde und chriſtlicher Obrigkeit, das Bündnis 
zwiſchen Staat und Kirche, das das Kennzeichen der lutheriſchen Staaten der folgen- 
den Jahrhunderte geworden iſt. 


Innere Gefahren der neuen Bewegung 

Luthers Auffaffung von dem Verhältnis des Chriſten zur Welt, feine Lehre vom 
leidenden Gehorſam hat zweifellos die politiſche Stoßkraſt des Proteſtantismus be⸗ 
drohlich geſchwächt. Ebenſo auch feine Lehre vom allgemeinen Prieſtertum, die viel- 
fach individualiſtiſch mißverſtanden, den Proteſtantismus ſchon zu Luthers Zeiten 
in eine Reihe von Sekten auseinander zu reißen drohte und zu weltgeſchichtlich 
wichtigen Abſpaltungen geführt hat. Aber der Weg, den er eingeſchlagen hat, mußte 
trotz allen ihm innewohnenden Gefahren gegangen werden, wenn das deutſche Volk 
zum Bewußtſein ſeiner ſelbſt und zur Erfüllung ſeiner Sendung in der Welt kommen 
wollte. Es ift kein Zufall, daß dem Reformator der größte Teil des deutſchen Volkes 
und ſchließlich des ganzen nordiſchen Europa gefolgt iſt und daß die weitaus über. 
wiegende Mehrzahl der großen geiſtigen Erſcheinungen der letzten Jahrhunderte aus 
dem geiſtigen Raum der Reformation gekommen find. Nicht der Proteftan- 
tis mus als Religion, ſoviel er auch für ihre Erneuerung bedeutete, ſondern der 
Proteſtantismus als Haltung hat dieſe Entwicklung ermöglicht, der Luther die 
Bahn gebrochen hat, als er zuerſt den germaniſchen Proteſt gegen die römiſche Aber. 
fremdung ausſprach. 


Politiſche Opfer der deulſchen Nation 

Die geiſtige Freiheit und Weite, die ſich der deutſche und der germaniſche Geiſt durch 
den Aufſtand gegen den römiſchen Aniverſalismus zunächſt durch die Tat Luthers 
und dann in ſtets ſich erneuerndem Proteſt auch gegen die Erſtarrung des Proteſtan- 
tismus als kirchlicher Bewegung erkämpfte, iſt mit den ſchwerſten Opfern bezahlt 
worden. Aber es hat keinen Sinn, ſie zu beklagen oder ſie der neuen Bewegung zur 
Laſt zu ſchreiben, weil im geſchichtlichen ſowenig wie im menſchlichen Daſein Fort. 
ſchritt und Reife ohne Einſatz und Opfer zu erzwingen ſind. And hier war eine 
Arentſcheidug aus tiefſter innerſter Notwendigkeit gefallen. Das deutſche Volk hat 
ſie damals ſchon in ſeiner großen Mehrheit ſo begriffen und in Luther den Mann 
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feines Schickſals geſehen. Von der Nordfce bis zu den Alpen, ja weit über das 
Deutſchtum hinaus ging die Bewegung, die über alle Stände und Territorien hinweg 
ein Faktor der Einigung und Zuſammenſchmelzung des deutſchen Volkes und über- 
haupt der nordiſch⸗germaniſchen Welt zu werden ſchien. 


Die univerfaliftiich-römijchen Gegenhräfte — Harl V. 

Daß es nicht ſo kam, daß die Bewegung nicht die geiſtige Einheit und Zuſammen⸗ 
faſſung der Deutſchen aus dem gemeinſamen Proteſt gegen Rom herausgebracht hat, 
liegt hauptſächlich an denen, die von außen her fremde Mächte und fremde Kräfte in 
die Schlacht führten, um die Wendung aufzuhalten und womöglich rückgängig zu 
machen. Es kam vor allem daher, daß Deutſchland in dieſer entſcheidenden Stunde 
keine oberſte Führung, daß es vor allem keinen Kaiſer hatte, der das Anliegen der 
Nation begriff und auſnahm, der das Kaiſertum dadurch aus einem univerſalen, 
mittelalterlichen zu einem wirklich deutſchen Kaiſertum gemacht hätte. 

Für Karl V., der im Schickſalsjahr 1519 zum deutſchen Kaiſer gewählt wurde, lag 
eine ſolche Haltung außerhalb aller politiſchen und geiſtigen Möglichkeiten. Für ihn 
war das Kaiſertum und ſein noch immer nicht erloſchener Glanz und Vorrang in der 
europäiſchen Welt ein Mittel mehr, ſeine Kronen zuſammenzuhalten, und vor allem 
ein Mittel, ſeinem franzöſiſchen Rivalen und ſeinen Angriffen auf Italien mit den 
Rechten und Kräften des Reiches entgegentreten zu können. Die deutſche Krone 
war ihm eine Krone neben vielen, Deutſchland ein Land unter den anderen Ländern 
der weiten, großen, überftaatlichen, übervölkiſchen, die Welt umſpannenden habs⸗ 
burgiſchen Geſamtmonarchie. 

Die einzige Verpflichtung, die Karl V. dem Reich gegenüber wirklich empfand, das 
war die Verpflichtung zur Anterdrückung des deutſchen Proteſtes gegen Rom, zur 
Wiederherſtellung der Glaubenseinheit, die außerdem für ihn eine Grundlage ſeiner 
Aniverſalmonarchie bildete. 

So beginnt an der Schwelle des neuen Zeitalters das Bündnis zwiſchen Habsburg 
und dem politiſchen Katholizismus der Neuzeit, wobei Karl V. als eine zweifellos 
imperiale Geſtalt noch einigermaßen die Rolle des gleichberechtigten und manchmal 
ſogar überlegen führenden Partners ſpielt. Seine Nachfolger in Deutſchland und in 
Spanien aber find raſch zu Handlangern der römiſchen Reaktionsbewegung, der 
Gegenreformation, herabgeſunken. 


Reichstag zu Worms — Luther vor arl V. 1521 

Selten find fih geſchichtliche Kräfte in jo reiner Verkörperung entgegengetreten, wie 
das bei der Begegnung Karl V. mit Luther auf dem Reichstag zu Worms geſchah. 
Hier ſollte dem bereits verurteilten Ketzer noch einmal Gelegenheit zum Widerruf 
gegeben werden, hier hat der Mönch unter dem Eindruck der feierlichen und großen 
Stunde vor Kaiſer und Reich ſein endgültiges „widerrufen kann und will ich nicht“ 
geſprochen, hier hat auch Karl V. endgültig unwiderruflich ſeine Stellung bezogen. 
Wenn der deutſche Mönch aus dem Bewußtſein letzter Verantwortung gegen Gott 
und ſeine Nation handelte, „weil ich meiner Heimat, teutſchen Landen, meinen Dienſt 
nicht habe wollen entziehen“, ſo tat Karl V. es aus dem Gefühl dynaſtiſcher, ſpaniſcher 
und katholiſcher Gebundenheit. „Als Erbe chriſtlicher Kaiſer und der katholiſchen 
Könige in Spanien, von öſterreichiſchen und burgundiſchen Herzögen, welche alle die 
treueften Söhne der katholiſchen Kirche und Verteidiger und Ausbreiter des Tatho- 
liſchen Glaubens geweſen find”, beſchloß er, „an dieſe Sache alle unſere Reiche und 
Lande, unſer eigen Leib und Blut, Leben und Seele zu fetzen“ und gegen Luther als 
einen überführten Ketzer zu verfahren. Er verlangte von den Fürſten und Ständen, 
daß fie ſich ihm anſchlöſſen und die Acht, die er im Wormfer Edikt über Luther ver- 
hängte, vollſtreckten. 

Die Frage war nun, ob der Kaiſer die Macht hatte, die deutſche Bewegung gegen 
Nom zu erſticken, ob ſich eine Hand in Deutſchland finden würde, um den Befehl 
Karls V. auszuführen. 
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Kampf um das Schickſal des deutſchen Proteſtes — Aufßenpolitiiche Behinderung 
des Naiſers — frieg der fjäuſer Habsburg und Valois 


Zwei Faktoren haben zuſammen gewirkt, um das zu verhindern. Einmal die außen⸗ 
politiſchen Schwierigkeiten des Kaiſers, dann die innerpolitiſche Lage des Reiches. 
Vom erſten Tage ſeiner Regierung an, ja ſchon bevor er die deutſche Kaiſerkrone 
erlangte, ſah ſich Karl V. der erbitterten Feindſchaft Franz I. von Frankreich gegen- 
übergeſtellt. Der ehrgeizige und tatkräftige Franzoſe folgte den Traditionen feines 
Hauſes und den Lebensgeſetzen ſeines Landes, wenn er ſich gegen die Amklammerung 
Frankreichs durch die ſpaniſch⸗habsburgiſche Monarchie zur Wehr ſetzte. Seitdem 
Maximilian J. das burgundiſche Erbe, d. h. die Niederlande und Burgund an ſich 
gebracht und ſeinem Enkel Karl die Anwartſchaft auf die Nachſolge in Spanien 
geſichert hatte, drohte Frankreich die Gefahr, durch dieſe habsburgiſche Machtanhäufung 
erdrückt zu werden. Schon der Großvater Franz I., Karl VIII., hatte verſucht, den 
Ring zu ſprengen und durch den Angriff auf Italien (1492) der franzöſiſchen Poſition 
Luft zu machen. Frankreich hat aber nach dem wechſelvollen Kampf, deſſen Erbe 
Franz I. übernahm, ſchließlich nur das Herzogtum Mailand behalten können. 


Karl V. hätte den Franzoſen in dieſer mächtigen Ausfallpoſition auch dann nicht 
dulden können, wenn Franz I. nicht ohnehin alles getan hätte, um ihm in allen feinen 
Landen Schwierigkeiten zu machen. Er hat den franzöſiſchen König 1525 mit Hilfe 
der deutſchen Landsknechte bei Pavia vernichtend geſchlagen und gefangen. 


Die Stellung des Papfttums zum Airieg Narls V. gegen Franz I. — Erftürmung 
Roms durch die deutichen Landsknechte 

In dieſer Lage, die Karl V. die Möglichkeit zu bieten ſchien, ſchnell mit den Pro- 
teſtanten abzurechnen, war es der Papſt ſelbſt, der ihm in den Rüden fiel, indem er 
Franz I. feiner Verpflichtungen entband und den Kaiſer nötigte, ein zweites Mal 
gegen Frankreich ins Feld zu ziehen, um Franz zur Einhaltung der übernommenen 
Friedensbedingungen zu zwingen (1526 bis 1529). Es waren rein weltliche Inter. 
eſſen, die die Haltung des Papſtes beſtimmten. Er ſah vor allem die alte, unter den 
Staufern ſo gefährliche Konſtellation wieder heraufziehen, die Amklammerung des 
Kirchenſtaates durch einen über Nord und Süditalien gebietenden Kaiſer. Sie hatte 
Innozenz III, und ſeine Nachfolger zum Vernichtungskampf gegen das mittelalterliche 
Kaiſertum im Bund mit den Franzoſen veranlaßt. Clemens VII. ſtellt dieſes Bündnis 
wieder her, der Herrſcher des Kirchenſtaates war ſtärker in ihm als das Oberhaupt 
der Kirche. 


Aber nicht nur unter dieſem Geſichtswinkel zeigt der Kampf, der 1526 zwiſchen 
Karl V. und Franz J. entbrannte, eine merkwürdige Verkehrung der Fronten. Auf 
des Kaiſers Seite ſochten in beſonders großer Zahl deutſche Landsknechte. Sie fochten 
mit beſonderer Begeiſterung, weil es gegen die ihnen verhaßte Papft- und Dfaffen- 
herrſchaft ging. Der Einſatz und der Ausbruch dieſer deutſchen Volkskraft hat dann 
1527 durch die Erſtürmung Roms und die Belagerung des Papſtes in der Engelsburg 
dieſen zum Ausſcheiden aus dem Kampf gezwungen. 


Bedrohung des Abendlands durch die Türken — Eroberung Ungarns — Vereini- 
gung Ungarns mit habsburg-Dfterreich 

Wenige Wochen nach dem Abſchluß des Krieges gegen Frankreich entſchied ſich die 
größte Kriſe der damaligen abendländiſchen Welt Seit der Eroberung Kon— 
ſtantinopels im Jahre 1453 hatte die türkiſche Macht in ſchnellem Siegeszug die ganze 
Balkanhalbinſel unterworfen. In den Tagen, als Karl V. den Wormſer Reichstag 
abhielt, ſchickten fie ſich an zur Belagerung Belgrads und erſtürmten am 8. Juli 1521 
mit dieſer Stadt das Tor nach Mitteleuropa. Aber der damals ſchon mögliche Stoß 
nach dem Herzen des Erdteils unterblieb noch einige Jahre, da ſie ihre Macht erſt im 
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öſtlichen Mittelmeer ausbreiteten. Erſt 1526 wurde die Offenfive nach Nordoſten 
weitergetragen. Eine einzige Schlacht entſchied das Schickſal Angarns und ſeiner 
Dynaſtie, König Ludwig, der letzte Sproß des Hauſes der Jagellonen, verlor bei 
Mohacz Schlacht, Reich und Leben (1526). Wehrlos fiel ſein in Parteien zer⸗ 
ſpaltenes Land den Türken anheim, die nun in ſchnellem Heerzug bis an die Grenze 
des deutſchen Raumes vordrangen. 


Das Anglück Angarns wurde das Glück des Hauſes Habsburg, denn nunmehr trat 
der 1515 zwiſchen Jagellonen und Habsburgern geſchloſſene Erbvertrag in Kraft, den 
Maximilian I. gegen die endgültige Anerkennung des Friedens von Thorn, d. h. 
gegen die offizielle Preisgabe des deutſchen Nordoſtens, vom ungariſchen und pol⸗ 
niſchen Zweig der Jagellonen erhandelt hatte. 


Angriff der Türken auf den deutschen Raum — Siegreiche Abwehr 


Mit dem Tode Ludwigs von Ungarn wurde Karls Bruder Ferdinand, der eigent- 
liche Herr der deutichen Erblande des Hauſes Habsburg, König von Ungarn und 
Böhmen. Damit tritt nun im Oſten eine Lage ein, wie ſie ähnlich auch im Weſten 
beſtand. Dort hatte die Ablenkung der franzöſiſchen Aktivität und Eroberungsiuft 
von Italien notwendig zu einem verſtärkten Druck auf die Weſtgrenze geführt. Nun 
verſtärkt die Annahme der ungariſchen Königskrone durch Ferdinand die ohnehin 
drohende Gefahr eines Drucks der Osmanen auf die deutſche Oſtgrenze. Denn 
Soliman J., der große Beherrſcher des Türkenreiches, mußte feinen in Ungarn ein- 
geſetzten Scheinkönig ſchon um feiner Ehre willen gegen die habsburgiſchen Anſprüche 
und Amtriebe zu Hilfe kommen. Er konnte ſeiner ganzen Natur nach keinen anderen 
Weg dazu wählen als den offenſiven, den Angriff auf die deutſchen Stammlande 
Ferdinands. Drei Jahre nach der erſten Eroberung Angarns holte Soliman zum 
entſcheidenden Schlage aus, im September 1529 ſtanden die Türken vor Wien. In 
der Hand ſeiner Verteidiger lag das Schickſal Deutſchlands und ganz Europas. Sie 
haben ihre Stadt und damit die Erdteilsmitte heldenhaft und erfolgreich behauptet 
und die Türken zum Abzug gezwungen. Dieſe Abwehr der Türken iſt eine ausſchließ⸗ 
lich deutſche Leiſtung, die größte, deren wir uns neben der Tat Luthers in dieſem 
Jahrhundert zu rühmen haben. Die Idee einer univerſaliſtiſchen Einheit des Abend- 
landes aber, wie Karl V. ſie noch immer feſthielt, erwies ſich gerade in dieſen 
Kämpfen als ein Phantom. Die beiden höchſten Gewalten, die dieſe Einheit hätten 
darſtellen ſollen und die zur Verteidigung des Abendlandes am eheſten berufen 
waren, Kaiſer und Papſt, lagen damals im Kampfe, und der Papſt unterſtützte den 
heimlichen Verbündeten des Sultans, den König von Frankreich. 


Univerſaliſtiſche Ideologie Aarls V. — Vernachläſſigung und Schädigung deutjcher 
Intereſſen 


Wir rühren damit an die vielleicht tiefſte Tragik im politiſchen Leben Karls V. Er 
hat den Kreuzzug gegen die Türken mit dem Kaiſer als Führer des chriſtlichen 
Abendlands als eine ſeiner Hauptaufgaben angeſehen. Er hätte damit nicht nur ſeine 
deutſchen, ſondern auch ſeine ſpaniſchen und italieniſchen Länder verteidigt, die ihm 
die Türken durch ihre Ausdehnung im Mittelmeeer und ihre Verbindung mit dem 
Berberfürſten und Seeräuberkönig Chairidin Barbaroſſa bedrohten. Schon aus 
dieſem Grunde wollte Karl V. die Kirchenſpaltung friedlich oder mit Gewalt be— 
ſeitigen, den König von Frankreich zur politiſchen Gefolgſchaſt und zur militäriſchen 
Heerfolge zwingen, um dann als Schutzherr der Chriſtenheit gegen die Türken zu 
ziehen. Daß der offene Widerſtand der Franzoſen, die Winkelzüge der päpſtlichen 
Politik dieſen Plan einer im Kampf erprobten univerſaliſtiſchen Einigung Europas 
zerſchlugen, das iſt vielleicht einer der wichtigſten Gründe für die ſchließliche Reſig⸗— 
nation Karl V. und ſeine Abdankung geworden. Er ſelbſt überſah, daß die nationalen 
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Kräfte zu ſtark geworden waren, um ſich noch einmal dem mittelalterlichen Einheits⸗ 
gedanken zu unterwerfen, daß zumal das innerlich ſchon ſo ſtark konſolidierte und 
durch die habsburgiſche Amklammerung bedrohte Frankreich ſich ſeinem Syſtem nicht 
einſügen konnte, ohne ſich aufzugeben und daß der deutſche Proteſt gegen Rom ſich 
nicht mehr zum Verſtummen bringen ließ. Aber es muß feſtgehalten werden, daß 
nicht dieſe deutſche Bewegung die Einigkeit des Abendlandes im Kampf gegen 
die Türken geſtört hat, fondern daß es, wie wir geſehen haben, andere Mächte 
geweſen ſind. Der deutſche Proteſtantismus hat ſich bedingungslos hinter den Kaiſer 
geſtellt und ſich feine politiſche Bedrängnis durch die Türken nicht zunutze gemacht. 
Luther hat in ſeinem „Sendſchreiben wider die Türken“ die gemeinſame Sache des 
Reiches und der Chriſtenheit über alles andere geſtellt, und ſein gewaltigſtes Lied 
„Eine feſte Burg iſt unſer Gott“ entſtand als ein Troft- und Trutzlied gegen die 
Türkengefahr. 

Die Verkennung der erwachenden nationalen Energien hat nicht nur dem Kaiſer 
ſelbſt und ſeinen Plänen, ſie hat auch der deutſchen Nation ſchwer geſchadet. Auch 
hier verging eine große Stunde ungenützt. Die Türkennot hätte einem wirklich 
deutſchen Kaiſer zu einem Einigungsmittel allererſter Ordnung werden können. 
Man verweilt gern einen Moment bei dieſem Bilde: ein deutſcher Kaiſer, der, von 
den Feſſeln der univerſalen, vor allem aber der romkirchlichen Idee befreit, die 
Deutſchen zu dem von ihnen ſelbſt ſo ſehr gewünſchten Nationalkonzil gerufen, ihnen 
den Weg zu einem erneuerten Chriſtentum frei gemacht und dieſes in ſich einige Volk 
gegen die Türken geführt hätte. Es gab damals in den Frühlingsjahren der Refor- 
mation keine Macht, die einem ſolchen Auftrieb Widerſtand zu leiſten imſtande 
geweſen wäre. Aber das Reich hatte eben keinen deutſchen Kaiſer. Die gedant- 
liche und materielle Baſis Karls V. und feiner Macht lag fern ab von Deutſch— 
land, deutſchem Volk und deutſchem Weſen. 


Gefährdung der deutſchen Stellung im Norden und Nordoften — Die fjanſe — Das 
deulſche Ordensland Preußen 


Das zeigte ſich vor allem auch in der völligen Verſtändnisloſigkeit Karls V. gegen- 
über den Problemen des deutſchen Nordoſtens, der Antätigkeit, mit der er dem 
dortigen Zerfall der deutſchen Machtſtellung, der Bedrohung des deutſchen Volks. 
bodens zuſah. 

Noch blühte der Handel der Hanſeaten, wenn fie auch allmählich hinter den Nieder- 
ländern zurücktraten. Aber ihre äußere Machtſtellung zerfiel, und der Verſuch 
Jürgen Wullenwebers, des revolutionären Lübecker Bürgermeiſters, ſie noch einmal 
zu erneuern, endete nicht nur mit der Kataſtrophe Wullenwebers (1537), ſondern 
wirkte auch weiter machtzerſtörend auf die Hanſa zurück. Der Norden und England 
entzogen ſich der deutſchen Führung. Der Kaiſer hat ſich um dieſe Veränderung ſo 
wenig wie feine Vorgänger gekümmert. Die Hanſe in feine Kolonialpolitik einzu- 
ſpannen ähnlich wie ſeine Geldgeber, die Welſer, kam ihm gar nicht in den Sinn. 


Schlimmer war es, daß er auch im Nordoſten die Dinge ſich völlig ſelbſt überließ. 
Daß es hier nicht zu ſchwerſten dauernden Verluſten deutſchen Raums und deutſchen 
Volkstums kam, iſt eines der wichtigſten unmittelbar politiſchen Verdienſte der Re- 
formation und des deutſchen Selbſtbehauptungswillens. 


Das deutſche Ordensland Preußen war durch den Frieden von Thorn (1466) unter 
polniſche Oberhoheit gekommen. Maximilian I. hatte, wie wir geſehen haben, um 
des ungariſchen Erbes willen, 1515 den Thorner Frieden von Reichs wegen an— 
erkannt. 10 Jahre ſpäter leiſtete Hochmeiſter Albrecht von Brandenburg, die Ausſichts. 
loſigkeit eines weiteren Widerſtandes einſehend, dem König von Polen den bisher 
verweigerten Huldigungseid, nachdem er vorher auf den Rat Luthers das Ordens. 
gebiet in ein weltliches Herzogtum umgewandelt hatte. So blieb Oſtpreußen ſeiner 
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Miſſion erhalten, Bollwerk des Deutſchtums im Nordoſten zu fein, eine Miſſion, die 
es als katholiſcher Staat unter polniſcher Lehenshoheit, vor allem dann im Polen der 
Gegenreformation, nie hätte erfüllen können. Nur durch die Säkulariſation iſt dieſer 
deutſche Nordoſten dem Schickſal der Poloniſierung entgangen. 


Auch dieſe Tat hat wie alle Entſcheidungen jener Epoche eine Tragweite von Jahr 
hunderten gehabt. Faſt zur felben Zeit, in der Habsburg ⸗Oſterreich durch den Erwerb 
Angarns feine Doppelſtellung als deutiher und fremdvölkiſcher Staat begründete 
und dadurch den Grund legte zu dem Hinauswachſen der Habsburger Monarchie aus 
dem Reiche, faſt zur felben Zeit begründete ſich die jo ganz anders geartete Doppel- 
ſtellung des Hauſes der Hohenzollern, das immer mehr in den deutſchen Raum 
hineinwuchs. Die beiden für die Zukunft unſerer Nation wichtigſten Dynaſtien traten 
faft gleichzeitig in eine neue, entſcheidende Wende ihres geihichtlichen Daſeins ein. 


Allgemeine Cage des Reichs um 1530 — Fortgang der Bewegung Martin Luthers 


Das war alfo die Lage des Reiches in den erſten Jahrzehnten der Regierung 
Karls V.: Die Grenzen überall unter ſtärkſtem Druck und in der Gefahr abzu⸗ 
bröckeln, der Kaiſer ganz dem Süden und Südoſten zugewandt, ohne Verſtändnis für 
die Lage des Nordens und Nordoftens, im übrigen ganz in feine univerſaliſtiſch⸗ 
katholiſche Welt gebunden, Deutſchland und feinem Schickſal fremd, durch die Sorgen 
ſeiner Auslandspolitik und Kriege dem Reich in den bedeutungsvollen Jahren von 
1519 bis 1530 überhaupt völlig ferngehalten. 


Es war die für die Entwicklung und endgültige Ausbreitung des Proteſtantismus 
entſcheidende Periode. Als Karl V. zum Reichstag von Augsburg zurückkehrte, hatte 
die Bewegung ihre erſten Kriſen überſtanden und unausrottbar Wurzel geſchlagen. 
Das Wormſer Edikt hatte keinen Vollſtrecker gefunden, Acht und Bann hatten 
Luther nichts anhaben können. Er war von ſeinem Landesherrn auf die Wartburg 
gebracht worden, die Bibelüberſetzung, die er hier begann, gehört zu ſeinen größten 
Geſchenken an die deutſche Nation. Sie iſt eines der wichtigſten Entwicklungs- 
dokumente, nicht nur ihres religiöſen, ſondern auch ihres volklich⸗ſprachlichen Daſeins 
geworden. Anterdeſſen ging die von ihm entfachte Bewegung weiter, und ſchon 
drohten die ihr innewohnenden Gefahrenelemente fie zu zerſprengen. Die Lehre vom 
allgemeinen Prieſtertum, die Berufung auf das eigene, durch die Gnade erleuchtete 
Gewiſſen als dem letzten und allein verantwortlichen Interpreten des Wortes, dazu 
die Amtriebe radikaler Schwärmer, denen die Bewegung nicht ſchnell genug und nicht 
weit genug ging, hatten in Wittenberg und an anderen Orten zu Bilderſtürmen und 
ähnlichen Ausſchreitungen geführt. 


erſte Organijation der Bewegung — Anſätze der landeskirchlichen Entwichlung 


Luther hat auf die Nachricht von ſolchen Anruhen und Ausſchreitungen die Wart- 
burg verlaſſen und zunächſt in Wittenberg ſelbſt ſchnell Ordnung geſchaſſen. Aber 
das Problem, das hier zu löſen war, war ein allgemeines und weittragendes. Man 
ſtand vor der unausweichlichen und ſchwierigen Aufgabe, einer großen geiſtigen Be⸗ 
wegung eine organiſatoriſche Form und Grundlage zu geben. Denn ungehemmt und 
ungeregelt floß dieſe Bewegung zunächſt dahin, und man darf ſich nicht vorſtellen, daß 
ſich ſogleich klare Fronten gebildet hätten. In vielen, Laien und Geiſtlichen, miſchten 
ſich überkommene und neue Elemente. Die alten geiſtlichen Autoritäten verſagten, die 
weltlichen verhielten ſich vielfach abwartend. Aber Kirchenordnung und Kirchenver- 
mögen mußte endlich klar entſchieden werden, vor allem an ſolchen Orten, wo An- 
hänger der alten und der neuen Richtung ſich miſchten. 


Der Verſuch, geiſtige Entſcheidungen und materielle Regelungen ganz von unten her, 
durch die Gemeinde, vollziehen zu laſſen, mußte bei der Anklarheit der Verhältniſſe 
und Vorſtellungen, der Gefahr der Zerſplitterung und Sektenbildung, in die Anarchie 


14 | Botzenhart 


führen. Die neue Ordnung mußte nach Luthers Meinung von denen gegeben werden, 
welchen das Amt dazu verliehen war, d. h. von den Führern der reformatoriſchen 
Bewegung und den weltlichen Obrigkeiten, die ſich dieſer Sache annahmen. Luthers 
Schrift „Von der Ordnung des Gottesdienſtes in der Gemeinde“, die Leisniger 
Kaſten⸗Ordnung, Kirchenviſitationen, Melanchthons „Anterricht für Viſitatoren“, 
das alles ſind die erſten Schritte zur Konfolidierung der neuen Bewegung, die Luther 
zuſammen mit den weltlichen Obrigkeiten unternahm. Aus der praktiſchen Zuſammen⸗ 
arbeit in dieſen Fragen der Kirchenordnung und des Kirchenregiments iſt das 
Bündnis zwiſchen Kirche und Staat recht eigentlich gewachſen, das, wie wir oben 
ſchon geſehen haben, in der Staatsauffaſſung Luthers ohnehin vorgebildet war. 
Man hat deswegen die Entſtehung des konfeſſionellen Territorialismus, die daraus 
entſpringende Verſtärkung der landesherrlichen Gewalt und damit der partikularen 
Mächte in Deutſchland als eine Schuld der neuen Bewegung gegen Rom angeſehen. 
Aber eine ſolche Betrachtung verwechſelt Arſache und Wirkung. Es iſt gerade um⸗ 
gekehrt: Weil Deutſchland ſchon zerſplittert war, weil die wichtigſten Hoheitsrechte 
und Aufgaben bereits Sache der Landesherren geworden waren, deswegen bemächtigte 
ſich nun der Territorialſtaat auch der neuen Ordnung der Kirche, und deswegen kommt 
ihm die Steigerung der ethiſchen und faktiſchen Gewalt des weltlichen Regiments, die 
die Reformation gebracht hat, zugute. Die weltlichen Obrigkeiten mußten dieſe Dinge 
in die Hand nehmen, wenn ſie nicht tatenlos den ſchwerſten Erſchütterungen des inneren 
Lebens zuſehen wollten. Im übrigen war die Erſtarkung des territorialen Kirchen⸗ 
regiments und damit der weltlichen Obrigkeit überhaupt kein auf die proteſtantiſchen 
Staaten beſchränkter Vorgang. Er ſetzt in den katholiſchen Gebieten zum Teil ſchon 
vor der Reformation ein, und natürlich ſtellte dann dieſe ſelbſt die Landesherren auch 
in den nicht von der neuen Bewegung beherrſchten Gebieten vor ähnliche Aufgaben. 


Verbindung des religiöfen und politiſchen Proteſtes in den ſozialen Bewegungen 
der zeit — Der Bauernkrieg 1525 


Die tiefe Verbindung des Religiöfen mit dem Politiſchen tritt nirgends ſtärker zu- 
tage als in der Tragödie des deutſchen Bauernkrieges. Es iſt das Weſen einer 
totalen Revolution, daß ſie alle Bereiche des Lebens durchdringt, und der deutſche 
Proteſt gegen Rom und die von dort ausgehende geiſtige Aberfremdung hat in der 
Reformation nur den ſtärkſten und weltgeſchichtlich wirkſamſten, aber nicht feinen ein- 
zigen Ausdruck geſunden. Denn die Erhebung des deutſchen Bauern zu Ende des 
15. und zu Beginn des 16. Jahrhunderts iſt vorwiegend ein Auſſtand gegen das 
fremde römiſche Recht, mit deſſen Hilfe die Grundherren ihre Anſprüche den Bauern 
gegenüber ausweiteten, um die letzten Reſte germaniſcher Gemeinfreiheit zu ver- 
nichten. Der germaniſche Gemeinfreie, längſt ſchon ſeiner wichtigſten Rechte beraubt 
und weitgehend herabgedrückt, lebt aber noch in den ſüddeutſchen Bauern fort, die 
übrigens das Gros der deutſchen Landsknechte bildeten und ein ſehr wehrhaftes 
Geſchlecht waren. Er fühlte ſich nun immer mehr an den Rand feiner Exiſtenz ge- 
drängt, noch einmal erhob er ſich in trotzigem Aufſtand, deſſen tragiſcher Ausgang 
den endgültigen Sieg des fremden Rechtes und den politiſchen und wirtſchaftlichen 
Niedergang des Bauerntums beſiegelte. 


Es iſt eine tiefe Tragik der deutſchen Geſchichte, daß ſich die beiden Aufitands- 
bewegungen, die religiöſe und die ſoziale, nur in ihren extremſten Richtungen, in der 
theokratiſch-kommuniſtiſchen Bewegung des Thomas Münzer berührten, im übrigen 
aber auseinandergingen. Denn Luther ſtand den Forderungen der Bauern nicht von 
Hauſe aus feindſelig gegenüber. Er hatte in ſeinen Schriften dem Adel und den 
Obrigkeiten auch in dieſer Frage ins Gewiſſen geredet. Die Bauern wiederum ſahen 
im „Evangelium“, in der Lehre Luthers ein Fundament ihrer Bewegung, in Luther 
ihren eigentlichen geiſtigen Führer. Am Evangelium, ſo wollten es die „12 Artikel“, 
ſollte die Rechtsgültigkeit der herrſchaftlichen Anſprüche geprüft werden, ſie forderten 
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Freiheit für die Verkündigung der reinen Lehre und die Anſtellung lutheriſcher 
Prieſter. Es war ein tragiſcher Irrtum, der die Bauern auf dieſem Wege eine 
Erneuerung der völkiſchen Rechtsordnung ſuchen ließ, vor allem deshalb, weil Luther 
ſelbſt die Scheidung des weltlichen und des geiſtigen Bereichs aufrechthielt und alle 
Verſuche, weltliches Recht und weltliche Anſprüche mit evangeliſchen Motiven zu 
begründen, verdammte. Der Gegenſatz verſchärſte ſich, da Luther zunächſt nur die 
ſchwärmeriſch⸗kommuniſtiſche Richtung der Bauernbewegung in Thüringen unter 
Münzers Führung ſah. So ließ ſich der Reformator, zur Stellungnahme gezwungen, 
hinreißen zu ſeiner Schrift „Wider die räuberiſchen und mörderiſchen Bauern“ und 
ſtärkte damit den Schwertarm, der den Bauernaufftand im Jahre 1525 blutig nieder 
ſchlug. Das Schickſal des deutſchen Bauerntums war damit auf Jahrhunderte hinaus 
entſchieden. Eine der großen tragenden Schichten unſerer mittelalterlich ⸗germaniſchen 
Geſchichte ſank tiefer und tiefer in perſönliche und politiſche Rechtloſigkeit und 
Bedeutungsloſigkeit hinab. 


Todeskampf der Ritterſchaft 


Sie teilte dieſes Schickſal mit einer der anderen großen politiſch tragenden Schicht 
des Mittelalters, dem Reichsrittertum, das ebenfalls in dieſen Jahren ſeinen letzten 
Verzweiflungskampf um die Behauptung ſeiner politiſchen Stellung ausſocht. Hier 
lebte neben vielem Eigennutz doch noch ein ſtarker Reichspatriotismus, der ſich ähnlich 
wie die Bauernbewegung gegen die feudalen Zwiſchengewalten wandte, um einem 
ſtarken Kaiſertum unmittelbar zu dienen. 


Dieſer Reichspatriotismus verkörpert ſich am ſtärkſten in der Perſon des geiſtigen 
Hauptes der von Franz von Sickingen angeführten Bewegung, in Alrich von Hutten. 
Durch ihn kommt die Wiederbelebung des nationalen Selbſtbewußtſeins, die der 
Humanismus gebracht hatte, zum politiſchen Einſatz. Durch ihn wird am ſtärkſten 
unter der Laienwelt der Proteſt gegen Rom laut. Auch er ſucht die Verbindung zu 
dem großen Wortführer des religiöſen Proteſts. Hutten, der in feinem „Arminius“, 
die Führergeſtalt und den Geiſt der erſten deutſchen Freiheitsbewegung wieder- 
erweckt hatte, ſah in Luther den Vorkämpfer deutſcher Freiheit in ſeiner Zeit. Es 
iſt bei Hutten ein politiſches, kein religiöſes Zuſammengehörigkeitsgefühl, das 
Luther, der ſich ſeiner deutſchen Miſſion durchaus bewußt war, aber deshalb nicht 
erwidern konnte, weil Hutten und Sickingen den Weg des geiſtigen Kampfes ver- 
ließen und mit den Waffen die Vernichtung des Pfafſenregiments in Deutſchland 
und damit die Befreiung von Rom anſtrebten. So ging auch dieſe Bewegung ihren 
Weg allein bis zum blutigen und bitteren Ende, das über ſie hereinbrach, als 
Sickingen 1523 auf der Ebernburg dem Erzbiſchof von Mainz erlag und als Hutten 
landflüchtig auf der Afenau in Krankheit und Elend verkam. 


Das Bürgertum 

Bauern und Ritter erlagen im politiſchen Kampf gegen die erſtarkende Macht des 
territorialen Fürſtentums, das Bürgertum allein behauptete ſich vorläufig. Es war 
ein reiches und ſtolzes Geſchlecht, das reichsſtädtiſche Bürgertum jener Zeit, das in 
den Fuggern und Welſern zu finanzieller Großmacht emporſtieg, und das damals 
eine Hochblüte geiſtiger Kultur hervorbrachte, von der die Namen Dürer, Holbein, 
Hans Sachs, Cranach, Peter Viſcher Zeugnis ablegen. 

Dieſes Bürgertum bekannte ſich in ſeiner großen Mehrheit zu der neuen Bewegung. 
Ihm iſt vor allem eines der größten Geſchenke zugute gekommen, welches die Refor⸗ 
mation dem deutſchen Volk gebracht hat, die hauptſächlich von Melanchthon begründete 
deutſche Schule, die Grundlage der modernen deutſchen Bildung. Sie entwuchs dem 
hier allein fruchtbar werdenden Bündnis zwiſchen Humanismus und Reformation, 
wie es ſich in der Geſtalt Melanchthons verkörperte. Die großen aus dieſer Zeit noch 
bis in unſere Gegenwart hereinragenden Schöpfungen dieſes Geiſtes zeugen nicht nur 
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von ſeiner fortwirkenden Kraft, ſie zeugen auch, wie etwa Schulpforta oder das 
Tübinger Stift, aus denen noch in den neueſten Jahrhunderten ein Nietzſche und ein 
Hölderlin hervorgingen, wiederum dafür, daß der Proteſtantismus nicht als Reli« 
gion, ſondern als Haltung das eigentlich entſcheidende Moment unſerer Geiftes- 
geſchichte und unſerer inneren Selbſtbehauptung geweſen iſt. 


Fortgang des Nampfes um den deutſchen Proteft gegen Rom — Der Reichstag zu 
Augsburg 1530 


Das äußere Schidjal der Bewegung hing, wir ſahen es ſchon, von Anfang an ab von 
der Entwicklung der außenpolitiſchen Konſtellationen. Solange Kaiſer und Papſt ſich 
befehdeten, ſolange Karl V. durch Türken und Franzoſen feſtgehalten war, konnte 
ſein im Wormſer Edikt niedergelegter Wille nicht vollſtreckt werden. Denn in 
Deutſchland dachte weder das „Reichsregiment“, ein Fürſtenausſchuß, der in Ab- 
weſenheit des Kaiſers die Regierung führte, ſich aber bald wieder auflöſte, noch der 
Reichstag an ein gewaltſames Vorgehen gegen die Reformation. Man einigte ſich 
ſchließlich dahin, daß bis zu einem allgemeinen Nationalkonzil jeder es halten ſolle, 
wie er hoffe, es vor Gott und dem Kaiſer verantworten zu können. Karl V. und ſein 
Bruder Ferdinand haben dieſe dem Proteſtantismus günſtige Entſcheidung hin⸗ 
genommen, ſolange fie ſie nicht ändern konnten. Als aber im Frühjahr 1529 die 
politiſche Lage vorübergehend beſſer wurde, forderten ſie drohend die Durchführung 
des Wormſer Edikts und erreichten von dem eingeſchüchterten, von einer katholiſchen 
Mehrheit beherrſchten Reichstag zu Speyer einen Beſchluß, der jeden Fortgang der 
neuen Lehre unterbinden ſollte. Der Proteſt, den die evangeliſche Minderheit gegen 
den Reichstagsbeſchluß einlegte, hat ihr dann ihren Parteinamen gegeben, die 
„Proteſtanten“ verwahrten ſich im Namen der Gewiſſensſreiheit gegen jede Majori- 
ſierung in Fragen einer religiöſen Entſcheidung. Damit war nun noch einmal klar 
ausgeſprochen, was eigentlich ſchon ſeit Worms feſtſtand, daß ohne Bürgerkrieg an 
eine Einigung der Nation auf der Grundlage des alten Glaubens nicht mehr zu 
denken war. 


Dieſen letzten Austrag hat aber der Kaiſer, als er 1530, von den größten außen- 
politiſchen Sorgen beſreit, zum Reichstag nach Augsburg kam, noch nicht gewagt. Er 
lebte damals ohnehin noch in der, wie wir geſehen haben, utopiſchen Idee einer allge- 
meinen Einigung der Chriſtenheit und des Türkenkreuzzugs. Deutſchland war ein 
Teil feines univerſalen Syſtems, es ſollte ihm durch Aberwindung der Glaubens- 
ſpaltung auf dem Wege eines allgemeinen Konzils wieder eingegliedert werden. Aber 
auch dieſer Weg war damals ſchon nicht mehr gangbar. Der Papſt wollte ſich dazu nur 
unter Bedingungen verſtehen, die von vornherein die Aufgabe des deutſchen Proteſtes 
bedeutet hätten, und auch Luther hatte ſchon in Worms ſich nur dann dem Entſchluß 
eines Konzils beugen wollen, wenn er durch das Wort überführt werde. Er wollte 
und konnte ſeine Sache, die Sache der deutſchen Nation, niemals einer vom Papſt 
beherrſchten Verſammlung überantworten. Sein Ziel war das friedliche Neben- 
einanderleben der Meinungen, der friedliche Fortgang der geiſtigen Auseinander- 
ſetzung in Deutſchland. Die Verhandlungen des Augsburger Reichstages zeigten, 
daß eine ehrliche Verſtändigung und Aberbrückung der Gegenſätze, wie Melanchthon 
ſie erſtrebte, auf einer ſolchen Verſammlung nicht möglich war. Man ſchied nach der 
Abergabe der großen Bekenntnisſchrift der Proteſtanten, der „Confeſſio Auguſtana“, 
in Aneinigkeit und Anfrieden. 


fionfeſſionelle Fürftenbündnifje 

Mit dieſem Reichstag iſt der geiſtige Höhepunkt der reformatoriſchen Bewegung 
überſchritten. In der Folgezeit treten dann auch die Fronten immer klarer heraus 
und beginnen ſich gegeneinander zu formieren. Auf der einen Seite der Kaiſer, der 
an ſeinen univerſaliſtiſchen Plänen feſthielt, aber durch die Eigenſucht des Papſtes 
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und den fortdauernden Druck der Türkennot gehindert wurde, den deutſchen Proteſt 
auszutreten. Auf der anderen Seite die Proteſtanten, ſeit 1531 durch den Schmalkal⸗ 
diſchen Bund, nicht das erſte, aber das größte der konfeſſionellen Fürſtenbündniſſe, 
äußerlich loſe zuſammengehalten und doch wieder durch die Verſchiedenheit der 
Herrſcherperſönlichkeiten, ihre politiſchen Temperamente und ihre Ziele an der Ent⸗ 
faltung einer wirklich ſtarken proteſtantiſchen Politik gehindert. 


Der Schmalhaldifche Arieg 1546/47 


Es ift dieſe ihre innere Schwäche, die Karl V. feit Anfang der 40er Jahre durch⸗ 
ſchaute, und die ihn ſchließlich zu dem Entſchluß veranlaßte, bald mit den Pro- 
teſtanten abzurechnen. In dem Zeitpunkt, als die Bewegung nahezu ganz Deutſch⸗ 
land durchdrungen hatte, als ihr auch der letzte weltliche Kurfürſt beigetreten war, 
als ſich nur noch in Bayern die alte Kirche behauptete, holte Karl V. zum ver- 
nichtenden Schlage gegen die religiös ſich einigende Nation aus. Er hatte inzwiſchen 
feine ſpaniſch⸗habsburgiſche Macht auf Koſten des Reiches geſtärkt, indem er 1544 
feinen alten Feind Franz I. im Frieden von Creſpy mit der Ausſicht auf das Reichs. 
lehen Mailand, um das ſoviel deutſches Blut gefloſſen war, abſpeiſte und befriedigte. 
Er hatte 1543 das Bistum Cambrai, wie ſchon früher das Bistum Atrecht ſäkulari⸗ 
fiert und feiner Hausmacht einverleibt. 1545 fügte er Geldern hinzu — alle dieſe 
Gebiete wurden ſpäter dem ſpaniſchen Erbe Philipps II. zugeſchlagen und find damit 
dem Reiche vorlorengegangen. So, im Rücken frei und geſtärkt, zog Karl V. 1546 
zu Felde gegen den Bund der Proteſtanten. Mit Hilfe fremder Truppen, die er 
gegen die ausdrücklichen Bedingungen feiner Wahlkapitulation ins Land geführt 
hatte, ſchlug er ſie vernichtend bei Mühlberg, ihre Führer, Friedrich der Weiſe und 
Phlipp von Heſſen, wurden gefangen. 

Dem Kaiſer eröffnete ſich nun endlich die Möglichkeit, ſeine langgehegten Pläne 
zu verwirklichen. Schon plante er, die Kaiſerwürde ſeinem zelotiſchen Sohne, 
Philipp II., zu übertragen. Seine ſpaniſche Amgebung ließ es mehr, als es politiſch 
klug war, die Deutſchen fühlen, wer eigentlich Herr im Reiche war und erſt recht 
werden ſollte. 


Der Aufftand des Mori von Sachſen 1552 


In dieſem Augenblick hat partikulariſtiſche Eigenſucht bewirkt, was die Sorge um die 
Erhaltung des deutſchen Proteſtes nicht vermocht hatte, die deutſchen Fürſten ſetzten 
dem Kaiſer entſchloſſenen Widerſtand entgegen. Die Angſt um die Erhaltung 
ihrer „Libertät“ veranlaßte den ehrgeizigſten und ſähigſten unter ihnen, Moritz von 
Sachſen, der ſoeben noch dem Kaiſer geholfen hatte, feine Glaubensgenoſſen nieder- 
zuwerfen, zum Abfall und offenen Aufſtand, und er befleckte ſeine an ſich ſchon unreine 
Sache noch durch die Verbindung mit Frankreich, die er um die Preisgabe von 
Metz, Toul und Verdun erkaufte. Der Schlag kam ſo überraſchend für Karl V., 
daß ihm nichts übrigblieb als die Kapitulation, d. h. die Verſtändigung mit den 
Fürſten und die Preisgabe der Ergebniſſe von 1548. Mit der „Libertät“ war zu- 
gleich auch die Sache des Proteſtantismus gerettet. Nach langwierigen Verhand- 
lungen wurde im Augsburger Religionsfrieden ein Ausgleich gefunden. 


. 


Augsburger Religionsfriede 1555 — Abdanhung fiarls V. 


Sein Hauptinhalt war die Übertragung der landesherrlichen Gewalt auch auf die 
Glaubensfragen. In Deutſchland galt fortan der Grundſatz „cuius regio, eius 
religio“ . Damit war der Verzicht des Kaiſers auf eine einheitliche unverſaliſtiſche 
Löſung der die Nation am meiſten beſchäftigenden Frage ausgeſprochen. Da Reich 
und Volk im Kaiſer keinen Führer und Aberwinder ſeiner inneren Not gefunden 
batten, jo war hier die Führung auf die partikularen Gewalten übergegangen, denen 
auf dieſe Weiſe ein erheblicher Machtzuwachs zufiel. 


Betrag Ic 
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Die Niederlage von 1551 hat die Kraft Karls V. gebrochen. Er trat, nachdem er ver- 
gebens verſucht hatte, Metz zurückzugewinnen, vom Schauplatz ab, auf dem er ſolange 
kämpfend geſtanden, und hinterließ die deutſchen Teile ſeines Reiches ſeinem Bruder 
Ferdinand, der ihm im Kaiſertum folgte. Die ſpaniſchen Teile ſamt den Niederlanden 
und die ihnen einverleibten Reichslehen wurden dem ſpaniſchen Erbe zugeſchlagen. 


II. Der kampf um die Behauptung des deutfchen Proteſtes 
gegen Rom — Gegenreformation und Dreißigjähriger firieg 


Wefen der Gegenreformation — Dorbedingungen ihrer Erfolge — Die Jejuiten 


Der Augsburger Religionsfriede bot trotz aller Mängel, die ihm anhafteten, noch 
einmal die Möglichkeit einer friedlichen Fortentwicklung der deutſchen Dinge. Die 
Löſung von Rom hätte ſich auch weiterhin vollziehen können und ſie ging fort. Aber 
die Gegenſeite gab das Spiel nicht verloren. Was 1546 mit gewaltſamen Mitteln 
und auf einen Schlag verſucht worden war und mißglückte, mußte nun mit neuen, auf 
lange Sicht arbeitenden Methoden wieder verſucht und zum beſſeren Ende gebracht 
werden. Zweierlei kam dem Gegenſtoß zuſtatten, der ſich fo um die Mitte des Jahr- 
hunderts vorbereitete und den man gemeinhin mit dem Namen der Gegenreformation 
bezeichnet. 


Erſtens die theologiſche Spaltung und Verknöcherung des deutſchen Proteſtantismus. 
Während ihm im Calvinismus ein innerlich feſterer und politiſch aktiverer Kampf- 
genoſſe entſtand, zeterte nun von allen Kanzeln die „rabies theologorum“ gegen 
jede Abweichung von der „reinen Lehre“, und der Haß unter den verſchiedenen Be⸗ 
kenntniſſen des neuen Glaubens war oft ſtärker als die Abneigung gegen die „Pa- 
piſten“. Dieſe Streitigkeiten und Zänkereien politiſierender Theologen und theolo- 
gifierender Landesväter haben die innere und äußere Stoßkraft des Proteſtantismus 
völlig lahmgelegt und dem Gegner dadurch Zeit gelaſſen, ſeine erſchütterten Kräfte 
zu regenerieren und zu ſammeln. 


Damit berühren wir nun die zweite der großen Vorausſetzungen für das ſiegreiche 
Vordringen des römiſchen Gegenangriffs. Es gehört zu den wichtigſten Auswir— 
kungen der deutſchen Bewegung, daß die römiſche Kirche ſich nun ſelbſt einem Re- 
generationsprozeß unterzog, den faſt zwei Jahrhunderte kirchlicher Reſormbeſtre⸗ 
bungen nicht hatten bewirken können. Dieſe Erneuerung bedeutete zugleich eine 
Sichtung und Sammlung der Kräfte, eine innere Neuausrichtung, eine ſtraffe 
dogmatiſche und organiſatoriſche Zuſammenfaſſung. Das iſt die Arbeit, die das 
Tridentiner Konzil (1545 bis 1563) geleiftet hat. Zugleich aber bedeutete dieſe neue 
Richtung eine Abkehr von aller Vermittlung mit der neuen Bewegung in Deutich- 
land, die bisher von manchen römiſch⸗kirchlichen Kreiſen noch verſucht worden war. 
Kampf bis zur Vernichtung oder Anterwerfung, das wurde nun die klare Parole, 
Kampf mit allen Mitteln, notfalls auch mit Gewalt. An dieſem politiſch und kirchlich 
neu ausgerichtetem Willen hatte ſich die Lebenskraft des deutſchen Proteſtes gegen 
Rom zu bewähren. Das iſt die Perſpektive, unter der man die Geſchichte Deutich- 
lands von nun an bis zum Jahre 1648 zu betrachten hat, aus der man den blutigen 
und qualvollen Weg, den Deutſchland gegangen iſt, als ihm der Kampf von außen 
her aufgedrungen wurde, würdigen muß. 


Weſen und Charakter dieſer Politik enthüllt nichts deutlicher als das Werkzeug, das 
ſie ſich erwählte, als es ſich ihr darbot, die Geſellſchaft Jeſu. Der Jeſuitenorden 
iſt die Perverſion der germaniſch ritterlichen Inſtinkte. Alles, was dieſe an Treue, 
Opfermut, Entſagungsfähigkeit und Hingabe im Dienſte des Volkes und der Ehre an 
Tugenden ausgebildet hatten, wird hier, ins Pfäffiſch⸗Mönchiſche, Anvölkiſche ge- 
wandt, eingeſetzt, um den germaniſchen Proteſt gegen Rom zu unterdrücken. Seine 
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erſtaunlichen Erfolge verdankt der Jeſuitenorden der Methode, ſich vor allem an die 
führenden Häuſer und Schichten in Deutſchland zu halten, ihren geiſtig oder politiſch 
aktiven Nachwuchs ſeiner Schule und ſeiner geiſtigen Herrſchaft zu unterwerfen. Auf 
dieſe Weiſe iſt es ihm gelungen, etwa um die Wende vom 16. zum 17. Jahrhundert 
ſich den Generalſtab heranzubilden, der die blutigen Schlachten der Gegenreſormation 
ſchlug. Die beiden Herrſcher, die den Dreißigjährigen Krieg hauptſächlich zu ver. 
antworten haben, Ferdinand II. und Maximilian von Bayern, find Zöglinge der- 
ſelben Jeſuitenſchule (Ingolſtadt) geweſen. 


Erfte Stadien des Aampfes um Deutichland 

Zwei Menſchenalter hindurch, von 1555 bis 1615, hielten fi in Deutſchland die poli- 
tiſchen Kräfte einigermaßen in Schach, vor allem da auf keiner Seite eine ausge⸗ 
ſprochen aggreſſive Führung vorhanden war. Ohne die fremde Einmiſchung wäre 
der Ausgleich der beiden um die Seele des Volkes ringenden Kräfte ein friedlicher 
geblieben. Bis weit in die unter katholiſcher Herrſchaſt ſtehenden Gebiete des 
deutſchen Südens hinein reichte die Anhängerſchaft der neuen Lehre, war ſich das 
Volk einig in ſeinem Proteſt gegen Rom. Noch immer machte die Reformation 
Fortſchritte, auch als die Gegenreformation bereits ihre Kräfte konzentrierte und 
ſich anſchickte, ganze verlorene Provinzen zurückzuerobern. 

Das war hauptſächlich im deutſchen Nordweſten der Fall, wo die Jeſuiten ein be⸗ 
ſonders ergiebiges Arbeitsfeld gefunden hatten. Hier wurde in äußerſt erbittert 
geführten Kämpfen, insbeſondere um das Erzbistum Köln (Köln ſelbſt war die erſte 
Jeſuitenniederlaſſung in Deutſchland) 1546 zum erſtenmal die Gegenreformation mit 
Hilfe fremder Truppen durchgeführt, die die ſpaniſchen Habsburger im ſchmalkal⸗ 
diſchen Kriege ins Reich gerufen hatten. 


Fremdvölhijcher Charakter der Gegenreformation — Ihre weltumſpannende Wirk- 
ſamhkeit zur Einkreiſung Deutſchlands 

Fremde Sache, ſpaniſche Sache war die Gegenreformation von Anfang an. Spaniſch⸗ 
katholiſch waren die Jeſuiten, ſpaniſch⸗katholiſch war die beherrſchende Geſtalt dieſes 
ganzen Zeitalters, Philipp II. Nicht eigentlich von Rom, noch weniger von Wien 
aus wurden damals die großen Linien der Weltpolitik beſtimmt, ſondern von 
Madrid aus, bis im England der Eliſabeth der neue große Gegenſpieler Spaniens 
und eine neue Macht der europäiſchen Geſchichte entſtand. Der Verſuch Philipps II., 
durch die Heirat mit der engliſchen Thronerbin Maria der Katholiſchen (+ 1558) auch 
England auf friedlichem Wege ſeinem Syſtem anzugliedern, ſcheiterte ebenſo wie der 
Verſuch einer kriegeriſchen Unterwerfung (Untergang der Armada 1588). 


fiampf um die Niederlande 

Dem Unterfangen, die allgemein⸗germaniſche Bewegung wenigſtens in den Nieder- 
landen auszurotten, war nur ein Teilerfolg beſchieden. In ſchweren Kämpfen unter 
der Führung des Heldengeſchlechtes der Oranier behaupteten ſich die nördlichen 
Niederlande und bildeten eine neue ſtaatliche Gemeinſchaft. Auch hier ging durch die 
Schuld Habsburgs und der Gegenreformation deutſches Reichsland verloren, ent- 
weder durch die Eingliederung in die ſpaniſch⸗habsburgiſche Erbmaſſe oder durch die 
in dieſen Kämpſen ſich vollziehende Abſpaltung der Niederlande vom Reich, deſſen 
Kaiſer der Bruder und geiſtige Verbündete des Anterdrückers der deutſchen Be- 
wegung war. 


Der Angriff der Gegenreformation auf den europälfchen Oſten und Norden 

Während fo die Gegenreformation im Weſten wertvollen Boden gewann, während 
fie in den übrigen Teilen Deutſchlands den Kampf langſam und ſyſtematiſch vor⸗ 
bereitete, ſpann ſie auch im Oſten und Nordoſten ihr Netz um Deutſchland herum. 
Polen wurde in dieſem Zeitraum wieder feſt an die Kirche gekettet und für alle 
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Die Niederlage von 1551 hat die Kraft Karls V. gebrochen. Er trat, nachdem er ver- 
gebens verſucht hatte, Metz zurückzugewinnen, vom Schauplatz ab, auf dem er ſolange 
kämpfend geſtanden, und hinterließ die deutſchen Teile ſeines Reiches ſeinem Bruder 
Ferdinand, der ihm im Kaiſertum folgte. Die ſpaniſchen Teile ſamt den Niederlanden 
und die ihnen einverleibten Reichslehen wurden dem ſpaniſchen Erbe zugeſchlagen. 


II. Der Rampf um die Behauptung des deutfchen Proteſtes 
gegen Rom — Gegenreformation und Dreißigjähriger firieg 


Wejen der Gegenreformation — Dorbedingungen ihrer Erfolge — Die Jejuiten 


Der Augsburger Religionsfriede bot trotz aller Mängel, die ihm anhafteten, noch 
einmal die Möglichkeit einer friedlichen Fortentwicklung der deutſchen Dinge. Die 
Löſung von Rom hätte ſich auch weiterhin vollziehen können und ſie ging fort. Aber 
die Gegenſeite gab das Spiel nicht verloren. Was 1546 mit gewaltſamen Mitteln 
und auf einen Schlag verſucht worden war und mißglückte, mußte nun mit neuen, auf 
lange Sicht arbeitenden Methoden wieder verſucht und zum beſſeren Ende gebracht 
werden. Zweierlei kam dem Gegenſtoß zuſtatten, der ſich jo um die Mitte des Jahr- 
hunderts vorbereitete und den man gemeinhin mit dem Namen der Gegenreformation 
bezeichnet. 


Erſtens die theologiſche Spaltung und Verknöcherung des deutſchen Proteſtantismus. 
Während ihm im Calvinismus ein innerlich feſterer und politiſch aktiverer Kampf- 
genoſſe entſtand, zeterte nun von allen Kanzeln die „rabies theologorum“ gegen 
jede Abweichung von der „reinen Lehre“, und der Haß unter den verſchiedenen Be⸗— 
kenntniſſen des neuen Glaubens war oft ſtärker als die Abneigung gegen die „Pa⸗ 
piſten“. Dieſe Streitigkeiten und Zänkereien politiſierender Theologen und theolo- 
gifierender Landesväter haben die innere und äußere Stoßkraft des Proteſtantismus 
völlig lahmgelegt und dem Gegner dadurch Zeit gelaſſen, ſeine erſchütterten Kräfte 
zu regenerieren und zu ſammeln. 


Damit berühren wir nun die zweite der großen Vorausſetzungen für das ſiegreiche 
Vordringen des römiſchen Gegenangriffs. Es gehört zu den wichtigſten Auswir- 
kungen der deutſchen Bewegung, daß die römiſche Kirche ſich nun ſelbſt einem Re- 
generationsprozeß unterzog, den faſt zwei Jahrhunderte kirchlicher Reformbeitre- 
bungen nicht hatten bewirken können. Dieſe Erneuerung bedeutete zugleich eine 
Sichtung und Sammlung der Kräfte, eine innere Neuausrichtung, eine ſtraffe 
dogmatiſche und organiſatoriſche Zuſammenfaſſung. Das iſt die Arbeit, die das 
Tridentiner Konzil (1545 bis 1563) geleiftet hat. Zugleich aber bedeutete dieſe neue 
Richtung eine Abkehr von aller Vermittlung mit der neuen Bewegung in Deutich- 
land, die bisher von manchen römiſch⸗kirchlichen Kreiſen noch verſucht worden war. 
Kampf bis zur Vernichtung oder Anterwerfung, das wurde nun die klare Parole, 
Kampf mit allen Mitteln, notfalls auch mit Gewalt. An dieſem politiſch und kirchlich 
neu ausgerichtetem Willen hatte ſich die Lebenskraft des deutſchen Proteſtes gegen 
Rom zu bewähren. Das iſt die Perſpektive, unter der man die Geſchichte Deutich- 
lands von nun an bis zum Jahre 1648 zu betrachten hat, aus der man den blutigen 
und qualvollen Weg, den Deutſchland gegangen iſt, als ihm der Kampf von außen 
her aufgedrungen wurde, würdigen muß. 


Weſen und Charakter dieſer Politik enthüllt nichts deutlicher als das Werkzeug, das 
fie ſich erwählte, als es ſich ihr darbot, die Geſellſchaft Jeſu. Der Jeſuitenorden 
iſt die Perverſion der germaniſch- ritterlichen Inſtinkte. Alles, was dieſe an Treue, 
Opfermut, Entſagungsfähigkeit und Hingabe im Dienſte des Volkes und der Ehre an 
Tugenden ausgebildet hatten, wird hier, ins Pfäffiſch⸗Mönchiſche, Anvölkiſche ge. 
wandt, eingeſetzt, um den germaniſchen Proteſt gegen Rom zu unterdrücken. Seine 
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erſtaunlichen Erfolge verdankt der Jeſuitenorden der Methode, ſich vor allem an die 
führenden Häuſer und Schichten in Deutſchland zu halten, ihren geiſtig oder politiſch 
aktiven Nachwuchs ſeiner Schule und ſeiner geiſtigen Herrſchaft zu unterwerfen. Auf 
dieſe Weiſe iſt es ihm gelungen, etwa um die Wende vom 16. zum 17. Jahrhundert 
fi) den Generalſtab heranzubilden, der die blutigen Schlachten der Gegenreformation 
ſchlug. Die beiden Herrſcher, die den Dreißigjährigen Krieg hauptſächlich zu ver- 
antworten haben, Ferdinand II. und Maximilian von Bayern, find Zöglinge der⸗ 
ſelben Jeſuitenſchule (Ingolſtadt) geweſen. 


Erfie Stadien des Aampfes um Deutjchland 

Zwei Menſchenalter hindurch, von 1555 bis 1615, hielten ſich in Deutſchland die poli- 
tiſchen Kräfte einigermaßen in Schach, vor allem da auf keiner Seite eine ausge- 
ſprochen aggreſſive Führung vorhanden war. Ohne die fremde Einmiſchung wäre 
der Ausgleich der beiden um die Seele des Volkes ringenden Kräfte ein friedlicher 
geblieben. Bis weit in die unter katholiſcher Herrſchaft ſtehenden Gebiete des 
deutſchen Südens hinein reichte die Anhängerſchaft der neuen Lehre, war ſich das 
Volk einig in ſeinem Proteſt gegen Rom. Noch immer machte die Reformation 
Fortſchritte, auch als die Gegenreformation bereits ihre Kräfte konzentrierte und 
ſich anſchickte, ganze verlorene Provinzen zurückzuerobern. 


Das war hauptſächlich im deutſchen Nordweſten der Fall, wo die Jeſuiten ein be⸗ 
ſonders ergiebiges Arbeitsfeld gefunden hatten. Hier wurde in dͤußerſt erbittert 
geführten Kämpfen, insbeſondere um das Erzbistum Köln (Köln ſelbſt war die erſte 
Jeſuitenniederlaſſung in Deutſchland) 1546 zum erſtenmal die Gegenreformation mit 
Hilfe fremder Truppen durchgeführt, die die ſpaniſchen Habsburger im ſchmalkal⸗ 
diſchen Kriege ins Reich gerufen hatten. 


Fremdoõlhiſcher Charakter der Gegenreformation — Ihre weltumſpannende Wirk- 
jamkeit zur Einkreiſung Deulſchlands 

Fremde Sache, ſpaniſche Sache war die Gegenreformation von Anfang an. Spaniſch⸗ 
katholiſch waren die Jeſuiten, ſpaniſch⸗katholiſch war die beherrſchende Geſtalt dieſes 
ganzen Zeitalters, Philipp II. Nicht eigentlich von Rom, noch weniger von Wien 
aus wurden damals die großen Linien der Weltpolitik beſtimmt, ſondern von 
Madrid aus, bis im England der Eliſabeth der neue große Gegenſpieler Spaniens 
und eine neue Macht der europäiſchen Geſchichte entſtand. Der Verſuch Philipps II., 
durch die Heirat mit der engliſchen Thronerbin Maria der Katholiſchen (+ 1558) auch 
England auf friedlichem Wege ſeinem Syſtem anzugliedern, ſcheiterte ebenſo wie der 
Verſuch einer kriegeriſchen Anterwerfung (Antergang der Armada 1588). 


fampf um die Niederlande 

Dem Unterfangen, die allgemein⸗germaniſche Bewegung wenigſtens in den Nieder- 
landen auszurotten, war nur ein Teilerfolg beſchieden. In ſchweren Kämpfen unter 
der Führung des Heldengeſchlechtes der Oranier behaupteten ſich die nördlichen 
Niederlande und bildeten eine neue ſtaatliche Gemeinſchaft. Auch hier ging durch die 
Schuld Habsburgs und der Gegenreformation deutſches Reichsland verloren, ent- 
weder durch die Eingliederung in die ſpaniſch⸗habsburgiſche Erbmaſſe oder durch die 
in dieſen Kämpfen ſich vollziehende Abſpaltung der Niederlande vom Reich, deſſen 
Kaiſer der Bruder und geiſtige Verbündete des Anterdrückers der deutſchen Be⸗ 
wegung war. 


Der Angriff der Gegenreformation auf den europäiſchen Oſten und Norden 

Während ſo die Gegenreformation im Weſten wertvollen Boden gewann, während 
fie in den übrigen Teilen Deutſchlands den Kampf langſam und ſyſtematiſch vor- 
bereitete, ſpann ſie auch im Oſten und Nordoſten ihr Netz um Deutſchland herum. 
Polen wurde in dieſem Zeitraum wieder feſt an die Kirche gekettet und für alle 
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Zeiten zur Vormacht des Katholizismus im Oſten. Schweden rettete vor dem Schick⸗ 
ſal der Katholiſierung nur die Thronumwälzung von 1598, die das Land von dem 
„Jeſuitenkönig“ Sigismund befreite und Karl IX., den Vater Guſtav Adolfs, an 
die Spitze des Reiches brachte. So war die Gefahr vermieden, daß der ganze Norden 
und Oſten, unter einer Krone vereint (Sigismund war gleichzeitig König von 
Schweden und Polen) und heimlich von Jeſuiten geleitet, der Gegenreformation 
zum Opfer fiel. So wurde wenigſtens im Norden das Werk Guſtav Waſas gerettet, 
unter dem ſich das ſchwediſche Volk dem germaniſchen Proteſt gegen Rom ange⸗ 
ſchloſſen hatte. So wurde es möglich, daß dieſem Proteſt in höchſter Bedrängnis 
ſpäter aus dieſem Norden die rettende Hilfe kam. 


1 88 Cage des Reiches in dieſem Zeitraum — Deutſchland am Vorabend des 
reißigjährigen firieges 


Das Reich ſpielte in dieſem Weltkampf eine traurige und nahezu paſſive Rolle. Da- 
bei war Deutſchlands außenpolitiſche Lage in der zweiten Hälfte des 16. Jahr- 
hunderts bei weitem nicht mehr ſo angeſpannt wie im Zeitalter Karls V. Zwar 
die Türkengefahr laſtete noch immer mit latentem Druck auf der Südoſtfront. Aber 
die Kraft des osmaniſchen Anſturms war doch für lange Zeit gebrochen, da nach dem 
Tode des gewaltigen Soliman fein Erbe in den Händen unfähiger Nachfolger ver- 
kam und die Türken ſich auf die Behauptung Angarns beſchränken mußten. Immerhin, 
hier zwang die eigene Not und Gefahr die Habsburger, zugleich mit ihren An- 
ſprüchen und ihrer Exiſtenz das Vorfeld Mitteleuropas und des Reiches zu be— 
haupten, und das deutſche Volk hat ſeine Kraft bereitwillig in den Dienſt diefer 
Sache geſtellt. Durch nahezu zwei Jahrhunderte haben die Deutſchen hier faſt allein 
und vielfach noch im Rücken angegriffen die Wacht ſür Europa gehalten. 


Aber je mehr ſich der Schwerpunkt der Politik der deutſchen Habsburger nach dem 
Südoſten verlagerte, deſto weniger waren ſie nun bereit und fähig, die Grenzwacht 
im Weſten wahrzunehmen. Dabei hatte ſich auch hier ähnlich wie im Oſten die Lage 
viel erträglicher geſtaltet als einſt unter Karl V. Frankreich war durch blutige 
Religionskämpfe, die in der Bartholomäusnacht ihren entſetzlichſten Ausbruch fanden, 
auf Generationen völlig lahmgelegt. Die öſterreichiſchen Habsburger haben es ver- 
ſäumt, dieſe faſt wehrloſe Lage im Intereſſe des Reiches auszunutzen etwa zu dem 
Verſuch, das 1551 Verlorene wiederzugewinnen. Sie überließen den Rhein ihren 
ſpaniſchen Vettern, die dort ihre Verbindungsſtraße von Spanien über Italien, die 
Schweiz nach den Niederlanden hatten, und die ſich nun in den deutſchen Gebieten 
am Niederrhein feſtſetzten und die Gegenreformation auf deutſchem Boden mit 
Waffengewalt und brutaler Anterdrückung bis weit nach Weſtfalen hinein durch— 
führten. Die öſterreichiſchen Habsburger haben nichts getan gegen die Verletzung 
des Reichsgebiets und die Anterdrückung deutſcher Untertanen durch das landfremde 
Kriegsvolk, das keinerlei Rechtstitel hatte für ſeinen Aufenthalt im Reich und das 
den niederländiſch⸗ſpaniſchen Krieg auf Deutſchland ausdehnte. Ja fie waren 1617 
ſogar bereit, ihre vorderöſterreichiſchen Lande an Spanien abzutreten, um den Preis 
der Zuſtimmung der ſpaniſchen Linie zur Kaiſerwahl Ferdinands II. 


Die Haltung der öſterreichiſchen Habsburger entſprang weniger gegenreforma— 
toriſcher Geſinnung als der vollkommenen Nichtungsloſigkeit und Schwäche, die die 
Nachfolger Ferdinands I. (Maximilian II., Rudolf II. und Matthias) gemeinſam 
haben. Sie beſaßen keinerlei Willen und keine Kraft zur politiſchen Führung. Das 
Kaiſertum verſank in ihrer Nichtigkeit. In der Innenpolitik hatten ſie längſt jeden 
Führungsanſpruch aufgegeben, den auch ſtärkere Naturen als ſie nicht mehr hätten 
durchſetzen können. In der Religionspolitik waren ſie Männer des Ausgleichs, ja 
Maximilian II. war nicht frei von innerer Hinneigung zu der neuen Lehre. Sie 
duldeten die Ausbreitung des Proteſtantismus in ihren Erblanden und gewährten ihm 
mancherlei Zugeſtändniſſe, das wichtigſte und ſchickſalsſchwerſte war der Majeftäte- 
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brief von 1609, der ihren böhmiſchen Antertanen Gewiſſensfreiheit und den Ständen 
ſogar das Recht zur Errichtung von Schulen und Kirchen in ihren Gebieten gewährte. 


Im Reiche herrſchte unter der Regierung dieſer ſchwachen und zeitweiſe in völlige 
Antätigkeit herabſinkenden Kaiſer ein Zuſtand vollendeter Fürſtenanarchie, den nicht 
nur die Anfähigkeit der Habsburger, ſondern auch die ſeit 1555 geſteigerte Selb— 
ſtändigkeit der Fürſten verſchuldete. Führungslos trieb Deutſchland der großen 
Kataſtrophe entgegen, die ihm von außen her bereitet wurde, um die Tat von 1519 
und ihr in den Händen unfähiger Nachfahren verkommendes Erbe zu beſeitigen. 


Es war nun aber nicht ſo, daß ſich in den kritiſchen Jahren nach der Jahrhundertwende 
in Deutſchland zwei bewaffnete Lager kampfbereit gegenübergeſtanden hätten. Wohl 
hatten ſich unter dem Eindruck der ſich zuſpitzenden Lage, vor allem aus Anlaß der 
gewaltſamen, von den Juſiten provozierten Rekatholiſierung Donauwörths, die 
Proteſtanten zur „Anion“ zuſammengeſchloſſen (1608) und die Katholilen ſich darauf. 
hin in der „Liga“ vereinigt (1609). Aber beide Bündniſſe waren in ſich uneinheitlich 
und ſchwach, ohne eigentlichen Willen zum Krieg, den im Reich ſelbſt jedermann zu 
vermeiden wünſchte. 


Aaiferwahl Ferdinand II. 


Erſt mit der Wahl Ferdinand II. zum deutſchen Kaiſer ſuhr ein neuer Wind in die 
gewitterſchwüle Atmoſphäre. Er entfachte den ſchwelenden Brand, den die Brand— 
ftifter der Gegenreformation bereits angelegt hatten, zur lodernden, alles verzehren— 
den Flamme. 


Ferdinand II. (1619 bis 1637) war kein unbeſchriebenes Blatt mehr, als er im ver- 
hängnisvollen Auguſt 1619, hundert Jahre nach Karl V., zum deutſchen Kaiſer gewählt 
wurde. Er hatte in ſeinem Stammlande Steiermark als erſter deutſcher Fürſt die 
Anterdrückung und Ausrottung der proteſtantiſchen Strömungen mit Feuer und 
Schwert durchgeführt, getreu feinem Leitſpruch, daß er lieber Land und Leute ver- 
lieren, als über Ketzer regieren wolle. Sein Name war ein Programm, das Pro— 
gramm der gewaltſamen Gegenreformation. Ob Steiermark oder das Reich: er 
wollte lieber Land und Leute verlieren, als über Ketzer herrſchen. 


Die deutſchen Fürſten, auch die Proteſtanten, wählten ihn trotz allen dieſen Proben 


feines gegenreformatoriſchen Eifers. So ſtark war noch die Idee der Verpflichtung 
gegen Kaiſer und Reich, daß ſie keinen anderen wählen wollten, weil ſonſt der offene 
Kampf und die Auflöſung des Reiches unvermeidlich ſchienen. Sie hatten auch keinen 
anderen, denn in dieſer ganz beſonders unſeligen und großenteils in Prunk und 
Trunk verkommenden Fürſtengeneration war außer dem ebenfalls erzkatholiſchen 
Maximilian von Bayern keine überragende Geſtalt. 


Der böhmifche Aufftand, Beginn des Dreißigjährigen Airieges 


Ferdinand II. brachte ein gefährliches Erbe mit, fein eigenes Haus brannte ſchon, als 
er ins deutſche hinüberzog, es brannte durch ſeine Schuld und die ſeiner jeſuitiſchen 
Ratgeber. In Böhmen waren die Dinge auch nach dem Majeſtätsbrief von 1609 nicht 
zur Ruhe gekommen. Hier war Ferdinand 1617 als Nachfolger ſeines Bruders noch 
zu deſſen Lebzeiten als König angenommen worden. Er war gewillt, die Gegenrefor- 
mation hier wie in Steiermark durchzuführen, ohne Rückſicht darauf, daß er den 
Majeſtätsbrief beſtätigt hatte. So unterſtützte er denn den Prager Erzbiſchof in 
ſeinem Vorgehen gegen die Proteſtanten. Ortliche Differenzen in Braunau und 
Kloſtergrab führten zu gereizten Verhandlungen und Tätlichkeiten, die böhmischen 
Anterhändler warfen in Prag die kaiſerlichen Abgeſandten aus einem Fenſter des 
Hradſchin. Der Vorgang war das Signal zum Ausbruch der böhmiſchen Revolution, 
die Beziehungen zu Wien wurden abgebrochen. Böhmen befand ſich in vollem Auf- 
ſtand als Kaiſer Matthias ſtarb und die Frage entſtand, ob Ferdinand nun endgültig 
ſeine Nachfolge in Böhmen antreten ſolle. 
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Die Böhmen beſtritten ihm das Recht der Nachfolge und wählten den aktivſten der 
Proteſtanten zum König, den Kalviniſten Friedrich von der Pfalz. Mit der An- 
nahme der böhmiſchen Königskrone durch den Pfälzer griff nun der Streit auf das 
Reich über. Ferdinand II. mußte um feiner Hausmacht willen verſuchen, ſich dieſes 
Gegners zu entledigen. Er konnte den Kampf um ſo leichter aufnehmen, als die 
deutſchen Proteſtanten, die ſchon früher jede Anterſtützung des böhmiſchen Aufſtandes 
abgelehnt hatten, um eine Ausdehnung des Konflikts auf das Reich zu verhindern, 
mit wenigen unbedeutenden Ausnahmen Friedrich jede Anterſtützung verſagten. Die 
Vormacht des Luthertums in Deutſchland, Sachſen, half dem Habsburger ſogar noch 
den Aufſtand in Schleſien zu unterdrücken. Trotzdem ſcheiterte der Verſuch, den 
Konflikt auf dieſe Weiſe zu lokaliſieren. 


Die Schuld der Gegenreformation am Dreißigjährigen firieg — Eingreifen Spaniens 


Denn auf der Seite der Gegenreformation dachte man anders. Dynaſtiſche und 
konfeſſionelle Intereſſen haben die Liga, vor allem ihren Führer, Wilhelm von 
Bayern, bewogen, in den Kampf einzugreifen. Sie hielten die Stunde der Abrech⸗ 
nung für gekommen. Gegen das Verſprechen der pfälziſchen Kur und pfälziſchen 
Landes führte der Herzog von Bayern die Liga ins Feld gegen Friedrich von der 
Pfalz. And hier nun, gleich zu Beginn des nun entbrennenden großen Kampfes, 
brachte die Gegenreformation nicht nur ihre deutſchen, ſondern auch ihre europäiſchen 
Verbündeten zum Einſatz. Die Spanier fielen vom Rhein her in die Stammlande 
Friedrichs ein, bei der Niederwerfung des Aufſtandes in Böhmen haben polniſche 
Kräfte mitgeholfen. 


Die Schlacht am Weißen Berg (1620) und ihre Folgen — Übergreifen des Aampfes 
auf Niederdeutichland 


Die Schlacht am Weißen Berg bei Prag beendete mit einem Schlag die Herrſchaft 
des neuen Königs. Sie iſt nicht nur als die erſte große Kampfhandlung des Dreißig- 
jährigen Kriegs von Bedeutung für die deutſche Geſchichte, fie iſt es vor allem des- 
halb, weil fie die bis dahin noch ſchwankende Macht des erſten abfolut gegenrejorma- 
toriſchen Kaiſers in Oſterreich begründete und damit das Schickſal nicht nur ganz 
Deutſchlands, ſondern vor allem des Südoſtdeutſchtums nachhaltig beſtimmte. Denn 
nun erſt wurden weite Teile des füdlichen Deutſchlands, die bisher ſtark proteſtantiſch 
geweſen waren, gewaltſam wieder der römiſchen Kirche unterworfen und ſo die 
Glaubensſpaltung auch im deutſchen Süden recht eigentlich untermauert. Nicht nur in 
Böhmen, ſondern auch in Oberöſterreich, in Schleſien, in der Laufi wurde nun die 
Gegenreformation mit aller Gewalt durchgeführt. Ferdinand ſah in einem Sieg ein 
Zeichen des Himmels, eine Beſtätigung ſeines Auftrags, alle ſeine Länder in den 
Schoß der Kirche zurückzuführen. 

An ſich hätte ſehr wohl noch die Möglichkeit beſtanden, den Streit um die böhmiſche 
Krone, auf die der Pfälzer auch nach ſeiner Niederlage nicht verzichtet hatte, als 
eine rein dynaſtiſche Angelegenheit auszutragen. Die proteſtantiſchen Fürſten, die 
die Lage immer noch nicht begriffen oder nicht begreifen wollten, ſahen die Sache 
zunächſt auch noch ſo an. Erſt als Ferdinand mit ſeinen ſpaniſchen Helfern am Rhein 
bei der Verfolgung des geſchlagenen Pfälzers und ſeiner Anhänger (Chriſtian von 
Anhalt, Ernſt von Mansſeld, Chriſtian von Halberſtadt) den Krieg bis weit nach 
Niederdeutſchland trug und überall in feinem Gefolge die Gegenreformation ihren 
Einzug hielt, erkannten einige von ihnen die Anausweichlichkeit der Entſcheidung. 
So iſt es gekommen, daß der deutſche Proteſtantismus ſeine Kräfte nach und nach 
gegen die geſchloſſen und überlegen auftretende habsburgiſch-ſpaniſch⸗bayeriſche Macht 
in den Kampf warf, wo ſie nacheinander aufgerieben wurden. 


Der Niederlage des Pfälzers und ſeiner Verbündeten folgte die Niederlage des 
Dänenkönigs Chriſtian IV., der ſich als Herzog von Holſtein und als Oberſter des 
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Niederſächſiſchen Kreiſes befähigt und berechtigt glaubte, in den deutſchen Kampf ein- 
zugreifen und den dabei vorwiegend territoriale Intereſſen beſtimmten. Er wurde 
von Tilly, dem hervorragendſten Feldherrn der Liga, 1626 bei Lutter am Barenberg 
vernichtend geſchlagen. Ganz Niederdeutſchland fiel in die Hand der Gegenreforma- 
tion. Albrecht von Wallenſtein, der neu ernannte Generaliſſimus des Kaiſers, jagte 
die Dänen vollends vom Feſtland, beſetzte Mecklenburg und ſuchte ſich durch die 
Bewältigung Stralſunds (1628) einen feſten Halt an der Oſtſeeküſte zu ſchaffen. Im 
Mai 1629 ſchied das völlig geſchlagene Dänemark durch den Frieden von Lübeck aus 
dem Kampf aus. 


Triumph der Gegenreformation am Ende der erſten Ariegsphaje 

Der Kaiſer und die Gegenreformation ſtanden auf dem Gipfel- und Scheitelpunkt 
ihrer Macht. Der Süden des Reiches, der Weſten und Nordweſten waren in ihren 
Händen. Was noch nicht unterworfen war, weil es ſich aus dem Kampf heraus- 
gehalten hatte, vor allem die Häupter der Proteſtanten, Brandenburg und Sachſen, 
war durch Anfähigkeit und Antätigkeit verächtlich geworden und mochte ſeiner Stunde 
harren, bis der Kaiſer ſie für gekommen hielt. Vorläufig ging man daran, das 
Ergebnis des bisherigen zehnjährigen Kampfes, der ein einziger triumphaler Sieg 
der Gegenreformation geweſen war, in die Scheunen zu bringen. Das Reititutiong- 
edikt von 1629 wollte den Proteſtantismus auf den Beſitzſtand von 1552 zurück- 
bringen, d. h. ihm den größten Teil ſeines bisherigen Gebietes rauben. 


Das Eingreifen Schwedens und Frankreichs — Guftau Adolf und Richelieu 

Der Sieg der Gegenreformation war bei dem weltumfaſſenden Charakter der Be⸗— 
wegung (vgl. oben S. 19) und bei der weltumfaſſenden, durch dieſen Sieg ungeheuer 
geſteigerten Macht der ſpaniſchen und öſterreichiſchen Habsburger keine rein deutſche 
und auch keine rein religiöſe Angelegenheit mehr. Er bedeutet den Triumph Habs- 
burgs und Rons nicht nur in Deutſchland, fondern in Europa. Deshalb erhoben ſich 
auch jetzt außerhalb Deutſchlands die Mächte, die ſich durch dieſen Sieg am meiſten 
bedroht ſühlten, die eine weltanſchaulich und dynaſtiſch, die andere rein territorial 
und dynaſtiſch, das Schweden Guſtav Adolfs und das Frankreich Richelieus. And fo 
kommt nun hier zum erſtenmal Über die konfeſſionellen Gegenſätze hinweg ein Bünd⸗ 
nis zuſtande, das das Schickſal Europas auf lange hinaus beſtimmt: das refatholi- 
flerte Frankreich findet ſich zuſammen mit dem auf Gedeih und Verderb an das Schick. 
ſal des Proteſtantismus gebundenen Schweden. 

Es war Frankreich, das dieſes Bündnis zuſtande gebracht hat und das nun den alten 
Kampf gegen Habsburg wieder auſnahme. Damals ſowenig wie im Zeitalter 
Franz J. haben weltanſchauliche oder ſonſtige Bedenken Frankreich abgehalten, jeden 
Bundesgenoſſen anzunehmen, der auf der Welt gegen Habsburg zu haben war. Die 
Gefahr, die einſtens unter Karl V. Frankreich bedrohte, zog nun wieder herauf: die 
Amklammerung durch eine ſtarke habsburgiſche Macht. 

Aber das durch zwei Generationen innerlich zerriſſene und geſchwächte Frankreich hatte 
nun in Richelieu den großen Staatsmann gefunden, der die Folgen des Bürger- 
krieges liquidierte, die Macht des Feudalismus brach und die noch auseinander. 
ſtrebenden und ſich bekämpfenden Kräfte Frankreichs nieder und zuſammenzwang. 
Während das Reich ſich innerlich zerfleiſchte und zum Schlachtfeld europäiſcher Inter⸗ 
eſſen wurde, legte Richelieu in Frankreich die Grundlagen eines neuen Staates und 
ſetzte es dadurch in Stand, als der wahre Sieger aus dem großen Krieg hervor- 
zugehen. 

Aber nicht nur Frankreich, auch Schweden war durch den Sieg der Gegenreformation 
in ſeiner Exiſtenz bedroht. Noch regierten in Polen die ganz der Gegenreformation 
verfallenen Vettern Guſtav Adolfs. Sie ſtanden im Bunde mit dem Kaiſer, als 
dieſer ſich an der Oſtſee ſeſtſetzen wollte. Das Bündnis der deutſchen Gegenreforma⸗ 
tion mit der polniſchen hätte Schweden nicht nur ſeine neu erworbenen Beſitzungen 
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an der Oſtſee, es hätte den proteſtantiſchen Waſas die Krone gekoſtet, Schweden der 
Gegenreformation ausgeliefert, den germaniſchen Proteſt auch hier im fernſten 
Norden unterdrückt. „Wir müſſen ihnen in Stralſund begegnen, ſonſt ſuchen ſie uns 
in Stockholm auf“, ſo hat Guſtav Adolf die Situation damals richtig gekennzeichnet. 
Es ging um ſein Land und ſeinen Glauben. Es ging um das geſamte Schickſal der 
antirömiſchen Bewegung, als der Schwedenkönig nach Deutſchland aufbrach. 

So entzündet ſich am Sieg der Gegenreformation die Fackel des Krieges von neuem. 
Es iſt überhaupt das Signum des Dreißigjährigen Krieges, daß ſich gleichſam ein 
Brandherd am anderen entzündet, bis ſchließlich die Kriegsfurie landauf, landab 
ganz Deutſchland verheert. Aber die Situation von 1632 iſt beſonders in einer Hin- 
fiht lehrreich. Sie zeigt den dem internationalen Grundzug der Gegenreformation 
entſprechenden, weit über Deutſchland hinausgreifenden Charakter des Krieges, in dem 
ſich nun auch noch mit den weltanſchaulichen Gegenſätzen der politiſche Gegenſatz der 
Häuſer Habsburg und Valois verflocht. Deutſchland, der deutſche Proteſt, war nur ein 
Teilproblem der Auseinanderſetzung, die jetzt begann. Deswegen iſt es auch ganz 
falſch, den Deutſchen den Vorwurf zu machen, daß fie ſich aus religiös⸗konfeſſionellen 
Gründen dreißig Jahre lang ſelbſt zerfleiſcht hätten. Die Deutſchen haben den Krieg 
weder gewollt, noch unterhalten. Er iſt ihnen von außen aufgezwungen worden, und 
äußere Gewalten haben ſie auf dem Leidensweg vorwärtsgeſtoßen, den ſie nun noch 
zwei blutige und bittere Jahrzehnte gehen mußten. 


Siegeszug und Tod Guftau Adolfs (1632) — Wallenftein 

Der Siegeszug Guſtav Adolſs nach feiner Landung auf deutſchem Boden führte den 
Schwedenkönig bis tief nach Bayern hinein. Die Gegenreformation war ins Herz 
getroffen, als der Schwedenkönig bei Lützen den Sieg über den Feldherrn des Kaiſers 
mit ſeinem Tode bezahlte (6. November 1632). 


Eine Zeitlang mochte es ſcheinen, als ob nach dem Tod des Königs nun Albrecht von 
Wallenſtein das Geſchick des Krieges und des Landes in ſeinen Händen halte. Er 
war 1629 geſtürzt, aber im Mai 1632 wieder berufen worden. Doch Wallenſtein 
fiel, bevor er, oder eigentlich, weil er nicht den Entſchluß zum Handeln fand. Er hat 
bei ſeinem blutigen Ende in Eger (1634) das Geheimnis ſeiner letzten Pläne mit ins 
Grab genommen. Aber vielleicht iſt das Dunkel, das ſeine Geſtalt und ſeine Abſichten 
noch heute umgibt, in ihm ſelbſt begründet. Wir können nicht wiſſen, was er letztlich 
wollte, weil er ſelbſt nicht wußte, was er letztlich wollte. Rache am Kaiſer und an 
denen, die ihn 1632 geſtürzt hatten, die ihm nach ſeiner Wiederbetrauung mit dem 
Generalrat noch mißtrauten und ihn kritiſierten, Demütigung des Hauſes Habsburg 
durch eine Verbindung mit ſeinen Feinden und für ſich ſelbſt die böhmiſche Krone 
— Herſtellung des Reichsfriedens durch Anterhandlungen mit den proteſtantiſchen 
Reichsfürſten, Säuberung des deutſchen Bodens von den Fremden und Wieder— 
herſtellung des Zuſtandes von 1619, er ſelbſt dabei als der große Friedensbringer 
und König von Böhmen, beide Pläne kreuzten ſich in mannigfachen Kombinationen 
in ſeinem von Ehrgeiz erfüllten Gemüt, während er, ohne formal die Grenzen ſeiner 
Vollmachten zu überſchreiten, mit den Gegnern des Kaiſers verhandelte. Aber 
Wallenſtein war nicht der Mann zur Ausführung ſo weitgehender Pläne im Guten 
wie im Schlimmen. Ihm fehlte zum wirklich großen geſchichtlichen Handeln die 
ſkrupelloſe Entſchlußkraft, der bedingungsloſe Glaube an ſich und ſeinen Stern, den 
etwa Napoleon hatte. Ihm fehlte vor allem die innere Bindung an ein Volk oder 
einen Glauben, die ihm Auftrag und Miſſion gegeben hätte. Er ſah letztlich doch 
nur ſich ſelbſt, aber er glaubte doch nicht genug an ſich ſelbſt. So iſt ſein Sturz die 
Tragödie eines Menſchen, der ohne große Idee und ohne Glauben ſich einer großen 
geſchichtlichen Aufgabe gegenüberſieht, und über den das Rad der Geſchichte hinweg— 
geht, weil ihm die Kraft des Handelns fehlt, die der Glaube an die Gerechtigkeit 
einer großen Sache, denen verleiht, die ihr dienen. 
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Der Hauptpunkt der Kritik, die feine Feinde an ihm geübt hatten, war die Lahmheit 
feiner Kriegsführung nach Guſtav Adolfs Tod. Er hatte es nicht vermocht, die 
Schweden aus dem Land zu treiben und die Niederlage von Lützen wiedergutzu⸗ 
machen. Noch im Jahre ſeines Sturzes wurde in der blutigen Schlacht von Nördlingen, 
in der die verbündeten Schweden und Franzoſen den Kaiſerlichen erlagen, das Gleich— 
gewicht wiederhergeſtellt. 

Wieder einmal wie 1629 ſchien die Kriegsſackel erlöſchen zu wollen, wieder einmal 
hätte Frieden geſchloſſen werden können, wenn dieſer Krieg nur eine Sache des 
deutſchen Volkes geweſen wäre. Die Vormacht der deutſchen Proteſtanten, Kur— 
ſachſen, ſchied durch den Prager Frieden (1635) aus, nachdem fie überhaupt nur fünf 
Jahre am Kampf gegen die Gegenreformation teilgenommen hatte, und Schweden 
ſelbſt war nahe daran, ebenfalls Frieden zu machen. 


Ausgang des Dreißigjährigen firieges 


Daß es nicht dazu kam, daß Deutſchland noch weitere dreizehn grauenvolle Jahre 
über ſich ergehen laſſen mußte, iſt vor allem die Schuld Frankreichs, welches das 
Wiedererſtarken der Habsburger nicht zulaſſen wollte. Nicht um Deutſchland und den 
Glauben wurde fürderhin geſtritten, ſondern der Kampf der Häuſer Valois und 
Habsburg, vor allem ſpaniſch⸗Habsburgs, wurde unter ſchwediſcher Aſſiſtenz auf deut- 
ſchem Boden ausgetragen und mit deutſchem Blut bezahlt. Dieſer Kampf, der für 
Frankreich mit einer Kette von Niederlagen begann, wurde ihm eine Schule des 
Krieges, aus der die erſten großen Generale ſeines großen Jahrhunderts, des Jahr- 
hunderts Ludwigs XIV., eine Turenne, ein Condé, hervorgingen. 


In Deutſchland ſelbſt wogte der Kampf hin und her. Als aber die Lage von 1632 
ſich wiederholte, als die Habsburger und die Gegenreformation 1646 die Schweden 
wieder in den eigenen Staaten ſahen, wurden endlich die ſeit langem in Münſter und 
Osnabrück ſchwebenden Verhandlungen 1648 durch den Weſtſäliſchen Frieden ab- 


geſchloſſen. 


Der Weftfälifche Friede — Seine Bedeutung — Deutichland nach dem Ausgang des 
Dreißigjährigen firieges 

Der Weſtfäliſche Frieden beendet nicht nur die ſchauerlichſte Kriegsepoche unferer 
Geſchichte, er beendet ein ganzes Zeitalter, das mit dem Jahre 1519 begann. Was 
brachte er, und was bedeutete er? 


Reich und Volk bluteten aus tauſend Wunden. Die Verheerungen des Krieges 
waren grenzenlos. Trotzdem hat ſich das deutſche Volk ſehr ſchnell nach dem Krieg 
wieder zu Äußerungen feiner Kraft erhoben, die ein Anterpſand feiner unverfieg- 
lichen Lebenskraft ſind für immer. 

Die Wunden, die der Krieg dem Reich als politiſchem Körper geſchlagen hat, ſind 
nie mehr verheilt. Die im Mittelalter einſetzende und durch die Entwicklung des 
Reformationszeitalters verſtärkte Tendenz zum Zerfall in partifulare Sonder— 
bildungen trat mit dem Weſtfäliſchen Frieden in eine neue Phaſe ihrer Entwicklung. 
Den Reichsſtänden wurden die Souveränität in aller Form zuerkannt, ſie erhielten 
das Recht, Bündniſſe unter ſich und mit dem Ausland zu ſchließen mit der praktiſch 
nichtsſagenden Einſchränkung, daß dieſe ſich nicht gegen Kaiſer und Reich richten 
dürften. 

Dieſer fo mächtig geſtärkte Partikularismus war nicht nur eine rein dynaſtiſche An⸗ 
gelegenheit. Immer ſtärker gewöhnten ſich die Deutſchen daran, in den Grenzen ihrer 
territorialen Heimat zu denken und zu leben, das übrige Deutſchland als Ausland 
und Fremde zu betrachten. Zweifellos hat dieſe verhängnisvolle Entwicklung auch 
einige gute Seiten gehabt, indem ſie die Durchbildung der deutſchen Stämme und 
Landſchaften förderte und an einzelnen Stätten Kulturzentren entſtehen ließ, die 
kein anderes Land der Erde in ſolcher Vielheit und Mannigfaltigkeit aufzuweiſen hat. 
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Aber dieſe Vorzüge find teuer erkauft worden durch die Lähmung der politiſchen 
Energie und Stoßkraft unſeres Volkes, durch ſchwere und blutige Bruderkriege. Es 
war ein circulus vitiosus. Seit der durch den Konflikt mit dem Papſttum und die 
Italienpolitik verurſachten Schwächung der Zentralgewalt und dem Auſkommen der 
territorialen Mächte find dieſe in ſteigendem Maße die einzigen zur Aufrecht⸗ 
erhaltung und Entwicklung ſtaatlicher Ordnung in Deutſchland fähigen Organe ge- 
worden. Das habsburgiſche Kaiſertum hat teils aus Schwäche, teils wiederum 
infolge ſeiner univerſaliſtiſchen Bindungen die partikuloren Gewalten nicht nieder- 
zuringen vermocht. Dieſe wieder ziehen Kraft und Lebensenergie aus der Bewälti⸗ 
gung ihrer Aufgaben und aus den von ihnen beherrſchten Räumen und lähmen ſo, 
dem Geſetz ihrer Staatsraiſon gehorchend, das Kaiſertum noch mehr. Bündniſſe mit 
auswärtigen Staaten gegen das Reich und zum Nachteil des Reichs, wie ſie etwa 
die bayeriſche und brandenburgiſche Politik jahrzehntelang beſtimmt haben, offener 
Reichsverrat wie der der Wittelsbacher Kurfürſten im ſpaniſchen Erbfolgekrieg find 
keine Seltenheit in der mit ſo vieler Schuld beladenen Geſchichte des deutſchen 
Partikularismus. 

Das Reich als politiſch aktionsfähige Körperſchaft hatte faktiſch aufgehört zu 
exiſtieren. Aber die Idee der deutſchen Einheit und Zuſammengehörigkeit iſt im 
deutſchen Volke damit doch nicht erloſchen, und in den großen Notzeiten, die das 
Jahrhundert noch bringen ſollte, hat es ſich gezeigt, daß dieſes Gefühl der Einheit 
noch wirkſam werden konnte im Volk und auch in feinen Fürſten über alle Trennungs- 
ſchranken hinweg. 


Territoriale Verluſte 

Zur inneren Schwäche des Reiches treten ſchwere territoriale Verluſte. Die Nord- 
weſtflanke unſerer Poſition ging verloren, die Niederlande wurden nun vollends 
offiziell aus dem Reichsverband entlaſſen. Sie hatten, ſolange ſie noch Glied des 
Reichs waren, ſchutzlos und vom Kaiſer preisgegeben, dem Anſturm der ſpaniſch⸗habs⸗ 
burgiſch⸗römiſchen Mächte ſtandhalten müſſen. Sie waren in dieſen Kämpfen zu 
einem eigenen Staatsweſen erwachſen und gingen fortan ihre eigenen Wege, die ſie 
immer weiter vom deutſchen Schickſal abführten. Gleichzeitig ging auch die Schweiz, 
die ſich ebenfalls im Aufſtand gegen Habsburg dem Reich entfremdet hatte, end. 
gültig verloren. 

Entſtanden hier Staaten eigener Prägung und Souveränität, ſo riſſen im Norden 
und Weſten die fremden Mächte Fetzen aus dem Körper des Reichs, das hier wieder 
einmal für Habsburgs katholiſch-univerſaliſtiſche Weltherrſchaſtspläne blutete, 
während Erfolge Habsburg allein zugute kamen. 


Frankreich nahm außer den öſterreichiſchen Landgrafſchaften Ober. und Anter⸗Elſaß 
noch die Landvogtei über 10 elſäſſiſche Landſtädte an ſich, und das alles unter ſo 
unklaren Rechtsmitteln, daß die Abtretung dieſer Gebiete ſpäter der Anlaß zum Ver- 
luſt großer Teile des linken Rheinufers wurde. 


Schweden, das zuletzt nur noch um die Sicherung und den Ausbau feiner Vormacht⸗ 
ſtellung an der Oſtſee gekämpft hatte, nahm Vorpommern mit Stettin. Da dieſe 
Gebiete formal beim Reich verblieben, ſo trat Schweden als Reichsſtand ähnlich wie 
Dänemark in den Reichsverband ein. 


Dieſe ſchweren territorialen Verluſte ſind ſpäter nur teilweiſe wiedergutgemacht 
worden. Der Partikularismus, dieſe opfervolle Durchgangsſtufe unſerer Entwicklung 
iſt heute nach jahrhundertelangen Kämpfen überwunden. Die Spaltung im Glauben, 
die die Gegenreformation durch die Anterdrückung des deutſchen Proteſts gegen Rom 
verurſacht hat und die durch den Weſtfäliſchen Frieden erneut feſtgelegt wurde, iſt 
als verhängnisvollſtes Erbe dieſer Epoche noch geblieben, die konfeſſionellen Grenzen 
haben ſich ſeit dem Abſchluß dieſes Zeitalters der deutſchen Glaubenskriege nicht mehr 
weſentlich verſchoben. 
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Die Kirchen alles Konfeſſionen haben aus dem Dreißigjährigen Krieg keine Lehre 
gezogen. Der Papſt proteſtierte vielmehr feierlich gegen den Frieden, der den blutigen 
Leiden unſeres Volkes ein Ende machte, die Lutheraner proteſtierten gegen die Auf- 
nahme der Calviniſten in den Religionsfrieden, das Gezeter der Theologen von den 
Kanzeln ging weiter, als wäre kein Krieg geweſen und als hätte nicht die tiefe An. 
einigkeit der Proteſtanten die ſchwere Kriſe ihrer Sache am meiſten mitverſchuldet. 
Nach wie vor führten dieſe Theologen das Volk in die Ode ihres herrſchſüchtigen 
Gezänks und ihrer ſcholaſtiſchen Haarſpaltereien. 


I. Dom Weftfälifchen Frieden 
bis zum Untergang des Erſten Reichs 1806 


1. Dreiftontenkrieg gegen Franzoſen, Tücken und Schweden. 
Der Aufftieg Brandenburg-Preufens 


Rationalismus und Aufklärung 


Nach dem großen Kriege zeigte ſich im Volke, zunächſt wie immer in feinen führenden, 
eine neue Richtung weiſenden Geiſtern, eine Abkehr von dieſer ganzen Welt, für die 
man ſo lange und ſo viel geblutet hatte. Ein neues geiſtiges Zeitalter ſtieg herauf, 
dereinſt auch zu Zerfall und Niedergang beſtimmt, aber in vielem eine geſchichtlich 
fortwirkende Macht bis auf unſere Tage. 


Der Geiſt der europäiſchen Völker wandte dem Theologengezänke den Rücken. Die 
unverlierbare Frömmigkeit des deutſchen Volkes ſuchte in dem Elend der Zeit Halt 
und Troſt in einem verinnerlichſten Chriſtentum, das die Enge der orthodoxen Partei. 
ſtellungen und in manchen auch die Grenzen des Konfeſſionellen überwandt (Angelus 
Sileſius). Später wurde der deutſche Pietismus eine der ſtillen und tiefen, aber in 
feiner Wirkung auf das deutſche Geiſtesleben des folgenden Jahrhunderts außer- 
ordentlich bedeutſamen geiſtigen Bewegungen der Nation. 


Ihn übertrifft aber an zeitgeſchichtlicher und weltgeſchichtlicher Wirkung bei weitem 
die eigentlich beherrſchende Richtung der Zeit, die, ſich vom Chriſtlich⸗religiöſen immer 
mehr loslöſend, die Geſetze alles Daſeins nur durch die eigene Vernunft zu ergründen 
und begründen ſuchte, und die ſchnell dazu überging, nur noch das anzuerkennen, was 
den Erkenntniſſen und Forderungen der Vernunft entſprach. 


Von den großen Neuentdeckungen der Naturwiſſenſchaften ausgehend, die Keppler und 
Newton vor allem zu danken find, übertrug man die mathematiſch⸗naturwiſſenſchaft⸗ 
liche Methode auf alle Gebiete des Denkens und Seins, „more geometrico“ ſollten 
die Geſetze der Welt und des menſchlichen Zuſammenlebens erſchloſſen werden. Wir 
ſtehen am Beginn des Aufklärungszeitalters, das nun unter der „Herrſchaft der Ver. 
nunft“ mit dem „Spuk“ vergangener Jahrhunderte aufräumte, dem „Dunkel“ und der 
„Barbarei“ des Mittelalters und der jüngſten Vergangenheit das ſiegende Licht des 
menſchlichen Geiſtes entgegenfetzte, das nun ein neues goldenes Zeitalter der Menſch⸗ 
heit heraufführen ſollte. 


Spätere Geſchlechter, die die Einſeitigkeit und die Anzulänglichkeiten dieſes rationali- 
ſtiſchen Zeitalters am eigenen Leibe erfahren mußten, haben in der Aufklärung nur 
Verfall und Antergang geſehen. Aber man darf nicht verkennen, daß erſt die Auf- 
klärung die Herrſchaft der ſcholaſtiſchen Theologie (auch der verknöcherten lutheriſchen) 
über die Wiſſenſchaften, über das Staats- und Rechtsdenken endgültig gebrochen und 
ihnen dadurch ihre freie und großartige Entwicklung ermöglicht hat. Sie hat dem 
Staat und der Politik eine neue ſtarke Stellung gegeben bzw. zurückgegeben, wenn 
fie auch ſchon die Keime kommender Zerſetzung in die politiſche Entwicklung hinein- 
trug. Zunächſt aber haben Vernunft und Naturrecht dem Abſolutismus die Waffe 
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geſchliffen, die es ihm ermöglichte, vor allem in Frankreich, aber auch in den größeren 
deutſchen Einzelſtaaten, die politiſche Energien wieder zuſammenzufaſſen und zum 
Einſatz zu bringen. Daß dieſe Waffe dereinſt mit vernichtender Wucht auf das Haupt 
der Könige und die Fundamente der Staaten zurückfallen würde, konnte in den erſten 
Anfängen der Entwicklung noch niemand ahnen. 


Deutfches Geiſtesleben nach dem firiege 


Den Beginn der neuen Bewegung bezeichnet in Deutſchland im politiſchen Bereich 
der Name Pufendorfs, von dem die Linie dann über Thomaſius, Leibniz zu 
Friedrich dem Großen führt. Bedeutet Pufendorf den erſten Anfang der Gelbft- 
beſinnung auf dem politiſchen Gebiet, ſo zeigen auf dem kulturellen die Namen 
Grimmelshauſen, Glogau, Angelus, Sileſius, Otto von Guericke und Schütz, daß 
Deutſchlands geiſtiges Firmament doch nicht ohne Sterne war, ehe die Morgenröte 
der großen Zeit unſerer Philoſophie und Dichtung aufging. 


Die politiſche ceiſtung der Deutjchen in dieſer Epoche 


Der Eindruck der Troſtloſigkeit, den die zweite Hälfte des 17. Jahrhunderts bis 
heute hinterlaſſen hat, iſt hauptſächlich aus der Betrachtung der Verfaſſungsverhält⸗ 
niſſe und der ſozialen und wirtſchaftlichen Lage des deutſchen Volkes in jener Zeit 
entſtanden. Die Prunkſucht und Ausländerei der oberen Schichten, der tiefe Ver- 
fall des Bürgertums, die gedrückte Lage des Bauernſtandes, ſie haben den Eindruck 
entſtehen laſſen, daß jene Zeiten eine Epoche des Ruins darſtellen, aus der nur der 
Aufſtieg Preußens glanzvoll hervorleuchtet. 


Dieſes traurige Bild iſt gewiß richtig, wenn man nur die eben angeführten Sektoren 
unſeres damaligen deutſchen Lebens betrachtet. Aber man darf darüber nicht ver- 
geſſen, was dieſes aus tauſend Wunden blutende deutſche Volk in der Epoche nach 
dem großen Kriege geleiſtet hat. Schon 16 Jahre ſpäter erfocht feine vereinte Volks- 
kraft den erſten großen Türkenſieg unſerer Geſchichte bei St. Gotthard an der Raab. 
27 Jahre nach dem Weſtfäliſchen Frieden leitete der Sieg von Fehrbellin den Zu- 
ſammenbruch der ſchwediſchen Macht in Deutſchland ein, acht weitere Jahre darauf 
wurde vor Wien die größte Streitmacht der Türken abgewieſen, während gleichzeitig 
die Weſtgrenze des Reiches gegen den Druck Frankreichs gehalten werden mußte. 
Vergleicht man dieſe Leiſtungen mit dem, was das lebensſatte und reiche Deutſchland 
vor dem Dreißigjährigen Krieg leiſtete, hält man dem entgegen, daß dieſe ganze 
Epoche keine große Heldengeſtalt und keine große Heldenleiſtung hervorgebracht hat, 
ſo wird man das Zeitalter der Gegenreformation als das in jeder Richtung troft- 
loſeſte unſerer Geſchichte betrachten und mit um ſo mehr Bewunderung auf die 
geſchichtliche Leiſtung ſehen, die das durch die härteſte Notzeit gegangene Geſchlecht 
unmittelbar nach dem Dreißigjährigen Krieg hinterlaſſen hat. 


Das Emporkommen Brandenburg- Preußens — Der Große Aurfürft — Das Problem 
des deutichen Dualismus 

Das größte und folgenreichſte Ereignis dieſer Epoche iſt zweifellos die Heraufkunft 
des brandenburgiſch⸗preußiſchen Staates, die Begründung feiner Macht durch den 
Großen Kurfürſten. In dem Raum, den das Reich am wenigſten zu durchdringen und 
zu beherrſchen vermochte, und den es teilweiſe ſogar preisgegeben hatte, wuchs 
ein ſchon deswegen mit einem beſonderen Maß von Eigenſtaatlichkeit verſehenes 
Staatsweſen heran. 

Indem ſeine Dynaſtie ihre weit zerſtreuten Beſitzungen zu größerer Einheit zu— 
ſammenfaßte, führte fie zugleich den deutſchen Nordoſten wieder in den Zujammen- 
hang der Reichsgeſchicke zurück und verklammerte ihn unauflöslich mit ihnen. Dieſe 
werdende Großmacht erkannte von Anfang an, daß ſie bei der Kärglichkeit ihrer 
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natürlichen Hilfsmittel nur durch die ſtraffſte Organiſation ihrer Macht, durch 
äußerjte Sparſamkeit, Sauberkeit und Exaktheit der Staatsführung und Verwaltung, 
vor allem aber durch eine ſtets ſchlagfertige Armee ihren Weg würde gehen und ſich 
behaupten können. Sie entwickelte dabei die ihr eigentümliche, nüchterne und doch 
wieder kühne, ſcharf durch: und zugreifende Staatsraiſon, die das Geſetz ihres Lebens 
geblieben iſt. Dieſe Staatsraiſon verkörperte ſich in einer in der Geſchichte einzig 
daſtehenden Reihe großer Monarchen im 17. und 18. Jahrhundert. Dieſe Monarchen 
wiederum ſtellen die höchſte fittlihe Verkörperung der Herrſchaftsform ihres Zeit⸗ 
alters dar, der abſoluten Monarchie, die ſonſt in ſo vielen deutſchen Staaten zum 
Zerrbild ausländiſcher Beiſpiele, zur Nachäffung insbeſondere des Hofes von 
Verſailles geworden war. Die aufbauende und ftaatsbildende Kraft des landesherr- 
lichen Abſolutismus, der nach dem geſchichtlich gewordenen Verſagen der Reichs- 
gewalt die einzig ordnende Kraft im Deutſchland des 17. und 18. Jahrhunderts war 
und ſein konnte, iſt im Preußen jener Epoche in idealtypiſcher Weife repräfentiert. 


Die junge, mächtig aufſtrebende preußiſche Macht ſuchte ihren Weg zunächſt innerhalb 
des Reiches, im Einklang mit der Reichspolitik zu gehen, und fie iſt trotz des ſchweren 
von Habsburg provozierten Rückſchlages von 1679 im großen und ganzen bis zu 
König Friedrich Wilhelm J. von der Rückſicht auf Kaiſer und Reich beherrſcht 
geweſen. Erſt mit Friedrich d. Gr. beginnt eine rückſichtsloſe Machtſtaatspolitik, die aber 
ſpäter wieder in die alte Reichstradition zurücklenkt, bis fie dann Bismarck wieder 
aufnahm und zu Ende führte. Zu Ende nicht nur in dem Sinne, daß er den eigentlich 
ſchon mit dem Großen Kurfürſt beginnenden Dualismus ausgekämpft hat, ſondern 
vor allem in dem Sinne, daß er die preußiſche Rebellion gegen Habsburg (nicht gegen 
das Reich, das längſt nicht mehr von Habsburg dargeſtellt wurde) durch die Wieder- 
aufrichtung des Reiches geſchichtlich rechtfertigte. Denn darin, daß ſie einen Auftrag 
der Geſchichte erfüllen und zu fruchtbarem Ende führen, unterſcheiden ſich die wirk⸗ 
lichen großen Revolutionäre von den Meuterern, und darin, im Nang und in der 
fruchtbaren Auswirkung ihrer Taten, offenbart ſich das Arteil der Weltgeſchichte, 
die in dieſem Sinne (und nicht in irgendeinem moraliſchen) ſchließlich doch das Welt. 


gericht iſt. 


fuß enpolitiſche Lage des Reichs nach 1648 


Das Reich ſah ſich nach dem Frieden drei außenpolitiſchen Aufgaben gegenüber- 
geſtellt: die Wiedergewinnung feiner Souveränität und Integrität an der Nordoft- 
front, die Verteidigung ſeiner Grenzen im Weſten und ebenſo im Oſten. Alle drei 
Aufgaben verquicken ſich vielfach miteinander, ſchon weil hinter den Gegnern, die hier 
zu bekämpfen waren, der einheitliche und leitende Wille des Hauptfeindes ſtand, 
Ludwigs XIV., die die Staatsmacht Frankreichs, ſeinen Anſpruch auf die Hegemonie 
in Europa, ſeinen Drang nach der Rheingrenze erfolgreich und in feiner Art groß. 
artig vertrat. 


Deutſche Offenfioe im Norden — Souveränität Preußens — Aampf um die deutſche 
Oſtſeeküſte | 

Deutſchland ergriff durch Preußen zunächſt die Offenſive, um den Oſtſeeraum wieder 
an ſich zu bringen. Die Abſchüttelung der fremden Lehenshoheit über Oſtpreußen 
war das erſte Ziel der Politik des Großen Kurfürſten. Er wollte dieſe Lehens⸗ 
Hoheit zunächſt dem Reiche wiedergewinnen, aber fo fremd ſtand Habsburg dem 
deutſchen Oſten gegenüber, daß man dort auf die preußiſchen Pläne überhaupt nicht 
einging. Der Große Kurfürſt hat dann die Souveränität über Oſtpreußen in einem 
geſchickten Wechſelſpiel zwiſchen den um die Herrſchaft über den Oſtſeeraum kämpfen⸗ 
den Großmächten, Schweden und Polen, für ſich gewonnen. Seine junge Armee 
hat dabei in der dreitägigen Schlacht von Warſchau (1656) ihre erſte europäiſche 
Waffenprobe glänzend beſtanden. Die Verträge von Labiau und Wehlau, ſchließlich 
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der Friede von Oliva beſtätigten Brandenburgs Souveränität über das ehemalige 
Ordensland Preußen (1660). Der Staat des Großen Kurfürſten ſtand fortan mit 
einem Fuße außerhalb des Reiches, aber er verteidigte hier eine rein deutſche Außen- 
ſtellung und erfüllte damit ſeine größte deutſche Miſſion in dieſem Zeitalter. 


Sehr viel ſchwieriger und verluſtreicher als die Erreichung dieſes Zieles geſtaltete ſich 
der Kampf um das zweite große Objekt der preußiſch⸗deutſchen Politik im Nordoſten, 
die Wiedergewinnung der ganzen deutſchen Oſtſeeküſte durch die Verdrängung der 
Schweden aus Pommern. Hier ſollte der Große Kurfürſt die größten militäriſchen 
Erfolge feiner Laufbahn erringen, und hier ſollte er die größten politiſchen Ent- 
täuſchungen feines Lebens erfahren. Zunächſt nahmen die beiden Vormächte Deutſch⸗ 
lands, Habsburg und Hohenzollern, die Aufgabe gemeinſam in Angriff. Habsburg 
unterſtützte Preußen dabei ſchon deshalb, weil man ſeine Stimme für die Kaiſerwahl 
Leopolds I. — Ferdinand III. war 1657 geſtorben — brauchte. Oſterreicher und 
Brandenburger haben dann gemeinſam die damals zu Schweden gehörigen nord. 
elbiſchen Herzogtümer erobert, die ihre vereinigten Fahnen dreihundert Jahre ſpäter 
noch einmal im Kampf um Schleswig-Holſtein ſehen ſollten. Beide Mächte haben 
zufammen in Schwediſch⸗Pommern gefochten, um die Fremdlinge aus dem Lande zu 
werfen. Der Erfolg blieb dem erſten Anſturm verſagt, nur die Souveränität über 
Oſtpreußen gaben die Schweden im Frieden von Oliva preis. 


Die Wiedergewinnung Pommerns iſt unverändert das nächſte Ziel der preußiſchen 
Politik geblieben, es lenkte ſeinen Blick auf das Problem der Freiheit der deutſchen 
Ströme, deren Mündungen in fremder Hand waren, und darüber hinaus auf die See 
und über die See. „Was find Rhein, Weſer, Elbe und Oder-Strom nunmehr anders 
als fremder Nationen Gefangene?“, heißt es in jener Flugſchrift des Großen Kur- 
fürſten, die den berühmten Mahnruf enthält: „Gedenke das Du ein Teutſcher biſt.“ 


fiolonial- und Flottenpolitik des Großen Aurfürften 


Dem Kurfürſten war es Ernſt mit feinen reichspatriotiſchen Geſinnungen. Er hat in 
dieſen Jahren den Plan des Arnold Gyſels van Lyr aufgenommen, dem Reich eine 
Flotte zu ſchaffen unter Brandenburgs Generaladmiralat und deutſche RNeichskolonien 
über See zu gründen. Da der Kaiſer auf ſolche Pläne nicht einging, jo hat der 
Große Kurfürſt fie für Preußen allein durchzuführen geſucht. Er ſchuf eine branden- 
burgiſche Flotte und gründete die erſten deutſchen Kolonien in Afrika, ein ver- 
heißungsvoller Anſatz deutſcher See- und Kolonialpolitik, den ſeine Nachfolger dann 
verkümmern und ſchließlich eingehen ließen. 


Europa zwiſchen den flriegen — Leopold I. und Ludwig XIV. 


Im allgemeinen kam die Aktivität der brandenburgiſchen und der Reichspolitik in 
den Jahren nach 1660 eine Zeitlang zur Ruhe. Europa ſchien einen Augenblick Atem 
zu ſchöpfen, ehe es ſich in eine neue Periode gewaltiger kriegeriſcher Anſpannungen 
und Auseinanderſetzungen warf. 

Leopold J., Deutſchlands ſoeben (1658) gewählter junger Kaiſer, der nun faſt durch 
zwei Menſchenalter, faſt ebenſolange wie ſein großer Gegenſpieler Ludwig XIV., 
regieren ſollte, ſuchte ſich erſt in ſeinem eigenen öſterreichiſchen Machtbereich zu 
jeftigen, ehe er an größere Aufgaben heranging. Ludwig XIV. hat den Zeitraum 
zwiſchen 1648 und 1660 benutzt, um die Abrechnung mit Spanien, das dem Weſt— 
fäliſchen Frieden nicht beigetreten war, zu Ende zu führen. Er hat dabei deſſen Macht 
endgültig gebrochen. Der Pyrenäen-Frieden (1659) brachte die endgültige Ent- 
ſcheidung des ſeit Karl V. tobenden Kampfes zwiſchen Habsburg-Spanien und Frank. 
reich. Der Verſuch Spaniens, den Gegner einzuſchnüren und zu erdrücken, war ge— 
ſcheitert. Der Ring um Frankreich war zwar noch nicht gebrochen, aber ſo dünn und 
ſchwach geworden, daß das nunmehr wieder erſtarkende Frankreich ihn jederzeit 
vollends ſprengen konnte. 
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Ludwig XIV. hat das in zwei Richtungen verſucht, nach Norden und nach Oſten. 
Aber ehe die beiden Großmächte der Zeit, Habsburg-Öfterreih und Valois- 
Frankreich, von den Generationsgenoſſen Leopold I. und Ludwig XIV. geführt, die 
Waffen wieder aufnahmen, liegt ein Augenblick politiſcher Stille über den blut⸗ 
getränkten Schlachtfeldern Europas, in der ſich die Gegner gleichſam abtaſten und die 
Chancen des Angriffs abwägen. 


Der Rheinbund von 1658 


In dieſe Periode ſällt der Verſuch des Kurfürſten von Mainz, die füddeutichen 
Fürſten zu einem Rheinbund zuſammenzufaſſen, der als Puffer und Mittler zwiſchen 
Habsburg und Frankreich ſtehen und die weitere Ausblutung des Reichs für ſpaniſche 
Intereſſen verhindern ſollte. Aber die enge Anlehnung an Frankreich zeigte deutlich 
genug, daß man der eigenen Kraft wenig zutraute, und als die ſcharſe Luft der 
großen weltpolitiſchen Auseinanderſetzungen wieder durch Europa wehte, zerplatzte 
denn auch das ganze Gebilde wie eine Seifenblaſe. 


Neuer Türkenkrieg (1664) 


Dem Reich aber brachten dieſe kurzen relativ ruhigen Jahre wenigſtens den einen 
großen Vorteil, daß es im Rücken ungeſtört, ja zum erſtenmal ſogar mit gewiſſer 
Anterſtützung Frankreichs die neu heraufziehende Türkengefahr abwenden konnte. 
Auch der Allerchriſtlichſte König ſtellt ſich in die Reihen der Streiter, die die plötzlich 
und mit unerwarteter Heftigkeit wieder hervorbrechende Türkenmacht bei St. Gott- 
hard an der Raab vernichtend ſchlugen (1664). Es war ein Sieg der ganzen Chriften- 
heit, alle Konfeſſionen, alle Mächte hatten ſich unter dem Eindruck des paniſchen 
Schreckens, der den Türken vorhergegangen war, zu einer großen Kraftanſtrengung 
geeinigt und jo den erſten großen Erfolg Europas über die Türken davongetragen. 


Weſſen man fich allerdings von Ludwig XIV. zu verſehen hatte, das zeigte ſich 
ſogleich, als er noch im ſelben Jahre auf Wunſch des Kurfürſten von Mainz dieſem 
die Reichsſtadt Erfurt unterwarf. 6000 Franzoſen zogen damals mitten im Frieden, 
vom Erzkanzler des Heiligen Römiſchen Reiches gerufen, durch Deutſchland bis ins 
Herz des Reiches. 


Die erſten Raubhriege Ludwig XIV. (1668 bis 1679) 


Zunächſt allerdings blieb der Vorgang Epifode und die Politik des friedlichen Aus. 
gleichs beherrſchte gleichermaßen den Kaiſer wie die Höfe. Während aber Leopold 
ſeinen ungariſchen und inneröſterreichiſchen Intereſſen nachging und das Reich ohne 
politiſche Führung blieb, nutzte Ludwig die Stimmung, um einen Reichsfürſten nach 
dem anderen unter dem Deckmantel dieſer Friedenspolitik an ſich zu ziehen, darunter 
auch Friedrich Wilhelm von Brandenburg. 


So nach allen Seiten geſichert, ergriff Ludwig XIV. 1667 die große Offenſive. Sie 
beginnt mit dem Aberfall auf die ſpaniſchen Niederlande, welche nach kurzem Feld— 
zug zur Abtretung wichtiger, darunter auch ehemals deutſcher Grenzfeſtungen genötigt 
wurden (z. B. Lille). Es folgt 1670 die Vertreibung des Herzogs von Lothringen, 
durch die älteſtes deutſches Land zunächſt vorübergehend an Frankreich kam, ohne das 
ſich eine Hand dagegen erhoben hätte. 


Der nächſte diplomatiſch ſorgfältig vorbereitete Schlag traf 1672 Holland. Aber 
während die franzöſiſchen Heere dort einbrachen, um die fadenſcheinigen Gebiets- 
anſprüche ihres Königs durchzufechten, zeigte ſich die Schwäche ſeiner auſ die Ohn⸗ 
macht und Zerriſſenheit des Reichs berechneten Politik. Brandenburg und der Kaiſer 
fanden ſich trotz der Abmachungen zwiſchen dem erſteren und Frankreich zu gemein- 
ſamer Abwehr des Angriffs zuſammen. Kaiſerliche und brandenburgiſche Truppen 
ſuchten den Franzoſen ihre große Anmarſchſtraße den Rhein entlang zu verlegen. 
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Turennes große Feldherrnkunſt ſiegte jedoch über die uneinheitlich geführten Truppen 
der durch innere Spannungen gelähmten Koalition. Die Mißerfolge und Mißver⸗ 
ſtändniſſe dieſes Feldzuges führten 1673 zum Ausſcheiden Brandenburgs, das, aller- 
dings nur für ein Jahr, Oſterreich und Spanien die Laſt des Kampfes überließ. 


Große Erfolge der Kaiſerlichen im Bunde mit Wilhelm v. Oranien, in welchem den 
Holländern in ihrer Bedrängnis ein kraftvoller Führer erſtanden war, die Kriegs- 
erklärung des Reiches an die Franzoſen, der Wiedereintritt Brandenburgs in den 
Kampf, alle dieſe Vorgänge machten das Jahr 1674 zu einem der hoffnungsreichſten 
in der großen Auseinanderſetzung mit Ludwig XIV. Als damals der Große Kur- 
fürſt mit dem Kaiſerlichen Oberbefehlshaber auf der Rheinbrücke zu Kehl zuſammen⸗ 
traf, ſchien der Erfolg des Feldzuges geſichert. Trotzdem entſprachen die Erfolge im 
Feld nicht den hochgeſpannten Erwartungen. Vor allem griffen die Franzoſen nun 
auf die bewährten diplomatiſchen Mittel Franz J. und Richelieus zurück, ſie erweckten 
der deutſchen Koalition die alten Gegner im Rücken. 


Eingreifen Schwedens — Fehrbellin 


Polen, Angarn, die Türkei waren ſchon lange erfolgverheißende Tätigkeitsfelder 
der agilen franzöfiſchen Politik. Nun rief Ludwig XIV. Brandenburgs alten 
Gegner, die Schweden auf den Plan. Sie fielen in Preußen ein und wollten weſt⸗ 
wärts durchftoßend dem am Rhein ftehenden Kurfürſten in den Rücken fallen. Aber 
deſſen kühne Entſchlußkraft vereitelte das Anternehmen. In Gewaltmärſchen vom 
Rhein zurückkehrend, ſchlug er die Schweden, noch ehe ſie richtig wußten, was ſie vor 
fih hatten, in einer Reihe von Geſechten und ſchließlich in der Entſcheidungsſchlacht 
von Fehrbellin am 28. Juni 1675. In wenigen Tagen brach die Schwedenherrſchaft in 
der Mark zuſammen, Preußen konnte daran denken, den Verbündeten Ludwigs XIV. 
endgültig aus Deutſchland zu verjagen und Pommern für ſich und für Deutſchland 
zurückzugewinnen. Nacheinander fielen in den Feldzügen der folgenden Jahre Stral— 
ſund und Stettin in die Hände des Kurfürſten, Rügen wurde 1678 durch kaiſerliche 
und brandenburgiſche Streitkräfte im Bund mit Dänemark vorübergehend erobert. 
Im gleichen Jahre hat der Große Kurfürſt die zur Wiedergewinnung Pommerns auf- 
gebotenen ſchwediſchen Streitkräfte vernichtend geſchlagen, ſie in einem unerhörten 
Siegeszug durch das verſchneite Oſtpreußen und über das vereiſte Haff hinweg bis 
über die letzten Grenzen ſeiner Staaten hinaus geworfen und verfolgt und damit den 
deutſchen Nordoſten ſcheinbar für immer befreit. 


Aber dem Jubel über einen einzigartigen Siegeszug iſt wohl kaum jemals eine ſo 
furchtbare und unverdiente Enttäuſchung gefolgt. 


Teils aus Neid gegen den „Vandalenkönig an der Oſtſee“, teils aus Mangel an Ver- 
trauen in die eigene Kraft gab des Kurfürſten Bundesgenoſſe am Rhein, der Kaiſer, 
ſeine Stellung preis, um ſeinen ungariſchen Intereſſen nachzugehen. Er überließ die 
Nordoſtfront ſich ſelbſt und Brandenburg⸗Preußen der Rache Ludwigs XIV. 


rriedensſchlüſſe von flmwegen und St. Germain 

Habsburg-Oſterreich hatte die Front am Rhein nur mit großer Mühe behaupten 
können. Seine vorderöſterreichiſchen Beſitzungen, Freiburg und der Breisgau, fielen 
in die Hände der Franzoſen. Als 1678 die Niederlande ihren Frieden mit Frankreich 
machten, als die von den Franzoſen finanzierte ungariſche Erhebung immer weiter um 
ſich griff, wurde die Weſtfront aufgegeben, ohne daß man ernſthaft die Möglichkeiten 
erwogen hätte, die ſich aus dem Freiwerden der brandenburgiſchen Kräfte nach der 
Niederlage der Schweden ergaben. 


Habsburg ſchloß Frieden mit Ludwig XIV. Es gab ſeine vorderöſterreichiſchen 
Gebiete, es gab vor allem den deutſchen Nordoſten ſkrupellos preis (Friede von 
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Preußen, dem ſchwediſch⸗franzöſiſchen Bündnis allein gegenübergeſtellt, blieb nur die 
Kapitulation. Im Frieden von St. Germain mußte es alle ſeine Eroberungen wieder 
herausgeben, die Erfolge eines ſiebenjährigen heldenhaften Kampfes waren ihm, 
waren Deutſchland verloren. Der Kurfürſt aber, von Kaiſer und Reich in Stich 
gelaſſen und in der ſchmählichſten Weiſe verraten, band ſich nun für Jahre, ſchickſals⸗ 
ſchwerſte Jahre in der Geſchichte des Reiches, an Frankreich durch eine ſofort nach dem 
Frieden geſchloſſene Allianz. Wie hätte er noch Vertrauen zu Habsburg haben follen, 
welches Recht hatte der Kaiſer auch, ſich als Schützer und Mehrer des Reichs zu 
bezeichnen? Die Ereigniſſe von 1679 beweiſen deutlich, daß Habsburg dem ihm durch 
die Kaiſerwürde auferlegten Beruf nur treu geblieben iſt, ſolange fein eigenes Inter- 
eſſe auf dem Spiel ſtand, daß es ſein kaiferliches Amt nur als Deckmantel für die 
Wahrung eigener Intereſſen gebrauchte, im übrigen aber den deutſchen Fürſten mit 
dem ſchlechten Beiſpiel einer egoiſtiſchen Politik auf Koſten des Reichs voranging. 


Die Reunionen — Der Raub Straßburgs 


Zunächſt aber hat dieſe Haltung Habsburgs die Wirkung gehabt, daß der vielleicht 
am ſtärkſten deutſch empfindende Fürſt des Zeitalters grollend und rachedürſtend bei⸗ 
ſeite ſtand, als die Kriſis des Reichs ſich um 1680 wieder einem ihrer Höhepunkte 
näherte. Ludwig XIV., den die innere Geſpaltenheit des Reichs und ſeine Schwäche 
nach den Anſtrengungen der letzten Kriegsjahre zu immer brutalerem Vorgehen 
ermunterten, ging ſeit 1679 daran, durch die ſogenannten Reunionen die im Weit- 
fäliſchen Frieden erworbenen Gebiete im Elfaß ſyſtematifch feinem Reich einzugliedern 
und durch eine möglichſt weitgeſpannte Auslegung aller nur denkbaren Rechte auch 
anderes deutſches Land an ſich zu reißen. Das Verfahren entſprach dabei durchaus 
den üblichen Methoden franzöſiſcher Scheinjuriſtik, durch die Vertauſchung lehens⸗ 
rechtlicher Begrifſe mit modernſtaatlichen Hoheitsrechten wurden Anſprüche konſtruiert, 
die im Friedensvertrag nirgends begründet waren. Die Proteſte der Betroffenen 
(Städte und Standesherren) verhallten wirkungslos. 1681 krönte der König ſeine 
Raubpolitik durch den mit keinem, ſei es auch noch fo zweifelhaftem Rechtstitel zu 
bemäntelnden Raub Straßburgs. 


höhe- und Wendepunkt der Türkennot — Die Türken vor Wien (1683) — Der 
deulſche Gegenſtoß im Südoſtraum 


Kaiſer und Reich waren wehrlos gegen dieſe freche Gewalttat, denn ſchon zog im 
Oſten erneut die Gefahr eines großen Türkeneinfalls herauf. Den ungariſchen Auf- 
ſtand hatte man auch nach dem Verluſt der Rheinfront nicht niederwerfen können, 
die Aufſtändiſchen fanden auch diesmal wieder die Anterſtützung des Sultans. Noch 
einmal ſammelte fi ein rieſiges Türkenheer zum letzten großen Anſturm auf die Oſt⸗ 
front des Reiches. Noch einmal wie 1664 zog dieſes alle ſeine Kräfte, mit denen ſich 
ein Teil des übrigen Europa vereinigte, zuſammen, um dem Stoß zu begegnen. Frank⸗ 
reich blieb offiziell neutral. Es nutzte die Stunde zur Erpreſſung von Zugeſtändniſſen 
über die Rechtsgültigkeit der Reunionen. Brandenburg ſtand grollend beiſeite. 


Vor den Mauern Wiens entſchied ſich im blutigen Spätſommer des Jahres 1683 noch 
einmal wie 1529 das Schickſal Europas. In heldenhafter Abwehr hielten die Bürger 
Wiens mit den Truppen zuſammen die eingeſchloſſene und auf äußerſte bedrohte 
Stadt, bis die große Schlacht am Kahlenberg ihnen Entſatz, den Türken aber eine ver⸗ 
nichtende Niederlage brachte. 


Es war der Wendepunkt im großen Kampf gegen die Türken, in dem Deutſchland 
und vor allem das Volk der Oſtmark nun über eineinhalb Jahrhunderte die Grenz- 
wacht gehalten hatte. Eine neue Epoche der Türkenkriege, die Eroberung des Südoſt⸗ 
raums, beginnt. Denn mit dem Abzug der Türken war der Kampf nicht zu Ende. 
Oſterreich ſtieß kraſtvoll nach und ging nun ſeinerſeits zur Offenſive über. Zunächſt 
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wurden nur Teilerfolge errungen, aber je mehr nun in den folgenden Jahren die 
Volkskraft aller deutſchen Stämme ſich hier einſetzte, deſto mehr kam die Türfen- 
macht ins Wanken. 1686 wird Ofen, über dem mehr als 150 Jahre der Halbmond 
geweht hatte, den Türken entriſſen, im Anſchluß daran wurde die Offenſive bis nach 
Belgrad vorgetragen. Als dieſe großen Erfolge errungen wurden, da ſtand auch 
Brandenburg wieder in der vorderſten Reihe der deutſchen Kämpfer. Anfang 1686 
hatte der alte Held an der Spree ſeinen Frieden mit dem Kaiſer gemacht und durch die 
Entſendung brandenburgiſcher Truppen entſcheidend in die großen Entſcheidungen 
eingegriffen. 


Ausgang der Regierung des Großen fiurfürſten 

Die Trennung Friedrich Wilhelms J. von der franzöſiſchen Allianz hatte ihren Haupt- 
grund in dem Vorgehen Ludwigs XIV. gegen das Reich und gegen die franzöſiſchen 
Proteſtanten. Als der König 1685 das Edikt von Nantes aufhob, das dieſen bisher 
noch Schutz gewährt hatte, antwortete der Große Kurfürſt durch das Edikt von 
Potsdam, welches den Vertriebenen eine Zuflucht in Preußen bot. Er gewann 
dadurch dem Staat eine Menge tüchtiger Elemente, die ſich insbeſondere in ſeiner 
Volkswirtſchaft, aber darüber hinaus in jeder ſtaatlichen und politiſchen Tätigkeit 
bewährten. 


Einfall Ludwigs XIV. in die Pfalz (1688) 

Ludwig XIV. hatte den Erfolgen von Kaiſer und Reich im Oſten zuſehen müſſen, 
obgleich ſie ihn, den alle Welt als den heimlichen Verbündeten der Türken kannte, 
ſchmerzlich genug trafen. Aber offene Einmiſchung zugunſten des Feindes der Chrijten- 
heit konnte er doch nicht wagen. Nachdem aber nun nach dem erſten Fall Belgrads, 
dem ein Vorſtoß der Kaiſerlichen bis nach Serbien hinein folgte, die Gefahr herauf⸗ 
zog, daß das Reich des Feindes im Rücken ſich entledige, da entſchloß er ſich zum 
Handeln. 

Anter dem Vorwand, Erbanſprüche ſeines Hauſes auf die Pfalz wahrnehmen zu 
müſſen, fiel er 1688 in das blühende Land ein, hoffend, daß Kaiſer und Reich, im 
Oſten gefeſſelt, ſich ſeiner nicht erwehren könnten. Aber er hatte ſich verrechnet. Nord- 
weſtdeutſche, brandenburgiſche und bayeriſche Truppen zuſammen mit den von Oſten 
heraneilenden Kaiſerlichen, warfen ſeine Truppen an den Rhein zurück. And nun, als 
Ludwig XIV. ſah, daß er ſich nur ſchwer würde halten können, erfolgte der Befehl 
zur Verwüftung der Pfalz, jenes „brülez le Palatinat“, das, von einer kriegsver⸗ 
rohten Soldateska ausgeführt, das Land und ſeine Städte zu einer Wüſte machte, und 
von dem noch heute die Ruinen Heidelbergs und die geplünderten Kaiſergräber in 
Speyer und Worms zeugen. 

Aber das Abermaß der Rechtsverletzung, der Zerſtörung und des imperialiſtiſchen 
Ausdehnungsdranges rief nun auch außerhalb Frankreichs Gegenkräfte auf, die ſich 
mit dem Reich in der großen Allianz von 1689 zuſammenfanden, um Ludwig XIV. in 
ſeine Schranken zurückzuweiſen. Ihr gehörte vor allem Wilhelm von Oranien an, der, 
ſeit 1688 auch König von England, die geſamte Macht der beiden größten Seeſtaaten 
der damaligen Welt mit in den Kampf führte. 


Zweifrontenkrieg — Der „Türkenlouis” und Prinz Eugen — friedensſchlüſſe von 
Rijſwijk (1697) und Carlowitz (1699) 

Auch in dieſem Kampf hatte das Reich die Laſt des Zweifrontenkrieges zu tragen. Die 
weit nach Serbien vorgeſtoßenen Truppen mußten zurückgenommen, Belgrad wieder 
aufgegeben werden. Die nachdrängenden Osmanen wurden bei Slankamen vom Mark— 
grafen Ludwig von Baden, dem in vielen Schlachten erprobten „Türkenlouis“, mit 
kaiſerlichen und brandenburgiſchen Truppen ſo geſchlagen, daß ihnen eine wirkſame 
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Offenſive unmöglich war. Wie ſpäter Prinz Eugen, ſo hat auch ſein Vorgänger, 
Ludwig von Baden, die Führung am Rhein und an der Donau in die Hände 
genommen, ohne freilich mit den ſchwachen Kräften, die im Oſten frei gemacht werden 
konnten, entſcheidende Erfolge im Weſten erringen zu können. Aber das Reich 
behauptete wenigſtens auch hier ſeine Grenzen. Als dann die Türken bei Zenta vom 
Prinzen Eugen in der erſten großen Entſcheidungsſchlacht, die dieſer für Habsburg 
und das Reich gewann, noch einmal ſchwer geſchlagen wurden, da ſah Ludwig XIV. 
ein, daß er diesmal nicht zu ſeinem Ziele kommen würde. 


Doch wiederum gelang es ihm wie ſo oft, ſeine Gegner diplomatiſch zu trennen und 
ſie einen nach dem andern zu einem Sonderfrieden zu bewegen, ſo daß am Schluß das 
Reich im Frieden von Rijſwijk wieder leer ausging. Die Hoffnung, die Reunionen 
oder wenigſtens Straßburg wiederzugewinnen, wurde enttäuſcht. Oſterreich⸗ Habsburg 
aber gewann für ſich und für das Oſtmark. Deutſchtum neuen Raum durch den Frieden 
von Carlowitz, der ſeine Grenzen bis zur Donau ausdehnte und ihm Siebenbürgen 
mit geringen Ausnahmen unterwarf. 


Der Spanijche Erbfoigehrieg 


Als dieſe beiden Friedensſchlüſſe vollzogen wurden, ftanden bereits die Schatten eines 
neuen Krieges rieſengroß am politiſchen Himmel Europas. Noch einmal mußte das 
deutſche Volk zu einem gewaltigen Waffengang antreten, noch einmal den ewigen 
Kampf der Häuſer Habsburg und Valois ausfechten, als dieſe über das Erbe des 
letzten, am 1. November 1700 verſtorbenen ſpaniſchen Habsburgers in Streit 
gerieten. Wer ſollte die ſchon ſtark entwertete Hinterlaſſenſchaft Karls V., die aber 
immer noch ein ungeheures Kolonialreich einſchloß, übernehmen — der bourboniſche 
Großneffe des letzten ſpaniſchen Königs, zugleich der Enkel Ludwigs XIV., Philipp 
von Anjou, den der ſterbende König zu ſeinem Nachfolger eingeſetzt hatte, oder deſſen 
habsburgiſcher Neffe Karl, der Sohn Kaiſer Leopolds? Sollte das Reich Karls V. 
wieder erſtehen oder ſollte ſeine ungeheure Ländermaſſe geteilt werden? 


Der Kampf um das ſpaniſche Erbe griff weit über Europa hinaus, denn auch die See⸗ 
mächte hatten ein Intereſſe daran, das ſpaniſche Weltreich nicht unter franzöſiſche 
Kontrolle geraten zu laſſen. So ſchloß ſich noch einmal eine große Koalition gegen 
Ludwig XIV. zuſammen. Der Kaiſer, die Seemächte, das durch die Verleihung der 
Königswürde (1701) aufs neue an Hfterreih gefeſſelte Preußen, deſſen Monarch, 
Friedrich I., die politiſche Linie der letzten Lebensjahre feines Vaters fortſetzte. 


Deutſchland und das deutſche Volk bluteten in dieſem Kampf für rein dynaſtiſch habs⸗ 
burgiſche Intereſſen und für die Intereſſen der neu ſich bildenden Kolonialmächte, die 
ſich mit Habsburg in die ſpaniſche Beute teilen wollten. Drei Kaiſer hat dieſer große 
Kampf kommen und gehen ſehen: Leopold J. ſank nach langer Regierung nun doch noch 
zehn Jahre vor feinem franzöſiſchen Gegenſpieler ins Grab (1705). Joſeph I. ſtarb 
nach kurzer Regierung, in der ſich eine neue, deutſche Epoche des Hauſes Habsburg 
anzukündigen ſchien. Ihm folgte ſchließlich fein Bruder Karl VI., der ſpanifche Thron- 
prätendent, in welchem, trübe und gebrochen, der Schatten Karls V. und feiner Uni- 
verſalmonarchie noch einmal heraufſtieg. 


Deutſchland und Deutſche kämpften in dieſem ungeheuren Kampf auf allen Schlacht- 
feldern Europas — in Spanien, wo hannoveraniſche Truppen Gibraltar für die Eng- 
länder eroberten, in Italien, wo Brandenburger und ſterreicher die großen 
Schlachten von Turin und Caſſano ſchlugen, in Angarn, wo die Türken noch einmal 
vordrangen, nicht zuletzt und hauptſächlich natürlich auf den alten blutgedüngten 
Schlachtfeldern im Weſten. Dieſer letzte Krieg, den Ludwig XIV. heraufbeſchworen 
hat, er ſteht nun doch nicht mehr im Zeichen ſeiner Aberlegenheit, im Zeichen der Aber. 
legenheit ſeiner Waffen. Den Glanz ſeiner Feldherrn überſtrahlt nun der Feldherrn⸗ 
ruhm des Prinzen Eugen. Er ſiegte, um nur einige ſeiner Heldentaten zu nennen, 
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zuſammen mit Leopold von Deſſau in der großen Schlacht von Turin (1706). Er ſchlug 
zuſammen mit dem Führer der engliſchen Streitkräfte, dem Herzog von Malborough, 
die großen Schlachten im Weſten: Höchſtädt (1704), die erſte große Niederlage der 
Franzoſen im Zeitalter Ludwig XIV., Oudenarde (1708) und die größte Schlacht des 
Jahrhunderts, Malplaquet (1709). Er brachte Ludwig XIV. eine Reihe ſchwerer 
Niederlagen bei, die Frankreich an den Rand des Verderbens und feinen König zum 
erſtenmal zu einem Verzichtfrieden geneigt machten. Ludwig war bereit, den Habs⸗ 
burger in Spanien anzuerkennen, Abtretungen an ſeiner Oſtgrenze zu bewilligen und 
Straßburg herauszugeben. 


Der Ausgang des firieges — Friedensjchlüffe von Raftatt und Baden (1714) 


Da hat der Abermut und die dynaſtiſche Anerſättlichkeit der Sieger das Werk in 
letzter Stunde ſelbſt vereitelt, indem ſie an Ludwig noch die Forderung ſtellten, daß er 
ſelbſt ſeinen Enkel aus Spanien vertreiben helfe, ein Anſinnen, welches das Ehrgefühl 
des Franzoſen ablehnte. Zu Tode erſchöpft, kämpfte er weiter, und, wie um die Aber⸗ 
hebung ſeiner Gegner zu ſtrafen, half ihm noch einmal das Schickſal aus der höchſten 
Not. Als 1711 Kaiſer Joſeph J. ſtarb und ſein Bruder Karl nun zugleich Spanien, 
die habsburgiſchen Erblande ſamt der Kaiſerwürde erhalten und damit das Reich 
Karls V. in kaum verringertem Amfang wieder erſtehen ſollte, da zerfiel die Koalition. 
Die Seemächte hatten kein Intereſſe an einer ſolchen Stärkung des Hauſes Habsburg. 
Sie ſchloſſen zu Atrecht 1712 Frieden mit Frankreich. Habsburg und das Reich mußten 
notgedrungen folgen (Friede zu Naſtatt und Baden 1714). Spanien blieb in der Hand 
der Bourbonen, aber ſein großer Beſitz wurde aufgeteilt. Neapel, Mailand, Sizilien, 
die ſpaniſchen Niederlande fielen an Habsburg-Hjlerreih, was hier dereinſt dem 
Reich entfremdet worden war, kam nun zwar wieder unter deutſche Herrſchaft, aber 
nicht ans Reich zurück, dieſes bezahlte ſogar noch mit Landau. 


Oſterreich⸗ Habsburg ſelbſt aber wuchs durch den neuen großen Länderzuwachs weit 
über den Raum hinaus, den es politiſch durchdringen konnte, und in Aufgaben hinein, 
die es immer weiter vom Reich ablenken mußten. Zu den notwendigen Konſequenzen 
dieſer Entwicklung gehört es, daß die Führung in Deutſchland an den Staat überging, 
der ſich im Laufe des 18. Jahrhunderts immer mehr auf deutſchem Boden konſolidierte 
und der ſich hier feine Macht entwickelte, Brandenburg — Preußen. 


Wiederaufnahme der deulſchen Offenſive im Norden und Often 


Beide Mächte, Preußen und Oſterreich, nahmen kurz nach Beendigung des großen 
ſpaniſchen Erbfolgekrieges die Offenſive nach Oſten und Nordoſten wieder auf. Die 
Staaten, die dort bisher als Frankreichs Kettenhunde im Rücken des Reichs immer 
bereit geſtanden waren, Schweden und die Türkei, hatten fih im letzten Kampfe ver- 
ſagt, die erſtere aus weltanſchaulichen und politiſchen Gründen, die letztere aus innerer 
Schwäche. | 

Schweden hatte ſich nach einer Periode innerpolitiſcher Schwierigkeiten zur letzten 
heroiſchen Entfaltung feiner Kräfte in der neueren Geſchichte aufgerafft. Sein helden⸗ 
hafter, aber in Krieg und Politik die ſchwediſchen Kräfte maßlos überſpannender 
König Karl XII. war mit Rußland, der unter Peter dem Großen neu aufſteigenden 
Vormacht des Oſtens, und mit der aufgeblähten Scheinmacht des unter Auguſt dem 
Starken vereinigten polniſch-ſächſiſchen Königreichs in den Endkampf um den Oſtſee— 
raum eingetreten. Aber während Karl XII. die letztere zu Boden ſchlug, erlag er der 
erſteren nach anfänglichen Erfolgen auf dem Schlachtfeld von Pultawa (1709). 


Preußen ſchloß ſich, als nach dem Ende des ſpaniſchen Erbfolgekrieges ſeine Kräfte 
im Oſten frei wurden, Rußland an, um endlich Schweden das langerſehnte Vor- 
pommern abzujagen. Noch einmal kreuzten die alten Gegner an der Oſtſee die Klingen, 
noch einmal wurden die Schweden vom Feſtland und aus Rügen vertrieben. Der 
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Preis des Sieges, den Friedrich Wilhelm J., Preußens tatkräſtiger König (ſeit 1713), 
nach Hauſe brachte, war aber doch nur Stettin und damit wenigſtens der Beſitz der 
Odermündung. 

In dieſer Zeit führte die Nation den Stoß in der Südoſtrichtung mit dem nach⸗ 
haltigſten Erfolg fort. Hier errang der „edle Ritter“ ſeine letzten unverwelklichen 
Lorbeeren durch den Sieg von Peterwardein, die Eroberung Temesvars und ſchließ⸗ 
lich durch die zweite Einnahme Belgrads. Im Frieden von Paſſarowitz, der dieſes 
Eroberungswerk abſchloß, fiel das Banat Temesvar, Belgrad ſelbſt nebſt einem Teil 
Nordſerbiens an Habsburg ⸗Oſterreich, Gebiete, die ſpäter unter ungünſtigeren Kon- 
ſtellationen nicht ganz gehalten werden konnten. Nach einem neuen Türkenkrieg (1737 
bis 1739) mußten im Frieden von Belgrad dieſes ſelbſt auſgegeben, die Grenzen über 
die Donau zurückgenommen werden. Sie blieben fo bis zum Beginn des 20. Jahr- 
hunderts. In das neu erſchloſſene Land ergoß ſich ſeit 1717 ein Strom deutfcher 
Bauernfiedler. Ein großes Koloniſationswerk ſicherte hier mit deutſchem Blut auf 
einer von Deutſchen eroberten und kultivierten Erde die neuerworbenen Grenzen. 


Tod Ludwigs XIV. (1715) — Bedeutung ſeiner Regierung für Frankreich und das 
übrige Europa, insbeſondere für Deutſchland 


Während dieſer Kämpfe und Leiſtungen des deutſchen Volkes war in Frankreich 1715 
der Mann geſtorben, der der Epoche ſeit 1648 ihren Namen gegeben hat, Ludwig XIV. 
Sein Tod gibt noch einmal Anlaß, auf die Ergebniſſe dieſes Zeitraums für Deutſch⸗ 
land zurückzublicken. Sie ſind — die Taten von Fehrbellin, von Wien, von Ofen, 
Belgrad und Mal plaquet beweiſen es — nicht nur Verfall, Niedergang und Aberfrem⸗ 
dung geweſen. Gewiß waren die Franzoſen uns in der Konzentration ihrer ſtaatlichen 
Macht voraus, gewiß verdanken ſie dieſer und den großen Männern dieſer Epoche die 
Erfolge, die ſie im Weſten auf Koſten des Reiches errungen haben. Aber ſchon am 
Schluß der Regierung Ludwigs XIV. zeigen ſich die Folgen der übertriebenen An⸗ 
ſpannung ihrer Macht. Frankreich hat ſich von den Erſchütterungen, die es vor allem 
auch durch den heldenhaften Widerſtand der Deutſchen im Spaniſchen Erbfolgekrieg 
erlitten hatte, nie mehr erholt. Die erſten Keime der Revolution, die dieſen Staat zu 
Ende des Jahrhunderts verfchlangen, find damals zu Beginn des Jahrhunderts gelegt 
worden. 


Deutiches und franzöſiſches Geiſtesleben im Zeitalter Ludwigs XIV. 


Auch auf dem Gebiet der Dichtung und Philoſophie war Frankreich, das im Zeitalter 
Ludwigs XIV. die klaſſiſchen Erzeugniſſe ſeines Geiſtes hervorbrachte, Deutſchland 
um ein Menſchenalter voraus, jenes Menſchenalter, das der deutſche Geiſt eben 
brauchte, um ſich nach den Zerſtörungen des großen Krieges wieder zu ſammeln. Dann 
aber entfaltete er ſich mit einer Kraft und Vielſeitigkeit, der ſchon damals und nicht 
erſt in unſerer klaſſiſchen Epoche kein Volk Gleichwertiges an die Seite zu ſetzen hatte. 
Von den Anſätzen dieſer Entwicklung iſt ſchon oben die Nede geweſen. Was mit 
Angelus Sileſius und Grimmelshauſen noch unmittelbar auf dem Schutthaufen des 
Dreißigjährigen Krieges zu keimen beginnt, die zarte Pflanze der deutſchen Dichtung, 
ſollte allerdings erſt langſam in den Stürmen dieſes Jahrhunderts heranblühen. Dafür 
aber begann mit Albrecht Schütz die Hochzeit der großen deutſchen Muſik, die ſchon zu 
Ende der Epoche Ludwigs XIV. mit Bach (geboren 1685) und Händel (geboren 1685) 
ihrem Höhepunkt zuſtrebt, ähnlich wie das deutſche Barock mit Schlüter (geboren 
1632), Fiſcher von Erlach (geboren 1656) und Balthaſar Neumann (geboren 1687). 
Ein Jahr nach Ludwigs Tode ſtarb Leibniz, in dem die Aufklärungsphiloſophie in 
Deutſchland ihren erſten, dann nur noch von Kant übertroffenen Höhepunkt erreicht. 
Das alles find, trotz ſtarker Befruchtungen vom Ausland her, deutſche Leiſtungen, 
deutſche Ausprägungen der allgemeinen Tendenzen, die das Zeitalter geſormt und 
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Der deutſche Abjolutismus 


And nicht anders iſt es auf dem Gebiet der inneren politiſchen Ordnungen. Hier ift 
die Verwelſchung vielerorts widerlich und faſt vollſtändig, fie iſt das bei der Betrach- 
tung der Epoche zunächſt in die Augen Springende. Trotzdem darf man das für 
die Zeit und für die Zukunft Entſcheidende dabei doch nicht überſehen, daß nämlich 
neben und über den vielen kleinen Nachäffern Ludwigs XIV. in den deutſchen Vor⸗ 
mächten der Zeit, in Oſterreich und in Preußen, der Abſolutismus eine eigenſtändige 
und durchaus deutſche Geſtaltung gefunden hat. 


Gerade bei der Betrachtung dieſer deutſchen Erſcheinungsformen des Abſolutismus 
begreift man die innere Notwendigkeit, mit der dieſe auf den erſten Blick aus Willkür 
und perſönlicher Herrſchſucht, aus ſkrupelloſer Nachahmung des Auslands ent- 
ſprungene Regierungsform ſich in Deutſchland entwickeln mußte. Soviel insbeſondere 
der kleinſtaatliche Abſolutismus in Deutſchland auch geſündigt hat, es gab einfach nach 
der durch den Weſtfäliſchen Frieden gewiſſermaßen ſanktionierten Zerſtörung der 
zentralen Neichsgewalt in Deutſchland kein anderes Element der Ordnung mehr als 
die abſolute Staatsgewalt. (Vgl. oben S. 28 f.) 


Sozialordnung — Niedergang des Bürgertums — Derfall der Selbftuerwaltung 


Nachdem die innerpolitiſchen Auseinanderfetzungen der Reformationszeit Ritter und 
Bauern als ſtaatstragende, zu politiſchem Handeln und politiſcher Verantwortung 
fähige Schichten ausgeſchaltet hatten, zerſchlug der Krieg auch die Stellung des 
Bürgertums. Dieſes war ſchon in den Jahrzehnten vor dem Krieg, ähnlich wie die 
oberen Stände der Nation, innerlich von ſeiner im Reformationszeitalter behaupteten 
Höhe herabgeſunken. Nicht nur an den Höfen, ſondern gerade auch hier herrſchte eine 
enge und ſteiſe Beſchränktheit, Selbſtſucht und Mangel an politiſchem Verant- 
wortungsgefühl. Die ſtädtiſchen Amter und Güter wurde nimmer mehr Pfründen 
einer kleinen oligarchiſchen Schicht. Der Krieg hat dann die ohnehin ſchon erſchütterten 
Grundlagen des ſtädtiſchen Wohlſtands und Bürgerſinns faſt völlig zerſtört und 
niedergeſtampft. Es iſt nicht ſo, daß der fürſtliche Abſolutismus, als er im Lauf der 
Entwicklung, insbeſondere in Preußen, in das Städteweſen eingriff, ein blühendes 
und ſtarkes Eigenleben zerſtört hätte. Dieſes war in ſich längſt verkommen und ver- 
langte förmlich nach Neuordnung und Reform von oben her. 


Die landſtändiſchen Organiſationen, in denen die hauptſächlich oder faſt ausſchließlich 
adeligen Vertretungen der Provinzen einzelner größerer Staaten noch eine gewiſſe 
Selbſtverwaltung behaupteten oder beanſpruchten, waren meiſtens Repräſentanten 
eines ſtandesegoiſtiſchen und territorialen Partikularismus. Seine Aberwindung und 
Einſchmelzung in ein größeres ſtaatliches Ganzes war nicht nur ein Gebot der Staats⸗ 
raiſon, ſondern auch ein Schritt zur inneren Verſchmelzung und Einigung der Nation, 
zunächſt auf dem Amweg allerdings über den Einzelſtaat. 


Der innere Aufbau des preußiſchen Staates durch Friedrich Wilhelm I. 


Kein deutſcher Staat ijt dieſen Weg mit mehr Konſequenz und doch ganz aus innerer 
Notwendigkeit gegangen als Preußen. Der Große Kurfürſt hat ihn zuerſt beſchritten, 
als er nach dem Kriege die Stände feiner verſchiedenen Provinzen unter die Bot— 
mäßigkeit der Zentralgewalt zwang, als er durch die Einführung eines einheitlichen, 
für Stadt und Land geſonderten Steuerweſens, vor allem durch die Einführung der 
Steuerräte (commissarii loci) zum erſtenmal vom Staat aus in das Finanz und 
Wirtſchaftsweſen der Städte eingriff. Die große Triebkraft der innerpolitiſchen Ent- 
wicklung war ſchon unter dem Großen Kurfürſten die Sorge für den Unterhalt des 
ſtehenden Heeres, das er zuerſt in Preußen einführte. Sie zwang den Staat, alle ſeine 
Mittel und Kräfte aufs äußerſte anzuſpannen. 
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So blieb es erſt recht unter feinem Enkel Friedrich Wilhelm I., „Preußens größtem 
inneren König“. Keiner hat mehr als er ſür die Entwicklung der preußiſchen Armee 
getan. Er ſchuf in ihr das unvergleichliche Inſtrument, mit dem dann ſein großer 
Sohn die Schlachten der Schleſiſchen Kriege ſchlug und die Großmachtſtellung 
Preußens begründete. Der Soldatenkönig verkündete erſtmals in Europa wieder den 
altgermaniſchen Grundſatz der allgemeinen Wehrpflicht, die er nur aus ſtaatswirt⸗ 
ſchaftlichen Gründen durch die Exemption ganzer Stände unterbrach (Kantonreglements 
von 1728 und 1733). Er ſchuf vor allem das preußiſche Offizierkorps in ſeiner modernen 
Geſtalt, erfüllte es mit einem neuen Ethos kriegeriſcher Zucht und Ehre, das ein unver⸗ 
gängliches Erbteil deutſchen Soldatentums bis auf unſere Zeit geblieben iſt. Die 
Sorge um den Anterhalt dieſer Armee und die Lage des Staates, die zur Anſpannung 
aller Kräfte zwang, veranlaßte ihn zur ſchärfſten Kontrolle und Beaufſichtigung aller, 
vor allem auch der wirtſchaftlichen Kräfte, um deren Leiftungsfähigkeit und damit auch 
die Ergiebigkeit der Steuerquellen zu ſteigern. Daraus ergab ſich eine bis ins einzelnſte 
gehende Reglementierung des ftaatlichen und wirtſchaftlichen Lebens, ſowie eine ſcharfe 
und durchgreifende Beaufſichtigung aller Zweige der Verwaltung und der Produktion. 
Davon wurde insbeſondere auch das Städteweſen betroffen, das Friedrich Wilhelm J., 
der es in einem äußerſt verwahrloſten Zuſtand vorfand, unter ſchärfſte Aufſicht nahm 
und die Gelbftverwaltung nahezu beſeitigte. Mit einer wahrhaft übermenſchlichen 
Arbeitskraft und einem unvergleichlichen Organiſationstalent ausgerüſtet, hat der 
König die ganze Staatsverwaltung mit ſeinem Geiſt der Pflichttreue, der Sparſamkeit 
und der Gewiſſenhaftigkeit durchtränkt. Er hat fie organiſatoriſch in einer für die 
ganze Folgezeit grundlegenden Neugliederung zuſammengefaßt. Seine wichtigſte 
Leiſtung war dabei die Schaffung der Kriegs- und Domänenkammern, aus denen dann 
die heutigen Regierungen hervorgingen, und des Generaldirektoriums, in dem die 
oberſten Zweige der Staatsverwaltung zuſammenliefen. Friedrich Wilhelm J. hat auf 
dieſe Weiſe einen Verwaltungsapparat geſchaffen, der ihm und ſeinem Nachfolger die 
ſchnelle und abſolut ſichere Handhabung aller ſtaatlichen Machtmittel ermöglichte. Er 
hat mit oft brutaler Härte alle Zweige des öffentlichen, des wirtſchaftlichen und oft 
genug auch weite Bezirke des privaten Lebens unter ſeinen, den Staat verkörpernden 
Herrſchaftsanſpruch gezwungen. Nicht aus Willkür und Despotismus, ſo ſehr das 
perſönliche Regiment ſeinem Charakter und Herrſcherwillen entſprach, nicht aus 
Ruhmſucht oder Ehrgeiz nach kriegeriſchen Lorbeeren, ſo ſehr er Soldat war, ſondern 
einzig und allein aus dem Gefühl tiefſter innerer Verantwortung und Sorge um das 
Schickſal Preußens. 

Während die Staaten der Habsburger und der Valois ſich nach den großen Kriegen, 
die das Zeitalter Ludwigs XIV. erfüllt hatten, in tiefer Erſchöpfung gegenüberlagen 
und einem Prozeß der inneren Erſchlaffung oder Auflöſung anheimfielen, während 
Habsburg immer mehr aus Deutſchland herauswuchs, ſchuf Friedrich Wilhelm I. fo 
in einem Prozeß höchſter Konzentration die Jahrhunderte überdauernden Fundamente 
einer neuen, rein deutſchen Macht. 


farl VI. und die Pragmatiſche Sanktion — Uberlaſſung Lothringens an Frankreich 
durch das ſjaus Habsburg 

Inzwiſchen bemühte ſich Karl VI., der letzte männliche Habsburger, unfähig zur 
inneren Neorganiſation und Durchdringung feines weiten Reichs, um die Erhaltung 
wenigſtens ſeines äußeren ungeteilten Fortbeſtands unter ſeiner Dynaſtie. Er tat es 
nicht, wie der alternde Prinz Eugen ihm riet, durch innere Konſolidierung und ſtraffe 
Zufammenfaſſung feiner Macht, vor allem durch Sorge für die Erhaltung der Schlag- 
kraft ſeiner Armee, ſondern auf dem Weg von Verhandlungen mit den übrigen 
Mächten der Zeit. Schließlich gewann er auch deren Zuſtimmung zu der „Pragmati⸗ 
ſchen Sanktion“, die unter Hintanſetzung des bisher geltenden männlichen Erbfolge⸗ 
rechts, feiner Tochter Maria Thereſia die Nachfolge in allen Ländern der habs 
burgiſchen Monarchie ſichern ſollte. 
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In dem Bemühen um die Erhaltung des habsburgiſchen Familienbeſitzes ſchreckte er 
auch vor offener Preisgabe deutſchen Landes nicht zurück. So erwarb er 1738 die Zu- 
ſtimmung Frankreichs durch den Verzicht auf Lothringen, das ſchon einmal an Frank⸗ 
reich verlorengegangen, dann aber wieder zurückgewonnen war. Es war das Stamm⸗ 
land und Beſitztum ſeines Schwiegerſohns Franz, des Gatten Maria Thereſias, das 
nun zunächſt an den aus Polen vertriebenen franzöſiſchen Kandidaten für die polniſche 
Krone, Stanislaus Leszinſky, und nach deſſen Tode an Frankreich überging. 


Wie hätte eine Dynaſtie, die eine ſolche reichsverräteriſche Politik betrieb und 
betrieben hatte, noch Achtung für ihre, aus dem von ihr ſelbſt fo ſchmählich geſchändeten 
Kaiſertum hergeleiteten Anſprüche finden ſollen bei einem Fürſtengeſchlecht, das es 
wirklich nicht ſchwer hatte die innere Verlogenheit dieſer Pofition zu erkennen? 


2. Zweikampf Preuffen—Üfterreich 


Thronbeſteigung Friedrichs des Großen und Maria Thereſias 1740 — Geſchichtliche 
Bedeutung des Aampfes zwijchen Uſterreich und Preufien 


Keiner hat dieſe Verlogenheit des habsburgiſchen Anſpruchs unbarmherziger durch⸗ 
ſchaut als der junge König Friedrich II., der am 31. Mai 1740 den preußiſchen Thron 
beſtieg, wenige Monate ehe mit dem Tode Karls VI. der Mannesſtamm des Hauſes 
Habsburg erloſch und Maria Thereſia zur Regierung kam (Oktober 1740). Vor 
ſeinen kühlen und ſcharfen Augen galten keine Illuſionen und keine Prätenſionen über 
die Heiligkeit des Hauſes Habsburg und des habsburgiſchen Kaiſertums. Er griff 
kühn und ſkrupellos zum Schwert, um den Machtanſpruch ſeines von Habsburg ſo 
manchesmal ſchmählich betrogenen Staates zu verſechten. 


Der Kampf, der am 16. Dezember 1740 mit dem Einmarſch Friedrichs in Schleſien 
begann, hat eine weit über ſeinen eigentlichen Gegenſtand, die Provinz Schleſien, 
hinausreichende Bedeutung in unſerer Geſchichte. Es iſt die größte innerdeutſche Aus- 
einanderſetzung zwiſchen dem Dreißigjährigen Krieg und dem Krieg von 1866. Er 
verbindet dieſe beiden Pole, weil mit ihm noch einmal ein Gegenſchlag gegen das 
Erbe und die Erben der Gegenreformation erfolgt und zugleich der deutſche Dualis- 
mus ins entſcheidende Stadium tritt. 


Friedrichs Staatsbegriff 


In Friedrichs Staat und Staatsbegriff vollendet ſich die Loslöſung des Staates von 
der Herrſchaſt der Theologie, die in Deutſchland Luther eingeleitet und die Auf- 
klärung dann weitergeführt hatte. Friedrich ſteht auf dem Gipfelpunkt dieſer Ent- 
wicklung, weil er den Staat durch ſein Denken und ſeine Taten mit einem neuen 
Ethos, dem Begriff der ſtaatsbürgerlichen Pflicht, die den König wie feine Unter- 
tanen bindet, erfüllte. Hier hat das aufgeklärte Staatsdenken ſeinen Höhepunkt 
erklommen zu einer Zeit, in der es in Frankreich ſchon anfing, die Grundlagen des 
Staates durch ſeinen Individualismus zu zerfegen. In dieſer feiner fouverän über 
und jenſeits aller Theologie ſtehenden politiſchen Haltung iſt Friedrich der fchärfſte 
und im Bewußtſein ſeiner geiſtigen Stellung und Macht kühl ironiſche Gegner jedes 
kirchlichen Herrſchaftsanſpruchs dem Staat gegenüber, der Erzketzer, wenn man ſo will. 
Es hatte deswegen ſeinen guten Sinn, wenn der Papſt zu Beginn des Siebenjährigen 
Krieges dem an der Spitze der kaiſerlichen Armeen ins Feld ziehenden Karl von 
Lothringen einen geweihten Degen überſandte, trotzdem ja Friedrich die katholiſche 
Kirche nie irgendwie bedrückt hat. 


friedrich und das Reich 


Der König ſelbſt verfolgte, als er den Kampf gegen Habsburg aufnahm, in erſter 
Linie preußiſche Ziele, und er hat genau wie ſeine Gegner an das Reich als Ganzes 
erſt in zweiter oder letzter Linie gedacht. Aber ohne Reichsbewußtſein iſt er deswegen 
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doch nicht geweſen. Er bot, als er Schleſien forderte, dem Hauſe Habsburg zugleich 
Garantie für ſeinen übrigen Beſitzſtand und für die Kaiſerkrone. Er hat noch bis zum 
Siebenjährigen Krieg immer wieder den Plan erwogen, nach der Oſterreich abge- 
rungenen Anerkennung der Stellung Preußens als Kronfeldherr des Reichs zuſammen 
mit dem Kaiſer die Franzoſen aus dem Reich zu ſchlagen und deſſen alten Beſitzſtand 
wiederherzuſtellen — ein Plan, der allein ſchon an der Anverſöhnlichkeit des Hauſes 
Habsburg ſcheitern mußte. 


Dort gab es ſeit 1740, ebenfalls ohne jede Rückſicht auf das Reich, nur ein Ziel, Rache 
an Preußen, Wiedergewinnung Schleſiens. Wenn Friedrich zunächſt feinen Kampf 
mit fremder Hilfe focht, fo hat auch Habsburg, das einſt Spanier und andere Fremd- 
völker ins Reich geführt hatte, ſeine Bundesgenoſſen genommen, wo es ſie bekommen 
konnte, es hat, als es 1756 zur letzten Auseinanderſetzung antrat, nicht nur die 
Franzoſen, ſondern auch Schweden und Rußland aufgeboten. 


And doch vollzog in dieſem Kampf, den beide Parteien ohne viele reichspatriotiſche 
Skrupel durchfochten, Friedrich einen Auftrag der Geſchichte, indem er ſeinem Staat 
die Großmachtſtellung ſchuf, die ihn dereinſt befähigte, wieder wirkliche Herrſchaft und 
Führung im Reiche auszuüben, die von dem ſinkenden Geſchlecht der Habsburg- 
Lothringer nicht mehr zu erwarten war. Überhaupt war Friedrichs Kampf ein Auf- 
ſtand gegen Habsburg und nicht gegen das Reich, das, ſo wie ſich die Dinge unter 
ſchwerer Mitſchuld Habsburgs entwickelt hatten, längſt nicht mehr von dieſer Dynaſtie 
vertreten wurde. Daß das Reich als ſolches durch Friedrichs Rebellion an Schlag- 
kraft und innerer Feſtigkeit verloren habe, iſt nur in ganz geringen Grenzen richtig. 
Das beweiſt jeder Blick auf die Entwicklung der Reichsgeſchicke in den letzten Jahr- 
hunderten und insbeſondere ſeit dem Weſtfäliſchen Frieden, in denen immer nur der 
Druck der äußerſten Not, nicht aber die Führerqualität des Kaiſerhauſes die Deutſchen 
zuſammengeführt hatte. Das beweiſt ein Blick auf die Charaktere der Habsburger von 
Franz I. bis zu Franz Joſeph II., die alle, trotz Joſeph II., ſei es aus Mangel großer 
Führereigenſchaften, ſei es aus Schuld der ſeit 1648 beſtehenden Verfaſſungsverhält. 
niſſe, zu wirklich großer aktiver Reichspolitik nicht mehr imſtande waren. 


Friedrich und Maria Thereſia 


Vor allem Franz J. war zu ſolcher Leiſtung von Hauſe aus ſchon völlig unfähig. Er 
ſteht nicht umſonſt ganz im Schatten Maria Thereſias. Aber auch ihr Daſein erhält 
ſeinen ſtärkſten politiſchen Inhalt von ihrem Gegner, nämlich von Friedrich d. Gr. An 
ihm wächſt Maria Thereſia, genau ſo wie Friedrich an dem großen Kampf mit ihr, zur 
großen Herrſchergeſtalt empor. And jo wie Friedrich Preußen mit feinem Geiſt durch- 
dringt und ihm — nicht er allein, aber doch er vor allem — in ſeiner eigentlichen 
Hauptſtadt Potsdam auch äußerlich das Geſicht gibt durch jenen preußiſchen Stil, der 
ſeine Natur und ſein Weſen widerſpiegelt, ſo hat Maria Thereſia aus der ſchier 
unglaublichen Reichhaltigkeit ihrer mütterlichen Herrſchernatur den deutſchen Süd⸗— 
often, vor allem ihr Oſterreich, durchtränkt mit jener Weite und Wärme, jener lebens. 
zugewandten Kraft und Heiterkeit, die bei aller inneren Frömmigkeit und Tiefe der 
Ausdruck ihres Geiſtes und der Ausdruck ihres Volkes iſt. Maria Thereſia und 
Friedrich verkörpern beide in ihrem Bereich Gegenſätze und doch wieder nur zwei ver- 
ſchiedene Seiten des deutſchen Weſens, fie haben dieſes ihr deutſches Weſen ihren 
politiſchen Schöpfungen als unverlierbares Erbe eingeprägt. 


Maria Thereſia beſtimmte auch, ihrem Gatten an Tatkraft und Geiſt weit über- 
legen, die Politik Habsburg-Oſterreichs und damit (ab 1745) des Kaiſertums. In dem 
Verhältnis der beiden Gatten kommt ſo recht auch das Verhältnis des Kaiſertums zur 
Dynaftie Habsburg, zur Casa d' Austria, zum Ausdruck. So wie Habsburgs Tradi- 
tionen und Lebensintereſſen, in Maria Thereſia verkörpert, die politiſche Haltung des 
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Erzhauſes beſtimmen und den bedeutungsloſen, von Hauſe aus machtloſen Kaiſer zur 
Rolle des Nebenſpielers herabdrücken, jo war es eigentlich alle Zeit geweſen, jo hatten 
ſich Habsburg und Kaiſertum eigentlich immer zueinander verhalten. 


Maria Therefia im Aampf um das Erbe fjabsburgs — Derluft Schleſiens im erſten 
und zweiten Schleſiſchen firieg 


Am das Erbe ihrer Väter, um die Stellung ihres Mannes hat Maria Thereſia 
mit dem großartigen Mut und der großartigen Entſchloſſenheit ihrer Heldennatur 
gekämpft und den Kopf oben behalten, als alles ſchon verloren ſchien. Denn Habsburg⸗ 
Oſterreich ſtand am Rand des Verderbens, als Friedrich mit dem Einfall in Schleſien 
den Kampf um das Erbe Karls VI. eröffnete und ſich bald darauf Bayern, Spanien, 
Sachſen, Frankreich anſchloſſen, als die Gegner Habsburgs dem Reich in Karl VII. 
von Bayern (1741 bis 1745) zum erſtenmal ſeit Jahrhunderten einen nichthabsburgi⸗ 
ſchen Herrſcher gaben. 


Habsburg aber dachte nicht an die Selbſtaufgabe ſeines Beſitzes, zu dem es auch die 
Kaiſerwürde rechnete, die ſolange der unübertreſflich bequeme Deckmantel feiner eigen- 
ſüchtigen Beſtrebungen geweſen war. Wie man in Wien ſelbſt zum Kaiſertum als 
ſolchem ſtand, das zeigte die Selbſtverſtändlichkeit, mit der man den Kampf gegen einen 
nichthabsburgiſchen Kaiſer ſofort aufnahm, ohne ihm auch nur einen Moment die 
Anterordnung und Anerkennung zu zollen, die man für einen habsburgiſchen Kaiſer in 
Anſpruch nahm. 

Trotz aller entſchloſſenen Gegenwehr iſt die mutige Herrſcherin der Koalition ihrer 
Gegner nicht gewachſen geweſen. Deshalb faßte ſie, nachdem ſie zweimal von Friedrich 
geſchlagen war, den Entſchluß, ſich dieſen Gegner zunächſt vom Halſe zu ſchaffen, in- 
dem fie im Frieden von Berlin Schleſien an Preußen abtrat. 


Nachdem ſie ſich ſo Luft gemacht hatte, wandte ſie ſich mit aller Kraft gegen den mit 
Frankreich verbündeten Kaiſer aus dem Hauſe Wittelsbach und warf die ſchlecht 
geführten Bayern und Franzoſen zunächſt aus Böhmen, wohin ſie vorgedrungen 
waren, ſpäter aus Bayern ſelbſt bis an den Rhein zurück. 


In dieſem Augenblick fiel Friedrich, der von einem wiedererſtarkten Oſterreich eine 
Bedrohung ſeiner jüngſten Eroberung fürchten mußte, den ſiegreich vordringenden 
Truppen Habsburgs in die Flanke (1744). Er hat damit nicht, wie ſo oft behauptet 
wird, die Wiedereroberung des Elſaſſes und Straßburgs verhindert, da die Stellung 
der Oſterreicher jenſeits des Rheins ſchon vor feinem Eintreten unhaltbar geworden 
war. Aber er hat die erſchütterte politiſche Stellung Frankreichs im Reich in dieſem 
Kampf noch einmal mit vollem Bewußtſein hergeſtellt, ehe er ſie dann bei Roßbach 
zehn Jahre ſpäter für ein Menſchenalter ſo zerſchmetterte, wie es niemand vor ihm 
getan hatte. 

Vorläufig hatte ſein Eingreifen in den Kampf nur den Erfolg, daß er deſſen ganze 
Laſt ſich ſelbſt zuzog, da die bayeriſch-franzöſiſche Führung wiederum kläglich verſagte, 
und Bayern zudem nach dem Tode Kals VII. (1745) Frieden mit Habsburg machte. 
Der König aber rettete ſich aus ſeiner militäriſch und politiſch gleichermaßen ſchwierig 
gewordenen Lage nur durch die glänzenden Siege von Hohenfriedberg, Sohr und 
Keſſelsdorf, die ihm erſt richtig den Ruhm des erſten Feldherrn ſeiner Zeit eintrugen, 
und ſchloß ſchließlich zu Dresden am Weihnachtstage 1745 den Frieden, der ihm den 
Beſitz Schleſiens beſtätigte. 

Der Kampf um das Erbe Karls VI. endete drei Jahre ſpäter mit dem Frieden von 
Aachen (1748), durch den Habsburg-⸗Oſterreich zwar gewiſſe Gebiete in Italien an 
Frankreich verlor, im ganzen aber nach achtjährigem Kriege ſeinen Beſitzſtand 
behauptete. Inzwiſchen war auch die höchſte Würde des Reichs wieder an Habsburg 
gekommen, Franz I. war 1745 zum römiſchen Kaiſer gewählt und gekrönt worden. 
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Dem Heldenmut, mit dem Maria Thereſia die erſten acht Jahre ihrer Regierung 
durchgekämpft hatte, verdankte fie es, daß ihr Haus im großen und ganzen unge- 
fhmälert und unerſchüttert aus der Kataſtrophe herauskam, die es 1740 zu vernichten 
drohte. Schlefien war der einzig wirklich große Verluſt, den Habsburg erlitten hatte, 
um Schleſien kreiſten die Gedanken und Pläne der Kaiſerin immerzu. Volksdeutſche 
oder reichspatriotiſche Erwägungen fpielen dabei keine Rolle, lediglich der beleidigte 
Stolz und die ſchwer empfundene Schädigung des Hauſes Oſterreich. Die Stellung 
des Kaiſers und des Deutſchtums im Oſten iſt durch den Wechſel im Beſitz Schleſiens 
nicht geſchwächt worden. Denn für Habsburgs vorwiegend nach Süden und Südoſten 
orientierte, immer mehr aus Deutſchland hinausführende Politik gehörte Schleſien zu 
den Randgebieten, die es politiſch längſt nicht mehr durchdrang. Nur ein fo ſtark am 
deutſchen Oſten intereſſierter Staat wie Preußen, ein proteſtantiſcher Staat vor allem, 
konnte Schleſien zu einem Schutzwall des Deutſchtums machen und es gegen die fremd- 
völkiſche Anterwanderung behaupten. 


Einkreifung Preußens 


Reichsintereſſen, Volksintereſſen ſtanden alſo nicht auf dem Spiele, als Habsburg 
feine Politik der Einkreiſung Preußens begann, als es dem ſchon ſeit 1746 beſtehenden 
Bündnis mit Rußland 1756 die Allianz mit dem Todfeind aus zweieinhalb Jahr- 
hunderten, mit Frankreich, folgen ließ und ſchließlich auch Schweden gewann. Das 
Reich ſpielte den Büttel für Habsburg, als der Reichstag zu Regensburg auch noch 
den Reichskrieg gegen Preußen erklärte, in einer Sache, die mit Reichsintereſſen nichts 
zu tun hatte. Dieſer Koalition hatte Friedrich außer der eigenen Kraft nur das 
Bündnis mit England entgegenzuſtellen. 


Während der diplomatiſchen Vorbereitungen des neuen, letzten Entſcheidungskampfes 
waren dem Reich acht Jahre des Friedens geſchenkt, in denen die beiden Gegner ihre 
Staaten innerlich beſſer durchorganiſierten und ihre Armeen inſtand ſetzten. Es waren 
die Jahre des Philoſophen von Sansſouci, die Jahre, in denen für Friedrich das Glück 
der Kronprinzentage von Rheinsberg noch einmal wiederkehrte, nur daß die Flöte jetzt 
von einem Manne geſpielt wurde, der ſich inzwiſchen als Staatsmann und Feldherr 
größten Ausmaßes gezeigt hatte, und der keinen Augenblick das Bewußtſein dafür 
verlor, daß ihm die Stunde der größten Bewährung noch bevorſtand. 


Der Siebenjährige firieg (1756 bis 1763) 


Sobald der König im Sommer 1756 aus den Berichten ſeiner diplomatiſchen Agenten 
die Aberzeugung gewonnen hatte, daß das Netz der feindlichen Koalition fich jede 
Stunde um ihn zuſammenziehen könne, da entſchloß er ſich, dem Schickſal entgegenzu- 
gehen und den Krieg ſeinerſeits zu eröffnen. Aus dem Heldenkampf der ſieben Jahre, 
aus dem die Namen Roßbach und Leuthen, Kollin und Kunersdorf neben vielen 
anderen als Zeugniſſe höchſter heldiſcher Bewährung in Sieg und Niederlage hervor- 
leuchten, ging Preußen noch einmal ungeſchwächt als die deutſche Großmacht der 
Zukunft hervor, Friedrich aber, die Größe und Heldenhaftigkeit ſeiner Gegnerin noch 
überſtrahlend als der deutſche Held der zweiten Hälfte des Jahrhunderts. 


Gewiß kann dieſer deutſche Bruderkampf angeſehen werden als ein Teil der großen 
Auseinanderſetzung zwiſchen England und Frankreich um die Beherrſchung der über- 
ſeeiſchen Räume, in welchem Frankreich den größten Teil ſeines Kolonialreichs an 
England verlor und in welchem die deutſchen Antagoniſten zweifellos auch die kon⸗ 
tinentalen Degen der großen weltpolitiſchen Gegenſpieler waren. Aber dieſer deutſche 
Kampf iſt doch weſentlich mehr als ein Annex der weltpolitiſchen Auseinanderſetzung, 
er entſprang vor allem unſerer eigenen geſchichtlichen Situation und ihren Not- 
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Für Deutſchland war nun das Problem des Dualismus in ſein entſcheidendes 
Stadium getreten, bis es abermals auf den blutgetränkten Schlachtfeldern Böhmens 
ein Jahrhundert ſpäter gelöſt wurde. 

Dieſes Jahrhundert erwies gerade am Scheitern der von den edelſten und wirklich 
reichspatriotiſchen Motiven getragenen Löſungsverſuche, daß es einen anderen Weg 
in die Zukunft Deutſchlands nicht gab als die völlige Eliminierung des Hauſes Hab3- 
burg, weil dieſes zwar längſt alle Fähigkeiten zur Führung der Reichsgeſchicke ver- 
loren hatte, ſich aber doch nicht entſchließen konnte, den neu auftretenden Kräften in 
Deutſchland den Weg frei zu geben. 


Das Verhältnis Preußens zu Iſterreich nach dem Siebenjährigen firieg — Die erſte 
Teilung Polens — fjeimkehr entfremdeten deutjchen Landes 

Friedrich ſelbſt hat nach dem Krieg ſich nur noch darauf beſchränkt, die außenpolitiſche 
Lage ſeines Staates zu erhalten und jede Verſchlechterung zu vermeiden, die ihm vor 
allem aus einem neuen Machtzuwachs Habsburgs zu erwachſen ſchien. Deswegen griff 
er 1779 noch einmal zum Schwert, als Joſeph II. (ſeit 1765 der Nachfolger Franz J. 
im Kaiſertum) die alten Pläne Habsburgs über eine gewaltſame Erwerbung 
Bayerns wieder aufnahm. Deswegen gründete er 1785 den deutſchen Fürſtenbund, 
ohne dieſen allerdings zu einem norddeutſchen Bund unter preußiſcher Führung zu 
erweitern, wie einzelne deutſche Fürſten, z. B. Karl Auguſt von Weimar, es ſchon 
damals forderten. Nur die Abwehr habsburgiſcher Vergrößerungspläne, nicht aber 
die Sprengung des Reichs war Friedrichs politiſches Ziel. 

Trotz aller ſolcher Gegenſätze zwiſchen den beiden deutſchen Vormächten iſt das größte 
außenpolitiſche Ereignis der ſpäten Jahre Friedrichs des Großen im Zufammen- 
wirken mit Habsburg zuſtande gekommen, die erſte Teilung Polens (1772). Sie brachte 
Preußen eine glückliche Abrundung ſeines Befitzes im Oſten und führte zugleich lange 
verlorenes deutſches Land wieder unter deutſche Herrſchaft zurück, während Oſterreich 
ſich wiederum mit einer Maſſe fremdvölkiſchen Gebietes belaſtete und auch dadurch 
wieder an deutſchem Charakter verlor. 


Die Reformen Joſephs II. — Deutſcher Charakter feines Werkes 

Allerdings hat gerade in dieſen Jahren Joſeph II., einer der wenigen und zugleich der 
letzte politiſch deutſchdenkende Habsburger, den Verſuch gemacht, die deutſche Sub- 
ſtanz ſeiner Erblande von den Schlacken jahrhundertelanger Aberfremdung zu befreien. 
Wenn er auch an der katholiſchen Religion als Staatsreligion feſthielt, ſo brach er 
doch energiſch mit der bisherigen Vorherrſchaft der Kirche im öffentlichen Leben durch 
die Einführung der Zivilehe, die Aufhebung eines großen Teils der Klöſter, durch die 
ſehr viel bisher in toter Hand befindlicher Grundbeſitz wieder für die bäuerliche 
Bewirtſchaftung frei wurde, durch die Beſeitigung der Vormundſchaft der Geiſtlichkeit 
über das Schulweſen, wie überhaupt Joſeph II. ſich der Schule und vor allem der 
Volksſchule in vorbildlicher Weiſe annahm. Neben dieſen Reformen, die das deutſche 
Volk Oſterreichs vom Geiſt der Gegenreſormation befreien ſollten, iſt es vor allem 
Joſephs II. Sorge für die Lebenskraft des Bauerntums, die ihn zum größten 
deutſchen Reformer vor dem Freiherrn vom Stein 10 Jahre vor der Franzöſiſchen 
Revolution macht. Er hat als erſter in Deutſchland die Leibeigenſchaft beſeitigt und 
die wirtſchaftliche Stellung des Landvolks gehoben und geſchützt. Alle dieſe Reform- 
maßnahmen entſpringen dem aufgeklärt humanitären Geiſt des Spätabſolutismus, der 
ſich in Joſeph II. in ſeltener Reinheit verkörpert. Die politiſchen Schwächen dieſer 
Staatsauffaſſung zeigten ſich in den Maßnahmen zur Judenemanzipation, die 
Joſeph II. 1781 unternahm, und durch die, wenn auch Joſephs Geſetze die Juden noch 
von aller Teilnahme am öfſentlichen Leben ausſchloſſen, doch der Weg betreten wurde, 
der zur Gleichſtellung der Juden, vor allem aber zur Erweiterung ihrer ſozialen und 
wirtſchaftlichen Machtſtellung führte. 


Beitrag Ile 


Grundzüge der deutſchen Geſchichte der Neuzeit 45 


Das Ende der großen Epoche des Abjolutismus in Deutſckland — Ausgang 
Friedrichs des Großen und Jojephs II. 


Während Oſterreich hier in ſtürmiſchem, faſt überhaſtetem Tempo eine Staatsreform 
vornahm, die nachzuholen ſuchte, was Generationen verſäumt hatten, und die, ing- 
befondere feine Kirchenpolitik, vielfach Epiſode blieb, ſuchte Friedrich in planvoller 
und ſtetiger Arbeit die Wunden zu heilen, die der Krieg dem Lande und dem Volke 
des deutſchen Nordoſtens geſchlagen hatte. Auch ſeine größte Leiſtung liegt hier auf 
dem agrarpolitiſchen Gebiete; durch große Meliorationen und Siedlungen hat er 
vor allem im Oderbruch dem Staate im Frieden eine ganze Provinz gewonnen. Da⸗ 
neben bildete die im Gange befindliche Kodifikation des preußiſchen Rechts im 
Allgemeinen Landrecht das größte innenpolitiſche Erbe, das Friedrich feinen Nach- 
folgern hinterließ, als er 1786 die Augen ſchloß. — Er hatte, geſtützt auf das ver- 
waltungsorganiſatoriſche und militäriſche Werk feines Vaters, durch die Helden⸗ 
kraft ſeiner Perſönlichkeit Preußens Großmachtſtellung begründet, er hinterließ es 
im Schutze einer für faft unbeſieglich geltenden Armee. Nur dem ſehr ſcharf zuſehen⸗ 
den Auge traten zu Ende ſeiner Regierung in Armee und Verwaltung die erſten 
Spuren einer Erſtarrung entgegen, die unter feinen Nachfolgern ſchnell und unauf- 
haltſam ſich weiter entwickeln ſollte, während zugleich die Kraft der politiſchen 
Führung erlahmte. 

Vier Jahre ſpäter folgte ihm Joſeph II. in den Tod. Er ließ ſein Werk, das eine 
lange und ſtetige Regierung nötig gehabt hätte, um zu reifen, als einen Torſo zurück 
in den Händen feines Nachfolgers Leopolds II., den nach zwei Jahren der Tod 
ebenfalls abrief. Mit ihm ging der letzte Habsburger dahin, der das Werk Joſephs 
hätte fortſetzen und von dem eine Regeneration Habsburgs⸗Oſterreichs vielleicht 
noch hätte ausgehen können. 


3. Der Untergang des Reiches im Zeitalter der Franzöfilchen Revolution 
und Napoleons 


Führungswechfel in Europa — Frankreichs iederaufſtieg zur Macht — Die 
Revolution von 1789 


Nach dem Tode Friedrichs des Großen und Leopolds II. traten an die Spitze ſowohl 
der nordoſtdeutſchen wie der ſüdoſtdeutſchen Großmacht für Generationen Herrſcher⸗ 
geſtalten, die den großen Aufgaben ihrer Zeit nicht mehr im Entfernteſten gewachſen 
waren. Deutſchlands führende Mächte gerieten in weltpolitiſch entſcheidender Stunde 
in ein Stadium der Erſtarrung und der Erſchlaffung, während Frankreich, ſeit dem 
Ausgang Ludwigs XIV. von ſeiner einſt weltbeherrſchenden Höhe herabgeſunken, 
nunmehr wieder die Führung der europäiſchen Geſchicke an ſich riß. Ein neues 
europäiſches Zeitalter, das Zeitalter der Franzöſiſchen Revolution zog herauf, ein 
Zeitalter, daß nicht nur das europäiſche Staatenſyſtem, ſondern vor allem das Reich in 
ſeinen Grundfeſten erſchütterte, das mit der politiſchen zugleich auch die große ſoziale 
Amwälzung brachte, auf der die Geſchichte des 19. und des beginnenden 20. Jahr- 
hunderts beruht. Das Bürgertum, der dritte Stand, erobert nun die Macht im 
Staat, an die Stelle der ariſtokratiſch-abſolutiſtiſchen Ordnung tritt die bürgerlich⸗ 
liberale Demokratie. 


Wirkungen der Franzöfijchen Revolution auf Deutjchland 


Die Ideen aber, die dieſe Revolution getragen haben, und die aus der Staats- 
philoſophie der Aufklärung geboren wurden, haben, von Frankreich ausgehend, auch 
das politiſche Denken der Deutſchen in ihren Bann geſchlagen und die geiſtig— 
politiſche Entwicklung bis zum Beginn des 20. Jahrhunderts beſtimmt. Sie find erſt 
durch den Nationalſozialismus in Deutſchland überwunden worden, während ſie noch 
heute die politiſche Haltung der weſtlichen Demokratien prägen. 
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Zunächſt allerdings war die Wirkung der Franzöfiſchen Revolution auf Deutſchland 
gering. Von unſeren Dichtern und Denkern und in gewiſſen bürgerlichen Kreiſen 
wurde fie zunächſt mit Jubel begrüßt. Aber dieſer wich ſehr ſchnell einer faſt allge- 
meinen und gründlichen Enttäuſchung. Die Maſſe des Volkes blieb ziemlich un⸗ 
berührt, die ſoziale und politiſche Ordnung unerſchüttert. Betrachten wir ſie noch 
einen Augenblick in dieſem geſchichtlichen Moment, bevor das alte Reich in ſich 
zuſammenſank. 


Zuftand des Reiches um die Wende zum 19. Jahrhundert 

Das Reich als politiſcher Körper hatte praktiſch aufgehört, zu exiſtieren und zu 
handeln. Das Reichsgefühl war faſt in allen Teilen erloſchen und hatte einem lokalen 
Patriotismus, einem Kirchturms⸗Partikularismus an vielen Stellen, Platz gemacht. 
Der jahrhundertelange Prozeß der Ausbildung der deutſchen Einzelſtaaten hatte ſich 
vollendet. Der einzelſtaatliche Abſolutismus war die Herrſchaftsform der Zeit 
geworden. Neben der partikulariſtiſchen Aufſpaltung zerſetzte das Volk damals noch 
die ſchroffe berufsſtändiſche Gliederung, welche die einzelnen Volksſchichten in oft 
radikal erſtarrten und verzopften Organiſationen voneinander trennte. Der Adel war 
nicht in dem Maße wie in Frankreich Hofadel geworden und ſaß noch großenteils 
auf feinen Gütern, in den großen Monarchien Deutſchlands leiſtete er in Armee und 
Verwaltung dem Staat gute Dienſte. Seine ſcharfe Abſonderung von den anderen 
Ständen, viel Aberheblichkeit und die faſt ausſchließliche Beſetzung der oberſten 
Staatsſtellen und der Offiziersſtellen durch Adlige reizten insbeſondere die auf- 
ſteigenden bürgerlichen Schichten. 


Anter dem Adel und großenteils unter feiner Herrſchaft lebte das Bauerntum in fait. 
allen deutſchen Territorien noch von der Erbuntertänigkeit bedrückt und an jeder wirt ⸗ 
ſchaftlichen und ſozialen Aufſtiegsmöglichkeit verhindert dahin. 


Im Anterſchied dazu erhob ſich das Bürgertum ſeit der Mitte des Jahrhunderts. 
langſam wieder aus dem Zerfall, der etwa 200 Jahre vorher eingeſetzt hatte. Aber 
es war nicht mehr das handwerkliche Bürgertum der alten Zeit, was jetzt emporkam, 
ſondern eine mit der Entwicklung des Frühkapitalismus nach oben drängende neue 
Schicht, die mehr als die ganze bisherige Entwicklung noch zum Antergang der älteren 
bürgerlichen Schichten beitragen ſollte. Noch ſtand dies alles in den Anfängen. Das. 
deutſche Bürgertum jener Zeit war weder kapitaliſtiſch-wirtſchaftlich, noch politiſch 
eine Macht. Dem politiſchen Leben ſeit langem entfremdet, hielt es ſich auch ſeinerſeits 
vom Staat zurück, deſſen immer mehr in ſich erſtarrende Bürokratie feiner fo wenig. 
wie der übrigen völkiſchen Kräfte bedürftig zu ſein glaubte. 


Das große Zeitalter der deutſchen Philoſophie und Dichtung 


Das Bürgertum aber marſchierte im Bund mit den neuen Großmächten der Zeit, 
dem ſich entwickelnden modernen Kapitalismus und der modernen Bildung, die die 
alte ariſtokratiſche Kultur allmählich ablöſte. Während die weit ins 18. Jahrhundert 
nachwirkende Epoche Ludwigs XIV, noch Friedrich den Großen wie viele andere 
durchaus deutſche Seelen in ihrem Banne hielt, erhob ſich ſchon überall der 
deutſche Geiſt, um ſich dieſer Feſſeln zu entledigen und das große Zeitalter der 
Vorherrſchaft des Deutſchen Ingeniums in allen Gebieten des geiſtigen Lebens zu 
begründen. Wir haben die erſten Flügelſchläge des deutfchen Geiſtes nach dem 
Dreißigjährigen Krieg bis zur Jahrhundertmitte ſchon früher verfolgt und dabei 
geſehen, daß auch dieſe Periode nicht arm an großen deutſchen Leiſtungen geweſen iſt. 
Aber ſeit dieſer Jahrhundertmitte etwa bricht nun ein immer ſtärker und ſtärker 
quellender Strom deutſchen geiſtigen Lebens hervor und entfernt ſich immer mehr von 
den ausländiſchen Quellen, die ihn noch in ſeinen erſten Anfängen geſpeiſt hatten. 
In Leſſing, Klopſtock, Winckelmann, in Schiller, Goethe und Kant erreicht er dann. 
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bis zur Jahrhundertwende eine Mächtigkeit und eine Fruchtbarkeit, die ſeit der 
Renaiſſance bei keinem Volk der Erde mehr erreicht wurde, und die weit bis in die 
Mitte des folgenden Jahrhunderts hinein nicht nur Deutſchland, ſondern Europa und 
die Welt mit unvergänglichen und für die Geiſtesgeſchichte der Menſchheit unent- 
behrlichen Leiſtungen beſchenkte. 


Allerdings war dieſe geiſtige Bewegung zunächſt unpolitiſch, eher geneigt, ſich aus der 
Welt det ſchlechten Wirklichkeit ins Reich des Ideals zu flüchten, im Kult der freien 
Perſönlichkeit und des Schönen ihre Erfüllung zu ſuchen, als das politiſche Daſein zu 
geſtalten. Trotzdem wohnt auch in ihr eine politiſch einigende Kraft. Sie ſchuf in 
einer Zeit, in der den Deutſchen nichts mehr blieb als ihre gemeinſame Sprache, ihr 
gemeinſames Blut und ihre von den wenigſten ergriffene gemeinſame Geſchichte doch 
noch ein nationales Selbſtgefühl, das dann, als die völkiſchen Erkenntniſſe der deut- 
ſchen Romantik in dieſe geiſtige Bewegung einſtrömten, ſich auch wieder zu einem 
politiſchen Nationalgefühl wandelte, das die Wiedergeburt vorbereiten und ſchließlich 
auch vollenden half. 


Das Reich im flampfe mit der Franzöſiſchen Revolution und Napoleon I. 


Dieſe geiſtige Bewegung vollzog ſich in einer Zeit der Zerſtörung unſerer äußeren 
nationalen Ordnung, ſie erreichte ihren Höhepunkt etwa in den Jahren, als das alte 
Reich endgültig zuſammenbrach. 


Dieſer Zuſammenbruch vollzog ſich im Kampf mit der Franzöſiſchen Revolution. Er 
wurde eingeleitet durch die Offenſive des revolutionären Frankreichs gegen den Rhein 
im Jahre 1792, in welcher ſich der Abfolutheitd- und Welterlöſungsanſpruch der 
Ideen von 1789 mit dem alten franzöſiſchen Imperialismus verknüpfte. Am ſeiner 
innerpolitiſchen Schwierigkeiten Herr zu werden, um ſeine Ideen nach außen zu tragen 
und fi dadurch neue Gebiete Deutſchlands und Europas geiſtig und politiſch zu unter- 
werfen, hatte das revolutionäre Frankreich im Frühjahr 1792 unter nichtigen Vor⸗ 
wänden den führenden deutſchen Großmächten den Krieg erklärt und damit eine neue, 
faſt 25jährige Periode von Kriegen und revolutionären Erſchütterungen über Europa 
heraufbeſchworen. Die Offenſive, die dann die deutſchen Mächte nach Frankreich 
hinein unternahmen kam bei Valmy zum Stehen und endigte in einem kläglichen 
Rüdzug. Die Aneinigkeit der Verbündeten, die Schwäche ihrer Führung und 
Generale, ſie haben dann viel mehr als die Kraſt der neuen Ideen und die Vorteile 
der von der Revolution entwickelten aufgelöſten Kampfweiſe zu den Niederlagen 
der Koalition beigetragen und zum Verluſt des linken Rheinufers und der öſter⸗ 
reichiſchen Niederlande geführt, die nunmehr endgültig deutſcher Herrſchaft verloren- 
gingen. Am Rhein ſelbſt ſchwankte das Kriegsglück, aber bis zum Jahre 1795 wurde 
bier und in der Pfalz die Reichsgrenze nach der ſchnell überwundenen Kataſtrophe 
von 1792, wo die Franzoſen über den Rhein vorgeſtoßen waren, gehalten. Damals 
ſchied Preußen aus der Koalition aus, um im Oſten bei der letzten Teilung Polens 
in einem unrühmlichen Feldzug unverdauliche fremdvölkiſche Gebiete einzuheimſen 
und bei der Teilung dieſer Beute nicht von Oſterreich übervorteilt zu werden. Aber 
auch dann noch, nach dieſem von vielen der beſten Zeitgenoſſen als Verrat an der 
deutſchen Sache empfundenen Ausſcheiden Preußens, verteidigte der junge Erzherzog 
Karl an der Spitze deutſcher und öſterreichiſcher Truppen die Sache des Reichs 
am Rhein und in Süddeutſchland. 


Nicht die Kraft der neuen Ideen, ſondern die Kraft eines neuen militäriſchen 
Genies, das nur wenige ſeinesgleichen in der Geſchichte hatte, entſchied dann das 
Schickſal Deutſchlands und Europas. In dem 27 jährigen, bis dahin faſt unbekannten 
General Napoleon Bonaparte erſtand Frankreich der Retter aus äußerer Bedrängnis, 
aus unabſehbaren inneren Wirren und innerer Korruption. Mit ihm erſtand für 
nunmehr zwei Jahrzehnte der Mann des europäiſchen Schickſals. Er ſchlug 1796 
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die Oſterreicher in Italien in einem glänzenden Feldzug und zwang fie zum Frieden 
vom Campoformio. Er hat 1799 nach ſeiner Rückkehr aus Agypten noch einmal den 
Krieg gegen eine neu erſtandene Koalition zu ſiegreichem Ende geführt. 


Der Derluft des linken Rheinufers — Sähulariſationen in Deutſchland 


Der Siegespreis, den er aus dieſen Feldzügen nach Haufe brachte, war die Herrſchaft 
über Italien und das linke Rheinufer. Preußen hatte zuerſt im Jahre 1795, Oſterreich 
dann 1796, ſchließlich das Neich im Frieden von Lune ville 1801 auf die linksrheiniſchen 
deutſchen Gebiete verzichtet. Für die Verluſte, die fie dort erlitten, ſollten die deutſchen 
Staaten auf dem rechten Rheinufer entſchädigt werden. Die Verhandlungen, die 
über dieſe Entſchädigung geführt wurden, gehören zu den ſchmachvollſten und inſofern 
ſchmerzlichſten und doch wieder zu den heilſamſten Vorgängen der deutſchen Geſchichte. 
Denn nun beginnt unter dem Druck und Diktat des Auslandes der große Flur- 
bereinigungsprozeß in Deutſchland, der die ärgſten Auswüchſe unſerer Zerſplitte⸗ 
rung beſeitigte und den Aufſpaltungsprozeß zum erſtenmal rückwärts revidierte. 
Vor dem ſiegreichen Beherrſcher des neuen Frankreichs und ſeinen Kreaturen krochen 
nun die meiſten deutſchen Fürſten, um ihr Stück aus der rechtsrheiniſchen Beute zu 
erhaſchen, die vor allem durch die Säkulariſation der geiſtlichen Herrſchaften und 
Beſitztümer gewonnen wurde. Sie verſchwanden faſt alle als ſelbſtändige Staats- 
weſen aus der deutſchen Geſchichte, und mit ihnen ſchwand eine der Hauptſtützen 
der habsburgiſchen Politik im Reich. Reich und Kaifertum aber gingen ihrem un- 
aufhaltſamen Antergang entgegen. In Paris, nicht in Wien oder in Regensburg 
wurde über die neue Verteilung der Kräfte in Deutſchland entſchieden. Von Kaiſer 
und Reich nahm kaum jemand Notiz. Ihnen blieb nichts übrig, als im Reichs- 
deputationshauptſchluß (1803) die Teilung der Beute zu ratifizieren. 


endgültige Auflöfung des Reiches — Der Rheinbund — niederlegung der faiſer- 
krone | 


In den folgenden drei Jahren zerſchlug Napoleon dann endgültig die letzten 
Fundamente des Reichs. Nachdem er 1805 die ſüddeutſchen Staaten zu feinen Vaſallen 
herabgedrückt und Oſterreich nach einem kurzen, glänzenden Feldzug noch einmal 
niedergeworfen hatte, fielen ſeinen deutſchen Bundesgenoſſen neue große Gebiete zu. 
Sie erhielten außerdem durch Frankreichs Gnade die volle Souveränität vom Reich, 
die ſie allerdings im Rheinbund ſogleich gegen eine neue und drückende Abhängigkeit 
von Frankreich eintauſchen mußten. 


Das Ende des Reichs war damit gekommen. Als Napoleon im Auguſt 1806 erklären 
ließ, daß er das Reich nicht mehr anerkenne und auch die Rheinbundſtaaten ſich von 
ihm losſagten, legte Franz I. reſigniert die Krone nieder, die fein Haus durch die 
Jahrhunderte getragen hatte — das letzte loſe Band der deutſchen Einheit ſchien 
für immer zerſchnitten. 


Der Untergang des alten Preußens 1806 


Zwei Monate ſpäter erlag bei Jena und Auerſtädt der Staat, der ſeit den Tagen des 
Großen Kurfürſten und des großen Friedrich berufen ſchien, das Erbe der ſinkenden 
Kaiſermacht anzutreten, hinter deſſen ſtarker Wehr ſich ſeit 1795 ganz Norddeutſchland 
vor den Stürmen der Epoche geſichert und gerettet geglaubt hatte. Die ſchwächliche 
Politik des Lavierens und Ausgleichens hatte ſchließlich nichts mehr geholfen. Vor 
die Wahl geſtellt, ſich widerſpruchslos allen Zumutungen Napoleons zu fügen und 
ſich ſeinem Syſtem einzugliedern oder um Preußens Selbſtändigkeit zu fechten, hatte 
man ſchließlich die Entſcheidung gewagt und war ſchmachvoll erlegen. Frankreich 
aber trug nun feine ſiegreichen Adler vom Rhein bis zur Memel, unbeſiegbar ſchein⸗ 
bar erhoben ſie ſich über der zerſchmetterten deutſchen Nation. 
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IV. Der kampf um die Wiederaufrichtung des Reiches 


I. Die deutſche Erneuerungsbewegung von 1806—1813 und der Befreiungskrieg 


Deutſcke Sckickſalswende 1807 


In dieſem Schickſalsjahr 1806, das die endgültige Auflöſung des Reiches und die 
Zertrümmerung Preußens ſah, ſtehen wir wieder vor einem der großen epochalen 
Wendepunkte unſerer Geſchichte. Wir ſind es allzuſehr gewohnt, dieſe nach dem 
Nhythmus ausländiſcher Bewegungen zu bemeſſen, und fo ſetzen wir denn gewöhnlich 
an den Beginn unſerer neueſten Geſchichte die große Franzöſiſche Revolution von 
1789. Ihre unermeßliche europäiſche Bedeutung ſoll auch hier nicht geleugnet werden, 
und wer die Geſchichte vom ſoziologiſchen Standpunkt aus betrachtet oder mit den aus 
der Revolution geborenen Maßſtäben des demokratiſchen Liberalismus mißt, wird 
immer zu der Revolution von 1789 als dem großen Ausgangspunkt der modernen 
Entwicklung zurückkehren. Für uns Deutſche aber verſchieben ſich die Cäſuren. Wir 
find uns ſeit 1933 und erſt recht ſeit 1938 bewußt geworden, daß unſer geſchichtliches 
Leben einem anderen Rhythmus gehorcht als dem, der das Daſein der weſtlichen 
Demokratien beſtimmt und der von dorther auch lange verwirrend auf den Ablauf 
unſeres eigenen Schickſals eingewirkt hat. Nicht das Aufkommen neuer Schichten, 
nicht die Entwicklung und praktiſche Amſetzung der politiſchen Theorien der Fran- 
zöſiſchen Revolution beſtimmen den Ablauf und damit die entſcheidenden Einſchnitte 
unſerer eigenen Geſchichte, ſondern das Schickſal des Reichs als der gemeinſamen 
Heimat aller Deutſchen. Deswegen wird uns, die wir die Schaffung des Großdeut⸗ 
ſchen Reiches erlebten, das Jahr 1806 und nicht 1789 zur entſcheidenden Cäſur. Nicht 
oder nicht vorwiegend deshalb, weil damals das erſte Reich zu Ende ging — es 
eriftierte ja vorher nur noch dem Namen nach —, nicht um des Vergehenden willen, 
ſondern weil hier zugleich ein neuer Anfang war. Denn als die Deutſchen nun end- 
gültig verloren hatten, was den meiſten von ihnen ſchon lange kaum noch Beſitztum 
war, da fingen ſie an zu begreifen, was es heißt, ein Volk ohne Reich zu ſein, zu 
ahnen, daß ſie ohne das Reich überhaupt kein politiſch lebensfähiges Volk ſein 
könnten, da erwacht in ihnen wieder Reichsſehnſucht und Reichsleidenſchaft. 


Den Antergang des Reiches hatten ſie im ganzen faſt teilnahmslos hingenommen. 
Nur in Nürnberg erhob ſich eine Stimme, die öfſentlich Deutſchlands Los beklagte, 
und der tapfere Buchhändler Palm büßte die Verbreitung der Schrift „Deutſchland 
in ſeiner tiefen Erniedrigung“ und die Verheimlichung des Verfaſſers mit ſeinem 
Leben. Aber in weiten Bezirken Deutſchlands regten ſich von nun an die völkiſchen 
Kräfte zum Widerſtand gegen die geiſtig politiſche Aberfremdung und Ver⸗ 
gewaltigung. 


Der Freiherr vom Stein und fein Verſuch einer deutjchen Revolution 

Sie fanden ihre Verkörperung und ihren Verfechter im Reichsfreiherrn vom Stein, 
dem revolutionären Führer einer deutſchen Erneuerung Preußens, dem größten 
Herold der deutſchen Einigung und Befreiung in ſeiner Zeit. 


Seine Geſtalt, fein Werk und ſein Vermächtnis, ſie ſtehen bahnbrechend und weg⸗ 
weiſend am Beginn eines neuen Zeitalters der neuen Geſchichte. Was er in Preußen 
nach dem Zuſammenbruch von Jena ſchuf und ſchaffen wollte, das war nicht nur 
eine Verwaltungsreform und eine längſt fällig gewordene Sozialreform, es war die 
Erneuerung des preußiſchen Staates auf einer volkhaft deutſchen, mit den beſten 
Elementen unſerer germaniſchen Tradition verbundenen Grundlage. Er hat den 
neuen Staat auf dem neuen politiſchen Volksbegriff aufbauen wollen — nicht den 
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vom einzelnen ausgehenden Volksbegriff der Revolution, ſondern auf dem geſchicht⸗ 
lichen Volksbegriff, der im Volk nicht eine Summe von Individuen ſieht, ſondern 
eine durch gemeinſame Entwicklung gewordene Einheit. Dieſes Volk wieder mit dem 
Staat zu verſchmelzen, dem es ſolange entfremdet geweſen war, es zum Einſatz ſeiner 
politiſchen Kräfte ſür die Gemeinſchaſt zu erziehen und dazu anzuleiten, das war das 
Ziel ſeiner großen Selbſtverwaltungspläne, von denen nur die Städteordnung 
Wirklichkeit geworden iſt. Vom Volksganzen her betrieb er die Bauernbefreiung, die 
deswegen auch nicht ſchrankenloſe und ſchutzloſe Freiheit ſein ſollte, ſondern Freiheit 
in der völkiſchen Ordnung und deshalb gebunden und geregelt durch Maßnahmen 
zum Schutz des Bauerntums und ſeiner Scholle. Mit dem völkiſchen verbindet ſich 
in ihm das ſtaatliche Denken, das ihn zu den großen Reformen der oberſten Staats- 
und Provinzialbehörden führte, auf denen die moderne Staatsverwaltung Preußens 
beruht. Aber bei allem, was er für Preußen getan hat, war Preußen für ihn doch 
nur ein Stück Deutſchland, für deſſen Einheit und Freiheit er ſeine erneuerte Kraft 
jederzeit einzuſetzen bereit war. Aber den erſten Verſuch dieſes Einſatzes iſt er dann 
geſtürzt (1808) und von Napoleon geächtet worden. Er hat ſpäter als Berater des 
Zaren von Rußland im Feldzug 1812 und im Befreiungskrieg als unermüdlicher 
Mahner und Warner ſeine geſchichtliche Miſſion weitergeführt. 


Scharnhorft und Gneiſenau 

Was er auf ſeinem Gebiet erſtrebt hatte, vollendeten auf dem militäriſchen Scharnhorſt, 
Gneiſenau und andere in zäher, unermüdlicher Arbeit. Ihr Werk greift mit dem 
Steins zuſammen, eine Trennung iſt hier nicht eigentlich möglich. Sie haben mit ihm 
aufs engſte zuſammengearbeitet, und ſie ſtrebten beide demſelben Ziele zu, der 
Aktivierung aller politiſchen Kräfte der Nation, ee es nun in der Selbſtverwaltung 
oder unter den Waffen. 


Verſälſchung der Steinſchen Ideen durch fjardenberg 

Aber während die Militärreformer ihr Werk zu Ende führen durften, ſchied Stein 
aus, ehe es ſoweit war und hinterließ es Nachfolgern, die es entweder gar nicht 
oder nicht in ſeinem Geiſt weiterführten. Der Staatskanzler von Hardenberg hat im 
Gegenſatz zu Stein dem Wirtfchaftsliberalismus in Preußen Tür und Tor geöffnet 
und damit vor allem Steins Bauernreform verfälſcht. Er hat im Gegenſatz zu Stein 
die Judenemanzipation durchgeführt (1812) und damit dem Judentum in Preußen 
den Weg frei gemacht. So iſt er trotz erheblicher Leiſtungen auf dem Gebiet der Ver. 
waltungsorganiſation im ganzen doch der Gegenpol Steins und der Verfälſcher ſeines 
Werkes. Seine unbeſtrittene Leiſtung iſt die geſchickte Führung der preußiſchen 
Diplomatie durch die ſchweren Jahre von 1810 bis 1813, in denen der kleinſte Fehl⸗ 
tritt Preußens Antergang bringen konnte. 


Die deutſche Erhebung von 1809 

Denn auch der deutſche Aufſtand, den Stein und fein Kreis geplant hatten, war 
zunächſt geſcheitert. Oſterreich allein vermochte ihn nicht durchzufechten, trotz Aspern, 
dem erſten Sieg über den bis dahin unbeſiegten Kaiſer, trotz der tapferen Hingabe 
der Tiroler, trotz der Anterſtützung durch norddeutſche Erhebungsverſuche. Aber es 
ging doch ein Ahnen der Befreiung durchs deutſche Volk in jenem eiſernen Frühling 
1809, in dem auf den Schlachtfeldern an der Donau, in Tirol wie in Braunſchweig, 
in Innsbruck wie in Stralſund gegen das fremde Joch geſtritten wurde. 


Der Befreiungskrieg (1812/13) 

Noch einmal aber hatte Napoleon geſiegt. Als jedoch im Winter 1812 die Blüte feiner 
Armee auf den Schneefeldern Rußlands fiel, ergriff die deutſche Nation die Stunde, 
um das fremde Joch abzuſchütteln. Hier erfüllte Preußen zum erſtenmal ſeinen 
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Führerberuf in der deutſchen Geſchichte, zu dem es Friedrichs Taten beſtimmt hatten. 
Trotz aller Schwäche ſeines ausgeſogenen und reduzierten Staates gab es das Signal 
zum großen Befreiungskampf. Dieſen Kampf damals aufzunehmen nicht nur gegen 
Napoleon, ſondern gegen einen großen Teil des übrigen Deutſchlands, war bei der 
ſchnell offenkundig werdenden Schwäche des ruſſiſchen Verbündeten und der undurd- 
ſichtigen und unſicheren Haltung Oſterreichs ein ſehr viel größeres Wagnis, als die 
meiſten der Nachlebenden es ſich klarmachen. Mork durch die Tat von Tauroggen, der 
oftpreußiſche Landtag, die freudige Erhebung der ganzen Provinz, fie riſſen den Staat 
mit ſich fort. Hardenberg gab nach einer geſchickt abgepaßten Politik des Hinhaltens 
der drängenden Kriegsbegeiſterung im rechten Augenblick die Bahn frei, Scharnhorſts 
Wehrreform wurde in einer genialen Improviſation in die Wirklichkeit umgeſetzt, 
mit der Einführung der allgemeinen Wehrpflicht für die Dauer des Krieges trat zum 
erſtenmal in Deutſchlands neuerer Geſchichte nun das Volk in Waffen auf den Plan. 


Der Waffenſchmied der deutſchen Freiheit fiel ſelbſt als das erſte große Opfer des 
beginnenden Kampfes, durch feinen Heldentod die Götter gleichſam zum Sieg ver- 
pflichtend. Aber die ſchweren, tapfer getragenen Niederlagen des Frühjahrs 1813 
(Großgörſchen und Bautzen), über die Angewißheit der Waffenſtillſtandzeit im 
Sommer, über den Anſchluß Oſterreichs im Herbſt führt dann die blutige und ent- 
behrungsreiche Bahn von der Katzbach über Leipzig nach Paris und noch einmal nach 
Paris nach der Schlacht von Waterloo. 


2. Enttäufchungen und Irtwege der deutſchen Reichsſehnſucht. 
Die ſoziale Umfchichtung und der bürgerliche Liberalismus 


Enttäufchte fjoffnungen — Der deutiche Bund 

Napoleons Macht lag am Boden, zwei Jahrzehnte blutiger Auseinanderſetzung, in 
denen Deutſchland ſich gegen den Geiſt und die Macht des Weſtens zu behaupten hatte, 
waren zu Ende, das alte Reich war darüber zerfallen, die bunte Mannigfaltigkeit 
ſeiner in Jahrhunderten entſtandenen Gliedſtaaten war nach Zahl und Typus 
reduziert, die geiſtlichen Staaten, die Mehrzahl der Reichsſtädte, die kleineren Herr⸗ 
ſchaften verſchwunden. Größere geſchloſſene Staatsgebilde hatten ſich auf den 
Trümmern der alten Ordnung konſolidiert. Sie blieben, Preußen voran, die Träger 
der neueren deutſchen Entwicklung in den folgenden Jahrzehnten. 


Denn der Befreiungskampf, der nach dem Willen der großen deutſchen Patrioten, 
eines Stein, Arndt, Jahn, zugleich auch ein Einigungs- und Erneuerungskampf für das 
Reich hätte ſein ſollen, hatte gerade in dieſer letzten Hinſicht mit bitterer und ſchwerer 
Enttäuſchung geendet. Wohl ſchlang der deutſche Bund, den der Wiener Kongreß nach 
langem Feilſchen um Macht und Einfluß ſchließlich zuſtande gebracht hatte, ein loſes 
Band der Einheit um die deutſchen Staaten. And fo viel Reichs und Einheitsbewußt- 
ſein war nun doch geblieben und wieder erwacht, daß kein deutſcher Staat fürder mehr 
als Bundesgenoſſe des Auslands gegen Deutſchland oder Deutſche focht. Aber den 
Wünſchen oder der Sehnſucht der deutſchen Patrioten genügte das traurige Machwerk 
des Kongreſſes nicht. 


Metternichs Aampf gegen den deulſchen Einheitsgedanken — Seine Furcht vor der 
nationalen Revolution 

Es ift für die Beurteilung der weiteren geſchichtlichen Entwicklung Deutſchlands 
wichtig zu konſtatieren, daß es vorwiegend Habsburg⸗Oſterreichs Schuld geweſen iſt, 
daß die deutſche Einheit und das deutſche Kaiſertum in Wien nicht wieder hergeſtellt 
wurden. Aufs Ganze geſehen hat Oſterreich damit dem Reich einen Dienſt erwieſen, 
aber es durfte ſich nicht beklagen, daß ihm ſpäter verlorenging, was es damals aus⸗ 
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ſchlug. Sein führender Staatsmann hatte in weitſchauender Eiferſucht gegen Preußen 
ſchon während des Krieges den geſchlagenen Rheinbundſtaaten die Souveränität 
garantiert, an der jede deutſche Einheit ſcheitern mußte. Er hat folgerichtig dann die 
Erneuerung des Kaiſertums abgelehnt, trotzdem Preußen damals für eine Einordnung 
in ein von Oſterreich geführtes föderatives deutſches Syſtem zu haben war, er hat 
endlich Oſterreich vollends aus der deutſchen Entwicklung herausgeführt, als er es von 
allen Bindungen an die deutſche Weſtfront löſte und damit ganz auf ſeine eigenen, dem 
Reich und dem deutſchen Volk zumeiſt völlig fremden ſüdoſteuropäiſchen und italieni⸗ 
ſchen Intereſſengebiete beſchränkte. Damit war die Verteidigung der für das ganze 
folgende Jahrhundert wichtigſten deutſchen Volks- und Staatsgrenzen im Weiten und 
Oſten Preußen überlaſſen, die deutſche Großmacht dadurch auf ihre deutſchen Auf- 
gaben, an denen ſich ihr Führungsanſpruch bewähren ſollte, geſtoßen. Ein weiterer, 
wichtiger Abſchnitt des Weges, der im Laufe der Jahrhunderte Oſterreich aus dem 
Reich herausführte — die Straße nach Königgrätz —, iſt damit 1815 in Wien be— 
ſchritten worden, und das Jahr 1866 bildet nur einen neuen tragiſchen Höhepunkt der 
Entwicklung, die zur Abſchnürung des an den Habsburgerſtaat gefeſſelten Südoſt⸗ 
deutſchtums vom Reich führte — einer Entwicklung, die von Metternich über König- 
grätz zu Dollfuß und Schuſchnigg ging, bis ſie Adolf Hitler 1938 abſchnitt und 
überwand. 


Dem Kampf gegen den deutſchen Einheitsgedanken, deſſen Verwirklichung er 1813 bis 
1815 ſo erfolgreich verhindert hat, galt Metternichs politiſches Werk vornehmlich auch 
in den Jahren nach 1815, in denen fein Geiſt und Wille der deutſchen und der 
europäiſchen Politik ihr Gepräge gab. Fragt man nach den Gründen, die ihn zu dieſem 
Kampf beſtimmten, ſo fragt man zugleich nach den Motiven, die ihn bewogen, die für 
Oſterreich doch ſcheinbar ſo außerordentlich günſtige Gelegenheit zur Wiederherſtellung 
ſeiner deutſchen Kaiſermacht ungenützt vorübergehen zu laſſen. Die Antwort iſt einfach. 
Habsburg⸗Oſterreich mußte gegen jede völkiſche Einigungsbewegung fein, weil deren 
Anerkennung in Deutſchland zugleich ihre Anerkennung in den anderen Gebieten ſeines 
vielgeſtaltigen Völkerreichs bedeutete. And viel ſchwerer als die Frage nach dem 
deutſchen Schickſal wog und mußte in Wien die Frage wiegen, was ſollte aus Habsburg 
Oſterreichs Kronen werden, wenn dieſe volkhafte Bewegung ſich durchſetzte und 
anerkannt wurde. Habsburg-⸗Oſterreichs Schickſalsfrage war damit geſtellt. Sie 
ſtand ein Jahrhundert lang ungelöſt über allen politiſchen Entſcheidungen des Habs. 
brger Reiches, bis ſchließlich ihre gewaltſame Löſung das Ende des Staates und der 
Monarchie herbeiführte. 


Metternich kannte dieſe Gefahren. Deswegen ſchreckte ihn das Geſpenſt der nationalen 
Revolution, das er überall umgehen ſah, deshalb haßte er alle völkiſchen Revolutionäre, 
deren Zahl und politiſche Macht er gewaltig überſchätzte, deshalb waren ihm die 
brutalſten und gemeinſten Mittel (Demagogenverfolgungen) gut genug, fie zu unter- 
drücken. Er ſchreckte mit dieſem Geſpenſt zugleich auch die übrigen deutſchen Regierun- 
gen, insbeſondere das ganz in Oſterreichs Fahrwaſſer ſegelnde Preußen. 


Preußen im Zeitalter der Reaktion — Allgemeine Wehrpflicht — Zollverein 


Dieſes ſelbſt bietet im Zeitalter der Reaktion viele Züge der Erſtarrung und der 
Stagnation. Trotzdem gehört es zu den bewundernswerteſten Leiſtungen der deutſchen 
Verwaltungsgeſchichte, wie hier ein ungewöhnlich hochſtehendes Beamtentum, ver- 
körpert insbeſondere in einer Reihe mit ſaſt königlicher Selbſtändigkeit wirkender 
Oberpräſidenten (Schön, Vincke, Sack, Merckel), die heterogenen Teile des neuen 
Preußens zuſammenſchmiedete und die Wunden des Krieges und der Fremdherrſchaft 
heilte. Zwei Leiſtungen aber ſtammen vor allem aus jener in vielem ſo unerfreulichen 
Epoche, die beide, die eine indirekt, die andere direkt, Leiſtungen für die deutſche Zu— 
kunft waren. Die eine iſt die dauerne Einführung der allgemeinen Wehrpflicht durch 
das Wehrgeſetz vom 3. September 1814, die andere die Schafſung des Zollvereins 1834. 
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Der Durckbruck des bürgerlichen Zeitalters in Deutfchland — Wandlungen der 
ſozialen und wirtfchaftlichen Struktur 

Während nun in dieſem Zeitalter der Reaktion die deutſchen Regierungen ihre Völker 
von oben her in Ruhe hielten oder in Ruhe zu halten ſuchten, vollendete ſich ſtill und 
faft unvermerkt die große Amwälzung, von der wir ſchon oben ſprachen, der Durchbruch 
des bürgerlichen Zeitalters. Es ſteht bei denen, die es nur nach feinen Verfallserſchei⸗ 
nungen und Schattenſeiten beurteilen, mit Recht in wenig günſtigem Lichte. Trotzdem 
darf nicht verkannt werden, daß es auch andere Seiten gehabt hat, denen wir große 
poſitive Leiſtungen verdanken. Sie entſtammen hauptſächlich der Verbindung des 
deutſchen Idealismus mit den beſten Kräften der ſelbſibewußt emporſtrebenden neuen 
Schicht. Dieſer Verbindung find Männer entſproſſen wie Dahlmann, Droyſen, Ranke 
und trotz anderer Herkunft ſchließlich auch Heinrich von Treitſchke, gleich groß als 
Charaktere, als Wiſſenſchaftler und als Vorkämpfer deutſcher Einheit und Freiheit. 
Neben ihnen ſtehen dann die Bahnbrecher der großen Epoche der deutſchen Natur- 
wiſſenſchaft und Technik, die erſten großen Gründer und Führer unſerer Induſtrie: 
Liebig, Bunſen, Gaus, Weber, Mayer auf dem wiſſenſchaftlichen Gebiet, Vorſig, 
Krupp, Harkort auf dem induſtriellen. 


Aber in dieſes Bild fallen von Anfang an ſchwere und düſtere Schatten. Die geiſtige 
Haltung der heraufkommenden bürgerlichen Schicht wird weitgehend beſtimmt nicht 
durch das Beiſpiel ihrer hervorragendſten Vertreter, ſondern durch die nun erſt richtig 
von Weſten hereinſtrömenden Ideen des politiſchen und wirtſchaftlichen Liberalismus, 
den die großen Geſtalten der Epoche ablehnten oder in ſich überwanden, der aber die 
Religion weiter Kreiſe wurde. Ihrem wirtſchaftlichen und politiſchen Machtſtreben 
kam eine Lehre gerade recht, die, die Perſönlichkeit über die Gemeinſchaft ſtellend, vor 
allem das Prinzip der wirtſchaftlichen Ellenbogenfreiheit verfocht, jenes Prinzip, das 
Macht und Freiheit für den wirtſchaftlich Starken, Vogelfreiheit aber für den wirt- 
ſchaftlich Schwächeren bedeutet. Anter ſeiner Herrſchaft begann nun der Todeskampf 
des handwerklichen Mittel- und Kleinbürgertums, das von der Fabrikarbeit erdrückt, 
langſam der Proletariſierung verfiel. Gleichzeitig ſtrömten vom Lande, teils infolge 
des Bauernlegens durch den Großgrundbeſitz, teils auch ſchon als Folge der Lockungen 
der großen Städte, bäuerliche Kräfte ab, die von den ſtädtiſchen und induſtriellen 
Zentren angezogen und wurzellos gemacht werden. Vergebens kämpft das Arbeiter- 
und Handwerkertum in Gefellen- und Handwerkervereinen gegen fein Geſchick, dem es, 
von den politiſch Verantwortlichen allein gelaſſen, erliegen mußte. 


Marxismus und Judentum 


Das politiſche Syſtem der Reaktion hatte zwar nach 1815 die äußeren Ordnungen 
ftabilifiert, aber den inneren politiſchen Bedürfniſſen und Sehnſüchten der Nation 
nicht Rechnung zu tragen vermocht. So verfiel das Bürgertum dem weſtlichen 
Liberalismus, das Arbeitertum und das Handwerkertum wurde wirtſchaftlich ein 
Opfer der Handelsfreiheit und geriet geiſtig unter den Einfluß der von Moſes Heß 
und Karl Marx geleiteten kommuniſtiſchen Bewegung. Mit den Namen von Heß und 
Marx iſt nun zugleich der Einbruch eines weiteren gefährlichen Elements in die 
politiſch-ſoziale Entwicklung des 19. Jahrhunderts aufgezeigt, der Einbruch des 
Judentums. Ihm find die weſtlich liberalen Ideologien vor allem zugute gekommen. 
Anter ihrem Einfluß hat ſich das Judentum die Emanzipation erkämpft, während es 
gleichzeitig in breiter Front auf allen Gebieten in das deutſche Leben eindringt. Neben 
Marx ſind hier Rothſchild und Heine die richtungweiſenden Namen. Sie bezeichnen 
den Sieg des Judentums auf den für die Entwicklung des 19. Jahrhunderts fo ent- 
ſcheidenden Gebieten: Marxismus, Börſenkapital und Journalismus. 
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Der politiſche Aatholizismus im 19. Jahrhundert 


Zu dieſen in den erſten Jahrzehnten des Jahrhunderts aufkommenden, mit ſeinem 
Ablauf ſtetig wachſenden Bewegungen und Gefahren geſellt ſich als eine dritte, dem 
Marxismus und Liberalismus an Gefährlichkeit nicht nachſtehende, der politiſche 
Katholizismus. Dieſer — er iſt in Wirklichkeit fo alt wie die katholiſche Kirche ſelbſt — 
war gleich ihr von der Aufklärung totgeſagt worden. Aber ſogleich nach dem Ende der 
Befreiungskriege zeigte ſich ſeine ungebrochene Lebenskraft. Die Erneuerung des 
Jeſuitenordens im Jahre 1815 kann als Signal der fi erneuernden gegenreformatori⸗ 
ſchen Bewegung betrachtet werden. In Deutſchland nahm ſie, insbeſondere in Preußen 
— Gſterreich war ihr längſtens wieder hörig geworden — gleich nach dem Ende des 
Befreiungskrieges den Kampf mit dem Staat auf. Der Biſchof von Münſter, ſpätere 
Erzbiſchof von Köln, Droſte-Viſchering, provozierte in der Frage der Schulaufſicht 
und der gemiſchten Ehen den erſten offenen Kulturkampf in dieſem Jahrhundert. 


Die deutſche Einheitsbewegung und der Liberalismus 

Die marxiſtiſche und die politiſch⸗katholiſche Bewegung werden zunächſt noch über 
ſchattet von der liberalen und der deutſchen Einheitsbewegung. Beide verbinden ſich 
im Kampf gegen die Mächte der Reaktion, und viele der beſten Köpfe ſind damals dem 
Liberalismus nur deshalb verfallen, weil fie bei den herrſchenden Mächten kein Ver⸗ 
ſtändnis für ihr durchaus deutſches Einheitsdenken fanden. Nun iſt es allerdings nicht 
ſo geweſen, wie eine ſchematiſche Betrachtung des Zeitraums es ſo leicht darſtellt, daß 
dieſe Regierungen ſelbſt als letzte Hüter des Partikularismus einſam im großen Strom 
der deutſchen Einigkeitsbewegung geſtanden hätten. Dieſe umfaßte die beſten und 
edelſten, aber durchaus nicht die zahlreichſten Kräfte der Nation. In den breiten Volks. 
ſchichten herrſchte, ſoweit ſie ſich überhaupt um politiſche Fragen kümmerten, der in 
langer einzelſtaatlicher Tradition herangezüchtete Länderpartikularismus noch durch⸗ 
aus vor und hat noch weit ins 19. und 20. Jahrhundert hinein gewirkt. Ja, die Be- 
völkerungen dachten, nach Bismarcks treffender Beobachtung, vielfach partikulariſti⸗ 
ſcher als die Regierungen und die Dynaſtien. 


Die gemeinſame Front gegen die Reaktion brachte es mit ſich, daß ſich in den politiſchen 
Bewegungen des Vormärz hinter der Parole der deutſchen Einheit viele verſteckten, 
die in Wirklichkeit in dieſer Parole nur ein Mittel zur Durchſetzung demokratiſch⸗ 
liberaler Forderungen ſahen und folgerichtig auch dem Einheitsgedanken den Rücken 
kehrten, ſobald ſich herausſtellte, daß fie dabei nicht auf ihre parteipolitiſche Rech- 
nung kamen. 


Die Revolution sen 1848 


Verfaſſungsbewegung und Einheitsverlangen, nationale und liberale Ideen in viel- 
fach verſchlungener Miſchung und Abſchattierung vereinigten ſich dann in der Revolu- 
tion von 1848 zu dem Verſuch, Reichseinheit und Verfaſſung durch eine Volks- 
bewegung zu erzwingen. Das Ziel der Bewegung iſt ein doppeltes. Sie will zugleich 
die Einheit und die liberale Freiheit, fie will zugleich eine einheitliche deutſche Staats- 
gewalt ſchaffen und dieſe wieder, ſowie auch die Regierungen der Einzelſtaaten unter 
die Kontrolle der Volksvertretung ſtellen. Sie hat im erſten revolutionären Anſturm 
zunächſt in faſt allen deutſchen Staaten die Regierungen zum Zurückweichen vor ihren 
Forderungen gezwungen und ſich im Frankfurter Parlament ein Organ ihres politi- 
ſchen Willens, zugleich allerdings auch ein Spiegelbild ihrer politiſchen Vielgeſtaltig⸗ 
keit und Zerriſſenheit geſchaffen. Denn das iſt das Tragiſche dieſer von der Idee der 
Einheit ausgehenden Bewegung, daß ſie ſelbſt einen einheitlichen und zielklaren 
Willen nicht aus ſich herauszuſetzen vermag, daß fie erſt recht die deutſche Zer- 
riſſenheit und das Wirrſal der Zeit zum Ausdruck bringt und in ihren Nachwirkungen 
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vergrößert. Denn neben den Regierungen entwickelten ſich die von der 48er Be⸗ 
wegung in ihrer Machtſtellung geförderten Länderparlamente zu neuen Organen des 
popularen Partikularismus, ſeiner landſchaftlichen oder parteipolitiſchen Selbſtſucht. 
Die Bewegung, die den Weg zur deutſchen Einheit entſchloſſen beſchreiten wollte, 
zeigte in Wirklichkeit vor allem, wie weit und ſchwer der Weg zur geſamtdeutſchen 
Einheit tatſächlich noch war. 


Schwerſte Kämpfe um die Durchſetzung ihrer Ideale führten in vielen deutſchen 
Staaten, vor allem in Preußen und in Oſterreich, zunächſt zur Erſchütterung der 
Staatsgewalt und der geſamten Ordnung. Die alten Gewalten haben ſich dann doch 
wieder geſammelt und gefeſtigt und die Revolution an einzelnen Stellen, ſo vor allem 
in Wien und in Dresden, blutig niedergeſchlagen. 


Während ſo in den Einzelſtaaten der Kampf um Freiheit und Verfaſſung hin und her 
wogte und entſchieden wurde, tagte in Frankfurt die großdeutſche Nationalverfamm- 
lung, die in ihren Reihen die beſten und edelſten Geſtalten der Nation ſammelte. Sie 
hat in ehrlichem Ringen, gelegentlich ſelbſt von den Ausbrüchen radikaldemokratiſcher 
und liberaler Volksbewegungen bedroht, ein Verfaſſungswerk geſchaffen, das, wenn 
es auch für den Augenblick vergebens geweſen iſt, doch auf die ſpätere Entwicklung zur 
deutſchen Einheit befruchtend gewirkt hat und inſofern nicht verloren war. Die Ver⸗ 
faſſung des Norddeutſchen Bundes und durch ſie auch die Reichsverfaſſung von 1871 
hat manches ihrer Elemente übernommen. 


Wenn die Männer der Paulskirche glaubten, die oberſten politiſchen Geſetzgeber 
der deutſchen Nation zu ſein, ſo befanden ſie ſich von vornherein in einem Irrtum und 
ſtanden vor einer unlösbaren Aufgabe. Denn ein großer Teil der Nation, Regierun- 
gen, Parlamente und Bevölkerungen der Einzelſtaaten waren nicht bereit, ihr Werk 
und ihren Spruch anzuerkennen, und die Verſammlung hatte nicht die Macht, ihnen 
ihren Willen aufzuzwingen. Auch hier offenbart ſich die Bewegung von 1848 als eine 
Tragödie deutſcher Führerloſigkeit und Zerſplitterung. Als man ſich endlich nach 
langen und ſchwerſten Kämpfen auf die geſchichtlich unausweichliche kleindeutſche 
Löſung, d. h. auf ein Erbkaiſertum mit preußiſcher Spitze, einigte, geſchah es mit 
knappſter Mehrheit, faſt die Hälfte der Verſammlung ſelbſt war dagegen, und draußen 
im Land war der Widerſtand noch größer und praktiſch unüberwindlich. Habsburg⸗ 
Oſterreich verſagte ſich vollſtändig, ein großer Teil der Süddeutſchen mit ihm, aber 
auch Friedrich Wilhelm IV. lehnte die ihm angebotene Kaiſerkrone ab. Er wollte ſie 
nicht den demokratiſchen Gewalten verdanken, die ihn im Märzaufſtand 1848 ſo tief 
gedemütigt hatten und die er ohnehin feiner ganzen romantiſch- reaktionären Staats- 
auffaſſung nach tief verabſcheute. Aber indem er aus ſolchen Motiven ablehnte, 
erfüllte der ſonſt ſo unpolitiſche Monarch doch auch politiſch das Gebot der Stunde. 
Denn Preußen hätte dieſe Verfaſſung einem großen Teil der Nation im Bürgerkrieg 
aufzwingen müſſen, und dazu fehlte ihm die militäriſche und politiſche Macht. Auf die 
popularen aktiviſtiſchen Kräfte, die ſo laut nach der Einheit riefen, hätte man ſich ſchon 
gar nicht ſtützen können, ſie wollten ſo wenig ein Bündnis mit dem König von Preußen 
wie dieſer mit ihnen. Sie wollten eine demokratiſch liberale Scheinmonarchie, wenn 
nicht überhaupt die demokratiſche Republik. Für fie und nicht für das Werk der Pauls- 
kirche haben ſie ſich dann nach der Ablehnung der Krone durch Friedrich Wilhelm IV. 
noch einmal in einen Aufſtand, der nicht viel mehr war als ein Verzweiflungsſtreich, 
und der auf die Anterſtützung des geiſtig verwandten Auslands ſpekulierte, geſchlagen. 
Zwiſchen ihnen und der wiedererſtarkten Reaktion ſind dann die letzten wirklichen 
unentwegten Anhänger des Frankfurter Parlaments und ſeines Werkes, unter ihnen 
ſo ehrliche und aufrichtige Perſönlichkeiten wie Ahland, vollends zerrieben worden, als 
fie nach dem Zerfall und der Auflöſung der Frankfurter Verſammlung als ein Rumpf- 
parlament nach Stuttgart zogen und dort ſchließlich auseinandergetrieben wurden. 


0 
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Preußische Unionspläne — Ihr Scheitern am Widerſtand Uſterreichs 

Aber trotz allem kläglichen Scheitern und allen Rückſchlägen, trotz allen Enttäuſchungen, 
trotz dem Erſtarken der Reaktion ging die deutſche Einheitsbewegung weiter, zunächſt 
geſchwächt und gehemmt, ſpäter wieder mächtig emporwachſend. Die Schickſalsfrage 
des Jahrhunderts war geſtellt und verlangte immer gebieteriſcher nach Antwort und 
Löſung. Die Regierungen ſelbſt vermochten ſich ihr nicht zu entziehen. Anter ihrem 
Antrieb verſuchte zunächſt Preußen eine engere Zuſammenfaſſung der Kräfte des 
deutſchen Nordens in der „Deutſchen Anion“, aber die drohende Haltung des ſeit der 
Niederwerfung der Revolution innerlich wieder gefeſtigten Oſterreich zwangen es zum 
Zurückweichen (Olmütz 1850). 


Habsburg ⸗Oſterreich war durch die Revolution an den Rand des Antergangs gedrängt 
worden. Metternich, der es ſo lange und recht eigentlich repräſentierte, ſtürzte und mit 
ihm ſein Syſtem. Aber die Stunde, die beide hinwegfegte, offenbarte die zerſtörende 
Gewalt der von ihm gefürchteten und bekämpften nationalen Bewegungen für den 
Beſtand der Habsburger Monarchie. Nur mit rückſichtsloſer Waffengewalt und mit 
ruſſiſcher Hilfe hat fie ſich ſchließlich behaupten können. Der kleindeutſchen Entſchei⸗ 
dung des Frankfurter Parlaments gegenüber gab Oſterreich zu verſtehen, daß es ſich 
auch durch keinen Parlamentsbeſchluß aus Deutſchland verdrängen laſſe, und ebenſo 
entſchloſſen durchkreuzte man dann nachher den preußiſchen Verſuch einer Teillöſung 
des Problems und zwang den feine politiſchen Kräfte überfpannenden Staat in den 
Verhandlungen zu Olmütz zur Kapitulation. 


So ſind alle Verſuche, den deutſchen Dualismus zu überwinden und zur Einheit zu 
kommen, geſcheitert. Oſterreich⸗Habsburg, zu einer wirklichen Führung und Geſtaltung 
der deutſchen Geſchichte unfähig, war trotzdem entſchloſſen, feine Stellung im Reich 
und im Deutſchen Bund zu behaupten. Wie ein Klotz lag der Vielvölkerſtaat, der doch 
als Ganzes dem Reich in keiner Form eingegliedert werden konnte, und der ſich nicht 
entſchließen wollte, daraus die Konſequenzen zu ziehen, als ein Hindernis auf dem 
Weg der deutſchen Entwicklung. 


Aber auch Preußen, von dem allein die Entſcheidung kommen konnte, war noch nicht 
fähig, ſie herbeizuführen. Friedrich Wilhelm IV. ſelbſt war dazu am wenigſten geeignet. 
Er wollte ſelbſt nichts anderes fein als der erſte Paladin, der Kronfeldherr eines öſter⸗ 
reichiſchen Kaiſertums, das nach der ganzen Struktur Habsburg⸗Oſterreichs eine 
Anmöglichkeit war. Zu jeder ſelbſtändigen, von Preußen ausgehenden Löſung aber 
fehlte vor allem deswegen jede Möglichkeit und Vorausſetzung, weil das politiſche 
Anſehen und die politiſchen Machtmittel dieſes Staates unter der ſchwankenden und 
unſicheren Regierung dieſes Königs völlig herabgewirtſchaftet waren. 


Beginn einer neuen Hra der preußiſch-deutſchen Entwicklung (1860) 


Es ift eines der geheimnisvollen Befche der Geſchichte, daß fie, wenn die Dinge einer 
unausweichlichen Entſcheidung zutreiben, oft ganz in der Stille und unbeachtet die 
Männer heranwachſen läßt, die ihren Auftrag erfüllen. Als es in Deutſchland mit 
dem Ablauf des fünften Jahrzehnts des 19. Jahrhunderts dahin gekommen war, da 
traten, auſ der Höhe ihrer Leiſtungsfähigkeit ſtehend, die Männer hervor, deren Er— 
ſcheinen an ſich ſchon die Aberwindung der permanenten Exiſtenzkriſe bedeutet, welche 
die nun zu Ende gehende Regierung Friedrich Wilhelms IV. von ihrem erſten Tage 
an über Preußen heraufbeſchworen hatte. Mochte auch der Anfang der 60er Jahre 
mit dem Regierungskonflikt eine unerhört dramatiſche Zuſpitzung der inneren Lage 
Preußens bringen, der Gefahrenpunkt war doch ſchon überwunden, als Preußen ſich 
ſelber wiederfand in Wilhelm J., in Roon, in Moltke und Otto von Bismarck. 
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V. Bismarcks Reichsgründung und das II. Reich 
l. Die Reichsgeündung 


Bismarck und der nationale Liberalismus 


Mit der Abernahme des preußiſchen Miniſterpräſidiums durch Otto von Bismarck am 
23. September 1862 beginnt eine neue Epoche unſerer Geſchichte, die ſeinen Namen 
trägt. Zwei Aufgaben ſtanden vor ihm, eng miteinander verbunden: die Aufrecht⸗ 
erhaltung und Wiederherſtellung der Staatsautorität und damit der politiſchen und 
militäriſchen Schlagkraft Preußens und die Löſung der deutſchen Frage. Die erſte 
mußte der zweiten vorausgehen, weil Bismarck auf Grund feiner langjährigen Er- 
fahrungen als Geſandter im Bundestag es ſchon damals erkannt und ausgeſprochen 
hat, daß die zweite nicht mehr zu löſen ſei durch Reden und Parlamentsbeſchlüſſe, 
ſondern durch Eiſen und Blut. 


Als Bismarck die Führung der preußiſch⸗deutſchen Geſchicke übernahm, ſah er ſich einer 
geiſtig⸗-politiſchen Situation gegenüber, wie fie ſeit Jahrzehnten die Lage in Deutich- 
land erſchwert und verwirrt hatte. Der nationale Liberalismus, ſeit Ende der 50er 
Jahre wieder mächtig im Auſſchwung, hatte die 1848 ſo mühſam errungene Erkenntnis 
nicht preisgegeben, daß allein die preußiſch⸗kleindeulſche Löſung der Not der Zeit ein 
Ende machen könne. Aber er ſcheute vor der Konſequenz zurück, mit dem Preußen, ſo 
wie es nun einmal war und wie es ſich in Wilhelm J. erſt wieder richtig auf ſich ſelbſt 
beſann, die Löſung der deutſchen Frage anzugreifen, weil dieſes Preußen ſich dem 
Liberalismus nicht unterwarſ, ja mit ihm ſogar in heftiger Fehde lag. Wieder 
einmal ſtellte dieſer die Parteiparole über die Idee der Einheit, an der Bewährungs⸗ 
probe von 1860 bis 1864 iſt er innerlich zerbrochen, wenn er auch als politiſche Bewe⸗ 
gung noch lange weiterwirkte. Bismarck aber, dem der nationale Liberalismus ein 
wertvoller Bundesgenoſſe hätte ſein können, erkämpfte die deutſche Einigung unter 
dem Haß und Hohn dieſer Bewegung, als der von der Volksmeinung in Preußen, in 
Deutſchland und in Europa verfemte Reaktionär, der hinterliſtige, brutale Anter. 
drücker und Vergewaltiger der Nation. 


Der preußiſche Verfaſſungskonflikt 


Gegenſtand des Kampfes um Preußen waren die vom König und von Roon für nötig 
gehaltenen Reformen der Heeresverfaſſung. Boyens Werk hatte im Lauf der Jahr⸗ 
zehnte bedenkliche Mängel aufgewieſen, es erfaßte vor allem nur einen Teil der waffen⸗ 
fähigen jungen Mannſchaft und zwang den Staat, ſofort bei Kriegsbeginn auf die 
älteſten Jahrgänge von Landwehr und Landſturm zurückzugreifen. Trotzdem wider⸗ 
ſetzte ſich der von einer liberalen Mehrheit beherrſchte Landtag, geſtützt auf ſein 
Budgetrecht, der vom König und der Regierung für notwendig gehaltenen Heeresver- 
mehrung, er verlangte als Aquivalent die Herabſetzung der Dienſtzeit auf zwei Jahre, 
eine Forderung, auf die die preußiſche Staatsregierung im Intereſſe der Schlagkraft 
der Armee nicht einging. Als nun Wilhelm J., geſtützt auf den Rat Bismarcks und 
Roons, die Heeresvermehrung gegen den Willen des Parlaments und ohne deſſen 
finanzielle Bewilligung einführte, wurde aus dem bisher ſchon leidenſchaftlich ge- 
führten parlamentariſchen Konflikt ein Verfaſſungskonflikt, der den Staat bis in ſeine 
Grundlagen zu erſchüttern drohte. Auch die gemäßigten Liberalen, die an ſich die 
Notwendigkeit der Heeresvermehrung einſahen, ſtellten ſich nun aus rein doktrinären 
Gründen, um die Parlamentsrechte nicht antaſten zu laſſen, bedingungslos auf die 
Seite der Oppoſition. Die Staatskriſe, in der ſich Preußen damals befand, iſt nur 
durch die eiſerne Entſchloſſenheit Bismarcks und durch die ungeheuren Erfolge ſeiner 
Außenpolitik überwunden worden. 
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Der flampf um Schleswig- folſtein 


Der preußiſche Verfaſſungskonflikt war auf ſeinem Höhepunkt angelangt, als die 
Stunde der außenpolitiſchen Bewährung an den Staat und an ſeine Lenker herantrat. 
Sie haben ſie beſtanden gegen den Widerſtand nicht nur des Auslands, ſondern auch 
der preußiſchen Liberalen, gegen den Widerſtand des nationalen Liberalismus in 
Deutſchland. Das Werk von 1864 und 1866 iſt das Werk eines Mannes, der damals 
der beſtgehaßte in ganz Deutſchland war. 


Am 15. November 1863 ſtarb Friedrich VII. von Dänemark, zwei Tage nachdem der 
däniſche Reichsrat ein Geſetz über die Einverleibung Schleswigs in Dänemark und 
eine mit nichtsſagenden Sonderrechten ausgeſtattete Verfaſſung für Holſtein beſchloſſen 
hatte. Damit trat die ſchleswig⸗holſteiniſche Frage erneut in ein akutes Stadium, nach⸗ 
dem fie bereits ſeit 1848 immer wieder ein Gegenſtand des Kampfes der nationalen 
Kräfte und Leidenſchaften in Deutſchland und Dänemark geweſen war. An ihr hatte 
fich das deutſche Nationalgefühl ſeither immer wieder entzündet, auch hier war es wie 
in der Frage der deutſchen Einheit dem nationalen Liberalismus längſt klar geworden, 
daß die Löſung nur durch Preußen herbeigeführt werden konnte. Aber auch hier 
wieder wurde ihm die Haltung Preußens ein Stein des Anſtoßes und des Urgerniſſes. 


Schon 1848 und 1849 war es nach lange vorhergehenden Auseinanderſetzungen wegen 
der Anteilbarkeit und Selbſtändigkeit der Herzogtümer zum Kampf mit Dänemark 
gekommen. Sie hatten damals in ihrem Befreiungskampf die Anterſtützung des 
Bundes und insbeſondere der Frankfurter Nationalverſammlung gefunden. In ihrem 
Auftrag hatte Preußen die Dänen aus dem Lande geworfen. Als aber die großen 
Mächte Europas, argwöhniſch gegen jede Ausbreitung Deutſchlands in Europa, ſich 
auf Seiten Dänemarks ſtellten und eine drohende Haltung gegen Preußen einnahmen, 
als dieſes, das aus Frankfurt und vom nationalen Liberalismus zwar jede moraliſche, 
aber keinerlei machtpolitiſche Anterſtützung zu erwarten hatte, vor der Drohung des 
Auslands zurückwich und die Herzogtümer ſich ſelbſt überließ, ertönte das Zorn und 
Zetergeſchrei der Frankfurter Verſammlung und aller deutſchen Patrioten. Seitdem 
waren die Herzogtümer, ſich ſelbſt überlaſſen, wieder unter die däniſche Botmäßigkeit 
zurückgezwungen worden, aber ihre Anteilbarkeit und Selbſtändigkeit blieb trotz fort ⸗ 
beſtehender Perſonalunion mit Dänemark im Grundſatz auch von dieſem anerkannt 
(Londoner Protokoll 1852). Als nun beim Regierungswechſel von 1863 Dänemark 
die Einverleibung Schleswigs und ſeine Trennung von Holſtein ausſprach, beſchloß 
der Deutſche Bund die Exekution gegen Dänemark, die zunächſt Sachſen und 
Hannover übertragen wurde. Mit ihren Truppen aber kam als Prätendent 
für den Herzogſtuhl Friedrich von Auguſtenburg ins Land, und damit war nun 
der Anlaß gegeben für den Zuſammenſtoß der preußiſchen Politik mit der öffentlichen 
Meinung des übrigen Deutſchland. Aber die Notwendigkeit der Befreiung der 
Herzogtümer beſtand keine Meinungsverſchiedenheit, wohl aber über die Frage, was 
dann aus ihnen werden ſollte. Die vom nationalen Liberalismus beherrſchte öffent⸗ 
liche Meinung war für Wiederherſtellung ihrer Selbſtändigkeit unter dem Auguſten⸗ 
burger, Bismarck aber war von Anfang an entſchloſſen, hier keinen neuen deutſchen 
Sonderſtaat aufkommen zu laſſen. Seiner meiſterhaften Diplomatie gelang es, auch 
Oſterreich für feine Politik zu gewinnen, indem er im Gegenſatz zur Volksſtim⸗ 
mung, aber unter richtiger Einſchätzung der politiſchen Machtverhältniſſe ſich auf 
den Boden des Londoner Protokolls ſtellte, das mit anderen Großmächten auch 
Preußen und Ofterreich garantiert hatten. Dadurch, daß Bismarck in klarer Erfennt- 
nis der däniſchen Halsſtarrigkeit nur die Wiederherſtellung der im Londoner Pro- 
tokoll garantierten und auch von Dänemark anerkannten Antrennbarkeit der Herzog— 
tümer forderte, ſchuf er einen Kriegsgrund, der Oſterreich auf ſeine Seite zwang und 
das Ausland ausſchaltete. Gemeinſam haben dann die beiden deutſchen Mächte die 
Dänen geſchlagen, den Auguſtenburger verdrängt und das Land in Verwaltung 


genommen. 
Being I 


——— — an 
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Konflikt zwiſchen Preußen und Uſterreich beſchwört den Austrag von 1866 herauf 


Aber gerade aus dem gemeinſamen Sieg und aus dem Kondominat der beiden deut- 
ſchen Vormächte über Schleswig⸗Holſtein erwuchs der Zwiſt, der zur endgültigen Aus⸗ 
einanderſetzung über die Frage der Vorherrſchaft in Deutſchland führte. Habsburg - 
Oſterreich hoffte, Preußen durch das Angebot der Herzogtümer für die Herausgabe der 
Grafſchaft Glatz zu gewinnen. Als Bismarck darauf nicht einging, ſtellte Habsburg 
ſich auf ſeiten des Auguſtenburgers, der Staat der Reaktion hoffte, nun im Bund mit 
der liberalen öffentlichen Meinung, in Deutſchland und Preußen ſelbſt den Gegner in 
den Staub zu werfen. 


Die Auseinanderſetzung von 1866 iſt alſo nicht nur von Preußen aus ins Auge gefaßt 
worden. Auch Oſterreichs leitender Staatsmann, Graf Beuſt, Bismarcks politiſcher 
und perſönlicher Gegner, hat ſie herbeigeſehnt und vorbereitet. Preußen ſollte ein 
neues Olmütz erleben. 


Deshalb wurde die ſchleswig⸗holſteiniſche Sache, als der Tauſchplan fi zerſchlagen 
hatte, dem Bund überwieſen, der eine abſolut antipreußiſche Entſcheidung fällen 
mußte, da die Mittel- und Kleinſtaaten alle für den Auguſtenburger waren, gleich⸗ 
zeitig wurde die Mobilmachung der Bundestruppen mit Ausnahme der preußiſchen 
beantragt. Preußen erklärte nunmehr den Bund für gebrochen. Der Krieg war un- 
vermeidlich. Da hat noch in letzter Stunde Habsburg ⸗Oſterreich, um den verhaßten 
Gegner ja ganz ficher niederzuwerfen, Napoleon III. die Schaffung eines aus preußi« 
ſchem Gebiet zu bildenden rheiniſch⸗katholiſchen Pufferſtaats unter einem öſterreichi⸗— 
ſchen Erzherzog angetragen, ein Vorſchlag, der nichts anderes bedeutete als die Ver- 
größerung der deutſchen Zerſplitterung und die Wiederherſtellung des franzöſiſchen 
Einfluſſes am Rhein, ein Ziel, das Napoleon III. ſeit langem erſtrebte. Mit einem 
Verrat an Deutſchland beſchloß Habsburg⸗Oſterreich feinen geſchichtlichen Weg als 
deutſcher Staat, ſo wie es dereinſt auch ſein ganzes politiſches Daſein beſchließen 
ſollte. 


Aönlggräß 

Aber die Waffen entſchieden, bevor der Plan ſich verwirklichte. Preußen, von fait 
allen deutſchen Staaten bekämpft und der öffentlichen Meinung innerhalb und außer⸗ 
halb ſeines Landes für einen frivolen Friedensbrecher und Arheber des deutſchen 
Bruderkrieges erklärt, von den meiſten ſchon ſchadenfroh verloren gegeben, fügte ein 
neues glänzendes Ruhmesblatt in die große Geſchichte feiner militäriſchen und poli- 
tiſchen Leiſtungen. Nicht mehr 7 Jahre, ſondern 7 Tage dauerte der Feldzug, der den 
Kampf um die deutſche Vorherrſchaft entſchied. In einer großen Schlacht brach 
bei Königgrätz Oſterreichs Heer und Macht zuſammen. Seine deutſchen Vaſallen 
vermochten keinen ernſthaften Widerſtand zu leiſten, zum erſtenmal vernahm die 
Welt den Namen des größten Feldherrn der Epoche, Helmuth von Moltke. 


Die Friedensſchlüſſe — Bündniſſe Preußens mit den ſüddeutſchen Staaten 


Deutſchland lag unter den Fängen des preußiſchen Adlers. Würde der leitende 
Staatsmann des ſiegreichen Staates eine preußiſche oder eine deutſche Politik 
machen? Bismarck ſtand auf der Höhe der Stunde. Er tat beides, weil beides not- 
wendig war. Preußen erhielt endlich die ihm ſo bitter notwendige Abrundung ſeines 
zerriſſenen Gebietes durch die Einverleibung Hannovers, Kurheſſens, Naſſaus, Frank- 
furts und der Herzogtümer und damit die Kraft und Macht, die Führung in Deutſch⸗ 
land auszuüben und zu behaupten. Aber ſogleich wurde nun auch, zum erſtenmal 
wieder ſeit Jahrhunderten in der deutſchen Geſchichte, eine Politik aus deutſcher Ver— 
antwortung getrieben, die Einigung weitſchauend vorbereitet. Die geſchlagenen Süd⸗ 
deutſchen wurden nur mit geringen Kontributionen belegt und fo die Baſis für eine 
endgültige Verſtändigung mit Preußen geſchaffen, welches ſie nun durch eine Reihe 
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von Militärbündniſſen an ſich ſchloß. And dieſe Bündniſſe haben in wenigen Jahren 
geleiſtet, was unter öſterreichiſcher Führung in Deutſchland in Jahrhunderten umſonſt 
erſtrebt worden war, ſie haben die darniederliegende Wehrkraft der ſüddeutſchen 
Stämme und Staaten regneriert und reorganifiert und jo den Grund gelegt zu dem 
unvergleichlichen Heer des zweiten deutſchen Reichs. 


Der Norddeutjche Bund — flusſcheiden ſjabsburg-Iſterreichs aus dem Reich 


Norddeutſchland wurde, zu einem feſten Bund zuſammengefaßt, zum Kern der werden- 
den deutſchen Einheit. Die Verfaſſung dieſes Bundes, ein Meiſterſtück Bismarckſcher 
Staatskunſt, wurde zum Modell der Reichsverfaſſung von 1871, jo wie die ſchwarz⸗ 
weiß-rote Flagge dieſes Bundes dann die Flagge des erneuerten deutſchen Kaifer- 
reichs wurde. 


Habsburg ⸗Oſterreich aber ſchied nun aus dem Reiche aus. Auch hier hat Bismarck 
durch eine gegen den Widerſtand ſeines eigenen Monarchen erkämpfte Schonung des 
Gegners den Weg für eine Verſtändigung offengehalten — im Bewußtſein der 
Verantwortung vor der geſamtdeutſchen Vergangenheit und Zukunft, zugleich auch 
im Intereſſe der preußiſchen Politik, das gebot, ſich hier in Deutſchland keinen 
unverſöhnlichen Feind zu ſchaffen, zumal da Frankreich bereits eine drohende Haltung 
annahm und auch ſeinerſeits eine allzu große Schwächung des Habsburger Staates 
nicht zulaſſen wollte. 


Der Weg des Suͤdoſtdeutſchtums nach 1866 


Die Entſcheidung von 1866 iſt um den ſchweren Preis des Ausſchluſſes der Südoſt⸗ 
markdeutſchen aus dem Reichsverband erkauft worden. Habsburg nahm ſie gleichſam 
mit als ſeine Gefangenen bei ſeinem erzwungenen Exodus — man darf dieſes Bild 
gebrauchen, wenn auch die meiſten der damals lebenden Deutſch⸗ Oſterreicher ſich noch 
zur Dynaſtie Habsburg bekannten. Denn als politiſches Ganzes führte das Deutſch⸗ 
tum der Oſtmark von nun an im Habsburgerſtaat einen vom übrigen Reich damals 
nicht genügend gewürdigten und nicht hoch genug zu würdigenden Kampf um die 
deutſche Selbſtbehauptung und die Durchdringung des Donauraums gegen das immer 
ſtärker werdende Selbſtbewußtſein der übrigen Nationalitäten in Oſterreich. Das 
Deutſchtum der Südoſtmark erwies ſich hier noch einmal als tapferer Vorpoſten des 
Geſamtdeutſchtums an der Donau. Es hat ſeinen Kampf geſochten nicht zuletzt gegen 
ein Regime, das ſich immer weiter vom Deutſchtum entfernte und ſich ſeinen deutſchen 
politiſchen Aufgaben entzog, und viele ſeiner beſten find in einen für ſie unlösbaren 
Konflikt zwiſchen Staatstreue und Volkstreue gekommen. Männer wie Schönerer 
und Lueger haben in den folgenden Jahrzehnten am deutlichſten und an weit ſicht— 
barer Stelle die aus dieſem Grenzkampf erwachſende Verbindung des Volksgedankens 
und des ſozialen Gedankens vorgelebt, die das eigentliche Lebenselement der aller. 
dings noch geringen, volksverantwortlich denkenden Schicht des Südoſtdeutſchtums 
war. Aus dem Kampf dieſer Haltung mit dem ſtaatlichen und dynaſtiſchen Denken 
und ſeiner für Habsburg-Oſterreich noch immer bezeichnenden Verbindung von 
Klerikalismus und politiſcher Reaktion, aus der Atmoſphäre dieſes Kampfes hat der 
junge öſterreichiſche Arbeiter Adolf Hitler die erſten beſtimmenden Eindrücke ſeines 
politiſchen Lebens erhalten. 


In dieſen volksdeutſchen Kreiſen lebte ein ſtarkes geſamtdeutſches Bewußtſein, das 
ohne Haß und ohne Reſſentiment nach Deutſchland hinüberblickte und das Werk 
bewunderte, das ſich hier unter den Hammerſchlägen Bismarcks geſtaltete. Hier 
wurde es dann ſchon recht deutlich ausgeſprochen, daß auch dem Deutſchtum der 
Südoſtmark Erhaltung, Rettung und Befreiung nur von dem geeinigten Deutſchland 
her kommen konnte, von Habsburg aber nichts mehr zu erwarten ſei. 
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Die Reichsgründung 

Bismarck war nach der notwendigen Löſung von 1866, die man gewiſſermaßen als 
die negative Seite des deutſchen Einigungswerks bezeichnen kann, ſogleich weiter 
zur pofitiven Leiſtung geſchritten, die nun der preußiſchen Politik ſeit den Tagen des 
Großen Kurfürſten und Friedrichs des Großen vollends ihre innere Rechtfertigung und 
Sanktion verlieh. Die Einigung Deutſchlands wurde nun um Deutſchlands willen, 
nicht aus dynaſtiſchen oder aus partikulariſtiſchen Motiven in Angriff genommen. 


Was 1813 bis 1815 nicht gelungen war, was die beiten Deutſchen ſeit Jahren er⸗ 
ſehnten, das wurde nun von Bismarck zu einer nach den damaligen politiſchen Am- 
ſtänden vollendeten Löſung geführt. Sie vollzog ſich im Abwehrkampf gegen den 
Weſten, den der dritte Napoleon provoziert hatte. 


Deutichland und das Frankreich Napoleons III. 

Napoleons unruhiger Ehrgeiz war ſeit langem auf der Suche nach neuen Erfolgen 
für feine ſeit den ſechziger Jahren unglückliche und erfolgloſe Politik. Am Feuer der 
deutſchen Zwietracht gedachte er ſein Süppchen zu kochen und als Schiedsrichter in 
Deutſchland den ſtreitenden Mächten den ihm genehmen Machtanteil zuzumeſſen, für 
Frankreich ſelbſt aber Kompenſationen, d. h. vor allem Gebietsgewinne auf dem 
linken Rheinufer herauszuſchlagen. Der Ausgang des Krieges von 1866 war eine 
eklatante Niederlage ſeiner Politik, das ganze franzöſiſche Volk empfand es ſo und 
ſchrie nach Rache für Sadowa. Das Erſtarken und Emporkommen Preußens zur allein 
führenden deutſchen Großmacht war der franzöſiſchen Politik unerträglich. Sie ſuchte 
nach Wegen, den preußiſchen Staat wieder herabzudrücken, ehe ihm neue TFortſchritte 
in Deutſchland gelangen. Die Thronkandidatur eines Hohenzollernprinzen in Spanien 
lieferte den Anlaß und Vorwand. Franzöſiſche Sicherheitsforderungen, die nach Form 
und Inhalt eine offenſichtliche Demütigung Preußens anſtrebten, gaben den äußeren 
Anſtoß, Bismarck nahm den Handſchuh auf, den Napoleon ihm hinwarf. 


Der firieg von 1870/71 


And nun erlebt die Welt ein Wunder, wie fie es ſeit Jahrhunderten nicht geſehen 
hatte. Wie ein Mann erhob ſich das deutfhe Volk, vergeſſen war der Bruderkrieg, 
der kaum vier Jahre zurücklag. Die damals gegeneinander gefochten hatten, zogen 
nun als Kameraden und Bundesgenoſſen ins Feld. In einem unerhörten Anlauf 
wurde das kaiſerliche Frankreich niedergeworfen, Napoleon ſelbſt durch einen der groß⸗ 
artigſten Siege, die jemals in der Geſchichte erfochten wurden, bei Sedan mit ſeiner 
letzten Armee gefangen, der tapfere Widerſtand der neubegründeten Republik 
ſchließlich in einem langwierigen Winterfeldzug niedergeworfen. 


fialſerproklamation 1871 

Im Feldlager, unter dem Donner der Kanonen vor dem belagerten Paris, wurde im 
Spiegelſaal zu Verſailles am 18. Januar 1871 Wilhelm J. zum Deutſchen Kaiſer 
ausgerufen, das zweite Reich der Deutſchen war erſtanden nach meiſterhaften diploma⸗ 
tiſchen Verhandlungen, in denen Bismarck den patriotiſchen Schwung der Zeit zum 
Gelingen des Einigungswerks ausnutzte. Mit dem Gewinn der deutſchen Einheit, 
ſoweit ſie damals erreichbar war, mit der Rückkehr Elſaß⸗Lothringens zum Reich 
ſchloß der dritte und letzte der deutſchen Einigungskriege ab. 


2. Das zweite Reich bis zu Bismarcks Sturz 


Die politiſche Tage Deutſchlands nach 1871 

Das Zentrum Europas, ſolange das Schlachtfeld und der Kampfplatz fremder 
militäriſcher und politiſcher Kräſte, ſeit langem mehr Objekt als Subjekt der Politik, 
war plötzlich wieder zum feſten Kern und Zentrum des Erdteils geworden. Das 
politiſche Erleben unſerer Tage läßt uns begreifen, was die Deutſchen und das 
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Ausland dabei empfunden haben. Beim größten Teil der Nation, vor allem im Anfang, 
das Gefühl einer beglückenden großen Wende, Stolz auf das Erreichte, geſteigertes 
und in der Folgezeit oft überſteigertes Selbſtbewußtſein. Draußen aber Haß, Neid 
und Mißtrauen, Mißtrauen vor allem gegen den Kanzler, deſſen „Küraſſierſtiefel“ 
angeblich alles niedertrat. 


Die politiſche Lage des Reiches war deshalb von Anfang an eine geſpannte und 
bedrohte. Bismarck ſelbſt iſt dieſes Gefühl nie los geworden. Lebenslang bedrückte 
ihn „le cauchemar des coalitions“, die Sorge, daß feine Schöpfung dem ver- 
einigten Druck fremder Mächte erliegen könne. Eine meiſterhafte Politik ſuchte dieſen 
Gefahren zu begegnen und ſie auszuſchalten, die alten Freunde zu erhalten, die ge⸗ 
ſchlagenen Gegner zu gewinnen oder zu iſolieren. 


Das Verhältnis zu Rußland 

Alle Erfolge der letzten Jahre wären ohne die traditionelle Freundſchaft Preußens 
mit Rußland kaum zu erreichen geweſen, das Preußen 1864, 1866 und 1870 den Rücken 
frei gehalten hat. Aber bald nach der Reichsgründung geriet dieſe Freundſchaft 
ins Wanken, als Rußland nach der Niederwerfung der Türkei im Jahre 1878 
von den Großmächten an der völligen Ausnützung ſeines Sieges verhindert wurde und 
Bismarck auf dem Berliner Kongreß als „ehrlicher Makler“, aber nicht als Anwalt 
der ohnehin unerreichbaren ruſſiſchen Forderungen auftrat. Damit beginnt die Ent⸗ 
fremdung zwiſchen Preußen⸗Deutſchland und Rußland, die durch diplomatiſche An⸗ 
geſchicklichkeit unter Bismarcks Nachfolgern verſtärkt, 1892 zum franzöfiſch⸗ruſſiſchem 
Bündnis führte. Noch zu Lebzeiten ſeines erſten Kanzlers zog die Gefahr des Zwei⸗ 
frontenkrieges gegen Deutſchland herauf. 


Das Bündnis mit Uſterreich- Ungarn (1879) 

Die Erkenntnis, daß der bisherige Eckpfeiler ſeiner Politik wanke, vor allem aber 
auch das Gefühl geſamtdeutſcher Verantwortung hat Bismarck dann 1879 zum Ab- 
ſchluß des Bündniſſes mit Oſterreich veranlaßt. Das Reich, das er gegründet hat, 
iſt ja ein deutſcher Nationalſtaat, aber kein volksdeutſches Reich geweſen. Es konnte 
das nicht ſein nach Lage der politiſchen Verhältniſſe, es konnte es auch nicht ſein, 
weil der nationalrevolutionäre völkiſche Geſtaltungswille unſerer Zeit das Bismarck⸗ 
reich weder geſtaltete, noch erfüllte. Aber ein geſamtdeutſches Bewußtſein war in 
vielen Deutfchen jener Generation, die 1866 (auch auf der Seite der Sieger) blutenden 
Herzens miterlebten, vorhanden, und es war vor allem auch Bismarck nicht fremd. 
Deswegen war und wurde der Bund mit Sſterreich ihm mehr als eine politiſche 
Allianz gewöhnlicher Art. Er betrachtete Hfterreih als eine deutſche Macht und 
wollte den Bund der beiden deutſchen Mächte enger als ein anderes Bündnis geſtalten 
und ihn womöglich ſogar in den Verfaſſungen der beiden Staaten verankern. Dazu 
iſt es dann nicht gekommen. Aber das Gefühl geſamtdeutſcher Verantwortung und die 
Bereitſchaft, politiſche Konſequenzen daraus zu ziehen, war in Bismarck ſtärker als 
bei Habsburg und ſeinen Miniſtern, die noch in der Epoche, die Bismarcks Namen 
trägt, das Deutſchtum als Staatsſprache preisgaben (1880) und die fremden Natio- 
nalitäten in ihrem Kampf gegen das Deutſchtum faktiſch unterſtützten. 


Das Bündnis mit Italien | 

Dem Bund der Mittelmächte trat 1883 Italien bei, das durch die franzöſiſche Beſitz⸗ 
ergreifung von Tunis politiſch geſchädigt und verſtimmt war. Freilich war dieſes 
Bündnis mit Italien von Anfang an und im Lauf der Zeit immer mehr belaſtet 
durch die politiſchen Differenzen, die ſich aus den nationalen Gegenſätzen in den 
öſterreichiſch-italieniſchen Grenzgebieten ergaben. 
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Deulſchland und England 

Der Verſuch, den Dreibund durch die Hinzuziehung der größten germaniſchen Welt- 
macht England zu erweitern, iſt trotz aller Bemühungen Bismarcks und feiner Nach⸗ 
folger geſcheitert. England hat es abgelehnt, in ein engeres Verhältnis zu den 
Mittelmächten zu treten, es glitt im Gegenteil mehr und mehr auf die Seite ihrer 
Gegner hinüber. 


Gründe der wachjenden Entfremdung: folonialpolitik, Welthandel, Flottenbau 
Schon die Einigung Deutſchlands hatte England, das Mitteleuropa bisher vor allem 
als ſein freies Abſatzgebiet betrachtet hatte, nicht gleichgültig gelaſſen. Als nun das 
junge Reich auf allen Gebieten, die bisher Englands größte und faſt unbeſtrittene 
Domänen waren, ſeine Anſprüche anmeldete und als Konkurrent auftrat, breitete ſich 
in England mehr eine Atmoſphäre der Verärgerung und des Mißtrauens aus, die 
die Haltung der engliſchen Politik von nun an beſtimmte. 

Drei Dinge find es vor allem geweſen, die dieſes Mißtrauen Englands gegen Deutſch⸗ 
land verurſachten, alle drei aber urſprüngliche und unabdingbare Lebensäußerungen 
und Lebensrechte unſerer Nation: die deutſche Kolonialpolitik, die Entwicklung des 
deutſchen Aberſeehandels, der Aufbau einer wirklich leiſtungsfähigen deutſchen Kriegs. 
flotte. 

Auf allen dieſen Gebieten ſetzt die Entwicklung erſt am Ausgang der Epoche Bismarcks 
richtig ein, nicht nur in der Kolonialpolitik, ſondern auch im Aberſeehandel und vor 
allem im Flottenbau, ja die beiden letzteren gelangen erſt in der Ara Wilhelms II. 
zur vollen Entfaltung. Aber der große Aufſchwung beginnt auch hier ſchon mit 
Bismarcks Kanzlerſchaft. 


Der deutſche Welthandel 

Schon damals entſtand in der mächtig emporblühenden Volkswirtſchaft des Deutſchen 
Reichs ein Teilhaber am Weltmarkt, der alle anderen Nationen bald zu unwilligem 
und erſtauntem Aufhorchen zwang. Deutſchlands Handelsflotte trug die Erzeugniſſe 
unſeres Könnens und unſeres Fleißes über alle Meere, ihre Tonnage ſtieg von 1871 
bis 1886 faſt um das Doppelte. 


Holonlalpolitik 

Anter ſolchen Vorausſetzungen vollzog ſich der Abergang Deutſchlands von der 
Kontinental- zur Weltpolitik. Bismarck hat nur zögernd über das ihm vertraute 
Gebiet der kontinentalen Intereſſen und Gegenſätze hinausgegriffen, aber der nach 
Aberſee drängenden Volkskraft und Sehnſucht, dem Wagemut der deutſchen Kauf⸗ 
leute und Kolonialpioniere (Lüderitz, Peters) konnte Schutz und Förderung des Reichs 
nicht verſagt bleiben. So hat denn Bismarck 1884 die Bahn kolonialer Erwerbungen 
beſchritten und zuerſt Südweſtafrika, dann Togo und Kamerun, ſpäter Deutfch- 
Oſtafrika und andere überſeeiſche Gebiete unter den Schutz des Reiches geſtellt. 
Deutſchland hat als letzte der großen Mächte Hand auf die noch freien Räume der 
Erde gelegt, kurz ehe die anderen ſich zu deren endgültiger Teilung anſchickten. Die 
deutſchen Kolonien haben unter einer gerechten, ſauberen und humanen Verwaltung 
einen raſchen, dem deutſchen Volk wie den Eingeborenen ſegensreichen Aufſchwung 
genommen. Die ſchwarz⸗weiß⸗ rote Flagge, die über ihnen wehte, iſt rein geblieben 
von den häßlichen und unaustilgbaren Flecken, durch die ſchrankenloſe Gewinnſucht, 
Korruption und habgierige Brutalität die Kolonialgeſchichte ſo vieler anderer Völker 
beflecken, keine iſt auch mit weniger Blut geſchrieben worden als die deutſche. 


Flottenbau 

Seit den Tagen des Großen Kurfürſten traten zum erſtenmal wieder die Deutſchen 
ſelbſtändig als Koloniſatoren in Aberſee auf, was damals im Anſatz ſtecken blieb, 
blühte nun in hoffnungsvoller Entfaltung auf. And ſo wie hier und ſo wie in der 
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Kolonialpolitik die Enkel vollendeten, was der erſte große Hohenzoller begonnen hatte, 
ſo haben ſie auch ſeine Flottenpläne wieder aufgenommen und machtvoll verwirklicht. 
Zwar hatte ſchon die Frankfurter Nationalverſammlung den Bau einer deutſchen 
Flotte in Ausſicht genommen und durch den Ankauf von Schiffen auch begonnen, 
aber fo wie die ganze Bewegung fand auch dieſer Verſuch einer Flottengründung 
ein klägliches Ende. Die Schiffe wurden 1852 verſteigert. Dabei hat dann Preußen 
die erſten Fahrzeuge für feine Flotte erworben. Im Krieg von 1864 hatten preußiſche 
und öſterreichiſche Schiffe unter Führung Tegetthoffs den Dänen vor Helgoland ein 
kleines Seegefecht gelieſert, aber dieſe und andere Gefechte zeigten bei aller zutage 
tretenden Tapferkeit doch nur die klägliche Schwäche der einſt ſo großen und ſee⸗ 
gewaltigen Nation auf den Meeren, die ihre Afer beſpülten. Mit dem Neubau des 
Reichs, vor allem aber mit dem Beginn ſeiner Weltpolitik wurde auch hier ein 
Wandel nötig. Männer wie Prinz Adalbert von Preußen, der die Bedeutung der 
Seemacht ſchon frühzeitig erkannt hat, und der erſte Admiral der preußiſchen Flotte 
wurde; nach ihm Admiral von Stoſch leiteten den erſten Aufbau der preußiſch⸗deutſchen 
Flotte, deren Vollendung dann das Werk Wilhelms II. und des Großadmirals von 
Tirpitz geweſen iſt. 


Innerpolitiſche Lage des Reiches 


Die politiſchen Spannungen, die der Aufſtieg und die Machtentfaltung Deutſchlands 
mit ſich brachten, bildeten eine dauernde Gefahr, die nur Bismarcks geniale Politik 
zu bannen verſtand, während fie feine Epigonen überwältigte und ſchließlich ver- 
ſchlang. Aber zu den Sorgen außenpolitiſcher Art, die den Kanzler von Anfang an 
bedrückten, kamen ebenfalls von Anfang an Sorgen und Gefahren innenpolitiſcher 
Natur. Die Verfaſſung des Reichs, die ſich an das im Norddeutſchen Bund bewährte 
Syſtem anſchloß, war in ihrer Miſchung föderativer und zentraliſtiſcher Elemente 
ein Meiſterſtück erſter Ordnung, die beſtmögliche damals erreichbare Löſung des 
deutſchen Verfaſſungsproblemes. Sie hat ſich durch zwei Menſchenalter als ein 
Band der deutſchen Zuſammengehörigkeit bewährt. Partikulariſtiſche, reichszerſtörende 
Tendenzen find auch in den Jahren der ſchwerſten Belaſtung nicht mehr oder mindeſtens 
nicht mehr offen und entſchieden hervorgetreten. Wo ſie ſich verſteckt bemerkbar 
machten und als fie nach dem Zuſammenbruch des Bismarckreichs wieder hervor- 
traten, kamen ſie nicht von den alten monarchiſchen Gewalten und Regierungen, ſie 
kamen vom Träger eines neuen deutſchen Partikularismus, den politiſchen Parteien. 


Die politiſchen Parteien 

Dieſe haben vom erſten Tage an eine der ſchwerſten Geſahren ſür den Beſtand des 
Reichs gebildet. Es war ſchon ein böſes Omen für unſere innerpolitiſche Entwicklung, 
daß im Parlament des Nordeutſchen Bundes ſich zwei Abgeordnete fanden, die ſich 
bei der Bewilligung der Kriegskredite der Stimme enthielten, ſich alſo in einer Lebens- 
frage der Nation von den übrigen Vertretern derſelben demonſtrativ abſetzten. Es 
war die Kampfanſage des Marxismus an das werdende Reich. Als dann der erſte 
Reichstag des zweiten Reiches zuſammentrat, hatte ſich der politiſche Katholizismus 
in der Zentrumspartei zum Kampf formiert. Der nationale Liberalismus war zwar 
durch die Ereigniſſe von 1866 und 1870 zunächſt für Bismarck gewonnen worden, 
doch in ſeinen Reihen befand ſich eine große Zahl liberaldemokratiſcher Doktrinäre, 
denen das Parteidogma bald wieder wichtiger wurde als alle nationalen Erfolge und 
Lebensfragen, und die ſich deshalb bald abſpalteten und mit Zentrum und Sozial- 
demokratie gemeinſame Sache machten. Wie ſchnell es auf dieſem Weg abwärts 
ging, zeigt die Tatſache, daß der Reichstag es 1895 mit Mehrheitsbeſchluß ablehnte, 
dem Reichsgründer zu ſeinem 80. Geburtstag zu gratulieren. Die Zuſammenſetzung 
der Stimmen zeigt die Front der Reichsfeinde: Zentrum, Sozialdemokraten und 
Fortſchrittspartei. Die konſervativen Kräfte aber, die in dieſem Jahrhundert in 
Stein und Bismarck die größten deutſchen Revolutionäre aus ſich geboren hatten, 
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waren damit in ihrer politiſchen Fruchtbarkeit auch erſchöpft. Sie verfielen immer 
mehr der Erſtarrung und dem unentrinnbaren Verhängnis des Parteienſyſtems. Von 
hier aus war keine fruchtbare Aberwindung der Kräfte der Zerſetzung mehr möglich, 
vor allem ſeitdem die Konſervativen zur Vertretung beſtimmter Intereſſengruppen 
wurden. 


Politiſcher Katholizismus und Marxismus haben dann Bismarck zu den größten 
innerpolitiſchen Auseinanderſetzungen ſeiner Kanzlerſchaft gezwungen, Kulturkampf 
und Kampf gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozialdemokratie. 


Die Auseinanderjegung mit dem polltiſchen fiatholizismus — Der fulturkampf 


Nichts wäre verkehrter, als den ſogenannten Kulturkampf des Bismarckreiches als 
einen beſonderen und abgelöſten Vorgang dieſer Epoche zu betrachten. Er bildet nur 
einen beſonders wichtigen Abſchnitt des uralten Kampfes der römiſchen Kirche gegen 
den deutſchen Staat oder um die Macht im deutſchen Staat, der ſchon im erſten 
Viertel des 19. Jahrhunderts durch den Erzbiſchof Droſte⸗Viſchering wieder auf- 
genommen worden war (vol. oben S. 54). Seitdem hatte die Kirche ſich der neuen 
Einflußmöglichkeiten, die die Preſſe und die Maſſenpropaganda boten, meiſterhaft 
bedient, um ihren Einfluß zu feſtigen und zu vermehren. 


Die ecclesia militans hatte dann durch die Verkündung des Dogmas von der 
Anfehlbarkeit des Papſtes ihren Herrſchafts⸗ und Ausſchließlichkeitsanſpruch vor 
aller Welt dokumentiert (Juli 1870). Nun ging man daran, ihn in Deutſchland durch- 
zufechten. Als der Staat ſich weigerte, gegen die Altkatholiken, welche das Dogma 
von der Anfehlbarkeit nicht anerkannten, vorzugehen und fie aus ihren Amtern zu 
jagen, war das Signal zum Kampf gegeben. Eine wüſte Hetze von den Kanzeln und 
in den Beichtſtühlen begann. Der politiſche Katholizismus verband ſich mit den 
nationalen Amtrieben der Polen und Elſäſſer, und das alles nicht etwa, weil der 
preußiſche Staat die Kirche angegriffen oder irgendwie bedrückt hätte, ſondern nur 
weil er ſich weigerte, ſich zum Büttel römiſch⸗prieſterlicher Herrſchaftsanſprüche zu 
machen. Deswegen wurde ein Kampf entfeſſelt, der den Staat ſchwer erſchütterte und 
nach dem Willen der Drahtzieher noch ſchwerer erſchüttern ſollte. In der mit außer- 
ordentlicher Erbitterung geführten Auseinanderſetzung, die zur Feſtſetzung zweier 
Erzbiſchöfe und zahlreicher politiſierender Prieſter führte, hat Bismarck bei weitem 
nicht in dem Maße, wie es nötig geweſen wäre, die Anterſtützung der öffentlichen 
Meinung gefunden, welche, unpolitiſch genug, den Kampf als einen religiöſen und 
nicht als einen politiſchen anſah. Die Kirche iſt deswegen innerlich eher geſtärkt als 
geſchwächt aus dieſem Konflikt hervorgegangen. Sie hat aber trotzdem wichtige 
Poſitionen räumen müſſen, denn — wenn auch nicht alle Kampſmaßnahmen beſtehen 
blieben und beſtehen bleiben ſollten — das Schulaufſichtsgeſetz, das Geſetz über die 
Zivilehe, nicht zuletzt die Ausweiſung der Jeſuiten aus Deutſchland (letztere aller- 
dings nur bis 1917) wurden aufrechterhalten. 


Der kampf gegen den Marzismus — Das Sozialiſtengeſetz 


Hatte dieſer Kampf wenigſtens mit einem Teilerfolg des Staates geendet, fo unter- 
lag er bei dem Verſuch, den Marxismus niederzuzwingen. Bismarcks Vorgehen 
gegen die Sozialdemokratie wurde veranlaßt durch zwei kurz aufeinanderfolgende 
Attentate marxiſtiſch verhetzter Individuen auf den alten Kaiſer. Der Kanzler 
benutzte dieſe Vorfälle zu einem Verbot der Sozialdemokratiſchen Partei, das im 
ganzen zwölf Jahre (1878 bis 1890) in Gültigkeit blieb. Zu einer nachhaltigen Anter⸗ 
drückung des Marxismus aber konnte dieſes Verbot nicht führen, weil eine Bewegung, 
die ſich, nicht zuletzt durch die Vernachläſſigung der ſozialen und geiſtigen Nöte des 
Arbeitertums durch die regierenden Kreiſe, jahrzehntelang ſo tief ins Volk gefreſſen 
hatte, nun nicht einfach auf dem Verbotsweg zu überwinden war. 
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Die großen Sozialgeſetze Bismarcks 


Das hat Bismarck ſelbſt ganz klar eingeſehen, und er ging nun nicht nur aus taktiſchen 
Gründen, ſondern vor allem aus dem Gefühl der ſozialen Verantwortlichkeit heraus 
an die Wiedergutmachung des durch Generationen Verſäumten. Die Thronrede vom 
15. Februar 1881 und eine kaiſerliche Botſchaft an den Reichstag vom 17. November 
1881 kündigten die erſten großen Sozialgeſetze an, durch die Deutſchland der Welt 
auf dieſem Gebiet voranging. Sie find dann 1883 und 1884, zuerſt das Kranken- 
verſicherungsgeſetz und dann das Anfallverſicherungsgeſetz, vom Reichstag angenom- 
men worden gegen den Widerſtand des Liberalismus. Die Vertreter der humanen 
Fortſchrittsideen erwieſen ſich einmal wieder wie ſo oft vorher und ſeitdem als die 
Verfechter der wirtſchaftlichen und ſozialen Reaktion. 


3. Der Niedergang des Reiches unter Wilhelm ll. 


Bismarcks Sturz 

In der Auseinanderſetzung mit den parteipolitiſchen Strömungen aller Richtungen und 
Schattierungen, im Kampf gegen die von außen drohenden Gefahren, hat Bismarck 
das Reich innerlich ausgebaut und ſoviel als möglich gefeſtigt und geſichert. Es gibt 
keine politiſche Mächtegruppierung in Deutſchland und außerhalb des Reichs, die 
ſich nicht zeitweilig oder durchgängig aus Egoismus und Kurzſichtigkeit dem nur auf 
Deutſchlands Größe gerichteten Streben des Kanzlers entgegengeſtellt hätte. Er 
konnte den Kampf mit ihnen wagen und, ſoweit es menſchenmöglich war, auch be- 
ſtehen kraft ſeiner Genialität und ſolange ihm eines blieb: das Vertrauen des 
höchſten Vertreters der deutſchen Staatsgewalt, des Kaiſers. Solange dieſer, wie 
Wilhelm J. es getan hatte, allen Intrigen zum Sturze des Kanzlers und deſſen 
eigenen, oft nur taktiſch gemeinten, manchmal aber aus Verärgerung und augen- 
blicklicher Kampfesmüdigkeit geborenen Abſchiedsgeſuchen fein „niemals“ entgegen- 
ſtellte, war Bismarck wenigſtens im Rücken gedeckt. Mit dem Regierungswechſel von 
1888 kam auch dieſe wichtigſte Stütze ſeiner Stellung ins Wanken. Zu den vielen 
Konflikten, die ſein kämpferiſches Daſein ausgefüllt hatten, geſellte ſich am Schluß 
ſeiner Laufbahn der für ihn am meiſten tragiſche, der Konflikt mit dem Träger der 
Krone. 


Thronwechſel 1888 

Am 18. März 1888 hatte Wilhelm J. ſein an Ruhm und Erfolgen ſo reiches Leben 
beſchloſſen. Das kurze Zwiſchenregiment des ſchon bei ſeiner Thronbeſteigung tot⸗ 
kranken Kaiſers Friedrich hatte keine Spuren hinterlaſſen können. Juli 1888 folgte 
ihm ſein älteſter Sohn Wilhelm II. 


Wilhelm II. 

Vielſeitig begabt und erfüllt vom hohen Bewußtſein ſeines kaiſerlichen Amtes, in 
ſeiner perſönlichen Lebensführung untadelig, verfügte Wilhelm II. über eine Reihe 
von Herrſchereigenſchaften, die ihm und dem deutſchen Volke zu dauerndem Segen 
hätten gereichen können; aber ſeiner unruhigen und ſprunghaften Natur fehlte vor 
allem eins, was ſeinen Großvater ſo ausgezeichnet hatte, die innere Sicherheit, das 
innere Gleichmaß, das Vertrauen erweckt. Wilhelm II. hatte viel mehr in ſich von 
der Veranlagung Friedrich Wilhelms IV., und das Bewußtſein ſeines Amtes und 
feiner Stellung erinnerte in vielem an deſſen überſpannte Vorſtellungen vom Gottes- 
gnadentum. Wie Friedrich Wilhelm IV., jo hatte auch Wilhelm II. den Drang, feine 
innere Anſicherheit durch glänzende, in ſeinem Fall laute, oft überlaute Reden und 
große Geſten zu verdecken, die der deutſchen Politik und dem Anſehen der Krone 
ſchweren, manchmal nicht wieder gutzumachenden Schaden gebracht haben. Vor allem 
aber beſeelte ihn von Anfang an ein Tatendrang, der weit über das Maß feiner 
politiſchen Fähigkeiten und ſeiner Erfahrung hinausging. 
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Der ſionfliht zwiſchen Aalfer und Kanzler 


In allem dem liegen ſchon die pſychologiſchen Wurzeln des Konfliktes mit Bismarck, 
der ſchon auf den Beginn der Regierung Wilhelms II. einen ſchweren Schatten warf 
und mit zu den Vorkommniſſen gehört, die ſein Anſehen und die Autorität der Krone 
nachhaltig erſchütterten. Denn war der Kaiſer entſchloſſen, ſelbſt zu regieren im 
Rahmen feiner verfaſſungsmäßigen Befugniſſe, ſo war Bismarck nicht weniger 
gewillt, ſeine Stellung zu behaupten. Solange er die Verantwortung für das Geſchick 
des Reiches trug, trug er ſie ganz, und er hatte von Anfang an, ja ſchon vor dem 
Regierungsbeginn des Kaiſers, Erfahrungen gemacht, die feine Haltung rechtfertigten, 
da er ihn mehrfach vor übereilten und unnötigen Schritten hatte warnen müſſen. 

So trübte ſich ſchnell das anfänglich noch gute Verhältnis zwiſchen dem jungen Kaiſer 
und dem greiſen, aber noch immer machtvollen Kanzler. Der Konflikt entſtand über 
einer Frage der Innenpolitik und über einem außenpolitiſchem Problem. Beide 
waren von gleich großer Tragweite. 


Im Ruhrgebiet war es 1889 zu ſchweren Streiks gekommen, die Bismarck durch- 
kämpfen und zugleich als Droh- und Schreckmittel den bürgerlichen Kreiſen gegen- 
über ausnützen wollte. Der Kaiſer, der zu Beginn wie zu Ende ſeiner Regierung 
vor einem entſchiedenen Vorgehen zurückſchreckte, riet zu Ausgleich und Verſöhnung 
und brachte fie auch durch fein perſönliches Eingreifen zuſtande. Aber das politiſche 
Problem beſtand fort, wie ſollte der immer gefährlicher werdenden marxiſtiſchen 
Aktion entgegengewirkt werden? Der Kaiſer hoffte ihr durch Fortführung der Sozial- 
geſetzgebung zu begegnen, ein Mittel, das allein niemals helfen konnte, ſolange man 
nicht eine Ideologie hatte, die den Marxismus innerlich überwand, und ſolange es 
den an der Anzufriedenheit der Maſſen intereſſierten marxiſtiſchen Hetzern erlaubt 
war, ihr Handwerk weiterzutreiben. Bismarck, der ohnehin nicht geneigt war, noch 
weitere Eingriffe in das private Wirtſchaftsleben vorzunehmen, war dafür, den 
Kampf aufzunehmen und bis zum letzten Ende durchzufechten. Er wollte noch einmal 
wie 1862 den Konflikt auf ſich nehmen, durch Einbringung eines verſchärften Sozia⸗ 
liſtengeſetzes und einer ohnehin fälligen Wehrvorlage den Reichstag vor ſeine 
Exiſtenzfrage ſtellen und in dem von ihm vorausgeſehenen Fall eines Kampfes mit 
der Volksvertretung dieſe durch eine Verfaſſungsänderung entmachten, Krone 
und Reich aber wie einſtens 1862/64 mit der ganzen Autorität und Kraft feiner 
Perſönlichkeit decken. Damals, 1862, hatte ihn ein an ſich faſt verzweifelnder, aber 
zum letzten Einſatz für ſeine Krone und für Preußens Wehr entſchloſſener Monarch 
gerufen. Nun bemühte ſich Bismarck, den Enkel gegen ſeinen Willen zum Kampf für 
die Erhaltung der Staatsmacht zu gewinnen. Er wußte genau, daß es nun oder 
nimmer geſchehen könne und geſchehen müſſe. Wilhelm II. aber fürchtete den Kampf, 
er fürchtete die Revolution, er paktierte mit den Parteien gegen den Kanzler und 
ließ ſo den inneren Gegnern einer ſtarken Reichsgewalt die Zeit, ſich zu einer alles 
überwuchernden und alles erſtickenden Macht zu entwickeln. 


Der außenpolitiſche Anlaß zum Bruch betraf das Verhältnis des Reiches zu Rußland. 
Bismarck hatte das ſeit dem Abſchluß des deutſch-öſterreichiſchen Bündnis doppelt 
ſchwierige Rußland durch einen beſonderen Freundſchaftsvertrag, den ſogenannten 
RNückverſicherungsvertrag, an Deutſchland zu binden geſucht, ein wie er ſelbſt wußte, 
ſehr diffiziles und größte diplomatiſche Geſchicklichkeit erforderndes Anternehmen. 
Der Hauptzweck war dabei, das Abſchwenken Rußlands in eine offen antideutſche 
Politik zu verhindern. Meinungsunterſchiede über die in Rußland herrſchenden 
Strömungen, die ſich zwiſchen Kaiſer und Kanzler ergaben, bedingten auch hier 
Meinungsverſchiedenheiten über die Behandlung dieſes politiſchen Problems. 


Formale, aber nicht bedeutungsloſe Differenzen führten ſchließlich zur unheilbaren 
Zuſpitzung des Konflikts. Der Kaiſer verhandelte ohne den Kanzler mit hohen 
Staatsbeamten, Bismarck verlangte auf Grund einer Kabinettsorder von 1852 ſeine 
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Zuziehung zu dieſen Beſprechungen. Da der Kaiſer auf eine ſolche „Bevormundung“ 
nicht eingehen wollte, verlangte er die Aufhebung der Ordre, und als Bismarck ſich 
nicht dazu hergab, drängte er ihn zur Entlaſſung. 

Es war ein Akt unſäglicher Verblendung, als der 28jährige Monarch in maßloſer 
Aberſchätzung ſeiner eigenen Fähigkeiten den Begründer des Reiches aus dem Amt 
entſernte. Er belaſtete dadurch den Anfang ſeiner Regierung mit einem ungeheuren 
Fehlgriff. Denn bei aller Würdigung der pſychologiſchen und ſachlichen Schwierig⸗ 
keiten, die das Verhältnis zwiſchen Kaiſer und Kanzler beſchwerten, wird man doch 
ſagen müſſen, daß das Recht auf feiten Bismarcks war, der zudem auf feine Staats- 
ſtreichpläne, die der Kaiſer am meiſten fürchtete, Verzicht geleiſtet hatte. Mit dem 
Kanzler ging ein ungeheures Kapital an Vertrauen und Stabilität, an Erfahrung 
und ſicherer Tatkraft dem Reiche vorzeitig verloren. Die reichstreuen Elemente 
wurden in ihrem Verhältnis zur oberſten Staatsführung mißtrauiſch und unſicher, 
die Reichsfeinde triumphierten, ihnen hatte der Kaiſer zu einem unverhofften Siege 
verholfen. 


Führerloſigkeit nach Bismarchs Abgang 


Das Reich aber fand nach dem Abgang Bismarcks keinen Kanzler mehr, der fähig 
geweſen wäre, die drängenden innen- und außenpolitifhen Probleme zu meiſtern. 
Die endgültige Erſchöpfung feiner Führerſchicht zeigt nichts fo deutlich wie die Tat⸗ 
ſache, daß die Generation der Epigonen keinen wirklich großen Staatsmann mehr 
hervorbrachte, keine überragende und wirklich große politiſche Perſönlichkeit mit 
alleiniger Ausnahme des Admirals von Tirpitz. 


Tirpitz . 
Zwiſchen Vismarck und Ludendorff erſtand in ihm der ſtärkſte politiſche Wille des 
kaiſerlichen Deutſchlands, der einzige der wilhelminiſchen Epoche vor dem Weltkrieg 
überhaupt. Mit ſeinem Namen verknüpft ſich denn auch die wichtigſte Leiſtung dieſes 
Zeitraums, der Ausbau der deutſchen Schlachtflotte. Doch Tirpitz war mehr als ein 
hervorragender Spezialiſt auf ſeinem Gebiet. Er hatte ein politiſches Ziel, das war 
Deutſchland zur See von der Gnade Englands unabhängig zu machen. Aber ſein 
politiſches Wollen fcheiterte an der Halbheit, die das wichtigſte Charakteriſtikum jener 
Zeit iſt. So wurde die ſcharfe und ſchneidige Waffe, die er fchuf, nicht genügend ge- 
ſtärkt und nicht genügend eingeſetzt, als die Stunde dafür ſchlug. Aber die Schaffung 
dieſes Inſtruments in einem unverhältnismäßig kurzen Zeitraum, die Ausbildung 
eines hervorragenden Offizierkorps und Mannſchaftsbeſtands, ſchließlich die Bewäh⸗ 
rung der Flotte auf allen Meeren und in der größten Seeſchlacht der Weltgeſchichte, 
das alles, wie überhaupt die Wiedererweckung des Sinns für maritime Leiſtung, 
iſt das Verdienſt des Admirals v. Tirpitz und des Kaiſers, der auf dieſem Gebiet 
ſein liebſtes Betätigungsfeld ſah. 


Das deutſche fjeer der Vorkriegszeit — Mangelnde Vermehrung 


Auch das deutſche Heer der Vorkriegszeit war und blieb militäriſch auf der Höhe 
feiner früheren Leiſtungsfähigkeit und fand in Männern wie dem Generalfeldmarſchall 
v. Schlieffen die Führer, die eine Erſtarrung und Verknöcherung, die ſich ſonſt nach 
ſiegreichen Kriegen leicht einſtellen, im großen und ganzen verhinderten. Der einzig 
gefährliche Mangel, der der deutſchen Rüſtung anhaftete, war nicht durch die mili- 
täriſche, ſondern die politiſche Führung verſchuldet und durch die vaterlandsloſe 
Haltung der Parteien. Immer weniger erfüllte die Armee ihre Aufgabe, das Volk in 
Waffen darzuſtellen. Die Handhabung des Budgetrechts durch den Reichstag ver— 
hinderte eine der ſteigenden Volkszahl entſprechende Heeresvermehrung, ein Fehler, 
der mit die Hauptſchuld trägt an der Niederlage von 1918, vielleicht ſogar am Aus- 
bruch des Weltkrieges ſelbſt. Wer hätte es 1914 gewagt, ein ſeiner Volkszahl, ſeinem 


Grundzüge der deutſchen Geſchichte der Neuzeit 69 


Reichtum und feiner techniſchen Aberlegenheit entſprechend gerüſtetes Deutſchland 
anzugreifen? 

Aber hinter der glänzenden Faſſade vollzog ſich in dieſer Zeit, den wenigſten 
allerdings im vollen Umfang bewußt, bereits ein Zerſetzungsprozeß, der nicht aufzu ; 
halten war, weil jede Sicherheit der Führung und jede das Volk vereinende Ideologie 
verlorengegangen war. Bismarcks überragende Perſönlichkeit hatte noch immer ver- 
mocht, die zentrifugalen Tendenzen zu meiſtern, nach feinem Abgang traten ſie mit ver⸗ 
ſtärkter und verheerender Kraft erſt richtig hervor. Marxismus und politiſcher Katho⸗ 
lizismus beherrſchten weite Kreiſe des Volkes und wurden zu ausſchlaggebenden 
Faktoren des innerpolitiſchen Machtkampfes. Der nationale Liberalismus verlor ſeit 
der Fehlentſcheidung von 1862 bis 1866 immer mehr an innerer Subſtanz und ver- 
blaßte in einem gehaltloſen Epigonentum. Die Konſervativen waren zur Standes und 
Intereſſenvertretung erſtarrt. Ein tiefer Riß klaffte zwiſchen dem Arbeitertum und 
den bürgerlichen Schichten, das erſtere verfiel vollends den ſtaatszerſtörenden Kräften 
des Marxismus, die letzteren waren zur politiſchen Regeneration des Reiches unfähig. 
Der Kaiſer ſelbſt ſpiegelte in ſeiner Art und in ſeinem Auftreten nur allzu deutlich die 
innere Haltungsloſigkeit gerade dieſer Schichten wider, ihre Anproduktivität, über die 
alle Tüchtigkeit und Betriebſamkeit nicht hinwegtäuſchen konnte, ihr lautes und forſches 
Auftreten, das umſonſt die innere Angſt und Anſicherheit zu betäuben ſuchte, die aus 
dem Gefühl entſprang, daß die innere und äußere Macht ihren Händen entglitt. 


Zu allen dieſen unerfreulichen Erſcheinungen geſellte ſich dann noch, ſie vermehrend 
und ihre Wirkung beſchleunigend, das Vordringen des Judentums. Der ungeheuere 
Wirtſchaftsaufſchwung ſeit 1872 hatte die Juden in Scharen herbeigezogen, und ſeitdem 
drängten fie überall weiter nach vorn (vgl. oben S. 53 f.). Unter Bismarck iſt es ihnen 
wenigſtens nicht gelungen, in führende Staatsämter und in die unmittelbare Nähe des 
Kaiſers vorzudringen. Anter Wilhelm II. trat auch hier ein Wandel ein. Es genügt 
an die Namen Dernburg, Rathenau und Ballin zu erinnern. Die Verjudung der 
Preſſe, ja des ganzen deutſchen Geiſteslebens machte rapide Fortſchritte und nahm 
ſchon vor 1914 einen erſchreckenden Amfang an. Auch hier lohnte das Judentum die 
Entwicklungs freiheit, die ihm gegeben wurde, durch ſkrupelloſe Zerſetzung, der Name 
Maximilian Hardens ift hierfür ein Symbol. Männer wie Lagarde, Stöcker und 
Heinrich von Treitſchke hatten dieſem Entwicklungsprozeß vergebens Einhalt zu bieten 
verſucht, ihre Stimmen verhallten ungehört. So vollzieht ſich ſchon unter der Regierung 
des letzten Kaiſers der Prozeß der Reichszerſetzung, der 1914 einen kurzen Moment 
unterbrochen, 1918 zum Zuſammenbruch des wilhelminiſchen Deutſchlands und ſchließ. 
lich zum Totentanz der Nachkriegsjahre führt. 


Zunehmende Verſchlechterung unſerer auß enpolitiſchen Lage 


Dabei forderte ſeit dem Abgang Bismarcks die außenpolitiſche Lage des Reiches 
immer mehr zur ſtärkſten Konzentration der nationalen Kräfte auf. Die Nicht⸗ 
erneuerung des Rückverſicherungsvertrages hatte die von Bismarck befürchteten 
ſchlimmen Wirkungen ſofort gezeitigt. Frankreich und Rußland ſchloſſen ſich zum 
Zweibund zuſammen, die deutſchfeindlichen Richtungen erhielten beſonders in Ruß⸗ 
land neuen Auftrieb. 


Frankreich 


Frankreich verzichtete nicht auf den Gedanken der Revanche und der Zurückgewinnung 
der 1870 verlorenen Gebiete. Wenn ſich auch zeitenweiſe, vor allem unter dem Einfluß 
kolonialer Enttäuſchungen und Rückfchläge ein erträgliches Verhältnis zu Deutſchland 
herausbildete, wenn die innere Schwäche der durch politiſche Parteiungen und große 
Skandale erſchütterten Republik Frankreich auch bis etwa 1905 zu keinem wirklich 
gefährlichen Gegner werden ließ, ſo blieb es doch der Kriſtalliſationspunkt jeder 
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aktiven deutſchfeindlichen Politik. Eine weſentliche Verſchärfung erſuhr der latente 
deutſch⸗franzöſiſche Gegenſatz, als Frankreich 1905 Hand auf Marokko legte und 
Deutſchland dort ſeine Intereſſen energiſch wahrnahm. Damals hat Frankreich 
zunächſt vor Deutſchland zurückweichen müſſen, weil der ruſſiſche Bundesgenoſſe durch 
den Krieg mit Japan feſtgelegt war. Das Reich hat die Gelegenheit zu einem Prä- 
ventivfrieg nicht wahrgenommen und Frankreich und Europa dadurch den Beweis 
feiner Friedensliebe gegeben. Trotzdem hat ſich die politiſche Lage noch weiter ver- 
ſchärft. Frankreich zog aus der Kriſe von 1905 die Konſequenz, feine Rüſtung zu ver⸗ 
ſtärken und ſeine politiſchen Freundſchaften noch mehr zu aktivieren. Das geſchah 
huuptſächlich durch einen immer enger werdenden Zuſammenſchluß mit England. 


England — Die Politik der Einkreiſung Deutſchlands 


Die Beziehungen des Inſelreichs zu Deutſchland hatten ſich nach dem Sturz Bismarcks 
zunächft wenig geändert, ja zu Beginn des neuen Jahrhunderts ſchien es ſogar, als 
ſollte der von ihm angeſtrebte Anſchluß Englands an das mitteleuropäiſche Bündnis 
zuſtande kommen. Aber die damals von jenſeits des Kanals gemachten Bündnis⸗ 
andeutungen hielt die deutſche Politik und vielleicht ſogar mit Recht für nicht eigent⸗ 
lich ernſthaft gemeint und iſt nicht darauf eingegangen. In der Folgezeit haben ſich 
dann die deutſch⸗engliſchen Beziehungen vollends verſchlechtert. Die Engländer haben 
mit der ihnen eigentümlichen Logik den Beſtand und den Aufbau ihrer eigenen rieſigen 
Flotte für ihr ſelbſtverſtändliches Privileg und für eine Garantie des Weltfriedens 
gehalten, den Ausbau der deutſchen Flotte für eine ſie ganz ſpeziell angehende 
Bedrohung. Mißgunſt und Ürger über die ſteigende deutſche Konkurrenz kamen hinzu, 
um die engliſche Politik und das engliſche Volk zu wachſender Deutſchfeindlichkeit zu 
veranlaſſen. Die Lage wurde noch dadurch verſchärft, daß Edward VII., ſeit 1901 
König von England, ſich zum Vollſtrecker dieſer antideutſchen Inſtinkte machte, wobei 
perſönliche Sympathie für Frankreich und Antipathie gegen ſeinen deutſchen Vetter 
noch mitwirkten. So betrieb er vor allem die Politik der Entente Cordiale mit Frank- 
reich, die 1904 förmlich geſchloſſen wurde und nach der Kriſe von 1905 eine erhebliche 
Verſtärkung erfuhr. 


Rußland 

Der klugen und zielbewußten Politik des engliſchen Königs gelang dann um dieſelbe 
Zeit ein weiterer Schritt zur Iſolierung und Einkreiſung Deutſchlands. England ver- 
ſtändigte ſich mit ſeinem alten politiſchen Gegner Rußland über die die beiden Mächte 
hauptſächlich trennenden Intereſſen in Aſien. Dabei kam ihm zuſtatten, daß Deutſch⸗ 
land, in dem immer mehr die Wirtſchaft die Politik und nicht mehr die Politik die 
Wirtſchaft beſtimmte, durch die Ausdehnung ſeines Einfluſſes auf die Türkei die 
politiſchen und wirtſchaftlichen Intereſſen Englands wie Rußlands berührte und 
dieſe beiden Mächte dadurch noch enger zuſammentrieb. 


Unklare und ſchwanhkende fjaltung der deutichen Politik 


Das Reich geriet durch dieſe Mächtegruppierung in eine üble politiſche Zwangslage. 
Alle Verſuche, aus ihr herauszukommen, alles Liebeswerben Wilhelms II. um ſeine 
engliſchen und ruſſiſchen Vettern ſcheiterten und mußten ſcheitern, weil jede klare 
und ſichere Linie fehlte. Man entſchloß ſich weder zu einer zielklaren Aberſee— 
und Flottenpolitik, für welche nur die Anlehnung an Rußland dem Reich die Rücken- 
freiheit gegeben hätte, die nötig war, um notfalls den Konflikt mit England aufzu— 
nehmen, den in Deutſchland im übrigen niemand anſtrebte. Man entſchloß ſich aber 
auch nicht zu einem rechtzeitigen und die Engländer befriedigenden Flottenausgleich, 
um, von hier aus wenigſtens nicht direkt geſtört, eine planvolle Oſtpolitik zu betreiben. 
Während man, das immer feindſeliger werdende England im Rücken, in Südoſteuropa 
und in der Türkei rein kapitaliſtiſche Pläne verfolgte, fehlte völlig jeder Gedanke an 
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eine Oſtpolitik mit dem Ziel der Erſchließung neuer kontinentaler Lebensräume für 
unſer übervölkertes Reich auf Koſten des europäiſchen Rußlands. So ſchwankte das 
Reich in dem Glauben, durch einen friedlichen Wettſtreit und Ausgleich ſchließlich 
doch ſeine Stellung behaupten und ſeinen Wohlſtand mehren zu können, unſicher 
zwiſchen den Großmächten hin und her, die es alle mißtrauiſch betrachteten und ſich in 
dieſem Mißtrauen zuſammenfanden. Schon bald nach der Jahrhundertwende hatte ſich 
die Lage fo verſchlechtert, daß weder mit Rußland, noch mit England noch eine freund- 
ſchaftliche und dauerhafte Verſtändigung zu erzielen war. Auch der Verzicht auf die 
Flottenpolitik hätte uns nach dem Abſchluß der Entente Cordiale beſtenfalls noch eine 
von ſtarken Sympathien für Frankreich getrübte Neutralität Englands eingetragen. 


Rußland und der Panſlawismus 


Auch mit Rußland war kein dauerhaftes Freundſchaftsverhältnis mehr möglich, trotz 
der loyalen Haltung, die die deutſche Politik Rußland gegenüber in der Kriſe von 
1905 gezeigt hatte. Zu ſtark war damals ſchon der Einfluß der panſlawiſtiſchen 
Strömungen auf die ruſſiſche Staatsführung. Sie ſtießen hauptſächlich mit den 
Lebensintereſſen Oſterreich⸗Angarns zuſammen und bedrohten ſchließlich den Beſtand 
der Donaumonarchie ſelbſt. Denn nach der Niederlage in Oſtaſien und dem Ausgleich 
mit England drängte die Politik des Zarenreichs immer mehr in die alten Bahnen 
zurück. Es ſuchte den Weg über den Balkan nach Konſtantinopel, den Zugang zum 
Meer, die Verwirklichung des alten Traums der Schutzherrſchaft über alle Slawen 
und die orthodoxen Chriſten in dieſem Naum und in der Türkei. Hier aber traf man 
überall auf Oſterreich und Deutſchland. Die ſich hieraus ergebenden Gegenſätze 
wurden nun noch dadurch verſtärkt, daß die aus den Türkenkriegen hervorgegangenen 
Balkanſtaaten und ihr junges ſtarkes Naſſen- und Nationalbewußtſein von ſich aus 
einen Rückhalt an Rußland ſuchten, einen Rückhalt nicht nur zur Abwehr der in den 
Balkanraum hineingreifenden öſterreichiſchen Politik, ſondern auch zum Angriff auf 
dieſes Oſterreich ſelbſt, mit dem Zweck einer Befreiung und eines Zufammenſchluſſes 
aller ſlawiſchen Völker. 


Der Mord von Sarajevo 

Aus dieſer Atmoſphäre ift dann die Tat geboren worden, die den Weltkrieg und eine 
heute noch nicht abgeſchloſſene Periode europäiſcher und vielleicht ſogar planetariſcher 
Amwälzungen einleitete, die Ermordung des öſterreichiſchen Thronfolgers Erzherzog 
Franz Ferdinand in Sarajevo am 28. Juni 1914. 


4. Der Weltkrieg und der Untergang des Zweiten Reichs 


Auslöfung der europäilchen firiſe 

Die Erſchütterung, welche die Schüſſe von Sarajevo auslöſten, kann verglichen 
werden mit der Erſchütterung, die in einer genügend geſättigten Löſung das Zu- 
ſammenſchließen der Kriſtalle herbeiführt. Das Europa der letzten Jahre vor dem 
Krieg glich einer ſolchen Löſung, es bedurfte nur noch des geringſten Anſtoßes, um die 
Kataſtrophe herbeizuführen. 

Diplomatiſche Angeſchicklichkeiten und Mißgriffe aller Staaten haben zweifellos dazu 
beigetragen, ſie in dieſem Moment herbeizuführen, und wer ſich nur auf die Betrach- 
tung der diplomatiſchen Verhandlungen beſchränkt, könnte leicht zu dem Eindruck 
kommen, daß die Großmächte Europas in einen Krieg „hineingeſchlittert“ ſind, den 
fie hätten vermeiden können. Trotzdem waltet über ſolchen großen Vorgängen eine 
geſchichtliche Notwendigkeit, die die Zufälle, welche aus menſchlichen Anzulänglich⸗ 
keiten entſtehen, ausſchaltet oder benutzt. Denn was ſich nun in den folgenden Jahren 
vollzog, war mehr als eine kriegeriſche Auseinanderſetzung zwiſchen verſchiedenen 
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Staaten, die wie ein Gewitter vorüberzieht und höchſtens einige Veränderungen auf 
der Landkarte hinterläßt. Hier vollzog ſich der Zuſammenbruch einer Ordnung, die 
zum Antergang reif war trotz aller äußeren Blüte. Es begann der ſchwere und bittere 
Amſchmelzungsprozeß, dem die deutſche Nation ſich unterziehen mußte, um diejenigen 
Elemente ihrer Subſtanz zu härten und herauszuglühen, die die Träger ihrer Zukunft 
ſein ſollten. Es begann zugleich auch der Amſchmelzungsprozeß Mitteleuropas, der 
nötig war, damit Großdeutſchland werden konnte. 


Frage der Ariegsjchuld 


Das alles entſchuldigt nicht die Totengräber der europäiſchen Ordnung, die ſrevelhaft 
die letzten Möglichkeiten, den Frieden zu retten, zerſchlugen und damit die unmittel⸗ 
bare Schuld am Ausbruch des Krieges tragen. Sie fällt in erſter Linie auf Rußland, 
das ſich von Anfang an hinter Serbien ſtellte und dann durch feine Geſamtmobil⸗ 
machung am 1. Auguſt 1914 die letzten Ausſichten zu einer Lokaliſierung und Bei⸗ 
legung des Konflikts zunichte machte. Nächſt Rußland aber ſind die Hauptſchuldigen 
die Mächte, die es von ſeinem Vorgehen nicht abhielten, obgleich ſie es gekonnt 
hätten: Frankreich vor allem und ſchließlich auch England, deſſen unklares und 
undurchſichtiges Doppelſpiel in den entſcheidenden Tagen viel zur verhängnisvollen 
Entwicklung der Ereigniſſe beigetragen hat. 

Deutſchland hat, das hat jede Forſchung, auch des Auslands, längſt ergeben, dieſen 
Krieg weder gewollt noch verſchuldet. Es zog in den Kampf, um den Beſtand Habs⸗ 
burg⸗Oſterreichs zu retten, ohne den man die deutſche Stellung nicht meinte behaupten 
zu können. Außerdem aber fühlte man ſich verpflichtet, das Wort von der Nibelungen- 
treue einzulöſen, von der Bülow einft geſprochen hatte, und die Habsburg dann 
mit dem Verfuch des Verrats an Deutſchland lohnte, als es glaubte, dadurch ſeine 
Krone noch einmal retten zu können. 


Der Cebenskampf des Gejamtdeutichtums 1914 bis 1918 


Vier Jahre lang hat dann Deutſchland die Hauptlaſt dieſes Kampfes getragen. Was 
an Heldentum und entſagungsvoller Hingabe in dieſer Zeit an allen Fronten und in 
der Heimat geleiſtet worden iſt, hat kein Volk der Erde jemals vollbracht und ertragen. 
Von Anfang an glich Deutſchland einer belagerten Feſtung, deren Beſatzung in 
gewaltigen Ausfällen verſucht, den Ring der Belagerer zu ſprengen und dieſe ſelbſt 
vernichtend zu ſchlagen. In ungeheuren Angriffs. und Abwehrſchlachten haben 
Deutſchlands Heere die Gegner von den Grenzen vertrieben und find bis weit in 
Feindesland hinein vorgeſtoßen, Marne, Tannenberg, die Maſuriſchen Seen, Verdun, 
Somme und wie ſie alle heißen, find unvergängliche Zeugniſſe dieſes deutſchen Helden- 
tums. Aber eine wirklich kriegsentſcheidende Wendung haben auch die größten 
deutſchen Siege unſerer Heere nicht erfechten können, trotzdem Staaten (Serbien, 
Rumänien, Rußland) und Armeen unter ihren Schlägen zuſammenbrachen. Von 
Bagdad bis zum Armelkanal, von Verdun bis tief und immer tiefer nach Rußland 
hinein erſtrecken ſich die von den Mittelmächten kämpfend beherrſchten Räume, die, ein 
ſtählerner aber elaſtiſcher Gürtel, die Front der Gräben umzog. Dahinter kämpften 
erſtmals wieder Schulter an Schulter diejenigen, die das bittere Jahr 1866 auch bis- 
her noch voneinander getrennt hatte. In dieſer großen durch vier Jahre fortdauernden 
Schlacht, in der ſich Großdeutſchland um ſein Daſein ſchlug, wurde vielen wieder der 
Begriff und das Erlebnis eines geſamtdeutſchen Schickſals wach, das, einen Anbe- 
kannten unter Millionen, auch den Soldaten Adolf Hitler, in den Strudel des Krieges 
geriſſen hatte. 

Während in Europa jeder feindliche Angriff an der deutſchen Abwehr ſcheiterte, 
kämpften auf den deutſchen Außenpoſten zu Land und zur See deutſche Soldaten und 
Matroſen bis zum ehrenvollen unausweichlichen Antergang („Emden“, Graf Spee, 
Tſingtau, Deutſch-Südweſtafrika, Togo, Kamerun) oder fie hielten in kaum voritell- 
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barer Ausdauer bis zum letzten Tage aus, wie Lettow⸗ Vorbeck in Deutſch⸗Oſtafrika. 
Auf Schlachtſchiffen und Anterſeebooten fuhren die deutſchen Seeleute immer wieder 
an den Feind und haben dem ſich einer entſcheidenden Auseinanderſetzung entziehen. 
den England dann ſchließlich doch am Skagerrak einen Sieg abgerungen, von dem ſich 
der Ruf feiner Seemacht bisher nicht erholte. 


Das Verſagen der politiſchen Führung — Fortgang der inneren Zerſetzung 


And doch fehlte aller dieſer heldenhaften Leiſtung das Wichtigſte und Entſcheidende, 
eine zielklare und ſichere Führung und eine alle auch über die Anfänge der erſten 
Kriegsbegeiſterung hinaustragende und einigende Idee. Auf dem militäriſchen Gebiet 
hat die Ausleſe, die der Krieg unter unſeren Führern vollzog, ſchließlich in Hinden- 
burg und Ludendorff die größten Soldaten des damaligen Deutſchlands auf den erſten 
und richtigen Platz geſtellt. Aber ihrer einzigartigen militäriſchen Genialität fehlte 
jedes Aquivalent in der politiſchen Führung. Deren Verſagen verdeutlicht ohne 
weiteres ein Blick auf die vier Kanzler, die in einer Zeit der ſchwerſten Bedrohung 
und der höchſten Anſpannung aller nationalen Kräfte den Stuhl Bismarcks inne⸗ 
hatten: Bethmann⸗Hollweg, Michaelis, Hertling, Prinz Max von Baden. Keiner 
unter ihnen, der Kraft und Größe genug gehabt hätte, um die an ſich ſchon rieſenhafte 
Aufgabe zu meiſtern. Sie konnten dem Volke, das ſo vieles trug, nicht geben, was ſie 
ſelbſt nicht hatten: Zielklarheit, Entſchloſſenheit und Einheit. Sie ließen es im 
Gegenteil zu, daß in einer Zeit, in der nur die konzentrierteſte Geſchloſſenheit das 
Reich hätte retten können, der alte Parteihader, die alte Zerſetzungsarbeit der Reichs 
feinde weiterging. So hat zunächſt und am ſtärkſten der Marxismus, dann aber auch 
Zentrum und Liberalismus den politiſchen Willen der Nation lahmlegen und irre⸗ 
führen können. Die Kräfte, die ſich gegen das Reich zuſammengefunden hatten, die 
Ideologie des Weſtens und des feit 1917 bolſchewiſierten Oſtens, fanden ihre 
Bundesgenoſſen im Innern der belagerten Feſtung. Ihrer gemeinſamen Arbeit iſt 
dieſe ſchließlich im November 1918 erlegen. 


Der zuſammenbruck von 1918 — Waffenſtiliſtand 

Es bedurfte bei der Schwäche der Führung, die zuletzt ſelbſt ſchon den Kräften des 
Liberalismus und des politiſchen Katholizismus anheimgefallen war und die dem 
Marxismus innerlich machtlos gegenüberſtand, bei der äußerſten Anſtrengung der 
an den erſchütterten Fronten kämpfenden aktiven und einſatzfähigen politiſchen Kräfte 
keiner großen und wahren Revolution, um den Zuſammenbruch herbeizuführen. Es 
genügte die Revolte marxiſtiſcher Hochverräter und jenes Ausſchuſſes der kämpfenden 
Nation, der ſich marodierend hinter der Front und in der Heimat herumtrieb. 


Als im trüben November 1918 unter dem Siegesjubel der inneren und äußeren 
Reichsfeinde alles zuſammenbrach, was bis dahin deutſche Größe und deutſche 
Ehre geweſen war, zogen die finſterſten Zeiten unſerer Geſchichte wieder herauf. 
Im Walde von Compicègne verhandelten die Totengräber des Reiches mit den 
„Siegern“ über die Bedingungen des Waffenſtillſlands. Sie erlebten dabei zum 
erſtenmal, was es mit der fo laut verkündeten Menſchlichkeit und Gerechtigkeitsliebe 
ihrer Geſinnungsfreunde auf der Gegenſeite auf ſich hatte. 


Die neue Linie der deutſchen Außenpolitik 

Ihre ſtaatsmänniſche „Größe“ charakteriſiert für damals und ſpäter Erzbergers, ihres 
eigentlichen Repräſentanten denkwürdiges Wort „wir müſſen alles zugeben, dann 
werden ſie uns alles verzeihen“. Das war wirklich die Parole, unter der die Politik 
und das Schickſal der neuen Republik dann entſchieden wurde. 
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Denn darum ging es nun wirklich, daß man in Deutſchland daran glaubte, durch 
„Zugeben“ das Wohlwollen und die Verzeihung einer zu Deutſchlands Vernichtung 
entſchloſſenen Welt zu gewinnen. „Zugeben“, das hieß hier nicht nur die Bewilligung 
aller der unerhörten und unerfüllbaren Forderungen, die nun tagtäglich an Deutſch⸗ 
land geſtellt wurden und denen die wehrlos gemachte Nation ſich auch zunächſt nicht 
entziehen konnte. Zugeben, das bedeutete — und hierin liegt das Entſcheidende 
und der eigentliche Vorgang der Unterwerfung — das Eingeſtändnis angeblich be- 
gangener Verſtöße gegen Sitte und Recht, vor allem gegen die geheiligten Geſetze 
der Demokratie, es bedeutete die Verleugnung aller großen und guten deutſchen 
Traditionen, die innere Anpaſſung an die Ideologie der Sieger, den Glauben an 
den Segen der Demokratie. 


VI. Deutſchland unter dem Diktat von Derſailles 


Die Schickſalsſtunde der liberalen Ideologie 

Die große Stunde der Bewährung hatte für dieſe demokratiſch⸗liberale Ideologie 
nun tatſächlich geſchlagen, als der eigentliche Sieger des Weltkrieges, Woodrow 
Wilſon, der Repräfentant des amerikaniſchen Börſenkapitals, wie ein wahrer Welt- 
heiland gefeiert, in Bordeaux an Land ſtieg, um Europa den Frieden zu ſchenken. 
Selten iſt in der Weltgeſchichte eine größere Aufgabe in die Hände eines unſähigeren 
Menſchen gelegt worden, deſſen vom Weihrauch liberaler Lobeshymnen umnebeltes 
Gehin der primitipſten ethnographiſchen, geſchichtlichen, volkswirtſchaftlichen und geo- 
graphiſchen Kenntniſſe ermangelte, die nötig geweſen wären, um die Fragen, die hier 
entſchieden werden ſollten, überhaupt auch nur richtig zu beurteilen. Erfüllt von 
der Selbſtgerechtigkeit und der durch nichts gerechtfertigten intellektuellen und mora- 
liſchen Aberheblichkeit des liberalen Demokraten, glaubte er die Welt und die Ver— 
hältniſſe unſeres Erdteils in das Schema ſeiner Parteidoktrin preſſen zu können, 
deren feierlich verkündete Grundſätze er zu halten weder gewillt, noch fähig war. 
So geriet er denn bald ganz unter den Einfluß der rach und beutegierigen franzö— 
ſiſchen und engliſchen Politik, ſowie der 28 übrigen Staaten, die ſich am Raub zu 
beteiligen ſuchten. 


Diejenigen Kreiſe Deutſchlands aber — und es waren ihrer leider nur allzu viele —, 
die ſich vom „Zugeben“ die Verzeihung der Gegner erhofften, konnten ſchon während 
des Waffenſtillſtands die lehrreichſten Erſahrungen machen. Nicht nur, daß man die 
ungeheuerſten Materiallieferungen von uns erpreßte, auch die Hungerblockade blieb 
gegenüber dem wehrloſen und erſchöpften Lande bis zum Friedensſchluß volle neun 
Monate nach Abſchluß des Krieges aufrechterhalten. 


Der Vertrag von Verſailles enthüllt das Geficht der Demokratie 


Im Sommer 1919 wurden dann die Friedensbedingungen überreicht. Sie enthüllten 
ein für allemal das Geſicht der Demokratien, die nach dieſem Vorgang für Zeit und 
Ewigkeit das Recht verloren haben, ſich als Vertreter der Humanität und Gerechtig— 
keit zu bezeichnen. Denn das, was fie vorlegten, als es wirklich galt, nun im Gegen- 
ſatz zu den fluchwürdigen antidemokratiſchen Syſtemen Recht und Menſchlichkeit 
und Gerechtigkeit auf der Erde zu beweiſen, das war das Werk von Haß, Nachſucht 
und gemeinſter kapitaliſtiſcher Raubgier. Nicht nur, daß fie dem Beſiegten Bedin- 
gungen auferlegten, die ſeine Wehrhaftigkeit für immer ruinieren ſollten, nicht nur 
daß er unerhörte Gebietsverluſte hinzunehmen hatte, es wurden ihm auch ſeine 
wirtſchaftlichen Lebensmöglichkeiten zerſtört und ihm trotzdem zunächſt nicht feſt— 
geſetzte, aber ſchließlich faſt nur noch in aſtronomiſchen Größenordnungen zu errech— 
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nende Kontributionen auferlegt. Damit aber nicht genug. Teils aus Nachgier, teils 
um dem Raub, zu dem ſich die Hüter der Menſchenrechte doch nicht offen bekennen 
konnten, ein moraliſches Mäntelchen umzuhängen, wurde die bewußte Lüge von 
der Alleinſchuld Deutſchlands am Kriege und von ſeiner Anfähigkeit zu kolonialer 
Betätigung zur Grundlage des ganzen Raubſyſtems gemacht. Die erzwungene Ab- 
rüſtung Deutſchlands wurde als notwendige Vorausſetzung für eine allgemeine Welt- 
abrüſtung bezeichnet, von Freiheit der Meere und den anderen Verheißungen des 
Präfidenten Wilſon, die die Nation zur Niederlegung ihrer Waffen veranlaßt hatten, 
war keine Rede mehr. 


Jerreiſung des deutſchen Volkes trotz der UDerkündigung des Selbtbeftimmungs- 
rechts 


Keine dieſer Verſprechungen iſt ſchamloſer gebrochen worden als die Verkündigung 
des Selbſtbeſtimmungsrechts der Völker. Während der Habsburger Staat ſich unter 
dieſer Parole auflöſte, wurde dem Deutſchtum der Südoſtmark die Heimkehr ins 
Reich verweigert, wurden im Sudetenland 2,5 Millionen Deutſche gegen ihren aus— 
geſprochenen Willen ohne jede Befragung dem neugebildeten tſchechiſchen Staat zu— 
geſchlagen, wurden durch Scheinabſtimmungen, deren Ergebniſſe in Wirklichkeit 
gefälſcht und erpreßt waren, Gebiete unſerer Weſtgrenze vom Reich losgeriſſen, 
wurden deutſche Gebietsteile trotz ihres in den Volksabſtimmungen bekundeten 
Willens, beim Reiche zu bleiben, von Deutſchland losgeriſſen (Oberſchleſien). 


Die erzwungene „Selbftändigkeit” Deutjch-Öfterreichs — Leidensweg des Südoft- 
deulſchtums 


Den ſchlimmſten Betrug aber an dem von ihnen ſo feierlich verkündeten Grundſatz 
des Selbſtbeſtimmungsrechts der Völker begingen die Siegerſtaaten an dem deutſchen 
Volk der Südoſtmark. Deutſch⸗Oſterreich hatte ebenſo wie das Sudetenland nach 
dem Zuſammenbruch der habsburgiſchen Monarchie ſofort und eindeutig ſeinen Willen 
zur Vereinigung mit dem Deutſchen Reiche bekundet. Gerade deswegen aber wurde 
es im Artikel 88 des Friedens von St. Germain, den die Alliierten dem wehrloſen 
Reſtſtaat des einſtigen Habsburger⸗Reichs abpreßten, gezwungen, dem Anſchluß ans 
Reich zu entſagen, ja ſogar das Prädikat „deutſch“ wurde aus der Bezeichnung des 
neuen Staats geſtrichen und unterſagt. Das deutſche Volk der Oſtmark hat ſich da- 
durch nicht abhalten laſſen, ſeine Treue zum geſamtdeutſchen Vaterland in einer Reihe 
von Volksabſtimmungen in einzelnen ſeiner Länder Ausdruck zu geben. Zur Knebelung 
dieſes Volkswillens benutzten die Sieger die echt demokratiſchen, humanen Methoden 
der Aushungerung und der wirtſchaftlichen Erpreſſung. Da Deutſch⸗Oſterreich als 
Staat wirtſchaſtlich nicht exiſtieren konnte und deswegen auf Völkerbundsanleihen 
angewieſen war, wurde jedes finanzielle Zugeſtändnis, das ohnehin nur einen Wechſel 
auf Wucherzinſen darſtellte, an die erneuten Verpflichtungen gebunden, dem Anſchluß 
an Deutſchland zu entſagen. Die Deutſchen Oſterreichs haben dieſe Verpflichtungen 
als das angeſehen, was ſie waren, als Erpreſſungen ohne rechtliche und moraliſche 
Gültigkeit, und auch ihre Regierungen ließen keinen Zweifel darüber, daß fie Hiter- 
reich als deutſchen Staat betrachteten, deſſen letztes politiſches Ziel die Aufgabe 
ſeiner erzwungenen Selbſtändigkeit und die Heimkehr ins Reich ſei. Zweifellos hat 
die Aberzeugung, daß auch im Reiche ähnliche innerpolitiſche Mächtegruppierungen, 
wie ſie Oſterreich in wechſelnden Koalitionen beherrſchten, am Ruder bleiben würden, 
auch bei den ſonſt den internationalen Mächten verhafteten Politikern des Nachkriegs⸗ 
Oſterreich dazu mitgewirkt, ſich auf dieſe Linie zu ſtellen. Sie ſahen, und das mit 
Recht, einfach keine andere Rettung vor der wirtſchaftlichen und politiſchen Kataſtrophe 
und durften bei der innerpolitiſchen Lage des Reichs auf eine Fortdauer ihrer Macht 
und ihres Einfluſſes auch nach dem Anſchluß hoffen. Sie find alſo nur ſcheinbar 
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Träger des wahren volkspolitſchen Willens des Südoſtdeutſchtums geweſen. Aber 
erſt der aus der großen wirtſchaftlichen und politiſchen Not der Jahre 1929 bis 1932 
zur Macht emporgeſtiegenen klerikal⸗legitimiſtiſchen Reaktion blieb es dann vor- 
behalten, aus rein parteipolitiſch⸗weltanſchaulicher Oppoſition gegen das neue 
Deutſchland heraus und im Gegenſatz zum wahren Volkswillen Deutſch⸗Oſterreichs 
ſich dem Willen der Siegerſtaaten zu beugen, die erzwungene Selbſtändigkeit als ein 
Gnadengeſchenk zu akzeptieren und die beſondere Miſſion des öſterreichiſchen Staates 
und des öſterreichiſchen Menſchen zu proklamieren. Die Loslöſung des Südoſt⸗ 
deutſchtums vom Reich ſollte als der angebliche Wille der Bevölkerung dargeſtellt, 
die erzwungene Grenze verewigt werden. 


Deutſchland am Rande des Abgrunds 


Während Deutſch⸗Oſterreich fo unter dem Diktat von St. Germain und feinen Folgen 
durch Inflation, namenloſes Wirtſchaftselend und Bürgerkrieg feinen verhängnis⸗ 
vollen Weg von Renner zu Dollfuß ging, wurde Deutſchland ſelbft von allen Fieber⸗ 
ſchauern der tödlichen Verwundung von 1918 geſchüttelt. Der Bolſchewismus hielt 
ſeine Stunde für gekommen, um das in Auflöſung befindliche Reich zu überrennen. 
Anter der Führung faſt ausſchließlich jüdiſcher Anführer tobte der Bürgerkrieg durch 
das Land. Liebknecht und Luxemburg im Norden, Eisner mit ſeinem oſtjüdiſchen 
Anhang in Bayern verſuchten die Aufrichtung der Rätediktatur. Aus dem Heren- 
ſabbat dieſer Jahre iſt das Reich nicht durch diejenigen gerettet worden, die als die 
Marodeure des großen Krieges ſich die Herrſchaft über das deutſche Volk angemaßt 
haben. Noch einmal, ehe er die Waffen endgültig niederlegte, erhob ſich der Front- 
ſoldat und trieb das Geſindel zu Paaren, ſchützte ſo gut er konnte die offenen 
Grenzen, oft genug von denen verraten und befehdet, denen er damit die Grundlagen 
ihrer Herrſchaft ſicherte und nur bemüht, das Reich nicht im Bolſchewismus unter- 
gehen zu laſſen. 


Dieſe freiwilligen Kämpfer haben damals das Schlimmſte von Deutſchland abgewehrt, 
aber die Herrſchaft des Marxismus, des politiſchen Katholizismus und vor allem des 
Judentums vermochten ſie nicht zu brechen, weil ſie noch nicht im Beſitz einer neuen 
Ideologie waren, die dieſe Kräfte innerlich überwand. Deswegen mußte der Aufſtand 
ſcheitern, den fie im Kapp- Putſch 1920 unternahmen. Deutſchland blieb fernerhin 
denjenigen ausgeliefert, die die Arheber und Nutznießer der Revolte von 1918 waren. 


Das Reich unter der fjerrſchaft der Kräfte der Jerftörung — Die Politik der inneren 
und äuferen Unterwerfung unter Verſallles 


Anter ihrem Regime beginnt dann die ſchrankenloſe Herrſchaft des Judentums, die 
eine der Weſensmerkmale dieſes Zwiſchenreichs iſt. Juden beſetzten nun entſcheidende 
Kommandoſtellen auf allen Gebieten unſeres politiſchen, geiſtigen und wirtſchaftlichen 
Lebens weit über das Maß hinaus, in dem ſie dieſe vorher ſchon beherrſcht hatten. 
Sie betrieben in Wiſſenſchaft, Kunſt und Literatur die ſchamloſe Zerſetzung aller 
deutſchen Lebenswerte, insbeſondere auch durch eine ſyſtematiſche Herabwürdigung 
der großen Traditionen unferer Vergangenheit und die Lähmung unſeres Wehr- 
willens. Sie waren die Hauptnutznießer des ſich nun rapide vollziehenden wirtfchaft- 
lichen Zuſammenbruchs und der Inflation. Sie waren zuſammen mit den Frei⸗ 
maurern, den Marxiſten aller Schattierungen und dem politiſchen Katholizismus 
die Statthalter des Geiſtes der weſtlichen Demokratien, die Deutſchland niederhielten, 
und niederhalten wollten, und denen fie jede Widerſtandsregung rückſichtslos Denunzier- 
ten, weil ſie nur von der Herrſchaft dieſer Prinzipien eine Dauer ihrer eigenen Herr— 
ſchaft erhoffen konnten. Aus dieſem Grunde ſollte das Bündnis der Reichsfeinde, 
der außenpolitiſchen wie der innenpolitiſchen, denen Deutſchland 1918 erlegen war, 


verewigt werden. 
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Anter dieſem Zeichen ſteht auch die Außenpolitik der Republik. Sie iſt in verſchiedenen 
Abſchattierungen, aber im Grunde gleichbleibend eine Politik der Anpaſſung an das 
Syſtem der Sieger, eine Politik nicht der erzwungenen, ſondern der freiwilligen 
Unterwerfung, der geiſtigen Einordnung in das ſiegreiche Syſtem. Das Erzbergerſche 
Zugeben, damit ſie uns alles verzeihen, gilt mutatis mutandis immer noch und findet 
feinen letzten Ausdruck in dem Eintritt Deutſchlands in die Genfer Liga, der Welt- 
herrſchaftsorganiſation der demokratiſchen Ideologie. Er vollendet die freiwillige 
Anterwerfung Deutſchlands unter das Syſtem von Verſailles. 


Die Segnungen der Demokratien 


Noch immer bot ſich in dieſen Jahren den Siegern die Gelegenheit, das 1919 ſo 
ſchmählich Verſäumte wenigſtens teilweiſe nachzuholen, einem ſich innerlich und 
äußerlich unterwerfenden Deutſchland nun die Sonne der Gerechtigkeit und Humanität 
ſcheinen zu laſſen. Aber nun erſt recht zeigte es ſich, daß das, was in Verſailles 
geſchah, keine Entgleiſung in Siegesrauſch und Nachgier geweſen war, ſondern der 
unveränderte und wahre Ausdruck des Geiftes der weſtlichen Demokratien. Obgleich 
niemand an die Theſe von der Alleinſchuld Deutſchlands am Krieg und die Kolonial- 
lüge glaubte, blieben alle auf dieſe Lügen baſierten Forderungen beſtehen. Obgleich 
niemand daran dachte abzurüſten, wurde die Wehrlosmachung Deutſchlands rückſichts⸗ 
los erzwungen und aufrechterhalten. Obgleich Deutſchland am Erliegen war, wurde 
die kapitaliſtiſche Ausſaugung fortgeſetzt und aus einem an den Haaren herbeigezogenen 
Scheingrund, der angeblich nicht rechtzeitig erfolgten Ablieferung von 10 000 Tele- 
graphenſtangen, ein Raubzug größten Ausmaßes durch die Beſetzung des Ruhrgebiets 
organifiert. And am Tage, an dem die franzöſiſchen Truppen in Deutſchland weiter 
vorrückten, beſetzten im Oſten die Litauer das Memelgebiet, ohne daß die Hüter der 
Heiligkeit der Verträge einen Finger gerührt hätten. Hunderttauſende wurden im 
Ruhrgebiet mitten im Frieden vertrieben, die Bevölkerung der Willkür ſchwarzer 
Truppen preisgegeben, hundert Perſonen ermordet, unzählige ſchwer verletzt, Albert 
Leo Schlageter um feiner Treue zu Reich und Volk willen ftandrechtlich erſchoſſen. 


Aber auch als dieſer Wahnſinn, der allerdings deutlicher als alles andere zeigte, daß 
der Krieg im Frieden weiterging, nach einer neuen ſchmachvollen Kapitulation des 
wehrloſen Deutſchlands ſein Ende nahm, ging die Politik auf beiden Seiten auf den 
alten Linien weiter. Am das Wohlwollen der Sieger zu erkaufen, wurden Zahlungs 
verpflichtungen übernommen, die jede wirtſchaftliche Vernunft von vornherein als 
unerfüllbar bezeichnete. Fremde Fronvögte beaufſichtigten Deutſchlands Finanzen. 
Fremde Anleihen ſollten unſere Wirtſchaft am Leben halten, damit ſie weiter tribut⸗ 
fähig blieb. Sie konnten nur die Laſt der politiſchen und wirtſchaftlichen Schulden 
vermehren, der die deutſche Volkswirtſchaft ſchließlich erliegen mußte und nach einer 
Periode der Scheinblüte auch erlag. 


Das Regiment der politiſchen Parteien 


Das Reich war in dieſen Jahren wie in den troſtloſeſten Zeiten nach dem Dreißig⸗ 
jährigen Krieg und vor 1806 zum Objekt der Weltpolitik herabgeſunken. Außen⸗ 
politiſch ſtand es unter dem Schickſal von Verſailles, innerpolitiſch war es der Eigen- 
ſucht der ſich bekämpfenden Parteien ausgeliefert. Keine noch ſo brennende und große 
Frage unſeres nationalen Daſeins, die dieſe nicht zum Gegenſtand ihres widerlichen 
Kuhhandels herabgewürdigt hätten. Nur die Rückſicht auf den Beſtand ihrer Herr- 
ſchaft regierte ihr politiſches Denken und Handeln. Dabei waren ſie großenteils 
Vertreter mehr oder minder mächtiger Intereſſengruppen oder internationaler über⸗ 
ſtaatlicher Mächte. Unter ihren Parolen wurde das deutſche Volk in taufend Gegen- 
ſätze zerriſſen, von denen die von marxiſtiſchen und kapitaliſtiſchen Gruppen gleicher 
maßen aufrechterhaltenen Klaſſengegenſätze die ſchlimmſten und ſchädlichſten waren. 


— —U———. 
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VII. Die neubegründung des Reiches 
und die Vollendung der Reichseinheit durch Adolf Gitter 
und die nationalſozialiſtiſche Bewegung 


1. Entwicklung und Aufftieg der nationalſozialiſtiſchen Bewegung 1919 bis 1933 


In dieſen verhängnisvollen Jahren, in denen die Macht, das Anſehen und die Kraft 
des Reiches tiefer und tiefer ſank und Deutſchland führerlos einer neuen Kataſtrophe 
entgegenging, erſtand ihm in der nationalſozialiſtiſchen Bewegung die rettende Macht. 
In ihr erhob ſich die Kraft unſerer Vergangenheit, welche die Republik nach langem 
Kampf endgültig eingeſargt glaubte, das deutſche Soldatentum des Weltkrieges in 
erneuter Geſtalt. In Adolf Hitler, dem Führer und Schöpfer der Bewegung, hat 
der unbekannte Soldat des Weltkrieges ſich aus den Wirren des Zuſammenbruchs 
und der Nachkriegszeit aufgemacht, um den Weg in ein neues Deutſchland zu ſuchen 
und frei zu machen. „In Adolf Hitler wurde der Frontſoldat des Krieges zum erſten⸗ 
mal bewußt und zielklar revolutionär. In Hitler ſtand für Millionen der Toten 
dieſes Krieges der politiſche Teſtamentsvollſtrecker auf“ (Walter Frank, Zur Geſchichte 
des Nationalſozialismus). 


Als Adolf Hitler am 16. September 1919 der „Deutſchen Arbeiterpartei“ als 7. Mit- 
glied beitrat, war dieſe nichts anderes als ein bedeutungsloſer politiſcher Debattier- 
klub wie ſo viele andere auch. Erſt durch ihn und nur durch ihn iſt aus dieſem Nichts 
die große politiſche Bewegung geworden, die, wie ein Strom anſchwellend, eine neue 
Epoche in der deutſchen Geſchichte begründete. Der Glaube an ſein immer wieder 
durch neue Beweiſe politiſcher Tatkraft und politiſchen Inſtinktes erwieſenes Führer⸗ 
tum war es in erſter Linie, der die Menſchen der Bewegung zuführte und ſie in ihr 
zuſammenſchweißte, dieſer Glaube und der Wille zur Erneuerung des Reiches, deſſen 
Retter ſie in Adolf Hitler erkannten. Er ſelbſt aber appellierte an die ſittlichen Mächte 
der Nation, die er ſelbſt in ſich verkörperte, an Mut, Willen, Charakterfeſtigkeit und 
Opferbereitſchaft, die er nun in den Reihen ſeiner Mitkämpfer um ſich ſammelte. 
Mit ihnen mobiliſierte Adolf Hitler täglich die völkiſch revolutionären Kräfte gegen 
die innere und äußere Anterwerſung unter das Syſtem von Verſailles. 


Aber alle dieſe Kräfte trugen und geſtalteten die Bewegung nun nicht von ſelbſt. 
Es bedurfte der höchſten Kunſt der Menſchenführung, um ſie jahrelang wachzuhalten 
und zuſammenzuhalten, in einer Zeit und in einem Kampf, der neben ungeheuren 
Erfolgen auch Kriſen, Rückſchläge und Enttäuſchungen brachte. 


Der 9. november 1923 


Die ſchwerſte Stunde der Bewährung ſchlug der jungen Bewegung im November 
1923. Damals, als der Ruhreinbruch eine Welle des nationalen Widerſtandswillens 
in Deutſchland auslöſte, als der deutſche Volkskörper von allen Fieberſchauern des 
Währungszerfalls erſchüttert wurde, als in Sachſen und Mitteldeutſchland der 
Kommunismus in blutigen Aufſtänden wieder einmal nach der Macht in Deutſchland 
griff, während gleichzeitig am Rhein der Separatismus und in gewiſſen Kreiſen des 
Südens der konfeſſionelle Partikularismus ſeinen reichszerſetzenden Plänen nachging, 
damals glaubte Adolf Hitler die Stunde gekommen, um das Volk zum innerpolitiſchen 


1) Die Geſchichte der nationalſozialiſtiſchen Bewegung und des Dritten Reiches wird hier 
nur in ihren großen Grundzügen und unter dem dieſe ganze Darſtellung beherrſchenden 
Gefihtspunft der Reichserneuerung behandelt. Für die Einzelheiten verweiſen wir auf 
den Beitrag von Fabricius, Geſchichte der nationalſozialiſtiſchen Bewegung. 
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und außenpolitiſchen Befreiungskampf aufzurufen. Der Verſuch ſcheiterte, weil die 
reaktionär-partikulariſtiſchen Kräfte der bayeriſchen Staatsführung, nachdem fie am 
Abend des 8. November, von Hitler mitgeriſſen, ihm und feiner Sache den Staats- 
apparat und die Machtmittel zur Verfügung geſtellt hatten, ihn in derſelben Nacht 
noch verrieten und am 9. November dieſe Machtmittel gegen die Bewegung ein- 
ſetzten. An der Feldherrnhalle in München eröffnete die bayeriſche Landespolizei das 
Feuer auf den unbewaffneten Demonſtrationszug der Nationalſozialiſten, an deſſen 
Spitze Hitler und Ludendorff marſchierten. Sie blieben wie durch ein Wunder un- 
verletzt. Dreizehn andere aber bezahlten ihren Glauben an die Bewegung mit ihrem 
Leben, die erſten in einer langen Reihe von Blutzeugen, die nach ihnen kommen 
ſollten. Die Partei ſelbſt wurde verboten, Adolf Hitler verhaſtet und zu fünf Jahren 
Feſtungshaft verurteilt. 


firije und Neuaufbau der Bewegung (1923/25) 

Während er in Landsberg gefangen ſaß und hier das große Bekenntnisbuch der 
Bewegung „Mein Kampf“ niederſchrieb, ſchien diefe ſelbſt dem Verfall preisgegeben. 
Es zeigte ſich ganz klar, daß ſie trotz aller hier aufgeſammelten politiſchen Energien 
das Werk eines Mannes war und ohne ihn nicht beſtehen konnte. Mit ſeiner 
Rückkehr ins politiſche Leben (Februar 1925) begann denn auch der Wiederaufſtieg 
der Partei. Angebrochen durch den Rückſchlag von 1923, den er ſelbſt je länger je 
mehr als eine tragiſche Notwendigkeit erkannte, hat Adolf Hitler ſofort nach ſeiner 
Entlaſſung die Bewegung neu aufgebaut. 


neuer Siegeszug 

And nun marſchierten wieder, unaufhaltſam ſich vermehrend, ſeine braunen Bataillone, 
durch keine Schikane, kein Verbot, keine Anterdrückung in ihrem Siegeszug aufzu- 
halten. In der 1921 begründeten, im Februar 1925 reorganiſierten SA. und der 1925 
aufgeſtellten h verkörpert ſich am ſtärkſten das Antlitz der Bewegung, der Typ des 
politiſchen Soldaten, der, alle Klaſſen⸗ und Standesunterſchiede überwindend, das 
Volk zuſammenſchweißt, der, in zahlloſen Kämpſen eingeſetzt und bewährt, unter 
immer neuen Butopfern das Hakenkreuzbanner vorwärtsträgt. Hinter ihm aber 
marſchierten zuerſt Zehntauſende, dann Hunderttauſende, ſchließlich Millionen. Die 
Partei eroberte zunächſt in Koburg als erſter deutſcher Stadt die abſolute Mehrheit 
und damit die politiſche Macht (Dezember 1928). Sie beteiligte ſich 1930 in Thürin⸗ 
gen zum erſtenmal an der Regierung und ſtellte in Dr. Frick den erſten national- 
ſozialiſtiſchen Miniſter. Als ſie bei den Reichstagswahlen im September 1930 in 
einem bis dahin unerhörten Wahlerfolg die Zahl ihrer Wähler verneunfachte und 
mit 107 Abgeordneten in den Reichstag einzog, ahnten auch diejenigen, die ſie bisher 
beſpöttelt hatten, den ſich vollziehenden Durchbruch einer neuen politiſchen Macht und 
ſchloſſen ſich um ſo enger gegen ſie zuſammen. Aber unaufhaltſam ging der Vormarſch 
weiter, trotzdem der Zentrumskanzler Brüning an der Spitze einer ſchwarz⸗ roten 
Koalition, trotzdem die rote Regierung des größten deutſchen Landes und alle 
anderen Länderregierungen ihr jedes nur mögliche Hindernis (Partei. und SA. 
Verbote) in den Weg legten. Ihrem gemeinſamen Widerſtand gelang es, die national 
ſozialiſtiſche Partei in der Reichspräſidentenwahl im April 1932 noch einmal an der 
Erringung der Macht zu verhindern. Faſt gleichzeitig aber erwies dieſe ſich bei der 
Neuwahl der Länderparlamente in allen deutſchen Staaten mit Ausnahme Bayerns 
als die ſtärkſte politiſche Partei und errang bald darauf in Oldenburg und Medlen- 
burg zum erſtenmal die abſolute Mehrheit und damit die durch keine Angſtkoalition 
mehr zu verhindernde Führung. 

Endkampf um die Macht 

Alle dieſe Erfolge und der in ihnen klar zutage tretende politiſche Wille des deutſchen 


Volkes haben die Machthaber im Reich und in den Ländern außer Mecklenburg und 
Oldenburg nicht dazu beſtimmen können, ihr die Führung einzuräumen, die ſie be⸗ 
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anſpruchte und die ihr zukam. Man hofſte, die Bewegung durch eine Politik der 
Ermattung zu zermürben und zu ſprengen. Aber auch diesmal wieder überwand 
die Führerkraft Adolf Hitlers die Kriſe und damit feine Gegner. In der Entſchei⸗ 
dungsſchlacht um das kleine Land Lippe erwies ſich erneut die Geſchloſſenheit und 
Stoßkraft der Partei. 


Dieſe unter anderen Amſtänden vielleicht wenig bedeutungsvolle Wahl wurde durch 
die politiſchen Verhältniſſe, unter denen ſie vor ſich ging, zu einem von Freund und 
Feind ſo empfundenen Gottesurteil, denn in jenen Tagen hatten ſich mit dem kläg⸗ 
lichen Verſagen der Regierung Schleicher die letzten Kräfte erſchöpft und veraus⸗ 
gabt, die von konſervativer Seite her ſeit der Ablöſung Brünings durch Papen im 
Jahre 1932 zur Rettung des Staates durch den Reichspräſidenten von Hindenburg 
aufgeboten waren. Es blieb kein anderer Ausweg mehr, als der an den Toren 
rüttelnden Macht der völkiſchen Revolution den Weg freizugeben, wenn das Reich 
nicht in politiſchem und wirtſchaſtlichem Chaos verſinken wollte. 


2. Das Dritte Reich 1933 bis 1938 

Der 30. Januar 1933 

Am 30. Januar 1933 legte Reichspräſident von Hindenburg nach dramatiſchen Ver⸗ 
handlungen die Macht in die Hände Adolf Hitlers. Am Abend dieſes Tages, als 
Zehntauſende jubelnd den Platz vor der Reichskanzlei erfüllten und als der Fackelzug 
der Formationen an dem greiſen Träger großer deutſcher Tradition und dem jungen 
Träger der deutſchen Zukunft vorbeidefilierte, da erfüllte Adolf Hitler nicht nur das 
Gefühl des Stolzes und der Freude über den triumphalen Sieg ſeiner Bewegung, 
ſondern zugleich die tiefſte Sorge und Verantwortung für die Zukunft des Reichs, die 
nun in ſeinen Händen lag, zugleich aber auch der Glaube und der Wille, dieſer Sorge 
Herr zu werden. In dem ſtolzen Rechenſchaftsbericht, den er fünf Jahre ſpäter dem 
Reichstag erſtattete, ſchwingen dieſe Gefühle noch nach. „Als ich am 30. Januar 1933 
die Reichskanzlei betrat, war ich nicht der erſte, der berufen wurde, das deutſche Volk 
zu retten, ſondern der letzte, d. h. nach mir befand ſich niemand mehr als das Chaos.“ 
(Rede vom 22. Februar 1938, Der Angriff 1938, Nr. 45.) 


Aber alle, die dieſen Tag und dieſe Stunden miterlebt haben, erfüllte das Gefühl einer 
neuen epochalen Wendung der deutſchen Geſchichte. Es war kein Regierungswechſel, 
es war der geordnete und diſziplinierte Vollzug einer deutſchen Revolution, das 
ſühlte jeder. 


Das Programm des Wiederaufbaus 

Am 1. Februar 1933 verkündete die neue Reichsregierung ihr Programm, für deſſen 
Erfüllung ſie vier Jahre Zeit forderte. Sie bezeichnete es als ihre oberſte und erſte 
Aufgabe, die geiſtige und willensmäßige Einheit unſeres Volkes wieder herzuſtellen, es 
über Stände und Klaſſen wieder zum Bewußtſein ſeiner volklichen und politiſchen 
Einheit und der daraus entſpringenden Pflichten zu bringen und verkündete zwei 
große Vierjahrespläne, die das Werk der Reorganiſation unſerer Volkswirtſchaft zu 
vollbringen beſtimmt waren. Ihr Hauptziel war die Rettung des deutſchen Bauern 
und die Aberwindung der Arbeitsloſigkeit. Als eine der Vorausſetzungen für das 
Gelingen ihres Werkes bezeichnete die Regierung, ihrer bisherigen Kampfrichtung 
getreu, die Vernichtung des Kommunismus. Was hier verkündet wurde, war im 
Anterſchied zu den Regierungsprogrammen des Parteienſtaates kein Agitations- 
programm, ſondern ein Aktionsprogramm, deſſen Verwirklichung nun ſofort mit der 
der Bewegung und ihrer Führung eigenen Energie in Angriff genommen wurde. 


maßnahmen zur fjerſtellung der inneren Einheit — fiapitulation des Parteienſtaats 
Grundvorausſetzung für das Gelingen des revolutionären und von vornherein als eine 
neue Reichsgründung gedachten Programms war vor allem die Durchdringung des 
Volkes mit dem neuen nationalſozialiſtiſchen Geiſt ſeiner Führung, die einheitliche 
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Leitung und Beherrſchung des Staatsapparates unter Beſeitigung der bisherigen 
Zerſplitterung und Zerriſſenheit, mit einem Wort, die totale Aberwindung des 
Parteienſtaates. 


Die legale Grundlage dazu ſchuf ſich die Regierung durch das dem neugewählten 
Reichstag vorgelegte und von dieſem genehmigte Ermächtigungsgeſetz vom 23. März 
1933 (Geſetz zur Behebung der Not von Volk und Reich). Hier vollzog ſich die 
Kapitulation der politiſchen Parteien, vor der ſich verwirklichenden völkiſchen Staats. 
idee, der Parteienſtaat unterſchrieb ſelbſt ſein Todesurteil, als der Reichstag das 
Geſetz annahm. Die Selbſtauflöſung der politiſchen Parteien, das Verbot ihrer Neu- 
gründung waren die Selbſtfolgen dieſes Vorgangs. 


Bejeitigung des Partikularismus 

Damit war ſchon wenige Wochen nach dem Machtantritt der neuen Regierung eine der 
Haupturſachen des deutſchen Niedergangs und der deutſchen Ohnmacht beſeitigt. Aber 
gleichzeitig mit dem Parteipartikularismus ging es nun auch mit dem Länderpartifula- 
rismus zu Ende. Die Ende März und Anfang April erlaſſenen Geſetze zur Gleich- 
ſchaltung der Länder mit dem Reich beſeitigten de facto deren ohnehin politiſch 
willensmäßig mit der Reichsregierung gleichgerichteten Parlamente und ſchuf durch 
die Einführung der Reichsſtatthalter eine feſte Verklammerung zwiſchen den Ländern 
und dem Reich. Einen weiteren wichtigen Abſchnitt dieſer Wahrung der inneren 
Einigung bildet das am Jahrestag der Machtergreiſung 1934 erlaſſene Geſetz über den 
Neuaufbau des Reichs, das die endgültige Beſeitigung der Landtage, die Aber⸗ 
tragung der Länderhoheitsrechte auf das Reich und die Anterſtellung der Länder- 
regierungen unter die Reichsregierung brachte, ſowie ſchließlich das Geſetz vom 5. Fe⸗ 
bruar 1934, das die einheitliche deutſche Reichsangehörigkeit ſchuf. Den ſinngemäßen 
Abſchluß dieſes Prozeſſes der nationalen Konzentration und Einigung bildet dann die 
förmliche Abertragung der oberſten Staatsgewalt an den Schöpfer und Führer des 
neuen Reiches durch das Führergeſetz, das am 2. Auguſt 1934 nach dem Tode des 
Reichspräſidenten von Hindenburg erlaſſen wurde und welches das deutſche Volk 
durch die Abſtimmung vom 19. Auguſt beſtätigte. 


Der Tod fjindenburgs und das Führergeſetz 


Der Generalfeldmarſchall und Reichspräſident war am 2. Auguſt 1934 nach einem ſchon 
faſt ſagenhaft gewordenen Daſein abgerufen worden. Er hatte die Gründung des 
Zweiten Reiches im Spiegelſaal von Verſailles miterlebt. Er hatte das deutſche Feld⸗ 
heer des Weltkrieges von Tannenberg bis zum Ende an hervorragender und ſchließlich 
an leitender Stelle geführt und dann nach dem Krieg noch nahezu zehn Jahre an der 
Spitze des Reichs geſtanden. Er hatte ſchließlich am 30. Januar 1933 das Bündnis 
zwiſchen Tradition und Bewegung auch äußerlich vollzogen, das dieſe in ſich ſelbſt 
längſtens darſtellte und das dann im Staatsakt von Potsdam nochmals feinen feier- 
lichen Ausdruck fand. Nun übernahm nach ſeinem Tode Adolf Hitler in aller Form 
die alleinige Führung und Verantwortung, die er in Wirklichkeit ſchon hatte, ſeitdem 
er in die Reichskanzlei eingezogen war. 


Die Überwindung der Wirtjchaftskrife — Bejeltigung der Arbeitslofigkeit 


Von den zahlloſen großen und lebenswichtigen Problemen, die die neue Staats- 
führung vor ſich ſah, war das brennendſte und am meiſten nach ſofortiger Abhilfe 
ſchreiende die Aberwindung der Wirtſchaftskriſe und der Kampf gegen die Arbeits- 
loſigkeit, die nahezu 7 Millionen Menſchen in Deutſchland erwerbslos machte. Die 
Löſung dieſer Aufgabe war nur möglich, weil der Nationalſozialismus die Bahnen 
der liberal⸗kapitaliſtiſchen Wirtſchaftspolitik verließ. Sie war nur möglich durch eine 
zielklare und energiſche Wirtſchaftslenkung, die von weit geſpannten Zielſetzungen 
beherrſcht wurde, vor allem aber durch die ideologiſche Löſung von den bisherigen An- 
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ſchauungen, die im Geld und nicht in der Arbeit und Produktion die Grundlage der 
nationalen Wirtſchaft ſahen. Der Nationalſozialismus hat Geld und Kapital wieder 
zu dem gemacht, was ſie ſein ſollen, Diener und nicht Herren der Wirtſchaft. Er iſt 
deswegen auch nicht den Weg der Währungs- und Lohnexperimente, ſondern der 
Leiſtungs⸗ und Produktionsſteigerung gegangen. Nur jo war es möglich, binnen vier 
Jahren die Arbeitsloſigkeit tatſächlich praktiſch zu beſeitigen, ſo daß ſpäter ſogar ein 
fühlbarer Mangel an Arbeitskräften eintrat, nur ſo war es möglich, die Leiſtungen 
der deutſchen Volkswirtſchaft in einem vorher kaum für möglich gehaltenen Maße zu 
ſteigern. 


Der fiampf für die Rettung der deutſchen Candwirtſchaft und des Bauerntums 
Neben der Induſtrie war es vor allem die deutſche Landwirtſchaft, die der 
rettenden Fürſorge am meiſten bedurfte. Sie erfuhr fie nicht nur, weil das national. 
ſozialiſtiſche Deutſchland die Sicherung der Ernährungsfreiheit unſeres deutſchen 
Volkes für eine ihrer weſentlichſten Aufgaben anſah, ſondern vor allem auch deshalb, 
weil der Nationalfozialismus im deutſchen Bauerntum eine der unverſieglichen Kräfte 
unſeres nationalen Lebens erkennt. So wurde zunächſt durch Vollſtreckungsſchutz, 
ſpäter aber dann grundſätzlich durch das Erbhofgeſetz der Zerſplitterung und wirt- 
ſchaftlichen Gefährdung des bäuerlichen Grundbeſitzes ein Ende gemacht, das Bauern- 
tum dadurch wieder auf feiner Scholle feſt und ſicher verankert. In alledem find jahr- 
hundertealte Forderungen der größten und einſichtigſten deutſchen Agrarpolitiker wie 
etwa des Freiherrn vom Stein nach generationenlanger Mißachtung verwirklicht 
worden. 


Zuſammenfaſſung aller ſchaffenden firäfte in der Arbeitsfront 

Aber über der Sorge um die Wirtſchaft hat der neue Staat die im liberal-fapitali- 
ſtiſchen Zeitalter ſo ſehr vernachläſſigte Sorge für den Träger der Wirtſchaft, die 
Schaffenden aller Stände nicht vergeſſen. Sie ſteht bei ihm mit im Vordergrund ſeiner 
Politik. Infolge der Fehler und Verſäumniſſe der früheren Syſteme waren ihre 
genoſſenſchaftlichen Organiſationen, die Gewerkſchaften unter marxiſtiſcher Führung, zu 
Inſtrumenten des Klaſſenkampfes und der Volkszerſplitterung geworden, denen auf der 
anderen Seite Arbeitgeberverbände ſowie Arbeiter- und Angeſtelltenverbände ver- 
ſchiedenſter Parteiſchattierungen gegenüberſtanden. Der Nationalſozialismus hat dieſe 
Intereſſenten⸗ und Parteivertretungen überwunden und beſeitigt und das deutſche 
Arbeitertum aller Berufe und Berufsgruppen in der Deutſchen Arbeitsfront zu- 
ſammengefaßt, die am 2. Mai 1933 nach der Beſeitigung der marxiſtiſchen Gewerk- 
ſchaften gegründet wurde. 


Der Arbeitsdienft 

Den ſchönſten und ſtärkſten Ausdruck aber fand das nationalſozialiſtiſche Ideal der 
Volksgemeinde aller Schaffenden und der Erziehung zur Volksgemeinſchaft durch 
gemeinſame Arbeit am gemeinſamen Werk in der Begründung und dem Aufbau des 
Deutſchen Arbeitsdienſtes, der die Söhne aller Stände zu Arbeitsſoldaten der Nation 
werden läßt und dadurch nicht nur große wirtſchaftliche Aufgaben, ſondern vor allem 
das Werk der ſozialen Zuſammenſchweißung unſeres Volkes erfüllt. Er dient wie 
alle anderen Organiſationen der inneren Aberwindung des Marxismus, die der 
Nationalſozialismus als einer ſeiner Hauptaufgaben erkannt hat und feſthält, auch 
nachdem er ihn äußerlich niederſchlug. 


hitler-Jugend 

Dieſes ganze Werk der politiſchen Erziehung und Einigung, das Arbeitsfront und 
Arbeitsdienſt zuſammen mit den alten Kampfformationen der SA. und J und zu- 
ſammen mit der Wehrmacht zu leiſten haben, erhält feinen Unterbau durch die 1926 be- 
gründete Hitlerjugend. Nirgends iſt ſo wie im nationalſozialiſtiſchen Deutſchland mit 
dem Grundſatz mens sana in corpore sano Ernſt gemacht worden, und ganz im Sinne 
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Friedrich Ludwig Jahns hat das alte Wort auch einen politiſchen Inhalt bekommen. 
Denn was hier für die körperliche Ertüchtigung der Jugend geleiſtet wird, geſchieht 
im Dienſte einer beſonderen Weltanſchauung, es geſchieht nicht aus individualiſtiſchen 
Erwägungen, ſondern vom Gemeinſchaftsdenken aus, es geſchieht nicht nur zur körper⸗ 
lichen Ertüchtigung des einzelnen, ſondern zur Erziehung zur Wehrhaftigkeit und zur 
Einheit des phyſiſchen und ſeeliſchen Menſchen. Es geſchieht nicht zuletzt zur Er⸗ 
reichung eines der größten Ziele der nationalſozialiſtiſchen Staatsführung, der Er⸗ 
haltung und Sicherung der biologiſchen Lebensgrundlagen der Nation. 


Sicherung der biologiſchen Dolks grundlagen — Ausjcheidung des Judentums 


Ihr dienen vor allem die großen und bahnbrechenden Geſetze über die Reinhaltung und 
Geſundhaltung des deutſchen Blutes und der deutſchen Familie als der Keimzelle 
unſeres völkiſchen Lebens, zur Abwendung der Gefahr, die unſerer nationalen Exiſtenz 
durch den ſchleichenden Volkstod, die finfenden Bevölkerungs⸗ und Kinderzahlen drohte. 
Eheſtandsdarlehen, das Ehegeſundheitsgeſetz und das Geſetz zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchſes verfolgen den Zweck, eine ftarfe und mächtige Kette lebensſtarker Ge- 
ſchlechter zu begründen und das deutſche Volk von den Schlacken früherer Vernach— 
läſſigung zu reinigen, Millionen, die bisher zur Erhaltung lebensuntüchtiger und 
lebensunwürdiger Elemente verwendet wurden, für die Aufzucht ſtarker und geſunder 
Geſchlechter frei zu machen. | 

Alle dieſe Maßnahmen aber find letzten Endes getragen von einer Erkenntnis, die der 
Nationalſozialismus zur Grundlage ſeiner weltanſchaulichen und politiſchen Haltung 
gemacht hat und ſeiner Natur entſprechend in die Wirklichkeit umſetzt: Der Erkenntnis 
von der unüberſchätzbaren Bedeutung des raſſiſchen Elements als der unverlierbaren 
Grundlage der völkiſchen Entwicklung und aller völkiſchen Lebensäußerungen. Hier 
und nicht etwa im Wirtſchaftlichen liegt der Ausgangspunkt ſür den Kampf des 
Nationalſozialismus gegen das Judentum. Weil er im Judentum das für jede 
eigene völkiſche Entwicklung abſolut verderbliche Element erkannt hat, deswegen 
betreibt der Nationalſozialismus und das Dritte Reich feine ſchonungsloſe Aus- 
merzung aus allen Gebieten unferes völkiſchen Daſeins und deswegen wird jede Ver- 
miſchung jüdiſchen Blutes mit deutſchem Blut unterbunden und unter ſchärfſte Strafe 
geſtellt. Die Reinerhaltung, die Höherentwicklung der die deutſche Art begründenden 
Raſſekomponenten, die Ausſcheidung ſchlechten Erbgutes iſt oberſtes Geſetz der 
nationalſozialiſtiſchen Volks und Staatsführung. 


Die Außenpolitik des Dritten Reiches 


Wie alle großen Daſeinskämpfe unſeres Volkes, ſo iſt auch der Kampf des Dritten 
Reiches um die Selbſterhaltung der deutſchen Nation zugleich ein innenpolitiſcher und 
ein außenpolitiſcher geweſen. Sogleich vom erſten Tage an erhoben ſich gegen die 
nationalſozialiſtiſche Bewegung und gegen das Dritte Reich die ausländiſchen Ver- 
bündeten der Mächte, die ſich im Innern von ihnen bedroht fühlten, vor allem das 
Weltjudentum und die mit ihm verbündete liberal-demokratiſche und marxiſtiſche 
Ideologie. Ihrer Zuſammenarbeit war 1918 das Zweite Reich erlegen. Sie hatten 
in ſchöner Eintracht jedes wirkliche Wiedererſtarken Deutſchlands zu verhindern 
gewußt. Als ſich nun mit Adolf Hitler das deutſche Volk erhob, um wieder Herr 
ſeines Schickſals zu werden, fanden ſie ſich zu gemeinſamer Abwehr zuſammen. Seine 
inneren Feinde hat das Dritte Reich politiſch und ideologiſch niedergeworfen. Gegen 
die Vertreter ihres Geiſtes im Ausland kämpft es bis auf den heutigen Tag. 


Der Austritt aus dem Genfer Syftem — Deſſen Erjchütterung durch die Gewinnung 
neuer politiſcher Freundjchaften — Italien — Japan 

Trotzdem über die Frontſtellung der liberalen Demokratien und des Marxismus von 
Anfang an kein Zweifel beſtehen konnte, hat das neue Deutſchland ohne Rückſicht auf 
politiſche Doktrinen vom erſten Tage an verſucht, mit Deutſchlands ehemaligen 
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Gegnern, den hauptſächlichſten Vertretern dieſer liberalen Demokratie, eine ehrliche 
und gerechte Neuordnung Europas herbeizuführen, eine Neuordnung allerdings, die 
bisher geltende Scheidung in Sieger und Beſiegte, in Hochgerüſtete und Waffenloſe 
beſeitigen und einen tragbaren und dauerhaften Ausgleich herbeiführen ſollte. Dieſe 
Verſuche find an der verftändnistofen Ablehnung der in der Genfer Liga organi- 
ſierten Siegermächte geſcheitert. And ſo wie einſt der Eintritt Deutſchlands in den 
Völkerbund den Verzicht auf den Proteſt gegen Verſailles bedeutete und die Ein⸗ 
ordnung Deutſchlands in das Verſailler Syſtem vollendete, fo war es nun jelbitver- 
ſtändliche Konſequenz aus der Haltung einer Regierung, die nun nicht den papiernen, 
ſondern den realen Proteſt gegen Verſailles auf ihre Fahne ſchrieb, daß fie die Genfer 
Liga verließ, als ſich herausſtellte, daß dieſe trotz aller ſchönen Phraſen an der Ver— 
ewigung des Verſailler Syſtems feſthielt. Deutſchland bewies feine Bereitwillig⸗ 
keit zur friedlichen Zuſammenarbeit mit ſeinen Nachbarn und ehemaligen Gegnern 
durch den Nichtangriffspakt mit Polen, die immer enger werdende Verſtändigung 
mit Italien, die ſchließlich zur Achſe Berlin —-Rom und zum konſtruktiven Grund- 
beſtandteil einer europäiſchen Friedenspolitik wurde, und durch ſeine Verſtändigung 
mit Japan. Die deutſche Außenpolitik erſchütterte ſo je länger je mehr das bis dahin 
feſtgefügte Einkreiſungsſyſtem von Verſailles. Die freundſchaftlichen Verbindungen 
mit Italien und Japan haben Deutſchland in der kurzen Zeit ihres Beſtehens 
mehr genützt als die platoniſchen Verſicherungen des Mitleids und des Wohlwollens, 
die einzelne Völkerbundſtaaten dem wehrloſen Deutſchland zuteil werden ließen, um 
deſto ungeſtörter zu fein bei der Verewigung der deutſchen Ohnmacht. Dieſe neuen 
Freundſchaften haben die Erringung großer politiſcher Erfolge erleichtert, zum Teil 
ſogar erſt möglich gemacht. 


Deutſchlands Wiederaufftieg zur ſouveränen Macht — Wiederherftellung der ehe- 
freiheit 


Aber dieſe Verbindungen wurden ſelbſt erſt möglich, nachdem Deutſchland ſich wieder 
gefunden hatte und entſchloſſen den Weg der Selbſtbehauptung ging, nachdem es vor 
allem die erſte Vorausſetzung jeder nationalen Souveränität, ſeine Wehrhoheit ſich 
zurückeroberte. 


Kein Beſtandteil des Verſailler Vertrags, der ja ſchließlich nicht nur Pflichten und 
Leiſtungen der Beſiegten, ſondern auch ſolche der Sieger feſtlegte, iſt von den letzteren 
ſkrupelloſer gebrochen worden als die Beſtimmungen über die Abrüſtung. Während 
Deutſchland vertragsgemäß bis zum äußerſten abgerüſtet hat und dieſe Abrüſtung 
auch von den gewiß nicht nachſichtigen Kontrollkommiſſionen der Sieger beſtätigt 
erhielt, haben dieſe ſelbſt ihre nationalen Rüſtungen nicht vermindert, ſondern im 
Gegenteil dauernd vermehrt. Die nationalſozialiſtiſche Regierung zog die Kon- 
ſequenzen aus dieſem einſeitigen Vertragsbruch, indem ſie ſich ſelbſt nun auch nicht 
mehr an die Verſailler Beſtimmungen band. Aber der Weg der deutſchen Aufrüſtung 
iſt nicht beſchritten worden, ohne daß Deutſchland die Hand zu beiderſeitigen Rüſtungs⸗ 
beſchränkungen geboten hätte. Jedoch der Vorſchlag eines Dreihunderttauſendmann— 
Heeres unter Verzicht auf alle Angriſfswaffen bei ähnlichen Rüſtungsbeſchränkungen 
der Gegner unter internationaler Kontrolle des Rüſtungsſtandes aller Beteiligten 
wurde nicht angenommen. Nur im Flottenabkommen mit England, in dem ſich 
Deutſchland freiwillig zur Beſchränkung feiner Seerüſtungen auf ein Drittel der eng- 
liſchen bereit erklärte, fand der Gedanke der freiwilligen Rüſtungsbeſchränkung An- 
nahme und Verwirklichung. 


Erſt als alle anderen Verſuche in dieſer Richtung fehlgeſchlagen waren, ſchritt 
Deutſchland energiſch und rückſichtslos zum Neuaufbau ſeiner Wehrmacht. Ein großer 
Teil der Finanzkraft, der Arbeitskraft und der wirtſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit der 
Nation wurden an dieſes Werk geſetzt mit dem Ergebnis, daß Deutſchlands Rüſtung 
heute ſtärker iſt als je. Die Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht am 
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13. März 1935 dokumentierte vor aller Welt, daß die Zeit der wehrloſen Anter⸗ 
werfung Deutſchlands endgültig vorüber ſei. Zwei Jahre nach der Machtergreifung 
war erreicht, was vor 1933 niemand für möglich gehalten hätte. Die Wieder- 
herſtellung der deutſchen Wehrhoheit iſt eine der größten und nie dankbar genug zu 
würdigenden Leiſtungen in der Geſchichte des Dritten Reichs überhaupt. 


5 der territorlalen Integrität und Souveränltät — Saarabſtim- 
mung und Rheinlandbefreiung 

Damit war die Vorausſetzung geſchaffen für die Wiedergewinnung auch unferer 
territorialen Souveränität und Integrität. Nachdem die Volksabſtimmung im 
Saargebiet ein mit 91prozentiger Mehrheit ausgeſprochenes Treuebekenntnis zum 
Reich ergeben und zugleich wieder einmal die Verlogenheit der von der franzöſiſchen 
Propaganda ausgeſtreuten Behauptungen über den politiſchen Willen des Volkes an 
der Saar erwieſen hatte, war dem Völkerbund nichts anderes übrig geblieben, als 
das Saarland mit Wirkung vom 1. März 1935 ab wieder dem Reich zurückzuſtellen. 


Aber noch immer ſtanden dieſe Gebiete wie das ganze Rheinland unter den demüti- 
genden und lebensgefährlichen Beſtimmungen über die Entmilitariſierung der 
ſogenannten neutralen Zone am Rhein. Es war eine Neutralität typiſch für den 
Geiſt von Verſailles. Frankreichs Befeſtigungen reichten bis unmittelbar zum Rhein, 
ſie waren angeblich keine Bedrohung für irgendwen, Deutſchland aber durfte in einem 
50 km breiten Streifen öſtlich des Rheins keine Garniſonen und keine Befeſtigungen 
unterhalten. Wichtigſte Gebiete waren dadurch wehrlos jedem feindlichen Einfall preis- 
gegeben, die militäriſche Lage Deutſchlands in jedem Konfliktsfall von vornherein aufs 
ſchwerſte belaſtet. Als ſich die internationale Lage durch den Abſchluß des VBündniſſes 
zwiſchen Frankreich und Sowjetrußland zuſpitzte, handelte die Regierung Adolf 
Hitlers raſch und entſchloſſen. Das Rheinland wurde militäriſch beſetzt. Anter dem 
grenzenloſen Jubel der Bevölkerung zogen 16 Jahre nach Verſailles zum erſtenmal 
wieder deutſche Truppen dort ein. Eine weitere wichtige Feſſel des Vertrags war 
geſprengt. 


Der Tebenskampf der deutſchen Oftmark 

Während ſo dem deutſchen Volke in den ihm nach 1918 noch gebliebenen Grenzen ein 
ſtarker, wehrhafter, geſchloſſener, der erſte wahre Volksſtaat der deutſchen Geſchichte 
erſtand, ging die ſeit 1866 und erſt recht ſeit 1918 abgeſprengte Gruppe des Südoſt⸗ 
deutſchtums den ſchweren und bitteren Leidensweg weiter, deſſen erſte Stationen wir 
oben verfolgt haben. Je mehr die Macht und Größe des Reichs unter der Führung 
Adolf Hitlers emporwuchs, deſto ſtärker wurde der Glaube derer an ihn, die ſich in 
der Oſtmark nicht mehr offen zu ihm bekennen durften, deſto größer ihre Sehnſucht 
zur Heimkehr ins Reich, deſto gewaltſamer der Druck, der ihnen entgegengeſetzt wurde. 
Gleichzeitig und aus den gleichen Arſachen wuchs auch im abgeſprengten Sudeten⸗ 
deutſchtum der völkiſche Selbſtbehauptungswille der deutſchen Bevölkerung, die ſich 
unter der Führung Konrad Henleins über alle bisher beſtehenden Parteigegenſätze 
hinweg einigte. Auch hier begegnete er der ſchonungsloſen Anterdrückung durch das 
deutſchfeindliche Regiment der tſchechoſlowakiſchen Republik unter der Führung 
Beneſchs, des Statthalters des Verſailler Syſtems im Rücken des Reichs, der zugleich 
auch der Verbindungsmann dieſes Syſtems zu Moskau war. Die Leiden des 
Sudetendeutſchtums verſchlimmerten ſich, ſeitdem dieſes in den Gemeindewahlen 
Ende 1937 ſeine Stärke und Geſchloſſenheit vor aller Welt dokumentiert hatte. 


Die politiſche Cage Anfang 1938 | 

In Oſterreich wie im Sudetenland drängten die Dinge einer endgültigen Neuregelung 
entgegen. Es konnte nicht ſo bleiben, daß rund 10 Millionen Deutſche von einer 
volksfremden oder dem Volk entfremdeten Regierung wegen ihrer Treue zum Geſamt⸗ 
deutſchtum und zu der dieſes Geſamtdeutſchtum beſeelenden Idee länger in einem 
Zuſtand rechtloſer Anterdrückung gehalten wurden. 
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Cetzte Derfuche einer berſtändigung mit der öſterreichiſchen Reaktion 


Das war die Lage am Beginn des ſchickſalsreichen Jahres 1938, des ſechſten Jahres der 
nationalſozialiſtiſchen Revolution. Niemandem konnte die Lage der Deutſchen in der 
Oſtmark mehr am Herzen liegen als dem Führer und Kanzler des Reiches, der, ſelbſt 
ein Sohn dieſer Oſtmark, es als eine heilige Miſſion und Aufgabe empfand, dieſe 
Deutſchen aus ihrer rechtloſen Lage zu befreien und ihrem Wunſch nach Heimkehr ins 
Reich die Erfüllung zu bereiten. Adolf Hitler hat auch hier zunächſt den Weg des 
friedlichen Ausgleichs verſucht, um zunächſt wenigſtens dem Deutſchtum der Südoſtmark 
erträgliche Lebensbedingungen zu ſchaffen. In einer Anterredung mit dem Bundes- 
kanzler Schuſchnigg verſicherte er dieſem, „daß das Deutſche Reich einer weiteren 
Anterdrückung dieſer Volksgenoſſen nicht mehr zuſehen würde“ und ſtellte ihm anheim, 
auf dem Weg einer vernünftigen und billigen Abmachung einer endgültigen Löſung 
dieſes Problems näherzutreten. Er ließ ihm allerdings auch keinen Zweifel darüber, 
daß ſonſt die Freiheit im Sinne des Selbſtbeftimmungsrechts dieſer 64. Millionen 
Deutſchen mit anderen geeigneten Mitteln erzwungen werden würde. Das Ergebnis 
war eine Abmachung, die hoffen ließ, auf dem Weg einer allgemeinen Verſtändigung 
dieſes ſchwierige Problem zu löſen. 


Die Reichstagsrede vom 22. Februar 1938 

Kurz darauf präziſierte der Führer und Reichskanzler den deutſchen Standpunkt in 
aller Offentlichkeit in ſeiner hiſtoriſchen Reichstagsrede vom 22. Februar 1938. Er 
erklärte, daß das Schickſal der vom Mutterland gegen ihren Willen abgetrennten 
10 Millionen Deutſchen in Mitteleuropa das Reich nicht mehr gleichgültig laſſen 
könne, daß vor allem weitere Anterdrückung und Mißhandlung dieſer Deutſchen zu 
den ſchärfſten Gegenmaßnahmen führen müßte. 


Zuſammenbtruch des öſterreichiſchen Regimes — Durchbruch der nationaljozialifti- 
ſchen Revolution 

Wenige Tage ſpäter ließ Schuſchnigg die Maske friedlicher Verſtändigung fallen und 
verſuchte, durch eine Volksabſtimmung unter völlig unklaren Parolen und mit 
Methoden, die jedem Wahlſchwindel Tür und Tor offen ließen (ſo fehlten z. B. die 
nötigſten Wahlkarteien), ſich eine ſcheinlegale Baſis zum Vorgehen gegen die National- 
ſozialismus in Oſterreich zu ſchaffen. Er entfeſſelte damit die Revolution, die ihn 
und ſein Syſtem verſchlang. Die nationalſozialiſtiſche Mehrheit der öſterreichiſchen 
Bevölkerung war nicht bereit, ſich das Vorgehen der klerikal⸗ reaktionären Regierung 
gefallen zu laſſen. Das Land befand ſich im Zuſtand einer Gärung, die den unmittel- 
baren Ausbruch einer Revolution ankündigte. 


Die fjeimkeht Uftereeichs ins Reich — Der Befreiungsmarjch der deutſchen Truppen 


Die deutſche Reichsregierung ihrerſeits war entſchloſſen, einer neuen gewaltſamen 
Anterdrückung nicht mehr zuzuſehen und es nach Möglichkeit überhaupt nicht zum 
Ausbruch eines Bürgerkrieges kommen zu laſſen. Deshalb wurden rechtzeitig Truppen 
für den Einmarſch in Oſterreich bereitgeſtellt, die dann, als am Abend des 11. März 
der Sturm losbrach, der das Syſtem Schuſchnigg hinwegfegte, auf die Bitte der neu 
ernannten Regierung Seyß-Inquart noch in der Nacht an einzelnen Stellen die Grenze 
überſchritten und am 12. März überall in Oſterreich einmarſchierten. Sie kamen nicht 
als Eroberer und Anterdrücker, ſondern von dem ungeheuren Jubel des Volkes 
begrüßt, als Befreier und als Vollſtrecker des deutſchen Einigungswillens. 

Ihnen folgte noch am ſelben Tage Adolf Hitler ſelbſt. Er, der einſt ſeine Heimat als 
namenloſer Arbeiter verlaſſen hatte, der vier Jahre im Weltkrieg für die Exiſtenz 
des Geſamtdeutſchtums gekämpft, ſpäter 15 Jahre lang um deſſen innere Erneuerung 
gerungen und dann in weiteren ſünf Jahren das vom Zerfall bedrohte Reich zu einem 
neuen Aufſtieg geführt hatte, er kehrte in dieſe ſeine Heimat zurück, um ſie mit dem 
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übrigen Deutſchland zum Großdeutſchen Reich zuſammenzuſchweißen. Am 13. März 
ergingen von Linz aus die Geſetze über die Eingliederung der Oſtmark in das Deutſche 
Reich und die Vereidigung des ehemaligen Bundesheeres auf den Führer. In Wien, 
wo er in einem triumphalen Einzug empfangen worden war, hielt Adolf Hitler dann 
am 15. März die erſte große Truppenparade ab. Ein langes und leidenvolles Kapitel 
der deutſchen Geſchichte war damit abgeſchloſſen. Am 10. April ſanktionierte das öſter⸗ 
reichiſche Volk durch ſeine Abſtimmung mit 99prozentiger Mehrheit den geſchichtlichen 
Amſchwung, der ſich vollzogen hatte. 


Der Kampf um das Tebens recht des Sudetendeulſchtums als volksdeutſches und als 
internationales Problem — Gefährdung des europälfchen Friedens durch die 
Tichecho-Slowahei 


Aber die deutſche Staatsführung und das deutſche Volk blieben nicht lange im unge— 
ſtörten Genuß der Freude über den Sieg des großdeutſchen Gedankens und der 
nationalſozialiſtiſchen Idee in Oſterreich. Sie konnten nicht ungeſtört an die Durd)- 
führung der ſofort mit aller Energie begonnenen Aufbauarbeiten gehen. Aus dem 
alten böhmiſchen Wetterwinkel zogen neue Gefahren für den Frieden Deutſchlands 
und Europas herauf. Der Terror der tſchechiſchen Regierung gegen das Sudeten⸗ 
deutſchtum verſchärfte ſich. Die ſudetendeutſche Frage wurde, da der tſchechiſche Staat 
und ſeine damalige Führung zugleich der Exponent des Verſailler Syſtems und 
Sowjetrußlands in Mitteleuropa war, zu einem brennenden internationalen Problem. 
Durch die am 21. Mai unter dem erlogenen Vorwand einer deutſchen Teilmobil⸗ 
machung verfügte Mobiliſierung der tſchechiſchen Armee zog zum erſtenmal in dieſem 
Sommer die Gefahr einer europäiſchen politiſchen Verwicklung herauf. Sie wurde 
durch das ruhige und beſonnene Auftreten der deutſchen Regierung, die ſich nicht pro- 
vozieren ließ, beſeitigt. Aber bei aller Ruhe und bei allem Friedenswillen war die 
Deutſche Regierung entſchloſſen, ſich ein derartiges Vorgehen ein zweites Mal nicht 
bieten zu laſſen und dem verſtärkt einſetzenden Terror der Tſchechen endgültig und 
radikal ein baldiges Ende zu machen. 


Deutſche Gegenmaßnahmen — Weftbefeftigung 


Es wurde deshalb am 28. Mai der Befehl zur Vorbereitung des militäriſchen Ein- 
ſchreitens mit dem Termin des 2. Oktober gegeben und zugleich zur Sicherung der 
Weſtfront der Ausbau eines gewaltigen Verteidigungswerks angeordnet und in den 
nächſten Monaten mit ungeheurem Energieaufwand in Angriff genommen. 

Immer deutlicher zeigte es ſich in dieſen Monaten, daß ein friedliches und geſichertes 
Weiterleben der 3½ Millionen Deutſchen unter tſchechiſcher Herrſchaft nicht mehr 
möglich war. Deshalb forderte der Führer und Reichskanzler auf dem erſten 
Parteitag Großdeutſchlands in Nürnberg klar und eindeutig das Selbſtbeſtimmungs⸗ 
recht für die Sudetendeutſchen und ließ durchblicken, daß er ſich dieſes Rechts notfalls 
mit allen Mitteln annehmen werde. 


Verhandlungen mit Chamberlain in Berchtesgaden und Godesberg — Fataftrophen- 
politik Beneſchs 

Dieſen ſeinen Standpunkt und den Entſchluß, ihm Geltung zu verſchaffen, brachte 
Adolf Hitler dann in der erſten der direkten Ausſprachen, die er mit dem Führer der 
engliſchen Politik, Sir Neville Chamberlain, auf dem Oberſalzberg hatte, noch einmal 
zum Ausdruck. Auch die fremden Mächte, nicht nur das Deutſchland befreundete 
Italien, das von Anfang bis zu Ende dieſer Kriſe getreu zu Deutſchland ſtand, erkannten 
ſchließlich, daß die Deutſchen im Sudetenland nicht länger unter tſchechiſcher Hoheit 
leben konnten, fie übermittelten deswegen der Tſchecho⸗Slowakei am 19. September 
einen Vorſchlag zur Abtretung der überwiegend deutſch bevölkerten Gebiete. Dieſem 
Vorſchlag ſtimmte die tſchechiſche Regierung offiziell zu, eine am felben Tag abge- 
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gebene, zweideutige und unklare Erklärung ihres Staatspräſidenten Beneſch aber 
rechtfertigte vollauf das Mißtrauen, das die deutſche Staatsführung der Tſchecho⸗ 
Slowakei gegenüber empfand und das die deutſche Haltung entſcheidend beſtimmt 
hatte. Denn nur auf Zeitgewinn konnte die tſchechiſche Politik berechnet fein, Zeit⸗ 
gewinn, um die ihr ungünſtige Lage noch mehr zu verwirren und womöglich den allge- 
meinen Krieg herbeizuführen. Dieſes Beſtreben verrät ſich ganz deutlich in der An⸗ 
ordnung der allgemeinen Mobilmachung für die tſchechiſche Armee am Abend des 
23. September, während noch Adolf Hitler und Chamberlain in Godesberg berieten. 
In dieſen erneuten Beſprechungen mit dem engliſchen Miniſterpräſidenten war 
deutſcherſeits die Abtretung des Sudetenlandes ohne weitere Verzögerung gefordert 
worden. Es wurden Gebiete bezeichnet, die bis zum 1. Oktober geräumt und an 
Deutſchland übergeben werden ſollten, andere, in denen auch ohne ſofortige Räumung 
ebenſo wie in den geräumten Gebieten eine Volksabſtimmung unter internationaler 
Kontrolle vorgeſehen war. Dieſe Vorſchläge glaubte vor allem wohl wegen des 
Termins die engliſche und franzöſiſche Regierung der Tſchecho-Slowakei nur zur 
Kenntnisnahme und nicht zur Annahme übermitteln zu können. Sie überließen ihr 
damit die freie Entſcheidung und beſtärkten ſie de facto in dem Glauben, daß eine 
Ablehnung dieſer Forderungen bei dem dann ſicher zu erwartenden bewaffneten 
Konflikt die weſtlichen Großmächte auf ſeiten der Tſchecho- Slowakei ſehen würde. 
Unter dieſen Aſpekten lehnte denn auch die Tſchecho-Slowakei die deutſchen Forde. 
rungen ab. Tage der ſtärkſten europäiſchen Spannung folgten. Würde Deutſchland 
am 1. Oktober die Verwirklichung ſeiner Forderungen erzwingen, würde das übrige 
Europa für die Forterhaltung des Anrechts von Verſailles eintreten? Adolf Hitler 
ließ an ſeiner Entſchloſſenheit keinen Zweifel, Muſſolini ſtellte ſich an ſeine Seite. 


Die fionferenz von München — Die Befreiung des Sudetenlands und feine fjeim⸗ 
kehr ins Reich 


Da hat in letzter Stunde die bei aller Entſchloſſenheit noch immer vorhandene 
Friedensbereitſchaft des Führers Europa vor dem Kriege gerettet. Er nahm den von 
Muſſolini auf Anregung Chamberlains gemachten letzten Vermittlungsvorſchlag an, 
eine ſofortige Zuſammenkunft der führenden Staatsmänner Europas in München 
ſollte noch einmal die beſtehenden Streitfragen unterſuchen und womöglich eine Eini⸗ 
gung herbeiführen. | 


Im Laufe des 29. September trafen Muſſolini, Chamberlain und Daladier mit Adolf 
Hitler in München zuſammen. Am ſpäten Abend dieſes Tages war die Einigung 
erzielt, die europäiſche Kriſe beſeitigt. Auch das Sudetendeutſchtum kehrte heim ins 
Reich. Die von ihm beſiedelten Gebiete wurden vom 1. bis 10. Oktober von den 
Tſchechen geräumt und etappenweiſe von deutſchen Truppen beſetzt. Sie zogen 
unter dem unbeſchreiblichen Jubel einer von jahrelangem Druck und monatelangem 
Terror befreiten Bevölkerung ein. Die Grenzpfähle fielen, mit ihnen die Tſchecho⸗ 
Slowakei des Verſailler Syſtems. Beneſch dankte ab. Eine mit Klugheit gepaarte 
Kühnheit, die Clauſewitz als das Merkmal des Helden bezeichnete, eine unbedingte 
Entſchloſſenheit und ruhige Sicherheit in allen kritiſchen Stunden hat dieſe Entſchei⸗ 
dung Europa abgerungen. 

Schon wenige Monate ſpäter erwies es ſich, daß das Kunſtprodukt von Verſailles, 
der Tſchecho⸗Slowakiſche Staat, die Niederlage, die dieſes Spſtem in München er- 
litten hatte, nicht überleben konnte, daß er nur in dieſem Syſtem und als ein Teil 
dieſes Syſtems beſtand, daß aber keine eigene Lebenskraft in ihm war. Von den 
Mächten von Verſailles preisgegeben und von ihnen durch den ſtarken Wall des 
wiedererſtandenen Deutſchlands getrennt, fiel er in ſich zuſammen, das künſtliche Ge- 
bäude brach, feiner äußeren Stützen beraubt, ſchnell auseinander. Die Anabhängig- 
keitserklärung der Slowakei leitete das Ende ein, noch einmal erhoben ſich im Reit- 
ſtaat dann in dieſen Tagen die alten huſſitiſchen Inſtinkte, aber ehe fie eine ſtützende 
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und fördernde Hand fanden, brach die Kataſtrophe über ſie und ihren Staat herein. 
Die tſchechiſche Regierung fühlte ſich der Lage nicht mehr gewachſen. Am Abend des 
15. April reiſte der Staatspräſident Hacha nach Berlin und legte noch in dieſer Nacht 
das Geſchick ſeines Staates und ſeines Volkes in die Hand des Führers. Deutſche 
Truppen und mit ihnen Adolf Hitler zogen am folgenden Tag in die alten Reichs- 
lande Böhmen und Mähren ein, am Abend des 15. April wehte die Hakenkreuzfahne 
und die Führerſtandarte auf der Burg in Prag, die einſtens Schöpfung und Sitz 
deutſcher Kaiſer, dann ſo lange Zentrum der Handlanger des Verſailler Syſtems 
geweſen war. Am 18. April wurde von hier aus das Geſetz über die Bildung der 
Reichsprotektorate Böhmen und Mähren erlaſſen, das dieſe Gebiete wieder dem 
Reiche einfügte unter Wahrung der kulturellen Autonomie des tſchechiſchen Volkes. 
Wenige Tage ſpäter, am 22. April 1939, bequemte ſich auch Litauen zur Wiedergut- 
machung des Anrechts von 1923, das Memelland kehrte zum Reiche zurück. 

Neben der Bedeutung, die dieſen Vorgängen im Zuſammenhang des geſamtdeutſchen 
Einigungsprozeſſes zukommt, haben ſie auch noch eine ſchwerwiegende internationale 
Bedeutung. Die Rückgabe des Memellandes bereinigte die durch die Gewalttat von 
1923 und ihre unausbleiblichen Folgen ſtändig gedrückte Atmoſphäre zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Litauen, mit dem Zuſammenbruch der Tſchecho⸗Slowakei brach zugleich ein 
Eckpfeiler des Verſailler Syſtems zuſammen. Böhmen, die Zitadelle Europas, iſt 
wieder in deutſcher Hand. Damit und mit der gleichzeitig ſich vollendenden Schutz⸗ 
wehr Deutſchlands im Weſten wurde die internationale Sicherheit unſeres durch 
ſeine mitteleuropäiſche Lage fo vielen Gefahren ausgeſetzten Reichs ganz weſent— 
lich erhöht. 


Das Großdeutſche Reich als Derwirklichung jahrhundertealter Sehnſucht 


And doch tritt das Gefühl der Beruhigung, das dieſe Erhöhung unſerer Sicherheit 
bietet, weit zurück hinter dem Gefühl des Stolzes und der Freude über die im Jahre 
1938 vollendete Einigung aller Deutſchen im mitteleuropäiſchen Raum, die Aufrich. 
tung des Großdeutſchen Reichs. Geſtützt auf eine ſtarke Wehrmacht, erhebt es ſich 
über den Trümmern aller früheren reichszerſplitternden Mächte dynaſtiſch⸗partikula⸗ 
riſtiſcher oder parteipolitiſcher Art. Der Ausgang des Krieges, das Anrecht von 
Verſailles hat damit durch den Frontſoldaten des Krieges, Adolf Hitler, und durch 
die eigene Kraft und Entſchloſſenheit des deutſchen Volkes ſeine Sühne gefunden. Alte 
ruhmreiche Staaten und Dynaſtien ſind zugrunde gegangen und mußten — wir er— 
kennen es heute — zugrunde gehen, damit Großdeutſchland werden konnte. Wofür 
Tauſende und aber Tauſende ſeit Generationen gekämpft, gelitten und geblutet haben, 
das hat ſich nun erfüllt. Was nach dem Antergang des erſten Reichs der große 
Prophet und Vorkämpfer der deutſchen Einigung, der Freiherr vom Stein gewollt, 
was Bismarck im Rahmen des damals Möglichen verwirklichte, das hat Adolf Hitler 
vollendet. 


Adolf fjitler als der Einiger des deulſchen Volkes 


So ſehen nicht nur wir es, ſo ſieht es auch die übrige Welt, ſoweit ſie — was ſelten 
genug iſt — die deutſche Entwicklung geſchichtlich zu würdigen vermag. Ein fran- 
zöſiſcher Hiſtoriker deutſcher Abkunft, Conſtantin von Grunwald, ſchließt ſein Buch 
über den Freiherrn vom Stein, nachdem er ſeinen Helden bis zum Todesjahr 1831 
begleitet hat, mit den Worten: „40 Jahre ſpäter (nach dem Tode Steins): beim Klang 
der Pfeifen und Trommeln wird der Sohn der Königin Luife, Wilhelm von Hohen- 
zollern, im Feindesland, in der Spiegelgalerie des Schloſſes von Verſailles zum 
Deutſchen Kaiſer gekrönt. Zwei Generationen weiter und die „34 Defpoten“ fallen 
am Ausgang eines verheerenden Krieges. Nochmals 20 Jahre, und ein Sohn des 
Volkes ſteht auf, umjubelt vom Beifall des Volkes, um ſich zum Vollſtrecker der 
endgültigen Einigung Deutſchlands zu machen.“ 
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1. Einführung 

Blicken wir zurück auf die Jahrtauſende alte Geſchichte der Deutſchen, fo können wir 
ein mehrfaches Auf- und Niedergehen unſeres Volkes feſtſtellen. Denken wir zurück 
an die Zeit der Völkerwanderung, an die Eroberungen, an den Anternehmungsgeiſt 
und die Blütezeit der germaniſchen Stämme. Denken wir aber auch daran, daß die 
Folge hiervon eine Entvölkerung größerer Teile des germaniſchen Siedlungsraumes 
gerveſen iſt. 

Denken wir an Hermann den Cherusker, der Kerndeutſchland vor der Romaniſierung 
bewahrte. Erinnern wir uns des heldenhaften Kampfes des Sachſenherzogs Widu- 
kind, der letzten Endes trotz des verlorenen Kampfes und trotz der darauf folgenden 
Chriſtianiſierung den in Deutſchland verbliebenen Stämmen ihre Eigenart und einen 
Reſt ihres Volkstums gerettet hat. 

Erinnern wir uns an die Weltherrſchaft der deutſchen Kaiſer, aber auch an den 
Verluſt deutſchen Blutes in den Kämpfen des Mittelalters um die römiſche Kaiſer⸗ 
krone, um die Herrſchaft in Italien, in Kreuzzügen und Fürſtenfehden, an Herenver- 
brennungen, Inquiſition oder an die ſchreckliche Notzeit, die der Dreißigjährige Krieg 
um eines chriſtlichen Glaubensſtreites willen über unſer Volk brachte! 

Immer wieder ſtand das deutſche Volk auf; es erholte ſich von ſeinen unendlichen 
Verluſten und blieb immer noch ein Volk, in dem ſich deutſcher, germaniſcher Geiſt 
regte, der letzten Endes die Fortſchritte der Ziviliſation und der Kultur der heutigen 
Welt maßgeblich mitbeſtimmt hat. Wie war dies möglich? fragen wir uns. — 

Es war nur möglich, weil wir in den vergangenen Jahrhunderten ein urwüchſiges 
Bauernvolk waren, das ſich den alten germaniſchen Familienſinn, feine Sippengeſetze 
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und einen Reit von Naſſebewußtſein bewahrt hatte, trotzdem es, im Herzen Europas 
liegend, raſſiſch beſonders gefährdet war und trotzdem man mit allen Mitteln des 
Geiſtes, der Dogmen und weltlichen Macht fein Naſſebewußtſein zu vernichten ver- 
ſucht hat. 

Nur ſo können wir den völkiſchen und kulturellen Aufſtieg begreifen, der unſerem 
Volk im 19. Jahrhundert noch einmal vergönnt war. Mit dem Fortſchreiten der medi- 
ziniſchen Wiſſenſchaften wurde das Anſteigen der Volkszahl möglich. Es folgte die 
Induſtrialiſierung und Verſtädterung Deutſchlands, das auf der Höhe ſeiner wirt- 
ſchaftlichen und ſtaatlichen Macht durch eine verfehlte Politik vom Weltkrieg über- 
raſcht wurde. Die ganze Welt ſtand gegen uns, man wollte uns vernichten! — Es 
gelang nicht, ſondern wir erlagen dem geiſtigen und raſſiſchen Zerfall, der lange vor 
dem Krieg eingeſetzt hatte und ſyſtematiſch vorbereitet worden war. Die Folge davon 
war der Landesverrat von 1918, dem dann eine 15jährige Verfallszeit folgte. 


Noch einmal regte ſich deutſcher Heldengeiſt in eines deutſchen Soldaten Bruſt, der 
den Glauben an fein Volk nicht verlor! Das deutſche Volk war ja noch dal — Er 
erkannte, daß es Generationen dauern muß, bis ein Volk tatſächlich geiſtig und ſee⸗ 
liſch ſo verſeucht iſt, daß es dann vernichtet werden kann. Es geſchah das unſeren 
inneren und äußeren Feinden unmöglich erſcheinende Ereignis, daß es Adolf Hitler 
gelang, dieſes Volk noch einmal hochzureißen. Er gab dem deutſchen Volk den 
Glauben an eine beſſere Zukunft und an einen raſſiſchen Wiederaufftieg! 


Doch welch ein Anterſchied beſteht heute gegenüber früheren Zeiten der Not und des 
ſtaatlichen Verfalls! Damals Vernichtung ganzer Städte, ganzer Länderſtrecken, 
unzählige ſelbſtſüchtige Fürſten, ſtaatliche Ohnmacht. 


Der übriggebliebene Teil des Volkes aber war noch ein urwüchſiges Bauernvolk, 
war noch gebunden an Heimat und Scholle. Heute ſehen wir ein anderes Volk vor 
uns, in dem eine wirtſchaftliche und ſeeliſche Strukturwandlung vor ſich gegangen iſt. 


Solange unſer Volk urwüchſig war, konnten ſeine Staatsmänner, die weltlichen wie 
die geiſtlichen Würdenträger, noch fo unfähig fein, noch jo viel Verbrechen und Unter- 
laſſungsſünden begehen, wie fie wollten, das Volk richtete ſich wieder auf! Aus mit 
Stroh gedeckten Häuſern, aus Bauernſtuben erſtanden immer wieder Männer und 
Frauen, die unſerem Volk einen Weg in die Zukunft wieſen und den völkiſchen 
Wiederaufſtieg verbürgten. Dies alles aber hört auf, die Zukunft der Nation iſt 
gefährdet, der Antergang droht heute dem deutſchen Volk wie einſt den Griechen und 
Römern, weil die körperlich, geiſtig und raſſiſch wertvollen Menſchen nicht mehr 
heiraten oder wenn fie es tun, keine Kinder mehr haben und aufziehen wollen! Bis 
dahin zehrte Deutſchland von dem Blut, das uns eine Jahrtauſend alte Zuchtwahl 
der germaniſchen Stämme, unſerer Vorfahren hinterließ. 


Nicht nur wir, alle nordiſch beſtimmten, germaniſch geführten weißen Völker ver- 
danken ihre Ziviliſation, ihre kulturelle Höhe dieſer unendlich langen raſſiſchen Hoch- 
zucht der jahrtaufendelang zurückliegenden germaniſchen Vorzeit im weiteſten Sinne 
des Wortes. Dieſe Blutſtröme verſiegen nicht nur bei uns, ſondern bei allen ger- 
maniſchen und weißen Völkern, aber bei uns im Herzen Europas iſt die Lage am 
gefährlichſten! Wieder laſtet auf dem alten Siedlungsland der 
Germanen, laſtet auf uns Deutſchen noch einmal die Verant- 
wortung für die Zukunft Europas, für das Beſtehen der 
weißen Völker, von denen einige unſer raſſiſches Denken und 
Empfinden überhaupt nicht mehr zu verſtehen ſcheinen, 
ſondern ſich mit Negern und Aſiaten gegen uns wenden! 
Darum iſt die volksbiologiſche Lage für Deutſchland fo ernſt, 
darum iſt es mit dem politiſchen Erwachen noch nicht getan, 
darum muß Bevölkerungs- und Raſſenpolitik die Grundlage 
aller Staatspolitik in Deutſchland werden! 
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2. Bevölkerungsbewegung und Lebensbilanz des deutſchen Dolkes 
Bevor ich jedoch auf die ausmerzenden und fördernden Maßnahmen deutſcher Be⸗ 
völkerungspolitik eingehen kann, müſſen wir uns zunächſt mit der Bevölkerungs- 
bewegung und der volksbiologiſchen Lebensbilanz unſeres Volkes vertraut machen. 
Die ungeheure Wandlung, die biologiſche Anterbilanz unſeres Volkes wird durch 
nichts ſo klar bewieſen und vor Augen geführt wie durch die Gegenüberſtellung der 
Geburtenzahlen von 1901 und 1933: 
Im Deutſchen Reich wurden lebend geboren 

im Jahre 1901 2 032 000 Kinder, 

im Jahre 1933 nur noch 957 000 Kinder. 
Es ſind dies weniger als die Hälfte, obgleich wir um die Jahrhundertwende nicht 
65 Millionen, ſondern weniger als heute, nämlich nur 57 Millionen Einwohner 
hatten. Während wir alfo um 1900 noch 37 Geburten auf das Tauſend der Bevölke⸗ 
rung zählten, ſind es 1933 nur noch 14,7 auf das Tauſend. Vergleichen wir dieſe 
Zahlen mit der relativen Geburtenziffer in anderen Ländern, fo können wir feſt⸗ 
ſtellen, daß ſie unter die von Frankreich (1932: 17,1 a. T., Deutſchland 1932: 15,0 a. T.) 
abgeſunken iſt. Italien hat mit 40 Millionen Einwohnern mehr Geburten als wir, 
dagegen Polen mit nur 32 Millionen, alſo der Hälfte, ungefähr dieſelbe Zahl an 
Lebendgeborenen jährlich aufzuweiſen wie wir mit 65 Millionen. Es iſt das Verdienſt 
Friedrich Burgdörfers, auf dieſe gefährliche Lage ſchon vor Jahren hingewieſen zu 
haben. 
Betrachten wir die Geburtenkurve Abb 1, *) fo ſehen wir ab 1900 bereits ein Abſinken 
der Geburtenziffer bis zum Kriegsausbruch etwa von 37 auf 27 a. T. Dann folgt 
der jähe Abſturz in den Kriegsjahren, in denen etwa 3,5 Millionen Kinder weniger, 
als ſonſt zu erwarten geweſen wären, geboren wurden. Es iſt dann nach Kriegsſchluß 


Bevölkerungsbewegung im Deutschen Reich 


Eheschließungen, Öeburten und Sterbefälle 1870 bis 193% 
000 — 


Abbildung 1 


8 Die Abbildungen ſind Burgdörfers Buch: „Volk ohne Jugend“, 3. Aufl., Verlag Vowinkel, 
Heidelberg und Berlin⸗Grunewald, entnommen. 
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ein vorübergehender Geburtenaufſtieg zu bemerken, der aber trotz großer Heirats- 
häufigkeit dauernd weiter finkt und 1933 bereits auf 14,7 a. T. angelangt ift. 


Aus der Kurve iſt weiter erſichtlich, daß die Sterbefälle allerdings ebenfalls dauernd 
abgenommen haben, und zwar von 1900 mit etwa 22 a. T. bis auf etwa 11 a. T. im 
Jahre 1933 trotz der etwa gleich hoch bleibenden Zahl der Eheſchließungen. 


Wer nun eine ſolche Kurve oberflächlich betrachtet, kann zu dem Schluß kommen, 
nun, was wollen die Bevölkerungspolitiker: wir haben ja noch 1933 einen Geburten- 
überſchuß von etwa 4 a. T., wenn dieſer auch um die Jahrhundertwende herum noch 
dreimal ſo viel, mehr als etwa 14 a. T., betragen hat! Aber auch dieſer geringe 
Geburtenüberſchuß ſtellt ſich bei näherer Betrachtung als Täuſchung heraus; denn 
5 betrachtet, iſt ein Wachstum der Bevölkerung überhaupt nicht mehr vor- 
anden. 


Die zeugungs⸗ und gebärfähigen Altersklaſſen find heute in Deutſchland ſehr ſtark, 
die ſterbensreifen hohen Altersklaſſen zur Zeit noch gering beſetzt. Nur unter Berück⸗ 
ſichtigung des eigenartigen Altersaufbaues und der dadurch bedingten zur Zeit ſehr 
niedrigen Sterbeziffer iſt die heutige Geburtsüberſchußziffer überhaupt verſtändlich. 
Der Begriff 1000 der Bevölkerung iſt nämlich biologiſch geſehen nicht feſtſtehend, 
ſondern je nach der Altersklaſſenbeſetzung ganz verſchieden zu bewerten. So wird 
daher die rohe Geburten- und Sterbeziffer durch die Beziehung der Geburten- zur 
Sterbefallzahl auf 1000 Einwohner berechnet. Am alſo die Lebensbilanz unſeres 
Volkes zu ziehen, muß man die Zufälligkeiten des heutigen Altersaufbaues bereinigen. 
Würden nämlich von 1000 Menſchen tatſächlich immer nur 11 a. T. Menſchen ſterben, 
fo würde das bedeuten, daß jedes lebendgeborene Kind im Durchſchnitt 1000 : 11, alfo 
91 Jahre alt werden müßte. Im Deutſchen Reich beträgt die mittlere Lebens- 
erwartung aber nur 57,4 Jahre, ſo daß dieſer Zahl eine bereinigte Sterbeziffer von 
1000: 57,4 = 17,4 a. T. entſpricht. Wenn alſo die heute übermäßig ſtark beſetzten 
mittleren Altersklaſſen ins höhere Alter aufrücken, muß die Hypothek des Todes in 
den kommenden Jahren eingelöſt werden, d. h. die Sterblichkeit wird auf 17,4 a. T. 
etwa anſteigen müſſen. 


Auch die rohe Geburtenziffer von 14,7 a. T. im Jahre 1933 beruht daher trotz ihrer 
geringen Höhe noch auf einer Täuſchung; denn die bereinigte Geburtenziffer betrug 
1933 nur noch etwa 12,2 — 12,3 a. T. Beträgt aber die bereinigte Sterbeziffer 
etwa 17,4 a. T., müßte demnach zur Erhaltung der Volkszahl auch die bereinigte 
Geburtenziffer, alſo das erforderliche Geburtenſoll 17,4 a. T. betragen. Setzt man 
dieſe Zahl = 100, fo betrug das Geburtendefizit des deutſchen Volkes 


1927 9 v. H., 
1930 — 15 v. H., 
1931 S 23 v. H., 
1932 S rd. 30 v. H. 


d. h. alſo an Gebärleiſtungen zur Erhaltung des Volksbeſtandes fehlt heute 
ſchon rund ein Drittel; es werden alſo etwa 300 000 Kinder im Jahre 
zuwenig geboren, um das deutſche Volk der Zahl nach zu erhalten. 
Bei dem modernen Geburtenrückgang handelt es ſich in der Hauptſache um eine Ge- 
burtenbeſchränkung, eine Kleinhaltung der Familie durch mangelnden Familienſinn, 
der ſich in der Anluſt zur Heirat und in mangelndem Willen zum Kinde bei Mann 
und Frau äußert. 
Es entfielen auf 1000 gebärfähige Ehefrauen 
im Jahre 1900 bis 1901 = 286 ehelich Geborene im Deutſchen Reich, 
in Berlin nur 170, 
im Jahre 1932 — 101 im Deutſchen Reich, 
in Berlin nur noch 45. 
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Die Geburtenbeſchränkung iſt mehr oder weniger in allen Schichten der Bevölkerung 
bemerkbar, ſowohl in der Stadt wie auf dem Lande, in evangeliſchen und katholiſchen 
Familien, wenn ſie auch zur Zeit auf dem Lande noch nicht ſo ausgeſprochen iſt wie 
in der Stadt. Das Zweikinderſyſtem iſt weitgehend durchgeführt und wird in weiten 
Kreiſen der Bevölkerung bereits vom Einkindſyſtem überholt. Nur noch 10 v. H. 
aller Familien find kinderreich, d. h. fie haben vier oder 
mehr als vier Kinder. Ein Volk, das zum Zweikinder⸗ 
ſyſtem übergeht, würde praktiſch in 300 Jahren fo gut wie 
ausgeftorben ſein, wie Abbildung 2 erläutert. 


Der Bevölkerungsabstieg 


unter der Herrschaft 
‚des Zweikindersystems 


Abbildung 2 


Die Anfruchtbarkeit in den Städten iſt ungeheuerlich: In Berlin tft ſchon das 
Einkindſyſtem gefährdet, die Zahl der Eheſchließungen iſt höher als die Zahl der 
Geburten. In München beträgt das Geburtendefizit 50 v. H., im Geſamtdurchſchnitt 
der deutſchen Großſtädte 40 v. H., ſelbſt in Mittel- und Kleinſtädten iſt das Defizit 
der Geburten auf 30 v. H. geſtiegen. Nur noch die Landbevölkerung weiſt ein 
geringes tatſächliches Wachstum auf, indem der wirkliche Geburtenüberſchuß 13 v. H. 
ausmacht, der aber nicht mehr ausreicht, um den Verluſt der Städte zu decken, da 
ſelbſt die Mittel- und Kleinſtädte im Durchſchnitt einen Fehlbetrag von 30 v. H. 
Geburten aufweiſen. 

Die nationalſozialiſtiſche Regierung hat den Ernſt unſerer bevölkerungspolitiſchen 
Lage in ſeinem ganzen Ausmaße erkannt und war von Anfang an beſtrebt, durch 
geſetzliche Maßnahmen dem weiteren Verfall des Volkes entgegenzuwirken. Abbil⸗ 
dung 1 zeigt die ſeit dem Jahre 1933 einſetzende Zunahme von Eheſchließungen. Die 
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gewährten Eheſtandsdarlehen haben es vielen Volksgenoſſen erſt ermöglicht, die auf- 
geſchobene Ehe nachzuholen, ſo daß eine Häufung von Eheſchließungen zu beobachten 
war. Aus dieſen Ehen ſind bisher zum größten Teil erſte Kinder hervorgegangen, 
wie die Statiſtik zeigt. Es bleibt jedoch abzuwarten, ob aus dieſen Familien- 
gründungen zweite, dritte und vierte Kinder hervorgehen werden. Vor allem aber iſt 
feſtzuſtellen, daß auch die Zahl der Geburten, die faſt ohne Anterbrechung ſeit drei 
Jahrzehnten in geradezu beiſpielloſer Weiſe von Jahr zu Jahr zurückgegangen war, 
erſtmals wieder eine Zunahme aufweiſt. Die Zahl der Lebendgeborenen ſtieg erſt⸗ 
malig wieder auf über 1 Million (1 181 000 oder 18,0 auf Tauſend). Die bereits ab 
Mai 1933 feſtzuſtellende Geburtenzunahme iſt ſicherlich durch den ſtarken Rückgang 
der Abtreibungen vor allem in den Großſtädten mit bedingt und als Zeichen des 
wiedergewonnenen Vertrauens zur Staatsführung anzuſehen. So erfreulich dieſer 
bevölkerungspolitiſche Aufſchwung auch fein mag, fo wäre es doch verfehlt, anzu- 
nehmen, daß damit die Gefahren jetzt ſchon behoben ſeien; denn es ift leider nicht zu 
erwarten, daß die Geburtenzunahme in gleicher Höhe anhalten wird, ſo daß die 
Beſtandserhaltung unſeres Volkes noch nicht ſichergeſtellt, ſondern auch weiterhin 
gefährdet bleibt. 


Der einjährige Nachwuchs 


der europäischen Völker 1926/27 


j Zahl der das 1. Lebensjahr vollendenden Kinder 
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Abbildung 3 


3. Lebensbilanz der europäifchen Dölker 


Der Geburtenrückgang, die Beſchränkung der Kinderzahl macht ſich vor allem bei den 
germaniſchen Völkern bemerkbar, wie Abbildung 3 zeigt. Die Geburtenkarte Europas 
läßt ein ſtarkes Gefälle von Oſten nach Weſten erkennen. Die ſlawiſchen Frauen 
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haben eine doppelt ſo große Gebärfreudigkeit wie unſere deutſchen Frauen, ſo daß 
die Gefahr beſteht, daß die ſlawiſchen Völker ſich auch über Mitteleuropa ergießen 
werden. 

Anterzieht man die Lebensbilanz der europäiſchen Völker einer Bereinigung, ſo 
ergibt ſich nach Burgdörfer, daß in allen germaniſchen Ländern (mit Ausnahme von 
Holland) ein natürliches Wachstum nicht mehr vorhanden iſt. Während in Frankreich 
die Bilanz beinahe ausgeglichen iſt, haben Holland, Italien, Polen und die Akraine 
noch einen echten Aberſchuß, ein Volkswachstum aufzuweiſen, wie aus Abbildung 4 
erſichtlich iſt. 
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Abbildung 4 


4. Altersaufbau und Überalterung des deutfchen Volkes 

Wenn auch die Bedeutung eines Volkes nicht allein von feiner Zahl abhängt, fo ift 
ſie doch die Vorausſetzung für alles andere, ſowohl für die Qualität der Menſchen 
als auch für die Wirtſchaft und Machtſtellung des Landes. Dies kann man erſt richtig 
verſtehen, wenn man ſich die Struktur des Volkskörpers näher anſieht. In einem 
jungen wachſenden Volk gleicht der Altersaufbau einer ebenmäßig gebauten Pyramide 
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(fiehe Abbildung 5) mit breiter Baſis, auf deren Grundlinie die Zahl der Kinder und 
Jugendlichen jedes Jahrganges, ſeitlich auf der einen Hälfte die der weiblich Ge⸗ 
borenen, auf der anderen die des männlichen Geſchlechts eingetragen und ſo ſtatiſtiſch 
dargeſtellt worden iſt. Da auf der Mittelachſe die Altersjahre gezählt und die ein⸗ 
zelnen Jahrgänge immer wieder ſeitlich der Altersklaſſenzahl nach aufgetragen 
werden, ſtellt ſich der ſtatiſtiſch dargeſtellte Altersaufbau bei einem jungen noch 
wachſenden Volk als eine Pyramide dar, wie fie nach Abbildung 5 fi ergibt. 


Die drei Grundformen der 
Bevölkerungsstruktur 


Junges (wachsendes}Volk 


Altersjahre 
N 90 
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Abbildung 5 


Bei einem gealterten, feinen Beſtand aus eigener Kraft aber noch erhaltenden Volk 
nimmt die Pyramide die Form einer Glocke an, während man als Symbol eines 
überalterten Volkskörpers eine Arnenſorm erhält (fiehe Abbildung 5). Bei einem 
ſolchen Volkskörper ſchrumpft die Baſis immer mehr, da die Zahl der geborenen 
Kinder von Jahr zu Jahr abnehmend in einem Mißverhältnis zu den ſtark beſetzten 
mittleren und höheren Altersklaſſen ſteht. 

Es kommt ſo zu einer Vergreiſung des Volkskörpers, wie ſie bei uns bereits vor ſich 
geht, was aus den Abbildungen 6a und b erſichtlich iſt: Wir hatten 1910 noch eine 
ziemlich regelmäßig gebaute Pyramide mit breiter Baſis, während wir 1925 ſchon 
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eine völlig zerſtörte Grundform vor uns ſehen. Dabei können wir ſchon die ſtarke 
Schrumpfung an der Baſis feſtſtellen, die dem Geburtenrückgang nach dem Kriege 
entſpricht, dann die Einkerbung in den Geburtenjahrgängen 1915 bis 1918 mit den 
3½ Millionen Nichtgeborenen und der Einbuchtung auf ſeiten der Männer, da die 
2 Millionen Gefallenen fehlen. Zu berückſichtigen iſt dabei, daß Fall B, der ſchwarz · 
ſchraffierte Kern, der wahrſcheinlichere und auch noch als zu optimiſtiſch anzuſehen iſt. 
Das deutſche Volk befindet ſich nicht nur politiſch, nicht nur kulturell und welt⸗ 
anſchaulich, ſondern auch volksbiologiſch geſehen an einer Zeitenwende. Nach dem 
Aufſtieg des letzten Jahrhunderts iſt nahezu ein Stillſtand wahrzunehmen, dem um 
die Mitte des jetzigen Jahrhunderts eine Abnahme und eine Schrumpfung der Zahl 
folgen werden, wenn es nicht gelingt, eine Wandlung zu erreichen. Der Abbildung 6 
liegen Berechnungen des Statiſtiſchen Reichsamts zugrunde, aus denen hervorgeht, 

„ ELA 


—— 


Abbildung 6a 


daß im Falle B die Reichsbevölkerung bis zum Ende des Jahrhunderts auf etwa 
47 Millionen zurückgehen würde. Während der in den Abbildungen 6a und b an- 
genommene Fall A bereits als durch die Verhältniſſe ſeit 1927 überholt angeſehen 
werden muß, wird im Fall B vorausgeſetzt, daß die Geburtenhäufigkeit, auf 1000 
gebärfähige Frauen berechnet, im Laufe der nächſten 25 Jahre nur langſam um etwa 
1 v. H. zurückgehen wird, um vom Jahre 1955 ab auf einem ſeit 1927 um 25 v. H. 
niedrigeren Niveau konſtant zu bleiben. Die Geburtenhäufigkeit iſt aber bereits ſeit 
1927 bis zum Jahre 1933 um etwa 25 v. H. abgeſunken, ſo daß auch bei einer ge⸗ 
ringen Hebung der jährlichen Geburtenzahl die Berechnung der Abbildung 6 b eher 
als zu optimiſtiſch angeſehen werden muß. Ohne Abertreibung geht dann aber die 
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Bevölkerungszahl unaufhaltſam weiter zurück, um ſchon um das Jahr 2050 nach 
Burgdörfer wieder da angelangt zu ſein, wo wir um das Jahr 1816 (alſo während 
der Napoleoniſchen Kriege) ſtanden, nämlich bei 25 Millionen Einwohnern, ohne 
daß wir aber unſere Arwüchſigkeit von 1816 noch beſitzen. 

Anſer Volk treibt demnach biologiſch dem Abgrund zu, 
wenn es uns nicht gelingt, dies durch bevölkerungs- und raſſenpolitiſche Maßnahmen 
zu verhindern! 
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5. Auswirkungen der Überalterung 


Wie man auch über die Zukunft Deutſchlands denken mag, es beſteht kein Zweifel, 
daß die Auswirkungen der zunehmenden Aberalterung unſeres Volkes auf den 
Arbeitsmarkt, auf die Produktion, auf den Konſum, auf die Wirtſchaft, auf die 
Schule und Siedlung, auf die Wohnungspolitik, den Heiratsmarkt, die Sozialpolitik, 
die Wehrfähigkeit uſw. außerordentlich groß und entſcheidend ſein werden. Hier 
können nur einige Beiſpiele herausgegriffen werden, um die Bedeutung der Be— 
völkerungspolitik für Staat und Volk aufzuzeigen. 


Solange unſer Volk ein natürliches Wachstum aufwies, mußten vor dem Kriege 
nahezu eine halbe Million Menſchen jährlich in die Wirtſchaft eingegliedert werden, 
um alle die Arbeitsplätze zu beſetzen, die allein durch den zunehmenden inneren 
Bedarf an Verbrauchsgütern aller Art in Induſtrie, Handel und Gewerbe neu 
gebraucht wurden. Der Konſum und damit die deutſche Wirtſchaft erhielten gerade 
durch das jährliche Steigen der Volkszahl einen dauernden Antrieb. An die Stelle 
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der Belebung iſt nun aber ein Stillſtand getreten, der ſich zu einem Rückgang der 
Volkszahl und damit zu einer Störung des Gleichgewichts zwiſchen Produktion und 
der nur verbrauchenden Bevölkerungsſchicht entwickelt hat. Da Kinder nur Kon- 
ſumenten find, mußte das Fehlen von etwa 9 Millionen Kindern gegenüber dem 
Vorkriegsſtand zu einer Störung des Gleichgewichts zwiſchen Produzenten und 
Konſumenten führen. So erklärt ſich, abgeſehen von anderen Gründen der ſoge⸗ 
nannten Weltkriſe, des verlorengegangenen Außenhandels, der Mechaniſierung der 
Betriebe, des Schandvertrags von Verſailles uſw., gerade dadurch zu einem großen 
Teil die heute in allen ziviliſierten Ländern vorhandene Arbeitsloſigkeit. Dieſer 
Zuftand wird aber bei dem anhaltenden Geburtenrückgang 
in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts zu einem Schwund 
der erwerbsfähigen Schicht, zu einer Schrumpfung der ar- 
beitenden Bevölkerung führen, ſo daß wir in Deutſchland 
dann aus einem Arbeiterüberfluß zu einem ſo erheblichen 
Mangel an deutſchen Arbeitern kommen werden, daß eine 
fremdvölkiſche Anter wanderung nicht zu umgehen fein wird. 
Da in unſeren öſtlichen Nachbarvölkern genau das Gegenteil, ein großer Zuwachs 
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in der erwerbsfähigen Schicht zu erwarten ift, wird der bevölkerungspolitiſche Druck 
ſo ſtark werden, daß wir ihm dann nicht mehr mit eigenen Kräften begegnen können. 
Hier ſehen wir eine völkiſche Gefahr voraus, die heute ſchon 
auf einem anderen Gebiet, dem der Sozialpolitik, in Er- 
ſcheinung tritt. Da die ſtark beſetzten Vorkriegsjahrgänge, 
beſonders die gegen Ende des vorigen Jahrhunderts, die 
Altersgrenze von 65 Jahren im Laufe der nächſten Jahre und 
Jahrzehnte überſchreiten werden, muß die Zahl der alten 
Leute, beſonders bei dem Anſteigen des Lebensdurchſchnitts⸗ 
alters, immer mehr zunehmen und dementſprechend auch die 
Höhe und Zahl der Renten wie die Aufwendungen für 
Krankheit und Siechtum. Die Zahl der Greiſe und Greiſinnen wird um 
das 2½fache von 4 Millionen bis auf nahezu 10 Millionen im Laufe der nächſten 
Jahrzehnte anjteigen, wie aus Abbildung 7 erſichtlich iſt, dagegen muß in der zweiten 
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Bevölkerungszahl unaufhaltſam weiter zurück, um ſchon um das Jahr 2050 nach 
Burgdörfer wieder da angelangt zu ſein, wo wir um das Jahr 1816 (alſo während 
der Napoleoniſchen Kriege) ſtanden, nämlich bei 25 Millionen Einwohnern, ohne 
daß wir aber unſere Arwüchſigkeit von 1816 noch beſitzen. 

Anſer Volk treibt demnach biologiſch dem Abgrund zu, 
wenn es uns nicht gelingt, dies durch bevölferungs- und raſſenpolitiſche Maßnahmen 
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5. Auswirkungen der Überalterung 


Wie man auch über die Zukunft Deutſchlands denken mag, es beſteht kein Zweifel, 
daß die Auswirkungen der zunehmenden Aberalterung unſeres Volkes auf den 
Arbeitsmarkt, auf die Produktion, auf den Konſum, auf die Wirtſchaft, auf die 
Schule und Siedlung, auf die Wohnungspolitik, den Heiratsmarkt, die Sozialpolitik, 
die Wehrfähigkeit uſw. außerordentlich groß und entſcheidend ſein werden. Hier 
können nur einige Beiſpiele herausgegriffen werden, um die Bedeutung der Be— 
völkerungspolitik für Staat und Volk aufzuzeigen. 

Solange unſer Volk ein natürliches Wachstum aufwies, mußten vor dem Kriege 
nahezu eine halbe Million Menſchen jährlich in die Wirtſchaft eingegliedert werden, 
um alle die Arbeitsplätze zu beſetzen, die allein durch den zunehmenden inneren 
Bedarf an Verbrauchsgütern aller Art in Induſtrie, Handel und Gewerbe neu 
gebraucht wurden. Der Konſum und damit die deutſche Wirtſchaft erhielten gerade 
durch das jährliche Steigen der Volkszahl einen dauernden Antrieb. An die Stelle 
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der Belebung iſt nun aber ein Stillſtand getreten, der ſich zu einem Rückgang der 
Volkszahl und damit zu einer Störung des Gleichgewichts zwiſchen Produktion und 
der nur verbrauchenden Bevölkerungsſchicht entwickelt hat. Da Kinder nur Kon- 
ſumenten find, mußte das Fehlen von etwa 9 Millionen Kindern gegenüber dem 
Vorkriegsſtand zu einer Störung des Gleichgewichts zwiſchen Produzenten und 
Konſumenten führen. So erklärt ſich, abgeſehen von anderen Gründen der ſoge⸗ 
nannten Weltkriſe, des verlorengegangenen Außenhandels, der Mechaniſierung der 
Betriebe, des Schandvertrags von Verſailles uſw., gerade dadurch zu einem großen 
Teil die heute in allen zivilifierten Ländern vorhandene Arbeitsloſigkeit. Diejer 
Zuſtand wird aber bei dem anhaltenden Geburtenrückgang 
in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts zu einem Schwund 
der erwerbsfähigen Schicht, zu einer Schrumpfung der ar- 
beitenden Bevölkerung führen, ſo daß wir in Deutſchland 
dann aus einem Arbeiterüberfluß zu einem ſo erheblichen 
Mangel an deutſchen Arbeitern kommen werden, daß eine 
fremdvölkiſche Anter wanderung nicht zu umgehen ſein wird. 
Da in unſeren öſtlichen Nachbarvölkern genau das Gegenteil, ein großer Zuwachs 
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in der erwerbsfähigen Schicht zu erwarten ift, wird der bevölkerungspolitiſche Druck 
ſo ſtark werden, daß wir ihm dann nicht mehr mit eigenen Kräften begegnen können. 
Hier ſehen wir eine völkiſche Gefahr voraus, die heute ſchon 
auf einem anderen Gebiet, dem der Sozialpolitik, in Er- 
ſcheinung tritt. Da die ſtark beſetzten Vorkriegsjahrgänge, 
beſonders die gegen Ende des vorigen Jahrhunderts, die 
Altersgrenze von 65 Jahren im Laufe der nächſten Jahre und 
Jahrzehnte überſchreiten werden, muß die Zahl der alten 
Seute, beſonders bei dem Anſteigen des Lebensdurchſchnitts⸗ 
alters, immer mehr zunehmen und dementſprechend auch die 
Höhe und Zahl der Renten wie die Aufwendungen für 
Krankheit und Siechtum. Die Zahl der Greiſe und Greiſinnen wird um 
das 2½ fache von 4 Millionen bis auf nahezu 10 Millionen im Laufe der nächſten 
Jahrzehnte anſteigen, wie aus Abbildung 7 erſichtlich iſt, dagegen muß in der zweiten 
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Hälfte des Jahrhunderts mit einem erheblichen Rückgang der Zahl der Erwerbs- 
fähigen von 48 Millionen auf 31 Millionen, alſo um ein Drittel etwa in Deutſchland 
gerechnet werden, jo daß dann ein Mißverhältnis zwiſchen Rentenempfängern und 
Beitragzahlenden unumgänglich eintreten muß. Es find Fehlbeträge bei der Alters- 
verſicherung z. B. ſchon 1938 etwa von / Milliarde, um 1950 rund 1 Milliarde 
und um 1975 ſogar über 2 Milliarden rein rechneriſch zu erwarten, während in Wirk. 
lichkeit dieſe ſchon heute in Erſcheinung getreten find. Dieſelbe Gefahr beſteht bei 
der Krankenverſicherung, wie aus Abbildung 8 zu erſehen iſt. 

Die Zahl der Bevölkerung, die Zahlen der Verſicherten und Beitragzahlenden 
werden abnehmen, dagegen die Krankheitstage insgefamt und pro Kopf der Ver⸗ 
ſicherten werden anſteigen. Das bedeutet dann eine Erhöhung der Ausgaben, eine 
Zunahme der Belaſtung. Hier zeigt ſich bereits der Ernſt des Problems unſerer 
Sozialpolitik. 

Wer wird für die alten Leute ſorgen, die es in der Jugend unterlaſſen haben, Kinder 
aufzuziehen? Wenn der Staat hier einſpringen und helfen muß, wird man die 
jugendliche arbeitende Schicht, deren Zahl ja immer geringer wird, noch mehr belaſten 
müſſen, fo daß dieſe dann wieder mit Ehe- und Kinderloſigkeit antworten wird, 
wodurch der Volkstod dann nur noch beſchleunigt werden muß. 


Überalterung und Krankheitsbelastung 
des deutschen Volkes 
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Abbildung 8 


6. Qualitativer Beuölkerungsabftieg 

Doch es ift ja nicht nur die Abnahme der Zahl, die zu Befürchtungen Anlaß gibt, 
ſondern in noch vermehrtem Maße die erbbiologiſche und raſſiſche Beſchaffenheit 
der Bevölkerung, die von Jahrzehnt zu Jahrzehnt immer ſchlechter geworden iſt. 
Während wir die Beſchränkung der Kinderzahl gerade bei den körperlich und geiſtig 
geſunden Familien der wertvollen Schicht heute ſchon in allen Berufsſtänden wahr⸗ 
nehmen können, ſehen wir gar zu oft eine erſchreckende Zunahme bei Menſchen mit 
geiſtig oder körperlich krankhaften Erbanlagen, bei Aſozialen oder gar Verbrechern. 
Es iſt dies eine Tatſache, die in allen ziviliſierten Völkern ſich bemerkbar macht und 
ernſte Beſorgniſſe nicht nur bei uns hervorruft. Wie ſchnell aber ein qualitativer 
Bevölkerungsabſtieg bei zu ſchwacher Fortpflanzung der Höherwertigen erfolgt, er- 
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ſehen Sie aus der ſchematiſchen Darſtellung der Abbildung 9, bei der angenommen 
wird, daß der Teil A, der kulturtragende, zum Zweikinderſyſtem übergegangen iſt, 
während der mindertüchtige Teil B aber noch eine ausreichende Kinderzahl von 
etwa vier hervorbringt. Selbſt bei dieſer rohen ſtatiſtiſchen Darſtellung erkennen wir, 
wie bedroht die kulturtragende Schicht heute ſchon bei uns iſt, wenn wir bedenken, 
daß die begabte gebildete Schicht zum Einkindſyſtem, ja in weiten Kreiſen zum Kein ⸗ 
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kindſyſtem übergegangen ift, alfo die angenommene Entwicklung der Abbildung 9 
ſich in der halben Zeit abſpielen dürfte! Nach mehrmaligem Generationswechſel 
bleibt dann von den Begabten kaum noch etwas Übrig, wozu ferner noch die zu- 
nehmende Miſchung mit anderen Naſſen kommt, da einem ſolchen Volk dann immer 
mehr das Gefühl für die Notwendigkeit einer Raffenreinheit und Kultur verloren- 
geht. Aber wiegen aber dann die Minderwertigen, Aſozialen, 
Erbkranken und Raſſenmiſchlinge, dann iſt es zu [pät, dann 
ift ein ſtolzes, begabtes, raſſiſch wertvolles Volk für 
immer dahin! Dann gehen Ziviliſation und Kultur zu- 
grunde, oder es treten ein anderes Volk, eine andere Raffe, 
eine andere Kultur an ihre Stelle. 

Es können die Auswirkungen auf die Wirtſchafts⸗, auf die Sozialpolitik, auf die 
Kultur, die Finanz-, Lebens-, und Wehrfähigkeit hier nur angedeutet werden. So 
viel iſt aber heute ſchon ſicher: ein Staat, der dieſe Entwicklung nicht vorausſieht 
und nicht den Mut findet, energiſch dagegen anzugehen, um eine günſtigere Wendung 
herbeizuführen, wird trotz größter Begeiſterung, trotz Opfermut und Wehrkraft dem 
Antergang geweiht ſein! Es iſt alſo höchſte Zeit, daß das deutſche Volk den 
biologiſchen Kampf mit den übrigen Völkern in Europa und der Welt aufnimmt. 
Der nationalſozialiſtiſche Staat hat dieſe Gefahr nicht nur erkannt, ſondern er hat 
auch damit begonnen, die Folgerungen daraus zu ziehen, um die drohende Gefahr 
des Anterganges abzuwenden. 

Bisher haben unſere Staatsmänner ihre Aufmerkſamkeit viel zu wenig auf die 
Bevölkerungspolitik, auf die organiſchen Erbgüter unſeres Volkes gerichtet! Sie 
haben ſich damit begnügt, die Sachgüter und die kulturellen Güter zu pflegen, ohne 
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fih deffen bewußt zu werden, daß dieſe ja lediglich von dem raſſiſchen und erb- 
biologiſchen Wert des Volkes abhängen! 


7. Urſachen der Dolksentartung und des Dolkstodes 


Die wiſſenſchaftlichen Ergebniſſe der Erbforſchung zeigen einwandfrei, daß nicht nur 
die körperlichen Merkmale, ſondern auch die geiſtigen und ſeeliſchen Eigenſchaften und 
damit die des Charakters den Vererbungsregeln unterliegen. Wer darum die Ver⸗ 
erbungslehre anerkennt, muß demnach nicht nur den Naſſenbegriff an ſich, ſondern die 
Notwendigkeit der Bevölkerungs⸗ und Naſſenpolitik bejahen! Wenn man es in der 
Geſchichte der Völker bisher ſo dargeſtellt hat, als müßte jedes Volk aufſteigen, wie 
z. B. der Menſch als Kind und Jüngling zum Mann, um dann wieder im Greifen- 
alter abzuſterben, ſo iſt das ein grundlegender Irrtum. Ein Volk iſt nicht ſterblich 
wie das Einzelweſen, es braucht nicht ſtillzuſtehen wie das Räderwerk einer Ahr, 
ſondern ein Volk kann ewig leben, wenn es den Geſetzen der Natur gehorcht und 
den Willen zum Leben behält. Die Arſache des Völkertodes liegt 
nicht in der Natur begründet, ſondernſie iſt auf ſoziale und 
kulturelle Wandlungen zurückzuführen, die in einem 
ſolchen Volk die Fortpflanzungs- und Lebensverhältniſſe 
zerſtört haben. Jede Pflanze kämpft um ihr Daſein, ſie braucht Licht und 
Sonne, jedes Tier muß ſich den Lebensbedingungen ſeiner Amgebung anpaſſen, es 
muß ſein Leben verteidigen, um ſich und damit ſeine Art am Leben zu erhalten. Der 
Menſch aber glaubt ſich über die Naturgeſetze hinwegſetzen zu können! Ihm haben 
lebensverneinende Dogmen, internationale Theorien und die Errungenſchaften der 
Ziviliſation eine Amkehr im Denken gebracht, die zu einem Verzicht auf Fort⸗ 
pflanzung, zu Raſſenverneinung, zu Raſſenentartung und ſchließlich zum Verfall 
der Kultur und des Staates führen muß! 


In der Natur wie bei noch unverdorbenen Völkern wirken zwei Kräfte für das 
Gedeihen der betreffenden Naſſe, der Gattungstrieb, der zur Vermehrung führt, 
und die Lebensausleſe, die durch eine Vernichtung der Minderwertigen und 
Kranken oder durch eine Verhinderung der Fortpflanzung von Schwachen und 
Aſozialen für eine natürliche Reinigung und damit für eine Fortentwicklung der 
betreffenden Art ſorgt. Amgekehrt hat nun die bei uns im letzten Jahrtauſend ge⸗ 
wordene Weltanſchauung, hat die Ziviliſation infolge ihrer ſozialen Einrichtungen 
und ihrer Lehren zu einer Bevorzugung der Minderwertigen und Schwachen auf 
Koſten der erbgeſunden und lebenswerten Menſchen geführt. Es kam ſo zu einer 
Aufhebung des natürlichen Kräfteſpiels zwiſchen Gattungstrieb und Ausleſe des 
Lebens, die unweigerlich zu einer Gegenausleſe, zu Entartung und RNaſſenmiſchung 
und damit zum Antergang der wertvollen Raſſenteile des Volkes führen mußte. 
Hierfür gibt es ja genügend Beiſpiele auf allen Gebieten des kulturellen Lebens, wie 
z. B. auf dem Gebiete der Medizin, des Rechts, der Wirtſchafts⸗ und der Sozial- 
politik. 

Je mehr ärztliche Kunſt und ſoziale Hilfe dem Menſchen⸗ 
geſchlecht Hilfe bringen, um ſo mehr werden kommende 
Geſchlechter ihrer bedürfen! Je mehr jedem Einzelmenſchen 
ohne Rückſicht auf feinen Wert und ſeine biologiſche 
Leiſtung ein behagliches und auskömmliches Leben auf 
Koſten der erbgeſunden und kinderreichen Familien durch 
unſere bisherige, auf den Einzelmenſchen abgeſtellte Sozial 
politik ermöglicht wird, um ſo eher wird das betreffende 
Volk aus dem Kreis der Völker ausgelöſcht und verſchwunden 
fein. So find die Spätehe, das Junggeſellentum, das hohe 
Heiratsalter gerade der gebildeten und der ſozial tüchtigen 
Schichten unſerer Bevölkerung mit die verhängnisvollſten 
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Arſachen der Gegenausleſe, des Ausſterbens der wertvollen 
und begabten Menſchen, durch die die weißen Völker, in- 
ſonderheit die germaniſchen, allen anderen Völkern auf dem 
Gebiet des biologiſchen Lebenskampfes wettbewerbs⸗ 
unfähig geworden ſind. 


Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß beſonders die Großftädte mit ihren un- 
natürlichen Lebensbedingungen, mit ihren Genußgiften, Geſchlechtskrankheiten, Reizen 
und Verlockungen aller Art GBräberftätten unſeres Volkes geworden find. Dieſe 
Entwicklung kann auch der Sport nicht aufhalten. Wir wiſſen, daß die Ausübung des 
Sports von dem Genuß von Giften, Alkohol, Nikotin und anderen Ausſchreitungen 
fernhält, aber man darf auch anderſeits der Abertreibung des Sports und der 
Senſationsmacherei nicht kritiklos gegenuberſtehen. 

Vom Geſichtspunkt der Volksgeſundheit und des biologiſchen Lebens aus geſehen 
gilt hier wie überall der Satz: „Für ein Volk iſt es beſſer, wenn ein Talent nicht 
ausgebildet wird, als wenn ein Menſch mit beſonderer Begabung ſich krank und ſiech 
macht und dann ohne Kinder ſtirbt!“ Ohne eine Vererbung feiner Anlage löſcht er 
dann ſein Talent für immer aus dem Lebensſtrom ſeines Volkes aus! 


So haben uns die alten Griechen den Beweis dafür geliefert, daß Sportſenſationen 
als ein nervenkitzelnder Rauſch untergehender Völker anzuſehen ſind. 


Hinzu kommt die ſoziale und wirtſchaftliche Gegenausleſe, bei der zwar Begabte 
aus der unteren Schicht immer wieder in den Mittelſtand, von dort in die nächſt 
höhere Schicht gelangen, dann aber ſofort wieder mit Eheloſigkeit oder Beſchränkung 
der Kinderzahl antworten. 


So ſcheiden gerade dieſe wertvollen Menſchen in ein bis zwei Generationen immer 
wieder aus dem Lebensſtrom des Volkes aus, ſo daß dadurch eine Vernichtung der 
Begabten, gewiſſermaßen eine Ausſiebung der unteren und mittleren Schicht ein · 
treten muß, bis dieſe dann Begabte hervorzubringen überhaupt nicht mehr in der 
Lage ſein werden. Dieſe Tatſache iſt heute ſchon ſeſtzuſtellen. 

Selbſt wenn aber auch bei einem Elternpaar noch wertvolle Erbeigenſchaften vor- 
handen find, fo geben dieſe Eltern beim Ein-, Zwei- oder Keinkindſyſtem der Natur 
ja keine Gelegenheit zu günſtigen Kombinationen. Wenn wir bedenken, daß die 
Vererbung jeder körperlichen oder geiſtigen Eigenſchaft auf die Vereinigung zweier 
Gene, des einen vom Vater, des anderen von der Mutter beruht, ſo können wir feſt⸗ 
ſtellen, daß die Kombinationswahrſcheinlichkeit für begabte und hervorragende 
Kinder bei guter Erbanlage der Eltern mit der Zahl der geborenen Kinder in einer 
Ehe immer größer werden muß, was wir auch bei faſt allen unſeren großen und 
bedeutenden Menſchen nachweiſen können; denn dieſe ſind gewöhnlich nachgeborene 
(dritte, fünfte, ſiebente) Kinder einer kinderreichen Familie geweſen. 


Vor allen Dingen find aber die Aberſchätzung der Bil. 
dung, der Geltungstrieb, geſellſchaftliche Rückſichten und 
das Streben nach ungeſundem, ſozialem Aufſtieg die Haupt- 
urſache der Geburtenbeſchränkung, der Abtreibung und ſo⸗ 
mit des Ausſterbens der hochſtehenden Volker. 

Es gibt alſo Gründe, die einerſeits im Menſchen ſelbſt, anderſeits in der Amwelt zu 
ſuchen find. 

Zweifellos kommt man bequemer und leichter durchs Leben, wenn man keine Kinder 
hat. Die ſeeliſchen Kräfte des Mannes und der Frau reichen heute nicht mehr aus, 
den Willen zum Kinde aufzubringen, da man es gelernt hat, den Kinderſegen zu 
verhindern. Verkennen wir aber nicht, daß man es heute einer Familie auch un- 
möglich macht, Kinder zu haben, Kinder zu wünſchen und zu erziehen, da man in der 
Wirtſchaft, im Staats- und Völkerleben die Kinderarmen und Kinderloſen auch 
heute noch bevorzugt, begünſtigt, während die kinderreiche Familie ganz zweifellos 
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ſich deſſen bewußt zu werden, daß dieſe ja lediglich von dem raſſiſchen und erb- 
biologiſchen Wert des Volkes abhängen! 


7. Urſachen der Dolksentartung und des Dolkstodes 


Die wiſſenſchaftlichen Ergebniſſe der Erbforſchung zeigen einwandfrei, daß nicht nur 
die körperlichen Merkmale, ſondern auch die geiſtigen und ſeeliſchen Eigenſchaften und 
damit die des Charakters den Vererbungsregeln unterliegen. Wer darum die Ver. 
erbungslehre anerkennt, muß demnach nicht nur den Raſſenbegriff an fi, ſondern die 
Notwendigkeit der Bevölkerungs⸗ und Naſſenpolitik bejahen! Wenn man es in der 
Geſchichte der Volker bisher fo dargeſtellt hat, als müßte jedes Volk aufſteigen, wie 
z. B. der Menſch als Kind und Jüngling zum Mann, um dann wieder im Greiſen⸗ 
alter abzuſterben, ſo iſt das ein grundlegender Irrtum. Ein Voll iſt nicht ſterblich 
wie das Einzelweſen, es braucht nicht ſtillzuſtehen wie das Räderwerk einer Ahr, 
ſondern ein Volk kann ewig leben, wenn es den Geſetzen der Natur gehorcht und 
den Willen zum Leben behält. Die Arſache des Vöͤlkertodes liegt 
nicht in der Natur begründet, ſondernſie iſt auf ſoziale und 
kulturelle Wandlungen zurückzuführen, die in einem 
ſolchen Volk die Fortpflanzungs⸗ und Lebensverhältniſſe 
zerſtört haben. Jede Pflanze kämpft um ihr Daſein, ſie braucht Licht und 
Sonne, jedes Tier muß ſich den Lebensbedingungen ſeiner Amgebung anpaſſen, es 
muß ſein Leben verteidigen, um ſich und damit ſeine Art am Leben zu erhalten. Der 
Menſch aber glaubt ſich über die Naturgeſetze hinwegſetzen zu können! Ihm haben 
lebensverneinende Dogmen, internationale Theorien und die Errungenſchaften der 
Ziviliſation eine Umkehr im Denken gebracht, die zu einem Verzicht auf Fort- 
pflanzung, zu Raſſenverneinung, zu Raſſenentartung und ſchließlich zum Verfall 
der Kultur und des Staates führen muß! 


In der Natur wie bei noch unverdorbenen Völkern wirken zwei Kräfte für das 
Gedeihen der betreffenden Raffe, der Gattungstrieb, der zur Vermehrung führt, 
und die Lebensausleſe, die durch eine Vernichtung der Minderwertigen und 
Kranken oder durch eine Verhinderung der Fortpflanzung von Schwachen und 
Aſozialen für eine natürliche Reinigung und damit für eine Fortentwicklung der 
betreffenden Art ſorgt. Amgekehrt hat nun die bei uns im letzten Jahrtauſend ge⸗ 
wordene Weltanſchauung, hat die Ziviliſation infolge ihrer ſozialen Einrichtungen 
und ihrer Lehren zu einer Bevorzugung der Minderwertigen und Schwachen auf 
Koſten der erbgeſunden und lebenswerten Menſchen geführt. Es kam ſo zu einer 
Aufhebung des natürlichen Kräfteſpiels zwiſchen Gattungstrieb und Ausleſe des 
Lebens, die unweigerlich zu einer Gegenausleſe, zu Entartung und Naſſenmiſchung 
und damit zum Untergang der wertvollen Raſſenteile des Volkes führen mußte. 
Hierſür gibt es ja genügend Beiſpiele auf allen Gebieten des kulturellen Lebens, wie 
z. B. auf dem Gebiete der Medizin, des Rechts, der Wirtſchafts. und der Sozial- 
politik. 

Je mehr ärztliche Kunſt und foziale Hilfe dem Menſchen⸗ 
geſchlecht Hilfe bringen, um ſo mehr werden kommende 
Geſchlechter ihrer bedürfen! Je mehr jedem Einzelmenſchen 
ohne Rückſicht auf feinen Wert und feine biologiſche 
Leiſtung ein behagliches und auskömmliches Leben auf 
Koſten der erbgeſunden und kinderreichen Familien durch 
unſere bisherige, auf den Einzelmenſchen abgeſtellte Sozial- 
politik ermöglicht wird, um fo eher wird das betreffende 
Volk aus dem Kreis der Völker ausgelöſcht und verſchwunden 
fein. So find die Spätehe, das Junggeſellentum, das hohe 
Heiratsalter gerade der gebildeten und der ſozial tüchtigen 
Schichten unſerer Bevölkerung mit die verhängnisvollſten 


— — 


Bevölkerungs⸗ und Raſſenpolitik 15 


Arſachen der Gegenausleſe, des Ausſterbens der wertvollen 
und begabten Menſchen, durch die die weißen Volker, in ⸗ 
ſonderheit die germaniſchen, allen anderen Völkern auf dem 
Gebiet des biologiſchen Lebenskampfes wettbewerbs- 
unfähig geworden ſind. 


Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß beſonders die Großſtädte mit ihren un · 
natürlichen Lebensbedingungen, mit ihren Genußgiften, Geſchlechtskrankheiten, Reizen 
und Verlockungen aller Art Gräberftätten unſeres Volkes geworden find. Dieſe 
Entwicklung kann auch der Sport nicht aufhalten. Wir wiſſen, daß die Ausübung des 
Sports von dem Genuß von Giften, Alkohol, Nikotin und anderen Ausſchreitungen 
fernhält, aber man darf auch anderſeits der Abertreibung des Sports und der 
Senſationsmacherei nicht kritiklos gegenüberſtehen. 

Vom Geſichtspunkt der Volksgeſundheit und des biologiſchen Lebens aus geſehen 
gilt hier wie überall der Satz: „Für ein Volk iſt es beſſer, wenn ein Talent nicht 
ausgebildet wird, als wenn ein Menſch mit beſonderer Begabung ſich krank und ſiech 
macht und dann ohne Kinder ſtirbt!“ Ohne eine Vererbung feiner Anlage löſcht er 
dann ſein Talent für immer aus dem Lebensſtrom ſeines Volkes aus! 


So haben uns die alten Griechen den Beweis dafür geliefert, daß Sportſenſationen 
als ein nervenkitzelnder Rauſch untergehender Völker anzuſehen ſind. 


Hinzu kommt die ſoziale und wirtſchaftliche Gegenausleſe, bei der zwar Begabte 
aus der unteren Schicht immer wieder in den Mittelſtand, von dort in die nächſt 
höhere Schicht gelangen, dann aber ſofort wieder mit ECheloſigkeit oder Beſchränkung 
der Kinderzahl antworten. 


So ſcheiden gerade dieſe wertvollen Menſchen in ein bis zwei Generationen immer 
wieder aus dem Lebensſtrom des Volkes aus, ſo daß dadurch eine Vernichtung der 
Begabten, gewiſſermaßen eine Ausſiebung der unteren und mittleren Schicht ein- 
treten muß, bis dieſe dann Begabte hervorzubringen überhaupt nicht mehr in der 
Lage ſein werden. Dieſe Tatſache iſt heute ſchon feſtzuſtellen. 


Selbſt wenn aber auch bei einem Elternpaar noch wertvolle Erbeigenſchaften vor · 
handen find, fo geben dieſe Eltern beim Ein-, Zwei- oder Keinkindſyſtem der Natur 
ja keine Gelegenheit zu günſtigen Kombinationen. Wenn wir bedenken, daß die 
Vererbung jeder körperlichen oder geiſtigen Eigenſchaft auf die Vereinigung zweier 
Gene, des einen vom Vater, des anderen von der Mutter beruht, fo können wir feſt⸗ 
ſtellen, daß die Kombinationswahrſcheinlichkeit für begabte und hervorragende 
Kinder bei guter Erbanlage der Eltern mit der Zahl der geborenen Kinder in einer 
Ehe immer größer werden muß, was wir auch bei faſt allen unſeren großen und 
bedeutenden Menſchen nachweiſen können; denn dieſe ſind gewöhnlich nachgeborene 
(dritte, fünfte, ſiebente) Kinder einer kinderreichen Familie geweſen. 


Vor allen Dingen find aber die Aberſchätzung der Bil. 
dung, der Geltungstrieb, geſellſchaftliche Rückſichten und 
das Streben nach ungeſundem, ſozialem Aufſtieg die Haupt 
urſache der Geburtenbeſchränkung, der Abtreibung und fo- 
mit des Ausſterbens der hochſtehenden Völker. 


Es gibt alſo Gründe, die einerſeits im Menſchen ſelbſt, anderſeits in der Amwelt zu 
ſuchen find. 

Zweifellos kommt man bequemer und leichter durchs Leben, wenn man keine Kinder 
hat. Die ſeeliſchen Kräfte des Mannes und der Frau reichen heute nicht mehr aus, 
den Willen zum Kinde aufzubringen, da man es gelernt hat, den Kinderſegen zu 
verhindern. Verkennen wir aber nicht, daß man es heute einer Familie auch un⸗ 
möglich macht, Kinder zu haben, Kinder zu wünſchen und zu erziehen, da man in der 
Wirtſchaft, im Staats⸗ und Völkerleben die Kinderarmen und Kinderlofen auch 
heute noch bevorzugt, begünſtigt, während die kinderreiche Familie ganz zweifellos 
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benachteiligt wird. Ja man kann fagen, daß die zivilifierten Staaten durch die 
Gleichmacherei in der Lohn- und Gehaltspolitik und durch die indirekte Steuerpolitik 
ungerecht und rückſichtslos gegen fie geworden find. Anſere doch noch aus 
dem liberaliſtiſchen Zeitalter ſtammenden Wirtfhafts-, 
Finanz- und Rechtsverhältniſfe wie unſere Sozialpolitik 
bedeuten letzten Endes ja ebenſo eine Amkehr der natür- 
lichen Lebensausleſe wie die bei uns im letzten Jahrtauſend 
maßgebend gewordene Weltanſchauung an fid! 

Staat und Wirtſchaft entzogen dem flachen Lande bisher die wertvollſten Kräfte, es 
wurde eine wahlloſe Induſtrialiſierung und Verſtädterung begünſtigt, ohne danach 
zu fragen, ob die Maſſe des Volkes dadurch nicht entwurzelt, heimatlos und dem 
Vaterland entfremdet wurde. Man ſchuf Alters- und Invalidenverſicherungen, man 
errichtete Kranken und Anfallverſicherungen, man ſorgte in jeder nur möglichen 
Weiſe für den Einzelmenſchen, aber man vergaß dabei, an die Familie, alſo die 
Arzelle des Volkes und Staates, zu denken! Man bedachte nicht, daß man gerade 
dadurch den Lebenswillen des einzelnen ertötete, daß man ihn unabhängig von der 
Familiengemeinſchaft machte. Da der einzelne Menſch überall ohne eine Ehe. und 
Familiengemeinſchaft ſeinen Bedarf an Wohnung, Nahrung, Kleidung uſw. decken 
kann, da z. B. die Krankenkaſſe für ihn im Falle der Erkrankung ſorgt, er im Alter 
ſeine Rente erhält, braucht er weder Familie, eine Frau, noch Kinder, die für ihn 
gegebenenfalls ſorgen müßten. Darum heiratet er nicht mehr, „darum iſt er 
nicht mehr fo dumm, ſich mit Familie und Kindern zu be- 
laſten“, wie der Marxismus es zum Schlagwort gemacht hat. 


Was aber geſchieht, wenn alle ſo denken, wenn dieſe Weltanſchauung Allgemeingut 
des Volkes wird, wie es ja doch heute ſchon gerade in den mit hohem Gehalt und 
Penſionen oder Gütern ausgeſtatteten Kreiſen der Fall iſt? Dann gehen wir an 
Vergreiſung und Aberalterung zugrunde, dann brechen aber auch zuſammen Wirt- 
ſchaft und Kultur und mit ihnen unſere ſozialen Einrichtungen, auf die ſich dieſe 
Leute verlaſſen! Werden unſere Kinder ſpäter gewillt ſein, hohe Penſionen und 
Renten an alle dieſe Kinderloſen und Kinderarmen zu zahlen, wenn fi ſolche Er. 
kenntniſſe Bahn brechen? Ohne nun etwa auf alle dieſe ſozialen Einrichtungen ver⸗ 
zichten zu wollen, müſſen wir aber über die zurückliegende Entwicklung unſerer Wirt⸗ 
ſchafts⸗ und Sozialpolitik einmal Rechenſchaft ablegen! Geht ein großer Teil unſerer 
Arbeitsloſigkeit nicht zurück auf den mangelnden Verbrauch der uns heute zur Zahl der 
Erwerbstätigen fehlenden 9 Millionen Kinder? Geht ein anderer Teil nicht darauf 
zurück, daß viel zu viele Frauen unverheiratet bleiben und im Arbeitsprozeß ſtehen? 
Wenn auch die Zahl der Männer zur Zeit geringer als die der Frauen iſt, wäre die 
Arbeitsloſigkeit nicht beinahe mit einem Schlage beſeitigt, wenn jeder Mann heiraten 
und eine Frau aus dem Arbeitsprozeß herausnehmen würde? Glauben wir, daß das 
Ausland uns helfen, daß es uns Waren und damit unſere Arbeitsloſigkeit abnehmen 
wird, wenn es dieſe Waren nicht braucht, wenn bei allen ziviliſierten Staaten die⸗ 
ſelben wirtſchaftlichen und biologiſchen Verhältniſſe vorhanden find? — Nein, wir 
werden uns ſelber helfen müſſen, wir werden noch ganz anders wie bisher rückſichts⸗ 
los Bevölkerungspolitik treiben müſſen! 


8. Bevölkerungspolitik, Erb- und Raffenpflege find das Gebot der Stunde! 


Es kann gar kein Zweifel daran fein, daß ein Ambau der Stadt und Großſtadt wie 
eine grundſätzliche Anderung unſerer Sozialpolitik eine Lebensnotwendigkeit für das 
deutſche Volk ſind, ſoll nicht alles wieder verloren ſein. Der nationalſozialiſtiſche 
Staat und damit die Zukunft unſeres Volkes werden endgültig erſt dann geſichert 
fein, wenn es gelingt, die Maſſe des deutſchen Mittelſtandes, der Angeſtellten⸗ und 
Arbeiterſchaft teilhaben zu laſſen an deutſchem Grund und Boden, an Volksvermögen 
und Heimat. Die Sozialverſicherung iſt geboren in einer liberaliſtiſchen Zeit, in 
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einer Zeit des Klaſſenkampfes, in der es galt, Arbeiterſchutz und eine Selbſthilfe 
der Lohnempfänger, der Beſitzloſen zu organiſieren, um die geſellſchaftliche Ordnung 
nicht zu gefährden, um die Anterſtützten von einem Angriff auf die Beſitzenden und 
den Staat abzuhalten. So iſt alſo auch die bisherige Sozialpolitik ein Erbe, das der 
nationalſozialiſtiſche Staat angetreten hat und das er nach Aberwindung der ſchwerſten 
Wirtſchaftskriſe, nach Erreichung der innen ⸗ und außenpolitiſchen Exiſtenzgrundlage 
einmal feiner völkiſchen Weltanſchauung gemäß wird umgeſtalten müſſen. Der 
Nationalſozialismus verkündet die Aberwindung des Klaſſenkampfes, für ihn ſteht 
nicht im Mittelpunkt die Wirtſchaft, das Geld, die Produktion an ſich als zinſen⸗ 
bringende Einrichtung, ſondern der Menſch, die Familie und ihre Nahrungsmittel- 
grundlage. Wirtſchafts⸗ und Sozialpolitik dürfen demnach nicht mehr Widerſacher, 
ſondern müſſen Glieder einer Einheit ſein. Hand in Hand damit ſollte eine Erziehung 
der einzelnen zur Selbſthilfe, zu Kraft, zu Verantwortungsbewußtſein gegen 
Familie, Volk und Staat gehen. 


Amgekehrt hat der Staat die Pflicht, dem einzelnen Menſchen die ſelbſtverantwort⸗ 
liche Erfüllung von Aufgaben zu ermöglichen und ihn ſo allmählich zum ſelbſtändigen 
Bürger und Mitbeſitzer von Arbeitsmitteln, von Werten zu machen. Die deutſche 
Sozialverſicherung ermöglicht dieſen Weg jedoch nicht, da fie auf dem Fürforge- und 
Wohlfahrtsprinzip aufgebaut iſt. Sie war bisher auch nicht in der Lage, Not und 
Elend der Verſicherten ein für allemal zu verhindern, ſondern fie überließ dies letzten 
Endes im entſcheidenden Augenblick dem Wohlfahrtsſtaat, den Kommunen und 
Kommunalverbänden, die bei Anhalten des Geburtenrückgangs und der Vergreiſung 
des Volkes mit immer höheren Beträgen werden einſpringen müſſen. Es find ja 
ſchon bisher die verſchiedenſten Vorſchläge zu einer Anderung der bisherigen Sozial ⸗ 
politik, in erſter Linie der Krankenverſicherung gemacht. Ich erinnere an das Zwangs- 
ſparſyſtem als Ablöſung der Krankenverſicherung, mit den verſchiedenen Konten für 
Wechſelfälle des Lebens, Rückvergütungen für Arlaubstage und ferner Sicherung des 
Alters durch eine gemiſchte Lebensverſicherung auf den Todes- und Erlebensſall, wie 
zahlreiche andere Vorſchläge. Das Ziel aller dieſer Beſtrebungen ſcheint mir zu fein, 
eine umfaſſende Volkslebensverſicherung zu ſchaffen, damit den Lohn- und Gehalts- 
empfänger zum Beſitzenden zu machen, wie eine beſchränkte Kranken⸗ und Anfall. 
verſicherung daneben beſtehen zu laſſen. Wenn außerdem dann noch eine geordnete 
Wohlfahrtspflege für alle unheilbar Kranken und Schwachen im Nahmen des öfſent⸗ 
lichen Geſundheitsdienſtes beſtehen bleibt, ſo gibt es vielleicht einmal einen Weg, um 
den geſunden, ſtrebſamen, arbeitenden Menſchen teilhaben zu laſſen an den Gütern 
dieſer Erde. Damit geben wir ihm aber ſeine Heimat wieder und machen ihn zum 
vollwertigen Volksgenoſſen und Bürger ſeines Staates. Ferner würde dann die 
geſamte Wirtſchaft wieder kapitalkräftig geworden, ſich aus Millionen von Einzel- 
beträgen zuſammenſetzend, jede Kriſe überwinden können. Da die Sozialverſicherung 
die Beiträge der jungen Verſicherten benötigt, um die Anſprüche der Alten zu 
erfüllen, iſt die Löſung nicht leicht, aber fie wird gefunden werden müſſen. 


Schlagen unſere Wirtſchafts⸗ und Sozialpolitik aber dieſen Weg ein, ſo ſind auch die 
bevölkerungspolitiſchen Probleme leichter lösbar, weil die Sicherung der Familie 
die unmittelbare Folge wäre. Bevor jedoch eine ſo umfaſſende Löſung möglich und 
ausführbar erſcheint, gilt es, Mittel und Wege bei den beſtehenden Verhältniſſen 
zu finden. 

Wir fragen uns daher: wie müſſen wir zunächſt vorgehen, um den Weg zum 
Wiederaufſtieg unſeres Volkes zu finden? 


Wir müſſen unſer Volk und die Naſſe in den Mittelpunkt aller unſerer Betrachtungen 
ſtellen, in den Mittelpunkt der Staatspolitik, der Wirtſchaftspolitik und alles deſſen, 
was überhaupt in Deutſchland geſchieht. Dazu gehört dann, daß wir nicht nur 
Familienpolitik wie praktiſche Erb. und Raffenpflege zur Aufgabe des Staates 
machen, ſondern die Familienpflege nun auch dem einzelnen als Pflicht auferlegen. 
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Es iſt daher erforderlich, daß all das, was der Art und Naſſenerhaltung hinderlich 
im Wege ſteht, von der Fortpflanzung ausgeſchaltet wird, daß auf der anderen Seite 
aber auch alles getan wird, was eine Vermehrung der erbgeſunden und raſſiſch wert- 
vollen Bevölkerung ermöglicht. Das iſt „Dienſt an der Raſſe“ als 
größte Aufgabe, die es für den nationalſozialiſtiſchen 
Staat zu erfüllen gibt! 


Dies iſt aber nur möglich, wenn wir uns zum erbbiologiſchen 
Denken zurückfinden, wenn wir ausjätende und fördernde 
Erb- und Raffenpflege treiben! 


Man mag nun auch anerkennen, daß die früheren Regierungen durch den Ausbau der 
Heil- und Pflegemaßnahmen, durch Ausbau des Fürſorgeweſens für Kranke und 
körperlich oder geiſtig Minderwertige eine Abnahme der Sterblichkeit erreicht haben, 
ſo mußten ſie doch einen Zuſammenbruch ihrer Wirtſchafts⸗ und Sozialpolitik erleben. 
Sie find geſtürzt, weil das Volk das Rollen in den Abgrund fühlte, weil alles Leben in 
Sozialpolitik und Arbeitsloſigkeit zu erſticken drohte! Man hatte eben vergeffen, die 
Erkenntniſſe der Vererbungslehre, der Lebensausleſe und damit die erbgeſunde 
Familie und ihre Bedürfniſſe in den Mittelpunkt der Staats- und Geſundheitspolitik 
zu ſtellen. Die Geſundheitsverwaltungen der Länder blieben nicht nur hinter den 
Ergebniſſen der mediziniſchen Wiſſenſchaft zurück, ſondern ſie hatten auch auf die 
Geſtaltung der Wirtſchaft, der Sozialpolitik und die Geſetzgebung ſo gut wie keinen 
Einfluß. Feinde des biologiſchen Lebens der Familie und trockene Finanz ⸗ und Wirt- 
ſchaftspolitik durften ſich austoben und mit überlegener zyniſcher Offenheit alles Leben 
der Familie in indirekten Steuern und Abgaben erſticken! Gewiß, man war ſtolz auf 
feine ſoziale Geſetzgebung, man trieb allgemeine Geſundheitspflege und übertrieb den 
Sport, aber man richtete den Blick des Volkes nicht in die Zukunft! Man verſpottete 
die Familie und verkannte ihr Lebensrecht auf Nahrung und Auskommen. 


So können z. B. Sport und Leibesübungen allein den Antergang eines Volkes und 
einer Raſſe nicht verhindern. Sie find notwendig und wertvoll, um eine Raſſe, ein 
Volk kräftig, männlich und zum Wettkampf bereit zu machen! Sie ſind ein Mittel, 
in erſter Linie dem Erſcheinungsbild zu nützen! Aber wir wiſſen, daß die ſportliche 
Betätigung das griechiſche Volk nicht vor dem Antergang und den Staat nicht vor 
dem kulturellen Verfall retten konnte! Denſelben Vorgang haben wir im alten Rom 
beobachtet. 

Ein Volk ſinkt von Generation zu Generation in ſeiner 
Leiſtungsfähigkeit ab, wenn gerade die Leiſtungsfähigſten 
ohne Kinder aus dem Lebensſtrom der Raſſe ausſcheiden. 
Was nützt es auch einem Staat oder einem Volk, wenn 
Sportler — und ſchon gar Frauen — durch körperliche Aber 
anſtrengung, durch Spitzenleiſtungen um der Senſation 
willen ſich ſelbſt vernichten? Das ſind dann Entartungen 
des Sports, die als Folgen eines entarteten Zeitalters 
aufgefaßt werden müſſen. Die Erkenntnis von der Notwendigkeit der 
Art- und Raffenerbaltung muß auch den Sport veredeln! Sport und Leibes 
übungen, ſinnvoll verſtanden und fo betrieben, müſſen ebenſo wie unſere Wirtichafts-, 
Gefundheits- und Sozialpolitik zu einer Höherentwicklung führen und zu einem 
„Dienſt an der Raſſe“ werden. 


Auch wir werden der allgemeinen Geſundheitspflege und den Heilmethoden die 
größte Beachtung ſchenken müſſen. Auch der nationalſozialiſtiſche Staat wird die 
Seuchengeſetzgebung aufrechterhalten müſſen, um die Ausbreitung von anſteckenden 
Krankheiten zu verhindern. Auch wir werden die geſunde Lebensweiſe des Volkes 
fördern und die Jugend zu geſunder Lebensführung und Leibesübungen anhalten, 
aber wir werden uns hüten, darin allein den Lebensinhalt unſerer Nation zu ſehen! 
Mehr als bisher werden wir Wert darauf zu legen haben, einen guten allgemeinen 
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Geſundheitszuſtand und einen guten Durchſchnitt auf körperlichem und geiſtigem 
Gebiet zu erzielen. 

Mehr als bisher werden die öffentlichen Geſundheitsbeamten ſich um die körperliche 
und ſeeliſche Ausbildung unſerer Jugend zu kümmern haben, um eine Abertreibung 
des Sports aus Senſationsluſt, die nur zu einer Schädigung unſerer Jugend führt, 
zu verhindern. Es nützt einem Volke gar nichts, wenn einzelne Rekordleiſtungen er- 
zielt werden, die breite Maſſe muß für den Sport gewonnen werden. 


Kann unſer Volk ein Intereſſe daran haben, ſeine männliche und weibliche Jugend 
13 bis 15 Jahre auf der Schulbank zu wiſſen, um ſie erſt mit 30 und mehr Jahren 
nach einer langen Ausbildungszeit in überfüllte Berufe hineinzulaſſen, wenn dieſe 
ſelbe Jugend daran zugrunde geht? Läßt ſich die Ausbildung nicht jo geftalten, daß 
das zu erlernende Wiſſen ſo gelehrt wird, daß es auch im Leben gebraucht werden 
kann? 

Iſt es nicht beſſer, man ftellt einige Lehrkräfte, einige Wiſſensgebiete um, als daß 
dieſe Wiſſensgebiete und Lehrkräfte in einigen Jahrzehnten überflüſſig werden, weil 
es eine ausreichende Zahl von Schülern gar nicht mehr geben wird? 

Eine Amkehr auf dieſem Wege kündigt ſich an, darum iſt es zu begrüßen, daß unſere 
Jugend durch Arbeitsdienſt und körperliche Betätigung dem Leben, den anderen 
Schichten und der Heimat naͤhergebracht wird; aber iſt es zu verantworten, wenn man 
dieſer Jugend dann noch einige Jahre Ausbildung mehr aufbürdet, fie noch ſpäter in 
einen Beruf hineinkommen läßt, ſtatt die an ſich in Deutſchland viel zu lange Schulzeit 
zu verkürzen? Es gibt ſchon nationalſozialiſtiſche Schulmänner 
genug, die aus Liebe zu ihrem Volk, aus Aberzeugung von 
der Notwendigkeit des biologiſchen Lebens und Beſtehens 
der gebildeten Schicht verlangen, daß die Vorſchulzeit auf 
drei Jahre und die Mittelſchulzeit auf acht Jahre gekürzt 
wird, ohne daß die Geſamtausbildung darunter zu leiden 
braucht. Dies iſt beſonders deshalb zu fordern, weil ſowohl die männliche wie 
die weibliche Jugend eine praktiſche körperliche Betätigung von ein bis zwei Jahren 
dringend notwendig hat und weil man ja ſowieſo nur beſonders begabte Kinder zum 
Hochſchulſtudium zulaſſen will! Bei der Ausleſe für die Hochſchulen werden aber 
raſſenhygieniſche, d. h. erbbiologiſche und raſſiſche, charakterliche und Perſönlichkeits⸗ 
werte neben der individuellen geiſtigen Eignung entſcheidend zugrunde zu legen ſein. 
Schon in der Grund: und Mittelſchule muß deshalb durch eine raſſenhygieniſche 
Führung die Erziehung zur Kameradſchaft, zu Gemeinſchaftsgeiſt, zu Vaterlands⸗ 
liebe und nationalem Stolz gewährleiſtet werden. So ſoll ja auch der Sport in der 
Schule nicht nur dem körperlichen Wohlergehen des einzelnen dienen, ſondern Willen 
und Charakter zu Kampf, Härte und Einſatzbereitſchaft ſtählen. Gerade wenn man 
dies aber erſtrebt, iſt es noch um ſo notwendiger, die akademiſch gebildete Jugend 
Mitte der Zwanziger in Amt und Beruf zu bringen. Je älter der Mann wird, bis 
er in den Beruf kommt, um fo ſpäter kann er die Ehe eingehen, um fo früher gewöhnt 
er ſich an ein ungebundenes Junggeſellenleben, um ſo eher wird er krank oder ſeeliſch 
zur Ehe unfähig! Aber auch wenn er noch eine Ehe in ſpäteren Jahren eingeht, dann 
wird dieſe Ehe kinderarm bleiben, weil die Eltern ſchon alt ſind oder den Mut, 
Kinder zu haben, nicht mehr aufbringen! Je ſtärker die Ausleſe bei der 
gebildeten Schicht gehandhabt wird, um ſo notwendiger 
wird die Ermöglichung der Frühehe, da ja ſonſt die Aus 
ſie bung und der Antergang der Begabteſten noch um ſo 
ſchneller vor ſich gehen wird. 

Gewiß ſagt man heute, freuen wir uns doch, daß die Jugend nicht zu früh fertig iſt, 
halten wir fie fo lange wie möglich von Berufen, die überfüllt find, fern. Gewiß, das 
find alles Folgen einer verfehlten liberaliſtiſchen Staatspolitik, aber bedenken wir, 
daß dieſer Zuſtand ſich ändern wird und bedenken wir, daß wir dabei leichtfertig mit 
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dem Schickſal unſerer wertvollen jugendlichen Zukunftsgeneration umgehen! Auch 
eine Anderung des Hochſchulſtudienplanes iſt vom Geſichtspunkt bevölkerungspoliti⸗ 
ſcher Forderungen aus durchaus möglich. So gilt es alſo in Zukunft 
nicht nur Geſundheitspolitik im alten Stil zu treiben, nicht 
nur an das Einzelſchickſal, nicht an das leibliche 
Wohl des Individuums, ſondern an das Geſamtwohl des 
Ganzen und des einzelnen, alſo auch an ſein Einreihen in 
den biologiſchen Lebenslauf feines Volkes zu denken! 
Nicht nur Perſonenhygiene, nicht nur Geſundheitspflege 
des einzelnen, fondern Vorſorge für die kommende Gene ⸗ 
ration oder Raſſenhygiene gilt es zu treiben! 


Die in den letzten Jahren immer größere Fortſchritte machende Er b⸗ und 
Raſſenkunde hat den Weg gezeigt, den ein Volk zur Verbeſſerung und 
Säuberung feines Erbgutes zu gehen hat. Direkt können wir das Erbgut nicht zum 
Guten beeinfluſſen — wohl direkt durch Keimgifte ſchädigen —, aber indirekt iſt eine 
Beeinfluſſung möglich. 

Durch die Fortſchritte des menſchlichen Geiſtes, der Kultur und Ziviliſation, wurden 
die natürlichen Lebensbedingungen, die in der freien Natur züchtend und aufartend 
wirken, immer mehr unterbunden. Die eine Entartung bewirkenden Mutationen, die 
draußen in der Natur durch den Kampf ums Daſein ausgemerzt worden wären, 
wurden durch die Kunſt des menſchlichen Geiſtes, durch die Kunſt der Arzte, und die 
erleichterten Lebensbedingungen erhalten und gepflegt. 


Zur Zeit des Liberalismus und Marxismus glaubte man noch, durch Veränderung 
und Verbeſſerung der Amwelt das Menſchengeſchlecht veredeln zu können. Man 
glaubte an die Vererbung erworbener Eigenſchaften, und Juden wie Kirchen taten 
das ihre, um unſer Volk in dieſem Wahne zu beſtärken. So wurden die ſtaatlichen 
Fürſorgeeinrichtungen immer mehr ausgebaut, ohne den Kern des Abels zu erkennen 
und zu treffen. 

Wir können die natürlichen Lebensbedingungen nicht wieder herſtellen, aber da wir 
die Arſachen der Entartung kennen, können wir der Wirkung der künſtlichen Amwelt 
eine künſtliche Ausleſe entgegenſetzen, eine künſtliche Zuchtwahl ſtatt der natürlichen, 
die ſchließlich zum ſelben Enderfolg führen muß. Durch planmäßige Ausleſe, durch 
Förderung der erbgeſunden Familien im Volke und andererſeits durch Ausſchaltung 
der kranken Erblinien aus dem Volkskörper iſt uns ein Mittel zur Ertüchtigung und 
Geſundung, wenn auch nicht für die ſchon Lebenden, ſo doch für das Deutſchland der 
Zukunft gegeben. Es war eines der erſten Verdienſte der nationalſozialiſtiſchen Be. 
wegung, die Gefahr der Entartung zu erkennen und ausjätende Geſetze zu erlaſſen, 
wie z. B. das Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes, das Geſetz zur Wieder. 
herſtellung des Berufsbeamtentums, das Geſetz gegen Gewohnheits. und Sexual- 
verbrecher und viele andere Maßnahmen. 

Der Entartung wird Halt geboten — der Weg zur Aufartung iſt wieder frei. 


Ein ganzes Volk beginnt darüber nachzudenken und dieſen Weg zu beſchreiten! Mehr 
als alle Maßnahmen des Staates wird die Erziehung des einzelnen zum Streben 
nach Aufartung des Körpers, der Seele und damit der Art und der Raſſe führen. 


9. Geſetz zur Derhütung erbkranken Nachwuchfes 

Auf das Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 
14. 7. 1933 (RGBl. I S. 529) mit feinen Ausführungsbeſtimmungen kann in dieſem 
Zuſammenhang ja nur kurz eingegangen werden. Es wird daher auf den Kommentar 
zum Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes von Gütt-Rüdin-Ruttke, 2. Aus- 
gabe, im Verlag von J. F. Lehmann, München, hingewieſen. Hier ſei nur kurz 
erwähnt, daß nach dieſem Geſetz diejenigen erbkranken Perſonen 


Band I | Gruppe2 | Beitrag 12 


Bevölkerungs- und Naſſenpolitik 21 


durcheinenchirurgiſchen Eingrifſ unfruchtbar gemacht werden 
können, wenn nach den Erfahrungen der ärztlichen Wiſſen⸗ 
ſchaft mit großer Wahrſcheinlichkeit zu erwarten iſt, daß 
ihre Nachkommen an ſchweren körperlichen und geiſtigen 
Erbſchäden leiden werden. Erbkrank im Sinne des Geſetzes iſt, wer an 
angeborenem Schwachfinn, Schizophrenie, zirkulärem (maniſch⸗depreſſivem) Irreſein, 
erblicher Fallſucht, erblichem Veitstanz, erblicher Blindheit, erblicher Taubheit, 
ſchwerer erblicher körperlicher Mißbildung oder an ſchwerem Alkoholismus leidet. 
Gemäß Artikel 3 der Erſten Verordnung zu dieſem Geſetz find Arzte wie andere 
Perſonen, denen in ihrer Berufstätigkeit bei Ausübung der 
Heilkunde eine Perſon bekannt wird, die an einer Erbkrankheit 
oder an ſchwerem Alkoholismus leidet, verpflichtet, dem Amts 
arzt nach vorgeſchriebenem Muſter Meldung zu erſtatten. Die gleiche 
Verpflichtung haben alle Perſonen, die ſich mit der Heilbehandlung, 
Anterſuchung oder Beratung von Kranken befaffen. Der 
Amtsarzt wird die bei ihm eingehenden Anzeigen ordnen und hat 
dann den Antrag auf Anfruchtbarmachung zu ſtellen, wenn die 
betreffende Perſon oder ihr geſetzlicher Vertreter dies nicht 
ſelbſt tun. Wenn der Antrag nach den obengenannten Vorausſetzungen geſtellt iſt, 
ſo hat das Erbgeſundheitsgericht, das aus einem Amtsrichter als 
Vorſitzenden, einem beamteten Arzt und einem weiteren für 
das Deutſche Reich approbierten Arzt zuſammengeſetzt iſt, die Ent ⸗ 
ſcheidung über die Anfruchtbarmachung zu treffen. Das Ver⸗ 
fahren vor dem Erbgeſundheitsgericht iſt nicht öffentlich und richtet ſich, ſoweit nichts 
anderes beſtimmt iſt, nach den Vorſchriften des Reichsgeſetzes über die freiwillige Ge⸗ 
richtsbarkeit. 

Das Erbgeſundheitsgericht hat die notwendigen Ermittlungen anzu⸗ 
ſtellen; es kann Zeugen und Sachverſtändige vernehmen ſowie das perſönliche Er⸗ 
ſcheinen und die ärztliche Anterſuchung des Anſruchtbarzumachenden anordnen und 
dieſen gegebenenfalls vorführen laſſen. Der Beſchluß iſt dem Antragſteller, dem be- 
amteten Arzt ſowie demjenigen zuzuſtellen, deſſen Anfruchtbarmachung beantragt 
worden iſt, oder, falls dieſer nicht antragsberechtigt iſt, ſeinem geſetzlichen Vertreter. 
Hat das Gericht die Anfruchtbarmachung endgültig beſchloſſen, jo hat das Geſund⸗ 
heitsamt den Anfruchtbarzumachenden ſchriſtlich aufzufordern, den Eingriff 
binnen 2 Wochen vornehmen zu laſſen. Wenn die Anfruchtbarmachung endgültig 
beſchloſſen iſt, ſo iſt ſie auch gegen den Willen des Betreffenden auszuführen, wobei 
die Aberwachung aller daraus folgenden Maßnahmen dem Amtsarzt und damit dem 
Geſundheitsamt obliegt. Es find zahlreiche und eingehende Sicherungen in das Geſetz 
und die Durchführungsbeſtimmungen eingebaut worden, um Mißgriffe zu verhindern 
und die unfruchtbar zu machenden Perſonen zu ſchützen. So wird auch der den Ein- 
griff ausführende Arzt durch den Beſchluß des Erbgeſundheitsgerichts nicht von der 
Verantwortung für die Vornahme des Eingriffs entlaſtet, ſondern die Unfruchtbar- 
machung kann von dem Amtsarzt ausgeſetzt werden, wenn geſundheitliche Gründe 
gegen die Vornahme des Eingriffs ſprechen. Außerdem iſt es auch möglich, daß der 
Anfruchtbarzumachende fi auf feine Koften in einer geſchloſſenen Anſtalt bewahren 
läßt, um dem Eingriff zu entgehen. Auch in dieſem Falle liegt es dem Geſundheits. 
amt ob, dieſe Perſonen und die betreffenden Anſtalten laufend zu überwachen. Die 
Koſten des gerichtlichen Verfahrens trägt die Staatskaſſe, die Koſten des ärztlichen 
Eingriffs tragen zum Teil die geſetzlichen Verſicherungsträger, im Falle der Hilſs⸗ 
bedürftigkeit der Fürſorgeverband, in allen übrigen Fällen wieder die Staatskaſſe. 
Durch das Geſet zur Anderung des Geſetzes zur Verhütung erb⸗ 
kranken Nachwuchſes vom 26.6.1935 iſt auch die Anterbrechung 
einer Schwangerſchaft bei einer Frau als zuläſſig anerkannt worden, wenn 
ein Erbgeſundheitsgericht rechtskräftig auf ihre Anfruchtbarmachung erkannt hat, die 
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Schwangere die Einwilligung zur Anterbrechung gibt und die Frucht noch nicht 
lebensfähig iſt. In dieſem Geſetz iſt auch die Anfruchtbarmachung, eine Entfernung 
der Keimdrüſen und die Schwangerſchaftsunterbrechung aus geſundheitlichen Gründen 
einwandfrei geregelt worden, fo daß nunmehr dieſe Eingriffe von dem Arzt nur nach 
den Regeln der ärztlichen Kunſt zur Abwendung einer ernſten Gefahr für das Leben 
oder die Geſundheit der Betreffenden und mit deren Einwilligung vorgenommen 
werden können. Bei der Schwangerſchafts unterbrechung ſowie bei der 
Beſeitigung der Zeugungs oder Gebärfähigkeit aus ge- 
ſund heitlichen Gründen wird regelmäßig ein Gutachterver⸗ 
fahren eingeſchaltet, durch das die auf geſundheitlichen 
Gründen beruhende Notwendigkeit der Eingriffe dargetan 
werden muß. Der Reichsminiſter des Innern hat ſeine Befugniſſe zur Bildung 
dieſer Gutachterſtelle dem Reichsärzteführer und damit der deutſchen Urzteſchaft über ⸗ 
tragen, fo daß zwiſchen dem öffentlichen Geſundheitsdienſt und der Arzteſchaft eine 
enge Verbindung beſteht. 


Nach 8 14 Abſ. 2 des obigen Geſetzes darf aber außerdem die Entfernung der Keim- 
drüſen beim Manne mit ſeiner Einwilligung auch dann vorgenommen werden, wenn 
fie nach amts⸗ oder gerichts ärztlichem Gutachten erforderlich iſt, um ihn von einem ent · 
arteten Geſchlechtstrieb zu befreien, der die Begehung weiterer Verfehlungen im 
Sinne der SS 175 bis 178 (widernatürliche Anzucht uſw.), 8 183 (Erregung öffent- 
lichen Argerniſſes), 88 223 bis 226 (Körperverletzung) des Strafgeſetzbuchs befürchten 
läßt. Dieſe Beſtimmung iſt eine Ergänzung zu 8 42 k des Strafgeſetzbuchs und ein- 
gefügt in das Geſetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über Maßregeln 
der Sicherung und Beſſerung vom 24. 11. 1933, nach welchem ein Mann, der zur Zeit 
der Entſcheidung das 21. Lebensjahr vollendet hat, entmannt werden kann, wenn er 
ein gefährlicher Sittlichkeitsverbrecher iſt. Im allgemeinen verfolgt dieſe Entmannung 
der Sittlichkeitsverbrecher ja nicht nur das Ziel der Verhütung erbkranken Nach- 
wuchſes, ſondern auch den Zweck, die Allgemeinheit vor weiteren Sittlichkeits⸗ 
verbrechern zu [hüten und den Verbrecher von feinem gefährlichen Trieb nach Mög⸗ 
lichkeit zu heilen. Beſonders die Entſernung der Keimdrüſen, ſoweit ſie freiwillig 
nach dem angeführten Geſetz erfolgen kann, wird von dem Geſetzgeber als eine Art 
von Heilmaßnahmen zur Abwendung eines abnormen Zuſtandes aufgefaßt. 


Mit dem Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes und dem 
Geſetz gegen gefährliche Gewohnheits verbrecher find diejenigen 
Maßnahmen aus dem Gebiet der Erb- und Raſſenpflege beſprochen, die wir als die 
ſogenannten aus merzenden Maßnahmen bezeichnen. Es iſt klar, daß eine 
zielbewußte Erb. und Naſſenpflege in dieſen Geſetzen nur einen Notbehelf zur Be⸗ 
ſeitigung der durch eine jahrelange Verfäumnis heraufbeſchworenen Gefahren er- 
blicken kann. Sie muß vielmehr ihr Augenmerk auf die Bekämpfung bzw. Ver ⸗ 
bütung des Auftretens von Erbkrankheiten durch eine ziel ⸗ 
bewußte Eheberatung und in einer Förderung des wert 
vollen Erbgutes durch ausleſende Maßnahmen richten. 


10. Eheberatung, Förderung der Eheſchließungen 


Die erſten Anſätze dieſer Art find in dem Geſetz über Förderung der Ehe 
ſchließungen (Abſchnitt V des Geſetzes zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit 
vom 1. Juni 1933 — RGBl. J S. 323, 326) zu erblicken. Nach Abſchnitt II Ziff. 7 
der Erläuterungen zu dieſem Geſetz vom 5. Juli 1933 und 22. Auguſt 1933 in der 
Faſſung vom 7. März 1934 (Deutſcher Reichsanzeiger und Preußiſcher Staats- 
anzeiger vom 31. März 1934 Nr. 76/1934) darf keiner der beiden Antragſteller nicht 
ariſcher Abſtammung ſein. Der Begriff der „nichtariſchen Abſtammung“ beſtimmt ſich 
nach den Vorſchriften des §8 3 des Geſetzes zur Wiederherſtellung 
des Berufs beamtentums vom 7. April 1933 (RGBl. I S. 175) und der 
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dazu erlaſſenen Durchführungsverordnung vom 11. April 1933 (RGBl. 1 S. 195). 
Wir ſehen hier alſo auch raſſiſche Geſichtspunkte bei einer bevölkerungspolitiſch ſehr 
wichtigen Maßnahme verankert. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Ausnahmen, unter 
denen nach dem Berufsbeamtengeſetz ein Beamter im Dienſt verbleiben kann, hierbei 
keine Berückſichtigung finden konnte. 


Nach der Durchführungsverordnung vom 20. Juni 1933 (RGBl. I S. 377) kann das 
Eheſtandsdarlehen nicht gewährt werden, wenn einer der beiden Ehegatten 
an vererblichen geiftigen oder körperlichen Gebrechen leidet, 
die feine Verheiratung als nicht im Intereſſe der Volks 
gemeinſchaft liegend erſcheinen laſſen. Dieſe Beſtimmung iſt durch 
die Zweite Durchführungsverordnung vom 26. Juli 1933 (RG Bl. 1 S. 540) dahin 
gehend ergänzt worden, daß ein Eheſtandsdarlehen auch nicht gewährt werden darf, 
wenn einer der beiden Ehegatten zur Zeit der Antragſtellung an Infektionskrankheiten 
oder ſonſtigen das Leben bedrohenden Krankheiten leidet. Wer alſo ein Eheſtands⸗ 
darlehen erhalten ſoll, muß ſich einer ärztlichen Anterſuchung unterziehen. Nach 85 
der Zweiten Verordnung hat die Anterſuchung durch einen beamteten Arzt zu erfolgen. 
Die Anterſuchung und Ausſtellung der Zeugniſſe erſolgt durch denjenigen beamteten 
Arzt oder feinen Stellvertreter, in deſſen Bezirk die Ehegatten ihren Wohnfitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt haben. Es iſt unzweifelhaft, daß durch dieſe Anordnung der 
Gedanke, daß man fi vor der Cheſchließung einer ärztlichen Anterſuchung unterziehen 
fol, weit mehr ins Volk getragen wurde, als durch die Beſtimmung des Derfonen- 
ſtandsgeſetzes, nach der der Standesbeamte den Verlobten bei Erlaß des Aufgebots 
ein Merkblatt auszuhändigen hat, in dem der Rat zu einer entſprechenden Anter⸗ 
ſuchung erteilt wird. 


In der Erteilung des Eheſtandsdarlehens iſt die Förderung der Eheſchließung zweier 
beſtimmter Perſonen zu erblicken. Da der Staat auch bei der Geburt jedes in der Ehe 
lebend geborenen Kindes 25 v. H. des gewährten Darlehens erläßt, iſt auch eine 
Förderung des Nachwuchſes aus dieſer Ehe damit verbunden. Soll alfo die Ehe⸗ 
ſchließung dem Intereſſe der Volksgemeinſchaft entſprechen, ſo iſt 

1. zu verlangen, daß aus der Ehe Überhaupt Nachwuchs hervorgehen kann und 

2. daß der Nachwuchs erbgeſund iſt. 

Der Anterſuchung der Darlehensbewerber iſt ein vom Reichsminiſterium des Innern 
in Zuſammenarbeit mit dem Reichsgeſundheitsamt aufgeſtellter Prüfungsbogen zu- 
grunde zu legen, der alle Punkte enthält, auf die ſich die Anterfuchung zu erſtrecken 
hat. Am den Arzten einen Anhaltspunkt für die Beurteilung der Eheſtandsdarlehens ⸗ 
bewerber zu geben und um eine möglichſte Einheitlichkeit hierin zu erzielen, ſind vom 
Reichsgeſundheitsamt Richtlinien hierfür ausgearbeitet und vom Reichsminiſter des 
Innern den mit der Anterſuchung beauftragten Arzten durch Erlaß vom 16. März 
1934 — II 1072/6. 2. — mitgeteilt worden (vgl. Reichsgeſundheitsblatt 1934 
S. 269 ff.). | 

Bei der ärztlichen Anterſuchung der Darlehensbewerber iſt danach zu achten auf: 
Vorliegen einer Erbkrankheit, 

erbliche Belaſtung, 

Vorhandenſein einer Infektionskrankheit, 

Vorhandenſein einer das Leben bedrohenden Krankheit, | 

Vorliegen von anderen Amſtänden, die eine Verheiratung als nicht im Intereſſe 
der Volksgemeinſchaft liegend erſcheinen laſſen. 


Bei allen dieſen geſchilderten Maßnahmen, die in erſter Linie als Erbpflege zu 
bezeichnen ſind, haben die Amtsärzte und damit die Beratungsſtellen für 
Erb- und Rafſenpflege der Geſundheitsämter maßgeblich mitzuwirken. Im 
Mittelpunkt dieſer Tätigkeit ſteht ja immer wieder die Beurteilung der Erbgefund- 
heit des zu Beratenden, fo daß die Beratungsſtelle die in einer Sippe vorgekommenen 
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Erbkrankheiten und andererſeits auch die vortrefflichen Eigenſchaften zu erforſchen 
haben wird. Auf Grund des in der Sippentafel zuſammengetragenen Materials 
und der Anterſuchung des Probanden wird dann in dieſer Beratungsſtelle auch die 
Beratung der zur Eheſchließung entſchloſſenen Perſon ſtattzufinden haben. Die 
dadurch dem Geſundheitsamt bekanntgewordenen Tatſachen find dann in einer erb- 
biologiſchen Kartei zu fammeln, für die in den Grundſätzen für die Errich- 
tung und Tätigkeit der Beratungsſtelle ein beſonderes Muſter vorgeſchrieben iſt. 


Hinſichtlich des Ausbaues dieſer Kartei, die für die Zukunft des deutſchen 
Volkes und die Erb. und RNaſſenpflege von außerordentlicher Bedeutung iſt, wird 
dabei von dem Gedanken ausgegangen, daß es ſpäter einmal möglich ſein muß, über 
jeden Menſchen die bisher bekanntgewordenen biologiſchen Tatſachen an einer 
beſtimmten Stelle zu erfahren. Da der Wohnort des Betreffenden bekanntlich wechſelt, 
der Geburtsort dagegen feſtſteht, wurde beſtimmt, daß von jeder Karte eine Zweit- 
ſchrift an das Geſundheitsamt des Geburtsorts zu ſenden iſt. 


Die Eheberatung wird dann nach folgenden Geſichtspunkten zu erfolgen haben: 


1. Sind beide Ehepartner geſund oder beſtehen anſteckende oder das Leben gefähr- 
dende Krankheiten? 

2. Iſt zu erwarten, daß aus der Ehe Kinder hervorgehen werden? 

3. Iſt zu erwarten, daß nach Prüfung des Erbwertes der Eltern die Kinder an Erb- 
ſchäden leiden werden? 

Mit Rückſicht darauf, daß für die Anterſuchung der Eheſtandsdarlehensbewerber 

bereits Richtlinien herausgegeben find, wurde davon abgeſehen, für die allgemeine 

Eheberatung neue Richtlinien aufzuſtellen. Der beratende Arzt wird bei feiner Tätig. 

keit immer wieder das Geſamtwohl des Volkes im Auge zu behalten haben, während 

die Beſucher der Beratungsſtelle ja an ihr eigenes Schickſal und das ihrer Familie 

denken werden. 

Der Weg bis zu ſolcher Erkenntnis iſt nicht leicht, er iſt mit Wiſſen, Ausdauer und 

unerſchütterlicher Zielſetzung beſchritten worden. Der nationalſozialiſtiſche Staat hat 

uns auf dem Reichsparteitag der Freiheit am 15. September 1935 das Geſetz zum 

Schutz des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre gegeben, das 

die Ziele des Geſetzes zur Wiederherſtellung des Berufs 

beamtentums durch Verhinderung der Raſſenmiſchung vollendet. 


11. Ehegefundheitsgejet 

Als unbedingt erforderliche Ergänzung hat das Kabinett am 18. Oktober 1935 das 

Geſetz zum Schutz der Erbgeſundheit des deutſchen Volkes an- 

genommen. Es iſt ein Ehegeſundheitsgeſetz, ein Geſetz, das in ſeiner Auswirkung die 

Ehe ihrem wirklichen Zweck, nämlich der Erzeugung geſunder Kinder, wieder zu- 

führen will. 

In der Erkenntnis, daß durch Eheverbote nur die ſchwerſten Gefahren abgewendet 

werden können, hat ſich der Geſetzgeber darauf beſchränkt, Ehehinderniſſe nur in ſolchen 

Fällen zu fchaffen, in denen ein verantwortungsbewußter Menſch ſchon von ſich aus 

eine Ehe nicht ſchließen würde. Solche Ehen liegen nach §1 des Geſetzes vor: 

1. Wenn einer der Verlobten an einer mit Anſteckungsgefahr verbundenen Krankheit 
leidet, die eine erhebliche Schädigung der Geſundheit des anderen Teiles oder der 
Nachkommen befürchten läßt, 

2. wenn einer der Verlobten entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vormund. 
ſchaft ſteht, 

3. wenn einer der Verlobten, ohne entmündigt zu ſein, an einer geiſtigen Störung 
leidet, die die Ehe für die Volksgemeinſchaft unerwünſcht erſcheinen läßt, 

4. wenn einer der Verlobten an einer Erbkrankheit im Sinne des Geſetzes zur Ver. 
hütung erbkranken Nachwuchſes leidet. 
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Die letztere Beſtimmung ſteht der Eheſchließung nicht entgegen, wenn der andere Ver⸗ 
lobte unfruchtbar iſt. 

Die Tatſache, ob ein Ehehindernis im Sinne dieſer Beſtimmungen vorliegt, iſt von 
einem vom Reichsminiſter des Innern zu beſtimmenden Zeitpunkt ab durch ein Zeug⸗ 
nis des Geſundheitsamtes (Ehetauglichkeitszeugnis) nachzuweiſen. Die Durchführung 
dieſer Beſtimmung iſt überhaupt erſt möglich geworden, nachdem durch eine Verein⸗ 
heitlichung des ſtaatlichen und kommunalen Geſundheitsweſens ab 1. April 1935 in 
allen Stadt- und Landkreiſen Geſundheitsämter eingerichtet worden find. Im Rahmen 
der Geſundheitsämter iſt es daher Aufgabe der Beratungsſtellen für Erb- und Rafien- 
pflege, die zur Ehe entſchloſſenen Perſonen vor der Eheſchließung zu beraten. Am 
die Beratung überall einwandfrei durchführen zu könnnen, darf bis zu einem noch zu 
beſtimmenden Zeitpunkt die Vorlage des Ehetauglichkeitszeugniſſes vom Standes- 
beamten nur dann verlangt werden, wenn begründete Zweifel an der Geſundheit eines 
Ehepartners beſtehen. Nach einer angemeſſenen Abergangszeit wird dann ſpäter die 
Vorlage des Ehetauglichkeitszeugniſſes von jedem Verlobten verlangt werden. Im 
Falle der Verſagung des Ehetauglichkeitszeugniſſes ſoll in den Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen eine Beſchwerde bei dem zuſtändigen Erbgeſundheitsgericht und gegen deſſen 
Entſcheidung eine weitere Beſchwerde beim Erbgeſundheitsobergericht zuläſſig ſein. 
Durch die Auswirkungen dieſes Geſetzes erhalten die ge- 
ſundheitspolitiſchen Beſtrebungen des nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Staates eine gewiſſe Krönung. Letzten Endes ſind nicht 
die auszuſprechenden Eheverbote, ſondern die damit geſetz ⸗ 
lich verankerte Eheberatung die wichtigſte Folge des Ge⸗ 
ſetzes. Alles kommt demnach auf die Erziehung zur Erb- 
geſundheit und Raſſenreinheit an! Raſſe und Erbgeſund⸗ 
heit eines Menſchen ſind nicht zutrennen! 


12. Geſetz zum Schutze des deutichen Blutes und der deutichen Ehre 


Nach dieſem Geſetz find Eheſchließungen und der außereheliche Verkehr zwiſchen 
Juden und Staatsangehörigen deutſchen oder artverwandten Blutes verboten. In 
einem Haushalt, dem ein jüdiſcher Mann angehört, dürfen weibliche Hausangeſtellte 
nur nach dem 45. Lebensjahr, während einer Abergangszeit mit gewiſſen Ausnahmen, 
gehalten werden. Das Reichsbürgergeſetz vom 15. September 1935 und ſeine Erfte 
Verordnung vom 14. November 1935 beſtimmen, wer Reichsbürger wird und wer als 
Jude oder deutſch⸗jüdiſcher Miſchling anzuſehen iſt. 

Die Erſte Verordnung zum Blutſchutzgeſetz vom 14. November 1935 füllt dann die 
noch beſtehenden Lücken aus, indem 


1. das Einfidern von jüdiſchem Blut durch eine Beſchränkung der Heirat von Halb- 
juden verhindert wird, und 
2. indem im 8 6 beſtimmt wird, daß eine Ehe nicht geſchloſſen werden darf, wenn aus 
ihr eine die Reinheit des deutſchen Blutes gefährdende Nachkommenſchaft zu er- 
warten iſt. 
Danach beſteht alſo die Möglichkeit, das Eindringen von fremdraſſigem Blut, z. B. 
von Neger, Zigeuner oder ſonſtigem Baſtardblut, zu verhüten. Die Ehetauglich⸗ 
keitszeugniſſe werden ſich alſo auch über das Nichtvorhandenſein fremdraffiger Yluts- 
einſchläge zu äußern haben. Wenn die Beratungsſtellen für Erb- und Raſſenpflege 
der Geſundheitsämter demnach entſprechend ausgebaut werden und die Erziehung des 
deutſchen Menſchen zu Erbgeſundheit und Raſſenreinheit gewährleiſten, erfüllt der 
nationalſozialiſtiſche Staat erſt die von Adolf Hitler geſtellte Forderung der Auf- 
artung und Höherentwicklung des geſamten deutſchen Volkes. Es muß alſoeine 
Zeit kommen, in der nur erbgeſunde und raſſiſch wertvolle 
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Mädchen geheiratet werden und in der die Eltern ihre 
Töchter nur noch geſunden und deutſchblütigen Jünglingen 
und Männern zur Frau geben! 


Da das deutſche Volk demnach eine Naſſenmiſchung ablehnt, iſt nicht nur 
auf die Erbgeſundheit, ſondern auch auf die Raſſenzugehörigkeit 
bei der Eheberatung Wert zu legen, wie auch bei der Einbürgerung nur ſolche Per⸗ 
ſonen zugelaſſen werden ſollen, die einer uns ſtammverwandten Naſſe, in erſter Linie 
alſo den germaniſchen Völkern, angehören. 

Schließlich find noch die Aufgaben zu erwähnen, die auf eine Förderung der erb- 
geſunden Familien abzielen. Hier iſt zunächſt die Mitwirkung des Geſundheitsamtes 
bei der Auswahl deutſcher Bauernſiedler zu nennen. Der Staat hilft 
hier mit nicht unerheblichen Mitteln einer Familie zur Gründung einer über Ge- 
ſchlechter hinausreichenden wirtſchaftlichen Grundlage. Er muß daher in den An⸗ 
geſiedelten einen wertvollen Blutsquell für das deutſche Volk erſchließen, ſo daß es 
notwendig ift, die Anforderungen hinſichtlich der Erbgeſundheit und Naſſenzugehörig⸗ 
keit ſehr weitgehend zu ſtellen. Vor allen Dingen wird hierbei die Auswahl nach dem 
Vorhandenſein von wertvollen Erbeigenſchaften erfolgen müſſen. 


In ähnlicher Form wird bei der Auswahl von Beamtenanwärtern, vorſtädtiſchen 
Kleinfiedlern und bei allen Maßnahmen vorzugehen fein, die die Möglichkeit bieten, 
erbgeſunde deutſchblütige und möglichſt kinderreiche Familien zu bevorzugen. 


So wird demnach der öfſentliche Geſundheitsdienſt zwar in 
Zukunft auch wie bisher die Bevölkerung vor Seuchen und 
Volkskrankheiten oder ſchädlichen Amwelteinflüſſen zu be ⸗ 
wahren haben, aber außer der Fürſorge für das Einzelweſen 
find den Geſundheitsämtern und den in ihnen beſchäftigten 
Perſonen damit neue große Aufgaben übertragen worden, 
die das Ziel einer erblichen und raſſiſchen Volksgeſundung 
anſtreben! 


13. Ausgleich der Familienlaften 


Aber auch mit dieſen Maßnahmen allein läßt ſich das bevölkerungspolitiſche Problem 
in Deutſchland noch nicht löſen, wenn es uns nicht gelingt, den deutſchen 
Familien im Rahmen deutſcher Wirtfhafts- und Staats- 
politik ihr Lebensrecht und den ihr verlorengegangenen 
Nahrungsſpielraum zu ſichern! Es geht nicht an, den 
Familienvater mit jedem Kind vervielfältigt mit indirekten 
Steuern zu belaſten, wenn der Staat nicht gleichzeitig ſür 
einen wirkſamen Laſtenausgleich ſorgt. Wir dürfen nicht verkennen, 
daß die kinderreiche Familie gerade durch die Verbrauchſteuern, die auf Nahrungs- 
mitteln und gewöhnlichen Gebrauchsgegenſtänden ruhen, am meiſten belaſtet wird, 
während ein Proteſtſchrei der Anverheirateten und Kinderarmen anhebt, wenn die 
Genußmittel wie Tabak, Alkohol oder Luxusgegenſtände beſteuert werden ſollen. — 
Ein Klagelied wird angeſtimmt, wenn den armen Anverheirateten und Kinderarmen 
irgendeine im Verhältnis zu den Koſten der Kinderaufzucht gar nicht ins Gewicht 
fallende Sonderſteuer auferlegt wird, aber niemand kümmert ſich darum, wenn die 
Konſumbreite pro Vollperſon in der Familie mit jedem Kinde ſchmäler wird und 
ſchließlich, beſonders in Arbeiter. und Angeſtelltenfamilien, der Hunger Einzug hält! 
Es geht nicht an, daß wir immer höhere ſoziale Abgaben von 
denen eintreiben, die heute nicht mehr wiſſen, wie ſie ihre 
Kinder ernähren ſollen, daß man aber diejenigen nicht 
ſtärker heranzieht, die ſich im Alter von den Kindern 
dieſer verſchmähten kinderreichen Familien unterhalten 
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laffen. Sie vergeſſen zu leicht, daß die Verſorgungskaſſen 
nur beſtehen können, wenn eine genügend große Zahl 
Jugendlicher nachrückt, um die Laſten zu tragen. 


Zur Erhaltung des Staates und Volkes iſt daher eine Amſtellung auf vielen Gebieten 
notwendig, nicht zuletzt auf dem der Wirtſchafts⸗, Lohn. und Steuerpolitik. 
Täuſchen wir uns nicht, ein ſolches Ziel tft nicht allein durch einen Stimmungsum⸗ 
ſchwung zu erreichen. Zwar iſt die ſeeliſche Amſtimmung des Volkes die erſte Voraus · 
ſetzung, um überhaupt das Nieſenwerk der biologiſchen Rettung unſeres Volkes in 
Angriff zu nehmen, aber es iſt geſährlich, die Stimmung zu überſchätzen und truͤgeriſche 
Hoffnungen zu wecken, wenn wir die kinderreiche Familie in Deutſchland in Not, 
Hunger und Entſagung ſitzen laſſen, ohne ihr einen auch nur einigermaßen ausreichen; 
den Laſtenausgleich zu ſchaffen! Ich habe ja bereits darauf hingewieſen, daß ich zu 
den tiefen Arſachen des Geburtenrückgangs eine egoiſtiſche Weltanſchauung und das 
Streben nach ſozialem Aufſtieg ſehe, aber jeder, der zahlreiche Kinder hat — und nur 
dieſe können mitreden —, wird wiſſen, wie ſchwer es heute noch der kinderreichen 
Familie gemacht wird, überhaupt ehrlich durchs Leben zu kommen! Man täuſche ſich 
nicht, man höre nicht auf die liberaliſtiſchen Finanzpolitiker vergangener Zeit! Sie 
haben verſagt und ſollten abtreten; denn fie find zu einem großen Teil ſchuld an 
unſerem wirtſchaftlichen Zuſammenbruch und der vorhandenen Arbeitsloſigkeit! Seit ⸗ 
dem der Menſch es gelernt hat, die Frage der Fortpflanzung der Vernunft zu unter- 
werfen und den Geſchlechtsgenuß von der Fortpflanzung zu trennen, ſprechen vom 
Standpunkt des einzelnen wirtſchaftliche Argumente eine geradezu ausſchlaggebende 
Rolle. Wenn die tägliche Erfahrung die Eltern lehrt, daß es ſich mit ein oder zwei 
Kindern materiell ja viel beſſer lebt als mit mehreren Kindern, wenn im Gegenteil, 
um mit Max von Gruber zu reden, „der vergangene Staat geradezu 
jene beſtrafte, die der Geſamtheit durch Erziehung eines 
zahlreichen Nachwuchſes den größten Dienſt leiſteten“, dann 
kann man es den deutſchen Eltern gerade in Schichten mit beſcheidenem Einkommen 
nicht verübeln, wenn ſie aus Verantwortungsbewußtſein auf Kinder verzichten! 


Der kinderreiche Familienvater und die kinderreiche Familienmutter find unter den 
heutigen wirtſchaftlichen Verhältniſſen aber auch zur Zeit noch zweifellos im Nachteil 
Kinderarmen und Kinderloſen gegenüber! Dies trifft auf alle Geſellſchaftsſchichten 
zu, und dieſe wenigen kinderreichen Familien vertrauen darauf, daß der national⸗ 
ſozialiſtiſche Staat dieſen Zuſtand ändert oder doch wenigſtens ihre Lage beſſert. Hier 
gilt es einzugreifen und die wirtſchaftlichen Nachteile ſo weit abzumildern, daß das 
Abfinken kinderreicher Familien auf eine ſozial tiefere Stufe verhindert wird und der 
Kinderreichtum zwar ein Opfer, aber ein tragbares Opfer bleibt! 


Am dieſes Ziel zu erreichen, werden wir den Ausgleich der Familienlaſten auf ver- 
ſchiedenen Wegen herbeizuführen haben. Bei der Problemſtellung 
handelt es ſich darum, daß wir der erbgefunden kinder 
reichen Familie in Form einer einheitlichen, alle kinder 
reichen Familien erfaſſenden Aktion finanzielle Hilfe 
bringen. Am raſſenhygieniſch wirkſam zu ſein, darf dies 
jedoch nur in Prozenten des an ſich auf dem Leiſtungs⸗ 
prinzip aufgebauten Einkommens der Eltern geſchehen. Da 
die Schwierigkeiten, eine für alle Berufsſtände gleiche Aktion durchzuführen, unüber- 
windlich ſein dürften, müßte von vornherein ein der Art des Berufseinkommens 
angepaßtes Verſahren in Ausſicht genommen werden. So wird man bei dem ge⸗ 
hobenen Mittelſtand im Wege der Steuerreform, bei der Beamtenſchaft durch die 
Beſoldungspolitik, bei der großen Maſſe der Arbeiter und Angeſtellten durch 
Schaffung einer Reichsfamilienausgleichskaſſe vorzugehen haben, während man beim 
Bauernſtand, bei dem Handwerker⸗ und Kaufmannsſtand wieder andere Wege zu 
beſchreiten haben wird. Finanzpolitiſch geſehen, handelt es ſich 
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aber dabei nicht um eine neue Steuer, ſondern um eine Ein 
kommensverlagerung aus bevölkerungspolitiſchen Gründen. 
Das Geſamtbild wäre folgendes: In jedem Berufsſtand wären von den Ledigen, 
kinderlos Verheirateten und zum Teil von den in ſehr günſtigen Verhältniſſen leben ⸗ 
den Verheirateten mit ein oder zwei Kindern Ausgleichsbeträge abzuführen, aus 
denen grundſätzlich die Familien mit drei oder mehr Kindern Erziehungsbeihilfen 
erhalten würden. Dies müßte alſo innerhalb jeder Einkommensſchicht, ſei es durch 
Steuerbeträge, ſei es durch Erziehungsbeihilfen oder andere Maßnahmen verſchieden 
geſtaltet werden. 

Dieſe Einzelmaßnahmen, die aber ſich gegenfeitig ergänzen müßten, find: 

1. eine bevölkerungspolitiſch durchgeführte Steuerreform, 

2. Reichsfamiliendarlehen, die dem Bauernſtand, den ſelbſtändigen Handwerkern, 


dem gewerblichen Mittelſtand und den Angehörigen der freien Berufe gegeben 
werden ſollen. 


3. eine Beſoldungsreform für die Beamtenſchaft ſowie die Angeſtellten der öffent- 
lichen Körperſchaften, 

4. der Ausgleich der Familienlaſten durch eine Reichsfamilienkaſſe, an der alle zur 
Seit der Sozialverſicherung angehörenden Arbeiter und Angeſtellten teilzunehmen 
hätten. 


Zu 1 muß die von Staatsſekretär Reinhardt in Angriff genommene Steuerreform 
die Einkommen-, Vermögen und Erbſchaftſteuer fo geſtalten, daß bei dem gehobenen 
Mittelſtand durch Steuernachläſſe ein erheblicher Ausgleich der Familienlaſten herbei ⸗ 
geführt werden wird. 


Zu 2: Dieſe Reihsfamtliendarlehen ſollen für den Bauernſtand und den übrigen 
ſelbſtändigen Mittelſtand keine laufenden Erziehungsbeihilſen fein, ſondern eine ein- 
malige Hilfe in Form eines Darlehens zugunſten von kinderreichen Familien, wenn 
ſich die Nachkommen entweder ſelbſtändig machen oder verheiraten. Dieſe Familien- 
darlehen würden zunächſt unverzinslich ſein, ſie müſſen aber verzinſt und zurückgezahlt 
werden, wenn nach einer beſtimmten Zeit keine ausreichende Nachkommenſchaft vor ⸗ 
handen iſt; etwa daß bei Vorhandenſein von drei Kindern die Hälfte des Darlehens 
getilgt wäre und bei Vorhandenſein von vier Kindern keinerlei Rückzahlung mehr 
verlangt würde. Dieſe Darlehen ſtellten alfo, wie Dr. Burg 
Dörfer einmal ausführte, eine kapitaliſierte Erziehungs- 
beihilfe dar, die die Reichsfamilienkaſſe nach Abſchluß der 
Erziehung einmalig zur Auszahlung bringt. Die Höhe des Dar- 
lehns würde ſich richten können nach dem Einkommen der Eltern oder nach ihren 
Leiſtungen an Ausgleichsbeiträgen, außerdem auch nach der Kinderzahl, und zwar ſo, 
daß beim Vorhandenſein von drei oder vier Kindern der einfache Satz, bei größerer 
Kinderzahl der 1½̃ ache bis doppelte Satz in Betracht käme. Mit der Kinderzahl 
würde alſo die Höhe des Darlehns und damit die Ausſicht für die wirtſchaftliche 
Exiſtenzgründung der einzelnen Kinder ſteigen. Es ſoll künftig nicht mehr heißen 
„Viele Brüder — kleine Güter“, ſondern „Viele Brüder — große Darlehen“. 


Zu 3: Eine Reform der Beamtenbeſoldung nach bevölkerungs⸗ und familienpolitiſchen 
Geſichtspunkten iſt möglich, da die öffentliche Hand ziemlich unabhängig iſt bei der 
Geſtaltung der Bezüge. Die Kinderzulagen in ihrer jetzigen Form 
und Höhe find unzulänglich und einem guten Volksaufbau 
abträglich. Sie müſſen in richtige Verbindung zum Grund 
gehalt gebracht werden. Die Aufrückung in die nächſthöhere 
Dienſtaltersſtufe, die jetzt alle zwei Jahre erfolgt und die 
urſprünglich den wachſenden Familienſtand berückſichtigen 
ſollte, muß ihrer eigentlichen Beſtimmung wieder zugeführt 
werden, etwa in der Weiſe, daß Kinderarme entweder nur 
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weniger Dienſtaltersſtufen erreichen oder aber in größeren 
Z3eitabſtänden aufrücken. Die Bemeſſung des Gehalts an ſich könnte, 
um eine noch ſchärfere bevölkerungspolitiſche Ausprägung zu erreichen, nach einem 
Normalgehalt für eine Familie mit drei Kindern feſtgeſetzt werden, ſo daß Familien 
mit weniger Kindern oder Ledige Abſchläge, kinderreiche Familien Zuſchläge erhalten. 
Eine entſprechende Regelung müßte auch beim Ruhegehalt getroſſen werden. Wie 
ungeheuer wichtig dieſe Beſoldungsreform iſt, ergibt ſich 
daraus, daß ein erheblicher Teil der Beamten ledig oder 
kinderlos verheiratet iſt, ein geringer Teil nur ein oder 
zwei Kinder hat und nur eine beinahe verſchwindende 
Anzahl mehr als drei Kinder befitt. Ob man bei der Durchführung 
der Beſoldungsreform die alte Forderung, daß die Beamtengehälter ſteuerfrei, alſo 
als Nettogehälter gezahlt werden ſollen, durchführen ſoll, laſſe ich dahingeſtellt. Am 
eine größere Klarheit in der bevölkerungspolitiſchen Auswirkung der Gehälter zu 
bekommen, iſt dieſe Art der Berechnung erwünſcht. 


Zu 4: Reichsfamilienkaſſe. 


In jedem Falle kann man den Ausgleich der Familienlaſten für Arbeiter und An⸗ 
geſtellte nicht auf berufsſtändiſcher Grundlage, vor allem auch nicht in Begrenzung 
auf verſchiedene Wirtſchaftszweige durchführen, ſondern nur auf einer höheren Ebene. 
Es handelt ſich um eine völkiſch⸗biologiſche Leiſtung, die von Staats wegen anerkannt 
und berückſichtigt werden muß. Die Reichsſamilienkaſſe müßte auf dem Grundgedanken 
aufgebaut ſein, daß die Kinderreichen etwa vom dritten oder vierten Kinde ab lauſend 
Erziehungsbeihilſen erhalten. Zur Erreichung dieſes Zieles iſt keine neue Organi- 
ſation oder Behörde erforderlich. Man kann mit der Durchführung dieſer Aufgabe 
entweder einen ſchon vorhandenen Verſicherungsträger oder die Finanzkaſſen beauf- 
tragen. Wenn man ſich für einen Verſicherungsträger entſcheidet, ſo kommt wohl für 
die Arbeiter die Invalidenverſicherung und für die Angeſtellten die Angeſtelltenver⸗ 
ſicherung in Betracht. 


Die Löſung der Frage, auf welche Weiſe die Geldmittel hierzu aufgebracht werden 
können, iſt ſchwierig, aber durchaus möglich. Die Schwierigkeiten beſtehen hauptſäch⸗ 
lich darin, daß wohl bis auf weiteres die Mittel trotz der infolge des Rück ⸗ 
gangs der Arbeitsloſigkeit erfolgten Beſſerung der Sozial⸗ 
etats nicht von den bei den genannten Verſicherungen ein- 
laufenden Verficherungsbeiträgen abgezweigt werden 
können. Es muß aber darauf hingewieſen werden, daß Einſparungen im Sozial- 
etat möglich gemacht werden müßten, um dieſe dann als die Grundlage der Reichs- 
familienausgleichskaſſe einzuſetzen; denn es tft ja dabei zu bedenken, daß die bevölke⸗ 
rungspolitiſche Geſundung überhaupt erſt die Fortführung der bisherigen Sozial. 
politik ermöglichen wird. Außerdem iſt von Sachverſtändigen noch folgender Weg 
vorgeſchlagen worden, der hier nur kurz angedeutet werden kann: 


Träger der Reichsfamilienkaſſe, zu der alle Deutſchen, die der Invaliden⸗ oder Un- 
geſtelltenverſicherung angehören, zuſammengeſchloſſen werden müßten, find für den der 
Invalidenverſicherung unterliegenden Perſonenkreis die Landesverſicherungsanſtalten, 
für den der Angeſtelltenverſicherung angehörigen Perſonenkreis die Reichsverſiche⸗ 
rungsanſtalt für Angeſtellte. Zum Zwecke des Ausgleichs der Familienlaſten müßte 
die Reichsfamilienkaſſe innerhalb des von ihr betreuten Perſonenkreiſes von unver- 
heirateten, kinderloſen und kinderarmen Verſicherten im Alter von 18 bis 65 Jahren 
Ausgleichsbeiträge erheben und aus den hierdurch aufkommenden Mitteln laufende 
Beihilfen an Kinderreiche zahlen. Daneben müßte das Reich allerdings zur Reichs- 
familienkaſſe einen jährlichen Zuſchuß in Höhe der Einnahmen aus der Reichgerb- 
ſchaftſteuer des vergangenen Rechnungsjahrs leiſten und gegebenenfalls weitere Zu⸗ 
ſchüſſe aus allgemeinen Haushaltsmitteln beiſteuern. 
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Als kinderlos ſollen gelten verheiratete und unverheiratete Perſonen, die kein Kind 
im Alter von unter 16 Jahren zu verſorgen oder erzogen haben, als kinderarme die⸗ 
jenigen mit nur einem Kind von unter 16 Jahren, ſofern ſie nicht wenigſtens zwei 
Kinder über das Alter von 16 Jahren hinaus groß gezogen haben. Verſchiedene 
weitere Beſtimmungen, auf die ich nicht weiter eingehen will, ſollen dafür ſorgen, daß 
Härten vermieden werden. So ſollen z. B. Perſonen, die unverheiratet und kinderlos 
ſind, die aber für den Anterhalt ihrer geſchiedenen Ehefrau oder eines bedürftigen 
Elternteils von einem beſtimmten Zeitpunkt an mindeſtens ein Sechſtel ihres Ein- 
kommens aufwenden, der gleichen Beitragspflicht wie verheiratete Perſonen ohne 
Kinder unterliegen; auch ſollen Stief. und Adoptivkinder ſowie uneheliche Kinder, fo- 
fern der Verficherte dieſe zu unterhalten hat, bei der Feſtſetzung der Ausgleichs- 
beiträge berückſichtigt werden. 


Die Höhe der Ausgleichsbeiträge ſoll ſich nach dem Familienſtand, der Kinderzahl und 
der Höhe der Beiträge bemeſſen, die der Verſicherte an die Invaliden. bzw. Reichs- 
verſicherungsanſtalt für Angeſtellte zu entrichten hat. Auf dieſe Weife laſſen ſich Aus⸗ 
gleichsbeiträge in der ganzen, in der halben Höhe und in Höhe von ein Viertel der 
Pflichtbeiträge zur Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung errechnen. Für die in den 
freiwilligen Beitragsklaſſen 9 und 10 der Invalidenverſicherung und H und K der 
Reichsangeſtelltenverſicherung verſicherten Perſonen ſollen ſich die Ausgleichsbeiträge 
nach der höchſten Pflichtbeitragsklaſſe bemeſſen. 


Alle übrigen, alſo die nichtkinderloſen und nicht kinderarmen Verſicherten, ſollen von 
der Beitragspflicht befreit werden, ferner alle weiblichen Hausangeſtellten und, wie 
ſchon oben erwähnt, alle Verſicherten unter 18 und über 65 Jahre. 


Erziehungsbeihilfen würden dann vorerſt diejenigen Verſicherten erhalten, die für 
den Anterhalt von drei und mehr Kindern im Alter von unter 16 Jahren zu ſorgen 
haben. Die monatlichen Beiträge für jedes dieſer Kinder ſollen ſich dann je nach der 
Höhe der Lohn⸗ oder Gehaltsklaſſe zwiſchen 8 und 12 RM in der Invalidenverſiche⸗ 
rung und 10 und 20 RM in der Angeſtelltenverſicherung bewegen. 


Auf weitere Einzelheiten, insbeſondere auf ſonſtige organiſatoriſche Geſichtspunkte, 
kann ich hier nicht weiter eingehen. 


Damit wäre es möglich, die Reichs familienkaſſe einzuführen, ohne die Arbeiter ⸗ und 
Angeſtelltenſchaft und die Wirtſchaft allzuſehr zu belaſten. Allerdings wird es wohl 
immer notwendig ſein, die bisherige Sozialverſicherung grundlegend umzugeſtalten 
und in der Abergangszeit ihre Leiſtungen in beſcheidenen Grenzen zu halten. 
Es iſt dabei ferner in Rechnung zu ſtellen, daß die Gelder, die in Form von 
Erziehungsbeihilfen an die erbgeſunden kinderreichen Familien gezahlt werden ſollen, 
ja auch wieder zur Belebung der Wirtſchaft führen; denn fie kommen Bevölkerungs⸗ 
ſchichten zugute, in denen zweifellos der größte Bedarf an Verbrauchsgütern auf- 
geſtaut iſt und mangels entſprechendem Einkommen unter den heutigen Verhältniſſen 
nicht befriedigt werden kann. Würde aber ein Ausgleich der Familienlaſten in der 
angedeuteten Weiſe zur Durchführung gelangen, fo kann dies zu einer ſtarken An- 
regung des Binnenmarktes dienen. Soweit die geforderte Neuaufgabe des Ausgleichs 
der Familienlaſten in Konkurrenz tritt mit den bisherigen Leiſtungen der Sozialver. 
ſicherung, wird die Frage grundſätzlich unter dem Geſichtspunkt der Sicherung der Er. 
haltung des Volksbeſtandes, der Volkskraft und der Volksgeſundheit zu entſcheiden 
ſein. Anter dieſem Geſichtspunkt iſt im Hinblick auf die Anterbilanz in unſerem 
Volkshaushalt die Entſcheidung nicht zweifelhaft. Es handelt ſich hier um das 
Zentralproblem der deutſchen Zukunft, gegenüber dem alle anderen Erwägungen 
zurücktreten müſſen, ſelbſt wenn zur Sicherung der Reichsfamilienausgleichskaſſe 
eine höhere ſoziale Belaſtung der Kinderloſen und Kinderarmen erforderlich 
werden ſollte. Das muß und kann auch heute ganz anders als früher der Arbeiter- 
und Angeſtelltenſchaft klargemacht werden und wird zweifellos von ihr ver- 
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ſtanden werden. Wenn es gelingt, die Größe dieſer Aufgabe der 
Arbeiter- und Angeſtelltenſchaft wie auch allen anderen 
Kreiſen des Volkes klar vor Augen zu führen, ſo wird ſie 
ſich gern auch mit der Beibehaltung des gegenwärtigen 
beſcheidenen Standes der Sicherung gegen die Wechſelfälle 
des Lebens zufrieden geben, da ja das höhere Ziel der Er- 
haltung des Volksbeſtandes und der Sicherung der Zu 
kunft unſeres Volkes erreicht wird. 


Vor allen Dingen wird es notwendig fein, ſich klarzumachen, 
daß wir eine Löſung des bevölkerungspolitiſchen Problems 
nur erwarten dürfen, wenn wir die geſamte Staats-, Finanz ⸗ 
und Sozialpolitik in dem angegebenen Sinne umzuſtellen 
den Mut finden. Man kann in Deutſchland nicht mehr Sozial ⸗ 
politik treiben, ohne die Arbeitsloſigkeit zu bekämpfen 
und Bevölkerungspolitik zu treiben. Die Arbeitsloſigkeit 
wird endgültig aber nur überwunden werden, wenn wir die 
Frauenfrage im Sinne einer aufbauenden Familienpolitik 
und die Exiſtenzſicherung der deutſchen Familie einer be- 
friedigenden Löſung zuführen. 


Gerade unſere Frauen und Mädchen ſollten daher den Forderungen einer deutſchen 
von der Regierung in Angriff zu nehmenden Bevölkerungspolitik freudig und be- 
ruhigt zuſtimmen; denn ein Ausſcheiden der Frauen aus gewiſſen Berufen, in denen 
ſie entbehrt werden können, iſt ja praktiſch nur denkbar und zu rechtfertigen, wenn man 
ſie in die Familie als Hausfrau und Mutter zurückführt. In Wirklichkeit iſt die 
Frau durch eine verfehlte Finanz-, Wirtſchafts⸗ und Bevölkerungspolitik zur 
Arbeitsſklavin gemacht worden, wie auch die liberaliſtiſche und marxiſtiſche Sozial- 
politik und Weltanſchauung zur Zerſtörung des Familienfinns geführt haben. Man 
hat ihr falſche Ideale beigebracht und fie von den Grundlagen ihres Frauen und 
Muttertums entfernt, wie man es anderſeits auch fertiggebracht hat, ihr das Lebens- 
recht auf „Mutterſein und Frauenehre“ zu rauben. Der deutſchen national 
ſozialiſtiſchen Frauenbewegung iſt es alſo vorbehalten, die deutſche Frau körperlich, 
geiſtig und ſeeliſch wieder geſund zu machen und zur hehren Stellung der ſittlich hoch- 
ſtehenden Frau unferer germaniſchen Vorfahren zurückzuführen! Hier erwarten die 
deutſche Frau große Aufgaben, bei deren Löſung ſie von dem deutſchen Mann und 
der deutſchen Regierung Anterſtützung und Verſtändnis erwarten darſ. Die deutſche 
Frau muß fordern, daß jeder deutſche Mann wieder eine Familie gründet, daß die 
Familie wieder in den Mittelpunkt alles Geſchehens geſtellt wird. Staat, Gemeinden 
und öffentliche Betriebe dürften nur noch Familienväter einſtellen und befördern, oder 
ſolche, die es werden wollen, das find Forderungen, die von der deutſchen Frauen; 
bewegung laut und vernehmlich geſtellt werden ſollten! Mehr als bisher ſollte man 
den deutſchen Menſchen nicht nur nach ſeiner beruflichen Leiſtung allein, ſondern nach 
ſeiner Geſamtleiſtung für Staat und Familie und nach ſeinem Lebenswandel be⸗ 
urteilen! Alle guten und begeiſternden Reden nützen nichts, wenn wir die praktiſchen 
Folgerungen aus unſeren Erkenntniſſen nicht zu ziehen bereit find. 


14. Familien-, Siedlungs- und Rafjenpolitik 


Bisher haben wir auf dieſen Gebieten nur Anfänge zu verzeichnen, wie z. B. die 
Gewährung von Eheſtandsdarlehen, eine gewiſſe bevölkerungspolitiſche Steuerreform 
und in geringem Amfang den Beginn einer nach erbbiologiſchen und raſſiſchen Ge⸗ 
ſichtspunkten in Angriff genommenen bäuerlichen Siedlung. Gerade die bäuerliche 
Siedlung aber iſt vom Gefichtspunkt der Bevölkerungs- und Naſſenpolitik aus be- 
trachtet die ſicherſte Grundlage für die Beſtandserhaltung und Höherentwicklung 
unſeres Volkes. So iſt der deutſche Bauernhof in allen Zeiten diejenige Stelle ge- 
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weſen, von dor ſich das deutſche Volk trotz Krieg und Seuchen immer wieder erholt 
hat. Es iſt darum ein geſchichtliches Verdienſt unſeres Führers, daß er uns dieſen 
Weg wieder frei gemacht hat. So ſoll nach Darrés grundlegenden Abhandlungen der 
Grund und Boden wieder ſowohl der Ernährer wie der geſunde Antergrund zur Er⸗ 
haltung und Mehrung unſeres guten Blutes ſein. Der Boden iſt wieder 
Teil eines Familienrechts und unter ſtaatlichen Schutz 
geſtellt. Als Gegengabe aber muß dieſer völkiſche Staat von 
ſeinen Inhabern verlangen und dieſe Forderung noch in 
irgendeiner Form durch wirtſchaftliche Vor- oder Nachteile 
rechtlich ſichern, daß ſeine Beſitzer dem Staat dafür nun auch 
tatſächlich eine ausreichende Zahl geſunder Kinder zur Ver⸗ 
fügung ſtellen. Ohne eine ſolche Sicherung iſt die Gefahr nicht von der Hand 
zu weiſen, daß die Bauernfamilien zum Einkindſyſtem übergehen, was unter allen 
Amſtänden für die Zukunft verhindert werden muß. Entſprechende Maßnahmen 
könnten durch einen Ausbau des Erbhofgeſetzes noch Verwirklichung finden. Ander 
ſeits müſſen wir uns wieder zu einer geſunden Auffaſſung über den Adel bekennen, 
wie es unſere Vorfahren dem Blutsadel gegenüber einſt taten, d. h. wir haben die 
Pflicht, dafür zu ſorgen, daß das wertvolle germaniſche Erbgut unſeres Volkes in 
Form eines Neuadels gepflegt und erhalten wird. Da unſer Volk nur noch zu einem 
Drittel aus Landbevölkerung beſteht und eine Ausſiebung des beſten Blutes gerade 
auf dem Lande im Laufe des letzten Jahrhunderts erfolgt iſt, genügt es nicht, nur 
einen Landadel zu ſchaffen, ſondern es muß uns gelingen, ihm einen Geiſtesadel in 
den Städten hinzuzufügen. Alle ſolche Forderungen haben mit Kaſtengeiſt und 
Namensadel der vergangenen Zeit nichts zu tun, ſondern es handelt ſich hier darum, 
eine neue Form der Ausleſe durch Sippen und Familienhochzucht zu finden. Alle 
dieſe Maßnahmen können hier ja nur kurz angedeutet werden. 


In letzter Stunde hat das deutſche Volk Einkehr gehalten und erkannt, daß man ſich 
nicht ungeſtraft von feiner Vergangenheit, von Art und Raſſe, entfernen kann. Wenn 
H. St. Chamberlain die Wende des 19. Jahrhunderts „die Zeit der Ehrfurchts⸗ 
loſigkeit“ nannte, ſo hat er die Entwicklung der letzten 30 Jahre vorausgeſehen und es 
iſt kein Wunder, daß auch im deutſchen Volk noch Anverſtand und Verrat an der 
rettenden Tat Adolf Hitlers möglich waren. Nicht Erziehung, Bildung und Amwelt 
ſind entſcheidend für das Handeln eines Menſchen, ſondern das Erbe ſeines Blutes, 
das ſeine Ahnen ihm hinterließen. So wie die Geſchichte und die Vergangenheit für 
ein Volk die Quelle des Widerſtandes und der Kraft bedeuten, fo müſſen die Ahnen. 
geſchichte, die Vergangenheit einer Familie für den einzelnen Menſchen ein Hort und 
ihm Halt für fein ganzes Leben fein. Aus der Familiengeſchichte, aus der Ahnen⸗ 
tafel können wir Herkunft und Beruf, Wert oder Anwert unſerer Vorfahren er- 
kennen und uns ein Arteil über den Erbſtrom der eigenen Familie bilden. Erſt wenn 
der einzelne ſich als Glied einer Ahnenreihe und die Verpflichtung in ſich fühlt, ſein 
Blutserbe fortzuſetzen, werden wir uns um die Zukunft des deutſchen Volkes nicht 
mehr zu ſorgen brauchen! Wenn die heutige Zeit überall Zeichen des Verfalls zeigt, 
wenn der Fortbeſtand unſerer raſſiſch noch wertvollſten Familien bedroht erſcheint, 
ſo liegt der Grund darin, daß die meiſten deutſchen Familien die Verbindung mit 
ihrer Vorfahrenreihe, mit Art und Raſſe verloren haben. Deutſche Frauen und 
Männer ſind in großer Zahl ſich heute der Verantwortung nicht bewußt, die ſie ihrer 
Familie, Volk und Staat gegenüber zu erfüllen haben, und umgekehrt der Staat läßt 
es auch heute noch an der notwendigen Härte und Rückſichtsloſigkeit gegenüber denen 
fehlen, die dieſe Verantwortung nicht aufbringen. Gerade die deutſche Frau und 
Mutter wird es wieder lernen müſſen, die Bewahrerin der Gebräuche unferer Vor— 
fahren und die Hüterin der Sippe, der Sippengeſetze und der Sitte zu werden. Wer 
da glaubt, mit ſchönen Redensarten darüber hinwegzukommen, wer da meint, ſich über 
Sitte und Anſtand einer deutſchen Frau luſtig machen zu können, wer die libera- 
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liſtiſchen Auswlchſe unſerer Zeit beſchönigt, der mag wohl ein Schöngeiſt oder gar 
ein guter Redner fein, für die harten Bedingungen, die uns die Erb- und Raſſen⸗ 
pflege auferlegen, fehlt ihm jedes Verſtändnis. Deutſchland braucht wieder Männer, 
die bereit find, Familie zu gründen, Haus, Hof und Heimat zu verteidigen! Deutid- 
land braucht aber auch Frauen, die wieder bereit find, den Familienfinn zu pflegen 
und ſich ſelbſt für ihre Kinder zu opſern. 

Wenn wir fo „Dienſt an der Raffe“ treiben wollen, müſſen wir uns zurückfinden zu 
der Lebensanſchauung unſerer Vorfahren, die vor Tauſenden von Jahren die erbliche 
Angleichheit der Menſchen und Naſſen erkannt hatten. Sie haben ihre Folgerungen 
daraus gezogen und den Volksſtamm je nach Erbwert und Blutlinien gegliedert und 
fo die vortrefflichſte Führerausleſe verbürgt. Dieſer jahrtauſendelang wirkſam ge- 
wefenen Zuchtwahl in der ſittlich rein erhaltenen Einehe verdanken alle germaniſchen 
und germaniſch durchſetzten Völker der Erde letzten Endes ihre fo erſtaunlich fort- 
geſchrittene Kultur und Ziviliſation, an der wir heute unterzugehen drohen. 

Da die Vererbungslehre und die Erkenntniſſe der Lebensausleſe uns heute einen 
Einblick in dieſe lange Entwicklung des Menſchengeſchlechts und unſeres Volkes ge- 
währen, follten auch wir wieder den Mut dazu aufbringen, Bevölkerungs- und Raſſen⸗ 
politik zu treiben. 

So ſind ja auch das Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes, das Geſetz zur 
Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums wie das Geſetz zum Schutze des deutſchen 
Bluts und der deutſchen Ehre und das Ehegeſundheitsgeſetz zu verſtehen, die den 
Beginn einer Raſſenpolitik darſtellen, deren Auſgabe es iſt, eine Aberſremdung, Ent ⸗ 
artung und überaus große Vermiſchung mit uns artfremdem Blut zu verhindern. 

Die Geſchichte und der Antergang großer Kulturvölker wie z. B. der Griechen und 
Römer ſollten uns eine Mahnung fein; denn noch immer waren Raffenentartung und 
Raffenmifhung die Arſache des Vergehens von Völkern und ihrer Kultur. 

Mit wirtſchaftlichen Maßnahmen allein wird es darum nicht möglich ſein, unſer 
deutſches Volk vor dem Abſterben und Raſſentod zu bewahren, wenn es uns nicht 
gelingt, die Seele des deutſchen Menſchen und der deutſchen Jugend für die 
biologiſchen Lebensnotwendigkeiten, für Erb-, Naſſen⸗, Sippen ⸗ und Familienpflege 
zu gewinnen. 

Es gilt darum, unſere Jugend zur Reinerhaltung des Erb. und Raſſenguts und zur 
Achtung der Geſchlechter voreinander zu erziehen. Die Jugend iſt wieder bereit, für 
Volk und Staat fi einzuſetzen, möge fie darum in Zukunft nicht nur den Ausſpruch 
beherzigen: „Dulce et decorum est pro patria moril“ ſondern auch bereit ſein 
zum „Dienſt an der Raffe” nach dem Wahlſpruch: „Schön und ehrenvoll iſt es, für 
ſein Vaterland zu ſterben, noch ſchöner aber für ſein Vaterland zu leben!“ Sittliches 
Ziel muß es wieder werden, aus Verantwortung den kommenden Geſchlechtern gegen⸗ 
über das Erbgut genau fo rein weiterzugeben, wie wir es von unſeren Vorfahren 
erhalten haben. 

Naſſedienſt treibt alfo jeder einzelne, der durch geeignete Gattenwahl eine Aufartung 
der eigenen Familie und damit des ganzen Volkes anſtrebt. Familien. und Raffen- 
kunde müſſen wieder zum Zuſammenhalt der Sippe und zur Ehrfurcht vor dem 
Lebensſtrom feiner Ahnen und der Raffe führen. Der Glaube unferer Vorfahren an 
die Anſterblichkeit ihres Blutes und ihrer Raffe war das Ahnen ihrer Seele, das 
ſeine biologiſche Begründung im Weiterleben in den Kindern findet. 

Darum iſt auch an einen Erfolg nur zu denken, wenn es uns gelingt, die Seele 
unſeres Volkes für das Streben nach einer Veredelung und Aufartung und für den 
Glauben an eine beſſere Zukunft der eigenen Familie, der Sippe und damit der 
Raſſe zu gewinnen. Wer ohne Kinder ſtirbt, iſt für immer dahin, wer aber eine aus ; 
reichende Zahl von Kindern ſein eigen nennt, der wird in ihnen weiterleben, ſolange 
es ein deutſches Volk auf dieſer Erde gibt! Das aber iſt Sinn, Zweck und Ziel 
unſeres Lebens, dem ſich alles andere unterzuordnen hat! 
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Wir befinden uns in einem Ambruch der Zeit. Die Erkenntnis von der Angleichheit 
des Menſchengeſchlechts iſt wieder wie einſt in germaniſcher Vorzeit Grundlage 
nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung geworden. Heute wiſſen wir, daß jede Ent- 
wicklung eines Volkes, ſeines Staates und ſeiner Kultur letzten Endes blutsmäßig 
gebunden von dem Weſen der Rafle abhängig iſt. Wenn Gobineau und Chamberlain 
einst die Auffaſſung vertraten, daß die nordiſche Raffe und ihre Beſtandteile Träger 
der Kultur in der menſchlichen Geſchichte der letzten Jahrtauſende geweſen find, fo 
wiſſen wir heute, daß Staaten und Kulturen des europäiſchen Kulturkreiſes immer 
dann zugrunde gegangen find, wenn die Träger des ſchöpferiſchen nordiſchen Blutes 
durch Entartung und Naſſenmiſchung fih endgültig vernichteten. 


Wenn auch das deutſche Volk aus mehreren Naſſenbeſtandteilen ſich zuſammenſetzt, To 
ſchöpfen wir doch gerade aus der Erb- und Raſſenlehre die Gewißheit, daß die 
nordiſche Raffe das beſtimmende Element in unſerem geſamten Volk geworden tft. 
Das bedeutet, daß wir in Deutſchland über den nordiſchen Naſſenbeſtandteil zu 
wachen haben werden. Nur wenn wir unſerem Volke ein gewiſſes Hochziel der Ent⸗ 
wicklung und Aufartung zeigen, wird es gelingen, die deutſche Seele für die Er- 
haltung der Art und der Raſſe zu gewinnen. Nur dann erſcheint der Beſtand unſeres 
Volkes und ſeines Staates bis in ferne Zukunft geſichert. 


Darüber hinaus find dieſe Erkenntniſſe aber auch geeignet, die raſſeverwandten 
Volker Europas einander näherzubringen und ihr Zuſammengehörigkeitsgefühl zu 
ſtärken. Es iſt unſere Pflicht, auf die drohenden Gefahren des Antergangs, der 
RNaſſenmiſchung und Naſſenentartung, hinzuweifen, die Europa in einem neuen Krieg 
von Oſten her über Rußland und im Weiten von Afrika her durch die Millionenheere 
Fremdraſſiger drohen. Das „Deutſche Volk“ verlangt daher Gleichberechtigung und 
Anerkennung ſeines Lebensrechts, um ſeine kulturelle und wirtſchaftliche Aufgabe im 
Herzen Europas erſüllen zu können, wie damit aber auch gleichzeitig den raſſiſchen 
und kulturellen Niedergang der geſamten europäiſchen Völker aufzuhalten. 
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A. Die Staatsangehörigheit 
1. Einführung 


Die Rechtslehre ſpricht von einem „Staat“, wenn eine dauernde Vereinigung von 
Menſchen auf einem beſtimmten Gebiet unter beſtimmter höchſter Gewalt nach einer 
feſten Ordnung lebt. Zu einem Staat im Rechtsfinne gehören demnach ein Volk, 
ein Land, eine Staatsgewalt und eine anerkannte, nötigenfalls erzwingbare Lebens 
ordnung, das Recht 

Der wichtigſte dieſer vier Grundpfeiler des Staates iſt das Volk. Die anderen, 
Land, Staatsgewalt und Recht können wohl einmal in Zeiten großer geſchichtlicher 
Erſchütterungen wechſeln oder gar vorübergehend ſchwinden. Sie können wieder ⸗ 
erlangt werden, ſolange das Volk noch genügend geſunde Kraft hat. Schwindet 
aber einmal das Staatsvolk dahin, ſo iſt der Staat dem hoffnungsloſen Antergange 
geweiht. In welcher Weiſe das Volk als einheitlicher Organismus zu 
pflegen und zu kräftigen iſt, iſt in dem vorhergehenden Abſchnitt über Bevölkerungs⸗ 
politik ausgeführt worden. 


Bei der Betrachtung des Volkes von der Staatsangehörigkeit aus aber 
bewegen wir uns zunächſt ausſchließlich auf dem Gebiet des Rechtes, und zwar des 
Staatsrechts. Staatsangehörigkeit iſt alſo ein rein juriſtiſcher Begriff, dem 
die Gefahr anhaftet, die allen Rechtskonſtruktionen innewohnt, daß der rein ver⸗ 
ſtandesmäßige Begriff ſich von ſeinem lebendigen Arſprunge und Sinn loslöſt und 
dann ein Eigenleben zu führen beginnt, das dem wahren Leben fremd und ſchließlich 
feindlich werden kann. Da aber ein ſtaatsrechtlicher Begriff der Staatsangehörigkeit 
notwendig iſt, iſt es Aufgabe eines geſunden Staatsweſens, darüber zu wachen, daß 
dieſer Begriff ſtets nur mit dem Blick auf das Geſamtvolk gehandhabt wird und 
ſeine ſtets ſchädliche Aberſpitzung und ſein Abgleiten ins Weltfremde vermieden 
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werden. In welcher Weiſe dann ein Staat auch die Staatsangebörigkeit zu einem 
Werkzeuge der Bevölkerungspolitik, ja zu einer politiſchen Waffe geſtalten kann, 
wird noch ausgeführt werden. 


2. Der Rechtsbegtiff 


Die Staatsangehörigkeit iſt eine Erſcheinungsform der Staatshoheit im Einzel- 
menſchen; ſie bedeutet deſſen förmliche Bindung an den Staat. 


Die allgemeine rechtliche Begriffsbeſtimmung lautet: „Staatsangehörigkeit iſt die 
Rechtsſtellung einer Perſon in ihrer Beziehung zu einem beſtimmten Staate, und 
zwar als eines von dieſem gemäß deſſen Rechtsnormen anerkannten oder in Anſpruch 
genommenen Gliedes der politiſchen Gemeinſchaft.“ Der Staatsangehörige im inter⸗ 
nationalen ſtaatsrechtlichen Sinne iſt alſo ein förmlich anerkanntes Glied der 
politiſchen Gemeinſchaft, des Staatsvolkes im rechtlichen Sinne. Für das neue 
Deutſche Reich hat dieſe Begriffsbeſtimmung aber durch die Nürnberger Geſetz⸗ 
gebung vom 15. September 1935 eine entſcheidende Einſchränkung erfahren. Die 
geſetzliche deutſche Beſtimmung lautet nunmehr: „Staats angehöriger tft, 
wer dem Schutzverband des Deutſchen Reiches angehört und 
ihm dafür beſonders verpflichtet iſt“ (8 1 des Reichsbürgergeſetzes vom 
15. September 1935, RGBl. 1 S. 1146). Die politiſchen Rechte gehören alſo 
heute nicht mehr zum Begriff des deutſchen Staatsangehörigen. Träger dieſer Rechte 
iſt heute nur noch der Reichs bürger. Aber dieſen vom Nationalſozialismus neu 
geſchaffenen, von dem des einfachen Staatsangehörigen ſcharf zu trennenden Begriff 
wird weiter unten eingehender zu ſprechen ſein. 


Zwei Punkte unſerer Begriffsbeſtimmungen — für beide Definitionen gleichermaßen 
gültig — find noch hervorzuheben: Die Staatsangehörigkeit iſt eine Rechts. 
ſtellung, die ihren rechtlichen Inhalt erſt durch ſonſtige Rechtsnormen erhält. 
Wir haben hier ein Status ⸗Recht, einen rechtlichen Zuſtand, der an ſich nur 
einen Rahmen darſtellt, der mit Inhalt verſchiedener Art zu füllen bleibt. Dieſe 
Rechtsſtellung iſt Vorausſetzung dafür, daß der Inhaber in den Genuß von Rechten, 
vor allem aber in Verpflichtungen eintritt, die andere Staatsgeſetze an den Beſitz der 
Staatsangehörigkeit knüpfen, z. B. beſtimmte Formen des Rechtsſchutzes, Wehr⸗ 
pflicht, Steuerpflicht. 


Als zweites iſt zu betonen, daß die Begriffsbeſtimmung nichts ausſagt über die 
innerliche, die organiſche Zugehörigkeit des Staatsangehörigen zu ſeinem Staat. 
Staatsangehöriger im ſtaatsrechtlichen Sinne iſt jeder, der die Staatsangehörigkeit 
nach dem hierfür geltenden Geſetz erworben hat, ſei es durch förmliche Verleihung, ſei 
es durch andere Vorgänge, die den Erwerb der Staatsangehörigkeit zur Folge haben, 
wie Geburt, Eheſchließung u. a (ſiehe unten zu 10 b S. 16). Der Form nach gehört 
er damit zum Staatsvolk; ob auch dem Weſen nach, das bleibt offen. Es bleibt 
ebenfalls offen, ob jeder, der nach Abſtammung und Kultur, alſo dem Weſen nach, 
dem Staatsvolk angehört, auch die förmliche Staatsangehörigkeit beſitzt. 


3. Dolhsglied und Staatsangehöriger 


Die Begriffe „Staatsangehöriger“ und „Volksglied“ decken ſich alſo nicht, und 
hierin liegt die vorhin (zu 1) ſchon angedeutete Gefahr. An erſter Stelle muß, wenn 
die beiden Begriffe ihrem Werte nach im richtigen Verhältnis betrachtet werden, 
das Volk ſtehen, oder ſein einzelnes Glied, der Volksgenoſſe. Dieſe allein geſunde 
Anſchauung wieder zum Allgemeingut zu machen, ift eines der Ziele des Nationale 
ſozialismus. Er hat dabei auſzuräumen mit der Aberſpitzung des Begriffes der 
Staatsangehörigkeit, die den in ihrem Beſitz befindlichen Menſchen, gleichviel ob 
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Deutſchen, Juden oder Neger, als „Deutſchen“ bewertete, den deutſchen Volks⸗ 
genoſſen mit fremder Staatsangehörigkeit aber ſchlechthin als „Ausländer“. 


Anſere Millionen von Volksgenoſſen, die nicht die deutſche Staatsangehörigkeit be- 
ſitzen, wurden uns durch eine ſolche Auffaſſung, wie ſie ſich in den Zeiten des am 
Außerlichen klebenden Liberalismus immer mehr durchſetzte, zwangsläufig entfremdet. 
Wer nicht abgeſtoßen wurde, der fühlte doch immerhin die Verbundenheit zur Heimat 
fi lockern, weil er ja dort nicht mehr als richtig zugehörig betrachtet wurde. So ver⸗ 
loren wir nicht nur durch äußere, ſondern durch die ſchwerere innere Entfernung 
Millionen wertvoller Volksgenoſſen, während wir zum Teil fragwürdigſten Erſatz 
eintauſchten in Geſtalt von blut⸗ und weſensfremden neuen „Staatsangehörigen“. 


Der Führer ſchreibt in ſeinem Buche „Mein Kampf“ Bd. II Kap. 3 über die libera⸗ 
liſtiſche Auffaſſung von der Einbürgerung: 


„Sie (die Einbürgerung) iſt an verſchiedene Vorbedingungen gebunden, z. B. daran, 
daß der in Ausſicht genommene Kandidat wenn möglich kein Einbrecher oder Zu⸗ 
hälter iſt, daß er weiter politiſch unbedenklich, d. h. alſo ein harmloſer politiſcher 
Trottel iſt, daß er endlich nicht feiner neuerlichen ſtaatsbürgerlichen Heimat zur Laſt 
fällt. Gemeint iſt damit in dieſem realen Zeitalter natürlich nur die finanzielle Be⸗ 
laſtung. Ja, es gilt ſogar als förderliche Empfehlung, einen vermutlich guten künftigen 
Steuerzahler vorzuſtellen, um die Erwerbung einer heutigen Staatsbürgerſchaft zu 
beſchleunigen. 


Raſſiſche Bedenken ſpielen dabei überhaupt keine Rolle. 


Der ganze Vorgang der Erwerbung des Staatsbürgertums vollzieht ſich nicht viel 
anders als der der Aufnahme z. B. in einen Automobilklub. Der Mann macht ſeine 
Angaben, diefe werden geprüft und begutachtet, und eines Tages wird ihm dann auf 
einem Handzettel zur Kenntnis gebracht, daß er Staatsbürger geworden ſei, wobei 
man dies noch in eine witzig-ulkige Form kleidet. Man teilt dem in Frage kommen- 
den bisherigen Zulukaffer nämlich mit: ‚Sie find hiermit Deutſcher geworden!’ 


Dieſes Zauberſtück bringt ein Staatspräſident fertig. Was kein Himmel ſchaffen 
könnte, das verwandelt ſolch ein beamteter Theophraſtus Paracelſus im Hand- 
umdrehen. Ein einfacher Federwiſch, und aus einem mongoliſchen Wenzel iſt plötzlich 
ein richtiger „Deutſcher' geworden. 


Aber nicht nur, daß man ſich um die Raſſe eines ſolchen neuen Staatsbürgers nicht 
kümmert, man beachtet nicht einmal ſeine körperliche Geſundheit. Es mag ſo ein Kerl 
ſyphilitiſch zerfreſſen ſein wie er will, für den heutigen Staat iſt er dennoch als Bürger 
hochwillkommen, ſofern er, wie ſchon geſagt, finanziell keine Belaſtung und politiſch 
keine Gefahr bedeutet.“ 


4. Geſchichte 


Die nationalſozialiſtiſche Auffaſſung vom Staatsangehörigen iſt, wie ſo vieles andere 
Weſentliche unſerer Anſchauungen, nicht etwas überraſchend Neues, das nun einmal 
ausprobiert werden ſoll, ſondern es iſt nur die Wiederaufrichtung einer früher ein⸗ 
mal in Geltung geweſenen Auffaſſung, die ſo ſehr in der Natur der Sache liegt, daß 
fie ehemals felbftverftändlih war und auch heute noch jedem Anbefangenen natürlich 
erſcheint. Nur iſt dieſe Auffaſſung wie ſo viele andere geſunde umſponnen, eingeengt 
und erſtickt worden von dem irreleitenden Denken in römiſch rechtlichen und ſpäter in 
liberaliſtiſch⸗demokratiſchen Begriffen, die nur den Einzelmenſchen und feine Inter. 
eſſen ſahen und nichts darüber hinaus ernſtlich anerkannten. Das liberaliſtiſche Seit- 
alter, alſo, grob geſagt, die Zeit von der Franzöſiſchen Revolution von 1789 bis 
zum 30. Januar 1933, hat freilich die formaliftiide Auffaſſung von der Staats. 
angehörigkeit nicht neu erfunden. Der alte Inhalt war durch eine wechſelvolle Gc- 
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ſchichte boreits geſchwunden, und der Liberalismus tat nur ein übriges, indem er den 
Begriff der Staatsangehdrigkeit mit allerhand „Menſchenrechten“ ausſchmückte und 
ſtaatsrechtlich einordnete. 


a) Frühzeit und Mittelalter 


In den Arzeiten Deutſchlands, die wir eben noch als geſchichtlich bezeichnen können, 
war der Begriff einer Staatsangehörigkeit in unſerem Sinne unbekannt, weil über- 
flüſſig. Wenn auch die germaniſchen Stammesſtaaten vor der Völker. 
wanderung lockerer im formalrechtlichen Gefüge geweſen ſein mögen als heutige 
Staaten, ſo hatten ſie doch ein Entſcheidendes vor dieſen voraus: Sie bedurften eines 
ausgearbeiteten Staatsrechts nicht, weil ſie das, was heute erſt wieder durch Geſetze 
kundgetan werden muß, noch in ſich fühlten. Sie fühlten noch die innere Zuſammen⸗ 
gehdrigkeit der durch gemeinſame Abſtammung Verbundenen. 


Wer damals zu einem Stammesſtaate gehörte, der bedurfte keiner anderen Legiti⸗ 
mation als der, die ihm ſein Blut gab. Zum Volke gehörte, wer von ſeinen Eltern 
ber in das Volk hineingeboren war. Das gemeinſame Blut verband die Volks 
genoſſen, und außerdem wurden die Frauen von anderem raſſegleichen Stamm, die ein 
Volksgenoſſe ehelichte, in die Gemeinſchaft aufgenommen. Eine Art von „Ein⸗ 
bürgerung“ gab es ſchon damals, da es möglich war, Stammesfremde in die Sippe 
aufzunehmen. Das geſchah durch feierlichen Akt, und die Zugehörigkeit zur Sippe 
hatte mittelbar die Aufnahme in den Stammesſtaat zur Folge. Hierbei wird es ſich 
aber wohl regelmäßig um raſſegleiche Menſchen gehandelt haben. Blut s fremde 
gab es freilich auch in dieſen Staaten. Sie waren meiſt Angehörige von Völker. 
ſchaften, die entweder vor Zeiten oder erſt vor kurzem unterworfen waren, Kriegs- 
gefangene und gewaltſam ergriffene Frauen und Kinder. Ob ſtärkerer freiwilliger 
Zuzug ſtattgefunden hat, bleibt fraglich. Die Anterworfenen blieben aber in dienender 
Stellung, unfrei und rechtlos. Als Volksgenoſſen wurden ſie nicht betrachtet. Nach 
heutigen Begriffen waren ſie „Einwohner“ des Staates und wurden wohl gezählt, 
aber nicht gewogen. 


Dieſes Verhältnis, wonach die durch gemeinſames Blut, durch Verſippung ver- 
bundenen Volksgenoſſen allein die vollen Rechte eines „Staatsangehörigen“ im 
heutigen Sinne beſaßen, änderte ſich zunächſt nicht, als nach dem rieſigen Aufbruch 
der Völkerwanderung die Germanen neue Staaten im Donauraum, in 
Italien, Spanien und Nordafrika errichteten. Der Verſuch, aus politiſcher Not⸗ 
wendigkeit die unterworfenen Römer mit den herrſchenden Goten allmählich gleich- 
zuſtellen, ſcheiterete an dem Blutsempfinden des Eroberervolkes. 


Wie richtig ein ſolches Empfinden war, hatte ſchon die bisherige Geſchichte des 
Römervolles gezeigt. Römifher Bürger, civis romanus, mit allen ſtaats- 
rechtlichen Vorrechten zu ſein, war lange den Bürgern der Stadt Rom und der 
nächſten Umgebung (Latium) vorbehalten geblieben. Als der verkommene Kaifer 
Caracalla im Jahre 212 n. Chr. dieſes römiſche „Staatsangehörigkeitsrecht“ allen 
Einwohnern des römiſchen Reiches verlieh, das damals von Afrika bis Britannien, 
von Portugal bis Meſopotamien reichte, da ſahen einſichtige Männer ſchon damals, 
daß dies der entſcheidende Schritt zur Uuflöfung ihres herrlichen Reiches war. Wenn 
es von da an noch anderthalb Jahrhunderte bis zum Beginn des äußeren Zuſammen⸗ 
bruches dauerte, ſo liegt das nicht daran, daß dieſer Schritt ungefährlich geweſen 
wäre, ſondern nur an der für uns faſt unvorſtellbaren Schwerkraft, die dieſes Reich 
hatte, das faſt die ganze damals bekannte Welt umfaßte. Denn das röͤmiſche Reich 
hat, gleichfalls für uns kaum vorſtellbar, durch ſeine weltumſpannende Macht rund 
250 Jahr lang Frieden gehabt, abgeſehen von A die keinerlei tiefere 
Erſchütterungen verurſachen konnten! 
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Im ſpäteren Mittelalter verſchob ſich in Deutſchland das Problem infolge der 
unſeligen Kleinſtaatere i. Die Hunderte von kleinen Staaten waren weit davon 
entfernt, Volksſtaaten wie einſt in dem Sinne zu fein, daß ein blutmäßig abge- 
ſchoſſener Volksſtamm einen Staat bildete. Die politiſche Ohnmacht des „Römiſchen 
Reiches Deutſcher Nation“ ſtachelte die Begehrlichkeit der weltlichen und geiſtlichen 
kleinen Herren in Deutſchland an, ſtückweiſe nach und nach ihre Macht zu vergrößern. 
Die Stammesherzogtümer ſchwanden, und die lan des herrliche Gewalt der 
Fürſten und Reichsſtädte nahm zu. Als der „Reichsdeputationshauptſchluß“ von 
1803, der praktiſch das Ende des erſten deutſchen Reiches bezeichnete, die Vernichtung 
von 112 deutſchen Staaten ausſprach, blieben immer noch mehr als drei Dutzend 
übrig! Alle jene Landesherren fühlten ſich ſouverän auf ihrem Staatsgebiet, das 
vielfach nur von wenigen tauſend Menſchen bevölkert wurde, und im Abglanz dieſer 
Herrlichkeit fühlte ſich auch die Bevölkerung als felbftändige Nation, ſei es auch nur 
eine bückeburgiſche oder reußiſche Nation geweſen. 


Mit dieſem traurigen Niedergang gewinnt der Rechtsbegriff der Staatsangehörigkeit 
erhöhte Bedeutung. Im ſtändiſchen Staate des Mittelalters gab es freilich 
noch keine allgemeine unmittelbare Staatsangehörigkeit. Jeder Freie gehörte einem 
der Stände an und beſaß hierdurch mittelbar eine Staatsangehörigkeit. Die 
Anfreien „gehörten“ ja ohnehin einem Freien und „gehörten“ dadurch zu dem Staate. 
Der Bürger einer Stadt — nur hier kam zunächſt die Bezeichnung Bürger in Frage 
— war oder wurde Glied der Gemeinde und ſomit Angehöriger des Staates oder 
der freien Reichsſtadt. Der Beamte war durch fein Dienft- und Treueverhältnis 
dem Landesherrn eng und unmittelbar verbunden. Das Verhältnis von Landes⸗ 
herr und Bevölkerung ſeines Landes wurde nicht vom Staate als ſolchem oder gar 
vom Volke her geſehen, ſondern nur von der Perſon des Fürſten aus. Die Bewohner 
des Gebietes waren Antertanen, und die Frage der Staatsangehörigkeit war 
damit erledigt. Wer auf Dauer in das Gebiet eines anderen Herrn überſiedelte, 
wurde deſſen Antertan. Nur in den freien Reichsſtädten gab es bereits etwas Ahn⸗ 
liches wie den heutigen Erwerb und Verluſt der Staatsangehörigkeit. 


b) Neuere Zeit 


Auch in der Zeit der abſoluten Monarchie war der Begriff einer förmlichen 
Staatsangehörigkeit noch nicht ein klarer Gegenſtand der Geſetzgebung. Das 
Preußiſche „Allgemeine Landrecht“ von 1794 kennt nur einen Erwerb und Verluft 
des Ständerechts. Da die Bevölkerung damals faſt durchweg ſeßhaft war, war die 
Frage nach der Staatsangehörigkeit des einzelnen eben viel einfacher zu beantworten 
als in der ſpäteren Zeit der zunehmenden Freizügigkeit. Zu welcher Stadt, welchem 
Dorf oder Gut jemand gehörte, war meiſtens klar, und ſo war er Antertan des 
Herrn, in deſſen Gebiet ſein Heimatort lag. 


Zu Anfang des 19. Jahrhunderts aber fielen im Gefolge der Franzöſiſchen 
Revolution nach und nach in allen Staaten die ſtändiſchen Vorrechte. Die 
Gleichheit aller vor dem Geſetz wurde Staatsgrundſatz, jeder Antertan wurde „Staats- 
bürger“; Anfreie, Leibeigene gab es nicht mehr. Damit tauchte die Frage nach dem 
Weſen der Staatsangehörigkeit auf, die ja nicht mehr durch Eintritt in einen Stand 
mittelbar erworben oder entſprechend verloren werden konnte. Es entſtand ein Hin 
und Her von Meinungen über den Inhalt des neu gewonnenen Begriffes. 


5. Weſen und Inhalt der Staatsangehörigheit 


Die als Frucht der Franzöſiſchen Revolution entſtandene Sucht, nur nach Menſchen⸗ 
rechten, nicht aber nach Pflichten zu ſuchen, ließ auch die Staatsangehörigkeit zunächſt 
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nur als eine Summe von Rechten ihres Inhabers erſcheinen. Das Gewicht des durch 
Preußens große Könige geſchaffenen und tief ins Volk gedrungenen Pflichtbegriffs 
aber überwand allmählich jene krankhafte Auffaſſung, und die richtige Anſicht feste 
ſich durch, daß die förmliche Zugehörigkeit eines Menſchen zu einem Staate ihm in 
erſter Linie eine Fülle von Pflichten, zumal die Wehr⸗ und Steuerpflicht, gegen ; 
über ſeinem Staate auferlege; die Rechte, vor allem das allgemeine Recht darauf, 
von ſeinem Staate geſchützt und gefördert zu werden, ergeben ſich erſt mittelbar als 
Gegenſtück zu den Pflichten. Wir heutigen Deutſchen haben allen Anlaß, noch ein 
weiteres nachdrücklich zu betonen, daß die deutſche Staatsangehörigkeit außer 
Pflichten und Rechten zuvörderſt eine Ehre für ihren Inhaber enthält, deren er ſich 
würdig zu zeigen hat, gleichviel, ob er ſie durch Geburt oder durch Verleihung 
erworben hat! 


Welche rechtlichen Folgen im einzelnen die Staatsangehörigkeit nach ſich 
zieht, kann kaum aufgezählt werden. Es ſei an das unter 2 Geſagte erinnert, daß 
Staatsangehörigkeit nur ein Rechts zuſtand iſt, dem ein greifbarer Inhalt erft 
durch ſolche Geſetze gegeben wird, in denen die Staatsangehörigkeit ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend eine Vorausſetzung für die Entſtehung von Rechten oder Pflichten 
bildet. Als weſentliches, in keinem Sondergeſetz ausgeſprochenes, aber in der Natur 
der Sache liegendes Recht verdient das Recht zum Aufenthalt im Staatsgebiet 
hervorgehoben zu werden; ausgewieſen werden können nur Ausländer. Im übrigen 
finden wir Beſtimmungen, deren Gegenſtand die Staatsangehörigkeit bildet, im 
ganzen Gebiete des deutſchen Rechts, im öffentlichen wie im bürgerlichen. 


Einzelne Beiſpiele aus den größeren Gebieten des Rechtes mögen dies ver⸗ 
deutlichen. 


In erſter Linie iſt heute zu erwähnen, daß der Beſitz der Staatsangehörigkeit not- 
wendige Vorausſetzung zum Erwerb des Reichs bürgerrechts iſt. 

Im bürgerlichen Recht iſt die Staatsangehörigkeit von Bedeutung bei der 
Eheſchließung, ferner vor allem bei der „Kolliſion“ der Privatrechtsbeſtimmungen 
des Deutſchen Reiches mit denen eines ausländiſchen Staates. 


Im Zivilprozeß gelten die Beſtimmungen über die Gewährung des Armen⸗ 
rechtes ohne weiteres nur für Reichsangehörige, dagegen für Ausländer nur, wenn 
ihr Staaat auch Reichsangehörige ebenſo günſtig behandelt („Gegenſeitigkeit“). Auch 
bei der Sicherheitsleiſtung für die Prozeßkoſten iſt der Reichsangehörige beſſer 
geſtellt als ein Ausländer. 


Dem deutſchen Strafrecht unterliegt der Reichsangehörige in weiterem Amfange 
als der Ausländer. Verbrechen und Vergehen, die im Auslande begangen find, find, 
wenn der Täter ein Deutſcher iſt, nach deutſchem Recht in der Regel zu beſtrafen. 
Der Begriff des Landesverrates ferner bringt es mit ſich, daß ihn im Auslande nur 
ein Deutſcher gegen Deutſchland begehen kann (Kriegszeiten ausgenommen). Beſſer 
geſtellt iſt wiederum der Reichsangehörige inſofern, als er einer ausländiſchen Regie ⸗ 
rung nicht zur Strafverfolgung oder Beſtrafung ausgeliefert werden darf. 


Im Strafprozeßrecht wird der Reichsdeutſche ſtärker gegen eine Verhaftung 
gefichert als ein Ausländer. 


Beſonders vielfältig find die Beiſpiele im Staats- und Verwaltungs 
recht. Das Aufenthaltsrecht iſt ſchon erwähnt. Der Reihsangehörige iſt dem Aus- 
länder gegenüber ferner beſſer geſtellt beim Erwerbe von Grundeigentum und beim 
Gewerbebetrieb. Selbſt die vom Deutſchen Reich mit anderen Staaten abgeſchloſſenen 
Niederlaſſungsverträge und die einſchlägigen Beſtimmungen in Handelsverträgen 
ſchließen nicht das Recht zur Ausweiſung „läſtiger“ Ausländer aus. Die Staats- 
angehörigkeit iſt ferner von Bedeutung für die Gewährung beſtimmter Fürſorge 
leiſtungen im Falle der Hilfsbedürftigkeit uſw. Es gibt überhaupt kaum ein geſetzlich 
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geregeltes Lebensgebiet, in dem die Staatsangehörigkeit nicht in irgendeiner Form 
eine Rolle mitſpielte. 


Unter der Fülle der Pflichten des Staatsangehörigen ragen hervor die Ehren- 
pflichten, die der Deutſche weniger als Pflichten, denn als Ehrenrechte betrachtet: 
die Arbeitsdienſt⸗ und die Wehrpflicht. Zu ihrer Erfüllung iſt der Beſitz der 
deutſchen Staatsangehörigkeit ebenfalls Vorausſetzung. Selbſtverſtändlich iſt dieſer 
Beſitz gleichfalls notwendig für die, die ſich den Staatsdienſt zur Lebensaufgabe 
machen, für die Staatsbeamten. Doch wird an dieſe noch die höhere Anforderung 
geſtellt, daß fie darüber hinaus noch das Reichsbürgerrecht innehaben. 


Die Pflichten, die ein Staatsangehöriger ſeinem Staate gegenüber hat, laſſen ſich 
niemals durch Aufzählung erſchöpfen. Solche Verſuche vollſtändiger Niederſchrift find 
nicht nur überflüſſig, ſondern ſogar ſchädlich. Sie entſpringen der liberaliſtiſchen 
Neigung, den Bezirk der Rechte des einzelnen gegenüber der Macht des Staates mit 
moͤglichſter Schärfe abzugrenzen, und fördern die ungeſunde, in Deutſchland heute 
endlich überwundene allgemeine Neigung, gemäß der Irrlehre der Franzöſiſchen 
Revolution den Staat als den natürlichen Gegner des Individuums zu betrachten 
und feine Anſprüche an den einzelnen nach Möglichkeit auf ein Mindeſtmaß zu 
beſchränken. 


Subjektive Nechte des einzelnen gegenüber dem Staate gibt es wohl, z. B. in Form 
von Vermögensanfprüchen, von Anſprüchen auf Herauszahlung überzahlter Steuern 
und ähnliches, aber nur ſolange und ſoweit, als die Staatsnotwendigkeiten, alſo die 
Notwendigkeiten des Geſamtvolkes, dem nicht entgegenſtehen; abſolute ſubjektive 
Rechte, die in jedem nur denkbaren Falle gegen den Staat durchzuſetzen wären, 
gibt es nicht. „Das Wohl des Staates iſt das oberſte Geſetz“, das jedem anderen 
Geſetze vorgeht. 


6. Die „Grundrechte 


Demgegenüber finten auch die früher jo beliebten, das Kernſtück der bisherigen Ver⸗ 
faſſungen bildenden Aufzählungen der „Grundrechte“ zu Schattengeſtalten zuſammen. 
Dieſe Grundrechte waren freilich urſprünglich nicht nur Spielereien, ſondern hatten 
einen ſehr ernſten geſchichtlichen Hintergrund. Sie waren beſonders in ihrem 
Arſprungslande Frankreich die Gegenwirkung gegen bodenloſen Mißbrauch der 
Herrſchergewalt, wie überhaupt der politiſche Liberalismus, ſo unerfreulich und in 
höherem Sinne verwerſlich er iſt, als geſchichtliche Erſcheinung richtig gewürdigt 
werden muß als ein in vielen Staaten naturnotwendiger Rückſchlag gegen frevelhafte 
Anterdrückung und Ausbeutung der Antertanen durch den Landesherrn und gegen 
überhebliche Mißachtung jeder Menſchlichkeit durch die Vollzugsorgane der landes 
herrlichen Gewalt. Kurz, der Liberalismus war Notwehr gegen ſchrankenloſe 
Willkür. 


Die Grundrechte der Staatsangehörigen haben in der Entwicklungsgeſchichte der 
Innenpolitik eine zu große, ja weltbewegende Rolle geſpielt, als daß ſie bei einer 
Würdigung des Weſens der Staatsangehörigkeit übergangen werden könnten. Wie 
alles Werden nur der verſtehen kann, der die früheren Stufen des Werdens kennt, 
ſo dürfen auch wir auf unſerem kleinen Ausſchnitt aus Politik und Staatsrecht uns 
nicht beſchränken auf das, was wir heute als nötig empfinden, ſondern wollen es 
verſtehen als Ergebnis von Wirkung und Gegenwirkung, als Ergebnis aus dem 
Rhythmus der Weltgeſchichte, unabhängig von Billigung oder Ablehnung. 


Der Vorläufer einer förmlichen Aufſtellung von Grundrechten war die magna 
chart a von 1215, eine dem verkommenen König „Johann ohne Land“ abgerungene 
urkundliche Anerkennung der Rechte des engliſchen Adels. Als ſpäter die engliſchen 
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Könige aus dem Haufe Stuart wiederum ihr Volk gewiſſenlos mißbrauchten und 
ſelbſtſüchtig ausbeuteten, ſtellte das Parlament in der Petition of right von 1628 
und fpäter (1689) durch einen ähnlichen Parlamentsbeſchluß das geſchichtlich ent- 
wickelte Recht der Antertanen gegenüber der volksfeindlich gewordenen Herrſcher⸗ 
gewalt feſt. In gleicher Weiſe mußte ſich ſpäter das engliſche Parlament ſelbſt 
zurechtweiſen laſſen durch die nordamerikaniſchen Kolonien Englands; die Umeri- 
kaner wehrten ſich durch Verkündung ihrer Grundrechte gegen Übergriffe des Parla- 
ments ihres Mutterlandes, erſt durch Beſchlüſſe, dann freilich erfolgreicher durch die 
letzte Ausflucht aller Bedrängten, den Krieg. 


Im amerikaniſchen Anabhängigkeitskriege focht mit Auszeichnung der Franzoſe 
Lafayette, und dieſer gab die Parole weiter an fein eigenes Volk, das unter der 
Herrſchaft der franzöſiſchen Könige aus dem Haufe Bourbon eine für uns kaum 
mehr vorſtellbare Ausſaugung und zyniſche Vergewaltigung durchgemacht hatte, eine 
Auszehrung aller Kräfte, um Pomp und Laſter des Königshofes zu ermöglichen. Die 
Doktrinäre der im Jahre 1789 beginnenden Franzöſiſchen Revolution 
ſuchten die Forderungen des losbrechenden Volkes mit einem angeblich immer und 
überall gültigen Naturrecht zu untermauern, das ſich aus dem vermeintlich 
gleichen Weſen aller Menſchen ergeben ſollte. Sie verkündeten 1791 die Meuſch ⸗ 
heits rechte, die zügellos über das Ziel ebenſo hinausſchoſſen wie vorher der 
Mißbrauch der abſolutiſtiſchen Monarchie. 


Als die Forderungen der Revolution nach Deutſchland hinübergriffen und der 
Ruf nach Verfaſſung — alſo im Sinne der Zeit nach Abgrenzung der Herrſcher⸗ 
gewalt — lauter wurde, da wurden bald früher bald fpäter in den deutſchen Ver⸗ 
faſſungen die Grundrechte der Untertanen, der Staatsangehörigen, in feierlicher 
Staatsurkunde feſtgelegt. In Deutſchlands großen, kleineren und kleinſten Staaten 
lagen die Verhaltniſſe ſehr unterſchiedlich. Vorbildliche Herrſcher und gewiſſenloſe 
Fürſten regierten zu gleicher Zeit ihre Länder und Ländchen. Der Ruf nach Ver⸗ 
faſſung in dem ſoeben gekennzeichneten Sinne war in dem einen Lande ein echter 
Schrei nach Erlöſung von unerträglicher Bedrückung, in dem anderen wiederum mehr 
eine Angelegenheit politiſcher Mode. Echt war aber überall der Drang, daß der 
einzelne Staatsangehörige wünſchte, an dem politiſchen Leben in irgendeiner Form 
beteiligt zu werden, ſei es, um Mißſtänden entgegenzuwirken, ſei es, um an den Ge⸗ 
ſchicken ſeines engeren Vaterlandes oder des größeren Deutſchland zu feinem kleinen 
Teile tätigen Anteil nehmen zu können. Wir heutigen Deutſchen, deren Leben zum 
größten Teil in ſtärkſter und lebendigſter Teilnahme am politiſchen Leben verlaufen 
iſt, in Krieg und im Frieden, werden dieſen Drang unſerer Vorfahren, aus der von 
der Obrigkeit damals allgemein gewünſchten Gleichgültigkeit und Teilnahmlofſigkeit 
an den großen Geſchicken Deutſchlands herauszuwachſen, tief mitempfinden können. 


Der größte Staat im deutſchen Gebiet, das Königreich Preußen, ging einen Weg 
für ſich. In leidigem Saudern hatte Friedrich Wilhelm III. ſich nicht dazu durch⸗ 
ringen können, feinem Volk die bei dem Losſchlagen gegen die napoleoniſche Fremd- 
herrſchaft zugeſagte Verfaſſung zu geben. In Preußen wäre es nach den Befreiungs⸗ 
kriegen, deren Erfolg in erſter Linie dem Preußenvolk zu verdanken war, eine Geſte 
ungefährlicher Dankbarkeit geweſen, eine Verfaſſung mit den beliebten Grundrechten 
zu geben, wenn fie bald nach dem Kriege gekommen wäre. Sie wurde aus Demo- 
kratenfurcht verſagt, die vor allem durch den öſterreichiſchen Kanzler Metternich in 
kurz- und fehlſichtiger Weiſe auch in der preußiſchen Diplomatie geſchürt wurde. 
Das verſagte, billige und bei der Staatstreue des Volkes unſchädliche Begehren 
wurde zur gepreßten Leidenſchaft, brannte auf in der Märzrevolution von 1848, und 
die dadurch erpreßte Verfaſſung von 1851 mit ihren Grundrechten befriedete die 
politiſchen Leidenſchaften nicht mehr, weil über dieſem Werk der weltgeſchichtliche 
Fluch ſtand, der jedes „zu ſpät“, jedes Verpaſſen des fruchtbaren Augenblicks trifft. 
Der Weg, auf dem die politiſche Leidenſchaft in Preußen noch vor den deutſchen 
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geregeltes Lebensgebiet, in dem die Staatsangehörigkeit nicht in irgendeiner Form 
eine Rolle mitſpielte. 


Anter der Fülle der Pflichten des Staatsangehörigen ragen hervor die Ehren⸗ 
pflichten, die der Deutſche weniger als Pflichten, denn als Ehrenrechte betrachtet: 
die Arbeitsdienſt⸗ und die Wehrpflicht. Zu ihrer Erfüllung iſt der Beſitz der 
deutſchen Staatsangehörigkeit ebenfalls Vorausſetzung. Selbſtverſtändlich iſt dieſer 
Beſitz gleichfalls notwendig für die, die ſich den Staatsdienſt zur Lebensaufgabe 
machen, für die Staatsbeamten. Doch wird an dieſe noch die höhere Anforderung 
geſtellt, daß fie darüber hinaus noch das Reichsbürgerrecht innehaben. 


Die Pflichten, die ein Staatsangehöriger feinem Staate gegenüber hat, laſſen ſich 
niemals durch Aufzählung erſchöpfen. Solche Verſuche vollſtändiger Niederſchrift find 
nicht nur überflüffig, ſondern ſogar ſchädlich. Sie entſpringen der liberaliſtiſchen 
Neigung, den Bezirk der Rechte des einzelnen gegenüber der Macht des Staates mit 
moͤglichſter Schärfe abzugrenzen, und fördern die ungeſunde, in Deutſchland heute 
endlich überwundene allgemeine Neigung, gemäß der Irrlehre der Franzöſiſchen 
Revolution den Staat als den natürlichen Gegner des Individuums zu betrachten 
und feine Anſprüche an den einzelnen nach Möglichkeit auf ein Mindeſtmaß zu 
beſchränken. 


Subjektive Rechte des einzelnen gegenüber dem Staate gibt es wohl, z. B. in Form 
von Vermögensanſprüchen, von Anſprüchen auf Herauszahlung überzahlter Steuern 
und ähnliches, aber nur ſolange und ſoweit, als die Staatsnotwendigkeiten, alſo die 
Notwendigkeiten des Geſamtvolkes, dem nicht entgegenſtehen; abſolute ſubjektive 
Rechte, die in jedem nur denkbaren Falle gegen den Staat durchzuſetzen wären, 
gibt es nicht. „Das Wohl des Staates iſt das oberſte Geſetz“, das jedem anderen 
Geſetze vorgeht. 


6. Die „Grundrechte 


Demgegenüber finten auch die früher fo beliebten, das Kernſtück der bisherigen Ver⸗ 
faſſungen bildenden Aufzählungen der „Grundrechte“ zu Schattengeſtalten zuſammen. 
Dieſe Grundrechte waren freilich urſprünglich nicht nur Spielereien, ſondern hatten 
einen ſehr ernſten geſchichtlichen Hintergrund. Sie waren beſonders in ihrem 
Arſprungslande Frankreich die Gegenwirkung gegen bodenloſen Mißbrauch der 
Herrſchergewalt, wie überhaupt der politiſche Liberalismus, ſo unerfreulich und in 
höherem Sinne verwerflich er iſt, als geſchichtliche Erſcheinung richtig gewürdigt 
werden muß als ein in vielen Staaten naturnotwendiger Rückſchlag gegen frevelhafte 
Anterdrückung und Ausbeutung der Antertanen durch den Landesherrn und gegen 
überhebliche Mißachtung jeder Menſchlichkeit durch die Vollzugsorgane der landes- 
herrlichen Gewalt. Kurz, der Liberalismus war Notwehr gegen ſchrankenloſe 
Willkür. 


Die Grundrechte der Staatsangehörigen haben in der Entwicklungsgeſchichte der 
Innenpolitik eine zu große, ja weltbewegende Rolle geſpielt, als daß ſie bei einer 
Würdigung des Weſens der Staatsangehörigkeit übergangen werden könnten. Wie 
alles Werden nur der verſtehen kann, der die früheren Stufen des Werdens kennt, 
ſo dürfen auch wir auf unſerem kleinen Ausſchnitt aus Politik und Staatsrecht uns 
nicht beſchränken auf das, was wir heute als nötig empfinden, ſondern wollen es 
verſtehen als Ergebnis von Wirkung und Gegenwirkung, als Ergebnis aus dem 
Rhythmus der Weltgeſchichte, unabhängig von Billigung oder Ablehnung. 


Der Vorläufer einer förmlichen Aufſtellung von Grundrechten war die magna 
chart a von 1215, eine dem verkommenen König „Johann ohne Land“ abgerungene 
urkundliche Anerkennung der Rechte des engliſchen Adels. Als ſpäter die engliſchen 
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Könige aus dem Haufe Stuart wiederum ihr Volk gewiſſenlos mißbrauchten und 
ſelbſtſüchtig ausbeuteten, ſtellte das Parlament in der Petition of right von 1628 
und fpäter (1689) durch einen ähnlichen Parlamentsbeſchluß das geſchichtlich ent- 
wickelte Recht der Antertanen gegenüber der volksfeindlich gewordenen Herrſcher⸗ 
gewalt feſt. In gleicher Weiſe mußte ſich ſpäter das engliſche Parlament ſelbſt 
zurechtweiſen laſſen durch die nordamerikaniſchen Kolonien Englands; die Ameri⸗ 
kaner wehrten ſich durch Verkündung ihrer Grundrechte gegen Übergriffe des Parla- 
ments ihres Mutterlandes, erſt durch Beſchlüſſe, dann freilich erfolgreicher durch die 
letzte Ausflucht aller Bedrängten, den Krieg. 


Im amerikaniſchen Anabhängigkeitskriege focht mit Auszeichnung der Franzoſe 
Lafapette, und dieſer gab die Parole weiter an ſein eigenes Volk, das unter der 
Herrſchaft der franzöſiſchen Könige aus dem Haufe Bourbon eine für uns kaum 
mehr vorſtellbare Ausſaugung und zyniſche Vergewaltigung durchgemacht hatte, eine 
Auszehrung aller Kräfte, um Pomp und Laſter des Königshoſes zu ermöglichen. Die 
Doktrinäre der im Jahre 1789 beginnenden Franzöſiſchen Revolution 
ſuchten die Forderungen des losbrechenden Volkes mit einem angeblich immer und 
überall gültigen Naturrecht zu untermauern, das ſich aus dem vermeintlich 
gleichen Weſen aller Menſchen ergeben ſollte. Sie verkündeten 1791 die Menſch⸗ 
heitsrechte, die zügellos über das Ziel ebenſo hinausſchoſſen wie vorher der 
Mißbrauch der abſolutiſtiſchen Monarchie. 


Als die Forderungen der Revolution nach Deutſchland hinübergriffen und der 
Ruf nach Verfaſſung — alſo im Sinne der Seit nach Abgrenzung der Herrſcher . 
gewalt — lauter wurde, da wurden bald früher bald fpäter in den deutſchen Ver⸗ 
faſſungen die Grundrechte der Untertanen, der Staatsangehörigen, in feierlicher 
Staatsurkunde feftgelegt. In Deutſchlands großen, kleineren und kleinſten Staaten 
lagen die Verhältniſſe ſehr unterſchiedlich. Vorbildliche Herrſcher und gewiſſenloſe 
Fürſten regierten zu gleicher Zeit ihre Länder und Ländchen. Der Ruf nach Ver⸗ 
faſſung in dem ſoeben gekennzeichneten Sinne war in dem einen Lande ein echter 
Schrei nach Erlöſung von unerträglicher Bedrückung, in dem anderen wiederum mehr 
eine Angelegenheit politiſcher Mode. Echt war aber überall der Drang, daß der 
einzelne Staatsangehörige wünſchte, an dem politiſchen Leben in irgendeiner Form 
beteiligt zu werden, ſei es, um Mißſtänden entgegenzuwirken, ſei es, um an den Ge- 
ſchicken ſeines engeren Vaterlandes oder des größeren Deutſchland zu ſeinem kleinen 
Teile tätigen Anteil nehmen zu können. Wir heutigen Deutſchen, deren Leben zum 
größten Teil in ſtärkſter und lebendigſter Teilnahme am politiſchen Leben verlaufen 
iſt, in Krieg und im Frieden, werden dieſen Drang unſerer Vorfahren, aus der von 
der Obrigkeit damals allgemein gewünſchten Gleichgültigkeit und Teilnahmlofigkeit 
an den großen Geſchicken Deutſchlands herauszuwachſen, tief mitempfinden können. 


Der größte Staat im deutſchen Gebiet, das Königreich Preußen, ging einen Weg 
für ſich. In leidigem Zaudern hatte Friedrich Wilhelm III. ſich nicht dazu durch⸗ 
ringen können, feinem Volk die bei dem Losſchlagen gegen die napoleoniſche Fremd- 
herrſchaft zugeſagte Verfaſſung zu geben. In Preußen wäre es nach den Befreiungs- 
kriegen, deren Erfolg in erſter Linie dem Preußenvolk zu verdanken war, eine Geſte 
ungefährlicher Dankbarkeit geweſen, eine Verfaſſung mit den beliebten Grundrechten 
zu geben, wenn fie bald nach dem Kriege gekommen wäre. Sie wurde aus Demo- 
kratenfurcht verſagt, die vor allem durch den Öfterreihifhen Kanzler Metternich in 
kurz⸗ und fehlſichtiger Weiſe auch in der preußiſchen Diplomatie geſchürt wurde. 
Das verſagte, billige und bei der Staatstreue des Volkes unfhädliche Begehren 
wurde zur gepreßten Leidenſchaft, brannte auf in der Märzrevolution von 1848, und 
die dadurch erpreßte Verfaſſung von 1851 mit ihren Grundrechten befriedete die 
politiſchen Leidenſchaften nicht mehr, weil über dieſem Werk der weltgeſchichtliche 
Fluch ſtand, der jedes „zu ſpät“, jedes Verpaſſen des fruchtbaren Augenblicks trifft. 
Der Weg, auf dem die politiſche Leidenſchaft in Preußen noch vor den deutſchen 
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Einigungskriegen allmählich befriedet wurde, war dann der, daß die berechtigte 
Grundforderung nach gleichem Recht für alle durch eine Verwaltungsgerichtsbarkeit 
befriedigt wurde, die ebenſo wie die ſtets in Ordnung gebliebene Gerichtsbarkeit 
im Zivil- wie im Strafprozeß ohne Anſehen der Perſon und der Sache unter unerbitt- 
licher Aufſicht höherer Inſtanzen ausfprach, was Necht war. Das war mehr wert, als 
die wohlklingendfte Feſtlegung von allgemeinen Menſchenrechten. 


7. Untertan, Staatsbürger, Staatsangehöriger, Reichsangehöriger, Reichsbürger 


In den Zeiten der abſoluten Monarchie war das Wort Antertan die Bezeichnung 
aller, die der Landesherrſchaft unterworfen und ſomit Angehörige des Staates waren. 
Eine Ausnahme machten die Angehörigen der republikaniſchen freien Reichsſtädte, 
die ſich als Bürger bezeichneten. Die franzöſiſche Revolution mißbilligte die Be⸗ 
zeichnung Antertan (sujet), der etwas von dem Begriffe der Hörigkeit anhaftete. 
Der „dritte Stand“, der Bürgerſtand, war der Träger dieſer Revolution, und fo 
erhob man die Bezeichnung Bürger zur Kennzeichnung jedes franzöſiſchen Staats. 
angehörigen. 

In Deutſchland ahmte man dieſes Vorbild nach, aber die Rechtswiſſenſchaftler 
konnten ſich nicht entſchließen, von dem Bürger ſchlechthin zu ſprechen, da dieſe Be⸗ 
zeichnung nach altem Herkommen allein dem Städtebewohner vorbehalten war. Alſo 
ſchuf man den Begriff des Staats bürgers (nicht zu verwechſeln mit dem 
heutigen „Reichsbürger“). 


„Antertan“ wie „Staatsbürger“ bezeichneten ein und dasſelbe, nur von grundſätzlich 
verſchiedenen Standpunkten aus betrachtet, wobei einſchränkend hinzugefügt werden 
muß, daß der Begriff Antertan überhaupt nur in einer Monarchie einen wirklichen 
Sinn haben kann, nicht aber in einer Republik. Später hat ſich der Begriff 
„Staatsangehöriger“ durchgeſetzt, der nüchtern die Sache ſelbſt bezeichnet, 
ohne eine Parole für die eine oder die andere ſtaats rechtliche Auffaſſung zu fein. 


Dagegen hat mit dem Vordringen der nationalſozialiſtiſchen Anſchauungen das Wort 
„Staatsbürger“ einen größeren Inhalt bekommen. Die Nürnberger Geſetzgebung hat 
den Reichsbürger und ein Reichsbürgerrecht geſchaffen. Der Reichs- 
bürger nimmt eine höhere Stellung gegenüber dem einfachen Staatsangehörigen ein. 
Erſt mit dem Erwerb des Reichsbürgerrechts erlangt der Staatsangehörige die vollen 
politiſchen Rechte, beſonders das Wahl und Stimmrecht und die Fähigkeit zur Be⸗ 
kleidung öffentlicher Amter. Da erſt dieſe höhere Stufe die ganze Fülle der politiſchen 
Rechte verleiht, muß der Aufſtieg dahin durch Leiſtungen verdient werden (Näheres 
hierzu unter 16 S. 32). 


Im übrigen gebrauchen wir heute im Deutſchen Reich die beiden Bezeichnungen 
„Deutſcher Staatsangehöriger“ und „Reichsangehöriger“ gleichberechtigt und gleich⸗ 
bedeutend nebeneinander. Bis zu dem Geſetz über den Neuaufbau des Reichs vom 
30. 1. 1934, mit dem die letzten Reſte der Eigenſtaatlichkeit (Souveränität) der 
deutſchen Einzelſtaaten weggeräumt wurden, beſtand freilich ein weſentlicher Unter- 
ſchied zwiſchen Staats- und Reichsangehörigkeit: Mit Staatsangehörigkeit bezeich- 
nete man die Zugehörigkeit zu einem der 16 deutſchen Länder, mit Reichsangehörig⸗ 
keit die zum Deutſchen Reich (vgl. unten zu 9 ©. 11 ff.). 


8. Ausländer, Staatenlofigkeit, mehrfache Staatsangehörigkeit 


a) Ausländer 


Wer nicht die deutſche Staatsangehörigkeit befigt, ift ſta ats rechtlich „Aus 
länder“, gleichviel ob er eine fremde Staatsangehörigkeit innehat oder überhaupt 
keine, und gleichviel, ob er dem Blute nach zu dem Staatsvolk oder zu einem 


anderen gehört. 
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b) Staatenloſigkeit 


Wer überhaupt zu keinem Staat gehört, iſt ſt a atenlos (Apolid). Die Staaten- 
loſigkeit hat nach dem Weltkriege in bedauerlichem Amfange zugenommen. Es hängt 
das mit den Gebietsabtretungen an andere Staaten und den dadurch entſtandenen 
vielfachen Anklarheiten zuſammen, die auch durch die mehrfachen Staatsverträge und 
die Optionsrechte für die davon betroffenen Menſchen oft weniger geklärt als weiter 
verwirrt worden find. 


Aber auch ſonſt tritt oft genug Staatenloſigkeit ein, weil die Geſetze der ver- 
ſchiedenen Staaten den Erwerb und Verluſt ihrer Staatsangehörigkeit nach ver⸗ 
ſchiedenartigen Grundſätzen eintreten laſſen. Eine Frau, die einen fremdſtaatigen 
Mann heiratet, wird z. B. dann ſtaatenlos, wenn fie nach den Geſetzen ihres Heimat- 
ſtaates durch Eheſchließung mit einem Ausländer die bisherige Staatsangehörigkeit 
verliert (ſo nach dem noch geltenden deutſchen Geſetz), aber nach den Geſetzen des 
Staates ihres Ehemannes durch die Heirat nicht deſſen Staatsangehörigkeit erwirbt. 
Staatenloſigkeit iſt ein ſchweres Schickſal, da der Betroffene nirgends in der Welt 
ſtaatlichen Schutz und Heimatrecht genießt; er kommt daher leichter unter die Räder 
als andere und verliert dann mit der Zeit immer mehr die Ausſicht, daß er die Bedin 
gungen erfüllen kann, an die die Verleihung der Staatsangehörigkeit im Intereſſe des 
Ganzen geknüpft werden muß. Alle Kulturſtaaten ſtreben deshalb grundſätzlich 
danach, die Fälle von Staatenloſigkeit möglichſt herabzuſetzen. Jedem Staat ift 
überdies Klarheit in der Frage der Staatsangehörigkeit auch deshalb erwünſcht, 
weil er die Staatenloſen in ſeinem Gebiete behalten muß, denn er kann ſie, ſelbſt 
wenn fie Verbrecher find, in keinen anderen Staat „abſchieben“, im Gegenſatz zu dem 
eigentlichen Ausländer, dem Inhaber einer fremden Staatsangehörigkeit, den ſein 
Heimatſtaat aufzunehmen verpflichtet iſt. Als letzte der internationalen Beſtre 
bungen auf dieſem Gebiet iſt die Haager Konferenz von 1930 zu erwähnen, deren 
Protokolle aber, da ſie noch nicht ratifiziert find, bis jetzt noch keine rechtsverbindliche 
Wirkung haben. 


c) Doppelte Staatsangehörigkeit 


Ebenſowenig erwünſcht iſt es grundſätzlich, daß eine Perſon mehrere Staats 
angehörigkeiten beſitzt (sujet mixte). Dieſer Fall iſt in Deutſchland ſeltener 
als der der Staatenloſigkeit. Er kann dadurch eintreten, daß ein Staat nach ſeinen 
Geſetzen die eigene Staatsangehörigkeit nicht erlöſchen läßt, wenn ihr Inhaber eine 
fremde erwirbt, oder dadurch, daß ein Staat aus beſonderen Gründen im Einzel- 
falle dem Erwerber einer fremden Staatsangehörigkeit ausdrücklich geſtattet, die 
eigene beizubehalten (im Deutſchen Reich angängig nach 8 25 des Geſetzes von 1913). 


Wirklich vermieden werden könnte die Erſcheinung der Doppelſtaatsangehörigkeit 
nur durch bindende Abmachungen zwiſchen den einzelnen Staaten; die Geſetzgebung 
des einzelnen Staates kann nur die Nachteile vermindern. Wie wenig erwünſcht 
der Beſitz zweier Staatsangehörigkeiten iſt, ſieht jeder ein, der in der Angehöͤrigkeit 
zu einem Staate mehr erblickt als in der zu einem beliebigen Verein. Wenn man 
als ihr eigentliches Weſen die äußere Kennzeichnung tiefer Verbundenheit mit dem 
Heimatland betrachtet und den Begriff der daraus entſtehenden Verpflichtungen 
voranſtellt, fo bringt eine mehrfache Staatsangehörigkeit einen unlösbaren Wider ⸗ 
ſtreit von höchſten Pflichten mit ſich, zumal dann, wenn die beiden Staaten ſich feind- 
ſelig gegenüberſtehen (ſiehe auch unter 10 a S. 15 über das jus soli). 


9. Quellen des deulſchen Staatsangehörigkeitsrechts 
a) Bis 1933 


Wie es ſeit der Gründung des Norddeutſchen Bundes von 1867 auch äußerlich immer 
mehr erkennbar wird, daß die deutſche Geſchichte mit zunehmender Stärke dem Ziele 
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der Neichseinheit zuſtrebt, fo fpiegelt ſich dieſe Entwicklung auch im Recht der 
Staatsangehörigkeit. Die beim Zuſammenbruch des erſten Deutſchen Reiches zu 
Beginn des 19. Jahrhunderts allein übrig gebliebene Landesangehörigkeit in den 
deutſchen Einzelſtaaten wird allmählich wieder aus dem Vordergrunde zurückgedrängt, 
und das Streben nach einer einheitlichen und ausſchließlichen Reichsangehörigkeit 
gewinnt mehr und mehr an Raum. Der erſte Schritt war das Bundes angehsd⸗ 
rigkeitsgeſetz (1870) des Norddeutſchen Bundes. Es ſchuf gleichſam als Dach 
über den weiter beſtehenden Landesangehörigkeiten eine gemeinſame „Bundes⸗ 
angehörigkeit“, die jeder Angehörige eines der im Bund vereinigten Staaten neben 
ſeiner engeren Landesangehörigkeit beſaß. Die Bundesangehörigkeit wurde mittel ⸗ 
bar durch den Erwerb einer Landesangehörigkeit erworben und im umgekehrten 
Fall verloren. 


Dieſes Geſetz iſt ohne Veränderungen zum Geſetz des 1871 geſchaffenen zweiten 
Deutſchen Reiches geworden und blieb in Geltung bis zu dem noch heute, wenn auch 
weſentlich verändert geltenden Reichs- und Staatsangehbrigkeits 
geſetz vom 22. Juli 1913. 


Grund ſätzliche Anderungen hat dieſes Geſetz von 1913 bei feiner Einführung nicht 
gebracht; nur Einzelheiten wurden geändert. Vor allem wurde die leidige Beſtim⸗ 
mung des alten Geſetzes befeitigt, wonach ein im Ausland lebender deutſcher Reichs · 
angehöriger die Staatsangehörigkeit nach 10jähriger Abweſenheit automatiſch verlor, 
wenn er ſich nicht in die Matrikel des zuſtändigen deutſchen Konſulats hatte ein- 
tragen laſſen. Hierdurch waren ungezählte Deutſche ohne ihr Zutun oder gar gegen 
ihren Willen zu Staatenloſen geworden. 


Das bisherige Grundübel aber war auch in das neue Geſetz übergegangen und hat 
den Krieg und die Zeit der Novemberrepublik überdauert: Es blieb dabei, daß, 
von Ausnahmen abgeſehen, die Reichsangehörigkeit nur auf dem Amwege Über eine 
Landesangehörigkeit erworben (und verloren) werden konnte. Man konnte nicht 
geradezu Reichsangehöͤriger werden, ſondern man mußte Preuße, Bayer, Schaum- 
burg · Lipper oder Lübecker werden, um dann mittelbar Reichsdeutſcher zu werden; 
man erhielt alſo „das Wichtigſte nur fo nebenbei“ (Adolf Hitler). Eine un⸗ 
mittelbare Reichsangehörigkeit kannte das Geſetz zwar auch, aber nur als eine 
ganz ſeltene Ausnahme, die hier wegen ihrer Bedeutungsloſigkeit für den Grund- 
charakter des Geſetzes außerhalb der Betrachtung bleiben kann. 


Das Verſailler Diktat hat einſchneidende Veränderungen in der Staats- 
angehörigkeit der Bewohner in den abgetretenen und den Abſtimmungsgebieten 
gebracht. Es brachte auch die ſogenannte Option in neuer Form. Option in 
dieſem Sinn iſt das Recht beſtimmter Perſonen, durch ihre eigene Entſcheidung ihre 
Staatsangehörigkeit zu beſtimmen, genauer: zwiſchen zwei Staatsangehörigkeiten 
unwiderruflich zu wählen. Wer für die Angehörigkeit des Staates optierte, zu dem 
ſein Wohnſitz gehörte, konnte bleiben, wer für den anderen Staat, alſo für das 
Deutſche Reich optierte, mußte auswandern. Die Option iſt alſo im Gegenſatz zu 
der Einbürgerung nicht ein Hoheitsakt des Staates, ſondern ein Willensakt des 
Staatsangehörigen ſelbſt. Somit hat auch die behördliche Veſcheinigung über die 
vollzogene Option nicht wie die Aushändigung der Einbürgerungsurkunde rechts⸗ 
bildende Wirkung, ſondern nur feſtſtellende (deklaratoriſche). Für die Bewohner 
aller abgetretenen Gebiete gewährte das Verſailler Diktat das Optionsrecht, nur 
nicht für die Elſaß⸗Lothringer, die ohne weiteres zu franzöſiſchen Staatsangehörigen 
wurden. Sonderverträge zwiſchen dem Deutſchen Reich und dem jeweiligen 
Erwerberſtaat regelten die Durchführung der Option in den abgetretenen Gebieten. 
Da die Optionen längſt durchgeführt find und nur noch hier und da einige Zweifels 
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fälle den Schiedsſtellen vorliegen, kann auf die Wiedergabe von Einzelheiten ver⸗ 
zichtet werden.“) 


b) Seit 1933 


Erſt die Zeit nach der nationalſozialiſtiſchen Revolution hat entſcheidende Anderungen 
im deutſchen Staatsangehörigkeitsrecht gebracht. Am 14. 7. 1933 wurde das 
Geſetz über den Widerruf von Einbürgerungen und die Ab⸗ 
erkennung der deutſchen Staatsangehdrigkeit erlaſſen (RGBl. 
S. 480), das dringend nötig war, um dem Reich eine Handhabe zu geben, die 
ſchlimmſten Folgen volksfeindlicher Einbürgerungspolitik aus der Zeit der November · 
republik zu beſeitigen, und ferner, um eine ſchwere Ehrenſtrafe für flüchtige Verräter 
an Staat, Volk und Kultur zu ermöglichen (Näheres hierzu unter 11 b S. 25 f.). 
Die zweite Anderung ging ans Grundſätzliche: Im Gefolge des Geſetzes über 
den Neuaufbaudes Reiches vom 30. 1. 1934 (RG Bl. IS. 75) und auf 
Grund der ihm dadurch erteilten Ermächtigung erließ der Reichsminiſter des Innern 
die Verordnung über die deutſche Staatsangehödrigkeit vom 
5. 2. 1934 (RGBl. 1 S. 85). Sie war der lange erſehnte und ſchwer erkämpfte 
Abſchluß einer von viel Leid und Schmach begleiteten geſchichtlichen Entwicklung. 

Zu dieſer hiſtoriſchen Verordnung iſt noch folgendes zu ſagen: 

Durch Art. 2 des Geſetzes über den Neuaufbau des Reiches vom 30. 1. 1934 find mit 
demſelben Tage die Hoheitsrechte der Länder auf das Reich übergegangen. Rad 
dem die eigene Staatshoheit der deutſchen Gliedſtaaten aufgehört hat zu beſtehen, 
iſt auch ihre beſondere Landesangehörigkeit als ſtaatsrechtlicher Begriff gegenſtands⸗ 
los geworden, da Staatsangehörigkeit nur eine beſtimmte Erſcheinungsform der 
Staatshoheit iſt (vgl. oben zu 2 S. 3). Damit iſt auch dem Grundſatz des bisherigen 
deutſchen Staatsangehörigkeitsrechts der Boden entzogen worden, wonach man die 
Reichsangehöͤrigkeit regelmäßig nur mittelbar, als Folge des Beſitzes der Staats- 
angehörigkeit eines deutſchen Landes, erwerben und beſitzen konnte ($ 1 des Reichs. 
und Staatsangehörigkeitsgeſetzes vom 22. 7. 1913). Endlich iſt auch der Anterſchied 
zwiſchen den Begriffen der mittelbaren und der — bisher immer nur als Ausnahme 
vorgekommenen — unmittelbaren Reichsangehöͤrigkeit weggefallen. Seit dem 30.1. 
1934 gibt es nur noch eine unmittelbare Reichsangehöͤrigkeit. 

Dieſe infolge des Geſetzes vom 30. 1. 1934 eingetretenen Anderungen auf dem 
Gebiet des Staatsangehörigkeitsrechts werden durch 88 1 und 2 der Verordnung 
feſtgeſtellt: 1 


(1) Die Staatsangehörigkeit in den deutſchen Ländern fällt fort. 
(2) Es gibt nur noch eine Deutſche Staatsangehörigkeit (Reichsangehörigkeit). 


82 
Die Landesregierungen treffen jede Entſcheidung auf dem Gebiete des Staat3- 
angehörigkeitsrechts im Namen und Auftrage des Reichs. 


Der ausſchließlich deklaratoriſche Teil der Verordnung bedurfte aber einer Er⸗ 
gänzung durch Vorſchriften aufbauender Art in zwei Richtungen: 


) Die weſentlichſten Optionsbeſtimmungen find: Be 8 Optionsgeſetz vom 25. 10. 
re reihe ar e Optlonsdeklaratton vom 31. ET Sac iſcher Options · 
185 RESL 25 II ©. 227); iger Op onsvertrag vom 


und 920; ch pti 
3 vom 3. 12. Vieꝛ 8101 Se 1491); Deutſch⸗ chechoflowaklſ⸗ er Staatsangehörig · 
keitsvertrag vom 29. 6. 1920 (RG Bl. S. 2284). Vo ft dige Aufzählung ſiehe bei Lichter 
im Handbuch von Illing⸗Kautz. 
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Die bisher zu einer Einbürgerung notwendige ausdrückliche Zuſtimmung ſämtlicher 
Länder entſprach nicht mehr der neugeſchaffenen ſtaatsrechtlichen Lage und wurde 
durch die Zuſtimmung des — bis dahin an der einzelnen Einbürgerung nicht maß⸗ 
geblich beteiligt geweſenen — Reichsminiſters des Innern erſetzt. Freilich bleiben 
die Landesregierungen oder die von ihnen beauftragten Anterſtellen nach wie vor 
„Einbürgerungsbehörde“, aber ſie treffen keine Entſcheidung auf dem Gebiete des 
Staatsangehörigkeitsrechts mehr anders als im Namen und im Auftrage des Reiches; 
fie bürgern nicht mehr in ihren Staat ein, ſondern in das Deutſche Reich. 


Ferner war die Lücke auszufüllen, die mit dem Wegfall der Landesangehörigkeit in 
einer großen Reihe von Geſetzen entſtanden iſt, in denen ſie als ein Merkmal genannt 
iſt, das für die Begründung von Zuſtändigkeiten oder für die Entſtehung von Rechten 
und Pflichten maßgebend iſt (z. B. im Familienrecht bei Eheſchließung, Annahme 
an Kindes Statt, Ehelichkeitserklärung durch Verfügung der Staatsgewalt; ferner 
im Perſonenſtandsrecht; im Beamtenrecht bei den Fragen der Anſtellung oder der 
Anerkennung von Prüfungen in anderen deutſchen Ländern; im Fürforgerecht uſw.). 
In allen dieſen Fällen iſt jetzt anſtatt der nicht mehr vorhandenen Landes 
angehörigkeit nur noch maßgebend, in welchem Lande jemand feine Niederlaſſung, 
alſo ein dauerndes Anterkommen irgendwelcher Art hat. Wenn jemand keine Nieder- 
laſſung hat, oder wenn bei der Eigenart der gerade auszulegenden Geſetzes⸗ 
beſtimmung der Begriff der Niederlaſſung ſich nicht zum Erſatz des Begriffes der 
Landesangehörigkeit eignet, treten an ſeine Stelle der Reihe nach andere Merkmale, 
die ſo ausgewählt ſind, daß unlösliche Zweifel kaum noch auftreten können. 


Aber alle dieſe praktiſchen Neuerungen, die alte Zöpfe beſeitigen und die Handhabung 
des Geſetzes vereinfachen, ſind ja nicht das Entſcheidende. Das Weſentliche iſt die 
Stärkung des Nationalgefühls in jedem einzelnen, das Gefühl der 
Befreiung von einem unwürdigen politiſchen Zuſtand und das Bewußtſein, daß kein 
Staatsangehöriger mehr aus irgendeinem Grunde oder in irgendeiner Weiſe in 
einem deutſchen Lande deshalb benachteiligt wird, weil er die jeweilige Landes- 
angehörigkeit nicht beſitzt. 


Ein dritter Geſetzesakt zur Bereinigung des Staatsangehörigkeitsgeſetzes im 
nationalſozialiſtiſchen Sinne war das Geſetz zur Anderung des Reichs ⸗ 
und Staatsangehörigkeitsgeſetzes vom 15.5.1935 (RGBl. 1 S. 593). 
Es beſeitigte die ſogenannten Einbürgerungsanſprüche, alſo den nach der jetzigen 
Auffaſſung vom Weſen des Staates unhaltbaren Zuſtand, daß der Staat in 
beſtimmten Fällen rechtlich gezwungen war, eine Einbürgerung vorzunehmen (Näheres 
hierzu unter 10 f S. 19). 


Den bedeutendſten geſetzgeberiſchen Eingriff in das Weſen der Staatsangehörigkeit 
ſelbſt brachte das am 15. 9. 1935 von dem Reichstag in Nürnberg beſchloſſene 
Reichsbürgergeſetz (RGBl. J S. 1146). Es ändert das Staatsangehörigkeits⸗ 
geſetz nicht ab, geſtaltet aber den Inhalt der Staatsangehörigkeit völlig um, indem 
es den neuen Begriff eines Staatsangehörigen ſchafft, der nicht mehr die politiſchen 
Rechte des bisherigen Staatsangehörigen genießt. Aber dieſem neuen minder- 
berechtigten Grad wird ein höherer Grad geſchaffen, der erſt die vollen politiſchen 
Rechte innehat, der Reichsbürger. Dem Geſetz an Bedeutung faſt ebenbürtig iſt die 
Erſte Verordnung zum Reichsbürgergeſetz vom 14. 11. 1935 (NG- 
Bl. 1 S. 1333). Näheres über das Reichsbürgerrecht unten unter 14 bis 17. 


Trotz dieſer mannigfachen einſchneidenden Neugeſtaltungen bleibt doch eine um⸗ 
faſſende Neuregelung in Form eines nationalſozialiſtiſchen Staatsangehörigkeits⸗ 
geſetzes unabweisbar, da noch manche der beſtehenden Vorſchriften nicht den Anſchau⸗ 
ungen des neuen Staates genügen, und da auch eine zuſammenfaſſende, organiſche 
Regelung in einem Geſetz dringend erwünſcht iſt (vgl. auch unten unter 13 b S. 28). 
Auch dieſe wegen ihrer vielfältigen politiſchen Auswirkungen beſonders umſichtig 
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vorzubereitende Arbeit wird die nationalſozialiſtiſche Regierung in abſehbarer Zeit 
abſchließen und damit ein großes Ziel endgültig erreichen. 


10. Der Erwerb der Staatsangehörigkeit 


a) Allgemeines 


Das Staatsangehörigkeitsrecht aller Länder der Erde läßt ſich in zwei große 
Gruppen gliedern, je nachdem, welche Grundauffaſſung über den Erwerb der Staats- 
angehörigkeit ſie ſich zu eigen gemacht haben. 


Die einen richten ihr Augenmerk zunächſt auf ihren Staats raum und trachten, 
ihn mit Menſchen zu füllen und dadurch nutzbar zu machen; die Menge der Menſchen 
iſt ihnen zunächſt wichtiger als deren perſönliche Beſchaffenheit. Nach den Geſetzen 
dieſer Staaten iſt der Ort der Geburt ausſchlaggebend: Staatsangehöriger wird, 
wer im Gebiete dieſes Staates geboren iſt, gleichviel, von wem er abſtammt und 
welchem Staate die Eltern angehören. Die weiteren Beſtimmungen über Erwerb 
und Verluſt der Staatsangehörigkeit ſind in ähnlichem Sinn gehalten. Dieſe 
Rechtsauffaſſung herrſcht in ſämtlichen Staaten Südamerikas und einem Teil der 
Kleinſtaaten Mittelamerikas. Man bezeichnet dieſes Recht, das die Staatsangehd- 
rigkeit vom Staats gebiet aus betrachtet, als jus soli. 


Die andere Anſchauung geht davon aus, daß die Zukunft des Staates nicht nur von 
der Zahl, ſondern mehr noch von der Art und dem Wert feiner Angehörigen ab- 
hängt. Daher gilt hier als Hauptregel, daß die Staatsangehörigkeit erworben wird 
durch Geburt von ſolchen Eltern, die ſelbſt ſchon Staatsangehörige ſind, gleichviel, 
ob das Kind im Staatsgebiet ſelbſt oder im Auslande geboren wird. Entſcheidend 
iſt die Abſtammung, das Recht des Blutes, jus sanguinis. Die an Bevöl⸗ 
kerung geſättigten oder gar überfüllten Staaten Europas folgen zum großen Teil 
dieſem Grundſatz, auch Deutſchland. Welche Anſchauung dem Wohle des Volkes 
und damit dem wahren Wohle des Staates beſſer dient, bedarf im Zeitalter des 
Nationalſozialismus kaum eines Hinweiſes. Abgeſehen davon, daß der Grundfatz 
der Abſtammung für uns [don vom Standpunkt der RNaſſenpflege aus felbftver- 
ſtändlich iſt, iſt er auch deshalb der einzig angemeſſene, weil es mit dem unabweis⸗ 
baren Machtanſpruch des wahren Volksſtaates unvereinbar iſt, daß dem Staat durch 
jeden einzelnen Geburtsvorgang in ſeinem Gebiet ein neuer Staatsangehöriger 
beſchert wird, daß alſo über die Erwerbung feiner Staatsangehörigkeit Perſonen der 
allerbedenklichſten Herkunft mitbeſtimmen können, ohne daß der Staat ſich um die 
Entftehung und die Perſon des Inhabers eines feiner wichtigſten und beiten Ehren⸗ 
rechte bekümmert. Nur dort dagegen, wo das jus sanguinis gilt, iſt es überdies 
möglich, auch das Staatsangehörigkeitsrecht zu einem Werkzeuge der Bevölkerungs- 
politik zu machen, indem der Staat unerwünſchte Elemente, wenn nicht von feinem 
Staatsgebiet, ſo doch wenigſtens von den Vorrechten ſeiner Staatsangehörigen 
fernhält. 

Verſchiedene Staaten haben übrigens eine Geſetzgebung, in der die beiden Auf⸗ 
faſſungen miteinander verquidt werden. Daß Frankreich hierzu gehört, iſt be- 
zeichnend für die Abnahme der weißen Bewohner im franzöſiſchen Raume und für 
das Fehlen weitſchauender bevölferungs-, vor allem raſſepolitiſcher Beſtrebungen des 
Staates. 


In einem engeren Kreiſe von Staaten, nämlich in dem der aus mehreren 
Einzelſtaaten zuſammengeſetzten, finden wir noch in anderer Richtung zwei 
verſchiedene grundſätzliche Auffaſſungen über den Erwerb der Staatsangehörigkeit 
vor: Nach der einen wird die Zugehörigkeit zum Geſamtſtaat mittelbar erworben, 
alſo dadurch, daß die Zugehörigkeit zu einem der Einzelſtaaten erworben werden 
muß; nach der anderen wird umgekehrt die Staatsangehörigkeit des Geſamtſtaates 
unmittelbar und als Folge davon die eines Einzelſtaates erworben. Zu der erſten 
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Gruppe gehörte noch bis zum 30. 1. 1934 das Deutſche Reich (vgl. oben zu Ib S. 12), 
und gehört jetzt noch die Schweiz; zum Schweizer Bürger kann man nur durch das 
Mittel der Kantonsbürgerſchaft werden. 

Die andere Löſung gilt in den Vereinigten Staaten von Nordamerika, wo man un- 
mittelbar das Anionsbürgerrecht erwirbt; dadurch wird man dann gleichzeitig zum 
Bürger des Einzelſtaates, in dem man feinen Wohnſitz hat. 


b) Geſetzliche Regelung im Deutſchen Reid 


Das Deutſche Staatsangehörigkeitsgeſetz von 1913 beginnt mit der Beſtimmung: 
„Deutſcher iſt, wer die Staatsangehörigkeit in einem Bundesſtaat oder die unmittel- 
bare Reichsangehöͤrigkeit beſitzt.“ Abgeſehen davon, daß ſeit dem Geſetz vom 
30. 1. 1934 über den Neuaufbau des Reiches (ſiehe oben unter 9 b S. 13) dieſer 8 1 
überholt und ungültig iſt, lehnen wir als Nationalſozialiſten es auch ab, daß in einem 
grundlegenden Geſetz des Deutſchen Reiches ausgeſprochen wird, nur der fei 
Deutſcher, der die Staatsangehörigkeit förmlich innehabe. Für uns iſt das deutſche 
Volk nicht die Summe der Reichsangehörigen, ſondern es gehören dazu alle durch 
gemeinfame Mbftammung Verbundenen, im übrigen aber längſt nicht alle die, die 
einen Reichsangehörigkeitsausweis vorlegen können. Wir müſſen uns wieder daran 
gewöhnen, die juriſtiſchen Bezeichnungen ſo zu wählen, daß ſie nicht ein Sonderleben 
„im Sinne des Geſetzes“ führen, ſondern ſich mit dem tiefer geſchöpften, zeugungs⸗ 
kräftigen Begriff decken, den jeder geſund Denkende richtig auffaßt. So ſoll im 
folgenden der deutſche Staatsangehörige, alſo der förmlich mit der Staatshoheit des 
Deutſchen Reiches Verknüpfte, ſtets als Reichs deutſcher bezeichnet werden. 
Nach 83 des Staatsangehörigkeitsgeſetzes in der jetzt geltenden Form kann die 
Reichsangehörigkeit auf vier verſchiedene Arten erworben werden: 

1. durch Geburt, 

2. durch Legitimation, 


3. durch Eheſchließung, 

4. durch Einbürgerung. 
Weitere Erwerbsgründe gibt es nicht, die Aufzählung iſt „erſchöpfend“. 
Wiederum haben wir dieſe Erwerbsgründe in zwei weitere Gruppen zu teilen: 
Die eine läßt die Staatsangehörigkeit entſtehen als unmittelbare Folge eines be- 
ſtimmten anderen Lebensvorganges oder Nechtsaktes (ſogenannte „automatiſche“ oder 
„zwangsläufige“ Erwerbsgründe); die andere macht den Erwerb der Staats- 
angehörigkeit abhängig von einem Staatshoheitsakt im Einzelfall. Zur erſten Gruppe 
gehören Geburt, Heirat und Legitimation, zur anderen die Einbürgerung. 
Der zahlenmäßig weit überwiegende und nach unſerer Anſchauung auch oberſte 
Erwerbsgrund der Geburt iſt bei ehelichen Kindern durch die Reichs⸗ 
angehörigkeit des Vaters beſtimmt, bei unehelichen durch die der Mutter. (Als 
einzige ſcheinbare Spur eines jus soli — vgl. oben zu 10 a S. 15 — mag die deutſche 
Beſtimmung vermerkt fein, daß Findelkinder, die im Gebiete des Deutſchen Reiches 
aufgefunden werden, bis zum Beweiſe des Gegenteils als Reichsdeutſche gelten. 
Echtes jus soli iſt das freilich nicht, ſondern nur eine Nechtsvermutung für ein jus 
sanguinis.) Wo die Geburt ſtattgefunden hat, iſt belanglos; ein Kind reichsdeutſcher 
Eltern wird reichsdeutſch, auch wenn es in der tropiſchen Wildnis, auf einem Schiff 
im Weltmeer oder in irgendeinem der anderen Staaten dieſer Erde geboren wird. 


Daß bei ehelichen Kindern die Reichsangehörigkeit des Vaters allein entſcheidet, 
ſcheint zunächſt ſonderbar, da ja auch die Ehefrau des Vaters, die Mutter, ſpäteſtens 
mit der Heirat die Reichsangehörigkeit in jedem Fall erworben hat (§ 6 des Geſetzes). 
Die Einſchränkung erhält aber Sinn in dem Fall, daß der Vater vor der Geburt 
des Kindes eine fremde Staatsangehörigkeit erwirbt. Es kommt auch darauf nicht an, 
welche Staatsangehörigkeit der Vater gehabt hat, als er das Kind zeugte, wenn er 
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nur zur Zeit der Geburt feines Kindes Reichsdeutſcher iſt. Auf die leidigen 
Schwierigkeiten, die durch das Verfailler Diktat und die anſchließenden Ausführungs- 
abkommen in dieſe klare und finnvolle Regelung gebracht find, ſoll hier nur hin⸗ 
gewieſen ſein. 

Daß eine „Legitimation“, alſo ein nachträglicher Akt, der nach deutſchen 
Geſetzen ein bisher uneheliches Kind zum ehelichen macht, für die Staatsangehörigkeit 
des Kindes dieſelben Folgen hat wie die eheliche Geburt, liegt im Weſen einer ſolchen 
Rechtshandlung. Nach deutſchem Recht wird ein Kind wirkſam legitimiert durch 
nachfolgende Ehe ſeines Erzeugers mit der unehelichen Mutter, oder — viel 
ſeltener — dadurch, daß auf Antrag des Erzeugers durch ſtaatlichen Hoheits⸗ 
akt ſein Kind aus einer unehelichen Verbindung als eheliches erklärt wird, ohne daß 
er ſich mit der Kindesmutter verheiratet (88 1719 ff., 1723 ff. BGB). Es ſei hervor- 
gehoben, daß eine Annahme an Kindes Statt (Adoption) keine Anderungen 
in der Staatsangehörigkeit des Kindes bewirkt. 


Erwerb der Staatsangehörigkeit durch Eheſchließung bedeutet, daß eine Frau, 
die einen reichsdeutſchen Mann ehelicht, durch die Heirat ohne weiteres Reichs. 
deutſche wird (8 6 des Geſetzes). Dieſe Beſtimmung iſt recht bedenklich, da fie dem 
Staat durch Entſchließung zweier Individuen einen neuen Angehörigen zuführt, 
deſſen völkiſcher Wert dabei unbeachtet bleibt. Für Ehen, die im Inland geſchloſſen 
werden, iſt dieſes Bedenken jetzt durch die neue Ehegeſetzgebung allerdings weitgehend 
behoben. Anders ſteht es aber mit den im Ausland geſchloſſenen Ehen, und gerade 
hier liegt die ſtärkſte Gefahrenquelle (Heiraten in den Tropen mit Fremdraffigen!). 
Die erwähnte Beſtimmung entſpringt dem Grundſatz der „Familieneinheit“, 
der faſt allgemeine Geltung hat; er bedeutet, daß möglichſt alle Mitglieder einer 
Familie (im engſten Sinn, alſo Eltern und Kinder) dieſelbe Staatsangehörigkeit 
befigen ſollen. Das Gegenteil bringt Zerwürfniſſe und Lebensſchwierigkeiten in die 
Familie und kleinliche Reibereien zwiſchen den beteiligten Staaten. Dennoch iſt es 
nicht ganz zu vermeiden, daß auch Ehegatten zu Angehörigen verſchiedener Staaten 
werden, ſei es durch Einbürgerung eines Gatten — meiſt der Frau — in einen 
anderen Staat, ſei es durch Entlaſſung, durch Ausſtoßung eines Gatten oder ſchließlich 
im Gefolge des Verſailler Diktats, wo ſolche Fälle zwar nicht vorgeſehen ſind — der 
Grundſatz der Familieneinheit wird dort ſogar hervorgehoben —, als deſſen Folge 
fie aber doch eingetreten find, zumal auf Grund der Regelung über die Reichsange⸗ 
hörigkeit von Elfaß-Lothringern. Die freiwillige Aufgabe der „Familieneinheit“ 
wird meiſtens eine Zerrüttung der Ehe als Arſache haben. 


c) Die Einbürgerung 


Der politiſch weitaus wichtigſte, auch in der Offentlichkeit ſtets die meiſte Aufmerk- 
ſamkeit erregende und bevorzugt erörterte Erwerbsgrund aber iſt die Einbürgerung, 
die „Verleihung“ der Staatsangehörigkeit (früher Naturaliſation genannt; im Volks. 
munde iſt aus „naturaliſieren“ durch Hörfehler das finnloſe Wort „neutralifieren” 
geworden, das nicht auszurotten iſt und noch heute in etwa der Hälfte aller Geſuche 
erfheint). Hier greift der Staat im einzelnen Fall gleichſam als Schöpfer 
eines neuen Staatsangehörigen ein. Die Einbürgerung — in groben Zügen durch 
das Geſetz, in den feineren durch Verwaltungsanweiſungen geregelt — gehört in das 
Gebiet der Politik, der inneren wie der äußeren, und hat daher in Deutſchland im 
Laufe der letzten Jahrzehnte trotz gleichgebliebenen Geſetzeswortlautes die wechſel⸗ 
vollſten Schickſale durchgemacht. ö 


Die geſetzlichen Vorausſetzungen (8 8 Abſ. 1) lauten: 


Ein Ausländer, der ſich im Inland niedergelaſſen hat, kann von dem Bundes⸗ 
ſtaat, in deſſen Gebiet die Niederlaſſung erſolgt iſt, auf ſeinen Antrag eingebürgert 
werden, wenn er 
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1. nach den Geſetzen feiner bisherigen Heimat unbeſchränkt geſchäftsfähig iſt 
oder nach den deutſchen Geſetzen unbeſchränkt geſchäftsfähig ſein würde oder 
der Antrag in entſprechender Anwendung des 8 7 Abſ. 2 Satz 2 von ſeinem 
geſetzlichen Vertreter oder mit deſſen Zuſtimmung geſtellt wird, 


2. einen unbeſcholtenen Lebenswandel geführt hat, 


3. an dem Orte feiner Niederlaſſung eine eigene Wohnung oder ein Anter⸗ 
kommen gefunden hat und 


4. an dieſem Orte ſich und ſeine Angehörigen zu ernähren imſtande iſt. 


Aus dem ganzen Wortlaut iſt als wichtigſtes hervorzuheben das ſchwerwiegende 
Wort „kann“. Es bezeichnet die Einbürgerung als Hoheitsakt des Staates, der nach 
ſeinem Ermeſſen die Einbürgerung gewähren oder verſagen kann; verſagen 
auch dann, wenn alle Vorausſetzungen des 8 8 erfüllt ſind. Dieſes Wörtchen „kann“ 
iſt der Rettungsanker des ganzen Geſetzes, das ſonſt im Dritten Reich nicht mehr bis 
jetzt am Leben geblieben wäre. 


„Kann“ drückt aber noch etwas anderes aus, nämlich eine Einſchränkung: Wer die 
Vorausſetzungen des 8 8 nicht erfüllt, darf nicht Reichsdeutſcher werden. Es 
handelt ſich alſo um Mindeſt vorausſetzungen. Die zu Ziffer 1 bis 3 bedürfen 
einer weiteren Erläuterung nicht; es fei nur betont, daß der Bewerber bereits im In- 
lande wohnen muß (Ausnahmen ſiehe unter e und f S. 19 f.). Schwierigkeiten im 
Leben entſtehen aber oft durch die Vorausſetzung zu 4, daß der Bewerber imſtande 
ſein muß, an ſeinem inländiſchen Wohnort ſich und ſeine Angehörigen zu ernähren. 
Dieſe Vorſchrift hat heute eine weſentlich größere Bedeutung erlangt als vor dem 
Kriege und auch noch vor der nationalſozialiſtiſchen Revolution. Während es früher 
mehr eine Angelegenheit perſönlicher Neigung war, wenn ſich jemand einbürgern 
laſſen wollte, iſt jetzt der Beſitz der deutſchen Staatsangehörigkeit vielfach zu einer 
Eriftenzfrage geworden. Vorſchriften des Staates wie auch der Organiſationen der 
NSDAP machen in großem Amfange das Einrücken oder Verbleiben in Arbeit und 
Erwerb abhängig vom Beſitz der Reichsangehörigkeit (oder doch eines „Befreiungs⸗ 
ſcheines“, der dem Inhaber auf dem Arbeitsmarkt Vorrechte vor anderen fremden 
Staatsangehörigen oder Staatenloſen gibt). Legt man die Ziffer 4 des 8 8 aber eng 
aus, ſo kann ein erwerbsloſer Nichtreichsdeutſcher gerade deswegen, weil er noch 
keine Arbeitsſtelle hat, nicht eingebürgert werden. Beide Grundſätze können alſo nicht 
nebeneinander beſtehen; ſie heben ſich auf. Da der richtige Sinn der Ziffer 4 aber der 
iſt, daß der Bewerber ſich und feine Familie ernähren kann, nachdem er Reichs- 
deutſcher geworden iſt (damit er nicht dann der Fürſorge aus Mitteln der Allge- 
meinheit zur Laſt fällt!), ſo genügt der Nachweis, daß der Bewerber infolge der 
Einbürgerung in der Lage ſein wird, Arbeit und Brot zu erlangen. In dieſem 
Sinne wird die Vorſchrift daher auch jetzt ausgelegt. 


Der Vollſtändigkeit wegen ſei noch die (unter der jetzt hinfälligen Ziffer 4 des 8 3 
genannte) „Aufnahme“ erwähnt. Sie gehört der Zeit an, als es noch eine eigene 
Staatsangehörigkeit der deutſchen Länder gab und bezeichnete — als techniſcher Aus- 
druck im Gegenſatz zur Einbürgerung — die Verleihung einer Landesangehörigkeit 
an jemanden, der bereits eine andere deutſche Landesangehörigkeit beſaß, alſo ſchon 
Reichsdeutſcher war. Aberholt, weil ſelbſtverſtändlich, iſt auch der Begriff des 
„Indigenats“, womit man das ausdrückliche Recht jedes Reichsangehörigen 
bezeichnete, in jedem deutſchen Lande zum Genuß öffentlicher und privater Rechte wie 
ein Einheimiſcher zugelaſſen zu werden. 


d) Die Erſtreckung 


Eine Einbürgerung hat von ſelbſt, alſo ohne daß es eines weiteren Hoheitsaktes 
bedarf, zur Folge, daß die Ehefrau eines Eingebürgerten ſowie die minderjährigen 
Kinder durch Erſtreckung gleichfalls eingebürgert werden (816 Abſ. 2). Grund- 
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ſätzlich ausgenommen find aber verheiratete minderjährige Töchter, denn fie gehören 
nun einer anderen Familie an. Der Staat hat ſich freilich die Möglichkeit vor · 
behalten, die automatiſche Erftredung im Einzelfall dadurch zu verhindern, daß er in 
die Einbürgerungsurkunde (ſiehe unten zu g S. 20) einen ausdrücklichen Vor ⸗ 
behalt aufnimmt. 


e) Einbürgerung von Ehefrauen 


In der Regel werden ausländiſche Ehefrauen zugleich mit ihrem Ehemann durch Er- 
ſtreckung eingebürgert. Es kommt aber nicht ſelten vor, daß eine Ehefrau für ſich allein 
eingebürgert werden will. Die Rechtslage iſt hierbei gegenwärtig folgende: 


Wenn die Bewerberin zur Zeit ihrer Heirat Reichsdeutſche war und ihre Ehe durch 
Tod des ausländiſchen Mannes oder durch Eheſcheidung beendet iſt, fo bat fie zwar 
nicht mehr wie früher einen Einbürgerungs anſpruch (fortgefallen durch das Geſetz 
vom 15. 5. 1935, vgl. oben unter 9 b S. 14), doch wird ihr Geſuch bevorzugt 
behandelt. Es liegt hier ein Fall von Wie der einbürgerung vor. 


Die Wiedereinbürgerung ehemals reichsdeutſcher Ehefrauen iſt ferner ſogar zu ⸗ 
läſſig, wenn fie ihren Wohnſitz weiter im Auslande behalten, und ihre Ehe mit 
dem Ausländer fortbeſteht (8 13 des Staatsangehörigkeitsgeſetzes von 1913). 


Endlich kann eine Ehefrau, die vorher die Reichsangehörigkeit niemals beſeſſen, aber 
ihren Wohnſitz im Inlande hat, während beſtehender Ehe für ſich nach den allge⸗ 
meinen Grundſätzen der Einbürgerung die Reichsangehörigkeit erwerben. Da 
nach deutſchem Recht eine Ehefrau unbeſchränkt geſchäſtsfähig iſt, bedarf fie auch nicht 
der Zuſtimmung ihres Ehemannes. Wenn dies auch von dem Grundſatz der Familien- 
einheit abweicht, ſo ergeben ſich doch im Leben zuweilen Fälle, in denen das ſtarre 
Feſthalten an ſolchem Dogma nicht verantwortet werden könnte. 


Das Staatsangehörigkeitsrecht der Ehefrauen, das einer durchgreifenden Anderung 
bedarf, wird weiter unten zuſammenfaſſend gewürdigt werden (ſiehe 11a und 13 b 
S. 24 und 28). 

f) Sonderfälle 


Anter Wiedereinbürgerung verſteht man die Einbürgerung einer Perſon, 
die ſchon früher einmal die deutſche Staatsangehörigkeit beſeſſen hat. Hier ſieht das 
Geſetz inſofern eine Erleichterung vor, als ehemalige Reichsangehörige eingebürgert 
werden können, ohne daß ſie — wie ſonſt gefordert — im Inlande wohnen; ebenſo 
ihre Abkömmlinge und hier ſogar ausnahmsweiſe ihre Adoptivkinder (88 13 und 33). 
Im übrigen aber wird gerade bei der Wiedereinbürgerung Vorſicht geboten ſein, da 
immer erſt der naheliegende Verdacht entkräftet werden muß, daß der Verluſt der 
ehemaligen Reichsangehörigkeit auf einen Mangel an innerer Verbundenheit mit dem 
Vaterlande zurückzuführen iſt. 


Das Staatsangehörigkeitsgeſetz ſah auch noch verſchiedene Ein bürgerungs⸗ 
anſprüche vor. Hierher gehörten u. a. der Anſpruch der ehemals reichsangehörigen 
Witwe oder geſchiedenen Frau und der Anſpruch eines ehemaligen Reichs angehörigen, 
der feine Reichsangehörigkeit verloren hatte, als er noch minderjährig war. Ein 
Miſchfall war der Einbürgerungsanſpruch eines Nichtreichsdeutſchen, der mindeſtens 
ein Jahr im deutſchen Heer oder der Marine „wie ein Deutſcher“ 
gedient hatte; der Anſpruch war abgeſchwächt, ja wiederaufgehoben durch den Zuſatz, 
daß „die Einbürgerung nicht das Wohl des Reiches. .. gefährden“ dürfte. Die 
ſchmähliche Handhabung dieſer Beftimmung gegenüber dem Einbürgerungsanſpruch 
unſeres Führers ift uns allen noch in friſcher Erinnerung. In all dieſen Fällen 
mußte der Staat einbürgern, wenn die Vorſchriften des Geſetzes erfüllt waren. Das 
Geſetz gab ſogar im Falle der Ablehnung dem Bewerber ein förmliches Rechtsmittel. 
Da all dieſe Vorſchriften den Staat bei der Ausübung eines wichtigen Hoheitsrechts 
ſeiner Bewegungsfreiheit beraubten, waren ſie unhaltbar geworden. Denn es iſt 
durchaus nicht geſagt, daß eine Perſon, die einmal die Reichsangehörigkeit beſeſſen 
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hat, unbeſehen als wünſchenswerter Bevölkerungszuwachs wieder hereingenommen 
werden kann, ja, daß fie überhaupt ein Volksgenoſſe im richtigen Sinne, alſo deutſch⸗ 
ſtämmig iſt. Das Dritte Reich hat daher die Einbürgerungsanſprüche durch das 
Geſetz zur Anderung des Staatsangehörigkeitsgeſetzes vom 
15. 5. 1935 (RGBl. I S. 593) völlig beſeitigt. Berechtigte Intereſſen der Bewerber 
werden natürlich auch weiter im Einbürgerungsverfahren berückſichtigt werden. 


Das Geſetz von 1913 kannte ſchließlich noch den Sonderfall einer Einbürgerung, daß 
ein Ausländer durch Anſtellung als Beamter zum Reichsangehörigen wurde. 
Dieſe Beſtimmung iſt durch das Reichsbürgergeſetz vom 15. 9. 1935 hinfällig 
geworden, da feitdem der Beſitz des Reichsbürgerrechts zur Vorausſetzung einer 
ſolchen Anſtellung geworden tft. Ein Ausländer kann daher nur noch dann Träger 
eines öffentlichen Amtes werden, wenn er ſchon vorher eingebürgert und außerdem 
auch Reichsbürger geworden iſt. 


g) Das Verfahren (äußerer Gang) 


Das Einbürgerungsverfahren wird immer nur durch einen Antrag in Gang 
gebracht. Der Antrag iſt an die örtliche Polizeibehörde zu richten. (Der 
beliebte Weg, den Antrag gleich dem Reichsminiſter des Innern oder gar dem Führer 
und Reichskanzler einzureichen, hat nur eine lange Verzögerung der Bearbeitung zur 
Folge, da der Antrag doch zur Vorprüfung jedes Falles an die Polizeibehörde des 
Wohnſitzes im Dienſtwege hinuntergegeben werden muß.) Die örtliche Polizei iſt am 
beſten in der Lage, ſich die nötigen Kenntniſſe über den Bewerber zu verſchaffen. Sie 
lädt ihn vor, klärt ihn über alles Wiſſenswerte auf und vernimmt ihn über die Punkte, 
die nach Geſetz und Verwaltungsanordnungen Vorausſetzungen für eine Einbürge⸗ 
rung find. Die Polizeibehörde reicht dann das Ergebnis ihrer Ermittlungen der vor- 
geſetzten Behörde ein. Nach Prüfung durch die höhere Verwaltungsbehörde ſtellt 
darauf die Landesregierung, wenn fie die Einbürgerung beabſichtigt, beim Reichs ⸗ 
miniſter des Innern den Antrag, feine Zuſtimmung zu erteilen (8 3 der 
Verordnung vom 5. 2. 1934, ſiehe oben unter 9 b S. 13). 


Das alte Verfahren ſah vor, daß jeder Einbürgerungsvorſchlag allen deutſchen 
Ländern in Form einer Amfrage vorgelegt wurde; erhob auch nur ein Land Be⸗ 
denken, fo mußte die Einbürgerung ausgeſetzt werden, bis die Länder, die ver⸗ 
ſchiedener Anſicht waren, ſich geeinigt hatten; konnten ſie dies nicht erreichen, und zog 
das Antragsland den Vorſchlag nicht zurück, ſo mußte der Reichsrat entſcheiden. Im 
gewöhnlichen Lauf der Dinge, alſo wenn Bedenken nicht erhoben oder wenn ſie aus- 
geräumt wurden, war das Reich an dem wichtigen Vorgang der Einbürgerung Über- 
haupt nicht beteiligt. Eine z. B. von Preußen beabſichtigte Einbürgerung konnte alſo 
von Anhalt oder Bremen verhindert werden, von dem Reichsminiſter des Innern 
oder dem Reichskanzler aber nicht. Dieſer für die Reichshoheit unhaltbare Zuſtand 
iſt nun beſeitigt. 


Der Reichsminiſter des Innern kann ſeine Zuſtimmung verſagen oder ſie von weiteren 
Feſtſtellungen abhängig machen. Erteilt er ſie, ſo iſt das Verfahren in der Sache 
ſelbſt beendet und es folgt die förmliche Einbürgerung. Dieſe wird auch heute noch 
durch die Landesregierungen (oder ihre damit beauftragten Behörden) 
vollzogen, nicht durch das Reich. Wohl aber geſchieht ſie nur im Namen und 
Auftrage des Reichs ($ 2 der Verordnung vom 5. Februar 1934). Die Ein- 
bürgerungshandlung beſteht darin, daß dem Bewerber eine Ein bürgerungs- 
urkunde in genau vorgeſchriebener Form und Ausſtattung ausgehändigt wird 
(8 16 Abſ. 1). Erſt hierdurch tritt der Erwerb der Staatsangehörigkeit ein, und nicht 
etwa ſchon mit dem Augenblick, in dem der Reichsminiſter des Innern dem Einbürge— 
rungsvorſchlag zuſtimmt. Die Arkunde lautet heute einfach dahin, daß der darin 
Genannte „die Reichsangehörigkeit durch Einbürgerung erworben“ habe. Der jedem 
völkiſchen Empfinden zuwiderlaufende und daher beſeitigte Wortlaut der bisherigen 
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Urkunden dagegen fagte, daß der Betreffende die preußiſche (oder bayeriſche uf.) 
Staatsangehörigkeit erworben habe und „ſomit Deutſcher geworden ſei. 


h) Das Verfahren (Grund ſätze) 


Die im Geſetz ſelbſt ausgedrückten Vorausſetzungen der Einbürgerung (fiebe 
oben zu c S. 17) laſſen noch einen weiten Spielraum für die verſchiedenartigſten 
Auffaſſungen darüber offen, welche Perſonenkreiſe für die Verleihung der Staats- 
angehörigkeit in Frage kommen und welche von der Einbürgerung grundſätzlich ause 
npuſchließen fein werden. Dieſer Spielraum — gegeben durch das Wort „kann“ im 8 8 
— iſt unter der Herrſchaft ein und desſelben Geſetzes tatſächlich nacheinander von den 
gegenſätzlichſten Aufſaſſungen ausgefüllt worden. Leider kann gerade über dieſen 
Teil unſeres Gegenſtandes aus naheliegenden Gründen nicht alles geſagt werden, was 
des allgemeinen Intereſſes ſicher wäre. Einiges beſonders Wichtige ſoll aber hervor 
gehoben werden, um manche noch verbreiteten Irrtümer aufzuklären. 


Da der Staat notwendigerweiſe auf einheitliche Handhabung der Grundſätze halten 
muß, nach denen die Einbürgerung gewährt oder verſagt wird, ſo erläßt er hierzu 
Richtlinien. Die bisherigen Richtlinien waren darauf beſchränkt, daß der 
Bewerber beſtimmte Anforderungen in ſtaatsbürgerlicher, kultureller und wirtſchaft⸗ 
licher Hinſicht erfüllen mußte, um als erwünſchter Bevödlkerungszu⸗ 
wachs zu gelten. Solche Grundſätze find ſelbſtverſtändlich auch heute noch maß⸗ 
tzebend, aber nicht mehr allein, ſondern nur als ein Teil der ſeit 1933 weſentlich aus⸗ 
gedehnten Vorausſetzungen. 


Daß folche Bewerber vor allem erwünſcht find, die von Haufe aus das Gefühl innerer 
Verbundenheit mit dem deutſchen Volke beſitzen, iſt natürlich. Da dies bei deutſch⸗ 
ſtämmigen Ausländern, alſo Abkömmlingen deutſcher Voreltern, noch am erſten 
vorausgeſetzt werden kann, find ſie ebenſo wie frühere Reichsdeutſche beſonders 
geeignet; allerdings wird man die Beweggründe der Auswanderung oder der Auf- 
gabe ihrer ehemaligen deutſchen Staatsangehörigkeit nicht außer acht laſſen dürfen. 
(Aber die Begriffe der „Deutſchſtämmigkeit“ und „Fremdſtämmigkeit“, die vielfach 
noch falſch angewendet werden, iſt anſchließend noch Näheres zu ſagen.) Im übrigen 
aber wurden die bisherigen Richtlinien von verſchiedenen Stellen der November⸗ 
republik mit einer beinahe unglaublichen Leichtfertigkeit oder Böswilligkeit außer acht 
gelaſſen, und gerade der gefährlichſte und für das deutſche Volk verderblichſte Bevoͤlke⸗ 
rungszuwachs, die O ſt ju den, wurde in einzelnen beſonders rot oder jüdiſch beein- 
flußten Ländern unter fadenſcheinigſten Gründen „ausnahmsweiſe“ maſſenhaft 
eingebürgert. Am dieſe Verſündigungen am deutſchen Volk wenigſtens mit einem 
Feigenblatt zu bedecken, bebalfen ſich die beteiligten Länder mit dem Begriff des 
„Kulturdeutſchen“. Als ſolcher wurde eine Perſon angeſehen, die zwar der 
Abſtammung und der Rafie nach dem deutſchen Volke fremd war, aber fi) „angepaßt“ 
hatte. Dieſer Begriff war der Dietrich, mit dem den angeblich „kulturdeutſchen“ Oſt⸗ 
juden das Tor zur deutſchen Staatsangehörigkeit aufgeſchloſſen wurde. Daß die Ein- 
dürgerungspolitik des Zwiſchenreichs von 1918 bis 1932 in ſchmählichen Verruf 
gekommen iſt, war gerade dieſem Vorgehen vieler Länder zuzuſchreiben. 


Im Programm der NSDAP finden wir grundſäͤtzliche Forderungen zur 
Einbürgerungspolitik als Punkt 4: „Staatsbürger kann nur ſein, wer Volksgenoſſe 
iſt. Volksgenoſſe kann nur fein, wer deutſchen Blutes iſt, ohne Rückſichtnahme auf 
Konfeſſion. Kein Jude kann daher Volksgenoſſe fein.” Da wir heute neben der Naſſe 
auch die Erbgeſundheit des Volkes mit bisher nicht bekanntem Nachdruck pflegen, 
ſtehen bei der Vorprüfung zur Einbürgerung jetzt zwei Punkte im Vordergrunde: 
Die Raſſe und die Erbgeſundheit des Bewerbers, und zwar — fo felbitver- 
ſtändlich es zunächſt klingt — die eines jeden Bewerbers, alſo auch der etwa mit⸗ 
tngubürgernden Ehefrau und der Kinder. Bisher wurden nämlich die durch Er⸗ 
ſtreckung einzubürgernden Perſonen im allgemeinen als ein nebenſächlicher Anhang 
* 
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betrachtet. Wenn aber das Blut zum oberſten Maßſtabe wird, fo iſt es klar, daß das 
Blut der Ehefrau — oder bei Witwen und geſchiedenen Ehefrauen das Blut des 
Ehemannes — für die raſſiſchen Eigenſchaften der Nachkommen, die ja Reichsdeutſche 
fein werden, ebenſo entſcheidend iſt wie das des anderen Elternteils, des unmittel- 
baren Bewerbers. 


Einige in jeder Erörterung über Raffefragen und daher auch in Fragen unſeres Sach. 
gebietes ſtändig wiederkehrende Anterſcheidungen müſſen hier noch klargeſtellt werden, 
da fie grundlegend für das richtige Verſtändnis find und noch Überaus oft falſch auf⸗ 
gefaßt und angewendet werden: Die Begriffe deutſchblütig und deutſch⸗ 
ſtämmig ſowie ihre Gegenſtücke fremdblütig und fremdſtämmig. 


Deutſchſtämmig iſt, wer von deutſchen Vorfahren abſtammt; deutſch heißt hier: 
dem deutſchen Volkstum zugehörig, ohne Rückſicht auf die Staatsangehörigkeit. 
Juden fallen alfo niemals unter dieſen Begriff. Fremdſtämmig iſt, wer von 
Vorfahren abſtammt, die nicht zum deutſchen Volkstum gehören. Der Begriff des 
Stammes, der den Begriffen der Deutſchſtämmigkeit und Fremd ſtämmigkeit zugrunde 
liegt, iſt aus der Völker kunde entnommen, nicht aber aus der Raſſenkunde. Er 
ſtellt die „Nationalität“ in den Vordergrund, alſo die kulturelle und ſtammes⸗ 
mäßige Zugehörigkeit zu einem beſtimmten Volkstum. In dieſem Sinne gibt es 
Deutſche, Polen, Tſchechen, Ruthenen, Franzoſen, Engländer, Italiener, Griechen, 
Türken uſw., wobei die politiſchen Grenzen nicht ausſchlaggebend find, da viele An⸗ 
gehörige diefer Völker, vor allem Deutſche, unter fremder Herrſchaft leben. Von 
einem öſterreichiſchen, ſchweizeriſchen oder gar luxemburgiſchen Volkstum kann man 
dagegen nicht ſprechen, da dieſe Bevölkerungen keine ſtammesmäßige Einheit und daher 
kein eigenes Volkstum bilden, ſondern ſich aus Angehörigen verſchiedener Volks- 
ſtämme, des deutſchen, franzöſiſchen, italieniſchen uſw. zuſammenſetzen. 


Da der Nationalſozialismus aber die Raſſe als die Arſache — im tiefſten Sinne die 
Ar⸗Sache — der Grundveranlagung jedes Menſchen erkannt hat, fo tritt die bisher 
allgemein übliche und allein bekannte Anterſcheidung der Menſchen nach Nationen, 
alſo nach Deutſch⸗ oder Fremdſtämmigkeit, im Denken unſerer Tage zurück gegenüber 
der richtigeren, das Weſen der Sache erſt wirklich treffenden Scheidung in deutſch ⸗ 
blütige und fremdblütige Menſchen. Die Anterſcheidung deckt ſich in der 
großen Mehrzahl der Fälle mit der anderen, aber oft auch nicht. Die Zugehörigkeit 
zu einem beſtimmten Volkstum läßt nämlich noch durchaus keinen ſicheren Schluß 
darauf zu, welcher Raſſe das einzelne Volksglied angehört, da jeder Volksſtamm, 
der deutſche wie jeder andere, ſich aus Angehörigen der verſchiedenen europäiſchen 
Raſſen (der nordiſchen, fäliſchen, dinariſchen, oſtiſchen, weſtiſchen uſw.) zuſammenſetzt, 
wobei freilich in jedem Volke eine oder die andere vorherrſchend iſt und ihm den 
Stempel aufdrückt. Es gibt aber z. B. auch viele Polen und Ruſſen nordiſcher und 
dinariſcher Raſſe; Tſchechen, Ungarn, Bulgaren dinariſcher Raſſe; Norditaliener 
nordiſcher und dinariſcher Raſſe; Nordfranzoſen nordiſcher Raſſe ufw. Amgekehrt 
können einzelne Angehörige folder Völker, die vorwiegend nordiſch beſtimmt find, 
doch in unſerem Sinne „ſremdblütig“ und daher raſſiſch unerwünſcht fein. Selbſt ein 
Streifzug durch die Straßen einer deutſchen Stadt genügt ja ſchon, um feſtzuſtellen, 
daß durchaus nicht alle, die zweifellos dem deutſchen Volkstum angehören, alſo 
„deutſchſtämmig“ find, auch raſſiſch erfreulich erſcheinen. Das Ergebnis dieſer Be⸗ 
trachtungen iſt, daß nicht jeder Fremdſtämmige unter allen Amſtänden uns ewig fremd 
bleiben muß, nur aus dem Grunde, weil er aus nichtdeutſchem Volkstum ſtammt, 
denn er kann im Wichtigſten ſeiner Perſönlichkeit, in ſeiner Raſſe, ebenſo geartet ſein 
wie ein Deutſcher. Als deutſchblütig im weiteſten Sinne haben wir alſo nicht 
nur die Abkömmlinge deutſcher Voreltern, die Deutſch ftämmigen, zu bewerten, 
ſondern auch die raſſegleichen Abkömmlinge aus anderem Volkstum, die wir 
freilich nur dann als zu uns gehörig betrachten können, wenn ſie auch ſonſt vollſtändig, 
d. h. nach Kultur und Anſchauungen, im deutſchen Weſen heimiſch find. So z. V. kann 
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ein der Naſſe nach nordiſch beſtimmter Sohn italieniſcher, ruſſiſcher oder engliſcher 
Eltern, der durch Erziehung und Schulbeſuch von Jugend auf deutſches Weſen in ſich 
aufgenommen hat, nur als wünſchenswerter Zuwachs angeſehen werben, da die aus ⸗ 
ſchlaggebende Blutsgleichheit, die raſſiſche Erbmaſſe, die Gewähr dafür bietet, daß er 
und ſeine Nachkommen völlig im deutſchen Volke aufgehen. 


Dieſe Anſchauungen werden dem Leben und ſeinen Geſetzen mehr gerecht als das 
Denken in getrennten Nationen. Wie ſie wirklich Fremdes auseinanderhalten, ſo 
laſſen ſie Gleiches zu Gleichem kommen. Sie ſind kein Dogma, das den Naturgeſetzen 
vorgreift, ſondern ein lebendiger Grundſatz, der aus dieſen geſchöpft ift und ſich nach 
ihnen richtet. Die richtige Grenze in all den angedeuteten Fragen zu finden, wird 
nicht immer leicht ſein, doch wird die genauere Betrachtung des einzelnen Falles und 
des Menſchen, um den es ſich handelt, meiſt zu genügenden Auſſchlüſſen führen. 


Die Anforderungen, die in geſundheitlicher und erbbiologiſcher Hin- 
ſicht an einen Einbürgerungsbewerber geſtellt werden müſſen, ergeben ſich aus den 
allgemeinen bevölkerungspolitiſchen Grundſätzen, die hier nicht zu erörtern find. Es 
muß nur auf eines hingewieſen werden: Der Kreis der Krankheiten und Geſundheits⸗ 
ſchäden, die den davon Befallenen ungeeignet zum Erwerb der Reichsangehörigkeit 
machen, kann hier natürlich viel weiter geſteckt werden als der in dem Geſetz zur 
Verhütung erbkranken Nachwuchſes aufgezählte, der den Betroffenen 
zur Anfruchtbarmachung beſtimmt. Die Steriliſation, eine immerhin zunächſt recht 
unangenehme Maßnahme, trifft ſolche Menſchen, die ſchon Reichsdeutſche, alſo Mit- 
glieder des Staatsvolkes find, und die das Geſetz daher nur in den dringendſten und 
ſchwerſten Fällen einem ſolchen Eingriff zugunſten des Ganzen unterwirft. Anders 
bei der Einbürgerung: Hier handelt es ſich um einen Ermeſſensakt des Staates, ja 
um Verleihung einer Auszeichnung, und da iſt es ſelbſtverſtäͤndlich, daß der Staat 
hier viel weitergehende Anforderungen an die Geſundheit im weiteſten Sinne ſtellen 
wird, ehe er einen bisher Außenſtehenden hereinnimmt. 

Der Nachweis, daß der Einzubürgernde förmlich aus feiner bisherigen aus 
ländiſchen Staatsangehörigkeit entlaſſen fein muß, wird in dieſer 
Allgemeinheit durch deutſche Beſtimmungen nicht gefordert. Der deutſch · tſchecho; 
ſlowakiſche Staatsangehörigkeitsvertrag aber verpflichtet die beiden Vertragsſtaaten, 
eine Einbürgerung eines Angehörigen des anderen Staates nicht eber zu vollziehen, 
als bis er entlaſſen iſt. Dieſe Klauſel wird jedoch demnächſt außer Kraft treten. 


Abſchließend ſei auf die Rolle hingewieſen, die die äußere Politik immer wieder 
in dieſem oder jenem Falle einer Einbürgerung ſpielen wird. Am ein Beiſpiel anzu⸗ 
führen, liegt es durchaus nicht im Intereſſe des deutſchen Geſamtvolkes, daß etwa in 
Zeiten, in denen Auslandsdeutſche beſonders hart zu ringen haben, ein großer Teil 
von ihnen wieder in den Raum des Deutſchen Reiches einftrömt und ſich dort durch 
Erwerb der Reichsangehörigkeit ſeßhaft macht. Abgeſehen davon, daß die Reichs 
deutſchen ſchon in über fülltem Raum leben, würde dieſes Verhalten unſer Auslands- 
deutſchtum und damit eine wichtige Lebensader Deutſchlands entſcheidend ſchwächen. 


11. Der Derluft der Staatsangehörigkeit 
a) Nach dem Staatsangehörigkeitsgefetz 


Die Nechtsgründe, die zum Verluſt der Staatsangehörigkeit führen, werden nach 
denſelben zwei Gruppen unterſchieden wie die Erwerbsgründe (fiehe oben zu 10 b 
S. 16): Der Verluſt tritt entweder zwangsläufig als Folge einer anderweitigen 
Handlung ein, ohne daß der Staat zu dem einzelnen Fall des Verluſtes eine beſondere 
Entſchließung faßt, oder er wird durch ausdrücklichen Staatshoheitsakt herbeigeführt 


(88 17 ff. des Geſetzes). 
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Die zwangsläufigen Gründe des Verluſtes find: 

1. der Erwerb einer fremden Staatsangehörigkeit, 

2. die Legitimation eines reichsdeutſchen Kindes durch einen Ausländer, 
3. die Eheſchließung einer Reichsdeutſchen mit einem Ausländer, 

4. die Nichterfüllung oder Verletzung der Wehrpflicht. 


Staatshoheitsakte, die den Verluſt bewirken, ſind: 
1. die Entlaſſung, 
2. der ausdrückliche Beſchluß der Behörde. 


Zu den einzelnen Rechtsgründen iſt folgendes zu ſagen: Der Verluſt der deutſchen 
Staatsangehörigkeit durch Erwerb einer fremden tritt nur dann ein, wenn 
der Reichsdeutſche ſich dauernd im Ausland aufhält und der Erwerb der fremden 
Staatsangehörigkeit auf feinem Antrage beruht. In einem ſolchen Fall liegt 
bis zum Beweiſe des Gegenteils der Verdacht nahe, daß das innere Band zu Deutſch⸗ 
land zerſchnitten iſt und der ehemalige Reichsdeutſche ſeine Treupflichten hat löſen 
wollen. Er kann dieſer Vermutung vorbeugen und den Verluſt abwenden, indem er 
ſich vorher von ſeiner Landesregierung ſchriftlich die Genehmigung geben läßt, daß 
er die Reichsangehörigkeit beibehält (§ 25 des Geſetzes). Eine ſolche Genehmigung 
erteilen die Behörden aber nur äußerſt ſelten, da hierdurch eine doppelte Staatdange- 
hörigkeit mit allen ihren unerwünſchten Begleiterſcheinungen geſchaſſen wird (vgl 
oben zu 8 6c S. 11). 


Aber die Legitimation iſt oben bereits (zu 10 b S. 17) das Nötige geſagt 
worden. Daß jede reichs deutſche Frau automatiſch ihre Staatsangehörigkeit 
verliert, wenn ſie einen Ausländer (alſo auch einen Staatenloſen) heiratet, 
beruht auf einer Aberſpitzung des Grundſatzes der Familieneinheit (8 17“ des Ge 
ſetzes). Nähere kritiſche Ausführungen hierzu folgen unten unter 13 b S. 28. 


Anter den Staatshoheitsakten, die den Verluſt der Staatsangehörigkeit bewirken, tM 
in erſter Linie die Entlaſſung zu nennen, das genaue Seitenſtück der Einbürge- 
rung. Sie ſetzt immer einen Antrag des Reichsangehörigen voraus, der entlaffen 
werden will. Für Ehefrauen kann nur der Mann den Antrag ſtellen; die Ehefrau 
eines Reichsdeutſchen kann außerdem nur zugleich mit ihrem Mann entlaſſen werden; 
immer aber iſt natürlich Zuſtimmung der Frau zu der Entlaſſung notwendig. Ein 
weſentlicher Anterſchied gegenüber der Einbürgerung beſteht aber darin, daß die Ent- 
laſſung nicht verſagt werden darf, außer, wenn es ſich um aktive Soldaten oder Be⸗ 
amte handelt. Gegen die Ablehnung ift daher ein förmliches Rechtsmittel, der Rekur: 
nach 8 40, gegeben (in Preußen an das Oberverwaltungsgericht). Auch die Entlaſſung 
wird rechtswirkſam durch Aushändigung einer Arkunde, mit dem Anterſchiede gegen- 
über der Einbürgerung, daß die Rechtswirkſamkeit hinfällig wird, wenn der Entlaflen« 
nach Ablauf eines Jahres immer noch — oder bereits wieder — ſeinen dauernden 
Aufenthalt im Inlande hat. Eine Erſtreckung (über dieſen Begriff vgl. oben 
zu 10 d S. 18) der Entlaſſung tritt nicht ein, vielmehr find beſondere Anträge des 
Familienhauptes außer für die Ehefrau auch für die minderjährigen Kinder nötig. 


Die weiteren Arten der Staatshoheitsakte, die den Verluſt der Staatsangehörigkeit 
bewirken, unterſcheiden ſich von der Entlaſſung dadurch, daß ſie nicht auf Antrag des 
Betroffenen, ſondern von Amts wegen geſchehen. Im Staatsangehörigkeitsgeſetz ſelbft 
find zwei Fälle genannt, in denen ein Reichsdeutſcher „durch Beſchluß der Zentral- 
behörde ſeines Heimatsſtaates“ — alſo der Regierung des Landes, nicht des Reiches 
— feine Staatsangehörigkeit verliert, nämlich wenn er einem Rückkehrbefebl 
im Kriegsfall nicht Folge leiſtet, und wenn er in fremden Staatsdienſt 
— ſei es zivilen oder militäriſchen — getreten iſt, ohne daß ſeine Regierung dies 
ausdrücklich geſtattet hat. Die Maßnahme hat den Charakter einer ſchweren Ehren- 
ſtrafe für die Verletzung ſtaatsbürgerlicher Pflichten; in dieſen Fällen trifft daher 
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der Verluſt der Staatsangehörigkeit auch die Frau und die minderjährigen Kinder 
nach den Grund ſaͤtzen der Erſtreckung. 


b) Der Widerruf der Einbürgerung und die Aberkennung 
der deutſchen Staatsangehörigkeit 


Zu der am Schluß des vorigen Abſchnittes erwähnten Entziehung der Staatsange⸗ 
hörigkeit durch behördlichen Beſchluß, die nur Außerft ſelten angewendet wird, find 
durch Reichsgeſetz vom 14. 7. 1933 (RGBl. I S. 480) zwei weitere Arten von Maß 
nahmen gekommen, die den Verluſt der Staatsangehörigkeit durch behördlichen 
Beſchluß bewirken und gegenwärtig von größter praktiſcher Bedeutung find: Der 
Widerruf der Einbürgerung und die Aberkennung der Staats- 
angehörigkeit. Der nationalſozialiſtiſche Staat, der von der Reichsangehörig 
keit eine höhere Auffaſſung hat als der vorausgegangene, hat angeſichts der Miß - 
ſtände, die er vorfand und die den Lebensnerv des Volkes bedrohten, ſchleunigſt eine 
Regelung treffen müſſen, die nicht bis zu der Geſamtreform des Staatsangehörig ; 
keitsrechtes aufgeſchoben werden konnte. 


Das Geſetz betrifft zwei verſchiedene Gegenſtände. Sein 81 ſchafft die Möglichkeit, 
unerwünſchte Einbürgerungen aus der Zeit der Novemberrepublik (alſo zwiſchen 
9. 9. 1918 und 30. 1. 1933) zu widerrufen. Dieſe Maßnahme war notwendig ge 
worden, um nach Möglichkeit die Folgen einer leichtfertigen oder geradezu ver⸗ 
brecheriſchen Einbürgerungspolitik wieder zu befeitigen, die bereits oben gekenn 
zeichnet worden iſt (vgl. zu 10 h S. 21). Vor allem follte die maſſenhafte Einbürge- 
rung von Oſtjuden rückgängig gemacht werden. Dieſe Maßnahme war ihrer Eigenart 
nach eine einmalige und nur für die Geſamtdauer von zwei Jahren vorgeſehen. Der 
Widerruf der Einbürgerung entfprang dem Bedürfnis nach geſunder Raffen- und 
Bevölkerungspolitik; die Maßnahme hatte — ſo ſchwer ſie den einzelnen treffen 
konnte — nicht den Charakter einer Strafe, ſondern lediglich des Vollzuges einer 
Staatsnotwendigkeit, der unabhängig von irgendeinem Verſchulden des Betroffenen 
durchgeſührt werden mußte. Neben ſolchen, die ſchon wegen ihrer Blutsfremdheit 
allein dem deutſchen Volk gefährlich waren, kamen freilich erſt recht ſolche Perſonen 
für den Widerruf in Frage, „die ſich eines Vergehens oder Verbrechens ſchuldig 
gemacht oder ſich ſonſtwie in einer dem Wohle von Staat und Volk abträglichen 
Weiſe verhalten haben“ (I der Durchführungsbeſtimmungen, RG Bl. 1933 I Nr. 87). 
Der Widerruf hob die Einbürgerung nicht mit rückwirkender Kraft auf, da dies 
praktiſch ganz undurchführbar geweſen wäre, ſondern wurde wirkſam mit der Zu- 
ſtellung der Widerrufsverfügung. Er erſtreckte ſich auch auf die Familienangehörigen, 
die ohne die (widerrufene) Einbürgerung des Familienhauptes die deutſche Staats⸗ 
angebörigkeit nicht erworben hätten. Der Widerruf wurde von den Landesregierungen 
ausgeſprochen, nicht vom Reich. 

Den Charakter einer ſchweren Ehrenſtrafe, gleichſam einer Achtung, hat dagegen die 
Maßnahme, die der 82 des Geſetzes vorſieht: Die Aberkennung der deut 
ſchen Staatsangehörigkeit. Sie kann verhängt werden gegen Reichs- 
angehörige, die ſich im Ausland aufhalten, „ſofern ſie durch ein Verhalten, das 
gegen die Pflicht zur Treue gegen Reich und Volk verftößt, die deutſchen Belange 
geſchädigt haben. Das gleiche gilt für Reichsangehörige, die einer Rüdkehraufforde- 
rung nicht Folge leiſten, die der Reichsminiſter des Innern unter Hinweis auf dieſe 
Vorſchrift an fie gerichtet hat.“ Zur Verſchärfung der Wirkung iſt hier auch Beſchlag⸗ 
nahme des Vermögens vorgeſehen, da die Betrofſenen zum großen Teil nur noch 
gegen Wirkungen materieller Art empfindlich find und eine Ehrenſtrafe allein von 
ihnen nur belächelt werden würde. Die Aberkennung mußte eingeführt werben zur 
Abſtrafung der volks⸗ und vaterlandsfeindlichen Elemente, die vom Auslande her 
alles deutſche Weſen öffentlich in den Schmutz ziehen und ſich als Landesverräter 
betätigen. ö 
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Dieſe Ehrenftrafe wird vom Neichsminiſter des Innern im Einvernehmen mit dem 
Auswärtigen Amt ausgeſprochen; die Entſcheidung muß, um rechtswirkſam zu werden, 
im Reichsanzeiger veröffentlicht werden. Die Erftredung auf Familienangehörige 
tritt nicht ohne weiteres ein, ſie muß vielmehr ausdrücklich beſchloſſen werden. Aus 
den weſentlich feierlicheren Begleitumſtänden der Aberkennung geht ſchon hervor, daß 
dieſe Ehrenſtrafe nicht durch Anwendung auf Befindel aller möglichen Art abgenutzt, 
ſondern daß fie für Schädlinge beſonders bezeichnender Art aufgeſpart werden ſoll. 


12. Die Feftftellung der Staatsangehörigkeit 

In überraſchend vielen Fällen iſt es nicht möglich, daß eine Perſon ihre Staatsange- 
hörigkeit mit völliger Sicherheit nachweiſen oder eine Behörde ſie feſtſtellen kann, und 
zwar gilt dies gerade für die Abkömmlinge alteingeſeſſener Familien. Dieſe Erfchei- 
nung iſt aus der geſchichtlichen Entwicklung zu erklären (vgl. oben zu 4 S. 5 f.). Da 
die weitaus meiſten Reichsdeutſchen ihre Staatsangebörigkeit durch Abſtammung er- 
worben haben, muß man zum Nachweiſe der Staatsangehörigkeit auf den Vater, dann 
auf den Großvater und womöglich auf noch ältere Generationen zurückgreifen, bis ſich 
entweder bei irgendeinem Vorvater ein feſter Anhalt für ſeine Staatsangehörigkeit 
findet oder die Nachforſchung im nicht mehr aufzuklärenden Dunkel der älteren 
Familiengeſchichte fruchtlos endet. Am einfachſten iſt es dann, wenn ein Vorfahre aus 
dem Vaterſtamm einmal Beamter geweſen iſt. Andernfalls können noch alte Bürger 
rollen helfen oder ſonſtige Nachweiſe darüber, daß ein Vorvater in einem Staate 
feinen Wohnſitz im Rechtsſinne gehabt hat; denn bevor der Erwerbsgrund der Ub- 
ſtammung in Deutſchland allgemein wurde, galt noch der Wohnſitz in einem beſtimmten 
Staatsgebiet als maßgebend für die Eigenſchaft als Antertan (ſie oben zu 4 S. 6). 
Häufig muß man ſich mit einer Wahrſcheinlichkeit an Stelle voller Gewißheit begnügen. 


Seit den unglücklichen Gebietsabtretungen infolge der Verſailler Diktats ſind die 
Verhältniſſe noch unſicherer geworden, da nicht einmal jahrzehntelanger Wohnſitz einer 
Familie im Inlande einigermaßen die Gewißheit gibt, daß ihre Mitglieder auch heute 
noch deutſche Staatsangehörige find. Gar mancher hat erſt ſehr ſpät zu feiner 
ſchmerzlichſten Aberraſchung — meiſt durch behördliche Feſtſtellung aus einem anderen 
Anlaß — erfahren, daß er nicht mehr Reichsdeutſcher iſt, wie er wähnte, ſondern [don 
über ein Jahrzehnt „Franzoſe“ oder „Pole“. 

Am einfachſten iſt der Nachweis für Eingebürgerte und ihre Nachkommen, die ihre 
Einbürgerungsurkunde oder die ihrer Väter vorlegen können. 


Wenn dann endlich zu irgendwelchen Zwecken durch mühſelige Arbeit die Staatsange- 
hörigkeit feſtgeſtellt iſt, ſo bleiben dieſe Feſtſtellungen bei den Akten des Gerichtes oder 
der Behörde, die fle aus einem beſtimmten Anlaß brauchte, und verſchwinden in und 
mit dieſen. Außerdem iſt die Feſtſtellung, die eine ſolche Einzelbehörde getroffen hat, 
nicht allgemein bindend. In einem ſpäteren Fall kann eine andere Behörde für die⸗ 
ſelbe Perſon eine andere Staatsangehörigkeit feſtſtellen, ohne daß jemals endgültige 
Sicherheit über dieſe Rechtsfrage entſteht. Ein oberſtes Gericht, das zu einem unan- 
fechtbaren Spruch auf dieſem Gebiete befugt wäre, gibt es noch nicht. Nur in Bayern, 
Hamburg und Bremen beſteht die Möglichkeit, die Staatsangehörigkeit durch Arteil 
allgemeinverbindlich feſtzuſtellen. 


Dieſe Lücken werden durch die weitere Geſetzgebung des Dritten Reiches gleichfalls 
ausgefüllt werden. Mit dem kommenden Ausbau der Standesämter zu Sippenämtern 
wird einmal eine ſtets auffindbare und bleibende Eintragung auch über die Staats- 
angehörigkeit jedes Einwohners des Reichsgebietes erreicht werden; wenn auch die 
vollſtändige Durchführung lange Jahre beanſpruchen wird, ſo beweiſt dies nur, daß 
es höchſte Zeit wird, bald damit anzufangen. Auch dafür wird geſorgt werden, daß 
eine einmal getroffene Feſtſtellung als allgemein rechtswirkſam und unanfechtbar 
erklärt werden kann, ſei es durch Urteil eines Verwaltungsgerichtes oder durch Be⸗ 
ſchluß einer Reichsbehörde. | 
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Wer keine Papiere beſitzt, mit denen er ſich über feine Staatsangehörigkeit ausweiſen 
kann, hat die Möglichkeit, ſich einen Staats angehörigkeits ausweis (nur 
zur Verwendung im Snlande) oder einen Heimatſchein (nur zur Verwendung 
im Auslande) von der Polizeibehörde ausſtellen zu laſſen. 


13. Rationale zlialiſtiſche Anforderungen an ein neues Staatsangehsrigheitsrecht 


a) Grund ſätzliches 


Daß mit der Machtergreifung durch Adolf Hitler eine von Grund auf neue Hand⸗ 
habung der Einbürgerung nach raſſiſchen, geſundheitlichen und erbbiologiſchen Ge- 
ſichtspunkten erfolgreich eingeſetzt hat, iſt ſchon dargeſtellt worden (zu 10 h S. 21 ff.). 
Damit iſt der größte Abelſtand beſeitigt. Es iſt hierdurch auch wiederum bewieſen, 
daß nicht ſo ſehr die Geſetze ſelbſt gut oder ſchlecht ſind, als daß es weit mehr darauf 
ankommt, in welchem Geiſte fie angewendet werden Soweit freilich Geſetze ausdrück⸗ 
liche Beſtimmungen treffen, die von verfehlten und ſchädlichen Grundanſchauungen 
ausgehen, kann felbſt eine von beſtem Willen geleitete Handhabung den Schaden meiſt 
nicht abwenden, und die Beſtimmungen müſſen geändert werden. 


So bedarf auch das Recht der Staatsangehörigkeit noch weiterer Erneuerung im 
nationalſozialiſtiſchen Geiſte, ungeachtet des bereits auf dieſem Gebiete geleiſteten 
Geſetzgebungswerkes (vgl. oben unter 9 b S. 13). Die bisherige Darſtellung bat 
ſchon erkennbar gemacht, was noch zu tun übrig bleibt. Nötig iſt vor allem eine durch⸗ 
gehende Einheitlichkeit aller Beſtimmungen; jede von ihnen muß auf dem feſten Boden 
raſſiſcher und völkiſcher Grundfäge ruhen. In welcher Weiſe ein neues Reichsange ; 
hörigkeitsgeſetz dieſe Anſchauungen ausdrücken wird, wird ſich ergeben, wenn die 
Staatsnotwendigkeiten der äußeren und der inneren Politik ſorgſam gegeneinander 
abgewogen worden find. Ehe die Reichsregierung ihre Entſchließungen hierzu nicht 
kundgegeben hat, werden Erörterungen über das Für und Wider mehr ſchaden 
als nützen. 


Für jeden, der über derartige Fragen nachdenkt, iſt es nötig, ſich ſtets vor Augen zu 
halten, daß das Recht der Staatsangehörigkeit, das jeder Staat ſouverän regelt, ſich 
ſtets irgendwie mit demſelben Rechtsgebiet anderer Staaten berührt oder reibt. Es 
greift alſo ins völkerrechtliche Gebiet über und iſt ſo doch der völligen Willkür des 
einzelnen Staates entzogen. Ferner ſollen wir Reichsdeutſche uns immer vor Augen 
halten, daß wir ſchon allein in Europa zehnfach oder noch mehr Volksgenoſſen im 
Auslande haben als Angehörige fremder Nationalität im Inlande. Eine Neurege- 
lung unſeres Staatsangehörigkeitsrechtes wird das Schickſal unſerer Volksgenoſſen 
im Auslande ſtärker beeinfluſſen, als man im Inlande für gewöhnlich annimmt, da 
das Ausland jede vermeintliche — übrigens nie geplante — Entrechtung feiner Ab · 
kömmlinge im Deutſchen Reich zehnfach an unſeren Volksgenoſſen draußen vergelten 
würde. Die Jahre ſeit dem Kriege haben es mit ſich gebracht, daß das Erwachen 
tieferen politiſchen Verſtändniſſes im reichsdeutſchen Volk zunächſt mehr zur Betrach 
tung der inneren Fragen geführt hat, was zur Einſeitigkeit und damit zu Fehlſchlüſſen 
verführen kann. Wirkliche Politik iſt ſtets nur innere und äußere Politik zuſammen. 


Auch hier muß wieder hervorgehoben werden, was nicht oft genug geſchehen kann, daß 
die richtig verſtandene grundlegende Auffaſſung des Nationalſozialismus in der 
RNaſſenfrage nicht von dem Begriff eines verſchiedenen abſoluten Wertes der 
Raſſen ausgeht, fondern von ihrer verſchiedenen Eigenart, die bei Raflen- 
miſchungen zu ſchweren Schädigungen der raſſiſchen Erbmaſſe jeder der vermiſchten 
führt. Staatsnotwendig und ſomit gerecht find alſo nur ſolche Beſtimmungen, die ge- 
troffen werden müffen, weil fonft das Volk auf weite Sicht Schaden nimmt; 
ungerecht, weil nicht ſtaatsnotwendig, wäre dagegen jede Beſtimmung, die aus 
Motiven anderer, ſchlechterer Art über dieſes Ziel hinausſchöſſe. 
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b) Einzelnes 


Aber die Anderung der Bezeichnung des Neichsangehörigen in „Neichsdeutſcher“ an 
Stelle von „Deutſcher“ iſt bereits geſprochen (unter 10 b S. 16). 

Dann muß ſtärker herausgearbeitet werden, daß die Aufnahme in das Neichsvolk 
eine Ehrung iſt; die Verleihung der Neichsangehörigkeit muß feierlicher geſtaltet 
werden, um dem Neuaufgenommenen die Bedeutung des Vorganges ſtärker zum Be⸗ 
wußtſein zu bringen. Ein feierlicher Treueſchwur wäre hier am Platze. 

Weiter ſind im Sinne unſerer Anſchauungen die Beſtimmungen zu ändern, die durch 
Eheſchließung den Erwerb oder den Verluſt der Reichsangehörigkeit für 
Frauen eintreten laſſen. Wie es untragbar für den völkiſchen Staat iſt, daß ihm 
kraft Geſetzes (vgl. oben zu 10 b S. 17) die ſtandesamtliche Sanktion eines Liebes- 
bundes zwiſchen einem Reichsdeutſchen und einer Ausländerin eine neue Staats- 
angehörige zuführt, fo iſt es gleichfalls untragbar, daß der Staat unbeteiligt zuſieht, 
wie reichsdeutſche Volksgenoſſinnen ihm in großer Zahl verlorengehen, weil ihre 
Ehemänner die Reichsangehörigkeit nicht beſitzen. Es iſt bereits darauf hingewieſen 
worden (oben unter 11 S. 24), daß dieſe noch gültige Regelung auf einer Aber · 
ſpitzung des Grundſatzes der Familieneinheit beruht. Es iſt nicht erſichtlich, welchen 
Anlaß ein Staat haben ſollte, zum Schaden eigener Volksgenoſſinnen um die Einheit 
ausländiſcher Familien beſorgt zu ſein, ſolange eine internatinoale Bindung hierzu 
nicht beſteht. Man kann auch die Frau, die einen „Ausländer“ heiratet, nicht ohne 
weiteres mit jedem Staatsangehörigen gleichſtellen, der aus freier Entſchließung eine 
fremde Staatsangehörigkeit erwirbt. Erſtens handelt es ſich bei den ausländiſchen 
Ehemännern überaus häufig um Volksgenoſſen, die ihre fremde Staatsangehörigkeit 
ſelbſt nur widerwillig beſitzen, da fie ihnen als Folge des Verſailler Diktats auf- 
gezwungen tft. Zweitens iſt die Regelung deshalb beſonders hart — ohne daß 
ein zwingender Grund einzuſehen wäre —, weil der Verluſt auch dann eintritt, wenn 
die Ehegatten das Inland gar nicht zu verlaſſen beabfichtigen, wenn alſo die bis⸗ 
herigen Beziehungen der Ehefrau zur Heimat vollkommen erhalten bleiben oder 
bleiben können. Drittens tritt der Verluſt auch dann ein, wenn die Ehefrau 
einen Staatenloſen heiratet oder nach den Geſetzen des Heimatlandes ihres Mannes 
nicht einmal deſſen Staatsangehörigkeit durch die Heirat erwirbt; ſie wird dann alſo 
ohne weiteres ſtaatenlos: ein beſonders hartes Schickſal dann, wenn die Ehe un- 
glücklich wird und die Frau ſich von dem Manne trennen will oder muß. Viertens 
iſt eine wirkliche Ehe nicht mit einem gewöhnlichen Rechtsvertrage gleichzuſtellen, bei 
dem ein Partner nüchtern berechnet, ob nachteilige Rechtsfolgen etwa durch ander⸗ 
weitige Vorteile aufgewogen werden, und bei dem er dann je nach dem Ergebnis der 
Kalkulation zum Vertragsabſchluß ſchreitet oder davon abſieht. Dieſe Auffaſſung IR 
noch ein Erbe römiſch⸗ rechtlicher Anſchauungen und verdient ausgeräumt zu werden. 
Endlich müſſen wir auch aus Gründen des Nationalſtolzes uns dazu entſchließen, 
unſere reichsdeutſchen Frauen nicht fo leichtherzig aus dem Reichsvoll ausſcheiden 
zu laſſen und fie ohne deutſchen Schutz einem ungewiſſen Schickſal zu überlaſſen. Am 
Mißverſtändniſſe zu vermeiden, ſei betont, daß nicht der Heirat deutſcher Frauen mit 
Ausländern das Wort geredet werden ſoll, vielmehr nur einer der Natur der Sache 
beſſer angemeſſenen Regelung. Als Möglichkeit kämen dem Grade nach in Betracht: 
Verluſt der Reichsangehörigkeit nur dann, wenn die Frau durch die Heirat wenigſtens 
die Staatsangehörigkeit des Mannes erwirbt, alſo nicht ſtaatenlos wird; oder nur 
dann, wenn außerdem der Ehewohnſitz ins Ausland verlegt wird; oder Beibehaltung 
der Reichsangehörigkeit auf ausdrücklichen Antrag; oder endlich Wegfall des Ver 
luſtes durch Eheſchließung überhaupt, was allerdings aus anderen Gründen wieder 
zu weitgehend ſein dürfte. 


Ebenſo wird zu erwägen fein, ob nicht die Entlaſſung Minderjähriger 
weiter zu erſchweren fein wird. Der Grundſatz der Familieneinheit, der wohl feine 


— 13 


Staats angehörigkett und Neichsburgerrecht 29 


Berechtigung hat, muß zurücktreten, wenn er dem höheren der Volkszugehörigkeit 
ſtörend in den Weg tritt. 

Das höͤchſte Ziel, das freilich immer nur Aufgabe, nur Ideal bleiben kann, wäre, daß 
der urſprüngliche und geſundere Zuſtand der Einheit von Volkstum und Staats- 
angehörigkeit wieder erreicht wird. Es ſollen keine imperialiſtiſchen Ziele geſteckt 
werden, aber es muß erreicht werden, daß der Begriff einer vom Volkstum unab- 
haͤngigen und ein juriftifhes Sonderleben im leeren Raum führenden Staat 
angehörigkeit allmählich ſtirbt. Er muß nicht nur im Geſetz, ſondern vor allem im 
Empfinden jedes reichsdeutſchen wie auslandsdeutſchen Volksgenoſſen verdrängt 
werden aus der Stellung eines Faktors, der einen Anterſchied im Weſen bezeichnet. 
Hier dürfen wir mit Recht auf das Aufgehen der Saat hoffen, die unſer Führer und 
ſeine Bewegung ausgeſtreut haben. 


B. Das Reichsbürgerrecht 


14. Grundfätliches 
Mit dem von dem Nürnberger Reichstage beſchloſſenen Reichs bürgergeſeg 
vom 15. 9. 1935 (RG Bl. S. 1146) iſt zum erſtenmal eine neue Auffaſſung über das 
Weſen der Staatsangehörigkeit verwirklicht worden: die nationalſozialiſtiſche. Sie 
liegt ſchon in den Punkten 4, 5 und 6 des Parteiprogrammes, iſt aber erſt in dem 
ſchon oben (S. 4) erwähnten Kapitel II 3 aus dem Buch des Führers klar heraus- 
gehoben und eingehend begründet worden. Dort iſt die eigentliche Konzeption des 
jetzt ins Leben getretenen Reichsbürgerrechts zu ſuchen. 
Die Staatsangehörigkeit, die in Deutſchland bis 1935 allen ihren Beſitzern grund⸗ 
ſätzlich den Weg zu gleichen Rechten und Pflichten öffnete — und die das in den 
anderen Staaten noch heute tut —, iſt jetzt in zwei verſchiedene Gattungen auf⸗ 
gegliedert worden. Wir haben fortan zu unterſcheiden Staatsangehörige mit 
Reichsbürgerrecht und Staatsangehörige ohne Reichsbürgerrecht. Nur der Staats. 
angehörige mit Reichsbürgerrecht, alſo der Reichsbürger, iſt im Beſttz aller 
Rechte und Pflichten des bisherigen Staatsangehörigen in dem nunmehr nicht mehr 
gültigen Sinne. Der heutige Staatsangehörige ſchlechthin (ohne Reichsbürgerrecht) 
beſitzt die bisherigen politiſchen Rechte nicht mehr. Für ihn iſt das Statusrecht, 
der rechtliche Rahmen der Staatsangehörigkeit (vgl. oben zu 2 S. 3) alſo nur noch 
mit einer geringeren Zahl von Rechten als bisher ausgefüllt. Es verbleiben ihm 
nur die Rechte, die nichts mit einer unmittelbaren Mitarbeit am Staate zu tun haben 
(vgl. oben zu 5 S. 7). Die grundlegende Beſtimmung, 8 2 des RNeichsbürgergeſetzes, 
lautet: 

„(1) Reichsbürger iſt nur der Staatsangehörige deutſchen oder artverwandten 

Blutes, der durch ſein Verhalten beweiſt, daß er gewillt und geeignet iſt, in Treue 

dem Deutſchen Volk und Reich zu dienen. 

(2) Das Reichsbürgerrecht wird durch Verleihung des Reichsbürgerbriefes er⸗ 

worben. 

(3) Der Reichsbürger iſt der alleinige Träger der voller polt- 

tiſchen Rechte nach Maßgabe der Geſetze.“ 
Die Teilung der Staatsangehörigkeit in zwei Grade ergibt fi zwangsläufig aus 
unſerer Auffaſſung von Staat und Volk. Der bisherige Zuſtand war, daß das neu⸗ 
geborene Kind eines Reichsangehörigen ſchon vom erſten Atemzuge an Staats- 
angehöriger in dem bisherigen ungeteilten Begriff war. Die Befugnis zur Aus ⸗ 
übung der politiſchen Rechte, die damit verbunden war, war nur vom Ablauf einer 
beſtimmten Zeit abhängig. War ein beſtimmtes Lebensalter erreicht, ſo war der 
Reichs angehörige ohne weiteres im Beſitz der vollen politiſchen Rechte. Nur durch 
ein gerichtliches Verfahren (Entmündigung oder Strafurteil auf Verluſt der bürger ⸗ 
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lichen Ehrenrechte oder der Befugnis zu Bekleidung öffentlicher Amter) konnten fie 
ihm aberkannt werden. Dieſe Regelung entſprang der Anſchauung des Liberalismus, 
daß es eines der „Menſchenrechte“ für jedermann ſei, nicht nur ſeine Anſchauungen 
über das, was der Staat tun und laſſen ſollte, frei auszudrücken, ſondern daß ihm 
auch eine Möglichkeit gegeben ſein müſſe, den Gang der Staatsmaſchine in ſeinem 
Sinne mit zu beeinfluſſen. Wenn dieſe Auffaſſung alles nur vom einzelnen Menſchen 
aus fleht und das einzelne Wohl und Wehe zum Maßſtabe des Ganzen macht, ſo 
gehen wir dagegen von dem Ganzen, der Einheit von Staat und Volk, aus und 
nehmen den einzelnen immer nur wichtig als Veſtandteil des Volkes. Dann aber iſt 
es notwendig, daß jeder Volksgenoſſe, dem das Recht gewährt werden ſoll, in irgend- 
einer Form das Staatsleben mitzugeftalten, zuvor den Nachweis feiner Eignung und 
ſeiner Würdigkeit hierzu erbracht haben muß. 


15. Die obſektiven Dorausſetzungen 


Als objektive werden die Vorausſetzungen zu bezeichnen ſein, die dem auf ſeine 
Reichsbürgerfähigkeit zu prüfenden Staatsangehörigen von der Natur gegeben oder 
die ſonſt dem Einfluß feines Willens entzogen find. 

So wird durch weitere zur Ausführung und Ergänzung des Reichsbürgergeſetzes noch 
ergehende Beſtimmungen feſtgeſetzt werden, daß das Reichsbürgerrecht nicht vor Voll ⸗ 
endung eines beſtimmten Lebensalters erworben werden kann. Es iſt zu er⸗ 
warten, daß dieſes Alter einige Jahre höher ſein wird als das bisherige Wahlalter 
von 20 Jahren, zumal da das Lebensalter, das nötig iſt, um alle eigenen An⸗ 
gelegenheiten rechtswirkſam beſorgen zu können, 21 Jahre beträgt (Volljährigkeit), 
alſo das Alter, das zur Mitbeſtimmung am Wohl von Volk und Staat nötig iſt, 
wohl notgedrungen höher liegen ſollte. Alle jungen Staatsangehörigen unterhalb des 
Bürgerrechtsalters zählen alſo ohne Rückſicht auf ihre Naſſezugehörigkeit zu den 
Staatsangehörigen ohne Neichsbürgerrecht; ein Rechtszuftand, der ſich von dem bis- 
herigen nicht weſentlich unterſcheidet. 

Die andere objektive Vorausſetzung aber iſt die, die bei ihrer Einführung eine Di3- 
kuſſion über den ganzen Erdball entfeſſelt hat, ſo ſelbſtverſtändlich und natürlich ſie 
auch dem Nationalſozialiſten erſcheint. Es iſt die im Abf. 1 der oben wiedergegebenen 
Geſetzesbeſtimmung enthaltene Anforderung, daß Neichsbürger nur werden kann, wer 
deutſchen oder artverwandten Blutes iſt. Dieſe Beſtimmung iſt ein 
neuer Markſtein der deutſchen RNaſſegefetzgebung. Da die Judenfrage in 
Deutſchland die Raſſenfrage iſt, bringt die Erſte Verordnung zum 
Reichsbürgergeſetz vom 14. 11. 1935 (RGBl. 1 S. 1333) zur völligen Klar ⸗ 
ſtellung die in ihrem 8 5 enthaltene Beſtimmung: „Ein Jude kann nicht 
Reichsbürger fein. Ihm ſteht ein Stimmrecht in politiſchen Angelegenheiten 
nicht zu; er kann ein öffentliches Amt nicht bekleiden.“ Da der Begriff des Juden, 
vor allem aber des „Nichtariers“, bisher in der Offentlichkeit in der verſchieden⸗ 
artigften und mitunter ſehr willkürlichen Weiſe ausgelegt worden war, hat dieſelbe 
Verordnung nun auch hier Klarheit geſchaffen. Ihre Begrifſsbeſtimmungen gelten 
nicht nur für dieſes Sondergebiet, ſondern find verbindlich für die Geſetzgebung 
ſchlechthin, für die Verordnungen der NSDAP und für den Sprachgebrauch. 


Es wird jetzt genau unterſchieden zwiſchen Staatsangehörigen deutſchen oder 
artverwandten Blutes, Juden und deutſch⸗jüdiſchen Miſchlingen. 


a) Deutſches oder art verwandtes Blut“) 


Dieſer Begriff erſetzt den bisher gebrauchten der ariſchen Abſtammung. Der 
Begriff des Ariers war aus der Sprachwiſſenſchaft entnommen. Er hatte 


5) Die Darftellung iſt entnommen dem Aufſatz des Verfaſſers im Reichsverwaltungs - 
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urſprünglich zwar die Angehörigen einer beſtimmten Naſſe bezeichnet, war aber dann 
nur noch für Angehörige beſtimmter Sprachgruppen verwendet worden. Da die 
Völker, die einſtmals ihre ariſche Sprache in irgendein Land der Erde getragen hatten, 
vielfach völlig untergegangen find, während Blutfremde heute dieſe Sprache weiter 
als ihre Mutterſprache ſprechen, ſo beweiſt der Amſtand, daß ein Menſch eine ariſche 
Mutterſprache hat, durchaus nichts Endgültiges dafür, daß er blutmäßig noch irgend ⸗ 
wie zu der Menſchengruppe gehört, die ehemals wegen ihrer Abſtammung als Arier 
bezeichnet wurden. Ebenſo beweiſt umgekehrt der Amſtand, daß heute ein Menſch eine 
nichtariſche Mutterſprache ſpricht, durchaus nicht zwingend, daß er nicht noch ſeinem 
Blute nach „Arier“ iſt. Dies gilt z. B. für die Angehörigen der finniſch. ugriſchen 
Sprachgruppe in Europa, alſo vor allem für die Angarn und die Finnen. Anter diefen 
mag ausnahmsweiſe mancher reinblütige Nachkomme von denen fein, die dieſe Sprache 
einſt aus ihrer aſiatiſchen Heimat nach Europa gebracht haben, aber die überwiegende 
Mehrzahl der heute lebenden Angehörigen dieſer Völker iſt „ariſchen“ Blutes, da 
die Nachkommen der alten Eroberer oder Einwanderer durch tauſendjährige Blut- 
miſchung und Zuchtwahl größtenteils in europäiſchem Blut aufgegangen ſind. 


Der Begriff des Ariers genügte alſo nicht mehr, um deutlich zu bezeichnen, was be⸗ 
zeichnet werden ſollte. Die häufig gehörte Frage, ob dieſes oder jenes Volk als 
„ariſch“ zu betrachten ſei, war ſchon in der Frageſtellung falſch. Sie beruhte darauf, 
daß Volkstum und Raſſe nicht hinreichend unterſchieden wurden. Es gibt wohl 
kaum ein Volk auf der Erde, daß ſich ausſchließlich aus Angehörigen derſelben Raſſe 
zuſammenſetzt. Am beim Nächſtliegenden zu bleiben, ſetzt ſich das deutſche Volk aus 
Angehörigen der nordiſchen, der fäliſchen, der dinoriſchen, der weſtiſchen, der oſtiſchen 
und der oſtbaltiſchen Raſſe zuſammen. Ob die Raffeforfhung den einen oder anderen 
dieſer Namen einmal Ändern oder ergänzen wird, ſpielt für die grundſätzliche Richtige 
keit der Erkenntnis keine Rolle. Die übrigen Völker Europas weiſen eine Zuſammen⸗ 
ſetzung aus denfelben Rafien auf. Nur erhalten die einzelnen Völker ihre unterſchied⸗ 
liche typiſche Prägung dadurch, daß jeweilig die eine oder die andere jener Raffen 
vorwiegt und damit dem betreffenden Volke den Stempel gerade ihrer körperlichen 
und ſeeliſchen Merkmale aufdrückt, während die Merkmale der anderen Raflen im 
Geſamtbild mehr oder weniger zurücktreten. Daneden gibt es aber innerhalb aller 
europäiſchen Völker Menſchen, die außereuropäiſchen Raſſen entſtammen und noch 
einen ſtarken Einſchlag davon im Erſcheinungsbild oder Weſen aufweiſen; ſo z. B. 
in Süditalien Menſchen mit afrikaniſchem Blut, in den Balkanländern und im Oſten 
Europas Menſchen mit vorder- oder inneraſiatiſchem Blut uſw. Man darf daher die 
Frage nicht fo ſtellen, welcher Raſſe dieſes oder jenes Volk angehört, ſondern 
man kann richtig immer nur fragen, welcher Naſſe dieſer oder jener beſtimmte einzelne 
Angehörige eines Volkes angehört. 


Die Erörterung zeigt gleichzeitig, daß als dem deutſchen Blute artverwandt regel ⸗ 
mäßig die Angehörigen der Völker zu betrachten find, in denen die Raſſen, die für 
das Blut des deutſchen Volkes beſtimmend find, in ähnlicher oder anderer Verteilung 
maßgebend für den Volkstyp find. Das find im weſentlichen alſo die euro ⸗ 
päiſchen Völker und ihre reinraſſigen Nachkommen außerbalb 
unſeres Kontinents. Ausgeſchloſſen ſind nur die danach Fremdraſſigen, die 
unter dieſen Völkern leben, alſo in erſter Linie die Juden. 


b) Begriff des Juden 


Die Judenfrage zu umreißen oder auch nur den Geſamtinhalt der Nürnberger Raffe- 
geſetze auszuſchöpfen, iſt im Rahmen dieſer Darſtellung nicht moglich. Wer ſich 
darüber unterrichten will, ſei auf die Erläuterungswerke hingewieſen, die in der 
Schrifttumsangabe am Schluß dieſes Beitrages genannt ſind. Hier kann nur die Er⸗ 
läuterung der wichtigſten Begriffe gegeben werden. 
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8 5 der Erſten Verordnung zum Reichsbürgergeſetz ſetzt feſt, wer allein fortan vor 
dem Geſetz Jude iſt oder als ſolcher angeſehen wird: „Jude i ſt, wer von mindeſtens 
drei der Raffe nach voll jüdiſchen Großeltern abſtammt.“ Nur die ſogenannten 
Volljuden (mit vier volljüdiſchen Großeltern) ſowie die ſogenannten Drei 
vierteljuden (mit drei volljüdiſchen Großelternteilen und einem nichtjüdiſchen) 
find dem Blute nach Juden. Ferner werden den Juden zugezählt einige Grup ⸗ 
pen von Halbjuden (Perſonen mit zwei volljüdiſchen und zwei nichtjüdiſchen 
oder nicht volljüdiſchen Großeltern), die auf Grund beſtimmter Amſtände als ſtärker 
zum Judentum hinneigend angeſehen werden müſſen. Hierher gehören vor allem die 
Halbjuden, die beim Erlaß des Geſetzes (16. 9. 1935) der jüdiſchen Religions- 
gemeinſchaft angehörten oder ſpäter in fie aufgenommen worden find, ferner 
die mit einem füdiſchen (oder dreivierteljüdiſchen) Ehegatten verheirateten 
Halbjuden. 


c) Begriff des jüdiſchen Miſchlings 


(Für die häufig unterſchätzte, aber in jeder Hinſicht hochbedeutſame Miſchlingsfrage 
muß derſelbe Vorbehalt wie vorher zu der Judenfrage gemacht werden.) 

Für das Reichsbürgerrecht iſt es am weſentlichſten, daß das (bisher geſetzlich allein 
geregelte) vorläufige Reichsbürgerrecht den Miſchlingen zuſteht, im Ge⸗ 
genſatz zu den Juden (8 2 der Erſten Verordnung zum Reichsbürgergeſetz). Die 
deutſch⸗jüdiſchen Miſchlinge bilden eine Gruppe zwiſchen den Deutſchblütigen und den 
Juden. 8 2 Abſ. 2 der Erſten Verordnung ſagt: „Jüdiſcher Miſchling iſt, wer von 
einem oder zwei der Raſſe nach volljüdiſchen Großelternteilen abſtammt, ſofern 
er nicht nach 8 5 Abſ. 2 als Jude gilt.“ Wie letzteres zu verſtehen iſt, iſt oben unter 
b erläutert. Miſchling iſt alſo der Halbjude (mit nur zwei volljüdiſchen Groß⸗ 
eltern), wobei die unter b dargeſtellten Ausnahmen nicht mitrechnen, ferner der 
Vierteljude (mit nur einem volljüdiſchen Großelternteil). Es ſei bemerkt, daß 
nur voll jüdiſche Großelternteile bei dieſer Beſtimmung mitrechnen, nicht aber 
Großeltern, die ſelbſt Miſchlinge find. 

Daß für den Begriff des Juden (oder des jüdiſchen Vorfahren eines Miſchlings) das 
Blut und nicht das Religionsbekenntnis ausſchlaggebend iſt, daß alſo ein getaufter 
Jude doch ein Jude iſt, muß — wie dauernde Erfahrung lehrt — immer wieder von 
neuem betont werden. Wenn 8 2 der Erſten Verordnung am Schluſſe beſtimmt: „Als 
volljüdiſch gilt ein Großelternteil ohne weiteres, wenn er der jüdiichen Religions- 
gemeinſchaft angehört hat“, ſo bedeutet das nicht, daß der Konfeſſion überhaupt eine 
ausſchlaggebende Bedeutung beigemeſſen werden fol Diele Beſtimmung will nur den 
immer wiederkehrenden, wohl kaum ſicher feſtzuſtellenden und höchſt unwahrſcheinlichen 
Behauptungen von Abſtammungsprüflingen vorbeugen, daß einer ihrer jüdiſchen 
Großeltern zwar dem Bekenntnis, nicht aber dem Blute nach Jude geweſen ſei. 


16. Die ſubſektiven UDorausſetzungen 


Subjektive follen die Vorausſetzungen zum Erwerb des Reihshürgerreht3 genannt 
werden, deren Erfüllung in weiterem Amfange der freien Willensbeſtimmung des 
Prüflings zugängig iſt. 

Auch dem Staatsangehörigen, der die objektiven Vorausſetzungen — für die er nicht 
verantwortlich iſt — erfüllt, ſoll nicht automatiſch in den Beſitz des Reichsbürger⸗ 
rechts gelangen. Neben der Eignung muß auch der Wille zum Dienſt an Volk und 
Reich nachgewieſen werden. Welche Bedingungen für männliche und für weibliche 
junge Staatsangehörige hier im einzelnen vom Geſetzgeber zu ſtellen ſein werden, 
bleibt der Regelung durch weitere Geſetzesbeſtimmungen vorbehalten. Daß bei 
Männern hierzu untadelige Führung und die Erfüllung der Ehrenpflichten des Ar- 
beitsdienſtes und der Wehrpflicht gehören werden, bei Frauen untadelige Führung 
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ſowie der Nachweis des Willens zur Erfüllung ihrer Pflichten gegenüber dem deut- 
ſchen Volk, ſei es durch Verheiratung mit einem Reichsbürger oder bei Ledigen die 
Ausfüllung einer Berufsſtellung, hat der Führer in dem richtungweiſenden Kapitel 
II 3 ſeines Buches bereits ſelbſt als Forderung aufgeſtellt. 


17. Das vorläufige Reichs bürgerreckt 

„Bis zum Erlaß weiterer Vorſchriften über den Reichsbürgerbrief gelten vor ⸗ 
läufig als Reichsbürger die Staatsangehörigen deutſchen oder artverwandten 
Blutes, die beim Inkrafttreten des Reichsbürgergeſetzes (30. 9. 1935) das Reichstags ⸗ 
wahlrecht beſeſſen haben 

Mit dieſen Worten kennzeichnet 8 1 der Erſten Verordnung den gegenwärtigen 
Rechtszuſtand. Die endgültige Rechtslage wird alſo erſt durch weitere, wohl in 
Kürze zu erwartende geſetzgeberiſche Maßnahmen geſtaltet werden. Bis zur end- 
gültigen Verleihung des Reihsbürgerbriefes müſſen — abgeſehen von der Feſt⸗ 
ſetzung der Vorausſetzungen im einzelnen — alle Reichstagswahlberechtigten, die das 
Bürgerrechtsalter erreicht oder überſchritten haben, durchgeprüſt werden, ob fie den 
Vorausſetzungen des 8 2 des Reichsbürgergeſetzes entſprechen. Das find nach dem 
jegigen Bevölkerungsſtand etwa vierzig Millionen Menſchen! Welche Zeit und 
welcher Arbeitsaufwand hierzu nötig find, kann ſich jeder vorſtellen. Es war deshalb 
nötig, ſogleich nach dem Erlaß des Geſetzes einen Maßſtab zu finden, nach dem die 
jetzt lebenden Staatsangehörigen vorläufig in ſolche mit und ſolche ohne Reichs · 
bürgerrecht eingeteilt wurden. Der brauchbarſte Annäderungsmaßſtab war der Beſitz 
des Reichstagswahlrechts beim Inkrafttreten des Geſetzes, weil hierdurch ſchon eine 
gewiſſe, wenn auch keineswegs genügende Auswahl getroffen werden konnte. 


Wie der Reichsbürgerbrief ausſehen wird und wie der Akt ſeiner Verleihung ge⸗ 
ftaltet werden wird, bleibt gleichfalls weiteren Geſetzen vorbehalten. Nach den Aus⸗ 
führungen des Führers in feinem Buch zu ſchließen, wird die Verleihung des Reichs- 
bürgerbriefes zu einem feierlichen Vorgang ausgeſtaltet und gekrönt werden durch 
eine Vereidigung des neuen Reichsbürgers auf Führer, Volk und Reich. Der Reichs- 
bürgerbrief ſoll die wertvollſte Arkunde jedes Deutſchen werden, ihre Verleihung ſoll 
den Anfang eines neuen Lebensabſchnittes bedeuten und das erſte der hohen Lebens- 
ziele des jungen Volksgenoſſen ſein. 


So möge der im deutſchen Volke liegende berechtigte Stolz auf feine Art ſich zu einem 
kraftvollen Nationalſtolz weiterentwickeln, wie ihn andere Völker mit glüdlicherer 
Geſchichte ſchon längſt beſitzen. Aus einem bewußt entwickelten Gefühl muß er dann 
zum ſelbſtverſtändlichen Eigen eines jeden Deutſchen werden und keine andere Be⸗ 
trachtungsweiſe irgendeines Lebensgebietes mehr aufkommen laſſen als eine ſolche, 
bei der das Nationalgefühl immer den bewußten oder unbewußten Grundton bildet. 
Verſchwinden wird dann der Fluch der falſchen Objektivität, jener Art von Gerecht. 
werden, die zum deutſchen Laſter geworden iſt, meil der Deutſche in der Politik 
dazu neigt, ſich nur dann für objektiv zu halten, wenn er feſtſtellt, daß ein an deres 
Volk recht bat, weil es eigene Intereſſen wahrt Die wahre Obfektivität iſt uns 
lange Jahre faſt abhanden gekommen, nämlich die, bei der wir fremde Belange ge⸗ 
genüber unſeren eigenen ſorgfältig abwägen; ſind ſie aber unvereinbar, 
ſo fordert die böbere Gerechtigkeit, das Wohl unſeres eigenen Volkes voranzuſtellen. 
Wir können unbeſorgt ſein: die anderen, ihrer Art und ihres Wertes bewußten 
Völker werden ſchon für fi ſelbſt ſorgen. Wir aber haben den dringendſten Anlaß, 
nicht auf Gönner zu hoffen, ſondern die ſeeliſchen Kräfte unſerer Nation fo hoch wie 
nur möglich zu entwickeln, damit wir feſt und frei auf uns ſelbſt geſtellt das ſchaffen 
können, was uns not tut. Danach kommen dann „Freunde“ von ſelbſt. 
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Zu einem ſolchen Ziele wird auch die Handhabung des Staatsangehörigkeitsrechts 
einen großen Teil beitragen, wenn es aus der Rolle des Aſchenbrödels, die ihn 
früher zugeteilt war, herausgehoben und richtig weiterentwickelt wird. Dann wird 
das Wort des Führers zum lebendigen Bewußtſein jedes Deutſchen werden: „Es 
muß eine größere Ehre ſein, als Straßenfeger Bürger dieſes 
Reiches zu ſein, als König in einem fremden Staate.“ 
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des nationalſozialiſtiſchen Staates 
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Band I Gruppe 2 Beitrag 14 Die zuſammengedrängte Uberſchau mufte von den Zer- 


Prof. Dr. Aaushofer, 


Generalmajor a. D., München 


Geopolitifche Grundlagen 


Band II Geuppe I Beitrag 25 


De. Dr. Weidemann, 
Oberbücgermeifter, halle 


Deutſches Derwaltungsrecht 


tungen des deutſchen Lebensraumes ausgehen und die 
daraus erwachſende Raumbelaſtung als politiſche Aufgabe 
zeigen. Bei der „Raumgeſtaltung“ hatte die weft-öftliche 
lan mit dem Rheintal als Rlammer, hervorzuttreten. 
Aber dabei durften Alpengrenze und Waſſeckante nicht 
überſehen werden. 


Dec Beitrag lehrt, wie wichtig in dem Wort von Blut und 
Boden das Wörtchen „und“ iſt. Es wahrt die Rechte der 
männernährenden Erde, deren Anwalt eine recht ver- 
ftandene Geopolitik fein muf. Sie nut kann Wehrbewuft- 
fein und Grenzgefühl an die rechten Stellen lenken, Der- 
ſtändnis für Raumnot weltüber wecken und jedem 
einzelnen von uns zeigen, wo er Lebenstaumkenntnis und 
Lebenstaumwahrung als Dolkspflicht beiſpielgebend vor- 
antragen muf. Ä 


Uberſichtlich gegliedert ftellt der Derfafler den ſchwer zu 


behandelnden Stoff unferes heutigen Derwaltungstects 


dat, indem er, ausgehend von der geſchichtlichen Entwick- 
lung bis zur nationalſozialiſtiſchen Erhebung, zunächſt das 
Wefen und die allgemeinen Grundlagen des Derwaltungs- 
rechts behandelt, um dann näher auf die Einzelgebiete des 
Derwaltungsrechts einzugehen. Der Beitcag bringt trotz der 
knappen Sprache alles eſentliche des heutigen Rechts- 
zuftandes, wobei beſondete Beachtung verdient, wie der 


genau mit dem Gegenftand vertraute Derfaffer immer 


wieder die Tatjache in den Dordergeund rückt, dafl das 
deutſche Derwaltungscecht mit der Derwicklihung der 
nationalſozialiſtiſchen Staatsauffaſſung zwar noch keine 
Icharf einſchneidenden Änderungen erfahren hat, aber doch 
allmählich ganz tiefgreifend umgewandelt wird. 
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Geopolitifche Grundlagen 


Deofeffoc De. Rac! fi aus hofet 


Generalmajor a. D., München 


I. Zerrungen des deutfchen Tebensraums: 
Raumlaſt als politifche Aufgabe 


1. Staat und Dolk auf feinem Beden im Raum 

Auf ihrem Volksboden im Lebensraum der Erde wachſen das Volk und fein Staat 
urſprünglich aus einem Naturrecht auf Atemweite und Lebensraum empor, in ihren 
erſten Grenzen darin durch ihre Stärke und die Kraft der Gegenwirkung im Kampf 
ums Daſein beſtimmt. Sie trat geſchichtlich ein, wenn ſich die Sippe, der Stamm 
zum Volk weitete, durch Wanderungen aus einem Gebiete allmählich unzulänglich 
werdenden Raumes ausbrach oder von außen beftürmt wurde. So find die geopoliti⸗ 
ſchen Grundlagen, auf denen ſich Staat und Volk zu ihrem Zuſammenbau mit einem 
Stück Boden, einem Stück Erdoberfläche erheben, zunächſt naturrechtlicher Art: durch 
Vodenwüchſigkeit oder Landnahme geſchaffen, durch Macht, alfo rein politiſch, 
erhalten oder erworben, durch Machtvernachläſſigung verlierbar. Bodenſchwund und 
Raumverkürzung führen zu Schrumpfung von Staat und Volk, Boden. und Raum- 
verluſt zum Antergang, zur Vernichtung; denn kein Staat und Volk iſt denkbar ohne 
ausreichenden Lebensraum. 


Aber über die Frage ausreichenden Lebensraums ſtehen ſich groß ⸗ und weiträumige 
und eng- und kleinräumige Staatsauffaſſung ſchroff gegenüber. Erfahrung der 
politiſchen Erdkunde fagt, daß beim Zuſammenſtoß beider auf die Dauer der Erfolg 
für die groß⸗ und weiträumige Auffaſſung entſcheidet. Es tft alſo eine Lebensnot- 
wendigkeit auch für zuſammengepreßte, zurückgeſchnittene, verſtümmelte, engräumig 
und klein gemachte oder gewordene Staaten, ſich wenigſtens die groß⸗ und weit- 
räumige Auffaſſung zu erhalten. 


2. Faſſungsfähigheit ftaatlicher Lebensräume 

Entſcheidend für das Verhältnis von Staaten und Völkern zum Naum iſt die Vor 
ſtellung, die fie von der Tragfähigkeit und Wohnbarkeit, der möglichen Siedelungs⸗ 
und Volksdichte ihrer eigenen und fremder Räume haben. Dieſe Vorſtellungen find 
ſeit frühgeſchichtlichen Zeiten grundverſchieden und laſſen ſich zum Teil durch die 
Wohndichtezahlen von Menſchen auf den Quadratkilometer nachprüfen und ver⸗ 
gleichen. Ein ſolcher Vergleich zeigt, daß der Raum auf der Erde ganz ungleich 
verteilt iſt. Einzelne Mächte, darunter namentlich die nationalſozialiſtiſchen, wie 
Deutſchland und Japan, das faſziſtiſche Italien müſſen ſich mit ſehr hohen Volks⸗ 
dichtezahlen ihrer zu engen, ſchmalen, wirtſchaftlich hoch überbauten Räume abfinden 
und ſind dadurch ſchon vom Naume her zu verfeinerten und veredelten Formen des 
nationalen Sozialismus genötigt. Ihren Volksdichtezahlen in der Raumeinheit des 
Quadratkilometers von 145 (Deutſchland), bis zu 280 des landwirtſchaftlichen Nutz⸗ 
landes, 330 bis 800 und mehr in Randgebieten von Induſtrielandſchaften, von rund 
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200 des Altkulturlandes (Japan) bis zu 969, auf hochwertiges Kulturland ausge ; 
rechnet, ſtehen bei den Großraumbeſitzern der Erde verſchwindende Volksdruckzahlen 
gegenüber. 


Denn es wäre ganz falſch, bei Kolonialmächten nur das Mutterland, z. B. die großen 
Volksdichten Nordenglands, Belgiens, Hollands etwa mit deutſchen oder italieniſchen 
oder ſchweizeriſchen zu vergleichen. Gerechte Maßſtäbe finden ſich nur, wenn man die 
Atemweite und Wandermöglichkeit großräumiger Menſchen im Geſamtreich prüft. 
Da ergeben ſich Dichtezahlen von 5,7 (Sowjetbünde), 9 (Belgien mit Kongoſtaat und 
Frankreich), 12 (Britenreich), 15 (AS. Amerika), 20 (Niederlande), die in einzelnen, 
durchaus tragfähigen Weltteilen, wie Auſtralien, unter 1 berabfinten. Klima und 
Lage wirken bei der Tragfähigkeit des politiſchen Raumes entſcheidend mit. So iſt 
die Faſſungs fähigkeit der Gaue um die japaniſche Inlandſee bis auf 200 Menſchen 
auf den Quadratkilometer Jahrhunderte hindurch gehalten worden; im Raum nördlich 
der Alpen ſcheint 100 eine Durchſchnittszahl (Böhmen, Bayern), wo nicht VBoden⸗ 
ſchätze oder Induſtrialiſierung oder ausnahmsweiſe hochwertige Wirtſchaftsgüter 
(Wein) die Siedelungsballungen ſteigern. 


3. Überfteigerter Dolksdruc im Raum Inner -Europas 

Ein Vergleich der Volksdruckzahlen innerhalb der Erdteile und an den Rändern der 
Hauptmeere der Erde zeigt die für den deutſchen Staats. und Volksboden weltüber 
einzigartige Tatſache, daß nur Europa feine größten Volksdichten im Innern, im 
Herzen des Erdteils hat, alfo unter einem drucküberfüllten Herzen ohne Ausdehnungs⸗ 
möglichkeit leidet, während alle andern Erdteile ihre größten Volksdichten an den 
Nändern tragen. Aſien hat ſie in Indien im Gangestal, an den Anterläufen der 
großen chineſiſchen Ströme und um die japaniſche Inlandſee, bei einem faft menſchen ⸗ 
leeren, toten Innern; Afrika hat fie im Niltal; Auſtralien im Südoſten, bei einem 
„toten Herzen“, und im ganzen viel zu kleiner Volkszahl für weite, unterſiedelte, nach 
Menſchen ſchreiende Räume; am Rande des auſtralaſiatiſchen Mittelmeers trägt 
Java mit die größten Volksdichten der Welt. Amerika, die „Neue Welt“, hat nur an 
einzelnen Stellen des Oſtens, fo im Menſchengewühl von Groß⸗New York mit mehr 
als zehn Millionen, ungeſunde Volksballungen, darunter 2,5 Millionen Juden. 
Durch Inner und Mittel- Europa aber ziehen ſich zentral zwei Furchen ungewöhn⸗ 
licher Volksdichte: die Rhein ⸗Rhone Furche und die Braunkohlen⸗ Mulde, die ſich 
im deutſchen Niederrhein als einem Gebiet höchſten, abflußloſen Volksdrucks der 
Erde aneinanderlegen. 

Dieſe ungewöhnliche Raumbelaſtung — in ſolcher Art und Anordnung einzig auf der 
Erde — erklärt, warum gerade die gefährlichſten Raumfragen des deutſchen Volks⸗ 
bodens in den andern Erdteilen nicht verſtanden werden. So hat F. Ratzel ſchon 1896 
vor dem Anheil gewarnt, das die weiträumig denkenden Staatsmänner Aſiens und 
Amerikas in dem geſchichtlich differenzierten Europa anrichten müßten, wenn ſie mit 
ihren Raumvorſtellungen an feine Bevölkerungs- und Grenzfragen herantreten 
würden. Das iſt nun durch den Völkerbund im weiteſten Amfang möglich und wirkte 
ſich unheilvoll aus in der Teilung des wundervollen Ahrwerks Oberſchleſien und in 
andern Grenzfragen Mitteleuropas, vor allem, weil im Gegenſatz zu den meiſten 
1 und Großvölkern, hier Volks-, Staats- und Wehrgrenzen nicht überein⸗ 
timmten. 


4. Volks-, Staats- und Wehrgrenzen 

Während bei Inſelreichen, wie Großbritannien, Japan und Nordamerika Volks., 
Staats- und Wehrgrenzen mit dem Silbergürtel des Meeres zuſammenfallen, teil⸗ 
weiſe an Gegenküſten als Wehrgrenzen weit jenſeits aller Volksgrenzen liegen, wie 
in Flandern und am Niederrhein, in der Mandſchurei, in Hawaii oder Panama, 
ſchoben Feſtlandmächte, wie Frankreich die Wehrgrenze bis 50 Kilometer öſtlich des 
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Rheins weit über die Staatsgrenze (am rechten Rheinufer), dieſe wieder über die 
Volksgrenze (weſtlich von Wasgau und Saar) hinaus. Die Weſt⸗ und Süd ⸗Wehr⸗ 
grenze der Tſchechoſlowakei lag weit jenſeits der Volksgrenze und Staatsgrenze an 
der Nab, oberen und mittleren Donau tief in deutſchem und ungariſchem Volksboden. 
Frankreichs Staatsgrenze geht, wie die norditalieniſche, weit über die Volksgrenzen 
hinaus. Nur den im Weltkrieg zuſammengebrochenen Mächten, Deutſchen, Angarn, 
Bulgaren, Türken, iſt auferlegt, daß ihr Lebensraum weit hinter die Volksgrenze 
durch Staats- und Reichsgrenzen zurückgeſchnitten wurde, und innerhalb der Reichs⸗ 
grenzen wieder die Eingrenzung des Wehrraums auf ein unmögliches Maß beſchränkt 
war. So lagen für den deutſchen Volksraum weite Gebietsteile, z. B. ein 50 Kilometer 
breiter Streifen öſtlich des Rheins und das ganze linksrheiniſche Gebiet, ein Gebiets⸗ 
ſtreifen innerhalb der Waſſerkante, Oſtpreußen außerhalb des Heilsberger Dreiecks, 
der ganze weitere Oſtrand des Reiches einſchließlich der bayeriſchen Kernlandſchaften 
öſtlich der Nab und füdli der Donau außerhalb der Wehrgrenzen, bis am 7. März 
1936 der Führerwille darin Wandel ſchuf. 

Das war ein Entwehrungszuſtand des Volksbodens und Reichsraumes, den kein 
anderes Reich der Erde, außer Angarn, in ſeinem ganzen Amzug zu tragen hat, der 
fonft nur für einzelne Gebietsteile (Meerengen, Inſelbeſitz) beſteht, bei der Bildung 
von Mandſchukuo China gegenüber als grimmiges Anrecht weltüber ausgeſchrien 
wurde. Der Führer ⸗Forderung nach Ehre und Gleichberechtigung widerſprach er 
genau fo wie das Zuſammendrängen eines Hundert⸗Millionen⸗Volkes auf einen 
Raum, in dem es nicht leben kann, als Volk ohne Raum, mit jedem dritten Volks⸗ 
genoſſen unter Fremdgewalt und fremder Flagge. In dieſen zwei weſentlichen 
Richtungen alſo gilt für den deutſchen Raum ein Ausnahmerecht, das ſonſt nirgends 
auf Erden Großvolk gegenüber vorkommt, es ſei denn als volle Beraubung der 
Selbſtbeſtimmung, wie in Indien. 


5. Die Dielfältigkeit des deutfcken geopolitiichen Raumproblems 

trägt einen Teil der Schuld, warum das Ausnahmerecht der Verfügungs⸗ 
beſchränkung über jo weite Teile des Volksbodens, das den Deutſchen aufge- 
zwungen wurde, dem Weltgewiſſen ſo ſchwer zum Bewußtſein zu bringen iſt, und 
warum die Deutſchen ſelbſt die ſortſchreitende Raumbeſchränkung nicht rechtzeitig 
merkten. Voten fie doch vielfach ſelbſt die Hände dazu, wie die Habsburger beim 
Abbröckeln der Schweiz und der Niederlande, die deutſchen Proteſtanten beim Verluſt 
der Reichsbistümer Metz, Toul und Verdun uſw. Das deutſche Raumproblem iſt 
weder durch einheitliche Amrißlinien des Geſamtraums leicht verſtändlich, wie etwa 
bei Großbritannien, Japan, den Vereinigten Staaten, Auſtralien durch ein rings 
umſchließendes Meer, bei Frankreich, Spanien und Italien durch Meer und Gebirge; 
noch iſt es überſichtlich, etwa durch eine faſt einheitliche Kammerung des Geſamt. 
raums, wie in England, Spanien, Japan. Die einzelnen Kammern Mitteleuropas 
find nach Größe, Geſtaltung und Wert grundverſchieden. Sie find größer in den Eis⸗ 
zeitlandſchaften des Nordens und Alpenvorlands, dem engräumigeren Weſten angepaßt 
im Weſten des Reiches, am Rhein; den Daſeinsbedingungen der Bergwaldgaue 
entſprungen, am kleinſten in Thüringen und Teilen Frankens; zur völligen Zer⸗ 
ſplitterung neigend im Südweſten; im weiträumigeren Oſten geſpalten durch den 
böhmiſch⸗mähriſchen Block und die polniſche Zunge. 

So bleibt dem deutſchen Amtswalter, der nicht fein Leben lang nur unter den Dafeins- 
bedingungen eines einzigen Gaues Kleinarbeit leiſten will, nichts übrig, als ſich mit 
einer bunten Fülle und Vielfarbigkeit zahlreicher geopolitiſcher Räume vertraut zu 
machen, wenn er das Geſamtleben des Reiches und Volks im Raume verſtehen und 
nicht mit der andern Hand gefährden will, was er — in einem engen Geſichtsfeld 
befangen — mit der einen gutzumachen glaubte. Daher auch die Schwierigkeit eines 
haltbaren Neichseinteilungsentwurfs, der nicht nur dieſer Vielfältigkeit des deutſchen 
Raumproblems Rechnung tragen muß, ſondern auch der Tatſache, daß der deutſche 
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Reichs⸗ und Volksboden mehr als andere dynamiſch entſtand, das heißt, durch volks⸗ 
politiſche Aberſchiebungen und Wanderbewegungen von ungeheurer Bewegungswucht 
und höchſt verſchiedener Stärke im Nachhalten. 


6. Der Gegenſatz zwiſchen ursprünglicher Rafjen-Rinderftube und heutigem Raum 
iſt es, der bei Würdigung dieſer dynamiſchen Entſtehung des Reichs ⸗ und 
Volksbodens und feiner Erhaltung im Raume als wichtigſte Grundkraſt feſt⸗ 
gehalten werden muß. Wenn wir die Frage ihrer erſten Herkunft und ihrer 
weiten Wanderzüge bei der germaniſchen Raſſenbildung für die raum⸗ 
politiſchen Erziehungszwecke von heute ganz zurückſtellen, finden wir als erſte 
zum Teil heute noch zum deutſchen Raum gehörige Raſſen⸗Kinderſtube das Gebiet 
um die Oſtſee. Dort find fiher weſentliche Züge vorgeformt worden, die uns heute 
noch Grundrichtungen unſeres Volkscharakters vorzeichnen, dieſem Gebiet vollendet 
angepaßt waren, ſo daß heute nicht mehr zu ſcheiden iſt, wie ſich Blut und Boden 
darin ergänzt haben, Züge, deren Weſen unfere Ahnen auf allen ihren Wanderzügen 
begleiteten und ihr inneres Verhältnis zu neuen Räumen beftimmten. 


Aber nur wenige unter den deutſchen Stämmen, wie Frieſen und Niederſachſen, ver- 
mochten weſentliche Teile dieſer Kinderſtube ihrer Rafie ſeſtzuhalten, darin mit 
geringen Schiebungen bodenftändig zu bleiben und in gewaltigem Wanderpendel⸗ 
ſchlag, freilich aus allen deutſchen Gauen verſtärkt, einen großen Teil der alten 
Rafien-Rinderftube über die norddeutſchen Tieflandſtröme und Urftromtäler hinweg 
wieder in ihren Naumbereich zu bringen. Dort alſo entſtand vielleicht die glücklichſte 
und widerſtandsfähigſte raumpolitifhe Löfung. Aber fie umfaßte nicht den heutigen 
Naum, bei weitem nicht, und ſie trug nicht das Reich durch ſein erſtes Jahrtauſend. 
Denn die Maſſe der Volksgenoſſen verließ wandernd die alte Kinderſtube und ſchob 
ſich, weit ausgreifend, durch ihre Waldſcheiden im Süden, fie weſtlich, wie 
öſtlich umgreifend, in Räume und auf Böden, die ihr nicht weſensverwandt waren. 
Einzelne der Wanderſchwärme hatten dabei Glück: ſie ſchoben ſich in Landſchaften, 
die ſie ſich anzugleichen vermochten, und ſo wurde den Alemannen der Oberrhein, 
den Franken, als „echtem Flußvolk“ Mittelrhein und Niederrhein, den Markomannen⸗ 
Baiern die Donau mit weiten Einzugsgebieten zum Schickſalsſtrom, von denen aus 
ſie aber den Zuſammenhalt mit ihrer Kinderſtube feſthalten oder wieder gewinnen 
konnten. Was weiter ſüdwärts zog, das ward von fremdem Raum und Boden auf- 
geſaugt, wie der Großteil der Oſtgermanen. 


7. Die taumpoliiiſche Wirkung des Zuges nach Süden 


war zunächſt — bei aller unmittelbaren Raumerweiterung — doch auch eine Verdichtung 
und eine raſſenmäßige Verſtärkung der Räume, in die er hineinwirkte. Teilweiſe 
wurde der Kelte, der Illyrier und Ligurer, der romanifierte Alpine verdrängt, teil; 
weiſe zog er ſich in Reſervate (Walchen, Welſche) zurück, aus denen er bei vorzeitiger 
Verzehrung der nordiſchen Raſſenkräfte durch ihre Kampfluſt langſam wieder vor- 
drang (Lothrop Stoddard: Alpinisation of Germany!), teilweiſe aber auch erfuhr 
der Mittelländer durch friſches Blut einen ſolchen Auftrieb, daß er mit Hilfe der 
daraus entſtandenen neuen Führerſchicht (weſtfränkiſcher Adel; verwelſchter 
Ritterftand der Langobarden!) zu Gegenſtößen und Gegendruck überging, die viele 
der den nordiſchen Drängern am meiſten weſensfremden, nur von Herrenſchichten 
überzogenen mittelländiſchen Räume zu halten vermochten. Von der löſenden Kraft 
des Südens unterſtützt, vermochte er die darin verbliebenen nordiſchen Naſſenträger 
aufzuſaugen und zur eigenen Naſſenerneuerung (Risorgimento) zu verwenden. 
Dieſe Einwirkung läßt ſich in den verſchiedenſten Graden ohne jede Raffen-Ein- 
ſeitigkeit geſchichtlich und genealogiſch erweiſen; auch ſie iſt eine Nebenfunktion der 
Raumverlagerung der Germanen. Sie beſchäftigt uns aber hier nicht weiter, 
ſoweit dieſe Raſſenüberſchiebungen in fremden Maſſen und Räumen untergegangen 
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find, wie Vandalen und Sueven, Weſtgoten, wie Burgunder und Oftgoten bis auf 
ſchmale Reſtſtreifen (Bern, Südtirol), oder neuem Volksaufbau gedient haben, wie 
Teile der Gepiden und Langobarden in Angarn, Angeln und Sachſen im heutigen 
Britentum, — freilich leider, ohne ſich in weltentſcheidender Stunde der Stimme des 
Blutes zu erinnern, die wenigſtens in Skandinavien die Nordgermanen vom tätigen 
Eingriff gegen die Blutsverwandten zurückhielt. 


Am ſo wichtiger aber iſt es, daß ſich jeder Führer oder Führergehilfe der Deutſchen 
des beſtändigen Gegendrucks und Rückſchlags bewußt bleibe, den der Zug nach Süden 
vom Süden, Weſten und Südoſten her entfeſſelt hat, und der nun dauernd in den 
politiſchen Raum der Deutſchen hereinwirkt, alſo ebenſo zähen Widerſtandes bedarf, 
ob er ſich nun kultur, macht oder wirtſchaftspolitiſch äußere. Das bedingt eine 
ſchärfere Raumwacht gegen Süden, als ſich die Maſſe der Deutſchen — namentlich 
bei den brutalen Maſſen und Zahlen des Nordoſtgrenzkampfes ---, klarmacht. 
Der Gegendruck von Süden, auch von der Flanke her, iſt ſtetiger, bedachter und viel⸗ 
ſeitiger in der Wahl der Formen und Mittel. 


8. Drei verſchiedene Uberſchlebungsſtufen 

als Großeinteilung erleichtern dem Deutſchen die Aberſchau ſeines Lebensraumes als 
politiſche Aufgabe, ſeiner Widerſtandskraft und ſeiner Gefährdung: die eine, in der er 
ſeit unvordenklichen Zeiten in vollendeter Raumanpaſſung feſtſaß und mit einer 
etwaigen früheren Raſſenunterlage nur mehr in dunklen Erinnerungsſtrömen und Rück⸗ 
ſchlagserfcheinungen zu rechnen brauchte, die etwa wieder herausmendeln konnten. oder 
aus Randreften einſtrömen, wo er wegwanderte oder durch innere Kampfe Lücken lich 
— das war der Raum der norddeutſchen Tieflandſtröme und Urftromtäler. 


Die nächſte Raumſtufe war die der deutſchen Mittelgebirge und des fie bededenden 
„Dunkelwaldes“ der Edda, zwiſchen denen ſich Raſtlandſchaften fanden: geeignet, die 
allzu ſchnell im Wandertrieb ermattenden Stämme aufzufangen, ihnen ein eng⸗ 
raumiges Kleinleben zu gewährleiſten, aber ohne die Möglichkeit großen welt- 
politiſchen Flügelſchlages, wie es die Dauerformen der Chatten, der Heſſen, der 
Thüringer (Hermunduren), zu Beginn auch der Markomannen finden konnten, wenn 
dieſe ſich auf den böhmiſchen Keſſel, die Gepiden ſich auf Siebenbürgen beſchränkt 
hätten. Aber den öſtlichen Teil ergriff die gewaltige Wanderwoge der Oſtgermanen, 
denen die Markomannen, ſpäteren Bayern als innerer Drehflügel ſich anſchloſſen; 
und den weſtlichen trieb die innere Anraſt des gewaltigen Frankenbundes, ſo daß ſich 
beide Flügel auf die als Reichsgrenze verfeſtigte römiſche Provinzial Landſchaft 
warfen, in die gleichzeitig als verbindendes Glied die Alemannen hineinfluteten. So 
entftund die dritte Aberſchiebungsſtufe des heutigen deutſchen Raumes: die über- 
wundene, eingedeutſchte Landſchaft an Rhein und Donau, bis weit in beider Ströme 
weſtliche und ſüdliche Waſſerſcheiden hinein und über fie hinweg, in denen die 
Deutſchen ſich dann mit dem zurückgedrängten Romanentum verzahnten, in Sprach- 
und Kulturgrenzen von tauſendjähriger Dauer. Was jenſeits davon an zu ſteilen 
Aberſchiebungsſtufen in fremde Räume geſchoben war, ohne ausreichenden Volks- 
druck dahinter aus der Volksbodentiefe heraus, das brach ein, ja, es verſtärkte zuletzt 
den Abwehrdruck, die RNückſchlagskraft der Gegner. Das iſt die Tragik des weſt⸗ 
lichen und ſüdlichen Raumproblems der Deutſchen. Sie iſt als tragiſche Schuld 
vergeudeter, ungeheurer Volkskräfte noch heute wirkſam, genau, wie die Folgen 
einer zu frühen Verſtädterung, zu häufig unterbrochener Bauernnachſchübe bei der 
Landwiedernahme im Oſten von der Adria bis zum Baltikum. 


9. Ruch der Raum der norddeutjchen Tieflandftröme und Urftremtäler — 

obwohl heute noch, trotz der Weichſelunterbrechung, am breiteſten unter 
eigenem Raumrecht in Mitteleuropa hingelagert — kennt dieſe raumpolitiſche 
Tragik verſchieden tragkräftiger Aberſchiebungsſtufen. Er kennt ſie von dem 
gefeſtigten urdeutſchen Stamm- und Volksboden der Niederſachſen (Weſt⸗ 
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und Oſt⸗Falen), der riefen, der Eimbern- und Langobardenrefte zwiſchen Waſſer⸗ 
kante, Weſerland und Elbe aus nach Nordoſten zu, bis die letzten baltiſch⸗deutſchen 
Herrenſchichten an der Narowa mit der Herrmannsburg gegenüber Zwangorod, mit 
dem ſtarken deutſchen Einſchlag im alten St. Petersburg Kulturmarken gegenüber 
dem Sarmatentum errichteten. Aber dünner und dünner wurde im oſtelbiſchen und 
baltiſchen Kolonialboden die tragende deutſche Bauernunterlage, bis zuletzt nur 
mehr 5 bis 20% deutſcher Oberſchichten blieben: Adel und Geiſtlichkeit, die 
„Heiligen und die Ritter”, und verſtädtertes Bürgertum. Als eine ſolche Landmarke 
zwiſchen deutſchem Arboden und Kolonialboden galt namentlich dem Südweſten des 
Re ichs geraume Zeit die Elbe, wo die gewaltige kulturpolitiſche Tat des Preupen- 
tums: die Vereinheitlichung des Oderbeckens als raumpolitiſche Großleiſtung 
zuwenig geſehen wurde — (wie vielleicht im Norden manche ähnliche donau⸗ abwärts 
und alpen⸗einwärts). Eine raumpolitiſche Parallelerſcheinung im Fernen Oſten 
beweiſt uns, wie ſehr es Volkspflicht iſt, ſolche Fugen zu überſtählen, nicht nur zu 
überbrücken, und — wie auch die Mainlinie —, aus dem Volksinſtinkt zu bannen. 
Genau wie Berlin, liegt auch Tokio auf einer Verfugung zwiſchen dem Alt ⸗Reichs⸗ 
boden und dem nach Nordoſten vorgedrungenen Kolonialland; aber niemand ſieht in 
Japan in dieſer Brückenlage etwas anderes, als einen Sporn zum höchſten Leiſtungs⸗ 
wettbewerb mit dem Altkulturgebiet auf beiden Seiten. Gerade die Durchbrechung 
des norddeutſchen Siedlungsbodens an lebenswichtiger Stelle, die Gefahrlage der 
grenznahen Reichshauptſtadt im einſt am beſten ausgewogenen raumpolitiſchen 
Schwerpunkt des alten Preußen muß uns ein raumpolitiſcher Sporn ſein, nicht eine 
raumpolitiſche Hemmung. Wir müſſen den norddeutſchen Raum alfo volkspolitiſch 
mindeſtens von der Maas bis an die Memel, vom niederdeutſchen platt ſprechenden 
Flandern am Kanal bis zur Fühlung mit dem befreiten Finnland, auch über den 
zur Zeit gebrochenen weſtpreußiſchen Flügel hinweg als Ganzes ſehen. Nur dann 
ſehen wir feine Raumprobleme, die weiteſt gefpannten des deutfchen Raumes richtig. 
Vom Süden, wie vom Weſten des Reiches her muß dazu eine raumpolitiſche Schranke 
für Weltblick und Tatfreude überwunden werden. 


10. Die deulſcken Mittelgebirge und der Dunkelwald der Edda, 

der variskiſche Gebirgsbogen in feiner Geſamtheit, hat fich als eine der ver- 
hängnisvollſten Schranken für raumpolitiſches Sehen und Handeln aus großräumigem 
Gemeinſchaftsgefühl heraus in der deutſchen Raumgeſchichte erwieſen. Nur Ge⸗ 
ſtalter von ganz ungewöhnlichem Aberwinderformat haben über dieſe Schranke 
hinweg das ganze Reichsgebiet, noch feltenere das ganze Volkgebiet geſehen. Einige 
der glänzendſten, ſagenumwobenen Herrſchergeſtalten der deutſchen Geſchichte, wie 
Friedrich I. und II., haben nördlich der Mittelgebirge verhängnisvolle Raumfehler 
begangen, vom Glanz des Südens gefeſſelt; VBauernkönige, Raumraffer, wie der 
Franke Chlodwig, der Sachſe Heinrich I., Konrad II. haben die Sünden raum- 
politiſcher Hochwähner dann wieder gutmachen müſſen. Aber ihre Enkel ver⸗ 
fielen ſchon wieder in ſie, wenn etwa Otto III. Böhmen und Polen geiſtliche und 
weltliche Mittelpunkte gab, die ſich entfremdend auswirken mußten, Hohenſtaufen 
und Habsburger Raumverlufte verurſachten. Sie überſahen und unterſchätzten das 
Problem des Nordens jenſeits der Waldberge, in denen ſoviel Schlachten um die 
deutſche Naumpolitik geſchlagen worden find, von der Niederzwingung der Römer 
im Teutoburgerwald, den Marbodkämpfen um Böhmen, der Niederlage der 
Thüringer bis Mühlberg und Magdeburg, bis zur Franzoſenauskehr von Roßbach 
und Leipzig, bis Jena und Langenſalza. 

Kleinräumige Züge haften an allen deutſchen Gau- und Länderbildungen in dieſem 
Abergangsraum: nirgends ſind die Teilungen aus dynaſtiſchen Gründen ſinnloſer, 
das Kleinherrentum ſtärker geweſen, nirgends die ſtammesmäßigen Widerſtände 
gegen die Zerſplitterung ſchwächer. So wurde es eine der raumpolitiſchen Haupt 
aufgaben aller Wahrer des deutſchen Raumes, dieſe trennende Raumgefahr zu über- 
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winden. Ein bloßer Blick auf die wenigen Verbindungen zwiſchen Nord und Süd 
durch die Mittelgebirgsſchwelle und ihre Geſährdung vom Weißenburger Keil, vom 
Egerer und Waldmünchener aus verrät uns hier eine raumwolitiſche Schwache des 
Reichs ⸗ und Volksbodens, der überlegene raumpolitiſche Schulung, wacheres Gefahr⸗ 
bewußtſein, eine gerade hier beſonders widerſtands fähige Neichsgliederung begegnen 
muß; um fo mehr, als über eine Million Deutſche in den linksrheiniſchen Mittel- 
gebirgen, dreieinhalb Millionen in den Sudeten vom Reichsraum abgedrängt find, 
die auf einer bloßen Volkstumskarte die Größe der Bruchgefahr verſchleiern, die aber 
von der politiſchen Karte und der Verkehrskarte vollſcharf enthüllt wird. 


11. Die überfintete römilche Prouinziallandichaft an Rhein und Denau. 

von Frieſen, Franken, Alemannen, Bayern, mit einer Vorfront von Angeln, 
Sachſen und Normannen, Vatavern, linksrheiniſchen Germanen der Vor ⸗ 
römerzeit, Burgunden, Langobarden, Goten zuerſt unterwandert, dann über- 
rannt, endlich durch Landnahme voll germaniſiert, iſt zunächſt durch die Entwicklung 
des Frankenreichs und durch deſſen Aberwindung der Stammherzogtümer Ausgangs- 
punkt und Sitz des erſten Reiches geworden. Durch den „Sachſenſchlächter“ Karl 
erſt wurde wieder die Verbindung mit der alten Kinderſtube der Raffe hergeſtellt, der 
Reichsgedanke als ſolcher bis an die Waſſerkante, über die Elbe, donauabwärts und 
alpeneinwärts getragen. Wichtige Sitze von bedeutſamen Einrichtungen des Reiches 
hafteten an Städtewahlen, die urſprünglich aus volksfremden Raumgedanken erfolgt 
waren: Aachen, Trier, Speier, Worms, Köln, Regensburg, Wien. Erſt mit 
Frankfurt und Nürnberg drangen ſtädtiſche Träger der Reichsgewalt (Kaiſer Wahl 
und Krönung; Reichskleinodien) an die Schwelle der Mittelgebirgsſchranke, mit den 
ſächfiſchen Königsburgen im Harz, mit dem Karlftein bei Prag hinein, mit Magde ⸗ 
burg darüber hinaus in die Weiten des Oſtens, zu denen Verlin dann die weitere 
Brücke bildete. Erſt Karl IV. hat den Gedanken eines Reiches umriſſen, das ſich 
auf den zuſammenwachſenden Oſtweg der Germanen ſtützen ſollte, und frei von der 
fo viel bedrohten Rheinlinie als einziger Rokade (geſicherter Durch Verkehrs · und 
Wehr ⸗Linie) des Heiligen Römiſchen Reichs deutſcher Nation war, wie erſt Rudolf 
v. Habsburg — noch auf dem Rhein geboren — die Donaulinie als mögliche Reichs ⸗ 
Magiſtrale erfaßt hat. Zwei von den drei Strömen, die nach Rudolf Kijellen das 
Schickſal Mitteleuropas im Raume beſtimmen: Rhein, Donau, Weichſel mußten dem 
römiſchen Reich entriſſen werden, das fie ſelbſt den früheſten Wanderſtößen der Ger- 
manen abgewann und als Grenzmark ausbaute. Aber damit war der Strom der 
mittelländiſchen Kultureinflüſſe längs der Rhone Rhein ⸗Furche und über die Alpen 
nicht abgeſchnitten. Er wußte ſich durch tauſend Rinnfale Wege zu bahnen, und alle 
dieſe Wege find eine kulturpolitiſche VBereicherungsmöglichkeit, aber auch eine raum⸗ 
politiſche Gefahr, die ſich bei der Raumgeſtaltung nach der Landnahme be⸗ 
ſtändig geltend machte, genau ſo, wie der Volksdruck des Oſtens. Nichts alſo iſt an 
der deutſchen Naumpolitik ſelbſtverſtändlich und erhält ſich von ſelbſt; alles fteht auf 
Kampf um die Erhaltung eines ſtändig benagten Lebensraums und ſteht und fällt 
mit der Umfiht und Wachſamkeit volkspolitiſcher Abwehr. 


It. Raumgeftaltung: WBeft-öftliche Dynamik 

12. Das Rheintal als Reichsklammer 

entſtand daraus, daß ſich zwiſchen der eingedeutſchten ehedem römifchen 
Provinziallandſchaft an Rhein und Donau und den zwar von Franken und 
Burgundern eroberten, mit dünnen Herrenſchichten überzogenen, aber bald 
wieder verwelſchenden Teilen Galliens, des weſtlichen Frankenreichs, Neuſtriens, 
Frankreichs der Gürtel des karolingiſchen Hausbeſitzes wie ein Wall vor dem 
Rheintal eingeſchoben hatte. Darum war das lotharingiſche Mittelreich 
zwiſchen dem romaniſchen Weſten und dem deutſchen Oſten eingebaut worden, 
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der gleich zu Beginn auf das linke Rheinufer übergriff; das Mittelreich hatte ſich 
als unhaltbar — ſchon in feiner abenteuerlich ſchmalen und überlangen Raumgeſtalt 
— erwieſen und mit den weſentlichen Teilen (Lothringen) den Anſchluß an das 
Deutſche Reich gefunden. Damit war, wenn auch grenznah, aber wohl verwahrt, das 
Rheintal, die einzige verkehrsgünſtige Stromverbindung von den Alpen bis zum 
Nordmeer (Fairgrieve), zur verbindenden Klammer des deutſchen Volksbodens 
zwiſchen Nord und Süd geworden. Sonſt war dieſes durch ein oſtwärts fi ver- 
breiterndes Waldgebirge, zuletzt den böhmifchen Keſſel umſpannend, zwiſchen dem 
eigentlichen Sachſen⸗ und Frieſenboden und dem Alemannen, Schwaben ⸗ und 
Bayernboden und ihren Oſtkoloniſationsmöglichkeiten getrennt, während ſich im 
Weſten Chatten, Heſſen und Rheinfranken, im Oſten Thüringer darin einrichteten. 


Die wichtigſte Verbindungsſtraße aber blieb der Rhein; freilich ward ſie bald durch 
die großen geiſtlichen Kurfürſtentümer Mainz, Trier, Köln (die Kanzler für Deutſch⸗ 
land, den Weſten und Italien) die Reichsverweſerſchaft des Pfalzgrafen bei Rhein 
und die Kirchenpolitik Ottos des Großen zur „Pfaffengaſſe“ umgewandelt. An ihr 
lagen die Krönungs⸗ und Wahlſtadt Frankfurt, die Kaiſergruftſtadt der Salier, 
Speyer, die oberrheiniſchen Schlüſſelſtädte Baſel und Straßburg, die Schlachtfelder 
vieler Kaiſerkämpfe (Göllheim u. a.). Auf dem Rhein wurde während einer Aber. 
fahrt Rudolf v. Habsburg geboren, vor ihm ragten ſchützend die Hohenftaufen- 
Burgen in Wasgau und Pfälzer Hardt (Reichsſchatzfeſte Trifels). Aus den Ver⸗ 
ſuchen faſt aller Reichsgewalten, dieſe allzu grenznahe Reichsklammer weſtwärts zu 
ſchlitzen, iſt die eigenartige Geſtalt der Weſtgrenze des deutſchen Raumes 
hervorgegangen. 


13. Entftehung der Weftgrenze des deutichen Raumes 

Einer Mauer mit herabgefallenen Steinen davor hat F. Natzel die Weſtgrenze ver- 
glichen. Sie bildete die Eigenart aus, eines Typs, der von Kärnten im Süden über 
Tirol, die Alemannengaue, das Elſaß, Deutſch⸗ Lothringen, mit Saarland und Rhein; 
pfalz dahinter, Luxemburg, die deutſchen und flandriſchen Teile Belgiens bis zur 
frieſiſchen Waſſerkante und der kimbriſchen Nordmark reicht; der weſtliche war grund. 
verſchieden vom öſtlichen Grenztyp geſtaltet. Als das karolingiſche Reich in einen 
weſtlichen und öſtlichen Teil entzweifuhr, lagen die Oſtgrenzen des weſtlichen Teiles 
an Rhone, Saone, Maas und Somme. Von dort find fie durch überlegene, im 
Frieden und Krieg gleich beſtändig angreifende, ſich vorwärts taſtende Politik über 
die herabgefallenen Steine von Arelat, Savoyen, Hoch- und Niederburgund, Frei- 
grafſchaft, Lothringen, Luxemburg, die einſtigen Neichsbistümer Metz, Toul und 
Verdun, Lüttich, die einſt deutſchen Niederlande hinweg beſtändig nach Oſten ver- 
ſchoben worden, wobei ſich die Sprachgrenze beſſer hielt als die politiſche. Dieſe 
ſranzöſiſchen Grenzverſchiebungen haben endlich durch den Raub Straßburgs und die 
Entfremdung des Elſaß den Rhein erreicht, und die Wehrgrenze des deutſchen Volks- 
bodens auf dem ganzen Rheinlauf um fünfzig Kilometer oſtwärts vom Rhein geleat. 
Blockweiſe ift hier die Grenze unterminiert, herausgebrochen und verlegt worden; 
mehr im Reichs. und Staaten-, als im Volkskampf. der auf deutſcher Seite im Weſten 
faſt nie bewußt geführt, ja kaum aufgenommen worden iſt, während vom Weſten her 
ein ungeheurer politiſch⸗wiſſenſchaftlicher und Machtapparat darin entfaltet wurde, 
der großenteils von Paris, teilweiſe auch von Spanien, Brüſſel, London und Rom 
aus geleitet worden iſt. 


So tft die heutige Weſtgrenze des volksdeutſchen Raums ein Rückzugs zuſtand. 
Niemand kann leugnen, daß alle vorgenannten herabgefallenen Steine zum Reich 
gehört haben. daß Bern und Freiburg Zähringer Gründungen find, VBaſel. Straß⸗ 
burg, Kaiſersberg Strahlungspunkte deutſchen Kulturlebens waren, die Sturm- 
gloden der flundrifhen Städte, wie Gent und Brügge, niederdeutſche Inſchriften 
tragen, daß in der Oberrheinebene, an Saar und Mofel, am Niederrhein Reſtzuſtände 
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verteidigt werden, Elſaß⸗Lothringen 1870 bis 1919 nur ein Verſuch der Rüͤckgliede⸗ 
rung eines Teiles der Naubmaſſe war. 


14. Der grund ſätzliche Unterſchied zwiſchen Weftgrenzen- und Oſtgrenzenproblem 
des deutſchen Raumes fällt bei jeder flüchtigen Prüfung einer Karte der deutſchen 
Volksverbreitung in die Augen, hier die zurüdweihende Mauer mit den berab- 
gefallenen, entfremdeten Steinen, ſeit den erſten erfolgreichen Stürmen niemals mehr 
mit Folgerichtigkeit, nur mit überreizten Gegenſtößen nach jahrelangen Rechtsbrüchen 
von der anderen Seite verteidigt, dort inſelhaſtes Ausgreiſen in Streuſiedelung, weit 
über die drei großen, zuſammenhängenden Zungen des niederdeutſchen, baltiſchen. des 
mitteldeutſchen, ſchleſiſchen und des oberdeutſchen bayriſch-oſterreichiſchen Vorſtoßes 
hinaus, hinter denen man allenfalls noch einheitlichen Staatswillen vermuten könnte. 
Alſo zeigt ſich hier vorwiegend ſtaatspolitiſches Grenzdenken und Handeln, zu forma- 
liſtiſchem Verluſt vorherbeſtimmt; dort formloſer, aber lebensvoller Raumwille, 
freilich von Eigentrotz aus Mangel an Staatsleitung zum Teil in Faſſer ohne Boden 
gefüllt, in ſich raſch vergrößernde Naumweiten auseinandergefloſſen. Einſam heben 
ſich planvolle Siedlungshandlungen weiträumiger Dynaſten (Friedrich der Große 
und fein Vater, Maria Thereſia), von Männerbünden (Deutſchherren⸗Orden. Eifter- 
zienſer), Bauernwanderungen ab, denen oft die phantaſtiſche Kaiſerpolitik (Friedrich 
RNotbart!) gegen die Anterſtützung verſtändiger Stammfürſten (Heinrich der Löwe) 
Hemmungen, ftatt Förderung ſchuf. „Ein großer Aufwand“ ſchwendend iſt verſtreut 
— wenn auch ſicherlich nicht nutzlos „ſchmählich vertan“. Aber ein großer Teil der 
Volkskraft iſt auch dort, im Oſten, aus mangelnder völkiſcher Willenseinheit, Leitung 
und Zuſammenfaſſung obne dauernden Raumgewinn für den Volksboden verloren. 
gegangen. So iſt der unvermeidliche Schluß für die raumpolitiſche Selbſterziehung, 
daß es höchfte, allerhöchſte Zeit und vielleicht die letzte, weltgeſchichtlich noch mögliche 
Stunde war, die mit dem Dritten Rei) die Sammlung des Naflen- und Volkswillens 
berbeiführte, die ein farbenreiches, aber ringsum durch Kontaktmetamorphoſe ge⸗ 
ſchwächtes Moſaik mit einem Stahlrahmen zufımmenfaßte, der wenigſtens den Neſt 
retten konnte. Von dieſem Standpunkt der unbedingt notwendigen Erhaltung des 
Reichsreſtes um jeden Preis. als Vorausſetzung leder Wiedergewinnung verlorenen 
Volksguts in Oft und Weſt. wird allein die raumpolitiſch nötige Erneuerung des 
Grenzbewußtſeins allum erfolgen können. 


15. en Dftgrenze als Ausdruck der Rüchichlags- und Rückwanderungs- 
ynam 

Erft, wenn wir die volksdeutſche Oſtgrenze als Ausdruck der Rüdihlags- und Rück - 
wanderungsdynamik ſehen, mit allen ihren Schönheitsſehlern und Pfläſterchen, als 
welche winzige Infel- und Streuſiedlungen zwiſchen den ſtärkeren, aber auch lebens 
gefährlich umbrandeten Inſeln der baltiſchen und Wolgadeutſchen. der Siebenbürger 
Sachſen und Banater Schwaben auf allen Zügen des Antlitzes von ganz Zwiſchen⸗ 
und Oſteuropa ſitzen, erſt dann vermögen wir auch ihr gegenüber zu einer ähnlichen 
Aberſchau und großzügigen Betrachtung des Geſchebens durchzuſtoßen, wie fie uns 
die Weſtgrenze von den Karawanken über Zentralalven, Jura. Wasgau⸗ Ardennen, 
Kohlenwald bis zur Waſſerkante und dem kimbriſchen Rüden viel leichter er- 
faßbar bietet. 

Trotz der ungleich größeren raumpolitiſchen Schwierigkeit der Erfaſſung des raum- 
volitiſchen Oſtproblems in feiner Einbeit von der verlorenen Südſteiermark bis Oſt⸗ 
preußen und Pommern (denn auch das Waſſerkantenſtück vom Baltikum bis etwa 
rückwärts zur Odermündung trägt ebenfo reinen Oſtcharakter, wie die Abgrenzung 
gegen Dänemark auch in den Küſtengewäſſern weſtlichen Typs iſt) muß aber dieſe 
Aberſicht von jedem Beamten und Erzieher gefordert werden. Denn nicht nur weiß 
keiner, wann er unmittelbar mit den weit ins Hinterland fühlbaren Raum- 
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fragen des Oſtens in Berührung kommt und verantwortlich zu handeln hat; 
mittelbar (indirekt) wird es kaum eine ſiedlungstechniſche, wehr⸗ oder wirtſchafts 
wichtige Frage Inner ⸗Deutſchlands geben, vom Verkehr ganz abgeſehen, die nicht 
irgendwie mit der raumpolitiſchen Dynamik der volksdeutſchen Oſtgrenze in Ver⸗ 
bindung ſteht. Das trifft zu, auch wenn dieſe Verbindung nicht ſo ſichtbar iſt, wie 
etwa beim Zug nach Weiten, der Verſtädterungsfrage, der Binnenwanderung der 
Polen und anderer Oſtleute in die Bergwerks- und Induſtriegebiete des Weſtens, 
bei der Verſorgung der verdichteten Induſtrieräume mit den Nohſtoffüberſchüſſen des 
volksdeutſchen Oſtens (wozu auch Siebenbürgen, Batſchka u. a. gehören!), ſtatt aus 
feindlichen oder doch unfreundlichen Lagern, z. B. mit däniſchem Speck und littauiſcher 
Butter. Wie wenige ſind ſich doch klar, wie weit in den Weſten hinein die Wurzeln 
von Daſeinsfragen des Oſtens reichen, wo überall ſeine Lebensbedingungen gefördert 
oder geſchädigt werden können, wie nahe auch die Oſtmark, 3. B. im Böhmerwald, den 
Hauptadern deutſchen Lebens gerückt iſt. 


16. 1 fjauptvorſtofflinlen und ihre Derkeilung mit Weftflauen und Ural- 


Zwiſchen die drei Hauptvorſtoßlinien und ihre Verkeilung mit Weſtſlaven und Aral ⸗ 
Altaiern (Eſten, Letten, Angarn), zwiſchen die Baſtione von Preußen, Schleſien und 
Oſterreich lagern ſich eben, bei der wunderlichen Verzahnung von Zwiſchen⸗Europa, 
weit zurüdfpringende Verteidigungslinien, „Kurtinen“: nur ſehr teilweiſe bei den 
heutigen Angrifſsmitteln von den ſelbſt angegriffenen Vorſprüngen, Baſteien 
„Baſtionen“ aus beſchützt und beſchützbar, wie die bereits zerſchoſſene an der Weichſel 
und Warthe im Norden und die höchſt gefährdete der ſchmalen Paß ⸗Staat · Ruine 
Tirol im Süden. In der Mitte liegt, faſt kunſtvoll, wie nach der altniederländiſchen 
Befeſtigung im „Tenaillen⸗Syſtem“, als Schere, weit in den deutſchen Volksboden 
zurückſpringend, die gebrochene Kurtine am Erzgebirge und Böhmerwald: Sachſens, 
mit etwa 330 Menſchen auf den Quadratmeter üÜbervölkerte und angriffsempfindliche 
Induſtrielandſchaft und das Zuſchußgebiet der bayriſchen Oſtmark. Auf dieſe 
ſchwachen Stellen trifft der von ſtarkem Lebenswillen und überlegener Kinderfreudig⸗ 
keit getragene Vorſtoß der Polen zwiſchen Weichſel und Warthe, der Tſchechen 
zwiſchen den einſtigen deutſchen Bundes ſürſtentümern Auſchwitz und Zator und dem 
einft ihnen abgerungenen Marchfeld, längs dem ganzen ſudetendeutſchen Glacis um 
die tſchechiſche Fauſt — vor Eger und Furth am raumwichtigſten —, rings um die 
umbrandeten Reſte der Steiermark, mit Korridorwünſchen durch das Burgenland zur 
Tſchechei, und Barrierewünſchen gegen Italien von Kärnten bis zur Adria. Raum- 
politiſch minder gefährlich, weil ſelbſt anderweitig in die Verteidigung gerückt, 
arbeiten zwiſchen der Weſtſlavenfront, vor allem an ihren Flügeln ural⸗altaiſche 
Volksgruppen an der Aufſaugung volksdeutſcher Minderheiten, auch ſolcher, mit denen 
fie ehedem zur Selbſterhaltung Lebensgemeinſchaft (Symbioſe) eingegangen hatten, 
die ſie ſelbſt, wie die Siebenbürger Moſelfranken (Sachſen genannt), wie die deutſchen 
Siedler der einſtigen Militärgrenze ſich zur Verſtärkung holten, genau, wie ein 
Polenfürſt den Deutſchen Orden herbeirief. Weit mehr als im Weſten, wo bei ſtaats⸗ 
rechtlich ſtetigeren Verhältniſſen die Staatspolitik über Zugehörigkeit, Raumgewinn 
und Raumverluſt entſcheidet, waltet im Oſten der einzelne und die Gruppe, das 
undurchſichtigere Geſtalten der Volkspolitik für Raumgewinn und Raumverluft im 
Ringen um den Boden. Aus feinem Tun oder Laſſen wachſen dem Staat Möglich- 
keiten oder Anmöglichkeiten zu. 


17. Die baltiſche Raumzunge 

war unter allen Anläufen und Verſuchen zu großräumiger Ausgeſtaltung 
des Lebensraumes der Deutſchen am großräumigſten angelegt, und es ift 
bezeichnend für den Mangel an ſtaatspolitiſcher Planmäßigkeit bei allen Rüd- 
ſchlagsbewegungen der Deutſchen aus dem Anprall gegen den romaniſchen Weſten, 


— — [Bein 17 


Geopolitiſche Grundlagen 11 


daß gerade fie aus der Selbſtverantwortlichkeit (Initiative), dem volkspolitiſchen 
Verantwortlichkeitsinſtinkt und dem Wagemut der deutſchen Ritter, Kaufleute, See⸗ 
fahrer und Bauern hervorging, dabei weit öfter vom Reich gehemmt und im Stich 
gelaſſen als gefördert. Aber es iſt auch bezeichnend, daß Ritter, Seefahrer und Kauf ⸗ 
leute weit über den Zugbereich des Bauern hinausgrifſen und faft alles verloren, was 
der nach wandernde und pflügende Bauer nicht verfeſtigte. 

Dem Eigentrotz gerade der Wagemutigſten und Großräumigſten, die aus dem zu eng 
gewordenen Reich in die Weite ausbrechen wollten, war der Oſtſeeraum der am 
meiſten weſensgemäße (kongeniale). Vielleicht kommt darin uralte Naſſenanlage im 
Blut zum Ausdruck. Aber ſie hatten dort zunächſt auch die Wafſen mit raſſeverwandten 
wehrhaften Nordgermanen zu kreuzen, denn es war Dänemark, das den Gedanken der 
Meeresſtraßenbeherrſchung am Sund als erſter nordgermaniſcher Staat zum Verſuch 
des Aufbaues meerumſpannender Reiche um die Nordſee (Kanut der Große) und die 
Oſtſee (Waldemar) auszuweiten ſuchte. Erſt ſpäter ſolgte mit einem Anlauf zum 
„Dominium maris baltici“ Schweden, das am nächſten an ſein Ziel gelangte, aber 
ſchließlich doch auch, wie Kjellén ſchrieb, zwiſchen zwei geſtrandeten Ideen, der meer- 
umſpannenden Oſtſeeherrſchaft und der ſkandinaviſchen Einheit als ſkandinaviſcher 
Teilſtaat abgeſetzt wurde. Es endete damit ähnlich wie Dänemark, Norwegen und 
Finnland, deſſen Freiheit vom ruſſiſchen Joch durch den letzten großräumigen Flügel- 
ſchlag des deutſchen Gedankens im Baltikum jenſeits der heutigen Reichsgrenze 
erlangt wurde. Wir ſollten nie vergeſſen, daß dort eines der ſeltenen und wenigen 
dankbaren unter den befreiten Völkern Ruſſenwache hält, freilich mit drei gegen 
150 Millionen. Erfchredend dünne Zahlenwucht, auch bei den deutſchen Ein⸗ 
ſprenkelungen von 5 bis höchſtens 25 v. H. in Teilräumen, iſt überhaupt das Kenn⸗ 
zeichen des baltiſchen Raumes, in dem deshalb kleine Zahlen große Wirkungen 
hervorbringen können, wie Deutſchherren, Schwertritter und Hanſa, zuletzt Baltikum. 
kämpfer und finniſche Schützen bewieſen, deren Beiſpiel lehrt, lockt und warnt. 


18. Die mitteldeuiſcke Raum zunge 

nach dem Oſten iſt von allen dreien, trotzdem ſie an Bodenſchätzen die 
reichfſte war, die an Raumwillen und Volksdruck am wenigſten entwickelte 
geblieben. Anter den Gründen dafür iſt wohl ihre Zwiſchenſtellung und 
Zerrung zwiſchen der Wanderwucht der Niederſachſen und ihrer Hinterleute im 
Norden und der Süddeutſchen donauabwärts, dann ihre Zwiſchenlage zwiſchen den 
beiden ſtärkſten, früh verfeſtigten eigenſtändigen Oſtſtaaten Polen und Böhmen ent- 
ſcheidend geweſen. Nicht nur war der Weg am Nordhang des variskiſchen Mittel- 
gebirges, dann die Karpathen entlang überhaupt ein Amweg, nicht nur ſtrömten die 
wanderkräftigſten Bauernſtämme nordoſtwärts und ſüdoſtwärts exzentriſch ausein⸗ 
ander: auch das frühe Zerſchlagen der Hermunduren⸗Thüringer in der deutſchen 
Stammesgeſchichte, die Kraftauſzehrung der Mitteldeutſchen durch die Eindeutſchung 
der Sorben und Wenden ſpielte mit. Miſchbevölkerung hatte nicht die gleiche raum⸗ 
überwindende und Fremdraſſen bewältigende Kraft, wie einheitliches Stammvolk oder 
kreuzzugartig ausfahrende Wanderſtröme. Waldgaue mit ihrer Enge verzehrten 
Stoßwucht durch Binnenreibungen. Auch der Mangel an naturentlehnbaren Schutz⸗ 
grenzen des Mittelraums tat ein übriges, wie ja auch die Mongolenſtürme viel 
unmittelbarer auf Schleſien hereinbrachen als auf Oſtpreußen oder Oſterreich. Endlich 
war die mitteldeutſche Zunge an hochgefährdeten Stellen bedenklich ſchmal und iſt es 
heute wieder, nahm auch mittelbar an den inneren Bewegungen der benachbarten 
Slavenländer ſtärkeren leidenden Anteil, der u. a. während der Huſſitenſtürme, 
während des Dreißigjährigen Kriegs in ſchweren Leiden eines weichen, wenn auch 
hochbegabten Volksſtammes, ohne Einfluß auf Entſcheidung zu Tag trat. Ebenſo 
verriet ſich die Zerrungslage zwiſchen Oberdeutſchen und Niederdeutſchen, als 
Friedrich der Große in drei ſchweren Kriegen die Zugehörigkeit Schleſiens nicht nur 
macht und wirtſchaftspolitiſch, ſondern auch kulturpolitiſch aus dem ſüdlichen Barock 
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herumriß und umkehrte. Die Spuren davon, wie die der alten Waldgrenzzonen 
(Volz) find aber heute noch im Raumcharakter der langgeftredten Zunge zu erkennen, 
deren meiſtgefährdeter Teil, Oberſchleſien, früher von Partſch, dann von W. Volz 
mit vielen Karten ausgezeichnet geſchildert wurde, deſſen wichtigſte Spitzenteile heute 
in polniſchen und tſchechiſchen Händen ſind; eine Mahnung, ſtets an die raumpolitiſche 
Gefährdung grenznaher Vodenſchätze zu denken, und über ihnen beſonders auf 
Bevölkerungsverſchiebungen zu achten und ſie durch Bauernſiedlung zu verfeſtigen 
und wehrtechniſch rechtzeitig zu ſchützen. 


19. Die oberdeutjche Raumzunge Donauebwärts und alpeneinwärts 

iſt als Naumſchöpfung bald nach der Landnahme der Bajuwaren aus dem gefunden 
Sicherungsinſtinkt des altbayeriſchen Stammherzogtums entſtanden, das alle Kräſte des 
Wehr- und Nährſtandes, wie der mittelalterlichen Kirche (Siedelungs⸗ Bistümer und 
Klöſter als Alpenpaß⸗ und Donauwächter: Paſſau, Salzburg, Freiſing, Kremsmünſter, 
Innichen, Admont) zur Markenvorſchiebung bis an die ungariſche Steppenlandſchaft 
und zum Anſchluß an die Langobarden in der Klammenregion des Etſchtals einſetzte. 
Dieſe Naumgewinnungsarbeit, im ſchwierigeren Gelunde weniger ausgreifend als 
die der Niederſachſen im Norden, aber doch ähnlich, wurde weit mehr als die nordiſche 
durch Anklarheit und Zielloſigkeit der Kaiſerpolitik geſtört und ſchließlich durch 
Friedrich Rotbarts Abtrennung des Hinterlandes von der zu raum- und volks- 
ſchwachen Oſtmark der Bauernnachſchub aus dem ſüddeutſchen Volksgedränge end- 
gültig abgebunden. Damit war der Grund zu verhängnisvollen dynaſtiſchen Gegen- 
ſtellungen gelegt, die dauernd der Raumerhaltung im Südoſten Schaden taten. 
Dennoch wurden von weitſichtigeren Regierungen immer wieder Verſuche gemacht, 
Wanderſpitzen vorzutreiben, zum Teil unter Nutzung der Donau, wie die ſchwäbiſchen 
in Ungarn und Südflavien und darüber hinaus bis in die Dobrudſcha und nach 
Beſſarabien und Südrußland (Krim, Kaukaſus, Wolga). Aber zu einer irgendwie 
einheitlichen Raumpolitik kam es nicht; nur Karl IV. hatte fie geahnt, Joſef II. ange⸗ 
firebt. Das Stammland wurde reichseinwärts zurückgedrängt und trat dort als 
Ordner und Zuſammenfaſſer im deutſchen Süden auf; in Oſterreich zerbrach der 
Joſefinismus an feiner eigenen Angeduld und von feiner Kataſtrophe an trieb das 
Habsburger Reich als deut ſche Großmachtbildung dem Verfall und der Auflöſung 
entgegen; die war durch alle Opfer von 1914 bis 1919 nicht aufzuhalten, trennte ſelbſt 
die rein deutſchen Millionen Deutſch⸗Oſterreichs durch internationale Fiktion von 
ihrem Raumkörper und machte fie zum Spielball naher und weiter Amlieger. Raum- 
politiſch aber muß für jeden Deutſchen die Kalkalpen Salzach ⸗Grenze eine unerträg- 
liche Trennung oberdeutſcher und damit reichsdeutſcher wie volksdeutſcher Raum- 
einheit bleiben, die nicht einmal eine Stammesgrenze ift, denn hüben und drüben 
fiedeln Bayern, wie hüben und drüben vom Hochrhein und Oberrhein Alemannen 
und weiter abwärts Franken. 


III. Dom Fels zum Meer: Alpen und Wafferkante 


20. Die raumpolitiſche Entftehung der Alpengrenze 

wird nur allzu leicht durch das ſchlichte Schlagwort „Vom Fels zum Meer“ als eines 
der ſchwierigſten Grenzprobleme der deutſchen Volkswerdung verdeckt; genau ſo, wie 
fo viele der Volksgenoſſen noch fingen: „Von der Maas bis an die Memel, von der 
Etſch bis an den Belt“, und darüber vergeſſen, daß ſie zwar noch ein Stückchen 
Memelufer zu eigen haben, aber nicht bedenken, daß und warum ſie Etſch und Belt 
verloren haben, die beide ſehr notwendige Anhafteftellen an den Schutz von Fels 
und Meer waren. 


In ihr erſtes Reich traten die Deutſchen als unbedingte Herren des ganzen einſtigen 
römiſchen Provinzialbollwerks für Italien, das um die Alpen bis an Donau und 
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Rhein aufgebaut war: von der Provence, in deren Hauptſtadt ſich heute noch ein 
Reichsadler des Rotbart findet, durch die Paßhüter des Reichs in Savoyen, in den 
ſpäteren Arkantonen, in Tirol, Kärnten und Steiermark, in den Alpenbistümern und 
den oberitalieniſchen Marken des Reiches bis Friaul und Iſtrien und bis zu den 
deutſchen Patriarchen von Aquileja. Von der Paß ⸗Staatenreihe, die auf dieſe Weiſe 
im Rahmen des Lehensgebäudes im Alpenraum entſtand, ſtehen heute noch die Eid- 
genoſſen aufrecht, durch den Schwabenkrieg der Tat, 1648 dem Recht nach vom Reich 
gelöft, mit einer im Berngebiet und in Wallis zurüdweichenden, in Graubünden vor- 
dringenden Sprachgrenze. Von den habsburgiſchen Paßſtaaten iſt Vorarlberg ganz, 
Tirol als zerriſſene Ruine, Kärnten nur wenig beraubt, Steiermark ohne ſeinen 
Süden erhalten geblieben. Eine volkspolitiſch unſinnige Grenzführung hat durch 
verfehlte Hohenſtaufenpolitik die öſterreichiſchen Donau und Alpenländer des Nach- 
ſchubs aus dem baperiſchen Stammgebiet und dem Hinterland des Reiches beraubt 
und dadurch vor allem der zuſammenhängenden Bauern- und Kloſterſiedelung den 
Zuſtrom unterbunden, die Entſiedelung des deutſchen Alpenanteils vorbereitet. 
Während im Süden der einheitlich aufſteigende Wall früh (ſchon bei Cäſar, 
Auguſtus und Dante) den Gedanken einer einheitlichen — freilich mehr abwehren; 
den, ſchutzhaften — Alpenpolitik hervorrief, begünftigte das nördliche Alpen · und 
Vorlandgebiet in feiner Vielfältigkeit und Sertalung den Eigentrotz der Einzelland⸗ 
ſchaften und Gaue und ließ es zur Einheit nicht kommen. Kein Wunder, daß auch die 
Stärkeren ſchließlich umgangen, umfaßt, durchdrungen, entmachtet werden konnten 
und der raumpolitiſche Aufbau der Alpengrenze im Norden Zerſtückelung und Zer⸗ 
fahrenheit, im welſchen Gegendruck Einheitscharakter zeigt. 


21. Der mangelnde Rauminftinkt bei Aufbau und Wahrung der Alpengrenze 

fand erft weiter draußen im Alpenvorland Gegenkräfte aus dem Raum durch den Ein- 
heitscharakter der ſchwäbiſch⸗bayriſchen Hochebene bereit. Dort hielten die Stadtſtaaten 
Bern und Zürich die Schweizer Baſtei feſt und ſtärkten den Arkantonen den Rücken 
zum Feſthalten von Bellenz mit ſeinen drei Kaſtellen. Wohl zerbrach das eigentlich 
als Südweſtwächter des Reichsraumes gedachte Stammherzogtum der Schwaben 
gerade an feinen frühen Macht- und Kulturmittelpunkten (Twiel, Konſtanz, Reichenau, 
zwiſchen Breisgau und Gundgau) und verriet durch Errichtung zweier internationaler 
Grenzen im Stammraum an Hochrhein und Oberrhein, neben größenwahnſinniger 
Italienpolitik, feinen Mangel an raumpolitiſchem Gleichgewicht. Weiter öͤſtlich aber 
hielt ſich als ſtarker Raumblock das Stammherzogtum der Bayern, früh dank dem 
ſtändiſchen und volksmäßigen Widerſtand (Kolberger) durch Primogenitur vor dem 
Abel der Teilungen bewahrt, die geraume Zeit auch ſeine Raumkraſt zu zerſtören 
drohten. Aus ſeiner alten Oſtmark entſtand dann — vom Elſaß über Vorderöſterreich, 
Vorarlberg bis zum an Angarn verſchacherten Burgenland — das „Inneröſterreich“ 
der Habsburger. Aber hier ſtand Hausmacht wider Reichsgut⸗Gedanken (Schulte). 
So kam es niemals (trotz aller eigenſüchtigen örtlichen Alpen verteidigung. z. B. unter 
Maximilian I., 1796, 1895 und 1866) zu einem wirklichen Reichsraumgeſühl gegen- 
über der Alpengrenze. Am eheſten noch weckte ihn der deutſch⸗öſterreichiſche Alpen⸗ 
verein, während das kleindeutſche, ſtaatspolitiſche Denken des Zweiten Reichs zumeiſt 
fogar in geographiſchen RNeichsdarſtellungen das ihm verbliebene bayriſche Alpenſtück 
nur als eine Art von außenbürtigem (heterogenen) Anhängſel (Annex) behandelte. 
Nur vorübergehend, etwa beim Erſchießen Andreas Hofers, bei der Vildung des 
deutſchen Alpenkorps flammte ein tieferes Verſtändnis auf. Der alpine Grenz ⸗ 
inſtinkt fehlte der Mehrheit des deutſchen Volkes. Erſt der Verluſt weckte auf dem 
Wege durch die keimende Grenzwiſſenſchaft das alpine Grenzbewußtſein, das 
heute noch mühfam um fein Daſein kämpft. Nicht viel beſſer aber ging es binnen; 
wärts über den unmittelbaren Einfluß des Meeres landeinwärts hinaus in umge ; 
kehrter Richtung der deutſchen Waſſerkante. 
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22. Die Waſſerkante und Ihr wechſelnder Charakter 

als raumpolitiſches Problem ift der deutſchen Volksſeele erſt durch die 
Flottenwerbung von Tirpitz an der Jahrhundertwende nahegebracht worden. 
Was immer vorher in dieſer Richtung tätig war: Wickinger, Arnulf 
v. Kärnten, Bistum Bremen, Hanfa, Wallenſtein, Großer Kurſürſt, Karl VI. 
— um nur einige zu nennen —, waren Vorſtöße von einzelnen oder Ständen. 
Die Volksſeele erreichten ſie nicht in ihren Tiefen und bewegten ſie nicht; 
am wenigſten zu einheitlichem raumpolitiſchen Einſatz über See, trotz gewaltigen 
überſeeiſchen Einzelleiſtungen (Monfunländer, Süd⸗ und Nordamerika, Welt. 
umſegelungen, wie Forſter u. a.), trotzdem ein fo folgenreicher Vorſtoß, wie die 
Wanderung der Angeln und Sachſen zur britiſchen Gegenkuͤſte wahrſcheinlich von der 
Elbmündung, von der Gegend von Cuxhaven, ausging. Gerade ſie aber legten ſich, 
ſpäter durch die Normannen geeint und aktiviert, als Sperriegel vor die freie Ozean⸗ 
betätigung ihrer auf deutſchem Boden zurückgebliebenen Vettern; fie trugen ſogar 
viel dazu bei, namentlich in der ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage und beim Entſtehen 
der deutſchen Flotte, beim Wachſen ihrer Seegeltung, Keile auch zwiſchen Nord- 
germanen und Deutſche zu erhalten und zu treiben (Hafen von Eſbjerg, däniſch⸗ 
deutſche Grenzfrage, Kieler Kanal und Nordgrenz⸗Entwehrung). So trägt der Küften- 
anteil der Deutſchen, weiter früherer Teilſtrecken des alten Reiches beraubt (Flandern 
und Niederlande), auch an der Oſtſee zerſtückelt (Hela, Gdingen, Danzig, Memel), 
nicht die Leitzlige ozeaniſcher Freiheit, ſondern den des Zurückgeſchnittenſeins auf ein 
Nandmeer, die Nordſee, und ein Binnenmeer, die Oſtſee, mit Auswegen aus dem 
„naſſen Dreieck“, in das feine großen Welthäfen münden, die am Kanal von Dorer- 
Calais und durch eine Flottendrohſtellung in Scapa Flow auf den Orkney ⸗Inſeln 
jederzeit abgeſchnürt werden können. Dazu kommt, daß die ozeannähere Küſte der 
Nordſee im Grunde verkehrsfeindlich, voll von Schwierigkeiten, die Einfahrt in Elbe 
und Weſer zeitraubend, durchs Wattenmeer ſchwierig iſt, während ſich gerade die 
verkehrsfreundlichere Geefüfte, die der Oſtſee, ozeanferner gegen ſeegewaltige Mächte 
oder Aberfälle ſchutzlos öffnet, ganz abgeſehen von der kuͤnſtlichen, vertragsmäßigen 
Entwehrung beider, die bis 1936 beſtand. Nicht einmal der Reſtſtumpf der kimbriſchen 
Halbinſel iſt eine raumpolitiſche Einheit: Dünen⸗ und Fördenküſte, Geeſt und Marſch 
prägen verſchiedene Wehr⸗ und Wirtſchaftsnotwendigkeiten, deren Beherrſchung 
Schulung und Aberſchau fordert. 


23. Raumpolitiſcher Charakter (Eigenart) der Mordfee 

wie der Oſtſee find in Grundlage und Einzelzügen am beiten von dem 
früh verſtorbenen Ozeanographen Merz in den Kriegs ⸗Nachtragsbänden zu 
Meyers Konverſations-Lexikon geſchildert worden. Das ganze Raum- 
bewertungsverhältnis der Niederdeutſchen zur Nordſee erſchöpft ſich in Verſuchen, 
eben ihre Randlage mit Durchſtößen in das freie Meer zu überwinden. 
Solche Durchſtoßverſuche laſſen ſich durch das ganze Verhältnis deutſcher Volks- 
geſchichte zum Meer verfolgen: von den Bataver-Aufftänden gegen die Römer mit 
den römiſchen Flottenzügen im Flevo⸗See (Zuyder⸗See), über alle nordiſchen Vor- 
ſtöße kanalwärts und längs der nordatlantiſchen Inſelkette bis zur erſten europäiſchen 
Entdeckung Nordamerikas, über das Ausgreifen der Hanſa nach dem Londoner 
Stalhof und Flandern, die Raubfahrt des Danziger Admirals Beneke zum Kanal 
(die wenigſtens eines der berühmteſten Bilder v. Eycks nach Danzig führte), über die 
Befreiung und Seeherrſchaft Alt⸗Niederlands, die Afrika-Kolonien des Großen 
Kurfürſten, bis zu den Brechern der Kontinentalſperre, den Auswandererſtrömen, die 
Nordamerika 30 Millionen deutſchen Blutes beimengten, vom Gefecht von Tres 
Forcas des Prinzen Adalbert bis zum Großflottenbau und der Schlacht am 
Skagerrak, dem Kreuzerkrieg und Zuſammenbruch des Zweiten Reichs. Durch dieſe 
und noch viele andere Seefahrts⸗Wage⸗Taten hin führt eine faſt ununterbrochene 
raumpolitiſche Reihe mit dem Leitziel: heraus aus dem naſſen Dreieck ans freie 
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Meer; ſei es um den Preis des Seeraubs, des Regelbruchs auf Gefahr der Blockade. 
Ihr ſteht in regelmäßigem Pendelſchlag ein engräumiges und kleinmütiges Streben 
entgegen, ſich die andere, die Schutzeigenſchaft, die der Verkehrsfeindlichkeit zunutze 
zu machen, um durch ein Zuſammenwirken von Küſten verteidigung, Küſtenfiſcherei und 
Küſtengewäſſerkampfmitteln wehr und wirtſchaftstechniſch das Afer zu erhalten, auf 
Außenwirkung zu verzichten, nur allenfalls durch Sperrung der Zugangswege den 
Binnenverkehr über die Oſtſee zu ſchützen, worauf zuletzt, abgeſehen vom unvoll- 
kommenen A⸗Boot⸗Krieg der Seewehrgedanke des Weltkrieges zuſammenſank. Damit 
aber verzichtete man nicht nur auf jeden überſeeiſchen Raumerweiterungsgedanken, 
ſondern auch auf die ernährende und nahwerbende Kraft des Meeres ſelbſt, vor allem 
die Hochſeefiſcherei; man machte ſich zum freiwilligen Heloten (Liſt) und legte den 
Grund zu den Dampferfriedhöfen; dabei erkennend, daß — wie Langhans 1900 in 
einer ausgezeichneten Karte gelehrt hatte — der belebende Einfluß des Meeres viel 
weiter ins Hinterland reichte, als die Mehrzahl des deutſchen Volks erkannte, daß ſich 
ſein Einzugsgebiet in Wahrheit erſt mit dem des Mittelmeers tief im Hinterlande 
überfchnitt. 


24. Die Raumpelitik der Kimbriichen Aalbinjel | 
wird durch einen uralten Leitzug beſtimmt: ihre begrenzte Aufnahmefähigkeit für 
wachſendes Volkstum bei jäh wechſelnder Siedelungsgunſt des Bodens und 
Verkehrsgunſt der Küſten. Dazu kam als eine ganz neue raumpolitiſche 
Grundlage: der Nord. Oſtſee⸗Kanal und feine Verkehrs- und Wehr⸗ 
bedeutung, die Tatſache, daß er Elbemündung und innerſten Oſtſeewinkel 
zu einem einheitlichen Ausfall- und Einfallhafengebiet macht, deſſen große Puls- 
ſchlagmöglichkeiten nur noch nicht genügend erkannt find: gerade im Zuſammen⸗ 
wirken riefiger Welthafenanlagen mit einem faſt autarkiſchen Umland, ſtatt in der 
gegenſätzlichen Stellung beider. Das iſt die Großraumforderung an die holitifch- 
hamburgiſche Wurzel der Kimbriſchen Halbinſel, und höchſte Wehrleiſtung zum Schutz 
dieſer werbenden Anlage nordwärts und ſeewärts iſt die Wehrraumforderung an 
alles, ihr vorgelagertes deutſches Land. Hamburgiſch⸗preußiſche Entwicklungsgegen ⸗ 
ſätze an der Elbmündung; VBauerntrotz gegen Hanſeatengeiſt im Hinterland von 
Hamburg, Kiel und Lübeck find alfo raumpolitiſche Anomalien, deren Aberwindung 
durch Zuſammenbau im geſamtdeutſchen Sinn gefordert werden muß. Iſt ſie erſolgt, 
ſo wird ein gerechter, volkspolitiſch vor Nordgermanen in ihrer Geſamtheit, wie 
Deutſchen auf Jahrhunderte vertretbarer Ausgleich der Nordgrenze, weitgehendes 
gegenſeitiges Kulturrecht zum hüben wie drüben ſelbſtverſtändlichen weiteren Ziel. 
Mit ihm zuſammen hängt ein, gerade dem frieſiſchen Blutanteil beſonders vertrauter 
Kampf im größten Stil um Raumerhaltung und Naumrückgewinnung gegenüber der 
Nordſee, zu dem Anſätze vorhanden, im Hindenburg⸗Damm angrifſsweiſe vorge⸗ 
zeichnet find, und durch das niederländiſche Beiſpiel mit Anſporn und Warnung ver- 
ſehen werden. Bauernerhaltung, weitgehende Randfiedelung, durch Eigenbau ver- 
ſtärkter Werkausgleich zwiſchen Ausfallwirtſchaft der Großhäfen und bodenſtändiger 
Tragkraft, Miniaturausgaben der leitenden raum- und ſiedelungspolitiſchen Auſ⸗ 
gaben des Geſamtreiches find alſo in der Kimbriſchen Halbinſel beſonders reinlich 
durch den Teilraum gefordert und vorgezeichnet. Gerade in einer ſo durchgegliederten 
Nordmark würde die Naumpolitik des Dritten Reiches beſonders günſtig und leicht 
ein Vorbild mit Lod- und Reizwirkung aufſtellen können, das feine Hinterland- 
wirkung, gerade bei feiner Zwiſchenmeerlage ſicher nicht verfehlen würde (Hinden- 
burg⸗Damm; Adolf-Hitler-Rooo). 


25. Der raumpolitiſche Charakter der Oſtſee 

iſt notwendig — von der Eigenart des Binnenmeers beſtimmt — viel ozean⸗ 
fremder und engräumiger, um fo mehr, als die Zerſahrenheit der deutſchen 
Oſtraumpolitik das Abgedrängtwerden vom nahen alten „Oſtweg“ der 
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Germanen, von Iſter und Adria über das Wiener Becken durch die mähriſche 
Pforte zu Oder und Weichſel, nicht zu vermeiden wußte, und den fernen oder weiteren 
Oſtweg der Waräger nur in flüchtigen Zeiträumen (Reichsbildungen der Goten; 
nordiſche und deutſche Herrſcher in Rußland) offen zu halten verſtand. Was eine 
wahrhaft großräumige verbindende Verkehrspolitik, eine ehrliche Zuſammenarbeit 
zwiſchen Deutſchen und Ruſſen für Oſteuropa hätte leiſten können, das verriet etwa 
in der Blütezeit des deutſch⸗ruſſiſchen Nachkriegsvertrags von Rapallo die Hochſee⸗ 
Schlepperfahrt von den deutſchen Hanſeſtädten durch die Oſtſee und das ruſſiſche 
Kanal- und Flußnetz nach Enſeli am Kaſpiſchen Meer und die Angſt weitſichtiger 
Angelſachſen vor einer euraſiatiſchen Aberlandpolitik mit einer deutſchen Oſtſee und 
einer japaniſchen Japanſee als Flankenſchutz und einem verbindenden, ftatt trennenden 
Rußland. Aber dieſe Möglichkeiten find durch raumpolitiſch falſche Frontſtellungen 
auf weite Friften zerſtört. Sie zeigen nur, was eine eigengeſetzlich politiſch tätige 
Oſtſee im Zuſammenwirken ihrer Anlieger, wie ſeinerzeit der Oſtſeevertrag ſie 
vorſah, ohne Fremdeinmiſchung von Nichtanliegern, wie England und Frankreich, an 
Macht- und Wirtſchaftswerten für alle Anlieger hätte freimachen können; fie geben 
fo dieſen Anliegern Fernziele, die auch einer Zuſammenarbeit von Deutſchen und 
Polen mit den Nordgermanen erreichbar wären. Hebelanſatzpunkte für Fremdein⸗ 
flüſſe, notwendig hemmend, werden immer die däniſchen Oſtſeezugänge und das klein ⸗ 
gewordene rufſiſche Fenſter zur Oſtfee ſein, mit dem Druck dahinter auf die ſchmalen, 
an ſich ſchwer lebensfähigen baltiſchen Randftaaten, die wichtige Stromöſfnungen 
mehr zu verblocken, als fruchtbar zu machen vermögen. Gerade im Oſtſeeraum wird 
die Zurückſchneidungs⸗ und Hemmungsleiſtung der Pariſer Vorort Verträge klar, die 
ein von Natur zum Großräumigen noch 1913 drängendes Gebiet in kleinräumige, 
frühgeſchichtliche Entwicklungszuſtände zurüdwarfen und fein natürliches Wachstum 
hemmten, ſtatt es zu fördern. Anſere Forderung an den Oſtſeeraum und unfere 
Kliſtenfunktion dort muß alſo erſt recht Großräumigkeit und Entwicklungs wille fein, 
wie ihn etwa die Hafenanlagen Stettins verkörpern, oder die Oſtſeepläne Jung⸗ 
Lübecks und des Hanſakanals. 


IV. Die flammerung des Tebensraums der Deutfchen 


26. Einheitlichheit und Mannigfaltigkeit der grenzſetzenden Kräfte 

in ihrem Gegenſpiel muß zu verſtehen trachten, wer den ganz beſonderen Schwierig⸗ 
keiten deutſchen Volks⸗ und Staatsbodens, der dem Deutſchen ſo oft vorgeworfenen 
Grenzenloſigkeit, ſeinem fauſtiſchen Drang auch im Staatsleben, gerecht werden und 
ſein Volk vor dem Schaden wahren will, den er mit ſich bringt. 

Im Gegenſatz zu Inſelreichen, wie England oder Japan, zu Staaten mit günſtigen 
einfachen naturentlehnten Grenzen, wie die Halbinſeln Italien und Spanien zwiſchen 
Meer und Gebirge, der Waldfeſtung Böhmen, oder Frankreich zwiſchen Atlantiſchen 
Ozean, Pyrenäen, Mittelmeer, Alpen, Wasgau und Ardennen (falls es ſich wirklich 
auf ſeine natürlichen Grenzen beſchränkt hätte) fehlt dem deutſchen Volksboden die 
Einheitlichkeit grenzſetzender Kräfte für ſeine Geſamtheit. Selbſt dort, wo Alpen und 
Waſſerkante Naturſchutz zu gewähren ſchienen, finden wir ihn vielfach angegriffen, 
durchdrungen, künſtlich entwehrt, wie ſüdlich der Donau oder längs der Küſte. Im 
Gegenſatz zu dem mangelhaften Grenzſchutz des Ganzen durchziehen 
hemmende Binnengrenzen das Reichsgebiet und den Volksboden. Eine der 
beſten natürlichen Waſſerſcheidengrenzen, die er beſaß, der Wasgau mit ſeiner 
Siedelungsleere, iſt ihm entriſſen worden, und durch die ſchlechteſte zeitgemäßer 
Grenzen erſetzt, die eines großen Kraft- und Verkehrsſtroms zugleich, des Oberrheins. 
So muß ſich der Deutſche für den Schutz, wie die Kammerung ſeines Lebensraums 
mit einer Mannigfaltigkeit der grenzſetzenden Kräſte auf kleinem Raum abfinden, wie 
faft kein anderes Großvolk der Erde, und den großen und klaren Begriff ihrer Ein- 
heitlichkeit entbehren. Bald iſt ihm die Waſſerſcheide, bald der Strom, der Waſſerlauf 
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aufgendtigt worden; das Wehrrecht am Hochgebirg wie an der Waſſerkante wurde 
ihm verkümmert, vollends der Naturſchutz der Klammenregion ſüdlich des Alpenhaupt ; 
kammes. Eine fruchtbare Niederung iſt aus feinem Reichskörper an der Weichſel 
herausoperiert; in Oberſchleſien ein vollkommenes, ineinandergreifendes Induſtrie⸗ 
Ahrwerk zerftört. Mit dieſer Mannigfaltigkeit hat er ſich abzufinden; aber fie hat 
ihm die Einheit ſeines politiſchen Grenzbewußtſeins zerſtört, ſeinem weltpolitiſchen 
Charakter unheilbare Wunden geſchlagen. 


27. Das Gegenipiel von Strom, von Waſſerlauf und Waſſerſcheide als bevorzugter 
romaniſcher und germanischer Grenztyp 

vermag als ordnender Ausgangspunkt für die naturgegebene, erdhafte, bodenwüchſige 
Abgrenzung und Kammerung des Lebensraums der Deutſchen noch am eheſten zu 
dienen. Naturgemäß ſchien dem Mittelländer in vorwiegend waſſerarmen Land- 
ſchaften der Zutritt beiderſeits zum lebenſpendenden Naß! Halys, Jordan, Euphrat, 
Sfter, Rhein find immer begehrte Reichsgrenzen des Vorderaſiaten, des Römers; 
mit Grenzlage am Tiber begann er; Rubico, Rhodanus, Ebro, Macra, Liris und 
viele andere Waſſerläufe dienten ihm als Kammerungsſcheiden. Rhone, Saone, 
Maas, Somme begrenzten urſprünglich das weſtfränkiſche Reich, den romanifierten 
Teil des Karolinger ⸗Erbes; dem Rhein, der Schelde, ſtrebte es zu. 

Im Gegenſatz dazu iſt dem Germanen, dem Deutſchen der Flußgau, das Strom⸗ 
einzugsgebiet eine Einheit, die Waſſerſcheide, auf welcher der Grenzhag läuft, ſeine 
natürliche Grenzvorſtellung. So dringt der Alemanne zum Alpen ⸗ und Wasgau- 
kamm; fo bildet ſich der Franke feine Staaten, echtem Flußvolk gemäß, macht fi 
Mittelrhein und Main zur Lebensader, nicht Grenzſcheide, wie auch der Sachſe die 
Weſer, der Bayer die Donau. Wo Flüſſe ſcheiden, wie Lech und Enns, da iſt es mehr 
ihre unwohnliche Auenzone. Auch die Elbe, die Oder, die Weichſel wird dem 
Deutſchen ſchnell zur ftaatenbildenden Einheit. Das Überträgt ſich ſogar auf weſens⸗ 
fremdes Land, etwa im Verhältnis der Goten zur Donau, ſpäter der Weſtgoten zum 
Ebro, der Vandalen zum Guadalquivir während ihrer kurzen Landnahme in Anda⸗ 
luſien, das nach ihnen heißt, wie nach den Langobarden die Lombardei beiderſeits 
des Po, der dem Romanen lange zur Scheidung zwiſchen Zispadana und Transpadana 
diente. So iſt die dem Deutſchen weſensvertraute Kammerung des Gaus, des Landes 
die um ein Flußeinzugsgebiet gelagerte. So ſehr empfindet er darum das Grenz⸗ 
unrecht am Oberrhein, an der Weichſel. Ihm iſt der Strom — je höher beim Kultur- 
ſtrom feine verbindende Leiſtung zum Verkehrsſtrom, feine kraftſpendende zum Kraft⸗ 
ſtrom ausgebaut wird —, die ſchlechteſte Grenze, weil er eint und nicht trennt. Alle 
alten deutſchen Rheingaue greifen über den Rhein hinweg: Kurpfalz, die Bistümer 
Speyer, Kurmainz, Kurköln, ſelbſt Trier bei Koblenz. Die Elſaß⸗Baden ⸗Scheidung 
beſtehen zu laſſen, war ein geopolitiſcher Fehlgriff: die größte Mahnung, den Strom 
als lebenverbindend, die Waſſerſcheide als trennend zu achten: die ſiedlungsärmere, 
unwohnlichere Zone, den uralten Grenzwald der Germanen, denen „allzu nahe wefens- 
fremde Grenznachbarſchaft ein Abel ſchien,“ — das uns ſchon Tacitus anmerkte, 
ſchmerzliche Erfahrung ins Blut pflanzte. 


28. Der Wald, die Waldfeftung Böhmen, die Fernwirkung Böhmens als Fremd- 
raumblock — 


nachdem ihn leider die Markomannen zum Teil leergewandert hatten, und eine fremde 
Rafie ſich in ihre verlaſſene Staatsform [hob —, erteilt uns Deutſchen im Schwer⸗ 
punkt oſtgermaniſchen Volksbodens die herbſte geſchichtliche Lehre. An dieſer Stelle 
zerbrach die Einheitswucht der Oſtbewegung nach dem Rückprall vom verdichteten 
romaniſchen Weſthag. Aber noch an vielen anderen Stellen des deutſchen Lebens 
raums ſpielt der Wald, fpielen Waldgürtel ſchickſalsbeſtimmende Rollen. Gradmann 
hat uns am ſchärfſten die Schutzleiſtung der großen ſiedlungsfeindlichen Nadelwälder 
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nordöſtlich des römiſchen Grenzwalls (Limes) gezeigt, der Alemannen und Thüringern, 
wie Markomannen die Flanken ſchützte, obwohl ſchon unter Tiberius ein Römerheer 
durch den Böhmerwald zog. Uhnlich markſcheidend wirkten — trotz deutſcher Be 
ſiedlung beiderſeits — der Böhmerwald, der Bapriſche Wald, das Erzgebirge, der 
Waldgürtel zwiſchen Ober- und Niederſchleſien; auch die kleinen Waldlandſchaften 
in den Kalkalpen (Maull) ließen dort engbegrenzte Paßſtaaten entſtehen, von denen 
die heute noch beſtehende Eigenart des Allgäu (Kempten), von Werdenfels⸗Mitten⸗ 
wald, von Berchtesgaden Reftzeugen find. Sorgfältig wäge jeder Amtswalter, was 
er tut, wenn er Verkehrsdurchbrüche durch altgeſchichtliche Bannwaldzonen ſchafft 
oder fie mit neuen Rodungen und Siedlungen angreift; denn mit ihnen ſchwinden 
auch baufeſte Zellenwände der einzelnen Gaue, von denen keiner weiß, wann ihm die 
volle Gefechtsſchwere zum Standhalten gegenüber internationalem Grenzdruck zu- 
gemeſſen wird. Jeder Gau alſo müßte über Rückhaltkräfte, ein Abermaß von Drud- 
feſtigkeit verfügen. Denn auch der Wald iſt ein Rückzugsgebiet, das lebenerhaltend 
wirken kann, wie es der Fliegerſicht entzieht. Darum vermehrt Frankreich ſeine 
Wälder und natürlichen Maskenanlagen aus der Pflanzenwelt! Macaulay nennt 
die Freiheit ein Kind der germaniſchen Wälder! Längſt iſt deshalb auch von 
der Forſtwirtſchaft der ſtreifenweiſe Kahlhieb mit ſeiner phyſiſchen und politiſchen 
Windbruchgeſahr verlaſſen, das Plentern einzelner reifer Stämme wieder in ſein 
Recht geſetzt. Aber noch bleiben viele Rechts und Reftzuftände aus einer Zeit, die 
den Wald als Schutz nicht nach ſeinem vollen Wert zu ſchätzen wußte, noch weniger 
nach dem Einfluß, den er auf das Geſundbleiben der Volksſeele hat. 


29. Der Binnenaufbau der deulſchen Gaue 

in feinen naturbedingten Grundzügen iſt natürlich mit einer flüchtigen Betrachtung 
einiger der weſentlichſten gau- und zellenbildenden, naturentlehnten Kräfte längſt 
nicht erſchöpfend geprüft. Solche Stichproben können nur den Zweck verfolgen, zu einer 
allſeitigen Anterſuchung der einzelnen Länder, Gaue, Zellen auf ſolche boden⸗ 
beſtimmte, erdhafte dauernde Beſtandteile hin anzuregen, was faſt in jedem zu einer 
Lebensarbeit für den einzelnen Amtswalter oder Erzieher, zu einer der gediegenſten 
Erziehungsgrundlagen der darin heranwachſenden Geſchlechter wird. Nur von einer 
vollkommenen Kenntnis der Heimat aus erwächſt die Brauchbarkeit des einzelnen zum 
Mitraten und Mittaten bei Umbauarbeiten und Erhaltung des Wohn. und Wehr- 
raumaufbaus für das Geſamtvolk und feiner Wohn⸗ und Wehrbauten im Reich, das 
alle die Heimatgaue ſchützend umfängt, wie ihm umgekehrt jeder einzelne Gau mit 
ſeiner Druckſeſtigkeit als Bauzelle dienen muß. 


Das anzuſtrebende Höchſtziel wäre alfo, daß einer umfaſſenden Kenntnis der Einzel“ 
landſchaften, wie fie etwa Ratel, Braun, Maull, Lautenſach u. a. für uns Deutſche 
vermitteln, wie ſie die franzöſiſche Departementbeſchreibung, bei der von 1871 
bis 1919 Elſaß und Lothringen niemals fehlten, den Franzoſen gab, eine ebenſo 
ſichere Aberſchau der Daſeinsbedingungen des Reichs- und Volksbodens als Ganzes 
entgegenkäme und ſich zu einer Geſamtüberſicht verbände, bei der — nach gutem 
franzöſiſchen Beiſpiel — keiner der ſtaatsentfremdeten aber mit deutſchem Volk er- 
füllten Nachbargaue fehlen dürfte. So gehört der Binnenaufbau von Elſaß-Loth- 
ringen, Eupen⸗Malmedy, Nordſchleswig, Weſtpreußen und Danzig, Memelland, 
Oſtoberſchleſien, der Sudetendeutſchen, Deutſch-Oſterreichs genau ſo zum eiſernen 
Wiſſensbeſtand des Deutſchen, der ſeinen Lebensraum kennen will, wie eine Kenntnis 
der feinem Kultur- und Volkseinfluß durch eigene und fremde Schuld verlorenen 
Räume zwiſchen Somme und Rhone, dem Südrand der Alpen, im Donauſtufenland 
und auf dem baltiſchen Rücken. Nur dann werden die Fehler im Binnenaufbau des 
Reſtbeſtandes der verbliebenen Binnengaue vermieden werden, die zum Verluſt ſo 
vieler möglicher Außenzellen geführt haben, ſo weit ſie aus dem Raum heraus in 
Aufriß und Grundriſſen erklärbar ſind; das ſind gewiß nicht alle, aber viele! 
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30. Die Notwendigkeit, den Binnenaufbau auf Auflendruch zu prüfen 

und feine Widerftandsfähigkeit gegen ſtoßweiſe oder dauernd lockernde, abreißende, 
abſcherende Außenwirkung zum Hauptgegenftand jeder Gliederung zu machen, die 
Marken daraufhin zu formen und mit ausreichender Hinterlandtiefe auszuſtatten, iſt 
in der deutſchen Raumgeſchichte niemals mit folder Folgerichtigkeit erkannt und 
verfolgt worden, wie etwa der Drang zum eisfreien Meer in der ruſſiſchen, das Vor ⸗ 
drücken von der Rhone Somme Ausgangslage zum Rhein in der franzöſiſchen, die 
argwöhniſche Beobachtung der Gegenküſte in der britiſchen oder japaniſchen Geſchichte 
ſich ausgewirkt haben. Gerade in der Kaiſergeſchichte folgten oft auf harte, boden; 
kundige Grenzmarkformer, wie Karl der Große vom Capitulare de villis bis zu 
feiner Außentätigkeit an Elbe, Ebro, Raab ſicher einer war, auf Arnulf von Kärnten, 
Heinrich den Sachſen, Konrad II., Rudolf von Habsburg, Karl IV. und andere Kinder 
oder Phantaſten, die mit einem Ruck, wie Otto III., vertaten, was ihre Vorgänger 
mit vielen ſchufen. Aber auch das deutſche Volk begriff oft nicht über ſtarrſinnigen 
Weltanſchauungskämpfen, daß es Narrenſtreiche gegen den eigenen Raumbeſtand 
beging, wenn es z. B. ſang: „Die Metz und die Magd haben dem Kaiſer den Tanz 
verſagt,“ als Karl V. von der den Franzoſen in die Hände geſpielten Grenzfeſte Metz 
abziehen mußte, die er belagert hatte aus dem gefunden Macht. und Raumſinn 
heraus, der ihn ſagen ließ: „Wenn heute der Franzoſe vor Straßburg ſtände und 
der Türke vor Wien, würde ich mich keinen Augenblick beſinnen, Straßburg zu Hilfe 
zu eilen!“ Bei dem fonft allzu international erzogenen, aber weltpolitiſch klugen 
Kaiſer war in dieſem Fall die richtigere Schätzung der größten Außendruckgefahr auf 
einen Reichsgrenzgau vorhanden; das Volk lief in der Irre! Bei Friedrich Rotbart 
war das Volk, d. h. die Bauernwanderung Heinrichs des Löwen nach Oſten von 
Sachſen und Bayern aus, recht gegangen, der Kaiſer an Po, Tiber irregefahren und 
zuletzt im Kalykadnus in Kleinaſien ertrunken, wohin ſicher auch damals ein deutſcher 
Kaiſer nicht gehörte, während feine Weſt⸗, Nord- und Oſtmark wankten. Dieſe 
Pendelausſchläge mit Sünden oben und unten durchziehen leider die ganze, an Hoch- 
wähnern fo fruchtbare deutſche Reichsgeſchichte. Am ſo wichtiger iſt, bei jeder Neu- 
gliederung die Stimme des Bodens zu Gehör zu bringen, nicht nur die des erregten 
Bluts, wenn z. B. der letzte Hohenſtaufe feine Stammgüter am Lech für die Aus- 
rüſtungskoſten zur Fahrt auf das Schaffot in Neapel dem beſſeren Hauswalter, 
Ludwig dem Strengen verpfändete, ſo hart die Geſtalt des Bauernherzogs, ſo 
rührend die Statue des halbreifen Konradin in St. Maria del Carmine iſt. Aus 
der Prüfung des Binnenaufbaus auf Außendruck aber muß die deutſche Romantik 
fortbleiben und die Tragfähigkeit von jedem Fußbreit Boden herb und nüchtern 
unterſucht werden. 


31. Natürliche, naturentlehnte und willhürliche Aammerung des UDolhstaumes 

ſtehen überall weltüber in einem gewiſſen Gegenſatz, der tief im Auseinanderklaffen 
geſchichtlicher und erdkundlicher Entſtehungsgründe wurzelt und in einer wider- 
natürlichen Entzweiung von Blut und Boden ſeine letzte Arſache hat, deren Folgen 
zuweilen evolutionär (durch Amformung), oft aber auch nur revolutionär (durch 
Amſturz) ausgeglichen werden können. Die ſpannungsreichſten Kammerungen in 
Erdenräumen beſtanden geraume Zeit in der mitteleuropäiſchen und indiſchen 
Gliederung urſprünglich feudaler Fürſtenſtaaten, zwiſchen denen ſich allerdings immer 
unverwüſtlich widerſtandsfähige natürliche Einheitsgebiete zu halten wußten. Zu 
ihnen gehören in Deutſchland etwa die Kölner und Münſterer Bucht, das Weſer⸗ 
land, die baperiſche Hochebene zwiſchen Jura, Böhmerwald und Kalkalpen; leider 
auch der böhmiſche Keſſel mit der Moldau ⸗Elbe⸗Achſe, deſſen verſäumte volkspolitiſche 
Angleichung Natzel mit Recht eine der größten Anheilsquellen der deutſchen Ge- 
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Willkürliche, unhaltbare Kammerungsverſuche entſtanden überall, wo man der Stimme 
des Blutes fo ſehr den Vorrang vor dem Rechte des Vodens und der ihn 
Pflügenden gab, daß man glaubte, familienrechtlich Teilungen von Einheitsgauen 
vornehmen zu können. Das verderblichſte Beiſpiel und den Anlaß zu taufend- 
jährigem Verbluten großer Kulturvölker gaben in dieſer Hinſicht auf deutſchem 
Boden die karolingiſchen Erbteilungen, vielfach von reinen Hausgutintereſſen ge- 
leitet. Eine folgenſchwere willkürliche Kammerung eines zuſammengehörigen 
Raumes tft auch die Abtrennung der bayerifhen Oſtmark vom Stammland durch 
Friedrich I. geweſen, die den Südoſtraum der Deutſchen, den Donauraum öſtlich der 
Salzach zerriß, das Abſetzen eines zu ſchmalen Alpenländerkernes der ſpäteren 
Oſtmarkgroßmacht verurſachte und das Kernland reichseinwärts zurückſtaute: lauter 
willkürliche, verfehlte Wirkungen (falſche Dynamik !). Ahnlich wirkte die dynaſtiſche 
Zerfaferung Thüringens oder des alten ſchwäbiſchen Stammherzogtums, ausgehend 
von der romaniſchen Politik des Bistums Konſtanz (Salomo und Erchanger und 
Berchtold), die im Schwabenkrieg die endgültige Abgliederung der Schweiz vom 
Reich herbeiführte, Arſache des verſtiegenen Kosmopolitismus ſchwäbiſcher Kaiſer⸗ 
geſchlechter und zweier internationaler Grenzen innerhalb des ſchwäbiſch⸗alemanniſchen 
Stammgebiets, allerdings vielleicht auch der ſchwäbiſchen Wanderluſt und Auslands- 
wirkung war, weil der Heimatboden durch willkürliche Kammerung jede natürliche 
Weite verloren hatte und weiträumigen Menſchen einfach zu eng ward, ſo daß ſie 
heimatflüchtig wurden. 


32. Länder und Gaue: Reichsgliederung nach Stämmen oder Wirtſchaftsrũumenꝰ 
Dieſe Entſcheidung ſteht nicht zum erſtenmal vor den Führern des deutſchen Volkes 
und ihren Helfern. Sie wurde im Grunde ſchon vor der formalen Gründung des 
erſten Reiches der Deutſchen in den Kämpfen der Franken⸗Hausmeier gegen die 
Stammherzogtümer der Alemannen, Bayern und Sachſen, in der Einrichtung der 
Pfalzgrafen, der Markgrafen und Königsboten (missi regis), der fränkiſchen 
Siedlungskolonien der „heim“ orte zwiſchen ingen und ing geſucht. Aus dem 
Wiederzuſammentreten der Stämme nach dem Zuſammenbruch der Karolinger 
entſtand das eigentliche Reich der Deutſchen, von dem es hieß, „es ſei bei den Franken, 
den Sachſen, den Bayern, den Schwaben“; fo weit zurück reicht das Ringen um dieſe 
Entſcheidung! Das Stammteilgebiet hat in ſich den Drang zur Ver- 
größerung, eben zum Erringen des „Reichs“ begriffs. Auch die Hausmachtbildung 
der fpäteren Kaiſergeſchlechter wählt auf dieſem Boden. Das Wirtſchafts⸗ 
gebiet hat in ſich den Drang zum Zuſammenfaſſen des wirtſchaftlich gleichartigen 
Raums, alſo eher raumverkleinernden (differenzierenden), auflöſenden (analytiſchen) 
Antrieb, fo groß auch jede Reichsſtadt, jeder Oberbürgermeiſter fein Stadtgebiet 
wünſchte. Seine Grenze fand es am wirtſchaftlichen Gegenſatz an der „Nachbar- 
feindſchaft“, vor allem der Abneigung der Bauernſchaft gegen die Spießbürger⸗ 
herrſchaft, der ſie die Stammesherzoge immer noch vorzogen; denn: je größer die 
Raumeinheit, deſto ferner der Kleindruck! Schließlich hat uns doch die Kleinſtaaterei 
zumeiſt Weltbild und Weltgeltung verdorben. Darin liegt eine Mahnung vom 
Raum her, die Teilräume nicht zu kleinräumig, zu eng zu geſtalten, nicht den Länder 
begriff ganz im Gau aufgehen zu laſſen, vor allem auch nicht dauernde Natur 
wirkungen vorübergehenden Wirtſchaftsbelangen zu opfern. So lehrt uns die Ge⸗ 
ſchichte noch mehr der vielen Fehlſchläge, als der Gliederungserfolge des Reichs, 
einen Zuſammenbau zwiſchen dem Länder und dem Gaugedanken zu ſuchen. 


33. Aber die Gefahren der Aammerung 

— in beinahe zwei Jahrtauſenden deutſcher Volksgeſchichte erprobt —, warnen zu 
großer Vorſicht bei jedem neuen Verſuch. Es genügt, das Wort „Separatismus“ 
auszuſprechen! Freilich gibt es kaum einen deutſchen Landesteil oder Gau, der 
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nicht ſagen könnte: „Wer ſich frei von Schuld fühlt, werfe den erften Stein!“ And 
es gab gewiß Zeiten, in denen unbeftreitbar lebenskräftige und inſtinktſichere Teil ⸗ 
gebiete für das wahre Geltungsweſen des Reichs im Naum gegen eine irregehende 
Reichsgewalt ſtanden. Das taten Sachſen und Bayern, als fie in der Oſtkoloniſation 
verharrten, während die Hohenſtaufen ein volks⸗ und weltfremdes Mittelmeerreich 
mit deutſchem Blut düngten; — auch die Schweizer, als ſie für den Gedanken des 
Reichsgutes gegen den Gedanken der Territorialmacht und des Hausgutes der Habs⸗ 
burger fochten, ſo ſchmerzlich uns ihre damit beginnende Abſplitterung vom Reich, 
wie die der Niederlande iſt. Legenden der deutſchen Fürſtenſtaaten dürfen der Er⸗ 
kenntnis nicht im Wege ſtehen, wann die betreffenden Länder für oder wider Reichs. 
zukunft und Reichsraum ſtanden; vor dieſer Prüfung iſt ein Bündnis des Großen 
Kurfürſten mit Ludwig XIV. genau dieſelbe volkspolitiſche Sünde, wie eines des 
Bayern Max Emanuel oder des Kurfürſten von Köln, der Separatfriede von Baſel 
nicht beſſer, als der Karl Theodors oder ſeines Nachfahren, deſſen Land immerhin 
beſetzt war, während die Krone Preußen nur in Ruhe Polen teilen wollte. In allen 
dieſen Fällen muß alſo nüchtern geprüft werden: wirkte ſich die Widerſtandskraft 
eines Teilraums auf die Dauer zum Nutzen oder Schaden des geſamten Volks⸗ 
bodens aus? Vor dieſem Gericht beſtehen nur Teilräume mit einer gewiſſen land ⸗ 
mäßigen Lebenskraft; die Raumgröße des franzöſiſchen Departements z. B. iſt für 
jeden volksmäßigen Teilwiderſtand gegen Fremdgewalt zu klein, die der größeren 
öſterreichiſchen Länder etwa gerade recht. Die Schweizer Kantone waren es in 
Zeiten kleinräumiger Wehrweiten; fie find es jetzt ſowenig mehr, wie etwa die Paß⸗ 
ſtaatruine von Tirol, oder das an ſich feſtgefügte Vorarlberg, das zu ſchmale Vaden, 
das mit lebenswichtigen Teilen zu grenznahe Sachſen. Wehrtechniſche Amge⸗ 
ſtaltungen haben z. B. kleine Mittelgebirge, wie den Harz, aus Scheidemarken in 
geſchützte Befehlſtellen umgewandelt, während andere, raumweitere Binnen- 
ſchranken ihre Zweckmäßigkeit als Gliederungsanhaltspunkte noch bewahrt haben, 
wie etwa Thüringerwald, Rhön, Jura — wenn auch natürlich in ihrer verkehrs⸗ 
techniſchen Scheidekraft ein Gefahrmoment für den Zuſammenhalt des Ganzen liegt. 


34. Binnenjchranhen, wie Mittelgebirge 

Ihre Folgen, z. B. die Nordentwäſſerung und Mainlinie, die 
Verzahnungen am Wefer- und Saale ⸗ Einzugsgebiet find zugleich nützliche, geſchichtlich 
erprobte Gliederungs⸗ und Kammerungsanhaltspunkte, wie Gefahren. Es genügt, 
auf den in der franzöfiſchen Kriegswiſſenſchaft fo lebendig gebliebenen Aufmarſch 
Napoleons I. vor Jena unter raffinierter Ausnutzung der deutſchen Binnenſchranken, 
Flußübergangskämpfe mit verkehrter Front hinzuweiſen, an die drei großen Fran; 
zoſeneinbrüche von 1796 und ihre Auswertung der Donau- und Main⸗Wehrgeopolitik 
zu erinnern, an die Kämpfe des zum Glück dabei gefallenen jugendlichen Franzoſen ⸗ 
führers bei Altenkirchen, um uns klarzumachen, was bei ungünſtigen Wendungen 
unſerer Reichsgeſchichte die Binnenſchranken der deutſchen Mittelgebirge, die leichte 
Abſchnürungsmöglichkeit ſüdlich des Thüringer. und Frankenwaldes, die Grenznähe 
des Fichtelgebirges, die Verkehrsſchwierigkeiten zwiſchen Weſer und Rhein bedeuten 
können! Die Kammerung muß deshalb mit einer Eigenftandfeftigfeit der vielleicht 
auf geraume Zeit abgetrennten, unter höchſten Außendruck geſetzten Gebietsteile, mit 
einem nicht nur verwaltungsmäßig, ſondern gefühlsmäßig geſicherten inneren Zu⸗ 
ſammenhalt rechnen können. Sie muß auf der anderen Seite ſtreng vermeiden, An⸗ 
griffskeilen und Hauptdruckpunkten der möglichen Gegner gegenüber, verwaltungs⸗ 
techniſche oder gar ſtammes⸗ und gefühlsmäßige Fugen zu ſchaffen, wo fie durch die 
geſchichtliche Entwicklung Überſchliffen find, oder Grenzmarkſtreifen, nach denen von 
außen her begehrt wird, durch zu geringe Hinterlandtiefe griffbereit zu legen, wie 
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etwa Elſaß⸗Lothringen, den Reft der Oberrheinebene, das ohnehin bis 1936 unter 
Wehrverbot gelegte ſchmale Land öſtlich Nab und Donau. Man wird dabei oft 
zwiſchen dem Wunſch der Schaffung von Wachstumsſpitzen mit Werbekraft (Grenz- 
mark; Oberrhein) und dem Wunſch zur Hinterlandverankerung zu wählen haben. 
Studien über die geſchichtlich erprobte Wirkung von Binnenſchranken werden dabei 
gute Fingerzeige geben, wie etwa die Erfahrungen mit der abenteuerlichen Geſtalt 
Cisleithaniens mit dem ſchmalen galiziſchen Glacis vor dem durch Binnenſchranken 
auch ſtaatsphiloſophiſch abgeſchloſſenen ungariſchen Karpathenbecken, das ſo viele 
Laſten ſeiner Verteidigung der andern Reichshälfte zuſchob. Solche Erfahrungen 
ſind unmittelbar auch auf andere Glacislandſchaften vor Binnenſchranken anwendbar, 
wie Baden und Bayriſche Oſtmark. Hier aber ſpielt bereits das Gebiet der Raum- 
bedrohungen herein. 


V. Bedrohungen im Raum 


35. Jwiſchen Wasgau und Böhmerwald. 

zwiſchen dem über den Wasgau vorgetriebenen Fremdmacht Keil von Weißen 
burg und den volkspolitiſchen Keilſpitzen der Tſchechen, auf die Schwelle 
von Eger und die Further Senke gerichtet, liegt heute die größte raum⸗ 
politiſche Schwäche des Dritten Reichs, nur die Spanne eines Tagmarſches motori- 
ſierter Truppen. Schmerzlich wird jeder ſeiner Inſaſſen die Durchbrechung der 
baltiſchen Oſtwanderzunge an der Weichſel, die Verſchmälerung der mitteldeutſchen 
Wanderzunge in Schlefien, die Zweiteilung der oberdeutſchen, donauabwärts und 
alpeneinwärts gerichteten, durch die unnatürliche Grenze zwiſchen Bayern und Oſter⸗ 
reich empfinden. Aber die Keilſpitze bei Lauterburg, über 100 Kilometer diesſeits 
der Sprachgrenze — zwiſchen Donau und Main, ſchwäbiſch⸗bayriſcher und fränkiſcher 
Stammgrenze, Regensburg⸗Furth und Bayreuth⸗Eger hindurch dem Ober und 
Niederdeutſchland trennenden böhmiſchen Block entgegengerichtet —, übertrifft an 
raumpolitiſcher Gefahr für Großdeutſchland alles, was einzelne VBaſtione abſchnürt 
oder gefährdet, einzelne Stromadern oder Verkehrsknoten bedroht. Nichts erreicht 
an lebensgefährdender Kraft für Großdeutſchland in ſeiner Geſamtheit etwa die 
zwei genialſten Feldzüge, die jemals die Kraft Ober⸗ und Niederdeutſchlands aus- 
einanderwarfen: 1805 und 1806, die ſich bewußt jener Schwäche bedienten, wie ihr 
Vorläufer von 1796 (durch zwei Schlachten bei Amberg und Würzburg und einen 
fränkiſchen Bauernaufſtand in letzter Stunde zugunſten Deutſchlands gewendet) oder 
ihr Nachläufer von 1809, wo Napoleon um Regensburg Gſterreichs großdeutſchen 
Befreiungsanlauf im Keim zerſtörte. 

Wer alſo immer als Walter des Reiches auf dieſem gefährdeten Streifen ein Amt 
führt, Autoſtraßen baut oder Bahnanlagen errichtet, Landſchaften neugliedert, 
Grenzen umbaut, Siedelung treibt oder Bauernhöfe entſchuldet, der muß ſich dieſer 
ganz beſonderen Gefahrlage bewußt ſein. Sie wird noch durch die wirtſchaftliche 
Schwäche der Juralandſchaften und der Oberpfalz geſteigert, wie durch die Eigenart 
der nördlich angrenzenden, kleinräumigen und armen Waldgebirge, die fo gut Auf. 
märfchen im reichen Maingebiet als Schleier und Deckung dienen. Jena wurde in 
dieſem Raum vorbereitet; die verhängnisvollſten Entſcheidungen des Dreißig- 
jährigen Krieges fielen darin; geſteigerte Druckgefahr beſteht noch heute. 


36. Die Lebensräume des Sudetendeutſchtums 

müſſen ein unberührbarer Beſtandteil des geſamtdeutſchen Raumgefühls bleiben. In 
dem Augenblick, wo eine rückſichtsloſe Vergewaltigung des Selbſtbeſtimmungsrechtes 
dreieinhalb Millionen Deutſche in den neuen Tſchechenſtaat hineinzwängte, wurde er 
raumpolitiſch ein Völkerſtaat gleicher Art, wie es die alte, weſentlich von ihm aus 
zerſprengte Habsburgermonarchie geweſen war. Nur blieb ihm — abgeſehen von 
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dem böhmiſchen Maſſiv — noch viel geringere Raumgunſt, zumal das langgezogene, 
ſchmale Oſtende von genau fo eigenſtändigen Slowaken, Karpathoruſſen und abge- 
trennten Magyaren erfüllt iſt, ſo daß erſt eine wirkliche Waffenprobe die ganze 
Brüchigkeit der tſchechoſlowakiſchen Einheitstheorie mit dreieinhalb Millionen ver- 
knechteter Deutſcher enthüllen würde. Das weiß die durch Maſaryk und Beneſch ſehr 
hoch entwickelte tſchechiſche Staatskunſt und wird fi ſchon deshalb vor einer ver- 
einzelten Kraftprobe auf innere Druckſeſtigkeit hüten; fie weiß auch, daß Mittel- 
europa auf die Dauer kleinräumig zum Verderben und Verdorren beſtimmt iſt, wenn 
es nicht großräumige Wege der Zuſammenarbeit gegenüber den raumweiten, ſich 
bildenden Wirtſchaſtsreichen findet. Aber der Preis ſolcher Zuſammenarbeit iſt die 
Achtung vor der Eigenkultur der Lebensräume der Sudetendeutſchen und ihrer 
Eigenlebensmöglichkeit. Dieſer Preis iſt in Prag bekannt. Aber er ſcheint den 
Nachfolgern des Philoſophen auf dem Präſidentenſtuhl noch zu hoch. Dieſe Wertung 
findet eine weſentliche Stütze in der Aneinigkeit der ſudetendeutſchen Lebensräume 
untereinander. Der verträumte Böhmerwaldgau mit ſeiner ſtillen Schönheit baju⸗ 
wariſcher, einſt markomanniſcher Nandſiedelung und das rege fränkiſch⸗bayriſche 
Egerland mit dem durch einen furchtbaren Raumfehler eines deutſchen Kaiſers an 
die Krone Böhmen verpfändeten Eger, ſtehen ſich wie Raft und Amtrieb gegenüber. 
Der Erzgebirgsrand mit dem blühenden Reichenberg und die Gaue an der oberen 
Elbe, die Sprachinſelreihe, die von Schleſien über Brünn und Iglau gegen das 
Marchfeld zieht, haben wieder verſchiedenen Grundcharakter, ungleichen Lebenswillen 
(Vitalität). Schwer zurückgedrängt iſt das Deutſchtum im ehedem faſt ganz deutſchen 
Prag. Hier alſo wäre gerade vom Kulturboden des Reichs aus zu fördern und 
immer wieder zu wiederholen der Ruf Attinghauſens an die Eidgenoſſen: „Seid 
einig, einig, einig!“ Nur dann iſt für Euch in höherem Zuſammenbau der 
Lebensraum zu retten! 


37. Reft-Dfterreich und Nachfolgeftaaten als Raumerjcheinung — 

wären kein Naumproblem, „regierte Recht“ und regierte Vernunft! Denn „regierte 
Recht“, fo hätte mindeſtens der Selbſtbeſtimmungswunſch Deutſch⸗Oſterreichs 1919 
erfüllt und der Zuſammenſchluß der Deutſchen genau fo erlaubt werden müſſen, wie 
der Zuſammenſchluß der Araber, Dänen, Italiener, Polen, Rumänen, Südflaven, 
Tſchechen. Daß eine Mehrheit der weißen Völker dem zahlenſtärkſten europäiſchen 
Kulturvolk verweigerte, was ſie allen „kleinen Völkern“ einräumte und jetzt zwangs⸗ 
läufig ihren großen Antertanenvölkern nacheinander einräumen muß, das iſt unter 
anderem die Quelle der beſtändigen Unruhe im Donauraum, der eben wirtſchaftlich 
nur aufblühen kann, wenn er irgendwie zuſammen-, nicht gegeneinanderarbeitet. 
Nebenbei iſt der gleiche Raumfehler auch die Quelle des unruhigen Wirbels im 
Karpathenraum, dem klar umgrenzten Herzen des fehr unklar begrenzten Donau- 
raums. Von ihm kann man die Deutſchen, die darin von Donaueſchingen bis unter 
das Wiener Becken wohnen, nicht ausſchließen, während wir das Karpathenbecken 
als Ordnungszelle ruhig Ungarn und feinen Nachbarn Überlafien können und raum⸗ 
politiſch zunächſt überlaſſen ſollten. 

Deſto größer aber iſt das durch zweitauſendjährige Kulturleiſtung erworbene Raum- 
recht am Donauſtufenland vom Arſprung im Schwarzwald bis zur „Porta 
Hungarica“, über die hinaus die Rückgewinnung von Angarns Erde für Europa mit 
ſo viel deutſchem Blut und deutſchem Schweiß gedüngt iſt, was man in Angarn zwar 
zuweilen erwähnt, zuweilen aber auch vergißt. Dabei darf man freilich nicht über ⸗ 
ſehen, wie ſehr das zerſtückelte Ungarn unter begreiflichen Verdrängungserſchei⸗ 
nungen (Refientiments) gegen erlittenes Raumunrecht leidet. Aber dieſes Empfinden 
teilt der Deutſche mit ihm bei jedem Blick auf das Bild Deutſch⸗Oſterreichs und der 
einſt von ihm aus durchbluteten, heute durch zum Teil unfinnig gezogene Macht und 
Wirtſchaftsgrenzen getrennten Nachfolgeſtaaten. Darin lebt überall deutſches Volk 
auf mit deutſchem Blut und Schweiß errungenem Boden, das mindeſtens in ſeinem 
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Kulturleben vom Mutterboden aus ftaatsloyal, aber volkstreu erhalten werden muß. 
Dieſe Aufgabe fordert allerdings ebenſoviel Takt wie Jugendfeuer, wenn nicht die 
Nachfolgeſtaaten auch ihrerſeits den Begriff des totalen Staats gegen die deutſchen 
Volksgruppen anwenden und ſie vernichten ſollen, ſtatt durch ſie das Zukunftsziel 
der Gemeinſchaft zu ſuchen. 


38. Der Daſeinshampf der Alpenpaß-Staaten — 

(Tirol als Sinnbild aller!) — iſt raumpolitiſch von dem allgemeinen Amriß des 
Schickſals Deutſch⸗Oſterreichs und der Nachfolgeſtaaten verſchieden und durch ein 
ſchon berührtes Gefahrmoment aus deren Geſamtbedrohung herausgehoben: die 
Verſtändnisloſigkeit des deutſchen Volkes für feine Alpenpolitik und die ganz befon- 
ders große Gefahr ſeiner Alpengrenze. Dieſe Gefährdung geht in fremden Zielen 
durchaus bis zu einer vollſtändigen Abdrängung des deutſchen Lebensraums vom 
Alpenkörper; fie wäre etwa mit der Schaffung eines Donauftaates erreicht, deſſen 
Gegenſtück ein linksrheiniſcher geweſen wäre! Daß ein ſolches Raumziel romaniſcher 
Zerſtörungspolitik nicht auf den erſten Anlauf erreicht wurde, iſt kein Beweis dafür, 
daß es nicht noch weiter beſteht. Die tſchechiſche Benennung der bayrifhen Donau ⸗ 
ſtädte von Regensburg bis Paſſau auf Sokolkarten, die italieniſche bis an dieſen 
Raum auf andern Karten, die innerfranzöſiſchen Marſchübungen motoriſierter 
Truppen durch ein Gelände von der Eigenart des ſüddeutſchen Vormarſchgebiets mit 
glänzenden Marſcherſolgen find mindeſtens warnende Anzeichen, weſſen wir uns bei 
einer Fortdauer uneinheitlicher nordiſcher Alpenpolitik verſehen könnten, — und 
wenn es bloß eine „Verſchweizerung“ des ganzen Alpenvorlandes im Stile der 
heutigen Schweiz wäre, die mit Oſterreichs Alpenländern dem weſtlichen Beiſpiel 
folgen würde! 


Das Erſte Reich der Deutſchen hatte durch eine zuſammenhängende Schöpfung von 
Alpenpaß⸗Staaten als Paßwächtern der Abergänge, mit einer deutſchen Herren · und 
Oberſchicht, einmal ſtaatsrechtlich und raumpolitiſch den ganzen Alpenkörper in der 
Hand! Die Geſchichte des Daſeinskampfes der einzelnen Paßſtaaten weltlichen und 
geiſtigen Charakters (denn auch Kardinal Schinners Kampf im Wallis, die Bistümer 
Chur, Freiſing, Salzburg, die großen Voralpenklöſter mit ihren durchgreifenden 
Zungen nach Süden, das Patriarchat Aquileja unter dem letzten Andechſer waren 
deutſche Paßwächter !) zeigt, wohin dieſe Naumſchutzzone kam. Sie verfiel haupt. 
ſächlich, weil jeder im volkspolitiſchen Eigentrotz überſah, wie ſehr er gerade im 
Gebirge den Nachbarn nötig hatte, und ohne ihn umgangen, abgeſchnürt vom Naum 
des Ganzen zu Fall kam. Das aber iſt der Zuſtand — auf weite Sicht erfaßt — noch 
heute! Zu einer einheitlichen Raumpolitik in den Alpen kam es nicht! Uber vielleicht 
könnten fie wenigftens ſoziologiſch, durch die Lebenszähigkeit der deutſchbürtigen 
Siedler im deutſchen Raum gehalten werden. Auch dieſe raumpolitiſche Hoffnung 
trügt, wenn nicht eine Amkehr erfolgt, von der die meiſten deutſchen Alpenlebens⸗ 
formen noch weit entfernt find. 


39. Die Entfiedelung des Gebirgs als den Deutichen Raum gefährdende Talſache 
iſt in dem großen Oſtalpenwerk von Norbert Krebs und am eindringlichſten in der 
Lebensgeſchichte des Ennstals von Hermann von Wißmann geſchildert — einem der 
ſorgſältigſten und liebevollſten volkspolitiſchen Heimatwerke, das die deutſche Erd- 
kunde hervorgebracht hat. Es iſt nebenbei ein Muſter für das, was ein junger 
Forſcher für feinen Heimatgau tun kann, ehe er in weite Welträume werbend, lehrend 
und lernend zugleich auszieht, um ſich im Demen, in China bleibende Denkmäler zu 
errichten, die zugleich Ehrenmarken feines Volks in fernen Räumen find. Der Vor⸗ 
kämpfer eines vergangenen Wirtſchaftsdenkens, Brentano, hatte einmal den deutſchen 
Einzelhof als eine überlebte Form gegenüber der italieniſchen Familiengemeinſchaft 
bezeichnet, die ihn natürlich überall mit ihrem wimmelnden Kinderhaufen überbot, 
wenn auch gewiß nicht in ſeiner Wirkung als kulturpolitiſche Zelle. 
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Aber dieſer ungleiche Kampf fördert die Entfiedelung des einft fo ſtark nordiſch Durd- 
drungenen Alpenkörpers, weil natürlicherweiſe der räumlich breiter entwickelte Nord⸗ 
hang rauher und herber iſt und den Bergbauern einem viel härteren Lebenskampf 
ausſetzt, wenn er auch dabei in hohem Maße autarkiſch bleibt, wie das Günther in 
feiner geſellſchaftswiſſenſchaftlichen Anterſuchung der Alpen nachweist. Schwer iſt es, 
volkspolitiſch die rauheren Höhenlagen zu halten, wenn der Talraum, mit ſeinen 
ſtädtiſchen Anlagen, mit feinen Bildungshütern, mit feinem Verkehrs, Verwaltungs; 
und Wehrapparat verwelſcht. Es war in Südtirol, auch in einzelnen Schweizer 
Alpentälern vielleicht deshalb länger moglich, die Hochtalſtellungen zu halten, weil 
ſich Refte fonft untergegangener deutſcher Stämme aus dem Süden (Goten; Lango- 
barden; Kimbern) in die oberen Talgründe verteidigend zurückgezogen und im 
Abwehrkampf verfeſtigt hatten. Wer weiß noch heute, daß ſich einſt alemanniſche und 
bayriſche Volksherzoge um das Aoſtatal ſtritten, das über den Theodulpaß weg deutſch 
beweidet wurde, daß die Nhone den deutſchen Namen „Rotten“ führte, von vielen 
anderen Verwelſchungsſpuren in den Alpen abgeſehen, die nun längſt die Päſſe zum 
nordiſchen Abhang (an Brenner, Birnlücke, Malſer Haide) erreicht haben. Das 
geſchah in einer zum Teil planvoll geleiteten Durchdringungsarbeit, die uns am 
Beiſpiel der Alpen auch Bedrohungen im Raum an anderer Stelle zu erkennen und 
zu verfolgen geſtattet — vielleicht, weil ſie in den Alpen am ſichtbarſten ſind, und 
dennoch vom Durchſchnitt der Deutſchen am wenigſten bemerkt werden, der ſchon am 
a ſein dürftiges Italieniſch auskramt, wie einſt Goethe zwiſchen Bozen 
und Trient. 


40. Nördliche und füdliche Alpendurchöringung 

müflen, als Beiſpiel für den Anterſchied im Grenzinſtinkt und bewußter Grenz⸗ 
kampfführung um die Erhaltung des Lebensraums, gegenübergeſtellt (konfrontiert) 
werden! Denn es war mir eine der erſchütterndſten Lebenserfahrungen, daß mir auf 
eine ſolche Gegenüberſtellung bei einer Tagung in Salzburg hin ein ehemaliger öſter 
reichiſcher Staatspräſident, ſonſt eine ehrwürdige Erſcheinung, die bedenkliche Raum- 
weisheit entgegenbielt: „Da kannſt nichts machen!“ Gewiß: die Alpen treten dem 
nordiſchen Menſchen in ihrer Nordabdachung nur auf weite Entfernung als ſcheinbar 
fhüßender, einheitlicher Wall entgegen; beim ſiedelnden und wirtſchaftlichen Näher⸗ 
kommen enthüllten fie ſich als eine vielfältig gegliederte, zu vereinzeltem Vordringen 
verleitende, vielfältig zertalte Hochlandſchaft. Der einheitliche, wallartige Anblick 
vom Süden her bleibt allerdings für den romaniſchen Menſchen der gleiche von den 
Appeninen herab geſehen, wie beim Anflug von Rom auf Venedig, auch beim 
unmittelbaren Herantreten, wenn er etwa die Hand auf die Aberſchiebungen und 
Bruchlinien an den oberitalieniſchen Seen legen kann. So ſtellt der bloße primitive 
Anblick ſchon von Süden her die Volkheit vor ein geſchloſſeneres Raumbild, als von 
Norden, und gibt — vom Monte Viſo bis zum Triglav auftürmend — jenes Gefahr; 
bild für den ſüdlichen Volksboden, das Marius und Catulus, Cäſar, Oktavian und 
feine Stiefſöhne, Dante und Petrarca, Cola Rienzi und Piccolomini bis zur Dante- 
Geſellſchaft und zu den Tribunen des Dritten Italiens gleicherweiſe in ſeinen Bann 
zog. Ihm fetzten fie mit dem Dante ⸗ Standbild von Trient jenen Markſtein entgegen, 
der dem Wiſſenden ſagte, daß ein Machtträger, der ſich das bieten ließ, in Wahrheit 
den Volksboden darunter ſchon verloren hatte, deſſen Verluſtverbriefung nur eine 
Frage der Zeit war. Aber fo ſahen es die Reichsdeutſchen nicht, die dort das Reife- 
handbuch aufſchlugen und nicht merkten, daß bereits unter dem Walterplatz in Bozen, 
dem urdeutſchen Städtchen Sterzing der Boden wankte, der volksdeutſche Raum in 
der gleichen Lebensgefahr war, wie etwa das ehedem deutſchredende Martinach und 
Sitten im Wallis, das unter Haubitzfeuer liegende Gotthardſperrfort Airolo, 
Klagenfurt — ehedem ein Herzteil „Inner ⸗Oſterreichs“ —, Marburg, Cilli und 
Graz! Augenſchließen gegen Raumdynamik iſt der Vorbote von Raum 
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verluſt! Der deutſche Volksboden aber, wie der deutſche RNeichsboden verträgt 
keinen weiteren Raumverluft mehr, wenn nicht letzte Lebenswerte der Volkheit fallen, 
Lebensadern auch ſeiner Verkehrsdurchblutung zum Verbluten kommen ſollen. 


VI. Raum und Bewegung (Raumdynamik) 


41. Derkehr als Raumerjcliefßer und Dolksbodengefahr 


tritt uns mit einem Doppelgeſicht entgegen. Es gab eine Zeit, da jede Form der 
Averwindung des Raumes durch Verkehr als ein zu fördernder Fortſchritt erſchien, 
gleichviel welche Kräfte und Räume des Beharrens (ſtatiſche Elemente) er damit in 
Gefahr brachte. Jetzt iſt die Gefahr dieſes Standpunkts namentlich für die klein. 
räumigen politiſchen Lebensformen in ihrem beſtändigen Daſeinskampf mit den groß- 
räumigen längſt erkannt. Eine der denkwürdigſten Mahnſäulen der Amkehr ift wohl 
das Erbhofgeſetz, mit der Amkehrung in der Denkweiſe für den Verkehr mit Grund 
und Boden, die es bedingt. Aber auch rein grenzpolitiſch ſehen wir z. B. im Simplon- 
durchbruch und dem damit geöffneten Einfalltor ſür ſranzöſiſchen Durchgangsverkehr 
und italieniſche Arbeitsunterbietung als Folge die Verwelſchung des Wallis; wir 
verſtehen beſſer die ſchweizeriſchen Widerſtände gegen Greina- und Splügen⸗Bahn, 
lernen die Schattenſeiten der Aberſchienungen von Brenner und Semmering, der 
Eiſenbahnpforten von Weſten zum Rheinland, der am Rhein unter fremdem Zugriff 


zuckenden Hauptverkehrsadern, des Ausbaus allzu grenznaher Hochverkehrsgebiete 
erkennen. 


Es gibt Autobahnen, bei denen der Nutzen für feindliche Einfälle größer ſein kann, 
als der Bequemlichkeitsvorteil raſcheren Fortkommens im eigenen Grenzland; und 
jedes Verkehrsunternehmen muß darauf geprüft werden, ob in feinem Sonderfall 
der Nutzen der Raumerſchließung größer iſt, als die dadurch notwendig herbeige⸗ 
führte Volksbodengefahr. Macht man ſich klar, daß ein Vergleich der Eifenbahn- 
zeiten mit den Flugzeiten ſogar ſchon den gewaltigen Raum der Vereinigten Staaten 
von Nordamerika auf ein Fünftel verringert, als ob ſie auf den Raum zwiſchen 
kanadiſchen Seen und Kap Hatteras zuſammengelegt wären, fo wird man die Ver⸗ 
kleinerung eines binnen einer Viertelſtunde zu überfliegenden Oſterreich, das Aber⸗ 
ſchießen des größten Teils von Süddeutſchland, die Gefahrlage der Rheintalbahnen, 
des Nabtals, Berlins, des Ruhrgebiets doppelt empfinden. Man wird die ſchmerz⸗- 
liche Tatſache verſtehen, daß Deutſchland innerhalb einer Geſchlechtsfolge von den 
großräumigen zu den kleinräumigen Macht⸗ und Wirtſchaftskörpern herabgeſunken 
iſt, und die Folgen daraus ziehen müſſen. 


42. Die Entwehrung des deulſchen Raumes 

iſt alſo, ſcharf herausgeſtellt, eine doppelte: durch die Entwehrungsbeſtimmungen des 
Verſailler Vertrags und die damit verſäumte Zeit, um mit der paſſiven Bodenrüftung 
und den dazu gehörigen aktiven Wehrmitteln zum gegenwärtigen Wehrnotzuſtand 
aufzuholen; und durch die inzwiſchen vergrößerte Schlagweite der neuzeitlichen 
Kriegsmittel: Steigerung der Flugzeugſchnelligkeit und Tragkraft gegenüber engen, 
dichtbevölkerten, überbauten und überinduſtrialiſierten Räumen (Leuna⸗Geſchwader 
u. a.) mit grenznahen Bodenſchätzen (Ruhr) und Anlagen (Badiſcher Bahnhof Vaſel; 
Oberſchleſien) ohne Pufferräume, fowie die mindeſtens verfünfſachte Tagmarſch⸗ 
geſchwindigkeit motoriſierter Truppenteile (Italien, Eildiviſion bei der öſterreichiſchen 
Grenzbeſetzung 125 bis 250 Kilometer im Tag). Im Nordoſten des deutſchen 
Raumes iſt die Reichshauptſtadt binnen einer Stunde ſchweren Störungen ausgeſetzt, 
ſo daß die Vorbereitung einer räumlich beſſer geſicherten Reichsbefehlsſtelle, etwa 
im Harz, ernſte Erwägung verdient, wie ja auch England und Japan planmäßig ihre 
Regierungen bei Kriegsgefahr aus London und Tokio in beſſer geſicherte Räume 
fortſchaffen, Frankreich ſie ſchon 1914 teilweiſe nach Bordeaux verlegte. Im Süden 
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wird nach kurzer Zeit höchſtens noch der Verkehr aus der Linie Ingolſtadt⸗Alm gegen 
Würzburg zu einigermaßen ungefährdet vor ſich gehen können, wie ja auch der 
einzige deutſche natürliche Großſchiffahrtsweg ohne ſchwere völkerrechtliche Hemmung 
die Weſer iſt. Die freie Verfügung über Rhein, Elbe, Oder, Donau iſt dem deutſchen 
Wehrraum entzogen, die Weichſel ganz aus ihm herausgenommen, ſogar der erſt im 
Ausbau begriffene Großſchiſfahrtsweg Rhein-Main-Donau bereits mit Fremdver⸗ 
fügungshypotheken belaſtet. Dieſe raumpolitiſch geradezu unwürdige, keinem andern 
Großvolk zugemutete Wehrlage feines Raumes muß ſich jeder Deutſche klarmachen, 
um zu begreifen, wie ungeheuer auf dieſem Felde die Abbürdungsarbeit des Dritten 
Reiches iſt, und wie jeder einzelne durch alle Auslandsbeziehungen, über die er ver ⸗ 
fügt, dieſe Ausnahmshemmungen auf Ehre und Gleichberechtigung dem ohnehin nicht 
ſehr wachen Weltgewiſſen beſtändig zum Bewußtſein bringen muß. Welche raum- 
politiſchen Erfolge auf dieſem Wege erzielbar ſind, dafür iſt die Abbürdung der 
Wehrbeſchränkungen Zarenrußlands im Schwarzen Meer, Japans und Chinas 
gegenüber ungleichen Verträgen, der Angora ⸗Türkei an den Dardanellen, des Beſeſti⸗ 
gungsverbots für Wladiwoſtok u. a. m. an Nachkriegserleichterungen ein ſprechender 
Beweis. Aufrüſtung und Abſchüttelung der Entwehrung zeigten die Möglichkeit. 


43. Natürliche ehrlandſchaften als Raumſchlitzer — 

die der deutſche Lebensraum vor dem Weltkrieg zwar nicht im Abermaß aber doch aus- 
reichend beſaß — find ihm durch die Zwangsverträge planmäßig entriſſen worden. 
Dazu gehörte die allerdings ganz unzulänglich befeſtigte Vogeſenfront, die nur in 
der Linie Straßburg⸗Molsheim auf deutſcher Seite Wehrwert hatte, auf dem viel 
leichter von Weſten erreichbaren Kamm aber von Frankreich zwiſchen Toul und 
Belfort ſchwer befeſtigt war; und die Moſelfront Met-Diedenhofen, die ſchon 1871 
nach Moltke „eine Armee wert war“. Dazu gehörte ferner die Eifel gegenüber dem 
ſchwer verſchanzten Lüttich und die Teils entſeſtigte Umgebung des Nordoſtſeekanals 
gegen Zugriffe von Aberſee; endlich die Weichſellandſchaft mit ihrem ſtarken Stütz⸗ 
und Drehpunkt Thorn, deren Verluſt die Wehrmöglichkeit für den zuſammenhängen⸗ 
den Reichsboden von den maſuriſchen Seen (mit Königsberg) bis an die Oder 
zurückwarf. Ein ähnlicher volkspolitiſcher Verluſt einer durch faſt ein Jahrtauſend 
bewährten Abwehrlandſchaft iſt die Verſchiebung der Südwehrgrenze von der füd- 
tiroler Klammenregion (Salurner Klauſe) bis auf den Brenner, deſſen unmittelbares 
Vorland überhaupt keine Schutzabmeſſungen mehr beſitzt. Die Zeit, in welcher der 
Alpenkörper kriegeriſche Operationen zu trennen vermochte, etwa in der Weiſe wie 
den Vorſtoß Napoleons bis Campo Formio 1796 und den Niederbruch der gleich- 
läufigen Vorſtöße in Südbayern, oder das Jahr 1805 in Donauvorland und am Po, 
ift unwiederbringlich vergangen und raumpolitiſch tot. Ein Aberſchreiten z. B. der 
Vrennergrenze im Juli 1934 hätte aus raumpolitiſchen Gründen zwangsläuſig 
mindeſtens bis München und bei weiterem Vordringen an die Donaulinie, damit zu 
unabſehbaren Verwicklungen geführt, denen ſich Italien bei nüchterner Aberlegung 
nicht gewachſen fühlte; deshalb blieb es an der Grenze ſtehen. Der ſichere Beſitz 
einer hervorragend günftigen, künſtlich verſtärkten Wehrlandſchaft zwiſchen Franzens⸗ 
feſte und Sterzing und am Toblacher Sattel, dann an den Karawanken geſtattete den 
kühnen Schachzug; auf ſeiten des deutſch gebliebenen deutſchen Volksbodens fehlte 
ein folder Raumſchützer; wo ſich noch welche finden, find fie entwehrt. Kärnten, 
Inner ⸗Steiermark find noch ſolche Naturfeſtungen; ebenſo leider Böhmen, der Aus- 
gangspunkt der raumgefährlichſten Drohung von Oſten. Es war richtige raum 
politiſche Schätzung, die Friedrich den Großen vor Kollin zu dem Ausſpruch bewog: 
„Hier hilft nichts; Daun muß nach Mähren; ſonſten kriegen wir Böhmen nicht.“ 
Er verlor den gewaltigen Einſatz! 


44. Dolkswehrunterftüßung aus dem Raum heraus: 
Gebirge, Waldzonen, Ströme — namentlich verwilderte —, Sumpfgebiete (Poljeſie; 
Pripetſümpfe), ja ſelbſt die bloße weſensfremde Raumſtimmung — aus Hochland 
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und Klimahärte gemiſcht — (Bayerns 1805 für die Südfranzoſen) können fie leiſten! 
— wie uns viele geſchichtliche Beiſpiele lehren. Aber dieſe Beiſpiele, auf die 
neueſten Nachkriegserlebniſſe verfolgt, verraten uns auch z. B. in Kurdiſtan, 
Waſiriſtan, Tſchitral, Jehol ein ſchnelles Zurückſinken von Gebirgsländern 
und Hochlandfchaften, die früher für langfriſtige Abwehrhandlungen geeignet 
waren. Beſſer hielt ſich als Rückzugsgebiet der Wald, mit deſſen Entblätterung 
allerdings z. B. das Kleinkriegsweſen in der Mandſchurei in Herbſt und Winter 
erlahmte, während der neu grünende Laubwald es wieder belebte. Dauernder find 
die ernſteren Nadelwälder oder Miſchwaldungen, die in dem frühen Herbſt 1805 
einen, aus Kriegstagebüchern (Alombert⸗Colin) erweislichen Stimmungsrückſchlag 
bei den raſch vorgetriebenen franzöſiſchen Truppen bewirkten. Die „Rafputiza“ 
(Schmutzzeit der Schneeſchmelze), die ſchon Napoleon als fünftes Element den Dreck 
fürchten lehrte, in dem eine feiner beſten Operationen in Polen buchſtäblich verſank, 
dürfte ſich auf öſtlichen Kriegsſchauplätzen auch gegenüber motoriſierten Truppen⸗ 
teilen behaupten, während dieſe z. B. die früher ſo gefürchtete Wüſte Gobi, die 
Sahara, das ſüdafrikaniſche Veldt überwinden, nur etwa die norddeutſchen Moore 
und die Hochmoore des Alpenvorlands nicht. 


Auch Erfahrungen, wie die des Volkskriegs 1808 in Spanien, 1871 an der Loire, der 
Gebirgsverteidigung von 1809 bis 1917/18 in Tirol find nicht mehr ſchlüͤſſig. Das 
Gebirge hat mehr an Schutzkraft verloren, hauptſächlich weil es meiſt zu engräumig 
iſt, als große Wald⸗ und Sumpfgebiete. Je weiter die Verſtädterung fort ; 
ſchreitet, je weniger die Auflöſung der überbauten Großſtädte und Induſtrieland⸗ 
ſchaften durchgeſetzt wird, deſto mehr weicht, mit Kulturſteppe und Großſtadtwüſte, 
die natürliche Volkswehrunterſtützung aus dem Raum heraus zurück. Klug erhaltene 
Rückzugsgebiete, vorbeugend, z. B. an wichtigen Verkehrswegen gepflanzte Masken, 
vermögen ſie auch bei ungünſtiger Geſamtſiedelungsentwicklung zu ſteigern. Es liegt 
in der Hand vorſorglicher Straßen⸗ und Flußbauämter, auch ſonſt wehrtechniſch 
ſcheinbar ſeitab liegender Verwaltungsbeamten, Verluſten gerade von älteren Jahr⸗ 
gängen im Nachſchub und Etappendienſt vorzubeugen, was wir z. B. im Elſaß weit ⸗ 
gehend verſäumten. Schwere Fernfeuerüberfälle auf ahnungsloſe Marſchkolonnen 
waren die Quittung dafür und können es — mit Luftbekämpfung gepaart — wieder 
werden. 


45. Denn die Raumbedrohung aus fremden, grenznahen Wehrlandjchaften 

ift rings um den deutſchen Volksraum vielfach an Stelle der beſcheidenen Schuß- 
räume durch deren Beſitzumkehrung getreten. Dabei bedrohte die deutſche Wasgau⸗ 
und Moſelſtellung nirgends Lebensadern des franzöſiſchen Volkes, verlief vielmehr 
großenteils mit oder innerhalb der Sprachgrenze, während die franzöſiſche Wehr⸗ 
ſtellung am Oberrhein bloß liegende Lebensadern des deutſchen Raumes berührt, 
mit einer obendrein nicht etwa in der Stromrinne, ſondern jenſeits der öſtlichen 
Dämme feſtgeſetzten Grenzlage, mit 50 Kilometer Wehrglacis im deutſchen Ober⸗ 
rheinland. 

Ahnlich iſt die Raumbedrohung etwa vom Zerkowberge im Böhmerwald, von dem aus 
die Nürnberger Burg im Scherenfernrohr ſteht, auf den große Kraftwagenſtraßen 
gebaut find, gegenüber dem bis 1936 entwehrten oberpfälzer Vorland bis zur Nab. 
Während die im Weltkrieg niedergezwungene Drohlandſchaft der ehedem ruffiſchen. 
heute polniſchen Yug- und Narewſeſtungen gegenüber Oſtpreußen unverändert blieb, 
iſt die Abwehrlandſchaft um Poſen⸗Thorn Kulm heute als Raumbedrohung in 
fremder Hand und bleibt als ſolche wirkſam, auch wenn ſich für deutſchen und 
polniſchen Raum Linien gemeinfamer Leiftungs- und Schutzwirkung finden laſſen. 
Naumbedrohungen in geringerem Umfang find auch die entfremdeten Grenzbahnhof. 
anlagen wie Herbesthal, die Nampenlandſchaften in der Eifel, in Lothringen, im 
Elſaß, am Brenner, in Marburg (Maribor), in Preßburg und Gmünd, in Eger und 
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Bleibt die innere Anſelbſtändigkeit Deutſch⸗Oſterreichs — wie wir nach 
dem Beſchluß der öſterreichiſchen Volksvertretung wenigſtens in Deutſchland immer 
ſagen müßten — in der gegenwärtigen Form noch lange erhalten, ſo wird die einſtige 
Oſtmark, mit ihren Hauptwehrbahnhöfen Innsbruck, Kufſtein, Selztal, Salzburg. 
Linz leider als eine vorläufige, verborgene (latente) Raumbedrohung aufgefaßt 
werden müflen, wenn fremde Großmächte Hand auf fie legen. Aber dieſe Raum- 
bedrohung aus fremden, grenznahen Wehrlandſchaften und Wehrgauen alſo wird 
ſich jeder Verteidiger deutſchen Lebensraums klar ſein müſſen, um zu begreifen, 
welche völkiſche Willensſtählung — weit über den Durchſchnitt eines landläufigen 
Patriotismus hinaus — notwendig iſt, um dieſen Rauni für Kinder und Enkel zu 
wahren, zu halten — vielleicht wieder einmal auf die lebensnotwendige Atemſpan⸗ 
nung zu weiten! 


Vorausſetzung dafür iſt vor allem eine Steigerung des Lebenswillens 
und der Kinder- und Enkelfreudigkeit, um die größte Raumgefährdung 
hintanzuhalten: ein ungünſtiges Bevölkerungsgefälle aus dichter 
bevölkerten Grenzlandſchaften in eine zu wenig dichte, zu wenig tief im gefährdeten 
Boden verwurzelte Grenzbevölkerung auf deutſcher Seite hinein. 


46. Raum und Bevölherungsgefäll 

ſtehen in einem ähnlichen Verhältnis, wie zur Erdoberfläche phyſiſch die auf die Dauer 
unwiderſtehliche Druckgewalt des Oberflächenwaſſers, fein Streben nach tieferen, unzu ; 
länglich gefüllten Stellen abzuſtrömen. Wie immer man ſie verdämmen möge: irgendwie 
findet das Rinnfal feinen Weg, es ſei denn, daß man ſie rechtzeitig ausſülle und 
damit das Gefälle umkehre. Iſt jenſeits der Grenze, wie etwa in der Weichſel⸗ 
niederung, ein Volksdruck von 125 und mehr auf den Quadratkilometer, diesſeits nur 
zwiſchen 25 und 35, ſo entſteht Wanderdruck. Liegt auch die Macht jenſeits, ſo wird 
er ſich früher oder fpäter in gewaltſamen Aberſchiebungen und Anterwanderung 
zugleich, ſchließlich im Abbrechen von Schollen äußern. Mit folder Fernſchau ſetzt 
z. B. die polniſche Wiſſenſchaft vom Raume den Zug nach Weſten, die lange Zeit 
finlenden Geburtziffern der deutſchen Verſtädterung als eine Zukunftsmöglichkeit zur 
Gewinnung des deutſchen Oſtraums bis zur Oder in ihre Rechnung. Mit ſolchem 
Ziel führt die italieniſche Volkspolitik Menſchen niederer Lebens- und Kultur- 
haltung in die einſt deutſchen ſüdtiroler Alpenländer hinauf, ſchiebt der Zukunfts- 
glaube der Tſchechen die Siedelungskeile auf Egerland, Waldmünchen und Cham 
gegen die menſchenarme bayriſche Oſtmark, gegen das öſterreichiſche Waldviertel vor. 
Dagegen gibt es nur eine Abhilfe: Siedelungsverſtärkung und Volksdichteſteigerung, 
gleichmäßige Verteilung einer gefunden, in den Boden vertieften Landbevölkerung, 
ſei es um den Preis einer teilweiſen Rückkehr zu überſteigerter Bodenverhaftung der 
Bauerngeſchlechter bis zum Stande des der Scholle verbundenen, zugehörigen 
Menſchen (glebae adscriptus!) der Hemmung der Freizügigkeit. Nur im Lichte 
einer ſolchen Fernſchau weit über Wohl und Wehe der augenblicklich lebenden 
Geſchlechter hinweg, von ferner Volksvergangenheit zu ferner Volksraumzukunft 
ficht man Maßregeln, wie das Erbhofgeſetz richtig, oder die Fernhaltung über ⸗ 
ſteigerten Zuzugs zu großſtädtiſchen Siedelungsballungen, wie ſie in Italien längſt 
geübt wird. Angünſtiges Bevölkerungsgefäll in einen an ſich ſchon beſchnittenen, ver- 
ftümmelten Lebensraum herein iſt ein Volkstodvorzeichen! Wo es als „bippo- 
kratiſcher“ Zug in leerem Land mit Landflucht, in Städten mit Schlagflußſtauungen. 
Aderverkalkungen daneben auftritt, da iſt das wirtſchaftsgeographiſche Gleichgewicht 
verloren und muß um jeden Preis wiederhergeſtellt werden, ſonſt verfinkt ein ſolcher 
Raum in Raubbau und wird Ruinenlandſchaft. 


47. Toter Raumſchutz und lebendiger Raumwille, mit Blut und Boden als 
Mahnwort 

über dem Nieſenbogen, der beide Gegenſätze überſpannt und nicht einbrechen darf, 

fie halten uns die beiden großen Gruppen der Abwehrmaßnahmen gegen Raum- 
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verluſt auseinander, die tätige und die leidende, nur abwehrende „Kampfesform“. 
Toter Naumſchutz iſt z. B. die Anlage eines Wehrgürtels, wie ihn Frankreich von 
der burgundifhen Pforte längs Rhein, Rhein- Moſelpforte, an der Moſelfront und 
hinter der Iuremburgifch-belgifhen Kurtine aufgebaut hat: als riefige Auffangvor⸗ 
richtung gegen den immer noch gefürchteten Naumwillen des deutſchen Volkes und 
feinen wiederauflebenden Volksdruck. Starker, lebendiger Raumwille befeſtigt nicht 
linear, baut höchſtens ſein Verkehrsadernetz zu beſſerer Grenzdurchblutung aus. 
Darum ſcheint uns der andrängende lebendige Raumwille der kinder freudigeren 
Weſtſlaven und Südflaven im Oſten viel eher eine Zukunftsgefahr zu bedeuten. Auch 
ihr aber wird diesſeits der deutſchen Volksraumgrenzen lebendiger Raumwille, Zu- 
kunftstrotz und Volksglaube, nicht toter Raumſchutz aus Stahl und Beton auf die 
Dauer zu begegnen haben, ſo nützlich Stahl und Beton im Augenblick find. Aber 
jeder techniſch noch fo hochwertige Raumſchutz veraltet von dem Augenblick an, wo 
die letzte Raſenkante über ihn gelegt, die letzte Pflanzenmaske über ihn gezogen iſt. 
Die Entwicklung von Flugzeug und Tank wie Feuerwaffe geht ſchließlich über jeden 
toten Raumſchutz hinweg, denn es find die Menſchen hinter den Geſchützen und auf 
den Maſchinen, die jedes Zukunftsringen um Raum entſcheiden. Aber freilich, ihr 
Krafteinſatz im Raum bedarf der höchſten Entwicklung der ihn leitenden Gehirne — 
namentlich außenpolitiſch —, und es wäre vor allem ein nie wieder gutzumachender 
Gedankenfehler, wenn man in der inhaltſchweren Verbindung: Blut und Boden 
die Bedeutung des verbindenden und überſähe und glauben wollte, mit etwas 
Raſſenwillen mehr und temperamentvollen Reden fei die tauſendjährige Erdkraft 
und Dauerwirkung des Vodens zu überrennen, auch des in Feindeshand gefallenen 
Grenzbodens, der nun vielfältig wider uns ſteht. Dieſes verbindende und bedeutet 
in dieſem Fall unendlich viel: die ausgleichende Meiſterhand zwiſchen den Geſetzen 
des Raums, den bodenwüchſigen Kräften mit ihrer Erdſchwere und dem Eifer feines 
Bluts, dem politifchen Willen des Geſamtvolks, in dem Staats- und Volkspolitik 
gerade bei ſolchem Auseinanderklaffen beider im Raumredt, wie bei den Deutſchen 
planvoll ausgewogen werden muß. Das iſt das hehre Amt der Führer! Ihren 
Gehilfen aber bleibt die nicht minder wichtige Sorge, ſie niemals über das von ihnen 
geſetzte Maß hinaus zu drängen und ihr raumpolitiſch geſchulter Widerhall zu ſein! 


VII. Warnungen des Raumbewußtfeins 


48. Das Schwinden der Waſſerkante, der ffüſtenverluſt 

der Deutſchen iſt eines der deutlichſten unter den Warnungszeichen des Raum- 
bewußtſeins, das als Folge durch die Dampferfriedhöfe der Hanſaſtädte nachhaltig 
unterſtützt wurde. 


Während ſich die Seegeltung der Deutſchen vor dem Weltkrieg immerhin noch auf 
eine Küſtenberührung von zwiſchen 2000 und 3000 Kilometern ſtützen konnte, iſt ſie 
heute in der Luftlinie auf 950, bei Ausmeſſung aller kleineren Küſtenſtrecken auf etwas 
über 1400 Kilometer herabgeſunken, entwehrt, der freien Nutzung des Nord- Oſtſee⸗ 
kanals beraubt, in der Oſtſee unterbrochen. Das geſchah in dem gleichen Zeitraum, 
in dem das japaniſche Reich ſeinen ohnehin großen Küſtenanteil von 27 000 auf mehr 
als 52 000 Kilometer ſteigerte und ſich nun im Kaiſerreich Mandſchukuo aus ſeinen 
alten Flottenbeſtänden eine weitere Reſerve aufbaut, während China allerdings von 
über 17 000 Kilometern Küſtenanteil auf 7100 Kilometer herabſank, alſo das Los der 
Deutſchen teilte, wenn auch mit ganz anders erheblichen Reſtbeſtänden. 

Tatſächlich aber drückt ſich im Herabſinken des deutſchen Meereszutritts von mehr 
als 5000 Kilometern des erſten Reichs auf etwa 3200 Kilometer der Hanſazeit zu dem 
Stand von heute der relative Raumſchwund der Deutſchen am ſinnfälligſten aus. 
Gleichläufig geht der Rückgang der Hafenleiſtung, der meerernährten Bevölkerung, 
auch der Ausſchluß von den Küſtengewäſſern, der weltüber in immer größerem Stil 
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betrieben wird (AS. Amerika, Sowjetbünde, Chile, Türkei, Auſtralien uſw.), bei dem 
wir aus Mangel an entſprechend ausreichenden eigenen Küftengewäflern nicht in der 
Lage find, durch Gegenſeitigkeit unſerer Schiffahrt Außenraum zu ſichern. So müſſen 
die Zahlen der ſeelebigen Bevölkerung mehr und mehr zurückgleiten; und wir ſtehen 
vor den Anfängen dauernder drückender Zuſtände, nicht nur in vorübergehenden 
Kriſen. 

Auch die überſeeiſchen Fiſchgründe werden mehr und mehr regional aufgeteilt, 
ebenfo wie die arktiſchen und antarktiſchen Räume Rückſchläge machen ſich bis in 
das Gebiet wiſſenſchaftlicher Forſchungsarbeit außer Landes geltend, deren Fehlen 
wieder Sehkreisverengerung, damit weitere Naumverluſtgefahr mit ſich bringt, die 
oft faſt unmerklich aus eng- und Heinräumiger Geſinnung und geiftiger Haltung 
emporſteigt. 


49. Weiche Möglichkeiten binnenländiſcher Raumperluftgefahren 

(German reservation l) aber bei unzulänglicher geiftiger und ſeeliſcher Abwehr⸗ 
haltung ins Auge gefaßt werden müſſen, das lehren uns nicht nur die weitgehenden 
Anträge des Marſchalls Foch auf Abtrennung des linken Rheinufers, die Entwehrung 
des rechten auf einer 50 Kilometer breiten Zone, ſondern auch die immerhin Farto- 
graphiſch ſeſtgehaltenen Entwürfe von Hanus Kufner auf Schaffung einer Groß⸗ 
tſchechei mit einer winzigen „German reservation“, die polniſchen Oderanſprüche, 
die ſüdſlawiſchen Korridorentwürfe längs des Alpenrandes, und viele andere Er⸗ 
fahrungen, die deutſcher Volksboden inzwiſchen mit Volksabſtimmungen (Oſtpreußen, 
Oberſchleſien, Kärnten uſw.), Abtrennungen ohne ſolche (Elſaß, Südtirol, Eupen- 
Malmedy, Huldſchiner Ländchen), Raub von Grenzbahnhöſen (Herbesthal, Gmünd, 
Oderberg) gemacht hat, von der langſamen Entfremdung des Memellandes, Danzigs 
ganz zu ſchweigen. 

Es wäre alſo ein verhängnisvoller Irrtum, aus einem hohen Grad von erlittenem 
Raumunrecht den Schluß zu ziehen, daß es nicht noch geſteigert werden könne, 
namentlich wenn man nicht das natürliche Geſetz des Bevölkerungsgefälls beachtet, 
das auf die Gefährdung unterſiedelter, dünnbevölkerter Räume aus dichter be⸗ 
völkerten Strichen jenſeits der Grenzen mahnend hinweiſt. 

Antervölkerte und wirtſchaftlich ſchwache Gebiete in unmittelbarer Nachbarſchaft 
mit dichter bevölkerten, reicheren find alſo beſonderer Raumverluſtgefahr ausgeſetzt. 
Das trifft ſowohl die Angrenzer des polniſchen Korridors, die mit Siedlungsdichten 
zwiſchen 35 und 27 jenſeitigen bis zu 135 auf den Quadratkilometer gegenüberliegen, 
wie die arme, ſteinige Oberpfalz neben dem reichen oder doch mindeſtens wohl- 
häbigen, mit VBodenſchätzen geſegneten Böhmen. 

Siedlungsausgleich gerade in ſolchen Fällen iſt alſo eine vordringliche Verwaltungs- 
aufgabe, ebenſo wie Verkehrsdurchblutung und die abwehrfähige Inſtandſetzung aller 
dorthin ſchlagenden Verwaltungsgrenzen. Dann könnten ſie in ſolchen Fällen große 
Bedeutung gewinnen und follten deshalb auf den vollen Druck internationaler Ab⸗ 
grenzung eingerichtet werden, nicht nur auf nachbarlichen Ausgleich, ſondern auf 
volkspolitiſchen Widerſtand, während man Zwiſchengrenzen gegenüber Angriffs- 
punkten vermeide. 

Hier begegnet der Abtrennungsgefahr nur eine gewiſſe Hinterlandtiefe. 


50. Grenzlanddeutſcktum und Verringerung des Raumdrucks 


auf dem Reichsboden könnten zur Erleichterung der heimatlichen Raumnot des 
„Volkes ohne Raum“ inſoſern eine Schutzfreundſchaft eingehen, als (bei aller 
Loyalität der Minderheit gegenüber dem Staatsvolk, ſofern es ſie mit der gleichen 
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gegen die deutſche Minderheit erwidert) wenigſtens volkspolitiſch die Raumverluft- 
gefahr erſt von den Außengrenzen des Grenzlanddeutſchtums und ſeiner geſchloſſenen 
Siedlung ab gerechnet werden müßte, wenn das betreffende Grenzlanddeutſchtum fich 
in ſeinem Lebensraum zu behaupten und auf die Staatsführung des Anliegerſtaats 
wenigſtens mäßigenden Einfluß zu gewinnen weiß. 

Das fetzt freilich einen noch viel höheren Grad politiſcher Schulung auch dem Naum 
gegenüber voraus, als fie gewöhnlich das Binnendeutſchtum für ausreichend hält; 
meiſtens arten leider die Kompromißverſuche bei der zu kosmopolitiſchen und der 
Fremde anpaſſungsfähigen deutſchen Eigenart in zu große Nachgiebigkeit gegenüber 
den Fremdvölkern aus, mit denen er zuſammenlebt, fo bei ausgeſprochenen Mehr- 
heiten ſtammes⸗ und kulturdeutſcher Herkunft in der Schweiz, in Luxemburg, in 
Oſterreich, bei ſtattlichen Minderheiten in der Tſchechei, bei kleinen in Belgien, wo 
man das Recht der dritten, deutſchen Staatsſprache faſt in Vergeſſenheit geraten ließ. 
Vergleicht man etwa den Lärm, den Italien raumpolitiſch um feiner viel gering- 
fügigeren Irredenta willen (Trient⸗Trieſt) ſchlug, mit der artigen Form, in der das 
Dritte Reich die Tatſache erträgt, daß es rings von Grenzlanddeutſchen, und im 
weiteren Umzug von Anslandsdeutſchen derart umgeben iſt, daß faſt jeder dritte 
Deutſche einer von beiden Arten angehört, ſo wird man erſt begreifen, wie Italien 
im Sommer 1934 an einen Vormarſch bis München denken konnte, und warum der 
Anſpruch, dem deutſchen Volksboden noch weitere Verluſte zuzufügen, namentlich in 
der Tſchechei und in Polen wie Litauen nicht zur Ruhe kommen will. Bei ausge⸗ 
zeichneter kulturpolitiſcher Behandlung der geringen, in Binnendeutſchland ver- 
bliebenen Minderheitenreſte iſt alfo das Grenzlanddeutſchtum für Zwecke der Volks- 
raumerhaltung noch lange nicht fo tätig gemacht (aktiviert) wie die Außenpoſten 
aller Fremdvölker rings um den volksdeutſchen Raum: eine Tatſache, die namentlich 
alle deutſchen Amtswalter ins Bewußtſein aufnehmen ſollten. 


51. Ruslanddeutſchtum und Raumnotverftändnis weltüber 

gleichläͤufig anzuſetzen, wäre die weitere Aufgabe, die ſich Beiſpiele etwa in der Ein- 
wirkung der Iren in den Vereinigten Staaten auf deren iriſche Politik, in den 
Leiſtungen der Auslandchineſen und Auslandjapaner für die Raumfragen ihrer 
Reiche ſetzen könnte. Bei hohem Anſchlag kann der iriſche Bluteinſchlag in den 
ASA. auf ein Drittel des deutſchen mit rund 30 Millionen geſchätzt werden. Aber 
welcher Anterſchied in der Auswirkung der allerdings um New Dork konzentrierten 
Iren und der zerfahrenen deutſchen Stimmen zugunſten ihrer Heimaträͤume! Er⸗ 
reichen doch heute noch die deutſchſtämmigen Millionen in den ASA. kaum ein Aus- 
wiegen der 2/ Millionen um New York zuſammenhaltender Juden! 

Freilich haben viele der Auslanddeutſchen ihre Heimat aus Sehnſucht nach weit⸗ 
räumiger Betätigung verlaſſen und ſtoßen ſich oft bei der Rückkehr an den Folgen 
des überpreßten Zuſammengepferchtſeins in zu engem Naum, das namentlich den 
ſozialen Neid, einen der Hauptväter des Klaſſenkampfgedankens großzieht, wie es 
treffend — mit einem gewaltigen Kontraſt des Naumhorizonts zwiſchen Binnen⸗ 
deutſchland und Südafrika — Grimm in feinem Fresko: „Volk ohne Raum“ völker⸗ 
pſychologiſch begründet hat. 

Aber gerade deshalb müßte das Auslanddeutſchtum als beſten Heimatdank ſeine 
eigene großräumige Auffaſſung der Lebensvorgänge auf das allzuſehr beſchnittene 
und verſtümmelte Mutterland übertragen, deſſen Raumbegriffe und weltpolitiſchen 
Vorſtellungen weiten, und damit einer Hauptaufgabe der innerpolitiſchen Erziehung 
und Führung verſtändnisvoll vorarbeiten. Zweifellos iſt bei uns für Außendienſt 
und Auslanddeutſchtum jenes Zuſammenſpiel noch nicht erreicht, mit dem uns etwa 
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die beiden Inſelreiche der Alten Welt beiſpielgebend voranſchreiten. Vor allem 
müßten alle Kaſten⸗ und Stammtiſchſcheidungen überwunden fein, auch die Vereins- 
meierei, die ſich oft ſo hemmungsvoll gerade auf das Auslanddeutſchtum legt und es 
am vollen Mitſchwingen bei großen vaterländiſchen Erneuerungsvorgängen hindert, 
die doch Vorausſetzung jeder Abhilfe für die Naumnot find. 


52. Ob neuer, weiterer Atemraum über See oder landeinwärts 

gefucht werden follte, das fpielt bei binnen- und außendeutſchen Spaltungen als 
Frage oft eine große Rolle. Die Entſcheidung hängt zuletzt mit dem großen Anter 
ſchied zwiſchen meerbeſtimmter (ogeaniſcher) und feſtländiſcher (kontinentaler) Ein- 
ſtellung zuſammen, der in allen Völkern überbrückt werden muß, die nicht ausſchließl ich 
dem einen oder dem anderen Typ angehören. 

Auf die Gefahr hin, eine große Ketzerei auszuſprechen, möchten wir aber behaupten, 
das ſei viel mehr eine weltpolitiſche Ermeſſensfrage, als eine des Bekenntniſſes, 
wie denn überhaupt im politiſchen Leben der Deutſche dazu neigt, auch in Raum- 
fragen viel zuviel Bekenntniſſe zu fordern. 

Denn wir kennen Träumer, die ſich eine freiwillige Wiedergabe weiter überſeeiſcher 
KRolonialräume einzureden vermögen, ohne die Nebenfrage zu beantworten, wie man 
fie denn mit Siedlern erreichen, geſchweige denn, die Hingefahrenen ſchützen foll; 
und wir kennen Träumer, die fingen: „Nach Ooſtland wolln wir rijden“ ohne fi) 
die Frage zu beantworten, wie man denn dabei über litauiſche, polniſche, tſchechiſche, 
ſüdfſlaviſche oder gar ſowjetbündiſche Grenzen hinwegkäme. Denn es gibt doch nur 
zwei Wege, auf Räumen, die in feſten Händen find, zu ſiedeln: Güte oder Gewalt; 
Anterwanderung, wenn fie zugelaſſen oder gar gerufen wird, oder Aberſchiebung. 
wenn die Kräfte dazu reichen und das Entwicklungsziel zugleich ein Hochziel der 
Menſchheit zur Raumerſchlie ßung auf der enger und enger werdenden Erde iſt. 
Solche noch der Erſchließung harrende Räume gibt es: Auſtralien, Neu⸗Seeland, die 
Hochländer Afrikas und manche andere find Beispiele dafür; und die Anfähigkeit 
einzelner Großraumbeſitzer, ihre Räume zu entwickeln oder gegen den Anſturm 
farbiger Naſſen zu halten, mag in naher, rechter, oder in ferner, zu ſpäter Zeit die 
egoiſtiſch eingelegten Schranken heben. Weife Raumpolitit mag die Vorbedingungen 
dafür ſchaffen; aber eine der wichtigſten iſt ſicher ein umfaſſendes Weltbild und raum- 
politiſches Verſtändnis beim ſiedelungswilligen Volk, das dann in einem günſtigen 
weltpolitiſchen Augenblick feine Wahlen ſicher trifft und feinen Krafteinſatz für Atem- 
raum über See oder landeinwärts abzuwägen verfieht. Je weißer es bis dahin feine 
kolonialpolitiſche Weſte erhalten haben wird, um fo willkommener wird es den 
Bedrängten, um fo erträglicher ihren Nachbarn fein! Bis dahin gilt: Wohltätigkeit 
und Siedelungs praxis beginnt zu Haufe! 


53. Lebensraumkenntnis und Tebensraumwahrung als Bolkspflicht 


wird immer, wohin auch ſich die Möglichkeiten einer Weitung ergeben, eine der vor- 
nehmſten ftaats- und volkspolitiſchen Aufgaben fein, in denen Führer und Amtsträger 
ihren Volksgenoſſen vorzuleben und vorzufterben haben. Die Aberzeugung, daß der 
eingelne dabei nur ein Glied in einer unendlichen Verpflichtungskette iſt (deren 
reftlofe, unperſönliche Anerkennung namentlich eine Stärke der japaniſchen Staats- 
kultur und Volkserziehung des Shinto durch zweieinhalb Jahrtauſende war), wird 
dabei von unendlichem Wert für die Naumpolitik von Reich und Volk. 

Denn wie hoch wir in der geheimnisvollen Vereinigung von Blut und Voden den 
Anteil des Blutes, des Naſſenwillens bei der Volkwerdung ſchätzen: zuletzt find und 
bleiben fie dem Boden, dem Naum verhaftet — iſt doch „jeder ſterbliche Wandel in 
Zeit und Raum“, aber unmöglich ohne Atemweite und Ellenbogenraum. 


34 Haushofer 


Vorausſetzung jeder Möglichkeit weiteren Raumgewinnes aber iſt ein feſter Stand 
auf dem innegehabten Land, höchſte Vertiefung mit allen Faſern und Wurzeln darin, 
beſte Auswirtſchaftung des verbliebenen Bodens, ſo, daß man der Vorſehung, dem 
Weltgeſchick immer wenigſtens in der Aberzeugung entgegentreten kann: „Wir 
waren im Wenigen getreu“ — wenn irgendeiner ſchöpfen wir daraus das Recht, 
daß man uns über Vieles ſetze! Zur Treue im Wenigen gehört, dem Lebens- 
raum gegenüber, die vollkommene Kenntnis ſeiner Eigenart, ſeiner Eigenheiten, 
ſeiner Eigenſchaſten, die es zu „kultivieren“ gilt, und der Wille zur Wahrung für 
Kinder und Kindeskinder mit dem vollen Einſatz der wehrhaften Perſönlichkeit. Dafür 
iſt das Wehrrecht eine unentbehrliche Vorausſetzung. Wer es einem Volk vorzuent- 
halten verſucht, verſündigt ſich an einem fundamentalen Menſchenrecht ebenſo wie 
an den ſogenannten Menſchenrechten auf „Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit“, 
die ſo unverſöhnliche Gegenſätze an Wer es gewann, erwirbt unſterblichen 
Führer Dank. 


So quillt dieſes unveräußerliche Recht zuletzt aus Boden und Raum, aus der heiligen 
Erde als tiefſter, bodenwüchſiger, erdhafter Zug eines Volkes und ſeines Lebens 
willens: ein Naßterecht der Menſchheit! 
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Band I Gruppe 2 Beitcag 15 In dieſem Beitrag ſchildert der Decfaffer nicht nut die 

Staatsſektetät Dr. Stuckatt, Gtundſätze det nationalſozialiſtiſchen Bewegung in ihrem 

Reichs fach gtuppenleitet der fietrottreten beim bisherigen Aufbau des nationalſozia- 

e Re lſtiſchen Staates; et weiſl zugleich aus erlebtem Wiffen 
heraus die Hndetungen det ſtaatlichen Formen von ihrem 

Nationalfozialismus 8 

und Staatsrecht Inhalt, dem Dolke, her zu deuten. Er deckt zahlteiche Zu- 
ſammenhänge von gtöſiter Wichtigkeit für den Erfolg 
weiterer Staatsgeſtaltung auf und richtet den Blick des 
Ceſets in die deutſche Zukunft, wo als ftacher, reiner Gleich- 
klang zwiſchen Dolk und Staat das Dritte Reich ſtehen wird. 


Band II Gruppe 2 Beitrag 32 Der Menfch hat in vielen Beziehungen feines Lebens einen 


De. fie demann feſten Standpunkt oder wenigftens ſolch einen, den er nut 
Univerfitätsprofeffoc, Berlin nach beſtimmten Regeln ändern kann, fei es nun der Staats- 
Recht der Perſon angehötiqkeit nach oder nach Lebensalter. Raffe, Geſchlecht, 


nach Mohnſitz und vielem anderem. Dieſer Beitrag beſchteibt 
in natüclichee und darum leicht verftändlicher Sprache die 
cechtlih erheblichen Fähigkeiten des Menfchen und die 
verſchiedenen Geſichtspunkte, von denen aus man ſeine 
Eigenfchaften, feine Perfon rechtlich beſtimmen kann. Im 
zweiten Teil kommt der Derfaffer auf das Recht der Per- 
[onenvereinigungen zu ſprechen und leiht in feiner Dar- 
ſtellung dem Lefer auch hier fein dutch groſſe Erfahrung 
geſchultes Auge füt die Grundlinien in dem lebensoollen 
Gefchehen des bürgerlichen Rechts. 
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1. Weſen und Bedeutung der nationaljozlaliftiichen Revolution 


Als der Reichspräfident von Hindenburg in den Mittagsſtunden des 30. Januar 1933 
dem Führer der NSDAP das Reichskanzleramt übertrug, blickte die ganze Welt 
erwartungsvoll auf den Mann, der dazu auserſehen war, die Geſchicke des deutſchen 
Volkes in Zukunft zu lenken. Würde er imſtande ſein, das als unabänderlich 
bezeichnete Programm der NSDAP der Verwirklichung auch nur näher zubringen, 
ohne den im Almer Reichswehrprozeß im Herbſt 1930 vor dem Reichsgericht 
geleifteten Eid auf ſtrengſte Legalität zu brechen? Weite Kreiſe des In⸗ und Aus- 
landes verneinten dieſe Frage. Ein Teil von ihnen hoffte auf irgendwelche 
unbeſonnenen Handlungen des Kanzlers, die den Vorwand zum Losſchlagen gegen 
die neue Regierung bilden und zu ihrem baldigen Zuſammenbruch führen ſollten. 
Andere wieder fahen in der Zuſammenſetzung des Kabinetts, das nur zum kleineren 
Teil aus Mitgliedern der NSDAP beſtand, die Gewähr dafür, daß Hitler feine 
national ſozialiſtiſchen Ziele nicht werde verwirklichen können. Daß es dem Führer 
gelingen könne, kraft ſeiner Perſönlichkeit, ſeines zielklaren, ſtahlharten Willens und 
ſeiner ſtaatsmänniſchen Aberlegenheit alle Kabinettsmitglieder in ſeinen Bann zu 
ziehen und ſo die Politik allein zu beſtimmen, hielt man für unmöglich und zog es 
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daher überhaupt nicht in den Kreis der Betrachtungen. Man rechnete damit, daß aus 
dem guten „Trommler“, wie man damals den Führer vielfach ſpöttiſch nannte, gar 
bald ein müder Kanzler werde, der dann dank des inneren Widerſtandes der Staats- 
maſchinerie und der einſetzenden außenpolitiſchen Schwierigkeiten feine Ziele zurück⸗ 
ſtellen müſſe und wie ſeine Vorgänger nur in den alten Formen und mit den 
„bewährten“ Rezepten der Weimarer Verfaſſung, insbeſondere ihres „Haupt- 
artikels“ 48, regieren und handeln könne. Die dem Kabinett Hitler zugebilligte 
Lebensdauer ſchwankte zwiſchen ſechs Wochen und ſechs Monaten. 


Sie alle hatten unrecht. Formell handelte es ſich zwar bei der Abertragung des 
Kanzleramts auf den Führer der nationalſozialiſtiſchen Bewegung um einen Regie- 
rungswechſel, wie man ihn in den vergangenen Jahrzehnten oft erlebt hatte, inhaltlich 
aber war dieſer Regierungswechſel der Auftakt zur deutſchen Revolution. 
Die völkiſche Erneuerungsbewegung des Nationalſozialismus zog mit ihrem Führer 
Adolf Hitler in den Staat ein und ſchritt zur ſyſtematiſchen Aberwindung der alten 
Auffaſſungen auf allen Gebieten ſtaatlichen und volklichen Lebens. Dabei ließ der 
Führer der deutſchen Revolution ſich weder dazu verleiten, den Boden der organiſchen 
Fortentwicklung des Rechts in irgendeinem Abſchnitt der revolutionären Entwicklung 
zu verlaſſen, noch ſich daran hindern, nach planmäßiger Aberleitung „des frei⸗ 
gewordenen Stromes der Revolution in das ſichere Bett der Evolution“ den Neubau 
des Reiches mit zielſicherem Willen ſofort und umfaſſend in Angriff zu nehmen. Dies 
war ein in der Geſchichte einzigartiger Vorgang. Eine in ihrer 
Tiefe und Breite bisher nicht erlebte Amwälzung, eine 
geiſtige Revolution ungeheuren Ausmaßes, eine himmel 
wärts ſtürmende Idee ſchickte ſich an, im Rahmen legaler 
Machtausübung ihre Ziele zu verwirklichen und das deutſche 
Volks- und Staatsleben von Grund auf um zugeſtalten. Plan- 
mäßig, zäh und diszipliniert begann die ſchrittweiſe Verwirklichung der Hochziele der 
Revolution: 


Zuſammenfaſſung und Entfaltung aller volklichen Lebenskraft zur größtmöglichen 
öffentlichen Macht mit dem Zwecke der Sicherung des Rechtes des Volkes auf 
Leben, Ehre, Frieden und Freiheit nach innen und außen; 

Schaffung eines Reiches des artgleichen deutſchen Volkes, beruhend auf den natur- 
gewachſenen Wurzeln deutſcher Art, deutſchen Weſens, deutſcher Sittlichkeit und 
Weltanſchauung; 


Sicherung der blutmäßigen Subſtanz des deutſchen Volkes im Einklang mit den 

biologiſchen Lebensgeſetzen. 
Der Geiſt der Revolution, die nationalſozialiſtiſche Idee, war eine ſo gewaltige 
Macht geworden, daß fie ſich im Rahmen wohlgefügter Ordnung ſicher und bewußt 
durchſetzte. 
Dies war den Politikern der alten Schule unfaßbar; ſie hatten immer noch nicht 
erkannt, daß die Weltanſchauung des vergangenen Jahrhunderts bereits vor dem 
Weltkrieg brüchig und durch das Frontſoldatenerlebnis und die Jahre der deutſchen 
Erniedrigung dem völligen Zuſammenbruch nahegekommen war; ſie hatten noch 
weniger bemerkt, daß auf der anderen Seite eine neue Zeit, die Zeit des völkiſchen 
Erwachens, heraufgeſtiegen war und ſich nun anſchickte, das baufällige Gebäude des 
volksfremden Liberalismus und feines entarteten Sprößlings, des Marxismus, ein- 
zureißen. Die neue Weltanſchauung des Nationalſozialismus hatte bereits weite 
Teile des Volkes ergriffen, und da fie echte Weltanſchauung war, begnügte fie ſich 
nicht mit dem Erringen einer gewiſſen äußeren Machtſtellung in der Regierung des 
Staates, ſondern verlangte als ſolche gebieteriſch und ſchöpferiſch den Ambruch des 
Geſamtgefüges und die geiſtige Amſtellung des ganzen Lebens. Daß ihr hierbei 
nennenswerter Widerſtand trotz ihrer anfänglich verhältnismäßig geringen Macht⸗ 
ſtellung und einer immer noch verbreiteten entgegengeſetzten Meinung nicht geleiſtet 
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werden konnte und tatſächlich nicht geleiſtet wurde, iſt nicht verwunderlich. Die alte 
Welt des Liberalismus war eben kraftlos geworden. Sie hatte ſich an ſich ſelbſt 
zerrieben. 


2. Die weltanschauliche und flaatsrechtliche Entwicklung des letzten Jahrhunderts 


Vor ungefähr 100 Jahren hatten ſich viele und nicht die ſchlechteſten, ſondern die 
geiſtig regſten Kreiſe des deutſchen Volkes an den Ideen der Aufklärung und der 
Franzöſiſchen Revolution „Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit? 
begeiſtert. Allmählich, Schritt für Schritt, zuerſt im Süden, ſchließlich aber auch in 
Preußen, waren die Gedankengänge des Liberalismus in das Staatsgefüge 
eingedrungen. Da fie neben viel Irrtum häufig ein Körnchen Wahrheit in fi 
bargen, vermochten ſie gerade über den deutſchen Menſchen, der, von einer Idee 
ergriffen, ohnehin leicht zur Aberſpitzung neigt, eine unerhörte Macht auszuüben. 


Die Gleichheit alles deſſen, was „Menſchenantlitz trägt“, war das liberal ⸗demo⸗ 
kratiſche Dogma, mit dem ſeine Verſechter das Leben und die Natur meiſtern zu 
können glaubten, gleich als ob es im Leben zwei Menſchen (oder auch zwei Tiere 
gleicher Gattung oder zwei Blätter derſelben Pflanze) gäbe, die einander reſtlos 
glichen. Dieſer Glaube an die Gleichheit aller Menſchen hatte zunächſt das allgemeine 
gleiche Wahlrecht gefordert und durchgeſetzt. Aus ihm entwickelte ſich die Forderung 
nach abſoluter politiſcher Gleichheit, die durch Abſchaffung aller Vorrechte der Geburt 
und des Standes, alſo durch Beſeitigung der Monarchie und Einführung der demo- 
kratiſchen parlamentariſchen Republik ihrer Verwirklichung nähergebracht werden 
follte. Aus der Gleichheit der Geſchlechter ergab ſich das Frauenwahlrecht und das 
Eindringen der Frau in alle, auch die für ſie abſolut ungeeigneten Berufszweige. 
Schließlich folgte aus dem Gleichheitsdogma das Verlangen nach wirtſchaftlicher 
Gleichheit, die in extremſter Ausprägung durch die Verneinung jeglicher privaten 
Rechte und insbeſondere des Privateigentums erreicht werden ſollte. 


Aus der Idee der „Freiheit“ entſtand neben dem wenigſtens zunächſt wirklichen Fort⸗ 
ſchritt der Glaubensfreiheit das Verlangen auf freie, ungebundene wirtſchaftliche 
Betätigung, das bald zu einer Geißel für Millionen Deutſche werden ſollte. Nach 
Zoll-, Gewerbe. und Wirtſchaftsfreiheit verlangten die Revolutionäre der 48er 
Jahre. Die Durchſetzung dieſer Freiheiten begünſtigte die immer rückſichtsloſer 
werdende Herrſchaft des wirtſchaftlichen Stärkeren. Sie führte zwangsläufig zum 
ſchrankenloſen Individualismus auf allen Gebieten des Lebens. Das größtmögliche 
Gluck des einzelnen, das durch das freie Spiel der Kräfte herbeigeführt werden ſollte, 
war das Lebens- und Rechtsideal dieſer liberal ⸗ bürgerlichen Epoche. And da die 
Summe der einzelnen „Gleichen“ nach dieſer Anſchauung den Staat bildete, glaubte 
man, daß der im freien Intereſſenwiderſtreit errungene Wohlſtand des einzelnen zu⸗ 
gleich die Wohlfahrt des Ganzen am beiten fördere. Das Primäre ſah man im Indi⸗ 
viduum, in der Geſellſchaft. Der Staat hatte nur für die äußere Ruhe und Ordnung 
zu ſorgen, einem Nachtwächter gleich darauf zu achten, daß niemand ein Schaden 
geſchehe. Er war daher der ſtreng kontrollierte Diener der Geſellſchaft, der nur die 
Rennbahn abzuſtecken hatte, auf der ſich das wirtſchaftliche Wettrennen ungehindert 
abſpielen konnte. Die natürlichen Bindungen an Familie und Volk lockerten ſich 
immer mehr und drohten völlig zu verſchwinden oder ſpäter durch kollektivi⸗ 
ſtiſche Maſſenzuſammenfaſſungen auf der Grundlage gleichgerichteter rein materieller 
Intereſſen erſetzt zu werden. Freiheit, in Wahrheit Zügelloſigkeit, in der Kunſt, 
Freiheit von allen ſittlichen Pflichten, Freiheit in der Verfügung über den eigenen 
Körper, kurz die völlige Loslöſung des Einzelindividuums von den natürlichen Ge⸗ 
bundenheiten waren die Folge. Abnahme des Geburtenüberſchuſſes, Nachlaſſen der 
nationalen Spannkraft, fittliche Verwilderung, drückender Kapitalismus waren die 
Zeichen dieſer immer ſchneller fortſchreitenden allgemeinen Auflöſung. 
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daher überhaupt nicht in den Kreis der Betrachtungen. Man rechnete damit, daß aus 
dem guten „Trommler“, wie man damals den Führer vielfach ſpöttiſch nannte, gar 
bald ein müder Kanzler werde, der dann dank des inneren Widerſtandes der Staats- 
maſchinerie und der einſetzenden außenpolitiſchen Schwierigkeiten feine Ziele zurück⸗ 
ſtellen müſſe und wie ſeine Vorgänger nur in den alten Formen und mit den 
„bewährten“ Rezepten der Weimarer Verfaſſung, insbeſondere ihres „Haupt- 
artikels“ 48, regieren und handeln könne. Die dem Kabinett Hitler zugebilligte 
Lebensdauer ſchwankte zwiſchen ſechs Wochen und ſechs Monaten. 


Sie alle hatten unrecht. Formell handelte es ſich zwar bei der Abertragung des 
Kanzleramts auf den Führer der nationalſozialiſtiſchen Bewegung um einen Regie- 
rungswechſel, wie man ihn in den vergangenen Jahrzehnten oft erlebt hatte, inhaltlich 
aber war dieſer Regierungswechſel der Auftakt zur deut ſchen Revolution. 
Die völkiſche Erneuerungsbewegung des Nationalſozialismus zog mit ihrem Führer 
Adolf Hitler in den Staat ein und fchritt zur ſyſtematiſchen Aberwindung der alten 
Auffaſſungen auf allen Gebieten ſtaatlichen und volklichen Lebens. Dabei ließ der 
Führer der deutſchen Revolution fi) weder dazu verleiten, den Boden der organiſchen 
Fortentwicklung des Rechts in irgendeinem Abſchnitt der revolutionären Entwicklung 
zu verlaſſen, noch ſich daran hindern, nach planmäßiger Aberleitung „des frei⸗ 
gewordenen Stromes der Revolution in das ſichere Bett der Evolution“ den Neubau 
des Reiches mit zielſicherem Willen ſoſort und umfaſſend in Angriff zu nehmen. Dies 
war ein in der Geſchichte einzigartiger Vorgang. Eine in ihrer 
Tiefe und Breite bisher nicht erlebte Amwälzung, eine 
geiftige Revolution ungeheuren Ausmaßes, eine himmel 
wärts ſtürmende Idee ſchickte ſich an, im Rahmen legaler 
Machtausübung ihre Ziele zu verwirklichen und das deutſche 
Volks⸗ und Staatsleben von Grund auf umzugeſtalten. Plan- 
mäßig, zäh und diſzipliniert begann die ſchrittweiſe Verwirklichung der Hochziele der 
Revolution: 


Sufammenfaffung und Entfaltung aller volklichen Lebenskraft zur größtmöglichen 
öffentlichen Macht mit dem Zwecke der Sicherung des Rechtes des Volkes auf 
Leben, Ehre, Frieden und Freiheit nach innen und außen; 


Schaffung eines Reiches des artgleichen deutſchen Volkes, beruhend auf den natur⸗ 

gewachſenen Wurzeln deutſcher Art, deutſchen Weſens, deutſcher Sittlichkeit und 

Weltanſchauung; 

Sicherung der blutmäßigen Subſtanz des deutſchen Volkes im Einklang mit den 

biologiſchen Lebensgeſetzen. 
Der Geiſt der Revolution, die nationalſozialiſtiſche Idee, war eine fo gewaltige 
Macht geworden, daß fie ſich im Rahmen wohlgefügter Ordnung ſicher und bewußt 
durchſetzte. 
Dies war den Politikern der alten Schule unfaßbar; ſie hatten immer noch nicht 
erkannt, daß die Weltanſchauung des vergangenen Jahrhunderts bereits vor dem 
Weltkrieg brüchig und durch das Frontſoldatenerlebnis und die Jahre der deutſchen 
Erniedrigung dem völligen Zuſammenbruch nahegekommen war; fie hatten noch 
weniger bemerkt, daß auf der anderen Seite eine neue Zeit, die Zeit des völkiſchen 
Erwachens, heraufgeſtiegen war und ſich nun anſchickte, das baufällige Gebäude des 
volksfremden Liberalismus und ſeines entarteten Sprößlings, des Marxismus, ein- 
zureißen. Die neue Weltanſchauung des Nationalfozialismus hatte bereits weite 
Teile des Volkes ergriffen, und da ſie echte Weltanſchauung war, begnügte ſie ſich 
nicht mit dem Erringen einer gewiſſen äußeren Machtſtellung in der Regierung des 
Staates, ſondern verlangte als ſolche gebieteriſch und ſchöpferiſch den Ambruch des 
Geſamtgefüges und die geiſtige Amſtellung des ganzen Lebens. Daß ihr hierbei 
nennenswerter Widerſtand trotz ihrer anfänglich verhältnismäßig geringen Macht- 
ſtellung und einer immer noch verbreiteten entgegengeſetzten Meinung nicht geleiſtet 
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werden konnte und tatſächlich nicht geleiſtet wurde, iſt nicht verwunderlich. Die alte 
Welt des Liberalismus war eben kraftlos geworden. Sie hatte ſich an ſich ſelbſt 
zerrieben. 


Z. Die weltanschauliche und ſtaatsrechtliche Entwicklung des letzten Jahrhunderts 


Vor ungefähr 100 Jahren hatten ſich viele und nicht die ſchlechteſten, ſondern die 
geiſtig regſten Kreiſe des deutſchen Volkes an den Ideen der Aufklärung und der 
Franzöſiſchen Revolution „Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit“ 
begeiſtert. Allmählich, Schritt für Schritt, zuerſt im Süden, ſchließlich aber auch in 
Preußen, waren die Gedankengänge des Liberalismus in das Staatsgefüge 
eingedrungen. Da ſie neben viel Irrtum häufig ein Körnchen Wahrheit in ſich 
bargen, vermochten fie gerade über den deutſchen Menſchen, der, von einer Idee 
ergriffen, ohnehin leicht zur Aberſpitzung neigt, eine unerhörte Macht auszuüben. 


Die Gleichheit alles deſſen, was „Menſchenantlitz trägt“, war das liberal ⸗ demo; 
kratiſche Dogma, mit dem ſeine Verſechter das Leben und die Natur meiſtern zu 
können glaubten, gleich als ob es im Leben zwei Menſchen (oder auch zwei Tiere 
gleicher Gattung oder zwei Blätter derſelben Pflanze) gäbe, die einander reſtlos 
glichen. Dieſer Glaube an die Gleichheit aller Menſchen hatte zunächſt das allgemeine 
gleiche Wahlrecht gefordert und durchgeſetzt. Aus ihm entwickelte ſich die Forderung 
nach abſoluter politiſcher Gleichheit, die durch Abſchaffung aller Vorrechte der Geburt 
und des Standes, alſo durch Beſeitigung der Monarchie und Einführung der demo- 
kratiſchen parlamentariſchen Republik ihrer Verwirklichung nähergebracht werden 
ſollte. Aus der Gleichheit der Geſchlechter ergab ſich das Frauenwahlrecht und das 
Eindringen der Frau in alle, auch die für ſie abſolut ungeeigneten Berufszweige. 
Schließlich folgte aus dem Gleichheitsdogma das Verlangen nach wirtſchaſtlicher 
Gleichheit, die in extremſter Ausprägung durch die Verneinung jeglicher privaten 
Rechte und insbeſondere des Privateigentums erreicht werden ſollte. 


Aus der Idee der „Freiheit“ entſtand neben dem wenigſtens zunächſt wirklichen Fort⸗ 
ſchritt der Glaubensfreiheit das Verlangen auf freie, ungebundene wirtſchaftliche 
Betätigung, das bald zu einer Geißel für Millionen Deutſche werden ſollte. Nach 
Soll-, Gewerbe. und Wirtſchaftsfreiheit verlangten die Revolutionäre der 48er 
Jahre. Die Durchſetzung dieſer Freiheiten begünftigte die immer rückſichtsloſer 
werdende Herrſchaft des wirtſchaftlichen Stärkeren. Sie führte zwangsläufig zum 
ſchrankenloſen Individualismus auf allen Gebieten des Lebens. Das größtmögliche 
Gluck des einzelnen, das durch das freie Spiel der Kräfte herbeigeführt werden ſollte, 
war das Lebens und Rechtsideal dieſer liberal ⸗ bürgerlichen Epoche. And da die 
Summe der einzelnen „Gleichen“ nach dieſer Anſchauung den Staat bildete, glaubte 
man, daß der im freien Intereſſenwiderſtreit errungene Wohlſtand des einzelnen zu⸗ 
gleich die Wohlfahrt des Ganzen am beſten fördere. Das Primäre ſah man im Indi⸗ 
viduum, in der Geſellſchaft. Der Staat hatte nur für die äußere Ruhe und Ordnung 
zu ſorgen, einem Nachtwächter gleich darauf zu achten, daß niemand ein Schaden 
geſchehe. Er war daher der ſtreng kontrollierte Diener der Geſellſchaft, der nur die 
Rennbahn abzuſtecken hatte, auf der ſich das wirtſchaftliche Wettrennen ungehindert 
abſpielen konnte. Die natürlichen Bindungen an Familie und Volk lockerten ſich 
immer mehr und drohten völlig zu verſchwinden oder ſpäter durch kollektivi⸗ 
ſtiſche Maſſenzuſammenfaſſungen auf der Grundlage gleichgerichteter rein materieller 
Intereſſen erſetzt zu werden. Freiheit, in Wahrheit Zügelloſigkeit, in der Kunſt, 
Freiheit von allen ſittlichen Pflichten, Freiheit in der Verfügung über den eigenen 
Körper, kurz die völlige Loslöſung des Einzelindividuums von den natürlichen Ge⸗ 
bundenheiten waren die Folge. Abnahme des Geburtenüberſchuſſes, Nachlaſſen der 
nationalen Spannkraft, ſittliche Verwilderung, drüdender Kapitalismus waren die 
Zeichen dieſer immer ſchneller fortſchreitenden allgemeinen Auflöſung. 
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Aus dem Verlangen nach „Brüderlichkeit“ waren der Pazifismus und der Inter⸗ 
nationalismus, verbunden mit einer völligen geiſtigen Aberfremdung aller Lebens 
gebiete, entſprungen. 


Bismarcks urgermaniſche Reckengeſtalt hatte ſich mit ihrer ungeheuren Schöpferkraft 
dieſer Entwicklung noch einmal entgegengeſtemmt. Sein aus wahrhaft deutſchem 
Geiſte geborenes Werk, die Reichsgründung, vermochte zunächſt den Abſtieg aufzu⸗ 
halten. Doch mit feinem Sturz ſetzte der völkiſche Niedergang erneut ein. ungehemmt 
griffen die weſensfremden Ideen um ſich, und bei ſcheinbar äußerem Aufſtieg ſchritt 
der innere Verfall beſchleunigt fort. Hinzu kam der ſtändig wachſende jüdiſche Ein- 
ſluß, der in der Folgezeit jedes deutſchgemäße Handeln und Denken zu verhindern 
ſuchte. Die Sehnſucht nach einem wahren ſozialen Ausgleich wurde durch Anter⸗ 
ſchiebung des jüdiſchen Materialismus zum Marxismus umgefälſcht. So konnte ſchon 
vor dem großen Kriege das Judentum ſich zu der ungeheuerlichen Anmaßung ver- 
ſteigen: „Wir Juden verwalten den geiſtigen Beſitz der Deutſchen.“ And während die 
beſten Träger deutſchen Geiſtes und deutſcher Art im gewaltigſten aller Kriege an 
den Fronten zur Verteidigung der Heimat bluteten, hielten das Judentum und ſeine 
Trabanten in der Novemberrevolte die Gelegenheit für gekommen, endgültig deutſche 
Art und deutſchen Geiſt aus dem deutſchen Volke auszurotten und nun auch ohne 
Tarnung die politiſche Gewalt in Deutſchland zu übernehmen. So ſchienen am Ende 
des Weltkrieges der Liberalismus und feine jüdiſche Frucht, der Marxismus, end- 
gültig geſiegt zu haben. 


Die Weimarer Verſaſſung von 1919 ebnete in der Folge der Auflöſung aller Werte 
und Bindungen auch auf ſtaatspolitiſchem Gebiet den Weg. Die letzten Säulen der 
noch in den liberalen Staat hineinragenden konſervativen Staatsauffaſſung waren 
geborſten. Der Weimarer Staat, den die im letzten Grunde reichsfeindlichen Parteien 
der SPD und des Zentrums errichteten, war ein Schattengebilde, gezeichnet durch 
Ohnmacht nach außen und Schwäche gegenüber übelſtem politiſchen Parteitreiben im 
Innern. Dieſer Staat war ein dualiſtiſches ohnmächtiges Kompromißgebilde, das an 
Stelle des Organismus Volk eine formlofe Maſſe vieler einzelner ſetzte. Staats- 
rechtlich war der Weimarer Staat ein Zwitter zwiſchen Bundes- und Einheitsſtaat. 
Wirtſchaftspolitiſch rangen kapitaliſtiſche Gedankengänge mit marxiſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsanſchauungen. Kulturpolitiſch beſtand ein Nebeneinander von liberalen, 
konſervativen, ſozialiſtiſchen und klerikalen Ideen. Sein Weſen war weltanſchauliche 
Zerſplitterung, Gegenſätzlichkeit, Halbheit und Kompromiß. Eine zielbewußte Staats- 
führung war auf der Grundlage einer ſolchen Grundordnung ſelbſtverſtändlich nicht 
möglich. Die Forderung nach größter Freiheit des einzelnen drängte den Staat auf 
die kleinſte Einflußſphäre, die es überhaupt nur gab, zurück. Die demokratiſche 
Republik, charakterlos und undeutſch wie ihre Schöpfer, war nachgiebig gegenüber 
bolſchewiſtiſchen Forderungen und zugleich entgegenkommend gegenüber monarchiſti⸗ 
ſchen Beſtrebungen, wenn dies, wie z. B. in Bayern, etwa aus konfeſſionellen Gründen 
vermeintlich zweckmäßig erſchien. Ja felbſt landes⸗ und hochverräteriſches Treiben 
wurde geduldet, ſolange nicht ein papierner Rechtsſatz verletzt wurde. 


Dieſer Zwiſchenſtaat war ſo „liberal“, daß er jedem Schreiberling geſtattete, die 
Familie, die Ehe, die Frauenehre, die Sittlichkeit, die Vaterlandsliebe, das Helden⸗ 
tum, die Volksehre und das religiöſe Empfinden zu verhöhnen und zu beſudeln. Der 
Privatwille war zur Quelle der Rechtsnorm geworden. Die faſt ſchrankenloſe 
privatrechtliche Vertragsfreiheit gab dem wirtſchaftlich Starken immer mehr völlige 
Handlungsfreiheit gegenüber dem Schwächeren. Kapitalismus im übelſten Sinne auf 
der einen, Marxismus auf der anderen Seite und Klaſſenkampf von oben und unten 
blühten und vernichteten in zunehmendem Maße die letzten materiellen Werte, die das 
Verſailler Diktat dem deutſchen Volke noch gelaſſen hatte. Die verfaſſungsmäßigen 
Grundrechte ſorgten dafür, daß der Staat nicht in die Lage kam, all dieſen die Auf- 
löſung der Volksgemeinſchaft fördernden Erſcheinungen mit Ausſicht auf Erfolg ent⸗ 
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gegenzutreten. Er mußte ſich darauf beſchränken, nur die allergröbften Abergriſfe des 
einzelnen zu ahnden. Der Staat hatte eben nur ſoviel Recht, als ihm von feinem 
„Jouveränen Volk“ — in Wirklichkeit von einer durch den Willen, an der Futterkrippe 
zu bleiben, zuſammengehaltenen volks fremden Parlamentsmehrheit eines Vielpar⸗ 
teienſyſtems — zugeſtanden wurde. 

Andererſeits mißbrauchte eine volksfremde Parlamentsmehrheit ihre Macht zur 
Rechtſetzung zur Niederhaltung jeder nationalen Regung im Volke durch Ausnahme ⸗ 
geſetze. So wachten die Parlamente über die angeblichen Rechte des ſouveränen 
Volkes gegenüber der Regierung, die ihrerſeits wieder nichts anderes war als ein 
beſonderer Ausſchuß der Parlamentsmehrbeit. Die Regierung wiederum hütete 
ängftli ihre Rechte dem Reichspräſidenten gegenüber. Die Länder ſtritten vor dem 
Staatsgerichtshof gegen das Reich und dieſes gegen die Länder, und die Gemeinden 
zogen die Länder wieder wegen fogenannter „ſtaatlicher Eingriffe“ vor den Verwal⸗ 
tungsgerichten zur Nechenſchaft. Was übrig blieb, war ein Kampf aller gegen alle. 
Der Dualismus Preußen ⸗Reich war nach Beſeitigung der Bismarckſchen Loſung — 
wonach die Krone des Königs von Preußen mit der des Kaiſers und das Amt des 
Reichskanzlers regelmäßig mit dem des preußiſchen Miniſterpräſidenten vereinigt 
geweſen war — etwas ſo Selbſtverſtändliches geworden, daß man alle ernſthaften 
Verſuche, ihn zu beſeitigen, aufgegeben hatte. Die parlamentariſche Verantwortungs- 
loſigkeit war Trumpf geworden. Die doktrinäre und blutloſe Aberſpitzung aller 
liberalen Begriffe führte zu einer fortſchreitenden Außerkraftſetzung der Weimarer 
Verfaſſung und zu einer faft vollkommenen Anfruchtbarkeit des Staatsapparates. Die 
Regelung des Wahlrechtes, die durch Einführung der Verhältniswahl jedem wahl⸗ 
berechtigten Bürger gerecht werden wollte, hatte zu einer unüberſehbaren Menge von 
Parteien und Splittergruppen geführt und die für die Regierung erforderliche Mehr⸗ 
heitsbildung im Reichstag ſchließlich unmöglich gemacht. Als letztes Mittel blieb die 
Bildung von Präfidiallabinetten durch den Reichspräſidenten, der noch die einzig 
ſtabile Verfaſſungseinrichtung am Ende dieſer unheilvollen Entwicklung war. Aberall 
waren die Gewalten ſo verteilt, daß eine jede die andere lahmlegen konnte und tat⸗ 
ſächlich auch aufhob. Eine wahrhafte Staats führung war hierdurch unmöglich ge⸗ 
worden. Die Folgen blieben nicht aus. Die Auflöſung jeglicher ſtaatlichen Ordnung 
ſetzte auf der ganzen Linie ein. Tägliche Blutopfer durch Straßentumulte, Volksver⸗ 
mögen vernichtende Wirtſchaftskämpfe, zermürbende und demoraliſierende Arbeitsloſig⸗ 
keit in nie gekanntem Ausmaß, Verjagung von Haus und Hof durch rückſichtsloſe 
Zwangs verſteigerungen, unſägliches Arbeiterelend, drückende Bauernnot, die ſich in 
Aufſtänden gegen das „Syſtem“ Luft zu machen ſuchte, dumpfe Hoffnungslofigkeit in der 
geſamten Bevölkerung und völliges Fehlen von Vertrauen in die Staatsführung 
waren das traurige Ergebnis einer fünfzehnjährigen marxiſtiſch⸗zentrümlichen Herr⸗ 
ſchaft. Als Hitler die Macht übernahm, war der politiſche, wirtſchaftliche und ſchließ⸗ 
lich auch ſtaatsrechtliche Zuſammenbruch des Weimarer Syſtems offenkundig 
geworden. Seit dem Regierungsantritt Brünings im Jahre 1930 war man in immer 
ſteigendem Maße dazu übergegangen, die Regelbeſtimmungen der Verfaſſung einzu- 
engen und den Artikel 48, die Grundlage für das Staatsnotrecht, auszuweiten. Nicht 
nur, daß mit Hilfe dieſer Beſtimmung bereits eine Reihe der einſt ſo ſtolz verkündeten 
allgemeinen Grundrechte außer Kraft geſetzt worden waren, nein, auch der ſogenannte 
Repräſentant der Souveränität des Volkes, der Reichstag, war in feiner Tätigkeit 
fait lahmgelegt worden. Seine Rolle war ſeit 1930 immer beſcheidener geworden. Im 
Jahre 1932 waren z. B. nur noch fünf Geſetze auf dem regulären, von der Verfaſſung 
vorgeſehenen Wege zuſtande gekommen. Dagegen betrug die Zahl der auf Grund des 
Artikels 48 erlaſſenen Verordnungen ungefähr 60. Die Weimarer Verfaſſung hatte 
ſich ſelbſt ad absurdum geführt. Aus dieſem Zuſtand die notwendigen Folgen zu 
ziehen und die unmöglich gewordene Verfaſſung zu ändern, ſcheute man ſich jedoch; 
zunächſt fürchtete man die noch unüberſehbaren weiteren Folgen einer ſolchen Am⸗ 
geſtaltung, dann aber betrachtete man den ſogenannten Staatsnotſtand dank der 
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materialiſtiſchen Denkweiſe nur als einen vorübergehenden Zuſtand, der alsbald 
beſeitigt wäre, wenn ſich die Wirtſchaftsverhältniſſe wieder gebeſſert hätten. 
Daß die ſchlechte Wirtſchaftslage und der Verluſt des Vertrauens des In- und 
Auslandes wiederum nur eine Folge der allmählich unmöglichen politiſchen Ver. 
hältniſſe war, erkannten oder wollten die maßgebenden Parteipolitiker nicht 
erkennen. Man huldigte jeder Erfahrung und jeder geſunden Vernunft zuwider dem 
Grundſatz, daß die Wirtſchaft und nicht die Politik unſer Schickſal ſei. Man dachte 
unorganiſch und verwechſelte Arſache und Folge immer wieder miteinander. Schließ- 
lich aber hatte das noch fo inhaltloſe Papierreht einer Verfaſſung nach den alten 
Auffaſſungen immer noch einen fo großen Vorzug vor den notwendigen ein⸗ 
ſchneidenden Maßnahmen, daß man ſeine Heiligkeit und Anantaſtbarkeit wenigſtens 
formell — in der Praxis richtete man ſich ja ſchon lange nicht mehr danach — nicht 
verletzen wollte. Ohne eine ſolche Verletzung wäre es aber nicht gegangen; denn es 
fehlte der Mann, der zwei Drittel der Reichstagsmitglieder zu einer grundlegenden 
Verfaſſungsänderung hinter ſich gebracht hätte. So fand der Führer bei der Macht; 
übernahme in jeglicher Beziehung ein mit wachſender Beſchleunigung der völligen 
Auflöſung zutreibendes Staatsweſen vor. Die bolſchewiſtiſche Gefahr war ins 
Rieſenhafte gewachſen. Volk und Reich und mit ihm die Kultur der geſamten abend ⸗ 
ländiſchen Welt drohten in der Nacht des Bolſchewismus zu verſinken. 


3. Bejeitigung des Weimarer Syſtems und Sicherung der nalionalſozlaliſtiſchen 
Machtſtellung 
Die Übernahme der Macht und Verantwortung durch den Führer der nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Bewegung bedeutete angeſichts dieſer Lage einen geſchichtlichen Wendepunkt 
des Schickſals, deſſen ganze Tragweite erſt ſpätere Generationen voll erkennen werden. 
Ohne Zögern begann der Führer den Wiederaufbau. Während die Aufräumungs⸗ 
arbeiten des erſten halben Jahres noch nicht beendet waren, und während der Groß⸗ 
angriff auf die Arbeitsloſigkeit, die Geißel des deutſchen Volkes in den letzten Jahren, 
erfolgreich eingeleitet wurde, begann er zugleich die Fundamente des Reichsneubaus 
zu legen. 
Die Verwirklichung des umfaſſenden Programms des Kabinetts Hitler war nur mit 
Hilfe eines neuen, dem wahren Volkswillen entſprechenden Reichstags möglich. Der 
Reichstag wurde daher am 1. Februar 1933 aufgelöſt und die Neuwahlen auf den 
5. März 1933 feſtgeſetzt. 
Das in dem „Aufruf der Reichsregierung an das deutſche Volk“ vom 1. Februar 1933 
enthaltene Programm gab ſolgende Zielſetzung: 

Wiederherſtellung der geiſtigen, willensmäßigen und politiſchen Einheit des Volkes; 

Schutz des Chriſtentums als Baſis der geſamten Moral; 

Schutz der Familie als Keimzelle des Volkes; 

nationale Diſziplin; 

Reorganifation der Wirtſchaft durch Rettung des deutſchen Bauern zur Erhaltung 
der Ernährungs. und damit Lebensgrundlage der Nation und durch Rettung 
des deutſchen Arbeiters durch einen gewaltigen und umfaſſenden Angriff gegen 
die Arbeitsloſigkeit; 

Arbeitsdienſtpflicht und Siedlungspolitik; 

Erfüllung der ſozialen Pflichten bei Krankheit und Alter; 

Sparſamkeit der Verwaltung; 

Außenpolitiſche Wahrung der Lebensrechte und damit die Wiedererringung der 
Freiheit des deutſchen Volkes; 

Aberwindung des Klaſſenwahnſinns und Klaſſenkampfes und der kommuniſtiſchen 
Zerſetzung. 
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Nur wenige Wochen bediente ſich der Führer noch zur Geſetzgebung notgedrungen des 
Artikels 48 der Weimarer Verſaſſung. Zunächſt galt es, die im Reihe eroberte 
Stellung gegen das landes- und hochverrateriſche Treiben des Marxismus aller 
Schattierungen und gewiſſer partikulariſtiſcher Kreiſe zu ſchützen. Dieſem Zweck 
dienten die Verordnungen zum Schutze des deutſchen Volkes und zum Schutze von 
Volk und Staat des Monats Februar 1933. Durch ſie wurden mehrere Grundrechte 
(Poſtgeheimnis, Preſſefreiheit u. a. m.) außer Kraft geſetzt, ſowie die beabſichtigten 
marxiſtiſchen Gewaltaktionen lahmgelegt. Als durch die Wahlen vom 5. März 1933 
auch eine Reihstagsmehrheit für die Regierung im Reichstag geſichert war, die ſich 
durch das Ausſcheiden der Kommuniſten noch erhöhte, war die Bahn für eine legale 
Weiterentwicklung frei geworden. 


Das Geſetz zur Behebung der Not von Volk und Reich vom 24. März 1933 iſt die 
Grundlage dieſer Weiterentwicklung. Es tft für den Übergang das erſte neue Staats- 
grundgeſetz. Dieſes ſogenannte „Ermächtigungsgeſetz“ macht praktiſch mit den Über ⸗ 
lebten und untauglich gewordenen Formen des parlamentariſchen Syſtems Schluß. 
Es beſeitigt bereits im Reich praktiſch den verantwortungsloſen Parlamentarismus 
und ſetzt an ſeine Stelle das verantwortliche Führertum des Kanzlers und der von 
ihm geſührten Reichsregierung. Es räumt mit der die Staatsmacht aufſpaltenden 
Montesquieuſchen Gewaltenteilung in Regierung, Geſetzgebung und Rechtspflege 
auf, indem es im weſentlichen Regierung und Geſetzgebung in einer Hand ver- 
einigt. Es verleiht der Reichsregierung und damit dem Kanzler durch die zunächſt 
noch auf vier Jahre beſchränkte, aber über Artikel 48 der Weimarer Verfaſſung 
weit hinausgehende Generalvollmacht größte Anabhängigkeit vom Reichstag und 
feinen Parteien. Allerdings läßt es formal auch das alte, umſtändliche Geſetz⸗ 
gebungsverfahren der Weimarer Verfaſſung noch beſtehen, es ſetzt aber daneben das 
von da an faſt ausſchließlich geübte Geſetzgebungsrecht der Reichsregierung. Die 
Reichsregierung kann die Reichsgeſetze, die auch von der Verſaſſung abweichen 
dürfen, beſchließen und ſanktionieren. Der Reichskanzler fertigt ſie aus und ver⸗ 
kündet ſie. Am nächſten Tag treten ſie, falls nichts anderes beſtimmt iſt, in Kraft. 
Damit war wieder ein ordentliches Geſetzgebungsverfahren an die Stelle des ſeit 
1930 üblich gewordenen Diktaturgeſetzgebungs verfahrens auf Grund des Artikels 48 
der Weimarer Verſaſſung getreten. 


Vergleicht man dieſes ſchnelle Verfahren mit der in den Artikeln 68 ff. der Weimarer 
Verfaſſung ſeſtgelegten Regelung mit ihren vielen, jede wirkliche Staatsführung 
verhindernden Sicherheitsventilen, dem Einſpruchsrecht des Neichsrats und der an⸗ 
ſchließenden neuerlichen Beſchlußfaſſung durch den Reichstag mit qualifizierter 
Mehrheit, der Ausſetzung der Verkündung um zwei Monate, wenn es ein Drittel 
der Reichstagsmitglieder verlangt, und der eventuellen Anordnung des Volks. 
entſcheids durch den Reichspräſidenten, ſo wird ohne weiteres klar, daß die neue 
Regelung erſt wieder eine geordnete Geſetzgebung ermöglichte. Aus vier Befeb- 
gebungsinſtanzen war eine geworden. 


Im Ermächtigungsgeſetz war auch der finanzwirtſchaftlich wefentlichſte Punkt ent- 
ſprechend dem Führergedanken geregelt worden: der Haushaltsplan und die Kredit. 
beſchaffung können auf dem Wege der vereinfachten Geſetzgebung geregelt werden. 
Von keiner Seite können alſo dem allein verantwortlichen Führer bei der Durch⸗ 
führung feiner Pläne Schwierigkeiten formeller Art erwachſen. Er iſt in der Lage, 
die finanzielle Leiſtungskraft des deutſchen Volkes dort zum vollen Einſatz zu 
bringen, wo dies nach der politiſchen, wirtſchaftlichen und ſonftigen Lage des Reiches 
notwendig und zweckmäßig iſt. 

Nur noch einmal ift das Weimarer Geſetzgebungsverfahren unter Mitwirkung des 
Reichsrats zur Anwendung gelangt, als es galt, die weitere ſtaatsrechtliche Ent⸗ 
wicklung von den Hemmniſſen und Beſchränkungen zu befreien, die im Ermächti⸗ 
gungsgeſetz noch enthalten waren. Es war dies am 30. Januar 1934, als das Geſetz 
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über den Neuaufbau des Reiches beſchloſſen wurde. Der darauffolgende Wegfall 
des Reichsrats hat das alte Verfahren endgültig außer Kraft geſetzt. Die Geſetze 
des Parteitags der Freiheit wurden zwar auch vom Reichstag beſchloſſen, aber ohne 
Mitwirkung des inzwiſchen weggefallenen Reichsrats. 

Wenige Wochen nach der Machtübernahme war damit ein wichtiger Grundſatz national · 
ſozialiſtiſchen Staatsdenkens verfaſſungsrechtliche Wirklichkeit geworden: Legis⸗ 
lative und Exekutive find in dem nationalſozialiſtiſchen Führertum eins geworden. 
Staatliche Willensbildung und Durchführung des Willens find in der Staatsführung 
vereinigt. Eine wahrhafte, verantwortungsvolle, aber auch ungehemmt handlungs- 
und arbeitsfähige Staatsführung wird dadurch erſt möglich. Das „Geſetz“ iſt nicht 
mehr eine Shwädung der Staatsführung, wie dies zwangsläufig der Fall fein muß, 
wenn die Geſetzgebung bei einem anderen Staatsorgan als der Regierung liegt. 
Die Geſetzgebung iſt vielmehr jetzt ein echter Akt der Führung geworden, bei deren 
Handhabung der Führer praktiſch allein die Verantwortung trägt und das Reichs. 
kabinett ihn als Führerrat berät. Auch die Verabſchiedung der Nürnberger Reichs ⸗ 
tagsbeſchlüſſe als Geſetz iſt durch den Führer erfolgt. 

War ſo die Handlungsfreiheit für das Reich geſchaffen, ſo fehlte es aber immer 
noch an einem mit der Reichsregierung übereinſtimmenden ſtaatspolitiſchen Willen 
in einem Teile der Länder. 17 Ländergewalten ftanden im weſentlichen unabhängig 
neben, teilweiſe ſogar gegen die neugegründete Reichsgewalt. 17 Länderparlamente 
mit parlamentariſcher Verantwortlichkeit, alſo mehr oder minder verantwortungs- 
loſen Regierungen waren vorhanden. Teilweiſe amtierten die Machthaber in den 
Ländern nur noch als geſchäftsführende Regierung, weil ſich auch in der Länderparla ; 
menten eine arbeitsfähige Mehrheit nicht mehr fand. Marxiſtiſche Elemente in 
einigen Ländern reichten den Partikulariſten und Separatiſten in anderen Ländern 
die Hand zum Bunde gegen das neue, werdende Reich. 


In Preußen waren dem verantwortungsloſen Treiben der Marriften- und 
Zentrumsregierung ſchon im Sommer 1932 die erſten Zügel angelegt worden, als 
der vom Reichspräſidenten zur Wiederherſtellung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung im Gebiete des Landes Preußen zum Reichskommiſſar eingeſetzte Reichs. 
kanzler von Papen unter Amtsenthebung des Kabinetts Braun eine kommiſſariſche 
Preußenregierung gebildet hatte. Die abſolute Sinnwidrigkeit der ſtaatsrechtlichen 
Struktur der Weimarer Republik follte hier noch einmal klar vor aller Augen treten, 
als das Land Preußen Klage gegen das Reich vor dem Staatsgerichtshof für das 
Deutſche Reich erhob und dieſer Gerichtshof ſchließlich durch Arteil neben die 
kommiſſariſche Regierung das abgeſetzte Kabinett Braun als Hoheitsregierung 
ſetzte, die u. a. für die Vertretung Preußens im Reichsrat und die politiſchen Fragen 
des Landes Überhaupt zuſtändig ſein ſollte. Dieſem unwürdigen Spiel mit der 
Staatsgewalt bereitete die Verordnung des Reichspräſidenten zur Wiederherſtellung 
geordneter Regierungsverhältniſſe in Preußen vom 6. Februar 1933 ein verdientes 
Ende. Der ſeit dem 20. Juli 1932 vom Reichspräſidenten eingeſetzte Reichskommiſſar 
in Preußen erhielt zu feinen bisherigen Befugniſſen noch alle Rechte hinzu, die bis⸗ 
her der ſogenannten Hoheitsregierung zugeſtanden hatten. Das ſchwarz⸗ rote 
Regiment war damit in Preußen endgültig beſeitigt. Der Vizekanzler von Papen 
als Reichskommiſſar und der Reichsminiſter Göring als kommiſſariſcher Innen⸗ 
miniſter wurden als verantwortliche Preußenregierung eingeſetzt. 


Damit war auch der rote Miniſterpräſident Braun aus dem 3. Männer⸗Kollegium 
des preußiſchen Landtages (beſtehend aus dem preußiſchen Minifterpräfidenten, dem 
Präſidenten des [alten] Staatsrates und dem Präſidenten des Landtages) aus- 
geſchieden und von Papen an ſeine Stelle getreten. Der Weg zur Auflöſung des 
Landtags durch das 3. Männer⸗Kollegium — Miniſter Kerrl war Präſident des 
Landtags — war frei. Die Landtagswahlen, die zugleich mit den Reichstagswahlen 
am 5. März 1933 durchgeführt wurden, ergaben auch in Preußen eine Mehrheit der 
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nationalen Konzentration, fo daß eine endgültige preußiſche Regierung gebildet 
werden konnte. 8 Tage nach der Reichstagswahl folgte in Preußen die Neuwahl 
zu den Kommunalvertretungen; fie ſchuf die Grundlage für eine einheitliche 
Sufammenarbeit zwiſchen Reich, Land Preußen, Gemeinden und Gemeindeverbänden. 


In den außerpreußiſchen Ländern war die entſprechende Entwicklung mehr oder 
minder zurückgeblieben. Eine Auflöſung der Parlamente wurde im allgemeinen 
durch die Syſtemparteien verhindert. Da aber die partikulariſtiſchen, ja ſepara ; 
tiſtiſchen Tendenzen beſonders in Süddeutſchland immer greifbarere Formen an - 
nahmen, und eine ernſte Gefahr für Reich und Volk bildeten, ſah ſich die Reichs⸗ 
regierung zum Eingreifen gezwungen und feste im Anſchluß an die 
ſiegreiche Reichstagswahl auch in dieſen Ländern Reichskommiſſare für die Polizei⸗ 
gewalt ein. Einige Tage ſpäter traten die alten Landes regierungen zurück, nach · 
dem ſie freilich noch einmal mit Klage vor dem Staatsgerichtshof gedroht hatten. 


Mit Hilſe des Ermächtigungsgeſetzes vom 24. März 1933 erfolgte die geſetzliche 
Sanktionierung dieſer Notlöſung in den Ländern zur Erhaltung der Reichseinheit 
durch die beiden Gleichſchaltungsgeſetze vom 31. März und 7. April 1933. Dadurch 
wurde die Geſetzgebung der Länder derjenigen des Reichs angeglichen, indem auch 
den Landes regierungen ein Geſetzgebungsrecht beigelegt wurde. Die für aufgelöft 
erklärten Länderparlamente wurden dem Ergebnis der Reichstagswahl vom 5. März 
1933 ohne Neuwahlen angepaßt, und das bisher noch fo buntſcheckige Landesgeſetz ⸗ 
gebungs verfahren durch Schaffung eines dem Geſetzgebungsrecht der Reichsregierung 
nachgebildeten Geſetzgebungsrechts der Landesregierungen im ganzen Reich verein- 
heitlicht und vereinfacht. Die Einheit von Geſetzgebung und Regierung war damit 
im ganzen Reich hergeſtellt. Auch die Gemeindeverhältniſſe wurden tiefgehend 
dadurch umgeſtaltet, daß das Reich die gleichmäßige, dem in der Reichstags⸗ 
wahl zum Ausdruck gekommenen Volkswillen entſprechende Ambildung und Zu⸗ 
ſammenſetzung der Gemeindevertretungen ohne Wahlen anordnete. Zur Sicherung 
einer einheitlichen Reichspolitik in der Zukunft wurden Reichsſtatthalter eingeſetzt, 
die die Aufgabe hatten, für die Beobachtung der vom Reichskanzler aufgeſtellten 
Richtlinien der Politik in den Ländern zu ſorgen. In Verfolg dieſer Aufgabe 
wurden ihnen die Ernennung und Entlaſſung der Beamten und der Mitglieder der 
Landesregierungen, die Verkündung der Landesgeſetze, die Auflöſung der Landtage 
und das Begnadigungsrecht übertragen. In Preußen übte von nun an der Reichs- 
kanzler die Rechte eines Statthalters aus. Preußen war ſomit zur Hausmacht des 
Reichs geworden. 

Die partikulariſtiſchen und regierungsfeindlichen Beſtrebungen, ſoweit fie in ein- 
zelnen Ländern vorhanden waren, waren auf dieſe Weiſe im Keime erſtickt worden, 
der Dualismus zwiſchen Reich und Preußen befeitigt und in Zukunft praktiſch jede 
eigene Länderpolitik unmöglich gemacht. Die politiſche Gleichrichtung der Länder 
mit dem Reich war damit ſtaatsrechtlich ſichergeſtellt, die einheitliche politiſche 
Führung garantiert. Das Ermächtigungsgeſetz und die beiden Gleichſchaltungs⸗ 
geſetze bilden fo den Auftakt zur Neichsreform. Durch fie wurde die Jahrhunderte 
alte innere ſtaatliche Zerriſſenheit Deutſchlands innerhalb weniger Wochen nach der 
Machtergreifung durch den Nationalſozialismus beſeitigt. Was blieb, war die 
Schaffung der einheitlichen deutſchen Verwaltung. 

Noch aber beſtanden zwei weitere Machtfaktoren, die dem werdenden Reich gefähr- 
lich werden konnten: die Parteien und die Gewerkſchaften. 

Die parlamentariſche Demokratie baute ſich auf den verſchiedenſten politiſchen 
Parteien und Gruppen auf. Das Staatsvolk wurde repräfentiert durch die Parla- 
mentsmitglieder, die in Wirklichkeit nicht dem Volke verantwortlich, ſondern dem 
Willen ihrer fie beherrſchenden politiſchen Parteibürokratie unterworfen waren. Die 
Summe der gerade an der Macht befindlichen Parteien bildete die ſich je nach der 
Parteikonſtellation ändernde Neichsgewalt, die außerdem auch noch durch den Willen 
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der in den Ländern herrſchenden Parteigewalten behindert war. Im Führerſtaat 
Adolf Hitlers war ein ſolcher Zuſtand untragbar. Er mußte das Durch und Neben ⸗ 
einander der verſchiedenen politiſchen Parteien und Machtgruppen befeitigen, um 
die geiſtige und willensmäßige Einheit des Volkes wiederherzuſtellen. Der Einheit 
der Weltanſchauung und Politik mußte die Einheit der politiſchen Organiſation 
entſprechen. 

Die Kommuniſten hatten ſich durch ihr offenkundiges ſtaatsſeindliches Verhalten 
bereits ſelbſt ausgeſchaltet. Eine Zuteilung von Parlamentsſitzen an ſie war nach 
der Reichstagswahl vom 5. März 1933 nicht mehr erfolgt. Am das kommuniſtiſchen 
Beſtrebungen dienende Vermögen einer ſtaats feindlichen Verwendung für immer zu 
entziehen, verfügte das Geſetz vom 26. Mai 1933 feine Einziehung. Nach der Beſei⸗ 
tigung der KPD folgte Ende Juni 1933 die Auflöſung und das Verbot der SPD, 
nachdem bereits einige Zeit vorher ihr Vermögen beſchlagnahmt worden war. Aber 
die der Scpꝰd bisher zugeteilten Sitze traf die Verordnung zur Sicherung der 
Staatsführung vom 7. Juli 1933 Beſtimmung. Die alten bürgerlichen Parteien 
löſten ſich mehr oder minder freiwillig felbft auf, fo daß im Juli 1933 alle parlamen- 
tariſchen Parteien beſeitigt waren und nur die Bewegung der NS Du als einzige 
politiihe Willensträgerin des Volkes fortbeſtand. Ihr wurde durch das Geſetz gegen 
die Neubildung von Parteien vom 14. Juli 1933 dieſe beherrſchende Stellung auch 
geſetzlich zuerkannt. Jede Neubildung von politiſchen Parteien, offen oder getarnt, 
war fortan unter erhebliche Strafe geſtellt. Deutſchland war vom parlamentariſch⸗ 
demokratiſchen Vielparteienſtaat zum vom Vertrauen des Volkes getragenen 
autoritär geführten Einparteiſtaat geworden. 


Die Gewerkſchaften waren im Laufe der Jahre ein immer mächtiger werdender 
Stoßtrupp des Marxismus und politiſchen Katholizismus geworden. Zur Aber⸗ 
windung des Klaſſenwahnſinnes und des Klaſſenkampfes war ihr Verſchwinden 
ebenſo notwendig wie das der entſprechenden Arbeitgeberorganiſationen. Ihr 
Weiterbeſtand in der alten Form und im alten klaſſenkämpferiſchen Geiſte bildete um 
fo mehr eine ernſthafte Staatsgefahr, als gerade ihnen große Vermögen und zahl- 
reiche flüſſige Geldmittel zur Verfügung ftanden. Da ſich zudem der dringende Ver⸗ 
dacht ergab, daß von den Gewerkſchaften aus bereits der Gegenſtoß gegen die 
nationalſozialiſtiſche Regierung organiſiert wurde, ließ der Führer am 2. Mai 1933 
alle marxiſtiſchen Gewerkſchaften durch die nationalſozialiſtiſche Betriebszellen 
organiſation beſetzen und anſchließend ihr Vermögen beſchlagnahmen. So war mit 
einem Schlage die Gefahr eines Angriffs auf den neuen Staat auch von dieſer Seite 
gebannt. Zugleich war der Weg freigemacht für eine neue, das geſamte Volk um⸗ 
faſſende berufsſtändiſch⸗wirtſchaſtliche Organiſation. Damit war binnen kürzeſter 
Friſt alles geſchehen, was zur Beſeitigung des Weimarer Syſtems und zur Sicherung 
des nationalfozialiſtiſchen Regimes erforderlich war. Zugleich war auch bereits 
poſitiv die Plattform geſchaffen, von der aus der Führer den Neubau des Reichs 
beginnen konnte. Eine Revolution war abgelaufen; zwar nicht eine Revolution im 
Sinne der Revolutionen vergangener Jahrhunderte mit Strömen von Blut und unter 
Vernichtung ungeheurer Vermögenswerte des Volkes, aber dennoch eine echte, das 
deutſche Volk in feinen tiefſten Tiefen aufwühlende Revolution. Eine alte Welt⸗ 
anſchauung war überwunden und eine neue Zeit angebrochen. Das deutſche Voll 
hatte ſich gegen die Macht fremden, ſeinem Weſen nicht entſprechenden Einfluſſes, 
gegen überalterte, weſensfremde Formen ſowie gegen einen überholten, leer. 
gewordenen Staatsbegrifſ gewandt. Nicht im gewaltſamen, ſinnloſen Zerſchlagen des 
Vorhandenen, fondern im vernünftigen, weſensgemäßen Geſtalten aller Lebens- 
erſcheinungen ſah dieſe diſziplinierteſte aller bisher abgelaufenen großen Revolutionen 
ihr Ziel. Am Weſen des umfaſſend und bedingungslos revolutionären Vorgangs 
wurde dadurch innerlich nichts geändert, lediglich die zeitliche Fortentwicklung des 
revolutionären Umbruchs fo eingerichtet, daß keine Störung des Geſamtablaufs des 
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nationalen Lebens durch die Amſtellung auf den den Lebensnerv der Nation be- 
rührenden Gebieten eintreten konnte. Unter ſtärkſter außenpolitiſcher Belaftung 
wurde fo der tiefgreifendfte ſtaatsrechtliche Umbau Deutſch⸗ 
lands der geſamten deutſchen Geſchichte eingeleitet. 


4. Die Weimarer Derfoflung und der ftaatsrechtliche flenauſban 

Nach der Machtübernahme hat der Führer bewußt davon Abſtand genommen, dem 
neuen Reiche eine neue Verfaſſung zu geben. Davon ausgehend, daß nicht ent- 
ſcheidend iſt, welche geſchriebene Verſaſſung ein Staat hat, fondern in welcher 
Verfaſſung, d. h. in welchem Zuſtand der inneren Einheit und Ordnung er ſich 
befindet, hat er durch eine der Geſamtlage und dem jeweiligen Bedürfnis angepaßte 
organiſche und legale Fortentwicklung den deutſchen Einheits⸗ und völkiſchen Führer⸗ 
und Volksſtaat, das Dritte Reich, erſtehen laſſen. Die überwältigende Zuſtimmung 
des deutſchen Volkes haben die Volksabſtimmungen vom 12. November 1933 
und 19. Auguſt 1934, die felbſt übelwollendſte Kritik nicht abſchwächen kann, zum 
Ausdruck gebracht. Wenn in der Welt noch gelegentlich, wenn auch immer 
feltener, Vorbehalte wegen der Geſetzmäßigkeit der einen oder anderen Regierungs- 
maßnahme im Verlauf der Revolution gemacht werden, fo kann dazu feſtgeſtellt 
werden, daß es kein Land der Welt gibt, das in ſeiner Geſchichte eine ſolch legale und 
ſolch diſzipliniert verlaufene Revolution aufzeigen kann, wie es die national⸗ 
ſozialiſtiſche Revolution iſt. Geſetz und faſt hundertprozentige Zuſtimmung des 
deutſchen Volkes rechtfertigen in formalrechtlicher Beziehung jeden Abſchnitt der 
revolutionären Entwicklung. In ihrer Zielſetzung iſt die deutſche Revolution auch 
vor der Welt bereits taufendfältig gerechtfertigt durch die Großtaten des Führers, 
der nicht nur Deutſchland von dem Abgrund zurüdgerifien und wieder zu einem 
Großſtaat von Weltgeltung gemacht, ſondern auch die übrige ziviliſierte Welt und 
chriſtliche Kultur vor dem Verfinken im Bolſchewismus bewahrt hat. 


Infolge des Fehlens einer neuen geſchriebenen Verfaſſung ſpielt die Frage der 
Weitergeltung der Weimarer Verſaſſung eine gewiſſe Rolle. Die Weimarer Ver⸗ 
faſſung, die auf vollkommen anderen, teilweiſe mit ſich ſelbſt in unlösbarem Wider : 
ſpruch ſtehenden Grundanſchauungen beruht, kann weder ganz noch teilweiſe für das 
auf die nationalſozialiſtiſche Idee gegründete Dritte Reich die Bedeutung eines 
Staatsgrundgeſetzes haben; denn die Verſaſſung muß die Formung des Staats- 
gedankens, die politiſche Grundentſcheidung eines Volkes Über Art und Form feiner 
politiſchen Einheit und damit die politiſche Grundordnung ſein, die die Vielheit 
politiſcher Werte und Kräfte zur volklich⸗ſtaatlichen Einheit zuſammenſaßt. 


Die Weimarer Verfaſſung iſt alfo unter keinen Amſtänden mehr die Grundlage des 
politiſchen Lebens — weder für die Reichspolitik, noch für die NReichsgeſtaltung, noch 
für den Reichsinhalt. Daran ändert ſich nichts dadurch, daß eine neue Verſaſſung 
im formellen Sinne nicht an ihre Stelle getreten iſt. Wie die Verfaffung des eng- 
liſchen Weltreiches auf einzelnen grundlegenden Geſetzen und vor allem auf Gewohn⸗ 
heitsrecht beruht, fo hat auch das Dritte Reich bereits heute eine neue Ver ; 
faſſung, eine politiſche Grundordnung des deutſchen Volkes im Dritten Reich, 
die zwar nicht in einer Verfaſſungsurkunde ihren Ausdruck ſindet, ſondern in einer 
Reihe von grundlegenden Geſetzen, wie z. B. Ermächtigungsgeſetz, Geſetz zur Siche⸗ 
rung der Einheit von Partei und Staat, Geſetz über den Neuaufbau des Reichs, 
Reichsſtatthaltergeſetz, Geſetz über das Staatsoberhaupt des Deutſchen Reichs, 
Deutſche Gemeindeordnung, Geſetz zum Schutz des deutſchen Blutes und der deutſchen 
Ehre, Wehrgeſetze, Reichsbürgergeſetz und Flaggengeſetz, und vor allem in den zum 
Gewohnheitsrecht gewordenen Grundanſchauungen des Nationalſozialismus. Danach 
find ungeſchriebene, aber das gefamte Leben beherrſchende und geſtaltende Ver⸗ 
faſſungsgrundſätze: 
Gemeinnutz geht vor Eigennutz; 
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Blut A Boden find der immer wieder ſich erneuernde Lebensquell des deutſchen 

olkes; 

Die Reinheit und Geſunderhaltung des deutſchen Blutes iſt die Vorausſetzung für 
den Fortbeſtand des deutſchen Volkes; 

Volk und Reich werden nach dem Führergrundſatz geleitet und verwaltet; 

Grundlage des Reiches iſt das freiwillige Vertrauens- und Treueverhältnis der 
Geſolgſchaft zum Führer; 

Die Partei repräfentiert das politiſche Gewiſſen, die politiſche Auffaſſung und 
den politiſchen Willen der Nation und hat den Staat in den Dienſt der 
nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung geſtellt. Sie hat auf allen Gebieten des 
Lebens die großen Ziele zu ſetzen und das öffentliche Leben in Einklang zu 
bringen mit den völkiſchen Pflichten. Sie hat vor allem dem deutſchen Staat 
die oberſte und allgemeine Führung zu geben. 

Der Führer der Partei iſt jeweils das Oberhaupt des Reiches und oberſter Be⸗ 
fehlshaber der Wehrmacht. 

Partei und Wehrmacht find die tragenden Säulen von Volk und Reich. 

In formeller Beziehung hat die Weimarer Verfaſſung ebenſalls ihre Bedeutung 
verloren. Den mit dem Ermächtigungsgeſetz vom 24. März 1933 beſchrittenen Weg, 
den in erſchwerter Abänderbarkeit beſtehenden Anterſchied zwiſchen Verfaſſung und 
ſonſtigen Geſetzen zu beſeitigen, vollendet das als letztes mit den Erforderniſſen 
verfaſſungsändernder Mehrheit feftgeftellte Geſetz über den Neuaufbau des Reichs, 
das in ſeinem Artikel 4 ausdrücklich das Geſetzgebungsrecht der Reichsregierung 
dahin erweitert, daß fie auch neues Verfaſſungsrecht ohne Einſchränkung ſetzen kann. 
Es iſt alſo nunmehr weder eine beſondere Mehrheit, noch überhaupt ein Beſchluß 
des Reichstags notwendig, vielmehr genügt das vereinfachte Verfahren des Regie ⸗ 
rungsgeſetzes zur Setzung neuen Verfaſſungsrechtes. Damit iſt die Weimarer Ver⸗ 
faſſung ihres beſonderen Charakters im formellen Sinn entkleidet; aber auch das 
neue von der Reichsregierung zu fetzende Verfaflungsreht kennt derartige beſondere 
Erſchwerniſſe nicht. Mit dem Gedanken des vom Vertrauen des Volkes getragenen 
Führerſtaates iſt es unvereinbar, den Gegenſatz zwiſchen Verfaſſung und Ver⸗ 
faſſungsgeſetzen einerſeits und einfachen Geſetzen anderſeits wieder aufzureißen, der 
in dem liberaliſtiſchen Sicherungsbedürfnis ſeine Arſache hatte. Die Notwendigkeit 
einer Heraushebung der Verfaſſung in formellen Sinne durch erſchwerte Abänder⸗ 
barkeit kann alſo auch für die Zukunft nicht mehr anerkannt werden. Der ſormelle 
Verſaſſungsbegriff hat damit für das Deutſche Reich ſeine Bedeutung verloren, wie 
er ihn für das engliſche Weltreich niemals gehabt hat. Die Weimarer Verfaſſung 
kann alſo nur noch ein „einfaches Geſetz“ ſein, ſoweit und ſofern ſie überhaupt 
noch gilt. 

Daß ſie in ihren Grundlagen und in ihrer Zielſetzung überholt iſt, iſt oben bereits 
zum Ausdruck gebracht. Das bedeutet jedoch nicht, daß damit alle ihre Einzelvor- 
ſchriften aufgehoben und gegenſtandslos geworden find; nur ſoweit die Rechts und 
Programmſätze der Weimarer Verfaſſung mit dem nationalſozialiftiſchen Gedanken- 
gute und mit den Geſetzen des neuen Reichs im Widerſpruch ſtehen, ſind ſie gegen⸗ 
ſtandslos geworden und außer Kraft getreten. Im übrigen gelten die Beftimmungen 
der Weimarer Verfaſſung ſo lange fort, als ſie nicht durch Beſtimmungen des neuen 
Staates überholt ſind oder etwa die Verſaſſung als ſolche für aufgehoben erklärt 
wird. Je weiter der Ausbau des neuen Reichs fortſchreitet, deſto kleiner wird die 
Zahl der noch geltenden Vorſchriften der Weimarer Verfaſſung, bis eines Tages nach 
dem alten Grundſatz: lex posterior derogat legi priori die letzte Vorſchrift der 
Weimarer Verfaſſung außer Kraft getreten ſein wird. 


5. Nationalſozialiſtiſche Weltanjchauung und Staatsidee 
Im Juli 1933 Stehen wir an der entſcheidenden Wende zu einem neuen Staatsdenken 
und einer neuen Reichsgeſtaltung. Es iſt die deutſche Frage nach der Geſtaltung des 
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Reiches der Deutſchen, die der Nationalſozialismus nach der Erringung der Macht 
ſeinem Weſen gemäß zu beantworten hat. Dieſe Frage geht tiefer und laſtet ſchwerer 
als alles, was in dieſen Zeitläuften des Am- und Aufbruchs an hervorragenden Fragen 
den deutſchen Menſchen bewegt. Ihre Beantwortung für die Jahrhunderte iſt die 
ſtaatspolitiſche Sendung des Nationalſozialismus. 


Die ſeſte und unverrüdbare Grundlage des Reichsneubaus oder richtiger der kom⸗ 
menden national ſozialiſtiſchen Volksordnung iſt die nationalſozialiſtiſche Welt ⸗ 
anſchauung. Sie bedeutet auch auf ſtaatsrechtlichem Gebiet vor allem die bewußte 
Überwindung des individualiſtiſch⸗liberaliſtiſchen Denkens durch ein neues Gemein⸗ 
ſchafts⸗ und Ganzheitsdenken. In dieſem neuen Denken find wahrer Nationalismus 
und echter Sozialismus ein und dasſelbe: Beide bedeuten im letzten Grunde, daß 
das Ganze Über dem Teile ſteht und vor dem Teile kommt. Nationalismus, der nicht 
zugleich Sozialismus iſt, d. h. der nicht das Wohl aller Volksgenoſſen nach innen und 
außen über das Einzelintereſſe ftellt, iſt ein Widerſpruch in ſich und eine Anehrlichkeit. 
Sozialismus, der nicht ſeine Aufgabe in der Förderung des Volksganzen ſieht, alſo 
Nationalismus iſt, ſondern der das Intereſſe einer Klaſſe oder Gruppe über das 
Ganze fest, ſchädigt die Geſamtheit und damit letztlich auch die vermeintlich ge ; 
förderte Klaſſe. 


Diefe nationalſozialiſtiſche Grundanſchauung iſt nicht Gegenſtand irgendwelcher recht⸗ 
licher Anterſuchungen und Erörterungen für und wider, ſondern ſie iſt ſchlechthin die 
Voraus ſetzung jeder neuen ſtaatsrechtlichen Geſtaltung. Sie iſt abſoluter Maßſtab 
und alleinige und unumſchränkte Nichtſchnur jeder Geſtaltung. Zugleich iſt fie die 
Sielfetzung der Neuordnung. Die werdende nationalſozialiſtiſche Volksordnung iſt 
mithin nichts anderes als die Ausdrucksform der nationalſozialiſtiſchen Idee im 
Volks- und Staatsleben. Sie iſt die Übertragung der nationalſozialiſtiſchen Welt⸗ 
anſchauung aus dem Reiche des Geiſtes und der Seele in das praktiſche Leben der 
Gemeinſchaft. Dabei wird die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung auf kaum 
irgendeinem Gebiet des deutſchen Kulturlebens ſchärferen Ausdruck finden müſſen als 
auf dem des Rechts und insbeſondere des Staats⸗ und Verwaltungsrechts. Gerade 
auf dem Gebiet des ſogenannten öffentlichen Rechts ſind die wichtigſten Fragen der 
Weltanſchauung und der Politik rechtlich zu löſen. Von dem Gelingen dieſer Aufgabe 
wird die Wirkſamkeit der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung bei der praktiſchen 
Geſtaltung des deutſchen Lebens in erheblichem Maße abhängen. Es gilt das Wort 
des Stellvertreters des Führers: „Das deutſche Recht iſt ebenſo ein jahrhunderte⸗ 
altes Sehnſuchtsziel der Deutſchen wie das wirkliche deutſche Reich; eines ohne das 
andere iſt nicht ſtandhaft.“ 


Was der Erfüllung harrt, ift das tauſendjährige Streben und Sehnen unſeres Blutes 
nach feinem Reich, feinem Recht, feiner Kunſt, feiner Wiſſenſchaft, feiner Wirtſchaft, 
kurz nach der Geſtaltung aller Dinge um uns und in ung aus feiner, unſerer be⸗ 
ſonderen Art. Die Rechts- und Staatsordnung muß mit den Lebensgeſetzen, den Ge⸗ 
ſetzen der deutſchen Volksſeele wieder in Einklang gebracht werden. Es geht um die 
Wiederanerkennung der organiſchen Lebensordnung dieſer Welt und des urſprüng⸗ 
lichen Sittlichkeitsbewußtſeins des deutſchen Menſchen im deutſchen Volks. und 
Staatsleben, die im tiefſten Sinne gottgewollt find. Die werdende Neuordnung des 
Reiches kann als Lebensform des deutſchen Volkes daher nichts anderes fein als die 
finnvolle Abertragung der allmächtig im deutſchen Volke und in jeder feiner Zellen 
waltenden Lebensgeſetze und des dem deutſchen Menſchen eingeborenen Sittlichkeits. 
bewußtſeins in die geſtaltenden Grundgeſetze unſeres Volks. und Staatslebens. 
Entſcheidend für die Geſtaltung des neuen Reiches müffen alfo die Grundſätze fein, 
nach denen fi die völkiſche Lebensordnung aufbaut. Eine ſolche mit den ewigen 
Lebensgeſetzen übereinſtimmende national ſozialiſtiſche Volksordnung wird unüber⸗ 
windlich ſein; ſie iſt das weſensgemäß geſtaltete und geformte Leben unſeres 
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Der Nationalſogialismus hat die Macht im Weimarer Staat nicht erobert, um dieſen 
Staat mit nationalſozialiſtiſchen Vorzeichen fortzuſetzen; denn die national 
ſozialiſtiſche Erhebung war keine Erhebung eines Staates aus Zuſammenbruch und 
Knechtſchaft, ſie war die Erhebung des deutſchen Volkes gegen einen Staat, der nicht 
der elementaren Grundforderung entſprach, Lebensordnung und Lebensſorm eines 
artgleichen Volkes zu ſein, und der ſich deshalb auch in die Knechtſchaft hatte hinein⸗ 
finden können. Der National ſozialismus drang am Staate vorbei ins Volk und 
ergriff von da aus die Macht im Reich. 

Dieſes Geſchehen iſt entſcheidend geworden für den Staatsgedanken im herkömmlichen 
Sinne. Wir ſprechen zwar vom Staat, insbeſondere im Hinblick auf die anderen 
Staaten, aber wir fühlen, daß der herkömmliche Begriff Staat nicht mehr das ge⸗ 
ſamte politiſche Geſchehen umfaßt und daß der Staat im Geiſte der alten Staatslehre 
kein letzter Inhalt, kein letzter Wert mehr iſt. 


Die nationalſozialiſtiſche Revolution iſt eben nicht nur ein politiſcher Geſtaltwandel, 
ein Herrſchaftswechſel im Staat unter Fortführung und Beibehaltung wenigitens 
des Grunddenkens in ſtaatlicher und weltanſchaulicher Hinſicht. Die deutſche 
Revolution iſt ein Ambruch der Weltanſchauung, eine grundſtürzende Anderung des 
Denkens. Mit der Weltanſchauung wechſeln zwangsläufig die ſtaatsrechtlichen Be⸗ 
griffe, alte gehen unter und neue entſtehen. Die nationalſozialiſtiſche Welt. 
anſchauung hat das individualiſtiſch⸗ftatiſche Denken oder Staatsdenken im alten 
Sinne verdrängt durch das organiſch⸗dynamiſche Gemeinſchaftsdenken oder Volks⸗ 
denken. Nicht ruhender Zuſtand und Individuum, ſondern Bewegung und Volk find 
das Kennzeichnende des neuen Denkens. Der Nationalſozialismus hat im 
tiefſten Grunde keine neue Staatsauffaſſung gebracht, fondern er repräſentiert die 
originäre deutſche Volksidee. Die politiſche Einheit, der politiſche Grundwert des 
Nationalſozialismus, iſt nicht der Staat als ſolcher, ſondern das Volk. Hier werden 
vielleicht die ſtärkſten Anterſchiede zwiſchen germaniſcher Vorſtellungswelt und 
romanifhem Denken offenbar. Im germaniſchen Gemeinſchaftsdenken beſteht der 
Staat aus einem Syſtem von Gemeinſchaften wie Familie, Sippe, Hundertſchaft, 
Volksgemeinſchaft, bei denen jeweils die weitere eine Anzahl engerer Gemeinſchaften 
umfaßt. Das geſamte Leben des einzelnen Genoſſen ſpielt ſich in dieſen Gemein⸗ 
ſchaften ab. Außerhalb der Gemeinſchaften gibt es kein menſchliches Leben im Rechts- 
ſinne, ſondern nur noch ein biologiſch⸗vegetatives Leben, weshalb auch der aus der 
Gemeinſchaft ausgeſtoßene Verbrecher vogelfrei iſt. Der Staat ſteht alſo nicht als 
etwas anderes dem Genoſſen gegenüber und über dem Genoſſen, ſondern die Genoſſen 
der Gemeinſchaft bilden in ihrer Geſamtheit den Staat. Für das romaniſche Denken 
ſteht dagegen der Staatsapparat im Mittelpunkt. Die ſtark romaniſch beeinflußte 
individualiſtiſch⸗liberale Staatsaufſaſſung, die im freien unabhängigen Individuum 
und in der Summe der Individuen, der Geſellſchaft, das Primäre und daher allein 
Schutzwürdige ſieht, begreift den Staat als einen neben oder über den Individuen 
ſtehenden Apparat, der unter fcharfer Kontrolle der Geſellſchaft, der freien Entfaltung 
der Einzelperſönlichkeit zu dienen und darauf zu achten hat, daß niemand in ſeiner 
Sreibeit beſchränkt wird. Staat und Geſellſchaft, Träger der Staatsgewalt und 
Antertan ſtehen ſich hier unvereinbar gegenüber. 

So war auch der Weimarer Zwiſchenſtaat trotz ſeiner Verfaſſungsbeſtimmung, daß 
die Staatsgewalt vom Volke ausgehe, im letzten Grunde ein Behördenapparat, ein 
Mechanismus; denn er kannte kein Volk als Organismus. Er ſah nur das Indi⸗ 
viduum und die Summe der Individuen. Die Maſſe, ſei es als Partei, ſei es als 
Klaſſe, die ſich des Staatsapparats und der durch ihn vermittelten Staatsmacht je 
nach Einflußmöglichkeit zur Erreichung ihrer egoiſtiſchen Partei- und Klaſſenziele 
bedienten. Dieſer unperſönliche Staatsapparat, die juriſtiſche Staatsperſon, die mit 
dem Volke nichts mehr zu tun hatte und deswegen in immer ſchärferen Gegenſatz zu 
ihm geriet, war Inhaber der Staatsgewalt, die im letzten Grunde mangels einer Her- 
leitung ihrer Aufgaben vom Volke jeden Zweck haben konnte, aber keinen beſtimmten 


Ratiomalfogialismug und Staatsrecht 15 


zu haben brauchte, und die von den jeweils gerade mächtigſten Parteien, Klaſſen⸗ 
oder Wirtſchaſtsgruppen, die ſich hinter den Parteien verbargen, für ihre Zwecke ge- 
handhabt wurde. Anter dem Einfluß dieſes Denkens iſt der Begriff Staat immer 
mehr ſeiner Inhaltsbeſtimmtheit entkleidet worden. Er hat ſich insbeſondere in der 
Zuſammenſetzung Rechtsſtaat immer mehr zu einem Formalbegriff entwickelt, der 
immer dann vorhanden war, wenn die Norm herrſchte und in beſtimmten normativen 
Formen gehandelt wurde, der aber nicht mehr einen beſtimmten materiellen Inhalt 
vorausſetzte und der nicht mehr auf einer beſtimmten Grundanſchauung beruhte. 


Auch die Staatslehre des Idealismus, die im Staate etwas ſelbſtändig Geiſtiges, 
den ſittlichen Willen, fah, änderte nichts an dem individualiſtiſchen Aufbau des 
Staates. Das Volk war auch für die Vertreter dieſer abſtrakten Staatslehre „der⸗ 
jenige Teil des Staates, der nicht weiß, was er will“. Der Staat blieb ein Apparat, 
bei dem auf der einen Seite eine in Verehrung anzubetende abſtrakte Staatsallmacht 
den Antertanen auf der anderen Seite gegenüberſtand. 

Dieſe Zerreißung von Staat und Volk hat Otto von Gierke vor bereits zwei 
Menſchenaltern als mit deutſchem Denken unverträglich erkannt, wenn er den Satz 
niederſchrieb: „Die Theorie wird den Staatsbegriſf voll und ganz in den Volks- 
begriff zurüdverlegen.” Da der Nationalſozialismus in allem den Inhalt über die 
Form, den Wert über den Maßſtab und das Sein über den Schein ſtellt, iſt klar, daß 
der herkömmliche Staatsbegriff, die neue politiſche Einheit nicht inhaltsbeſtimmt zu 
kennzeichnen vermag. Das Volk iſt nach nationalfozialiftiiher Auffaſſung das 
Primäre, das Allesumſaſſende. 

„Der Ausgangspunkt der nationalſozialiſtiſchen Lehre liegt nicht im Staate, ſondern 
im Volk, d. h., um die Richtigkeit, mithin Zweckmäßigkeit der äußeren volklichen 
Organifationsformen überprüfen, beurteilen und korrigieren zu können, iſt es not- 
wendig, über ſie als Mittel hinweg den Zweck zu begreifen. Deshalb liegt der 
Brennpunkt jeder nationalſozialiſtiſchen Betrachtung in der lebenden Subſtanz, die 
wir nach feinem geſchichtlichen Werdegang als ‚deutſches Volk“ bezeichnen. 

Vor 2000 Jahren war dieſes Volk als reale Erſcheinung nicht vorhanden. Daher 
bauten die fpäter erſtehenden germaniſchen Staatsbildungen ihre Exiſtenz auf anderen 
Grundlagen auf. Heute aber iſt dieſes Volk eine geſchichtliche Realität geworden, es 
lebt und es gibt uns damit zum erſtenmal die Möglichkeit, Mittel und Zweck genau 
zu unterſcheiden. Indem wir nun im Volk das Bleibende und Seiende erkennen, 
ſehen wir in ihm den einzigen Zweck. Seine Erhaltung erſt ſchafft die Vorausſetzung 
der Exiſtenz und Wirkſamkeit von Ideen. Amgekehrt läßt feine Vernichtung alle 
Ideen als wert. und weſenlos erſcheinen. Auch Religionen haben nur dann einen 
Sinn, wenn ſie der Erhaltung der lebenden Subſtanz der Menſchheit dienen. Denn 
find erft die Völker als ſolche zugrunde gegangen, bleiben weder die Religionen noch 
die Staaten als Ewigkeitserſcheinungen übrig.“ 

(Aus der Rede des Führers zum Schluß des Parteikongreſſes 1935.) 

Das Volk iſt ſomit in den Mittelpunkt des Denkens, Glaubens und Wollens, des 
Schaffens und Lebens gerückt. Das Volk iſt die einzige wirklich umfaſſende, in ſich 
geſchloſſene, ſelbſtändig und für ſich beſtehende und auch ſich ſelbſt genügende Ganzheit, 
die alles aus ſich hervorbringt, was die in einem Volke vorhandenen unſelbſtändigen 
Teilgemeinſchaften wie Familie, Gemeinde, Stand uſw. und ihre Einzelglieder für 
ihre Exiſteng brauchen, nämlich: Sprache, Recht, Kultur, Wirtſchaft, Religion ufw. 
Keine inner- und keine übervölkiſche Gemeinſchaft kommt dem Volke gleich. Der 
einzelne Menſch gehört ſowohl der einen oder anderen Teilordnung an, wie er auch 
Glied dieſes vollkommenſten irdiſchen Lebensganzen iſt. In ſeinem ſchickſalhaſten Ver⸗ 
wurzeltſein und ſeinem bewußten Gebundenſein an die Gemeinſchaft des Volkes in 
Haltung und Handlung, im Wiſſen und Wollen, im Leben und Sterben erhält ſein 
Dafein Sinn, Aufgabe und Erfüllung. Die Gemeinſchaft des Volkes, getragen vom 
Gemeinſchaftswillen und gemeinſamen Ehrbewußtſein des artgleichen deutſchen 
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Volkes iſt die politiſche Einheit. Sie iſt der Angelpunkt unſeres politiſchen und voll- 
lichen Lebens, ſie iſt Inhalt und Gegenſtand aller Ordnung. Dieſe geordnete Gemein⸗ 
ſchaft des Volkes iſt auch der Träger der Neichsgewalt. Dieſe Ordnung iſt keine 
„Staats“ Verfaſſung im herkömmlichen Sinne mehr, ſondern eine allumfaſſende 
nationalſozialiſtiſche Volksordnung, eine Geſamtordnung des völkiſchen Geſamt⸗ 
lebens, die Verfaſſung des deutſchen Volkes. 

Dieſe nationalſozialiſtiſche Volksordnung iſt vielgeſtaltig wie das Leben. Sie er⸗ 
greift das irdiſche Daſein des deutſchen Menſchen in umfaſſender Weiſe. Sie iſt die 
Daſeinsform des deutſchen Volkes. Sie iſt jedoch nicht mechaniſch⸗bürokratiſch auf- 
zufaſſen, als folle eine Verſtaatlichung oder richtiger Verbürokratiſierung aller Gebiete 
des Lebens durch Ausdehnung eines allumfaſſenden Behördenapparats ſtattfinden. 
Die nationalſozialiſtiſche Volksordnung iſt keine mechaniſche, ſondern eine organiſche 
Einheit, fie ſchematiſiert und bürokratiſiert nicht, ſondern fie gliedert, ohne zu trennen 
und ohne gleichzumachen, indem fie jedem Glied für feinen Lebensbezirk feine weſens⸗ 
gemäße Aufgabe zuweiſt und abſteckt, und indem fie jedem Glied — feiner Auſgabe 
entſprechend — feine Stellung im Ganzen einräumt. Die künftige Reichsordnung 
baut ſich mithin auf der vorhandenen völkiſchen Lebensordnung, auf den organiſch 
gewachſenen Gemeinſchaftsbildungen, auf. Wie einerſeits der Einzelmenſch nicht 
anders denkbar iſt, denn als Glied von Gemeinſchaften, denen er artgleich iſt, und von 
denen er ſein körperliches Weſen und ſeine geiſtige Veranlagung ererbt (Familie, 
Naſſe, Volkstum) und von denen er, in immer weitere Gemeinſchaften hineinwachſend 
(Dorf, Landſchaft, Wirtſchaftszweig, Berufsgemeinfchaft, Partei, Wehrverband), feine 
Beſtimmung zum Ganzen erhält, und wie anderſeits die Ganzheit und Gemeinſchaft 
des Volkes nicht ſein kann ohne die Teileinheiten der einzelnen Volksordnungen, ſo 
find auch diefe Zellen und Teilgemeinſchaften des Volkes Bauſteine im ſtaatsrecht⸗ 
lichen Aufbau der politiſch organiſierten Volksgemeinſchaft, des Reiches. 


Aufgabe der Reichsorganiſation iſt es, dieſe einzelnen völkiſchen Lebensordnungen 
durch Zuweiſung der jeweils weſensgemäßen pofitiven Aufgaben in einen har 
moniſchen Einklang zu bringen, fie in den Dienft des Volksganzen zu ſtellen und fie 
zu Gliedern einer ſtarken politiſchen Einheit zuſammenzufügen. 


Die ideelle Einheit iſt in der allen völkiſchen Lebensgemeinſchaften gemeinſamen 
nationalſozialiſtiſchen Lebens⸗ und Weltanſchauung gegeben. Träger und Voll⸗ 
ſtrecker einer Weltanſchauung können aber immer nur Menſchen fein, die von dieſer 
Weltanſchauung reſtlos durchdrungen und erfüllt find. Es iſt daher eine welt⸗ 
anſchauliche Elite, eine ſtaatstragende organiſierte Gemeinſchaft notwendig, die in 
allen anderen Lebensgemeinſchaften in Reich und Volk, in Berufsgemeinſchaft und 
Wirtſchaftsſtand die politiſch⸗weltanſchauliche Einheit praktiſch verwirklicht. 

Dieſe Gemeinſchaſt iſt die NSDUP. Ihre oben angedeutete Aufgabe in der zu- 
künftigen Ordnung des völkiſchen Geſamtlebens iſt von ſäkularer Bedeutung. Für 
die NSDAP und das Dritte Reich gibt es keine wichtigere Aufgabe, als durch Aus⸗ 
leſe und Zucht einen in raſſiger Hochwertigkeit, in Haltung, Denken und Fühlen, in 
Ehrbewußtſein und unbedingter perſönlicher Sauberkeit, in Charakterfeſtigkeit, Wahr⸗ 
haftigkeit und Gerechtigkeit, in Tapferkeit und Mut, in Diſziplin und Einordnung und 
in der Bereitſchaft für das Ganze zu leben und wenn nötig auch zu ſterben, ein- 
heitlich geformten Menſchentyp, die ſtaatstragende Schicht zu ſchaffen. 

Damit ſoll keine ſoziale Oberſchicht, keine bevorrechtigte Kaſte geſchaffen werden. 
Nicht Vorrecht und Vergünſtigung können das Merkmal dieſer ſtaatstragenden Schicht 
ſein, ſondern höchſte Verpflichtung und Verantwortung gegenüber dem Volksganzen, 
ſtärkſte Verkörperung der in der Geſchichte zur Führung bewährten nordiſchen Raffe 
im Handeln und der perſönlichen Haltung und ſtärkſte Trägerſchaft des Gemein⸗ 
ſchaftsgeiſtes und Sozialtriebes. Für dieſe Elite gleicher innerer Haltung gelten die 
Worte des Führers als ehernes Gefetz: „Die politiſche Führung einer Nation muß 
die weſentlichſte Anterſcheidung vom übrigen Volk nicht in einem höheren Genuß 
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ſuchen, ſondern in einer härteren Selbſtzucht.“ Männer, die in ihrer Lebensführung, 
in ihrer Kameradſchaft, in ihrem Wirken und Schaffen den anderen nicht mit der ⸗ 
ſelben Macht vom Gemeinſchaftsgeiſt ergriffenen Volksgenoſſen die Idee der Volks⸗ 
gemeinſchaft vorleben, um fie zu einer gleichen Haltung zu veranlaſſen, müſſen die 
Träger der politiſchen Initiative ſein, ſie müſſen die freiwillige Gefolgſchaft des 
Führers bilden, auf die er ſich in erſter Linie ſtützen und auf jeden Fall verlaſſen kann. 
So muß die Partei als ſtaats- und vollstragende Gemeinſchaft im neuen Reich ein 
geiſtig⸗weltanſchauliches Kraftzentrum, ein Quell geiſtiger und ſeeliſcher Stärke und 
zugleich ein tatſächliches Machtinftrument in der Hand des Führers fein und bleiben. 
Sie bildet damit das Kernſtück des völkiſchen Reiches. Sie iſt der eigentliche Träger 
des Staates. Aus ihr gehen der Führer des Reiches, ſeine Berater in der Regierung 
und die Leiter der Antergemeinſchaften hervor. 

Die beſondere ſtaatspolitiſche und völkiſche Miſſion und Aufgabe der Partei iſt die 
Sicherung der politiſchen und weltanſchaulichen Einheit der Nation. Dieſe Aufgabe 
kann niemand an ihrer Stelle erfüllen, weder ein ausgezeichneter Beamtenkörper noch 
die ſoldatiſche Schule der Wehrmacht. Beamtenſchaft und Heer waren in hervor. 
ragender Durchbildung im Staate Bismarcks und im wilhelminiſchen Reiche vor- 
handen; beide haben nicht vermocht, den politiſchen und weltanſchaul ichen Zerfall im 
Innern und deswegen auch nicht den äußeren Abſtieg des Reiches zu verhindern, 
weil die weltanſchauliche Einheit und die Vollſtrecker dieſer Einheit auf allen Ge⸗ 
bieten des Lebens fehlten. 

Mit dieſer Einordnung der Partei in das Geſamtgefüge des neuen Reiches erhält fie 
die ihr zukommende Überragende Stellung und poſitive Aufgabe. Sie wird zum 
Wächter des Reiches, der deſſen Macht ſichert und ſtärkt. Sie gewährleiſtet als die 
politiſche Willensträgerin der Nation eine nationalſozialiſtiſche Politik im Volks- 
ganzen und in allen Teilgemeinſchaften, ſie gibt dem Reich damit innere Sicherheit, 
Einheit und Stabilität, ſie ſorgt für Recht und Gerechtigkeit gegenüber allen 
ſchaffenden Volksgenoſſen, ſie wacht über die Sauberkeit des öffentlichen Lebens und 
ſie erzieht im Volksganzen den völkiſchen Menſchentyp mit aufrechter Haltung, Ge⸗ 
finnung und Lebensſorm. Ihre Stellung im Reichsneubau wird fo auszugeſtalten 
ſein, daß ſie dieſen zentralen und lebenswichtigen Auſgaben gerecht zu werden vermag, 
ohne daß durch unfruchtbare Reibungen mit den anderen Einrichtungen der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Geſamtordnung ein erheblicher Kräfteverbrauch bei allen Teilen eintritt. 
Sieht man die ſtaatliche und volkliche Neuordnung im Sinne einer umfaſſenden Volks- 
ordnung, fo ordnen ſich alle Organiſationen und Einrichtungen des Volksganzen und 
einzelner Volksteile, die Organiſation der Partei, die ſtändiſchen und wirtſchaftlichen 
Organiſationen, ſowie die ſonſtigen Einrichtungen und Körperſchaften zwanglos in 
die Geſamtordnung der Ganzheit ein. Dieſe umfaſſende Volks. und Lebensordnung, 
dieſe Verfaſſung der Deutſchen wird dann auch in Zukunft nicht mehr als mechaniſch 
konſtruierter Schemen über dem Volke ſchweben, ſondern der Ausdruck feines reich⸗ 
gegliederten pulfierenden Lebens fein. Sie wird der Entfaltung des völkiſchen 
Lebens folgen, ſich ihm anpaſſen, ihm dienen, nicht aber dieſes Leben zu vergewaltigen 
ſuchen; denn alle Ordnung iſt der Diener des Lebens, ſie ift für das Volk da und nicht 
umgekehrt. 

Die Geſamtordnung darf daher auch nicht ſtarr, ſondern muß elaſtiſch ſein, damit ſie 
den fortwährenden dynamiſchen Verſchiebungen und Anderungen der Relation 
zwiſchen Volkszahl und Raumgröße Rechnung zu tragen vermag. 

Die äußere Rechtsgeſtalt, in der die geordnete Gemeinſchaft der Deutſchen nach außen 
in Erſcheinung tritt, iſt das Reich. Es iſt der Rechtsbegriff der deutſchen politiſchen 
Einheit. Es hat mithin eine tiefe ſtaatsrechtliche Bedeutung, wenn wir vom Dritten 
Reich ſprechen. „Das Wort Reich gehört“, wie der Staatsrechtslehrer Heckel richtig 
ſagt, „zu den älteſten verfaſſungsrechtlichen Begriffen unſeres Volkes. Es iſt durch 
Bismarck zum Symbol der neuen deutſchen politiſchen Einheit geworden, aber auch 
dann hat es den Staatsbegriff ftet3 überhöht, iſt nie in ihm aufgegangen 
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Das Reich, bemerkt ein tiefblickender außerdeutſcher Beobachter inſoweit mit Recht, 
gehörte jederzeit mehr zum Volk als zum realen deutſchen Staat. Gerade in jüngſter 
Zeit iſt es zum Inbegriff des Widerſtandes gegen den Staatsbegriſf der Weimarer 
Verfaſſung geworden. In ihm und nur in ihm findet deshalb das nationalſozia⸗ 
liftiſche Erlebnis des Volkstums ſeinen rechtstechniſchen Ausdruck. Nur die Ge⸗ 
meinſchaftsordnung des Reichs — nicht des Staats — der Deutſchen kann zur 
deutſchen Volksordnung werden in jenem edlen Sinn, der um geſamtvölkiſches 
deutſches Schickſal und Berufenfein weiß. Damit iſt keinem Imperialismus das 
Wort geredet. Zwiſchen Imperium und völkiſchem Reich beſteht nichts Gemeinſames.“ 


Das Neich als Geſtaltwerdung der deutſchen Volksidee iſt feinerſeits nicht als be- 
ſonderer Organismus über dem Volke zu begreifen, ſondern das Reich iſt und ſoll 
immer mehr die mit den Lebensgeſetzen des Organismus Volk übereinſtimmende 
völkiſche Organiſation werden. Das Reich iſt demnach die höchfte politiſche, organi- 
ſatoriſche Einheit des geſamten Volkes. Wir ſehen alſo das Reich nicht mehr als 
ſelbſtgenügſamen in und für ſich beſtehenden abſtrakten Staat, ſondern für uns iſt 
das Reich die Gemeinſchaftsordnung des völkiſchen Geſamtlebens, die höchſte organi- 
ſatoriſche Erſcheinungsform der blut und raſſegebundenen Gemeinſchaft des Volkes, 
die „alle Gliederungen und Funktionen des Volkes zur handlungsfähigen Einheit, 
zur öffentlichen Macht zuſammenfaßt“. (Kriek.) Dieſer Reichsorganiſation kann 
jedoch kein Eigenleben und Selbſtzweck mehr zuerkannt werden, wie dies beim indi⸗ 
vidualiſtiſchen Staatsbegriff der Fall iſt. Das Reich iſt vielmehr Mittel zum Zweck. 
Leben, Wert, Ziel und Aufgabe gibt ihm allein das deutſche Volk. Sein Beſtehen 
dient einzig und allein dieſem Volk, denn nicht der Staat ſchafft die Menſchen, 
ſondern die phyſiſch und ſeeliſch gleich gearteten Volksgenoſſen bilden den Staat. 
Dieſes Verhältnis von Staat und Volk hat der Führer klar vorgezeichnet: Der 
Staat iſt wohl die Vorausſetzung zur Bildung einer höheren menſchlichen Kultur, 
allein nicht die Arſache derſelben. Die Arſache liegt vielmehr ausſchließlich im Vor⸗ 
handenſein einer zur Kultur befähigten Raſſe. Organiſation und Wirkſamkeit des 
Staates hat daher nach Möglichkeit Abbild des inneren Weſens des Volkes zu ſein. 


Das neue Reich iſt deswegen auch nicht mehr bloß ein Rechtsſtaat, wie ihn die alte 
Staatslehre fo gern im Gegenſatz ſtellte zum Macht. oder Polizeiſtaat, ſondern es 
iſt der auf deutſcher Sittlichkeit beruhende Weltanſchauungsſtaat. Dieſer deutſche 
Weltanſchauungsſtaat iſt in viel hervorragenderem Maße ein „gerechter Staat“ als 
es der ſogenannte Rechtsſtaat mit feiner formellen Normenherrſchaft war. Nicht 
formelle und theoretiſche Gerechtigkeit, ſondern materielle Gerechtigkeit im Sinne 
eines „Ausgleichs von Gerechtigkeit und Lebensnotwendigkeit“ (Koellreutter) iſt ſein 
Merkmal. Das neue Reich iſt daher ſowohl ein Machtapparat mit einer ununter- 
brochenen Befehlsgliederung von oben nach unten zur Ermöglichung einer einheit- 
lichen ſchnellen und ungehinderten politiſchen Willensbildung und Führung und 
ebenſo einheitlichen und ſchlagkräftigen Durchführung in allen entſcheidenden Lebens- 
fragen der Nation als auch ein Rechtsorganismus mit unabhängiger von oben nicht 
beeinflußbarer Rechtsentſcheidung zur Verwirklichung größtmöglicher materieller Ge- 
rechtigkeit auf allen die Exiſtenz des Volkes und unabhängige politiſche Führung 
nicht unmittelbar berührenden Lebensgebieten. „Der Führerſtaat ſteht alſo genau ſo 
wie jeder andere Staat unter dieſer weſentlichen Kulturvorausſetzung, daß neben den 
Machtakt der Rechtsakt tritt“ (Reichsminiſter Dr. Frank). Das angedeutete Ver- 
hältnis von Machtakt und Rechtsakt im Führerſtaat erſcheint die am beſten der 
Lebenswirklichkeit und Lebensnotwendigkeit gerecht werdende Löſung des alten 
Problems des Verhältniſſes von Macht und Recht. 


So kann zuſammenſaſſend geſagt werden: Wir ſehen in dieſem werdenden Reiche der 
Deutſchen die ſinnvolle, mit den biologiſchen Lebensgeſetzen übereinſtimmende, ſich den 
natürlichen Gegebenheiten von Raum und Volkszahl am beſten anpaſſende, auf den 
naturgewachſenen Wurzeln deutſcher Art, deutſchen Weſens, deutſcher Sittlichkeit und 
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Weltanſchauung beruhende Organiſation und rechtliche Geſamtordnung des art- 
gleichen deutſchen Volkes im deutſchen Lebensraum, die alle volkliche Lebenskraft zur 
größtmöglichen öffentlichen Macht mit dem Zweck der Sicherung des Rechts des 
Volkes auf Leben, Freiheit und Ehre nach innen und außen zuſammenfaßt und 
entfaltet. 

Wenn das Reich ſich aus dem Volkstum herleitet, wenn es die Organiſation des 
lebendigen Organismus Volkstum iſt, ſo ſoll dadurch auch klar und ſcharſ zum 
Ausdruck gebracht fein, daß der Staat nicht etwas Bedeutungsloſes oder Nach⸗ 
rangiges nach nationalſozialiſtiſcher Aufſaſſung iſt. Das Volk braucht feine weſens⸗ 
gemäße organiſatoriſche Geſtaltung und der organiſatoriſche Rahmen ſeinen Inhalt, 
wenn nicht das Volk geſtaltloſe Maſſe und das Reich ſtarre, tote Form ſein ſoll. 
Ohne einen ſtaatsrechtlichen Aufbau iſt das Volk ohnmächtig, Objekt von anderen 
Staaten. Der Staat iſt daher die im Leben der Völker am meiſten und aus⸗ 
geprägteſten in Erſcheinung tretende Gemeinſchaftsbildung. Durch die Staat⸗ 
werdung werden die Völker erſt zu geſchichtsbildenden Mächten. Gerade dadurch, 
daß wir den Staat aus dem Volkstum begründen und die wechſelſeitige Bedingtheit 
von Inhalt und Form, von Volk und Reich erkennen, erwächſt für das Reich erſt ſeine 
eigentliche Bedeutung, feine VBeſtimmung, feine Würde, feine Kraft und feine 
Macht. Dieſe Auffaſſung von Volk und Reich beſtimmt auch das Verhältnis des 
einzelnen zur Geſamtheit. Die liberaliſtiſche Staatsauffaſſung ſtellte das Individuum 
und die Geſellſchaft in einen Gegenſatz zum Staat, indem fie der Staatsgewalt gegen- 
über das Recht des einzelnen auf möglichſt ungehemmte Betätigung betonte und Vor⸗ 
ſorge treffen zu müſſen glaubte, den Staatsbürger von den Feſſeln einer über- 
mächtigen Staatsgewalt zu befreien und ſeine perſönliche Rechtsſphäre gegen ſtaatliche 
Eingriffe zu ſchützen. Staat und Volk waren, wie ſchon hervorgehoben, ſtreng ge- 
ſchieden. Der einzelne war nicht Gemeinſchaftsglied, ſondern wurde als Gegenpart 
des Staates gewertet. Das Verhältnis der Einzelperſon zum Staat wurde von der 
Perſon aus beſtimmt und begünſtigte die Stellung des einzelnen zum Nachteil der 
Geſamtheit. Die nationalſozialiſtiſche Staatsidee hat die Staatsauffaſſung des 
Liberalismus überwunden. Nicht einzelne Menſchen, ſondern Naſſen, Völker und 
Nationen find nach nationalſozialiſtiſcher Anſchauung die tatſächlichen Gegebenheiten 
der gottgewollten Ordnung dieſer Welt. Der einzelne iſt in ſeinem Volkstum 
ſchickſalhaft verwurzelt. Die Gemeinſchaft des Volkes iſt der erſte Wert im Leben 
der Geſamtheit wie des einzelnen. Die blutmäßig bedingte Weſensgemeinſchaft des 
Volkstums, die in jedem einzelnen Individuum als Kraft wirkt, iſt einmal vor allem 
geltenden Recht und innerlich unabhängig von jeder beſtehenden Macht entſtanden. 
Die durch gemeinſames Schickſal im Laufe der Geſchichte gewordene Erlebnis und 
Kulturgemeinſchaft hat das Band immer enger geknüpft. Alles Handeln muß daher 
daran gemeſſen werden, ob es dieſer Gemeinſchaft nützt oder ſchadet. Der Grundſatz 
„Gemeinnutz geht vor Eigennutz“ iſt einer der Fundamentalſätze nationalfozialiſtiſchen 
Nechts⸗ und Staatsdenkens. Alle Erſcheinungsformen des ſtaatlichen Lebens erhalten 
durch dieſe knappen Worte ihre Sinngebung und Zielſetzung. Sie ſind auch maß⸗ 
geblich für das Verhältnis von Gemeinſchaft und Einzelperſönlichkeit. Für den 
Nationalſozialismus gibt es keine abgekapſelte gemeinſchaftsfreie Individualſphäre 
mehr, die peinlich vor jedem Eindringen des Staates zu bewahren wäre. Die Be⸗ 
währung der ſittlichen Perſönlichkeit iſt nur in der Gemeinſchaſt möglich; jede Arbeit 
des täglichen Lebens iſt nur als Dienſt am Ganzen ſinn⸗ und wertvoll. Das be⸗ 
deutet: die Entfaltung des eigenen Lebens zu ſeinen höchſten Möglichkeiten kann nur 
als dienendes Glied in der völkiſchen Gemeinſchaft erſolgen. In der Rechtsordnung 
beſtimmt ſich daher auch die Stellung des einzelnen nicht mehr in erſter Linie von der 
Einzelperſon, ſondern von der Gemeinſchaft aus. Bei dem Abwägen der öffentlichen 
Intereſſen gegenüber denjenigen des einzelnen Privaten ſteht nicht im Mittelpunkt 
der Betrachtung, was der Einzelmenſch zur freien Entfaltung ſeiner Kräfte, zur 
möglichft unbehinderten Erreichung feiner perſönlichen Ziele, feines Strebens nach 
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perſönlichem Erwerb und Beſitz braucht und wieviel er von dieſem ſeinem eigenen 
Bereich notfalls zugunſten der Geſamtheit aufgeben kann. Aus der Idee der höchſten 
Verantwortlichkeit gegenüber Volk und Reich ergibt ſich für den Nationalſozialismus 
vielmehr die Frageſtellung: welchen Umfang von Rechten billigt die Gemeinſchaft dem 
einzelnen zu? Damit wird eine klare Rangordnung zwiſchen den Belangen der Ge⸗ 
ſamtheit und dem berechtigten Streben des einzelnen geſchaffen. Sie bedeutet nicht 
die Vernichtung privater Rechte, ſondern ihre Einordnung in das Volksleben, in eine 
auf ſozialer Gerechtigkeit und Ehre aufgebaute Volksordnung zum Wohle der Ge⸗ 
ſamtheit und damit auch des einzelnen. Durch dieſe Einordnung wird der einzelne 
zum Glied des großen Organismus Volk. Er wird als kleinſte Einheit der Nation 
gewertet und als Teil des Ganzen um des Ganzen willen geſchützt. Denn um des 
Ganzen willen hat das Reich ein Intereſſe daran, daß die Einzelzelle in Ordnung iſt, 
d. h. daß die Belange des einzelnen nicht zum Schaden der Geſamtheit beeinträchtigt 
werden. „Die Rechtsgüter, die der neue Staat der Perfon gewährleiſtet, wird er 
ſicherſtellen nicht im materiellen, ſondern im ſittlichen Intereſſe, das zugleich ein 
nationales Intereſſe iſt, nicht im Intereſſe des einzelnen, ſondern im Intereſſe einer 
aufrechten nationalen Ganzheit.“ (Tatarin-Tarnheyden.) 

Iſt fomit das Volk das Primäre und das Reich die äußere Erſcheinung dieſes Volkes, 
ſo ergibt ſich im einzelnen, daß die Ziele des Ambruchs nur an Hand ihrer Bedeutung 
für das deutfhe Volk abgeſteckt werden können. Nur was dem Volle nützt, kann für 
den Neuaufbau in Betracht kommen. Der Nationalſozialismus hat den Primat des 
Volkes aufgeſtellt und iſt im Begriff, ihn zu verwirklichen. 


6. Volkstum und Raſſe 

Was dem Volke in einem höheren Sinne nützlich iſt, kann man nur erkennen, wenn 
man ſich darüber klar iſt, was Volk bedeutet. Volk iſt nicht ohne weiteres eine nur 
zufällig unter einer Herrſchaft zuſammengefaßte Summe von menſchlichen Lebeweſen 
ohne Rüdfiht auf Abſtammung, Sprache uſw. Das wäre die konſequent durchgeführte 
Auffaſſung des liberalen Denkens. Volk iſt ein Weſen, das ſein eigenes Leben führt 
und eigenen Geſetzen folgt, das nur ihm ſelbſt eigentümliche Kräfte befigt und feine 
eigene Art aus ſich ſelbſt ſtändig entwickelt. Zum „Volke“ gehört daher auch mehr als 
die gemeinſame Sprache und Sitte. Zum Volk gehört eine geſchichtlich gewachſene 
Blutsgemeinſchaft. Damit iſt nicht gefagt, daß ein Volkskörper nach national⸗ 
ſozialiſtiſcher Aufſaſſung nur Beſtandteile einer einzigen Raſſe enthalten dürfe. Eine 
ſolche Aufſaſſung würde an der Wirklichkeit ſcheitern; denn auch das deutſche 
Volkstum enthält Beſtandteile, die nicht nordiſcher oder fäliſcher Art ſind. Aber in 
einem Volkstum müſſen die Merkmale gleichgearteter Naſſen entſchieden das Aber⸗ 
gewicht haben. Dann erzeugt dieſes Vorherrſchen einer oder mehrerer gleichartiger 
Raſſen die im weſentlichen gleichartige Entwicklung von Kultur, Sprache und 
Siedlungsweiſe, aus der heraus das ſchon durch das gleiche Blut hervorgerufene Zu- 
ſammengehörigkeitsgefühl erneut geſtärkt wird. So gründet ſich das deutſche 
Volkstum auf nordiſches und fäliſches Blut. Aus dieſer Blutsgemeinſchaft heraus 
iſt es nur zu erklären, daß bei den einzelnen deutſchen Stämmen trotz aller Trennungs- 
verſuche das Gefühl des gleichen Schickſals und der inneren Verbundenheit dem 
Zug zur Einheit letztlich zum Sieg verholfen hat. 

Zwar wird dieſe Vorausſetzung des Volkstums, die im weſentlichen vorhandene 
Raſſengleichheit, zuweilen noch geleugnet. Es geſchieht dies aus dem alten liberalen 
Denken heraus, daß alle Menſchen von Natur aus gleich ſeien. Da man die tatſächlich 
vorhandenen und auch nach außen ſichtbaren Verſchiedenheiten der einzelnen Menſchen 
und Völker aber nicht wegleugnen kann, erklärt man dieſe Verſchiedenheit mit dem 
Einfluß der den Menſchen formenden Umwelt. Gewiß kann und ſoll ein folder Ein⸗ 
fluß nicht ganz geleugnet werden. Aber nicht er iſt ausſchlaggebend, ſondern allein das 
im weſentlichen gleichartige Blut, das die Fähigkeit in ſich birgt, die gleichen Merk. 
male auch auf die Nachkommen zu übertragen. Den Beweis der Richtigkeit dieſer 
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Anſchauung zu erbringen, würde hier zu weit führen. Hier genügt es ſeſtzuſtellen: der 
Nationalſozialismus bedeutet eine Abkehr von dem liberaliſtiſchen Grundſatz von der 
„Gleichheit alles deſſen, was Menſchenantlitz trägt“ und der daraus folgenden Theorie 
über die überwiegende Geſtaltungsfähigkeit der Amwelt. Er ſtellt dagegen folgende 
unabdingbaren Grundſätze auf: Die Erbanlage des Menſchen iſt ſein unabänderliches 
Gut. Sie wird weder durch Zeit, noch durch Ort, noch durch Lebensart, noch durch 
ſonſtige äußere Einflüſſe entſcheidend umgeſtaltet. Die Zuführung artfremden Blutes 
zu dem eigenen führt zu dem Volkskörper ſchädlichen Veränderungen; denn die 
Homogenität, das inſtinktſichere Wollen eines Volkes wird dadurch geſchwächt; an 
feine Stelle tritt eine unſichere ſchwankende Haltung in allen entſcheidenden Lebens 
lagen, eine Aberſchätzung des Verſtandes und des äußeren Wiſſens und eine Auf- 
ſpaltung in auseinanderſtrebende Ziele; eine ſolche Blutsmiſchung erreicht nicht eine 
einheitliche Verſchmelzung beider ſich fremden Raſſen, ſondern hat in der Regel eine 
Störung des ſeeliſchen Gleichgewichts in dem aufnehmenden Teil zur Folge. Dieſe 
Grundſätze und Folgerungen enthalten fi) dabei bewußt eines Arteils über die Aber⸗ 
wertigfeit einer Raſſe über die andere. Sie beruhen lediglich auf der Verſchieden⸗ 
artigkeit der Raſſen und damit der Völker. 


Ein blutmäßig geſundes Volk iſt neben einem ausreichenden Lebensraum Grundlage 
und Vorausſetzung für den Beſtand und die Fortdauer jedes Staates. Weil der 
Nationalſozialismus den Wert des geſunden Blutes für die Staatsbildung erkannt 
hat, ſieht er eine feiner Hauptaufgaben in der Reinerhaltung und Erneuerung des 
deutſchen Blutſtromes, der vor neuen raſſiſchen Schädigungen bewahrt und dem vor 
allem aus dem Quell unſerer gefunden bäuerlichen Bevölkerung neuer kräftiger Zu- 
fluß erſchloſſen werden muß. 

Die Reinerhaltung und Erhöhung des Blutwertes eines Volkes iſt nur durch Raffen- 
pflege möglich. Wie aber ſoll der Staat, wenn er Raffenpflcge treiben will, fi der 
Tatſache gegenüber verhalten, daß das Volk mehrere Rafjen umfaßt? 


Die Antwort geht dahin: die verantwortlichen Leiter des Staates haben zu prüfen, 
wie das ihnen anvertraute Volk raſſiſch zuſammengeſetzt iſt, und ihre Maßnahmen ſo 
einzurichten, daß mindeſtens der weitere Verluſt an beiten raſſiſchen Werten ver⸗ 
hindert wird und der Volkskern möglichſt geſtärkt wird. „Der Staat muß dabei“, 
wie der Führer ſagt, „als Wahrer einer tauſendjährigen Zukunft auſtreten.“ Zur 
Geſunderhaltung hat er darüber hinaus „die modernen ärztlichen Hilfsmittel in den 
Dienſt dieſer Erkenntnis zu ſtellen. Er hat, was irgend erſichtlich krank und erblich 
belaſtet und damit weiter belaſtend iſt, zeugungsunſähig zu erklären und dies praktiſch 
auch durchzuſetzen. Er hat umgekehrt dafür zu ſorgen, daß die Fruchtbarkeit des ge- 
ſunden Weibes nicht beſchränkt wird durch die Luderwirtſchaft eines Staatsregiments, 
das den Kinderſegen zu einem Fluch für die Eltern geſtaltet.“ 


Da der raſſiſche Kern unſeres Volkes das nordiſch-fäliſche Erbgut iſt, gilt es vor 
allem, dieſes in der Geſamtheit und im einzelnen ſo zu pflegen und zu ſtärken, daß es 
eines Tages auf allen Lebensgebieten deutſchen Geiſt und deutſche Art zur vollen Ent. 
faltung bringt. Dies bedeutet keine einſeitige Bevorzugung eines Volksbeſtandteiles. 
Das Volk kann nur gedeihen, wenn die beſten Kräfte führen und wenn ſie ſtark genug 
ſind, um führen zu können und ſich in der Führung zu halten. Führertum aber ſetzt 
beſtimmte Eigenſchaften voraus, die nun einmal nicht bei allen Menſchen in gleicher 
Weiſe vorhanden find. Die Stärkung des Weſenskerns eines Volkes iſt daher wohl- 
verſtandener Dienſt am Volksganzen und damit am Reich. Eine entſprechende Aus- 
leſe wird damit zu einer hervorragend ſtaatspolitiſchen Aufgabe. 


In Deutſchland war mit dem fortſchreitenden Eindringen des Liberalismus das 
inſtinktſichere Raſſegefühl der breiten Volksſchichten in erſchreckendem Maße geſunken. 
Der Marxismus hatte eine Miſchung mit fremden Raſſen geradezu gefördert, indem 
er wahllos alle jüdiſchen Einwanderer mit der deutſchen Staatsangehörigkeit aus- 
ſtattete, ja fle ſogar in führenden Beamtenftellen unterbrachte. 
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Die mit dem einfegenden Raffeverfall entſtehenden Folgen begannen ſich bereits in 
allen Fragen des Lebens zu zeigen. Zur rechten Seit verhinderte der Nationalſozialis⸗ 
mus ein weiteres Fortſchreiten dieſes Abſinkens der deutſchen Kultur in die Tieſen 
einer weſenloſen Scheinkultur. Mit der Tatkraft, wie ſie nur dem Führer eigen iſt, 
wurde gegen den artfremden Kulturbolſchewismus in allen ſeinen Abarten der Kampf 
eröffnet und dieſe Aufgabe dem neu gegründeten Miniſterium für Volksaufklärung 
und Propaganda übertragen. „Alle Aufgaben der geiſtigen Einwirkung auf die 
Nation, der Werbung für Staat, Kultur und Wirtſchaft, der Anterrichtung der in⸗ 
und ausländiſchen Offentlichkeit über ſie und die Verwaltung aller dieſer Zwecke 
dienenden Einrichtungen“ wurden dem Propagandaminiſterium zugewieſen. Der 
Führer kündigte in ſeiner Rede am 23. 3. 1933 an, „mit der politiſchen Entgiftung des 
öffentlichen Lebens eine durchgreifende moraliſche Sanierung des Volkskörpers vor⸗ 
zunehmen“. Dementſprechend haben Erziehungsweſen, Theater, Film, Literatur, 
Preſſe, Rundfunk nach dem Willen des Führers in Zukunft den im Weſen unſeres 
Volkstums liegenden Ewigkeitswerten zu dienen. Der neue Geiſt des National- 
ſozialismus wurde zuerſt im Rundfunk am deutlichſten ſpürbar. Neben der Erſetzung 
der zahlreichen jüdiſchen Intendanten und Künſtler fand eine völlige Amorganiſation 
des Rundfunks ſtatt, durch die feine kulturfördernde Aufgabe ſichergeſtellt wurde. 
Ihm folgten Theater, Film ſowie alle ſonſtigen Gebiete der Kunſt. Aberall traten an 
Stelle der aufgelöſten privaten oder öffentlichen Zuſammenſchlüſſe von Künſtlern neue 
nationalſozialiſtiſch beeinflußte Einrichtungen, fo z. B. die nationalfozialiſtiſche Rund⸗ 
funkkammer, die alle im Rundfunk ſchaffenden Kräfte, die Hörer und Rundfunkpreſſe 
zu einer willenmäßigen und organiſatoriſchen Einheit zuſammenfaßte, die Filmkammer, 
die in beruſsſtändiſcher Hinſicht alle im Film tätigen Kräfte erfaßte, ſchließlich die 
Reichsſchrifttumskammer, die Reichspreſſekammer, die Reichstheaterkammer, die Reichs- 
muſikkammer, die Reichskammer der bildenden Künſte, in denen alle jene Berufe und 
Betriebe zuſammengeſchloſſen find, die im Aufgabenbereich des Reichsminiſteriums für 
Volksaufklärung und Propaganda ſtehen. Alle dieſe Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts ſetzen ſich nur aus artgleichen deutſchen Menſchen zuſammen und bilden ins⸗ 
geſamt die Reichskulturkammer. Sie ſtellt demnach „den Zuſammenſchluß aller Schaffen- 
den in einer geiſtigen Kultureinheit dar“ (vgl. Neichskulturkammergeſetz vom 22. Sep- 
tember 1933). Im Zuſammenhang fei auch das Schriſtleitergeſetz vom 4. Oktober 1933 
erwähnt, das die abſolute ungebundene Meinungsfreiheit des entarteten weſensfremden 
Liberalismus der Nachkriegszeit beſeitigte und dadurch die Preſſe wieder zu einem 
aktiven Faktor der deutſchen Politik und Kulturſörderung machte. Den Beruf des 
Schriftleiters erhob es zu einem Beruf des öffentlichen Lebens, der nur deutſch 
blütigen Menſchen zugänglich ift. Den gleichen Gedanken, daß Kulturſchafſen die 
Erfüllung wichtiger öffentlicher Aufgaben am Aufbau einer artgemäßen deutſchen 
Kultur iſt, verwirklichen in ihren Bereichen das Theatergeſetz vom 15. Mai 1934 und 
das Lichtſpielgeſetz vom 16. Februar 1934. 


Ift ſo im großen und ganzen der organiſatoriſche Rahmen und die geſetzliche Grund- 
lage für das Wiedererſtarken einer artgemäßen Kultur geſchaffen, ſo wird es Aufgabe 
der zukünftigen Entwicklung ſein, dieſen Rahmen mit Inhalt zu füllen. Dies kann 
jedoch weniger Aufgabe des Reichs, als vielmehr der deutſchen Künſtler, Forſcher und 
Gelehrten und des geſamten Volkes ſein. 


Neben der Verhinderung kulturſchädlichen, blutsfremden Einfluſſes auf kulturellem 
Gebiet ging die Beſeitigung fremdraſſiger Elemente aus den öffentlichen Amtern 
einher. Das Berufsbeamtengeſetz vom 7. April 1933, das auch für andere wichtige 
Beruſszweige maßgebend geworden iſt, ermöglichte die Beſeitigung zahlreicher 
Marxiſten und Juden. Alsbald nach der Machtübernahme war durch dieſes Geſetz ein 
Fundamentalſatz des nationalſozialiſtiſchen Beamtenrechts verwirklicht: Träger des 
öffentlichen Dienſtes kann nur werden, wer deutſcher oder artverwandter Abſtammung 
iſt. Juden und jüdiſch Verſippten iſt die Beamtenlaufbahn verſperrt. Darüber hinaus 
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war der Leiſtungsgrundfatz nationalſozialiſtiſchen Berufsbeamtentums ausgeſprochen: 
als Beamter darf nur berufen werden, wer die für ſeine Laufbahn vorgeſchriebene 
oder übliche Vorbildung oder ſonſtige beſondere Eignung für das ihm zu übertragende 
Amt beſitzt und die Gewähr dafür bietet, daß er jederzeit rückhaltlos für den national; 
ſozialiſtiſchen Staat eintritt. Dieſe Grundſätze, die bereits im Geſetz zur Anderung 
von Vorſchriften auf dem Gebiet des allgemeinen Beamten, des Beſoldungs ⸗ und 
Verſorgungsrechts vom 30. Juni 1933 ihre ausdrückliche Verankerung geſunden 
haben, werden als wichtigſte Vorausſetzung der Beamteneigenſchaft ihre endgültige 
Feſtlegung in den Ausführungsbeſtimmungen zum Reichsbürgergeſetz und dem neuen 
Reichsbeamtengeſetz erfahren. 


Waren dies alles noch vorläufige Maßnahmen zur Sicherung des Volksbeſtandes, ſo 
brachten die Geſetze des Reichsparteitages der Freiheit vom 15. September 1935 
(Reichsbürgergeſetz und Geſetz zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen 
Ehre) die grundlegende geſetzliche Regelung des Raſſeproblems. Beide Geſetze heben 
den Träger deutſchen oder artverwandten Blutes aus den übrigen Staatsangehörigen 
heraus, das erſte Geſetz, indem es ihm allein die vollen politiſchen Rechte und Pflichten 
einräumt und ihn ſomit über den einfachen Staatsangehörigen ſtellt, das zweite, indem 
es die Blutmiſchung des Juden mit den Staatsangehörigen deutſchen oder artver- 
wandten Blutes verbietet und mit Strafe bedroht. 


Zugleich find beide Gefetze der Beginn einer großzügigen Löſung des Judenproblems. 
Ausgehend von der Erkenntnis, daß es ſich beim Judentum nicht um eine religiöſe, 
ſondern um eine blutmäßige Gemeinſchaft handelt, gewährleiſten dieſe Geſetze dieſer 
Gemeinſchaft ihr Eigenleben in feſtgezogenen Grenzen, wie ſich insbeſondere aus der 
Beſtimmung ergibt, daß den Juden das Zeigen der jüdiſchen Farben unter ſtaatlichem 
Schutz geſtattet iſt. In gleicher Weiſe garantiert der nationalſozialiſtiſche Staat dem 
Judentum freie Religionsausübung, kulturelles Leben und Erziehung. Auch die wirt- 
ſchaſtliche Betätigung wird den Juden im Rahmen der Geſetze, die dieſe wirtſchaft⸗ 
liche Betätigung regeln, freiſtehen und ungeſtört gewährleiſtet ſein. Amgekehrt iſt 
dem Judentum für alle Zukunſt die Vermiſchung mit dem deutſchen Volkstum und die 
Einmiſchung in die ſtaatspolitiſche, wirtſchaftspolitiſche und kulturpolitiſche Geſtal⸗ 
tung Deutſchlands unmöglich gemacht. Dem Schutzverband des Reichs gehören die 
Juden auch weiterhin an und genießen damit den Schutz des Staates, dem ſie dafür 
wie alle Staatsangehörigen verpflichtet ſind. 


Das Reichsbürgergeſetz lehnt ſich durch die Anterſcheidung von Staatsangehörigen 
und Reichsbürgern an die früheren Gemeindegeſetze an, die ebenſalls dem im Beſitz 
aller Rechte befindlichen Gemeindebürger die übrigen Gemeindeeinwohner gegenüber- 
ſtellten. Während dieſe durch die neue Deutſche Gemeindeordnung vom 30. Januar 
1935 überholten Geſetze jedoch die Anterſcheidung zwiſchen Einwohner und Bürger 
lediglich nach äußeren Merkmalen trafen (längerer Wohnſitz in der Gemeinde, 
beſtimmtes Alter uſw.), verlangt das Reichsbürgergeſetz den durch das fortgeſetzte 
Verhalten des Staatsangehörigen zu führenden Beweis des Willens und der 
Eignung zum Dienft für das deutſche Volk und als weſentlichſtes Merkmal die Bluts⸗ 
augehörigfeit zu dieſem Volk oder doch wenigſtens die Blutsverwandtſchaft mit ihm. 
Dadurch wird für die Juden der Erwerb des deutſchen Bürgerrechts ausgeſchloſſen. 
Der ſomit blutlich und geſinnungsmäßig zum deutſchen Volk gehörende Reichsbürger 
iſt der alleinige Träger der ſtaatspolitiſchen Rechte nach Maßgabe der Geſetze. Nur 
er kann zum Reichstag wählen und gewählt werden, ſich an Volksabſtimmungen 
beteiligen, Ehrenämter im Staat und in der Gemeinde ausüben und zum Berufs- 
oder Ehrenbeamten ernannt werden. Damit hat eine der grundlegendſten Forderungen 
des Parteiprogramms ſeine Erfüllung gefunden. „Das Recht, über Führung und 
Geſetze des Staates zu beſtimmen, darf nur dem Staatsbürger zuſtehen. Daher fordern 
wir, daß jedes öffentliche Amt, gleichgültig welcher Art, gleich ob im Reich, Land 
oder Gemeinde nur durch Staatsbürger bekleidet werden darf.“ (Punkt 6 des Partei- 
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programms). Der deutſche Staatsangehörige erwirbt das Reichsbürgerrecht jedoch 
nicht ohne weiteres durch ſeine Abſtammung oder auch allein durch ſeine Betätigung 
für das deutſche Volk, ſondern nach individueller Prüfung ſeiner Würdigkeit nur 
durch einen ſtaatlichen Hoheitsakt, durch die Erteilung des Reichsbürgerbriefs. Die 
danach notwendige ſtändige Aberprüfung der deutſchen Nation wird zur Ausſcheidung 
aller für die Fortentwicklung des deutſchen Volkes und Reiches nicht wertvollen 
Elemente aus dem politiſchen Leben führen und damit für alle Zukunft das Schickſal 
der deutſchen Nation in die Hände der Träger beſter deutſcher Erbanlagen und 
deutſchen Geiſtes legen. Da der Verleihung des Reichsbürgerrechts infolge ihrer 
Tragweite für die Nation wie für den einzelnen hervorragende Bedeutung zukommt, 
kann ſie nur mit größter Sorgfalt und nur durch die hierfür geeigneten Stellen der 
oberſten Reichs⸗ und Parteiführung vorgenommen werden. Der Reichsbürgerbrief 
wird ſomit dem Willen des Führers entſprechend die wertvollſte Arkunde ſein, die die 
Nation zu vergeben hat und die ein Deutſcher in ſeinem Leben erwerben kann. Dabei 
iſt es ſelbſtverſtändlich, daß das Neichsbürgerrecht auch wieder entzogen werden kann, 
wenn feine Vorausſetzungen, insbeſondere das einem Reichsbürger würdige Ver⸗ 
halten, in Wegfall kommt. 


Neben dem Reichsbürger gibt es nach der ausdrücklichen Geſetzesbeſtimmung den 
Staatsangehörigen. Er gehört dem Schutzverband des Deutſchen Reichs an und iſt 
ihm dafür beſonders verpflichtet (81 Reichsbürgergeſetz), d. h. er kann alle der Offent - 
lichkeit dienenden Einrichtungen im Rahmen der hierfür geltenden Beſtimmungen be⸗ 
nutzen; er darf, ſoweit nicht geſetzliche Einſchränkungen vorliegen, ſich wirtſchaftlich 
betätigen und genießt den Schutz durch die ſtaatlichen Organe. Umgekehrt iſt er ver- 
pflichtet, alle öffentlichen Laſten mitzutragen und ſich notfalls auch mit allem, was er 
beſitzt, für den Beſtand des Staates einzuſetzen. Staatspolitiſche Rechte befitt er 
jedoch nicht. Ebenſo gibt der Beſitz der Staatsangehörigkeit keinen Anſpruch auf 
den Erwerb des Reichsbürgerrechts. 


Das Reichsbürgergeſetz ändert zunächſt das bisherige Staatsangehörigkeitsrecht nicht, 
wie es ſich auf der Grundlage des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgeſetzes vom 
22. Juli 1913 ſeit der nationalfozialiſtiſchen Revolution durch das Geſetz zur 
Anderung des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgeſetzes vom 15. Mai 1935 und durch 
die in Ausführung des Neuaufbaugeſetzes ergangene Verordnung über die deutſche 
Staatsangehörigkeit vom 5. Februar 1934 entwickelt hat. Demgemäß werden auch 
weiterhin Fremdraſſige die deutſche Staatsangehörigkeit erwerben können, wenn ſie 
die im übrigen an ihre Geſamtperſönlichkeit zu ſtellenden Anforderungen erfüllen. 
Allerdings beſteht ſeit dem Geſetz vom 15. Mai 1935 kein Anſpruch auf Einbürgerung 
mehr, vielmehr hängt die Verleihung der deutſchen Staatsangehörigkeit von der auf 
dem pflichtmäßigen Ermeſſen und der Geſamtbeurteilung der einzubürgernden Per- 
ſönlichkeit beruhenden Entſcheidung der Einbürgerungsbehörden ab. Im Zuge der 
Neuordnung wird eine Neuregelung des Erwerbes und des Verluſtes der Staats- 
angehörigkeit erfolgen müſſen, und zwar im Ausbau des bereits im Geſetz vom 
15. Mai 1935 zum Durchbruch gelangten Gedankens, daß die Staatsangehörigkeit 
nicht mehr nach freiem Belieben erworben, verloren und gewechſelt werden kann wie 
die Mitgliedſchaft in einem Verein. 


Das Geſetz zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre verbietet die 
Eheſchließung zwiſchen Juden und Staatsangehörigen deutſchen oder artverwandten 
Blutes und erklärt nach Inkrafttreten des Geſetzes trotzdem geſchloſſene Ehen für 
nichtig, auch wenn ſie zur Amgehung im Ausland geſchloſſen ſind. Der außereheliche 
Geſchlechtsverkehr zwiſchen Juden und deutſchblütigen Menſchen iſt gleichfalls ver- 
boten. Zur Sicherung dieſer Beſtimmung wird es männlichen Juden außerdem 
unterſagt, deutſchblütige weibliche Staatsangehörige unter 45 Jahren in ihrem Haus- 
halt zu beſchäftigen. Abertretungen dieſer Verbote ſind unter ſchwere Strafen geſtellt. 
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Wer als Angehöriger artverwandten Blutes anzuſehen iſt, iſt in den Geſetzen nicht 
ausdrücklich geſagt. Als artverwandt wird man diejenigen Raſſen bezeichnen können, 
aus denen ſich die geſchloſſen in Europa ſiedelnden Völker vorwiegend zuſammen⸗ 
ſetzen. In bezug auf die Reichsbürgerſähigkeit wird es daher in Zukunft eine Minder. 
heitenfrage in Deutſchland nicht mehr geben. Auch Angehörige der in Deutſchland 
lebenden Minderheiten wie Polen und Dänen werden Reichsbürger werden können, 
ſofern bei ihnen wie bei jedem deutſchen Staatsangehörigen die Vorausſetzungen der 
gefſinnungsmäßigen Zugehörigkeit und der Leiſtung für die deutſche Volksgemeinſchaft 
erfüllt find. Bei der Klärung der Frage, wer Jude im Sinne der Nürnberger Geſetze 
iſt, wird eine den Belangen des deutſchen Volkes gerechtwerdende Löſung gefunden 
werden müſſen, die das Problem in raſſebiologiſcher, ſoziologiſcher, bevölkerungs⸗ 
politiſcher, wirtſchaftspolitiſcher uſw., d. h. ſchlechthin geſamtpolitiſcher Hinſicht für 
die Jahrhunderte richtig löſt. 

Zur Sicherung der Geſunderhaltung der Raffe und der Fortentwicklung des deutſchen 
Volkstums find beſonders noch die erbhygieniſchen Maßnahmen aus dem Juli 1933 zu 
nennen. Sie entſprechen der Forderung des Führers in ſeinem Werk „Mein Kampf“: 
„Der völkiſche Staat hat die Naſſe in den Mittelpunkt des allgemeinen Lebens zu 
ſetzen. Er muß dafür Sorge tragen, daß nur, wer geſund ift, Kinder erzeugt. Amge⸗ 
kehrt aber muß es für verwerflich gelten, geſunde Kinder dem Staat vorzuenthalten.“ 
Das Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 14. Juli 1933 verwirklicht zu 
einem Teil dieſe Forderung, indem es die Möglichkeit zur freiwilligen oder vom zu⸗ 
ſtändigen Amtsarzt beantragten Anfruchtbarmachung von Perſonen, die mit beſtimmten 
Erbkrankheiten belaftet find, auf Grund eines Verfahrens vor den Erbgeſundheits⸗ 
gerichten vorſieht. Das Geſetz zur Bekämpfung der Gewohnheits⸗ und Sittlichkeits⸗ 
verbrecher ermöglicht neben dieſer erbhygieniſchen Maßnahme die Entmannung dieſer 
Verbrecher als Strafe. Aber dieſe Schutzmaßnahmen hinaus iſt durch das Geſetz zum 
Schutze der Erbgeſundheit vom 18. Oktober 1935 die Geſundheit der Ehepartner 
ſchlechthin zur Vorausſetzung jeder Eheſchließung gemacht worden. Keine Ehe wird 
daher in Zukunft mehr ohne Vorlage eines vom zuſtändigen Geſundheitsamt auszu- 
ſtellenden Ehetauglichkeitszeugniſſes geſchloſſen werden dürfen. 


Die Naſſen- und Geſundheitspflege des Dritten Reichs iſt inzwiſchen nicht nur 
materiell, ſondern auch organiſatoriſch in Angriff genommen worden. Die Errichtung 
und der Ausbau der Geſundheitsämter auf Grund des Geſetzes über die Vereinheit⸗ 
lichung des Geſundheitsweſens vom 3. Juli 1934 ſei hier erwähnt, deren Aufgaben 
ſich neben der allgemeinen Geſundheitspolizei auf Erb- und Raſſenpflege, Ehe⸗ 
beratung, geſundheitliche Volksbelehrung, Schulgeſundheitspflege, Mütter. und 
Kinderberatung, Tuberkuloſefürſorge und anderes mehr erſtrecken. 


Die zweite Forderung, daß es als verwerflich zu gelten hat, geſunde Kinder dem 
Staat vorzuenthalten, kann durch ſtaatliche Maßnahmen nur unterſtützt, nicht aber 
geſetzgeberiſch oder organiſatoriſch gelöſt werden. Hier iſt in erſter Linie die Grund- 
haltung des einzelnen Volksgenoſſen zu ſeinem Volk ausſchlaggebend. Sie wird 
erfüllt werden, wenn der einzelne Deutſche die letzten Feſſeln des Individualismus 
abgeſtreift und ſich in die organiſche, alle Lebensgebiete umfaſſende Gemeinſchaft voll 
eingelebt und eingeordnet hat. Dieſe geiſtige Amſchichtung kann von Reichs wegen 
nur mittelbar beeinflußt werden durch Bekämpfung aller ſchädlichen, volksfremden 
Einflüſſe der Ziviliſation und des Großſtadtlebens und durch Pflege der alten deutſchen 
Tugenden: der Treue, der Achtung vor der Ehe und des Familienſinnes. Was in 
dieſer Hinſicht mit Hilfe äußerer Mittel getan werden konnte, iſt in weitem Umfang 
geſchehen. In dem Geſetz zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit vom 1. Juni 1933 
ift neben einer großzügigen Finanzaktion zur Förderung der nationalen Arbeit durch 
Gewährung von öffentlichen Zuſchüſſen zu im öffentlichen Intereſſe gelegenen 
Arbeiten (Siedlung uſw.), die Gewährung von unverzinslichen Eheſtandsdarlehen 
zur Förderung der Eheſchließungen vorgeſehen. Dieſe Darlehen werden nur an erb- 
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geſunde deutſchblütige Staatsangehörige gewährt, wenn die künftige Ehefrau früher 
in einem Arbeitsverhältnis geſtanden hat und fomit durch ihre Heirat zugleich den 
Arbeitsmarkt entlaſtet. Sinnvoll iſt hier eine arbeitsmarktpolitiſche Maßnahme mit 
einer bevölkerungspolitiſchen von großer Bedeutung verknüpft. Als Folge zeigt ſich 
bereits die langſam wieder einſetzende Geburtenſteigerung. Daneben find Maß⸗ 
nahmen zur ſteuerlichen Erleichterung ſür Ehepaare und Kinderreiche zu Laſten der 
Anverheirateten und kinderlos Verheirateten (Steuergeſetz vom 16. Oktober 1934) 
getroffen. Bevölkerungs⸗ und geſundheitspolitiſche Bedeutung haben ſchließlich auch 
die planmäßige Aufſchließung von Wohnſiedlungsgebieten und die Steuerſenkungen 
und Befreiungen für neu errichtete Kleinwohnungen und Eigenheime durch die Geſetze 
vom 21. und 22. September 1933. 


Da, wie geſagt, die innere geiſtige Einſtellung des Menſchen auf dieſem Gebiete aus⸗ 
ſchlaggebend iſt, auf der anderen Seite aber raſſiſch einheitliche Menſchen den fremden, 
die Volksgeſundheit zerſtörenden Einflüſſen viel weniger unterliegen als der 
raſſiſch geſpaltene Menſch, darf ſich das Reich nicht nur mit Maßnahmen der 
Raſſen⸗ und Erbgeſundheitspflege, die nur abwehrender Art find, begnügen. 
Es muß das Abel an der Wurzel faſſen, indem es insbeſondere die zu⸗ 
nehmende Verſtädterung des Landes unterbindet. Die bisher auf dem Gebiet 
der Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit durchgeführte Verſchiebung jugendlicher 
ſtädtiſcher Arbeiter auf das Land hat hiermit den erſten Anfang gemacht. In hervor⸗ 
ragendem Maße dient ferner dieſen Zielen die Landjahr⸗Geſetzgebung Preußens und 
einiger anderer Länder. Anterſtützend wirkt hierbei die geiftige Beeinfluſſung durch 
die Hitlerjugend und die übrigen Organiſationen der Bewegung zur Pflege der 
Heimatliebe, der ländlichen Kunſt und der alten Dorſſitten mit. Den weitaus größten 
Einfluß auf die wieder zu ſchaffende Vormachtſtellung des Landes über die Stadt hat 
die neue Agrargefetzgebung gehabt. Schon im Mai 1933 führte Preußen für den 
größten Teil ſeines Gebiets obligatoriſch die Gebundenheit des landwirtſchaftlich und 
forſtwirtſchaftlich genutzten Grund und Bodens an die Sippe ein. Am 30. September 
1933, dem erſten großen Erntedankfeſt, wurde das Reichserbhofgeſetz verkündet. Sein 
Zweck iſt, wie der Vorſpruch zu dieſem Geſetz in klaren Worten ſagt, 

„unter Sicherung alter deutſcher Erbfitte das Bauerntum als Blutquelle des 

deutſchen Volkes zu erhalten. 

Die Bauernhöfe ſollen deswegen vor Aberſchuldung und Zerſplitterung im Erb- 

gang geſchützt werden, damit fie dauernd als Erbe der Sippe in der Hand freier 

Bauern verbleiben. 

Es ſoll auf eine geſunde Verteilung der landwirtſchaftlichen Beſitzgrößen hingewirkt 

werden, da eine große Zahl lebensſähiger kleiner und mittlerer Bauernhöfe, 

möglichſt gleichmäßig über das ganze Land verteilt, die beſte Gewähr für die 

Geſunderhaltung von Volk und Staat bildet. 

Land. und forſtwirtſchaftlicher Beſitz in der Größe von mindeſtens einer Acker- 

nahrung und von höchſtens 125 Hektar ſoll daher Erbhof fein, wenn er einer 

bauernfähigen Perſon gehört. 

Bauer kann nur ſein, wer deutſcher Staatsbürger, deutſchen oder ftammesgleichen 

Blutes und ehrbar iſt. 

Der Erbhof geht ungeteilt auf den Anerben über. Die Rechte der Miterben 

beſchränken ſich auf das übrige Vermögen des Bauern. 

Der Erbhof iſt grundſätzlich unveräußerlich und unbelaſtbar.“ 
An dieſes Grundgeſetz hat ſich die geſetzliche organiſatoriſche Zuſammenfaſſung aller 
an dem Grund und Boden irgendwie beteiligten Kräfte, insbeſondere der Bauern, 
im Reichsnährſtand angeſchloſſen. Abgeſehen von ſeiner hervorragenden Aufgabe 
der Ernährung des deutſchen Volkes und ſeiner markt. und wirtſchaftspolitiſchen 
Funktion im Wirtſchaftsleben iſt dieſer durch eine gemeinſame ethiſche Auffaſſung 
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zufammengehaltene Stand der Träger der bäuerlichen Kultur geworden, des vielleicht 
wichtigſten deutſchen Kulturzweiges. 


Für die Zukunft wird das Reich gerade dem Ausbau dieſer ſo wichtigen Bauern⸗ 
organiſation ſeine beſondere Aufmerkſamkeit zuzuwenden haben. Es wird die Frage 
der durch die Wiederbelebung der Erbhofſitte bedeutungsvoll gewordenen Anter⸗ 
bringung der Nicht⸗Anerben zu löſen fein. Mit der Nutzbarmachung bisher brach⸗ 
liegender Landſtrecken, der Eindeichung weiter Aferſtrecken des Meeres durch den 
Arbeitsdienſt iſt bereits begonnen. 


Durch das Geſetz über die Neubildung deutſchen Bauerntums vom 14. Juli 1933 iſt 
die ländliche Siedlung, insbeſondere die Schaffung neuer Bauernhöfe im geſamten 
Reichsgebiet zur Aufgabe des Reichs erklärt worden. Zur Löſung dieſer Aufgabe hat 
der Reichsernährungsminiſter den unter ſeiner Leitung ſtehenden „Siedlungsausſchuß 
für die Neubildung deutſchen Bauerntums“ berufen. Das Geſetz zur Ergänzung des 
Reichsſiedlungsgeſetzes vom 4. Januar 1935 beſchleunigt dieſe Neubildung durch die 
Gewährung wirtſchaftlicher Erleichterungen. 

So find die Grundlagen gelegt für die Wiedergeburt des nordiſch deutſchen Menſchen 
in ſeinem ganzheitlichen Volkstum. 


7. Der Führerftaat 

Wenn im Vergangenen verſucht worden iſt, die Grundprinzipien der umfaſſenden 
nationalſozialiſtiſchen Volksordnung darzuſtellen, die das Volk als den lebendigen 
Inhalt des Reichs in den Mittelpunkt des politiſchen Geſchehens und der ſtaatsrecht⸗ 
lichen Ordnung ſtellen, fo ſollen nun aus dieſen völkiſchen und volklichen Grund- 


forderungen die Folgen für die äußere Organiſation des Volkes im Reich gezogen 
werden. 


Weil der Staat nach nationalſozialiſtiſcher Auſfaſſung die politiſch organiſatoriſche 
Geſtaltung des Volkes iſt, hat jedes Volk feinen Staat im Letzten nach bluteigenen Ein- 
ſichten und Gefühlen zu ordnen. Das Ziel des ſtaatsrechtlichen Aufbaues muß es daher 
ſein, eine möglichſt vollkommene Abereinſtimmung von Organismus und Organiſation 
und die größtmögliche Einheit von Weltanſchauung und Staatsgeſtaltung herbeizu ; 
führen, d. h. der Reichsneubau muß die möglichſt vollkommene Formgebung des natürlich 
gewachſenen Organismus „deutſches Volk“ im Licht der nationalſozialiſtiſchen Idee 
werden. Dabei wird es darauf ankommen, nicht nur einen Kraftſtrom von oben nach 
unten zu leiten, wie dies im allmächtigen zentraliſtiſch⸗ totalen Staat des Faſchismus 
der Fall iſt, ſondern es wird eine ſinnvolle Wechſelbeziehung zwiſchen Reich und Volk 
zu ſchaffen ſein, die einen Kraftſtrom vom Staat zum Volk und vom Volk 
zum Staat ermöglicht. Nur wenn auf der einen Seite verhindert wird, daß 
die äußere Organiſation erſtarrt, und auf der andern Seite der Organismus vor 
Erſchütterungen durch Mängel der Orgänifation bewahrt bleibt, wird die innere 
Einheit von Volk und Reich, die Nation, erhalten bleiben. Der Reichsneubau wird 
fo aufzuführen fein, daß in ihm feine im deutſchen Volkstum liegende Beſtimmung 
und Bedingtheit zum Ausdruck kommt, das Volkstum nach außen zu ſchirmen und im 
Innern zuſammenzufaſſen und die notwendige Gliederung ſo zu geſtalten, daß die 
politiſche Einheit und Gemeinſchaft des deutſchen Volkes für alle Zeiten ſtabiliſtert 
iſt und dennoch ein reges Eigenleben der Zellen der Einheit möglich bleibt und daß ſo 
ſtändig aus den Tiefen des Volkstums der lebendige Zuſtrom von Kräften erfolgt. 


Wir haben geſehen, daß das Volk nicht die Summe von beſtimmten Gebiets- 
bewohnern, ſondern eine geſchichtlich gewordene Bluts⸗ und Schickſalsgemeinſchaft iſt. 
Da aber innerhalb dieſer Blutsgemeinſchaft des Volkes die zwar grundſätzlich gleich⸗ 
gerichteten Erbanlagen der einzelnen Volksgenoſſen nicht ſchlechthin als gleichwertig 
anzuſehen find, folgt daraus, daß die Führung des Volkes nicht auf Grund allge- 
meiner Wahlen mit gleichem Stimmrecht aller nur irgendwie handlungsfähigen 
Volksglieder beſtimmt werden kann. Die Führung des Volkes kann nur durch die 
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Beſten (Reichsbürger) dem Fähigſten und Tüchtigſten übertragen werden. In die 
Praxis umgeſetzt bedeutet dies: Die nationalſozialiſtiſche Volksordnung kann eine 
parlamentariſch demokratiſche Herrſchaft nicht dulden; denn eine ſolche Herrſchaft 
geht von dem falſchen Gedanken der Gleichheit aller Menſchen aus. Sie gibt dem 
minder Wertvollen den gleichen Einfluß wie dem Vollwertigen und dämmt dadurch 
nur deſſen Verantwortungsgefühl ein. Das Dritte Reich muß ſich daher im Ein- 
klang mit den Grundgeſetzen der Natur, den Grundzügen deutſchen Weſens und aus 
ſeinem grundſätzlichen Raſſedenken heraus zum Führergedanken bekennen. 


Das geſtaltende Prinzip des deutſchen Volks und Staatslebens iſt das Führer⸗ 
prinzip. Der Nationalſozialismus hat damit eine politiſche Form ſpezifiſch deutſcher 
Prägung geſchafſfen, die ſich in der deutſchen Geſchichte bereits bewährt hat. 

Das Weſen des Führerſtaates beſteht einmal darin, daß an der Spitze ein Führer 
ſteht, deſſen Geiſt und Wille den Staat beſeelt und geſtaltet, ihm ſein Gepräge gibt. 
Bei ihm liegt die höchſte und letzte Entſcheidung in allen Angelegenheiten des 
Staates. In ſeiner Hand ruht damit letzten Endes alle Macht. „Es muß ein Wille 
fein und es muß ein Wille führen.“ Der Führer teilt den einzelnen Organiſations- 
formen des Volkes, der Partei, dem Heere, der Verwaltung, den ſtändiſchen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Selbſtverwaltungseinrichtungen ihre Aufgaben zu. Er iſt höchſte Einheit 
aller Erſcheinungsformen des Volkes. Der Führer trägt allein die Verantwortung 
gegenüber der Volksgemeinſchaſt im Gegenſatz zum parlamentariſch demokratiſchen 
Staat, in dem die Spitze nur ausführendes Organ irgendeiner Wahlkörperſchaft iſt, 
die zwar formell die Verantwortung trägt, in Wirklichkeit aber nie zur Verant- 
wortung gezogen werden kann, weil ſie aus einer Vielheit von Einzelperſonen beſteht 
und ihr Wille durch Mehrheitsbeſchluß ermittelt wird. 


Autorität nach unten und Verantwortung nach oben find ſomit die beiden Haupt- 
elemente des Führerprinzips. 


Führerqualitäten werden, wie das völkiſche Raſſeprinzip zeigt, nicht durch Wiſſen 
und Bildung oder gar Kapital erworben, fie find vielmehr Erbgut, innere Veran- 
lagung und Eignung und werden durch die Geburt vermittelt. Ausbildung und 
Schulung vermögen nur zur Entfaltung dieſer Erbanlage beizutragen. Die Heran- 
bildung der Führer muß vor allem auf dem Wege einer natürlichen Ausleſe und nicht 
durch größtmögliches Einpfropfen von Bildung und Wiſſen erfolgen. 

Für das nationalſozialiſtiſche Reich, das in Anerkennung der Bedeutung des Blutes 
von der raſſiſch bedingten Angleichheit der Völker und Einzelperſonen ausgeht, heißt 
Ausleſe zunächſt die bewußte Förderung und Vermehrung der für die Volksgemein- 
ſchaft raſſiſch beſonders wertvollen Elemente des Volkes. Aus dieſem Kräftereſervoir 
find nach dem Grundſatz der Leiſtungsfähigkeit die wertvollſten Köpfe auszuwählen, 
denen zum Nutzen der Nation der entſcheidende Einfluß einzuräumen iſt. Dieſe 
Siebung nach Fähigkeit und Tüchtigkeit trifft am zuverläſſigſten der Lebenskampf. 
Das Vorbild einer großen Perſönlichkeit, die Härte eines großen Geſchehens, die 
Kraft einer großen und lebendig wirkſamen Aberlieferung wirken in hervorragendem 
Maße mit, Menſchen gleicher innerer Haltung zuſammenzuführen. Die politiſche 
Führerſchicht der NS DA hat ſich fo im Kampf um die Macht herausgebildet. Sie 
ſtellt eine natürliche Auswahl im Sinne einer Elite dar. Es ſoll daher nur Führer 
werden, wer ſich auf Grund ſeiner Geſamtleiſtungen durchzuſetzen vermag. Erſt die 
perſönliche Leiſtung verſchafft die zum Führen notwendige Autorität und die willige 
Gefolgſchaft der Geführten. 

Da kein Menſch allwiſſend fein kann, ſchließt das Führerprinzip nicht aus, ja er- 
fordert geradezu, daß der Führer oder Anterführer ſich bei Erfüllung feiner Auf- 
gaben des Rates verdienter und in einzelnen Sachgebieten beſonders erfahrener 
Männer bedient. 

So ſtark der Führergedanke die Stellung des Führers geſtaltet, und ſo nachdrücklich er 
ibm Naum ſchafft für die wirkſame Entfaltung feiner Leitungsgewalt, fo beſtimmt 
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bekennt er ſich auf der anderen Seite zu einer lebendigen Verbindung der Führung 
und der Geführten. Zum Führer gehört die Gefolgſchaft. Der Führergedanke bringt 
die Geſührten nicht in eine deſpotiſche Unterwerfung unter den Führer. Er macht fie 
nicht zu bloßen Gegenſtänden der Führertätigkeit, vielmehr geht er von der Vor⸗ 
ſtellung einer Gemeinſchaft aus, die durch das freiwillige Zuſammenſtehen aller 
Glieder getragen wird. Der Führer führt daher in Wahrheit nicht mit Hilfe 
äußerer Zwangsmittel, ſondern durch die Aberzeugungskraft ſeiner Leiſtung. Führer 
und Gefolgſchaft gehorchen gleichen inneren Geſetzen. Am der Gemeinſchaft willen 
unterſtellt die Gefolgſchaft ſich in freiwilligem Dienſt dem Führer. Die Gemeinſchaft 
des Volkes iſt eine fittliche, geiſtige, politiſche und ſoziale Einheit und Ganzheit. 
Ein Glied dieſer Gemeinſchaft iſt auch der Führer. Der Führer ſteht alſo nicht 
außerhalb der Volksgemeinſchaft; er iſt vielmehr die reinſte und ſtärkſte menſchliche 
Verkörperung der Gemeinſchaft, der Treuhänder, der Sachwalter und der Reprä- 
ſentant des Volkstums. Das Wort des größten Preußenkönigs, daß der König der 
erſte Diener des Staates iſt, findet feine fſinngemäße Wiedererſtehung in dem 
nationalſozialiſtiſchen Grundſatz, daß der Führer der erſte Volksgenoſſe iſt. Der 
Führer faßt die Gemeinſchaft zur höchſten Wirkſamkeit zuſammen und weiſt ihr 
Richtung und Ziel ihres Einſatzes. Es folgt daraus zugleich, daß auch der oberſte 
Führer nicht unverantwortlich iſt. Alle, Führer und Geführte, haben ihr Tun und 
Laſſen auszurichten nach den Belangen und Anforderungen der Volksgemeinſchaft 
und der Idee, der ſie dienen. „Das künftige Staatsgebilde verwirklicht ſich zwiſchen 
den Polen „Führer —Volksgemeinſchaft“ (Krieck). Auch hier tritt das Volk wieder 
in den Mittelpunkt, indem es der Führung Legitimation, Berufung und Aufgabe gibt. 
In dieſem tieſeren Sinne ruht der nationalſozialiſtiſche Führerſtaat in viel ſtärkerem 
Maße, als dies bei irgendeiner demokratiſchen Verfaſſung der Welt der Fall iſt, auf 
der Souveränität des Volkes. Daß der Führer ſeine Stellung aus einem Auftrag des 
Volkes, der ihm dank der Aberzeugungskraft ſeiner Leiſtung geworden iſt, herleitet, 
bat der Erlaß vom Auguſt 1934 und die auf Grund dieſes Erlaſſes durchgeführte 
Volksabſtimmung vom 19. Auguſt 1934 klargeſtellt. Das Vertrauen des Volkes zum 
Führer gehört damit zu den Weſensmerkmalen des Führerſtaates, der deswegen auch 
gleichzeitig ein Volksſtaat iſt. 

Die nationalſozialiſtiſche Grundanſchauung, daß die autoritäre Staatsführung ihre 
tiefe Verankerung im Volke vorausſetzt, hat ihren geſetzlichen Niederſchlag bereits 
im Geſetz über Volksabſtimmung vom 14. Juli 1933 gefunden. Danach kann die 
Reichsregierung jederzeit das Volk befragen, ob es einer Regierungsmaßnahme, auch 
einem Geſetz, zuſtimmt oder nicht. Bei Zuſtimmung gilt ein Geſetzesvorſchlag als 
beſchloſſen und wird vom Reichskanzler ausgefertigt und verkündet. Bereits zweimal 
hat die nationalſozialiſtiſche Staatsführung von der Befragung des Volkes Gebrauch 
gemacht: bei dem Austritt Deutſchlands aus dem Völkerbund im Oktober 1933 und 
bei der Schaffung der umfaſſenden Führerſtellung durch das Geſetz über das Staats- 
oberhaupt des Deutſchen Reiches. Zweimal hat das Wahlergebnis in über⸗ 
wältigender Weiſe die Einheit von Führung und Volk, von NSDAP und Nation 
aller Welt bekundet. 

Zur Eigenart des Führerſtaates gehört ſchließlich noch, daß der Führergedanke der 
Organiſationsgrundſatz aller Erſcheinungs⸗ und Organiſationsformen des Volkes iſt. 
Während in der parlamentariſchen Weimarer Demokratie — wenigſtens dem Grund- 
ſatz nach — alle wichtigen Stellen durch Wahl und Mehrheitsbeſchluß beſetzt wurden, 
d. h. ein un verantwortlicher „Pluralismus“ herrſchte, ernennt im Führerſtaat der 
oberſte Führer ſeine Mitarbeiter und Anterführer, die wiederum ſelbſtändig und eigen⸗ 
verantwortlich tätig werden, aber dem Führer für ihr Gebiet voll verantwortlich und 
zu unbedingter Treue verpflichtet find. 

Der Führergedanke iſt in der nationalſozialiſtiſchen Bewegung reſtlos durchgeführt. 
Ihn auch im Bereich des Staates durchzuführen, iſt ſchon deswegen Aufgabe der 
Zukunft, da Bewegung und Reich nur verſchiedene Ausdrucksformen des gleichen 
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Volkes find und in einer fo wichtigen Grundfrage weiteſtgehend übereinftimmen 
müffen. 


Der Anfang zur Durchführung des Führerprinzips in der Führung des Reichs 
wurde bereits mit dem Erlaß des Ermächtigungsgeſetzes gemacht, durch das 
neben die parlamentariſch⸗demokratiſche Geſetzgebungsmaſchine ein völlig neues 
Geſetzgebungsverfahren trat, in dem der politiſche Wille des Führers praktiſch aus 
ſchlaggebend wurde. Das Neuaufbaugeſetz vom 30. Januar 1934 und das ſich daran 
anſchließende Geſetz vom 14. Februar brach aus der alten Geſetzgebungsmaſchine ein 
weiteres weſentliches Zahnrad heraus und beſeitigte ihre überalterte Arbeitsweiſe. 
Der Reichsrat wurde auſgehoben und damit fein Einſpruchsrecht in der Geſetz⸗ 
gebung abgeſchafft. Aus dem Reichstag, der einſt als das Fundament der zentralen 
Staatsgewalt in die Weimarer Verfaſſung eingebaut worden war, iſt im weſentlichen 
eine beratende Kammer geworden, die der Reichsregierung bei beſonders ſchwer⸗ 
wiegenden Entſcheidungen ratend zur Seite ſteht, ohne ſich, wie die früheren Reichs⸗ 
tage, in endloſen Debatten zu verlieren. In den Ländern war die parlamentariſche 
Regierungsform bereits mit dem erſten Reichsſtatthaltergeſetz praktiſch beſeitigt. Die 
Reichsſtatthalter waren von dem Vertrauen der Länderparlamente unabhängig. Das 
Neuaufbaugeſetz vom 30. Januar 1934 beſeitigte die mit dem Reichstag im Oktober 
1933 aufgelöſten und nicht wiedergewählten Landtage endgültig. Auch die auf den 
Spielregeln der Weimarer Verſaſſung beruhenden Beſtimmungen über die Stellung 
des Reihspräfidenten waren teilweiſe überholt, teilweiſe auch mit anderer Bedeutung 
und anderem Sinn erfüllt worden. Eine Zweiteilung der Führung zwiſchen 
Kanzler und Präfident erſchien nicht mehr möglich. Nach dem Ableben des 
Reichspräſidenten von Hindenburg wurden daher beide Umter durch das Geſetz über 
das Staatsoberhaupt des Deutſchen Reichs vom 1. Auguſt 1934 vereinigt. Der 
Führer hat dadurch eine Machtſtellung erhalten, wie ſie vorher wohl kaum jemand 
beſeſſen hat. Er vereinigt in ſeiner Hand nicht nur alle Nechte und Pflichten als 
Führer der Partei, als Reichskanzler und als Reichspräfident, ſondern eine genaue 
Prüfung der Rechtslage ergibt, daß das Amt des Führers und Reichskanzlers den 
Zuſtändigkeitsbereich der beiden älteren Amter weit überſchreitet. Durch die ſtaats⸗ 
rechtliche Entwicklung iſt er oberſter politiſcher Volksführer, oberſter Führer und Vor⸗ 
geſetzter der Verwaltung, höchſter Richter des Volkes und oberſter Beſehlshaber der 
Wehrmacht geworden. Dieſes nationalſozialiſtiſche Führeramt Hitlers hat alſo mit 
dem Amt des Reichspräſidenten der Weimarer Verfaſſung und dem parlamentariſchen 
Kanzleramt verſaſſungsrechtlich nichts mehr gemein. Aus dem Staatsamt des Reichs. 
präſidenten iſt das oberſte politiſche Volksamt, aus dem Hüter der Verfaſſung iſt der 
für das Wohl und Wehe des Volkes allein verantwortliche Volksführer geworden. 


Das Ermächtigungsgeſetz, das Geſetz über das Staatsoberhaupt des Deutſchen 
Reichs und die ſtaatsrechtliche Entwicklung ſeit der Machtübernahme haben 
die Legislative und die Exekutive in der Perſon des Führers vereinigt. 
Die geſamte vollziehende Gewalt liegt beim Führer. Er hat fie zur Aus⸗ 
übung feinen Reichsminiſtern und nachgeordneten Stellen überlaſſen. Wie die voll- 
ziehende Gewalt liegt auch das Geſetzgebungsrecht beim Führer. Die Quelle unſeres 
Rechts iſt tatſächlich und auch rechtlich entſprechend der Gewohnheitsrecht ſchaffenden 
Abung der letzten Jahre der Führer und Reichskanzler. Das Geſetzgebungsverfahren 
des Ermächtigungsgeſetzes hat nur verfahrensmäßige Bedeutung. Materiell ſtellt 
dieſe verfahrensmäßige Behandlung der Geſetze nur eine Beratung des Führers durch 
die Reichsminiſter dar. Die Geſetze des Dritten Reichs werden alſo vom Führer 
nach vorheriger Beratung mit den Reichsminiſtern erlaſſen. 


Die Stellung der Reichsregierung iſt damit ebenfalls eine andere geworden. Die 
Mitglieder der Reichsregierung ſind die Berater und Vertrauensmänner des 


Führers. 
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Durch das Geſetz Über das Staatsoberhaupt und die ſtaatsrechtliche Entwicklung hat 
das Führerprinzip in umfaſſendſter Weife feinen Ausdruck in der nationalfoziali- 
ſtiſchen Volksordnung gefunden. 


8. Der Einheits ſtaat 


Aus dem ſo verankerten Führerprinzip folgt die Beſeitigung der dem einheitlichen 
Willen des oberſten Führers entgegenſtehenden Landeshoheitsgewalt. Soll der 
Führer wirklich führen können, ſo darf es neben ihm eine Staatsgewalt eines Gliedes 
des Reichs nicht mehr geben. Das totale Reich muß begrifflich ein Einheitsſtaat 
ſein. Zwei Staatswillen nebeneinander ſind im Führerſtaat ein Anding. Die 
zentrale Zuſammenfaſſung aller politiſchen Kräfte des Reichs iſt die ſtaatspolitiſch 
notwendige Maßnahme zur Schaffung einer willensmäßigen Einheit und eines 
politiſchen Kraftzentrums. Durch die Neuordnung ſoll daher nach einer 1000jährigen 
Serfplitterung der politiſchen Gewalten ein Reich geſchaffen werden, das die nationale 
Verbundenheit des deutſchen Volkes für alle Zukunft gewährleiſtet, und deſſen 
Gliederung abermals nach einem Jahrtauſend noch als finnvoll anerkannt werden muß. 
Dabei kann es ſich um keinen Abklatſch zentraliſtiſcher Staatsgeſtaltung nach 
hiſtoriſchem, insbeſondere franzöſiſchem Vorbild handeln. Vielmehr geht es um die 
Verwirklichung des Gedankens, Reich und Volk als ein untrennbares Ganzes, als 
eine Einheit zu geſtalten. Der geſchloſſene Einſatz der Volkskraft der Nation in allen 
entſcheidenden Lebensfragen darf in Zukunft von keiner Stelle aus mehr geſtört 
werden können. Das bedeutet auf der anderen Seite keine Verödung des Landes, 
keine Verneinung der wertvollen, im einzelnen oft ſo verſchiedenartigen Züge unſeres 
Volkes, die uns im Laufe der tauſendjährigen Geſchichte vertraut und teuer geworden 
ſind, keine Schematiſierung von Kultur und Leben. Denn gerade in der Organiſation 
des nationalſozialiſtiſchen Einheitsſtaates muß die ſeeliſche Struktur unſeres Volkes 
ihren lebendigen Ausdruck ſinden. Die künftige Organiſation und Gliederung des 
Reichs muß demgemäß einmal jede Möglichkeit eines Rüdfalles in das deutſche Erb⸗ 
übel der ſtaatspolitiſchen Zerſplitterung, die ſtets zu einer Schwächung, wenn nicht 
gänzlichen Beſeitigung der einheitlichen Reichsführung zum Schaden des deutſchen 
Volkes geführt hat, für alle Zukunft ausſchließen. Die lebendigen Kräfte der Geſamt⸗ 
heit des Volkes und ſeiner Zellen, des Reichsganzen und ſeiner einzelnen Landſchaften 
müſſen ferner dem Reiche nutzbar gemacht werden. Die Verwaltungsorganiſation des 
Reichs muß ſich an die natürliche kulturelle und wirtſchaftliche Struktur des deutſchen 
Volkskörpers anlehnen. Die zukünſtige Behördenorganiſation muß einfach und billig, 
durchſichtig und überſichtlich, ſchlagkräftig und leicht leitungsfähig und vor allem zur 
Durchſetzung der nationalſozialiſtiſchen Idee bis in die letzte Zelle der Gemeinſchaft 
geeignet ſein. Die ſo dringend notwendige Vereinfachung und Verbilligung der Ver⸗ 
waltung wird durch eine ſinnvolle Zuſammenſührung von Reichs und Landesverwaltung 
einerſeits und durch Zuſammenfaſſung der verſchiedenen dazu geeigneten Verwaltungs- 
zweige mit dem Ziel der Wiederherſtellung der Einheit der Verwaltung anderſeits er⸗ 
reiht werden müſſen. Bel der Aufgabenverteilung wird nicht daran vorbeigegangen 
werden können, daß es Aufgaben gibt, die wegen ihrer grundſätzlichen Bedeutung für 
das Reich nur von zentraler Stelle zweckmäßig entſchieden und erledigt werden können, 
daß aber auf der anderen Seite Aufgaben vorhanden find, die zwar auch dem ſtaat⸗ 
lichen Verwaltungsbereich des Reichs angehören, die aber zweckmäßig in den mitt- 
leren oder unteren volksnäheren Verwaltungsſtellen im Einzelfall entſchieden und 
erledigt werden können, und daß es ſchließlich Aufgaben gibt, die regionaler, land- 
ſchaftsgebundener Natur ſind, deren Erledigung das Reich den künftigen lokalen und 
regionalen Selbſtverwaltungsträgern unter ſeiner Aufſicht überlaſſen kann. Bei der 
Aufgabenverteilung zwiſchen dem Reichsganzen und feinen Gliedern, den Reichs. 
gauen und ſonſtigen ſtaatlichen Verwaltungsbezirken und Trägern der Selbſt⸗ 
verwaltung wird bei ſtraffer Zentraliſation aller Hoheitsgewalt eine vernünftige 
Dezentraliſation und Dekonzentration der ausführenden Verwaltung Platz greifen 
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müſſen. Wie im einzelnen die Neuordnung auch vorgenommen werden mag, bei 
jeder Maßnahme zur Neuordnung der Verwaltung wird eine Grunderkenntnis nie 
außer acht gelaſſen werden dürfen, nämlich daß es ſich nicht nur um die zweckmäßige 
Löſung einer nüchternen Verwaltungsreform, nicht um den Aufbau 
eines neuen bürokratiſchen Syſtems, ſondern ausſchließlich um die Frage handelt, 
welche Form gefunden werden muß, um alle Kraftquellen des deutſchen Volkes in 
einem lebendigen Organismus zuſammenzuſchließen und ſie zu Höchſtleiſtungen zu be⸗ 
fähigen. Es gilt, einen Bau zu ſchafſen, der in ſich fo feſt gegliedert iſt, daß er, nach 
außen allen Stürmen gewachſen, die Lebensrechte der Nation machtvoll verteidigen 
kann und im Innern das deutſche Volkstum zu ſeiner höchſten Blüte zu entfalten 
vermag. 


Nachdem zunächſt die noch auf Selbſtändigkeit bedachten Landesgewalten durch die 
beiden Gleichſchaltungsgeſetze des Jahres 1933 gezügelt und insbeſondere die Reichs- 
ſtatthalter von dem Vertrauen der Landesparlamente unabhängig gemacht worden 
waren, war die Bahn für den deutſchen Einheitsſtaat frei zeworden. Das 
deutſche Volk hatte ſich ſchon lange nach echter Einheit und nach Beſeitigung der 
zumeiſt von Napoleons Gnaden nach volksfremden Geſichtspunkten ohne Rüdfiht 
auf Stammeseigenart, Kultur und wirtſchaſtliche Zuſammenhänge gebildeten Mittel- 
und Kleinſtaaten geſehnt. Dieſer Traum der beſten Deutſchen des letzten Jahr⸗ 
hunderts war bis zur nationalſozialiſtiſchen Revolution zunächſt an den dynaſtiſchen, 
ſpäter an den partikulariſtiſchen Intereſſen großer reichsfeindlicher Parteien und der 
auf ihnen beruhenden Länderregierungen und ſchließlich auch an der mangelnden 
klaren Erkenntnis einer totalen Amwälzung des Staatsbegriffs geſcheitert. Jetzt, im 
Jahre 1933, ging dieſe Sehnſucht ihrer Erfüllung entgegen. 


Zunächſt mußten die Hoheitsrechte der Länder beſeitigt werden, damit die Vereinheit⸗ 
lichung der Geſamtverwaltung eingeleitet werden konnte. Das Neuaufbaugeſetz vom 
30. Januar 1934 hob die bundesſtaatliche Struktur des Reichs auf; die Länder ver- 
loren ihre Hoheitsrechte. Sie ſind keine Staaten mehr. Als zur Zeit noch ſelbſtändige 
Gebietskörperſchaften und Vermögensträger ſtellen ſie eine Art Reichsprovinzen dar. 
Sie find nur noch Verwaltungseinheiten des Reichs; als ſolche find fie jedoch in ihrer 
Buntſcheckigkeit im weſentlichen noch vorhanden. Es gibt nur noch eine Reichsgewalt, 
ein Keichsvolk und ein Reichsgebiet. Die Landesregierungen unterſtehen der Reichs- 
regierung und find Vollzugsorgane der Reichsregierung. Sie üben nach der Erſten 
Durchführungsverordnung zum Neuaufbaugeſetz vom 2. Februar 1934 die auf das Reich 
übergegangenen Hoheitsrechte nur noch im Namen des Reichs bis auf jederzeitigen 
Widerruf aus. Mit der Staatshoheit verloren ſie auch das Recht der eigenen Ge⸗ 
ſetzgebung. Die für den Bereich eines früheren Landes zu erlaſſenden Geſetze ſind 
materiell regionale Reichsgeſetze, deren Erlaß zwar den Landesregierungen über⸗ 
tragen, aber an die Zuſtimmung des zuſtändigen Reichsminiſters gebunden iſt. Für 
weite Gebiete der Geſetzgebung iſt der Erlaß eines Geſetzes durch Landesbehörden 
auch im Namen des Reichs überhaupt nicht mehr möglich. Die Reichsſtatthalter, die 
die Aufſicht über die Länder ſühren, unterſtehen ihrerſeits der Dienſtaufſicht des 
Reichsminiſters des Innern. Aus der Tatſache, daß es keine Länderhoheit und damit 
kein Landesvolk mehr gibt, hat die Verordnung vom 5. Februar 1934 die Folgen ge- 
zogen, indem fie die Reichsſtaatsangehörigkeit an Stelle der Landesſtaatsangehörigkeit 
geſetzt hat. 

Nach Beſeitigung der Länderhoheiten wird zur Zeit die ausführende Ver⸗ 
waltung in Reich und Ländern zuſammengefaßt und vereinheitlicht. Bei der 
Machtübernahme befand ſich auch die Verwaltung organiſatoriſch in der Auflöſung. 
Die früher vorhandene, einheitliche, in ſich geſchloſſene, überſichtlich gegliederte Ver⸗ 
waltung mit klaren Zuſtändigkeiten war in weiten Bezirken ſyſtemlos nebeneinander 
geſtellten, ſich oftmals weitgehend überfchneidenden Einzelbehörden und Sonder- 
verwaltungen gewichen, die meiſt ohne gegenſeitige Fühlungnahme arbeiteten. Die 
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Folge davon war, daß der deutſche Volksgenoſſe, der dieſer Fülle von Verwaltungs- 
behörden gegenüberſtand, ſich nicht mehr damit zurechtfand und oftmals eine Reihe 
von Behörden anging, bis er die zuſtändige gefunden hatte. Die Arſache dieſer Zer- 
ſplitterung war einmal die auf der liberaliſtiſch⸗individualiſtiſchen Denkweiſe beruhende 
innere Einſtellung der Verfallszeit, die mehr auf das einzelne, mehr auf das Indi⸗ 
viduum als auf die Geſamtheit blickte. Wie im Wirtſchaftsleben und in der Technik 
nahm auch auf dem Gebiete des Behördenweſens inſolgedeſſen eine immer mehr zu- 
nehmende Spezialiſierung überhand. Dazu kam das Nebeneinander von Reich und 
Ländern, das in immer ſtärkerem Maße dazu veranlaßte, von Reichs wegen einzelne 
Verwaltungszweige ſelbſtändig mit eigenem Behördenunterbau zu ordnen, um fo die 
Durchſchlagskraft des Reichswillens zu ſichern. Dieſer Weg der Vereinheitlichung 
überwand zwar den Länderpartikularismus, ſetzte aber an ſeine Stelle zuweilen 
eine Art Reſſortegoismus, der die Tendenz der allmählichen Auflöſung der einſtmals 
einheitlichen ſtaatlichen Verwaltung in ſeine einzelnen Fachverwaltungen und die 
Gefahr eines Neben- und Gegeneinanders der Verwaltung zum Schaden des Volkes 
mit ſich brachte. 


Daß der Nationalſozialismus auf dieſem Wege nicht fortſchreiten konnte, iſt ſelbſt ⸗ 
verſtändlich. Aus dem Führergedanken folgt zwangsläufig das wichtigſte organifa- 
toriſche Geſetz des nationalſozialiſtiſchen Verwaltungs auf baues, 
daß die Verwaltung eine Einheit bilden muß. Es muß dahin zurückgefunden werden, 
daß die ſogenannte allgemeine und innere Verwaltung in Wahrheit wieder eine 
allgemeine Verwaltung wird. Das liegt, wie oben ſchon hervorgehoben, vor allem 
im Intereſſe der Bevölkerung, aber auch im Intereſſe der Verwaltungsbehörden 
ſelbſt. Anter der Zerſplitterung leidet vor allem die Sicherheit der verwaltungs⸗ 
mäßigen Entſcheidung, denn nur wer einen Geſamtüberblick hat, kann alle Momente 
berückſichtigen, die bei den einzelnen Lebensvorgängen, die ſich nicht nach Behörden- 
zuſtändigkeit zu richten pflegen, und den daraus reſultierenden Verwaltungsmaß⸗ 
nahmen eine Rolle ſpielen. Die einheitliche Zuſammenſaſſung in der Mittelinſtanz 
ermöglicht zugleich den zwiſchen den einzelnen Verwaltungszweigen notwendigen 
Ausgleich. Jede nicht durch die beſondere Eigenart des Verwaltungsgegenſtandes 
unbedingt notwendige Spezialiſierung führt nur zu leicht zu einer Selbſtgenügſam⸗ 
keit und Abkapſelung der Spezialbehörde und zu einem Vorwiegen des Techniſchen 
über das Allgemeine und Politiſche in der Verwaltung. Daraus folgt, daß Sonder- 
verwaltungen mit eigenem Behördenunterbau, ſoweit die Natur der Sache nicht ein 
anderes erfordert, zu beſchränken find. 


In der Reichsſpitze iſt die verwaltungsmäßige Einheit der fachlich gegliederten 
Reichsreſſorts im Führer hergeſtellt. Im Bereich der allgemeinen Landesverwaltung 
haben die Landesminiſterien und ſonſtigen oberſten Landesbehörden durch die ſtaats⸗ 
rechtliche Amformung den Charakter als Zentralinſtanz verloren. Sie ſind zu einer 
Art Mittelinſtanz des Reichs geworden. Es mußte daher das Ziel fein, Reichs. 
verwaltung und Landesverwaltung nach Fortfall der verſchiedenen Trägerſchaft zu 
einer Einheit zu verbinden. Es wäre nun kein Gewinn geweſen, wenn zwar der 
Dualismus zwiſchen Reichsverwaltung und Landesverwaltung beſeitigt, dafür aber 
eine Auflockerung der bis dahin immer noch vorhandenen gewiſſen „Einheit der 
Landesverwaltung“ eingetauſcht worden wäre; denn es darf nicht verkannt werden, 
daß trotz aller Aufſpaltung bisher die mannigfachen Verwaltungszweige der Länder 
in der kollegialen, unter dem Vorſitze des Miniſterpräſidenten ſtehenden „Landes- 
regierung“ zuſammengeſaßt waren, fo daß der Ausgleich entgegengeſetzter Verwal- 
tungsintereſſen bei der Landesregierung gewährleiſtet war. Mit der Anterſtellung 
der Landesminiſter unter die Reichsminiſter drohte die Geſahr des Auseinander- 
fallens der verſchiedenen Verwaltungszweige in zahlreiche neue Verwaltungsſäulen 
ohne Verſtrebung untereinander. Zur Verhinderung einer ſolchen Auflöſung der 
Einheit der Verwaltung hat das Neuaufbaugeſetz die weiteren Aufbaumaßnahmen, 
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ſoweit ſie nicht auf dem Wege der Geſetzgebung getroffen werden, in die Hand des 
Reichsminiſters des Innern als des allgemeinen „Organiſationsminiſters“ gelegt. 
Auf dieſe Weiſe war die einheitliche Vorbereitung und Durchführung der ſich auf 
der neuen ſtaatsrechtlichen Grundlage ergebenden Reformmaßnahmen ſichergeſtellt. 


In Preußen iſt man zur Vereinheitlichung von Reichs. und Landesverwaltung ent- 
ſprechend der Größe und Bedeutung des Landes einen beſonderen Weg gegangen. 
Die einzelnen Miniſterien bis auf das Finanzminiſterium wurden zunächſt durch 
Derfonalunion mit den entſprechenden Reichsminiſterien verbunden. Im Mai 1934 
übernahm der Reichsminiſter des Innern auf Vorſchlag des preußiſchen Minifter- 
präfidenten das Preußiſche Innenminiſterium, ihm folgten der Reichsjuſtizminiſter 
und die übrigen Miniſter mit Ausnahme des Reichsfinanzminiſters. Die beiden 
Finanzminiſterien konnten wegen der getrennten Haushaltsführung noch nicht ver⸗ 
einigt werden. Da ein Reichskultusminiſterium nicht beſtand, die Kulturaufgaben 
aber auf das Reich übergegangen waren, wurde am 1. Mai 1934 das Reichs- 
miniſterium für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung errichtet. Auch es wurde 
durch Perſonalunion mit dem Preußiſchen Kultusminiſterium verbunden. Aus dieſer 
Perſonalunion der entſprechenden Reichs. und preußiſchen Miniſterien wurde bald 
eine Realunion. Durch Verordnung vom 19. Juli 1934 wurde beſtimmt, daß die 
Beamten der verbundenen Miniſterien in gleicher Weiſe zu Dienſtgeſchäften für das 
Reich oder für das Land herangezogen werden können. So wird ſeit dieſer Zeit 
Preußen von den Miniſterien des Reichs verwaltet. 


Die Zweite Neuaufbauverordnung vom 27. November 1934 bildet einen weiteren 
Abſchnitt in der Fortentwicklung der Verwaltungseinheit zwiſchen Reich und 
Preußen. Hiernach find bis zur Durchführung der Reichsneugliederung die preußi⸗ 
ſchen Oberpräfidenten in ihren Provinzen zugleich ſtändige Vertreter der Reichs- 
regierung, alſo Organe der Reichsverwaltung geworden. In dieſer Eigenſchaft find 
die Oberpräfidenten befugt, ſich von allen Reichs. und Landesſtellen ſowie Körper- 
ſchaften des öffentlichen Rechts innerhalb ihrer Provinz unterrichten zu laſſen. 


Anter dem Geſichtspunkt der Einheit der Verwaltung kommt dem am 2. Jahrestag 
der nationalſozialiſtiſchen Revolution ergangenen Reichsſtatthaltergeſetz beſondere 
Bedeutung zu. Es eröffnet dem Reichsſtatthalter Einwirlungsmöglichkeit auf ſämt. 
liche Dienſtſtellen des Reichs, des Landes und der öffentlich rechtlichen Körperſchaſten 
innerhalb feines Amtsbezirks. Außerdem aber ſchuf das Reichsſtatthaltergeſetz die 
Möglichkeit, den Reichsſtatthalter zur alleinigen Spitze der Landesverwaltung zu 
machen. Von dieſer Möglichkeit hat der Führer und Reichskanzler bereits Gebrauch 
gemacht. In Sachſen und Heſſen liegt die Führung der Landesregierung in der 
Hand des Reichsſtatthalters. Dies bedeutet den Ubergang vom Kollegial- zum 
Präſidialſyſtem, zur Führerentſcheidung an Stelle des Kollegialbeſchluſſes. An die 
Stelle eines mehrköpfigen Miniſterkollegiums iſt der allein verantwortliche Reichs. 
ſtatthalter getreten. In den Ländern, in denen dieſes Präſidialſyſtem durchgeführt 
iſt, ift ſomit im Amt des Reichsſtatthalters die Einheit der Verwaltung bergeftellt, 
wie es in Preußen z. B. beim Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten der Fall 
iſt. Da der preußiſche Oberpräſident, wie oben ſchon hervorgehoben, durch die 
Zweite Neuaufbauverordnung vom 27. November 1934 Befugniſſe auch gegenüber 
den Reichsbehörden erhalten hat, und da nach dieſer Verordnung der preußiſche 
Oberpräſident auch mit Reichsaufgaben betraut werden kann, find die Stellung des 
Reichsſtatthalters und die Stellung des Oberpräſidenten weitgehend einander an- 
genähert: beide ſind Vertreter der Reichsregierung innerhalb ihres 
Amtsbezirks, beide find Spitze der in ihrer Dienſtſtelle zuſammengefaßten Ver⸗ 
waltung ihres Amtsbezirks, und beide haben beſondere Befugniſſe gegenüber den 
Sonderverwaltungen des Reichs, des Landes und der Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts. Die Grundlage für einen einheitlichen Verwaltungsaufbau in der Reichs— 
mittelinſtanz iſt hiermit gegeben. Damit iſt zugleich der Weg der einheitlichen 
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Verreichlichung der zur allgemeinen Landesverwaltung gehörenden, aus ihrem 
inneren Zuſammenhang nicht lösbaren Verwaltungszweige klar vorgezeichnet. 

In dieſem Zuſammenhang bleibt noch die Verreichlichung der Juſtizverwaltung zu 
erwähnen, die zu einer völlig reichseigenen Verwaltung geführt hat. 

Es iſt kein Zufall, daß die Juſtiz die erſte große bisherige Landesverwaltung iſt, die 
im Zuge des Reichsneubaues ins Reich überführt worden und zur Vereinheitlichung 
gelangt iſt. Bei der Rechtspflege und vor allem bei dem noch engeren Begriff der 
Juſtiz handelt es ſich um einen im weſentlichen ſeſtſtehenden und in ſich geſchloſſenen 
Kreis von ſelbſtändigen, nicht in den Aufbau der allgemeinen Landes verwaltungen 
hinein verflochtenen Behörden und Geſchäftszweigen, aus denen etwa noch vor⸗ 
handene „juſtizfremde“ Aufgaben, wie in einer Durchführungsverordnung zum 
Dritten Rechtspflegeüberleitungsgeſetz geſchehen, als Fremdkörper ohne beſondere 
Schwierigkeiten ausgeſchieden und den in Wirklichkeit zuſtändigen Verwaltungs- 
behörden der allgemeinen Verwaltung übertragen werden können. Aus dem Vor⸗ 
handenſein eines eigenen Behördenaufbaues und ſerner aus der aus der Eigenart der 
Aufgaben einer unabhängigen, im ganzen Reiche einheitlichen allgemeinen 
Rechtspflege folgenden Selbſtändigkeit der Gerichte gegenüber den Zweigen der 
Hoheits⸗ und allgemeinen Landesverwaltung ergibt ſich die Möglichkeit und Rich⸗ 
tigkeit, ja fogar Notwendigkeit einer unabhängigen, ſelbſtändigen Reichsvereinheit⸗ 
lichung der Juſtiz. Sie wird auch im einheitlichen nationalſozialiſtiſchen Ver⸗ 
waltungsaufbau entſprechend ihrer Eigenart und ihren beſonderen Aufgaben als 
Reichsſonderverwaltung beſtehen bleiben. 

Wichtigſte Vorausſetzung für den ſtaats⸗ und verwaltungsrechtlichen Neubau des 
Reichs iſt die territoriale Neugliederung. Der Neubau der Verwaltung ſetzt den 
Raum mit ſeiner Bewohnerzahl voraus, in dem organiſiert werden ſoll. Wie 
Reichsminiſter Frick erklärt hat, werden die künftigen Reichsgaue eine Durchſchnitts⸗. 
größe von 3 bis 4 Millionen Einwohner haben. Damit iſt klargeſtellt, daß Deutſch⸗ 
land nicht in eine Vielzahl von Verwaltungsbezirken aufgeteilt werden wird, deren 
Kleinheit in kraſſem Widerſpruch zu der wachſenden Beſchleunigung des Verkehrs 
ſtehen würde, durch die auch größere Entfernungen in wenigen Stunden überwunden 
werden können. „Die neuen Reichsgaue ſollen in ſich geſchloſſene leiſtungsfähige 
Gebilde ſein, die auch zur Löſung wichtiger Selbſtverwaltungsaufgaben fähig ſind“ 
(Reichsminiſter Frick). Für alle Grenzlande muß bei der Neugliederung die For⸗ 
derung verwirklicht werden, daß jeder Teil der deutſchen Grenze in ein größeres 
Reichsland tiefer eingewurzelt wird, das ſich für ſeinen Schutz verantwortlich fühlt. 
Nicht nur aus der Gegenwart und ihren mehr oder weniger zufälligen Gegebenheiten 
heraus darf geſtaltet werden, ſondern aus allen Gebieten des deutſchen Lebens der 
Vergangenheit und Gegenwart heraus für die Zukunft. Die Maßſtäbe einer Neu- 
gliederung müſſen daher allen für das völkiſche und ſtaatliche Leben entſcheidenden 
Gebieten entnommen werden, den geographiſchen und geopolitiſchen Gegebenheiten 
der deutſchen Teilräume, der kulturell⸗ volkstümlichen wie gleichermaßen wirtſchaft⸗ 
lichen Gliederung, ferner den einenden Zuſammenhängen, die die Geſchichte ge- 
ſchaffen, und ſchließlich — aber nicht zuletzt — den Bedürfniſſen der Verteidigung 
des deutſchen Lebensraumes. Aber die weitere Entwicklung dieſer Reichs und Ver⸗ 
waltungsform kann nur geſagt werden: die weitere Entwicklung kommt nicht plötzlich 
und ſprunghaft, ſondern fie wird ſich organiſch und ohne Störung der Verwaltungs. 
arbeit vollziehen. 


9. Partei und Reich 
Nicht nur zwiſchen Reich und Ländern galt es eine Einheit herbeizuführen, auch das 
Verhältnis von Staat und Bewegung bedurfte nach der Eroberung der Macht einer 
geſetzlichen Regelung. 
Aus dem Zuſammenbruch des Vielparteienſyſtems zog das Geſetz gegen die Neu⸗ 
bildung von Parteien vom 14. Juli 1933 die rechtlichen Folgen, indem es jede Neu- 
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bildung von Parteien unter Androhung von ſchweren Strafen verbot und die 
NSDAP ausdrücklich als einzige deutſche Partei beſtätigte. Mit dieſem Geſetz war 
der gemeinſchaftszerſtörende Individualismus, der ſich am verheerendſten in dem 
Vielparteienſyſtem der Weimarer Republik ausgetobt hatte, auch ſtaatsrechtlich im 
weſentlichen überwunden. Deutſchland war zu einem Einparteiſtaat geworden, wie 
ſchon vorher Italien und Rußland zu einem Einparteiſyſtem gekommen waren. 


Zugleich war das Geſetz der Beginn einer neuen bedeutungsvollen ſtaatsrechtlichen 
Entwicklung. Der Abergang zum Einparteiſyſtem war in Deutſchland nicht nur eine 
Anderung im äußeren Aufbau, ſondern eine Weſensänderung der ſtaatsrecht⸗ 
lichen Geſamtſtruktur des Reichs. Die NSDAP hatte damit ihre parteipolitiſchen 
Gegenſpieler verloren. Durch die folgende Entwicklung, insbeſondere durch das 
immer ſtärkere Durchdringen der Partei im Reich, iſt klargeſtellt, daß die NSDAP 
nicht mehr als Partei alter Art ein Teil unter anderen ebenbürtigen gleichwertigen 
Teilen iſt, d. h. eine Gemeinſchaft gleichgerichteter materieller Intereſſen, ſondern daß 
ſie eine einzigartige Erſcheinung des deutſchen Volks⸗ und Staatslebens, ein be⸗ 
ſonderer Teil des deutſchen Volkes, eine Partei eigner Art iſt und immer mehr 
werden ſoll, nämlich die auserleſene Minderheit des deutſchen Volkes, ein Orden der 
beſten Kräfte des deutſchen Volkstums, eine Gemeinſchaft gleicher Weſensbeſtimmtheit 
und gleicher ſeeliſcher Grundhaltung, die ſtaatstragende und volkserziehende Bewegung 
der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung. 


Die NSDAP kommt aus dem deutſchen Volke als völkiſche Erneuerungsbewegung 
und ſtrebt zur allumfaſſenden, mit den Lebensgeſetzen des Volkes übereinſtimmenden 
und die Arkräfte des Volkstums entfaltenden nationalſozialiſtiſchen Volks⸗ und 
Lebens ordnung hin, die wir das Dritte Reich nennen. Sie tft etwas anderes als das 
Volk, das ſie formt und erzieht, und ſie iſt auch nicht das Reich, das ſie erſtrebt und 
mitgeſtaltet, ſie iſt im wahren Sinne des Wortes Bewegung vom Volke her, ohne 
nur Volk zu bleiben, zum Reich der Deutſchen hin als der Organiſation des Orga- 
nismus Volk, ohne jedoch ſelbſt das Reich zu werden. Sie iſt, wie oben bereits 
einmal angedeutet, die organiſierte Volksbewegung der nationalſozialiſtiſchen Welt⸗ 
anſchauung und erfüllt als ſolche zugleich Auſgaben an Volk und Reich. Sie gehört 
damit der neuen politiſchen Grundordnung des Volkes an; ſie hat als einmalige 
und einzigartige Erſcheinung im deutſchen Volk nicht ihresgleichen in anderen 
politiſchen Erſcheinungsformen. 

Sie iſt kein trennendes Element der Gemeinſchaft mehr, wie es die alten Parteien 
waren. Sie iſt umgekehrt das lebendige Bindeglied, der Einiger und Mittler 
zwiſchen Volk und Reich. Sie iſt die politiſche Kraftquelle für Volk und Reich, der 
organiſierte Ausdruck des Willens des Volkes, die lebendige Brücke zwiſchen Voll 
und Staatsführung, über die der Strom aus dem Volke zur Staatsführung und 
von der Staatsführung zum Volke geht. Indem die Partei ihre Wurzeln und 
Exiſtenzgrundlage im deutſchen Volkstum hat, und indem ihre geiſtige Ausſtrahlung 
die Organiſation des Volkes, den Reichsneubau, beſtimmt, verwirklicht ſie recht 
eigentlich die Einheit von Volk und Reich, von Führung und Nation, und ver- 
hindert für die Zukunft ihre unheilvolle Auseinanderreißung. 


Zur Erfüllung ihrer großen Aufgaben an Volk und Reich hat ſie durch eine 
beſondere Methode der Auswahl immer wieder die ſtaatsbildenden und volfserbal- 
tenden Kräfte der Nation im geſamten Volke zu ermitteln, aufzunehmen und in die 
Führung von Volk und Reich zu bringen. Sie darf ſich daher niemals vom Volke 
abſchließen, ſondern muß aus dem ganzen Volk immer neue und die beſten Kräfte 
ſammeln und zum Einſatz bringen. „Sie muß dabei den Grundſatz vertreten, daß 
alle Deutſchen weltanſchaulich zu Nationalſozialiſten zu erziehen ſind, das weiter die 
beſten Nationalſozialiſten Parteigenoſſen werden und daß endlich die beſten Partei. 
genoſſen die Führung des Staates übernehmen. ... Sie hat daher den geſchicht. 
lichen Auftrag zu erfüllen, die innere volkliche Subſtanz unſeres Volkes zu unter. 
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ſuchen, kennenzulernen mit allen ihren Werten und Schwächen, und ſie hat aus ihrer 
gewonnenen Einſicht die praktiſchen Folgerungen zu ziehen. 

I. Sie hat im geſamten nationalen Wirken auf allen Gebieten des Lebens aus dieſen 
Erkenntniſſen heraus die großen Ziele zu ſetzen und zu beſtimmen. 

II. Sie muß das tatſächliche öffentliche Leben in Abereinſtimmung bringen mit den 
Pflichten, die ſich aus dieſen Bedingungen des inneren Weſens unſeres Volkes 
ergeben. 


III. Sie hat dieſe Aufgabe dabei zuverſichtlich und ſelbſtſicher zu erfüllen, ohne ſich 
im geringſten beirren zu laſſen durch den ihr zugetragenen Zweifel an der Berech- 
tigung eines ſolchen Anterfangens . Wer im Namen eines vom Allmächtigen 
geſchaffenen Volkes ſpricht und handelt, handelt ſo lange in dieſem Auftrag, als er 
fich nicht an der Exiſtenz und der Zukunft des in feine Hand gelegten Werkes des 
Schöpfers verſündigt.“ (Der Führer in feiner Schlußrede auf dem Parteikongreß 
1935). 


In der ſtändigen Weiterbildung und Erneuerung des nationalſozialiſtiſchen Ge- 
dankengutes als der Volk und Reich umſpannenden Grundanſchauung hat fie ihre 
völkiſch⸗weltanſchauliche Aufgabe zu ſehen. Sie iſt die Gralshüterin des national- 
ſozialiſtiſchen Gedankengutes. Sie „repräſentiert die politiſche Aufſaſſung, das 
politiſche Gewiſſen und den politiſchen Willen“. Sie darf aber nie zur Hüterin von 
Privilegien und ſogenannten „wohlerworbenen“ Rechten werden, ſondern muß 
ſtets die Trägerin der Gedanken der Pflicht, des Dienſtes am Ganzen, der Opfer- 
freudigkeit, des Mutes, der Tapferkeit, der Treue, des Glaubens, des Heroismus, 
der Verantwortung und der Selbſtzucht ſein und bleiben, kurz die Trägerin 
aller Tugenden des wertvollſten Kernes des deutſchen Volkes, der die Bildung 
unſres Volkes einſt eingeleitet und durchgeſührt hat, und der allein auch fähig iſt, 
das deutſche Volk weiterzuführen. 


Dieſen beſonderen Aufgaben trägt das Geſetz vom 1. Dezember 1933 zur Sicherung 
der Einheit von Partei und Staat dadurch Rechnung, daß es einmal die Partei 
heraushebt und fie zu einer Körperſchaft des öſſentlichen Rechtes macht, daß es 
ferner den ftellvertretenden Führer der Partei in dieſer Eigenſchaft zum Reichs- 
miniſter ohne Geſchäftsbereich beſtimmt, und daß es ſchließlich der Partei eine 
eigene Gerichtsbarkeit und eine originäre Rechtsſetzungsgewalt zuerkennt. Die 
Heraushebung der Partei geht dabei notwendigerweiſe über die gewöhnliche Stellung 
öffentlicher Körperſchaften hinaus. Sie iſt eben etwas Neues, etwas Einzigartiges; 
fie iſt die erſte und einzige Körperſchaft des Staatsrechts oder richtiger der poli- 
tiſchen Grundordnung des deutſchen Volkes und wird die einzige Körperſchaft dieſer 
Art bleiben. Ihre Rechtsſtellung beſtimmt daher nicht das Abliche der Rechtsfigur 
„Körperſchaft“, ſondern Weſen und Aufgabe der Partei ſelbſt find ausſchließlich 
beſtimmend für die Stellung der Partei im Reichsneubau. Nicht die Form be ⸗ 
ſtimmt den Inhalt, ſondern der Inhalt geſtaltet die Form. 


Da dieſes neue Reich nicht Rechtsnachfolger der Weimarer Republik ſein kann, weil 
es auf vollkommen anderen Grundanſchauungen beruht, und da die Bewegung die 
geiſtige Schöpferin des Dritten Reiches iſt, kann ſie keiner unmittelbaren durch die 
Verwaltung ausgeübten Staatsauffiht unterſtehen. Die Partei gewährleiſtet ihre 
innere Ordnung und Diſziplin ſelbſt. Es wäre geradezu widernatürlich, wollte das 
Reich eine verwaltungsmäßige Aufſicht über die Partei ausüben, fo wie es eine Am- 
kehrung des natürlichen Verhältniſſes iſt, wenn ein Kind die Aufſicht über ſeine 
Eltern führt. Wer ſollte im Reich die Auſſicht über den Führer, der ja die Be⸗ 
wegung verkörpert, führen? 


Die Partei übt keine abgeleitete Gewalt aus, ſie iſt die ſelbſtändige Trägerin 
des politiſchen Willens der Nation. Der innere Parteiaufbau und Parteibetrieb 
iſt in ſich einheitlich und ſelbſtändig. Dieſe innere Struktur der Partei und ihre 
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Arbeitsweiſe wird allein vom Führer beſtimmt und kann keiner verwaltungsmäßigen 
Kontrolle durch Staatsorgane unterliegen. Innere Parteiangelegenheiten, wie z. B. 
die Parteigerichtsbarkeit, können daher nie durch ſtaatlich geſetztes Recht, ſondern 
allein durch Parteirecht geordnet werden. Für ihre Auſgaben hat die Partei 
originäre Rechtsſetzungsgewalt. Wenn das Geſetz ſagt, daß der Führer der 
Partei eine Satzung gibt, ſo iſt dieſe Satzungsgewalt, die echtes Volksrecht ſchafft, 
nicht vom Staate verliehen, der Staat erkennt ſie nur als bereits vorhanden 
an. Das Parteirecht ſteht ſelbſtändig neben dem Staatsrecht. Beides Recht fließt 
zwar aus derſelben Rechtsquelle. Beides Recht wird vom Führer geſetzt; trotzdem 
muß aber der Grundſatz, innere Parteiangelegenheiten nur durch Parteirecht zu 
ordnen, gewahrt bleiben. Trotz ihrer unlöslichen Verbundenheit find Partei und 
Reich in ſich einheitliche und ſelbſtändig aufgebaute Säulen der nationalſozialiſtiſchen 
Volksordnung. Es wäre ein ſyſtematiſcher Fehler, Rechtsnormen beider zu ver- 
mengen, um ſo mehr als ſtaatliches Recht nicht nur vom Führer ſelbſt, ſondern kraft 
Delegation und kraft des Vertrauens des Führers auch von Reichsminiſtern, die 
nicht Parteigenoſſen zu ſein brauchen, erlaſſen werden kann. Das Aufgeben ſcharfer 
förmlicher Scheidung beider Arten des Rechts würde weder für das Reich noch für 
die Partei von Vorteil ſein, weil ein gegenſeitiges Hineinregieren notwendig die 
Folge wäre. 


And was für Parteibetrieb und für Parteirecht gilt, hat auch Gültigkeit für die 
Parteigerichtsbarkeit. Die Parteigerichtsbarkeit muß ebenſo unabhängig ſein wie 
die Staatsgerichtsbarkeit. Notwendige gegenſeitige Abſtimmung aufeinander kann 
und darf niemals dazu führen, die eine von der anderen vollkommen abhängig zu 
machen. Wie der ſtaatliche Richter nur dem Geſetz und der das Geſetz beherrſchen 
den nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung unterworſen iſt, ſo kann der Parteirichter 
nur der nationalſozialiſtiſchen Parteiordnung und dem nationalſozialiſtiſchen Prinzip 
unterworfen ſein. 


And wie die Partei nicht dem Staate dient, ſondern ihre beſondere eigne Aufgabe 
an Reich und Volk erfüllt, ſo hat auch das Reich (der Staat) als die Organiſation 
des Organismus — deutſches Volk — feine eigenen Aufgaben am Volk. Partei 
und Reich arbeiten und kämpfen zuſammen für die Gemeinſchaft des deutſchen 
Volkes; die Partei, indem ſie aus der nationalſozialiſtiſchen Idee heraus, die ſie 
allein hütet und ſtändig erneuert, die Grundſätze und die Richtlinien für den Ablauf 
des völkiſchen Lebens und den Neubau des völkiſchen Reiches aufſtellt und an der 
Verwirklichung dieſer Grundſätze bei allen Maßnahmen und Geſetzen in finnvoll 
planmäßiger Weiſe mitwirkt, das Reich, indem es im Rahmen dieſer Zielſetzung 
verwaltet. So wie Körper und Seele nie weſensgleich werden, ſondern nur zu⸗ 
ſammen eine Einheit bilden können, fo müſſen nationalſozialiſtiſche Bewegung 
und Reich ihr Eigenleben behalten, um wirklich Seele und Körper ſein zu können. 
And ſo, wie es nach dem bekannten Worte der Geiſt iſt, der ſich den Körper baut, 
fo muß der nationalſozialiſtiſche Gedanke, der in der Partei ſeinen organiſatoriſchen 
Sitz hat, ſich den Staatsapparat aus ſeinem Geiſte heraus bauen, ohne in ihm ſelbſt 
aufzugehen. 

Partei und Staat ſind die beiden großen Lebensformen, in denen ſich das Volk 
organiſiert. Das Verhältnis von Partei und Staat iſt deshalb die Grundfrage 
unſerer heutigen inneren ſtaatsrechtlichen Geſtaltung. Die Geſtaltung des Verhält⸗ 
niſſes von Partei und Staat kann von keiner einſeitigen Stellungnahme für oder 
gegen Partei oder Reich ausgehen, ſondern das Problem iſt: wie greiſen die beiden 
Organiſationsformen des deutſchen Volkes am ſinnvollſten ineinander zur Erreichung 
des größtmöglichen Erfolges für das Volk, dem ſie beide dienen? 


Die Verbundenheit von Partei und Staat wird dadurch gekrönt, daß der Führer der 
Bewegung zugleich der Führer und Kanzler des Reichs iſt. Das Führertum, ver- 
körpert in dem oberſten Führer von Volk, Bewegung und Reich, wird ſomit zur 
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Sentralfonne unſeres geſamten politiſchen Lebens. Es iſt das einende Prinzip inner 
halb des neuen ſtaatsrechtlichen Aufbaues, es verhindert, daß die Spannung zwiſchen 
den Mächten unſeres Volkes, die ſinnvoll aufeinander abgeſtimmt, belebend und 
ſchöpferiſch im beſten Sinne wirken, zur Zerreißung von Volk und Reich führt. 


Diefes Syſtem der Führer⸗Perſonalunion, wie es in der Reichsregierung weit⸗ 
gehend verwirklicht iſt, auch in der Mittelinſtanz zwiſchen Reichsſtatthalter bzw. 
Oberpräſident und Gauleiter konſequent und reſtlos durchgeführt, iſt die ſicherſte und 
harmoniſchſte Verbindung von Partei und Reich, die dadurch eins, d. h. gleich 
gerichtet werden, ohne jedoch dasſelbe zu ſein und die gleichen Auſgaben zu haben. 


Die Einrichtung der Perſonalunion läßt ſich aber nicht bis in die unterſten Ver⸗ 
waltungsinſtanzen durchführen, denn Staats- wie Parteiamt nehmen die Kraft des 
einzelnen voll in Anſpruch. Nur in den höchſten Stellen des Gemeinweſens, wo 
ſowohl für das Staatsamt wie für das Parteiamt ausreichend geſchulte Kräfte zur 
Erledigung der Einzelaufgaben zur Verſügung ſtehen, wird ein einziger Menſch 
Parteiamt und Reichsamt zugleich ganz ausfüllen können. Darüber hinaus erſcheint 
aber auch eine Perſonalunion in den unteren Verwaltungs- und Parteiinſtanzen 
gar nicht erwünſcht. Bei den unteren Verwaltungsinſtanzen handelt es ſich nicht um 
Führung im eigentlichen Sinne, die gar nicht einheitlich genug geſtaltet werden kann, 
ſondern um Durchführung der von der Partei oder Reichs führung gegebenen 
Weiſungen. Nachdem für die unteren Verwaltungsinſtanzen die Spannungszuſtände, 
die, wenn auch verzerrt durch die frühere Parteiwirtſchaft, in den Kommunalparla⸗ 
menten zum Austrag kamen, im weſentlichen weggefallen ſind, iſt es geradezu not⸗ 
wendig, die Partei hier als die Trägerin des politiſchen Willens der Nation einzu⸗ 
ſchalten, um zu verhindern, daß die Verwaltung ein lebensfremder, bürokratiſcher 
Mechanismus wird. Erſcheint alſo eine Perſonalunion zwiſchen Kreisleiter und 
Landrat oder gar Kreisleiter bzw. Ortsgruppenleiter und Bürgermeiſter nicht 
angebracht, fo iſt es um fo notwendiger, beide Umter mit zuverläſſigen und vor allem 
leiſtungsſtarken Nationalſozialiſten zu beſetzen. Dazu gehört aber, daß Staatsamt 
wie Parteiamt ihren Inhabern eine ausreichende und ange ⸗ 
meſſene Exiſtenzgrundlage bieten. 


Darüber hinaus gilt es, in der Verwaltung und insbeſondere der unteren Staats- 
verwaltung und der Gemeindeverwaltung im Organiſatoriſchen eine Syntheſe zu 
finden zwiſchen einem der Stellung der Partei angemeſſenen Einfluß und einem von 
verwaltungsſremden Einflüſſen frei zu haltenden Verwaltungsablauf. Wie es kein 
unmittelbares Eingreifen des Staates in das Getriebe der Partei geben kann, 
ſo dürfen grundſätzlich umgekehrt auch keine unmittelbaren Eingriffe von 
Parteiſtellen in die laufende Verwaltung erfolgen. Die Gefahr eines Dua⸗ 
lismus in der Leitungsgewalt innerhalb der Verwaltung müßte unabſehbare 
Folgen haben. Sie würde auf die Dauer zwangsläufig dahin führen, daß 
die Verwaltung ihre öffentlichen Aufgaben am Volk nicht mehr erfüllen könnte. 
Der unmittelbare Einfluß der unteren Parteiſtellen — nur um dieſe handelt es fi 
hier — darf daher nicht bei dem Einzelakt der laufenden Verwaltung ſelbſt angeſetzt 
werden, ſondern muß bei den Faktoren wirkſam werden, die die laufende Verwaltung 
von vornherein weitgehend beſtimmen. Außer den Geſetzen und allgemeinen Ver- 
waltungsordnungen haben vor allem die die einzelne Verwaltungsbehörde leitenden 
Menſchen dieſen beſtimmenden Einfluß. Die Mitwirkung bei ihrer Auswahl iſt 
daher am beſten geeignet, den Einfluß der Partei in der Verwaltung ohne Störung 
der Verwaltung zu fihern. Hat die Partei bei der Auswahl dieſer Verwaltungs- 
leiter, wie z. B. bei den Bürgermeiſtern nach der Deutſchen Gemeindeordnung, ent- 
ſcheidenden Einfluß, fo wird dadurch ein Eingreifen der Partei im Einzelfall über- 
flüſſig, ſelbſt wenn die einzelne Maßnahme gelegentlich einmal — vermeintlich — 
nicht recht verſtändlich erſcheinen ſollte; denn nicht die einzelne Handlung, die der den 
Vorgang nicht in allen Einzelheiten Aberſchauende oft ſchwer beurteilen kann, ſondern 
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die Geſamthaltung und Gefamtleiftung find zu bewerten und müſſen die Grundlage 
für Vertrauen oder Mißtrauen fein. Gemeinſame Beratungen von Staats. und 
Parteiſtellen über Fragen von allgemeiner Bedeutung werden das gegenſeitige Ver⸗ 
ſtändnis fördern und die Zuſammenarbeit erleichtern. Es muß aber daran 
feſtgehalten werden, daß derjenige die Entſcheidung hat, der die Verant- 
wortung trägt, d. h. in Parteiangelegenheiten der Hoheitsträger und in Verwal- 
tungsangelegenheiten der Behördenleiter. Läßt ſich einmal in einer ganz grund- 
ſätzlichen Frage zwiſchen der unteren Verwaltungsinſtanz und der gleichgeordneten 
Parteiinſtanz ein Ausgleich nicht herbeiführen, fo tft als ultima ratio diefer Aus- 
gleich unſchwer durch den Partei und Staat gleichzeitig repräſentierenden Statthalter 
möglich, der von höherer Warte die Belange von Partei und Reich, d. h. die Belange 
des deutſchen Volkes beſſer zu überſehen und daher gerecht zu beurteilen vermag. 


Daraus ergibt ſich die klare Fixierung der Aufgabengebiete von Partei und Staat, 
wie ſie der Führer in ſeiner Schlußrede auf dem Parteikongreß 1935 gegeben hat: 


„Staatsaufgabe iſt die Fortführung der hiſtoriſch gewordenen und entwickelten Ver⸗ 
waltung der ſtaatlichen Organiſation im Rahmen und mittels der Geſetze. 
Parteiaufgabe iſt: 


1. Aufbau ihrer inneren Organiſationen zur Herſtellung einer ſtabilen, ſich ſelbſt 
forterhaltenen ewigen Zelle der nationalſozialiſtiſchen Lehre. 


2. Die Erziehung des geſamten Volkes im Sinne der Gedanken dieſer Idee. 


3. Die Abſtellung der Erzogenen an den Staat zu ſeiner Führung und als ſeine Ge⸗ 
folgſchaft. Im übrigen gilt das Prinzip der Reſpektierung und Einhaltung der 
beiderſeitigen Kompetenzen. 


Dies iſt das Ziel. Allerdings befinden wir uns auch heute noch mitten in der Liqui⸗ 
dierung einer Revolution, d. h. der nationalſozialiſtiſchen Revolution, d. h. die Macht⸗ 
übernahme muß allmählich ihre Vollendung finden in der Übernahme der Führung. 
Dies erfordert ein langes Abergangsſtadium. Da die Fermente des alten Staates, 
d. h. alſo der alten Parteiwelt, nicht ſofort reſtlos überwunden und beſeitigt werden 
konnten, ergibt ſich an vielen Stellen die Notwendigkeit einer forgfältigen Aber⸗ 
wachung der noch nicht reſtlos nationalſozialiſtiſch ſichergeſtellten Entwicklung. 


Es kann daher vorkommen, daß die Partei gezwungen iſt, dort, wo der Lauf der 
Staatsführung erſichtlich den nationalſozialiſtiſchen Prinzipien zuwiderläuft, er- 
mahnend, und wenn notwendig, korrigierend einzugreifen. Allein auch dieſe Korrektur 
kann heute nur mehr erfolgen über die von der Partei bereits beſetzten und hierfür 
zuſtändigen nationalſozialiſtiſchen Staatseinrichtungen und nationalſozialiſtiſchen 
Staatsſtellen.“ 


10. Die Wehrmacht im Dritten Reich 


Neben der Partei, die als Verkörperung des nationalſozialiſtiſchen Gedankens und 
Weſens, die eine ewige und unzerſtörbare Säule des deutſchen Volkes und Reiches 
iſt, ſteht die Wehrmacht als die Waffenträgerin unſeres Volkes. Beide Einrich- 
tungen erziehen gemeinſam den deutſchen Menſchen und tragen auf ihren Schultern 
den nationalſozialiſtiſchen Staat, das Dritte Reich. 


Indem das Geſetz über den Aufbau der Wehrmacht vom 16. März 1935 und das 
Wehrgeſetz vom 21. Mai 1935 dieſe Erziehungsſchule der Wehrmacht ſchaffen, greifen 
fie nicht nur auf die ruhmreiche Vergangenheit der Armee des Kaiſerreichs zurück, 
ſondern ſie bilden unter Anknüpfung an dieſe eine erneuerte, den Grundſätzen der 
werdenden allgemeinen Volksordnung entſprechende und in dieſe eingeordnete Organi- 
ſation. Iſt ſomit die Wehrordnung nur ein Teil dieſer allumfaſſenden Volks- 
ordnung, fo folgt daraus, daß das Wehrrecht nur Ausdruck des allgemeinen national- 
ſozialiſtiſchen Volksrechts im wehrpolitiſchen Gebiet ſein kann. Wo Wehrform und 
Wehrverfaſſung nicht organiſch aus dem Geſamtleben des Volkes wachſen, gibt es 
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einen Mißklang, der ſich geſchichtlich immer irgendwie rächt. Dieſer uns heute 
ſelbſtverſtändlich erſcheinende Satz war dem Preußen des vergangenen Jahrhunderts 
allmählich unbekannt, dem Kaiſerreich nie teilhaftig geworden. Während es, wie 
Profeſſor Heckel mit Recht ausführt, der preußiſchen Monarchie nach den Be⸗ 
freiungskriegen gelang, in der Heeresverfaſſung ein deutſchem Weſen entſprechende, 
König und Volk einheitlich umfaſſende Einrichtung zu ſchaffen und fie zum Ausdruck 
der Idee des nicht mehr abſoluten, ſondern typiſch preußiſchen Königtums zu machen, 
konnte dieſer Erfolg in der Politik nie ganz erreicht werden. Den Befreiungs⸗ 
kriegen, denen die Bildung des neuen preußiſchen Heeres auf der Grundlage der 
allgemeinen Wehrpflicht unter der alleinigen Führung des Königs entſprang, folgte 
nicht die Ausrichtung der Politik auf das im Volksbewußtſein wurzelnde Königtum. 
Nach anfänglicher Wiederherſtellung der früheren volksfremden abſoluten Macht⸗ 
ſtellung folgt politiſch das langſame Abgleiten in den liberalen Staat. So gelingt es 
bei der Schaffung des Kaiſerreichs nicht mehr, politiſche Staatsführung und Wehr- 
macht einer Idee vollkommen unterzuordnen. Das Heer war Ausdruck des wahren 
deutſchen Führergedankens geworden, während die Politik immer mehr den Ge⸗ 
danken der volksfremden liberalen Demokratie erlag. So fehlt es vor dem Weltkrieg 
an der einenden Idee, unter der Politik und Wehrmacht ſtehen. Dieſe Kluft zwiſchen 
beiden wird durch die Revolte von 1918 jedermann erſichtlich. Der Weimarer Staat 
verzichtet ſchließlich auf ein Volksheer überhaupt und ſetzt an ſeine Stelle ein 
Staatsheer. 

Dieſen Mißſtand beſeitigt zu haben, iſt das große Verdienſt des Führers. Wie er uns 
allen die deutſche Volks ⸗ und Reichsidee im Nationalſozialismus aufzeigte und dadurch 
erkennen ließ, daß alle Organiſationen dem Volke zu dienen beſtimmt find, ſchuf er 
uns das Dritte Reich und die es tragenden Säulen Partei und Wehrmacht. Somit 
iſt die Wehrmacht ein weſentlicher Beſtandteil des Reiches geworden. Deshalb 
müſſen die für das Reich geltenden Grundſätze auch für die Wehrmacht beſtimmend 
ſein. Ihnen ordnet ſie ſich unter, da ſie dem Volke dienen will. Dadurch werden 
die Spannungen beſeitigt, die den einheitlichen Ausbau des Kaiſerreiches verhin- 
derten und ſchließlich ſeinen Antergang mit herbeiführten. Heer und politiſche 
Führung ſtreben nicht mehr verſchiedenen Zielen zu, ſondern dienen beide auf ver- 
ſchiedenen Aufgabengebieten dem ganzen Volke. 


Da ſich das nationalſozialiſtiſche Reich auf der Erkenntnis aufbaut, daß das deutſche 
Volk nicht die Summe der in einem beſtimmten Gebiet wohnenden Einwohner, 
ſondern die blutgebundene Gemeinſchaft der Deutſchen iſt, muß dieſe Erkenntnis auch 
auf die Wehrmacht Anwendung finden. Den Wehrdienſt, den Ehrendienſt am 
deutſchen Volke, darf daher grundſätzlich nur erfüllen, wer deutſchen oder art⸗ 
verwandten Blutes iſt. Zwar beſtimmt das Wehrgeſetz, daß jeder deutſche Mann 
wehrpflichtig iſt und als Deutſcher jeder Staatsangehörige, alſo auch der Jude, gilt, 
doch werden blutsfremde Staatsangehörige grundſätzlich von der Ausübung des 
Wehrdienſtes ferngehalten. Das verhindert jedoch nicht, daß ſie für den ihnen 
gewährten Schutz in Notzeiten als Angehörige des Reichs zur Sicherung ſeines 
Beſtandes herangezogen werden können. Durch dieſe Regelung iſt die notwendige 
Vorausſetzung zur Schaffung eines wahren Volksheeres gegeben. Den Dienſt mit 
der Waffe für Volk und Vaterland verſieht grundſätzlich nur der deutſche Volks⸗ 
genoſſe. 

Der Anterordnung der Wehrmacht unter das Volksganze entſpricht die Folgerung, 
daß die Armee unter der gleichen Führung wie Partei und Reich ſteht. Der Führer 
und Reichskanzler iſt zugleich Oberſter Befehlshaber der Wehrmacht. Staat, Be- 
wegung und Heer find in feiner Hand zuſammengefaßt. Dieſes Ergebnis gewähr- 
leiſtet erſt eine zielklare und folgerichtige Reichsführung. 


Hiermit iſt zugleich dargetan, daß die noch im zweiten Reich beſtehende bundesſtaat⸗ 
liche Struktur der Armee im neuen Reich, wie die bundesſtaatliche Ordnung über- 
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haupt, überwunden iſt. Dem deutſchen Einheitsreich entſprechen die einheitliche 
nationalſozialiſtiſche Bewegung und das einheitliche Neichsheer. Die Tatſache, 
daß noch im Weltkrieg rechtlich geſehen nicht deutſche Truppen, ſondern die Kon⸗ 
tingente Preußens, Bayerns, Sachſens und Württembergs kämpften, daß aber 
praktiſch dieſe verſchiedenen Kontingente eine unzerbrechliche Einheit mit einem ein ⸗ 
heitlichen Gefühl der Treue gegenüber dem deutſchen Vaterlande bildeten, beweiſt 
erneut zur Genüge die Kluft, die zwiſchen der politiſchen Führung und der Armee 
beſtand. Hier ein ſtaatsrechtliches Gebilde mit nicht nur rechtlich, ſondern auch tat⸗ 
ſächlich beſtehenden weiten Selbſtändigkeiten der Glieder, dort trotz der rechtlichen 
Vielgeſtaltigkeit eine Armee aus einem Guß, von dem Willen beſeelt, nicht die 
einzelnen Bundes ſtaaten, ſondern das große deutſche Vaterland und das deutſche 
Volk zu ſchützen. 


Wie Partei und Reich durch das Geſetz vom 1. Dezember 1933 miteinander ver- 
bunden find, ſo bedürfen auch Partei und Wehrmacht einer Verbindung, die die vor⸗ 
handene einheitliche Führung auch in den unteren Stellen gewährleiſtet. Eine ſolche 
Verbindung beſteht rechtlich zwar nicht, wird aber durch den deutſchen Volksgenoſſen 
ſelbſt in tatſächlicher Hinſicht hergeſtellt. Wie der Führer und Reichskanzler in ſeiner 
Rede an die SA auf dem Parteitag der Freiheit dargelegt hat, wird der junge 
Deutſche in Zukunft durch die Schule der HJ, SA und des Arbeitsdienſtes zum politi- 
ſchen Soldaten der Bewegung herangebildet werden. Dieſem Werdegang wird die mili- 
täriſche Ausbildung und Erziehung zum wehrhaften deutſchen Mann folgen, nach deren 
Vollendung der Volksgenoſſe in die Reihen der politiſchen Soldaten der SA zurück⸗ 
kehren wird. Dieſe lebendige Verbindung zwiſchen der Bewegung und Wehrmacht 
wird der beſte Garant des organiſchen Zuſammenwachſens des deutſchen Volkes ſein. 
Wird ſo die Stellung dieſer einen ſtaatstragenden Säule, der Wehrmacht, im Volks⸗ 
ganzen richtig erkannt, ſo wird man die Aufgabe des neuen Volksheeres richtig zu 
würdigen wiſſen. Es fol nicht nur das Vaterland vor äußeren Angriffen ſchützen, 
ſondern auch das deutſche Volk zu wahrhaft ſoldatiſcher Haltung erziehen. Dieſe 
Aufgabe iſt neben dem rein techniſchen Erfordernis der Ausbildung im Waffenhand- 
werk deshalb ſo bedeutſam, weil der durch die militäriſche Erziehung geweckte Geiſt 
die Erfüllung der zweiten Aufgabe der Wehrmacht, des Schutzes von Volk und Reich, 
gewährleiſtet. Bei dieſer bedeutſamen Erziehungsaufgabe findet die Wehrmacht in dem 
Reichsarbeitsdienſt eine wertvolle Anterſtützung. Durch Geſetz vom 26. Juni 1935 iſt die 
Arbeitsdienſtpflicht eingeführt worden, fo daß von nun an jeder Wehrpflichtige vor 
ſeinem Eintritt in das Heer die erſten Vorausſetzungen für den Dienſt als Soldat, 
den Gehorſam und die Einordnung in das Ganze in der Schule des Arbeitsdienſtes 
kennenlernen wird. Da das Reichsarbeitsdienſtgeſetz die Dienſtpflicht auch für die 
weibliche Jugend vorfieht, wird in Zukunft auch dieſer jene Erziehung zuteil werden. 
Am den ſoldatiſchen Geiſt der geſamten Jugend einzuflößen, ordnet das Wehrgeſetz 
die allgemeine Dienſtpflicht für jeden deutſchen Mann an. Darüber hinaus iſt in 
Kriegszeiten das geſamte Volk, auch die deutſche Frau, zur Dienſtleiſtung für das 
Vaterland verpflichtet. Auch hier zeigt ſich ein vollkommen neuer Geiſt. Während 
man früher nur den Dienſt in der bewaffneten Macht als Wehrpflicht bezeichnete, 
erweiterte die neue Wehrordnung dieſen Begriff dahin, daß er alle Volksgenoſſen, 
einerlei welchen Geſchlechts oder Alters, mit allem was ſie beſitzen, umfaßt. Er iſt 
zum Begriff des mobiliſierten Volkes geworden. Die Volksgemeinſchaft iſt zugleich 
eine wahrhafte Wehrgemeinſchaft. 

So iſt die Wehrmacht durch die Tat Adolf Hitlers neben der Partei eine politiſche 
Macht im Dienſte des deutſchen Volkes geworden. So monarchiſch die alte Armee 
der Vorkriegszeit war, ſo nationalſozialiſtiſch iſt unſere heutige junge Wehrmacht. 
Dem ſteht nicht entgegen, daß aus Gründen der Diſziplin und der ſchlagkräftigen 
Einſatzbereitſchaft der Armee jeder nichtmilitäriſche Einfluß von den Soldaten fern⸗ 
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gehalten werden muß. Wahlrecht und Mitgliedſchafſt zur NSDAP ͤ ruhen daher 
während des aktiven Wehrdienſtes. 


11. Der Ständiſche Aufbau 


Die lebendige Grundlage von Partei, Reich und Wehrmacht iſt das deutſche Volk. 
Partei, Reich und Wehrmacht können ihre Aufgaben nur erfüllen und die ihnen vom 
Nationalſozialismus geftedten Ziele erreichen, wenn das Volk in gläubigem Ver ⸗ 
trauen hinter feiner Führung ſteht, wenn es das Gefühl der Zuſammengehbörigkeit, 
den Geiſt der Gemeinſchaft, die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung und Geſinnung 
vollkommen in ſich aufgenommen hat. Es iſt daher eine hervorragend wichtige Auf⸗ 
gabe des Dritten Reiches, nicht nur negativ den alten Klaſſenwahn und Klaſſen⸗ 
kampfgedanken auszurotten, ſondern auch pofitiv den Gedanken der wahren Volks- 
gemeinſchaft zu verwirklichen. 


Hierbei müſſen zwei Dinge zufammenwirken: die Erziehung der Volksgenoſſen zu 
nationalſozialiſtiſchem Gemeinſchaftsdenken und die organiſatoriſche Geſtaltung der 
geſamten Lebensverhältniffe durch eine organiſche Einordnung des einzelnen in die 
Gemeinſchaft. 


Der erzieheriſchen Aufgabe kommt dabei die Hauptbedeutung zu. Denn nicht er⸗ 
rungene Macht und äußere Organiſation vermögen letztlich den Beſtand des neuen 
Reiches zu gewährleiften, ſondern erſt der Sieg der revolutionären Idee über die 
Seelen und den Geiſt der deutſchen Menſchen verbürgen Konſolidierung und dauer⸗ 
haften Beſtand. Die Schule, die den jungen Menſchen von ſeinem früheſten Alter 
bis in die Zeit ſeiner beginnenden Entwicklung formt, ſpäter die Organiſationen der 
Bewegung, der Reichsarbeitsdienſt und die Wehrmacht müſſen hierbei zuſammen⸗ 
wirken. Die Schule fol den Grund für jeden ſpäteren Aufbau legen, die Partei- 
organiſationen den politiſchen Sinn bilden und die Wehrmacht die heldiſchen 
Charakterwerte entwickeln. Alle dieſe Erziehungsſaktoren müſſen, um ihre Aufgabe 
verwirklichen zu können, ſtets von der gemeinſamen Formung aller Volks- und 
Beruſsſchichten ausgehen; denn nur ſo kann die Gemeinſchaft aller Schaffenden, der 
Arbeiter der Stirn und der Fauſt, erreicht werden. Deshalb muß der national- 
ſozialiſtiſche Staat Sonderrechte irgendwelcher Bevölkerungsgruppen in der Schule 
und der Ausbildung, in der Partei, im Arbeitsdienſt oder während der allgemeinen 
Militärzeit grundſätzlich ablehnen. 


Bei der organiſatoriſchen Geſtaltung iſt wieder davon auszugehen, daß das deutſche 
Volk nicht eine formloſe Maſſe von Einzelindividuen, ſondern ein einheitlicher Körper 
iſt. Dieſer Körper hat Glieder, die Teile des Ganzen find und von denen 
jedes beſtimmte Aufgaben zu erfüllen hat. Um dieſes große Ziel, den ſinnvoll geglie- 
derten, einheitlichen, organiſch aufgebauten, von dem Grundſatz „Gemeinnutz geht vor 
Eigennutz“ beherrſchten Volkskörper zu erreichen, erhebt das Programm der 
Bewegung für das Verhältnis zwiſchen Staat, Wirtſchaft und einzelnen Volks- 
genoſſen die Forderung nach einer ſtändiſchen Ordnung. Zur Durchſührung der vom 
Reich erlaſſenen Rahmengeſetze ſollen Stände und Berufskammern gebildet werden. 


Daß dabei nicht an den alten Ständeſtaat des Mittelalters gedacht iſt, iſt ohne 
weiteres klar; denn der totale Staat kennt keine Stände, wie ſie ſich aus der Ver⸗ 
gangenheit in Mecklenburg bis zum Jahre 1918 erhalten hatten. Die Stände des 
Mittelalters waren reine Geburtsſtände. Nicht die berufliche oder wirtſchaftliche 
Verbundenheit war für die Zugehörigkeit zu einem Stande maßgebend, ſondern in 
erſter Linie die Abſtammung, die Geburt. Aus ihr ergab es ſich, ob einer zum Stande 
des Bürgers, des Bauern oder des Adels gehörte, und aus ihr folgte dann mittelbar 
die Berechtigung, einen Beruf auszuüben. Da die einzelnen Stände nicht gleich-, 
ſondern untereinander vor- oder minderberechtigt waren, bildeten die Stände auch 
geſellſchaftliche Stufen und Schranken, ein Zuſtand, der dem diametral entgegengeſetzt 
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iſt, der durch den nationalſozialiſtiſchen organiſchen Aufbau erreicht werden ſoll. 
Gerade in der Aberwindung des Klaſſendünkels und des daraus herrührenden 
Klaſſenkampfgedankens erblickt der Nationalſozialismus ſeine Hauptaufgabe im 
Innern. Darum kann für ihn die Gliederung in Stände nur eine finnvolle Erfaſſung 
der einzelnen Berufs und Wirtſchaftsgruppen fein, um fie den Belangen des ein ⸗ 
heitlich geführten und verwalteten Volkes auf das beſte dienſtbar zu machen. Dabei 
kann man von verſchiedenen Ausgangspunkten ausgehen. Sieht man in der Zu- 
ſammenfaſſung der einzelnen Berufsfachgebiete das Weſentliche, ſo erreicht man 
dadurch, daß z. B. alle Metallarbeiter oder alle kaufmänniſchen Angeſtellten in einer 
Gruppe vereinigt werden. Dieſe Löſung führt ohne Zweifel zu der Möglichkeit, von 
den einzelnen Berufsgruppen und deren Zuſammenfaſſung aus eine einheitliche wirt⸗ 
ſchaftspolitiſche Linie zu bilden. Sie genügt aber nicht zur Erfüllung der ſozial⸗ 
politiſchen Ziele, die in einem echten Volksſtaat angeſtrebt werden müſſen. Der 
Klaſſengedanke kann durch eine berufliche Gliederung nicht überwunden werden. Am 
das Ziel des wahren nationalſozialiſtiſchen Volksreiches zu erreichen, erſcheint es 
vielmehr angebracht, eine Gliederung nach einzelnen Wirtſchaftszweigen als primäre 
Erfaſſung der Volksgenoſſen durchzuführen. Auf dieſe Weiſe werden alle ſchaffenden 
Deutſchen eines Wirtſchaftszweiges, einerlei ob es ſich um eine führende Perſon der 
Direktion oder um einen Handarbeiter handelt, in einer Gemeinſchaft zuſammen⸗ 
gefaßt. Die Klaſſengegenſätze werden dadurch überbrückt und das Auge aller Betei- 
ligten auf das Wohl der Gemeinſchaft des Betriebes und des Wirtſchaftszweiges 
hingelenkt. Daß daneben die Berufsgliederung als zuſätzliche Organiſation für die 
Bildung des gemeinſamen Beruſsethos und für die Schaffung des jeweiligen Types 
des Berufsmenſchen als der beſonderen Ausgeſtaltung des völkiſchen Menſchentypes 
wertvoll iſt, braucht nicht beſonders erwähnt zu werden. Bei der Gliederung nach 
Wirtſchaftszweigen erſcheint es erforderlich, daß die einzelnen Betriebsgemeinſchaften 
eines beſtimmten Wirtſchaftszweiges regional zuſammengeſchloſſen und die fo ent- 
ſtandenen einzelnen Bezirke der Wirtſchaſtszweige wiederum in einer einheitlichen 
Reichsſpitze zuſammengefaßt werden, die dann zuſammen mit den Spitzen der anderen 
Wirtſchaftszweige die oberſte Organiſation bildet. Anabhängig davon bleibt die 
Möglichkeit einer rein territorialen Gliederung in dem Sinne, daß alle ſchaffenden 
Deutſchen, unabhängig von Beruf und Wirtſchaftszweig, ähnlich der parteilichen 
Gliederung, in Ortsgruppen, Kreiſen, Gauen zufammengeſaßt werden. Dieſe drei- 
fache Gliederung ergibt eine fo enge Verſtrebung, daß die Möglichkeit eines Gegen- 
einanderarbeitens einzelner Gruppen auf das geringſte Maß herabgeſetzt iſt. Stände 
im heutigen Sinne ſind demnach die innerhalb des ſtaatlichen Aufbaues organiſatoriſch 
zuſammengeſchloſſenen Gemeinſchaften derjenigen deutſchen Volksgenoſſen, die im 
Dienſte der Volksgemeinſchaft auf dem Gebiete ihres täglichen Lebenskampfes ver- 
bunden ſind. 


Alle dieſe Fragen ſind jedoch noch im Fluß und werden auch nur einer allmählichen 
Klärung entgegengeführt werden können. Sie können nur organiſch wachſen, ſich ent- 
wickeln und reifen. 


Unabhängig davon, wie der Aufbau dieſer ſtändiſchen Gemeinſchaften endgültig aus 
ſehen wird, iſt die Frage, wie das Verhältnis des Staates zu den ſtändiſchen Ein- 
richtungen zu geſtalten iſt. Das geltende Recht hat hier noch keine einheitlichen 
Richtlinien geſchaffen. Die ſtaatsrechtliche Stellung der ſtändiſchen Einrichtungen im 
Geſamtaufbau des Reiches iſt jedoch mit der Aufgabenzuteilung in Punkt 25 des 
Programms der NSDAP in grundſätzlicher Hinſicht bereits angedeutet. Da die 
ſtändiſchen Einrichtungen, unter welchen Geſichtspunkten ſie auch immer gebildet 
werden mögen, immer nur die eine oder andere Seite des Lebens, im weſentlichen 
die ſozialwirtſchaftliche, umfaſſen werden, iſt der Angehörige eines Standes nicht 
allein und zuerſt Angehöriger dieſes ſtändiſchen Zuſammenſchluſſes, ſondern er iſt 
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zugleich und in der Hauptſache deutſcher Volksgenoſſe. Immer wird im ſtändiſchen 
Aufbau entweder nur ein Teil des Volkes oder das ganze Volk nur im Hinblick auf 
eine Seite des Lebens zufammengefaßt fein. Jede ſtändiſche Organiſation kann daher 
ſchon aus dieſem Grunde nur minderen Rechtes ſein als die Organiſation, in der das 
geſamte in der Nation verbundene Volk zuſammengefaßt iſt. Das Dritte Reich, für 
das es keine Erſcheinung des öffentlichen und privaten Lebens gibt, die es nichts 
angeht, kann daher weder bloße Dachorganiſation des ſtändiſchen Aufbaus ſein, noch 
können die ſtändiſchen Zuſammenſchlüſſe ihr Leben gar außerhalb des Reichsaufbaues 
führen. Das Reich teilt vielmehr gemäß Punkt 25 des Programms den Anter⸗ 
gemeinſchaften der Stände die Erledigung von Aufgaben, die ſich auf die in dieſen 
ſtändiſchen Gemeinſchaften zuſammengeſchloſſenen Volksgenoſſen beſchränken, im 
Wege der Selbſtverwaltung oder auch durch Abertragung von Hoheitsrechten zu. 
Die Frage, in welchem Umfange die Abertragung von Hoheitsrechten geſchehen kann, 
läßt ſich allgemein nicht beantworten. Sie iſt eine politiſche Zweckmäßigkeitsfrage, 
weniger eine Rechtsfrage. Grundſätzlich kann geſagt werden, daß die im Reich zu⸗ 
ſammengefaßte Volksgeſamtheit ſich nicht zugunſten der in den ſtändiſchen Einrich⸗ 
tungen zuſammengefaßten Volksteile ſolcher Hoheitsrechte wird entäußern können, 
die als Weſensmerkmale ſtaatlicher Betätigung anzuſehen find, wie z. B. die Aus- 
übung der Polizeigewalt. 


Das Korrelat zu der Aberlaſſung von Selbſtverwaltungs. und Auftragsangelegen⸗ 
heiten an die ſtändiſchen Einrichtungen muß die Ausübung einer ſtraffen Aufſicht fein. 
Der Führer des Reichs und der Partei wacht vermittels ſeiner Organe darüber, daß 
nicht innerhalb des Geſamtvolkes eine Antergemeinſchaft nach Grundſätzen geführt 
werden kann, die der Führung des Geſamtvolkes nicht entſprechen, und daß die Teil⸗ 
organiſation ihr Wohlergehen nicht für wichtiger anſieht als das Schickſal der 
Geſamtheit. 


Der ſtändiſche Aufbau iſt im Reich weit ausholend in Angriff genommen. In der 
Deutſchen Arbeitsfront ſind heute praktiſch alle ſchaffenden Deutſchen der Stirn und 
der Fauſt zuſammengefaßt. Ihr gehören auch der Reichsnährſtand und im weſent⸗ 
lichen die in der Deutſchen Rechtsfront zuſammengeſaßten Rechtswahrer an. Zur 
Löſung der ſozialwirtſchaftlichen und beruflichen Aufgaben der Deutſchen Arbeits- 
front find für das ganze Reichsgebiet der Neichsarbeits, und Wirtſchaftsrat und in 
den Gauen die Gauarbeitskammern gebildet worden. Im Reichsnährſtand find neben 
den Bauern und Landwirten alle Bearbeiter und Verarbeiter landwirtſchaftlicher 
Produkte erfaßt. Aufgabe des Reichsnährſtandes iſt es, neben der Marktregulierung 
und Preisgeſtaltung die wirtſchaftspolitiſchen und berufsſtändiſchen Verhältniſſe des 
Bauernſtandes zu regeln. Auf kulturellem Gebiet iſt die Reichskulturkammer der um⸗ 
faſſende ſtändiſche Zuſammenfchluß, der in den einzelnen Kammern alle Berufe, die 
zum Aufgabengebiet des Propagandaminiſteriums gehören, umfaßt. 


12. Das Dritte Reich, die Erfüllung einer tauſendjährigen Sehnſucht 


So ſehen wir den werdenden Neubau des Reichs vor uns und erkennen feine Grund. 
lagen und die ihn geſtaltenden Prinzipien. Aber ihm weht ſeit dem Reichsparteitag 
der Freiheit die ſiegreiche Hakenkreuzflagge als die alleinige Reichs ⸗ und National- 
flagge. Sie iſt das Symbol des tiefen Geſtaltwandels, der ſich im deutſchen Volk 
und Reich durch die nationalſozialiſtiſche Revolution vollzogen hat. „And ein Symbol 
iſt dies wahrlich! Nicht nur, daß durch die einzigen von uns allen heißgeliebten 
Farben, die einſt dem deutſchen Volk ſo viel Ehre errungen hatten, unſere Ehrfurcht 
vor der Vergangenheit bezeugt wird, ſie war auch die beſte Verkörperung des Wollens 
der Bewegung. Als nationale Sozialiſten ſehen wir in unſerer Flagge unſer Pro- 
gramm. Im Rot fehen wir den ſozialen Gedanken der Bewegung, im Weiß den 
nationaliſtiſchen, im Hakenkreuz die Miſſion des Kampfes für den Sieg des 
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ariſchen Menſchen und zugleich mit ihm auch den Sieg des Gedankens der ſchaffenden 
Arbeit, die ſelbſt ewig antiſemitiſch war und antiſemitiſch ſein wird.“ (Hitler in: 
„Mein Kampf“.) Es wächſt in uns die Erkenntnis, daß das Dritte Reich, ruhend auf 
den unvergänglichen Werten der nordiſchen Raſſe und wurzelnd in der Tiefe der 
deutſchen Seele, gegründet auf die Gemeinſchaft aller artgleichen Deutſchen und 
geführt von ſeinem einzigartigen Führer Adolf Hitler, die beginnende Erſüllung der 
zweitauſendjährigen deutſchen Geſchichte und der Sehnſucht und des Strebens der 
Beſten im Laufe dieſes zweitauſendjährigen Geſchehens iſt. Möge es allen Deutſchen 
zur unausrottbaren Aberzeugung werden, daß dieſes Dritte Reich, aufgebaut auf den 
biologiſchen Grundgeſetzen und gefügt in die naturgewachſenen Wurzeln deutſcher 
Art und deutſchen Weſens, die endliche Wiederherſtellung des mit der Erſchaffung des 
deutſchen Volkes verbundenen Sinnes der Schöpfung iſt. 
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1. Das Wejen des Rechtsſtaates 

Das Wort Rechtsſtaat bringt die Begriffe Recht und Staat ſchon äußerlich in eine 
weſentliche Verbindung. In einem Nechtsſtaate zu leben, bedeutet für jeden Volks. 
genoſſen das Gefühl, einem Staatsweſen anzugehören, dem das Recht weſensgemäß 
zugehört, in dem die Rechtsidee und der Rechtswert eine herrſchende Rolle ſpielen. 
Im Rechtsſtaat empfindet ſich die Volksgemeinſchaft gleichzeitig als Rechtsgemein⸗ 
ſchaft. In einer Rechtsgemeinſchaft wird die Rechtsidee durch das Rechtsgefühl der 
Volksgenoſſen lebendig. Das Recht wird dadurch von jedem einzelnen erlebt. 
Schon von alters her hatte der Deutſche ein beſonders feines Rechtsempfinden. And 
gerade der echte Deutſche verlangte deshalb von jedem — ob hoch oder niedrig —, 
daß er das Recht achte. Deshalb trifft nach der deutſchen Rechtsauffaſſung den 
Rechtsbrecher eine beſonders ſchwere Strafe. Denn: „Der gehobenen Stellung 
des Trägers eines deutſchen Amts, eines Führers oder Anterführers entſprechen er- 
höhte Pflichten. Wer ſie verletzt, wer insbeſondere als Amtsträger oder Führer ſich 
gegen das Geſetz auflehnt, Ausſchreitungen begeht, oder ſich ſonſt des in ihn geſetzten 
Vertrauens unwürdig erweiſt, iſt nachdrücklich und unnachſichtlich zu verfolgen. Die 
Volksgemeinſchaft darf erwarten, daß die Strafe, die gegen ihn verbängt wird, nach 
Art und Höhe der gehobenen Stellung des Beſchuldigten Rechnung trägt.“) Das iſt 
die deutſche Auffaſſung vom Weſen des Nechtsſtaats. In ihr liegt, daß jeder Volks 
genoſſe in dem anderen Volksgenoſſen den Rechtsgenoſſen ſieht und achtet, daß vor 
allem die Ehre jedes Volksgenoſſen als höchſtes unantaſtbares Rechtsgut gilt. 


1) So der Reichsminiſter der Juſtiz in „Deutſche Juſtiz“ vom 20. Juli 1934 S. 925. 
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1. Das Weſen des Rechtsſtaates 

Das Wort Rechtsſtaat bringt die Begriffe Recht und Staat ſchon äußerlich in eine 
weſentliche Verbindung. In einem Nechtsſtaate zu leben, bedeutet für jeden Volks- 
genoſſen das Gefühl, einem Staatsweſen anzugehören, dem das Recht weſensgemäß 
zugehört, in dem die Rechtsidee und der Rechtswert eine herrſchende Rolle ſpielen. 
Im Rechtsſtaat empfindet ſich die Volksgemeinſchaft gleichzeitig als Rechtsgemein⸗ 
ſchaft. In einer Rechtsgemeinſchaft wird die Rechtsidee durch das Rechtsgefühl der 
Volksgenoſſen lebendig. Das Recht wird dadurch von jedem einzelnen erlebt. 
Schon von alters her hatte der Deutſche ein beſonders feines Rechtsempfinden. And 
gerade der echte Deutſche verlangte deshalb von jedem — ob hoch oder niedrig —, 
daß er das Recht achte. Deshalb trifft nach der deutſchen Rechtsauffaſſung den 
Rechtsbrecher eine beſonders ſchwere Strafe. Denn: „Der gehobenen Stellung 
des Trägers eines deutſchen Amts, eines Führers oder Anterführers entſprechen er- 
höhte Pflichten. Wer ſie verletzt, wer insbeſondere als Amtsträger oder Führer ſich 
gegen das Geſetz auflehnt, Ausſchreitungen begeht, oder ſich ſonſt des in ihn geſetzten 
Vertrauens unwürdig erweiſt, iſt nachdrücklich und unnachſichtlich zu verfolgen. Die 
Volksgemeinſchaft darf erwarten, daß die Strafe, die gegen ihn verbängt wird, nach 
Art und Höhe der gehobenen Stellung des Beſchuldigten Rechnung trägt.“) Das iſt 
die deutſche Auffaſſung vom Weſen des Rechtsſtaats. In ibr liegt, daß jeder Volks 
genoſſe in dem anderen Volksgenoſſen den Rechtsgenoſſen ſieht und achtet, daß vor 
allem die Ehre jedes Volksgenoſſen als höchſtes unantaſtbares Rechtsgut gilt. 


) So der Reichsminiſter der Juſtiz in „Deutſche Juſtiz“ vom 20. Juli 1934 S. 925. 
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Gerade im deutſchen Volke beſitzt deshalb der Rechtsſtaat Ewigkeitswert. Streit 
und Zweifel daran, ob der nationalſozialiſtiſche Staat ein Rechtsſtaat iſt, kann es 
deshalb gar nicht geben. Der nationalſozialiſtiſche Staat iſt ein Rechtsſtaat, weil 
in ihm die Rechtsidee aufs engſte mit der Staatsidee verbunden iſt. Denn beide 
führen ſich auf dieſelbe Quelle, nämlich auf die Volksgemeinſchaft zurück. Der in der 
Staatsidee zum Ausdruck kommende politiſche Wert und der in der Rechtsidee zum 
Ausdruck kommende Rechtswert gehen im völkiſchen Staate, für den das Volk die 
entſcheidende politiſche Größe iſt, eine unlösliche Verbindung ein. Staat und Recht 
ſind völkiſche Lebensmächte. Das Volk als politiſche Größe gibt ſeinem eigenſten 
Weſen in der Staats- und Rechtsgeſtaltung Ausdruck. Sinn und Weſen des Rechts- 
ſtaats ergeben ſich aus dieſem Zuſammenklang von Staat und Recht und der Orientie. 
rung dieſer Lebensmächte am Volke. 

Am aber das Weſen dieſes Zufammenklangs und die ſich daraus ergebenden Geltal- 
tungen ganz zu verſtehen, iſt es notwendig, ſich über das Weſen des Staates und 
des Rechtes vorher Klarheit zu verſchaffen. And das iſt um fo notwendiger, als die 
Begriffe Staat und Recht nicht eindeutig find und man vor allem auch zu verſchie 
denen Zeiten und unter der Herrſchaft verſchiedener politiſcher Ideen beiden Be- 
griffen einen verſchiedenen Inhalt gegeben hat. Es iſt deshalb auch gar nicht zu 
verwundern, daß man zu verſchiedenen Zeiten unter Rechtsſtaat etwas Verſchiedenes 
verſtanden hat und daß die politiſche und rechtliche Prägung des Rechtsſtaats im 
Wandel der Zeiten ſtarken Veränderungen unterworfen geweſen iſt. 


2. Der Staat als politiſche Lebensform 

Der völkiſche Staat iſt die politiſche Lebensform eines Volkes. Die Auffaſſung des 
Staates als bloßer Machtapparat, der dazu beſtimmt iſt, die Ruhe und Sicherheit 
des Bürgers zu garantieren, im übrigen aber in die individuelle Freiheitsſphäre 
möglichſt wenig einzugreifen, entſprach der liberalen Auffaſſung von den Möglich. 
keiten und Grenzen des bürgerlichen Staates. Darin liegt für das national. 
ſozialiſtiſche Denken nicht der Wert des Staates. And er liegt ebenſowenig darin, 
daß der Staat zu einer bloßen Sozialiſierungsmaſchine wird. Denn es gibt keinen 
Sozialismus nur um des Sozialismus willen, der notwendig zu einem reinen Wirt. 
ſchaftsdenken und einer materialiſtiſchen Geiſteshaltung führen muß. 

Es ſind immer Perſönlichkeiten, die Träger der politiſchen Entwicklung 
eines Volkes find. Deshalb baut die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung unter Ab- 
lehnung des demokratiſchen Maſſengedankens „nicht auf dem Gedanken der Majorität, 
ſondern auf dem der Perſönlichkeit auf ... Die beſte Staatsform und Staatsver⸗ 
faſſung iſt diejenige, die mit natürlichſter Sicherheit die beſten Köpfe der Volks. 
gemeinſchaft zu führender Bedeutung und zu leitendem Einfluß bringt“ (Hitler). Die 
Schaffung einer ſolchen politiſchen Lebensform des deutſchen Volkes, wie ſie im 
deutſchen Führerſtaate (vgl. Band J, Gruppe 2, Beitrag 18) Geſtalt gewonnen hat, 
beſtimmt ſowohl die Auffaſſung vom Weſen des Politiſchen wie den Inhalt der 
poſitiven Rechtsordnung unſeres Staates. 


3. Das Weſen des Politiſchen 

Der Führer erkannte klar, daß das Weſen des Politiſchen immer nur in der Gemein- 
ſchaft gefunden werden kann. Deshalb erſchließt ſich nach der nationalſozialiſtiſchen 
Auffaſſung das Weſen des Politiſchen in der Gemeinſchaft, d. h. am Freund, im 
Sinne von Volksgenoſſen. In der Front wie im politiſchen Kampf der deutſchen 
Bewegung war das große politiſche Erlebnis für den Frontſoldaten wie für 
den politiſchen Soldaten Adolf Hitler nicht der Kampf mit dem gegenüberliegenden 
Gegner, ſondern die Verbundenheit mit dem Kampfgenoſſen, dem Kameraden. Nicht 
der Feind, ſondern der Kamerad bildet für das politiſche Denken den eigentlichen 
politiſchen Begriff. Der Typus des politiſchen Menſchen im nationalſozialiſtiſchen 
Staate iſt deshalb derjenige, der ſich in der Kameradſchaft, d. h. in der Hingabe an 
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die Gemeinſchaft, in die er geſtellt iſt, bewährt und des halb als politiſcher Menſch 
bewertet wird, der politiſch geſtalten kann. 

Aus dieſem Weſen des Politiſchen als Gemeinſchaftserlebnis erklärt ſich auch das 
Weſen der Führung, die als ſolche an anderer Stelle behandelt wird (vgl. Band 1, 
Gruppe 2, Beitrag 18). Hier ſoll nur betont werden, daß die Notwendigkeit der 
Volksverbundenheit jeder echten Führung ſich aus dieſer Auffaſſung des Poli- 
tiſchen ergibt. 

Deshalb iſt es auch allein die Sache des volksverbundenen Führers, nicht die jedes 
Anterführers oder Volksgenoſſen, den Feind der völkiſchen Gemeinſchaſt zu beftim- 
men. Der Führer allein kann das tun, weil er die Volksgemeinſchaſt repräſentiert 
und ſchützt. Wollte jeder einzelne ſich dieſes Recht anmaßen, den Feind zu beſtimmen, 
ſo führt das notwendig vom Gemeinſchaftsgedanken und Gemeinſchaftserlebnis ab 
und beſchwört die Gefahr des Denunziantentums und der inneren Selbſtzerfleiſchung 
herauf. 

Aufgabe des einzelnen Volksgenoſſen iſt es vielmehr, das Gemeinſchaftsbewußtſein 
in ſich lebendig zu erhalten. Dadurch entwickelt ſich in ihm auch allein das „richtige“ 
Rechtsgefühl und die „richtige“ Auffaſſung von dem, was „gerecht“ iſt. Die Auf. 
faſſung einer völkiſchen Gerechtigkeit erwächſt aus dem Gemeinſchaftserlebnis. 
Politiſcher Wert und Rechtswert wurzeln in derſelben Quelle. Für die völkiſche 
Auffaſſung wird die Gerechtigkeit durch die Erforderniffe der nationalen Lebens- 
ordnung beſtimmt. 


4. Politiſche Lebensformen und Rechtsordnung 

Staat und Recht find — wie wir ſahen — völkiſche Lebensmächte. Ihren Wert und 
ihre Bedeutung erhalten ſie damit als Funktion des völkiſchen Lebens. Als ſolche 
haben ſie aber nur einen bedingten Eigenwert, da ſie in ihrer Geſtaltung von der 
Wirklichkeit des völkiſchen Lebens abhängig ſind. Immer, wo es ſich um organiſierte 
Lebensformen innerhalb der politiſchen Welt handelt, tritt neben die Staatsmacht 
und in Verbindung zu ihr das Recht als Rechtsordnung. Denn Macht ohne Recht 
wird zur Willkür. Aber auch die Rechtsordnung kann ſich ohne Macht nicht durch⸗ 
ſetzen und hängt ohne fie in der Luft. Die Macht bildet eine notwendige Grundlage 
der Beziehungen von Staat und Recht. Ein „reines“ Recht gibt es nicht. Die „reine“ 
Rechtslehre.) die den Staat ſeines politiſchen Weſens berauben und Staat mit 
poſitiver Rechtsordnung gleichſetzen wollte, verzichtete auf die Erkenntnis jeder 
Staats- und Rechtsidee und kennzeichnet ſich als der Ausdruck eines radikalen, 
liberalen Individualismus, für den jede politiſche Gemeinſchaftsbildung Ausdruck 
bloßer Gewalt und damit eines böſen Prinzips iſt. 


5. Die doppelte Bedeutung des Rechtsbegriffs 

Für die Erkenntnis des Weſens des Rechtsſtaats und vor allem auch für die Er- 
kenntnis der Funktion des Rechtsſtaats iſt es von grundlegender Bedeutung, daß das 
Wort Recht in einem doppelten Sinne gebraucht wird. Wenn man von Recht ſpricht, 
jo meint man damit entweder die Rechtsidee, die in der Forderung nach Gerechtigkeit, 
nach gerechtem Recht Ausdruck findet. Oder man meint damit das poſitive Recht, die 
poſitive Rechtsordnung, deren eigentlicher Sinn darin liegt, daß ſie eine Ordnung 
geſtaltet, deren Vorhandenſein das Leben der Gemeinſchaft regelt. Jeder Rechts. 
ſtaat muß deshalb ſowohl gerechter Staat als auch Ordnungsſtaat ſein. 

Aber dieſe verſchiedene Bedeutung des Rechtsbegriffs bedeutet keine Trennung. 
Denn Rechtsidee wie Rechtsgeſtaltung dienen nur der Verwirklichung des völkiſchen 
Lebens. Im Rechtsgefühl des Volkes geſtaltet ſich die Idee der Gerechtigkeit: And 
durch das Gefühl der Rechtsſicherheit, das die Rechtsordnung dem einzelnen Volks 
genoſſen im Gemeinſchaftsleben gewährt, wird der Staat zur gefeſtigten Ordnung 
des völkiſchen Lebens. 


1) Der Hauptvertreter der „reinen“ Rechtslehre iſt der Jude Hans Kelſen. 
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6. Rechtsidee und Gerechtigkeit 

Die Rechtsidee iſt ebenſo wie die Staatsidee ein Teil der in einem Volke herrſchen ⸗ 
den Weltanſchauung. An Sitte und Recht, die inſoweit eng verbunden ſind, richtet 
ſich die Volksgemeinſchaſt als Rechtsgemeinſchaft aus. 

Jede Gemeinſchaft und damit auch Volk und Staat als Gemeinſchaftserlebnis gehen 
aber durch Menſchen. Es gibt keine in der Luft ſchwebende Gemeinſchaft, ſowenig es 
ein allen Gemeinſchaftsbindungen fremdes Individuum gibt und geben kann. Es iſt 
deshalb von Wichtigkeit zu erkennen, durch welche Werte eine Rechtsidee be- 
ſtimmt wird. 


7. Indioidualismus und Bechtsidee 

Der folgerichtig durchgeführte Individualismus ſah in dem iſoliert und „frei“ 
gedachten Individuum den höchſten Wert, deſſen Exiſtenz und Wirkungskreis auch 
das Recht in erſter Linie zu ſchützen hatte. Die perſönl iche Rechtsſphäre zum Schutze 
des Individuums war nach dieſer Auffaſſung unantaſtbar. Die Perſönlichkeit wurde 
nicht in ihren Rechten geſchützt als Glied der Gemeinſchaft, ſondern als politiſches 
und rechtliches Eigenzentrum. Deshalb konnte die individualiſtiſche Rechtsidee nicht 
aus einer Gemeinſchaftsidee herauswachſen. Sie ſtand auch nicht in organiſcher 
Verbindung mit der Staatsidee, denn nach der individualiſtiſchen Staats- und Rechts- 
auffaſſung konnte es überhaupt keine echte Staatsidee geben. Der Staat wird nach 
dieſer Auffaſſung zum bloßen Apparat, deſſen alleinige Aufgabe es ift, dem Indivi⸗ 
duum die Sicherheit und Möglichkeit „freier“, individueller Geſtaltung zu gewähren. 
Und jo forderte die individualiſtiſch beſtimmte Gerechtigkeitsidee des liberalen Staates 
unbedingte. Rechts ſicherheit und Rechtsgarantien für den einzelnen. Die individua⸗ 
liſtiſche Rechtsidee erſchöpfte ſich in dem Aufbau einer Rechtsordnung als normativen 
Gefüges, das von keiner Gemeinſchaftsidee beftimmt wurde. 


8. Die Grundrechte 

Der charakteriſtiſchſte Ausdruck des individualiſtiſchen RNechtsdenkens find die „Grund- 
rechte“ und die „wohlerworbenen Rechte“ der einzelnen, deren Schutz und Er⸗ 
haltung nach dieſer Auffaſſung das ſtaatliche Leben zu dienen hatte. Dabei handelt 
es ſich hier nur um die individuellen Grundrechte, nicht um Grundrechte, die im 
Gemeinſchaftsdenken wurzeln und deshalb ſowohl im völkiſchen Staate wie in der 
Beziehung zwiſchen den Völkern von großer Bedeutung ſind. 

Die Forderung nach individuellen Grundrechten entſtammt einer Zeit, in der der 
einzelne Volksgenoſſe als bloßes Objekt perſönlicher Herrſchaft betrachtet wurde, 
und in der dieſe perſönliche Herrſchaft in Gebiete eingriff, die auch heute als unan- 
taſtbarer Beſitz der Perſönlichkeitsſphäre gelten. Deshalb liegen die Wurzeln der 
Entſtehung echter, individueller Grundrechte in England und in den amerikaniſchen 
Pflanzerſtaaten zunächſt auf religiöſem Gebiet. In Ausdehnung dieſer Haltung auß 
weiteſte Gebiete des politiſchen Lebens, wie ſie durch die Ideen der franzöſiſchen 
Revolution vor ſich gingen, waren dieſe Grundrechte der Idee nach eine Reaktions- 
erſcheinung gegen die Gewalt der abſoluten Staatsführung. „Ihr geiſtiger Gehalt 
iſt Abwehr der Staatsgewalt von einer Sphäre freien Beliebens der einzelnen, 
Schutz eines individuellen Raumes vor hoheitlicher Einmiſchung, Freiheit der ein ⸗ 
zelnen vom Staate, nicht Freiheit zum Staate.“ ) 

Dieſe echten Grundrechte wirkten aber in dem Augenblicke und in einer Zeit politiſch 
zerſetzend, als es gar nicht mehr galt, den einzelnen gegen die Willkür perſönlicher 
Herrſchaft zu ſchützen, ſondern als ſich in der modernen Demokratie politiſche Formen 
durchgeſetzt hatten, die den Staatsbürgern im weiteſten Maße Anteil an der poli- 
tiſchen Willensbildung gewährten. In dieſem Stadium waren die liberalen Grund. 


) Ernft Rudolf Huber: „Bedeutungswandel der Grundrechte“ im Archiv des öffentlichen 
Rechts, Bd. 3 S. 1 ff. 
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rechte keine politiſche Kraft der Gemeinſchaftsgeſtaltung und des Aufbaus einer 
ſtaatlichen Ordnung mehr. In Auswirkung einer individualiſtiſchen Staats und 
Rechtsidee — wenn man von einer ſolchen überhaupt ſprechen kann — wirkten dieſe 
Grundrechte dem Aufbau eines vöͤlkiſchen Gemeinſchaſtslebens entgegen. Auf allen 
Lebensgebieten ſollte die Nechtsgeſtaltung durch fie dem Individuum im Rahmen 
einer äußerlichen Ordnung volle bindungsloſe Freibeit gewähren. Die Folge war 
eine Zerſetzung der Gemeinſchaftswerte auf allen Gebieten des völkiſchen Lebens. 
So bildete vor allem das wirtſchaftliche „Mancheſtertum“ in der Angebundenheit und 
Hemmungsloſigkeit individueller wirtſchaftlicher Betätigung ohne Rüdfiht auf das 
Wohl der übrigen Volksgenoſſen die Grundlage für die Entftebung eines bindungs⸗ 
loſen Kapitalismus und die Brutſtätte für die Entſtehung des Klaſſenhaſſes. And 
die bemmungsloſe freie Meinungsäußerung zerſtörte ungeſtraft die Kulturwerte des 
völkiſchen Lebens. 


Da ſchließlich die Grundrechte im liberalen Verfaſſungsſtaate alg der eigentliche 
„rechtsſtaatliche“ Beſtandteil der Verfaſſung galten, jo führte die Herrſchaft dieſer 
individualiſtiſchen Rechtsideen notwendig auch zu einer Diskreditierung des Begriffs 
des Rechtsſtaats. Liberales Gedankengut ſuchte auch in der Weimarer Verfaſſung 
hinter den Wällen der Grundrechte und der Auffaſſung von ihrer Anantaſtbarkeit 
Schutz. Deshalb glaubte die individualiſtiſche Staats. und Rechtsauffaſſung des 
Liberalismus, die Begriffe „Verfaſſungsſtaat“ und „Rechtsſtaat“ für ſich allein in 
Beſchlag nehmen zu dürfen. Das Gefühl für das Weſen des echten Rechtsſtaates 
ging aber damit weithin verloren. 


9. Die Rechtsidee als Gemeinfchaftsidee 

Die Weltanſchauung des Nationalſozialismus ftellt fih in bewußten Gegenſatz zu 
der Auffaſſung des Individualismus und iſt in dieſem Sinne bewußt „antiliberal“. 
Im Gegenſatz zum Abſolutismus betrachtet fie den einzelnen nicht als Objekt einer 
perſönlichen, in ihren Auswirkungen oft willkürlichen Herrſchaft, ſondern ſie gründet 
ſich auf das Gemeinſchaftserlebnis, das in der Volksgemeinſchaft als Staats. und 
Rechtsgemeinſchaft Ausdruck findet. ; 


Jedes Gemeinſchaftserlebnis wird getragen von dem einzelnen Menſchen, jede Ge- 
meinſchaft iſt deshalb menſchliche Gemeinſchaft. Dem organiſchen Denken des 
Nationalſozialismus liegt es deshalb fern, Gemeinſchaft bloß zu konſtruieren wie der 
Liberalismus ein beziehungsloſes, abſtraktes Individuum feiner Staats- und Rechts- 
konſtruktion zugrunde gelegt hat. Auch im liberalen Staate, gerade auch in dem 
politiſch zerſetzten liberalen Staate, war ſehr viel von Volk und Volksgemeinſchaͤft 
die Rede. Aber was fehlte, war das Gemeinſchaftserlebnis, das allein Gemeinſchaft 
als politiſche Wirklichkeit ſchaffen kann. Gemeinſchaft kann nicht „erredet“ werden, 
ſondern Gemeinſchaft kann nur gelebt und erlebt werden. Gemeinſchaftsbildung ſetzt 
alſo einen grundlegenden Wandel im Denken und der Haltung derjenigen Menſchen, 
die eine Gemeinſchaft bilden ſollen, voraus. Erſt das Gemeinſchaftsbewußtſein ſchafft 
wirkliche Gemeinſchaft. 


Es iſt das hiſtoriſche Verdienſt des Führers Adolf Hitler, daß er im deutſchen Volk 
wieder das Gemeinſchaftserlebnis erweckt hat. Das erſte große Gemeinſchafts⸗ 
erlebnis, auf dem Hitler aufbaute, iſt das Fronterlebnis, das er ſich als ein- 
facher Soldat ganz zu eigen gemacht hatte. And als er erkannte, daß der November⸗ 
umſturz keine echte Revolution, ſondern nur ein Zuſammenbruch war, der die noch 
vorhandenen Gemeinſchaftswerte und Gemeinſchaftsgefühle im deutſchen Volke 
vollends zu zerſtören drohte, da ſchuf er in der nationalſozialiſtiſchen Bewegung den 
Kern einer neuen Gemeinſchaftsgeſtaltung und eines neuen Gemeinſchaftserlebniſſes 
im deutſchen Volke. Die nationalſozialiſtiſche Partei und ihre Anterorganiſationen 
wurden die Träger dieſer neuen politiſchen Gemeinſchaft und damit auch zum Träger 
einer neuen Rechts- und Staatsidee, die im Gemeinſchaftsdenken wurzelt. 


— — 
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10. Der Sinn der poſitibden Rechtsordnung 

Wenn das Recht für Volk und Staat Geltung haben ſoll, fo müſſen die aus der Welt- 
anſchauung eines Volkes erſließenden Rechtsideen in einen Zuſammenhang und in 
eine Ordnung gebracht, und Volk und Staat an dieſer Ordnung „ausgerichtet“ 
werden. Darin beſteht der Sinn des poſitiven Rechts und der poſitiven Rechts- 
ordnung eines Staates. Jeder Rechtsſtaat iſt deshalb nicht nur die politiſche Lebens- 
form eines Volkes, ſondern er ſchließt eine poſitive Rechtsordnung in ſich ein. Denn 
ebenſo wie Rechts und Staatsidee hängen Rechtsordnung und politiſche Ordnung 
als Formen des völkiſchen Lebens eng miteinander zuſammen. Die ſtaatliche 
Ordnung und die mit ihr verbundene Rechtsordnung ſind nur der Ausdruck der in 
einem Volke lebendigen Staats und Rechtsidee. Jeder politiſche Wert ſteht deshalb 
im Rechtsſtaate in notwendiger Verbindung zur Rechtsidee. 

Daß die Führung des nationalſozialiſtiſchen Staates ih auch in Zeiten höchſter 
politiſcher Aktivität dieſer Verbindung bewußt war, zeigt der Inhalt des nach der 
Röhmrevolte eridfienen Geſetzes über „Maßnahmen der Staatsnotwehr“ vom 3. Juli 
1934, deſſen einziger Artikel lautet: „Die zur Niederſchlagung hoch- und landes⸗ 
verräteriſcher Angriffe am 30. Juni und am 1. und 2. Juli 1934 vollzogenen Maß- 
nahmen find als Staatsnotwehr Nechtens.“ Nichts zeigt die politiſche Bedeutung der 
poſitiven Rechtsordnung klarer, als dieſe rechtliche Poſitivierung des Staatsnotrechts. 
Das Staatsnotrecht pofitiviert ſich immer dann, wenn es um die Erhaltung der 
nationalen Lebensordnung eines Volkes geht, deren Erhaltung höchſter politiſcher 
und gleichzeitig Rechtswert iſt. Das Staatsnotrecht iſt damit die rechtliche Geſtaltung 
der nationalen Rechtsſicherheit. Sie kann nur dadurch gewahrt werden, daß der 
Sicherheit der völkiſchen Lebensordnung der Vorrang vor der Sicherheit des ein— 
zelnen und ſeinen individuellen Rechtsanſprüchen zukommen muß. 

Es iſt verſtändlich, daß das liberale Rechtsdenken die Möglichkeit des Staatsnot- 
rechts ablehnen muß. Denn für den Individualismus iſt die Erhaltung des Gemein- 
ſchaftslebens weder ein höchſter politiſcher — noch höchſter Rechtswert. 

Die Rechtsgeſtaltung einer völkiſchen Lebensordnung wird natürlicherweiſe die 
Gemeinſchaftswerte im Gegenſatz zu den individuellen Rechtsanſprüchen herausſtellen 
und den erſteren den unbedingten Vorrang über die letzteren einräumen. Deshalb 
treten im nationalſozialiſtiſchen Rechtsſtaat andere Rechtsgebiete in den Vordergrund 
wie im liberalen Rechtsſtaat. Galt dort z. B. der Grundſatz der rechtlichen Gleichheit 
für alles, was Menſchenantlitz trägt, jo betont der nationalſozialiſtiſche Rechtsſtaat 
aus ſeiner völkiſchen Grundpoſition heraus beſonders die Naturgemeinſamkeiten des 
Volkes, wie fie in Blut und Boden gegeben find. Raſſengeſetzgebung und Bauern— 
geſetzgebung ſpielen deshalb im nationalſozialiſtiſchen Rechtsſtaat eine beſonders 
große Rolle. 


11. Der Rechtsſtaat als Ordnungsftaat 

Staat und Recht als Funktionen des völkiſchen Lebens verwirklichen eine Ordnung. 
Jede wirkliche Ordnung muß aber in Geltung ſtehen. Die politiſche Macht geſtaltet 
deshalb nicht nur die poſitive Rechtsordnung, ſondern garantiert auch die Durch— 
fetzung ihrer Normen. Damit werden aber auch für die Staatsführung feſte Formen 
geſchaffen, in denen ſich die politiſche Willensbildung vollzieht. Die poſitive Rechts. 
ordnung verwirklicht die in der völkiſchen Gemeinſchaft herrſchenden Rechtsideen 
als geformte Ordnung. Das Recht als Ordnung gewährleiſtet den geregelten 
Ablauf der politiſchen Führung. Durch das Gefühl der Rechtsſicherheit, das das 
Beſtehen einer poſitiven Rechtsordnung dem einzelnen Volksgenoſſen verleiht, erhält 
die Rechtsordnung als ſolche ihren ſpeziellen Eigenwert. Ihre Geſtaltung dient 
in erſter Linie der Rechtsſicherheit, die ſich dadurch verwirklicht, daß die Ausübung 
des Rechts nach feſten Formen erfolgt und dadurch der Ablauf der Rechtsakte für 
den einzelnen Volksgenoſſen berechenbar gemacht wird. Rechtsſicherheit und Berechen— 
barkeit können überſpannt werden, wie das durch das liberale Rechtsdenken der Fall 
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geweſen iſt. Aber in den gebotenen Grenzen ſind ſie wichtige Werte des völkiſchen 
Lebens. Wenn die Rechtsidee des nationalſozialiſtiſchen Staates im dem Satze 
gipfelt, daß „Gemeinnutz vor Eigennutz geht“, und daß es Aufgabe einer völkiſchen 
Rechtsordnung iſt, nicht jedem das Gleiche, ſondern jedem das Seine zuzuteilen, ſo 
muß der Volksgenoſſe das Gefühl haben, daß die Verwirklichung dieſer Rechtsgrund. 
ſätze des völkiſchen Lebens in einer gefeſtigten Rechtsordnung nicht nach Willkür. 
ſondern nach feſten Regeln erſolgt. Politiſcher Wert und Rechtswert find damit 
miteinander verknüpft. Die politiſche Dynamik allein vermag in normalen Zeiten das 
völkiſche Leben nicht zu geſtalten. Es bedarf dazu der Rechtsnormen, die den Ablauf 
des völkiſchen Lebens und des Lebens des Volksgenoſſen in der Gemeinſchaft in 
berechenbarer Geſtaltung garantieren. Deshalb erweiſt ſich der Recht sſtaat als Not. 
wendigkeit für die Geſtaltung und Entwicklung des völkiſchen Gemeinſchaftslebens. 


12. Die Bedeutung der Rechtstechnik 

Jede pofitive Rechtsordnung bedarf einer gewiſſen Technik zu ihrer Geſtaltung und 
Handhabung. In der rechtstechniſchen Formulierung der einzelnen poſitiven Rechts- 
ſätze findet das Ordnungsmoment des Rechts geſtaltenden Ausdruck. Die Be— 
herrſchung der Rechtstechnik und die Kenntnis von dem inneren Zuſammenhang der 
einzelnen Rechtsſätze gehört deshalb zu den wichtigen Aufgaben juriſtiſcher Erziehung 
Nur muß man ſich immer darüber klar ſein, daß die rechtstechniſche Geſtaltung nicht 
das Weſentliche iſt. Die Technik bildet immer nur ein Mittel der Geſtaltung 
Aber ſie iſt als ſolche nicht ſchöpferiſch. Der Rechtspolitiker bedient ſich der Mittel 
der Rechtstechnik, um neue politiſche Ideen und Rechtsideen in Form zu bringen. 
Eine ſolche Poſitivierung iſt nur möglich, wenn mit einer neuen Staats. und Rechts- 
idee auch neue ſchöpferiſche Kräfte lebendig geworden ſind. 

Wenn ſich der Nationalſozialismus gerade auf dem Gebiete des Rechts gegen 
den Poſitivismus wendet, ſo iſt das ein Ausdruck ſeiner allgemeinen weltanſchau— 
lichen Haltung. Denn dasſelbe Problem kehrt auch auf anderen Lebens- und Wiffens: 
gebieten wieder. Auch in der Medizin, Philologie, ja ſogar der Theologie hatte die 
liberale Denkweiſe zu der Annahme geführt, daß in der Handhabung der techniſchen 
Mittel der eigentliche Sinn geſtaltender Tätigkeit liege. Ein Zeitalter, das von 
keinen eigenen geiſtigen Kräften mehr geleitet wurde, mußte notwendig zu einer 
ſolchen Auffaſſung kommen. Man glaubte, daß die Technik, die doch nur ein Mittel 
ſchöpferiſcher Geſtaltung ſein kann. das Schöpfertum ſelbſt erſetzen könne. And ſo 
verſank dieſe unſchöpferiſche Zeit in einem Materialismus, dem der Erwerb 
materieller Güter und damit der Reichtum über alles ging. Ob in einer bekannten 
und vielgeſpielten Oper geſagt wurde: „Erſt kommt das Freſſen, dann kommt die 
Moral,“ oder ob eine amerikaniſche Lebensmaxime ausſprach: „Werde reich, wenn 
du kannſt auf anſtändige Weile, aber auf jeden Fall werde reich,“ immer iſt es dic- 
ſelbe Auffaſſung, die aus dieſen Außerungen ſpricht. Ein hemmungsloſer, platter 
Fortſchrittsglaube ſah in der Technik nur ein Mittel, um alle Menſchen in einen 
Zuſtand eines gewiſſen materiellen Wohlſtands zu verſetzen. 

Dieſer Auffaſſung ſtellt der Nationalſozialismus die Macht des Glaubens an die 
Idee gegenüber. Denn letzten Endes kämpſen und geſtalten ſchöpferiſche Menſchen 
nur um der Durchſetzung einer Idee willen. Man ſtirbt auch nur für eine Idee. 
Jedenfalls kommt es für die ſchöpferiſche Geſtaltung auf allen Gebieten nur auf dieſe 
Menſchen, nicht auf die Maſſe derer, die im materiellen Wohlbefinden das einzige 
Ziel ſehen, an. 

Dieſe allgemeinen Bemerkungen waren notwendig, um deutlich zu mochen, daß der 
Rechtspoſitivismus nur der Ausdruck einer allgemeinen geiſtigen Haltung 
geweſen iſt. Auch er wollte die bloße Rechtstechnik zum Selbſtzweck machen, und auch 
er ſah in der dogmatiſchen Ausgeſtaltung das eigentliche Weſen rechtlicher Geſtaltung. 
Das erklärte ſich daraus, daß das individualiſtiſche Denken eine im Gemeinſchafts⸗ 
leben wurzelnde Staats- und Rechtsidee folgerichtig gar nicht kennen konnte. Für 


— — ] Beitap 16 


8 Koellreutter 


eine Auffaſſung aber, die in Staats und Rechtsordnung nur ein Mittel ſah, um die 
Stellung des Individuums mit allen Mitteln der Rechtstechnik zu umhegen, war der 
Rechtspoſitivismus die gegebene Ausdrucksform. Kunſtvolle Konſtruktionen und der 
Aufbau normativer Gebilde verſchleierten das Fehlen jedes ſchöpferiſchen eigenen 
Denkens. 

Die Mängel einer ſolchen Geiſteshaltung werden ſo lange nicht offenbar, als die 
politiſchen und rechtlichen Grundlagen des Geſellſchaftslebens unerſchüttert ſtehen. 
In Zeiten der Kriſe aber, d. h. in Zeiten, in denen man um neue Werte ringt, verſagt 
der Rechtspoſitivismus ſofort. So iſt es kein Zuſall, daß in den letzten Jahren vor 
der nationalſozialiſtiſchen Revolution auch ſchon die liberale Staatsrechtslehre 
ſogenannte „überpoſitive“ Rechtsſätze aufgeſtellt hat. Man beſann ſich eben wieder 
auf die Notwendigkeit einer Staats. und Rechtsidee So läßt ſich die weite Aus- 
legung des Grundſatzes der Gleichheit vor dem Geſetze auf ein ſolches Befinnen 
zurückführen Wenn man den Grundſatz aufſtellte, daß es auch dem Geſetzgeber ver- 
boten ſei, Gleiches ungleich zu behandeln, fo wollte man damit die Idee der politiſchen 
Gleichheit ſichern, die eine politiſche Grundpoſition der liberalen Demokratie bildete. 
Diefe Auslegung des Art. 109 der Weimarer Verfaſſung entſprach alſo der liberalen 
Gerechtigkeitsidee. | 

Die völkiſche Rechtsidee wird den Grundſatz von der Gleichheit vor dem Geſetz anders 
auslegen. Sie iſt der Auffaſſung, die allein organiſchem Denken entſpricht, daß An⸗ 
gleiches auch ungleich behandelt werden muß und daß deshalb „jedem das Seine“ 
gewährt werden muß. Aber in dieſem Rahmen muß die gleichmäßige Behandlung 
aller Volksgenoſſen durch die Staatsführung geſichert ſein. In dieſem Sinne iſt „die 
Gleichheit vor dem Geſetz“ auch ein Rechtsgrundſatz des nationalſozialiſtiſchen 
Rechtsſtaates. 

Staat und Recht, politiſcher Wert und Rechtswert find deshalb ſtets aufeinander 
bezogen. Rechtsidee und Staatsidee laſſen ſich nicht voneinander trennen. Ein bloß 
techniſches Recht gibt es nicht. Trotzdem ift die Rechtstechnik ſehr wichtig, um der 
Rechtsgeſtaltung Form zu verleihen. 


13. Die formen der Rechtsgeſtaltung 

Die verſchiedenen Formen der Rechtsgeſtaltung haben auch im nationalſozialiſtiſchen 
Staate ihre Eigenbedeutung und ihren Eigenwert. Gerade im Eigenwert dieſer 
Formen unterſcheidet ſich der nationalſozialiſtiſche Rechtsſtaat als Ordnungsſtaat von 
dem abſoluten Polizeiſtaat des 18 Jahrhunderts. In dieſem galt der Grundſatz: 
der Wille des Königs hat Geſetzeskraft. Das bedeutete, daß die Formen, in denen 
der abſolute Herrſcher feine Herrſchaft über die Antertanen als Herrſchaftsobfjekt aus- 
übte, rechtlich nicht von Belang waren. Deshalb hatten im abſoluten Staate Begriffe 
wie Geſetz, Verordnung und Verfügung keine Eigenbedeutung, zumal es auch keinen 
Rechtsſchutz gegen die Akte der öffentlichen Gewalt gab. Es galt der Grundſatz: 
gegen Polizeiſachen gibt es keine Appellation. | 

Auch im Führerſtaate ift der politiſche Wille des Führers abſolut verbindlich für die 
Gefolgſchaft, aber aus dem an anderer Stelle (Band I, Gruppe 2, Beitrag 18) zu er- 
örternden Weſen der Führung heraus im ganz anderen Sinne. Will der Führer im 
nationalſozialiſtiſchen Rechtsſtaate ein Geſetz, d. h. eine für alle Volksgenoſſen ver- 
bindliche Rechtsſetzung, vornehmen, fo geſchieht das in den „geſetzten“ Formen des 
nationalſozialiſtiſchen Rechtsſtaates, d. h. nach dem Ermächtigungsgeſetz zur Zeit 
faſt immer durch die Reichsregierung. 

Daneben ſpielen auch die Verordnung, ferner Statuten und Satzungen in Gemeinden 
und Körperſchaften des öffentlichen Rechts als Formen der poſitiven Rechtsgeſtaltung 
in der nationalſozialiſtiſchen Geſetzgebung eine Rolle. So erhält z. B. der Reichs. 
miniſter des Innern in dem § 3 des Reichsbürgergeſetzes und dem § 6 des Blutſchutz⸗ 
geſetzes die Befugnis, die zur Durchführung und Ergänzung dieſer Geſetze erforder- 
lichen Rechts und Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. Von beſonderer Bedeutung 
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iſt die Moglichkeit des Erlaſſes einer ſelbſtändigen Führerverordnung und das Be⸗ 
ſtehen eines eigenen Parteirechtes. ) 

Sowenig alſo der nationalſozialiſtiſche Rechtsſtaat in den Fehler verfallen darf, die 
Rechtsformen und damit die Rechtstechnik zu überſchätzen und ihnen ſchöpferiſche 
Bedeutung zuzuſchreiben, ſowenig darf er von dieſer Formgebung und damit von der 
Rechtstechnik als Mittel politiſcher und rechtlicher Geſtaltung abſehen. Der moderne 
Staat mit feiner großen und ſoziologiſch differenzierten Bevölkerung bedarf anderer 
Mittel zur Staatsführung und Rechtsgeſtaltung als frühere Zeiten. Der national - 
ſozialiſtiſche Rechtsſtaat iſt in dieſem Sinne durchaus moderner Staat. Er kann und 
wird gar nicht daran denken, das heutige Volks. und Staatsleben in primitive 
Formen zurückzuſchrauben, die der heutigen Zeit nicht mehr entſprechen. 


14. Die Zweiteilung der pofitiven Rechtsordnung 

Die Rechtsordnungen der heutigen Staatenwelt enthalten — unbeſchadet der 
politiſchen Form der einzelnen Staaten — alle die Scheidung der geltenden pofitiven 
Rechtsordnung in die beiden großen Rechtsgebiete des privaten und des öffentlichen 
Rechts. Dieſe Scheidung iſt ſowohl von politiſcher wie von rechtstechniſcher 
Bedeutung. 

Soweit fie von politiſcher Bedeutung iſt, erhält dieſe Scheidung im national ⸗ 
ſozialiſtiſchen Rechtsſtaate einen anderen Sinn als im liberalen Rechtsſtaate. Der 
Schwerpunkt der Nechtsordnung ruhte im liberalen Rechtsſtaate im Privatrecht, das 
man nicht ohne politiſche Bedeutung als „bürgerliches Recht“ bezeichnete. Die 
Privatrechtsordnung des liberalen Rechtsſtaates war der Ausdruck der individuali- 
ſtiſchen Haltung des bürgerlichen Menſchen. „Freiheit und Eigentum“ waren die 
Grundprinzipien, an denen ſich dieſe Rechtsgeſtaltung orientierte. Der Gedanke der 
liberalen Freiheit fand in der Privatrechtsordnung des liberalen Rechtsſtaates ſeinen 
charakteriſtiſchen Ausdruck in der Rechtsſigur des Vertrages. Der bürgerliche Menſch 
konnte danach feine Privatſphäre möͤglichſt „frei“, d. h. frei von Bindungen an die 
Gemeinſchaft und ohne Rüdfiht auf fie, grundſätzlich ſelbſt geſtalten. And dem ent- 
ſprach ſeine abſolute Verfügungsgewalt über ſein Eigentum. 

Demgegenüber trat das öffentliche Recht, das im liberalen Staate die notwendigen 
Eingriffe der Träger öffentlicher Gewalten in die Privatrechtsſphäre regelte, weit ; 
gehend in den Hintergrund. Auch ſoweit die Notwendigkeit ſozialer Geſtaltung 
(z. B. Sozialverſicherung) eine öffentlich⸗ rechtliche Regelung notwendig machte, ver- 
ſuchte man, dieſelbe doch in möglichſt engen Grenzen zu halten. 

Dieſe politiſche Bedeutung des Anterſchieds von privatem und öffentlichem Recht hat 
im nationalſozialiſtiſchen Rechtsſtaat der Erkenntnis Platz gemacht, daß alle recht⸗ 
lichen Regelungen — auch die privatrechtlichen — in erſter Linie weſensgemäß Gemein- 
ſchaftsregelungen ſind. Daraus ergibt ſich, daß gerade auch das Privatrecht im 
nationalſozialiſtiſchen Staate unter die großen nationalſozialiſtiſchen Rechtsideen 
„Gemeinnutz geht vor Eigennutz“ und „jedem das Seine“ geſtellt werden muß. Nur 
muß dabei bedacht werden, daß auch die Wahrnehmung der berechtigten Intereſſen des 
einzelnen im Rahmen der Gemeinſchaftsregelung liegt. Einzelintereſſen werden 
immer vorhanden ſein und immer verfochten werden. Das liegt in der menſchlichen 
Natur. " 

And ebenfo liegt das Weſen des öffentlichen Rechts ideenmäßig in feiner Bedeutung 
als Gemeinſchaftsregelung. Denn die öffentliche Verwaltung iſt Gemeinſchafts. 
regelung, und jeder Träger der öffentlichen Gewalt handelt als ſolcher nur für die 
Gemeinſchaft, niemals für ſich ſelbſt. Deshalb erhält im nationalſozialiſtiſchen Staat 
gerade das öffentliche Recht, das der unmittelbare Ausdruck politiſcher Geſtaltung iſt, 
eine beſondere Bedeutung. 


1) Im einzelnen vgl. über die heutigen Formen der poſitiven Rechtsgeſtaltung Koellreutter, 
Deutſches Verfaſſungsrecht, 3. Aufl., 1938, 8 15. 
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Für die rechtstechniſche Geſtaltung iſt aber der Anterſchied zwiſchen privatrechtlicher 
und öffentlich-⸗ rechtlicher Rechtsregelung auch im nationalſozialiſtiſchen Staate von 
Bedeutung. Wenn gejagt wird, daß der liberale Rechtsſtaat aus feiner individuali - 
ſtiſchen Haltung heraus nur das Problem der Rechtsgeſtaltung zwiſchen dem ein— 
zelnen und dem Staat gekannt habe, fo iſt das richtig. Aber dieſes Problem ver- 
ſchwindet im nationalſozialiſtiſchen Staate nicht, ſondern erhält nur einen anderen 
Sinn. 

Der nationalſozialiſtiſche Rechtsſtaat ſchützt bewußt die Rechtsſphäre des einzelnen 
Volksgenoſſen, ſoweit ſich das mit den Jutereſſen der Gemeinſchaftsregelung verträgt. 
And er muß das tun, weil — wie ſchon oben ausgeführt wurde — es ſowenig wie ein 
beziehungsloſes Eigenleben des Individuums ein beziehungsloſes Gemeinſchafts⸗ 
leben in der politiſchen Wirklichkeit gibt. Alles Gemeinſchaftsleben geht durch die 
Perſönlichkeiten und wird von ihnen erlebt. And deshalb liegt es gerade im Sinne 
der Gemeinſchaftsregelung, daß in ihrem Rahmen die Perſönlichkeitsſphäre des 
einzelnen erhalten und geſchützt wird. Denn nur dann kann der einzelne durch ſeine 
Leiſtungen auch der Gemeinſchaft dienen. 

Für die nationalſozialiſtiſche Rechtsidee erhält alſo der Anterſchied von Privatrecht 
und öffentlichem Recht eine andere Bedeutung. Gerade Rechtsgebiete wie die 
Raſſengeſetzgebung, das neue deutſche Bauernrecht und die nationale Arbeitsordnung 
greifen im Sinne der früheren Anterſcheidungen ſowohl in das Gebiet des Privat- 
rechts wie in das des öffentlichen Rechts ein. 

Aber für die verſchiedene Art, in der die Anerkennung der Perſönlichkeitsſphäre der 
einzelnen und ihre Einordnung in die Gemeinſchaft erfolgt, iſt der Anterſchied auch 
weiterhin von Bedeutung. In dieſem Sinne werden ſich auch der Staat wie auch die 
anderen öffentlichen Körperſchaften bald privatrechtlicher, bald öffentlich rechtlicher 
Formen bedienen. Dabei liegt der rechtstechniſche Anterſchied darin, daß die Be— 
teiligten an einem Rechtsverhältnis des Privatrechts einander rechtlich gleich 
geordnet ſind, während bei einem Rechtsverhältnis des öffentlichen Rechts eine oder 
mehrere beteiligte Perſonen als Träger öffentlicher Gewalt auftreten. 

So wird der nationalſozialiſtiſche Staat oder die Körperſchaft des öffentlichen Rechts 
als Eigentümer von Wald oder als Eigentümer einer Staatsbrauerei ſein Holz und 
ſein Bier genau ſo in den privatrechtlichen Formen des Handels vertreiben, wie das 
bisher der Fall geweſen iſt. And ebenſo bleibt die Notwendigkeit beſtehen, daß ſich der 
Träger der öffentlichen Gewalt — wenn cr als folder in die Rechtsſphäre des ein- 
zelnen eingreift — wie z. B. die Polizei, anderer Rechtsformen bedient wie im 
Privatrecht. Deshalb werden die Rechtsfiguren des Verwaltungsrechts, wie der 
einſeitige ſtaatliche Hoheitsakt der „Verfügung“ und die Mittel ihrer Anwendung 
und Durchſetzung auch im nationalſozialiſtiſchen Rechtsſtaate an Bedeutung nicht 
einbüßen. 


15. Rechtsſtaat und Rechtspflege 

Die Stellung der Rechtspflege und des Richters wird in einem beſonderen Beitrag 
dieſes Werkes behandelt. Wie die Geſetzgebung, ſo bildet auch die Rechtspflege eine 
wichtige Rechtsfunktion im nationalſozialiſtiſchen Staat. Weſen und Handhabung 
der Rechtspflege find deshalb mitbeſtimmend für das Weſen des nationalſoziali— 
ſtiſchen Rechtsſtaates. Daraus folgt aber, daß die Perſönlichkeit und die Ausbildung 
des Richters wie des Rechtswahrers überhaupt im nationalſozialiſtiſchen Rechtsſtaat 
von größter Bedeutung iſt. 


16. Die Revolution als politiſches und als Rechtsproblem 

Revolution und Rechtsſtaat ſind Gegenpole, aber eben deshalb aufeinander bezogen. 
Die echte Revolution muß zunächſt vom bloßen Amſturz oder Staatsſtreich ſcharf 
unterſchieden werden. Anter Amſturz oder Staatsſtreich verſteht man den gewalt. 
ſamen Sturz oder die kampfloſe Ablöſung eines Machtträgers durch einen neuen 
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Machtträger, ohne daß der letztere gleichzeitig der Träger einer neuen Staats. und 
Rechtsidee iſt. Die echte Revolution iſt im Gegenſatze dazu immer ein politiſcher 
Geburtsakt. Sie verhilft einer neuen politiſchen Ideenwelt zum Durchbruch und 
ſtellt, ſobald ſie zum Abſchluß gelangt iſt, neben neuen politiſchen Werten und in 
Verbindung mit ihnen auch neue Rechtswerte auf. 


Eine ſolche echte Revolution iſt — im Gegenſatz zu dem Novemberumſturz des 
Jahres 1918, der die politiſchen Formen des abſterbenden liberalen Rechtsſtaates zu 
verewigen ſuchte — die nationalſozialiſtiſche Revolution unter der Führung Adoli 
Hitlers geweſen. Sie ſtellte in bewußter Ablehnung der individualiſtiſchen Poſitionen 
des liberalen Rechtsſtaats neue politiſche und Rechtswerte heraus und führte damit 
auch zu neuen politiſchen Formen und zu neuen Rechtsformen. Denn es liegt ſerner 
auch im Sinne jeder echten Revolution, daß ſie ſich nicht im bloßen revolutionären 
Handeln erſchöpft und aus der Revolution als ſolcher ein Prinzip macht, ſondern 
daß ſie dadurch ſchöpferiſch geſtaltet, daß ſie die neuen politiſchen und Rechtswerte in 
Form und Ordnung bringt. 


Deshalb iſt der nationalſozialiſtiſche Rechtsſtaat die höchſte 
Erfüllung und Geſtaltung der nationalſozialiſtiſchen Revo 
lution. Nur der Meiſter kann die Form zerbrechen. Nur der Führer einer 
revolutionären Bewegung kann deshalb beſtimmen, wann und inwieweit die reine 
politiſche Dynamik als notwendige treibende Kraft jeder Revolution der Formung 
und rechtlichen Geſtaltung Platz zu machen hat. 


Die Revolution als ſolche iſt aber nicht nur ein politiſches Problem, ſondern ſie iſt 
auch ein Rechtsproblem. Gerade im deutſchen Volke mit feinem entwickelten Rechts- 
gefühl hat die Frage des „berechtigten Widerſtandes“ gegen eine Staatsgewalt, die 
ſich auf bloße Machtmittel ſtützt und dieſelben gegen das Volk verwendet, immer 
eine große Rolle geſpielt. Schiller hat in feinem „Tell“, in dem der Freiheitskamp' 
eines Volkes ſchönſten dichteriſchen Ausdruck gefunden hat, auch dieſes Problem des 
„Widerſtandsrechts“ und ſeiner Rechtfertigung behandelt: 


„Wenn der Gedrückte nirgends Recht kann finden, 

Wenn unerträglich wird die Laſt — greift er 

Hinauf getroſten Mutes in den Himmel 

And holt herunter feine ew'gen Rechte, 

Die droben hangen unveräußerlich 

And unzerbrechlich wie die Sterne ſelbft.“ 
Ein Volk, das ein ſolches Widerſtandsrecht ausübt, verſtößt damit gegen eine formell 
beſtehende ſtaatliche und rechtliche Ordnung. Sein Vorgehen iſt nicht „legal“, weil 
die geltende Rechtsordnung ihm nicht die Möglichkeit und Mittel zur Durchſetzung 
der in ihm lebendigen neuen Staats- und Rechtsidee gewährt. Gerade in dieſer 
Lage zeigt ſich die Bedeutung des Volkes als politiſche Größe. Echte Nevolutionen 
ſind immer im Schoße eines Volkes entſtanden und im Kampfe gegen eine beſtehende 
Staatsgewalt, deren Träger ſich dem Durchbruch der neuen Ideen entgegenſtemmen, 
durchgeführt worden Dabei iſt die Art der revolutionären Mittel für das Weſen der 
echten Revolution nicht beſtimmend. Ob Revolutionen auf Barrikaden durchgefochten 
werden, oder ob ſie ſich in „legalen“ Formen verwirklichen, das bedingt letzten Endes 
die politiſche Lage Das Entſcheidende ift, daß dadurch, daß die Träger der neuen 
Staats. und Rechtsideen die politiſche Macht erobert haben, die Möglichkeit neuer 
Geſtaltung und Formung gegeben iſt. Hierin liegt der revolutionäre Sinn des 
nationalſozialiſtiſchen Rechtsſtaates. 


17. Liberaler Rechtsftaat und nationalſozialiſtiſcher Rechtsftaat 

Macht man ſich die bisherigen Ausführungen zu eigen, fo bedarf es gar nicht vieler 
Worte darüber, daß das Weſen des liberalen Rechtsſtaates und des national. 
ſozialiſtiſchen Rechtsſtaates ein grundverſchiedenes iſt. Auch der liberale Staat erhob 
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den Anſpruch, ein Rechtsſtaat zu fein. And er tat das zu Zeiten ſeiner ſchöpferiſchen 
Geſtaltung auch mit Recht. Auch in den Ideen der franzöſiſchen Revolution offenbarte 
ſich ſchöpferiſches Denken. Auch die franzöſiſche Revolution iſt in dieſem Sinne eine 
echte Revolution geweſen. Der abſolutiſtiſche Staatsgedanke, der im einzelnen nur 
ein Objekt ſtaatlicher Herrſchaft ſah, mußte eine geiſtige Gegenpoſition auslöſen, die 
den Wert des einzelnen betonte und überbetonte. Hier wurden geiſtige Kräfte wirf- 
ſam, die ſich zunächſt durchaus ſchöpferiſch auswirkten und die das Staats. und 
Rechtsleben des 19. Jahrhunderts maßgebend geſtaltet haben. Auch der liberale 
Rechtsſtaat hat feine ſchöpferiſche Zeit gehabt. Das zeigt in Deutſchland die Be— 
wegung des Jahres 1848, die im Rahmen des liberalen Rechtsſtaates auch der Träger 
der deutſchen Einheitsbewegung geweſen iſt. Es iſt deshalb unendlich billig und 
platt, wenn Abereifrige heute im liberalen Rechtsſtaat den Inbegriff alles Schlechten 
und Anfähigen ſehen und vollkommen vergeſſen, daß der liberale Rechtsſtaat eine 
hiſtoriſche Erſcheinung iſt, der aus dem politiſchen Geſchehen nicht weggedacht 
werden kann. 


Der Nationalſozialismus hat die Formen des ideenmäßig erſtarrten liberalen Rechts- 
ſtaates zerſtört. Der Individualismus, an dem ſich die Staats- und Rechtsidee des 
liberalen Rechtsſtaates orientierte, war ſchon im Erleben des Weltkrieges geiſtig 
überwunden worden. Dabei iſt es ſelbſtverſtändlich, daß es auch im 19. Jahrhundert 
ſchöpferiſche Menſchen mit organiſchem völkiſchem Denken gegeben hat, wie den Frei⸗ 
herrn vom Stein und Bismarck, die, obwohl Kinder einer liberalen Zeit, von den 
Auswüchſen einer individualiſtiſchen Geiſteshaltung nicht berührt worden ſind. Sie 
waren dadurch Träger politiſcher Ideen, die der Nationalſozialismus verwirklicht hat. 


Der liberale Rechtsſtaat verfügte anfangs über eine Staats- und Rechtsidee indi- 
vidualiſtiſcher Prägung. Hätte er dieſe nicht gehabt, ſo wäre er überhaupt zu keiner 
ſchöpferiſchen Geſtaltung fähig geweſen. Der liberale Rechtsſtaat unſerer Tage ver- 
fügte über keine ſolche Staats- und Nechtsidee mehr Das ungeheure Erleben des 
Weltkrieges hat in unſerer Generation das individualiſtiſche Denken durch das Ge— 
meinſchaftserlebnis erſetzt und damit die notwendigen Vorausſetzungen für die 
Geſtaltung des nationalſozialiſtiſchen Rechtsſtaates geſchaffen. 


Es iſt verſtändlich, daß der liberale Rechtsſtaat ſich aus feiner geiſtigen Haltung 
heraus ſowohl als der Verfaſſungsſtaat wie als der Rechtsſtaat bezeichnete, wie 
die liberale Demokratie auch des Glaubens war, daß ſie die einzig mögliche politiſche 
Form der modernen Staatenwelt ſei. Es iſt der Totalitätsanſpruch der liberalen 
Ideenwelt, der hier heraustritt. 


Dieſen Totalitätsanſpruch für die Geſtaltung unſeres Volks. und Staatslebens erhebt 
ſelbſtverſtändlich auch die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung. Sie fordert nicht im 
Sinne eines überwundenen liberalen Denkens den „totalen Staat“ im Sinne einer 
Totalität des ſtaatlichen Machtapparats, ſondern ſie fordert die Totalität der 
nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung auf allen Lebensgebieten. Darin beſteht ihre 
„antiliberale“ Haltung. And deshalb auch der Widerſtand, der ihr im In. und Aus- 
lande durch die Kreiſe entgegengeſetzt wird, die ihrerſeits an der Totalität der 
liberalen Ideenwelt feſtzuhalten ſuchen. Der Aufbau des nationalſozialiſtiſchen 
deutſchen Rechtsſtaates iſt der äußere Ausdruck dafür, daß die Totalität der 
nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung ſich im deutſchen Volke durchgeſetzt hat. 


18. Schrifttum 

Hermann Görin 10 „Die ren als Grundlage der Volksgemeinſchaft“, 
Schriften der Akademie für Deutſches Recht, 1 

Carl Schmitt: „Der . En En Frank, Nationalſozialiſtiſches Handbuch für 
Recht und 1 65 2. Aufl., S 

Koellreutter: „Der nationalf onlaliſtiche Rechtsſtaat“, in Deutſches Verfaſſungsrecht, 


3. Aufl., 1938, $ 4. 
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Lieferung 4 


Band I Gruppe 2 Beittag 17 Nach der re. des Richters zum Geſeh fragt der Der- 
t 


Dr. Freislec. 

Staats ſekretät im Reichs- 
iuftizminifterium, MDR, Berlin 
Richter und Gejeß 


faſſer, der als Staatsjekretär im fleichsjuſtizminiſtetium 
führend tätig iſt, in dieſem Auflat. Der Richtet hat zwei 
Aufgaben: Er muß feſtſtellen, was im Einzelfall geſchehen 
iſt; denn das ift in der Begel ftreitig. Er mufl weiter an 
hand des geltenden Rechts kläcen, was rechtlich aus dem 
Gejchehenen folgt. Dieſe Anwendung des Heſetzes kann 
kaſuiſtiſch am Einzelſatz des Geſetzes und Dot-Ucteilen et- 
5 Sie mufte im Weimarer Staat ängſtlich und erfolg- 
os nach dem Zweck des Geſetzes fragen. Sie erfolgt heute 
vom gefeftigten Standpunkt nationalſozialiſtiſchet Welt- 
anſchauung aus. Jede Gefehesauslegung mufl zu einem der 
nalionalſozialiſtiſchen Sittenordnung entſptechenden Ergeb- 
nis führen. Den Willen der Dolksführun hat der Richter 
bei feiner Urteilsfindung ducchzuſezen. Deshalb darf er 
auch nie gegen den klaren Sinn des Geſetzes entſcheiden. 
Dagegen hat der Richter dort, wo das Geſeh ſchweigt, die 
Aufgabe der Weiterbildung des Rechts: „Röniglic ſei er in 
der Fähigkeit und dem Willen, dem Rechtsbewufßtlein des 
Dolkes meifterhaft Ausdruck zu verleihen.” 


Band II Gruppe 1.Beitcag 24 Einleitend wird ein Überblick über den Begriff und das 


Dr. Medicus, 
Miniſterialcat im Reichs- 
und Peeufliſchen Minifterium 
des Innern, Berlin 
Reichsuerwaltung 

und Landesverwaltung 


eſen der Decrwaltung gegeben, ſodann wird das Der- 
hältnis zwijchen der Rein per al und der Landes- 
verwaltung unterſucht; dabei werden die Mifftände unter 
der Zwilchenverfallung beleuchtet und ihnen die Einheit der 
heutigen . im Reich, in den Ländern und Selbft- 
verwaltungskötperſchaften gegenübergeftellt. 

Die Reichsoerwaltung wird ſodann im einzelnen untetſucht 
und in ihren verjchiedenen Erſcheinungsformen erläutert. 
Dabei tritt der Führergedanke in den Dordergrund und 
werden die ungen des Dritten Reichs auf 
organiſalotiſchem Gebiet aufgeführt. Im folgenden Teil 
wird die Reichsberwaltung, nach Minifterien gegliedert, 
in ihren einzelnen Derwaltungszweigen geſchildert. Es 
folgt eine Darſtellung der Landesderwaltung unter Dar- 
legung ihrer Derbindung mit der Reichs verwaltung. Im 
letzten Abjchnitt werden die UDerbindungen aufgezeigt, die 
zuwiſchen der ſtaatlichen Derwaltung und den Einrichtungen 
der Partei beftehen, und werden die Beziehungen der [taat- 
lichen Derwaltung zur berufsſtändiſchen und zur kommu— 
nalen Derwaltung in großen Umtiſſen dargelegt. 


Induſtriederlag Spaeth & Linde, Berlin l 35 
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Richter und Geſetz 


De. jur. Roland Freislec 
Staats[ehcetäc im Reichsjuftizminifterium, MdR, Berlin 


Die Durchſetzung des Willens der Staatsführung im Leben des Volkes und feiner 
einzelnen Glieder — das iſt eines derjenigen Probleme, von deren erfolgreicher 
Löſung neben anderem die geſunde Weiterentwicklung des Volkes in feinem Staate 
abhängt. Nur in verhältnismäßig wenigen Fällen erfolgt dieſe Durchſetzung des 
Willens der Staatsführung unmittelbar, etwa in Form eines Beſehles der höchſten 
Spitze des Staates an denjenigen, der dieſen Willen zu verwirklichen hat. In den 
meiſten Fällen äußert ſich der Wille der Staatsführung gar nicht in bezug auf einen 
beſtimmten Einzelfall des völkiſchen Geſamtlebens, der als wirklich vorliegend dem 
Staatsführer bei Außerung ſeines Willens vor Augen ſteht und mit Bezug auf den 
allein er feinen Willen äußert. Vielmehr bildet, formt und äußert ſich der Wille der 
Staatsführung in aller Regel mit Bezug auf eine ganze Reihe, oft viele tauſende als 
möglich gedachter Fälle, die das Leben ſchon hervorgebracht hat, hervorbringt oder 
künftig noch hervorbringen wird. Der Staatsführer formt in ſolchen Fällen in 
Normen, in Befehlen für das Verhalten — Handeln oder Unterlaffen — der Staats. 
bürger, Volksgenoſſen und an der Rechtsgemeinſchaft teilnehmenden Volksfremden 
oder auch in Dekretierung beſtimmter Rechtsfolgen, die kraft ſtaatlichen Willens an 
ein beſtimmtes Verhalten angeknüpft werden. Der fo geformte, nicht auf einen be ⸗ 
ſtimmten Einzelfall, ſondern auf alle vorkommenden Fälle der gleichen Art gemünzte 
Wille des Staatsführers iſt der eigentliche und weſentliche Inhalt der Geſetze des 
Staates. 

Die Geſetze des Staates tragen den Anſpruch in ſich, im Leben des Volkes ver- 
wirklicht zu werden. And für dieſe Verwirklichungen des in den Geſetzen feſtgelegten 
Willens der Staatsführung im Volksleben bedarf der Staat tagaus, tagein der nie 
raſtenden Arbeit von Organen; und eines der wichtigſten Organe des Staates zur 
Ausführung dieſer Arbeit iſt der Richter. Er ſieht im Gegenſatz zum Staatsſührer, 
der das Geſetz erlaſſen hat, den konkreten, im Leben Wirklichkeit gewordenen Einzel - 
fall vor ſich. And ſeine Aufgabe iſt es, dieſen Einzelfall am Willen des Staatsführers 
zu meſſen und feſtzuſtellen oder anzuordnen, welche Rechtsfolgen nach dem Willen 
des Staatsführers an dieſen einzelnen Wirklichkeit gewordenen Fall ſich anſchließen. 
Gewiß iſt dies nicht die einzige Aufgabe des Richters. In aller Regel der Fälle liegt 
ihm, ehe er an die Löſung dieſer Aufgaben herangehen kann, die andere nicht weniger 
wichtige und ſchwierige Aufgabe ob, feſtzuſtellen, welchen Fall das Leben überhaupt 
gezeitigt hat; welcher Sachverhalt überhaupt vorliegt; ob z. B. derjenige, der 
Bezahlung gelieferter Ware verlangt, die Ware überhaupt geliefert hat, ob ſie 
mangelfrei, und fo, wie beſtellt, geliefert wurde; oder ob derjenige, der wegen Ehren- 
kränkung ſtrafrechtlich belangt wird, ſich überhaupt eine Ehrenkränkung hat zuſchulden 
kommen laſſen; wenn ja, ob die etwa behauptete ehrenkränkende Tatſache wahr oder 
unwahr iſt oder ob derjenige, der die ehrenkränkende Behauptung aufgeſtellt hat, einen 
verſtändigen, verſtändlichen und anzuerkennenden Grund gehabt hat, die Behauptung 
aufzuſtellen; oder ob z. B. der Vater, dem die elterliche Gewalt entzogen werden ſoll, 
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tatſächlich Handlungen begangen hat, die ihn zur Ausübung des Elternamts unge- 
eignet erſcheinen laſſen; oder ob z. B. derjenige, der des Mordes oder des Diebſtahls 
angeklagt iſt, tatſächlich einen Menſchen getötet oder eine fremde Sache weggenommen 
bat. Dieſe Fülle tatſächlicher Feſtſtellungen, die der Richter in feiner täglichen Arbeit zu 
treffen hat, iſt eine Tätigkeit von ungeheurer Wichtigkeit. Gewiß wird ſie von der 
andern, eingangs erwähnten Aufgabe — von der dieſe Zeilen handeln ſollen — bereits 
überſchattet und beeinflußt werden; fie iſt aber doch im weſentlichen von ihr unab- 
hängig. Aberſchattet wird die Tatſachenfeſtſtellung durch die nachfolgende Meſſung 
des feſtgeſtellten Sachverhalts an dem im Geſetz niedergelegten Willen des Staats- 
führers infofern, als der Richter bereits bei der Tatſachenfeſtſtellung fein Augenmerk 
darauf zu richten hat, alle tatſächlichen Feſtſtellungen zu treffen, die erforderlich find 
für die Beurteilung, ob ſämtliche Merkmale vorliegen, an deren kumulatives Zu- 
ſammentreffen der Staatsführer nach ſeinem im Geſetz niedergelegten Willen die im 
Geſetz ausgeſprochene Folge geknüpft ſehen will. Und hieraus ergibt ſich auch bereits, 
daß die beiden bisher angedeuteten Arten richterlicher Tätigkeit in der Wirklichkeit 
der Richterarbeit nicht zeitlich ftreng voneinander geſchieden, eine nach der andern ver- 
richtet werden, daß ihre Trennung in aller Regel vielmehr nur eine gedachte iſt, daß 
dieſe Trennung mehr der Erkenntnismöglichkeit der Struktur der richterlichen Arbeit 
und mehr dem Erkenntniszwecke der dieſe Arbeit analyſierenden dritten Perſonen 
dient, als ſie in der Arbeit ſelbſt verwirklicht wird. Immerhin: es handelt ſich hier um 
zwei ganz verſchiedene Tätigkeiten, die beide ordnungsmäßig verrichtet werden müſſen, 
damit der Richter feiner Aufgabe gerecht wird. 


Dieſe richterliche Arbeit, einen im Leben hervorgebrachten Sachverhalt an dem im 
Geſetz niedergelegten Willen des Staatsführers zu meſſen, wäre nun verhältnismäßig 
einfach, wenn 


1. die menſchliche Sprache und ſomit die Geſetzesſprache ein vollkommenes Mittel der 
menſchlichen Gedanken wäre, wenn 


2. die menſchliche Vorausſicht in der Lage wäre, alle vom Leben hervorgebrachten und 
noch hervorzubringenden Fälle im voraus zu überſchauen, und wenn 


3. derjenige, der berufen iſt, auf Grund der Aberſchau über alle Fälle des Lebens mit 
Hilfe des vollkommenen Gedankenausdrucksmittels der Sprache den von ihm klar 
erfaßten Willen des Staatsführers unmißverſtändlich und vollſtändig im Geſetz 
niederzulegen in der Lage wäre. 


Keine dieſer drei Vorausſetzungen läßt ſich aber jemals verwirklichen. Nicht nur jeder 
von uns, ſondern auch alle großen und größten Dichter und Denker unſeres Volkes 
haben immer wieder die Anzulänglichkeit des ſprachlichen Gedankenausdrucksmittels 
erkannt und bei aller Achtung vor dem wunderbaren Werkzeug, das gerade die deutſche 
Sprache darſtellt, beklagt. Niemand kann ſich anmaßen, alle Fälle, die das Leben in 
feiner mannigfaltigen und angeſichts feiner unvorherſehbaren Entwicklungsmöglich⸗ 
keiten immer wieder neu erwachſenden Geſtaltung hervorzubringen vermag, zu über- 
ſehen. And es gibt ſchlechterdings keinen Menſchen, der ſich ganz in den Willen des 
Staatsſührers einleben, der vollkommen ſämtliche, von ihm überſchauten und voraus- 
geſehenen möglichen Fälle des Lebens bei feiner Geſetzgebungsarbeit ſich gegenwärtig 
halten könnte, und der deshalb in der Lage wäre, unmißverſtändliche und vollſtändige 
Geſetze zu verfaſſen. 


Gäbe es ſolche Geſetze, fo beſtünde die Arbeit des Richters nach Feſtſtellung des vor- 
liegenden Sachverhalts im Grunde in nichts anderem als im Nachſchlagen. Es würde 
nur gelten, die Stelle zu finden, an der der gerade vorliegende Fall im Geſetz bereits 
im voraus bedacht und entſchieden iſt. And der Richter hätte lediglich zu verkünden, 
daß er an dieſer oder jener Geſetzesſtelle die für den vorliegenden Fall bereits 
getroffene Entſcheidung gefunden habe. Der beſte Richter wäre dann derjenige, der 
dem Ziel, den Wortlaut aller Beſtimmungen der Geſetze ſtets im Geifte gegenwärtig 
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zu haben, am nächſten zu kommen vermöchte. Von einem wahren Richter könnte dann 
überhaupt nicht mehr die Rede fein. Das wandelnde Lexikon der Geſetzesnormen — 
das wäre dann das Ideal des Richters. 


Es bedarf keiner Hervorhebung, daß unſer Bild vom Richter und feinen Aufgaben, 
von dem Verhältnis des Richters zum Geſetz, ein anderes iſt. And doch: nicht ſtets 
war das, was für uns eine Selbſtverſtändlichkeit iſt, anerkanntes Gemeingut. Es hat 
Zeiten gegeben, in denen die Geſetze grundſätzlich mit dem Anſpruch auftraten, die 
Entſcheidung aller vorkommenden Fälle des Lebens bereits getroffen zu haben. Es 
waren dies Zeiten, in denen der Wiſſenſchaft bei Strafe die Auslegung von Geſetzen 
verboten wurde; Zeiten, in denen ſchon das techniſche Hilfsmittel analoger Anwen⸗ 
dung von Rechtsfätzen auf zwar im Geſetz nicht ausdrücklich vorgeſehene, dem aus ⸗ 
drücklich geregelten Fall aber weſensähnliche Fälle verboten war. Das waren ſtets 
Seiten des Antergangs, und zwar nicht nur des Untergangs des völkiſchen Lebens 
überhaupt. Die Geſetze folder Zeiten zeichneten ſich durch eine verwirrende Fülle von 
Einzelregelungen aus, durch eine Kaſuiſtik, in deren Geſtrüpp ein etwa vorhanden 
geweſener geſetzgeberiſcher Leitgedanke, der das Geſetz beherrſchen ſollte, unaufſindbar 
verlorenging. Jede Zielſicherheit mußte in folchen Zeiten zerſtört werden und die 
Rechtſprechung in würdeloſem Suchen nach Vorentſcheidungen vertrocknen. Solche 
Zeiten waren infolgedeſſen gewöhnlich Zeiten eines ideenloſen Präjudizienkults 
Warum ſollte man ſich auch die Mühe machen, das aus der Tülle der geſetzlichen 
Beſtimmungen noch einmal herauszuſuchen, was vom andern, womöglich einem 
„höheren“ Gericht im Geſetz bereits geſucht und gefunden war? 


Der Gedanke, daß im Geſetz bereits alle im Leben entſtehenden Fälle und Verhältniſſe 
im voraus bedacht und entſchieden ſeien, iſt ſchon vor der Machtergreifung des 
Nationalſozialismus in Deutſchland überwunden worden. Niemand hat mehr 
geleugnet, daß die Geſetze nur einen Teil der Fälle des Lebens unmittelbar geregelt 
haben; daß neben dem Geſetzesrecht ein ebenſo geltendes außergeſetzliches in der 
Gewohnheit des Volkes anerkanntes Recht beſtehe. Am dem Richter die Einordnung 
der Fälle des Lebens in die Gedankentypen des Geſetzgebers zu ermöglichen, hat man 
ihm genügend techniſche Hilfsmittel zur Verfügung geſtellt: Man hat ihm felbftver- 
ſtändlich nicht nur geſtattet, ſondern vorgeſchrieben, die Geſetze nicht nach ihren Buch ⸗ 
ſtaben, ſondern ihrem Sinne gemäß auszulegen; man hat ihm das techniſche Hilfs- 
mittel des Gedankenſchluſſes aus dem Gegenfatz, des Schluſſes vom Mehr auf das 
Weniger, des Schluſſes aus dem ähnlichen Fall auf den ähnlichen Fall in die Hand 
gegeben. Aber bereits dieſe Hilfsmittel, die für den Richter bei feiner Arbeit als 
Werkzeuge bereit liegen, zeigen, daß mit ihnen allen eine zielſichere und deshalb den 
Bedürſniſſen des Volkes Rechnung tragende Rechtſprechung nicht aufgebaut werden 
kann. Es kann und wird ſehr häufig im Einzelfall zweifelhaft ſein, welche Auslegung 
eines Geſetzes die ſinngemäße iſt; man wird das nur an dem Grundgedanken und 
Zweck des Geſetzes ermeſſen können. Es kann und wird im Einzelfall vielfach zweifel. 
haft fein, welche der verſchiedenen bereit liegenden Werkzeuge der Richter bei feiner 
Arteilsfindung benutzen ſoll, ob den Schluß aus dem Gegenteil, oder den Schluß aus 
dem ähnlichen Fall auf den ähnlichen; und die Beantwortung der Frage, welches 
Werkzeug er in die Hand nehmen ſoll, wird um ſo wichtiger ſein, als tatſächlich die 
Anwendung des einen Werkzeuges notwendig zu dem entgegengeſetzten Ergebnis 
führen muß wie die Anwendung des andern Werkzeugs. Und auch hier wird man eine 
Entſcheidung in aller Regel nur fällen können, wenn man eine Richtſchnur hat, an der 
die richterliche Tätigkeit ausgerichtet werden kann. Dieſe Richtſchnur kann der Sinn 
und der Zweck des Geſetzes fein. Wenn der Richter ihn erfaßt und ſich entſchließt, ein 
Denkhilfsmittel bei feiner Arteilsfindung anzuwenden, das zu einem dem Zweck des 
Geſetzes entſprechenden Ergebnis führt, fo wird er zu einer Geſetzesauslegung 
gelangen, die dem Zweck und Sinn des Geſetzes entſpricht. Tatſächlich haben auch die 
vor der Machtergreifung herrſchenden Schulen der Praxis und Wiſſenſchaft mehr oder 
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weniger deutlich ein ſolches Verfahren dem Richter empfohlen. Sie haben dabei 
freilich überſehen, daß es ſich in ſolchem Falle gar nicht mehr um die richterliche 
Arteilsfindung, ſondern um die nachträgliche Begründung handelt. Gefunden iſt doch 
bei ſolchem Vorgehen das Arteil bereits in dem Augenblick, in dem der Richter ſich 
unter Zugrundelegung des Geſetzeszweckes und -finnes der geſetzlichen Regelung 
fragt, welches Ergebnis das vernünſtige, das zu erſtrebende ſei. And wenn er danach 
unter dem ihm zur Verfügung ſtehenden Handwerkzeug dasjenige ausſucht, das ihn 
zu dieſem als vernünftig erkannten Ergebnis führt, ſo handelt es ſich nunmehr nur 
noch um die juriſtiſche — man darf ſchon ſagen formaljuriſtiſche — nachträgliche 
Begründung eines bereits gefundenen und feſtſtehenden Ergebniſſes. Mit Recht hat 
man immer wieder gefragt, wozu dann die formaljuriſtiſche Begründung des Arteils 
überhaupt noch nötig ſei; mit Recht wies man darauf hin, daß ein ſolches Verfahren 
den Anſchein erwecke, als trage man Bedenken, die wahren Gründe für das gefundene 
Urteil auch auszuſprechen. Die teleologiſche Geſetzesauslegung wurde fo zur krypto⸗ 
teleologiſchen; die ſoziologiſche wurde zur kryptoſoziologiſchen. And was ſich verbirgt, 
verliert nur zu leicht ſein Weſen. Kein Wunder alſo, daß der Endpunkt der Entwick⸗ 
lung die pſeudoteleologiſche und die pſeudoſoziologiſche Rechtsauslegung wurde. 


In Wirklichkeit war aber auch dieſe Art der Rechtsanwendung und Geſetzesauslegung 
aus anderen Gründen im Staat der liberalen Zeit unmöglich. Eine ſolche Geſetzes⸗ 
anwendung und -auslegung iſt nur möglich, wenn den Geſetzen ein beſtimmter Sinn, 
ein beſtimmter Zweck zugrunde liegt, und wo dieſer Zweck und Sinn ſich in allen 
Beſtimmungen des Geſetzes widerſpiegelt. Der Richter kann ſeine Arbeit nicht am 
Geſetzeszweck ausrichten, wenn ein ſolcher klar erkennbarer Zweck nicht vorhanden iſt. 
Das aber iſt gerade das Eigentümliche der liberalen Zeit, daß ſie den Staat nur als 
notwendiges Abel anſah, deſſen Aufgabe ſich auf eins zu beſchränken habe: auf die 
Aufrechterhaltung einer äußerlichen Kampfordnung für die Austragung der in keiner 
Weiſe gleichgerichteten, ſondern einander widerſtrebenden Belange und Kräfte der 
Einzelweſen, deren Sichausleben der anerkannte Lebenszweck jedes einzelnen iſt. Eine 
individualiſtiſche Zeit, die Geſetze des Handelns nur im einzelnen anerkennt, die als 
Richtſchnur des Handelns für den einzelnen nur ihn ſelbſt kennt, die einen Wertmeſſer 
für Denken, Wollen und Handeln des einzelnen nur in ihm felbft findet und jeden 
andern Wertmeſſer verpönt, eine ſolche Zeit bedeutet die Verneinung aller objektiven 
Werte, die Proklamation der Relativität aller Werte, die Verneinung einer allgemein 
gültigen Sittenordnung. Ein Staat, der ſich zum Diener einer ſolchen Epoche macht, 
muß notwendigerweiſe neutral fein. Er kann nur neutral fein, wenn er der Propa- 
ganda des Satzes, daß das Volk das Höchſte iſt, genau ſo gefühllos gegenüberſteht 
wie der Propagierung des Satzes, daß der einzelne Menſch das Höchſte ſei; wenn er 
den Wehrverrat und die Wehrverweigerung genau ſo als ein mögliches „Ideal“ 
anſieht wie den Gedanken an den Opfertod des Soldaten für ſein Volk; wenn er die 
Propaganda der Gottloſigkeit ebenſo für berechtigt erklärt wie die Dokumentierung 
der Ehrfurcht des Menſchen vor dem Höchſten; wenn er dem Satz „Eigentum iſt 
Diebſtahl“ die gleiche Propagandafreiheit zubilligt wie dem Gedanken, daß das 
Eigentum eine Grundlage der Kultur ſei. Ein Staat, der im Individualismus jedes 
einzelnen, alſo im anarchiſchen Prinzip den Lebensinhalt ſieht und anerkennt, iſt 
genötigt, ſich ſelbſt jedes Werturteils in ſeinen Geſetzen zu enthalten, und kann mit 
ſeinen Geſetzen nur bezwecken, eine Notordnung zu ſchaffen, die die Grundlage des 
Sichaustobens der widerſtreitenden Anſichten und Kräfte im Volke iſt. Die Rechts- 
ordnung eines ſolchen Staates kann nur unter einem Leitwort ſtehen: Kompromiß! 
Kompromiß aber iſt Richtungsloſigkeit. Die Rechtsordnung eines ſolchen Staates 
wird alſo niemals klar erkennbaren Sinn und Zweck haben. Der Richter, der in den 
Geſetzen eines ſolchen Staates nach ihrem Sinn und Zweck ſuchte, vermöchte ihn nicht 
zu finden, — es ſei denn, daß er in Wirklichkeit dieſen Sinn nicht in den Geſetzen, 
ſondern in feiner eigenen Einſtellung zu den in den Geſetzen behandelten Pro- 
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And damit find wir an einem zweiten weſentlichen Punkt angelangt, der die Aus- 
legung der Geſetze nach ihrem Sinn und Zweck im neutralen Staat des individualifti- 
ſchen Zeitalters ad absurdum führen mußte. In jener Zeit gab es keine einheitliche 
Einſtellung des ganzen Volkes und ſomit auch keine einheitliche Einſtellung des 
Richterftandes zu irgendwelchen das Volksleben betreffenden Problemen. Ja: es 
ſollte eine ſolche einheitliche Einſtellung gar nicht geben! Die labile Stabilität jener 
Zeit beruhte auf dem Gegeneinander aller Grundanſchauungen, beruhte darauf, daß 
ſie „im Gleichgewicht ihrer Kräfte“ ſich gegenſeitig ihrer Außenwirkung beraubten 
und alſo praktiſch aufhoben. Das alles hat zu einer Atomiſierung der öſſentlichen 
Meinung und der Grundanſchauungen der einzelnen Volksgenoſſen untereinander 
geführt, die zur Folge haben mußte, daß die Auslegung der Geſetze nach ihrem Zweck 
— zumal nach der oben dargelegten Anſicherheit und Anbeſtimmtheit der Geſetze ſelbſt 
und bei ihrer offen zutage getretenen Kompromißnatur — praktiſch zur Herrſchaft 
eines jeden einzelnen Richters an Stelle des Geſetzes führte, und ſo nahm dort, wo 
der Richter glaubte, die Geſetze nach ihrem Sinn und Zweck auszulegen und anzu- 
wenden, tatſächlich der Richter die Stelle des Geſetzgebers ein. Aus der hieraus ſich 
ergebenden Notwendigkeit, der Anarchie der gerichtlichen Entſcheidungen der ver- 
ſchiedenen Gerichte vorzubeugen, die Einheitlichkeit der Rechtspflege zu wahren, 
ergab fi für die Geſetzgebung wiederum die Notwendigkeit, trotz der erkannten Un- 
möglichkeit, alle Fälle des Lebens im Geſetz von vornherein ausdrücklich zu regeln, in 
möglichſt weitgehender Kaſuiſtik einen möglichſt großen Teil der möglicherweiſe im 
Leben Wirklichkeit werdenden Fälle im voraus zu entſcheiden. Das wiederum mußte 
die etwa in den Geſetzen vorhanden geweſenen Anſätze zur Durchführung beſtimmter 
Grundanſchauungen — ſoweit fie nicht in kompromißſuchender Geſetzgebungs⸗ 
maſchinerie bereits vernichtet waren — völlig unkenntlich machen und den Richter, der 
beim Suchen nach der Geſetzesauslegung im Rahmen und in der Richtung der Grund⸗ 
anſchauungen des Geſetzes ſich der Geſahr bewußt geworden war, ſeine perſönliche 
Anſchauung für die Grundeinſtellung des Geſetzes zu halten, in einen Präjudizienkult 
hineintreiben, der denn auch, wie bekannt, in der Zeit des Zwiſchenreichs Orgien 
gefeiert hat. 

So befand ſich alſo tatſächlich die Geſetzesauslegung und Rechtsanwendung der 
Gerichte vor der nationalſozialiſtiſchen Machtergreifung in einer Kriſis, die ſicher 
nicht dadurch vermindert wurde, daß das damalige Syſtem in der Zeit feines Todes- 
kampfes, ſich ſelbſt untreu werdend, aus ſeiner Neutralität heraustrat und in einer 
geradezu unglaublichen Weiſe auf Geſinnung und Arteilsfindung der Richter zu 
drücken begann. Kam es doch ſo weit, daß in dem bekannten Liegnitzer Fall das 
Reichsgericht dem Regierungsſyſtem die unzuläſſigen und geſetzeswidrigen Veein⸗ 
fluſſungsverſuche unmißverſtändlich vorhielt. 

Vermehrt wurde die Anſicherheit der Geſetzesauslegung und der Rechtsanwendung 
überhaupt durch die Aufrüttelung des Volkes, die die nationalſozialiſtiſche Propa⸗ 
ganda mit ſtändig ſteigendem Erfolg ſich zur Aufgabe machte. Denn nun wurde dem 
Volk, das ſich allmählich, zunächſt in einem kleinen, aktiviſtiſchen Teil, dann in feiner 
großen Maſſe zu einer einheitlichen Beantwortung der brennenden Lebensfragen des 
Volkes bekannte, die Richtungsloſigkeit jener Rechtſprechung bewußt. Es fah, daß 
die Richter als ſolche in ihrer großen Mehrheit — getreu ihrer Stellung als Diener 
eines „neutralen“ Staates — es ablehnten, perſönlich zu den Fragen des gefamt- 
völkiſchen Lebens öfſentlich Stellung zu nehmen, — daß ſie ſich in eine „Objektivität“ 
gegenüber den drängenden Problemen des völkiſchen Lebens flüchteten, die eine 
„objektive“ Nechtſprechung zur Folge hatte, welche in gleicher Weiſe das Geſetz aus⸗ 
legte und anwandte ohne Rüdficht darauf, ob ſich die Anwendung dieſes Geſetzes im 
Endergebnis den Belangen des Volkes entgegenſtellte oder anpaßte, ohne Rückſicht 
darauf, ob der Richter im Einzelfall die Aufgabe hatte, Handlungen von Perſonen zu 
beurteilen, die für die Belange des Volkes kämpften, oder Handlungen von Perſonen, 
die den Begriff des Volkes an ſich ſchon verneinten und infolgedeſſen an der Auf⸗ 
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löſung der Volkskräfte arbeiteten. Lebendig iſt noch die Empörung in aller Erinne 
rung, die durch die deutſchen Lande ging, als ein Geſetz, das gegen den volkszerſetzen⸗ 
den Terror der den Mord predigenden Antifaſchiſten gerichtet war, bei ſeiner erſten 
Anwendung in einen gegenteiligen Sinn und Zweck verkehrt wurde (Potempa). In 
aller Erinnerung iſt auch noch die leidenſchaftliche Stellungnahme des geſunden Kerns 
des Volkes gegen die Femeurteile der Gerichte. And doch: Dem Zurückblickenden 
erſcheint das alles verſtändlich. Denn die Rechtspflege fand eben keine beſtimmte 
Zielrichtung in den Geſetzen, an der fie ihre Gefetzesauslegung und Gefegesanwen- 
dung hätte ausrichten können. Sie fand keine einheitlich feſte Einſtellung des geſamten 
Volkes zu den grundlegenden Fragen des völkiſchen Lebens, an der fie ſich hätte auf- 
richten können. Sie konnte deshalb auch nicht vom Begriff des materiellen Rechtes 
und des immateriellen Rechtes ausgehen, dieſe Begriffe und ihre Wahrung zum Ziel 
ihrer Arbeit machen. Denn den Begriff des materiellen Rechts und des materiellen 
Anrechts gab es nicht. Es gab nur den Begriff des formellen Rechtes und des 
formellen Anrechtes. Wenn zwei dasſelbe tun, fo iſt es ſtets dasſelbe, einerlei, aus 
welchen Beweggründen fie es tun, gleichgültig, wie die Tat fi zu den Lebens; 
belangen des Volkes ſtellt; das war letzten Endes die Anſchauung, die jener „Objekti⸗ 
vität“ der Rechtspflege entſprach, in die fish die deutſche Rechtspflege geflüchtet hatte. 
Es leuchtet ein: Das Verhältnis von Richter, Recht und Geſetz, wie es jene Zeit ſah, 
iſt uns heute fremd. Wir können es nicht begreifen, daß an Stelle der materiellen 
Gerechtigkeit das Formelle herrſchen foll, an Stelle des materiellen Anrechts das 
formelle Anrecht bekämpft werden fol. And weil wir Nationalſozialiſten das nicht 
begreifen können, deshalb klaffte in dem Maße, in dem die nationalſozialiſtiſche An⸗ 
ſchauung über alle Dinge im Volke an Boden gewann, ein immer größerer Gegenſatz 
zwiſchen Rechtspflege und Volksanſchauung, deſſen Arſachen in Kreiſen der Rechts- 
pflege nicht begriffen werden konnten, und der im Volke felbſt mit angeblicher Welt⸗ 
oder Volksfremdheit der Richter erklärt wurde. Wenn der Nationalſozialismus 
ſeinen Kampf gegen jene ſeelenloſe und richtungsloſe Rechtspflege damals vielfach 
als Kampf gegen die „objektive“ Rechtspflege bezeichnet hat, fo iſt das ebenſo ficher 
— richtig verſtanden — zutreffend, wie es häufig falſch aufgefaßt worden iſt. Der 
Kampf galt nicht der Objektivität des Richters gegenüber der Perſon des Recht- 
ſuchenden. Er galt der Objektivität gegenüber den Lebenszielen des Volkes, gegen- 
über den Grund forderungen, die das Volk an jeden einzelnen ſtellen muß, und er galt 
der Objektivität gegenüber der Betrachtung des Verhältniſſes vom Volk und ein- 
zelnen, wie ſie dem Nationalſozialismus eigen war. Der Nationalſozialismus, der 
mit der Gewißheit der Totalität ſeiner Weltanſchauung von Sieg zu Sieg ſchritt und 
mit dem Anſpruch der totalen Geltung feiner Anſchauung im Volks. und Staatsleben 
auftrat, verlangte das Aufgeben dieſer Art von Objektivität bei der Gefetzesanwen⸗ 
dung, alſo das Heraustreten aus der Neutralität gegenüber den nach ſeiner Meinung 
geltenden Lebensgeſetzen des Volkes und der einzelnen im Volke. In Wirklichkeit 
verlangte er damit ein Sichhindurchkämpfen der Rechtspflege zu einer viel höheren 
wahren materiellen Objektivität. Er verlangte an Stelle einer neutralen eine 
kämpferifche Rechtspflege, wie und weil er ſelbſt in feinem innerſten Weſen 
kämpfer iſch iſt. 

Der neutrale Staat aber ſtellte dem kämpferiſchen Prinzip die Neutralität gegenüber. 
Das heißt auf dem Gebiet des Rechts und der Rechtspflege: dem Begriff der 
materiellen Gerechtigkeit ſetzte er den des ſormellen Rechtes entgegen. And als der 
neutrale Staat im letzten Todeskampf einſah, daß dieſes Prinzip nicht ſiegreich ſein 
könne, als er es deshalb ſelbſt auſgab, als er von ſeiner Rechtspflege verlangte, daß 
ſie kämpferiſch wurde, da war das eine innere Anwahrhaftigkeit. Denn die Neutralität 
als Prinzip iſt nicht kämpferiſch und kann nicht kämpſeriſch werden. So ging denn die 
Rechtspflege jener Zeit unter, d. h. ſie vermochte ihrer Aufgabe im Volksleben nicht 
gerecht zu werden. Viel weniger lag das an den Menſchen, denen dieſe Rechtspflege 
anvertraut war, als an der Neutralität des Rechtes ſelbſt, an feiner eigenen Rich; 
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tungsloſigkeit, an der Ablehnung jedes Eintretens für Ideale, an der Neutral iſterung 
und Privatifierung der Ideale Überhaupt, wie fie jede individualiſtiſche Zeit auf- 
zeichnet. 


Aus dem Bisherigen ergibt fi) bereits, daß der Richter heute zu einer den Aufgaben 
des nationalſozialiſtiſchen Staates gerecht werdenden Beantwortung der Frage nach 
ſeinem Verhältnis zu Recht und Geſetz nur kommen kann, wenn er dieſe Neutralität 
aufgibt. Alle Gedanken, die ſich die Rechtspflege in der vornationalſozialiſtiſchen Zeit 
über das Verhältnis von Richter, Recht und Geſetz gemacht hat, leiden daran, daß fie 
von der Anſchauung ausgehen, es gäbe eine Neutralität gegenüber den Grundforde⸗ 
rungen und Grundgeſetzen des völkiſchen Gemeinſchaſtslebens, und die Rechtspflege 
ſei nicht nur berechtigt, ſondern geradezu gehalten, eine ſolche Neutralität zu wahren. 


Es iſt ſicherlich richtig, daß eine pofitive Stellungnahme zu den Grund forderungen des 
völkiſchen Gemeinſchaftslebens dem Richter in feiner rechtsfindenden Tätigkeit erſt 
möglich iſt, wenn deſtimmte Grund forderungen im Volke ſelbſt anerkannt find, und das 
iſt in einer Zeit der Anzweiflung aller Werte eben nicht der Fall. Der National- 
ſozialismus hat dieſe Vorausſetzung für eine völlig andere Stellungnahme zu dem 
Problem Richter, Recht und Geſetz geſchaffen. Wir hatten das Geſetz des Natlona⸗ 
lismus wieder zum Sozialismus aus feiner Verſchüttung in Phraſen und Intereſſen⸗ 
verflechtung befreit, als ein einheitliches Reglement, gerichtet an das Denken und 
Wollen jedes einzelnen Vollsgenoſſen im Volksganzen ſelbſt, erkannt und dies im 
Volke verankert, ſo daß das Volk dieſes Reglement als Grundlage und Ziel ſeines 
Gemeinſchaftslebens anerkennt. Es kann nicht Aufgabe dieſer Zeilen fein, den Inhalt 
dieſes Reglements zu entwickeln. Aber hervorgehoben werden muß, daß es heute die 
Grundlage des Lebens jedes einzelnen zu ſein hat, daß es gleichzeitig der Wertmeſſer 
für das Verhalten jedes einzelnen in allen Lebenslagen iſt und daß es zugleich auch 
das Hochziel bildet, deſſen Verwirklichung das Volk zuſtrebt. Nachdem der National- 
ſozialismus das Volk erobert hat, nachdem er alle Lebensäußerungen des Volkes 
feiner Führung zugeführt, und damit insbeſondere auch im Staate die nationalſozia⸗ 
liſtiſche Führung das Ruder ergriffen hat, iſt der neutrale Staat vernichtet und an 
ſeiner Stelle ein kämpferiſcher Staat entſtanden. Dieſen Wandel vom neutralen nur 
verwaltenden Staat zum Staat als Mittel der Volksführung hat der Führer in 
feiner Elbinger Wahlrede im Jahre 1933 in die Worte gekleidet: nicht Staatsver⸗ 
waltung, ſondern Volksführung tut uns not. Diefer kämpferiſche nationalſozialiſtiſche 
Staat macht ſich bewußt zum Soldaten der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung 
im deutſchen Volke. Alle feine Handlungen ftehen alſo unter der Zwecdlſetzung der 
Höherführung des Volkes zu vollkommener nationalſozialiſtiſcher Lebensgemeinſchaft. 
All das, was der bisherige Staat, um ſeine Neutralität aufrechtzuerhalten, nicht 
beantworten wollte und konnte, beantwortet der nationalſozialiſtiſche Staat eindeutig 
und entſchieden: Ausgang und Zielpunkt alles Handelns iſt nicht nur der einzelne, 
ſondern das Volk in feiner ewigen Geſchlechterfolge. — Das Verhältnis des ein. 
zelnen zum Volk iſt eindeutig als das eines Teils zum Ganzen gekennzeichnet. — Die 
Aufgabe des einzelnen im Volk iſt klar als Opfer und Einordnung feſtgelegt. — And 
dem einzelnen wiederum iſt durch nationalſozialiſtiſche Volkserziehung das Bewußt⸗ 
ſein eingeimpft, daß er durch ſolche Einordnung und durch folches Opfer nicht kleiner, 
ſondern größer wird. Opfer und Einordnung find als die wahre Freiheit des ein- 
zelnen erkannt und an die Stelle der buntſchillernden Freiheitsgötzen der Zügel. und 
Hemmungsloſigkeit geſetzt. Rückkehr zu den Wurzeln der Kraft, zu Raſſe, Blut, 
Boden, Arbeit, Pflicht, Einordnung, Verantwortlichkeit, den Hochzielen national⸗ 
ſozialiſtiſcher Volksführung! And mehr als einmal hat der Führer öffentlich betont, 
daß es für ihn und ſomit für die Volksführung Kompromiſſe in den leitenden Ideen 
nicht geben kann. Wer alle dieſe Grundlagen nicht anerkennt, der ſtellt ſich, nachdem 
das ganze Volk von der Richtigkeit dieſer Ideen zutiefſt durchdrungen iſt, auf alle 
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Fälle außerhalb des hochpulſierenden geſamtvölkiſchen Lebens und außerhalb der 
geſchloſſenen Schlachtreihe derjenigen, die — mit dem Führer an der Spitze — berufen 
ſind, das neue Zeitalter deutſcher Geſchichte, das nationalſozialiſtiſche Jahrhundert 
heraufzuführen. Alle Handlungen des Staates ohne eine einzige Ausnahme müſſen 
unter den Geboten der nationalſozialiſtiſchen Volksführung ſtehen. Sie alle müſſen 
an den Forderungen dieſer Volksführung aufgerichtet werden und werden danach 
gewertet, wie weit fie der Verwirklichung dieſer Forderungen förderlich oder hinder⸗ 
lich ſind. Wir haben alſo wieder eine Richtſchnur gewonnen, die für alles Denken, 
Wollen und Handeln des Volksganzen wie des einzelnen Volksgliedes, der Volks. 
führung wie der Gefolgſchaft, des Staates wie feiner einzelnen Organe allein map- 
gebend iſt. 


Damit iſt aber auch die Grundlage für die Auslegung und Anwendung der Geſetze, 
die Richtſchnur für die Beantwortung der Frage nach dem Verhältnis von Richter, 
Recht und Geſetz gegeben. Die Geſetze find auszulegen und anzuwenden unter Zu- 
grundelegung der Vorſtellung von materieller Gerechtigkeit und materiellem Anrecht, 
wie fie ſich aus den Forderungen der nationalſozialiſtiſchen Sittenordnung ergeben. 
Recht und Sittenordnung können nun nicht mehr miteinander in Kampf treten. Jede 
Geſetzesauslegung, die ein dem Gebot der nationalſozialiſtiſchen deutſchen Sitten⸗ 
ordnung zuwiderlaufendes Ergebnis zeitigen würde, iſt falſch — alſo rechtwidrig. 
Denn kein nationalſozialiſtiſches Geſetz kann etwas den Forderungen der national - 
ſozialiſtiſchen deutſchen Sittenordnung Zuwiderlaufendes gutheißen oder gar 
erheiſchen. 

Aufgabe jedes Richters iſt es deshalb zunächſt, ſich ſelbſt fähig zu machen, die Geſetze 
von der Baſis nationalſozialiſtiſcher deutſcher Sittenordnung aus zu erfaſſen, auszu- 
legen und anzuwenden. Der Richter muß das Hochbild nationalſozialiſtiſchen 
deutſchen Mannestums in ſich tragen und als Ziel ſeines Strebens für ſein Leben ſich 
ſtets vor Augen halten. Er muß durchdrungen ſein von der Anumſtößlichkeit des 
nationalſozialiſtiſchen Vorſtellungsbildes vom Verhältnis des einzelnen zu ſeinem 
Volk. Er muß im Opfer des Einzellebens für das Volksganze die höchſte Vollendung 
des Einzellebens ſehen. Er muß Einordnung und Pflichterfüllung, Verantwortlich⸗ 
keit nach oben und Führertum nach unten als tragenden Pfeiler des Volkslebens 
erſaßt haben. Er muß ſich der ewigen Kraftquelle des lebenden Volkes, des deutſchen 
Blutes, bewußt ſein. Er muß bereit ſein, dieſes Blut und ſein Leben auf der durch 
hundert deutſche Geſchlechterfolgen geheiligten deutſchen Scholle mit dem eigenen Blut 
zu verteidigen und erneut zu weihen. Er muß es deshalb als Selbſtverſtändlichkeit 
anſehen, daß jeder andere deutſche Mann ebenſo denkt. Nie darf in ſeinem Innern 
der Zweifel ſich einniſten, ob das alles auch richtig iſt, ob es nicht auch andere Un- 
ſchauungen vom Zweck des Dafeins des einzelnen gibt, ob er nicht auch losgelöſt vom 
Volksleben zu leben vermag. Der deutſche Richter muß ſich einleben in das gefamt- 
völkiſche Leben, ſo daß er in dieſem ſeine eigene Vollendung und Veſtimmung ſieht. 
Nur dann wird er bei der Auslegung und Anwendung der Geſetze mit inſtinktmäßiger 
Sicherheit ſtets das Richtige treffen. Dann wird in ſeinem Innern dieſelbe Kraft 
herrſchen, die bei der Schaffung der Geſetze des nationalſozialiſtiſchen Staates aus. 
ſchlaggebend geweſen iſt. Dann wird die volle Gleichheit der Grundeinſtellung des 
Staatsfübrers und der einzelnen Richter dafür bürgen, daß die Entſcheidung des 
Richters im Einzelfalle ſo ausfällt, wie der Gefetzgeber den Einzelfall geregelt hätte, 
wenn er an ihn bei der Abfaſſung der Geſetze gedacht hätte. And folches Verhalten 
verlangen die nationalſozialiſtiſchen Geſetze vom Richter auch ausdrücklich. Schon 
das bäuerliche Erbhofrecht Preußens, eines der erſten grundlegenden nationalſozia - 
liſtiſchen Geſetze, beſtimmt: „Iſt eine Frage zu entſcheiden, die in dieſem Geſetz nicht 
beſonders geregelt ift, fo hat der Richter unter Berückſichtigung des Geſetzes fo zu 
entſcheiden, wie wenn er . . . als ordentlicher und gewiſſenhafter Geſetzgeber den Fall 
ſelbſt zu regeln hätte.“ Darin liegt die Forderung der inneren Einheit von Geſetz⸗ 
geber und Richter. Erziehung, vor allem Selbſterziehung zum Nationalſozialismus 
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iſt alſo die Grundlage zu der richtigen Anwendung und Auslegung der Geſetze des 
Dritten Reiches. 


Der Richter, der innerlich eins iſt mit dem Geiſte, dem Fühlen, Sehnen und Wollen 
des Volles, wird ſich ſtets deſſen bewußt fein, daß die Geſetze der ſprachlich unvoll 
kommene Ausdruck des Willens der Volksführung find, und wird die Anvollkommen⸗ 
heiten und Anvollſtändigkeiten der Geſetze unter Hinweis auf den in ihnen zum Aus- 
druck gebrachten Willen bei der Geſetzanwendung und insbeſondere bei der Arteils- 
findung ausgleichen und ausfüllen. Der Grundſatz der materiellen Gerechtigkeit, der 
von jedem Weltanſchauungsſtaat und ſo vor allem vom nationalſozialiſtiſchen Staat 
proklamiert wird, wird ihn immer daran erinnern, daß die Forderungen der national⸗ 
ſozialiſtiſchen deutſchen Sittenlehre in der geſamten Rechtsordnung — ſoweit es ſich 
nicht um rein techniſche, vom Standpunkt der Sittenordnung aus irrelevante Dinge 
handelt — richtungweiſender, wenn auch vielleicht im Einzelfall einmal nicht ausge ; 
ſprochener Beſtandteil des Geſetzes ſind. And die nationalſozialiſtiſchen Geſetze 
machen es dem Richter leicht, dieſe Richtweiſer zu finden. Denn gerade die wichtigſten 
und grundlegendſten unter ihnen haben in Vorſprüchen oder in zentralen das ganze 
Geſetz beherrſchenden Normen — man kann ſagen in wahrhaft königlichen Beſtim⸗ 
mungen — Zweck und Ziel des Geſetzes unmißverſtändlich ausgeſprochen. All dieſe 
Geſetze haben ſich damit noch einmal ausdrücklich zu ihrer Kompromißfeindlichkeit und 
Weltanſchauungsgebundenheit bekannt. Die Weltanſchauungsgebundenheit im 
Nationalſozialismus gibt auch dem Richter die Freiheit ſouveräner Geſetzesauslegung 
und Geſetzesanwendung. Sie macht aus ihm erſt den „königlichen Richter“, der in 
Wahrheit nur dem Rechte und ſeinem Gewiſſen unterworfen iſt. 


Dieſer Richter wird und darf freilich ſich anderſeits auch niemals über den Willen 
der Staats. und Volksführung hinwegſetzen. And das täte er, wenn er ſich durch ſeine 
Geſetzesauslegung und Rechtsanwendung an die Stelle des Geſetzgebers ſetzen würde. 
Belehnung mit einer beſtimmt umriſſenen Aufgabe und mit dem Vertrauen, daß dieſe 
Aufgabe ordnungsmäßig gelöſt wird einerſeits, Verantwortung für die Ausführung 
dieſer Aufgabe anderſeits, das find charakteriſtiſche Merkmale des jetzigen national. 
ſozialiſtiſchen Staates. Er hat längſt lebensunwahre Theorien, wie die der Gewalten 
teilung im Staate überwunden. Er ſieht in jedem Organ des Staates ein Inſtrument 
desſelben unteilbaren Willens der Volks. und Staatsführer. Er hat an Stelle des 
Dogmas der Gewaltenteilung den lebendigen Glauben an die Berechtigung des Ver⸗ 
trauens zum Belehnten und den Ernſt der Verantwortung gegenüber dem Führer 
geſtellt. 


So hat auch der Richter feine Aufgabe im Staate. Dieſe Aufgabe muß er ausfüllen. 
Er darf ſie aber auch nicht überſchreiten. Den Willen der Volksführung hat der 
Richter bei ſeiner Arteilsfindung durchzuſetzen, nicht ſeinen eigenen Willen. Der 
Wille der Volksführung aber iſt in den von der Volksführung erlaſſenen Geſetzen zum 
Ausdruck gebracht. Aus ihnen muß unter ſtetem Blick auf die Grundlage dieſer 
Geſetze, d. h. die nationalſozialiſtiſche deutſche Sittenordnung, der Richter im Einzel. 
fall den Willen der Staatsführung entnehmen. Nie aber iſt er ermächtigt, an dieſem 
geſetzlich feſtgelegten Willen der Staats- und Volksſührung vorüberzugehen, etwa 
unter Hinweis auf wirkliche und vermeintliche Forderungen der nationalſozialiſtiſchen 
deutſchen Sittenordnung entgegen dem klaren Wink des Geſetzes zu entſcheiden. 
Einer nur vermag die Richtung zu beſtimmen, die das Volk auf dem Wege zu ſeiner 
Vollendung im einzelnen einzuſchlagen hat. Nur einer vermag auch die Geſchwindig⸗ 
keit des Marſches, die Ruhepauſen und die Marſchzeiten zu beftimmen, die — von 
Zweckmäßigkeitsgründen beſtimmt — es ſeinem Ziele entgegenführen. Niemand iſt 
befugt, dieſem einen, dem Führer, in den Arm zu fallen. And wer da glaubt, gegen- 
über dem in den Geſetzen niedergelegten Willen der Staatsführung andere, angeblich 
wahre nationalſozialiſtiſche Forderungen des Rechtes durchſetzen zu ſollen, der iſt 
fürwahr kein Nationalſozialiſt, der iſt ein ſchlechter Bürger des Volksſtaates, der iſt 
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ein ſchlechter Richter. Denn er überſchreitet die ihm bei der Belehnung mit ſeiner 
Aufgabe geſetzte Grenze, er durchbricht damit das Wechfelſpiel von Einordnung und 
Führung, auf denen die Kraft des national ſozialiſtiſchen Volksſtaates beruht. Er 
bekennt ſich damit zu einer Art von Freirechtſchule, die im neutralen Staat unmöglich 
war, weil ſie wegen der Verſchiedenartigkeit der Grundhaltung jedes einzelnen 
Richters zu einer Verwirrung hätte führen müſſen, und die im nattionalſozialiſtiſchen 
Staat unmöglich iſt, weil ſie ein Ausbrechen aus der geſchloſſenen Schlachtordnung, 
die für des Volkes Zukunft kämpft, bedeuten würde. Für Marſchrichtung, Marſch⸗ 
ſchnelligkeit, Marſchpauſen und Marſchzeiten im deutſchen Schickſal, d. h. der unend⸗ 
lichen Reihe der deutſchen Geſchlechter, iſt der Führer verantwortlich. — Für treue 
Gefolgſchaft hat jedes Staatsorgan einzuſtehen. So wichtig es daher einerſeits iſt, 
daß der deutſche Richter ſich deſſen ſtets bewußt fein muß, daß das Geſetz der unvoll⸗ 
kommene Ausdruck des Willens der Volksführung iſt, ſo wichtig es ferner iſt, daß er 
niemals vergeſſen darf, daß dieſe Geſetze ihre richtungweiſende Zielſetzung durch die 
Gebote der nationalſozialiſtiſchen Sittenordnung erfahren, im Hinblick auf [ie daher 
auszulegen und anzuwenden ſind, daß ſie — auf dem Boden dieſer Sittenordnung 
gewachſen — unmöglich zu ihr im Gegenſatz ſtehen können; ſo unumſtößlich wahr es 
deshalb iſt, daß nur derjenige Richter feine Aufgabe dem Recht und dem Geſetz gegen. 
über richtig erfaßt hat, der diefe Sittenordnung zugleich ftärkt, ſo wahr es deshalb iſt, 
daß der Richter ſtets die materielle Gerechtigkeit als Hochziel bei ſeiner Arbeit vor 
Augen haben muß, und ſo unbeſtreitbar die Erſetzung der Neutralität durch Kämpfer⸗ 
tum in der Volks und Staatsführung im allgemeinen und in den ſtaatlichen Gefetzen 
im beſonderen den Richter zwingt, ſelbſt die Geſetzesausübung und Rechtsanwendung 
von kämpferiſchen und nicht von neutralen Empfindungen beherrſcht ſein zu laſſen, — 
ebenſo unbeſtreitbar, ebenſo wahr, ebenſo richtig iſt es, daß der Richter ſich ſtets 
deſſen bewußt ſein muß, im Staat nicht die Funktion der Anderung der Geſetze, 
ſondern die Aufgabe der Aberwachung ihrer Achtung zu haben. Der Richter, der die 
ihm hier gezogene Grenze überſchreitet, iſt nicht nur ein ſchlechter Diener des national. 
ſozialiſtiſchen Volksſtaates, ſondern dient, da er ſich eine ihm nicht zukommende Auf- 
gabe anmaßt, letzten Endes der Anarchie. 


Die Forderung, ſich ſtets innerhalb des geſetzlich feſtgelegten Willens der Volks. 
führung zu halten, gilt in gleicher Weiſe für die Ausübung und Anwendung der 
Geſetze, die der nationalſozialiſtiſche Staat erlaſſen hat, wie derjenigen, die er über- 
nommen hat. And wenn die übernommenen und nicht außer Kraft geſetzten Geſetze im 
einzelnen nationalſozialiſtiſchen Grundforderungen nicht entſprechen ſollten, ſo hat 
der Richter deshalb noch nicht das Recht, ſie ohne weiteres als außer Kraft geſetzt 
anzuſehen. Denn nicht nur die Richtung, die das Volksleben zu nehmen hat, ſondern 
— wie bereits mehrfach hervorgehoben — auch das Tempo des Marſches beſtimmt 
der Führer! In ſolchen Fällen mag daher der Richter ernſthaft prüfen, ob autoritative 
Willensäußerungen des Führers vorliegen, die die Außerkraftſetzung ſolcher an ſich 
vom nationalſozialiſtiſchen Staat übernommenen geſetzlichen Beſtimmungen dokumen⸗ 
tieren; ſei es auch, daß es ſich um Außerungen handelt, die nicht in der Form der 
formalen Aufhebung ſolcher Geſetze, vielleicht überhaupt nicht in der Form von 
Geſetzen erlaſſen ſind. So ſind ſicher weite Teile der Verfaſſung von Weimar außer 
Kraft geſetzt, ohne daß eine formale in Geſetzesform gekleidete Außerkraftſetzung jtatt- 
gefunden hätte, weil fie mit dem vom Führer autoritativ geäußerten Willen der ſtaat⸗ 
lichen Volksführung unvereinbar und durch Einrichtung des nationalſozialiſtiſchen 
Staates überholt find. So find ferner ſicher manche Willensäußerungen des Führers 
ſür uns alle ſtaatliches Geſetz, obgleich ſie nicht in die Form von Geſetzen gekleidet 
ſind. Wer würde die 12 Gebote des Führers in ſeinem Erlaß an den Stabschef nach 
der Niederſchlagung der Revolte vom 30. 6. 1934 nicht als Geſetz anſehen? Aber nur 
dann, wenn ſolche unzweifelhaft mit Geſetzeskraft ausgeſtatteten Willensäußerungen 
vorliegen, und wenn unzweifelhaft übernommene geſetzliche Beſtimmungen der 
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ſrüheren Zeit durch Maßnahmen der nationalſozialiſtiſchen ſtaatlichen Volksführung 
überholt ſind, vermag der Richter im Einzelfall an dem Gebot eines formal noch nicht 
aufgehobenen Geſetzes vorüberzugehen. In aller Regel der Fälle iſt jedes beſtehende 
Geſetz Veſtandteil des geltenden Rechts, ſolange es nicht aufgehoben oder überholt iſt. 


Kann ſo die Geſetzesauslegung und anwendung des nationalſozialiſtiſchen Richters 
nicht Richtung gegen das Geſctz ſelbſt nehmen, fo hat er anderſeits eine außeroͤrdent⸗ 
lich weite und wichtige Aufgabe in der Ergänzung der Geſetze. Der Richter iſt 
dem Geſetz untertan. Aber nicht dem Geſetz als geſchriebenem Wort, fondeın dem 
Geſetz als einem, wenn auch vielleicht unvollkommenen Ausdruck des Rechtes. Der 
nationalſozialiſtiſche Staat als Weltanſchauungsſtaat iſt in der Lage, auf die Kaſuiſtik 
der Geſetze der vergangenen Zeit zu verzichten, und er hat das auch in weitem Am⸗ 
fange getan. Wenn man nationalſozialiſtiſche Grundgeſetze, wie z. B. das Geſetz zur 
Ordnung der nationalen Arbeit, das bäuerliche Erbhofrecht Preußens, das Reichs- 
erbhofgeſetz, das Preußiſche Gemeindegeſetz und viele andere lieſt, fo fällt beim Ver⸗ 
gleich mit Geſetzen der früheren Zeit die bewußte Beſchränkung auf grundlegende 
Leitgedanken auf. Gerade weil folche Leitgedanken kompromißlos im Geſetz ausge- 
ſprochen ſind, kann der Geſetzgeber darauf vertrauen, daß der Richter im Einzeljall 
an Hand diefer Leitgedanken viel zielſicherer zu einem dem Willen der Staatsführung 
entſprechenden Urteil gelangt, als wenn er den Richter in einem grundſatzloſen Geſetz 
an die Fülle der geſetzlichen Reglementierungen von vom Geſetzgeber als möglich 
erachteten und vorausgedachten Einzelſallen verweiſen würde. Die Abertragung der 
geſetzlich niedergelegten und anerkannten Grundfätze auf die Einzelfälle des Lebens 
in Ausfüllung und Ergänzung des geſetzten Rechtes iſt alſo eine weſentlich erweiterte 
Aufgabe des Richters des Dritten Reiches. 


Daneben hat der Richter aber die wahrhaft königliche Aufgabe der Weiterbildung 
des Rechtes. Weiter oben iſt bereits darauf hingewieſen, daß die national. 
ſozialiſtiſche Geſetzgebung dem Richter dieſe Aufgabe ausdrücklich zuweiſt, wenn z. B. 
das Preußiſche Erbhofrecht von ihm verlangt, daß er in Zweifelsfällen ſo zu entſcheiden 
hat, wie er als gewiſſenhafter Geſetzgeber den ihm vorliegenden Fall regeln würde. 
Nichts anderes beſagt im Grunde die Anweiſung des Reichserbhofgeſetzes, das an 
die Stelle des Preußiſchen Erbhofrechts getreten iſt, der Richter habe im Zweifel ſo 
zu entſcheiden, wie es dem in den Einleitungsworten dargelegten Zweck des Geſetzes 
entſpreche. Dieſe Aufgabe der Fortbildung des Rechtes kann natürlich auch nicht die 
Aufgabe einer Fortbildung im Gegenſatz zum geltenden Geſetz ſein. Dafür wird ein 
Bedürfnis im nationalſozialiſtiſchen Staat ſchon deshalb nicht vorhanden ſein, weil 
die Geſetzgebung des Dritten Reiches nicht gehemmt, gewiſſermaßen durch amtliche 
Einrichtungen an der Erfüllung ihrer Aufgabe gehindert iſt, wie es im Parla- 
mentarismus des Zwiſchenreiches der Fall war, ſondern im Gegenteil der Geſetz⸗ 
gebungsweg für die Staatsführung jederzeit freiſteht. Aber im Rahmen der Grund⸗ 
gedanken des Rechtes im allgemeinen und des geſetzten Rechtes im beſonderen hat 
allerdings der Richter die Aufgabe, das Seinige dazu beizutragen, daß Geſetz und 
Recht nicht zur Krankheit werden, daß ſie vielmehr in ihrer Entwicklung lebendige 
Garanten der geſunden Entwicklung des völkiſchen Lebens bleiben; und das iſt nur 
möglich, wenn die Anwendung des Geſetzes der Entwicklung dieſes Lebens nicht nur 
folgt, ſondern mit ihr gleichen Schritt hält. 


Dieſe Aufgabe, die einſt in der Hoch⸗Zeit germaniſcher Kraftentfaltung die richtende 
Gemeinde als ſolche hatte, die in der Hoch⸗Zeit des ariſchen Rom der Prätor beſaß, 
iſt im nationalſozialiſtiſchen Staat erneut — wenn auch natürlich unter anderen Vor⸗ 
ausſetzungen und in anderem Amfange — dem Richter zugefallen. 


Oft wird das Wort vom „Königlichen Richter“ gebraucht — — — nicht ſelten in miß⸗ 
verſtändlichem Sinne. „Königlich“ ſoll der Richter ſein — nicht in der Annahbarkeit 
gegenüber den Antertanen, in überheblicher Selbſtherrlichkeit gegenüber dem recht; 
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und ratſuchenden Staatsbürger —, nein, „königlich“ ſei er in der Fähigkeit und 
dem Willen, dem Nechtsbewußtſein des Volkes meiſterhaft Ausdruck zu verleihen. 


„Recht — ſprechen“ bedeutet nicht allein, das, was geſchrieben ſteht, jeweils in die 
Form eines Arteils zu faſſen, ſondern „Recht — ſprechen“ heißt im nationalfoziali- 
ſtiſchen Staat: mit wachſamem Auge und tief empfindendem Einfühlungsvermögen 
das zu erforſchen, was die völkiſche Gemeinſchaft und ihr Staat als Necht erkennt 
und als Anrecht verurteilt — — und dieſe ſo gefundene Erkenntnis mit klarem Blick 
für die Notwendigkeiten des Einzelfalles anzuwenden. 


So wird der Zweiklang „Geſetz und Richter“ zu einem lebendigen Akkord, beſtehend 
aus dem Gewiſſen eines im Blut und Boden verbundenen Volkes und den Sach⸗ 
waltern, die im Namen des Volkes dieſem Gewiſſen durch leitende Hand oder durch 
Machtſpruch Geltung verſchaffen und dadurch gleichzeitig eine hohe erzieheriſche Auf. 
gabe im Sinne einer Schärfung des Volksgewiſſens erfüllen. 
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I. Das Wefen des Führerſtaates 


1. Das Volk als politijche Größe 

Der deutſche Führerſtaat iſt ein völkiſcher Staat und damit ein Volksſtaat. Sein 
politiſches Weſen kann deshalb nur verſtanden werden, wenn man ſich klarmacht, daß 
das Volk der politiſche Grundwert dieſes Führerſtaates iſt. Damit tft eine Stellung ; 
nahme zum Volksbegriff für das Verſtändnis des Führerſtaates unentbehrlich. 


Nach der liberalen Auffaſſung bedeutet Volk die Summe „freier“ Staatsbürger, die 
„politiſch“ zu einer Einheit verbunden ſind. Die liberale Demokratie kennt deshalb 
das Volk nicht als „eigenſtändiges“ Weſen und damit als eigene politiſche Größe, 
ſondern für ſie beſteht Volk im politiſchen Sinne nur in dem ſtaatlichen, d. h. politiſchen 
Zuſammenſchluß „gleicher“ und „freier“ Individuen. Der Liberalismus dachte alfo- 
avölkiſch. Deshalb glaubte auch der Liberalismus in der „geſellſchaftlichen“ Sphäre 
„unpolitiſch“ ſein zu können. Politik bedeutete für ihn nur Machtausübung durch 
Handhabung des ſtaatlichen Machtapparats. Dieſer Machtapparat hatte nach der 
liberalen Auffaſſung die Perſönlichkeits⸗ und Rechtsſphäre des einzelnen Indivi- 
duums unbedingt zu reſpektieren. Einſchränkungen und Eingriffe in dieſe „Freiheits- 
ſphäre“ des Individuums waren deshalb auch nur auf Grund von „Geſetzen“ möglich, 
die wieder von der „Mehrheit“ der Staatsbürger beſchloſſen wurden. Inſofern war 
der liberale Staat „Geſetzesſtaat“, als in ihm die Norm „herrſchte“, d. h. die einzig 
verbindliche Grenze für das Eigenleben des Individuums bildete. 


Auch die Rechtſprechung im liberalen Staate bezog das „Politiſche“ allein auf den 
Staat. Politiſche Angelegenheiten waren danach die Verfaſſung, die Verwaltung, die 
Geſetzgebung, die ſtaatsbürgerlichen Rechte und die internationalen Beziehungen. Da 
der Liberalismus das Volk als eigenſtändige Weſenheit nicht ſah und damit die Her- 
ſtellung einer überindividuellen Gemeinſchaft für ihn kein politiſches Problem bildete, 
konnte in ihm das Volk auch keine eigene politiſche Größe ſein. 

Damit verbaute ſich aber der Liberalismus auch die Erkenntnis in das Weſen der 
Führung. Denn, wie noch zu zeigen ſein wird, iſt echte Führung nur denkbar beim 
Vorhandenſein einer Gefolgſchaft, aus der fie organiſch heraus wächſt. 

Für den Führerſtaat bildet deshalb die Schaffung einer völkiſchen Gemeinſchaſt 
und die organiſche Gliederung des Volkskörpers in ihr das innerpolitiſche Haupt- 
problem. Das damit notwendig verbundene außenpolitiſche Hauptproblem liegt dann 
darin, dem Volk als politiſche Größe eine gleichberechtigte und als ſolche anerkannte 
politiſche Stellung im Kreiſe der anderen Völker zu verſchaffen und ſicherzuſtellen. 
Innen. und Außenpolitik bauen nach dieſer Auffaſſung gleicherweiſe auf den Völkern 
auf und verfolgen völlig gleiche Ziele. Das politiſche Leben eines Volkes erſchöpft 
ſich nicht in der innenpolitiſchen Gemeinſchaftsregelung, weil kein Volk heute iſoliert 
lebt und leben kann. Deshalb hängt der Beſtand einer innenpolitiſchen Gemeinſchafts⸗ 
regelung entſcheidend von ihrer außenpolitiſchen Anerkennung und Sicherung ab. 
Somit erſchließt ſich nach der nationalſozialiſtiſchen Auffaſſung das Weſen des 
Politiſchen nur in der Orientierung an eine konkrete Gemeinſchaft. Die Bindung des 
Volksgenoſſen an ſie iſt das entſcheidende politiſche Problem. Damit wird nicht der 
„Feind“, ſondern der „Freund“, d. h. der als „Kamerad“ in den völkiſchen Bindungen 
ſtehende Volksgenoſſe zum eigentlichen politiſchen Typus. 

Dieſer eigentliche politiſche Typus erwuchs aus dem Gemeinſchaftserlebnis des 
Frontſoldaten heraus. Gerade der Frontſoldat kannte deshalb auch nicht den „Feind“ 
im liberalen Sinne, ſondern er kannte nur den „Gegner“, wie das auch immer einer 
ſoldatiſchen Auffaſſung entſprach. Den Gegner bekämpfte man, weil er in einer 
anderen politiſchen Gemeinſchaft ſtand, die im Kriege den Beſtand der eigenen Volks- 
gemeinſchaft bedrohte. Die in dieſem Kampfe angewandten kriegeriſchen Mittel waren 
deshalb Mittel zur Erhaltung des höchſten politiſchen Wertes, nämlich der eigenen 
Volksgemeinſchaft. Deshalb iſt der Krieg für dieſe politiſche Auffaſſung nicht das. 
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ſoziale Ideal, ſondern nur ein Außerftes Mittel zur Erhaltung der eigenen Gemein ; 
ſchaft und ihrer politiſchen Grundwerte, vor allem ihrer Ehre. 


Daraus ergibt ſich auch, daß die politiſchen Ideen des Liberalismus einen anderen 
politiſchen Typus herausbilden mußten als die völkiſche Auffaſſung vom Weſen des 
Politiſchen. Oswald Spengler hat in folgerichtiger Herausarbeitung ſeiner Epoche 
des „Cäſarismus“ in dem „politiſchen Raubtier“ den politiſchen Typus unſerer Zeit 
geſehen. Für ihn tauchen die Zeiten des bindungsloſen politiſchen Menſchen, des 
Condottiere, wieder auf, der Macht um der Macht und des Genuſſes willen erſtrebt. 
Seine Macht wird getragen von Gruppen, die als ſolche keine völkiſchen Bindungen 
haben und anerkennen, ſondern ſich mit ihrem Führer und durch ihn in den Beſitz und 
Genuß der Macht ſetzen. Damit entſteht der Typus eines politiſchen Menſchen, der 
ohne eigene Bindung an überindividuelle Gemeinſchaftswerte das eigentliche politiſche 
Phänomen nur in dem Feind ſieht, der feine politifhe Herrſchaft bedroht. Dieſer 
politiſche Typus iſt dann auch wechſelnden politiſchen Situationen deshalb gewachſen, 
weil er ohne politiſche Subſtanz iſt. 

Die völkiſche Auffaſſung vom Weſen des Politiſchen ſetzt natürlich auch eine andere 
Auffaſſung vom Weſen des Volkes voraus. Der Liberalismus hatte die Erkenntnis 
und Pflege der Naturgemeinſamkeiten des Volkes völlig vernachläſſigt. Soweit er 
nicht ganz in eine individualiſtiſche Betrachtungsweiſe verfiel und im Volke nur eine 
Summe von Individuen ſah, war für ihn das Volk höchſtens eine politiſche Einheit, 
die durch ein gemeinſames politiſches Erleben und gemeinſame Kulturſchöpfung 
getragen wurde und ihren äußeren Ausdruck in einer gemeinſamen Sprache fand. In 
eine ſolche Auffaſſung vom Volke konnte auch der Bluts⸗ und Heimatsfremde ohne 
weiteres eingereiht werden. And dies war um ſo mehr der Fall, als die herrſchenden 
Ideen der liberalen Demokratie das Prinzip der bindungsloſen liberalen Freiheit mit 
dem der politiſchen Gleichheit zu verbinden ſuchten. Alles, was Menſchenantlitz trägt, 
war alſo nach dieſer Auffaſſung gleicherweiſe politiſch „frei“ und politiſch „gleich“. 
Der demokratiſche Staat war dann nach dieſer Auffaſſung ein Staat, „deſſen Staats- 
rechtsnormen dem ganzen „Volke politiſche „Freiheit und politiſche „Gleichheit' ver- 
leihen“ (Thoma). 

Demgegenüber ſieht der Nationalſozialismus das Weſen des Volkes als geſchichtlich⸗ 
kulturelle Einheit durch die „Naturgemeinſamkeiten“ von „Blut und Boden” beſtimmt. 
Seine Auffaſſung vom Weſen des Volkes iſt damit eine organiſche im Gegenſatz zur 
mechaniſchen des individualiſtiſchen Liberalismus. Die entſcheidende politiſche Erkennt⸗ 
nis liegt dabei in der Tatſache, daß gleiches Blut und gleiche Heimat als die politiſchen 
Grundwerte anerkannt werden, und daß nur aus ihnen eine wirkliche politiſche Schick. 
ſalsgemeinſchaft und Kulturgemeinſchaft herauswachſen kann. Der Nationalſozialismus 
erkennt auch die politiſchen Bindungswerte, wie ſie in dem gemeinſamen geſchichtlichen 
und kulturellen Erlebnis liegen, durchaus an. Aber er hält eine völkiſche Gemeinſchaft 
nur dann für gegeben und für geſichert, wenn ſie auf den Naturgegebenheiten gemein. 
ſamen Blutes aufbaut. 


Dabei kann hier die Frage des Zuſammenhangs, aber auch des Anterſchieds 
von Rafle und Volkstum unerörtert bleiben. Daß Volk als politiſche Größe 
und Raffe als blutmäßig beſtimmter menſchlicher Typus ſich in der politiſchen 
Wirklichkeit nicht decken, daß die heutigen Völker ſämtlich mehr oder weniger raffe- 
gemiſcht ſind, wird vom Nationalſozialismus als gegebene Tatſache anerkannt. Aber 
er hält es für abſolut notwendig, im Nahmen der heute vorhandenen Möglichkeiten 
die Arteinheit eines Volkes möglichſt zu wahren und dieſes Volk wieder in eine 
organiſche Verbindung mit dem Naum, in dem es lebt, zu bringen. Deshalb ſieht der 
Nationalſozialismus in der Aberfremdung eines Volkes durch artfremde Elemente eine 
politiſche Gefahr, der es entgegenzutreten gilt. Nur ein ſolches, ſich feiner natürlichen 
Eigenarten bewußtes Volk kann dann auch die Gefolgſchaft für eine völkiſche Führung 


bilden. 
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Für den Liberalismus ergab fi) die Gefahr, daß das individualiſtiſch gedachte Volk 
zur bloßen, bindungsloſen Maſſe wurde. So bildete für dieſe Auffaſſung der Bauer, 
d. h. der an die Scholle gebundene Menſch, der ſich unbewußt und felbitver- 
ſtändlich auch ſeine Artgleichheit bewahrt hatte, einen rückſtändigen Typus gegenüber 
dem bindungsloſen Intellektuellen, für den dieſe Naturgemeinſamkeiten von Blut und 
Voden etwas Aberlebtes bedeuteten. Dieſer intellektuelle Typus war das Produkt 
der modernen Großſtadt, die mit ihren „Genüſſen“ die eigentliche „Heimat“ dieſes 
Typus bildete. 


Aus dieſem Typus erwuchs dann auch das Ideal des „führerloſen“ Staates. Die 
Mehrheit der zu einer äußerlichen politiſchen Einheit zuſammengeſchloſſenen Indivi⸗ 
duen beherrſchte ſich ſelbſt. Die eigentliche politiſche Macht übten anonym und im 
Hintergrund diejenigen aus, die es vermochten, für beſtimmte politiſche Ziele eine 
ſolche Mehrheit hinter ſich zu bringen. Solange dieſe Mehrheit als „Maſſe“ politiſch 
lenkbar war, war die Herrſchaft dieſes politiſchen Typus nicht bedroht. Eine volks⸗ 
verbundene politiſche Führung wurde auch nicht erſtrebt. Denn der Staat war ja nur 
ein Apparat, um die in Klaſſen zerriſſene „Geſellſchaft“ einigermaßen in Form zu 
halten. Obwohl der Liberalismus — wie ſchon oben angeführt — alles Politiſche nur 
am Staat orientierte, ſo bedeutete ihm das Politiſche doch nur ein böſes Prinzip, 
und der Staat ein notwendiges Abel, ein Abergangszuſtand, der möglichſt verſchwin⸗ 
den müfle, um der „klaſſenloſen Geſellſchaft“ — wie ſich der Marxismus —, oder einer 
„Freibürgerſchaft“ — wie ſich der bürgerliche Liberalismus ausdrüdte — Platz 
zu machen. 

Aus dieſer Geiſteshaltung heraus ſpielten bei dieſem politiſchen Typus die raſſiſchen 
Werte keine Rolle. Man ſah in der RNaſſe nur einen zoologiſchen Begriff. 
Nach Spengler „hatte“ man nur Raffe, die aber dann nur den Ausdruck einer 
beſtimmten Geiſtigkeit und geſellſchaftlichen Haltung bedeutete. Für dieſe avölkiſche 
Auffaſſung von Naſſe bedeutete es deshalb kein politiſches Problem, daß die politiſche 
Führung in der heutigen Völker- und Staatenwelt im ſtärkſten Maße überfremdet war 
und vor allem das wurzelloſe intellektuelle Judentum in ihm einen Einfluß ausübte, 
der in keinem Verhältnis zu der zahlenmäßigen Bedeutung des Judentums ſtand. 


Damit ſchied aber das eigentliche Problem der Führung aus. Nach dem November. 
umſturz von 1918 hatten deshalb die neuen Machthaber auch nicht die geringſten 
Bedenken, für das wurzelloſe Oſtjudentum die Grenzen weit zu öffnen und demfelben 
alle Möglichkeiten wirtſchaftlichen und politiſchen Einfluſſes zu geben. Die dadurch 
herbeigeführte Aberfremdung hat das ganze deutſche politiſche Leben zerſetzt und den 
Antergang des Weimarer Parteienſtaates mit herbeigeführt. Sie iſt daran ſchuld, 
daß die durch die nationalſozialiſtiſche Bewegung herbeigeführte notwendige Reini- 
gung des völkiſchen Lebens eine durchgreifende ſein mußte. 


Der Nationalſozialismus mußte das völkiſche Prinzip gerade auch in der politiſchen 
Führung auf das ſtrengſte durchführen; nur der völkiſche Menſch, der blutbedingt 
in den Bindungen des eigenen völkiſchen Lebens drinſteht, kann nach ſeiner Auffaſſung 
an der politiſchen Führung beteiligt ſein, weil jede echte Führung auf diefen völkiſchen 
Vorausſetzungen aufbaut. 


2. Der Staat als politiſche Lebensform 

Für die liberale Auffaſſung war — wie ſchon gezeigt — alles Politifhe am Staate 
orientiert. Eine folgerichtige Durchführung dieſes avölkiſchen Prinzips mußte ent ⸗ 
weder zu einer „Verneinung des Staates“ oder zu ſeiner „Vergottung“ führen. 

Zur Verneinung des Staates führt die marxiſtiſche Staatsauffaſſung. Deshalb trägt 
auch in der bolſchewiſtiſchen Ideologie der Staat nur proviſoriſche Züge. „Die 
Diktatur des Proletariats“ dient nur der Durchführung der kommuniſtiſchen Gleich. 
heitsideen, nach deren Verwirklichung es „weder eine Klaſſenherrſchaft noch eine 
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Staatsautorität mehr geben wird“ (Art. I des ſowjetruſſiſchen Grundgeſetzes vom 
10. Juli 1918 in der Faſſung vom 18. Mai 1929) 

Zur „Staatsvergottung“ führt das Hegelſche ar das der ftaatsphilofo- 
phiſche Ausdruck der Staatsauffaſſung des 19. Jahrhunderts in Deutſchland geweſen 
iſt. Der Staat als „Wirklichkeit der ſittlichen Idee“ iſt der politiſche Eigenwert, dem⸗ 
gegenuber Hegel im Volk nur „denjenigen Teil des Staates ſah, der nicht weiß, was 
er will”. Von dieſen Gedankengängen Hegels iſt auch das faſchiſtiſche Staatsdenken 
als Ausdruck eines romaniſchen avölkiſchen Denkens ſtark beeinflußt. Nach der Auf. 
faſſung des Faſchismus „wird die Nation vom Staate geſchaffen, der dem Volke, 
welches fi feiner eigenen fittlichen Einheit bewußt iſt, einen Willen und daher fein 
tatſächliches Daſein verleiht“ (Muſſolini). Für dieſe Auffaſſung liegt alſo im Staate 
das eigentliche ſchöpferiſche Inſtrument. Dieſe Auffaſſung macht aus dem einzelnen 
eine Konſtruktion im ſtaatlichen Sinne. 

Für die nationalſozialiſtiſche Auffaſſung bedeutet der Staat aber keinen Eigenwert. 
Er erhält feinen politiſchen Wert nur als Lebensform des Volkes und iſt allein als 
ſolcher in ſeiner Geſtaltung beſtimmt. Deshalb lehnt der Nationalſozialismus auch 
die Auffaſſung vom „totalen“ Staat als avölkiſch ab. Denn dieſe Auffaſſung betont 
die Allmacht des ſtaatlichen Machtapparats. Er bedeutet in einem völkiſchen Führer. 
ſtaat nur ein ſelbſtverſtändliches Mittel (vgl. unten: die Mittel der Führung), aber 
nicht das eigentliche politiſche Ziel. Dieſes Ziel liegt im völkiſchen Staate in der 
Totalität der völkiſchen Idee. Denn nur fie, d. h. die Durchdringung jedes Volks- 
genoſſen mit ihr, iſt imſtande, den völkiſchen Staat zur politiſchen Wirklichkeit zu 
machen. Totalität in dieſem Sinne iſt aber keine Eigentümlichkeit des national 
ſozialiſtiſchen Staates oder des Staates des 20. Jahrhunderts überhaupt. Auch der 
lebenskräftige politiſche Liberalismus nahm dieſe Totalität für ſich in Anſpruch. 


Das eigentliche Weſen des nationalſozialiſtiſchen Staates liegt deshalb nicht in den 
politiſchen Mitteln, wie ſie im Staatsapparat gegeben ſind, ſondern liegt im Weſen 
der ihn tragenden Autorität. Der deutſche Führerſtaat iſt autoritärer Führerſtaat. 
And nur aus dem Weſen der Autorität wird auch der Anterſchied zwiſchen bloßer 
diktatoriſcher Machtausübung und echter Führung verſtändlich. 


3. Das Weſen der Autorität 

Die Ausübung der politiſchen Macht muß ſich an einem tieferen Sinn rechtfertigen 
und dadurch legitimieren. Im völkiſchen Staate kann ſtaatliche Machtausübung und 
ihre Organiſation niemals Selbſtzweck ſein. Sie dient allein dem Schutze und der 
politiſchen Entwicklung des Volkes. 


Das Problem der Autorität liegt alſo in der Rechtfertigung der Ausübung der 
Staatsmacht durch Verwirklichung einer Staatsidee. 


In einem völkiſchen Staate bildet die Gemeinſchaft die politiſche Grundlage 
jeder ſtaatlichen Formung. Dieſe notwendige ſeeliſche Verbindung des Volkes mit 
der politiſchen Führung und ihrer ſtaatlichen Geſtaltung bildet das Weſen der 
Autorität. Die Autorität des völkiſchen Staates wurzelt in einer Gemeinſchafts⸗ 
ethik, d. h. in der vom Volke gewollten und bewußten Einheit von Volk und Staat. 
Nur die politiſche Führung, die von dieſer Autorität getragen wird, erfüllt die Vor. 
ausſetzungen einer echten Führung. Das Volk bewertet ſowohl das Verhalten 
einzelner Volksgenoſſen wie das ſeiner Führung daran, ob ſie zur Verwirklichung der 
politiſchen Gemeinſchaft beitragen oder nicht. Völkiſche Lebens funktionen wie Macht 
und Recht finden deshalb ihre ethiſche Rechtfertigung erſt in der Autorität ihrer 
Träger. „Denn auf die Dauer werden Regierungsſyſteme nicht gehalten durch den 
Druck der Gewalt, ſondern durch den Glauben an ihre Güte und an die Wahrhaftigkeit 
in der Vertretung und Förderung der Intereſſen eines Volkes.“ (Adolf Hitler.) 


Wurzelt ſo die Staatsautorität in der Bindung an die völkiſche Gemeinſchaft, ſo iſt 
ihr eigentümlich das Gefühl für den Wert und für die Ehre des Geſamtvolkes, wie 
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für die des einzelnen Volksgenoſſen. Die Achtung vor den Lebensgeſetzen der Gemein. 
ſchaft, ihre Verteidigung gegen innere und äußere Gefährdung, wie die Achtung vor 
der Ehre der einzelnen Perſönlichkeit, find politiſche Grundwerte des autoritären 
Staates. Es iſt nur folgerichtig, daß der nationalſozialiſtiſche Staat die Ehre als 
Grundlage der nationalen Exiſtenz beſonders hervorhebt. 


Autorität und richtig verſtandene Freiheit ſind keine Gegenſätze. Denn Autorität 
erwächſt nur aus der verantwortlichen Gebundenheit der einzelnen Perſönlichkeit 
an die völkiſchen Lebensgeſetze. Politiſche Rechte bedeuten im autoritären Staat 
nicht die Möglichkeit für den einzelnen, ſich bedingungslos ihrer zu bedienen, 
ſondern ſie bedeuten die Pflicht, alle Möglichkeiten der ſchöpferiſchen Perſönlichkeit 
dem völkiſchen Leben dienſtbar zu machen. 

Die Staatsautorität gehört deshalb zum Weſen unferer völkiſchen Wirklichkeit, weil 
ihre Träger die Gemeinſchaft repräſentieren. 


Autorität kann man auch weder ſchaffen, noch kommandieren. Sie wurzelt im völkifchen 
Sein und iſt mit der Perſönlichkeit ihrer Träger verknüpft. 


Die größte Gefahr für jeden Führerſtaat bildet deshalb das Entſtehen einer „Pſeudo⸗ 
führung“. Jedes geſunde Volk unterſcheidet inſtinktiv und untrüglich den echten 
Führer, der nicht für ſich, ſondern nur für das Volk und deſſen Zukunft lebt, von dem 
„Pſeudoführer“, dem bloßen Inhaber einer Machtpoſition, der nur ſich und ſeine 
politiſche Machtpoſition behaupten will. Die Pſeudoführung zerſtört den Gedanken 
der völkiſchen und damit politiſchen Perſönlichkeit und diskreditiert den Gedanken 
der Führung. And ſie iſt um ſo gefährlicher, weil ſie auch in den unterſtellten 
Stellen nicht den Gedanken der echten Führung, ſondern das Gegenteil wach- 
ruft. Das hat aber wieder notwendig eine Erfchütterung der Staatsautorität zur 
Folge. Der Führerſtaat ſteht und fällt deshalb mit der Notwendigkeit, daß der 
Gedanke der echten Führung ſich überall durchſetzt und durch ſtrengſte Auswahl der an 
der Führung beteiligten Perſönlichkeiten die Grundlagen des Führerſtaates ſicher⸗ 
geſtellt werden. 


4. Das Weſen der Führung 

Hitler hat als Grundſatz des Aufbaus eines Staatsweſens bezeichnet „Autorität jedes 
Führers nach unten und Verantwortlichkeit nach. oben“. Jeder echte Führer muß 
deshalb Autoritätsträger fein, und wie man Autorität nicht künſtlich [halfen kann, 
ſo kann man auch keine Führer künſtlich ins Leben rufen. Die Autorität wurzelt im 
völkiſchen Sein, und der echte Führer als Autoritätsträger muß deshalb aus dem 
Volke herauswachſen. 


Das Problem der Führung wird in revolutionären Zeiten von beſonderer Wichtig⸗ 
keit. Denn echte Revolutionen find politiſche Geburtsakte, in denen ſich neue politiſche 
Ideen durchſetzen. Deshalb entſtehen echte Revolutionen auch immer im Schoße des 
Volkes und müſſen ſich im Kampfe gegen den beſtehenden Staatsapparat durchſetzen. 
Dieſes Durchſetzen gelingt aber nur, wenn dem Volke ein Führer erſteht, der ſeiner 
politiſchen Sehnſucht Geſtalt und Form zu geben vermag. 

Damit verkörpert der echte Führer in ſeiner Perſönlichkeit den Volkswillen. Als 
Träger der Staatsautorität erkennt jedes geſunde Volk nur eine Perſönlichkeit an, 
die ſeinem Weſen und ſeiner Art entſpricht. Zu allen Zeiten ſpielte bei der Auswahl 
politiſcher Führer die körperliche und geiſtige Haltung derſelben eine entſcheidende 
Rolle für die Erhaltung ihrer Autorität. Sie mußten den dem Volke vertrauten 
politiſchen Typus verkörpern. Während als Träger bloßer Staatsfunktionen gelegent- 
lich auch Fremdraſſige möglich waren und ertragen wurden (fo z. B. der jüdijche Erſt⸗ 
miniſter Disraeli in England), kann ſich in einem geſunden Volke eine Aberfremdung 
der Autoritätsträger nicht auf die Dauer behaupten. 

Gerade im autoritären Staat erweiſt ſich deshalb die Schaffung eines politiſchen 
Typus als unabweisbare Notwendigkeit und dieſer politiſche Typus muß, um 
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Autorität zu beſitzen, wieder dem völkiſchen Weſen entſprechen. Aus dieſem Grunde 
legen nicht nur die Partei und ihre Antergliederungen auf Artgleichheit und Raſſe⸗ 
reinheit in ihren Reihen höchſten Wert, ſondern auch die Mittel der ſtaatlichen 
Führung, das Berufsbeamtentum und die Wehrmacht, mußten mit dieſen Grund. 
ſätzen des autoritären Führerſtaates in Einklang gebracht werden. Nur ſo kann die 
Volksverbundenheit der echten Führung wirklich garantiert werden. Aus Fremd. 
herrſchaft kann deshalb niemals echte Führung entſtehen. 

Wenn weiter „Verantwortlichkeit nach oben“ als Element der Fübrung heraus- 
gehoben wird, fo ergibt ſich daraus ebenfalls, daß die Perſönlichkeit des Autoritäts- 
trägers einen entſcheidenden Faktor des Führerſtaates bildet. Denn Autorität kann 
immer nur von Perſönlichkeiten getragen werden. Deshalb hat der Führer als einen 
Grundgedanken der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung herausgehoben, daß ſie 
nicht auf dem Gedanken der Mehrheit, ſondern auf dem der Perſönlichkeit aufbaut. 
Aber dieſe Perſönlichkeit muß in dem Sinne politiſche Perſönlichkeit ſein, daß ſie im 
völkiſchen Boden wurzelt. Entwurzeln ſich an der Führung beteiligte Perſönlichkeiten 
aus ihrer völkiſchen Grundlage, ſo geben ſie damit auch den Anſpruch auf politiſche 
Führung aus der Hand. 

Es entſpricht deshalb dem Weſen der völkiſchen Führung, daß fie die völkiſche Per. 
ſönlichkeit zur Mitarbeit bewußt heranzieht. Denn jeder echte Führer wird bemüht 
ſein, als Mitarbeiter Perſönlichkeiten zu haben, die ſeinem Weſen entſprechen. 


In Deutſchland iſt das auf politiſchem Gebiet weithin nicht der Fall geweſen. Die 
großen politiſchen Führer ſind in Deutſchland ſaſt immer iſoliert geweſen und gerade 
von ihren Standesgenoſſen nicht verſtanden worden. Das gilt von den beiden großen 
politiſchen Vorgängern Hitlers, dem Freiherrn vom Stein ebenſo wie von Bismarck. 
Der letztere hat ſich bitter über den Mangel an Zivilcourage im deutſchen Volke 
beklagt. Dieſe Klage war letzten Endes nur der Ausdruck der politiſchen Tatſache, 
daß eine in ſich gefeſtigte politiſche Führerſchicht zu Bismarcks Zeiten in Deutſchland 
nicht vorhanden war. Aber auch Bismarck war in der damaligen Situation nicht im⸗ 
ſtande, eine folche Führerſchicht ins Leben zu rufen. Der Adel entfaltete ſeine 
Energien entweder im Militärdienſt oder im Hofdienſt. Es iſt deshalb kein Zufall, 
daß man nicht nur im Inlande, ſondern auch im Auslande im „Militarismus“ die 
eigentliche politiſche Tradition in Deutſchland erblickte. Soweit der Adel im Hof- 
dienſte tätig war, entzog er ſich durch feine dadurch bedingte föderaliſtiſche, ja oft 
partikulariſtiſche Haltung den geſamtdeutſchen Problemen. 


5. Die politiſche Elite im Führerftaat 

Hitler erkannte, daß es nicht genüge, nur eine Volksbewegung ins Leben zu rufen, 
ſondern daß die von dieſer Bewegung ins Volk getragenen, politiſchen Ideen durch 
die Schaffung eines politiſchen Typus unterbaut werden müßten. Träger eines 
ſolchen politiſchen Typus werden aber immer die politiſch aktivſten Menſchen innerhalb 
eines Volkes ſein. Sie bilden eine politiſche Elite, die als politiſches Mittel der 
Führung die Volksverbundenheit der letzteren garantiert. Auch dieſe politiſche Elite 
ſteht und fällt aber mit der Tatſache ihrer Volksverbundenheit. 


Jeder weltanſchaulich eingeſtellte Staat, der ſich der politiſchen Grundideen 
bewußt iſt und ſie in ſeiner politiſchen Lebensform zum Ausdruck bringen 
will, bedarf der Herausbildung eines ſolchen einheitlichen politiſchen Typus, der dieſe 
Aufgabe erfüllen kann. Damit ſtellt ſich aber die politiſche Führung eines Volkes 
gegen den ſkeptiſchen Relativismus auf dem Gebiete der Politik, der das Kenn⸗ 
zeichen des entarteten Liberalismus geweſen iſt. Ein politiſcher Typus läßt ſich 
immer nur bilden, wenn feine Träger von der Richtigkeit der von ihnen verfochtenen 
politiſchen Grundideen abſolut überzeugt find. Eine relativiſtiſch⸗ſkeptiſche Geiſtes⸗ 
haltung iſt weder imſtande noch gewillt, einen geſchloſſenen politiſchen Typus 
herauszubilden. Das erwies ſich auch nach dieſer Auffaſſung gar nicht als nötig. Es 
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genügte die Errichtung politiſcher Parteien, deren Ziel es war, eine möglichſt große 
Anzahl von Anhängern zur Gewinnung der Mehrheit in ihrer Organiſation zu ver- 
einigen. Irgendwelche Erforderniſſe an politiſche Haltung wurden ſeitens dieſer 
Parteien nicht geſtellt. | 


Es war klar und wird im folgenden Abſchnitt noch zu zeigen fein, daß der Führerſtaat, 
um den neuen politiſchen Ideen abſolute Geltung verſchaffen zu können, dieſe politi- 
ſchen Parteien und den auf ihnen beruhenden Parteienſtaat reſtlos beſeitigen mußte. 


Man hat die nach der Beſeitigung der politiſchen Parteien entſtandene neue politiſche 
Organiſation als „Einparteiſtaat“ bezeichnet. Dieſe Bezeichnung ift inſoweit zu⸗ 
treffend, als fie zum Ausdruck bringt, daß dieſe neue politiſche Lebensform der Aber 
winder des Parteienſtaates gewefen iſt. And dieſe Bezeichnung bringt ferner zum 
Ausdruck, daß eine politiſche Gruppe dieſen politiſchen Wandel durchgeführt hat. 


Es iſt aber irreführend, dieſe Trägerin des politiſchen Ambruchs als Partei im alten 
überlebten Sinne zu bezeichnen. Denn ihrer Zuſammenſetzung wie ihrer Zielſetzung 
nach iſt die Bewegung der Gegenpol zu den Parteien des politiſchen Liberalismus. 
Sie bildet ihn durch die Geſchloſſenheit ihrer einheitlichen geiſtig⸗politiſchen Grund- 
haltung. Aktiv politiſche Menſchen, die auf das Erleben des Weltkrieges in gleicher 
Weiſe reagiert haben und die den Typus der „Frontkämpfer“ verkörpern, bilden den 
Grundſtock der Bewegung. Sie erhält ihre feſte Form durch die Perſönlichkeit des 
Führers, der aus ihr herauswächſt und in ihr von Anfang an das politiſche Mittel 
ſeiner Führung ſchuf. Führer und Bewegung ſind deshalb eins und voneinander 
nicht zu trennen. Die Bewegung wird zum Hüter der neuen politiſchen Werte. Ihre 
Aufgabe iſt es, dieſelben durch unabläſſige politiſche Arbeit zum Geſamtgut des 
Volkes zu machen. 


Dazu bedurfte es zunächſt einer unabläſſigen Propaganda, deren grundlegende Be⸗ 
deutung der Führer von Anfang an erkannt hat. Erhalten wird die politiſche Stoß- 
kraft einer ſolchen Bewegung aber nur durch ſtrengfſte Auswahl der in ihr tätigen 
und damit zum Anteil an der Führung berufenen Perſönlichkeiten. Eine politiſche 
Elite muß in jeder Beziehung auch Elite bleiben, wenn ſie der großen Aufgabe, 
Trägerin und Geſtalterin des neuen politiſchen Ideenguts unter dem Führer zu ſein, 
auch wirklich gerecht werden will. 


Weder die Prinzipien der Mehrheit noch die der Maſſe dürfen deshalb für die ge- 
ſtaltenden Aufgaben der „Partei“ im Führerſtaat irgendwie beſtimmend fein. Auf⸗ 
gabe der Bewegung iſt es nicht, ſelbſt zur Maſſe zu werden, ſondern ihre Hauptauf⸗ 
gabe liegt darin, aus der geſtaltloſen politiſchen Maſſe der entarteten liberalen 
Demokratie wieder ein Volk als politiſche Größe zu machen. 


Dieſe Grundideen beherrſchen auch das im folgenden noch näher zu betrachtende Ver. 
hältnis von Partei und Staat. Es iſt eine rein konſtruktive Betrachtungsweiſe, wenn 
man Staat, Bewegung und Volk als Ordnungsreihen nebeneinander ſtellt. Denn 
es handelt ſich hier um ganz verſchiedene und deshalb ihrem Weſen nach unvergleich. 
bare politiſche Größen. Ohne Volk ſind weder Bewegung noch Staat denkbar, es 
ſei denn, daß man beide zum bloßen Apparat eines Diktators erniedrigen will. Die 
Bewegung iſt der aktiv politiſche Teil des Volkes als politiſcher Größe und deshalb 
mit dem Volke unlöslich verbunden. Daraus erhält ſie auch allein ihren Sinn als 
politiſche Elite. Denn nur aus dem Volke zieht ſie die politiſchen Energien, die ſie 
zur Erfüllung ihrer Aufgabe braucht. Erſtarrt eine ſolche Bewegung zum Apparat, 
ſo gefährdet ſie die politiſche Dynamik und die Fruchtbarkeit der politiſchen Führung, 
die ebenfalls all ihre Kraft aus dem Volke zieht. 

Die Aufgaben des Staates als politiſcher Lebensform liegen wieder auf anderem 
Gebiet. Es iſt die Aufgabe der Partei, den Staat als politiſche Lebensform des 
Volkes mit den Grundideen der politiſchen Weltanſchauung zu erfüllen. And das 
gilt ganz beſonders von den Menſchen, die den Staatsapparat bilden und die als 
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Mittel der Führung von deren politiſchem Geiſt durchdrungen und ihm verbunden ſein 
müſſen. Aber in dieſem Rahmen haben der Staat und das mit ihm im Rechtsſtaate 
verbundene Recht eine formende und regulierende Aufgabe. 

In einem aus einer echten Revolution, d. h. alſo aus einer Volksbewegung, ent- 
ſtandenen und deshalb weltanſchaulich orientierten Staatsweſen iſt es eine weſentliche 
und ſchwierige Aufgabe der Staatsführung, einerſeits die Kraft der politiſchen Be⸗ 
wegung im Gang zu halten, auf der anderen Seite aber auch dem Volke die Garantie 
einer geſicherten politiſchen Lebensführung zu geben. Bewegung und Staat 
find deshalb beide notwendig. Denn auch eine Nation als politiſche Willensgemein⸗ 
ſchaft muß in der Innen. und Außenpolitik „in Form“ fein, um ihre politiſchen Auf ⸗ 
gaben erfüllen zu können. Dieſe grundſätzlichen Erwägungen find beſtimmend für das 
Verhältnis des Staates zu der ihn ſormenden nationalſozialiſtiſchen Bewegung. 


II. Die Entftehung des deulſchen Führerftaates 


1. Politiſche Einheit und Führung 

Bis in unfere Tage herein iſt die politiſche Serfplitterung deutſches Schickſal ge- 
weſen. Eine Nation als geſchloſſene politiſche Willensgemeinſchaft, die in den weſt⸗ 
lichen Staaten ſchon ſeit Jahrhunderten ins Leben getreten war, kannte das deutſche 
Volk bis in die neuefte Zeit nicht. Das alte römiſch⸗deutſche Reich war keine politiſche 
Einheit, ſondern wie ein politiſcher Publiziſt der damaligen Zeit, Samuel Pufendorf 
(De statu nostri imperii romanogermanici 1667) ſich ausdrüdte: „Ahnlich einem 
Monſtrum“, d. h. ein politiſch geſtaltloſes Gebilde. 


Soweit eine politiſche Einheitsbildung überhaupt ſtatthatte, ging ſie von den deutſchen 
Territorialgewalten aus, die ſeit dem Weſtſäliſchen Frieden auch förmlich die Träger 
einer eigenen und unabhängigen politiſchen Gewalt geworden waren. Dieſe Zerri- 
torialgewalten, aus denen die deutſchen Dynaſtien herauswuchſen, bildeten in der ver ⸗ 
faſſungsgeſchichtlichen Entwicklung aber kein verbindendes, ſondern ein trennendes 
Element für die Geſtaltung der geſamtdeutſchen politiſchen Einheit. 


Die politiſchen Führer, die wir als Wegbereiter des heutigen deutſchen Führerſtaates 
bezeichnen können, erwuchſen aus dem Aufbau der größten und geſchloſſenſten dieſer 
deutſchen Territorialgewalten, nämlich des preußiſchen Staates. Preußen iſt die 
Wiege einer deutſchen politiſchen Führung geweſen. Es wurde damit auch zum 
politiſchen Vollzieher der deutſchen politiſchen Einheit und zum politiſchen Schickſal 
des Reichs. 

Die Schaffung des preußiſchen Großſtaates durch Friedrich den Großen wurde ſchon 
damals inſtinktiv als nationalpolitiſche Tat empfunden. Soweit ein National- 
bewußtſein in Deutſchland vorhanden war, ſah es nicht im Kaiſer, ſondern in 
Friedrich dem Großen den Träger politiſcher Einheitsbeſtrebungen. Daraus erklärt 
es ſich, daß die nationalſozialiſtiſche Bewegung in Friedrich dem Großen als dem 
Schöpfer des preußiſchen Staates den erſten Wegbereiter des Dritten Reiches erblickt. 
Dasſelbe iſt der Fall bei dem Freiherrn vom Stein, der den politiſch und militäriſch 
zuſammengebrochenen preußiſchen Staat durch Schaffung der Selbſtverwaltung wieder 
mit neuem politiſchen Ideengut zu erfüllen ſuchte. 

Als dritter großer politiſcher Führer iſt dann Bismarck zu nennen, der in der Form 
des dynaſtiſchen Bundesſtaates der deutſchen politiſchen Einheit ihre erſte Geſtalt 
gegeben hat. 

Sein Werk wie das feiner Vorgänger iſt ſtarken Rückſchlägen ausgeſetzt geweſen. Das 
erklärt ſich weithin daraus, daß die damalige politiſche Lage in Deutſchland die Anter⸗ 
bauung einer politiſchen Führung nicht geſtattete. Friedrich der Große erzog einen 
preußiſchen Offiziersſtand, aber er zog keine politiſchen Führer heran. Denn die 
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politiſche Führung lag ja ſelbſtverſtändlich in der Dynaſtie und war damit in ihrer 
Qualität den Zufälligkeiten der Erbmonarchie ausgeſetzt. Stein wie Bismarck find 
deshalb auch als politiſche Führer iſolierte Erſcheinungen geweſen. 


In England bildete ſich demgegenüber im Rahmen der parlamentariſchen Herrſchaft 
die politiſche Führung eines volksverbundenen Adels heraus. In Frankreich hat die 
Franzöſiſche Revolution und die auf ſie folgende Herrſchaft Napoleons die moderne 
franzöſiſche Nation geſchaffen. 


In Deutſchland bildeten aber die zahlreichen Dynaſtien ein Hemmnis für die Ent- 
wicklung einer einheitlich politiſchen Führung. Nationale Bewegungen wie die aus 
den Freiheitskriegen hervorgewachſene Bewegung der deutſchen Burſchenſchaft und 
die Bewegung des Jahres 1848 waren zu ſchwach, um ſich dieſen Kräften gegenüber 
durchzuſetzen. 


And ſo war auch die Schaffung der deutſchen politiſchen Einheit durch Bismarck nur 
mit Hilfe der Dynaſtien durchführbar. Denn ſie bildeten infolge der geſchichtlichen 
Entwicklung das einzige gleichförmige politiſche Element, auf dem die Errichtung des 
Reiches aufbauen konnte. Das deutſche Bürgertum begnügte ſich demgegenüber, 
ſoweit feine Söhne nicht in den Hof- und Staatsdienſt gingen, mit der Auswertung 
der wirtſchaſtlichen Möglichkeiten, die die neue politiſche Einheit bot. Die deutſche 
Arbeiterſchaft, die keinen ihr gemäßen politiſchen Typus als Vorbild hatte, trat aber 
in politiſche Oppoſition zum Staate. 


Die Tatſache, daß es Bismarck nicht vergönnt war, ſein Werk durch Schaffung einer 
politiſchen Führerſchaft zu unterbauen, zeitigte verhängnisvolle Folgen unter feinen 
Nachſolgern. Ganz bewußt wollte Wilhelm II. nach dem Rücktritt des großen 
Kanzlers die politiſche Führung in ſeiner Hand konzentrieren. Dieſer Verſuch 
ſcheiterte nicht nur an der politiſchen Anzulänglichkeit des Kaiſers ſelbſt, fondern vor 
allem auch an der Tatſache, daß ihm keine politiſche Führerſchicht zur Verfügung ſtand, 
die den Kurs einer ſtabilen deutſchen Politik hätte garantieren können. And ſo ging 
das Reich 1914 zwar mit einem zur ſtarken Wirkungsmöglichkeit ausgeſtalteten 
militäriſchen Apparat, aber in einem Zuſtand politiſcher Führerloſigkeit in den Welt- 
krieg. Der durch den Verluſt des Weltkriegs in Deutſchland ausgelöſte politiſche 
Amſturz mußte deshalb die Beſeitigung der Dynaſtien nach ſich ziehen, bei denen die 
bisherige politiſche Führung gelegen hatte. 


Der Weltkrieg hat aber auf der anderen Seite doch die Grundlagen für das Werden 
des deutſchen Führerſtaates gelegt. Denn in ihm entſtand zum erften Male ein ge- 
ſamtdeutſcher politiſcher Typus, der des Frontſoldaten. Dieſer Typus hat den 
Führer und in weitem Amfang die Anterführer der deutſchen Bewegung geſtellt. 
Die Träger dieſes Typus beſannen ſich gerade infolge des Verluſtes des Welt- 
krieges und des auf ihn folgenden politiſchen Zuſammenbruchs zum erſten Male 
auf die völkiſchen und nationalen Werte, aus denen heraus allein eine Wiedergeburt 
Deutſchlands möglich erſchien. Damit mußten ſie aber in Gegenfatz zu dem Weimarer 
Staate treten, der die vorhandene politiſche Führerloſigkeit in Deutſchland direkt 
zum politiſchen Syſtem erhoben hatte. 


2. Der Weimarer Parteienftaat 

Der Ausdruck der politiſchen Einheit unter der Regierung Wilhelms II. war nicht 
der einer völkiſchen, politiſchen Führung geweſen. Zwar waren im Bismarckſchen 
Reich die Dynaſtien die einheitliche politiſche Baſis, auf der das Reich aufbauen 
konnte. Aber als Träger eines letzten Endes doch antivölkiſchen Föderalismus waren 
die einzelſtaatlichen deutſchen Dynaſtien auf die Dauer nicht imſtande, die Grundlage 
einer einheitlichen politiſchen Führung in Deutſchland zu ſein. Deshalb hielten ſie 
auch der großen Probe des verlorenen Weltkrieges nicht ſtand. 
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Wäre der Novemberumſturz nicht ein bloß kampfloſes Abtreten der alten politiſchen 
Machtträger, ſondern eine wirkliche politiſche Revolution geweſen, ſo hätte ſchon 
damals ein Führer heraustreten müſſen, der es verſtanden hätte, dem deutſchen Volke, 
das vier Jahre lang im Weltkrieg einer Welt getrotzt hatte, eine neue politiſche Idee 
und neue politiſche Formen zu geben. Das Gegenteil war aber der Fall. Die ſehr 
kleinen und größtenteils artfremden Revolutionäre, wie z. B. Kurt Eisner und ſeine 
Anhänger in Bayern, waren ſogar direkt partikulariſtiſch eingeſtellt. Auch fie be⸗ 
ſchworen [don damals das Gefpenft der „Mainlinie“ herauf, das dann in der Zeit des 
Weimarer Zwiſchenreichs von allen einer einheitlichen politiſchen Führung feindlichen 
Kräften immer wieder hervorgeholt worden iſt. 


So ſtand das Weimarer Zwiſchenreich von Anfang an unter dem Zeichen der 
politiſchen Führerloſigkeit. Politiſche Denker und Geſtalter wie Brockdorſſ⸗ Rantzau, 
die erkannten, daß das deutſche Volk mit der Idee eines nationalen Sozialismus 
erfüllt werden müßte, um ſich geiſtig⸗politiſch den durch die ſiegreiche Entente ver. 
tretenen Ideen der liberalen Demokratie gegenüber behaupten zu können, wurden 
beiſeite geſchoben. Die neuen politiſchen Machthaber wußten nichts anderes zu tun, 
als in geiſtloſer Weife in einer demokratiſchen Phraſeologie „Weimar“ gegen 
„Potsdam“ auszuſpielen. Demgegenüber war es klar, daß es ohne das Preußen 
Friedrichs des Großen überhaupt keine deutſche politiſche Einheit, weder in der Form 
des Bismarckſchen Reiches, noch in der des Weimarer Zwiſchenreiches gegeben hätte. 
Die politiſche Formung des Weimarer Parteienftaates war letzten Endes überhaupt 
nur dadurch möglich, daß die völkiſchen politiſchen Kräfte, wie fie in den Reiten des 
Heeres, in den Freikorps der deutſchen Jugend und in großen Teilen des deutſchen 
Beamtentums vorhanden waren, um Schlimmeres zu verhüten, das Verfaſſungswerk 
der Weimarer Nationalverfammlung ermöglichten. 


Durch die Weimarer Verfaſſung wurde die liberale Demokratie zu einer Zeit die 
politiſche Lebensform des deutſchen Volkes, als die Vorausſetzungen für ſie durch den 
Weltkrieg bereits weggefallen waren. Denn die politiſche Form der liberalen 
Demokratie war der Parteienſtaat. Er fette zu feinem Veſtand mindeſtens zwei 
politiſche Parteien notwendig voraus. Dieſe Parteien mußten aber in den Grund- 
fragen des nationalpolitiſchen Lebens einiggehen. Nur in dieſem Rahmen konnte 
ſich der Kampf um die politiſche Macht zwiſchen ſolchen Parteien ohne Gefährdung 
der politiſchen Einheit abſpielen. 


Auf dieſer Tatſache beruhte das Funktionieren des engliſchen Zweiparteienſyſtems. 
Die beiden großen klaſſiſchen Parteien in England, wie ſie ſich zunächſt in den Whigs 
und Tories, ſpäter in den Liberalen und Konſervativen gegenüberſtanden, bildeten 
eine einheitliche geſellſchaftliche und politiſche Schicht. Sie prägten den politiſchen 
Typus des „gentleman“, deſſen gefellſchaftliche und politiſche Haltung das Vorbild 
des ganzen Volkes wurde. And ſolange die Parteien dieſe typenbildende politiſche 
Kraft beſaßen, war auch die politiſche Einheit durch ſie garantiert. 


Solange beſtand auch in England kein Zweifel über die Geſtaltung der politiſchen 

Führung. Der Führer der in der Mehrheit befindlichen Partei wurde auch von der 
Oppoſition für die Zeit feiner Herrſchaft als Führer der Nation anerkannt. Infolge⸗ 
deſſen ſtand auch die Oppofition nicht außerhalb, ſondern bildete einen Teil des 
politifhen Syſtems ſelbſt. Daraus erklärt es ſich auch, daß ein Wechfel der Führer 
von einer Partei zur anderen nicht irgendwie als politiſch ehrenrührig empfunden 
wurde. Die Parteien in England waren zwar, wie ſchon der Name Partei (pars = 
Teil) zum Ausdruck bringt, Teile des Volksganzen, die nach politifcher Macht. 
ausübung ſtrebten. Aber ſie waren ſich bewußt, daß ſie dieſes Ziel nur im Rahmen 
der abſoluten nationalen Einheit verfolgen und erreichen konnten. Infolgedeſſen trat 
auch der „plebiſzitäre“ Charakter der engliſchen Demokratie immer deutlicher heraus. 
Der engliſche Erſtminiſter wuchs über die Stellung des Parteiführers heraus zum 
Führer der Nation. Das bedeutete, daß weniger die Partei und Parteiintrigen, 
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ſondern letzten Endes das Volk über ſein politiſches Schickſal entſchied. Nicht das 
Mißtrauensvotum des Parlaments, ſondern die Neuwahlen find in England die 
politiſchen Entſcheidungsſtunden einer Regierung. Die Parteien waren aber der 
aktiv politiſche Teil des Volkes, der dem Syſtem des engliſchen Führerſtaates Geſtalt 
und Form gab. Der engliſche Parteienſtaat iſt ſo bis heute die traditionelle Form 
des engliſchen Staates, da jedes Volk die ihm angemeſſene politiſche Lebensform des 
Staates aus feinen eigenen völkiſchen Bedingtheiten heraus entwickeln muß. 


Dieſe Ausführungen waren notwendig, um dem deutſchen Leſer zu zeigen, daß die 
engliſche Demokratie als politiſche Lebensform ſich als lebensſähig erwies, da ſie es 
verſtand, wirklich das Volk als politiſche Einheit zu umfaſſen. Der Weimarer 
Parteienſtaat hat das aber nicht vermocht. Er war von Anfang an politiſch nur in 
der Form des „Koalitionsſtaates“ gedacht. Das bedeutete aber, daß er politiſche 
Gruppen, deren politiſche Weltanſchauungen ſtark auseinandergingen, zu einer bloßen 
Machtgruppierung zuſammenzufaſſen ſuchte. In der „Weimarer Koalition“ fanden 
ſich die Sozialdemokratie, die bürgerliche Demokratie und der politiſche Katholizismus 
im Zentrum zuſammen. Dabei bildete das äußerlich ſtabilſte politiſche Element dieſer 
Koalition das Zentrum. Es iſt bis zur nationalſozialiſtiſchen Revolution an fämt- 
lichen Reichsregierungen führend beteiligt geweſen. And ebenſo hat der politiſche 
Katholizismus in Preußen und vor allem in Bayern unter der Herrſchaft der 
Bayeriſchen Volkspartei die entſcheidende politiſche Rolle geſpielt. Dieſe Tatſache 
erklärt ſich daraus, daß der politiſche Katholizismus, ſoweit er die Intereſſen einer 
avölkiſchen kirchlichen Macht vertrat, keine eigene nationalpolitiſche Grundpoſition 
haben konnte. Er ſtellte ſich „auf den Boden der Tatſachen“. Dadurch aber war 
ſeine Führung in der Lage, bald mit der Sozialdemokratie, die ihre marxiſtiſchen 
Grundziele nur dürftig verhüllte, bald mit den „bürgerlichen“ Parteien die Re- 
gierungsmacht auszuüben, ſoweit ſich dieſe Parteien nur ebenfalls „auf den Boden 
der Tatſachen“ ſtellten, d. h. dem politiſchen Ideengute des herrſchenden Syſtems 
durch die Verfechtung neuer politiſcher Ideen nicht gefährlich wurden. 


Die politiſche Organiſation dieſes Koalitionsſyſtems war die „Maſſenpartei“. Das 
Beſtreben der politiſchen Parteien war es, möglichſt viele Mitglieder zu gewinnen, 
deren Bindung an die Partei aber von vornherein eine recht loſe war. Trotzdem die 
Zugehörigkeit zu dieſen Parteien an keinerlei politiſche Bewährung geknüpft war, 
gelang es aber doch nur, einen kleinen Bruchteil des Volkes in ihnen politiſch zu 
organiſieren. Nur etwa ½9 der Wahl. und Stimmberechtigten waren „ein- 
geſchriebene“ Mitglieder der Parteien. Die weitere Anhängerſchaft dieſer Parteien 
war keine zuverläſſige, ſondern bildete einen unberechenbaren politiſchen Faktor, der 
dann letzten Endes auch den Zuſammenbruch des Parteienſtaates entſchieden hat. Die 
ganze Schwäche der politiſchen Grundlagen, auf denen der Weimarer Parteienſtaat 
aufbaute, zeigte ſich darin, daß die bürgerliche Demokratie, die den Verhandlungen der 
Weimarer Nationalverſammlung den Stempel aufdrückte, ſehr bald der politiſchen 
Zerſetzung anheimfiel. Aber auch die übrigen „bürgerlichen“ Parteien zogen daraus 
keinen Gewinn. Auch ihre Grundlagen im Volk wurden immer ſchwächer. Die innen⸗ 
und außenpolitiſche Situation, die nur von den Machtinſtinkten des liberalen Macht. 
ſtaates beherrſcht wurde, zog den Verfechtern des bisherigen politiſchen Syſtems den 
Boden unter den Füßen weg. Damit zerfiel das „bürgerliche“ Parlament. 


Auf der einen Seite entſtand als die Frucht des Liberalismus der Kommunismus, 
deſſen Vertreter in⸗ und außerhalb des Parlaments den Amſturz der bisherigen 
bürgerlichen Ordnung verfochten. Nach ihrer Auffaſſung erübrigte ſich überhaupt jede 
ſtaatliche Ordnung, wenn die Gleichheit auf allen Gebieten durchgeführt und der 
Typus des bindungsloſen Maſſemenſchen durchgedrungen ſei. Die Ideen des Kom- 
munismus waren in ihrer politiſchen Auswirkung deshalb antiliberal, weil ſie den 
bindungsloſen Liberalismus zu Ende dachten und damit aufhoben. 


— een 
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Auf der anderen Seite entſtand die nationalſozialiſtiſche Bewegung, die die politiſchen 
Bindungswerte des Volkstums und der Heimat in den Vordergrund ſtellte und 
ſchon dadurch eine antiliberale Haltung bekundete. 

Politiſch prägte ſich dieſe Entwicklung in der ſteigenden Führerloſigkeit des Weimarer 
Parteienſtaates aus. Die parlamentariſche Baſis der Regierung wurde immer 
ſchmäler. Außerlich ſuchte man zwar die bisherigen politiſchen Formen aufrecht⸗ 
zuerhalten; tatſächlich beſtand aber eine Mehrheit für das bisherige Syſtem nicht 
mehr. Denn in dieſer Abergangszeit war ſich die Mehrheit des Parlaments nur in 
dem Einen einig, daß ſie die neuen politiſchen Kräfte nicht an die Macht kommen laſſen 
wollte. So verſuchte die durch keinerlei politiſche Ideen mehr zuſammengehaltene 
Koalition durch reine Machtmaßnahmen gleicherweiſe die Gegner von links wie von 
rechts zu unterdrücken. Kommuniſten wie Nationalſozialiſten wurden als „Staats- 
feinde“ auf dieſelbe Ebene geſtellt. Dabei wurde es immer klarer, daß das bisherige 
Syſtem politiſch nichts mehr zu geben hatte und die politiſche Auseinanderſetzung 
zwiſchen den Trägern der neuen politiſchen Ideen von links und rechts ftattfinden 
mußte. Denn die Machthaber dieſer Abergangszeit hielten entweder an dem bis- 
herigen Syſtem feſt, oder ſie glaubten — wie das Kabinett Papen — auf den 
dynaſtiſchen Legitimismus zurückgreifen zu können. 


3. Der Durchbruch der Bewegung 

Die Geſchichte der nationalfozialiſtiſchen Bewegung iſt bereits geſchildert worden 
(vgl. Band I, Gruppe 1, Beitrag 5). 

Für die Entſtehung des Führerſtaates iſt es weſentlich, daß die „Bewegung“ trotz 
ihres echten revolutionären Charakters nach der Erhebung vom 8. November 1923 
und ihrer Anterdrückung vom 9. November den Weg der „Legalität“ beſchritt. Sie 
fühlte ſich ſtark genug, um das Volk in wachſendem Maße mit der nationaljoziali- 
ſtiſchen Idee zu erfüllen und politiſch die formale Demokratie mit ihren eigenen 
Waffen zu ſchlagen. So ging die antiparlamentariſch eingeſtellte NSDAP in die 
Parlamente und betrieb auch auf dieſem Boden den Kampf gegen das bisherige 
politiſche Syſtem. 

Die Zerfetzung des parlamentariſchen Syſtems war in den Ländern erheblich raſcher 
fortgeſchritten als im Reich. Vor allem in den mittleren und kleineren Ländern machte 
die Zerſetzung der Parteien beſonders raſche Fortſchritte, fo daß eine Regierungs- 
bildung ſich in manchen Ländern als praktiſch unmöglich erwies. Anfang 1930 waren 
die bürgerlichen Parteien zunächſt in Thüringen genötigt, mit den Nationalſozialiſten 
zuſammen eine Regierung zu bilden. Der erſte nationalſozialiſtiſche Miniſter, 
Dr. Frick, ſtellte in Thüringen die politiſche Aufbauarbeit der Bewegung unter 
Beweis. Andere Länder, wie Braunſchweig, folgten. In Preußen und Bayern konnte 
ſich das bisherige Syſtem halten, während man in vielen Ländern zu dem Syſtem der 
ſogenannten „Geſchäftsregierung“ griff, was nur eine Verſchleierung des politiſchen 
Bankrotts darſtellte. Denn dieſe dem Sinne des parlamentariſchen Syſtems nach nur 
bis zur Bildung einer neuen Regierung, alſo proviſoriſch gedachten Geſchäftsregie⸗ 
rungen, blieben dauernd im Amte, weil die Bildung einer parlamentariſchen Mehr⸗ 
heitsregierung ſich als unmöglich erwies. 

Der ungeheure Wahlſieg der NSDAP, die bei den Reichstagswahlen vom Gep- 
tember 1930 von 12 auf 107 Sitze geſtiegen war, führte die offene Krife des big. 
herigen Syſtems auch im Reiche herbei. Es kam für die Bewegung darauf an, die 
wertvollen Kräfte, wie ſie in Deutſchland auch im Heer und Beamtentum vorhanden 
waren, für ſich zu gewinnen und ſich einzugliedern. 

Am 30. Januar 1933 erfolgte die Ernennung Adolf Hitlers zum Reichskanzler und 
dadurch ſetzte die Zuſammenarbeit des Reichspräſidenten mit dem Führer des neuen 
Deutſchland ein. Damit war die Bahn frei für den ſtaatsrechtlichen Aufbau des 
deutſchen Führerſtaates, der im folgenden geſchildert werden ſoll. 


14 Koellreutter 


Ill. Führerſtaat und Staats form 


1. Die politiſchen firäfte des deutſchen Führerftaates 


Jede Revolution, die ſich ſchöpferiſch auswirkt, muß zu einer Verfaſſungsgeſtaltung 
führen. (Aber das Weſen der Revolution vgl. „Der nationalſozialiſtiſche Rechts- 
ſtaat“, Band J, Gruppe 2, Beitrag 16, Ziffer 16.) In dieſem Sinne bedarf das Volk 
als politiſche Größe einer Verfaſſung, weil es in politiſche Form und im Rechtsſtaate 
in ſtaatsrechtliche Form gebracht werden muß. 


Jede richtige verfaſſungsrechtliche Geſtaltung iſt deshalb keine bloße Konſtruktion, 
ſondern wächſt aus dem politiſchen Leben heraus. Solange die politiſche Geſtaltung 
noch im Fluſſe iſt, kann aber auch der verfaſſungsrechtliche Aufbau nur ein allmählicher 
fein. Das endgültige Nationwerden des deutſchen Volkes iſt durch die national- 
ſozialiſtiſche Revolution eingeleitet worden. Dem entſpricht der ſchrittweiſe Aufbau 
des nationalſozialiſtiſchen Volksſtaates. 


Erſt der individualiſtiſche Liberalismus hat den Glauben erzeugt, daß „Verfaſſungs⸗ 
ſtaaten“ nur ſolche Staaten wären, die über eine „geſchriebene“ Verfaſſung verfügten. 
Der Sinn dieſer „Verfaſſungsurkunden“ war hauptſächlich, die liberalen Grundrechte 
verfaſſungsrechtlich möglichſt zu ſichern und zu unterbauen. England hat demaegen- 
über die Rechte der Perſönlichkeit in Einzelgeſetzen gewahrt (Bill of Rights). Im 
übrigen aber hat es in den Formen des klaſſiſchen engliſchen Parlamentarismus einen 
Staat entwickelt, der bis heute ſeine Lebenskraft bewahrt hat. Die ſtaatsrecht⸗ 
liche Geſtaltung dieſes Staates erfolgte nur in einzelnen Geſetzen, denen man 
feinen beſonderen Rang als „Verfaſſungsgeſetze“ zuſchrieb. Im übrigen hat ganz 
weſentlich die gewohnheitsrechtliche Entwicklung die Rechtgeſtaltung des engliſchen 
Staates beſtimmt. 


So laſſen ſich auch die Grundlinien des ſtaatsrechtlichen Aufbaus des deutſchen 
Führerſtaates nur herausarbeiten, wenn man von ſeinem politiſchen Aufbau eine 
klare Vorſtellung hat. Erſt wenn man ſich darüber klar iſt, läßt ſich auch weiterhin 
die Stellung der Partei und ihr Verhältnis zur öffentlichen Verwaltung und zur 
Wehrmacht klarſtellen. Entſcheidend dafür können aber nicht irgendwelche Konſtruk. 
tionen, ſondern kann nur die politiſche Wirklichkeit ſein. 


Daß in einem völkiſchen Staate das Volk die entſcheidende politiſche Größe ſein muß, 
iſt ſelbſtverſtändlich. Dem muß dann auch der ſtaatsrechtliche Aufbau entſprechen. 
Die Grundlage dieſes ganzen Aufbaus iſt die ſtaatsrechtliche Geſtaltung der volfs- 
verbundenen Führung. Die ſtaatsrechtliche Geſtaltung von Führung und Gefolg— 
ſchaft muß deshalb zunächſt behandelt werden. 


Staat und Recht ſind völkiſche Lebensmächte. Ihnen haben ſich die Mittel und die 
Formen der Führung einzufügen. Denn im Gegenſatz zu der Auffaſſung des indi— 
vidualiſtiſchen Liberalismus, der nur die unperſönliche Norm „herrſchen“ laſſen 
wollte, wird Führung immer von Menſchen ausgeübt. Deshalb bildet die Eignung 
und Gruppierung der an der Führung beteiligten Menſchen ein wichtiges politiſches 
und ſtaatsrechtliches Problem. Die Exiſtenz jedes Führerſtaates hängt in erſter 
Linie von dem Vorhandenſein eines Führers ab. Darüber hinaus iſt aber auch 
die richtige Geſtaltung der Mittel der Führung ein entſcheidendes politiſches und 
ſtaatsrechtliches Problem für den Führerſtaat. 


Der deutſche Führerſtaat iſt aus der Bewegung herausgewachſen; deshalb iſt 
die Bewegung das eigentliche politiſche und wichtigſte Mittel der Führung. 
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Denn ſie ſoll den politiſchen Typus ſchaffen und ſicherſtellen, der imſtande iſt, die 
Lebenskraft der politiſchen Weltanſchauung zu ſichern. Daneben bilden aber die durch 
das Beamtentum getragene öffentliche Verwaltung und die Wehrmacht wichtige und 
unentbehrliche Mittel der politiſchen Führung im heutigen Staate. 


Da der Staat nur die politiſche Lebensform des Volkes iſt und alle drei Mittel der 
politiſchen Führung, Partei, Beamtentum und Wehrmacht, im völkiſchen Boden 
wurzeln, d. h. die Angehörigen dieſer Gruppen Volksgenoſſen ſind und nur ſolche ſein 
können, ſo ergibt ſich daraus, daß die politiſche und ſtaatsrechtliche Geſtaltung des 
Verhältniſſes von Partei und Staat tatſächlich das des richtigen Verhältniſſes der 
drei Mittel der Führung zueinander bildet. Denn zu Volk und Staat ſtehen alle 
drei Mittel der Führung im gleichen Verhältnis. Sie wurzeln gleicherweiſe im völ- 
kiſchen Boden und dienen gleicherweiſe dazu, dem Staat als politiſche Lebensform 
des Volkes Geſtalt und Sicherheit zu geben. 


Die politiſche und ſtaatsrechtliche Formung des Verhältniſſes der politiſchen Führung 
zu den großen geiſtigen Werten der Religion und der Kultur iſt ein wichtiges 
Problem. Seiner Betrachtung iſt der letzte Abſatz gewidmet, während das Verhältnis 
von politiſcher Führung und Wirtſchaft im folgenden Beitrage behandelt wird. 


Bevor in die Betrachtung dieſer Probleme eingetreten wird, muß aber noch die Frage 
geklärt werden, ob und welche Bedeutung die bisherige Zweiteilung der Staats- 
formen in der modernen Staatenwelt für den deutſchen Führerſtaat hat. 


2. Monarchie und Republik 


Schon ſeit jeher hat die Staatslehre verſucht, die Staaten einer beſtimmten Seit- 
epoche nach äußeren formalen Merkmalen zu gliedern und zu unterſcheiden. Be⸗ 
kannt iſt die Dreiteilung der Staatstypen bei Ariſtoteles in Monarchie, Arifto- 
kratie und Politien, in unſerem Sinne Demokratien. Dieſe Anterſcheidung hob 
darauf ab, ob oberſtes ſtaatliches Organ eine Einzelperſon (Monarch), eine nach 
beſtimmten Merkmalen zuſammengeſetzte Gruppe (Ariſtokratie) oder die Maſſe des 
Volkes als ſolche iſt. 


Im Anſchluß an das Aufkommen individueller Staatstypen in der Nenaiſſance führte 
dann der politiſche Theoretiker diefer Zeit, Machiavell, in ſeinem berühmten „Buch 
vom Fürſten“ die Zweiteilung der Staatstypen in Monarchien und Republiken durch. 


Für eine rein formaliſtiſche Betrachtung war bei dieſer Anterſcheidung nur die äußere 
Geſtaltung der Staatsſpitze beſtimmend. So betrachtete man z. B. das Bismarckſche 
Reich trotz feines ausgeſprochen dynaſtiſchen Charakters als Republik. Dies mit der 
Begründung, oberſtes Staatsorgan ſei nicht der Kaiſer als Monarch, ſondern die 
Geſamtheit der verbündeten Regierungen, die ihre Vertretung im Bundesrat finde. 
Dieſer Formalismus verkannte, daß es auf das Weſen der Staatsform ankommt 
und daß Monarchie und Republik zu verſchiedenen Zeiten einen ganz verſchiedenen 
politiſchen Sinn gehabt haben. 

Ferner verkannte dieſe rein formale Anterſcheidung, daß auch innerhalb dieſer Staats- 
formen die Verlagerung des politiſchen Machtzentrums wieder ganz verſchiedene 
Staatstypen hervorgerufen hat. 


Für den deutſchen Führerſtaat handelt es ſich ebenfalls um ganz beſtimmte politiſche 
Formen der Monarchie und der Republik. Nur diefe Typen find für ihn bedeutſam 
und ihr politiſches Weſen gilt es deshalb, ſich klarzumachen, wenn man entſcheiden 
will, ob und inwieweit ſie für den Führerſtaat noch von Bedeutung ſind. 

Den politiſchen Typus der heutigen Monarchie bildet nicht die Wahlmonarchie des 
deutſchen Mittelalters, ſondern der Typus der dynaſtiſchen Monarchie. Sie iſt die 
Form der Monarchie, die aus dem Weſen der Dynaſtie, d. h. der Herrſcherfamilie, 
in der ſich das Herrſcheramt vererbt, verſtanden werden muß. Der Monarch als 
Haupt der Dynaſtie iſt in der echten Form der Monarchie der perſönliche und alleinige 
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Repräfentant feines Staates. Als folder leitet er feinen Herrſchaftsanſpruch nicht 
vom Volke ab. Blut und Boden, Nation und politiſcher Raum find keine politiſchen 
Grundwerte der dynaſtiſchen Monarchie. Der Raum bildet eine bloße Machtbaſis 
für den abſoluten Herrſcher, über den er zugunſten der Dynaſtie verfügen konnte. Des⸗ 
halb war das Staatsgebiet ein Gegenſtand dynaſtiſcher Erbſtreitigkeiten und Erb- 
teilungen. Aus ihnen erklärt ſich die kleinſtaatliche Zerſplitterung des deutſchen 
Staatsraumes. Solange das Gefühl für das Volk als politiſche Größe dieſen 
abſoluten Herrſchern noch nicht aufgegangen war, hielten ſie ſich ſogar für berechtigt, 
ihre „Landeskinder“ in fremde Kriegsdienſte zu verkaufen. 

Der Herrſcher in der dynaſtiſchen Monarchie iſt allein „von Gottes Gnaden“. Er be- 
anſprucht damit eine übernationale und überſtaatliche Nechtsſtellung, die ihm auch 
keinerlei völkiſche Bindungen auferlegte. Gerade im deutſchen Monarchenrecht hat das 
zu einer unerfreulichen, unvölkiſchen Entwicklung geführt. Denn ebenbürtig war nach 
den „Hausgeſetzen“ der deutſchen Dynaſtien nicht der raſſiſch und völkiſch vollwertige 
Volksgenoſſe, ſondern ebenbürtig waren nur die übrigen europäiſchen Herrſcher⸗ 
geſchlechter und gewiſſe Gruppen des Hochadels. So verbreiteten ſich die Un- 
gehörigen deutſcher Dynaſtien über die ganze europäiſche Staatenwelt. Dieſe Inter⸗ 
nationaliſierung der deutſchen Dynaſtien hat aber die politiſche Geſtaltung des deut; 
ſchen Volkes und ſein Werden zur Nation nicht gefördert, ſondern gehemmt, und hat 
die deutſchen Dynaſtien dem völkiſchen Voden entfremdet. 

Die deutſchen Monarchien konnten der durch die Franzöſiſche Revolution geſchaffenen 
Ideologie zunächſt ſtandhalten, weil vor allem in der Auffaſſung Friedrichs des Großen 
von ſeinen Herrſcherpflichten die ethiſche Verankerung der monarchiſchen Stellung in 
den politiſchen Grundwerten der Nation [don zum Ausdruck gekommen war. Denn 
das dynaſtiſche Monarchenrecht mußte notwendig mit der politiſchen Ideologie der 
bürgerlichen Nation in Konflikt geraten. 

Dem Siege dieſer neuen politiſchen Ideen fielen denn auch die franzöſiſche Mon⸗ 
archie wie die kleinen deutſchen Potentaten zum Opfer. Aber auch die deutſchen 
Monarchien, die ſich erhalten konnten, mußten im konſtitutionellen Syſtem eine er · 
hebliche Einſchränkung ihrer bisher unbeſchränkten Machtpoſition in Kauf nehmen. 


Die engliſche parlamentariſche Monarchie erhielt ſich dadurch ihre Stellung, daß ſie 
nach der engliſchen Revolution des 17. Jahrhunderts die politiſche Macht an die, in 
den beiden großen Parteien organiſierten Gruppen einer politiſchen Elite kampflos 
und allmählich übertrug. Da innerhalb dieſer Gruppen bisher der Adel die Führung 
hatte und den politiſchen Typus prägte, erhielt das engliſche Königstum dadurch einen 
ſtarken äußeren Halt. Dieſe frühe nationale Entwicklung führte in England auch 
weiter dazu, daß die engliſche Dynaſtie die Anforderungen an Ebenbürtigkeit und 
Hoffähigkeit nicht fo ſtarr zog wie das deutſche Monarchenrecht, ſondern den politt- 
ſchen Typus des Gentleman als gleichberechtigt behandelte. 

Die deutſchen Dynaftien konnten deshalb den Verluft des Weltkrieges nicht über- 
ſtehen und ſchieden kampflos als politiſche Machtzentren aus. Die dynaſtiſche Ser- 
ſplitterung in Deutſchland bildete aber auch ein ſaſt unüberſteigliches politiſches 
Hindernis für die Herftellung einer nationalen Einheit. Auch hierin beſteht ein 
Gegenſatz zur engliſchen Entwicklung, wo die Krone heute gerade das einzige ſtaats⸗ 
rechtliche Bindeglied innerhalb des Britiſchen Weltreiches bildet. 

Das Führertum im deutſchen Führerſtaat iſt nicht auf dynaſtiſchem Boden entſtanden, 
ſondern aus einer revolutionären Volksbewegung gewachſen. Schon daraus folgt, daß 
das bisherige Dynaſtenrecht für den deutſchen Führerſtaat keinen Sinn mehr haben 
kann. And dazu kommt weiter, daß die Errichtung des nationalſozialiſtiſchen Ein ⸗ 
heitsſtaates eine Wiederherſtellung der zahlreichen deutſchen Dynaſtien ausſchließt. 
Kommt ſo für den deutſchen Führerſtaat eine Wiederherſtellung der bisherigen 
monarchiſchen Territorialgewalten gar nicht in Frage, ſo iſt auch die Frage der 
Monarchie im bisherigen Sinne für ihn nicht von praktiſcher Bedeutung. Inwie⸗ 
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weit die Geftaltung der oberſten Staatsführung im deutſchen Führer ſtaate nach neuer 
Formgebung verlangt, wird im folgenden Abſchnitt behandelt werden. 

Aber ebenſo hat die bisherige Form der demokratiſchen Republik für den deutſchen 
Führerſtaat ihren Sinn verloren. Denn ſie bildet gerade im deutſchen Staatsleben 
keinen poſitiven Wert, ſondern war eigentlich nur eine Verneinung des bisherigen 
monarchiſchen Prinzips. Wurde in dieſem die Heraushebung der Dynaſtie gegen- 
über dem Volke überbetont und damit ihre Verankerung im Volke geſchwächt, fo ſah 
die deutſche Form der demokratiſchen Republik ihre Aufgabe in der Aberbetonung 
des Prinzips der politiſchen Gleichheit. Damit machte die Weimarer Verfaſſung 
aber die Entſtehung eines neuen politiſchen Typus, der den Staat tragen konnte, un⸗ 
möglich und ſchwächte auch weitgehend die Stellung des Reichspräſidenten. Der 
Reichspräſident erſchien nur als Träger des oberſten Amtes in der Republik. Jede 
qualitative Heraushebung einzelner Perſönlichkeiten durch Verleihung von Titeln 
oder Orden war als dem Gleichheitsprinzip widerſprechend durch Art. 109 der 
Weimarer Verfaſſung verboten. Auch der Adel wurde folgerichtig formell beſeitigt. 


Der deutſche Führerſtaat verwirft bewußt das politiſche Prinzip der Gleichheit. Er 
baut nicht auf dem Mehrheitswillen politiſch gleichgedachter Individuen, ſondern auf 
dem Prinzip und der Herausſtellung der politiſch⸗ſchöpferiſchen Perſönlichkeit und 
ihrer Leiſtung auf. Da für ihn Blut und Boden die politiſchen Grundwerte ſind, ſo 
müſſen die an der Führung beteiligten Menſchen in raſſiſcher und völkiſcher Be⸗ 
ziehung beſonderen Anforderungen entſprechen. 

Daraus folgt, daß auch der politiſche Begriff des Adels im völkiſchen Staate ein 
anderer werden muß. Für einen raſſiſch und völkiſch entarteten Adel kann in der poli⸗ 
tiſchen Führung des nationalſozialiſtiſchen Staates kein Platz ſein. 

Weſentlich für das Weſen des Führerſtaates iſt alſo die Erkenntnis, daß die alten 
politiſchen Formen der dynaſtiſchen Monarchie und demokratiſchen Republik für ihn 
nicht mehr in Frage kommen. Ob man bei der Geſtaltung neuer Formen an den alten 
Bezeichnungen feſthält, iſt weniger weſentlich. Entſcheidend iſt allein, daß die 
kommende Staatsform des deutſchen Führerſtaates mit dem politiſchen Inhalt der ihn 
tragenden politiſchen Ideen erfüllt ſein muß. 


IV. Führung und Gefolgfchaft im ſtaatls rechtlichen aufbau 


1. Allgemeine Grundzüge 

Der deutſche Führerſtaat iſt auch politiſch das Ergebnis eines langſamen zähen Auf⸗ 
baus der Bewegung, die unter Führung Hitlers aus dem Volke entſtand und allmäh- 
lich zu einem immer ſtärkeren Gegner der herrſchenden Staatsmacht wurde. In dieſer 
Kampfzeit der Bewegung erfolgte ebenſo wie an der Front im Weltkriege die 
Bewährung als Führer aus der jeweiligen Situation heraus. War dieſer Kampf 
dadurch erſchwert, daß der ganze ſtaatliche Machtapparat gegen ihn eingeſetzt wurde, 
ſo war er auf der anderen Seite dadurch politiſch einfacher, daß er zunächſt nur eine 
klare Zielſetzung kannte: die Eroberung der politiſchen Macht. 

Mit dem Gelingen dieſes Zieles und der Abernahme der ſtaatlichen Macht durch die 
Regierung Hitler am 30. Januar 1933 vervielfältigten und komplizierten ſich die 
politiſchen Probleme. Die theoretiſch klaren und eindeutigen politiſchen Richtlinien 
der Bewegung in der Innen- und Außenpolitik mußten nun in die Praxis übertragen 
werden. 

Innenpolitiſch war die Bewegung vor die ungeheure Aufgabe geftellt, einen weit⸗ 
verzweigten Staatsapparat zu übernehmen, deſſen Lenkung bisher aus ganz anderen 
politiſchen Grundanſchauungen heraus erfolgt war. Dabei konnte die fachliche Arbeit 
auf allen Gebieten der öffentlichen Verwaltung nicht entbehrt werden, wenn nicht 
ſchwerſte Störungen die Folge ſein ſollten. So ſah ſich die Führung vor die Aufgabe 
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geſtellt, nicht die bisherige öffentliche Verwaltung zu erſetzen oder gar zu zerſtören, 
ſondern die in ihr tätigen Menſchen mit dem weltanſchaulichen Gehalt der Bewegung 
zu erfüllen. 

Zerſchlagen werden mußten dagegen die politiſchen Organiſationen, die als ſolche die 
Träger des alten politiſchen Ideenguts geweſen waren. Eine Koalition mit ihnen 
konnte für die einer echten revolutionären Bewegung entſtammende Partei nicht in 
Frage kommen. Aus dieſer Situation ergab ſich notwendig die „politiſche Gleich⸗ 
ſchaltung“. Auch ſie iſt keine neue Erſcheinung. Sie tritt immer nach gelungenen 
Revolutionen ein. Sie iſt allerdings nur durchführbar, wenn wirklich ein neues 
politiſches Weltbild vorhanden iſt, an dem fie ſich ausrichten kann. Da der No- 
vemberumſturz des Jahres 1918 keinerlei wirklich neuen politiſchen Ideen zum Siege 
verhalf, konnte damals auch keine wirkliche politiſche Gleichſchaltung durchgeführt 
werden. Denn ſie iſt auf geiſtig⸗politiſchem Gebiete nur möglich, wenn das neue 
politiſche Weltbild abfolute Geltung für ſich beanſprucht und im Volks, Staats und 
Rechtsleben nach Durchſetzung verlangt. Eine politiſche Haltung, die letzten Endes 
auf einem relativiſtiſchen Skeptizismus aufbaute und die jeweilige politiſche Mehr⸗ 
heit für maßgebend erklärte, war nicht in der Lage, eine durchgreifende politiſche 
Gleichſchaltung vorzunehmen, d. h. das ganze politiſche Leben des Volkes unter ein- 
heitliche Grundanſchauungen und damit unter denſelben politiſchen Rhythmus 
zu ſtellen. 

Staatsrechtlich wurde die politiſche Gleichſchaltung damit begonnen, daß man, ge- 
ſtützt auf das ſogenannte Ermächtigungsgeſetz vom 24. März 1933 zunächſt noch for⸗ 
mell auf dem Boden des parlamentariſchen Syſtems durch das vorläufige Geſetz zur 
Gleichſchaltung der Länder mit dem Reich vom 31. März 1933 nicht nur die Volks- 
vertretung der Länder, ſondern auch die gemeindlichen Selbſtverwaltungskörper 
auflöſte und unter Zugrundelegung des Ergebniſſes der Reichstagswahl vom 5. März 
1933 neu bildete. Damit wurde der unbedingte oder doch ausſchlaggebende Einfluß 
der Partei wie im Reiche ſo auch in den Ländern und Gemeinden ſichergeſtellt. 


Das Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933, das 
dann das Vorbild für ein entſprechendes Vorgehen auch in den amtlich gebundenen 
Berufen der Rechtsanwälte, Arzte und in ähnlichen Fällen geworden iſt, ſchaltete 
das Berufsbeamtentum im Sinne des neuen politiſchen Weltbildes dadurch gleich, 
daß es aus dem Berufsbeamtentum alle Beamten ausſchied, die den völkifch⸗raſſiſchen 
Anforderungen nicht entſprachen, oder nach ihrer bisherigen politiſchen Führung nicht 
die Gewähr dafür boten, jederzeit rückhaltlos für den nationalen Staat einzutreten. 
Im weiteren Zuge dieſer politiſchen Gleichſchaltung wurden dann am 2. Mai 1933 
ſämtliche Gewerkſchaftshäuſer beſetzt und im weiteren Verlaufe die bisherigen Ver⸗ 
einigungen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber aufgelöſt. And ſchließlich entzog 
man dem bisherigen politiſchen Syſtem die Möglichkeit ſeiner Wiederaufrichtung da⸗ 
durch, daß man die politiſchen Parteien, ſoweit fie ſich nicht ſchon ſelbſt aufgelöſt 
hatten, verbot. Das Geſetz gegen die Neubildung von Parteien vom 14. Juli 1933 
erklärte als einzige politiſche Partei die NSDAP für legal und bedrohte die Auf⸗ 
rechterhaltung des organiſatoriſchen Zuſammenhalts einer anderen politiſchen Partei 
oder die Bildung einer neuen politifhen Partei mit ſtrengen Strafen. 

War dadurch die ausſchlaggebende politiſche Stellung der Partei geſichert, ſo beſtand 
doch die Aufſpaltung der politiſchen Führung, wie ſie die Weimarer Verfaſſung in 
dem Nebeneinander von Reichspräſident und Reichskanzler kannte, bis auf weiteres 
fort. Zwar wurde die äußerliche Koalitionsform der am 30. Januar 1933 gebildeten 
Reichsregierung ſehr bald dadurch beſeitigt, daß die deutſchnationalen Führer aus 
dem Kabinett ausſchieden. Denn im Weſen des Führerſtaates lag die Notwendigkeit 
einer einheitlichen Führung der Reichsregierung nach den politiſchen Grundſätzen der 
Bewegung. Daneben beſtand aber als eigener politiſcher Machtfaktor vor allem die 
Führung des Oberbefehls über die Wehrmacht durch den Reichspräſidenten. 
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Mit dem Tode des Reichspräfldenten lag es im Zuge des ſtaatsrechtlichen Aufbaus, 
daß alle bisher vom Neichspräſidenten ausgeübten ſtaatsrechtlichen Funktionen auf 
den Führer und Reichskanzler übergingen. Dadurch, daß der Führer damit zum 
Staatsoberhaupt des Reiches wurde, erhielt der ſtaatsrechtliche Aufbau des deutſchen 
Führerſtaates ſeine Krönung. Dabei bleiben noch viele politiſche und ſtaatsrechtliche 
Fragen, wie die der Stellvertretung des Führers und der Nachfolge des Führers, 
einer künftigen Regelung vorbehalten. 

Außenpolitiſch ſah ſich die neue Staatsführung vor die Aufgabe geſtellt, einmal die 
beſtehenden zwiſchenſtaatlichen Beziehungen als ſolche im Rahmen des Völkerrechts 
zu erhalten und auszubauen und auf der anderen Seite dem völkiſchen politiſchen 
Weltbild auch Einwirkungsmöglichkeiten nach außen hin zu verſchaffen. Die Aber⸗ 
nahme der Funktionen des Reichspräſidenten als völkerrechtlicher Repräſentant des 
Reiches durch den Führer hat auch auf dieſem Gebiete die Einheitlichkeit der politi⸗ 
ſchen Führung ſichergeſtellt und ihr neue Möglichkeiten eröffnet. 


So ſteht der deutſche Führerſtaat vor der ungeheuren Aufgabe, das Werden der deut- 
ſchen Nation zu vollenden und ihre Exiſtenz nach innen und außen gleicherweiſe zu 
ſichern. 

Staatsrechtlich kann man dabei mehrere Seiten der politiſchen Führung unterſcheiden. 
Politiſch iſt es das Zeichen des echten Führerſtaates, daß die Führung auf all dieſen 
Gebieten ſich an den einheitlichen politiſchen Ideen des neuen politiſchen Weltbildes 
ausrichtet und nach ihnen geſtaltet. 


2. Die Führung der Bewegung 


Die Aufgaben der Bewegung als politiſchem Mittel der Führung ſollen unter Ab⸗ 
ſchnitt V im Zuſammenhang mit den anderen Mitteln der Führung geſchildert 
werden. 


Hier ſoll nur der heutige Aufbau und die organiſatoriſche Geſtaltung der Bewegung 
kurz dargelegt werden. 


An der Spitze der Bewegung ſteht als Führer ihr Gründer und Geſtalter Adolf 
Hitler. Er iſt der Führer und damit zugleich die oberſte Spitze der Reichsleitung. 
In die Reichsleitung find auch eingegliedert die Oberſte SA-Führung, deren oberfter 
Führer Hitler iſt, die Reichsführung SS und die Reichsjugendführung. 


Der Stellvertreter des Führers in der Reichsleitung iſt Rudolf Heß, dem ein eigener 
Stab zur Verſügung fteht. Aber die Geſtaltung der Verbindung von Partei und 
Staat durch den Stellvertreter des Führers und ſeinen Stab vgl. V, 2. 

Anter dem Führer und ſeinem Stellvertreter bilden die Führerſchaft der Bewegung 
die Neichsleiter. 


Die Leitung der Organiſation der Bewegung liegt bei dem Reichsorganiſationsleiter 
und ſeinem Stab, der gleichzeitig der Leiter des größten angeſchloſſenen Verbandes, 
der Deutſchen Arbeitsfront, iſt. 


Innerhalb dieſer Organiſation der Bewegung beſtehen nun eine Reihe von Umtern 
der Bewegung, die in ſich wieder verſchieden gegliedert find. Als Beiſpiel ſei ver- 
wieſen auf das Reichsſchulungsamt, das Amt für Ständiſchen Aufbau, das Amt für 
Kommunalpolitik, das Amt für Beamte, das Amt für Erzieher und das Reichs- 
rechtsamt der NSDAP. Sie find Amter der politiſchen Organiſation der Bewegung. 


Die Organiſation der Bewegung, die im einzelnen im nationalſozialiſtiſchen Jahr- 
buch aufgeführt iſt, iſt ebenſowenig wie die Bewegung als folche Selbſtzweck. Ihre 
Aufgabe im völkiſchen Führerſtaate beſteht darin, die engſte Verbindung mit dem 
Volke zu halten und dadurch entſcheidenden Einfluß auf die politiſche Geſtaltung des 
Volkes zu gewinnen. 
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Eine beſonders wichtige Rolle tft dabei der Kampftruppe der Bewegung, der SU und 
der SS, zugewieſen. Sie hat an dem kämpferiſchen Durchbruch der Bewegung ent⸗ 
ſcheidenden Anteil gehabt. Ihre Angehörigen find auch in Zukunft als „politiſche 
Soldaten“ die Träger der nationalſozialiſtiſchen Idee, die „geſchulten und kämpferi⸗ 
ſchen Glaubensträger und Glaubenskünder der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchau⸗ 
ung“ (ſo der Chef des Stabes Lutze in ſeinen Erklärungen vom 16. April 1935 über 
die Zukunſtsaufgaben der SU). 


Von großer Bedeutung für die Verbindung von Partei und Volk find die „Gliede⸗ 
rungen“ der NSDAP und die der Partei „angeſchloſſenen Verbände.“ 


Gliederungen der NSDAP ſind nach 82 der Durchführungsverordnung zum Geſetz 
zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat vom 29. März 1935: die SA, die 
SS, das Nationalſozialiſtiſche Kraftfahrkorps, die Hitler⸗Jugend l(einſchließlich des 
Jungvolks, des Bundes Deutſcher Mädel und der Jungmädel), der NS Deutſche 
Studentenbund, die NS Frauenſchaft. 

Der NSDAP angeſchloſſene Verbände find nach 8 3 der Verordnung: Der NS- 
Deutſche Arztebund e. V., der Bund Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten e. V. 
(ſeit 1936 Nationalſozialiſtiſcher Rechtswahrerbund), der NS. Lehrerbund e. V., die 
NS. Volkswohlſahrt e. V., die NS. Kriegsopferverſorgung e. V., der Reichsbund der 
deutſchen Beamten e. V., der NS. Bund Deutſcher Techniker, die Deutſche Arbeits- 
front (einſchließlich der NS. Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“). 

Dieſe Verbände bilden eine Verbindung von Partei und Volk. Denn die Mehr- 
zahl ihrer Angehörigen gehört nicht der Partei ſelbſt an, ſteht aber durch die Zu⸗ 
gehörigkeit zu dem angeſchloſſenen Verband unter der Führung von Parteiangehöri⸗ 
gen und damit unter dem Einfluß der Partei. 


Die vom völkiſchen Standpunkte aus wichtigſte dieſer Organiſationen iſt die Deutſche 
Arbeitsfront, weil ſie die Mehrzahl der deutſchen Volksgenoſſen überhaupt umfaßt. 
Sie hat durch die Verordnung des Führers über die Deutſche Arbeitsfront vom 
24. Oktober 1934 endgültige Geſtalt angenommen. Nach dem 8 1 dieſer Verordnung 
iſt „die Deutſche Arbeitsfront die Organiſation der ſchaffenden Deutſchen der Stirn 
und der Fauſt. In ihr find insbeſondere die Angehörigen der ehemaligen Gewerk⸗ 
ſchaften, der ehemaligen Angeſtelltenverbände und der ehemaligen Unternehmer- 
vereinigungen als gleichberechtigte Mitglieder zuſammengeſchloſſen. Die Mitglied- 
ſchaft bei der Deutſchen Arbeitsfront wird durch die Mitgliedſchaft bei einer be- 
ruflichen, ſozialpolitiſchen, wirtſchaftlichen oder weltanſchaulichen Organiſation 
nicht erſetzt“. | 

Schon aus dieſen Beltimmungen des 8 1 der Verordnung ergibt ſich die entſcheidende 
Bedeutung der Deutſchen Arbeitsfront für die Verbindung von Volk und Bewegung. 
Dadurch, daß die Deutſche Arbeitsfront alle ſchaffenden Deutſchen, ſeien ſie Arbeit⸗ 
nehmer oder Arbeitgeber, als „gleichberechtigte Mitglieder“ zuſammenſchließt, gibt 
ſie der ſozialiſtiſchen Haltung der Bewegung beſonderen Ausdruck. Dieſes Weſen 
eines deutſchen Sozialismus kommt im 8 2 der Verordnung zum Ausdruck, wenn in 
ihm als Ziel der Deutſchen Arbeitsfront „die Bildung einer wirklichen Volks⸗ und 
Leiſtungsgemeinſchaft aller Deutſchen“ bezeichnet wird. 


Für das Weſen der Deutſchen Arbeitsfront iſt ferner wichtig, daß der 83 der Ver⸗ 
ordnung fie als „eine Gliederung der NSDAP im Sinne des Geſetzes über Siche⸗ 
rung der Einheit von Partei und Staat vom 1. Dezember 1933“ bezeichnet und ſie 
damit im Sinne dieſes Geſetzes zum Glied einer Körperſchaft des öffentlichen 
Rechtes macht. ' 


8 4 der Verordnung beſtimmt ausdrücklich, daß die Führung der Deutſchen Arbeits- 
ſront die NSDAP hat. Zum Führer iſt der Reichsorganiſationsleiter beſtimmt. 


Die Schilderung der ſpeziellen Aufgaben der Arbeitsfront erfolgt an anderer Stelle 
(vgl. Band J, Gruppe 2, Beitrag 19 und Band III, Beitrag 47 und 51). 
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Mit Erlaß des Führers vom 21. März 1935 wurde die Organisation der gewerb- 
lichen Wirtſchaft als korporatives Mitglied in die Deutſche Arbeitsfront eingeglie- 
dert. Mit dieſer Verbindung von Arbeitsfront und gewerblicher Wirtſchaft iſt die 
Grundlage für eine unter dem Gedanken der Selbſtverwaltung ſtehende Sogialord⸗ 
mung im deutſchen Führerſtaat gelegt. 

Für die Beamten beſonders wichtig iſt der Reichsbund der Deutſchen Beamten 
(RD) als angeſchloſſener Verband. Er wird vom Hauptamtsleiter des Haupt⸗ 
amtes für Beamte geführt. Auch die nachgeordneten Dienſtſtellen des RD werden 
durch das Hauptamt für Beamte beſetzt. Der RD ſteht ſelbſtändig neben der 
Deutſchen Arbeitsfront. Seine Aufgabe iſt in erſter Linie die Durchdringung des 
Beamtentums mit dem Gedanken der Bewegung. Daneben hat er aber die wichtige 
Aufgabe, die Erziehung und Schulung des Beamtentums als Mittel der Führung 
ficherzuftellen und zu fördern. Aber die rechtliche Stellung und die Aufgaben des 
Beamtentums vgl. Band II, Gruppe 1, Beitrag 28. 


Durch ihre beſonderen Aufgaben herausgehobene Gliederungen der Reichsleitung 
find die Oberſte SA-⸗ Führung, die Reichsführung SS und die Reichsjugend⸗ 
führung. Ihre gemeinſame Aufgabe liegt in der Heranbildung des politiſchen 
Typus, der den deutſchen Führerſtaat tragen ſoll und deſſen Weſen im folgenden Ab. 
ſchnitt behandelt werden ſoll. Für dieſe Aufgabe iſt ferner von beſonderer Wichtig⸗ 
keit der Arbeitsdienſt, der in dieſem Werke beſonders geſchildert wird (vgl. Band III, 
Beitrag 59). 


Sowohl die Partei wie ihre Gliederungen und die angeſchloſſenen Verbände find 
gebietlich untergegliedert. 


Die politiſche Organiſation der Partei gliedert ſich zur Zeit in 31 Gaue und die 
Gauleitung Ausland, an deren Spitze ein Gauleiter und ein ftellvertretender Gauleiter 
ſtehen (Aufzählung derſelben im Handbuch für das Deutſche Reich 1936, S. 10). 
Die SU gliedert ih in 21 SA- Gruppen, die SS in 11 SS. Oberabſchnitte, die 
Hitlerjugend und das Deutſche Jungvolk in 23 Gebiete. 


Die gebietliche Gliederung der Bewegung iſt auch für die angeſchloſſenen Verbände 
maßgebend. Für die Deutſche Arbeitsfront beſtimmt $ 5 der Verordnung ausdrück⸗ 
lich, daß ihre gebietliche Gliederung derjenigen der NSDAP entſpricht. Dasſelbe 
iſt auch bei dem Reichsbund der Deutſchen Beamten der Fall. 


Die weitere Antergliederung der Partei iſt die in Kreiſe und Ortsgruppen unter 
Kreis- und Ortsgruppenleitern. Die Ortsgruppen zerfallen wieder in Zellen und 
Blocks unter Zellen⸗ und Blockwarten. Auch dieſer Antergliederung folgen die an- 
geſchloſſenen Verbände, fo auch die Deutſche Arbeitsfront und der R DB. 


3. Der Führer als Reichshanzler 


Die Ergreifung der politiſchen Macht in Deutſchland durch die Partei vollzog fi in 
der ſtaatsrechtlichen Form, daß der Führer der Bewegung, Adolf Hitler, am 30. Januar 
1933 nach den äußeren Formen der Weimarer Verfaſſung vom Reichspräſidenten zum 
Reichskanzler ernannt wurde. 


Das Reichskanzleramt iſt äußerlich aus der Weimarer Verfaſſung in den deutſchen 
Führerſtaat übernommen worden. Aber durch die Betrauung des Führers der 
Bewegung mit dieſem Amte mußte es ſeinen Charakter grundlegend ändern. 


Der Reichskanzler des Weimarer Zwiſchenreichs war der Vertreter des damals 
herrſchenden parlamentariſchen Syſtems. Gemäß Art. 54 der Weimarer Verfaſſung, 
der das ſtaatsrechtliche Kernſtück dieſes Syſtems bildete, bedurften der Reichskanzler 
und die Reihsminifter zu ihrer Amtsführung des Vertrauens des Reichstags und 
hatten die verfaſſungsrechtliche Pflicht, von ihren Amtern zurückzutreten, wenn ihnen 
der Reichstag durch ausdrücklichen Beſchluß fein Vertrauen entzog. Die politiſche 
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Zuſammenſetzung des Parlaments beſtimmte damit auch die Zuſammenſetzung der 
Reichsregierung. 

Das parlamentariſche Syſtem hat in England in der Form des klaſſiſchen engliſchen 
Parlamentarismus zur Herausbildung eines nationalen Führerſtaates geführt. Denn 
die beiden großen engliſchen Parteien, die ſich in der grundſätzlichen politiſchen Ziel ⸗ 
ſetzung einig waren und nur in dieſem Rahmen um die politiſche Macht kämpften, 
garantierten jederzeit das Vorhandenſein einer politiſchen Führung. Dieſe im 
engliſchen Erſtminiſter verkörperte politiſche Führung war auch nicht der Sklave des 
Parlaments, ſondern konnte jederzeit an das Volk appellieren. Zwiſchen dem eng⸗ 
liſchen Erftminiſter und dem Volke entwickelte ſich fo das für jede echte Führung 
charakteriſtiſche Verhältnis von Führer und Geſolgſchaft. Die beiden großen Parteien 
entwickelten aus ſich heraus eine Führerſchaft politiſch geſchulter Perſönlichkeiten, aus 
denen neue Führer herauswachſen konnten. 


Das deutſche Reichskanzleramt hat ſich demgegenüber nicht zu einem richtigen 
Führeramt entwickeln können. Im Bismarckſchen Reid war in der Perſönlichkeit 
Vismarcks die Führergeſtalt vorhanden, aber an Bismarck als Reichskanzler knüpfte 
ſich keine Führertradition. Es entwickelte ſich kein politiſcher Typus, der die politiſche 
Führung hätte tragen und ihr eine feſte politiſche Tradition hätte geben können. 
Denn Beamtentum wie Wehrmacht ſind zwar — wie noch zu zeigen ſein wird — 
Mittel der Führung, aber in ganz beſtimmten Funktionen. Das politiſche Mittel der 
Führung können und ſollen ſie nicht ſein. 


Der Zuſammenbruch des Zweiten Reichs erfolgte durch den Mangel einer geſchulten 
politiſchen Schicht, die vor allem nach dem Verluſt des Weltkrieges imſtande war, eine 
neue politiſche Führung aufzubauen. Daß eine ſolche Führung nach dem Wegfall der 
Dynaſtien nur aus dem Volke herauswachſen konnte, dies erkannt und in die Tat 
umgeſetzt zu haben, iſt das unſterbliche Verdienſt Adolf Hitlers und ſeiner Bewegung. 


Erhielt fo das Reichskanzleramt im Bismarckſchen Reich durch die gewaltige Geſtalt 
des eiſernen Kanzlers ſeine beſtimmte Prägung, ſo verfügte der Reichskanzler in der 
Weimarer Verfaſſung überhaupt über keine politiſche Tradition. Er „beſtimmte zwar 
die Richtlinien der Politik“ (Art. 56 der Weimarer Verfaſſung), aber er trug nach 
demſelben Artikel „dafür gegenüber dem Reichstag die Verantwortung“. And dieſer 
Reichstag war nur die ſtaatsrechtliche Form einer innerlich haltloſen Parteien- 
koalition, die immermehr der politiſchen Zerſetzung anheimfiel. 


In den letzten Jahren des Weimarer Zwiſchenreichs ſank deshalb die Bedeutung 
des Reichskanzleramts und wuchs die Bedeutung des Reichspräſidentenamts. Denn 
der Inhaber dieſes Amts in der Geſtalt des Feldmarſchalls von Hindenburg ver⸗ 
körperte die letzten Reſte politiſcher Führung, die in der Kriſe des Weimarer Parteien- 
ſtaats noch übriggeblieben waren. Als Führer des deutſchen Volkes in dieſer 
kritiſchen Abergangszeit war er deshalb auch nicht der Hüter der Weimarer Ver⸗ 
faſſung, ſondern er war der Träger eines Abergangsregimes, das in den äußeren 
ſtaatsrechtlichen Formen des Diktaturartikels der Weimarer Verfaſſung den da⸗ 
maligen Staatsnotſtand zu meiſtern ſuchte. 


Erſt mit der Betrauung Adolf Hitlers mit dem Reichskanzleramt durch den Reichs⸗ 
präſidenten entſtand eine feſte politiſche Führung des Reichs und wurden damit die 
Grundlagen zum Aufbau des deutſchen Führerſtaates gelegt. Denn beide Männer 
waren Autoritätsträger und dadurch zur Führung berufen. 


Noch zu Lebzeiten Hindenburgs war Hitler als Führer der Bewegung „Führer und 
Reichskanzler“ geworden. Er war Führer der Bewegung und Regierungschef. Neben 
ihm ſtand nur noch ebenbürtig die Geſtalt des Reichspräſidenten von Hindenburg als 
Staatsoberhaupt. And gerade wenn man ſich auf das Weſen der Führung — wie es 
oben (I, 4) geſchildert wurde — beſinnt, ſo ergab ſich daraus die klare Notwendigkeit, 
daß nach dem Hinſcheiden des Reichspräſidenten nur der Führer und Reichskanzler 
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imſtande war, auch die Funktionen des Staatsoberhauptes im deutſchen Führerſtaat 
zu übernehmen. 

Aus dieſer ganzen Entwicklung heraus ift es verſtändlich, daß Hitler ſich auch nach der 
Abernahme der Funktionen als Staatsoberhaupt für alle Zukunft nur als Führer und 
Reichskanzler bezeichnet wiſſen will und die einmalige Bedeutung, die der Feld⸗ 
marſchall von Hindenburg durch feine Größe dem Titel Reichspräſident aufgeprägt hat, 
in ſeinem Erlaß vom 2. Auguft 1934 ausdrücklich anerkannte. Im amtlichen Verkehr 
mit ausländiſchen Staaten führt Adolf Hitler auch als Staatsoberhaupt die Amts- 
bezeichnung „Der Deutſche Reichskanzler“. 

Damit bedeutet aber das Reichskanzleramt im deutſchen Führerſtaat ſtaats⸗ 
rechtlich die Vereinigung und Fülle aller politiſchen Funktionen in der Perſon des 
Führers. Das prägt ſich auch im Verhältnis des Führers zur Reichsregierung aus, 
das — wie im folgenden zu zeigen iſt — im Führerſtaat einen völlig anderen Charakter 
erhalten hat. 

Der Führer iſt als Reichskanzler heute nicht nur im Zuſammenwirken mit der Reichs- 
regierung oberſter ſtaatlicher Geſetzgeber, ſondern er iſt als Regierungschef der letztlich 
allein politiſch Entſcheidende und iſt heute auch die oberſte Spitze der Reichs. 
verwaltung. Als ſolche iſt der Führer imſtande, nicht nur ſelbſtändig Verordnungen 
zu erlaſſen, ſondern auch einzelne Verwaltungsmaßnahmen anzuordnen und auf dem 
Gebiet der Verwaltung jederzeit eine Frage zur Entſcheidung an ſich zu ziehen. 

Der Führer und Reichskanzler und die Reichskanzler des Weimarer Zwiſchenreichs 
haben alfo nur noch den Namen gemeinſam. Das Reichskanzleramt als ſolches hat 
im deutſchen Führerſtaat einen ganz anderen Charakter erhalten und einen ungeahnten 
Ausbau erfahren. 


4. Die Reichsregierung 


Dieſe grundlegenden Veränderungen in der Stellung des Reichskanzlers konnten 


natürlich auch die Stellung der Reichsregierung nicht unberührt laſſen. 


Regierung bedeutete im liberalen Staate Innehabung oder mindeſtens entſcheidende 
Anteilnahme an der Staatsmacht. Keine Führung kann der Staatsmacht entraten. 
Aber Führung iſt mehr als bloßer Träger der Staatsmacht zu fein. Nach der national- 
ſozialiſtiſchen Auſfaſſung müſſen Macht und Autorität in einer Perſon vereinigt fein, 
um eine echte politiſche Führung zu gewährleiſten. 


Wie die Reichsleitung der Partei als dem politiſchen Mittel der Führung, fo iſt auch 
die Reichsregierung an der Führerſchaft des Reichs beteiligt. Es iſt deshalb ab- 
wegig und verwirrend, den Reichsminiſtern die Eigenſchaft als Führer im weiteren 
Sinne abzuſprechen. Denn die Stellung als Führer in dieſem weiteren Sinne be⸗ 
ſtimmt ſich nicht danach, ob jemand Mitglied der Bewegung iſt, ſondern ob er im 
deutſchen Führerſtaat Autoritätsträger iſt. 

Im politiſchen und ſtaatsrechtlichen Sinne iſt aber das Wort Führer im deutſchen 
Führerſtaat heute überhaupt auf den Führer und Reichskanzler beſchränkt. Die 
Reichsleiter wie die Miniſter der Reichsregierung gehören ebenſo wie die oberen Be⸗ 
fehlshaber der Wehrmacht zu den verſchiedenen Mitteln der Führung und bilden 
unter dem Führer eine gemeinfame Führerſchaft. Die Richtigkeit dieſer Behauptung 
ergibt die Kundgebung der Führerfchaft des deutſchen Volkes, die am 3. Januar 1935 
ſtattfand und die oberſten Spitzen der drei Mittel der Führung vereinigte. In der 
dort übergebenen Adreſſe an den Führer wird von der „deutſchen Führerſchaft als ge- 
ſchloſſenem Ganzen“ geſprochen. 

In der Art dieſer Beteiligung liegt auch das Weſen der Reichsregierung im deutſchen 
Führerſtaat. Wer vom Führer — ſei es in der Partei, ſei es im Staat, ſei es in der 
Wehrmacht — zur Mitarbeit an oberſter Stelle herangezogen wird, iſt an der Führung 
beteiligt und gehört zur deutſchen Führerſchaft, jeder an ſeiner Stelle. 
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In ihrer ſtaatsrechtlichen Form knüpft die Reichsregierung an die Weimarer Ver⸗ 
faſſung an. Danach beſteht fie auch heute aus dem Reichskanzler und den Reichs- 
miniſtern (Art. 52 der Weimarer Verfaſſung). Aber das Verhältnis beider hat ſich 
im Führerſtaat grundlegend verändert. Auch im Vismarckſchen Reich war die RNeichs⸗ 
leitung in der Perſon des Reichskanzlers konzentriert. Die an der Spitze der ein⸗ 
zelnen Geſchäftsbereiche ſtehenden Staatsſekretäre, die den Reichsminiſtern der 
Weimarer Verfaſſung entſprachen, waren nur Stellvertreter und Gehilfen des Reichs ⸗ 
kanzlers. Dieſer war in der Lage, jederzeit in einen Geſchäftsbereich einzugreifen 
und ſelbſtändige Anordnungen zu geben. 

Die Weimarer Verfaſſung führte dann das Kollegialſyſtem ein. Zwar beſtimmte der 
Reichskanzler die Richtlinien der Politik. Aber innerhalb dieſer Richtlinien „leitete 
jeder Reichsminiſter den ihm anvertrauten Geſchäftszweig felbſtändig und unter 
eigener Verantwortung gegenüber dem Reichstag“ (Art. 56 der Weimarer Verſaſſung). 


Dem Sinn und Weſen des Führerſtaates widerspricht eine derartige Selbſtändigkeit 
der Geſchäftsbereiche. Sie erklärt ſich ja auch nur aus dem parlamentariſchen Syſtem. 
Die Reichsminiſter find dem Reichskanzler gegenüber nicht in dieſem Sinne felbſtändig. 
Sie find feine Mitarbeiter. Sie tragen ihm gegenüber die Verantwortung für die 
Leitung ihres Geſchäftsbereichs und können vom Reichskanzler mit bindenden gene- 
rellen oder Auweiſungen im Einzelfalle für ihre Geſchäftsführung verſehen werden. 


Dieſe Bindungen und Anterordnungen gelten aber nur gegenüber dem Führer und 
Reichskanzler. Im übrigen find die Reichsminiſter ſelbſtändig ſowohl den anderen 
Reichsminiſtern wie auch den Reichsleitern der Bewegung gegenüber. Einſchrän⸗ 
kungen dieſer ſelbſtändigen Geſchäftsführung find wieder nur durch den Führer ſelbſt 
möglich. Eine ſolche Einſchränkung bedeuten z. B. die Verfügungen des Führers, 
wonach der Stellvertreter des Führers an der Vorberatung und Durchführung der 
Geſetzgebung der einzelnen Geſchäftsbereiche zu beteiligen iſt (vgl. unten S. 40). 


Im übrigen bedeutet die infolge der Beſeitigung des parlamentariſchen Syſtems er- 
folgte Befreiung der Reichsminiſter von der Verantwortung gegenüber dem Reichstag 
eine Erhöhung der Selbſtändigkeit, aber auch eine Verſtärkung der Verantwortlichkeit 
der Reichsminiſter. 


Auch ſchon nach der Weimarer Verfaſſung war der Reichspräſident berechtigt, Reichs ⸗ 
miniſter ohne Geſchäftsbereich zu ernennen. Der RNeichsminiſter ohne Geſchäftsbereich 
war Mitglied der Reichsregierung und hatte in ihr Sitz und Stimme. Mit dieſer 
Ernennung konnte die Erteilung eines beſonderen Auftrags verbunden ſein, für deſſen 
Erledigung es des ganzen Apparats eines Miniſteriums nicht bedurfte. 


Auch im deutſchen Führerſtaat gibt es die Einrichtung der Reichsminiſter ohne Ge- 
ſchäftsbereich. Aber der Sinn dieſer Einrichtung iſt heute ein anderer. Im parla⸗ 
mentariſchen Syſtem ſchuf die Schaffung von Miniſtern ohne Geſchäftsbereich die 
Möglichkeit, kleineren politiſchen Gruppen, deren Anterſtützung für die Regierung 
wichtig war, Sitz und Stimme im Kabinett zu verſchaffen. Da das Mehrheitsſyſtem, 
dem Sinne des Führerſtaates entſprechend, auch in der Reichsregierung beſeitigt iſt, 
ſo liegt die Bedeutung von Reichsminiſtern ohne Geſchäftsbereich nicht mehr auf 
dieſem Gebiet. Ihre Bedeutung muß aus dem politiſchen Sinn des Führerſtaates 
erſchloſſen werden. 


Reichsminiſter ohne Geſchäftsbereich iſt nach dem Geſetz zur Sicherung der Einheit 
von Partei und Staat vom 1. Dezember 1933 in der Faſſung vom 3. Juli 1934 
zunächſt der Stellvertreter des Führers. Er iſt es „zur Gewährleiſtung engſter Zu⸗ 
ſammenarbeit der Dienſtſtellen der Partei mit den öffentlichen Behörden“. Der Stell. 
vertreter des Führers iſt dem Führer dafür verantwortlich, daß die Partei als das 
politiſche Mittel der Führung ſchlagkräftig bleibt. Am dieſe Auſgabe löſen zu können 
und um den dafür notwendigen Einfluß der Partei ſicherzuſtellen, war es nötig, dem 
Stellvertreter des Führers eine feſte Stellung in der Reichsregierung zu geben. 
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Die beiden anderen bisher ernannten Reichsminiſter ohne Geſchäftsbereich, Kerrl und 
Dr. Frank, find altbewährte Kämpfer der Bewegung. Reichsminiſter Kerrl wurde im 
Sommer 1935 das Reichs- und Preußiſche Miniſterium für die kirchlichen Ungelegen- 
heiten übertragen. 


Die einzelnen Reihsminifterien und ihr Aufgabenkreis werden an anderer Stelle be- 
handelt (vgl. Band IL Gruppe 1, Beitrag 24). 


Die Ernennung und Entlaſſung der Reichsminiſter erfolgt heute allein durch den Führer 
und Reichskanzler. Wie ſchon oben erwähnt, entſpricht auch die Beſtimmung des Art. 58 
der Reichsverfaſſung, wonach die Reichsregierung ihre Beſchlüſſe mit Stimmenmehr- 
heit faßt, nicht mehr dem politiſchen Ideenkreis des Führerſtaates. Die Reichsminifter 
beraten den Führer verantwortlich. Die letzte Entſcheidung aber liegt allein bei ihm. 


5. Der führer als Staatsoberhaupt 

Nach der Weimarer Verſaſſung war der Reihspräfident vor allem das republikaniſche 
Reichs oberhaupt, alſo das oberſte Vertretungs⸗ und Nepräſentationsorgan der 
deutſchen Republik. Deshalb ging auch das Beſtreben der republikaniſchen Kreiſe 
dahin, die Stellung des Reichspräſidenten in der Verſaſſung möglichit herabzudrücken. 
Man übertrug ihm zwar die völkerrechtliche Repräſentation des Reichs nach außen. 
Aber innenpolitiſch unterwarf man gemäß Art. 50 der Weimarer Verfaſſung alle Re- 
gierungsakte des Reichspräſidenten der Gegenzeichnungspflicht durch den Reichs⸗ 
kanzler oder den zuſtändigen Reichsminiſter. 


Erſt das Verſagen des parlamentariſchen Syſtems hat — wie oben ſchon angeführt — 
der Stellung des Reichspräſidenten von Hindenburg eine beſondere und einzigartige 
Bedeutung verliehen. Die Verfaſſungslehre des Weimarer Staates kannte das 
Problem der Autorität nicht oder vermochte es doch nicht wirklich einzubauen. Das 
Entſcheidende für die Stellung des Reichspräſidenten von Hindenburg war eben nicht 
die Handhabung der Staatsmacht, ſondern das Vertrauen als Autoritätsträger, das er 
beim ganzen Volk genoß. Vergeblich verſuchten deshalb die liberale Verfaſſungslehre 
und das Abergangskabinett von Papen ⸗Gapl, den Neichspräſidenten zum Oberhaupt 
eines liberalen Machtſtaates zu machen. Man dachte daran, mit Hilfe des Art. 48 
die Stellung des Reichstags herabzudrücken, oder aber das parlamentariſche Syſtem als 
ſolches zu beſeitigen, und wollte durch einen Ausbau des 2. Hauptteils der Weimarer 
Verſaſſung die liberalen Poſitionen des bisherigen Syſtems ſichern. 


Dieſer Verſuch ſcheiterte an dem Widerſtand des Führers der Bewegung, 
dem es ſchließlich gelang, den Reichspräſidenten als Repräfentanten der beſten 
deutſchen Tradition von feiner Miſſion als Führer und Geſtalter des neuen Deutſch⸗ 
land zu überzeugen. Mit dem Bunde dieſer beiden deutſchen Führergeſtalten war der 
autoritäre deutſche Führerſtaat auf ſichere Grundlagen geſtellt. Denn beide Männer, 
ſowohl Hindenburg als Vertreter der alten Generation und Tradition, wie Adolf 
Hitler als Schöpfer der nationalſozialiſtiſchen Bewegung, wurzelten im völkiſchen 
Sein. Sie fanden ſich im Frontſoldatentum mit ſeiner ſelbſtverſtändlichen Gemein⸗ 
ſchaftshaltung. Daß der Feldmarſchall und der Gefreite des Weltkrieges in gemein⸗ 
ſamer Arbeit die Staatsautorität zum Grundprinzip des heutigen deutſchen Führer 
ſtaates gemacht haben, iſt der beſte Beweis für den völkiſchen Charakter dieſes Staates. 


Wie ſchon oben erwähnt, gab es deshalb nach dem Tode des Reichspräſidenten keine 
andere Möglichkeit, als das Amt des Reichspräſidenten mit dem des Reichskanzlers 
zu vereinigen. Das erfolgte durch das Geſetz Über das Staatsoberhaupt des Deutſchen 
Reichs vom 1. Auguſt 1934. Die Vereinigung beider Amter in der Perſon Hitlers 
erfolgte auf Lebenszeit. 

Von großer Wichtigkeit iſt nun die weitere ſtaatsrechtliche Ausgeſtaltung dieſer einzig · 
artigen Stellung des Führers als Staatsoberhaupt. Dieſe Ausgeſtaltung gipfelt in 
der Regelung der Stellvertretung und der der Nachfolge. 


— 
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Nach der Weimarer Verfaſſung Art. 51 wurde der Neichsptäfident im Falle feiner 
Verhinderung zunächſt durch den Reichskanzler vertreten. Dauerte die Verhinderung 
vorausſichtlich längere Seit, fo bedurfte es zur Regelung der Vertretung eines Reichs ⸗ 
geſetzes. In der Zeit der Abergangsregierung erfolgte eine Anderung der Stell ⸗ 
vertretung dahin, daß nach der Neufaſſung des Art. 51 der Neichspräſident im Falle 
ſeiner Verhinderung durch den Präſidenten des Reichsgerichts vertreten wurde. Dieſe 
Regelung erklärte fi allein aus der damaligen politiſchen Abergangsſituation und hat 
heute ihren Sinn verloren. N 


Nach § 1 des Geſetzes vom 1. Auguſt 1934 beſtimmt der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler ſeinen Stellvertreter. In welcher Art und Form die Regelung dieſer 
Stellvertretungsfrage durch ihn erfolgt, unterliegt ſeiner alleinigen Entſcheidung. Daß 
fie im Sinne des Führerſtaates und damit des Prinzips einer volksverbundenen 
Führung erfolgen wird, iſt ſelbſtverſtändlich. 


Schon vor Erlaß des Geſetzes vom 1. Auguſt 1934 erfolgte die Regelung der Stell- 
vertretungsfrage in der Frage der Partei durch die Beſtellung von Rudolf Heß zum 
Stellvertreter des Führers. 


Eine Art von Stellvertretung iſt durch S 3 des Wehrgeſetzes in der Befehlsführung 
über die Wehrpflicht gegeben. Denn der Reichskriegsminiſter als Oberbefehls⸗ 
haber übt unter dem Führer als Oberſten Befehlshaber der Wehrmacht Befehls- 
gewalt über die Wehrmacht aus. 


Wie Staatsſekretär Pfundtner!) zutreffend ausführt, „iſt der Führer und Neichs⸗ 
kanzler berechtigt, ſowohl für ſeine geſamten Befugniſſe wie auch für einen Teil der⸗ 
ſelben, z. B. für die bisherigen Befugniſſe des Reichspräſidenten allein oder für die ⸗ 
jenigen des Reichskanzlers allein einen oder mehrere Stellvertreter für die Dauer 
oder vorübergehend zu beſtimmen“. Daraus ergibt ſich, daß die Stellvertretung in 
enger Verbindung mit den Mitteln der Führung und ihrem Verhältnis zueinander 
ſtehen muß. Auch hier wird ſich eine organiſche Löſung herausbilden. 


And dasſelbe gilt von der Regelung der Nachfolge des Staatsoberhauptes im 
deutſchen Führerſtaat. Auch dieſe Frage kann erſt ftaatsrechtlich gelöſt werden, wenn 
der politiſche Typus, der den deutſchen Führerſtaat tragen muß, ſich feſt heraus- 
gebildet hat. Zunächſt gilt es, durch politiſche Arbeit die Vorausſetzungen dafür zu 
ſchaffen. Die Heranbildung der ſtaatsrechtlichen Formen für die Schaffung einer 
politiſchen Elite, aus der ſich Führer und Führerſchaft ergänzen, etwa in Form eines 
Ordens, bleibt der weiteren Entwicklung vorbehalten. 

Nach 8 1 des Geſetzes vom 1. Auguft 1934 gehen infolge der Vereinigung des Amtes 
des Reichspräſidenten mit dem des Reichskanzlers „die bisherigen Befugniſſe des 
Reichspräſidenten auf den Führer und Reichskanzler Adolf Hitler über“. 


Abergegangen in vollem Amfang iſt demnach die völkerrechtliche Repräſentation des 
Reichs durch den früheren Reichspräſidenten. Die Beſtimmungen des Art. 45 Abſ. 1 
der Weimarer Verfaſſung: „Der Reichspräſident vertritt das Reich völkerrechtlich. 
Er ſchließt im Namen des Reichs Bündniſſe und andere Verträge mit auswärtigen 
Mächten. Er beglaubigt und empfängt die Geſandten“, gelten auch heute. Dagegen 
find die übrigen Beſtimmungen dieſes Artikels, ſoweit ſie die Führung des Reichs 
nach außen von der Mitwirkung des Reichstags abhängig machten, im Führerſtaat 
außer Kraft getreten. 

Innenpolitiſch iſt für den Ausbau der Führerſtellung Adolf Hitlers beſonders be⸗ 
deutſam die Abernahme der ſtaatlichen Mittel der Führung, nämlich des Berufs 
beamtentums und der Wehrmacht in ſeine unmittelbare Verfügungsmacht. Sowohl 
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das Recht zur Ernennung und Entlaſſung der Beamten und der Offiziere wie der 
Oberbefehl über die geſamte Wehrmacht des Reichs iſt auf den Führer und Reichs ⸗ 
kanzler übergegangen. Das perſönliche Zreueverhältnis, in das Berufsbeamtentum 
und die Wehrmacht zu dem Führer getreten ſind, findet ſeinen äußeren Ausdruck in 
dem Geſetz über die Vereidigung der Beamten und der Wehrmacht vom 20. Auguſt 
1934. Die im 8 2 dieſes Geſetzes wiedergegebene Eidesformel enthält in beiden 
Faſſungen, für Beamtentum und Wehrmacht, eine perſönliche Treue ⸗ und Gehorſams⸗ 
verpflichtung gegenüber „dem Führer des Deutſchen Reiches und Volkes Adolf Hitler“. 
Dagegen find alle Beſtimmungen der Weimarer Verfaſſung, die in irgendwelchem Zu⸗ 
ſammenhang mit dem parlamentariſchen Syſtem ſtehen, außer Kraft getreten. Das 
gilt für die Art. 41 bis 44 und die Art. 50 und 51 der Weimarer Verfaſſung. 

Was vor allem die Gegenzeichnung der Regierungsakte des Führers durch den zu⸗ 
ſtändigen Reichsminiſter betrifft, fo hat fie natürlich nicht mehr den Sinn, daß der 
betreffende Miniſter „durch die Gegenzeichnung die Verantwortung übernimmt”. 
Denn gemeint war damit die Abernahme der Verantwortung gegenüber der Volks⸗ 
vertretung, während der Reichspräſident dieſer gegenüber „politiſch“ unverantwortlich 
fein ſollte. Das widerſpricht den Grundſätzen des Führerſtaates, der ja gerade gegen ; 
über dem Prinzip einer anonymen Anverantwortlichkeit das der offenen politiſchen 
Verantwortlichkeit der Führung für ihre Akte herausſtellt. Das Prinzip der Gegen⸗ 
zeichnung hat vielmehr einen vollkommenen Sinnwandel gerade in dieſer Beziehung 
erfahren. Es bedeutet heute, daß der zuſtändige Neichsminiſter als dem Führer für 
einen beſtimmten Geſchäftsbereich verantworlicher Mitarbeiter durch die dem Sinne 
nach nicht „Gegenzeichnung“, ſondern „Mitzeichnung“ von geſetzgeberiſchen oder 
ſonſtigen Akten der Führung die Verantwortlichkeit gegenüber dem Führer übernimmt. 
Der gerade für die Abergangsperiode fo bedeutſame Diktaturartikel 48 der Weimarer 
Verfaſſung iſt zur Zeit nicht von praktiſcher Bedeutung, da das Geſetzgebungs⸗ und 
Verordnungsrecht in der Hand der Reichsregierung und damit des Führers liegt 
(vgl. unten VI, 3). 

Art. 49 der Weimarer Verfaſſung iſt heute durch 8 8 des Reichsſtatthaltergefetzes 
vom 30. Januar 1935 erſetzt. Danach ſteht das Gnadenrecht dem Führer und Reichs 
kanzler zu. Aber die Ausübung des Gnadenrechts vgl. den Erlaß vom 1. Februar 1935. 


6. Das Volk als Gefolgſchaft 

Im deutſchen Führerſtaat iſt die Führung eine völkiſche Führung, d. h. ſie wächſt aus 
dem Volke heraus und erhält von ihm ihren Sinn. 

In dieſer völkiſchen Grundlage des deutſchen Führerſtaates beſteht der prinzipielle 
Anterfchied zwiſchen ihm und dem abfoluten Fürſtenftaat, aber auch zwiſchen ihm und 
dem liberalen Machtſtaat, der den bis in unſere Zeit reichenden Ausläufer des 
abſoluten Staates bildet. 


Der Anterſchied gründet ſich auf die andere Zuſammenſetzung und das verſchiedene 
Weſen des Volkes in der damaligen Zeit und heute. Denn das Volk, auch in Groß. 
ſtaaten im Verhältnis zu den heutigen Bevölkerungszahlen zahlenmäßig noch relativ 
klein, war damals noch keine politiſche Größe. Dies ſchon deshalb nicht, weil eine 
Anteilnahme des Volkes am politiſchen Geſchehen ſchon infolge der unentwickelten 
Technik der Nachrichtenmittel nicht in Frage kam und ſich deshalb auch keine öffentliche 
Meinung im Sinne des modernen Maſſenſtaates bilden konnte. Die damalige Politik 
war deshalb reine Kabinettspolitik, die damaligen Kriege waren dynaſtiſche und 
Kabinettskriege, kein Ringen der Völker wie in unſeren Tagen. 


Die Bedeutung der politiſchen Revolutionen in den letzten Jahrhunderten liegt nun 
gerade darin, daß in ihnen der nationale Gedanke, d. h. der Gedanke, daß das Voll 
als ſolches eine politiſche Lebensgemeinſchaft ſei, ſich durchſetzte. In dieſer 
Beziehung ſind ſich die puritaniſche Revolution unter Cromwell, die franzöſiſche 
Revolution und die nationalſozialiſtiſche Revolution weſensgleich. Gemeinſam iſt 


Band I | Geuppe2 Beitcag 18 


28 Koellreutter 


ihnen, daß ſie in ihrer Zeit „nationsbildend“ gewirkt haben. And deshalb iſt ihnen 
auch gemeinſam, daß die politiſche Form des abſoluten Fürſtenſtaates in den ver- 
ſchiedenen Ländern mit ihnen ein Ende nehmen mußte. 


Die Verſchiedenheit dieſer Revolutionen liegt in den verſchiedenen politiſchen Ideen ⸗ 
kreiſen, die zu ihrer Zeit herrſchend waren und damit imſtande waren, das Volk in 
ſeinem tiefſten Innerſten politiſch aufzurütteln. Daraus erklärt ſich, daß die früheſte 
dieſer Revolutionen, die puritaniſche, von religiöſen Ideen beherrſcht wurde, während 
die franzöſiſche Revolution unter den individualiſtiſchen Vernunftideen der Auf⸗ 
klärungszeit zum Siege gelangte. Während die bolſchewiſtiſche Revolution in ihrer 
Volks. und Staatsfeindlichkeit nur die letzten Folgerungen aus dieſer individua⸗ 
liſtiſchen Haltung zu ziehen ſuchte, haben die faſchiſtiſche und die nationalſozialiſtiſche 
Revolution wieder neuen politiſchen Werten zum Durchbruch verholfen, wenn auch 
der Faſchismus bei ſeinem Mythos der Nation die ſtaatliche Form beherrſchend in 
den Vordergrund ſchiebt, während der Nationalſozialismus das Volk und ſeine 
organiſche Gliederung als die entſcheidende politiſche Größe flieht, deſſen Lebensform 
der Staat iſt. 


Aus der oben (III, 2) geſchilderten Stellung der dynaſtiſchen Monarchie ergibt ſich 
die avölkiſche Poſition des Fürſten im abſoluten Fürſtenſtaat. Er war „von Gottes 
Gnaden“, er war infolgedeflen politiſch geſehen eine Art Halbgott. Daraus erklärt 
ſich auch, daß nach der Zurückdrängung der rein perſönlichen Herrſchaft des Fürſten 
im ſogenannten aufgeklärten Polizeiftaate, in dem der Fürſt als perſönlicher Re- 
präſentant des Staates erſchien, ſich nun dieſe Auffaſſung auf den Staat ſelbſt über⸗ 
trug. Hier liegen die Wurzeln der Hegelſchen Staatsphiloſophie und der durch ſie 
herbeigeführten „Staatsvergottung“, die vor allem von Alfred Roſenberg als Gegen⸗ 
pofition des Nationalſozialismus herausgeſtellt worden iſt. 


Der Faſchismus baut als ſolcher weithin auf Hegelſchen Gedankengängen auf. Die 
Herrſchaft dieſer Gedankengänge führt zu dem avölkiſchen Staatstypus, den ich in 
meiner Staatslehre als den des liberalen Machtſtaats bezeichnet habe. 


Aus dieſer Auffaſſung konnte natürlich kein echtes politiſches, d. h. kein Gemein⸗ 
ſchaftsverhältnis herauswachſen, wie es die Grundlage des Führerſtaates bildet. 
Der abſolute Fürſt war, wenn er ſchlecht war, der kleine Tyrann, der willkürlich über 
„Blut und Boden“ verfügte, d. h. ſeine Landeskinder ausſaugte oder in fremde 
Kriegsdienſte verkaufte, und für den der Boden nur ein Objekt dynaſtiſcher Haus- 
politik war. Oder er war, wie z. B. Friedrich der Große, der fürſorgliche „Landes- 
vater“, der ſich um alle Angelegenheiten ſeines Landes und ſeiner „Landeskinder“ 
kümmerte, und der ſich darin ſchon als „der erſte Diener ſeines Staates“ fühlte. 
Friedrich der Große iſt wie Bismarck als Schöpfer des preußiſchen Großſtaates ein 
Vorläufer Adolf Hitlers. Aber er lebte und wirkte ſelbſtverſtändlich in den poli⸗ 
tiſchen Gedankengängen und Formen ſeiner Zeit. Der Staat war für ihn der 
Apparat, deſſen ſich der Fürſt bediente, um das Wohl ſeiner Antertanen zu fördern, 
eine Auffaſſung, die ebenfalls der Hegelſchen Staatsphiloſophie zugrunde liegt. 

Die nationalſozialiſtiſche Revolution hat erſt das vollendet, was durch die engliſche 
und franzöſiſche Revolution ſchon Jahrhunderte früher vor ſich gegangen war, näm⸗ 
lich die Nationwerdung des deutſchen Volkes. So konnte der deutſche Führerſtaat 
auch nur in der politiſchen und ftaats rechtlichen Form des deutſchen Einheitsſtaates 
errichtet werden. And deshalb mußte die nationalſozialiſtiſche Revolution und der 
ſtaatsrechtliche Aufbau durch ſie mit der dynaſtiſchen Zerſplitterung des deutſchen 
Staatsraums ein Ende machen. : 

Der nationalfozialiftiihe Staat ift heute der deutſche Volksſtaat. Als ſolcher iſt er 
weſensgemäß ſowohl Einheitsſtaat als Führerſtaat. Dieſer Zuſammenhang mußte 
hier zum Verſtändnis der ſtaatsrechtlichen Rolle des Volkes im deutſchen Führer⸗ 
ftaat herausgehoben werden. 
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Der deutſche Führerſtaat muß alſo zum Anterſchiede vom abſoluten Fürſtenſtaat 
das Volk als politiſche Größe anerkennen und auf ihm aufbauen. In dieſem 
Sinne muß er demokratiſch ſein. Es iſt deshalb kein Zufall, daß der Führer in 
feinem Erlaß vom 2. Auguſt 1934 an den Reichsinnenminiſter feiner feſten Aber. 
zeugung, die ſchon vorher in zahlreichen Reden immer durchklang, Ausdruck verliehen 
hat, „daß jede Staatsgewalt vom Volke ausgehen“ muß. Es iſt das äußerlich 
die gleiche Formulierung, die auch der Artikel 1 der Weimarer Verfaſſung kennt. 
Nur baut Hitler und der durch ihn verkörperte Nationalſozialismus auf einer an- 
deren Auffaſſung vom Weſen des Volkes und damit auch vom Weſen des Politiſchen 
auf, die unter I, 1 dieſes Beitrags geſchildert wurde. 


Dieſe Auffaſſung des Nationalſozialismus trägt dem Weſen des modernen Staates 
als Maſſenſtaat Rechnung. Der moderne Großſtaat iſt infolge ſeiner im Vergleich 
zu früher ſtark gewachſenen Bevölkerungszahlen vor das politiſche Problem geſtellt, 
das für die Staatenwelt noch vor 100 Jahren nicht da war, nämlich aus der „Maſſe“ 
„Volk“ zu machen, d. h. das Volk als politiſche Größe anzuerkennen. 


Denn kein Teil des Volkes kann im modernen Nationalſtaat ſich aus dem politiſchen 
Leben ausſchließen. Das gilt in erſter Linie von der Induſtriearbeiterſchaft, aber 
auch vom Akademiker; beide Volksſchichten leben und ſchaffen in ihrer Mehr 
zahl in den Städten, die ſchon infolge der Zuſammenballung größerer Menſchen⸗ 
maſſen dem politiſchen Geſchehen unmittelbarer gegenüberſtehen. Beide Gruppen 
müſſen in politiſcher Gemeinſchaft zueinander ſtehen. Aber auch der Bauer lebt 
heute nicht mehr politiſch iſoliert. Durch die Steigerung der Verkehrsmittel und 
vor allem durch den Rundfunk wird auch er völlig in die politiſche Gemeinſchaft 
eingegliedert. 


Es ift ein Beweis für den Charakter des nationalſozialiſtiſchen Staates als durch. 
aus modernen Staat, daß er dieſes Weſen des völkiſchen Maſſenſtaates klar erkannt 
und daraus die politiſchen Folgerungen gezogen hat. Der völkiſche Maſſenſtaat be- 
darf einer ftetigen, tiefgreifenden und richtig geführten politiſchen Propaganda, um 
wirklich völkiſch geftaltend wirken zu können. Es iſt ein Kennzeichen einer intellek⸗ 
tualiſtiſchen avölkiſchen Geiſteshaltung, wenn man glaubt, die Notwendigkeit der 
politiſchen Propaganda leugnen oder herabfetzen zu können. 


Die Gründung des Propagandaminiſteriums iſt deshalb nur ein organiſatoriſcher 
Ausdruck der neuen Auffaſſung vom Weſen des Politiſchen; denn der eigentliche 
Sinn der Aufgabe dieſes Miniſteriums liegt in der Schaffung der völkiſchen Gemein⸗ 
ſchaft durch unabläſſige Werbung für die Ideen des Nationalſozialismus im Volke. 
Die Abwehr feindlicher und lügneriſcher Propaganda bildet auch hier nur ein 
Mittel, um dieſen Hauptzweck erreichen zu können. 


Dabei muß darauf geachtet werden, daß die Propaganda ſich auf ihr Ziel und ihre 
Aufgaben konzentriert, und damit durch ſie die Pflege der kulturellen und wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Aufgaben nicht beeinträchtigt, ſondern gefördert wird. Aber auch diefe 
Grenzziehung iſt von einer völkiſch⸗politiſchen Grundlage aus leicht zu ziehen. Denn 
nach der völkiſchen Auffaſſung iſt das kulturelle und wiſſenſchaftliche Leben auch nur 
ein Teil des völkiſchen Lebens überhaupt. And ähnliches gilt vom religiöfen Leben 
eines Volkes. Deshalb ſoll im letzten Abſchnitt dieſes Beitrages das Verhältnis 
der politiſchen Führung zur Religion und Kultur grundſätzlich behandelt werden. 

Der völkiſche Führerſtaat trägt alfo in dem Sinne demokratiſche Züge, als er er- 
kennt, daß jede politiſche Führung nur aus einer politiſchen Gefolgſchaft heraus. 
wachſen kann und daß es deshalb die zentrale politiſche Aufgabe der deutſchen 
Führerſchaft iſt, das deutſche Volk als Gefolgſchaft und damit als politiſche Größe 
zu geſtalten. Ein iſoliertes Führertum ohne Gefolgſchaft, in der es wurzelt, gibt es 
nicht. Ein folder „Führer“ finkt dann zum bloßen Diktator, zum „Cäſar“ herab und 
wird damit zum Typus des „politiſchen Raubtiers”, das Oswald Spengler von 
ſeiner avölkiſchen Poſition aus als den politiſchen Typus unſerer Zeit erklärt hat. 
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7. Die ſtaatsrechtliche Formung des Dolkes im deutſchen Führerſtaat 

Die völkiſche Demokratie bedarf aber anderer politiſcher Formen als die liberale 
Demokratie. Die liberale Demokratie iſt in der modernen Staatenwelt parla- 
mentariſche Demokratie geweſen. Auch dieſe politiſche Form hat ihre fruchtbare 
Seit gehabt. In Ländern mit ſtarker parlamentariſcher Tradition, die ſich in Deutſch⸗ 
land nie entwickeln konnte, hat fich die parlamentariſche Demokratie wenigſtens 
äußerlich zu halten vermocht. Nur hat ſie auch dort ihren Charakter weſentlich 
verändert. 


Die Entſtehung der modernen Volksvertretung und damit die Schaffung des parla⸗ 
mentariſchen Syſtems als Regierungsform ſtellte eine Reaktionserſcheinung gegen 
die Macht des abſoluten Monarchen dar. Das Bürgertum wollte ſich nicht mehr 
damit begnügen, bloßes Objekt einer perſönlichen Herrſchaſt zu fein. Wie in Eng- 
land die noch in Ober und Unterhaus ſtändiſch gegliederten Vertretungen, fo for- 
derten in Auswirkung der Franzöſiſchen Revolution die „Nationalverſammlungen“ als 
Vertretung des ſich als Nation empfindenden Bürgertums ihren Anteil an der 
Staatsmacht. Das war nur in der Form politiſch möglich, daß man die bisher un- 
umſchränkte Gewalt des Herrſchers rechtlich einſchränkte, dadurch, daß man der 
Volksvertretung ein Mitbeſtimmungsrecht in der Geſetzgebung gab. Aus dieſer 
politiſchen Situation heraus iſt der liberale Verfaſſungsſtaat des 19. Jahrhunderts 
„Geſetzesſtaat“ geweſen. Denn das pofitive Geſetz war eben das politiſche Mittel, 
durch das das Parlament ſeinen Anteil an der Staatsgewalt ausüben konnte. 


Es iſt eine allgemeine Erſcheinung des politiſchen Lebens, daß neu entſtandene 
Machtzentren ihren Machtbereich auf Koſten alter bisher beſtehender Machtzentren 
auszudehnen verſuchen. And ſo griff das Parlament in der liberalen Demokratie 
über ſeinen Anteil an der Geſetzesbefugnis heraus und erſtrebte die völlige politiſche 
Kontrolle der Regierung. So entſtand das politiſche Grundprinzip des parla- 
mentariſchen Syſtems, daß die Regierung des Vertrauens des Parlaments, d. h. 
ſeiner oe bedürfe und zurücktreten müſſe, wenn fie dieſes Vertrauen nicht 
mehr beſitzt. 


Auch dieſes eigentliche parlamentariſche Syſtem hat ſich in den Staaten des Weſtens 
dadurch politiſch lebensfähig erwieſen, daß man es nicht überſpannt hat. 


Das gilt vor allem von England. Das Vorhandenſein der beiden großen politiſchen 
Parteien in dem klaſſiſchen Zweiparteienſyſtem des engliſchen Parlamentarismus 
garantierte zunächſt, daß ſtets ein politiſcher Führer vorhanden war, dem durch die 
Krone die Regierungsführung übertragen werden konnte. Die Entſcheidung darüber, 
ob eine Regierung in England das Vertrauen des Parlaments beſitzt, iſt aber ſchon 
vor dem Kriege auf das Volk übergegangen. Nicht ein politiſch zerfplittertes Par⸗ 
lament ſtürzt dort die Regierung, ſondern die Regierung führt durch Auflöſung des 
Parlaments und Neuwahlen in politiſchen Kriſenzeiten ſelbſt eine Entſcheidung 
darüber herbei, ob ſie noch das Vertrauen des Landes und Volkes beſitzt oder nicht. 
Dieſe Entſcheidung iſt alſo keine parlamentariſche Entſcheidung mehr, ſondern ſie iſt 
eine plebiſzitäre Entſcheidung, d. h. ſie wird vom Volke als Wählerſchaft gefällt und 
dabei iſt wieder das Entſcheidende, daß es ſich hierbei nicht um eine kollegiale Re⸗ 
gierung, ſondern um einen Führer und die von ihm vertretenen politiſchen Ideen 
handelt. Die Neuwahl in England bedeutet alſo die Beſtätigung des bisherigen 
Erſtminiſters als Führer oder ſeine Verwerfung. Die politiſche Verbindung des 
Führers mit der Mehrheit des Volkes iſt damit das Entſcheidende. And in dieſem 
Sinne iſt in England in äußeren parlamentariſchen Formen ein Führerſtaat ent. 
ſtanden. Daß dieſe äußeren parlamentariſchen Formen bis heute faſt unverändert 
beibehalten worden ſind, liegt an dem ſtarken Traditionsgefühl, das der Engländer 
ſeinen bisher bewährten politiſchen Einrichtungen entgegenbringt. Ob freilich auch 
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dieſe äußeren parlamentariſchen Formen in England beibehalten werden können, iſt 
eine Frage, deren Beantwortung noch offenſteht. Der entſcheidende Wandel hat 
ſich jedenfalls dort ſchon dahin vollzogen, daß nicht mehr das Parlament, ſondern 
Regierung und Volk ſich als entſcheidende politiſche Größen in einem Polaritäts- 
verhältnis und damit aber auch in einem Bindungs verhältnis einander gegenüber 
ſtehen. 

In Frankreich find die Verhältniſſe wieder anders gelagert. Dort haben wir zwar 
ſehr viele kleine Parteigruppen, aber bisher noch eine homogene, bürgerliche, poli- 
tiſche Wählerſchaft, die im weſentlichen dem Typus des franzöſiſchen Nentners ent- 
ſpricht. Für ihn iſt „Sicherheit“ in jeder Beziehung das höchſte Gebot, und er folgt 
der Führung, die ihm dieſe Sicherheit zu gewähren ſcheint. Auch hier tritt alfo das 
plebiſzitäre Element neuerdings ſtark in Erſcheinung, während das Anſehen des 
Parlaments und des Parlamentariers ſelbſt offenbar ſtark im Sinken begriffen iſt. 
Auch im franzöfiſchen Parlamentarismus tritt das entſcheidende Problem einer 
ſtabilen, von den Schwankungen des parlamentariſchen Lebens unabhängigen Füh⸗ 
rung immer ſtärker hervor. In dieſer Richtung bewegen ſich heute auch die Ver⸗ 
ſuche, durch eine Verfaſſungsreform die Stellung des Staatspräſidenten und der 
Regierung zu feſtigen und vom Parlament unabhängiger zu geſtalten. 


Hat beſonders in England, aber auch in Frankreich der Parlamentarismus feſten 
Boden zu faſſen gewußt, ſo daß man in dieſen Ländern von einer parlamentariſchen 
Tradition ſprechen kann, ſo iſt das in Deutſchland nicht der Fall geweſen. Ein 
weſentlicher Grund hierfür lag in der dynaſtiſchen Aufſpaltung und dem dadurch ber- 
beigeſührten Serfallen Deutſchlands in „Eigenſtaatlichkeiten“, d. h. in eine Fülle 
politiſcher Machtzentren. Schon aus dieſer Situation konnte ſich wenigſtens in den 
deutſchen Ländern kein in ſich gefeſtigter Parlamentarismus entwickeln, der der Tra- 
dition der Dynaſtien, des Beamtentums und des Heeres gegenüber ſich wirkſam 
hätte durchfetzen können. Es iſt kein Zufall, daß im Weimarer Parteienſtaate gerade 
der Länderparlamentarismus in den kleinen und mittleren Ländern zuerſt in einen 
politiſchen Zerſetzungszuſtand verfiel. Denn es war einfach keine politiſche Schicht 
vorhanden, die imſtande geweſen wäre, das Funktionieren eines parlamentariſchen 
Syſtems ſicherzuſtellen. 


Aber auch im Reiche ſelbſt vermochte der Parlamentarismus ſich nicht zu behaupten, 
weil er von Anfang an keine Wurzeln im Volke hatte. Die Formen der unmittel- 
baren Demokratie, wie fle die Weimarer Verfaſſung im Volksbegehren und Volks⸗ 
entſcheid geſchaffen hatte, wirkten ſich nicht als politiſch feſtigend für das politiſche 
Syſtem der liberalen Demokratie aus, fondern fie wirkten im Gegenteil als Spreng- 
pulver. Volksbegehren und Volksentſcheid find immer nur von der antiparlamen- 
tariſchen Oppoſition von links oder rechts als taktiſches Mittel benutzt worden, um 
gegen das herrſchende politiſche Syſtem als ſolches angehen zu können. Das Weimarer 
Syſtem hat nicht vermocht, Führung und Volk in eine wirkliche politiſche, d. h. 
Gemeinſchaftsverbindung zu bringen. And weil es das nicht vermocht hat, mußte 
dieſes Syſtem zerbrechen. 


Dieſes Problem der politiſchen Verbindung von Führung und Volk hat erſt der 
Nationalſozialismus gelöſt, aber nicht in den Formen des liberalen Machtſtaates, 
ſondern in denen des völkiſchen Führerſtaates. 


Das Parlament als politiſches Machtzentrum hat der völkiſche Führerſtaat beſeitigt. 
Die Länderparlamente wurden durch Art. 1 des Neuaufbaugeſetzes vom 20. Januar 
1934 aufgehoben. Der Reichstag iſt beſtehen geblieben, aber nicht mehr als poli⸗ 
tiſches Machtzentrum, ſondern als ein „Forum, vor dem der Führer und Reichs- 
kanzler die großen außen und innenpolitiſchen Schickſalsfragen der Nation zur Er⸗ 
örterung und Entſcheidung ſtellt, ſoweit er fie nicht unmittelbar dem deutſchen Volke 
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unterbreitet“. (Reichsinnenminiſter Dr. Frick in einem Interview vom 9. Januar 
1935.) Da die Zuſammenſetzung des Reichstags durch die Partei beſtimmt wird, fo 
ift er zweifellos kein Entſcheidungsorgan, ſondern nur eine Verſammlung, die den 
Beſchlüſſen der Führung durch ihre Zuſtimmung ein beſonderes Gewicht nach innen 
und außen verleihen ſoll. 


Daß der Reichstag als ſolcher beſtehen bleibt, zeigt das Geſetz über die Vertretung 
des Saarlandes im Reichstag vom 30. Januar 1935. Danach treten 8 Abgeordnete 
des Saarlandes in den Reichstag ein, die vom Führer auf Vorſchlag des Reichs- 
kommiſſars für die Rüdgliederung des Saarlandes aus der Zahl der Reichstags⸗ 
wähler im Saarland beſtimmt werden. 


Von ſehr viel größerer Bedeutung iſt die Volksabſtimmung im deutſchen Führer. 
ſtaate. Inſofern hat ſich das Verhältnis umgedreht. Während in der Weimarer 
Verfaſſung der Reichstag durchaus im Vordergrunde ſtand und — wie ſchon er⸗ 
wähnt — Volksbegehren und Volksentſcheid ſich gar nicht pofitiv auswirken konnten, 
iſt die Bedeutung des Geſetzes über die Volksabſtimmung vom 14. Juli 1933 eine große 
und unterſtreicht die Wichtigkeit des plebiſzitären Elements in der organiſchen Auf⸗ 
faſſung des Nationalſozialismus auch für den heutigen Staat. 


Dem Weſen des Führerſtaates entſprechend, in dem die Führung immer die poli. 
tiſche Entſcheidung trägt, entſpricht es, daß das Volksbegehren der Weimarer Ver- 
faſſung beſeitigt worden iſt. Die Erfahrung zeigte ja auch, daß Volksbegehren nicht 
vom Volke als politiſcher Einheit getragen wurden. 


Die Volksabſtimmung im Führerſtaat kann deshalb nur von der Führung veranlaßt 
werden. So kann nach 8 1 des Geſetzes vom 14. Juli 1933 nur die „Reichsregierung 
das Volk befragen, ob es einer von der Reichsregierung beabſichtigten Maßnahme 
zuſtimmt oder nicht“. Nicht das Volk im liberalen Sinn, d. h. nicht einzelne Par⸗ 
teien können von ſich aus eine ſolche Volksbefragung anregen und damit die Ab⸗ 
fichten der Führung durchkreuzen, ſondern im deutſchen Führerſtaate kann nur die 
Führung das Volk ſelbſt befragen. Der Sinn einer ſolchen Volksbefragung iſt, daß 
das Vertrauensverhältnis des Führers zum Volke als Gefolgſchaſt dadurch ſicht⸗ 
baren ſtaatsrechtlichen Ausdruck erhält. 


Bei einer ſolchen Volksabſtimmung gibt es techniſch gar keine andere Möglichkeit, 
als die Mehrheit feſtzuſtellen. Deshalb beſtimmt 8 2 des Geſetzes: „Bei der Volks- 
abſtimmung entſcheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Dies gilt 
auch dann, wenn die Abſtimmung ein Geſetz betrifft, das verfaſſungsändernde Vor⸗ 
ſchriften enthält.“ Dieſer letztere Satz erklärt ſich daraus, daß es Verfaſſungs⸗ 
änderungen im Sinne der Weimarer Verfaſſung heute nicht mehr gibt. 


Bei der Volksabſtimmung im nationalſozialiſtiſchen Staate geht es aber dem Sinne 
nach gar nicht um die Gewinnung einer Mehrheit im parlamentariſchen Sinne, 
ſondern um die Gewinnung des ganzen Volkes. Dieſem Gedanken hat auch der 
Führer wiederholt Ausdruck gegeben, ſo, wenn er auf dem Reichsparteitag 1934 es 
als wichtigſte politiſche Aufgabe bezeichnete, auch die „Neinſager“ des 19. Auguſt 
1934 für Volk und Reich zu gewinnen. 


Soweit es ſich bei der Maßnahme, über die das Volk befragt wird, um ein Geſetz im 
formellen Sinne handelt, wird man von einer beſonderen Art neuer Volksgeſetzgebung 
ſprechen können. 

Die Zuſtimmung zu einer Maßnahme oder einem Geſetz wird nach 8 3 des Geſetzes 
im Reichsgeſetzblatt verkündet. 

Sowohl die Volksabſtimmung vom 12. November 1933 wie die vom 19. Auguſt 1934 
ſtützten ſich auf das Geſetz vom 14. Juli 1933 und find in Ausführung des 84 dieſes 
Geſetzes durch Verordnungen des Reichsminiſters des Innern durchgeführt worden. 
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V. Die Mittel der Führung 


1. Politifcher Typus und Führerjchaft 

Jeder Führerſtaat entwickelt eine politifh tragende Schicht, eine „Führerſchaſt“, die 
unter dem Führer Mitträger der politiſchen Geſtaltung iſt. Da Führung ohne Ge⸗ 
folgfchaft nicht denkbar iſt, fällt der politiſchen Führerſchaft die wichtige Aufgabe zu, 
einerſeits in der Gefolgſchaft zu wurzeln und ihren aktiv politiſchen Teil zu erfaſſen, 
andererſeits dem Führer als abſolut zuverläſſiges Mittel ſeiner Führung zu dienen. 
Die Formung der politiſchen Führerſchaft eines Staates iſt zu verſchiedenen Zeiten 
eine verſchiedene geweſen. Dieſe Verſchiedenheit wird bedingt durch den ver⸗ 
ſchiedenen Charakter der natürlichen Gegebenheiten eines Staatsweſens, wie ſie in 
Raum und Volk gegeben find. 


Was zunächſt die räumlichen Bedingungen eines Staates für die Geſtaltung der 
Führerſchaft anlangt, fo ergeben ſich in Groß- und Kleinſtaaten ganz verſchiedene 
Vorausſetzungen für die Geſtaltung der politiſchen Führerſchaft. 


Hier liegt auch das Problem der ſogenannten unmittelbaren Demokratie und ihr 
Verſagen im modernen Großſtaate. Als die Väter der Weimarer Verfaſſung die 
Formen der unmittelbaren Demokratie in Volksbegehren und Volksentſcheid in die 
Verfaſſung einzubauen verſuchten, berief man ſich dafür als Vorbild weitgehend auf 
die Durchführung des Neferendums in der Schweiz. Aber man überſah dabei, daß 
in einem kleinen Schweizer Kanton oder auch in einer kleinen Gemeinde es allenfalls 
möglich iſt, die politiſche Führerſchaft aus der Geſamtheit der Volksgenoſſen be⸗ 
ſtehen zu laſſen, wenn ein ſtarkes Gemeinſchaftsgefühl und eine ſtarke Tradition für 
eine organiſche Demokratie vorhanden iſt. So war es möglich, daß in den kleineren 
Kantonen der Schweiz die Landesgemeinde, d. h. die Geſamtheit der politiſch be- 
rechtigten Volksgenoſſen, gleichzeitig als Organ politiſcher Führerſchaſt handelte und 
die politiſch entſcheidenden Entſchlüſſe faßte. 


Eine wirkſame politiſche Führung in dieſen Formen iſt aber heute nicht mehr möglich. 
Denn der Typus des heutigen modernen Staates iſt der Groß- und Flächenſtaat. 
And über den einzelnen Großſtaat hinaus geſtalten ſich mehr und mehr politiſche 
Mächtebildungen. Dieſe räumlich großen und völkiſch oft ſtark differenzierten poli⸗ 
tiſchen Gebilde bedürfen heute eines anderen Typus der Führung und einer anderen 
Technik der Führung. Letzteres ſchon deshalb, weil auch die ganze Technik des poli- 
tiſchen Weltbildes ſich grundlegend verändert hat. Die Kenntnis der wichtigen 
politiſchen Ereigniſſe iſt durch den Rundfunk heute eine allgemeine und gleichzeitige 
auf dem ganzen Erdball. 


Mit dieſen Tatſachen muß heute eine politiſche Führung rechnen. And ſchon daraus 
ergibt ſich, daß der führende politiſche Typus heute andere Weſenszüge tragen muß 
als der Typus des bürgerlichen Parlamentariers, deſſen politiſche Haltung auf der 
Aberzeugung aufbaute, daß es möglich ſei, den politiſchen Gegner im Parlament 
durch Beweisgründe zu Überzeugen und dadurch eine politiſche Gemeinſchaft herbei⸗ 
zuführen. 

Der Typus des heutigen politiſchen Menſchen bewährt ſich nicht mehr im Parlament, 
ſondern kann und muß ſich im Volk als politiſche Größe herausgeſtalten. Des- 
halb liegt auch in dem Weſen des neuen politiſchen Typus der Anterſchied zwiſchen 
dem abſoluten Fürſtenſtaat und dem heutigen völkiſchen Führerſtaat. 

Im abſoluten Fürſtenſtaate und in feinen Ausläufern, die in monarchiſchen Formen 
noch heute politiſch bedeutſam find, beſtand die Führerſchaft aus Monarch und der 
Adelsſchicht. Das oben (S. 16) geſchilderte Weſen der Monarchie beſtimmte alſo 
auch den politiſchen Typus dieſer Zeit. 
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Dieſer politiſche Typus wurde dann nach dem Sieg des liberal ⸗demokratiſchen Welt⸗ 
bildes durch den Typus des bürgerlichen Politikers abgelöft. 


Dabei hat es die engliſche politiſche Entwicklung in beſonders hohem Maße ver- 
ſtanden, beide politiſche Typen weitgehend miteinander zu verſchmelzen und damit 
die Exiſtenz einer engliſchen Führerſchicht bis heute zu gewährleiſten. Nach dem 
Recht des engliſchen hohen Adels iſt immer nur der älteſte Sohn der Träger des 
Adelstitels und des damit verknüpften Vermögens zur Erhaltung der ſozialen und 
damit auch der politiſchen Situation in der „Society“. Die übrigen Söhne und die 
Töchter des hohen Adels find nicht Träger des Titels, ſondern treten in das Bürger. 
tum zurück. Aber auch ſie ſind Mitglieder der „Society“. Die „Society“ iſt ein 
ausgeſprochen politiſcher Begriff und ihr Weſen wird deshalb mit dem deutſchen 
Worte „Geſellſchaft“ nicht zutreffend wiedergegeben. Man kann ſagen, daß die 
engliſche „Society“ die politiſche Führerſchaft des engliſchen Volkes in anonymen 
Formen darſtellt. In anonymen Formen deshalb, weil ſehr viele politiſche Führer 
nicht zur „Society“ gehören. Aber ſie hat ihre Vertreter in allen politiſchen 
Schichten, auch in der Arbeiterpartei. Solange das Beſtehen der „Society“ und die 
Lebensführung ihrer Mitglieder von der großen Maſſe des engliſchen Volkes an- 
erkannt und mit Intereſſe verfolgt wird, wird fie ein entſcheidender Faktor des poli- 
tiſchen Lebens in England bleiben. Sie bildet auch die beſte Stütze der engliſchen 
Krone. Denn die „Society“ erfüllt die oben geſchilderte Eigenſchaft einer politiſchen 
Führerſchaft im heutigen Staate dadurch, daß ſie die politiſche Verbindung zwiſchen 
Volk und Führung ſicherſtellt. Es kann dabei hier dahingeſtellt bleiben, ob die poli- 
tiſchen Vorausſetzungen für dieſe Führerſchaft der „Society“ in England auch 
weiterhin gegeben ſein werden. _ 

In Frankreich bildet noch heute der Typus des bürgerlichen Politikers die Führer⸗ 
ſchaft. Er wird geſtützt von dem franzöſiſchen „Rentner“, der in dieſem Typus die 
beſte Garantie politiſcher Sicherheit erblickt. Er ſteht in engſter Verbindung mit 
den Wirtſchaftsmächten und der Wehrmacht. Denn vor allem die militäriſche Vor⸗ 
herrſchaft bietet die Möglichkeit einer imperialiſtiſchen Politik und damit der Er- 
haltung dieſes politiſchen Typus eines liberalen Machtſtaates. 

Auch der politiſche Typus des Faſchismus weiſt manche Uhnlichkeiten mit dem eben 
geſchilderten Typus in Frankreich auf. Auch der ſaſchiſtiſche Typus iſt ein avölkiſcher 
politiſcher Typus, wie denn auch der Faſchismus den Staat und nicht das Volk als 
entſcheidende politiſche Größe kennt. 


Demgegenüber wird der politiſche Typus des Nationalfozialismus ausgeſprochen 
durch feinen völkiſchen Charakter beſtimmt. Wenn man ihn als den Typus des 
„politiſchen Soldaten“ bezeichnet hat, fo ſoll damit nicht zum Ausdruck kommen, daß 
dieſer politiſche Typus in ſeiner Geſamtheit auch der Waffenträger des deutſchen 
Volkes ſei. Denn den Waffenträger des deutſchen Volkes bildet, wie noch zu zeigen 
iſt, allein die Wehrmacht als Mittel der Führung. Als ſolcher Waffenträger hat ſie 
ganz ſpezielle Aufgaben, die nicht allgemeinpolitiſcher Art ſind. 

Wenn man vom „politiſchen Soldaten“ als dem politiſchen Typus des deutſchen 
Führerſtaates ſpricht, ſo meint man damit den aktiv politiſchen Menſchen der 
Bewegung. Man verſteht darunter alſo den völkiſchen Menſchen, der ſich bewußt in 
die völkiſche Gemeinſchaft hereinſtellt und die Fähigkeit beſitzt, in ihr politiſch geſtaltend 
zu wirken und ſich in ihr zu bewähren. Aus dieſem Typus kann allein die Führerſchaſt 
des deutſchen Volkes herauswachſen, und es iſt eine Lebensfrage für den deutſchen 
Führerſtaat, daß er imſtande iſt, dieſen Typus zu entwickeln und ohne Rückſicht auf 
die Herkunft der einzelnen zur Führerſchaft heranzuziehen. Die politiſche Tradition, 
die ſich auch in der deutſchen Führerſchaft bilden muß, kann alſo nur in dem Nach⸗ 
weis dieſer völkiſch⸗-politiſchen Bewährung liegen. 

Deshalb müſſen im deutſchen Führerſtaat alle Mittel der Führung dieſem Typus 
entſprechen. Die reinſte Verkörperung dieſes Typus iſt der aus dem Volke heraus- 
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gewachfene Führer, der die Bewegung entfacht und zur entſcheidenden politiſchen 
Größe im deutſchen Volke gemacht hat. Alle Mittel der Führung müſſen deshalb 
dieſen völkiſchen Charakter tragen. 


Der deutſche Führerſtaat kennt aus ſeiner politiſchen Entwicklung heraus drei Mittel 
der Führung, die heute in der deutſchen Führerſchaft zu einer untrennbaren poli⸗ 
tiſchen Einheit verbunden ſind: die Partei (Bewegung), das Verufsbeamtentum 
aller Schichten als traditionelles ſtaatliches Mittel der Führung und die Wehrmacht 
als Waffenträger des deutſchen Volkes und Schützer feiner politiſchen Lebensform 
nach außen. 

Dieſe drei Mittel der Führung haben verſchiedene Aufgaben, die im folgenden ein ⸗ 
zeln und getrennt zu behandeln ſind. Aber in einem völkiſchen Staate, der das Volk 
als entſcheidende politiſche Größe anerkennt, bilden dieſe drei Mittel der Führung 
wieder eine untrennbar politiſche Einheit in der deutſchen Führerſchaft. Macht⸗ 
kämpfe innerhalb dieſer Führerſchaft kann es nicht geben. Der Führer weiſt den 
Mitteln feiner Führung ihre Aufgaben zu und verkörpert in feiner Perſon die Ein- 
heitlichkeit der politiſchen Führung. Dieſe Einheitlichkeit findet ihre gemeinſame 
Grundlage darin, daß die völkiſchen Grundprinzipien des neuen Staates einheitlich in 
der deutſchen Führerſchaft zum Durchbruch gelangt find. 


Das gilt vor allem in der Durchführung des völkiſchen Prinzips. Erſter und 
früheſter Träger dieſer Idee war die Bewegung. Es iſt deshalb ſelbſtverſtändlich, 
daß Mitglieder der Bewegung und ihrer Gliederungen nur Volksgenoſſen fein 
können, die den Anforderungen in raſſiſcher Beziehung entſprechen. Dabei ftellen 
einzelne Gliederungen wie die politiſche Organiſation der Partei und die SS in 
dieſer Hinſicht geſteigerte Anforderungen, um die Durchführung des raſſiſchen 
Prinzips zu gewährleiſten. 

Es entſprach nur dieſen Grundprinzipien, daß nach der Machtübernahme durch die 
Bewegung eines der erſten und wichtigſten Geſetze das Geſetz zur Wiederherſtellung 
des Verufsbeamtentums vom 7. April 1933 war, das vor allem in feinem „Arier 
paragraphen“ (8 3) die Reinigung des Verufsbeamtentums von raſſefremden Ele- 
menten durchſetzte. Dies war in Deutſchland in beſonders hohem Maße notwendig. 
Zwar hatte die frühere dynaſtiſche Führung das Heer von raſſiſcher — und dabei 
handelt es fi natürlich in erſter Linie um jüdiſche — Aberfremdung freizuhalten ge- 
ſucht. Aber dadurch, daß man dabei im weſentlichen auf das konfeſſionelle Element, 
nicht auf das raſſiſche abhob, leiſtete man doch der Aberfremdung weithin Vorſchub. 
So drang die jüdiſche Verſippung auch in den deutſchen Adel und die Offizierskreiſe 
ein. Im Berufsbeamtentum, nicht zuletzt in der Wiſſenſchaft, griff die raſſiſche Aber. 
fremdung ſchon damals in ſtarkem Maße um fidh. 


Die politiſchen Machthaber der Novemberrepublik, unter denen ſich von vornherein 
ſehr viel raſſefremde Elemente befanden, hatten ſelbſtverſtändlich für dieſes Problem 
erſt recht kein Verſtändnis. Die raſſiſche Aberfremdung in der politiſchen und wirt. 
ſchaſtlichen Führung wurde immer ſtärker, wozu die falſche Einbürgerungspolitil 
(Oſtjuden) ſehr erheblich beitrug (vgl. darüber Band I, Gruppe 2, Beitrag 13, 
Ziffer 10 und 13). Aber die Einzelheiten der Reinigung des Berufsbeamtentums 
vol. Band II, Gruppe 1, Beitrag 28. 


Dieſelben Beſtimmungen mußten dann natürlich auch bei dem dritten Mittel der 
Führung, der Wehrmacht, Anwendung finden. 


Die geſetzgeberiſche Löſung des Judenproblems im nationalſozialiſtiſchen Staate 
war nötig, um die Bildung einer völkiſchen deutſchen Führerſchaft ſicherzuſtellen. 
Denn dieſe Führerſchaft ſoll und muß Träger der politiſchen Grundwerte des Natio- 
nalſozialismus fein. Es entſpricht deshalb dem Weſen und den politiſchen Not⸗ 
wendigkeiten des völkiſchen Führerſtaates, daß gerade ſeine Führerſchaft das völkiſche 
Prinzip in feiner Reinheit verkörpert. 
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2. Die führende Partei | 

Das Weſen und die Entwicklung der Partei als der entſcheidenden deutſchen 
politiſchen Bewegung wurden ſchon oben geſchildert (vgl. S. 19). 

In den Zeiten des Kampfes um die Macht wurde die Bewegung immer mehr 
zu einer politiſchen Größe, um deren politiſche Anterdrückung ſich die Machthaber des 
früheren Syſtems krampfhaft bemühten. Rechtlich lebte die Partei damals nur in 
privatrechtlichen Formen. Sie war nur ein bürgerlicher Verein. And nicht ohne Humor 
lieſt man heute die Satzungen dieſes „Vereins“, der doch die große deutſche politiſche 
Volksbewegung in ſich ſchloß. Da hieß es z. B. in § 2 der „Satzung des national- 
ſozialiſtiſchen deutſchen Arbeitervereins e. V., Sitz München“, Zweck des Vereins 
ſei „alle ehrlich ſchaffenden Kreiſe unſeres Volkes, gleich, ob körperlich oder geiſtige 
Arbeiter, zuſammenzuſchließen, um in gemeinſamer Arbeit unſerem Volke die Vor⸗ 
bedingungen zur Erringung ſeiner politiſchen Freiheit und ſeiner wirtſchaftlichen 
Selbſtändigkeit zu ſchaffen. Laut Vereinsprogramm hat dies zu geſchehen durch 
Pflege der ſittlichen Kräfte und körperliche Ertüchtigung des einzelnen wie der Ge⸗ 
ſamtheit. 


Vereinsprogramm iſt das am 24. Februar 1924 zu München herausgegebene grund- 
ſätzliche Programm der NSDAP. Dieſes Programm iſt unabänderlich. Es findet 
ſeine Erledigung nur durch ſeine Erfüllung.“ 


Schon dieſe Probe zeigt, daß politiſche Ziele umwälzendſter Art, die ſich Hitler und 
feine Bewegung geſteckt hatten, in die Formen einer privaten Vereinsſatzung ein- 
gezwängt werden mußten. 


Heute hat die Partei ihre ſtaatsrechtliche Form gefunden in dem wichtigen Geſetz 
„Zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat vom 1. Dezember 1933“ in der 
Faſſung, die der 8 2 dieſes Geſetzes als Folge der Röhmrevolte vom 30. Juni 1934 in 
dem Underungsgeſetz vom 3. Juli 1934 erhalten hat. 


Die Partei ift das politiſche Mittel der Führung. Sie tft das Mittel, das ſich Hitler 
geſchaffen und im harten politiſchen Kampf geformt hat, um der nationalen Wieder. 
geburt des deutſchen Volkes und der endgültigen Sicherung ſeiner politiſchen Einheit 
zum Sieg zu verhelfen. In der NSDAP entwickelte der Frontſoldat Adolf Hitler die 
bewußt politiſche Gegenbewegung gegen das bisherige liberale Syſtem aus dem 
Gemeinſchaftsgeiſt des Frontkämpfertums heraus. Die Partei ſollte eine enge in ſich 
geſchloſſene Gemeinſchaft der politiſch aktiven Kräfte des neuen Volks. und Staats- 
lebens fein. Als ſolche iſt ſie der Träger des nationalſozialiſtiſchen Ideenguts. Da 
dieſe Grundideen völkiſche ſind, ſo iſt der Grad der Volksverbundenheit der Partei 
entſcheidend für das Maß ihrer politiſchen Wirkungsmöglichkeit und für die Möglich- 
keit, die ihr vom Führer geſtellten Aufgaben zu erfüllen. Die Partei muß deshalb in 
ganz beſonderem Maße die engſte Fühlung mit dem Volk bewahren. Sie muß für das 
Volk und mit dem Volk leben und ihre Wurzeln immer wieder im Volk ſuchen. 
Innerhalb des Volkes ſpielt ſie die Rolle der politiſchen Elite, der durch den Führer 
eine erhöhte politiſche Verantwortlichkeit und erhöhte politiſche Pflichten auferlegt 
ſind. Am ihre Stoßkraft als politiſches Mittel der Führung zu erhalten, kann deshalb 
auch nicht daran gedacht werden, Volk und Partei einfach ineinander auſgehen zu 
laſſen. Die Partei muß im Gegenteil ihre ſtrenge politiſche Geſchloſſenheit bewahren 
und darf auch zahlenmäßig nicht ins Angemeſſene wachſen. Die Verbindung mit dem 
Volk, ſoweit die Volksgenoſſen nicht als Parteigenoſſen in der Partei ſelbſt ſtehen, 
wird durch die Gliederungen der Partei und der „angeſchloſſenen Verbände“ herbei⸗ 
geführt (vgl. oben S. 20). 


3. Das Geſetz zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat 


Das politiſche Weſen der Partei als politiſches Mittel der Führung hat in dem 
Geſetz vom 1. Dezember 1933 ſeinen ſtaatsrechtlichen Ausdruck gefunden. Deshalb 
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kann man dieſes Gefetz mit Recht als eines der wichtigſten Grundgeſetze des national- 
ſozialiſtiſchen Staates bezeichnen. 


Nach der Erringung der Staatsmacht mußte die Partei mit dem Staat in 
engſte Verbindung gebracht werden. Das erſte äußerliche Symbol für dieſe Ver 
bindung war der Flaggenerlaß des Reichspräſidenten vom 12. März 1933, in 
dem angeordnet wurde, daß bis zur endgültigen Regelung die Reichsflagge 
„Schwarz-weiß rot“ und die Hakenkreuzflagge gemeinſam zu hiſſen find. Jetzt be⸗ 
ſtimmt das Reichsflaggengeſetz vom 15. September 1935 als Reichsfarben Schwarz⸗ 
weiß-rot und als Reichs und Nationalflagge die Hakenkreuzſlagge, die zugleich 
Handelsflagge iſt. 


Der 8 1 des Geſetzes vom 1. Dezember 1933 bringt die Stellung der Partei als 
politiſches Mittel der Führung in dem oben erwähnten Sinne dadurch zum Ausdruck, 
daß er die NS DA als „die Trägerin des deutſchen Staatsgedankens“ bezeichnet. 


Als folche iſt ſie, wie das Geſetz weiter ſagt, „mit dem Staat unlöslich verbunden“. 
Die Art dieſer Verbindung mit dem Staate und damit die Geſtaltung des politiſchen 
und ſtaatsrechtlichen Verhältniſſes von Partei und Staat iſt eines der wichtigſten 
Probleme des nationalſozialiſtiſchen Staatsaufbaus. 


Am zu einer richtigen Anſchauung darüber zu gelangen, muß man ſich zunächſt darüber 
klar ſein, was unter Staat im Verhältnis zur Partei eigentlich verſtanden wird. Ver⸗ 
ſteht man unter Staat die politiſche und ſtaatsrechtliche Lebensform des Volkes (vgl. 
Bd. J, Gruppe 2, Beitrag 16, Ziff. 2), fo iſt es klar, daß auch die Partei in dieſe Lebens-. 
form politiſch und ſtaatsrechtlich eingegliedert fein muß. Denn der Staat iſt, wie auch 
von dem Reichsminiſter des Innern Dr. Frick herausgehoben worden iſt (vgl. den 
Vortrag des Reichsminiſters Dr. Frick vom 15. November 1934 „Der Neuauſbau des 
Dritten Reichs“), „nach der Eingliederung der Partei in den Staat mehr als nur die 
Behördenorganiſation. Zum Staat gehört vielmehr auch die geſamte Bewegung.“ 


Dieſer Einbau der Partei in den Staatsorganismus, alſo in den Staat als politiſche 
und rechtliche Formung des völkiſchen Lebens, zeigt ſich vor allem auch darin, daß nach 
dem Geſetz vom 1. Dezember 1933 die NSDAP eine Körperſchaſt des öffentlichen 
Rechts iſt. Das Weſen jeder Körperſchaft des öffentlichen Rechts prägt ſich darin 
aus, daß fie lebenswichtige organiſche Bindungen zwiſchen Volk und Staat zum Aus. 
druck bringt. Offentliche Körperſchaften haben deshalb nur Sinn und Wert, wenn ſie 
einem Bedürfnis des Volkslebens entſprechen und aus ihm herauswachſen. Jede 
öffentliche Körperſchaft betreut eine Sphäre des politiſchen und damit des öffentlichen 
Lebens, ohne daß der Staatsapparat ſelbſt unmittelbar in diefe Regelung eingreift. 
In dieſer Auffafiung wurzelt auch das Problem der Selbſtverwaltung im völkiſchen 
Staate. 


Die einzigartige Stellung der NSDAP als Körperſchaft des öffentlichen Rechts 
kommt dadurch zum Ausdruck, daß nicht der Staatsapparat oder das formelle Staats- 
geſetz ihre Satzung beſtimmen, ſondern nach dem letzten Satz des 81 des Geſetzes vom 
1. Dezember 1933 der Führer. Hitler als Führer der Bewegung geſtaltet auch allein 
die Formen und den Aufbau der Bewegung ſowie der Gliederungen der Bewegung 
und der ihr angeſchloſſenen Verbände. 


In dieſem Sinne beſtimmt 81 der Durchführungsverordnung vom 29. März 1935, 
daß der Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterverein e. V. und der Verein Hitler- 
Qugend-Bewegung im Vereinsregiſter zu löſchen find. Die Vermögen dieſer Vereine 
ſind ohne Liquidation Vermögen der NSDAP als Körperſchaft des öffentlichen 
Rechts geworden. Bis zum Erlaß der Satzung der NSDAP findet die bisherige 
Satzung des Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeitervereins e. V. auf die NOD- 
AP als Körperſchaft des öffentlichen Rechts ſinngemäß Anwendung. 
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Die „Gliederungen der NSDAP“ (ſiehe oben S. 20) beſitzen nach 8 4 der Durch⸗ 
führungsverordnung keine eigene Rechtsperſönlichkeit und kein eigenes Vermögen. 
Die Partei bildet mit ihren Gliederungen als Körperſchaft des öffentlichen Rechts 
vermögensrechtlich eine Einheit für den Vereich der Geſamtorganiſation. General- 
berollmädtigter des Führers in allen vermögensrechtlichen Angelegenheiten der NS. 
DAP iſt der Reichsſchatzmeiſter der NSDAP. 

Die angeſchloſſenen Verbände (ſiehe oben S. 20) können keine eigene Rechtsperſön⸗ 
lichkeit beſitzen und unterſtehen der Finanzaufſicht des Reichsſchatzmeiſters der NS. 
DAD (85 der Durchführungs verordnung). 


Das Verhältnis der Partei zum Staat hat man in die Formel gebracht: „Die Partei 
befiehlt dem Staat.“ Tatſächlich hat der Führer auf dem Parteitag 1934 in Nürnberg 
geſagt: „Nicht der Staat befiehlt uns, ſondern wir befehlen dem Staat.“ Damit 
hat der Führer die Aufgabe der Bewegung als das politiſche Mittel der Führung 
klar umſchrieben. Die Partei iſt dafür verantwortlich, daß das nationalſozialiſtiſche 
Ideengut Gemeingut des ganzen Volkes wird. 

Die geſamte Führerſchaft des deutſchen Volkes, beftehend aus der Parteiführung, der 
Staatsführung und der Führung der Wehrmacht, iſt dem Führer, in deſſen Perſon 
dieſe drei Mittel der Führung zuſammenlaufen, dafür verantwortlich, daß ſich auf 
ihren verſchiedenen Aufgabengebieten die Einheitlichkeit nationalſozialiſtiſchen Denkens 
und Wollens überall durchſetzt. Die politiſche Einheitlichkeit der deutſchen Führer⸗ 
ſchaft wird durch die einheitliche politiſche Erziehung in den Mitteln der Führung, vor 
allem aber dadurch gewährleiſtet, daß die geſamte junge Generation in dieſem einheit- 
lich politiſchen Sinne erzogen wird. 


Eine mißverſtändliche Auffaſſung iſt es aber, wenn man die Mittel der Führung wert- 
mäßig gegeneinander abſchätzt. Denn ganz abgeſehen davon, daß nicht nur in der 
Perſon des Führers dieſe ganzen Aufgaben zuſammenlaufen, widerſpricht eine ſolche 
Auffaſſung dem Wefen der volksverbundenen Führung, die ſich an allen Stellen 
gleicherweiſe für das Volk einzuſetzen hat. Wer charakterlich verſagt und feinen Auf. 
gaben nicht gewachſen iſt, oder wer gar feine Pflichten verſäumt oder übertritt, der 
hat feinen Anſpruch auf Mitarbeit in der deutſchen Führerſchaft verwirkt, gleich- 
gültig, ob er in einer Parteiſtellung, in einer Staatsſtellung oder in der Wehrmacht 
tätig iſt. 

And ebenſo ſind den einzelnen Mitteln der Führung durch den Führer ihre beſonderen 
Aufgabenkreiſe zugeteilt, in die die anderen Mittel der Führung nicht einzugreifen 
haben. 

Daß die Parteiführung nur dem Führer verantwortlich iſt, iſt ſelbſtverſtändlich. Aber 
auch die Spitzen der Staatsführung, die Reichsminiſter, find für ihre Amtsführung 
nur dem Führer und Reichskanzler unmittelbar verantwortlich. Der Führer allein 
regelt die Zuſammenarbeit diefer einzelnen Stellen. Beſonders deutlich tritt das bei 
der Wehrmacht hervor, die vom Führer wiederholt als der alleinige Waffenträger des 
deutſchen Volkes bezeichnet worden iſt. 

Dieſe Auffaſſung des Verhältniſſes von Partei und Staat ſchließt nicht aus, ſondern 
erfordert es ſogar, daß der deutſche Führerſtaat aus feiner Perſönlichkeits⸗ und 
Gemeinſchaftsauffaſſung die Perſönlichkeiten beſonders ehrt und auszeichnet, dir 
in ſchwerſten Zeiten und unter ſchwerſten Opfern und Bedingungen dem deutſchen 
Volke gedient und das völkiſche und nationale Ideal vertreten haben. Deshalb ſtehen 
der echte Frontkämpfer und der alte Kämpfer der Bewegung nebeneinander als die 
politiſchen Typen, in denen nationalſozialiſtiſcher Geiſt und nationalſozialiſtiſches 
Wollen beſonders lebendig find. Das kommt zum Ausdruck in der Ehrung der Kriegs- 
teilnehmer, beſonders der Frontſoldaten durch die Stiftung des Ehrenkreuzes (Ver- 
ordnung vom 13. Juli 1934). And ebenſo ehrt die Partei ihre alten Kämpfer durch 
Verleihung von Ehrenzeichen, die wie die ſtaatlich anerkannten Orden und Ehren- 
zeichen behandelt werden (Geſetz vom 15. Mai 1934). 
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83 des Geſetzes vom 1. Dezember 1933 gewährt den Mitgliedern der Partei und 
der SA leinſchließlich der ihr unterſtellten Gliederungen) keine beſonderen Rechte, 
ſondern legt ihnen nur beſondere Pflichten auf. Wegen Verletzung dieſer Pflichten 
unterfteben die Mitglieder der Partei bzw. der SA einer beſonderen Partei - und SA. 
Gerichtsbarkeit. Nach 8 4 des Geſetzes „gilt als Pflichtverletzung jede Handlung oder 
Anterlaſſung, die den Beſtand, die Organiſation, die Tätigkeit oder das Anſehen der 
NSDAP angreift oder gefährdet, bei Mitgliedern der SA (einſchließlich der ihr 
unterſtellten Gliederungen) insbeſondere jeder Verſtoß gegen Zucht und Ordnung“. 


Nach 8 8 des Geſetzes erläßt der Reichskanzler als Führer der Partei die Durch- 
ſührungsverordnungen, insbeſondere über Aufbau und Verfahren der Parteigerichts · 
barkeit. Am 17. Februar 1934 hat der Führer „Richtlinien für die Parteigerichte“ 
erlafien. Den Parteirichtern liegt deshalb heute eine beſonders wichtige und verant⸗ 
wortungsvolle Aufgabe ob. In welcher Richtung „Ziel und Aufgaben der Partei- 
gerichtsbarkeit“ liegen, iſt durch Neichsleiter Buch in einem gleichnamigen Aufſatz 
klargeſtellt worden, ebenſo in dem Geleitwort, das er dem amtlichen Mitteilungsblatt 
des oberſten Parteigerichts der NSDAP vorangeſchickt hat.“) Buch ſagt da: „Was 
draußen auf den Schlachtfeldern in Feindesland, was in der Heimat im Kampf für 
die Gemeinſchaft des deutſchen Volkes als vorbildlich galt, das ſind die gleichen 
Werte, die heute in der NSDAP gepflegt und in ihr verbreitet werden mülſſen. 
Wie draußen vom Mann Tapferkeit und Kameradſchaftlichkeit, Treue und Gehorſam, 
wie draußen und in der Heimat Genügſamkeit und Opferbereitſchaft von jedem ver⸗ 
langt wurden, und wie dort der Feige und Aberhebliche, der Treuloſe und Angehor⸗ 
ſame, wie hier der Hamſterer und Schieber, der Eigen und Genußfüchtige verurteilt, 
vom Kameraden und Volksgenoſſen verachtet wurde, ſo hat auch heute in der 
Bewegung der gleiche Maßſtab zur Beurteilung der Parteigenoſſen Geltung.“ 


And weiter führt Buch in feinem Aufſatz aus, daß der Führer dadurch, daß er alte 
Offiziere an die Spitze des Parteigerichts berufen habe, „die bewährte Rechts. und 
Ehrauffaſſung des deutſchen Heeres für ſeine Bewegung als Grundlage geſichert 
wiſſen wollte“. 


Damit iſt der Typus des politiſchen Soldaten als geiſtige Haltung des Nationale 
ſozialiſten von dem oberſten Parteirichter klar herausgeſtellt worden. Die Bewegung 
iſt — wie Buch in ſeinem Geleitwort fagt — „geboren aus dem ungeheuren Erleben 
des Weltkriegs“. Sie fußt alfo auf der geiſtigen Haltung echten Frontſoldatentums, 
das erſter und urſprünglichſter Nationalſozialismus geweſen iſt. 


Darüber hinaus erwies es ſich aber auch als nötige, die einheitliche Führung des 
deutſchen Volkes zu ſchützen und ihre Antergrabungen zu verhindern. Das geſchieht 
in umfaſſender Weiſe durch das Geſetz „gegen heimtückiſche Angriffe auf Staat und 
Partei und zum Schutz der Parteiuniformen“ vom 20. Dezember 1934. 


Die im 81 des Geſetzes vom 1. Dezember 1933 betonte unlösliche Verbundenheit der 
NSDAP mit dem deutſchen Staat tritt in dem neuen Geſetz klar heraus. Nach Urt. 1 
8 1 des Geſetzes wird beftraft, „wer vorſätzlich eine unwahre oder gröblich entſtellte 
Behauptung tatſächlicher Art aufftellt oder verbreitet, die geeignet iſt, das Wohl des 
Reichs oder das Unfehen der Reichsregierung oder das der nationalſozialiſtiſchen 
deutſchen Arbeiterpartei oder ihrer Gliederungen ſchwer zu ſchädigen“. And 8 2 
beitraft denjenigen, „der öffentlich gehäſſige, hetzeriſche oder von niedriger Geſinnung 
zeugende Außerungen über leitende Perſönlichkeiten des Staates oder der NSDAP, 
über ihre Anordnungen oder die von ihnen geſchaſfenen Einrichtungen macht, die geeignet 
find, das Vertrauen des Volkes zur politiſchen Führung zu untergraben“. Ferner iſt 
bezeichnend für die einheitliche Zuſammenarbeit der deutſchen Führerſchaft in Partei 
und Staat, daß die immer nur auf Anordnung des Reichsminiſters der Juſtiz zu ver⸗ 


9 Zei, „De „Der Parteirichter, amtliches Mitteilungsblatt des oberſten Parteigerichts der 
SDA P, Folge 1 vom 10. Juli 1934 und Folge 3 vom 20. September 1934. 
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folgende Tat des §2 im Einvernehmen des Reichsminiſters der Juſtiz mit dem Gtell- 
vertreter des Führers dann verfolgt wird, wenn ſich die Tat gegen eine leitende Per⸗ 
ſönlichkeit der NS DDA richtet. 


Die ſtaatsrechtliche Verbindung von Partei und Staat geht in erſter Linie über die 
Perſon des Führers. Aber darüber hinaus beſtellt der 8 2 des Geſetzes vom 1. Dezem⸗ 
ber 1933 in der nach der NRöhmrevolte erfolgten Faſſung vom 3. Juli 1934 „zur 
Gewährleiſtung engſter Zuſammenarbeit der Dienſtſtellen der Partei mit den öffent. 
lichen Behörden den Stellvertreter des Führers zum Mitglied der Reichsregierung“. 
Als Reichsminiſter iſt der Stellvertreter des Führers Miniſter ohne Geſchäftsbereich, 
denn ſeine eigentliche politiſche Aufgabe liegt in der Erhaltung und Geſtaltung 
der Partei. Er hat dafür zu ſorgen, daß die Partei als das politiſche In⸗ 
ſtrument des Führers ſchlagkräftig bleibt und ihre Hauptaufgabe der Durch- 
dringung des Volkes mit dem nationalſozialiſtiſchen Ideengut erfüllen kann. Aus 
dieſem Grunde muß der Stellvertreter des Führers vor allem über alle rechtspolitiſchen 
Aufgaben ſtets auf dem laufenden gehalten werden. Denn die Partei kann ihre 
Hauptaufgabe nur erfüllen, wenn die Geſetzgebung des nationalſozialiſtiſchen Staates 
in ihrem Geiſte geſtaltet wird. 


Deshalb beſtimmt die wichtige Verfügung des Führers vom 27. Juli 1934: „Der 
Führer hat in ſeiner Eigenſchaft als Reichskanzler zur weiteren Vereinheitlichung von 
Partei und Staat angeordnet, daß die Partei mehr noch als bisher dadurch zur geſetz⸗ 
geberiſchen Arbeit herangezogen wird, daß der Stellvertreter des Führers, Reichs- 
miniſter Rudolf Heß, oder von ihm beſtimmte Referenten das Recht erhalten, an der 
Bearbeitung von Geſetzentwürfen ſämtlicher Reichsreſſorts teilzunehmen.“ Nach 
einem neuen Erlaß des Führers und Reichskanzlers iſt der Stellvertreter des Führers 
auch bei dem Erlaß von Ausführungsbeſtimmungen und Durchführungsvorſchriften, 
ſoweit fie im Reichsgeſetzblatt veröffentlicht werden, zu beteiligen. 


Dem Stabe des Stellvertreters des Führers erwachſen dadurch eine Reihe wichtigſter 
Aufgaben für den Aufbau des deutſchen Führerſtaates. So iſt es von beſonderer 
Bedeutung, daß auch der Ausbau und Neuaufbau der deutſchen Hochſchulen im 
nationalſozialiſtiſchen Geiſt in das Arbeitsgebiet des Stellvertreters des Führers ſällt, 
weil der richtige Einſatz der deutſchen Wiſſenſchaft und die politiſche wiſſenſchaftliche 
Erziehung des deutſchen Studenten für den Veſtand des deutſchen Führerſtaates von 
entſcheidender Bedeutung ſind. 


Darüber hinaus wird ſich aber zur Feſtigung der Verbindung von Partei und Staat 
auch weiterhin in den oberſten Führerſtellen die Notwendigkeit einer Perſonalunion 
von Partei- und Staatsführerſtellen weitgehend als nötig erweiſen. Vor allem in den 
Reichsgauen wird eine ſolche Verbindung ſtatthaben müſſen, um auch innerhalb der 
territorialen Gliederung des Reichs die reibungsloſe Verbindung von Partei und 
Staat zu gewährleiſten. 


4. Das Berufsbeamtentum als Mittel der Führung 


Die ſtaatsrechtliche Stellung des Beruſsbeamtentums wird an anderer Stelle 
behandelt (Bd. II, Gruppe 1, Beitrag 28). 


Die nationalſozialiſtiſche Revolution brachte wieder die politiſchen Werte und Ein- 
richtungen zu Ehren, die Deutſchland und ſeine Stellung in der Welt groß gemacht 
und geſtärkt haben. VBeſte deutſche Tradition war aber das unbeſtechliche pflichttreue 
deutſche Berufsbeamtentum, das beim deutſchen Volk wie im Ausland im höchſten 
Anſehen ſtand. In Deutſchland ſind ſeit der Entſtehung des modernen Staates Staat 
und Berufsbeamtentum ſtets untrennbar miteinander verknüpft geweſen. Das Weſen 
des Staates und die herrſchenden Staatsideen prägen immer dem Berufsbeamtentum 
feinen Stempel auf. Das deutſche Verufsbeamtentum ſtand deshalb im abſoluten 
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Fürftenftaat in einem perſönlichen Zreueverhältnis zum Fürſten. In dieſem Sinn iſt 
das damalige Berufsbeamtentum ſicher Fürſtendienertum geweſen. So haben 
Beamtentum und Heer, jedes in ſeinem Aufgabenkreis, unter der genialen Führung 
Friedrichs des Großen den preußiſchen Großſtaat mitaufbauen helfen. Die Größe 
dieſer Aufgabe machte gerade das preußiſche Beamtentum und ſeine Organiſation zum 
Muſter für das deutſche Berufsbeamtentum überhaupt. Denn in den beſchränkten 
Möglichkeiten der Mittel- und vor allem der Kleinſtaaten lagen viel engere Voraus- 
ſetzungen für den Aufbau eines großzügigen deutſchen Berufsbeamtentums. Daraus 
erklärt es ſich, daß ſich der Aufbau des nationalſozialiſtiſchen Einheitsſtaates auch in 
dieſer Beziehung weitgehend an dem preußiſchen Beiſpiel orientiert. 


Das deutſche Berufsbeamtentum iſt deshalb in den Seiten feiner Bewährung immer 
mehr als bloßer Staatsapparat geweſen. Der einzelne Beamte war nicht bloßer 
Funktionär, ſondern er war Mitträger einer Staatsidee und war ſich deſſen auch voll 
bewußt. 


Erft der Liberalismus, beſonders in feiner radikalen Form, hat den Sinn des Berufs- 
beamtentums als Mittel der Führung zerſtört. Im liberalen Staat war der Beamte 
bloß Funktionär des Staatsapparates mit beſtimmten Rechten und Pflichten. In der 
liberalen Demokratie als Typus des ſührerloſen Staates verband den Beamten auch 
keine perſönliche Beziehung mehr zu einer Führerperſönlichkeit. Er leiſtete den 
Beamteneid auf die Verfaſſung. Seine Pflichten und Rechte wurden vom individuali⸗ 
ſtiſchen Standpunkt aus beurteilt. 


Im Parteienſtaat ſtand es dem Beamten frei, irgendeine politiſche Meinung zu haben 
und auch zu betätigen, ſoweit dadurch die Erfüllung ſeiner Amtspflichten nicht 
behindert wurde. Allen Beamten wurde nach der Weimarer Verfaſſung die Freiheit 
ihrer politiſchen Geſinnung und die Vereinigungsfreiheit gewährleiſtet. Die Parteien 
verſuchten ihrerſeits, im Beamtentum Fuß zu faſſen. Zwar hatte die Weimarer Ver⸗ 
faſſung den Verſuch gemacht, innerhalb des Parteienſtaates den eigenen Sinn des 
Berufsbeamtentums zu wahren, wenn ſie im Art. 130 beſtimmte: die Beamten ſind 
Diener der Geſamtheit, nicht einer Partei. Aber mangels einer geſchloſſenen Führung 
vermochte auch das Berufsbeamtentum den Parteiengeiſt nicht zu überwinden. Als 
er das ganze Volks- und Staatsleben überwucherte, konnte auch das Berufsbeamten- 
tum von ihm nicht unberührt bleiben, ſchon weil feine Angehörigen zum Teil berufs- 
mäßig in dauernde Beziehung zu den Parteien treten mußten. Vergebens verſuchten 
demgegenüber die Beamtenvertretungen, ſich möglichſt auf die Sicherung der Beamten⸗ 
rechte gegenüber dieſer Vielheit der Parteien zurückzuziehen und eine überparteiliche 
Poſition zu gewinnen. Als der liberale Staat den Kampf gegen die Oppoſition von 
rechts und links gleichzeitig aufnehmen mußte und ſich in dieſem Kampf aufrieb, wollte 
er das Berufsbeamtentum an das parlamentariſche Syſtem binden und verbot den 
Beamten die Zugehörigkeit nicht nur zur kommuniſtiſchen Partei, ſondern auch zur 
nationalſozialiſtiſchen Bewegung. 


Erſt der Sieg des Nationalſozialismus und der Aufbau des deutſchen Führerſtaates 
hat dem Beruſsbeamtentum wieder feinen alten traditionellen Sinn zurückgegeben und 
es wiederum zu einem ſtarken Mittel der Staatsführung gemacht. Als Mittel der 
Führung hat das Berufsbeamtentum im deutſchen Führerſtaat auf dem Gebiet der 
Rechtsverwirklichung und der öffentlichen Verwaltung wichtige Aufgaben zu erfüllen. 
Man kann das VBerufsbeamtentum geradezu als Repräſentanten des Rechtswerts im 
nationalſozialiſtiſchen Staate betrachten (vgl. Bd. 1 Gruppe 2, Beitrag 16, Ziff. 19). 


Der deutſche Führerſtaat baut nicht auf dem Wert der Mehrheit, ſondern auf dem der 
Perſönlichkeit auf. Dieſe Perſönlichkeitswerte muß der Berufsbeamte im national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staat ſein eigen nennen. Nach Charakter wie nach Leiſtung muß er 
allen Anforderungen genügen. Nur charaktervolle und fähige Perſönlichkeiten kann 
der deutſche Führerſtaat als Beamte gebrauchen. 
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Weil im nationalſozialiſtiſchen Staat das VBerufsbeamtentum feine traditionelle Be · 
deutung als wichtiges Mittel der Führung zurückgewonnen hat, muß der national; 
ſozialiſtiſche Staat an die Beamtenſchaft erhöhte Anforderungen ftellen. Deshalb 
haben der Reichsbund der Deutſchen Beamten und feine Fortbildungsmöglichkeiten. 
wie fie in beſonders ausgeprägter Weiſe in den Verwaltungs Akademien gegeben find, 
die doppelte Aufgabe, die Beamten ſowohl zu vorbildlichen Nationalſozialiſten wie 
zu tüchtigen Fachbeamten zu erziehen und in dieſem Sinne eine dauernde Schulung 
und Fortbildung des Berufsbeamtentums vorzunehmen. 

Dadurch wird es möglich fein, das Berufsbeamtentum als Mittel der Führung ſtets 
auf der Höhe ſeiner Leiſtungsfähigkeit zu halten. 


5. Die Wehrmacht als Mittel der Führung 

Auch die deutſche Wehrmacht blickt als Mittel der Führung auf eine ſtarke Tradition 
zurück. Vor allem das ruhmreiche preußiſche Heer hat entſcheidenden Anteil an dem 
Aufbau des preußiſchen Großſtaates gehabt. And als die Schöpfung Friedrichs 
des Großen unter dem revolutionären Anſturm des militäriſchen Genies Napoleon 
zuſammenbrach, da waren es gerade völlifh und national empfindende Soldaten wie 
Scharnhorſt, Gneiſenau und Clauſewitz, die neben Männern wie dem Freiherrn 
vom Stein die geiſtig⸗politiſchen Vorausſetzungen für den Wiederaufſtieg Preußens 
ſchufen. 

In jedem geſunden Volke iſt die Wehrmacht kein Fremdkörper, ſondern wurzelt im 
völkiſchen Boden. Denn jedes Volk, das ſich als politiſche Gemeinſchaft empfindet, 
iſt auch von dem Willen durchdrungen, dieſe Lebensgemeinſchaft gegen fremde An⸗ 
griffe zu ſchützen. In dieſem Sinne muß der Wehrwille vom ganzen Volke als Vor⸗ 
ausſetzung feiner politiſchen Exiſtenz erhalten und gepflegt werden. 

Dieſen völkiſchen Wurzeln der Wehrmacht gegenüber war in der liberalen Staats- 
rechtslehre für die Stellung der Wehrmacht überhaupt kein rechter Platz. Für den 
individualiſtiſchen Liberalismus bildet die Wehrmacht einen Fremdkörper in Voll 
und Staat. Sie wird zu einem bloßen Machtinſtrument erniedrigt, das die Poſition 
der jeweils Herrſchenden nach außen, aber auch im Innern ſchützen ſoll. Für eine 
Staatsauffaſſung, die das Volk als politiſche Größe nicht kennt, wird die Wehrmacht 
höchſtens zum notwendigen Abel. 

Im völkiſchen Staat iſt dagegen die Wehrmacht der Waffenträger des Volkes, der ſich 
aus dem Volke ergänzt. 

So hängt die Auffaſſung vom Weſen der Aufgaben der Wehrmacht ganz weſentlich 
von den politiſchen Grundwerten Volk und Staat und ihrer Anerkennung ab. 

In Deutſchland war die Wehrmacht in noch ſtärkerem Maße als das Berufs. 
beamtentum der Territorialgewalten mit der Perſon des Monarchen verknüpft. Der 
Monarch war immer oberſter Befehlshaber und oberſter Kriegsherr der Wehrmacht. 
Die Wehrmacht der alten deutſchen Staaten war „königstreu“ und konnte es ihrem 
Weſen nach gar nicht anders ſein. 

Deshalb wurde die Stellung der deutſchen Wehrmacht durch den Wegfall der 
Dynaſtien auf das tiefſte beeinſlußt, weil das perſönliche Band, das ſie mit dem 
Herrſcherhaus verband, dadurch zerriſſen wurde. Die Abſchaſfung der allgemeinen 
Wehrpflicht unter dem außenpolitiſchen Druck des Verſailler Diktats verbunden mit 
der Verringerung der Wehrmacht auf 100 000 Mann, drohte auch die völkiſchen Vin⸗ 
dungen der Wehrmacht zu lockern. 

Beiden Gefahren iſt die deutſche Wehrmacht aber entgangen. 

Die Wehrmacht hatte ſchon im Weimarer Staat die Möglichkeit, ſich durch ihre un- 
mittelbare Anterſtellung unter den Oberbefehl des Reichspräſidenten und durch ihren 
mehr außenpolitiſch eingeſtellten Aufgabenkreis weitgehend aus dem parlamentariſchen 
Chaos heraushalten zu können. Auf der anderen Seite waren gerade die drückenden 
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Beſtimmungen des Verſailler Diktats für die Leitung der Wehrmacht ein Unfporn, 
aus dem kleinen Heer im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten ein wirkſames Ver⸗ 
teidigungsinſtrument zu ſchaffen. 


So ſehr die Wehrmacht als Waffenträger des deutſchen Volkes bemüht war, ſich aus 
den innerpolitiſchen Konflikten herauszuhalten, fo war es doch klar, daß die Ange ⸗ 
hörigen der Wehrmacht ihrer ganzen ſoldatiſchen Haltung entſprechend auf die Dauer 
einer Bewegung nicht gleichgültig gegenüberſtehen konnten, die die Verwirklichung der 
alten ſoldatiſchen Tugenden: Kameradſchaft, Diſziplin und Treue auch im politiſchen 
Leben auf ihre Fahnen geſchrieben hatte. Denn der von der Bewegung geſchaffene 
Typus des politiſchen Soldaten beſteht ja nicht darin, daß dieſer politiſche Soldat 
nun in militäriſchen Dingen dilettieren fol. Er ſoll eine geiſtig⸗politiſche Haltung 
haben und betätigen, die ihn befähigt, das völkiſche Gemeinſchaftsleben wirklich zu 
fördern. Dieſe Haltung kann aber nicht eine individualiſtiſche, und in dieſe m 
Sinne liberal⸗ bürgerliche fein, ſondern muß die Haltung eines völkiſchen Menſchen 
ſein. 


Nach der Abernahme der politiſchen Macht durch den Nationalſozialismus konnte ſich 
deshalb die deutſche Wehrmacht reibungslos in den neuen deutſchen Volksſtaat ein- 
fügen. And gerade der Führer hat der deutſchen Wehrmacht immer wieder die Auf⸗ 
gabe zugewieſen, als alleiniger Waffenträger des deutſchen Volles das äußerſte 
Mittel der politiſchen Führung im völkiſchen Staat zu ſein. 


Die Wehrmacht dient dem Volke. In ihr erfüllen die Söhne dieſes Volkes ihre 
höchſte Gemeinſchaftspflicht, die ſich in der Verteidigung der völkiſchen Einheit bis 
zur ſelbſtverſtändlichen Aufopferung des eigenen Lebens ſteigern kann. Deshalb iſt 
die Wehrmacht und der Dienſt in ihr ſchon im alten Staat immer die beſte Charakter. 
ſchule für den Volksgenoſſen geweſen. Preußiſche Haltung und preußiſcher Geiſt 
haben im preußiſchen Heer ihre klarſte Verkörperung gefunden. Schon für die 
Friedensarbeit des Heeres, dann aber vor allem für die Bewährung in der Front war 
der Typus des echten Führers entſcheidend. Gerade der einfache Soldat in der Front 
hatte ein untrügliches Gefühl dafür, wem er als Führer wirklich trauen konnte, 
nämlich dem, der mit ihm aus derſelben Gemeinſchaft herauswuchs. Das Gefühl für 
Führerſchaft iſt deshalb im Gegenſatz zum politiſchen Leben in der Wehrmacht ſtets 
lebendig geblieben. Das Zweite Reich und das Weimarer Zwiſchenreich find daran 
zugrunde gegangen, daß die politiſche Führung keine echte Führung mehr war und 
dadurch der Staat „führerlos“ werden mußte. 


Adolf Hitler und ſeine Bewegung haben dieſen entſcheidenden Mangel erkannt. 
Deshalb wurde in der Partei, und in ihr wieder vor allem in der SA, der Typus des 
politiſchen Menſchen geſchaffen, der nach Bewährung in der Gemeinſchaftsarbeit 
wirklich zur politiſchen Führung befähigt iſt. 


Daß ein Pſeudoführertum in der Röhmrevolte des Sommers 1934 aus reinem 
Machthunger heraus glaubte, über dieſe wichtigen Aufgaben hinaus auch in das 
Gebiet militäriſcher Aufgaben hinübergreifen zu müſſen, hat zu einer politiſchen 
Kriſe geführt, deren raſche Beendigung die klare Scheidung der Auſgabenkreiſe inner. 
halb der Mittel der Führung eindeutig feſtgeſtellt und damit zugleich die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Einheit der deutſchen Führerſchaft unter dem Führer geſchaffen hat. 


Vor allem Hitlerjugend, SA und Arbeitsdienſt ſind berufen, eine wichtige Vorſchule 
und ein wichtiges Bindeglied zwiſchen politiſcher Gemeinſchaftsbeziehung und mili⸗ 
täriſcher Erziehung zu ſein. Der mit Erfolg durch dieſe Schulung gegangene junge 
Deutſche bringt für die Erfüllung ſeiner militäriſchen Pflichten eine Haltung mit, die 
die erſte Vorausſetzung für die Entfaltung ſoldatiſcher Tugenden iſt. Denn neben 
der ſpezifiſch militäriſchen Ausbildung iſt es die Aufgabe der Wehrmacht, ihre innere 
Verbundenheit mit dem Volkskörper ſtets lebendig zu erhalten. 
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Wie ſchon oben erwähnt, war die ftaatsrechtliche Stellung der Wehrmacht im 
Weimarer Staat durch den perſönlichen Oberbefehl des Reichspräſidenten charakte- 
riſiert. Aber dadurch, daß alle Anordnungen und Verfügungen des Reichspräſidenten 
— auch ſolche auf dem Gebiet der Wehrmacht — der Gegenzeichnung bedurften, wurde 
auch die Wehrmacht in das parlamentariſche Syſtem einbezogen. 

Der Reichspräſident als Träger der oberſten militäriſchen Kommandogewalt und der 
aus ihr folgenden Befugniſſe hatte die Abertragung der Ausübung des Oberbefehls 
auf den Reichswehrminifter ſchon durch Verordnung vom 20. Auguſt 1919 ausge- 
ſprochen, ſich aber hierbei das Recht vorbehalten, „unmittelbare Befehle“ zu erteilen. 
8 8 Ubf. 2 des Reichswehrgeſetzes ſetzt das ſtaatsrechtliche Verhältnis zwiſchen 
Reichspräſident und den Befehlshabern der Wehrmacht folgendermaßen feſt: „Der 
Reichspräſident iſt oberſter Befehlshaber der geſamten Wehrmacht. Unter ihm übt 
der Reichswehrminiſter Befehlsgewalt über die geſamte Wehrmacht aus. An der 
Spitze des Reichsheeres ſteht ein General als Chef der Heeresleitung, an der Spitze 
der Reichsmarine ein Admiral als Chef der Marineleitung.“ 


An dieſer ſtaatsrechtlichen Stellung der Wehrmacht hat ſich auch durch das Geſetz über 
das Staatsoberhaupt des Deutſchen Reichs vom 1. Auguſt 1934 nichts geändert. Anter 
den bisherigen Befugniſſen des Reichspräſidenten, die nach dem § 1 dieſes Geſetzes 
auf den Führer und Reichskanzler Adolf Hitler übergingen, iſt ſicher der Oberbefehl 
über die Wehrmacht beſonders bedeutſam. Vor allem hat die deutſche Wehrmacht 
im Führer wieder eine perſönliche Spitze erhalten. 


Wie die anderen Mittel der Führung, die Partei und das Berufsbeamtentum, ſo 
wurde auch die Wehrmacht auf die Perſon des Führers und Reichskanzlers neu ver⸗ 
eidigt. Der Angehörige der deutſchen Wehrmacht ſchwört, daß er „dem Führer des 
Deutſchen Reiches und Volkes, Adolf Hitler, dem Oberbefehlshaber der Wehrmacht, 
unbedingten Gehorſam leiſten und als tapferer Soldat bereit ſein will, jederzeit für 
dieſen Eid ſein Leben einzuſetzen“. 

Die wichtige Stellung der Wehrmacht und die Notwendigkeit ihrer abſoluten Volks. 
verbundenheit im nationalſozialiſtiſchen Staat macht es nötig, daß alle Angehörigen 
der Wehrmacht mit dem Inhalt des nationalſozialiſtiſchen Ideenguts vertraut gemacht 
werden. Deshalb ſpielt neben der Schulung des Soldaten in ſeinen militäriſchen 
Aufgaben auch die nationalſozialiſtiſche Erziehung in der Wehrmacht eine große Rolle. 
Auch durch ihre äußeren Abzeichen kennzeichnet ſich die deutſche Wehrmacht ſowohl 
als Träger einer ruhmreichen, alten Tradition wie als Träger nationalſozialiſtiſchen 
Geiſtes. Einer der erſten Akte des Reichspräſidenten nach der national ſozialiſtiſchen 
Revolution war die Einführung der alten Reichskriegsflagge und der ſchwarz⸗ 
weiß⸗roten Kokarde durch Erlaß vom 4. März 1933. Durch Verordnung des 
Reichspräſidenten vom Februar 1934 wurde dann weiter beſtimmt, daß die Ange⸗ 
hörigen der Wehrmacht künftig auch das Hoheitszeichen der NSDAP an der Uniform 
tragen. So bringt die deutſche Wehrmacht auch äußerlich die Verknüpfung zwiſchen 
der Tradition des Bismarckſchen Reichs und dem jungen nationalſozialiſtiſchen Staat 
zum Ausdruck. 

Im übrigen kommt die politiſche Gleichrichtung der Wehrmacht als dem militäriſchen 
Mittel der Führung mit der SA und der SS als politiſchen Mitteln der Führung 
auch in der angeordneten gegenſeitigen Grußpflicht zum Ausdruck. Denn dieſe 
wichtigen Säulen, die die politiſche Führung im nationalſozialiſtiſchen Staat tragen, 
ſollen auch in ihrer äußerlichen Haltung ihre gegenſeitige Verbundenheit in der 
deutſchen Führerſchaft zum Ausdruck bringen. 

Die nationalſozialiſtiſche Geſetzgebung hat ferner auch durch die Wiedereinführung 
der Militärgerichtsbarkeit durch Geſetz vom 15. Mai 1933 der beſonderen Stellung 
der Wehrmacht im Staat wieder Rechnung getragen. Danach werden grundſätzlich 
alle von Angehörigen der Wehrmacht begangenen Straftaten vor beſonderen Militär- 
gerihten abgeurteilt. Dieſe neue Regelung verläßt auch auf dieſem Gebiet das 
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formale Gleichheitsprinzip der Weimarer Verfaſſung, das im Art. 106 zur Aufhebung 
der Militärgerichtsbarkeit geführt hatte. Die Wiedereinführung der Militärgerichts⸗ 
barkeit dient der Aufrechterhaltung und Förderung der ſoldatiſchen Diſziplin und 
entſpricht dem Geiſt und den Aufgaben der Wehrmacht im deutſchen Volksſtaat. 

Die Schaffung des nationalſozialiſtiſchen deutſchen Vollsſtaates als Einheitsſtaat 
mußte auch notwendig zur Auſhebung der ſogenannten landsmannſchaftlichen Beſtim⸗ 
mungen des Wehrgeſetzes durch das Geſetz vom 20. Juli 1933 führen. Damit iſt das 
Reich heute unbedingt der Träger der alleinigen Wehrhoheit. 

Der nationalſozialiſtiſche Staat hatte von Anbeginn an den Kampf um die Gleich 
berechtigung Deutſchlands mit aller Energie aufgenommen. Sein Ziel war die Be⸗ 
freiung der deutſchen Wehrmacht von den Feſſeln des Verſailler Diktats, die für ein 
ehrliebendes Volk, das ſeine politiſche Exiſtenz ſchützen muß, nicht erträglich 
waren. Der Lebenswille der deutſchen Nation will ſich nur im friedlichen Aufbau be⸗ 
tätigen, aber will dabei die unbedingte Gleichſtellung Deutſchlands unter den Völkern 
wahren. Die Volksverbundenheit der Wehrmacht im deutſchen Führerſtaat iſt der 
beſte Ausdruck des echten Friedenswillens des deutſchen Volkes und ſeines Führers. 
Das Geſetz für den Aufbau der Wehrmacht vom 16. März 1935 gibt der deutſchen 
Wehrmacht ihre endgültige Stellung im nationalſozialiſtiſchen Staate. Nach §! dieſes 
Geſetzes „erfolgt der Dienſt in der Wehrmacht auf der Grundlage der allgemeinen 
Wehrpflicht“. Das weitere regelt das Wehrgeſetz vom 21. Mai 1935. Damit hat die 
Reichsführung die Gleichberechtigung für den Schutz der deutſchen Volksgemeinſchaft, 
die Deutſchland immer wieder verweigert worden war, von ſich aus hergeſtellt und da- 
mit ſerner den Punkt 22 des nationalſozialiſtiſchen Parteiprogramms verwirklicht, 
der im deutſchen Volksſtaate die Bildung eines deutſchen Volksheeres forderte. 


Aber die Stellung der Wehrmacht im Aufbau des nationalſozialiſtiſchen Staates 
im einzelnen vgl. Band II, Beitrag 28. 


VI. Die formen der führung 


I. Führung und Rechtsſtaat 


Das Führerproblem, d. h. die Frage der Geſtaltung und der Formen der Führung, iſt 
ſo alt wie das politiſche Leben als Gemeinſchaftsleben überhaupt. Die Formen der 
Führung ſollen die richtige Gemeinſchaftsgeſtaltung ſichern. 

Deshalb find dieſe Formen kein Eigenwert, ſondern paſſen ſich an die politiſche Wirk. 
lichkeit an. Ein Führerſtaat iſt deshalb in verſchiedenen politiſchen Formen möglich. 
In ſeinem Weſen liegt es gerade, daß nicht die Form, ſondern die politiſche Subſtanz 
und ihre organiſche Entwicklung das Entſcheidende iſt. 

So iſt der engliſche Führerſtaat in der Form des klaſſiſchen engliſchen Parla- 
mentarismus und des Zweiparteienſyſtems langſam politiſch gewachſen. Man ließ 
die überlieferte Form der Krone beſtehen und wies ihr nur eine andere politiſche 
Rolle zu. Dem gefunden politifhen Sinn des Engländers fiel es bis heute niemals 
ein, für dieſe neuen politiſchen Geſtaltungen neue Rechtskonſtruktionen und eine neue 
ſtaats rechtliche Dogmatik zu erfinden. 

Das Weſentliche für die Entſtehung und das Beſtehen eines Führerſtaats iſt alſo, daß 
er die Einheit politiſcher Geſtaltung durchſetzt. Deshalb ſpielt im Führerſtaat die 
Frage des Primats von Innen- und Außenpolitik keine Rolle. „Wirkliche Politik 
iſt ſtets nur innere und äußere Politik zuſammen“ (vgl. Band I, Gruppe 2, 
Beitrag 13, S. 27). 

Dieſer politiſchen einheitlichen Geſtaltung muß aber auch eine einheitliche Rechts⸗ 
geſtaltung entſprechen. Daß dieſer einheitliche Rechtsaufbau erfolgt, iſt für den 
Führerſtaat von größter Bedeutung. 
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Aus den bisherigen Ausführungen ergab ſich, daß Führung und Gefolgſchaft zu⸗ 
ſammengehören. Im Gegenſatz zum „Pſeudoführer“, dem es nur auf die Erhaltung 
ſeiner eigenen Machtpoſition mit allen Mitteln ankommt, erwächſt die Stellung des 
Führers aus der Gefolgſchaft heraus und wird von ihrem Vertrauen getragen. 


Am dieſes Vertrauen zu ſichern, müſſen die Mittel der Führung innerhalb ihres Auf ⸗ 
gabenkreiſes „in Form“ gehalten werden. Das Volk und der einzelne Volksgenoſſe 
müſſen das abſolute Vertrauen haben, daß die vom Führer felbft autoritär be⸗ 
ftimmten Formen der Führung auch innegehalten werden. 


Deshalb bilden der völkiſche Führerſtaat und der national ſozialiſtiſche Rechtsſtaat 
eine Einheit. Sie ſind der Ausdruck derſelben politiſchen Wirklichkeit. Alles, was 
deshalb oben über den nationalſozialiſtiſchen Rechtsſtaat geſagt wurde (Band l, 
Gruppe 2, Beitrag 16), hat vollſte Bedeutung für die Formung des deutſchen Führer⸗ 
ſtaates. Das Volk als Gefolgſchaft empfindet ſich gleichzeitig als Rechtsgemeinſchaft 
und reagiert empfindlich gegen Verletzungen ſeines Rechtsgefühls. 

Die politiſche Lebensform des Führerſtaates und ſeine Rechtsordnung bilden deshalb 
eine Einheit. Sie verwirklichen eine Ordnung, die im Rechtsſtaat in Geltung 
ſtehen muß und Rechtsbrüche verhindert und ahndet. Deshalb iſt das Gefühl der 
Rechtsſicherheit gerade auch für den Beſtand des Führerſtaates von größter Be ; 
deutung. Es iſt ein grundlegender Fehler, anzunehmen, für eine wirkliche Gemein⸗ 
ſchaft erübrige ſich die Rechtsſicherheit. Gerade das Gegenteil iſt richtig. Das 
Gefühl der Rechtsſicherheit, das im völkiſchen Staat ſich vor allem auch darauf richtet, 
daß der Schutz der Ehre des einzelnen Vollsgenoſſen wirklich gewährleiſtet iſt, iſt 
deshalb eine der wichtigſten Stützen des Führerſtaats überhaupt. Denn das Ver⸗ 
trauen in die politiſche Führung äußert ſich auf dem Gebiet der poſitiven, rechtlichen 
Geſtaltung in dem Gefühl der Rechtsſicherheit. 

Immer find es aber die politiſchen Grundideen, die allen Konſtruktionen und Zor- 
mulierungen erſt ihren Sinn verleihen. Daraus ergibt ſich, daß politiſche Theorien, 
die bis in die jüngſte Zeit für den ſtaatsrechtlichen Aufbau von entſcheidender Be. 
deutung geweſen ſind, im Führerſtaat ihren Sinn verloren haben, weil deſſen Aufbau 
auf einer anderen politiſchen Weltanſchauung fußt. Das gilt vor allem für die 
politiſche Theorie der Gewaltentrennung, die in der Gedankenwelt der franzöſiſchen 
Revolution entſtanden, den . Aufbau des liberalen Rechtsſtaats maß⸗ 
gebend beſtimmt hat. 


2. Die Gewaltentrennung 

Der liberale Rechtsſtaat iſt deshalb Gewaltentrennungsſtaat geweſen, weil in ihm 
die Gewaltentrennung in der Form, die fie durch die Montesquieuſche Theorie in 
Auswirkung der franzöſiſchen Revolution erhalten hatte, als beherrſchendes politiſches 
Prinzip galt. Die Dreiteilung der Gewalten war eine Reaktionserſcheinung gegen 
die Ideen der abſoluten Fürſtenherrſchaft und diente dem Schutz der individuellen 
Freiheitsſphäre. Deshalb lag der Nachdruck und das Neue bei dieſer Theorie einmal 
in der Schaffung eines vom Monarchen unterſchiedenen „Geſetzgebers“ und zweitens 
in der Durchführung der richterlichen Anabhängigkeit. Dieſe richterliche Gewalt hat 
Montesquieu ſelbſt als gewiſſermaßen nicht vorhanden, d. h. als „unpolitiſch“ be- 
zeichnet. Der Richter follte ſelbſt kein drittes politiſches Machtzentrum darſtellen, 
ſondern er war an das Geſetz gebunden. 

In der Geſetzgebung lag alſo nach der Theorie der Gewaltentrennung die eigentliche 
neue politiſche Gewalt. Der neue Geſetzgeber ſollte die Nation bzw. ihre Repräfen- 
tation, die Nationalverſammlung ſein. Dieſe Nationalverſammlungen, die in der ver⸗ 
faſſungsgeſchichtlichen Entwicklung des Staates des 19. Jahrhunderts immer wieder- 
kehren, fühlten ſich als Träger der verfaſſunggebenden Gewalt. Inſoweit der liberale 
Rechtsſtaat dieſe Funktion der Geſetzgebung von der Regierungsgewalt loslöſt und 
als eigene Gewalt beſonders betont, iſt er „Geſetzgebungsſtaat“. Er ſteht unter der 
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Herrſchaft des Geſetzes und damit weithin unter der Herrſchaft des Parlaments, das 
der Geſetzgeber im liberalen Rechtsſtaat war. 


Indem man dieſe Schranke zwiſchen Geſetzgebungsgewalt und Regierungsgewalt 
immer deutlicher ausprägte, zerriß man im liberalen Rechtsſtaat die organiſchen Zu⸗ 
ſammenhänge zwiſchen Staat und Recht, die allein die Grundlage jedes echten Nechts⸗ 
ſtaats bilden können (vgl. darüber Band I, Gruppe 2, Beitrag 16). Man glaubte, 
dadurch den Staat „entpolitiſieren“ und „verrechtlichen“ zu können, während man 
dadurch tatſächlich nur die Führerloſigkeit zum Prinzip erhob. 


Da aber jeder echte Staat einer Staatsführung bedarf, ſo ließ ſich das Prinzip der 
Gewaltentrennung politiſch immer nur in beſchränktem Maße durchführen. Denn ein 
wirkliches „Gleichgewicht der Gewalten“ iſt innerhalb eines Staates auf die Dauer 
nicht denkbar, weil eine Staatsführung und damit ein entſcheidendes politiſches 
Machtzentrum vorhanden fein muß. Iſt ein folches nicht mehr vorhanden, fo gerät 
das politiſche Leben notwendig in eine Kriſe. 


Deshalb ſehen wir, daß auch im liberalen RNechtsſtaat, ſoweit er politiſch funktions⸗ 
fähig war, ſich doch immer wieder ein entſcheidendes politiſches Machtzentrum ge⸗ 
bildet hat. Es iſt kein Zufall, daß es immer wieder die Regierung iſt und fein muß, 
die dieſes Machtzentrum bildet, es ſei denn, daß der äußerſte Fall einer Militär- 
diktatur an ihre Stelle tritt. 


So hat in England die Entwicklung des parlamentariſchen Syſtems zur Führerſchaft 
des Kabinetts und vor allem des engliſchen Erſtminiſters geführt. In den Ver⸗ 
einigten Staaten, die immer neben Frankreich als der klaſſiſche Gewaltentrennungs⸗ 
ſtaat gegolten haben, verlagert ſich die politiſche Macht heute in zunehmendem Maße 
auf den Präfidenten. In den deutſchen Einzelſtaaten bildete der konſtitutionelle 
Monarch, der immer gleichzeitig auch über das Heer gebot, das eigentliche politiſche 
Machtzentrum, demgegenüber die Landtage nur eine untergeordnete Rolle ſpielten. 


Nur in Frankreich haben ſich das Parlament bzw. die es beherrſchenden wirtſchaft. 
lichen Gruppen als eigentliches politiſches Machtzentrum erhalten. Dabei darf aber 
nicht überſehen werden, daß gerade in Frankreich ein ſtarkes Heer dieſes ganze 
Syſtem trägt. 


Für den Führerſtaat iſt das Montesquieuſche Syſtem der Dreiteilung der Gewalten 
ſinnlos geworden. 


Zundchſt gibt es für den Führerſtaat keine politiſche Trennung von Geſetzgebung und 
Regierung bzw. Verwaltung mehr. Denn beide ſind nur Formen der Führung, die 
um der Einheitlichkeit der Führung willen ungetrennt in der Hand des Führers 
liegen müfjen. 


Die Vollsvertretung, die im Staat des 19. Jahrhunderts das neuentſtandene politiſche 
Machtzentrum war, hat für den Staat des 20. Jahrhunderts deshalb ihre bisherige 
Bedeutung vollkommen eingebüßt. Die organiſche Demokratie des völkiſchen Führer⸗ 
ſtaats geht andere, aus dem Weſen der Führung abgeleitete Wege, um die Volks- 
verbundenheit der Führung zu ſichern und zum Ausdruck zu bringen. Sie ſind oben 
(S. 27 ff.) ſchon geſchildert worden. 


Die Gliederung des Volkskörpers ſucht der völkiſche Staat des 20. Jahrhunderts auf 
andere Weife zu erreichen. Er verbindet das Prinzip der politiſchen Einheit, deſſen 
Träger die Partei als das politiſche Mittel der Führung iſt, mit dem Grundfatz einer 
organiſchen Gliederung in Volksgruppen durch einen territorialen und ftändiſchen 
Aufbau, der dem Aufbau des Volkskörpers Rechnung trägt und eine Selbſtverwaltung 
dieſer Volksgruppen nötig und notwendig macht. Der politiſche Sinn des ſtändiſchen 
Auſbaus im Führerſtaat liegt gerade darin, daß durch ihn die durch die Gewalten⸗ 
trennung aufgerichteten künſtlichen Schranken niedergeriſſen und durch wirkliche 
Lebensformen erſetzt werden. 
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Deshalb kennt auch die politiſche Führung die ſtarre Trennung im Sinne der Drei ⸗ 
teilungslehre nicht mehr. Das Gewaltenzentrum der Exekutive zerfiel ja wieder in 
eine Anzahl verſchiedener Funktionszentren, deren politiſcher Sinn ein ganz ver- 
ſchiedener war. 

Die liberale Staats- und Verwaltungsrechtslehre ſah in der öffentlichen Verwaltung 
eine mehr oder minder rein techniſche Funktion, die auf dem Boden der „geleß- 
mäßigen Verwaltung“ ablief. Erſt eine völkiſche Betrachtung eröffnet aber den Blick 
für die Vielgeſtaltigkeit des Volkslebens und damit auch für die Vielgeſtaltigkeit 
ſeiner politiſchen Formungen im Staat. 


Das gilt vor allem von dem Gebiet der Erziehung. In einem kleinen Staatsweſen, 
in dem wirklich ein politiſcher Aufbau auf rein „nachbarlichen Beziehungen“ möglich 
iſt, bedarf es keiner beſonderen politiſchen Erziehung, weil der einzelne Volksgenoſſe 
unbewußt und organiſch in das politiſche Leben hineinwächſt. Es iſt aber eine 
romantiſche Auffaſſung, die z. B. auch dem jungdeutſchen Manifeſt des Jungdeutſchen 
Ordens zugrunde lag, wenn man glaubt, die politiſche Einheit des Volkes im 
modernen Maſſen⸗ und Großſtaat auf dieſem Wege allein ſicherſtellen zu können. 
Deshalb bilden im modernen Staat die politiſche Propaganda und die Maßnahmen 
der politiſchen Erziehung ein unentbehrliches und äußerſt wichtiges Mittel der 
Führung, das als ſolches in der liberalen Gewaltentrennungstheorie überhaupt keinen 
Platz hatte, oder höchſtens unter „Verwaltung“ untergebracht war. 

And ebenſo bilden das Verhältnis von Staat und Kirche und damit die Frage, wie 
der moderne Staat ſich zu den überlieferten religiöſen Werten zu ſtellen hat, ſowie 
die ganze Kulturpflege politiſche Probleme größten Ausmaßes, die von der alten 
Gewaltenteilungslehre finnvoll gar nicht mehr erfaßt werden können. 

Sind fomit die alte Gewaltentrennungstheorie und mit ihr der liberale Rechtsſtaat 
als Gewaltentrennungsſtaat heute tot, ſo erweiſt ſich auf der anderen Seite gerade 
aus den Bedürfniſſen des heutigen Groß- und Maſſenſtaats heraus eine organi ; 
ſatoriſch⸗techniſche Trennung der Mittel und Formen der Führung als 
notwendig. Es iſt ſchon bei der Schilderung des Rechtsſtaats als Ordnungsſtaat 
(vgl. Band J, Gruppe 2, Beitrag 16, S. 7 ff.) betont worden, daß die Rechtsſicher⸗ 
heit ein wichtiger politiſcher Wert des völkiſchen Lebens iſt, und ganz beſonders 
zur Feſtigung der politiſchen Einheit beiträgt. Aus dieſem Grunde ſpielen die 
Formen der einzelnen Akte der Führung auch heute noch eine wichtige Rolle. Es iſt 
nicht gleichgültig, in welchen Formen die Rechtsſetzung erfolgt, ſowenig es bedeu- 
tungslos iſt, wie ſich die öffentliche Verwaltung und die Rechtspflege im Führer- 
ſtaat abſpielen. Deshalb ſollen dieſe Formen in ihrer politiſchen Bedeutung im 
folgenden kurz behandelt werden. Den Abſchluß hätte dann eine Betrachtung der- 
jenigen völkiſchen Werte zu geben, deren Behandlung für die politiſche Führung 
heute beſonders wichtig und beſonders heikel iſt. Es ſind das die religiöſen und 
kulturellen völkiſchen Werte. 


3. Die Rechtsſetzung im Führerftaat 


Die Formen der normalen Rechtsſetzung in Geſetz und Verordnung wurden ſchon 
oben behandelt. And ebenſo wurde in anderem Zuſammenhang auf die Bedeutung 
der poſitiven Rechtsordnung für den Rechtsſtaat als Ordnungsſtaat hingewieſen 
(vgl. Band J, Gruppe 2, Beitrag 16, S. 6 ff.). 

Deutſcher Führerſtaat und nationalſozialiſtiſcher Rechtsſtaat find aber eins. And 
deshalb geht im deutſchen Führerſtaat die normale Rechtsſetzung nach beftimmten 
Formen vor ſich. Dieſe Formen müſſen nun aber dem politiſchen Sinn des Führer⸗ 
ſtaats entſprechen. 

Die normale Form der Geſetzgebung im deutſchen Führerſtaat iſt das Regierungs- 
geſetz, d. h. das gemäß Art. 1 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Reich 
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vom 24. März 1933 durch die Reichsregierung beſchloſſene Reichsgeſetz. Daß es fich 
dabei ſelbſtverſtändlich um einen Akt der Führung handelt, und in welcher Weiſe die 
Reichsregierung daran beteiligt iſt, wurde ſchon oben (S. 23) ausgeführt. 

In dieſem Zuſammenhang iſt nur feſtzuſtellen, daß der umſtändliche Geſetzgebungsweg 
der Weimarer Verfaſſung nach Art. 3 des Geſetzes vom 24. März 1933 auf die 
normale Geſetzgebung im Führerſtaat keine Anwendung mehr findet. 


Dagegen ift durch denſelben Artikel das Erfordernis der Ausfertigung und Ver- 
kündung der Regierungsgeſetze durch den Führer und Reichskanzler ausdrücklich über⸗ 
nommen worden. Denn Ausfertigung und Verkündung der Geſetze haben auch im 
deutſchen Führerſtaat als nationalſozialiſtiſchem RNechtsſtaat einen politiſchen Sinn. 


Ein Geſetz ausfertigen bedeutet heute, daß die Echtheit und Richtigkeit des be⸗ 
ſchloſſenen Geſetzes durch die volksverbundene Führung der Volksgeſamtheit gegen- 
über verbindlich feſtgeſtellt wird. Die Führung bekundet durch die Ausfertigung der 
Geſamtheit der Volksgenoſſen gegenüber ihren Willen geſetzgeberiſcher Bindung. 
Ausfertigung iſt alſo ein bewußter Akt der volksverbundenen Führung. 


Dagegen iſt die weitere Funktion, die die Ausfertigung im liberalen Staat hatte, 
nämlich die in Form der Ausfertigung vorgenommene Prüfung auf die Verfaſſungs⸗ 
mäßigkeit des Geſetzes, heute ſinnlos geworden (vgl. darüber Band 1, Gruppe 2, 
Beitrag 17, Ziff. 4: Das Weſen der Verfaſſung). Denn es gibt nicht — wie im 
liberalen Staat — ſtaatsrechtliche Gegenkräfte der Führung, deren geſetzgeberiſche 
Tätigkeit einer Nachprüfung bedürſte. 


And noch weniger beſteht für den Richter heute die Möglichkeit, die geſetzgeberiſchen 
Akte der Führung auf ihre „Verfaſſungsmäßigkeit“ nachzuprüfen und ihnen im Falle 
des Nichtbeſtehens der Prüfung die Anwendung zu verſagen. Den geſetzgeberiſchen 
Akten der Führung gegenüber hat der Richter im nationalſozialiſtiſchen Rechtsſtaat 
nur noch zwei Befugniſſe: er muß ſich einmal davon überzeugen, daß das von ihm 
anzuwendende Geſetz ordnungsgemäß verkündet iſt. And er hat weiter auch heute 
noch das Recht und die Pflicht, die Innehaltung der geſetzgeberiſchen Delegation für 
Verordnungen zu überwachen, ſofern es ſich nicht um die Ausübung eines unab- 
hängigen, alſo von einer ſolchen Ermächtigung befreiten Verordnungsrechts des 
Führers handelt. 


Mit der Ausfertigung iſt auch im Führerſtaat die Verkündung des Geſetzes organiſch 
verbunden. Auch Art. 3 des Geſetzes vom 24. März 1933 hat aus wohlerwogenen 
Gründen der Rechtsſicherheit, deren Innehaltung in normalen Zeiten gerade im 
modernen Maſſenſtaat beſonders notwendig erſcheint, an der Verkündung der Re- 
gierungsgeſetze im Reichsgeſetzblatt feſtgehalten. Das bedeutet, daß die von der 
Reichsregierung beſchloſſenen und vom Reichskanzler ausgefertigten Geſetze als ſolche 
nur im Reichsgeſetzblatt rechtswirkſam verkündet werden können. Die Verbindlichkeit 
eines ſolchen geſetzgeberiſchen Führungsaktes für die Gefolgſchaft, d. h. für die Ge⸗ 
ſamtheit der Volksgenoſſen, iſt alſo auch im Führerſtaat an die Veröffentlichung des 
Geſetzes im Reichsgeſetzblatt geknüpft. Art. 3 des Geſetzes vom 24. März 1933 
beſtimmt in dieſem Sinne ausdrücklich, daß die Regierungsgeſetze „ſoweit fie nichts 
anderes beſtimmen, mit dem auf die Verkündung folgenden Tag in Kraft treten“. 


Dieſe Vorſchrift bezieht ſich auch nach dem Ermächtigungsgeſetz nur auf die „formellen“ 
Regierungsgeſetze, nicht dagegen auf Rechtsverordnungen. Rechtsverordnungen des 
Reichs bedürfen, wie früher, ſo auch heute zu ihrer Verbindlichkeit der Verkündung 
im Reichsgeſetzblatt an ſich nicht, wohl aber müſſen auch Rechtsverordnungen, weil 
auch ſie für die Geſamtheit der Volksgenoſſen in einem beſtimmten Amfang und auf 
beſtimmten Gebieten Recht ſetzen, verkündet werden. Für Rechtsverordnungen des 
Reichs ſteht deshalb das Geſetz über die Verkündung von Rechtsverordnungen vom 
13. Oktober 1923, das ihre Veröffentlichung im Reichsgeſetzblatt oder im Reichs- 
miniſterialblatt oder im Deutſchen Reichsanzeiger vorſchreibt, noch heute in Geltung. 
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Ebenſo hält der Führerſtaat an der Notwendigkeit der formellen Veröffentlichung von 
Rechtsverordnungen auf den zahlreichen Lebensgebieten der Verwaltung feſt, fo 3. 3. 
an den Beſtimmungen über die Veröffentlichung von Polizeiverordnungen (vol 
darüber Band II. Gruppe 1, Beitrag 29, S. 27). 

Schließlich gilt aus denſelben Gründen die Veröffentlichungspflicht auch für die 
Satzungen der dem Staat eingegliederten Verbände, wie der Ortsſatzungen der Ge⸗ 
meinden oder der Satzungen der ſtändiſchen Selbſtverwaltungskörper. So beſtimmt 
3. B. § 3 Abſ. 3 der Deutfchen Gemeindeordnung: „Satzungen find öffentlich bekannt 
zumachen.“ 


4. Die öffentliche Derwaltung im Führerftaat 

Politiſche Führung tft politiſche Geſtaltung des Volkes. Ein wichtiges Mittel dieſer 
Geſtaltung für die Staatsführung iſt die öffentliche Verwaltung. Ihre Notwendig⸗ 
keit und ihre Bedeutung gerade im modernen Maſſenſtaat ergibt ſich ſchon daraus, daß 
fie im weiteſten Maße einer dafür beruſsmäßig vorgebildeten Schicht, dem Beruf 
beamtentum, anvertraut iſt. 

Der Gewaltentrennungsſtaat ſuchte die perſönliche Führung und die Mittel zu ihrer 
Durchführung möglichſt zurückzudrängen. „Herrſchen“ follte in ihm nur die „Norm“. 
Die Verwaltung wurde dann folgerichtig nur zur bloßen Technik der Geſetzes⸗ 
ausführung. Der politiſch geſtaltende Wille, der allein gemeinſchaftsbildend wirken 
kann, wurde in dem von individualiſtiſchen Vorſtellungen beherrſchten liberalen 
Rechtsſtaat als das „böſe Prinzip“ empfunden. And da ſich doch eine politiſche 
Führung als unentbehrlich erwies, ſo mußte ſie ſich in den anonymen Formen des 
pluraliſtiſchen Parteienſtaats in dem Gegeneinander der politiſchen Kräfte betätigen 
Der Führerſtaat hat der öffentlichen Verwaltung über die bloß rechtstechniſchen 
Handlangerdienſte hinaus ihren eigentlichen Sinn als Gemeinſchaftsgeſtaltung wieder⸗ 
gegeben, die ſich unter dem Führer und nach feinen Richtlinien auf allen Lebens. 
gebieten auswirken kann. 

Im Gegenſatz zum liberalen Staat durchflutet heute derſelbe politiſche Ideengehalt 
alle Formen und Einrichtungen der öffentlichen Verwaltung. 

Die Einzelheiten dieſes Verwaltungsaufbaus und die Formen der Verwaltungs- 
tätigkeit werden in Band II, Gruppe 1, behandelt. 


5. Rechtspflege und Führung 

Das Verhältnis von Rechtspflege und Führung, das in dem Seba s des Richters 
zum Geſetz feinen entſcheidenden Ausdruck findet, iſt im Beitrag 17 dieſes Bandes 
behandelt. 

In diefem Zuſammenhang ſoll nur darauf hingewieſen werden, weshalb ſowohl die 
Rechtspflege wie auch die unten zu behandelnde (S. 62) Pflege der Wiſſenſchaft im 
Führerſtaat weſensgemäß eine beſondere Stellung einnehmen. 

Weder die Rechtspflege noch die Wiſſenſchaft ſind unmittelbar an der politiſchen 
Führung beteiligt. Darin liegt auch nicht ihre Aufgabe. Aber fie bilden einen wid- 
tigen Anterbau für die Feſtigkeit und Dauerhaftigkeit der politiſchen Führung. 

Die Rechtspflege ſpeziell iſt Dienſt an der Gerechtigkeit. Der Satz, Gerechtigleit 
erhöht ein Volk, iſt ein Grundprinzip des Führerſtaats als nationalſozialiſtiſchem 
Rechtsſtaat. 

Rechtspflege iſt — wie die wiſſenſchaftliche Betätigung — Dienſt an einer großen 
Sache und an einer großen Idee. Nur inſoweit, aber auch inſoweit ſteht der Richter 
wie der Wiſſenſchafter im politiſchen Geſchehen. Seine Tätigkeit iſt deshalb inſofern 
entſagungsvoll, als Richter wie Wiſſenſchaſter nicht unmittelbar politiſch geſtalten 
können. Nirgends iſt deshalb die Geſtalt des „Bonzen“ unmöglicher, als gerade in 
der Rechtspflege und in der Wiſſenſchaft. Weder „Richterkönigtum“ noch wifjen- 
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ſchaftliche ſchöpferiſche Geſtaltung haben mit „Bonzentum“ irgend etwas zu tun. And 
wenn einzelne Vertreter der Rechtspflege oder der Wiſſenſchaft ihm verfallen, fo ver- 
fälſchen ſie damit das Weſen ihrer Tätigkeit. 

Denn nur aus dieſem Weſen heraus ergibt ſich die Notwendigkeit der Bindung wie 
der Unabhängigkeit, die Richtern wie Wiſſenſchaftern gleicherweiſe zukommt. Beide 
find ihrem Weſen nach im beſonderen Maße an den Geiſt und die Gültigkeit der die 
Volksgemeinſchaft tragenden Ideen gebunden. Es gibt weder eine politiſch wurzel ; 
loſe Rechtspflege noch eine politiſch wurzelloſe Wiſſenſchaft. 

In dieſem tieferen Sinne iſt der Richter an die Geſetze gebunden. Er hat ſie nicht 
nur formell anzuwenden, fondern er hat fie auszulegen aus dem Ideengehalt des 
Volks. und Staatslebens heraus. 

Soweit er das aber als verantwortungsbewußte Perſönlichkeit tut, iſt er unabhängig, 
d. h. den Anweiſungen der in der unmittelbaren politiſchen Geſtaltung ſtehenden 
Führerſchaft nicht unterworfen. Die Führung iſt in unmittelbarer pol itiſcher Ge⸗ 
ſtaltung imſtande und berufen, den Geſetzen Form und Inhalt zu geben, die der Richter 
anzuwenden hat. Aber ſoweit der Richter dann auf dieſem Voden dem einzelnen 
Volksgenoſſen im konkreten Einzelfall ſein Recht gibt, iſt er bei dieſer Rechtsfindung 
unabhängig von der politiſchen Führung, deren Willen der Richter dem einzelnen 
Volksgenoſſen gegenüber verwirklicht. Weil das Volk einer ſolchen Richter. 
perſönlichkeit Vertrauen entgegenbringt, bildet ein ſolcher Richter eine feſte Stütze der 
politifhen Führung. 

Die Anmöglichkeit einer beziehungsloſen, in der Luft hängenden Gemeinſchaftsidee 
und die Notwendigkeit, den Zuſammenhang von Gemeinſchaft und Perſönlichkeit 
gerade im Führerſtaat zu erkennen, tritt bei der Nichterperſönlichkeit wie bei der 
wiſſenſchaftlichen Perſönlichkeit beſonders ſtark hervor. Ein echtes Richterkönigtum 
wie echte Wiſſenſchaft kann deshalb im völkiſchen Führerſtaat nur von völkiſchen 
Perſönlichkeiten getragen werden, die die Pflichten, die ihnen die richtig verſtandene 
Anabhängigkeit des Richters und die Freiheit der Wiſſenſchaft auferlegen, in be⸗ 
ſonders ſtarkem Maße als Perſönlichkeiten empfinden und danach handeln. 

In dieſem Sinne bilden im Gegenſatz zum abſoluten Staat ſowohl die Anabhängigkeit 
des Richters wie die Freiheit der Wiſſenſchaft den notwendigen Anterbau des 
völkiſchen Führerſtaats. Denn das Volk iſt — wie ſchon oben (S. 27) gezeigt wurde 
— in ihm nicht das bloße Objekt einer Herrſchaft, ſondern es iſt als Gefolgſchaft mit- 
geſtaltende politiſche Größe. Die Anerkennung dieſer Tatſache tritt in dem beſonderen 
Weſen der Rechtspflege und der Wiſſenfchaft und ihrer Träger im deutſchen Führer⸗ 
ſtaat beſonders heraus. 


VII. Religion und Aultur im deutfchen Führerſtaat 


I. Geſchichtliche und politiſche Grundlagen des Derhältnifjes von Staat und Arche 
Das weltanſchauliche Verhältnis des Nationalfozialismus zu Religion und Kultur 
hat Alfred Rofenberg in dem erſten Beitrag dieſes Bandes entwickelt. Wenn im 
Rahmen einer Schilderung, die den ſtaats rechtlichen Aufbau des deutſchen Führer- 
ſtaats zum Gegenſtand hat, klargelegt werden ſoll, wie der nationalſozialiſtiſche Staat 
fein Verhältnis zur Religion und Kirche regelt, fo kann das nur mit Erfolg ge- 
ſchehen, wenn man gerade auf dieſem Gebiet die geſchichtliche und politiſche Ent⸗ 
wicklung ins Auge faßt. 

Zum Anterſchied von der politiſchen Gliederung in der Antike kann der moderne Staat 
nicht mehr auf einer vollkommenen Einheit politiſcher und religiöfer Haltung im Volke 
aufbauen. Im antiken Staatsweſen zog die politiſche Verbannung gleichzeitig im 
übertragenen Sinne den Ausſchluß aus der Kirche nach ſich. Wer in die Fremde 
gehen mußte, verlor nicht nur Volk und Heimat, ſondern er verlor auch ſeine 
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Nach dem Sieg des Chriſtentums in der abendländiſchen Welt geht der das ganze 
Mittelalter durchziehende Kampf zwiſchen Papſttum und Kaifertum um die Erhaltung 
der unbedingten Einheit auf politiſchem und religiöfem Gebiet. Das Papfttum hatte 
ſich von ſeinen Anfängen an zu einem ausgeſprochenen überſtaatlichen politiſchen 
Machtzentrum entwickelt und verſuchte, im Kampfe mit dem weltlichen und deshalb 
echten politiſchen Machtzentrum des Kaiſertums dieſe Stellung zu halten. 


Ein ſolcher Kampf konnte in der damaligen Zeit durch das Papfttum nur deshalb mit 
weitgehendem Erfolg geführt werden, weil tatſächlich die damaligen politiſchen Ziel; 
richtungen noch durchgängig durch das Chriſtentum beſtimmt waren. Die chriſtliche 
abendländiſche Welt war nicht nur eine religiöſe Organiſation, ſondern ein politiſcher 
Begriff. Dieſe abendländiſche Welt ſuchte durch „Kreuzzüge“ nicht nur ihr religiöſes, 
ſondern auch ihr politiſches Geltungsgebiet zu erweitern. Auf der Baſis der chriſt⸗ 
lichen Kultur entwickelten ſich auch die völkerrechtlichen Beziehungen in der abend- 
ländiſchen Welt. 

Dieſe Situation erlitt eine grundlegende Veränderung durch die Entſtehung der euro- 
päiſchen Staatenwelt. Gerade die weſtlichen Staaten Frankreich und England waren 
es, die entweder durch das abſolute Königtum, wie in Frankreich, oder in der Form 
eines parlamentariſchen Staates wie in England, die unbedingte politiſche und 
nationale Einheit ſicherſtellten. Damit wurde das politiſche Zentrum von der bisher 
allein maßgebenden chriſtlich kirchlichen Baſis auf die neuentſtehenden nationalen 
politiſchen Grundwerte verſchoben. And zu gleicher Zeit behaupteten dieſe neuent- 
ſtandenen politiſchen Machtzentren ihre unbedingte politiſche Anabhängigkeit vom 
Papittum, gleichgültig, ob fie — wie Frankreich — der katholiſchen Kirche treu blieben 
oder, wie England, die Reformation einführten und als politiſches Machtmittel gegen 
die katholiſche Kirche benutzten. Die ſpaniſche Macht, die im Dienſte der katholiſchen 
Kirche und eines ausgeſprochen politiſchen Katholizismus dieſe Entwicklung auf⸗ 
zuhalten ſuchte, zerbrach im Kampf mit der aufſteigenden engliſchen Weltmacht. 

In England kam die Forderung einer freien, perſönlichen, religiöfen Haltung des 
einzelnen zum Durchbruch. In dem angelſächſiſchen Kulturkreis entſtand durch die 
geiſtige Haltung der Puritaner und ihres Widerftandes gegen die Staatskirche die 
Forderung religiöfer „Grundrechte“, die dann zuerſt in den amerikaniſchen „Pflanzer 
ſtaaten“ verfaſſungsrechtlichen Niederſchlag gefunden haben. 

Die geiſtige Strömung des Naturrechts mit ſeiner Hochſchätzung der individuellen 
Vernunft begünſtigte die Forderung unbedingter religiöſer Toleranz, die ſich im auf- 
geklärten Polizeiftaat immer mehr durchſetzte. Damit trat dem öffentlichen Leben 
gegenüber eine weitgehende „Privatiſierung“ der religiöſen Sphäre ein. Glaube oder 
Nichtglaube wurde jedes einzelnen eigenſte Angelegenheit. 


Daneben blieb aber vor allem die katholiſche Kirche als machtvolle Überſtaatliche 
Organiſation beſtehen, ohne ihre politiſchen Machtanſprüche aufzugeben. Auf der 
anderen Seite ſtanden die proteſtantiſchen Kirchen in Deutſchland, die geſchichtlich im 
engſten Anſchluß an die ihnen wohlgeſinnten Territorialgewalten als „Landeskirchen“ 
entſtanden, feitdem in engſter organiſatoriſcher und politiſcher Verbindung zum Staat. 
Im Gegenſatz zu den katholiſchen Mächten Frankreich, Italien und Spanien und zu 
dem überwiegend proteſtantiſchen England und den nordiſchen Staaten hatte die 
deutſche politiſche Entwicklung von vornherein mit dem Vorhandenſein der beiden 
großen chriſtlichen Konfeſſionen zu rechnen. Von ihnen war die katholiſche Kirche 
zwar zahlenmäßig ſchwächer, glich aber auf politiſchem Gebiet dieſe Schwäche durch 
ihre ſtarke einheitlich hierarchiſch geformte kirchliche Organiſation aus. Im deutſchen 
Proteſtantismus dagegen, der durch die religiöſe Form des Luthertums beherrſcht 
wurde, entſtanden überhaupt keine eigenen kirchlichen Formen, die dem Staat gegen- 
über als eigene politiſche Machtzentren in Frage kamen. Die evangeliſchen Landes- 
kirchen war in ihrem Aufbau ein politiſcher Abklatſch der deutſchen Territorial— 
gewalten und mit ihnen auf das engſte verbunden. 
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Während in England ſich die echten religiöſen und kirchlichen Bindungen auch im 
parlamentariſchen Staate weitgehend erhielten, hatte die herrſchende Schicht des 
immer mehr entarteten liberalen deutſchen Staates, wie er ſich nach dem Rücktritt 
Bismarcks herausbildete, weder ein echtes Verhältnis zum Volke noch zur Religion. 
Konnte ſich England durch ſeine Inſellage von den Einflüſſen der Franzöſiſchen 
Revolution auch gerade auf dieſem Gebiete weitgehend fernhalten, fo waren die deut ⸗ 
ſchen Territorialſtaaten bei dem Mangel eines einheitlichen nationalen Kulturgefühls 
den avölkiſchen und areligiöſen Einflüſſen ſtark ausgeſetzt. Daraus erklärt es ſich, 
daß in dieſer Zeit der politiſche Katholizismus triumphierte und ſelbſt einen e 
zwang, mit ihm zu paktieren. 

Erſt die aus dem großen, auch geiſtigpolitiſchen Ambruch des Weltkriegs entſtandene 
deutſche Bewegung konnte die Erkenntnis für die Bedeutung der religiöſen Werte 
als ſolche wiederbeleben, wenn auch nicht in konſeſſioneller und dogmatiſcher Bindung. 
Die Weltanſchauung des Nationalſozialismus führte natürlicherweiſe zu einer 
glaubensmäßigen Haltung auf dem Gebiete der neuen politiſchen Grundwerte, die 
durch die Bewegung herausgeftellt wurden. Die völkiſchen politiſchen Werte „Blut 
und Boden“ mußten für den Nationalſozialismus politiſch beſtimmend ſein. Damit 
ſtand aber durchaus im Einklang eine poſitive Haltung zu den Grundwerten des 
Chriſtentums, die in Punkt 24 des nationalſozialiſtiſchen Programms folgenden Aus- 
druck gefunden hat: „Die Partei als ſolche vertritt den Standpunkt eines poſitiven 
Chriſtentums, ohne ſich konfeſſionell an ein beſtimmtes Bekenntnis zu binden.“ Denn 
im Gegenſatz zum Faſchismus, deſſen katholiſche Orientierung auch auf politiſchem 
Gebiete das politiſch Gegebene war und ſich immer deutlicher abzeichnet, hatte die 
nationalſozialiſtiſche Bewegung und der von ihr getragene deutſche Führerſtaat von 
Anfang an mit den beiden großen chriſtlichen Konfeſſionen, ihrer ganz verſchiedenen 
Tradition und ihrem ganz verſchiedenen Auſbau als politiſche Wirklichkeit zu rechnen. 


Der Schaffung einer unbedingten politiſchen Einheit auf völkiſcher Grundlage durch 
den Nationalſozialismus entſprachen auf religiöſem und kirchlichem Gebiet nicht 
gleiche Möglichkeiten. Trotzdem mußte der Nationalſozialismus eine politiſche 
Löſung des Nebeneinanderlebens von Staat und Kirchen im deutſchen Führerſtaat 
ins Auge faſſen. Das erweiſt ſich ſchon deshalb als nötig, weil die große Mehrheit 
der Volksgenoſſen einer der beiden chriſtlichen Konfeſſionen zugehört. Dieſer poli- 
tiſchen Tatſache gegenüber fällt das Auftreten neuer religiöſer Bewegungen nach der 
heutigen Lage zunächſt nicht entſcheidend ins Gewicht. 


2. Die politiſche und ftaatsrechtliche Geftaltung des Derhältniffes von Staat und 
kirchen im deutſchen Führerftaat 


Wenn man das Verhältnis von Staat und Kirchen im deutſchen Führerſtaate 
würdigen will, ſo muß man zunächſt ſich die grundlegenden politiſchen Amwälzungen, 
die der Nationalſozialismus im deutſchen Volks. und Staatsleben gebracht hat, 
vor Augen führen. Er hat aus ſeiner völkiſchen Grundpoſition heraus den deutſchen 
Volks. und Einheitsſtaat geſchafſen. Das entſcheidende politiſche Mittel dieſes 
deutſchen Volksſtaates iſt aber die Nationalſozialiſtiſche Partei. Wenn man alſo 
im deutſchen Führerſtaat das Verhältnis von Staat und Kirchen betrachten will, 
fo muß man dabei bedenken, daß dieſer Staat, der als politiſche Größe in Verbin- 
dung mit den Kirchen ſteht, ſeinerſeits wieder durch die Partei ſeinen politiſchen 
Impuls erhält. 


Daraus erklärt es ſich, daß in den Kriſenjahren des Weimarer Staates der politiſche 
Katholizismus, der in der erſtarkenden nationalſozialiſtiſchen Bewegung feinen politi- 
ſchen Todfeind ſah, auch die katholiſche Kirche als ſolche in den Gegenſatz zum National - 
ſozialismus hereinzog. Erſt nach der Machtübernahme durch den Nationalſozialismus 
unterzogen die Biſchöfe diefe Haltung einer Nachprüſung, wie ſie vor allem in dem 
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gemeinſamen Hirtenbrief der Erzbiſchöfe und Biſchöfe Deutſchlands „Anſere Ein ⸗ 
ſtellung zum neuen Reich“ zum Ausdruck kam. 


Der Führer erklärte in feiner Rede vor dem Reichstag am 23. März 1933, daß die 
nationale Regierung in den beiden chriſtlichen Konfeſſionen die wichtigſten Faktoren 
unſeres Volkstums ſähe. „Sie wird allen anderen Konfeſſionen in objektiver Ge- 
rechtigkeit gegenübertreten. Sie kann aber nicht dulden, daß die Zugehörigkeit zu 
einer beſtimmten Konfeſſion oder einer beſtimmten Raffe eine Entbindung von 
allgemeinen geſetzlichen Verpflichtungen fein könnte oder gar ein Freibrief für ftraf- 
loſe Vergehen oder Tolerierung von Verbrechen. Die Sorge der Regierung gilt dem 
aufrichtigen Zuſammenleben zwiſchen Kirche und Staat; der Kampf gegen eine 
materialiſtiſche Weltanſchauung für eine wirkliche Volksgemeinſchaft dient ebenſo den 
Intereſſen der deutſchen Nation wie dem Wohl unſeres chriſtlichen Glaubens.“ 


Auf der anderen Seite wurden auch die evangeliſchen Kirchen von dem politiſchen 
Ambruch durch den Nationalſozialismus auf das tieffte ergriffen. Für ihre orga- 
niſatoriſche Entwicklung war charakteriſtiſch, daß fie ſich auch nach dem November. 
umſturz des Jahres 1918 von der bisherigen ſtaatlichen Organiſation nicht loslöſen 
konnten. So übernahmen z. B. die evangeliſchen Landeskirchen das parlamentariſche 
Syſtem, ohne daß demſelben in der Kirche dieſelbe Bedeutung zugeſprochen werden 
konnte wie im Staat. Eines eigenen organiſatoriſchen und in dieſem Sinne poli- 
tiſchen Lebens waren die evangeliſchen Landeskirchen auch im Weimarer Zwiſchen⸗ 
reiche nicht fähig. Inſolgedeſſen zeigten ihre Vertretungen das gleiche troſtloſe 
Bild politiſcher Serfplitterung, wie es in den politiſchen Parlamenten der Länder 
in Erſcheinung trat. Die Tatſache, daß verſchiedene politiſche Parteien gerade auch 
in den evangeliſchen Kirchen Stützpunkte ſuchten und erhielten, hat nicht zur Stärkung 
der Stellung der evangeliſchen Landeskirchen gegenüber dem Staate beigetragen. 


Der Nationalſozialismus fand dieſe Situation vor. Er ſtand vor der Tatſache, 
daß der liberale Staat zwar die Trennung von Staat und Kirche proklamiert hatte, 
aber dieſe Trennung ſich nur auf eine organiſatoriſche Ausgliederung der evange- 
liſchen Kirchen aus dem Staatsapparat erſtreckte. Denn eine innere Trennung von 
Staat und Kirchen erwies ſich auch im liberalen Staate als unmöglich, ſolange die 
weit überwiegende Mehrzahl des Volkes ſich zu den beiden großen chriſtlichen Kirchen 
und ihren Organiſationen zugehörig bekannte. 


Damit erhebt ſich die Frage, ob und inwieweit die von der Weimarer Verfaſſung ge⸗ 
troffene Regelung des Verhältniſſes von Staat und Kirchen noch in Geltung iſt. Die 
Weimarer Verfaſſung hat eine grundſätzliche Regelung in doppelter Hinſicht getroffen: 


Zunächſt ſchützen die Art. 135 ff. die individuelle Glaubensfreiheit für den einzelnen. 
Das iſt gleichbedeutend mit Bekenntnisfreiheit, d. h. der Freiheit, einen beliebigen 
religiöſen Glauben zu haben, oder auch keinen zu haben. Alle ſtaatlichen Anord- 
nungen, welche den „Bewohnern des Reichs“ vorſchreiben, etwas zu glauben oder 
nicht zu glauben, ſind damit verboten und verfaſſungswidrig. Art. 136 der Weimarer 
Verfaſſung zieht dann daraus nur die notwendige Folgerung für die Vetätigung des 
einzelnen Staatsbürgers in der öffentlichen Sphäre, wenn er ausſpricht, daß „die 
bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte und Pflichten durch die Ausübung der 
Religionsfreiheit weder bedingt noch beſchränkt werden“. 


Daß der Grundſatz der individuellen Glaubensfreiheit auch im nationalſozialiſtiſchen 
Staat Geltung hat, beweiſt die Verfügung, die der Stellvertreter des Führers, Rudolf 
Heß, am 14. Oktober 1933 erlaſſen hat und in der es heißt: „Kein Nationalſozialiſt 
darf irgendwie benachteiligt werden, weil er ſich nicht zu einer beſtimmten Glaubens- 
richtung oder Konſeſſion, oder weil er ſich zu überhaupt keiner Konfeſſion bekennt. 
Der Glaube iſt eines jeden eigenſte Angelegenheit, die er nur vor ſeinem Gewiſſen zu 
verantworten hat. Gewiſſenszwang darf nicht ausgeübt werden.“ Wir ſehen alſo, 
daß das religiöſe Grundrecht der perſönlichen Bekenntnisfreiheit, das eine wichtige 
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Grundlage des engliſchen Führerſtaats von Anfang an bildete, auch dem deutſchen 
Führerſtaat zugrunde liegt. Inquiſitoriſcher Gewiſſenszwang und Ketzerriecherei 
widerſprechen deutſchem Weſen. 


Auf der anderen Seite hat der nationalſozialiſtiſche Staat weder die Möglichkeit noch 
die Abſicht, an der Tatſache vorbeizugehen, daß die beiden chriftlichen Konfeſſionen 
in Deutſchland noch heute entſcheidende geſchichtliche Mächte ſind, weil ihnen die weit 
überwiegende Mehrzahl der Volksgenoſſen zugehört. Inſoweit bekennt ſich der 
Nationalſozialismus programmäßig zum poſitiven Chriſtentum. Aber da er ſich der 
geſchichtlichen Situation gegenüberſieht, daß in Deutſchland die beiden chriſtlichen 
Konfeſſionen über eine ſtarke Anhängerſchaft verfügen, ſo kann der nationalſozialiſtiſche 
Staat ſich nicht konfeſſionell binden und deshalb nicht, wie der faſchiſtiſche Staat 
gegenüber dem Katholizismus, eine Konfeſſion als beherrſchend herausſtellen und 
ſich mit ihr allein verbunden fühlen. 


Staatsrechtlich hatte die Anerkennung der chriſtlichen Kirchen als geſchichtliche Mächte 
im deutſchen Volks- und Staatsleben ſchon in der Weimarer Verfaſſung dadurch 
Ausdruck gefunden, daß die Rechtsgeſtaltung der Kirchen als Körperſchaften des 
öffentlichen Nechts aus dem früheren Recht durch Art. 137 der Weimarer Verfaſſung 
übernommen wurde. Auch der nationalſozialiſtiſche Staat hat dieſe Regelung über- 
nommen. Art. 2 des Reichsgeſetzes über die Verfaſſung der deutſchen evangeliſchen 
Kirche dehnt ausdrücklich die Eigenſchaft einer Körperſchaſt des öffentlichen Rechts 
auf dieſe Neubildung aus. Daß die Kirchen Körperſchaften des öffentlichen Rechts 
find, beweift aber, daß fie einem Bedürfnis des Volks- und Staatslebens entſprechen 
und inſoweit politiſchen Charakter tragen. Sie find notwendig mit dem Volks und 
Staatsleben verbunden. 


Für den Staat, inſonderheit für den völkiſchen Staat, der im Volk den politiſchen 
Grundwert ſieht, iſt die Erkenntnis wichtig, daß Volkstum und Konfeſſion keinen 
Gegenſatz bedeuten. Der völkiſche Staat iſt die politiſche Lebensform des Volkes. 
Das Weſen des Politiſchen ergibt ſich daraus, daß das Volk der organiſche Träger 
der Gemeinſchaſtsbildung und damit auch der Träger der politiſchen Gemeinſchaft 
iſt. Der Sinn des Politiſchen liegt alſo in der Bezogenheit auf die völkiſche Gemein- 
ſchaft als höchſter irdiſcher Einheit. Grundſätzlich find alſo nur die irdiſchen Geftal- 
tungsmöglichkeiten in dieſer Welt „politiſcher“ Natur. 


Die religiöſe Glaubensfphäre, die es mit den überirdiſchen Werten zu tun hat, muß 
deshalb von der politiſchen Sphäre geſchieden werden. Der individuelle religiöfe 
Glaube und damit das Verhältnis des einzelnen Menſchen zu Gott liegt nicht auf poli- 
tiſchem Gebiet. And deshalb kann die individuelle Bekenntnis. und Glaubensfreiheit 
grundſätzlich, wie geſchehen, auch im nationalſozialiſtiſchen Staate anerkannt werden. 
Denn ſie unterſcheidet ſich von der politiſchen Ethik, die nach dem Weſen des Poli- 
tiſchen immer nur Gemeinſchaftsethik ſein kann. 


Dabei liegt aber trotz dieſer weſensgemäßen Verſchiedenheit von Staat und Kirche 
und der politiſchen und religiöſen Betätigung die organiſche Verbindung von Staat 
und Kirchen natürlicherweiſe im Volkstum. Gerade als geſchichtliche Mächte ſind 
auch die Kirchen notwendig mit dem Volkstum verknüpft und müſſen dieſer elemen- 
taren Tatſache Rechnung tragen. And deshalb können auch die Kirchen niemals 
von echten politiſchen Bewegungen, die immer Volksbewegungen find, ganz unbe- 
rührt bleiben. Echte politiſche Bewegungen ſteigen immer aus dem Volke auf und 
erkämpfen ſich ihr Recht auch gegen die Staatsgewalt, wenn deren Träger den 
politiſchen Sinn der Stunde nicht erkennen. Weil es aber dieſelben Menſchen ſind, 
die als der aktiv politiſche Teil um den Durchbruch neuer politiſcher Ideen kämpfen, 
die als ſolche auch Glieder einer Kirche ſind, ſo kann keine Kirche an dieſen Menſchen 
und an der von ihnen getragenen politiſchen Bewegung vorbeigehen, wenn fie ſich 
nicht in Gegenſatz zum Volke ſelbſt ſetzen will. 


— . 
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Sind alſo die großen politiſchen Bewegungen einer Zeit für die Kirchen als ge. 
ſchichtliche Mächte nicht gleichgültig, ſo kann auch umgekehrt der Staat den Kirchen 
nicht gleichgültig gegenüberſtehen. Solange dieſelben Menſchen innerhalb eines 
Volkstums gleicherweiſe Träger politiſcher und religiöſer Werte ſind, gibt es keine 
Trennung von Kirche und Staat. Der Gedanke einer ſolchen Trennung konnte nur 
aus einer ſkeptiſchen oder materialiſtiſchen Geiſteshaltung entſtehen, die für die 
irrationalen Werte des Gefühls und des Glaubens kein Verſtändnis hatte. Es iſt 
letzten Endes der wurzelloſe Intellektualismus, der das liberale Schlagwort der 
Trennung von Kirche und Staat geprägt hat. 


Freilich, die organiſatoriſche Trennung beider iſt eine geſchichtliche Tatſache, die ſich 
aus der modernen Staatsentwicklung ergibt und mit der auch weiter gerechnet 
werden muß. Daraus folgt, daß die Organiſierung des politiſchen Lebens allein Sache 
des Staates als politiſcher Lebensſorm, die Organiſierung des religiöſen Lebens 
innerhalb der einzelnen Bekenntniſſe allein Sache der Kirchen iſt. Dieſe theoretiſch 
an ſich einfache Abgrenzung führt aber im Volks und Staatsleben ganz verftändlicher- 
weiſe doch immer wieder zu Reibungen und Auseinanderſetzungen, die das ganze Ver 
hältnis von Staat und Kirche in der modernen Zeit durchzogen haben. 


In Deutſchland wird eine klare Trennung noch dadurch erſchwert, daß die kirchen ⸗ 
rechtliche Geſtaltung in der katholiſchen Kirche eine andere iſt wie in den evangeli- 
ſchen Kirchen und daß auch innerhalb der evangeliſchen Kirchen wieder ver- 
ſchiedene Auffaſſungen beſtehen. Der feſtſtehende Grundſatz, daß die Glaubensſätze 
der einzelnen Konfeſſionen von den Eingriffen politiſcher Mächte unberührt bleiben, 
wird alſo in der Praxis dadurch kompliziert, daß die politiſche Bedeutung des 
Kirchenrechts und damit auch der Kirchenbegriff in den verſchiedenen Konfeſſionen 
kein eindeutiger iſt. Der katholiſche und der evangeliſche Kirchenbegriff find weſens. 
gemäß verſchieden. 


In der katholiſchen Kirche gehört die kirchenrechtliche Geſtaltung zum Weſen dieſer 
Kirche. Das katholiſche Kirchenrecht geſtaltet die Formen einer hierarchiſchen Ord- 
nung, die eine ſeſte Stütze der katholiſchen Glaubenslehre bildet. Die katholiſche 
Kirche hat ſich ſeit ihrer Gründung als hiſtoriſche und politiſche Macht empfunden. 
Sie iſt nach ihrer Auffaſſung „Weltkirche, nicht wie die Staaten an territoriale 
Schranken und Grenzen gebunden und übernational“ (Eichmann, Lehrbuch des 
Kirchenrechts). Dieſe übernationale Stellung der katholiſchen Kirche macht ihr ein 
poſitives Verhältnis zu Volk und Nation nicht unmöglich, ſowenig die völkiſche 
Auffaſſung die völkerrechtlichen Verbindungen ausſchließt (vgl. darüber Vand J. 
Gruppe 2, Beitrag 23). Daß dem katholiſchen Volksgenoſſen das Bekenntnis zu 
Volk und Nation ein durchaus ſelbſtverſtändliches iſt, hat die Saarabſtimmung des 
13. Januar 1935 eindeutig erwieſen. 


Auf der anderen Seite iſt aber nicht zu verkennen, daß die Führung der katholiſchen 
Kirche aus ihrer übernationalen Stellung heraus und der daraus erſließenden Not ⸗ 
wendigkeit, die verſchiedenſten nationalen Belange zu berückſichtigen, eine eindeutige 
Stellungnahme zu den Belangen eines Volkstums zunächſt vermiſſen läßt. Die 
Stellung der katholiſchen Kirche als Aniverſalkirche gibt auch ihrer Organiſation dem 
Staate gegenüber eine ſtarke Stellung, vor allem in Staaten, deren nationale Geſtal⸗ 
tung nicht auch die entſprechende Stärke beſaß. Daraus erklärt ſich, daß gerade im 
Weimarer Staate die Bedeutung des politiſchen Katholizismus eine ungeheuer ſtarke 
geweſen iſt, und daß umgekehrt die nationale Bewegung zwiſchen religiöſem und poli. 
tiſchem Katholizismus unterſcheiden und den letzteren ausſchalten mußte. Der Natio. 
nalſozialismus achtet und ehrt die religiöſen Werte, die die Kirchen als geſchichtliche 
Mächte dem Volke, in dem ſie wirken, übermitteln. Aber er muß aus ſeiner völkiſchen 
Poſition heraus darauf beſtehen, daß die politiſche Erziehung des Volkes nur 
aus dem Gedankengut der Bewegung und damit auf überkonfeſſioneller Baſis 


erſolgen kann. 
— 
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Diefe Abgrenzung der Tätigkeitsgebiete der katholiſchen Kirche von den Aufgaben 
der Bewegung und des Staates erfolgte auch im deutſchen Führerſtaat auf friedlich⸗ 
ſchiedlichem Wege durch Vertrag. Das Reichskonkordat vom 20. Juli 1933 ſtellt 
ſich nach ſeinem Vorſpruch die Aufgabe, „das Verhältnis zwiſchen der katholiſchen 
Kirche und dem Staat für den Geſamtbereich des deutſchen Reiches in einer beide 
Teile befriedigenden Weile dauernd zu regeln“. Das Reichskonkordat enthält eine 
Reihe wichtiger „politiſcher“ Klauſeln. So hat der Staat in den Formen des 
Art. 14 des Konkordats das Recht, „Bedenken allgemein politiſcher Natur“ gegen 
die Ernennung hoher geiſtlicher Amtsträger, vor allem der Erzbiſchöfe und Biſchöſe, 
durch den Papſt zu erheben. Nach Art. 16 leiſten die Biſchöſe, bevor fie von ihrer 
Diözeſe Beſitz ergreifen, einen Treueid dem Staate gegenüber. Art. 31 des Kon⸗ 
kordats ſchützt die katholiſchen Organifationen und Verbände, die aus ſchließlich 
religiöfen, rein kulturellen und karitativen Zwecken dienen, in ihren Einrichtungen 
und in ihrer Tätigkeit. Damit iſt zum Ausdruck gebracht, daß die ſtaatspolitiſche 
Erziehung völlig in die Hand der Partei und des Staates gelegt iſt. Auf dieſer 
Grundlage vollzieht ſich im deutſchen Führerſtaate die Abgrenzung der Tätigkeits- 
gebiete von Staat und katholiſcher Kirche. 

Die Entwicklung des evangeliſchen Kirchenrechts charakteriſierte ſich von Anfang an 
durch das Fehlen eines eigenen politiſchen Zentrums und dem engſten Anſchluß der 
infolge der Reformation neuentftandenen Kirchen an diejenigen Territorialgewalten, 
deren Träger ſich zu der neuen Glaubenslehre bekannten. Die damalige politiſche 
Situation erklärt alſo, daß die evangeliſchen Kirchen ſämtlich zu Landeskirchen 
wurden, die in engſter organiſatoriſcher Verbindung zum Staate ſtanden. Dieſe 
organiſatoriſche Verbindung wurde noch dadurch verſtärkt, daß die evangeliſchen 
Landeskirchen von den Einzelſtaaten finanziell unterſtützt wurden. 


Auch durch den Novemberumſturz und die Regelung der Weimarer Verfaſſung hat 
ſich an dieſem Zuſtand trotz der Proklamierung des Grundſatzes der Trennung von 
Staat und Kirche im Art. 137 der Weimarer Verfaſſung nicht viel geändert. So 
iſt es bezeichnend, daß mit der Errichtung des Weimarer Parteienſtaates auch die 
evangeliſchen Kirchen organiſatoriſch das parlamentariſche Syſtem weitgehend über- 
nahmen und infolgedeflen das Parteiweſen innerhalb der kirchlichen Organiſation 
der evangeliſchen Kirche eine große Rolle ſpielte. Trotzdem, oder man kann richtiger 
ſagen, gerade deswegen vermochten ſich evangeliſch⸗politiſche Parteien trotz aller 
Verſuche im ſtaatspolitiſchen Leben nicht durchzuſetzen. Während der politiſche Ka. 
tholizismus einen ſtarken Halt an der autoritären und hierarchiſch aufgebauten Ord- 
nung der katholiſchen Kirche hatte, konnten die evangeliſchen Kirchen in ihrer Zer⸗ 
ſplitterung und dem Mangel einer eigenen politiſchen Haltung dieſen Beſtrebungen 
keine Stütze gewähren. 


Aus dieſer Situation heraus erklärt es ſich, daß die durch den Nationalſozialismus 
ausgelöſte deutſche Einheitsbewegung auch die evangeliſchen Kirchen nicht unberührt 
laſſen konnte. Nachdem die evangeliſchen Kirchen in ihrer ganzen geſchichtlichen Ent- 
wicklung als Landeskirchen ſtets in einer ſtärkeren oder ſchwächeren organiſatoriſchen 
Verbindung zu den Ländern geſtanden hatten und damit organiſatoriſch in ihrem 
Beſtande weitgehend von der Exiſtenz der Länder abhingen, mußten ſie auch dem 
Aufbau des nationalſozialiſtiſchen Volks. und Einheitsſtaats in dieſer Beziehung 
Rechnung tragen. Dieſen Geſichtspunkt hat der Führer in einer Rundfunkanſprache 
vom 22. Juli 1933 klar herausgehoben, wenn er betonte, daß der Nationalſozialis. 
mus den Wunſch habe, ebenſo wie mit der katholiſchen Kirche, ſo auch mit der 
evangeliſchen Kirche eine klare Regelung treifen zu können. „Dies ſetzt allerdings 
voraus, daß an Stelle der Vielzahl der evangeliſchen Kirchen, wenn irgendmöglich, 
eine einige RNeichskirche tritt. Der Staat hat kein Intereſſe daran, mit 25 oder 
30 Kirchen zu verhandeln, um ſo mehr, als er überzeugt iſt, daß gegenüber den 
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gigantiſchen Aufgaben der jetzigen Zeit auch hier nur eine Zuſammenfaſſung aller 
Kräfte als wirkungsvoll angeſehen werden kann.“ 


Tatſächlich konnten ſich auch die evangeliſchen Landeskirchen der Wucht der Einheits⸗ 
bewegung, die das evangeliſche Kirchenvolk erfaßt hatte, nicht entziehen. Durch „die 
Verfaſſung der Deutſchen Evangeliſchen Kirche“ vom 11. Juli 1933 wurde die organi⸗ 
ſatoriſche Einigung der evangeliſchen Landeskirchen Deutſchlands vollzogen und durch 
das Reichsgeſetz über die Verfaſſung der Deutſchen Evangeliſchen Kirche vom 
14. Juli 1933 anerkannt. 


Der Vorſpruch der Verfaſſung gibt der Parallelität der völkiſch ⸗politiſchen und der 
evangeliſch⸗kirchlichen Einigung Ausdruck, wenn dort geſagt wird: „In der Stunde, 
da Gott unſer deutſches Volk eine große geſchichtliche Wende erleben läßt, verbinden 
ſich die Deutſchen Evangeliſchen Kirchen in Fortführung und Vollendung der durch 
den Deutſchen Evangeliſchen Kirchenbund eingeleiteten Einigung zu einer einigen 
Deutſchen Evangeliſchen Kirche.“ Art. 2 des Reihhsgefehes vom 14. Juli 1933 be⸗ 
ſtimmte dazu, daß die Rechte und Pflichten des Deutſchen Evangeliſchen Kirchen⸗ 
bundes, der nur eine loſe Einigung der evangeliſchen Landeskirchen dargeſtellt hatte, 
auf die Deutſche Evangeliſche Kirche als Körperſchaft des öffentlichen Rechts übergehen. 
Art. 2 der evangeliſchen Kirchenverfaſſung beſtimmt, daß die Deutſche Evangeliſche 
Kirche ſich in Kirchen (Landeskirchen) gliedert. Die Regelung des deutſchen gefamt- 
kirchlichen Rechtslebens ſteht nach Art. 3 der Reichskirche ebenſo zu wie die Ordnung 
des Verhältniſſes von Staat und Kirche und der Stellung der evangeliſchen Kirche zu 
fremden Religionsgeſellſchaften. Im übrigen iſt der organiſatoriſche Ausbau der 
evangeliſchen Reichskirche noch im Fluſſe. 

Die Fragen des Glaubens, der Dogmatik und der Kirchenlehre ſind von der natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Führung ſtets als innerkirchliche Angelegenheiten betrachtet worden. 
Es iſt ja auch klar, daß ein moderner Staat wie der nationalſozialiſtiſche Staat ſchon 
aus grundſätzlichen Erwägungen heraus, aber auch im Hinblick auf die befenntnis- 
mäßige Zerſpaltung des deutſchen Volkes die Frage des religiöſen Vekenntniſſes nicht 
zu einer ſtaatspolitiſchen Frage machen darf. Der Staat muß nur ſicherſtellen, daß 
das geiſtige Ringen um religiöſe und Bekenntnisfragen ſich in Formen abſpielt, die 
die neu errungene politiſche Einheit des deutſchen Volkes nicht gefährden. Der 
deutſche Führerſtaat muß mit der Tatſache rechnen, daß der politiſchen Einheit des 
deutſchen Volkes nicht eine Bekenntniseinheit entſpricht. Am fo mehr muß er darüber 
wachen, daß die von der nationalſozialiſtiſchen Bewegung geſchaffene politiſche Ein⸗ 
heit des deutſchen Volkes nicht durch Bekenntniskämpfe innerhalb einer Kirche oder 
zwiſchen den Kirchen oder zwiſchen ihnen und anderen außerhalb der Kirche ſtehenden 
Bekenntnisgemeinſchaften gefährdet wird. Hier die Staatsautorität zu wahren und 
doch der Freiheit des Bekenntniſſes gerecht zu werden, iſt die ſchwierige Aufgabe der 
Führung in dem Verhältnis zu Staat und Kirchen. 

Zur Bearbeitung und Löſung dieſer Fragen iſt durch Erlaß vom 16. Juli 1935 das 
Reichskirchenminiſterium unter Neichsminiſter Kerrl gebildet worden. 


3. Meinungsfreiheit und Aultur 


Der Zuſtand der Führerloſigkeit im Weimarer Zwiſchenreich war auf dem Gebiet des 
kulturellen Lebens beſonders groß. Es fehlte abſolut an der politiſchen Erkenntnis, 
daß jeder echte Staat von einer einheitlichen geiſtigen Haltung eines beſtimmten poli⸗ 
tiſchen Typus durchzogen fein muß.. 

Gerade in dieſer Beziehung war der Typus des Gentleman in England immer ein 
politiſcher Typus. Er iſt deshalb auch in den alten traditionellen Schulen und Hoch— 
ſchulen Englands immer bewußt herangezüchtet worden. And wie ſich dieſer politiſche 
Typus des Gentleman ganz bewußt in die Bindungen des nationalen Lebens hinein— 
ſtellt, ſo dachte der engliſche Führerſtaat auch niemals daran, eine völlig bindungsloſe 
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liberale Meinungsfreiheit zu gewähren. Bücher. und Theaterzenſur find in England 
ſtets ausgeübt worden. Der engliſche Führerſtaat erkannte nie ein „Recht“ auf die 
Zerſetzung des nationalen und kulturellen Lebens an. 


Demgegenüber hat der bindungsloſe und damit entartete deutſche Liberalismus vor 
allem in der Nachkriegszeit „mit deutſcher Gründlichkeit“ alle Schranken der freien 
Meinungsäußerung beſeitigt. Die deutſche liberale Staatsrechtslehre wollte den der 
religiöſen Bekenntnisfreiheit zugrunde liegenden Nechtsgedanken auch auf das Recht 
der freien Meinungsäußerung übertragen und proklamierte damit das abſolute Recht, 
jeder irgendwie gearteten freien Meinungsäußerung im Rahmen der allgemeinen 
Staatsgeſetze.“) Geſetze gegen eine beſtimmte politiſche Meinung, „beiſpielsweiſe ein 
Geſetz, das die Verbreitung kommuniſtiſcher oder faſchiſtiſcher oder atheiſtiſcher oder 
bibelwidriger Lehrmeinungen verbietet“ (Anſchütz), wurden als verfaſſungswidrig 
erachtet. Gerade das von Anſchütz angeführte Beiſpiel zeigt aber deutlich, daß ſich die 
liberale Staatslehre des Weſens und der Grenzen des „Politiſchen“ nicht klar be⸗ 
wußt war. Denn eine Außerung „bibelwidriger Lehrmeinungen“, ſoweit fie ſich nicht 
in Formen bewegt, die die Geſühle Andersgläubiger verletzen, kann von einem Staate, 
in dem religiöſe Toleranz herrſcht, nicht unterbunden werden. Dagegen hat jeder 
Führerſtaat nicht nur das Recht, ſondern auch die Pflicht, politiſche Lehren, die die 
Geſtaltung und den VBeſtand feiner politiſchen Einheit bedrohen, zu unterdrücken. 


Der auf kulturellem Gebiet „ypluraliſtiſche“ liberale Staat ſah alſo der geiſtig 
politiſchen und kulturellen Zerſetzung des deutſchen Volkes ohnmächtig zu. Art. 118 
der Weimarer Verfaſſung erklärte ausdrücklich, daß eine Zenſur nicht ſtattfinde. Die 
Ausnahmen, die derſelbe Artikel unter dem Druck der politiſchen Wirklichkeit für Licht. 
ſpiele und zur Bekämpfung der Schund. und Schmutzliteratur ſowie zum Schutze der 
Jugend auf kulturellem Gebiete machte, waren ſchon deshalb ungenügend, weil ſie ſich 
auf rein negative, vorbeugend polizeiliche Maßnahmen beſchränkten. Eine poſitive 
Kulturförderung konnte der auf einer relativiſtiſchen und ſkeptiziſtiſchen Welt⸗ 
anſchauung beruhende entartete liberale Staat überhaupt nicht treiben. 


Demgegenüber hat der auf dem Boden einer feſten politiſchen Weltanſchauung 
ſtehende nationalſozialiſtiſche Staat von vornherein einen grundſätzlichen Kurswandel 
vollzogen. Das äußere Merkmal dafür war die Errichtung des Reichsminiſteriums 
für Volksaufklärung und Propaganda durch Erlaß des Reichspräſidenten vom 
13. März 1933. Durch Verordnung des Reichskanzlers vom 30. Juni 1933 wurde 
der Reichsminiſter für Volksaufklärung und Propaganda als zuftändig erklärt, „für 
alle Aufgaben der geiſtigen Einwirkung auf die Nation, der Werbung für Staat, 
Kultur und Wirtſchaft, der Anterrichtung der in- und ausländiſchen Offentlichleit 
über ſie und der Verwaltung aller dieſem Zwecke dienenden Einrichtungen“. Damit 
war gerade dieſem Miniſterium die poſitive Förderung der deutſchen Kultur und ihre 
geiftige Ausrichtung am deutſchen Volks- und Staatsleben zur Aufgabe geſtellt. 


Den äußeren organiſatoriſchen Rahmen für die Erfüllung dieſer großen Aufgabe ſchuf 
das Reichskulturkammergeſetz vom 22. September 1933. In der amtlichen Begrün- 
dung dieſes Geſetzes wird hervorgehoben, es ſei „nicht die Abſicht des national 
ſozialiſtiſchen Staates, eine Kultur von oben zu ſchaffen, vielmehr wächſt die Kultur 
aus dem Volke heraus. Aufgabe des Staates iſt es, innerhalb der Kultur ſchädliche 
Kräfte zu bekämpfen und wertvolle zu fördern, und zwar nach dem Maßſtabe des Ver 
antwortungsbewußtſeins für die nationale Gemeinſchaſt. 


Am deutſche Kulturpolitik zu treiben, iſt es notwendig, die Schaffenden auf allen ihren 
Gebieten unter der Führung des Reichs zu einer einheitlichen Willensgeſtaltung zu- 


ſammenzufaſſen. Das Reich hat nicht nur die geiſtige Richtung zu beſtimmen, ſondern 
muß auch die Verufe organiſatoriſch leiten und zuſammenfaſſen“. 


) Vgl. dazu Art. 118 der Weimarer Ser lung und die Kommentierung dieſes Artikels in 
der 4. Bearbeitung des Kommentars von Anſchütz. 


60 Koellreutter 


Danach wurden die auf den einzelnen Kulturgebieten Tätigen je nach ihrem Aufgaben. 
kreis in einer Reichsſchrifttumskammer, einer Reichspreſſekammer, einer Neichs⸗ 
theaterkammer, einer Neichsmuſikkammer und einer Neichskammer für bildende Künſte 
zuſammengefaßt. Dieſe Körperſchaften, die als ſolche Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts find, werden gemeinſam mit der ſchon früher errichteten Neichsfilmkammer zur 
Reichskulturkammer vereinigt. Die Reichskulturkammer „ſtellt den Zuſammenſchluß 
aller Schaffenden in einer geiſtigen Kultureinheit dar“ (fo Reichsminiſter Dr. 
Goebbels in feiner Rede zur Eröffnung der Neichskulturkammer am 15. September 
1933). Die Reichskulturkammer iſt eine Geſamtkörperſchaft des öffentlichen Rechts. 
Sie hat „die Aufgabe, durch Zuſammenwirken der Angehörigen aller von ihr umfaßten 
Tätigkeitszweige unter der Führung des NReihsminifters für Volksaufklärung und 
Propaganda die deutſche Kultur in Verantwortung für Volk und Reich zu fördern, 
die wirtſchaftlichen und ſozialen Angelegenheiten der Kulturberufe zu regeln und 
zwiſchen allen Beſtrebungen der ihr angehörenden Gruppen einen Ausgleich zu be⸗ 
wirken“ ($ 3 der 1. Verordnung zur Durchführung des Reichskulturkammergeſetzes 
vom 1. November 1933). 


Aber dieſe organiſatoriſche Zuſammenfaſſung hinaus mußte aber die liberale Geſetz ⸗ 
gebung auf dem Gebiete der „Meinungsfreiheit“ beſeitigt werden. Es iſt zunächſt 
ſelbſtverſtändlich, daß es eine abſolute bindungsloſe Meinungsfreiheit im Sinne des 
Art. 118 der Weimarer Verfaſſung im deutſchen Führerſtaat nicht gibt und deshalb 
dieſe Beſtimmung ihren bisherigen Sinn verloren hat. 


Ein wichtiger Teil dieſer liberalen Meinungsfreiheit war die Preſſefreiheit. Der 
Begriff der abſoluten Preſſefreiheit war ein ausgeſprochen liberaler und damit auch 
das geltende Preſſerecht liberal. So beſtimmte § 1 des Preſſegeſetzes vom 7. Mai 
1874, daß „die Freiheit der Preſſe nur denjenigen Beſchränkungen unterliegt, welche 
durch das gegenwärtige Geſetz vorgeſchrieben oder zugelaſſen ſind“. In dieſem Sinne 
beſchränkte ſich das Preſſegeſetz auf den Erlaß ſtrafrechtlicher und polizeirechtlicher 
Beſtimmungen, um eine gewiſſe Ordnung der Preſſe zu ſchaffen und Gefährdungen 
der Staatsordnung durch die Preſſe hintanzuhalten. | 


Der grundlegende neue Gedanke, den demgegenüber das Schriftleitergeſetz vom 4. Of- 
tober 1933 bringt, iſt der, daß die Preſſe und die in ihr verantwortlich Tätigen nicht 
mehr im individualiſtiſchen Sinne tätig find, ſondern daß fie Träger öffentlicher Auf- 
gaben ſind. Wie der Rundfunk, deſſen politiſche Bedeutung ſchon im liberalen Staate 
erkannt wurde, ſo iſt auch die Preſſe als eines der wichtigſten Mittel der geiſtigen 
Einwirkung auf die Nation notwendig eine öffentliche Einrichtung, und muß deshalb 
in die politiſche Lebensform des Volkes, den Staat, eingegliedert werden. 


In dieſem Sinne bezeichnet der § 1 des Schriftleitergeſetzes „die im Hauptberuf oder 
auf Grund der Beſtellung zum Hauptſchriftleiter ausgeübte Mitwirkung an der Ge ⸗ 
ſtaltung des geiſtigen Inhalts der im Reichsgebiet herausgegebenen Zeitungen und 
politiſchen Zeitſchriften durch Wort, Nachricht oder Bild als eine in ihren beruflichen 
Pflichten und Rechten vom Staat durch dieſes Geſetz geregelte öfſentliche Auſgabe“. 
Infolgedeſſen knüpft das Geſetz die Zulaſſung zum Schriftleitertum an die Erfüllung 
einer Reihe von Erforderniſſen, die die Eignung des Betreffenden zur Erfüllung 
dieſer wichtigen Aufgabe ſicherſtellen fol. Die Schriftleiter haben nach dem Geſen 
„die Aufgabe, die Gegenſtände, die ſie behandeln, wahrhaft darzuſtellen und nach ihrem 
beiten Wiſſen zu beurteilen“. Darüber hinaus find fie aber gehalten, aus den Zei- 
tungen nach der näheren Vorſchrift des 8 14 alles den nationalen Belangen Schädliche 
fernzuhalten. 


Auch das Theater wurde durch das Theatergeſetz vom 15. Mai 1934 aus einer „pri. 
vaten Kunſtanſtalt“ in einen Träger öffentlicher Aufgaben umgewandelt. Dieſe Auf- 
gabe „iſt nicht nur äſthetiſcher, ſondern auch ſittlicher Art, und das öffentliche Inter. 
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eſſe an ihr beſchränkt ſich nicht auf die Notwendigkeit einer polizeilichen Aber wachung, 
ſondern auf ihre Führung“ (aus der Begründung des Theatergeſetzes). Vor allem 
wird das Theater nicht mehr, wie bisher, als eine gewerbliche Erwerbsanſtalt be- 
trachtet und wird deshalb auch aus der Gewerbeordnung herausgenommen. 


8 1 des Theatergeſetzes unterſtellt „die im Reichsgebiet unterhaltenen Theater hin ⸗ 
ſichtlich der Erfüllung ihrer Kulturaufgaben der Führung des Reichsminiſters für 
Volksaufklärung und Propaganda als zuſtändigem Miniſter“. Das Geſetz regelt 
weiter die richtige Auswahl der Veranſtalter und der künſtleriſchen Leiter und gibt im 
8 5 dem zuſtändigen Miniſter das Recht der Spielplangeſtaltung. Während früher 
alle das Volks. und Staatsleben zerſetzenden Stücke, wenn fie nicht unmittelbar die 
Staatsordnung bedrohten, ungehemmt aufgeführt werden konnten, kann der zuſtändige 
Miniſter jetzt die Aufführung beſtimmter Stücke im allgemeinen oder einzelnen Falle 
unterſagen und darüber hinaus unter beſtimmten Vorausſetzungen auch die Auf. 
führung beſtimmter Stücke verlangen. 


Schließlich bringt das Lichtſpielgeſetz vom 16. Februar 1934 auch auf dieſem Gebiete 
grundſätzliche Anderungen. Zwar beſtand auch ſchon im Weimarer Staate eine Film⸗ 
zenſur im Rahmen des Art. 118 der Weimarer Verfaſſung Abſ. 2 und des Lichtſpiel ⸗ 
geſetzes vom 12. Mai 1920. Die nach dieſem Geſetz geübte Präventivzenſur durch die 
Filmprüfſtellen erfolgte aber nur nach rein polizeilichen Geſichtspunkten. Danach 
war die Zulaſſung eines Vildſtreiſens zu verſagen, „wenn die Prüfung ergibt, daß 
die Vorführung des Bildſtreifens geeignet iſt, lebenswichtige Intereſſen des Staates 
oder die öffentliche Ordnung oder Sicherheit zu gefährden, das religiöſe Empfinden 
zu verletzen, verrohend oder entſittlichend zu wirken, das deutſche Anſehen oder die 
Beziehungen Deutſchlands zu auswärtigen Staaten zu gefährden“ (§ 1 des Geſetzes 
vom 12. Mai 1920). Im übrigen durfte die Zulaſſung „wegen einer politiſchen, 
ſozialen, religiöſen, ethiſchen oder Weltanſchauungstendenz als ſolcher nicht verſagt 
werden“. Demgegenüber ſchützt 8 7 des neuen Lichtſpielgeſetzes darüber hinaus die 
Verletzung des „national ſozialiſtiſchen, religiöſen, ſittlichen oder künſtleriſchen 
Empfindens“. Damit iſt der Filmzenſur heute die Möglichkeit gegeben, nicht nur 
polizeilich vorbeugend zu wirken, ſondern durch das Verbot entfittlichender, kitſchiger 
und Schundfilme auch die Entwicklung des ſittlichen und künſtleriſchen Empfindens 
poſitiv zu fördern. 


4. Erziehung und Wiſfenſchaft 


Im liberalen Staate ſah man die Aufgaben der Erziehung in der Erziehung zum 
„freien Staatsbürger“. Da in der Weltanſchauung der liberalen Demokratie die 
Bindungen des einzelnen an die Volksgemeinſchaft keine bewußte poſitive Nolle 
ſpielten, ſo ſah ſich der liberale Staat genötigt, zur Aufrechterhaltung der äußeren 
Ordnung des Staatslebens, das an ſich von dem Ideal der Führerloſigkeit und der 
Autoritätsloſigkeit beherrſcht wurde, an den „freien“ Willen des Individuums zu 
appellieren. Dabei war man ängſtlich bedacht, ſchon die „ſouveräne Individualität“ 
des Kindes zu ſchützen, um ſeine freie Entwicklung ja nicht zu hemmen. Die Folge 
davon war ein Chaos auf dem Gebiet der liberalen Erziehungswiſſenſchaft, die 
richtungslos und politiſch ſteuerlos dahintrieb. 


Im deutſchen Führerſtaat kann es nur eine Erziehung zu Volk und Staat und in 
engſter Verbindung mit allen pofitiven Kräften des Volks. und Staatslebens geben. 
Das bedeutet vor allem, daß die Jugend bewußt in die Bindung an Volk und Staat 
hineingeſtellt und damit von vornherein zu verantwortungsbewußter politiſcher Mit. 
arbeit herangezogen wird. 


Führer können — wie ſchon oben ausgeführt wurde — nicht künſtlich geſchafſen 
werden. Aber der politiſche Boden für eine wirkſame Führung kann und muß im 
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Führerſtaat dadurch geſchaffen werden, daß der Jugend der Gedanke der Volksgemein⸗ 
ſchuft und ihrer politiſchen Führung in Fleiſch und Blut übergeht. Nur dann kann 
ſich der ſchon oben als notwendig bezeichnete politiſche Typus herausbilden, der den 
deutſchen Führerſtaat tragen muß. 


Selbſtverſtändlich muß dieſe politiſche Erziehung über eine bloße Aniformierung der 
geiſtigen und körperlichen Haltung hinaus die bewußte Charakterbildung und die Er⸗ 
ziehung hoher körperlicher und geiſtiger Leiſtungen als Ziel ins Auge faſſen. Vor 
allem müſſen die körperliche und geiſtige Schulung in einen gefunden Ausgleich zuein⸗ 
ander gebracht werden. „Der völkiſche Staat muß dabei von der Vorausſetzung aus ⸗ 
gehen, daß ein zwar wiſſenſchaftlich wenig gebildeter, aber körperlich geſunder Menſch 
mit gutem feſtem Charakter, erfüllt von Entſchlußfreudigkeit und Willenskraft für die 
Volksgemeinſchaft wertvoller iſt als ein geiſtreicher Schwächling“ (Adolf Hitler). 


Bei dieſer Erziehung zu Volk und Staat fällt nun der Partei als dem politiſchen 
Mittel der Führung eine wichtige Aufgabe zu. Aufgabe der „Reichsjugendführung“ 
iſt es, im Einvernehmen mit Elternhaus und Schule in politiſcher Erziehung eine 
Volks- und Staatsjugend ins Leben zu rufen, deren beſte Mitglieder imſtande find, 
an der Führung der Nation in ſpäterem Alter verantwortlich teilzunehmen. „Denn 
von der Güte der Anterführer und ihrer geiſtigen Fähigkeit, eine ſtetige bewußte und 
vertrauensvolle Fühlung mit dem Volke nicht durch bloßes Kommandieren, ſondern 
durch das perſönliche Beiſpiel, die eigene Haltung und die eigenen Leiftungen zu er⸗ 
halten, hängt die Feſtigkeit und Anerſchütterlichkeit des Führerſtaates ab“ (Koell⸗ 
reutter, Allgemeine Staatslehre, S. 257). 


Von großer Bedeutung für die Zuſammenarbeit von Partei und Staat auch auf 
dieſem Gebiete iſt die im Juni 1934 getroffene Vereinbarung des Reihsjugend- 
führers mit dem Reichsminiſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. Da. 
nach ſoll grundſätzlich der Sonntag dem Elternhauſe vorbehalten bleiben, während der 
Sonnabend der Heranbildung einer deutſchen Staatsjugend im Rahmen der Hitler. 
jugend zur Verfügung geſtellt wird. Die übrigen Tage verbleiben uneingeſchränkt der 
Schule zur Erfüllung ihrer Aufgaben. 


Die Durchführung einer ſolchen Vereinbarung erwies ſich nur dadurch als möglich, 
daß der bisherigen ſtaatlichen Zerſplitterung des Erziehungsweſens in Deutſchland 
durch die Errichtung des Reichsminiſteriums für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volks. 
bildung ein Ende gemacht wurde. Damit war für den Aufbau eines einheitlichen 
Schul. und Erziehungsweſens von der Volksſchule bis zur Hochſchule der Weg frei⸗ 
gemacht. Während es fich im Weimarer Staate unmöglich erwies, ein Reichsſchul⸗ 
geſetz zuſtande zu bringen, wurden durch den Erlaß vom 21. Januar 1935 auch die 
Hochſchulen einheitlichen Richtlinien durch das Reich unterſtellt. And ebenſo regelt 
das Reich durch Kirchenverträge einheitlich den Anteil, den die Kirchen an der Schul- 
bildung nehmen können. 


Dieſe Maßnahmen berühren aber die richtig verſtandene „Freiheit der Wiſſenſchaft“ 
in keiner Weiſe. Denn aus allem Bisherigen ſolgt die notwendige Erkenntnis, daß 
es eine vorausſetzungsloſe und bindungsloſe Wiſſenſchaft im Sinne eines entarteten 
Liberalismus nicht geben kann. Ein unter dieſer Maske ſich breitmachender In— 
tellektualismus führte nicht zur wiſſenſchaftlichen Stärkung, ſondern nur zur Zerſetzung 
der geiſtigen Kräfte eines Volkes. 


Muß ſich alſo vor allem auch die deutſche Wiſſenſchaft der organiſchen Bindungen mit 
dem Volks. und Staatsleben ſtets bewußt fein, muß fie in dieſem Sinne echte poli- 
tiſche Wiſſenſchaft fein, ſo muß und wird ihr im deutſchen Führerſtaat die Freiheit 
ihrer Forſchung und der objektiven Haltung in dieſem Rahmen erhalten bleiben. Die 
Objektivität der Wiſſenſchaft beſteht nicht in Beziehungsloſigkeit zur politiſchen 
Wirklichkeit, ſondern in Gerichtetheit und ſchöpferiſcher Hingabe an ihren Gegenſtand 


— | Gcuppe2 | Beitrag 18 


Der Aufbau des deutſchen Führerſtaates 63 


Deshalb läßt ſich die „Erzeugung“ von Wiſſenſchaft niemals kommandieren. Träger 
der Wiſſenſchaft können vielmehr nur Perſönlichkeiten fein, die ſowohl ſchöpferiſch 
geftalten können als auch charakterlich fih der Verantwortung, die fie Volk und 
Staat gegenüber tragen, bewußt find. Nur ſolche im echten Sinne völkiſche “Perfön- 
lichkeiten können auch an der wiſſenſchaftlichen Schulung des deutſchen Beamtentums 
mit Erfolg mitarbeiten. In dieſem Sinne erfolgt auch die Sichtung und Heram 
5 deutſchen Wiſſenſchaft zur Mitarbeit in den deutſchen Verwaltungs · 
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N. Die gefchichtlichen Formen des Derhältniffes 
von Staat und Wirtfchaft 


Von einem Verhältnis zwiſchen Staat und Wirtſchaft kann man erſt ſprechen, ſeit es 
den „Staat“ und ſeit es die „Wirtſchaft“ in unſerm heutigen Sinne gibt. Staat und 
Wirtſchaft haben ſich im Zuſammenhang mit dem Niedergang des mittelalterlichen 
Reiches entwickelt, der Staat zunächſt in der Form des Ständeſtaates, die Wirtſchaft 
in der Form der Stadtwirtſchaft. An der Schwelle zwiſchen Mittelalter und Neuzeit 
iſt der Territorialſtaat des Landesfürſtentums entſtanden; er hat die Stadtwirtſchaft 
durch die Territorialwirtſchaft überwunden und damit die Verbindung von Staat und 
Wirtſchaft zum erſten Male verwirklicht. Der abſolute Fürſtenſtaat hat im 17. und 
18. Jahrhundert im Syſtem des Merkantilismus dieſe Verbindung vertieft und ent⸗ 
wickelt. Dann iſt mit Hilfe der phyſiokratiſchen und der liberalen Wirtſchaftstheorie 
die alte Einheit zerſtört und die Trennung von Staat und Wirtſchaft durchgeführt 
worden; fie kennzeichnet das 19. Jahrhundert bis hin in unſere Zeit. Zahlloſe Ver. 
ſuche ſind in dieſer Epoche unternommen worden, um die Verbindung von Staat und 
Wirtſchaft neu zu begründen. Für Deutſchland iſt der Nationalſozialismus die 
Löſung dieſer Aufgabe, um die die europäiſchen Völker ſeit dem Ausgang des Welt— 
krieges ringen. 

In dieſer geſchichtlichen Entwicklung manifeſtieren ſich die beiden Grundformen, in 
denen das Verhältnis von Staat und Wirtſchaft möglich iſt: die Form der Zer- 
bundenheit und die Form der Trennung. Die Verbindung von Staat und Wirtfchaft 


— 


Staat und Wirtſchaft 3 


ift dadurch näher gekennzeichnet, daß die Wirtſchaftsordnung ein Teil der öffentlichen 
Ordnung iſt und daß fie durch verpflichtende Anordnungen des Staates gebunden iſt. 
Die Wirtſchaft iſt hier alſo öffentliche und gebundene Wirtſchaft. Die Trennung von 
Staat und Wirtſchaft dagegen iſt dadurch beſtimmt, daß die Wirtſchaftsordnung 
privater Natur iſt und daß ſie Freiheit vom Staate genießt. Die Wirtſchaſt iſt hier 
alſo private und freie Wirtſchaft. Man kann die öffentliche gebundene Wirtſchafts⸗ 
ordnung als „Sozialismus“, das private freie Wirtſchaftsſyſtem dagegen als 
„Liberalismus“ bezeichnen. Dabei ift jedoch zu bedenken, daß dieſe beiden Grund— 
formen der Verbindung und der Trennung von Staat und Wirtſchaft in der geſchicht⸗ 
lich⸗politiſchen Wirklichkeit in ſehr verſchiedenen Geſtalten hervortreten. Verbindung 
und Trennung bezeichnen nur allgemeine Merkmale für die ſtaatlich-wirtſchaftlichen 
Beziehungen; die konkrete Erſcheinungsform dieſer Beziehungen kann ſehr unter- 
ſchiedlich geartet ſein. Die verſchiedenen Völker und die verſchiedenen Zeiten haben 
das Verhältnis der Verbindung wie das der Trennung von Staat und Wirtſchaft in 
ganz andersartiger Weiſe verwirklicht. Sozialismus und Liberalismus ſind abſtrakte 
Allgemeinbegriffe, die das konkrete geſchichtliche Verhältnis von Staat und Wirt- 
ſchaft nicht unmittelbar erfaſſen. Notwendig iſt es, innerhalb der beiden großen 
Grundformen der Verbindung und der Trennung von Staat und Wirtſchaft die 
lebendigen geſchichtlichen Geſtalten ſeſtzuſtellen, in denen das Verhältnis von Staat 
und Wirtſchaft bisher verwirklicht worden iſt. 


I. Die alte Derbindung von Staat und Wirtfchaft 


Der abſolute Fürſtenſtaat der beginnenden Neuzeit verfolgte das Ziel, die Macht des 
Staates durchzuſetzen und die Wohlfahrt der Bürger herbeizuführen. Dieſes Ziel 
konnte nur erreicht werden, wenn alle politiſchen und wirtſchaftlichen Kräfte des 
Volkes planmäßig angeſpannt und eingeſetzt wurden. So kam der abſolute Staat 
notwendig dazu, die Wirtſchaft als einen vom Staat zu leitenden Geſamtbereich zu 
behandeln. 


a) Die Stadtwirtfchaft 

Das war gegenüber dem früheren Zuſtand eine revolutionäre Neuerung. Zwar 
galt bis dahin nicht etwa der Gedanke einer wirtſchaftlichen Freiheit des einzelnen, 
im Gegenteil zeichnete ſich die Wirtſchaft im Ständeſtaat, der dem Abſolutismus 
vorausging, durch eine ſehr ſtarke Bindung der Einzelwirtſchaften aus. Aber dieſe 
Bindung ging nicht vom Staate aus, ſondern von der Stadt. Der politiſchen Stufe 
des Ständeſtaates entſpricht ökonomiſch die Stadtwirtſchaft. Marktrecht, Bannrecht 
und Zunftrecht, dazu zahlloſe Einzelordnungen wirtſchaftlicher Art machten die 
mittelalterliche Stadt zu einem geſchloſſenen Wirtſchaftskörper, der vom Stadt⸗ 
regiment geleitet wurde. Der fürſtliche Landesherr war ohne Einfluß. In ſchweren 
und langen Kämpfen mußte der Territorialherr die politiſche Macht der Städte 
brechen, bis er die Wirtſchaft feines ganzen Gebietes zu einem einheitlichen Lebens- 
bereich umgeſtalten konnte. Nur nach und nach gelang es den Fürſten, durch einheit. 
liche Rechtsvorſchriften (Münz⸗, Maß- und Gewichtsordnungen, Marktordnungen, 
Verkehrsordnungen, Zunftordnungen, Bergwerksordnungen, Ein- und Ausfuhr⸗ 
verbote) einen geſchloſſenen Wirtſchaftskörper in ihrem Land zu ſchaffen. Sie haben 
damit den Grund der einheitlichen Volkswirtſchaft gelegt. 


b) Der Merkantilismus 

Man bezeichnet die Wirtſchaftsordnung des abſoluten Staates als Merkantilismus, 
d. h. als „Handelsſyſtem“. Dieſe Bezeichnung, die erſt nach Überwindung des Mer- 
kantilſyſtems von Adam Smith geprägt worden iſt und die hervorheben ſoll, daß 
die Wirtſchaftspolitik des abſoluten Staates ſich in erſter Linie der Pflege des 
Handels angenommen und Gewerbe und Landwirtſchaft darüber vernachläſſigt habe, 
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iſt durchaus irreführend. Der abſolute Staat hat die Entwicklung des Groß- 
gewerbes in Form der Manufaktur und der Fabrik beſonders unterſtützt; viel eher 
könnte man ſeine Wirtſchaftsordnung als Induſtrieſyſtem bezeichnen. Aber auch das 
wäre für Brandenburg⸗ Preußen, wo die abſolutiſtiſche Wirtſchaftspolitik beſonders 
erfolgreich war, unzutreffend. Denn gerade hier hat der Staat in gleichem Maße 
das Gewerbe und die Landwirtſchaft gefördert. Eine großzügige Siedlungspolitik 
ſorgte für die Verſtärkung des Bauerntums, und die berühmten Getreidemagazine 
Friedrich des Großen führten ſtabile Getreidepreiſe herbei. Die beſondere Bevor⸗ 
zugung eines Wirtſchaftszweiges liegt auch keineswegs in der Idee der abjolu- 
tiſtiſchen Wirtſchaftspolitik; vielmehr entſpricht ihr durchaus eine gleichmäßige 
Förderung aller Wirtſchaftsſtände, wie fie in der preußiſchen Politik erfolgt iſt. Iſt 
alſo der Name „Merkantilismus“ unzutreffend, ſo hat er ſich doch eingebürgert, um 
eine wirtſchaftliche Ordnung zu bezeichnen, in der der Staat Inhalt und Richtung 
alles wirtſchaftlichen Handelns beſtimmt, um die eigene politiſche Macht und die 
Wohlfahrt der Bürger zu erhöhen. 

Die wirtſchaftspolitiſchen Maßnahmen des abſoluten Staates laſſen ſich in drei 
Gruppen einteilen. Zur erſten Gruppe gehören die Maßnahmen, die die Voraus- 
ſetzungen einer einheitlichen Wirtſchaft im Staatsgebiet ſchaffen (alſo die Anord- 
nungen über ein einheitliches Münz, Maß- und Gewichtsweſen, die Aufhebung 
aller Binnenzölle und die Veikehrsſörderung durch den Bau von Straßen, Kanälen 
und Häfen). Zur zweiten Gruppe gehören die Maßnahmen, die den Schutz und die 
Förderung der einheimiſchen Wirtſchaft bezwecken (alſo das Konzeſſionsſyſtem, das 
jede wirtſchaftliche Tätigkeit von einer ſtaatlichen Erlaubnis abhängig macht; die 
Ausfuhrverbote und Ausfuhrzölle, durch die die inländiſchen Rohſtofſe im Lande 
gehalten werden; die Einfuhrverbote und Einfuhrzölle, die die ausländiſchen Er⸗ 
zeugniſſe, die auch im Lande hergeſtellt werden, vom Markte fernhalten; die 
Förderung der heimiſchen Schiffahrt durch Ausſchluß fremder Schiffe vom Transport 
inländiſcher Güter; die Ausfuhrförderung durch Privilegierung von Handels- 
kompanien). Zur dritten Gruppe gehören die Maßnahmen, durch die der Staat die 
Leitung der Wirtſchaft ſelbſt in die Hand nimmt (alfo die ſtaatliche Preispolitik, die 
bis zur Feſtſetzung der Preiſe für beſtimmte Gütergruppen geht; die Magazinierung 
lebenswichtiger Güter, vor allem des Getreides; die eigene unternehmeriſche Tätigkeit 
des Staates, vor allem im Bergbau; der Bau ſtaatlicher Flotten und der Erwerb 
überſeeiſcher Kolonien). Vereinheitlichung der Wirtſchaftsbedingungen, Schutz und 
Förderung der Wirtſchaft und Leitung der Wirtſchaft ſind alſo die drei Arten, in 
denen die merkantiliſtiſche Politik ſich äußert. 


e) Aritik am Merkantilismus _ 

Man hat den Merkantilismus vielfach aus der bloßen Geldgier der Fürſten zu er- 
klären geſucht, und es mag in den kleinen Staaten manches geſchehen ſein, was den 
Vorwurf des reinen Fiskalismus rechtfertigt. In den großen Staaten bedeutet 
der Merkantilismus alles andere als eine perſönliche Intereſſenwirtſchaft des 
Fürſten. Insbeſondere im preußiſchen Abſolutismus hat ſich der unperſönliche 
Staatsgedanke entwickelt und durchgeſetzt, der ſelbſt im Fürſten nur den erſten Diener 
des Staates erblickte. Im Merkantilſyſtem dient alles wirtſchaftliche Handeln dem 
Staate, d. h. einer unperſönlichen geſchichtlichen Einheit; die merkantiliſtiſche Wirt⸗ 
ſchaft iſt Staatswirtſchaft im ausgeſprochenſten Sinne. Aber eben darin liegt bereits 
der weſentliche Mangel, der den Zerſall des merkantiliſtiſchen Syſtems zur Folge 
hatte. Die politiſche Idee des abſtrakten unperſönlichen Staates, des bloßen Macht⸗ 
und Wohlfahrtsſtaates, war innerlich nicht ſtark genug, um die Völker dauernd 
zu binden. Gegenüber dieſem Syſtem, das in der Politik wie in der Wirtſchaft das 
Volk als bloßes Objekt der ſtaatlichen Machtäußerung und Wohlfahrtsmaßnahmen 
behandelte, mußte der Freiheitswille der Völker ſich erheben. Das Verhängnis des 
19. Jahrhunderts war, daß dieſer Freiheitsdrang gegenüber dem volksentfremdeten 
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abſoluten Staat in die Bahn des liberalen Individualismus geleitet wurde. Für 
das Verhältnis von Staat und Wirtſchaft bedeutete das, daß die alte ſtarre Ver⸗ 
bindung der merkantiliſtiſchen Epoche nun durch die Trennung der liberalen Zeit 
erſetzt wurde. 


II. Die Trennung von Staat und Wirtfchaft 


Die Trennung von Staat und Wirtſchaft iſt das Ergebnis des liberalen Individua⸗ 
lismus, der ſich im 18. Jahrhundert in Frankreich erhob, dann auf England übergriff 
und ſchließlich den ganzen Kontinent beherrſchte. Der liberale Individualismus 
geht von dem Gedanken der Freiheit und Gleichheit der Einzelmenſchen aus, die der 
Grundwert aller geſellſchaftlichen Geſtaltung ſind. Die Wirtſchaft ſetzt ſich aus den 
wechſelſeitigen Beziehungen der freien und gleichen Individuen zuſammen. Sie iſt 
daher ein privater Lebensbereich, der von allen politiſchen Einflüſſen frei gehalten 
werden muß, damit er ſich nach ſeinen eigenen inneren Geſetzen entwickeln kann. 
Dieſe Grundgedanken der Wirtſchaftsfreiheit und der ökonomiſchen Eigengeſetz⸗ 
lichkeit ſind in drei verſchiedenen Formen entwickelt worden: im Phyſiokratismus, 
im klaſſiſchen Liberalismus und im Interventionismus. 


a) Der Phyſiohratismus 

In Frankreich hat ſich im 18. Jahrhundert die Kritik am Merkantilismus zuerft 
entfaltet. Gegenüber der „künſtlichen“ Lenkung der Wirtſchaft durch den Staat 
wurde der Gedanke einer natürlichen Ordnung, eines „ordre naturel“ der Wirt. 
ſchaft verfochten. Der Hauptvertreter dieſer Lehre iſt Ques nay; unter feinen 
Schülern ragt Turgot, der zeitweiſe franzöſiſcher Miniſter war, hervor. Die 
Wirtſchaft wird nach der phyſiokratiſchen Theorie von einer ewigen Naturgeſetzlichkeit 
beherrſcht. Eines dieſer Naturgeſetze iſt, daß Quelle alles Reichstums der Boden iſt; 
nur Ackerbau und Arproduktion, nicht dagegen Handel und Induſtrie ſchaffen neue 
Werte. Schon aus dieſem Grunde lehnt der Phyſiokratismus jede ſtaatliche 
Förderung von Handel und Gewerbe, wie ſie für den Merkantilismus bezeichnend 
war, ab. Darüber hinaus verneint er aber überhaupt das Recht des Staates, die 
Wirtſchaft zu lenken und zu beeinfluſſen. Der Staat hat nichts zu tun, als die 
Freiheit und das Eigentum des einzelnen gegen alle Angriffe zu ſichern, damit ſich 
die Wirtſchaft frei zu entfalten vermag. Eine berühmte Theſe des Phyſiokratismus 
lautet: „Pour gouverner mieux, il faudrait gouverner moins“ (Am beſſer zu 
regieren, müßte man weniger regieren). And der bekannte Leitſatz des wirtſchaft⸗ 
lichen Liberalismus „Laissez faire, laissez aller“ iſt in den phyſiokratiſchen Lehren 
vorgebildet worden. Die Grundgedanken der Trennung von Wirtſchaft und Staat 
find alſo im Phyſiokratismus vollſtändig entwickelt, und tatſächlich hat Turgot 
in ſeiner Miniſterzeit verſucht, dieſen Gedanken mit aller Schärfe zu verwirklichen. 
Der Zuſammenbruch der Turgotſchen Politik hat dann aber auch den Phyſiokra- 
tismus ſo ſtark kompromittiert, daß die Schule auseinanderfiel und ſchnell verſank. 
Die unmittelbare politiſche Auswirkung des Phyſiokratismus war alſo gering. Am 
jo ſtärker war die mittelbare Wirkung der phyſiokratiſchen Lehre, die von nun un 
durch ihren Grundgedanken „Trennung von Staat und Wirtſchaft“ das politiſche 
Geſicht des 19. Jahrhunderts beſtimmen ſollte. 


b) Der hlaſſiſche Liberalismus 
Die Grundſätze des Phyſiokratismus find in England weiterentwickelt und zur 
beherrſchenden Theorie erhoben worden. 


1. Die Grundprinzipien 


Die klaſſiſche liberale Schule, die von Adam Smith, Robert Malthus 
und David Ricardo repräſentiert wird, wich in vielen Einzelfragen von der 
phyſiokratiſchen Lehre ab. Sie hat insbeſondere den Vorrang der Bodenwirtſchaft 
abgelehnt und im Gegenſatz dazu in der Induſtrie die eigentliche Quelle für die Ver. 
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mehrung des Volksvermögens erblickt. Aber trotz dieſer wichtigen Anterſchiede iſt 
in der Grundhaltung eine völlige Gleichheit zwiſchen Phyſiokratismus und klaſſiſchem 
Liberalismus feſtzuſtellen. Gemeinſam iſt beiden Syſtemen vor allem der Ausgang 
vom Einzelmenſchen und ſeinem Grundrecht auf Freiheit und Eigentum. Wie der 
Phyſiokratismus an einen „ordre naturel“, ſo glaubt der Liberalismus an eine 
notwendig entſtehende „präſtabilierte“ Harmonie der Geſamtwirtſchaft, die ſich 
entfaltet, wenn nur Freiheit für die volle Auswirkung der menſchlichen Einzel ⸗ 
perſönlichkeit gewährt wird. Die Wirtſchaft folgt einem natürlichen Eigengeſetz, 
dem Geſetz vom automatiſchen Ausgleich von Angebot und Nachfrage auf dem 
freien, nur durch den Wettbewerb regulierten Markt. Das „freie Spiel der Kräfte“ 
ſichert allein die dauernde Vermehrung der Güter und ihre gleichmäßige Verteilung 
auf eine möglichſt große Zahl von Wirtſchaftsgenoſſen; es allein ſichert „das größte 
Glück der größten Zahl“. Individualismus, Harmonismus und Atilitarismus find 
damit die Grundlagen, auf denen der klaſſiſche Liberalismus (ebenſo wie ſchon der 
Phyſiokratismus) beruht 

Von dieſer weltanſchaulichen Haltung aus ergeben ſich die einzelnen wirtſchafts⸗ 
politiſchen Forderungen, die insbeſondere der ſogenannte Mancheſterliberalismus 
(vertreten vor allem von den engliſchen Induſtriellen Cobden und Bright) er- 
hoben hat und die in der erſten Hälfte des 19. Jahrhundert durchgeſetzt worden 
find. Die Gewerbefreiheit und der Freihandel find die beiden weſentlichen Prin⸗ 
zipien, die der Liberalismus durchführte. „Der Staat ſoll ſeine Hand von der Wirt⸗ 
ſchaft laſſen, er ſoll nur Produzent von Sicherheit ſein“, ſo lautet ein 
bezeichnender Grundſatz dieſer liberalen Epoche. Das gelang am radikalſten in Eng- 
land, dem Arſprungslande des klaſſiſchen Liberalismus, wo zu Beginn des 19. Jahr. 
hunderts alle inneren und äußeren Beſchränkungen der Wirtſchaft ſielen. Aber auch 
der Kontinent folgte unter dem Einfluß der liberalen Lehren dem engliſchen Vorbild. 


2. Die Entwicklung in Preußen 


In Preußen wurde mit der Stein- Hardenbergſchen Reform der 
Grundſatz der Wirtſchaftsfreiheit durchgeführt. Der erſte Schritt in dem um- 
faſſenden Werk war das Edikt über die Bauernbefreiung vom 9. Oktober 1807, das 
die perſönliche Dienſtbarkeit beſeitigte, das den Erwerb adliger Grundſtücke durch 
Bauern und Bürger zuließ und damit die Freiheit des Güterverkehrs herſtellte und 
das ſchließlich die Freiheit der Berufswahl für alle Klaſſen und Stände ausſprach. 
Perſönliche Freiheit, freier Güterverkehr und freie Berufswahl waren notwendige 
Vorausſetzungen für eine freie Entfaltung des wirtſchaftlichen Lebens, ſo daß alſo 
mit dieſen Maßnahmen der erſte Grund für die ſpätere Entwicklung gelegt war. 
Dann folgte in Preußen als zweiter Schritt das Gewerbeſteueredikt vom 2. No- 
vember 1810, das die Vorrechte der Zünfte aufhob, die Anterſchiede zwiſchen Stadt 
und Land beſeitigte und die Gewerbefreiheit einführte. Das war eine Maßnahme 
von umſtürzender Bedeutung; alle Grundſätze, die das Wirtſchaftsleben beherrſchten. 
ſeit die Stufe der geſchloſſenen Hauswirtſchaft verlaſſen war, wurden mit einem 
Schlage aufgegeben; die gemeinſamen Merkmale, die die alte Stadtwirtſchaft und 
die merkantiliſtiſche Staatswirtſchaft verbanden, wurden beſeitigt. Das Zollgeſetz 
vom 26. Mai 1818 ſchließlich verkündigte das „Prinzip der freien Einfuhr” für alle 
Zukunft und bekannte ſich damit grundſätzlich zum Freihandel. Ein Einfuhrverbot 
blieb nur für Salz und Spielkarten beſtehen; Manufakturwaren blieben einem 
Schutzzoll von 10 v. H., Kolonialwaren einem Finanzzoll von 20 v. H. unterworfen; 
im übrigen waren Rohſtoffe für die Einfuhr frei oder nur ganz gering belaſtet. 
Wenn alſo auch die wirtſchaftliche Lage des Staates die vollſtändige Verwirklichung 
des proklamierten Prinzips nicht geſtattete, ſo war doch Preußen grundſätzlich und 
weitgehend in die Front der Freihandelsſtaaten eingetreten. Es hatte auch damit 
die Abkehr von einem unantaſtbaren Leitſatz der bisherigen Wirtſchaftspolitik voll- 
zogen und ſich den Ideen des modernen Liberalismus angeſchloſſen. 
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3. Die Geſellſchaftswirtſchaft 


Dabei darf nun nicht verkannt werden, daß manches die Abkehr von den alten 
Formen als berechtigt erſcheinen läßt. Die alten Bindungen der Wirtſchaft waren 
ſtarr geworden und vermochten nicht mehr, dem mächtig hervorbrechenden Aus- 
dehnungsdrang der Völker die rechte Form zu geben. Die alte rein auf den ftaat- 
lichen Apparat bezogene Ordnung war unmöglich in einer Zeit, in der die ihrer 
ſelbſt bewußt gewordene Nation ſich von den Feſſeln des Abſolutismus befreite und 
kraftvoll entfaltete. Das abſolutiſtiſch⸗merkantiliſtiſche Syſtem mußte zerſtört 
werden, damit aus den überalterten und erſtorbenen Formen das lebendige Volk 
wieder erwachſen konnte. Die Aufgabe der Zeit war, die alte merkantiliſtiſche 
Staatswirtſchaft durch eine Volkswirtſchaft zu erſetzen. Aber das 19. Jahrhundert 
hat dieſe Aufgabe nicht erfüllt, weil es nach einer kurzen Blüte des nationalen Ge- 
dankens das völkiſche Bewußtſein verlor und zum geſellſchaftlichen Denken Überging. 
Der Anterſchied zwiſchen Volk und Geſellſchaft beſteht darin, daß das Volk eine 
naturhafte Einheit iſt, während die Geſellſchaft eine Vielheit atomiſtiſcher Einzelner 
bedeutet. Die Geſellſchaft iſt der individualiſtiſche Gegenbegriff gegen das Volk. 
Echte Volksgemeinſchaft beſteht nur dort, wo das Volk als eine naturhaft erwachſene, 
zur politiſchen Form ſtrebende Einheit Träger der Wirtſchaft iſt; die Volkswirt. 
ſchaft iſt keine Summe von Einzelwirtſchaften, ſondern ein einheitliches Ganzes. Die 
Geſellſchaftswirtſchaft iſt dagegen ein bloß ſummenhafter Inbegriff von Einzelwirt- 
ſchaften; was ſie verbindet, iſt nicht die gemeinſame Zugehörigkeit zu einem Volk, 
ſondern der gemeinſame Markt. Das 19. Jahrhundert brachte es nicht zu einer 
Volkswirtſchaft, in der die Einzelunternehmen zu einer finnvollen Ordnung ver- 
bunden waren. Es gelangte nur zu einer Gefellſchaftswirtſchaft, in der das zu⸗ 
ſammenhangloſe Nebeneinander der Einzelunternehmen durch das freie Spiel der 
Kräfte geſteuert wurde. 


4. Die Intereſſenwirtſchaft 
Dieſe freie Geſellſchaftswirtſchaft iſt Intereſſenwirtſchaft, denn die ſie bewegende 
Kraft iſt das materielle Intereſſe des kapitaliſtiſchen Anternehmers. Das materielle 
Intereſſe reizt ihn zu immer ſtärkerer Tätigkeit, zu immer neuen Erfindungen, zur 
Eroberung immer neuer Märkte an. Es iſt kein Zweifel, daß durch dieſen „Wirt⸗ 
ſchaftsfortſchritt“ der Lebensraum der Völker erweitert und das Volksvermögen 
erhöht worden iſt. Aber es beſteht ebenſowenig ein Zweifel, daß dieſe materielle 
Expanſion mit unerhörten Opfern an kulturellen Werten bezahlt worden iſt. Die 
Selbſtſteuerung der Wirtſchaft durch das materielle Intereſſe zerſtört vor allem jede 
innere Einheit des Volkes. Denn da die Intereſſen einander ſtets zuwiderlaufen, 
muß durch dieſes Syſtem das Volk bis zum äußerſten zerriſſen werden. Es find 
insbeſondere zwei Intereſſengegenſätze, die die Einheit des Volkes vernichten. 
Einmal der Gegenſatz zwiſchen Stadt und Land, der zwar juriſtiſch 
beſeitigt, aber in dem Intereſſengegenſatz von Induſtrie und Landwirtſchaft nun erſt 
zur letzten Höhe geſteigert wurde. Der Liberalismus opfert die Landwirtſchaft den 
Intereſſen der Induſtrie, und die Landwirtſchaft führt deshalb einen verzweifelten 
Kampf um ihren Beſtand. Noch verheerender wirkt ſich der zweite Gegenſatz der 
Intereſſen, der Gegenſatz zwiſchen Anter nehmern und Arbeitern, 
aus. Der Anternehmer als Herr der in der Induſtriewirtſchaft unentbehrlichen 
Produktionsmittel unterwirft die Nichtbeſitzenden ſeinem Diktat und beutet ſie aus. 
Die unerhörten ſozialen Mißſtände, die ſich in den erſten Jahrzehnten in der 
engliſchen wie in der deutſchen Induſtriewirtſchaft zeigten, führen eine beredte 
Sprache. Der „Wirtſchaftsfortſchritt“ des Liberalismus zog zwangsläufig die Ver⸗ 
nichtung der Landwirtſchaft und die Ausbeutung der Arbeiterſchaft zugunſten der 
induſtriellen Unternehmer nach ſich. Am die Mitte des 19. Jahrhunderts hatte ſich 
allgemein die Einſicht durchgeſetzt, daß der klaſſiſche Liberalismus vielleicht eine 
ſchöne Theorie ſei, daß ihm aber eine ſehr häßliche Wirklichkeit entſpreche. Ein⸗ 
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ſchränkungen der Wirtſchaftsfreiheit durch ſtaatliche Gebote wurden allgemein ge⸗ 
fordert, damit die Schäden, die die Wirtſchaftsfreiheit dem Volkskörper geſchlagen 
batte, beſeitigt würden. Der klaſſiſche Liberalismus wurde durch ein Syſtem ftaat- 
licher Einmiſchungen, durch den ſogenannten Interventionismus abgelöft. 


e) Der Interventionismus 


Das Weſen des Interventionismus beſteht darin, daß grundſätzlich die Freiheit der 
Wirtſchaft vom Staate anerkannt wird; auch der Interventionismus fußt auf der 
liberalen Wirtſchaftstheorie. Er erkennt jedoch, daß ſich der Verwirklichung der 
liberalen Lehren zahlreiche praktiſche Widerſtände bieten, die nur durch ſtaatlichen 
Eingriff beſeitigt werden können. Der Interventionismus bedeutet alſo ein Syſtem, 
in dem der Staat überall dort, wo ſich in der Wirtſchaft Mißbräuche, Reibungen und 
Gefahren ergeben, zugunſten der bedrohten Lebenswerte eingreift. Dieſe Milderung 
des radikalen Liberalismus durch den Interventionismus geht teils auf die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Kritik, teils auf die praktiſche Notwendigkeit zurück. 


1. Kritik am Liberalismus 


Die wiſſenſchaftlich⸗politiſche Kritik an der klaſſiſchen liberalen Wirtſchaftstheorie 
hat in Deutſchland früh eingeſetzt. Als erſter hat Adam Müller unter dem 
Einfluß der politiſchen Romantik in ſeinem Buch „Elemente der Staatskunſt“ Front 
gegen das Intereſſendenken der liberalen Wirtſchaftstheorie gemacht. Dann hat 
Friedrich Liſt, der Vorkämpfer des deutſchen Zollvereins, den Gedanken einer 
wirklichen Volkswirtſchaft vertreten und vom Staate verlangt, daß er ſie gegen den 
übermächtigen ausländiſchen Handel ſchütze. Weiter hat die hiſtoriſche Schule unter 
der Führung Wilhelm Rofhers den Blick auf die wirkliche Entwicklung der 
Wirtſchaft gerichtet, um die Poſtulate der liberalen Theorie zu entkräften. 
Schließlich haben die Kathederſozialiſten, an ihrer Spitze Adolf Wagner, die 
Schwächen und Entartungen der Wirtſchaftsſreiheit hervorgehoben und die ſtaatliche 
Einmiſchung in die Wirtſchaft gefordert. 


Aber nicht weniger als dieſe wiſſenſchaftlichen Bemühungen haben die Erforderniſſe 
des politiſchen Lebens dahin geführt, daß die radikale Wirtſchaftsfreiheit, die voll- 
ſtändige Trennung von Staat und Wirtſchaft überwunden wurde. Es wurde ſchon 
hervorgehoben, daß das liberale Poſtulat des Freihandels in Preußen nur grund- 
ſätzlich proklamiert, praktiſch aber nicht vollſtändig durchgeführt worden iſt. Gewiſſe, 
wenn auch geringe Schutzmaßnahmen zugunſten der heimiſchen Wirtſchaft wurden 
alſo auch in dieſer Zeit getroffen. 


2. Anfänge des Arbeiterſchutzes 


Von einer ganz anderen Seite her drang dann der Staat entſcheidend in die Wirt- 
ſchaft ein. Das unerhörte Elend in den weſtlichen Induſtriebezirken bildete mehr 
und mehr eine Gefahr für das ganze Volk. Insbeſondere wirkte ſich die über⸗ 
mäßige Fabrikarbeit der Kinder verhängnisvoll aus. Es iſt ein Ruhmestitel des 
preußiſchen Kultusminiſters v Altenſtein, daß er ſich zuerſt dieſer Zuſtände 
annahm. Mit Anterſtützung des Kriegsminiſters v. Horn gelang es ihm, die erſten 
Maßnahmen der Sozialpolitik in Preußen durchzuſetzen. Am 6. April 1839 erging 
ein Regulativ, das die Kinderarbeit teilweiſe verbot, zum anderen Teil einſchränkte. 
Nur langſam und Schritt für Schritt ſchloſſen ſich weitere ſozialpolitiſche Vor⸗ 
ſchriften an. Aber das liberale „laissez faire, laissez aller“ war durch dieſe Maß⸗ 
nahmen durchbrochen. Der Staat wartete nicht, bis nach dem geprieſenen liberalen 
Rezept im freien Spiel der Kräfte das ſoziale Maſſenelend durch die wirtſchaftliche 
Harmonie und das größte Glück der größten Zahl überwunden würde, ſondern er 
griff mit zunächſt beſcheidenen, aber doch deutlichen Anordnungen gegen den Miß— 
brauch der wirtſchaftlichen Freiheit ein. 
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3. Der Bismarckſche Staatsſozialis mus 


Die Blütezeit dieſes Syſtems der ſtaatlichen Einmiſchung in die Wirtſchaft, des 
„Interventionismus“ alſo, war die Bismarckſche Ara. Man ſprach geradezu von dem 
Bismarckſchen „Staatsſozialismus“. Drei Gruppen wirtſchaftspolitiſcher Maß⸗ 
nahmen ſind es, die dieſen ſtaatsſozialiſtiſchen Interventionismus bezeichnen. Die 
erſte Gruppe umfaßt die Errichtung ſtaatlicher Regale für politiſch lebenswichtige 
Bereiche der Wirtſchaft, alſo die Einführung der unmittelbaren Staatswirt- 
ſchaft in der Form von hoheitlichen Monopolunternehmungen für einzelne Wirt, 
ſchaftszweige. Im Jahre 1871 wurde die Deutſche Reichspoſt begründet, im Jahre 
1875 folgte die Deutſche Reichsbank und im Jahre 1879 begann die Verſtaatlichung 
der Eiſenbahn, allerdings nur für Preußen, da das von Bismarck geplante Reichs ⸗ 
eiſenbahngeſez an dem Widerſtand der Mittelſtaaten ſcheiterte. Zur zweiten 
Gruppe gehören die Maßnahmen zum Schutze der deutſchen Wirtſchaft gegen die aus- 
ländiſche Konkurrenz, alſo die Einführung der Wirtſchaftsſchutzpolitik. 
Die Bismarckſche Wirtſchaftspolitik war urſprünglich freihändleriſch. Im Jahre 
1879 vollzog ſich dann der große Amſchwung vom Freihandel zum Schutzzollſyſtem; 
der Zolltarif vom 15. Juni 1879 ſprach die Zollpflichtigkeit aller in das Reichsgebiet 
eingeführten Waren aus. Agrariſche Produkte, Rohſtoffe und gewerbliche Er- 
zeugniſſe wurden gleichmäßig gegen die ſremde Einfuhr geſchützt. Die dritte Gruppe 
umſchließt dann die Sozialpolitik, die über die Anfänge der frühen Zeit 
hinaus zu einem geſchloſſenen, vorbildlichen Syſtem ausgebaut wurde. Auf Grund 
der kaiſerlichen Botſchaft vom 17. November 1881, die die „poſitive Förderung des 
Wohls der Arbeiter“ ankündigte, wurde das große Werk der Arbeiterverſicherung 
eingeleitet, das bei Bismarcks Ausſcheiden aus dem Amte abgeſchloſſen war. Dieſer 
Bismarckſche Staatsſozialismus iſt in der ſpäteren Zeit weiter ausgebaut worden; 
die Grundgedanken find von Bismarck gefaßt, die Grundlagen von ihm geſchafſen 
worden. 


4. Die Wirtſchaftspolitik der Nachkriegszeit 


Die Wirtſchaftspolitik des Weimarer Staates hat die Methode des Interventio- 
nismus fortgeführt. Sie unterſcheidet ſich jedoch dadurch von dem Bismarckſchen 
Staatsſozialismus, daß die ſtaatlichen Eingriffe in das Wirtſchaftsleben die vor- 
ſichtige und planmäßige Führung, zugleich aber auch die feſte Zielbewußtheit und 
die entſchiedene Verwirklichung vermiſſen laſſen. So wurde auf der einen Seite die 
Zahl der ſtaatlichen Einmiſchungen ins Angemeſſene geſteigert, ohne daß jedoch auf 
der anderen Seite der wirkliche politiſche Einfluß des Staates auf die Wirtſchaft 
erhöht werden konnte. In der Gruppe der unmittelbaren Staatswirtſchaft 
wurden nicht, wie in Bismarcks Zeit, ſtaatliche Regale, alſo hoheitliche Monopol⸗ 
unternehmungen geſchaffen, ſondern der Staat beteiligte ſich in kapitaliſtiſcher Form 
an Anternehmungen der Privatwirtſchaft. Dieſer Staatskapitalismus nahm ein 
außerordentliches Ausmaß an. In der Gruppe der Wirtſchaftsſchutz⸗ 
politik wurde der Zoll auf die agrariſche Einſuhr gelockert, um die induſtrielle 
Ausfuhr nicht zu ſchädigen. Dafür wurden zahlloſe andere Maßnahmen des Wirt⸗ 
ſchaftsſchutzes eingeführt. Die Preiſe wurden durch Kartellbekämpfung und Höchſt⸗ 
preisfeſtſetzung reguliert, um die Verbraucher zu ſchützen. Die Zinſen wurden 
geſenkt, die Kredite wurden manipuliert, die notleidenden Anternehmungen wurden 
fubventioniert, um die Erzeugung zu fördern. Die ganze Wirtſchaft war mit einem 
wirren und willkürlichen Netz ſolcher Schutzmaßnahmen überdeckt. Die Beſtimmungen 
der dritten Gruppe, der Sozialpolitik, wurden am meiſten erweitert. Neben 
die Sozialverſicherung, die immer ſtärker ausgebaut und insbeſondere durch die 
Arbeitsloſenverſicherung vermehrt wurde, traten die Vorſchriften über Arbeitsſchutz, 
Arbeitszeit und Arbeitslohn. Der Arbeitsſchutz war ſchon in der nachbismarckſchen 
Seit, durch den kaiſerlichen Erlaß vom 4. Februar 1890 eingeleitet, energiſch in 
Angriff genommen worden; er wurde im Weimarer Staat weiter ausgebaut. Die 
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Arbeitszeit wurde durch den Achtſtundentag, durch Verbote von Nachtarbeit und 
andere Maßnahmen geregelt. Die Löhne ſchließlich wurden durch die ſtaatliche 
Anerkennung des Tarifvertrags und durch die ſtaatliche Schlichtung dem politiſchen 
Einfluß unterworſen. 

Die Mannigfaltigkeit aller dieſer interventioniſtiſchen Maßnahmen darf aber nicht 
darüber hinwegtäuſchen, daß in Wahrheit der Staat weit abhängiger von der Wirt⸗ 
ſchaft geworden war als je zuvor. Denn der Staat ſelbſt, der ein Parteien - und 
Intereſſenſtaat war, wurde weitgehend von den wirtſchaftlichen Intereſſenten und 
ihren Gruppen beherrſcht, und die wirtſchaftspolitiſchen Maßnahmen verfolgten 
deshalb häufig weniger das allgemeine Wohl als die Intereſſen der Gruppe, die 
gerade im Staat am Ruder war oder die Einfluß auf die herrſchende Parteikoalition 
hatte gewinnen können. Der Interventionismus iſt hier kein „Staatsſozialismus“ 
mehr, ſondern ein Intereſſen⸗Interventionismus, in dem ſich die politiſchen und 
ſozialen Gruppen der ſtaatlichen Machtmittel bedienen, um Stützpunkte in der Wirt- 
ſchaft zu beziehen und ſo den politiſchen oder ſozialen Gegner nur um ſo wirkſamer 
zu bekämpfen. 


B. Die Formen des deutfchen Sozialismus 


Zwei Grundformen zuſammen machen das Weſen des deutſchen Sozialismus aus: 
die wirtſchaftliche Selbſtverwaltung und die ftaatlihe Führung. Die wirtſchaftliche 
Selbſtverwaltung läßt der Wirtſchaft Freiheit im genoſſenſchaftlichen Eigenleben, 
bindet ſie aber zugleich an das politiſche Lebensgeſetz des Volkes. Die ſtaatliche 
Führung der Wirtſchaft bringt der wirtſchaftlichen Selbſtwerwaltung gegenüber die 
Bindung der Wirtſchaft an das völkiſche Lebensgeſetz und ihre Verantwortung vor 
der Volksgemeinſchaft zur realen Geltung. Dieſe ſtaatliche Führung beſteht im allge- 
meinen in der grundſätzlichen Ausrichtung, Ordnung und Aberwachung der Wirtſchaft. 
Nur in beſtimmten Bereichen nimmt ſie die Form der Staatswirtſchaft an, die die 
wirtſchaftliche Freiheit aufhebt und die Wirtſchaftstätigkeit ſelbſt der unmittelbaren 
Staatsverwaltung überantwortet. Der deutſche Sozialismus entſcheidet ſich grund- 
ſätzlich für die Selbſtverwaltung der Wirtſchaft unter der Führung des Staates; nur 
in einem beſtimmten Ausſchnitt nimmt der Staat die unmittelbare Wirtſchaftstätig⸗ 
keit für ſich in Anſpruch. 


I. Die Seibftuerwaltung der Wirtfchaft 


Entſcheidend für den Aufbau des deutſchen Sozialismus iſt es, eine Form zu finden, 
in der die Freiheit des ſchöpferiſchen Willens und Geſtaltens mit der politiſchen Ver⸗ 
antwortung alles Handelns vereinigt iſt. Die beſondere Form, die das deutſche Recht 
entwickelt hat, um Freiheit und Bindung zu verknüpfen, iſt die genoſſenſchaftliche 
Selbſtverwaltung. Sie ſtellt daher auch die geeignete Form dar, in der die ſoziali⸗ 
ſtiſche Ordnung aufgebaut werden kann. Die genoſſenſchaftliche Selbſtverwaltung der 
Wirtſchaft faßt alle Träger der Wirtſchaft, die Unternehmer und die Arbeiter, zu- 
ſammen und gibt ihnen auf, ihre Angelegenheiten unter öffentlicher Verantwortung 
ſelbſtändig zu verwalten. In zwei großen Lebensordnungen wird dieſe genoſſen⸗ 
ſchaftliche Selbſtverwaltung aufgebaut: in der Arbeitsordnung und in der Unter- 
nehmensordnung. Die Arbeitsordnung ſoll die deutſche Arbeit ſchützen und aus ihr 
eine rechtliche Einheit entwickeln. Die Anternehmensordnung ſoll das wirtſchaftliche 
Unternehmen zur Grundlage eines rechtlichen Geſamtaufbaus machen und ſo eine ein- 
heitliche Organiſation der Wirtſchaft ausbilden. 


a) Die Arbeitsordnung 

Das Kernftüd der Arbeitsordnung iſt das Rechtsgut der deutſchen Arbeit. Die bis. 
herige Wirtſchaſts⸗ und Rechtsordnung ſah in der Arbeit einen Gegenſtand der will. 
kürlichen vertraglichen Regelung; der Arbeitsvertrag erſchien ihr als ein Vertrag 
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neben anderen privaten Verträgen. Das ſozialiſtiſche Denken erkennt in der Arbeit 
den Arſprung aller wirtſchaftlichen Werte. Sie iſt daher nicht der freien Verfügung 
der einzelnen unterworfen, ſondern ſie iſt ein Gut der völkiſchen Gemeinſchaft. 


1. Die Arbeit als Rechtsgut 


Die Arbeit unterliegt im völkiſchen Staat der öffentlichen Bindung und Verant- 
wortung. Wer Arbeit leiſtet und wer eine Arbeitsleiſtung entgegennimmt, ſteht 
dabei in einer Verantwortlichkeit gegenüber Volk und Staat. Das Arbeitsverhältnis 
iſt keine rein private Angelegenheit der unmittelbar Beteiligten, ſondern es iſt eine 
Angelegenheit der Volksgemeinſchaft, weil jede Arbeit Dienſt am ganzen Volke iſt. 
Aus dieſer Tatſache erwächſt der Grundwert, der die Arbeitsordnung beſtimmt, die 
Arbeitsehre. Jede Arbeitsleiſtung trägt ihre Ehre in ſich, und dieſe Ehre ver- 
pflichtet den Arbeiter wie den Empfänger der Leiftung zu einem der Ehre entiprechen- 
den Verhalten. Im Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 20. Januar 1934 
iſt dieſer Grundwert der Arbeitsehre (der „ſozialen Ehre“, wie das Geſetz ſagt) unter 
ſtaatlichen Schutz geſtellt. Daß die Arbeit Dienſt an der Volksgemeinſchaft iſt, 
begründet zugleich die Pflicht zur Arbeit und das Recht auf Arbeit. 
Jeder arbeitsfähige Deutſche iſt verpflichtet, ſeine Kräfte und Gaben in den Dienſt 
des Volkes zu ſtellen; der Beſtand und die Größe des Volkes verlangen, daß jeder 
ſeine geſamten Fähigkeiten einſetzt. Jeder arbeitsfähige Deutſche hat aber auch ein 
Recht auf Arbeit; die Gemeinſchaft trägt die Verantwortung dafür, daß jeder 
Deutſche Gelegenheit erlangt, ſeine Kraft zu gebrauchen und ſeinen Anterhalt zu ver⸗ 
dienen. Arbeitsehre und Arbeitsdienſt, Pflicht und Recht zur Arbeit find die Zeug⸗ 
niſſe dafür, daß die Arbeit eine Grundform unſeres Gemeinſchaftslebens iſt. Jin 
liberalen Staat iſt das freie Eigentum das rechtliche Kerninſtitut, das die Wirt- 
ſchaftsordnung trägt und beſtimmt. Im ſozialiſtiſchen Staat iſt die Arbeit und die aus 
ihr entſpringende Leiſtung der Grundwert, aus dem die Geſamtordnung der Wirt- 
ſchaft erwächſt. Arbeit und Leiſtung ſind die Grundbegriffe des ſozialiſtiſchen Denkens, 
jo wie Eigentum und Beſitz die Grundvorſtellungen der liberalen Haltung find. 


2. Die VBetriebsgemeinſchaft 

Aus der Gemeinſamkeit der Arbeit erwächſt die Zelle des ſozialiſtiſchen Aufbaus, die 
Betriebsgemeinſchaft. Sie faßt die in einem wirtſchaftlichen Betrieb zu gemeinſamem 
Werk vereinigten Menſchen zur Arbeitseinheit zuſammen. Die Betriebsgemeinſchaft, 
die durch das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 20. Januar 1934 ge- 
bildet worden iſt, iſt nach dem Grundſatz der Führung, der das öffentliche Leben 
beherrſcht, aufgebaut. Der Anternehmer iſt der Führer des Betriebes; Arbeiter und 
Angeſtellte bilden die Gefolgſchaft, die mit dem Führer gemeinſam zur Förderung 
der Betriebszwecke und zum gemeinen Nutzen von Volk und Staat tätig iſt. Dem 
Führer des Betriebs treten in größeren Betrieben Vertrauensmänner beratend zur 
Seite, die er im Einvernehmen mit dem Obmann der NSBO und unter Zuſtimmung 
der Gefolgſchaft beruft. Führer und Vertrauensmänner zuſammen bilden den Ver⸗ 
trauensrat, der alle wichtigen Fragen der Betriebsgemeinſchaft zu beraten hat; die 
letzte Entſcheidung fällt dann der Führer unter ſelbſtändiger Verantwortung. 


e a) Die Arbeitsehre 
Die jo aufgebaute Betriebsgemeinſchaft hat nichts mit der alten Betriebsräte⸗ 
organiſation zu tun. Denn dieſe war keine Gemeinſchaft, ſondern ſie war eine 
Organiſation der Belegſchaft gegen den Anternehmer; ſie war der rechtliche Ausdruck 
des Klaſſengegenſatzes im Betriebe. Die Betriebsgemeinſchaft dagegen umfaßt den 
Anternehmer und die Belegſchaft und fügt ſie zu einer Einheit zuſammen. Auch mit 
der ſogenannten Werksgemeinſchaft hat die Betriebsgemeinſchaft nur äußerliche 
Ahnlichkeiten. Die Werksgemeinſchaft war ein Verſuch, in einer liberalen Amwelt 
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einen Ausgleich der ſozialen Gegenſätze zu vollziehen, ohne daß ein verbindlicher Wert 
vorhanden geweſen wäre, der Arbeiter und Anternehmer von innen her vereinigt 
hätte; To blieb die Werksgemeinſchaft eine blutleere Abſtraktion. Die Betriebs- 
gemeinſchaft ſtellt demgegenüber etwas grundſätzlich Neues dar, weil ſie auf einem 
erſt jetzt entſtandenen gemeinverbindlichen Grundwert aufgebaut iſt. 


Dieſer Wert iſt die Arbeitsehre. Sie iſt der Maßſtab des Handelns für alle im 
Betrieb Tätigen, für den Betriebsführer wie für die Gefolgſchaft. Sie umſchließt 
eine Reihe von Pflichten, die allen Betriebsangehörigen obliegen; ſie haben das Ge⸗ 
ſamtwohl zu wahren, ſich in den Dienſt des Betriebes zu ſtellen, den Arbeitsfrieden 
zu erhalten und die Arbeitskraft zu ſchützen. Die Verletzung der Arbeitsehre wird 
in einem beſonderen Ehrengerichtsverfahren geſühnt; die ſchärfſten Strafen find für 
den Arbeiter die Entziehung des Arbeitsplatzes und für den Anternehmer die 
Aberkennung der Fähigkeit, Führer des Betriebes zu ſein. 


6) Die Betriebsordnung 


Die Arbeitsehre iſt ein Wert des öffentlichen Arbeitslebens. Die durch ſie geſchaffene 
Betriebsgemeinſchaft wird aus dem rein privaten Bezirk herausgenommen und in den 
Bereich der öffentlichen Ordnung eingefügt. Während das Unternehmen als wirt- 
ſchaftlich⸗geſchäftliche Einheit bisher weſentlich in der Sphäre des privaten Rechts 
verblieben iſt, iſt die Betriebsgemeinſchaft von dieſer privatrechtlichen Grundlage 
abgelöſt und zur öffentlichen Genoſſenſchaft erhoben worden. Der Anternehmer hat 
dadurch eine deutliche Doppelſtellung erhalten; er iſt als Herr des Anternehmens 
privater Rechtsträger, als Führer des Betriebs aber Organ einer Genoſſenſchaft des 
öffentlichen Rechts. 


Wie jede öffentliche Genoſſenſchaft, fo beſitzt die Betriebsgemeinſchaft das Necht, in 
beſtimmten Grenzen das Geſetz, nach dem ſie lebt, ſelbſt zu geſtalten. Dieſes Geſetz 
iſt für die Betriebsgemeinſchaft die Betriebsordnung, die vom Betriebsführer er- 
laſſen wird. Der Betriebsführer handelt beim Erlaß der Betriebsordnung nicht als 
privater Anternehmer, ſondern als Organ der Betriebsgemeinſchaft, und der Akt, den 
er ſetzt, iſt eine Auswirkung der autonomen Satzungsgewalt, die der Betriebsgemein⸗ 
ſchaft zuſteht. Die Betriebsordnung iſt eine autonome genoſſenſchaftliche Satzung. 
Daher ſteht der Führer des Betriebs beim Erlaß der Betriebsordnung unter Öffent- 
licher Verantwortung. Er iſt auf der einen Seite verpflichtet, die vom Treuhänder 
der Arbeit erlaſſenen Tarifordnungen oder Richtlinien zu beachten, auf der anderen 
Seite die Betriebsordnung in Einklang mit den wirtſchaftlichen Verhältniſſen und 
den ſozialen Notwendigkeiten zu halten. 


Verſtößt der Führer des Betriebs gegen dieſe öffentlichen Pflichten, ſo kann der 
Treuhänder der Arbeit auf Anruf des Vertrauensrates eingreifen. Er kann die 
pſlichtwidrig ergangene Betriebsordnung aufheben und an ihrer Stelle eine andere 
Betriebsordnung erlaſſen. Die Aufſicht, die die Treuhänder der Arbeit über die Ge- 
ſtaltung der Betriebsordnung ausüben, gibt ihnen die Möglichkeit, die einzelnen 
Betriebe in die Geſamtordnung des Volkes einzugliedern und der Gefahr vorzu⸗ 
beugen, daß ſich die Volkswirtſchaft in eine Vielheit von Einzelwirtſchaften auflöſt. 
Nur als Glieder einer. ſozialiſtiſchen Geſamtordnung erfüllen die Betriebsgemein⸗ 
ſchaften den Sinn, den das Arbeitsordnungsgeſetz ihnen ſtellt. 


3. Die Deutſche Arbeitsfront 
Aber den Betriebsgemeinſchaften erhebt ſich als umfaſſende Ordnung des deutſchen 
Arbeitslebens die Deutſche Arbeitsfront. Sie hat das Ziel, die deutſchen Arbeits- 
menſchen, alſo Arbeiter, Angeſtellte und Anternehmer, in die Einheit des Volkes ein⸗ 
zugliedern und damit die Grundlage des deutſchen Sozialismus zu ſchaffen. Durch 
das „Leipziger Abkommen“ vom 21. März 1935 iſt das Verhältnis zwiſchen der 
Deutſchen Arbeitsfront und der Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft geregelt 
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worden. Die Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft iſt der Arbeitsfront 
korporativ beigetreten. Ebenſo gehören der Reichsnährſtand und die Reichskultur⸗ 
kammer der Arbeitsfront an. Die Arbeitsfront ift ſomit die umfaffende Gefamt- 
organiſation der deutſchen Wirtſchaft. Die oberſte Geſamtvertretung der Wirtfchuft 
iſt der Reichs arbeits- und Reichswirtſchaftsrat, der ſich aus dem 
Beirat der Reichswirtſchaftskammer und der Reichsarbeitskammer zuſammenſetzt. 
Die Reichsarbeitskammer iſt das oberſte Vertretungsorgan der Sozialordnung. 
Unter ihr find für die einzelnen Wirtſchaftsbezirke die Arbeitskammern als bezirkliche 
Vertretungsorgane der Sozialordnung geſchaffen. Dieſe treten mit den Beiräten der 
bezirklichen Wirtſchaftskammern zu Bezirkswirtſchafts⸗ und arbeitsräten zuſammen. 


a) Weſen und Rechtsſtellung der Arbeitsfront 


Weſen und Ziel der Deutſchen Arbeitsfront find durch die Verordnung des Führers 
vom 24. Oktober 1934 inhaltlich klar beſtimmt worden. Das Ziel der Deutſchen 
Arbeitsfront iſt nach dieſer Verordnung „die Bildung einer wirklichen Volks und 
Leiſtungsgemeinſchaft aller Deutſchen“. Die Arbeitsfront „hat dafür zu ſorgen, daß 
jeder einzelne ſeinen Platz im wirtſchaftlichen Leben der Nation in der geiſtigen und 
körperlichen Verfaſſung einnehmen kann, die ihn zur döchſten Leiſtung befähigt und 
damit den größten Nutzen für die Volksgemeinſchaft gewährleiſtet“. Die rechtliche 
Stellung der Arbeitsfront iſt durch die Verordnung vom 29. März 1935 geregelt 
worden. Sie iſt ein der NSDAP. angeſchloſſener Verband, der gemäß der Aus- 
führungsbeſtimmung vom 29 April 1935 als „nationalſozialiſtiſche Gemeinſchaft“ 
eigenes Vermögen beſitzt. Durch die ihr übertragenen öffentlichen Aufgaben iſt die 
Arbeitsfront ein Glied der öffentlichen Volksordnung geworden und hat damit 
ſelbſt die Stellung und die Befugniſſe einer öffentlichen Körperſchaft erlangt. 


In dreifacher Hinſicht unterſcheidet ſich die Deutſche Arbeitsfront mit ihren Unter- 
gliederungen von dem bisherigen gewerkſchaftlichen Aufbau. Die alten Berufs- 
verbände waren Einrichtungen, die ſich nicht dem Gemeinwohl und der Geſamtwirt⸗ 
ſchaft verpflichtet fühlten, die vielmehr die Eigenintereſſen der einzelnen Arbeit- 
nehmer und Arbeitgeber durchzuſetzen ſuchten; ſie waren reine Intereſſenverbände. 
Sie waren ferner von der Lehre des Klaſſengegenſatzes und des Klaſſenkampfes 
beſtimmt. Sie waren nicht aufbauende Kräfte der Wirtſchaftseinheit, ſondern 
Klaſſenverbände. Sie waren ſchließlich unter ſich durch politiſche und weltanſchauliche 
Gegenſätze getrennt und bildeten keine geſchloſſene Front; fie waren getrennte Welt- 
anſchauungs verbände. Dieſen Intereſſenverbänden, Klaſſenverbänden und Welt- 
anſchauungsverbänden gegenüber errichtet die Deutſche Arbeitsfront eine geſchloſſene 
Arbeitsordnung. Sie iſt in erſter Linie dem Nutzen der Volksgemeinſchaft ver⸗ 
pflichtet; fie faßt Unternehmer und Arbeiter zu einer Einheit zuſammen; fie iſt als 
Gliederung der NSDAP. von der politiſchen und weltanſchaulichen Grundhaltung 
des neuen Staates durchdrungen. Dieſe weſentlichen Gegenſätze gegenüber dem bis⸗ 
herigen Gewerkſchaftsſyſtem machten es unmöglich, die alten Gewerkſchaften für den 
Neubau der Arbeitsfront zu verwenden. Deshalb iſt die alte Organiſation aufgelöſt 
und an ihrer Stelle eine neue Einheitsordnung gebildet worden. 


PB) Die Aufgabe der Arbeitsfront 


Die Deutſche Arbeitsfront hat eine doppelte Aufgabe. Sie hat auf der einen Seite 
eine weſentlich erzieheriſche Funktion. Sie hat den Ordnungs- und Gemeinſchafts. 
willen der Arbeiterſchaft zu entwickeln und zu ſchulen. Sie hat die ſozialiſtiſche Ge- 
ſinnung zu pflegen und die ſozialiſtiſche Haltung zu prägen. Unternehmer und 
Arbeiter müſſen durch das große Erziehungswerk der Arbeitsfront von gleichem be⸗ 
wußtem Geiſt erfüllt werden. Zum andern hat die Arbeitsfront nach der Verordnung 
des Führers die Aufgabe, „den Arbeitsfrieden dadurch zu ſichern, daß bei den Be⸗ 
triebsführern das Verſtändnis für die berechtigten Anſprüche ihrer Gefolgſchaft, bei 
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den Gefolgſchaften das Verſtändnis für die Lage und die Möglichkeiten ihres Be⸗ 
triebes geſchaffen wird“. Sie ſoll „zwiſchen den berechtigten Intereſſen aller Be⸗ 
teiligten jenen Ausgleich ſinden, der den nationalfozialiſtiſchen Grundſätzen entſpricht 
und die Anzahl der Fälle einſchränkt, die nach dem Geſetz vom 20. Januar 1934 den 
zur Entſcheidung allein zuſtändigen, ſtaatlichen Organen zu überweiſen ſind“. Sie 
hat alſo den Arbeitsfrieden zu befeſtigen, indem ſie bei den arbeitenden Deutſchen 
gegenſeitiges Verſtändnis für ihre ſoziale und wirtſchaftliche Lage erweckt, und indem 
ſie zwiſchen den berechtigten Intereſſen der Beteiligten einen angemeſſenen Ausgleich 
herſtellt. Sie hat damit eine friedenwahrende und ſchlichtende Funktion erhalten. 
Friedensſicherung und Schlichtung durch die Arbeitsfront ſollen das Eingreifen der 
Treuhänder der Arbeit und der ſozialen Ehrengerichte nach Möglichkeit überflüſſig 
machen. 


Der Kampf um die Arbeitsbedingungen, der die weſentliche Aufgabe der früheren 
Berufsverbände war, iſt der Arbeitsfront dagegen genommen worden. Schon der 
Aufruf „An alle ſchaffenden Deutſchen“ vom 27. November 1933 hat dazu ausgeführt: 
„Nach dem Willen unſeres Führers Adolf Hitler iſt die Deutſche Arbeitsfront nicht 
die Stätte, wo die materiellen Fragen des täglichen Arbeitslebens entſchieden werden.“ 
Die Geſtaltung der Arbeitsbedingungen iſt daher der Arbeitsfront nicht unmittelbar 
übertragen worden. Grundſätzlich werden die Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen im 
einzelnen Betrieb vom Betriebsführer geregelt; dabei hat die Arbeitsfront zwar die 
Möglichkeit, Verhandlungen zu führen, um den Arbeitsfrieden zu ſichern und einen 
gerechten Intereſſenausgleich zu bewirken, aber ſie kann nicht unmittelbar geſtaltend 
tätig werden. Soweit eine überbetriebliche Regelung der Lohn- und Arbeitsbedin⸗ 
gungen notwendig iſt, hat der Treuhänder der Arbeit, alſo ein Organ des Reiches, 
einzugreifen. Die Arbeitsfront iſt darauf beſchränkt, durch Verhandlungen dem 
Treuhänder Grundlagen für ſeine Maßnahmen und Entſcheidungen zu beſchaffen. 
Die unmittelbare Einwirkung auf den Lohn ſteht ihr auch hier nicht zu. Trotzdem iſt 
eine erfolgreiche Tätigkeit der Deutſchen Arbeitsfront für die Arbeitsordnung von 
größter Bedeutung. Durch die Erziehung der arbeitenden Deutſchen zur tatbereiten 
Gemeinſchaftsgeſinnung und durch die Sicherung des Arbeitsfriedens trägt die 
Deutſche Arbeitsfront an erſter Stelle zum Aufbau des deutſchen Sozialismus bei. 


b) Die Unternehmens otdnung 


Der Aufbau des deutſchen Arbeitslebens macht nur einen Teil der ſozialiſtiſchen 
Ordnung aus. Neben ihn muß die Anternehmungsordnung treten, die die einzelnen 
wirtſchaftlichen Anternehmungen ſinnvoll gliedert und zur ſozialiſtiſchen Volkswirt 
ſchaft zuſammenfaßt In drei Bereichen muß ſich die ſozialiſtiſche Haltung ausprägen: 
in der Eigentumsordnung, der Kartellordnung und dem ſtändiſchen Aufbau. 


1. Das Eigentum 


Wie die Arbeit das Kernſtück der Arbeitsordnung iſt, fo iſt das Eigentum das Kern- 
inſtitut der Anternehmensordnung. Durch die Anerkennung des Eigentums unter- 
ſcheidet ſich der deutſche Sozialismus von der marriſtiſchen und bolſchewiſtiſchen 
Doktrin, für die Eigentum Diebſtahl iſt und die das Eigentum deshalb durch die 
„Aberführung der Produktionsmittel an die Geſellſchaft“ vernichten will. Der 
deutſche Sozialismus erkennt im Gegenſatz dazu das Eigentum als Grundform des 
menſchlichen und wirtſchaftlichen Lebens an. 


a) Das volks gebundene Eigentum 


Aber der Sozialismus merzt den verderbten Begriff des Privateigentums aus und 
erſetzt ihn durch den Begriff des volksgebundenen Eigentums. Das „Privateigentum“ 
des Liberalismus iſt eine Sinnverkehrung des echten Eigentumsbegriſfs; es ſagt, daß 
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der einzelne mit den von ihm ererbten oder erworbenen Gütern nach willkürlichem 
Belieben, ohne Rüdfiht auf die allgemeinen und politiſchen Intereſſen ſchalten und 
walten kann. Der „private Charakter“ des Eigentums liegt alſo darin, daß das 
Eigentum individuelle Willkür bedeutet und jede verantwortliche Bindung ausſchließt. 
Der Eigentümer kann ſeine Güter benutzen oder nicht benutzen, er kann ſie pflegen 
oder verkommen laſſen oder vernichten, wie es ihm gerade einfällt. Der Sozialismus 
lehnt dieſen „privaten“, d. h. bindungs⸗ und verantwortungsloſen Charakter des 
Eigentums ab. Jedes Eigentum iſt ihm Gemeingut; das heißt, daß der Eigen⸗ 
tümer zur verantwortlichen Verwaltung feiner Güter gegenüber Volk und Reich ver- 
pflichtet iſt und daß feine äußere Nechtsſtellung nur dann wirklich innerlich gerecht ⸗ 
fertigt iſt, wenn er dieſer Verantwortung genügt. Der Begriff des volksgebundenen 
Eigentums beſagt alſo, daß das Eigentum in verantwortlicher Bindung gegenüber 
der Lebensgemeinſchaft des Volkes zu verwalten iſt. Das vollksgebundene Eigentum 
iſt das öffentliche, politiſch verantwortliche und dadurch gerechtfertigte Eigentum. 
Daher muß eine Entziehung dort zuläſſig fein, wo der Eigentümer dieſe öffentliche 
Verpflichtung nicht erfüllt. 


6) Das Eigentum am Erbhof 


Am ſtärkſten prägt ſich der Begriff dieſes volksgebundenen Eigentums im Bodenrecht 
aus. Es hat im Reichserbhofgeſetz vom 29. September 1933 feinen deutlichſten Nieder- 
ſchlag gefunden. Der Erbhof iſt nicht mehr privates Eigentum eines für ſich ſtehenden 
Einzelmenſchen. Er hat eine öffentliche politiſche Aufgabe, nämlich die bäuerliche 
Sippe, das lebenskräftige Bauerntum und damit das ganze Volk zu erhalten. 
Deshalb iſt die individuelle Verfügungsmacht des Bauern über den Hof aus⸗ 
geſchloſſen worden. Er iſt auch nicht frei in der Bearbeitung ſeiner Wirtſchaft. Dem 
Bauern, der nicht fähig iſt, den Hof ordnungsmäßig zu verwalten, kann die Ver⸗ 
waltung und Nutznießung feines Hofes entzogen werden. Die bäuerliche Wirt- 
ſchaftsführung iſt kein privates Belieben des einzelnen; ſie iſt ein Dienſt, den der 
Bauer der Gemeinſchaft ſchuldet. Der dem Reichserbhofgefetz zugrunde liegende Ge⸗ 
danke, daß alles Eigentum in erſter Linie der Volksgemeinſchaft dient und deshalb zu 
ihrem Wohle zu verwalten iſt, muß zur Grundlage der geſamten Anternehmens⸗ 
ordnung erhoben werden. Nur aus dieſer Grundverpflichtung, die das willkürliche 
Belieben des Eigentümers in den verantwortlichen Dienſt an der Gemeinſchaft ver- 
wandelt, kann die ſozialiſtiſche Anternehmensordnung erwachſen. 


2. Die Kartellordnung 


Das urſprüngliche liberale Syſtem war dadurch gekennzeichnet, daß die Einzelunter- 
nehmungen zuſammenhanglos nebeneinander ſtanden und ſich auf dem freien Markt 
durch zügelloſen Wettbewerb bekämpften. Im Verlaufe der wirtſchaftlichen Ent ⸗ 
wicklung haben die konkurrierenden Einzelunternehmungen vielfach eingeſehen, daß es 
nützlich für ſie iſt, den zügellofen Wettbewerb durch gemeinſame Verabredungen zu 
regulieren. Denn der hemmungsloſe Wettbewerb auf dem Markte führt nur zu einer 
allgemeinen Anterbietung und gefährdet ſchließlich die Exiſtenzgrundlagen eines 
ganzen Wirtſchaftszweiges. Die Einzelunternehmungen eines Wirtſchaftszweiges 
ſchloſſen ſich zu Kartellen zuſammen, um den ungezügelten Wettbewerb einzudämmen. 


a) Aufgabe der Kartelle 


Kartelle find Verbände, die die Erzeugung und den Abſatz der Güter gemeinſchaftlich 
regeln, ohne die Selbſtändigkeit der beteiligten Anternehmer völlig aufzuheben. 
Dieſe Kartelle waren als vertraglich begründete privatrechtliche Verbände eine Orga⸗ 
niſationsform der ſpäten kapitaliſtiſchen Wirtſchaft. Arſprünglich waren fie mono» 
poliſtiſch auf die Beherrſchung des Marktes eingeſtellt und erſtrebten daher die 
Vernichtung der Außenſeiter. Später begnügten ſie ſich mit einer bloßen Regulierung 
des Marktes, um den ungehemmten und zerſtöreriſchen Wettbewerb einzuſchränken. 
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Dieſes Beſtreben, den Markt für eine größere Zahl von Unternehmungen auf ge. 
noſſenſchaftlicher Grundlage zu ordnen, macht die Kartelle zu Trägern wirtſchaftlicher 
Selbſtwerwaltung und gibt ihnen damit eine Stellung, die der Aberwachung und 
Führung durch den Staat bedarf. Der nationalſozialiſtiſche Staat hat in den beiden 
Kartellgeſetzen vom 15. Juli 1933 die Möglichkeit geſchaffen, eine einheitliche ſtaat⸗ 
liche Kartellpolitik durchzuführen. Diele Geſetze verleihen dem Reichswirtſchafts⸗ 
miniſter einerſeits die Befugnis, die wirtſchaftsſchädlichen Kartelle aufzulöſen. Auf 
der anderen Seite hat er das Recht, in den geeigneten Wirtſchaftsgebieten Zwangs. 
kartelle zu errichten, die unter ſtaatlicher Führung, aber in der Form der Gelbft- 
verwaltung die Erzeugung und den Abſatz im Sinne des Geſamtwohls und der 
Gemeinwirtſchaft regeln. Dieſe beiden Maßnahmen zuſammen machen es möglich, 
eine wirkſame Kartellpolitik zu treiben und die Kartelle als Träger wirtſchaftlicher 
Selbſtverwaltung mit der Aufgabe, die Erzeugung und die Abſatzbedingungen wirt. 
ſchaftlicher Güter nach einem einheitlichen Plan zu beeinfluſſen, anzuerkennen. 


53) Gewerbliche und ernährungswirtſchaftliche 
Marktver bände 


Allerdings iſt bei einer ſolchen Kartellpolitik die Gefahr beſonders groß, daß der 
ſtaatliche Eingriff nur dazu dient, das privatwirtſchaftliche Kartellweſen zu unter. 
ſtützen. Weithin ſind die Kartelle geneigt, ſich durch ſtaatliche Zwangsmaßnahmen 
von den unbequemen Außenſeitern befreien zu laſſen, ohne ſich in ihrer Tätigkeit in 
die Gemeinſchaft einzugliedern. Deshalb hat der Staat ſich in der Induſtrie⸗ 
wirtſchaft bisher im weſentlichen mit einer Aberwachung der beſtehenden Kartelle 
begnügt, von der Zwangskartellierung dagegen nur in Einzelfällen Gebrauch gemacht. 
Es gibt ſolche Zwangskartelle außer in der Kohlen, Kali. und Zündwarenwirtſchaft 
(wo ſie noch aus der früheren Zeit ſtammen) für die Drahtinduſtrie, für die Salz⸗ 
gewinnung, für die Hohlglasinduſtrie, für das graphiſche Gewerbe, für die Sigaretten- 
und Rauchtabakinduſtrie, für die Kraftfahrzeugreifeninduſtrie und für andere Fälle 
mehr. Man betrachtet das Mittel der Zwangskartellierung nur als Notmaßnahwe 
und beabſichtigt nicht, eine einheitliche öffentlich rechtliche Kartellorganiſation inner. 
halb der Induſtrie zu ſchaffen. Immerhin zeigt ſich in der eingehenden Kartellüber. 
wachung und in den vom Staat verordneten Zwangszufammenſchlüſſen, daß der Staat 
gewillt iſt, auch die induſtriellen Kartelle als Träger genoſſenſchaftlicher Aufgaben zu 
verwenden, dabei aber ſelbſt die wirtſchaftspolitiſche Führung zu behalten. 


Weit ſtärker hat ſich der Staat in der Ernährungswirtſchaft des Mittels des Zwangs- 
zuſammenſchluſſes bedient, um eine genoſſenſchaftliche Ordnung der Erzeugung und 
des Abſatzes durchzuſühren. Vor allem die Getreide- und Mühlenwirtſchaſt wird in 
dieſer Weiſe durch umfaſſende Marktverbände verwaltet. Dazu kommen die Markt- 
verbände für Zucker, Milch, Eier, Kartoffeln, Vieh, für Gurten und Weinbau, 
für die Forſt. und Holzwirtſchaft, für die Brauwirtſchaſt, für die Fiſchwirtſchaft, 
für Süßwaren, Margarine und Miſchfutter. Faſt alle Zweige der Ernährungs- 
wirtſchaft ſind alſo in Pflichtgenoſſenſchaften zuſammengefaßt, denen nicht nur die 
Erzeuger, ſondern auch die Verarbeiter und Verteiler angehören. Die einheitliche, 
umfaſſende Marktregelung wird dadurch ermöglicht. Daß auf dem Gebiete der Er- 
nährungswirtſchaft eine ſo weitgehende Ordnung hat geſchaffen werden können, hängt 
damit zuſammen, daß hier im Reichsnährſtand die unentbehrliche organiſatoriſche 
Grundlage für eine einheitliche Regelung der Erzeugung und des Abſatzes vorhanden 
iſt. Daran zeigt ſich, daß die ſchwierige Frage einer einheitlich aufgebauten Markt- 
ordnung ſich nur gleichzeitig mit dem ſtändiſchen Aufbau löſen läßt. 


3. Die Ständeordnung 


Der ſtändiſche Aufbau iſt der wichtigſte Teil des deutſchen Sozialismus, weil er die 
ſozialiſtiſche Geſamtordnung bilden ſoll. Seiner Durchführung ſtehen naturgemäß 
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zahlreiche Schwierigkeiten im Wege, und er muß deshalb mit äußerſter Sorgfalt und 
Vorſicht angeſaßt werden. Einmal iſt auch hier die Gefahr beſonders groß, daß die 
Kräfte des alten Wirtſchaftsſyſtems hinter der Faſſade der neuen Organiſationen 
fortwirken. Zum anderen iſt der Begriff des Standes Gegenſtand wiſſenſchaftlicher 
und politiſcher Auseinanderſetzungen, die noch nicht abgeſchloſſen find. Schließlich iſt 
es bei der außerordentlichen Vielfalt und Verflechtung des deutſchen Wirtichafts- 
lebens ſchwierig, die ſtändiſchen Gruppen einzuteilen und untereinander abzugrenzen. 


a) Die Arten der Stände 


Die Stände im heutigen Sinne dürfen nicht mit den ſtändiſchen Formen früherer 
Zeit gleichgeſetzt werden. Die alten Stände, etwa die Ritterfchaft, die Geiſtlichkeit, 
das ſtädtiſche Bürgertum waren urſprüngliche und gewachſene Lebensgemeinſchaften, 
die durch eine ſtarke Überlieferung, durch eine ſtrenge Ausleſe zur Einheit zuſammen⸗ 
gefaßt waren. Die heutigen Stände find demgegenüber bewußt organiſierte Ver- 
bände, die beſtimmte gemeinſame Aufgaben zu erfüllen haben. Je nach der Ver⸗ 
ſchiedenheit der Aufgabe muß man politiſche, geiſtige und wirtſchaftliche Stände unter⸗ 
ſcheiden. Schon in der alten Dreiteilung Wehrſtand, Lehrſtand und Nährſtand klingt 
dieſe Anterſcheidung an. Der politiſche Stand beſtimmt den Verſaſſungsaufbau des 
Staates; der geiſtige Stand iſt Träger der Kulturorganiſation des Staates; die 
wirtſchaftlichen Stände find die Organiſationsform des Wirtſchaftsaufbaus. Nur die 
wirtſchaftlichen Stände kommen für die ſozialiſtiſche Wirtſchaſtsordnung in Betracht. 
Die ſtändiſche Organiſation wird heute in zwei großen Säulen auſgebaut. Auf der 
einen Seite ſteht der Reichsnährſtand, der feine Grundlage in dem Geſetz vom 13. Sep- 
tember und in der Verordnung vom 8. Dezember 1933 hat. Er iſt die Vertretung 
der deutſchen Bauernſchaft und der deutſchen Landwirtſchaft, einſchließlich der land⸗ 
wirtſchaftlichen Genoſſenſchaften, des Landhandels und der Be. und Verarbeiter 
landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe. Außerdem find dem Reichsnährſtand auch die land. 
wirtſchaftlichen Marktorganiſationen angeſchloſſen. Auf der anderen Seite ſteht die 
gewerbliche Wirtſchaft, deren organiſcher Aufbau durch das Geſetz vom 27. Februar 
1934 eingeleitet worden iſt und durch die Verordnung vom 27. November 1934 ſeine 
erſte Form erhalten hat. In dieſer großen Wirtſchaftsorganiſation finden die Indu⸗ 
ftrie, das Handwerk, der Handel, das Bankweſen, das Verſicherungswefen und die 
Energiewirtſchaft ihre umfaſſende Vertretung. 


58) Der Reichs nährſtand 


Der Reichsnährſtand iſt eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts. Er wird vom 
Reichsbauernführer geleitet, der vom Führer ernannt wird. Der Reichsnähr⸗ 
ſtand gliedert fi örtlich in Landesbauernſchaften, Kreisbauernſchaften und Orts- 
bauernſchaften. Sachlich iſt der Reichsnährſtand in drei Hauptabteilungen aufgebaut; 
der Hauptabteilung J obliegt die Betreuung des Menſchen, der Hauptabteilung II 
die Förderung des Bauernhofs, der Hauptabteilung III die geſamte Marktregelung; 
ihre Oberabteilung A umfaßt die geſamten Marktzuſammenſchlüſſe; die Ober⸗ 
abteilung B leitet das Reviſionsweſen, das Kreditweſen, ſowie die allgemeinen 
Fragen des Genoſſenſchaftsweſens und des Landhandels. Die Aufgabe des Reichs. 
nährſtandes iſt in erſter Linie, ſeine Angehörigen in Verantwortung für Volk 
und Reich zu einer lebenskräftigen Stütze für den Aufbau, die Erhaltung und die 
Kräftigung des deutſchen Volkes zuſammenzuſchließen. Er iſt insbeſondere berufen, 
die in ihm zuſammengeſchloſſenen Wirtſchafttreibenden zu fördern, die wirtichaft- 
lichen und geſellſchaftlichen Angelegenheiten zwiſchen ſeinen Angehörigen zu regeln, 
zwiſchen den verſchiedenartigen Beſtrebungen feiner Angehörigen einen dem Gemein- 
wohl dienenden Ausgleich herbeizuführen und die Behörden bei allen landwirtſchaft⸗ 
lichen Fragen zu beraten und zu unterſtützen. Bei der Erfüllung dieſer Aufgaben iſt 
der Reichsnährſtand unter die Aufſicht des Reichsernährungsminiſters geftellt. Der 
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Staat hat alſo die Möglichkeit, feine politiſchen Ziele dem Reichsnährſtand gegen- 
über zur Geltung zu bringen und ihn durch die geeigneten Einwirkungen in die 
Geſamtordnung der deutſchen Volkswirtſchaft einzugliedern. 


y) Die gewerbliche Wirtſchaft 
Die gewerbliche Wirtſchaft wird durch das Geſetz zur Vorbereitung des organiſchen 
Aufbaus der deutſchen Wirtſchaft vom 27. Februar 1934 und die Erſte Durchführungs⸗ 
verordnung vom 27. November 1934 zuſammengefaßt. Die gewerbliche Wirtſchaft iſt 
danach fachlich in eine Reichsgruppe Induſtrie mit ſieben Hauptgruppen und in die 
weiteren Reichsgruppen Handwerk, Handel, Banken, Verſicherungen und Energie⸗ 
wirtſchaft eingeteilt worden. Die Reichsgruppen bzw. Hauptgruppen find ihrerſeits 
wieder in Wirtſchaftsgruppen, Fachgruppen und Fachuntergruppen untergeteilt. 
Daneben beſteht eine örtliche Gliederung nach Wirtſchaftsbezirken; erforderlichenfalls 
können Bezirksgruppen und untergruppen der einzelnen Wirtſchafts⸗ und Fach- 
gruppen gebildet werden. Die Wirtſchaftsgruppen ſowie ihre ſelbſtändigen fachlichen 
und bezirklichen Antergliederungen haben die Stellung von rechtsfähigen Vereinen. 
Die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs find allerdings nur teilweiſe anwend⸗ 
bar, insbeſondere hat das Recht der Mitgliederverſammlung eine grundlegende 
Anderung erfahren. Beſtehende Verbände wurden nach Möglichkeit in die fachliche 
oder bezirkliche Gliederung überführt. 
Die einzelnen Gruppen der fachlichen Gliederung und ihre Grenzen werden vom 
Reichswirtſchaftsminiſter beſtimmt. Die Unternehmer, die auf dem betreffenden Fach⸗ 
gebiet tätig ſind, gehören den entſprechenden fachlichen und bezirklichen Gruppen 
zwangsweiſe an; eines beſonderen Beitritts bedarf es nicht. Jede Gruppe hat einen 
Leiter; die Leiter der Reichsgruppen, Hauptgruppen und Wirtſchaftsgruppen werden 
vom Reichswirtſchaftsminiſter beſtellt; die Leiter der übrigen Gruppen werden von 
den Leitern der ihnen übergeordneten Gruppen berufen. Die Mitgliederverſammlung 
beſchließt in geheimer Abſtimmung darüber, ob der Leiter das Vertrauen genießt. 
Neben dem Leiter beſteht in jeder Gruppe ein Beirat, der aus den Leitern der Unter- 
gruppen und eventuell noch weiteren Mitgliedern beſteht. Die Gruppe hat ihre Mit⸗ 
glieder auf dem Fachgebiet zu beraten und zu betreuen. Der Leiter hat die Gruppe 
im Sinne des nationalſozialiſtiſchen Staates zu führen und die Angelegenheiten der 
Gruppe und ihrer Mitglieder unter Rückſicht auf die Geſamtintereſſen der gewerb⸗ 
lichen Wirtſchaft und unter Wahrung des Staatsintereſſes zu fördern. Weiſungen 
des Leiters, die durch den Zweck der Gruppe oder durch den Zuſammenſchluß der 
gewerblichen Wirtſchaft bedingt find, find für die Mitglieder verbindlich; ihre 
Befolgung kann notfalls durch Ordnungsſtrafen erzwungen werden. 
An der Spitze der gewerblichen Wirtſchaft ſteht die Reichswirtſchaftskammer; die 
erſte Sitzung ihres Beirats hat am 4. September 1935 ſtattgefunden. Die Reichs- 
wirtſchaftskammer hat die gemeinſamen Angelegenheiten der Reichsgruppen, der 
Wirtſchaftskammern, der Induftrie- und Handelskammern und der Handwerks- 
kammern „als Organ der Selbſtverwaltung“ zu bearbeiten. Daneben kann der Reichs- 
wirtſchaftsminiſter ihr noch beſondere Aufgaben übertragen. Ferner werden Wirt⸗ 
ſchaftskammern gebildet; ſie ſind die gemeinſame Vertretung der bezirklichen Organi⸗ 
ſation der gewerblichen Wirtſchaſt, der Induſtrie⸗ und Handelskammern und der 
Handwerkskammern eines Bezirks. Die Leiter der Wirtſchaftskammern und der 
Reichswirtſchaftskammer werden vom Reichswirtſchaftsminiſter berufen. Neben 
ihnen wird in den Wirtſchaftskammern und der Reichswirtſchaftskammer ein Beirat 
in beratender Funktion tätig. 
Die Aufſichts⸗ und Ernennungsrechte, die der Reichswirtſchaſtsminiſter über die 
Geſamtorganiſation ausübt, machen es möglich, den ſtaatlichen Willen und die allge- 
meinen politiſchen Intereſſen gegenüber dieſer umfaſſenden Wirtſchaftsorganiſation 
zur Geltung zu bringen. 
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6) Die Aufgabe der Stände 


Die Aufgabe der beiden Wirtſchaftsſtände und ihrer Anterorganiſationen iſt, unter 
ſtaatlicher Führung die gemeinſamen Intereſſen ihrer Angehörigen zu pflegen. Der 
Staat erkennt, indem er dieſe Organiſation ſchafft und leitet, an, daß die Verwirk⸗ 
lichung von Intereſſen in der Wirtſchaft notwendig iſt. Sein wirtſchaftspolitiſches 
Handeln iſt alſo nicht darauf gerichtet, die Intereſſen in der Wirtſchaſt überhaupt 
auszurotten, ſondern fie zu bändigen und dem größeren Geſamtintereſſe unterzu⸗ 
ordnen Weſentlich iſt dabei, daß die Wirtſchaftsſtände ſelbſt ihre Angehörigen zum 
Verſtändnis für den Vorrang der Geſamtintereſſen erziehen. Die Wirtſchaftsſtände 
dürfen keine Organiſationen des Wirtſchaftsegoismus und des Wirtſchaftspar⸗ 
tikularismus ſein, wenn ſie ihre Funktion in Volk und Staat erfüllen ſollen. Die 
Intereſſenwahrnehmung durch die Wirtſchaftsſtände ſetzt voraus, daß dieſe ſich gleich. 
zeitig als Glieder eines größeren Ganzen, der geſchloſſenen Volkswirtſchaft nämlich, 
erkennen und danach handeln. Die Erfüllung dieſer Aufgabe iſt durch einen voll ⸗ 
ſtändigen Wandel der inneren Haltung bei den Wirtſchaftsverbänden bedingt, und 
es wird noch eine geraume Zeit vergehen, bis dieſe innere Amſtellung vollzogen 
worden iſt. Vielleicht wird diefer Prozeß beſchleunigt, wenn als Leiter der Wirt⸗ 
ſchaftsgruppen Männer berufen werden, die nicht ſelbſt als Anternehmer mit den 
Einzelintereſſen der Gruppe unmittelbar verflochten ſind. Ihnen wird es leichter 
fallen, bei allen Maßnahmen und Entſcheidungen in erſter Linie das Wohl des 
Ganzen im Auge zu behalten. Die alten deutſchen Wirtſchaftsverbände waren nicht 
in der Lage, ſich über das einſeitige Intereſſenſtreben zu erheben. Die ſtändiſche 
Ordnung kann nur verwirklicht werden, wenn es gelingt, dieſe Engſtirnigkeit zu über- 
winden und auf die Dauer auszuſchließen. Nur dann wird der ſtändiſche Wirtſchafts⸗ 
aufbau die Grundlage einer ſozialiſtiſchen Geſamtordnung der Wirtſchaft ſein. Nur 
dann wird er dazu beitragen, die Wirtſchaft in den Staat einzuordnen und den bis⸗ 
herigen Gegenſatz durch die innere Verbundenheit von Staat und Wirtſchaft zu 
überwinden. 


e) Der „Ständeftaat” 


Der ftändiihe Aufbau macht den deutſchen Staat nicht zu einem „Ständeftaat”. Dieſer 
vielgebrauchte Ausdruck iſt mehrdeutig. Er bezeichnet entweder einen Staat, der aus 
einer Mehrheit von Ständen aufgebaut iſt, der ſich aber nicht als eine politiſche Ein⸗ 
heit, ſondern als ein Bündnis verſchiedener Stände darſtellt. Oder er beſchreibt einen 
Staat, der zwar eine politiſche Einheit iſt, die im Staatsoberhaupt repräfentiert wird, 
in dem aber die politiſche Willensbildung von den Ständen ausgeht. Der deutſche 
Staat iſt weder in dem einen noch in dem andern Sinne ein Ständeſtaat. Er iſt ein 
völkiſcher Staat, der auf der geſchloſſenen politiſchen Einheit des deutſchen Volkes 
beruht, und er iſt ein Bewegungsſtaat, in dem die politiſche Willensbildung aus⸗ 
ſchließlich Sache der ſtaatstragenden Bewegung iſt. Die Stände konſtituieren den 
Staat nicht und nehmen an der politiſchen Willensbildung nicht teil. Sie find viel⸗ 
meht der politiſchen Führung des Staates unterworfen, und ihre Funktion beſchränkt 
ſich auf die genoſſenſchaftliche Selbſtverwaltung des wirtſchaftlichen Lebensbereichs, 
den der Staat ihnen anvertraut hat. 


Il. Die ſtaatliche Führungswirtfchaft 


Die wirtſchaftliche Selbſtverwaltung für ſich allein reicht nicht aus, um einen foziali- 
ſtiſchen Aufbau der Wirtſchaft durchzuführen. Sie muß durch die ſtaatliche Führung 
der Wirtſchaft überhöht werden. Nur dieſe politiſche Führung der Wirtſchaft durch 
den Staat gibt dem wirtſchaftlichen Geſamtgeſchehen einen Sinn; nur ſie kann die 
Ziele aufſtellen, die Formen ſchaffen und die zentralen Entſcheidungen fällen, durch 
die die geſamte Wirtſchaft einen einheitlichen Impuls erhält und eine wirkliche 


Ordnung wird. 
Beitrag 
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Seit der Verkündung des Vierjahresplans auf dem Reichsparteitag 1936 
hat dieſe politiſche Führung der Wirtſchaft durch das Reich beſonders klare und 
feſte Geſtalt gewonnen. Durch den Vierjahresplan iſt die Geſamtaufgabe der 
deutſchen Wirtſchaft einheitlich umriſſen worden. Alles Wirtſchaften dient dem 
Ziel, die Exiſtenz. des deutſchen Volkes zu ſichern und eine möglichſt weitgehende 
Anabhängigkeit von der Einfuhr fremder Güter herbeizuführen. Die am 18. Oktober 
1936 ergangene Verordnung zur Durchführung des Vierjahres 
planes (RGBl. I S. 887) lautet: 


„Die Verwirklichung des von mir auf dem Parteitag der Ehre verkündeten neuen 
Vierſahresplanes erfordert eine einheitliche Lenkung aller Kräfte des Deutſchen 
Volkes und die ſtraffe Zuſammenfaſſung aller einſchlägigen Zuſtändigkeiten in 
Partei und Staat. 
Die Durchführung des Vierjahresplanes übertrage ich dem Minifterpräfidenten 
Generaloberſt Göring. 
Miniſterpräſident Generaloberſt Göring trifft die zur Erfüllung der ihm geſtellten 
Aufgabe erforderlichen Maßnahmen und hat ſoweit die Befugnis zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen und allgemeinen Verwaltungsvorſchriften. Er iſt berechtigt, 
alle Behörden, einſchließlich der oberſten Reichsbehörden, und alle Dienſtſtellen der 
Partei, ihrer Gliederungen und der ihr angeſchloſſenen Verbände anzuhören und 
mit Weiſungen zu verſehen.“ 
Im Auftrag des Führers hat der Miniſterpräſident Generalfeldmarſchall Göring 
ſomit die Geſamtführung der deutſchen Wirtſchaft übernommen. Er beſitzt die Ermäch⸗ 
tigung, durch allgemeine Vorſchriften oder Einzelanweiſungen alle Maßnahmen zu 
treffen, die zur Verwirklichung des Vierjahresplanes erforderlich ſind. Wie alle 
Dienſtſtellen von Partei und Staat, ſo ſind auch die Dienſtſtellen der ſtändiſchen 
Ordnungen verpflichtet, allen Anweiſungen, die an ſie ergehen, Folge zu leiſten und 
mit allen Kräften zur Verwirklichung des Vierjahresplanes beizutragen. 
In fünf Hauptformen wird die ſtaatliche Führung der Wirtſchaft tätig: In der 
Regelung der Erzeugung, in der Geſtaltung der Arbeitsbedingungen, in der Lenkung 
des Kapitals, in der Ordnung von Handel und Verkehr und ſchließlich in der un- 
mittelbaren Staatswirtſchaft. 


a) Die Regelung der Erzeugung 

Solange der Grundſatz der Gewerbefreiheit beſteht, überläßt der Staat die Erzeugung 
wirtſchaftlicher Güter vollſtändig dem ſelbſttätigen Marktgeſetz. Jedermann kann er⸗ 
zeugen, was ihm beliebt, foviel ihm beliebt und wann es ihm beliebt. Lediglich aus 
polizeilichen Gründen wird für beſtimmte Gewerbezweige eine ſtaatliche Betriebs- 
erlaubnis vorausgeſetzt. Der Staat ſichert ſich damit keinen Einfluß auf die Erzeugung 
ſelbſt, ſondern will nur die Gefahr von Störungen der öffentlichen Ordnung durch 
eine vorherige Prüfung im Einzelfall ausſchließen. Ein ſozialiſtiſcher Staat kann ſich 
nicht auf dieſe rein polizeiliche Haltung gegenüber gewerblichen Anternehmungen 
beſchränken; er muß die Möglichkeit haben, unter allgemeinen wirtſchaftlichen Er- 
wägungen auf die Erzeugung einzuwirken, fie dort einzuſchränken, wo ein Aber⸗ 
angebot beſteht, und ſie dort zu erweitern, wo ein ungedeckter Bedarf vorhanden iſt. 


1. Die Einſchränkung der Erzeugung 
Zu dieſem Zweck kann der Staat einmal in beſtimmten Wirtſchaftszweigen die 
Gewerbefreiheit aufheben und den Beginn eines gewerblichen Betriebs von einer 
beſonderen Erlaubnis abhängig machen. So iſt die Herſtellung von Branntwein 
dadurch bedingt, daß der Staat ein Brennrecht beſtimmten Amfanges verliehen hat. 
Der Staat kann ferner für beſtimmte Wirtſchaftszweige ſogenannte Erricdhtungs- 
verbote ausſprechen, die die Neuerrichtung oder Erweiterung gewerblicher Betriebe 
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der betroffenen Art unterſagen. Das iſt auf Grund des Geſetzes vom 15. Juli 1933 
3. B. für die Herſtellung von Stickſtoff, für die Gewinnung von Salz, für die Ge⸗ 
winnung von Steinmaterialien und in vielen anderen Fällen geſchehen. Der Staat 
kann weiter die Ausnutzung der beſtehenden Betriebsanlagen einſchränken, entweder 
indem vorgeſchrieben wird, daß nur ein beſtimmter Teil der vorhandenen Anlagen 
zu benutzen iſt, oder daß die vorhandenen Anlagen nur während einer beſtimmten 
Zeit in Betrieb genommen werden dürfen. Solche Anordnungen find durch das 
Geſetz vom 6. Dezember 1935 für die Betriebe der Spinnſtoffwirtſchaft erlaſſen 
worden. Alle dieſe Maßnahmen haben den Sinn, die Erzeugung von wirtſchaft⸗ 
lichen Gütern beſtimmter Art einzuſchränken. Auch im Wege der Selbſtverwaltung 
kann die Erzeugung in entſprechender Weiſe beſchränkt werden. Die Feſtſetzung von 
Kontingenten in der Ernährungswirtſchaft, z. B. in der Mühlenwirtſchaft, der Teig⸗ 
warenherſtellung uſw., hat dieſen Sinn, die Erzeugung nur in beſtimmtem Amfang 
zuzulaſſen. Für faft alle landwirtſchaftlichen Verarbeiter und Verteilerbetriebe 
beſteht eine Genehmigungspflicht, durch die eine Aberſetzung des Wirtſchaftszweiges 
verhindert werden kann. 


2. Die Erweiterung der Erzeugung 


Auf der andern Seite kann eine wirtſchaftspolitiſche Notwendigkeit beſtehen, die Er⸗ 
zeugung beſtimmter Güter zu erweitern. Das iſt heute vor allem hinſichtlich der 
Herſtellung von Rohſtoffen der Fall. Hier ift zuerſt durch die Verordnung über die 
Errichtung wirtſchaftlicher Pflichtgemeinſchaften in der Braunkohlenwirtſchaft vom 
28. September 1934 mit ſtaatlichem Zwang auf die Errichtung neuer Betriebsanlagen 
für beſtimmte Zwecke eingewirkt worden. Danach hat der Staat die Anternehmer 
eines beſtimmten Wirtſchaftszweiges gezwungen, ſich zur Erzeugung von Treibſtoff 
zuſammenzuſchließen und erhebliche Kapitalleiſtungen zu dieſem Zwecke zu über- 
nehmen. Dieſe Maßnahme iſt das deutlichſte Beiſpiel dafür, in welchem Amfang der 
Staat beſtimmend in die Regelung der Erzeugung eingreift. Auch das Lagerftätten- 
geſetz vom 4. Dezember 1934, das den Reichswirtſchaftsminiſter mit der Durchforſchung 
des Reichsgebiets nach nutzbaren Lagerſtätten betraut, gehört zu den Maßnahmen, 
die zur Steigerung der wirtſchaftlichen Erzeugung ergriffen worden ſind. Schließlich 
hat auch das Geſetz über die Abernahme von Garantien zum Ausbau der Robftoffwirt- 
ſchaft vom 13. Dezember 1934 den Sinn, die Erzeugung deutſcher Robftoffe unter 
Einſatz ſtaatlicher Mittel zu erhöhen. Es iſt zwar offenbar, daß alle dieſe Maßnahmen 
des Staates, die auf die Erzeugung einwirken, keine zentrale Planwirtſchaft hinſicht⸗ 
lich der Güterproduktion bedeuten. Aber ebenſo eindeutig geht aus dieſen Maßnahmen 
hervor, daß die ſtaatliche Führung in allen Fällen eingreift, in denen eine Aber⸗ 
erzeugung beſtimmter Güter den Markt zu erſchüttern droht, oder in denen ein 
Mangel an beſtimmten Gütern die ausreichende Verſorgung des Volkes gefährdet. 


b) Die Geftaltung der Arbeitsbedingungen 


Die ſtaatliche Einwirkung auf die Arbeitsverhältniſſe geht von dem öffentlichen 
Rechtsgut der Arbeit aus, das jedem Volksgenoſſen zuſteht. 


1. Arbeitsſchutz und Arbeitsbeſchaffung 


Die ſtaatliche Gemeinſchaft hat in erſter Linie die Pflicht, die Arbeitskräfte zu ſchützen; 
einmal um der Geſundheit willen, da die Arbeitskraft die Grundlage des gemeinen 
Wohles iſt; aber auch um des einzelnen Arbeiters willen, der in der Arbeitskraft das 
einzige wirklich lebendige Gut beſitzt. Die zahlreichen ſtaatlichen Arbeitsſchutzbeſtim⸗ 
mungen, die Geſetze zugunſten der Kinder, Jugendlichen und Frauen, die Vorſchriften 
über die Lohnpfändung, die Anordnungen zum Schutz der Hausarbeiter und der 
Schwerbeſchädigten, die Schutzbeſtimmungen in gefährlichen und geſundheitsſchäd⸗ 
lichen Betrieben uſw. find die Rechtsformen, in denen der Staat dieſe hohe Verant- 
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wortung für die Arbeitskraft des Volkes erfüllt. Auch die Sozialverſicherung hat den 
Sinn, die Arbeitskraft zu erhalten und dort, wo fie geſchädigt worden iſt, den Anter⸗ 
halt des Arbeiters zu tragen. 


Darüber hinaus muß der Staat dafür ſorgen, daß dem Arbeiter ſein Recht auf Arbeit 
wird. Er hat einmal Einrichtungen bereitzuſtellen, die dem arbeitſuchenden Volks- 
genoſſen einen Arbeitsplatz nachweiſen. Zu dieſem Zwecke iſt die öffentliche Arbeits- 
vermittlung, die in der Hand der Arbeitsämter liegt, aufgebaut worden. In wirt⸗ 
ſchaftlichen Notzeiten reichen nun erfahrungsgemäß die vorhandenen Arbeitsplätze 
nicht aus, um allen Volksgenoſſen Arbeitsmöglichkeit zu geben. Deshalb greift hier 
die ſtaatliche Arbeitsbeſchaffung ein. Der Staat ſtellt in ſolchen Zeiten finanzielle 
Mittel zur Verfügung, und er leitet umfaſſende Arbeitsprojekte ein, um die vor⸗ 
handenen Arbeitskräfte im wirtfchaftlihen Prozeß einzuſetzen. Der Staat kann für 
beſonders gefährdete Bezirke oder Wirtſchaftszweige den Zuzug oder die Neuein- 
ſtellung von Arbeitskräften verbieten, um die Erhöhung der Arbeitsloſigkeit zu ver⸗ 
hindern, wie es nach dem Geſetz zur Regelung des Arbeitseinſatzes vom 15. Mai 1934 
3 B. für Berlin und Hamburg geſchehen iſt. Darüber hinaus beſteht die Möglichkeit, 
zu veranlaſſen, daß die zur Verfügung ſtehenden Arbeitsplätze zunächſt einmal an 
ältere Familienväter verteilt werden, wie es in der Verordnung über die Verteilung 
von Arbeitskräften vom 10. Auguſt 1934 vorgeſehen iſt. Tritt an einzelnen Plätzen 
ein Mangel an Arbeitskräften ein, jo werden durch Vermittlung der Reichsanſtalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung und der Arbeitsämter Arbeiter 
aus anderen Bezirken herangezogen. Beſonders einſchneidende Beſtimmungen zur 
Sicherſtellung der erforderlichen Arbeitskräfte hat der Beauftragte für den Vier⸗ 
jahresplan in feinen Anordnungen vom 7. November 1936 für die Metall- und Bau⸗ 
arbeiter getroffen. Die Mehreinſtellung ſolcher Arbeiter darf nur mit Zuſtimmung 
des zuſtändigen Arbeitsamtes erfolgen. Soweit Metall. und Bauarbeiter auf 
Arbeitsplätzen beſchäftigt find, die nicht ihrer fachlichen Ausbildung entſprechen, find 
ſie in ihren eigentlichen Beruf zurückzuführen. 


2. Arbeitszeit und Arbeitslohn 


Die zweite große Aufgabe des Staates iſt, die Arbeitsverhältniſſe ſelbſt ſo zu ge⸗ 
ſtalten, daß fie den ſozialen und wirtſchaftlichen Erforderniſſen entſprechen. Selbſt⸗ 
verſtändlich muß der Staat dabei in erſter Linie darauf achten, daß die Lebensnot- 
wendigkeiten der Arbeiter, die min einmal der ſchwächere Teil find, erfüllt werden. 
Arbeitszeit und Arbeitslohn find die beiden Hauptgegenſtände, auf die der Staat 
dabei ſein Augenmerk zu richten hat. Für die Arbeitszeit gilt nach der Arbeitszeit⸗ 
ordnung vom 26. Juli 1934 auch heute noch die grundſätzliche Beſchränkung auf den 
Achtſtundentag; Ausnahmen können in den vom Treuhänder der Arbeit erlaſſenen 
Tarifordnungen und in ſonſtigen Anordnungen des Treuhänders zugelaſſen werden. 
Der Arbeitslohn ſoll nach dem Arbeitsordnungsgeſetz vom 20. Januar 1934 in erſter 
Linie in den einzelnen Betrieben geregelt werden. Aber aus ſozialen und wirtſchaft⸗ 
lichen Gründen kann der Staat nicht darauf verzichten, gerade die Geſtaltung des 
Lohnes und der übrigen Arbeitsbedingungen ſcharf zu überwachen. Deshalb hat das 
Reich Treuhänder der Arbeit eingeſetzt, die unter der Leitung des RNeichsarbeits⸗ 
miniſters ſtehen und die die Aufgabe haben, zum Wohle des Volksganzen Einfluß 
auf die Arbeitsbedingungen zu nehmen. Sie haben in erſter Linie die von den Be⸗ 
triebsführern erlaſſenen Betriebsordnungen zu prüfen und können dieſe, wenn ſie den 
ſozialen oder politiſchen Erforderniſſen nicht entſprechen, aufheben; an Stelle der be- 
ſeitigten Betriebsordnungen können die Treuhänder von ſich aus Erſatzbetriebs⸗ 
ordnungen ſchaffen. Sie können zweitens Richtlinien für den Inhalt der Betriebs- 
ordnungen und der Einzelarbeitsverträge feſtſetzen, um den allgemeinen Notwendig ⸗ 
keiten im Arbeitsleben Geltung zu verſchaffen. Sie können ſchließlich, wenn eine 
ſolche Regelung zwingend geboten iſt, durch Tarifordnungen rechtsverbindliche 
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Mindeftbedingungen für die Einzelarbeitsverträge normieren. Die vom Treuhänder 
erlaſſenen Erſatzbetriebsordnungen, Richtlinien und Tarifordnungen find ftaatliche 
Rechtsverordnungen, durch die für einzelne Betriebe oder für eine Mehrheit von 
Betrieben eine politiſche Leitung der Lohngeſtaltung erfolgt. 


c) Die Lenkung des Kapitals 

Die ſozialiſtiſche Wirtſchaft hebt das „Eigentum an den Produktionsmitteln“ nicht 
auf und beſeitigt deshalb das wirtſchaftliche „Kapital“ nicht. Aber ſie lehnt die 
Willkür des privaten Kapitalismus ab und muß deshalb in der Lage ſein, die Be⸗ 
wegung des Kapitals durch generelle Normen und durch ſpezielle Maßnahmen zu 
regulieren. 


1. Währung, Kreditweſen, Anleiheſtock 


Zur ſozialiſtiſchen Wirtſchaft gehört vor allem die zentrale Steuerung des Finanz⸗ 
kapitals. Jede finanzielle Kontrolle, die der Staat über die Wirtſchaft ausübt, hat 
eine ſtetige und zielbewußte Währungspolitik zur Vorausſetzung. Die 
deutſche Reichsbank, der die deutſche Währung anvertraut iſt, iſt zwar juriſtiſch gegen ⸗ 
über den Entſchlüſſen der Reichsſührung ſelbſtändig; der Sache nach arbeitet fie, da 
das Reichsbankdirektorium, das die Neichsbank verwaltet, dem Führer unmittelbar 
unterſteht, aufs ftärffte mit der politiſchen Führung des Neiches zuſammen In 
engſter Verbindung mit der Währungspolitik ſteht die Leitung der Deviſenwirtſchaft, 
die der Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaſtung übertragen iſt; die finanziellen Grund- 
lagen des geſamten Außenhandels hängen von der Deviſenbewirtſchaſtung ab. Durch 
den Erlaß des Beauftragten für den Vierjahresplan vom 24. Oktober 1936 ift ein 
beſonderer Beauftragter für die mit der Nohſtoffſicherung zuſammenhängenden Auf⸗ 
gaben der Deviſenbewirtſchaftung ernannt worden. 


Auf der Grundlage der Währungspolitik bauen ſich die Maßnahmen auf, die das 
Reich zur Steuerung des Finanzkapitals benutzen kann. Das geſchieht einmal durch 
die Kreditpolitik der Reichsbank. Mit Hilfe der Diskontfeſtſetzung, alſo der 
Beſtimmung des Satzes, zu dem ſie Wechſel ankauft, beeinflußt die Reichsbank 
mittelbar das Kreditweſen in der ganzen Wirtſchaft. Darüber hinaus hat das Reich 
durch das Geſetz vom 5. Dezember 1934 die Möglichkeit erhalten, unmittelbar auf die 
Geſchäftsgebarung der einzelnen Kreditinſtitute einzuwirken und für eine einheitliche 
Kreditpolitik zu ſorgen. Ein beſonderes Aufſichtsamt für das Kreditweſen und ein 
RNeichskommiſſar führen die Lenkung und Aberwachung der Kreditinſtitute im ein- 
zelnen durch. Neben dieſer zentralen Einflußmöglichkeit werden einzelne Eingriffe 
in die Zinsgeſtaltung, wie fie in der Vergangenheit durch die Herabſetzung des Zins⸗ 
fußes für beſtimmte Kapitalanlagen wiederholt vorgekommen ſind, in Zukunft keine 
große Rolle mehr ſpielen. 

Neben der Aberwachung des Kreditgeſchäfts hat das Reich auch eine dem Gemein⸗ 
wohl dienende Verwertung der Gewinne bei den Kapitalgeſellſchaften durch das An⸗ 
leiheſtockgeſetz vom 4. Dezember 1934 ſichergeſtellt. Gewinne, die einen be- 
ſtimmten Hundertſatz überſchreiten, dürfen nicht bar ausgeſchüttet werden. Sie werden 
von der Golddiskontbank, einer Einrichtung des Reiches, für die Geſellſchafter in 
Reichsanleihen angelegt; der Anleiheſtock wird von ihr treuhänderiſch für die Gefell- 
ſchafter verwaltet. Auf dieſe Weiſe werden die Gewinne der Kapitalgeſellſchaften 
zum Teil den Zwecken des Gemeinwohls dienſtbar gemacht, ohne daß eine direkte 
Enteignung erfolgt. 


2. Börſenweſen 


Weiter gehört hierher auch die Aufſicht des Reiches über die Börſen. Alle Börſen 
bedürfen der Genehmigung des Reichswirtſchaftsminiſters; ſie unterliegen ſeiner 
Aufficht und können von ihm aufgehoben werden. Die Aufſicht wird durch befondere 
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Staatskommiſſare ausgeübt. Insbeſondere wird der börſenmäßige Wertpapierhandel 
überwacht. Der Handel mit Wertpapieren, d. h. im weſentlichen mit Anleihen und 
Aktien, iſt für den Amlauf des Kapitals in der Wirtſchaft von entſcheidender Be- 
deutung. Er ift nach den Anordnungen des Reichswirtſchaftsminiſters vom 4. De⸗ 
zember 1934 an neun Börfen konzentriert. Wertpapiere, die zu einem amtlichen Kurs 
gehandelt werden ſollen, müſſen durch eine Zulaſſungsſtelle zum Börſenhandel zuge⸗ 
laſſen werden. Die Feſtſetzung der amtlichen Kurſe findet durch vereidigte, einer 
ſtrengen Aufſicht unterſtehende Kursmakler ſtatt. Die Börſenaufſicht ſoll nicht nur 
für einen lauteren Börſenhandel Sorge tragen und die Wirtſchaft vor unredlichen 
Spekulationen ſchützen, ſondern darüber hinaus die Lenkung des Börſenweſens durch 
die ſtaatliche Börſenpolitik ermöglichen. 


3. Subventionen und Abgaben 


Ferner wirkt das Reich durch die Gewährung von Subventionen ſowie durch die Feſt⸗ 
ſetzung von Zöllen und Steuern maßgebend auf die Finanzgebarung der Wirtſchaft 
ein. Subventionen an privatwirtſchaftliche Anternehmungen ſollen in einem ſoziali⸗ 
ſtiſchen Staate grundſätzlich nicht gezahlt werden. Aber es find Fälle denkbar, in 
denen aus zwingenden politiſchen Gründen ein privates Anternehmen geſtützt werden 
muß, ſei es wegen ſeiner Lebenswichtigkeit für die deutſche Volkswirtſchaft, ſei es 
wegen des deutſchen Anfehens im zwiſchenſtaatlichen Verkehr. Weit ſchwerer wiegt 
die Kontrolle, die der Staat durch die Belaſtung der wirtſchaftlichen Anternehmungen 
mit öffentlichen Abgaben ausübt. Seit langem wird etwa die Hälfte des deutſchen 
Volkseinkommens im Form von Zöllen, Steuern, Soziallaſten und ſtaatlichen An⸗ 
leihen für die öffentlichen Kaſſen beanſprucht. Das Volkseinkommen wird durch 
dieſes Mittel vollſtändig von der öffentlichen Hand beeinflußt. Die ſtaatliche Finanz⸗ 
wirtſchaft im ganzen gibt dem Reich die entſcheidende Schlüſſelpoſition, die für die 
politiſche Lenkung des Kapitals erforderlich iſt. 


d) Die Ordnung von fjandel und Verkehr 
Die ſtaatliche Einwirkung auf den Abſatz wirtſchaftlicher Güter geht wie der Einfluß 
auf die Produktion vom Konzeſſionsfyſtem aus. Während der liberale Staat für den 
Handel mit wirtſchaftlichen Gütern vom Prinzip der Gewerbefreiheit beſtimmt iſt, 
nimmt der ſozialiſtiſche Staat das Recht in Anſpruch, die Vorausſetzungen feſtzulegen, 
unter denen der Güterverkehr ſich vollzieht. 


1. Handels- und Verkehrserlaubniſſe 


Der Staat kann den Handel mit einzelnen Güterarten von einer vorherigen Erlaubnis 
(Konzeſſion) abhängig machen, wie er es für den Handel mit unedlen Metallen, mit 
Schußwaffen, mit Branntwein und in vielen anderen Fällen getan hat. Ebenſo kann 
er für die Errichtung von Verkehrsbetrieben eine Genehmigung vorſchreiben; das iſt 
ſeit jeher für den Betrieb privater Eiſenbahnen der Fall; dazu iſt die Erlaubnis⸗ 
pflicht für den Güterfernverkehr (VO vom 6. Oktober 1930) und für die Beförderung 
von Perſonen mit Straßenbahnen, Kraftomnibuſſen u. dgl. (Geſetz vom 4. Dezember 
1934) getreten. Der Staat kann darüber hinaus ein generelles Verbot mit Erlaubnis⸗ 
vorbehalten für einzelne Fälle für die Errichtung von Handelsgeſchäften ausſprechen, 
wie es im Geſetz vom 12. Mai 1933 / 13. Dezember 1934 für den Einzelhandel ge- 
ſchehen iſt. Durch das Konzeſſionsſyſtem und durch Errichtungsverbote beſtimmt der 
Staat die Vorausſetzungen, unter denen ein gewerbsmäßiger Abſatz wirtſchaftlicher 
Güter überhaupt zuläſſig iſt. 


2. Aber wachung des Warenabſatzes 


Eine wirkliche Leitung des wirtſchaftlichen Abſatzes durch den Staat iſt indeſſen durch 
das Konzeſſions⸗ und Verbotsſyſtem nicht zu erreichen. Notwendig ift dafür vielmehr 
die ſtaatliche Aberwachung des geſamten Warenverkehrs. In dem Geſetz über den 
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Verkehr mit induſtriellen Rohſtoffen und Halbfabrikaten vom 22. März 1934 ift dieſe 
Kontrolle für einen beſonders wichtigen Teil der Wirtſchaſt eingeleitet worden. Die 
Verordnung über den Warenverkehr vom 4. September 1934 hat dieſe Staatsauſſicht 
dann auf den geſamten Warenverkehr ausgedehnt. Die Verordnung ermächtigt den 
Reichswirtſchaftsminiſter, den Verkehr mit Waren zu überwachen und zu regeln, 
insbeſondere Beſtimmungen über deren Beſchaſfung, Verteilung, Lagerung, Abſatz 
und Verbrauch zu treffen. Zur Durchführung dieſer Befugniſſe ſind dreiundzwanzig 
Aberwachungsſtellen für die einzelnen Warenklaſſen gebildet worden, zu denen noch die 
fünf Reichsſtellen der Ernährungswirtſchaft treten. Sie ſtehen unter der Leitung 
eines Reichsbeauftragten, der ſeinerſeits an die Weiſungen des Reichswirtſchafts⸗ 
miniſters gebunden iſt. Den Aberwachungsſtellen iſt Auskunft zu erteilen, ihren An⸗ 
ordnungen iſt unbedingt Folge zu leiſten. Die Aberwachungsſtellen ſind rechtsfähige 
ſtaatliche Anſtalten, mit deren Hilfe die zentrale Leitung des geſamten Güterverkehrs 
möglich iſt. Dieſes „Aberwachungsſyſtem“ hat nicht den Sinn, den ſelbſtändigen 
Handel durch ein ſtaatliches Handelsmonopol abzulöſen. Aber der Staat ſetzt ſich 
mit ihm in den Stand, den Güterverkehr ſo zu lenken, wie es den Bedürfniſſen der 
Geſamtwirtſchaft entſpricht. Insbeſondere können Geſchäftsabſchlüſſe dort verboten 
werden, wo ſie den Geſamtintereſſen zuwiderlaufen; ſolche Verbote ſind z. B. im 
März und April 1934 für induſtrielle Rohſtoffe und Halbfabrikate aus dem Ausland 
ausgeſprochen worden. 


3. Kartellaufſicht 


Ein weiteres Mittel für die ſtaatliche Lenkung des Abſatzes iſt die Preispolitik, die 
der Staat treibt. In der liberalen Wirtſchaft bilden die Preiſe ſich auf dem freien 
Markt gemäß dem Geſetz von Angebot und Nachfrage. Dieſe freie Preisregulierung 
wird beeinträchtigt, wenn ein einzelner Anternehmer eine Monopolſtellung beſitzt, 
die es ihm ermöglicht, die Preiſe der von ihm beherrſchten Güter willkürlich feſtzu⸗ 
ſetzen. Der gleiche Erfolg tritt ein, wenn die Unternehmer eines beſtimmten Wirt- 
ſchaftszweiges ſich zu einem Kartell zuſammenſchließen und durch gemeinſame Ab- 
machungen die Preiſe für ihre Erzeugniſſe nach ihrem Belieben regeln. Monopole 
und Kartelle, die in der privaten Wirtſchaft entſtanden find, ſchließen alſo das Grund⸗ 
geſetz des Liberalismus, die freie Regulierung der Preiſe nach dem Prinzip von 
Angebot und Nachfrage durch ihre Macht, die Preiſe zu diktieren, aus. Schon dieſer 
Amſtand zwingt den Staat, ſeine politiſche Macht einzuſetzen, um unter allgemeinen 
volkswirtſchaftlichen Grundſätzen auf die Preisbildung einzuwirken. Die ſtaatliche 
Monopol und Kartellgeſetzgebung (Verordnungen vom 23. November 1923 und vom 
26. Juli 1930, Geſetz vom 15. Juli 1934) iſt ein Mittel, um den Inhabern wirtſchaft⸗ 
licher Machtſtellungen den Mißbrauch ihres beherrſchenden Einfluſſes unmöglich zu 
machen. Nach dieſen Beſtimmungen iſt der Reichswirtſchaftsminiſter beſugt, ein 
Kartell, das die Geſamtwirtſchaft oder das Gemeinwohl gefährdet, aufzulöſen. Er 
kann weiter unter der gleichen Vorausſetzung zulaſſen, daß die einzelnen Mitglieder 
eines Kartells friſtlos aus dem Verband austreten. Er kann ferner Kartellbeſchlüſſe 
für nichtig erklären und ihre Durchführung unterſagen, und er kann ſchließlich vor- 


ſchreiben, daß ihm die Verfügungen und Vereinbarungen eines Kartells zur Kontrolle 


vorzulegen ſind. Neben dem Reichswirtſchaftsminiſter übt das Kartellgericht eine 
weitgehende Aufſicht über die Kartelle aus; ihm obliegt vor allem die Entſcheidung 
darüber, ob ein Mitglied berechtigt war, aus wichtigem Grunde aus dem Kartell aus- 
zuſcheiden, und ob das Kartell im Einzelfall berechtigt iſt, Sperren gegen Mitglieder 
oder Außenſeiter durchzuführen und Sicherheiten, die die Mitglieder geleiſtet haben, 
zu verwerten. Die vom Reichswirtſchaftsminiſter und vom Kartellgericht gemeinſam 
ausgeübte Kartellaufſicht läßt ſomit ſtarke ſtaatliche Eingriffe in das Kartellweſen zu. 
Doch bedeutet dieſe Bekämpfung von Monopolen und Kartellen nur eine negative 
Abwehr von Ausſchreitungen, aber noch keine poſitive ſtaatliche Preispolitik. 
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4. Preisbildung 


Da die Maßnahmen der Monopol. und Kartellbekämpfung nicht ausreichen, um eine 
durchſchlagende Preispolitik des Staates zu ermöglichen, iſt bereits durch Ver⸗ 
ordnung des Reichspräfidenten vom 8. Dezember 1931 ein Reichskommiſſar für 
Preisüberwachung eingeſetzt worden. Vorübergehend wurden die Befugniſſe des 
Reichskommiſſars durch die zuſtändigen Reichsminiſter ausgeübt. Zur Durchführung 
des Vierjahresplans wurde dann am 29. Oktober 1936 ein Reichskommiſſar für die 
Preisbildung mit umfaſſenden Vollmachten eingeſetzt. Er hat die Preisbildung für 
Güter und Leiſtungen jeder Art, insbeſondere für alle Bedürfniſſe des täglichen 
Lebens, für die gefamte landwirtſchaftliche, gewerbliche und induſtrielle Erzeugung, 
für den Verkehr mit Gütern und Waren jeder Art ſowie für ſonſtige Entgelte zu 
überwachen. Ausgenommen iſt die Aberwachung und Geſtaltung der Löhne und Ge⸗ 
hälter, die ſich weiterhin nach den bisher beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften, ins ⸗ 
beſondere nach dem Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit, richten. Der Preis- 
kommiſſar unterſteht dem Beauftragten für den Vierjahresplan. Ihm iſt die allge⸗ 
meine Ermächtigung erteilt, die zur Sicherung volkswirtſchaftlich gerechtfertigter 
Preiſe und Entgelte erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Außerdem find die den 
oberſten Reichsbehörden auf dem Gebiet der Genehmigung, Feſtſetzung, Aberwachung 
und Bildung von Preiſen und Entgelten zuſtehenden Aufgaben und Befugniſſe auf 
ihn übergegangen. Das bedeutet, daß ihm auch die Befugniſſe des früheren Preis- 
kommiſſars, wie ſie durch das Geſetz vom 4. Dezember 1934 ſchon geregelt waren, 
zuſtehen. Als Maßnahmen, die der Preiskommiſſar ergreifen kann, kommen in Be⸗ 
tracht: die Herabſetzung von Preiſen und das Verbot der Preisſteigerung, die Ein- 
führung einer Genehmigungspflicht für die Feſtſetzung von Mindeſtpreiſen, die Ein- 
führung einer Anmeldepflicht oder einer Genehmigungspflicht für Preisabreden. 
Zuwiderhandlungen gegen Anordnungen, die der Preiskommiſſar erläßt, können durch 
die Schließung von Betrieben, die Verhängung von Ordnungsſtrafen und durch die 
Verhängung von Kriminalſtrafen geahndet werden. 


5. Offentliche Marktorganifation 


Das letzte und ſchärfſte Mittel, das der Staat zur Lenkung des Abſatzes anwenden 
kann, iſt die Errichtung einer öffentlichen Marktorganiſation. In dieſen Fällen 
werden die privaten Anternehmer durch Geſetz verpflichtet, die von ihnen erzeugten 
Güter nicht ſelbſt in den Verkehr zu bringen, ſondern ſie an eine öffentliche Stelle 
abzuliefern, die dann ihrerſeits den Abſatz vornimmt. Der Staat kann zu dieſem 
Zweck entweder ein Zwangskartell ſchaffen, dem der Abſatz übertragen wird, oder er 
kann eine öffentliche Anſtalt mit dieſer Aufgabe betrauen. Die Abſatzorganiſationen 
erhalten dabei ein öffentliches Handelsmonopol. 


a) Zwangsſyndikate 


Das Beſtreben der Kartelle, den Markt für eine größere Zahl von Anternehmungen 
verſtändig zu regulieren, macht ſie zu einem brauchbaren Inſtrument, deſſen ſich der 
Staat für die öffentliche Marktordnung bedienen kann. Der Staat kann in Zwangs- 
kartellen die geſamten Anternehmer eines beſtimmten Wirtſchaftszweiges zuſammen⸗ 
faſſen und ihnen ein Handelsmonopol zuerkennen. Schon der Weimarer Staat hat 
ſolche Zwangskartelle errichtet, um beſtimmte Wirtſchaſtszweige öffentlich zu organi⸗ 
ſieren; aber er war zu ſchwach und in ſeiner politiſchen Haltung zu unentſchieden, als 
daß er die Zwangskartelle wirklich hätte leiten können. Erſt der nationalſozialiſtiſche 
Staat iſt zu einer Führung der Zwangskartelle imſtande, und er hat ſich dieſes 
Mittels in der gewerblichen Wirtſchaft wie in der Ernährungswirtſchaft weit⸗ 
gehend bedient. 

Die Zwangsſyndikate der Induſtriewirtſchaft ſtammen zum Teil aus der früheren 
Seit; fo die Kohlenſyndikate, das Kaliſyndikat und die Zündwarenmonopolgeſell⸗ 
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ſchaft. Dazu find ſeit dem Jahre 1933 weitere Zwangs verbände getreten, zu deren 
Gunſten ſolche Ablieferungspflichten der beteiligten Wirtſchafttreibenden feſtgelegt 
worden find. Die wichtigſten Fälle find oben S. 16 genannt worden. Die Zwangs- 
ſyndikate unterliegen der Aberwachung und Leitung durch den Reichswirtſchafts⸗ 
miniſter, der insbeſondere ihre Maßnahmen und Beſchlüſſe beanſtanden kann, wenn 
fie gegen das Geſetz verſtoßen oder das Gemeinwohl gefährden. Der Reichswirt⸗ 
ſchaftsminiſter kann dadurch die Abſatzregelung der Kartelle im Sinne der ſtaatlichen 
Geſamtpolitik lenken. Er braucht ſich nicht auf eine nur negative Kontrolle zu be⸗ 
ſchränken, ſondern er kann darüber hinaus die pofitive Führung der Zwangskartelle 
ausũben. 


Stärker noch als in der Induſtriewirtſchaft hat der Staat in der Ernährungswirtſchaft 
von dem Mittel des Zwangszuſammenſchluſſes Gebrauch gemacht. Im Rahmen des 
Reichsnährſtandes findet ſich ein ganzes Syſtem von Marktverbänden, die nicht den 
Zielen der privaten Kartellpolitik dienen, ſondern eine beſtimmte Funktion innerhalb 
der öffentlichen Wirtſchaft zu erfüllen haben. So iſt vor allem die deutſche Getreide⸗ 
wirtſchaft zu Getreidewirtſchaftsverbänden zuſammengeſchloſſen, die ihrerſeits in der 
Hauptvereinigung der deutſchen Getreidewirtſchaft verbunden find. Die Getreide⸗ 
wirtſchaftsverbände und die Hauptvereinigung, die die Getreideverſorgung und die 
Getreideverwertung zu regeln haben, find der Auſſicht des Reichsernährungs⸗ 
miniſters unterſtellt, der insbeſondere die Preisgeſtaltung überwacht. Ahnlich iſt die 
Milchwirtſchaft durch die Verordnung vom 27. März 1934 zu Milchverſorgungs⸗ 
verbänden, Milchwirtſchaftsverbänden und der deutſchen milchwirtſchaftlichen Ver. 
einigung zuſammengefaßt. Die Vereinigungen haben die Aufgabe, den Abſatz und 
die Verwertung von Milch und Milcherzeugniſſen zu regeln. Sie unterſtehen der 
Auffiht des Neichskommiſſars für die Vieh-, Milch und Fettwirtſchaft, der feiner- 
ſeits dem Reichsernährungsminiſter untergeordnet iſt. Daneben gibt es eine Reihe 
weiterer wichtiger Marktverbände, die oben S. 16 angeführt worden ſind und die 
gleichfalls der Führung des Neichsernährungsminiſters unterſtellt find. Mit Hilfe 
dieſer Organiſation iſt der Reichsernährungsminiſter in der Lage, den Markt der 
deutſchen Ernährungswirtſchaft nach einheitlichen politiſchen Erwägungen und unter 
gemeinſamen wirtſchaftlichen Zielen zu leiten. Das Reich hat alſo die Möglichkeit, 
durch feine Behörden eine den allgemeinen wirtſchaftlichen und politiſchen Erforder- 
niſſen entſprechende Behandlung des Marktes herbeizuführen. 


6) Reichsſtellen 


Neben dieſen der wirtſchaftlichen Selbſtverwaltung angehörigen Zwangsſpndikaten 
ſtehen als Träger einer öffentlichen Marktorganiſation die ſogenannten Reichsſtellen. 
Bei ihnen handelt es ſich um öffentliche Anſtalten, die unmittelbar in die ſtaatliche 
Organiſation eingegliedert find und die unter der Leitung des zuſtändigen Neichs⸗ 
miniſters den Abſatz beftimmter Güter vorzunehmen haben. Die älteſte Reichsſtelle 
dieſer Art, der noch die Rechtsfähigkeit fehlt, iſt die Branntweinmonopol verwaltung. 
Dazu ſind dann in neuerer Zeit fünf Reichsſtellen der Ernährungswirtſchaft getreten, 
denen Rechtsfähigkeit beigelegt worden iſt. Das find die Reichsſtelle für Getreide, 
Futtermittel und ſonſtige landwirtſchaftliche Erzeugniſſe, der der Abſatz von Mais, 
Reis und anderen Futtermitteln obliegt, die Reichsſtelle für Milcherzeugniſſe, Ole 
und Fette, die den Abſatz der genannten Produkte vorzunehmen hat, die Reichsſtelle 
für Eier, die den deutſchen Eierabſatz leitet, und die Reichsſtelle für Tiere, der die 
Einfuhr und der Abſatz von Tieren beſtimmter Art übertragen iſt. Dazu iſt gemäß 
dem Geſetz vom 30. September 1936 die Reichsſtelle für Garten- und Weinbauerzeug⸗ 
niſſe getreten. Zugunſten dieſer Reichsſtellen beſteht eine allgemeine Ablieferungs⸗ 
pflicht hinſichtlich der erfaßten Güter. Nur die Reichsſtellen find berechtigt, dieſe 
Güter in den Verkehr zu bringen. Durch die Reichsſtellen iſt der Staat in die Lage 
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verſetzt, unmittelbar durch ſeine Organe den Abſatz beſonders wichtiger Gegenſtände 
vorzunehmen. 


e) Die Staats wirtſckaft 


Die politiſche Führung der Wirtſchaft durch den Staat erhält ihren krönenden Ab- 
ſchluß in der Staatswirtſchaft. Zwar bedeutet die ſtaatliche Führung der Wirtſchaft 
nicht durchgängige unmittelbare Staatswirtſchaft. Sie heißt alſo nicht, daß der Staat 
überall und in allen Fällen felbſt, durch ſeine eigenen Organe wirtſchaftet. Sie läßt 
vielmehr, wie bereits dargelegt worden iſt, die wirtſchaftliche Tätigkeit durch private 
Anternehmer und durch nichtſtaatliche Verbände zu, ſolange der Vorrang des ſtaat⸗ 
lichen Führungswillens unbedingt geſichert iſt. 


1. Staats regale 

Der Vorrang der ſtaatlichen Führung ift nur dann ſichergeſtellt, wenn die Schlüſſel⸗ 
ſtellungen der Wirtſchaft ſich völlig in der Hand des Staates befinden und von ihm 
unmittelbar verwaltet werden. Es gibt innerhalb der Wirtſchaft beſtimmte Bereiche, 
die für den politiſchen Beſtand des Volkes und des Staates von ſo großer Bedeutung 
ſind, daß ſie in die ſtaatliche Hoheitsgewalt gehören. Jede Volkswirtſchaft hat ihren 
Kern in einigen wenigen Bereichen, von denen aus die Geſamtordnung maßgebend 
geleitet werden kann. Es ſind insbeſondere die lebenswichtigen Grundſtoffe (Kohle, 
Erz, Elektrizität) und die verbindenden Funktionen (Geld, Verkehr, Nachrichtenweſen), 
die für die politiſche und wirtſchaftliche Geſamtexiſtenz unmittelbar entſcheidend ſind. 
Hier muß der Staat ſelbſt als Träger der Wirtſchaft auftreten, damit der Beſtand 
der politiſchen Einheit geſichert iſt. Es handelt ſich um einen kleinen, aber beſonders 
wichtigen Ausſchnitt aus der Geſamtwirtſchaft, der aus zwingenden politiſchen Er⸗ 
wägungen der privaten Tätigkeit entzogen und in die Hand des Staates gegeben 
werden muß. Es müſſen hier „Regale“ zugunſten des Staates begründet werden, 
d. h. ausſchließliche Wirtſchaftsbefugniſſe hoheitlichen Charakters, die ihm allein das 
Recht vorbehalten, beſtimmte Wirtſchaftsbereiche zu verwalten. 


2. Staats kapitalismus und Staatsſozialis mus 
Die unmittelbare wirtſchaftliche Tätigkeit des Staates iſt in zwei Formen möglich, 
nämlich als Staatskapitalismus und als Staatsſozialismus. Im Staatskapitalismus 
beteiligt der Staat ſich mit privatwirtſchaftlichen Methoden am freien Wettbewerb 
auf dem Markt, um zum beſten der Staatsfinanzen die gegebenen wirtſchaftlichen 
Möglichkeiten auszunutzen. Hier tritt der Staat wie ein privater Anternehmer neben 
anderen Anternehmern aus Erwerbsſtreben konkurrierend auf und fügt ſich in die 
liberale Wirtſchaft ein. Im Staatsſozialismus dagegen beteiligt ſich der Staat aus 
politiſchen Erwägungen am wirtſchaftlichen Leben. Er ſchafft ſich auf Grund ſeiner 
Hoheitsgewalt ein öffentliches Monopol und ſchaltet dadurch die Geſetze der freien 
Wirtſchaft aus. Der Staatskapitalismus iſt alſo durch das Erwerbsſtreben beſtimmt 
und richtet ſich auf ſtaatlichen Eigennutz; der Staatsſozialismus dagegen iſt durch die 
politiſchen Notwendigkeiten beſtimmt und richtet ſich auf Gemeinnutz. Für eine aus 
politiſchen Gründen betriebene Staatswirtſchaft iſt die Form des Staatskapitalismus 
grundſätzlich unbrauchbar. Zwar iſt es wiederholt vorgekommen, daß der Staat in 
privatrechtlichen Formen und im Wege des Wettbewerbs wirtſchaftliche Poſitionen 
nicht zum Zwecke des Erwerbs, ſondern aus Gründen des Geſamtwohls und der 
ſtaatlichen Machterhöhung errungen hat, etwa im Bergbau oder in der Energie⸗ 
wirtſchaft. Aber es haben ſich dann auch faſt ſtets aus dieſer dem Zweck nicht ent- 
ſprechenden ſtaatskapitaliſtiſchen Form Schwierigkeiten für den Staat ergeben. Die 
echte Form der Staatswirtſchaft iſt der Staatsſozialismus, in dem der Staat als 
Herrſchaftsträger in den Formen des öffentlichen Rechts in die Wirtſchaft eintritt. 
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3. Die Entwicklung der Staatswirtſchaft 


Die Aufgabe der unmittelbaren Staatswirtſchaft iſt, den Staat gegen Zerſtörung von 
außen und Zerſetzung von innen zu ſchützen. Dieſe Notwendigkeit iſt ſchon früher in 
der Zeit des Bismarckſchen Staatsſozialismus erkannt worden. Am das Reich zu 
einer machtvollen politiſchen Einheit zu entwickeln, mußte Bismarck die ſtaatliche 
Hoheit in den zentralen wirtſchaftlichen Bereichen durchſetzen. Deshalb wurden die 
ſchon erwähnten ſtaatlichen Regale für die Ausgabe von Banknoten, den Betrieb der 
Poſt und der Telegrafie und der Eiſenbahnen begründet und beſondere öffentliche 
Einrichtungen geſchaffen, denen die Verwaltung der hoheitlichen Regale anvertraut 
wurde. Dazu kam in Preußen im Jahre 1907 der „Staatsvorbehalt“ für Steinkohle, 
Steinſalz und andere Salze, der allein dem Staat das Recht gibt, die genannten 
Mineralien aufzuſuchen und zu gewinnen. In der Weimarer Republik wurde die 
ſtaatsſozialiſtiſche Linie nicht eingehalten, ſondern ein ſtaatskapitaliſtiſcher Kurs ein- 
geſchlagen. Der Staat beteiligte ſich durch Kapitaleinlagen an einer unüberſehbaren 
Zahl von privaten Anternehmungen, ohne daß ein politiſcher Gedanke dieſe wirre 
Vielheit von Beſitzrechten, Beteiligungen und Einflußmöglichkeiten des Staates einte. 
Es wurde lediglich für einen Teil Preußens im Jahre 1924 ein „Staatsvorbehalt“ 
für die Aufſuchung und Gewinnung von Braunkohle begründet; dazu trat 1929 für 
einige preußiſche Provinzen der Staatsvorbehalt für die Gewinnung von Erdöl und 
Erdwachs. Im neuen Staat dagegen iſt es möglich, das Prinzip des echten Staats- 
ſozialismus wiederaufzunehmen und die ſtaatliche Hoheit auf die wenigen, aber be⸗ 
ſonders wichtigen Bereiche der Wirtſchaft auszudehnen. Die Staatswirtſchaft 
begnügt ſich mit den wenigen Wirtſchaftsſtellungen, die unentbehrlich ſind, um die 
Macht und Hoheit des Staates unantaftbar zu erhalten. In dieſem Bereiche aber 
muß der Staat die ausſchließliche und beſtimmende Verwaltung für ſich beanſpruchen. 


4. Der Amfang der Staatswirtſchaft 


Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß auch im heutigen Staat die alten hoheitlichen Regale 
aus der Bismarckſchen Zeit beibehalten werden müſſen. Denkbarerweiſe iſt es not⸗ 
wendig, die ſtaatliche Hoheitsgewalt auch auf andere Wirtſchaftsbereiche, die für Volk 
und Staat von exiſtentieller Bedeutung find, auszudehnen. So find für das Rund- 
funkweſen und für die Errichtung von Reichsautobahnen bereits neue Regale des 
Reiches geſchaffen worden. Eine weitere Ausdehnung der hoheitlichen Verwaltung 
in der Wirtſchaft käme in erſter Linie für die ſogenannten Verſorgungsbetriebe, alſo 
Gas-, Waſſer⸗ und Elektrizitätswerke, in Betracht. Bereits heute befinden ſich zahl⸗ 
reiche Anternehmungen dieſer Art in öffentlicher Hand. Vielfach wird die Frage be⸗ 
ſprochen, ob darüber hinaus etwa im Bankweſen, in der chemiſchen Induſtrie, in der 
Stahlerzeugung, in der Verteidigungsinduſtrie, im Kohlenbergbau oder in der Hoch⸗ 
ſeeſchiffahrt die Abernahme von Wirtſchaftsbefugniſſen durch den Staat notwendig 
iſt. Es handelt ſich dabei um eine Aufgabe der verantwortlichen politiſchen Entſchei⸗ 
dung, die zu beſtimmen hat, wieweit der Sektor der Staatswirtſchaft zu ziehen iſt. 
Dieſe politiſche Frage kann und ſoll hier nicht weiter verfolgt werden. Feſtgeſtellt 
werden kann nur der Grundſatz, daß der Staat überall dort als unmittelbarer Träger 
der Wirtſchaft auftreten muß, wo nur auf dieſe Weiſe der Beſtand des Volkes nach 
innen und außen machtvoll gewahrt werden kann. Aus dieſem Geſichtspunkt iſt bei 
der Rückgliederung des Saarlandes der geſamte dort belegene Grubenbeſitz in ein 
Reichsunternehmen, die Saarbergbau⸗ AG eingebracht worden. And der 
gleiche Gedanke hat im Rahmen des Vierjahresplanes zur Begründung der 
Reichswerke Hermann⸗ Göring AG geführt, die als öffentliches Anter⸗ 
nehmen des Reiches den Bedarf des deutſchen Volkes an Eiſen ſicherſtellen ſollen. 
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Aſſiſtentenordnung i 

Erhöhte Anforderungen bei Doktorprüfungen . 

Neugeſtaltung des Studentenweſens 

Hochſchulreife * 

Arbeitsdienſt und Wehrpflicht 

Studium ohne Reifezeugnis. e 
Hochſchulſportornnununnnnn ggg 


Bean 2 


ss so oo. oo nu a8 8 au 0 0 


Reichs Studentenwerk 5 

Studentiſcher Geſundheitsdienſt : 
Aufgabengebiete der Studentenſchaft ; 
Reichsleiſtungskampf der u Stubentenfgaft . 
Studienförderung 8 5 g 
Wirtſchaftliche Einrichtungen . 

Studentiſche Strafordnung . 


. Neugeftaltung des Studiums 


Außerer Ausbau des Hochſchulunterrichts 
Aufſtellung von Studienordnungen 

Pflege neuer Fächer 

Nachdrücklichere Pflege beſtehender Fächer 
„Philoſophie“ kein Pflichtprüfungsfach mehr 
Hochſchulen für Lehrerbildung Ben 
Wiſſenſchaft und Ausland 

Vertretung deutſcher . im Ausland 
Berufungen ins Ausland A ; 


* 


II. Forſchungsweſen 


7. 
III. Das Schulweſen 


Errichtung einer Gorfgungsabteitung im Keioswiflenfdafts 
minifterium 
Reichsinſtitut für Geſchichte des neuen Deutſchlands 
Auflöſung der Hiſtoriſchen eee b 
Aufbau des Reichsinſtituts 5 : 
Aufgaben des Neichsinſtituts . 
Reichsinſtitut für ältere deutſche Geſchichtskunde 
Amwandlung der „Monumenta Germaniae“ 
Aufbau und Aufgaben der Neugründung . 
Staatliches Inſtitut für deutſche Duftoridung . 
Aufgaben des Snititut3 . . 


Beſtandsaufnahme der deutſchen Kunſtdenkmale . 
Schaffung des landwirtſchaftlichen ee 


Satzung des Forſchungsdienſtes. 


Gründung der Neichsarbeitsgemeinſchaft fur Naumforfsung 


Satzung der Reichsarbeitsgemeinſchaft 
Aufgaben der Arbeitsgemeinſchaft 
Aufgaben des Obmannes 
Durchführung der Forſchungsarbeit 


Verbindung von Lehre und Forſchung. 
Erſter Abſchnitt 
Die Schule 

A. Die Volksſchule 


I. Schulformen und innere Schularbeit 


1. A 
2. Geſchichtliche Entwicklung 
3. 


Weſen und Aufgaben. 


Organiſationsformen . ; 
Ein- und mehrklaſſige Schulen s 
Grundschule s 
Gehobene Abteilungen 
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II. 


III. 


II. 


II. 


Hilfs- und Sonderſchulen 
Privatſchulen . 
Konfeſſionelle Gliederung 

4. Der Anterricht . 

Verwaltung und Anterhaltung der Volksschulen e 
1. Schulpflicht 3 
e 
3. Schulunterhaltung . 

4. Schulverwaltung 
Schule — Elternhaus — Hitlerjugend 


B. Die mittlere Schule 


Schulformen und innere Schularbeit. 


1. Weſen und Aufgaben 
2. Der Anterricht ; 


Unterhaltung und Verwaltung 


1. Anterhaltsträger 
2. Schulgeld 
3. Verwaltung 


C. Die höhere Schule 


Schulformen und innere Schularbeit. 


1. Weſen und Aufgaben 

2. Geſchichtliche Entwicklung 

3. Die Schulform 

4. Der Anterricht s 
Verwaltung und Anterhaltung der 599755 Eulen ; 

1. Unterhaltung : E 

2. Schulgeld 

3. Schulverwaltung ; 

4. Schule und Elternhaus . 


D. Das Landjahr 


J. Weſen und Aufgabe des Land jahres. 


I. 
II. 


Verwaltung und Anterhaltung 


E. Die Berufsſchule (Fortbildungsſchule) 


Weſen und Aufgaben 
Geſchichtliche . 
Schularten 3 

Der Unterricht 

Schulpflicht 

Schulgeld und Schulunterhaltung 


F. Die Fachſchule 


9 


Weſen und ten: 
Umfang des Fachſchulweſens und die wien egen 


1. Techniſche Fachſchulen 
2. Kaufmänniſche Fachſchulen 


35 


4 Vahlen 


3. Bergſchulen ne Be ee ee A ee, 
4. Seemänniſche Fachſchulen r ee A 
5. Landwirtſchaftliche FSahihulen -» . 2 2 2 2 mn 414 
6. Haushaltungsfhulen . -» » > 2 2 2 2 2 nn 415 
7. Schulen für ſoziale Berun kk 2 2 202.8 
III. Der Unterridt . . u Er Han re ar Ale ae ae, cr 
IV. Unterhaltung und Verwaltung e he a, he ee ee SO 
Zweiter Abſchnitt 
Die Lehrer 
1. Allgemeines e aa zu a ie era ee. AO 
2. Die Lehrer an Volksſchulen „ Al de Se a re a er 
3. Die Mittelſchullehrer . e 
4. Die Lehrer an höheren Schulen . e e ae a ae a er ee ee re AO 
5. Die Lehrer an Verufsihulen . - > 2 2 2 2 2 2 nn 488 
6. Die Lehrer an FSahlhulen . - » > 2: 2 2 er nn 419 
Dritter Abſchnitt . 
Die Sulaufiht 20 hh (459 
j Vierter Abſchnitt 
Körperliche Erziehnln-,ſnnnsssssss 50 
Dorbemerkung 


Wiſſenſchaft in Forſchung und Lehre, Erziehung, Volksbildung — dieſe vier großen 
Tätigkeitsbereiche bilden eine in ſich geſchloſſene Einheit, innerhalb welcher jeder 
Teil organiſch in den anderen übergreift. Dieſe geiſtige Einheit fand ihren ver⸗ 
waltungsmäßigen Ausdruck im Dritten Reich durch den hiſtoriſch bedeutſamen, grund- 
legenden Erlaß (des Reichspräſidenten) über die 


Errichtung des Reichsminiſteriums für Wiſſenſchaft, 
Erziehung und Volksbildung 


vom 1. Mai 1934 (RGBl. I S. 365). Das neue Reichsminiſterium wurde errichtet 
für das geſamte Erziehungs-, Bildungs- und Anterrichtsweſen des Reichs ſowie für 
die Aufgaben der Wiſſenſchaft. 

Auf Grund dieſes Erlaſſes beſtimmte der Reichskanzler am 11. Mai 1934 (RGBl. ! 
S. 375), daß aus dem Geſchäſtsbereich des Reichsminiſteriums des Innern folgende 
Angelegenheiten auf das Reichsminiſterium für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volks. 
bildung übergingen: 

1. Wiſſenſchaft: 

Allgemeine Angelegenheiten der Wiſſenſchaft, auch in ihren Beziehungen zum Aus- 
land; Phyſikaliſch⸗Techniſche Reichsanſtalt, Chemiſch⸗Techniſche Reichsanſtalt, 
Reichsanſtalt für Erdbebenforſchung (Jena); reichswichtige wiſſenſchaftliche An⸗ 
ſtalten des In⸗ und Auslandes; wiſſenſchaftliches Büchereiweſen, Volkskunde, Archä⸗ 
ologiſches Inſtitut. 


2. Erziehung und Anterricht: 


Hochſchulangelegenheiten, Studentenhilfe, Reichsſchaftsführer der Studierenden an 
den deutſchen Hoch- und Fachſchulen; allgemeine Schulangelegenheiten, Volksſchulen, 
Höhere Schulen, Privatſchulen, Berufs und Fachſchulen; deutſches Schulweſen im 
Ausland, Auslandsſchulen. 
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3. Jugendverbände. 
4. Erwachſenenbildung. 


Auf den bezeichneten Gebieten iſt der Reichsminiſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und 
Volksbildung für alle Aufgaben einſchließlich der Geſetzgebung federführend. 

Zum erſtenmal in der deutſchen Geſchichte war durch dieſe Tat des Führers das ge- 
ſamte deutſche Bildungsweſen in einer Spitze verwaltungsmäßig zuſammenge faßt und 
ſo die Vorausſetzung geſchaffen für einen ſorgfältig planenden Neuaufbau aus der 
Geſamtſchau des Reiches. 

Am die durch Perſonalunion geſchaffene Vereinigung der Anterrichts verwaltung im 
Reich und in Preußen auch äußerlich zum Ausdruck zu bringen, wurde für beide 
Miniſterien eine gemeinſame Firma eingeführt, nämlich 


„Reichs⸗ und Preußiſches Miniſterium für Wiſſenſchaft, Erziehung 
und Volksbildung“. 


(Erlaß vom 20. Dezember 1934, R Min Amtsbl Dtſch Wiſſ. 1935 S. 15). 


I. Kochfchulwefen 
Grundſätzliches | 
Die Lage der deutſchen Hochſchulen unmittelbar nach der Machtergreifung war 
dadurch gekennzeichnet, daß eine gemeinſame Grundlage, ein tragender Gedanke, ein 
verpflichtendes Ziel weder überhaupt vorhanden noch wirkſam geweſen iſt. Die 
ſolchermaßen in ihrer Ausſtrahlungskraft geſchwächte Hochſchule bildete ſchließlich 
nur noch eine Sammlung von zahlreichen verſelbſtändigten Einzelſächern. Aus der 
Wiſſenſchaft ſelbſt heraus ließ ſich dieſer Zuſtand der inneren Lähmung nicht mehr 
überwinden. 
Die nationalſozialiſtiſche Revolution erſt ergriff Aniverſität, Wiſſenſchaft und 
Bildung, wandelte fie um nach ihren Geſetzen und Zielen und ftellte fie damit als ge- 
ſtaltende Mächte in das geſchichtliche Werden mitten hinein. Nationale Willens⸗ 
und Charakterbildung wurden ſo zur Aufgabe der neuen Hochſchule. (Vgl. E. Krieck, 
Die Erneuerung der Aniverſität, S. 9 und 10.) 
An die Stelle einer Hochſchulpolitik, die die Volksgebundenheit der wiſſenſchaftlichen 
Lehranſtalten verleugnete, trat eine Hochſchulpolitik, die von dem Grundſatz der Art. 
gleichheit zwiſchen Lehrern und Schülern ausging, und die die politiſche Erziehungs⸗ 
gemeinſchaft zur Vorausſetzung der Bildungsgemeinſchaft machte. (Alfred Baeumler.) 
„Die Leiſtung der deutſchen Hochſchulen wird davon abhängen, daß es ihnen gelingt, 
die Arbeitsgemeinſchaft zwiſchen Lehrer und Schüler lebendig zu geſtalten. Das 
Wichtigſte dabei wird eine gründliche Gewiſſenserforſchung ſein und der zähe Wille, 
unter allen Amſtänden bis zur Wahrheit vorzuſtoßen! Freie Forſchung und 
nationale Weltanſchauungsgemeinſchaft, das find die Grund 
pfeiler, auſ denen die deutſchen Hochſchulen ruhen.“ (Reichsminiſter Ruſt.) 


1. Aufbau der fjochſchulen 


Verteilung der fjochſchulen 
Das Deutſche Reich beſitzt gegenwärtig 62 wiſſenſchaftliche Hochſchulen in folgender 


Verteilung: 
Gruppe 2 [Beitrag 21 


6 Vahlen 


23 Aniverſitäten: Berlin, Bonn, Breslau (mit Techniſcher Hochſchule ver- 
einigt), Erlangen, Frankfurt a. Main, Freiburg i. Br., Gießen, Göttingen, Greifs⸗ 
wald, Halle a. d. S., Hamburg, Heidelberg, Jena, Kiel, Köln, Königsberg, Leipzig, 
Marburg, München, Münſter, Roftod, Tübingen, Würzburg; 

10 Techniſche Hochſchulen: Aachen, Berlin, Braunſchweig, Breslau (mit 
5 vereinigt), Darmſtadt, Dresden, Hannover, Karlsruhe, München, 

uttgart; 


49 an delshochſchulen: Berlin, Königsberg, Leipzig, Nürnberg (die 
frühere Handelshochſchule Mannheim iſt in der Aniverſität Heidelberg auf⸗ 
gegangen); 

2 Forſthochſchulen: Eberswalde, Hannover⸗Münden (die frühere Forſthoch⸗ 
ſchule Tharandt iſt mit der Techniſchen Hochſchule Dresden vereinigt); 

2 Bergakademien: Clausthal, Freiberg i. Sa.; 

1 Landwirtſchaftliche Hochſchule: Hohenheim (die früheren Land- 
wirtſchaftlichen Hochſchulen in Berlin und Bonn find mit der jeweiligen Ani⸗ 
verſität vereinigt); 

1 Tierärztliche Hochſchule: Hannover (die frühere Tierärztliche Hoch⸗ 
ſchule in Berlin iſt in der Aniverſität aufgegangen); 

1 Mediziniſche Akademie: Düſſeldorf; 

1 Staatliche Akademie in Braunsberg (Oftpr.); 

17 Hochſchulen für Lehrerbildung: Beuthen O / S, Bonn, Cottbus, 
Darmſtadt, Dortmund, Dresden, Elbing, Eßlingen, Frankfurt a. O., Hannover 
(Hochſchule für Lehrerinnenbildung), Hirſchberg i. Rſgb., Leipzig, Kiel, Lauen- 
burg i. P., Paſing b. München, Roftod, Weilburg (die Eröffnung weiterer Hoch⸗ 

3 ſchulen für Lehrerbildung tft zum Winterſemeſter 1936 / 37 geplant). 


62 


Gliederung der fjochſchulen 

Durch die am 1. April 1935 von Reichswiſſenſchaſtsminiſter Ruſt erlaſſenen Nicht. 
linien zur Vereinheitlichung der Hochſchulverwaltung traten an Stelle der bisherigen 
Vorſchriften neue, klärende Beſtimmungen in Kraft (Erlaß W Ia 588/35, Min- 
AmtsblDtſch Wiſſ. 1935 S. 142). 


Danach gliedert ſich die Hochſchule in Dozentenſchaft und Studentenſchaft. Die 
Dozentenſchaft wird gebildet von den an der Hochſchule tätigen Lehrkräften und 
Aſſiſtenten. Die Studentenſchaft wird gebildet von den an der Hochſchule voll 
eingeſchriebenen Studenten deutſcher Abſtammung und Mutterſprache unbeſchadet 
ihrer Staatsangehörigkeit. 


Führer der Hochſchule iſt der Rektor. Er unterſteht dem Reichswiſſenſchafts⸗ 
miniſter unmittelbar und iſt ihm allein verantwortlich. Der Leiter der Do- 
zentenſchaft wird nach Anhören des Rektors und des Gauführers des NSD⸗ 
Dozentenbundes vom Reichswiſſenſchaftsminiſter ernannt. Er unterſteht dem Rektor. 
Der Leiter der Studentenſchaft wird nach Anhören des Rektors und des 
Gauführers des NSD.Studentenbundes vom Reichswiſſenſchaftsminiſter ernannt. 
Auch er unterſteht dem Rektor. 


Der Prorektor (Rektorſtellvertreter) und die Dekane (die Führer der ein- 
zelnen Fakultäten, z. B. der juriſtiſchen, philoſophiſchen, mediziniſchen) werden 
auf Vorſchlag des Rektors vom Reichswiſſenſchaftsminiſter ernannt. Der Senat 
ſteht dem Rektor beratend zur Seite. Ihm gehören an die Leiter der Dozentenſchaſt 
und der Studentenſchaft, der Prorektor, die Dekane und zwei weitere vom Rektor zu 
berufende Mitglieder der Dozentenſchaft, von denen eines dem NSD-Dozentenbund 


1 
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zu entnehmen iſt; Stellvertretung iſt unzuläſſig. Die Fakultäten ſind Träger 
der fachwiſſenſchaftlichen Arbeit. Der Fakultätsausſchuß fteht dem Dekan beratend 
zur Seite (3. B. in Berufungs angelegenheiten). 


2. fjochſchulpolitih 


Dorausjegungen organiſcher fjochſchulylanung 

Die Kultusverwaltungen der Länder boten vor 1933 das gleiche Bild kleinſtaatlicher 
Zerſplitterung wie zahlreiche andere Gebiete des deutſchen öffentlichen Lebens. 
Preußen war für 25 wiſſenſchaftliche Hochſchulen zuſtändig, Bayern für 6, Sachſen 
für 5, Baden für 4, Württemberg für 3, Heſſen für 2, Thüringen, Mecklenburg, 
Hamburg und Braunſchweig je für 1; die Aniverſität Frankfurt war halb ſtädtiſch. 
halb preußiſch; Köln hatte eine eigene Aniverſität. 

Nachdem jedoch das Reichswiſſenſchaftsminiſterium die Betreuung des geſamten 
deutſchen Bildungs- und Anterrichtsweſens Übertragen erhalten hatte, mußten auch 
Maßnahmen getroffen werden, um eine organiſche Hochſchulplanung über das ganze 
Reichsgebiet hin ſicherzuſtellen. Auf Grund reichsgeſetzlicher und minifterieller Ver ⸗ 
fügungen (Näheres weiter unten) konnte Reichsminiſter Ruft in einem Runderlaß an 
die Anterrichtsanſtalten der Länder mit Hochſchulen vom 23. e 1935 endlich 
feſtſtellen, daß die 


Bereinigung der geſamten ſjochſchul- erſonalyslitih in einer fjand, 

nämlich im Neichswiſſenſchaftsminiſterium, vollzogen ſei. Gleichzeitig gingen ſämt · 
liche ſchwebenden Berufsſachen und Diſziplinarangelegenheiten von den Ländern auf 
das Reich über. Die Hochſchulſachbearbeiter der Länder blieben jedoch in den 
Dienſtweg eingeſchaltet unter Belaſſung des Entſcheidungsrechts für Habilitationen 
(ſiehe unter Hochſchulnachwuchs) und Promotionen (Doktorprüfungen), für Anſtellung 
und Entlaſſung von Aſſiſtenten, für die Erledigung von Arlaubsgeſuchen der 
Profeſſoren uſw. 

Der Reichswiſſenſchaftsminiſter iſt jedoch allein zuſtändig für die erſtmalige Berufung 
eines Hochſchullehrers in das Beamtenverhältnis und die Einreichung des Er⸗ 
nennungsvorſchlags an den Führer und Reichskanzler für die außerpreußiſchen Länder 
(auf Grund des Reichsſtatthaltergeſetzes vom 30. Januar 1935 mit Ausführungs- 
verordnung vom 1. Februar 1935). Ferner hat nur der Reichswiſſenſchaftsminiſter 
das Recht zur Berufung, zur Verfetzung oder Entpflichtung beamteter Hochſchul ⸗ 
lehrer (auf Grund des Hochſchullehrergeſetzes vom 21. Januar 1935, ſiehe unten). 
Endlich wird die Ernennung zum Honorarprofeſſor oder zum nichtbeamteten außer ⸗ 
ordentlichen Profeſſor, die Erteilung oder Entziehung von Dozenturen und Lehr- 
aufträgen, die Anſtellung oder Entlaſſung von Lektoren ausſchließlich im Reichswiſſen⸗ 
ſchaftsminiſterium bearbeitet. 

Mit der Durchbrechung der Länderſchranken, die ſich bisher einer finnvollen Derfonal- 
politik auf dem Gebiet des Hochſchulweſens entgegengeſtellt hatten, war zwar ein 
wichtiger, aber doch nur ein erſter Schritt auf dem Wege zur neuen deutſchen Hoch; 
ſchule getan. 


Notwendigkeit der Verſetzbarkeit der fjochſchullehrer 

Eine auf das Wohl und Gedeihen des Ganzen gerichtete Hochſchulplanung machte es 
jedoch weiterhin erforderlich, auf der einen Seite Lehr ⸗ und Forſchungsgebiete aus · 
zubauen, auf der anderen ſolche einzuſchränken oder gar auszuſchalten. Dabei wird 
der beſonderen kulturellen Eigenart der einzelnen Hochſchulen und ihrer Bedeutung 
für das Reichsgebiet weitgehend Rechnung getragen. Größere Einſchränkungen in 
dem angedeuteten Sinne erwieſen ſich insbeſondere da erforderlich, wo mehrere Hod- 
ſchulen auf einem kleinen Raum zuſammenſtoßen, zumal wenn fie noch durch Landes ⸗ 
grenzen getrennt ſind. . 


— 
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Ein ſolcher planmäßiger Neuaufbau des deutſchen Hochſchulweſens war aber nicht 
durchführbar, ohne daß in die gegebene und auch für die Zukunft wieder anzu⸗ 
ſtrebende Rechtsordnung der Hochſchullehrer ein vorübergehender, lediglich 
von ſachlichen Geſichtspunkten abhängiger Eingriff erfolgte. Erſte Vorausſetzung 
hierzu war die freie Verſetzbarkeit der Profeſſoren, die bisher für die Aniverſitäten 
in Preußen und in einzelnen anderen Ländern ausgeſchloſſen, in anderen wieder zwar 
zugelaſſen, aber nicht praktiſch geworden war, weil nur eine Hochſchule gleichen 
Charakters vorhanden war. Durch die vorübergehende Einführung der Verſetzbarkeit 
wurde die Nechtsſtellung der Hochſchullehrer für die in Betracht kommende Zeit 
lediglich derjenigen aller übrigen Beamtenkategorien — mit Ausnahme der IE — 
angeglichen. 


Notwendigkeit der Umwandlung von Lehrftühlen 

Durch die Einführung der Verſetzbarkeit allein konnte jedoch den ſtaatlichen Not- 
wendigkeiten nicht Genüge getan werden. Im Rahmen der Vereinheitlichung des 
deutſchen Hochſchulweſens war der Wegfall einzelner Lehrſtühle gleicher Fachgebiete 
unvermeidbar. Andere wieder mußten einem andern Fachgebiet zugeſchlagen werden. 


Das fjochſchullehrergeſetz 

All den oben dargelegten Erforderniſſen trägt das Geſetz über die Entpflich ⸗ 
tung und Verſetzung von Hochſchullehrern aus Anlaß des Neuaufbaus 
des deutſchen Hochſchulweſens vom 21. Januar 1935 Rechnung (RGBl. I S. 23). 

8 1 dieſes Geſetzes beſtimmt, daß die beamteten Hochſchullehrer des Reiches 
zum Schluß des Semeſters, in dem ſie ihr 65. Lebensjahr vollenden, von ihren amt⸗ 
lichen Verpflichtungen entbunden werden. Dieſe Beſtimmung berückſichtigt den 
Amſtand, daß heute einerſeits für die eigentliche L ehr tätigkeit der Profeſſoren be⸗ 
ſonders die Fähigkeit zur Herſtellung einer engeren perſönlichen Gemeinſchaft mit den 
Studenten, die mit zunehmendem Alter naturgemäß abnimmt, verlangt werden muß, 
und daß anderſeits die Erfahrungen älterer Hochſchullehrer der reinen Forſchung 
auch nach der Entpflichtung erhalten bleiben. (Reichsverwbl. 1935 S. 149.) 

Fordern überwiegende Hochſchulintereſſen die weitere Ausübung des Lehramts durch 
einen beſtimmten Profeſſor, fo kann die zuſtändige oberſte Landesbehörde mit Zu⸗ 
ſtimmung des Reichswiſſenſchaftsminiſters die Entpflichtung auf einen ſpäteren 
Zeitpunkt verſchieben (8 2). Die Verſchiebung erfolgt in der Regel jeweils um ein 
Jahr, eine Höchſtgrenze iſt nicht feſtgeſetzt. 

8 3 ermöglicht die Verſetzung eines beamteten Hochſchullehrers auf einen feinem 
Fachgebiet entſprechenden Lehrſtuhl einer anderen deutſchen Hochſchule, wenn es das 
Reichsintereſſe im Hinblick auf den Neuaufbau des Hochſchulweſens erfordert. 

Von großer Wichtigkeit iſt ferner S 4, der beſtimmt: „Fällt aus Anlaß des Neu⸗ 
aufbaus ein Lehrſtuhl fort oder wird er einem anderen Fachgebiet zugeſchlagen, ſo 
kann der bisherige Inhaber von ſeinen amtlichen Verpflichtungen entbunden werden.“ 
Fortfall und Fachänderung liegen lediglich im Ermeſſen des (nach § 6) zuſtändigen 
Reichswiſſenſchaftsminiſters, in deſſen Hand allein die Durchführung der Neu- 
organiſation liegt. Durch eine ſolche Zuſammenfaſſung in einer Hand wurde die 
Einheitlichkeit des Vorgehens gewährleiſtet, die im gleichzeitigen Intereſſe des 
Ganzen wie der Hochſchullehrerſchaft gelegen iſt. 

Am den Charakter einer Abergangsregelung fichtbar in Erſcheinung treten zu laſſen, 
iſt das Geſetz ausdrücklich auf eine Geltungsdauer von annähernd drei Jahren (bis 
zum 31. Dezember 1937) beſchränkt worden. Es iſt dabei einmal auf die in ihrer 
augenblicklichen Stellung beeinträchtigte Hochſchullehrerſchaft Rückſicht genommen 
worden, vor allem aber der Verwaltung der erforderliche Spielraum gegeben, um ohne 
Aberſtürzung unter Wahrung der bedeutſamen, für das Geſetz leitenden Geſichtspunkte 
einen wirklichen großzügigen Neuaufbau des Hochſchulweſens durchführen zu können. 
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Auswirkungen des fjochſchullehrergeſetzes 


Das Hochſchullehrergeſetz ermöglichte neben der Verjüngung des nunmehr judenſreien 
Lehrkörpers einerfeits einen von allen Schwierigkeiten und Hinderniſſen des Be⸗ 
rufungsverfahrens losgelöſten freien Austauſch von Hochſchullehrern innerhalb des 
ganzen deutſchen Reichsgebiets, anderſeits die Aufhebung von Lehrſtühlen oder ihre 
anderweitige Zweckbeſtimmung mit der Folge der Entpflichtung des bisherigen In- 
habers. Auf dieſe Weiſe iſt es bereits jetzt weitgehend gelungen, die deutſchen Hoch- 
ſchulen wieder zu lebensnahen organiſchen Gebilden zu machen, an denen jeder Lehr- 
ſtuhlinhaber an der richtigen Stelle ſteht und durch ſeine Perſon und Eigenart dazu 
beiträgt, die beſonderen Kräfte jeder einzelnen Hochſchule und damit ihre Leiftungs- 
fähigkeit im ganzen auf das höchſtmögliche Maß zu ſteigern. 


Weitere Planungsmaßnahmen: Zujammenlegung von fjochſchulen 


Auf Antrag des Reichswiſſenſchaftsminiſters hat das Preußiſche Staatsminiſterium 
in ſeiner Sitzung vom 16. Oktober 1934 beſchloſſen, ab 1. November 1934 


1. die Landwirtſchaftliche Hochſchule in Bonn⸗Poppelsdorſ der Aniverſität Bonn als 
Landwirtſchaftliche Fakultät anzugliedern; 


2. die Landwirtſchaftliche Hochſchule und die Tierärztliche Hochſchule in Berlin der 
Aniverſität Berlin anzugliedern. 


Durch Erlaß vom 3. bzw. 1. November 1934 (U I Nr. 42278. 1 bzw. 42253 . 1) beſtimmte 
der Reichswiſſenſchaftsminiſter unter Aufhebung der korporativen Selbſtändigkeit der 
erwähnten Hochſchulen, daß das Perſonal und die Einrichtungen der Bonner Land- 
wirtſchaſtlichen Hochſchule im Rahmen der Univerfität eine ſechſte Fakultät mit der 
Bezeichnung „Landwirtſchaſtliche Fakultät“ bilden ſollten, während in Berlin ent⸗ 
ſprechend eine fünfte Fakultät mit der Bezeichnung „Landwirtſchaftlich⸗Tierärztliche 
Fakultät“ entſtand, die ſich in eine Abteilung für Landwirtſchaft und eine Abteilung 
für Tierarzneikunde gliedert. 


Sinn der Zuſammenlegung 


Das eigentliche Ziel der erwähnten Vereinigungsmaßnahmen beſteht darin, die ein · 
gegliederten Hochſchulen ihres engen Fachcharakters zu entkleiden und ſie wieder in 
innigere geiſtige Beziehung zur geſamten Wiſſenſchaft der Aniverſität zu bringen. 
Gerade aus dieſer, durch einen organiſatoriſchen Zuſammenſchluß ermöglichten viel 
engeren Zuſammenarbeit mit den übrigen an der Aniverſität gepflegten Wiſſen⸗ 
ſchaften ergibt ſich für alle Zweige der Forſchung und Lehre eine mannigfaltige 
wechſelſeitige Befruchtung, eine Steigerung der Anregungen für die Profeſſoren und 
eine Vertiefung der geiſtigen Bildung für die Studenten durch die engere Berührung 
mit den Studierenden anderer Fächer. 


planvolle Regelung des fjochſchulbeſuchs durch fjöchſtziffern | 
Die Großſtadt⸗Hochſchulen haben nach dem Kriege ein ungleich größeres Wachstum 
aufzuweiſen gehabt als die Hochſchulen in mittleren und kleineren Städten. Dieſer 
Zug nach der Großſtadt hält unvermindert an. Am daher die deutſchen Studenten 
aus der Großſtadt hinauszuführen in die kleinen und mittleren Hochſchulſtädte zu 
ernſter Arbeit, und um eine möglichſt enge Verbindung zwiſchen Hochſchullehrern und 
Studenten wieder herzuſtellen und zu gewährleiſten, wurden ſeit dem Sommerhalbjahr 
1935 für Großſtadt⸗Hochſchulen Studentenhöchſtziffern feſtgeſetzt. Für das Winter 
halbjahr 1935/36 ſahen dieſe wie folgt aus: 
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Aniverſitäten: Techniſche Hochſchulen: 
Berlin 6900 Berlin 2000 
Frankfurt 1700 Dresden 1600 
Köln 28600 München 2100 
Leipzi˖ig 3300 
Hamburg . . 2100 Handelshochſchulen: 
München 85400 Berlininin . 550 
Münſ ten . 2900 Leipzig 2350 


Die Antragſteller auf Neueinſchreibungen an Großſtadt⸗Hochſchulen werden (inner. 
halb der Kontingente) dann bevorzugt berückſichtigt, wenn es ſich a) um alte Kämpfer 
der NSDAP, b) um Angehörige der Wehrmacht oder c) um ſolche Studenten 
handelt, die zwei Semeſter in Königsberg, Breslau oder Danzig ſtudiert haben. Aus- 
länder fallen nicht unter die Höchſtziffern. 


Berufungspelitik und · verfahren 


Die aufgeſührten Maßnahmen und Beſtimmungen ermöglichen den Neuaufbau 
des deutſchen Hochſchulweſens durch Schaffung der ſachlichen Vorausſetzungen. 
Hierzu mußte als entſcheidend wichtige Ergänzung eine zweckdienliche Perfonal- 
politik treten, deren Grundſätze Miniſter Ruſt bereits am 10. Mai 1933 aufſtellte: 
„Gewogen wird nur der Menſch in ſeinem Werte als nationaler Erzieher 
und freier Forſcher.“ 


Die Ausſcheidung aller nichtariſchen Hochſchullehrer ohne ernſtliche Gefährdung des 
Lehr. und Forſchungsbetriebs war die erſte Aufgabe; fie kann jetzt als erfolgreich 
gelöſt gelten. Hinzu kam die Verjüngung des Lehrkörpers auf Grund des Hochſchul⸗ 
lehrergeſetzes, auf Grund deſſen ferner Fehlberufungen der Syſtemzeit wieder- 
gutgemacht werden konnten. Die große Zahl der notwendig gewordenen Neu- 
berufungen ermöglichte ſodann ein Einrücken der neuen Generation, ſoweit ſich dieſe 
wiſſenſchaftlich auszuweiſen vermochte. 


Das Berufungsverfahren geht heute ungefähr ſo vor ſich: Bei Freiwerden oder 
Schaffung eines Lehrſtuhls fordert das Reichswiſſenſchaſtsminiſterium die betreffende 
Fakultät durch den Rektor zu Erſatzvorſchlägen oder zur Stellungnahme zu einem be- 
ſtimmten Vorſchlag auf. Auch der Rektor ſelbſt hat Stellung zu nehmen, ebenſo die 
betreffende Landesregierung (in Preußen der Kurator). Bei jeder Berufung wird 
außerdem die Stellungnahme des Führers des NSD-Dozentenbundes eingeholt. 
Nach Abſchluß der vom Reichswiſſenſchaftsminiſter zu genehmigenden Berufungs- 
vereinbarung wird der Ernennungserlaß nach Einholung der amtlichen Stellung- 
nahme des Stellvertreters des Führers dem Führer und Reichskanzler zur Entſchei ⸗ 
dung und Vollziehung vorgelegt. 


3. fjeranbildung des fjochſchulnachwuchſes 


Notwendigkeit eines geeigneten Dezentennachwuchſes 


Der Hochſchullehrer im nationalſozialiſtiſchen Staat muß als Erzieher, Lehrer und 
Forſcher beſonders ſtrengen Anforderungen an fachliche Eignung, Perſönlichkeit und 
Charakter genügen. Die Auswahl und Formung des Nachwuchſes im akademiſchen 
Lehramt bedarf daher der denkbar größten Sorgfalt. An dieſer Aufgabe haben 
(gemäß Erlaß WI a 1310/35 vom 13. Juni 1935) alle Stellen der Hochſchulen mit- 
zuwirken, und zwar nicht nur dadurch, daß ungeeignete Kräfte rechtzeitig ferngehalten 
werden, ſondern in viel ſtärkerem Maße als früher durch eine pofitive Ausleſe unter 
den wiſſenſchaftlich und charakterlich Geeigneten. Für die Durchführung dieſer Auf- 
gabe iſt der Rektor als Führer der Hochſchule voll verantwortlich gemacht worden. 
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Breite Grundlage für die Ausiefe 

Um eine genugend breite Grundlage für die Ausleſe zu ſichern, mußte möglichſt vielen 
fachlich und perſönlich geeigneten Anwärtern der Weg zur Bewerbung um die Lehr⸗ 
berechtigung eröffnet werden. Dazu müſſen bei Sicherſtellung einer ausreichenden 
ſtofflichen Grundlage die geiſtigen Vorausſetzungen ſo geſtaltet werden, daß befonders 
wertvollen Kräften gegenüber anderen öffentlichen und privaten Laufbahnen die Er⸗ 
langung der Lehrberechtigung erſtrebenswert erſcheint. 


Die früheren für die Habilitation (Erlangung der Lehrbefugnis an Hochſchulen) 
gültigen Beſtimmungen boten jedoch keine ausreichende Grundlage zur Erreichung 
dieſes Zieles. Infolgedeſſen hat der Reichswiſſenſchaftsminiſter am 13. Dezember 
1934 für die Hochſchulen des Deutſchen Reiches geltende einheitliche Beſtimmungen 
für die Habilitation und Erteilung der Dozentur erlaſſen (RUI Nr. 730. 1134, 
RMINANEHIDLEEHWIFT. 1935 S. 13/14). 


Reichs- fjabilitations- Ordnung 

Nach den früheren Verſahren war die Habilitation weſensgleich mit der Erteilung der 
Lehrbefugnis. Nach der neuen Reichs⸗Habilitations⸗ Ordnung iſt dagegen die Habili⸗ 
tation nur die Vorausſetzung für eine Bewerbung um die Lehrberechtigung 
($ 8). Die Habilitation ftelt danach einen neuen akademiſchen Grad (3. B. 
Dr. phil. habil., Dr. med. habil. uſw.) dar, der erworben wird durch ſelbſtändige 
wiſſenſchaftliche Leiſtungen (Habilitationsſchrift und wiſſenſchaftliche Ausſprache vor 
der Fakultät), die über das für die Promotion zum Doktor Erforderliche erheblich 
hinausgehen. 

Demgemäß ſteht jedem die Möglichkeit zur Habilitation offen, der nach Abſchluß 
ſeiner akademiſchen Studien weiter mit Erfolg wiſſenſchaftlich tätig iſt; die Zulaſſung 
zur Habilitation erfolgt (nach 8 3) ohne Rüdfiht auf den Bedarf an Lehr kräften. 
Der durch die Habilitation erworbene akademiſche Grad eines habilitierten Doktors 
(bei den Theologen: Lizentiaten) bleibt beſtehen, auch wenn ihm eine Bewerbung um 
die Lehrberechtigung nicht folgt. 

Während fo die Möglichkeit zur Habilitation unabhängig von dem Bedarf an Nach⸗ 
wuchs für Hochſchullehrer iſt, muß die Erteilung der Dozentur (venia legendi, 
Lehrbefugnis) ſich diefem anpaſſen. Die Trennung des früheren Verfahrens in die 
beiden Beſtandteile Habilitation und Dozenturverleihung ergab eine breitere Grund- 
lage für die Ausleſe eines wiſſenſchaftlich hochwertigen Nachwuchſes der Hochſchul⸗ 
lehrer. Vor allem wurde der früheren Gepflogenheit, wiſſenſchaftlich Befähigten die 
Habilitation zu verweigern, weil in der betreffenden Fakultät ein Lehrbedürfnis für 
das entſprechende Fach nicht mehr beſtand bzw. anerkannt wurde, ein Ende bereitet 
(RMinBlotſch Wiſſ. 1935 S. 17“). 


Erteilung der Lehrberechtigung 

Im Gegenſatz zur Feftſtellung der wiſſenſchaftlichen Befähigung (der eigentlichen 
Habilitation), wobei vieles bewährte Alte übernommen werden konnte, waren für die 
Verleihung der Dozentur einſchneidende Anderungen notwendig geweſen. Die Auf⸗ 
gabe beſtand ja darin, die Ausleſe der Beſten unter den Habilitierten ſicherzuſtellen, 
und zwar der Beſten nicht nur nach wiſſenſchaftlicher Leiſtung, ſondern auch nach 
Lehrbefähigung, Perſönlichkeit und Charakter. Gerade der junge Dozent hat die 
Möglichkeit weiteſtgehender perſönlicher Einwirkung auf die Studierenden; der 
nationalſozialiſtiſche Staat aber kann nur ſolche Männer mit wichtigen Erziehungs- 
aufgaben betrauen, die bereit und fähig find, der Jugend auch über die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Ausbildung hinaus wahre Führer und Erzieher zu ſein. 

Das Verfahren beim Erwerb der Dozentur ft kurz folgendes: Der habilitierte Be⸗ 
werber, der ſich beim Reichswiſſenſchaftsminiſter meldet, wird einer geeigneten 
Fakultät zugewieſen (8 9). Dieſe fordert ihn zu einer öffentlichen Lehrprobe auf 
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(dreiſtündige Vorleſung an drei Tagen einer Woche). Aber das Ergebnis berichtet 
der Rektor an die Landesunterrichtsverwaltung (8 10). Nach beſtandener Lehrprobe 
meldet ſich der Bewerber zum Dienft im Gemeinſchaftslager und zur Dozenten- 
akademie, wohin er durch den Reichswiſſenſchaftsminiſter einberufen wird (§ 11). 
Auf Grund der geſamten Arteile erfolgt Gewährung oder Ablehnung der Dozentur 
durch den Reichswiſſenſchaftsminiſter (§ 14); die Lehrbefugnis gilt für das ganze 
Reichsgebiet ($ 16). 8 17 der Reichshabilitationsordnung ermöglicht dem Reichs 
wiſſenſchaſtsminiſter die Verſetzung der Dozenten (früher Privatdozenten genannt), 
§ 18 den Entzug oder die Einſchränkung der Lehrbefugnis im Hochſchulintereſſe. 


Huß ere Sicherſtellung des Nachwuchfes 


Da die Reichshabilitationsordnung die Möglichkeit ſchuf, die Erteilung der Dozentur 
mit dem Bedarf an Nachwuchs für Hochſchullehrer in Einklang zu bringen ſowie 
den Dozenten dort eine Wirkungsmöglichkeit zu geben, wo es — vom Ganzen her 
betrachtet — am notwendigſten erſcheint, ſo bot die neue Ordnung zugleich die Vor⸗ 
ausſetzung für die Linderung des ſchon ſprichwörtlichen Privatdozentenelends. 


Der materiellen Sicherſtellung der nichtbeamteten Hochſchullehrer dient — neben dem 
Erlaß vom 5. Mai 1933, wonach dieſe bei einem Jahreseinkommen unter 8000 RM 
einen 50 vom Hundert betragenden Zuſchlag zum aufkommenden Anterrichtsgeld er⸗ 
halten — die Neuregelung der Promotionsgebühren vom 11. September 1935, auf 
die noch ſpäter eingegangen wird. Nach dieſem Erlaß fließen die Gebühren bei 
Doktorprüfungen (in der Regel 200 Ry nicht mehr wie früher den Begutachtern 
und Prüfern ſowie den Pedellen uſw. zu, ſondern ſie gelangen in voller Höhe in die 
Staatskaſſe. Entſprechend einem Nunderlaß vom 9. November 1935 (WI a 2390) wird 
dieſe Mehreinnahme für eine Neuregelung der Bezüge der Hochſchullehrer verwendet, 
insbeſondere für die materielle Sicherung des akademiſchen Nachwuchſes. 


Die Inangriffnahme der vorerwähnten Aufgaben machte auch eine Neuregelung der 
Aſſiſtentenfrage erforderlich, da ein großer Teil des Nachwuchſes natürlicherweiſe 
feinen Weg über Aſſiſtentenpoſten findet, dieſe aber vielfach durch überalterte Per- 
ſönlichkeiten beſetzt waren und noch ſind. 


Afliftentenordnung 


Durch die neue Aſſiſtentenordnung vom 13. Juni 1935 (W Ia 1310/35, RWinAimtsbl- 
Dtſch Wiſſ. 1935 S. 282 bis 284) wurde die Sorge für den Dozentennachwuchs — 
unbeſchadet der Verantwortlichkeit des Rektors — zum Hauptaufgabengebiet des 
Leiters der Dozentenſchaft gemacht. Dieſer hat ſowohl mit den Lehrſtuhlinhabern 
wie mit den in Frage kommenden Dozenten, Aſſiſtenten und Studierenden ſo enge 
perſönliche Fühlung zu halten, daß er jederzeit als verantwortlicher Referent dem 
Rektor für deſſen Entſchlüſſe die notwendigen geſicherten Anterlagen zu geben vermag. 
Der Leiter der Dozentenſchaft muß ferner bei jeder Einſtellung von planmäßigen und 
nichtplanmäßigen Aſſiſtenten ſowie bei deren Amtszeitverlängerung maßgeblich be⸗ 
teiligt werden. 


Das Verfahren bei der Einſtellung eines Aſſiſtenten iſt nach der neuen Ordnung kurz 
folgendes: Der Lehrſtuhlinhaber teilt dem Leiter der Dozentenſchaft feiner Hoch- 
ſchule (über den Dekan) feine Vorſchläge mit. Der Leiter der Dozentenſchaft tft ver- 
pflichtet, die Vorſchläge aus perſönlicher Kenntnis zu prüfen; der Rektor trifft ver- 
antwortlich die endgültige Entſcheidung und beantragt die Einſtellung bei der zu⸗ 
ſtändigen Verwaltungsbehörde. 


Die Anſtellung der Aſſiſtenten erſolgt ſtets auf zunächſt zwei Jahre. Verlängerungen 
der Amtszeiten über vier Jahre hinaus hat ſich das Reichswiſſenſchaftsminiſterium 
vorbehalten. Im allgemeinen wird eine ſolche Verlängerung nur bei ar oder 
unmittelbar bevorſtehender Habilitation in Frage kommen. 
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Die Stellen von Oberaſſiſtenten (Oberärzten, Oberingenieuren uſw.) follen grund⸗ 
ſätzlich Dozenten vorbehalten bleiben, in der Regel erſt nach mindeſtens dreijähriger 
Tätigkeit als Aſſiſtent. Von großer Wichtigkeit iſt die Frage der „überalterten“ 
„Aſſiſtenten, die nur deshalb auf ihrer Stelle belaſſen wurden, weil dem Lehrſtuhl⸗ 
inhaber ein Wechſel unangenehm war oder weil er dem Aſſiſtenten die Sorge um den 
Übertritt in eine andere Stellung abnehmen wollte, die in Wirklichkeit mit fort- 
ſchreitendem Alter nur drückender werden muß. Das Reichswiſſenſchaftsminiſterium 
iſt daher bemüht, die durch überalterte Aſſiſtenten blockierten Nachwuchsſtellen in 
nächſter Zeit nach und nach freizumachen, wobei natürlich eine andere Exiſteng⸗ 
möglichkeit für die Betroffenen geſchaffen werden muß. 


Erhöhte Anforderungen bei Doktorprüfungen 


Mit dem Recht der Verleihung der Doktorwürde durch die deutſchen Fakultäten (bei 
Aniverſitäten) und Hochſchulen find zugleich hohe Pflichten verbunden, die ohne 
Schaden für die wiſſenſchaftliche Ausbildung und im beſonderen für den akademiſchen 
Nachwuchs nicht verletzt werden dürfen. 


Durch Erlaß vom 11. September 1935 (W Ia 1903) hat daher der Reichswiſſen⸗ 
ſchaftsminiſter die Hochſchulen verpflichtet, unter allen Amſtänden daran feſtzuhalten, 
daß nur ſolche Studierenden zur Doktorprüfung zugelaſſen werden, die nachgewieſen 
haben, daß fie innerhalb ihres Wiſſenſchaftsgebiets eine Aufgabe richtig zu ſtellen, 
zu erfaſſen und mit wiſſenſchaftlichen Verfahren zu bearbeiten in der Lage ſind. 
Keinesfalls darf künftig der Doktorgrad aus Gewohnheit oder anderen Gründen als 
Zuſatz zu einem beſtandenen Staats- oder ähnlichen Examen auf Grund einer mehr 
formalen Leiſtung verliehen werden. 


Die Vergebung, Beaufſichtigung und Beurteilung der Arbeiten ſowie die Prüfung 
von Doktoranden ſoll für den Hochſchullehrer nicht eine von ihm als ſtörende Laſt 
empfundene Mehrarbeit bedeuten; vielmehr ſollen die Doktoranden die wirklichen 
Schüler und eigentlichen wiſſenſchaftlichen Mitarbeiter des Dozenten ſein, mit denen 
ihn ein beſonderes kameradſchaftliches Arbeitsverhältnis verbindet. Eine ſolche 
nationalſozialiſtiſche Auffaſſung des Verhältniſſes eines Hochſchuldozenten zu ſeinem 
Mitarbeiterkreis machte es unmöglich, den Prüfenden an den Gebühren der Pro- 
motion zu beteiligen, weshalb der gleiche Erlaß verfügte, daß dieſe Gebühren voll der 
Staatskaſſe zufließen, um ſo den akademiſchen Nachwuchs fördern zu können 
(ſiehe oben). 


| 1. Neugeftaltung des Studentenweſens 
fjochſchulreife 
Das Zeugnis der Hochſchulreife, das für die im Schuljahr 1934 erworbenen Reife⸗ 
zeugniſſe der deutſchen höheren Schulen als verbindlich für den Beſuch der Hoch⸗ 
ſchulen gefordert worden war, hatte den erwarteten Erfolg gezeitigt. Der Beſuch 
aller Hochſchulen hatte ſtark abgenommen, ſo daß weiterhin keine zahlenmäßige Be⸗ 
ſchränkung der Berechtigung zum Studium erforderlich war. 


Arbeitsdienft und Wehrpflicht 


Durch Erlaß vom 9. Februar 1935 (E IIIe 201 — R MinAmtsblStſchWiſſ. 1935 
S. 69) darf jeder, der das Reifezeugnis einer höheren deutſchen Schule erworben hat, 
zum Hochſchulſtudium erſt nach Ableiſtung des Arbeitsdienſthalbjahres zugelaſſen 
werden. Aus dieſem Grund nehmen auch die Hochſchulen Einſchreibungen nur zum 
Winterhalbjahr vor. Der einjährigen Wehrpflicht kann vor, während oder nach dem 
Studium genügt werden. 
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Studium ohne Reifezeugnis 

Der ſoziale und berufliche Aufſtieg ſoll im nationalſozialiſtiſchen Staat nicht ent- 
ſprechend Herkunft und Ausbildungsgang, ſondern nach dem Grundſatz der Lei ſtung 
erfolgen. Die frühere höhere Schule hatte nicht nur eine einſeitig⸗wiſſensmäßige, 
charakterlich und biologiſch ungenügende Ausleſe gefördert, ſondern infolge des 
hohen Schulgeldes und des langen Ausbildungsweges wirtſchaftlich und ſozial aus⸗ 
ſchließend gewirkt. Es muß daher notwendig neben dem Weg über die höhere Schule 
noch den zweiten freien Weg der Selbſtbildung und der Ausbildung in praktiſchen 
Berufen geben. Führer der Deutſchen Arbeitsfront, der Bauernſchaft, deutſche 
Künſtler und freie Forſcher müſſen die Möglichkeit eines Zugangs zur deutſchen Hoch⸗ 
ſchule haben. 

Solche Möglichkeiten find: 1. Begabten prüfungen, bei denen an das Bil- 
dungsergebnis und die praktiſche Leiſtung angeknüpft wird, und 2. Ergänzungs- 
prüfungen für Volksgenoſſen aus praktiſchen Berufen mit überdurchſchnittlichen 
Leiſtungen. 


fjochſchulſportordnung 

Jeder deutſche Student (Studentin) iſt verpflichtet, drei Semeſter lang Leibeslibungen 
zu treiben. Die Ableiſtung dieſer Sportpflicht geſchieht in Form. der Grund- 
ausbildung, die ſich über die erſten drei Studienhalbjahre erſtreckt, und zwar drei 
bis vier Stunden wöchentlich. (Hochſchulſportordnung vom 30. Oktober 1934 — 
R U III 166 — RMinAmtsblOtſch Wiſſ. 1935 ©. 7.) 

Der Nachweis regelmäßiger und erfolgreicher Teilnahme an der Grundausbildung 
iſt Vorausſetzung für die Zulaſſung zum weiteren Studium vom vierten Semeſter ab 
(Befreiung nur aus geſundheitlichen Gründen). Daran ſchließt ſich der frei ⸗ 
willige Sportbetrieb der älteren Studierenden. Die Hochſchulſportordnung 
regelt endlich das Wettkampfweſen der Studierenden mit der Hauptveranſtaltung 
der „Deutſchen Hochſchulmeiſterſchaft“ am Ende des Sommerſemeſters. 


Reichs- Studentenwerk 

Zur Erfüllung aller Aufgaben auf dem Gebiet der wirtſchaftlichen Betreuung des 
volksdeutſchen Hochſchulnachwuchſes hat der Reichswiſſenſchaftsminiſter am 2. No- 
vember 1934 durch Reichsverordnung (R UI 20305/34) das „Reichs⸗ Studentenwerk“ 
errichtet. Dieſe in Berlin befindliche Anſtalt des öffentlichen Rechts hat die Aufgabe, 
jeder volksdeutſchen Begabung ohne Rüdfiht auf Herkommen und wirtſchaftliche 
Kraft den Zugang zur deutſchen Hochſchule zu ermöglichen. 

Das Reichs⸗Studentenwerk unterſteht der Aufſicht des Reichswiſſenſchaftsminiſters, 
der den für die Durchführung der Arbeit verantwortlichen Leiter ernennt. Das 
Reichs⸗ Studentenwerk und feine Gliederungen werden getragen durch Zuweiſungen 
aus Mitteln des Reiches und der Länder, durch Selbſthilfebeiträge der Stu- 
dierenden und durch frei geworbene Geldmittel. 


Studentischer Geſundheitsdienſt 

Entſprechend den Aufgaben der Hochſchulen des nationalſozialiſtiſchen Staates, nicht 
nur Arbeitsſtätten eng umgrenzter Fachwiſſenſchaften zu ſein, ſondern Stätten 
geiſtiger, charakterlicher und politiſcher Bildung zur Heranreifung eines erbgeſunden, 
geiſtig und körperlich zur Führung geeigneten akademiſchen Nachwuchſes, ergab ſich 
die Notwendigkeit, die Ausleſe für das Hochſchulſtudium auch nach geſundheits⸗ 
politiſchen Geſichtspunkten zu treffen. 

Dieſer geſundheitlichen Ausleſe dienen die im erſten und fünften Semeſter in Zu⸗ 
ſammenarbeit mit dem Amt für Volksgeſundheit der NSDAP durchgeführten 
Pflichtunterſuchungen. (Richtlinien für die geſundheitliche Ausleſe zum 
Hochſchulſtudium, Erlaß vom 16. Dezember 1935 WI i 4310, RMin Amtsbl Dtſch Wiſſ. 
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Die Richtlinien beſtimmen den Begriff der dauernden (unbedingten oder bedingten) 
und der zeitlichen Antauglichkeit ſowie das Ausſchlußverfahren. Wichtig iſt, daß 
nicht nur ſchwere Krankheiten, Mißbildungen uſw. unter den Begriff der dauernden 
Antauglichkeit fallen, ſondern auch ſtändige Scheu und Mangel an Willen gegenüber 
Leibesübungen, körperlicher Härte und Einſatzbereitſchaft. Bei Berufung gegen das 
Ausſchlußverfahren trifft das Reichswiſſenſchaftsminifterium die Entſcheidung im 
Einvernehmen mit dem Reichsſtudentenwerk und dem Amt für Volksgeſundheit 
der NSDAP. 


Aufgabengebiete der Studentenſckhaft 

Gemäß der Verfaſſung der Deutſchen Studentenſchaft (vgl. das Geſetz über die Bil⸗ 
dung von Studentenſchaften an den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen vom 22. April 1933, 
RGBl. J S. 215) beſtimmt der Reichsführer der Deutſchen Studentenſchaft die 
Richtung der ſtudentiſchen Arbeit. Die Studentenſchaftsleiter der einzelnen Hoch. 
ſchulen find unbeſchadet ihrer Anterſtellung unter den Rektor gehalten, innerhalb des 
Aufgabenkreiſes der Deutſchen Studentenſchaften nach den Weiſungen des Reichs⸗ 
führers zu arbeiten und mit ihm ſtändige Fühlung zu halten (Erlaß W Ii 2681/35 
vom 23. Juli 1935). 

Die Aufgabengebiete der Deutſchen Studentenſchaft wurden am 15. Mai 1935 (Erlaß 
WII 1710) vom Reichswiſſenſchaftsminiſter wie folgt feſtgelegt: 

a) Fachſchaftsarbeit. Im Rahmen der freiwilligen Fachſchaftsarbeit ſoll ſich 
der Student mit den wechſelſeitigen Beziehungen ſeiner Wiſſenſchaft und der Politik 
befaſſen, in enger Zuſammenarbeit mit den nationalſozialiſtiſchen Lehrern. 

b) Grenzlandarbeit. Die Kräfte des deutſchen Volkstums an der Grenze 
zu wecken und zu ſtärken iſt die hier geſtellte, immer wieder von neuem zu löſende Auf- 
gabe. Die zentrale Leitung liegt in der Hand des Grenzlandamtes der Deutſchen 
Studentenſchaft; die Rektoren ſind verantwortlich für die Zuſammenarbeit mit den 
maßgebenden politiſchen Behörden (Regierungspräſident, Landrat ufw.). 

c) Auslands arbeit. Die Außenarbeit der Deutſchen Studentenſchaft (einſchl. 
Auslandsdeutſchtum) wird planmäßig weitergeführt und ausgebaut, unter einheit⸗ 
licher Leitung durch das Außenamt der Deutſchen Studentenſchaft. 

d) Preſſe und Film. Die ſtudentiſchen Hochſchulzeitungen, deren Mitarbeiter. 
kreis möglichſt breit fein ſoll, find vor der Herausgabe dem Rektor vorzulegen. Im 
Film ſoll das ſtudentiſche Leben und Wollen dargeſtellt werden. 


Reichsleiftungskampf der Deutichen Studentenjchaft 


Im Winterſemeſter 1935/36 beteiligte ſich zum erſtenmal die ſtudentiſche Jugend am 
Reichsleiſtungskampf. Im Aufruf des Neichswiſſenſchaftsminiſters Ruſt vom 2. No- 
vember 1935 heißt es in dieſem Zuſammenhange: „Die ſtudierende Jugend beweiſt 
durch ihre Teilnahme an dem Reichsberufswettkampf, daß ſie bereit iſt, gemeinſam 
mit dem deutſchen Arbeiter der Fauſt im Kampf um Deutſchlands Aufſtieg höchſte 
Leiſtungen zu vollbringen. Es iſt eine Ehrenpflicht für die akademiſche Jugend, die 
ihr geſtellten Aufgaben zu meiſtern.“ 


Studienförderung 


Die Studienförderung, ein Hauptarbeitsgebiet des RNeichsſtudentenwerks, hatte mit 
dem verfehlten Grundſatz gebrochen, der Aberfüllung an den Hochſchulen dadurch 
ſteuern zu wollen, daß die erſten Semeſter von jeder Vergünſtigung ausgeſchloſſen 
wurden. Sie baut bewußt für die Tüchtigſten die Brücke von der Schule zur Hoch- 
ſchule durch die Kameradſchaftsförderung, die gleichzeitig die Erziehung im Kamerad⸗ 
ſchaftshaus des NS D Studentenbundes einſchließt (R Min Amtsbl Dtſch Wiſſ. 1935 
S. 168˙). 
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Wirtjchaftliche Einrichtungen 

Die ſogenannten örtlichen Studentenwerke find Träger der Studenten ⸗ und Kamerad⸗ 
ſchaftshäuſer, der Wohn⸗ und Tagesheime. Es beſtehen an den deutſchen Hochſchulen 
insgeſamt 41 Speiſungen mit vielen Erfriſchungsräumen, 23 Studentenhäuſer und 
34 Kameradſchaftshäuſer. Das örtliche Studentenwerk erſtreckt ſeine Tätigkeit auch 
auf die Vermittlung von ſtudentiſchen Wohnungen ſowie auf Erwerbsvermittlung für 
Werkſtudenten. Es hat auch Leih- und Verkaufsſtellen und an einigen Orten erwerb- 
ſchaffende Betriebe, wie Aberſetzungsbüros, Zeitungsausſchnitte. und Führerdienſt. 


Studentische Strafordnung 
Am 1. April 1935 hat der Reichswiſſenſchaftsminiſter eine neue Strafordnung für 
5 Hörer und ſtudentiſche Vereinigungen an den deutſchen Hochſchulen 
erlaſſen. 
Bezüglich der Pflichten der Glieder der ſtudentiſchen Hochſchulgemeinſchaft ſtellt die 
neue Ordnung feſt, daß die Aufnahme in einer deutſchen Hochſchule erhöhte Bereit⸗ 
ſchaft im Dienſt für Volk und Staat fordert. Pflichtwidriges Verhalten, ins- 
beſondere Verſtöße gegen Würde und Anſehen der Hochſchule oder gegen Anord- 
nungen der Hochſchulführung, wird daher unbeſchadet gerichtlicher Verfolgung durch 
Hochſchulſtrafen geahndet. 
Die Strafen lauten von mündlicher Verwarnung über ſchriftlichen Verweis, Nicht- 
anrechnung des laufenden Halbjahres, Entfernung von der Hochſchule bis auf dauern⸗ 
den Ausſchluß vom Studium an allen deutſchen Hochſchulen. 
Stück 7 bis 17 der Strafordnung regeln die Verfahrensfrage; Stück 18 betrifft die 
Möglichkeit der Berufung, über die der Reichswiſſenſchaftsminiſter entſcheidet, der 
zudem in jedem Fall das Verfahren durch einen Sonderbeauftragten führen laſſen und 
815 9 Entſcheidung fällen kann (Stück 24). (Vgl. RMin AmtsblOtſch Wiſſ. 1935 
140.) 


5. Neugeftaltung des Studiums 


Huß erer Ausbau des fjockſchulunterrichts 

Am die wiſſenſchaftliche Arbeit der deutſchen Hochſchulen in eine möglichſt nahe Be. 
ziehung zu den nationalpolitiſchen Notwendigkeiten unſeres Volkes zu ſetzen, wurde 
das wiſſenſchaftliche Lehrausflugsweſen (durch Erlaß R UI 2801 vom 
24. November 1934) ausgebaut. Gleichzeitig wurde auf die Notwendigkeit hin⸗ 
gewieſen, nicht nur Studenten einer Fachrichtung an den Lehrausflügen teilnehmen 
zu laſſen, ſondern auch ſolche verſchiedener verwandter Fachgebiete mit zu beteiligen, 
um das gegenſeitige Verſtändnis zu fördern und der Spezialiſierung im Sinne einer 
nationalpolitiſchen Geſamtſchau der Wiſſenſchaften entgegenzuwirken. 

Die großen Möglichkeiten, die der Film gerade für Forſchung und Lehre in den 
Hochſchulen bietet, machten es weiterhin erforderlich, den Film planmäßig auf dieſem 
Gebiet einzuſetzen. Dies geſchah vom Sommerſemeſter 1935 ab auf Grund eines 
Erlaſſes des Reichswiſſenſchaftsminiſters vom 6. Februar 1935 (R K 5563 WI). 
Die Leitung des Vorhabens wurde der Reichsſtelle für den Anterrichtsfilm über. 
tragen, der eine Abteilung „Hochſchulfilm“ angegliedert wurde. Die Reichsſtelle hat 
insbeſondere die Aufgabe, eine vermehrte Verwendung des Films an den Hochſchulen 
anzuregen und den Austauſch, den Ankauf und die Herſtellung oder Finanzierung 
ſolcher Filme zu fördern, die für den Hochſchulunterricht von Bedeutung ſind. 


Aufftellung von Studienordnungen 

a) Richtlinien für das Studium der Rechtswiſſenſchaft Erlaß 
WII 148/35 vom 18. Januar 1935, RMMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1935 S. 48). Diefe 
Richtlinien ſehen für die erſten beiden Studienhalbjahre die Beſchäftigung mit den 
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völkiſchen Grundlagen der Wiſſenſchaft vor. Vorleſungen über Naſſe und Sippe, 
Volkskunde und Vorgeſchichte, über die politiſche Entwicklung des deutſchen Volkes, 
beſonders in den letzten hundert Jahren, gehören an den Anfang jedes geiſteswiſſen⸗ 
ſchaftlichen Studiums. Gleichzeitig wird der Student der Rechte geſchichtlich und 
politiſch in die Sonderaufgaben ſeines Faches eingeführt. 


Das dritte, vierte und fünfte Semeſter ſind dem eindringlichen Fachſtudium vorbe⸗ 
halten. Pflichtvorleſungen gibt es nicht mehr. Jeder Belegungszwang unterbleibt. 
Für die Hauptvorleſungen iſt aber ein Studienplan aufgeſtellt. Es iſt hierbei nicht 
nur ſtatthaft, ſondern dringend erwünſcht, daß ſolche Hauptvorleſungen durch mehrere 
Hochſchullehrer gleichzeitig angekündigt werden. Hierbei iſt der Dienſtjüngere nicht 
an die von dem Alteren gewählte Tageszeit und Stundenzahl, ſondern lediglich an 
den Studienplan gebunden. Die Hauptfächer lauten: Geſchichte — Volk — Stände 
— Staat — Rechtsverkehr — Rechtsſchutz — Außerſtaatliches Recht — Rechts- 
philoſophie. 

b) Richtlinien für das Studium der Wirtſchaftswiſſenſchaft 
(Erlaß WII 1522/35 vom 2. Mai 1935, RMinAmtsbltſch Wiſſ. 1935 S. 190). 
Das Grundſätzliche dieſer Richtlinien deckt ſich mit dem unter a Geſagten. Die Haupt; 
fächer lauten für das allgemeine wie oben, dann folgen: Volkswirtſchaft — Betriebs- 
wirtſchaft — Rechtsverkehr und Rechtsſchutz — Geographie — Technik — Preſſe — 
Pädagogik. 

c) Richtlinien für das Studium der Zeitungswiſſenſchaft 
(Erlaß WII 1541/35 vom 30. April 1935, R Min Amtsbl Dtſch Wiſſ. 1935 S. 189). 
Danach find an den Hochſchulen, die Zeitungswiſſenſchaft als Prüfungsfach zugelaſſen 
haben, die Vorleſungen nach folgendem Plan anzukündigen: 1. Die publiziſtiſchen 
Führungsmittel, 2. Geſchichte des Zeitungsweſens, 3. und 4. Zeitungslehre, 
5. Zeitungsweſen im Ausland, Ga) Zeitſchriftenweſen, 6b) das neue Preſſerecht. 

d) Richtlinien für das Studium der Landwirtſchaft (Erlaß WI d 
1354 vom 13. Juni 1935, RMin AmtsblDtſch Wiſſ. 1935 S. 284). Wer künftig Land- 
wirtſchaft ſtudiert, ſoll mit einem gediegenen fachlichen Wiſſen und handwerklichen 
Können auch die tiefere Einſicht in die überragenden bevölkerungs⸗, kultur. und wirt · 
ſchaftspolitiſchen Aufgaben des Nährſtandes vermittelt erhalten. Die Haupt ; 
vorleſungen gliedern ſich in: 1. Politiſche Wiſſenſchaften, 2. Naturwiſſenſchaften, 
3. Landbau, 4. Politik und Wirtſchaft, 5. Deutſches Bauerntum. Gleichzeitig mit 
der Aufſtellung dieſer Richtlinien wurden auch die Beftimmungen über die landwirt⸗ 

ſchaftliche Diplomprüfung neu feſtgeſetzt. 


Pflege neuer Fächer 

a) Wehrwiſſenſchaften. Im Jahre 1931 beantragte als eine der erſten die 
Studentenſchaft der Aniverſität Erlangen die Errichtung eines Lehrſtuhles für Wehr- 
wiſſenſchaft. Trotz vieler ähnlicher Forderungen wurde an keiner deutſchen Hochſchule 
ein ſelbſtändiger Lehrſtuhl für Wehrwiſſenſchaft geſchaffen, weil die Wehrwiſſen⸗ 
ſchaften — auch nach Auffaſſung des Reichskriegsminiſteriums — noch weit davon 
entfernt find, ein ſelbſtändiges akademiſches Lehrfach zu bilden. 

Für die Verwirklichung der hochſchulmäßig betriebenen wehrwiſſenſchaftlichen Lehre 
ergaben ſich folgende Möglichkeiten, die beide in weitgehendem Maße ausgewertet 
wurden: 1. die Mitarbeit der Hochſchullehrerſchaft durch Betonung der wehrwiſſen⸗ 
ſchaftlichen Seite ihrer Fachgebiete im Lehr⸗ und Abungsbetrieb (3. B. Behandlung 
der Balliſtik im Rahmen der Phyfik ufw.) und 2. durch Heranziehung einzelner Hoch⸗ 
ſchullehrer zu ausſchließlicher oder zumindeſt vorwiegender Behandlung wehrwiſſen⸗ 
ſchaftlicher Einzelgebiete. 

Daneben beſtand (im Rahmen des erſtgenannten Weges) die Möglichkeit ſpezieller 
wehrwiſſenſchaftlicher Vorleſungen neben den allgemeinen Fachvorträgen eines Hoch ⸗ 
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ſchullehrers; ſo wurden beiſpielsweiſe im Sommerſemeſter 1935 an den deutſchen 
Hochſchulen 29 Vorleſungen über Kriegsgeſchichte gehalten, 20 über Kampfſtoffe, 
12 über Wehrphyſik, 6 über Wehrgeographie uſw. Eine beſondere Stellung nimmt 
die an der Techniſchen Hochſchule Berlin begründete Wehrtechniſche Fakultät ein. 


b) Vor und Frühgeſchichte. Das früher an den deutſchen Hochſchulen ver⸗ 
nachläſſigte Gebiet der Vor⸗ und Frühgeſchichte iſt planmäßig gefördert worden. Eine 
Reihe von Lehrſtühlen, teils ordentliche, teils außerordentliche, find neu geſchaffen 
worden, z. B. in Königsberg, Greifswald, Breslau, Tübingen, Heidelberg. Für 
andere Hochſchulen iſt die Errichtung ſolcher Lehrſtühle vorgeſehen. 

Da aus triftigen Gründen nicht an jeder reichsdeutſchen Hochſchule Plan⸗ (Beamten ⸗) 
Stellen für Vor und Frühgeſchichte eingerichtet werden können, iſt eine feſte Reichs ⸗ 
planung der Stellen entworfen worden. Durch dieſe Planung iſt es ermöglicht, daß 
an allen deutſchen Hochſchulen dieſes Fach — wenigſtens durch Lehrauftrag — gepflegt 
wird. Die Einrichtung von Inſtituten und Seminaren iſt zum Teil unter ſchwierigen 
geldlichen Verhältniſſen weiter gefördert worden. 


c) Volkskunde. Auch das Gebiet der deutſchen Volkskunde iſt in der Syſtemzeit 
vernachläſſigt worden, ſo daß hier der Neuaufbau faſt keine Vorausſetzungen vorfand. 
In Berlin und in Heidelberg ſind inzwiſchen zwei ordentliche Lehrſtühle für deutſche 
Volkskunde geſchaſfen worden; für Breslau iſt die Errichtung eines ſolchen für 
deutſche Volkskunde und oſtdeutſches Volkstum im Gange. Ein weiterer Ausbau 
dieſes wichtigen Faches iſt ſchon deshalb erforderlich, weil die neuen Prüfungsord- 
nungen für den juriſtiſchen und philologiſchen Nachwuchs großes Gewicht auf volks⸗ 
kundliche Kenntniſſe legen. 

d) Luftſchutz. Von den mehr techniſchen Fächern, die neu entſtanden find, iſt 
beſonders der Luftſchutz zu nennen, der kein abgegrenztes Wiſſensgebiet darſtellt (vgl. 
das über Wehrwiſſenſchaften unter a Geſagte), ſondern ſaſt alle Fächer durchdringt, 
die auf den Techniſchen Hochſchulen gelehrt werden. Durch Erlaß WI Ii Nr. 2819 
vom 12. Oktober 1935 hat der Reichswiſſenſchaftsminiſter im Benehmen mit dem 
Reichsluftfahrtminiſter verfügt, daß ſich die Lehrkörper mit den Fragen des zivilen 
Luftſchutzes vertraut machen und dieſe Kenntniſſe im Lehrbetrieb nutzbringend ver⸗ 
werten. 


Nachdrücklichere Pflege beftehender Fächer 

a) Verkehrswiſſenſchaft. Ein Erlaß vom 8. Juli 1935 (WII Nr. 2524) 
bezeichnete es als erwünſcht, daß den Fragen der Verkehrswiſſenſchaft und der Ver⸗ 
kehrsgeographie im Anterrichtsbetrieb der Hochſchulen erhöhte Bedeutung zugemeſſen 
wird. Demgemäß wurde verlangt, daß in den hierfür geeignet erſcheinenden Vor⸗ 
leſungen und Abungen auch dieſe Fragen behandelt würden, gegebenenfalls in Sonder⸗ 
vorleſungen und übungen. 


b) Wettervorherſage. Ein Erlaß vom 28. Januar 1936 (WI Ii Nr. 4628/35) 
wies darauf hin, daß beſſere Wettervorherſagen ſowohl für allgemeine wirtſchaftliche 
 Smwede als auch aus militäriſchen Gründen erforderlich ſeien. Daher wurden die 
meteorologiſchen Aniverſitäts⸗Inſtitute angewieſen, das Problem der Wettervorher⸗ 
ſage vordringlich zu behandeln und ſeine Wichtigkeit für das Volksganze den in der 
wiſſenſchaftlichen Ausbildung begrifſenen ſpäteren Meteorologen (Wetterkundler) 
nahezulegen. Künftig werden in erſter Linie nur diejenigen Meteorologen nach Ab- 
ſchluß des Studiums in den Reichswetterdienſt (unterſteht dem Reichsminiſter für 
Luftfahrt) eingeſtellt werden, die über eine Frage der Wettervorherſage ihre Doftor- 
arbeit gemacht haben. An den Orten, an denen ein wetterkundliches Hochſchulinſtitut 
und eine Außenſtelle des Reichswetterdienſtes vorhanden ſind, wird umgekehrt den 
Meteorologen des Reichswetterdienſtes die Möglichkeit gegeben, regelmäßig an den 
Inſtitutsübungen teilzunehmen. 
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„Bhilofophie” kein Pflichtprüfungsfach mehr 

Die Philoſophie hat im Laufe des 19. Jahrhunderts die ihr durch die Humboldt ſche 
Aniverfitätsreform eingeräumte Stellung als Mittelpunkt der Wiſſenſchaften verloren. 
So war bereits durch Erlaß vom 3. Oktober 1934 (U 12561) verfügt worden, daß bei 
denjenigen Prüfungen, bei denen Philoſophie als Nebenfach vorgeſchrieben war, das 
Hauptgewicht auf Weltanſchauung und Politik gelegt werden ſolle. 


Durch Erlaß vom 15. Juli 1935 (WIa 1465) hat der Neichswiſſenſchaſtsminiſter 
ſodann beſtimmt, daß die „Philoſophie“ als pflichtmäßig zu prüfendes Neben- 
fach bei den Doktorprüſungen allgemein mit ſofortiger Wirkung in Fortfall komme. 
Auch hier zieht der Erlaß nur die Folgerung aus der geſchichtlichen Entwicklung. 
Eine ähnliche Regelung ſteht für die Beſtimmungen der Prüfung im neuphilologiſchen 
Staatsexamen bevor. Statt „Philoſophie“ ſoll vielmehr eine Prüfung nach volks- 
kundlichen, wehrpolitiſchen und weltanſchaulichen Kenntniſſen erſolgen. 


6. fjochſchulen für Lehrerbildung 


Nach der Machtergreifung wurden in Preußen die Pädagogiſchen Akademien in 
Hochſchulen für Lehrerbildung umgewandelt und eine Anzahl neuer Hochſchulen dieſer 
Art errichtet (vgl. S. 5/6 Verteilung der Hochſchulen). Der Reichs ⸗ und Preußiſche 

Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung teilte den Ländern mit 

eigenen Einrichtungen zur Lehrerbildung mit, daß er eine für das Reich einheitliche 

Ausbildung der Volksſchullehrer an ſelbſtändigen Hochſchulen für Lehrerbildung 

plane. Daraufhin begannen auch andere Länder mit der Neuordnung ihrer Lehrer⸗ 

bildung. Sie iſt zur Zeit noch nicht abgeſchloſſen. 

Die Aufgabe der Hochſchule für Lehrerbildung iſt eine vierfache: 

1. Sie teilt ſich mit den Gliederungen der NSDAP (vornehmlich mit SU, SS, HJ, 
NS. Dozentenbund und Studentenbund) in die praktiſche und leibliche Erziehung 
der künftigen Lehrer. 

2. Sie richtet den Blick ihrer Studenten auf die Lebens und Denkweiſe aller Volks. 
ſchichten. 

3. Sie führt die Studenten in die Erziehungswiſſenſchaft und ihre Hilfswiffen- 
haften ein und befähigt fie zu wiſſenſchaftlicher Arbeit auf dieſen Gebieten. 

4. Sie bildet die Studenten unterrichtspraktiſch zu Lehrern aus. 


Der Hauptteil der Studenten der Hochſchule für Lehrerbildung beſteht aus künftigen 
Volksſchullehrern. Sie können die Prüſung für das Lehramt an Volksſchulen 
(1. Lehrerprüfung) nach einem vierſemeſtrigen Studium ablegen. Die Aufnahmen an 
den Hochſchulen für Lehrerbildung ſind beſchränkt; daher müſſen ſich die Abiturienten 
vor Studienbeginn einem Ausleſeverfahren unterwerfen. 


Durch Erlaß vom 12. Oktober 1935 (WIL Nr. 2167, RMAmtsbl. 1935 S. 452) iſt 
beſtimmt worden, daß vom Sommerſemeſter 1936 ab ſich kein Abiturient mehr an einer 
Aniverſität oder Techniſchen Hochſchule in der Abſicht einſchreiben laſſen kann, ſpäter 
eine Prüfung für das höhere Lehramt abzulegen, der nicht vorher zwei Semeſter an 
einer Hochſchule für Lehrerbildung ſtudiert hat. In Zukunft haben die höheren Lehrer 
und Lehrerinnen die beiden erſten Semeſter ihres mindeſtens achtſemeſtrigen Studiums 
an einer Hochſchule für Lehrerbildung zu verbringen. 


Den Hochſchulen für Lehrerbildung iſt weiterhin durch die Erlaſſe vom 29. Januar 
1936 (E V 3105/35 und E V 2790135, RMAmtsbl. 1936 S. 95) die pädagogiſche 
Ausbildung der Landwirtſchaftslehrer und der Lehrerinnen der landwirtſchaftlichen 
Haushaltskunde übertragen worden. Die hierzu nötigen Einrichtungen werden an 
den Hochſchulen für Lehrerbildung in Lauenburg i. P., Cottbus und Weilburg und 
an der Hochſchule für Lehrerinnenbildung in Hannover geſchaffen. 
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Von der an einer Hochſchule für Lehrerbildung verbrachten Studienzeit können bei 
einer Promotion zum Dr. phil. zwei Semeſter auf die vorgeſchriebene Studienzeit 
angerechnet werden, falls der Bewerber mindeſtens vier Semeſter an einer ſolchen 
Hochſchule ſtudiert hat und mit Pädagogik als Hauptfach zu . beabſichtigt 
(Erlaß vom 7. November 1934 — UI Nr. 2716). 


7. iſſenſchaft und Ausland | 


Zur Betreuung der wiſſenſchaftlichen Beziehungen zum Ausland hat Reichswiſſen⸗ 
ſchaftsminiſter Ruft innerhalb des Amtes für Wiſſenſchaft eine beſondere Auslands- 
abteilung errichtet. 


Vertretung deulſcher Wiſſenſchaft im Ausland 
Durch Erlaß 2 III b 471 vom 22. Juni 1935 wurde zwecks Sicherſtellung einer den 
kulturpolitiſchen Intereſſen des Reiches entſprechenden Vertretung der deutſchen 
Wiſſenſchaft im Ausland beſtimmt, daß die Profeſſoren, die zu Vorträgen im Ausland 
aufgefordert werden oder an ausländiſchen internationalen Kongreſſen und Veranftal- 
tungen teilnehmen wollen, hierzu die Genehmigung des Reichswiſſenſchaftsminiſters 
einholen müſſen. Entſprechende Anträge find auf dem Dienſtwege mit einer gutacht⸗ 
lichen Außerung des Rektors einzureichen. 


Berufungen ins Ausland 

Um eine zentrale und planmäßige Mitwirkung bel der Beſetzung ausländifcher Lehr⸗ 
ſtühle mit deutſchen Gelehrten ſicherzuſtellen, hat der Reichswiſſenſchaftsminiſter durch 
Erlaß W III b 2125 vom 27. Juli 1935 verfügt, daß über Berufungsverhandlungen 
rechtzeitig und eingehend zu berichten iſt. In den Berichten iſt ſtets auch anzugeben, 
wie die Vertretung geregelt wird und wie die an Eignung und politiſche 
Zuverläſſigkeit des Dozenten zu beurteilen iſt. 


ll. 1 
Errichtung einer Forſchungsabteilung im Reichswifjenichaftsminifterium 
Dem deutſchen Forſchungsweſen fehlte es, unbeſchadet gewaltiger Leiſtungen auf 
dieſem Gebiet, bis in die letzten Jahre an etwas ſchlechthin Entſcheidendem: an der 
Ausrichtung auf ein großes gemeinſames Ziel, an innerer und äußerer Sammlung. 
Nach der Schaffung des Reichswiſſenſchaftsminiſteriums betrachtete Miniſter Ru ft 
es daher als eine der wihtigften Aufgaben, in die Vielfalt der Forſchungseinrichtungen 
durch ſinnvolle Planung Ordnung und Sammlung zu bringen und einer neuen 
Forſchung neue Formen zu geben. 
Zu dieſem Zweck erfolgte im Jahre 1934 die Errichtung einer beſonderen Forſchungs⸗ 
abteilung innerhalb des Amtes für Wiſſenſchaft im Reichserziehungsminiſterium; 
dieſe hat für die organiſatoriſche Durchführung der Geſamtplanung Sorge zu tragen. 
Selbſtverſtändlich war damit keine Einengung oder gar Knebelung der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Forſchung beabſichtigt. Das Ziel iſt vielmehr ſtets, der deutſchen Forſchung ein 
Höchſtmaß von Entfaltung zu gewährleiſten — freilich im Gegenſatz zu früher in der 
Richtung auf eine gemeinſame Aufgabe. Dieſe Aufgabe kann nur ſein: die 
deutſche Forſchung einzuſetzen für die großen ſtaatspolitiſchen Belange des Reiches. 
Im folgenden werden nun die bisher durchgeführten Maßnahmen der Forſchungs⸗ 
abteilung des Reichswiſſenſchaftsminiſteriums aufgeführt. 


1. Reichsinftitut für Geſchichte des neuen Deutjchlands 


Auflöjung der fjiſtoriſchen Reihskommilfion 
Die 1927 gegründete Hiſtoriſche Reichskommiſſion ſollte einen Sachverſtändigenaus · 
ſchuß darſtellen, beſtehend aus Hiſtorikern von Rang, die die „Anregung, Bearbeitung 
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und Beauffihtigung der Geſchichtsſchreibung, betreffend die Geſchichte des neuen 
Reiches ſeit 1867, veranlaſſen follte”. Den dann in Angriff genommenen wiſſenſchaft · 
lichen Vorhaben fehlte in der Planung jegliche weltanſchauliche Ausrichtung. Die 
Wirtſchaftspolitik des „neuen Reiches“ wurde für ebenſo wichtig angeſehen wie der 
Kulturkampf, die Frage „Staat und Sozialdemokratie“ für ſo wichtig wie die Oſt⸗ 
markenpolitik, die Entſtehungsgeſchichte der Weimarer Verfaſſung für ſo wichtig wie 
die Politik Bismarcks. 

Dieſe Gründung der Syſtemzeit fand nach der Machtübernahme ihre Liquidierung. 
Die Hiſtoriſche Neichskommiſſion löſte ſich auf ſtaatliche Veranlaſſung am 27. April 
1935 ſelbſt auf. An ihre Stelle trat durch Entſcheidung des Reichswiſſenſchafts 
miniſters mit Wirkung vom 1. Juli 1935 an eine neue, national ſozialiſtiſche For ⸗ 
ſchungseinrichtung, das Reichsinſtitut für Geſchichte des neuen 
Deutſchlands. 


Aufbau des Reichsinftituts 

Die Satzungen des Reichsinſtituts für Geſchichte des neuen Deutſchlands wurden am 
4. Oktober 1935 vom Reichswiſſenſchaftsminiſter erlaſſen (RMinAmtsblOtſch Wiſſ. 
1935 S. 476). Es wird geleitet von dem Präfidenten Prof. Dr. Walter 
Frank, der dem Reichs wiſſenſchaftsminiſter für die Durchführung der Aufgaben des 
Reichsinſtituts und für die Auswahl feiner Mitarbeiter verantwortlich iſt. 


Dem Präfidenten ſteht beratend ein Sach verſtändigenbeirat zur Seite, den 
er beruft. Dieſer ſetzt ſich zuſammen aus den namhafteſten Profeſſoren der Geſchichte, 
der Erziehungswiſſenſchaft und der Philoſophie, der NRaſſenkunde, ferner aus jüngeren 
Hiſtorikern, aus politiſch⸗militäriſchen Sachverſtändigen, dem Generaldirektor der 
Preuß. Archive ſowie aus je einem Vertreter des Reichswiſſenſchaftsminiſteriums, des 
Auswärtigen Amtes, des Reichsminiſteriums für Volksaufklärung und Propaganda 
und des Reichskriegsminiſteriums. 


Auf Vorſchlag des Präſidenten hat der Reichswiſſenſchaftsminiſter vorläufig folgende 
hervorragende, um die Wiſſenſchaft verdiente Perſönlichkeiten als Ehrenmit ; 
glieder des Reichsinſtituts berufen: Baeumler-⸗ Berlin, Günther ⸗Berlin, Krieck⸗ 
Heidelberg, Marcks⸗Berlin, von Müller⸗München, Srbik⸗ Wien. 


Die eigentlichen Mitarbeiter des Reichsinſtituts find jüngere Gelehrte, die in 
emfiger Forſchung nationalſozialiſtiſche Gefinnung mit dem Können, die Wiſſenſchaft 
mit dem politiſchen Willen zu lebendiger Einheit verbinden. Kein Forſcher wird als 
Mitarbeiter angenommen, der nicht mindeftens in einem Werk feine Befähigung 
unter Beweis geſtellt hat. Das Reichsinſtitut für Geſchichte des neuen Deutſchlands 
iſt in ſeiner ſo gearteten Zuſammenſetzung der erſte gelungene Verſuch, über die 
Gegenſätze der Generationen hinweg zu gemeinſamer Arbeit zu ſchreiten. 


Aufgaben des Reichsinftituts 
Nach Stück 2 der Satzungen hat das Reihsinftitut für Geſchichte des neuen Deutſch⸗ 
lands die Aufgabe, die neuere deutſche Geſchichte, vor allem im Zeitraum zwiſchen der 
franzöſiſchen Revolution und der nationalſozialiſtiſchen Revolution (1789 bis 1933), 
zu erforſchen und darzuſtellen. 


Ein entſcheidender Anterſchied dieſer Aufgabenſtellung gegenüber derjenigen der 
„Hiſtoriſchen Reichskommiſſion“ liegt — abgeſehen vom Weltanſchaulichen — in der 
Abſage an dürre, unfruchtbare Aktenveröffentlichungen durch die Verpflichtung zur 
„Darſtellung“, d. h. zur ſchöpferiſchen Geſchichts⸗Geſtaltung. 

Reichsminiſter Ruft äußerte in dieſem Zuſammenhang bei der Gründung des Reichs- 
inſtituts: „Ich bin aufs tiefite überzeugt, daß gerade der Geſchichtsſchreibung heute 
eine beſondere nationale Miſſion zukommt. Durch die großen Amwälzungen und Er- 
lebniſſe des Weltkriegs, des Zuſammenbruches und der nationalſozialiſtiſchen Er- 
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hebung find ihr völlig neue Ein- und Ausblicke eröffnet und neue große Aufgaben 
geſtellt. Dieſe neuen Aufgaben werden im alten Geiſt deutſcher Wiſſenſchaftlichkeit, 
mit all der Gründlichkeit, Gewiſſenhaftigkeit und Wahrhaftigkeit zu löſen ſein, die 
von jeher ein Ruhmestitel des deutſchen Volkes waren. Die Perſönlichkeit des 
Leiters des Reichsinſtituts bürgt dafür, daß dieſe lebendige und fruchtbare Verbin⸗ 
dung zwiſchen der großen wiſſenſchaftlichen Aberlieferung der deutſchen Vergangenheit 
und den großen politiſchen Triebkräften der deutſchen Gegenwart in ihrer Notwendig ⸗ 
keit erkannt und plan voll betätigt wird.“ 


Die vorläufig in Angriff genommenen Torſchungsarbeiten betreffen: Geſchichte der 
Judenfrage, Nationalkirchliche Bewegung, Geſchichte der Philoſophie, der Weſtlichen 
Ideen 1789 bis 1848, die Papiere des Oberſten Bauer, die Auswärtige Politik 
Preußens (Erbe der Hiſtoriſchen Reichskommiſſion), das neutrale Ausland in feiner 
Stellung zu Bismarck und Hitler, eine Geſchichte Bismarcks. Ferner hat es das 
Reichsinſtitut übernommen, die Sammlung des Materials zur Geſchichte des 
Nationalſozialismus zu bewerkſtelligen, verbunden mit der Bearbeitung und Ver⸗ 
öffentlichung der Reden Adolf Hitlers. 


2. Reichsinftitut für ältere deutſche Gefchichtskunde 
(Monumenta Germaniae historica) 


Das Reichsinſtitut für ältere deutſche Geſchichtskunde, durch Erlaß des Reichswiſſen⸗ 
ſchaftsminiſters vom 1. April 1935 geſchaffen, bedeutet für die Geſchichte des deutſchen 
Mittelalters dasſelbe, wie das Frankſche Reichsinſtitut für die Geſchichte des neuen 
Deutſchlands. Beide Reichsinſtitute find daher parallel zueinander aufgebaut. 


Umwandlang der „Monumenta Germaniae“ 


Das neue Reichsinſtitut führt im Antertitel die Bezeichnung „Monumenta 
Germaniae historica“ (Geſchichtsdenkmäler Deutſchlands) weiter, damit zum Aus⸗ 
druck bringend, daß dieſe altehrwürdige Inſtitution (1819 durch den Freiherrn 
vom Stein ins Leben geruſen) den Hauptbeſtandteil der neuen Einrichtung bildet. 


Indem der Reichswiſſenſchaftsminiſter die neue Satzung in Kraft ſetzte (die frühere 
Satzung ſtammte aus dem Jahre 1874, war vom Bundesrat genehmigt und von 
Miniſter Ruſt als unzeitgemäß außer Kraft geſetzt worden), richtete er an die 
deutſchen mittelalterlichen Hiſtoriker folgenden Appell: „Ich gebe der Hoffnung 
Ausdruck, daß die Monumenta Germaniae auch in ihrer neuen Geſtalt der deutſchen 
Geſchichtsforſchung führend vorangehen werden. Ihre Arbeit iſt in beſonderem Maße 
Dienſt am Deutſchtum, getreu der Deviſe, die der Freiherr vom Stein 1819 
dieſer Gründung mit auf den Weg gab: Sanctus amor patriae dat animum‘ (‚Die 
heilige Liebe zum Vaterland macht hochgemut').“ 


Aufbau und Aufgaben der Neugründung 


Die Aufgabe des Reichsinſtituts für ältere deutſche Geſchichtskunde, das — wie das 
Schweſterinſtitut für Geſchichte des neuen Deutſchlands — der Aufſicht des Reichs. 
wiſſenſchaftsminiſteriums unterſteht, beſteht darin, die Geſchichte des deut ⸗ 
ſchen Mittelalters zu erforſchen und die Geſchichts⸗ und Rechtsquellen dieſer 
Zeit herauszugeben. 

Die Mitarbeiter des Reichsinſtituts für ältere deutſche Geſchichtskunde werden 
(wie bisher) aus dem Geſamtbereich deutſcher Sprache und Kultur berufen. Für die 
Auswahl ſeiner Mitarbeiter und die Durchführung der Aufgaben des Inſtituts iſt 
der Präſident dem Reichswiſſenſchaftsminiſter verantwortlich. 


Auf Vorſchlag des Präſidenten kann der Reichswiſſenſchaftsminiſter hervorragende 
Forſcher (höchſtens zwölf) als Ehrenmitglieder des Inſtituts berufen. 
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Darunter ſoll ſich je ein Mitglied der Akademien der Wiſſenſchaften in Berlin, Wien, 
München, Leipzig und Heidelberg ſowie der Geſellſchaft der Wiſſenſchaften in Göt⸗ 
tigen befinden, denen vor der Berufung Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben wird. 


Es wird die vornehmſte Aufgabe des Reichsinſtituts für ältere deutſche Geſchichts⸗ 
kunde ſein, die glanzvolle Aberlieferung der Monumenta zu wahren und zu mehren. 


3. Staatliches Inſtitut für deutſche Mufikforjchung 


Durch Entſcheidung des Reichswiſſenſchaftsminiſters Ruſt vom 20. April 1935 tft in 
Berlin das Staatliche Inſtitut für Mufikforſchung auf der Grundlage des bekannten 
Fürſtlichen Inſtituts für mufikwiſſenſchaftliche Forſchung (Bückeburg) errichtet 
worden. Dem Inſtitut find inzwiſchen mehrere ſonſtige Forſchungseinrichtungen 
angegliedert worden, die früher ein Einzeldaſein führten, ſo daß jetzt eine einzigartige 
Forſchungsſtätte für das Geſamtgebiet der Muſikwiſſenſchaft entſtanden iſt. 


Aufgaben des Inſtituts 

Obwohl zunähft ein preußiſches Unternehmen, wird das Staatliche Inſtitut für 
deutſche Muſikforſchung in ſeiner Zielſetzung und Zuſtändigkeit das ganze Reich 
umfaſſen. Es hat ſich zu dem Mittelpunkt entwickelt, der einen ordnenden Eingriff in 
den Wirrwarr des mufikwiſſenſchaftlichen Veröffentlichungsweſens ermöglicht. Als 
eine ſeiner Hauptaufgaben wurde die Vereinheitlichung und Neugeſtaltung des 
muſikaliſchen Denkmalweſens vorgeſehen. Hierher gehört vornehmlich 
die Herausgabe des „Erbes Deutſcher Muſik“, das in Fortſetzung früherer Denkmal ⸗ 
veröffentlichungen auf verbreiterter Grundlage das muſikaliſche Vermächtnis der 
deutſchen Vergangenheit zur Darſtellung bringen und dem deutſchen Volke erſchließen 
fol. Für dieſe Aufgabe hat Reichsminiſter Ruſt dem Inſtitut einen „Amtlichen Aus⸗ 
ſchuß zur Betreuung der deutſchen Muſikdenkmale“ beigegeben. 


4. Beftandsaufnahme der deutſchen Aunftdenkmale 


Auf Veranlaſſung und mit Anterſtützung des Amtes für Volksbildung im Reichs- 
wiſſenſchaftsminiſterium iſt mit Beginn des Jahres 1935 die vor Jahrzehnten 
begonnene Beſtandsaufnahme der deutſchen Kunſtdenkmale auf neuer Grundlage und 
mit großem Nachdruck wieder aufgenommen worden. 


Bei der praktiſch ſeit 1842 eingeleiteten Beſtandsaufnahme war man ſchließlich zu 
einer Einteilung des Deutſchen Reiches in 800 Verwaltungseinheiten gekommen, von 
denen 1933 etwa 300 noch unbearbeitet waren. Weiter war eine große Anzahl der 
vor 1900 und auch danach erſchienenen Bände den heutigen Anſprüchen nicht gerecht 
geworden; ein Teil der Inventare war zudem vergriffen. 

Bei der im Herbſt 1933 erfolgten Neuplanung (Kaſſeler Tagung für Denkmalpflege) 
wurde beſchloſſen, eine Gruppe, beſtehend aus einem Architekten und zwei Kunſt⸗ 
hiſtorikern, für jeden einzelnen Kreis anzuſetzen. Da das Reichswiſſenſchafts⸗ 
miniſterium die erforderlichen zuſätzlichen Mittel bereitgeſtellt hat, iſt damit zu 
rechnen, daß bei Fortſetzung des augenblicklichen Arbeitsganges der Abſchluß der 
Beſtandsaufnahme, der unter Beibehaltung der früheren Verfahren noch Jahrzehnte 
erfordert hätte, in etwa vier Jahren erfolgen wird. | | 


5. Schaffung des landwirtſchaftlichen Forſchungsdienſtes 


Durch gemeinfamen Erlaß der Reichsminiſter Ruſt und Darré wurde am 21. Mai 
1935 der „Forſchungsdienſt“ (Reichsarbeitsgemeinſchaften der Landwirtſchaftswiſſen⸗ 
ſchaft) mit der Aufgabe betraut, einen planvollen und zielbewußten Einſatz aller 
wiſſenſchaftlichen Kräfte für die deutſche Ernährungswirtſchaft herbeizuführen. 
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Satzung des Forfchungsdienftes 


1. Der Forſchungsdienſt iſt der Zuſammenſchluß aller im Dienſte der deutſchen Land- 
wirtſchaftswiſſenſchaft ſtehenden Kräfte, ſoweit ſie dem Reichswiſſenſchafts⸗ und dem 
Reichsernährungsminiſter unterſtehen. 


2. Der Forſchungsdienſt ſoll a) die geſamte Landwirtſchaftswiſſenſchaft zuſammen⸗ 
faſſen, b) in engſter Zuſammenarbeit und ſtändiger Fühlungnahme mit dem Ernäh⸗ 
rungsminiſterium und dem Neichsnährſtand die Wiſſenſchaft für die landwirtſchaft⸗ 
lichen Aufgaben des heutigen Staates planvoll einſetzen, c) durch die Förderung 
wiſſenſchaftlicher Gemeinſchaftsarbeit die Löſung dringender Fragen beſchleunigen 
und d) durch enge Fühlungnahme mit den zuſtändigen Dienſtſtellen und Einrichtungen 
für eine planvolle Bereitſtellung von Forſchungsmitteln Sorge tragen. 


3. Am die Abereinſtimmung der Forſchungsarbeiten mit den agrarpolitiſchen Zielen 
des Reichsernährungsminiſteriums zu gewährleiſten, hat dieſes einen Staatsbeauf⸗ 
tragten für den Forſchungsdienſt ernannt (Staatsſekretär Backe). 


4. Die Leitung des Forſchungsdienſtes liegt in den Händen eines vom Reichswiſſen⸗ 
ſchaftsminiſter im Einvernehmen mit dem e, ernannten Ob- 
mannes (Prof. K. Meyer). 


5. Für die Bearbeitung der Forſchungsanträge und die Aufſtellung des Forſchungs ⸗ 
programms ſteht dem Obmann ein Forſchungsrat beratend zur Seite, der ſich aus 
Profeſſoren und Vertretern amtlicher Stellen zuſammenſetzt. 


6. Gründung der Reichsarbeitsgemeinfchaft für Raumforſchung 


Durch Erlaß vom 16. Dezember 1935 (WII a 1953 11/36, RMinAmtsbl Dtſch Wiſſ. 
1936 S. 30) haben der Reichswiſſenſchaftsminiſter und der Leiter der Reichsſtelle für 
Raumordnung (Miniſter Kerrl) die „Reichsarbeitsgemeinſchaft für Raumforſchung“ 
begründet mit der Aufgabe, eine planvolle Zuſammenfaſſung und Ausrichtung aller 
wiſſenſchaftlichen Kräfte für die Raumforſchung herbeizuführen. 


Satzung der Reichsarbeitsgemeinſchaft 


Die Reichsarbeitsgemeinſchaft für Raumforſchung iſt der Zuſammenſchluß aller fich 
mit Raumforſchung beſchäftigenden wiſſenſchaftlichen Kräfte, ſoweit fie dem Neichs · 
wiſſenſchaftsminiſterium unterſtehen. 


Der Leiter der Reichsſtelle für Raumordnung beſtimmt für die Reichsarbeitsgemein⸗ 
ſchaſt 1. Grundlinie und Richtung der wiſſenſchaftlichen Arbeit, 2. die Abereinſtim⸗ 
mung des Arbeitsprogramms mit den Zielen der Reichsſtelle. 


Aufgaben der Arbeitsgemeinjchaft 


Die RNeichsarbeitsgemeinſchaft für Raumforfhung fol (nach Stück II der Satzung) 
1. die geſamte Raumforfhung zuſammenfaſſen, 2. in engſter Zuſammenarbeit und 
ſtändiger Fühlungnahme mit der Reichsſtelle für Raumordnung die Wiſſenſchaft für 
die Aufgaben der Raumordnung planvoll einſetzen, 3. durch die Förderung wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Gemeinſchaftsarbeit der verſchiedenen Wiſſenſchaftszweige wichtige Fragen 
der Raumordnung einer beſchleunigten Löſung entgegenführen, 4. durch enge Fühlung- 
nahme mit den zuſtändigen Dienſtſtellen und Einrichtungen für eine planvolle Bereit · 
ſtellung und Verteilung der Forſchungsmittel Sorge tragen, 5. eine ſachgemäße Aus - 
bildung des Nachwuchſes gewährleiſten und 6. durch ſtete Fühlungnahme mit dem 
Forfhungsdienft (vgl. oben) eine Zuſammenarbeit beider Arbeitsgemeinſchaften 


herbeiführen. 
Beitrag 7 
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Aufgaben des Obmannes 

Der vom Reichswiſſenſchaftsminiſter im Einvernehmen mit dem Leiter der Reichs ⸗ 
ſtelle für Raumordnung mit der Leitung der Arbeitsgemeinſchaft betraute Obmann 
(Prof. K. Meyer) hat insbeſondere folgende Aufgaben (nach Stück IV der Satzung): 
1. Er iſt dem Leiter der Reichsſtelle für Raumordnung für die Einhaltung der von 
dieſem gegebenen Grundlinie und für die ſachgemäße Durchführung des Forſchungs⸗ 
programms verantwortlich. 


2. Er entſcheidet im Rahmen des genehmigten Forſchungsprogramms über For⸗ 
ſchungsanträge fachlicher und perſönlicher Art. 

3. Er hält Verbindung mit den durch die NSDAP oder auf Grund freier Verein⸗ 
barungen begründeten Akademien oder ſonſtigen Vereinigungen, die ſich mit Raum- 
forſchung beſchäftigen. 


Durchführung der Forjchungsarbeit 

Durch Erlaß vom 15. Februar 1936 (WII a 281) hat der Reichswiſſenſchaftsminiſter 
zwecks Inangriffnahme der Arbeiten an den einzelnen Hochſchulen eine örtliche 
Arbeitsgemeinſchaft begründet. Dieſe Hochſchularbeitsgemeinſchaften umfaſſen unab- 
hängig von Fakultätsgrenzen Dozenten und Studenten und find nunmehr die 
Trägerinnen ſämtlicher mit Raumſorſchung und planung ſich befaſſenden wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Anterſuchungen. 

Die Leitung der örtlichen Arbeitsgruppen liegt in der Hand jeweils eines geeigneten 
Dozenten, der auf Vorſchlag des Rektors vom Obmann der Reichsarbeitsgemein⸗ 
ſchaft ernannt wird. 


Den Arbeitsgemeinſchaften an den Hochſchulen erwachſen die Aufgaben aus der ſie 
umgebenden Landſchaft. Dieſe enge Verflechtung der Hochſchule mit ihrem Raume 
legt dem Rektor die Pflicht auf, ſich der Arbeitsgemeinſchaft im beſonderen Maße 
anzunehmen. 


7. Derbindung von Lehre und Forſchung 


Wenngleich hier aus Gründen der Aberſichtlichkeit wiſſenſchaftliche Lehre und 
Forſchung in zwei geſonderten Abſchnitten behandelt wurden, fo muß doch mit 
größtem Nachdruck betont werden, daß ein wirkliches Gedeihen aller Wiſſenſchaft nur 
durch Verbindung von Lehre und Forſchung gewährleiſtet wird. Dies zeigen 
insbeſondere die Erfahrungen der Vergangenheit an dem Beiſpiel der Inſtitute der 
Kaiſer⸗Wilhelm⸗Geſellſchaft. Dieſe Inſtitute — hauptſächlich techniſch⸗naturwiſſen⸗ 
ſchaftlicher Arbeitsrichtung — waren urſprünglich als reine Forſchungsinſtitute auf- 
gezogen. Der Reichswiſſenſchaftsminiſter hat jedoch dieſen Grundſatz in neuerer Zeit 
aufgegeben zugunſten einer Verbindung dieſer Anſtalten mit den Hochſchulen (3. B. 
beim Kaiſer⸗Wilhelm⸗Inſtitut für phyfikaliſche Chemie und Elektrotechnik in Berlin, 
für Metallforſchung in Stuttgart u. a. m.). 


Ahnliches gilt für das Neichsinſtitut für ältere deutſche Geſchichtskunde, das nach dem 
Willen des Reichswiſſenſchaftsminiſters Ruſt zwar — ſeiner inneren Bedeutung 
gemäß — Über den Aniverſitäten ſtehen, aber zwecks vollſtändiger Entfaltung der in 
ihm ruhenden Möglichkeiten kein Inſtitut ausſchließlicher Forſchung fein fol. Das⸗ 
ſelbe trifft für das Reichsinſtitut für Geſchichte des neuen Deutſchlands zu, wo aus 
den Mitarbeitern (den eigentlichen Forſchern) der Nachwuchs für die Beſetzung 
unſerer Geſchichtsprofeſſuren hervorgehen ſoll. Denn Forſchung und Lehre befruchten 
ſich wechſelſeitig und führen fo zu immer neuen Erkenntniſſen und Erfolgen. 
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Ill. Das Schulwefen 


„Die nationale Revolution gibt der deutſchen Schule und ihrer Erziehungsaufgabe 
ein neues Geſetz: Die deutſche Schule hat den politiſchen Menſchen zu 
bilden, der in allem Denken und Handeln dienend' und opfernd in feinem Volke 
wurzelt und der Geſchichte und dem Schickſal ſeines Staates ganz und untrennbar 
zuinnerſt verbunden iſt . .. Ihre Aufgabe iſt es, die Volksgenoſſen ſchon vom 
ſrüheſten Lebensalter an ſo zu erfüllen mit dem, was der Sinn unſeres Volkstums 
und der ganzen Nation iſt, daß die einmal gewonnene Erkenntnis in Fleiſch und Blut 
übergeht und auf Generationen hinaus durch nichts mehr zerſtört werden kann.“ 


Das iſt mit den Worten des Reichsinnenminiſters Frick in feiner Rede vor den 
Miniſtern der Länder vom 9. Mai 1933 die gewaltige nationalſozialiſtiſche Sinn⸗ 
deutung der deutſchen Schule, die für ihre innere Arbeit wie für ihren äußeren Auf ⸗ 
bau Richtmaß und innere Verpflichtung iſt und ihr zugleich einen Platz von entſchei⸗ 
dender Bedeutung im Gefüge des Volksganzen zuweiſt. 


„Wir werden die Form finden, wenn wir vom Inhalt durchdrungen find“ (Reichs⸗ 
miniſter Ruſt). 


Der nachfolgende Aberblick über das geltende und werdende Schulrecht, die über ⸗ 
kommene und werdende Geſtalt der deutſchen Schule zeigt noch das Ringen zwiſchen 
Vergangenheit und Zukunft um die neue Prägung des Schulweſens aus dem Geiſte 
der deutſchen Freiheitsbewegung. Aber auch in den überkommenen Formen wirkt 
fördernd und fruchtbringend der neue Geiſt, der in allen Schulen, den pflichtmäßigen 
Volks- und Berufsfchulen ſowohl wie den weiterführenden mittleren, höheren und 
Fachſchulen gemeinſam lebendig iſt und ſie zu einer inneren Einheit verbindet. 


Die durch den Erlaß des Reichspräfidenten vom 1. Mai 1934 (RGBl. J S. 365) an- 
geordnete Errichtung eines Reichsminiſteriums für Wiſſenſchaft, Erziehung und 
Volksbildung iſt der äußere Ausdruck des entſchloſſenen Willens der nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Reichsführung, über alle Sonderaufgaben der einzelnen Schularten hinweg 
dieſe Einheit des geſamten ſtaatlichen Erziehungsweſens feſtzulegen. Ausgerichtet iſt 
die Arbeit aller Schulen aber im Rahmen des gemeinſamen großen politiſchen 
Erziehungszieles nach den drei vom Führer ſelbſt der Jugenderziehung gegebenen 
Richtlinien: 

Eine durchgreifende und umfaſſende Körperſchulung ſoll dem deutſchen Volke einen 

leiblich geſunden, kräftigen und tatenfrohen Nachwuchs erziehen und ihm ſo ein 

ſtarkes, kämpferiſches Geſchlecht erhalten (körperliche Ertüchtigung); 

die Jugend ſoll zu Charakterfeſtigkeit, Lauterkeit, aufrechter Kameradſchaftlichkeit 

und einer im Boden des Volkstums wurzelnden vaterländiſchen Geſinnung erzogen 

werden (charakterliche Erziehung); 

die Leiſtungen müſſen entſcheiden und weder Herkommen noch Vermögen. Hier- 

mit ſind Tüchtigkeit, geiſtige Aufgeſchloſſenheit, Arteilsfähigkeit und Hingabe an 

die Aufgabe gefordert (geiſtige Bildung). 


In Durchführung dieſer Aufgaben und der ſich daraus ergebenden Ausleſe an allen 
nichtpflichtmäßigen Schulen wirkt die Schule an entſcheidender Stelle mit an der 
Pflege der nordiſchen Raſſeeigenſchaften im deutſchen Volke, die ſich der National- 
ſozialismus zum Ziele geſetzt hat. Dieſe Eigenſchaften erkennen wir als: Tatkraft 
und heldiſchen Sinn, innere Wahrhaftigkeit und Gerechtigkeitsliebe, Haltung, geiſtige 
Selbſtändigkeit und Bekenntnis zur Leiſtung. Die Wege, auf denen die einzelnen 
Schularten dieſen Zielen dienen, find verfchieden. Aus ſolcher Verſchiedenheit ergibt 
fich aber noch kein höherer oder geringerer Wert. Der Wert richtet ſich vielmehr allein 
danach, in welchem Maße eine Schule die geſteckten Ziele erreicht. 


— — . 
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Erſter Abſchnitt 


Die Schule 


A. Die Dolls ſchule 


I. Schulformen und innere Schularbeit 


1. Weſen und Aufgaben 


Das Weſen der Volksſchule als einer „Schule des Volkes“ hat durch den National- 
ſozialismus einen grundlegenden Bedeutungswandel erfahren. Außerlich geſehen 
verſteht man unter der Volksſchule die allgemeinbildende Pflichtſchule, d. h. diejenige 
Schule, auf der in der Regel alle Jugendlichen vom 6. bis 14. Lebensjahre der geſetz⸗ 
lichen Schulpflicht zu genügen haben (vgl. hierüber unten Ziffer II, 1). Aber den 
Wertgehalt und das Weſen der deutſchen Volksſchule iſt damit freilich wenig aus⸗ 
gefagt. Gegenüber der früher weit verbreiteten Auffaſſung vom Weſen der Volks⸗ 
ſchule als einer Schule der minderbegabten „Maſſe des Volkes“ erblickt der National- 
ſozialismus in ihr die erſte Erziehungsſtätte in Dorf und Stadt, Deren-untere Jahr⸗ 
gänge grundſätzlich jeder werdende deutſche Volksgenoſſe zu durchlaufen hat, und der 
die Aufgabe geſetzt iſt, in dem jungen Deutſchen das Bewußtſein ſeines Volkstums 
und der ihm daraus erwachſenden fittlichen Aufgaben zu wecken. Darüber hinaus 
vermittelt fie diejenigen Kenntniſſe, die das Reich von feinen Bürgern als unentbehr- 
liche Grundlage beruflicher Tüchtigkeit verlangen muß. Die ſich hieraus ergebende 
gewaltige Bedeutung der deutſchen Volksſchule für die nationale Jugenderziehung 
wird nach ihrem äußeren Amfange ſchon dadurch gekennzeichnet, daß allein in Preußen 
am 1. Mai 1935 32 742 Volksſchulen mit 114 892 Klaſſen, 4 908 852 Schülern und 
Schülerinnen und 103 283 Lehrer- und Lehrerinnenſtellen gezählt wurden. 


2. Gejchichtliche Entwicklung 


Die Anfänge der deutſchen Volksſchule in ihrer heutigen Geſtalt gehen zurück auf die 
zuerſt in der Reformationszeit erhobene Forderung einer von der weltlichen 
Obrigkeit einzurichtenden und zu unterhaltenden deutſchen Schule. Dieſe Forderung 
wird in den Schulordnungen des 16. bis 18. Jahrhunderts wirkſam, die mit immer 
größerer Beſtimmtheit den ſtaatlichen Charakter betonen. Religiöſe und ſtaatliche 
Erziehungsziele ſind dabei zunächſt eng verbunden („Erziehung zu guten Chriſten und 
brauchbaren Antertanen!“). Den Kirchen find gewiſſe Mitwirkungsrechte bei der 
Schulverwaltung, der Schulaufſicht und der Anterrichtsgeſtaltung eingeräumt. In 
Preußen, das entſprechend ſeiner wachſenden Bedeutung im 18. Jahrhundert auch auf 
dem Gebiete des ſogenannten „niederen“ Schulweſens führend wird, zeigen die zahl- 
reichen in dieſer Zeit erlaſſenen Beſtimmungen (Verordnung über den Schulzwang 
von 1717, Principia regulativa von 1736, Generallandſchulreglement von 1763 und 
die ſchulrechtlichen Beſtimmungen des Allgemeinen Landrechts von 1794) die wachſende 
Erkenntnis von der Bedeutung eines ſtaatlich geordneten Schulweſens. 


Die weitere Entwicklung in Preußen iſt dann kennzeichnend für die geſamten deutſchen 
Verhältniſſe. Hier bleiben die alten Ziele der Erziehung beftehen trotz vielfachen 
Fortſchritts auf dem Gebiete der Lehrerbildung und der methodiſchen Geſtaltung des 
Anterrichts (Peſtalozzi) und trotz des ſich immer mehr verſteifenden Widerſtandes 
weiter Kreiſe der Lehrerſchaft (Dieſterweg) gegen die Zentralſtellung der religiöſen 
Erziehung und den herrſchenden Einfluß der Kirche. 


Nach der Gründung des Zweiten Reichs erfolgt in Preußen wie auch in den übrigen 
deutſchen Ländern die durch die Amſtellung der politiſchen, wirtſchaftlichen und 
kulturellen Verhältniſſe längſt erforderlich gewordene Neuregelung des Volksſchul⸗ 
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weſens. Sie wird begründet durch das Schulaufſichtsgeſetz (1872) und die „Allgemeinen 
Beſtimmungen“ (1872). Die Elementarſchule wird durch die „Volksſchule“ erſetzt; 
der ſtaatliche Charakter der Volksſchule wird durch Beſeitigung der geiſtlichen Schul⸗ 
aufficht und die Einreihung des Religionsunterrichts in die Reihe der übrigen Anter ⸗ 
richtsfächer endgültig feſtgelegt. Auf ein feſtes aus dem Verhältnis der Volksſchule 
zu Volk und Staat abzuleitendes Erziehungsziel wird indes verzichtet. Das in der 
Folgezeit vorherrſchende Beſtreben, die Volksſchularbeit durch Aufnahme immer neuer 
Wiſſensſtoffe den Bedürfniſſen des Lebens anzugleichen, führt zu einer fortſchreiten 
den Verflachung der Arbeit und zu einer immer größer werdenden Entfernung der 
Volksſchule von ihrer eigentlichen Aufgabe. 


Die Volksſchule der Nachkriegszeit ſteht ſtark unter dem Zeichen der wiederholten 
Verſuche, das geſamte Schulweſen reichsgeſetzlich zu regeln. Dieſe Verſuche brechen 
zuſammen. Organiſation und innere Geſtaltung der Volksſchule werden darum im 
Anſchluß an die farbloſen Schulbeſtimmungen der Weimarer Verfaſſung durch Ver⸗ 
ordnungen (Richtlinien) geregelt. Charakteriſtiſch für die Zeit ſind die preußiſchen 
„Richtlinien“ vom 16. März 1921 (Grundſchule) und vom 15. Oktober 1922 (Ober. 
ſtufe). Dem Widerſtreit der Meinungen auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens 

ſuchen fie die Volksſchule zu entziehen, indem fie auf ein feftes Erziehungsziel ver- 
zichten und das Hauptgewicht auf die Regelung des Anterrichts verfahrens legen, die 
in der Folge zu der Meinung führt, die Schule könne abſeits von dem Leben der 
Nation ein Eigenleben führen. Im Gegenſatz hierzu gliedert das Dritte Reich die 
Volksſchule in das große nationalſozialiſtiſche Erziehungswerk ein und gibt ihr ſo 
ihren eigentlichen Sinn und die Bedeutung, die fie als eine der wichtigſten Volks ⸗ 
erziehungseinrichtungen beanſpruchen kann. 


3. Organijationsformen 


Ein- und mehrhlaſſige Schulen 


Die Organiſation der einzelnen Volksſchule richtet ſich nach den örtlichen Bedürfniſſen 
und nach der Leiſtungsfähigkeit der Schulunterhaltungsträger. Neben Schulen mit 
nur einer Klaſſe, in der alle acht Schülerjahrgänge von einem Lehrer gemeinfam 
betreut werden, gibt es Schulen mit mehreren (zwei bis fieben) aufſteigenden Klaſſen, 
in denen mehrere Schülerjahrgänge (zwei bis vier) gemeinſam Anterricht erhalten, 
und Schulen mit acht auſſteigenden, für je einen Schülerjahrgang beſtimmte Klaſſen. 
So wurden in Preußen am 1. Mai 1935 nachgewieſen: 13 584 einklaſſige, 13 726 zwei⸗ 
bis fünfklaſſige und 5430 Schulen mit mehr als fünf aufſteigenden Klaſſen. Es ergibt 
fich daraus die außerordentliche Bedeutung der Landſchule, d. h. organiſatoriſch 
geſehen etwa der Schule mit einer bis mit fünf aufſteigenden Klaſſen. 


Grundjchule 


Keine eigene Organifationsform bildet die Grundſchule. Unter dieſem Begriff werden 
vielmehr die vier (in Ausnahmefällen drei) unterſten Jahrgänge der Volksſchule zu- 
ſammengefaßt, die den gemeinſamen Anterbau für die Schulerziehung aller Schularten 
zu bilden haben. Das Reichsgrundſchulgeſetz vom 28. April 1928 verpflichtete bereits 
grundſätzlich alle Lernanfänger, während der vier erſten Schuljahre die allgemeine 
öffentliche Volksſchule zu beſuchen, und ordnete die Aufhebung aller Schuleinrich⸗ 
tungen an, die als Vorſchule oder Vorſchulklaſſen lediglich diejenigen Kinder zu- 
ſammenfaßten, die eine über das Volksſchulziel hinausführende Schule beſuchen 
wollen. Die praktiſche Durchführung des Geſetzes war aber im Parteienſtaat nicht 
zu verwirklichen. Erſt die nationalſozialiſtiſche Schulverwaltung hat die reſtloſe 
Durchführung des Grundſatzes der für alle gemeinſamen Grundſchule in die Wege 


geleitet. 
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behobene Abteilungen 

In der Regel ſchließen fi an die Grundſchuljahrgänge die weiteren Volksſchuljahr⸗ 
gänge an. In zunehmendem Amfange find die Anterhaltsträger der Volksſchule in 
den letzten Jahrzehnten jedoch dazu übergegangen, in den Volksſchulen Einrichtungen 
für beſonders begabte Schüler zu ſchaffen, die aus äußeren Gründen Mittel- oder 
höhere Schulen nicht beſuchen können. So find in verſchiedenen Ländern (Preußen, 
Bayern, Sachſen, Hamburg) gehobene Volksſchulabteilungen entſtanden, die ihre 
Schüler in ſechs, vier oder drei Jahren (nach dem vierten, ſechſten oder fiebenten 
Volksſchuljahr) durch mittelſchulmäßigen Anterricht zur mittleren Neife führen. 


fjiljs- und Sonderſchulen 

Beſondere Einrichtungen find für die Betreuung jener Kinder volksſchulpflichtigen 
Alters erforderlich, die wegen geiſtiger oder körperlicher Gebrechen dem normalen 
Volksſchulunterricht nicht folgen, aber durch geſonderten Anterricht gefördert werden 
können. Das find ſchwachſinnige, blinde oder taubſtumme Kinder, die der Volksſchul⸗ 
pflicht in Hilfsſchulen, Blinden⸗ und Taubſtummenanſtalten genügen. 

Die Hilfsſchulen find rechtlich ein Teil der öffentlichen Volksſchulen. Die Zuweiſung 
der für hilfsſchulpflichtig anerkannten Kinder in die Hilfsſchule erfolgt durch die 
Ortsſchulbehörde auch gegen den Willen der Eltern oder Erziehungsberechtigten 
(Entſch. d. preuß. OVG vom 20. September 1904). Ein Zwang zur Einrichtung von 
Hilfsſchulen beſteht nicht. Wie weit die Anterhaltsträger der Volksſchulen Hilfs- 
ſchulen eingerichtet haben, zeigen die preußiſchen Zahlen: am 1. Mai 1935 beſtanden 
in Preußen 527 Hilfsſchulen mit 2221 Klaſſen und 52 302 Schülern und Schülerinnen; 
ferner 202 an Volksfchulen angegliederte Klaſſen mit 5148 Schülern und Schülerinnen. 
Die weitere Förderung der Hilſsſchule liegt durchaus im Sinne des nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Beſtrebens, die Erziehung der geiſtig geſunden Kräfte nicht durch geiſtig 
behinderte Mitſchüler beeinträchtigen zu laſſen. 

Die Blinden- und Taubſtummenſtellen betreuen jene Kinder, die ihnen nach den 
geſetzlichen Vorſchriften zur unterrichtlichen und erzieheriſchen Verſorgung zugewieſen 
werden (in Preußen: Geſetz vom 7. Auguſt 1911). Die Anſtalten werden vom Staat, 
von Kommunalverbänden oder Privaten getragen. In Preußen beſtanden am 1. April 
1934 32 Zaubftummen- und 12 Blindenanſtalten. 


Privatichulen 

Neben den öffentlichen Volksſchulen werden private zugelaſſen, wenn ihre Einrich⸗ 
tung nach den geſetzlichen Vorſchriften als notwendig anerkannt worden iſt. Ihre 
äußere und innere Geſtaltung hat ſich im weſentlichen nach den für die öffentlichen 
Schulen geltenden Beſtimmungen zu richten. Ihre Zahl iſt im Verhältnis zu der 
Zahl der öffentlichen Volksſchulen gering. In Preußen beſtanden am 1. Mai 1935 
290 private Volksſchulen mit 747 Klaſſen und 19 852 Schülern und Schülerinnen. 

Zu den privaten Volksſchulen gehören die privaten Minderheitsſchulen mit däniſcher 
oder polniſcher Anterrichtsſprache, die nach den Beſtimmungen der Genfer Konvention 
(Regierungsbezirk Oppeln: ehemaliges Abſtimmungsgebiet) oder der Minderheits⸗ 
ſchulordnung für die däniſche (9. Februar 1926 und 31. Dezember 1928) und die 
polniſche Minderheit (31. Dezember 1928) eingerichtet ſind. 


Konfefjionelle Gliederung 

Eine ſtarke Erſchwerung der äußeren Geſtaltung der Volksſchule ergibt ſich aus der 
konfeſſionellen Spaltung unſeres Volkes. Auch die aus kirchlichen Bindungen allmäh- 
lich losgelöſte Volksſchule hat den konfeſſionellen Charakter noch in faſt allen Ländern 
behalten. In Preußen iſt nach den einſchlägigen Beſtimmungen des Volksſchulunter ⸗ 
haltungsgeſetzes vom 28. Juli 1906 im weſentlichen die bekenntnismäßig gegliederte 
Schule als Regelſchule feſtgelegt und die chriſtliche Gemeinſchaftsſchule, wie fie bei ⸗ 


amt] ——. 


30 | Vahlen 


ſpielsweiſe das Land Baden ganz allgemein vorfieht, nur in beſtimmten Bezirken und 
ſonſt nur unter beſtimmten Vorausſetzungen zugelaſſen. In anderen Ländern iſt die 
konfeſflonelle Gebundenheit des Volksſchulweſens zum Teil noch ſtärker ausgeprägt, 
was ſich insbeſondere in Diaſporagebieten durch die dadurch notwendige Beibehaltung 
dahlreicher konfeſſioneller Zwergſchulen ſchulorganiſatoriſch wenig günſtig auswirkt. 


4. Der Unterricht 


Für die Anterrichtsarbeit der Volksſchule iſt eine einheitliche Neuregelung durch das 
Reich in Ausſicht genommen. In den Fächern, die für nationalſozialiſtiſche Jugend 
erziehung beſonders bedeutſam find, find alsbald nach der Machtübernahme Anord- 
nungen ergangen, die eine Erziehung in nationalſozialiſtiſchem Geiſte gewährleiſten. 
So vor allem durch die „Richtlinien für die Geſchichtsbücher“ vom 20. Juli 1933 und 
die Regelung des Anterrichts in Vererbungslehre und Naſſenkunde vom 13. Septem- 
ber 1933. Von hervorragender Bedeutung für die Vereinheitlichung des Volksſchul⸗ 
unterrichts im Reich iſt ferner die durch Reichsminiſter Ruft angeordnete Schaffung 
eines in ſeinem Kernteile einheitlichen, vom neuen Geiſte durchdrungenen Leſebuches, 
das — zunächſt in einer Ausgabe für das fünfte und ſechſte Schuljahr — ab Oſtern 
1936 in allen deutſchen Volksſchulen dem Anterricht zugrunde gelegt werden wird. 
Im einzelnen ſehen die in den verſchiedenen Ländern nicht weſentlich voneinander ab- 
weichenden Richtlinien für alle Schüler verbindlichen Anterricht in den kulturkund⸗ 
lichen (Deutſch, Geſchichte, Erdkunde, Viologie), den praktiſchen (Leſen, Schreiben, 
Rechnen, Naturlehre), den techniſchen und künſtleriſchen Fächern (Zeichnen, Mufik) 
und in Nadelarbeit für die Schülerinnen vor. Dazu tritt Pflichtunterricht in Haus- 
wirtſchaft, Werkunterricht und Gartenbau, ſoweit die Schulverbände mit Genehmi⸗ 
gung der Schulaufſichtsbehörde dieſen Anterricht eingerichtet haben. Die Anterrichts · 
ſtundenzahl iſt je nach der Gliederung der Schule (Zahl der aufſteigenden Klaſſen) 
verſchieden. Auch in reicher gegliederten Schulen darf fie 18 (erſtes Schuljahr), 
22 (zweites Schuljahr), 26 (drittes Schuljahr), 28 (viertes Schuljahr), 32 für Knaben 
und 34 für Mädchen (Oberſtufe) nicht überſteigen. 

Eine befondere Stellung nimmt der Religionsunterricht ein. Er iſt ordentliches 
Lehrfach in allen Volksſchulen des Reichs, und für evangeliſche oder katholiſche 
Minderheiten tft unter geſetzlich geregelten Vorausſetzungen geſonderter Religions- 
unterricht einzurichten. Für die Teilnahme am Religionsunterricht und an den 
Schulfeiern mit religiöſem Charakter gelten jedoch die Beſtimmungen des Reichs- 
geſetzes über die religiöſe Kindererziehung (28. April 1921). Zu der Teilnahme an 
Schulfeiern mit religiöſem Charakter dürfen auch die am Religionsunterricht teil ⸗ 
nehmenden Kinder nicht mit diſziplinaren Mitteln angehalten werden (Preußen). 


Die Anterrichtsſprache an den deutſchen Volksſchulen iſt deutſch; ausgenommen ſind 
die für däniſche oder polniſche Minderheiten beſtimmten öffentlichen und privaten 
Minderheitsſchulen, in denen das Däniſche oder das Polniſche Anterrichtsſprache iſt. 


Die Haltung der Schüler im Anterricht hat durch den Erlaß vom 20. Januar 1934 
— UIIG 3186/33 — eine dem nationalſozialiſtiſchen Geiſte entſprechende Neu- 
geſtaltung erfahren. Hiernach beginnt und ſchließt jede Anterrichtsſtunde mit der Er⸗ 
weiſung des Deutſchen Grußes. Auch ſonſt haben Lehrer und Schüler einander inner- 
halb und außerhalb der Schule den Deutſchen Gruß zu erweiſen. Zu Beginn der 
Schule, nach allen Ferien und zum Schulſchluß vor allen Ferien hat eine Flagaen- 
ehrung vor der geſamten Schülerſchaft durch Hiſſen der Reichsfahne und durch Singen 
einer Strophe des Deutſchland⸗ und des Horſt⸗Weſſel⸗Liedes ſtattzufinden. 


II. Verwaltung und Unterhaltung der Volksschulen 
1. Schulpflicht 


Die Volksſchule iſt Pflichtſchule. Die Dauer der Schulpflicht in allen Ländern — 
einzelne Gebiete Bayerns und Württembergs ausgenommen — beträgt acht Jahre. 
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Das Nähere regeln die Landesgeſetze. Die Schulpflicht beginnt im allgemeinen mit 
dem vollendeten ſechſten Lebensjahr. Während der Grundſchulzeit darf anderweiter 
Anterricht an Stelle des Beſuchs der Volksſchule nur ausnahmsweiſe geſtattet werden. 
In den höheren Jahrgängen wird der Beſuch der Volksſchule nicht verlangt, wenn 
für den Anterricht in anderer Weiſe ausreichend geſorgt iſt (Ruhen der Schulpflicht). 
Für die Erfüllung der Schulpflicht ſind die Erziehungsberechtigten zur Vermeidung 
von Strafe mitverantwortlich. 


2. Schulgeld 

Der geſetzlichen Verpflichtung zum Schulbeſuch entſpricht, daß er grundſätzlich unent- 
geltlich erfolgt. Ein Schulgeld wird daher für den Beſuch der Volksſchule im 
allgemeinen nicht erhoben. Nur von Kindern, die im Bezirk des Schulverbandes nicht 
einheimiſch find, kann in den meiſten Ländern ein Fremdenſchulgeld erhoben werden. 
Ausländer find von der Verpflichtung zur Schulgeldzahlung dann befreit, wenn die 
Gegenſeitigkeit verbürgt iſt. 


3. Schulunterhaltung 


Die Anterhaltungskoſten der Volksſchulen werden daher ausſchließlich von der 
öffentlichen Hand getragen. Das Beteiligungsverhältnis von Staat und Gemeinden 
iſt in den einzelnen Ländern verſchieden geregelt. Die ſächlichen Koſten (Bau 
und Erhaltung der Schulgebäude, Zereitftellung der laufenden Betriebsmittel, Lehr- 
mittel uſw.) werden in allen Ländern grundſätzlich von den Gemeinden (Schul- 
verbänden) aufgebracht. Dabei werden nicht ſelten mehrere Gemeinden zu einem 
Schulunterhaltungsträger zuſammengeſchloſſen (Geſamtſchulverband). Dem Staate 
obliegen gewiſſe Ergänzungsleiſtungen (ſtaatliches Baudrittel in Preußen), oder er 
unterſtützt leiſtungsſchwache Gemeinden durch angemeſſene Zuſchüſſe. Daneben ſind 
zuweilen auch Stiftungen, Kirchengemeinden, Patrone, Anſiedlungsunternehmer uſw. 
an der Aufbringung der ſächlichen Laſten beteiligt. 

Die Aufbringung der perſönlichen Laſten iſt im Zuge des fortſchreitenden Aus. 
baues des Volksſchulweſens und der verſtärkten Einflußnahme des Staates auf 
die Stellenbeſetzung mehr und mehr Sache des Staates geworden. Gegenüber ſeinen 
Leiſtungen tritt der Anteil der Gemeinden zurück. Ihre Beteiligung wird entweder 
durch Abernahme der Lehrerbeſoldung auf eine Ausgleichskaſſe (preußiſche Landes 
ſchulkaſſe) oder in der Weiſe herbeigeführt, daß zu der unmittelbar vom Staate 
gewährten Lehrerbeſoldung Zuſchüſſe zu leiſten ſind. 

In Preußen iſt die Anterhaltung der Volksſchulen durch das Volksſchulfinanzgeſetz 
vom 2. Dezember 1936 (GS. S. 161) neu geregelt worden. Das Syſtem der Preußi- 
ſchen Landesſchulkaſſe iſt beibehalten. Die bisher im Volksſchulunterhaltungsgeſetz 
vom 28. Juli 1906 und dem Volksſchullehrerbeſoldungsgeſetz vom 1. Mai 1928 ent- 
haltenen Beſtimmungen über die Volksſchulunterhaltung ſind in dem neuen Geſetz 
überſichtlich zuſammengefaßt und den heutigen Bedürfniſſen angepaßt. Eine neue 
Faſſung des Volksſchullehrerbeſoldungsgeſetzes ſteht bevor. 


4. Schulverwaltung 

In der Verwaltung der Volksſchulangelegenheiten iſt den Gemeinden mit Rüd- 
ſicht auf ihre Beteiligung an den Schullaſten eine gewiſſe Mitwirkung eingeräumt. 
Die den inneren Schulbetrieb betreffenden Angelegenheiten (Lehrplan, Anterricht, 
Methode, Schulzucht) werden allerdings allein vom Staate durch die von ihm be— 
ſtellten und ſeiner Dienſtaufſicht unterſtehenden Leiter und Lehrer der Volksſchulen 
wahrgenommen. Die äußeren Schulangelegenheiten (Bau, Ausſtattung, Unter- 
haltung der Schulen u. ä.) werden jedoch vorwiegend von den dazu berufenen 
Gemeindeorganen verwaltet. Die früher dabei vorgeſehene Mitwirkung von Beſchluß. 
kollegien (Schuldeputationen, Schulausſchüſſen) iſt entſprechend dem Grundgedanken 
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der nationalſozialiſtiſchen Staatsauffaſſung mit der Einführung der Deutſchen 
Gemeindeordnung zugunſten des Führungsgedankens beſeitigt. Soweit nicht der 
Bürgermeiſter die äußeren Schulangelegenheiten verwaltet, geſchieht dies durch die 
von der Aufſichtsbehörde beſtellten Organe (3. B. die Ortsſchulvorſteher, Schulver- 
bandsvorſteher). Die Mitwirkung der Bürgerſchaft ift durch die Berufung von Schul- 
beiräten gewahrt, die den verantwortlichen Leiter der örtlichen Schulverwaltung zu 
unterſtützen haben. Durch dieſe von nationalſozialiſtiſchem Geiſte getragene Neu- 
regelung, die nach preußiſchem Vorbilde von den meiſten Ländern übernommen 
wurde, iſt auch auf dem Gebiete der Schulverwaltung dem Gedanken der Selbſtver⸗ 
waltung als der eigentümlich germaniſchen Form der Erfüllung öffentlicher Aufgaben 
Rechnung getragen. 


III. Schule — Elternhaus — fjitlerjugend 

Von den Schulbeiräten zu unterſcheiden find die auf Grund des Erlaſſes vom 
24. Oktober 1934 — U II 2414 — (Zentr Bl. 1934 S. 327) zu beſtellenden Jugend ; 
walter. Während die Schulbeiräte dem Bürgermeiſter als beratende Organe bei 
den Aufgaben der Schulverwaltung beigegeben ſind, werden die Jugendwalter vom 
Schulleiter zur Herbeiführung der wünſchenswerten Zuſammenarbeit zwiſchen Schule 
und Elternhaus und Hitlerjugend berufen. Das Verhältnis der Schule zu den 
beiden anderen großen Trägern der Jugenderziehung — Elternhaus und Hitler- 
jugend — iſt durch den Erlaß vom 24. Oktober 1934 über die Schaffung von Schul- 
gemeinden und die Berufung von Jugendwaltern, der zunächſt nur für Preußen er- 
gangen iſt, aber für die Regelung in verſchiedenen anderen Ländern bereits als Vor- 
bild gedient hat, in völlig neuartiger Weiſe geregelt worden. Der Erlaß hat über den 
Rahmen der Volksſchule hinaus auch für andere Schularten weſentliche Bedeutung, 
wird aber zweckmäßig an dieſer Stelle etwas eingehender behandelt. An die Stelle 
der früheren Elternbeiräte, deren parlamentariſche Wahl. und Geſchäftsordnung die 
parteipolitiſchen Spannungen in die Schule und in das Verhältnis zwiſchen Eltern 
und Lehrern trug, find nach dieſem Erlaß des Reichsminiſters Ruft in der Schul- 
gemeinde und den Jugendwaltern neue nationalſozialiſtiſche Einrichtungen 
getreten, deren Hauptzweck es nach den Worten des Erlaſſes iſt, die „Einheit des 
erziehlichen. Wollens und Handelns zwiſchen Elternhaus, Schule und Staats jugend 
herzuſtellen und die Gemeinſchaftlichkeit der am Werke der Jugenderziehung Be⸗— 
teiligten zu fördern“. In ihr werden die Lehrer und Eltern der Schüler mit Ver⸗ 
tretern der Hitlerjugend zur gemeinſchaftlichen Erziehungsarbeit an der Jugend zu- 
ſammengefaßt. Führer der Schulgemeinde iſt der Schulleiter, dem zur Anterſtützung 
und vertrauensvollen Beratung eine Anzahl von Jugendwaltern aus Lehrerſchaft und 
Hitlerjugend beigegeben find. Sie alle ſollen ſich in lebendiger Zuſammenarbeit ihrer 
gemeinſamen Verantwortlichkeit an dem nationalſozialiſtiſchen Jugenderziehungs⸗ 
werk bewußt werden. 

Im übrigen iſt die Zuſammenarbeit zwiſchen Schule und Hitlerjugend und die zeit⸗ 
liche Inanſpruchnahme der Schüler durch Schule, Elternhaus und Jugenddienſt zur 
Zeit durch beſondere Beſtimmungen nicht geregelt. Die früheren Erlaſſe über den 
Staatsjugendtag — Abkommen zwiſchen Reichsminiſter Ruſt und dem Reichs- 
jugendführer vom 7. Juni 1934; Erlaß vom 30. Juli 1934 (ZentrBl. 1934 S. 242) — 
ſind durch den Erlaß vom 4. Dezember 1936 nach der Verabſchiedung des neuen 
Geſetzes über die Hitlerjugend vom 1. Dezember 1936 (RGBl. I S. 993) wieder 
aufgehoben. An den Sonnabenden wird allgemein wieder lehrplanmäßig Anterricht 
erteilt. Nach dem Geſetz über die Hitlerjugend iſt die geſamte deutſche Jugend inner- 
halb des Reichsgebietes in der Hitlerjugend zuſammengefaßt. Die Hitlerjugend hat 
die Aufgabe, die geſamte deutſche Jugend außer in Elternhaus und Schule körperlich, 
geiſtig und ſittlich im Geiſte des Nationalſozialismus zum Dienſt am Volk und zur 
Volksgemeinſchaft zu erziehen. Diefe Aufgabe iſt dem Reichsjugendführer der 
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NSDAD übertragen, der damit „Jugendführer des Deutſchen Reiches“ ift und die 
Stellung einer Oberſten Reichsbehörde mit dem Sitz in Berlin erhalten hat. Nähere 
Durchführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz ſind bisher noch nicht ergangen. In 
ihnen wird vorausſichtlich auch das Verhältnis zwiſchen Schule und Hitlerjugend 
näher geregelt werden. 


B. Die mittlere Schule 


I. Schulformen und innere Schularbeit 


1. Weſen und Aufgaben 

Zwiſchen der Volksſchule und der höheren Schule hat fih in Deutſchland das mittlere 
Schulweſen entwickelt. Vier Fünftel dieſer mittleren Schulen entfallen auf Preußen. 
Sein Mittelſchulweſen iſt für das anderer Länder vorbildlich geworden. Das außer- 
preußiſche Mittelſchulweſen fol daher hier lediglich anhangsweiſe behandelt werden. 


Der Begriff der „mittleren Schule“ iſt ein Sammelbegriff, der in ſich durchaus 
weſensverſchiedene Schulformen zuſammenfaßt. Alle dieſe Formen haben jedoch das 
Gemeinſame, daß fie eine Mittelſtellung zwiſchen der Volks. und höheren Schule ein- 
nehmen, andererſeits aber durch ihre Zugehörigkeit zu den allgemeinbildenden Schulen 
von den Fach- und Berufsſchulen deutlich abgegrenzt find. Für gewöhnlich unter- 
ſcheidet man zwiſchen Mittelſchulen, Rektoratsſchulen und ſonſti⸗ 
gen mittleren Schulen. 


Die Mittelſchule iſt hervorgewachſen aus dem Bedürfnis des berufstätigen 
Mittelſtandes, eine Schule zu beſitzen, die keine „gelehrte“ aber doch eine über das 
Volksſchulziel hinausgehende Bildung vermittelt. So bezeichnen die „Beſtimmungen 
über die Mittelſchule in Preußen“ vom 1. Juni 1925 als Aufgabe der Mittelſchule 
die geſteigerte Ausbildung der Knaben und Mädchen für Erwerbszweige des prafti- 
ſchen Lebens, namentlich des Handwerks und des Kunſtgewerbes, des Handels und 
der Induſtrie, der Land. und Forſtwirtſchaft, ferner die geeignete Vorbereitung auf 
mancherlei mittlere Stellungen im Verwaltungsdienſt des Staates und der Gemein— 
den ſowie mancher Induſtrie- und Handelsunternehmungen. Dieſe Aufgabe ſucht die 
Mittelſchule als eine in ſich ſelbſtändige, auf der Grundſchule aufbauende, ſechsſtufige 
Bildungsanſtalt zu erfüllen. Ausprägung und Aufbau dieſer Schulform haben im 
weſentlichen erſt gegen Ende des 19. Jahrhunderts und in den vergangenen Jahr— 
zehnten eingeſetzt. Der Drang zu ihr war auf dem Lande und in den kleinen Städten 
nicht geringer als in den Groß und Mittelſtädten. 


Wefentlich älterer Herkunft find die ſogenannten Rektoratsſchulen. Hierbei 
handelt es ſich um Schulen, die hauptſächlich den Zweck verfolgen, ihre Schüler für 
den ſpäteren Abertritt in eine höhere Schule ohne erheblichen Zeitverluſt vorzu- 
bereiten und ſie dabei die Erziehung und Pflege des Elternhauſes möglichſt lange 
genießen zu laſſen. Sie finden ſich vielfach in kleineren Gemeinden, die keine höheren 
Schulen beſitzen, namentlich in den Provinzen Rheinland und Weſtfalen. Sie unter- 
richten nach dem Lehrplan einer höheren Schule, gewöhnlich der benachbarten, für die 
fie gleichzeitig als ſogenannte Zubringerſchule dienen. Unter Verzicht auf ein ſelb— 
ſtändiges, abgeſchloſſenes Bildungsziel bilden ſie im weſentlichen nur den Anterbau 
einer höheren Schule und umfaſſen höchſtens fünf aufſteigende Klaſſen (VI bis O III). 
Anter den ſonſtigen mittleren Schulen werden Privatſchulen zuſammen— 
gefaßt, deren Hauptaufgabe darin beſteht, ihre Schüler in freierer Form für die 
höhere Schulen vorzubereiten. Ihr Aufbau iſt nach den örtlichen Bedürfniſſen ver- 
ſchieden. Durch Erlaß vom 28. Dezember 1936 find die privaten Vorbereitungs- 
anſtalten der Aufſicht der Oberpräſidenten — Abteilung für höheres Schulweſen — 
unterſtellt. Die Oberpräſidenten haben die Aufgabe, zu prüfen, ob dieſe Schulen 
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als höhere Schulen anerkannt und als ſolche weitergeführt werden oder ob fie auf- 
gehoben werden ſollen. 

Nach der letzten Zählung des Statiſtiſchen Reichsamts waren, nach Schularten ge- 
gliedert, am 15. Mai 1935 in Preußen vorhanden: 


U der haupt- 
Zahl Zahl Saß 
— 


1. öffentliche Schulen 
Mittel ſchulen i 
Rektoratsſchulen 


2. private Schulen 
Mittelſchulen 
Rektoratsſchulen 


18 ſonſtige mittlere Schulen 


Dieſe Zahlen verdeutlichen den keineswegs geringen Amfang, den die in ihrem 
Beſtande nicht unangefochtene Schulart innerhalb des geſamten Schulweſens ein- 
nimmt. 


2. Der Unterricht 


Die Anterrichtsarbeit ift in den einzelnen Formen der mittleren Schulen verſchieden 
geſtaltet. Die grundſtändigen Mittelſchulen bauen ſich auf der Grundſchule auf und 
umfaſſen ſechs aufſteigende Jahreskurſe, in der Regel in ſechs beſonderen Klaſſen. 
Bei kleinerer Schülerzahl dürfen auch zwei Jahrgänge zu einer Klaſſe vereinigt 
werden. Sie unterrichten nach einem der Lehrpläne vom 1. Juni 1925 und haben eine 
verbindliche Fremdsprache. Entſprechen die Mittelſchulen den durch die Beſtimmungen 
vom 1. Juni 1925 feſtgeſetzten inneren und äußeren Vorausſetzungen, ſo werden ſie 
als voll ausgeſtaltet anerkannt. Aus dem Weſen der Mittelſchule und ihrem auf das 
praktiſche Leben eingeſtellten Anterrichtsbetrieb ergibt ſich, daß im Anterricht neben 
die wiſſenſchaftlichen Fächer in beſonders ſtarkem Ausmaße die techniſch⸗künſtleriſchen 
treten. Die preußiſche Mittelſchule war die erſte im Reich, die der Pflege der 
Leibesübungen drei Wochenſtunden neben dem Spielnachmittag mit zwei Stunden 
und den monatlichen Wanderungen einräumte. Sie war ferner die erſte allgemein. 
bildende Schule in Preußen und blieb auch lange Zeit die einzige, die neben dem 
Nadelarbeitsunterricht den Werk- und Hauswirtſchaftsunterricht als Pflichtfach auf 
genommen und den Gartenbau ſyſtematiſch gepflegt hat. Die Mittelſchule hat ferner 
bereits ſeit 1925 die Notwendigkeit erkannt, die Mädchenerziehung viel mehr als 
bisher in den Dienſt der hausfraulichen und hausmütterlichen Arbeit zu ſtellen. Des⸗ 
halb hat fie die Möglichkeit geſchaffen, die erſte Mädchenmittelſchulklaſſe als haus; 
mütterliche Klaſſe einzurichten und der Mädchenmittelſchule eine Hausfrauenklaſſe 
anzugliedern. 


II. Unterhaltung und Derwaltung 


1. Unterhaltstrũget 

Die öffentlichen mittleren Schulen werden von den Gemeinden oder von Zweck- 
verbänden, vereinzelt auch von öffentlichen Körperſchaften und Stiſtungen unter⸗ 
halten. Der Staat ſtellt zu ihren Anterhaltskoſten ein Beſchulungsgeld zur Ver⸗ 
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fügung, das etwa 24 RM jährlich für jeden Schüler beträgt und deſſen Höhe jährlich 
vom Anterrichtsminiſterium neu feſtgeſetzt wird. Im übrigen find die durch Be⸗ 
ſchulungsgelder und durch Schulgeldeinnahmen nicht gedeckten Anterhaltskoſten von 
den Schulträgern aufzubringen. Im Falle geringer Leiſtungsfähigkeit des Schul⸗ 
trägers tritt der Staat nach Maßgabe der verfügbaren Mittel mit ſtaatlichen Er- 
gänzungszuſchüſſen ein. 


Z. Schulgeld 

Von den Erziehungsberechtigten wird ein Schulgeld erhoben, deſſen Feſtſetzung der 
Genehmigung durch die Schulaufſichtsbehörde unterliegt. Kinderreichen Erziehungs⸗ 
berechtigten werden Geſchwiſterermäßigungen gewährt, auch können begabte Kinder 
bedürftiger Volksgenoſſen ganze oder geteilte Freiſtellen erhalten. Die Bedingungen 
hierfür find bei den mittleren Schulen geſetzlich nicht geregelt. Jedoch find in Ver⸗ 
waltungsanordnungen an die Schulaufſichtsbehörden gewiſſe Richtlinien gegeben 
worden. Die Entſcheidung über die Gewährung von Vergünſtigungen liegt in der 
Hand der Schulträger. 


3. Derwaltung 

Die äußere Verwaltung der Öffentlichen mittleren Schulen in Preußen war bislang 
durch eine von den Anterhaltsträgern nach amtlichem Muſter eingeführte Verwal- 
tungsordnung geregelt. Die Muſterbeſtimmungen entſprechen jedoch nicht den natio- 
nalſozialiſtiſchen Verwaltungsgrundſätzen und find deshalb aufgehoben. 


C. Die höhere Schule 
I. Schulformen und innere Schularbeit 


. Weſen und Aufgaben 

Die Stellung der höheren Schule im Aufbau des nationalſozialiſtiſchen Schulweſens 
iſt gekennzeichnet durch ihren Charakter als Ausleſeſchule und Pflanzſtätte deutſchen 
Geiſteslebens. Aus ihr ſollen die Männer und Frauen hervorgehen, die einmal auf 
den Gebieten des kulturellen, wirtſchaftlichen und techniſchen Lebens der Nation, in 
der Wehrmacht und in der Staatsverwaltung zu gehobenen oder führenden Stellen 
berufen ſind. Sie hat daher die Aufgabe, den körperlich, charakterlich und geiſtig 
beſonders gut veranlagten Teil der deutſchen Jugend ſo zu erziehen, daß er fähig 
wird, die ihm dem Volksganzen gegenüber obliegende beſondere Verantwortung zu 
übernehmen. Reichsminiſter Ruft hat durch feinen Erlaß über die „Schülerausleſe 
an den höheren Schulen“ vom 27. März 1935 (RMin Amts Bl. S. 125) dieſe Aufgabe 
zum erſten Male mit aller Deutlichkeit herausgeſtellt und gleichzeitig daraus die 
Folgerungen für die Ausleſe unter der Schülerſchaft gezogen. | 

Die klare Herausſtellung dieſes Erziehungszieles und feine praktiſche Verwirklichung 
bedeuten eine Abwendung von allen Auffaſſungen der Vergangenheit, die in der 
höheren Schule lediglich eine „Gelehrtenſchule“ mit dem Ziele einer einſeitigen Ver. 
ſtandesausbildung erblickten, und eine entſchloſſene Hinwendung zum nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Ganzheitsbegriff. Die höhere Schule ſteht nicht mehr im Dienſte einer aus 
den Zuſammenhängen des völkiſchen Lebens gelöſten Geiſtigkeit, ſondern hat den 
ganzen Menſchen mit ſeinen körperlichen, charakterlichen und geiſtigen Kräften zu 
erfaſſen und ihn durch geſteigerte Anforderungen zu Höchſtleiſtungen im Dienſte von 
Volk und Vaterland zu befähigen. 


2. Geſchichtliche Entwicklung 

Die bisherige geſchichtliche Entwicklung des höheren Schulweſens in Deutſchland 
ſtellt ſich der praktiſchen Verwirklichung dieſes Zieles teils fördernd, teils hemmend 
- entgegen. | | 


e 
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Die Wurzeln des deutſchen höheren Schulweſens gehen zurück bis in die Zeit der 
Karolinger. Der erſte Abt des Kloſters Fulda, Sturm (+ 779), ein Schüler des 
Bonifatius, richtete die Kloſterſchule zu Fulda ein, die zu Anfang des 9. Jahrhunderts 
unter Hrabanus Maurus der Mittelpunkt der deutſchen Gelehrſamkeit war; die 
Domſchulen zu Münſter (jetzt Pauliniſches Gymnaſium) und Osnabrück (jet 
Gymnaſium Carolinum) entſtanden um 800, und ihnen folgten zahlreiche weitere 
Dom- und Kloſterſchulen (für Kleriker) und Pfarrſchulen (auch für Laien). Im 
12. und 13. Jahrhundert verfiel das Schulweſen; mit dem Humanismus erblühte es 
zu neuem Leben. Zwar blieben die Schulen auch weiterhin Lateinſchulen, die, wenn 
ſie auch im Griechiſchen unterrichteten, als Gymnaſien bezeichnet wurden, aber ſie 
dienten nicht mehr in dem früheren Amfange der Ausbildung der Geiſtlichen. (Große 
Stadtſchulen; fürſtliche Landesſchulen Pforta und Meißen [1543] und Grimma 
[1550]; Pädagogien Stuttgart und Tübingen; Kloſterſchulen Blaubeuren und Maul- 
bronn; Gymnaſium in Straßburg; Trotzendorfs Schule in Goldberg u. v. a.) Eine 
erſte Abwendung vom Ideal des ſtarren humaniſtiſchen Gymnaſiums bedeuten die 
Ritterakademien, die nach dem Dreißigjährigen Kriege entſtanden; die Kluft 
erweiterte ſich mit dem Aufkommen der erſten Realſchulen (Semler in Halle 1708, 
Hecker in Berlin 1747). Am die Mitte des 18. Jahrhunderts erfuhr das geſamte 
höhere Schulweſen eine Neubelebung; 1788 wurde die Reifeprüfung eingeführt, 1812 
erhielten alle Schulen, die zur Aniverſität vorbereiteten, den Namen Gymnaſium, 
die Schulordnung von 1837 wurde für ihre Weiterentwicklung maßgebend. Durch die 
preußiſche Anterrichts⸗ und Prüfungsordnung von 1859 wurde den Realſchulen der 
Charakter als höhere Lehranſtalten zuerkannt; ſeitdem gliedern ſie ſich in Preußen in 
Realſchulen J. Ordnung (neunjährig, Latein Pflichtfach), Realſchulen II. Ordnung 
(ſiebenjährig, Latein wahlfrei) und höhere Bürgerſchulen (ſechsjährig, lateinlos). Alis 
1879 die preußiſchen Gewerbeſchulen vom Handels. auf das Kultusminiſterium über- 
gingen, wurden ſie mit den höheren Bürgerſchulen verſchmolzen; in den Lehrplänen 
von 1882 erſcheinen die Realſchulen I. Ordnung als Realgymaſien, die aus 
der Verſchmelzung hervorgegangenen neunjährigen lateinloſen Anſtalten als Ober- 
realſchulen. Die Gleichberechtigung der drei Schularten brachte die Schul— 
konferenz von 1900. Die „Lehrpläne und Lehraufgaben“ von 1901 blieben bis 1925 
in Geltung. Inzwiſchen war auch das höhere Mädchenſchulweſen zu einer Angelegen— 
heit des Staates geworden. Bis 1894 hatte man es im weſentlichen privaten Unter- 
nehmern überlaſſen, wenngleich ſeit 1800 einige Städte höhere Mädchenſchulen ein- 
gerichtet hatten. Die grundlegende Regelung, der ſich nach und nach die meiſten 
Länder anſchloſſen, erfolgte in Preußen durch die Reform von 1908; ſie brachte den 
Studienanſtalten — und bald darauf auch den Oberlyzeen — praktiſch 
die Gleichberechtigung mit den höheren Knabenſchulen (Hochſchulreife)ß. 1922 wurde 
neben den bisherigen Schultypen die Deut ſche Oberſchule (für Knaben 
und Mädchen) geſchaffen. Gleichzeitig trat als verkürzte Form der Oberrealſchule 
und der Deutſchen Oberſchule die Auf bauſchule ins Leben. 


So hat das höhere Schulweſen in Deutſchland in einer Jahrhunderte alten Ent— 
wicklung aus ſchlichten Anfängen einen gewaltigen Amfang angenommen. Im Jahre 
1935 wurden in Deutſchland gezählt: 


Höhere Schulen für Knaben Höhere Schulen für Mädchen 


öffentl. | Schüler— priv. Schüler- öffentl. [ Schüler» 


Schulen zahl Schulen zahl Schulen zahl 
1843 443 052 102 15 140 784 150 758 


Anter dieſen Anſtalten befinden ſich viele Schulen, die auf eine Jahrhunderte alte 
Aberlieferung zurückblicken, und deren Leiſtungen zweifellos mit zu der kulturellen 
Weltbedeutung Deutſchlands und dem Anſehen, das unſer deutſches Schulweſen in 
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allen Kulturſtaaten genießt, beigetragen haben. Auf der anderen Seite darf nicht ver- 
kannt werden, daß ſich in den letzten Jahrzehnten eine ungeſunde Aufblähung des 
böheren Schulweſens vollzogen hat, die ihren ſichtbaren Ausdruck in der verwirrenden 
Fülle verſchieden ausgeſtalteter Schultypen findet. Zur inneren Ausrichtung des 
höheren Schulweſens auf das allen Schulen gemeinſame völkiſche Erziehungsziel wird 
daher im Zuge der nationalſozialiſtiſchen Neugeſtaltung eine grundlegende Verein- 
fachung und Vereinheitlichung der Schulformen treten. 

Das Mädchenſchulweſen hat feine beſondere Geſtaltung aus dem Geiſte des National- 
ſozialismus bereits dadurch erhalten, daß zunächſt in Preußen, dem dann die anderen 
Länder gefolgt find, durch zwei Erlaſſe vom 9. Juli 1934 die bisherigen Einrich. 
tungen beſonderer, auf den Beruf der Frau ausgerichteter Klaſſen (ein- und zwei⸗ 
jährige Frauenſchule, Frauenoberſchule, höhere Fachſchule für Frauenberufe) zu den 
zwei Formen der einjährigen und der dreijährigen Frauenſchule umgeſtaltet 
worden find. 

Eine beſondere Stellung im Aufbau des nationalſozialiſtiſchen Schul und Erziehungs. 
weſens nehmen die „Nationalpolitiſchen Erziehungsanſtalten“ 
ein. Die Nationalpolitiſchen Erziehungsanſtalten in Preußen find eine perſönliche 
Schöpfung des Reichsminiſters Ruſt. Sie wurden in den Jahren 1933/34 gegründet. 
Entſtanden find die Anſtalten teilweiſe aus den bisherigen ſtaatlichen Bildungs- 
anſtalten bzw. den preußiſchen Kadettenanſtalten. Auch andere Internatsanſtalten 
wie Ilfeld, Neuzelle und ſpäter Schulpforta find verwendet worden, oder neue An- 
ſtalten wurden gegründet wie Stuhm (Weſtpreußen). Zur Zeit gibt es von ſolchen 
Anſtalten in Preußen 12 und in Bayern, Sachſen, Württemberg und Anhalt je eine. 
Bildungsziel iſt die „nationalſozialiſtiſche Haltung“, alſo eine Bildungsidee, die 
nicht auf ein beſtimmtes Wiſſen oder Können ausgeht, ſondern auf die Fähigkeit, ſich 
Wiſſen und Können in beſtimmter Form und Haltung zum Dienſt im Staat und zum 
Kampf für den Nationalſozialismus anzueignen. 

Erziehungsmittel ſind vor allem der wiſſenſchaftliche Anterricht, das Internatsleben 
und der praktiſche Dienſt. Für den Anterricht gilt der Leitſatz, wenig Stoff und klare 
Aberſicht nach einer ſtrengen Methode zu vermitteln. Im Internat werden Kamerad 
ſchaft, Ordnung und Diſziplin als Erziehungsziele geſetzt. Der praktiſche Dienſt 
erzieht nicht wie häuſig die alte Schule zum Stillſitzen, fondern zu der Fähigkeit, ſich 
raſch und energiſch zu bewegen. Neben dem Geländeſport werden Fechten, Reiten, 
Rudern, Segeln, Schwimmen, Segelfliegen, Auto. und Motorradfahren und jede 
andere geeignete Art von Turnen und Sport getrieben. 

Die Anſtalten unterftehen direkt und perſönlich dem Neichsminiſter für Wiſſenſchaft, 
Erziehung und Volksbildung, in ſeiner Vertretung der Landesverwaltung der 
Nationalpolitiſchen Erziehungsanſtalten in Preußen zu Berlin. 


3. Die Schulform 

Höhere Schulen ſind in der Regel Simultanſchulen, an denen Lehrer und Schüler 
ohne Rückſicht auf ihr Bekenntnis zugelaſſen find. Bekenntnisſchulen bilden die Aus- 
nahme. In Preußen find ſeit 1869 neue öffentliche höhere Schulen als Bekenntnis. 
ſchulen nicht mehr errichtet worden. Altere Lehranſtalten find nur dann Bekenntnis 
ſchulen, wenn dieſer Charakter ausdrücklich urkundlich feſtgelegt worden iſt. 


4. Der Unterricht 

Die dem Anterricht zugrunde liegenden Lehrpläne (in Preußen die Richtlinien von 
1925, in den übrigen Ländern die in Anlehnung an dieſe Richtlinien aufgeſtellten 
Lehrpläne) haben durch die nationalſozialiſtiſche Schulverwaltung mehrfache Ab- 
änderungen erfahren, durch die insbeſondere in den Kernfächern die nationalfoziali- 
ſtiſche Ausrichtung der Anterrichtsarbeit gewährleiſtet iſt (Anterricht in Geſchichte, 
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Biologie, Raſſenkunde). Nach dem Erlaß vom 20. April 1936 ift mit Beginn des 
Schuljahres 1937 an ſämtlichen höheren Schulen — mit Ausnahme der Gymnaſien 
für Jungen — Engliſch die erſte Fremdſprache. Das gilt auch für diejenigen 
Gymnaſien, welche die einzige grundſtändige höhere Schule eines Ortes find, ſowie 
für die Realgymnaſien. Nur ausnahmsweiſe dürfen Alleinſchulen eines Ortes als 
Gymnaſien (altſprachliche Nebenform) beſtehen bleiben, wenn dieſe Anſtalten von be⸗ 
ſonderer Bedeutung find. und nicht gegen ihre Amwandlung mit Rüdfiht auf eine 
ehrwürdige Aberlieferung Bedenken beſtehen. Im übrigen iſt die Anterrichtsarbeit 
in den einzelnen Schularten verſchieden geſtaltet. Durch den Erlaß R U III 10. 1 
vom 17. November 1934 wird allen Schulen die Pflege des Luftfahrtgedankens und 
ſeine Behandlung im Anterricht zur Pflicht gemacht. Aber die äußere Form des 
Anterrichts (Erweiſung des Deutſchen Grußes, Flaggenehrung uſw.) vgl. das bei den 
Volksſchulen Geſagte (oben S. 30). Seinen Abſchluß findet der erfolgreiche Beſuch 
einer voll ausgebauten höheren Schule mit der Erteilung des Reifezeugniſſes, deſſen 
Beſitz im allgemeinen Vorausſetzung für das Studium an einer Hochſchule und für 
den Zugang zum Offiziersberuf und einer Reihe von Beamtenlaufbahnen iſt. Von 
Oſtern 1937 ab wird auf Grund des Erlaſſes vom 30. November 1936 das Reife 
zeugnis bereits nach erfolgreicher Ableiſtung einer 12jährigen Schulzeit (4 Jahre 
Grundſchule, 8 Jahre höhere Schule) erteilt. 


II. N und Unterhaltung der höheren Schulen 
1. Unterhaltung 


Die Schulunterhaltung iſt Sache der Schulträger. Als ſolche kommen in Betracht: 

Staat, Gemeinden, bisweilen auch Kreiſe, Stiftungen und private Anternehmer (Ge⸗ 
ſellſchaften, Vereine, Orden uſw. oder Privatperſonen). Als öffentliche Schulen 
gelten in der Regel die vom Staat und von den Gemeinden (Gemeindeverbänden) 
unterhaltenen. Die Laſtenverteilung zwiſchen beiden Schulträgern iſt in den Ländern 
verſchieden: In Preußen wird der kleinere Teil der Schulen vom Staat, der größere 
von den Gemeinden unterhalten (zum Teil mit Staatsunterſtützung); in Bayern ſind 
die meiſten öffentlichen Knabenſchulen ſtaatlich und faſt alle öffentlichen Mädchen⸗ 
ſchulen ſtädtiſch; in Württemberg werden faft alle Schulen von den Gemeinden unter- 
halten, doch zahlt der Staat einen Zuſchuß zu den perſönlichen Laſten; in Thüringen 
und Mecklenburg trägt der Staat die perſönlichen, die Gemeinde die ſächlichen Koſten. 


2. Schulgeld 


An allen höheren Schulen wird ein Schulgeld erhoben. Würdigen und bedürftigen 
Schülern kann es ganz oder teilweiſe erlaſſen werden; wenn mehrere Geſchwiſter 
höhere Schulen beſuchen, werden Ermäßigungen gewährt (in Preußen geſetzlich feit- 
gelegt durch das Schulgeldgeſetz vom 18. Juli 1930, GS. S. 202). Nichtſtaatliche 
Anſtalten erheben vielfach niedrigere als die ſtaatlich vorgeſchriebenen Sätze; ſie 
dürfen von auswärtigen Schülern meiſt einen Zuſchlag zum Schulgeld erheben, der 
zwiſchen 10 und 50 v. H. ſchwankt. Als jährlicher Normalſatz des Schulgeldes gilt in 
Hamburg 288 RM, in Oldenburg 250 RM, in Preußen, Sachſen und Lippe 
240 RM, in Anhalt 220 RM, in Mecklenburg 216 RM, in Schaumburg-Lippe 
204 RM, in Bayern, Baden, Braunſchweig und Lübeck 200 RM, im Saarland 
150 RM. Bremen erhebt von den Schülern, die ſchon vor dem 1. Oktober 1931 eine 
ſtadtbremiſche Schule beſuchten, 360 RM, für die ſeit dem 1. Oktober 1931 ein- 
getretenen 240 RM; Heſſen ſtaffelt nach der Kinderzahl und nach der Klaſſenſtufe 
von 288 bis 48 RM (für Nichtheſſen von 312 bis 60 RM); Thüringen erhebt für 
die Anterſtufe 200 RM, für die Mittelſtufe 220 RM, für die Oberftufe 240 RM; 
Württemberg erhebt für die Anter. und Mittelſtufe 120 RM, für die Oberſtufe 


160 RM. 
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3. Schulverwaltung 1 

Während die inneren Schulangelegenheiten auch bei den höheren Schulen ausſchließ⸗ 
lich als Sache des Staates anzuſehen find, liegt die äußere Verwaltung im 
allgemeinen in den Händen des Schulträgers. Das Verhältnis zwiſchen der ſtaatlichen 
Schulverwaltung und den nichtſtaatlichen Schulträgern iſt teils durch Geſetz, teils 
durch ſogenannte Verwaltungsordnungen geregelt. Das preußiſche Muſter einer 
Verwaltungsordnung vom 1. Oktober 1918 wird zur Zeit umgearbeitet, um die erfor- 
derliche Anpaſſung an die Grundſätze nationalſozialiſtiſcher Staatsverwaltung herbei⸗ 
zuführen. Das gleiche gilt hinſichtlich des Muſters einer Schulordnung (Erlaß vom 
15. April 1932), deren Beſtimmungen die Bedingungen des Schulbeſuchs und die 
rechtliche Seite des Verhältniſſes zwiſchen Eltern und Schule zum Gegenſtand haben. 


4. Schule und Elternhaus 


Die Beziehungen zwiſchen Schule, Elternhaus und Staatsjugend ſind auch an den 
höheren Schulen durch den bereits bei den Volks und Mittelſchulen erwähnten Erlaß 
vom 24. Oktober 1934 über Schulgemeinde und Jugendwalter geregelt (vgl. 
oben S. 32). 


D. Das Tandjabr 


I. Wefen und Aufgabe des Landjahres 


„Das Landjahr fol jene Gegenſätze zwiſchen Stadt und Land, die infolge demagogi⸗ 
ſcher Aufpeitſchung zu einem Riß in unſerem Volke geworden find, reſtlos überwinden. 
Die Großſtadtkinder ſollen die Heimat ſehen und erleben lernen, wie ſie tatſächlich iſt. 
Die Kinder ſollen im Landjahr in die Idee des Dritten Reiches hineinleben, fie 
ſollen nicht hineinunterrichtet werden.“ Mit dieſen Worten hat Reichserziehungs⸗ 
miniſter Ruſt Sinn und Richtung des Landjahrs eindeutig feſtgelegt. 

„Während dieſer Aufgabe die Schule bisher vorwiegend nur von der geiſtigen Seite, 
die Jugendführung außerhalb der Schule aber überwiegend von der körperlich⸗ 
erziehlichen Seite her gerecht wurde, gilt es im Landjahr im entſcheidenden Ent- 
wicklungsalter dieſe Einwirkungen zuſammenzuführen.“ (Aus der Begründung zum 
Geſetz über das Landjahr.) ö 


Dieſe neue Erziehungsform fand ihre Grundlage im Geſetz über das Landjahr, das 
vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſen wurde und am 1. April 1934 in Kraft 
trat. Es iſt in der Preuß. Geſetzſammlung S. 243 vom 9. April 1934 veröffentlicht. 
Die Landjahrpflicht iſt nach 8 1 dieſes Geſetzes dahin feſtgelegt, daß zur Teilnahme 
am Landjahr alle Kinder verpflichtet find, „die die Schule nach Erfüllung der geſetz⸗ 
lichen Schulpflicht verlaſſen und zum Landjahr einberufen werden.“ 


„Das Geſetz ſetzt die allgemeine Landjahrpflicht feſt, um die Grenze der zu erfaflen- 
den Kinder ſoweit wie möglich zu erſtrecken. Der Landjahrpflicht unterliegen nicht 
nur die Kinder aus der Volksſchule, ſondern auch Kinder aus mittleren und höheren 
Schulen, wenn ſie ihre Schule nach Erfüllung der geſetzlichen Schulpflicht verlaſſen. 
Dagegen iſt unter dem Begriff „geſetzliche Schulpflicht“ im Sinne des 8 1 nicht die 
Berufs- und Fortbildungsſchulpflicht zu verſtehen. Nach dem Weſen und Zweck des 
Landjahres werden in erſter Linie die Kinder der Großſtädte, dann die Kinder der 
kleineren Städte bis zu einer Einwohnerzahl von etwa 25 000 erfaßt werden. Kinder 
nationalpolitiſch und ſittlich gefährdeter Gebiete werden durch Tauglichkeitsprüfungen 
ausgewählt und zum Landjahr einberufen. 

Der 8 2 lehnt ſich in ſeiner Faſſung an den Wortlaut des Polizeiverwaltungsgeſetzes 
an. Er bringt zum Ausdruck, „daß das Landjahr in vollem Amfange eine Ungelegen- 
heit des Staates iſt“. „Es gilt, raſſiſch geeignete und erbbiologiſch geſunde junge 
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Menſchen aus ſie gefährdender Amwelt herauszunehmen, ſie geiſtig wie körperlich 
harmoniſch durchzubilden und bei nationalpolitiſcher Schulung zu freudiger und 
lebendiger Einſatzbereitſchaft für das Volksganze zu erziehen.“ „Durch zuchtvolle und 
geiſtig wie körperlich gleicherweiſe vom praktiſchen Leben und vom Volkstum der 
Gegenwart her beſtimmte Gemeinſchaftserziehung auf dem Lande ſoll die politiſch 
und geſundheitlich gefährdete Großſtadtjugend bei bäuerlicher und volksſportlicher 
Arbeit erſtarken und zu kraftvollem Kämpfertum des Dritten Reiches erzogen 
werden.“ 

„Die natürliche, erzieheriſche Einwirkung hat nur dann nachhaltigen Wert, wenn ſie 
von längerer ununterbrochener Dauer iſt. Ein nur kurzer Lager oder Erholungs- 
aufenthalt von den üblichen vier bis ſechs Wochen kann weder körperlich noch geiſtig 
eine ins Tiefſte durchgreifende Wirkung ausüben. Daher ſoll das Landjahr ohne 
Ferienunterbrechung von Oſtern bis Weihnachten dauern.“ (Aus den Ausführungs- 
beſtimmungen zum Landjahrgeſetz.) 


II. Derwaltung und Unterhaltung 


Die Lager, in denen die Kinder während des Landjahres untergebracht werden, um- 
faffen im allgemeinen 40, 60 oder 80 Landjahrpflichtige und werden von Lager und 
Gruppenführern und -führerinnen geleitet. Die Lager unterſtehen der Aufſicht des 
Regierungspräfidenten, in deſſen Bezirk ſie gelegen find, und werden von Landjahr- 
bezirksführern, die vom Reichserziehungsminiſter den Regierungspräfidenten als 
deren Sachbearbeiter für alle inneren Landjahrangelegenheiten zugeteilt ſind, betreut. 
Während die Verwaltung im einzelnen den Ländern obliegt, werden die für die 
Durchführung grundſätzlichen Richtlinien vom Reichs- und Preußiſchen Miniſter für 
Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung gegeben. 

Die Anterhaltungskoſten des Landjahres werden vom Staat unter Beteiligung der 
Gemeinden an den ſächlichen Koſten bis zur Höhe eines Vierzigſtels der Gemeinde 
anteile an der Einkommen- und Körperſchaftſteuer aufgebracht. Die Landjahrerzieher 
zahlen für freie Unterkunft und Verpflegung im Lager 33 RM monatlich, um die ſich 
die Anterhaltungskoſten verringern. 


E. Die Berufsfchule (Foribildungsſchule) 


1. Weſen und Aufgaben 

Berufsſchulen ſind Schulen, die pflichtmäßig (zur Zeit in 4 bis 14 Wochenſtunden) 
von gleichzeitig in der praktiſchen Ausbildung (Lehre) oder in Arbeit befindlichen 
jungen Menſchen, ſowie von erwerbsloſen oder an- und ausgelernten Jugendlichen 
beſucht werden. Sie ſetzen dort ein, wo die Ausbildung der Volksſchule endet, 
jedoch find die zum Landjahr einberufenen Jugendlichen (vgl. oben S. 39) von der 
Berufsſchulpflicht befreit. Während mittlere und höhere Schule in der Regel von 
der Grundſchule (den vier unterſten Jahrgängen der Volksſchule) abzweigen, über- 
nimmt die Berufsſchule die auf den Beruf des Schülers ausgerichtete weitere Pflicht. 
ausbildung der aus der Oberſtufe der Volksſchule entlaſſenen Jugendlichen ſowie 
derjenigen, die im berufsſchulpflichtigen Alter die mittlere oder höhere Schule ver- 
laſſen und keine Fachſchule beſuchen. Von der Fachſchule unterſcheidet ſich die Berufs. 
ſchule insbeſondere durch den Pflichtſchulcharakter. Auch ſind die Fachſchulen in der 
Regel als Vollſchulen eingerichtet, während ſich die Anterrichtsarbeit der Berufs- 
ſchulen meiſt auf einige neben der Berufsarbeit abzuleiſtende Stunden beſchränkt. 
Die Bezeichnung „Berufsſchule“ wurde an Stelle der früher (insbeſondere für die 
ländliche Berufsſchule) üblichen Bezeichnung „Fortbildungsſchule“ im Anſchluß an 
die Verhandlungen der Reichsſchulkonferenz 1920 eingeführt. Sie entſpricht dem 
weſentlich durch die Berufsarbeit betonten Bildungsziel der Schule. Auf gabe der 
Berufsſchule iſt es, die praktiſche Ausbildung der Lehrlinge, Jungarbeiter und 
anderer in Wirtſchaft oder Haushalt tätiger junger Menſchen zwiſchen 14 und 
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18 Jahren zu ergänzen und an ihrer Erziehung zu nationalſozialiſtiſcher Haltung und 
hochwertiger Leiſtung mitzuarbeiten. 


2. Geſchichtliche Entwicklung 

Die Anfänge der Berufsſchule liegen einmal in den früheren Sonntagsſchulen, die 
den Lehrſtoff der Volksſchule befeſtigen und zugleich der chriſtlich- religöſen Er- 
ziehung dienen ſollten, zum anderen in den Bemühungen um ein berufliches Bildungs. 
weſen, wie fie feit den erſten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts zuerſt auf landwirt- 
ſchaftlichem und gewerblichem, ſpäter auch auf kaufmänniſchem und hauswirtſchaft⸗ 
lichem Gebiete immer wieder hervortreten. Bedeutſame Meilenſteine auf dem Wege 
dieſer Entwicklung find die Gewerbeordnung des Norddeutſchen Bundes von 1869 
(deren Beſtimmungen über den Beſuch der Fortbildungsſchule ſpäterhin wiederholt 
Erweiterungen erfahren haben), die preußiſchen Grundſätze für die Errichtung länd- 
licher Fortbildungsſchulen von 1876 und die Novelle zum Allgemeinen Berggeſetz von 
1892. Am 1900 hat ſich dann die gegenwärtige Form der Berufsſchule allgemein 
durchgeſetzt. 


3. Schularten 

Die verſchiedenen Verhältniſſe in Stadt und Land haben dazu geführt, daß ſich auf 
dem Gebiete des Berufsſchulweſens zwei bisher deutlich voneinander unterſchiedene 
Schulgruppen entwickelt haben: die vorwiegend auf ſtädtiſche Verhältniſſe zu⸗ 
geſchnittenen, in Preußen früher dem Handelsminiſterium unterſtellten gewerb- 
lichen, kaufmänniſchen und haus wirtſchaftlichen Berufsſchulen und 
die (ohne Anterſchied der beruflichen Gliederung) für die Fortbildung der ländlichen 
Bevölkerung beſtimmten, in Preußen früher dem Landwirtſchaftsminiſterium unter- 
ſtellten ländlichen Berufs (Fortbildungs⸗) Schulen. Durch das 
preußiſche Geſetz vom 29. Juni 1934 (GS. S. 327) iſt nunmehr das geſamte Berufs. 
und Fachſchulweſen dem preußiſchen Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volks- 
bildung unterſtellt und damit der organiſche Zuſammenhang des Berufsſchulweſens 
mit dem Geſamtaufbau des deutſchen Schulweſens deutlich zum Ausdruck gebracht 
worden. Mit der Bildung des Reichserziehungsminiſteriums iſt die einheitliche 
Betreuung aller Gruppen des Berufsſchulweſens durch den Reichs- und Preußiſchen 
Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung ſichergeſtellt. Neben den oben 
erwähnten Gruppen kommen noch die bergmänniſchen Berufsſchulen in 
Betracht. N 


4. Der Unterricht 

Im Anterricht verfuht die Berufsſchule ihre Aufgabe dadurch zu erfüllen, daß fie den 
Beruf des Schülers in den Mittelpunkt der Schularbeit ſtellt (Berufskunde, Fach- 
kunde uſw.) und von ihm aus die Jugendlichen in das volkliche und ſtaatliche Leben 
einführt (Gemeinſchaftskunde, Staatsbürgerkunde). Im einzelnen vollzieht ſich der 
Anterricht nach den für die einzelnen Schularten an den zuſtändigen Behörden auf- 
geſtellten Lehrplänen. In Preußen gelten: für die gewerblichen und kaufmänniſchen 
Berufsſchulen die Lehrpläne vom 1. Juli 1911 (Min Bl. d. Hand Min. S. 269 ff.), für 
die ländlichen Berufsſchulen die Richtlinien vom 15. Oktober 1936 (RMin Amts Bl. 
Dtſch. Wiſſ. S. 468 ff.). Die nationalpolitiſche Erziehung iſt durch Erlaß vom 
12. Auguſt 1933 und 31. Januar 1934 im Sinne der nationalſozialiſtiſchen Anforde- 
rungen neu geregelt worden. Pflichtmäßiger Religionsunterricht iſt allein in Baden 
und in Bayern angeſetzt. Da der Berufsſchulunterricht neben der praktiſchen Berufs 
ausbildung herläuft, iſt ihm naturgemäß ein knappes zeitliches Maß geſetzt, das ſich 
im allgemeinen zwiſchen vier und vierzehn Wochenſtunden bewegt. 


5. Schulpflicht 
Die Berufsſchule iſt Pflichtſchule. Die Berufsſchulpflicht erſtreckt ſich in der Regel 
über drei bis vier Jahre, bei den ländlichen Fortbildungsſchulen auf zwei Jahre nach 
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Verlaſſen der Volksſchule. Sie beruht auf Orts- oder Kreisſatzung, die ſich auf den 
§ 120 der Reichsgewerbeordnung bzw. für Preußen auch auf das Geſetz betreffend 
die Erweiterung der Berufsſchulpflicht vom 31. Juli 1923 ſtützt. Manche Länder 
(Sachſen, Baden, Heſſen, Thüringen, Oldenburg, Hamburg, Lippe) haben die Berufs- 
ſchulpflicht durch Landesgeſetz feſtgelegt. Von ſämtlichen Jugendlichen zwiſchen 14 
und 18 Jahren werden zur Zeit in Deutſchland rund 50 v. H. durch die Berufsſchule 
erfaßt. Weitere 25 v. H. beſuchen höhere Schulen oder Fachſchulen und find damit 
berufsſchulfrei. Die reſtlichen 25 v. H. ſind zur Zeit noch ohne ſchuliſche Betreuung. 
Sie wohnen meiſt auf dem flachen Lande. 

Eine einheitliche Regelung der Berufsſchulpflicht für das ganze Reich unter möglichft 
vollſtändiger Erfaſſung der berufsſchulpflichtigen Jahrgänge iſt eine der wichtigſten 
Aufgaben der Anterrichtsverwaltung des Reichs. 

Für die Geſtaltung des ländlichen Berufsſchulweſens find bereits durch den Erlaß 
des Reichsminiſters für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung vom 24. Sep- 
tember 1935 (RMinAmtsbl. S. 413) den Anterrichtsverwaltungen der Länder 
grundlegende Richtlinien mitgeteilt. Danach foll der pflichtmäßige Beſuch der länd- 
lichen Berufsſchule grundſätzlich zwei Jahre dauern. Der Anterricht findet Sommer 
und Winter durchgehend ſtatt und umfaßt 160 Stunden jährlich. Die Schulpflicht 
für Mädchen kann auf ein . verkürzt werden. Die Geſamtſtundenzahl beträgt 
auch dann 320. 


6. Schulgeld und Schulunterhaltung 

Ein Schulgeld wird an der Berufsſchule als einer Pflichtſchule grundſätzlich nicht 
erhoben. Ausnahmen ſind nur unter beſonderen Vorausſetzungen vorgeſehen, ſo in 
Preußen bei freiwilligem Schulbeſuch und bei ländlichen und gärtneriſchen Fort. 
bildungsſchulen dann, wenn der Schüler in keinem Arbeitsverhältnis ſteht. Die 
Anterhaltungskoſten werden ſomit von den Schulträgern aufgebracht. Als ſolche 
kommen neben den Gemeinden (Gemeindeverbänden) insbeſondere Berufskörper⸗ 
ſchaften in Betracht (Innungen, Handwerkskammern), in Zukunft auch ergänzend die 
Deutſche Arbeitsfront. Private Berufsſchulen werden in Form der für den Gefolg⸗ 
ſchaftsnachwuchs eines Betriebs eingerichteten Werkſchulen von einer Reihe indu- 
ſtrieller und kaufmänniſcher Großbetriebe unterhalten. Die Gemeinden (Gemeinde⸗ 
verbände) können in Preußen die Hälfte der durch Staatszuſchüſſe nicht gedeckten 
Koſten von dem Arbeitgeber erheben (Berufsſchulbeiträge). Der Staat beteiligt ſich, 
ſofern er nicht — wie in den ſüd. und mitteldeutſchen Ländern oder das Reich im 
Saarlande — die perſönlichen Koſten ganz übernimmt, lediglich durch Zuſchüſſe, die 
ſich nach der Schülerzahl richten und in Preußen gegenwärtig 12 RM je Kopf des 
Schülers betragen. Die Verwaltung der äußeren Angelegenheiten liegt in den 
Händen der Schulträger. Die Mitwirkung der für die Berufsſchule maßgeblichen 
Wirtſchaftskreiſe iſt durch die Berufung örtlicher Beiräte ſichergeſtellt. Dabei handelt 
es ſich um ehrenamtliche Berater, die dem Leiter des Schulträgers bei wichtigen 
Angelegenheiten der Schulverwaltung beratend zur Seite ſtehen (vgl. für Preußen 
Geſetz vom 26. März 1935, GS. S. 35, nebſt R vom 11. Oktober 
1935, Min BBlDtſch Wiſſ. S. 442). 


F. Die Fachfchule 


I. Weſen und Aufgaben 
Fachſchulen find die der beſonderen Berufsausbildung dienenden Schulen, die frei- 
willig, und zwar nur mit ausreichender praktiſcher Berufsausbildung beſucht werden 
können, und deren Lehrgang mindeſtens zwei Halbjahrskurſe mit Ganztagsunterricht 
oder in der Regel insgeſamt 1200 Anterrichtsſtunden umfaßt, und die nicht als Hoch. 
ſchulen anerkannt find. Die Fachſchulen erheben als Wahlſchulen Schulgeld. Ihre 
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Aufgabe iſt es, techniſch⸗wirtſchaftliches wie beruflich notwendiges allgemeines und 
ſtaatsbürgerliches Bildungsgut für die verſchiedenen Berufe zu vermitteln. Mit der 
Entfaltung von Technik und Wirtſchaft hat die Entwicklung der techniſchen und kauf ⸗ 
männiſchen Schulen im allgemeinen in den erſten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts 
eingeſetzt, etwas ſpäter die des landwirtſchaftlichen und hauswirtſchaftlichen Schul ⸗ 
weſens. Dabei hat ſich entſprechend der Vielfältigkeit des Berufslebens eine außer · 
ordentliche Mannigfaltigkeit der Schularten und Schulformen herausgebildet. Dieſe 
liegt in der unmittelbaren Ausrichtung auf die Bedürfniſſe des wirtſchaftlichen 
Lebens begründet; iſt doch Berufsnähe ein Haupterfordernis jeder guten Fachſchule. 


II. Umfang des Fachſchulweſens und die wichtigften Schularten 

Welche Bedeutung das Fachſchulweſen für die deutſche Wirtſchaft in der verhältnis 
mäßig kurzen Zeit ſeiner Entwicklung bereits gewonnen hat, ergibt ſich ſchon aus 
ſeinem Amfang. Die Zahl der öffentlichen und privaten Fachſchulen im Reich beträgt 
insgeſamt 1015; davon entfallen auf Bergbau 13, Baugewerbe 33, Handwerk und 
Kunſtgewerbe 41, Metallinduſtrie 80, Textilinduſtrie 36, Seefahrt 10, Landwirt- 
ſchaft 717, Spezialberufe 85. Hierzu treten noch die erweiterten Fachſchulen des 
Heeres, der Marine und der Luftwaffe, die zum Verwaltungsbereich des Reichs- 
kriegsminiſteriums bzw. des Luftfahrtminiſteriums gehören, die der Forſtverwaltung 
unterſtellten Forſtſchulen und die von der Polizeiverwaltung betreuten Polizeiſchulen. 
Die nähere Darlegung ihrer Verhältniſſe würde jedoch über den Rahmen dieſer Dar- 
ſtellung hinausgehen. 


Im einzelnen iſt über die Hauptgruppen der Fachſchulen zu ſagen: 


1. Techniſche Fachſchulen 

Bei den techniſchen Fachſchulen find zu unterſcheiden: 

a) Höhere Lehranſtalten für Hoch und Tiefbau (meiſt ſtaatlich) 
zur Ausbildung ſelbſtändiger Baugewerbetreibender, Bautechniker und Bauführer 
(fünf Halbjahre; mindeſtens erforderlich gute Volksſchulbildung, Aufnahmeprüfung, 
zwei Jahre handwerkliche Praxis). Einigen von ihnen find Lehrgänge für Ver⸗ 
meſſungstechniker (zwei Semeſter), Inſtallations⸗. und Heizungstechniker (vier 
Semeſter) angegliedert. Rein handwerklichen Zielen dienen die Bauhandwerker⸗ 
ſchulen (Württemberg) und die Meiſterſchulen für Bauhandwerker (Bayern). 


b) Anter den Schulen für die Metallinduſtrie betreiben die Ausbildung 
im Maſchinenweſen und in der Elektrotechnik nach feſtumriſſenem Lehr⸗ 
plan: höhere Lehranſtalten für Ingenieure (fünf Semeſter) und Fach ⸗ 
ſchulen für Werkmeiſter und techniſche Hilfskräfte (Volksſchule, vier Jahre 
Praxis). Neben dieſen meiſt ſtaatlichen oder ſtädtiſchen, neuerdings oft auch durch 
Lehrgänge für Luft- und Kraftfahrweſen erweiterten Anſtalten beſtehen 
Sonderſchulen für Feinmechanik, Hüttenweſen, Chemotechnik, für die verſchiedenen 
Zweige des Inſtallationsweſens und für die Sonderbedürfniſſe örtlicher Induſtrien. 
In freierem Anterricht behandeln zahlreiche ſtädtiſche oder private Techniken die 
eben genannten und andere Lehrgebiete. 

c) Für die Textilinduſtrie beſtehen höhere Fachſchulen für Fabrik- 
und Betriebsleiter und Fachſchulen für Werkmeiſter, Betriebsbeamte, Muſter⸗ 
zeichner. Der Anterricht, mit praktiſcher Abung hier eng verbunden, iſt vielfach nur 
auf die Sonderbedürfniſſe des Bezirks, bisweilen auch auf Färberei eingeſtellt. 


d) Handwerkerſchulen (früher Kunſtgewerbeſchulen) haben die Aufgabe, in 
den formenden Handwerkerberufen die Geſellen (nur ſolche werden im allgemeinen 
aufgenommen) in techniſcher und formaler Beziehung in vier bzw. ſechs Semeſtern zu 
wirklichen Meiſtern und Könnern ihres Faches heranzubilden. In ihrem Rahmen 
befinden ſich in verſchiedener Zuſammenſetzung die Abteilungen der Maler, Tiſchler, 
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(Schreiner), Keramiker (Töpfer), Email- und Glasarbeiter, Bildhauer und Stein- 
metzen, Kunſtſchmiede und Schloſſer, Gold., Silberſchmiede und Edelſteinarbeiter, der 
Graphiker und des Buchgewerbes, ferner die Abteilungen der Damenſchneiderinnen, 
Modezeichnerinnen, Muſterzeichnerinnen, Weberinnen und ähnlicher weiblicher 
Berufe. Auf nur ein Berufsgebiet beſchränken ſich zehn Anſtalten. Zu handwerk⸗ 
lichen und techniſchen Frauenberufen bereiten zum Teil auch Mädchen ⸗Gewerbeſchulen 
vor. Ein weiterer Ausbau iſt hier vorgeſehen. 


2. fiaufmänniſche Fachſchulen 

An kaufmänniſchen Fachſchulen gibt es in Preußen Handels und 
höhere Handelsſchulen (dieſe mittlere Reife fordernd) mit ein- bis zwei⸗ 
jährigem Lehrgang. In Sachſen und Süddeutſchland find die höheren Han- 
delsſchulen der höheren Schule mit dem Ziel der O- II-Reife eingegliedert; 
einigen dieſer Anſtalten iſt noch eine dreiklaſſige Wirtſchaftsoberſchule 
aufgeſetzt. 


3. Bergjchulen 

Die von der berabautreibenden Induſtrie unterhaltenen, von den Oberbergämtern 
überwachten Bergſchulen führen zwei- bis dreijährige Lehrgänge zur Aus- 
bildung von Steigern für die verſchiedenen Bergbauzweige durch (erforderlich: Alter 
mindeſtens 20 Jahre, drei- bis fünfjährige Bergwerkspraxis, Aufnahmeprüfung). Zur 
Vorbereitung dienen Bergvorſchulen (ein bis zwei Jahre), zur Fortbildung zum 
Oberſteiger oder Betriebsführer Oberklaſſen (ein bis eineinhalb Jahre). Schulgeld 
wird im allgemeinen nicht erhoben. 


4. Seemännijche Fachjchulen 

Seemänniſche Fachſchulen (überwiegend ſtaatlich) find die Seefahrtſchulen 
zur Ausbildung der Seeſteuerleute und Schiffer für die Handelsflotte (in Lehrgängen 
verſchiedener Dauer) wie der Küſtenſchiffer und Sportſegler, ferner die See- 
maſchiniſten:⸗, Schiffsingenieur- und höheren Schiffs- 
ingenieurſchulen, die zum Teil maſchinentechniſchen Lehranſtalten an- 
gegliedert ſind. 


5. Tandwirtſchaftliche Fachjchulen 

An landwirtſchaftlichen Fachſchulen haben ſich die nachfolgenden Schularten heraus- 
gebildet, die durch die nationalſozialiſtiſche Schulverwaltung eine beſondere Förde— 
rung erfahren haben. 


a) Die Landwirtſchaftsſchulen 


Die Vorläufer der Landwirtſchaftsſchulen find die theoretiſch⸗praktiſchen Ackerbau⸗ 
ſchulen und das landwirtſchaftliche Wanderlehrweſen. Sie haben ſich aus den 
Winterſchulen, ſpäter „landwirtſchaftliche Schulen“ und ſchließlich „Landwirtſchafts— 
ſchulen“ genannt, entwickelt. Arſprünglich nur für Knaben vorgeſehen, ſind heute 
bereits einer großen Zahl von Schulen Mädchenabteilungen angegliedert. Der 
Anterricht wird nur im Winter erteilt und erſtreckt ſich für die Knaben über zwei, 
für die Mädchen über ein oder zwei Halbjahre. Im Sommer ſind die Lehrer der 
Landwirtſchaftsſchulen als Wirtſchaftsberater der Bauern tätig. 


b) Die höheren Land bauſchulen 


Die höheren Landbauſchulen find aus den früheren Seminaren für Landwirte (ſpäter 
Höhere Lehranſtalten für praktiſche Landwirte genannt) hervorgegangen. Sie geben 
Bauern und Landwirten die Möglichkeit, die bereits erworbenen Kenntniſſe für die 
erfolgreiche Ausübung ihres Berufs in einem einjährigen Lehrgang zu erweitern. 
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c) Die Landfrauenſchulen 
Die erſten ländlich⸗hauswirtſchaftlichen Fachſchulen (Landwirtſchaftliche Haushal⸗ 
tungsſchulen, Wirtſchaftliche Frauenſchulen) wurden Ende des vorigen Jahrhunderts 
eingerichtet. Seitdem ift das Schulweſen ſtändig im Wachſen begriffen. Im Jahre 
1935 iſt das ländlich⸗hauswirtſchaftliche Schulweſen für das ganze Reich neu 
organiſiert worden. Neben den Mädchenabteilungen der Landwirtſchaftsſchulen 
gibt es: 

1. Einklaſſige Landfrauenſchulen mit Internat, verbunden mit landwirtſchaftlichen 
Betrieben. Die Lehrgänge dauern ein Jahr. 

2. Zweiklaſſige Landfrauenſchulen mit abſchließender Staatsprüfung im Landwirt. 
ſchaftlichen Haus⸗Werk. Die Lehrgänge in der Anterklaſſe und in der Ober— 
klaſſe dauern je ein Jahr. Aufnahme in die Oberklaſſe ſetzt mittlere Reife und 
das Beſtehen der Landwirtſchaftlichen Hauswerkprüfung voraus. 


d) Die Gärtneriſchen Fachſchulen 


Sie dienen der Fachausbildung des ſelbſtändigen Gärtners ſowie des Beamten und 
Angeſtellten der Gartenbauverwaltungen und umfaſſen 2 bis 4 Semeſter. Vier dieſer 
Anſtalten ſind mit Forſchungsinſtituten verbunden. 


e) Die Kulturbauſchulen 


Die Wieſenbauſchulen Siegen und Suderburg wurden in den Ser Jahren des 
vorigen Jahrhunderts gegründet. Ihr Lehrziel war die Heranbildung gewerbs— 
mäßiger Wieſenbauer. Der Staat und die Kommunalverbände nahmen ſich der Ent- 
wicklung der Schulen an, Abgangsprüfungen wurden eingeführt, Neugründungen in 
Schleuſingen und Königsberg folgten. Das Lehrziel der Schulen wurde vereinbeit- 
licht und erweitert, die Kulturbautechniker. und Kulturbaumeiſterprüfung eingeführt 
und die Schulen als Kulturbauſchulen (höhere Fachſchulen) auf Grund der Beſtim- 
mungen vom 24. Dezember 1928 ſtaatlich anerkannt. Die Ausbildung dauert drei 
Jahre. 


6. fjaushaltungsſchulen 

Der allgemeinen hauswirtſchaftlichen Ausbildung dienen 
Haushaltungsſchulen und (aufbauend auf mittlerer Reife und längerer 
Praxis) Lehrgänge für Haushaltspflegerinnen; zu Helferinnen in 
der Familie bilden die Kinderpflege und Haushaltsgehilfinnen⸗ 
lehrgänge. 


7. Schulen für ſoziale Berufe 

a) An Volkspflegeſchulen findet die Ausbildung ſtaatlich anerkannter 
Volkspfleger (innen) (früher Wohltahrtspfleger[innen]) ſtatt. Die Ausbildungszeit 
beträgt vier Jahre und ſetzt mittlere Reife ſowie vierjährige Praxis in Kranken und 
Jugendpflege, für Volkspflegerinnen auch Säuglingspflege voraus. 

b) Die fozialpädagogiſchen Seminare bilden in einem zweijährigen, 
aus Zweckmäßigkeitsgründen zumeiſt an eine höhere Mädchenſchule angegliederten 
Lehrgange Kindergärtnerinnen und Hortnerinnen aus, die alsdann nach dreijähriger 
Praxis und nach einem weiteren einjährigen Lehrgang die Prüfung als Jugend- 
leiterinnen ablegen können. 


III. Der Unterricht 
Angeſichts der beſonderen Aufgaben jeder Fachſchulart läßt ſich nur wenig Gemein- 
ſames über den Anterricht jagen. Immerhin hat ſich bei aller Vielſeitigkeit der Lehr— 
ziele für manche Schulgruppen eine weitgehende Angleichung der Lehr 
pläne erreichen laſſen. So bei den höheren Lehranſtalten des Bau- und Maſchinen⸗ 
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weſens (vgl. hierzu die „Reichsgrundſätze für die einheitliche Ausrichtung der Fach⸗ 
ſchulen für das Bau- und Maſchinenweſen“, R Min AmtsblDtſch Wiſſ. 1936 ©. 517). 
So ferner bei den vom Reichsbeauftragten für das Seefahrtſchulweſen überwachten 
ſeemänniſchen Schulen. Die kaufmänniſchen Fachſchulen waren es, die 1916 in 
Preußen neben dem fachlichen auch den ſtaatsbürgerkundlichen Unter- 
richt aufnahmen und ihm die Verbundenheit des Berufs mit Volk und Heimat zu⸗ 
grunde legten, eine Maßnahme, die dann von den anderen Fachſchulen übernommen 
worden iſt. Die körperliche Ertüchtigung iſt an allen in das Neichsfach⸗ 
ſchulſchaftsverzeichnis eingetragenen Fachſchulen jetzt den laut Reichs verordnung vom 
6. Oktober 1934 gebildeten örtlichen Fachſchulſchaften übertragen, die welt 
anſchauliche Schulung nach den Vorſchriften der Verfaſſung der deutſchen 
Fachſchulſchaft vom 7. Februar 1934 dem NS Deutſchen Studentenbund anvertraut. 
Der Einbau beider Organiſationen in das Leben der Fachſchule hat die Zufammen- 
arbeit von Lehrenden und Studierenden auf eine neue Grundlage geſtellt. Von jeher 
haben ſich die Anſtalten angelegen ſein laſſen, durch ſtraffe Schulordnung im Sinne 
von Pünktlichkeit und Ordnungsliebe und durch ganz exakte Leiſtungen, wie das Leben 
ſie fordert, erzieheriſch zu wirken. 


IV. Unterhaltung und Verwaltung N 
Als Schulträger öffentlicher Fachſchulen kommen neben Reich, Ländern und Gemein- 
den auch zahlreiche ſonſtige öffentliche Körperſchaften in Betracht, insbeſondere die 
Innungen, die Handwerks- und Induftrie- und Handelskammern ſowie der Reichs- 
nährſtand. Daneben find private Fachſchulen zugelaſſen. Das Schulgeld ſchwankt 
nach Lehrziel und Schulart in weiten Grenzen; bei den öffentlichen Anſtalten ſetzt 
feine Bemeſſung erhebliche Zuſchüſſe voraus. Im einzelnen find Anter richts 
betrieb und Verwaltung der Fachſchulen, auch der privaten, die nur mit 
behördlicher Genehmigung betrieben werden dürfen, durch Vorſchriften der zuſtän⸗ 
digen Miniſterien weitgehend geregelt. 


Zweiter Abſchnitt 
Die Tehrer 
1. Allgemeines 


Träger der Erziehungsarbeit in den Schulen ift die Lehrerſchaft. Auf ihren Schultern 
ruht der weſentlichſte Teil der Verantwortung für die Erfüllung der den Schulen 
geſetzten Aufgaben und für die lebendige Vergegenſtändlichung der neuen Sinn⸗ 
deutung der geſamten Erziehung aus dem Geiſte des Nationalſozialismus. Der 
Lehrer des Dritten Reiches iſt nicht nur Vermittler von Stoff, ſondern gleichzeitig 
Kamerad und Führer der ihm anvertrauten Jugend. Es iſt daher verſtändlich, daß 
die nationalſozialiſtiſche Neuordnung des geſamten Schulweſens nicht bei der Am⸗ 
änderung von Stoffplänen, ſondern beim Erzieher ſelbſt und ſeiner Neuausrichtung 
ihren Anfang genommen hat. In dieſer Hinfiht hat einmal eine ſtrenge Handhabung 
des Geſetzes zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums die Ausſchaltung der für 
eine Erziehungsarbeit aus dem Geiſte der neuen Zeit ungeeigneten Kräfte beſorgt. 
Sodann aber hat eine nationalpolitiſche Schulung in weitem Amfange dafür Sorge 
getragen, daß die verbleibenden Kräfte dieſen neuen Geiſt wirklich lebendig in ſich 
aufnahmen, um ihn nun in der täglichen Arbeit der Schule weitertragen zu können. 
Hier haben die Bemühungen der Schulverwaltung eine beſondere Anterſtützung und 
reiche Anregung in der fortlaufenden, tätigen Schulungsarbeit des Nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Lehrerbundes, der alle Arten von Lehrern umfaſſenden nationalſozialiſtiſchen 
Einheitsorganiſation des deutſchen Erzieherſtandes, erfahren. 

Rechtlich unterſcheidet ſich die Stellung der im öffentlichen Dienſtverhältnis fteben- 
den Lehrer von derjenigen der Lehrer an Privatſchulen. Sind dieſe, ſoweit ſie nicht 
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aus dem öffentlichen Dienſt beurlaubt find, in der Regel Privatangeſtellte bzw. 
ſelbſtändige Schulunternehmer, jo haben jene die Rechte und Pflichten der Staats- 
beamten. Sie ſind daher als Beamte anzuſehen und unterliegen den Beſtimmungen 
der Dienſtſtrafgeſetze ebenſo wie dem Reichsgeſetz vom 30. Juni 1933 (RGBl. ! 
S. 433). Auch für Lehrer find demgemäß die Vorſchriften über die Erforderniſſe 
ariſcher Abſtammung und politiſcher Zuverläſſigkeit, über das Genehmigungsbedürf. 
nis von Nebentätigkeiten, über das Ausſcheiden von Beamtinnen im Falle der 
Heirat ſowie über das für eine planmäßige Anſtellung von weiblichen Kräften 
erforderte Alter von 35 Jahren anzuwenden. Ebenſo gelten die beamtenrechtlichen 
Beſtimmungen über die Verſetzbarkeit und die Altersgrenze auch für die Lehrer, 
letztere jedoch in Preußen mit der Maßgabe, daß die Altersgrenze beim 62. Lebens- 
iahr liegt. 


Die Frage, wieweit es ſich bei den Lehrern um unmittelbare oder mittelbare Beamte, 
insbeſondere Kommunalbeamte handelt, iſt nach den einzelnen Landesrechten ver- 
ſchieden zu beantworten. Die feſtangeſtellten Lehrer an den ſtaatlichen Schulen jeder 
Art find überall unmittelbare Staatsbeamte. Hierzu find in Preußen auch die Volks 
ſchullehrer zu rechnen. Amſtritten iſt in Preußen die Stellung der Lehrer anderer 
Schulen (der Berufs-, Mittel-, Fach-, höheren Schulen), ſoweit fie von Gemeinden 
oder anderen. nichtſtaatlichen Anterhaltsträgern getragen werden. Sie werden ent- 
weder auch als unmittelbare Staatsbeamte oder als mittelbare Staatsbeamte oder 
als Kommunalbeamte eigener Art angeſehen. Praktiſch hat die Streitfrage kaum 
Bedeutung. In anderen Ländern iſt zum Teil die Eigenſchaft als Kommunalbeamte 
unbeſtritten. 


2. Die £chrer an Dolhsſchulen 


Die Ausbildung der Volksſchullehrer iſt in allen deutſchen Ländern (bis auf 
Thüringen) nach preußiſchem Vorbilde übereinſtimmend geregelt und vollzieht ſich auf 
den Hochſchulen für Lehrerbildung, deren Beſuch das Neifezeugnis vorausſetzt. Zur 
ſtärkeren Bindung an die Kräfte des landſchaftlichen Raumes find dieſe Hochſchulen 
tunlichſt aus den Großſtädten auf das Land — die künftige Wirkungsſtätte der meiſten 
Volksſchullehrer — verlegt worden. Das Studium dauert vier Semeſter und ſchließt 
mit der Ablegung der 1. Lehrerprüfung. Dann treten die „Schulamtsbewerber“ in die 
praktiſche Schularbeit. Es folgt die 2. Lehrerprüfung nach einer mindeſtens zwei⸗ 
jährigen Tätigkeit im Volksſchuldienſt. Für die Vorbildung der techniſchen Lehr 
kräfte (Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten, der Hauswirtſchaftskunde, Turn⸗ 
lehrerinnen) beſtehen beſondere Beſtimmungen und für die 1. Prüfung eine beſondere 
Ordnung. 


Die Anſtellung der Volksſchullehrer erfolgt erſt nach einer längeren außerplan⸗ 
mäßigen Dienſtzeit (in Preußen fünf Jahre). In Preußen wird ein Teil der Lehrer 
durch die Schulaufſichtsbehörde unmittelbar angeſtellt; für den übrigen Teil ſteht dem 
Schulverbande das Wahlrecht zu. Die Gewählten bedürfen der Beſtätigung der 
Schulaufſichtsbehörde, die fie anſtellt. 


Die Beſoldung und die Alters- und Hinterbliebenenverſorgung find meiſt durch beſon⸗ 
dere Geſetze geregelt (in Preußen: Volksſchullehrerbeſoldungsgeſetz vom 1. Mai 1928 
GSS. S. 125] mit ſpäteren Anderungen). Das Verhältnis zum Schulleiter und zu den 
Kollegen ordnet eine Dienſtanweiſung. In Preußen gilt (unter Beſeitigung aller 
früheren, demokratiſierenden Beſtimmungen) der Erlaß über die Schulleitung vom 
3. April 1934 — UI A Nr. 3151/33 —, der dem Schulleiter (Rektor, Hauptlehrer) 
die alleinige Verantwortung für die Führung der Schule überträgt und die Lehrkräfte 
zur Zuſammenarbeit in kameradſchaftlichem Geiſt verpflichtet. 


48 | Vahlen 


3. Die Mittelſchullehrer 

Den wiſſenſchaftlichen Anterricht an Mittelſchulen dürfen nur Lehrkräfte erteilen, die 
das Zeugnis der Befähigung zum Anterricht an Mittelſchulen erworben oder die 
Prüfung für das höhere Lehramt beſtanden haben. Die Lehrer und Lehrerinnen der 
Muſik, des Zeichnens, der Leibesübungen, der Nadel- und Gartenarbeit, der Haus- 
wirtſchaftskunde und des Werkunterrichts ſollen in der Regel eine beſondere Vor- 
bildung für dieſe Fächer beſitzen. Die Anſtellung erfolgt durch den Anterhaltsträger 
und bedarf der Beſtätigung durch die Schulaufſichtsbehörde. Die endgültige An- 
ſtellung iſt in Preußen erſt nach einer Dienſtzeit von fünf Jahren zuläſſig. 

Die Beſoldung iſt in Preußen durch das Mittelſchullehrerbeſoldungsgeſetz vom 
30. April 1928 (GS. S. 694), die Ruhegebalts- und Hinterbliebenenverſorgung durch 
das Geſetz vom 11. Juni 1894 (GS. S. 764) geregelt. Die ſonſtigen e 
regelt die Dienſtanweiſung vom 1. Mai 1926 (ZB. S. 209). 


4. Die Tehrer an höheren Schulen 

Die Beſchäftigung und Anſtellung als Lehrer einer höheren Schule ſetzt in der Regel 
ein achtſemeſtriges Studium an einer deutſchen Aniverſität und die Ablegung einer 
wiſſenſchaftlichen und praktiſchen Prüfung voraus. Die erſten beiden Semeſter ſind 
nach der Neuordnung des Jahres 1936 an einer Hochſchule für Lehrerbildung zu ver- 
bringen. Die Abſolventen der wiſſenſchaftlichen Prüfung treten als „Studienreferen⸗ 
dare“ in den Vorbereitungsdienſt, den die Pädagogiſche Prüfung vor dem Pädagogi⸗ 
ſchen Prüfungsamt abſchließt, nach deren Beſtehen der Prüfling zum Studienaſſeſſor 
ernannt wird. Bei den künſtleriſchen Fächern (Zeichnen und Muſik) tritt an die 
Stelle der wiſſenſchaftlichen Prüfung die ihr gleichſtehende Prüfung für das Fünft- 
leriſche Lehramt. 

Außer den akademiſch vorgebildeten Lehrern unterrichten an den höheren Schulen auch 
nicht akademiſch gebildete Lehrer, für die innerhalb des Deutſchen Reichs keine ein- 
heitliche Amtsbezeichnung beſteht (Oberſchullehrer, Studienlehrer, Präzeptoren, 
Reallehrer uſw.). 

Die Studienaſſeſſoren können nach Ablauf einer verſchieden geregelten Anwärter: 
dienſtzeit als Studienräte (in Bayern auch Studienprofeſſoren, in Baden Profeſſoren) 
angeſtellt werden. Wegen der durch den Geburtenrückgang bedingten Schrumpfung 
des höheren Schulweſens ſind die Anſtellungsverhältniſſe für die Studienaſſeſſoren 
zur Zeit wenig günſtig. Die Anterrichtsverwaltung iſt jedoch bemüht, durch Austauſch 
und Amwandlung von Stellen eine Beſſerung der Lage herbeizuführen. 

Die Lehrer an ſtaatlichen höheren Schulen erhalten ihre Bezüge nach den ſtaatlichen 
Beſoldungsordnungen. Für die Leiter und Lehrer an den nichtſtaatlichen öffentlichen 
höheren Schulen ſind durch das preußiſche Studienratsgleichſtellungsgeſetz vom 
20. Mai 1929 (GS. S. 51) die meiſten für die Lehrer an ſtaatlichen Schulen geltenden 
Beſtimmungen für anwendbar erklärt. Das dienſtliche Verhältnis zwiſchen Schul— 
leiter ([Ober-] Studiendirektor) und Lehrern iſt durch Dienſtanweiſung geregelt. 


5. Die Lehrer an Berufsſchulen 

Der Anterricht an den ländlichen Fortbildungsſchulen wird durchweg nebenher von 
Volksſchullehrern erteilt. An den meiſten übrigen Berufsſchulen erteilen beſonders 
vorgebildete Berufsſchullehrer den Unterricht. Die Ausbildung iſt im Reiche nur für 
die an den kaufmänniſchen Berufsſchulen tätigen Handelslehrer einheitlich geregelt. 
Sie erfolgt durch ein mit der Diplomprüfung abſchließendes Studium von ſechs 
Semeſtern an einer Handelshochſchule oder einer wirtſchaftlich-ſozialwiſſenſchaftlichen 
Fakultät einer Aniverſität mit anſchließendem praktiſch-pädagogiſchen Jahr. Der 
Ausbildungsgang der Gewerbelehrer(innen) iſt verſchieden. Wichtigſte Vorausſetzung 
iſt eine ausreichende berufspraktiſche Ausbildung. An ſie ſchließt in Preußen ein 
vierſemeſtriger Beſuch des Berufspädagogiſchen Inſtituts mit nachfolgendem praktiſch— 
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pädagogiſchen Jahr an. In anderen Ländern erfolgt die Ausbildung an der Tech⸗ 
niſchen Hochſchule (Baden), der Aniverſität (Thüringen) oder der Hochſchule für 
Lehrerbildung (Hamburg). Reichseinheitliche Beſtimmungen für die Ausbildung 
aller Berufsſchullehrer (Gewerbe und Handelslehrer) find geplant. Mit der feſten 
Anſtellung iſt die Amtsbezeichnung Handelsoberlehrer oder Gewerbeoberlehrer ver⸗ 
bunden. Die Schulleitung liegt in der Hand des Leiters (Direktors), dem gegebenen- 
falls außer einem Stellvertreter Fachvorſteher zur Seite ſtehen. 


6. Die Lehrer an fachſchulen 


Als Lehrer an Fachſchulen wirken tüchtige Fachleute. Im einzelnen beſtehen Anter. 
ſchiede ſowohl zwiſchen den einzelnen Schularten wie zwiſchen den Ländern. Eine 
Vereinheitlichung der Ausbildung hat der nationalſozialiſtiſche Staat bei Lehrern 
und Lehrerinnen an den landwirtſchaftlichen Fachſchulen gebracht. Die Landwirt⸗ 
ſchaftslehrer ſind Diplomlandwirte mit mehrjähriger Berufspraxis, die eine durch die 
Ausbildungsordnung vom 28. Januar 1936 (Min Bl. S. 95 ff.) geregelte einſemeſtrige 
pädagogiſche Ausbildung an einer Hochſchule für Lehrerbildung erfahren. Die 
Lehrerinnen der landwirtſchaftlichen Haushaltungskunde erhalten eine zweijährige 
Ausbildung, die die mittlere Reife und die Staatsprüfung im bäuerlichen Hauswerk 
vorausſetzt und ſich in einen einjährigen Lehrgang an einer Hochſchule für Lehrerinnen- 
bildung und eine einjährige praktiſch-pädagogiſche Ausbildung gliedert (Ausbildungs- 
ordnung vom 10. Januar 1935, Min BBl. S. 196, und Erlaß vom 29. Januar 1936, 
Min Bl. S. 100). Die (Ober-) Studienräte und (Ober-) Studiendirektoren der 
Techniſchen Fachſchulen find ausgeſuchte Kräfte mit abgeſchloſſenem Hochſchulſtudium 
(Dipl.-Ing.) und mehrjähriger Praxis, die ihre pädagogiſche Eignung in einem 
Probejahr nachzuweiſen haben. An den Handwerkerſchulen unterrichten Profeſſoren 
als Leiter der Entwurfsklaſſen, Studienräte und Fachlehrer, die auf Grund be⸗ 
wieſener Leiſtung berufen werden. An den Handels- und höheren Handelsſchulen 
unterrichten Handelsoberlehrer (in Württemberg Handelsſchulräte, in Baden und 
Hamburg Studienräte). 


Dritter Abſchnitt 


Die Schulaufficht 


Das geſamte Schulweſen ſteht unter der Auffiht des Staates. Dieſer Satz iſt im 
weiteſten Sinne zu verſtehen. Die Aufſicht erſtreckt ſich ſowohl auf die öffentlichen 
wie auf die privaten Schulen, und unter ihr iſt nicht nur die Beaufſichtigung der ein- 
zelnen Schulen, ſondern die geſamte Verwaltung der mit dem Schulweſen verbundenen 
Angelegenheiten in übergeordneter Inſtanz zu verſtehen. Grundſätzlich ohne Anter⸗ 
ſchied der Schulträger ſteht dem Staate die vollſtändige Beſtimmungsgewalt über das 
Schulweſen zu, der die Schulträger ebenſo wie Schulleiter und Lehrer unterworfen 
find. Dieſe Aufſicht und Verwaltungsführung erfaßt ſowohl die inneren wie die 
äußeren Schulangelegenheiten. Die Kirchen find damit von der Schulaufſicht aus- 
geſchloſſen. An der Auffiht werden jedoch, insbeſondere bei den Volksſchulen, die 
Gemeinden in beſchränktem Amfange neben dem Staate beteiligt. Die Ausübung der 
Schulaufſicht erfolgt im Rahmen der Geſetze durch Einzelanordnungen oder allgemeine 
Verwaltungsbeſtimmungen. Als einem Teile der Landesverwaltung ſtehen ihr zur 
Durchführung ihrer Maßnahmen alle Zwangsmittel zu, die der Landesverwaltung 
gegeben find. Einer Nachprüfung durch die Verwaltungsgerichte unterliegen ihre 
Maßnahmen nur, ſoweit ſolches ausdrücklich geſetzlich vorgeſehen iſt. 

Oberſte Schulaufſichtsbehörde im Reich iſt der Neichsminiſter für Wiſſenſchaft, Er- 
ziehung und Volksbildung. Unter feiner Führung wird die Schulaufſicht in den ein- 
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zelnen Ländern durch die Landesunterrichtsbehörde geführt, in den größeren Ländern 
alſo durch den Anterrichtsminiſter (in Preußen: Preußiſcher Miniſter für Wiſſen⸗ 
ſchaft, Erziehung und Volksbildung). In einer Reihe von Ländern find unter der 
Landesunterrichtsbehörde wieder beſondere Mittel. oder Kreisbehörden zur Aus- 
übung der unmittelbaren Aufſicht beſtellt. Die weiteſtgehende Gliederung findet ſich 
naturgemäß in Preußen. Hier ſteht die folgende Regelung, deren Einzelheiten in 
erſter Linie die Vereinfachungsverordnung vom 3. September 1932 (GS. S. 283) nebſt 
den dazu ergangenen Durchführungsverordnungen und Ausführungsanweiſungen 
ergibt. 

a) Die Aufſicht über die Volksſchulen führt in unterſter Inſtanz im allgemeinen 
der Kreisſchulrat. Neben ihm nimmt der Landrat bei den Schulverbänden kreis. 
angehöriger Gemeinden einen beſtimmten Teil der Schulauffiht wahr, der die äußeren 
Schulangelegenheiten, alſo Erbauung, Ausſtattung und Anterhaltung der Schulen 
ſowie Verwaltung des Schulvermögens betrifft und als „Schulverbandsaufſicht“ 
bezeichnet wird. In einigen Bezirken ſind verſuchsweiſe Kreisſchulrat und Landrat 
zu einem „Kreisſchulamte“ vereinigt. Aber den genannten Kreisbehörden ſteht der 
Regierungspräfident, dem in einer „Abteilung für Kirchen und Schulen“ zumeiſt 
unter Leitung eines Regierungsdirektors (Ober-) Regierungs- und Schulräte als 
ſchulfachliche Sachbearbeiter zur Seite ſtehen. Auf einer Reihe beſonders wichtiger 
Gebiete übt der Regierungspräfident ſtatt der Kreisbehörden die erſtinſtanzliche 
Schulaufſicht unmittelbar aus. 


b) Die Regelung bei den mittleren Schulen entſpricht der für die Volks⸗ 
ſchulen getroffenen Regelung weitgehend, nur daß die beſonderen Befugniſſe des 
Landrats entfallen und in beſonders ſtarkem Maße die unmittelbare Heranziehung 
der Geſchäfte zum Regierungspräſidenten erfolgt iſt. 

c) Bei den Berufsſchulen iſt zu unterſcheiden: die ländlichen Berufs (Fort- 
bildungs-) Schulen unterſtehen der Aufſicht des Kreisſchulrats, der ſich bei den 
Mädchenſchulen der Anterſtützung einer „Kreisfachberaterin“ bedient. Aber die 
übrigen Berufsſchulen führt der Regierungspräfident die Aufſicht unmittelbar, dem 
ein oder mehrere (Ober-) Regierungs- und Gewerbeſchulräte beigegeben find. Unter 
ihm werden „Reviſoren“ zur Ausübung gewiſſer Aufſichtsbefugniſſe auf beſtimmten 
Fachgebieten aus der Zahl der Leiter und Lehrer der Berufsſchulen ernannt. Die 
Aufſicht über Bergſchulen liegt hiervon abweichend beim Oberbergamt. 

d) Die Fachſchulen werden vom Regierungspräfidenten beaufſichtigt. Bearbeiter 
iſt der Regierungs- und Gewerbeſchulrat; nur für die bäuerlichen Fachſchulen wird 
in der Regel ein Beamter der Landesbauernſchaft mit der Bearbeitung betraut. 
e) Die Aufſicht über die Höheren Schulen führt unmittelbar der Oberpräfident 
(früher das Provinzialſchulkollegium), bei dem — zumeiſt unter Leitung eines Regie- 
rungsdirektors — eine „Abteilung für das höhere Schulweſen“ mit Oberſchulräten 
als ſchulfachlichen Sachbearbeitern eingerichtet iſt. 


Vierter Abſchnitt 


20 2 2 
Rörperliche Erziehung 

Durch die im Herbſt 1934 erfolgte Errichtung des Amtes für körperliche Erziehung 
im Reichserziehungsminiſterium hat Reichsminiſter Ruſt der Tatſache, daß im 
nationalſozialiſtiſchen Staat die körperliche Erziehung ein untrennbarer und ſogar 
entſcheidender Teil der Geſamterziehung der Jugend iſt, Rechnung getragen. 

Das Amt für körperliche Erziehung gliedert ſich in zwei Abteilungen, deren erſtere 
vorwiegend die Ausbildung und Schulung der Turnlehrer bzw. der Lehrerſchaft über. 
haupt zur Aufgabe hat, während die zweite Abteilung die körperliche Erziehung der 
Jugend ſelbſt betreut. Da die Leibesübungen nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung 
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nicht nur ein Mittel zur Hebung der Volkskraft und Volksgeſundheit, ſondern in 
noch höherem Grade ein politiſches Erziehungsmittel ſind, verſteht es ſich von ſelbſt, 
daß auch die Angelegenheiten der Wehrerziehung, ſoweit fie die Schulen und Hoch⸗ 
ſchulen betreffen (Wehrmachtsdienſt und Arbeitsdienſt der Abiturienten und 
Studenten, Pflege der Luftfahrt in den Schulen, Luftſchutz, Geländeſport), zu dem 
Aufgabenbereich des Amtes für körperliche Erziehung gehören. 


Anter den durch das Amt für körperliche Erziehung ſeit Ende 1934 getroffenen Maß 
nahmen find beſonders folgende zu nennen: 

1. Ausbau der Hochſchulinſtitute für Leibesübungen an den Univerfitäten zu Zentren 
der körperlichen Erziehung in der betreffenden Provinz (Land). Amwandlung der 
Inſtitutsleiterſtellen in Regierungsrats. bzw. Oberregierungsratsſtellen. Aber⸗ 
nahme der ehemaligen Geländeſport-Führerſchule Neuftrelig des Chefs des Aus⸗ 
bildungsweſens in das Berliner Hochſchulinſtitut für Leibesübungen zwecks Durch⸗ 
führung beſonderer Aufgaben.. 


2. Feſtlegung der Aufgaben der Hochſchulinſtitute für Leibesübungen durch die Hoch⸗ 
ſchulſportordnung vom 30. Oktober 1934 (R U III 66) bzw. vom 24. April 1935 
(K I 166): 

a) Durchführung der dreiſemeſtrigen Grundausbildung für alle Studierenden; 
Regelung des eee Sportbetriebes und des Wettkampfweſens der 
Studenten. 

d) Neuordnung der Turnlehrerausbildung. Im Mittelpunkt ſteht die im 3. und 
4. Studienſemeſter ftattfindende einjährige Lehrerausbildung, die mit dem 
Prüfungslager und der Vorprüfung abſchließt. Die Lehrbefähigung für körper- 
liche Erziehung wird alsdann durch die wiſſenſchaftliche Prüfung für das höhere 
Lehramt in dem Fach körperliche Erziehung erworben. 

c) Durchführung von Fortbildungslehrgängen für Lehrer aller Arten zwecks Aber⸗ 
holung der Lehrerſchaft. Weitere Lehrgänge für andere Teilnehmerkreiſe: Bund 
deutſcher Mädchen, Hitlerjugend, Reichsverband Deutſcher Turn-, Sport und 
Gymnaſtiklehrer, Landjahrerzieher, Fachſchulen. (Im Jahre 1935 nahmen an 
den Fortbildungs- und Schulungslehrgängen der preußiſchen Hochſchulinſtitute 
für Leibesübungen einſchließlich der Führerſchule in Neuſtrelitz etwa 11 000 
Männer und Frauen teil. Dieſe Zahl wird ſich im laufenden Jahre noch er- 
heblich ſteigern.) 

3. Einführung einer zuſätzlichen Turnſtunde an den höheren Knabenſchulen des 

Reichs aus Reichsmitteln. Die zuſätzliche Turnſtunde dient vornehmlich der Aus- 

bildung im Schwimmen, Fußball und Boxen. Zwecks Einſatzes von jungen Lehr- 

kräften für dieſe Turnſtunde wurden 1600 teilweiſe beſchäftigungsloſe Studien- 
aſſeſſoren an den Hochſchulinſtituten für Leibesübungen und an der Führerſchule in 

Neuſtrelitz in mehrwöchigen Lehrgängen geſchult. 

4. Schaffung von Dezernentenſtellen für körperliche Erziehung (Oberregierungsräte) 

bei den Oberpräſidien. 

5. Neuregelung der Aufgaben der Jugendpflege (Ertüchtigung ſtatt Fürſorgel). 

a) Einrichtung von Dezernentenſtellen für Jugendpflege und körperliche Erziehung 
bei den Regierungspräfidenten. 

b) Einſetzung von Kreisjugendwarten (innen) in den Kreiſen. 

6. Grundlegende Regelung der N der Luftfahrt an den Schulen durch den Erlaß 

vom 17. November 1934, URIJII 10.1 

7. Herausgabe der neuen Richtlinien für das Turnen an den Knabenſchulen. 

8. Schaffung einer Prüfungsordnung für die Turn-, Sport- und Gymnaſtiklehrer 

im freien Beruf, die damit in den Erzieherberuf eingegliedert werden. 


52 | Bahlen 


9. Errichtung des Prüfungsamtes für Lehrer und Lehrerinnen der körperlichen 
Erziehung. N 


10. In Vorbereitung befindet ſich die Prüfungsordnung für die wiſſenſchaftliche 
Prüfung für das höhere Lehramt in dem Fache Leibesübungen und körperliche 
Erziehung. 


Aus Mitteln des Amtes für körperliche Erziehung wurden ferner zahlreiche VBau⸗ 
vorhaben auf dem Gebiete der körperlichen Erziehung finanziert bzw. gefördert. So 
find im Rechnungsjahr 1935 / 36 etwa 2 100 000 RM für Abungsſtätten, Jugendheime 
und Jugendherbergen ausgeworfen worden, davon 1 250 000 für Turnhallen, Sport. 
plätze, Schwimmbäder und Sportgeräte, 736 000 für Jugendheime und 120 000 für 
Jugendherbergen. An größeren Vorhaben des laufenden Jahres ſind zu erwähnen: 
Turnhallen, Sportplatz und Sportheim des Hochſchulinſtituts für Leibesübungen 
Breslau (etwa 500 000 RM); Turnhalle und Sportplatz des Hochſchulinſtituts für 
Leibesübungen Göttingen (300 000 RM); Sportheim der Aniverſität Münſter 
(50 000 RM); Umbau der Paläſtra Albertina in Königsberg (200 000 RM); Sport- 
beim der Aniverſität Bonn (20 000 RM); Ruderheim der Univerfität Marburg 
(60 000 RM). 
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Sc alpolitit 4 


1. ‘opotbef auf dem üblichen Finanzierungswege leicht zu erlangen fein dürfte, 
jte..:. dem Baubeginn, den der Führer auf 1939 ſeſtgelegt hat, keine Schwierigkeiten 
im Dzege. 

Die DAF. beſchränkt ſich nicht darauf, den einzelnen Volksgenoſſen innerhalb der 
Geweinſchaft der arbeitenden Menſchen zu betreuen, ſondern betrachtet es auch als 
idre Aufgabe, maßgebenden Einfluß auf feine Freizeitgeſtaltung zu gewinnen. Sie 
will dafür forgen, daß jeder Arbeiter der Stirn und der Fauſt die Erholung erhält, 
die e' braucht, und daß er die Möglichkeit hat, feinen Urlaub fo zu verbringen, daß 
eine wirkliche Entſpannung von der beruflichen Arbeit eintritt. Damit erreicht fie 
aber auch, daß die Menſchen ſich nicht nur als Arbeitskameraden im Betrieb, ſondern 
auch außerhalb der Arbeit kennen und ſchätzen lernen, was wiederum zur Förderung 
des Gemeinſchaftslebens beiträgt. 


Vor allem zur Durchführung der Freizeitgeſtaltung iſt Ende 1933 die NS.⸗Gemein⸗ 
ſcheft „Kraft durch Freude“ gegründet worden, die für die Durchführung der ein- 
„dien Aufgaben eine Reihe von Umtern geſchaffen hat (Organiſationsamt, Amt für 
lltum und Heimat, Amt für Reife, Wandern und Urlaub, Schatzamt, Amt für 
Scharheit der Arbeit und neuerdings die Amter Schönheit des Dorfes und Feier⸗ 
abend). Die NS.⸗Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“ hat in der kurzen Zeit ihres 
Beſiehens bewieſen, daß fie auf dem richtigen Wege iſt, die Arbeiter der Stirn und 
de! Fauſt zu verſöhnen und allen Freude zu bringen. Das Reifen und Wandern iſt 
nicht mehr ein Vorrecht derjenigen, die über das notwendige Geld verfügen, ſondern 
jeden, Volksgenoſſen möglich. Auch der Kunſtgenuß iſt nunmehr dem Handarbeiter 
zu zänglicher als früher. Das Gefühl, im Theater, im Konzertſaal oder im Muſeum 
nicht gern geſehen zu werden, war auch ein Grund dafür, daß die breiten Maſſen ſich 
der Kunſt entfremdeten. In weiten Kreiſen war man ſchon ſo weit gekommen, die 
einſoche körperliche Betätigung im Sport als Luxus, beſonders im Hinblick auf ge⸗ 
wiſſe Sportarten anzuſehen, während doch gerade der Sport eine Quelle der Kraft 
und des fröhlichen Mutes für Beruf und Leben fein ſollte. Darüber hinaus wurde 
dafür geſorgt, daß dem Mann an der Maſchine, der oft heimatentwurzelt ein freud- 
und ſeelenloſes Daſein friſtete, die geiſtigen und kulturellen Werte unſeres Volks- 
tums nähergebracht wurden. Schließlich wußte man auch die Anluſt zur Arbeit, die 
ojt durch ſchlechte Arbeitsräume u. dgl. verurſacht war, zur Freude an der Arbeit 
umzvgeftalten. Oft mit den kleinſten Mitteln wurden hier Wunder vollbracht. So 
wurden z. B. ſaubere hygieniſche Arbeitsplätze, Toiletten und Waſchräume geichaffen; 
auch an den Ausbau ſchöner Aufenthaltsräume und an die Anlegung von Sport- 
pLisen und Grünflächen hatte man gedacht. Das Amt Schönheit der Arbeit wird in 
dicſer Richtung feine ſegensreiche Tätigkeit fortſetzen. Es kann als ein großer Erfolg 
angeſehen werden, daß es gelungen iſt, dem Anternehmer klarzumachen, daß der- 
arı.ge Ausgaben keinen Luxus bedeuten, ſondern höchſt wirtſchaftlich angelegt find. 
Einige Zahlen mögen die Leiſtungen der NS.⸗Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“ 
verdeutlichen: 

Im Jahre 1934 nahmen 2 Millionen, im Jahre 1935 3 Millionen und im Jahre 1936 
6 Millionen Volksgenoſſen an den Kraft- durch⸗Freude⸗Reiſen teil. Die Zahl der 
Madeira -⸗Fahrer ſtieg von 3000 auf 8000 Teilnehmer. Auch über die ſoziale Zu- 
ſammenſetzung der Teilnehmer können zuverläſſige Angaben gemacht werden. So 
nahmen an einer Fahrt vom 6. bis 14. Juni 1935 in Berlin nach Thüringen teil 
70 v. H. Handarbeiter, und zwar 40 v. H. männliche und 30 v. H. weibliche. Die ver- 
bleibenden 30 v. H. ſetzten ſich zuſammen aus Angeſtellten, kleinen Beamten, freien 
Berufen, Rentnern und Penſionären. Wie die Statiſtik nachweiſt, hat ein Drittel 
ſämtlicher Arlauber ein Einkommen unter 100 RM monatlich. Ein weiteres Drittel 
verdient monatlich zwiſchen 100 und 150 RM. Der Reſt liegt darüber, aber nur 
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6 v. H. verdienen über 250 RM. Zu diefen Teilnehmern gehören aber beſonders die 
en Familien, die deswegen ein Recht auf die Kraft- durch ⸗Freude - Reifen 
haben. 

Obwohl die Leiſtungen dieſes Werkes ſich gegenüber dem Jahre 1935 Überall ver 
doppelt haben und eine Anzahl neuer Arbeitsgebiete hinzugekommen find, hat ſich der 
Zuſchuß der DAF. zu dieſem Sozialwerk verringert. Während noch im er ten Jabre 
feines Beſtehens 24 Millionen RM und im zweiten Jahre 17 Millionen RM als 
Zuſchuß gegeben wurden, iſt dieſer Zuſchuß im dritten Jahre auf 15 Milli nen RN 
geſunken. Er ſoll in Zukunft ganz verſchwinden, jo daß das Werk fi ſelbſt rraͤgt. 


In dieſem Zuſammenhang ſei noch der Werkſcharen Erwähnung getan. Sie find der 
Stoßtrupp für die nationalſozialiſtiſche Gemeinſchaftsarbeit in den Betrieden. In 
ihnen vereinigen ſich die Angehörigen der NSDAP. und ihrer Gliederungen inner- 
halb des Betriebes mit den beſten Arbeitern zwiſchen 18 und 25 Jahren. Sie ſollen 
die Wechſelbeziehungen zwiſchen Arbeiter und VBetriebsführer, zwiſchen Arbeiter und 
Arbeitsraum vertiefen. Sie haben auch die dankbare Aufgabe übernomme . die be 
ſonderen Sitten und Gebräuche des Betriebslebens zu pflegen und an Jetrieds- 
appellen und Gemeinſchaftsabenden mitzuwirken. Gerade dieſe Organiſatina junger 
Menſchen erſcheint am beſten geeignet, die Betriebsgemeinſchaft zu pflegen und aus 
der Begeiſterung der Jugend heraus mitzuhelfen an der kulturellen Erſchlic zung des 
Arbeitslebens. | 
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Das Auslandsdeutfchtum 


Gauleiter Ernft Wilhelm Bohle 
Leiter der Auslands-Ocganifation der NSDAP., Staatsfekretär im Auswärtigen Amt 


Es gab weder im Kaiſerreich noch in der Weimarer Verfaſſung Einrichtungen, deren 
Aufgabe es war, das Auslandsdeutſchtum nach einheitlichen Geſichtspunkten zu 
erfaffen, um die außerhalb der Grenzen des Reichs lebenden Volksgenoſſen ideell 
mit der Heimat zu verbinden. Wohl gab es im Kaiſerreich zahlreiche Organiſationen, 
die auf dem einen oder anderen Gebiet Verbindungen zu den Auslandsdeutſchen 
unterhielten und auf dieſe Weiſe zweifellos oft eine ſehr wertvolle Arbeit geleiſtet 
haben. Die hierfür aufgewendeten Kräfte und Mittel waren jedoch weit größer als 
der Nutzen, den ſowohl das Reich wie das Deutſchtum draußen daraus zogen, wobei 
im Rahmen dieſes Auſſatzes von der Behandlung der oft erfolgreichen Fürſorge⸗ 
tätigkeit namhafter Verbände abgeſehen werden ſoll. 


Eine Erklärung für das Fehlen einer einheitlich gerichteten auslandsdeutſchen 
Arbeit findet man in der Tatſache, daß das Deutſche Reich Bismarckſcher Prägung 
ein unumſtrittener Machtfaktor in der Weltpolitik war und ſeinen Angehörigen im 
Ausland ein ſolches Gefühl abſoluter Sicherheit gab, daß hierdurch der ſo oft vor dem 
Kriege draußen wie drinnen beobachtete gedankenloſe Formalpatriotismus Platz 
greifen konnte. Es iſt dies zweifellos wiederum ein Beiſpiel dafür, daß ein mächtiges 
Volk, deſſen Stellung in der Welt feſt begründet und unumſtritten iſt, unbewußt 
dazu neigt, die Imponderabilien zu vergeſſen, die zu dieſer Machtſtellung geführt 
haben. Nur deshalb konnte der Ausbruch des Weltkrieges bei vielen Deutſchen im 
Ausland ein Gefühl der Enttäuſchung darüber hervorruſen, daß ihr mächtiges Reich 
oft nicht in der Lage war, ſeine im Ausland befindlichen Angehörigen zu ſchützen. 
Dieſer Enttäuſchung erlag dann auch während des Krieges das Nationalbewußtſein 
vieler Volksgenoſſen, denen der Schutz Deutſchlands nicht mehr gewährt werden 
konnte. 


Es ſei an dieſer Stelle nachdrücklichſt darauf hingewieſen, daß eine Verallgemeinerung 
der vorſtehenden Ausführungen hinſichtlich unſerer Auslandsdeutſchen ſelbſtver. 
ſtändlich nicht in Frage kommt. Das einwandfrei deutſche Verhalten ungezählter 
Auslandsdeutſcher während des Krieges redet eine ebenſo deutliche wie eindringliche 
Sprache. 

Der oben angeführte Formalpatriotismus kann niemals als Beweis eines mangeln- 
den Nationalbewußtſeins betrachtet werden, ſondern iſt eine Folge der Gedanken. 
lofigkeit, die im Auslandsdeutſchtum ſich oft an entſcheidender Stelle gezeigt hatte. 
Bei feſtlichen Anläſſen, wie z. B. bei Kaiſersgeburtstagsfeiern und Beſuchen 
deutſcher Kriegsſchiffe, konnte man ſtets ein ehrliches und ſtolzes Bekennen zum 
Deutſchtum feſtſtellen, das aber allzu ſchnell einer — zweifellos meiſt ungewollten — 
Gleichgültigkeit wich. 

Dieſe Feſtſtellungen haben führende Männer des Auslandsdeutſchtums vor dem 
Kriege lebhaft beſchäftigt, ohne daß der wirkliche Grund hierfür gefunden werden 
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konnte. Heute wiſſen wir, was damals dem Auslandsdeutſchtum ebenſo fehlte wie 
dem Deutſchtum im Reich: die von Adolf Hitler begründete nationalſozialiſtiſche 
Volksgemeinſchaft, die über alle Klaſſen und Stände hinweg den einzelnen Deutſchen 
lehrt, in jedem anderen Deutſchen in erſter Linie den Volksgenoſſen zu ſehen. 


Die Weimarer Republik war von Anbeginn eine Angelegenheit, die bei den Aus⸗ 
landsdeutſchen größtes Mißtrauen hervorrufen und in ihren Auswirkungen zum 
Mißerfolg prädeſtiniert ſein mußte. Für die Ehre und das Anſehen eines Volkes 
hat niemand ein feineres Empfinden als derjenige Angehörige dieſes Volkes, der 
außerhalb der Grenzen feines Vaterlandes in fremden Staaten lebt. Dem Aus- 
landsdeutſchen wurde nach Beendigung des Weltkrieges durch die nackte Wirklich- 
keit eindringlich vor Augen geführt, welchen Fall ſein Vaterland getan hatte. Vor 
1914 genoß er als Deutſcher Achtung und Anſehen, wo immer er ſich im Ausland 
befand. Nach 1918 war er Angehöriger eines beſiegten und auch innerlich zerfallenen 
Staates, der, wie es ſchien, zu ewiger Knechtſchaft und zur Tributleiſtung an die 
übrige Welt verurteilt war. Die jedem Auslandsdeutſchen als Wahrzeichen der 
großen Heimat ans Herz gewachſene Flagge Schwarz⸗Weiß⸗Not, die von jedem Aus- 
länder geachtet wurde, wich neuen Farben, die nur als Symbol der Niederlage 
betrachtet werden konnten. Keine noch ſo verheißungsvollen Verſprechungen der 
neuen marxiſtiſchen Führer konnten den Auslandsdeutſchen über dieſe rauhe Wirk⸗ 
lichkeit hinwegtäuſchen. Der Weimarer Staat, würdelos in ſeinen Anfängen und 
würdelos in ſeinem Handeln, verkörperte keine tragende Idee, die dem Deutſchen 
draußen Mut und Stolz hätte einflößen können. Daß in den Nachkriegsjahren des⸗ 
halb zahlreiche Auslandsdeutſche zwar in wehmütiger Anhänglichkeit des verfallenen 
Reiches gedachten, darüber hinaus aber keinerlei Intereſſe für die neue Ordnung 
der Dinge in Deutſchland aufbrachten, konnte nicht verwundern. Es bedarf kaum 
einer Erwähnung, daß die Republik keiner Organiſation die Möglichkeit bot, das 
Auslandsdeutſchtum der Heimat wieder näherzubringen. Die vorhandenen Organi- 
ſationen mußten ſich auf eine Weiterführung ihrer früheren Tätigkeit beſchränken; 
Konzeſſionen an die Gedankengänge der jeweiligen Machthaber blieben dabei nicht 
aus. Einzelne der zahlreichen politiſchen Parteien haben des öfteren verſucht, Ver⸗ 
bindungen draußen anzuknüpfen, auch errichtete das Reichsbanner Schwarz ⸗Not Gold 
hier und da auslandsdeutſche Ortsgruppen. Irgendein Erfolg blieb dieſen Ver⸗ 
ſuchen naturgemäß verſagt. 


Nach dem überwältigenden Wahlfieg der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiter- 
partei am 14. September 1930 faßten in Hamburg einige früher im Ausland geweſene 
Parteigenoſſen den Beſchluß, eine Auslandsabteilung der NSDAP. zu gründen, um 
die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung in das Auslandsdeutſchtum hineinzutragen. 
Dieſer Beſchluß kam den immer zahlreicher werdenden Wünſchen unſerer Volksgenoſſen 
im Ausland entgegen, durch ihre Zugehörigkeit zur NSDAP. ihre Verbundenheit 
mit der Freiheitsbewegung Adolf Hitlers unter Beweis zu ſtellen. Am 1. Mai 
1931 wurde dieſe Auslandsabteilung von der Reichsorganiſationsleitung genehmigt 
und erhielt ihren Sitz in Hamburg. Die geſtellte Aufgabe war angeſichts des Fehlens 
jeglicher Mittel und der ſcharfen Oppoſitionsſtellung der Partei zu den damaligen 
Reichsregierungen und damit zu den amtlichen Vertretungen im Ausland außer- 
ordentlich ſchwierig. Durch mühſelige Kleinarbeit der ehrenamtlich arbeitenden 
Kräfte und reſtloſe Ausnützung jeder nur denkbaren perſönlichen Verbindung im 
Ausland gelang es bereits Ende des Jahres 1931, die erſten Stützpunkte im Ausland 
zu gründen. Die vereinzelt bereits vorhandenen nationalſozialiſtiſchen Vereini⸗ 
gungen erhielten durch die Gründung der Auslandsabteilung eine feſte Baſis in der 
Heimat. Trotz ſchärfſter Anterdrückungen von allen Seiten brachte das Jahr 1932 ein 
beachtliches Anwachſen der nationalſozialiſtiſchen Gruppen im Ausland und die 
Bildung der erſten Landesgruppen, ſo daß bei der Machtergreifung im Januar 1933 
bereits eine — wenn auch kleine — Schar von entſchloſſenen Nationalſozialiſten an 
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vielen Plätzen im Ausland vorhanden war, der die Aufgabe zufiel, die Welt⸗ 
anſchauung des Führers nunmehr zum Gedankengut aller Auslandsdeutſchen zu 
machen. 


An dieſer Stelle muß einiges über den Aufbau der Gruppen im Ausland geſagt 
werden. Eine Verfügung der Reichsleitung vom 1. Mai 1931 beſtimmte, daß jeder 
Parteigenoſſe, der fi) im Ausland befand oder feinen ſtändigen Wohnfitz nach dem 
Ausland verlegte, ausnahmslos bei der Auslandsabteilung zu führen ſei. Grund- 
ſätzlich wurde die Aufnahme in die Bewegung nur denjenigen Volksgenoſſen und 
Volksgenoſfinnen gewährt, welche die reichsdeutſche Staatsangehörigkeit beſaßen. 
Dieſer Grundſatz bedeutete von vornherein den Verzicht auf jede Einmiſchung in die 
innerpolitiſchen Verhältniſſe fremder Staaten. Die Notwendigkeit einer ſolchen Maß⸗ 
nahme erhellt aus dem Amſtand, daß keinem Bürger eines fremden Staates, auch 
wenn er deutſchſtämmig iſt, zugemutet werden kann, eine Treupflicht gegenüber einer 
ausländiſchen politiſchen Partei einzugehen. Jeder fremde Staat hätte ſich mit 
Recht derartige Bindungen feiner Staatsbürger verbeten. Der Wille der Auslands- 
abteilung der Partei, ſich peinlichſt von allen nichtdeutſchen Angelegenheiten fern- 
zuhalten, fand feinen weiteren Ausdruck in der ftrengen Anweiſung an alle Partei- 
genoſſen, keine Verbindungen mit ſolchen Kreiſen ihres Gaſtlandes aufzunehmen, die 
ſich faſchiſtiſch oder nationalſozialiſtiſch nannten und ſich in Oppoſitionsſtellung zu 
ihren Regierungen befanden. 

Die zu Leitern der jeweiligen Landesgruppen und Ortsgruppen im Ausland 
ernannten Parteigenoſſen, die ſelbſtverſtändlich ebenſo wie in der Heimat ihre Tätig⸗ 
keit ehrenamtlich ausüben, hatten die Werbung unter den Reichsdeutſchen intenſiv 
zu betreiben, damit überall dort, wo Deutſche anſäſſig waren, die nationalſozialiſtiſche 
Idee Eingang finden konnte. Es muß hierbei in Betracht gezogen werden, daß um 
den Führer und feine Bewegung in der ganzen Welt von deutſcher und von aus⸗ 
ländiſcher Seite ein Lügengewebe größten Formats geſponnen war, das zu zerreißen 
vornehmſte Pflicht unſerer erſten Kämpfer draußen ſein mußte. Es kam bei dieſer 
Arbeit auf den vollen Einſatz des einzelnen Nationalſozialiſten an, da immer nur in 
ſehr beſchränktem Amfang Aufklärungsmaterial zur Verfügung ſtand, während von 
amtlicher und privater deutſcher Seite und vor allen Dingen von der im Ausland 
vertriebenen großen deutſchen Tagespreſſe nur die gröbſten Entſtellungen der 
nationalſozialiſtiſchen Lehre gebracht wurden. Der Sieg des 14. September 1930 war 
eine Vorausſetzung für den Beginn der Aufklärung des Auslandsdeutſchtums, weil 
das zahlenmäßige Ergebnis dieſer Wahl, das nicht verheimlicht werden konnte, 
genügte, um die Auslandsdeutſchen auf eine Bewegung aufmerkſam zu machen, von 
der ſie vorher entweder gar nichts oder nur denkbar Angünſtiges erfahren hatten. 


Es tft der unermüdlichen und aufopfernden Arbeit der erſten paar tauſend Partei- 
genoſſen im Ausland zu verdanken, daß die Abernahme der Kanzlerſchaft durch den 
Führer den meiſten Auslandsdeutſchen nicht ganz ſo überraſchend erſchien wie der 
Wahlſieg vom September 1930. Auch iſt es dem Amſtand, daß die Auslands- 
abteilung der Bewegung im Gegenſatz zu der analogen Organiſation Muſſolinis, 
dem fascio all' estero, bereits vor der Machtergreifung gegründet wurde, zu danken, 
daß die heutige Auslandsorganiſation der Partei draußen über einen Stamm im 
ſchärfſten Kampf bewährter Parteigenoſſen verfügt. Wenn die Auslandsorganiſation 
nach der Machtergreifung verhältnismäßig ſchnell einen ſo großen Ausbau erfahren 
konnte, wie es der Fall geweſen iſt, ſo verdankt die Bewegung dieſe Tatſache in erſter 
Linie den alten Parteigenoſſen draußen, die es trotz Not und Verfolgung lange Zeit 
vor 1933 wagten, den nationalſozialiſtiſchen Gedanken ihren Volksgenoſſen im Aus- 
land zu predigen. Es fehlte ihnen faſt alles, was in der Heimat dazu beitrug, die 
Partei zu einem einzigen großen Block zuſammenzuſchweißen. Den Führer hatten ſie 
nie geſehen, ſie konnten den gewaltigen Eindruck nationalſozialiſtiſcher Aufmärſche 
nicht auf ſich wirken laſſen und ſie konnten ſich, da ſie meiſt nur ganz wenige waren, 
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nicht in dem Bewußtſein aufrichten, Tauſende von Kameraden gleichen Sinnes und 
gleichen Willens um ſich zu haben. Sie hatten keine eigene nationalſozialiſtiſche 
Preſſe, die ihnen ſofort die Wahrheit vermitteln konnte, ſondern mußten oft wochen⸗ 
lang die Lügenmeldungen der aus Deutſchland kommenden Drahtnachrichten und der 
ausländiſchen Preſſe hinnehmen, bevor endlich die Preſſe ihres Führers eintraf. Zu 
Ehren unſerer auslandsdeutſchen Volksgenoſſen muß an dieſer Stelle betont werden, 
daß nur ganz wenige unter dieſen Verhältniſſen weich wurden und die Hoffnung 
aufgaben. Austritte aus der Bewegung waren ſelbſt in den Auguft- und November- 
tagen des Jahres 1932 ſelten, obwohl mancher Parteigenoſſe draußen ſich zweifellos 
nicht mehr zurechtfand. Allen Lügen, Verleumdungen und perſönlichen Anfeindungen 
zum Trotz haben ſie draußen weiter gearbeitet und unter Einſatz ihrer geſamten 
Exiſtenz ihre Pflicht getan. Wie ernſt es ihnen um ihren Opferwillen und ihre Ein- 
ſatzbereitſchaft war, zeigt das Leben und Sterben des Landesgruppenleiters 
Wilhelm Guſtloff. 
Ebenſo wie in der Heimat erhielt die Bewegung im Ausland nach der Machtüber⸗ 
nahme einen ſehr erheblichen Zuwachs an Mitgliedern, ſo daß im Laufe der Jahre 
1933 und 1934 an faſt allen Plätzen der Welt, wo Deutſche anſäſſig find, neue Orts- 
gruppen und Stützpunkte der Partei gegründet werden konnten. Die Zahl dieſer 
Gruppen beträgt heute (Anfang des Jahres 1938) etwa 600 und ſtellt einen gewiſſen 
Abſchluß dar. Entſprechend der Zunahme der Mitgliederzahl iſt auch die Leitung 
der Auslandsorganiſation der NSDAP., die bis zum März 1935 ihren Sitz in 
Hamburg hatte und dann nach Berlin verlegt wurde, in großem Amfang ausgebaut 
worden und beſchäſtigt heute über 800 hauptamtliche Mitarbeiter und Mitarbeite- 
rinnen, die zum großen Teil entweder im Auslande geboren wurden oder dort 
längere Zeit verbracht haben. 
Die Grundlage für das Wirken der Auslandsorganiſation bildet die Verfügung des 
Stellvertreters des Führers vom 17. Februar 1934 und die Ausführungsbeftim- 
mungen hierzu, die nachſtehend wiedergegeben ſind: 

„Die durch meine Verſügung vom 3. Oktober 1933 mir direkt unterſtellte Aus- 

landsabteilung der NSDAP. führt künftig die Bezeichnung 


Auslandsorganiſation der NSDAP. 


Der zu meinem Stabe gehörende Leiter der Auslandsorganiſation mit der Be- 
zeichnung Gauleiter iſt der Pg. Ernſt Wilhelm Bohle. 
gez. Rudolf Heß. 


Der Stabsleiter des Stellvertreters des Führers gibt n folgende Ausführungs⸗ 
beſtimmungen bekannt: 

Die Auslandsorganiſation iſt die einzige zuſtändige Parteidienſtſtelle für alle 
Parteigliederungen im geſamten Ausland. 

Der geſamte Dienſtverkehr aller Parteiſtellen mit den Organiſationen der 
NSDAP. im Ausland iſt ausnahmslos über die Auslandsorganiſation in Berlin 
zu leiten. 

Nationalſozialiſtiſche Fachverbände uſw., die in ihre Tätigkeit die Reichsdeutſchen 
im Ausland einzubeziehen beabſichtigen, dürfen dies nur im Rahmen der Aus- 
landsorganiſation tun. 

Alle Parteigenoſſen, die ihren ſtändigen Wohnſitz im Ausland haben oder die zu 
ſtändigem Auſenthalt ins Ausland reiſen, unterſtehen der Auslandsorganiſation 
bzw. der Ortsgruppe ihres Wohnortes und dürfen bei innerdeutſchen Gauen nicht 
als Mitglieder geführt werden. 


München, den 17. Februar 1934. Der Stabsleiter 
des Stellvertreters des Führers 
M. Bormann, Reichsleiter.“ 
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Dieſe Verfügung ſchuf die unbedingt notwendige Klarheit und bereitete dem großen 
Durcheinander in der Auslandsarbeit ein Ende. 


Nachdem durch das Geſetz vom 1. Dezember 1933 die Nationalſozialiſtiſche Deutſche 
Arbeiterpartei die den Staat tragende Bewegung geworden war, wurde die Aus⸗ 
landsorganiſation der NSDAP. die Trägerin des neuen Staatsgedankens im 
Auslandsdeutſchtum und konnte ſomit das Primat in der auslandsdeutſchen Arbeit 
beanſpruchen. Es hat bis in die jüngſte Zeit hinein nicht an Verſuchen gefehlt, 
dieſes Primat abzuſchwächen oder gar zu ſabotieren. Dieſe Verſuche aber waren 
von vornherein ſchon deshalb zum Scheitern verurteilt, weil ihre geiſtigen Arheber, 
wenn auch oft ungewollt, die Tatſache vollkommen außer acht ließen, daß das Aus⸗ 
landsdeutſchtum heute nur durch den Nationalſozialismus mit dem neuen Staat 
verbunden werden kann, wenn es innerlich dieſem Staat nicht fremd gegenüberſtehen 
ſoll. Auch fanden diejenigen, die geglaubt hatten, das Auslandsdeutſchtum durch 
andere als nationalſozialiſtiſche Kräfte betreuen zu können, keinerlei Reſonanz bei 
den Auslandsdeutſchen ſelbſt, die eine nationalſozialiſtiſche Führung der Auslands- 
deutſchen geradezu forderten. Wer als Deutſcher draußen lebt und beſtrebt iſt, 
eine innige Verbindung mit der Heimat zu pflegen, will dieſe Verbindung innerhalb 
eines nationalſozialiſtiſchen Rahmens haben, weil er weiß, daß Deutſchland national- 


ſozialiſtiſch iſt. 

Dieſem Gedanken wurde ſeitens der Staatsführung Rechnung getragen: Durch den 
Erlaß des Führers und Reichskanzlers von 30. Januar 1937 über die Einſetzung eines 
Chefs der Auslandsorganiſation im Auswärtigen Amt erhielt die in der Auslands- 
organifation der NSDAP. mit Erfolg verfochtene Zielſetzung ihre ſtaatliche Ver⸗ 
ankerung. Dieſer Erlaß hat folgenden Wortlaut: 


I. 
Zur einheitlichen Betreuung der Reichsdeutſchen im Ausland wird ein Chef der 
Auslandsorganiſation im Auswärtigen Amt eingeſetzt, dem zugleich die Leitung 
und Bearbeitung aller Angelegenheiten der Reichsdeutſchen im Ausland über⸗ 
tragen wird. 

II. 
(1) Zum Chef der Auslandsorganiſation im Auswärtigen Amt wird der Leiter 
der Auslandsorganiſation der NSDAP., Gauleiter Ernſt Wilhelm Bohle, 
ernannt. 
(2) Er iſt dem Reichsminiſter des Auswärtigen perſönlich und unmittelbar unter⸗ 
ſtellt. Sein Geſchäftsbereich als Leiter der Auslandsorganiſation der NSDAP. 
und ſeine Anterſtellung als ſolcher unter den Stellvertreter ver Führers bleibt 
unberührt. 
(3) Er führt die Dienſtbezeichnung: Chef der R im Aus- 
wärtigen Amt. 


III. 


Der Chef der Auslandsorganiſation im Auswärtigen Amt nimmt an den Sitzungen 
des Reichskabinetts teil, ſoweit fein Geſchäftsbereich berührt wird. 


IV. 
Der Reichsminiſter des Auswärtigen erläßt im Einvernehmen mit dem Stellver⸗ 
treter des Führers die Durchführungsbeſtimmungen zu dieſem Erlaß. 
Berlin, den 30. Januar 1937. 
Der Führer und Reichskanzler Der Reichsminiſter des Auswärtigen 
gez. Adolf Hitler. gez. Frh. v. Neurath. 
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Die etwa 600 Gruppen der Bewegung im Ausland ſind dazu berufen, allen deutſchen 
Volksgenoſſen draußen nationalſozialiſtiſches Denken und Handeln zu vermitteln. 
Die geiſtigen Waffen, die ſie für dieſe ſchwere und viel Geduld und Takt erfordernde 
Aufgabe benötigen, erhalten ſie von der Auslandsorganiſation, die darüber hinaus 
berufen iſt, ihre Belange in der Heimat kraftvoll zu vertreten. Die Mannigfaltig- 
keit unſeres Deutſchtums draußen verbietet jedes Schematiſieren in der auslands- 
deutſchen Arbeit und bedingt eine ſorgfältige Auswahl der Männer, die dazu be— 
rufen find, an verantwortlicher Stelle in der Auslandsorganiſation für die Gruppen 
draußen zu wirken. 


Am die Vielgeſtaltigkeit der Arbeit in der Leitung der Auslandsorganiſation zu 
beleuchten und darzutun, wie zahlreich die Wünſche ſind, die aus dem Ausland 
kommen und befriedigt werden müſſen, wird nachſtehend die Tätigkeit einzelner 
Amter kurz geſchildert werden müſſen. Vorangeſchickt ſeien die grundſätzlichen Richt- 
linien, die jeder Parteigenoſſe im Ausland auf ſeinem Auslandsausweis zuſammen 
mit der Mitgliedskarte der NSDAP. ausgehändigt erhält und die, obwohl im 
Jahre 1931 formuliert und herausgegeben, immerwährende Gültigkeit haben: 


1. Befolge die Geſetze des Landes, deſſen Gaſt Du biſt. 

2. Die Politik Deines Gaſtlandes laſſe deſſen Bewohner machen. Dich geht die 
Innenpolitik eines fremden Landes nichts an. Miſche Dich nicht in dieſe, auch 
nicht geſprächsweiſe. 

3. Bekenne Dich ſtets und überall als Parteigenoſſe. 

4. Sprich und handle ſtets ſo, daß Du der nationalſozialiſtiſchen Bewegung und 
damit dem neuen Deutſchland Ehre machſt. Sei rechtſchaſfen, ehrbar, furchtlos 
und treu! . 

5. Sieh in jedem Deutſchen draußen Deinen Volksgenoſſen, einen Menſchen Deines 
Blutes, Deiner Art und Deines Weſens. Gib ihm die Hand ohne Anſehen 
ſeines Standes. Wir ſind alle „Schaffende“ unſeres Volkes. 

6. Hilf von Herzen und unaufgefordert Deinem deutſchen Volksgenoſſen, wenn 
er unverſchuldet in Not geriet. 

7. Sei nicht nur Mitglied, ſondern auch Mitkämpfer in vorderſter Linie. 
Anterrichte Dich genau über Weſen, Inhalt und Ziel unferer Bewegung. 

8. Werbe und kämpfe Tag für Tag um den Beitritt jedes ehrlichen Reichsdeutſchen 
in unſere Bewegung. Aberzeuge ihn von der Aberlegenheit und Richtigkeit 
unſerer Bewegung, von der Notwendigkeit unſeres Sieges, a daß Deutſch⸗ 
land weiterlebe! 

9. Lies unſer Parteiorgan, unſere Druckſchriften und Bücher. 

10. Schließe Dich den Parteigenoſſen in Deinem Aufenthaltsort an. Beſteht dort 
ein Stützpunkt. oder eine Ortsgruppe, ſo ſei ihr ein diſziplinierter und rühriger 
Mitarbeiter. Stifte nicht nur keinen Streit, ſondern ſei mit allen Kräften 
bemüht, aufkommende Aneinigkeiten zu ſchlichten. 


Die Länderämter 


Die Bearbeitung der Landesgruppen, Ortsgruppen und Stützpunkte im Ausland 
erfolgt durch 8 regional beſtimmte Länderämter, und zwar: 

Amt 1 — Nord. und Oſteuropa, 

Amt II — Weſteuropa (außer Großbritannien und Irland), 

Amt III — Südoſteuropa und naher Orient, 

Amt IV — Italien, Schweiz, Angarn, 

Amt V — Afrika, 

Amt VI — Nordamerika, 

Amt VII — Lateinamerika, 

Amt VIII — Ferner Oſten, Auſtralien, Großbritannien und Irland. 
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Die Länderamtsleiter ſind dem Leiter des Auslandsorganiſation für den Aufbau 
und die Geſamtentwicklung der ihnen anvertrauten Gruppen verantwortlich. Sie 
müſſen insbeſondere ſtändig über alle Geſchehniſſe unterrichtet ſein, die irgendwie 
mit dem Leben unſerer Volksgenoſſen in dieſen Gebieten zuſammenhängen. 


Die Länderämter bilden daher das politiſche Fundament der Auslandsorganiſation 
und liefern die tatſächlichen Vorausſetzungen für die Arbeit der mit regional nicht 
begrenzten Funktionen verſehenen Ämter. 


Das Amt Seefahrt 
Die geſamte deutſche Seefahrt gehört ebenfalls zum Hoheitsbereich der Auslands- 
organiſation. Alle zur See fahrenden Parteigenoſſen, ſoweit fie im Beſitz eines See⸗ 
fahrtsbuches ſind, werden ausnahmslos auf Anordnung des Stellvertreters des 
Führers bei dem in der Leitung der Auslandsorganiſation eingerichteten Amt See— 
fahrt geführt und ſind auf den einzelnen deutſchen Handelsſchiffen in Ortsgruppen 
und Stützpunkten zuſammengeſchloſſen. Sie werden durch die dem Amt Seefahrt 
unterſtellten Abſchnittsleitungen 

Elbe — Hamburg 

Wefer Ems — Bremen 

Oſtſee — Stettin 
in den einzelnen Hafenſtädten betreut. Als Vertreter des Leiters der Auslands- 
organiſation der NSDAP. gegenüber den innerdeutſchen Stellen in Seefahrtsfragen 
fungiert der Gauinſpekteur Seeſchiffahrt. 
Durch die Eingliederung der Seeſchiffahrt in die Auslandsorganiſation iſt die natür⸗ 
liche Verbundenheit unferer Seefahrer mit dem Auslandsdeutſchtum in eine feſt⸗ 
umriſſene Form gebracht worden. Hierdurch erhielt der Seefahrer als Mittler 
zwiſchen Heimat und Auslandsdeutſchtum eine Aufgabe von ſehr hoher Bedeutung. 


Das Außenhandelsamt 

Das Außenhandelsamt hat in großen Zügen drei Aufgaben zu verſehen: 

1. für die Belebung des deutſchen Außenhandels zu ſorgen, 

2. die wirtſchaftlichen Belange der Auslandsdeutſchen zu wahren und mit den wirt- 
ſchaftlichen Intereſſen des Deutſchen Reiches in Einklang zu bringen, 

3. für die Beachtung nationalſozialiſtiſcher Wirtſchaftsgrundſätze im Außenhandel 
Sorge zu tragen. 


Das Amt für Technih im fuß enhandelsamt 


Dieſes Amt befaßt ſich mit der Betreuung der auslandsdeutſchen Ingenieure, Tech⸗ 
niker und Chemiker, den techniſchen Studienreiſen ins Ausland und der techniſch⸗ 
wirtſchaftlichen Werbung im Auslande. Es arbeitet Hand in Hand mit den Wirt⸗ 
ſchaftsberatern des Außenhandelsamtes. 


Das Rechtsamt 

Das Rechtsamt der Auslandsorganiſation leitet die unentgeltliche Rechtsbetreuung 
aller unbemittelten im Auslande lebenden deutſchen Volksgenoſſen. Soweit die ört⸗ 
liche Betreuung durch die Konſulate und durch die Politiſchen Leiter der Partei und 
ihre Mitarbeiter nicht ausreicht, erteilt oder vermittelt das Rechtsamt den Aus⸗ 
landsdeutſchen Rat und Auskunft in allen rechtlichen und perſönlichen Angelegen⸗ 
heiten. Es arbeitet hierbei zuſammen mit den unter Leitung des Reichsrechtsamts 
der NSDAP. — Amt für die Rechtsbetreuung des Deutſchen Volkes — ſtehenden 
NS.⸗Nechtsbetreuungsſtellen im Inland. Dieſe ſtehen den Auslandsdeutſchen für die 


— 2. 


8 Bohle 


Verfolgung von Rechtsanſprüchen im Inland durch Vermittlung des Rechtsamts 
der Auslandsorganiſation zur Verfügung. Amgekehrt ſtellt bei der Verfolgung von 
Rechtsanſprüchen im Inland lebender Volksgenoſſen gegen Ausländer oder Aus- 
landsdeutſche das Rechtsamt der Auslandsorganiſation die Hilfe der Auslands- 
gruppen der NSDAP. zur Verfügung. So ſtehen in der Nechtsbetreuung die 
Deutſchen daheim und draußen in gegenſeitiger Kameradſchaft und Verbundenheit 
zuſammen. Wo behördliche Hilfe nicht ausreicht, wird ſie ergänzt durch den Einſatz 
einer weitverzweigten, einheitlich geleiteten Organiſation von Menſchen, die alle 
einer Idee dienen. 


Das Rechtsamt der Auslandsorganiſation iſt außerdem die maßgebliche Dienſtſtelle 
der Partei für alle geſetzgeberiſchen Fragen, die das Auslandsdeutſchtum angehen. 
Auf Grund der Anregungen und Erfahrungen, die ihm ſtändig von den Gruppen 
draußen zugetragen werden, fördert es die Entwicklung der Rechtsſtellung des Aus- 
landsdeutſchtums im Geiſte der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung, insbeſondere 
auch durch Ausarbeitung von Geſetzentwürfen. 


Das Amt für Bolkswohlfahrt 


Das Winterhilſswerk des deutſchen Volkes 1954/35 und in den folgenden Jahren 
wurde für das geſamte Ausland der Auslandsorganiſation der NSDAP. über- 
tragen und von deren Gruppen durchgeführt. Es hat, ebenſo wie im Jahre 1933, 
Ergebniſſe gezeitigt, die ein beredtes Zeugnis von der Opferfreudigkeit unſerer aus- 
landsdeutſchen Volksgenoſſen ablegen. Aber das Winterhilfswerk hinaus wird das 
Amt für Volkswohlfahrt in der Auslandsorganiſation eine ſtändige Einrichtung 
bleiben mit dem Ziel, die Not vieler Tauſender Volksgenoſſen im Ausland und in 
der Heimat lindern zu helfen. Die Erweckung und Aufrechterhaltung des national⸗ 
ſozialiſtiſchen Opferſinns im Auslandsdeutſchtum ſtellt ein wichtiges Mittel zur 
Schaffung der auslandsdeutſchen Volksgemeinſchaft dar und iſt vortrefflich geeignet, 
die Verbindung des Deutſchtums draußen mit der Heimat zu feſtigen. 


Das Amt für Dolksgejundheit 


Die Aufgabe des Amtes für Volksgeſundheit iſt es, den Auslandsdeutſchen die Richt⸗ 
linien des Führers und die Anordnungen des Reichsärzteführers für die Gefund- 
heitsſührung des deutſchen Volkes zu vermitteln und ihnen gebührenden Anteil an 
den von Staat und Partei geſchaffenen Einrichtungen zur Geſunderhaltung des deut; 
ſchen Volkes an Leib und Seele zukommen zu laſſen. Dazu gehört die Beratung des 
geſunden und kranken Auslandsdeutſchen in allen Fragen auf ärztlichem Gebiete, 
und die Verbreitung des Gedankengutes der Partei und des Staates über ein 
geſundes, bevölkerungspolitiſch und erbbiologiſch wertvolles deutſches Volk. 


Das Rückwandereramt 


Sobald ein reichsdeutſcher Rückwanderer die deutſche Grenze überſchreitet, wird er 
von dem Rückwandereramt erfaßt, bei dem er ſich ſofort ſchriftlich oder perſönlich zu 
melden hat. Er erhält hier einen vorläufigen Rückwandererausweis, der die Vor⸗ 
ausſetzung für eine bevorzugte Arbeitsvermittlung durch die Arbeitsämter iſt. Nach 
abgeſchloſſener Aberprüſung der Perſonalien des Rückwanderers erfolgt die Aus- 
ſtellung des endgültigen Rückwandererausweiſes. 


Für die ſoziale Fürſorge der Nückwanderer iſt ebenfalls das Rückwandereramt zu⸗ 
ſtändig. Es verſorgt die Rückwanderer, wenn nötig, mit Kleidungsſtücken aller Art; 
bei Einrichtung von Wohnungen werden zuſätzlich Möbel gegeben, und für beſondere 
Betreuung hat das Rückwandereramt in Deutſchland an verſchiedenen Stellen eigene 
Rüdwandererheime, die für die Aufnahme von mittelloſen Nückwanderern errichtet 
wurden. In ihnen finden Rückwanderer eine ſorgenloſe und zugleich erholende 
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Anterkunft, bis ihnen durch das Rückwandereramt eine ihren Fachkenntniſſen und 
Fähigkeiten entſprechende Stellung und damit die Möglichleit einer ſelbſterhaltenden 
Exiſtenz verſchafft werden konnte. 


Der fillfsausſchuß für Spaniendeutjche 


Durch den Ausbruch des ſpaniſchen Bürgerkrieges im Juli 1936 wurden ungefähr 
13 000 Auslandsdeutſche ihrer zweiten Heimat beraubt. 


Dem am 27. Juli 1936 ins Leben gerufenen „Hilfsausſchuß für Spaniendeutſche“ 
fiel die Aufgabe zu, die Deutſchen von der ſpaniſchen Küſte und Grenze ficher in die 
Heimat zu leiten und, in Zuſammenarbeit mit den Gliederungen der Partei und 
ſpäter ſtaatlichen Stellen, den durch die Revolution mittellos gewordenen Flücht⸗ 
lingen einen würdigen Unterhalt in Deutſchland ſicherzuſtellen. Anterkunft, Klei- 
dung, ärztliche Hilfe und, ſoweit notwendig, auch Barmittel wurden und werden 
unſeren geſchädigten Volksgenoſſen zur Verfügung geſtellt. 


Außer der charitativen Betreuung hat der Hilfsausſchuß ferner die Wahrung der 
wirtſchaftlichen Intereſſen der Spaniendeutſchen übernommen. Tauſenden von 
Flüchtlingen wurden Arbeitsplätze in Deutſchland vermittelt und vielen mittellos 
gewordenen Volksgenoſſen konnte das Reich mit Darlehen und Varmitteln helfen, 
ſich im nationalen Spanien oder in der Heimat eine neue Exiſtenz zu gründen. 


Das Injpehtionsamt 


Das Inſpektionsamt beſchäftigt ſich hauptſächlich mit der Organiſation der Landes- 
gruppen, Landeskreiſe, Ortsgruppen und Stützpunkte der NSDAP. im Ausland. 
Dieſe Organiſation bedarf ſorgfältigſter Bearbeitung, da ſie ſich der Verſchieden⸗ 
heit der Verhältniſſe und Geſetze in den einzelnen Gaſtländern anpaſſen muß. 


Weiter erſtreckt ſich die Arbeit des Inſpektionsamtes auf die Auswertung der Be- 
richte der Hafendienſtleiter, die ſich in allen größeren Häfen, die von deutſchen 
Schiffen angelaufen werden, befinden. Die Aufgabe der Hafendienſtleiter iſt es, 
Hand in Hand mit dem Politiſchen Leiter oder Vertrauensmann der Auslands- 
organiſation an Bord einmal die Verbindung mit der ortsanſäſſigen Gruppe ber- 
zuſtellen, zum anderen die deutſchen Seeleute ſowie die durchreiſenden Partei- und 
Volksgenoſſen zu betreuen. Nach der Rückkehr der Schiffe in die Heimat erfolgt die 
perſönliche Fühlungnahme der Verantwortlichen an Bord mit der Auslandsorga⸗— 
niſation, fo daß die geſammelten Erfahrungen der letzten Reife von den intereſſierten 
Länder- und Sachreferenten voll ausgenutzt werden können. 


Das fulturamt 


Das Kulturamt iſt die Verbindungs- und Mittelſtelle zu allen Dienſtſtellen und Ein⸗ 
richtungen, die auf geiſtigen und kulturellen Austauſch mit dem Auslandsdeutſchtum 
bedacht ſind. Seine Arbeit gilt allen Bereichen des auslandsdeutſchen kulturellen 
Lebens; es iſt im ſtändigen Verkehr mit jenen Organiſationen bemüht, alle in kul⸗ 
tureller Richtung aus dem Reich nach draußen wirkenden Kräfte einheitlich zuſammen⸗ 
zufaſſen. War früher alle ſogenannte Deutſchtumsarbeit mehr oder weniger Eul- 
tureller Natur und dabei der Zufälligkeit vereinsmäßiger Organiſation oder ver- 
ſchieden gerichteter „Betreuungs“ -methoden überlaſſen, fo erhält fie heute durch 
dieſe Zuſammenfaſſung eine klare nationalſozialiſtiſche Ausrichtung. Neben der Ver⸗ 
bindung mit den innerdeutſchen Stellen ſtehen daher die Sorge für das auslands- 
deutſche Vereinsweſen und alle für die Volkstumspflege wichtigen Anternehmen, der 
Einſatz für die Verbreitung des deutſchen Buches und der Aufbau des auslands- 
deutſchen Büchereiweſens, die Anterſtützung bei der Durchführung einſchlägiger Ver- 
anſtaltungen in den Auslandsgruppen und -Folonien, die Verſtändigung über den 
zweckmäßigen Einſatz deutſcher künſtleriſcher und wiſſenſchaftlicher Auslandsunter- 
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nehmungen und die Mitarbeit bei allen Fragen des zwiſchenſtaatlichen kulturellen 
Austauſches. Dabei kam es weſentlich darauf an, draußen die Menſchen zu finden 
und einzuſetzen, die aus nationalſozialiſtiſchem Geiſt auslandsdeutſche Kulturarbeit 
leiſten können. Die Ausbildung und Erſaſſung erfolgt 


1. durch die Heranziehung von entſprechenden Mitarbeitern in allen Auslands- 
gruppen der Bewegung, 

2. durch den Einbau des Gaudozentenbundsführers Ausland (ſein Amt wird vom 
Kulturamtsleiter in Perſonalunion geführt, es ſtellt die Zuſammenfaſſung und 
Vertretung der im Auslande tätigen deutſchen Wiſſenſchaftler dar), 

3. durch die Schaffung einer Verbindung zum Reichsärzteführer, um den geeigneten 
kulturpolitiſchen Einſatz und die Intereſſenvertretung der auslandsdeutſchen 

Arzte ſicherzuſtellen, 

4. durch den Einbau des Gauſtudentenführers Ausland, dem die Führung und Aus- 
richtung der im Ausland ſtudierenden Reichsdeutſchen ſowie die Fragen des 
akademiſchen Austauſches obliegen und 

5. durch eine enge arbeitsmäßige und organiſatoriſche Verbindung mit dem 


Amt für Erzieher 


Dem Amt für Erzieher, das in Perſonalunion mit der Gauwaltung Ausland des 
NS. ⸗Lehrerbundes geleitet wird, obliegt die Aufgabe der organiſatoriſchen Erfaſſung 
ſämtlicher reichsdeutſchen Lehrkräfte im Ausland, die in feſter Bindung zu einer 
Heimatſchulbehörde ſtehen und durch das Auswärtige Amt verpflichtet wurden, und 
der Zuſammenfaſſung und Ausrichtung der geſamten deutſchen Lehrtätigkeit an den 
Auslandsſchulen. 


Das Schulungsamt 

Die weltanſchauliche Schulung der einzelnen Parteigenoſſen im Ausland im national- 
ſozialiſtiſchen Sinn iſt eine der wichtigſten Aufgaben der Auslandsorganiſation und 
eine unbedingte Vorausſetzung für die innere Feſtigkeit der Gruppen im Ausland. 
Das Schulungsamt iſt daher von ganz beſonderer Bedeutung, zumal feine Aufgabe 
infolge der räumlichen Trennung und der draußen oft vorhandenen gegneriſchen 
Einflüſſe weſentlich ſchwieriger als im Inland iſt. 

Dem Schulungsamt angegliedert tft eine beſondere Führerſchule für Seefahrer und 
Auslandsdeutſche, in der die Politiſchen Leiter aus dem Ausland und von der See⸗ 
fahrt in geſchloſſenen Kurſen geſchult werden, um fie mit dem notwendigen Rüftzeug 
für ihre ſchwere Aufgabe im Ausland auszuſtatten. Gerade dieſe Politiſchen Leiter 
ſollen nach ihrer Rückkehr ſelbſt Schulungsarbeit leiſten. 

Fernerhin iſt dem Schulungsamt das Referat „Deutſches Volksbildungswerk“ an- 
geſchloſſen, deſſen Aufgabe es iſt, die weltanſchaulich⸗politiſche Aufklärungsarbeit des 
Schulungsamtes in kulturpolitiſcher Beziehung zu ergänzen und zu unterſtützen. 
Dieſem Zweck dienen insbeſondere der Einſatz von Lichtbildgeräten (Epidiaſkope) 
und die Durchführung von Lichtbild⸗ Vortragsreihen, deren Auswahl von hier aus 
vorgenommen wird. 


Das Preſſeamt N 

Das Preſſeamt ſammelt und ſichtet die Meldungen über alle Vorgänge im Aus. 
landsdeutſchtum und verſorgt die Inlandspreſſe mit Berichten und Bildern. 
Außerdem betreut es die etwa 40 auslandsdeutſchen Partei- und Kolonieblätter, denen 
es in einem regelmäßig erſcheinenden Preſſedienſt die nötigen. Inſormationen gibt. 
In einem umfangreichen Preſſearchiv werden Aufzeichnungen über die Geſchichte der 
Gruppen der Auslandsorganiſation, Preſſeveröffentlichungen der in⸗ und auslands⸗ 
deutſchen Preſſe, ſowie Bilder, geſammelt. 
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Das Amt für Film, Funk und Rednereinſatz 


Dieſes Amt führt die Aufklärungstätigkeit innerhalb des Auslandsdeutſchtums mit 
Hilfe von Film, Rundfunk und Rednervermittlung durch. Regelmäßig hinausgehende 
Filme berichten über die Aufbauarbeit in unſerem nationalſozialiſtiſchen Deutſch⸗ 
land. Alle Beſtrebungen des Rundfunks als lebendigſtem Bindeglied zwiſchen 
Heimat und Auslandsdeutſchtum werden durch Anberaumung von Gemeinſchafts⸗ 
empfängen und Durchführung deutſcher Sendeſtunden an ausländiſchen Sende⸗ 
ſtationen gefördert. Anläßlich der Feiertage der Bewegung und des Staates ſprechen 
führende Männer der Heimat zu unſeren im Ausland lebenden Volksgenoſſen. 


Die Deutjche Arbeitsfront der AO 

Der Deutſchen Arbeitsfront der Auslandsorganiſation fällt als Aufgabe die Samm- 
lung und fachliche Führung der ſchaffenden Auslandsdeutſchen nach den im national- 
ſozialiſtiſchen Deutſchland geltenden Grundſätzen zu, und zwar unter ſelbſtverſtändlicher 
Beachtung der durch die Geſetzgebung fremder Länder gebotenen Grenzen. 

Die ſoziale Betreuung der berufstätigen Reichsdeutſchen im Auslande und der 
deutſchen Seefahrer ift die wichtigſte Aufgabe der Deutſchen Arbeitsfront (Auslands- 
organiſation). Durch die Schaffung von Selbſthilfeeinrichtungen wird eine möglichſt 
wirkſame Exiſtenzſicherung der Auslandsdeutſchen angeſtrebt. In der Seeſchiffahrt 
ſoll die Deutſche Arbeitsfront den ſozialen Frieden an Bord ſichern und ſoziale Ge- 
rechtigkeit für jeden Seefahrer gewährleiſten. 

Die Sozialabteilung berät die DAF.- Mitglieder vor und bei der Ausreiſe ins Aus- 
land und ſorgt für die Vermittlung von Arbeitsplätzen Sie ordnet außerdem die 
langfriſtigen Verträge für Mitarbeiter reichsdeutſcher Firmen im Auslande. Die 
Anträge auf Leiſtungen aus der „Stiſtung für Opfer der Arbeit auf See“ werden 
von der Sozialabteilung bearbeitet. 

Die Abteilung Rechtsberatung bearbeitet alle Fragen des Arbeits- und Sozialrechts 
und übernimmt die Vertretung der DAF. ⸗Mitglieder in arbeitsrechtlicher Hinſicht. 


Die Preſſeabteilung gibt die Monatszeitſchriften „Der Auslandsdeutſche“ und „Der 
Deutſche Seemann“ heraus und ſorgt für die Aufklärung der auslandsdeutſchen 
Preſſe über die Aufgaben der Deutſchen Arbeitsfront. 


Die Abteilung „Kraft durch Freude“ gibt den Auslandsgruppen und den Gruppen 
an Bord Anregungen für die Freizeitgeſtaltung. Sie vermittelt die Teilnahme von 
Auslandsdeutſchen und Seefahrern am K DF. Arlaub in Deutſchland. Sie ſorgt 
für die Durchſetzung der Grundſätze des Amtes „Schönheit der Arbeit“ auf allen deut⸗ 
ſchen Seeſchiffen. | 

Die Abteilung Schulung führt Lehrgänge und Wochenendſchulungstagungen zur fach- 
lichen Ausrichtung der DAF.⸗Amtswalter durch und übermittelt den Auslands und 
Bordgruppen das erforderliche Schulungsmaterial. 

Die Abteilung Berufserziehung bearbeitet alle Angelegenheiten der beruflichen Fort⸗ 
bildung und verwaltet die Auslandsſchulen der Deutſchen Arbeitsfront. Sie ver- 
mittelt jährlich eine große Anzahl von Lehrſtellen im Reich an ſchulentlaſſene Kinder 
von DAF.⸗Mitgliedern im Auslande. 

Die Abteilung Gauſachgruppe Seeſchiffahrt behandelt alle betrieblichen und arbeits- 
politiſchen Angelegenheiten in der Seefahrt. 

Die Abteilung Sachwaltung verwaltet die DAF.⸗Beiträge und zahlt Arbeitsloſen., 
Notfall-, Alters. und Sterbefallunterſtützungen aus. 


Das Amt für Beamte 


Das Amt für Beamte der Auslandsorganiſation, deſſen Leiter zugleich Gauwalter 
Ausland des RBB. (Reihsbund der Deutſchen Beamten e. V.) iſt, erfaßt neben den 
im Ausland und im Auswärtigen Amt tätigen Beamten auch die Beamten des Lotfen- 
ſtandes und der Fährſchiffe. 
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Die Arbeitsgemeinfchaft der deulſchen Frau im Auslande 


Die Arbeitsgemeinſchaft der deutſchen Frau im Auslande iſt Trägerin der geſamten 
auslandsdeutſchen Frauenarbeit. Ihre Aufgaben liegen auf all den Gebieten, in 
denen die deutſche Frau nach nationalſozialiſtiſcher Anſchauung Mitgeſtalterin deut- 
ſchen Lebens zu ſein hat. Vor allem iſt ſie in der ſozialen Arbeit tätig. 

Geführt wird die Arbeitsgemeinſchaft der deutſchen Frau von der Gaufrauenſchafts⸗ 
leiterin der Auslandsorganiſation der NSDAP. 


Das Jugendamt 
Dieſes arbeitet engſtens mit dem Grenz- und Auslandsamt der Reichsjugendführung 
zuſammen. Es iſt die einheitliche Zentralſtelle ſämtlicher Jugendangelegenheiten, die 
in der Auslandsorganiſation bearbeitet werden, und dem Gauleiter dafür verant- 
wortlich, daß die von ihm als Hoheitsträger gegebenen Richtlinien auch bei der 
Jugendarbeit eingehalten werden. 
Die Arbeit des Jugendamtes zergliedert ſich in drei Gebiete: 

1. Auslandsdeutſche Jugend, 

2. Seefahrts jugend, 

3. Gaujugendwaltung der Deutſchen Arbeitsfront (Auslandsorganiſation). 


Der Beauftragte für Sportfragen 

Der Beauftragte für Sportfragen in der Leitung der Auslandsorganiſation iſt Ver- 
bindungsmann zum Deutſchen Reichsbund für Leibesübungen. Sein Aufgabengebiet 
beſteht vornehmlich in der organiſatoriſchen Erfaſſung, Betreuung und Ausrichtung 
aller auslandsdeutſchen Turn- und Sportvereine. Er vertritt die Intereſſen des 
Auslandsdeutſchtums bei der deutſchen Sportbehörde und iſt zuſtändig für die Be⸗ 
ſchaffung von Sportgeräten, Sportfilmen und Sportliteratur, ſowie für die Vermitt- 
lung von Turn- und Sportlehrern für die Vereine draußen. 

In das Arbeitsgebiet des Sportbeauftragten fällt ebenfalls der Ausbau und die 
Betreuung der Sportgemeinſchaften an Bord deutſcher Schiffe, ſowie der Betriebs. 
ſport von „Kraft durch Freude“ im Ausland und auf den Schiffen. 


Organiſatoriſch außerhalb des Rahmens der hier aufgezählten Amter ſtehen das 
Gaugericht und das Schatzamt: 


Das Gaugericht 

Das Parteigerichtsweſen der Auslandsorganiſation unterſteht dem Gaugericht der 
Auslandsorganiſation. Das Gaugericht wird tätig als I. Inſtanz in allen Ausſchluß⸗ 
angelegenheiten der Auslandsdeutſchen und als II. Inſtanz bei Beſchwerden über 
Entſcheidungen der Seefahrtsabſchnittsgerichte ſowie der Schlichter. Es ſchützt die 
gemeinſame Ehre der Partei und der einzelnen im Ausland lebenden Parteigenoſſen. 
Bei den Landes- und Ortsgruppen im Ausland beſtehen keine Parteigerichte, viel- 
mehr iſt bei jeder Landesgruppe bzw. ſelbſtändigen Ortsgruppe ein Schlichter ein- 
geſetzt, der, in Durchführung ſeiner Aufgabe unabhängig und nur dem Gaugericht 
der Auslandsorganiſation unterworfen, dem Politiſchen Leiter bei der Aufrecht⸗ 
erhaltung der Parteidiſziplin und der Regelung von Zwiſtigkeiten zwiſchen Partei- 
genoſſen zur Seite ſteht. Die Schlichter können auch Parteiſtrafen mit Ausnahme des 
Ausſchluſſes beantragen. 


Das Schatzamt 

Das Schatzamt iſt für alle vermögensrechtlichen Angelegenheiten der Auslandsorga⸗ 
niſation verantwortlich. Die Verordnung zur Durchführung des Geſetzes zur Siche⸗ 
rung der Einheit von Partei und Staat vom 1. Dezember 1933 und ihre Ausführungs- 
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beſtimmungen legen die Auſgaben des Gauſchatzmeiſters als Beauſtragten des 
Reichsſchatzmeiſters der NSDAP. feſt. Im Rahmen der geſetzlichen Beſtimmungen 
wird die geſamte Finanzgebarung der Auslandsgruppen und der Parteidienſtſtellen 
der Seefahrt durch das Schatzamt geleitet. 


Außerdem wird das geſamte Mitgliedſchaſtsweſen (Aufnahme und karteimäßige 
Führung) der Parteigenoſſen der Auslandsorganiſation beim Schatzamt bearbeitet. 


Die Schilderung der Arbeit der verſchiedenen Amter ſollte ein Bild von der Mannig⸗ 
faltigkeit der Tätigkeit der Auslandsorganiſation vermitteln, ohne im Nahmen dieſer 
Abhandlung Anſpruch auf Vollſtändigkeit erheben zu können. Zahlreiche andere Auf⸗ 
gabepgebiete der verſchiedenſten Art find vorhanden und fordern im Bereich der 
Auslandsorganiſation entſprechende Bearbeitung. 


Es ſoll auch an dieſer Stelle noch einmal darauf hingewieſen werden, daß ſich die 
Tätigkeit der Auslandsorganiſation der NSDAP. ausſchließlich auf die im Aus- 
land lebenden Reichsdeutſchen beſchränkt. Die Begriffsbeſtimmungen, wie ſie heute 
allgemein Gültigkeit haben, ſeien deshalb mit aller Deutlichkeit klargeſtellt: 


Wenn wir generell vom Deutſchtum im Ausland ſprechen, ſo verſtehen wir 
darunter ſowohl die Auslandsdeutſchen wie auch die Volksdeutſchen. Wir wiſſen 
aber ganz klar zu unterſcheiden zwiſchen den Auslandsdeutſchen, d. h. den 
Reichsdeutſchen im Ausland und den Volksdeutſchen, die in 
Sprache und Kultur deutſchen Stammes find, nicht aber als 
Bürger zum Deutſchen Reich gehören. 


Es liegt in der der Auslandsorganiſation geſtellten Aufgabe begründet, daß die vor- 
ſtehenden Ausführungen ſich ausſchließlich auf die Auslandsdeutſchen beziehen. Es 
iſt daher auch nichts geſagt über die ſogenannten 


deutſchen Volksgruppen im Ausland 


Wohl hat die Anbedingtheit, mit der der Nationalſozialismus auf der gemeinſchafts⸗ 
bildenden Kraft des Volkstums aufbaut, die innere Verbundenheit unter allen 
Deutſchen in der Welt noch ſtärker als bisher hervortreten laſſen. Lebendiges Volks- 
deutſchtum im Ausland iſt immer von dem Zuſammenhang mit den weltanſchaulichen 
Kräften abhängig, die Haltung und Schickſal des deutſchen Volkes vom Reiche her 
beſtimmen. Das zeigt ſich deutlich an der inneren Aufrichtung und Ausrichtung, 
welche das Volksdeutſchtum im Gefolge der nationalſozialiſtiſchen Bewegung überall 
erfahren hat. Das Deutſche Reich verfolgt den Weg dieſer Volksgruppen mit der 
Anteilnahme, die ſich aus der blutsmäßigen Zuſammengehörigkeit ergibt. Für die 
nationalſozialiſtiſche Bewegung iſt ihrer ganzen Weſensart gemäß dieſes gejamt- 
deutſche Denken ſelbſtverſtändlich. Ebenſo ſelbſtverſtändlich iſt es, daß ſich die natio- 
nalſozialiſtiſche Partei jeder Einmiſchung in die inneren und äußeren Auseinander⸗ 
ſetzungen dieſer Volksgruppen enthält. Wie die Auslandsorganiſation jedem Partei- 
genoſſen im Ausland ſtreng unterſagt, ſich in die innerpolitiſchen Verhältniſſe ſeines 
Gaſtlandes einzumiſchen, ſo lehnt ſie jede Beeinfluſſung, noch nachdrücklicher natürlich 
jeden organiſatoriſchen Zuſammenhang mit den Volksgruppen und ihren Erneue- 
rungsbewegungen ab. Das iſt Vorausſetzung für den Kampf um die Selbſtbehaup⸗ 
tung der Volksdeutſchen, die heute unter Wahrung ſtrengfter Loyalität in Staaten 
mit verſchiedenſten parlamentariſchen oder autoritären Regierungsſyſtemen leben. 
Das ſchließt aber nicht aus, daß das Reich die Beſtrebungen aller der Einrichtungen 
und Verbände fördert, deren Arbeit der Herſtellung und Vertiefung der geiſtigen, 
kulturellen und wirtſchaftlichen Wechſelbeziehungen zwiſchen Reich und Deutſchtum 


im Ausland dient. 
Big 2 


14 | Bohle 


Der Derband Deutſcher Dereine im Ausland e. U., Berlin 


Dieſem Verband kommt im Rahmen der Schaffung einer auslandsdeutſchen Volks 
gemeinſchaft eine beſondere Bedeutung zu. Bereits heute haben ſich in allen Teilen 
der Welt zahlreiche deutſche Verbände und Vereinigungen dem „Verband Deutſcher 
Vereine im Ausland“ angeſchloſſen, der in immer ſteigendem Maße bemüht iſt, der 
unheilvollen Vereinsmeierei im Ausland zu ſteuern und das Vereinsleben in Formen 
zu kleiden, die die Zerſplitterungen innerhalb der deutſchen Kolonien vermeiden und 
nationalſozialiſtiſchen Anſchauungen entſprechen. Durch den Anſchluß an den „Ver- 
band Deutſcher Vereine im Ausland“, als einer großen Dachorganiſation, iſt es 
möglich geworden, die oft ſehr wertvollen Kräfte in zahlreichen deutſchen Auslands- 
vereinen dem Ganzen dienſtbar zu machen. Die Leitung des Verbandes iſt heute ein 
wichtiger Berater des deutſchen Vereinsweſens im Ausland geworden. Sie gibt in 
regelmäßiger Folge ein Jahrbuch „Wir Deutſche in der Welt“ heraus, das zu einem 
Bindeglied zwiſchen den verſchiedenen Vereinen der ganzen Welt geworden iſt. 


Abſchließend muß mit Nachdruck darauf hingewieſen werden, daß die geſamte Tätig⸗ 
keit der Auslandsorganiſation niemals Parteiarbeit im engeren Sinne geweſen, 
ſondern längſt zu einer Angelegenheit des ganzen deutſchen Volkes geworden iſt. 
Die vereinzelt auftretenden Kräfte, die glaubten, ohne das geiſtige Fundament der 
nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung auslandsdeutſche Arbeit leiſten zu können, 
wollten oder konnten die Tatſache nicht begreifen, daß der Begriff „Reichsdeutſcher“ 
mit dem Begriff „Nationalſozialiſt“ identiſch iſt. Die Künſte dieſer mehr oder 
weniger harmloſen Theoretiker ſind geſcheitert an dem deutlich zum Ausdruck ge⸗ 
kommenen Willen unſerer auslandsdeutſchen Volksgenoſſen, in ihrer nationalſoziali - 
ſtiſchen Haltung nicht hinter den Deutſchen im Reich zurückſtehen zu wollen und die 
Volksgemeinſchaft auch draußen aufzurichten. Dieſer Wille iſt durch die Tätigkeit 
der Auslandsorganiſation der NSDAP. bereits weitgehend zur Tat geworden. Ihre 
Aufgabe bleibt es, das alle Reichsdeutſchen diesſeits und jenſeits der Grenzen 
einigende Band zu erhalten und zu ſtärken. 


Der Auslandsdeutſche Rudolf Heß weihte deshalb am 4. März 1934 das Ehren- 
buch der Auslandsorganiſation mit folgenden Worten ein: „Selbſt einſt Auslands- 
deutſcher, grüße ich in der Auslandsorganiſation der NSDAP. alle Volksgenoſſen, 
die nicht das Glück haben, innerhalb Deutſchlands Grenzen zu wohnen und die dennoch 
mit uns in der Heimat eins ſind im Dienſte am Deutſchland Adolf Hitlers.“ 
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I. Grundbegriffe 


1. Einleitung 

„Anruhe und Anſicherheit find die weſentlichſten Eindrücke einer Betrachtung der 
großen Welt. Das Recht iſt ſchwach, und der Schein regiert die Welt. Wehe dem 
aber, der ſelbſtſchwach iſt“ (aus der Proklamation des Führers am Reichs · 
parteitag 1935). Dieſe ernſten Worte gemahnen, daß keinem Volke der Kampf um 
ſeine Selbſtbehauptung abgenommen wird. Trotz der weltanſchaulichen und raſſiſchen 
Sertlüftung der Menſchheit muß man die Notwendigkeit und den politiſchen Wert 
eines Völkerrechts erkennen. Dies auch nach den ſchweren Erſchütterungen des 
Weltkrieges und ſeinen Folgen. | 

Als das moderne Völkerrecht entſtand, beeinflußten es zwei Ereigniſſe entſcheidend: 
1. Die fürſtliche Unabhängigkeit fette ſich mit dem Zerfall der chriſtlichen Kirche in 
der Reformation und dem Verfall des Sacrum Imperium des Mittelalters endgültig 
durch. Papſt und Kaiſer hatten Macht und Anſehen verloren, als im Weſtſäliſchen 
Frieden die ſouveränen Fürſten die neue Ordnung Europas vereinbarten. Dieſer 
Zerfall des nur mehr notdürftig zuſammengehaltenen Abendlandes führte zu jenem 
Nebeneinander von Staaten, für das das moderne Völkerrecht notwendig 
wurde. 


2. Die Entwicklung der fürſtlichen Staatsführung zu Deſpotie und Abſolutismus 
ſowie die patrimoniale Staatsidee ſtellten die Perſönlichkeit des Fürſten und die Rechte 
ſeiner Familie in den Mittelpunkt des zwiſchenſtaatlichen Verkehrs. Dieſes inter⸗ 
dynaſtiſche Recht ſollte nach den Ideen der Franzöſiſchen Revolution, die die 
Stellung der Fürſten erſchütterte, zu einem internationalen werden. Die For⸗ 
derung des offenen zwiſchenſtaatlichen Verkehrs gegen Geheim und Kabinetts. 
diplomatie, die Aberwachung der äußeren Beziehungen der Staaten durch das Volk 
bzw. ſeine Vertreter, um Kriege zu verhüten und ſchließlich in einem freien Bund 
der Völker den ewigen Frieden zu finden, entſtammen den Ideen von 1789. 
Sie ſollten nach Wilſons Plan im Verſailler Diktat 1919 verwirklicht 
werden. 

Beide Ereigniſſe, Weſtfäliſcher Friede und Franzöſiſche Revolution, bedeuten für das 
deutſche Volk ſchwerſte Erſchütterungen ſeiner Einheit, ſeiner arteigenen Entwicklung, 
feiner ftaatlichen Hoheit: „Als Volk haben wir den unglücklichen ſchmachvollen Weſt⸗ 
fäliſchen Frieden nie wieder verwunden. Er war unglücklich, weil die niederländiſche 
Vereinigung und die oberländiſche Eidgenoſſenſchaft ſich gänzlich von uns ablöſten. 
Der Rhein hörte nun auf, der alte deutſche Schutzſtrom zu ſein; denn an ſeinen 
Quellen und Mündungen wohnten in den naturfeſten Landen forthin nur deutſche 
Halbbrüder. Mehr noch war er ſchmachvoll, weil fremde Völker die Friedensbedin⸗ 
gungen den Deutſchen zum Niederſchreiben in die Feder vorfagten. Schändlich bleibt 
er, weil unfere eigenen Bundesgenoſſen uns Länder abplünderten und Deutſche umher⸗ 
ſtanden und nach ausgeworfenen Länderbrocken ſchnappten ... Der deutſche 
Reichsadler zeigt ſich in feiner tiefiten Erniedrigung“ (F. L. Jahn, Deutſches 
Volkstum). Dieſer Weſtfäliſche Friede beſtimmte als völkerrechtliches Dokument die 
Mitte Europas bis Napoleon I. Europa aus den Angeln hob und wieder mit deutſchen 
Ländern die Fürſten beſtach. Ja weit darüber hinaus blieb das Jahr 1648 ein Ver⸗ 
hängnis für das deutſche Volk. 


Als die deutſche Vielſtaaterei den Stürmen der demokratiſchen Revolutionen aus- 
gefetzt wurde, ſtand nicht deutſcher Einheitswille auf, ſondern das „zweite Deutſch⸗ 
land,“ ſtand unter Frankreichs Führung: „Frankreich wird zumindeſt die moraliſche 
Vorherrſchaft in Europa behaupten. Man wünſchte, die anderen Völker dazu zu be⸗ 
ſtimmen, ſich unter der Gönnerſchaſt der franzöſiſchen Nation um das Banner der 
Menſchenrechte zu ſcharen“ (Aulard). Nur aus dieſem Geiſt ſind das Diktat von Ver. 
ſailles, der Völkerbund, die Bündnisſyſteme Frankreichs zu verſtehen. 
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Die wichtigſten Grundlagen des modernen Völkerrechts ſind zu Zeiten und unter dem 
Einfluß von Ideen entſtanden, die das deutſche Volk ſeiner Selbſtbeſtimmung be⸗ 
raubten. Am das Völkerrecht richtig zu ſehen, müſſen die Grundlagen dieſes Zweiges 
der Rechtswiſſenſchaft einer gründlichen Kritik unterzogen werden. Denn weder vom 
»Geiſt des Weſtfäliſchen Friedens, noch von den Ideen von 1789 und am allerwenigſten 
von den ideellen und machtpolitiſchen Grundlagen von Verſailles kann ein Völker. 
rechtsſyſtem ausgehen, in dem das deutſche Volk ſeine Lebensmöglichkeiten findet. 


2. Geſchichte 

Im Völkerrecht faßt man jene Rechtsſätze zuſammen, welche 
die Beziehungen der Staaten regeln. Wie das innerſtaatliche Recht 
verſchieden geſtaltet iſt, je nach dem Wert, der dem einzelnen und der Geſamtheit 
zukommt, ſo auch das Völkerrecht. Jeder Zeit- und Kulturabſchnitt 
hat ſeine beſondere Vorſtellung vom Weſen des Staates 
und der Menſchheit. 


a) Agypten war ein feſtumgrenzter, einheitlich durch die Natur, den Nil, und die 
lange Geſchichte beſtimmter, friedfertiger Staat, dem zwar die umliegenden Völker 
ärmlich erſchienen, mit denen er aber Verträge ſchließen konnte. Hier treten in der 
Geſchichte zum erſten Male Staatsverträge auf. — Der Handel war das Lebens- 
element der beweglichen, unverträglichen, nach Reichtum ſtrebenden Phönizier. 
Sie entwickelten Handels und Seerecht, waren gleicherweiſe Güter, Kultur. und 
Religionsvermittler. Sie hatten kein ſtaatliches, wohl aber koloniſatoriſches Talent. 
— Die Iſraeliten lebten im Glauben ihrer Auserwähltheit, verachteten die 
Fremden, hielten ihnen gegenüber jede Liſt und Grauſamkeit für gerechtfertigt, ſie 
ſtrebten ſtets nach der ihnen verheißenen Herrſchaftsſtellung. Sie achteten keine Ver⸗ 
träge, bildeten kein ſie bindendes Necht aus, ſie ſtrebten nur nach ihrer Macht. 


Ganz anders die Hellenen: ihre reich zergliederte Halbinſel beherbergte eine 
Vielzahl artverwandter ſtaatlicher, kultiſcher und künſtleriſcher Formen. Antereinander 
bildeten ſie um kultiſche Mittelpunkte Staatenbünde. Sie hatten auch vor dem Gegner 
Achtung. Der Krieg ſtand unter göttlichem Gefetz, das auch den Feind ſchützte. Keinen 
übermäßigen Triumph, keine planloſe Vernichtung des Gegners ſollte es geben. Der 
Fremde war als Gaſt geachtet. Erſt mit dem Niedergang des reinen Hellenentums, 
mit der Errichtung des ſchnell vergänglichen Großreiches, der Idee des Weltbürger⸗ 
rechts, des Pazifismus, der ſpäten Philoſophie, die den Verfall von Religion, ftaat- 
lichem Eigenleben und Sitte begleitete, verſank die helleniſche Kraft. 


Das alte Rom war durch ſakrale Rechtsbindung den lateiniſchen Genoſſen ver- 
pflichtet. Je eine eigene Rechtsordnung für ſeine Bürger und die Fremden ent⸗ 
wickelte das frühe Rom, es hatte feſte Regeln, wie mit den anderen Stämmen der 
Verkehr zu pflegen (jus fetiale), Verträge zu ſchließen, die beiderſeitigen Rechts⸗ 
ordnungen zu achten waren. Der Krieg, auch als ein Prozeß betrachtet, der in der 
von den Göttern anerkannten Rechtsordnung ſteht, ſollte nur bei Vorliegen eines 
Grundes als gerechter Krieg, nach förmlicher Erklärung geführt werden. Feierlich 
beſchworene Bündnisverträge konnten zu freier Zuſammenarbeit oder zu einſeitiger 
Verpflichtung führen. — Erſt als der Volksbegriff durch die einſeitige Majeſtäts⸗ 
vorſtellung abgelöſt wurde, als anderen politiſchen Einheiten grundſätzlich die Gleich- 
berechtigung verſagt wurde, kam jenes Weltrecht zuſtande, das an die Stelle des formen- 
ſtrengen ius civile das allgemeine ius gentium ſetzte. Statt des volksgebundenen 
Rechtes entſtand das Weltrecht, ſtatt der Abgrenzung des eigenen Machtbereiches zu 
anderen Gemeinſchaften wurde der Weltimperiumsanſpruch vertreten, das Bürgerrecht 
verlor feinen Sinn, und Rom wurde zum geſtaltloſen Völkerchaos, dem gemeinſchafts⸗ 
gebundenes öffentliches Recht und völkerrechtliche Bindungen fehlten. 


Die Germanen ſtanden fremden Stämmen mit derſelben Achtung gegenüber, die 
ſie dem eigenen Volksgenoſſen im Kampfe zubilligten. Sie kannten Regeln, nach 


Bag — 


Grundzüge des Völkerrechts 5 


denen Krieg zu führen war, ja fetten gelegentlich ein Gottesurteil an die Stelle der 
kriegeriſchen Auseinanderſetzung. Ihnen war ein beſchworener Vertrag heilig; fie 
kannten auch vertragliche Bindungen auf längere Zeit, aus denen größere ſtaatliche 
Einheiten hervorgingen. Sie ſchloſſen ſich Fremden gegenüber ab, gewährten ihnen 
wohl Gaſtrecht, nicht aber die Rechte der Stammesgenoſſen. 


b) Die Rechtsgedanken der Germanen änderten ſich, als diechriſtlich⸗ römiſche 
Imperiumsidee eindrang. Dieſe beiden ineinander verwobenen über⸗ 
völkiſchen univerſalen Ideen mußten nicht nur das Verhältnis der germaniſchen 
Stämme untereinander, ſondern ebenſo die Lage ganz Europas grundſätzlich beein- 
fluſſen. Der kaiſerliche Anſpruch auf Zuſammenfaſſen aller weltlichen Herrſchaft und 
die päpſtliche Forderung: „Alle Menſchen müſſen ſich zu ihrem Heile dem Heiligen 
Stuhle unterordnen“ (Bulle „unam sanctam“ 1302) ſtanden einander gegenüber, ſie 
ſchloſſen das Nebeneinanderſtehen ſelbſtändiger, einander achtender ſtaatlicher Ein ⸗ 
heiten aus. Erſt als dieſe univerſalen Mächte ihren ſittlichen und tatſächlichen 
Führungsanſpruch verloren hatten, konnten die Staaten und Völker ihre Selbſt⸗ 
beſtimmung wieder gewinnen, an die Stelle des univerſalen Führungsanſpruchs trat 
der Ausgleich der Intereſſen einer Vielzahl nach Selbſtändigkeit ſtrebender Staaten. 


Die Anterwerfung und Ausbeutung Amerikas, die langdauernden Kriegswirren, die 
Verbindung der Fürſtenhöfe mittels Geſandter warfen Rechtsfragen auf, die die Aus⸗ 
bildung der modernen Völkerrechtslehre anregten. Als erſte Theoretiker 
ſind zu nennen: die ſpaniſchen Theologen Francisco de Vitoria (1480 bis 1546), 
Domingo Soto (1494 bis 1560), Franciscus Suarez (1548 bis 1617), der Hamburger 
Johann Oldendorp (1480 bis 1567), der Italiener Alberico Gentili (1552 bis 1608). 
Des Holländers Hugo de Groote (Grotius, 1583 bis 1645) Mare liberum (1609) und 
De jure belli ac pacis libri tres (1625) erlangten beſondere Bedeutung, da Grotius 
unmittelbar in die Ereigniſſe des 30jährigen Krieges tätig eingriff. 


3. Die politiſchen Ideen und das Weſen der Staaten 


Wenn eine Macht den univerſalen Führungsanſpruch erhebt und die übrige 
Menſchheit, die ſich ihr nicht unterordnet, als Barbaren, Heiden oder Ausgebeutete 
anſieht, fo muß dieſe Macht eine einheitliche Rechtsbildung erſtreben. Was ſich der 
Macht nicht einordnet, ſteht außerhalb des Rechts, hat keinen Anſpruch auf Schutz 
und Achtung. 


a) Das Nebeneinander einer Vielzahl von Staaten, deren jeder ſein eigenes, 
unabhängiges Daſein fordert, ſtellt ein vollkommen anderes Problem: Dieſe Staaten 
müſſen miteinander in Beziehung treten, ſei es, um Güter zu tauſchen, um die Inter- 
eſſen ihrer Staatsangehörigen im fremden Staat zu wahren, um ihr Daſein mit Hilfe 
eines Bundesgenoſſen zu ſchützen oder um in Zuſammenarbeit mit anderen Staaten 
die gemeinſamen techniſchen, hygieniſchen, kulturellen Angelegenheiten zu fördern. Die 
Geſamtheit der Rechtsſätze, welche dieſe Fragen regelt, heißt Völkerrecht. 


Der Zerfall der einheitlichen chriſtlichen Kirche und des von der Theologie be- 
herrſchten Wiſſenſchaſtsbildes, der Verfall des Kaiſertums, die großen überſeeiſchen 
Entdeckungen, das Erwachen des Selbſtbewußtſeins vor allem der Franzoſen, Angel- 
ſachſen und der italieniſchen Städte machte die tatſächliche Ausbildung völkerrecht; 
licher Regeln notwendig. Im 17. und 18. Jahrhundert trat der Fürſt, vor allem in 
den romaniſchen Staaten, als alleiniger Repräſentant des Staates hervor, ja noch 
mehr, die Staatsmacht und -intereffen wurden denen des Fürſten gleichgeſetzt 
(Ludwig XIV.: L' Etat c'est moil). Die Staatslehre Machiavellis und des Abfolu- 
tismus führten zur Vorſtellung, daß die von Gottes Gnaden berufenen Fürſten allein 
ihrem Gewiſſen verantwortlich ſeien. In dieſem Sinne ſprach man von der 
Souveränität des Staates, deren Träger der Fürſt als Souverän 
war. Dieſe höchſte Macht, die ſich von jeder anderen unabhängig fühlte, die ſich 


6 | Gurke 


gegenüber Ständen, Kaiſer und Papſt aus eigenem Recht behauptete, beanſpruchte 
allein der Fürſt als Träger der Souveränität. 


b) Die Franzöſiſche Revolution von 1789, die Napoleoniſchen Kriege und der Wiener 
Kongreß (1815) mußten dieſes auf die Dynaſtien abgeſtellte Völkerrecht ſchwerſtens 
erſchüttern: neue ſouveräne Mächte meldeten ſich. Einesteils der einzelne, das Indi⸗ 
viduum, dem der Liberalismus Freiheit zuſagte, andernteils wurde nun auch der 
Staat zu jener Perſönlichkeit, dem um ſeiner Perſönlichkeitsrechte willen abſolute 
Freiheit zukam. Die Volksvertretung erhob den Anſpruch, den Willen der einzelnen 
zu vertreten und daher alleiniger ſouveräner Machtträger nach innen und außen zu 
ſein (Demokratie). „Volk“ ſollte die Geſamtheit der Staatsbürger ſein, die ſich ihren 
Staat aus freier Selbſtbeſtimmung ſchufen. Tatſächlich wurde hier ein Staatsnations⸗ 
begriff fortgeführt, der eng an den der Staatsuntertanen anknüpfte. Die raſſiſch⸗ 
kulturell⸗geſchichtliche Weſenheit des Volkes war nicht erkannt; was „Volk“ iſt, wurde 
allein vom Staate beſtimmt. 


Aber nicht nur dadurch war die Ordnung des 17. und 18. Jahrhunderts ſchwer er- 
ſchüttert, daß die Großmacht Frankreich neue innenpolitiſche Wege ging, auch die 
nordamerikaniſchen Kolonien hatten ſich im letzten Viertel des 18. Jahrhunderts felb- 
ſtändig gemacht und ſich republikaniſche Verfaſſungen gegeben. Die zahlreichen euro; 
päiſchen Dynaſtien erblickten in den revolutionären Bewegungen eine Gefährdung 
ihres Beſtandes. Dies mit Recht, denn die Franzöſiſche Revolution wollte nicht bloß 
eine innerſtaatliche fein, fie erhob als Weltrevolution den Anſpruch, der 
Menſchheit die Freiheit zu bringen und verſprach, daß der ewige Friede kommen 
werde, wenn erſt alle Staaten auf demokratiſcher Grundlage neu errichtet ſeien; die 
Tyrannen, die Fürſten, dürften die Völker nicht unterdrücken und in Verträgen ver- 
pflichten. Die demokratiſchen Staaten würden fi in einem freien Bund zuſammen⸗ 
finden, der die allgemeine Freiheit bringen und ſtaatliche Grenzen ſinnlos machen 
werde. 


Zur Abwehr ſchloſſen ſich die reaktionären Mächte Europas nach dem Wiener Kongreß 
zuſammen, um in der Heiligen Allianz die „legitimen“ Rechte der Monarchen 
„in Abereinſtimmung mit den Worten der Heiligen Schrift“ zu ſchützen. Aber das 
19. und beginnende 20. Jahrhundert zwangen die Monarchien zu immer weitgehen⸗ 
deren Zugeſtändniſſen. Die konſtitutionell-parlamentariſche Monarchie unterſchied ſich 
ſchließlich wenig von der demokratiſchen Republik. Erſtere ſtand in ſteter Defenſive 
gegenüber dem Vordringen der Demokratie und dem inneren Zerſetzungskampf der 
politiſchen Parteien. Ä 


c) Im 19. Jahrhundert entſtand noch eine andere revolutionäre Bewegung: das 
wurzelloſe, im Tageskampf der Wirtſchaft ſtehende Induſtrieproletariat und der es 
erfaſſende Marxismus. Auch er iſt von Anbeginn nicht nur auf die Amgeftaltung 
der innenpolitiſchen Verhältniſſe eines beſtimmten Staates gerichtet, ſondern er hat 
die Weltrevolution, d. h. die innere Amgeſtaltung aller Staaten, zum Ziel.. 
Nach dieſer inneren Amgeſtaltung verſprach der Marxismus den Zuſammenſchluß aller 
vom Kapitalismus befreiten Staaten in eine Weltunion der Diktaturen des Prole⸗ 
tariats, um durch ſie den dauernden Frieden im Zukunftskommunismus zu erreichen. 
Alle nichtkommuniſtiſchen Staaten gelten ihm als Klaſſenherrſchaft der Kapitaliſten, 
die mit allen Mitteln zu beſeitigen iſt. Dem Marxismus fehlt daher die Anerkennung 
der Staaten als zu achtende Einheiten, er wünſcht ganz allgemein deren Vernichtung. 


d) Noch eine politiſche Kraft reifte neben der monarchiſchen, demokratiſchen und marri- 
ſtiſchen: die völkiſche Staatsidee. Jede Stammes oder Volkseinheit, die zum 
politiſchen Verband wird, ſammelt zunächſt ihre Glieder, bewahrt fie vor Aber⸗ 
fremdung, pflegt überkommene Sitten, Gewohnheiten, Rechtsregeln, Kulturwerte. 
Herzog, König, Fürſt, Führer iſt urſprünglich derjenige, welcher dieſe arteigenen 
Werte am beiten verkörpert, ordnet und ſchützt. Erſt die univerſalen Menſchheits⸗ 
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ideen der ſpätgriechiſchen Philoſophie, des kaiſerlichen rödmiſchen Imperiums, des 
Heiligen Römiſchen Reiches und Papſttums, des Liberalismus, der Franzöſiſchen 
Revolution und des Marxismus ſuchten den völkiſchen Lebensſinn der ſtaatlichen Ein- 
heiten zu leugnen. Hier kann die Auseinanderſetzung der völkiſchen Kräfte mit jenen 
Ideen nicht dargeſtellt werden. Es genügt, feſtzuſtellen, daß der Zerfall des Heiligen 
Nömiſchen Reiches ganz weſentlich vom wachſenden völkiſchen Selbſtbewußtſein 
herbeigeführt wurde. Der Souveräͤänitätsbegriff iſt nicht nur als Folge 
des fürſtlichen Machtſtrebens, er iſt vor allem als politiſcher Kampfruf 
des erwachenden Selbſtbewußtſeins der großen Nationen 
des Weſtens entftanden. 


In den politiſchen Schriften des 19. Jahrhunderts (Montesquieu, Voltaire, Richelieu, 
Juſtus Möſer, Herder u. a. m.) wird der Gedanke erwogen, daß der Staat in ſeinem 
Eigendaſein als Lebensform eines natürlich und kulturell einheitlichen Volkes beſtehen 
ſolle. Die deutſche Romantik regte völkiſch⸗gefchichtliches Denken weit über das 
deutſche Volk hinaus, ſo auch im Oſten an. Männer, wie der Freiherr vom Stein, 
J. G. Fichte, Jahn, Arndt, Dahlmann, W. H. Riehl, Lagarde traten in ihren Reden, 
Taten und Schriften für den Staat des ganzen deutſchen Volkes ein. Was den 
Italienern unter der Führung Cavours, Garibaldis, Mazzinis, Mancinis im 
19. Jahrhundert gelungen war, konnte Bismarck dem deutſchen Volke — mit Aus⸗ 
ſchluß der Deutſchen Oſterreichs — ſchaffen. Aber das Deutſche Reich blieb zer- 
gliedert in Königreiche, Fürſtentümer und freie Städte, ſeine Staatshoheit trugen 
dieſe Teilſtaaten, nicht das geeinte deutſche Volk. 


Die nationalſozialiſtiſche Revolution führte den völkiſchen Staatsgedanken mit Folge⸗ 
richtigkeit im Deutſchen Reiche durch. Völkerrechtlich iſt dieſe völkiſche Revolution 
vor allem von Bedeutung, weil der völkiſche Staatsgedanke wieder zum Durchbruch 
kam und damit die univerſal-unvölkiſchen Staatstheorien gleicherweiſe innerſtaatlich 
wie als zwiſchenſtaatliche Ordnungsgedanken unbedingt abgelehnt werden, ſo daß das 
Nebeneinanderbeſtehen der Völker und Staaten wieder Sinn erhält. 


4. Die Staaten als Subjehte des Dölherrechts und die Souveränität 


Die Völkerrechtslehre geht von dem Satz aus, daß nur ſouveräne Staaten 
Subjekte des Völkerrechts, Träger von Rechten und Pflichten 
ſein könnten. Die Ausführungen der erſten Abſchnitte zeigen, daß der Begriff 
„Staat“ geſchichtlich und in der Gegenwart politiſch ein ſehr verſchiedenartiger 
iſt. Staat iſt ein Begriff, der nicht nur ſeinen Gehalt oft vollkommen änderte, ſondern 
gewiſſe überſtaatliche Ideen leugnen ihn, und große Geſchichtsepochen ſuchten ihn in 
der Tat aus ihrem Denken zu verdrängen. 

a) Die Völkerrechtslehre des 19. und 20. Jahrunderts verſuchte, dieſen 
Schwierigkeiten dadurch zu entgehen, daß ſie einen allgemeingültigen, ſomit weder 
geſchichtlich noch politiſch bedingten Staats begriff ihrer Lehre zugrunde 
legen wollte. Der Staat wurde — gleich der liberalen Staatslehre — von der 
Staatsgewalt aus zu beſchreiben verſucht, wie früher die göttliche Berufung 
des Fürſten als unüberprüfbare Tatſache angenommen wurde. Dieſe Staatsgewalt 
wurde als „von Natur aus beſtehend“ behauptet; von ihr ausgehend wurden Gebiet 
und Volk als die zwei anderen Staats- „Elemente“ definiert: Das Staatsgebiet iſt 
derjenige Teil der Erdoberfläche, auf dem eine Staatsgewalt wirkſam iſt. Das 
Staatsvolk iſt die Geſamtheit der einer Staatsgewalt ſtaatsangehörigen Perſonen. 


Auf dieſen Grundannahmen das Völkerrecht errichten, heißt es „unpolitiſch“ und 
damit unwirklich geſtalten. Das iſt wohl der ſchwerſte Fehler jener Lehren. Hier ſoll 
keine Auseinanderſetzung mit ihnen geboten werden; aber es muß die Feſtſtellung 
vorausgeſchickt fein, daß der völkiſche Staatsgedanke eine andere, ganz 
neue Begründung aller völkerrechtlichen Grundbegriffe erfordert. 


8 | Gürfe 


b) Als erſter und wichtigſter kann der Begriff des Staates und der daraus folgernde 
der Souveränität gelten: Eine Völkerrechtsordnung iſt nur finnvoll, wenn die Staaten 
einander als zu Recht beſtehende Einheiten anerkennen. Sie kann daher nur zwiſchen 
ſolchen Staaten beſtehen, die ihre Aufgabe in erſter Linie in der Erhaltung ihrer 
inneren Ordnung erkennen; die nicht Diener einer Idee ſind, die andere 
Staaten innerlich umordnen und in ein beſtimmtes Syſtem preſſen will. Auf die welt - 
revolutionäre Grundlage der Franzöſiſchen Revolution wurde ſchon hingewieſen. Nicht 
vereinbar mit dem Grundgedanken des Völkerrechts iſt auch die Idee des kämpfenden 
Iſlams, der ſich berufen fühlte, die Welt zu erobern und daher mit anderen 
Mächten bis 1774 jeden bindenden Frieden ablehnte; er ſchloß nur jederzeit kündbare 
Waffenſtillſtände. Die Päpſte lehnten im Mittelalter die Neutralität Angläubigen 
gegenüber ab und noch der Syllabus errorum (1864) fordert von chriſtlichen Mächten 
eine gewaltſame Cinmifhung in die inneren Angelegenheiten der Staaten, in 
denen die Kirche nicht genügend geachtet iſt. Als neue kämpfende univerſale Idee iſt 
der Bolſche wis mus aufgetreten: „Als Land der proletariſchen Diktatur wird 
die Sowjetunion notwendigerweiſe zur Baſis der internationalen Bewegung aller 
unterdrückten Klaſſen, zum Hauptherd der internationalen Revolution, zum bedeut- 
ſamſten Faktor der Weltgeſchichte. In der Sowjetunion erkämpft ſich das Proletariat 
zum erſtenmal in der Geſchichte fein Vaterland.“ (Aus dem Programm der Kommuni- 
ſtiſchen Internationale von 1928.) Rom, Mekka, Moskau, Genf und Paris ſind 
Zentralen, die nicht nach einem Nebeneinander von Staaten, ſondern nach einem 
beſtimmten Einordnen in ein univerſales Syſtem ſtreben. 


c) Die völkiſche Staatsauffaſſung iſt die natürliche Grund 
lage des Völkerrechts. Auch die unvölkiſchen oder auf die Menſchheit als 
Einheit gerichteten Ideologien mußten der Tatſache der völkiſchen Gliederung der 
Menſchheit Rechnung tragen: Wilſon trat für das Selbſtbeſtimmungsrecht der 
Völker ein, Papſt Benedikt XV. forderte die Achtung der Lebenseinheiten der 
Nationen. Die Bolſchewiſten erließen die „Deklaration der Rechte der Völker Nuß⸗ 
lands“ und traten für deren vollkommene Selbſtbeſtimmung ein. Die Monarchien, 
demokratiſchen und Räte⸗ Republiken ſchloſſen ſich dieſer Parole an. 

Die Staaten können nicht als Antergliederungen univerſaler Einheiten, ſie können nur 
als politiſche Einheiten mit eigenem Lebenswillen eine ſelbſtändige Exiſtenz haben. Der 
Lebensſinn des Staates iſt es, Lebens⸗ und Ordnungsform eines Volkes zu ſein. Der 
Staat ift daher nicht von der von Natur beſtehenden Staatsgewalt her, ſondern von 
dem von Natur gegebenen, durch geſchichtliche Leiſtung in einem Raum geeinten Volk 
beſtimmt. Die völkiſche Staatsrechtfertigung nimmt das Nebeneinanderbeſtehen der 
Völker und Staaten als gegebene, notwendige Tatſache hin. 

Dieſen Gegenſatz der Weltreichideen und der völkiſchen Selbſtbeſtimmung der Staaten 
ſtellte Adolf Hitler in feiner Rede vom 21. Mai 1935 klar heraus: „Der Bolſche⸗ 
wismus predigt die Aufrichtung eines Weltreichs und kennt nur Sektionen einer 
zentralen Internationale. Wir Nationalſozialiſten erkennen jedem Volk die Berechti⸗ 
gung ſeines eigenen Innenlebens nach ſeinen eigenen Erforderniſſen und ſeiner eigenen 
Weſensart zu.... Wir leben in der Überzeugung, daß das Glück und die Lei- 
ſtungen Europas unzertrennlich verbunden find mit dem Beſtand eines Syſtems unab- 
hängiger freier nationaler Staaten.“ 

Die erſte grundlegende Forderung, auf der alles Völkerrecht 
aufbaut, iſt die Selbſtbeſtimmung der Staaten über ihre 
innere Ordnung und damit auch über die äußeren Bindungen. 
Dies iſt der politiſche Inhalt des modernen Souveränitätsbegriffs, der im ee 
Sein der Staaten verankert iſt. 

In jedem Zeitalter entwickeln ſich bei den kulturell und raſſiſch verwandten Völkern 
ähnliche ſtaatliche Organiſationsformen. In Teilen übereinſtimmende innerſtaatliche 
Rechtsideen find ſogar Vorausſetzung für die Ausbildung eines geachteten Völker- 
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rechts, das der Nechtsgrundſätze, die von allen Staaten geachtet find, unbedingt bedarf. 
Völkerrecht ſetzt neben der tatſächlichen ſtetigen Verbindung von Staaten deren raſſiſche 
und kulturelle Ahnlichkeit voraus. Zwiſchen Völkern ganz verſchiedenen ſtaatlichen 
Denkens find nur geringe Völkerrechtsbildungen möglich; daher iſt ein Weltvölkerrecht 
arm an Rechtsſätzen. Nur zwiſchen artverwandten Völkern find inhaltsreichere 
Völkerrechtsbildungen möglich, fo daß das Weltvölkerrecht ſtets aus mehreren Parti- 
kularrechtsſyſtemen beſtehen wird. Seit dem Zeitalter der Entdeckungen iſt das 
europäiſche Völkerrecht auch für die anderen Erdteile von größtem Einfluß. 


d) Die europäifhen Völker leben feit langem in ähnlichen Staatsformen. Dies gilt 
für die Stammſtaaten, das Mittelalter, aber ebenſo für die Zeiten der Zerteilung 
Europas in eine Vielzahl von Staaten. Auch die raſſiſch⸗völkiſche Staatsauffaſſung 
iſt ſich dieſer Einheit bewußt, wenn fie den Staat nicht als bloßen Machtapparat, 
ſondern als Lebensform der Völker erkennt. 


„Wir als Arier vermögen uns unter einem Staat alſo nur den lebendigen Organis- 
mus eines Volkstums vorzuſtellen, der die Erhaltung dieſes Volkstums nicht nur 
ſichert, ſondern es auch durch Weiterbildung ſeiner geiſtigen und ideellen Fähigkeiten 
zur höchſten Freiheit führt“ (Hitler, Mein Kampf). Die größte Gewähr für 
innere Stetigkeit, für ſtaatliche Selbſtbeſtimmung auf lange 
Seit geben daher jene Staaten, deren Führung das Weſen 
des Volkes am getreueſten in ſich trägt. Je größer dieſe Stetigkeit, 
um ſo größer kann das Vertrauen anderer Staatsführungen ſein. Nur auf dieſem 
Vertrauen kann Völkerrecht gedeihen. 


Subjekte des Völkerrechts ſind die Staaten, die, in geſchichtlicher Weite geſehen, von 
den ihr Weſen erfüllenden Völkern geformt ſind. Die Souveränität als höchſter 
politiſcher, die ſtaatliche Selbſtändigkeit rechtfertigender Wert iſt daher an den Staat 
als Lebensform des Volkes gebunden. „Staaten, die nicht dieſem Zwecke dienen, find 
Fehlerſcheinungen, ja Mißgeburten. Die Tatſache ihres Beſtehens ändert ſo wenig 
daran, als etwa der Erfolg einer Flibuſtiergemeinſchaft die Räuberei zu rechtfertigen 
vermag“ (Hitler). Das Volk, das ſeinem einheitlichen Lebenswillen in wechſelnder 
ſtaatlicher Form Ausdruck verleiht, iſt der ſtetige Träger des ſtaatlichen Seins. 
Souverän iſt das ſtaatlichgeeinte Volk in ſeiner Entwicklung. 


Am ſtaatlich die ſtetige Entwicklung ſchützen und behaupten zu können, muß der 
Wille und die Fähigkeit der unbedingten Selbſtbehauptung 
gegeben fein (vgl. S. 12, 42). Ein Volk, dem dieſer Selbſtverteidigungswille, 
die Grundlage aller ſtaatlichen Freiheitsrechte, fehlt, büßt ſeine Ehre und Souve⸗ 
ränität in kürzeſter Zeit ein. Das Völkerrecht ſetzt Selbſtbehaup⸗ 
tungswillen und kraft bei allen jenen Völkern, die An⸗ 
ſpruch auf Schutz erheben, voraus. 

e) Als grundlegende Regel des Völkerrechts wurde die Selbſtbeſtimmung der 
Staaten über ihre innere Ordnung genannt. Nach dieſem Rechtsſatz iſt der Staat 
berechtigt, auf einem beſtimmten Gebiet und gegenüber einem Perſonenkreis allein 
die Hoheitsrechte auszuüben und jede Einflußnahme anderer Staaten abzuwehren. 
Dieſer Grundſatz erfordert eine Abgrenzung in perſoneller und räum ⸗ 
licher Hinſicht, damit die Ordnungsanſprüche der verſchiedenen Staaten nicht 
in Konflikt geraten. Die Staatsgrenzen umfaſſen das Staatsgebiet, den 
Raum, innerhalb deſſen die Staatshoheit beſteht. Aber darüber hinaus beanſpruchen 
einzelne Mächte in anderen Staaten Kontroll. und Aufſichtsrechte (halbſouveräne 
Staaten, Protektorate, Suzeränitäten) oder nehmen bzw. beſchränken einem Gebiet 
die innere und äußere Selbſtbeſtimmung (Kolonien, Schutzgebiete, Mandate). 
Gelegentlich erklärt eine Macht an den Verhältniſſen beſtimmter, fremder Gebiete 
beſonderen Anteil zu nehmen (Intereſſengebiet) oder zwingt einen anderen Staat zu 
Anterlaſſungen (entmilitarifierte Zonen) oder Duldungen (Konzeſſionen, beſetzte 
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Auch vie perſonellen Ordnungsanſprüche eines Staates müſſen den anderen gegenüber 
begrenzt ſein, denn der Staat verpflichtet zu Dienſtleiſtungen auch beſonderer Art 
(Militär-, Arbeitsdienſtpflicht) und gewährt beſondere Rechte (Wahl⸗ und Stimm- 
recht, diplomatiſcher Schutz), die nur auf jene Menſchen ausgedehnt werden, die 
ihm durch Treuepflicht verbunden find. Die Rechtsform der Staats ange⸗ 
hörigkeit ſoll jene Menſchen erfaſſen, die beſonders an den Staat gebunden 
find. Die Bildung des Staatsangehörigkeitsrechts hat, da es einen Rechts ⸗ und 
Pflichtenkreis des Staates begrenzt, ebenfalls völkerrechtliche Bedeutung. Menſchen, 
die mehreren Staaten gegenüber zu Treue und Gehorſam verpflichtet ſind (sujet 
mixte), bereiten ebenſo politiſche Schwierigkeiten wie Staatenloſe, die keinen Schutz 
und keine Fürſorge beanſpruchen können. Das Staatsangehörigkeitsrecht iſt nach den 
politiſchen Ideen verſchieden: es kann eine ſtarke Differenzierung erfahren, fo in 
Monarchien, Ariſtokratien, ſtändiſchen Ordnungen, ſo Sklaven, Leibeigenen, politiſch 
Entrechteten gegenüber; Liberalismus und Demokratie neigten dazu, alle im Gebiet 
länger ſich Aufhaltenden zu gleichberechtigten Staatsangehörigen zu machen; der 
Bolſchewismus macht jeden in der Sowjetunion befindlichen „Proletarier“ dazu; 
der Nationalſozialismus ſchuf aus dem volklichen Denken eine grundſätzliche Neu- 
regelung im Geſetz über die Reichsbürgerſchaft vom 15. 9. 1935. Ein Staat kann 
auch fremden Staatsangehörigen außerhalb ſeines Hoheitsgebietes ſeinen beſonderen 
Schutz angedeihen laſſen, ſei es, daß er ihm in diplomatiſcher Hinſicht vertraglich zu- 
ſteht (z. B. Polen für Danzig), ſei es für Konationale (vgl. unten S. 44 ff. Volks. 
gruppenrecht), ſei es für Angehörige einer beſtimmten Konfeſſion (Frankreich lange 
für die Chriſten im Orient). Alle dieſe Geſtaltungen der perſonellen Staatshoheit 
ſind völkerrechtlich bedeutſam. 


5. Das Weſen des Bölkerrechts und die Völkerrechts gemeinſchaft 


a) Alles Recht muß eine politiſche Rechtfertigung haben: dieſe kann mehr in der 
es ſetzenden Macht oder dem übereinſtimmenden Wollen der vom Recht erfaßten 
einzelnen liegen. Im Völkerrecht kann nur letzteres in Frage kommen. Da die 
Willenseinigung in der Rechtsform des Vertrags Ausdruck findet, wurde oft der 
Satz aufgeſtellt: Völkerrecht iſt Vertragsrecht. 


Dem iſt grundſätzlich zuzuſtimmen; jedoch muß mit aller Deutlichkeit der individuali⸗ 
ſtiſche Vertragsbegriff abgelehnt werden. Dieſer will den Vertrag nur im Willen 
jedes der Kontrahenten verankern, ihn auf die ſouveräne Willensentſcheidung jedes 
einzelnen gründen; dann verliert der Vertrag aber ſeinen Geltungsgrund. Eine ſolche 
Lehre führt zur Verneinung des Völkerrechts, wie es denn auch einige Theoretiker 
fälſchlich als „Außenſtaatsrecht“ dem ſouveränen Willen jedes Staates zu unterſtellen 
verſuchten (vgl. S. 13). Jeder Vertrag ſetzt ein gemeinſames Intereſſe der Parteien 
und ein übereinſtimmendes, ergänzendes Wollen, um einen Erfolg zu erreichen, 
voraus. Viel ſolches übereinftimmende Wollen bedarf nicht der vertraglichen 
Verankerung, es bildet ſich als Gewohnheitsrecht oder übereinſtimmendes Handeln. 
Beides ſetzt übereinſtimmende Rechtsanſchauungen voraus, die raſſiſch⸗ kulturell 
bedingt find. Wie die innerſtaatliche Rechtsbildung vom Weſen des den Staat 
tragenden Volkes beſtimmt iſt, ſo iſt das Völkerrecht durch den übereinſtimmenden 
oder gegenſätzlichen Typus der es bildenden Völker bedingt. „Je mehr daher in 
einem Volke äußerlich eine Weltanſchauung und damit innerlich tatſächlich ein 
beſtimmter Raſſenkern dominierenden Einfluß erhält, um fo mehr wird dann nicht 
nur politiſch, ſondern auch kulturell geſehen ſofort die Annäherung erfolgen an den 
Lebensausdruck raſſiſch ähnlich bedingter Völker und Staaten ohne Rüdfiht auf die 
zeitmäßige Diſtanz“ (Hitler am Parteitag 1933). 

Die Bildung von Gewohnheitsrecht ſetzt ein Abereinſtimmen der Völker in 
ihren Rechtsgrundbegriffen voraus. So konnten ſich auch zwiſchen raſſeverwandten 
Völkern gemeinſame Rechtsbildungen zu völkerrechtlichem Gewohnheitsrecht ver- 
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dichten, auf das ſich dann ein Vertragsſyſtem aufbaute. Vorausſetzung für jeden 
Vertrag iſt, daß der Vertragspartner in den Fortbeſtand der anderen politiſchen Ein- 
heit und die Stetigkeit der Meinungsbildung derſelben, in die Freiheit ihrer Ent ; 
ſchlüſſe und ihre Worttreue Vertrauen hat. 


b) Die Geſamtheit dieſer politiſchen Grundlagen findet ihren Ausdruck in der „An ⸗ 
erkennung“ des anderen Staates bzw. ſeiner Regierung. Die Anerkennung iſt 
der Grundvertrag, auf dem ſich jeder weitere völkerrechtliche Verkehr aufbaut, er 
ermöglicht es der Regierung, die Völkerrechtsſubjektivität des Staates im inter- 
nationalen Verkehr zu verwirklichen. Die „Anerkennung“ konſtituiert nicht einen 
Staat, aber fie iſt Ausdruck dafür, daß mit ihm Nechtsbeziehungen aufgenommen 
werden, d. h. aber, daß er in ein beſtimmtes Gemeinſchafts verhältnis zu anderen 
Staaten tritt, deren Rechtsgrundbegriffe er zu den ſeinen macht. 


Die heutige Völkerrechtsgemeinſchaft nahm ihren Ausgang vom chriſtlich⸗ 
abendländiihen Europa. Erſt mit feiner Europäiſtierung fand Rußland unter Peter 
dem Großen Eingang in dieſe Staatengemeinſchaft. Die Vereinigten Staaten von 
Amerika waren die erſte überſeeiſche Macht, die angegliedert wurde. Wenn auch zur 
Türkei längſt enge Beziehungen beftanden, fie fand erſt 1856 Aufnahme in das „euro- 
päiſche Konzert“. Japan, erſt feit Mitte des 19. Jahrhunderts dem Verkehr er- 
ſchloſſen, ſchloß Ende der 60er Jahre die erſten Verträge. Es ſteht ſchon feit dem 
Chineſiſch⸗Japaniſchen Krieg von 1894 als ſelbſtändig ſich behauptende Macht in den 
großen politiſchen Auseinanderſetzungen. Heute bilden die europäiſchen und ameri- 
kaniſchen Staaten, Japan, China, Iran, Siam und Liberia die Völkerrechts 
gemeinſchaft. 

In einem fo heterogenen, im letzten Jahrhundert ſprungartig angewachſenen Rieſen⸗ 
körper mußten natürlich die Anerkennungen immer mehr zu einem Formalakt 
werden, ſo daß der politiſche Sinn dieſes Grundvertrags immer mehr einer Pflicht 
zur Anerkennung wich. Daß ſich dieſer Gedanke, der der liberal ⸗formalen 
Staatstheorie entſpricht, nicht voll durchſetzte, beweiſt die Stellung der Mächte zur 
Sowjetunion, deren Anerkennung trotz ihres Werbens darum nur ſehr langſam 
erfolgte. Die Ad SSR wird noch heute als Fremdkörper empfunden. Auch das Ver 
halten zu China, Liberia, Siam zeigt deutlich den Abſtand zu dieſen Staaten, die in 
Wahrheit nicht gleichberechtigt ſind. 

Anerkannt wird letzten Endes nicht der Staat oder ſeine Regierung; die Anerkennung 
bleibt zu Recht beſtehen auch über Negierungswechſel, ja Revolutionen, da auch die 
Verpflichtungen eines Staates trotz Revolution und innerer Anderung des Staates 
fortgelten. So weigerten ſich z. B. die alten Staaten, die Sowjetunion anzu- 
erkennen, ſolange dieſe nicht Nachfolgerin Rußlands, ſondern offiziell Trägerin der 
bolſchewiſtiſchen Weltrevolution war. Seitdem die AdSSR bemüht war, den äußeren 
Anſchein zu erwecken, ein in ſich geſchloſſener Staat zu ſein, den nur ſeine inneren 
Aufgaben beſchäftigen, konnte ſie die Anerkennungen erlangen. Auch das zeigt, daß 
im Völkerrecht über Revolutionen hinweg das das Weſen des Staates be- 
ſtimmende Volk als ſtetiger Träger des ſtaatlichen Seins gilt. 


c) Das Völkerrecht iſt ein Rechtsſyſtem beſonderer Art — man nannte es 
Recht im ausgeſprochen politiſchen Sinn. Seine Beſonderheit iſt, daß 
eine Übergeordnete rechtſetzende, die Durchführung der Rechtsſätze erzwingende 
Stelle fehlt und daß nicht Einzelperſonen oder rechtlich konſtituierte Verbände, 
ſondern zunächſt unabhängig vor jeder rechtlichen Anerkennung beſtehende Staaten 
feine Geſtalter find. Man kann Völkerrecht, wenn man es in feiner Beſonderheit ver- 
ſtehen will, nicht primitiven ſtaatlichen Rechtsbildungen gleichſetzen, ſondern muß es 
— vor allem gemäß feiner beſonderen Aufgabe — als Recht eigener Art ver⸗ 
ſtehen. Es iſt daher falſch, zivil-, ſtraf⸗ oder verwaltungsrechtliche Inſtitute auf das 
Völkerrecht zu übertragen, wie das häufig geſchieht. 
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Die Völkerrechtsgemeinſchaft, noch im 18. und beginnenden 19. Jahrhundert von ein- 
heitlichen Werten beſtimmt, ſchien dann in kürzeſter Zeit einem Chaos zu weichen. 
Allen Raſſen ſollte ſtaatliche Selbſtändigkeit zuſtehen: Liberia, Abeſſinien, Mittel- 
amerika, mongoliſche Staaten, Paläſtina, Philippinen. Es entſtanden Staaten der 
heterogenſten Völker. und Raſſemiſchungen, denen eine innere Ordnung der Gruppen 
fehlte. Staaten demokratiſch⸗liberaler, nationalſtaatlicher, abſolutiſtiſch⸗monarchi⸗ 
ſcher, faſchiſtiſcher, bolſchewiſtiſcher Führung, Staaten in denen noch Sklaverei beſteht 
und Kolonien aller Grade bilden die „Völkerrechtsgemeinſchaft“. 


Dieſes Weltchaos — das vor allem der Liberalismus mit feinen Freiheits-, die 
Demokratie mit ihren Gleichheits., die Aufklärung mit ihren Fortſchritts⸗ und 
Menſchheitsideen auf dem Gewiſſen hat — ſcheint jedem rechtlichen Ordnungsdenken 
hohnzuſprechen. And doch iſt es die Schickſalsfrage des Beſtehens auch unſeres Volkes, 
dieſes Problem zu meiſtern. Der Nationalſozialis muss bricht mit den 
Menſchheits., Freiheits- und Gleichheitsideen wie fie ſich in den politiſchen Ideologien 
insbeſondere ſeit dem Ende des 18. Jahrhunderts entwickelten und anerkannt 
folgende Grundlagen der Völkerrechtsgemeinſchaft: 


1. Die europäiſchen Völker tragen die Verantwortung für das vielgeſtaltige reiche 
Kulturgut. Sie müſſen ſich zu deſſen Schutz und Fortbau bekennen. „Das deutſche 
Volk hat das Gefühl ſeiner Kraft nie gelöſt von der tief empfundenen Verantwortung 
für das Gemeinſchaftsleben der europäiſchen Nationen“ (Adolf 
Hitler am 21. 3. 1933). 


2. Nicht Reaktion in die antiken oder mittelalterlichen Aniverſalideen 
päpſtlicher oder kaiſerlicher Einheit oder ihre individualiſtiſchen und materialiſtiſchen 
Spielarten der Weltrevolutions- oder Befreiungsideologien kann Ordnung ſchaffen. 
Auch „die Forderung nach Wiederherſtellung der Grenzen des Jahres 1914 
iſt ein politiſcher Anſinn von Ausmaßen und Folgen, die ihn als Verbrechen erſcheinen 
laſſen“ (Hitler, Mein Kampf). 


3. Die Menſchheit iſt von Natur und durch die Geſchichte in Raſſen und Völker 
geteilt, die ihre Eigenentwicklung bewahren und ausgeſtalten wollen. „Der Punkt, die 
Idee, die Tatſache, von der wir alle ausgehen müſſen, iſt die Tatſache der 
Nation“ (A. Rofenberg, Kriſis und Neubau Europas). Anderen Völkern fremde 
Art aufdrängen ſchafft Entartung, Spannung, Anklarheit; die Art der anderen 
Völker achten, ſich an ihr meſſen, ſchafft Gemeinſchaft. 


4. Die Formung ſeines ſtaatlichen Lebens muß ſich jedes Volk ſelbſt 
erringen. In Europa und außerhalb find mehrere Staats- und Rechtsſyſteme ent- 
ſtanden, die dem hervorbringenden Volk Kraft und Ordnung brachten, auf andere 
Völker übertragen, ein Chaos bereiteten. Daher gilt auch der Satz: „Es gibt keine 
Internationale des Nationalſozialismus“ (Rudolf Heß, 11. 9. 1935). 


5. Nicht allen Völkern iſt in der Weltgeſchichte gleiche kulturelle und ſtaatliche 
Leiſtung aufgegeben. Nur jene Nationen und Kulturen können in der Weltgeſchichte 
beſtehen, die den Willen und die Kraft haben, ihre Freiheit zu 
ſchützen. Das Völkerrecht nimmt keiner Nation ihren Selbit- 
behauptungskampf ab. „Ehrliche Völker werden ſich nie mit unehrlichen 
verbinden. Wollen wir den Bund, dann müſſen wir ſelbſt zum ehrlichen Volk werden. 
Das kann dem einzelnen noch ſo ſchwer ſein: Nur über dieſen Weg führt endlich 
der Weg zur tatſächlichen Gleichberechtigung und damit zu einer Intereffengemein- 
ſchaft großer Nationen“ (Adolf Hitler, 9. 11. 1933). 

6. Das jüdiſche Volk hat beſondere Vorſtellungen vom Sinn der menſchlichen 
Geſellſchaft, dem Weſen des Staates und der Rechtsordnung. Wo jüdiſches Denken 
die zwiſchen⸗ und innerſtaatlichen Ordnungen beſtimmte, wurden fie dem Weſen der 
europäiſchen Völker entfremdet. Die Grundlagen der heute noch herrſchenden Völker— 
rechtslehren find durch dieſen „Todfeind freier Volks- und Nationalſtaaten“ beſtimmt. 
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Deshalb kann eine neue europäiſche Ordnung erſt gelingen, wenn auch die anderen 
Staaten den Einfluß der Juden auf ihre Staatsführung ausſchalten: „An der Spitze 
ſteht eine Forderung, ohne deren Erfüllung alles umſonſt iſt: die Ausſcheidung der 
Juden aus allen Staaten Europas“ (A. Rofenberg, Blut und Ehre). 


6. Quellen des Bölkerrechts, der Dölherrechts vertrag 

a) Im fünften Abſchnitt wurde gezeigt, daß das Völkerrecht politiſch bedingt iſt. Die 
Völkerrechtslehre hat die Frage der Quellen des Völkerrechts ſtets als ihr Grund- 
problem erkannt. In den übrigen Abſchnitten iſt es unterlaſſen, die gegenſätzlichen 
Lehrmeinungen zu beſprechen, hier muß auf dieſe kurz verwieſen werden: 

Die alte naturrechtliche Völkerrechtsdoktrin hat zwei Völkerrechtsquellen 
angenommen: die Vernunft als primäre, die zwiſchenſtaatliche Abung als 
ſekundäre. Aus der Vernunft entſpringe das mit der Menſchennatur gegebene, 
unveränderliche Völkerrecht, in dem Grotius das pofitive Völkerrecht allein be- 
gründet ſieht. Das poſitive, ſich in der Staatenpraxis entwickelnde Völkerrecht wird 
von ihm in dieſem Vernunftrecht verankert. 

Samuel Pufendorf (1632 bis 1694) und ſeine Schule gehen weiter, ſie leugnen 
ſchlechthin alles poſitive Völkerrecht als beſtehenden Wert und anerkennen nur die 
Menſchheitsratio als Naturrecht. Dieſes muß — im Gegenſatz zur erit- 
genannten Schule, die nur naturrechtliche Rechtsgrundſätze aufſtellt — ſomit auf alle 
Völkerrechtsfragen Antwort geben; ein Beginnen, das zu den ſonderbarſten Behaup- 
tungen führte. 

Den anderen Gegenpol bildet die Schule Johann Jakob Moſers (1701 bis 1785), 
der alles natürliche Recht leugnet, der nur Staatsverträge und Herkommen 
als poſitives und damit geltendes Recht anerkennen will. In dieſer Lehre iſt auch der 
Poſitivismus des 19. Jahrhunderts verankert, der nur jene Normen als 
Völkerrecht anerkannte, die von einer kompetenten rechtsbildenden Macht in einem 
objektiv nachweisbaren Werdegang entſtanden (fo z. B. Bergbohm in Jurisprudenz 
und Rechtswiſſenſchaft 1852). Daß eine ſolche Erklärung des Völkerrechts unmöglich 
iſt, wird deutlich, wenn man nach dieſer rechtsbildenden Macht und dem objektiven 
Werdegang weiter frägt. Entweder fehlt jede Antwort, oder fie muß auf die poli- 
tiſchen Vorgänge verweiſen, die aber vom Poſitivismus nicht erfaßt werden können. 
Dieſe Lehren führten zur formalen Willenstheorie, die alles Völkerrecht nur 
im ſouveränen Staatswillen begründen will. Der Einfluß des Hegelſchen Staats- 
gedankens, nach dem der Staat als abſolute Macht auf Erden über allen Bindungen 
ſteht, die er übernommen hat, zeigt ſich deutlich. Dies muß aber zur Leugnung 
allen Völkerrechts führen, denn es ſoll nur inſoweit beſtehen, als es dem ſouveränen 
Willen des einzelnen Staates entſpricht. „Denn Völkerrecht iſt juriſtiſches Recht, 
nur wenn und ſoweit des Staatsrecht iſt“ (fo A. Zorn, Grundzüge des Völker⸗ 
rechts, 1903). 

Am dieſer Folgerung Zorns zu entgehen, wurde neuerdings an die Stelle des freien 
ſtaatlichen Willens wieder eine Bindung geſetzt: entweder wurde, um möglichſt 
unpolitiſch und ſtreng logiſch zu erſcheinen, nur eine „Grun dnorm“, fo der Satz 
„pacta sunt servanda“ geſetzt, — oder, der pazifiſtiſchen Tendenz entſprechend, und 
um die leere Grundnorm politiſch wirkſam zu machen, verſuchte man alles Völker- 
recht auf das „Weltgewiſſen“, die allgemein anerkannten Rechtsgrundſätze oder die 
Lehren der hervorragendſten Völkerrechtslehrer zu ſtützen. Damit wollte man nichts 
anderes, als die einzelnen pofitiven Rechtsſätze im Sinne dieſer Tendenz aus⸗ 
legen. 


Weder die Menſchheitsratio noch das geſetzte Recht als bloße Norm, noch der abſolute 
Staatswille oder eine Grundnorm, das Weltgewiſſen oder eine ſonſtige allgemeine 
Annahme können die Quelle des Völkerrechts erklären. Alles ſtaatliche Recht iſt von 
einem beſtimmten politiſchen Wollen, das ſich gegneriſch oder fördernd mit den Lebens⸗ 


14 | Gürfe 


bedürfniffen des Volkes auseinanderſetzt, beſtimmt. Nur inſoweit in dem poli- 
tiſchen Wollen, der Staatsidee und den Rechtsgrundanſchauungen mehrerer Staaten 
und im Weſen ihrer führenden Männer Abereinſtimmung beſteht, kann Völker- 
recht entſtehen. Denn alles Recht kann nur aus ſeinen politiſchen Quellen richtig 
erkannt werden. Es hat deshalb nie Völkerrecht als Vernunft ⸗Menſchheitsrecht ge ⸗ 
geben. Die mannigfaltigſten Partikularrechtsordnungen, die in und zwiſchen den ver- 
ſchiedenen Raum-, Raffe- und Kultureinheiten ſich bilden, können als Völkerrecht 
zuſammengefaßt werden. Die Rechtsquelle im politiſchen Sinne iſt 
daher — ähnlich dem innerſtaatlichen Recht — die übereinſtimmende Rechtsüber⸗ 
zeugung der an der Rechtsbildung teilhabenden Subjekte. Soweit eine ſolche Aber⸗ 
einſtimmung beſteht und tatſächliche Beziehungen ſtatthaben, kann ſich Völkerrecht 
bilden, wenn eines dieſer Momente fehlt, iſt auch die Nechtsbildung nicht moglich. 


b) Im rechtstechniſchen Sinne find Gewohnheit und Vertrag die wich ⸗ 
tigſten Völkerrechtsquellen. Die Gewohnheit iſt — wie bei allem 
Recht — die Grundlage des Völkerrechts. Die Gewohnheitsſätze find 
Vorausſetzung, daß ſich vertragliches Recht bildet. Als wichtigſter Grundſatz 
des Gewohnheitsrechts, der ſchon oben genannt wurde, iſt die Anerkennung anderer 
Staaten als ſelbſtändige politiſche Einheiten und damit als Träger politiſchen 
Wollens und eigener Ehre genannt worden. Der Grundſatz, daß der Staat, 
wie der einzelne, an ſeine frei übernommenen Verſprechungen gebunden iſt, die 
Grundſätze des Geſandtſchaftsrechts in Krieg und Frieden, des Kriegsrechts u. a. m. 
find primär und in wichtigen Teilen gewohnheitsrechtlich, weil dem Empfinden von 
Ehre, Treu und Glauben innewohnend, entſtanden. 


Rechtstechniſch iſt aber der Vertrag für das Völkerrecht von größter Bedeutung. 
Von den Völkerrechtstheorien wurde eine große Zahl von Einteilungs grund- 
ſätzen der Verträge aufgeſtellt: je nach dem Inhalt, der Dauer der Erfüllung, der 
Anzahl der Beteiligten, den abſchließenden Organen, dem rechtſetzenden oder rechts⸗ 
geſchäftlichen Inhalt u. a. m. 


Die Form völkerrechtlicher Verträge iſt in der Regel die ſchriftliche. 
Meiſt wird eine gemeinſame Arkunde unterzeichnet oder es kann der Vertragsinhalt 
auch in einem Briefwechſel enthalten ſein. Dem Vertrag geht oft eine vorbereitende 
Vereinbarung voraus, Vorvertrag, Punktation oder Traktat genannt, die die Richt⸗ 
linien für den Vertragsabſchluß aufſtellt. Meiſt geht dem in Artikel eingeteilten 
Vertragstext eine Einleitung (Präambel, introitus) voraus, welche die Motive des 
Vertragsabſchluſſes, die unterzeichneten Mächte und deren bevollmächtigte Vertreter 
bezeichnet. Dem Vertragstext können Nebenartikel oder ein geheimes Geparat- 
abkommen und ein Schlußprotokoll angefügt fein. Der von den Anterhändlern verein- 
barte Vertragsentwurf bedarf zu ſeiner Verbindlichkeit der Beſtätigung durch das 
oberſte, zur völkerrechtlichen Vertretung des Staates berufene Organ. Dieſer Akt, die 
Ratifikation, erfolgt von jedem am Vertragsabſchluß beteiligten Staat. Der 
Vertrag tritt nach dem Austauſch bzw. der Hinterlegung der Ratifikationsurkunden 
gemäß den beſonderen Beftimmungen des Vertrags in Kraft. Wer zur Ratifikation 
berufen iſt, entſcheidet das Staatsrecht des einzelnen Staates, es iſt in der Regel der 
Monarch oder der Präſident der Republik, im Deutſchen Reich ratifiziert der Führer 
und Reichskanzler, in der Schweiz der Bundesrat. Die Ratifikation erfolgt gelegent- 
lich unter beſtimmten Vorbehalten, ſo oft bei Verträgen, an denen mehrere Staaten 
beteiligt find. Verträge können zwiſchen beſtimmten Staaten Geltung erlangen und 
nur auf dieſe beſchränkt bleiben oder auch als offene Konventionen dem Beitritt 
beſtimmter oder beliebiger anderer Staaten offengehalten werden. 

Staatsverträge er löſchen aus den gleichen Gründen wie jeder Vertrag: Erfüllung 
des Vertrags, Ablauf der Zeit, Antergang der zu leiſtenden Sache, Eintritt einer auf- 
löſenden Bedingung, Antergang eines Vertragspartners uſw. Die Kündigung iſt 
meiſt bei Staatsverträgen vereinbart, die Auflöſung unkündbarer Verträge iſt in 
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beſtimmten Fällen möglich. Die einſeitige Erklärung eines Kontrahenten, die Ver⸗ 
hältniſſe hätten ſich ſeit Vertragsabſchluß in fo grundlegender Weiſe geändert, daß 
ſeine Lebensintereſſen bei Aufrechterhaltung des Vertrags gefährdet ſind, iſt im 
Völkerrecht als einſeitiger Auflöſungsgrund viel erörtert worden (olausula 
rebus sic stantibus). Bismarck ſchreibt in feinen „Gedanken und Er⸗ 
innerungen“: „Die internationale Politik iſt ein flüffiges Element, das unter Am⸗ 
ftänden zeitweilig feſt wird, aber bei Veränderungen der Atmoſphäre in feinen 
urſprünglichen Aggregatzuſtand zurückfällt. Die clausula rebus sic stantibus wird 
bei Staatsverträgen, die Leiſtungen bedingen, ſtillſchweigend angenommen.“ Die 
clausula hat die Völkerrechts⸗Literatur viel beſchäftigt. Man kann ſie nicht als 
formale Rechtsfrage löſen, ſondern nur im Hinblick auf den politiſchen Geltungs⸗ 
grund eines Vertrags. Fällt dieſer fort, da gänzlich geänderte Verhäͤltniſſe vor- 
liegen, dann behält der Vertrag wohl ſeinen formalrechtlichen — ſofern dieſer nicht 
an jenen gebunden iſt —, aber er verliert ſeinen politiſchen Geltungsgrund. Da das 
Völkerrecht eine Rechtsordnung iſt, der innerhalb beſtimmter Einheiten gewiſſe 
Grundſätze, aber keine übergeordnete rechtſetzende und die Achtung dieſer Rechts- 
grundfäge gewährleiſtende Macht eigen iſt, können die Nechtsgrundſätze wohl durch 
Gewalt mißachtet werden. Im Weſen des Völkerrechts liegt es aber, daß ſeine 
Grundſätze wieder zur Geltung kommen. Entſpricht ein Völkerrechtsvertrag nicht den 
politiſchen Gegebenheiten, dann bringt ſein Beſtand Spannungen mit ſich. Dieſe 
können nur durch die Aberlegenheit des bevorrechteten Teiles erhalten werden; der 
benachteiligte Partner wird Kräfte und Wege zur Underung ſuchen. Jeder außen⸗ 
politiſch kluge Staat wird rechtzeitig abwägen, wann er dem benachteiligten Rechte 
zugeſteht, um einſeitigen Anderungen zuvorzukommen; oder aber er muß zuſehen, wie 
die Vertragsänderung einſeitig, unter Berufung auf die clausula erfolgt. Werden 
politiſche Spannungen nur durch überlegene Waffengewalt aufrechterhalten, dann 
beſteht die Gefahr des Krieges bzw. der Intervention. 


Wird ein Vertrag verletzt, ſo iſt der andere Partner zunächſt berechtigt, zu fordern, 
daß dieſe Verletzung beſeitigt und gegebenenfalls Schadenerſatz geleiſtet werde. Die 
Wege hierzu find meiſt in den konkreten Vertragswerken angegeben (ſiehe S. 20 f.). 
Es kann auch zur Aufhebung des Vertrages kommen, wobei die im vorhergehenden 
Abſatz angegebenen Fragen eine weſentliche Rolle ſpielen. Mehrſeitige Verträge und 
Garantieverträge verlieren durch einſeitige Verletzung ihre Geltung nicht. 


II. Dölkerrecht in Friedenszeiten 


7. Der diplomatiſche und honſulariſche Verkehr 


a) Zu Feierlichkeiten, Friedens⸗ oder Handelsverhandlungen Geſandtſchaften zu ent- 
ſenden iſt in allen alten Staatenſyſtemen üblich geweſen; auch von ſtändigen Geſandt⸗ 
ſchaften wird berichtet. In Europa errichtete erſtmals im 15 und 16. Jahrhundert 
die Kurie an den italieniſchen und anderen Höfen ſtändige Geſandtſchaften, die die 
päpſtlichen zentraliſtiſchen Intereſſen neben und auch gegen die der Biſchöfe vertreten 
ſollten. Seit dem 16. und beginnenden 17. Jahrhundert gibt es die ſtändigen fürſt⸗ 
lichen Geſandtſchaften. Die Geſandten, die meiſt der hohen Ariſtokratie bzw. der 
beſonders geſchulten kurialen Diplomatie entnommen wurden, galten als das 
Alter ego ihrer Fürſten, ſie vertraten ihn mit großem Aufwand und mußten — den 
mangelnden Verſtändigungsmöglichkeiten entſprechend — weithin auf eigene Verant- 
wortung handeln. Wenn auch ſchon Gentilis und Grotius das Geſandtſchaftsrecht 
bearbeiteten, ſo waren z. B. in Rußland bis zu Peter d. Gr. ſtändige Geſandte nicht 
zugelaſſen, da man in ihnen Spione vermutete. 
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b) Das Geſandtſchaftsrecht, einer der wichtigſten gewohnheitsrechtlich ausge ⸗ 
bildeten Teile des Völkerrechts, hat vor allem folgende Grundlagen: Das aktive 
Geſandtſchaftsrecht, worunter das Recht verſtanden wird, Geſandte, welche 
einen Staat in ſeinem geſamten politiſchen Handeln vertreten, zu entſenden, ſteht 
jedem ſouveränen Staat zu. Halbſouveräne Staaten werden meiſt durch ihren 
Protektor vertreten. Gliedſtaaten eines Bundesſtaates kann, Gliedern eines Staaten- 
bundes wird meiſt das Geſandtſchaftsrecht zuſtehen. Der Papſt hatte nach den 
italieniſchen Garantiegefetzen von 1871 auch in der Zeit, da überhaupt kein Kirchen. 
ftaat beſtand, das aktive Geſandtſchaftsrecht. Das paſſive Geſandtſchaftsrecht, das 
Recht Geſandte zu empfangen, ſteht allen jenen zu, die aktives Geſandtſchaftsrecht 
haben, überdies manchen Gliedſtaaten und Protektoraten. 


Man kann nicht nur von einem Recht, man muß von einer Pflicht der Staaten 
ſprechen, ſich in den anerkannten Staaten diplomatiſch vertreten zu laſſen. Das Ver⸗ 
weigern diplomatiſcher Beziehungen iſt ein unfreundlicher, ja ſaſt feindſeliger Akt. 
Vor Entſenden eines Geſandten frägt der abſendende Staat beim Empfangsſtaat an, 
ob die betreffende Perſönlichkeit genehm iſt (demande d'agréation). Wird kein 
Einwand erhoben, d. h. das Agreement erteilt, fo begibt ſich der auserſehene 
Geſandte in den Empfangsſtaat und überreicht dem Staatsoberhaupt bzw. Miniſter 
des Auswärtigen das ihm von ſeinem Staatsoberhaupt mitgegebene Legitimations⸗ 
und Vorſtellungsſchreiben, das Akkreditiv. 


Jeder Geſandte wird mit einem beſtimmten Nang entſendet und beglaubigt. Nach 
langen, oft politiſch ernſten Auseinanderſetzungen über die Rangfolge hat der Wiener 
Kongreß 1815 (ergänzt in Aachen 1818) eine Rangordnung aufgeſtellt. Die 
großen Staaten entſenden in andere große Staaten Botſchafter. Die päpſtlichen 
Nunzien und Legaten find ihnen gleichgeſtellt. Im Rang folgen die Geſandten (be⸗ 
vollmächtigte Miniſter), die Miniſterreſidenten und Geſchäftsträger. Nur letztere 
werden nicht beim Staatsoberhaupt, ſondern beim Miniſter des Auswärtigen be⸗ 
glaubigt. Die bei einer Regierung beglaubigten Geſandten und das dazugehörige 
Perſonal bezeichnet man als diplomatiſches Korps. Das älteſte Mitglied desſelben, 
d. h. jener Geſandte, der am längſten bei der betreffenden Regierung beglaubigt iſt, 
heißt Doyen. Den päpſtlichen Nunzien wird mancherorts das Vorrecht des Doyen 
eingeräumt (ſo Reichskonkordat zu Art. 3). Ihm kommen beſtimmte Ehrenrechte zu, 
er iſt Wortführer des diplomatiſchen Korps, das keine juriſtiſche Einheit bildet. 


Die Geſandten haben ihren Heimatſtaat im Sinne der Weiſungen in vollem Amfang 
zu vertreten, ſie haben die Intereſſen der Staatsangehörigen ihres Staates zu 
ſchützen, für fie als Inſtanz der freiwilligen Gerichtsbarkeit und Verwaltung in be- 
ſtimmten Fällen zu wirken und ſich jeder Einmiſchung in die Angelegenheiten des 
Empfangsſtaates zu enthalten. 

Die Tätigkeit eines Geſandten endet mit Erfüllung des Auftrags, mit der Ab- 
berufung oder dem Rüdjenden. Wird ein Geſandter abberufen, fo überreicht er fein 
Abberufungsſchreiben, das vom Empfangsſtaat mit dem Rekreditiv erwidert 
wird. Eine Rückſendung erfolgt, wenn der Empfangsſtaat den diplomatiſchen Verkehr 
mit dem Abfendeſtaat nicht mehr pflegen will oder ihm die Perſönlichkeit des Ge- 
ſandten, etwa wegen deſſen Einmiſchung in innenpolitiſche Fragen, nicht mehr genehm 
iſt. Dem Geſandten wird mitgeteilt, daß fein weiteres Verbleiben nicht erwünſcht fei 
und ihm eventuell eine Friſt geſtellt, innerhalb deren er das Land zu verlaſſen hat. 
Bei Ausbruch eines Krieges werden die diplomatiſchen Vertreter abberufen. 

Am dem Geſandten feine politiſche Miſſion zu ermöglichen, genießt er im Empfangs- 
ſtaat das Vorrecht der Exterritorialität. Die perſönliche Erterri- 
torialität nimmt die betreffende Perſönlichkeit von der Anwendung beſtimmter 
Rechtsſätze aus, jo von der Gerichtsgewalt (der Gerichtsſtand und die Verantwort- 
lichkeit im Heimatſtaat bleiben erhalten) und der Finanzhoheit (direkte Steuern, mili. 
täriſche Auflagen, Grenzzölle). Verletzungen der unter Exterritorialität ſtehenden 
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Perſönlichkeit werden auch ſtrafrechtlich beſonders geahndet („IInverleglichkeit”). Die 
perſönliche Exterritorialität kommt den Geſandten mit ihrer Familie und beſtimmtem 
Perſonal, einem im Ausland befindlichen Staatsoberhaupt, Schiedsrichtern bzw. 
Mitgliedern internationaler Gerichtshöfe, geſchloſſenen Heereskörpern, die ſich im 
Frieden in anderen Staaten aufhalten, zu. Die ſachliche Exterritorialität 
iſt die bevorzugte Stellung beſtimmter Grundſtücke, Baulichkeiten und Sachen. Sie 
kommt den Dienſtgebäuden erterritorialer Amtsträger, zum Teil ihren Wohnräumen 
(Quartierfreiheit), vor allem allen Archiven, im Frieden den Kriegsſchiffen in 
fremden Hoheitsgewäſſern, Waffen und Ausrüſtung fremder geſchloſſener Truppen- 
körper zu. Überdies erhalten die Geſandten das Brief- und Depeſchen⸗ 
geheimnis, haben Kurierfreiheit, das Recht, die eigenen Hoheits⸗ 
zeichen unter beſonderem Schutz zu zeigen und ihre religiöſen Bräuche zu pflegen 
(Kapellenrecht). 

c) Die mittelalterlichen Handelsniederlaſſungen der italieniſchen Städte im Orient 
und die deutſchen Handelskolonien im Oſten, ſo die der Hanſa, bildeten Einrichtungen 
aus, aus denen das Konſularweſen entſtanden iſt. Die Konſuln haben die Auf 
gabe, den Staatsangehörigen im Auslande mit Rat und Schutz beizuſtehen, deren 
und des Staates Handelsintereſſen zu wahren und im beſchränkten Amfange als Ver 
waltungsbehörde und Gerichtsinſtanz tätig zu fein. Man unterſcheidet Berufs- 
konſuln, d. h. ſolche Staatsangehörige des Abſendeſtaates, die als Beamte haupt- 
amtlich ihrer Aufgabe nachkommen, und Wahlkonſuln, die auch fremde Staats- 
angehörige ſein können, das ſind Männer, die in Induſtrie oder Handel führend tätig 
find und nebenbei ehrenamtlich die Konſulatsgeſchäfte verſehen. Stets werden die 
Konſuln vom Abſendeſtaat ernannt; nicht, wie früher, von der betreffenden Kolonie 
im Fremdſtaat gewählt. Im Deutſchen Reich iſt die konſulariſche und diplomatiſche 
Ausbildung und Laufbahn zuſammengefaßt; die Berufskonſuln werden — wie in 
England und Frankreich — gegenüber den Wahlkonfuln bevorzugt. Den Konſuln 
ſtehen im Aufenthaltsſtaat Vorrechte und Immunitäten zu, vor allem, wenn dieſe ver- 
traglich vereinbart wurden; ihre Archive ſtehen ſtets unter beſonderem Schutz. Den 
Konſuln können auch diplomatiſche Aufgaben durch beſonderen Auftrag übertragen 
werden. 

Beſondere Bedeutung kam vor allem früher den Jurisdiktionskonſuln zu, 
denen nicht nur Befugniſſe der nichtſtreitigen, ſondern auch ſolche der übrigen Zivil- 
und Strafgerichtsbarkeit zuſtehen. Sie ſollten in Ländern, in denen gänzlich andere 
Rechtsaufſaſſungen herrſchen, wie im iflamitifhen Orient und Fernen Oſten, den 
fremden Staatsangehörigen eine in ihrem Sinne gerechte Behandlung ſichern. Dieſe 
auf beſonderen Verträgen begründete Konſulargerichts barkeit iſt feit 
der Aufnahme der nichtchriſtlichen Staaten in die Völkerrechtsgemeinſchaft ſtark 
zurückgetreten. 

d) Der diplomatiſche und konſulariſche Verkehr der Staaten iſt die ftändige und 
normale Form der Regelung der Staatenbeziehungen. Er kann mündlich oder in 
Noten erfolgen. Beſondere Einzelfragen werden auf eigens hierzu berufenen Kon 
greſſenoder Konferenzen geregelt, wie fie ſeit den Weſtfäliſchen Friedens. 
konferenzen wiederholt zuſammentraten. Konferenzen und Kongreſſe werden von 
beſtimmten Staaten oder von allen Teilnehmern mit einem vereinbarten Arbeits. 
programm und »ziel einberufen. Die Verhandlungen werden meiſt in den verein⸗ 
barten Sprachen protokolliert. Das Ziel der Konferenz iſt es in der Regel, den Ab. 
ſchluß von Verträgen (Konventionen, Akten) zwiſchen den Teilnehmern zu erreichen. 


8. Techniſche und wirtjchaftliche Fragen, internationale Organisationen 


a) Nicht nur die politiſchen Ideen der Aufklärung und das völkiſche Erwachen haben 
das Völkerrecht tiefgehend gewandelt, auch die großen Entdeckungen und die techniſch⸗ 
wirtſchaftliche Entwicklung vor allem der letzten hundert Jahre veränderten es 
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grundlegend. Im Seerecht ſtand vom Altertum bis zur Neuzeit die Forderung 
der kleinen und mittleren Seemächte nach dem dann von Grotius formulierten 
Grundſatz des „mare liberum“ im Vordergrund völkerrechtlicher Auseinander- 
ſetzungen. Jedoch die Anſprüche der Weltmächte nach Anerkennung eines von ihnen 
beherrſchten „mare elaus um“, wie fie z. B. in Cromwells Navigationsakte 
(1651) Ausdruck fanden, regten ſich lange. Es handelt ſich um die Freiheit des See⸗ 
handels in Frieden und Krieg. Aber das Kriegsrecht ift unten zu berichten (S. 55 ff.). 


Der grundlegende Völkerrechtsſatz, daß auf der hohen See außerhalb der Küſten⸗ 
gewäſſer keine ſtaatliche Gebietshoheit beſteht, hat ſich erſt mit einem gewiſſen Gleich- 
gewicht der Seemächte durchgeſetzt. Kü ſtengewäſſer (Hoheitsgewäſſer) find 
jene Teile der hohen See, die in einer Zone, deren Breite nach den verſchiedenen Auf- 
faſſungen zwiſchen drei Seemeilen und einem Vielfachen davon ſchwankt, von der 
Küſte des Feſtlandes bzw. der Inſeln eines Staates liegen. Das geſamte übrige 
Gebiet der hohen See iſt der Beſitzergreifung durch einen Staat nicht fähig, ebenſo 
iſt die Luftſäule über dieſem Meere hoheitsfrei. Binnenmeere, an denen mehrere 
Staaten grenzen, ſollen der hohen See gleichgeſtellt fein. Handels und 
Kriegsſchiffe ſtehen in Frieden und Krieg auf hoher See unter der Herrſchaft 
und Rechtsordnung des Staates, deſſen Flagge ſie rechtmäßig tragen. Eingriffe in 
dieſe Freiheits. und Hoheitsrechte find nur auf Grund beſonderer Verträge oder im 
Kriege möglich, ſonſt gelten ſolche als Seeraub. Die Bekämpfung der Piratenſchiffe 
iſt Aufgabe aller Staaten, ſie ſind vogelfrei. 


Auf dieſen Grundſätzen konnte das internationale Seeverkehrsrecht aus⸗ 
gebaut werden (Einfluß des engliſchen Commercial code of signale for the use 
of all nations, 1857). Zum Seeprivatrecht zählen die Abkommen über den 
Zuſammenſtoß von Schiffen und die Hilfeleiſtung und Bergung in Seenot (1910). 


b) Es wurde verſucht, die Internationaliſierung auch auf ſtaatliche Hoheits⸗ 
N auszudehnen. So die Kanalregime betreffend den Panamakanal (1850, 
901, 1903), den Suezkanal (1888) und den Nordoſtſeekanal (Art. 380 bis 386 Ver⸗ 
failler Vertrag). Allen iſt der Grundſatz der Schiffahrtsfreiheit zu eigen. Der Suez⸗ 
kanal ſoll auch im Kriege ofſenſtehen, es dürfen in ihm und innerhalb einer beſtimmten 
Zone keine Feindſeligkeiten ſtattfinden. Der Panamakanal unterfteht der Hoheit 
der Vereinigten Staaten. „Der Kieler Kanal und ſeine Zugänge ſollen allen mit 
Deutſchland im Frieden befindlichen Nationen für ihre Handels- und Kriegs- 
ſchifſe gleichberechtigt frei- und offenſtehen“ (Verſailler Vertrag, Art. 380). 


Die Binnengewäſſer FFlüſſe, Seen, Kanäle) unterſtehen grundſätzlich der 
Staatshoheit des ihre Ufer beherrſchenden Staates. Es wurden auch hier — vornehm. 
lich zuungunſten des Deutſchen Reiches — ſeit dem Wiener Kongreß von 1815 (Rhein 
und Nebenflüſſe, Schelde) Internationaliſierungen vorgenommen. Sonderregelungen 
ſchuf der VV. für eine Anzahl für das Deutſche Reich wichtiger Ströme: man kann 
eine Internationaliſierung, die nur den Aferſtaaten des Stromes gleiche Vorrechte 
gewährt (meiſt auf Grund zweiſtaatlicher Verträge), und jene, die auch Nichtuferſtaaten 
gleichſtellt und an der Aufſicht teilhaben läßt (ſo Donau. Elbe, Memel, Oder, Rhein), 
unterſcheiden. Alle dieſe Internationaliſierungen waren ein durch die Friedensverträge 
erzwungener Verzicht der Aſerſtaaten auf ihnen nach allgemeinem Völkerrecht zuſtehende 
Rechte. Die Deutſche Reichsregierung hat, da die Verhandlungen mit den anderen 
Mächten, ſo auch in Barcelona 1921, zu keinem befriedigenden Ergebnis führten, am 
14. 11. 1936 eine Erklärung abgegeben, daß fie „die im Verſailler Vertrag enthaltenen 
Beſtimmungen über die auf deutſchem Gebiet befindlichen Waſſerſtraßen und die auf 
dieſen Beſtimmungen beruhenden internationalen Stromakte nicht mehr als für ſich 
verbindlich anerkennt“. Damit wurden die Hoheitsrechte auf den deutſchen Strömen 
und Kanälen, die durch den Verſailler Vertrag weitgehend beſchränkt waren, in vollem 
Amfang zurückgewonnen. 
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c) Die Abſperrung eines Staates vom Wirtſchafts verkehr mit einem anderen 
Staat gilt als unfreundlicher Akt. Die Regelung des Handels erfolgt — mit Aus- 
nahme der ſeltenen Fälle des wirklichen Freihandels — grundſätzlich im Wege von 
zwiſchenſtaatlichen Handels verträgen. Dieſe find hier nicht zu beſprechen, fie 
ſind meiſt von dem Grundſatz der Gegenſeitigkeit, ſo auch in der Meiſtbegünſtigung, 
beſtimmt. 

Vorausſetzung für die Entwicklung des internationalen Handels und Verkehrs iſt die 
Anerkennung grundlegender Normen des internationalen Privatrechts. 
Schon ſeit dem 18. Jahrhundert wurde dieſes in einzelnen Jurisdiktionsverträgen aus- 
gebaut, ja Scheck- und Wechſelrecht find viel älteren Arſprungs. Entſcheidend ſörderten 
die Haager Privatrechtskonferenzen (1894, 1900, 1914, 1925, 1928) dieſe Entwicklung. 
Schon die erſte Konſerenz brachte zahlreiche Beſtimmungen im Eherecht, Vormund⸗ 
ſchaftsrecht, Zivilprozeßrecht. Die letzten Konferenzen empfahlen den Regierungen den 
Abſchluß von Konventionen über Fragen des Erbrechts, des unentgeltlichen Beiſtandes 
vor Gericht und des Zivilprozeßrechts. Als weitere Kodifikationen find zu nennen: die 
Pariſer Konvention zum Schutz des gewerblichen Eigentums (1883 und ſpäter), die 
Berner Konvention zum Schutz von Werken der Literatur und Kunſt (1886 und ſpäter), 
die internationale Wechſelordnung (nach deutſchem Vorbild, 1912), die Weltwechſel⸗ 
und Scheckrechtsabkommen des Völkerbundes (1930/31), Schiedsabkommen über die 
Auslegung dieſer Vereinbarungen und die Entwürfe der Panamerikaniſchen Anion. 
Die Abkommen über die Ausübung freiwilliger Gerichtsbarkeit durch diplomatiſche 
und konſulariſche Vertretungen, die Regelung von Nachlaß, Vormundſchaft, Beglau⸗ 
bigung und Legaliſierung von Urkunden gehören hierher. Im Gebiet des Straf- 
rechts find die Auslieferungs. und Rechtshilfeverträge zu erwähnen, die in einem 
Weltauslieferungsvertrag zuſammengefaßt werden ſollen. Weiter die Vorſchläge zur 
internationalen Bekämpfung politiſcher Verbrechen, denen die Gewährung von Aſyl⸗ 
recht für politiſche Verbrechen gegenüberſteht. 


Die ſeit dem 19. Jahrhundert ſchnell anwachſenden gemeinſamen Intereſſen der Staaten 
fanden in einer großen Zahl von Verträgen, an denen zum Teil nahezu alle Staaten 
der Erde beteiligt find, ihren Ausdruck. Mehrere dieſer Abkommen führten zur Begrün- 
dung gemeinſamer Büros, Arbeitsſtätten und Schiedsabkommen der verſchiedenſten Art. 
Sie erſtrecken ſich auf das Nachrichten⸗ und Verkehrsweſen (Poſt, Telegraphie, ein- 
ſchließlich Rundfunk, Eiſenbahn, Handel, Zoll, Flüſſe, Seen, Straßen, Luftfahrt), 
Münz-, Maß- und Gewichtsweſen, die Landwirtſchaft, Jagd und Fiſcherei. Eine Reihe 
von Abkommen dient dem Schutz von Freiheit, Arbeitskraft (vgl. S. 27 f.) und Gefund- 
heit der Menſchen (Aufhebung der Sklaverei, Bekämpfung des Frauen und Kinder- 
handels, Verbot von Opium, Branntwein und Waffenhandel, Schutz vor Einſchlep⸗ 
pung und Bekämpfen mehrerer Krankheiten u. a. m.). Eine weitere große Anzahl von 
Abkommen dient der Förderung und dem Schutze von Wiſſenſchaft und Kunſt. Die 
mehreren Hunderte von Abkommen können nicht im einzelnen angeführt werden. 


9. Friedliche Streiterledigung 

Der fünfte und achte Abſchnitt haben gezeigt, daß dem Völkerrecht ſeit kaum hundert 
Jahren zahlreiche neue Aufgaben erwachſen ſind: die räumliche Ausdehnung und Steige⸗ 
rung des Verkehrs der in ſteter Verbindung ſtehenden Staaten mußte auch eine größere 
Zahl von Reibungsflähen ergeben. Zahlreiche ſolche Intereſſenkonflikte berühren in 
keiner Weiſe die Exiſtenzgrundlagen der Staaten, fie können im Rahmen der vielen 
(oben S. 17 ff.) angeführten Sonderabkommen von den dort vorgeſehenen Inſtanzen rein 
rechtlich beurteilt werden. So wurde das Streiterledigungsverfahren fortgebildet, denn 
es konnte der diplomatiſche Verkehr allein und die ſallweiſe, je einem beſonderen Ver— 
trag vorbehaltene Anrufung eines Schiedsſpruchs nicht mehr ausreichen. Man kann, 
im großen Aberblick, heute folgende Arten der Streiterledigung unterſcheiden: 
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a) Diplomatiſche Schlichtung 

Jeder zwiſchenſtaatliche Konflikt wird zunächſt im direkten diplomatiſchen 
Verkehr beizulegen verſucht. Es können zu dieſem Zweck auch größere Be⸗ 
ſprechungen erfolgen und in Noten wechſeln — die den Tatbeſtand und die 
Rechtsſtandpunkte feſtlegen und eventuell eine gemiſchte Anterſuchungskommiſſion, 
etwa zur Klärung eines Grenzzwiſchenfalls, vereinbaren — die Meinungsver- 
ſchiedenheiten beizulegen verſucht werden. Ehe andere Mittel zur Streitbeilegung 
einſetzen, wird ſtets dieſer Weg beſchritten. 


b) Vermittlung 


Mißlingt die Schlichtung oder droht ſie zu ſcheitern, ſo kann ein dritter Staat 
ſeine guten Dienſte zur Vermittlung anbieten (Mediation). Dies, um 
einem ernſteren Konflikt, etwa einem Krieg, vorzubeugen oder ihn zu beenden. Die 
Vermittlung enthält nur einen unverbindlichen Vorſchlag, der nicht mit Gewalt. 
mitteln unterſtützt fein darf und möglichſt von einer nicht intereſſierten Macht er- 
folgen ſoll. Die Haager Friedenskonferenz von 1899 — neben der 
von 1907 eine der wichtigſten Konſerenzen, welche u. a. die in dieſem Abſchnitt zu 
beſprechenden Fragen förderte — ſtellte ausdrücklich feſt, daß das Anerbieten einer 
Vermittlung nicht als unfreundlicher oder gar feindſeliger Akt aufgefaßt werden 
dürfe; ja es ſollte das Anerbieten der Vermittlung zur Pflicht gemacht 
werden. Allerdings ſteht es allein bei den in Konflikt befindlichen Mächten, ob 
ſie dieſen Vorſchlag, der auch von einem der Streitteile angeregt ſein kann, Rechnung 
tragen wollen. Die Mediation erfolgt auf diplomatiſchem Wege. 


c) Internationale Anterſuchung 

Iſt die Einigung im diplomatiſchen Wege nicht möglich und beſtehen Meinungs- 
verſchiedenheiten über Tatfragen, welche weder die Ehre der Staaten noch weſentliche 
Intereſſen derſelben berühren, dann ſchlägt das Haager Abkommen zur friedlichen 
Erledigung internationaler Streitigkeiten von 1899 vor, eine internationale 
Anterſuchungskommiſſion einzuſetzen, die unparteiiſch und gewiſſenhaft 
die Tatfrage klären fol. Einſetzung, Befugnis, Friſten uſw. einer ſolchen Inter- 
ſuchungskommiſſion müſſen in einem beſonderen Vertrag vereinbart werden. Die 
ſtreitenden Mächte behalten volle Freiheit, die Feſtſtellungen des Berichts 
der Anterſuchungskommiſſion anzuerkennen oder abzulehnen. Der Bericht hat in 
keiner Weiſe die Bedeutung eines Schiedsſpruchs. 


d) Schiedsgerichts barkeit 


Die Schiedsgerichtsbarkeit iſt die äl te ſte Form der verfahrensmäßig geordneten 
Streiterledigung. Der Anterſchied zu den anderen Formen der friedlichen Streit- 
erledigung beſteht darin, daß hier eine Entſcheidung gefällt wird, die anzuerkennen 
die Staaten ſchon im voraus fi verpflichten. Ihr kommt im zwiſchenſtaatlichen 
Verkehr größte Bedeutung zu, denn fie zwingt zur Beſinnung auf allgemein ver- 
bindliche Rechtsregeln und ſetzt daher eine Gemeinſamkeit in der Rechtsüberzeugung 
voraus. Hier ſollen jene Schiedsgerichte nicht beſprochen werden, bei denen eine 
Macht — jo Rom, der Kaiſer oder der Papſt — als arbiter mundi auftraten. Als 
erſter moderner Schiedsvertrag von bahnbrechender Bedeutung wird 
der zwiſchen Großbritannien und den Vereinigten Staaten 1794, betreffend 
die Grenzfeſtſtellung Kanadas abgeſchloſſene, genannt. Der Schiedsgerichtsgedanke 
konnte im zwiſchenſtaatlichen Verkehr erſt anerkannt werden, nachdem ſich der 
Grundſatz durchgeſetzt hatte, daß die Schiedsgerichtsbarkeit mit der 
Aufrechterhaltung der Souveränität der Staaten voll- 
kommen vereinbar iſt, da ſie auf der freien Vereinbarung der Streitteile 
beruht. Nachdem zur Zeit der Heiligen Allianz der Schiedsgedanke einen Rückſchlag 
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erfahren hatte, ſtieg die Anzahl der erledigten Schiedsſprüche ſeit Mitte des vorigen 
Jahrhunderts ſchnell an. 


Man kann folgende Arten der Schiedsgerichts barkeit unterſcheiden: 
iſolierte Schiedsgerichtsbarkeit liegt vor, wenn ſie für einen ſchon vorliegenden 
Konflikt zu deſſen Schlichtung vereinbart wird. Von inſtitutioneller 
Schiedsgerichtsbarkeit ſpricht man, wenn beſtimmte möglicherweiſe in Zukunft ein- 
tretende Streitfälle dieſem Verfahren unterworfen werden. Die Anterordnung unter 
dieſes Verfahren kann obligatoriſch, d. h. zwingend für die Vertragspartner, 
oder fakultativ, d. h. erſt nach deren Zuſtimmung erfolgen. Schließlich können 
ſich auch nur zwei oder eine größere Anzahl von Staaten am Abſchluß beteiligen 
bilaterale bzw. multilaterale Verträge). 


Bei der Anwendung der Schiedsgerichtsbarkeit iſt die Frage nach deren möglichen 
Ausdehnung oder nötigen Begrenzung geſtellt: ob fie obligatoriſch, ob fie 
für alle Fragen eines beſtimmten Vertrags oder aller zwiſchen den Staaten überhaupt 
entſtehenden Streitfälle angewendet werden kann. Die Theorie arbeitete den 
Anterſchied. von politiſchen und Rechtsfragen heraus und erklärte 
die letzteren ſtets dem Schiedsgerichtsverſahren zugänglich, das iſt für arbitrabel, 
während die erſteren nur durch ein beſonderes Verfahren der Streiterledigung zu⸗ 
gänglich ſind. Die folgenden Ausführungen werden zeigen, daß die Frage, was denn 
Rechtsfragen find, aus dem materiellen Recht nicht immer beantwortet werden kann. 


Die oben erwähnten Haager Abkommen von 1899 und 1907 klärten die Grund- 
gedanken der Schiedsgerichtsbarkeit: „Die internationale Schieds⸗ 
ſprechung hat zum Gegenſtand die Erledigung von Streitig 
keiten zwiſchen den Staaten durch Richter ihrer Wahl auf 
Grund der Achtung vor dem Recht.“ Die Beſchränkung auf 
Rechtsſtreitigkeiten wird noch unterſtrichen, wenn es in der Refolution 
weiter heißt: „In Rechtsfragen und in erſter Linie in Fragen der Auslegung oder 
der Anwendung internationaler Vereinbarungen. .. wird die Schiedsſprechung 
empfohlen. Von grundſätzlicher Bedeutung iſt die weitere Beſtimmung: „Das 
Schiedsabkommen ſchließt die Verpflichtung in ſich, nach Treu und 
Glauben dem Schiedsſpruch zu unterwerfen.“ Die dem Ver. 
fahren vorangehende Verpflichtung beider Streitteile, den Schiedsſpruch nach Treu 
und Glauben auszuführen, iſt, wie erwähnt, der entſcheidende Anterſchied dieſer 
Streiterledigungsart von den unter a, b und c genannten Mitteln. 


Befondere Arten von Streitigkeiten ſind jene, bei denen ein Staat für ſeinen 
Staats angehörigen eintritt. Dies iſt erforderlich, wenn Intereſſen, die den 
einzelnen Staatsbürger unmittelbar betreffen völkerrechtlich geſchützt find, dem ein- 
zelnen aber die Parteifähigkeit fehlt; der Staat iſt es fomit, der in der Perſon 
ſeines Angehörigen verletzt wurde und der für dieſen klagend auftritt. Hierbei gilt 
der Grundſatz, daß erſt nach Erſchöpfung des internen Rechtsweges der Staat für 
ſeinen Angehörigen eintreten könne. 


Mit dem erſten Haager Abkommen wurde der „Ständige Schiedshof geſchaffen, 
der aus einer Namensliſte von Perſönlichkeiten beſteht, welche von den 
einzelnen Staaten als für ein Schiedsrichteramt fähig erachtet und dem Büro des 
Schiedshoſes im Haag als ſolche bezeichnet wurden. Die Konſtitutierung eines 
Schiedsgerichts im Rahmen dieſes Schiedshofes erfolgt erſt auf Grund eines be- 
ſonderen Kompromiſſes, ohne daß die Haager Abkommen Einfluß darauf nehmen, 
wie viele und welche Perſönlichkeiten der Liſte herangezogen werden. Die in den 
Abkommen enthaltenen Verfahrensbeſtimmungen ſollen nur Anwendung 
finden, „ſoweit nicht die Parteien über andere Beſtimmungen übereingekommen find“. 
In der Auswahl der als Rechtsfragen arbitrabel erklärten Streitfragen, in der Frage 
des Obligatoriums und des Verfahrens iſt demnach den Schiedsverträgen der ein- 
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zelnen Staaten ein weiter, ja grundſätzlich entſcheidender Raum gelaſſen. Hinſichtlich 
des Obligatoriums ſteht der Weltpoſtvertrag als Weltſchiedsvertrag an der 
Spitze, natürlich mit Beſchränkung auf jene Streitigkeiten, die den Vertragsinhalt 
betreffen. Uhnliche obligatoriſche, techniſche Einzelfragen betreffende Schieds- 
abreden finden ſich in zahlreichen der im achten Abſchnitt unter e genannten Ab- 
kommen (S. 18 f.). 


Von dieſen auf Spezialfragen beſchränkten Schiedsabkommen ſind jene Verträge zu 
unterſcheiden, die allgemein alle zukünftig zwiſchen den vertragſchließenden Staaten 
entſtehenden Konflikte — mit beſtimmten Ausnahmen — der Schiedsgerichts. 
barkeit unterwerfen. Nach der Art wie dieſe Ausnahmen beſtimmt werden, kann man 
mehrere Typen von Schiedsverträgen unterſcheiden. 


Die ſogenannte „Ehren- und Intereſſenklauſel“ war in den Dor- 
kriegsverträgen beſtimmend, fo war fie im franzöſiſch-engliſchen Abkommen von 1903 
und im deutfch-engliihen von 1904 aufgenommen: „Streitige Rechtsfragen und 
Streitfragen, die ſich auf die Auslegung der zwiſchen den beiden vertragſchließenden 
Teilen beſtehenden Verträge beziehen, ſollen, ſofern ſie nicht auf diplomatiſchem 
Wege haben erledigt werden können, dem durch das Abkommen vom 29. Juli 1899 
eingeſetzten ſtändigen Schiedshof im Haag überwieſen werden. Dabei iſt jedoch vor- 
ausgeſetzt, daß ſolche Streitfragen nicht die vitalen Intereſſen, die Anabhängigkeit 
oder die Ehre der beiden vertragſchließenden Teile berühren und nicht die Intereſſen 
dritter Mächte angehen.“ Durch dieſe Klauſel werden Schiedsverträge, welche die 
obligatoriſche Schiedsgerichtsbarkeit einführen ſollen, zu fakultativen Schieds- 
abreden, denn es bedarf im Einzelfall eines Kompromiſſes, um das Verfahren in 
Gang zu bringen. Die einſeitige, nicht nachprüfbare Erklärung eines der Streitteile, 
daß ein Ausnahmefall vorliege, genügt jedoch, um den Kompromiß zu verhindern. 


Ein Beiſpiel für die Schiedsklauſel mit obligatoriſch- unbedingtem 
Schiedsgerichts verfahren iſt der däniſch⸗holländiſche Vertrag von 1904: 
„Die hohen Vertragſchließenden verpflichten ſich, dem ſtändigen Schiedsgericht alle 
Meinungsverſchiedenheiten und Streitigkeiten zu unterwerfen, die nicht auf diplo⸗ 
matiſchem Wege ihre Erledigung finden können.“ 


Gelegentlich finden ſich Verträge, welche eine mittlere Linie halten, indem ſie wohl 
die Ehren- und Intereſſenklauſel aufnehmen, aber anfügen, daß dieſe bei beſtimmten 
Streitigkeiten nicht anwendbar ſei. Als ſolche werden Fragen des internationalen 
Privatrechts, die Stellung von Handels und induftriellen Unternehmungen, Gegen- 
ſtände des Zivil. oder Strafrechts aufgeführt (jo ſchwediſch⸗norwegiſch⸗ruſſiſcher 
Vertrag von 1904). Dieſer Typus der bedingten und unbedingten 
Arbitrabilität zeigt deutlich, welche Angelegenheiten als unbedingt arbitrabel 
gelten. Es find jene, welche verhältnismäßig untergeordnete Handels und Rechts- 
fragen betreffen. 


e) Schiedsgerichts - und Vergleichs verträge 
Nach dem Weltkrieg wurde das friedliche Beilegen zwiſchenſtaatlicher Konflikte 
weſentlich durch einen neuen Vertragstyp gefördert: dem Schieds⸗ 
gerichts⸗ und Vergleichs vertrag des Deutſchen Reiches mit der Schweiz 
von 1921. Das Weſen dieſes Vertrages beruht, gleich den Vorkriegsverträgen, 
auf der Trennung von Rechts und politiſchen Streitigkeiten. 
Es werden jene Streitigkeiten aufgezählt, welche arbitrabel find (Beſtand, Aus- 
legung, Anwendung von Staatsverträgen der Parteien, Fragen des inter. 
nationalen Rechts, Feſtſtellen von Tatſachen, deren Beſtand eine Rechtsverletzung 
darſtellen würde, Amfang und Art der Wiedergutmachung in dieſen Fällen). Die 
Beſonderheit des Vertrages mit der Schweiz iſt darin gelegen, daß jene Streitig⸗ 
keiten, von denen eine Partei behauptet, ſie ſeien im Sinne des Vertrages nicht 
arbitrabel, da ſie „ihre Anabhängigkeit, die Anverſehrtheit ihres Gebietes oder 
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andere höchſte Lebensintereſſen betreffen“ oder „von überwiegend politiſcher Vedeu⸗— 
tung ſeien“, während die andere Partei die nämliche Streitigkeit für arbitrabel er. 
klärt, zunächſt dem Schiedsgerichts verfahren übergeben werden. Dieſes 
hat zu entſcheiden, ob der Einrede, daß eine politiſche Streitigkeit vorliege, ſtattzu⸗ 
geben iſt und es daher feine Inkompetenz erklären müſſe. Das Schiedsgericht legt 
allen feinen Entſcheidungen zugrunde: erſtens: die zwiſchen den 
Parteien geltenden Abereinkünfte allgemeiner oder beſonderer Art und die ſich dar⸗ 
aus ergebenden Rechtsſätze; zweitens: das internationale Gewohnheitsrecht als 
Ausdruck einer allgemeinen, als Recht anerkannten Übung; drittens: die all- 
gemein von den Kulturſtaaten anerkannten Rechtsgrundſätze. Soweit im einzelnen 
Falle die vorſtehend erwähnten Rechtsgrundlagen Lücken aufweiſen, entſcheidet das 
Schiedsgericht nach den Rechtsgrundſätzen, die nach feiner Anſicht die Regel des 
internationalen Rechts fein ſollten. Es folgt dabei bewährter Lehre und Redt- 
ſprechung. Schließlich kann im Einvernehmen der Parteien das Schiedsgericht auch 
nach billigem Ermeſſen entſcheiden. 

Dieſe Zuſammenſtellung der Rechtsgrundſätze ermöglicht es, daß das Schieds- 
gericht in den angeführten Fällen über feine eigene Zuſtändigkeit ent ⸗ 
ſcheidet. Iſt der Streifall nach Anſicht beider Parteien bzw. des Schieds- 
gerichts nicht arbitrabel, ſo iſt er auf Verlangen einer Partei dem 
ſtändi gen fünfgliedrigen Vergleichsrat zu unterbreiten. Dieſer 
bat keinen Schiedsſpruch zu fällen, der die Parteien bindet, ſondern „einen 
Bericht zu erſtatten, der den Sachverhalt feſtſtellt und Vorſchläge für die Beilegung 
der Streitigkeit enthält”. Nur wenn in der feſtgeſetzten Friſt die Annahmeerklärung 
der Parteien nicht erfolgt, haben dieſe das Recht, zur Selbſthilfe zu ſchreiten. 
Eine große Zahl ähnlicher Schiedsgerichts. und Vergleichsverträge regelt die Be⸗ 
ziehung des Deutſchen Reiches zu anderen Staaten und dieſer Staaten unter- 
einander. Hinſichtlich der Zuſtändigkeit und dem Tätigwerden ſowie der Zuſammen⸗ 
ſetzung der beiden Inſtanzen beſtehen mehrfach Anterſchiede. Der Grundgedanke, 
auch die politiſchen Streitigkeiten einem Verfahren, das nicht die Starrheit des Ver⸗ 
fahrens der Schiedsgerichtsbarkeit hat, zu unterwerfen, hat ſich mit beſtem Erfolg 
durchgeſetzt. 

f) Die gewaltſame Selbſthilfſe im Frieden 
Gewaltanwendung, die in der vorſätzlichen Verletzung der Rechte eines 
fremden Staates beſteht, muß nicht immer Krieg fein. Die gewaltſame Selbſt⸗ 
hilfe iſt zuläſſig, wenn ein völkerrechtlich geſchütztes Recht des Fordernden vorliegt, 
das nicht erfüllt bzw. verletzt wurde, ohne daß die anderen verſuchten friedlichen 
Mittel zum Ziele führten. Die gewaltſame Selbſthilfe iſt eine vorſätzliche Ver 
letzung völkerrechtlicher Bindungen und das letzte Mittel, ſie muß nicht zum 
Abbruch der diplomatiſchen Beziehungen führen und betrifft die übrigen Rechts. 
verhältniſſe der Staaten zunächſt nicht. 

Gewaltſame Selbſthilfemittel, die ohne Anwendung militäriſcher 
Mittel auf dem Hoheitsgebiet des den Zwang ausübenden 
Staates erfolgen, ſind: Die Retorſion, die Beantwortung unbilliger (nicht 
völkerrechtswidriger) Maßnahmen durch ebenſolche. Die Retaliation, die 
Beantwortung völkerrechtswidriger Maßnahmen mit gleichen Gegenmaßnahmen; und 
die (Friedens-) Reprefſalie, die andersartige Maßnahmen, die aber angemeſſen 
ſein müſſen und vorher angedroht wurden, anwendet. Die Intereſſen dritter Staaten 
dürfen nicht geſchädigt werden, die Maßnahmen, auch ſoweit fie fremde Staats- 
angehörige oder deren Privateigentum treffen, ſind gegen den fremden Staat 
gerichtet. Im Seehandel kann das Embargo angewendet werden, das iſt das 
Zurückhalten von Schiffen der fremden Flagge im eigenen Hoheitsgebiet. 

Außerhalb des eigenen Hoheitsgebietes müflen Selbſthilfemaß⸗ 
nahmen mit militäriſchen Zwangsmitteln erfolgen. Die Inter 
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zeſſion iſt ein „guter Rat“, der mit militäriſcher Demonſtration verbunden ifi. 
Die Intervention iſt eine gewaltſame oder mit Gewalt drohende Einmiſchung 
eines Staates in die inneren Angelegenheiten eines anderen. Sie iſt voͤlkerrecht⸗ 
lich zuläſſig, wenn fie als erlaubte Repreſſalie — die ſowohl im eigenen Staats- 
gebiet als auch mit militäriſchen Mitteln im fremden erfolgen kann — auftritt. Die 
Repreſſalie nimmt die Formen des Krieges nicht an, wenn der von der Nepreſſalie 
betroffene Staat nicht mit Kriegsmaßnahmen antwortet, da er zu anderen Abwehr⸗ 
mitteln greift, ſei es, daß er zum Kriegführen zu ſchwach iſt oder daß er ſich von 
anderen Mitteln mehr Erfolg verſpricht. Als Repreſſalie kann die Beſchlag⸗ 
nahme fremder Kriegs. oder Handelsſchifſe auf freier See erfolgen. Die Be⸗ 
ſetzung fremden Gebietes im Frieden erfordert das Beachten der Regeln des 
Kriegsrechtes. Die Friedensblockade, der gewaltſame Verſuch, eine fremde 
Küſte vom Seeverkehr abzuſperren, muß erklärt werden und effektiv von Kriegs- 
ſchiffen durchgeführt fein. Sie gibt nicht das Recht, Priſenrecht anzuwenden (vgl. 
S. 56 ff.). Die Intervention bzw. Repreſſalie darf nach dem Haager Abkommen 
von 1907 nicht zur Eintreibung von Vertragsſchulden angewendet werden. Der 
Anterſchied der militäriſchen Repreſſalie vom Krieg iſt heute oft nur der, daß erſtere 
trotz Völkerbund. und Kelloggpakt „erlaubterweiſe“ erfolgt, ohne daß ihre Aus- 
dehnung gering und die Zeit beſchränkt wäre (vgl. S. 29). Eine neue Form der 
Gewaltanwendung im Frieden iſt die ſogenannte „Sanktion“. Darüber iſt im 
nächſten Abſchnitt zu berichten. 


10. Derſailles, Dölkerbund, Haager Gerichtshof 
a) Verſailles 


Die Friedensverträge von Verſailles (28. 6. 1919), St. Germain-en- 
Lapye (ſterreich, 10. 9. 1919), Neuilly (Bulgarien, 27. 11. 1919), Trianon (Angarn, 
4. 6. 1920) und Stores (Türkei, 10. 8. 1920 — nach dem entſchloſſenen Widerſtand der 
Türken erſetzt durch den Vertrag von Lauſanne, 24. 7. 1923) gehören in ein 
großes Syſtem, das von drei Tendenzen beherrſcht iſt: erſtens: dem Im⸗ 
perialismus Frankreichs; zweitens: dem Anabhängigkeitsſtreben der Völker 
in Mittel- und Oſteuropa, das in den Nationalſtaatsbildungen und der Auseinander- 
ſetzung des Abendlandes mit der türkiſchen Herrſchaft im Südoſten ſeinen Anfang 
genommen hatte; drittens: den Plänen Wilſons, die auf eine demokratiſche 
Weltorganiſation, den Völkerbund, gerichtet waren und den ewigen Frieden der 
Freiheit und Selbſtbeſtimmung herbeizuführen verſprachen. Dieſes Syſtem iſt den 
das Völkerrecht in feinen Grundlagen umgeſtaltenden Ereigniſſen, wie fie der Weſt ⸗ 
fäliſche Friede und der Wiener Kongreß waren, zur Seite zu ſtellen (oben S. 3 f.). 


Die drei Prinzipien ſtanden in den Beſprechungen der Entente in den Jahren 1918/19 
im Vordergrund; die Tragik des Wilſonſchen Programms tft, daß es den demo- 
kratiſchen Gleichberechtigungs⸗ und Freiheitsgrundſatz zugunſten imperialiſtiſcher 
Machtpolitik verriet und dadurch die völkiſchen Befreiungskräfte, ſchneller als es 
jemand dachte, zum erbitterten Gegner der Demokratie machten, deren Verbündete 
fie im 19. und beginnenden 20. Jahrhundert geweſen waren. 


Der Vorvertrag zu den Waffenftillftands-. und Friedensver ; 
handlungen iſt die Rechtsgrundlage, auf Grund deren die Feindſelig⸗ 
keiten im November 1918 beendet wurden. Den Inhalt des Vorvertrags gibt die 
Note des deutſchen Staatsſekretärs Solf vom 12. 10. 1918, die den Inhalt einer 
amerikaniſchen Note vom 8. 10. 1918 beftätigt, an: „Die deutſche Regierung hat die 
Grundſätze angenommen, die Präſident Wilſon in ſeiner Anſprache vom 8. Januar 
und in feinen ſpäteren Kundgebungen als Grundlage eines dauernden Rechtsfriedens 
niedergelegt hat. Der Zweck der einzuleitenden Beſprechungen 
wäre alſo lediglich der, ſich über praktiſche Einzelheiten 
ihrer Anwendung zu verſtändigen. Die deutſche Regierung nimmt an, 
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daß auch die Regierungen der mit den Vereinigten Staaten verbundenen Mächte ſich 
auf den Boden der Kundgebungen des Präſidenten Wilſon ſtellen . Diele 
Grundlage des Vorvertrags beſtätigte die Antwortnote der alliierten und aſſoziierten 
Mächte vom 16. 6. 1919: „Die alliierten und aſſoziierten Mächte ſtimmen mit der 
deutſchen Abordnung vollkommen überein, wenn ſie betont, daß ſich die Grundlage der 
Verhandlungen über den Friedensvertrag in dem Schriftwechſel findet, der der 
Anterzeichnung des Waffenſtillſtandes vom 11. 11. 1918 unmittelbar vorangegangen 
iſt. Damals wurde vereinbart, daß der Friedens vertragals Grundlage 
die 14 Punkte der Rede des Präſidenten Wilfon... haben 
ſollte, ſowie die vom Präſidenten Wilſon in feinen ſpäteren Reden bekannt- 
gegebenen Grundfäte ... Dieſe Grund ſätze ſind es, die im Novem 
ber 1918 für die Einſtellung der Feindſeligkeiten maßgebend 
waren.“ 

Kurz zuſammengefaßt enthalten Wilſons Grundſätze folgende Forderungen: 
1. Offene Diplomatie, kein erzwungener Vertragsſchluß in einſeitigem Macht- 
intereſſe, daher auch Beendigung des Weltkrieges durch freie offene Verhandlung. 
2. Gleich berechtigung aller Staaten, „die keine Begünſtigung und keine Ab- 
ſtufung kennt, fondern nur die gleichen Rechte der beteiligten Völker“. 3. Selbſt 
beſtimmungsrecht der Völker, „die nicht von einer Souveränität zur anderen 
verſchachert werden dürfen“, und gerechte Grenzziehung, „daß allen klar umſchriebenen 
nationalen Beſtrebungen weitgehendſte Befriedigung gewährt wird“. 4. „Austauſch 
ausreichender Garantien dafür, daß die nationalen Rüſtungen auf das niedrigſte, 
mit der inneren Sicherheit vereinbarte Maß herabgeſetzt werden“. 5. Frei 
heit der Schiffahrt auf den Meeren in Krieg und Frieden; Ablehnen des wirt- 
ſchaftlichen Boykotts. 6. Ablehnen aller Sonderbündniſſe, welche einer Macht dienen 
und Bildung einer allgemeinen Geſellſchaft der Nationen, eines Völkerbundes. 


Schon bei den erſten und ſpäter noch verſchärften Waffenſtillſtands⸗ 
bedingungen, dann bei Feſtſtellung der Friedensdiktate und ſchließlich 
bei Errichtung des Genfer Völkerbundes und der dort gepflogenen Politik 
wurden dieſe ſämtlichen Grundſätze des rechtlich bindend ab- 
geſchloſſenen Vor vertrages von der Entente gebrochen. 


1. Offene Diplomatie und einvernehmliche Feſtſtellung der Vertragsinhalte: 
Schon das Waffenſtillſtandsabkommen wurde einſeitig diktiert, dann nur kurzfriſtig 
verlängert und mit der Drohung der dreitätigen Kündigungsfriſt wurden dem ein ⸗ 
ſeitig entwaffneten Deutſchen Reich entrechtende und entehrende Bedingungen ſchon 
vor dem Friedensdiktat abgepreßt. Die Friedensbedingungen wurden nach den 
Geheimverträgen ausgearbeitet, in denen ſich die Feindmächte vorher ihre Beute zu ⸗ 
geſprochen hatten. Dann wurden der hinter Stacheldraht geſperrten deutſchen 
Delegation, die nie am Verhandlungstiſch erſcheinen durſte, die Friedensbedingungen 
übergeben, deren Annahme mit allen Gewaltmitteln erzwungen wurde. Frankreich 
begann ſchon in dieſer Zeit fein Bündnisſyſtem, das auf militäriſchen Geheimver⸗ 
trägen aufgebaut iſt, gegen das Deutſche Reich zu errichten. 


2. Gleich berechtigung: Schon die Art des Friedensſchluſſes widerſpricht 
dieſem Grundſatz. Das Wichtigſte iſt jedoch die moraliſche Verfemung, auf der die 
Diktate aufbauen: „Die alliierten und aſſoziierten Regierungen erklären und Deutſch⸗ 
land erkennt an, daß Deutſchland und ſeine Verbündeten als Arheber aller Verluſte 
und aller Schäden verantwortlich find, welche die alliierten und aſſoziierten Regie- 
rungen und ihre Angehörigen infolge des ihnen durch den Angriff Deutſchlands und 
feiner Verbündeten aufgezwungenen Krieges erlitten haben“ (Art. 231). Die Straf- 
beſtimmungen bezüglich der Auslieferung des Kaiſers und der angeblichen Kriegs- 
verbrecher gehören hierher. Daß in allen anderen Beziehungen keine Gleichberechti⸗ 
gung erfolgte, iſt bekannt: Entzug aller Kolonien, wirtſchaftliche Ausbeutung, Weg ⸗ 
nahme von Kriegs- und Handelsflotte, Entwaffnung, Aufheben aller deutſchen Rechte 
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und Beſitze im Ausland, einſeitige Rückforderung der Kriegsgefangenen, „Wiedergut⸗ 
machung“ aller Schäden, die der Gegenſeite infolge der Kriegshandlungen, ins⸗ 
befondere infolge der kriegsrechtlichen Fortnahme von Schiffen, Nohſtoffen, chemiſchen 
Produkten, Anterſeekabeln, Maſchinen u. a. m. entſtanden find; Diktat von Handels- 
verträgen, einſeitige Internationaliſierung deutſcher Waſſerſtraßen, Beſetzen deutſchen 
Gebietes und vieles andere. 

3. Selbſtbeſtimmungsrecht: Die Diktate von 1919/20 ordneten — vom 
Gebiet der Sowjetunion abgeſehen — etwa 40 Millionen Menſchen in Europa 
Staaten anderer völkiſcher Führung ein. Dieſe rund 11 v. H. nationale „Minder ⸗ 
heiten“ widerſprechen zum allergrößten Teil dem Gedanken der Selbſtbeſtimmung. 
Vom deutſchen Volk wurden in Europa rund neun Millionen in dieſes Schickſal 
gebracht, dazu die fieben Millionen Deutſchen Oſterreichs und Danzigs, denen auch 
der Willensentſcheid verſagt wurde (vgl. S. 44 ff.). Obgleich z. B. Punkt 9 der 
14 Punkte lautet: „Es ſollte eine Berichtigung der Grenzen Italiens nach den klar 
erkennbaren Linien der Nationalität durchgeführt werden“, kamen rund 220 000 ge- 
ſchloſſen ſiedelnde Deutſche und 500 000 Slowenen unter italieniſche Herrſchaft. Das 
Saargebiet ſollte nach der erſten Faſſung auch bei einer klaren Entſcheidung des 
Volkes für Deutſchland an Frankreich fallen, ſofern Deutſchland nicht in einem halben 
Jahr die Gruben in barem Golde bezahle. Graf Brockdorff⸗ Rantzau ſagte in der Note 
vom 13. 5. 1919 hierzu: „Es dürfte in der Geſchichte der neueren Zeit kein Beiſpiel 
dafür geben, daß eine ziviliſierte Macht die andere veranlaßt hat, ihre Angehörigen 
als Gegenwert für eine Summe Goldes unter fremde Herrſchaft zu bringen.“ 


4. Abrüſtung: Die einſeitige Entwaffnung des Deutſchen Reichs und ſeiner 
Verbündeten ſtand nicht nur im Widerſpruch zu den Beſtimmungen des Vorvertrags, 
ſondern auch zur Einleitung des Teiles V des Verſailler Diktats. Das Deutſche 
Reich konnte erſt durch Rückeroberung der Wehrhoheit dem Anrecht der einſeitigen 
Entwaffnung ein Ende machen, da die nicht abgerüſteten Staaten unentwegt auf- 
rüſteten und nur von Abrüſtung ſprachen (vgl. S. 38 f.). 
5. Freiheit der Schiffahrt: Schon in der Note Lanſings vom 5. 11. 1919 
lehnten die Alliierten eine Bindung in der Frage der Freiheit der Meere ab. Trotz 
der ſchweren Not des deutſchen Volkes wurde, nachdem die Feindſeligkeiten beendet 
maren, die Hungerblockade nicht beſeitigt; ſie iſt vielmehr bis zu dem Zeitpunkt 
aufrechterhalten worden, in dem Deutſchland ſeinerſeits alles zur Inkraftſetzung des 
Diktats Erforderliche getan hatte, d. h. bis zum 12. 7. 1919. Auch nachher wurden der 
deutſchen Schiffahrt ſchwere Bindungen auferlegt. 
Das Ergebnis dieſes Aberblicks iſt, daß in Verſailles das „Inſtrument einer 
maßloſen Erpreſſung und ſchmachvollſten Erniedrigung“ geſchaffen wurde, daß man 
verſuchte, „eine Weltordnung des Haſſes“ zu errichten, wie Adolf Hitler ſagte. Von 
den drei Kräften — Frankreichs Haß und Macht, völkiſche Selbſtbeſtimmung, Wilſons 
Ideen — hatte die erſte geſiegt. Die Verträge von St. Germain, Neuilly, Trianon, 
Seèvres find vom gleichen Geiſt beſeelt wie das Diktat von Verſailles. Dennoch be⸗ 
haupteten die alliierten und aſſoziierten Regierungen in ihrer Mantelnote vom 16. 6. 
1919: „Sie find der Anſicht, daß dieſer Vertrag (von Verſailles) nicht nur eine ge- 
rechte Erledigung des großen Krieges darſtellt, ſondern daß er auch die Grundlage 
ſchafft, auf der die Völker Europas in Freundſchaft und Gleichheit zuſammen leben 
können.“ 

b) Der Völkerbund“) 
Die erſten 26 Artikel der Verträge von Verſailles, St. Germain, 
Neuilly und Trianon bilden die Satzung des Völkerbundes (Société des 
Nations, League of Nations). Von ihm ſagt die deutſche Note vom 19. 5. 1919: 
„Was der Friedensvertrag ſchaffen will, iſt nur eine Fortdauer der gegneriſchen 
Koalition, die den Namen „Völkerbund' nicht verdient.“ 


) Vgl. v. Freytagh⸗Loringhoven, Die Satzung des Völkerbundes. Berlin 1926. 
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Der Gedanke, einen Völkerbund zu ſchaffen, iſt alt. Er beſchäſtigte ſeit dem Zerfall 
der Aniverſalmonarchie die politiſchen Denker und Philoſophen. Die Zuſammen⸗ 
faſſung all der großen internationalen Verwaltungsorganiſationen bzw. Verträge 
(vgl. oben S. 17 ff.), die im 19. und 20. Jahrhundert die Staaten mitſammen in ſtetigere 
Beziehung brachten, lag nahe. Dies um ſo mehr, als im Weltkrieg auf beiden Seiten 
eine gewaltige Zuſammenarbeit von Staaten, ſowohl auf militäriſchem als auch auf 
verkehrstechniſchem Gebiet und in zwiſchenſtaatlicher Planwirtſchaſt ſtattfand. 


Die Zweckbeſtimmung des Völkerbundes iſt in der Präambel der Satzung an- 
gegeben: „Förderung der Zuſammenarbeit unter den Nationen und Gewährleiſtung 
der internationalen Sicherheit“, und im Teil XIII des Verſailler Vertrags wiederholt: 
„Da der Völkerbund die Begründung des Weltfriedens um 
Ziele hat. . 


Auf welchen Wegen ſoll der Völkerbund dieſes Ziel erreichen? Vor allem durch den 
Zuſammenſchluß „aller Staaten, Dominien und Kolonien mit voller 
Selbſtverwaltung“ zu einer Organiſation. Arſprüngliche Mitglieder wurden nur die 
alliierten und aſſoziierten Mächte, welche den Verſailler Vertrag unterzeichneten, und 
die zum Beitritt eingeladenen Neutralen. Obgleich der Initiative Wilſons entſprungen. 
ratifizierten die Vereinigten Staaten den Verſailler Vertrag nicht, ſie blieben dadurch 
auch dem Völkerbund ferne. Die Mittelmächte wurden zunächſt nicht zugelaſſen; erſt 
1920 traten Oſterreich und Bulgarien, 1922 Ungarn, 1926 das Deutſche Reich (vgl. 
S. 35) und 1932 die Türkei bei. Zur Zeit zählt der Völkerbund 55 Mitglieder, es fehlen 
vor allem die Vereinigten Staaten (ſeit 1919), Japan (Austritt angemeldet 27. 3. 1933, 
in Kraft 26. 3. 1935) und das Deutſche Reich (21. 10. 1933 — 20. 10. 1935), während 
die Sowjetunion, anfangs als der ärgſte Gegner der Genfer Inſtitution angeſehen, 
ſeit 18 9. 1934 ſogar im Rate mit einem ſtändigen Sitz vertreten iſt. Ein Hauptmangel 
des Völkerbundes iſt ſeine ſeit Anbeginn fehlende Aniverſalität. 


Als Organe ſind in der Satzung vorgeſehen: Die regelmäßig im Herbſt ſtattfindende 
Verſammlung aller Bundesmitgliedei, in der jeder Staat eine Stimme hat. Der 
Rat iſt das öfter tagende, von den Großmächten der Entente beſtimmte, tatſächlich den 
Bund beherrſchende Organ, dem die wichtigen Kompetenzen entweder ausſchließlich oder 
gemeinſchaftlich mit der Verſammlung, d. h auch zur alleinigen Erledigung zuſtehen. 
Die Beſchlüſſe der Völkerbundorgane müſſen, mit geringen Ausnahmen, den internatio- 
nalen Gepflogenheiten gemäß, einſtimmig gefaßt werden. Die Vorherrſchaft des Rats 
führte zu ſeiner öfteren Erweiterung von anfangs fünf ſtändigen, den Großmächten zu⸗ 
ſtehenden Sitzen und vier wechſelnd beſetzten nichtſtändigen Sitzen auf fünfzehn, ſo daß 
heute zwar die Klein. und Mittelſtaaten über die Mehrheit verfügen, tatſächlich aber die 
Führung zwiſchen Frankreich und England wechſelte. Zu den vom Völkerbund geſchaf⸗ 
fenen Einrichtungen zählen neben einer Anzahl von Kommiſfionen, von denen 
die Rüftungs- und Mandatskommiſſion die wichtigſten find, ein ſtändiges Sekre⸗ 
tariat und der Ständige Internationale Gerichtshof im Haag (vgl. S. 29 ff.). 
Einzelfragen des Völkerbundes können hier nicht beſprochen werden. Mittels des 
„Mandatſyſtems“ (Art. 22) wurden die deutſchen Kolonien und große türkiſche Ge. 
biete der Verwaltung der gegneriſchen Mächte übertragen. Eine Anzahl humanitärer 
Fragen (Art. 23, 25), wirtſchaftlicher Vereinbarungen und internationaler Verwal- 
tungsorganifationen (Art. 24) wurden dem Völkerbund angegliedert. 


Teil XIII des Verſailler Vertrags iſt der „Or ganiſation der Arbeit“ ge 
widmet. Nach den Beſtimmungen dieſes Abſchnittes find eine allgemeine Konferenz 
der Vertreter der Mitglieder und ein Internationales Arbeitsamt geſchaffen worden, 
die Vorſchläge über den Ausbau der Sozialgeſetzgebung der Mitgliedftaaten und Ent. 
würfe internationaler Abkommen hierüber erſtatten. Der menſchenunwürdigen Aus- 
nützung der menſchlichen Arbeitskraft in der Induſtrie ſoll durch eine allgemeine Rege- 
lung der Arbeitszeit und des »lohnes, des Verſicherungsweſens, der Frauen und 
Kinderarbeit uſw. entgegengetreten werden. Das Internationale Arbeitsamt iſt ein 
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Beltandteil des Völkerbundes, fein Haushalt wird vom Völkerbund beftritten, es 
amtiert am Sitze des Völkerbundes, die Völkerbundmitglieder ſind ſeine Mitglieder. 
Es können auch Nichtmitglieder des Völkerbundes an feinen Arbeiten und den Konfe⸗ 
renzen teilnehmen (ſo die Vereinigten Staaten). Die Zuſammenſetzung der Konferenz 
(je zwei Staatenvertreter und ein Vertreter der Arbeitnehmer und Arbeitgeber des 
Staates) und das Verfahren zeigen deutlich die liberalen und marxiſtiſchen Gedanken- 
gänge, von denen dieſe „Organiſation der Arbeit“ beſtimmt iſt. 


Völkerbundrat und verſammlung ſollen in einem beſtimmten Verfahren den Frieden 
ſichern. Dies kann nach zwei Grundſätzen erfolgen: Wilſon nannte Art. 10 das 
„Herz“ der Satzung, er lautet: „Die Bundesmitglieder verpflichten ſich, die Anverſebrt⸗ 
heit des Gebietes und die beſtehende politiſche Anabhängigkeit aller Bundesmitglieder 
zu achten und gegen jeden äußeren Angriff zu wahren. .. Mit dieſem Satz wird der 
beſtehende Zuſtand garantiert. Am dieſen aufrechtzuerhalten wird in 
Art. 11 „jeder Krieg und jede Bedrohung mit Krieg“ zu einer Angelegenheit des 
ganzen Bundes gemacht. Verboten ſind Kriege: a) deren Streitfall nicht vorher einem 
Schiedsverfahren oder der Vermittlung des Völkerbundsrats unterbreitet werden; 
b) wenn nach einem Spruch des Schiedsrichters oder Erftattung des Berichts des Rats 
nicht der Ablauf von drei Monaten abgewartet wird; c) wenn der Krieg gegen einen 
Staat unternommen wird, der ſich einem Schiedsſpruch oder dem einſtimmigen Rats- 
(qualifizierten Verſammlungs⸗) Beſchluß fügte. Wenn ein Bundesmitglied einen 
verbotenen Krieg beginnt, ſoll es als Angıeifer jo behandelt werden, als hätte es 
dieſen gegen alle Bundesmitglieder begonnen. Gegen einen ſolchen Staat ſind die 
ſchärfſten wirtſchaftlichen Abſchnürmaßnahmen und der gemeinſame militäriſche Einſatz 
der Streitkräfte der Mitglieder in einem Sanktionskrieg vorgeſehen (Art. 16). An⸗ 
läßlich des italieniſch-abeſſiniſchen Konfliktes verfagte das auf wirtſchaftliche Maß⸗ 
nahmen beſchränkte Sanktionsſyſtem und erwies, daß feine Anwendung nicht nach 
Rechtsgrundſätzen, ſondern nach Großmachtintereſſen erfolgt. Daß eine grund- 
legende Reform des Genfer Völkerbundes erforderlich wäre, mußten Rat und Ver. 
ſammlung bei der Liquidation Abeſſiniens im Juli 1936 offen ausſprechen. 


Neben der, den Zuſtand garantierenden Beſtimmung des Art. 10 und feinen Aus⸗ 
führungs- bzw. Sanktionsbeſtimmungen muß auch die Möglichkeit der Anderung 
der gegebenen Rechtslage nach den Machtverhältniſſen vor 
geſehen ſein. Im Schiedsverfahren, in den Kommiſſionen ſowie in der Tätigkeit des 
Rates und der Verſammlung nach Art. 10 bis 16 erfolgt keine weſentliche Fort ⸗ 
bildung bzw Anderung der Rechtslage. Dieſe fol durch Art. 19 ermöglicht werden: 
„Die Bundesverſammlung kann von Zeit zu Zeit die Bundesmitglieder zu einer 
Nachprüfung der unanwendbar gewordenen Verträge und ſolcher internationaler 
Verhältniſſe auffordern, deren Aufrechterhaltung den Weltfrieden gefährden könnte.“ 
Artikel 19 hätte, wenn die politiſchen Vorausſetzungen hierzu vorgelegen hätten, unter 
Heranziehung von Art. 12 der Satzung anwendbar gemacht werden können. Aber um 
anwendbar zu ſein, müßten nicht nur ergänzende Verfahrensvorſchriften gegeben 
ſein, ſondern vor allem müßte eine einheitliche politiſche und Rechtsidee die Staaten 
des Bundes verbinden. Von dieſem Gedanken ging Wilſon aus, er wollte den 
demokratiſchen Staats. und Selbſtbeſtimmungsgedanken zugrunde legen und forderte 
die Rechtfertigung der Staatsſührung aus der Zuſtimmung der Bevölkerung. Mit 
der Anderung dieſer Grundlage des Staates und dem Streben des Volkes nach einem 
eigenen oder anderen Staat hielt er eine Anderung der Grenzen für gerechtfertigt 
und notwendig. Das Fernbleiben der Vereinigten Staaten, der Zuſammenbruch der 
meiſten neuen europäiſchen demokratiſchen Verfaſſungen, das Bündnisſyſtem Frank⸗ 
reichs und zuletzt die Aufnahme der Sowjetunion ließen den Völkerbund immer mehr 
zu einem machtpolitiſchen Inſtrument im Intereſſe der Aufrechterhaltung der Verſailler 
Entrechtung werden. Damit verlor der Völkerbund den ſpärlichen politiſchen Boden, 
auf dem er anfangs ſcheinbar ſtand. Ihm fehlt jeder Maßſtab, um eine beſtimmte 
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Rechtsordnung durch gemeinſamen Kräfteeinſatz zu verteidigen, er kann daher um ſo 
weniger an eine Rechtsfortbildung gehen, die nur auf einer beſtimmten politiſchen 
Linie möglich wäre. 


Wenn aber der Völkerbund von ſich aus das Recht nicht fortbilden kann, 
dann behalten die bisher üblichen Formen der Rechtsentwicklung ihre Notwendigkeit: 
direktes Einvernehmen der Staaten und Krieg. Beide Methoden ſind auch ſeit dem 
Entſtehen des Völkerbundes entſcheidend geweſen. Nach der Völkerbundſatzung find, 
wie oben gezeigt, durchaus nicht alle Kriege, nicht einmal alle Angriffskriege „ver- 
boten“. Dieſes Recht zum Krieg erhielt die ſchöne Formulierung: „Findet der 
Bericht des Nates nicht einſtimmige Annahme bei denjenigen Mitgliedern, die 
nicht Vertreter der Parteien find, fo behalten ſich die Bundesmitglieder das Recht 
vor, die Schritte zu tun, die fie zur Wahrung von Recht und Gerechtigkeit für nötig 
erachten“ (Art. 15 Abſ. 7). Große militäriſche Anternehmungen in fremden Staats- 
gebieten (China gegen Japan, Italien gegen Abeſſinien, Moskau in Spamen, 
Chacokonflikt) wurden als Nichtkrieg ausgegeben und außerhalb oder gegen den 
Willen des Völkerbundes geführt. 


Das Deutſche Reich mußte 1933 den Völkerbund verlaſſen, da er zum Garanten 
von Verſailles wurde, die einſeitige Entrechtung aufrechterhielt und eine gerechte 
Anderung der Lage nicht herbeiführte. Das Deutſche Reich errang aus eigener Kraft 
ſeine Wehrhoheit und mußte auch die einſeitige Entmilitariſierung des Rheinlandes 
aufkündigen (vgl. S. 35). In Punkt 7 der deutſchen Friedensvorſchläge vom 7. 3. 1936 
wird aus der neuen Lage die Schlußfolgerung gezogen: „Nach der nunmehr errich⸗ 
teten endlichen Gleichberechtigung Deutſchlands und der Wiederherſtellung der vollen 
Souveränität über das geſamte deutſche Reichsgebiet fieht die Deutſche Reichs- 
regierung den Hauptgrund für den ſeinerzeitigen Austritt aus dem Völkerbund als 
behoben an. Sie iſt daher bereit, wieder in den Völkerbund einzutreten. Sie ſpricht 
dabei die Erwartung aus, daß im Laufe einer angemeſſenen Zeit auf dem Wege 
freundſchaftlicher Verhandlungen die Frage der kolonialen Gleichberechtigung ſowie 
die Frage der Trennung des Völkerbund⸗Statuts von ſeiner Verſailler Grundlage 
geklärt wird.“ 


c) Der Ständige Internationale Gerichtshof im Haag 


Die Entwicklung der Schiedsgerichtsbarkeit zu obligatoriſchen Schiedsabreden in 
Rechtsfragen brachte bald den Gedanken auf, ein ſtändiges internationales Gericht zu 
ſchaffen, das für eine regelmäßige Fortbildung des Völkerrechts größte Bedeutung 
haben müßte. Der Ständige Schiedshof im Haag von 1899/1907 (vgl. 
S. 21 f.) bedeutete einen Fortſchritt in dieſem Sinne, wenn auch zunächſt nur ein 
ſtändiges Büro, eine Namensliſte und die Grundzüge des Verfahrensrechts feſtgeſtellt 
wurden. 1907 wurde an dem Statut einer Cour de justice arbitrale zu arbeiten 
begonnen; der Verſuch ſcheiterte, da man fi über die Beſetzung der Richterbank nicht 
einigen konnte. Ebenſo ſcheiterte der Verſuch, einen Internationalen Priſenhof zu 
ſchaffen (vgl. S. 57). 


Der Gedanke, die obligatoriſche Schiedsgerichtsbarkeit dadurch fortzubilden, daß 
beſtimmte Streitigkeiten durch einfeitige Klageerhebung einem Richterkollegium vor- 
gelegt werden könnten und dieſes Kollegium von ſich aus über ſeine Zuftändigkeit 
entſcheiden ſollte, wurde 1919 erneut aufgegriffen. Art. 14 der Völkerbundſatzung 
beauftragt den Rat, einen Plan zur Errichtung eines Ständigen Internationalen 
Gerichtshofs auszuarbeiten. Bereits die erfte Völkerbundsverſammlung (1920) 
genehmigte den Entwurf, und der Ständige Internationale Gerichtshof im Haag 
(Cour Permanente de Justice Internationale, Permanent Court of International 
Justice) wurde geſchaffen. Grundgedanke war, für zwiſchenſtaatliche Konflikte eine 
Rechtsſprechungsinſtanz zu ſchaffen, deren Richterbank, Verfahren und anzuwenden⸗ 
des Recht von einzelnen Schiedsverträgen nicht abhängt. 
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Die wichtigſte Frage, die viele politiſche Auseinanderſetzungen ſchon ſeit der 
II. Haager Konferenz verurſachte, war die Beſetzung der Richterbank. 
Man konnte unmöglich allen Staaten das Recht einräumen, einen ſtändigen Richter 
zu ſtellen, und ſo wurde die Zahl der ordentlichen Richter mit 11, ſeit 1930 mit 15 
feſtgeſetzt. Bei der Beſtellung ſoll die Staatsangehörigkeit des Nichters — die von 
den auf der Liſte des Haager Schiedshofes ſtehenden Perſönlichkeiten vorzuſchlagen, 
von Völkerbundsrat und verſammlung zu wählen ſind — keine Rolle ſpielen. In 
Wahrheit beanſpruchen die Großmächte je einen ſtändigen Nichterſitz. Dies zeigten 
die Völkerbundsmächte anläßlich der Reform des Statuts 1929 ganz offen. Dazu 
kommt das Prinzip des nationalen Richters, d. h. die am Streit beteiligten Staaten 
haben das Recht, einen voll ſtimmberechtigten Richter zu ernennen. Die Richter, die 
beſondere Qualifikationen ſür ihr Amt mitbringen müſſen, werden auf neun Jahre 
gewählt, ſind unabſetzbar, dürfen an die Vertretung ſtaatlicher Intereſſen nicht ge⸗ 
bunden fein. Die Richter wählen auf drei Jahre den Präſidenten und Vizepräſi⸗ 
denten des Gerichtshofes. Senate werden für Fragen der Arbeit (Teil XIII VV) 
und „Durchgang und Verkehr“ gebildet. Bei der Richterwahl von 1930 machten 
ſich die politiſchen Einflüſſe der den Völkerbund beſtimmenden Mächte und Kom- 
promiſſe ſtark geltend, ſo daß die Anparteilichkeit in dieſem grundlegenden Akt 
ernſtlich gefährdet iſt. 

Als Rechtsſubjekte find nur Völkerbundmitglieder und jene Staaten an- 
erkannt, welche ſich einer beſonderen vom Völkerbund vorgeſchriebenen Verpflichtung 
unterwerfen. 


Die ſachliche Zuſtändigkeit iſt ſehr weit gefaßt. Der Gerichtshof entſcheidet 
„über alle internationalen Streitfragen“, die ihm von den Parteien unterbreitet 
werden. Artikel 36 des Statuts („Fakultativklauſel“) ermöglicht es den 
Staaten, die obligatoriſche Gerichtsbarkeit des Ständigen Internationalen Gerichts-. 
hofes für alle Streitigkeiten rechtlicher Natur anzuerkennen. Dieſe Verpflichtung, 
alle Streitigkeiten rechtlicher Natur dem Gerichtshof zu unterbreiten, haben die 
meiſten Großmächte, einſchließlich des Deutſchen Reichs, das ſich vom 1. März 1933 
an erneut auf fünſ Jahre gebunden hat, übernommen. Als Streitigkeiten rechtlicher 
Natur gelten: a) die Auslegung eines Vertrags, b) jeder Punkt des internationalen 
Rechts, c) die Richtigkeit einer Tatſache, die, wenn ſie bewieſen wäre, die Ver⸗ 
letzung einer internationalen Verpflichtung darſtellen würde, d) Natur und Amfang 
des für den Bruch einer internationalen Verpflichtung geſchuldeten Schadenerſatzes. 
Im Rahmen der ſachlichen Zuftändigkeit hat der Gerichtshof über feine eigene Zu- 
ſtänd igkeit zu entſcheiden, fo, ob die Parteien prozeßberechtigt, ob es ſich um einen 
internationalen Streit handelt. Sehr bedenklich iſt die Formulierung des Artikels 14 
der Völkerbundſatzung: „Er erftattet ferner gutachtliche Außerung über jede ihm 
vom Rat oder der Bundesverſammlung vorgelegte Streitfrage oder ſonſtige An⸗ 
gelegenheit.“ Auf Grund dieſer im Statut noch näher geregelten Aufgabe können 
dem Gerichtshof auch Fragen rein politiſcher Art zur Beurteilung übertragen werden. 
Dadurch wird aber der Gedanke der internationalen Streiterledigung durch gericht⸗ 
liche Methoden einer ſchweren Belaſtung ausgeſetzt, die ihn beſtimmt nicht fördert. 


Die Nechtsquellen find im Artikel 38 des Statuts zuſammengeſaßt: 1. allge- 
meine oder beſondere, den Streitfall betreffende Verträge, 2. internationales Ge. 
wohnheitsrecht, 3. „die allgemeinen von ziviliſierten Staaten anerkannten Rechts. 
regeln“, 4. gerichtliche Entſcheidungen und bewährte Lehre, 5. unter Zuſtimmung 
beider Parteien ex aequo et bono - Entſcheidung. Ohne daß auf eine Kritik ein- 
gegangen werden könnte, iſt deutlich, daß in den Fällen 3 bis 5 der Gerichtshof in 
Wahrheit rechtſchöpfend iſt. Das Gericht übernimmt in dieſen Fällen die Aufgabe 
eines Spezialgeſetzgebers, es hat dann, ſtrenggenommen, keine richterliche Aufgabe 
mehr. Damit kommt der Gerichtshof in die Gefahr, rechtlich unlösbare Fragen, 
wie ſie auch dem über politiſche Fragen urteilenden Richter im Juſtizſtaat geſtellt 
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waren, entſcheiden zu ſollen. Der Juſtiz und dem Völkerrechtsgedanken wird damit 
ein ſchlechter Dienſt erwieſen. 


Auf das Prozeßverfahren kann nur in den Grundzügen verwieſen werden: 
es beſteht aus einem ausführlichen ſchriftlichen Vorverfahren, der langen, öffent⸗ 
lichen mündlichen Verhandlung und der mit größter Genauigkeit bis ins einzelne, 
aus mehreren Beratungen und ſchriftlichen Berichten beſtehenden geheimen, richter 
lichen Beratung. Jedem Richter iſt das Recht gegeben, dem Urteil Sondervoten 
anzufügen, fo daß dieſes, wie es in der Tat ſchon oft, ſo auch beim deutſch⸗öſter⸗ 
reichiſchen Zollunionsſtreit geſchah, auch in feiner Majorität aus einer Mehrzahl 
einander zum Teil widerſprechenden Stellungnahmen beſtehen kann. 


Schaffung des Statuts, Richterwahl, Gutachtertätigkeit und Budget bedingen eine 
enge Bindung des Ständigen Internationalen Gerichtshofes an den Genfer 
Völkerbund. Hierdurch wurde dem Anſehen und der Förderung des Gedankens 
eines internationalen Gerichtshofes ein ebenſo ſchlechter Dienft erwieſen, wie die 
Schiedsgerichtsbarkeit nach 1919 durch die Anwendung der Beſtimmungen von 
Verſailles überhaupt ſchwer belaſtet wurde. Denn Schiedsgerichtsbarkeit ſetzt 
unbedingt Freiwilligkeit, Zweiſeitigkeit und Gleichberechtigung voraus. Da aber 
auch der Ständige Internationale Gerichtshof auf dem Syſtem von Verſailles beruht 
und deſſen Beſtimmungen anwendet, iſt er auf falſchen Grundlagen errichtet. Das 
Deutſche Reich hat ſich auch hier zurückgezogen als es den Völkerbundaustritt an- 
meldete, weil es für einen internationalen Gerichtshof in erhöhtem Maße geltend 
machen muß, was Vorausſetzung aller internationaler Zuſammenarbeit iſt: volle 
Gleichberechtigung auf allen Gebieten, Anerkennung der Ehre und Freiheit der 
deutſchen Nation. Dem Gedanken einer erweiterten Schiedsgerichts barkeit wäre beſſer 
gedient worden, wenn man vorſichtig, ſchrittweiſe vorgegangen wäre, als daß man 
Entrechtung, Haßordnung und Anterdrückung mit dem Gerichtshof verknüpfte. Einen 
gangbaren Weg des ſchrittweiſen Ausbaues der internationalen Streiterledigung hat 
das Deutſche Reich mit dem planmäßigen Ausbau der Schieds- und Vergleichs. 
verträge gezeigt. 


11. Abrüftung und Sicherheit 

a) Die Haager Konferenzen von 1899 und 1907 ſtanden unter dem Leitgedanken, den 
Rüftungsmwettlauf zu hemmen, die internationalen Spannungen durch gewiſſe Sicher- 
heiten gegen willkürliche Aberfallskriege und Ausſchalten kleiner Rechtsſtreite aus der 
politiſchen Spannungsſphäre zu mildern. Wenn 1899 und 1907 auch keine Abrüſtung, 
ja nicht ein Hemmen des Rüftungswettlaufes erreicht wurde, fo wurde doch der 
Schiedsgerichtsgedanke gefördert (vgl. S. 22 ff.) und vor allem das Kriegsrecht (vgl. 
S. 50 f.) ausgebaut. 


Der Weltkrieg wurde auf ſeiten der Alliierten angeblich als Kreuzzug für Recht und 
Freiheit, gegen die Gewalt und Intrige als Mittel der internationalen Politik und 
zur Vernichtung des preußiſchen Militarismus geführt. Punkt 4 von Wilſons 
14 Punkten, die, wie oben gezeigt, Grundlage des rechtlich verpflichtenden Vor. 
friedensvertrags ſind, lautet: „Austauſch angemeſſener Bürgſchaften dafür, daß die 
Rüftungen der Völker auf das niedrigſte mit der inneren Sicherheit zu 
vereinbarende Maß herabgeſetzt werden.“ Erzwungen durch den Widerſtand 
Frankreichs kam in die Völkerbundſatzung als Artikel 8 nur die ſehr abgeſchwächte 
Formulierung: „Die Bundesmitglieder bekennen ſich zu dem Grundſatz, daß die Auf⸗ 
rechterhaltung des Friedens eine Herabſetzung der nationalen Rüftungen auf 
das Mindeſtmaß erfordert, das mit der nationalen Sicherheit und mit 
der Erzwingung internationaler Verpflichtungen durch gemein- 
ſchaftliches Vorgehen vereinbar iſt.“ Als dritte Verpflichtung zur Abrüſtung iſt 
in der Einleitung zu Teil V des Verſailler Vertrags der Satz enthalten: „. um 
die Einleitung einer allgemeinen Rüſtungsbeſchränkung 
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aller Nationen zu ermöglichen, verpflichtet ſich Deutſchland ... Schließlich 
betont die mehrfach erwähnte Antwortnote der alliierten und aſſoziierten Mächte an 
die deutſche Delegation vom 16. 6. 1919, „daß die Annahme ſeitens Deutſchlands der 
für feine Entwaffnung feſtgeſetzten Veſtimmungen die Verwirklichung einer 
allgemeinen Herabſetzung der Rüſtungen erleichtern und beſcheuni⸗ 
gen werde“, und es wird die Abfiht ausgeſprochen, „ſofort Verhandlungen mit dem 
Ziel der eventuellen Annahme eines Planes einer ſolchen allgemeinen Herabſetzung 
der Nüftungen zu eröffnen“. Die Beſtimmungen über die deutſche Entwaffnung 
ſtellen nach dieſer Note „den erſten Schritt zu der allgemeinen Herab- 
ſetzung und Begrenzung der Rüftungen dar, die die bezeichneten Mächte als eines 
der beſten Mittel zur Kriegsverhütung zu verwirklichen ſuchen und die herbeizuführen 
zu den erſten Aufgaben des Völkerbundes gehören wird“. Die politiſche 

Verpflichtung dieſer Beſtimmungen erfaßte der engliſche Außenminiſter Balfour, der 

ſchon 1919 erklärte: „Es iſt ganz klar, daß der Völkerbund eine 

Schmach fein wird, wenn man nicht zur Abrüſtung ſchreitet.“ 

Adolf Hitler führte in feiner Rede vom 21. 5. 1935 Außerungen von VBoncour, Briand, 

Cecil, Henderſon und Vandervelde an, in denen die Abrüſtungsverpflichtungen ihrer 

Staaten zugegeben werden. 

Abrüſtung iſt die einvernehmliche, vertragliche Begrenzung der Rüſtungen 

mehrerer Staaten, deren Intereſſen ſich überſchneiden. Entwaffnung iſt die 

einem Staate oder einer Staatengruppe von ihren Gegnern aufgezwungene Ver⸗ 
minderung und Beſchränkung der Rüftungen. Das Verſailler Diktat und die Waffen. 
ſtillſtandsbedingungen führten eine einſeitige Entwaffnung durch. 

Abrüſtung iſt nur auf der Grundlage freier Vereinbarung möglich, ſie ſetzt Gleich. 

berechtigung voraus und führt zur Entſpannung der internationalen Beziehungen. 

Entwaffnung iſt nur auf der Grundlage eines Diktats möglich, ſie bringt Entrechtung 

und erfordert auf der einen Seite ein ſtetes Kräfteanſpannen, den Zuſtand der Ent⸗ 

waffnung zu erhalten, auf der andern Seite das Anwenden aller Mittel, um die Ent- 
rechtung zu beſeitigen. 

Verſailles brachte die einſeitige Entwaffnung des Deutſchen Reichs und feiner Ver⸗ 

bündeten. In welch weitem Amfang die Entwaffnung, wie die ſranzöſiſchen Sachver- 

ſtändigen beſtätigen, erſchöpfend durchgeführt wurde, kann hier nicht behandelt 
werden; die wichtigſten Zahlen ſind u. a. im Aufruf der deutſchen Reichsregierung 
vom 16. 3. 1935 wiedergegeben. Es mußte ſich daher völkerrechtlich zweierlei ergeben: 

1. Der Verſuch jener Mächte, welche die Entwaffnungsbeſtimmungen aufgeſtellt 
hatten und dieſe aufrechterhalten wollten, dieſen beſtehenden Zuſtand durch 
weitere Verträge und Militärbündniſſe zu ſichern. 

2. Die entwaffneten Staaten mußten, geſtützt auf die rechtsverbindlichen Verſprechen 
der Gegenſeite und zum eigenen Schutz, Gleichberechtigung erſtreben, d. h. allge- 
meine Abrüſtung oder Rüftungsfreiheit erreichen. 

Dieſes Gegeneinander der vertragsbrüchigen „Sicherheits“ theſe und der den Ver⸗ 

trägen gemäßen Gleichberechtigungs⸗ und Abrüſtungs forderung beherrſcht die Ent⸗ 

wicklung ſeit 1918. 

b) Sicherheitspakte: 

Frankreich verſuchte ſeit 1918 durch „Sicherheits“ ⸗Pakte die Verſailler Gewaltordnung 

zu feſtigen. Alle dieſe Verſuche ſcheiterten aber ſchließlich: 

Die 3. Völkerbundverſammlung von 1922 faßte eine Neſolution XIV in der es 

u. a. heißt: „Bei dem gegenwärtigen Zuſtand der Welt könnte eine große Anzahl 

von Regierungen die Verantwortung für eine ernſtliche Herabſetzung der Rüftungen 

nicht übernehmen, falls ſie nicht eine befriedigende Garantie für die Sicherheit ihres 

Landes erhalten würden. Eine ſolche Garantie kann durch ein allen Ländern offen. 

ſtehendes Defenſivabkommen gegeben werden, durch das ſich die vertragſchließenden 
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Teile verpflichten, für den Fall eines Angriffs auf einen von ihnen ihm nach einem 
vorher ausgearbeiteten Plan wirkſam und ſofort zur Hilfe zu kommen.“ 


Mit dieſer Refolution hatte die franzöfiſche Theorie geſiegt: Sicherheit — d. h. 
Garantie des status quo von Verſailles durch ein militärifhes Bündnisſyſtem — 
vor Abrüſtung — bei Aufrechterhalten der Entwaffnung der Mittelmächte. 
Dieſer Gedanke der „kollektiven Sicherheitsgarantie“, der nichts als ein gewaltſamer 
Schutz der Machtintereſſen von Verſailles iſt, wurde als „Zuſammenarbeit für den 
Frieden“ allen Staaten anempfohlen — konnte vom Deutſchen Reich aber nat ͤrlich 
nicht mitgemacht werden. 


Frankreich bemühte ſich ſeit 1919, in Militärpakten feine Sicherheit zu verankern. So 
verſuchte es bei den Pariſer Beſprechungen 1919 eine Völker bundarmee als 
Garanten ſeiner Eroberungen zu ſchaffen. Dieſer Plan ſcheiterte am Widerſtand der 
Vereinigten Staaten und Englands. Daraufhin wollte Frankreich von letzteren 
Mächten ein Defenſivbündnis in dem Sinne zugeſagt erhalten, daß die 
Vereinigten Staaten und England bei jedem nicht provozierten Angriff 
des Deutſchen Reichs den Franzoſen militäriſche Hilfe leiſten müßten. Dabei 
ſollte es Frankreich zuſtehen, zu beſtimmen, ob ein ſolcher „Angriff“ vorliegt. Die 
Vereinigten Staaten ratifizierten nicht — fo ſcheiterte dieſe „Friedens“ ſicherung. 
Frankreich baute ſeit 1921 ſein militäriſches Bündnisſyſtem mit Belgien, Polen, der 
Tſchechoſlowakei, Rumänien, Südflawien aus und verband dieſe Staaten unter- 
einander. Dieſes Kollektivſyſtem der Militärpakte beſtand neben und weitgehend 
entgegen den Bindungen des Völkerbundpaktes. 


Frankreich und ſeine Verbündeten waren von Anbeginn bemüht, den Völkerbund zum 
Inſtrument ihrer Machtintereſſen zu machen. Die Satzung von 1920 ſchien dafür nicht 
genügend Handhabe zu bieten; ſie ſollte durch das vom damaligen tſchechoſlowakiſchen 
Außenminiſter Beneſch und griechiſchen Geſandten Politis ausgearbeitete Genfer 
Protokoll vom 2. 10. 1924 ergänzt und geändert werden. Obvohl dieſes 
Protokoll nicht in Kraft trat, iſt es für die ſogenannte „Sicherheitspolitik“ fo kenn⸗ 
zeichnend, daß ſeine Grundgedanken wiedergegeben werden müſſen: 


Der Vorſpruch des Protokolls hebt hervor, „daß der Angriffskrieg einen Bruch 
der internationalen Solidarität und ein internationales Verbrechen darſtellt“. Daher 
muß erſtens alles getan werden, um die zum Krieg führenden Konflikte auf 
anderem Wege zu beſeitigen, zweitens muß im Kriegsfalle eindeutig feſtſtehen, 
wer Angreifer iſt, und drittens muß diefer Angreifer gebändigt und beſtraft 
werden. 


Am alle Konflikte zu beſeitigen, müſſen Ver fahren gefunden werden, welche alle 
Streitfragen endgültig löſen. Die Schiedsgerichtsbarkeit iſt ihrem Weſen nach nur 
auf Rechtsſtreitigkeiten anwendbar, das Völkerbundverfahren läßt nach Art. 15 
Abſ. 7 kriegeriſche Auseinanderſetzungen offen, und die Schlichtungs⸗ und Vergleichs. 
kommiſſionen können nur Empfehlungen, nicht aber bindende Entſchließungen faſſen. 
Am dieſe Lücke zu ſchließen, ſollte neben der Schiedsgerichtsbarkeit und der Schlich⸗ 
tung und Vermittlung des Völkerbundes ein „obligatoriſches Schiedsgericht zweiten 
Grades“ geſchaffen werden, das, wie die amtlichen Erläuterungen ſagen, „nicht nur ein 
Inſtrument der Rechtspflege iſt. Es ift auch und hauptſächlich ein Inſtrument des 
Friedens“. Das heißt ein Schiedsgericht, das nach Billigkeit, aber in Bindung an 
die formal beſtehenden Verträge entſcheiden fol. Damit wird aber der Schieds- 
gedanke ſchwerſtens gefährdet, denn dieſes „Friedens“ verfahren, das keine Recht- 
ſprechung iſt, ſoll den gegenwärtigen Beſitzſtand ſicherſtellen. Daher fagen die Er- 
läuterungen weiter, daß es ganz offenſichtlich ſei, daß dieſes Verfahren auf jene 
Streitigkeiten nicht angewendet werden könne, die a) vor dem Inkrafttreten des Pro- 
tokolls liegen, b) welche die Folge von Sanktionskriegen find, e) „welche den gegen- 
wärtigen territorialen Beſtand der Signatarmächte in Frage zu ſtellen bezwecken oder die 
Revifion von in Kraft befindlichen internationalen Verträgen und Akten zum Gegen⸗ 
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ſtand haben“. Es zeigt ſich hier der einſeitige Standpunkt, daß jede ex aequo et bono- 
Entſcheidung grundſätzlich dem Schutz des status quo — d. h. Verſailles — dienen 
müſſe. Nach dem Genfer Protokoll iſt „friedliche Streiterledigung“ gleichzuſetzen 
mit Garantie des beſtehenden Zuſtandes; ſein Inkrafttreten hätte eine weitere Feſti⸗ 
gung des ſtatiſchen Teiles der Satzung und die praktiſche Beſeitigung des Art. 19 
bedeutet (vgl. S. 28). 


Die zweite Frage, welche das Genfer Protokoll regeln wollte, iſt die eindeutige Fe it - 
ſtellung des Angreifers. Die Definition lautet: Angreifer iſt jeder Staat, 
der unter Verletzung der Verpflichtungen der Völkerbundſatzung bzw. des Protokolls 
Gewalt anwendet. Als Angreifer wird daher jeder Staat feſtgeſtellt, der ſich nicht 
der im Protokoll vorgeſehenen Streiterledigungsmittel bedient. Dieſe find aber 
— ſofern es ſich nicht um Rechtsfragen handelt — vom Völkerbundrat bzw. der 
„Schiedsgerichtsbarkeit zweiten Grades“ zu entſcheiden. Anterwirft ſich ein Staat 
dieſen Inſtanzen nicht — nachdem die anderen Beilegungsverſuche ſcheiterten —, dann 
gilt er als Angreifer und internationaler Verbrecher; dies auch, wenn er weder 
Völkerbundmitglied noch Anterzeichner des Protokolls iſt. Dem Völkerbundrat iſt 
aber die beſondere Macht erteilt, mittels einſtimmigen Beſchluſſes dieſe Vermutung 
umzuſtoßen und auch einen Staat, der ſich dem Verfahren unterwirft, als Angreifer zu 
erklären. Das Ergebnis iſt, daß die Mächtegruppe des Völkerbundrates ſich ihren 
Beſitzſtand unbedingt ſichern wollte, und dies „kollektive Friedenſicherung“ nannte. 


Beſonders kraß tritt dies noch bei der Art der Bändigung des Angreifers 
mit Hilfe der Sanktionen in Erſcheinung. Es wurde verſucht, die Völkerbund⸗ 
ſatzung nach dieſer Richtung anwendbar zu geſtalten. Auf Einzelheiten kann hier 
verzichtet werden. Lehrreich iſt, daß das franzöſiſche Militärpaktſyſtem lobende Auf⸗ 
nahme in das Genfer Protokoll findet; in den von Beneſch verfaßten Erläuterungen 
heißt es: „Die Sonderabkommen find als ein Mittel anzuſehen, um die Sank⸗ 
tionen aller Art in einem beſtimmten Angriffsfalle raſch zur Anwendung zu bringen. 
Sie ſind als beſondere Sicherheiten anzuſehen, die den ſchwachen Staaten 
die unbedingte Gewißheit geben, daß das Syſtem der Sanktionen niemals verſagt.“ 


Hier findet die Theſe „Sicherheit vor Abrüſtung“ im oben angeführten Sinne ihren 
folgerichtigſten Ausdruck. Beneſch ſchreibt: „Obwohl es nicht möglich war, eine 
Löſung für das Abrüſtungs problem zu geben, haben unſere Arbeiten fie vor- 
bereitet und ermöglicht.“ Die Schlußfolgerung des Protokolls: „Anſer Ziel war, 
den Krieg unmöglich zu machen, ihn zu vernichten, zu töten“, wird zu einem leeren 
Pathos, mit dem ſich die Gewaltmethoden, welche ihren ungerechten Beſitz verſchleiern 
wollen, als neue Weltrechtsordnung tarnen. 


Von engliſcher Seite wurde das Genfer Protokoll wegen des Sanktionsſyſtems eine 
Höllenmaſchine genannt, deren verheerende Wirkungen man nicht ermeſſen könne. 
Wenn auch das ganze Genfer Protokoll an dem Widerſtand mehrerer Mächte 
ſcheiterte, fo iſt es doch das geſchloſſene Syſtem der Sicherheitspolitik, das in ver- 
änderter Form in verſchiedenen Verträgen, ſo auch in den Militärklauſeln des Balkan⸗ 
paktes vom 9. 2. 1934 in Geltung trat. 


Frankreich konnte 1918 ſeinen Plan, das linke Rheinufer vom Deutſchen Reiche zu 
löſen, nicht verwirklichen. Im ſtrikten Gegenſatz zum Vorfriedensvertrag wurde dem 
Deutſchen Reich in Verſailles die Entmilitariſierung des Rheinlandes auferlegt. 
Frankreich war ſeither bemüht, dieſe einſeitige Entrechtung durch eine Garantie der 
Vereinigten Staaten und Großbritanniens zu ſichern. Da das nicht zu erreichen war, 
kam ſchließlich der unter Garantie Englands und Italiens geſchaffene Rheinpakt 
von Locarno (Konferenz in Locarno Oktober 1925, unterzeichnet London 1. 12. 
1925) zuſtande. 

Die Abmachungen von Locarno zerfallen in neun Teile: eine Präambel, den 
ſogenannten „Weſtpakt“, vier Schiedsverträge zwiſchen dem Deutſchen Reich einer- 
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ſeits und Frankreich, Belgien, Polen und der Tſchechoſlowakei anderſeits, je einem 
Garantievertrag zwiſchen Frankreich auf der einen Seite und Polen und der Tſchecho⸗ 
ſlowakei auf der andern und ſchließlich ein Schriftſtück, in dem die deutſchen Bedenken 
hinſichtlich Art. 16 der Völkerbundſatzung zerſtreut werden ſollten. 


Der wichtigſte Teil, der Kern der Abmachungen, war der Weſtpakt. Er enthält ein 
ausgearbeitetes Sicherheitsſyſtem für die Beziehungen des Deutſchen Reichs zu 
ſeinen weſtlichen Nachbarn. Im Art. 1 gewährleiſteten ſich das Deutſche Reich, Belgien 
und Frankreich gegenſeitig unter Garantie Englands und Italiens die Aufrecht⸗ 
erhaltung der deutſchen Weſt⸗ bzw. der franzöſiſchen und der belgiſchen Grenze dem 
Deutſchen Reiche gegenüber ſo, wie ſie durch den Verſailler Vertrag feſtgelegt worden 
war. Angreifer iſt, wer einen Einfall oder eine kriegeriſche Maßnahme durchführt 
— ſofern es ſich nicht um einen Verteidigungs⸗ oder Völkerbundſanktionskrieg 
handelt. Die Verletzung der demilitariſierten Rheinzone follte einem Angriff gleich⸗ 
gehalten werden. Ob ein Angriff vorliegt, ſollte der Völkerbundrat entſcheiden — 
allerdings mit der ſehr dehnbaren Ausnahme des „flagranten unprovozierten“ An- 
griffes, bei deſſen Vorliegen ſogleich zum Verteidigungskrieg geſchritten werden konnte. 


Die Schieds- und Vergleichs verträge mit Frankreich und Belgien 
erhalten dadurch einen beſonderen Charakter, daß fie die Möglichkeit eines nicht fried ⸗ 
lich geſchlichteten Streites ausſchließen. Dies wird durch ihre Koppelung mit dem 
Völkerbundſchlichtungs verfahren erreicht. Hier wirkt der Gedanke des Genfer Pro- 
tokolls im Sinne einer Sicherſtellung des status quo, allerdings mit der ſehr ent⸗ 
ſcheidenden Einſchränkung, daß nur ein kleiner Teil eines Vertragswerkes dieſer 
ſtarren Feſtlegung unterworfen wurde, während das Genfer Protokoll die geſamte 
Weltordnung in dieſem Sinne „ordnen“ wollte. 


Während der status quo der deutſchen Weſtgrenze von England und Italien garan- 
tiert wurde, konnten die Garantiemächte für die deutſche Oſtgrenze nicht ge⸗ 
wonnen werden. Das Deutſche Reich lehnte eine Feſtlegung im Oſten, ein „Oſt⸗ 
locarno“, ab und ſchloß mit Polen und der Tſchechoflowakei Schieds und Vergleichs. 
verträge, die in politiſchen Konflikten nur zu einem Vergleichsvorſchlag führen. 
Frankreich ſchloß in Locarno mit Polen und der Tſchechoſlowakei Garantieverträge 
ab, die dieſen Staaten die militäriſche Hilfe gegen jeden deutſchen Angriff erneut 
zuſicherten. 


Die an den Völkerbund eng gebundenen Intereſſen Frankreichs beſtimmten es, 
den Abſchluß des Locarnopaktes dazu zu benützen, das Deutſche Reich an die Genfer 
Inſtitution zu binden. Daher wurde beſtimmt, daß der Locarnopakt erſt nach dem 
Eintritt des Deutſchen Reichs in den Völkerbund — der nach einigen 
Schwierigkeiten am 8. 9. 1926 erfolgte — in Kraft treten ſolle. 


Am 21. 5. 1935 erklärte Adolf Hitler, daß die Deutſche Reichsregierung, unter der 
Vorausſetzung, daß die Gegenſeite nicht zu weiteren Angriffsvorbereitungen ſchreitet, 
bereit iſt, den Rheinpakt zu achten, obgleich „die Reſpektierung der entmilitariſierten 
Zone einen für einen ſouveränen Staat unerhört ſchweren Beitrag zur Beruhigung 
Europas“ darſtellt. Frankreich aber baute ſein gegen das Deutſche Reich gerichtetes 
militäriſches Bündnisſyſtem aus, indem es mit der Sowjetunion einen Beiſtands⸗ 
pakt ſchloß und auch feinen Bundesgenoſſen, die Tſchechoſlowakei, zu einem ebenſolchen 
Bündnis veranlaßte. Das Deutſche Reich mußte unter dieſen Amſtänden am 7. 3. 
1936 den Rheinpakt aufkündigen, da, wie es in der Note heißt, „ſomit feſtſteht, daß 
Frankreich der Sowjetunion gegenüber Verpflichtungen eingegangen iſt, die praktiſch 
darauf hinauslaufen, gegebenenfalls fo zu handeln, als ob weder die Völkerbund. 
ſatzung noch der Rheinpakt, der auf dieſe Satzung Bezug nimmt, in Geltung wären“. 
Frankreich „hat damit eine völlig neue Lage geſchaffen und das politiſche Syſtem des 
Nheinpaktes ſowohl dem Sinne nach als auch tatſächlich zerſtört“. 
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Frankreich hatte nach dem Abſchluß von Locarno es noch nicht aufgegeben, die Ver⸗ 
einigten Staaten vertraglich enger an ſeine Intereſſen zu binden. Briand ſchlug 
1927 den Vereinigten Staaten den Abſchluß eines ewigen Friedenspaktes vor, nach 
dem beide Mächte künftig in ihren gegenſeitigen Beziehungen vollſtändig auf den 
Krieg verzichten ſollten. Die Vereinigten Staaten hatten gegen eine ſolche Bindung 
Bedenken, fie ſchlugen den Großmächten einen allgemeinen Kriegsächtungs⸗ 
pakt vor. Nach langen Verhandlungen, bei denen vor allem Frankreich und Eng⸗ 
land entſcheidende Vorbehalte machten, kam am 27. 8. 1928 in Paris die feierliche 
Anterzeichnung des Kelloggpaktes zuſtande. Er enthält die Achtung des Krieges 
als einem Mittel nationaler Politik und das Verſprechen, alle Streitigkeiten mit 
friedlichen Mitteln zu regeln. 


Die rechtliche und politiſche Bedeutung dieſes Paktes iſt gering, die Vorbehalte 
geben den Anterzeichnern praktiſch völlig freie Hand. Die Vereinigten Staaten und 
Frankreich hoben beſonders hervor: „Jeder Nation ſteht es zu jeder Zeit und ohne 
Rückſicht auf die Vertragsvorſchrift frei, ſich zu verteidigen und allein zu entſcheiden, 
woraus ſich das Recht der Selbſtverteidigung und die Anvermeidbarkeit und Aus- 
dehnung desſelben zuſammenſetzt“ (aus dem amerikaniſchen Senatsbericht). England 
machte noch weitergehende Vorbehalte: „Es gibt gewiſſe Gebiete auſ der Welt, deren 
. . . Anverſehrtheit ... lebenswichtiges Intereſſe für unſeren Frieden und unfere 
Sicherheit darſtellen.“ Dieſe Gebiete, die ſich nicht mit dem Hoheitsgebiet des 
Britiſchen Reichs decken, wurden nicht näher genannt; jede Einmiſchung, welche ſie 
betrifft, würde als Angriff gewertet werden. — So iſt die Stellungnahme eines 
amerikaniſchen Völkerrechtslehrers verſtändlich: „Der Vertrag ftellt mit den engliſchen 
und franzöſiſchen Vorbehalten weder einen Verzicht auf den Krieg noch eine Achtung 
desſelben dar, vielmehr ausdrücklich und legal eine feierliche Sanktionierung aller 
derjenigen Kriege, die in den Ausnahmen und Definitionen erwähnt find... An⸗ 
geſichts dieſer Vorbehalte würde es ſchwerfallen, ſich einen Krieg des vorigen 
Jahrhunderts oder der nahen Zukunft vorzuſtellen, der nicht irgendwie unter dieſe 
Vorbehalte fallen könnte. Die Vorbehalte ächten den Krieg nicht, ſondern ſtellen 
die feierlichſte Anerkennung ſpezieller Kriege dar, die je der Welt gegeben wurde.“ 


Am den Gedanken des Genfer Protokolls teilweiſe zu retten, arbeitete der Sicher. 
heitsausſchuß des Völkerbundes die „Generalakte für die friedliche Er⸗ 
ledigung internationaler Streitigkeiten“ aus. Dieſe hat die 
neunte Bundesverſammlung (1928) zur Annahme empfohlen. 


Die Generalakte ſieht drei verſchiedene Wege zur Schlichtung internationaler Gtreitig- 
keiten vor. Im erſten Kapitel findet ſich ein Vergleichsverfahren für Streitigkeiten 
aller Art. Im zweiten Kapitel ſind die Fälle behandelt, bei denen ein Recht unter 
den Parteien ſtreitig iſt. Nach Art. 17 der Akte müſſen dieſe Fälle obligatoriſch vor 
den Ständigen Internationalen Gerichtshof gebracht werden, es ſei denn, die 
Parteien einigten ſich auf ein Schiedsgericht oder zögen ein Vergleichsverfahren vor. 
Im dritten Kapitel iſt die Verweiſung politiſcher Streitigkeiten an ein fünf- 
köpfiges Schiedsgericht beſtimmt. Dieſes Schiedsgericht ſoll allerdings nur dann in 
Funktion treten, wenn das Vergleichsverfahren geſcheitert iſt und die Parteien ſich 
auch ſonſt nicht geeinigt haben. Die Entſcheidung erfolgt nach den Grundſätzen des 
Status des Ständigen Internationalen Gerichtshofs (Art. 28) und, ſoweit ſolche 
fehlen, nach „Recht und Billigkeit“. Während die Verfahren nach dem erſten und 
zweiten Kapitel nichts Neues bieten, kehrt im dritten der im Genfer Protokoll auf- 
genommene Gedanke wieder. 


Daß die Generalakte demſelben Zweck dienen ſol wie das Genfer Protokoll, geht 
eindeutig aus der amtlichen franzöſiſchen Auslegung des Art. 28 anläßlich der Rati- 
fikation durch Frankreich, hervor: „Art. 28 der Generalakte wird von der ſranzöſiſchen 
Regierung dahin interpretiert, daß die Reſpektierung der durch die Ver ⸗ 
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träge feſtgeſetzten Rechte oder der aus dem Völkerrecht refultierenden 
Rechte für die Schiedsgerichte, die in Anwendung von Kapitel III der Generalakte 
konſtituiert werden, obligatoriſch iſt.“ Indeſſen gilt hier, wie für das Genfer 
Protokoll, daß der Verſuch, alle Streitigkeiten durch internationale Organe definitiv 
entſcheiden zu laſſen, während man dieſen Organen die Möglichkeit nimmt, die be⸗ 
ſtehende Rechtslage zu ändern, undurchführbar iſt. 


Diejenigen Staaten, welche der Generalakte beitraten, haben von dem Rechte, ein- 
ſchränkende Vorbehalte zu machen, ausgiebig Gebrauch gemacht. So haben dieſe 
Ratifikationen auch nur eine ſehr beſchränkte Wirkung. 


Frankreich überſandte am 1. 5. 1930 den 26 europäiſchen Mitgliedſtaaten des Völker⸗ 
bundes ein „Memorandum über die Organiſation einer euro⸗ 
päiſchen Bundes ordnung“, das einen großzügigen Vorſtoß im Sinne der fran- 
zöſiſchen Sicherheit bedeutete. Zwei Grundgedanken kehren wieder: Der Völkerbund 
fol befeſtigt werden „durch Anterordnen des europäiſchen Verbandes unter den 
Völkerbund“. Vorausſetzung der erſorderlichen Annäherung ſei aber: „Ausbau des 
Schiedsgerichts⸗ und Sicherheitsſyſtems in Europa ſowie die fortſchreitende Aus- 
dehnung der in Locarno begonnenen Politik der internationalen Garantien auf die 
ganze europäiſche Gemeinſchaft ... Damit ſollten die Gedanken des Genfer Pro— 
tokolls und Oſtlocarnos verwirklicht werden; von Abrüſtung, Revijion und Gleich- 
berechtigung fehlt jede Andeutung. 


Die deutſche Reichsregierung mußte dieſen Vorſtoß zurückweiſen und betonte in ihrer 
Antwortnote, „daß die Grundſätze der vollen Gleichberechtigung, der gleichen Sicher- 
heit für alle und des friedlichen Ausgleichs der natürlichen Lebensnotwendigkeiten der 
Völker zur Anwendung kommen müßten“. Auch Großbritannien, Italien, Angarn und 
mehrere andere Staaten erhoben grundſätzliche Bedenken. So ſcheiterte dieſer Vor- 
ſtoß der Sicherheitstheſe. 


Frankreich wich aber von ſeiner Linie auch ſpäterhin nicht ab. Am klarſten zeigte dies 
der hartnäckig verteidigte Oſtpaktvorſchlag von 1934/35 und das zu feiner „Vor. 
bereitung“ geſchloſſene Bündnis mit der Sowjetunion vom 2. 5. 1935. Mit allen 
längſt abgebrauchten „Sicherheits“.-Argumenten verſuchte Frankreich der deutſchen 
Aufkündigung des Rheinpaktes in der Note vom 8. 4. 1936 entgegenzutreten. 


e) Abrüſtungsabkommen 


Im vorhergehenden Abſchnitt wurde gezeigt, wie es der franzöſiſchen Diplomatie 
und ihren Helfern gelang, ſeit 1919, erſtmals entſcheidend mit der Reſolution XIV 
von 1922, die Sicherheitstheorie ſo in den Vordergrund zu ſtellen, daß die Abrüſtungs⸗ 
frage nur in einem rechtsunwirkſamen Anhang der Dokumente erſchien. 


Außerhalb des Völkerbundes und ohne Teilnahme des Deutſchen Reichs, deſſen 
Kriegsflotte nach den Beſchränkungen des Verſailler Diktats für die Weltmächte 
nicht von Bedeutung war, kam am 6. 2. 1922 in Waſhington ein Seeab⸗ 
rüſtungsabkommen zuſtande. Es iſt zwiſchen den Vereinigten Staaten, Eng- 
land, Japan, Frankreich und Italien mit einer Gültigkeit bis 31. 12. 1936 geſchloſſen. 
Der Vertrag feste das Rüſtungsverhältnis zwiſchen dieſen Staaten für Haupt- 
kampfſchiffe und Flugzeugmutterſchiffe auf 5:5: 3: 1,75: 1,75 feſt. Neben dieſer 
quantitativen Begrenzung wurden auch qualitative Beſchränkungen vereinbart. Zu⸗ 
gleich wurde ein Vertrag über die Verwendung von U-Booten und Giftgaſen im 
Kriege und am 13. 12. 1921 der Viermächtevertrag betr. den Stillen Ozean und die 
Flottenſtützpunkte abgeſchloſſen. 


Das Waſhingtoner Abkommen wurde durch den Londoner Vertrag vom 
22. 4. 1930 ergänzt bzw. erſetzt, an dem in den weſentlichſten Teilen nur die größten 
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Seemächte, die Vereinigten Staaten, das Britiſche Reich und Japan, beteiligt find. 
Die leichten Schiffsklaſſen, Kreuzer, Torpedoboote, A- Boote erfuhren eine quantita- 
tive und qualitative Beſchränkung. Das urſprünglich auf zehn Jahre vereinbarte 
Waſbingtoner Abkommen wurde bis Ende 1936 verlängert und für Juli 1935 eine 
Flottenkonferenz vereinbart. Die Verſuche, Frankreich und Stalien vollſtändig in die 
Londoner Vereinbarung einzubeziehen, ſcheiterten vor allem am Widerſtand 
Frankreichs. 


Der Anterſchied der Flottenabkommen zu den Verſailler Nüſtungsbeſchränkungen iſt 
hinſichtlich der Geſamttonnage wie auch der dem Deutſchen Reich einſeitig verbotenen 
Schiffskategorien und engen Schranken im Neubaurecht fo groß, daß man auch zur 
See von einer einſeitigen Entwaffnung ſprechen mußte. 


Nachdem das Deutſche Reich feine Rüftungsfreiheit zurückgewonnen hatte, wurde es 
auch für die Weltmächte wieder ein fähiger Verhandlungspartner. So kam ſchon 
am 18. 6. 1935 (mit den Ergänzungen vom 17. 7. 1937) das Deutſch⸗Britiſche 
Flottenabkommen zuſtande, das ein Stärkeverhältnis von 35 zu Hundert der 
Kriegsflottentonnagen vereinbarte und hinſichtlich der einzelnen Schiffskategorien 
genaue Vereinbarungen traf. Dieſes Flottenabkommen ſoll als erſte Vorarbeit für 
die neuen Flottenbeſprechungen dienen, es ſtellt das Deutſche Reich wieder in die 
Reihe der wehrfähigen Großmächte (vgl. S. 58). 


Die Abrüſtungsver andlungen im Rahmen des Völkerbundes 
müſſen nur im Aberblick dargeſtellt werden, denn fie führten zu geringen völkerrecht ⸗ 
lich faßbaren Erfolgen. Die wichtigſten Etappen: Am 15. 2. 1926 begann die 
Vorbereitende Abrüſtungskommiſſion ihre Beſprechungen, ſie ſollte 
eine Welt⸗Abrüſtungskonferenz vorbereiten, nicht ſelbſt Abrüftungspläne ausarbeiten. 
Dieſer Aufgabe entſprechend wurden rein theoretiſche Erhebungen angeſtellt, Frank. 
reich wollte auch die Beſprechungen dieſer Vorbereitenden Abrüſtungskommiſſion 
ganz auf das „Sicherheits“ -Geleiſe ſchieben, es erreichte auch die Bildung jenes 
Sicherheitskomitees, das die Generalakte ausarbeitete. Die Vorbereitende Ab⸗ 
rüſtungskommiſſion beendete ihre Arbeiten mit der Annahme eines Entwurfs für ein 
Abrüſtungsabkommen vom 9. 12. 1930. Das Deutſche Reich mußte gegen dieſen 
Entwurf Stellung nehmen, da weder erreicht werden konnte, daß die Beſchränkungen 
des Teiles V des Verſailler Vertrags zur Grundlage der Rüſtungsbeſchränkungen 
der anderen Mächte gemacht wurden, noch, daß dieſe Bindungen durch die Beſtim⸗ 
mungen des Entwurfs erſetzt wurden. Vielmehr hielt der Entwurf an der einſeitigen 
Entwaffnung feſt. 


Am 2. 2. 1932 trat die „Konferenz für die Verminderung und De- 
grenzung der Rüſtungen“ in Genf mit großer Aufmachung unter Beteili- 
gung faſt aller Staaten der Erde zuſammen. Schon die erſten Wochen zeigten 
folgende Gruppen: 1. Sicherheit als Vorausſetzung jeder Abrüſtung (Frankreich, 
Japan, Belgien, Polen, Kleine Entente); 2. Wirkſame Abrüſtung als beſte Friedens⸗ 
ſicherung (England mit den Dominions, Vereinigte Staaten, die im Weltkrieg neutral 
gebliebenen Staaten); 3. für ſchnelle und weitgehende Abrüſtung (Deutſches Reich, 
Sowjetunion, Italien). Die Beweggründe der einzelnen Mächte können nicht be⸗ 
ſprochen werden. Dem Deutſchen Reich mußte es darauf ankommen, ſeine volle 
Gleichberechtigung zu erlangen, es mußte dabei für eine allgemeine Rüftungs- 
verminderung eintreten, da dieſe auch ihm die beſte Sicherheit geboten hätte. 


Das Hauptgewicht wurde darauf gelegt, eine qualitative Rüſtungsbeſchränkung zu 
erreichen. Frankreich wehrte ſich hartnäckig und erreichte ſchließlich, daß die tech - 
niſchen Ausſchußarbeiten, welche die zu verbietenden Angriffswaffen hätten feſtſtellen 
ſollen, fehl ſchlugen. Auch ein dahin gehender Vorſchlag des Präfidenten Hoover 
vom Juni 1932, der konkrete Vorſchläge über die abzuſchaffenden, vor allem für den 
Angriff geeigneten Waffen enthielt, wurde nicht wirkſam. Die Vertagungs⸗ 
entſchließung vom 23. 7. 1932 ſtellte allgemeine Richtlinien hinſichtlich der Luftſtreit⸗ 
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kräfte, der ſchweren Artillerie, der Kampfwagen und der chemiſch⸗bakteriologiſchen 
Kriegsmittel auf. Dieſe Richtlinien erreichten bei weitem nicht die den entwaffneten 
Staaten auferlegten Beſchränkungen. Das Deutſche Reich mußte daher fordern, daß 
in die Entſchließung ein Satz aufgenommen werde, der ihm im Falle des Inkraft⸗ 
tretens der Entſchließung ebenfalls nur deren Beſchränkungen auferlegt. Frankreich 
und ſeine Gruppe verhinderten die Anerkennung dieſer Gleichberechtigungsforderung. 
Daher nahm der deutſche Vertreter gegen die Entſchließung Stellung; das Deutſche 
Reich hielt ſich von den weiteren Arbeiten fern. 


Am 11. 12. 1932 kam eine grundlegend wichtige Fünfmächteerklärung 
(Deutſches Reich, Vereinigte Staaten, England, Italien, Frankreich) zuſtande, in 
welcher die Gleich berechtigung des Deutſchen Reichs grund 
ſätzlich anerkannt wurde. Dies bedeutete, daß Teil V des Verſailler Diktats 
nicht aufrechterhalten werden konnte. Dennoch ſtockten die Verhandlungen dald 
wieder und konnten erſt durch einen allgemeinen Abrüſtungsentwurf des engliſchen 
Miniſterpräſidenten Mac Donald vom 16. 3. 1933 flott gemacht werden. Nach dieſem 
ſollten die Beſchränkungen des Teils durch die neuen Beſchränkungen erſetzt und 
dem Deutſchen Reich ſofort eine beſchränkte Aufrüſtung erlaubt werden. Dieſer 
Plan wurde einſtimmig als Grundlage der weiteren Arbeiten angenommen und damit 
von allen Staaten die Anhaltbarkeit des Teils V des Verſailler Vertrags beſtätigt. 


Frankreich nützte eine lange Konferenzpauſe im Herbſt 1933, um England von der Un- 
erkennung der deutſchen Gleichberechtigung abzubringen. Dies gelang, und als am 
14. 10. 1933 der engliſche Außenminiſter bei einer Sitzung des Büros der Abrüſtungs⸗ 
konferenz einen neuen Plan vortrug, war deſſen Anannehmbarkeit für das Deutſche 
Reich klar: Der Plan forderte, daß die Beſtimmungen des Teils V des Verſailler 
Diktats das Deutſche Reich weitere fünf Jahre binden ſollten, und daß eine einſeitige 
Rüſtungskontrolle gegenüber dem Deutſchen Reich zu üben ſei. Die einzig mögliche 
deutſche Antwort war es, ſofort die Abrüſtungskonferenz zu verlaſſen. 


12. Nationaljozialismus und Friedenspolitik 

a) Die völkerrechtliche Entwicklung war ſeit 1918, wie der 11. Abſchnitt zeigt, von 
dem Bemühen Frankreichs beſtimmt, das Syſtem von Verſailles durch 
eine Reihe von Pakten zu unterbauen. Dieſe laſſen ſich in zwei 
Hauptgruppen einteilen: 

Völkerrechtliche Akte, welche der Erhaltung und Stärkung des mili- 
täriſchen Schutzes Frankreichs dienen. Hierher gehören alle Maßnahmen, mit 
denen Frankreich die ihm und ſeinen Verbündeten vertraglich auferlegte Abrüſtung 
vereitelte, die einſeitige Entwaffnung der Mittelmächte aufrechterhielt und mit 
Militärpakten die am Syſtem von Verſailles am meiſten e Staaten zu 
deſſen Schutz zuſammenfaßte. 

Eine möglichſt große Zahl von Verfahrens vorſchriften ſollte errichtet 
werden, um diejenigen Mächte, für welche die Anderung der zur Zeit beſtehenden 
Bindungen eine Exiſtenzfrage bedeutet — ſo vor allem das Deutſche Reich —, zu 
hindern, ihr Ziel zu erreichen. Am dieſen Maßnahmen zur Aufrechterhaltung des 
status quo den UAnſchein des Rechts zu geben, wurde es vermieden, Fragen des 
materiellen Rechts zu erörtern. Nur das Verfahrensrecht wurde ſtändig ausgebaut. 
Dadurch ſollte erreicht werden. daß jeder Staat, welcher fi in dieſem Verfahren ver- 
fängt und ſeine dringendſten Lebensintereſſen nur mit anderen Mitteln verteidigen 
kann, als Angreifer aller ziviliſierten Staaten und damit als internationaler Ver- 
brecher erſcheint. Dem ſollte die Koppelung der Völkerbundſatzung mit den Diktaten 
von 1919/20 und der vom Völkerbund abhängige Haager Gerichtshof dienen, 
der Ruhreinbruch wurde als notwendige Verteidigung gegen einen Vertragsbrecher 
zu erklären verſucht, das Genfer Protokoll, Locarno, die Generalakte, der Kelloggpakt 
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gehören hierher. Dieſe Pakte, die „den Frieden“ fihern und „den Krieg“ aus⸗ 
ſchalten ſollen, ſollten nach Anſicht der „Sicherheits“. Politiker die Entſcheidung 
darüber, wer den Frieden ſtört und was Kriegshandlungen find, jener Mächte⸗ 
gruppe in die Hand geben, welche das Diktat von Verſailles verfaßte. Als Beiſpiel 
ſei nur auf Oberſchleſien, Memel, Wilna, Fiume, Eupen⸗Malmedy, Nuhreinbruch, 
das Mandatsſyſtem und den „Minderheitenſchutz', Odenburg, Mandſchuko, 
Abeſſinien und die Vorbehalte zum Kelloggpakt verwieſen. 


Hinzu kommt das Schlagwort von der „Anteilbarkeit des Friedens“ und 
der „kollektiven Friedensſicherung“. Wenn die Sowjetnote vom 20. 2. 
1935 davon ſpricht, daß man „die Anmöglichkeit, unter den gegebenen Verhältniſſen 
einen Krieg zu lokaliſieren, der an irgendeinem Punkt Europas entſtünde“, anerkennen 
müſſe, ſo werden dieſe Theſen verdeutlicht. Sie dienen lediglich der Ambenennung 
militäriſcher Bündnisabreden zur Verteidigung des status quo, es ſoll allein einer 
Mächtegruppe vorbehalten bleiben, zu beſtimmen, wann eine friedensgefährliche 
Handlung vorliegt. „Ich glaube, ich ſpreche es richtig aus,“ erklärte Adolf Hitler 
am 21. 5. 1935, „wenn ich ſage, daß neben vielen anderen Rechten die Sieger 
ſtaaten des Verſailler Vertrags auch das Recht vorweggenommen haben, unwider⸗ 
ſprochen zu definieren, was ‚kollektive Zuſammenarbeit' iſt und was kollektive Zu- 
ſammenarbeit' nicht iſt.“ 


Es bedarf keiner weiteren Beweiſe, daß dieſe Verfeſtigung des Ver 
ſailler Vertrages nicht als Fortbildung des Völkerrechts im Sinne einer 
gerechten Streiterledigung an Stelle gewaltſamer Auseinanderſetzungen gelten kann. 
Verſailles, als „Fortführen des Krieges mit anderen Mitteln“ iſt auch in Ver⸗ 
bindung mit dieſem Paktſyſtem keine Liquidation des Krieges, kein Friede, da die 
wichtigſten völkerrechtlichen Grundſätze verletzt wurden. Die Regierungen des 
Weimarer Syſtems machten ihre Außenpolitik, indem fie ſich zunächſt dem inner ⸗ und 
außenpolitiſchen Ideengute Frankreichs unterordnen wollten. Aber auch dieſer gute 
Wille wurde nicht anerkannt. Daraufhin erfolgte eine bloß abwehrende Taktik, der 
jede eigene Zielſetzung, jedes Mitgeſtalten aus eigenen Ideen fehlte. 


b) Nicht das Deutſche Reich hat den Vertrag von Verſailles 
einſeitig mit Liſt oder Gewalt beſeitigt, ſondern jene Mächte, die das Diktat 
verfaßten, haben ſeinen Widerſinn bewieſen, indem ſie es ſelbſt verletzten. Dies gilt 
zunächſt für den ſchon beſprochenen Widerſpruch des Vorfriedensvertrags und des 
Diktats (vgl. S. 25 f.), aber auch für die aus der Kriegsſchuldtheſe abgeleiteten uner⸗ 
füllbaren „Reparations“ Forderungen, die nach dem verhängnisvollen Ruhreinbruch 
und mehrfacher Reviſion mit einem vollkommenen Zuſammenbruch der Erpreſſungs⸗ 
politik endeten. Dies gilt für die jedem Selbſtbeſtimmungsrecht widerſprechenden 
Grenzen. Die Mißſtände in zahlreichen, abgetrennten Grenzgebieten zeigen täglich, 
daß die Regelung, die auf dem Gewaltakt von 1919 beruht, weiterhin Gewalt, aber 
nicht Rechtsordnung blieb: man muß nur auf das Memelgebiet und das Verſagen 
der Minderheitenſchutzverſuche des Völkerbundes (vgl. S. 44 f.) verweiſen. Der 
Führer konnte am 21. 5. 1935 hinſichtlich der Beſeitigung des Teiles V (Entwaffnung3- 
beſtimmungen) des Verſailler Diktats feſtſtellen: „Nicht Deutſchland hat den Vertrag 
von Verſailles einſeitig gebrochen, ſondern das Diktat von Verſailles wurde in den 
bekannten Punkten einſeitig verletzt und damit außer Kraft geſetzt durch jene Mächte, 
die ſich nicht entſchließen konnten, der von Deutſchland verlangten Abrüſtung die ver- 
traglich vorgeſehene eigene folgen zu laſſen.“ Die Reichsregierung mußte mit aller 
Entſchiedenheit die der Konferenz von Streſa folgende Entſchließung des Völker- 
bundsrats vom 17. 4. 1935 zurückweiſen, da dort nochmals verſucht wurde, das Diktat 
von Verſailles als Rechtsſyſtem, das dem beſonderen Schutz des Völkerbundes an- 
vertraut iſt, darzuſtellen. Das widerſpricht den Tatſachen. 


Mit aller Offenheit geſtanden die Völkerbund mächte ihre nackte 
Gewaltpolitik, die fie anfangs als Zreibeits- und Friedensſendung für den 
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demokratiſchen Fortſchritt anprieſen, ein, als ſie die Sowjetunion am 18. 9. 1934 in 
ihren Kreis aufnahmen. Dies ohne irgendwelchen Schutz für die verfolgten Kirchen 
oder die Nationalitäten, die oft willkürlich nicht nur politiſcher Anterdrückung, ſondern 
auch dem Hunger geopfert wurden. Dies im Gegenſatz zu den beiderſeitigen Redens⸗ 
arten, um ein Bündnis des kapitaliſtiſchen Gewaltſyſtems von Verſailles und Genf 
mit der bolſchewiſtiſchen Deſpotie von Moskau zu ſchließen. Mit dieſem Akt, dem das 
franzöſiſch⸗ſowjetiſtiſche Bündnis vom 2.5.1935 folgte, opferte der Völkerbund und 
Frankreich den Reſt ihrer demokratiſch-liberalen Ideologie und nahmen damit 
dem Verſailler Diktat auch den letzten Anſchein, ein berechtigter Straffriede der 
Freiheitsboten gegen die Gewalt zu ſein. 


c) Wollte die deutſche Reichsregierung Volk und Staat nicht entehren, entrechten, ent⸗ 
waffnen, überfremden und ausplündern, ihrer Selbſtändigkeit und ihres eigenen Da- 
ſeins berauben helfen, dann mußte alles daran geſetzt werden, nicht nur dem eigenen 
Volke die Augen über feine tatſächliche außenpolitiſch⸗ völkerrechtliche Lage zu öffnen, 
ſondern alle Energie aufzuwenden, die Prinzipien, von denen die Völkerrechts 
entwicklung ſeit 1918 beſtimmt war, durch neue zu erſetzen. Die erſtere Auf. 
gabe hatte ſich Adolf Hitler in ſeinem Kampf gegen das Weimarer Syſtem geſtellt. 
Seit der nationalſozialiſtiſchen Revolution arbeitet der Führer daran, auf Grund 
einer inneren Erneuerung des deutſchen Volkes ſeine außenpolitiſchen Beziehungen 
auf eine völlig neue Grundlage zu ſtellen. 


Ein ſolches Vorhaben, das an den Bindungen von Verſailles nicht im Sinne einer 
rückſchauenden Reviſions. oder Revancheabſicht rüttelt, ſondern das 
innere wie äußere Ordnungsdenken des deutſchen Volkes neu, aber in Bindung an 
ſein geſchichtliches Werden formt, kann nicht in kurzer Zeit verwirklicht werden. Bis 
aber auch die anderen Staaten und Völker verſtehen werden, von welchen Ideen die 
Außenpolitik des Deutſchen Reiches nunmehr beſtimmt iſt, wird einige Zeit vergehen. 
Aus den programmatiſchen Erklärungen und politiſchen Taten des Führers laſſen ſich 
ſchon jetzt die wichtigſten völkerrechtlichen Folgerungen ziehen. Auf ſie wurde oben 
mehrfach hingewieſen (vgl. ©. 12 ff.). 

Das Deutſche Reich ſtellt dem verfallenden Syſtem von Verſailles nicht einſeitige 
Machtanſprüche, ſondern — wie im innerſtaatlichen Rechtsneubau, ſo auch im 
Völkerrecht — das völkiſche Ordnungsdenken entgegen. Dieſes er⸗ 
möglicht es erſt, den von Wilſon und der Entente angebotenen, von den Mittel- 
müchten angenommenen völkerrechtlichen Grundſatz des Selbſtbeſtim⸗ 
mungsrechts der Völker, des Friedens allgemeiner Gleichheit und allge⸗ 
meinen Rechts gegen völkiſche Entrechtung durchzuſetzen. Aus dem Gegenſatz des 
alten formalen Machtſtaatsdenkens, das im Völkerrecht nur abſolute Souveränitäts- 
anſprüche kennt und jeden Willkürakt, der in die äußere Form des Vertrags gekleidet 
iſt, als „Recht“ anſieht, zum völkiſchen Staatsgedanken, der den Staat nicht als 
Machtapparat an ſich, ſondern als Lebensform eines einheitlichen Volkes erkennt, muß 
die derzeitige außenpolitiſche Lage verſtanden werden. 

In Verſailles wollten die diktierenden Mächte einen dauernden Frieden des 
Haſfes errichten, indem fie ihren Gegner militäriſch entwaffneten, fein Gebiet 
zerſtückelten und jedes Schutzes entblößten, ihn wirtſchaftlich zugrunde richteten und 
moraliſch zum Verbrecher machten. Mit ſolchen Mitteln kann man wohl eine 
Verbrecherbande unſchädlich machen, nicht aber ein großes Kulturvolk beſeitigen, 
an deſſen geiſtigem und wirtſchaftlichem Schaffen die ganze Welt teilnimmt. Nur 
wirklichkeitsfernes, ideologiſch verranntes Gewaltdenken kann zu ſolchen Hand- 
lungen führen. 

Aus der Verpflichtung gegenüber der eur opäiſchen Kultur, als 
deren Glied das deutſche Volk arbeitet, eroberte das Deutſche Reich feine Gleich ⸗ 
berechtigung, die ſich auf alle Beſitzrechte im internationalen Leben erſtrecken 
wird, in entſcheidenden Fragen zurück. Grundſätzlich geſtand die Abrüſtungskonferenz 


— e Beitrag 23 


42 | | ä Gurke 


die Gleichberechtigung, wie oben gezeigt (S. 39), dem Deutſchen Reich ſchon zu, 
rückte aber am 14. 10. 1933 davon wieder ab, fo daß das Deutſche Neich Abrüſtungs⸗ 
konferenz und Genfer Völkerbund verlaſſen mußte. 

Erſt auf dieſem Wege konnte das Deutſche Reich feine Selbſtverteidigung ficher- 
ſtellen, indem es ſeine Wehrhoheit am 16. 3. 1935 erklärte. Nicht aus dem 
Willen, die derzeitige Ordnung mit Gewalt zu ändern, ſondern, um die Mög. 
lichkeit der Selbſtverteidigung zu haben, forderte das Deutſche Reich die 
gleiche Freiheit der Rüſtungen, aber war auch zu jeder, von den anderen Mächten 
ebenfalls verwirklichten Abrüſtung bereit. Aber die moraliſch und ſachl ich 
das deutſche Volk einſeitig belaſtenden Punkte mußte es bekämpfen. „Die deutſche 
Regierung wird die ſonſtigen, das Zuſammenleben der Nationen betreffenden 
Artikel (des Verſailler Vertrags) einſchließlich der territorialen Beſtimmungen 
unbedingt reſpektieren und die im Wandel der Zeiten unbedingt notwendigen 
Reviſionen nur auf dem Wege einer friedlichen Verſtändigung 
durchführen“ (Adolf Hitler, 21. 5. 1935). 

Zu den Grundforderungen eines völkiſchen, gleichberechtigten Staates gehört die 
Anerkennung ſeiner Ehre. Neben der einſeitigen Entwaffnung iſt es vor allem 
Artikel 231, der den Mittelmächten die Alleinſchuld am Weltkrieg zu⸗ 
ſchreibt (vgl. S. 25), deſſen geſchichtliche Anrichtigkeit und politiſche Antragbarkeit 
ſchon ſeit 1919 bewieſen wurde. Adolf Hitler verſuchte einen beiden Seiten annehm⸗ 
baren Ausweg vorzuſchlagen: „Das deutſche Volk iſt zutiefſt über ; 
zeugt von ſeiner Schuldloſigkeit am Kriege. Es mögen die anderen 
Teilnehmer an dieſem tragiſchen Anglück ohne weiteres die gleiche Aberzeugung 
hegen. ... (15.10.1935). So bemüht ſich das Deutſche Reich mit der Ehrlichkeit, 
Entſchloſſenheit und dem tiefen Ernſt des Soldaten bei den Frontſoldaten der anderen 
Seite Verſtändnis für den Lebenswillen des deutſchen Volkes zu finden. Dies in der 
Überzeugung, daß die Vertreter anderer Völker, wenn ſie ganz den Lebensbedürfniſſen 
ihres Volkes gerecht werden, auch Ehre und Freiheitswillen des deutſchen Volkes 
achten und anerkennen. Da die verſchiedenen Verſuche des Deutſchen Reiches, die 
Kriegsſchuld durch wiſſenſchaftliche Anterſuchungen zu klären und die ſchwere Beſchul⸗ 
digung des Art. 231 zu beſeitigen, zu keinem befriedigenden Ergebniſſe führte, hat der 
Führer und Reichskanzler vor dem Reichstag am 30. 1. 1937 die folgende Erklärung 
abgegeben: „Ich ziehe damit vor allem aber die deutſche Anterſchrift feierlich zurück 
von jener damals einer ſchwachen Regierung wider deren beſſeres Wiſſen abgepreßten 
Erklärung, daß Deutſchland die Schuld am Kriege befitze.“ 

Aus der Forderung nach Gleichberechtigung ergibt ſich auch, daß die Methoden 
des zwiſchenſtaatlichen Verkehrs vom Syſtem, das 1919 bis 1933 vor 
herrſchte, abkommen müſſen. „Kollektive Friedensſicherung“ nannte man bisher den 
Zuſammenſchluß der in Verſailles Begünſtigten. Dem ſtellt Adolf Hitler die 
Theſe entgegen, daß Friedensſicherung allen Teilnehmern 
gleiches Recht und gleiche Pflichten auferlegen müſſe, denn 
andernfalls liege nicht Friede, ſondern Ausbeutung, nicht kollektives Handeln, ſondern 
Diktat vor. Am kollektiv handeln zu können, muß daher zunächſt die Spannung 
zwiſchen den einzelnen Staaten direkt beſeitigt werden. Dem dienten die deutſch ⸗ 
polniſche Erklärung vom 26.1.1934 und die deutſch⸗öſterreichiſche vom 11.7. 
1936, die mehrmaligen Erklärungen gegenüber Frankreich, daß das deutſche Volt 
den dauernden Frieden wünſche, dem dient die Bereitſchaft, mit allen Nachbar ⸗ 
ſtaaten Nichtangriffspakte abzuſchließen. Grundlage einer neuen Ordnung 
muß die Aberwindung der Klaſſifizierung der Völker ſein, wie 
dies beim Abſchluß des deutih-engliihen Flottenabkommens vom 18. 6. 1935 zum 
Ausdruck kam: Daher müßte der Völkerbund, ſollte er ein Inſtrument des Friedens 
werden, völlig von den Bindungen an Verſailles gelöſt werden. 

Oben wurde gezeigt, wie alle Verſuche, den Angreifer im Kriegsfalle zu be- 
ſtimmen, entweder bei der ſouveränen Entſcheidung des einzelnen Staates halt⸗ 
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machten (fo SKelloggpaft-Vorbehalte) oder ein Verfahren errichteten, das den 
status quo ſtarr garantiert bzw. eine rein politiſche Inſtanz, den Völkerbundrat, 
zum Richter macht. Wenn dann noch Militärbündniſſe — wie als letztes die ſchwer⸗ 
wiegende Gefährdung des europäiſchen Friedens durch den franzöſiſch⸗ſowjetiſtiſchen 
Beiſtandspakt vom 2. 5. 1935 und tſchechoſlowakiſch⸗ſowjetiſtiſchen Beiſtandspakt vom 
16. 5. 1935 — hinzukommen, dann ſcheint es faſt unvermeidlich, daß jeder Konflikt zu 
einer Weltkataſtrophe, zumindeſt einem allgemein europäiſchen Kriegsſchauplatz führt. 
Dieſem Syſtem ſtellte Adolf Hitler die Theſe entgegen: „An ſich iſt die Feſt ; 
ſtellung des Schuldigen — des Angreifers — in einem ſolchen Falle — des 
Kriegsausbruchs — unendlich ſchwer. Jene, von göttlicher Einfiht begnadete 
Stelle, die hier die ewige Wahrheit zu finden und auszuſprechen vermöchte, gibt es 
auf dieſer Welt nicht.“ Dies erweiſt noch heute das Beiſpiel des Weltkrieges, denn 
„jede Nation lebt inder heiligen Aberzeugung, daß das Recht 
aufihrer Seite und die Schuld bei den Gegnern lag“. Daher ſchlägt der Führer 
im Punkt 6 ſeiner Rede von 21. 5. 1935 den Abſchluß von Nichtangriffspakten vor, 
„die auf eine Jſolierung der Kriegführenden und eine Lokali⸗ 
ſierung des Kriegsherdes abzielen“ (vgl. S. 59 f.). Mit aller Entſchieden⸗ 
heit lehnt er die Teilnahme des Deutſchen Reiches an Pakten ab, die ihm 
militäriſche Beiſtandspflichten in Konflikten auferlegen, an deren Entſtehen und 
möglichem Verhindern das Deutſche Reich nicht beteiligt iſt. Aus dieſer Ein⸗ 
ftellung ergeben ſich die Grundſätze, von denen die nationalſozialiſtiſche Auf. 
faſſung vom Völkerrechtsvertrag beſtimmt wird. Einige Stellen aus 
Hitlers Reden mögen dies belegen: „Niemals werde ich ... meine Anterſchrift als 
Staatsmann unter einen Vertrag ſetzen, den ich als Ehrenmann auch im privaten 
Leben niemals unterſchreiben würde, und ſelbſt wenn ich daran zugrunde ginge 
Was ich unterſchreibe, halte ich, und was ich nicht halten kann, 
werde ich niemals unterſchreiben“ (15. 10. 1933). „Ich für meine 
Perſon erkläre, daß ich jederzeit lieber ſterben würde, als daß ich etwas unterſchriebe, 
was för das deutſche Volk meiner heiligen Aberzeugung nach nicht erträglich iſt 
das deutſche Volk wird hinter uns ſtehen, denn ſeine Ehre iſt auch unſere Ehre und 
unſere Ehre iſt auch ſeine Ehre!“ (12. 11. 1933). Dieſe Schranke aller Verträge, daß 
fie die Ehre der Nation achten müſſen, hebt Hitler immer wieder hervor: „Man 
kann eben auf die Dauer nicht eine Weltordnung aufbauen auf dem Gedanken des 
Haſſes; man kann nicht auf die Dauer in Europa eine Lebensgemeinſchaft aufbauen 
zwiſchen Nationen, die nicht gleichberechtigt find“ (ebenda). Gegen die unüber- 
ſichtlichen, immer mehr die Sanktionen ausbauenden Pakte wendet der Führer ein: 
„Der deutſche Soldat iſt zu gut, und wir haben unſer Volk zu lieb, als daß wir es 
mit unſerem Gefühl von Verantwortung vereinbaren könnten, uns in nicht ab- 
ſehbaren Beiſtandsverpflichtungen feſtzulegen“ (21. 5. 1935). Die Erklärung, jeden 
freiwillig unterzeichneten Vertrag peinlich einhalten zu wollen, unterſtrich Adolf 
Hitler immer wieder. Dem Weſen des Völkerrechts entſpricht es, wenn er hinzu⸗ 
fügt: „Die deutſche Reichsregierung ſieht in der Ermöglichung einer geregelten 
Vertragsentwicklung ein Element der Friedensſicherung, in dem Abdroſſeln jeder 
notwendigen Wandlung eine Aufſtauung für ſpätere Erplofionen“ (21. 5. 1935, 
Punkt 4, vgl. oben S. 15). 


Aus dem völkiſchen Denken kommt das neue Deutſchland zu einem lebensrichtigen 
Friedenswillen, der ſich nicht in formalen Vertragstheorien erſchöpft, ſondern im 
Lebensgeſetz des Volkes denk: „Das nationalſozialiſtiſche Deutſch⸗ 
land will den Frieden aus tiefinnerſten weltanſchaulichen 
Überzeugungen... Es tritt für den Frieden ein aus einer 
anderen Vorſtellung, die der Nationalſozialismus von 
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Volk und Staat beſitzt ... Anſere volkliche Lehre flieht daher in jedem 
Krieg zur Anterjochung und Beherrſchung eines fremden Volkes einen Vorgang, der 
früher oder ſpäter den Sieger innerlich verändert und wach und 8 in der 
Folge zum Beſiegten macht“ (21. 5. 1935). 


13. Volhsgruppenrecht (Minderheitenrecht)*) 

a) Der urſprüngliche politiſche Verband faßt Menſchen gleicher Art zufammen, 
Fremde mögen als Gäſte oder Knechte bzw. Sklaven geduldet ſein. Erweitert ſich 
der politiſche Verband und umfaßt er ein von mehreren weſensverſchiedenen Völker⸗ 
ſchaften beſiedeltes Gebiet, ſo tritt die Frage auf, wie die einzelnen Gruppen an der 
Führung des Staates beteiligt ſind. 

Dieſe politiſchen Probleme, wie die Rechtsftellung verſchiedener Gruppen im Staate 
und ihre Beteiligung an der Staatsführung iſt, ſind alt. Völkiſche, religiöſe oder 
raſſiſche Gruppen können es ſein, deren Verhältnis zum Staat und zueinander einer 
Regelung bedarf. In jedem Staat erleichtert eine möglichſt weit ⸗ 
gehende völkiſche, religiöſe und raſſiſche Gleichartigkeit 
die Staatsführung, während ſtarke Verſchiedenheiten in der Zuſammen⸗ 
ſetzung des Staatsvolkes die Führung erſchweren. Je nachdem, welche politiſchen Auf- 
gaben die Staatsführung beſonders beſchäftigen, wird auch die Gruppenbildung dieſer 
oder jener Art rechtlich beſonders bedeutſam ſein. 

Obgleich die religiöſen Fragen in den Konkordaten, die raſſiſchen in den Kolonien, 
im Negerproblem der Vereinigten Staaten, Süd- und Mittelamerikas, in der Zuden- 
frage einſchließlich Paläſtinas, in der inner. und zwiſchenſtaatlichen Rechtsſtellung 
der Mongolen eine auch völkerrechtlich bedeutſame Rolle ſpielen, ſei hier die Stel⸗ 
lung der völkiſchen Gruppen in Europa beſonders beſprochen. Dies iſt 
gerechtfertigt, weil vor allem im 19. Jahrhundert die Nationalſtaatsbildung ſchnelle 
Fortſchritte machte und das volkliche Denken, ganz beſonders im und bei der Beendi⸗ 
gung des Weltkrieges eine große Rolle ſpielte. Die Bewegung des National- 
ſozialismus erſtrebt die Erneuerung der Staatsform und des Verhältniſſes der 
Staaten zueinander aus einer volklichen Beſinnung. Für den Nationalſtaat und 
jeden Staat, der dem völkiſchen Element beſondere Aufmerkſamkeit ſchenkt, iſt aber 
nicht nur das Vorhandenſein ſremdvolklicher Staatsangehöriger ein innenpolitiſches, 
ſondern das Leben Konationaler in anderen Staaten wird zu einem volkspolitiſchen, 
damit außenpolitiſchen und völkerrechtlichen Problem. 

b) Das Necht nationaler Volksgruppen wurde nachweisbar Thon im Mittelalter, 
dann vornehmlich aber im 19. Jahrhundert in zwiſchenſtaatlichen Verträgen und inner⸗ 
ſtaatlicher Geſetzgebung — fo in der Sſterreichiſch-Angariſchen Monarchie, am Balkan, 
in Rußland — ausgebildet. Das geltende Recht — das mit dem Namen „Minder 
heitenrecht“ oder „Nationalitätenrecht“ bezeichnet wird — geht zum 
größten Teil auf die ſogenannten Minderheitenſchutzbeſtimmungen 
der Verträge von 1919 und den folgenden Jahren zurück. Dies ſind der als 
Muſtervertrag geltende Vertrag zwiſchen den alliierten und aſſoziierten Haupt. 
mächten und Polen vom 28. 6. 1919, dem im weſentlichen gleichlautende Verträge 
mit der Tſchechoſlowakei, Rumänien, Südſlawien und Griechenland entſprechen. 
In „freiwilligen“ Erklärungen anerkannten Albanien, Eftland, Lettland, Litauen, 
Finnland (für die Aalandsinſeln) und Irak gegenüber dem Völkerbundrat ähnliche 
Verpflichtungen als bindend an. Auch die Friedensverträge mit Hfterreih, Angarn, 
Bulgarien und der Türkei enthalten Minderheitenſchutzbeſtimmungen. 

Clemenceau begründete in feinem Brief vom 24. 6. 1919 an den polniſchen Miniſter⸗ 
präſidenten dieſe Minderheitenſchutzverträge damit, daß ein ſolches Verfahren bei der 
) Dal. H. Kraus, Das Recht der Minderheiten, Materialienſammlung. Berlin 1927. 
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Neugründung von Staaten oder weſentlichem Gebietserwerb ſeit langem üblich ſei 
und daß der „Minderheitenſchutz für die Großmächte eine Selbſtverſtändlichkeit iſt“. 
Die Großmächte könnten, betonte auch Wilſon mehrfach, den Gebietserwerb der Oſt⸗ 
ſtaaten nur verantworten, wenn dieſe Staaten die Lebensrechte der völkiſchen, 
raſſiſchen und religiöſen Minderheiten achten. Dieſe Grundſätze „von Gerechtigkeit 
und Freiheit“ erklärten alle Mitgliedſtaaten in einem Beſchluß der Völkerbundver⸗ 
ſammlung vom 21. 9. 1922 anzuerkennen, indem die Verſammlung die Hoffnung 
ausſprach, „daß die Staaten, welche durch keine rechtlichen Verpflichtungen gegen- 
über dem Völkerbunde in bezug auf die Minderheiten gebunden ſind, dennoch bei der 
Behandlung ihrer religiöſen, völkiſchen und ſprachlichen Minderheiten mindeſtens 
das gleiche Maß von Gerechtigkeit und Duldung walten laſſen werden, wie die Ver- 
träge es verlangen und wie es dem ſtändigen Verhalten des Völkerbundrats ent⸗ 
ſpricht“. 

Was iſt der Inhalt dieſes Minderheitenſchutzes? Die betreffenden 
Staaten werden verpflichtet, in ihr Verfaſſungsrecht eine Reihe von Grundſätzen auf⸗ 
zunehmen. Der erſte Teil derſelben tft ähnlich den „Menſchen⸗ und Bürgerrechten“ 
und kommt „allen Einwohnern ohne Anterſchied der Geburt, der Staatsangehörigkeit, 
der Sprache, des Volkstums und der Religion“ zu. Sie enthalten Schutz von Leben, 
Freiheit und jeglicher Religionsübung. Es folgen Staatsangehörigkeitsbeſtimmungen 
und für alle Staatsangehörigen die gleichen Rechte bei der Zulaſſung zu öffentlichen 
Amtern, gleiche wirtſchaftliche und religiöſe Rechte, Meinungs⸗ und Verſammlungs⸗ 
freiheit, Entgegenkommen hinſichtlich der Sprache bei den Gerichten. Weiter werden 
Rechte hinſichtlich des Errichtens von Minderheitenſchulen und ſozialen Anſtalten ver- 
ſprochen. Neben dieſen allgemeinen Beſtimmungen enthalten die Verträge noch 
beſondere Schutzbeſtimmungen für beſtimmte Teile der Minderheiten, ſo für die 
Juden Polens, die Ruthenen in Karpathorußland, die Mönche auf Athos uſw. Eine 
Sonderſtellung kommt dem deutfh-polnifhen Oberſchleſienabkommen (am 15.5.1922 
auf die Dauer von 15 Jahren geſchloſſen) und dem Abkommen zwiſchen Frankreich, 
Italien, Japan und Großbritannien einerſeits, Litauen andererſeits über das Memel 
gebiet (vom 8. 5. 1924) zu. 

Die Schwäche der allgemeinen Minderheitenſchutzbeſtimmungen liegt vor allem darin, 
daß ſie die kulturellen Lebensrechte völkiſcher Gruppen mit formaldemokratiſchen 
Mitteln löſen wollen — dies beſagt ſchon der Name „Minderheit“. Es fehlt daher 
im geſamten Recht die Anerkennung der Gruppe als einer Einheit. So konnte es zu 
ſolch unglaublichen Fehlbeurteilungen kommen, wie ſie die Erklärung des Braſilianers 
Mello Franco und des engliſchen Außenminiſters Chamberlain vom 9. 12. 1925 vor 
dem Völkerbund war: der Minderheitenſchutz diene einer möglichſt klagloſen An- 
gleichung Fremdſtämmiger an das Staatsvolk. Wenn ein ſolches rein ſtaatsnationale 
Denken und der Mehrheitsgrundſatz zufammentreffen, dann kann der Minderheiten- 
[Hug nur als unerwünſchte Belaſtung eines Staates und Beſchränkung feiner 
Souveränität angeſehen werden. Auch die enge Verknüpfung des Minderheiten- 
ſchutzes mit den Emanzipationswünſchen der Oſtjuden — Wilſon berichtet in ſeinen 
Memoiren, der Minderheitenſchutz ſei vornehmlich auf Drängen der Juden geſchaffen 
worden — muß dieſes Recht belaſten; denn die Juden find eine weſentlich anders 
artige Gruppe als die Nationalitäten Europas. 

Der Völkerbundrat, dem nach den Minderheitenſchutzbeſtimmungen die Auf⸗ 
gabe übertragen wurde, die Einhaltung dieſer Verträge zu überwachen, verſagte. 
Die entrechteten Volksgruppen verloren immer mehr jede Hoffnung, auf 
diefem Wege etwas zu erreichen und fetten zahlreiche internationale Ver- 
einigungen von dieſer Rechtsbeugung in Kenntnis. Aber auch die ſchärfften 
Erklärungen des Genfer Nationalitätenkongreſſes, der Interparlamentariſchen 
Anion, der Anion der Völkerbundligen, der International Law Association waren 
vergebliche Warnungsſchüſſe. Es erfolgten noch viele Warnungen an den Völker- 
bund. Die letzte und gewichtigſte iſt die Erklärung Polens in der Völkerbund⸗ 
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verfammlung vom 13. 9. 1934: Polen lehne die weitere Anerkennung des inter- 
nationalen Minderheitenſchutzes ab, falls dieſer nicht von allen Staaten in gleicher 
Weiſe übernommen würde. Als dieſe allgemeine Bindung nicht erſolgte, erklärte 
Polen, ſich weiterhin nicht der Aufſicht des Völkerbundes in Minderheitenfragen 
unterſtellen zu wollen. 


Wil ſon erklärte bei der Feſtſetzung der Friedensdiktate, daß die nationale 
Anterdrückung eine der wichtigſten Quellen der Völker- 
konflikte ſei und daher die Großmächte den Gebietszuwachs bzw. die Neu- 
gründung der Staaten in Oſteuropa nur zulaſſen könnten, wenn die nationalen 
Lebensrechte geſchützt ſeien. Wilſon vertrat hier den in der obengenannten Note 
Clemenceaus auch enthaltenen Standpunkt, daß der Minderheitenſchutz 
gleichſam als Erſatz für ein nicht gewährtes Selbſtbeſtimmungs⸗ 
recht einiger Gebiete zu gelten habe. Beſonders deutlich wird dies bei Gebieten, 
denen unter Garantie der Großmächte volle nationale Selbſtverwaltung zugeſagt 
wurde, da die Abtretung als Anrecht empfunden wurde. Dies gilt z. B. für das 
Memelgebiet, in dem die nationalen, nach dem Statut ſehr weitgehenden Selbſt⸗ 
verwaltungsrechte durch Rechtsbruch befeitigt wurden. Das Verſagen des Minder- 
heitenſchutzes erſchüttert daher die Verſailler Grenzen. 


Das Deutſche Reich und Volk können ſich ſelbſtverſtändlich nicht mit einem Beiſeite⸗ 
ſchieben des bisherigen Minderheitenrechtes zufrieden geben. Man wird ein, wenn 
auch unzureichendes Recht nicht aufgeben, ſolange kein neues gefichert iſt. 


c) Der Nationalſozialismus hat ſeit jeher die Entnationaliſterungspolitik 
mit aller Entſchiedenheit abgelehnt. Einige Stellen aus den Reden Adolf Hitlers 
mögen dies veranſchaulichen. Indem er Kritik an Verſailles übte, ſagte er: „Je 
klarer durch dieſe Regelung die Volksgrenzen ſich mit den Staatsgrenzen deckten, um 
ſo mehr mußte damit eine große Reihe von künftigen Konfliktsmöglichkeiten aus der 
Welt geſchafft werden. ... Indem wir in grenzenloſer Liebe und Treue an unſerem 
eigenen Volkstum hängen, reſpektieren wir die nationalen Rechte 
auch der anderen Völker aus dieſer ſelben Geſinnung heraus. 

Wir kennen daher auch nicht den Begriff des Germani- 
ſierens. .. Wir ſehen die europäiſchen Nationen um uns als 
gegebene Tatſachen“ (17. 5. 1935). „Der permanente Kriegszuſtand, der aber 
durch ſolche Abſichten zwiſchen den einzelnen Völkern aufgerichtet wird, mag ver⸗ 
ſchiedenen politiſchen und wirtſchaftlichen Intereſſen vielleicht als nützlich erſcheinen, 
für die Völker bringt er nur Laſten und Anglück. . .. Es iſt aber dann erſt recht 
nicht notwendig, daß man Menſchen, die ohnehin ſchon von dem Anglück betroffen 
ſind, von ihrem angeſtammten Volkstum weggeriſſen zu ſein, außerdem noch quält 
und mißhandelt. ... Denn der Nationalſozialismus ſieht in der machtmäßig er- 
zwungenen Einſchmelzung eines Volkes in ein anderes, wefens- 
fremdes nicht nur kein erſtrebenswertes politiſches Ziel, ſondern als Ergebnis eine 
Gefährdung der inneren Einheit und damit der Stärke eines 
Volkes auf lange Zeit gerechnet. Seine Lehre lehnt daher den 
Gedanken einer nationalen Aſſimilation dogmatiſch ab. Damit 
iſt auch der bürgerliche Glaube einer möglichen ‚Germantfation‘ widerlegt. Es iſt 
daher weder unſer Wunſch noch unſere Abſicht, ſremden Volksteilen das Volkstum, 
die Sprache oder die Kultur wegzunehmen, um ihnen dafür eine fremde, deutſche auf- 
zuzwingen. ... Anſere volkliche Lehre ſieht daher in jedem Krieg zur Anterjochung 
und Beherrſchung eines fremden Volkes einen Vorgang, der früher oder ſpäter den 
Sieger innerlich verändert und ſchwächt und damit in der Folge zum Beſiegten 
macht“ (21. 5. 1935). 


Adolf Hitler trat daher auch für die Deutſchen fremder Staatsangehörigkeit, die 
nicht im Deutſchen Reich leben (Volksdeutſche), ein: „Beſonders am Herzen liegt uns das 
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Schickſal der außerhalb der Reichsgrenzen lebenden Deut ⸗ 
ſchen, die durch Sprache, Kultur und Sitte mit uns verbunden find und um dieſe 
Güter ſchwer kämpfen. Die nationale Regierung iſt entſchloſſen, mit allen ihr zu 
Gebote ſtehenden Mitteln für die den deutſchen Minderheiten international garan- 
tierten Rechte einzutreten“ (23. 3. 1933). 

Für den Nationalſozialismus iſt es ſelbſtverſtändlich, daß die Judenfrage 
nicht als Volksgruppenrechtsregelung im Sinne der Nationalitäten⸗ 
frage gelöſt werden kann (vgl. S. 12 f.). Die Juden ſind rafſiſch ſowohl vom deutſchen 
Volk als auch von den übrigen Völkern Europas grundſätzlich verſchieden und daher 
auch ſittlich⸗ kulturell fremd. Sie find in erſter Linie eine raſſiſche Sondergruppe mit 
beſonderen politiſchen und kulturellen Zielen, die ſich nicht auf die Pflege eigener 
Angelegenheiten beſchränken. Nicht entrechtet, ſondern auf ihren eigenen Lebenskreis 
beſchränkt ſollen die Juden werden, während das deutſche Volk blutsmäßig und 
geiſtig vor Aberfremdung geſchützt wird. Die grundlegenden Regelungen des Reichs- 
bürgergeſetzes und Geſetzes zum Schutz des deutſchen Bluts und der deutſchen 
Ehre vom 15. 9. 1935 ordnen neben dem Wehr. und Reichsarbeitsdienſtgeſetz ſowie 
dem Deutſchen Beamtengeſetz das Verhältnis der Juden im Deutſchen Reich. Den 
Juden wird im Zuſammenſchluß ihrer kulturellen Organiſationen und im Aus⸗ 
bau ihres eigenen Schulweſens Gelegenheit geboten, die Sonderheit des eigenen 
Volkes zu wahren. Dieſe Geſetze wurden hier aufgeführt, um zu verdeutlichen, 
daß es grundſätzlich falſch iſt, die Löſung der Judenfrage mit der Nationalitäten. 
rechtsfrage gleichzuſetzen, oder gar letztere nach den Wünſchen jüdiſcher Emanzi⸗ 
pation zu behandeln. | 

d) Der Verſuch, ein allgemeines Minderheitenrecht zu ſchaffen, iſt 
geſcheitert. Dies erwies auch eine der hochentwickelſten Formen, das eſtlän⸗ 
diſche Kulturautonomiegeſetz vom 5. 2. 1925, das den Angehörigen einer 
Volksgruppe, ſoweit fie ſich zu ihr bekennen, eine perſonelle Selbſtverwaltungs⸗ 
organifation in Schul- und einigen kulturellen Fragen einräumt. Dieſe Art der 
Selbſtverwaltung erſordert ein ſtarkes Volksbewußtſein der Gruppe — denn der 
einzelne muß ſich offen zu ihr bekennen und um deſſentwillen auch Nachteile ertragen 
— und eine Opferwilligkeit —, denn die Selbſtverwaltung erfordert Arbeitseinſatz 
und Sonderſteuern. Daher kann auch die ſogenannte Kulturautonomie der einen 
Gruppe angemeſſen ſein, eine andere aber ſchwer bedrohen. So haben ſich z. B. die 
Slowenen Südkärntens entſchieden gegen eine derartige Regelung zur Wehr geſetzt. 


Das Volksgruppenrecht kann nur unter Bedachtnahme auf die beſonderen Verhält- 
niſſe ſowohl der Lage der ſtaatsführenden Völker wie der Volksgruppen fort⸗ 
gebildet werden. Dies vor allem in einer Zeit, da in Europa die Rechtsgrund 
begriffe über das Weſen von Volk, Staat und Recht ſo ſtark auseinanderklaffen. 
Auch hier gilt, was allgemein für das Völkerrecht feſtgeſtellt wurde, daß Verträge 
zwiſchen den unmittelbar intereſſierten Staaten, die ſich für 
ihre Konationalen einſetzen, den Anſtoß geben müſſen, neue Rechtsformen zu ſchaffen. 
Das volkliche Denken des Nationalſozialismus ermöglicht eine ſolche Entwicklung, 
die von einer Inſtanz wie dem Völkerbund, in der Bolſchewismus, Faſchismus, 
Demokratie und Verſailler Machtpolitik vereint ſind, nicht gefördert werden kann. 


IIl. Dölkerrecht in firiegszeiten 


14. Grundbegriffe des Ariegsrechts 

a) Das politiſche Weſen des Krieges. Die Behauptung, Krieg ſei 
Gewaltanwendung und daher weſensgemäß im Widerſpruch zum Recht, kann man 
immer wieder hören. Dennoch iſt nach jedem Völkerrecht der Krieg ein erlaubtes 
Mittel, ſei es, um einen beſtehenden, als Anrecht erkannten Zuſtand zu ändern, ſei es, 
um einen bedrohten Beſitz zu verteidigen. And jeder Krieg wird geführt, um beendet 
zu werden, d. h. um einen neuen Friedens- und Nechtszuſtand zu erreichen. 
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Aber nicht nur die Tatſache des Krieges und ſein Ziel, die neue Rechtsordnung, 
ſtehen unter dem Völkerrecht; auch der Krieg ſelbſt iſt als politiſches Mittel der 
Rechtsregelung zugänglich. An einigen Sätzen aus dem klaſſiſchen Werk von 
Clauſewitz „Vom Kriege“ mag dies verdeutlicht werden: „Der Krieg iſt 
fortgeſetzte Staatspolitik mit anderen Mitteln. . . er iſt ein 
wahres politiſches Inſtrument“. „Die politiſche Abſicht iſt der Zweck, 
der Krieg iſt das Mittel und niemals kann das Mittel ohne Zweck gedacht 
werden.“ „Die Politik iſt der Schoß, in welchem ſich der Krieg 
entwickelt.“ 


Aus dieſer Bindung des Krieges an die Politik folgert, daß nicht nur Arſache und 
Ziel, ſondern auch die Durchführung des Krieges politiſch bedingt iſt. Clauſewitz 
ſchreibt: „Gehört der Krieg der Politik an, ſo wird er ihren Charakter annehmen. 
Sobald ſie großartiger und mächtiger wird, ſo wird es auch der Krieg und das kann 
bis zu der Höhe ſteigen, auf welcher der Krieg zu ſeiner abſoluten 
Geſtalt gelangt.“ „Freilich dringt das politiſche Element nicht tief in die Einzel 
heiten des Krieges hinunter, man ſtellt keine Vedetten und führt keine Patrouillen 
nach politiſchen Rückſichten; aber deſto entſcheidender iſt der Einfluß dieſes Elements 
bei dem Entwurf zum ganzen Kriege, zum Feldzuge und oft ſelbſt zur Schlacht.“ 
„Das Anterordnen des politiſchen Gefichtspunktes unter den 
militäriſchen wäre widerſinnig, denn die Politik hat den 
Krieg erzeugt; fie iſt die Intelligenz, der Krieg aber bloß das Inſtrument, und 
nicht umgekehrt. Es bleibt alfo nur das Anterordnen des milt- 
täriſchen Geſichtspunktes unter den politiſchen möglich.“ 


Wie die Auffaſſung vom Weſen des Krieges grundverſchieden iſt, ſagt Clauſewitz mit 
einem Blick auf die Geſchichte: „Im 18. Jahrhundert war der Krieg eine bloße An- 
gelegenheit des Kabinetts, an welcher das Volk nur als blindes Inſtrument teil- 
nahm.“ Friedrich der Große ſagte: „Der Bürger ſoll nicht merken, wenn ſein 
König Krieg führt.“ Schon im 19. Jahrhundert erreicht der Krieg den Ernſt des 
Volkskrieges, „alle Bewohner des Staates ſind geborene Verteidiger des Staates“. 
Aber auch die jüngfte Vergangenheit und die Gegenwart zeigen tiefgreifende Gegen- 
ſätze in der Anſchauung über das Weſen des Krieges. Der Theorie Rouſſeaus 
entſprechend, daß der Krieg nur die Auseinanderſetzung zwiſchen den Staaten, d. h. 
aber deren Organen ſei, glaubte die kontinentale Kriegstheorie noch 
bis zum Weltkrieg, den Krieg zur Angelegenheit der Armeen machen zu ſollen. Die 
angelſächſiſche Kriegstheorie erklärte demgegenüber den Krieg als Aus. 
einanderſetzung mit dem Feind, einſchließlich aller ſeiner Hilfsquellen. 


Heute finden wir in Europa die verſchiedenſten Kriegsbegriffe, die den vollkommen 
gegenſätzlichen Auffaſſungen vom Weſen der menſchlichen Geſellſchaft entſpringen. 
Der Weltkrieg wurde von ſeiten Frankreichs und der Vereinigten Staaten mit 
dem Schlagwort eines Kreuzzuges gegen die Autokratie für Demokratie und Freiheit 
geführt. Die Sowjetunion ſieht im Klaſſenkampf und Bürgerkrieg die der 
heutigen Weltordnung gemäßen Kriegsarten. Die Ideologie der imperialifti- 
ſchen Weltmächte rechtfertigt den Krieg als Maßnahme des Staates zur Wahrung 
und Erweiterung ſeiner Machtſphäre. Der miſſionierende Katholizismus 
kämpft mit dem Schwert gegen den Angläubigen, er hält den Einſatz ganzer Staaten 
und die Intervention — den Bürgerkrieg — für notwendig. Man denke an die 
Heidenbekehrung und die Gegenreformation, ein Standpunkt, den auch der päpit- 
liche Syllabus errorum von 1864 einnimmt, der das Nichtinterventionsprinz ip 
als Irrtum erklärt. Auch der Nationalſozialis mus hat den ihm weſens⸗ 
gemäßen Kriegsbegriff. Er denkt in Völkern und kann daher den Krieg auch nur 
als Mittel anerkennen, um ein bedrohtes Volk zu ſchützen. Ein Krieg, der dem 
Volk unnötige Laſten auferlegt, iſt daher abzulehnen, denn jeder Krieg verzehrt die 
Ausleſe der Beſten. Auch lehnt die volkliche Auffaſſung jeden Krieg ab, der 
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geführt wird, um fremde Völker dem eigenen einzuverleiben. Dieſer politifchen 
Weltanſchauung liegt es ferne, die inneren Organifationg- oder Glaubensfragen 
anderer Völker zu beeinfluſſen. Sie empfindet jede Einmiſchung in ihre Belange als 
unangebracht und weiſt fie entſchieden zurück (vgl. S. 8 und 43 f.). 

Man kann politiſch, im Sinne Clauſewitz', auch heute zwei Haupttypen des 
Krieges unterſcheiden: 


1. Den Bekehrungskrieg, der gegen die Träger einer anderen Welt⸗ 
anſchauung als Straf- und Vernichtungskrieg geführt wird (vgl. Heilige Allianz, 
Strafbeſtimmungen des Verſailler Diktats, Bürgerkriegsmethoden der Sowjets). 
Dieſe Kriege werden mit Hilfe der im feindlichen Volk geworbenen Anhänger 
einer beſtimmten Staats- und Geſellſchaftstheorie geführt, fie find weſensgemäß 
zugleich Bürgerkriege. In dieſen Auseinanderſetzungen muß „der Krieg 
zu ſeiner abſoluten Geſtalt gelangen“, denn der politiſche Gegenſatz iſt „großartiger 
und mächtiger“ als ein bloß außenpolitiſcher. Er betrifft die geſamte innere Ordnung, 
die Gefinnung des anderen Volkes. Dieſe Kriege — der Weltkrieg wurde auf ſeiten 
der Entente vielfach mit dieſem Ziel und entſprechenden Mitteln geführt — befei- 
tigen kriegsrechtliche Regelungen weiteſtgehend. Wie der 
politiſche Gegenſatz zwiſchen jedem univerſalen Herrſchaftsanſpruch, fo der marxiſtiſch⸗ 
bolſchewiſtiſchen politiſchen Zielſetzung und dem ſtaatlichen Denken an ſich ein 
abſoluter iſt, ſo muß auch eine kriegeriſche Auseinanderſetzung zwiſchen den Sowjets 
und anderen Mächten den Krieg zu ſeiner abſoluten Geſtalt gelangen laſſen. So ſagte 
Lenin von den Sklavenaufſtänden, den Bauernkriegen und den modernen Bürger ⸗ 
kriegen: „Das waren gerechte Kriege, dieſe können nicht verurteilt werden.“ 

2. Nicht zu dieſer abſoluten Geſtalt müſſen Kriege führen, die Macht ⸗ 
ſphären völkiſcher oder raſſiſcher Gruppen abgrenzen. Der 
Gegner kann als politiſche Einheit und Weſenheit anerkannt, ja geachtet ſein, es 
wird eine Anderung der Rechts- und Machtverhältniſſe erſtrebt, die auf andere Art 
nicht erreicht wurde. Als Beiſpiele: der Krieg 1866 und der Nikolsburger Friede, 
1870/71 und der Friede zu Frankfurt a. M.; Ruſſiſch⸗Japaniſcher Krieg 1904/05 und 
Friede von Portsmouth. Daß auch ſolche Kriege die abſolute Geſtalt annehmen 
können, zeigt das Beiſpiel der Auseinanderſetzung zwiſchen Rom und Karthago. 
Dieſe Anterſcheidung will die zweite Art des Krieges nicht zu einer weniger ernſten 
Auseinanderſetzung machen als die erſte. „Soll der Gegner zur Erfüllung 
unſeres Willens durch den kriegeriſchen Akt gezwungen werden, ſo 
müſſen wir ihn entweder faktiſch wehrlos machen oder in einen Zuſtand ver- 
ſetzen, daß er nach Wahrſcheinlichkeit damit bedroht iſt.“ Durch die Mobilmachung 
der ganzen Nation im Kriegsfalle und die techniſche Entwicklung hat der Krieg eine 
ſolche Form angenommen, daß es nur wenige Mächte gibt, die aktiv 
fähig find, einen Krieg zu führen bzw. ſich allein wirkſam zu verteidigen. 
In dieſem Sinne hat L. v. Ranke den Begriff der großen Macht gefaßt, daß fie ſich 
in jedem Kriege behaupten können müſſe. Das Streben des Deutſchen Reichs iſt 
darauf gerichtet, ſeine Selbſtbehauptungsfähigkeit zurückzugewinnen. Hierin liegt 
keine Bedrohung anderer, ſondern nur das Bemühen eines Großvolkes, ſeinen 
Beſtand zu ſichern. 

Der Nationalſozialismus hat ſtets erkannt, daß die erſte Vorausſetzung für jede ziel- 
klare Politik die innere Geſchloſſenheit des eigenen Volkes iſt. Je gewaltiger die an 
das Volk gerichteten Anforderungen, um ſo unbedingter muß ſeine Geſchloſſenheit 
ſein, wenn es ſein Daſein behaupten will. Der moderne Krieg, der den Einſatz des 
ganzen Volkes und aller ſeiner Hilfsquellen erſordert, ſetzt daher entſchloſſene Einheit 
von Volk und Führung und ebenſo unbedingte inſtinktſichere Abwehr aller dem Feinde 
dienenden volkszerſetzenden Kräfte voraus. Die Einheit von Außenpolitik und Innen- 
politik finden im modernen Krieg den deutlichſten Ausdruck, beide werden auf die ent- 
ſcheidende Probe geſtellt, für die ſie ſich ſtets bereit halten müſſen. 
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b) Krieg im völkerrechtlichen Sinne ift die Selbſthilfe handlung 
eines Staates, die mit der Abſicht erfolgt, einem anderen 
Staat gegenüber den eigenen Willen auch mit den äußerſten 
Mitteln der Gewalt durchzuſetzen. Als Staaten gelten nur jene 
ſouveränen politiſchen Gebietseinheiten, mit denen regelmäßig diplomatiſche 
Beziehungen, die im Kriegsfall abgebrochen werden, beſtehen (vgl. 
oben S. 15 ff.). Krieg in dieſem Sinne iſt nicht der Bürgerkrieg, ſofern nicht die 
aufſtändiſche Partei von anderen Staaten völkerrechtlich anerkannt wird. Auch die 
Anterwerfung ſtaatenloſen Gebietes und wilder Stämme gilt nicht als Krieg. 
Schwierig iſt die Abgrenzung des Krieges von der militäriſchen 
Repreſſalie im Frieden, die als getarnter Krieg unter der Billigung der 
Kriegsächtungen blüht (vgl. S. 24). Die Wirkung von Völkerbund. und Kelloggpakt 
war zunächſt, daß die Zahl der Kriege abnahm, aber militäriſche Aktionen größten 
Stils als „bloße Feindſeligkeiten“ ſtattfanden. 


c) Das Kriegsrecht: Das Kriegsrecht bildet den älteſten Teil des Völker- 
rechts, wir finden es in allen Kulturepochen. Seit Mitte des 19. Jahrhunderts wurden 
zahlreiche Kodifikationsverſuche unternommen: Pariſer Seerechtsdeklara⸗ 
tion 1856, Genfer Konvention zur Verbeſſerung des Loſes der Verwundeten und 
Kranken im Felde 1864/1868 / 1906/1929, Petersburger Deklaration über die Ver- 
wendung von Exploſivſtoffen 1868, Haager Konventionen 1899 (betr. Land., See, 
Luftkrieg, Dumdumgeſchoſſe, Gas), Haager Konvention 1904 (betr. Hoſpitalſchiffe), 
Haager Konventionen 1907 (betr. Land-, See-, Luſtkrieg, Neutralität, Kriegs- 
erklärung, Rotes Kreuz), Londoner Seekriegsdeklaration 1909, Vertrag von Wa⸗ 
ſhington über die Verwendung von Anterſeebooten und Giftgaſen 1922, Genfer 
Protokoll betr. den Gebrauch von Giftgaſen und bakteriologiſchen Mitteln 1925, Pan- 
amerikaniſches Abkommen betr. die Neutralität im Seekrieg 1928, Genfer Abkommen 
über das Kriegsgefangenenrecht 1929. 


In feiner Rede vom 21. 5. 1935 ſtellte Adolf Hitler als Punkt 9 feiner 
13 Punkte auf: 


„Die Deutſche Reichsregierung iſt bereit, ſich an allen Beſtrebungen aktiv zu 
beteiligen, die zu praktiſchen Begrenzungen uferloſer Rüſtungen führen können. Sie 
ſieht den zur Zeit einzig möglichen Weg hierzu in einer Rückkehr zu den Gedanken- 
gängen der einſtigen Genfer Konvention des Roten Kreuzes. Sie glaubt zunächſt nur 
an die Möglichkeit einer ſchritt weiſen Abſchaffung und Verfemung 
von Kampfmitteln und Kampfmethoden, die ihrem innerſten 
Weſen nach im Widerſpruch ſtehen zur bereits geltenden 
Genfer Konvention des Roten Kreuzes. 


Sie glaubt dabei, daß ebenſo wie die Anwendung von Dumdumgeſchoſſen einſt ver- 
boten und im großen ganzen damit auch praktiſch verhindert wurde, auch die An⸗ 
wendung anderer beſtimmter Waffen zu verbieten und damit auch 
praktiſch zu verhindern iſt. Sie verſteht darunter alle jene Kampfwaffen, die in erſter 
Linie weniger den kämpfenden Soldaten als vielmehr den am Kampfe ſelbſt un be ⸗ 
teiligten Frauen und Kindern Tod und Vernichtung bringen. 

Die Deutſche Reichsregierung hält den Gedanken, Flugzeuge abzuſchaffen, aber das 
Bombardement offen zu laſſen, für irrig und unwirkſam. Sie hält es aber für mög ⸗ 
lich, die Anwendung beſtimmter Waffen international als 
völker rechtswidrig zu verbannen und die Nationen, die ſich ſolcher 
Waffen dennoch bedienen, als außerhalb der Menſchheit und ihrer Rechte und 
Geſetze ſtehend zu verfemen ... 


Wenn es einſt gelang, durch die Genfer Note- Kreuz-Konvention die an ſich mögliche 
Tötung des wehrlos gewordenen Verwundeten oder Gefangenen allmählich zu ver- 
hindern, dann muß es genau ſo möglich ſein, durch eine analoge Konvention den 
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Bombenkrieg gegen die ebenfalls wehrloſe Zivilbevölkerung zu 
verbieten und endlich überhaupt zur Einſtellung zu bringen. 


Deutſchland ſieht in einer ſolchen grundſätzlichen Anfaſſung dieſes Problems eine 
größere Beruhigung und Sicherheit der Völker als in allen 
Beiſtandspakten und Militärkonventionen.“ Dieſe Gedanken wurden 
im Friedensplan der deutſchen Reichsregierung vom 31. 3. 1936 in vielen Einzelheiten 
ausgeführt. 

Adolf Hitler ſtellt damit die Abrüſtungsidee auf einen grundſätzlich anderen 
Boden, als dies in der Zeit von 1919 bis 1933 erfolgte. Er verknüpft die 
Abrüſtung nicht mit dem Sicherheits, Kriegsächtungs- und Sanktionsſyſtem, 
ſondern mit dem Kriegsrecht. Dies erfolgte auch anläßlich des Londoner 
deutſch⸗engliſchen Flottenabkommens vom 18. 6. 1935 hinſichtlich der A-Boot⸗Kriegs⸗ 
führung unter Bezugnahme auf den Londoner Vertrag von 1930. Der Gedankengang 
iſt ein vollkommen anderer, wenn auch nicht neuer, ſondern altbewährter. Es liegt ja 
nahe, die Schrecken des Krieges dadurch zu mildern, daß man die Anwendung der 
beſonders die nichtkämpfenden Frauen und Kinder ſchwer treffenden Waffen und alle 
ausgeſprochenen Angriffswaffen nach Kriegsrecht zu verbieten ſucht. Dadurch könnte 
man die Sicherheit des Beſitzſtandes zweifellos erhöhen. 


Das Kriegsrecht iſt in feinen Grundlagen zum Teil ſehr altes Gewohnheits⸗ 
recht. In Ergänzung zu dieſem wurde, wie erwähnt, der Verſuch einer umfang⸗ 
reichen einvernehmlichen ſchriftlichen Feſtlegung, Kodifikation, unternommen, 
die allerdings oft den politiſchen Boden verließ und humanitär⸗pazifiſtiſchen Theorien 
zuliebe mehr regeln wollte als möglich war und dadurch dem Kriegsrecht nur Schaden 
zufügte. Auch das kodifizierte Kriegsrecht muß eindeutig und verſtändlich ſein, da nur 
dann dem einzelnen Soldaten die Regeln geläufig ſein können. Sehr kompliziert 
wirken oft die zahlreichen Vorbehalte, von denen vor allem die Allbeteili 
gungsklauſel (elausula si omnes) oft bei Kriegsrechtskonventionen angewandt 
wird. Dieſe Klauſel beſagt, datz der Vertrag nur gelten ſoll, ſolange nur Vertrags- 
parteien an feiner Nutzung beteiligt find. Die meiſten 1918/19 neu entſtandenen 
Staaten ſind bisher den Kriegsrechtskonventionen nicht beigetreten. 


Der Kriegsbe inn wurde, wie die Geſchichte zeigt, ſeit älteſten Zeiten durch 
eine förmliche Kriegserklärung angezeigt. Im 17. Jahrhundert kam dieſer 
Rechtsbrauch ab. Die kontinentale Praxis neigte ihm im 19. Jahrhundert wieder 
zu, während die engliſche dagegen Stellung nahm. 1907 kam im Haag eine — aller- 
dings nur als Partikularrecht geltende — Konvention zuſtande, welche die Kon⸗ 
trahenten verpflichtet, den Krieg entweder direkt oder in Form eines befriſteten 
Altimatums zu erklären. Eine Friſt, die zwiſchen der Kriegserklärung und dem 
Beginn der Feindſeligkeiten liegen muß, ift nicht vereinbart. Der formale Akt der 
Kriegserklärung, der ſeit dem Weltkrieg kaum beachtet wurde, hat ſeine Bedeutung 
ſehr verloren. 

Die wichtigſten Rechtswirkungen des Kriegszuſtandes ſind: Abbruch 
der diplomatiſchen und konſulariſchen Beziehungen (ſiehe oben S. 15 ff.). 
Verträge, die für den Kriegsfall geſchloſſen ſind, behalten ihre Geltung, andere 
politiſche Verträge zwiſchen den Kriegführenden ſind aufgehoben, ſoweit ſie nicht 
bereits erfüllt ſind. Kollektivverträge ſind, ſofern nicht die beteiligten dritten Staaten 
in ihre Aufhebung einwilligen, als nur ſuspendiert zu betrachten. Eine beſondere Stel- 
lung kommt den Kriegs verträgen zu, die während des fortdauernden Kriegs- 
zuſtandes geſchloſſen und erfüllt werden. Es find dies vor allem das Kriegsrecht, 
die Gefangenen und Internierten betreffende Verträge ſowie Waffenſtillſtands. 
Abkommen und Kapitulationen. Die Angehörigen des feindlichen 
Staates, die ſich im Gebiet des anderen aufhalten, wurden ſehr verſchieden be⸗ 
handelt: von der Sklaverei über Gefangennahme, Maſſenausweiſung bis zur Er— 
laubnis des ruhigen Verbleibens. Im Weltkrieg herrſchte die Internierung des 
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feindlichen Staatsangehörigen in beſonderen Lagern vor, ſoweit fie nicht als wehr⸗ 
pflichtige Männer wie Kriegsgefangene behandelt wurden. Das feindliche, im 
Hoheitsgebiet des Kriegführenden befindliche Privateigentum darf nach 
Kriegsrecht nicht konfisziert, es darf nur gegen Entſchädigung im Bedarfsfalle be- 
ſchlagnahmt werden. Für Staatseigentum, das weitgehend der Konfiskation ver- 
fällt, gelten beſondere Vorſchriften. Im Weltkrieg, in dem der Wirtſchafts⸗ 
krieg beſonders entwickelt wurde, ſtellten die Ententeſtaaten das feindliche Privat- 
eigentum unter Zwangsverwaltung und liquidierten feindliche Anternehmungen. 
Dieſe Maßnahmen wendeten die Mittelmächte nur im Vergeltungswege an. Der 
Handel und jeder Verkehr mit dem Feind iſt nach dem Common law verboten. 
Dieſe der kontinentalen Auffaſſung, wie ſie noch in der Landkriegsordnung von 1907 
(=S LO) kodifiziert wurde, widerſprechende Anſchauung gab dem Weltkrieg ſein 
beſonderes Gepräge. Das Vorgehen der Entente führte zu Vergeltungsmaßnahmen 
der Mittelmächte, die durch Gegenrepreſſalien geſteigert wurden. Beſonders das 
Seekriegsrecht iſt von dieſer Entwicklung, die in jedem künftigen Krieg eine beſondere 
Rolle ſpielen wird, beſtimmt (vgl. S. 55 ff.). 

Das Kriegsrecht wird, wie auch das übrige Völkerrecht, übertreten. Friedliche 
Schlichtungsmittel laſſen ſich nicht anwenden, der diplomatiſche Verkehr ift erſchwert, 
ſo greift die Kriegsrepreſſalie ein, um das verletzte Recht geltend zu machen. Dieſe 
iſt die völkerrechtlich zuläſſige vorſätzliche Verletzung von Kriegsrecht, um den Gegner 
hierdurch zur Achtung der von ihm Übertretenen Regeln zu veranlaſſen. Hört die Ver 
letzung auf, muß auch die Repreſſalie enden, denn ſonſt iſt der Vergeltung übende 
Staat im Anrecht. Die Anwendung einer Repreſſalie, die oft mit einer Gegen- 
repreſſalie beantwortet wird, führt gelegentlich zur faktiſchen Ausſchaltung eines 
Völkerrechtsinſtituts. Die Repreſſalie ſoll daher ſtets verhältnismäßig angewendet 
und dem Gegner als ſolche angezeigt werden. | 

Die Beendigung des Krieges kann entweder dadurch erfolgen, daß der 
gegneriſche Staat aufhört zu beſtehen (Debellatio) oder daß die Feindſeligkeiten 
beiderſeitig eingeſtellt werden, ohne daß dies ein Rechtsakt beſtätigt. Der häufigſte 
Fall iſt die Beendigung durch einen Friedensvertrag. Dieſem geht meiſt ein völker⸗ 
rechtlich verbindlicher Vorvertrag (Präliminarfriedensvertrag) voraus, der die 
Grundſätze des endgültigen Friedens feſtlegt. Die Frage, ob und welche Schaden- 
erſatzanſprüche wegen Verletzung kriegsrechtlicher Normen erhoben werden, wird 
meiſt im Friedensvertrag geregelt. 


Strafrechtliche Sanktionen ſtehen keinem Staate gegenüber den das 
Kriegsrecht verletzenden Angehörigen der feindlichen Wehrmacht zu. Wohl aber wird 
von jedem Staate erwartet, daß er ſeine eigenen Organe, welche weiſungswidrig 
Kriegsrecht verletzen, zur Verantwortung zieht. Allein die einfeitige Auslieferung 
„ſolcher Perſonen, die wegen einer gegen die Geſetze des Krieges verſtoßenden Hand⸗ 
lung angeklagt find” (Verſailler Diktat, Art. 228) an ein Militärtribunal der Sieger, 
widerſpricht dem geltenden Völkerrecht ſowie jedem Ehr. und Rechtsempfinden. 


15. Landhriegsrecht 


Der Krieg iſt als politiſche und militäriſche Handlung eine Einheit. Der Land- 
krieg zielt vor allem auf die Niederringung des Gegners und die Beſetzung ſeines 
Gebietes ab. Der Seekrieg will den Schutz, den die feindliche Flotte ihrem Lande 
bietet, brechen und die Freiheit der Schiffahrt hemmen. Er iſt auch gegen die Wirt⸗ 
ſchaft des Feindes gerichtet, in ihm können rein militäriſche Akte, offene Seeſchlachten 
u. dgl. ſehr zurücktreten. Der Luftkrieg gibt die Möglichkeit, den Krieg weit ins 
Hinterland zu tragen und dort Schaden anzurichten, er führt aber nicht zur Beſetzung 
feindlichen Gebietes. Dieſe Eigenarten erfordern auch rechtliche Sonderregelungen. 
Allerdings betreffen zahlreiche im Landkriegsrecht ausgebildete Regeln auch die 
anderen Kriegsarten. 
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a) Völkerrechtlich erlaubter Kriegsſchauplatz iſt im Landkrieg das gefamte 
eigene Staatsgebiet der Kriegführenden einſchließlich der Cigengewäſſer (vgl. ©. 18) 
und des ſtaatloſen Gebietes. Verboten iſt die Kriegführung auf dem Gebiet 
neutraler Staaten und in neutraliſierten Gebieten (vgl. S. 60). Wird von einem 
Kriegführenden die Kampfhandlung oder deren Vorbereitung in ein ſolches Gebiet 
getragen, ſo begeht er damit Anrecht, der Gegner iſt dann zu allen notwendigen Ub- 
wehrmaßnahmen auch auf neutralem Gebiet berechtigt. 


b) Das Kriegsrecht iſt beftrebt, zwiſchen Armee und Zivilbevölkerung zu unter- 
ſcheiden, um letztere möglichſt von den aktiven Kampfhandlungen fernzuhalten und 
dadurch zu ſchonen. Daher iſt es wichtig, die Perſonen im Landkrieg zu 
kennzeichnen. Nur die Angehörigen der bewaffneten Macht ſind berechtigt, 
kriegeriſche Akte zu ſetzen, und nur gegen ſie dürfen militäriſche Akte gerichtet werden. 
Sie haben Anſpruch auf die Behandlung als Kriegsgefangene. Die Staaten ſind 
verpflichtet, den Streitkräften vorzuſchreiben, das Kriegsrecht zu beachten. Die Land- 
kriegsordnung (LK O) bezeichnet das Heer als kriegführend, faßt aber dieſen Begriff 
ſehr weit. Milizen und Freiwilligenkorps find, wenn ſie unter feſtem Kommando 
ſtehen, gut erkennbare Abzeichen tragen und die Waffen offen führen, als Teil des 
Heeres anzuſehen. Eine, vor allem den Kleinſtaaten entgegenkommende Beſtimmung 
enthält die LK O hinſichtlich des Volks aufgebotes (levée en masse), das ſich 
beim Herannahen des Feindes im nicht beſetzten Gebiet aus eigenem Antrieb zu⸗ 
ſammenfindet. Werden die Geſetze und Gebräuche des Kriegsrechts geachtet und die 
Waffen offen geführt, ſo ſind auch dieſe Kämpfenden der Armee gleichzuhalten. Die 
bewaffnete Macht kann ſich aus aktiv am Kampf beteiligten Kombattanten und den 
Nichtkombattanten, wie Arzten, Geiſtlichen, Militärbeamten, zuſammenſetzen, 
die zur eigenen Verteidigung Waffen tragen dürfen und gegebenenfalls ebenfalls als 
Kriegsgefangene zu behandeln find. Dem beſonderen Schutzanſpruch der Zivil 
bevölkerung entſpricht deren Verpflichtung, ſich von allen Kampfhandlungen 
ſern zu halten. Verletzt ſie dieſes Gebot, hat ſie keinen Anſpruch auf weitere 
Schonung und die Behandlung als Kriegsgefangene. 


Das Kriegsrecht aller Zeiten kennt den Parlamentär, „der von einem Krieg⸗ 
führenden bevollmächtigt iſt, mit dem andern in Anterhandlungen zu treten und ſich 
mit der weißen Fahne zeigt“ (LK O). Er hat Anſpruch auf Anverletzlichkeit, muß jedoch 
nicht empfangen werden. Mißbraucht der Parlamentär ſeine Sendung zu Spionage 
uſw., ſo geht er ſeiner Vorrechte verluſtig. 


Spion iſt, „wer heimlich oder unter falſchem Vorwand in dem Operationsgebiet 
eines Kriegführenden Nachrichten einzieht oder einzuziehen verſucht, in der Abſicht, ſie 
der Gegenpartei mitzuteilen“ (EKO). Der ertappte Spion — der Verſuch ſteht der 
vollendeten Tat gleich — wird nicht als Kriegsgefangener behandelt, ſondern er wird 
durch Arteil beſtraft. Erkundungen durch militäriſche Flugzeuge oder Patrouillen 
find keine Spionage. 


Das Kriegsgefangenenrecht iſt einer der wichtigſten Teile des Kriegs- 
rechts, es erfuhr durch das Abkommen von 1929, das ausdrücklich die Allbeteiligungs. 
klauſel ausſchließt und Repreſſalien un Kriegsgefangenen unterſagt, eine weitere 
Fortbildung. Grundgedanke iſt, die Gefangenſchaft nicht als Rache oder Strafe, 
ſondern allein zur Hinderung weiterer Teilnahme am Kampf durchzuführen. Anſpruch 
auf Kriegsgefangenſchaft haben die Angehörigen der bewaffneten Macht und deren 
Begleiter (Korreſpondenten, Marketender, Lieferanten). Jeder kampfunfähige oder 
die Waffen ftreckende Feind darf nicht mehr getötet oder verwundet werden. Die 
Kriegsgefangenen unterſtehen dem Schutz der betreffenden Regierung, fie haben An- 
ſpruch auf menſchliche Behandlung, Hygiene, Schutz vor Beleidigung, ſie können zu 
Arbeiten, mit Ausnahme von Kriegsunternehmungen, verwendet werden. Offiziere 
erhalten, bei Vergütungspflicht durch ihre Regierung, ihre Beſoldung und beſondere 
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Behandlung. Die Kriegsgefangenſchaft endet durch Freilaſſung nach Friedensſchluß, 
weiter durch Austauſch, gelungene Befreiung oder Flucht. 


Auch der Behandlung der Verwundeten, Kranken und Toten ſchenkt das 
Kriegsrecht in den Genfer Konventionen des Noten Kreuzes von 1864/1906 / 1929 
beſondere Aufmerkſamkeit. Der das Schlachtfeld Behauptende muß für die Ver- 
wundeten und Kranken, die feine Kriegsgefangenen werden, forgen, die Toten identi⸗ 
fizieren und beſtatten. Beſondere Vorſchriften ſchützen die Sanitäts forma 
tionen und ihre Einrichtungen einſchließlich der freiwilligen Hilfsgeſellſchaften 
ſowie deren Abzeichen (Rotes Kreuz). 


c) Die Kriegführenden find in der Wahl der Mittel der Kriegführung 
nicht unbeſchränkt frei. Alle nicht militäriſch notwendigen Schädigungen und Waffen, 
die unnötige Leiden verurſachen, ſowie offenſichtlich verwerfliche Methoden und 
Mittel ſind zu vermeiden. Tötung oder Verwundung eines wehrloſen oder die 
Waffen ſtreckenden, ſich ergebenden Feindes iſt verboten, ebenſo die Erklärung, daß 
kein Pardon gegeben wird. Die Kriegsgefangenen und die Zivilbevölkerung feind- 
licher oder neutraler Staatsangehörigkeit dürfen nicht gezwungen werden, an Kriegs- 
unternehmungen teilzunehmen. Die Verwendung wilder Stämme, die die Regeln 
des Kriegsrechts nicht achten, iſt unterſagt. An verteidigte Plätze dürfen nicht 
angegriffen, bombardiert oder belagert werden. 


In mehreren Konventionen wurde verſucht, beſtimmte Waffen zu ver- 
bieten. So in Petersburg 1868 eine Beſchränkung des Geſchoßgewichts und der 
Geſchoßwirkung, Haag 1899 Verbot von Dumdumgeſchoſſen ſowie Gift und ver- 
gifteten Waffen. Auf der Abrüſtungskonferenz wurden ausführliche Vorſchläge 
gemacht, Angriffswaffen zu verbieten, fo betr. den chemiſchen und bakteriologiſchen 
Krieg, die Flammenwerfer, Bombenflugzeuge, die Artillerie⸗Kaliberbeſchränkung. Es 
kam jedoch zu keiner Einigung. Neue Waffen ſind völkerrechtlich grundſätzlich 
erlaubt, werden aber vom überraſchten Gegner zunächſt meiſt als rechtswidrig hin. 
geſtellt. In der Praxis hat ſich ſtets nach kurzer Zeit auch gegen die anfangs als 
unbedingt vernichtend angeſehenen Waffen die entſprechende Abwehr gefunden. Dies 
führte zur ſtändigen Steigerung und Verfeinerung der techniſchen Kriegführung. 


Seit langem verſucht man einige hinterliſtige Kriegsmittel zu verbieten. 
Es ſeien die wichtigſten aufgezählt: meuchleriſche Angriffe gegen einzelne Feinde 
oder die Zivilbevölkerung, Mißbrauch der Parlamentärsflagge, des Roten Kreuzes, 
der Aniformen oder Flaggen des Feindes, Neutraler und der Zivilkleidung, Bruch 
von Kriegsverträgen. 


d) Die kriegs mäßige Beſetzung eines Gebietes (occupatio bellica) 
führte früher unmittelbar zum Erwerb des beſetzten Gebiets. Die tatſächliche Ge- 
waltausübung verleiht dem beſetzenden Staat nach geltendem Kriegsrecht nur die Be⸗ 
fugnis, die Gebietshoheit an Stelle des Souveräns auszuüben, wobei er verpflichtet 
iſt, die Intereſſen der betreffenden Bevölkerung zu ſchützen. Die Bevölkerung des 
beſetzten Gebietes behält ihre Staatsangehörigkeit, die Zivilverwaltung und Gerichte 
ſollen, ſoweit nicht militäriſche Belange anderes erfordern, nach Landesrecht von Be- 
amten des Gebiets geführt werden. Die Bevölkerung iſt zur Beachtung aller 
Weiſungen der beſetzenden Macht verpflichtet; eine Treuepflicht oder Hilfeleiſtungen 
zum Schaden ihres eigenen Staates können von ihr nicht gefordert werden. Privat- 
eigentum iſt im beſetzten Gebiet grundſätzlich geſchützt, es fol, ſoweit es die Krieg⸗ 
führung erfordert, nur gegen Entſchädigung beſchlagnahmt werden. Transport-, 
Nachrichtenmittel und Waffen ſowie bewegliches Staatseigentum werden konfisziert. 
Kontributionen, Erfaß- und Strafleiſtungen bedürfen eines ſchriftlichen Befehls. 
Beſonderen Schutz genießen im beſetzten Gebiet, wie bei allen Kriegshandlungen, 
die Sanitätsanſtalten, dem Gottesdienſt, der Kunſt und Wiſſenſchaft dienende Einrich- 
tungen ſowie Kunſtdenkmäler. 
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16. Sechriegsrecht 

Die allgemeinen Regeln des Kriegsrechts, wie fie im 14. Abſchnitt und hinſichtlich 
der Perſonengruppen (15 b) genannt wurden, gelten auch im Seekrieg. Die Befonder- 
heit des Seekrieges, daß er auch gegen den Seehandel des Feindes gerichtet iſt, 
erfordert aber auch Sondernormen. Die Geſchichte des Seekriegsrechts iſt alt, 
vor allem im 16. und 17. Jahrhundert nahm es einen ſchnellen Aufſchwung. Im 
19. Jahrhundert wurden Kodifikationsverſuche gemacht (Pariſer Seerechtsdeklaration 
1856, III. Konvention Haag 1899), die mit der Londoner Seekriegsrechtsdeklaration 
1909 einen Abſchluß finden ſollten. Letztgenannte Deklaration wurde von Groß— 
britannien nicht ratifiziert und trat dadurch nicht in Kraft. Im Weltkrieg wurde das 
Seekriegsrecht beſonders häufig mißachtet. 

a) Kriegsſchauplatz iſt die hohe See einſchließlich der Küſtengewäſſer der 
Kriegführenden (vgl. S. 18). Der grundlegende Anterſchied zwiſchen See. und 
Landkrieg iſt, daß der Landkrieg auf beſtimmten Hoheitsgebieten (mit den praktiſch 
kaum gegebenen Ausnahmen ſtaatenloſen Gebiets) erfolgt, daß jedoch der Seekrieg 
auf der grundſätzlich ſtaatenloſen, dem Verkehr aller Mächte offenen hohen See (mit 
Ausnahme des Hoheitsgewäſſers) ſtattfindet. Da das freie Meer in erſter Linie als 
Weg der Handelsſchiffahrt für den Menſchen Bedeutung hat, find die Fragen des 
Schutzes der Handelsſchiffe und ihrer Güter das zentrale Problem des See— 
kriegsrechts. 

b) Die Seeſtreitkräfte ſind berechtigt, kriegeriſche Handlungen auf hoher 
See vorzunehmen, das Priſenrecht auszuüben, gegen fie find kriegeriſche Akte zu- 
läſſig, ſie können ohne priſengerichtliches Verfahren weggenommen werden. 
Kriegsſchifſe find Staatsſchiffe, die der ſtaatlichen Kriegsmarine angehören, 
deren Beſatzung unter militäriſchem Befehl ſteht. Nicht alle Kriegsſchiffe müſſen 
ſelbſt zum Kampf beſtimmt fein, fie können auch als Troßſchiffe oder Flugzeugmutter- 
ſchiffe in erſter Linie Hilfsdienſte leiſten. 

Handelsſchiffe haben eine grundſätzlich andere Rechtsſtellung als Kriegs- 
ſchiffe; allein ihre eindeutige Beſtimmung ſtößt auf Schwierigkeiten. Entſcheidend 
für den Charakter des Handelsſchiffes kann fein: das private oder ſtaatliche Eigen- 
tum, der Zweck des Schiffes, die Eignung des Schiffes für Bewaffnung oder die tat- 
ſächliche Bewaffnung u. a. In der Beſtimmung des Weſens des Handelsſchiffes be- 
ſtehen weſentliche Verſchiedenheiten. So erlangte im Weltkrieg die Frage, wie 
bewaffnete Handelsſchiffe zu behandeln ſind, beſondere Bedeutung, ohne daß in Praxis 
und Lehre eine Klärung erfolgt. Hingegen ſind die ſogenannten Hilfskreuzer 
— das ſind Handelsſchiffe, die zu Kriegsſchiffen umgewandelt wurden — eindeutig 
Kriegsſchiffe. Es find hier die Fragen teilweiſe offen, wann und wie eine ſolche Am⸗ 
und wieder Rückverwandlung angängig iſt. 

Die Lazarettſchiffe, gleich ob militäriſche, ſolche von Privatgeſellſchaften 
oder neutralen Staaten, die von der eigenen Regierung und einer kriegführenden an- 
erkannt find, genießen beſonderen Schutz und Vorrechte auch in neutralen Hoheits- 
gewäſſern. Sie müſſen durch die Rote-Kreuz- Flagge und einen beſonderen Anſtrich 
kenntlich ſein, dürfen nur ihrem Zweck dienen und müſſen als Lazarettſchiffe vorher 
bekanntgegeben werden. Sie dürfen ſich nicht in die Kampfzone begeben und müſſen 
allenfalls Anterſuchungen zulaſſen. 

c) Für die Feindſeligkeiten gelten in einigen Fragen die Regeln des Land- 
kriegsrechts. Der Beſonderheit des Seekrieges folgend, treten aber mehrere neue 
Fragen auf. Die Täuſchung des Gegners durch das Führen einer falſchen Flagge 
iſt erlaubt; unmittelbar vor dem Angriff oder einer Priſe muß aber die richtige 
Flagge gezeigt werden. Torpedos ſind erlaubt, wenn Blindgänger unſchädlich 
werden. Für die Beſchießung gelten die Regeln der LKO mit der Ergänzung, daß 
Lebensmittel. und Triebſtofflieferung durch die Androhung der Beſchießung eines 
feindlichen Platzes erzwungen werden kann. Den Anterſeekabeln kommt beſondere 
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Bedeutung zu: feindliche können jederzeit zerſtört werden, neutrale müſſen vor 
Mißbrauch geſchützt ſein. 


Beſondere Abmachungen (VIII. Haager Konvention 1907) liegen über das Minen ⸗ 
recht vor. So hinſichtlich verankerter und unverankerter ſelbſttätiger Kontakt⸗ 
minen, des Schutzes der Küſtengewäſſer und Neutralen. Im Weltkrieg wurde dieſes 
Minenrecht, obwohl es grundſätzlich anerkannt war, oft verletzt. 


d) Das Priſenrecht iſt der bedeutſamſte Teil des Seekriegsrechts. Anter 
Priſen ſind die im Seekrieg von den Kriegführenden in Beſchlag genommenen Schiffe 
und Waren zu verſtehen. Sie werden als „gute Priſe“ bezeichnet, wenn die Be. 
ſchlagnahme nach materiellem Priſenrecht zu Recht erfolgt. Das Priſenrecht darf 
während des Kriegszuſtandes auf dem Seekriegsſchauplatz von den Organen der be⸗ 
waffneten Macht (Kriegsſchiffe einſchließlich A- Boote, Hilfskreuzer) ausgeübt 
werden. 


Vom Priſenrecht (Seebeuterecht) iſt das Kriegsbeuterecht im Seekrieg zu 
unterſcheiden. Dieſes wird gegenüber Schiffen und Waren des feindlichen Staates 
angewendet, die ohne prifengerichtliches Verſahren verſenkt oder konfisziert werden 
können. Die Beſatzung unterliegt meiſt der Kriegsgefangenſchaft. 


Das materielle Priſenrecht ordnet, welche Schiffe und Waren dem 
Seebeuterecht unterliegen. Als allgemeine Regel gilt: alle feindlichen Handels. 
ſchiffe und feindliche Waren auf feindlichen Schiffen ſind „gute Priſen“. Hier 
zeigt fi der grundſätzliche Gegenſatz zur Landkriegsordnung, die das ſeindliche 
Privateigentum grundſätzlich ſchützt, während dieſes im Seekrieg dem Seebeuterecht 
verfällt. Der feindliche Charakter eines Schiffes wird grundſätzlich nach der Flagge, 
nach engliſch⸗amerilaniſch⸗japaniſcher Auffaſſung überdies nach dem Handelsdomizil 
des Eigentümers beſtimmt. Der neutrale oder feindliche Charakter der Ware wird 
nach dem Domizil bzw. der Staatsangehörigkeit des Eigentümers 
ermittelt. Waren auf feindlichen Schiffen gelten zunächſt als feindliches Gut. Feind- 
liche Waren auf feindlichen, eigenen und verbündeten Schiffen unterliegen grund. 
ſätzlich der Wegnahme. Feindliche Waren auf neutralen Schiffen nur ſoweit ſie als 
Konterbande gelten, d. h. als dem Gegner zur Kriegführung dienlich angenommen 
werden (vgl. S. 62). 


Ausnahmen vom Seebeuterecht gelten hinſichtlich der Lazarettſchiffe, der Küften- 
fiſcherei, der kleinen Lokalſchiffahrt, Schiffen wiſſenſchaftlicher, religiöſer, menſchen⸗ 
freundlicher Aufgaben, der Lotſenboote und meiſt der perſönlichen Effekten von Be. 
ſatzung und Paſſagieren. Eine beſondere Behandlung ſollen auch die Brieſpoſtſchiſſe 
erfahren. Der Indult fol Handelsſchiffen, die kurz nach Kriegsausbruch, in Un- 
kenntnis ihrer veränderten Lage in fremden Häfen oder auf hoher See ſind, die 
Heimreiſe geſtatten. 


Das formelle Priſenrecht regelt die Aufbringungsart der Priſen. Auf 
hoher See oder im feindlichen Küſtengewäſſer kann jedes Handelsſchiff von kom⸗ 
petenten Organen der Kriegführenden durch Signal angehalten, zum Flaggenzeigen 
und Beidrehen aufgefordert werden. Das Kriegsſchiff ſendet ein Priſenkommando 
(Offizier mit einigen Mann) zur Prüfung der Schiffspapiere und Ladung. Genügt 
die Prüfung der Papiere nicht, dann muß die Durchſuchung des Schiffes erlaubt 
werden. Kommt ein Schiff dieſen Weiſungen nicht nach, ſo kann es angegriffen 
werden. 


Der Kapitän des anhaltenden Schiffes hat ſogleich zu entſcheiden, ob das Schiff 
weiterfahren kann oder aufzubringen iſt. Die Aufbringung erfolgt, wenn vorausſicht- 
lich eine gute Priſe vorliegt. Der Kommandant des Kriegsſchiffes übernimmt 
durch einen ſeiner Offiziere das Kommando über das aufgebrachte Schiff und 
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gibt die Anordnung, wohin es ſich begeben muß. Das angehaltene Schiff kann 
auch zur Durchführung der Anterſuchung zum Anlaufen eines eigenen Hafens 
veranlaßt werden (Detention, saisie) und erſt dort die Entſcheidung über die Auf- 
bringung erfolgen. Mit der Aufbringung iſt das Schickſal von Schiff oder Ware 
noch nicht endgültig entſchieden. Sie find daher im allgemeinen fo zu behandeln, daß 
ſie oder ihr Gegenwert erhalten bleiben, ſofern hierdurch nicht die Sicherheit des 
Kaptors gefährdet wird. Die Zerſtörung eines aufgebrachten Schiffes ſoll nur in 
Ausnahmefällen erfolgen, nachdem Schiffspapiere und Perſonen in Sicherheit 
gebracht ſind. Anter Repriſe verſteht man die Wiederwegnahme eines aufgebrachten 
Schiffes. 5 


Das Priſenverfahrensrecht, das feit dem Mittelalter entwickelt wurde, 
enthält die Vorſchriften, wie darüber entſchieden wird, ob die Aufbringung zu Recht 
erfolgte, d. h. ob eine gute Priſe vorliegt. Die Priſengerichte, die meiſt in zwei In⸗ 
ſtanzen, in manchen Staaten mehr adminiſtrativ, in manchen mehr judiziär organiſiert 
find, entſcheiden als innerſtaatliche Gerichte nach Landesrecht. Dies gilt auch für die 
britiſchen Gerichte, die vorgeben, vom Staate unabhängig zu ſein und nach Normen 
des Völkerrechts zu entſcheiden. Die Vermutung fpricht ſtets zugunſten des Kaptors, 
die Beweislaſt, daß die Aufbringung zu Anrecht erfolgt ſei, obliegt den. Reklamanten. 
Das Urteil der zweiten Inſtanz iſt endgültig, mit dem Arteilsſpruch erfolgt bei Er- 
klärung als gute Priſe der Eigentumsübergang, im anderen Falle erfolgt die Freigabe. 


Schon lange wurde erwogen, ein internationales Priſengericht zu er⸗ 
richten, da die Staaten im geltenden Verfahren als Richter und Partei auftreten. 
Im Haag 1907 kam nach langen ſchwierigen Verhandlungen der Entwurf eines 
Internationalen Priſengerichtshofes zuſtande, der im allgemeinen als Berufungs- 
inſtanz amten ſollte, deſſen Sprüche durchzuführen, die Staaten ſich verpflichten 
ſollten. Seine Verwirklichung, die durch einige Ergänzungen der Londoner Gee- 
rechtsdeklaration 1909 erfolgen ſollte, ſcheiterte am Widerſtand Englands, das vor 
allem die Beſtimmung des anzuwendenden materiellen Rechts für nicht geglückt 
erachtete. 


e) Der Wirtſchaftskrieg führte zu ſchärferen Formen der Behinderung des feind- 
lichen Handels, zur Handelsblocka de. — Die völkerrechtlich erlaubte Blockade 
(Pariſer Seerechtsdeklaration 1856, Londoner 1909) iſt die Abſperrung eines be⸗ 
grenzten Küſtenſtriches von der Zufuhr aller Waren als Maßnahme in Kriegszeiten. 
Sie muß erklärt und den Staaten mitgeteilt werden, muß unparteiiſch gegen alle 
Schiffe angewendet und ſtändig von Kriegsſchiffen tatſächlich durchgeführt werden 
(Effektivität). Die Blockade darf daher nicht bloß durch Minen, nur gelegentlich von 
A- Booten oder ohne beſtimmte Begrenzung erfolgen. Verſucht ein Schiff, die 
Blockade zu durchbrechen, verfällt es der Konfiskation, ebenſo meiſt ſeine Ladung. 


Im Weltkrieg war den Ententemächten die Blockade wegen der A-Boote und Minen, 
den Mittelmächten wegen der zu geringen Hochſeeflotten nicht möglich. England 
richtete dennoch am 2. 9. 1914 (bzw. 11. 3. 1915, 25. 1. 1917) die ſogenannte „Blockade“ 
ein, die in Wahrheit eine Verkehrsſperre war und als ſolche völkerrechts⸗ 
widrig iſt. Dieſe unterſchied ſich von der Blockade durch die fehlende Effektivität, 
die parteiiſche Handhabung, die mangelnde Freilaſſung neutraler Häfen und fehlende 
räumliche Beſchränkung. So wurde die „Hungerblockade“ auf völkerrechtswidrige 
Weiſe entwickelt und durch die Repreſſivmaßnahmen des A-Boot-⸗Krieges beantwortet. 


Der U-Boot-⸗Krieg entwickelte ſich erſt im Weltkrieg und erlangte als Verteidi⸗ 
gungswaffe des Deutſchen Reichs, als Kriegsrepreſſalie gegen die völkerrechtswidrige 
„Blockade“ beſondere Bedeutung. So erklärte Deutſchland am 4. 2. 1915 ein Gebiet, 
das die Küſten der Gegner umſchloß, als Kriegsgebiet. Dies mit der Wirkung, daß 
jedes dort angetroffene feindliche Schiff zerſtört wurde, die neutralen in beſonderer Ge⸗ 
fahr ſtanden. Nach der Verſenkung des bewaffneten neutralen amerikaniſchen Handels- 
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ſchiffes Lufitanta (7.5. 1915) ſchränkte Deutſchland die Abſperrmaßnahmen ein. Als 
die „Blockade“ durch die Gegner in gleicher Weiſe aufrechterhalten wurde und die 
Hilfslieferungen der Vereinigten Staaten an dieſelben fortdauerten, wurde der unbe⸗ 
ſchränkte A-Boot⸗Krieg erklärt (31. 1. 1917), nach dem im Sperrgebiet alle Schiffe, 
bewaffnete neutrale Schiffe auch außerhalb desſelben ohne Warnung angegriffen 
wurden. 


f) Im Weltkrieg wurde das Seekriegsrecht durch den ſchärfſten Wirtſchaftskrieg 
erſetzt. Dennoch verſuchten die großen Seemächte die Grundſätze des Vor 
kriegsſeerechts im Londoner Vertrag von 1930 (vgl. oben S. 37 f.) betr. 
den A-⸗Boot-Krieg wiederherzuſtellen. Auch anläßlich des Abſchluſſes des deutſch⸗ 
britiſchen Flottenabkommens vom 18. 6. 1935 wurden die Beſtimmungen des Teils IV 
des Londoner Vertrags in Erinnerung gebracht. Sie lauten: 


„Nachſtehende Verfügungen werden als grundlegende Beſtimmungen des Völker- 
rechts aufgenommen: 


(1) Bei ihrem Vorgehen gegen Handelsſchiffe müſſen Anterſeeboote ſich nach den Be. 
ſtimmungen des Völkerrechts richten, welchen Aberwaſſerſchiffe unterworfen ſind. 


(2) Insbeſondere darf, mit Ausnahme des Falles der fortgeſetzten Weigerung zu 
ſtoppen, nachdem die ordnungsgemäße Aufforderung hierzu ergangen iſt, oder des tat⸗ 
ſächlichen Widerſtandes gegen Beſichtigung oder Anterſuchung, ein Kriegsſchiff, ob 
Aberwaſſerſchiff oder Anterſeeboot, ein Handelsſchiff nicht verſenken oder zur Gee- 
fahrt untauglich machen, ohne vorher die Paſſagiere, die Bemannung und die Schiffs- 
papiere an einen ſicheren Ort gebracht zu haben. Für dieſen Zweck werden die Boote 
des Schiffes nicht als ein ſicherer Ort angeſehen, es ſei denn, daß die Sicherheit der 
Paſſagiere und der Bemannung bei den herrſchenden See- und Wetterverhältniſſen 
durch die Nähe von Land oder durch die Anweſenheit eines anderen Schiffes, welches 
in der Lage iſt, ſie an Bord zu nehmen, gewährleiſtet iſt. 


Die Hohen vertragſchließenden Parteien laden alle anderen Mächte ein, ihre Zu- 
ſtimmung zu den obigen Beſtimmungen auszuſprechen.“ 


17. Luftkriegsrecht _ 


Obwohl die Verwendung von Ballonen und Luftſchiffen zu Kriegszwecken ſchon vor 
dem Weltkrieg bekannt war, entwickelte ſich der Luftkrieg erſt im Weltkrieg. Auf 
der erſten Haager Konferenz 1899 kam ein Verbot, betreffend Abwerfen von Spreng- 
ſtoffen zuſtande, das 1907 nicht erneuert wurde. Bei Beginn des Weltkrieges gab 
es keine beſonderen Regeln für das Luftkriegsrecht, ſo daß die Landkriegsordnung 
ſinngemäß anzuwenden war. 1923 kam im Haag der Entwurf eines Luftkriegsrechts 
zuſtande, der aber nicht geltendes Recht iſt. 


Hauptfragen des Luftkriegsrechts ſind: Erklären des Luftraumes oberhalb des 
Staatsgebietes einſchließlich der Hoheitsgewäſſer als der ſtaatlichen Souveränität 
unterſtehend, daher Verbot des freien Aberfliegens. Möglicher Luftkriegsſchauplatz 
iſt daher der der Souveränität der Kriegführenden zugehörige Luftraum und der der 
hohen See. Alle Flugzeuge, daher auch die Luftſtreitkräfte, müſſen ſtaatliche 
Hoheitszeichen tragen. Flugzeugbeobachter ſind gegebenenfalls nicht als Spione, 
ſondern als Kriegsgefangene zu behandeln. Viele Fragen, wie vor allem die des 
Luftbombardements und des Begriffs „verteidigter“ Plätze, eines Luftpriſenrechts, 
der Stellung von Meerengen ſind noch nicht oder unzureichend geklärt. Zweifellos 
kommt aber gerade heute dem Luftkriegsrecht ganz beſondere Bedeutung zu, wie auch 
die Erörterungen über ein Luftabkommen zeigt. (Vgl. z. B. deutſche Note vom 31.3. 
1936, Friedensplan, Punkt 13.) 
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18. Neutralitätsrecht 


a) Die Neutralität iſt die Geſamtheit der Rechts beziehungen 
lriegführender Staaten zu einem an dieſer Auseinander- 
ſetzung nicht beteiligten Staat und umgekehrt. Neutralität iſt 
kein bloß negatives Verhalten, im Gegenteil, ſie iſt die Geſtaltung eines weſentlichen 
Teiles der zwiſchenſtaatlichen Beziehungen im Kriegsfall. In dieſem Sinne iſt 
Neutralität eine alte Rechtsbildung, die auch im mittelalterlichen Seekriegsrecht aus- 
gebildet wurde. 


Der Weltkrieg hat das Neutralitätsrecht ſchwer erſchüttert; in den Jahren nachher 
kam es zu feiner ideologiſchen Bekämpfung: denn, ſollte es tatſächlich 
möglich ſein, ein allgemein anerkanntes Verfahren zu ſchaffen, mittels welchem in 
jedem Kriegsfalle der ſchuldige Teil, der Angreifer, feftgeſtellt werden kann, dann 
müßte erwartet werden, daß ſich alle Staaten der Völkerrechtsgemeinſchaft gegen 
dieſen Verbrecher zuſammenſchließen. Aus dieſem Gedankengang kam die Refolution 
des Völkerbundrats vom 13. 2. 1920 anläßlich des Beitritts der Schweiz zuſtande, die 
u. a. beſagt, „daß der Begriff der Neutralität der Völkerbundmitglieder nicht ver- 
einbar iſt mit jenem anderen Prinzip, daß alle Völkerbundmitglieder gemeinſam zu 
handeln haben, um den Verpflichtungen des Völkerbundpaktes Achtung zu verſchaffen.“ 
Die Neutralität von Völkerbundſtaaten iſt nach den Grundſätzen der Hilfeleiſtungs⸗ 
pflicht, wenn dieſe ſich auch auf wirtſchaftliche Maßnahmen beſchränkt, nicht möglich. 
Auf die gleiche Ideologie geht das Schlagwort der „Anteilbarkeit des Friedens“ 
(S. 40) zurück, das Frankreich den Vorwand gab, ein Syſtem von Militärbündniſſen 
zu ſchaffen, das jeden irgendwo entſtehenden Konflikt zu einer Frontbildung ganzer 
Staatenſyſteme macht. Durch ein Netz internationaler Kreuz und 
Querverbindungen wird die Möglichkeit einer Lokaliſierung kleinerer Kon. 
flikte immer ſchwächer und die Gefahr eines Mitgeriſſenwerdens zahlreicher Staaten 
und Staatengruppen größer. 


Aus der Erkenntnis dieſer Gefahr und daß „die Feſtſtellung des Schuldigen im 
Kriegsfalle unendlich ſchwer iſt, da jene von göttlicher Einſicht begnadete Stelle, die 
hier die Wahrheit zu finden und auszuſprechen vermöchte, es auf dieſer Welt nicht 
gibt“, rückte die deutſche Außenpolitik vom Völkerbund ſyſtem 
energiſch ab. In Punkt 6 der Rede vom 21. 5. 1935 erklärte Adolf Hitler: 
„Die deutſche Reichsregierung iſt grundſätzlich bereit, Nichtangriſfspakte mit ihren 
einzelnen Nachbarſtaaten abzuſchließen und dieſe durch alle Beſtimmungen zu er- 
gänzen, die auf eine JIſolierung der Kriegführenden und eine 
Lokaliſierung des Kriegsherdes abzielen. Sie iſt insbeſondere bereit 
zur Abernahme aller Verpflichtungen, die ſich daraus für die Lieferung von Ma- 
terialien und Waffen im Frieden oder Krieg ergeben mögen und von allen Partnern 
übernommen und reſpektiert werden.“ Mit dieſem Programmpunkt erhält das Neu- 
tralitätsrecht neuen Sinn und ſoll in die Wirklichkeit der Kriegs⸗ und Wirtfchafts- 
entwicklung geſtellt werden. Denn der alte Grundſatz, daß eine neutrale Macht 
keinem der Kriegführenden Truppen ſtellen dürfe, erhält im heutigen Krieg einen viel 
weiteren Sinn, da nicht nur Truppen unmittelbare Anterſtützung eines Krieg⸗ 
führenden bedeuten, ſondern ebenſo die Lieferung von Waffen und für die Krieg⸗ 
führung notwendiger Rohſtoffe. 

Die Tatſache, daß nicht bloß beſtimmte Staatsorgane, die Armeen, ſondern die ganzen 
Völker durch den modernen Krieg betroffen werden, iſt auch für die Neutralität von 
grundſätzlicher Bedeutung. Das hat u. a. das Verhalten der Vereinigten Staaten 
im Weltkrieg bewieſen, denn die Anterſtützung einer Partei — und handle es ſich auch 
nicht um Kriegsgerät im engeren Sinne — führt den Neutralen in den Krieg. Das 
Deutſche Reich hat aus dieſer Erkenntnis und dem Bewußtſein, daß es feiner 
Würde widerſpricht, aus einem blutigen Ringen materiellen Vorteil zu ziehen, im 
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italieniſch⸗abeſſiniſchen Konflikt und gegenüber den Völkerbundsſanktionen den 
Standpunkt eingenommen, daß es jede Anterſtützung der Kriegführenden, welche über 
die auch im Frieden beſtehenden Beziehungen hinausgeht, und jeden Gewinn aus dem 
Kriege ablehne. Damit iſt der Verſuch unternommen, dem Neutralitätsrecht einen 
ſittlichen und einen dem Weſen der modernen Kriegführung gemäßen Gehalt zu geben. 


Auch die Vereinigten Staaten von Amerika haben ſich ſeit dem Weltkrieg 
mehrfach mit der Frage befaßt, wie ſie ihr neutrales Verhalten ausgeſtalten müſſen, 
um in künftigen Kriegen nicht ähnlich in Mitleidenſchaft gezogen zu werden wie im 
Weltkrieg. Ein wichtiger Schritt in dieſem Sinne iſt das Neutralitätsgeſetz vom 
24. 8. 1935. Darnach kann der Präfident ein Verbot auf jede direkte oder indirekte 
Ausfuhr von Kriegsgerät an Kriegführende erlaſſen. Es kommt hier natürlich auf 
die Beſtimmung des Begriffs „Kriegsgerät“ an, er wird nicht enge, nur im Sinne 
von Waffen gefaßt. Auch kann er allen amerikaniſchen Schiffen unterſagen, Kriegs- 
material zu befördern und für alle Schiffe ein Verbot erlaſſen, aus amerikaniſchen 
Häfen Schiffen der Kriegführenden Mannſchaften oder Kriegsmaterial zuzuführen. 
Amerikaniſchen Bürgern kann die Benutzung von Schiffen der Kriegführenden ver⸗ 
boten werden, d. h. fie benützen dieſelben auf eigenes Riſiko. Fremden A- Booten 
kann es unterſagt werden, in amerikaniſchen Häfen einzulaufen. 


Dieſe Fortbildung des Neutralitätsrechtes hat nur für die beiden Staaten Rechts- 
kraft, das Völkerrecht erfährt dadurch zunächſt nur weſentliche Anregungen. Hier 
muß, da neue Formen noch nicht geſchaffen find, das Vorkriegsneutrali⸗ 
tätsrecht in ſeinen Grundzügen dargeſtellt werden: 


Neutralität ſetzt einen Krieg im völkerrechtlichen Sinne 
voraus, neutral ſind die am Krieg nicht beteiligten Staaten 
kraft Völkerrecht. Die Neutralität kann den Kriegführenden gegenüber aus⸗ 
drücklich erklärt werden. Sie endet mit Kriegsende oder dem Eintritt des neutralen 
Staates in den Krieg. Der Begriff der „wohlwollenden“, d. h. eine kriegführende 
Partei begünſtigende Neutralität, widerſpricht dem Weſen diefes Inſtituts und 
bedeutet eine Neutralitätsverletzung. Wie oben erwähnt, darf jedoch ein Vermitt- 
lungsverſuch zwiſchen den Kriegführenden (Mediation) nicht als Neutralitätsver- 
letzung aufgefaßt werden (S. 20). Der neutrale Staat kann jede Neutralitäts- 
verletzung auch mit Waffengewalt zurückweiſen, ohne dadurch ſeine Neutralität zu 
beenden. Der die Neutralität verletzende Staat begeht völkerrechtliches Anrecht. 


Von der Neutralität iſt die ſogenannte „dauernde Neutralität“ beſtimmter 
Staaten zu unterſcheiden, welche die — meiſt von anderen Mächten garantierte — 
Neutralitätserklärung eines beſtimmten Staates bezüglich aller zukünftiger Kriege, 
ſofern der Angriff nicht den Staat ſelbſt trifft, iſt. Sie legt dem betreffenden Staat 
auch in ſeiner Friedenspolitik beſtimmte Pflichten, ſo hinſichtlich Militärbündniſſen, 
auf. Als Beiſpiel ſind die Erklärungen betreffend die Schweiz 1815, Belgien 
1831/39 und Luxemburg 1867 zu nennen. Auch andere Staaten können im Frieden 
eine „neutrale“ Politik verfolgen, d. h. ſich von Militärbündniſſen fernhalten und 
politiſch möglichſt unparteiiſch aufzutreten verſuchen (3. B. Holland, die nordiſchen 
Staaten). Ebenfalls von der Neutralität zu unterſcheiden ſind die ſogenannten 
neutraliſierten Gebiete. Die Neutraliſation kann dauernd oder für eine 
beſtimmte Zeitſpanne, ſie kann eine poſitive oder negative ſein. Poſitiv iſt ſie, wenn 
ein Gebiet für Truppentransporte uſw. für alle Staaten in gleicher Weiſe offen. 
gehalten wird und innerhalb dieſes Gebiets keine Kampfhandlungen ſtattfinden dürfen 
(z. B. Suezkanal, Magalhäesſtraße — im Weltkrieg nicht eingehalten). Unter 
negativer Neutraliſation verſteht man die Ausſchließung und Fernhaltung aller 
Truppen, Kriegs- und anderer Staatsſchiffe von dem privilegierten Gebiet (3. B. 
Genfer See, ſchweizeriſcher Bodenſee, Hochſavoyen, Donaumündung). 
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b) Im Landkrieg find den neutralen Staaten vor allem Pflichten der 
Enthaltung aufgetragen: Verbot von Feindſeligkeiten gegen einen Krieg⸗ 
führenden und der Truppenlieferung an ihn. Verbote der Anterſtützung durch 
Waffen, Munition, finanzielle Hilfe oder Aberlaſſen von Hoheitsrechten. Am dieſe 
Anterlaſſungen zu ſichern, muß der neutrale Staat alles unternehmen, um den Krieg⸗ 
führenden eine der verbotenen Handlungen, ſo insbeſondere des Durchzugs von 
Truppen oder Hilfskolonnen, unmöglich zu machen. Iſt einem kriegführenden Staat ein 
ſolches Recht gewährt, fo haben die anderen einen Anſpruch auf die gleichen Ver⸗ 
gümſtigungen. Auch hinſichtlich der Anterſeekabel und Transportmittel ſowie der Be⸗ 
handlung der neutralen Staatsangehörigen im beſetzten Gebiet hat der neutrale 
Staat Duldungspflichten. 


Rechte ſtehen den Neutralen im diplomatiſchen Verkehr (Mediation, Aber. 
nahme der Intereſſen eines Kriegführenden) zu. Der neutrale Staat hat ein Recht 
auf Handelsverkehr und bei Verletzungen auf Schadenerſatz. Hinſichtlich der Kriegs- 
gefangenen, Internierten, Verwundeten, des Aſyls und eigener Ganitätshilfg- 
formationen hat der neutrale Staat Rechte und Pflichten. Er kann fremde über- 
tretende oder deſertierende Tuppen internieren und fremdes Kriegsmaterial auf 
ſeinem Gebiet beſchlagnahmen. 


Die Rechte und Pflichten neutraler Staatsangehöriger find 
eingehend geregelt. Ihnen follen, bei Gegenſeitigkeit, keine Militärlaſten auferlegt 
werden und fie dürfen vom Kriegführenden nicht zwangsweiſe zum Militärdienſt 
herangezogen werden (S. 9 f.). Treten ſie freiwillig in ſeine Dienſte, ſo ſind ſie vom 
Gegner gegebenenfalls nicht ſchlechter als die feindlichen Staatsangehörigen zu be⸗ 
handeln. Der neutrale Staat muß aber Kriegshandlungen von feinem Gebiet fern- 
halten, ſo auch die Anwerbung oder Bildung von Hilfstruppen oder Stützpunkten. 
Neutrale Staatsangehörige und deren Anternehmungen find nach altem Neutralitäts- 
recht in der materiellen und finanziellen Hilfeleiſtung an die Kriegführenden nicht 
beſchränkt. Dieſer letztere Grundſatz entſpricht dem Grundgedanken liberal kapita-⸗ 
liſtiſchen Wirtſchaftsdenkens; er iſt in einer geordneten, geſchloſſenen Volkswirtſchaft 
nicht möglich und würde in einem modernen Krieg nicht anerkannt werden (vgl. z. B. 
den Streit um die Olkonzeſſionen in Abeſſinien im Herbſt 1935). 


c) Die Neutralität im Seekrieg, im Haag 1907 z. T. kodifiziert, fordert 
die Pflicht der Enthaltung von allen Feindſeligkeiten gegenüber den Krieg 
führenden, Verbot der Abgabe von Truppen, Kriegsſchiffen, Munition und ſonſtigem 
Kriegsmaterial. Hinſichtlich der wirtſchaftlichen Hilfen, Durch- oder Ausfuhr von 
Truppen und Kriegsmaterial gelten die Verbotsregeln des Landkriegs. Den neutralen 
Staat treffen zahlreiche Duldung spflichten. Seine Handelsſchiffe dürfen in 
den Häfen der Kriegführenden zeitweiſe zurückgehalten und gegen Entſchädigung zu 
eigener Verwendung requiriert werden (Angarienrecht). Neutrale Schiffe ſollen Schiff. 
brüchigen, Kranken, Verwundeten der Kriegführenden Hilfe leiſten. Erreichen Kriegs- 
gefangene von einem Schiff neutrales Gebiet, ſo ſind ſie zum Verlaſſen desſelben 
berechtigt. 


Die Durchfahrt kriegführender Kriegsſchiffe durch neutrale Gewäſſer iſt ge⸗ 
ſtattet, kann aber auch vom Neutralen — allen Kriegführenden in gleicher Weiſe — 
verboten werden (ſo mehrfach im Weltkrieg). Auch der Aufenthalt in neutralen Häfen 
und Gewäſſern kann — höchſtens drei Kriegsſchiffen gleicher Flagge — erlaubt 
werden. Der Aufenthalt darf jedoch nur eine beſtimmte Zeit (nach britiſcher Lehre 
24 Stunden, nach den meiften anderen Rechtsauffaſſungen mehrere Tage) währen, ſo⸗ 
fern nicht dringliche Reparaturen notwendig find. Im neutralen Hafen darf die 
Kampffähigkeit des Schiffes nicht erhöht, militäriſche Vorräte oder die Beſatzung 
dürfen nicht ergänzt werden. Wohl aber können Lebensmittelvorräte aufgenommen 
und die Brennſtoffbehälter gefüllt werden. Ein kriegführendes Kriegsſchiff darf einen 
neutralen Hafen nicht unmittelbar nach dem Auslaufen eines die Flagge des Gegners 
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führenden Kriegs. oder Handelsſchiffes verlaſſen. Eine Priſe darf nur wegen 
ungünſtiger See, wegen Seeuntüchtigkeit oder Mangels an Feuerungsmaterial in 
einen neutralen Hafen gebracht werden. 


Das Priſenrecht gegenüber den Neutralen iſt von dem materiellrecht⸗ 
lichen Grundſatz, daß der Handel der Neutralen grund ſätzlich frei iſt, 
beſtimmt. Neutrales Gut iſt auch unter feindlicher Flagge, mit Ausnahme der 
Konterbande, frei; jedoch wird keinem Schadenerſatzanſpruch ſtattgegeben, wenn ein 
feindliches Schiff rechtmäßig verſenkt wird. Ebenſo deckt die neutrale Flagge feind. 
liches Gut mit Ausnahme der Konterbande. Großbritannien und Frankreich haben 
1915/16 dieſe Regel vollkommen aufgehoben, um zu verhindern, daß irgendwelche 
Waren an die Mittelmächte gelangen oder von dort ausgeführt werden konnten. Hier- 
bei kamen nicht die Grundſätze der Blockade, Konterbande oder neutralitätswidrigen 
Anterſtützung, ſondern die des ſchärfſten Wirtſchaftskrieges zur Anwendung. Im 
Weltkrieg wurde die Handelsfreiheit der Neutralen durch eine ganze Reihe völter- 
rechtswidriger Ausnahmebeſtimmungen völlig beſeitigt. Die Ententemächte erreichten 
die weiteſtgehende Abhängigkeit des neutralen Handels und der Schiffahrt von der 
einen Seite der Kriegführenden. 


Unter Konterban.de verſteht man alle von einem Kriegführenden auf einer Lifte 
aufgeführten Waren, welche ſeines Erachtens nach ihrer Qualität für die Kriegführung 
von Bedeutung ſind, ſofern dieſe Waren einem anderen Kriegführenden auf dem See⸗ 
weg geliefert werden ſollen. Konterbande verfällt, gleichgültig, welche Flagge das 
Schiff führt, der Beſchlagnahme, ebenſo zumeiſt das befördernde Schiff. In der 
Londoner Seerechtsdeklaration 1909 wurde verſucht, zwiſchen Gütern, die als abſolute 
und relative Konterbande anzuſehen ſind einerſeits und einer Freiliſte anderſeits zu 
unterſcheiden. Die engliſche Auffaſſung neigte ſtets zu einer ſehr weiten Auslegung 
des Konterbandebegriffs, ſowohl nach der Art der Ware, als auch nach der Frei- 
ſtellung ihres Lieferungszieles bzw. Eigentümers. Im Weltkrieg wurde die Konter- 
bandenliſte von Großbritannien ſchnell erweitert und umfaßte 1917 ſo ziemlich alles, 
was es gibt. Auch wurde der Begriff der „einheitlichen Reife“, d. h. der möglichen 
Endbeſtimmung des Schiffes beim Feinde oder die Beſtimmung des Eigentums an 
der Ware fo gefaßt, daß jeder Handel mit den Mittelmächten, auch jede Lebensmittel 
lieferung unterbunden wurde. Eine Neutralitäts verletzung liegt beim 
Transport von Konterbandewaren nicht vor. Wohl aber, wenn ein neutrales Schiff 
kriegführende Truppen befördert oder ſich für die Schiffahrt zwiſchen Mutterland und 
Kolonien eines Kriegführenden zur Verfügung hält. 


Das formelle Priſenrecht gegenüber Neutralen entſpricht den oben aufge- 
führten Grundſätzen. Das angerufene Schiff muß anhalten, um die Prüfung der 
Papiere und allfällige Anterſuchungen zu ermöglichen. Das Schiff kann zu dieſem 
Verhalten gezwungen werden; gewaltſamer Widerſtand rechtfertigt Konfiskation. 
Amſtritten war im Weltkrieg, ob ein neutrales Schiff in einen Hafen eingebracht 
werden darf, um dort unterſucht zu werden. Wenn neutrale Handelsfchiffe unter 
Konvoi (Schutzgeleite) eines Kriegsſchiffes des eigenen Staates fahren, darf ein 
anhaltendes kriegführendes Kriegsſchiff nur vom Kommandanten des Geleitſchiffes 
Auskunft über Art und Ladung des Handelsſchiffes verlangen, nicht ſelbſt eine 
Anterſuchung vornehmen. Der Kommandant des Geleitſchiffes hat ſich allenfalls von 
der bezweifelten Richtigkeit zu überzeugen. Dieſe Konvoiregeln kamen im Weltkrieg 
ſelten zur Anwendung, da die Neutralen, vor allem die Vereinigten Staaten, vom 
Konvoi kaum Gebrauch machten und Großbritannien den neutralen Konvoi nicht 
anerkannte. Stehen neutrale Schiffe unter Konvoi kriegführender Kriegsſchiffe, ſo ſind 
ſie dem militäriſchen Angriff ausgeſetzt und unterliegen dem Kriegsbeuterecht. Die 
Zerſtörung neutraler Priſen iſt völkerrechtlich grundſätzlich verboten. Iſt die Ein- 
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bringung der Priſe nicht möglich und unterliegt die Ware der Wegnahme, ſo muß bei 
Zerftörung — neben den Sicherheitsvorkehrungen für Beſatzung und Papiere — der 
Kaptorſtaat Schadenerſatz leiſten. 


d) Der im Weltkrieg ausgebildete wichtigſte Grundſatz der Neutralität im 
Luftkrieg iſt, daß den Flugzeugen der Kriegführenden das Aberfliegen des neu- 
tralen Hoheitsbereichs verboten iſt. Ebenſo iſt die Landung auf neutralem Gebiet 
unterſagt. Im übrigen gelten die allgemeinen Grundſätze des Neutralitätsrechts, ſo 
hinſichtlich der Enthaltungspflichten, der Rechte und Duldungspflichten fſinngemäß 
ſür den Luftkrieg. 


Schrifttum 
Das völkerrechtliche Schrifttum iſt ſehr umfangreich, zum allergrößten Teil iſt es 
liberal-pazifiſtiſch oder poſitiviſtiſch. Die wenigen hier angegebenen Schriften ſollen 
den Weg zu den Quellen erleichtern. Es wurde darauf verzichtet, zu allen Abſchnitten 
Schrifttum anzuführen. 

Geſamtdarſtellungen: 


A er 332 old-Ferned, Lehrbuch des Völkerrechts, zwei Bände, Leipzig 1930 
un A 


Ernft Vanſelow, Völkerrecht — Einführung in die Praxis der Staaten, Berlin 1931. 


Quellen und Sammelwerke: 


Abrüſtung und Sicherheit, Handbuch der Sicherheitsfrage und der Abrüſtungskonferenz mit 
0 30 der wichtigſten Dokumente von K. Schwendemann, 2 Bände, 
erlin 1936. 


Fontes Juris Gentium, Sammlungen völkerrechtlicher Dokumente, herausgegeben von 
V. Bruns, Berlin 1931 ff. 


Politiſche Verträge, eine Sammlung von Arkunden, herausgegeben von V. Bruns (Band 1: 
Garantiepakte, Bündniſſe, Abkommen über politiſche Zuſammenarbeit, Nichtangriffs⸗ und 
Neutralitätsverträge der Nachkriegszeit, Berlin 1936). 


Locarno, eine Dokumentenſammlung, herausgegeben von F. Berber, Berlin 1936. 


Handbuch des Völkerrechts, herausgegeben von G. A. Walz. (In zahlreichen Bänden werden 
die Einzelfragen behandelt.) 


Zeitſchriften: 
Völkerbund und Völkerrecht, herausgegeben von Frhr. v. Freytagh-Loringhoven (ſeit 1934). 
ä 5 Völkerrecht, herausgegeben von Guſtav Adolf Walz (1907 von H. Kohler 
egründet). 
e 925 ausländiſches öffentliches Recht und Völkerrecht, herausgegeben von V. Bruns 
(ſeit ). 
Das deutſche Volk und das Völkerrecht: 


Adolf Hitler, Mein Kampf, Reden als Kanzler, Reden für Gleichberechtigung und 
rieden, Reichstagsrede vom 21. Mai 1935, Berichte der Nürnberger Parteitage. 


Hans Frank, Nationalfozialiftiihes Handbuch für Recht und Geſetzgebung, München 1935, 
zweiter Abſchnitt: Völkerrecht. 

Alfred Roſenberg, Blut und Ehre, München 1934; Geſtaltung der Idee, München 1936. 

Norbert Gürke, Volk und Völkerrecht, Tübingen 1935. 

Norbert Gürke, Der Einfluß jüdiſcher Theoretiker auf die deutſche Völkerrechtslehre, 1937. 
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